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Die Organiſafion und die Verwaltung der Sciulgemeinde. 


Vorbericht. 


„Schulen“ — fagt Suarez in ber revisio moni- 
torum zum Preußiſchen emeinen Landredit 
(ef. unten $ 247 Rr. 6) -— „iind Bolizeianftalten 
und müfjen wie diefe von ber Commune gemein- 
Igaftlich unterhalten werden.” Die Schule ift 
damit als eine ftantlihe Angelegen=- 
heit anertannt, an deren Verwaltung 
die Gemeinde, d. 5. die nahbarlidhe 
Gemeinfhaft betheiligt wird. („Eigent- 
fi gehörten die Unterhaltungstoften des Schul- 
meifterd zum Nachbarrecht“, Monitum des Kammer- 
geriht? a. a. D.) Die Verwaltung der Schul⸗ 
angelegenheiten ift aber im Allgemeinen Landrecht 
nidt der politiichen ‚Driegenneinhe übertragen, 
fondern es ift für dieſelbe eine befondere Gemein- 
ſchaft der wirthſchaftlich felbftändigen Nachbarn 

ebildet. Es geſchah dies einerſeits, um bie Schul— 
ft unabhängig u machen von dem jtändijchen 
Gemeinderedht. („E3 könne der jehr unbillige Fall 
eintreten, daß der Beliger eine Freiguis, der 
entweder gar feine oder äußerft geringe Laſten 
zu tragen babe, feine Kinder ganz frei zur Schule 
würbe bringen können“, Monitum des Kammer- 
gerihts a. a. O.) Andererſeits wurde dadurch 
der confeffionellen Miſchung der Bevölkerung 
die Errihtung und Unterhaltung confeifioneller 
Schulen erleihtert.*) So entitanden die 82931 
Allgemeines Landrecht II 12: 

„8.29. Wo keine Stiftungen für die gemeinen 
Schulen vorhanden find, liegt die Unterhaltung 
ber Lehrer den ſänimtlichen Hausvätern jebed 
Orts ohne Unterſchied ob fie Kinder haben ober 
2 a ohne Unterfchied des Glaubensbelennt⸗ 
nifjes_ob, 

30. Sind jeboh für die Einwohner ver- 
ſchledenen Glaubensbekenntniſſes an Einem Orte 
mehrere gemeine Schulen errichtet, jo ift jeder 
Einwohner nur zur Unterhaltung des Schullehrers 
von jeiner Religionspartei beizutragen verbunden. 


®) cf. 5 260 Rt. 1 sub VIIB. 





$ 31. Die Beiträge, fie beſtehen nur in Gelb 
oder NRaturalien, müſſen unter die Hausväter 
nah Verhältniß ihrer Vefigungen und Rahrungen 
bilfig vertheilt und von ber Gerichtsobrigkeit aus⸗ 
geichrieben werben.“ 

An der Hand diefer knappen geſetzlichen Be— 
ffimmungen find von ber 8, und zwar 
weſentlich in der Frage ber Schullaft, die $rund- 
fäge über die Conſtruction der Schul— 
foctetäten ausgebildet; es ſind als Voraus— 
rngen der Miigliedſchaft die Selbſtändigkeit 
(8 247) und der Wohnſitz im Schulbezirk N 248), 
jowie bei confeffionellen Schulgemeinden die An⸗ 
geböri keit zu einem beftimmten Relenbe 
ſenntniß als regelmäßige Bedingung ber 3 
gehörigteit hingeſtellt ($ 249). Inſoweit ift für 
die Societäten in den $$ 247—49 ſchon die Frage 
der Schullaft erörtert und bleibt für bie Be- 


er der Letztern weiterhin nur die Dar—⸗ 


tellung der Normen über den Bertheilungsmaß- 
ftab. Schulfocietäten beftehen außer im @ebiete 
des Allgemeinen Landreht3 au in Neuvorpommern, 
Hannover und Schleswig-Holftein (of. unten 8 260 
Nr. 1b a. E.), während in den linksrheiniſchen 
Bezirken, in dem ehemaligen Herzogthum Naffau, 
im Regierungsbezirk Caflel und in den Provinzen 
Oft- und Weſipreußen unb zum An in Schleſien 
die SchuleeineLaft der politifhen Ge— 
meinden ift (of. unten 8 260 Nr. 1b 88 269 
bis 272). Hier regelt * das Weitere nach den 

Iimmungen ber betreffenden Landgemeinde⸗ und 
Stäbteordnungen (of. Borbemerkung zu $251 unten). 
Außerdem ift vielfadh herkömmlich oder auf Be⸗ 
ſchluß der Gemeinden die Schullaft auf den Eom- 
munaletat übernommen, und wird neuerdings 
diefe Regelung des Berhältniffes überall empfohlen 
88 263—267). Neben den Gemeinden find faſt 
überall bie Gutsherrn — Dominien — nad 
der früheren Verfaffung als „politiiche Obrigkeit” 
(8 273 Nr. 2 a. 6. $ 275 Nr. 10) an der Ber- 
waltung (88 25255) und Unterhaltung ber 

ule 273—277) betheiligt. Auf nd 
alter geſchichtlicher Entwidelung leiftet jobann bie 


Squeider und von Bremen. NVreuhiſches Volkeſchulweſen. IL Bd 1 


2 Eompetenz zur Einrichtung ber Schulbezirke. 8 239. Nr. 1. 


Kirche gewiffe Beiträge — hauptſächlich bei 
Be des Schul⸗ Ha Rüfteramts (88 278 
bis 280). 

Endlich ift neuerdings in umfafender Weiſe 
der Staat mit Beihülfen zur Unterhaltung 
der Schulen eingetreten. ($ 281 ff.) 

Die räumlide Begrenzung ber nachbarlichen 
Schulgemeinſchaft bildet den ulbezirt, Er 
dedt ſich unbedingt mit dem Wohnplaß der Schul- 
unterbal hungepfüßigen nur bei interconfeffionellen 
Schulſocietäten. gegen können bei Einrichtung 
eonfejfioneller Societäten ſich mehrere Schulbezirte 
über benjelben Wohnplag erftreden, und bei 
Uebernahme der Schullaften auf den Communal- 
etat deden ſich nicht unbedingt die Grenzen ber 
politifcden und Schulgemeinde (8 240). Die Ein- 
richtung und Dean jation der Schülbezirke ift 
Sade der Schulauffichtsbehörde ($ 18 Nr. k 
der Regierungsinftruction vom 23. October 1817 
[oben $ 4 Anh. I], 8 49 des Buftänbigteitögefeges 
vom 1. Yuguft 1883 [oben 8 5 Unh. I] cf. 
8 239-246) Die Bugehörigtelt zu einem Schul⸗ 

ezirk begründet das Hecht, die Kinder in bie für 
biefelben beftimmte Schule zu ſchicken. Jeder Ein- 
wohner muß einem Schulbezirk zugewieſen werben 
240 Nr. 2). „Niemandem ſoll wegen Ver- 
ſchiedenheit des Glaubensbelenntniffes der Zutritt 
in öffentlihe Schulen verfagt werben“ ($ 10 
Allg. Landr. II 12). Diffiventen dürfen daher 
nicht von der Aufnahme in confeffionelle Schul- 
focietäten grrädaemicten werden. Niemand hat 
aber ein Recht auf die Aufnahme feiner Kinder 
in die Schule eines andern Schulbezirts, indeß die 
Schulauffihtsbehörbe kann, wenn die Schulinterefien 
es geftatten (of. 8 340 Nr. 8 sub e, 326 
Nr. 1b, 10) und die Vertreter des andern Schul- 
bezirt8 einwilligen ($ 326 Rr. 1b, 1c), dieß zulafien. 
Lediglich wegen Vetſchiedenheit der Eonfeflion der 
Eltern des Kindes von derjenigen, welche in ber 
Schule des andern Schulbezirks gelehrt, darf aber 
die Aufnahme des Kindes in dieſe Schule nicht 
unterfagt werben*) (of. unten $ 326 Wr. 3). 

Un der Verwaltung der Angelegen- 
heiten der Säulanhalt find die Organe 
der für biefelben gebildeten Schulſocietäten be= 
theiligt (of. unten Vorbemerkung zu 8250 a. €.), 
bezw. wirb biefelbe von den Organen ber poli 
tifhen Gemeinden geführt, ſoweit die Schule eine 
Einrichtung berjelben ft. gm Theil aber iſt 
die Verwaltung bejondern Behörden übertragen, 
den Schuldeputationen und Schulvor— 
ftänden, deren Befugniffe auf dem Gebiet der 
ſtaatlichen Schulauffiht und für ben Kreis der 
eommunalen und genofjenfchaftlichen @eichäfte durch 
die im Band I 88 9 und 10 erwähnten Ins 
ftructionen näher normirt find.**) 


®) Einer beſonderen Genehmigung ber Schulauffichtsbehörbe 
dazu, daß ſchulpflichtige Rinder eine auswärtige Schule beſuchen, 
ober anderweitig in einer Vrivatſchule ober durch Privatlehrer 
den nöthigen — empfangen, bebarf es ni — (&rlaß 
vom 28. April 1881 U. 12484. Dben $ 189 Kr. 7). 
Rlibeng ver Abtiden Saufbeputzionmn 14 9 Anh, 1), Nahe 
u. 28. Da 1312 beic. Die Rnoromung son. Gäulnochäuden |ür 
bie Sant (4 10 Anh. 9 ra Bi auf Srund berieben m 
jerfüg: lert u Frankfurt v. 
— 
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In der Megel fteht ihnen die nächſte Aufficht 
über die äußere Verfaflung der Schule, die Ver- 
waltung des Schulvermögens (of. $ 314 —— 
der Eniwurf des Etats, die —— un 
Erhebung der Schulbeiträge (cf. 8 301) nebft der 
Entiheldung über beöfalfige Reclamationen (of. 
unten $ 302) zu. 

Schulvorftände zur Verwaltung dieſer Anges 
legenheiten des Schulinſtituts können aud dur 
bie Königlichen Begtrtöregierungen kraft ber ihnen 
auf dem Gebiete des Elementarſchulweſens durch 
die Regierungsinftruction vom 23. October 1817 
$ 48 übertragenen Organifationdgemwalt eingefeßt 
werben, wo die Schulen weder ala Einrichtungen 
der politijchen Gemeinden noch als Anftalten für 
eine befonder8 gebildete Schulfocietät erſcheinen 
(ef. unten $ 265 Nr. 4 a. E.) 


8 239. Competenz zur Einrichtung der 
Schulbgicke, — 


1. E. v. 18. Auguſt 1860 betr. die Beſugniß der Auf⸗ 
fihtäbehörben zur Einrichtung ber Schulbezirke auch 
gegen ben Widerſpruch ber Intereſſenten. of. E. v. 
23. Rov. 1861 unten $ 241 Nr. 1, €. v. 10. Jan. 
1866 8 241 Rr. 4, 20. Febr. 1868 $ 241 Rr. 3, 
für Dannover Gel. v. 26. Mai 1845 $ 37 (unten 
3b. II. a. €.) und über ben Ausichluk ber Tom⸗ 
petenz ber Verwaltungtgerichte: $ 5 Nr. 3, 8 245 
Rr. 1; über bie Unzuläffigteit des Redhtäweges 8 277 
Nr. 2, 8 303 Wr. 2, 8 304 Wr. 53; über bie 
Verhältnifie in Schleswig-Holftein inäbefonbere oben 
6 7 Nr. 9 Abſ. 4 — 


1. 


Die Gründung neuer Schulen anzuordnen, ge= 
hört ausſchließlich zur Competenz der Auffichts- 
behörbe. Weder dem Gutöheren noch einem der 


terung in Pofen vom 21. October 
öntglicen terung in Göslin 
$ 10 Rr. 18 und Berorbmungen beit. 
egierumgsbezitts Göslin 1884 ©. 8 ff.), ber 
Königlichen Regierung in Magdeburg v. 29, Mat 1868 an 
Sulverorbnungen 1884 ©. 20 fj.), ferner bie Infr. für die 
Stulvorftände tn ber Provinz Weitphalen vom 6. Ron. 1829 
of. FH Nr. 3a), bie Dienftinfiruction für bie —— 
fände fm Megierungsbepiit Cobleng ©. 7. Nov, 1836 (of 10 
And. 11), in ber Rheinpronin; bie General,@ouvernements:Berz 
orbnung vom 15. Juli 1514 (ef. 59 Rr. 1) nebft Iren Ergänzungen 
wBiebe, Bolttfdulwefen 4, Aufl. S. 582 ff.), für bie Keoingen 
Dfie und Weltpreußen bie auf Grund der Schule vom 
11. December 1845 ergangenen Weichäftsanwelfangen für bie 
Scjulvorflänbe (oben 5 9 Nr. 17 ff). — Für die weuerworbenen 
Sanbestheile fommt in Betrag: in Hanmover: das Geſeh über 
bie icchen⸗ unb Schuloorjtände vom Id. October 1848 nebft der 
Bekanntmagung won demſelben Tage, ben Aufabgeiepen vom 
5. November 1860 und 9. October 1884 ce oben Band I $ 9 
Rr. 3 unten $ 260 Vorbemerkung am Ende. ſowle Band 
in&dleswig 584 ber&chulorbnung vom 4. uſt 
für Holheln das Patent som 16. Jult 1804 (of. 
unıen Band III am Winde). In den Städten und Fleden 
auf Grund der Sqhulregulative in der Regel beiondere ul⸗ 
commiſſionen in einer den altländijhen Sqchuldeyutatlonen ⸗ 
Uden Stellung (Runge, Volkoſchulweſen Rachtt. II 1882 &. 36). 
Ju Raffau find für alle len Schul— beftefenb ans 
ben Geiftlihen, ( Localſchulinſpectoren), Bürgermeii und zwei 
bis drei Mitgliedern dei Gemeinbevorfiandes angeorbnet, und iſt 
un tahern &dulangcogepeen bielgt (ef. Gnictoom DA ke 
ul jelegenpelten el t vom 24. 

1817 $ 13, ge — enter U a 13, 17, 21, 23, 

, 28, 30, 42, 43, 49, 60, 52, 63, 04, 61, 65 unten im 
Band III am Enke). 


©. 441 fj.), der Königlii 

1842 a} 10 Mr. er 
vom 30. Mai 184% (of. 
das Schufmwefen bes 
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fonftigen Intereffenten fteht gegen die desfalſige An= 
ordnung ein Widerjpruchsrecht zu. Hat die Auf- 
fihtöbehörde die Roihwendigkeit einer neuen Schule 
ertannt und die Gründung derjelben angeordnet, 
fo können die Intereffenten, ſowohl Gutsherrſchafi 
als Gemeinde, fi nicht weigern, die ihnen nad) 
dem latholiſchen ulreglement vom 28, Mai 
1801 obliegenden Beiträge zur Unterhaltung des 
Lehrers zu leiften. — 


erlin, den 18. Wuguft 1860. 
U. 18814. 


$ 240. Räumliche Begrenzung der 
rien : 


1. € v. 10. April 1860 betr. bie Bereinigung ber 
Grenzen bes Schulbezirke mit benen ber politiſchen 
Gemeinden. cf. Rr. 2 und für Hannover Gef. v. 
26. Mei 1845 812 (für Lauenburg: Schulordnung v. 
1868 5 1, Shledwig-polftein: Schuloromung v. 1814 
8 63 (imten Band IM. a. @.). 

2. € v. 12. Rov. 1873 betr. bie Nothwenbigkeit ber 
Einſchulung aller Einwohner eines räumlich begrenzten 
Diſtriets zur betr. Säule. cf. €. v. 3. Juli 1861 
und 29. San. 1861, 8 241 Nr. 2, $ 249 Rr. 6 
u 8 269 Nr. 18. 

3. €, v. 22. Sept. 1880 besgl. unabhängig davon ob 
die Vetreffenden ſchulpflichtige Kinder haben. cf. 
Raffauifhes Scähulebict v. 1817 8 32 (unten Vd. I. 
« E.). 

4. €. v. 23. Jan. 1861 betr. bie Unzuläffigfeit der 
Zumweifung einer Befigung zu verſchiebenen Schulen, 

5. € v. 5. Sept. 1873, 15. Jan. 1874 und Bericht 
einer Megierung von 1859 betr. bie Verückſichtigung 
der Entfernung einer Ortiaft vom Gchulort bei 
Entigelbung ber Frage, ob an der gemeinfamen Schule 
eine neue Glafje ober in jener Ortſchaft eine beſon⸗ 
bere Schule einzurichten if. ef. aud) überhaupt über 
bie Berückſichtigung ber Entfernung vom Schulorit 
Rr. 4 u. 8 243 Rr. 10. 


1. Berülfigtigung politiſcher Gemeindegrenzen. 


In einem Specialfalle (welcher im Uebrigen ein 
allgemeineres Intereſſe nicht gewährt) ift von bem 
Herrn Minifter der geiſtlichen zc. Aingelegenfeiten 
dur Verfügung vom 10. April 1860 (Nr. 2338 
UT.) der Grundſatz zuegehheechen worden: daß die 
Grenzen ber Schulgemeinde in der Regel mit denen 
der politifchen Gemeinden zufammen fallen müſſen, 
und eine Ausnahme hiervon nur aus gewichtigen, 
re Intereſſe liegenden Gründen ſiatt⸗ 

ei. 


2. Einrigtung nad räumlich begrenzten Diftricten. 

ER Mag * 12. — —— 
uf 

—3 ——— en, — die 

Einſchulung mehrerer Stellenbefiger de 
B., daß ſchulungen und Einfchulungen 

nit auf beftimmte Berjönlichteiten, fondern nur 

auf die fämmtlichen beziehungsweiſe evangelifchen 


*) of. für Hannover 31. Dec. 1845 Urt. 18 fi. 
en ln fr en Repierusgibetet) unten 


oder Tatholiihen Einwohner eines Ortes, oder 
fonft räumlich begrenzten Diftrict erftreden Dürfen. 
Ueberhaupt ift darauf zu halten, daß die Grenzen 
der Schulgemeinden mit denen der politifchen &e- 
meinden zujammenfallen und Ausnafmen hiervon 
nur aus gewichtigen im öffentlichen Jntereſſe 
liegenden Gründen zugelaffen werden. 
U. s8841. 
8. 


Berlin, den 22. September 1880. 

Auf den Bericht vom 31. v. M. erwidere iı 
der Königlichen Regierung unter Bezugnahme au! 
den im Eentralblatte für die Unt: ts⸗Verwal⸗ 
tung von 1874 ©. 221 abgedruckten Erlaß vom 
12. November 1873 — U. 38541*) —, daß id 
Anftand nehme, die anbei wieder zurüdfolgenbe 
Beſchwerde bes —— zu O. vom 21. Juni er. 
wegen theilweifer Einf hulung des Bahnhofes O. 
zur Stadtſchule inD. für unbegründet zu erachten. 

Die Königliche Regierung wolle daher nad} den 
in dem gedachien Erlaſſe zur Richtſchnur vorges 
ſchriebenen Geſichtspunkten die Beſchwerde nod- 
mals prüfen und berjelben eventuell Abhülfe ver⸗ 
ſchaffen. für den Fall aber, daß Sie dem Geſuche 
zu entfpr ferner Bedenken tragen follte, 
anberweit berichten. Der Umftand, daß der Bahn⸗ 
bofsreftaurateur R. fhulpflichtige Kinder nicht hat 
und deöhalb feine Nöulung nad D. t in 
feinem perjünlichen Intereſſe liegt, bietet keines⸗ 
falls einen triftigen Grund, ihn für feine Berfon 
von der Einſchulung der Einwohner des räumlich 
zu begrenzenden Diitrictes der Ortichaft 8., welcher 
nad D. gewieſen wird, auszufchließen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: de la Eroir. 


Un 
die Königlidhe R. 
a 
4. 


Auf den Bericht vom 29. v. M. erwidere id 
der Königlichen Seglerumg, daß ich den Antrag 
des SKrugbefigerd R., feine gefammte Befigung 
nad ©. einzuſchulen, für begründet erachten muß. 

Die N.ſche Befigung hat in Hypothelenfolium 
und iſt daher in redtlicher Beziehung als ein 
Ganzes zu betrachten. ieran wird Richt? da⸗ 
durch geändert, daß ein Theil der Befigung zum 
Communalverbande K., der andere zu feinem 
Communalverbande gehört. Die Unzuträglid- 
teiten aber, welche daraus entitehen, wenn ein 
und biefelbe Befigung gu wei verjchiedenen Schulen 
beitragspflihtig ift, den fih nicht vertennen. 
& Tann fid) demnach nur darum handeln, ob bie 
N.ſche Zeſtungemienhen der Schule zu S., oder 
der Schule zu M. zuzuweiſen tft. 

Für die Einfhulung nad) ©. ſprechen ſowohl 
der Umitand, dab ein Theil der Beſitzung zum 
Communalverbande K. und damit zur Schule ©. 
bereits gehört, al3 auch der Antrag des Beſitzers, 
welchen zurüdzumeljen, e8 an einem hinreichenden 
Grunde fehlt, da die Nice Befigung von ber 
Säule S. nad} den Vorlagen nur 0,35 Goftmeilen 


*) Borejenb. 
4+ 
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entfernt und der Weg dorthin größten Theils 
chauſſirt ift, fo daß die Entfernung einen ftören- 
den Einfluß auf die Btegelmäpigteit des Schulbe- 
uchs nit ausüben kann. inter diefen Um— 
tänden ift darauf, daß die Entfernung der N. ſchen 
gung von der Schule M. nur 0,24 Poſtmeilen 
beträgt, alſo 0,11 oftmeilen geringer ift, als 
bie von der Schule ©., kein entfcheidendes Ge— 
wicht zu Iegen. 
ie Königliche Regierung hat daher dem An- 
trage des N., ihm mit feiner gefammten Befigung 
den Anſchluß an die Schule zu ©. zu geftatten, 
Folge zu geben. 
Berlin, den 23. Januar 1861. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
v. Bethbmann-Hollmweg. 


An 
bie Königliche Regierung zu R. 
Ye 


5a, Verii der Entfernung dv lort 
Fri ber Fr we an eiull iger eat 
von behekenden mehrklaſſigen. 


Berlin, ben 5. September 1873. 

Aus dem Bericht der Königlichen Regierun: 
vom 12. Juli d. 3. und deſſen einftweilen zurüd- 
folgenden Anlagen ift fein hinreichender Grund 
für bie Motbroenbigteit Pr entnehmen, den evan⸗ 
geliſchen Kichihulbezirt N. zu verkleinern und 
einen beſonderen Schulverband 2 M. zu gründen. 

Für die Ausfhulung von M. refp. Errichtung 
einer eigenen Schule dafelbft ſcheint nur die An⸗ 
fiht maßgebend geweſen zu fein, daß drei Klaſſen 
bei einer Landſchule weder im Schulintereffe, noch 
in bem_ber Lehrer u zwedmäßig zu erachten 
jgien. Diefe Anſicht ſteht mit meinen Üligemeinen 

eftimmungen vom 15. October v. J., welde die 
Bildung mehrklaſſiger Schuleinrichtungen empfeh- 
Ien, nit im Einklang und würde nur für den 
Fall richtig fein, wenn die Entfernung der ein- 
zelnen Sl jaften vom Schulort fo such ift, daß 
ein regelmäßiger —— it zu erzielen ift. 
Dann würbe ber regelmäßige Beſuch einer ein= 
Haffigen Schule dem unregelmäßigen Bejuch einer 
mehrklaſſigen Schule vorzuziehen Kein. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 

U. 29126. 


5b. 
Berlin, ben 15. Januar 1874. 

Die Söniglihe Regierung veranlaffe id, das 
Bebürfniß der Errichtung einer katholiſchen Schule 
in N. nochmals zu erwägen. — N. ift vom Schul- 
ort €. feine Viertelmeile entfernt. Da ein folder 
Schulweg auf dem Lande nicht außergewöhnlich 
tft, jo Tann bie unbebingte Nothmwendigkeit, den 

ulverband der beiden Gemeinden €. und N. 
aufzulöfen und in legterem Ort eine eigene Schule 
zu gründen, nicht anerfannt werden. Zudem 
würde fich die Errichtung einer zweiten Klaſſe bei 
der Schule in E. um fo mehr eg als eine 
ſolche ichtung neben dem Vortheil einer zwei— 
Hafligen Schule die geringere Koſtſpieligkeit für 
fi haben würde, was ins Gewicht fält, wenn 
bie Vetheiligten ohne Noth Wünſche hegen, zu 





deren Erfüllung fie die Mittel nicht bereit ftellen 
können. 
U. 47938. 


50. 


Die Frage, ob dem eintretenden Bebürfniß ver- 
mehrter Schuleinrihtungen durch Errichtung einer 
neuen eintlaffigen Schule, oder durch Vermehrung 
der Klaffen an ber vorhandenen Schule zu bes 
gegnen jei, hat in nachfolgender, sub A. abge- 
drudten Yeußerung der Königlichen Regierung zu 
N. (aus dem Jahre 1859) ihre Erörterung gefunden. 

A. 

Die Vermehrung ber öffentlihen @lementar- 
ſchulen ift eine nothwendige Folge der allenthalben, 
umal in induftriellen Gegenden ſich ergebenden 
Dun me der Population. Bei Bildung neuer 

affen in Schulbezirten, welche außer bem 
ee Schulorie ein ober mehrere Nebenbörfer 
umfaffen, ift muiebergole die Srage zur Erörterung 
gelommen, ob die emeiterung, ed im Hauptorte 
eftehenden Schulſyſtems um Eine Schultlaſſe der 
Errichtung einer eigenen einklaffigen Schule im 
Nebenorte vorzuziehen fei. 

Für die Erweiterung der biöherigen Schule im 
Hauptorte ſuchen die Harrer geltend zu machen, 
daß die fehulpflichtige Sugend aud ber Nebenorte 
an einen möglichft bänfigen eſuch des Pfarr-Gottes⸗ 
dienſtes, ſowie des Keligionsunterrichts zu ge⸗ 
wöhnen I und daß ber Schulunterricht in einer 
mehrklaſſigen Schule leichter und förderlich ertheilt 
werben könne, ald in einer einklaffigen, indem in 
jener mehrere Lehrer die Sputabieikungen des 
ganzen Schulſyſtems unter fi vertheilen, während 
in diefer fämmtlihe Mbtheilungen nur Einem 
Lehrer zufallen. 

jezüglich des Kirchenbefuches dürfte indeſſen in 
Betracht zu ziehen fein, daß den fantpffgtigen 
Kindern aus Nebenorten, auch wenn fie der le 
des Pfarrortes & ewiejen bleiben, an Wochen- 
tagen mit NRü en auf die Entfernung und 
Witterung nicht felten die Theilnahme am Gottes⸗ 
dienfte erlaffen werden muß, und da ed in ber 
Hand des Pfarrers liegt, Sonntags ſowohl, als 
aud in der Woche das eine und das andere Mal 
die Schule bed Nebenortes unter Begleitung und 
Aufficht des Lehrers zur Kirche kommen und fo 
zu einer würdigen Theilnahme am Gottesdienfte 
vorbereiten zu laſſen. Durch diefe Ueberwachung 
Seitens eines Lehrers wird mandem Kirchweg⸗ 
unfug, wozu ſich ſonſt die Jugend nicht felten zum 
Xerger der Erwachſenen verleiten läßt, einfach und 
dauernd vorgebeugt. 

Den Religionsunterriht anlangend, fo hängt 
die Theilnahme der fhulpflichtigen Rinder an dem⸗ 
felben lebigli von der bießjälligen Anordnung 
des Pfarrers ab. Wil er nicht, was in einigen 
Neben! guten der Fall ift, die Gelegenheit bes 
wöchentlichen Krantenbefuches in den Nebendörfern 
benugen, um daſelbſt gleichzeitig den wöchentlichen 
Religiondunterrict zu ertheilen, fo bleibt es ihm 
unbenommen, an den zweimaligen Beſuch des 
Werktags⸗Gottesdienſtes den Religionsunterricht im 
—— ſelbſt anzuſchließen und ſo die kleineren, 
wie die größern Kinder der Nebenſchulen, auch 
abgefehen von dem Communionunterrichte, welcher 
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in ber Regel etwa 3 Monate hindurch täglich 
Statt findet, behufs gedachter Unterweifung mit 
den Schülern des Pfarrortes zu vereinigen. 

Aud wird der Vorzug einer mehrklaffigen 
Schule vor einer einflaffigen hinſichtlich der Schul⸗ 
bildung nit mehr fo überwiegend erſcheinen, wie 
man die beim erften Anblide zu benten pilgt, 
— ————— 

gung zieht, welchen eitlichfeit der Erziehung, 
wie des Unterrichtd in einer einflaffigen iu 
mit Grund erwarten läßt und bamit den unver- 
tennbaren Nachtheil zufammenhält, welder aus 
der Ungefhidlicteit eines Schulamtsafpiranten, 
bem megen Mangels an ausreihenden Fonds ober 
an qualificirten Hegeträften die Unterabtheilungen 
einer mehrflaffigen Schule oft anvertraut werben 
müffen, oder aus der Verſchiedenheit der Lehr- 
methode der zufammenwirkenden Lehrer ober, was 
nicht felten zu beflagen ift, aus einer unter ihnen 
herrſchenden Eiferfuht und Disharmonie für Die 
gebeihliche Fortbildung der Jugend erwachſen muß. 

Demgemäß dürften die für die Anficht, daß bie 
Erweiterung einer Schule im Hauptorte der Er- 
rihtung einer eigenen Schule im Nebenorte vor= 
yiehen fei, hervorgehobenen Gründe bei näherer 

leuchtung ber einichlagenden Berhältniffe an 
Bedeutjamteit verlieren, um fo mehr, je Harer 
die Nachtheile einleuchten, welche mit dem Befuche 
einer audwärtigen Schule für das leiblihe und 
geiftige Wohl der Kinder in ber Regel verbunden 
find. Sollte es nicht die Gefundhelt der Schul- 
finder gefährden, bei ungünftiger Witterung, welche 
doch nicht jedesmal einen Dispens vom Schulbes 
fuche begründet, einen Schulweg von 20—30 oder 
noch mehr Minuten zu machen, mit durchnäßten 
Kleidern 3—6 Stunden in der Schule zu_figen, 
ſich faft täglich mit einem Stüd trodenen Brodes 
zu begnügen zur Mittagszeit, wo bie Entlegenheit 
der elterlichen BBohmung einen Heimgang vor bem 
Beginn des nahmittägigen Unterrichts nicht mög- 
fi läßt? Wer kennt nicht die Gefahren, welche 
auf dem Schulwege und in der Schule während 
der Mittagszeit, wo die Kinder ohne Aufſicht in 
der Schule verweilen, ihrer Gittlichkeit drohen? 
Und wie ſchwierig ift e8, Unregelmäßigteit bes 
Schulbefud bei der wechſelnden Witterung und 
die damit verbundene Hemmung der Fortſchritte 
in Bezug auf Kinder fern zu halten, welche einen 
etwas weiten, bazu vielleicht noch ſchlechten Schul- 
weg zurüdzulegen haben! 

U diefen gewiß nicht unerheblichen Nachtheilen 
wird dadurch vorgebeugt, da man im Nebenorte, 
falls derjelbe eine angemefjene Anzahl, etwa 40 
Schulkinder aufzumeifen hat, eine eigene Schule 
errichtet und diefen fo die Schule nahe legt. Dazu 
tommt, daß eim tüchtiger, gefeßter und braver 
Lehrer, wie er Nebendörfern, in welchen kein Pfarr⸗ 
geiflicher wohnt, beſonders Noth thut, auf Die 

isciplin der ganzen Ortſchaft den fegensreichiten 
Einfluß ausüben kann. 

Auf diefen Erwägungen beruhen die Entſchei⸗ 
dungen ber Königlichen Regierung, wonad in den 
Schülbezirken N. N. der Meberfüllung ber bis—⸗ 
Berigen — — durch Errichtung eigener 

hulen in den beireffenden Nebenorten abgeholfen 
werben foll. | 








s 2A. Beachtung der confeffionellen Ver- 
sel bei Ein⸗ nnd Ausſchnlungen, 
Sormirung der Ichulfocietäten und Einric- 
tung der Schulen mit Rücficht auf 
Lafen der Unterhaltungspflichtigen. 


— cf. über ben Artikel 24 ber Verfaſſung oben 8 165 
RA. 2. — 


1. €. v. 23. Nov. 1861 betr. bie Beförberung ber im 
eonfeffionellen Intereſſe erfolgenden Gin: und Aus⸗ 
ſchulungen unter Berüdfiätigung ber Leiftungs- 
fähigfeit ber Interefienten. 

. E. v. 29. Januar und 3. Juli 1861 betr. bie Aus- 

behnung ber Eins und Ausſchulungen auf fämmtliche 

einer beftimmten Confeſſion angehörige Einwohner 

eines Diſiricis. of. 8 240 Rr. 2. 

€. v. 20. Febr. 1868 betr. bie Berüdfigtigung ber 

befondern Verhältnifie bei ber Einſchulung von Diffts 

denten in bie Säule einer beftimmten Gonfeffion. 

cf. 8 249 Wr. 6, 6. 

. € v. 10. Jan. 1866 betr. bie Einſchulung im 
Säulen einer andern Religionspartel, 

. €. v. 27. April 1866 betr. bie Einrichtung befon- 
derer katholiſcher Schulen an Stelle ber Anftellung 
eines Tatholifchen Lehrer an einer evangeliſchen Schule. 
of. unten & 243 Rr. 18, b, d, o, $ 269 Rr. 8b u. 10. 

. €. v. 24. Jan. 1873, 16. Juni 1873 (U. 20606). 
10. Rov. 1877 betr. bie Herftellung größerer 
fimultaner Schulkörper an Stelle ber Con⸗ 
feffionsfulen mit Rüdfiht auf bie Wünfde 
und Laften ber Säulunterhaltungspflid= 
tigen. et. $ 7 Rr. 12, 8 2580 Rr. 5 über bie 
dabei eintretende Erſparniß, umb über den Begriff ber 
Simultenfäulen 8 10 Nr. 1, über die Feitftellung 
bes Gharacterd einer Schule als Confeſſionsſchule 
8 265 Rr. 13, 8 2580 Rr. 10 u. 2, ſowie über 
bie allgemeinen unterrichtlichen Geſichtspunkte ber Frage 
unten bei bem Gapitel über ben Unterriät. (tn Bb, II.) 

7. ®f. ber K. Reg. in Oppeln v. 22. Dec. 1874 bedgl. 


1. Ein- und Ausſchulungen im confeffisnellen 
at it der Leiftungsfähigteit 
Interefie unter — Mungsfähigt 


Den Ausführungen der Königlichen Regierung 
in dem Berichte vom 28. September d. $., betr. 
die Ausſchulung der Katholiten in L. und T. 
aus dem dortigen Schulverbande und deren Ein- 
ſchulung nad) B., trage ich Bedenken, ohne Weiteres 
beizuftimmen. 

Zunächſt ift unzweifelhaft, daß die Exiſtenz ber 
evangelifen Knabenſchule &.— T. durch die kus- 
ſchulung der Katholiken nicht gefährdet wird. Won 
den Katholiken find feither nur 7 Thlr. 14 Sgr. 
jährlih an Schulbeiträgen entrichtet, und biejer 
gering ügige Beitrag kann nad) dem eigenen Ur- 
tgetl_der Königlichen Regierung von den Evan- 

eliſchen unbedenklich übernommen werden. Daß 
ich da8 gegenwärtige Verhältniß der evangelifchen 
zu den tatholifchen Wirthen zum Nachtheil der 
erfteren verändern und dann der Fall eintreten 
kann, daß die Evangelifchen allein ihre Schule zu 
unterhalten nicht mehr vermögen ſeien, iſt zwar 
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als möglich nicht in Abrede zu ftellen, jedoch 
fein zureihender Grund, das gegenwärtige, feit 
längerer Zeit beftehende und aller Wahrſcheinlich- 
teit nad) weſenilichen Wenderungen nit unter= 
liegende Verhältniß unberüdfihtigt zu laflen. 
Auch bemeift dad hieraus abgeleitete Argument 
zu viel, infofern danach niemals in Fällen der 
vorliegenden Art Ausihulungen im confeffionellen 
Intereſſe vorgenommen werden bürften. 

Ein größeres Gewicht wird dagegen auf den 
Widerſpruch des Magiftrat3 zu B. gegen bie ur 
nahme der Katholiten von 2. und T. in bie 
tathofifche Stadtſchule zu 8. En legen fein. Ins 
deſſen ſcheint die Königliche Regierung darin zu 
weit zu gehen, wenn Sie principiell dem Magiftrat 
ein unbedingtes Widerſpruchsrecht zugefteht. Denn 
die Königliche Regierung ift "ad 8 18 lit. K. 
der Snftruction vom 23. October en nicht 
allein zur Einrichtung neuer Schulen, ſondern 
auch zur Veränderung beftehender Schulverbände 
befugt, während die angezogenen Vorſchriften ber 
Schleſiſchen Provinzial-Bejeggebung, nach welchen 
neben den beftehenden Ortsſchulen die Angehörigen 
der andern Confeſſion unter beftimmten Mobali- 
täten nur berechtigt find, ſich eine eigene Schule 
zu errichten, höchiten® der betreffenden Ortsſchule 
ein Widerſpruchsrecht gegen die Ausfhulung, nicht 
aber ber dritten Säule ein Wiberſpruchsrecht 

egen die Aufnahme der Auszufchulenden geben 

n. Obwohl ich mir bie definitive Entſcheldung 
über biefe Frage zur Zeit noch vorbehalte, fo 
geht doch fo viel aus dem Angeführten hervor, daß 
die ftreitige Frage nicht fo unzweifelhaft zu Gunften 
des Magiſtrats zu B. zu enticheiden iſt, als die 
Köni; ide Regieruug annimmt, und es daher 
vorzüglich darauf ankommen wird, den Widerſprüch 
des Magiftrats in feiner materiellen Begründung 
gu prüfen. Nach diefer Richtung Hin hat ber 
eptere nur finanzielle Rüdfihten geltend gemacht, 
indem er fürdjtet, daß dur die Einfchulung der 
betreffenden Katholiken zur katholiſchen Stadtſchule 
die Unterhaltungslaft der Commune bezüglich ber 
Iegteren, nicht unerheblich würde vermehrt werden. 
Ob diefe Einwendungen als burchgreifend zu er= 
achten jind, läßt fich aber erft überjehen, wenn die 
Modalitäten feitjtehen, unter welchen die Ein- 
ſchulung der KatHolifen von 8. und T. erfolgen 
fol, worüber bisher feine Verhandlungen ge- 
pflogen find. 

Ich veranlafje daher die Königliche Regierung, 
mit dem Magiftrat zu B. und mit den Katholiken 
von 2. und T. wegen der von den Iegteren event. 
zur Unterhaltung ber katholiſchen Schule in B. zu 
übernehmenden Leiftungen die erforderlichen Ber- 
en einzuleiten und ehe dabei wieber- 

olt, wenn irgend möglich dieſe Angelegenheit 
ütlich zu reguliren, da, wie ich bereits in meinem 

lafje vom 4. April 1859 bemerkt habe, 
die projectirte Umſchulung im confelfionellen In⸗ 
tereffe dringend wuͤnſchenswerth ijt, während 
andererſeits diefe Rüdficht pu der Erwartung be⸗ 
rechtigt, ba event. von Seiten der Kirche Hinzu- 
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5 — werden wird, um billige Anſprüche des 
agiſtrats zu B. zu befriedigen. 
Berlin, den 23. November 1861. 
Der Minifter der geiftlihen 2. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


bie rg —— zu R. (in der Provinz 
D. 21874. 
2a. Einfgnlung aller Cofeſſionsaugehörigen bed 
Beziris 


Berlin, den 29. Januar 1861. 
Bevor ich auf den Bericht vom 10. d. M., 
die Ausfhulung des Gutspächters N. aus der 
latholiſchen — in D betreffend, 

Entſcheidung treffe, hat die Königliche Regierung 
anzuzeigen, ob ber N. der einzige evangeliſche 
Hausvater in ®. iſt, oder ob in dieſer Ortſchaft 
noch mehrere evangeliiche Einfaffen vorhanden find. 
Ih bemerkte dabei, daß Ein- und Ausfhulungen 
ſich niemals auf beftimmte Berfönlichkeiten, fondern 
nur auf die fämmtlichen evangelifhen oder katho— 
liſchen Einwohner eines Orts oder fonft räumlich 
begrenzten Diſtriets erftreden können. Es frägt 
ß daher, ob es beim Erlaß der Verfügung vom 

. Juni v. J. in der Abſicht der Königlichen 
Regierung gelegen hat, Munmitice evangeli Fu 
Einfaffen von D. nach R. einzufchulen, und der N. 
nur genannt ift, weil er zur Beit ber einzige 
Evangeliſche im Orte ift. Hat dagegen der R. 
nnr für feine Berjon von ber tragspflicht 
die katholiſche Orisſchule eximirt werden ſollen, 
io würde dies für zuläſſig nicht erachtet werben 
lönnen. 

U. 2408. 


2b. 


Ein- und Ausfhulungen können fi niemals 
auf beftimmte Perjönlicgkeiten, fondern nur auf 
die ſämmtlichen evangelifhen ober katholiſchen 
Einwohner eines Orts oder fonft räumlich be- 
grenzten Diftrictö erftveden. Es iſt — nicht 
zuläffig, von den Evangeliſchen der Ortſchaft N. 
nur den Gutöbefiger N. aus der dortigen katho— 
liſchen Schule aus⸗ und in die evangeliſche Schule 
u 6. einzufhulen, fondern entweder ift Size Um: 
nutung auf jämmtliche Evangelifhe von N. aus⸗ 
qubehnen, fofern zureichende Gründe für eine folche 

aßregel vorliegen, ober ber R. muß gleich den 
übrigen Evangelifgen von N. bei der bortigen 
kathoͤliſchen Schule verbleiben. 

erlin, den 3. Juli 1861. 

U. 14217. 


8. Eiuſchulung der Diffidenten. 


Berlin, den 20. Februar 1868. 

Die Beſchwerde des Präfes bes evangelifden 
Schulvorſtandes zu N., morüber die Königliche 
Regierung am 8. v. M. berichtet hat, kann in 
der angebraihten Art nicht für begründet erachtet 
werben, weil ber biffidentiiche Kappenmader N. 
weder ipso jure einer ber beiden in N. beitehen- 
den tonfeffiönellen Schulfocietäten angehört, nod) 
auch einer joihen bisher zugeroiefen worden tft, 
wann aud nicht von einer derfelben zur Schul- 
teuer herangezogen werben barf. 
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Im Uebrigen aber find die Gründe, aus denen 
die Königliche Regierung von der Einjhulung 
des zc. N. disher Abſtand genommen hat, nicht für 
zutreffend zu erachten. Ob diejenigen, melde ber 
evangelifchen oder der ee onfeffion nicht 
angehören, der Schule diejer oder jener Eonfeffion 
zuzuweifen feien, läßt fich zwar nit nad} einem 
allgemeinem Grundſatz entſcheiden, fondern hängt 
in jedem emelmen Falle von ber Beurtheitung 
der concreten Berhältniffe, ſowie von einer billigen 
Berüdfichtigung der von den Betheiligten fund» 
gegebenen ünjche ab. Das Recht aber, hierüber 

eftimmung zu treffen, fteht den Schulauffichts- 
behörden zu, und es liegt im allgemeinen Intereſſe 
des Schulmefens, daß ee von demſelben Gebrauch 


machen. 

Hiernach wolle die Königliche Regierung über 
die Schulbehörigleit des ꝛc. N. anderweit Ver⸗ 
bandlungen einleiten und demnächſt Beftimmung 


treffen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
r. 


— von Mühle 
ua Saale 
4 in di nie 
ag Perg einer 


Em. Wohlgeboren eröffne ich auf die von dem 

errn Minifter des Innern an mid abgegebene 

orftellung vom 10. v. M. und J., da die Be- 
fugniß der Schulaufſichtsbehörde, diejenigen Ein- 
wohner eine Orts, für welde eine beſondere 
Confeſſionsſchule nicht befteht, der Schule einer 
andern Religionspartei zuzuweifen, außer Zweifel 
fteht. Die Annahme, daß in einem folden Fall 
der Anfhluß an eine beftehende Schuljocietät uur 
nad freier Wahl und freier Zereinbarung der 
Sntereffenten erfolgen könne, ift nicht begrünbet, 
da die Einrichtung der Schulfocietäten fowie die 
Ein- und Umſchülung einzelner Perſonen nad) 
8 18 ber Snftenetion für die Regierungen vom 
23. October 1817*) eine ausicliehlihe Attribution 
der Schulauffihtsbehörbe ift. 

Hiernad Tann Ihre Beſchwerde über die Zu— 
weijung zu der dortigen evangelifchen Schulge- 
meinde um jo weniger für begründet erachtet 
werden, als fie die Einfhulung zu einer andern 
Schule nicht einmal beantragt Da en. Demgemäh 
find Sie nad) den Veitimmungen der 88 29 und 
30 Zitel 12 Theil II Allgemeinen Landrechts 
auch verpflichtet, zum Unterhalt der evangelifchen 
Schule gleich den übrigen Hausvätern der evange- 
liſchen Schulgemeinde beizutragen. Die Autäifig eit 
der abminiftrativen Execution hinſichtlich Biden 
Beiträge endlich) fotgt aus der AÄllerhöchſten Ca- 
binet3ordre vom 19. Juli 1836 (Gej.-Samml. 
©. 198) 


Berlin, den 10. Januar 1866. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Muͤhler. 


8 
a a 


*) Oben 5 4 Und. L 
er 








6. — des Schulbedurfuiſſes der ver⸗ 
ſchiedeuen Tonfeſſionsverwaudten mes Orts 
durch Errichtung von Coufeſſiousſchulen. 


Dem Magiſtrat eröffne ich auf die Vorſtellung 
vom 3. Auguſt v. J., daß ich die Verfügung ber 
Königlichen Regierung zu N. vom 29. April v. J. 
durch welche die Errichtung einer öffentlichen fa= 
tholiſchen Schule in M. angeordnet iſt, nad) Ein⸗ 
fiht der bezüglihen Verhandlungen für geredht- 
fertigt erachte. 

Das Bebürfniß zur Errichtung einer ſolchen 

Schule ift nad) den Erhebungen über die vor- 
handene Zahl ſchulpflichtiger katholifher Kinder 
nicht zu bezweifeln. Diefem Bedürfniß durch An= 
ftellung eines latholiihen Lehrers an ber evan- 
eliſchen Stadtſchule abzuhelfen, ift nad} der Uller- 
öchften Ordre vom 4. October 1821, welche die 
Umwandlung beftehender Confeffionsihulen in 
Simultanſchülen verbietet, umftatthaft. & muß 
demnach bei der Seitens der Königlichen Regie 
rung zu N. getroffenen Anordnung, deren Auds 
führung mit dem für je nur erforberlichen 
Koftenaufwand von jährlid) 40 Thlr. die Kräfte 
Ben Stadt nicht überfteigt, fein Bewenden be- 
alten. 

Berlin, den 27. April 1866. 

Der Rinifter der geiftlihen zc. Ungelegenheiten. 
u von Mühler. 

Mogiftrat 
ee 
68. Herftellung größerer fimultaner Schulkörper. 

Berlin, den 24. Januar 1873. 

Auf den Beriht vom 21. September v. J. 
betreffend die Schulverhältniffe in N., eröffne ih 
der Königlichen Regierung das Folgende: 

Die norbnung vom 17. April v. J., dur 
welche die evangelifchen und jüdifhen Einwohner 
der Schulgemeinde N. unter Lostrennung von 
dem beftehenden Schulſyſtem zu einer befonderen 
felbftändigen evangeliihen Schulgemeinde ver= 
einigt, ein Schulzimmer —* ehrerwohnung in 
dem vorhandenen Schulhauſe für einen evan— 
getifgen Rehrer eingerichtet und bie gegen eine 
vermoͤgensrechtliche —— —— proteſti⸗ 
rende alte Schulgemeinde auf den Rechisweg ver— 
wieſen werden fol, aufrecht zu erhalten, muß id} 
zur Zeit noch Bedenken tragen. 

Daß im Schulinterefje die Eonftituirung einer 
befonderen aus evangelifhen und jüdiſchen Ein- 
wohnern zujammengefepten Schulgemeinde noth⸗ 
wendig fei, vermag ich nicht anzuerkennen. 

Sind bie drei vorhandenen Schulllaſſen über- 
jet und bedarf es der Anftellung eines vierten 

ehrers, jo wird bei 108 Schulfindern, welche der 
Tatholifhen Confeffion nicht angehören, vorerſt bie 
Anftellung eines evangelifhen Lehrers an derſelben 
Schule und die Herftellung eines 4llaffigen Schul- 
foftems in's Auge zu fafjen fein. Aus den Vor⸗ 
lagen iſt nicht erſichtlich, daß dies durch irgend- 
weiche ftiftungsmäßigen Beſtimmungen ausge 
fötofien wäre. Das Unterrichtsintereſſe erfordert 
aber die Herftellung größerer ullörper und 
wenn aus diefem Grunde in den die Einrichtung 
der preußiſchen Vollsſchule betrefienden Allge- 
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meinen Beitimmungen vom 45. October v. J. 
unter Rr. 7 *) gefordert worden tft, daß da, wo an 
einem Orte mehrere einklaffige Schulen beitehen, 
deren Vereinigung zu einer mehrflaffiigen Schule 
anzuftreber fei, jo fann ohne die dringenfte Noth- 
wendigkeit die Einrichtung einer — Schule 
an einem Orte, wo eine mehrklaſſige bereits vor— 
handen — nicht genehmigt werben. 


6b. 
Berlin, den 16. Juni 1873. 

Im Verfolg der Verfügung vom 9. October 
v. 3. veranlafje ih die Königliche Regierung, den 
Antrag auf Bewilligung einer Staat3beihülfe zur 
Erriätung einer dritten katholiſchen Klaſſe an der 
Stadtihule zu N. mit Rückſicht auf folgende Be— 
merkungen nochmals zu erwägen. 

Nah dem —5 vom 3. Sie v. 3. befteht 
die Stadtſchule zu R. aus ed latholiſchen Klaffen 
unb einer evangelifchen laſſe. Dies entſpricht 
weder den Anforderungen für eine Confeffions— 
ſchule, no denen für eine Simultanfchule, und 
wenn nad) der Abſicht ber Königlichen Regierung 
noch eine dritte Tatholifche Klaſſe außerhalb des 
Schulhauſes in einem Miethölocal eingerichtet 
werben follte, würden die 48 evangeliihen und 
die 4 jübifchen Schulinder nit nur nad) wie 
vor keinen Hinreichenden Raum in dem ohnehin 
nicht zwedmäßig unter dem Dach eingerichteten 
Heinen evangeliihen Klaſſenlocal finden, fondern 
auch wie bisher der Bortheile einer mehrklaffigen 
a verluſtig gehen, obgleich die gefammten 
Schulunterhaltungstoften von allen Hausvätern 
gemeinſchafilich aufgebracht werden, es mithin 
recht und billig — daß auch allen gleiche 
Vortheile aus der eg erwachſen. 
Die Königliche Regierung wolle daher dem früheren 
— ber Repräſentanten der Schulgemeinde, 
die Schule in eine Simultanſchule zu verwandeln, 
unter vmmägung, ob eine iecktaff je ober eine 
fee jaben- und eine greitfaffige Mädchen⸗ 
chule einzurichten ſein möchte, nähertreten. 

Der Einwand des katholiſchen Schulinſpectors 
und Schulvorſtandes und eines Theils der Schul- 
focietät, daß die katholifchen Kinder den gefammten 
Unterricht von katholiſchen Lehrern erhalten müßten, 
erfheint unter den obwaltenden Umftänden nicht 
entſcheidend. Für den confeffionellen Religiong- 
unterridt kann im vorliegenden Fall fehr wohl 
geforgt werden, und im Uebrigen tt weniger Ge⸗ 
wicht darauf zu legen, ob die Kinder in den 
fonftigen Lehrgegenftänden der Volksſchule von 
einem katholiſchen ober evangeliſchen Lehrer unter- 
richtet werben. 

n ber hiernach der Schule zu gebenden Ein» 
richtung wird zugleich für ausreichende Schullocale 
u forgen, zu diefem Zweck auch ein nad) der 

ircular⸗Verfügung vom 30. Juli d. 3.**) gehörig 
motivirtes Bauproject aufzuftellen, und je nad 
dem hiernach rn ergebenden Geſammtkoſtenauf⸗ 
wand fowoHl für Bauzwede als für die Lehrer- 
befoldungen, unter Zuziehung der Sinanzabtheilung, 
auf Grund ausreihender Unterlagen für ' die 
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Würbiguung der Leiftungsfähigteit der Betheiligten 

darüber zu befinden fein, wie weit die Leiftungs- 

träfte ber principaliter und der etwa fubjidär 

Verpflichteten reichen. 

Der Minifter der ei zc. Angelegenheiten. 
alt. 


Un 
bie Köntgli lerung zu R. 
u 


Berlin, den 10. November 1877. 


Em. Wohlgeboren erwidere ih auf die Bor: 
fellungen vom 27. und 28. September d. J. und 
vom 12. v. M., daß ich nad) eingehender Prüfung 
aller bei Erledigung der dortigen Schulangelegen- 
heit in Betracht kommenden Geſichtspunkte in 
Mebereinftimmung mit dem Herrn Oberpräfidenten 
der Provinz feine Veranlafjung finde, der König- 
lichen Regierung aufgugeben, daß fie die Ver⸗ 
fügung vom 13. September d. J., durch welche fie 
die Einrichtung einer paritätifhen Schule mit ſechs 
auffteigenden und zwei Parallelffaffen zu N. ge= 
nehmigt bat, wieber aufhebe. 

Da nämlich die Einrichtung diefer Schule in 
vorfhriftsmäßiger Weife von den Unterhaltungs- 
pfftigen felbjt und zwar durch den, in voll- 

mmener Ucbereinftimmung mit dem Beichluffe 
des Gefammt-Schulvoritandes vom 18. Juli d. J. 
gefaßten Beſchluſſe der Stadtverorbnetenverfamm- 
lung vom 18. Auguft d. 3. für nöthig erachtet 
worden ift, jo würde biefelbe mur beanftandet 
werben können, wenn ihr pädagogifche oder 
finanzielle Bedenken entgegenftünden oder etwa 
die Ertheilung des Religiougunterrichtes nad) bem 
Belenntniffe der Schulkinder nicht gefichert werben 
tönnte, oder endlich davon abgejehen werben follte, 
Lehrer beider Confejfionen an der Schule anzu= 
stellen. Dies ift aber nit der Fall, vielmehr 
wird auf dem eingefchlagenen Wege die Be— 
feitigung_ einer ganzen Reihe von lebelftänden 
in dem Schulweſen von N. unter möglichfter Be— 
ſchränkung der der Stadt aufzulegenden pecuniären 
Opfer erreicht. 

Die Schulen zu N. genügen dem vorhandenen 
Bedürfniſſe fo wenig, yah bisher eine große Anzahl 
bon Kautpfigtigen Kindern wegen mangelnden 
Raumes die vorhandenen Schulllaffen nicht 
aufgenommen werden konnten. Insbeſondere find 
die sinttaffige Tatholifhe Schule innerhalb der 
Stadt und die einflaffige Außenſchule zu U., welche 
bezw. 102 und 140 Kinder zäßlen, überfüllt; 
ebenfo bie zweiflaffigen Außenfänfen zu 8. mit 
188 und zu C. mit 181 Kindern. Ferner muß 
es als eine Unbilligteit bezeichnet werden, wenn 
an einem Orte, wo bie ſtädtiſche Gemeinde die 
Schullaſten aufbringt, für bie 363 evangelifchen 
Schulkinder eine Fünfelaffige, für die 102 tatho- 
liſchen dagegen nur eine einklaffige Schule einge 
tichtet wird. Endlich befinden ſich auch die Unter⸗ 
richtsräume zum Theil in ſchlechtein Zuſtande; das 
drei Klaſſen enthaltende Hauptſchulgebaͤude in der 
Stadt entſpricht den Anforderungen an ein Schul: 
Haus nicht mehr; zwei Klaſſen find in angemiethe- 
ten, ungenügenden und ungünftigen Räumen unter- 
gebrachi. 
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Diefe Mebelftände erfordern eine fofortige Be— 
feitigung, biefe ya aber auf keinem anderen Wege 
fo leicht, fo umfaffend und fo fiher zu erreichen, 
als auf dem von dem Gelammt-Schulvorftande 
bdeſchloſſenen. Auf demjelben wird die Ueberfüllun: 
der Außenſchulen zu A. zu B. und Ei ©. dadur: 
aufgehoben, daß ein Theil der Schulkinder von C. 
an die Schule zu D. übergeführt, dagegen von 
den bort, fowie in B. und 4. eingefhulten Kindern 
zufammen 120 der eigentlihen Stadtſchule zuge⸗ 
wiefen werden, in welcher fodann die Kinder beider 
Eonfeffionen die Wohlthaten eines georbneten 
Unterricht3 in ſechs auffteigenden Klaſſen genießen. 
Die Stadt aber hat zwar ein Gebäude für eine 
achtklaſſige Schule sulufühen, fie erfpart aber 
Miethöbeträge und erlangt Verfügung über die 
beiden Häufer, in welchen jet die evangelifche 
Dorfichule und die katholiſche Volksſchule unter- 
gebracht find. Da ſowohl den evangeliichen, wie 
den katholiſchen Schülern der Religionsunterricht 
in der Schule nad ihrem Belenntniffe ertheilt 
wird und die Anftellung von Lehrern beider Be- 
tenntniffe unter billiger Berüdfichtigung des Ver⸗ 
hãltniſſes der bezüglichen Schülerzahlen erfolgen 
wird, fo Liegt in der von der Königlichen Regie 
rung genehmigten Einrihtung auch keine Beein- 
tädtigung der fittlihen und religiöfen Erziehung 
der dort heranwachſenden Jugend sin der Volks⸗ 
ſchule und id) darf erwarten, daß ſich die, an- 
fheinend ohne genaue Kenntniß der Sachlage 
hervorgerufene Frregung eines Theils der dortigen 
evangelifhen Bevölterung ſehr bald beruhigen 
wird, wenn die Betheiligten ſich überzeugt haben 
werben, daß ihre Befürchtungen nicht zutreffen. 
SH Tann dies um fo beftimmter erwarten, ald 
bei der ganzen Einrichtung die beftehenden Ber- 
bältniffe mögliche geſchont worben find und weit- 
aus die größte Hälfte der dortigen Schulfinder 
(900) von der beabfichtigten Weränderung unbe⸗ 
rũhrt bleibt. 

U. IIL. 16086. 
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Oppeln, den 22. December 1874. 

In denjenigen Städten des biefleitigen Ber- 
waltungsbezirtd, in welchen zwei ober mehrere 
Elementarfhulen beftehen, find dieſelben confeffionell 
jefondert. Während die eine diejer Schulen mehr= 

ffig_ift, umfaffen die anderen oft nur eine rejp. 
zwei Klafien. Um fämmtlichen Kindern des be— 
trefienden ſtädtiſchen Schulverbandes die Wohlthat 
des Unterrichts in einer mehrklaffigen Schule zu- 
zumenden, haben einzelne Magiſträte die Ver— 
einigung ber bejtehenden Confejfionzichulen zu 
einem gemeinfamen fimultanen Schultörper her» 


bar 

enn wir dieſe Einrihtung im Schulintereffe 
ebilligt haben, jo befinden wir uns babei in 
ebereinftimmung mit den Intentionen des Herrn 

Minifterd der geiſtlichen, Unterrihts- und Medi- 

einalangelegenheiten, welder in dem Erlaß vom 

16. Juni a. pr.*) ausgeſprochen hat, da bie Her- 

ftellung größerer Schullörper, in melden bie 


©. 498 cf. unten beim Gapitel über ben 


®) Gentralblati 
Untertiät in Db, IIL 


Kinder verjhiedener Rationalität und Eonfeffion 
vereinigt unterrichtet werden, den Vorzug verdient 
vor der Einrichtung oder Belafiung Heiner Unter- 
richtsanſtalten, welche höhere Biele in der Regel 
nicht erreihen können und eine umfaflendere, von 
engen Anſchauungen uno Auffaſſungen befreite 
Bildung zu_ vermitteln wenig geeignet find. 

Bir empfehlen deshalb dem Magiftrate drin- 

end, die Organifation des dortigen ſtädtiſchen 

lementarfchulwefens nad den oben erwähnten 
Sefihtöpunften in Erwägung zu nehmen und 
und diejerhalb Vorſchläge zu machen, auf Grund 
deren ſodann geeignete Beſchlüſſe der ftäbtifchen 
Schuldeputation und der Stadtverorbneten herbei⸗ 
zuführen fein würden. 

Es würde dabei insbeſondere auch darauf Be- 
dacht zu nehmen fein, die den confeffionellen Schuls 
focietäten, deren Bereinigung zu einer Simultan= 
ſchule ind Auge gefaßt wird, obliegenden Laften 
auf ben Communaletat zu übernehmen, foweit 
dies nicht bereits gejchehen, bergeftalt, daß die 
no beftehenden nad) Confeſſionen gejonberten 
Societätsfhulen nicht bloß zu Simultanjchulen 
fondern gleichzeitig auch in Communalſchulen um« 
gewandelt werben. 

Wir verweilen zur näheren Information auf 
die in dem Gentralblatt für bie Unterrichtsver- 
maltung abgedrudten Miniiterial-Erlaffe und Ent- 
fheidungen vom 24. Januar,*) 5. Mai**,) und 
16. Juni 1873%*) (Jahrgang 1873 ©. 181 348, 
349, 497—498) und vom 18. Mai, 20. Juni und 
19. Auguft 1874) (Jahrgang 1874 ©. 549, 
626, en) 


ſammtliche m iaraie des Reglerungsbeirts, 
Abſchrift zur Kenntnißnahme. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung für Kirchen» und Schulmefen. 


An 
fünmtlige Herren Kreis-Säulinfpectoren und 
fämmtlihe Herren Lanbräthe bes Bezirks. 


s 242. SKerücfichtigung der Leiſtungs⸗ 
ühigkeit der Intereffenten bei Sefftellung 
der Schulbezirke, 


1. €. v. 12. Dec. 1862 betr. bie Sicherung ber er⸗ 
forberlichen Mittel vor Begründung neuer Schulen. 

2. €. v. 8. Juni 1868 betr, bie Art ber Prüfung ber 
Beftanbsfähigkeit neuer Schulgemeinden. 

3. €. v. 20. Auguft 1863 betr. bie Trennung von 
Schulverbãnden unter Berüdfihtigung ber Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ber Betheiligten. — of. oben 8 241 Rr. 1, 
6, 7, 8 243 Nr. 1b (Trennung im confeffionellen 
Interefie und Bereinigung von Conſeſſionsſchulen). 
Ueber die Berückſichtigung ber Leiftungsfähigkeit ber 
Säulinterefienten bei Anlage neuer Golonien of. das 
Geſetz v. 25. Auguft 1876 88 18 fi. unten 8 300 
Anh. I. 

1. 


Schon wiederholt habe ich die Wahrnehmunt 
machen müffen, daß de —E Regierungen 


*) Oben Rr. 6a und b. 
®*) of. unten bei bem Gapitel vom Unterricht in Dh. TIL 
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mit der Einrichtung öffentlicher Schulen vorgehen, 
ohne der Mittel ſei c3 zum Bau des Schulhaufes, 
ober zum Unterhalt bes Lehrers verfichert zu fein. 

Um den hieraus entftehenden mannigfaltigen 
Unzuträglicfeiten ſowohl für die Gemeinden, als 
für die Staatskaſſe, wenn auf diefe gerechnet 
werben muß, zuvor zu kommen, empfehle ich der 
Königlichen Regierung, mit gemifienhafter Sorg- 
falt darauf zu halten, daß ſowohl die Begründung 
neuer Schulen, als die Anerkennnng ſchon be— 
ftehender Privatunternehmungen als öffentlicher 
Schulen bis zur Sicherung der erforderlichen 
Mittel, event. bi zur Bewilligung des aus der 
Staatskaſſe in Ausficht zu nehmenden Zuſchuſſes 
ausgeſetzt bleiben. 

erlin, den 12. December 1862. 
Der Mintfter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Mühler. 


Un 
—— 
2. 


Berlin, den 8. Juni 1868. 

Der Auffaſſung der Königlichen Regierung, daß 
die Begründung einer neuen Schulgemeinde keine 
definitive Bedeutung Habe, ſondern eine jebergeit 
leicht rüdgängig zu machende Mafregel fei, welche 
die thatfächlihen Verhältniſſe zunächſt nicht be— 
rühre, kann ich nicht theilen. Eine neue Schul- 
gemeinde Tann füglih nicht anders conftituirt 
werben, als auf Grund de3 definitiven Befchluffes, 
die Schulverhältnifie dem entiprechend zu ordnen, 
insbefondere alfo nicht etwa verſuchsweiſe oder 
auf gemwifje zweifelgafte Borausfegungen hin. Nun 
wird — dieſem Act nicht die Beicffung ber 
für die Schuleinrichtungen erforderlichen ttel 
in dem Sinne voraufgehen können, dag etwa dad 
Baucapital zuvor von den Intereffenten zufammen- 
gebracht und für die Dedung der laufenden Aus- 
gaben Sicherheit gewährt werden müßte. Wohl 
aber muß durch fpecielle und zuverläffige Ermitte- 
lungen vorab die Beſtandsfähig keit der zu confti- 
tuirenden Gemeinde außer Zweifel geftellt oder 
durch Bereitftellung reſp. Beantragung der er⸗ 
forderliden Zuſchüſſe ihre ausreichende Unter- 
a gefihert werden, und fo der Plan nicht 
bloß als nothwendig, fondern auch als ausführbar 
erkannt fein, Rs eine neue Corporation zum 
Bwede jeiner Nealifirung rechtlich ins Dajein 
gar werben kann. 

r Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


bie Rip Bogteum zu N. 


8. 


Berlin, den 20. Auguſt 1863. 

Der Gemeinde eröffne ich im Allerhöchſten Auf- 

trage Seiner Majeftät des Königs, daß dem An⸗ 

trage, die Gemeinden N.-H. und N.-L. aus dem 

Sdulverbande mit 3. zu feheiden und für die— 

felben eine eigene Schule zu errichten, nicht ftatt- 
gegeben werben kann. 

Folge ber porgebaditen Eingabe ift zwar 

ber Beuh der Auflöjung des über die Wusfüh- 








rung des projectirten Baues eines gemeinfhaft- 
lihen Schulhaufes für die genannten drei Ort⸗ 
ſchaften abgeichloffenen Contract gemacht worben, 
diefer Berfuch aber an der hohen Entichäbigungs- 
forderung des Bauunternehmers geſcheitert und 
der Bau jetzt feiner Vollendung nahe. Abgeſehen 
davon find aber auch die Gemeinden R und 
N.=2. fowohl nad) den Erklärungen ihrer Reprä- 
fentanten als auch nad dem Urtheil der Kreis— 
und Bezirtöbehörden unvermögend, für ſich gegen- 
märtig eine eigene Schule zu errichten und zu 
unterhalten. Es muß daher bei dem in der Aus: 
führung begriffenen Neubau eines gemeinfcaft- 
lichen Saufhaufes, durch welchen bem gegenwär- 
tigen Bebürfniß genügt werben wirb, bewenden, 
und abgemwartet werben, bis eine weitere Ent- 
widelung der in Betracht kommenden Berhältniffe 
die Trennung des Schulverbandes und die Ein- 
eidhtung von zwei befonderen Schulen ermöglichen 
wi 





rd. 
U. 16151. 


5 243. Beſtimmung über die für Errid- 
tung einer eigenen Schule nothwendige 
Dahl der Schulkinder.*) 


. 

1. €. v. 31. März 1862 betr, bie zur Begründung 
einer befonbern (fpeciel Confeſſions-⸗) Schule noth- 
wenbige Zahl von Schulkindern, ſowie €. v. 23. Dec. 
1861, 10. April 1869, 24. und 31. Dec. 18659 
besgl. 

2% Er 2. Mai 1864, 17. Sept. 1868 bedgl. bezüg⸗ 
lich der Anftellung von Abjuvanten für Nebenſchulen 
in Schleſien. 


1a. 


Ihre Eingabe geht von der irrigen Voraus— 
fegung aus, daß nad) den für den Regierungs- 
bezirt N. maßgebenden gejeglihen Beitimmungen 
für 100 Kinder gleiher Confeflion eine Primär— 
ſchule zu errichten fei. Das Kaiferlihe Decret 
vom 17. December 1811 beftimmt aber, baß auf 
80 Kinder eine Primärfhule fein folle, und die 
Minifterial-Initruction vom 21, Juni 1812 feßt 
feft, daß die Primärfcul-Bezirke jo abgugyengen 
felen, daß jeder berjelben 100 jhutfähige Kin! 
umfaffe, imter denen ſich im der Regel 80 ſchul⸗ 
beiudhenbe Finder befinden würden. Wie groß 
die Zahl von Kindern fein muß, um eine bejon- 
dere Schule verlangen zu fürmen, Darüber beftimmt 
die Inſtruction Nichts, fondern fagt im $ 6 nur 
daß in der Regel jeder Confeffion eine eigene 
Säule gegeben werben müffe. In welchen einzelnen 
Fällen eine ſolche Schule zu errichten ift, bleibt 
hiernach der Beurtheilung ber Aufſichtsbehörde 
überlafien. 

In M. befinden ſich gegenwärtig 55 katholiſche 
ſchulpflichtige Kinder, eine Zahl, welche hinreichend 

oh erfheint, um für fie eine eigene katholiſche 
She zu errichten, zumal, ba die Gefammtzahl 
der Schulkinder in M. wenigſtens 136 beträgt, 
*) ol. Rafl. 
81 unten in 


ledict v. 1817 


au; ochmung, 
een, 


Kinder). 
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mithin die Anftellung eines zweiten Lehrers er- 
fordern würde, und die Zahl der fehulpffichtigen 
Kinder in der katholiſchen ge zu N. im Ganzen 
ih auf 541 beläuft, fo daß auch nad) erfolgter 

tung einer vierten Klaſſe die Ueberfüllung 
biefer Schule fortdauern wird. Da nun nad der 
von Ihnen angegebenen Entfernung der Woh⸗ 
nungen fämmtliher katholiſcher Kinder von 
und von N. ber Schufbefuch nach Einrichtung einer 
tatholiſchen Schule in M. weſentlich erleichtert 
wird, nad) der Erflärung der Kreisbehörde aber 
der Zu⸗ und Abgang der Tatholifchen Gemeinde- 
mitglieder in Eur ziemlich gleich ſteht, und nad) 
der Berfiherung des Yathoflicen Pfarrers die 
vn der Katholifen dafelbit fogar im Steigen ift, 
j0 ift die von der Königlichen Regierung in M. 
angeordnete Errichtung einer —— Schule 
in M. ſo wohl begründet, daß es bei derſelben 
bewenden muß. 

Berlin, den 31. März 1862. 
Der Minister der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


Rfelnproving). 


An 

ben = 

er eifter Herrn R. zu R. 
U. 4900. 


1b. 


Auf den Bericht vom 21. September d. J. er- 
widere ich ber Königlichen Regierung, daß zur 
Gründung einer katholiſchen Elemeniarſchule in 
der Stabt N. der nachgeſuchte Staatszuſchuß von 
jährlih — Thalern nicht bewilligt werden kann. 

In den am Ort vorhandenen Gemeindefhulen 
ift_den katholiſchen Kindern der Schulunterricht 
gefichert, und vom katholifhen Pfarrer dafelbit 
ann für den confeffionellen Religiondunterricht 
geforgt werben. Es iſt fomit ein dringendes Be⸗ 
dürfniß zu ber wenngleich wünfhenswerthen Ein- 
richtung einer katholiſchen Schule nicht vorhanden. 
Diefelbe ift demnach von der Gemeinde nur dann 
zu erwarten, wenn letere ben erforderlichen Koſten⸗ 
aufwand ohne Ueberbürbung aufzubringen fähig 
wäre. Dies trifft jedoch nicht zu. Noch weniger 
iſt anzuerkennen, daß überall, mo den Gemeinden 
die Mittel fehlen, um confeffionell gejonderte 
Schulen einzurichten und Ei erhalten, die Staats⸗ 
tafie den Koftenbedarf unbedingt und ohne Rüd- 
fit darauf, ob bem Unterrihtsbebürkuib ſchon 
anderweit genügt, und ber confeſſionelle Religions- 
unterricht im ulbezirt gefichert ift, zu über- 
nehmen habe. 

a3 den von der Königlichen Regierung an- 
jenommenen Grundfaß betrifft, daß in der Regel 
Bon für eine Bahl von 20 Kindern die Errichtum; 
einer bejonderen Confeſſionsſchule nothwendig fei, 
fo kann eine ſtillſchweigende Bewilligung deſſelben 
aus dem Erlaß vom 7. Februar 1855 wegen Ein- 
richtung der katholifhen Schule in P. ſowohl nad) 
Lage bed Falls, als im Allgemeinen nicht gefolgert 
werben. Anch iſt die unbedingte Nothwendigkeit 
der Errichtung einer Confeſſionsſchule beim Vor⸗ 
hanbenjein von 20 Kindern in der That nicht an⸗ 
nen, vollends dann nicht, wenn es fih nm 
tung einer Confeſſionsſchule neben beftehenden 
Gemeindeſchulen handelt. 
Sodann kommt in Betracht, daf die Provinzial 


Schulordnung vom 11. December 1845 nur Ger 
meindeſchulen Tennt, und feine Beftimmung über 
die Errihtung befonderer Confeſſionsſchulen ent: 
hält, Des ale ift in der Verfügung vom 28. Juli 
1852 die Entfcheidung der Trage, ob und warn 
eine beſondere Confeſſionsſchule einzurichten fei, 
wefentlich von den localen und eigenthümlichen 


.| Verhältnifien im gegebenen Fall abhängig gemadjt 


und angeordnet, daß, wo die Errichtung einer 
folhen Schule erfolgen fol, deren Unterhaltung 
nad) Maßgabe des $ 39 der Provinzial-Schul- 
eg vom 11. December 1845 gefichert fein 
muß. 

Aber auch die Berufung auf den Erlaß vom 
7. Februar 1855 wegen der katholiſchen Schule 
u P. Tann die Aufrechthaltung des von ber 
Röniggen Regierung aufgeftellten Princips nich! 
begründen. Beriht vom 9. Januar 1855 
bezeichnet bie Königliche Regierung die Errichtung 
diefer Schule nur als höchſt wünſchenswerth. Die 
Erriätung felbft ift dieffettö gut geheißen worben, 
weil der Beſtand der Schule und zwar weſentlich 
aus kirchlichen Mitteln gender mar, nicht aber 
in Anerkennung jenes ndfapes. Der in der 
Verfügung vom 28. Juli 1852 ausgeſprochene, 
im Bericht vom 9. Januar 1855 hervorgehobene 
Srundfag, vb dem Schulbebürfniß der Katholiken 
nicht durch Anftellung eines zmeiten katholiſchen 
Lehrerd an einer evangellihen Schule, fondern 
durch Einrichtung einer eigenen katholiſchen Schule 
zu begegnen jei, wenn die Zahl ber katholiſchen 
Kinder zur Gründung einer katholiſchen Schule 
groß genug ſei, und die Anzahl der überhaupt 
vorhandenen Kinder die Errichtung einer zweiten 
Schultlaſſe erforderlich mache, konnie auf Die Schule 
in ®. feine Anwendung finden, weil ein Lehrer 
die 86 Kinder — 57 evangeliihe und 29 katho⸗ 
liſche — melde diefer Schule angehören, wohl 
nod mit Nuhen unterrichten ann, mithin bie Ere 
richtung einer zweiten Maffe dort nicht nothwendig 
war. Wenn dennoch die Einrichtung einer befon- 
deren katholiſchen Schule in P. gebilligt worden, 
fo beruhte dies lediglich auf —— — der ob⸗ 
waltenden localen Berhältniffe, welche Die wünſchens⸗ 
werthe neue Einrichtung ohne Ueberbürdung der 
Betheiligten zuläſſig erſcheinen liehen. 

Die Anfiht der Königlichen Regierung, daß, 
wenn e3 auf Principienfragen ankomme, eine bes 
ftimmte Zahl als Norm feftgehalten werden müfle, 
mag in der Theorie ftatthaft fein; in der Praxis 
aber werden Modificationen eintreten müffen, 
follen nicht für den — * Wohlſiand 
der Gemeinden bedenkliche Ueberbürdung und der 
—— des Schulweſens überhaupt nachtheilige 

timmungen hervorgerufen werden, Im hoben 
Grade Hart wäre es geweſen, die unbemittelte &e- 
meinde B. zur Einrichtung der katholifchen Schule 
lediglich darum anzuhalten, meil in ber Regel 
einem Lehrer nur 80 Kinder zum Unterricht zu: 
ewieſen werden follen oder gar nur deshalb, weil 
Kr 20 Kinder, welche nit der Conſeſſion der 
Gemeindeſchule angehören, eine bejondere Schule 
ihrer Confeffion eingerichtet werben müſſe. 

Berlin, den 23. Desss m 

U. 24682. . * 
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10. 


Berlin, den 10. April 1869. 
Eine Zahl von 20 Schulkindern iſt jedenfalls 
groß genug, um eine für diefelben beftchende eigene 
ule auch ferner zu erhalten, zumal wenn, wie 
bier, die Entfernung von der nächſten benach— 
barten Schule eine halbe Stunde beträgt. 
jortfei 191, Mr. 1. 
— (Gortfegung 8 ) 


14, 


Nah dem von ber Königlichen Regierung zu 
N. über die Vorftellung des Magiltratd vom 
21. November v. J. erforderten Berichte hat es 
niemal3 in der Mbficht jener Behörde gelegen, 
durch Anftellung eines Tathotifgen ehrers bei der 
dortigen ſtädtiſchen evangeliichen Elementarſchule 
diefe in eine Simultanſchule zu verwandeln. Viel- 
mehr hielt die Königliche Regierung den auf Er- 
richtung einer jelbftändigen katholiſchen öffentlichen 
Elementarſchule gerichteten Antrag des dortigen 
tatholiſchen Geiftlihen für mohlbegründet und 
wollte ber ftädtiichen Behörde nur anheimftellen, 
falls die Unterhaltung der katholiſchen Schule neben 
ber beftehenden evangelifchen Schule die ftädtifchen 
Fonds zu fehr befaften jollte, die Zahl der evan- 
gelifchen Lehrer bei einer Zahl von etiva 360 Kindern 
auf fünf zu befchränten. Die ſtädtiſche Behörde 
ie dies nicht für angemeffen erachtet; deshalb 
ann aber die Errichtung einer Öffentliden fatho- 
lichen Schule nicht aufgepeben werden, da das 
Bebürfniß dazu unzweih haft anzuerkennen ift. 
Die von der Königlihen Regierung veranlafte, 
unter Zuziehung des Superintendenten und bed 
Bürgermeifterd der Stadt vorgenommene Er- 
mittelung hat nad) der mir vorgelegten merbanb 
lung vom 26. September d. 3. eine Anzahl von 
41 Kindern ergeben, deren Eltern, zeip- Väter 
katholiſch find. Hiernach hat die — iche Res 

terung ihrerſeits das Beduͤrfniß einer öffentlichen 
atholiſchen Schule anerkannt und wird deren 
—— nad den Veſtimmungen der Pro- 
vinzial-Schulorbnung regeln. 

Dem Antrage des —— die katholiſchen 
Kinder der evangeliſchen Eiementarſchule zu über- 
weiſen und für biejelbe lediglich einen abgejonderten 
Religiond-Unterricht anzuordnen, kann daher nicht 
ftattgegeben werden. 

Berlin, den 24. December 1859. 

U. 25666. 


le. 


Von der Einrichtung einer Latholifhen Schule 
in R. kann nicht Abftand genommen werden. — 
Nach den angeftellten amtlichen Ermittlungen zählt 
der Schufbezirt 146 fehulpflichtige Kinder, von 
denen 87 der evangelifchen, 59 der katholiſchen 
Eonfeffion angehören. Diefe Schülerzahl kann 
von einem Lehrer nicht mit gebührendem Erfolg 
unterrichtet werben. Die Anftellung eined zweiten 
evangelifchen Lehrers aber ift bei der bedeutenden 
Anzahl der Tatholifchen Kinder nicht ftatthaft. Es 
Tann vielmehr unter den obwaltenden Bersättniffen 
dem Schulbebürfniß der Katholiten nur durch Er- 
richtung einer katholiſchen Schule genügt werben. 

Berlin, ben 31. December 1859. 





2a. Vermehrung ber Lehrkräfte bei Doppelſchul⸗ 
foftenen. 


Ihre Vejchwerde vom 5. Februar d. J. gegen 
die von der Königlichen Regierung zu N. verfügte 
Anſtellung eines jest Adjuvanten bei dem dor⸗ 
tigen Doppelfhuliyftem kann ich für begründet 
nicht erachten nnd vermag Ihrem Antrage, ftatt 
biefer Einrichtung nur eine Gehaltserhöhung für 
die beftehende Adjuvantenſtelle eintreten zu laffen, 
nicht ftatt zu geben. 

Die von der Königlichen Regierung angeorbnete 
Maßregel ift durchaus nothiwendig, da die gewiſſen⸗ 
hafte Ertheilung von 8 Unterridtöftunden täglich 
und die Zürüdlegung nicht unbebeutender eg 
für jeden Lehrer auf die Dauer erſchöpfend iſt 
und ihm füe die erforderlichen Vorbereitungs⸗ und 
en weder Zeit noch geiftige Friſche 
übrig läßt. 

Der Diner de — 1 2c. Angelegenheit 
er Minifter ber geiftlichen 2c, Angelegenheiten. 
5 Im Aiftrage: Reller- = 
in 


ben GemeinbesRepräfentonten zu R. 
U. 7246, = 


2b. 


Berlin, den 17. September 1868. 

Es würde, wie ic den Gutsherrſchaſten und 
den Gemeinden auf die Vorſtellung vom 17. Feb⸗ 
ruar d. J. eröffne, nicht zu rechtfertigen fein, mit 
Aufhebung der Wdjuvantenftellen und andermweitiger 
Regelung der Lehrerftellen an der katholifchen Schule 
zu N. bis dahin zu warten, daß dabei ein neues 
Gefeg zur Anwendung gebracht werden kann, da 
jene Maßregeln jet nothwendig find, und zu deren 
Durchführung die beitehenden gejeglichen Beſtim⸗ 
mungen volllommen hinreichen 

Nach allgemeinen Grunbfägen ber Schul—⸗ 
verwaltung ift in der Regel die Zahl der einem 
ordentlichen Lehrer zum Unterricht zuzuweiſenden 
Schüler auf 80 zu beſchränken, und beim Bor- 
handenſein einer ſolchen Schiilerzahl jebenfalld ein 
jelbftändiger Lehrer anzuftellen, weldem ein den 
obwaltenden Umftänden angemeſſenes Eintommen 


ebührt. 

5 Nah $ 27 des Schulreglement3 vom 18. Mai 
1801 foll die Anfegung eines Adjuvanten dann 
ftattfinden, wenn die Zahl der ſch fäsigen Kinder 
auf 100 gejtiegen ift, fo daß alfo für 100 Schüler 
ein Lehrer und ein Adjuvant anzuftellen find. 
Bei einer geöberen Schülerzahl hat die Schul- 
auffichtöbehörde in Gemäßhelt der Regierungs- 
inftruction vom 23. October 1817 darüber zu be: 
finden, ob es bei dem einen Lehrer mit einem 
Adjuvanten bewenden Tann, ober ob zwei oder 
mehrere Lehrer ohne oder mit einem Abjuvanten 
angeftellt werden müffen. Das genannte Regle- 
ment redet nirgend8 von ber Anftellung mehrerer 
Adjuvanten an einer und berjelben Schule, und 
die Beftimmungen über die Befoldung der Mb- 
juvanten zeigen, daß, wenn etwa neben dem einen 
Adjuvanten, der wegen der Größe der Schülerzahl 
oder wegen der Entfernung eines Dorfes vom 
Schulort bei einer alten Schule angeftellt werden 
tann, ein zweiter wegen Wlterd und Krankheit des 
Lehrer? heranzuziehen wäre, ber letztere allein 


Wahl des Schulorts im Schulbezirt. 8 244. Nr. 1. 


ohne Zuthun der intereffirten Herrſchaften und 
Gemeinden für den Unterhalt dieſes zweiten Ad- 
juvanten forgen muß ($ 29). 

In dem im 8 26 gaaäten, bier jedoch nicht 
vorliegenden Fall, bildet die Anftellung eines 
Lehrer3 ebenfalls die Regel und die Anstellung 
eined Adjuvanten die Ausnahme, welche aladann 
eintreten fann, wenn ein vom Schulort in beſtimmter 
Entfernung liegende Dorf zu arm ift, um einen 
eigenen Behrer zu befolden und ein eigenes zur 
haus zu erbauen, fo daß wenigſtens bie 
Belung eines Adjuvanten erfolgen muß, wenn die 
Bahl der vorhandenen Schulkinder an fi nicht 
die Anſtellung eines jelbftändigen Lehrers bedingt. 
In legterem Fall bildet aber auch jegt gewöhnlich 
die Armuth ber betreffenden Gemeinde allein in- 
fofern kein Hindernig der Errichtung einer eigenen 
Schule, als bei vorichriftsmäßigem Nachweis des 
Bedürfnifies zu diefem ed eine Unterftügung 
aus Staatsfonds in Ausſicht genommen werben 


ann. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Sutshernfioften und bie Gemeinden bes Schul: 


Batzte zu (im ber Provinz Gchleften). 
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1. €. v. 30, April 1862 betr. bie Verüdfitigung ber 
Wünfe der Interefienten bei ber Wahl bes Schul⸗ 
orts; cf. beögl. $ 240 Nr. 4 (mit Rücfiht auf bie 
Entfernungen bei Zumelfung zu einem Shulbeirt). 

1. 

Auf den Bericht vom 3. v. M. und das Re- 
eurögefuch der Gemeinde N. hebe ich das bie 
Berlegung der evangelifchen Schule in R. nad R. 
anordnende Reſolut der Königlichen Regierung 
vom 9. December v. 3. hierdurch auf, und fege 
dagegen feft, 

daß das Schulhaus zu R. nach dem Anfchlage 
des Baumeifterd N. vom 8. April v. & 
umgubauen und zu erweitern, und die Bau- 
koften von ben Gemeinden R. und R. je zur 
Hälfte nad) der Dotationsurkinde vom 10. 
December 1836 aufzubringen. 

Die im Refolut für die Verlegung der Schule 
von N. nah R. geltend gemachten Gründe er- 
fcheinen nicht ausreichend, um die zwangsweiſe 
Durdführung diefer Maßregel gegen den Wider- 
pruch der recurrirenden Gemeinde N. zu recht⸗ 
ertigen. 

Auf den Umſtand, daß die größere Zahl der 
Schulkinder der Gemeinde R. angehört, ann ein 
entſcheidendes Gewicht nicht gelegt werden, da es 
für das Schulintereffe nit von durchgreifender 
Bedeutung ift, ob des Schulbeſuchs wegen 40 
Kinder von R. nad) R., oder 30 Kinder von R. 
nah N. zu geben haben. 

Die für ben Fall der Erledigung ber Küfter- 
ftelle bei der Mutterfirche in B. projectirte Er- 
richtung einer befonderen Filialküſterei bei ber 
Kirche in R. läßt zwar die Verlegung der Schule 
ala wünfcjenamertS ericjeinen, tann aber zu einer 
äwangsweifen Durchführung der letztern um fo 
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weniger eine ausreichende Veranlaſſung geben, 
als die Verwirklichung der projectirten — 
einrichtung weder in naher Ausſicht ſteht, noch das 
Schulintereſſe unmittelbar hierbei betheiligt ift. 
Dagegen fteht feft, daß dem Bedirfnih einer 
Erweiterung und beſſern Einrichtung der Schuls 
ftube und der Lehrermohnung durch den von dem 
Kreisbaumeifter N. begutachteten Um- und Er— 
weiterungsbau des Schulhnufes in N. vollkommen 
und in zwedmäßiger Weiſe genügt werben Tann. 
Auch find von feiner Seite Üebeljtände behauptet 
worden, welche aus ber Lage des Schulhaufes in 
N. hervorgerufen wären und durch die Verlegung 
der Schule nad) R. befeitigt werden würben. 
Hiernach jest es an ſolchen Umftänden, wie 
fie der 8 18 Lit. K. der Regierungsinftruction 
bom 23. October 1817 vorausfegt, um gegen den 
Widerſpruch der zunächſt betheiligten Gemeinde N. 
bie Verlegung der Schule zwangsweiſe durch⸗ 


führen u tönnen. 

Das jolut mußte daher aufgehoben und ber 
Um- und Erweiterungsbau des alten Schulhaufes 
in N. angeordnet werden. . 

Die Aufbringung der Koften für diefen Bau 
regelt fi nad} der Dotationsurkunde vom 10, De- 
en iheid Hi Betheili 

eſe ung iſt den igten vor= 
ſchriftsmäßig zu publiciten. 

Berlin, den 30. April 1862. 

Der Minifter der geiftlien zc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


Un 
die Rönigtihe Regierung zu R. 


8 245. Organifation verſchiedener Schulen 
im Schulbezirk. 


ee 4 ne Bürger- 


Et. des D.:8.-@. v. 2. März 1878 betr. bie Be 
fugniß der Schulauffichtsbehörden zur Entſcheidung 
über bie Organifation der Schulgemeinden insbe 
fonbere über bie Gründung mehrerer Säulen 
in einer Säulfocietät; cf, $ 5 Rr. 3 (Ein 
richtung neuer Schulſyſteme unabhängig von der Ent: 
ſcheidung der Verwaltungsgerichte). 

2. Berf. ber K. R. in Breslau vom 18. Sept. 1878 
betr. bie Einrichtung mehrerer Schulen in beftehenben 
Schulverbanden ftatt 'einer Trennung der lehtern in 
mehrere Gocietäten mit bejonbern Schulen. 

3. €. v. 2. Oct, 1873 beit. bie Trennung ber 
Säulfocietäten beiberErrihtung neuer 
Säulen, 

4. €. d. 25. Nov. 1864 betr. die Zulaſſigkeit ber 
Vereinigung mehrerer Schulen bei ber Extheilung bes 
Unterridts in weiblichen Handarbeiten unb Anftellung 
einer Lehrerin für beide Schulen. 

5. €. v. 6. April 1864 betr. bie Wufbringung der 
Koften eines Abjuvanten bei Dopelfulfyftemen. 
el. 8 243 Nr. 2. 


J 


—X 16, in Gatkanig Hallein: Sr 524 ‚om 1814 vo 
J | H von 
(fe — nur auinahmãweiſe zuläffig cd) unten 8b, II [73 
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6. Verf. der K. Reg. in Liegnig v. 23. Juli 1861 
betr. bie Befeitigung ber Doppelſchulſyſteme. 

7. €. v. 14. Rov. 1860 betr. bie Erhaltung mitt: 
lerer Bürg erſchulen neben ben Gymnaflen und 
Realſchulen. 

8. E. v. 7. April 1873 betr. bie Organiſation ber 
Mittelſchulen neben bezw. mit ben Voltsidulen. 

Rachrichten über bie Organifation bed Schulweſens 
in Stralſund of, C.⸗Bl. 1862 ©. 371 ff. im Kreiſe 
Eſſen C.⸗Bl. 1860 ©. 507 — hier nicht abgebr. — 


1. Liegt in ber Zufänbigfeit ber Verwaltungs- 
erichte zur Entiheidung Nothwendigkeit und 
rt der Ausführung won Schulbauten zugleich die 
8 6 enthalten, — ation ber 
Gäpnigemeiuben unb indbefondere Über die Frage 
ers ob uud am welchem Orte inner 
da Eäulfecietät eine zweite Schule neben 
ber bexeitö befteenden einzurichten fei?*) 
Kreisordnung vom 13. December 1872 8 135 
X Nr. 3.) 
uftändigkeitögejeh vom 26. Juli 1876 8 78.**) 
ftruction zur Geihäftsführung der Regie⸗ 
rungen zc. vom 23. October 1817, $ 18 (Gef.- 
Samml. ©. 248). 


Endurtheil vom 2. März 1878. 


Der Schulbezirt Br. umfaßt zwei Gemeinden 
und drei Rittergüter ſowie die auf Ländereien 
diefer Güter angelegten Colonien. Die vorhandene 
Kinderzahl_ erforderte die Anftellung eines jweiten 
Lehrers. Ein Theil der Intereffenten wuͤnſchte, 
daß der neu zu berufende Lehrer den Unterricht 
in dem im Dorfe Br. belegenen und zu ermwei- 
ternden Schulhauſe ertheile, während ein anderer 
Theil e8 für die gebeihliche Entwidelung des 

lweſens als nothiwendig eradjtete, daß ber 
Lehrer nicht im Dorfe Br., jondern innerhalb der 
Colonie Br. Schule Halte. Die Bezirköregierung 
als Auffichtsbehörbe entjchted fich fr — tere. 
Die Mehrzahl der Interefjenten meigeete ſich in⸗ 
deſſen, die durch dieſe Anordnung gebotenen Auf⸗ 
wendungen zu machen und für die Koſten eines 
Schulbaues in Colonie Br. Beiträge leiſten. Die 
Regierung beftellte darauf dem Schulinftitute in 
der Berfon des Local-Schulinipectors einen Curator, 
um gegen bie Schulgemeinde auf Errichtung einer 
zweiten Schule zu Colonie Br. zu Hagen. 

In der demgemäß am 8. September 1876 beim 
Kreisausfhufie gegen die Schulgemeinde ange- 
brachten und in einem Nachtrage vom 26. No— 
vember deflelben Jahres ergänzten Klage wurde 
beantragt, 

4) die Notwendigkeit der Errichtung der pro= 

jectirten Schule anzuerkennen, 

2) die Baupflichtigen, nämlich die Ritterguts- 
befiger des Shulbegirts und bie Schulge⸗ 
meinde, zur Heritellung der Schule für ver- 
bunden zu eradhten. 

Nachdem die Beklagten diefen Anträgen wider— 

an aaa erfannte ber Kreisausſchuß ba= 
in, da} 


be bes 1 ef 
ee ungen - Königlichen Ober-Berwaltungsgerichts 


3 9. 3 
5: * u eh — Zuftänbigfeitsgefeges vom 





1) die Errihtung einer befonderen Schule in- 
mitten der Colonie Br. als nothwendig an⸗ 
zuerfennen, 
2) die Baufoften von den Beklagten nad) einem 
näher angegebenen Beitragsverhältniſſe auf- 
zubringen. 
Die hiergegen von den Beklagten eingelegte Ber 
rufung wurde vom Bezirk3-Verwaltungsgerichte 
urüdgemwiejen, indem daſſelbe ausführte, daß der 

isausſchuß zu 1) mit Unrecht erfannt habe, ba 
über die Einrihtung einer Schule in Colonie Br. 
nit von den Bermwaltungsgerichten, fondern von 
der Schulauffichtöbehörbe zu befinden ſei nnd daß 
zu 2) — das betreffend 
— die Berufung gegen die Entſcheidung des Kreis⸗ 
ausſchuſſes nah 8 135 X Nr. 3b der SKreis- 
ordnung — welcher auf bie vorliegende, vor dem 
1. October 1876 en gewordene Sade An⸗ 
wendung finde — nicht Statt habe. 

Auf die Revifion der Beklagten hat dad Ober- 
Berwaltungsgericht diefe Entſcheidung zu Punkt 1) 
der Klage aufgehoben und leßtere in dieſem Theile 
wegen Uinzuiäffgtett des Verwaltungs-Streitver- 
Be Tem: Dagegen murde zu Punkt 
2) der Klage das angefochtene Endurtheil beftätigt. 


Gründe. 

Der Regierung gebüßnt nad $ 18 ber Beste 
rungsinftruction vom 23. October 1817 (Gef.- 
Samml. ©. 248) die Verwaltung ges gefammten 
Elementarſchulweſens. Sie Hat in Folge defien bie 
im Schulinterefie nothwendigen Einrichtungen felb- 
ftändig zu treffen. Sie hat zu beftimmen, ob ein 
Schulbezirk zu theilen oder nicht, ob in einem 
Schulbegirke, falls fie die Vermehrung ber Lehr 
träfte für nothwendig erachtet, die Erweiterung 
der beftehenden Schule oder bie richtung einer 
neuen Schule erfolgen fol. Sie tft , im 
legteren Falle anzuordnen, in welchem Theile des 
Schulbezirks die Schule einzurichten fei. Keine 
diejer Befugniffe ift durch die neuere Gefeggebung 
auf die erwaltungsgerichte übertragen. Das 
Bermaltungs-Streitterlaßren findet nah $ 135 
X. Nr. 3 der Kreisorbnung, wie nad) $ 78 bes 
Buftänbigfeitögefeges vom 26. Juli 1876*) nur 
über die Nothwendigkeit und die Art der Aus- 
führung der Schulbauten, fowie über bie Bei— 
tragspflicht ftatt. Für die in diefer Begtehung zu 
treffende Entſcheidung ift die über bie Schulein- 
richtung von der Schulaufſichtsbehörde erlaffene 
Anordnung maßgebend (Entiheidung bes Ober- 
Verwaltungsgerichts vom 21. October 1876 Ent- 
ſcheidungen Bd. I ©. 192).*) Butreffend führt 
daher ber Vorderrichter aus, daß die Beitimmung, 
ob in der Colonie Br. eine bejondere Schule zu 
errichten fei, ber Reglerun ebühre und ber 
Kreisausfhuß unzuftändiger ee darüber erfannt 
babe. Die Folge hiervon konnte jedoch nicht fein, 
daß gegen die Eniſcheidung zu 1) die Berufung 
zurüdgewiefen wurde; vielmehr mußte der Be— 
rufung ftattgegeben, dlefer Theil der Entſcheidung 
aufgehoben und das Berwaltungs-Streitverfahren 
hier für unzuläffig erklärt werden. Dem ent- 


188} N ee Buänbigteitägefepes vom 1. Auguſt 
4308 Rr. 31. 
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aa war daher bie Entſcheidung des Bezirks⸗ 
jerwaltungsgerichts zu Punkt 1) der Klage auf⸗ 
zuheben und Diejenige des Kreisausſchuſſes dahin 
abzuänbern, daß das Hagende Schulinititut mit 
dem desfallſigen Antrage wegen Unzuläffigteit bes 
Berwaltungs-Streitverfahrend abzumweifen. Wollen 
fid) die ass bei der Anordnung der Re- 
ierung wegen Einrichtung einer Schule in ber 
ofonie Br. — einer dnung, zu beren Rechts⸗ 
gültigfeit es an und für ſich keiner Genehmigung 
der vorgejegten Dienftbehörde bedarf — nicht be= 
ruhigen, jo ftegt ihnen noch jet der Weg ber 
Beſchwerde bei dem UnterrichtSminifter offen. Hebt 
Diefer in Folge defien die Unordnung der Re 
terung auf, jo fallen damit auch bie wegen des 
— für den Schulbau getroffenen 
jegungen. 
is die Pflicht zur Tragung ber Baukoſten 
und bie Vertheilung derfelben unter die Ver⸗ 
pfliäteten betrifft, fo muß dem Borderrichter darin 
eigetveten werben, daß die Sache vor bem 1. Dc= 
tober 1876 anhängig geworben iſt, da bie Klage: 
fchrift, in welcher die Entſcheidung bed Kreisaus⸗ 
ſchuſſes angerufen wurde, bereits am 6. tember 
1876 bei dem Kreisausſchuſſe eingegangen ilt. Daß 
päter noch ein Nachtrag zur Klage singereicht 
worden ift, ändert daran nichts, da das klagende 
Inſtitut nach $ 41 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 
Gej.-Samml. ©. 375) felbjt in der mündlichen 
erhandlung noch berechtigt war, die thatjächli 
und redtlihen Anführungen zu ergänzen und zu 
berichtigen und auf Veranlaſſung des Vorfigenden 
des Gerichts fachdienliche Anträge zu ftellen. Mit 
Recht hat daher der Borberrichter angenommen, 
daß der 8 135 X Rr. 3b der Kreidordnung auf 
den vorliegenden Fall Anwendung fände. Uebrigend 
würde auch bei diefem Punkte den Reviſionsbe⸗ 
ſchwerden jelbft dann feine Folge gegeben werben 
tönnen, wenn in der That die Sade erft nad 
dem 4. October 1876 anl ängig geworden wäre, 
weil nach 8 78 des Buftändigfeitögefeges vom 
6. Juli 1876 die in der Berufsinftang ergangenen 
Entſcheidungen der Bezirtö-Verwaltungsgerichte in 
Schulbauſachen enbgüttig, alfo mittelft ber 
Revifion nicht anfechtbar find.*) 


2. Einri Squlen Innerhaib beftchen- 
Der Guiserhüahe: Sufnpigiet br Regierungen 


Breslau, den 18. September 1878. 

Wir haben bereit3 zu wiederholten Malen in 
Specialfällen Gelegenheit genommen, die Anlage 
neuer Schulen in der Weife zu empfehlen, daß 
diefelben, ohne bie beftehenden Schulverbände 
anders abzugrenzen, aljo innerhalb derfelben ein⸗ 
erg würden. Die über die Zuläffigkeit einer 
ſolchen Mafregel erhobenen Bedenken haben wir 
auf Grund des 8 18 der egierungsinftruction 
vom 23. October 1817 (Gej..Samml. ©. 248), 
wo e8 erforderlich jhien, abgemwiefen, Haben jedoch 
von generelleren Maßnahmen in ber gedachten 
Richtung ungeachtet deren Zweckmäßigkeit bisher 
Adftand genommen, um abzuwarten, wie ſich die 


keit 1. 
— vom 


ad 47, 160 bes 
1883 Pl — des orbentii tömweges aufgehol In 


und bie der Bezirteausſchuſſes fein 3 
Pa — 


Verwaltungs⸗ Gerichtsbarkeit zu ber erwähnten 
Frage ſtellen werde und je nad dem Inhalt deren 
Entſcheidung über diefelbe in Erwägung zu nehmen, 
ob das von und empfohlene Mittel zur Hebung 
mac Mißftände, — welche durch eine oft jchmierige 
örmlihe Ausſchulung und Gründung neuer Schul- 
verbände nur ſchwer zu befeitigen —, der allge 
— Beachtung zu empfehlen fein möchte oder 
n 


Gegenwärtig iſt die Vorbedingung für eine 
enerellere Anordnung in ——— Weiſe er⸗ 
Fink. Dad Königliche —— 
bat in feinem Endurtheil vom 2. März 1878 
(of. Enticeldungen Bd. 3 ©. 139)*) das von 
ung für die Regierungen in Anfprucd genommene 
Recht in unzweifelhafter Weife anerkannt. 

Indem wir daher nunmehr die Herren Lande 
räthe des Bezirks auf Die bezeichnete Entſcheidung 
en machen, fprechen wir die Erwartung 
aus, daß diejelben nicht verfehlen werben, von dem 
erwähnten Geſichtspunkte aus nicht blos in Bu- 
kunft die Neuordnung mangelhafter Zuftände ins 
Auge zu faflen, fanden auch namentlid die bis⸗ 

er aus Mangel an Mitteln vertagten Ausſchu— 
ungsprojecte in abermalige Erwägung zu nehmen. 
Im Bejonderen gilt dies von der jeit langer Zeit, 
jedoch bis jegt nur mit geringem ar eritrebten 
Befeiti; der fogmannten Laufihulen, welde 
mit ben Bieten er georbneten Schulaufficht 
ſchlechterdings unverträglid find. 

Die anberweit vielfah gebotene Rüdficht auf 
das erwartete Unterrichtögefep ftellt ſich den in 
gedachter Weiſe einzuleitenden Anordnungen nicht 
bindernd in den Weg und zwar um fo weniger, 
als es befannt ift, daß die Tendenz bed Geſetz⸗ 
entwurfed dahin geht, die Schullaften nad; Mög- 
lichkeit auf größere Verbände I legen und da⸗ 
durch auf leichtere Weiſe, wie bißher, auch ſolchen 
Ortſchaften zu befriedigenben Schuleinrihtungen 
zu verhelfen, die früher (abgefehen von der durch 
Etatsrüdlichten beeinflußten und darum mißlichen 
Stoatsbeihülfe) aus Mangel an ausreichenden 
Mitteln nicht dazu gelanı en konnten. 

Königliche Regierung. 


8. Trennung ber Schulſocietäten, Filialſchulen. 


Berlin, den 2. October 1873. 

Ew. Excellenz erwiedere ich auf den gefälligen 
Bericht vom 24. Juli d. J. die Schulverhältniffe 
in der Gemeinde N. betreffend, ganz ergebenit, 
daß ich die Teilung derjenigen Schulbezirke, deren 
weite Ausdehnung einen regelmäßigen Schulbefuch 
unmöglid macht, für geboten eradıte, daß ich alfo 
auch im vorliegenden gan die Errichtung neuer 
Schulen zu €. und 9. der Erweiterung ber ſchon 
beftehenben Dorfſchule zu N. vorziehe. Wenn nad;- 
weislid die Gemeinden zur Errichtung der Schulen 
undermögenb find, fo wird eine Staatsbeihülfe 
für die efolbung ber neu anzuftellenden Lehrer 
aus bem für dieſen Zweck durch den diesjährigen 
Staatshaushaltsetat bereit geftellten Fonds von 
mir gewährt und eine folde zu den Bauten aus 
dem Allerhöchten [Dispofittons]fonds *) nach⸗ 
geſucht werben können. 


*) Borftehend. ) of. 8.296, 
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Daß aber die geſammte Societät N. zu den 
Koſten der neuen Schulen herangezogen werben 
und bieje al3 fogenannte Filialſchulen eingerichtet 
werden follen, unterliegt, auch abgejehen von ber 
Beitimmung des $ 34 Thl. II Tit. 12 des Allgem. 
Zandr., erheblichen Bedenken, da auf biefe Weiſe 
nicht nur der Keim zu beftänbigen treitigteiten 
gelegt, jondern auch die felbftändige Entwidelung 
der neuen Schulen gehemmt werben dürfte. Außer⸗ 
dem iſt zu erwarten, daß, wenn innerhalb der- 
ſelben Schuffocietät eine meprftoffige und zwei ein= 
Haffige Schulen beftehen, die Mehrzahl der Ge— 
meindeglieder jene für ihre Kinder in Anſpruch 
nehmen wird und baß auf dieſe Weife der von 
Em. Excellenz ind Auge gefabte Zweck einer 
Zörderung des regelmäßigen Schulbeſuchs ſich 
nicht wird erreichen laſſen. Wenn daher ber Um- 
jens der gegenwärtigen Schulgemeinde N. zu groß 
ft, fo em es ich, ae zu theilen, und 
e3 wird babet feitzuftellen fein, inwieweit die Ans 
gabe in der Recurövoritellung vom 4. April d. J. 
richtig fei, daß ſchon jegt zwei ftreng abgejonderte 
Schulſocietäten beftehen, worüber der Bericht der 
Königlichen Regierung vom 17. Juli Nichts enthält. 

Em. Excellenz erfuche ich ergebenft, nad) dieſer 
Richtung hin das Weitere gefälligit veranlafien 
und die Beſchwerdeführer beſcheiden zu wollen. 
Im Auftrage des Herrn Miniſters der geiftl. ꝛc. 

Angelegenheiten. 
Greiff. 


An 
a 


4. Beſtellun ES 18 für den 
— fa) weinlihen Genbereten on ame 
Confeſſionsſchulen Eines Ortes. 


Da die beiden confejfionelen Schulen zu N. 
von nur 47 Mädchen bejucht werben, diefen aber 
der nothiwendige Unterricht in weiblichen Hand⸗ 
arbeiten füglid) von Einer Lehrerin ertheilt werben 
tann, und die beiden Schulen einander jo nahe 
liegen, daß jede von ben Kindern der andern leicht 
erreicht werden kann, aud die Anftellung einer 
qwelten Lehrerin für Handarbeiten nicht ohne Be— 
aftung der politifhen Gemeinde ausführbar tft, 
fo kann diefe um jo weniger zu einer biesfälligen 
Ausgabe gezwungen werben, als die confeffionellen 
Bertättnife feinen ausreichenden Grund darbieten, 
für den gedachten Unterrichtögegenftand zwei Lehre⸗ 
rinnen anzunehmen. 

Berlin, den 25. November 1864. 

U. 22660. 


5. Doppelſchulſyſteme. 
Berlin, den 6. Wpril 1864. 

— Die Schulen zu W. und B. find mit Wus- 
nahme der Jahre von 1814 bis 1818 ftet3 unter 
dem Lehrer in W. vereinigt geweſen. Wenn da= 
ber aud) bie Verhältniſſe ber beiderfeitigen Ge— 
meinden zu einander und zu dem gemeinfchaftlichen 
Lehrer nicht durch befondere Serie ungen geordnet 
find, I ericheint es doch unbedenklich, die beiden 
Gemeinden in Beziehung auf die gemeinfchaftlichen 
ea als Eine Schulgemeinde zu be= 
trachten. — 


im Schulbezirt. 8 245. Nr. 4-6, 


Die Anfegung einea Adjuvanten bei der Schule 
in W., der den Unterricht der Kinder in der Schule 
zu B. zu übernehmen — iſt aber eine Einrich⸗ 
tung, welche im Intereſſe beider Schulen und reſp. 
Gemeinden nöthig ift, denn dadurch wird ber 
Lehrer in W. der Ertheilung des Unterrichts in 
8. überhoben und fann feine ganze Kraft der 
Schule in W. zuwenden, während andererſeits bie 
Schule in 8. dur den für fie allein beftimmten 
Adjuvanten eine befiere und volltommnere Ber- 
forgung, als fie bisher grob findet. 

iernach müſſen die Koſten für die Anftellung 
des Adjuvanten, wozu aud die Koften für bie 
Einrihtung einer Adjuvantenftube gehören, von 
den beiderjeitigen Intereffenten gemeinſchaftlich ge» 
tragen werden. Daß bezüglid der Aufbringung 
des Adjuvantengehalts in anderer Weife verfahren 
worden, ift unerheblich, weil dieferhalb eine be- 
fondere Einigung unter den Interefjenten zu Stande 
gekommen ift, was bezüglich der Baukoſten nicht 
der Fall ift. 

Demgemäß muß fowohl der Recurs des Domi- 
niums und der Gemeinde W., ald aud der Recurs 
der Gcmeinde B., welche beiderſeitig die ftreitigen 
Koften zu übernehmen ſich geweigert haben, Bir 
unbegrünbet erachtet werben. 5 8279 Rr.27b.) 





6. 


Em. haben die auch an verſchiedenen Orten in 
verfchiebener Weile gemachte — beklagt, 
daß für die unter dem Drude ſolcher Ueberbür⸗ 
dung mit amtlicher Arbeit ſtehenden Lehrer, wie 
die gebeihliche Amtsausrichtung, fo bie angemefjene 
Weiterbildung für den Beruf faft unmöglich 
werde; baß mandje frifche Kraft, welche unter richtig 

eorbneten Verhältniffen die Hoffnung auf er- 
Pen fte Leiftungen erweden burfte, frühe körper⸗ 
lich gebrochen oder geiftig erlahmt, manche freudige 
Begeifterung bald zu trauriger Reſignation abs 
geftumpft, manche mit Tebenövoller Hingabe bes 
gonnene Arbeit auf diefem jo wichtigen Gebiete 
gelitigen Wirfend zu kümmerlicher mechaniſcher 

herabgefunten tt; ja, daß jelbit 
Fü ht vereinzelt jtehen, in melden 
in folder Situation ein vermeintliches 
ervatiy gegen körperliche Erſchöpfung und 
geiftige Ermattung in dem Genuffe geiftiger &e- 










tränte ſuchend und befieise allmälig verftärtend, 
in eine ausgebildete Neigung zum Trunke ver- 
fallen find. 
Wenn wir daher, nachdem bereits an einzelnen 
Orten den bezeichneten Mißftänden dic nöthige 
Abhülfe vermittelt worden, gegenwärtig Ew. Hod= 
würden mit der Einleitung derjenigen Verhand⸗ 
lungen beauftragen, melde zur völligen Beſeiti— 
ung aller in ben einzelnen Aufſichtökreiſen bes 
epartement3 noch vorhandenen Schulver! ne 
der in Rede ftehenden Art erforderlih find: jo 
dürfen wir in Ihrer und der betreffenden Herren 
Reviforen eigenen Meberzeugung von ber Wichtige 
keit, welche diefe Angelegenheit an und für fi 
at, eine Bürgſchaft für die nachhaltige Hingabe 
inden, welche die durch diefen Auftrag bedingten, 
ir einzelne Diöcefen umfangreien Arbeiten zu 


einem erwünfchten Biele zu führen haben wird, 


Drganifation verſchiedener Schulen im Schulbezirt. 8 245. Nr. 6. 


Wenn wir aber no hinzufügen, daß innerhalb 
unſers Departement? im Ganzen noch 84 der⸗ 
artige, theil3 evangelifche, theild katholiſche Doppel- 
Schuliyfteme Geftesen, eben fo viele Lehrer aljo 
und, in 168 Schulen, nahezu 8000 Kinder unter 
den Nachtheilen einer foldhen, unter ganz anderen 
Berhältnifien einer längft verfloffenen Zeit ent⸗ 
fandenen, mit unferer gegenwärtigen Schulgefeß- 
ebung aber durchaus unvereinbaren Einrichtung 
ſchwer zu leiden haben: jo werben Sie um des 
mfangs willen, in welchem die bezeichneten Miß— 
fände noch vorhanden find, deito richtiger den 
ahdrud würdigen, mit welchem wir die all 
feitige Abftelung folder Verhältniſſe und die 
Herbeiführung einer auch in diefer Hinficht ent 
ſprechend georbneten Schulorganijation zu fördern 
und zu verwirklichen uns veranlaßt jehen müffen. 
Wir dürfen zwar auf Grund mander desfalls 
gemachter Erfahrung die Hoffnung hegen, daß 
einige der Hierbei betheiligten Schulgemeinden 
jelbjt von der Nothwendigkeit der in Rede ftehen- 
den durdhgreifenden Beränderungen hinlanglich 
überzeugt find, um bereitwillig auf die in dieſer 
Sinfiä ihnen zu madenden Vorſchläge einzus 
hen und bie zur Verwirklichung berjelben er- 
— Opfer ermattet, in der großen Ver— 
juchung, hinſichtlich ihrer Vorbereitung auf ben 
Unterricht und in ihrer ſonſtigen Fortbildung für 
den Beruf läffig zu werden, von vorn herein ſich 
an ein halbes und mattes Wefen bei der Aus: 
tihtung ihres Amtes zu gewöhnen ; fich jehnend, 
fo bald als möglich eine ſolche Lebenslage wieder 
verlaffen zu können, tnüpfen fie das Band ber 
erziehlichen Einwirkung auf die ihnen anvertrauten 
Kinder um fo weniger feft, ald ihre Wirkjamfeit 
bei verfürzter Unterrichtözeit auf bie Kinder zweier 
Schulen zerjplittert, ihre Amtserfahrung eine erſt 
geringe iſt. — Ueberdies find bei Regulirung 
diefer Yingelegenbeit gar nit einmal aud nur 
vorwiegend Abdjuvanturen betheiligt; e8 werben 
vielmehr die 84 Schulſyſteme der bezeichneten 
Eategorie von 61 definitiv angejtellten Lehrern 
und nur 23 Adjuvanten verforgt. 


Wie die vorerwähnten, fo werden aud andere, 
bei den betreffenden Verhandlungen etwa noch 
ſich erhebende generelle Ein= und Lorwände durch 
Erg Beleuchtung der thatfählichen Berhält- 
niffe leicht als an ſich hinfällig, oder im Vergleich 
mit der Wichtigkeit des in Rede ftehenden Zweckes 
als geringfügig dargethan werben können. Weber: 
haupt aber find diefe Verhandlungen nicht auf 
die Erörterung, ob die betreffenden Webeljtände 
bejeitigt werden möchten, hinzulenken; fondern fie 
haben, da dies Durch unfere, in den betreffenden 


Gejegen begründete Verordnung entſchieden ift, fi 


vielmehr die Frage feit ins Auge zu faflen, wie, 
mit Rüdficht auf die an jedem Orte obmaltenden 
Berhältniffe, am zwedmäßigften die Ueberleitung 
in geordnetere Verhältnifie werde erfolgen können. 
— dinſichtlich diefer Frage bemerken wir zum 
Anhalt für die betreffenden Verhandlungen hier 
zunädft noch Folgendes: 


In einzelnen Füllen ift die Frequenz der be- 
treffenden beiden Schulen, fo bedeutend, daß ſchon 
mit Rüdficht Hierauf durd bie diesfälligen all- 


17 


gemeinen gefeglichen Beitimmungen die Annahme 
noch einer Lehrkraft bedingt, aud durch den Er- 
trag des Schulgeldes bei einiger Zuſchußleiſtung 
Seitens der betreffenden Dominien und Schul 
gemeinden pecuniär leicht ermöglicht ift. 

Für andere Fälle, namentlihd wenn für bie 
eine Schule nicht ein eigenes Schulhaus vorhanden, 
fondern das Unterrichtölocal nur gemiethet, wenn 
ferner die Entfernung der Schulorte von einander 
nicht zu groß, und wenn in dem Lchrzimmer der 
anderen Gemeinde der nöthige Raum vorhanden 
tft, wird eine vollftändige Einſchulung ber jegt 
in einer bejonderen Nebenfhule unterrichteten 
Kinder in die Schule des anderen Ortes thunlich 
fein. Da nah dem Eintritt einer ſolchen Maß- 
nahme die Beſchulung, welche unter den jegt ob- 
maltenden er ältmifen mit nur feltenen Aus- 
nahmen eintlaffig geſchieht, nah Art der ſonſt in 
unferm Departement vorwiegend üblichen Halb: 
tagſchul⸗Einrichtung, in zwei gefonderten Ab⸗ 
theilungen erfolgen kann, 5 wird es in ben be- 
treffenden Schulhäufern meiftentheild an Raum 
nit fehlen, um die Kinder der Nachbargemeinde 
ohne Vergrößerung des biöherigen Locals noch in 
den Schulverband mit aufnehmen zu künnen. 

Unter anderen Berhältniffen, mo die vollftändige 
Einfhulung des einen betreffenden Ortes in die 
Schule des andern, oder, was hier und da aud) 
möglich fein wird, in die Schule eines noch näher 
jelegenen dritten Orts, nicht ausführbar erſcheinen 
oßte, werden die jegt vorhandenen Mißſtände 
wenigſtens erheblich ermäßigt werben können, wenn 
die eine der beiden Nebenſchulen eine Hauptſchule 
mit zmweillaffiger Einrichtung wird, mit der Ober- 
klaſſe derjelben die größeren Kinder der anderen 
Schule gemeinjhaftlihen Unterriht empfangen, 
dann die Unterffaffe der Hauptichule, Nachmittags 
die Unterflaffe des Nebenborfes gefonbert unter= 
richtet wird. Bleibt auch in ſolchen Fällen für 
den Lehrer die Beſchwerniß des Ganges in das 
Nachbardorf; muß derjelbe auch täglich etwa 1 bis 
1Ya Stunden länger Unterricht ertheilen, als feine, 
in ganz normalen Berhältniffen günftiger fituirten 
Amtögenofien, fo wird doch bie perjünliche Lage 
des Lehrers auch ſchon dur eine ſolche Maß⸗ 
nahme erheblich gebeſſert, die Wirkſamkeit ſeines 
Unterrihte3 bedeutend gehoben. Er darf dann 
täglich doch nur ein vollcd Lehrer⸗Tagewerk ver⸗ 
richten; die weſentlich kürzere nachmittägige Unter⸗ 
weiſung der Unterflaffe des Nachbardorfes iſt mit 
dem weren, Niederbrüdenden, Aufreibenden, 
was die täglich zweitmalige, mindeſtens doppelt 
lange Verforgung einer ganzen, alle Xiteröftufen 
umfaffenden Nadymittagsihule unausbleiblid mit 
ich führt, gar nicht in Vergleih zu ftellen. — 
Freilich wird auf diefes, immerhin doch nur eine 
ihellweiſe Abhilfe gewährende Auskunftsmittel nur 
in den allerdringendjten Fällen eingegangen werden 
bürfen. — 

Schließlich bemerken wir in Betreff ber über 
diefe Angelegenheit einzuleitenden Verhandlungen 
und der desfalis zu erftattenden Berichte noch 
Folgendes: 

Die Verhandlungen werden zunächſt durch bie 





eordneten Organe des Schulreviſorates, unter 
— der übrigen Mitglieder des Schulvor⸗ 


Säneider und von Bremen. Preußiſches Voltkeſchulweſen. IT. Vd. 2 
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ftandes, mit den betreffenden Dominien und Schul- 
emeinden zu führen fein. Zu biefem Behufe 
fig wir für jeden ber betreffenden Herren Revi⸗ 
joren ein Gremplar diefer Verfügung bei. Daß 
diefen [amtlihen Verhandlungen biesfällige per= 
ſönliche Rückſſprachen mit den Herren Superinten- 
denten und Kreis-Schulinfpectoren voraufgehen, ift 
münfchenswerth. 

Bo, wie mehrfach der Fall, zwei Diöcefen, reſp. 
Parochieen bei einem der in Rede ftehenden Doppel- 
ſchulſyſteme beteiligt find, werben die betreffenden 
Herren Superintendenten und Kreis-Schulinipec- 
toren, vejp. die betreffenden Herren Revijoren fi 
zunächſt mit einander über die den Verhältniſſen 
entiprechenditen Modalitäten der anzubahnenden 
Regulirung in Einvernehmen fegen mögen. 

Bo die Verhältniffe die vollftändige oder theil- 
weiſe Umfchulung der Kinder des einen Ortes 
thunlich erjcheinen laffen, wird es angemeffen fein, 
zunädjit mit ber betreffenden anderen Schulgemeinde 
in separato zu verhandeln und diefe zu möglichſt 
günftigen Bedingungen für die Mitaufnahme der 

inder des Nachbardorſes in ihr Schulhaus, ja, 
wenn irgend sunlig), dahin zu beftimmen, daß 
fie eine ſolche Mitbenugung ihres Local ganz 
unentgeltlich gewähren. Es liegt auf der Hand, 
daß in folden Fällen die Kinder der betreffenden 
Hauptſchul⸗Gemeinde ohne irgend welche Beſchwer 
in ein weſentlich günftigeres Befhulungsverhältnif 
treten, während den Kindern des anderen Ortes 
die Nothwendigfeit erwächſt, einen weiteren Schul- 
weg zurüdzulegen. Die ent dieſes, fo 
wie des anderen Umftandes, daß die etwas aus— 

edehntere Mitbenugung eines Schullocales dem 
elben erheblihen Schaden nicht bringt, wird bie 
in diefer Beziehung erforderlichen Verhandlungen 
um fo leichter dem oben bezeichneten Biele zu- 
führen können. 

Die inunferer Amt3blatt-Verfügung vom heutigen 
Tage erwähnten eventuellen Anträge auf dauernde 
oder zeitweife Staatdunterftügung behufs ange 
mefjener Regelung diefer Verhältnifje werden auf 
die dort bereits bezeichneten Fälle zu beſchränken 
fein, in welden entweder fiscaliihe Dominial- 
verpflichtungen vorliegen, oder die Präftationg- 
unfähigfeit einzelner Gemeinden für die Auf: 
bringung der erforderlichen Leijtungen nachweis⸗ 
bar ift, worüber event. feiner Zeit Durch die be- 
treffenden Königlichen Landraths⸗Aemter die er- 
forderlihen näheren Ermittelungen unfererfeits 
anzuftellen fein werden ꝛc. 

Liegnig, den 23. Juli 1861. 

Königliche Aenleang. 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das 
Schulweſen. 
Girculare 


an bie Herren Superindenten und Kreis⸗Schul⸗ 
infpectoren bed Liegniter Regierungäbezirkch, 


7. Erhaltung der mittleren Bürgerſchulen neben 
den Mealiäulen, reip. zu den mit Gymmafien 
verbundenen Realflafien. 


Auf die Vorftellung vom 17. April d. J., die 
dortige Bürgerſchule betreffend, eröffne id) dem 
Magijtrat Folgendes. 





Organiſation verſchiedener Schulen im Schulbezirt. 8 245. Nr. 7. 


In der dortigen Stadt befteht eine Bürgerſchule, 
in welcher 500 Knaben nad) der Angabe des 
Magiftrats in ſechs, — von der a ee 
Negierung erforderten Bericht in fieben Klaſſen 
unterrichtet werben. Diefe Schule hat feit ihrem 
Beitehen je nach mechjelnder Anficht über das Be- 
dürfnig und über ihr Verhältniß zu den anderen 
Unterritsanftalten der Stadt verſchiedene Modi- 
ficationen Hinfihtlih der ihr geftellten Wufgabe 
und ihre Lehrplans erfahren. Die Aufgabe ift 
ihr aber immer eigenthümlich geblieben, daß fie 
unter Beibepaltung der elementaren Yorm des 
Unterrichts den Kindern des mittleren Bürger- 
ftandes bis zur Vollendung des ſchulpflichtigen 
Alters eine über die engiten Grenzen des Ele- 
mentarunterrichts hinausgehende Bildung, und 
damit die Befähigung, in das Gewerbe, oder in 
fonftige bürgerliche Berufsarten mwohlvorbereitet 
überzugehen, zu geben habe. 

Gegenwärtig, nachdem feit Jahresfrift in dor— 
tiger Stadt ein Gymnafium mit parallelen Real- 
Hafien errichtet worden ift, hält der Magiftrat den 
Beitpunft für gelommen, um die in Rede ftehende 
Bürgerfhule in eine Elementarſchule von vier 
Raffen umzuwandeln, indem berjelbe der Anficht 
iſt, daß die einer über die Grenzen der gewöhn- 
lichen Elementarſchule Binaußgehenben ‚Silbung 
bedürftigen Knaben dieſe ausre eg und zweck⸗ 
mäßig in den unteren Realllafien des Gymna— 
ſiums finden könnten. Für diefe Anſicht führt 
der Magiftrat nicht ſowohl in der Sache liegende 
Gründe, daß etiva ei dem vorgefchlagenen Wege 
das Bildungsbedürfniß leichter und zwedmäßiger 
befriedigt werben könnte, fondern nur den Umſtand 
on, daß nah A. I. 8 4 der Unterrichts⸗ und 
Prüfungsordnung der Realſchulen und höheren 
Bürgerſchulen vom 6. October 1859 die Klaſſen 
von Sexia bis Tertia einer Realſchule fehr wohl 
ugleich der Aufgabe genügen fünnen, welche eine 

ittelſchule zu erfüllen hat. Durch dieje Be— 
ftimmung ift indefien nur eine Einrichtung unter 
diefelbe rechtfertigenden Berhältniffen für zuläffig 
erklärt, ohne daß biefelbe zur Regel, oder in Er- 
mangelung ſolcher Verhäliniſſe für zuläffig hat 
erflärt werden jollen. Namentlich wird diefe Ein- 
richtung nicht zu treffen fein, wenn das Beitehen 
einer jelbftändigen, im ſich abgefchlofienen mitt- 
leren Bürgerfchule nach ahgabe ber vorhandenen 
en und ber zu ihrer Unterhaltung bereiten 
Mittel geſichert ift. Beides ift in dortiger Stadt 
ber Fall. Daß aber auf dem von dem Magiftrat 
in Ausfiht genommenen Wege das Bildungsbe- 
bürfniß der betreffenden Klaſſen der Bevölkerung 
zwedmäßiger, als es jeßt geſchieht, befriedigt wer- 
den könnte, ift nicht anzunehmen. Eine felbjt- 
frändige, in fi abgeſchloſſene, nur Einem Zweck 
dienende Schule mit ſechs bis fieben aufeinander 
folgenden Klaſſen kann, ihre richtige Organifation 
und Leitung vorausgefeßt, das ihr geitedte Lehr⸗ 
ziel fiherer und klarer erreichen, als dies in den 
vier unteren Klaffen einer Realjhule möglich iſt, 
welcher die doppelte Uufgabe zugewieſen ijt, in 
diefen unteren Klaffen die Unterriht3objecte jo zu 
behandeln, daß ber Zweck der Anftalt, eine all= 
gemein wiflenfchaftlihe Borbildung zu gewähren, 
erreicht werden fann, und zugleich dafür zu forgen, 
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daß die mit der abfolvirten Tertia gewonnene 
Schulbildung einen zum Eintritt in einen prac- 
tifhen Beruf der mittleren bürgerlichen Kreife be- 
fägigenden Abſchluß erlange. Dabei ift aber auch 
nit außer Betracht zu laffen, daß bei der von 
dem Magiſtrat beabjichtigten Einrichtung weder 
eine Garantie geboren ift, noch gefordert werden 
tann, daß die betreffenden in bie unteren Klaffen 
einer Realſchule eintretenden Knaben auch wirklich, 
die Tertia abfolviren. Diefelben werden vielmehr 
in der Regel bie Realſchule jo lange Kg nicht 
biß fie ein beftimmtes Klaffenziel, jondern ein 
beftimmtes Lebensalter erreicht haben, welches nad) 
den obmwaltenden Verhältniſſen den Uebertritt in 
das practiiche Leben bedingt. Sollte, was viel- 
fach ber Fall fein wird, dieſer Austritt aus ber 
QDuarta, oder vor Abfolvirung der Tertia erfolgen, 
fo wäre der vorausgefegte Äbſchluß der Bildung 
jedenfalls nicht erreicht. 

Auf dem von dem Magiftrat beabfichtigten Wege 
würde e8 aber auch den betreffenden Kreifen der 
dortigen Bürgerſchaft nicht erleichtert, ihren Kin— 
dern bie erforderliche Bildung zu verichaffen, ſon⸗ 
dern die Erreihung diefes Zieles würde ihnen 
erſchwert werben. den Realklaſſen des Gym⸗ 
naſiums wird nämlich ein erheblich höheres Schul- 
geld gezahlt, als in der Bürgerſchule, wozu noch 
tommt, daß nad) der Angabe des Magiftrats be- 
abfichtigt wird, für das Gymnafium eine eigene 
Vorſchule zu gründen, fo daß die betreffenden 
Eltern wenigftens indirect genöthigt fein würden, 
auch für die Vorbereitung ihrer Kinder auf den 
Eintritt in die Realklaffen erheblich höhere Koften 
zu verwenden. Würde bei Ausführung der Vor— 
ſchläge des Magiftrats künftig in N. nur noch 
Elementarſchule und das Gymnafium mit feinen 
Realklaſſen für das Bildungsbedürfniß der Jugend 
forgen, jo würde ein großer Theil ber letzteren 
lediglich auß dem Grunde einer über die Grenzen 
der Elementarjchule Hinausgehenden Bildung ver- 
luſtig werden, weil ihr nach Aufhebung der mitt 
leren Bürgerſchule die Erlangung derſelben aus 
materiellen Gründen unmöglich geworden wäre. 
Eine derartige, ben gegenwärtigen ftand wefent- 
lich verſchlechternde Einrihtung fann von der 
Schulverwaltung nicht gebilligt werben. 

Die Aufhebung der mittleren Bürgerfchule kann 
aber auc nicht al3 dem Interefle des Gymnaſiums 
und feiner Realllaſſen entfprechend angefehen wer⸗ 
den. Diefelbe wird gegenwärtig von 500 Knaben 
befugt. Zritt, was der Magiftrat vorauszufegen 
ſcheint, der größte oder auch nur ein großer Theil 
derjelben in die Realtlafjen des Gymnaͤſiums über, 
fo werden biefen offenbar Elemente zugeführt, 
welche fie an ber Erfüllung ihrer eigentlichen 
Aufgabe Hindern müffen, und melde nad) $ 4 
ber erwähnten Schulordnung von ihnen fern ges 
halten werben ſollen. Xritt aber, was zu wün- 
ſchen ift, nicht eine fo große Anzahl von Kindern, 
wie vorauägefegt wird, aus der Bürgerfchule über, 
jo wird, auch abgefehen von ber zu erwartenden 
Bermehrung der Bevölferung, die von dem 
Magiftrat projectirte Elementarjdhule mit vier 
Kafjien zur Aufnahme aller Kinder nicht aus- 
reichen, e8 werden Barallelllafjen eingerichtet wer- 
den müffen, und ſchließlich würde nur erreicht fein, 
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daß an Stelle einer mittleren Bürgerſchule eine 
Elementarſchule getreten und damit die Befriedi— 
gung de3 vorhandenen Bildungsbedürfnifjes beein- 
trädjtigt wäre, ohne daß die Abjicht des Magiftrats, 
durch Verringerung der Klafien weſentliche Er— 
fparniffe zu erzielen, realifirt würbe. 

Siena), wird fid) der Magiftrat überzeugen, 
daß die Wufhebung der mittleren Bürgerſchule 
und deren Umwandlung in eine Elementarjhule 
nicht genehmigt werben fann. Dagegen wird bie 
Königliche Regierung eine Revifion des Lehrplans 
ber Eanıle vornehmen und benfelben überhaupt, 
namentlich aber, was ben bisher üblichen Unter- 
richt in der Mathematik und in der franzöfifchen 
Spradje betrifft, den jetzigen Verhältnifien ent— 
ſprechend und mit Rüdjiht auf die durch das 
Gymnafium und feine Realtlafien andermweit zu 
befriedigenden Unterrichtsbedürfniſſe angemeſſen 
umgeftalten. 

Nachdem hiermit das Fortbeftehen der genann- 
ten Schule entſchieden ift, kann diefelbe auch nicht 
länger eines eigenen Rectors entbehren, und hat 
der Magiftrat der hierauf gerichteten Anordnung 
der Stöniglihen Regierung dolge zu geben. 

Berlin, den 14. November 1860. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Betbmann=Hollweg. 


8 


Berlin, den 7. April 1873. 
Wenn aud in der Regel die Mittelſchule neben 
der Voltafhule des Orts beftehen fol, jo ift doch, 
wie es geftattet ijt, daß Die Oberflafjen einer ſechs⸗ 
Haffigen Volksſchule nad) dem Lehrplan der Mittel⸗ 
ſchule arbeiten, ebenfo auch zuläffig, die Volks— 
ſchulllaſſen in die Mittelfchule aufzunehmen und 
dur den Lehrplan Vorforge zu treffen, daß die- 
jenigen Kinder, welche in die eigentliche Mittels 
ſchuitlaſſen nicht eintreten, einen Abſchluß ihrer 

Volksſchulbildung zu erreihen im Stande find. 


Der Ninifter der en x. Angelegenheiten. 
alt. 


An 
die Königlice Regierung zu R. 
U. Kr ee u 


8 246. Veränderung der Schulbezicke,*) 


1. €. v. 8. Mai 1865 betr. die Zuweiſung ber bisher 
zu feinem Schulbezirk gehörigen Diftricte zu einer 
Säule. cf. für Hannover Geſetz v. 26. Mai 1845 
8 14 (unten ®b. III a. €.). 

2. €. v. 8. Januar 1869 besgl. und betr. bie Form 
ber betr. Verfügung. cf. $ 252 Nr. 24b. 

3. €. v. 4. Febr. 1864 betr. den Beginn ber Bei 
tragspflicht bei Umſchulungen mit Rüdfit auf bie 
Zeit der Ausſchreibung ber Beiträge. 

4. €, v. 15. März 1864 u. 25. Jan. 1860 betr. bie 
Ausfhulung als Vorausfegung für zwangsweiſe Anz 
fammlung eines Baufonds für eine neue Schule und 


2 ‚of. für Hannover Gefeg vom 26. Mai 1845 8 13 unten 
Vd. III a. €. (Bernchmung ber Betheiligten). 
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Regelung ber Werhältnilie ber Ausgeſchulten bis zur 
Eröffnung ber Säule. cf. E. v. 18. Juli 1884 unten 
8 304 Rr. 378, 

5. €. v. 30. Mai 1863 betr. bie Trennung ber Wer: 
pflitung zur Unterhaltung ber jebem Schulverband 
gehörigen Schule bei Trennung ber Verbände. 

6. €. v. 10. Mai 1860 beögl. und betr. den Aus: 
ſchluß einer Entſcheidung im Verwaltungswege über 
die beiberfeitigen Aniprüde auf Erftattung von Bei⸗ 
trägen.*) 

78, b. €. v. 30. März 1861 und 15. Juni 1868 
beßgl. und betr. bie Anſprüche der Ausgeſchiedenen 
an bem gemeinfamen Baufonds. 

Te. Erk. des E.:6.:9. v. 14. März 1863 betr. bie 
Gompetenz ber Auffihtöbehörben zur Beftimmung über 
bie Laften der neu zugeſchlagenen Bemeinbe.**) of. über 
die Verüdfihtigung bes Herkommens betrefiß ber 
Leiftungen ber Scähulunterhaltungspflictigen bei Um⸗ 
ſchulungen aud Erk. des Obertrib. v. 14. Mai 1860 
8 277 A. 2. 

8. €. v. 12. Juni 1860 betr. bie Berüdfichtigung von 
Vergleichen bei Einſchulungen. 


Anhang. 

L €. v. 13. Dec. 1877 betr. bie Aufbringung ber 
Einritungstoften bei Trennung der Schulgemeinden 
(abgebr. bei Geibel, Schulverorbn. des Beg.-Bez. 
Breslau 1881 ©. 50). 


1. Zuweifung eines jeden Diftrict? zu irgend 
einer Schule. 


Auf die Beſchwerde vom 17. v. M. beftätige 
id) die von der Königlichen Regierung zu 
unter bem 3. Februar d. J. angeordnete Ver- 
einigung des Schloß⸗ und Stadibezirks N. zu 
einer Schulgemeinde, fowie die gleichmäßige Heran- 
ziehung aller Mitglieder derfeiben zu den Schul- 
unterhaltungsfojten. 

Diefe Maßnahme liegt im Intereffe der Schule 
und rechtfertigt ſich dadurch, daß die Vertheilung 
der Laften eine der Teilnahme an dem Nutzen 
der Anjtalt entſprechende fein muß. Der Umſtand, 
daß bie Kinder der Bewohner des Schloßbezirts 
bisher thatfählih die Schule in der Stadt N. 
befucht haben, ohne daß für Diefelben ein Mehreres 
als das übliche Schulgeld entrichtet worden, fteht 
nit entgegen, weil die Mitbenugung einer öffent» 
lihen Schule überhaupt fein Gegenjtand des Pri— 
vatrechts ift, und mithin dem freien, nur nad) den 
allgemeinen gefeglihen Beſtimmungen und öffent 
lien Rüdfihten auszuübenden Organifationsred)t, 
welches dem Staat in Anfehung der Schulen zus 
fteht, mit dem etwaigen Einwand ber Verjährung 
nicht begegnet werden kann. 

Dem eventuelle Antrage, Sie ald Mitglieder 
einer zugefchlagenen Gemeinde gemäß $ 35 II. 12 
de3 Allgemeinen Landrechts zu den Koften ber 









*) of, 
25 II a. 


—— = für beason Gefep vom 26. Mat 1845 96 14 37 


— Geſetz vom 26. Mat 1845 5 18 (unten 
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Unterhaltung der Schulgebände nur mit der Hälfte 
ber von den übrigen Hausvätern zu entrichtenden 
Beiträge heranzuziehen, ftchen die in dem ange 
zogenen Erfenntniß des Königlichen Obertribunald 
vom 20. Juni 1853 näher ausgeführten, von 
Ihnen nicht widerlegten Gründe entgegen.*) Es 
bleibt Ihnen indeß unbenommen, bei einem in 
der Folge eintretenden Baufall Ihre dahin gehenden 
Anſprüche befonders geltenb zu machen und event. 
im Rechtswege zu verfolgen. **) 


Berlin, den 8. Mai 1865. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
die des J irts 
an Bi 


2. Nothwenbigteit der Einſchulun 


; 7 6 
nit, 


Berlin, den 8. Januar 1869. 


Bei Rüdfendung der in Ihrem Auftrage von 
dem Juſtizrath N. zu N. eingereichten Verfügung 
der Königlichen Megierung zu N. vom 5. Sep= 
tember pr. eröfn 10 Ihnen und den Mitunter- 
zeichnern der Borftellung vom 26. dei. M., daß 
die Einwohner von N. mit Recht ald Mitglieder 
der Schulgemeinde R. angefehen und demgemäß 
zu ben dortigen Schullajten herangezogen find. 

Ordnungsmäßig muß jede Ortfchaft, welche feine 
eigene Schule hat, einer benachbarten Schule zu= 
gewiefen werden. Sole Zuweiſung begründet 


jeder Ort⸗ 
laften ber 


[nicht ein Gaftverhältniß, jondern die volle Zu— 


ehörigfeit zur Schulgemeinde, und die Königliche 
egierung Mn eſetzlich fo bereditigt wie verpflichtet, 
für eine dem Schulinterefje mögüchſt entſprechende 
Bufanımenfegung der Schulgemeinden überall zu 
forgen. Wo in biefer Beziehung von Wlteröher 
wedmäßige Verbindungen bejtehen, welche die 
uffihtsbehörde ſtets anerfannt und, wenn aud 
nur ftilljhweigend, genehmigt hat, muß es bei 
denfelben bis zu einer etwaigen Umſchulung be= 
laſſen werben. Insbeſondere kann aus dem Mangel 
einer förnilichen Einjhulungsverfügung fein Ein- 
wand gegen den Fortbeitand des Gejulgemeinde- 
verbandes hergeleitet werden, da eine folhe Form 
ür deffen Begründung nicht unbedingt vorge- 
hrieben, auch in älterer Zeit meift unterlaffen 
worden ift. Aus der Zugehörigkeit zur Schul⸗ 
gemeinde folgt von felbjt die Verpflihtung zur 
antheiligen Tragung der Schullaften. Dieje ge⸗ 
ſetzliche Verpflichtung geht durch thatſächliche Nicht⸗ 
erfüllung nit unter, und ein Mehreres haben 
Sie nicht behauptet, gefchweige erwieſen. 
Uebrigens würde aber auch, wenn Ihre Auf- 
fafjung des — — richtig wäre, die 
anderweite förmliche Einſchulung von N. nah R. 
mit allen daraus folgenden geſetzlichen Rechten 


*) of. 8.262 Rr. 14. 16. 


) Bereich deb länbigkeiti 1. Aug. 1883 
Jebt 2 ———— he ob den ——8 ot. 
unten y 
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und Pflichten ohne Weiteres von ber Königlichen 

Regierung angeordnet werben können und müfjen. 

Der Winifter der geiftlichen ꝛc. Angelegengeiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


- Un 
vn 1 
ek 


8. un der Beitragspflicht der ein k 
Begii ee din ne er 
haltung der Schule. 


Endlich ift auch Ihre Beſchwerde darüber, daß 
die Ortfhaft B. zu der zweiten Hälfte ber Bu 
elber für die Landdotation der Schule in 
Seranggnen ift, nicht begründet. Die Ortfchaft 
. Hat mit ihrem Eintritt in den neuen Schul- 
verband auch an allen Laſten defjelben Theil zu 
nehmen, und es ift nicht entſcheidend, daß bie 
Zanddotation ſchon früher erworben worden, da 
nicht der Zeitpunkt des Erwerbs, fondern der Zeit⸗ 
punkt der Ausfchreibung der Beiträge für bie 
Entfgeidung der Frage maßgebend ift, welche 
Ortſchaften als zur Schule gehörig und deshalb 
beitragspflichtig Ins. 

Berlin, den 4. Februar 1864. 

1798. U. 


4 der Berpfiii ri 
er —ãâã— S — se era hair ae 


Berlin, den 15. März 1864. 
Da die Gemeinde R. bisher aus dem Schul: 
verbande von R. nit ausgejhult und zu einer 
beſondern Schulgemeinde noch nicht conftituirt ift, 
ericeint eine zwangsweiſe Heranziehung der Haus⸗ 
väter dafelbit zur Anfammlung eines Yonde um 
Bau der in R. projectirten Schule nicht ftatthaft. 
mit der Eonftituirung einer felbftitändigen 
ulgemeinde in R. wird ein rechtliches Funda⸗ 
ment geſchaffen, auf Grund defien bie Gemeinde 
zur Herbeiſchaffung der erforderlichen Einrichtungs⸗ 
toften für eine dafelbft u gründende Schule ge- 
nöthigt werben kann. — Die Königliche Regierung 
muß fi daher entweder mit den freiwilligen An⸗ 
erbietungen der Gemeinde R. begnügen ober, was 
ur Bermeidung von Weiterungen vorzuziehen 
Fein, die Ausſchulung berfelben aus der Schule 
in 8. außfprehen und nur für die Kinder aus 
R. den gaftfreien Beſuch der Schule in K. bis zur 
völligen Einrichtung der neuen Schule in R. vor 
behalten. In dieſem Fall hat es fein Bedenken, 
die ®emeinde R. event. im Wege des abminiftra= 
tiven Zwangsverfahrens zur Anfammlung eines 
Baufonds anzuhalten, doch kann Hier bei hervor⸗ 
tretendem Widerſpruch der Betheiligten von ber 
Regulirung des Interimifticums nicht abgejehen 
werden, wie dies generell in der Circular⸗Ve 
fügung vom 28. Juni 1866 — E. 9992*) — vor- 
geihrieben werden, weil fonft ein Titel ge die 
administrative Ezecution nicht vorhanden iſt. 
U. 4377. 
4b. 
Die Königliche Regierung erkennt e8 in dem 
Veriht vom 23. December v. J. als eine Härte 
an, daß Hausväter zu Beiträgen an Bau= und 





*) ef. 304 Un. L 
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Neparaturkoften von zwei Schulen, nämlich ber= 
jenigen, zu welder fie bisher gehörten, und ber- 
jenigen, welder fie nah Xollendung eines be- 
ſchloſſenen Schulbaues zugewiefen werden follen, 
angehalten werben. 

Der Bau einer neuen Schule ſetzt das Bor= 
handenſein einer neuen Schulgemeinjhaft, mithin 
die Ausfhulung derjenigen Gemeindetheile, welche 
bisher zu einer anderen Schule gehört haben, 
voraus. Diefe Ausſchulung iſt daher auch aus— 
ufprechen, ehe mit dem Bau der neuen Schule 

egonnen wird. Mit derfelben hört denn auch 
die Verpflihtung auf, zum Bau und zur Unter- 


+ | Haltung derjenigen Säule noch ferner beizutragen, 


zu welcher die Mitglieder der neuen Schule bisher 
gehört haben. Die Kinder derjelben find aber 
bis zur Vollendung des neuen Schullocal3 in ber 
bisherigen Schule gaftweife zu belafien. 

Hiernach können die katholifchen Mitglieder der 
Schule zu K., melde in N. wohnen und biöher 
zu der evangelifchen Schule dafelbit gehört haben, 
nicht angehalten werden, außer den Baubeiträgen 
für die Schule y K. auch noch Beiträge zu den 
Schulbauten in R. zu leiften. 

Berlin, den 25. Januar 1860. 

U. 


508. 

5. Unfbringung der Lehrerpenfion nad erfolgter 
— ber Säule in Coufeſſionsſchnlen. 
— Die tatholifhen Hausväter in F. fünnen 

nicht angehalten werben, einen Beitrag zur Benfion 

des Lehrers N. zu leiften, weil bereits lange vor 
dem Eintritt der Dienftunfähigkeit des N. eine 

Trennung der dortigen Schule nad Eonfeffionen 

ftattgefunden hat, und der R. ausſchließlich Lehrer 

an der evangelifhen Schule verblieben iſt. So 
wenig feitdem die katholiſche Schulfocietät zum 

Gehalt des evangeliſchen chen beizutragen bat, 

ebenjowenig ift fie für die Penfion des evangeli- 

fchen Lehrers mitverhaftet. Der Umftand aber, 

daß vor der Trennung ber Schulen der N. auch 

die katholifhen Kinder unterrichtet bat, ift, den 

inzwiſchen veränderten Berhältniffen gegenüber, 

ohne Einfluß auf die Entſcheidung der Frage. 
Berlin, den 30. Mai 1863. 


. W8L. 
6. a bei Verändernugen der 
chulbezirle. 
Berlin, den 10. Mai 1860. 
Ew. Hochehrwürden erwidere ich auf die Vor⸗ 
— vom 6. Mai v. J. in Betreff der Errich⸗ 
fung einer katholiſchen Schule in T. Nacjftehendes. 
ie evangelifchen Ansglieber ber Schulgemeinde 
tönnen von den Verwaltungsbehörben nicht an= 
ehalten werben, den fatholiihen Hausvätern die 
fiber zum Bau der evangelifchen Ortsſchule ge= 
alten Beiträge zu erftatten und einen Theil des 
Shutlandes, Welche zur Dotation der erjten evan- 
gegen Lehrerſtelle gehört, an die neu zu grüns 
enbe katholische Säle abzutreten. e Ent 
fchetdung über die Rechtmäßigkeit dieſer Forde— 
rungen gebührt dem Richter, *) welden anzugehen, 
den Tatholifchen Einfaffen unbenommen iſt. 
Auch in dem die fatholiihe Schule zu B. be— 


*) of. oben Rote zu Ar. 1a E. 
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treffenden Fall, auf welchen Ew. Hochehrwürden 
Bezug nehmen, ſind die katholiſchen Einſaſſen 
nicht von der Aufſichtsbehörde gezwungen worden, 
ben evangeliſchen einen Theil des aus dem Ber: 
tauf des alten Schulhaufes gelöften SKaufpreifes 
zu gewähren, fondern e8 ift dies lediglich im Wege 
freier Vereinbarung zwiſchen ben fatholifchen und 
evangelifchen Gemeindemitgliedern geichehen. 
Wenn in T. eine öffentliche katholiſche Schule 
errichtet wird, fo werden die fatholiichen Einſaſſen 
in Zukunft nad) 8 30 Titel 12 Theil IL Allge- 
meinen Landrechts von allen Beiträgen zur Unter- 
haltung des evangelifchen Lehrers und der evan⸗ 
gelifchen Schulgebäube frei. (Fort. cf. $ 249 Rr. 7.) 


72. 


Auf den Beriht vom 22. December v. J. er- 
wibere ich ber Kerr Regierung, daß der 
Borftand der evangelifhen Schule zu N. nicht 
angehalten werden Tann, die Beiträge, welche 
tatholifhe Einfaffen vor ihrer Ausſchulung zu bem 
Schulbaufonds entrichtet Haben, zurüdzuzahlen. 

Der Schulbaufonds ift beftimmt zur Herftellung 
der Gebäude der evangeliſchen Orisſchule. Der- 
felbe bildet einen Theil des Schulvermögens. Es 
können deshalb Hausväter, welche vor Beginn des 
Schulbaues ihren Wohnfig im Schulbezirt auf- 
geben, ihre zum Schulbaufonds eingezahlten Bei— 
träge nicht zurücverlangen. Eben bafjelbe muß 
elten, wenn ein Theil der zur Schule gemwiefenen 
Einmopner, ohne den Wohnfig aufzugeben, fi 
von der Ortsfchule wider den Willen des andern 
Theild trennt, um eine eigene Schule zu gründen. 
Die bis zum Tage der Ausfhulung der Tatho- 
liſchen Einfafien ausgefchriebenen Beiträge zum 
Schulbaufonds find daher ungekürzt der evangeli= 
ſchen Ortsſchule zu belaffen und etwaige Anträge 
der katholiſchen Einfafjen auf Erftattung der ges 
zahlten Beiträge zum Rechtsweg*) zu vermeifen. 

Als Tag der Ausſchulung iſt jedoch, wie ich Die 
bereits in dem Erlaß vom 25. Januar v. 3. aus⸗ 
geſprochen Habe, nicht der Tag der Eröffnung der 
Tatholiihen Schule, fondern der Tag, an welchem 
der Austritt der Tatholifchen Einfaffen aus der 
evangeliichen Ortsſchuie von ber Königlichen Ne 
terung genehmigt worden ift, anzufehen. Anderer⸗ 
eit3 trete ich der Königlichen Regierung barin 
bei, daß bie katholiſchen Einjaffen nad Errichtung 
einer eigenen Schule im vorliegenden Fall, wo 
die Lehrerftelle an der evangeliſchen Schule nicht 
befegt tft, zu feinerlei Zeiftungen für die evange- 
liſche Schule ferner heranzuziehen, und daß daher 
die Forderung einer Ablöfungsfumme von Seiten 
der Tvangelifiien der Begründung entbehrt. Mit 
diefer Sorberung tönnen bie evangelifhen Ein- 
fafjen daher gleichfalls nur auf den Nechtömeg, *) 
wenn fie fih davon einen günftigen Erfolg ver 
fprechen, gewiefen werben. 

Die Königliche Rregierun hat biernad) zc. 

Berlin, den 30. än 1861. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
» Bethmann-Hollweg. 


In 
bie Königliche Regieru N 
u dr — 


®) of. oben Note zu Nr. 1 a. €. 
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Berlin, den 15. Juni 1868. 

Auf den Bericht vom 4. März d. I. eröffne 
ih der Königlichen Regierung, daß, wenn auch 
die von ben — des früheren Schul⸗ 
verbandes N. auf Grund des Gemeindebeſchluſſes 
vom 4. October 1862 gezahlten Baubeiträge zum 
Schulvermögen gehören, dies dod) dem Anſpruch 
der mit Genehmigung ber Königlihen Regierung 
inzwiſchen aus diefem Verbande ausgeſchiedenen 
Antragſteller auf Herausgabe ihrer Beiträge recht⸗ 
lich um deshalb nicht entgegengefegt werden kann, 
weil einerfeit3 der aus jenen Beiträgen gebildete 
Fonds ausdrüdlid) zum Zwed ber noch nidt er= 
folgten Erbauung eined gemeinfamen Schul- 
haufes angeſammelt und alfo nur mit diejer 
jegt ohnehin nicht mehr zu erfüllenden Zwed- 
beftimmung Beftandtheil des Schulvermögens 
geworden und andererfeit® mit der Ausſchulung 
die Rechte der ausfcheidenden Societätömitglieder 
an dem gemeinfamen Schulvermögen überhaupt 
nicht ohne Weiteres für erlofhen zu erachten find. 
Demnad) und da in dem durch das Refcript vom 
30. März 1861*) entſchiedenen Fall das Sach—- 
verhältnig ein anderes war, beauftrage ih die 
Königliche Regierung, mit dem evangeliſchen Schul- 
vorftand zu N. über Rückgewähr ber von den An— 
tragjtellern eingezahlten Baubeiträge verhandeln 
u laffen, in Entftehung ber Güte aber die Antrag 
Hetter auf den Rechtsweg **) zu vermweijen, da ein 
abminiftrativer Zwang gegen ben Schulvorftand 
allerdings unzuläffig iſt. 
Der Dlinifter der geiftlichen 2. Angelegenheiten. 

—— In Vertretung: Lehnert. 
UV. 9310. 


7c. Eompetenzverhältniffe bezüglich der kirchlichen 
and Schullaſten bei — eines Ortes zu 
einer benachbarten Gemeinde. 


Im Namen des Königs! 

Auf den von der Königlichen Regierung zu P. 
erhobenen Competenzconflict in der bei der König- 
lichen Rreisgerihts-Deputation zu N. anhängigen 
Proceßſache 

des Rittmeiſters a. D. Grafen von B. auf 
Burg F., Klägers, 
wider 


die Pfarre und Küfterei zu L. Verklagte, 
betreffend: Befreiung von Abgaben, 

erkennt der Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenzconflicte für Recht: 

daß der Rechisweg in diefer Sache für unzu= 

ul; und der erhobene Competenzconflict 

daher für begründet zu erachten. 

Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Zu K, einem v. B.’fhen Lehngute, gehörte ein 
Vorwerk 8., welches vor Tängerer Zeit auf einem 
abgeholgten und bebauten Waldterrain ded Guts 
allmaͤhlich entftanden und neuerlih bei einer 
Theilung des Lehnguts in den Beſitz des Nitt- 
meiſters Grafen v. B. des jeßigen Klägers, über- 


*) Vorftehend. 
**) of. Rote zu Nr. 1 oben a. E. 
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gegangen ift. Die Bewohner dieſes Boriverts, 
welche feinem bejtimmten Kirchen⸗ und Schul- 
verbande, und namentlich nicht Dem des eine Meile 
von ihnen entfernten Hauptgutes K. zugetheilt 
worden waren, hielten fi nad und nach zu ber 
Kirche und Schule des ihnen näher liegenden, jetzt 
einem Major von B. gehörenden Gutes L.; aus 
diefem 6108 factifhen Verhältniß erwuchfen indefjen 
allmählich Streitigkeiten darüber, in wie weit nun 
aud) Seitens des Beſitzers und der Einwohner 
von — zu den Bedürfniſſen der Kirche 
und Schule zu 2. zu leiften feien. Die Regierung 
zu P. und das Confiftorium ber Provinz ver- 
fuchten zwar eine gütliche Vereinbarung hierüber 
unter den Betheiligten herbeizuführen, erklärten 
aber, als dies mißlang, durch ein nachher auch von 
dem Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten 
gebilligted Reſolut vom ee 1861 nit nur 


definitiv ihre —— zu dem Anſchluß des 
Vorwerks 3. an den Iren und Schulverband 
von 2., fondern fegten zugleich fpeciell feft, mas 
fortan, jo — jener Anſchluß dauern würde, der 
Beſiter und die Einwohner von Z zu ben kirch⸗ 
lien und Schullaften in 8. Beigutragen hätten. 

Durch dieſe letzteren Feſtſetzungen hält der Graf 
v. B., als Beſitzer von 8, ich für beeinträchtigt 
und da feine Beſchwerden darüber von dem Minifter 
der geiftlichen 2c. Angelegenheiten zurüdgewiefen 
worden find, fo hat er gerichtlich Klage erhoben, 
olche aber einftweilen nur auf den Theil jener 


jegungen beſchränkt, durch den ihm eine jähr- 
lide Zahlung von 32 Thalern an die Pfarre, und |p, 
von 5 Thalern an die Küfteret zu L. auferlegt 


worden iſt. Als Verklagte hat er dieſe Pfarre 
und Küfterei bezeichnet und feinen Antrag im 
Weſentlichen dahin formulirt: 

das gedachte Reſolut der Regierung und des 

Eonfiltoriums „infoweit aufzuheben, ald Kläger 

nicht für verbunden zu erachten, die ihm auf- 

erlegten jährlichen Renten von 32 Thalern und 

5 ern an bie verflagte Pfarre und Küfterei 

zu entridten.“ 

LKläger glaubt diefe feine Nichtverpflichtung aus 
drei Gründen herleiten zu können, die kurz gefaßt 
auf Folgendes hinauglaufen: 

1. daß das Vorwerk 3. noch jet als Pertinenz 
des Lehngutes K. zu betrachten, und er als 
zeitiger Befiger Diele Vorwerks zu den Patros 
nat3laften von K. beizutragen — mithin 
nicht verbunden fein könne, dergleichen Bei— 
träge noch zu einer anderen Pfarre oder Küfterei 
zu leiſten; 

2. bob die Beläge, a em von 

wegen ihrer inziwifchen erfolgten Zuſchlagung 
zu dem Kirchen⸗ und Schulverband in L.jetzi 
dorthin zu zo hätten, rein perfönlicher 
nit aber dingliher Art jeien, während das 
Reſolut der Regierung ꝛc. feine Beitragspflicht 
als — von 8., obgleich er in dieſem Orte 
weder —5 — noch Hausſtand habe, nach 
einem Maßſtabe bemeſſe, bei dem auf den 
Grundbefig des Berpflichteten Rüdficht ges 
nommen werde; 

3. daß das Vorwerk 8. ftet3 yehntfeet geweſen 
ſei, während dennoch das Regierungsreſolut 








den Bewohnern deſſelben, und auch ihm, eine 
Geldrente auferlege, bei deren Arbitrirung 
die Bräftationen der zehntpflichtigen Ein— 
wohner von 2. zum Maßſiab gedient hätten, 
und die daher aud für die Ber Einwohner 
die Ratur einer Zehntlaſt an ſich trage. 

Kläger behauptete zugleich ſchon in ber Klage, 
daß ber Rechtsweg über diejelbe zuläffig fei, und 
berief ſich in Bier Beziehung auf ein Bräjubilat 
des Obertribunal® vom 21. März 1859, auf ein 
Erkenntniß des unterzeichneten Gerichtshofes vom 
20. März 1855 und auf die 88 239 und 240 
Tit. 11 Theil II Allgemeinen Landredhts, in denen 
vorgeſchrieben fei, daß alle Streitigkeiten bei Ber- 
änderungen in ſchon beftehenden Parochien durch 
BT ordentlichen Weg Rechtens entichieben werben 
ollen. 

Dem widerſprechend hat jedoch noch vor der 
gerichtlichen Verhandlung der Sache die Regierung 
zu P. den Competenzconflict erhoben, über den 
nur ber Kläger, und zwar im entgegengejepten 
Sinne, fih geäußert Hat. Der Herr Minifter 
für geiftliche 2e. Angelegenheiten hat ſich über den 
Sonflict felbft nicht geäußert, fondern nur den da⸗ 
rüber von ber Regierung zu ®. eritatteten Bericht 
dem unterzeichneten Gerichtöhofe zur Kenntniß- 
nahme mitgetheilt. Die betheiligten Gerichts— 
bebörben, die Kreisgericht3-Deputation & NR. und 
das Kammergericht, halten mit dem Kläger den 
Competenzconflict für unbegründet. Diefe Anficht 
erfcheint indefjen nicht gerechtfertigt, vielmehr ift 
die entgegengefegte der Megierung zu P. wohl⸗ 
egründet. 

Das Allgemeine Landrecht verordnet in Thl. II 
Tit. 11 unter dem Marginale „von vagirenden 
Diftrieten und Einwohnern” Folgendes: 

$ 294. Auch ganze Gemeinden, welche noch 

u feinem —E gewieſen ſind, müſſen 

ih, unter Vorwiſſen und Genehmigung ber 

eiftlihen Obern, zu einer benachbarten Kirche 
hlagen. 

$ 297. Bei der Bufchlagung folder Gemeinden 
zu benachbarten Kirchen müflen die Abgaben 
und Beiträge berjelben — — unter Direction 
der geiftlihen Obern durch Verträge beftimmt 
werben. 

298. Sind damals feine Verträge ge— 
ſchloſſen, jo muß die fehlende Beftimmung in 
vorkommenden ftreitigen Fällen von den geiſt⸗ 
lichen Obern nad) der Billigfeit und nad) dem, 
was unter ähnlichen Umftänden im Kreife ober 
in der Provinz üblich ift, ergänzt werben. 

Auf diefe geiepligien Vorſchriften hauptſächlich 
ründet die Regierung den von ihr erhobenen 

ompetenzconflict; fie erachtet diefelben nach dem 
oben aus der Klage vorgetragenen, von ihr nicht 
beftrittenen Sacverhältmip, auf die Lage, in ber 
fih die Einwohner des Vorwerks 3. vor und bei 
igrem Anſchluß an die Kirchen⸗ und Schulgemeinde 

u 2. befunden haben, für genau paſſend, Iegt 
Kobanın die Principien und den Maßſtab bar, nad) 
welchem fie in Gemeinſchaft mit dein Confiftorium 
der Vorſchrift jenes $ 298 gemäß die von dem 
Befiger und den Einwohnern von 3. zu den Be 
bürfniffen der Kirche und Schule in L. zu lei⸗ 
ftenden Beiträge bemeffen und beftimmt habe, und 
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ſucht aus der Natur einer ſolchen von den geifts 
lien Obern getroffenen organifatoriihen Beſtim⸗ 
mung barzutfun, daß ſolche im Wege Rechtens 
nicht, wie vom Kläger beabfichtigt werde, angefochten 
werben könne. 

Sie geht ferner die materiellen Gründe durd, 
auf welche Kläger feine Anfechtungen des Organi- 
ſationsreſoluts ftügt, und fucht zu zeigen, daß im 
feinem biefer Gründe der Nachweis eines bejonderen 
Rechtstitels für die Befreiung von der Verpflich- 
tung einer folhen Organijation enthalten fei. 
Endlid führt die Regierung aus, daß bie gelet- 
lichen orjchriften und Präjudicien, aus denen 
Kläger in casu die Competenz der Berichte her- 
leiten zu können glaubt, auf einen Fall, wie den 
vorliegenden, nicht paſſen. 

Der Kläger gründet dagegen in feiner ſchrift⸗ 
lichen Erflärung über den Competenzconflict feinen 
Widerſpruch gegen denfelben hauptſaͤchlich auf das, 
bie Cabinet8ordre vom 19. Juni 1836 beichräntende 
neue Gefeg vom 24. Mai 1861, welches feſtſetze, 
daß in Deu auf alle Abgaben und Leiftungen, 
welche für Kirchen oder ulen auf Grund noto= 
riſcher Orts⸗ oder Bezirksverfaſſung erhoben werden, 
der Rechtsweg unbel ingt geftattet ſei. 

Auf eben diefe geieh ichen Borjchriften berufen 

ch auch die beteiligten Gerichtäbehörden für ihre 
ned tete Eompetenz in dieſer Sadje; allein mit 

nrecht. 

Zwar beſtimmt ellerbings das neuere Geſetz 
—— Mai 1861 (Gej.-Samml. 1861 ©. 241) 
m B 

„das rechtliche Gehör ift in Beziehung auf die 

in Nr. 1 der Allerhöchften Ordre vom 19. Juni 

1836 aufgeführten Abgaben und Leiftungen, 

welde für Kirchen und öffentliche Schulen oder 

für deren Beamte auf Grund einer notoriſchen 

Orts⸗ oder Bezirks⸗Verfaſſung erhoben werden 

— fortan unbedingt geftattet."*) 

Dieſe Vorſchrift paßt indeſſen auf das vorlie- 
ende Sahverhältnig nicht, da die dem Kläger 
die angefonnenen Abgaben an die Pfarre und 
üfterei zu 2. keineswegs auf Grund einer noto= 
riſchen Orts⸗ oder Vezirköverfaffung, und mithin 
als längft m aus Titeln diefer Art ihm ob- 
liegende, gefordert werben, fondern vielmehr auf 
Grund einer von der Regieruug und dem Con- 
iftorium getroffenen Seftjegung, durch welche dieſe 
bgabenverpflihtung des Kläger erjt neu con= 
ftituirt worden ift. 

Scheidet aber hiernach bei der Beurtheilung 
des vorliegenden Competenzftreites das Geſetz vom 
24. Mai 1861 aus, jo kann die Norm dazu nur 
allein in den Vorfchriften des 11. Titels Theil II. 
Allgemeinen Landrechts gefucht werden. Dies hat 
auch die Regierung gethan, und fie ftügt ſich für 
ihre Anfit mit Recht auf den ihrem Organi— 
fationdrefolut überhaupt zu Grunde liegenden 
8 298 a. a. O. Wenn durch dieſen die getitlichen 
Obern ermächtigt und verpflichtet werden, in dene 
jenigen Fällen, wo fein Vertrag zwiſchen einer 
beftehenben Kirchengemeinde und den von außen⸗ 
her ihr zugetretenen fremden Perfonen zu Stande 

®) Rad 5 46 des Bunstesaeit, vom 1. Auguſt 1883 


ben 5 6 Mi in 
g Ü m — ie Entſcheidung fortan 
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getommen ift, die über die Beitragspflicht der 
neuen Antömmlinge noch ganz fehlende Beftim- 
mung, und zwar, wie dad Gefeg ausbrüdlich jagt: 

„nah der Billigkeit und nad dem, was 

unter ähnlichen Umftänden im Kreife oder 

in ber Provinz üblich ift, zu ergänzen“: 
fo geht aus dem Geifte und den Worten diefer 
Sorekrift beutlich hervor, daß ben geiftlichen Obern 
dadurch eine das Rechtsverhältniß erft conftituirende, 
ſchiedsrichterliche Gewalt Hat beigelegt werben follen, 
mit deren Natur es unerträglich fein würde, wenn 
dennoch die vermöge dieſer Gewalt von den geift- 
lichen Obern getroffenen Entſcheidungen einer wei⸗ 
teren Beurtheilung und Abänderung im Rechtöwege 
follten unterworfen werden können. Die Gerichte 
würden bei Klagen ſolcher Art in eine Lage kommen, 
die ihrer Stellung widerſpricht. Sie haben es 
ftet3 nur mit der Entfheidung von Streitigkeiten 
über fchon beftehende Rechtöverhältniffe zu thun, 
nicht aber ift es ihre Sache, Rechtöverhältniffe, 
welche unter den Betheiligten ſich noch nicht ge= 
ftaltet haben, Durch ihre Urteile erft zu jhaffen und 
Ka 5 ol auch eignet fid) der Maßftab, welcher bei 
einer ſolchen Seftiegung nach $ 298 a. a. DO. Allgem. 
Landrechts angelegt werben fol, nämlich „die 
Billigkeit“ und das, „wa unter ähnlichen 
Umftänden in bem Seife oder der Provinz 
üblich ift“ offenbar nit zur Handhabung für 
gerichtliche, fondern nur für Verwaltungsbehörden, 
wie dies bie geiftlichen Obern find. Endlich tft 
ae auch nit außer Acht zu laffen, daß eine 
olche von diefen Obern nah $ 298 a. a. D. zu 
treffende Feftfegung infofern nur die Natur eines 
Intermifticums hat, als fie — wie deshalb auch 
in casu in dem Refolut der Regierung 2c. gejagt 
worben — nur für die Dauer des Anjchluffes der 
fremden an bie betreffende Kirchengemeinde gilt, 
da $ 299 a. a. O. ausdrücklich beftimmt, daß ein 
ſchlag diefer Art nicht die Wirkung einer be= 
tändigen Einpfarrung hat. Auch dieje Seite einer 
folchen im Berwaltungswege getroffenen vorüber- 
ehenden Feſtſetzung zeigt, wie ungeeignet bier die 
inmifdung der Gerichtöbehörden Fin würde, 
deren Entſcheidungen vielmehr in der Regel eine 
definitive, dauernde Wirkung äußern. 

Wenn baher gleich der $ 298 a. a. D. die Aus- 
fchliegung des Rechtsweges über Streitigkeiten 
diefer Art nicht ausdrücklich ausſpricht, ſo muß 
ſolche dennoch anerkannt werden, und man kann 
nicht, wie ber Kläger es vermeint, dad Gegentheil 
aus diefem Umftande, oder etwa daraus fchließen, 
daß das Allgemeine Landrecht andere Parochial⸗ 
ſtreitigkeiten, namentlich ſolche, die duch Berän- 
Berungen in ſchon errichteten Parochlen (88 239 
und 240 a. a. D.) oder ſolche, die über Kirchen— 
2. Bauten entjtehen*) (8 709 a. a. D.), ausbrüd- 
lich zum Rechtswege verweift, falls fie durch ad- 
miniftrative Einwirkung nicht erledigt werden 
tönnen; benn bei den Streitigkeiten der letzt⸗ 
genannten Arten handelt es ſich ſtets um ſchon 

ftehende, nicht aber um erit zu conftituirende 
Rechtsverhältniffe, und dies ſchließt jede analoge 
Anwendung ber betreffenden Gejeßitellen auf den 
vorliegenden Fall aus. — — 


*) of. unten $ 303 und $ 304. 


Die Selbftändigfeit als Borausfegung der 
8. Gultigleit der Vergleiche über ulungen 
in der Provinz en 


Der Ausführung der Königlichen Regierung in 
dem Bericht vom 19. v. M., daß die mit dem 
1. Januar d. 3. erfolgte Umſchuiung des Guts 
St. von ©. nad B. bei den örtlihen Verhält— 
niſſen not! wenig gewejen und gerechtfertigt ift, 
trete ich überall bei. 

Dagegen kann ich die für die Richtberüdfichtigung 
des ergleiche vom 25. Mai v. J. geltend ge- 
madten Gründe nicht für durcdhgreifend erachten. 

Daß der Vergleich den gefeglichen Beftimmungen 
nicht entipridt, ift im Allgemeinen unerheblich, 
da die $$ 51, 52 ber ms vom 11. Des 
cember 1845 zunädft auf die gütliche Bereinigung 
der Intereffenten verweifen und nur in subsidium 
die gejeplichen Beitimmungen eintreten laſſen. 
Einem Bergleih kann daher nicht, weil er von 
den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ab» 
weichenbe Feſtſetzungen enthält, fondern nur, wenn 
leßtere mit dem Iniereſſe der betheiligten Schulen 
unvereinbar find, die Beftätigung von Auffichts- 
wegen verjagt werben. 

Berlin, den 12. Juni 1860. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. = 


An 
Die as Verung zu R. (ia ber Prooin; . 
ranigt Den uR (i Brovinz Preußen.) 


Anhang. 


L Anfbringung der Schuleinrichtungsloſten bei 
Trenunng ber zu einer Schule vereinigten Ge⸗ 


Es iſt die Wahrnehmung gemacht, daß faſt 
überall, wo die Königlichen Regierungen [und die 
Königlihen Eonfiftorien der —— Hannover] 
die ihtung neuer Schulen unter Trennung 
mehrerer zu einer Schule vereinigten Gemeinden 
herbeiführen, bei Ausführung der Trennung ganz 
unverjucht gelafien ift, die bei ber bejtehenden 
Schule verbleibenden Gemeinden zu einem an— 
gemefienen Beitrage für den Schulneubau der ab- 
jetrennten Gemeinden zu beftimmen, obſchon An= 

5 und Anhalt Hierzu in dem Umftande geboten 
ift, daß die bei der beftehenden Schule verbleis 
benben Gemeinden ſich der —— — zu den 
Koſten der bei ausbleibender Schultrennung noth⸗ 
wendigen Erweiterung ihrer Schulgebäude ent» 
hoben ſehen und daß ferner an legteren den ab- 
äutrennenden Gemeinden ein Werthantheil zufteht, 
welder fortan dem Schulvermögen ber anderen 
Gemeinden zuwächſt. 

Die Erwägung, daß auf die Beachtung der vor« 
bemerften Schalepuntte bei dem gegenwärtig regen 
Vorgehen mit der Trennung von Schulverbänben 
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bleibenden Gemeinden bei den Herftellungstoften 
der neuen Schule nad) Maßgabe der —— 
welche ihnen durch die Erlangung ausſchließlichen 
Befiges ihres Schulgaufes und durch die Befreiung 
von einem anderenfalls nothwendigen Erweiterung3- 
bau der Schule erwachjen, Hingewirtt und wie 
reſp. mit weldem Erfolg die gefhehen in allen 
denjenigen Zällen, wo zu den betreffenden Schul: 
neubauten GStaatöbeihilfen nachgeſucht werden, 
gleichzeitig mit dem hierauf bezüglichen Berichte 
Anzeige erftattet werde. 
Berlin, den 13. December 1877. 


Der Winifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Un 
ſammiliche Königliche Regierungen und bie Königs 
—— — 





Die Schuſſocieläten. 


Vorausſehungen der Mitgliedſchaſt.) 
KMU. Pie x e und wirihſchafiliche 


1. €. v. 4. Sept. 1872 betr. bie rechtliche Selbſt⸗ 
ftänbigfeit als Voraußfegung ber Heranziehung zu 
den Schulabgaben. of. Rr. 4 und 11. 

. €. v. 27. Januar 1860 betr. die Unabhängigkeit 
ber Eigenfaft als Gocietätmitglieb („Haußvater“) 
von bem Eingehen einer Ehe, of. Rr. 6 u. 12, 
fowie 8 262 Rr. 18 b. 

3. E. v. 12. Sept. 1863 bedgl. von bem Beſitz ſchul⸗ 
pfligtiger Kinder (cf. Rr. 12) u. €, v. 10. April 
1869 beögl. in ber Provinz Sachſen. 

. €. v. 31. Jan. 1870 desgl. von ber Minorennität. 
d. 8 248 Rr. 1a- 0. 

. E. v. 10, Oct. 1874 begl. von ber Führung eines 

eigenen Haushalts, cl. Nr. 12. 

Et. des O.⸗V.-G. v. 30, Gept. 1882 desgl. von 

der Stellung in fremden Dienften. ck Rr. 12. 

. € v. 31. Aug. 1860 desgl. von dem Wohnfig auf 
gutsherrlichem Lanbe. 

. €. v. 24. Sept. 1873 desgl. u. vom Geflecht. 

. €. v. 28. Juli 1860 betr. bie Verpflitung der 

Erben, nit der Wittwe zur Zahlung ber auf ein 

Gemeinbemitglieb repartirten Beiträge. cf, 8 301 

Nr. 17a. 

€. v. 6. März 1862 bedgl. zur Zahlung ber in 

Folge unrihtiger Vertheilung nachträglich repartirten 

Beiträge, bie aber bei richtiger Bertheilung ſchon 

vor bem Tobe bed Gemeinbemitglichs fällig ge: 

weſen wären, 

€. v. 11. Jan. 1873 betr. ben Beſitz eines eigenen 

Einfommens als Vorausfegung der Mitgliebichaft. 

ef. oben Rr. 1, 5, 6, 8 und oben 8 207 Rr. 2. 

Ert. des D.:8.:©, v. 23. Sehr. 1878 desgl. — 

d. 8 302 Rr. 1. 


10. 


11. 


12. 


im Iniereſſe ſowohl biefe® Zwecs als auch der| 43, Et. de ©.8.-0. o. 1. Mai 1878 beigl. nad 


ſubſidiariſch betheiligten Staatsfonds ein wefent- 
liher Werth zu legen ift, veranlagt mich, hiermit 
u beftimmen, baß_fortan bei der beabfichtigten 

ihtung neuer Schulen unter Trennung bes 
ftehender Schulfyfteme regelmäßig auf eine ans 
gemefiene Betheiligung ber der alten Schule ver- 


dem Regulativ über Errihtung und Unterhaltung 
der Landſchulen in Neu:Borpommern v. 29. Aug. 
1831. LE Nr. 6 a. E. 


®) Ueber bie Unzuläffigteit bes BR er beirefiß ber Mits 
quiehdaſ es inzuläffigkeit echteweg 


8 308 Rr. 6. 
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1. Rechtliche Selbſtändigkeit. 


Berlin, den 4. September 1872. 
Auf die Vorſtellung vom 31. Juli d. I. eröffne 
ih Em. oobigebnsen, daß Ihre Heranzichung zu 
den dortigen Schulabgaben gerechtfertigt erſcheint, 
weil Sie rechtlich felbftändig find, in N. Ihren 
Wohnſitz haben, auch ein eigenes Einkommen be- 
ziehen und fomit & den Hausvätern der dortigen 
Schulſocietät im Sinne des 8 29 Titel 12 Theil II 

Allgemeinen Landrecht gezählt werden müſſen. 
Der Minifter der es va x. Angelegenheiten. 

a 


An 
ben Birthsfhaftsinfpector Herrn N. 
Wohlgeboren zu R. 
U. 27464. 


2. Unverheirathete. 


Berlin, den 27. Januar 1860. 

Auf die Vorftellung vom 29. September v. J., 
die Beiträge zur Unterhaltung der ewangelijchen 
Schule in N. betreffend, eröffne id) Ahnen, Daß 
von dem Eingehen einer Ehe die Eigenſchaft als 
Hausväter nicht abhängt, vielmehr acichlih alle 
diejenigen zu ben Hausvätern gehören, welche jelbft= 
ftändig Verträge zu fließen berechtigt find. Ihre 
Heranziehung zu den Schullaſten ijt daher nad 
829 Titel 12 Theil IL des Allgemeinen Land: 
rechts geretfertigt x. 

U. 1798. 


8a. Kinderlofe. 
(Sortfegung von 8 248 Nr. 2.) 
Berlin, den 12. September 1853. 
Ebenfo iſt es für Ihre Beitragspflicht uner— 
heblich, ob Sie ſchulpflichtige Kinder haben oder 
nicht en cf. $ 261 Nr. 1a.) 


8b. 
(dortſ. v. 8 191 Nr. 1. 
Berlin, den 10. April 1869. 

Die Vorausfegung ber Recurrenten, daß die 
Unterhaltung der Schule zunächſt den Schulvätern 
und nur bei deren Unvermögen ben Hausvätern 
obliege, entbehrt der gejeglichen Grundlage. (Korti. 
8 254 Wr. 10.) 

U. 10426. 


4, Minderjährige. 
Berlin, den 31. Januar 1870. 

Der Königlihen Regierung erwiebere ih auf 
den Bericht vom 7. November v. J. in ber Schul⸗ 
bauſache von N. im Kreife N., daB ich die wieder 
beifolgende Beſchwerde der Baudeputirten zu N. 
über die Verfügung vom 2. September v. J. für 
unbegründet nit erachten fann. 

Das Refcript vom 27 Januar 1860 (Eentr.- 
Bl. ©.120)*) hat mit Rüdfiht auf den damaligen 
Specialfall zunächſt nur die Anficht zurückweiſen 
wollen, daß die Eigenihaft als „Hausvater” im 
Sinne des 8 31 Teil LI Titel 12 des Allgemeinen 
Landrechts von dem Eingehen einer Ehe abhängig 
ſei. Wenn Hierbei zugleih auf bie Fähigkeit, 
„felbftändig Verträge zu ſchließen,“ hingewieſen ift, 
jo hat damit nicht eine erjchöpfende Vegriffsbe— 


*) Oben Rr. 2. 





ftimmung des Wortes Hausvater“ gegeben, fonbern 
nur das Requifit der Selbjtändigkeit hervorgehoben 
werden follen, das den nicht mebr unter väterlidjer 
Gewalt ftehenden Minorennen, aud wenn fie 
perfönfich nicht Verträge fchließen können, feines- 
wegs ganz abgeht. Wie ſolche sui juris gewordene 
Minnorenne befanntermaßen zu Staat3- und Com: 
munallaften herangezogen werden, fo find fie auch 
zu Societätslaften beizutragen gehalten. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


Un 
die Königlie Regierung N 
V. ee, “ ur 


5. Eigener Hausſtaud. (?) 
Berlin, den 10. October 1874. 


Auf den Bericht vom 22. v. M. eröffne id} der 
Königlichen Regierung, daß id) die Beſchwerde 
des —— in N. vom 18. Aug— fit d. J. 
wegen Befreiung des Bureaugehülfen N. von den 
dortigen Schulbeiträgen nicht —* unbegründet er⸗ 
achten kann. 

Der in der Verfügung vom 28. Juli d. J. 
ausgeſprochenen Anſicht, daß der Begriff „Haus- 
vater“ als identiſch anzuſehen iſt mit dem Be— 
griffe „Vorſteher eines ſelbſtändigen Haushalts“ 
und daß demnach unter demſelben alle männlichen, 
zum Abſchluſſe von Rechtsgeſchäften berechtigten 
Perſonen zu ſubſumiren ſind, welche entweder als 
Häupter von Familien in Folge eigener Haus— 
haltungen von den Haushaltungen Dritter unab= 
hängig find, oder welche, ohne an der Spitze 
eigener Familien zu ftehen, dod dem Haushalte 
Dritter nicht angehören, und dieferhalb auch fremden 
Hausorbnungen nicht unterworfen find, Tann ich 
nicht beipflichten. Da in den 88 30, 34, 35, II, 
412 Allgemeinen Landrechts vondenE@inwohnern, 
welche zu einer Schule gewiefen find, und refp. 
von ben Mitgliedern der Schulgemeinde die Rede 
ift, fo können wir, mie aud Seitens des König- 
lihen Ober-Tribunald in dem Erfenntniffe vom 
8. October 1866 (Archiv für Rechtsfälle Band 65 
©. 53) ausgeführt ift, unter den „Hausvätern,“ 
deren ber 8 29 a. a. D. gebentt, eben nur die 
felbftändigen Einwohner und Mitglieder der Schul- 
gemeinde verftanden werden. Ron diefer Faflung 

jeden auch die in dem Berichte der Königlichen 

egierung bezeichneten Erlafje vom 27. Januar 
1860*) (Min.=Bl. für die innere Verwaltung S. 27) 
und vom 31. Januar 1870 (U. 31616. — C.Bl. 
©. 189)*) aus. Der Umftand, daß der Bureau- 

ehülfe N. in N. neben feinem Baargehalte bei 

Pine Principal nod) freie Wohnung erhält, Hebt 
deſſen Selbftändigfeit in dem oben vorausgejegten 
Sinne nit auf und fann, wie in anderen Fällen 
wiederholt entſchieden ift (3. 8. Erlaß vom 
413. November 1873 U. 41434), eine Befreiung 
von den Schullaften nicht begründen. 

Indem id) hiernach die dortige Berfügung vom 
28. Zuli d. 3. Hiermit aufgebe, veranlaffe ich die 
Königliche Regierung, die Betheiligten hiervon in 
Kenntniß zu jegen und insbefondere den Magiftrat 


*) Oben Rr 2. 
®*) Borfiehend. 
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der Stadt R. auf deſſen anbei zurüdfolgende 
Beichwerde vom 18. Auguft d. I. entipredend zu 


beſcheiden. 
Der Miniſter der geihficien x. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
vie Königli jierung R 
Dt m 


6. Gteliung in fremden Dienften. 


Es war, wie gejchehen, zu erfennen. — — 

Das Allgemeine Landrecht handelt von dem 
Unterhalte der Lehrer und der Schulbaulaft in 
den 88 29—38 Titel 12 Theil II. Im 8 29 
wird die Verpflichtung zur Unterhaltung der Lehrer 
„Jämmtliden Hausvätern, ohne Unter- 
ſchied, ob fie Kinder haben oder nicht, und ohne 
Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes,“ und im 
8 30 wird dieſe Laſt für den Fall des Beſtehens 
mehrerer konfeſſionellen Schulen an Einem Orte 
niedem Einwohner“ ber betreffenden Reli— 

ionspartei auferlegt. Der $ 34 enthält ſodann die 

eftimmung, daß auch die Unterhaltung ber 
Schulgebäude von allen zur Schule ge- 
wiefenen&inmwohnern bewirkt werden joll, 
und hinſichtlich der Vertheilung der Beiträge auf 
die Pflihtigen verordnet endlich der $ 31: 

Die Beiträge, fie beftchen nun im Gelbe 
oder Naturalien, müffen unter die Hausväter 
nad) Berhältniß ihrer Befigungen und Nah- 
rungen billig vertheilt und von der Gerichts⸗ 
obrigkeit ausgeſchrieben werden. 

Dieſe Beſtimmungen laſſen ſich nur dahin auf- 
faſſen, daß das Allgemeine Landrecht die Schul⸗ 
unterhaltung als eine Laſt der Einwohner des 
Schulbezirkes angeſehen, dieſelbe aber nicht als 
eine Kopffteuer von alien Einwohnern, ſondern 
nur von den „Hausvätern nach Verhäliniß ihrer 
Beſitzungen und Nahrungen“ getragen wiſſen will. 
Das Wort Hausvater“ bedeutet nad) gewöhnlichem 
Sprachgebrauche den verheiratheten Mann. Dak 
dasſelbe Hier nicht dieſen Sinn haben kann, wird 
alljeitig eingeräumt. (Roc, Commentar zum Land- 
recht, 5. Ausgabe Band IV ©. 558). Auch kann 
bier unter „Hausvater” nicht ber pater familias, 
der homo sui juris im römiſchen Rechtsſinne ver- 
ftanden werden, da die privatrechtliche Dispofitions- 
fähigkeit für die Steuerpflicht des öffentlichen Rechtes 
überall bedeutungslos iſt. Es ſcheint demnach nur 
u erübrigen, das Wort „Hausvater“ aus dem 
N 31 felbft und zwar aus den Worten „nad Ber- 

ib ihrer Beligungen und Nahrungen“ zu er- 
Hären, aljo als Hausvater im Sinne diefer Ges 
feßesftelle jeden Einwohner anzuſprechen, welcher 
eine Bejitung oder Nahrung hat. Aus diefem 
Grunde hat der unterzeichnete Gerichtshof in den 
von dem Vorderrichter angeführten Enburtheilen 
für ſchulſteuerpflichtig alle wirtgichaftlich (bkono⸗ 
miſch) jelbftändige phyfiiche Berfonen erachtet, welche 
im ezirke ihren Wohnfig haben, 

Diefe Auslegung des $ 31 Titel 12 Theil II 
des Allgemeinen Landrechtes muß auch nad) wieder⸗ 
Bolter Erwägung und Einfiht der Materialien 
des Allgemeinen Landrechtes aufrecht erhalten 


Dervon Suarez und Klein ausgearbeitete erfte Ent- 








wurf des allgemeinen Gefeßbuches enthält im Ab⸗ 
ſchnitt 15 a. a. D. nachstehende Paragraphen : 

$ 1152. „Deffentlihe Schulanftalten müſſen 
hauptſächlich aus den dazu gemidmeten Stiftungen 
unterhalten werben. 

$ 1153. Sind dergleichen gar nicht oder nicht 
hinreichend vorhanden, fo liegt die Unterhaltung 
der Schule der Gemeinde ob, zu welcher dieſelbe 
gewidmet ift. 

8 1154. Der Beitrag dazu muß unter die 
Mitglieder der Gemeinde nad) Berhältniß der von 
ihnen zu entridtenden öffentlichen Abgaben ver- 
theilt werben. 

Hierzu_ bemerkte das Mitglied der Geſetzcom⸗ 
miſſion Scholz in feinem Gutachten vom 1. Ok⸗ 
tober 1784: 

„Daß alle Mitglieder einer Gemeinde ohne 
Unterfchied der Religion zu den Schulen ihren 
Beitrag leiften müſſen, ift jo billig als nützlich.“ 

Der Großlanzler von Carmer brachte die vor⸗ 
ee Bertimmungen hiernächſt in folgende 


ung: 

„Wenn keine Zundationen zu dergleihen Schulen 
vorhanden find, fo liegt Die Unterhaltung felher 
Scähulanftalten ven Inwohnern jebes Ortes ob. 

Die Beiträge Hiezu follen nach Berhältnik der 
gemeinen Abgaben jedes Ortes beftimmt werben. 
Die Einwohner benadbarter Orte, welche zu der⸗ 
gleihen Schulanftalten verwiejen find, tragen nur 
halb foviel, als Einwohner des Ortes, wo bie 
Säule befindlich ift.” 

In dem von Suarez umgearbeiteten Entwurfe 
welcher 1784—1788 in ſechs Wbtheilungen unter 
dem Titel: Entwurf eines elgemeinen Geſetzbuches 
für die Preußiſchen Staaten, im Drucke erſchienen 
iſt und der Beurtheilung des Publicums unter⸗ 
worfen wurde, finden ſich die Vorſchriften im erſten 
Theile, Abſchnitt II, handelnd von den Rechten 
und Früchten der verfchiedenen Stände des Staates, 
im 7. Titel, überfchrieben: „von Höheren und 
niederen Schulen“, wie folgt: 

810. Wo keine Gtiftungen für dergleichen 
Säulen vorhanden find, liegt bie Unterhaltung 
der Lehrer den fämmtlichen Einwohnern jeden 
Ortes ohne Unterfhied, ob fie Kinder Haben oder 
nicht und ohne Unterſchied des Glaubensbelennt- 
niſſes ob. 

11. Sind jedoch für die Einwohner ver- 
ſchledenen Glaubensbelenntnifjes an einem Orte 
mehrere gemeine Schulen errichtet, fo darf jeder 
Einwohner zum Unterhalte des Schullehrer3 von 
feiner Religiondpartei beitragen. 

12. Die Beiträge müffen nah Verhältniß 
der öffentlichen Abgaben der Einwohner bejtimmt 
und zufamengebradjt werben.” 

Dagegen monirte der Inſtructionsſenat des 
Kammergerichtes: 

„Es könne der fehr unbillige Fall eintreten, 
daß der Beliger eines Freiguies, der entweder 
ar feine oder äußerſt geringe Laften zu tragen 
habe, feine Kinder gen frei zur Schule würde 

gan Er die Unter- 


ringen können. € 
chulmeitter zum Nachbar⸗ 


baltungstoften bes 
tedt." 


u8 den fonft eingegangenen Erinnerungen ift 
nachſtehende ertrahirt: 
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„Bon den Schulen zieht der Regent den größeften 
Nugen. Er muß daher für deren Unterhaltung 
forgen. Man lafje es beim Herkommen. Wo 
fein ift, follte der Regent wenigftens die Hälfte 
der Unterhaltungstoften tragen und Eltern müffen, 
wenn fie feine Beivatergiehung ihren Kindern zu 
geben vermögend feien, ihr Schulgeld bezahlen, 
N fo feine Kinder haben, müffen nichts ents 
richten." 

Daneben findet ſich der Vermerk: 

„Das Gefegbud kann dem Regenten feine Geld- 
außgaben au sgen. Die Beibehaltung des Schul⸗ 
gelded dürfe aber nothwendig fein. Einen Bei: 
trag von allen Einwohnern zu fordern wird auch 
fhwerlih angehen und folder nur von 
den Hausvätern gefordert werden 
können.“ 

Suarez Relation über die Reviſion der Monita 
zu den betreffenden Paragraphen lautet: 

ad $ 11 bis 17. 4) Verſchiedene Monenten, 
worunter jedoh nur menig ſiändiſche, verfagen 
diefer Idea wegen Aufbringung des Unterhaltes 
für den Schulmeifter durch rte Beiträge ber 
Gemeinde ihren Beifall aus Beſorgniß, daß da— 
dur Unordnung und Berrüttung entftehen 
möchte. Sie präferiren vielmehr die bisherige 
Methode mit dem Schulgelde. Allein die Bor: 
ſchrift des Entwurfes erideint mir weit vorzüg⸗ 
licher. Schulen find Polizeianſtalten und müflen 
ebenfo wie diefe von der Commune gemeinfchaft- 
lich unterhalten werden. Es tft billig, daß der, 
welcher gsi feine Kinder bat und alfo viel 
toeniger Laften und Ausgaben hat, fi) um deß— 
willen den Beiträgen zu einer folden Polizei⸗ 
anftalt nicht entziehe und nicht die ganze Laft 
Eltern zahlreicher Familien, weiche ohnehin unter 
den vermehrten Ausgaben leicht erliegen, auf: 
bürde. Allen Gefegen und Einrichtungen, welche 
die —* und Kinderloſigkeit begünftigen, muß 
bie Gejeßgebung möglichft entgegen arbeiten. Un—⸗ 
orbnung und Verwirrung kann nicht entftehen, 
fobald nur die erfte Firirung und Repartitton 
ber Beiträge unter Aufſicht und Direction des 
Staates geſchieht. Diejenigen Einwohner, melde 
Kinder haben, werden ſich dadurch in foulagirt 
finden und die, melde noch finberlos find, können 
dergleichen Beiträge am leichteften übernehmen. 
Die Idea ſcheint mir zu jhön, als daß man fie 
auf den Antrag einiger Momenten, die nod lange 
nit plurima ausmachen, verwerfen follte ꝛc. 

2) ad 10 wird man mot ftatt Einwohner 
fegen müflen Hausväter. Bloßes Gefinde 
darf wohl deine Beiträge leiften, 

3) ad 12 würden ftatt der öffentlichen Abgaben 
wohl die Gemeindelaften, onera communia, zum 
Fundamente anzunehmen fein. 

‚Eine Beiſchrift am Rande fautet: „Rad; Ber 
hältniß ihrer VBefigungen und Nahrungen.” 

, Der Tert des umgearbeiteten Entwurfes ſtimmt 
in den drei 88 28, 29 und 30 mit demjenigen 
ber 88 29, 30 und 31 des Wilgemeinen Land: 
rechtes überein. 

iernah hat Suarez allerdings beabfichtigt, 
bloßes Gefinde frei zu lafjen und als Fundament 
der Bertheilung die Gemeindelaften anzunchmen. 
Letzteres ift bei der Schlußrebaction uicht beliebt 


worden, und aud die Abficht, bloßes Geſinde frei 
zu laffen, hat feinen befonderen Ausdrud ge— 
funden. Es ift möglid, daß, wenn demnächſt die 
Faſſung gewählt würde „Hausväter nah Ver— 
hältniß ihrer Befigungen und Nahrungen”, man 
dafür hielt, daß dadurch dad Geſinde ausgeſchloſſen 
würde, weil basjelbe nad) der Anficht der Hedactoren 
nicht zu denen zählte, welche eine eigene Nahrung 
haben. Eine foldhe Auffaffung ift für die damalige 
a namentlih mit Rüdfigt auf die zum Ge- 
indebienftc verpflichteten Kinder der Unterthanen 
($ 185 ff. Titel 7 Apeit II des Allgemeinen 
Landrechtes) und in Hinblid auf 8 13 Titel 2 
Theil I der Allgemeinen Gerichtsordnung, wonach 
daß Geſinde dem ordentlichen Gerichte feiner Herr- 
ſchaft unterworfen war, wohl denkbar. Bet den 
heutigen ſocialen Verhältniſſen, wo das Gefinde 
feinen Erwerb in dem Dienen freiwillig ſucht und 
findet, auch einen eigenen Wohnſitz zu begründen 
vermag, aber muß angenommen werden, daß der 
Dienftbote in gleicher Weife eine Nahrung hat, 
wie der Taglöhner, der Dienftmann, kurz Jeber, 
ber aus eigenem Erwerbe feinen Unterhalt gewinnt. 
Da das Landrecht als Maßſtab für die Auf- 
bringung ber ulbeiträge ganz allgemein die 
Befigungen und Nahrungen aufftellt und davon 
die Nahrungen des Melinded nicht ausnimmt, 
fo find auch letztere als ſchulſteuerpflichtig anzu= 
ſprechen. 

Mit Recht hat daher der Vorderrichter die 
Klaägerinnen ſchulſteuerpflichtig erachtet. 

as ſchließlich den Artikel 5 des Regulatives 
vom 29. Auguſt 1831 betrifft, fo kann diefer zu 
einer Interpretation des Allgemeinen Landrechtes 
nicht benugt werben. Es erhellt daraus nur, daß 
bie Berfafler des Regulatived der Anficht geweſen 
find, daß unter den Hausvätern im $ 31 Titel 12 
Theil II des Allgemeinen Landrechtes die Familien⸗ 
vorftände zu veritehen feien,*) eine Anficht, welche, 
wie oben ausgeführt, diesſeits nicht getheilt werben 
kann. Die Haushaltungsvorftände gehören zu 
den Hausvätern und werden der Natur der Sache 
nad ſtets den größten Theil der Schullaft zu 
tragen haben. Im Weſentlichen werden baher die 
Schulunterhaltungspflichtigen des Regulatives ſich 
mit denen des Allgemeinen Landrechtes beden. 
Aber Lehteres greift weiter, als das Regulativ. 

Die Entiheidung des Vorderrichters war hier⸗ 
nad zu betätigen und der Koſtenpunkt nad $ 72 
Be erwaltungsgerichtögefeges, wie geſchehen, zu 
tegeln. 

Urkundli unter dem Siegel des Königlichen 
Ober:Verwaltungsgerichte® und ber verorbneten 
Unterſchrift. 

Berlin, den 30. September 1882. 

L.8) Berfius. 

D. 8. ©. Rr. T 1148. 


7. Wohuſitz anf gutsherrlichem Rande. 
(Fortf. von 8 248 Nr. 10.) 


Dagegen unterliegt e8 feinem Zweifel, baf die 
Berwohner des Vorwerks L. zu den Mitgliedern 
ber Schulgemeinde gehören und zu den Schullaſten 
antheilig beitragen müffen. Sollten daher die Be⸗ 


*) of. unten Rt. 13. 
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wohner von L. von Schulabgaben bisher freige⸗ 
laſſen fein, fo bleibt Ihnen überlaſſen, bei der 
Königlihen Regierung zu NR. die angemeffene 
Serangiefung derjelben zu beantragen. 
Berlin, den 31. Auguft 1860. 
Der Winifter der eiktihen ꝛc. Angelegenheiten. 
= anan Se Auftrage: Lehnert. 


8 age re u weiblichen 


Berlin, den 24. September 1873. 


Unter den Haußvätern, deren der 8 29 9. L.-R. 
IL 12 gedentt, find die felbftändigen Einwohner 
und Mitglieder der Schulgemeinde zu verftehen, 
wie das Obertribunal in einem Ertenntniß vom 
8. Dctober 1866 (Archiv f. Rechtsf. Bd. 65 ©. 54) 
ausdrüdlich anerkannt hat. Nur der Gutäherr, 
deſſen Rittergut die Gutsherrſchaft in Anjehung 
der Schule bildet, fteht der Schulgemeinde als 
folher gegenüber, im Uebrigen ift e8 irrelevant, 
ob die jelbftändigen Einwohner im Bezirke des 
Gutes oder in dem Dorfe wohnen, fofern But und 
Dorf zu derjelben Schule gehören. Ebenfowenig 
al3 ſomit im vorliegenden Falle aus dem Um— 
ftande, daß die Frau N. und bie Frau N. auf 
Ihrem unzweifelhaft zum Schulbezirt gehörigen 
Gute R. wohnen, eine Befreiung derjelben von 
deu Schullaften hergeleitet werben kann, läßt fi 
diefelbe aus ihrem Geſchlechte folgern, weil die in 
Rebe ſtehende gejeglihe Beitimmung, wenn fie 


aud) den Ausdrud „Hausväter“ enthält, Perſonen 
weibli Geſchlechts der allgemeinen Rechtsregel 
nad) (L. 195 pr. de Verb. Sign.) nicht ausſchließt 


und diejer Grundfag Hier um fo mehr zutrifft, 
als in dem $ 34 a.a. D. das Geſetz ſich des all- 
gemeinen Ausdrudes „Einwohner“ bedient. In= 
dem, wie bereit in meinem Erlafje vom 9. Auguſt 
d. 3. bemerkt ift, die benannten Damen ihr 
Domicil in R. haben, ein felbftändiges Einkom— 
men befigen und deshalb im Sinne der 88 29, 31 
a.a.D. zu denjenigen Berfonen gerechnet werben 
müffen, denen nad) ihrer „Nahrung“, d. h. nad) 
ihrem Vermögen die Verpflichtung zur Unter- 
haltung der Schule obliegt, jo muB es bei dem 
erwähnten Erlafje lediglich fein Bewenden behalten. 


Der Minifter der en 2. Angelegenheiten. 
alt. 


Ar 
Ten. 
9. Berpfliätung der Erben eines Mitglieds. 


Für die Wittwe N. befteht feine geſetzliche Ver— 
pfligtung, für die auf ihren verftorbenen Ehemann 
vertheilten Beiträge ex propriis aufzulommen. 
Die Bablung der rüdjtänbigen Beiträge liegt viel- 
mehr den Erben des ꝛc. N. ob. Sind die Letz⸗ 
teren unvermögend, fo muß der qu. Beitrag ander⸗ 
weit auf die jämmtlihen Mitglieder der Schul- 
gemeinde, zu welchem die Wittwe N., da fie duch 
den Tod ihres Ehemannes jelbftändiges Gemeinde⸗ 
mitglied geworben tft, gleichfalls gehört, nad) dem 
Staatsfteuerfuß vertheilt werden: 

Berlin, | den 28. Zuli 1860. 

. 16600. 





10. 


Den Ausführungen der Königlichen Regierung 
in dem Bericht vom 19. v. M. über die wieder 
beigeſchloſſene Borftelung der Wittwe L. zu R. 
vom 6. Sanuaz d. J. wegen ihrer Heranziehung 
zu den Küftere und Schulhausbaufoiten vermag 
ih nur unter der Vorausſetzung beizuftimmen, 
daß die Beſchwerdeführerin alleinige Erbin ihres 
Mannes geworden ift. 

Einverftanden bin ich mit der Königlichen Re— 
gierung darin, daß die nachträgliche Regufirung 
der Beitragsjäge nach demjelben Rertheilungs- 
maßjtab —5— muß, welcher bei der urfprüng- 
lichen Bertheilung und Einziegung der YBaubei- 
träge im Jahre 1857 zu Grunde gelegt ift, weil 
bie nachträglich zu repartirenden Beträge bereits 
damals fällig waren, und bei richtiger Bertheilung 
aud) damals ſchon von den eigentlich Pflichtigen 
eingezogen fein würben.*) Auch folgt Hieraus, daß 
der im Jahre 1857 auf den Ehemann der Be— 
ſchwerdefuͤhrerin ausgeſchriebene etrag jegt nad 
. a. Klaſſenſteuerſatze deffelben zu er 

öhen ift. 

egen folgt Hieraus nicht ohne Weiteres die 
Berpffidtung Feiner Wittwe, Diejes Mehr ex 
propriis zu entrichten. Für ihre Perfon befteht 
vielmehr eine ſolche Verbindlichkeit nicht, ſondern 
die Erben des inzwifchen verftorbenen Ehemannes 
haben für den nachträglich auf ihren Erblaffer 
tepartirten Betrag aufzulommen. Die Heran- 
tehung der Wittwe würde daher nur für den 

U als gereditjertigt angeſehen werden können, 
wenn fie die alleinige Erbin ihres Ehemannes ge⸗ 
worden ijt. 

Die Königliche Regierung hat hiernach biefe 
Angetegengeht anbermeit zu prüfen. 

ven, den 6. März 1862. 


11, Verpfliätung aller Perſonen mit eigenem 
Einkommen. 


Berlin, den 11. Januar 1873. 
— Sie müffen zu den Hausvätern der dortigen 
Schulſocietät im Sinne des $ 29 A.L.:R. II. 12 
gezählt werben, weil Sie rechtlich felbftändig find, 
innerhalb des Bezirkes der gedachten Schulfocietät 
Ihren Wohnfig haben und als Ausgedinger ein 
eigenes Eintommen beziehen. Auf den Bejig von 


Grund und Boden tommt e3 hierbei nicht an. 
U. 41148, 


12. 


— Der Berufungsrichter fpricht dem Kläger bie . 
Eigenſchaft eines — im Sinne des $ 29 
Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechts ab, 
weil es nicht, wie der erſte Richter angenommen, 
erüge, daß Jemand fi durch Verträge ſelbſt⸗ 
jtändig verpflichten fünne, ein eigenes Einfommen 
befige und im Schulbezirte wohne, um ihn als 
„Hausvater“ anzufehen, fondern hierzu noch weiter 
erforderlich fei, daß er einen eigenen Hausftand 
gebe, Kläger aber zum Haushtand des 2c. von 
atbufius gehört Habe. 


*) 08. 9 301 Rr. 17. 
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Gegen dieſe Entſcheidung hat die Beklagte recht⸗ 
zeitig die Revifion eingelegt, welche darauf gejtüßt 
ift, daß der Berufungsrichter den 8 29 Titel 12 
Theil 1I. Ullgemeinen Landrechts unrichtig an— 
wendet; der Antrag ber Bellagten geht dahin, 
das Erkenntniß II. Inſtanz aufzuheben und das- 
jenige I. Inftanz zu beftätigen. 

Bon Seiten des Klägers ift eine Gegenerflärung 
nicht abgegeben. 

Die Revifion war für begründet zu erachten. 

Das Allgemeine Landrecht legt die Unterhaltung 
der Schule im 8 29 Titel 12 Theil II. auf 

„den fämmtlichen Häuspätern joe Orts ohne 
Unterſchied, ob fie Kinder haben oder nicht,” 
wofür es im $ 34 a. a. O. als gleichbedeutend 
die Worte gebraudt: 
„allen zu einer ſolchen Schule gewieſenen Ein- 
wohner ohne Unterſchied.“ 
Es bezeichnet damit Mar, daß die Schullaſt von 
allen im Schulbezirte Wohnenden ohne Unterjchieb 
und ohne jegliche Eremtion getragen werden joll. 
Nur Derjenige, welcher überhaupt unvermögend 
ift, Abgaben zu zahlen, kann aud) zur Leiſtung 
von Schulbeiträgen nicht Herangezogen merden. 
Darauf weiſen die Worte in dem $ 31a. a. O. 
bin, daß die Vertheilung nad Verhältnig der Be- 
gungen und Nahrungen erfolgen fol. Wer eine 
Nahrung hat, d. H. wer aus eigenem Vermögen 
ober eigenem Erwerbe feinen Unterhalt gewinnt, 
ift als Hausvater, als zur Schule gemwiefener Ein- 
wohner ſchulſteuerpflichtig ( Erkenniniß des König⸗ 
lichen Obertribunals vom 7. September 1848. 
Rechtsf. Bd. 4 ©. 335). Es begreift die Bezeich- 
nung „Hausvater“ alle wirthſchaftlich (öconomifch) 
ſelbſtandige, phyfifche Perſonen in fi, welche im 
Schulbezirke ihren —X haben. Es kommt 
nit darauf an, ob diejelben verheirathet find 
oder nicht, ob diejelben einen eigenen Hausſtand 
führen oder Wohnung und Koft, fei es gegen Be— 
zahlung, fei es als Entgelt für ihre Dienftleiftung 
von einem Dritten erhalten; entſcheidend iſt allein 
da8 eigene Einkommen, die wirthſchaftliche Selbft- 
mandıglat 
(Exkenntnifje des Königlihen Obertribunals 
vom 8. September 1851, 13. April 1866 und 
8. December 1866. — Strieihorſt, Archiv 
B. 3 ©. 269, Bb. 62 ©. 285, Bd. 65 
©. 49. — Erkenntniß des Königlichen Ober- 
verwaltungsgerichts vom 17. Januar 1877*) 
— Entieidungen Bd. 2 ©. 197 fi. —) 

Wenn daher der Vorderrichter dem Kläger 
lediglich deshalb, weil er keinen eigenen Hausftand 
führt, jondern neben dem Baargehalte Wohnung 
und Koft als Entgelt für feine Dienftleiftungen 
von dem 2c. von rn erhält, die Eigenſchaft 
eines Hausvaters abjpricht, jo wendet er das be- 
ftehende Recht unrichiig an. Seine Entſcheidung 
war daher aufzuheben. In der Sache felbit aber 
mußte aus den entwidelten Gründen und da die 
wirthſchaftliche Selbftändigfeit des Klägers feit- 
fen, auf die Berufung des letzteru das cerite 

rfenntniß beftätigt werben. 

Berlin, den 23. Februar 1878. 

Dber-Berwaltungsgeriht Rr. 846. 


*) 8 207 Rr. 2 (betrifft die Beitragspflicht der Schullehrer). 


18. Bebentung des Ausdruckes Familieuvor⸗ 

Rand“ *) in Art. 5 des Regulativs Über Errich⸗ 

tung und Unterhaltung der Laudſchulen in Neu⸗ 
vorpommern vom 29. Auguſt 1881. 


In der Verwaltungsſtreitſache 
des Altfigers Karl Brandt zu Bierom, Klägers 
und Revifionstlägers, 
wider 
ben — der ——— Vierow⸗ 
Kräpelin, vertreten durch den Schulvorſtand, 
Beklagten und Revifionsbeflagten, 
at das Königliche Oberverwaltungsgericht in feiner 
igung vom 1. Mai 1878, 
an welcher ꝛc. zc. Theil genommen haben, 
für Recht erfannt, 
daß auf die Revifion des Klägerd bie Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bezirlsverwaltungs⸗ 
geriht3 zu Straljund vom 6. October 1877 
u beftätigen, der Werth des Streitgegen- 
Yandeb auf 600 Mark feftzufegen und die 
Koften der Revifionsinftanz dem Kläger zur 
Laſt zu legen. 
on Rechts Wegen. 


Gründe 

Im Jahre 1869 ift von dem Schulverbande 
BVieromw-Sträpelin eine Vereinbarung über die fefte 
Bejoldung des Lehrerd unter Genehmigung der 
Königlichen Regierung zu Stralfund getroffen und 
dabei die Beſtimmung im Artikel 5 des unterm 
29. Auguft 1831 Allerhöchft vollzogenen Regu— 
lativs, die Errichtung und Unterhaltung der Land- 
fhulen in Neuvorpommern betreffend, zur Richt- 
jhnur genommen. Diefelbe lautet: 

„Die fire Bejoldung des Lehrer tragen 
fämmtlihe Familienvorftände des Schulbe- 
zirks, mit Einfluß der Wittwen, die eine 
Wirthſchaft felbjtäudig führen, ohne Unter- 
chied, ob fie Kinder haben oder nicht, ohne 
interſchied ferner des Standes und bed Glau— 
bens, als perſönliche Laſt nad dem Klaſſen— 
ſteuerfuße, ungehindert jedoch, dies nach 
anderem Maßſtabe zu thun, wenn fie darüber 
fih_einverftehen können.“ 

Der Altfiger Karl Brandt zu Vierow Hält fich 
nicht für verpflichtet, zu der feiten Befoldung des 
Lehrers beizutragen, weil er feinem Sohne das 
ihm bis dahin gehörige Bauergut zu Bierom durch 
Vertrag vom 1. November 1876 zum Eigenthuni 
überlafjen habe und jept feine eigene Wirthichaft 
mehr führe, fondern nur noch den bedungenen 
Altentheil in dem Hofe bei einem Sohne genieße. 
Er erhob deshalb bei dem Kreisausſchuſſe des 
Kreifes Greifswald Klage mit dem Autrage: 

zu ertennen, daß er, fo lange ihm der feit- 
gefegte Wltentheil gewährt werde, nicht für 
verpflichtet zu erachten fei, zu der feiten Be— 
joldung des Lehrers der Schulgemeinde 
Vierow:Kräpelin einen Beitrag zu leijten und 
daß ihm die feit dem 1. April 1877 einges 
zogenen Beiträge erftattet würden. 

Durch die Entfcheidung des Kreisausſchuſſes des 
genannten Kreife vom 4. Juli 1877 wurde er 
indeß unter Auferlegung der Koften mit feiner 


*) of. oben Ar. 6 a. €. 
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Mage abgewieſen und biejes Erfenntniß in ber 
Berufungsinftang von dem Königlichen Bezirks⸗ 
verwaltungögerichte zu Stralfund am 6. October 
1877 beftätigt, weil der Kläger als „Familien 
vorftand“ im Sinne des Artilel 5 a. a. D. zu 
betrachten jei und der 8 4 Abſatz 2 des Zuftändige 
teitögefeßed vom 26. Juli 1876 hier feine An⸗ 
wendung finde. 

Gegen dieſe Entſcheidung Hat der Kläger noch 
die Revifion eingelegt, Verlegung des Artitel3 5 
des Regulativs vom 29. Auguft 1831 behauptet 
und den Antrag geftellt: 

unter Abänderung des Erkenntniſſes zweiter 
Inftanz nad dem Klageantrage zu erkennen. 

Es mußte jedod die Revifion für nicht begründet 
erachtet und die Betätigung der angefochtenen Ent- 
ſcheidung ausgeſprochen werden. 

Mit Recht Hat der Berufungsrichter angenom- 
men, daß der Artikel 5 a. a. D. dem 8 29 bes 
Algemeinen Landrechts Theil II. Titel 12 nach⸗ 
gebildet fei und daß der Ausdrud: „Familienvor- 
ftände* im Artitel 5 im Wefentlichen dieſelbe Ber 
deutung babe, wie das Wort: „Hauspäter“ im 
8 29 a. a. O. Die Entftehungsgeichichte des Ar- 
titel 5 läßt Hierüber feinen — 

In dem von dem Königlichen Miniſterium der 

iſtlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegen- 
Beiten dem Eommunal-Landtage Neuporpommerns, 
der Königlichen Regierung zu Stralfund und dem 
Koniglichen Eonfiftorium zur Begutachtung vorge⸗ 
legten Entwurfe lautete der Artikel 5: 

„Die fire Beſoldung des Lehrers tragen die 
ſämmilichen Haus väter des Schulbezirts 
ohne Unierſchied, ob fie Kinder haben oder 
nit und ohne Unterjchied ded Glaubensbe— 
tenntnifjes als perfünliche Laft nah dem 
Klafjenfteuerfuße, injofern fie fih nicht über 
ein anderes Beitragsverhältniß vereinigen 
tönnen.“ 

Die Königliche Regierung zu Stralfund brachte 
zu biefem Artikel den Zufa in Vorſchlag: 

„Selbftändig wirthidaftende Wittwen haben 
diefelben Verpflichtungen wie die übrigen Be- 
fiber und Hausväter.” 
Dem Gedanken dieſes Vorſchlags entiprechend 
wurden bei der Schlußredaction im Artikel 5 
hinter ben Worten: „Die ſämmtlichen Hausväter“ 
die Worte: „mit Einſchluß der Wittwen, die eine 
Wirthſchaft jelbftändig führen,“ eingefhoben und 
der num nicht mehr pafiende Ausdrud: „Haus 
väter“ dur den Ausdrud: „Samilienvorftände“ 
erfegt. Daß ber Gejeggeber hierbei jedoch nicht 
beabfichtigte, von der Begriffsbeltimmung des $ 29 
des Allgemeinen Landrechts Theil II. Titel 12 
abzumweichen, geht deutlich daraus hervor, daß in 
einer fpäteren, den Artikel 5 des Regulativs er- 
gänzenden Allerhöchſten Cabinetsordre vom 15. 
Auguft 1833, welche unter anderen die Bejtim- 
mung enthält: 
„baß Hausväter, die das feipägigfte Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt haben, von Beiträgen befreit 
bleiben ıc. 

wiederum der Ausdrud: „Hausväter” gebraucht üft. 

Wie fih aus einer Ber; leidun bes 8 29 des 
Allgemeinen Landrehts Theil II. Titel 12 mit 
dem & 34 ebendafelbft ergiebt, ſoll die Schnllaſt 





von allen im Schulbezirfe Wohnenden ohne Unter- 
ſchied und ohne jegliche Ausnahme getragen wer- 
den. Nur derjenige, welcher überhaupt unver- 
mögend ft, Abgaben zu zahlen, kann auch zur 
Keiftung von Schulbeiträgen nicht herangezogen 
werden. Darauf weiſen die Worte in dem 8 31 
a.a.D. hin, daß die VertHeilung nad) Verhältniß 
der Befigungen und Nahrungen erfolgen fol. Wer 
eine Nahrung Hat, d. h. wer aus eigenem Ver— 
mögen oder eigenem Erwerbe feinen Unterhalt 
gewinnt, ift als Hausvater, ald zur Schule ge- 
wiejener Einwohner ſchulſteuerpflichtig (Erfenntniß 
des Königlichen Obertribunal® vom 7. September 
1848. Rechisf. Bd. 4 ©. 335). Die Bezeichnung 
„Hausväter“ begreift alle wirthichaftlich (öcono⸗ 
miſch) felbftändige, phyſiſche Perſonen in ſich, 
welche im Schulbezirke ihren Wohnſitz haben. Es 
tommt nicht darauf an, ob dieſelben verheirathet 
find oder nicht, ob diefelben einen eigenen Haus- 
ftand führen oder Wohnung und Koft, ſei es gegen 
Bezahlung, fei ed als Entgelt für ihre Dienit- 
oder fonftige Leiftungen von einem Dritten er- 
halten; entjcheidend ift allein daß eigene Ein- 
fommen, die wirthſchaftliche Selbftändigteit. 
Erkenntniſſe des Königlihen Obertribunals 
vom 8. September 1851, 13. April 1866 
und 8. December 1866. — Striethorft 
Archiv Bd. 3 ©. 269, Bd. 62 ©. 285, Bd. 65 
©. 49. — Erkenntniß des Königlichen Ober- 
verwaltungögericht® vom 17. Januar 1877 *) 
— Entfheidungen Bd. II. ©. 197 ff. —). 

Legt man dieje Begriffsbeftimmung der Be— 
urtheilung des vorliegenden Falls zum Grunde, 
fo iſt nicht zweifelhaft, daß der Kläger, welcher 
unbeftritten im Haufe des Hofbefigers eigene Woh- 
nungsräume inne hat und darin mit Frau und 
Tochter felbftändig eine Haushaltung führt, für 
welche der Hofbefißer vertragsmäßig gewiſſe Lei- 
ftungen übernommen hat, zu den Yamilienvor- 
ftänden im Sinne des Wrtitel 5 a. a. O. Bd rech⸗ 
nen iſt.*) Welche Rechtsverhältniſſe im Uebrigen 
in Neuvorpommern zwiſchen dem Hoibejiger und 
dem Altfiger obwalten, ijt für die Beurteilung 
des gegenwärtigen Streitfall nicht von Bedeu— 
tung. Auch kann aus den Worten im Artifel 5: 
„die eine Wirthſchaft jelbftändig führen,“ nichts 
zu Gunſten des Klägers hergeleitet werden, da jo- 
wohl nad) grammatijcher Auslegung mie nad) der 
oben mitgetheilten Entſtehungsgeſchichte des Ar- 
titel 5 jener Zufag nur auf die Witten zu be- 
ziehen ift. 

Da nun aud) die Ausführung des Berufungs- 
richters, daß der ordentliche Rechtsweg im vor= 
liegenden Falle nicht zuläffig und daher $ 4 Ab— 
fag 2 des Buftändigfeitögejeßed vom 26. Juli 
1876 nicht anwendbar fei, zu weſentlichen Be: 
benfen keine Veranlaſſung giebt, fo war die Be— 
Er ber angefochtenen Entiheidung auszu- 
prechen. 

Zur Erläuterung der Bedeutung des gegen- 
mwärtigen Endurtheils iſt jedoch noch Folgendes 
zu bemerken: 

Das Geſetz vom 18. Juni 1340) (Geſ.-Samml. 


*) 5.207 Rr. 2 (betr. bie Beltragspflicht der Schullehrer). 
**) of. oben Rr. 11. 
***) 5 302 Und. I. 
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©. 140) findet nad 8 14 auch auf die Steuern 
Anwendung, welche von den Schulgemeinden zur 
Unterhaltung der öffentlichen ule umgelegt 
werden. Der 8 135 X. Nr. 1 der Kreisordnung 
vom 13. December 1872 und der 8 77 Nr. 1 des 
Geſetzes vom 26. Juli 1876 Haben darin im 
Weſentlichen nicht? geändert, fondern nur an die 
Stelle der vorgejegten Behörde die Verwaltungs⸗ 
gerichte aefest und beftimmt, daß die Entſcheidung 
i erwaltungsftreitverfahren erfolgen ſolle. Die 
Entfheidung im Streitverfaßren tritt bei diefen 
Steuern an die Stelle des Recursbeſcheides im 
früheren Reclamationsverfahren. Gegenſtand ber 
Klage kann daher nur das jein, was früher Gegen- 
ftand der Reclamation war, das Heißt, eine be= 
ftimmte GSteuerforberung, welche gejtellt worden 
ift. Ueber diefe Steuerforderung allein ift zu er= 
fennen und die Entſcheidung kann ſich nicht auf 
tünftige Steuerforderungen erftreden.*) Nur 
eine beftimmte Steuerforberung, nicht die Steuer- 
pflicht in abstracto fann zum Gegenftande des 
Streites gemacht werben. 

Hieraus ergiebt fi, daß eine materielle Ab- 
weiſung des ——* nur inſofern ausgeſprochen 
werden konnte und ausgeſprochen worden iſt, als 
der Kläger beantragt hat, ihn für die Zeit vom 
1. April 1877 bis 1. April 1878 nicht zu einem 
Beitrage von 48 Mark zu der Beſoldung des 
Lehrer? zu veranlagen und ihm die feit dem 
1. April 1877 erhobenen Beiträge zurüdzuerftatten. 
Sein — — Klageanirag mußte zwar 
ebenfalls zurüdgewieſen werben, jedoch nur aus 
dem Grunde, weil dieſer Anſpruch überhaupt nicht 
zum Gegenſtande des Streitverfahrens gemacht 
werden klann. 

Der Koſtenpunkt regelt ſich nach 8 72 des Ge— 
jeges vom 3. Juli 1875 (Gej.-Samml. ©. 375). 

Urkundlih unter dem Siegel des Königlichen 
Oberverwaltungsgeriht8 und der verorbneten 


Unterſchri 
(L. 8.) Berſius. 
O. V. ©. Rr. 1573. 


$ AB. Der Wohnfig im Schnlbezirk als 
Voransfehung der Mitgliedfchaft in der 
Schnlſocietaãt. 


Begriff di eitpunkt der Aieder 
a — Bone 
Soreuſen.) 


— cf. $ 247 Rr. 1, 5, 6,7, 8, 11, 12 und über bie 
Befreiung ber Gutsherrn 8 254. — 


1. €. v. 18. Dec. 1860 betr. bie Annahme eines 
WVohnfiged, wo ber Mittelpunkt ber häus— 
tigen und bürgerligen Thätigkeit iſt. 
ef. Wr. 3, 4, 11. 

1a, b, 6. € v. 11. Dec. 1884, 2. Febr. 1885, 
23. März 1885 betr. ben Wohnfig Minder- 
jähriger und Schüler. 

2. €. v. 12. Sept. 1863 betr. ben Beginn ber Beitrags: 
pfliät mit den Zeitpunttbderfieberlaffung 
für alle nad bemfelben auögejchriebenen Steuern. 


®) of. jet 846 des Seſ. v. 1.Auguft 1883 (oben $ 5 Anh. L 
u. Erf. O.⸗ —2 v. 16. sh 1886 een 8 2062 Rr. 24b. “N 





3. €. v. 3. Sept. 1861 betr. bie Möglichkeit ber Be— 
grünbung eines doppelten Domicils unb ben 
Ausihluß einer Heranziehung nad bem ganzen Ein- 
tommen an beiden Orten. 

4. €. v. 20. Jan. 1873 und 8. Oct. 1872 betr. ben 
Ausihluß der Annahme eines doppelten Wohnfiges 
beim bloßen Betrieb ber Landwirthſchaft, einer 
Fabrit 2c. mit nur abwechſelndem Aufenthalt an 
einem britten Ort. cf. Nr. 3, 11. 

5. €. v. 27. April 1859 betr. die Begründung eines 
Wohnfiges feitens ber Ausländer. 

6. €. v. 17. Roo. 1879, 21. Rov. 1860, 12. Juli 
1870 betr, den Ausſchluß ber Begrünbung eines 
Wohnfiges ſeitens der activen Militärper- 
fonen lediglich durch den Aufenthalt an dem ihnen 
dienſllich angemiefenen Wohnort. 

7. € v. 3. Juli 1882 desgl. feitens ber ſervisberech⸗ 
tigten Milttärbeamten (unb betr. bie Befreiung ders 
felben von eigentlichen Gommunalfteuern). of. 8 193 
Nr. 5 und wegen ber Gensbarmen unten Anh. I. 

8 €. v. 24. Febr. 1863 betr. bie Gemeinbemitglieb- 
ſchaft der Beamten am Orte ihrer thatſächlichen 
Nieberlaffung. 

9. €. v. 8, Dec. 1880 deögl. und betr. den Ausfhluß 
ber Begründung eines zweiten Wohnfige an bem 
Orte, wo bie betreffende Behörde ihren Sitz bat. 
ef. unten & 262 Rr. 13 und über das Verhältniß 
der Beamten, wenn bie Schulen Communallaften 
find, unten 8 267 Rr. 1. 

10. €. v. 31. Auguſt 1860 betr. ben Ausſchluß einer 
Heranziehung ber Fo re nſen (wo niät bie Schul: 
abgaben dingliche find). 

11. €. v. 3. Aug. 1864 deagl. of. $ 262 Rr. 7b. 

12. €. v. 24. April 1862 beögl. und betr. bie be= 
fondere Begründung für die Dinglichteit ber Schulz 
laft. of. $ 249 Rr. 2, 3 und 8 300 Anh. IT. 
(Rote zu 8 2). 

13. 8. bed Kgl. Conſ. in Aurih v. 28. Sept. 1871 
betr. die Heranziehung ber Forenſen beim Nachweis 
einer beſondern bahin zielenben Rechtsbilbung. cf. 
8 260 Rr. 2—6 u, 8 280 Rr. 11 Rote. 

14. €. v. 13. Juli 1880 betr. bie Borausfegungen 
einer bie Forenſen zu Schulbeiträgen verpflihtenben 
Obfervanz. 

b. €. v. 25. Febr. 1863 betr. die Bebeutung einer 
Tangjährigen Heranziefung ber Forenſen bei ben 
Entfgeibungen ber Berwaltungsbehörben. 

16. Erf. des C.⸗G.⸗H. v. 14. October 1865 betr. bie 
Zuläffigteit bed Rechtweges gegen Beichlüffe ber 
Schulgemeinden über eine Heranziehung ber Forenfen.*) 
Anderer Anficht iſt das Ert. v. 13. Febr. 1864. 
of. aud wegen Heranziehung ber Forenſen durch 
bie politiſchen Gemeinden unten $ 267 Rr. 3—7. 

17. € v. 21. Juli 1862 betr. bie Beitragäpfliht ber 
Forenſen in ber Provinz Sachſen zu ben auf ben 
Grundbefig vertheilenden Laſten. 

18. €. v. 18. März 1866 beögl. und betr. ben Außs 
ſchluß der Forenfen von ben Berathungen ber Ge— 
meinben. 

19. €. v. 20. Jan. 1862 desgl. und betr. den Aus: 
ſchluß einer Berechtigung ber Schulgemeinden zu 
einer ben Forenſen nachtheiligen vom Geſetz ab= 
weidenben Verteilung ber Laften. 


ben Bereich bes digkeit 1.% 
ae Be gee eu von arann 
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Anhang. 
L E. v. 4. Aug. 1826 betr. bie Befreiung ber Gens⸗ 
darmen von Schulſocietätdlaſten. 
IL €. v. 24. Rov. 1883 U. IIlla 18595 beagl. in 
Hannover (Lederkũhn, Schulgel. 1885 I, ©. 672). 


1. Be des Wohnfites. mit der 
sein —X = Mittelpu 


Auf den Bericht vom 29. v. M. erwiedere ich 
der Königlichen Regierung, daß die Heranziehung 
Ber ——— * en BE Mail 

tung ber e in R. nicht für zuläffig er- 
achtet — kann. 8 . 

Nach dem ber Röniglicen Regierung zur Nach⸗ 
achtung mitgetheilten Rejcript vom 7. Juli 1858 
ift ein Wo gi nur da anzunehmen, mo eine 
Berfon ihren Hausftand, den Mittelpunkt ihrer 
bürgerlichen und häuslichen Tätigkeit, hat. Dies 
ift nad} Inhalt des oben angeführten Bericht bei 
dem Rechtsanwalt N. nur in W. der Fall. Der- 
jelbe kann daher aud) nur iu W. zu Schulabgaben 
herangezogen werden. [Der zc. R. hat überbies 
als Beamter in W. ein nothwendiges Domicil und 
würbe überhaupt in N. einen zweiten Wohnfig 
nur mit ausdrüdlicer Genehmigung feiner vor⸗ 
gelesen — begründen können (8 92 

tt. 10 ThL II des Allgem. Landr.).*) 

Die Königliche Regierung Hat daher die Frei⸗ 
lafjung des zc. N. von ben Unterhaltun; Aa — 
ür die Schule in N. anzuordnen und für die Er- 

ttung der von dem 2c. N. berereitß executiviſch 
eingezogenen Baubeiträge Sorge zu tragen. 

Berlin, den 18. December 1860. 


Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. 


An 
Die terung zu N. 
Can 


la. Wohnſitz Minderjäpriger und Schüler. 
1. 

Berlin, den 11. December 1884. 
Der hierbei zurüdfolgende Recurd des Vor⸗ 
wmundes der minderjährigen Geichwifter A. und R. 
©. zu D., Rentierd K. ju B. dom — gegen den 
Bel des Evangelifchen Magiſtrats vom —, durch 
wi feine Reclamation gegen die Heranziegung 
feiner genannten Mündel zur Schuliteuer für die 
evangeliihe Schulgemeinde in O. für das Steuer⸗ 
jahr vom 1. April 1883/84 zurückgewieſen iſt, 
muß für begründet erachtet werben. Die Ent- 
feidung über die Buläffigfeit der Heranziehung 
der der cvangelifchen Confeſſion angehörenden 
minderjährigen Geſchwiſter ©. zur Schulfteuer für 
die evongeliläie Schulgemeinde zu D. iſt von der 
Beantwortung der Frage abhängig, ob die ge⸗ 
dachten Minderjährigen innerhalb des auf ben 
Stadtbezirk von O. ſich eritredenden Schulbezirts 
ber swangeliicen & Igemeinbe D. einen Wohn- 
im Sinne de3 bürgerlichen Rechts haben. Dieje 
ge ift nach Lage der thatfächlichen Berhältnifie, 
unter welchen die beiden minderjährigen Söhne 


) el. jeht unten Rr. 9. 





be3 verftorbenen Fabrikanten ©. zu Berlin in D. 
aufhalten, zu verneinen. Unter Wohnfig ift der 
Ort zu verftegen, an weldem Jemand feinen 
wirklichen AufentHalt in der Abficht genommen 
Bat diefen Ort zum dauernden Mittelpunkt feiner 
irffamfeit zu machen oder, nad) der Ausdrucks— 
weife im & 1 de3 Bundes: ein vom 13. Mai 
1867 (Bunde3-Gefegblatt € 19) der Ort, an 
weldem Jemand eine Wohnung unter Umftänden 
inne hat, welche auf die nn der dauernden 
Beibehaltung einer ſolchen fchließen laſſen. Diefe 
Kriterien treffen Hinfichtlih des Aufenthalts der 
minderjährigen Geſchwiſter S. in DO. nicht zu. 

Wie fih aus anderweit mir vorliegenden Ber- 
handlungen, betreffend die Beſchwerde des Bor- 
mundes der gedachten Geſchwiſier S. über deren 
Heranziehung de Kirchenſteuer für die evangeliſche 
Öemeinde in D., ergiebt, hat der Vater derjelben, 
Kaufmann und Yabritant Emil ©. unbeitritten 
feinen legten Wohnfig in Berlin gehabt, wo er 
aud vor etwa 9 Jahren verftorben tft. Er hinter- 
ließ eine Wittwe und zwei minderjährige Söhne 
Albrecht und Rudolf. Letztere wurden 1878 nad 
D. gefendet, um ihre Ausbildung auf dem dortigen 
Gymnaſium zu empfangen und bei dem Oberlehrer 
Dr. R. dafelbit als Penſionäre untergebradit, wo 
fie aud) jet noch zum Zwecke bes Deines des 
Gymnaſiums ſich aufhalten. 

Die Mutter verſtarb 1882 ebenfalls in Berlin. 
Der vom Königlichen Amtsgerichte in Berlin be 
ftellte und beeidigte, von Rechnungslegung bes 
rn an 8. = Beli alla 
ür bie beiden a jegt noch minderjährigen 
Shen Söhne deren von dem Kater —5 — 
Vermögen und führt für feine Mündel das zum 
Shen Nachlaſſe gehörige Fabritgeſchäft be 
gebit aud in Berlin von dem Einfommen und 

im. von dem für Nechnung feiner Mündel be— 
triebenen Gewerbe alle Staats⸗, Gemeinde- und 
fonftigen öffentlichen Laften und Abgaben. 

Minderjährige eheliche Kinberbehalten den Wohn⸗ 
fig ihres verftorbenen Waters, bis fie denfelben in 
techtögültiger Weife aufgeben, fei e8 nad) erlangter 
Verfügungsfähigleit oder ſchon vorher mit vors 
mund! haftlicher Genehmigung. Kein Moment 
ſpricht dafür, daß die minorennen Geſchwiſter ©. 
ihren Wohnfig in Berlin mit vormundichaftlicher 
Genehmigung aufgegeben hätten, noch viel weniger 
liegen Umftände vor, durch welche die Annahme 
begründet werden fünnte, daß, worauf es im vor- 
liegenden Falle allein antommen würbe, biefelben 
mit vormundfchaftliher Genehmigung einen neuen 
oder einen zweiten Wohnfig in O. begründet hätten. 
Durch den bloßen Beſitz eined Hausgrunditüdes 
in D. wird ein folcher ebenfowenig begründet, wie 
dur den mit vormundſchaftlicher Genehmigung 
ftattfindenden bloßen Aufenthalt in O. als Senn 
fionäre im Hausftande eines Gymnafiallehrers zum 
BZwede des Empfanges der Ausbildung auf einer 
dortigen Unterrichtsanſtalt. 

Ich veranlaffe deshalb den Evangelifhen Magir 
ftrat unter Freilaffung der minorennen Geſchwiſter 
Albrecht und Rudolf S. von der Schulfteuer für 
die dortige evangeliiche Schulgemeinde dem Vor⸗ 
munde_ berfelben, Rentier 8. zu Berlin den von 
demſelben für dad Steuerjahr vom 1. April 1883/84 


Gäneiver uud von Bremen. Preußiſches Bollsiäulmeien. IL O6 3 
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für feine Müudel gezahlten Schulftenerbetrag von 
3456 Mt. zurüd zuerftatten. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Yuftrage: de la Eroir. 
a 


in 
den Cvangeliſchen Mogiftrat zu O. 
U. a. 20983. 


1b. 


Berlin, den 2. Februar 1885. 

Dem Evangelien Magiſtrat erwiedere ih auf 
die Vorftellungen vom 10. und 17. December v. J. 
daß «8 bei meiner auf den Recurs des Vormundes 
der minderjährigen Geſchwiſter S. zu O. gegen 
deren Heranzichung zur Schulfteuer für_die evan- 
gelifche Schulgemeinde dafelbft für das Steuerjahr 
vom 1. April 1883/84 mittel® Verfügung vom 
11. December v. 3. — U. III. a. 20983 -— ger 
troffenen Entſcheidung aus den darin angeführten, 
durch die An⸗ und Ausführungen in den obigen 
Vorftellungen nicht widerlegten Gründen fein Be— 
wenden behalten muß. 

Darüber, daß nur Mitglieder einer Schulge- 
meinde fchulfteuerpflichtig End — abgefehen von 
der Möglichkeit einer Schulfteuerpflicht von Nicht: 
mitgliedern durch Grundbeſitz —, und daß nur 
ſolche Berfonen als Mitglieder einer Schulgemeinde 
angefehen werden können, welche einen Wohnfig 
im Sinne des bürgerlichen Rechtes (jurijtiiches 
Domicil) innerhalb des ulbezirkes haben, hat 
in der Provinz Hannover ebenjowenig jemals ein 
Zweifel beftanden, wie in den übrigen Landes— 
theilen der Preußiſchen Monardjie. 

Ebenfowenig kann ein begrümdeter Zweifel da- 
rüber obwalten, daß im $ 8 des Bundesgeſetzes 
über die Sreizügigfeit vom 1. November 1867 
unter dem Auddrude Gemeinde — welcher im $ 9 
a. a. D. die Gutsherrſchaften, deren Gutsbezirk ich 
nidt in einem Gemeindeverbande befindet, gleich- 
geſiellt find — lediglich die bürgerlidye oder polis 
tische Ortsgemeinde zu verftehen ift, nicht aber die 
außer der bürgerlichen Gemeinde ſtehenden Schul⸗ 
gemeinden, welche jelbftändige Corporationen find 
und einen von ber bürgerlichen Gemeinde getrennten 
Sauahalı haben. 

er Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

von Goßler. 


An 
den Evangelii Magifirat zu D. 
U ih. ee ’ 
1e. 


Berlin, den 23. März 1885. 

Dem Evangelifhen Magiſtrat erwidere ich auf 
den Beriht vom 21. Januar d. $., dab id) den 
anbei —— Recurs der Gebrüder Albrecht 
und Rudolf S. zu O. vom 12. Januar d. J. 
gegen den dortſeiligen Reclamationsbeſcheid vom 
2. Januar d. J. wegen ihrer Serangiehung zur 
Schulſteuer für die evangelifhe Schulgemeinde für 
dad GSteuerjahr vom 1. April 1384/85 aus den 
in den —28 Entſcheidungen vom 11. De⸗ 
cember v. 3.*) — U. III a. 20983 — und vom 
2. Februar d. I.*) — U. UI a. 21912 — bezüg- 
lid) der Heranziegung der Genannten zur evan= 


Borſtehend. 





geliſchen Schulſteuer für das Steuerjahr vom 
i. April 1383/84 dargelegten Gründen ebenfalls 
für begründet erachtet erachten muß. 

Dieſelben haben durch ihren zeitigen Aufenthalt 
daſelbſt Behufs Erlangung ihrer Ausbildung auf 
dem dortigen Gymnafium, wie in den gedachten 
Entfheidungen ausgeführt ift, einen Wohnfig im 
Sinne des bürgerlihen Rechtes in O. nicht be= 

ründet und fönnen daher als zur evangelifchen 
chulgemeinde gehörig nicht betrachtet, fomit auch 
zur Schuffteuer nicht gerangegogen werden. 

Dadurd, daß der Albredt ©. inzwiſchen mit 
dem 5. October 1884 großjährig geworden, ift 
eine Nenderung in der rechilichen Lage der Sache 
nicht eingetreten, da derſelbe nad) wie vor lediglich 
zum Zwede des Beſuches des Gymnaſiums in 
D. ſich aufhält und keine Umſtände vorliegen, 
durch welche die Annahme begründet werden könnte, 
daß derjelbe jegt einen neuen oder einen zweiten 
Wohnſitz in O. begründet Hätte. Er kann des— 
halb auch jept als ein Mitglied der dortigen Schul= 

emeinde nicht angejehen und deshalb aud zur 

chulſteuer für die Zeit vom 5. October v. I. bis 
zum 31. März d. 3., wie der Evangelifhe Magi- 
trat beantragt, nicht herangezogen werden. Hier— 
nad) find die beiden Bcnannten von dev evange- 
liſchen Schulſteuer für das Steuerjahr vom 1. April 
1884/85 jreizulajien und ift der bereitö eingezahlte 
Steuerbetrag für dad gedachte Steuerjahr zurüd- 
zuerſtatten. 
Der Miniſter der —— — 2. Angelegenheiten. 

m Uuftrage: Barkhauſen. 


an 
den Evangeliſchen Magiftrat zu D. 
U. ıhı. a 10701. e 


2. Zeitpunkt der Niederlaffung. 

Für die Schulgemeinde N. war vor einigen 
Jahren ein Schulgrundftüd angekauft, und zur 
Dedung des Saufgeldes ein Vorſchuß bewilligt 
worden. Die Verhandlungen wegen Dedung dieſes 
Vorſchuſſes danerten einige Jahre, ſodaß die nad) 
Gewährung eines Gnadengeſchents von der Schuls 
gemeinde noch aufzubringenden Koften erſt im 
vorigen Jahre zur Aufbringung auögefchrieben 
werden konnten. In der Bwifchenzeit feit dem 
Ankaufe des Grundjtüds bis zur Repartition der 
Beiträge waren der 2c. D. und Genofien nad N. 
verſetzt worden, und wurden diefelben nun zu Bei- 
trägen herangezogen. Auf ihre Beſchwerde ift 
folgender Beſcheid ergangen: 

uf Ihre, von dem Herrn Minifter des Innern 
an mid abgegebene Beihwerde vom 12. Mai 
d. J. eröffne ic ee daß Sie als Mitglieder 
der dortigen katholiſchen Schulgemeinde, wie jedes 
andere Vitglied dieger Gemeinde, zu dem Kauf- 
gelde für das für die dortige katholiſche Schule er- 
worbene Örundftüd nad Maßgabe Ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigfeit beizutragen haben, da nicht der Zeit— 
puntt des Erwerbes dieſes Grundftüds, fondern 
der Beitpuntt der Ausſchreibung der deöfalljigen 
Beiträge für die Entjgeidung der Frage maß- 
jebend tft, wer als beitragspflichtiges Mitglied der 
— heranzuziehen iſt. (gorti. $ 247 
Nr. 3a, 
Berlin, den 12. September 1863, 
U. 17408. 


Der Wohnſitz im Schulbezirk als Vorausſetzung d. Mitgliedſchaft i. d. Schulfocietät. 8248. Nr. 3-5. 85 


8. Schullaſten bei doppeltem Wohnſitze. 


Auf den Bericht vom 5. v. M. über die wieder 
beigeſchloſſene Vorſtellung des N. in P. vom 
1. Juli d. J. erkläre ih mich damit einverſtanden, 
daß der Beſchwerdeführer zu antheiliger Auf— 
bringung der Gehaltszulage Hr den Lehrer in P. 
nad) Maßgabe der 88 29 und 31 Tit. 12 Thl. 1I 
Allgem. Landr. verpflichtet ift. 

a3 dagegen den möglichen Fall einer Heran- 
deßung des N. zu einer Gehaltszulage für den 
hrer in K. betrifft, jo bemerte ich, daß ſolche 
nur dann gerechtfertigt fein wird, wenn der 2c. N. 
innerhalb des Kr Schulbezirls einen zweiten Wohn: 
fi haben follte, was mit Rüdjiht auf den $ 15 
Tit. 2 Thi. I der Allgemeinen Gerichtsordnung 
aus dem Umftande allein, daß er auch das dortige 
Vorwerk gepachtet Hat, nicht gefolgert werden kann. 
Sollten aber die geſetzlichen Kriterien eines Doppel: 
ten Wohnſitzes wirflih vorhanden fein — was 
event. daurch Localrecherchen Py conftativen jein 
wird — fo kann doc der zc. N. nicht an beiden 
Orten zugleich nad Maßgabe feines ganzen Ein- 
tommen3 herangezogen werden. Vielmehr wird in 
diefem Fal an jedem Orte nur ein Theil des 
Eintommens zu befteuern fein, welcher von der 
Königlichen Regierung nad Lage der Verhältniſſe 
und nad billigen Grundfägen zu bemeffen ift, da 
die doppelte Vefteuerung des gefammten Eintom- 
mens eine große Unbilligkeit in ſich ſchließen und 
nad) $ 31 a. a. D., der ausdrüdlich eine „billige“ 
Bertheilung der Schullaften vorſchreibt, nicht zu= 
läffig fein würde.*) 
Berlin, den 3. September 1861. 


An 
— 


4a. Erforderniſſe eines doppelten Domicils. 


Berlin, den 20. Januar 1873. 

Auf den Bericht vom 12. October v. 3. über 
die Beſchwerde des ꝛc. N. zu N. über feine Heran- 
giehung pP den Koften der Reparatur des katho- 
iſchen Küfter- und Schul-Etabliffements in N. 
erwiedere ich der Königlichen Regierung, daß, nach⸗ 
dem nicht nur die qu. Reparaturen längft ausge- 
führt, fondern auch die auf den Beſchwerdeführer 
treffenden Beiträge bereits ingegogen find, zu 
einer weiteren Erörterung der Sache im Verwal⸗ 
tungswege fein Grund vorliegt.**) Supwiigen ift 
aus Anlaß eines andern gleihartigen 
die Frage über die Erforderniffe eines doppelten 

ü Er} ih 

Dee gain 
en eines mehrfachen Wohnfipes ober 
lonaten überfteigenden Aufenthalts 


werben, ſoweit baffelbe nidt aus —— — 


ften haben, Verde nid mi hl Dies 
—— anf bie kirchliche Beſteuerun 

— Febr. 1 36 ©. L 3417 (Riräl. &efz u. 8.8. ©. 26). 
FAQ [3 bes Gefepes vom 1. Auguſt 1883 oben $ 5 


pecialfans | 9 





Domicils einer nochmaligen eingehenden Erwägung 
unterzogen worden, welche zu einem andern als 
dem in dem Refeript vom 8. Auguſt 1864 dar- 
gelegten Ergebniß geführt hat. 

Abjchrift der diesfallfigen an die Königliche 
Regierung zu N. gerichteten ‚Verfügung vom 
8. October v. 3. (unten) füge ich zur Kenntniß- 
nahme bei. 


& 
die Rönigtiße Regierung zu R. 
U. 34904. 
4b. 


Berlin, den 8. October 1872. 

Der Königlichen Regierung erwiedere ih auf 
den Bericht vom 9. Juli d. J., daß die wieder 
beifolgende Beſchwerde des Rittergutsbefigers N. 
ji K. über feine Heranziegung zum Bau ber 
atholifchen Pfarre in A. für begründet zu er- 
achien ift, da der bloße Betrieb der Landwirth- 
ſchaft für Rechnung des Beſchwerdeführers, ohne 
daß derjelbe in 8, wohnt, oder (wenn auch nur 
abmwedjjelnd) ſich aufhält, einen Wohnſitz dajelbft 
nicht begründet. Vielmehr würde hierzu nach 
$ 15 Theil I Titel 2 der allgemeinen erichtö- 
ordnung eine eingerichtete Wirihſchaft erforderlich 
jein. Selbſt bei dem Pächter wird zur Begrün— 
dung des Domicils nad $ 12 1. c. neben dem 
Wirihſchaftsbetrieb auch der perfönlide 
Aufenthalt auf dem gepadteten Gute erfordert 
und eben fo hat bezüglich des Beſitzers einer 
Zabrit das Königliche Obertribunal in dem Er- 
fenntniß vom 1. October 1857 (Rechtsfälle Band 
26 Seite 233) an dem gleichen Requifit feſtge— 


halten. 

Die Königliche Regierung gut biernad wegen 
Sreilaffung des zc. N. das Nöthige a verfügen 
und den übrigen Sntereffenten die Beichreitung 
des Rechtsweges zu überlafjen. 


An 
die Konigliche Regierung zu R. 
u 


5. Wohnſitz und Stenerpflicht der Ausländer. 


Auf die Vorftellung vom 17. Februar d. J. 
eröffne id; Ihnen, daß ich Ihre Beſchwerde über 
die Heranziehung zur Schulfteuer nicht für be= 
ründet eradten fann. Die Eigenjhaft ala Aus— 
änder fchließt die Begründung eines Wohnfiges 
innerhalb der Preußifhen Staaten nicht aus. Sie 
jaben in N. ihren Wohnfig genommen und dort 
eine felbftändige Stellung und einen eigenen Ber- 
dienft. Im Sinne des Geſetzes gehören Sie des- 
halb zu ‚den Hausvätern bes Sera und find 
als folder nah 8 29 Tit. 12 Thl. II Allgem. 
Landr. ſchulbeitragspflichtig.) Es muß demnach 
bei der Verfügung der Königlichen Regierung zu 
Arnsberg vom 24. November v. I. das Bewenden 
behalten. 

erlin, den 27. April 1859. 


An 
ben ger R. zu. R. 
*) Ebenſo wie zur Rlafiens und Ginfommenftewer nad $ 6f. 


ib 18 bes 1. Mai 1851 und folgemeii 
Sentniceur ——— 26 Taptre na nen Hug haben 


3° 
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68. Verhältniſſe der activen Militärperfonen. 


Berlin, den 17. November 1879. 

Dem Magiftrat erwidere id auf den Bericht 
vom 24. v. M., dab der Beſchluß des Königlichen 
Staatsminifteriums vom 17. Auguft 1850 durd 
die von dem Herrn Minifter des Innern erlaffene 
Circular-Berfügung vom 21. November 1850, be= 
treffend die Berhältnifje der activen Militärper- 
fonen in Beziehung auf Wohnfig, Gemeindemit- 
gliedfhaft und Theilnahme an den Gemeinde- 
rechten, Gemeindeabgaben und Laften zur Kennt- 
niß ſämmtlicher Königlihen Regierungen gebracht 
und in dem Minifterialblatt fir die gejammte 
Hrn Verwaltung für 1850 Seite 335 veröffent- 
icht ift. 

Eine Abichrift des unter dem 12. Juli 1870 
aus dem biefjeitigen Nefjort an die Königliche 
Regierung in N. ergangenen Erlaſſes, betreffend 
die Sreilaffung der activen Militärperjonen aller 
Chargen von den Schuffocietätslaften, laſſe ic) 
dem Magiftrat hierbei juseben. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 
m Auftrage: Lucanus. 


n 
den Vaglſtrat zu R. 
U. a. 14021. 
6b. 


Das Königliche Staatsminiſterium hat die Frage: 
in wieweit Militärperfonen als Einwohner ihres 
Garnifonortes zu betradhten und demgemäß nad) 
8 2 ber neuen Gemeindeordnung den Witgliedern 
der Gemeinde dieſes Ortes beizuzählen find, in 
Erwägung genommen. Nah Prüfung der be- 
jtehenden gejeglichen Bejtimmungen hat dafjelbe 
die Weberzeugung gewonnen, daß für active Viili— 
tärperfonen des Soldatenftandes, ohne Unterſchied 
der Charge, der Aufenthalt an dem ihnen dienft- 
lich angewiefenen Orte für fi allein nicht ge— 
nüge, den Wohnfig zu conftituiren und fomit Die 
Gemeindemitgliedihaft und in deren Folge nad) 
8 3 der Gemeindeordnung die Theilnahme an 
den Gemeinderechten und Wemeindelaften zu bes 
gründen. 

Der Königlihen Regierung wird von diefem 
Sata Stulpen rekolche zur Nachachtung und 
zur Inftruirung der Unterbehörben, insbeſondere 
wegen Aufftellung der GemeindesWälerliften und 
der etiwa beabfichtigten Heranziehung der Militär- 
Pedienen zu directen @emeindeabgaben, Kenntniß 
gegeben. 

Berlin, den 21. November 1850. 

Der Minifter des Innern. 
Ian, Uuftrage: don Buttkamer. 


fämmtfie Röntglige Regierungen. 
6c. 


Berlin, den 12. Juli 1870. 

Auf den Bericht vom 16. März d. I. eröffne 
id der Königliche Regierung, daß die activen 
Militärperfonen aller Chargen in Gemäßheit 
Staat3-Minifterialbefchlufjes vom 17. Auguft 1850 
von den Schulfocietätslaften freizulaffen find. Der 
Aufenthalt der activen Militärs in dem ihnen 
dienftlih angemicfenen Orte I fih allein genügt 
nit, um den Wohnfig dajelbt zu conftituicen, 








und begründet ebenjowenig im Sinne bed $ 29 
Thl. I Tit. 12 Aligem. Landr. die Eigenſchaft 
als fhulfteuerpflichtige Hausväter des Ortes. Ich 
überlaffe der Königlichen Regierung, hiernach den 
dortigen Schulvorftand auf die zurüdfolgende Ein- 
gabe vom 30. December v. 3. zu beſcheiden. 

Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
U. 8869, 


7 


Berlin, den 3. Juli 1882. 

Auf Grund des Geſetzes, betreffend den Rechtö- 
zuftand des Jagdgebietes, vom 23. März 1873, 
ſind die Voltsfhullaften im Jagdgebiete nad) $ 15 
des Hannoverfchen Volksſchulgeſetzes in Verbindung 
mit denjenigen Vorjehriften der 58 29 ff. Titel 12 
Theil LI des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts, 
welche als dem $ 15 des — vom 26. Mai 
1845 nicht entgegenſtehende, noch heute in Oſt⸗ 
friegland geltendes Recht find, nit von den 
bürgerlihen Gemeinden, fondern von den als 
felbftänige Corporationen beftehenden Schulver= 
bänden oder Schulgemeinden zu tragen. welde 
eine von den bürgerlien Gemeinden und ſonſtigen 
— Korperſchaften geſonderte Exiſienz 

jaben. 

Hiernad) und da aud weder behauptet worden, 
noch fonft erfichtli ift, daß in W. dur einen 
förmlichen, von der Communal-Aufjihtsbehörde 
beftätigten Gemeindebeſchluß die Unterhaltung bes 
Voltsſchulweſens als eine Laſt der bürgerlichen 
Gemeinde übernommen worden, finden die Vor— 
iriften der Verordnung vom 23. tember 
1867 (Gej.-Samml. ©. 1048, Reichsgeſ.⸗Bl 1868 
©. 571),*) welche fi, ebenjo wie die des Geſetzes 
vom 11. Juli 1822 od Siege ©. 184)*) nur au 
Beiträge zu den Laſten der bürgerlichen Gemeinden 
und fonftiger communaler Körperihaften, nicht 
auch auf diejenigen der Schulgemeinden beziehen, 
auf Ihre Heranziehung zu den Volksſchullaſten 
in ®. überhaupt feine Anwendung. 

Nah $ 29 Titel 12 Theil IL des Preußiſchen 
Allgemeinen Landrechts liegt die Unterhaltung der 
Lehrer den ſämmilichen Hausvätern jedes Orte, 
ohne Unterjchied, ob fie Kinder haben oder nicht, 
und ohne Unterjhied des Glaubensbelenntniſſes ob. 
Als Hausväter im Sinne diefer Geſetzesvorſchrift 
find alle Einwohner des Schulbezirkes anzujehen, 
welche in demfelben ihren beftändigen Wohnfig 
und ein eigenes Einkommen haben. 

Danach jind auch Sie als fhulbeitragpflichtige 
Hausväter der Schulgemeinde (des Schulverbandes) 
W. anzufegen, da in Beziehung auf Ihr Verhälte 
niß zu dieſer Schulgemeinde die eben gedachten 
Vorausſetzungen zutreffen. 

Sie bejtreiten dies zwar, indem Sie behaupten, 
daß Sie zu den fervisberedhtigten Militärbeamten 
gehören und daß nad) einem dieſſeits an den Herrn 
Oberpräfidenten der Provinz Hannover ergangenen 
Erlafje vom 8. October 1870 die den activen Mili- 
tärperfonen des Soldatenftaudes gleichftehenden 
Vilitärbeamten, d. h. die ſevisberechtigten Militärs 


*) Abgebr. oben Bd. I 5 208 Anh. V. 
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beamten als von Schulfocietätslaften befreit an- 
äufehen feien. 

Richtig ift, daß anerfannt worden, die ſervis— 
berechtigten Militärbeamten feien ebenfo, wie die 
activen Militärperfonen des Soldatenftandes von 
den Schulfocietätslaften freizulafien, weil beren 
Aufenthalt an dem ihnen dienſtlich angewieſenen 
Orie für fi allein nicht genüge, um den Wohnſitz 
dafelbit zu_conftituiren und ebenfowenig im Sinne 
des 8 29 Titel 12 Theil II des Preuhiſchen All: 
gemeinen rn — bezw. des $ 15 des Han⸗ 
noverſchen Volksſchulgeſetzes vom 26. Mai 1845 — 
die Eigenſchaft als fchulfteuerpflichtige Hausväter 
des Drtes begrünbe. 

Dagegen vermag id) Ihre Behauptung, daß die 
Werftichreiber und Werft-Büreauaffiftenten ſervis⸗ 
berechtigte Militärbeamte feien, ald in ben be- 
ftchenden Gefegen begründet nicht anzuerkennen. 
Die Militärbeamtenqualität der Werft-Bürenu- 
affıftenten bei den Werften, welche vor dem 1. April 
1880 in diefe Stellen eingetreten find, ſowie ber 
Berft-Büreauaffiftenten, welche vom 1. April 1880 
ab in Stellen von Werftichreibern eingetreten find, 
bezw. nod) eintreten follten, unterliegt zwar nad) 
der unterm 29. Juni 1880 Allerhöchft genehmigten 
Aaſſeneintheilung der Militärbeamten des Reichs⸗ 
heeres und der Marine (Reichögef.-Bl. 1880 
S. 169) teinem Bmeifel, ebenfowenig, wie es 
wetfelhaft ift, daß den nicht zu den vorgedadhten 
Eat orien gehörenden Werwaltungsbenmten bei 
den Kaiferliden Werften im Srieden überhaupt 
wit die Eigenſchaft von Militärbeamten, jondern 
rg Civilbeamte der Marineverwaltung bei- 
wohnt. 

Nicht aber kann anerfannt werden, daß die 
nad Vorftehendem zu den Militärbeamten ge— 
börenden Werftſchreiber und Werft-Büreauaffiftenten 
auch ſervisberechtigt fein. In diefer Hinficht tft 
von Ausfchlag gebendem Gewichte, daß als ſervis⸗ 
berechtigt nur diejenigen Militärbeamten angefehen 
werden Zönnen, welche in dem auf Grund des 
Geſetzes vom 25. Juni 1868 (Bundesgeſ.⸗Bl. 
S. 523) und bezw. des Geſetzes vom 3. Auguft 
1878 (Reichsgeſ.⸗Bl. S. 243) gefeglich feftgeftellten 
Servistarife genannt find, bei den in dieſem 
Servistarife unter den sub B verzeichneten Militär- 
beamten der Marine aber weder die Werftfchreiber 
noch — — eine Stelle ge- 

en. 


Ich bin hiernach nicht in ber Lage, Ihrer 
Beihwerde vom 26. Juli v. 3. und dem darin 
neftellten Antrage entiprechend zu verfügen, dab 
Ihnen die bereit3 gezahlten Schulumlagen zurück⸗ 
eritattet und Sie fortan von der Zahlung diefer 
angaben entbunden werben, meinerfeit3 eine weitere 
Bolge zu geben. 


bie Berftigreiber mb Werft:Büreauaffiftenten 
ver Kaiferligen Werft, Herm W. und Ge: 
noffen zu W 


Abſchrift des vorftehenden Beſcheides erhält das 
Königliche Eonfiftorium zur Kenntnißnahine mit 
Bezug auf den Bericht vom 5.7September v. J. 
bei Rüdgabe der Anlagen. 

empfehle dem Königlichen Confiftortum, 
zugleih unter Hinweifung auf den Circular⸗Erlaß 





vom 6. October v. J. RE für die Unterrichts» 
verwaltung 1881 ©. 637, cf. 8 263 Nr. 2) in ge= 
eigneter Weife, im Einvernehmen mit der König- 
lien Landdroſtei daſelbſt bei dem Schulvorftande 
zu ®. und bei ben ftäbtifchen Gcmeindebehörden 
dafelbft darauf Hinzumirten, daß unter @es 
nehmigung der Communal= und bezw. der Schul- 
auffihtsbehörde mittelft Gemeinbebefchluffes bie 
Volksſchulen in W. feitend der Stadtgemeinde als 
G©emeinbeanftaften und die Unterhaltung derſelben 
als Gemeindelaft übernommen werden. Es würbe 
auf dieſe Weife den Beſchwerdeführern zwar nicht 
die nur den ſervisberechtigten Militärpers 
fonen des activen Dienftitandes (fervisberechtigten 
activen Miltärs und Militärbeamten) im de 
Nr. 1 der Verordnung vom 23. September 1867 
eingeräumte völlige Befreiung von allen directen 
Communalfteuern mit Einfluß des zur Volks⸗ 
fhulunterhaltung erforderlihen Betrages der 
legteren, wohl aber die den Beamten im Allges 
meinen nad) den 88 2 ff. a. a. ©. zuftehende bes 
ſchränkte Immunität auch in Bezug auf den zur 
Unterhaltung der Volksſchulen erforderlihen Ber 
trag ber directen Gemeindefteuern zu Theil werben 
können. 
U. IfIs. 19793. 
8. Wohnſitz der Beamten, 

Nachdem die Beichwerde des Schulvorftandes 
von ®. vom 31. Auguft v. 3. über bie reis 
taflung des Oberlehrers M. zu N. nad) dem Be- 
richt der Königlichen Regierung vom 16. Des 
cember v. J. ihre Erledigung gefunden Hat, laſſe 
ih Derfelben die Originalanlagen bes letzteren 
wieder zugehen. 

Dabei erfe ich, daß die frage: 

ob ein Beamter ungeachtet des $ 92 Titel 10 
Theil U Allgemeinen Landredht3 ohne außs 
drückliche Einwiligung der vorgefegten Behörde 
an einem andern Ort, als an demjenigen, wo 
die Behörde, bei welcher er angeftellt iſt, ihren 
Sig hat, feinen Wohnfig mit rechtlicher Wirk⸗ 
famleit nehmen kann? 
neuerdings Gegenftand einer eingehenden Berathung 
mit dem Herrn Minifter des Innern geworben 
ift. Im Folge bderfelben tft angenommen, dag 
der angeführte $ 92 der Auffichtsbehörde nur die 
Befugniß giebt, die Niederlaffung eines Beamten 
in einer andern Gemeinde, als in derjenigen bed 
Amtsfige, zu inhibiren, nicht aber, fo lange dieſes 
nicht geichehen, die rechtlichen Folgen ber gewählten 
Niederlafjung unwirffam macht. Demgemäß 
werden die Beamten in dem vorausgeſetzten Fall 
mit ihrem Gefammtvermögen in ber Gemeinde 
ihres wirklichen Wohnorts zur Communalfteuer 
herangezogen, [und nur infofern tritt auf Grund 
der Beitimmung im $ 8 des Geſetzes vom 11. Juli 
1822 eine Modification ein, ald das bdienftliche 
Eintommen an dem Orte des Amtöfiged befteuert 
N 

Die Königliche Regierung wolle hiernad) vors 

tommenden Falis verfahren. 


Berlin, den 24. Yebruar 1863. 
D. 27488. 


®) Der $ 8 lehter Abſ. iſt für bie Gommunalfienern aufs 
yon durch $ 12 des Geſ. nom 27. Juli 1885 (Gei.:Sammi. 
. 327) of. oben Bb. I $ 206 Anh. Va 
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®. 
Berlin, den 8. December 1880. 


Die Beſchwerde über die hierbei zurüdfolgende |y; 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Schles— 
wig vom 15. Juli d. 3. kann, wie ic) dem Schul- 
collegium auf die Zorftelung vom 11. Augu 
d.%. hiermit erwidere, für begründet nicht erachtet 
werben. 

Dieſe Beſchwerde geht von der Annahme aus, 
daß der Hauptamt3-Controleur R. und der Haupt: 
anits⸗ Aſſiſtent N., melde bei dem Königlichen 
Hauptfteueramte in J. angeftellt find, einen 
doppelten Wohnſitz hätten, nämlich ein fogenanntes 
gejegliche® oder nothwendiges Domicil in J. wo 
die Behörde, bei welcher fie angeftellt find, ihren 
Sr bat, und ein zweites, hatfäcjliches in ©. 

iefe Annahme ift aber eine irrthümliche. Die 
Berufung des Schulcollegiums auf den Minifterial- 
Erlaß vom 14. November 1860 (C.:Bl. für die 
Unterrichtöverwaltung 1860 ©. 778)*) ift nicht 
geignet, die gedachte Annahme des Schulcollegiums 
als begründet darzuthun, weil die Ausführung in 
dem gedachten Erlafie, Beamte hätten dort, mo 
die Behörde, bei weicher fie angeftellt find, ihren 
Sig hat, ein domicilium neccessarium und diefes 
Domicil könne von den Beamten weder ftill- 
ſchweigend noch ausbrüdlid aufgegeben werben, 
nad} andermeitiger Erwägung bereit? dur den 
Minifterial-Erlap vom 24. Februar 1863 *) 
(E.:31. 1863 ©. 186) berichtigt worden ift. 

Der Sachverhalt ift hiernach fo, daß die beiden 
im Eingange genannten Beamten, welche ihren 
Wohnfig in ©. genommen Haben, was, wie i 
mit Rüdficht auf die Vorſchrift des 8 92 Titel 1! 
Theil II des Preußifchen Allgemeinen Landrechts 
vorausfege, nit ohne Vorwiſſen und Genehmi- 
gung ihrer vorgejeßten Dienftbehörde geichehen 
fein wird, ihr Domleil lediglich an einem Orte, 
nämlid in ©., nicht aber einen doppelten Wohn- 
ſitz haben. 

Hieraus aber ergiebt ſich, daß die gedachten 
Beamten Beiträge zu den Schulunterhaftungstoften 
in 3,, welde nicht als Communallaften, ſondern 
von der mit der Stadtgemeinde J. nicht identischen 
Sänlgemeinde S, besiehungaieife von ben im 
Schulbezirte wohnenden Mitgliedern der letzteren 
anfaubringen find, nicht zu leiften haben, weil fie 
nidt im Schulbezirke ihren Wohnfiß haben. 

Daß das Verlangen der Heranzichung der ge— 
dachten Beamten zu den Schulunterhaltunsgtoften 
in 3. auf die finguläre Beitimmung des $ 8 der 
Verordnung vom 23. September 1867 ***) (Gef. 
Samml. ©. 1648), nad) welcher jeder Beamte be 
züglih der Communalbefteuerung feine Dienft- 
einfommens als Einwohner desjenigen Gemeinde 
bezirt3 zu betradhten ift, in welhem die Behörde, 
der er angehört, ihren Sig hat, nicht begründet 
werben lann, Bat das Schulcollegium bereits jelbft 
anerfannnt. enfowenig aber enthält die Ver— 
ordnung vom 27. September 1867, betreffend die 
allgemeine Regelung der Staatödienerverhältnifie 


*) Sol I Beil 738 (ber €. 
* EM « an — S. (der C. iſt hier nicht mehr abge⸗ 


orſtehend. 
) of. Rote zu Rr. & 





in den neu erworbenen Landestheilen (Gef. 
Samml. S. 1619) irgend 'eine Beftimmung, auf 
milge das gedachte Verlangen begründet werben 
Önnte. 

Benn, wie dad Sehuleollegium bemerkt, Kinder 
von Beamten, die bei einer Behörde, welche ihren 


ft | Sig in 9. Hat, angeftellt find, ihren Wohnſitz aber 


in ©. haben, ftet3 ohne Entrihtung eines Freinden⸗ 
fhulgelde3 in den J.er Schulen als Kinder von 
Schyulinterefienten aufgenommen worden find, jo 
ift auch dies ohne entfcheidende Bedeutung, da 
die Schulgemeinde in I. für ſolche Kinder, wie im 
Uebrigen für fremde oder auswärtige Kinder über- 
Haupt, außerordentlihes Schulgeld zu fordern be= 
rechtigt ift. 

Der Minifter‘ der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

von Buttlamer. 


An 
das Schuleolleglum zu I. 
ie 17628, 


10. Forenfen. 


Berlin, den 31. Auguft 1860. 

Die Vorftelung vom 20. d. M., in welcher Sie 
die Heranziehung des dortigen Gutöherrn zu den 
Schullaften beantragen, ift als zu meinem Ge: 
ſchäftskreis gehörig von dem Königlichen Staats⸗ 
minifterium an mid) abgegeben worden. 

In Folge deffen exöffne ich Ihnen, daß nad 
den 88 29, 31, 34, Titel 12 Theil II Abgemeinen 
Landrechts die Unterhaltung der Schule nicht ber 
politifhen Gemeinde, oder den Brundbefigern des 
Schulbezirks, fondern den zur Schule gemwiefenen 
Einwohnern ohne Rüdfiht auf deren Berhältnik 
zur politifchen Gemeinde obliegt. Die Schullaft 
ift daher nad dem Allgemeinen Landrecht weder 
eine Communal- nod eine bingliche Xaft der 
bäuerlihen Grundftüde, fondern eine perfönliche 
Laft der Mitglieder der Schulgemeinde. Perſonen, 
welche im Schulbezirk Grundftüde beſitzen, ohne 
Mitglieder der Schulgemeinde zu fein, können zu 
Leiftungen für die Schule nicht yesan ezogen 
werden. Eine Heranziehung der Grundbeliger, 
welche nicht zu den Hausvätern der Schulgemeinde 
gehören, tft nad den in ähnlichen Fällen er- 

angenen Entſcheidungen ber Gerichte*) nur zu= 
äffig, wenn die Sanılan gaben als dinglie er⸗ 
achtet und in das Hypothekenbuch der verpflichteten 
Grundftüde eingetra, en find, Daß dies in N. 
der Fall fei, haben fe weder behauptet noch dar⸗ 
gethan. Da der Gutsherr nicht zu den Mitgliedern 
der Schufgemeinde gehört, fo kann berjelbe nach 
Obigem zu einem Ehnlbcitrage für das Vorwerf 
L. und die angefauften bäuerlihen Wohnungen 
nicht angehalten werden. Es muß daher in diefer 
Beziehung bei meinem Erlaſſe vom 15. November 
1859 fein Bewenden behalten. 

(Fortſ. ol. $ 247 Nr. 7.) 
U. 188%. = 


Die Verpflichtung zur Unterhaltung der nad) 
den Vorſchriften des Algemeinen Landrechts ein= 


*) Das Schreiben v. 4. Sept. 1860 führt in jet Begiehung 

ne 
rchenpfart⸗ um! mlbaulaft im ron an 

21. 1860 6.068). —— —* 
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gerichteten Societätsfhulen ruht nicht auf dem 
Grundbefig, fondern ift rein perſönlicher Natur. 
Zur Erfühung derjelben können nur die zur Schul- 
focietät gehörigen Hausväter berangepogen werden. 
Eine wefentlihe Bedingung der Eigenfchaft als 
Hausvater ift aber der Wohnfig innerhalb des 
Schulbezirks. Wer daher mit Grundftüden im 
Schulbezirke angefeffen ift, aber feinen Wohnfig 
außerhalb defielben Bat, kann zu Schulunter- 
haltungsbeiträgen nicht herangezogen werden. Da 
nun dargethan ift, daß der Nittergutsbefiger N. 
in &. feinen Wohnfig hat, und bisher ih nur 
vorübergehend zur Erholung und zur $nfpection 
der Wirihſchaft in N. aufgehalten, einen Haus- 
ftand refp. einen zmeiten Wohnfit dafelbft aber 
nicht begründet bat, fo Tann derjelbe ala Haus— 
vater der Schuljocietät N. nicht betrachtet umd 
muß daher von Schulunterhaltungsbeiträgen frei- 
gelafien werben. 
Beriln, den 3. Auguft 1864. 
U. 15006. 


12. Behaudlung der Forenfen bei Dinglichleit der 
chullaſt. 


Der Beſitzer des Gutes T. hat nur hier in 
Berlin einen Wohnfig, nicht aber auch auf dem 
Schulverbande S. gehörigen Gute T., derjelbe ge— 
hört daher nicht zu den —— der Schul⸗ 
gemeinde ©. und fann deshalb nicht zu Baubei⸗ 
trägen wie die leßteren herangezogen werden, da 
die Schulbaupflicht nach 8 34 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landreht3 eine perſönliche Laft der 
u einer Schule gehörigen Haugväter ift. Der 

inwand der Recurſen, daß die Baulaft bei der 
Schule in ©. dinglicher Natur fei, und deshalb 
Recurrent als Belker des Gutes T. ohne Nüd: 
fit darauf, ob er dafelbit feinen Wohnfig habe 
oder nicht, beitragspflichtig fei, entbehrt jeder Be— 
gründung. 

Die Freitaffung des Reccurrenten fir feine 
Berfen war daher auszufprechen. 

Berlin, den 24. April 1862. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretnug: Lehnert. 


An 
die Königliche Rı uR. 
a 


18. Verpflichtung der Forenſen durch Obfervanz. 


Aurich, den 28. September 1871. 

Auf gegebene Veranlaffung theilen wir nad 
ftehend den Kirchencommiſſionen und Magiftraten 
der jelbftändigen Städte in unferem Conliftorial- 
bezirfe mit, was uns das vormalige Königlic) 
Hannoverſche Cultusminſterium in einer generellen, 
die Veranlagung und Erhebung von Kirchen- 
und Schulgemeindelaften betreffenden Eröffnung 


%. April > 
vom 3 Su 1866 über die Heranziehung von 


Richtgemeindemitgliebern und Ausmärkern zu den 
Kirhen- und Schullaften zur Nachachtung zu er- 
fennen gegeben hat: 

„Die Veranlagung der den Kirchen und Schul= 
jemeinden ——— Laſten muß in der 
egel auf die Mitglieder diefer Gemeinden 

fich beſchränken. (Vergl. jedoch für den Bereich 





de3 Allgemeinen Preußiſchen Landrechts deſſen 
Theil ji Titel us el RT 

Daß diejenigen, welche im Bezirke der Ge— 
meinbe Brumbbefig aben, al folhe und unab⸗ 
hängig davon, ob fie zu den Mitgliedern ber 
Kirchen⸗ bezw. Schulgemeinde gehören, heran- 
gezogen werden, ift deshalb nur infomeit zuläffig, 
als eine befondere darauf führende Rechtsbildung 
nachzuweiſen ift. Soweit es fi) um ein Vor— 
gegen im Verwaltungswege handelt, kann 
legtereg in der Regel namentlih dann ange— 
nommen werben, wenn bisher Jahre lang un— 
beftritten ein Verfahren beobachtet ift, welches 
thatfählih als Ausfluß folder Rechtsbildung 
erſcheint.“) 

Diez gilt au im Bereiche des Allgemeinen 
Breußifgen Landrechts. 

Der Nachweis einer Rechtsbildung, nach 
welcher die Inhaber bebauten Grundbeſitzes 
(bezw. von Hofitellen) beitragspflichtig find, 
rechtfertigt nicht ſchon ohne Weiteres eine Herz 
anziehung auch der Inhaber unbebauten (beziv. 
vereinzelten) Grundbeſitzes. 

Wo die Oberbehörde die vom Vorſtande an— 
genommene und bei dem befchloffenenen Bei- 
tragsfuße vorausgeſetzte Zuläffigkeit einer Her- 
anziehung der Grundbefiger als ſolcher zwar nicht 
al3 ganz grundlos, aber doch als hinreichend 
nachgewiefen auch nur für den Berwaltungsmweg 
nicht erfennt und deren vollftändigere Ermitte— 
hung im Verwaltungswege für ungeeignet er= 
achtet, ift von derfelben zwar eine Heranziehung 
ber zu den Mitgliedern der Kirchen: bezw. 
Schulgemeinde nicht gehörenden Grundbeſihzer 
nicht ohne Weiteres zu genehmigen, geeigneten 
Falls aber dem Borftande die Betretung des 
Rechtswegs**) zur Geltendmachung folder Her⸗ 
anziehung zu geſtatten und zur Erleichterung 
dieſes Weges der beſchloſſene Beitragsfuß, falls 
dieſer im Uebrigen nicht beanſtandet werden 
muß, unter der Bebingung zu genehmigen, daß 
eine demfelben entjprechende Heranziefung der 
zu den Mitgliedern der Kirchen: bezw. San. 
gemeinde nicht gehörenden Grunbbefiger erſt 
nad) einer gerichtlichen Anerkennung ihrer Bei- 
tragspflicht tattfinden dürfe. 

Königlich Preußiſches Confiftorium. 


An 
ſammtliche Kicchen:Gommiffionen ꝛc. im Con⸗ 
fiſtorialbezirke. 


14. 


Berlin, den 13. Juli 1880. 
Die hierbei zurückfolgende Beſchwerde des Guts- 
beſitzers N. zu N. vom 28. Februar d. J. über 
Heranziehung zu Unterhaltungsbeiträgen für die 
Schule in T. kann, wie ich dem Königlichen Eon= 
fiftortum auf den Bericht vom 31. Mai d. J. 
hiermit erwidere, für unbegründet nicht erachtet 

Vo Oftfriesland noch geltenden V 
ad) den in iesland mi eltenden Vor⸗ 
Schriften der 88 29 ff. Tit. 12 2. des Preußi⸗ 
ſchen Allgemeinen Landrechtes liegt die Unter 
haltung des Schullehrerd den fümmtlichen Haus— 


*) of. unten Rr. 14, “of. jept $ 303. 
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vätern jebes Ortes nad; Berhältniß ihrer Be— 
figungen und Nahrungen ob und ebenjo muß 
nad 4 ff. a. a. D. die Unterhaltung der 
Schulgebäude und Schulmeiitermohnungen von 
allen zu einer Schule gewieſenen Einwohnern als 
eine gemeine Laſt, d. h. ald eine gemeinfame, 
welcher alle unterworfen, die zur Schule gemwiefen 
find, getragen werben. 

Unter Hausvätern und Einwohnern im Sinne 
bes 8 29 und des 8 34 a. a. D. find nur ſolche 
jelbftftändige, ein eigened Einkommen befißende 
Berjonen ge verftehen, welche in dem Schulbezirte 
br den Bejtimmungen der Gejege ihren Wohnfig 

jaben. 

Die Schulunterhaltungspfliht hat hiernach die 
die Natur einer allen im Schulbezirfe wohnenden 
Mitgliebern der Schulgemeinde obliegenden per- 
fönligen Verpflichtung. 

Es liegt deshalb den Forenſen, d. b. den Grund» 
befigern im Schufbezirke, welche nicht in demfelben 
wohnen und vn nicht perſönlich Mitglieder der 
Schulgemeinde find, auch wegen des Grundbefiges 
im Schulbezirk eine Berpfiichtung zu Schulunter- 
Haltungsbeiträgen nicht ob. 

Aus dem Bufammenhange der 88 III, VII und 
VIII des Bublicationspatentes vom 5. Februar 
41794 und der g 3, 4 und 59 der Einleitung 
zum Allgemeine Landrechte ergiebt ſich fir die⸗ 
Jenigen ak ep in welchen ‚Provingiafgefe: 

ücher nicht exiſtiren, Hinfichtlich der Gültigkeit 
von Obfervanzen oder Gewohnheiten, daß 

1) Gewohnheiten, auf welche das Allgemeine 
Landrecht an einzelnen Stellen verweiſei, oder 
welche etwas beftimmen, was die Gefege unent- 
ſchieben gelaffen haben, gelten. 

2) Gewohnheiten aber, welche gegen das Geſetz 
find, nur gelten, wenn fie vor der Publication 
des Allgemeinen Landrechtes entitanden find. 

Ih verweiſe in diefer Hinfiht auf die Aus— 
forungen in dem Erfenntnifie des Königlichen 

berverwaltungsgerichtes vom 27. December 1876 
Entſcheid. Bd. 1 S. 2141. — C.Bl. für die Unter- 
richtsverwaltung 1880 ©. 474).*) 

Daß in dem Landestheile Dftfriesland oder in 
einem die Gemeinde T. mit umfaffenden Diftriet 
von Oſtfriesland zur Beit der Publication des 
Allgemeinen Landrechtes ein von deſſen Vorſchriften 
gr ichtlich der Verpflichtung zur Unterhaltung ber 

ulen abweihendes Gewohnheitsrecht (Brovin= 
zial⸗ oder DiftrictSobfervang) beftanden habe, ift 
nicht behauptet. 

ine vechtöverbindliche Brtliche Gewohnheit (Lo⸗ 
calobfervang) aber, nad) welcher zur Unterhaltung 
ber Schule in T., abweichend von den Vorſchriften 
der 88 29 ff. und 34 fi. Tit. 12 Theil IT des 
Allgemeinen Landrechtes, auch ſolche Grundbefiger 
im Schulbezirke, melde in demfelben nicht ihren 
Wohnſitz haben, von ihrem Grundbefige im Schul: 
bezicte zu den Schulunterhaltungskoften beizu- 
tragen verpflichtet wären, hat fih nicht bilden 
tönnen, weil die Schule in T. nad) der von dem 
Königlichen Confiftortum in dem Berichte vom 
31. Mat d. 3. nicht beftrittenen Ungabe in dem 
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Beſcheide der Königficen Kirchencommiffion zu & 
vom 3. Februar 1878 erft nad Einführung des 
Allgemeinen Landrechts gegründet worden ift. 

Das Königliche Eonfiftorium veranlaffe ich des⸗ 
halb, da der Gutsbefiger N. und deſſen Miterben 
im Schulbezirke T. nicht wohnen, die Verfügung 
vom 13. Januar d. J. zurüdzunegmen und, infos 
meit Schulbeiträge für die Jahre 1877, 1878 und 
1879 von den Genannten im Wege des Verwal 
tungszwangsverfahrens bereit3 eingezogen fein 
folten, deren Rüdzahlung anzuordnen. 


Bon dem dem Schulvorftande und dem N. zu 
ertheilenden Beſcheide wolle das Königliche Con 
filtorium mir demnächſt eine Abichrift einreichen. 

Sollte übrigens, wie es nad) der Eingabe bes 
Sculvorftandes von T. vom 15. April d. J. den 
Anſchein hat, der Schulvoritand ber Meinung fein, 
daß die Gebrüder N. auf Grund eines bes 
ſonderen Rechtstitels verpflichtet feien, von ihrem 
Grunbbefige in T. Beiträge zur ge der 
Schule daſelbſt zu leiſten, b mürde dem Schul- 
vorftande lediglich zu überlafien fein, den ver: 
meintlihen Anſpruch tm orbentlichen Rechtsweg e*) 

eltend zu machen, dagegen nicht bie Rede bavon 
ein können, die ftreitigen Leijtungen im Wege 
des Berwaltungszwangsverfahrens beizutreiben. 

Ich überlafie fchiehfich der Erwägung des Königs 
lien Eonfiftoriums, ob und in wie weit es thunlich 
und nad dortigem Nechte zuläffig fein möchte, 
die Heranztehung auch der Forenfen zu den Koften 
der Unterhaltung der Schule in T. dadurch herbei- 
uführen, daß die politifche Gemeinde T. unter 
Benehmigung der Communalauffihtsbehörbe bie 
Schulunterhaltungslaft als Communallaft zu über- 
nehmen bejchließt, indem ich bieferhalb auf das 
Erkenntniß des Königlichen Oberverwaltungsges 
richtes vom 28. November 1877 (E.:B1. 1878. 
©. 197) vermeife. **) 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten 
In Vertretung: von Goßler. 


An 
das Königliche Gonfiftortum zu Aurich. 
U. IILs, 14666. 


15. 


(Sortf. von 8 267 Rr. 3.) Die Unterhaltung der 
übrigen drei Schulen liegt allerdings nicht den 
politifchen Gemeinden, fondern den einzelnen Schul- 
focietäten ob, jo daß ber aus dem Allgemeinen 
Landrecht zu entnehmende Grundjag, daß bie 
Forenfen von den Hausväter-VBeiträgen freizulafien, 
Anwendung finden mwürbe, wenn nicht für dieſe 
Schulen eine Objervanz feit länger ald 40 Jahren 
beftände, wonach die Forenſen ſtets zu allen 
Schulfocietätäbeitägen, foweit fie nach dem Grund⸗ 
befig zu veriheilen And, herangezogen worben find. 
Dieſe langjährige Uebung ift von den Verwal: 
tungsbehörden zu fügen, fo daß Ihnen nur 
überlafjen bleiben kann, die behauptete Befreiung 
des von N. von ben ftreitigen Schulbeiträgen im 

*) Iept (in 


mnover) im a ae 646 
160_ des Gel. Mr 1883) of unten $ 803. 
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Rechtswege*) auszuführen, wenn Ste Sic} einen 
günftigen Erfolg davon verſprechen. 
Berlin, den 25. Februar 1863. 


ben Diensten Hera u 9, (in de 
—8R en 
aloe. 3 


16 läffigteit bed Rechtsweges“) bei 
— ee — — vum 


Die Königliche Regierung zu Merfeburg, 
Abtheilung für das Kirchen und Schulweſen, ver- 
fügte unterm 6. Februar 1860 an den Landrath 
des Kreiſes Zeit, daß die Gemeinde H. zur Er- 
fülung ber Minimalbefoldung des Lehrers von 
4150 Zhlrn. anı jährlich 14 Thlr. aufzubringen 
und darüber Beſchluß zu faffen habe, in welcher 
Weiſe dieſer Zuſchuß aufgebracht werben folle. 
In Folge defien beauftragte der Landrath den 
Örtsbortieher N. zu H., ſämmtliche Hausväter des 
Orts zu dem von ihm anberauniten Localtermine 
vorzuladen. Das in dieſem Termin von dem 
Landrath aufgenommene, von ſämmtlichen Com⸗ 
parenten unterſchriebene Protocoll beginnt mit der 
Bemerkung, daß von den Mitgliedern der Ge— 
meinde nur der B. außgeblieben ſei. Darauf 
heißt es: Nach Sortrag und nad Beſprechung 
der Bejoldungs-Berhältniffe des Biefigen Herrn 
Schullehrers befchließt die Gemeinde in dieſer 

jichung, was folgt: 
) zo ——— zahlt monatlich fünf Groſchen 
ulgeld; 

2) die Summe, welche nad) Abzug des Jahred- 
Schulgeldes noch aufgebracht werden muß, 
um dem Lehrer die Summe von 96 Thlrn. 
14 Thlrn., zufammen 110 Thlrn. jährlich 
zu gewähren, wird vom 1. April d. I. ab 
auf die Zelb- und Wiejengrundftüde der 
gefammten Flur von 9. nad) deren Flächen- 

ehalt vertheilt und von ben — Ader⸗ 
ſitzern monatlich pränumerando zur Ge— 
meindelaſſe abgeführt; 

3) die Forenſen tragen, wie vorſtehend auch 
ausgebrüdt ift, zu biefer Abgabe bei.“ 

Bidimirte Abfchrift dieſes Protocol überreichte 
der Landrath mitteld Bericht vom 18. November 
1860 der Königlichen Pater: Abtheilung ., 
mit dem Bemerken, daß die Erhöhung des Ge— 
halts doch wohl erft vom 1. September 1860 an 
ftattzufinden habe, da an dieſem Tage ber neu 
eingetretene Lehrer fein Amt übernommen habe, 
während vorher die Stelle vacant gemefen und 
der Gemeinde wohl nicht füglich angemuthet werden 
könne, die Vacanzkaſſe nachträglich zu verſtärken. 
Eine Hierauf von der Königli gierung er⸗ 
laſſene Verfügung iſt in den dem Gerichtshofe 
vorgelegten Acten nicht enthalten. Die Acten des 
Landraihs ergeben aber, daß der vorerwähnte Be⸗ 
ſchluß zur Ausführung gebradjt if. Unterm 5. Juni 
1861 beſchwerien —2— Einwohner von Heiß, 
S. und 9., bei der Königlichen Regierung, baß 

ie als Forenſen von ihren in der Flur von 9. 
fegenen Wandeläckern zu Beiträgen für die 
Schule dafelbft Herangezogen worden. Der Land» 
rat, berichtete hierüber unterm 21, ej. m. et a, 
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daß er gegen ben auf Heramziehung ber Forenfen 
gerlhteten Gemeindebefhlug vom 17. November 
860 nicht? zu erinnern gefunden, weil er die 
Erhöhung des Lehrergehaltd auf 150 Thlr. nicht 
als eine eigentliche Schullaft, fondern als eine 
Verpflichtung der Gemeinde als folher angefehen 
Habe, und man ber Gemeinde, wenn fie bieje 
eiftung auf den Grundbeſitz vertheile, das Recht 
nit abſprechen könne, auch die Forenſen mit 
heranzuziehen. In diefer feiner Anficht fei er 
nod) dadurch beftärkt worden, daß ber erwähnte 
Gemeindebeſchluß ihm von der Königlichen Re— 
gierung nit al8 ungültig zurüdgegeben fei, fo 
daß er ihn ausführen zu laffen fein Bedenken 
getragen babe. Die Sönigliche Regierung, Ab- 
theilung für das Kirchen- und Schulmefen, beſchied 
hierauf unterm 4. Juli 1861 die Bejchwerdeführer 
dahin, daß fie keineswegs zu Beiträgen von Schulz 
geld für den Lehrer in H., fondern zu Beiträgen 
zu dem außer dem Schulgelde erforderlichen Schaft 
des Lehrerd herangezogen worden. Diefen Gehalt 
aufzubringen, Tiege allerdings zunächſt den zur 
Schule gemwiejenen Hausvätern als Societätslaft 
ob. Dadurch fei aber, wie der Herr Miniſter der 
eiftlichen 2c. Angelegenheiten in einem ganz gleichen 
Site unterm 1. December 1855 entſchieden habe, 
nicht ausgefchloffen, daß die Dorfgemeinde, da bie 
Fürſorge für den Schulunterriht unbedenklich 
innerhalb der Befugniſſe des bürgerlihen Com— 
munalverbandes Tiege, durch Gemeindebeſchluß 
unter Genehminung ihrer Auffichtsbehörde bie 
erforderlichen Leiftungen für den Unterhalt bes 
Lehrers übernehme. Da nun die Dorfgemeinde 
H. die Aufbringung des Deficitd an 150 Thlrn. 
nad den Feld- und Wiefengrundftüden der ge— 
fammte Flur von 9. befhloffen und biefer Be— 
ſchluß die Betätigung der Königlichen Regierung 
erhalten habe, fo binbe derjelbe auch die auswärts 
wohnenben Befiger ber in ber Feldmark 9. lies 
genden Grundſtuͤcke. 

Die Beichwerdeführer S. und H. beruhigten 
ſich Hierbei nicht, fondern Magten unterm 31. Januar 
1862 gegen die S Hulgemeinde zu 9. auf Zurüd- 
zahlung ber von ihnen mit zufammen 1 Thlr. 
— Sgr. 8 Pf. eingezogenen Beiträge. Die hierauf 
von dem Landrath beantragte Erhebung des Com⸗ 
petenzconflicte® lehnte die Königliche Regierung 
einftweilen ab mit dem Bemerfen, daß nicht die 
Schule, fondern die politifche Gemeinde zu 
H. den mehrgedachten Beichluß gefaßt habe, mithin 
aud nur bie Ieptere verklagt werden könne. Dem⸗ 
gemäß habe die Schulgemeinde ihre Paffiv-Legi- 
timation zu beftreiten, event. aber unter Bezug. 
nahme auf das Erfenntniß des Königlichen Com⸗ 
gutenzgerichtahnfee vom 14. Januar 1860*) (Min.- 

l. von 1860 &. 136. — Juſſiz.Miniſt.⸗Bl. S. 322) 
die Unzuläffigteit des Rechtsweges einzuwenden 
und bie Enticheibung hierüber zu beantragen. 
Diefer Welfung entſprechend wurde von ber Schul- 

jemeinde, vertreten durch den Schulvorftand, Wider- 

brus gegen das in Folge der Klage erlaffene 

andat des Bagatell-Commiffars des Kreisgerichts 
zu_Beig erhoben und bie Klage beantwortet, 
deffenungeadhtet aber die Schulgemeinde unterm 
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7. Sanuar 1863 zur Erftattung der eingezogenen 
Beiträge verurteilt und die biegegen eingelegte 
Recursbeſchwerde von dem Königlichen Appel- 
Tattonsgeriht zu Naumburg unterm 17. April 
41863 verworfen. Das verurtheilende Erkenntniß 
ift im Wefentlihen dahin motivirt, daß, da der 
Schulgelbeinnehmer die Beiträge erhoben, die Kläger 
aud berechtigt gewefen, gegen die Schulgemeinde 
zu Hagen, möge der Beſchluß vom 17. November 
1860 von der Schul: oder von ber politifchen 
Gemeinde gefaßt fein, daß aber diefer Beichluß 
Binfihtlih der Forenſen nicht gerechtfertigt fei, 
da nad) $ 29 Tit. 12 Theil IT Allgemeinen Land: 
rechts die Unterhaltung des Lehrerd den ſämmt⸗ 
lien Hausvätern des Orts obliege und zufolge 
der Reſeripts des Minifterd der geiftlichen 2c. 
Angelegenheiten vom 11. September 1838_teine 
Communal-, fondern eine Societätslaft des Schul⸗ 
bezirks ſei. Im Folge diefes mit der Recurs- 
bejchwerbe vergeblich angegriffenen Erkenntniſſes 
wied bie Königliche Regierung unterm 6. Auguft 
1863 ben Landrath an, dafür zu forgen, daß ber 
Lehrer in H. an dem ihm zuftehenden Gehalt 
feinen Abzug erleide, vielmehr die aberkannten 
Beträge eventuell durch anderweite Vertheilung 
in Gemäßheit des Gemeindebeichluffes vom 17, 
November 1860 aufgebracht werden. 

Hierauf Haben unterm 9. März dv. J. die in 
rubro genannten forenfifhen Beſitzer gegen die 
Gemeinde zu 9. auf Erftattung der von ihnen 
in den Jahren 1861 bis 1864 zur Bejoldung des 
Schullehrers reſp. mit 5 Thlr. 1 Spar. 6 Pf., 
3 Thlr. 11 Sar. 10 Pf, 1 Thlr. 10 Ser. 10 Pf. 
und 7 Thlr. 6 Sgr. eingezogenen Beiträge ges 
Hagt. Sie behaupten, ber Gemeindebeiätus vom 
17. November 1860, kraft defien fie zu jenen Bei— 
trägen herangezogen mworben, fei ein ungefeglicher, 
da nad $ 29 Titel 12 Theil IT Allgemeinen 
Landrechts der Unterhalt des Schullehrerd nur 
den fämmtlihen Hausvätern des Ortes zur Laſt 
falle, fie aber meber in 9. wohnen, noch bort 
mit einem Wohnhaufe anfälfig feien, ſondern nur 
Grundftüde in der Feldmark von H. befigen. Zur 
näheren Begründung ber Rüdforderung der bereits 
— — ahlungen ſuchen Kläger zugleich das 

orhandenfein der Erforderniſſe der condictio 
indebiti nad Mabgabe der 88 166 und 178 
Theil I Titel 16 Allgmeinen Landrehts nadj- 
geielien, worauf es indeß Hier nicht weiter an⸗ 
ommt. 

Die verflagte Gemeinde, vertreten durch ben 
DO rt vorftand, erhob Widerſpruch gegen das nad) 
dem Antrag der Kläger an fie erlafene Zahlungs⸗ 
mandat und beftritt in der Klagebeantwortung 
vom 11. Juli v. J. einerſeits ihre Paffiv-Legitis 
mation, da nit die politifche, fondern die 
Schulgemeinde den mehrgedachten Beſchluß ge- 
faßt, demgemäß die se angelegt, mithin 
aud den vorliegenden Anſpruch zu vertreten habe, 
andererfeit3 die Zuläffigteit des Rechtsweges, weil, 
wenn der Beſchluß refp. deffen Beftätigung durch 
die vorgefegte Behörde um, eierlich fet, derfelbe nur 
im Wege der Beſchwerde bei der höheren Auffichts- 
inſtanz befeitigt werben könne. 0 Tange dies 
nicht gefchehen fei, würden Kläger ihre Befreiung 
nur durch einen fpeciellen ihnen zur Seite ftehen- 





den Grund nachweiſen können, in die Weife aber 
ſei die Klage nicht begründet. 

Bor weiterer Verhandlung hat die Königliche 
Negierung zu Merfeburg mittelit Plenar- 
beſchluſſes vom 12. Juli v. J. den Competenz⸗ 
eonflict erhoben. Zur Begründung deffelben be- 
ruft fie fih auf die 8S 78 und 79 Titel 14 
Theil II Wilgemeinen Landrechts und führt aus: 
Der verflagten Gemeinde werde von den Aägern 
die Befugniß beitritten, eine allgemeine Anlage 
— fei fie eine Communal- oder eine gemäß 8 18 
der Verordnung vom 11. November 1844 (Gei.- 
Samml. ©. 782) und 8 31 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts ausgeichriebene Parochial⸗ 
abgabe — zu erheben. Die Kläger beftreiten ihre 
Beitragspflicht aber nicht aus einem nah 8 79 
eit, den Rechtsweg bedingenden Grund, fondern 
weil fie nad den allgemeinen Gefegen, nämlich 
nad $ 29 Titel 12 Theil II Allgemeinen Land⸗ 
rechts, von der Verbindlichkeit zur Entrichtung der 
Abgabe als Forenfen befreit feien. Ueber einen 
folden Einwand gegen die von ihnen eingezogene 
Öffentliche Abgabe jeien fie Gehör vor dem Richter 
zu fordern nicht befugt. Der Mandatar der ver- 
Hagten Gemeinde erachtet den Competenzconflict 
für begrünbet. 

Der Mandatar ber Kläger ift der entgegenge- 
feßten Anſicht, beftreitet die Anwendbarleit des 
8 78 cit,, indem die in Rede ftchende Abgabe 
nicht nad) der beftehenden Landesverfaffung auf- 
erlegt fei, da der Landrath durch feine Genehmi— 
gung des Beichluffes vom 17. November 1860 feine 
Competenz überſchritten habe, mweil die Auferlegung 
von neuen Steuern der Königlichen Regierung 
vindieirt werden müſſe. Er erachtet den Rechts- 
weg um fo mehr für zufäffig, als der erwähnte 
Belätup den vom Minifterium der geiftlichen zc. 
Angelegenheiten außgefprochenen Grundfägen wegen 
Heranzichung ber Forenfen zu Schulabgaben bireet 
entgegenlaufe. 

8 Königliche Kreisgericht zu Zeitz — Com- 
miſſion für Bagatelfahen — bat ſich in feinem 
Beriht vom 11. November v. 3. für die Zu— 
lafjung des Rechtsweges ausgeſprochen und den 
Competenzeonflict auf Grund des $ 15 des Ge— 
spe über Erweiterung bed Rechtsweges vom 
24. Mai 1861 — Se1-Sammf. ©. 241 i — 
für unbegründet erachtet. Nach diefem Gefeß jeien 
Streitigfeiten über die Verpflichtung zur Entrichtung 
von Schulabgaben denjenigen über die Verpflich- 
tung zur Entrichtung öffentlicher Abgaben hinſichis 
der Prozefähigkeit nur unter der Vorausſehun— 
gleichgeitellt, daß die Schulabgaben entweder au 
einer allgemeinen gejeglichen Berbindlichteit ober 
auf einer von ber auffichtsführenden Regierung 
in Gemäßheit gefeglidher Beftimmung 
angeorbneten oder erecutoriih erflärten Umlage 
beruben. Nun beftehe aber weder eine allgemeine 
gefeglihe Verbindlichkeit der Forenſen als folder 
zur Entritung von Schulabgaben, noch fei der 
mehrerwähnte Beſchlnß vom 17. November 1860 
in Gemäßheit gefegliher Beftimmung gefaßt refp. 
beftätigt, da nach den hier allein maßgebenden Bor- 
ſchriften $ 29 ff. Titel 12 Teil IT Allgemeinen 
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Landrechts nicht die Forenfen als folhe, fondern 
nur die zu einer Schule gewieſenen Hausväter des 
Orts refp. Schulbezirks zum Unterhalt des Lehrers 
beizutragen verpflichtet jeien. Hiervon abzumeichen 
fei die einde refp. die Auffichtsbehörde um fo 
weniger befugt geweſen, als die im $ 15 cit. ent= 
haltenen Worte: „in Gemäßheit gejeglicher Be— 
fimmung“ nad Hartmann’s 5 i 
Competenzconflieten, Nachtrag von 1863 (©. 21) 
bei der Berathung des Geſetzes auf Vorſchlag der 
Commiſſion des Haufes der Abgeordneten in dem 
Regieru ngsentwurf eingeſchaltet feien, um audzus 
drüden, daß in dem Auflichtsrecht nicht die Ver 
fugniß Tiege, Iocale Abgaben und Beiträge neu 
anzuordnen ober neu zu vertheilen. Demnach 
feien auch die unter der Herrſchaft ber durch 8 16 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861 aufgehobenen 
Nr. 3 der Allerhöchſten Ordre vom 19. Inni 1836 
(&ef.-Samml. ©. 198)*) in ähnlichen Fällen er— 
jangenen Präjudicate des Gerichtöhofes zur Ent- 
Peelbung der Competenzconflicte, namentlih das 
Ertenntnig vom 4. October 1856 (Zuftig- Min 
BL S. 383), wonad) Forenfen Befreiung von der 
Verbindlichkeit zu ulabgaben im Rechtswege 
nicht geltend machen können, wenn eine Stadt- 
jemeinde durch —533 — Communalbeſchluß die 
— Koſten des Schulweſens als Conimunal⸗ 
laft auf die Kämmereilaffe übernommen habe, 
nicht mehr als maßgebend zu !eradhten und für 
die Aufrechterhaltung des vorliegenden Competenz⸗ 
conflicis nicht entfcheidend. 

Diefer Auffaffung ift das Königliche Appellationd- 
gericht zu Naumburg, nachdem es zuvor auf die 
an den Landrath gerichtete Anfrage: „ob die zum 
„Vorprozeß S. wider die Schulgemeinde 9. in be— 
„glaubter Abichrift eingereichte Verhandlung vom 
„17. Rovember 1860, betreffend die Aufbringung 
„bed Schulgeldes in diefer Gemeinde, von der 
„Königlichen Regierung beftätigt und für erecn- 
„torifch erklärt ſei,“ unterm 29. October v. J. die 
Antwort erhalten hatte: „der Gemeindebeſchluß 
„vom 17. November 1860 habe die Beftätigung 
„der Königlichen Regierung und mithin erecutorifche 
„Sültigkeit erlangt,” im Wefentlichen beigetreten. 
Es fügt nur nod Hinzu, daß die in dem Plenar- 
beſchluß der Königlichen Regierung vom 12. Juli 
v. 3. angezogene Verordnung vom 11. November 
1844 auf den vorliegenden Fall nicht Anwendung 
finde, indem fie fih nur auf die Beitragspflichtig- 
keit der innerhalb der Parochie belegenen Ritter- 
und ähnlich bevorrechteten Güter zur Unterhaltung 
von Kirchen, Pfarren und Schulen in den vormals 
Königlich Sächſiſchen Landestheilen beziehe, über 
die Frage aber, ob die einer andern Pfarr- und 
Schulgemeinde angehörigen Befiger von Grund- 
ftüden in ber einde (fog. Forenfen) auch 
Schulbeiträge zu leiften haben, fi) überall nicht 
ausſpreche. 

Seitens des Herrn Riniſters der geiſtlichen ꝛc. 
Angelegenheiten iſt eine Erklärung nicht einge 
gangen. 

Die Förmlichkeiten Air in —— 

Um über die Zuläſſ igteit oder Unzuläffigkeit des 
Rechtsweges in diefer Sache zu entſcheiden, kommt 
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e3 vor Allem darauf an, feitquftellen, ob ber oft 
erwähnte Beſchluß vom 17. November 1860 als 
ein Gemeindebefhluß im Sinn des 8 11 des Ge⸗ 
feßes vom 14. Upril 1856, betreffend die Land⸗ 
gemeinde-Berfaffungen in den ſechs öftlichen Pro= 
vinzen der Monarchie (Gej.- Samml. von 1856 
©. 359 ff.), anzufehen und von der Königlichen 
Regierung in ihrer Eigenjhaft als Com— 
munal-Aufjihtsbehörde beftätigt ift. Wäre 
diefe Frage zu bejahen, fo würde der Rechtsweg 
für unzuläffig zu erachten fein. 

Das Königliche Appellationsgeriht zu Naum- 
burg und der Gommiffarius für Bagatellſachen 
des Kreisgerihts zu Zeitz beftreiten zwar auf 
Grund ber 88 29 ff. Titel 12 Theil II Allgemeinen 
Landrechts und des 8 15 des Geſetzes über die 
Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 
aud den politifhen Gemeinden refp. den Com—⸗ 
munal-Auffichtöbehörden die Befugniß, Schulab- 
gaben den Schulfocietäten als folden abzunehmen, 
in Communalabgaben zu verwandeln und gleih 
dieſen zu vertheilen und einzuziehen. Diefer Auf⸗ 
faffung aber ift nicht beizupflichten. Jene in ber 
Autonomie der politifchen Gemeinden wurzelnde 
Befugniß Haben diejelben von jeher gehabt, fort- 
dauernd unangefochten reſp. unter Zuftimmung 
der Communal-Aufjichtsbehörde ausgeübt und 
durch kein Gejeg verloren. Hierin ift burch das 
Geſetz vom 24. Mai 1861 n icht geändert. Der 
815 cit. bezieht fih nur auf Schulabgaben 
als ſolche, nicht aber auf die zum Unterhalt 
der Schulen beftimmten Communalabgaben, 
und die SS 29 ff. Titel I2 Theil II Allgemeinen 
Landrechis verbieten mit feinem Wort den poli- 
tiſchen Gemeinden, den Unterhalt der Schulen durch 
befonderen Communalbefhluß zu übernehmen. 
Daraus ergiebt fi}, daß der in dem Erkenntniß 
des Gerichtshofes vom 4. October 1856 (Juſtiz⸗ 
Min.-Bl. ©. 383) ausgeſprochene Grundſatz: 

„Wenn eine Stadtgemeinde fih dur einen 
von der Regierung genehmigten Beſchluß ver- 
pflichtet Hat, die ſammtlichen Koſten des Schul⸗ 
weſens aus der Kämmereikaſſe zu beſtreiten 
und als eine von den Mitgliedern der Ge— 
meinde zu tragende Communallaſt in den 
Stadthaushaltetat aufzunehmen, ſo können 
die Forenſen eine Befreiung von der Ver— 
bindlichkeit, zu dieſen Abgaben beizutragen, 
im Wege Rechtens nicht geltend machen,“ 
fowie ber durch Erkenntniß vom 14. Januar 
1860 (Zuftiz-Min.Bl. ©. 322 fi.) angenommene 
Grundſatz: 
„Der Einwand, daß bei Ausſchreibung einer 
Eonmunal-Deficitfteuer Ausgaben in die Be- 
rechnung aufgenommen ſeien, zu beren Fu, 
ung und Exitattung die Gemeinde als folde 
feine Berpficptun jnbe: oder zu welder 
nicht alle Gemeindeglieder beizutragen ver— 
bunden feien, ift nicht geeignet, die Buläffig- 
keit des Rechtsweges zu begründen,” 
nad) wie vor in Kraft beftehen und buch das 
Geſetz über die Erweiterung des Rechtsweges vom 
24. Mai 1861 nach keiner Seite hin alterirt worden 
find. Diefelben find in ihrer Anwendung aber 
nicht auf Stadtgemeinden reſp. auf Bießanbgemeinben 
in den beiden weſtlichen Provinzen beſchränkt, 





44 Der Wohnfig im Schulbezirt al Vorausſetzung d. Mitgliedfchaft i. d. Schulfocietät. 8248. Nr. 16a. 


fondern müffen auch den Landgemeinden in ben 
ſechs dftlichen Provinzen der Monarchie zu Gute 
kommen. Denn auch ihnen iſt nicht verboten, Schul⸗ 
abgaben als Communalabgaben auf ihren Haus— 
haltetat zu übernehmen und ausdrücklich geſiattet. 
Gemeindeabgaben durch Sommunalbefäuh unter 
Beftätigung der Regierung anders als bisher zu 
vertheilen (8 11 Gefeß vom 14. April 1856, Geſ.⸗ 
Samml. ©. 359 ff). Liegt ein folder von der 
Communal-Auffichtöbehörde beftätigter Communal⸗ 
beſchluß vor, fo gebührt die Entſcheidung ber 
Frage, ob die materiellen Borausfegungen der 
Gültigkeit des Beſchluſſes in concreto zutreffen, 
als einer frage des öffentlichen Rechts, ausſchließ⸗ 
lich der höheren Communal-Aufficht3behörde. Der 
Rechtsweg kann wegen derartiger Beſchwerden über 
die Communalvermwaltung, reip. über mangelhafte 
Beauffihtigung nicht zugelaflen werden. Aus den 
vorgelegten Acten ift jedoch nicht mit voller 
Sicherheit zu entnehmen geweſen, ob der Beſchluß 
vom 17. November 1860 als ein Gemeindebeſchluß 
im Sinne des Geſetzes vom 14. April 1856 an= 
zufehen und von der Königlichen Regierung als 
Eommunal-Auffihtsbehörde beftätigt wor⸗ 
den ift, und deshalb hierüber eine befondere Er- 
Märung der Königlichen Regierung nachträglich 
eingeholt worden. 

Diefe unterm 4. Juli d. 3. abgegebene Erklärung 
lautet dahin, daß der erwähnte Beſchluß als ein 
Gemeindebeihluß im Sinne des 8 11 des Geſetzes 
vom 14. April 1856 nicht anzufehen und von 
der Megierung als Communal-Aufſichts⸗ 
behörde nicht beftätigt worden ift. Dagegen 
fei ber betreffende Beichluß, der ſich Tediglih auf 
eine im Aufſichtswege angeordnete Erhöhung bes 
Lehrergehalts bezogen habe, von der Regierungs- 
abtheilung für das Kirchen» und Schulweſen ver- 
möge des ihr zuftehenden Aufſichtsrechts über 
die Schulgemeinden auf Grund des $ 18 der Re⸗ 
gierungsinftruction vom 23. October 1817 rechts⸗ 
gültig genehmigt worden. 

An Folge diefer Erflärung der Königlichen Re— 
gterung, wonach es ſich lediglich um Schul⸗, nicht 
um Communalabgaben handelt, deren Erftattung 
die Kläger im Rechtswege fordern, hat der Com— 
petenzconflict nicht für begründet, vielmehr der 
Rechtsweg für zuläffig erachtet werden mülfen. 

Hinſichtlich der Proceßfähigkeit der Verpflichtung 
zu Schulabgaben ift, tie die obengenannten Gerichts⸗ 
behörden richtig ausgeführt haben, durch die 
88 15 und 16 des Geſetzes über die Ermeiterum; 
de3 Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (Gef. Samml. 
©. 241 ff.) eine wmefentliche Veränderung bes 
früheren Rechtszuftändes herbeigeführt. Während 
früger nad Vorſchrift der Allerhöchſten Ordre 
vom 19. Juni 1836 Nr. 1 und 3 (Gef.-Sammtl. 
©. 198) wegen der Verpflichtung au Schulabgaben, 
welche auf notorifcher Orts- oder Bezirköverfaffung 
beruhen, der Rechtsweg nur unter ben aus ben 
88 78 und 79 Titel 14 Theil IT Wllgemeinen 
Landrechts ſich ergebenden Bedingung zuläffig 
war, ift er jeßt unbedingt geftattet, und ben 
öffentlichen Abgaben find in dieſer Beziehung nur 
ſolche Schulabgaben gleichgeftellt, welche auf einer 
allgemeinen gejeglihen Berbinblichfeit, bezüglich) 
auf "einer, von der auffichtführenden Reglerung 





in Gemäßheit gefegliher Beftimmung 
angeorbneten und erecutorifch erklärten Umlage 
beruhen. Daraus ergiebt ſich, daß hinfichtlich der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges über bie Ber- 
pflihtung zu Schulabgaben, welche nit in die 
zuletzt nebachte Gatenorie gehören, die unter ber 
unbefchräntten Herrſchaft der Allerhöchſten Ordre 
vom 19. Juni 1836 conftant feſtaehaltene Praxis 
des — 7 gegenwärtig nicht mehr maß- 
gebend tft. a8 in&befondere die Heranziehung 
der Forenſen als folder zu perfönliden, 
lediglih auf den Grundbefiß repar— 
tirten Schulabgaben betrifft, fo beruht ſolche 
nit „auf einer allgemeinen geſetzlichen Ver— 
bindlichkeit,“ mithin tft der Beſchluß einer Schul- 
gemeinde, die Forenſen zu ſolchen Schulabgaben 
heranzuziehen, und eine hierauf abzielende, von 
der Shul-Auffihtsbehörde angeordnete oder für 
ereeutorifch erffärte Umlage nicht als „in Gemäß- 
heit geſetzlicher Beftimmung“ erfolgt anzufehen. 
Denn nah 829 ff. Titel 12 Theil IT Allgemeinen 
Landrechts iſt die Unterhaltung der Elementar- 
ſchulen Tebiglih eine Laft der Hausväter des 
Schulorts beziehentlich der Schulfocietät und hier- 
zu gehören nur die im Schulort oder im Schul- 
bezirk mohnenden refp. ber betreffenden Schule 
zugewieſenen Hausväter. Hiergegen kann auch der im 
Plenarbeſchluß der Königlichen Regierung zu Merſe⸗ 
burg vom 12. Juli v. J. angeführte 8 18 der 
Verordnung vom 11. November 1844*) (Gef. 
Samml. ©. 698 ff.) nicht geltend gemacht werben, 
da diefe Vorfchrift, welche allerdings in den vor: 
mals Königlih Sächſiſchen Landestheilen der Pro— 
vinz Sachen die Heranztehung der Forenſen zu 
Schulabgaben unter gewiſſen Bedingungen geitattet, 
fi nur auf folche Leiftungen fir Kirchen, Pfarren 
und Schulen bezieht, welhe auf dem Parochial⸗ 
verbande berufen (8 2 1. c.), von keiner Seite 
aber behauptet worben ift, daß dieſe Voraus⸗ 
fegung im vorliegenden Fall zutreffe. Endlich kann 
auch aus ber durch & 18 der Regierungsinftruction 
vom 23. October 1817 (Geſ.Samml. ©. 259 ff.) 
und durch die Allerhöchſte Orbre vom 31. De: 
cember 1825 littr. D. (Gef.-Samml. von 1826 
S. 7)*) den Regierungsabtheilungen für das 
Kirchen⸗ und Schulweſen beigelenten Auffiht und 
Verwaltung der fämmtlihen äußeren Angelegen- 
heiten der Kirchen und Schulen, insbeſondere aus 
der ihnen zuftehenden Regulirung des Schulgeldes 
ihre Befugniß, zu perjönlihen Schulabgaben ge— 
ſetzlich dazu bisher nicht verpflichtete Perfonen 
heranzuziehen, nicht abgeleitet werden. Schließlich 
ift noch zu erwähnen, daß es nicht ganz zutreffend 
tft, wenn bie Königliche Regierung bemerkt, der 
Beſchluß vom 17. November 1860 habe ſich 
Lediglich auf eine im Aufſichtswege angeordnete 
Erhöhung des Lehrergehalts begopen. Derfelbe 
bezog fi) zugleih — und darauf fommt e8 für 
bie hier u entfcheidende Frage hauptſächlich an 
— ausbrüdfich auf die Heranziefung ber bis da= 
Hin von Schulabgaben frei aealiebenen Forenſen 
zu dem höheren Gehalt, entbehrt in dieſer Be— 
ziehung der geſetzlichen Grundlage, kann dieſe auch 
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durch die auß den Acten übrigens nicht erfichtliche 
ausdrüdlihe Genehmigung der Schulaufjichtäbe- 
hörde nicht erlangen und unterliegt eben deshalb 
aufolge $$ 15 und 16 des Gejeges vom 24. Vai 
1861 der Anfechtung im Rechtswege Seitens der 
zu Schulabgaben geſetzlich nicht Xerpflichteten.*) 
Berlin, den 14. October 1865. 
Königlicher Gerichtshof zur Entiheidung der 
Competenzconflicte. 


16b. 

(Anderer Anfiht ift daB nachſtehende ältere Erkenntniß.) 

[Die Katholiten der Landgemeinden B., &., C. 
und D. bilden mit der fatholifhen Stadtjchule zu 
M. einen Schulverband. Die Koften der Unter 
haltung der Schule wurden, auf Grund einer im 
Berwaltungswege ergangenen Verfügung vom 
25. Januar 1847 in den Jahren 1847 und 1848 
mit 1 Sgr. wögentlih fur jedes ſchulpflichtige 
Kind in der Urt aufgebradt, daß dazu die 
Häusler das Doppelte, die Bärtner das Drei 
jade und die Bauern das Sechsfache des Bei— 
irages der Inlieger zu entrichten hatten, Diejer 
Repartitiongmodug gab in der Wemeinde B. zu 
mehrfachen Inconvenienzen Beranlafjung, zu deren 
Bejeitigung in einer Berfammlung der fatholtjchen 
Wirihe zu ®. vom 3UV. Mai 1849 dur Stimmen- 
mehrheit der Beſchluß gefaßt wurde, die Schulbei- 
träge ber Gemeinde B. mit 1 Sgr. wöchentlich 
für jedes ſchulpflichtige Kind vom 1. Juli 1848 
ab in der Art aufzubringen, daß dazu viertel- 
jährlich jeder Einlieger 4 Sgr., jeder Stellen- 
befiger als ſolcher 1U Sgr. und jeder Grundſteuer⸗ 
zahlende einſchließlich der Forenjen einen einmonat- 
liden Grundjteuerbeitrag contribuiren jolle. 

Diefer Beſchluß ift vom Landrath am 28. Juli 
1849 und von der Hegierung zu B. am 26. Vlärz 
185U beftätigt und ſeitdem zur Ausführung ges 
bracht worden. Ein Zorenfe, der Miüplenbejiger 
9. in R., von welchem für feinen in der Flur B. 
belegenen Ader auf rund jenes Beichlufies 17 
Ser. jährlidier Schulbeitrag eingezogen worden 
find, hält ſich zu dieſer Zahlung nicht für ver- 
pflihtet und hat in einer am 9. Zuni v. 9. beim 
Kreißgerichte zu Dt. angeftellten Klage gegen die 
Ortsgemeinde B. darauf angetragen, den Gemeinde- 
beihluß vom 30. Mai 1849 in Betreff feiner 
für nicht rechtsverbindlich, vielmehr für ungültig 
zu erllären und die vertlagte Gemeinde zu ver 
urtgeilen, ihm die ſeit dem 1. Zuli 1848 mit zus 
jammen 8 Thlr. 6 Sgr. 6 Pf. von iym einge 
zogenen Schulbeiträge zu erftatten und ſich in Zu- 
funft jeder ferneren Erhebung diejer Abgabe von 
igm zu enthalten. Er gründet feine Klage darauf, 
daß der Gemeindebejhlug vom 30. Mai 1849 des⸗ 
Halb nicht bindend fei, weil man es unterlaffen 
babe, ihn, jo wie die zahlreichen anderen Forenſen, 
dabei zuzuziehen. Die Klage wurde eingeleitet 
und von der verklagten Gemeinde ſchriftlich bes 
antwortet. Ju der Klagebeantwortungsichrift wird 
auszuführen gejucdht, daß der angefochtene Ge— 
meindebejchluß rechtsgültig ſei, weil e8 der Bu= 
siehung der Forenſen nicht bedurft habe, und daß 
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nur die Auffihtsbehörde, nicht aber der Richter 
befugt fei, die Gültigkeit des Gemeindebejchlufjes 
zu prüfen und darüber zu entſcheiden. Die dte— 
gierung zu B. hat hierauf mitteljt Plenarbeſchluſſes 
vom 7. October v. 3. den Competenzconflict er- 
hoben. Die Parteien haben ſich über denjelben 
nit erklärt. Der Bagatell-Commifjarius des 
Kreißgerihts zu M. und das Appellationsgericht 
zu 8. halten den Rechtsweg für zuläjfig. 

Diefer Anſicht kann nicht beigetreten, vielmehr 
muß der Competenzconflict als gerechtfertigt an⸗ 
erfannt werden. 

Die Regierung gründet denfelben darauf, daß 
der von den fatholiihen Schulſocietatsgenoſſen, 
nit von der politiihen Gemeinde zu B. am 
W. Mai 1849 gefaßte und von ihr betätigte Be— 
ſchluß über die Art der Erhebung der Schulbei- 
träge eine, nah $2 Nr. 6, 5 11, $ 18 litt. £. 
der Negierungsinftruction vom 23. October 1817 
und nad 8 35 und $ 36 der Verordnung vom 
26. December 1808 refiortmäßig der Regierung 
als Schulaufſichtsbehörde zuſtehende Feftjegung 
ſei, daß ferner die Verpflichiung zur Enrichiung 
von Schulbeiträgen an die fatholiihe Schule zu 
M. als eine Verbindlichteit angejehen werden 
müfje, welder die Mitglieder einer bejtimmten 
Klaffe von Staatdangehörigen nad allgemeinen 
Gejegen, nämlich als zur Schule gewiejene Haus— 
väter einer Gemeinde unterworfen jeien und daß 
deöhalb nad) % 78 Th. LI. Tit. 14 U. Lt. der 
Rechisweg gegen die von der Regierung angeord- 
nete veip. bejlätigte Umlage nicht jtaitfinde, indem 
ein Uusnahmefall von der im $ 79 I. c. oder in 
dem Gejege vom 24. Mai 1861*) bezeichneten Art 
nit vorliege. Der Bagatell-Commijjarius des 
Kreisgerichts zu M. findet nad) Inhalt feines gut⸗ 
achtlichen Berichts vom 26. November v. J. in 
den ÜUnführungen des Klägers die Behauptung 
einer nad $ 79 1. c. zur richterlichen Gognition 
geeigneten Veberbürbung, während das 
Appellationsgericht zu B. in der Klage die Be- 
hauptung einer Eremtion von ben Schulbei= 
trägen findet und theils deshalb und, weil nad) 
879 eit. im Fall der Behauptung einer Exemtion 
der Richter hierüber zu entiheiden habe, ıheils 
deshalb den Rechtsweg für zuläffig erachtet, weil 
der Einwand deö Klägers, dap er zu der Gemeinde— 
verfammlung vom 3U. Vai 1849 nicht vorgeladen 
worden und daher der Gemeindebeihluß von dem⸗ 
felben Tage für ihn unverbindlich fei, zur richter⸗ 
lien Entſcheidung geeignet erjcheine. Außerdem 
verweift das Yppellationsgericht, zur Unterjtügung 
feiner Anfiht, auf die Erwägungsgründe eines 
Lbertribunals-Ertenntnifjes vom 24. October 1859 
(Striethorft, Archiv, Bd. 35 ©. 186). 

Die Abgabe, von welder der Kläger befreit jein 
will, beruht auf einem von der Regierung bejtätig- 
ten Gemeindebeihluß. Zu der Verfügung, durch 
welche derjelbe beitätigt morben ift, und duch 
weldye er verbindliche Kraft erhalten hat, war die 
Regierung als Scyulaufjichtsbehörde nah $ 2 
Rr. 6 und $ 48 litt. f. der Negierungsinftruction 
vom 23. October 1817 (Geſ.⸗Samml. ©. 248) be: 
rechtigt, wie dies in vielen Präcedenzfällen von 
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dem unterzeichneten Gerichtshofe anerkannt worden 
iſt. Diefe Verfügung kann daher im Rechtswege 
nicht angefochten werden. Hierzu fommt, daß die 
Abgabe, um welche es ſich handelt, eine ſolche all= 
gemeine Anlage ift, zu melde jämmtlihe Mit- 
glieder einer gewifjen Klafje von Staatsangehörigen, 
nämlich ſämmtliche der Gemeinde B. agehörige 
Katholiten beizutragen haben, daß mithin die Ab- 
abe nad) der Beltimmung des $ 78 Th. IL 
it. 14 A. L.-R. zu beurtheilen ift, wonach über 
die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner 
Anlagen, der Regel nad, kein Proceß ftattfindet. 
Die Anmendbarteit diefer Beitimmung auf Schul- 
beiträge ift ebenfalls ſchon in mehreren Präcedenz- 
fällen als unzweifelhaft anerfannt worden, Auch 
von den betheiligten Gerichtsbehörden wird nicht 
bezweifelt, daß die Abgabe, von welder der Kläger 
Befreiung verlangt, zu den im $ 78 cit. bezeich- 
neten allgemeinen Unlagen gehört. Es wird aber 
von ihnen auf Grund des $ 79 ebendafelbft der 
Rechtsweg für sutäflig erachtet, indem der Bagatell⸗ 
Eommiffarius des Kreiögerihts zu M. den Fall 
der behaupteten Prägravation, das Appellations- 
gerigt zu B. aber den Fall ber behaupteten 
remtion von der Abgabe ald vorhanden annimmt. 
Die eine wie bie andere Auffafjung ift unrichtig. 
Der Kläger behauptet, daß der Gemeindebeſchluß 
vom 30. Mai 1849, auf melden die für ihn 
gessitende Repartition de von den Katholiten zu 

. an die Schule zu M. zu entrichtenden Schul- 
beitrags beruht, für ihn deshalb unverbindlich fei, 
meil man weder ihn, nod die übrigen Forenſen 
bei der Faſſung des Beſchluſſes zugezogen habe. 
Hierin liegt nicht die Behauptung einer Erem- 
tion, am mente einer auf Bertrag, Privi⸗ 
legium oder Verjährung gegründeten Erem- 
tion, wie der 8 79 zur Geltattung des Rechts- 
weges verlangt. Eben fo wenig liegt darin bie 
Behauptung, daß Kläger dur die Beftimmung 
feines Antheils an der von den Katholifen zu B. 
aufzubringenden Abgabe über die Gebühr belaftet 
fei. Ueberdies würde eine folde, auf Prägavation 
gegründete Klage, nah $I TH. 11. Tit. 14 U. IR. 
nur gegen die übrigen Contribuenten, nicht aber 
gegen die zur Erhebung ber Abgabe berechtigte 
Gemeinde zuläffig fein. Der Kläger behauptet 
einfach, dab er zur Entrichtung der von ihm ge= 
forderten und feit 4. Juli 1848 eingezogenen Ab- 
gabe nicht verpflichtet fei, weil das Fundament 
derjelben, der von der Regierung zu ®. beftätigte 
Gemeindebeſchluß vom 30. Mat 1849, für ihn 
feine verbindlie Kraft habe. Dieſer Einwand 
gehört nicht zu denjenigen, über welche nach 8 79 
cit. oder nah dem Geſetze vom 24. Mai 1861 
ausnahmsweiſe der Rechtämeg zuläffig ift. — Es 
muß daher im vorliegenden Falle die geſetzliche 
Regel des 8 78 cit. zur Anwendung kommen, 
nad) welder über die beftrittene Verbindlichkeit 
zur Entrihtung der Abgabe fein Proceß, vielmehr 
nur der Weg der Beſchwerde an die borgefeßte 
Verwaltungsbehörde ftattfindet. 

Das Ertenntniß des Obertribumald vom 24. Oe⸗ 
tober 1859, auf welches das Appellationsgericht 
zu B. Bezug nimmt, betrifft einen Fall, in wel- 
chem wirkliche Brägravation behauptet wurde 
und zwiſchen zwei zu einer Schulfocietät gehörende 


Dominien darüber geftritten wurde, ob das eine 
derfelben zu einer gewiſſen Leiftung für den Schul- 
lehrer beizutragen verpflichtet ſei oder nicht. Diefer 
Präcedenzjal fann demnad für den jet vor— 
liegenden Competenzeonflict als maßgebend nicht 
angejehen werben. 
us vorftehenden Gründen mußte der Rechts⸗ 
weg in diefer Sache für unzuläffig und der er- 
hobene Competenzconflict für begründet erachtet 
werben. 
Berlin, den 13. Februar 1864. 
Königlicher Gerichtshof zur Entfheidung ber 
Competenzconfficte.] 


17. Behandlung der Forenfen in den vormald 
gl. Sähfiihen Theilen der Provinz Sachſen. 


Berlin, den 21. Juli 1862, 

Ihre Beihwerde vom 14. März d. 3. wegen 
der —— der Forenſen zur Unterhaltung 
der Schule in N. kann, wie id Ihnen und ben 
übrigen Beſchwerdeführern eröffne, nicht als be= 
gründet anerfannt werden. 

Soweit die Unterhaltung der Schule in N. aus 
der dortigen Kämmerei erfolgt und zu biefem Ende 
Zuſchläge zur Klafienfteuer und auf den Grund» 
befiß erforserlid find, Hat die Schulunterhaltungss 
laft die Natur einer Communallaft und find des⸗ 
halb die Forenfen nah $ 4 Alin. 3 der Städte 
ordnung vom 30. Mai 1853 (Gejeg-Sammlung 
©. 2641)*) verpflichtet, an diefen Lajten, ſoweit fie 
auf den Grundbefiß gelegt werden, Theil zu nehmen. 

Aber auch felbit, wenn die Unterhaltung jener 
Schule nicht aus Communalmitteln erfolgte, fo 
würde immer eine Heranziehung der Forenſen 
gereditfertigt fein, weil die Verordnung vom 
11. November 1844 (Geſ.“Samml. ©. 698)**) im 
$ 18 abweichend von den Beftimmungen des Als 
gemeinen Landrechts die Verpflichtung der Forenſen, 
u den auf den Grumdbefig zu — Lei⸗ 
Hungen beizutragen, feftfeßt. Ihre Berufung auf 
das Refertpt vom 19. März 1861,*°®%) welches die 
Anwendbarkeit der landrechtlichen Vorſchriften 
borauäfept, ift daher nicht zutreffend. 

. 16276. 


18. 


Auf die Vorftellung vom 5. Juni d. J. bie 
Repartition der Befoldung des Lehrers zu N. be= 
treffend, eröffne ich Ihnen, daß ich die in der Ent- 
ſcheidung des Herrn Oberpräfidenten vom 18. März 
d. J. (Unlage 8.) entwidelten Gründe dur Ihre 
Gegenausführungen nicht für widerlegt erachten 
und JHren Anträgen keine Folge geben kann. 

Berlin, den 15. Auguft 1866. 


An 
den Herrn R. und Genofien zu U. 
U. 15584. 


“) „Wer ohne im Stadibezirk zu wohnen bafelbft Grund⸗ 
befig hat ober ein flehenbes Gewerbe betreibt iſt dennoch vers 
pfliätet, an denjenigen Zaften Theil zu nehmen, melde auf bem 
—— ober das Gewerbe ober das aus dieſen Quellen 

liegende Einfommen gelegt ift.” of. jept $ 1 bes Notheommunal⸗ 

jeuergejeges vom 27. Zult 1885. (Gej.-Samml. ©. 327) betr. bie 
Veitragspflict der Forenſen zu den auf bas Einkommen gelegten 
Abgaben in einer Gemeinde hinſichtlich bes ihnen aus Grundbeſitz 
ober Gewerbe in berfelben zufließenden Einkommens. 

) Unten $ 280 And. I (d. 5. ſoweit es ſich um Parochiallaſten 

handelt. of. oben Rr.!6a am Ende). 

we.) 5 262 Rr. 70 
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a 


DIHre unterm 44. Juli 1864 bei dem Herrn 
Winifter der geiftlichen, Unterrichts⸗ und Medicinal- 
Angelegenheiten angebrachte Beſchwerde wegen 
Ihrer Heranzichung zu den Koſten der Lehrer 
bejoldung in N. ift zur veffortmäßigen Verfügung 
an mid abgegeben worden. In Folge defien er= 
öffne id) Ihnen nad vorgängiger Erörterung des 
Sadpverhältnifjes Folgendes: 

Die Veloldung des Lehrers N. wurde früher 
mit 30 Thlın. nad) der Kopfzahl der Schulkinder 
und mit 30 Thlen. nad) den Häufern aufgebradit, 
bis in Folge eined unterm 23. März 1354 von 
der Gemeinde N. gefaßten einftimmigen Beſchluſſes 
die ganze Summe von 60 Thlen. auf die Häufer 
und die nugbaren Grundftüde gelegt wurde. Wenn 
Sie diefen Beſchluß desyalb anfechten, weil er den 
Sorenfalbefigern des Gemeindebezirts N, Verpflich⸗ 
tungen auferlegt, ohne unter deren Zuziehung ge— 
faßt zu fein, jo muß ich Sie darauf hinweiſen, 
daß die Zorenjen ein Recht nicht haben, ihre Zu⸗ 
zichung zu den Berathungen derjenigen politiſchen 
Gemeinde reſp. Schulgemeinde zu verlangen, in 
deren Bezirk ihr Forenfalbezirt belegen ift, daß 
biefelben jedoch nichts deito weniger verpflichtet 
find, diejenigen Laften zu tragen, welde von den 
betreffenden &emeinden innerhalb der denfelben 
gejeglich zujtehenden Befugniffe auf den Grund» 
bejig de3 Bezirkes gelegt werden. Die Gemeinde 
R. hat nun aber, indem fie den Beihluß vom 
28. März 1854 fahte — mag man denjelben ala 
einen Beſchluß der politiihen Gemeinde oder der 
Schulgemeinde anfehen — innerhalb ihrer gejeß- 
lichen Befugnifje gehandelt. Denn es ift ſowohl 
die politiſche Gemeinde, als, nad Sächfiſchem 
Brovinzialrecht, auch die Schulgemeinde (98 der 
Verordnung vom 11. November 1844 ;*) 88 1487, 
1489, Binder, Sächſ. Provinzialreht Thi. 1) be 
fugt, zu den auf den Grunddeſitz zu repartiren: 
den Berbandslaften die außerhalb mohnenden 
Grundbeſitzer antheilig Heranzuzichen und der ein- 
ftimmige Beſchluß der Gemeinde vom 28. März 
1854 ih nachdem er die Genehmigung ded Land- 
raths, und fpäter auch die Genehmigung der Re- 

ierung erlangt hat, zur Begründung der von 
onen bejtrittenen Verpflihtung für genügend zu 
erachten. - 

Magdeburg, den 18. März 1866. 


Der O:berpräfident der Provinz Sadjfen. 
den Kara Rum Genofſen zu U. 


19. 

Den Ausführungen der Königlichen Regierung 
in dem Bericht vom 25. November v. J., betreffend 
die Heranziehung von Forenjen zu Beiträgen für 
die Schule in N., vermag ich nicht überal beizu- 
ftimmen. 

Zwar bin id) damit einverftanden, daß die Be- 
ftimmungen bes Allgemeinen Landrechts über die 
Sculunterhaltung für die vormals Sächſiſchen 
Zandestheile der dortigen Provinz durch die Ver— 
ordnung vom 11. November 1844 (Gej.-Samml. 
©. 698)*) infofern mobificirt find, als danach auch 


I 380 Und. L 


Örundbefiger, welche nicht Mitglieder der be— 
treffenden Schulfocietät find, nad) Maßgabe ihres 
im Schulverbanve belegenen Srundbefipes Bei⸗ 
— zu den Schulunterhaltungskoſten zu leiſten 
haben. 

Desgleihen ftimme ich der Königlichen Regie- 
rung darin bei, daß ſolche Forenſen ungeachtet 
ihrer Beitragspflicht nicht zu den ftinnmberegtigten 
Nitgliedern der Schuljocietät zu zählen und daher 
auch zu der Berathung und Veſchlußfaſſung in 
Angelegenheiten der Schule nicht suchen 
obwohl dies night aus dem Gejeg vom 14. April 
1856 über die Landgemeinde-Berfafjung, fondern 
aus der erwähnten Verordnung vom 11. November 
1344 felbft herzuleiten if. Denn der $ 16 der- 
felben beftimmt hinſichtlich der Befiger von Ritter- 
gütern und der ihnen gleihzuftellenden Güter auß- 
drüdlih, daß fie gleih den Parochianen reſp. 
Schulgemeinde- Mitgliedern bei allen Berhand- 
lungen zuzugiehen feien, wogegen der über die Bei- 
tragspflicht der fonftigen Brundftüde disponirende 
$ 18 zu Gunſten deren Befiger eine ſoiche Bor- 
ſchrift nicht enthält. Daraus folgt, dag nur den 
erftern, nicht aber ben legtern, ein Anjprud auf 
Theilnahme an der Berathung und Beſchiußnahme 
über dergleichen Angelegenheiten zujteht. 

Dagegen kann hieraus die Berechtigung der 
Schulgemeinde-Mitglicder nicht abgeleitet werden, 
zum Nachtheil der Forenſen einen vom Geſetz ab⸗ 
weichenden Vertheilungs⸗Maßſtab feitzufegen. Ges 
rade aus dem Umftande, daß die Forenſen nicht 
ftimmberechtigt find, folgt, daß die übrigen Inte 
reffenten nicht einfeitig zu deren Ungunften Be— 
fhlüffe faſſen können, und daß daher die gejaßten 
Beichlüfje nicht den Forenfen präjudicirlich, jondern 
nur hinſichtlich der Verpflichtung der Schulgemeinde- 
Mitglieder jelbft maßgebend fein können, 

Nach $ 18 a. a. DO. Haben aber die Forenfen 
„zu den auf den Grundbeſitz zu vertgeilenden Leis 
ftungen beizutragen.“ In dem vorliegenden Fall 
find A aud) die Beſchwerdeführer zu dem Ge- 

altszuſchuß für den Lehrer in N. nur infoweit 
eranzuziehen, als derjelbe auf den —— 
zu vertheilen if. Da nicht conſtirt, daß in N, 
ein von dem allgemeinen Geſetz abmeichender 
Modus für die Repartition ber Schulunterhaltungs- 
koften bejteht, jo würde der ehattaguicuß auf 
Grund des $ 31 Zit. 12 Thl. II. Allgemeinen 
Landrechts nad) Maßgabe der vereinigten Grund- 
und Stlaffenfteuer, vejp. unter Ergänzung der 
erftern nad) dem Beſitzſtande zu repartiren fein, 
und hätten dann die Forenſen nur nad) dem Grund⸗ 
ſteuerſoll mitbeizutragen. Da aber die Schulge- 
meinde die Aufbringung des Gehaltszuſchuſſes 
lediglid nad) dem a! beſchloſſen Hat, fo 
ift zunächſt der Beitrag der Forenſen in der an— 
gedeuteten, dem Gefege entiprehenden Art zu bes 
rechnen und hiernädjft der Reſt auf die übrigen 
Intereffenten nad dem von ihnen beſchloſſeñen 
BertHeilungs-Maßjtab zu repartiren. 

Berlin, den 20. Januar 1862. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Augelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweßg. 


u 
bie Röniglice Regierung zu R. (in ber Prooing 
jen, 


—— 
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Anhang. 

I. Refcript des Minifterinmö der geiftlichen, Unter: 
richts· und Medicinalangelegenpeiten vom 4. Anguft 
1826 an die Königliche gr br zu Bofen, bes 
treffend die Befreiung der Genödarmerie von den 

Beiträgen zur Unterhaltung der Ortsſchulen. 

Die Unterhaltung der gemeinen Ortöfhulen ift, 
wie 8 31. LR. 11. 12 deutlich ergiebt, eine 
®emeindelaft, zu welder nur die wirklichen Mite 
gl der Gemeinde perjünlid, und zwar nad 

erhältniß ihre Grundbejiges und ihrer Gewerbs⸗ 
nahrung herangezogen werden können. Bon allen 
dergl. perfönligen Laften und Pflichten ift der 
Militärftand nad 8 17 Kit. 10 ib. ausdrücklich 
befreit und da die Gensdarmerie zu den milis 
tärifh-organifirten Inſtituten gehört, die babei 
angejtellten Individuen auch alle perfönliche Rechte 
des Militärftandes tHeilen, jo können Gensdarmen 
zur Unterhaltung der gemeinen Ortsſchulen nicht 
angezogen werden, wogegen ihnen aber, wenn fie 
die Orisſchulen zum Unterrichte für ihre Kinder 
benugen, dic Bahlung eines mäßigen Schulgeldes 
anzujinnen ift. 

(Ann. X. ©. 750.) 


Berlin, den 24. November 1883. 

Nachdem die Reclamation des Fußgensdarmen 
N. zu N, gegen feine Heranziehung zu den 
Schullaften der Schulgemeinde 3. von dem 
Schulvorftande zu J. dur den Beſcheid vom 
21. Juli d. 3. zurüdgewiejen worden ift, hat das 
Königliche Conftftorium den gegen dieſen Befcheid 
von dem N. eingelegten Recurd vom 16./17. Juli 
d. J. durch die Verfügung vom 19. Juli d. 3. 
Nr. 4110 gleichfalls zurüdgemwiejen. 

Ueber dieje Verfügung hat ſich der N. in ber 
nebjt Beilagen hier beigefügten Borftellung vom 
27. Zuli d. 3. bei mir beſchwert. Dieje Beſchwerde 
fann, wie ic dem Königlichen Eonfiftorium, zu- 

leid in Erwiderung auf den in diefer Angelegen- 

Bei erftatteten Ken Bericht vom 10. Februar 
d. $., hiermit eröffne, für unbegründet nit er- 
achtet werben. 

Bu den Schulgemeindelaften können gemäß dem 
Hannoverfhen Volksſchulgeſetz vom 26. Mai 1845, 
gleih mie er: den entiprehenben Vorſchriften 
der 88 29 fi. Tit. 12, Thl. II. des Preußiſchen 
Allgemeinen Landrechts nur Mitglieder bes Schul- 
verbandes (derSchulgemeinde) herangezogen werden. 

Die Eigenſchaft als Mitglied einer Schulge— 
meinde ift — abgejehen von dem Borhandenfein 
fonftiger Borausfegungen — in allen Faͤllen durch 
das Smnehaben eines Wohnfiges im Bezirke ber 
Schulgemeinde bedingt. 

Gemäß dem Beichluffe des Königlichen Staatd- 
minifteriums vom 17. Auguft 1850 genügt nun 
aber der Aufenthalt activer Militärderion en 
des Soldatenftandes an dem ihnen dienftlich ans 
gewiejenen Orte (Garnifonorte) für ſich allein nicht, 
um den Wohnfig dajelbft zu conftituiren. (Zu 
vergl. Erlaffe vom 24. November 1850, 12. Juli 
1870,*) 3. Juli 1882**) im &.-81. 1880, ©. 232 
fi., 1882, ©. 678 ff.) 

*) Dben Rı. 6. 

®*) Oben Rı. 7. 


" Das Gleihe muß von den Mitgliedern ber 
Gensbarmerie gelten, weil biefelben, obwohl 
nad) 8 38 des Reihs-Militärgejeged vom ?. Mai 
1874 nicht zum activen Heere gehörig, doch gleich- 
wohl in Gemäßheit des Geſetzes vom 23. Mat 
1867, betreffend die Organijation der Landgens⸗ 
darmerie in den neu erworbenen Landestheilen, 
wie insbefondere aus den 88 2 und 15 a. a. D. 
zu entnehmen, zu den activen Perfonen des Gol- 
batenftanbes gehören. Der Aufenthalt von Gens⸗ 
darmen an bem ihnen dienſtlich als Standquartier 
angewieſenen Orte für, fi) allein genügt daher 
ebenjowenig, um für fie den Bonn an biefem 
Orie zu conftitwiren, wie für active, zum Heere 
gehörige Militärperfonen des Solbatenftandes der 
bloße Wufenthalt an dem ihnen dienſtlich ange- 
wiejenen Garniſonorte genügt, um an biefem ben 
Wohnſitz zu conftituiren. 

Hiernad) ift ber N., fo lange er ald Fußgensdarm 
in 3. fein Stanbquartier gehabt, mit Unrecht als 
Mitglied der Säulgemeinde J. angejehen und 
daher mit Unrechi zu den Schulgemeindelaften in 
3. für das Rechnungsjahr 1882/3 herangezogen 
worden. 

Das Königliche Confiftorium wolle deshalb den 
recent in J. anweifen, den N. von den 
S klgeimeinbelaften für 1882/3 frei zu laſſen, 
bezw. die etwa bereit? eingezogenen Schulbeiträge 
dem N. zurüdzuzahlen. 

v. Goßler. 


Un 
das Gonfiftorium in Gtabe. 
U. lIIs. 18696. 


249. Die Angehörigkeit zu einem be- 

immten Religionsbekenntniß als Yorans- 

fenng der —— bei confeffionellen 
Zcul-Sorietäten. 


1. Erk. des DO... v. 15. April 1882 betr. bie 
Verpfliätung ber Hausväter veriiebenen Glaubens 
befenntnifieß an Einem Orte zur Beitragsleiftung nur 
für die Schule, zu welder fie gewiefen find. 

2. €. v. 19. ehr. 1859 betr. den Ausihluß einer 
Heranziehung eines katholiſchen Einwohnerd ald Bes 
figerd von ehemals in ben Händen eines evanges 
liſchen befindlichen Grunbftüds an einem Orte, für 
weichen eine katholiſche unb eine evangeliſche Schul⸗ 
gemeinde beſteht. 

3, €. v. 28. April 1859 betr. bie Heramziehung ber 
Alt-Qutheraner zu ben Laflen ber evangeliſchen Schals 
gemeinben. 

4. Er. bes 6.0.9. v. 8. Jan. 1876 u. 13. Dec, 
1884 betr. bie Fortbauer ber Leiftungen für bie 
Säule nad; dem Austritt aus ber Kirche und betr. 
die Befugniß ber Säulauffigtsbehörbe zur Zuwelſung 
der Ausgetretenen zu einer beftimmten Schulgemeinde. 
ef. 8 239 Rr. 1 8 241 Rr. 1-4. 

5. €. v. 20. Febr. 1877 desgl. und betr. bie Veſug⸗ 
niß ber Ausgetretenen ihre Zumelfung zu einer ber 
am Orte beftehenben Schulverbände zu beantragen. 

6. €, v. 12. Sept. 1882 beögl. und betr. bie Unab⸗ 
hängigteit ber Zuwelſung zu einem anbern Schul⸗ 
verband von dem Beitritt zu bem Religionabelenntnig 
ber ben Iegtern bildenden Perfonen. 
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68, b, c, d, e. E. v. 29. Oct. 1884, 31. Jan. 1882 
und Bf. bes Gonf. in Stade v. 18. Nov. 1884, 
€. v. 15. Rov. 1884, Vf. bed D.:RR. zu Nord⸗ 
Horn v. 2. Mai 1884, beigl, in Hannover. 

7. €. v. 10. Mai 1860 betr. bie Unabhängigkeit ber 
Beitragspfliht katholiſcher Einwohner zur evange⸗ 
liſchen Ortaſchule von ber Einrichtung einer katho⸗ 
Gen Privatfdjule durch biefelben, 

Anhang. 

L Geſet v. 14. Mat 1873 betr. den Wustritt aus 

der Kirche. 


1 Die Shul-Unterhaltungdlaft der Einwohner 
verſchiedenen Glaubensbelenntnifies an Einem 
Orte, wenn ſich daſelbſt nur die Schule für die 
eine Neligionsgefelligaft befindet, während die 
lieder ber anderen einer auswärtigen Con⸗ 
feſſionsſchule zugewieſen find. 


Endurtheil des I. Senates des Königlichen Ober- 

Bexwaltungsgerichtes vom 15. April 1882. 

L Lreisausſchuß des Kreiſes Freiſtadt. 

IL Bezirlö-Berwaltungsgericht zu Liegnitz. 
Drei Mitglieder der evangelifchen Schulgemeinde 
N. klagten gegen den katholiſchen Grundbeſitzer 
®. bajelbft dahin, daß derſelbe verurtgeilt werde, 
für das Steuerjahr 1880 eine nad Berhältnik 
der Beitragspflicht aller Hausväter des Ortes be⸗ 
mefjene beitimmte Summe zum Unterhalte des 
ewangelifgen Lehrers an die Gemeindelafle zu 

en. 

Er mentiprechenb verurtheilte der Kreisausfhuß 
den Vellagten, indem ber Einwand bes Letzteren, 
daß er zur latholifhen Schule zu R. eingefhult 
fei, um desmwillen verworfen wurde, weil der Be- 
Elagte feine Beiträge zum Unterhalte des fatholifchen 
Lehrers in M. leifte, alſo eine Doppelbefteuerung 
nicht ftattfinde. In zweiter Inftanz wurde außer 
Zweifel geftellt, da die Katholiken zu R. zwar 
zum Unterhalte des katholifchen Lehrers in M. 
nichts bei |, weil deſſen Stelle andermweit ge⸗ 
nügend dotiri ift, daß diefelben aber nad, M. eins 
geſchult feien, und wurde unter Verü Den 

des letzteren Umſtandes auf Grund des $ 30 Th. 


Tit. 12 Allgem. Landr. auf Wbweifung der Kläger |1 
ertannt. 


Gründe 


In der gegen dieſes Erkenntniß eingelegten 
Revifion behaupteten Fu: unrichtige Anwendung 
der 88 29 und 30 a. a. D., da die in dem leßteren 

agraphen enthaltene Borjhrift nur für den 

u fei, wenn beide Schulen an Einem 
Orte halb befielben Gemeindebezirks Tiegen. 

Das Dber-Berwaltungsgericht beftätigte die ans 
gefochtene Entfgrloung. 

Die 88 29, 30 Tit. 12 THL II des Allgem. 
Landr. jpreheu gar nicht von dem Orte, wo bie 
Schule fich befindet, fondern von den Hausvätern 
jeben Ortes. Sie beitimmen, daß, wenn bie 
Hauspäter eines Ortes ſämmtlich zu Einer Schule 
gewiejen ge fie ſämmtlich die Schullaft zu 
tragen haben, daß aber in dem alle, wenn die 

uspäter des Ortes je nach ihrem Glaubensbe⸗ 

fie verjchiedenen Schulen zugereiefen find, 
Ihe nur zur Unterhaltung der Schule feiner 
eligionspartei beizutragen hat. Die Worte „an 


Sqchneider und ron Bremen. Preubiſches Bolt ſchulweſen. II. Tb. 





Einem Orte“ im 8 30 a. a. O. beziehen fih auf 
die Worte „für die Einwohner“, nicht auf die 
Worte „mehrere gemeine Schulen“, wie dies die 
Stellung der Worte im Sage und der Zufammen- 
hang mit dem vorhergehenden $ 29 a. a. O. deut⸗ 
ich ergeben (vergl. aud) die Begründung ber 
Biemarentjcjeidung des früheren granbiigen Ober 
tribunal® vom 20. Juni 1853, ethorft, Archiv 
8. 9 S. 293 fj.).*) Mit Recht Hat daher der 
Vorderrichter den zur katholiſchen Schule in M. 
pewiefenen Detlagten für_die evangelifche Schule 
NR. als nicht beitragspflichtig erachtet. 
Bemerkt mag fchließlich werden, daß Mäger in 
jedem Falle nur berechtigt gewejen fein würben, 
don dem Bellagten Erftattung, bezw. Uebernahme 
besjenigen Betrages a verlangen, um welchen fie 
durch Freilaffung des Beflagten überbürbet worden, 
melden fie Derlöntic in Folge befien mehr zu 
leiften hatten. Bu einem Untrage, ben 
ur Zahlung feines Beitrages an die Orts⸗ ober 
chultaſſe zu verurtheilen, fehlte ihnen die Be 
redtigung.**) 


2. Beitragspflictigteit eines Tathalt Ein 

wohnere ei6 Befiber ehemeiß von Grange 

befeffenen Rahrungen zum Ban des 
Sähulyanfes. 


In N. beftehen zwei Schulen, eine evangelijche 
und eine fatholifche. Erſtre wird von den evan⸗ 
gelifchen, letzire von den katholiſchen Hausvätern 
des Schulverbandes unterhalten. Bon dem. kai 
liſchen Müller N, dem Erwerber einiger Parzel 
von zwei ehemald im evangelifchen Händen be— 
findlichen Rahrungen verlangt jedoch die evanges 
liſche Schulgemeinde auf Grund der Abgabens 
Regulirungs - Verhandlungen Beiträge Ei dem 
evangelifhen Schulhausbaue. Diefer ſpruch 
tann nad Einfiät der betreffenden — — 
si fe begründet erachtet werden. a denft 

jeißt ed: 
„C. Die bis jegt auf dem unzertrennten 
„Srundftüde haftenden Laften, Abgaben und 
„Berbindlichteiten Haben beitanden: 


ꝛc. 

3 gegen die Schule evangeliſcher Confeſſion in R. 
ac 

b. „Die Schulbautoften werben nad) dem Steuer- 
diviſor repartirt und getragen.” 


Ehen Schluſſe der Verhandlung ift demmächſt ver⸗ 
„Simmttide Intereſſenten find barüber einig: 


ı. 

III. daß diejenigen Wbgaben und Laften, welche 
objervanzmäßig nad) dem Cataftralertrage, 
ober der Grundfteuer unter die Gemeinde 

lieber vertheilt werden, aud) von dem Ve⸗ 
Äper des Neftgutes und ben Parzellener- 
werbern nad; Maßgabe des auf fie ver- 
theilten Cataftral- ober Fr n jerbes 
trage3 getragen wernen müfjen, hingegen 
ale Bnsren eds und Raturalabgaben an 


*) Unten $ 314 Anhang L 
“ Be) * —— Dans vr 6 22 
der Entigelbungen ntnig vom 13 C.⸗Di 
pro — Seite B70 Rr. 164 unten $ F+ 8) ergänit. 
4 
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Kirchen, Pfarren, Schule und Gemeinde ı 
nad) dem angegebenen agsverhältniſſe.“ 
Dieſe Beſtimmung enthält nur das Princip, nad 
weldjem die Bargellenermerber zu ben nad 
be des Grundbefiges zu vertheilenden Laſten 
Beitr en follen. Die — Ag 
aber voraus, daB ber ‚ellenbefiger, 
Fr A —— zu Beiträgen Krangegogen | 
werden fol, überhaupt geſetzlich beitragspflichtig 
if. Da es fih nun im vorliegenden Fall, wie 
alfeitig anerkannt ift, nicht um eine dingliche Laft 
der bismembrirten Nahrungen, fondern um eine 
perjönliche Verpflichtung ber Mitglieder der evan⸗ 
lichen Schulgemeinde Handelt, jo können auf 
nd der oben angeführten Beftimmungen Bei— 
träge von dem fatholifchen Recurrenten nicht ver⸗ 
("E imar Demnad, mie geiöehen, zu engel 
war demnach, wie geſchehen, zu ent en. 
Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten befannt 
zu machen. 
Berlin, den 19. Februar 1859. 
Der Winifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. 


———— 
8. Heranziehung ber Alt⸗Lutherauer. 


Berlin, den 28. April 1859. 


Auf den Bericht vom 25. v.M. — II. 764 — 2, 
den Neubau des Schul- und Küfterhaufes zu 
NR. und das Recursgeſuch des Kirchenvor⸗ 
era und des Nittergutöbefigers N. be— 
treffend, 
beftätige ich unter Freilaſſung des Rechtsweges“) das 
Refolut der Königlichen Regierung vom 24. April 
v. 3. mit der Maßgabe: 
daß biejenigen von ber Landeskirche ſich ge- 
trennt baltenden Lutheraner, weiche Mit- 
lieder der Schulgemeinde N. find, zu allen; 
der in ber Parodie anſäſſige Tübifße Hofs 
fiter N. aber zu den nad) Maßgabe des 
— zu entrichtenden Beiträgen heran⸗ 
zuziehen]. 

Die von den Recurrenten in Degug genommenen 
Regulirung-Recefje enthalten keine Beſtimmungen 
über die firhlihe und Schulbaulaft und deren 
Natur in der Parodie R. Der Umjtand, daß 
nad) ben überreichten Abgaben-Regulirungsver- 
handlungen bei Zertgeilung einzelner Grundſtücke 
in der Parodie aud auf dieſe Baulaſt gerüd- 
fichtigt iſt, beweiſt für den dinglichen Eharacter 
der letzteren nichts, Da nach $ 7 Nr. 1 des Ge⸗ 
ſetes vom 3. Januar 1845 (Geſ.-Samml. ©. 25)**) 
nicht nur die dinglichen, ſondern aud die per- 
ſönlichen, in Rüdficht auf den Beſitz des dismem- 
brirten Grundftüds zu entrichtenden, aus dem 








Kirchenverbande entfpringenden Laften der Ver- | fr 


theilung unterliegen, und in den erwähnten Füällen 
Erwerber und Beräußerer der Landeskirche ange 
hörten. Demnach ift ber dingliche Character der 

irchlichen und Schulbaupfliht in der Parodie N. 
von den Recurrenten nicht dargethan. E3 fünnen 


3 of. 5 94 Rr. 12 f. 
— 3 Jet 5 2 des Geſebes vom 26. Auguſt 1876 Geſ⸗Saumil. 


unten $ 300 Anh, IL. 





daher nad ber Generalconceffion vom 23. Juli 
1845 sub Nr. 10 (Geſ. Samml. S. 516) und 
8 261 Zit. 14 Thl. II Allgem. Landr. die von 


Maps | der Landeskirche fich getrennt haltenden Qutheraner 


zu Veiträgen für den Küfterbau nicht herange— 
zogen werben. Diefe Freiheit erftredt fid) jedoch 
nit auf diejenigen von der Landeskirche ſich ges 
trennt Haltenden Lutheraner, melde als ts 
glieder der Schulgemeinde R., zur Beſchaffung 
der Wohnung für den Lehrer mit verpflichtet find 
und daher nad $ 38 Tit. 12 Thl. II Allgem. 
Landr. wegen Verſchiedenheit des Religions- 
bekenntniſſes dem Beitrage zu dem Bau nicht ent⸗ 
ziehen können. 

[Die Beitragspflicht des jüdiſchen Hofbeftgers 
in dem oben ausgeſprochenen Umfange gründet 
fih auf $ 3 des Gejepes vom 23. Sul 1847 
( —— ©. 263.)**) 

EB. U. 840. 


4. Fortdauer der Leiftungen die Squle 
* nf Grund dei — er ae 
erfolgten Austritt and ber Kirche. 


Im Namen des Königs. 

Auf den von der Gr guchen Regereng zu 8. 
erhobenen Competenzconflict in der bei der König- 
am — ommiffion zu N. anhängigen 

oceßſache 

des Rentiers B. ur Klägers, 
w 


ider 

evangeliſche Schulſocietät daſelbſt, Ver— 

lagte, 

betreffend Befreiung von Schulbeiträgen, 
ertennt ber Königliche Gerichtshof zur Entſchei— 
dung ber Gompetengeonflicte für Redt: 

daß der Rechtsweg in diefer Sache für un 

zuläffig und der erhobene Competenzconflick 

baher Air begründet zu erachten. 

Bon Rechts Wegen. 
Gründe. 

Der Magiftrat zu N. hat von dem Rentier B. 
daſelbſt einen Beitrag von 108 M. zu den Schul- 
—— der evangeliſchen Schulge- 
meinde zu N. für das Jahr 1875 eingefordert. 
Der Rentier B. hält fih zur Zahlung dieſes Bei« 
trages nicht verpflichtet, weil er im Juni 1874 
nad Maßgabe der Vorſchriften des Gejeßes vom 
14. Mai 1873 aus der evangelifchen Landeskirche 
ausgetreten und folglih von allen Beiträgen für 
die evangeliiche Kirche und die evangeliſche Schule 
befreit ſei. Er hat deshalb bei der Königlichen 
Kreisgerihtd-Commiffion zu N. gegen die dortige 
evangelifhe Schulgemeinde, vertreten durch deren 


4 
$ 3 al. 4 lautet: Die anfäffigen jübtjcen Mitgliener 
aß⸗ 


nm bei 


Irunbftüden bes 

ezitka ober doch von allen Brunbftüden einer gewiſſen Klaſſe 

in bem Bezirk ohne Unterjäleb bes Beflgers zu entrichten find. 
Unten Anh. L 
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Borftand, Klage dahin erhoben, daß bie verklagte 
Schulgemeinde ſchuidig anzuerlennen, daß der 
Kläger nicht verpflichtet jei, zu der dortigen evan- 
hen Schule für das Jahr 1875 108 M. an 
Beitrag zu zahlen. Die Verklagte, vertreten Wr 
den Bürgermeifter von R., hat eingemwenbet, da 
der Rechtsweg in biefer Sache ausgeſchloſſen fei, 
weil der Släger wegen feiner Befreiung von 


abgaben nicht die gejeplichen Berwaltungsinftanzen 
an und einen intrag auf Auskhutung Em 
Berwaltungsw et habe, daß ferner 


e nicht & 

die Schule, in welcher der Kläger incorporirt worden, 
teine confeffionelle, jondern eine Simultanfchule 
fei, zu welcher auch Alt-Lutheraner, Baptiften, 
Irvingianer und die ſämmtlichen fogenannten 
Diffidenten gehören. Der Kläger Hat ſämmtliche 
Behauptungen der Berklagten beftritten. Bon dem 
tor und Local⸗Schulinſpector K. in R. tft in 
ig eines vom Proceßgericht auf Antrag der 
en an ihn gerichteten Erſuchens eine amt⸗ 
ji uskunft dahin ertheilt worden, daß bie 
dortige evanı elite Schule, ob zwar zunädjt für 
die angeliläie chulſocietät beftimmt und von 
diefer unterhalten, auch von Wlt=Lutheranern, 
Baptiften zc., alſo fogenannten Diffidenten befucht 
werde, mithin in diefem Sinne wohl als Simultans 

ſchule betrachtet werben könne. 
ch Erienntniß der Kreisgerichts-Commiſſion 
ur vom 4. Wuguft 1875 ift die Verklagte dem 
geantrage entſprechend verurtheilt. Fi den 
Ertenntnibgründen wird ausgeführt, notoriſch ſeien 
in N. eine evangelifche, eine katholifche und eine 
jũdiſche Vollsſchule vorhanden; dieſe Schulen feien, 
wie auch im Allgemeinen von dem evangelifchen 
Local⸗Schulinſpector amtlich beicheinigt worden, 
eonfeffionelle Schulen; nad) den 8$ 29, 30 Thl. II 
zit. 12 Allgem. Landr. liege die Verpflichtung zur 
Unterhaltung der öffentlihen Volksſchulen den 
Hausvätern der betreffenden Religionspartei ob; 
da nun der Kläger im Jahre 1874 aus ber evan- 
eliſchen Landeskirche ausgeſchieden fei und dieſer 
Susi nad $ 3 des Gejeges vom 14. Mai 1873 
bewirkte, daß er zu Leiftungen, welche auf der per- 
lichen Kirchen⸗ oder Kirhengemeinde-Angehörig- 
teit beruhen, für das Jahr 1875 nicht mehr ver⸗ 
pflichtet fei, Al werde der auf diefer Angehörigteit 
berubende Anſpruch auf Xeiltung von Abgaben 
für die evangelifche Schule mit Unrecht gegen den 

Kläger erhoben. 

Gegen dieſes Urtheil hat die Verklagte den 
Reeurs erhoben und denſelben barauf geftüßt, 
daß aus dem $ 3 des Gejeges vom 14. Mai 1873, 
welches nur auf Kirchenabgaben Anwendung finde, 
mit Unrecht gejolgert fei, daß mit dem Austritt 
aus ber LKirchengemeinfhaft auch der Austritt 
aus der Schulgemeinbe, welcher der Kläger bis- 

angehört habe, verbunden fei. Bevor in der 
röinftanz erfannt worden, hat die Königliche 
Regierung zu_B. mittels Plenarbeſchluſſes vom 
2. Auguft 1875 den Competenzconflict erhoben. 
Das Rechtöverfahren ift jodann eingeftellt worden. 

Die Königlie Regierung zu ®. führt in ihrem 
Beſchluſſe aus, daß der auf Yreilaffung von ben 
Schulabgaben gerichtete Klageantrag fi auf den 
Austritt des Kläger? aus der evangelifchen Landes⸗ 
tirche und den 83 des Geſetzes vom 14. Mai 1873 





ftüge, daß aber in Beziehung auf Schulabgaben, 
welche auf einer allgemeinen gefeglichen Berbind- 
ae beruhen, ber —— gleich wie bei 
öffentlichen Abgaben grundfäglih ausgeſchloſſen 
und nur in beitimmten Wusnahmefällen, von 
denen hier aber feiner vorliege, zuzulafien fei, daß 
ferner die Frage der Zugehörigkeit zu einer Schul- 


Schulz | jocietät zur ausfchlieglihen Zuftändigteit der Ver⸗ 


waltungsbehörde gehören. 

Seitens der Parteien ift nur eine Erklärung 
von der verflagten Schulgemeinde eingegangen, 
in welder der Competenzconflict als begründet 
bezeichnet wird. Die Königliche Kreisgerichtös 
Commiſſion zu N. hält den Rechtsweg für zu⸗ 
läſſig, weil für den Kläger eine allgemeine geſetz⸗ 
liche Verbindlichkeit zur Leiſtung von Schulbei= 


trägen, im Hinblick darauf, daß eine ſolche Ver⸗ 
ihtung den 88 29, 30 Theil itel 12 
Ugemeinen Landrechts durch die Bugehörigkeit 


u einer Confeſſion beftimmt werde, in Yolge 
Kines Austritt3 aus der evangeliſchen Landestirche 
nit vorliege und die Befreiung von folhen Ab⸗ 
gaben auf Grund bes Geſetzes vom 14. Mai 
1873*) gleihjam als Privilegium zu betrachten 
ſei. Dagegen erachtet das Königliche Appellations⸗ 
eriht zu B. den erhobenen Competenzconflict 
ür begründet, weil es fih um eine Abgabe für 
bie Schule jandele, welche auf Grund allgemeiner 
efegliher Verbindlichkeit mittel® einer von ber 

erwaltungsbehörbe angeordneten Umlage nad 
dem Steuerfuße geforbert werde, für diefe Schul- 
beiträge aber der $ 3 des Geſetzes vom 14. Mai 
1873*) fein Befreiungsmittel fei. 

Der Rechtsweg in diejer Er iſt unzuläffig 
und bemgemäß ber erhobene Gompetengconflict 
begründet. Rach den 88 29, 30 Theil II Titel 12 
Allgemeinen Landrechts liegt die Unterhaltung der 
Voltsfhulen den fämmtlichen Hausvätern des 
Oris ohne Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes 
ob; jedoch iſt, falis an einem Orte für die Ein— 
wohner verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes meh⸗ 
rere Schulen errichtet find, jeder Einwohner nur zur 
Unterhaltung der Schule von feiner Religions: 
partei beizutragen verbunden. Auf dieſer alge- 
meinen aeiepligien Verbindlichkeit heruht diejenige 
Abgabe, welche der Magiftrat zu N. für eine der 
dortigen öffentlichen Schulen, nämlid für die— 
jenige der evangeliihen Schulfocietät, von dem 
Kläger als Mitgliede diefer Schuljocietät gefordert 
hat. In Beziehung auf folde Abgaben findet 
nah dem Schlußſatze des 8 15 des Geſetzes liber 
die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 
1861 der Rechtsweg nur infoweit ftatt, als dies 
bei öffentlichen Abgaben der Fall gu mithin in 
Gemäßgeit der $ 28, 79 Theil II Titel 14 All⸗ 

jemeinen Landrechts nur dann, wenn eine Üeber- 
ürdung ober eine auf Vertrag, Privilegium oder 
Verjährung gegründete Befreiung behaupt wird.**) 
Ein folder Ausnahmefall Liegt Hier aber nicht 
vor. Der Kläger ftügt feine Befreiung von ber 
jeforberten Abgabe lediglich darauf, daß er in 
Kege feine Austritt3 aus der evanglijchen Landes⸗ 
kirche aufgehört habe, Mitglied des evangeltichen 
gar ben Bere des Buftänbigteitsgefepen vom 1. Auguſt 
das Berwaltungsftreitverfahren. cf. umten & 303. 
4* 


1883 
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Schulverbandes in N. zu fein, und aus diefem 
Grunde zu der Schule des genannten Verbandes 
Beigntra en nicht mehr verpflichtet fei. Die Frage, 
we gu er mehreren Schuljocietäten des Ortes N. 
der Kläger angehört, iſt eine Frage des öffentlichen 
Rechts und nah 8 18 lit. k. der Regierungs⸗ 
inftruction vom 23. October 1817 von der zus 
ftändigen Verwaltungsbehörbe zu entjcheiden. Der 
Repteren gebührt daher auch die Beftimmung 
darüber, ob der Kläger ungeachtet feines Austritis 
ans der evangelijchen Landeskirche dem Verbande 
der evanı —5 Schule zu R. als Mitglied an—⸗ 
gehört. der Kläger dem Verbande der evan- 
gelifgen Schule zugewiefen, fo ift für ihn bei 
dem Nichtvorhandenjein einer bejonderen Schule 
für die —— en ſeines Glaubensbekenntniſſes 
die allgemeine gefehtiche Verbindlichteit begründet, 
u den Unterhaltungskoften für die evangelifche 
Eule feines WohnortS beizutragen. Das Gejeb, 
betreffend den Austritt aus der Kirche vom 14. Mai 
1873 (Geſ.“Samml. ©. 207) regelt in den 88 3 ff. 
die Berhältnifie der aus einer Kirche außgetretenen 
Perſonen zu den Kirchen und Kirchengemeinden, 
denen fie früher angehörten, nicht aber die Vers 
hältnifje diefer Berjonen gu den Schulen und 
Schulgemeinden. Durch diejes Geſetz ift daher 
ein Privilegum für die aus einer Kirche ausge— 
tretenen in dem Sinne, daß dieſe Berfonen, fofern 
f einer evangeliſchen Schulgemeinde gugerviejen 
ind, von der allgemeinen gefeglichen Verbindlichkeit 
der Gemeindegenofjen zur Unterhaltung der Schule 
in Folge ihres Austritt aus der evangeliichen 
Kirche befreit würden, nicht begründet. 
lernach war, wie gefchehen, zu erkennen. 
erlin, den 8. Januar 1876. 
Königliher Gerichtshof zur Entfcheidung der 
Competenzconfficte. 


4a. Zuweifung der Diffidenten. 
(Et. 5. 6..8.:$. v. 13. Dec. 1884.) 

Der Landrichter Dr. R. zu R. ift von ber 
dortigen evangeliſchen Schulgemeinbe für bie ende 
gätfte des Etat3jahres 1883/84 mit einem Schul- 

eittage von 47,25 Mt. berantagt. — Er hält 
dies nicht für gerechtfertigt, weil in N. confeffionelle 
Societätsjhulen beſiehen, und er nicht der evan- 
gelifhen Gonfeffion angehört. Unter Berufung 
auf $ 30 Theil II Titel 12 Allgemeinen Lande 
rechts Hat er bei dem — Amisgerichte zu 
N. gegen die evangeliſche Schulgemeinde dafertit 
auf Befreiung von dem ihm angefonnenen Schul- 
beitvage, beziehungsmeife auf Eritattung der etwa 
inzwiſchen eingezogenen 47,25 Mt. geklagt. Nadj- 
dem er dur Urtheil vom 19. April d. I. mit 
feinem Antrage aus materiellen Gründen abge- 
tiefen morden, hat das Verfahren in der von 
ihm angerufenen zweiten Inſtanz dadurch eine 
Unterbregung erfahren, daß die Königliche Res 
gierung zu N. mittel® Plenarbeſchluſſes vom 
27. Mai d. 3. den Competenzconflict erhoben hat. 
Nach der beigegebenen Motivirung ift der Kläger 
im Jahre 1883 auf Grund des Geſetzes vom 
14. Mai 1873*) aus der jüdiſchen Religionsge- 
meinjhaft ausgetreten. Auf feinen Antrag, ihn 





®) Unten Anh. L 








als Diffidenten nicht ferner zu den Laften der 
jũdiſchen Schulfocietät in N. Heranzuziehen; hat 
ihn die Regierung dur Verfügung vom 3. Sep- 
tember 1883 aus der jübijchen Schulfocietät aus⸗ 
geſchult und_vom 1. October 1883 ab in bie 
soangeliiche Schulfocietät zu N. eingeſchult. Dieje 
auf Grund des $ 18 lit. k. der Regierungsin- 
ftruction vom 23. October 1817 getroffene An⸗ 
ordnung unterliege feiner Anfechtung im Rechts⸗ 
wege. Gegen die darauf geftügten Steuerforbe- 
rungen aber finde der Rechtsweg gemäß $ 15 
des —J vom 24. Mai 1861 nur unter den⸗ 
ſelben Beſchränkungen, wie hinſichtlich der öffent: 
lichen Abgaben ®) ftatt. 

Die Parteien haben eine Erklärung über den 
Competenzconflict nicht abgegeben. Das Königliche 
Amtögericht zu N. hält ihn für unbegründet. das 
Königliche Dberlandesgericht zu N. aber für be 
gründet. In legterem Sinne war zu enticheiden. 

Die Unterhaltung der Schulen iſt nach $ 29 
Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechis eine 
Laft, welche ſämmtlichen Hausvätern des Ortes 
ohne Unterjchied, ob fie Kinder haben oder nidit, 
und ohne Unterfchied des Glaubensbekenntniſſes 
obliegt. Wenn der 8 30 1. 0. vorfchreibt, daß, 
wo für die Einwohner verfhiedenen Glaubens: 
befenntnifjes an Einem Orte mehrere gemeine 
Schulen errichtet find, jeder Einwohner nur zur 
Unterhaltung des Schulfehrer von feiner Reli- 
gionzpartei verbunden fein jo, jo ift die An⸗ 
wedung diefer Borfchrift vor Allem von ber Vor⸗ 
ausfefung abhängig, das am Orte eine Schule 
für die Mitglieder erjenigen NReligionspartei be⸗ 

ht, welche ſich auf den 8 30 beruft. Der Kläger 

ehört aber überhaupt keiner Religionspartei an. 

m Uebrigen ift die Zuweiſung der einzelnen 
Hausväter an beftimmte Schulen ein Beſtandtheil 
der den Regierungen duch $ 18 lit. k. ber Res 
gierungsinftruction vom 23. October 1817 beige- 
legten Befugniß zur Einrihtung uud Vertheilung 
der Schuljocietäten, und bie demzufolge getroffenen 
Anordnungen find nur im Wege der Beſchwerde, 
nicht aber im Rechtswege anfechtbar. Die Zu— 
laſſigkeit des legteren in Beziehung auf die Schul- 
laften beftimmt fi aus 8 15 des Geſetzes vom 
24. Mai 1861, defien Borausfepungen in bem 
ſchwebenden Rechtsſtreite überall nicht vorliegen.*) 

Hiernad) war der Competenzconflict für be= 


& 
Berliu, den 20. Februar 1877. 
Ev. Wohlgeboren eröffne ih auf die Bor- 
ftellung vom 16. October v. 3., daß ih ihrem 
Antrage, die Königliche Regierung zu N. anzus 
weifen, Sie aus dem katholiſchen Schulverbande 
u N. auszufhulen, nicht entſprechen kann. Der 
mftand, daß Ew. Wohlgeboren unter Beobachtung 
der in dem Geſetz vom 14. Mai 1873 (Gej.- 


*) Im Bereid des Zuftänbigfeiti eb vom 1. Aug. 1833 
jest open cf. kenn 8 303 ss 
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Samml. S. 207)*) vorgeihriebenen Formen Ihren 
Austritt aus der katholiichen Kirche erklärt Haben, | 
beredtigt Sie noch nicht ohne Weiteres zu dem’! 
erlangen, aud) aus dem katholiſchen Schulver- 
bande Ihres Wohnortes ausgeſchult und von ben 


Hauspäterbeiträgen zur Unterhaltung diefer Schule | den 


freigelafjen zu werden. Nah $3a.0.D. bewirkt 
die gedachte Austritißerflärung nur, daß der Aus⸗ 
jetretene zu Leiftungen, welche auf der perſönlichen 
Kiren- oder Kirchengemeinde-Angehoͤrigkeit bes 
ruhen, nicht mehr verpflichtet wird. In Ihrer 
Angehörigkeit zu dem katholiſchen Schulverbande 
in % iſt durch Ihren Austritt aus der katho- 
lichen Kirche allein daher keine Aenderung ein- 
getreten. 

Nah 8 29 Theil II Titel 12 des Allgemeinen 
Landrechis liegt die Unterhaltung der Boltsjchulen 
den fämmtlihen Hausvätern des Orts ohne Unter: 
ſchied des Blaubensbelenntniffes ob. Won diefem 
Grundfaß geftattet der 830 a. a.D. eine Ausnahme 
dahin, daß, falls an einem Orte für die Einwohner 
verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes mehrere Schulen 
errichtet find, jeder Einwohner nur zur Unter 
haltung der Säule von feiner Religionspartei bei= 
zutragen verbunden fein joll. 

Da Ew. Wohlgeboren der katholiſchen Kirche 
nicht mehr angehören, fih auch einer andern Re— 
ligionsgejelihaft, für melde in N. eine Volks— 
ſchule errichtet ift, nicht angefchlofien haben, fo Hit 
die Frage, welhem ber mehreree Schulverbände 
Ihres Wohnort3 Sie angehören, eine Frage bes 
öffentlichen Rechts und nad $ 18 lit. k. der Res 
gierungßinftruction vom 23. October 1817 von 
der Regierung zu entſcheiden. Es bleibt Ihnen 
jedoch überlafjen, die Bueifung ir einem der in 
N. beftehenden Schulverbände bei der Regierung 
in N. zu beantragen, und wird die Regierung, 
fofern Sorer Wahl Bedenken nicht entgegenstehen, 
feinen Anftand nehmen, Ihrem Antrage zu ent 
ſprechen. 

Der Minifter der “en ze. Angelegenheiten. 
alt. 


Un 
dern x. 
UV. IIL 15010. 





den 


Berlin, ben 12. September 1882. 
Tie Meinung, daß die unter Beobachtung der 


in bem Gejege vom 14. Mai 1973 (Gef.-Samml. | 


©. 2m), vorgefchriebenen Formen aus ber fatho= 
liſchen Kirche ausgeſchiedenen Beſchwerdeführer 
ſeien für verpflichtet zu erachten, ſo lange zu den 
Laſten (Schulgeld und Schulfteuer) des Tathofifchen 
Schulverbandes beizutragen, als fie nit einer 
andern mit Corporationsrechten verfehenen Relis 
gionsgeſellſchaft beigetreten feien, ift für begründet 
nicht zu erachten. Die Beichwerdeführer find viel- 
mehr nur fo lange zu den Laften de katholiſchen 
Schulverbandes beizutragen für verpflichtet zu er= 
achien, als fie nicht enweder einer andern Reli⸗ 

ionsgeſellſchaft, für melde am Orte eine Volks⸗ 
Ponte errichtet ift, beigetreten und dadurch Mit- 
glieder des betreffenden andern Schulverbandes 





®) Unten Anh. I, 


geworben oder auf ihre etwaigen Anträge einem 
andern Schulverbande am Drte durch die Schul- 
auffihtsbehörde zugewiefen worden find. Wenn 
die Beſchwerdeführer, deren Kinder ſchon jet die 
evangeliſch⸗ lutheriſche Volksſchule in N. befuchen, 
ntrag ſtellen follten, fie auch ohne daß fie 
der evangelifhen Kirche beitreten, dem evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Schulverbande zuzuweiſen, kann es 
keinem Bedenken unterliegen, einem ſolchen Antrage 
zu eniſprechen. 
U. Ile. 16283. 
62. 


Berlin, den 29. October 1884. 

Das Königliche Eonfiftorium ermächtige id 
hiermit, den N. zu N. auf die nebſt Mrlage bier 
wieder beigefchlofjene Borftellung vom 7. Juli d. J. 
betreffend Befreiung von den Schullaften, im 
Sinne des Berichtes vom 20. eyes v3. 
unter gleichzeitiger entſprechender Beachtung bed 
Erlafjed vom 15. November 1875 — U. II, 
7750, der Erlaſſe vom 20. Februar 1877*) und 
12. September 1822) — Centralblatt 1877 
©. 174; 1882 ©. 720 und des iin Abſchrift bei- 
efügten Erlaffes vom 31. Januar 1882 — U. 

Ia, 10422 — (Anlage a) in meinem Namen 
ablehnend zu befcheiden. 

Der Vinilter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: de la Eroiz. 


das Röntglige Conforium zu R. (m ber 

Pe 10000) 

6b. 
(Anlage a.) 
Berlin, den 31. Januar 1882, 

Wie mir die Königliche Regierung in N. ans 
ezeigt Hat, find vom 1. April d. J. ab die Schul- 
falten fämmtliher Schulgemeinden der Stadt N. 
unter gewiſſen Modalitäten auf den Communals 
etat übernommen. 

Da in Folge defien Ihr Antrag, zu entfcheiden, 
daß Sie zu den Steuern der katholiſchen Schule 
nicht mehr herangezogen werben dürfen, gegens 


ſtandslos wird, jo on es an audrei n= 
iaſſe, in eine fachliche —— Ihrer Beſchwerde 
vom 2. December v. J. einzutreten. 


Bas Ihre Abſicht betrifft, Ihr Kind beim Ein= 
tritte in das fchulpflichtige Alter bie dortige evan- 
elifhe Schule beſuchen zu laffen, fo mug Ihnen 
überlafjen bleiben, hieran! zu geigneter Zeit zurück⸗ 
zulommen. 

Die Anlagen Ihrer Beſchwerde folgen hierbei 
zurüd, 


1. 
den guebernefer und &tabtverorbneten 

Ham N. zu R. 

Abſchriſt von 1. erhält die Königliche Regierung 
auf den Bericht vom 12. Januar d. J. zur Kennt- 
nignahme, indem ich zugleid; unter Hinweiſung 
auf den Erlaß vom 20. Februar 1877*) — Cens 
tralblatt 1877 S. 174 — bemerke, daß Ihre Ent: 
jgeibung vom 22. Auguft v. I. nicht minder der 

jegründung entbehrt, als die ohne weitere Ein- 


2 8 ıb Rr. 8. 
am ae 
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ſchränkung in dem Berichte vom 12. Januar d. J. 
geäußerte — daß die evangeliſche Schulge— 
meinde zur Aufnahme des N. nicht verpflichtet 
fei. Es kann feinem — unterliegen, daß, 
wenn die Königliche Regierung es angemeſſen 
findet, den N., nachdem derſelbe aus der katho— 
liſchen *5 ausgetreten, feinem Wunſche gemäß 
der evangelifhen Schulgemeinde zuzumeifen, ber 
legteren ein Recht zum Widerſpruche hiergegen 


nicht qufcht, 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 
Im Auftrage: de la Croiz. 
. An 


die Königliche Regierung zu R. 
V. dar — . 


60. 


Stabe, den 18. November 1884. 

Der Herr Minifter ber geiktigen, Unterrichts⸗ 
und Medicinalangelegenhelten hat uns unterm 
29. Oct. er. beauftragt, Sie auf Ihr Recursgeſuch 
vom an J d. J., betreffend Befreiung von den 
Schullaſten, im Sinne mehrfach vom dem Herrn 
Minifter refp. den Herrn Amtsvorgängern bes- 
felben ergangener. Entjheibungen ablehnend zu 
beſcheiden. 

Vie wir Ihnen unterm 16. Juli er. zu er⸗ 
tennen gaben, bat Ihr Austritt aus der Kirche 
teine weitere bürgerlihe Wirkung als die im Ge- 
fege vom 14. Mai 1873*) vorgefchriebene, ins- 
Belonbere haben Sie nicht aufgehört, vollberechtigtes 
und vollverpflichtetes Mitglied des evangelifch-tutge- 
rifhen Schulverbandes von D. I fein und Sie 
bleiben in dieſem Verbande, bi8 Sie entweder 
einer anderen Religionsgeſellſchaft beigetreten 
find, für welche am Otte ei 
ift, und dadurch Mitglied des betreffenden anderen 
Go uierbandet geworben find, oder bis Sie auf 
Ihren etwaigen Antrag einem andern am Orte 
ettva beftehenden Schulverbande dur die Schuls 
auffichtöbehörde zugeiviefen find. 

Königliches Conſiſtorium. 


64. Fir die Schulgemeindemitgliedſchaft ir and 
in der Provinz Hannover die Zugehörigkeit zu 
einer und derſelben chriſtlichen Confeifion nicht 
erforderlich, vielmehr Tönnen einem Schulverbande 
and Mitglieder verfchiedener Confelfionen zu⸗ 
gewiejen werben. 
Berlin, den 15. November 1884. 

Auf den Beriht vom 5. Juli d. J. erwidere 
id dem Königlichen Eonfiftorium, daß ich weder 
die rechtlichen, noch die fonftigen Bedenken, welche 
das Königliche Conſiſtorium in dem gedachten Bes 
rite gegen den Anjchluß der evangelifhen Ein— 
mwohner der Stadt N., die nicht lutheriſchen Be- 
Tenntnifjes find, an den dortigen Iutherifhen Schul: 
verband nochmals erhoben hat, als begründet an- 
äuerfennen vermag. 

Anlangend bie rechtliche Zuläſſigkeit dieſes von 
dem Magiftrate in N. im Einvernehmen mit dem 
Schulvoritande des lutheriſchen Schulverbandes 
beantragten Anſchluſſes, befteht keine gefegliche 


*) Unten Anh · L 








Vorſchrift, nach welcher in der Provinz Hannover 
für Die Schulgemeinde-Mitgliedfchaft die Yale 
teit zu einer und derjelben chriſtlichen Confeſſion 
erforderlich wäre, vielmehr darf nad Lage der 
Gefepgebung aud in der Provinz Hannover ein 
Schulverband nit mothwendig blos Mitglieder 
einer und derſelben Eonfelfion haben, fondern kann 
aud Mitglieder verſchiedener Confeſſionen in ſich 
vereinigen. Ein begründetes rechtliches Bedenken 
fteht baher der Genehmigung des von dem Magis 
ſtrate in N. im Einverftändniffe mit dem Schul- 
vorftande des lutheriſchen Schulverbandes und auf 
deſſen Erfuchen unter dem 1. Juni 1883 erneuerten 
Antrages, die nicht Tutherifhen evangelifhen Ein= 
twohner der Stadt dem bejtehenben lutheriſchen 
Schulverbande zu incorporiren, nicht entgegen. 

Im Uebrigen aber ift e8 unvertennbar ein ano= 
maler, grundſätzlich unzuläffiger Buftand, daß in 
einer Gemeinde eine ganze Klafje von Einwohnern 
überhaupt feinem Schulverbande angehört und in 
Folge deffen eine ungerechtfertigte und unbillige 
Befreiung von jeder Beitragspflicht zur Unter- 
haltung ber öffentlichen Volksſchulen genießt, welcher 
alle übrigen Einwohner unterworfen find. 

Es würde deshalb der bisherige Zuftand, nad) 
welchem bie nicht Iutherifchen evangeliihen Ein⸗ 
wohner der Stadt N. übergaupt feinem Schul- 
verbande angehören und eine Befreiung von Schul= 
verbandafaften genießen, ferner nur unter geriä- 
tigen befonderen Umftänden ausnahmswelſe ge— 
buldet werden fünnen.*) 

Derartige befondere Umftände aber liegen nit 
vor. Unerheblich ift es, daß von den 34 felbit- 
ftändigen evangelifchen nicht lutheriſchen Ein- 
wohnern 23 zur Beit eine ſchulpflichtigen Kinder 


ne Volisſchule errichtet | baben, 4 igre Kinder in Höhere Lehranftalten ſchiden, 


3, welde katholiſche Frauen haben und denen vom 
katholiſchen Schulvorftande, mie der Magittrat 
bemerkt, dem Bernehmen nad} Freiheit vom Schuls 
elde bewilligt tft, die Kinder bie katholiſche Bolts- 
Pante befuchen laſſen, dergeftalt, daß u Beit nur 
4 ihre Kinder in die evangelifhe Bürgerſchule 
ſchicken, da gleiche oder ähnliche Umftände aud 
bei den dem lutheriſchen Schnlverbande an= 
gehörenden Einwohnern der Stabt obwalten werben. 

Ebenjomwenig ift darauf Gewicht zu legen, daß 
von den 34 felbftändigen evangeiiſchen nicht luthe⸗ 
riſchen Einwohnern, welche durd) das Circular 
vom 2. Mai d. 3. aufgefordert worden waren, 
etwaige Einwendungen gegen den Anſchluß an den 
en Schulverband anzubringen, 8 dieſem 
Anſchluſſe widerfprochen haben. Denn 2 von diefen 
haben dem Anſchluſſe unter Berufung auf ver- 
meintlihe Rechtögründe widerſprochen, welche ala 
fichbaltig nicht anzuerkennen find, die übrigen 6 
aber, welche fämmtlic, tie and die vorbezeichneten 
2, zur Beit keine ſchulpflichtigen Kinder haben, 
lediglich aus dem Grunde, weil fie für ſich fein 
Interefje an dem Anſchluſſe haben, beziehungsmeije 
keinen Vortheil von demſelben erwarten und die 
Heranziehung zur Schulſteuer zu vermeiden 
wünſchen. 

Von den übrigen 26 ſelbſtändigen night luthe⸗ 
riſchen Einwohnern haben 4 dem Anſchiuſſe an 


®) of. oben $ 240 Rr. 2. 
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geftimmt, 22 Einmenbungen dagegen nicht an⸗ 
gebracht, fih zur Sache überhaupt nicht geäußert. 
Demnad beauftrage ich dad Königlide Con= 
filtorium hiermit, unter Genehmigung des Antrages 
des Magiftrates bezw. des Schulvorftandes bes 
lutheriſchen Schulverbandes nunmehr dahin Anz 
ordnung zu treffen, daß vom 1. April 1885 ab 
die evangelifhen Einwohner der Stadt R., welche 
nicht lutheriſchen Belenntniffes find, dem beftehenden 
dortigen lutheriſchen Schulverbande als Mitglieder 
angelöloffen und zugewiejen werben. 
loͤſtverſtändlich tft es, daß diejenigen Refor- 
mirten, welche Bebenten tragen, ihre die lutheriſche 
Schule befuchenden Kinder an dem lutheriſchen 
Religionsunterrichte theilnchmen zu laſſen, Hierzu 
nicht angehalten werden dürfen. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Ungelegenheiten. 
von Öoßler. 


An 
das Königliche Gonfiftorium zu N. (in ber Provinz 
Inmover) 
U. Ills. 16731 G. I. 


Nordhorn, den 2. Mai 1884. 


Nachdem zufolge der Rejcripte des Herrn Ober- 
Bräfidenten der Provinz Hannover vom 4. und 
24. v. M. ber Herr Minifter der geiftlichen, 
Unterriht3- und Mebdicinal-Angelegenheiten unter 
dem 28. März d. J. verfügt hat, daß fümmtliche 
Tatholifche Einwohner zu N. in den Schufverband 
der reformirten Schulgemeinde zu R. aufzunehmen 
feien und biejelben demzufolge auch an ſämmt— 
lichen Rechten und Pflichten dieſes Schulverbandes 
Theil zu nehmen haben, 

und wir fodann — unter dem Hervorheben, 
daß nad) diefer Entjheidung des Herrn Minifters 
die Berüdfichtigung der von dem Schulverbande 
zu N. in der Verhandlung vom 12. December 
v. 3. ausgeſprochenen —— daß derſelbe 
mit einer Aufnahme der jetzt in N. wohnenden 
Katholiten in den Schulverband ber dortigen re= 
formirten Schulgemeinde unter der Bedingun, 
einverftanden fei, daß diejelben weder activ no 
paffiv wahlberechtigt fein follen, ausgeſchloſſen 
jet — angewiejen en, in Gemäßsheit biejer Ent⸗ 
ideidung, das Weitere zu verfügen: fo orbnen 
wir, unter fomeitiger Burüdnahme unferer Ber- 
ũgung vom 15. December 1 hierdurch an, 
daß vom 1. Januar 1884 ab fänmtliche katHolifche 
Einwohner zu N. in den Schulverband der re- 
formirten Schulgemeinde zu N. aufzunehmen find 
und diefelben demzufolge auch an ſämmtlichen 
Rechten und ‚Aficten dieſes Schulverbandes Theil 
zu nehmen haben. 

Bon dem Inhalte diefer Anordnung hat der 
Schulvorſtand ben genannten Tatholiihen Ein- 
wohnern Kennntniß zu geben. 

Königliher Ober⸗Kirchenrath. 


Un 
sen GSchulvorftanb ber Teformirten Schulge⸗ 
meinde a N. 
2 & 19709. 


Unterhaltung einer confelfionellen Privatſchule. 
(Bortfegung von $ 246 Nr. 6.) 
Berlin, den 10. Mat 1860, 
Sollte es jedoch in der Abficht der Betheiligten 
liegen, nur eine katholiſche Privatſchule einzu= 
richten, jo würden auch fernerhin die katholiſchen 
Einjafjen zur Unterhaltung der evangelifchen Orts- 
ſchule beizutragen haben, da die Benugung einer 
Privatichule von der Beitragspflicht für die öffent- 
lihe Ortsſchule nicht befreit. Im letzteren Fall 
mürben die katholiſchen Hausväter nur das Kopf⸗ 
ſchulgeld, wenn ein ſolches überhaupt in T. er- 
gr wird, für ihre Kinder an den evangelifchen 
ehrer night mehr zu entrichten haben. 


Anhang. 


L Geſetz, betreffend den Austritt and der Kirche. 
om 14. Mai 1878. 


Geſetz⸗Sammlung Seite 207.) 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen 2c. verordnen, mit Buftimmung beider 
Häufer des Landtages, für den Umfang ber Mon- 
archie, einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: 


81. 

Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher 
Wirkung erfolgt durch Erklärung des Austretenden 
in I6 vor dem Nichter feines Wohnortes. 

ückſichtlich des Webertrittes von einer Kirche 
7 anderen verbleibt es bei dem beſtehenden 
echt. 

Will jedoch der Uebertretende von den Lafteır 
feines bisherigen Verbandes befreit werben, fo ift 
* in dieſem Geſetz vorgeſchriebene Form zu beob⸗ 
achten. 


2. 

Der Aufnahme der Sedleitigerfiärung muß ein 
hierauf gerichteter Antrag vorangehen. Derfelbe 
ift durch den Nichter dem Vorſtande der Kirchen» 

jemeinde, welcher der Antragſteller angehört, ohne 

erzug befannt zu machen. 

Die Aufnahme der Austrittserklärung findet 
nicht vor Ablauf von vier Wochen, und ſpäteſtens 
innerhalb ſechs Wochen nad Eingang bes Ans 
traged zu gerichtlihem Protocol ftatt. Mbfchrift 
des Protocolls ift dem Vorſtande der Kirchen⸗ 
gemeinde zuzuſtellen. 

Eine — des Austritts iſt dem Aus⸗ 
getretenen auf Verlangen zu ertheilen. 


83. 

Die Austrittserflärung bewirkt, daß der Aus- 
jetretene zu Beiftungen, welde auf ber perföne 
ichen Kirden- oder Kirchengemeinde-Angehörigkeit 
beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. 

Diefe Wirkung tritt mit dem Schluffe des auf 
die Austritiserflärung folgenden 5 res 
ein. Zu den Koſten eines außerordentlichen Baues, 
beffen Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalender⸗ 
jahres, in welchem der Außtritt aus ber Ki 
erflärt wirb, feitgeftellt ift, hat der Austretenbe 
bis zum Ablauf des zweiten auf die Außtritts- 
erflärung folgenden Kalenderjahres ebenfo beizu⸗ 
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als wenn er feinen Austritt aus der Kirche 


56 
tragen, 
mid ee Hätte. 
ftungen, welde nicht auf der perfünlichen 
Kirchen» oder Kirhengemeinde-Angehörigfeit be 


ruhen, insbefondere Leiftungen, welche entweder 
kraft befonderen Rechtstitels auf beftimmten Grund- 


haften, oder von allen Grundftüden des |$ 


lezirks, oder doch von allen Grundſtücken einer 

ag Kaffe in dem Bezirk ohne Unterſchied 

jefigerd zu entrichten find, werden durch die 
AustrittSerflärung nicht berührt. 


84 

Berfonen, welche vor dem Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Geſe— ihren Austritt aus der 

ice nach den Vorſchriften ber bisherigen Geſetze 
erHlärt haben, follen vom Tage der Geſetzeskraft 
dieſes Geſetzes ab zu anderen, als den im britten 
Abfag des $ 3 bezeichneten Leiſtungen nicht ferner 
herangezogen werben. 


5. 

Ein Anfpruh auf Sreigebüßren und andere 
bei Belegenpeit beftimmter Amtshandlungen zu 
entrichtende Leiftungen ann gegen Berfonen, melde 
der betreffenden Kirche nicht angehören, nur dann 
geltend gemacht werben, wenn die Amtshandlung 
auf ihr Verlangen wirklich verrichtet worden ift. 


86 
As Koſten des Verfahrens werden nur Ab— 
fchriftsgebühren und baare Auslagen in Anjag 
gebrachi. 


87. 

[Die in dieſem Gefege dem Richter beigelegten 
Verrichtungen werden im Bezirke des Appellationg- 
gerihtöbofes zu Cöln durch den Friebensrichter, im 

jebiete der ejemen freien Stadt Frankfurt a. M. 
durch die zweite Abtheilung des Stadtgerichts da- 
TelbR wahrgenommen.) 


8. 

Was in den 88 1 bis 6 von den Kirchen be- 
ftimmt ift, findet auf alle Religionsgemeinfchaften, 
welchen Corporationsrechte gewährt find, An⸗ 
wenbung. 


89. 

Die Verpflichtung jühifier Grundbeſitzer, zur 
Erhaltung chriſtlicher Kirchenſyſteme beiqutragen, 
wirb mit dem Eintritt bes Geſeheskraft dieſes Ge- 
nr auf; den Umfang derjenigen Leiſtungen be= 

ränkt, welche nah bem britten Abſatz des 8 3 
des gegenwärtigen Geſetzes den aus der Kirche 
auögetretenen Perfonen zur Laſt bleiben. 

8 10. 

Alle dem gegenwärtigen ©efege entgegenftehenben 

Beitimmungen werben hierdurch aufgehoben. 


8 250. Kefchlüffe und Organe der 
hnifocietäten. 

d enb 
—— 
Vorberidht. 

— cf. Vorbemerkung zu 8 239 a. €. — 


Zür den Bereich des Wllgemeinen Lanb- 
rechts beftimmt der $ 19 Th. I Tit. 12: 


„Auch von den Grundftüden und dem übrigen 
Vermögen ber Schulen gilt in ber Negel alles 
dad, was vom Sirchenvermögen verordnet iſt.“ 
(%. I. Tit. 11 8 193 ff. Arln. 9.) 

Die betreffenden Vorſchrift en des Th. IL 
Zit. 11 lauten (cf. aud unten Vorbericht zu 


314): 

$ 27 (Allgem. Landr. IL 11). Die Verwaltung 
des Kirchenvermögens liegt den Kircheneollegien 
unter Auffiht des Staates ob. 

$ 218. Bon biejen gilt ber Regel nad Alles 
was wegen ber Beamten privilegirter Corporationen 
vorgefchrieben ift (Tit. 6 $ 147 eqg.) 

— xit. 6 88 147 ff. Mllgem. Landr. Thl. II 
lauten; 

8 147. Auch die Verwaltung der gemein— 
köahlien Güter einer Corporation kann gewiſſen 

amten übertragen werben. 

$ 150. Zur Uebernahme eines Auftrags als 
Deputirte in einzelnen Fällen können Mitglieder 
gegen hinlängliche Entſchädigung auch wider ihren 

illen angehalten werben. 

8 151. Die Rechte und Pflichten eines Gejell- 
ſchaftsbeamten und Synbici find nad ihren Be— 
ftallungen und Amtsinftructionen, übrigens aber 
nad) der Lehre von Vollmachtsaufträgen zu beur- 


theilen. 
$ 152. Auch ein wirklicher Syndieus iſt nicht be⸗ 
rechtigt ohne Rüdfrage mit der Corporation Klagen 


in ihrem Namen anzuftellen ober auf ſolche, bie 
wider fie angeftellt find, fi einzulaffen. 

H 153. Die Bermalter der Geſellſchaftsgũter find 
nit befugt Srundftüde, Gerechtigkeiten und Capi⸗ 
talien der Gefellichaft zu veräußern oder auf irgend 
eine Art zu belaften. 

8 154. Aus den von ihnen allein geſchloſſenen 
Verträgen wird die Geſellſchaft nicht verhaftet. 

8 155. Doch muß fie, wenn daraus etwas im 
ihren gemeinfamen Rugen verwendet worden, dem 
andern — nach allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften dafür gerecht werden. 

8 156. Auch muß fie die Handlungen und Ber- 
träge des Beamten inſoweit vertreten, als diefe 
nad der Natur ihres Auftrages, ohne dergleichen 
h ndlungen vorzunehmen, not würden audführen 

innen. 

$& 159. Der Regel ua! tft die Corporation be= 
fugt, fih ihre Beamten jelbft zu wählen. 

8 160 €3 muß jedod) die Say ber vorgeſetzten 
Obrigfeit zur Genehmigung angezeigt werden. 

’ 161. Ein —29 — der Corporation iſt die 
auf ihn gefallene Wahl anzunehmen verbunden, 
wenn ihm nicht eben die Gründe der Entſchuldi— 

ung, aus welden eine aufgetragene Bormunds 
A abgelegnt werden kann*) zu Statten kommen. 


10 et — —— vom b. Juli 
Tönnen ablehnen : 


n Magabe des 5 58 zur Gtellung einer Gi k r al 
wird ($ 55: „Vormünber, welde für ein Mündel en ce len 
Vermögen zu verwalten haben, können von dem Vormi ös 


erie Stell. einer Gi, ilien werben”), 
— a ee tn aa, Fe 
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8 162. Die Beurtheilung der angeführten Ents 
fautbigumgäurfagien gebührt der Obrigkeit. 

8 163. Die von der Corporation gejchehene und 
von dem Gewählten angenommene Wahl kann die 
Dbeigteit dennoch verwerfen, wenn ber Gewählte 
die Eigenſchaften nicht befigt, welche nad) allge 
meinen_oder nad) den Gejegen der Geſellſchaft zu 
diefer Stelle erforderlich find. 

8 164. Wird die Wahl verworfen, jo muß bie 
Corporation von neuem wählen. 

8 165. Fällt auch diefe Wahl auf einen Un— 
tüdtigen fo verliert die Corporation für dieſen 
Fall ihr Wahlrecht und die Stelle wird von ber 
Shrigleit bejept. 

H 166. Abweichungen von obigen Regeln be- 
ruben auf beſondern Geſetzen und Berfafjungen. 

8 167. Die Wahl der Vorfteher und Beamten 
gehört A den innern Rechten ber Gejellichaft. 

168. Sie tft ein Gegenftand außerorbentlicher 
Zuſammenkünfte. ($ 53 eqq.) 

8 169. Iſt die Dauer ihrer Amtsführung weder 
in der Verfaffung, noch durch die Natur bes due 
trags felbft beitimmt, jo hängt fie von dem Schlufje 
der Gefellichaft bei der Sal 6 

8 170. Iſt aud) dadurch feine gewiſſe Zeit be= 

immt, jo wird angenommen, daß orftcher und 
mie auf eebenegent beftellt werden. 

$ 171. Weder die auf Lebenszeit noch die auf 
eine fürgere Beit angejegten Borfteher und Bes 
amten können von der Corporation nad bloßer 
Willkür wieder abgejegt werden. 

$& 172. Der Staat aber kann fie aus eben ben 
Gründen, aus melden Beamte überhaupt ihres 
Amtes verluftig erflärt werben können, abjepen 
oder entlaflen. 

8 173. Die Corporation hat nur das Recht, be= 
merkte Gründe diefer Art dem Staat zur Unter- 


fü ung anzuzeigen, 

174. Do kann fie bis zur erfolgenden Ver⸗ 
fügung der Obrigfeit den angefhuldigten Beamten 
in der Berwaltung feines Amts joweit einfchränten 
ala es nothmwendig ift, um fernern bejorglichen 
Schaden abzumenben. 

$ 175. Auch Beamte können ihr ohne Ein- 
ſchränkung auf eine gewiffe Zeit übernommenes 
Amt niemal® und wenn eine Zeit beftimmt ift 
nicht vor Ablauf derjelben eher niederlegen, als 
bis zu deſſen Wiederbejegung die nöthige Verfügung 
getroffen if. 

8 176. Wenn es aber an tauglichen Perſonen 
dazu nicht ermangelt und die Corporation gleich⸗ 
wohl mit Bornehmung einer neuen Wahl zögert, 
fo kann der abgehende Beamte bei dem Staate 
darauf antragen, daß ihr die Anftellung einer 
folden Wahl in einer zu beftimmenden Frift auf- 
gegeben und wenn diefe fruchtlos verläuft, bie 

telle für diesmal von dem Staate unmittelbar 
bejegt werde. 


Dieim$19 Allgem. Landr. II. 12 weiter 
allegirten8gdesWbfhn. I (vonder Ver— 
waltung ber Güter der Pfarrkirchen) 
Zit. 11 Thl. U lauten: 

& 619. Die Verwaltung des Kirchenvermögend 
8 übt in der Regel ben Birchenvorfiehern 
8 620. Auf die Amtsführung bderjelben findet 
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alles das Anwendung, was von den Vorftcherit 
der Kirchengejellfhaften überhaupt 8 156 eqg. in⸗ 
gleihen $ 552 eqq. verordnet ift. 
Tegtere 88 lauten: 

$ 156. Die Collegia einzelner Kirchen beftehen 
aus den Geiftlihen und den ihnen zugeordnete 
Vorſtehern. 

8 157. Dieſen kommt die Verwaltung der äußern 
Rechte der Kirchengeſellſchaft zu. 

ä 153. Sie find der Aufficht der Erzpriefter oder 
Injpectoren untergeordnet. 

$ 159. In außerordentlichen Fällen und An— 
gelegenheiten müflen von der Gemeinde Ben olls 
mädtigte*) oder Repräfentanten gewählt 
und mit ber erforderlichen Inftruction verfehen 


werben. 

8 552. Kirchen vorſteher werben ber Regel 
nad von dem Patron beftellt, wo aber dergleichen 
nicht vorhanden ift, vonder Gemeindeunter 
Genehmigung der ordentliden Gerichts— 
obrigfeit gewählt. 

8 553. Wo nad bisheriger Obfervanz die Be— 
ftellung der Borfteher von anderen Berfonen oder 
Behörden abgehangen, hat es deshalb ſowie in 
Anfehuug ber Dauer des Amts bei diefer herge- 
braten Gewohnheit fein Bewenden. 

8 554. Nur Mitglieder der Gemeinde können zu 
Kirchenvorftehern beftellt werben. 

8 555. Bon ber WVerbindlichfeit der ausge 
wählten Vorſteher dergleichen Amt zu übernehmen 
und von den ihm dagegen zu ftatten kommenden 
Entſchuldigungsurſachen gilt alles das, was wegen 
ber Beamten ber Corporationen überhaupt und 
der Bürgergemeinden insfonderheit oben verordnet 
ift (Tit. 6 $ 161, 162 — cf. vorftehend — Tit. 8.) 

Die allegirten Borfäriften des Titel 8 find: 

8 29 (II. 8). Jeder Bürger ift Ye öffent» 
lie Stabtämter, denen er vorzuftehen fähig iſt, 
zu übernehmen. 

8 30, Iſt für die Verwaltung folher Wemter 
feine befondre Belohnung ausgefegt, jo muß zwar 
der dazu berufene Bürger biejelben auch unent= 
geltlich übernehmen. 

— Es müſſen ihm aber die dabei vorfallenden 
Koſten von der Gemeinde vergütet werben. 

32. Auch fann er in ber Regel mo die Statuten 
nidt eine längere ober immerwährende Dauer aus⸗ 
drücklich beſtimmen, ein ſolches unentgeltlich zu 
führende Amt über Ein Jahr zu behalten nit 
genöthigt werden. 

Die weiteren Beftimmungen des alles 
girten Abjhnitt I Thl. IT Tit. 11 lauten: 
Rechte und Pflichten ber Kirchenver— 
walter. 

8 623. Sie müffen bei ihrer Verwaltung eben 
die Aufmerkjamleit anwenden und eben den Grab 
der Schuld vertreten, wozu Bormünder**) nad) dem 
Geſetz verpflichtet find. 


®) of. Vorbericht F. 48 314-322 a. €) 
*e) of. $ 32 der Bormundfgaftsorbnung v. 8. Juli 
1875 (Bej.-Samml. ©. 438): „Der Bormunb fomie der Gegen» 


vornunb haftet für bie Sorgfalt, melde ein orbeniliher Haus: 

vater auf feine eigenen Aingelsgengeiten verwendet. Die Verant- 

wortliäfeit bes beftellten Bormunbes beginnt mit bem Zeitpunkt 

der Beitellung. Die Kae je ehr —— —* 
ti jen.” — Dafiel 

a base v. 14. Oct Ar (of. Id«a€) 
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8 624. Bei einer jeden Pfarrkirche müffen 
wenigſtens pi Vorſteher beftellt werben. 

8 627. Wo es beionderd auf dem Lande an 
taugligen und im Rechnungsweſen Hinlänglich ges 
übten Subjecten zu Kirchenvorftehern mangelt, da 
tann der Slarrer fi nicht entbredhen dies Ge⸗ 
ſchäft mit zu übernehmen und die Schreibereien 
nebſt dem Rechnungsweſen zu beſorgen. 

8 628. Was alſo Hier von Kirchenvorſtehern 
überhaupt verordnet wird, gilt in biefem Falle auch 
von dem Pfarrer und den ihm an die Seite ge= 
ſetzten Nebenvorftehern. 


Nah diefen fubfidiär anwendbaren 
nefeglihen Borjhriften find im Gebiet 
des Allgemeinen Landredts alfo die 
Organe der Schulfocietäten 

a. die Shulvorfteher oder befondre collegia- 
liſch formirte Schulvorftände; ihr Amt ift ein 
Ehrenamt, jedes Mitglied ift verpflichtet daſſelbe 
a —5 — fie verwalten das Vermögen und 
bajten für die Sorgfalt eines ordentlichen Haus- 
vaterd. Sie werben von ber Gemeinde gewählt 
ober von der Obrigkeit beftellt und vertreten Die 
Schulgemeinde in den Rectsangelegenheiten ber 
Schule. (Entſch. des Ober-⸗Verwaltungsgerichts vom 
19. September 1876 unten $ 319 Nr. 2.) 

b. Befondere Beamte (Mendanten.*) Ihre 
Stellung ift diefelbe wie bei allen andern Corpo- 
rationen (Thl. II Tit. 6 Allgem. Lanbr.) 

o. Bon der Gemeinde in außerordentlihen Fällen 

ewählte Repräfentanten ($ 159 Allgem, 
Yantr. II, 11). 

Als Befugniffe der Icpiern führt der Tit. 11 
Thl. II (— cf. unten Nr. 4 ff. ſowie den Vor— 
bericht zu 314 ff. —) auf: 

645 DI. 11. Einwilligung zur Aufnahme von 
Schulden. 


8 647 DI. 11. & 153 I. 6. Einwilligung zu 
Reräußerungen, Belaftungen von Grundftüden,**) 
Gereditigfeiten, Capitalien. 

8 691. 693 IT. 11. Theilnahme an der Rech— 
ea der Vorfteher bezw. Abnahme ber 

echnung. 

8 152 II. 6. 8 248 II. 11. Einwilligung zu 
Proceſſen und Theilnahme an denfelben, wo bie 
Gefammtheit gegenüber der Schulanftalt intereffirt 
ift (ef. 8 319 Hr 2a. ©). 

d. Belondere an Stelle der Vorfteher von der 
Obrigkeit beftellte Bevollmächtigte der Schule 
als Anftalt der Gemeinde, wenn erftre ſich weigern 
Rechte der Societät auszuführen, oder ſonſt ihre 
Intereſſen mit denen der un tern collidiren. (88 659 
bis 661 Allgem. Landr. Il. 11 (cf. unten $ 304 
Nr. 13 und 54, 8 319 Nr. 2 a. €). 

Die Schulvorftände haben demnächſt ihre be— 
fondre Verfafjung durch bie oben $ 9 und 10 an⸗ 

eführten Inftructionen erhalten. (cf. Vorbemer⸗ 
ung zu 8 239 a. €. oben ©. 2 Anm.**) 

Für die Schulvorftände in der Provinz Hauno- 
ver beftimmt das Gefeg über Kirhen- und Schul- 
vorftände vom 14, October 1848 (cf. unten im 
dritten Bande) 8 26: Zur Vertretung der Schul- 


*) of. $ 316 Rr. 2 (sub $ 6c, 15, 16, 17). 
®®) Dafielbe fordert der Erlag vom 10. Juli 1879 U. IlIa, 
9954 (nicht abgebr.) 
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gemeinden und zur Verwaltung bed Vermögens 
der Volksſchulen fowie zur Mitwirkung bei der 
dem Prediger obliegenden Aufficht über das Schul⸗ 
weſen können befondre Schulvorftände errichtet 
oder die Kirhenvorftände für ihren Bei zugleich 
zu Schulvorſtänden erflärt werden. Ein Schul 
dorftand fol in allen Gemeinden errichtet werben, 
welche ſolches verlangen — (vgl. im übrigen über 
die Wahl 88 9 ff. und über das Amt $ 17 und 
27 fi. des allegirten Geſetzes nebit den Zuſatz⸗Ge⸗ 
fegen vom 5. November 1850 und 9. October 1864 
[unten in Bd. III] fowie oben $ 10 Nr. 15). 
Die Befugniſſe diefer Schulvorftände find alſo 
weitre, indbejondre find fie auch befugt zur Be— 
ſchlußfaſſung über neue Steuern, Erhöhung ber 
Rehrergehälter ꝛc. (cf. oben $ 176 ©. 688 Anm.) 
i combinirten Schul⸗- und Kirhen- 
Ämtern tritt eine Concurrenz des Kirchenvor—⸗ 
ftandes bei der Verwaltung ein. cf. $ 304 
r BY 319 Anh. I und den Vorbericht (a. E.) 
ug: 
3 Der Berfammlung aller Shulverbandss 
genoffen gedenkt das Allgemeine Landrecht nicht 
weiter; fie bildet aber wie bei jeder Corporation 
natürlih die leßte Inftanz in den eigentlichen 
Corporationdangelegenheiten. Für die Provinz 
Hannover enthält dad allegirte Geſetz insbeſondre 
nähere Vorſchtiften über Die Wahlberehtigungen 
der Benofien. ) In den Kirchengemeinden An 
die Berhältniffe durch die neueren Kicchenordnungen 
geregelt (cf. unten Vorbericht zu $$ 314 ff. a. E.). 


1. €. v. 31. Dec. 1866 beir. die Form ber Zus 
fammenberufung ber Schul⸗ und Kirchenge— 
meinden. of, Nr. 9. 

2. €. v. 10. April 1872 beir. bie Unzuläffigteit bes 
Rüdtritts von Beſchlüſſen. 

3. €. v. 20. Febr. 1865 betr. bie Unverbindlickeit 
ber mit einzelnen Gemeindegliedern abgeſchloſſenen 
Verträge. of. $ 304 Nr. 6. 

4. €. v. 16. Oct. 1863 betr. bie Beftellung von 
Repräöfentanten in Baufaden, 

5. €. v. 30. Jan. 1865 u. 26. Sept. 1881 bei. bie 
Befugnifie ber Repräfentanten. 

6. Bf. der K. Reg. in Arnsberg v. 1. März 1861 
betr. bie Wahl von Repräfentanten auf mehrere 
Jahre. of. 8 260 Rr. 1 sub VII C. 

7. € ». 14, Juni 1865 betr. ben Ausſchluß ber Er— 
teilung einer befondern Beftallung für bie Reprä- 
fentanten. 

8. €. v. 23. Sept. 1862 betr. bie Stellung ber Res 
präfentanten zum Schulvoritand. cf. beägl. €. v. 
20. Juni 1882 oben $ 9 Rr, 328. 

9. €. v. 22. Sept. 1859 betr. bie Stellung bes 
Säulvorftandes als Vorfteher der Schule, nicht 
al Vorſtand ber Gorporation. of, Nr. 6, 11 und 
oben $ 10 Rr. 16 fowie Worbemertung zu 8 239 
a. E. 

. €. v. 22. Aug 1863 betr. bie Vertretung ber 
Schulgemeinde in Procefien durch den Schulvorftand. 
cf, Rr. 5 unb unten & 319. 


*) Die werſche Inſtruction vom 21. November 1867 
wegen Berbeflerung ber Mehrerfiellen fchreibt vor, bag, wo 
keine Schulocrftände beftehen, bie Iegitimirten Vertreter der Schul⸗ 
gemeinde event. die Gefammtheit der ftimmiählgen Interefienten 
juzuziehen fel. (Beverfühn, Schulgeſehe I ©. 27). 
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11. E. v. 24. Oct. 1864 beir. bie Richtberechtigung 
bes Säulvorftandes zur Beihlußnahme über neue 
Steuern. — cf. 8 70.8. 2%: R. II 6 unten im 
Vorbericht zu 88 314—322. 

€. v. 28. Febr. 1859 betr. bie Nichtberechtigung 
bes Schulvorſtandes zur Einlegung bed Recurſes 
in Bauſachen Namens ber Säulgemeinbe. ck. Nr. 8. 
Ueber bie zwangeweiſe Beſtellung von Bevoll⸗ 
möädjtigten bei Renitenz ber Schulvorficher of. oben 
ben Vorbericht am Enbe sub d, ſowie unten 8 319 
Rr. 2 a, E. und oben $ 10 Rr. 14. 


1. Form ber Zufammenbernfung ber Schul⸗ 
gemeinden. 


Auf den — der Königlichen Regierung vom 
20. Sebruar d. 3. erfläre ich mich mit der Ma- 
jorität des Collegiumd dahin einverftanden, daß 
die dort unter dem 11. Mai v. J. erlafiene Eir- 
cular-Berfügung, betreffend die Zufammenberufung 
der Kirchen⸗ und Shufgemeinben, einer ſowohi 
dem practifchen Bedürfniß ald auch der rechtlichen 
Lage der Sache entſprechenden Ergänzung bebarf. 
Die der gedachten Circular-Berfügung zu Grund 
liegende Rechtsanſicht, wonach es zur Erreihung 
ültiger Beichlüffe der Kirchen- und Schulgemeinden, 
Finelt nicht die allein für Kirchengemeinden nach⸗ 
gglaffene erleihterte Form des Geſetes vom 
. Januar 1846 Anwendung findet, immer einer 
Vorladung ber Mitglieder nad) Maßgabe der 88 
53 ff. Tit.6, Thl. IT. A. CR. bedürfe, Täßt die 
gejeglich begründete und zwedmäßige Berüdjicd- 
tigung ber befonderen Berfafjungen der einzelnen 
Gorporationen und der darin enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über ihre Zufammenberufung vermifien. 
Die 88 40 und 41, Tit, 6, Th. IL. A.L.-R. be- 
fagen dagegen ausdrüdlich, daß bie darauf folgen- 
den allgemeinen Vorſchriften nur als ſubſidiariſche 
gelten jollen nad) den wegen ber veridiebenen 
Arten der Corporationen ergangenen bejonderen 
Geſetzen, unb daß auch vor dieſen noch die fpecielle 
ſſung jeder einzelnen Corporation für die 
Beurtheilung ihrer Verhältniſſe principaliter mas 
gebend ift. Die Verfafjung einer Corporation er= 
giebt ſich aber aus den 88 26, 27 1. c. ange 
jebenen nädjften Quellen, unter denen auch dem 
ommen und ber Obfervanz in vollem Umfang 
die Anerkennung als Angefötiebenes Recht für 
die inneren Berhältniffe der Corporationen ges 
bührt. Hierfür find die Worte des 8 27 cit.: 
er wie die wegen des Betriebes der gemein- 
Ichaftl. Angelegenh. getroffenen Einrichtungen“ 
ein ebenjo im Allgemeinen ausreichender Belag, 
wie die ausdrückliche Berufung auf die „bisherige 
Gewohnheit” oder das „bejondere Herkommen“ 
in zahlreichen einzelnen Anwendungen, 3. 8.8 33, 
81201. c. 0 alfo die im 8 26 1. c. er- 
wähnten ftatutarijhen Beſtimmungen nicht ſchon 
nähere und genügende Borfchriften enthielten, da 
ftanb nichts entgegen, daß fich nicht, wie über 
andere Berhältnifie der Corporation, jo auch Hin= 
ſichtlich der Eonvocation der Mitglieder eine Ob- 
fervanz hätte bilden können, und wo ſich eine ſolche 
ierüber gebildet Hat, da ijt fie auch als ein Be— 
ibtheil der Verfaſſung anzuerfennen und vor 
ben jubfibiarifchen orfhriften des Allgemeinen 
Landrechts anzumenden. Außerdem können burch 


12. 


13. 


befondere, von der Aufſichtsbehörde beftätigte Be— 
ſchlüſſe der Corporation felbft über die Zufammens 
berufung ber Mitglieder ergänzende Beftimmungen 
ſchon getroffen fein oder jeder Zeit we) getroffen 
werben, welche dann gleihergeftalt die Anwendung 
der landrechilichen Beftimmungen hierüber and« 
ſchließen. ie dieſe Grundſätze von Corporationen 
überhaupt gelten, fo gelten fie auch von Kirchen— 
und eualpemeinben. Namentlich läßt fih aus 
dem Wortlaut bes 8 1 des Geſetzes vom 23. San. 
1846 nicht auf eine andere au t bes Geſetzgebers 
fließen, weil durch dieſes Geſetz eben nur die 
Ergänzung der fubfidiarifhen Vorſchriften 
über die Convocation der Kirhen-Gemeinden be= 
abſichtigt worden ift, und weil die ſe, abgefehen 
von der Cabinetd-Ordre vom 9. Mai 1829, bis 
dahin in der That nur die im 8 57 1.c. bemerfte 
Infinuation an jedes Gemeindemitglied als ge- 
nügend erſcheinen ließen. In der eben erwähnten 
Cabinet3-Ordre, an deren Stelle das Geſetz vom 
23. Januar 1846 laut 8 5 deffelben getreten, ift 
vielmehr die mit der obigen übereinftimmende 
Anſicht klar ausgeiproden, indem dem dort be— 
ftimmten Modus der Convocation ftäbtif 
Kirchengemeinden mit den Worten: „auch io bi 
bisher durd) deren Verfaffung nicht vorgefchrieben 
war“ — die Wirkung der Infinuation an bie ein- 
zelnen Gemeindemitglieder beigelegt worden ift. 
Die Cireular-Berfügung der Königlichen Re— 
gterung vom 11. Mai v. 3. iſt hiernach zu ver- 
vollftändigen durch einen ausdrüdlichen Hinweis 
auf die prineipaliter zur Anwendung zu bringen- 
den —— welche ſich Hinfichtlich der Form 
der BZufammenberufung einer Sirchen- oder Schul⸗ 
gemeinde aus deren bejonberer Berfaffung ergeben. 
Welche Form danach überall zu beobachten, läßt 
fi) im Allgemeinen nicht beftimmen; es würde 
namentlich nicht zutreffend fein, wenn man die— 
felbe allgemein ald die „ort3übliche“ be 
zeichnen wollte. Mit diefem Wort kann wohl 
dasjenige, was ber befonderen Verfaſſung einer 
politiſchen oder Ortsgemeinde entſpricht, be= 
zeichnet und infofern aud für bie Eonvocation 
diefer Art Gemeinden mit Recht die ortsübliche 
Form verlangt werden. Wo aber Kirchen: und 
Schulgemeinden als felbftändige Corporationen 
exiſtiren und als ſolche convocirt werben follen, 
da ift für diefelben die Verfaſſung der politischen 
oder Ortögemeinden, mit benen ra in mehr oder 
weniger nahen Begiejungen ftehen, ganz irrelevant, 
und alfo nicht die ortsübliche Form als ſolche, 
fondern die in ihrer eigenen Verfaſſung begrüns 
dete Form der Convocation, die äußerlich ganz 
diefelbe fein kann wie bie ortSübliche, zu beo! act . 
Wenn die Königliche Regierung hier noch auf 
das Ertenntniß des Gerichtshofes wi Entfceid: 
der Eompetenzconflicte pom 14. October v. J. 
und auf ben vielfach engen Bufamnenhang ber 
politiſchen Gemeinden namentlid mit ben chul⸗ 
gemeinden —7 — fo kann id) doch in den be 
treffenden Ausführungen die Mare Auffaſſung 
und Beurtheifung der gerade vorliegenden Frage 
nicht gefördert finden. Denn wie oh auch einer- 
ſeits der Fall vorfommen mag, daß eine politiſche 


*) 5 218 Rr. 160. 





Gemeinde namentlid für die Angelegenheiten ber 
mit ihr gleihnamigen Schulgemeinbe eintritt, ober 
daß fie jonft in Kirchen- oder Schulangelegenheiten 
Beſchlüſſe zu faſſen br fo muß doch andererfeits 
in jedem einzelnen all unzmeideutig feitgeftellt 
werden, melde Corporation zu convociren, und 
welde Form zur Zufammenberufung grade dieſer 
Corporation nothwendig zu beobachten ift. Nur 
um die legte Frage handelt es fich bei der Ver— 
fügung der Königlichen Regierung vom 11. Mai 
pr. und deren nunmehr zu bewirtenden Ergänzung. 
Berlin, den 31. December 1866. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛe. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


un 
Die Königlide Regierung NR 
en 


2. Nüdtritt eined Schulintereffenten von einem 
einftimmig gefaßten Veſchluß. 


Berlin, den 10. April 1872. 


Auf die Berihte vom 6. Dctober v. und 
27. Januar d. J. betreffend die auf dem Schul- 
etabliffement zu NR. auszuführenden Baulichteiten, 
und auf die Recursbeſchwerde mehrerer Schulge- 
meindemitglieder aus N. vom 14. Auguſt v. 3. 
wird das Rejolut der Königlichen Regierung von 
26. Juni v. 3. ad 3 dahin abgeändert: 

daß die baaren Baukoften fowie bie Hand- 
und Spanndienfte auf bie einzelnen Ort 
ſchaften des Schulbezirks nah dem Hufen- 
Stande zu vertHeilen. 

Der Beſchluß über Vertheilung der Baarkoften 
und Baudienfte im Termin vom 4. October 1870 
ift nicht, wie Recurſe in der Eingabe vom 9. def. 
M. behauptet, duch Stimmenmehrheit fondern 
einftimmig, alſo unter eigner zuftimmenden 
Xheilnahme defjelben gefaßt worden. Hiernach 
hätte, wenn von dem qu. Beſchluß Umgang ge: 
nommen puns der Zertheilung der im $ 40 der 
Provinzial-Schulordnung als Regel bezeichnete 
Repartitiond- Modus zu Grunde gelegt en 
follte, entweder der Recurfe feinen Rüdtritt na 
Art des Widerrufs eines Zugejtändniffes wie im 
Eivilproceß gehörig ſubſtantliren oder aber die 
Königlihe Regierung Gründe des öffentlichen 
Sntereffes, welche ber Anerkennung reſp. Beftäti- 
gung des Beſchluſſes ginneenb entgegentreten, 
geltend machen müflen. Da weder bag Eine noch 
das Andere geſchehen ift und fomit fein Grund 
vorliegt, den gedachten Beſchluß für ungültig zu 
erklären, fo ijt das Refolut, wie im Tenor an⸗ 
gegeben, zu ändern gerdien: 

ch beauftrage die Königliche Regierung bei 
NRüdjendung der Anlagen, diefe Entſcheidung den 
Betheiligten befannt zu machen. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


Un 
die Königliche jterung zu R. 
U. 1608. * 2 


wi Der Erlaß ift wegen des in der Ueberſchrift angebeuteten 
Kain ps nn Im Be 5 ec zogen der lan 
rungen zwilden mehreren zu einer vereinigten polit 
Gemeinden unten be 
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8. Verträge mit einzelnen Mitgliedern der 
Schulgemeinde. 
€. v. 20. Febr. 1865 (Auszug). C.⸗Bl. 1865 ©, 242. 
(ef. den ganzen Erlak 8 276 Nr. 4.) 

Ein Vertrag, dur welchen die Gutsherrſchaft 
von der ihr nach $ 36, Thl. IL, Tit.12 A L.-R. 
obliegenden Laſt befreit werben follte, wäre nicht 
mit einzelnen Mitgliedern ber Söulgemeinde, 
fondern mit der Legteren felbft abzufchließen ge 
weſen. — 

U. 637. 


4. Wahl von Repräfentanten. 
€. v. 16. Oct. 1863. (C.-Bl. 1863 ©. 615.) 


Die Aufbringung der Baukoſten ift in dem 
Refolut nad) Maßgabe der von den Intereſſenten 
in der Verhandlung vom 2c. getroffenen Berein- 
barungen regulirt worden. — Die Beitellung von 
Repräjentanten zu Zweceen der vorliegenden Art 
Hat nad) den 88 114 ff., Tit. 6, Thl. II. W. 2.-R.*) 
durch Beichluß einer außerordentlich) berufenen Ge⸗ 
meinbeverfammlung zu erfolgen, was gelegen iſt. 
Einer gerichtlichen Bevollmaͤchtigung ber gewähl⸗ 
ten Repräſentanten bedurfte es aber nicht, weil die 
Letzteren keine Geſchäfte wahrzunehmen hatten, zu 
welchen nach Vorſchrift der Geſetze eine gerlätliche 
Vollmacht nothwenbig ift. (Forti. ck 8 304. Ar. 45.) 

U. E, 20227. 


5. Befugnifle der Repräfentanten. 
€. v. 30. Jan. 1865. (C.⸗Bl. 1865 ©, 239.) 


Die rechtliche Stellung und Befugniffe der auf 
Grund bes 8 19, Tit. 12 und 8 159, Tit. 11, 
TH. IL) U. L-R. gewählten Repräfentanten 
einer Säulgemeinbe ift principaliter nicht na 
den Vorſchriften der 88 114 ff, Tit. 6, Thl. II. 
fondern nad den allegirten Bejtimmungen bes 
11.und 12. Titels des A. 2.-R. zu beurtheilen. Dar- 
nad follen nur in außerordentlichen Fällen oder 
Angelegenheiten von der Gemeinde Repräjentanten 
gewählt und mit der erforderlichen Inſtruction 
verfehen werden, während Die Beforgung aller ge— 
wöhnlichen Angelegenheiten den Schulvorjtänden 
obliegt, Streng genommen find daher nur für 
ein beftimmtes Geſchäft oder eine einzelne An 
gelegenheit Repräjentanten zu wählen, deren Boll- 
macht von felbjt erliſcht, fobald Die betreffende An⸗ 
elegenheit erledigt if. Wenn indefien zur Er- 
eihterung des Gefchäftsganges hier und da von 
einer Schulgemeinde Repräfentanten auf längere 
Dauer gewählt oder mit Vollmacht verfehen wer— 
den, die Schulgemeinde auf eine beftimmte Beit 
in allen vorlommenden außerorbentlihen, bie 
Competenz des Schulvorftandes überjchreitenden 
Angelegenheiten zu vertreten, jo änbert fi da— 
duch redtlih in der Sache Nichte. Vielmehr 
haben die — auch in ſolchem Falle 
nur in den einzelnen vorkommenden außerordent⸗ 
lichen Angelegenheiten, welche ihnen von der Auf- 
fihtöbehörbe zur Beraihung und Veſchließung über: 
tiefen werben, mitzumirfen, nicht aber find die= 


*) ef, unten Rr. 6. 
**) of, oben &. 57 Sp. 2. 
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jelben dadurch Iegitimirt fi) ald eine mit dauern⸗ 
den Befugnifien und Berrihtungen ausgeitattete 
Behörde neben oder gar über den Schulvorftand 
zu ftellen und nad) eigenem Ermeſſen die An— 
gelegenheiten der Schule zu ihrer Behandlung zu 
ziehen. — — — Die Regulitung des Schuletats 
ehört nicht zu den außerordentlichen Ungelegen- 
eiten im Sinne des $ 159 a. a. D,, fofern duch 
den Etat nicht etwa Öegenftänbe, die eine Mit- 
wirkung von Repräfentanten erfordern, geordnet 
werben. „often. 


Ba. 
(Kortf. v. $ 300 Ar. 2.) 


Berlin, den 26. September 1881. 

Ich bin deshalb nicht iu_der Lage, dem auf 
Aufhebung der gebachten Verfügung gerichteten 
Antrage der Repräfentanten eine weitere Folge 
zu _geben. 

Den Repräfentanten eine Belehrung darüber zu 
ertheilen, welche Rechte ihnen als Vertretern der 
Schulgemeinde der Schulaufſichtsbehörde gegenüber 
qufichen, liegt feine Veranlaſſung vor, da die 

echte und gejeglichen Befugniffe der Schulauf- 
fichtsbehörde gegenüber den Schulen, den Schul- 
vorftänden, den Schulgemeinben und den etwaigen 
Nepräfentanten der leteren gegenüber fi mit 
hinreichender Klarheit aus ben beftehenden Ge- 
teen, insbeſondere aus ben 88 9 ff, 12 ff, Tit. 
12, Th. D. U. L.-R., der Geihäftsinftruction 
für die Regierungen vom 23. October 1817*) und 
dem Geſetze, betreffend die Beaufſichtigung bes 
Unterrichts⸗ und Erziehungsweſens vom 11. März 
1872*%*) ergeben. 

Infoweit aber das Berhältnig ber bortigen 
Schulgemeinde -Repräfentanten einerjeit8 zu der 
eriteren ſelbſt, andererſeits zum Schulvorſtande 
einer Klarftellung und weitecen Regelung bedürfen 
möchte, werben den Repräfentanten auf bezügliche 
desfallfige Anträge feitend der Königlichen Regie 
ug N. die erforderlichen Eröffnungen gemacht 
werden. 


“u 
bie Repräfentauten der iſchen Schul⸗ 
wangelifgen Sau 


Abſchrift erhält die Königliche Regieru ur 
ansehe auf den Beict von 16. Ki 


Da bie Verhandlung über die 1877 auf fünf 
Sabre erfolgte Wahl von Repräfentanten der evan- 
liſchen Schulgemeinde nicht vorliegt, ſo kann von 
ter aus nicht beurtheilt werden, inwieweit dieſe 
überhaupt in rechtlich wirkſamer Weiſe er 

folgt iſt. Nach der Angabe in dem Berichte der 
Königlichen Regierung, die Schufgemeinde in N. 
habe ben gewählten Repräfentanten eine Inſtruc⸗ 
tion über bie benfelben ertheiften Befugniſſe oder 
Rechte in Beziehung auf die Vertretung der Schul: 
gemeinde nicht ertheilt, jcheint es zweifelhaft, ob 
und welde der Schulgemeinde jelbit als Corpora- 
tion gemäß den Vorſchriften des Tit. 6, Th IL 
A. LR. zuftehenden Rechte von derjelben über- 
Haupt mit rechtlicher Wirkſamkeit auf die ge- 


Dben $ 4 Anh. L 
aim 
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wählten Repräſentanten übertragen worden find. 
Diefen Mangel durd eine feitend des Schulvor- 
ſtandes zu entwerfende ober zu erlafjende Inſtrue— 
tion zu erfegen, war unthunlid, da dem Schul- 
vorftande die Legitimation zum Erlaß einer ſolchen 
Inftruction fehlte. Auch eine Beftätigung ber 
Inftruction feitens der Königlichen Regierung 
hätte dieſen Mangel nicht beheben können. 

Es wird fi nun. empfehlen, fofern überhaupt 
die Organifation der Schulgemeinde durch Ein- 
führung einer gewählten © — — er netaing 
angezeigt erjcheint, eine orbnungsmäßige Neumaßl 
von Renräfentanten der —— ulgemeinde 
in R. herbeizuführen, vorauögejegt, daß die Schul⸗ 
gemeinde jelbjt überhaupt, wozu fie von Aufſichts⸗ 
wegen nicht zu nötigen ift, wiederum Repräfen⸗ 
tanten zu wählen willens iſt. 

Dabei würde darauf Bedacht zu nehmen fein, 
das Berhältnig der Schulgemeinde und der Re= 
präfentanten berfelben zu einander und in ihrer 
Stellung zum Shulvorfande den getegliähen 
ſchriften entfprechend Har zu ftellen und zu regeln. 

Aus den Iegteren, namentlich aus dem 12. Titel 
in erbindung mit den daſelbſt angezogenen Be- 
ftimmungen des 11. Titel3, und dem 6. Titel des 
IL Theils des A. 2.-R., ergiebt Re in welden 
Beziehungen der Schulvorftand in feinen Befug- 
niffen und Beichlüfien als an die beſchließende 
Mitwirfung der Schulgemeinde, bezw. an berem 
BZuftimmung zu feinen Beichlüffen für gebunden 
u erachten ift. Daß die Creirung neuer Lehrer 
Helfen zu an Angelegenheiten Sun über 

ul 


welche die Schulgemeinde zu beſchließen hat, kann, 
wie ich hier beiläufig zur Berichtigung ber ent⸗ 
egierung 


gegengefegten Anſicht der Königlichen 
nit unbemerkt laffen will, nicht wohl einem 
Zweifel unterliegen. Es ergiebt fih dies ſchon 
daraus allein, daß die Greirung neuer Lehrers 
stellen eine neue Belaftung der Schulgemeinbe mit 
Sculbeiträgen erheifcht. } 

Inwieweit andererſeits die Schulgemeinde felbft 
die thr nach Borftehentem zuzugeftehenden Rechte 
befchließender Mitwirkung, bei ber Verwaltung ber 
Schulvermögensangelegenheiten beſonders zu wäh. 
Ienden Repräfentanten (Stellvertretern) ober Be⸗ 
vollmächtigten übertragen, oder ſich felbit vor⸗ 
behalten will, bleibt der freien Entſchließung der 
Schulgemeinde überlafjen. 

Die Königliche Regierung wird aber darauf 
achten haben, daß, wenn epräfentanten % it 
werben, keine geeifel darü beftehen bleiben, 
inwieweit die Schulgemeinde die Repräfentanten 
ge Vertretung ihrer Rechte bevollmaͤchtigen oder 

iefe Rechte ihrer eigenen Beichlußfaflung vorbes 
halten will. 

Hiernad wolle die Königliche Regierung bie vor⸗ 
liegende Ungelegenheit demnädft regeln. Einer 
Bezugnahme auf den Erlaß vom 30. Januar 1865 
(ED. ©. 239)*) bedarf e8 nicht. 

Der Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Goßler. 


An 
bie Königliche Repierum; N. 
u len ae n 


) Borftehenb. 


6. Vollmacht der Repräfentanten. 


Der Umſtand, daß die in Gemäßheit der In— 
ſtruction vom 6. November 1829 gebildeten Schul- 
vorftände nicht als Vertretung der Corporation 
der Schulgemeinde (8 114 ff. LI Titel 6 Allge- 
meines Landret)*) — fondern nur als die mit 
der Localauffiht über die Elementarjchulen be= 
auftragen Organe der Auffichtsbehörben anzufehen 
find (Minifterialrefeript vom 30. Januar 1843), 
macht es erforderlich, daß bei allen die Corporation 
der Schulgemeinde und deren Vermögen unmittels 
bar berührenden Angelegenheiten, insbeſondere bei 
Erwerbung und Veräußerung von Grundſtücken, 
Neubauten von Schulgebäuben, Beroitigung von 
Gratifilationen und Folien Gehaltszulagen für 
die Lehrer, welche — infoweit fie das noth- 
wendigſte Bebürfuiß überfchreiten, nicht von Auf⸗ 

Swegen angeorbnet werben können (Minifterial= 
zejeript vom 6. März 185279), bejondere Re⸗ 
präfentanten von der Schulgemeinde gewählt und 
zur Beihlupfaffung ad hoc bevollmädtigt werden 
müffen. Dem hieraus entftehenden Nachtheile einer 
oft zu wieberholenden, jedesmal mit erheblichem 
Zeitverlufte für die betheiligten Hausväter und 
die Behörden verbundenen Mepräfentantenwahl 
hat die evangeliihe Schulgemeinde in 9. dadurch 
vorgebeugt, daß biefelbe, wie ber beiliegende Aus- 
gs aus den betreffenden Wahlverhandlungen vom 
. d. M***) ergiebt, die zu wählenden Reprä— 
jentanten und deren Stellvertreter auf die Dauer 
von 6 Jahren beftellt, diefelben mit General- 
und Specialvollmadit verjehen unb dadurch legitimirt 
hat, die Schulgemeinde für dieſe Zeit in allen die 
ompetenz des Schulvorftandes überjchreitenden 
Verhandlungen zu vertreten. — Ein derartiges, 
nad 88 114, 128 ff. Theil II Titel 6 Allgemeinen 
Laudrechts burhaus zuläffiges, Verfahren, bei 
welchem allerdings die Ernennung mehrerer Stell- 
vertreter, welche bei einem etwaigen Abgang 
einzelner Repräjentanten fofort in deren Stelle 
einrüden, — nicht verabfäumt werben barf, er- 
ſcheint jo zwedmäßig, daß wir Ihnen empfehlen, 
bei allen in Zukunft vorfommenden Wahlen von 
Repräfentanten der Schulgemeinden darauf Hin: 
zuwirten, daß diefelben auf eine längere Zeitdauer, 
— auf mindejtens 1—3, — höchſtens auf 6 Jahre 
ewählt und in gleicher Weife zur Vertretung der 
ulgemeinde in allen die Competenz des Schul- 
vorftandes überjchreitenden, Angelegenheiten durch 
General: und Specialvollmacht legitimirt werden. 
— Bir bemerken hierbei ausdruͤcklich, daß die 
Mitglieder ber Sönulgemeinbeu zur Vornahme 
einer derartigen Wahl der Nepräfentanten auf 
eine längere Wahlperiode von Auffihtswegen nicht 
jenöthigt werden können, hierfür vielmehr nad) 
115, 116 Theil II Titel 6 Wllgemeined 
mdrecht eine Majorität von %/s ber auf gehörige 
Borladung Erjhienenen ſich enticheiden muß. — 
Bei ordnungsmäßiger Bornahme der Wahl, deren 
forgfältige ritung wir Ihnen anempfehlen, er- 


mädtigen wir Sie zur fofortigen Beftätigung der 


*) of. $ 319. 
=*) 5 176 Anh. I. 
®**) Unter Rr. a. abgedruct. 
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gewählten NRepräfentanten und Stellvertreter, er« 

warten jedoch in jedem einzelnen Falle darüber 

Anzeige, ob und refp. für welche Beitbauer der⸗ 

artige mit General- und Specialvollmadht vers 

fehene Repräfentanten gewählt worben find. 
Arnsberg, den 1. März 1861. 

Königliche Regierung, Abtheilung bes Innern. 


An 
die Herren Landräthe. 
2 


Es wurde von ber Berfammlung einftimmig 
erflärt, daß 7 Nepräfentanten und 4 Stellver- 
treter erwählt werden follen. 

Diefelben follen zu dem Zwecke und mit ber 
Befugniß beftellt werden, um mährend des mit 
dem 15. $ebruar 1861 anfangenden und mit bem 
15. Februar 1867 endigenden Zeitraumes ber 
nächſten 6 Jahre die Schulgemeinde in allen die— 
felbe betreffenden Angelegenheiten zu vertreten, bie 
eeigneten Vorkehrungen und Waßregeln zur 

eihaffung der zur Beſtreitung der Bebürfniffe 
erforderlihen Mittel zu treffen, die Bebdarfjumme 
auf die einzelnen Verpflichteten nad dem her— 
tömmlichen Repartitionsmodus oder nöthigenfalls 
anderweitig zu reguliren und erheben zu laflen; 
erner in — auf die etwa nöthig werdende 

ermehrung der Lehrkräfte, Feſtſetzung und event. 
Erhöhung der Lehrergehälier und Penſionen, Be 
ihaffung und Unterhaltung von Schullocalien, fei 
es durch Anmiethung oder Neubau, Kauf tejp. 
Vertauf von Grunditüden, Aufnahme von Dar- 
lehen, Feſtſtellung von Hypothefen, deren Ver— 
infung und Abtragung das Nöthige zu bewert- 
Heiligen, bei etwaigen Streitigfeiten das zur Er- 
ledigung derfelben Erforderlihe zu verhandeln, 
a zu führen, Vergleiche abzufchließen, Ceſ⸗ 
tonen und Schenkungen vor= sch. anzunehmen, 
Verzichtleiftungen auszusprechen, Gelder und Sachen 
jeder Urt, auch bei Gerichten zu erheben und bar= 
über zu quittiven, — bie Löſchungen eingetragener 
Forderungen und Gerechtſame im Hypothekenbuche 
zu bewilligen und überhaupt diejenigen Handlungen 
vorzunehmen, zu welden die Schulgemeinde be= 
rechtigt ift, und zwar follen die Beſchlüſſe der- 
ſelben nad) Stimmenmehrheit gefaßt, dann gültig 
fein, wenn nach ordnungsmäßiger Vorladung 
wenigſtens 4 Repräfentanteu gegenwärtig find. 

Die Folgeordnung des Eintrittö der Stellvertreter 
wird im Fall der längeren Verhandlung oder 
des Abganges eines Nepräfentanten durch Tod, 
Verztehen zc. nad) der Majorität ber bei ber Wahl 
erhaltenen Stimmen bejtimmt, fo daß berjenige 
uerſt eintritt, der die meiften Stimmen bei ber 

ah! erhalten hat. 


7. 
Erlaß v. 14. Juni 1865 (Muszug) €.:81. 1865 ©. 389. 


haben daher als Repräfentanten der Schul- 
gemkinde weder eine bejonbere Beftallung, noch 
eine Dienftanweifung wonad Ihre Geſchäfte zu 
regeln zu fordern, fondern abzuwarten, bis Ihnen 
von der Aufſichtsbehörde bejtimmte Gegenjtänbe, 
bei denen eine Mitwirfung der Repräfentanten 
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erforderlich ift, zur Berathung und Beſchließung 
a 


8. Stellnug der Repräfentanten zum Schulvorftand. 
Erfaß v. 23. Sept. 1862 (C.-81. ©. 609). 
30 verwerfe den von den Repräfentanten der 
Schulgemeinde eingelegten Recurs. — In formeller 
Beriedung beftreiten Recurrenten, daß ihnen gegen: 
über als Xertretern der Schulgemeinde der Schul⸗ 
vorftand als Partei auftreten könne und folgern 
hieraus, daß es, weil die Nepräfentanten über 
den Bau einig feien, überhaupt zu einer tefolus 
toriſchen —— —— an einer ausreichenden 
Grundlage fehle. Dieje Beſchwerde ift unbegründet. 
Denn jelbft wenn alle Intereſſenten —E 
des Schulvorſtandes über den Umfang bed Be⸗ 
dürfnifjes und die Ausführung des Baues einig 
wären, fo würde Belienumgengitet die Königliche 
Regierung nad 8 707 Titel 11 und 8 19 Titel 12 
Theil II**) Allgem. Landrecht im Schulintereffe 
zu einer felbftändigen Prüfung des Bauprojects 
und event. zu einer refolutorifchen Feſtſetzung über 
die Nothwendigkeit und Urt des Vaues berechtigt 
tefp. verpflichtet gewefen fein. — Es muß aber 
gerade der Schulvorftand als Vertreter des be— 
theiligten Schulinftitut3 als Iegitimirt erachtet 
werden bei ragen über dad Bedürfniß und die 
Art und Weiſe eines Baues das Iniereſſe des 
Schulinſtituts gegenüber den oft collidirenden ver- 
mögenstedtlihen Intereſſen der Schulgemeinde 
wahrzunehmen.***) 
Tal Tiegt hier vor. 
U. 19699. 


9. Stellung des Schulvorſtaudes. 
Berlin, den 22. September 1859. 

Em. eröffne ich, daß den Schulvorſtehern die 
Rechte von Corporationsvorftänden nicht gebühren, 
da wie aus den Borfchriften des Allgemeinen Land» 
rechts, namentlich der SS 12 bis 18, 47, 48 und 
und 49 Titel 12 Teil 1L Hervorgeht Schulvorfteher 
nicht Borfteher „der —— ſondern Vor⸗ 
er und Aufſeher der im 8 11. c. als Ver⸗ 
anjtaltung des Staats bezeichneten „Schule“ find.f) 
n bie Königliche Regierung im_vorliegen- 

den Falle den Bürgermeifter mit der Zufammen- 
berufung der Schulgemeinde und Verhandlung mit 
derjelben beauftragt hat, jo hat die genannte Be⸗ 


*) Als befondere ‚ bei mel die 1 
von Keprifentansen ent, net He Ka. br Alan Res 


go im Arms! vom 19. November 1864 (E.:Bl. 1864 
2: Die Bea 
gaben, 





von Mitteln zu außerorbentligen Aus⸗ 
Beftreitung und —— — Ewelſe ber Schulbedürfnifſe 
gl — * Aenderung in Bermögensfubftanz. of. oben 

en of. jept 847 des Gef. v. 1. Muguft 1883 für beffen 


=) Yehmlid collibirt das Gabe der Squlftelle mit dems 
ber ben 


aber bat Schul 

dem der Sei eollibirt, einem bem Schulinſtiiut nad Ana⸗ 
Iogie deu $ 861 Til ge 

Uuffichtöbehörde zu beftellenden Bevollmädtigten zu — 
Neben dieſem iſt auch der etwa vorhandene Lehrer Berpeitat . 


8 251 Rr. 6). 
») ef. unten $ 319 Rr. 2, 


hörde nur von dem ihr nach $ 18 ber Reglerungs⸗ 
inftruction zuftehenden Recht Gebrauch gemacht. 
Gegen dieſe Unordnung würde den Schulvorſtehern, 
ſelbſt wenn ſie für Vorſteher der Gemeinde zu 
erachten mären, ein Widerſpruch nicht zuſtehen. 


10. 
Erlaß vom 22. Auguſt 1863 (Auszug) C.⸗Bl. 1863 
S. 550 (cf. den vollſt. Etlaß 8 319 Nr. 1). 

Was indbefondere die Frage wegen der Ber- 
tretung der ule reſp. ber Shulgemeinde in 
Proceſſen über das Schulvermögen betrifft, auf 
welche es hier allein ankommt, jo ift bisher auf 
Grund des 8 19 Titel 12 fowie der 88 217 ff. und 
650 Titel 11 Theil II Allgemeinen Landrechts 
foweit diefjeitö befannt, ftet3 angenommen worben, 
daß dem —— der Betrieb folder Pro⸗ 
ceffe obliegt. Es liegt kein Grund vor, Hiervon 
abzugehen und in derartigen Fällen die ganze 
Gemeinde zuzuziehen, fo lange bie Gerichte die 
Regitimation des Schulvorftandes nicht bemängeln. 
Außer dem Approbationsbecret zur eine ung 
der Klage*) bedarf ed daher zur Legitimation des 
Schulvorftandes nur eines Atieſtes der Königlichen 
Regierung, daß die betreffenden Perfonen wirklich 
den Schulvorftand bilden. 


11. 

Erl. v. 24. Oct 1864 (Auszug) 6.:81. 1864 ©. 633. 

Ob der Schulvorftand als Vorſtand der Cors 
oration der Schulgemeinde im Sinne der $ 141 
Be I Titel 6 Allgemeinen Landgerechts an⸗ 
gejehen werden Tann, ift mindeſtens zweifetboft 
und fann dahingejtellt bleiben, da aud im Be⸗— 
jahungsfalle Hieraus nicht die Veſugniß defielben 
würde abgeleitet werben können über eine neue 
Anlage zu beſchließen und zu diefem Behuf über 
die Steuerkraft der einzelnen Schulgemeindemtits 
glieder zu disponiren. Cbenjowenig ala baher 
nad dem Präjudiz des Königlichen Obertribunals 
vom 9. October 1854 (Nr. 2556 Entſch. Band 28 
©. 350) ein Kirchenvorſtand die Eingepfarrten zu 
vertreten legitimirt ift, wenn es fi um deren 
Beiträge zu den Kirchenbaukoſten handelt, fo ift 
aud ein Schulvorftand nicht befugt, über einen 
auf Koften der Schulgemeinde auszuführenden 
Bau vegtöverbinblidhe Beichlüffe zu faflen. 


12. 
Berlin, den 28. Februar 1859. 

Auf den Beriht vom — bie — eines 
zweiten Schullocals nebſt Lehrerwohnung zu U. 
beftätige ich das Reſoiut der Königlichen Re— 
gierung unter Verwerſung des von dem Schul⸗ 
vorſtande eingelegten Recurjes, Abgeſehen davon, 
daß der Schulvorſtand nicht legitimirt erſcheint, 
Namens der Schulgemeinde Rechtsmittel einzus 
legen, iſt der Recurs auch materiell nit be— 
gründet, (Fortj. cl 8 279 Nr. 208) 


©) Vgl. 5 32 Rr. 3 der Schulordnung vom 11. December 
1846 ir "bie Provinz —— u von Klagen 





sau ſpruchen 
O.⸗ 8 Band 6 ©. 182, 186 untm & 
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8 251. Die politifchen Gemeinden als 
Schniverbände bezw. als Theil derfelben. 


Wo bie politifcgen Gemeinden geſetzlich bie Schullaft 
tragen — cf. Vorberiht zu 8 239 —, ober biejelbe 
freimillig übernommen haben, beftimmt fi} ihre Organi— 
fatton nad ben Beftimmungen ber betreffenben Stäbtes 
und Lanbgemeindeorbnung. ine bejonbere Regelung 
exforbert bie Zumeifung mehrerer Gemeinden zu einem 
Schulverbande. (cf. im übrigen wegen ber Stellung zu 
ben Schuldeputationen, Schulvorftänden 2c. Banb I 89 
und 10, ſowie oben bie Vorbem. zu 8 239.) 


1. @ v. 2. Mat 1865 betr. bie Entigeldung von 
Streitigkeiten zwiſchen ben ſtäbtiſchen Bchörben buch 
die Sommunal-Auffihtsbehörbe, 

2. €. v. 16. April 1859 betr. bie Incompetenz einer 

Eommifflon der Stabtverorbneten-Berfammlung zur 

Beſchwerdefũhrung. 

E. v. 19. April 1862 betr. die Incompetenz des 

Schulvorſtandes zur Vertretung der zu einem Schul⸗ 

verband vereinigten politiſchen Gemeinden und die 

Form der Vereinbarungen unter denſelben. 

4. E. v. 22. April 1864 betr. bie Unzuläffigfeit einer 
Verwarnung gegen bie zu gemeinfamer Verſammlung 
berufenen Gemeinden, fi den Beſchlüſſen ber Er- 
ſchienenen zu unterwerfen. 

5. E. v. 23. October 1880 betr. bie Form ber zwiſchen 
verſchiedenen zu einem Schulverbanb vereinigten polis 
tiſchen Gemeinden über bie Vertheilung ber Schul⸗ 
Taften zu treffenden Bereinbarungen. 

6. €. v. 7. Nov. 1881 betr, bie Nichtexiſtenz von 
Säulgemeinden als jelbftänbiger juriſtiſcher Perſonen 
bei Bereinigung mehrerer politiſcher Gemeinden zu 
einem Schulverbande, 

7. Ext. des D.:8.:6. v. 8. Jan. 1879 betr. die Ver: 
tretung mehrerer zu einem Schulbezirk vereinigter 
polittiden Gemeinden in Proccfien. of. €. v. 28. April 
1883 unten $ 269 Nr. 20, 

8. €. v. 23. Oct, 1880 betr. bie alleinige Legitimation 
ber Gemeinden, nicht einzelner Gemeinbemitglieber 
zur Beſchwerde über ben Vertheilungsmaßftab zwiſchen 
ben Gemeinden. cf. $ 250 Nr. 2 unb Rote dazu, 


1. Streitigkeiten zwiſchen ſtädtiſchen Organen. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
14. März cr, wird das wegen Erweiterung ber 
Schullocale in N. erlaffene Refolut vom 20. Des 
cember dv. 3.*) Hierdurch aufgehoben, da in 
ftäbtifchen Gemeindeangelegenheiten über Diffe- 
renzen ber ſtädtiſchen Behörden unter fi, falls 
dieſelben nicht auf bem im 8 36 der Stäbteorbnung 
vom 30. Mai 1853 vorgefehenen Weg in Güte 
ge Austrag zu bringen find, in Gemäßheit diefes 

aragraphen und des 6 a. a. D. von den 
Regierungen ald een * 
Eniſcheidüng zu treffen iſt. Daß im vorliegenden 
Fall zugleich ein Schulintereffe concurrirt, und 
ein Schulhausbau in Frage ift, kann hieran Nichts 


*) Rad) biefem Refolut beftand Keine Meinungs: iebenheit 
barüber, daß bie Stabtgemeinbe bie Koften bes Bes — 
de Mitteln beftreite; ſondern bie Anfihten bes Magiftrats einers 

unb ber Gtabtoerorbneten-Berfammlung anbererfeits gingen 
nur barin außelnander, ob ein Neubau ober ein Ans un es 
—— — ſein werde. 

tfsaus| nad $ 17 des Gef. vom 1. Aug. 
1883 für Bflen ei quß nach $ ef. ug. 


3 


tungsbereich, 








ändern und feinen Grund abgeben, gegenwärtig, 
two bie Angelegenheit lediglich als ein internum 
ber ftäbtifhen Verwaltung ſich darftellt, von Schul- 
auffichtäwegen im Wege bed Intermifticums eine 
Telolutorifehe Feſtſetzung zu treffen. Dazu würde 
der Stabt gegenüber erſt zu Kg fein, wenn 
nad enbgültiger Feftftellung ihrer Anerbietungen 
die Königliche Regierung als Schulauffihtsbehörbe 
mein ‚gehende nforderungen fielen zu müffen 
glaubt. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten befannt 
zu machen. 

Berlin, den 2. Mai 1865. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


an 
die Königliche Regierui N. 
aid 


2. Competenz einer Commiſſion der Stadtver⸗ 
orbueten-Berfammlung. 


Ich überlafe der Königligen Regierung den 
Bürgermeifter der Stadt N. darauf hingumelfen, 
daß die unter den Anlagen zurüdfolgenbe Bor= 
ftellung vom 9. Februar d. 3. überhaupt zur 
Berückſichtigung nicht gesignet ift, da eine mit den 
Vorarbeiten zur Regulirung bes Einkommens von 
Seiten ber Stadtverorbneten beauftragte Com— 
miffion zur Beſchwerdeführung nicht Tegitimirt ift. 

serlin, den 16. April 1859. 


8. Jucompetenz des Schuluorftandes zur Vertretung 
ber Gemeinde. 


Berlin, den 19. April 1862. 

Mit der in dem Bericht der Köntgligen Re⸗ 
gierung vom 17. v. M. dargelegten Anſicht, daß 
der — Verſammlungen der zur Schule 

chörigen Gemeinden zu berufen und bindende 
eichluffe derfelben herbeizuführen, nicht befugt 
fei, bin id) zwar einverftanden; doch kann ich den 
diejerhalb von Derfelben geltend gemachten Gründen 
nicht überall beiftimmen. 

Eine Schulgemeinde im Sinne des Allgemeinen 
Landrechts als eine aus den zur Schule gewieſenen 
Hausvätern beitehende Corporation kennt die Schul- 
ordnung vom 11. December 1845 überhaupt nicht,**) 
indem biefelbe das fogenannte Societätöprincip 
verlafien und das fogenannte Eommunalprincip 
aboptirt hat. Es kann daher auch von einem 
Vorftande der Schulgemeinde, dem die in den 
8 137 und 141 Tit. 6 Thl. IL Allgemeinen 

andrechts bezeichneten Befugniffe Berügtic der 
Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten der 
Geſellſchaft — bei den nad der Schul⸗ 
ordnung regulirten Schulen überhaupt nicht die 
Nede fein, wie denn aud bie $$ 31 und 32 der= 
felben den Schulvorftand nur als Leiter und Vers 
treter der Schule, nicht aber ber zur Säule ge: 
örigen Gemeinden und Ortichaften bezeichnen.***) 

mmt es daher darauf an, die zu einer Schule 
vereinigten Gemeinden zufammenzuberufen und 
Beichlüffe herbeizuführen, welche für die einzelnen 
*) of. 5 304 Rr. 12 fi. 
**) of. Er. bes Obervermaltungss@erichts vom 8. Jan. 1879 


Gei Schulz, Schulorbnung, &. 427 Anm. 10 und) unten Rr. 7. 
***) of. unten $ 302 Rr. 2b, 20, 
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Gemeinden als folche bezüglich der ihnen als einer 
Eommunallaft obliegenden Schulunterhaltungs: 
pflicht bindend fein follen, fo kann bie nur in 
benfelben Formen und durch diefelben Organe ge- 
heben, als dieß zu einem rehtsgültigen Gemeinde- 
beſchluß überhaupt erforderlich ift. 

Hiernad) kann weder der Schulpatron, noch ber 
Schulvorſtand im Ganzen ald befugt angefjehen 
werben, eine Berfammlung der zur Schule ge⸗ 
bhörigen Gemeinde rejp. Gemeinden behufe Beſchluß⸗ 
fafjung über einen die Schulunterhaitungslaſt be— 
treffenden Gegenftand mit der Wirkung zu berufen, 
daß die ausbleibenden Gemeindemitglieber burch 
den Beſchluß der Erſchienen gebunden würben. 

Damit ift jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß ber 
Patron und der Vorſtand der Schule bei der- 
artigen Verhandlungen zugezogen werden, vielmehr 
lann id) die Dieferbaik von ber Rönigligen Re⸗ 
sierung getroffenen Anorönungen nur billigen. ꝛc. 


4 Form ber Beichiußfafiung mehrerer Gemeinden. 
(Sortfegung von $ 269 Rr. 19.) 

Ihr Einwand, daß die Intereffenten zu dem 
Zermin unter der Verwarnung vorgeladen feien, 
daß die Ausbleibenden ſich den Beichlüffen ber 
Erichienenen unterwerfen müßten, tft hinfällig, da 
nur ben außbleibenden Mitgliedern der einzelnen 
zur Schule gehörigen Gemeinden dieſe Berwarnung 
geftellt, das Ausbleiben ganzer Gemeinden ober 
der Gutsherren dagegen mit ber folge bedroht 
worden tft, daß gegen fie nad; den Vorſchriften 
der Schulorbnung würde verfahren werben, welcher 
Verwarnung gemäß eben der im $ 40 der Schul- 
ordnung vorgeſchriebene Bertheilungsmaßftab zur 


Anwendung fommen mußte. *) 
Ihrem Antrage kann daher feine Folge gegeben 


Berlin, den 22. April 1864. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 


leber R. und Genofien zu ©. 


Be 
— —— Preußen). 
5. 


(Fortfegung von Ar. 8 unten.) 

Abſchrift bes Vorftehenden erhält die Königliche 
Regierung zur Keuntnißnahme auf den Bericht 
vone 23. September d. J. mit dem Bemerten, 
daß es in age Grade zweifelhaft erfcheint, ob 
der Beſchluß, welcher zur Verhandiung vom 
29. Januar d. J. von den im Termine erjchie- 
nenen einzelnen Mitgliedern der betheiligten Ge— 
meinden mit Stimmenmehrheit der Einzelnen ges 
faßt worden ift, den Antheil der einzelnen zur 
Schule in N. gewwiefenen Gemeinden in Abweichung 
von ber Vorſchrift bes 8 40 der Brovinzial-Sähul- 
ordnung vom 11. December 1845 nicht nad ber 
Zahl der Haudhaltungen, fondern nad) dem Ver—⸗ 
haliniſſe der directen Staatsfteuern zu beftimmen, 
für die — ne Gemeinden felbjt rechtsverbind⸗ 
lich ift. Korrelter Weiſe wäre eine Wbänderung 
des durch das Geſetz beftimmten Mafftabes für 


*) of. unten 9 Mi Rr. 2a. 


die Feſtſetzung ber Antheile ber einzelnen bethei⸗ 
ligten @emeinden nur durch einen von biefen 
Gemeinden ſelbſt bezw. ihren legitimirten Ver— 
tretern unter einander vor oder im Verhandlungs⸗ 
termine gefchlofjenen feitend ber Königlichen Re— 
gierung von Auffihtswegen genehmigten Vertrag 
herbeizuführen geweſen. 

Vorftehende Bemerkungen wolle die Königliche 
Regierung für die Solge wohl beachten. In Rüd- 
fit darauf, daß die Vertheilung der Schulunter- 
haitungskoſten unter den einzelnen Gemeinden 
nad dem Verhältniſſe der directen Staatäfteuern 
der Billigfeit mehr entſpricht, al3 die Vertheilung 
nad) der Zahl der Haußhaltungen, will ich davon 
abfehen, eine Abänderung der Schulmatrifel und 
der in berjelben getroffenen, rechtlich anfechtbaren 
Beftfegungen anzuordnen. Es mag vielmehr ab⸗ 
gewartet werben, ob jeiten8 der einen oder der 
anderen der betheiligten Gemeinden ſelbſt auf 
Grund bes & 77 Nr. 1 des Buftändigfeitsgejeges*) 
Klage im Verwaltungsitreitverfahren erhoben wird. 

Sollte diefer Fall eintreten, fo ift mir darüber 
unter Einreijung einer Abſchrift der Klage An- 
seige zu erftatten. 

erlin, den 23. October 1880. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Buttlamer. 


An 
2 ee 


6. Schulgemeinden als felbftändige jnriſtiſche 
Berfonen eriftiren im Geitungske & ber Schul⸗ 
ordnung vom 11. December 1845 für die Provinz 
Preußen nidt. 
Berlin, den 7. November 1881. 

Dabei made ich, was den in dem Bericht vom 
— wiederholt gebraudten Ausdrud „Schulge- 
meinde” betrifft, darauf aufmerffam, daß, obwohl 
der gedadhte Ausdruck in der Schulordnung vom 
11. December 1845 an zwei Stellen ($ 45 Nr. 2 
und $ 54) vorkommt, die gedachte, auf bem Com- 
munalprincip beruhende Schulorbnung doch Schuls 
jocietäten oder Schulgemeinden im landrechtlichen 
Sinne nit fennt. Indem ich diejerhalb 9 das 
in dem Erlafje vom 19. April 1862 ee ©. 
284)**) und in dem Erfenntnifje des Königlichen 
Dberverwaltungögerichtes vom 21. Yebraar 1 
C.:8l. ©. 686 u insbejondere ©. 691, —2 

emerkte — empfehle ich der Königlichen 
Negierung, in Verfügungen und Berichten den 
Ausdrud: „Schulgemeinde“, welcher in den $$ 45 
und 54 der Schulordbnung in einem befonderen, 
mit der allgemein gebräudlihen Bedeutung dieſes 
Wortes nicht übereinftimmenden Sinne gebraucht 
ift, zu vermeiden. 

Den ftreitigen Schulbau betreffend, fo lann ein⸗ 
tretenden Falles zwar der Schule, als einem felb- 
ftändigen Rechtsfubject, gemäß $ 37 Nr. 3 der 
Schulordnung von Amtswegen ein Mandatar be- 
ftellt werden, nicht aber der „Schulgemeinbe“, weil 
eine ſolche im Geltungsbereiche der Schulorbnung 
vom 11. December 1845 als juriftifhe Berfon, 


*) Jept 848 des @ef. v. 1. Auguſt 1883 (oben $d Anh. 1) 
of. u — au 20. 

®*) Bor t. 

en 


Säneiber und von Bremen. Preußiſches Bollsfhulmeien. IL. Bd. 5 


66 Die politiihen Gemeinden als Schulverbände bezw. als Theil derfelben. 8 251. Ar. 7. 


welche im Proceſſe oder im Bermwaltungsftreit- 
verfahren vertreten werben könnte, überhaupt nicht 
befteht.*) 

Mebrigens hat e8 den Anſchein, als handle es 
ih nicht bloß um eine Weigerung des Schulvor- 
tanded, die Rechte der Schule im Verwaltungs- 
treitverfahren gegen bie Gutsherren zu vertreten, 
jondern als beitritten die zur Schule in N. ge= 
hörigen Gemeinden jelbft die Nothwendigkeit des 
von ber Königlichen Regierung geforderten Schul- 
baue3, und damit zugleich ihre Kerpmi tung, zu 
den Bautoften beizutragen, indem ihr Verlangen 
darauf gerichtet ift, die Schule in N. überhaupt 
wieder aufzuheben und fie wiederum den Schulen 
in €. und bezw. in P. zuzumeifen. Inſoweit 
dies zutrifft, würde der Fall eines Streites über 
den Schulbau zwiſchen den zum Bau der Schule 
Verpflichteten und der Schulaufſichtsbehörde vor⸗ 
liegen [und demgemäß die Königliche Regierung 
jelbft gemäß 8 78 des Buftänbigleitögefeges vom 
26. Juli 1876 die Rolle des Klägers in dem Ber: 
waltungäftreitverfahren zu übernehmen haben.]**) 

U. Dia. 17672. 


7. Vertretung ber Gemeinde im Verwaltungs« 
ſtreitverfahren durch den Ortsvorſteher, der Au⸗ 
wohner anf getöberztihem Bormwertölande durch 
ben Beſitzer des Gutes — ben Grundherren. — 


In der Berwaltungsftreitfache des Lehrers J. 
u 2., Beklagten und Revifionsklägers, ſowie ber 

öniglicien egierung, Wbtheilung für Kirchen⸗ 
und Schulwefen, zu Gumbinnen, Mitbellagten 


wiber 
die Gemeinden Klein-W., Mittel-W., Groß-K., 
KleinK. und Neu⸗W., ſowie den Gutsbeſitzer W. 
u St., Kläger und Reviſionsbeklagte, hat das 
önigliche Ober-Berwaltungsgericht, Erſter Senat, 
in feiner Sitzung vom 8. Januar 1879 für Recht 
erkannt, 
daß auf die Mevifion des mitbellagten Lehrers 
u 2. die Entſcheidung des Königlichen Bezirks⸗ 
erwaltungsgerichteszu Bumbinnen vom 13. Juli 
1878 zu beftätigen, der Werth des Streitgegen- 
Standes auf 945 Markt 87 Pfennige feitzufegen, 
bie baaren Auslagen des Verfahrens dem Kläger 
und der mitbeflagten Königlichen Regierung, 
für die Revifionsinftanz dem Reviſionskläger 
zur Laſt zu legen, im Webrigen aber die Koſten 
biefer gr | außer Anjag zu laſſen. 
on Rechts Wegen. 
Die Wirthe 


©. und AI. zu Klein-®., 8. und M, zu Mittel- 
®., €. und 8. zu Groß-K., Sch. und T. zu 
Kllein-R., MI. und Km. zu Neu-W. — von 
denen Kl., M., E, Sch. und MI. Gemeinde: 
vorfteher der genannten Gemeinden find, wähe 
rend aus ben Acten nicht erhellt, ob und wel 
amtlihe Stellung ©., K., B., T., und Kw. in 
ihren Gemeinden einnehmen, 
unb der &utöbefiger W. zu St. vertreten durch 
den mit Vollmachi von ihnen verfehenen Rechts 
anwalt P. zu 3. Hagten unterm 3. April 1877 
gegen ben derzeitigen Lehrer 3. und die Schul- 


*) of. 5 319 Rr 2. 
”) cf. n 8 47 bes ef. v. 1. Aug. 1883, (oben $ 5 Anh. I.) 


und unten $ Rr. 12 fi. 


ftelle zu 2, vertreten durch die Königliche ee 

rung, Abtheilung II, zu Gumbinnen als Aufe 

ichtöbehörde, bei dem Kreisausſchuſſe des Kreifes 
fterburg mit dem Untrage: 
zu erfennen, daß bei Fehttenun des Eintom- 
mens ber Lehrerjtelle zu 8. der Werth bes von 
der Schulfocietät zu gemwährenden Strohes 
(2 Schod 55 Bund) auf 58 Mark 67 Pfennig 
und der Reinertrag ber Ländereien derſelben 
(3,3300 ha.) auf Mart 93 Pfennige feit- 
A und den Beklagten bie Koſten bed Ver- 
h rens zur Laft zu legen. 

Der Kreisausihuß erfannte mittelft Entſcheidung 

vom 5. Junt 1877: 
daß bei Bereämung des Einkommens der Schul- 
ftelle 2. aus dem Ertrage de Landes ber Werth 
des Strohes mit 20 Mark für das Schod in 
Antehnung zu bringen und der Schulvecek vom 
22. Mai 1876 —— abzuändern, 
Kläger aber mit ihren weitergehenden Anträgen 
abzumweifen. 

Als bierauf die Kläger gegen dieſe Entſcheidung 

Berufung einlegten, befäkoh das Königlihe Be⸗ 

zirks⸗Verwaltungsgericht zu Gumbinnen zunächſt 

auf mündliche Verhandlung am 24. November 1877 
den Klägern aufzugeben, binnen einer Präcluſiv⸗ 
frift von 3 Monaten durch VBeibringung eines 
legalen Bejchluffes der Schulfocietät £. den Nach⸗ 
weis zu führen, daß fie zur Führung des Pro- 
ceſſes Namens der Schulfocietät Tegitimirt 


eien. 

& Folge deffen wurden auf Anorbnung bes 
Landraihes ſämmtliche „itimmberechtigte Haus- 
vätermitglieder” — wie es in ben gleich— 
lautenden Verfü lungen vom 23. Januar 1878 
beißt — der verichtebenen zum Schulverbande ger 
hörenden Landgemeinden unb ber —e— 
®. für den jelbjtändigen Gutsbezirk St. al ſtimm⸗ 
berechtigte Mitglieder der Schulfocietät 2. vor⸗ 

eladben und von den Erſchienenen wurde in der 

erhandlung vom 4. Februar 1878 den bisherigen 
Klägern, unter Gutheißung der von ihnen ab- 
gegebenen Erklärungen, zur Fortführung des Streit- 
verjahrend Vollmacht mit der Ermädtigung er⸗ 
theilt, aus ihrer Mitte fich einen befonderen Ver⸗ 
treter & beftellen, al3 welcher denn auch der Be— 
figer ©. zn Kleiu-W. bevollmächtigt wurde. Der 
Beſchluß wurde den von den im Termine am 
24. November 1377 en Einfaffen von 
Klein⸗W., Mittel-W., Groß K., Klein⸗K. und Neu- 
W. und dem Gutsbeſiher W. zu St. einſtimmig 
gefaßt, während bie Einſaſſen von L. ihrerſeits 
einftimmig erklärten, daß fie von dem Proceſſe 
nichts wiflen wollten, meil fie fein Intereſſe bei 
demfelben hätten. 

Nachdem Hierauf am 27. April 1878 mit den 
Parteien anderweit mündlich verhandelt und dem 
in dieſem Termine gefaßten_ferneren Beſchluſſe 

emäß über den Ertrag der Schulländereien vom 

istaxator Lackner eine Abſchätzung vorgenom= 
men worden war, entſchied das Bezirks-Verwal⸗ 
ae unterm 13. Juli 1878 
aß 2c. 
Es war, wie gejchehen, zu erfennen. 

Die Schulordnung für die Provinz Preußen 

vom 11. December 1845 (Gef.-Samml. 1846 ©. 1) 
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kennt die landrechtliche, von den zur Schule ges 
wiefenen Hauspätern gebildete Schuljocietät nicht. 
Sie legt die Unterhaltung der Schule nicht einer 
folchen Societät, fondern den zur Schule gehörigen 
Gemeinden und Ortſchaften (@utöbezirken) auf 
und beftimmt den Antheil diejer politifchen Kör⸗ 
perſchaften an der Unterhaltungslajt (88 39, 40 
a. a. O. 


Bei Feſtſtellung des Geldwerthes der Naturalien 
und des Ertrages ber Ländereien zum Bwede der 
Regnlirung deö Einfommens des Elementarlehrerd 
find daher die Beteiligten die einzelnen Gemein: 
den und Drtichaften einerjeits und die Schulftelle 
reſp. der Lehrer andererjeits. Die Anwohner auf 
gutsherrlihem Vorwerkslande hat nach den 88 55 
fi. der Schulorduung der Beſiher des Gutes — 
der Grundherr — zu vertreten. Zur Bertretum; 
der Gemeinde im Verwaltungsſtreitverfahren iſi 
nad) $ 43 des Gefeges vom 3. Juli 1875 (Gel.- 
Samml. ©. 375)*) der Gemeindevorſteher berech⸗ 
tigt. Wenn daher die obengenannten fünf Ge 
meindevorftcher und der Be des Gutes St. 
die Entjcheidung des Kreisausichufies des Kreijes 
Infterburg in der vorliegenden Sache anriefen, 
fo waren die @emeindevorfteher Namens ihrer 
Gemeinden, der Gutsbeſitzer von St. aus eigenem 
Rechte Hierzu wohl befugt. Daß fie fi der Firma 
„Schuifocietät“ bedienten, eine Bezeichnung, welche, 
jelbft wenn dadurch die zur Schule gehörigen Ge— 
meinden und Ortichaften mit einem Gejammt- 
namen bezeichnet werben follten, eine unrichtige 
war, da die Gemeinde 2. dem Antrage nicht bei- 
getreten war, konnte ala erheblich nicht angeſehen 
werden und ber erfte Richter hätte daher als 
Magende Partei nicht bie Schulfocietät, fondern die 
Gemeinden Mein-®., Mittel-B., Groß⸗K., Klein- 
8. und Neu. und den Befiger des Gutes St, 
nennen jollen. 

Der Berufungsrichter ift bet jeinen Maßnahmen 
behufs Berichtigung de3 Legitimationspunftes an⸗ 
keinen durch bie dießfeitige Entſcheidung vom 
19. September 1876 (Entfcheidungen des Ober:Ber- 
walt erichtes Bd. I. S. 166%*) geleitet wor⸗ 
den, bat jedoch babei überfehen, daß biefe 
Entſcheidung die landrechtlichen Beitimmungen zu 
&runde Iegt und in berfelben überdies außbrüd- 
lich bemerkt wird, daß die ausgejprochenen Grund⸗ 
fäge nur ba zur Anwendung kämen, wo nicht 
Brovinzialgefege ein Anderes beftimmten. Dies 
ift, wie ol gezeigt, im ber Provinz Preußen, 
ber Zal. Wenn nun aber in der Verhandlung 
vom 4. Februar 1878 ſämmtlich erfchienene Eins 
fafien der Gemeinden Mein-W., Mittel-®., Groß- 
8, Mein. und Neu⸗W. einftimmig ihre 
Gemeindevorfteher und bie fünf ald Kläger 
mitaufgetretenen Gemeindemitglieder nebſt dem 
Befiper ded Gutes St. zur Führung des Proceſſes 
ermädhtigten und es baher bebeutungslos ift, felbft 
wenn nicht in der Gemeinde fimmfäbige Berjonen 
mitgeftinmt haben follten, fo kann die Legitimation 
der für die fünf genannten Gemeinden und das 
Gut St. als Kläger Aufgetretenen als geführt an- 
genommen werben. Diefe Gemeinden und ber 


®) Jept 8.73 bes Geſ. ©. 30. Juli 1883 (unten $ 302. IT). 
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Beſitzer des Gutes St. waren demnach ald Kläger 
zu bezeichnen, wodurch gteicheitig Kar jeftellt wird, 
daß die Gemeinde 2. an dem Rechtsitreite keinen 
Antheil nimmt. 


rc. 
Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen 
Ober⸗Verwaltungsgerichtes und der verordneien 

Unterſchrift. 
(L. 8.) Perſius. 


8. Bertheilnug der Schuluuterhaltuugskoſten im 

Geltungögebiete der Provinzial⸗Schulorduung vom 

11. December 1845 unter bie zur Schule 2 

börigen Gemeinden zc. peihluhlefiung ber Gc⸗ 

meinden wegen Erſetzung des geſetzlichen Ber⸗ 
theilnugsnaßſtabes durch einen andern unter 

Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Berlin, den 23. October 1880. 

Dem in der Vorftellung vom 9. Auguit d. J. 
von Ihnen und einigen anderen Grundbefigern 
aus der Gemeinde N. geftellten Antrage, anzu= 
ordnen, daß über die Einrichtung der Ner 
Schule, fowie über die Bertheilung der Koften ein 
neuer Beichluß gefaßt und dem entſprechend der 
Receß, d. H. die Schulmatritel geändert werde, 
kann ih mid nicht veranlaßt finden, zu ent- 
ſprechen. 

Die Errichtung einer neuen Schule in N, 
unter Zumweifung ber Ortfchaften N. N. zu ber 
neuen Schule anzuordnen, war bie Königliche 
Regierung zu N. auf Grund des $ 18 k. ber 
SerHäftshnfauction für die Regierungen vom 23. 
Dctober 1817 und des $ 54 der Propinzial- 
Schulordnung vom 11. December 1845 bereditigt. 
Sie Hat diefe Anordnung erſt getroffen, nachdem 
fie zuvor die Mitglieder der betgeiligten Gemein- 
den gehört, welche, fomweit fie in dem Berhand- 
Iungstermine am 29. Januar d. 9. erſchienen 
find, mit großer Majorität ihre Zuftimmung zu 
dem bezüglihen Schuleinrihtungsplane erklärt 
wie: Dies ift u. A. insbejondere auch von 

eiten eined Mitunterzeichner® der Vorſtellung 
vom 9. Auguft d. J., des Schöffen und Grund- 
befigers N. geichehen. Im Uebrigen aber würde 
e3 auch der Zuftimmung der betheiligten Gemein- 
den zur Einrichtung bes neuen Schulverbandes 
überhaupt nicht bedurft haben, weil dieſe Ein- 
richtung dem Schulintereffe entiprechenb war und 
die örtlichen Umftände diefelbe nöthig machten. 
Die Gründe, welde die Königliche Regierung zu 
der Anordnung der Errichtung der neuen Schule 
beftimmt haben, find von mir utzeffenb befunden und 
durh die Anführungen Ihrer Borftelung nicht 
widerlegt worden. Es muß deshalb bei der dies⸗ 
fälligen Anordnung fein Bewenden behalten. 

Zu einer Beſchwerde darüber, daß der Antheil 
der einzelnen zu der neuen Schule gehörigen Ge- 
meinden an den often ber linterhaltung derfelben 
nicht entſprechend der gefeglichen Regel ($ 40 ber 
Provinzial-Schulordnung vom 11. Dezember AR 
nad der Zahl der Haushaltungen, jondern na 
dem Verhältniffe der directen Staatsſteuern feſt⸗ 
gefeßt worden, können Sie und die Mitunter- 
zeihner der Vorftellung vom 9. Auguft d. 3. als 
einzelne Mitglieder einer ber betheiligten Gemein⸗ 
den nicht fürlegitimirt erachtet werden. Die Verpflich⸗ 
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tung zur Mufbringung der Mittel zur lUnters 
haltung der Schule liegt den Ortögemeinden und 
den ſonſt zur Schule gehörigen Ortichaften ob. 
Es würden beöhalb event. nur dieſe Gemeinden 
elbſt Te egltimirt fein, bezüglich der gedachten Feſt⸗ 

jegung Beſchwerde zu führen ober, jo Poieit zit ® wiſchen 
hnen ſelbſt über die Verpflichtung zur Leiſtung 
von Schulbeiträgen nach der von der Königlichen 
Regierung ee getroffenen Seftfegung Shreit 
entitände, einen ſolchen Streit unter einander im 
Wege bed Verwaltungsftreitverfahrens gemäß 8 77 
Nr. 1 des nftänbigteitägefenen vom 26. Juli 
1880*) zum Austrage zu Eingen 

Ihnen dagegen und den übrigen Unterzeichnern 
ber Borftellung vom 9. Auguft d. 3. als einzelnen 
Mitgliedern der Gemeinde N. kann, wenn Sie 
Ihre Verpflihtung oder Beranlagung zu den Ge- 
meindelajten in infomweit folde aus Anlaß 
der Feſtſetzung erhoben werden, welche die König- 
liche Regierung in Betreff des von dem betheiligten 
Gemeinden supabeingenden Antheiles an den Schuls 
unterhaltungstoften getroffen hat, beftreiten, nur 
überlaffen bleiben, bei dem Gemeindevorſteher zu 
reclamiren und gegen den von demſelben hierüber 
u ertheilenden ei, wenn berjelbe ablehnend 
tt, gemäß 84 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
26. Juli 1876 innerhalb 21 Tagen bei dem Kreiß« 
eusfähfie Klage zu erheben.*) 

Bon diefem ale — Sie den übrigen 

Unterzeichnern der Vorſtellung vom 9. Auguſt d. J. 
Kenniniß geben. (ef. Fortj. Rr. 6.) 


den Grunbbe| Herm N. zu N. 


—E ſwrgen 


Stellung der Gutsherrfhaft*) im 
Schulverband. 


8 252. voransſetzung, Natur und Anf- 
N der gutsherrlichen Rechte. 


Bereinigung der Güter, €: 
eis Räbtirge Santen, —E 

1. € v. 31. Jan. 1876 und 25. Mai 1864 betr. 
bie Niteriftenz eines befondern Schul— 
patronats nad bem U. 2:8. of. 8 319 Ar. 3 
und unten Rr. 7b, 8, Nr. 24b, ſowie Erf, bes 
Obertrib. v. 6. Oct. 1854 (Gtriethorft, Bo. 15 
©. 79). 

2. €. v. 27. Rov. 1872 und 28. Sehr. 1881 betr. 
ben Kortbeftand ber gutäherrlihen Rechte und 
Pfligten nad ber Berfaffungdurkunde und 
ihre Unabhängigkeit von bem Beſitz ber 
Gerichtsbarkeit, of. Ar. 3, 4, 6, 7, 8, 9, 
10, 18, $ 2588 Wr. 4b und $ 273 Rr. 1, 2, 
aa Rr. 1, db, 8 276 Ar. 1, 2 und 8 277 

T& 

3. €. v. 6. Fehr. 1865 bedgl. 

4. €. v. 30, April 1860 besgl. und betr. bie An- 
nahme einer Gutöherrlikeit mit Rückſicht auf 





ya 518 umD 48 eb Gef, u. 1. Hugaf 1898 (en 5 6 
Anh. I) of. aud $ 302 Rr. 20, 2d. 
**) of. wegen der Gtandesheren 6 160, IV u. unten Rr. 24b. 


Vorausfegung, Natur und Aufhebung der gutöherrlicden Rechte. 


$ 252. 


bie Sefammtheit ber dem Gut verlichenen Bedhte 
insbefonbere bie Stellung bes Bejigers zu 
den bauerlichen Wirthen nah ber früheren 
Verfafiung (vgl. besgl. Entſch. des O.⸗B.⸗G. v. 
19. Juni 1878 Bo. IV. ©. 178 ff) 

5. €. v. 30. Wpril 1860 und 16. Mai 1870 betr. 
ben Ausſchluß einer Begründung ber Gutäherr- 
lichteit durch bie Rittergutsqualität (of. Entid. 
ve O.⸗B.⸗G. Ob. IV ©. 173 ff.) und unten Rr. 
9 und 24b. 

68. €. v. 25. Jan. 1866 und b) v. 26. Rev. 1862 
beir. ben Befig ber polizeiobrigkeitligen Ge⸗— 
malt als Beiden ber Gutäherrliggkeit, of. Ext. bes 
D.8.:, v. 31. Oct, 1885 unten 8 310 Rr. 210 
Anm, 

6c. €. v. 12. Wär, 1861 betr, bie gkeit 
ber Gutöherrliteit von dem Befig von Grund 
und Boden. 

7. Ert. des Obertrib. v. 27. Oct. 1862 und €. v. 
d. Mal 1865 betr. den Musihluß ber landrecht 
Uden Vorfäriften über bie Gutsherrlidzleit in dem 
Herzogtum Weftfalen und Begründung eines 
beſondern Schulpatronatz burch Herkommen (gegen- 
über dem allgemeinen Recht der dortigen Gemeinden 
bezw. Scäulvorftände zur Wahl der Lehrer — cf. 
$ 160 Rr. 15 —). 

70. Ext, des D.:8.8. v. 26. März 1884 betr. bie 
Geltung de A. 2-8. in ben ehemals weſtfliſchen 
Thellen ber Provinz Sachſen — cl. $ 262 
Ruh. IV. — 

8. Erk. des Obertrib. v. 14. Juli 1865 betr. bie 
Eriſtenz der landrechtlichen Gutsherrlihleit in ber 
Provinz Poſen, Unabhängigkeit von ber Ges 
richtaherriichteit, Wirkfamfeit nur in Bezug auf bie 
Säule in bemjenigen Bezirk, über welche fi bie 
Gutöherrligteit erftredt. of. 8 260 Rr. 1 sub IV 
und 8 273 Rr. 22—o, 3b, 

9. €. v. 20. Gept. 1884 betr. bie Annahme einer 
Guttherrlichteit in ber Provinz Poſen nur bei 
Rittergütern. (Behandlung bei :Dismembrationen.) 

10. @. v. 19. Der. 1861 betr. bie Identität des Schul⸗ 
patronats und ber Guttherrlichteit in ber Provinz 
Preupen. cf. oben Rr. 4 und 8 277 Rr. 6. 

11. & v. 31. Juli 1860 beigl, unb beir. bie Möge 
liteit ber berfömmlichen Begründung eingelner in 
ber Regel mit bem Schulpatromat verbumbenen Rechte 
für einzelne Landbefiger, ohne daß biefelben Patrone 
werben, Behandlung patronatfreier Schulen. 

12. €. v. 21. Aug. 1860 betr, bie Behandlung 
der Patronatöverhältniffe bei Parcellis 
rungen. 

— Der &. bezieht fi zunädit auf bad Kirchen⸗ 
patronat, ſcheint aber auch bei ber Gutsherrlichkeit 
früßer im Uebereinftimmung mit ber Anfiht ber 
Gerichte analog angewendet zu fein (— of. unten 
Rr. 138, b), dagegen ſpricht indeß ber neuere Eriaß 
Nr. 15a, welder ber Anwenbbarkeit ber Geſehye 
vom 3. Jan. 1845 bezw. 25. Wuguft 1876 nicht 
gebentt. — cl. au $ 283 Rr. 1, db, 8 303 
Rr. 14 ff, $ 314 Anh. X, 

13. €. v. 29. Rov. 1864 betr. bie Vehanblung ber 
gutäßerrlicen Redyte und Laften bei Parcellirungen. 

13b. €. v. 20, Febr. 1872 betr. bie Unguläffigteit 
einer Laftenvertheilung bei theilweiſer Verpachtung. 

14. &, v. 6. Februar 1865 und 4. Dec. 1865 betr, 
die Nothwendigkeit eines befondern Abkommens mit 
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ber Schulgemeinbe über bie Thellung ber gutäherr- 
lichen Laften bei Parcellirungen. 
(Beide 6, find gleichlautend, baher nur baB letztre 


abgebrudt.) 
@. vo. 15. Oct, 1864 betr. bie Unzuläffigkeit ber 
Beihräntung ber guts herrlichen Laſten auf einen 
Zeil des Gutes bei Veräußerungen ohne Gimwilli: 
gung ber Gejulgemeinbe. 
€. v. 12. Sau. 1884 betr. bie Verteilung ber 
Kofen nad völliger Parcelirung des Gutes. 

©. 2. Juli 1869 betr. bas Antpeilsverhäftnig 
— Guttherrn an ben gutsherrlichen Ver⸗ 

it 


pflichtungen. 

€. ». 27. Jan. 1868 betr. bie Einſiußloſigkeit ber. 

Bereinigung mehrerer Güter in Einer Hand 
Dezug auf bie Saften jebeb Cinzelnen, fofern 

nicht gleichzeitig eine Bereinigung im Grunbbude 

attfinbet. 


15. 
158. 
16. € 


17. 


# 


18. ©. v. 19. Oct. 1866 besgl. 
19. €. v. 1. Juli 1865 betr. bie Behanblung mehrerer 
tm Grundbuch vereinigter Güter als ein Ganzes 


in Begug, euf bie guitßerrlißen Laßen, fojern nit 


ef. Ert. des Obertrib. v. 5. Juni 1863 
276 Rr. 2 und ebenda Rr. 6. 
v. 11. Mei 1865 besgl, und fofern nicht ber 
dos nöthige — — enthaltende Wald ſpeciell 
—* ber Güter 
7. San. 1862 
. 26. Mai 1866 betr. ben Uebergang ber 
guisßerrlißen Redite unb Pflichten auf den Erb⸗ 
pädter eines Gutes bei bes Ober: 
Gigenthums. cf. oben Rr. 6 b und Ext. bes Obertrib. 
». 14. Mat 1860 8 277 Rr. 2 ſowie 8 274 
Nr. 3 und Entſch. des D.:8.:0. Bb. IV ©, 178 ff. 
fowie Erk. deſſ. v. 31. Oct. 1885 8 310 Rr. 210 


21. 
22. 


eng ” 


Anmerkung. 
€. v. 10. Mat 1864 betr. ben Ausſchluß guts⸗ 
herrlicher Weite bei ftäbtifgen Säulen im 


248, €. ». 7. Jan. 1860 begl. bei Mebiatftäbten in 
Bofen. 
24b. Erf. des O.⸗B.-G. v. 16. Mai 1885 besgl. bei 


la. mein eines — Schulpatrouats 
und dem Allgemeinen Ar 
35 taun — —S * —— —* 
ung zu 
die —E Säule —— fie ungereı 


Aa H 
nicht erachten. Ins! iſt Ihre Fe 
pflicht auch dann un ausgeſ⸗ en, wenn bie 

eichnete Schule a ana und 
Sie Ritpatron der Pfarrli Land⸗ 
recht kennt ein beſonderes en nicht 
—e— a ale ch im = 
ge aufgejte e auch im vor⸗ 

Fall zur hen wendung zu bringen find. 


Richt dem Patron der Kirche fondern nur dem 
Guisherrn deö Ortes, wo die Schule fich befindet, 


8 252. Nr. 182. 69 


find befondere Pflichten und Laften auferlegt, und 

nur, wenn das legterwähnte Verhältniß vorliegt, 

teitt für den Gutöheren eine Befreiung von den 

Zaften ein, welche den Mitgliedern der Schul- 

gemeinde hinſichtlich der Schulunterhaltung obs 
en. 

8 U. II. 14627. 


1b. Patronatö- und gutöherrliches Verhältuiß. 


Das Dominium L. verlangt von der ihm aufs 
erlegten unentgeltlihen —— des Bauholzes 
entbunden zu werden, weil es weder Patron 
der genannien Schule ſei, noch 2) a in bau= 
use Beziehung für diefelbe etwas gethan habe. 

Der erite Einwand ift ganz hinfällig, h die ne 
zur Lieferung der Baumaterialien nad) 8 36 

jemeinen Landrechts II 12 nicht durch das be 

ndrecht überhaupt nicht bekannte Schulpatronat, 
fondern durch Eigenſchaft als Gutsherrfchaft des 
Schulortes bedingt wird. Uebrigens ift aus dem 
gleichen Grunde das recurrirende Dominium bes 
Se durch die Entiheidung vom 3. Juni 1844 
zu Baumaterialienlieferungen für das katholiſche 
Schulhaus zu 2. re worden. 

Berlin, den 25. Mai 


2a. Fortdauer ber herrlichen Rechte nud 
Pflichten nach A Berfafiungsurtunde. 
Berlin, den 27. November 1872. 
Die Unnahme des vecurrirenden Mesiftrats u 
N., als jet durch das Geſetz vom 2. März 1850 
Sei. Samml. ©. 77 — die Gutsherrlichkeit 
im Sinne bes Titel3 12 II des Allgemeinen 


Lundrechts in specie bes $ 36 ibid. aufgehoben, 
ift eine trrige, welde die conftante Pracis ber 
Gerichte wie ber Verwaltungsbehörden gegen ſich 
Eee — cf. unter Anderem das Obertribunal3-Er- 
enntniß vom 5. Juni 1863, Eentralblatt de 1864 

Der Winter der 5 iſtlichen 2c. % heit 
er Miniſter gel x. Ungelegenheiten. 

I Vertretung: Ahenbad. 

u el 


2b. 


Berlin, den 28. Februar 1881. 

Dem Schulvorftand erwidere ich, daß der Befit 
der Gerichtsbarkeit ns Debingung für die An- 
wendbarkeit der 88 22, 31, 33 und 36 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Leandrecht iſt. Nach der 
Ausführung des ee Obertribunal3 in 
dem Urtheil vom 4. September 1850 — Ent- 
r | fSeldung Band 20 ©. 385 — iſt hierbei an das 
gutäherrliche Berhältniß gedacht und der Audruck 
„Gerichtöobrigkeit" nur als eine allgemeine Be⸗ 
£ eihnung gewählt worben, welche bie verſchiedenen 
ten von Gutsherrlichkeiten, ftädtifche wie länd⸗ 
liche, in fi) begriff. Das gutsherrliche Ver hält⸗ 
niß und bie auf dieſes —— gutöherlichen 
Rechte und Pflichten find auch durch die neuere 
Gefeggebung keineswegs vollftänbig befeitigt, ins⸗ 
befondere auf dem @ebiete des Schulweſens nicht 
aufgehoben worden. Das Recht zur Beſetzung 
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der qu. Lehrerftelle fteht aljo zweifellos dem zc. N. 
als Gutsherrn des Schulortes zu und geht, wenn 
diefer jenes Recht nicht ausübt, auf bie Schul- 
aufſichtsbehörde über. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Uuftrage: de la Eroir. 
An 
nn, ” 
8. Fortdauer der Gutsherrſchaft über Säulen 
nad Befeitigung der Patrimonialgerichtäbarteit. 


Auf den Bericht der Königlichen Nreglerung vom 
4. v. M. erfläre ich mich damit einverftanden, 
daß die durd bie neuere Seiebarbung berbeige: 
führte Sefeitigung ber Patrimonialgerichisbarkeit 
keinen Grund abgeben kann, um ben Ritter— 
gütern N. und N. das bisher von ihnen alternirend 
geübte Beſetzungsrecht bei der Schule in N. zu 


entziehen. 
Berlin den 6. Februar 1865. 


Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
bie Brigugr Regierung zu R. 
48 der Gut! , Berhältni 
 Simerigen Biken 5 


Die Königlihe Regierung geht in dem Bericht 
vom 20. April v. J. die evangelifche Schule zu 
©. betreffend, von der Anficht aus, daß Gutsherr 
im Sinne der Schulordbnung vom 11. December 
1845 nur derjenige fei, welchem nad) der früheren 
Verfaſſung die Batrimonialgerichtöbarteit zuftand. 
Diefe Aufaffung kann ich nicht tHeilen. 

Gutsherr und Gerichtsherr find nicht gleichbe- 
deutende Begriffe, wie bie aus ben dr fi. 
Titel 7, den 88 23 ff., 88 116, 117 Titel 17 
Theil II Allgemeinen Landrechts erhellt. Die 
Gerichtsherrlichkeit ift fein Effentiale der Gutd- 
herrlichkeit. Es Haben daher vielfah mit guts⸗ 
herrlichen Rechten ausgeftattete Güter beftanden, 
denen bie Gerichtsbarkelt nicht gebührte. Nament- 
lich ift dies in der ein Preußen der Fall 
gewejen, wo bie Gerichtäbarkeit urjprünglid allein 
dem deutſchen Orden zuftand und erft allmählig 
den einzelnen, keineswegs aber allen Gutsherren 
verliehen worden ift. Aus dieſen Grunden tft 
auch der Ausdruck „Gerichtäherr“, welchen ber 
erfte Entwurf zur Schulorbnung für die Provinz 
Preußen enthielt, fpäter überall in „Butöherr“ 
abgeändert worben. 

fiernach unterliegt es feinem Zweifel, daß, 
wenn einem Gut nach früherer Verfaflung die 
Patrimonialgerichtsbarkeit nicht zuftand, hieraus 
nicht gefchlofjen werben barf, daß diefem Gut auch 
die gutsherrlichen Rechte nicht gebühren. 

Ob ber Befiger eines Gutes als Gutsherr an- 
wien fei, oder nicht, fann nur aus der Ge⸗ 
ammbeit der dem Gut verlichenen Rechte be— 
urtheilt werden, da es an einem entfcheidenden, 
alle Fälle treffenden Merkmal der Gutöherrlichkeit 
fehlt. Bei den alten Gütern wird babei die 
Stellung, welche ber Befiter des Guts den bäuer- 
lihen Einſaſſen gegenüber unter der früheren 


Verfaffung einnahm, leicht erkennen laflen, ob 
derſelbe den Gutsherren beizuzählen ift, oder nicht. 
Für die durch die Veräußerung der Domänen- 
vorwerke entftandenen neuen Güter wirb die Ent- 
fcheidung der Frage in den Beräußerungsverträgen 
ſelbſt zu fuchen fein. 

Bad den vorliegenden Specialfall anbetrifft, 
fo pflihte ich jedoch der Königlichen Regierung 
darin bei, daß bie Beſitzer des ehemaligen Do- 
mänenvorwerts ©. nit als Gutsherren anzufehen 
find. Denn, ganz abgefehen von dem 8 4 bes 


Vertrages vom x —— 1812, nach welchem der 


Erwerber nur in Anſehung ber ſtändiſchen Ver⸗ 
hältniſſe in die Gategorie der Mittergutäbefiger 
treten ſoll und die Jurisdietion dem Staat vor⸗ 
behalten ift, beftimmt ber $ 8 bed Vertrages 
wörtlich: 

„Erbpächter und feine Nachfolger im Beſitz 
genießen teine Befreiung von ben gegen- 
wärtigen und zufünftigen allgemeinen Landes⸗ 
Societätd- und Communitätdlaften, fie find 
alfo beifpielaweife 2c. zu Leiftungen und Ab⸗ 
gaben verbunden, he nad) der Landes- 
und Provinzialverfafiung zur Unterhaltung 
der Kirchen und Schulen beitimmt find, ober 
beftimmt werden möchten, Namentlich über- 
nimmt ber Erpäciter guigenhe dem Beſitz an⸗ 
tlebende Laſten und Verbindlichkeiten: 

a) x. x. 

b) bie Eoncurrenz zu ben Kirchen und 
Schulbauten gleih mit den bäuerlichen 
Einfaflen des Dorfs ©. ꝛc.“ 

Dieſe An läßt e8 unzweifelhaft er= 
fcheinen, daß den Beſitzern bes ehemaligen Do- 
mänenvorwert® &. eine bevorzugte oder guts⸗ 
berrlihe Stellung zur Säule jeden Falls nicht 
gebührt, und biefel daher zur Tragung ber 
in Laſten nicht herangezogen werben 

innen. 

Die Königliche Regit 
gemäß das meiter Erforberl 


Berlin, ven 30. Wpril 1860. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 





wolle daher dem⸗ 
veranlafjen. 


us 
die Königlide Regiı zu N. 
ee Fe 


5a. Bedentung der Nittergutöqualität bie 
en ver Guikbertiheft, gur 


Em. ꝛc. theile ih auf den gefälligen Bericht 
vom 4. Februar d. 3. anliegend Abſchrift der 
Verfügung mit, welche ih an bie Königliche Re— 
gierung zu N. in Betreff ber rechtlichen —— 
der Beſiher des ehemaligen Domuͤnenvorwerks ©. 
zur Schule daſelbſt erlafien Habe. 


bemerkte dabet, daß a auf die Verleihung 
der jtändifhen Rechte der iterqutöbefißer an 
die Befiger von ©. ein entſcheidendes Gewicht 


nicht babe legen können, ba die Gutöherrlichteit 
tein Ausflug der Standſchaft ift. Demgemäß tft 
aud in den übrigen Provinzen bed Staats ſtets 
von ber Auffeffung ausgegangen worden, daß die 
Verleihung der Bittergutäqualität an und für 
ſich nicht gutsherrliche Rechte über die Schule ge- 
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währt.*) Bon diefem Grundfag für die Provinz 
Preußen abzuweichen, liegt um jo weniger eine 
Zeranlaffung vor, als die Regierung zu ©. be 
zeugt, daß in ihrem Xermaltungäbezirt bisher 
nad demjelben verfahren worben tft. 
Berlin, den 30. April 1860. 
3, Bethmann-Holl weg. 


Ei. dochw Keen, den af vie Rs 

. johlgeboren erwidere ich auf bie Vor⸗ 
ftellung vom fe Februar d. J., daß ich Ihre 
Ausführungen gesen die Verfügung der Königlichen 
Regierung zu R. vom 14. Auguft v. J. nit als 
zutreffend anerfennen lann, nur diejenigen 
Gutöherren, weile für ihre Berfon als Guts- 
obrigleit und Schulpatron der Schulgemeinde 
gegenüberftehen, des Wohnfiged im Schulbezirt 
ungeachtet als nicht zur Zahl der beitragapflichtigen 
Hauspäter gehörend anzuſehen find. Die Schul- 
unterhaltungslaft ift naı 29 12 Wlgemeinen 
Landrechts eine perjönltche Laft der im Schul⸗ 
bezirt wohnhaften Hausväter, und eine Eremtion 
davon kann deshalb wohl durch die erwähnten 
perfönlihen Eigenihaften, nicht aber durch den 
bloßen Beſitz bes Nittergutes begründet warden. 


Der Winifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 


den Herrn Rittergutsbefiper x. 
T. 10871. — 


6 ber Bol It als de 
a. Beſitz ———— Senuzeichen der 


Auf den Bericht ber Königlichen Regierung 
vom 6. Rovember v. J. und den Necurd bes 
dortigen Magiftrat® vom 20. September v. $., 
ſowie bes Beſihers des abligen Gutes C. vom 
“ee 5.3. wird dad wegen des Ermeile- 
rungsbaues be3 erg gr zu RN. erlaffene 
Reſolut vom 19. Juni v. J. mit Vorbehalt des 
NRechtsweges**) hierdurch beftätigt. 

Da unbeftrittenermaßen in dem Kämmereidorf 
N. und dem Kämmerei-Etabliffement N. dem 
Magiftrat in 8. und auf dem abligen Gut E. 
dem Befier deſſelben die polizeiobrigkeitliche Ge- 
walt zufteht, jo find beide, ber genannte Ma- 
giftrat und ber Gutsbefiger N, von der König- 
lichen Regierung mit Recht als Gutöherren im 
Simme der Schulorbnung vom 11. December 
1845 angejehen und bemgemäß auf Grund bes 

4 a. a. D. zur antbeilgen Hergabe bes 
erforberlihen Bauholzes für verbunden erachtet 
worden. 

Die vom Magiftrat in Samy genemmmen Er⸗ 
tenntniffe des Königlichen Obertribunals vom 
24. Juni 1857 und 4. September 1850 (Entſch. 
Bd. 36 ©. 149 und Bd. 20 ©. 385) & n feinen 
Anfprühen auf Freilafjung von der Holzlieferun, 
nit zur Seite, indem daß erftgedachte Erkenntni 


Fe: Eriſcheidungen bes Ober-Wermoltungsgerichts Dh. IV 
=) of. jet 5 304 Rr 12 fl. 


71 


nicht einen Fall betrifft, in weldem, wie vor- 
liegend, der Erbverpächter im Beſitz des Patronatd 
über die Schule und dos Rechts zur Berufung 
des Lehrers verblieben ift,*) die Ausführung iu 
dem leßtgebachten Ertenntniß aber, daß die Ge- 
richtsob —— kein nothwendiges Requiſit der 
Gutsherrlichkeit bildet, mithin auch Gutsherren 
vortommen, denen feine @erichtöbarkeit zufteht, 
jelbftverftändlich gegen den angefochtenen Sag Nichts 
bemeift, daß bie en „das uns 
trügticfte Mertmal der Gutsherrlichkeit ift.“ ꝛc. 
jerlin, den 25. Januar 1866. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Verireiung: Lehnert. 


bie Königliche Regierung tu K 
(ia ber Beooing Breußen). 
6h. 


Auf den Bericht vom 30. v. M. über das Re— 
cursgeſuch ber Beſitzerin ber Bitergütee ©. und 
U. wegen Ihrer Herauziegung zur ieferung des 
Bauholzes zu den Schulbauten in K. beſtätige ih 
mit Vorbehalt des Nechtsmeges**) das wer der 
Königlichen Regierung vom 28. Juni d. 3. 

Bi zum Jahre 1858 einfchlieglih war Fiscus 
alleiniger Gutsherr des Schulbezirtd K. und hat 
als folder der Verpflichtung zur Lieferung bes 
Bauholzes zu den Schulbauten in Gemäßhelt der 
Se fi. der Schulordnung vom 11. December 
1845 genügt. Im Jahre 1859 wurben jedoch die 
zum ezirt gehörigen Güter ©. und U, 
welche urſprünglich vom Fiscus in Erpacht aus⸗ 
gethan waren, zu einem ſelbſtündigen —— 
vereinigt und dieſem für die Be enpaeit der Ne 
eurrentin und deren ehelicher Discendenz bie 
Rittergutöqualität, fowie bie biöher vom Fiscus 
ausgeubte polizeiobrigfeitlihe Gewalt verliehen 
reſp, übertragen. 

Hiernad muß die Necurrentin als Gutsherrin 
im Sinne ber —— vom 41. December 
1845 angefehen werben. n wenn aud bie 
Verleihung der ftändifhen Rechte der Ritterguts⸗ 
befiger für fi allein fein entfheidended Merkmal 
für die gutsherrliche Qualität abgiebt, jo ift doch 
in dem vorliegenden Fall der Beſitzerin ausdrüd- 
lich von dem Fiscus aud) bie ortsobrigkeitliche 
Gewalt übertragen worden, fo daß nit mehr 
Fiscus ald Gutöherr von ©. und A. anzufehen, 
fondern die gutsherrliche Gewalt —— mit 
dem Beſitze dieſer Güter ſelbſt verbunden ift. Un- 
erheblich ift Hierbei, daß die Verleihung jener 
Rechte nur für die Befißzeit der Recurrentin und 
deren Descendenz erfolgt ift. 

Demnach erideinen jegt als die Gutsherren 
des Schulbzirks der Fiscus für die Amtsortſchaften, 
und die Recurrentin für bes Hittergut S.⸗A. 
Beide find daher a) den 88 44 und 47 a. a. O. 
gemeinschaftlich zur Lieferung des Schulbauholzed 
verpflichtet. 

Der Einwand der Recurrentin, daB ihr kein 
Antheil an den Patronatsrechten über die Schule 
eingeräumt, und fie deshalb auch nicht zur an- 


*) of. Entf. des Ober:Berwaltungsgerits IV ©. 173 fi. 
unb €. v. 26. Mat 1866 unten Rr. 22. 
**) of jept $ 804 Wr. 12. fi 
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theiligen Tragung ber gutsherrlichen Laften ver- 
bunden jet, ift nicht durchgreifend. In Frage 
lönnte nur kommen, ob ng der Recurrentin, 
welche jegt Mitgutsherrin des Schulbezirks ift 
und als ſolche an den gutsherrlichen Laſten gegen- 
über der Schule participirt, ein Anfpruh auf 
Theilnahme an den gutöherrlihen Rechten zug 
billigen fein möchte. Keineswegs aber kann die 
Recurrentin, weil jie bisher eine ſolche Theilnahme 
nit in Anſpruch —— hat, eine Befreiung 
von den gutäherrlihen Pflichten gegenüber der 
Schule verlangen. 

aß endlich eine die Recurrentin von der ftreitigen 
Verpflichtung befreiende Obſervanz fich bisher nicht 
at bilden können, ift in den Gründen bed Re— 
olut3 zutreffend ausgeführt. 

Der principale Antrag der Recurrentin auf 
änzliche Sreilaffung von der Bauholzlieferung if 
iernach unbegründet. (Fortf. 8 277 Rr. 7.) 

Hiernad) mußte dad Refolut überall beftätigt 
werben. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten vor: 
ſchriftsmäßig zu publiciren. 

Berlin, den 26. November 1862. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
bie Königliche u R. (im ber 
| 


Ge. Nnabhän d 18 
co. Unabh a * m berrſchaft vom 


Berlin, den 12. März 1861. 

Die katholiſche Kirche und Pfarre zu P. be- 
ziehen aus den Ortſchaften N. und M. die gutö- 
berrlichen Gefälle und üben in denjelben die gut3- 
herrlichen Rechte aus. Es unterliegt daher feinem 

weifel, daß die katholiſche Kirche und Pfarre zu 

. bie Gutsherrfhaft der genannten Ortſchaften 
ind. Die Verpflichtung des Gutsherrn des Schul- 
bezirks, die in ber —— vom 11. De- 
cember 1845 beftimmten gutsherrlichen Leiftungen 
für die Schule zu übernehmen, ift nicht durch den 
Befig von Grund und Boden in dem Schulbezirte 
bedingt. Aus dem Nichtbefig von Grundftüden 
im Schulbezirt N. kann das recurrivende Collegium 
daher feinen Einwand gegen bie unentgeltliche 
Hergabe des Schulbauholzed hernehmen. Die den 
abligen Dörfern N. und M. auferlegte landes— 
herrliche Grundfteuer verpflichtet den Fiscus nicht 
zur antheiligen Zragung ber gutsheretichen Laſten, 
da Fiscus duch die Wuferlegung der Steuern 
nicht Theilhaber der Gutsherrlichkeit geworden 
iſt. Der Antrag, den Steuerfiscus mit zur 
Tragung ber gutsherrlichen Laſten heranzuziehen, 
entbehrt daher jeder Begründung. (dortſebung cf. 
8 am 43 4.) 


7a. Herzogthum Weftfalen. 
(Ext. des Oberteib. v. 27. Oct. 1862.) 


x. 
Was ſodann die Nichtigkeitsbeſchwerde jelbft 
betrifft, ſo ift das vorige Urtheil auf zwei ſelb⸗ 
ftändige Entſcheidungsgruͤnde geftüßt. 
Der erſte Entfheidungsgrund, welcher allgemein 





die Aufhebung der Gutsherrlichkeit auß der Auf- 
hebung der Gerichts- und Schutzherrlichkeit, ber 
utöherrlihen Bolizei und obrigfeitlihen Gewalt, 
jowie anderer Hoheitsrechte und Privilegien, im 
Artikel 42 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Ja- 
nuar 4850 und daraus dann weiter die Auf- 
hebung der 88 33 und 36 Thl. II Tit. 12 All⸗ 
jemeinen Landrechts herleitet, würde allerdings 
on deshalb unhaltbar fein und wegen falſcher 
Anwendung des Artifel 42 der Berfafjungsurkunde 
richtig angegriffen fein, weil diefer Artikel 42 
durch das vom 14. April 1856 (Geſ.Samml. 
©. 353) aufgehoben und an befien Stelle ber 
Artilel 2 Dieles neuen Geſetzes getreten ift, der 
jene Aufhebung im Artikel 42 zu 1 der Ver— 
faffungsurkumde gerade nicht ausſpricht, [wie denn 
auch bekanntlich zufolge des Geſetzes, betreffend 
die ländlichen Ortsobrigleiten in den ſechs öftlichen 
Provinzen der Monarchie vom 15. April 1856 
(Geſ.⸗Samml. ©. 354), in diefen Provinzen bie 
ortsobrigkeitliche oder polizeiobrigkeitliche Gewalt 
noch beiteht.) 

Der „gebadite Entſcheidungsgrund, indem er zu 
weit greift, da e8 hier zunächſt auf die Brovinzial- 
verfaljung ankommt, lenkt nicht minder von bem 
richtigen Geſichtspunkt für die Entſcheidung ab, 
als anderfeit3 die Berufung in ber Klage auf 
eine Erörterung der Minifterien ber Juſtiz und 
der geiftlichen Ungelegenheiten in dem Reſeripte 
vom 24, April 1842 (Ergänzungen ad II 12 All⸗ 
gemeinen Landrechts 88 29—32), welches ebenfalls 
gerade nur für die öftlichen Provinzen, ausſchließlich 
auch der Provinz Weitfalen, ergangen ift. Darin 
wird nämlich außgeführt, und hierauf ift die Klage 
gegründet, — weil naı 33 und 36, II 
2 Allgemeinen Landrechts die Gutsherrſchaft die 
befondere Verpflichtung Habe, ihre Unterthanen 
bei Befoldung bes Schullehrers zu unterftügen 
und zu ben Bauten unentgelblich die vorhandenen 
Materialien zu liefern, das Landrecht ihr alſo, 
abgeſondert von den zur Schule gg en Haus- 
vätern und Einwohnern, befondere erpfihtungen 
auflege, die Gutsherrſchaft nicht zu ben — in den 
88 29 und 34 1. o. gedachten — zur Schule ge 
hörigen Hauspätern und Einwohnern gehöre und 
nit zu der, den letzteren obliegenden gemeinen 
Unterdaltungslaft beizufteuern habe. Der Mäger 
beantragt nun lediglich eine Eremtion von den, 
in den 29 und 34 1. 6. den zur Schule ge 
wiefenen Hausvätern und Einwohnern auferlegten 
Leiftungen, ohne Beſchränkung und ohne aus— 
brüdlihe Webernahme der in den 88 33 und 
36 1. c. der Gutsherrſchaft auferlegten Berpflich- 
tungen. 

Der Apellationsrichter führt aber — und dies 
it fein zweiter Entſcheidungsgrund — in Ueber: 
einſtimmung mit dem Richter erfter Infor aus, 
daß von der Anwendung der 88 33 und 361. c., 
alfo von ber Bebingung und Grundlage der be= 
anfprudhten Exemtion bier nicht Die Bebe fein 

inne. 

Denn im Herzogtfum Weftfalen feien nach dem 
Patent vom 21. Juni 1825 wegen Einführung 
be3 Wllgemeinen Landrechts, die Beftimmungen 
im Titel 7 Theil II Allgemeinen Landrechts, 
welche die gutsherrlih-bäuerlihen Verhältniſſe 
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zum Gegenftand hatten, nie zur Anwendung ges 
tommen, und hiermit ftimmt der $ 4 jenes 3 
tent3, welcher zu $ 4 den Titel 7 Theil II All⸗ 
emeinen Landrechts von ber Anwendung aus— 
Ahtiehe, überein. Nach den früheren im Herzog- 
tum Weftfalen geltenden en Be⸗ 
——— babe zwiſchen den Bauern und Gute- 
herren nie ein Unterthanenverband beitanden, wie 
ihn das Allgemeinen Landrecht kannte, obwohl 
die Colonen ihren Gutsherrn zu verſchiedenen 
Realpräftationen und Dienftleiftungen verpflichtet 
eweſen. Sie feien felbit in Folge der völligen 

fchaffung der Colonatöverhältniffe durch die 
Heffiiche Verordnung vom 5. November 1809, be= 
zugt durch die Verordnung vom 25. September 
1820, freie Eigenthümer geworden. 

Es läge alfo, wie der erfte Richter mit Recht 
annehme, die Borausfegung in der Stellung des 
Hägerd zur verflagten Gemeinde nicht vor, von 
weldyer in dem 8 29 seq. 1. o. außgegangen fei. 

Diefer Ausführung gegenüber kann bie Be— 
ſchwerde, daß der vorige Richter mit Unrecht die 

29 und 34 1. o. für anwendbar und den $ 36 

c. für unanwendbar eradjtet und dieſe Geſetze, 
fowie das Publications Patent vom 24. Junt 
1825 verlegt habe, für nicht zutreffend erachtet 
werben. 

In dem $ 33 1. c. ift von der Verpflichtung 
der Gutöherrichaften auf dem Lande, ihre Unter« 
thanen, welde zur Aufbringung ihrer Beiträge 
unvermögend find, nad) Nothburft Dabei zu unter- 
ſtũtzen, die Rede. Hier ift alfo an don einem 
Rechtsverhältniß der Guisherrſchaften auf dem 
Lande gegen ihre Gutsunterthanen im Sinne der 
88 87, Titel 7 Theil II des Allgemeinen Land- 
rechts bie Rede, mithin das Vorhandenſein ober 
doch mindeſtens das damalige Borhandenjein eines 
Rechtsverhältniſſes vorausgefegt, welches im Her- 
sogihum eſtfalen nicht zutrifft. 

er 8 36 1. c., weldjer beftimmt: 
Bei Bauen und Reparaturen der Schulge- 
bäude müffen die DMagifträte in den Städten 
und die Gutsherrſchaften auf dem Lande, 
die auf dem Gute oder Kämmereieigenthum, 
wo bie Schule ſich befindet, gewachfenen oder 
gewonnenen Malerialien, foweit felbige hin⸗ 
reichend vorhanden, und zum Bau nothivendig 
find, unentgeldlich verabfolgen, 
fpricht aber von dem Berhältnip einer Gutsherr- 
ſchafi zu der auf ihrem Gute befindlichen Schule. 
hat alſo eine et! vor Augen, welde 
fi über einen beftimmten Bezirk erftredt, 
ohne näher zu beftimmen: ob hierbei an eine 
Gutsherrichaft im Sinne der 88 87, 88 Theil II 
Titel 7 Allgemeinen Landrechis, oder nicht viel- 
mehr an eine ortobrigfeitliche Gewalt der Guts- 
herrichaft in den beftimmten Gutsbezirken gedacht 
worden tft. 

Dafür aber, daß eine ſolche Gutsherrſchaft im 
—— — Fall als vorhanden anzunehmen, iſt 

läger, wie ihm doch zur Begründung ber 
darauf geftügten Eremtion obgelegen hätte, ber 
Beweiß nicht beigebracht wordeu, wie er denn 
auch die behauptete Eremtion von den Vorſchriften 
der 88 29 und 34 1. c. auf andere Weiſe nicht 
begründet hat. Es fehlt alſo aud) an dem Nad- 








weis der thatfächlichen Vorausſetzung bed $ 36 1. o. 
und der vorige Richter kann fo wenig gegen ben 
8 36 1. 0. als gegen das Publications-Patent 
vom 21. Juni 1825 rechtsgrundſätzlich verſtoßen 
haben. Denn es ift keineswegs, wie der Im— 
plorant behauptet, für ſich allein entſcheidend, daß 
der Zitel 12 Theil II des Allgemeinen Landrechts 
und damit auch deſſen $ 36 durch jenes Batent 
eingeführt ift, da es von felbft fpricht, daß ber 
Sean nur beim Borhandenfein einer Gutsherr⸗ 
haft, von der darin die Rede ift, in Anwendung 
tommen kann. 

Die 88 29 und 34 1. co. find ebenfalls nicht 
verlegt, da die Eremtion davon nur auß den 
88 33 und 361.c. — ohne jelbft die Verpilichtun; 
zu ber darin enthaltenen 2eiftung ausdrüdli 
anzuerkennen, hergeleitet worden ift, deren Vor⸗ 
ausfegungen aber al3 hier vorhanden nicht dar⸗ 
gethan find. 


7b. 


Auf den Bericht vom 5. November v. $., be 
treffend die Bejegung der Lehrerftelle in R., er- 
widere ich der Königlichen Regierung nad An— 
hörung des Herrn Ober-Bräfidenten, daß ich bie 
Beſchwerde des Grafen von N. vom 8. September 
v. J. für begrünbet erachte. 

Es jteht feit, daß die ‚Defegung der Lehrerſtelle 
bei der Schule in N., melde ihre Eriftenz weſent⸗ 
lich der Fürforge der gräflihen Familie v. N. 
verdankt, bis zu der im Jahre 1845 dieſerhalb 
erfolgten onteftation ftet8 von ber gräflichen 
Serlent erfolgt ift, die den Unterricht bis zum 

ahre 1809 durch einen von ihr unterhaltenen 
—“ beforgen ließ, jpäter aber beſondere 

ehrer angeftellt hat. Die Anficht der Königlichen 
Regierung, daß hierauf feine Rüdficht zu nehmen 
fet, weil die Schule früher eine gräfliche Privat- 
ſchule geweſen, mithin die Herrſchaft keine befon- 
deren Rechte gegen die Schule habe erwerben 
tönnen, entbehrt der thatſächlichen Begründung. 
Es ift nicht einmal behauptet, geſchweige denn 
beiwiejen, daß die Kinder nur mit Erlaubniß der 
Herrſchaft in die Schule haben aufgerommen 
werben können, oder daß die Schule nicht allen 
Kindern des Orts zugänglich geweſen fei. Ba- 
ge en ſpricht bie Shelfade, daß von jeher ein 
efönberes Schulhaus eriftirt, daß die Lehrer an 
der Schule in der Normalfchule zu M. vorgebildet 
waren und ein Schulgeld fowie unfirirte Ab⸗ 
aben von ben Gemeindemitgliedern erhoben, ent- 
Poieben gegen die Annahme, die Schule fei nur 
eine PBrivatanftalt ber Herrihaft geweſen. Auch 
bemeilt ber von bem Küfter K. bei feiner, zum 
ewigen Gedächtniß erfolgten eidlichen Vernehmung 
betundete Umftand, er habe ſich nach feiner An⸗ 
ſtellung als Lehrer in N. im Jahre 1809 zum 
Pfarrer in O. begeben und diejem feine Zeugniffe 
vorgelegt, woran derfelbe erwidert habe, es ſei 
gut, fie wollten ſchon mit einander fertig werben, 
— dab die Schule unter der Einwirkung des 
Parochus geftanden hat. 

Benn die Königliche Regierung aber eine durch⸗ 
gebildetere Organijation ber Schule und der Schul= 
gemeinde in jener Zeit vermißt, fo ift babei außer 

ht gelaffen, daß die Einrichtung von Schul: 
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focietäten mit befonderen Vorftänden neuern Ur- 
ſprungs und für die dortige Provinz erft Durch 
die Imftruction für die Sulsfhutorkände vom 
6. November 1829 ind Leben gerufen ift. 

Auch der Einwand, daß die dargethanen Ber- 
hältniſſe ein Patronatrecht der Herrigaft zu R. 
über die Schule dafelbft, wie ſolches in Anſpruch 

enommen werde, zu begründen nicht geeignet 
eten, erſcheint nicht durchgreifend. Allerdings ift 
der Begriff eines Schulpatronats in dem Sinn, 
wie ein Patronat über Kirchen mit beftimmten 
Rechten und Pflichten befteht, ſowohl dem ältern 
als dem neuern Recht fremd. Indeſſen kommen 
auch bezüglich der Schulen vielfach und vornehmlich 
gerade im Herzogthum Weftphalen Berhältniffe 
vor, die eine gewiſſe Nehnlichkeit mit dem Kirchen- 
patronat haben. Insbeſondere ſteht nicht felten 
einzelnen Corporationen und Stiftungen, Inhabern 
von geiftlihen Pfründen und Würden, ſowie ben 
Beſihern von Rittergütern das Collationsrecht 
hinſichtlich der Lehrerſtellen zu, und dieſe Colla⸗ 
toren werden häufig, ſelbſt in öffentlichen Docu— 
menten, als Schulpatrone bezeichnet. In diefem 
Sinn fommt der Ausdrud aud in dem 8 5 ber 
erwähnten Inftruction für die Schulvorftände vom 
6. November 1829 vor, wofelbft beftimmt tft, daß 
ber Batron der Schule, wo ein folder vorhanden, 
mit bem Bürgermeifter und dem Ortspfarrer bie 
ftändigen Mitglieder des Schulvorftandes bilden. 
Nur von einem Batronat in diefem Sinne kann 
daher im vorliegenden Fall die Rede fein. Daß 
aber in der That ein foldhes Verhältniß hier be= 
gründet ift, beweift auch die fpätere Entwicklung 
ber Schule. 

Nach dem, auch von der Königlichen Reglerun— 
angezogenen Schreiben des Pfarrers ©. in D. 
vom 9. Januar 1832 iſt der Graf von N. gleich 
bei ber erſten Conftituirung des Schulvorftandes 
in N. auf Grund der Inftruction vom 6. No- 
vember 1829 in benfelben als „Patron“ einge 
treten. In dem Vertrage dom 10. Juli 1838 
ferner, durch welchen der Graf von N. der Schule 
ein Grundſtück zum Bauplag für das Schulhaus 
fowie zur Anlegung eines Gartens für den Lehrer 
unentgeltlich überlafien hat, ift von dem Schul- 
vorftand ausdrüdlic anerkannt, der Graf von N. 
fei Patron der Schule und immerwährendes Mit- 
glieb des Schulvorſtandes. Auch, conftirt nicht, 
daß demfelben jemais von der Gemeinde oder dem 
Schulvorſtande dad Recht zur Berufung ber Lehrer 
beftritten jet, obwohl im Herzogthum Weftphalen 
der Regel nad den Gemeinden das Wahlrecht 
binfictlih der Lehrerftellen zufteht, und dieſes 
Recht von den Schulvorftänden ausgeübt zu werden 


pflegt. 

dus die Ausführungen bezüglich der Antvend- 
keit des 8 22 Tit. 12 Theil Il Allgemeinen Land⸗ 
rechts treffen nicht zu. Wichtig ift zwar, daß den 
Nittergutöbefigern im Herzogthum Weftphalen 
ſchon zur Beit der Einführung des Allgemeinen 
Landrechts feine gutsherrlichen Rechte zuftanden, 
und daß deswegen die Vorſchriften der 88 33 und 
36 a. a. D. dort feine Anwendung erleiden. In⸗ 
deſſen anders liegt die Sache bezüglich der 88 12 
und 22 dafelbft. Im diefen 88 ift nicht von ber 
Gutsherrſchaft, ſondern von ber Beriht3obrig- 
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keit die Rede, und die Patrimonialgerichtöbarteit 
hat auch in der dortigen Provinz bis zu ihrer 
allgemeinen Wufhebung durch das Geſetz vom 
2. Januar 1849 beftanden. Dagegen tft die Be— 
rufung des Necurrenten auf den 8 22 um beö- 
halb nicht von Belang, weil, wie oben bemerft, 
im Herzogthum Weftphalen diefe Vorſchrift nicht 
die gemeingültige Regel bildet, jondern dort auf 
Grund der ältern churkölniſchen und Heffen-Darm= 
ſtädtiſchen Gefeggebung als Norm gilt, daß, wo 
nicht Herfommen ober fpecielle Rechtätitel eine 
Abweihung begründen, die Lehrer von den Ge— 
meinden reſp. Schuloorftänden gewählt werden.*) 
In dem vorliegenden Fall aber ift der Nachweis 
eines ber allgemeinen Segel berogirenden Her⸗ 
kommens geführt, und es fehlt an jedem Anlaß, 
in dieſes Gertömmliche Verhältniß einzugreifen. 

Hiernach veranlaffe ich Die Königliche Regierung, 
dem Grafen von N., vorbehaltlich des Ihr zu= 
ftehenden Rechts der Beftätigung, die Ausübung 
des Berufungsrechts Hinfichtlih der Lehrerftelle 
in N. fernerhin nicht zu verſchränken. 

Berlin, den 5. Mai 1865. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

von Mühlen 


Un 
die an liche Regierung zu Arnäberg. 


7o. Wieberherftellung ber — 
Stellung des Gutsherru im eſchnle im ben 
altprenßiſchen, der weftphälifchen Zwildenregie- 
Beobing Sapier nik dat Batent vom 8. Ser 
tember 1814 (Gcl.-Samml. 6. 89). 


Im Namen bed Königs. 

In ber Bermaltungefkzeitfadhe des Ritterguts⸗ 
beſitzers B. zu G., Al — und Reviſionsklägers, 
wider 
den Schulvorſtand zu G., Beklagten und Reviſions⸗ 
beklagten, hat das Königliche Oberverwaltungs- 
ericht, Erſter Senat, in ſeiner Sitzung vom 26. 

ärz 1884 für Recht erkannt, 

daß auf die Reviſion des Di das End⸗ 
urtheil des Königlichen Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichtes zu M. vom 19. December 1882 
aufzuheben und die Sache zur anderweitigen 
Entſcheldung an daſſelbe Gericht zurüdzu- 
weifen, die Beftimmung über den Stoften- 
punkt einfchließlich der Feſtſetzung des Werthes 
de3 Streitgegenftandes aber der endgiltigen 
Entſcheidung ——— 

Von ech Wegen 


Gründe, 

Gegen das vorgebadhte, den Thatbeftand erge⸗ 
bende Berufungsurtgeil hat der Kläger die Re— 
vifion eingelegt, dieſelbe auf unrichtige Anwen- 
dung des $ 29 Titel 42 Theil II des Allgemeinen 
Landrechtes gelü t und beantragt: 

unter Aufhebung der Voreniſcheidungen nad) 
dem Klageantrage zu erkennen. 

Er führt aus, daß durch das Patent vom 9. 
September 1814 (Gel.-Samml. ©. 8) die Guts⸗ 
herrlichkeit und namentlich die öffentlicherechtliche 


*) of. inbep oben 8 160 Rr. 15. 
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Stellung des Gutöherrn zur Ortsſchule in den 
altpreußifchen, der weitphätiigen Bintichenregierung 
unterworfen gemwejenen Landestheilen mwieberher- 
eftellt jei, und behauptet, daß er im Sinne der 
andrechtlichen Beftimmungen als Gutsherr des 
Schulortes anzuſehen ſei, wofür in der Reviſions⸗ 
ſchrift und in zwei Nachträgen zu derſelben vom 
8. Oktober 1 und 28. März 1884 Beweis 
angetreten wird. 
er Beklagte hat die klägeriſchen An⸗ und Aus—⸗ 
führungen beftritten und Verwerfung der Revifion 
beantragt. 

Im dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
vor dem ÜOberverwaltungsgerichte bemerkte der 
von dem Minifter der Unterrichtsangelegenheiten 
ur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes be— 
Yeltte Eommiffar, das Unterrigtöminifterium habe 
fih in den Meferipten vom 24. Auguft*) und 
24. December 1835 N Kamp, Annalen Bd. 19 
©. 705) zu der Anfiht befannt, daß bie befon- 
deren Rechte und Pflichten der Gutsherren der 
Schule gegerüber durch das Patent vom 9. Sep- 
tember 1814 nicht Mmicberfergeitellt, die Gutsherren 
demnad) als Hausväter zu den Schullaften heran- 
zuziehen ſeien. Seitdem fei diefe Frage nicht 
Gegenftand einer principtellen Erörterung und 
Eniſcheidung geworben. Doch habe das Mini— 
ſterium fett einer längeren Reihe von Jahren, 
insbefondere anläßlich der Prüfung von Anträgen 
der Brovinzialbehörben auf Gewährung von Staats⸗ 
beipilfen zu den Lehrerbefoldungen für unver- 
mögende Schulgemeinden darauf gehalten, daß 
conftatirt werde, ob und inwieweit ein Gutsherr 
des Schulortes vorhanden, welder für die unver- 
mögenden Anmohner im Guisbezirke ſubſidiariſch 
einzutreten verpflichtet fei. Dabei ſei zwiſchen 
Sutsherren in den mehrgedadhten Landestheilen 
der Provinz Sachſen und den Gutsherren in an— 
deren Landestheilen feine — gemacht 
worden. Eine Rückfrage bei den betheiligten Re— 
gierungen ber Provinz Soden babe ergeben, daß 
in ber Verwaltungspraxis die Reſeripte des Jahres 
1835 feine befondere Beachtung und Geltung er- 
langt hätten. Namentlich fei von der Regierung 
zu Magdeburg, an melde diefe Refcripte erlaffen 
iorden, bezeugt, daß fie ftet3 die Gutsherren des 
Schulortes bei Schulbauten nach 8 36 und bei 
Aufbringung der Lehrerimterhaltungstoften als 
Sutsherren nach $ 33, nicht als Hausväter nad) 
8 29 Titel 12 Theil IL des Allgemeinen Lande 
rechtes herangezogen habe. Die Regierung fei 
dabei von der Annahme ausgegangen, baß, weil 
wegen Unterhaltung der Schulen und Schullehrer 
der code Napolson nichts bejtimme, es in dieſer 
Beziehung aüch während der Fremdherrſchaft bei 
den Vorſchriften des Titel 12 Theil II des All⸗ 
gemeinen Landrechtes verblieben fei. 

Die Tragweite des Patentes vom 9. September 
1814 fei eine viel beftrittene. Auch für Die Pro- 
vinz Sachſen feien die Zweifel, ob in ben alt- 
preußifchen Landestheilen, in welchen burd) das 
Batent das Allgemeine Landrecht nebft den dad 
felbe abänbernden, ergänzenden und erläuternden 
Beftimmungen wieder eingeführt worden, damit 


®) Unten $ 262 Anh. IV, 


die Gutöherrfchaft ala ſolche wieder hergeftellt, ob 
insbeſondere aud auf dem Schulgebiete die Guts⸗ 
berrlicgteit mit den damit verbundenen bejonderen 
Rechten und Pflichten in Beziehung auf das Ber- 
hältniß zur Schule (88 12 ff., 22, 33, 36 Titel 12 
Theil II des Allgemeinen Landrechtes) wieder⸗ 
hergeftellt worden jei, oder ob die nicht gefchehen 
und bie fpätere Geſetzgebung den Rittergutöbefigern 
nur einzelne gutäherrliche Rechte wieder verliehen 
habe, durch Feine ausdrückliche geſetzliche Beſtim— 
mung gelöft. Allein wenn das Gejeg vom 31. 
März 1833 (Gef.-Samml. ©. 61) anertenne, daß 
durh Einführung ded Allgemeinen Landrechtes 
die $$ 18 biß 86 Site 7 Theil II des Allgemeinen 
Landrechtes und bie in biefen dem Gutsherrn ge- 
ebene Stellung zur Gemeinde wieder aufgelebt 
Ken, fo deute das barauf hin, daß der Gefeh- 
geber die Gutsherrlichteit als folhe für wieber- 
bergeftellt erachtet wiflen wolle. 
A Bei dieſer Sadjlage war, wie gefchehen, zu er= 
innen. 

Nach 8 1 des Patentes vom 9. September 1814 
bat das Allgemeine Landrecht nebft den daffelbe 
abändernden, ergänzenden und erläuternden Be— 
ftimmungen vom 1. Januar 1815 ab in den, mit 
den Preußtichen Staaten wieder vereinigten Pro- 
binzen „von neuem volle Kraft des er! es“ er⸗ 
langt. Für dag Privatrecht werden in fol⸗ 

enden Paragraphen die erforderlichen Uebergangs⸗ 

ftimmungen getroffen. Für das Staalsrecht, 
für die Einrichtung und Verwaltung ber öffent- 
lich⸗ rechtlichen Eorporationen fehlen derartige Be- 
ftimmungen. Es ift Hieraus von einer Geite ge- 
folgert worden, daß die dem öffentlichen Rechte 
angehörigen Vorfchriften des Allgemeinen Land- 
rechtes durch das Patent nicht wieder in Kraft 
geſetzt feien, während auf ber anderen Seite aus 
dem Wortlaute des $ 1 hergeleitet ift, daß auch 
diefe Borfchriften mit dem 1. Januar 1815 wieder 
Geltung erlangt haben (vergl. Ergänzungen und 
Erläuterungen bed Allgemeinen Landrechies, her- 
ausgegeben von Gräf, Ko, v. Rönne, Simon 
und —— 3. Ausgabe, Band IS. 40, 41). In 
der Provinz Sachſen belannte fi ein Theil ber 
Verwaltungsbehörden (Landräthe) und der Berichte 
u ber _erfteren, der andere zu ber Iegteren An⸗ 
Hei. Es entftand hierdurch namentlich auf dem 
Gebiete des Gemeinderechtes eine Nechtsunficherheit, 
deren Befeitigung im Wege ber Gejeggebung er- 
forderlich erfchien. Bei ben desfallfigen Berathungen 
im Staatöminifterium vertraten bie beiden Juſiiz⸗ 
minifter die Anficht, daß durch die Wieberein- 
führung des Allgemeinen Landrehtes auch bie 
öffentlichrechtlichen Beitimmungen beffelben vom 
41. Sanuar 1815 wieder in Kraft getreten feien, 
daß damit die Gutsherrſchaften als jolde wieder⸗ 
hergeftellt feien, und daß diefelben von bem ge- 
dachten Tage ab alle Rechte und Pflichten, wie 
fie den Gutöherren in den altpreußifchen, ber 
Auifhengerciheft nicht unterworfen gemwejenen 

ndestheilen nad) dem Landrechte zuftänden, 
wieder erlangt hätten. Sie eradjteten demnach 
dafür, daß nicht eine neue Verleihung von Rechten 
an bie Gutöherren auf dem Gebiete des Gemeinde 
echtes in Frage fommen könne, fondern nur, ob 
etiva Anlaß vorliege, diefe ihnen zuftehenden Rechte 
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& beſchränken, und bielten für nöthig in diefer 
eziehung die fchiefen Anfichten der Behörden zu 
berichtigen und imjonderheit zu erffären, daß bie 
Weſtfäliſchen Geſetze durch Einführnng des Lands 
rechtes abrogirt jeien. Dieſe Rechtsauffaffung liegt 
den Gejegen vom 31. März 1833 (Gef. Samml. 
©. 61 und ©. 62 — Nr. 1433 und 1434) u 
m Deshalb erflärt das Geſetz Nr. 1433 
m . 
Die Beftimmungen der Weſtfäliſchen Ver— 
waltungorbnung vom 1. Januar 1808 und 
der pateren Weſtfäliſchen Decrete, die Ver- 
bältniffe der Candgemeinden betreffend, find 
dur Einführung des Allgemeinen Landrechtes 
außer Kraft geiegt und die im Allgemeinen 
Landrechte 18 bis 86 Titel 7 Theil II 
enthaltenen Vorſchriften zc. an die Stelle der 
fremdherrlichen Gefeggebung getreten. 

Es wird aljo dadurch beftimmt, daß die land⸗ 
rechtliche Verfaſſung der Landgemeinden und bamit 
aud die Hierauf bezüglihen Rechte der Guts— 
herren vom 1. Januar 1815 ab wieder Geltung 
erlangt (vergl. aud) Cabinetd-Orbre vom 24. Febr. 
1835 — Se -Sammt. ©. 39) und die Weitfäli- 
schen Gefege feit jenem Tage ihre rechtliche Wir- 
kung verloren haben. Dieje Beſtimmung bezieht 
fih zunächſt allerdings mur auf die Gemeinde— 
Derfaffung als folhe. Allein der erfte Sag ſpricht 
ein allgemeine3 Princip aus, und es ericheint bie 
Annahme, daß die Gutsherrſchaft als ſolche auf 
einem Theile des Gebietes bes öffentlichen Rechtes 
duch Wiedereinführung bes Allgemeinen Land- 
rechtes mieberhergeftellt fei, auf einem anderen 
Theile nicht, durchaus unzuläffig, da das Patent 
vom 9. September 1814 zu einer derartigen Schei= 
dung nicht den geringften Anhalt gewährt. Hier⸗ 
nad) muß das Patent vom 9. September 1814 als 
durch das Geſetz vom 31. März 1833 für die 
Provinz Sachſen dahin erläutert angejehen werden, 
daß buch Wiedereinführung des Allgemeinen 
Landrechtes die Gutsherrichaften als ſolche wieder⸗ 
Ma t worden und in den Beſitz aller Rechte 
und Pflichten getreten find, welche ben Gutsherren 
in den alten, der Fremdherrſchaft nicht unter- 
worfen geweſenen Landestheilen am 1. Januar 
4815 zuftanden. Es kommi daher nicht auf eine 
Prüfung der Frage an, ob den Gutsherren in 
den betreffenden anbeatbellen die gutsherrlichen 
Rechte in Bezug auf die Schule nad) dem 1. Jan. 
1815 wieder verliehen worden find, wie dies ber 
Vorderrichter und die oben angeführten Refcripte 
de3 Unterrichts: Minifteriums aus dem Jahre 1835 
annehmen, fonbern ob diefe Rechte den Guisherren 
nad dem 1. Januar 1815 beſchränkt oder entzogen 
find. Leßteres ift nicht der Fall. Die öffentliche 
rechtliche Stellung des Gutsherrn zur Schule ift 
daher in den altpreußifchen, der Weftfälifchen 
Fer unterworfen gewejenen Landes⸗ 
theilen diejelbe, wie in den übrigen altpreußiſchen 
Landestheilen. Der Gutsherr des Schulortes ge⸗ 
hört aber nad) dem Allgemeinen Landrechte nicht 
u ben — der Schulgemeinde, ſondern 
Int der Schule gegenüber befonbere Berpflihtungen 
(Entſcheidungen Bd. I ©. 183,*) Bd. IV ©. 178, 


*) 5.262 Rr. 6. 
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8b. VII ©. 233,*) Bd. IX ©. 132%) C.Bl. 
für ei Unterrichtsverwaltung 1883 ©. 588, 595, 


Die angegriffene Vorentiheidung, melde ben 
Gutsherrn des Schulortes in den altpreußifchen, 
der Zwiſchenregierung unterworfen geweſenen Lan⸗ 
destheilen den Hausvätern beizählt, beruht hier- 
nad auf unrichtiger Anwendung des beftehenden 
Rechtes und mußte deshalb aufgehoben werden. 

Bei_ freier Beurtheilung der Sadıe ift zunächſt 
zu prüfen, ob die Klagefriſt gewahrt ift. Dieje 
beträgt nad 8 42 des Drgantfationsgefepes vom 
26. Juli 1880 (Gef.-Samml. &.291) 2 Wochen***) 
GEnburthell des Oberverwaltungsgerichtes vom 

. April 1884 — Entſcheidungen Bd. ©. 141). 
Der ablehnende Beicheid des Schulvorftandes — 
fol. 3 aot. — trägt das Präfentatum vom 31. 
Mai 1882. Die Kiag iſt eingegangen bei dem 
Kreisausfhuffe am 19. Juni 1882. Stände feſt, 
daß das Präfentätum richtig, fo müßte demzu- 
folge die Klage als verfpätet zurückgewieſen werben. 
Die Parteien find hierüber jeboch bisher zu einer 
Erflärung nicht aufgefordert worden. Diefelben 
find daher über dieſen Punkt noch zu hören. 

Stellt ſich Heraus, daß bie Klage rechtzeitig 
angebradt ift, jo muß ber von dem Kläger an— 
getretene Beweis, daß die Schule in feinem guts- 
aan Bezirke liege, aufgenommen werden. 

e nach dem Ergebniſſe diefer Bemweisaufnahme 
ift Kläger als Gutsherr des Schulortes für nicht 
beitragspflichtig zu erachten und der Bellagte zur 
Erftattung der eingezogenen Hausväterbeiträge zu 
verurtheilen, oder als mit Recht Pi einem Haus⸗ 
vaterbeitrage veranlagt mit der Klage abzumweifen. 

Die Sace ift fomit nicht fpruchreif und war 
deöhalb zur anderweitigen Entiheidung an das 
Berufungsgericht zurüdzumeifen. 

Die VBeftimmung über den Koftenpunkt war bem 
endgiltigen Urtheile vorzubehalten, da zur Zeit 
nit — wer der unterliegende bezw. ob⸗ 
ſiegende abe A wird. 


D-B.-6. 
8. Provinz Pofen. 
Ext. bes Obertrib. v. 14. Juli 1865. 


Die Enticheidung des Vorderrichters ift durch 
eine Ausführung gereditfertigt worden, welche da⸗ 
hin geht, daß das Landreht im 12. Titel, Theil 

L, 8 29 die Unterhaltung der Elementarſchul⸗ 
lehrer allen Hausvätern jeden Orts zus Pflicht 
mache, den Beſitzer des Rittergutes hlerbei nicht 
ausnehme, und daß, wenn man dies aus anderen 
Beltimmungen jenes Titels folgern wolle, durch 
welche dieſem Gutsbefiger fpecielle Leiſtungen für 
die Schule auferlegt jeien, diefe Leiftungen auf der 
Borausjegung berubeten, daß der Gutsbeſitzer zu 
jener Zeit als Gutsherr und srichtBobrigteit einen 
Antheilan den Hoheitsrechten des Staatsoberhauptes 
gehabt Habe, in Folge befien ihm bie Direction 
der gemeinen Schule und die Beftellung bes Lehrers 
gugeitanben. In diefer Eigenichaft als Gutsherr 
und Schulpatron habe er d eſe bejonderen, in 88 
34 und 36 ausgebrüdten Pflichten als Ausgleihung 

6 303 Rr. 1b. 
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für die, andern Hauspätern im 8 29 auferlegte 
Zaft, zu tragen gehabt. Diefe fundamentalen 
Borausjegungen fänden gegenwärtig nicht mehr 
Statt, wenigitens nicht in der Provinz Poſen, wo 
das Landrecht ſchon im Jahre 1808 durch die Ein- 
führung des franzöfiihen Gefegbuches in dem da⸗ 
maligen Herzogtum Warſchau feine Geltung ver- 
loren und bie Stellung des Gutsherrn als Ge- 
richtsobrigkeit und Schulpatron aufgehört habe. 
Durch eine Warſchauiſche Verordnung vom 12. 
Januar 1808 fei bemnächſt auch eine Organifation 
der Stabt- und Elementarjchulen erfolgt, vermöge 
welcher der Gutsbeſitzer jede bevorrechtete Stellung 
verloren, nur feinen Pla in dem Schulvoritand 
erhalten habe, und burch welche jeder Einwohner 
ohne Unterſchied des Standes zu einer Schulge- 
meinde ober Schulfocietät gewiefen, und zu Bei⸗ 
trägen für bie Unterhaltung der Gemeindeſchule 
berphüchtet worben fei. Dieſe Verordnung fei bei 
der Wieberheritellung der Breußiihen Regierung 
in der Provinz durch Berfigung der Königlichen 
Regierung zu Bofen vom 7. Auguſt 1818 in dem 
Regierunge-Amtabiatt Seite 599 ff. ala noch gel- 
tend von Neuem publicirt worden, und die jo bes 
gründeten Rechtsverhältnifje beftänden noch heute, 
wären namentlid) dur Wiedereinführung des 
au, inen Landrechts nicht geändert, weil das 
Bublicationg-Patent vom 9. November 1316 im 
& 15 e3 bei ber ſchon durch die Warſchauiſche Ge- 
fepgebung erfolgten Aufhebung der Erbunter- 
thänigleit und bei dem bis dahin beftandenen Ver⸗ 
haltniß zwiſchen den @utäbefü und den auf 
igren Gütern befindlichen, ud elite Land⸗ 
leuten, es belaſſen und das beſondere Geſetz über 
Regulirung der gutsherrlid-bäuerlichen Verhält⸗ 
nifie, vom 8. April 1823 Hierin nichts geändert 
habe. Der Gutsbeſitzer ſei —5 — mehr Gerichtsherr; 
er gehöre zwar nicht zur politiſchen Dorfgemeinde 
und fei deshalb nach — 57 des letztgedachten Ge⸗ 
ſeßes von Beiträgen zu den Laſten der Dorfge— 
meinde, als einer politiſchen Gemeinde, befreiet, 
er nicht an den Vortheilen der Gemeinde⸗ 
inftalten theilnehme; aber Die Schulfocietäten feien 
jelbfländige, von ber politiſchen Gemeinde getrennte 
Gorporationen, und der @utsbefiger nur ein Mit- 
glied derfelben. Ob derfelbe gegenwärtig noch die 
efonderen Leiftungen aus 8 33 und 36 A. L.R. 
L — zu erfüllen habe, darüber ſei jetzt nicht zu 
entſcheiden. 

Es lann indeſſen dieſer Ausführung des Appella⸗ 
tiongeRidjters nicht Beigepfligptet werden, und Im⸗ 
plorant behauptet mit Recht, daß durch biejelbe 
die angeführten Geſetze verlegt worden find. 

1. Der Richter zweiter Inſtanz giebt jelbft zu, 
daß der @utshere nach den Grundfägen des 
Titels 12, Theii IL. U. LR. in Bezug auf das 
Elementarſchulweſen eine befondere Stellung ein- 
nimmt, indem ihm bie Direction der Ortsſchule 
nad 8 12 ff. g2 und die Beftellung des Lehrers, 
1 als Regel, im $ 22 zugewiejen if. Er 

ird hiebei allerdings als die GerichtSobrigkeit 
bezeicjuet; aber bie Stellung ala Gerichtsherr 
war doch gerade geeignet, ihn auch perfönlich von 
den Einwohnern des Dorfes zu unterfdeiden, und 
wenn daher nad) 8 29 alle Hausväter jedes Ortes, 
ohne Unierſchied, ob fie Kinder haben oder nicht, 
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und ohne Unterſchied des Glaubens zur Unter- 
haltung bes Schullehrer3 für verbunden erflärt, 
jo kann der Guts- und Gerihtsherr nit 
mit darunter verftanden werden. Died ftellt ſich 
ala zweifellos dar, wenn man nod die weiter 
folgenden Vorſchriften erwägt. 
Er verordnet nämlich 8 33 
Gutsherrſchaften auf dem Lande find 
verpflichtet, ihre Untertanen, welde zur 
Aufbringung ihres_fehuldigen Beitrages — 
zum Unterhalt des Schullehrers — ganz oder 
um Theil, auf eine Zeit lang unvermögend 
ind, dabei nah Nothdurft zu unterftügen. 


Hier ift der Gutsherr feinen Unterthanen 
entgegengejeßt, und bieje legteren waren nad) ber 
damaligen Verfafjung diefelben Perjonen, melde 
$ 29 als die Hausväter des Ortes bezeichnete. 

Derjelbe Gegenjag findet fich in dem 
früheren $ 31, wo beftimmt ift, daß die Beiträge 
— zum Unterhalt des Lehrer — mögen fie in 
Geld oder in Naturalien beſtehen — unter bie 
Hausväter nad Verhältniß igrer Befigungen 
und Nahrungen billig vertheilt und von der 
Gerichtsobrigkteit Br werden 
follen. Der Gerichtsherr hatte hiernach die Bei- 
träge unter die Hausväter, feine damaligen Unter- 
!hanen, zu vertheilen nad Verhältniß ihrer Be- 

gungen und Nahrungen; aber fein Wort 
pricht aus, daß er ſelbſt ſich ebenfalls einen jol- 
hen Beitrag auferlegen fole. Auch bie Bezeich⸗ 
nungen Bejigungen und Nahrungen find 
fo gewählt, wie fie von dem ländlichen Grund- 
bei der bäuerlichen Einfafjen gebraucht wurden, 
nicht aber von einem adligen Gut. 

Die Beiträge des Guts- und Gerichtäherrn ba= 
geaen find mit ausdrüdlichen Worten angegeben 
n dem ſchon erwähnten $ 33 und dann im & 36, 
in weldem legteren derſelbe verpflichtet worben 
ift, zu Bauten und Reparaturen der Schulgebäude 
die auf dem Gut, wo die Schule fich befindet, ge- 
wachfenen oder gewonnenen Materialien, foweit 
diefe hinreichend vorhanden und zum Bau noth- 
wendig find, unentgeltlich zu verabfolgen. Und 
es ift nicht einzufehen, warum bei biefer, bier, 
wie fonft überall im ganzen 12. Titel, Theil IL 
A. LR. durchgeführten Unterfheidung zwiſchen 
dem Gutd- und Gerichtsherrn und ben übrigen 
DOrtseinwohnern jener nun gerade allein im 

29 alfo an biefer einzigen Stelle unter ben 

ausvätern de Orts ſtillſchweigend mitbe- 
tiffen worden fein follte, da es doch ganz nahe 
ag, im $ 29 auszubrüden, daß aud der Guts— 
herr zum Unterhalt des Lehrers eigene Bei— 
träge ebenfalls zu leiften habe, wenn die Abſicht 
bed Geſetzgebers bahin ging, ihm eine ſolche Ver- 
pflihtung nod außer den in ben $8 33 und 36 
beftimmten aufzuerlegen. 

2. Der Richter zweiter Inftanz erklärt ferner 
mit Entfchiedenheit, daß die Befreiung von den 
Beiträgen, die nad) $ 29 zu entrichten jeien, wenn 
fie dem Gutsherrn zugeftanden haben jollte, auf 
der Voransjegung der Eigenjchaft des Gutsherrn 
ala Gerichtsubrigfeit und ulpatron beruhet 
habe uud daß, da biefe Außnahmeftellung ber 
Gutsherren in der Provinz Pofen nicht mehr zus 
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treffe, auch die Befreiung von jener Verbindlich⸗ 
keit nicht mehr ftattfinden könne. 

Die Richtigkeit dieſer Schlußfolgerung kann jo 
allgemein hier nicht anerfannt werben, und fie 
leidet ſchon an dem fehler, daß der vorige Richter 
nicht jo weit gehen mag, ben Gutäherrn in ber 
Provinz Poſen nun aud) von ben in den 88 33 
und 36 auferlegten Berpflihtungen frei zu er= 
klären. Er meint, daß ae jegt nicht zu ent= 
cheiden fei, und das ilt zwar richtig, weil ein 
olcher Streit jegt nicht vorliegt; aber eine ſolche 

je der Sache hätte ihn aud bedenklich machen 
ofen, aus einer Reihe von gejeglichen Vorſchriften, 
die das Elementarſchulweſen betreffen und in 
engem Zufammenhange mit einander ftehen, eine 
einzelne Beitimmung für nicht mehr geltend zu 
erklären, nicht, weil biefelbe durch ein Geſetz 
ausdrüdlih aufgehoben worden, jondern weil 
feiner Meinung nad) gewiſſe Borausfegungen 
jener Vorſchrift nicht mehr vorhanden jein follen. 
So lange aber $ 29 nicht durch ein Geſet auf- 
jehoben oder abgeändert worden ift, muß er bes 
um werben, ganz eben jo wie $ 33 und 36, 
und ber Richter muß annehmen, daß die Gejeg- 
ebung das Nebeneinanderbeftehen dieſer drei 
Sarapzaphen für zuläffig erachtet, weil, ungeachtet 
die Stellung bed Gutöheren als Gerichtsobrigkeit 
in der Provinz Poſen feit ihrer Wiederbefignahme 
im Jahre 1815 ſchon nicht mehr ftattfindet und 
aud in den alten Zanbestheilen ſchon feit einer 
Reihe von Jahren aufgehört hat, keine Wenderung 
in dieſen landrechtlichen Beitimmungen bisher 
vorgenommen worden if. Nun meint zwar ber 
Appellationsrichter, daß ſchon durch die Warſchau⸗ 
iſche Geſetzgebung, durch eine Verordnung vom 
12. Januar 1808, bie Stellung des Guisherrn 
weſentlich verändert und derjelbe zu einem bei- 
tragapflichtigen Mitgliede der betreffenden Schul- 
gemeinde oder Schulfocietät, gleich jedem anderen 
Einwohner des Schulbezirkes geworden, und dieſes 
Verhältnig durch Bicbereinfähru des Allge⸗ 
meinen Landrechts nicht wieder abgeändert ſei. 
Aber jene Verordnung vom 12. Januar 1808 
kann nicht als ein Gejeg Geltung haben. Sie 
befindet, fih nicht in der deutſchen Ueberſetzung 
der Geſetz⸗ Sammlung des ehemaligen Herzog- 
thums Warſchau, fondern ift von der Regierung 
u Pofen in dem Umtsblatt vom Jahre 1818 
eite 599 bis Seite 607 abgedrudt, und biefer 
Abdrud ergiebt, daß fie nur eine von dem Prä- 
Ban der damaligen Unterrihtölammer zu 
arjhau vollzogene Verorbnung über die Or— 
gantjation der Elementarjchulen in Städten und 
auf dem Land ift. Es fehlt ihr hiernach augen- 
Keintic an der Gefegeöfraft, und wenn die 
Königliche Regierung zu Poſen fie als eine noch 
in Kraft —5 — duch jenen Abdruck hat zur 
Kenntniß der Behörden und der Einwohner bringen 
wollen, fo bleibt bie Berorbnung doch nur ein 
Reglement, wie folde von dem oberiten Verwal⸗ 
tungsbehörden in ihren Geſchäftszweigen erlaſſen 
werben dürfen, aber nicht ſchon an und für ſich 
als Geſetze anzufehen find, ſondern nur in ben- 
jenigen ihrer Beftimmungen, welche ſich auf be- 
reits erlaffene Geſetze gründen, biefe entiprechende 
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Autorität haben, im Uebrigen aber nur ald An- 
orbnungen für die Verwaltung gelten künnen. 

(E3 mag hiebei bemerkt werden, daß weder 
die Berklagte fih auf die Verordnung vom 
12. Januar 1808 berufen, noch die Königliche 
Regierung felbjt die ang des Klägers zu 
Schulbeiträgen auf diefelbe, fondern lediglich auf 
den $ 29 Landrecht 1. c. gegründet Hat, und daß 
aud in mehreren, jegt gleichzeitig zur Entfchei= 
bung in Iegter Inſtanz borliegenden Saden aus 
dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Poſen 
jener Warſchauiſchen Verordnung nicht gedacht 
worden iſt.) 

Es kommt daher nicht darauf an, den Inhalt 
diefer Verordnung einer fpeciellen Prüfung zu 
unterziehen. 

Die Verordnung vom 12. Januar 1808 ift fein 
Geſetz, fie hat aljo den Gutsherren feine Ber- 
pflihtungen mit Geſetzestraft auferlegen können, 
biefe find ihnen vielmehr nur durch das Allge- 
meine Landrecht, bei deſſen Wiedereinführung, zu 
Theil geworden. Die Eigenſchaft als Gerichts- 
obrigfeit ift ihnen zwar wicht wieder verliehen 
worden, aber fie blieben doc die Gutsherren, 
d. h. bie Beſitzer des jogenannten abligen Gutes,*) 
und der Umstand, daß ihnen nicht die Gerichte- 
herrlichteit wieder gegeben ward, kann nicht dazu 
dienen, ihre Verpflichtungen ſelbſt über dasjenige 
Maß auszudehnen, welches das Landrecht den 
Leiftungen der Gutsherren noch zu der Zeit, in 
welcher dieſelben zugleih die Gerichtsobrigkeit 
waren, auferlegt get. Genügen etwa die Bor- 
ſchriften des 12. Titels, Theil IL A. L,-R. nicht 
mehr ben gegenwärtigen veränderten Umftänden, 
jo ift es Sade ber elengebung, einzufchreiten; 
der Richter hat das noch bejtehende Gefeg zu be= 


folgen. 

rigend bat das Obertribunal ſchon in 
früheren Fällen angenommen unb auögeführt, 
daß die dem Beſitzer eines adligen Gutes im 
im 12. Titel, Thel IL A. 28. auferlegten 
Pflichten und Rechte in Bezug auf die Ortsſchule, 
nicht weſentlich davon abhängig gemacht jeien, 
daß derfelbe zugleich der Beridtaperr fei, 
jondern daß dabei an ein Schulpatronat, ähnlich 
dem Kirchenpatronat, gedacht werde und dafür 
der Beſitz des adligen Gutes weit mehr in's Ges 
wicht falle, als die Eigenſchaft des Beſitzers ala 
Gerichtäherrn. 

Aus diefem Grund find Gutöbefiger aus ber 
Provinz Poſen ſchon früher für verpflichtet er⸗ 
achtet worden, gemäß $ 36, Titel 12, Theil II. 
bag zu Schulgebäuben erforderliche Bauholz, wenn 
es in dem zum Gut gehörenden Wald vorhanden 
war, unentgeltlich herzugeben. Es Tann auf bie 
in den Entſcheidungen des Obertribunald, Band 48 
Seite 347 ff. und Band 20 Seite 387 ff. abge- 
drudten Erfenntniffe verwieſen werden, und es 
folgt Hieraus, daß der Mangel ber Gerichtöherr- 
lichkeit aud) dann nicht in Betracht kommen kann, 
wenn e3 fi darum handelt, ob dem @utsheren 
eine Verpflichtung gegen bie Schule auferlegt 
werden foll, welche dad Landrecht dem Guts⸗ und 
Gerichtsherrn zu tragen nicht auferlegt hat. 


*) of. unten Rr. 9 umb 8 277 Nr. 6, 
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Hiernach erſcheint daher die Nichtigfeitsbe- 
ſchwerde begründet. 

3. Die anderweitige Entſcheidung der Sade 
kann indeflen nur dahin erfolgen, daß das ange- 
griffene Ertenntniß aus anderen Gründen auf- 
tet erhalten werden muß. Die oben bargeleg- 
ten Borjchriften des 12. Titeld, Theil II. A. N. 
fegen nämlich einen Gutsherrn voraus, in deſſen 
But fi) eine Schule wirklich befindet. Dies er- 
giebt ber 12 dafelbft, indem er ausjpridt, daß 
„bie gemeinen Schulen unter der Gerichtsobrig- 
teit eines jeden Ortes ftehen,“ und aud die 
fpäteren Vorſchriften, welde von der Stellung 
biefer Ort3obrigfeit, die auch ald Gutsherr- 
haft bezeichnet wird, zu ber ihr untergeorb- 
neten Schule handeln, beruhen auf jener Borans- 
jegung; fo der 13 welder die Gutsherrſchaft 
verpflichtet, ihre Unterthanen bei Aufbringung 
des Beitrages zum Unterhalte des Lehrers fo weit 
als nöthig zu unterftügen, nicht minder $ 36, 
der von der Pflicht der Gutsherrſchaft ſpricht, zu 
Schulbauten die auf dem Gut, wo die Schule 
fi befindet, gewonnenen oder gewachjenen 
Baterialien unentgeltlich herzugeben. 

Die Gutsherrſchaft eritredte Ir bei Emanation 
des Allgemeinen Landrechts der Regel nad) zu- 
gleich_über eine ‚Dorfgemeinbe, deren Einwohner 
nad Titel 7, Theil A. L-R. die Unterthanen 
des Gutsheren genannt werden, und in Bezug 
auf die in diefer Gemeinde und für diefelbe er- 
richtete Schule Hatte die Gutshertſchaft Die ſchon 
erwähnten Rechte und Pflichten. Wenn nun aber 
in der zu einem Gut gehörenden Dorfichaft eine 
Schule nit vorhanden war, fo konnten die be 
treffenden Vorſchriften des 12. Titels, Theil LI. 
keine Anwendung finden, und jene Rechte und 
Pflichten des Gutsheren ruhten bis zur Anlegung 
einer Schule im Gutöbezirt, wodurch erſt ihr Ob⸗ 
ject gefchaffen wurde. 

In den bisher zur Entiheidung in letzter In— 
ftanz gelangten Faällen aus dem Großherzogthum 
Bofen Hat es fih immer nur um bie Verbind- 
lichteit der Gutsherren zur Gewährung des Bau- 
Holzes zu Schulgebäuden nad $ 36 1. c. gehan= 
delt. die Beitragspfliht zur Unterhaltung. des 
Schullehrers gemäß $ 29 A erft in neuefter Beit 
Gegenftand von Proceſſen geworben, welde jegt 
glebäeitig ur Aburtheilung vorliegen, nachdem 
die Sniglige Staatsregierung in Folge ber beim 
Herrenhaus des Landtags eingegangenen Geſuche 
ertlãrt hatte, dem Rechtsweg durch Erhebung des 
Competenzconflicts aid meiter entgegen treten zu 
wollen. Eine ſolche Entſcheidung iſt auch jegt 
zu treffen. Hier handelt es fih um Beiträge zum 
Unterhalt der Schule in S., wohin das dem Kläger 
gehörende But he eingejchult worden ift, und in 
dem letzteren befindet ſich feine Schule. 

Der 3 29 a. a. O. beitimmt nun: 

Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen 
vorhanden find, liegt Die Unterhaltung der 
Lehrer den ſämmtlichen Hauspätern bes Ortes 
ohne Unterſchied, ob fie Kinder haben oder 
nicht, und ohne Unterjchieb des Glaubensbe- 
tenntnifies, ob. 

Kläger meint, da er fein Hausvater von ©. 
jei, jondern Befiger des mit der Dorfgemeinde ©. 
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in gar keiner weiteren Verbindung ſtehenden 
—— * P., die Vorſchrift des 8 29 auf ihn 
feine Anwendung finden könne. 

Diefe letztere Eigenfcaft — als Befiger von P. 
— tan ibn indefjen nicht ſchützen, da nur der 
Beliger des Rittergutes S. — wie oben ſchon ger 
zeigt worden ift — derjenige Gutsbeſiher fein 
würde, von welchem in Beziehung auf die dortige 
Schule bier die Rede fein dürfte. Iſt Kläger 
aber nicht derjenige Gutsherr, welcher in Rüd- 
fit auf die Schule in ©. die landrechilichen Rechte 
und Pflichten eined Gutsherrn auszuüben und be— 
ziehungsweife zu erfüllen hat, fo bleibt für ihm 
feine andere Stelle in Bezug auf die Schule zu 
©. übrig, als die eines Witgliedes der unter 
diefem Namen beitehenden Schulgemeinde. — 


9. Als Gntd in ® die ul 

im Giane CH 80 "Algen. Same I. 

12 find in der Provinz Pofen wur die Beſitzer 

von Nittergütern auzuſehen. Bei Abzweigung 
hältniffe in Bezug auf die Schule 


Berlin, den 20, September 1881. 

Em. ꝛc. erwidere ich, daf bei Wbzweigung von 
Gütern ohne Rittergutäqualität von einer herr» 
ſchaft ein Schulcompatronat nicht entfteht, wie durch 
Erkenntniß des Königlichen Obertribunals vom 
7. April 1873 (Entſch. Bd. 69 ©. 244) feitgeftellt 
ift. — Kann hiernach aus der früheren Buge- 
hörigfeit des Gutes D. zur Herridaft P. ein 
Schluß auf die Patronatsverhältnifie nicht gezogen 
werben und find anerfanntermaßen als ts⸗ 
errſchaft der Schule im Sinne der 88 33, 36 
gem. Landr. II. 12 nur bie ode von Ritter 
ütern anzufehen, fo hängt die Entſcheidung der 

age, ob Sie als Beſiher des Gutes O. ala Guts- 
err der dortigen Schule anzuertennen oder als 
ausvater zu behandeln find, davon ab, ob dem 
Gute D. die Rittergutöqualität beimohnt oder 
nit. Daß letzteres nicht der Fall ift, folgt un- 
mittelbar aus der von Ihnen zugeftandenen That⸗ 
ſache, daß dieſem Gute bei. Abtrennung von der 
Herrihaft P. dad Recht der Kreisſtandſchaft mi 
zuerkannt worden ift. Demgegenüber ift e8 nicht 
von Belang, daß DO. anſcheinend in Folge feiner 
früheren Zugehörigfeit zur Herrſchaft P. im Grund- 
buche ald „adlige8 Gut“ verzeichnet ift. Aus ben 
gelegentlich ber Ausſtellung einer Rittergutsmatritel 
gepflogenen Verhandlungen geht hervor, dag in 
der dortigen Provinz die grundbudhamtliche Be— 
zeichnung „adliges Gut“ ſich vielfach mit dem Bes 
griffe „Rittergut“ nicht det. Ihre Anführung 
endlich, daß D. in allen fonjtigen öffentlichen Rechtö- 
angelegenheiten als Wittergut behandelt Imerde, 
ſcheint auf einer Verwechſelung der Begriffe 
„Rittergut“ und „jelbftändiger Gutsbezirk“ zu be= 
ruhen. — 

U. III. a. 10548. 


10. Identität der Eigenſchaft ald Patron und 
Gutöhere nach der Eulorduung vom 
11. December 1845 für die Provinz Preußen. 


Die Schulordnung unterjdeidet nicht zwiſchen 
Patronats⸗ und gutsherrlichen Rechten reſp. 
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Pflichten. Vielmehr ift der Schulpatron im Sinne 
der Schulorbnung ber Gutsherr reſp. die Guts⸗ 
berrn des zur Schule gehörigen Bezirks, wie dies 
aus den Motiven unzweifelhaft hervorgeht und 
auch namentlich die Veftimmungen der 58 6 und 
30 der Schulordnung erjehen lafjen. Patronats- 
und gutöherrliche Rechte reſp. Pflichten find da= 
im Sinne der Schulordnung identiſch. Es 
würde demnach im vorliegenden Fall die Guts⸗ 
herrſchaft von P. nach den gejeglichen Vorſchriften 
mit dem Fiscus als Gutsherrn von N. ſowohl 
an den den Schulpatronen nad) den 88 6, 28, 29 
und 30 zuftehenden Rechten als auch an den ihnen 
eſetzlich obliegenden Pflichten, namentlich zur 
Dernde des Bauholzes ii participiren haben. 
a aber bei der Neuregulirung der Schule in N. 
nad den Vorſchriften ber — vom 
11. December 1845 der Gutsherrſchaft von P. kein 
Antheil am Sculpatronate zugeftanden, fondern 
alle Rechte und Pflichten deffelben lediglich dem 
Fiscus übertragen find, fo ift e3 nicht zuläffig, die 
Sutsßerrfihnft von ®. zur antheiligen Hergabe 
des Bauholzes heranzuziehen. 
Berlin, A 19. December 1861. 
—XR 


11. Exiſtenz einzelner ſchulpatronatiſcher Rechte 
ohne ——— eined Schnlpatronais im der 
ovinz Preußen. 

Auf den Bericht vom 5. Mai d. 3. bin ich das 
mit einverftanden, daß den ſämmtlichen Qandbe- 
fee der zu ben Schulen in P. und St. gehörigen 

ezirke die in den 88 28 und 29 der & ulord⸗ 
nung für die dortige Provinz vom 11. December 
1845 dem Schulpatrone in Bezug auf die 
Auffiht über die Schulen und die Direction des 
Schulvorſtandes beigelegten Rechte nicht zuftehen. 

er Schulpatron im Sinne der Schulorönung 
iſt zwar nidt die im Tit. 12 al. II Allgem. 
Landr. erwähnte Gerichtsobrigkeit fondern der 
Gutsherr reip. die Gutöherren des zur Schule 
gehörigen Bezirls, wie Died aus den Wotiven uns 
zweifelhaft ee und aud die Beitimmungen 
der 88 6, 30, 44 fi. ber Schulorbnung erjehen 
lafien. Sofern daher die Landbefiger der ge 
dachten Schulorte nicht Gutsherrn find, können fie 
als Schulpatrone nicht gelten, und ift es uner- 
heblich, dab ihnen herfümmlich einzelne Rechte 
aufiehen bezw. Pflichten obliegen, welche nad) ber 
chuiordnung fonft mit dem Schulpatronate vers 
bunden find. 

Können aber jene Landbefiger als Schulpatrone 
nicht angejehen werben, und eriftiren auch jonftige 

tronatöberechtigte nicht, jo folgt daraus, daß 
aber dieſe Schulen ein Patronat überhaupt nicht 
befteht und kann insbeſondre Flseus die ne 
echte nicht ausüben, e8 müßte denn demfelben ein 
Zitel hierauf nad) den Beitimmungen der Schul- 
— — was indeſſen nicht erſichtlich ge⸗ 
macht 

Berlin, den 31. Juli 1860. 

T. 16423. 


12, Reguliruug der Patronatönerhältniffe bei 
BR Parcellieungen. (Auszug). 
t zu meiner Kenntniß gelangt da} eifel 
darüber obmwalten, ob bei ber Kerr dee 


natöbereditigter Güter die Patronatsverhältnifie 
nad den Vorſchriften des Gefepes vom 3. Januar 
1845*) zu reguliren find oder nicht? Im Folge 
deſſen eröffne ich der Königlichen Regierung, daß 
das Patronat ein Inftitut des öffentlichen Kechts 
ift, daß alfo die Patronatspflichten in der Regel 
die Natur öffentlicher Laften haben und da mit- 
hin die Beftimmung bes $ 7 Nr. 1 jenes Geſetzes 
darauf Anwendung findet. — 

Da bie anderweite Ordnung ber durch eine 
Dismembration berührten Patronatsverhältniſſe 
einerjeitö mit befonderen Schwierigkeiten verbunden 
und andererjeitd von großer Wichtigkeit für die 
Erhaltung der Kirchen, Pfarren und Schulen ift, 
fo empfehle ih der —— Regierung, der 
zweckmüßigen Regulirung diejer Angelegenheiten 
eine vorzugsweiſe Aufmerkſamkeit vorlommenden 
Falles zuzumenden, 

Deshalb tft geräte dafür zu forgen, daß den 
unmittelbaren Vertretern der Kirchen, Pfarren und 
Schulen durd ihre rechtzeitige Zuziehung zu dem 
Regulirungdverfahren in Gemäßheit de 8 9 1. c.*) 
ae ir Beiegenheit geboten wird, mit ben 

venn —— ereinbarungen über die ihnen 
geeignet erſcheinende Art der neuen Ordnung 
der Patronatsverhältniſſe zu treffen, oder im 
Mangel einer Bereinigung ihre bezüglichen Anz 
träge zu ftellen. 

ern ein Vergleih zu Stande kommt, fo iſt 
zu bemfelben die — der geiſtlichen 
Obern einzuholen, und jobald die Ießtre ertheilt 
worden ift, wird bie Königliche Regierung ohne 
Weiteres annehmen dürfen, da das Abkommen 
der Berfafjung nicht entgegen und daß dadurch 
ne —— Entrichtung der Patronatslaſten 
ert iſt. 
2 Berlin, den 21. Auguft 1860. 
Der Minifter der landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten. 


18a. Gutsherrliches Verhältuig zur Schule nad 
Theilung deö gutöherrlichen Arreals. 


Bevor ich auf die Beſchwerde der bäuerlichen 
Gemeinde Eu N. vom 20. Juni d. 3. Entſcheidung 
treffe, wolle die Königliche Regierung zur Er- 
gänzung Ihres Bericht vom 14. September c. 
Sid) näher über die Gründe äußern, aus denen 
Sie den Gutsantheilsbefiger N. zu N. der dortigen 
Schulgemeinde gegenüber als den Gutöherrn des 
Schulorts anfehen zu müſſen glaubt. 

Nach den Iandräthlichen Acten ift das urjprüng- 
liche Rittergut N., mit welchem bie gutsherrlichen 
Rechte über die Gemeinde N. verbunden waren, 


*) Der 8 7 a. a. D. lautet: Die Abſchreibung ber Trenn- 
ftüde im Hypothekenbuche ſowie deren Uebertragung auf ein anderes 
Follum und die Befigtitelberihtigung für ben Trennftücderwerber 
darf in allen Fällen erſt geliehen, wenn 1) bie auf bem bis: 
membrirten Grunbftüd haftenben oder in Rüdfipt auf beijen Be⸗ 
fig zu entritenden Abgaben und Leiftungen, melde bie Natur 
Mentiger Laſten haben, einfhließlih ber aus dem Gemeindes 
Kirchen⸗ Pfarr⸗ ober Schulverbande entipringenben ober fonftigen 
Corporations- ober Gocietätlaften ($ 9 = bis f) befinitio oder‘ - 
Interimiftif vertheilt find. — Das Gefep vom 3. Januar 
1845 ift erjegt durch das Gefeg vom 15. Nuguft 1876 of. unten 
5 300 Anhang IL — Der vorftegenb genannte 8 9 des Bejehen 
vom 3. Januar 1845 führt als Beiheiligte bei ber ulirung 
= ‚gaften auf: DE — — ſofern I richte⸗ 
barkeit ober bas ie Poligeiverwaltung zuſieht, b) die 
Kirche, 0) bie Pfarre, d) die Gmmende, nu in ae 2 


Borausfegung, Ratur und Aufhebung der gutsherrlichen Rechte. $ 252. Nr. 13b—14. 81 


im Jahre 1846 zwiſchen den damaligen Miteigen- 
thümern dergeftalt getheilt worden, daß das Hijpo⸗ 
thetenfoltum gänzlich geſchloſſen, und für jeden 
Antheil ein neues Folium angelegt worden ift. 
Daß hierbei die auf dem ganzen Gute haftenden 
utsherrlichen Laften nad) Maßgabe befonderer 

ulirungsverhandlungen auf die einzelnen Ans 
Seat übertragen werben mußten, folgte aus ber 

lichen Natur dieſer Laften®) und der rechtlichen 
Unmöglichkeit, fie einfeitig auf einzelne Theile des 
verhafteten Sangen zu beſchränken. Wndrerjeits 
folgt aber ans diefer Vertheilung der betreffenden 
Zaften noch keineswegs, daß ben 3 
nun auch tn entſprechendem Verhältniß die ⸗ 
ausübung der mit bem ge ©rundftüd ver- 
bunden en, gewefenen gutöherrlii Rechte Auftehe, 
noch ger, daß jeder von ihnen hinſichtlich der 
davon abhängenden beſonderen Vorrechte für ſich 
allein als Gutsherr in Betracht kommen könne. 
Dies gilt insbeſondere von der dem Gutsherrn 
als zuſtehenden ortsobrigkeitlichen Gewalt, 
durch welche die als Patronat bezeichnete amtliche 
Stelung zur Schule und die beſonderen rechi— 
lichen Verhältniſſe bezüglich der Schulunterhaltung 
bedingt find. So wenig alfo aus dem bloßen Be— 
fig eines für die gutöherrlichen Laften antheilig 
verhafteten Grunditüds, ebenfowenig Tann aus 
der etwa thatjächli bisher ftattgehaben Betheili- 
gung bes U. an der Ausübung des Schulpatronatd 
allein der Schluß gemacht werden, daß derfelbe 
als Gutsherr des Schulort3 anzufehen und dieſer⸗ 
halb von den zur Unterhaltung der Schule auf- 
zubringenden Hausväterbeiträgen frei zu laffen fei. 

Berlin, den 29. November 1864. 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Reönert s 
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Em. Wohlgeboren erwiedern wir bei Rückgabe 
der Anlagen Ihrer Vorftellung vom 30. October 
pr., daß Ihrem Verlangen, eine „behördliche 
Teilung“ der von dem ungetheilten Rittergute N. 
zu präftirenden, biöher von Ihnen allein ge= 
tragenen Pfarr- und Schulabgaben auf die ge- 
trennt verpadteten Theile deſſelben eintreten zu 
laflen, nit Hattgegeben werben kann. [Eine Ver⸗ 
theilung der öffentlichen Abgaben nad den Bor- 
ſchriften des Barcelirungägefepes (vom 3. Januar 
1845)*) ſetzt das Worhandenfein eines Dismem- 
brationdvertrages voraus). Ein folder Liegt aber 
nit vor. — — 

Berlin, ben 20. Februar 1872. 


Die Minfter f. landwirthſchaftl. Angelegenheiten 
und ber geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
U. 3776. 


14. Gntöherrli taten nad Abzweigung eines 


8 
les vom Domininm. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
13. Juni d. J. und den Recurs des Dominiums 
T. vom 7. September v. I. wird das in Betre 
be3 Erweiterungsbaus bed evangelifhen Schul- 
hauſes ji K. erlaffene Rejolut vom 29. Juni 
v. 3. mit Vorbehalt des Rechtswegs**) hierdurch 
beftätigt. 

Die Grundlage der angefochtenen Enticheibung 
bildet die vom Mecurrenten auch jeßt nicht be- 
ftrittene thatfächliche Annahme, daß die Ortichaft 
8. eine auf dem gutöherrlihen Territorium ber 
gt T. entitandene Hauländereigemeinde 
ift. Danady redtfertigt fi aus den im Rechts⸗ 
und Verwaitungsweg vielfach erörterten, im Re— 
ſolut — Dargelegten Gründen die dem 
Dominium T. unter Wr. 3 des Refoluts aufer- 
legte Berpflihtung, bie a en Baumaterialien, 
oweit fie über den Wirthfchaftsbebarf vorhanden 
ind, unentgeltlih berzugeben. Der vom Bes 
eurrenten jeßt geltend gemachte Umftand, daß auf 
feinen Antrag im Hypothekenbuch über die Herr- 
ſchaft T. die Hauländerei 8. als Zubehör der 
Herrichaft gelöfcht fei, erjcheint für das vorliegende 
Rechtsverhältmig völlig unerheblih. Denn eines- 
theils iſt Die bei dem Hypothekenbuch vorgenom- 
mene Operation nicht näher angegeben und be3- 
halb in ihren rechtlichen Folgen bezüglich der 
öffentlichen Laſten und Wbgaben na ‚nleitum; 
bes Geſetzes vom 3. Januar 1845 (&ei.-Samml. 
Pag. 25)*) nicht zu überfehen; anderntheils kann 


he | felbitweritändlich ein ohne Buziehung der beredj- 


‚aber body eine Leii welche Seſes ober Bers 

fefjung, alſo auf 38* öffentl! ea as —* —æ* 

banbe ea als bem —* 

—— has — — tl Bealtop ber Chatacter 
Dingli von mol 

zung, 5 49 Breuß. %“ x Einf iu ber. 


* Teilen 
einer — bis äl 
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foltbarifh 33 
— * 1860, Ablo ung 
4 vom IR. Apıi — 


bs | igten Schulgemeinde und ohne Concurrenz der 


Aufjichtsbehörbe vorgenommener Act an denjenigen 


unten | Nerpilichtungen nichts ändern, welche dem Domi- 
ehe im Eraft des Beiepeß gegen diefe Gemeinde ob- 


liegen. Daſſelbe gilt von der Wbzweigung bes 
früher zur Herrſchaft T. gehörig gewefenen adligen 
Guis Hätte auf dieſes Gut die der Herrſchaft 
aus dem $ 36 Täl. II Tit. 12 Allgem. Landr. 
obliegende Verpflichtung dergeftalt antheilig und 
ausfchließlich übergehen follen, daß die Saulge: 


*) of. Rote zu Rr. 12. 
ot. 5 MR. 12 f. 


Sqhaeider unb von Bremen. Preußiſches Woltsiäulmeien. IL Bb. 6 
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meinde 8. von jedem ber beiden jeßt getrennten| 15a. Aufbringung ber 


Dominien das benöthigte Baumaterial nur pro 
rata zu fordern befugt Fein folle, fo hätte e8 dazu 
eines befondern Ablommens auch mit der gedachten 
®emeinde bedurft. Ein ſolches ift vom Recurrenten 
au riet und ſonach aud) diefer Einwand 


Berti, den 4. December 1865. 


Der Minifter ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
die Königliche Regierung zu R. 
— * 


15. der Schulgemeind Ber- 
tra ——— an och u des 
gutöherrligen Areals. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
19. v. M., das Recurägefud) des Schulvorftandes 
zu R. um Befreiung von Hergabe des Strohs 
zur Bedachung des Schulwirth) Baftögebäubes be⸗ 
treffend, ändere ich mit Worbehalt des Rechts⸗ 
wege3*) das Refolut Derfelben vom 14. Juni c. 
dahin ab, 

dab das Dominium N. das zur Neubedachung 
des qu. a nn erforderliche 
Stroh unentgeltlid, herzugeben ſchuldig. 

Das Dominium N. iſt ein Theil desjenigen 
en, ae welchem vorher insgefammt 
die gutäert lichen te und insbeſondere auch 
bie in 8 36 IL 12 


Ügemeinen Landrechts be⸗ 
eichneteñn gutsherrlichen Verpflichtungen gegen die 
rxtsſchule ruhten. Durch die im ER 1830 
reſp. 1834 srfotgte Veräußerung des Domintums 
N., bei welcher die Schulgemeinde in keiner Weife 
gu en, tonnten berielben bie ihr aus 8 361. c. 
n Bezug auf den ganzen Inbegriff des 
qutsbereligen Areals zuftehenden Rechte zu 
hrem Nachtheil nit auf einen beliebigen 
Theil derjelben eingefchränft werden, vielmehr 
ift ihr Recht — unbeſchadet der Befugniß jedes 
Antheilderwerbers zum freien Gebrauch feines 
Eigenthums — bei vortommenden Bauten die auf 
dem gefammten Areal thatſächlich irgend⸗ 
wo vorhandenen Materialien geliefert zu er 
halten, in feiner ganzen Wusbehnung und unver- 
ändert beftehen geblieben. 

Da nun von den In fiscalifchen Befig verbliebenen 
heilen des gutsherrlichen Areals in angelung 
jeder Strobgewinnung nur Holz und Lehm hat 
gewährt werben können, auf dem Dominium N. 
aber auch Stroh Hinreihend gewonnen wird, fo 
dat Tebigtich das letztere der Schulgemeinde dies 
aterial zu liefern. 

Diefe Entfeidung hat die Königliche Regierung 
dem mloorftande zu R. auf feinen Recurg 
vom 21. Juni cr. befannt zu machen. 

Berlin, den 15. October 1864. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. y 


An 
bie Königli terum; R 
le 


*) ol 5 308 Kr. 12 j. 


e herrlichen Schulbeitrage 
Varzellirung des Gutes. 
Berlin, den 12. Januar 1884. 

Auf den Bericht vom 19. September v. J. er- 
widere id) der Königlichen Regierung, daß ich mich 
mit einer fortbauernden Heranziehung des 
©utSbefigerd von R. zu der im Urbarium von 
1789 feitgefepten gutöherrlichen Leiftung des Do« 
miniums N. für die dortige Schule ni einver⸗ 
ſtanden erklären kann, dis der ꝛc. N. ſämmt⸗ 
liche Theile dieſes Ritierguies veräußert hat. So— 
fern Hierbei das Gut vollitänd: pargellirt und 
ein Reſtgut nicht verblieben ift, auf bem 
Urbartum beruhenden Berpflihtungen gegen die 
Schule auf die Domtnialtrennftüdsbeliger zu über- 
tragen und unter diefe von der Königlichen Re— 
gierun qua Schulaufſichtsbehörde ald gutsherr⸗ 
iche Weitragsleiſftung zu vertheilen. 

Hiernach wolle die Königliche Regierung als— 
bald Far Fersen veranlafien und den Petenten 
auf die anbei zurüdfolgende Eingabe vom 4. Fe⸗ 
bruar v. 3. befcheiden, auch Abſchrift der Ver⸗ 
fügung einreien. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Yingelegenbeiten. 
Auftrage: de la Eroiz. 


Au 
ak ale 


16. Antpeilöverhältuip au dem gutsherrlichen 
außen bei Dem Barhensenfein — — 
Berlin, den 2. Juli 1869. 
Auf den Bericht vom 13. Wpril cr., betreffend 
ben bau eines zweiten Schulgaufes in ©, 
wird das Mefolut der Königlichen Regierung vom 
28. October v. 3. ad 1 dahin abgeändert, 
daß Mecurrent N. als Befiger des Ritter: 
guts ©. I nur !/ der nah dem Koften- 
anſchlage vom 10. April 1867 zum 
A Eichenhölzer Herzugeben ge- 


halten, 
im Uebrigen beftätigt. 

Da nad) den Vorlagen in ©. zwei ‚elbfkänbige 
Nittergüter mit gleichen Rechten und Pflichten in 
an hung der a ule — find, fo 

je gutsl e Berp zur Ma⸗ 
ternaltenfiefsrung aus 8 36 hr Titel 12 
emeinen Landrechts indem ein anderes Ans 
theilöverhältnig nicht Dargethan ift, jedes dieſer 
Güter zu Y.. Wenn nun das Mittergut ©. II 
ſchlagbares Holz zum Schulbau nicht abqugeben 
vermag, fo kann ber dadurch entftehende Ausfall 
bei dem auch von ber Königlichen Regierung an⸗ 
jenommenen Richtvorhandenjein folidarifcher Ver⸗ 
Paftung dem Rittergute ©. I nicht by au Laſt 
gelegt werden, vielmehr wie in den Fällen, wo 
ein hiureichend beitanbener putöberrlicer Wald 
überhaupt nicht vorhanden tft, nur die Schul: 

gemeinde treffen. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 

Im ftroge: Keller. i 


en 
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17. Bereinigung von Gütern in der Hand Eines 
Befigerd ohne Zufgreibung im Grundbndhe. 


Berlin, den 27. Januar 1868, 
Auf den Bericht vom 17. v.M. u. I. und ben 
Recurd bes Ritterqutsbefipeng N. in 2. vom 
15. Auguſt pr. wird das in Betreff des Er- 
weiterungöbaues des Schulhauſes in R. !von ber 
—— Regierung unterm 4. Juli pr. eriaſſene 
Refolut dahin abgeändert, 
daß Recurrent von dem Gute B. Materialien 
zu dem in Rede ftehenden Ermweiterungsbau 
berzugeben nicht gehalten. 
Der Annahme der Königlichen Regierung, ba 
das Gut N. „von B. herſamme“ und früher ein 
bloße8 Bauergut gemefen fei, fteht entgegen, 
daß dieſes Gut nad fol. 232 der Tandräth- 
lichen Acten befindlichen vyyghetencemn vom 
13. Detober 1857 „ein v. Rfches Lehngut“ ift 
und nad) $ 8 des Regulirungsrecefies vom 6. Des 
cember 1825 der „ neh ereigafe daſelbſt 
neben der Jagd auf den bäuerlichen Ländereien 
„bie Jurißdiction, die Oberpoligei, dad Batronat- 
recht und Straßengeredtigfeit — ald gutsherr- 
une Regalien und Rechte“ zugeftanden 


en. 

Daß beide genannten Güter feit längerer Beit 
fon in ber Ian eines hr ſich befinden 
und mit V. zu einem Toligeib re vereinigt find, 
iſt, da fie ennte Yolien im Hypothetenbuch 
ne rechtlich ohne Bedeutung und fann daher 
ür das Dominium B. die Verpflichtung zu der 
gutaherrlichen Holzlieferung aus 8 36 Theil II 
itel 12 Allgemeinen Landrechts nicht begründen; 
vielmehr muß ald Gutsherrſchaft des ulorts 
N. nad) Lage der Sache dad dortige Dominium 
an; gichen —8 fe leich 

nter dieſen Umftänden er nt es auch g 

ültig, daß in fruͤheren Baufällen aus ber Ver 
utsforſt Holz zu Schulbauten in N. verabfolgt 
ift, da dies bei den befonderen Örtlihen und 
——a—— ſeinen Grund ſehr wohl in 
wirthſchaftlichen Rüdfichten gehabt und im eigenen 
Interefje bed Befigerd gelegen haben Tann, wie 
denn überhaupt von Geiten der Schulgemeinde 
ein Erwerb ber ftreitigen Gerechtſame durch 
Verjährung gar nicht behanptet und begrinbet 
worben ift. 

Aus vorftchenden Gründen ift das Refolut, wie 
geichehen, zu ändern geweſen. 

Dieſe cheidung iſt den Betheiligten vor— 
ſchriftsmãßig befannt zu machen. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten, 

Im Vertretung: Lehnert. 


Un 
un 


Das Refolut vom — wird Hierburd dahin ab- 
geändert: Daß die Gutsherrſchaft das zum Bau 
erforderliche Bauholz herzugeben nicht verpflichtet 
tft. — Gegenüber a daß die Gemeinde 
8. kein Fttergut und keine v. M. ſchen Waldungen 
in fi) fchließt, kann der Umftand, daß der al 
Guisherrſchaft daſelbſt eradjteten amilie v. M. 
über bie zur ehemals U’fcdjen Herridaft A. ge- 


bhörigen Ortſchaften 8., O. B. und W. neben bem 
{hr nod; jetzt gebührenden Kirchenpatronat früher 
die Batrimonialgerichtsbarkeit zugeftanden hat und 
bie poligeiobrigkeitlihe Gewalt noch gegenwärtig 
zufteht, Die aeetige Verpflichtung zu den guts- 
herrlichen Leiftungen aus 8 36 Allgemeinen Land- 
tet IT. 12 fo lange nicht begründen, als nicht 
nachgewieſen ift, daB 8. im retlihen Sinne 
ein Zubehör der fogenannten Herrſchaft U. bildet 
und mit den v. M. ſchen Gütern S,, 8. und W,, 
woſelbſt Waldparzellen vorhanden find, auf einem 
gemeinfamen Folium im Hypothekenbuch einge- 
tragen ſteht. Erk. des Obertribunals dv. 12. No⸗ 
vember 1852 Entſch. Bd. 24 ©. 138.) Da eine 
derartige Bertinenzqualität, welche auß dem frühern 
Lehns⸗ und Binsverband, ſowie ber noch jegt von 
8. an bie Recurrenten zu ieiſtenden Rentenzahlung 
nicht ohne Weiteres — werden kann, nichi 
behauptet — iſt, fo war — das Refolut — ab- 
zuändern. 
Berlin, den 19. October 1866. 
U. B. 1917. 


19. Vereini— veriiebener Güter zu einem 
"engen im Gruudbuch. 


— Die Recurrentin räumt ein, daß die zur 
Herrſchaft K. gehörigen Güter 8, U. feit An- 
legung bes Supothetenbud im Jahre 1789 ein 
jemeinfchaftliches Hypothekenfolium haben. Die 
üter find fonah ais ein Ganzes zu behandeln 
und nad den Rechtsgrundſätzen über die Theil- 
nahme ber Pertinenzftüde an den Befugniffen und 
Zajten des Ganzen, dem fie angehören —8$ 44 in 
Verbindung mit $ 32 und 36 [ 2 Allgemeinen 
Landrechts — tft die Befigerin der in Rebe ftehen- 
ben Herrſchaft, ba ein befonderer bei der Ein- 
verleibung des Dominiums W. gemachter Bor- 
behalt nicht behauptet worden, und nad) dem Zu⸗ 
geftändniß der Mecurrentin zum Dominium G. 
ein Forſt gehört, auf ®rund des 8 36 Allgemeinen 
Landrechts II, 12 zu unentgeltliher Hergabe des 
erforderlichen Baudotges für verpflichtet zu er= 
adten. Hierin kann der Umftand nichts ändern, 
daß für jeben der genannten Orte ein bejonderer 
Regulirungreceß abgefchloffen und daß das Grund- 
fteuer-Sol für &. bei der neuen Regulirung feit 
dem 4. Januar d. J. befonderd ausgeworfen 
worden ift, während es bis dahin im Grundfteuer- 
ſoll von K. enthalten war. — 
Berlin, den 1. Zult 1865. 
U. 9890. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung 
vom 29. Januar d. J. und den Recurs ber 
katholiſchen Schulgemeinde zu G. vom 19. Ro- 
vember dv. J. wird mit Borbefatt bes Rechtöiweges*) 
das in Betreff des dortigen Schulhausbaued er⸗ 
laffene Refolut vom 24. September v. I. ad 2 
dahin abgeändert, 

daß der Befiger der Herrfhaft B. außer den 
auf dem Dominialterritorium von G. ge= 
wachſenen oder gewonnen Materialien aud 
das zum Schulhausbau erforderliche Holz une 
entgeltlich herzugeben gehalten. 


*) of. $ 304 Rr. 12 f. 
6* 
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Der Umstand, da auf dem Territorium des 
früheren Ritterguts G. ein Wald nicht vorhanden, 
tann, nachdem dieſes Gut der veihlih mit 
Waldungen verfegenen Herrſchaft P. einverleibt 
und mit den übrigen Gütern derſelben auf ein 
gemeinſames Folium im Hypothekenbuch einge⸗ 
tragen ift, dem Anſpruch der Recurrentin nicht 
entgegengefet werden. Bielmehr tft nach den 
Rehtögrundjägen über die Theilnahme der Ber- 
tinenzftüde an den Befugniffen und Laften des 
Ganzen, dem fie angehören — 8 44 in Berbin- 
dung mit $ 32 und 36 Theil I Zitel 2 Allge- 
meinen Landsrechts — und nad) den Vorſchriften 
ber 88 39 und 40 der Hypothekenordnung ber 
Befiger der in Rede ftehenden Herrſchaft da weder 
ein befonderer, beider Einverleibung des Dominiums 
G. gemadter Vorbehalt, noch bie fpezielle Bu- 
gehörigkeit ber Waldungen zu einem der einzelnen 


Güter ber re Bares worden iſt, auf 
Grnnd des $ 36 Theil itel_ 12 Allgemeinen 
Landsrechts u unentgeltliher Hergabe beö er⸗ 
forderlihen Bauholzes für verpflichtet zu er= 
achten. 

Demnas 


ift dem eigenen Antrag der Künig- 
Tihen Reg — gemäß es —— — 
wie geſchehen, zu entſcheiden geweſen. 
Ber ur Dat 1, 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


an 
bie Be liche Regierung zu R. 


21. 
Berlin, den 7. Januar 1862. 

Auf den Bericht vom 18. v. M. den Neubau 
des katholifhen Schulhaufes in A. betreffend, be> 
ftätige ich vorbehaltlich des Rechtsweges“) das Re- 
folut der Königlichen Regierung vom 5. Auguft 
v. I. und verwerfe den dagegen von ber Guts— 
herrſchaft von W. erhobenen Recurs. 

Die Beſchwerde der recurrirenden Gutsherr⸗ 
haft darüber, daß fie zur unentgeltlihen Hergabe 
des erforderlichen Snufoiges für verpflichtet er⸗ 
achtet ift, erfcheint unbegründet. Denn, wie in 
dem Erkenntnig des Königlichen Obertribunals 
vom 12. November 1852 (Entſcheidungen, Bd. 24., 
©. 138) näher ausgeführt worden, find die zu 
einer fogenannten Herrichaft vereinigten und foldher- 
geitalt auf ein gemeinjames Blatt des Hypothelen⸗ 

uchs eingetragenen mehreren Güter eines und 
defielben Beſitzers dadurch auch in Beziehung auf 
die geſetzliche Berpflihtung des Grunbbejigerd 
gegen bie in dieſer Herrihaft vorhandenen ge= 
meinen Schulen zu einem Ganzen geworden, und 
ift ingbejondere der Befiter aus dem in der Herr- 
ſchaft vorhandenen Walde das für diefe Schulen 
erforderliche — nach Maßgabe des 8 36 
Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts herzu⸗ 
geben ſchuldig, jofern er nicht nadhweifet, 
aß dieſer Wald fpeciell zu einem ber einzelnen 
Güter gehört. 

In dem vorliegenden Fall fteht thatſächlich feft, 
daß das Gut R., auf welchem ausreichendes Bau- 
holy vorhanden tft, mit dem Gute A. und mehreren 
anderen Borwerten gemeinfdaftlih auf Ein Hypo⸗ 


*) of. 9304 Rr. 12 j. 


— als Rittergut U. eingetragen worben 
iſt. Die recurrirende Gutsherrſchaft hätte daher, 
um die Befreiung von Hergabe des Bauholzes 
für die Schule in O. darzuthun, den Nachweis 
führen müſſen, daß der bei dem Gute N. 
befindliche Wald fpeciell zu dieſem Gute gehöre. 
Diefen Nachweis hat die Gutsherrihaft nicht nur 
nicht erbracht, fondern es ift auch das Gegentheil 
durch die amtliche Auskunft des Landraihsamts 
u K., auf welhe Mecurrentin felbft provoeirt 
Hatte, dargethan mworben. 

Hiernady ericheint die Henanziehung der re= 
eurrirenden Gutsherrſchaft zur unentgeltlichen Her- 
gabe, dez Pauholzes gerechtfertigt. 


22. Gutsherrliches Berhältuig eines früheren 
Erbpachtsguts. 


Auf den — der Königlichen Regierung vom 
15. Februar d. J. und den Recurs ber Schuls 
gemeinde vom 2. Februar d. 3. wird das wegen 
des Baues eines $ eiten Klaſſenzimmers nebft 
Lehrerwohnung in. erlaffene Refolut vom 12. De⸗ 
cember v. J. mit Vorbehalt des Rechtswegs hier⸗ 
durch beftätigt. 

Nah der dem Mefolut zu Grund Tiegenden, 
nicht — Annahme der Königlichen Re- 
terung iſt das gegenwärtig von den Recurſen 
efeffene früßere Ritier⸗ und demnächſt Erbpachts⸗ 
gut „von Anfang an ein Ländercomplex geweſen, 
auf dem bie gutherrlichen Rechte und insbefondere 
aud bie im N 36 Theil II Titel 12 bg ee 
Landsrechts bezeichneten gutöherrlihen Berpflich- 
tungen gegen bie Ortöfchule geruht haben.“ Daraus 
folgt, daß, nachdem das ber Stadt N. zuftändig 
eweſene Obereigenthum durch das Geſeß vom 
. März 1850 aufgehoben, und das Gut freies 
Eigenthum feines Beſihers geworden ift, auf 
legtern bie überhaupt noch fortbeftehenden guts- 
herrlichen Rechte und Pflichten übergegangen find 
(of. Erkenntniß des Königlihen Obertribunals 
vom 24. Juni 1857 Entihd. Ob. 36 ©. 149),*) 
und derfelbe fomit zu der ilbaulaſt nit als 

ausvater nad Kr fondern als Gutsherr nach 

36 Theil itel 12 Allgemeinen Landrechts 
eranzuziehen ift. 

Demnach iſt das Refolut, wie geſchehen, zu be— 
hätigen eweſen. 

Dleſe Entſcheidung iſt den Betheiligten bekannt 
zu machen. 

Berlin, den 26. Mai 1866. 


Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


bie en ‚m be 


28. Ei als Ländli der ſtädtiſche Schule 
ti ihdhat unf Das peiäberiige Beckätteik, 

— Ueber die Eigenſchaft einer Schule als länd⸗ 
licher oder ſtädtiſcher im Sinne des 8 36 All⸗ 
gemeinen Landrechis IL. 12 entſcheidet lediglich 
die örtliche Lage. Der Bauplag für bie latho⸗ 


OL oben Nr. 6 unb Gutfelbung bei Obersiberwaktungss 
FR u “rs 
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liſche Schule in R., um deren Neubau es ſich 
ndelt, liegt aber auf dem Territorium der 
abt R. und iſt aud) in das Hypothekenbuch dieſer 
Stadt eingetragen. Daß dieſes ndftüd ur⸗ 
fprüngli zu der eoeigen Herrſchaft N. gehört 
t und erft von Ihrem hr der fatholifchen 
ulgemeinde geſchenkt ift, erſcheint unerheblich, 
da nur ber gegenwärtige Zuftanb entſcheiden kann. 
Muß hiernach die Schule als eine ſiädtiſche an⸗ 
ge n werben, fo können Sie nicht ald Guisherr 
lort3 im Sinne des 8 36 a.a.D. jo 
Ihnen liegen daher weder bie gutsherrlichen Laſten 
gegen die Schule ob, noch kommt Ihnen die 
egceptiomelle Stellung zu, welche das Allgemeine 
Landredit dem Gutsherrn des Schulort# den Haus⸗ 
vätern ber © jemeinde gegenüber zuweiſet. 
Bielmehr müflen Sie ald Hansvater der Schul- 
gemeinde und daher ald zu Hausväterbeiträgen 

verpflichtet angejehen werben. 

erlin, den 10. Mat 1864. 

U. 8006. 


4a. GEtellung Mediatherren über 
Gtäbte in der Previnz Pofen zu deu Leitungen 
für die Ciementerfgule. 

Em. Wohlgeboren eröffne ih auf di 
vom 25. September v. J., dab ich 
gehung Rn äh für die evanı 
in der Stadt R. nicht für unger: 
ann, 


kann. 

Ganz abgeſehen davon, daß in der Provinz 
Bofen die Mediatherrſchaft Über Städte bereits 
während ber oglich Warſchauſchen Regierungs- 
periode allgemein aufgehoben und fpäter nicht 
wieder hergeftellt worden fit, legt da® Allgemeine 
Landrecht die auf dem Lande von den Gutsherr- 
ſchaften zu leiftenden Salten und Pflichten bei 

äbtifchen Schulen den aglteaten, rejp. dem 

mmereivermögen auf. das Allgemeine 
Landrecht in diefer Beziehung keinen Unterjchied 
yeifen Immebiat- und Mediatjtädten macht, jo 
nn ben hematigen Mebiatherren der Städte eine 
gutöherrliche Stellung zur Schule nicht eingeräumt 
werben. nad) werden Ew. zc. von der Ber: 
glidtung des 8 36 Titel 12 THeil II Allgemeinen 
ndrecht3 nicht betroffen und find in Gemäßheit 
des 8 29 1, c. verpflichtet, zur Unterhaltung ber 
Säule utragen. 
uf dieſe — iſt es ohne Einfluß, 
wenn die ſtũdti chule für R. vom Jahr 1827 
bis 1840 in einem angeblich auf !er-Terretorium 
belegenen Haufe gehalten worden ift, ba Dies für den 
Character der Schule unerheblich ift, überdies auch 
die Verlegung der Schule nad) der Stadt, bevor 
Sie 8. erworben haben, ohne Widerſpruch des 
bamaligen Beſitzers der Herriaft I. erfolgt ift. 
Die freigebigen Zuwendungen, welche Ihre Vor⸗ 
befiper der evangelifchen und ber katholiſchen Schule 
in R. gemadjt haben, befreien Sie von Ihrer 
eig der nicht, und find überhaupt nicht ge⸗ 
gnet, 


je Borftellung 
3 ve Heran⸗ 
1 chule 

gt erachten 


haben, fo kann Ihnen nur überlaſſen werben, dieſe 
Ansprüche im NRechtsweg*) geltend zu machen. 
jerlin, den 7. Sanuar 1860. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


An 
Herm If . 
den Biunergutsbehher 2. Wohlgeboren zu 2. 


24b. Gtellung der Mebiatherren zu ben evan- 
geliſchen Schulen in Schlefien. 


Ext. des ObersBermaltungsgerits vom 16. Mai 1886. 


Bei diefer Sachlage war, wie gefchehen, zu er- 
kennen. 

Daß die Berichte des Hofgerichtes und des Hof⸗ 
predigers P. vom 6. Auguſt 1816 bezw. 3. October 
1821 der Einweifung der Kinder aus B.M. in 
die Stadtſchule nicht gedenken, beweift noch nicht, 
daß nicht bereit? damals B. als zur Stadtſchule 

ehörig betrachtet wurde. Bei der engen Zu 
—— des Herrenſitzes B.:M. und der 
Stadt M. ift e8 wohl erflärlid, daß man es nicht 
für nöthig hielt, das Recht und die Pflicht ber 
jewohner von B., die Stadtichule zu benupen, 
bejonderd zu erwähnen. Aber jest wenn feſt⸗ 
ftände, daß die Kinder aus B.-M. in den Jahren 
1816 und 1824 die Stadtſchule nur gaftweije be- 
fucht Hätten und in gleicher Weife berechtigt ge- 
weſen wären, die Sandfgule zu B..g zu benugen, 
jo würde die Verhältniß dod mit der Verfügung 
der Böniglicen Regierung zu Liegnig vom 22. April 
1831 feine rg erreicht haben. Der von dem 
Superintendenten P. entworfene, von der Fürft- 
fihen Generalverwaltung „im Namen nnd Auf⸗ 
trage des Herren Patrones“, des Befigerd von B., 
ausdrücklich gebilligte Einrihtungs- und Lehrplan 
der Stadtihule in M. vom 28. März 1831 ftellt 
die Kinder der Stadt und bed Burglehnes völlig 
gleich und ihnen gegenüber die Kinder „auswärtiger 
Eltern“. Die 5 2 und 24 können nicht ander® 
edeutet werden, als daß fortan Stadtgemeinde 

. und B.-M. eine Schulgemeinde bilden jollen. 

Hiermit hat fi die Schu auffihtöbebörbe in der 
Verfügung vom 22. April 1831 einverftanden er= 
kläri und die Einſchulung von B. ift dadurch pers 
fect geworden. Dies Verhältniß konnte nur buch 
eine Umſchulung feitens der Königlichen Regierung 
wiederum gelöft werden (Refcript vom 8. Januar 
41869) — Min.:Bl. für die innere Verwaltung 
©. 121). Eine folge Umſchulung ift nicht erfolgt, 
vielmehr ift die Königliche Regierung, Abtheilung 
für das Schulweien, aud in ber laggeit — 
von der Annahme ausgegangen, daß B. einen 
Theil der Schuigemeinde bilde. Dem gegenüber 
ift e8 unerheblich, daß in der Regierungsverfügung 
vom 31. Oftober 1864, welche von der Abtheilung 
de3 Innern, nicht von der zuftändigen Wbtheilung 
für das Schulweſen erlafien worden, die Unficht 
ausgeſprochen ift, die Schule fei eine Gommunal- 
anftalt der Stadt M. Uebrigens würde felbit, 
wenn dies richtig wäre, dieſer Umftand nicht aus— 
ſchließen, daß 8. dort eingejhult wäre und die 
Schule für B. als eine Societätsfchule zu gelten 


hen. 
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hätte (Endurtheil des Dber-Bermaltungäger! tes 
vom 16. Februar 1881, Entſcheidungen Bd. VII 
©. 224*). Ebenſo bebeutungslos ift hiernach 
die Bemerkung in dem Revifionsprotocolle vom 
a 1851 „Eingefhulte Ortſchaften giebt es 
nicht.“ 

Gehören hiernach die Einwohner von B.:M. 
zum Bezirke der Stabtihule M., jo find dieſelben 
aud verpflichtet, die Schule nad Maßgabe der 

29, 34 Titel 12 Theil II des Allgemeinen 

— mit zu unterhalten. Dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchriften Isgen die Unterhaltung der Schule 
„den ſämmtlichen Hausvätern“, „allen zur 
Schule gewieſenen Einwohnern“ zur Laft. Ber 
Schulſteuer unterliegen demnach auch Rittergutd- 
beſitzer, Prediger — ———— die an 
der Schule angeſtellten Lehrer, die vormials un— 
mittelbaren deutſchen Reichsſtände ( Entſcheidungen 
des Ober⸗ Verwaliungsgerichts Bd. I ©. 183**) 
Bd. IV ©. 178, ®b. VII ©. 233,%*) Bd. II 
©. 200 fj.}) — Entiheidungen des Obertribu- 
nale8 vom 8. September 1851 und 7. April 1873 
— GStriethorft Arhiv Bd. III ©. 266, Ent- 
ſcheidungen 8b. 69 S 242). Ein dem Kirchen⸗ 
patronate analoges Schulpatronat kennt das Alls 
gemeine Landrecht nit. Die Rechte, welche ger 
meinhin als Patronat bezeichnet werden, meift 
das Landrecht in den 88 22, 31 a. a. D. der 
Gerichtsobrigkeit zu (Rechtsverhältniffe der Preu— 
Bifhen Elementarjhule, Ebmeyer Seite 135). 
Eine Eremtion von der allgemeinen Beitragspflicht 
zu ben Bebürfniffen der Schule ift dem Inhaber 
der GerichtSobrigfeit Im Allgemeinen Landrechte 
nicht zugeiprodgen, noch aus den Specialbeftim- 
mungen des Tit. 12 Theil II zu folgern. Dem 
Inhaber der Gerichtsobrigkeit, dem Patrone, find 
teine befonberen Berpflihiungen für die Unter- 
haltung der Schule auferlegt. Er ift daher ins 
begriffen in ben mie Hausvätern, 
allen zur Schule gewiefenen Einwohnern im Sinne 
der 88 29, 34 a. a. D. Beſondere Berpflid- 
tungen conftituiren die 88 33 und 36 nur für 
die in diefen Paragraphen näher elenngeichneten 
Gutsherrſchaften des Schulortes. it diefen be⸗ 
fonderen Verpflichtungen zum Unterhalte der 
Schule erjcheint allerdings die gemelne Steuer- 
pflicht nicht wohl vereinbar. Theorie und Praris 

aben daher die Gutsherren, von denen die 

33, 36 fprehen, für nicht ſchulſteuerpflichtig 
ertannt. Aber ber Kläger gehört nicht zu biefen 
Gutsherrſchaften; denn beide Geſetzesſtellen legen 
jene ae Verpfliitungen nur den Guts- 
—5 — en auf dem Lande, dem Beſitzer des 

uted, wo die Schule ſich befindet, au ür ben 
Gutsherrn einer — dieſe Vorſchriften 
— egeben (Miniſterial-Reſcript v. 7. Januar 
18 9— Min.-Bl. für die innere Verwaltung 
©. 15 — Erkenntniß des Königlichen Ober- 
tribunales vom 22. Februar 1875 — Striethorjt 
Archiv Bb. 93 S. 259 ff.) Auch tft es unerheb- 
lich, ob bie Schule in einer Immediat- oder einer 
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Mediatſtadt liegt, da dad Allgemeine Landrecht 
in diefer Beziehung keinen Unterſchied zwifchen 
Immediat- und Wediatftädten madt. Bögen 
daher die Rechte der Standesherren von M. be- 
üglic ihrer Mediatſtadt M. jo weit 8 jangen 
re wie Kläger dies behauptet, eine eeiung 
von der hier jtreitigen Sohulfteuse vermögen bie 
felben nicht E begründen, Kläger, auf den die 8833, 
36 Titel 42 Theil II. des Allgemeinen Sand- 
rechtes feine Anwendung finden, kommt der Schule 
jegenüber, infoweit es ſich um ihre Unterhaltung 
* nur als Hausvaier, als Einwohner des 

ulbezirkes, in Betracht. 

rſcheint hiernach die Berufung ber Beklagten 
wohl begründet und die Klage ge⸗ 
boten, IN war andererjeitd die Berufung des 
Klägers zu verwerfen. 

Die Sache ift durch Gteuerreclamation und 
Klage vor dem 1. April 1884 anhängig geworben. 
Nah den bis dahin geltenden Beſtimmungen 
tonnte nicht die Steuerpflicht, fondern nur die 
auögejchriebene Steuer Gegenitand des Berwal- 
tungsftreitverfahrens bilden, wie Die in ben dies⸗ 
eitlhen, in den Entſcheidungen Bd. III. ©. a) 

. IV. ©. 209,*) 8b. V. ©. 185, *), Bd. VII. 
©. 221 }) zc. veröffentlichten Endurtheilen nad- 
gemieien ift. om Kläger ift nit einmal ber 

erſuch gemacht worden, die Gründe diejer Ent» 
fcheidungen zu widerlegen. Es kann daher dem 
Borderrihtes nur darin beigetreten werben, daß 
dem Antrage, die Schuldeputation nicht für bes 
rechtigt zu erfennen: 

den Kläger und überhaupt jeden ferneren Be- 

figer von B.-M. zu feägen für die Unter- 

haltung der evangelifhen Stadtihule zu M. 

heranzuziehen, 
unter feinen Umftänden ‚rattangeben war. Dahin⸗ 
eftellt kann bleiben, ob und in wie weit etwa 
fir die Zukunft Mofa 5 des 8 46 bed —— 
teitögefeßes vom 1. Auguſt 1883 die Zuſtändigkeit 
der Berwaltungsgerihte in biefer Beziehung ge- 
ändert hat. 

I. 566. 


25. Gutsherrliche Leitungen für latholiſche Schulen 
in den Diebiatfäbten Schleſieus. 
Berlin, den 9. März 1871. 

Auf deu Bericht vom 26. December v. J., be⸗ 
treffend den Erweiterungsbau des —— 
N., und auf die Recursbeſchwerde der Gemeinde 
N. vom 22, vage v. J. wird das Mefolut der 
Königlihen Regierung vom 18. Juni v. 3. aus 
den nicht entfräfteten Gründen defjelben hierdurch 
beitätigt, indem Recurrent nicht zu beftreiten ver- 
mocht bat, daß er Gutsherr des —— N. 
iſt und dies fein Verhältniß, gleichviel, ob R. 
Dorf oder Mediatftabt ift, die Verpflichtung zur 

olzlieferung aus 8 36 Theil II Titel 12 

(gemeinen Landrechts begrünbet.ft) 
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253. Ausübung der gutsherrlichen Rechte. 
(Biepiranger, Yägter.) 


1. €. v. 18, März 1862 betr. bie Ausübung ber guts⸗ 
herrlichen Redte durch ben Niekbrauder und Be 
fretung beflelben von ben Haußväterbeiträgen. of. 
für Schlefien unten & 275 Rr. 1a, 

2. €. v. 5. Juli 1862 betr. bie Rotbwenbigteit einer 
förmlichen Webertragung ber gutäherrlihen Redhte an 
ben Riehbraudher. 

3. €. v. 27. Dec. 1862 bedgl. 

4. @, o. 24. April 1880 betr. bie Ridtbereitigung 
des Ghemannd der Gutsherrin zur Wahrnehmung 
der gutäßerrlicen Rechte im Schulvorſtand. 

b. €. v. 29. Rov. 1864 betr. bie Nusübung ber guts⸗ 
herrlichen Rechte bei Barcellirungen oben 8 252 Rr. 13. 


1. Stellung des Nießbrauchers. 

Ic erkläre mid) damit einverftanden, daß die 
Brape en Heranziehung der verwittiweten grau 
v. R. u. u Hausväterbeiträgen für die dortige 
Schule, duͤrch das zwiſchen ihr und bem Ritter⸗ 

ptsbefiper v. M. in Gemäßheit des $ 46 Tit. 21 
Er. Allgemeinen Landrecht3 gerichtlich ge⸗ 
ſchloſſene tommen vom 7. September v. J. 
nad) Mafgabe meiner Verfügung vom 20. zus 
v. 3. als erledigt anzufehen und demgemä 
Frau v. N. zu Hausväterbeiträgen nicht heranzu⸗ 


sieben IE 
bagegen erhobene Bedenken, daß ber Frau 
v. R. als Nießbraucherin der Herrihaft P. nur 
die Ausübung der gutsherrlichen Rechte, dieſe 
Rechte ſelbſt aber dem Eigenthümer zuftänden, 
und deöhalb nicht der eriteren, fondern bem 
legteren die bem Gutsheren gebührende egceptionelle 
Stellung der Schulgemeinde gegenüber zulomme, 
vermag ich nicht ald zutreffend zu erachten. Denn 
die gutsherrlis Rechte find Hibjectio dingliche 
Nechte, welche ihrer Natur nach niemals mit einer 
Perſon, fondern nur mit einer Sache verknüpft 
fein innen, und in Beaug auf welche einer Perſon 
nur die Defugniß Rn sübung zuftehen fan 
8 125 Zitel 2 Theil I Allgemeinen Landrechts). 
fpricht deshalb auch ber 3 45 Titel 21 Theil I 
Allgemeinen Landrechts der Perſon des Eigen- 
thümer® gegenüber ebenfo nur von der Ausübung 
der auf einem Gute Haftenden Ehrenrechte, als 
dies im $ 46 ibid. binfichtlic des Nießbrauchers 
eſchleht. Die eigentliche Trägerin eines ſolchen 
Fed ift deshalb immer die berechtigte Sache, 
Bear alle in diefem Recht enthaltenen Befug- 
niſſe jedesmal derjenigen Berfon zulommen, welcher 
die Ausübung dieſes Rechts uf t. Dies iſt 
aber im vorliegenden Fall bi eßbraucherin 
und nicht ber Eigenthlimer des berechtigten Gutes. 

Berlin, den 18. März 1862. 


Ew. Hochwohlgeboren eriviedere auf die 
Borftellung vom 23. v. M. daß ich Ihre Heran⸗ 
jehung In Hausväterbeiträgen für die dortige 
je bis zum Abſchluß des Vertrages vom 
eg v. J nicht als ungerechtfertigt er- 
en . 
Na den 88 45 und 46, Titel 21 Theil I Au⸗ 
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gemeinen Laudrechts gebührt die Ausübung der 
auf einem Gute haftenden Ehrenrechte in der 
Regel dem Eigenthümer, dem Niekbraucher aber 
nur für ben Yall, daß der Eigenthümer dem 
legtern bie Ausübung diefer Rechte gen Tragung 
der Laften überlaffen hat. In Bezug auf die 
Ausübung der gutsherrlichen Rechte gegenüber 
der dortigen Schule ift diefer Fall erft durch den 
Abſchluß des gerichtlichen Abkommens vom 7. Sep- 
tember v. J, durch welches Em. Hochwohlgeboren 
als Nießbraucherin der Herrſchaft P. die Aus— 
übung der gutsherrlichen Rechte von dem Eigen- 
thümer überlaffen Hi eingetreten. Daß bereits 
vor Abfchluß diefes Vertrages ziwifchen Ihnen und 
dem Herrn v. M. ein gleiches Verhältniß factiſch 
beftand, ift für die hier allein maßgebende redjt- 
liche Beurtheilung ber Sachlage unerheblich. 
Bis zu dem Abkommen vom 7. September v. J. 
ftand Ihnen rechtlich die ben Gutsherren gebührende 
exceptionelle Stellung gegenüber der Schufgemeinde 
nicht zu, und ift Bernd, Ihre Heranziehung zu 
den Haußväterbeiträgen bis zu diefem Zeitpunft 
gerechtfertigt. 
Berlin, den 5. Juli 1862. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
bie verwittwele Frau von R. zu P. 
Gr asaog, © ar 
. 


Em. Hochmwohlgeboren Beſchwerde vom 9. d. M. 
über Ihre Heranziehung zu Hausväterbeiträgen 
für die dortige Schule vermag ich nicht als be— 
gründet anzuerkennen. 

Die Ausübung der auf einem Gute haftenden 
Ehrenrechte gebührt nach 88 45 umd 46 Titel 21 
Theil II Allgemeinen Landrechts in der Regel 
dem igenthümer, dem Nießbraucher aber nur 
dann, wenn dem legteren die Ausübung der Ehren- 
rechte gegen Tragun der bamit verbundenen Laften 
ausdrudlih vom Eigenthümer überlaffen worden 
if. Daß Ihnen als Nießbraucherin der dortigen 
Herrſchaft die Ausübung der gutöherrlichen Rechte 
gegenüber der dortigen Schule durch einen hierauf 
erichteten Vertrag oder fonft in vechtöbeftändiger 

jeife übertragen worden jei, haben Sie weher 
behauptet noch nachgewieſen. 

Hiernach gebührt Ihnen die egceptionelle Stellung 
der Gutsherrſchaft gegenüber der dortigen Schule 
nicht, und ift daher nach 88 29 ff. Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrecit3 Ihre Heranziehung zu den 
Haußväterbeiträgen gerechtfertigt. 

Ihre Berufung auf die Freilaffung der Frau 
von N. in P. von gleichen Beiträgen trifft nicht 
zu, indem ber leßteren mittels notariellen Ver— 
trages die Ausübung der gutöberlihen Rechte 
gegen Tragung der damit verbunden Xaften von 
em Eigenthümer der Herrſchaft P. ausdrücklich 
übertragen worden ift. 

Demnah muß ed bei der Verfügung ber König- 
lichen Regierung zu R. vom 24. v. M. bewenden. 

Berlin, den 27. December 1862. 

Der Mintfter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten, 
gr Vertretung: Lehnert. 
J— 


88 


4. Richtberechtigung bed Chemanned der Guts⸗ 
herrin der Bi iſſe des 
De ce 


Berlin, den 24. April 1880. 

— — — ſteht Ihrer Frau Gemahlin 
als Beſitzerin des Guies P. das Recht zu, in 
Gemeinſchaft mit der Gutsherrſchaft von A. in 
Gemäßheit bes $ 6 der Provinzial-Schulorbrung 
vom 11. December 1845 den Lehrer an der Schule 
in €. zu berufen nnd es wird der Ausübung dieſes 
Rechts kein Hinderniß entgegengefegt werden. — 

Was dagegen die von Em. Hochwohlgeboren in 
Anſpruch genommene Befugniß betrifft, ald Ehe 
mann der Defigerin des Guted P. in Vertretung 
derjelben die Direction des Schulvorftandes zu 
führen, defien Berfammlungen mit vollem Stimm- 
techte und bei Stimmengleihheit mit entjheidender 
Stimme beizumohnen und darin den Borfig zu 
führen, fo kann ich die angefochtene Entſcheidung 
der Königlichen Regierung, mittel3 deren diejelbe 
diefer von Ihnen beanfpruchten Befugniß die An⸗ 
erfennung verfagt hat, für unbegründet nicht er- 
achten, finde diejelbe vielmehr in den beftehenden 
Gefegen, nad, welden die Schulvorftände auf dem 
Lande wefentli Organe der ſtaatlichen Schulauf- 
fiht find und die Befugniß zur Mitgliedfehaft in 
denfelben daher wefentli unter dem Gefichtepuntte 
des öffentlichen Rechtes, nicht, twie dad Recht zur 
Berufung des Lehrerd und die vermögensrechtlichen 
Beziehungen, unter dem des Privatrechtes zu be⸗ 
urtbeilen tft, begründet. 

Hiergegen vermag id aus Ew. Hochwohlgeboren 
Berufung auf die Kreisordnung vom 13. Deeember 
1872 Bedenken nicht zu entnehmen. 

Denn abgefehen davon, daß es ſich hierbei immer 
nur um eine analoge Anwendung handeln künnte, 
kommt in Betracht, daß bie Kreißorbnung über 
die Vertretung von Ehefrauen durch ihre Ehe 
männer ausdrüdliche Vorjchriften enthält, während 
es auf dem Gebiete des Schulweſens, namentlich 
in der Schulordnung vom 11. December 1845, an 
folchen Borfchriften fehlt. 

Hiernach kann ih Em. Hochwohlgeboren Bes 
ſchwerde eine weitere Folge nicht geben. 

Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Buttlamer. 


Un 
ben Witterguts! Herrn 
vi ale." = 


8 254. Stellung des Gutsherru zur 
Schulgemeinde. 


1. €. v. 19. April 1869 und 28. März 1863 betr. 
bie Befreiung bes Gutsherrn von Haus— 
väterbeiträgen, cf. oben $ 252 Rr. 1, 6, 
8, 24b, 8 262 Rr. 6. 

2. €. v. 5. April 1882 beögl. wenn er feinen Wohn⸗ 
Ay auf einem andern Gute im Schulbezirke nimmt 
als anf demjenigen, mit weldem bie gutöherrlichen 
Rechte zur Schule verknüpft find. 

3. €, dv. 21. Dec. 1866 und 17. Febr. 1864 betr. 
bie Richtbefreiung ber Befiger von ben auf guts⸗ 
herrlichem Boben errichteten Gtablifiement® von 
Säufbeiträgen. 
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4, € v. 26. Mat 1863 betr. die Befreiung ber 
Gutsherrn von Schulbeiträgen au rücſichtlich 
ber eingezogenen bäuerlichen Grund— 
ftüde. of €. o. 16. Oct. 1862 unten 8 276 
Nr. 8 und 31. Aug. 1860 oben $ 248 Wr. 10. 

5. Erf. bed D.:8.:. v. 4. April 1877 u. 11. Oct. 
1882 besgl, 

6. €. v. 20, Sept. 1860 betr. bie Verpflichtung ber 
Dominien in Schleſien, von eingezogenen bäuerlicen 
Hufen die Eommunal- und Societätslaften zu tragen. 
ef. über Aufuhr des Holzbeputats 8 203 Nr. 7a 

7. Ert. des Obertrib. v. 3. Febr. 1848 desgl. fofern 
die Hufen nicht vor bem Jahre 1633 eingezogen 
And, 

88, b. €. v. 4. Dec, 1860 und 31. Oct. 1864 beögl, 
aber nur fofern bie Laften von ber Gemeinde nad 
Maßgabe des Grundbeſitzes aufgebracht werben. 

80. cf. über ben Fall, wo die Säulen Eommunal: 
Iaften find, oben Nr. 4, 5, insbefonbere in ber 
Provinz Preußen: €. v. 12. Sept. 1859 ($ 42 
der Säulorbnung), 8 260 Rr. 12, 8 257 Rt. 1, 
und Erf, bed D..8.:6, v. 31. Oct. 1877 (8 39 
und 42 ber Scähulorbnung) $ 269 Rr. 7. 

9. €. v. 27. Febr. 1861 begl. und betr. ben Aus: 

ſchluß ber Beitragspflicht für Dominialhufen. 

. €. v. 9, Aprit 1869 betr, bie Deranziehung bes 

Dominiafbeftged in ber Provinz Sachſen. 

€. v. 15. Dec. 1863 und 10. Mai 1864 betr. 

die Heranziehung von Gutsbefigern bie nicht 

Sutsherrn des Sähulorts find. cf. oben 

8 252 Rr. 8a. €, 

€. v. 20, Sept. 1860 unb 21. April 1865 besgl. 

ber Befiger von Rittergütern.*) cf. oben 

8 252 Wr. 5a u. b und Rr. 245 (bezüglidh ber 

ehem. deutſchen Reichsſtande). 

€. v. 24, Oct, 1859, 9. Aug. 1859, 5. Aug. 

1861, 10. Mat 1862, 7. Dec. 1876 betr. bie 

Heranziehung von Gutsbeflgern als 

Gutsheren ber zum Gut gehörigen Schule und als 

Hausdvater eines fi über bad Gut erfireden 

ben confeffionellen Sähulverbanbes, 


1a, Befreiung ber Gutsherrſchaft von den ge- 
wöhnlihen Schulunterhaltungd-Beiträgen. 
Berlin, den 19. April 1859. 
Auf die Vorftellung vom 31. December v. J. 
eröffne ich Ihnen, daß der dortige Gutsherr zur 
Entrichtung von — — für den Schul⸗ 
ausbau und die Unterhaltung des zweiten Lehrers 
wißt ang Iten werben kann. 

8 Allgemeine Landrecht legt bem Gutsherrn 
des Schulorts im Gegenſatz Ri ben Hausvätern 
des Schulbezirks bejondere Verpflichtungen auf. 
Die Annahme, daß ber Gutsherr nicht nur bie 
Verpflichtungen der 88 33 und 36 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landreht3 zu erfüllen, fondern auch 
eich jebem andern Schulgemeinde-Mitgliebe die 

hullajten in Gemäßheit der 8$ 29 und 34 Lc. 
aniheilig zu tragen habe, findet weber in ben 
laudrechtlichen Beftimmungen, noch in den von 
Ionen angezogenen Erkenntniſſen des vormaligen 
Ober-Landesgerihts zn Halberſtadt eine Unter 


11. 
12. 


13. 


Weber bie © ber abli Snti in 
a ah 
LIE. a. €.) unb umten 5 303 Rr. 2. 
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Kim Die letzteren ergeben vielmehr, daß die 
erurtheilung der Gutsherrſchaft R. zu Beiträgen 
u den Schul- und Küfterbauten Iediglih auf 
Srund der Beſtimmungen des 8 37 Tit. 12 und 
der 88 710, 736, 737, Titel 11 Teil U All⸗ 

einen Landreht3 und einer nachgemiefenen 
Socalobfernang erfolgt ift. Ueberdies würde die 
Gemeinde N. aus dieſen Erfenntniffen, da fie 
unter andern Parteien ergangen find, niemals ein 
Recht für ſich herleiten können. 

Id kamn der &emeinde hiernach nur überlaffen, 
ihre vermeintlichen Anfprüche gegen die dortige 
Gutsherrſchaft im Wege Rechten? *) wenn fie 14 
damit Zugchzutommen getraut, geltend zu machen. 


1b. 
(Sortfegung von $ 297 Nr. 15.) 

Berlin, ben 28. März 1863. 
Die Koften für die Erbauung des neuen Schul- 
haufes müfjen daher nad $ 34 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts von ben Haußvätern der 
Scäulgemeinde aufgebradht werden. Zu dieſen 
gehört die Gutsherrſchaft des Schulortes nicht, 
und ijt demnach der Antrag der recurrirenden 
Gemeinde, die letztere gleih den Gemeindemit- 
gliedern nad) Maßgabe des Grunbbefiges heran- 

sustehen, unſtattha . Gortj. ol. $ 276 Rr. 7.) 


2. Der Gutsherr des Schulortes gehört wicht zu 
den Hanövätern ober Einwohnern der zur Schule 
jenen Ortſchaften, andy baun nicht, wenn er 

en Wohnſitz an einem andern Orte innerhalb 
Sqhulbeziris Hat, ald auf Dem Gute, auf deſſen 
Beſitz das ii ge sur Schule 


Berlin, den 5. April 1882. 

Die Unterhaltung der Schulen liegt nad) 88 29 
und 34 Allgemeinen Landrechts II 12 den Haus- 
vätern oder Einwohnern der zur Schule gewieſenen 
Ortſchaften ob. Nach 88 33 und 36 daſelbſt hat 
die Gutsherrſchaft des Schulort? bie befondere 
— die Gutseinſaſſen bei Beſoldung des 
Schullehrers zu unterſtützen und zu den Bauten 
die vorhandenen Materialien umentgeltlih zu 
liefern. — Das Allgemeine Landrecht unterſcheidet 
hiernach die @utöherrfchaft des Schulortes von 
den zur Schule gehörigen Hausvätern und Ein- 
wohnern, ed betrachtet fie abgefondert von den 
legtern und legt ihr befondere Verpflichtungen 
auf. Die Gutsherrſchaft des Schulortes gehört 
daher nicht zu den zur Schule gewiefenen Ein- 
mwohnern und bat zu der ben legteren obliegenden 
emeinen Unterhaltungslaft — aögeegen von ber 
Borfärift des $ 33 Allgemeinen Landrechts II 12 
— nit beizutragen. Dieſes Berhältniß ändert ſich 
aud dann nicht, wenn der Guisherr an irgend 
einem andern im ib belegenen Ort als 
auf dem Gute, auf deijen veſitz fein gutsherrliches 
Berhältniß zur Schule berudt, feinen Wohnfig 
It, fei legtere8 in einer zur Schule gehörigen 
einde, oder auf einem zur Schule gehörigen 

Ri te. Der Gutsherr tritt damit aus feiner 
Eigenſchaft als Gutsherr des Schulorts nicht 


ot. 9 38. 





heraus, er kann nicht Gutsherr und Hausvater 
derfelben Schulgemeinde zugleich fein. — Hiernach 
wolle bie Königliche Megierung die Anorbnung, 
nad) welcher der Rittergutöbefiger von R., welcher 
in feiner Eigenfchaft als Befiger des Rittergutes 
N., Gutsherrt des Schulortes ift, aus Anlaß bes 
Umftanded, daß er auf dem zum ulbezirk N. 
ehörigen Rittergute N. feinen Wohn Hi bat, als 
jogenannten „afloziirter Nittergutöbeftger*) zu 
Hausväterbeiträgen für die Schule in Rt. heran⸗ 
gezogen worden ift, zurüdnehmen, — 
. IH. 11481. 


8a. Gtellung des Beſitzers eines auf vormals 
gutsherrlichein Boden errichteten Fal liffes 
mentd zur Schule. 


— Benn auch Ihr Fabrit-Etabliffement auf 
einem Grund und Boden errichtet ift, der früher 
zum Dominium gehörte, fo folgt daraus weder, 
daß Sie an der ezxceptionellen Stellung Theil 
haben, welche Iediglih dem Dominium als ſolchem 
der Schule gegenüber geſetzlich angewieſen ift, noch 
daß Sie vom Dominium der Son gegenüber 
vertreten werben. Sie find vielmehr ein Mitglied 
der R’er Schulfocielät und als ſolches zu ben 
Beiträgen zur Schule heranzuziehen. 

Berlin, den 21. December 1866. 


8b. 


Auf den Bericht vom 30. December v. J. bes 
treffend den Erweiterungsbau des Schul- und 
Küfterhaufes zu &. wird Hierdurch, vorbehaltlich 
bes Nechtöweges, das Refolut der Königlichen Re— 
sierung vom 29. Auguſt v. J. unter Berwerfung 
der dagegen von bem Vorwerksbeſitzer K. in V. ꝛc. 
erhobenen Recurfe, Iesigtich beftätigt. Der Ein- 
wand des Recurrenten $., daß das ihm gehörige 
Vorwerk 8. auf fiscalifchem Boden entftanden fei, 
tft für feine Heranziehung zu der Schulbaulaft 
unerheblich. benſo wenig zutreffend ift feine 
Berufung auf den Erbpachtvertrag über dad Vor⸗ 
wert. Denn in demjelben tft dem Erbpächter nur 
zugefichert, daß bie barin feftgefeßten Prä 
nicht erhöht werden follen, was ja aud) durch Ein⸗ 
forderung eine® Schulbaubeitragd nicht gelte 5 
da von Schuflaften in dem Vertrage nicht Die N 
it. Meberhaupt kann der Erbpaditvertrag ſelbſt⸗ 
redend nur für die dad Erbpachtsverhälimiß be= 
treffenden dinglichen Laften des Vorwerks 8. 
maßgebend fein, feine Feſtſetzungen können fi 
aber nicht auf eine rein perjönlide Laft, wie die 
Beitragslaft zu den Schulbaufaften beziehen. 

Berlin, den 17. Februar 1864, 


4. Freilı der Dominien v unters 
PAR Are — — — en 


Die Gemeinde beantragt, zu den Spanndienften 


auch das Dominium glei 3 Bauern m⸗ 
uuziehen, da zu demſelben die eingegogenen uer= 
date gehören. Dieſer Antrag iſt ebenfalls un- 


gereitfertigt, weil Schulunterhaltungsbeiträge für 


=“ der Provin; R ‚werben biejewigen — 
melde he — Ib, und als Hausväter zu Egul⸗ 
gemeinde gehören, „affı genamni. 


” 


eingezogene Bauerhöfe von dem Dominium nur 
dann erhoben werben können, wenn biejelben ding- 
licher Natur e oder den Character von Com⸗ 
munallaften haben. Diefer Fall liegt Hier nicht 
vor, da die Beſiger der eingezogenen Bauernhöfe 
nur perſönlich als Hausväter der Schulgemeinde, 
zu Spanndienften verpflichtet fein würden. 
Berlin, ben 26. Mai 1863. 


6. Bean der Outöheren des Schnlortes won 
Säulnnterhaltungäbeiträgen Hinfichtlich der von 
ihm erworbenen bäuerlihen Grundftäde. 


In ber Verwaltungsſtreitſache 
der Schulgemeinde zu Z., Klägerin, 


den Rittergutsbeſitzer Freiherrn von N. zu 8. 
Beklagten, 
t das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner 
gung vom 4. April 1877, 
an welcher zc. 2c. Theil genommen haben, 
für Recht ertannt, 
daß auf die von dem Königlichen Regierungs- 
räfidenten ii N. in Vertretung des öffentlichen 
tereſſes eingelegte Reviſion die Entſcheidung 
des Königlichen Bezirks⸗Verwaltungsgerichts zu 
N. vom 23. September 1876 zu beratigen, die 
Koften des Revifionsverfahrens außer Anſatz zu 
lafien, die baaren Auslagen des Verfahrens und 
des Bellagten dem Reviſionskläger zur Laft zu 
legen und ber Werth des GStreitgegenftandes 
auf 240 Mark feitgufepen, 
Bon Rechts Wegen. 
Gründe. 
Der Schulgemeinde Z., welche aus den Land- 
gemeinden 3. und ©. jowie aus den zur Schule 
u 8. gewiejenen Hausvätern des Gute 3. bes 
Nhe wurde durch Erlaß der Königlichen Regierung 
Bd vom 5. November 1875 aufgegeben, zu der 
foldung des Lehrers einen Zuſchuß von 296 Mark 
aufzubringen. Die Schulgemeinde behauptet, daß 
der Guislerr von 8., Freiherr von N. ſowohl 
ür das Gut felbft, als aud für die in feinem 
fige befindliden, im @emeindebezirte 3. be— 
Ya Et — zu lan ya 
uuſchuß antheilig utragen verpflichtet fei; fie 
ka daher bei dem Kreisausſchuß einen auf Heran- 
iehung bed Gutsherrn gerichteten Klageantrag ges 
he t, welcher jedoch in der mündlichen Berhand- 
lung Hinfi lid des Anſpruchs, den Bellagten aud) 
für feine Berfon als Gutsherr für beitragöpflichtig 
gu erflären, zurüdgezogen wurbe. dur Begründung 
er Klage ih angeführt, daß der Beflagte Patron 
der Schule fei und zur Unterhaltung des Lehrers, 
als einer Communallaft beizutragen habe, da er 
für feine Bauerngüter Communalfteuer zahle. 
Der Bellagte Int die Abweiſung der Klägerin 
beantragt, weil er nicht auf den ihm gehörigen 
Bauerngütern wohne und es ſich im vorliegenden 
Falle n ut um eine Communallaft handele. 
Um 24. Mat 1876 erlannte der Kreisausfhuß, 
daß die Schulgemeinde Z. mit dem Untrage, 


den Freiherrn von N. für die in feinem Be- | d. 


fiße be 
ber 
zuziehen, al 


dlichen Bauernhöfe zu 3. zu den Koften 
nterhaltung des Schullehrers heran 
—X derſelben auch die Koſten 
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und baaren Auslagen des Verfahrens zur Laſt 
zu legen. 

In den Gründen iſt ausgeführt, daß nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen Bellagter nicht ver⸗ 
pflichtet fei, für die beiden in dem Gemeindebzirke 
gelegenen Bauergüter zu der Unterhaltung des 

üllehrers beizutragen. 

uf die von der Klägerin eingelegte Berufung 
erfannte das Königliche Bezirtöverwaltungsgericht 
uN., indem e3 den Ausführungen des erſten 

rtheils im Weſentlichen beitrat, unterm 23. Sep- 

tember 1876 dahin: 

daß die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes vom 

24, Mai 1876 zu beftätigen und bie bei einem 

Streitgegenftande von 240 Mark auf 9 Mark 

feitaefenten Koften und die baaren — — 

ve. erfahrens der Schulgemeinde 8. zur Laft 

zu legen. 

Gegen bieje Entſcheidung hat der Regierungs- 

räfident zu N. aus Gründen des fen en 
mtereſſes rechtzeitig die Reviſion eingelegt, weil 
das erjtellrtHeil beftätigt und nicht unter Aufhebung 
deffelben der Beſchwerde gemäß entſchieden fit. 
Es ift unrichtige Anwendung der 88 31, 32 Al- 
gemeinen Landrechts THeil Il Titel 12 behauptet, 
indem ausgeführt wird, daß der Rittergutsbefiger, 
wenn er bäuerlie Grundftüde erwerbe, aud in 
die Pflichten feiner — eintrete und daß, 
wenn man dies nicht annähme, in Folge bes all- 
mähligen Erwerb der Bauerhöfe Seiten? der 
Guisherrn ſchließlich kaum ein beitragsfähiges 
Mitglied der Schulgemeinde übrig bleiben würbe. 
Auch ift auf die Analogie der Parochiallaſt und 
auf die Allerhöchſte Gabinetöordre vom 14. Juli 
1836 Besug genommen. 

In der Gegenerflärung des Bellagten find neue 
Geſichtspunkte nicht aufgeftellt; der Antrag des⸗ 
* iſt auf Verwerfung der Revifionsbejchwerde 
gerichtet. 

Im Sinne diefes Antrages war auf Betätigung 
ber angefochtenen Entjcheidung zu erfennen. 

Es ift ſowohl von dem Königlichen Obertribunal 
in dem Erfenntniffe vom 13. April 1866 (Striet=- 
Horit Archiv Band 62 S. 280), als in mehreren 
bieffeitigen Entſcheidungen anerkannt, daß der Be— 
figer des Ritierguts“) an dem Orte, wo bie 
Säule fich befindet, zu den im 8 29 Allgemeinen 
Landrechts Theil 2 Titel 12 gedachten Salten nicht 
beizutragen hat, weil er nicht zu den Hausvätern 
bes Schulbezirks gehört, letzteren vielmehr als 
Obrigkeit der Schule (8 12, 8 13 a. a. y egen= 
überfteht und ihm als folhem befondere ficken 
(8 3, $ 36 a. a. DO.) auferlegt find. Diefer all- 
gemeine Grundjag wird auch vom Reviſionskläger 
Fr in Bmeifel geaonen; er ift jedoch der Anficht, 
daß, wenn der Rittergutöbefiger bäuerliche Grund⸗ 
ftüde erwirbt, er aud in die Pflichten feiner Vor⸗ 
befiger eintrete. Diefe Auffaflung würde nur dann 
richtig fein, wenn die Schullaften al3 Communal- 
laften, welche auf ben bäuerlihen Grundſtücken 
yehen oder in Rüdfiht auf deren Beſitz zu leiften 

ind, zu betraditen wären; Be iſt jo nicht 
er Fall. Vielmehr find die Schullaften als 
Sortetätslaften der zur Schule gewieſenen Haus- 


®) D. 5. der Guisherr, 
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väter anzujehen. Das Allgemeine Landrecht nennt 
als Beitragspflichtige nicht die Gemeinde oder bie 
Gemeindemitglieder, ſondern die Hausväter. Aller- 
dings fommt im $ 34 a. a. D. der Ausdrud: 
„al3 gemeine Laſt“ vor; der unmittelbar folgende 
Buiop: „von allen zu einer ſolchen Schule gewie- 
nen Einwohnern“ zeigt aber deutlich, daß es fi) 
bier nit um eine aus dem Gemeindeverbande 
entfpringende,, fondern um eine gemeinfame Laft 
handelt, welcher alle, bie zur ule verwieſen 
worben, unterworfen find. (Präjudiz des König- 
lihen Obertribunal® Nr. 1536 vom 23, October 
1843, Bräjubizien-Sammlung Bd. 1 ©. 109). Mit 
diefee Auffaſſung ftimmen die Nefcripte des 
Winiſters der geiktficen, Unterricht3: und Medi⸗ 
einal-Angelegenheiten vom 17. September 1838 
(von Kampp Annalen Band 22 ©. 661)*) und 
vom 13. Auguft 1840**) (Min.-Bl. für die innere 
Verwaltung 1840 ©. 293) überein. Ein fpäteres 
Refeript vom 24. April 1842 (Min.⸗Bl. der inneren 
Verwaltung 1842 ©. 196) ſpricht zwar ben Grund⸗ 
faß aus: 
daß, wenn der Gutsherr auch nicht perfünlich 
Mitglied der Schulgemeinde wird, ihm doc) die 
Erfüllung derjenigen Pflichten gegen dieſelbe 
dur den Artikei 78 der Declaration vom 
29. Mai 1816 auferlegt worden fei, melde 
einem Befiger ber vor ihm beſeſſenen bäuer- 
lichen Grundftüde obgelegen haben würben, 
infofern berfelbe zur Schulgemeinde gehörte. 
Diefer Grundfag beruft auf der Anfiht, daß 
unter den im Artikel 78 der Declaration vom 
2%. Mai 1816 gedachten —— — auch 
die Unterhaltungsbeiträge für die Schnliehrer nub 
die Schule mit inbegriffen ſeien, weil die Schulen 
als Eommunalanftalten und nicht als Anftalten 
befonberer Geſellſchaften und Sorietäten angejehen 
werben müßten. Da jedoch diefe Auffaffung nad 
obiger Ausführung, welche aud) burch den Plenar⸗ 
beihluß des SKöniglii Obertribunal® vom 
20. Juni 1853 (Entſch. Bd. 25 ©. 301) *) unter= 
fügt wirb, nit als zutreffend anerfannt werden 
tann, fo erledigen fi hierdurch auch die in dem 
gedachten Minifterialrefcripte gezogenen Yolge- 
rungen, ohne daß ed auf den Umjtand, daß der 
Artikel 78 der Declaration vom 29. Mai 1816 
inzwifhen duch $ 1 Nr. 3 bes Geſetzes vom 
2. März 1850 aufgehoben ift, weſentlich ankommt. 
Die Verwaltungsbehörden haben überdies die in 
dem Reſcripte vom 24. April 1842 außgefprochene 
Anficht in neuerer Beit nicht aufrecht erhalten. 
Wenn in der Declaration vom 14. Juli 1836 
Geſ. Samml. ©. 208) angeordnet ift, 
daß die Gutsherrn nicht verpflichtet find, von 
ben ihnen bei der Regulirung au ihrer Ent- 
ſchädigung abgetretenen bäuerlihen Grund⸗ 
den zu ben Bau= und Unterhaltungstoften 
der .... Schulhäufer und Schulmeiftergebäude 
Beiträge zu leilten, 
fo wird doc Hieraus in der Reviſionsſchrift mit 
Unrecht gefolgert, daß das Geſetz hiermit im All⸗ 
gemeinen bie Beitragäverpflichtung der @utsheren 
anerlannt habe. bgefehen davon, im All 
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jemeinen arguments a oontrario nur mit Vor⸗ 
Mär anzuwenden find, erſcheint es insbefondere im 
vorliegenden alle bedenklich, aus den für fpecielle 
Rechtöverhältniffe gegebenen Vorfchriften der De 
claration allgemeine Beitimmungen für Unter 
altung der Schulen herzuleiten. Bon befonderer 
ebeutung ift die gedachte Declaration für die— 
jenigen Fälle, in welden, wie in Schlefien, nad 
dem Edicte vom 14. Juli 1749 (Korn Edicten 
fammlung Band 3 ©. 317), die Dominien für die 
eingezogenen bäuerlichen Hufen nicht nur bie Com- 
munallaften, fondern aud) die von den Gemeinden 
nad) Maßgabe des Srundbefiges aufzubringenden 
Societätslaften zu leiften Haben, (Stiehl &.8l, 
1860 ©. 631.)*) 

In der Reviſionsſchrift wird ferner auf die 
Analogie der Parochiailaſten injofern Bezug ge- 
nommen, ald nad) märtijchem Rechte der Patron 
hinſichtlich der eingezogenen Bauerhöfe beitragd- 
pflichtig jei, während doch die Lirchenunterhaltungs⸗ 
laft na als eine dingliche betrachtet werden fünne. 
Ob dieſe letztere Anficht richtig ift, kann unerörtert 
Yeah da Ss — Pure bei der voll 
verjchiedenen recht! handlung der Barochial 
laſten und der Schulabgaben überhaupt Hide yakı 
Nur da, wo das Schulhaus zugleich die Rüfter- 
wohnung ift, mußte nach $ 37 Allgemeinen Lands 
rechts Theil LI Titel 12 die Unterhaltung deflelben 
aufeben die Art, wie bei Pfarrbauten vorgefchrieben 
tft, beforgt werden. Durch das Geſetz vom 21. Juli 
1846 ge indeſſen auch diefe Beſtimmung weſent⸗ 
liche Beſchränkungen erlitten. Ueberdies find in 
ber Reviſionsſchrift die neueren geſehlichen Be— 
ſtimmungen im $ 31 Nr. 6 der Töhengemeinber 
und Synodalordnung vom 10. September 1873 
und Artilel 3 bes Gefepes vom 3. Mai 1874) 
(&ej.:Samml. ©. 147) unberüdfichtigt geblieben. 

Die Gefahren, auf welde die Reviſtonsſchrift 
für den Sal hinweiſt, wenn der @utöherr alle 
ober doch den größten Theil der Bauerngüter er- 
twirbt, find allerdings nicht zu verfennen; fie find 
indeffen nur im Wege der Gefeßgebung zu befei- 
tigen und treten aud dann ein, wenn berartige 
Grundſtücke in den Beis eines Forenjen über 
em; (Refeript vom 20. Auguft 1861, C.Bi. 

. 752 **). Geminbert werden diefe Uebelitände 
durch Uebernahme der Schullaften auf den CTom⸗ 
munaletat nach Maßgabe des 8 11 des Geſetzes 
vom 14. April 1856. (Bergl. Erf. des Übers 
Gerichtöhofes vom 10. December 1870, €.-B1. 1871 
©. 493.)}). 


(&f. ©.:8.-8, v. 11. Det. 1882.) 


Die Declaration des Edictes vom 14. September 
1811, betreffend die Regulirung der gutößertihen 
und bäuerlichen Berhältniffe vom 29. Mai 1816 
Geſ.Samml. ©. 154) a durch den 1 Rr. 3 
des Gefepes vom 2. März 1850 (Ge.-GSammi, 
&.77) aufgehoben. Damit hat aud) das en 
des —— — vom 24. April 1842 
(Rönne ©. 799), weldes aus dem 8 78 der De- 
claration eine Verpflichtung des Sherrn des 


*) Unten Rr. 6 und 12. 
AB 


Schulorte3 zur Entrichtung von Schulfteuern für 
von ihm ongetaufte auerliche Grundſtücke her— 
leitete, jede Bedeutung verloren, wie dies au 
bereit8 in einem Refcripte des Unterrihtsminifterd 
vom 7. Februar 1855 (Ebmeyer, Rechtsverhält- 
niffe der preußifhen Elementarſchulen ©. 104) 
anerkannt tft. Soviel diesſeits bekannt, hat ſeit⸗ 
dem bie Unterrihtd- Verwaltung in conftanter 
raxis angenommen, daß dem Gutäheren bes 
lortes für angelaufte bäuerliche Grundftüde 
eine Beitragspflicht nicht obliege. ine analoge 
Anwendung der 88 732%) und 790, Titel 11, 
Theil IL des Wllgemeinen Landrechtes ift bei ber 
völlig verſchiedenen lichen Behandlung der 
arochiallaften und der Schullaften ausgefchlofien. 

e angefochtene Entfcheidung beruht hiernach auf 
unrichtiger Anwendung bes beftehenden Rechtes 
und war baber aufzuheben. 

In der Sache felbft ift es nicht ftreitig, daß 
Kläger der Gutsherr des net ift und bie 
Unterhaltung der Schule fi) lediglich nad) den 
Beſtinimungen bes Allgemeinen Lanbrechtes regelt. 
Nach den 88 2936, Titel 12, Theil IL des 
Allgemeinen Landrechtes liegt aber bie Unter- 
Baltung der Schule nicht der_politifchen Gemeinde, 
fondern den zur Schule gewiefenen Hausvätern ob. 
(Ertenntrifie des Königlichen Obertribunals vom 

. October 1843 — Bräjudizien-Sammlung I 
©. 209 —, vom 20. Juni 1853) — Entſchei⸗ 
dungen, Bd. 25, ©. 301 —, Minifterialrefcripte 
vom 17. September 1838") — Rönne, ©. 788 
—, vom 13. August 1840 — Rönne, &. 7894) —). 

u diefen Hauspätern gehört der @utsherr des 

ortes nicht. ( Erkenniniß des Obertribunals 
vom 13. April 1866 — Striethorft Archiv, Bd. 62, 
©. 280 —, Endurtheile des Obervermaltungs- 
gerints vom 410. October 1876 und 19. Juni 
1878 — Entfcheidungen, Bd. I, ©. 18644) und 
Bd. IV, ©. 178 —, Minifterialtefeript_ vom 
5. April 1882 — C.Bl. ©. 438414) RT: Er ift, 
auch wenn er bäuerlide Grundftüde im Schuj- 
tete befigt, nicht ſchuiſteuerpflichtig. Das erit- 
inftanzlihe Erkenntniß hat daher mit Recht ben 
Kläger nicht für ſchuldig erachtet, die ftreitige, auf 
ihn veranlagte Schulfteuer zu zahlen. Die Ent- 
ſcheldung des Kreisausichuffes vom 4. Januar 
1 mar demgemäß auf die Berufung des Be- 
Magten lediglich zu beftätigen und ber Koftenpuntt 
er 8 72 des Kern altungsgerichtägejeges,) wie 

ehen, zu regeln. 

3 * er 1191. 
6, Seranzichung des Gutsherrn vou Ruſtical⸗ 

buſen in Sqleſien. 


(Fort. von Rr. 12 unten.) 


Über aud der Gutsherr des Schulortd muß 
nach Schlefiihem Provinzialreht nah Maßgabe 
der eingezogenen bäuerliden Hufen zu den Schul⸗ 


— 
Be: 
MER 


ber lea » 
en sage 
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gemeindesLeiftungen beitragen, da nad) bem Ebict 
vom 414. Juli 1749 die Dominien für bie einge 
zogenen bäuerlihen Hufen nit nur bie Com⸗ 
munal-, fondern auch die Gocietätdlaften, welche 
von den Gemeinden*) nad Maßgabe des 
Grundbefiges aufgebracht werben, zu präftiven 
Baben, Daß died namentlich auch von den Schul: 
aukoſten gilt, ift von dem K. Obertribumal in 
dem Erkenntniß vom 3. Februar 1348) — nach⸗ 
gewieſen. 

Berlin, den 20. September 1860. 

U. 1971. 


7. 


Der Recursbeſcheid vom 20. September v. 3. 
(€.:81. 1860 ©. 631**) weiſt anf bie Ausführum; 
des Königlichen Obertribunals in dem Erkenntni 
vom 3. Februar 1848 hin. Um etwaigen Miß— 
verändniffen vorzubeugen, und ba ber bon dem 
Obertribunal ausgeſprochene Grundfag über bie 
Beitragspflicht der von den Dominien in Schlefien 
eingezogenen Ruſticalhufen von großer Tragweite, 
er Erkenntniß auch inſofern von allgemeinen 

interefie iſt, als in demſelben die Nichtanwend⸗ 
barfeit des Gejeges vom 18. Juni 18404) Geſ.⸗ 
Sammt. 1840 ©. 140) auf Schulbautoften an- 
erkannt wird,) laflen wir das erwähnte Erkennt- 
niß bier abdruden : 

In Sachen der Erben des Grafen von M., 
als Beer von R.-St., Berklagten, 


wider 
bie Gemeinde R.-Gt. 

erkennt der erſte Senat bed Königlichen 

Geheimen Obertribunals für Recht: R 
daß 2c., in der Sache felbft das Urtheil des zweiten 
Senats des Königlichen Ober-Landesgerichts zu 
Breslau vom 13. April 1847 auf die von ben 
Verklagten dagegen erhobene Beſchwerde zu be= 
ftätigen, auf die als Reviſion zu betrachtende 
Richtigkeitsbefchtverbe der Klägerin aber dahin zu 
ändern, daß der Klägerin aud die vor bem 
1. Januar 1843 vorgefhoffenen Schulbautoften 
nebft Zinfen zuzuſprechen, und die Koften ber 
dritten Manz fo zu compenfiren, daß ben Verklag⸗ 
ten ?/s, der Hagenden Gemeinde */s aufzuerlegen. 

on Rechts Wegen. 


Gründe. 

Die Revifibilität der Sache ift anzunehmen, da 
theil ein nicht genau nad) Gelde zu ſchäßendes 
Object in lite ift, theils ſich dieſelbe in der gleich⸗ 
artigen Sache der Gemeinde D.St. ergeben hat, 
obgieich Ieptere Gemeinde nicht fo zahlreich ift, 
als die bier klagende, und ber Sch des Do- 
minii an eingezogenen Bauerngütern hier größer 
ift, als dort, 

Bon der für das verklagte Dominium autäfigen 
Revifion wird die Nichtigkeitsbefhwerde der 
Klägerin nachgezogen. { 

I. ad revisionem ber Verklagten iſt jegt nicht 
weiter ftreitig, daß das Dominium N.-©t. von 7 


t | eingezogenen Bauergütern 13 Hufen unter feinem 


*) of. Rr. Ba, 
Raqhſtehend. 
⸗⸗· ſ ð. 
+) 6 80 Anh. L cf. 02 Rr. 8. 


Stellung des Gutsherrn zur Schulgemeinde. 8 254. Nr. 8a. 


Vorwerlsader in Cultur hat. Vorausgeſetzt, 
die Einziehung diefer ehemaligen Bauergüter e 

nad 1633 erfolgte, ift da8 Dominium nah 8 6 
der Gonftitution vom 14. Juli 1749 (Korn'ſche 
Edicten-Sammlung, Bd. 3, ©. 517) ſchuldig, zu 
den von ber klagenden Gemeinde zu tragenden 
gemeinſchaftlichen Laften nad Proportion des 
ehemaligen Wauerlandes beizutragen. Dies be 
fagt die erwähnte Conſtitution im 8 6 und auch 
im Eingang mit den Worten: „übrige Praestanda 
befonders die herrſchaftlichen Dienfte und Roboten, 
die Eoncurrenz zu den Boft- und Marſchvorſpann⸗ 
führen, Kriegslieferungen, zur Feuerfocietätöhülfe 
und ben fogenannten Gemeinde » Anlagen (of. 
Blenarbeihtub vom 24. Februar 1840. ©. 206 
der Enticheidungen, Bd. V). Diefe Verbindliche 
keit wird dadurch nicht alterirt, daß das Gut 
R-St. in öffentliger Subhaftation acquirirt, von 
den wüften Hufen im Hypothekenbuch und in ber 
Subhaftationdtage Nichts erwähnt, und bei dem 
Subhaftationdverfahren eine Anmeldung der Rechte 
der jegt Hagenden Gemeinde nicht erfolgt ift, da 
es Pr bier um Laften handelt, die keiner Ein- 
tragung im Hypothekenbuch bedürfen, und ohne 
BVeitereö auf jeden Acquirenten des Gute über- 


* 
fragt ſich alſo, ob die Behauptung des 
Dominii, daß die qu. Bauerhöfe ſchon vor dem 
Jahre 1633 eingezogen ſeien, für richtig anzu— 
nehmen fei. DaB der Beweis diefer Behauptung, 
wenn es auch für zuläffig erachtet werden muß, 
ifn dem Proceßrichter zu führen, obmohl er 
eigentlich bei der an bie Stelle der Kriegs⸗ und 
Domänen-Kammer getretenen Regierung erbracht 
werben foll, den Beklagten obliegt, kann keinem 
Zweifel unterliegen; der & 6 der allegirten Ber- 
ordnung fpricht dies mit deutlichen Worten aus. 
Run Hat aber das Dominium außer dem felbiges 
egen gie lihe Verpflichtungen nicht ſchützenden 
loßen Beſitz der freiheit der Befikungen zu den 
Sommunallaften, und da es fi auf Verjährung 
nicht berufen kann (cf. den allegirten Plenarbe- 
ſchluß) weiter nichts für fi, al den Inhalt des 
aud) von der Regierung zu Breslau allegirten, 
aber von ihr gun nit für entfcheidend erflärten 
(Bot. 8. 125) Katafter3 und der Reviſionsverhand⸗ 
ng vom 12. Sebruar 1743 (%ol. 117. 118. Fol. 

121). In der Iegteren mit dem Katafter ver- 
bundenen Verhandlung heißt es allerdings: 

das Dominium füet zujammt denen demfelben 

bereit3 ante annum direotorium einverleibten 

Bauergütern ıc. 

Allein ob mit diefem anno directorio dad Jahr 

1633 gemeint fei, ift ungewiß; es kann dies au 
das Jahr 1723 gewejen fein, ala welches no: 


unter öſterreichiſcher Regierung ratione ber 


Steuern als Rormaljahr feitgefegt mar (cf. 
Schimm ig. die preußifchen directen Steuern, 
1. Thl. ©. 228, 234 ad 5, 252 8 5, 259 und 


266). Diefe Documente find aljo nicht beweijend, 

und um fo weniger, als ihnen die Berichte ber 

Steuer - Revifiond - Sommiffarien vom 11. und 

12. December 1743 (ol. 58 feq.) widerſprechen, 

in benen an mehreren Stellen angeführt wird: 
daß die Bauerhöfe post annum directorium 
1633 eingezogen ſeien. 


Ein hinlänglicher Beweis der Behauptung der 
Verklagten, wie ihn die Eonftitution von 1749 
verlangt, ift daher gewiß nicht geführt. In Be— 
treff der Beiträge zu ben Schufbautoften muß 
zwar den Bellagten darin beigetreten werben, 
daß dergleichen Laften nit eigentlide 
Communal-Laften ber politifgen Ge⸗ 
meinde find, ſondern als gemeine d. h. gemein- 
ſame Laſten von allen zu ber Schule gewieſenen 
Einwohnern AN tragen find (A. L-R. Thi. II, 
zit. 12, ). Allein im vorliegenden 
Falle tönnen diefe Shulbautoften nit 
anders, ald Laſten ber tlagenden Ge— 
meinde betrachtet werden. Denn ed ift unbe 
ftritten, daß das neue feit 1843 erbaute Schul⸗ 
Baus von den drei in St. beftehenben Gemeinden 
nur unter Butritt einiger Wirthe in H. auf ihre 
Koften erbaut worden ift. Die Laften des Baues 
gaben daher nur Diefe Gemeinden und letztgedachte 

irthe, ausſchließlich anderer etwa ur Schule 
ewieſener Einwohner, zu tragen. Koſten 
And laut Verhandlung vom 16. März 1843 nad) 
dem Verhältniß des kaiaſtrirten Grundbefiges auf- 
gebracht; menigftend follte dies geisehen, und es 
eonftirt nicht, daß eine andere Norm angewendet 
worden ift. Da nun bie eingegogenen Bauergüter 
nad) biefer hier angemendeten Norm hätten con⸗ 
eurriren müſſen, wenn fie nod) befegt wären, Die 
verflagte Gutsherrſchaft aber dieſe Bauergüter 
wegen der Gemeindelaften fo vertreten muß, als 
wären fie noch mit Bauern bejegt, fo erſcheint 
ber Anſpruch der Klägerin au in Betreff ber 
Schulbaulaften als begründet, und die Klägerin 
ad causam legitimirt, weil fie nur das verlangt, 
was ihrerſeits präftirt worden ift, und was von 
dem Dominio in Bertretung der eingezogenen 
Hufen hätte präftirt werden müſſen. 

Die Beftimmung bes Urbarii iſt einflußlos, da 
fie ſich nur auf das früher lutheriſche Schulhaus, 
nat das neu errichtete beziehen läßt. 

etre 

II. ber Beſchwerde der Klägerin tft zu bemerken, 
daß das Edict vom 18. Juni 1840 8 142 der 
Geſetz⸗ Sammlung) im 8 14 zwar von ben Ge: 
meinbelaften ſpricht und auch auf diefe $ 5 ibid. 
als anwendbar erſcheint. Won dem verflagten 
Dominio konnten daher Seitens ber Gemelnde 
ältere Rüdftände, als aus dem Jahre 1843 nicht 

efordert werden, und hat fie diejelbe vorgejchofien, 
0 find dadurch nicht mehrere Rechte erlangt, als 
in Betreff diefer Abgaben überhaupt beftanben. 
Indeß waren Hierbei immer nur fortlaufende be= 
Hündige Laſten vorausgefegt. Dahin gehören die 
Schulbautoften nicht, und in Bezug auf se er⸗ 
ſcheint daher die Beſchwerde der Klägerin gegründet. 

giernach war wie geichehen, zu erfennen. 
erlin, den 3. Februar 1848. 

Erfter Senat des Königlichen Geheimen 
Obertribunals. 


88. 

Auf den Beriht vom 23. October d. J. er- 
widere id) der Königlichen Regierung, daß ber 
Gutsherr des Schulort3 nur dann nad) Maßgabe 
der eingezogenen Rufticalgufen zu ben Koften ber 
Helzung der Schulftube herangezogen werben kaun 


„ 
wenn biefe Koften von der Gemeinde und 
gar nah Verhältniß des teianeizien 

rundbeſitzes aufgebracht werben. r wenn 
diefe beiden Borausfegungen zutreffen, findet nad) 
der Ausführung in dem Erkenntniß des König- 
lien Obertribunals vom 3. Februar 1848*) der 
8 6 des @bict3 vom 14. Juli 1749 auf die Schul- 
unterhaltungstoften Anwendung. Eine weiter 
gehende Auslegung ift biefem Edict aud in 
meinem Recursbeſcheid vom 20. September b. 3. 
nicht gegeben. 

Ob die Bedingungen, welche die Anwendung 
bes Edicts vom 14. Juli 1749 rechtfertigen, in 
einem Speciallfall vorliegen, kann nur nach ben 
thatſächlichen Verhältniffen beurtgeift werben. 
Ziegen diefelben nicht vor, fo fann aud in der 
dortigen Provinz der Gutsherr des Schulort3 von 
eingezogenen Bauerhöfen zu einem Beitrage für 
die Heizung der Schulftube nicht veranlagt werben. 

Ueber den Maßitab, nad) welhem das zu dem 
Baargehalt und dem SHolzbeputat bes Lehrers zu 
nde Eontingent jeder einzelnen Gemeinde 
eftzufegen fei, fal8 mehrere Gemeinden zu einer 
Schule gehören, hat die Königliche Regierung zu— 
nat felbft zu befinden. 

rlin, den 4. December 1860. 
U. 23997. 


Sb. 


Berlin, den 31. October 1864. 

Auf den Bericht vom 29. uguft d. J., ben 
Bau des latholiſchen Schulhauſes in N. betreffend, 
fege ich in Ergänzung des Refolutes der König⸗ 
lichen Regierung vom 11. Juni d. 3. mit Vor 
behalt des Rechtswe⸗ je8**) hierdurch feſt, 

daß das fürftlihe Dominium P. verbunden, 
nad) Berhältniß der ein kogenen bäuerlichen 

ufen zu ben nad) Dr abe des Grundbe- 
ſitzes anfzubringenden Beiftungen der Schul⸗ 
gemeinde beizutragen. 

20. zc. In ber Sache felbft muß der Antrag ber 
Recurtenten, die Gutsherrihaft auch zu den Ge- 
meinbebeiträgen nad) Maßgabe der von derjelben 
befeffenen bäuerlichen Grundftüde Beranzuziehen, 
für begründet erachtet werben, da nad (&lehfgem 
Brovingialceiit und zwar auf Grund des Edicts 
vom 14. Juli 1749 die Dominien für die einge: 
zogenen Hufen nicht nur die Communal-, fondern 
auch die Societätzlaften, welhe von den Ge— 
meinden nah Maßgabe des Grundbe- 
figes aufgebracht werden, zu präftiven haben. 
Daß dies namentlih auch von Schulbaufoften 
gilt, ift in dem Erkennniß des Königlichen Ober- 
teibunals vom 3. Februar 1848 nachgewieſen. 
Nr fü die Unterrictöverwaltung de 1860. 

. 631 fe) 

7. 19031. 
9. Freilaffung der Domintalpufen. 
Auf den Bericht vom 7. d. M., 
die Aufbringung der Koften einer Schulbant, 
eined Tiſches und eines Stuhles für die evan- 


gelihe Schule in 8. und das Recurägefud) 
Gutsbefitzers ©. betreffend, 


Ei: 


Dben Rt. 7. 
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hebe ich das Refolut der Königlichen Regierung 
vom 14. Auguft v. $. auf und beftimme unter 
Freilaſſung des Rechtäweges :*) 
daß der Recurrent als Befiger der Güter K. 
und ©. au den oben bezeichneten Koften nicht 
heranzuziehen. 

Die BerHaffung der Schulutenfilien liegt der 
Schulgemeinde ob. Bu ber lepteren gebart, wie 
die 88 12, 22, 31 folg., Titel 12, Theil II A.L.R. 
ergeben, der Gutsherr des Schulorts nicht. Ge— 
meinrechtlich hat —5 der Gutsherr des Schul⸗ 
orts, fel ui wenn er Rufticalgrundftüde im Schul- 
bezirk befißt, zu_den Koften der Beſchaffung ber 
Schulutenfilien Nichts beizutragen. Hiervon macht 
jedoch für die Provinz Schlefien das Ebict vom 
14. Juli 1749 rüdfichtlic) der eingezogenen Ruſtical⸗ 
hufen, wie auch vom NRecurrenten nicht verfannt 
wird, eine Ausnahme. Nach demfelben hat auch 
der Gutsherr des Schulort3 zu den Schul-Unter- 
haltungskoſten nach Mabgabe feines Ruftical= 
befißes beizutragen. Auf Dominialhufen findet 
jeboh das angezogene Edict feine Anwendung. 
Es Tann daher aud in Schlefien der Gutöherr 
des Schulorts für die im Schulbezirk belegenen 
und nicht zum Sute des Schulorts aehörigen 
Dominialhufen zu einem Beitrag für Bes 
ſchaffung der Schulutenfilien nicht veranlaft werden. 

Dein, den 27. Sebruar 1861. 


10. Heranzichung des Dominialbeſitzes in Sachſen. 
(Sortfegung von $ 247 Rr. 3b.) 
Berlin, den 10. April 1869. 

Für das Maaß endlich, nad) welchem das Vor- 
wert N. zu dem durch das Sähufgelb nicht ge- 
dedten Theil der Lehrerbefoldung beizutragen hat, 
tommt e3 darauf, ob N. Rittergutsqualität bat, 
nit an. Denn die Verordnung vom 11. No— 
vember 1844 -- Geſ.⸗Samml. ©. 698**) — unter- 
ſcheidet innerhalb des Dominialbefißes jteuerfreien 
und ſteuerpflichtigen Grundbeſitz und behandelt 
den letzteren nach $ 9 1. co. Hinfichtlich der Bei— 
tragspflicht zu den Barochiallaften***) ebenfo 
wie die Grundftüde jedes andern Beſitzers. Da 
nun N. von jeher fteuerpflihtig geweſen ift, fo 
bat bie Recurrentin feinen Grund, fi dadurd 
beſchwert zu finden, daß die in ber Feldmart N. 
gelegenen Grundftüde des Vorwerks gleichen Na= 
mens zu ber Lehrerbefolbung . den übrigen 
bäuerlichen Grundftüden beitragen follen. 

U. 104 


11. Squlbeiträge der Gutsbeſitzer, die wicht 
ac Guts herren find. 


Berlin, den 15. December 1863. 
Ew. en Beſchwerde vom 16. Sep- 
tember d. J. über Ihre ve iehung zu Haus- 
väterbeiträgen für die Schule In G. vermag ich 
mia ab begründet anzuerkennen. 
& r dem Gutsheren bes Ortes, wo die Schule 
Ei. 


befindet, {ft in dem llgennekun Landrecht 
12 Thl. Il 88 36, 12 und 22 eine beſondere 
Stellung der Schule gegenüber eingeräumt, wäh— 
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rend bie Befiger anderer zur ule gehörigen 
Güter, fofern fie im Schulbegirt hren onen 
haben, als Mitglieder der Schulgemeinde anzu= 
fehen und deshalb aud zur Unterhaltung der 
Schule und bes Lehrers gleich den übrigen Yaus- 
vätern beizutragen, verpflichtet find. (Kortfegung 
dd. $ 262 Rr. 7e.) 
U. 21810. 


11a. 


— Sowohl die Borjhrift des Landrechts (8 29 ff. 
IL 12) als die Praxis laffen nur die Guts— 
herrfchaft des Schulorts, weil ihr befon- 
dere m ichtungen obliegen, von Hausväter- 
beiträgen frei, während bie übrigen zu einer Schul⸗ 


fungen zu befchränten. Ju Uebrigen made id 
darauf aufmerkjam, daß das Reſcript vom 19. 
April d. 3.*) den von der Königlichen Regierung 
baraus abgeleiteten Grundfag in older Allge⸗ 
meinheit nicht aufſtellt. Durch daſſelbe iſt viel⸗ 
mehr in einem Specialfall das Verlangen einer 
Gemeinde, ihrem bereits nad) 88 33, 36 II. 12 
Algemeinen Landrechts herangezogenen Gutsherrn 
aus noch einen baaren Baubeitrag aufzulegen, 
als unbegründet ide Nur eine folde 
Cumulation der Berpflihtungen wird in dem Re⸗ 
feript reprobirt. Ob aber ein Gutsbefiger als 
Hausvater oder als Gutöherr zu einem Schulbau 
beizutragen hat, läßt fi nur nad) der befondern 
Lage des einzelnen alles beurteilen unb ent 


focietät gehörenden Gutsherrſchaften, infofern fie | jheiden. 


auf ihren Dominien ihren Wohnfig haben, zu den 

— der — zu Ag und als ſolche 

zu den Schulla| uzie ind. — — 
Rertin, den 10. Ta 


8085. 
12. spflicht Der Rittergutsbeſitzer, welche 
in bes Schulortes find. 
Berlin, den 20. September 1860. 

Naqh 8 34 Allgemeinen Landrechts II. 12 Liegt 
die Unterhaltung der Schulgebäude allen zur 
Schule gewviefenen Einwohnern ohne Unter: 
fhied ob. Einer Befreiung der Rittergutsbefiger 
von diefer Verpflichtung ift im Geſetz nirgends 
gedacht. Nur dem Gutsherrn bed Säulort, 
welchem nach $ 12 1. o. die Direction ber Schule 
gebührt, ift bei Bauten im $ 36 eine befondere 

pflichtung auferlegt. Demnach müſſen Ritter 
gutäbefiger, welche nicht Gutsherren des Schuls 
orte find, und daher nicht von der rn 
des 5 36 Allgemeinen Landrechts IL. 12 betroffen 
werden, auf Grund des $ 341. c. für verpflichtet 
erachtet werben, zu den Baarkoften und Dienften 
antheilig beizutragen. (Fortf. of. oben Nr. 6.) 

u. 17. 


122. 


eines Ritterguts, auf defien 
oden die Schule fich nicht befindet, 
und der deshalb von ber im & 36 Allgemeinen 
Landrechts IL 12 feitgefepten Materialien-Lieje- 
zung frei ift, Hat gleich allen übrigen zur Schule 
jejenen Einwohnern auf Grund des 8 34 a. a. O. 
tbaubeiträge zu leiften. 
Berlin, den 21. April 1865. 
U. 6248. 


18a. Heranzichung eines Gutsbe als Guts⸗ 
herrn 5 einen un Handvater —— Schul⸗ 


— Der Be 
Grund und —* 


Der Königlichen Regierung erwidere ich, daß 
dieſelbe im ftreitigen Schulbauſachen über die 
Heranziehung der Baupflichtigen felbftändig zu 
befinden hat und ich mit Rüdficht auf die Stellung 
des Minifterii als Recurinftang*) Anftand nehmen 
muß da3 individuelle Ermefjen der einzelnen Kö— 
niglihen Regierungen durch allgemeine Anmwei- 


el. $ 04 Nr. 12 f. und oben 8 5 Und. L 





Berlin, ben 24. October 1859. 
U. 22256, 


18h. 


Auf die Eingabe vom 24. a. M. eröffne ich 
Ew. Wohlgeboren unter Hinweifung auf die zu- 
tüdfolgende Verfü ng der Königlichen Regierung 
in N. vom 16. Im v. J. daß Sie von ben 
laufenden Sausväterbeiträgen zur Unterhaltung 
der evangeliſchen Schule in Klein⸗S. nicht befreit 
ve die tat iſche Schule Ihres Cuts Haben 

t die katholiſche ule Ihres Guts Hal 
Sie für Ihre Keen feine laufenden Unterhal⸗ 
tungsbeiträge zu entrichten, fondern als dortige 
Guisherrſchaft nach 8 36 Theil II Tit. 12 des 
Allgemeinen Landrechis bei Bauten und Repara- 
turen der Schulgebäude in Neu-D. die auf Ihrem 
Gute gewachienen oder gewonnenen Materialien, 
foweit felbige hinreichend vorhanden und zum Bau 
nothwendig find, unentgeltlich zu verabfolgen, fowie 
nad $ 33 a. a. D. die Tatholiigen herrſchaftlichen 
Einwohner und Dienftleute, welche zur kaiholiſchen 
— in Neu⸗D. gehören, zu vertreten, foweit 
dieje unvermögend find, die auf fie treffenden 
Schulbeiträge aufzubringen. 

Dagegen find ſämmiliche evangeliihe Haus— 
väter in Neu-D. ſchon Iange vorher, ehe Sie 
in den Befig des dortigen Guts gelangt find 
und dort wohnten, zur evangelifchen Schule in 
Klein-S. eingefhult worden, weil fie ben Reli- 
ionsunterriht als den weſentlichſten Theil bes 
lementarunterricht8 für ihre Kinder in der katho= 
liſchen polnischen Schule in Neu⸗D. nicht erhalten 
können. Sie gehören zu den evangelifhen Hause 
vätern in Neu-D., mithin auch zur evangeliſchen 
Schule in Klein-S., und da Sie für diefe Schule 
von den vorgedachten gutöherrlichen Verpflichtungen 
nicht betroffen werden, fo find Sie auf Grund des 
829 a. a. O. zu den laufenden Schulunterhal⸗ 
tungöbeiträgen heranzuziehen. Wie alle Haus- 
väter des evangeliichen Schulbezirt3 Slein⸗S. !s 
ihres jährlichen Claſſenſteuerſolls als Schufbeitrag 
jährlich, zahlen, fo ift Ihnen Ya ihrer jährlichen 
Tlaſſenſteuer mit — XThlen. auferlegt. Zu einer 
Hienderung hierin liegt feine Beranlafjung vor, 
da Ihr Einwand, daß Sie über Ihre Einfenudung 
nad) Klein-S. nicht gehört worden feien, aus bem 


*) Oben Rr. 1. 


oben angebeuteten Grunde als durchgreifend nicht 


ufehen ift. 
ern, den 9. Auguft 1859. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
vu Beibmann-do [Imeg. 


— 
18c. 
Die Königliche Regierung zu R. in der Provin; 
Schlefien Hatte — Refohı 1861 


; run ir? ‚ehr min h 
gelegt, er evangeliiche Rittergutsbefiger 
& a ©. ji denjenigen Koften, welche von den 
zur evangeliihen Schule in C. gewieſenen Ge- 
meinden aufzubringen find, in feiner Eigenfchaft 
als evangeliiher Hausvater zu ©. nad) Verhältni 
feines Grundbefiges an Dominial- und Ruftica 
länbereien beizutragen fchuldig fei. Auf die Re— 
cursbeſchwerde des 2c. W. ift folgende Entfcheidung 
ergangen: 
uf den Bericht vom 19. Juni d. J. den Er- 

weiterungsbau des evangelifhen Schul- und Küfter- 
hauſes zu €. betreffend, beftätige ich vorbehaltlich 
des Rechtöweges*) das Rejolut der Könilichen 
Regierung vom 18. März d. 3. und verwerfe den 
da; gen von dem Rittergutöbefiger W. auf ©. 
ern enen Recurs. 

Recurrent ift evangelifhen Glaubens und gehört 
deshalb für feine Perfon zu den Societät®-Mit- 
liedern der evangeliſchen ante zu C., wohin die 
vangelifchen von ©. gewieſen find. Er iſt des⸗ 
halb auch verpflichtet, zu den ftreitigen Schulbau= 
toften na Mabgabe der 88 34 und 31 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts beizutragen. Der 
Umftand aber, daß das Dominium ©. zur Unter: 
haltung der dortigen katholiihen Pfarrſchule die- 
jenigen Leiftungen, welde ihm als Patron der 
katholifchen Kirche dafelbft und als Gutsherrſchaft 
der Ortöfhule obliegen, zu gewähren hat, kann 
den gegenwärtigen Beſitzer ben ihm perfönlich 
egen die Schule feiner Confeffion obliegenden 
Gigten nicht entheben. Hieraus folgt gleichzeitig, 
daß der von dem Recurrenten behauptete Wider- 
fpruch zwiſchen der angegriffenen Entſcheidung 
und ber von mir unter dem 25. Mai cr. beftä= 
tigten Berfügung der Königlichen Regierung vom 
7. vefp. 18. Auguft v. J. en die Verpflich- 
tung des Dominiums ©. zur Gejtellung der Fuhren 
für den Schulinfpector Behufs Vifitation der dor- 
tigen kathoiichen Schule, nicht beiteht, indem bie 
Keajontinen erpflihtungen des gegenwärtigen 

eſitzers gegen bie eoangeliiche Schule in €. und 
die dinglihen Laften des Dominiums ©. gegen 
die katholiſche Schule dafelbft ſich nicht ausſchließen, 
fondern neben einander beitehen. 

Die Feſtſetzungen des Reſoluts vom 18. März 
d. 5. erfcheinen daher gerechtfertigt. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten bekannt 
zu machen. 

Berlin, den 5. Auguft 1861. 
Der Ninifter_ ber geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: Aulite 


En 
Die Röniiäe Bgerang zu 3. 


*) of. Rote zu 5 279 Rr. 1, ſowie 5 304 Ru 12 f. 
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184. (Gäulunterhaltungsbeiträge eined Gntd- 
befigerd ni der ——n als Gutsherr 
and als Hausvater.) 


— Im Einverſtändniß mit der Anſicht, daß 
der Gutsbeſitzer W. zu S. als Dominialbeſitzer 
ur katholiſchen Schule daſelbſt, vor den ihm ge— 
Vürigen Rufticalgrunbdftüden aber als evanı idee 
Hausvater zur evangeliihen Schule in ©. Bei- 
träge zu Teiften babe. — — 

erlin, den 10. Mai 1862. 
U. 9884. 
18e. 


Berlin, ven 7. December 1876. 
Auf die Beſchwerde vom 22. April cr., betr. 


ß Ihre Heranziehung zu den Beiträgen für bie 


Schule in K., eröffne ih Em. Hochmohlgeboren, 
daß es bei der Ihnen im Auftrage der Königlichen 
Regierung & N. durch das Landrathsamt mit- 
etheilten Verfügung, d. d. N., den 4. Auguft 
876 aus den darin angeführten Gründen Kin 
Bewenden behalten muß. Die Gegenausführungen 
in der Beſchwerdeſchrift kann ich nicht für zu= 
treffend erachten. 

ach 8 36 Theil II Zitel 12 Allgemeinen Land⸗ 
rechts find nur die Gutsherrſchafien, auf deren 
Gute ſich die Schule befindet, zur unentgeitlihen 
Berabjolgung von Baumaterialien verpflichtet. Nur 
diefe Gutsherrihaften ftehen in Folge der ihnen 
auferlegten_fpeciellen Berpflichtungen der Regel 
nad der Schulgemeinde gegenüber und können 
zu den Hauspätern der auf ihrem Gute befind- 
lichen Schule nicht gerechnet werden. 

Weber aus diefem 8 36 noch aus dem 8 33 
a. a. D. läßt fi) indefjen die Folgerung herleiten, 
daß die Gutöherren überhaupt nicht den in ben 
88 29, 34 a. a. D. erwähnten Hausvätern und 
Einwohnern zugezählt werden können, und ind- 
bejondere gewähren aud bie von Ihnen ange 
‚ogenen Entſcheidungen bes höchſten Gerichtshofs 
ie diefe Auffaffung feinen Anhalt. 

ndbem in Folge ber Einvichtung befonderer 
confefjioneler Schulverbände die Möglichteit ge- 
geben tft, da fich über benjelben Bezirk verfchie- 
dene Schulverbände je nad) dem Glaubensbekennt⸗ 
niß der Einwohner erjtreden, ann auch ber Fall 
eintreten, daß Gutöherren zu ber einen Schule 


im Rerhältniffe der Gutsherrſchaft ftehen und in 


Folge ihres Glaubensbekenntniſſes der anderen 
fi über ir Gut erſtredenden Schule als Haus- 
väter im Sinne des $ 29 a. a. D. angehören. 
Butveffend ift allerdings, daß dieſer Fall in ben 
in bortiger Provinz maßgebenden Beitimmungen 
des Titels 12 Theil II gemeinen Landrechts 
nicht fpeciell ermähnt ift. Indem aber die er= 
wähnte Einrichtung confeffioneller Schulverbände 
in den st der Be een 
vom 23. Dectober 1817 und der Borjchrift des 
N 30 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts 
ihre Rechtfertigung findet, kann id, da die evan- 
gi en Einwohner von N. zur_evangeliichen 

chule in K. eingeſchult find, und Ew. Hochwohl⸗ 
geboren wie Ihr Herr Vater der evangelichen 

eligion angehören, es nicht für ungeſeßlich er- 
achten, daß Ste zu den Laften der ein K. 
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ala Hausväter herangezogen werben, obglei 
binfihtlih der Schule in N. als Cuts! 
anzufehen find. 

Der Rini 


Sie 
haft 


t der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
ar i 


An 
den Btengeebehter ꝛc. Hodmwohlgeboren zu R. 


5 255. Mitwirkung der Gutsherrn in 
der Schulverwaltung. 


Ueber Pröfentations- und Vejegungsrechte of. 8 160 
Rr. 1—4 umd Anh. I u. IV, über die Auffihtörechte 


des Patrons in ber Provinz Preußen oben 8 6 Nr. 4. 


1. €. v. 16. Rov. 1865 und 14. Juli 1866 betr. 
die Befugniß ber Gutsherrihaft zur Direction ber 
gemeinen Säulen durch ihre Mitgliebihaft im Schul⸗ 
vorftand. cf. oben 8 253 Nr. 4 u. 810 Rr. 13,17. 

2. €. v. 18. April 1866 desgl. bei Säulen Konigl. 
Patronats. 

3. € v. 13. Dec. 1865 beir. ihre Mitwirkung bei Bes 
Rrafung der Schulverſaumniſſe. 

4. Bf. der K. Reg. in Marienwerber v. 26. Jan. 1839 
betr. ihre Theilnahme an Schulreviſionen. 

5. Neber ihre Zuziehung zu vermdgendrechtlichen Verein⸗ 
barungen zwiſchen den zu einer Säule gehörigen 
politifden Gemeinden cl. 8 251 Nr. 3. 


1a. Theiluahme ber Gutsherren an ber Direction 
ber Sul 


qule. 
Berlin, den 16. November 1865. 
Die Annahme, die Veftimmungen in ben 88 12 
und 13 Allgemeinen Landrechts II, 12 feien in 
Begfall gelommen, entbehrt ded Grundes. Diele 
Beitimmungen find vielmehr noch in jüngfter 
Beit in einem Erkennmiß des Königlichen Ober- 
tribunald als in Kraft ftehend anertannt worden. 
Es ift aber daran jeitzuhalten, daß dieſe Vor- 
ften nur in der — zu handhaben 
find, wie fie der Entwicklung des —— 
entſprechend in der Inſtruction für bie Schul⸗ 
vorjtände auf dem Lande vom 28. October 1812 
ihre weitere Ausführung und Durchbildung er= 
iten haben. Demgemüß fteht den Guts- reip. 
chtsherrn nur in ihrer Eigenichaft als Mit- 
gliedern De Sqmiuachannes und lebiglid) in bem 
der Inſt vorgefchriebenen Umfange eine 
Einwirkung auf die Berhältnife dev Schule zu. 
u. 221 


1b. 
Berlin, den 14. Juli 1866. 

Die neu errichtete zweite Lehreritelle an der 
Säule zu N. tft mit einem kirchlichen Amte nicht 
verbunden. Demgemäß finden hinſichtlich ber 
Berufung und Anftelung ber Lehrer für dieſe 
Schule nicht die Beſtimmungen des Titel 11 
Theil II Allgemeinen Landrechts, fondern bie 
Borſchriften der $ 22 Titel 12 a. a. D. Anwen⸗ 
dung. —— gebührt die Berufung des Lehrer 
IHrem ollmadjtgeber nicht in einer Eigen- 
ſchaft als Kirchenpatron, fondern als Guts- reſp. 
Gerichtsherrn von N. Die Annahme, die Bor- 
des 8 22 cit. fei durch Ättikel 42 der 


” 


der Artikel 42 nicht allein durch das Gefeg dom 
14. April 1856 weſentlich abgeändert, fondern 
aud im Artitel 112 der en aus⸗ 
drückllich verordnet iſt, daß es bis zum Erlaß des 
in Artikel 26 vorgeſehenen Unterridtägefeges bin- 
ſichtlich des Schul: und Unterrichtsweſens bei den 
zur Zeit der Emanation der Berfafjungsurkunde 
eltenden gefeglichen Beftimmungen bewenden fol. 
emgemäß gelten noch jetzt eh die Vor⸗ 
—2 — des Allgemeinen Landrechts über die 
eſtellung der — ala auch die Be—⸗ 
ſtimmungen deſſelben ($$ 12 bis 14 Theil II 
Titel 12) über die Direction der gemeinen Schulen. 
wiſchen haben diefe Vorſchriften, der Ent- 
widlung bed Schulweſens entipredend, in der 
Inſtruction für die Schulvorftände auf dem Lande 
vom 28, October 1812 ihre weitere Ausführung 
und Durhbildung erfahren. Die Befugniffe der 
Gutsherrn in Beziehung auf die Aufjicht und 
Direction der‘ Schulen müſſen mithin nad den 
Beitimmungen biefer Inftruction beurteilt werden. 
Danach fteht aber den Gutsherrn nur in ihrer 
Eigenfhaft als Mitglieder des Schulvorftandes 
überhaupt eine Einwirkung auf die Schule zu, 
und diefe Einwirkung bejchräntt ſich im Wefent- 
lichen auf bie gehörige Handhabung der äußeren 
Debnuugt ber ule, während die Sorge für die 
inneren ngelegenbeiten ausdrücklich dem Prediger, 
fowie dem Superintendenten als Schulin|pectoren 


vorbehalten ift. 
u in 


2 


Berlin, den 18. April 1866. 

Der vorliegende Fall ift Hinfichtlich der Stellung 
des Dominiums zur Ortsſchule re nicht ger 
wöhnlid, als dem Fiscus das Patronat in X, 
dem Nittergutöbefiger B. aber die Gutsherrſchafi 
äufteht, zwei Verhältnilfe, welche fonft der Regel 
nad zufammenfallen. Dieſer Umftand rechtfertigt 
jedoch nicht die Ausſchließung des ꝛc. P. von der 
Mitgliedfhaft des Schulvorjtandes. Da derjelbe 
der Schule gegenüber die der Gutsherrſchaft ge— 
feglich obliegenden Verpflichtungen erfüllt, jo hat 
derfelbe auch Anſpruch an der dem Ortsdominium 
äuftehenden Direction der ule. Andererjeits 
gebührt der Borfig im Schulvoritande dem Pfarrer, 
da es fih um eine Schule Königlihen Patronats 
handelt. Mit Rüdficht auf diefe befonderen Ber- 
bältnifje des —— es kann daher dem 
P. zwar nicht der Vorſitz im Schulvorſtande ein- 
geräumt werden, dagegen iſt ihm freizuftellen als 
Mitglied in denfelben einzutreten. Möchte er je- 
doch von der Theilnahme an ben Gejchäften des 
Schulvorftandes überhaupt entbunden zu werden 
wünfden, fo ift dagegen nichts Em erinnern, uns 
beſchabet indeß der iym als Bolizeiverwalter ob- 
liegenden Verpflichtung in Betreff der Schulver- 
fäumniffe, 

. 18 


8. Pflicht der Gntöheren, für einen regelmäßigen 
8 Schnulbeſuch Anden 

Die Stellung vieler Gutsherru zur Schule, wie 

fie der Bericht ſchildert, indem dieſelben ſich nicht 


rt 
ee runganetumde aufgehoben, trifft wicht zu, da| nur in der ihnen obliegenden Mitwirkung bei 
Säneider und von Bremen. Preublſches Bolkafhulmweien. IL. Bd. 7 


o8 


Verhütung und Beſtrafung der Schulverſäumniſſe 
läſſig zeigen, ſondern auch in ihrem Intereſſe die 
Sculverfäumniffe ihrer Gutseinwohner befördern, 
iſt ſehr beklagenswerth. Ich möchte annehmen, 
daß in ſolchen Fallen der Verfuch des Königlichen 
Regierungspräfidiung, perfönlich auf die betreffen- 
den Gutöheren einzuwirten, des gewünſchten Ere 
folges nicht entbehren dürfte; wo dies aber nicht 
anzunegmen, oder nicht der Fall fein follte, muß 
ich wünfchen, daß die Königliche Negierung von 
den ihr zu Gebot ftehenden Straf- und Zwangs⸗ 
mitteln uͤnnachſichtlichen und nachdrücklichen Ge- 
brauch macht. 
Berlin, den 13. December 1865. 


Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
An 
das Kali i Beslerungspräfbten MR 


4. Theilnahme der Gutöherren an den Schul⸗ 
reviſionen. 


Es Haben ſich Privat-Schulpatrone beſchwert, 
daß fie von dem durch die Herren Kreis⸗ und 
DOrts:Schulinfpectoren abgehaltenen außerordent- 
Ucden Revijionen der unter ihrem Pa— 
tronate ftehenden Schulen nit benach— 
richtigt und dadurch behindert worden find, bei 
diejen Revifionen perjünlich gegenwärtig zu fein. 
In Folge deſſen bemerken wir, daß Dicke jenad)= 
rihtigung zwar nicht in allen Fällen, zumal 
nit bei unvermutheten Schulvevifionen, möglich 
fein wird. Da aber die Theilnahme der Privat- 
patrone an ſolchen Stevifionen gochn wünſchens⸗ 
werth erſcheint und nur dazu beitragen kann, bie 
Intereſſen des Schulweſens zu fördern, empfehlen 
wir den Herren Ort3- und Krei3-Schulinfpectoren, 
in Zukunft zu allen Mevifionen, wo dies aus⸗ 
führbar ift, mindeftend aber zu den für einen 
beitimmten Tag angejagten Revifionen ben be= 
theiligten Privatpatronen, in Städten alfo ben 

agijtraten, durch eine mündliche oder fchriftliche 
Benachrichtigung Gelegenheit zu geben, ihre Theil- 
nahme für das Schulweſen durd ihre Anweſeuheit 
zu betätigen. 

Marienwerder, den 26. Januar 1859. 

Königliche Regierung. 


8 256. Die jüdische Schulforietät. 


1. € v. 29. Mai 1860 betr. bie Leiſtungeſahigkeit 
der Juden und Epriften als Voraußfegung für bie 
Einrihtung eines beſondern jũdiſchen Schulverbandes. 
cf. 8 287 Rr. 1. 

2. E. v. 29. Febr. 1860 betr. bie Zulaſſung befonderer 
jũdiſcher Schulen, wenngleid dies nit durchweg bem 
Intereſſe ber chriſtlichen Bevölkerung entſpricht. 

28. €. v. 21. Juni 1884 betr. bie Grünbung befon- 
derer jübijger Gchulfocietäten ftatt Anerkennung jü- 
diſcher Privatſchulen als öffentlicher, 

3. €. v. 24. Jan. 1865 betr. bie Unabhängigteit der 
jũudiſchen Schulgemeinden von ben Synagogengemeinden. 

4. €. v. 21. Bebr. 1872 betr. bie Befugniß der Re- 
gierungen zur Feſtſetzung ber Lehrergehälter an öffent» 
lichen jũdiſchen Schulen, Aufbringung derſelben durch 
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die jũdiſchen Gchulgemeinden und Wufhebung ber 
letztern bei ihrem Unvermögen dazu. 

5. €. v. 30. October 1860 betr, ben Ausichluß einer Ger 
nehmigung ber Schulorbnung für bie Religiondſchulen 
ber Synagogengemeinben, cf. oben Bb. 1. 8 30 Rr. 3. 

6. €. v. 19. März 1863 betr. das Erforberniß be: 
fonberer Prüfung für ben Unterricht in ber Religion 
nur bei den befonber8 eingeridteten Religionsfdulen 
der Synagogengemeinben, of. oben 8b. I. 88 105, 121. 

7e, b. €. v. 27. Mai 1882 u. 25. April 1884 betr. 
die Schulangehörigkeit ber Juden in Hannover. 

8. Ueber bie Unterftägung jübikher Schulen burd bie 
Gemeinde wo bie Schullaſt eine Kommunallaft if. 
of. 8 265 Rr. 16, 17 und über Zufcüfle bes Staats 
für jũdiſche Schulen $ 287 und 8 281 Rr. 6. 


Anhang. 

I. Geſ. v. 23. Juli 1847 betr. bie Rechtaverhältniſſe 

der Juden (8 60 fi.). — of. für Poſen 8 260 

Rr. 1 sub IV a. €. und Geſet v. 23. Juli 1847 

8 69: „Desgleihen finden bie Vorſchriften der 

88 (51) — 67 über bie Schulangelegenheiten auch 

bier (im Großherzogthum Poſen) Anmwenbung. 

Diejenigen jũdiſchen Schulen, welche nah 8 10 

ber Berorbn, v. 1. Juni 1833 als öffentliche jübifdhe 

Säulen errichtet worben find, bleiben als folde bes 

ftehen, fo lange nicht eine anberweite Einrichtung 

von ber Regierung für nothwendig erachtet wird.” 

Geſetz v. 28. Juli 1876 Betr. den Austritt 

aud ben jübifden Gynagogengemeinden 

Geſ.⸗Samml. 6. 363) 8 6 a. €. 

III / V. Geſ. v. 30. Sept. 1842, Bel. v. 19. Jan. 1844, 
Schulordnung v. 5. Febr. 1854 betr. das jũdiſche 
Schulweſen in Hannover. 

VI. Für Kurheſſen of. 8 12 der Berorbnung vom 
30. Dec. 1823 und 8 12 des Gef. v. 29. Oct. 
1833 (Geſ. Samml, für Kurheſſen 1823 und 
1833 ©. 144). 

VI. Für Schleswig of. B.v, 8. Febr. 1854 (Chr., 
© 0.8. ©. 124) 8 27 und für Holftein 
Geſ. v. 14. Zuli 1868 (Geſ.⸗Bl. f. 9. ©. 167) 
8 18, welde bie Verhältniſſe Ahnlich wie in ben 
altlänbiiden Provinzen regeln (Runge, Bollsfhul- 
weien 1872 ©. 369 f.). 


1. Berüdfihtigung der Leiſtungsfahigleit der 
Jutereſſenten bei Gruudnug Meta Hände 
Elementarſchulen. 

Auf die Depelus vom 22. November v. J. 
eröffne ih dem jüdiſchen Gorporationsvorftand 
nad Einfiht des Berichts der Königlichen Re— 
terung zu N., daß die fonberung der bortigen 
Süden zu einem befonderen Schulverband nicht 
Fir werben kann, weil bie — des 


I. 


64 des Gefeges vom 23. Zuli 1847,*) daß eine 
an Anzahl und Vermögensmitteln hinreichende 
Hriftlide und jüdiſche Bevölkerung vorhanden jet, 
um aud für die jüdifhen Einwohner ohne deren 
— — eine beſondere öffentliche Schule 
anlegen zu können, dort nad den vorliegenden 
thatſachlichen Ermittelungen nicht zutrifft, vielmehr 
bei einer Aemmung der Schulen weder bie hrift- 
lie noch die jüdſſche aus eigenen Mitteln der 
Gemeinde würde beftehen können, Es muß daher 
bei den Verfügungen der Königlichen Regierung 


®) Unten Anf. L 
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vom 10. März 1857 und vom 2. Juli v. J. be- 
wenben. 


Berlin, den 29. Mai 1860. 
Der Miniſter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. 
Un 
den — wR 


Der Synagogenvorftand zu R. bittet um Ans 
ertennung ber dort bejtehenden jüdifchen Schule 
als einer Öffentlihen. — Unter Bezugnahme auf 
da Refeript vom 10. November 1807 FEB 
bemerken wir hierzu Folgendes: Die früher von 
der Königlichen Regierung geltend gemachten — 
daß die Errichtung öffentlicher jüdiſcher Schulen 
er nit erwünjdt und nicht anzurathen 
fet, jo lange nicht für Vorbildung qualificister 
üdifcher Lehrer ausreichende Fürſorge getroffen 
kei, tönnen sc weiter als maßgebend in Betracht 
tommen. Es handelt fich vielmehr darum, ob die 
im 8 64 des Geſetzes vom 23. Juli 1847 *) ent- 
altenen Borausjegungen für Anlegung einer 
öffentlichen jüdiſchen Schule im vorliegenden Fall 
ald zutreffend anzufehen find. Es — dies 
bei einer Anzahl von circa 50 ſchulpflichtigen 
jüdischen Kindern, und da die betreffenden Familien⸗ 
väter ſchon feither in einer auf ihre Koften unter⸗ 
haltenen Privatſchule den Unterricht ihrer Kinder 
Saben beforgen iaſſen, da ferner in den früheren 

richten aüs dem allgemeinen Schulinterefje feine 
Gründe gegen Anlegung einer öffentlichen jüdiſchen 
Schule inR. angebracht worden find, nicht zweifelhaft 
- ge — Der früher geltend gemachte Einwand, 

die Einnahmen der chriftlichen Ortsſchulen 
durch Die beantragte Einrichtung beeinträchtigt 
werben würbe, bürfte nicht von Erheblichfeit fein. 
Die große Mebrzaht der jübifchen Kinder hat 
ſchon jeither die juͤdiſche Privatſchule bejucht und 
aljo en hriftlihen Schulen kein ulgeld 
bezahlt. Es kann fi daher nur no um die 
eventuell eintretende Befreiung der jüdiichen Ein⸗ 
wohner von den unmittelbaren perſönlichen Lei- 
as behufs Unterhaltung der Orisſchulen ($ 67 
rt. 4 1. c.)*), fo wie um die zur jüdiſchen Schule 
aus Eommunalmitteln zu gewährende Beihilfe 
Nr, 3 1. c.)*) Handeln. Im leerer Beziehung 
— es aber die Aufſichtsbehörden in der Hand, 
auf Grund der Beitimmung des 8 67 Nr. 3 1. c.*), 
weil im vorliegenden Fall eine dem Communai⸗ 
Schulweſen aus der Errichtung einer befondern 
jüdiihen Schule erwachſende Erleichterung über- 
Haupt in Abrede genommen werben Tann, jene 
ihülfe nöthigenfalls in quanto auf ein Minimum 
u| 


jegen. 
ierñach, und da es ng has as nit em⸗ 
giehlen tann, lediglich im Intereſſe der hriftlichen 
ölterung die Errichtung öffentlicher jüdiſcher 
zu verhindern, veranlafjen wir die König- 

liche Regierung, die Sade in nochmalige Er- 
wägung zu nehmen, dem Antrage der Petenten, 
zu jahren, wie Solches gejchehen ift, binnen 


®) Unten Anhang I, 


” 


3 Monaten anzuzeigen, oder in gleicher Frift über 
die entgegenftehenden Bedenken zu berichten. 
Berlin, den 29. Febrnar 1860. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 
Der Minifter des Innern. 
Graf v. Schwerin. 


An 

die Köni 

Ye 

LIO.ARGJ 
2a. Gründung öffentlicher jüdiſcher Schulen unter 
Aufhebung der judiſchen Privatſchulen. 
Berlin, den 21. Juni 1884. 

Der Königlichen Regierung erwidere ich auf 
den Bericht vom 19. Mai d. J., betreffend die Be- 
ſchwerde der jüdifchen Hausäter von 2. und von 
S. wegen Zuteilung ber jütjcien Hausväter in 
L. zu der dortigen katholiihen Schule, daß dem 
eventuellen Wunſche der Beichwerdeführer ent= 
fpredend bie Juden in den beiden genannten 
Gutsbezirten unter Errichtung einer öffentlichen 
jübijchen Schule gemäß 8 18 Litt. k ber Re— 
ierungeinftruction vom 23. October 1817 bezw. 
$ 29 ji. Titel 12 Theil II Allgemeinen Land- 
rechts und $$ 67 und 58 des Gejeges vom 23. Juli 
1847 — ©. ©. ©. 263%) — zu einer befonderen 
jüdiſchen Schulfocietät zu conftituiren find und 
die desfalfige Anordnung zum 1. Oktober d. 3. 
ur Ausführung zu bringen ift, bis zu welchem 
eitpunfte es Sing der Zuweifung der Juden 
in £. zu der dortigen fatholiihen Schule bei der 
dieferhalb von der Königlichen Regierung ges 
troffenen Unordnung fein Bewenden behält. 

ie Königliche Regierung beauftrage id, Hier 

nad) das Beitere au veranlaffen und die Be- 
ſchwerdeführer auf die an mich gerichteten, nebſt 
einer Anlage wieder angefchlofjenen Vorftellungen 
vom 8. November v. 3. und 30. März d. J. in 
meinem Namen zu bejcheiden. 

Bon der Intention, die jüdifhe Privat- 
jäule in ©. als eine öffentlide jüdifde 

oltsfhule anzuertennen, ift Abftand 
zu nehmen. Vielmehr wird, jobald unter Er- 
richtung einer öffentlichen jüdiſchen Schule eine 
befondere jüdifhe Schulfocietät couftituirt fein 
wird, die jüdifche Privatihule in S. aufzuheben 
bezw. die zu deren Einrichtung feiner Zeit er- 
theilte Conceſſion zurüdzunehmen ſein. 
Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 

von Goßler. 


An 
bie ide Regieru R. 
—— 


8. Verhältuiß der jüdiſchen Schule zu der 
Eynagsgengemeinde. 


Dem jüdifhen Corporationsvorſtand ift durch 
bie bdieffeitige Verfügung vom 25. Juni 1862 er⸗ 
öffnet worden, daß der auf Grund der allgemeinen 
Inftruction für die Schulvorftände im dortigen 
Regierungsbezirt vom 21. Februar 1834 gewählte 
Borftand der jüdifhen Schule beibehalten werben 


®) Unten Anh. L 
78 


10 


müffe, weil nur in den Orten, wo die Synagogen- 

emeinde mit der jüdiſchen Schulgemeinde in den 
Gerfonen zufammentrifft, eine eauekliek welche 
bezüglich der portigen jüdifchen Schule fehle, die brei 
weh einden Mitglieder des Schuloorjtandes, und 
zwar eins von bem Corporattondvorftand und zwei 
von dem Repräfentantencollegium, zu wählen jeien. 

Die gegen .diefe Entiheidung von dem Cor= 
porationsporitand in den Borftelungen vom 1. April 
und 27. October v. I. erhobenen Einwendungen 
babe ich einer eingehenden Prüfung unterzogen, 
vermag biefelben aber nicht als begründet anzu= 
ertennen. 

Die Behauptung, daß die jüdiſche Schulgemeinde 
und die Synagogengemeinde in R. identife feien, 
und daß das Ges vom 23. Juni 1847 *) iiber die 
Verhältuiffe der Juden alle öffentlichen jüdiſchen 
Schulen als Anftalten der Synagogengemeinden 
auffaffe und eine befondere jüdiſche Schulgemeinde 
neben ber Icgtern überhaupt nicht zulafje, ift in 
ihrem erſtern Teil thaiſächlich unrichtig, in ihrem 
legtern Teil aber reditlich unbegründet. Weder 
bie vorläufige Verordnung wegen des Juden⸗ 
weſens in der dortigen Fronten vom 4. Juni 
1833, noch das Geſeß vom 23. Zuni 1847*) ge⸗ 
währen für eine folde Auffaffung einen Anhalt. 
Es ergiebt ſich vielmehr das Gegentheil aus den 
Vorſchriften der 88 64 und 67 Nr. 3 des Qeiepen 
vom 23. Juni 1847,*) indem danach die Errich- 
tung öffentli N er Schulen für die jüdiſchen 
Einwohner eines „O rt3= oder Shulbezirts“ 
unter beftimmten Borausfegungen geftattet und 
verordnet wird, daß die Unterhaltung diejer 
Schulen in Ermangelung einer anderweiten Ver- 
einbarung „ben jüdiſchen Einwohnern des Schul- 
bezirks“ allein obliege. Nur die Beſchaffung 
bes beſonderen Religionsunterrichts für Die jüdiſchen 
Kinder iſt ſowohl im $ 11 der erwähnten Ver— 
ordnung, als auch im 8 62 des Gejeges vom 
23. Juni 1847 allgemein als eine Pilicht der 
Synagogengemeinde bezeichnet.*) 

Hiernad) können zwar die jübifhen Schul- 

emeinden und die Synagogengemeinden zufammen= 
Pen; es ift das aber nicht nothwendig, wie 
denn auch zahlreiche öffentliche jüdiſche ulen 
beftehen, welche nicht für den ganzen, oft ſehr 
weitreihenden Bezirt der Shynagogengemeinden 
beftimmt find, und dann auch nicht von den Sy: 
nagogengemeinden, fondern von den jüdifcdhen 
Einwohnern des Schulbezirks unterhalten werden. 

Diefes letztere Verhältniß befteht auch bezüglich 
der dortigen jübifhen Schule. Zu derjeiben ger 
Sch nur die Juben aus der Stadt und dem 

vorfe N, während die Synagogengemeinde außer- 
dem noch mehrere Ortſchaften in ber Umgegend 
umfaßt, deren jübijhe Einwohner zu den ordent- 
lichen Elementarſchulen ihres Wohnorts einge: 
ſchult find und für den Meligtonsunterricht ihrer 
Kinder größtentheils durch Privatlehrer forgen. 
Die Juden in diefen Ortſchaften Burj mithin zu 
den Bebürfniffen ber jüdiſchen Schule in N. nicht 
herangezogen werben. 

Hiernad) find fowohl die Einwendungen des 
Eorporationsvorftandes gegen die Berfügung vom 


*) of. unten Ang. L 
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25. Juni 1862 wegen ber Bujammenjegung bes 
Schulvorftandes, als auch die damit im Zuſam⸗ 
menbang ftehenden Bejchwerben über die Umlegung 
ber Schulbedürfniſſe und bie Regulirung des 
Schuletats begründet. 

Berlin, ven 24. Januar 1865. 

Der Minifter der geiftl. 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


Ur 
ben jübijgen Gorporationsvorftand in R. 


—* 
4. ud Aufbringung des Gehalts 
BE der Elementärlehrer. 


Berlin, den 21. Februar 1872, 

Der Königlichen Regierung laſſe id die Ein- 
gabe der jüdtfchen Lehrer N. und Conjorten vom 
t. Sebruar cr. zur weitern Erwägung zugehen. 

Ich trete der Königlichen —— J darin bei, 
daß fein geſetzlicher Grund vorliegt, Die Gehälter 
der jüdiſchen Lehrer denjenigen der chriftlichen 
Lehrer gleichzuftellen, e8 vielmehr barauf an= 
tommt, den jüdifchen Elementarlehrern ein den 
dortigen Lebensverhältniffen entſprechendes Ein- 
fommen zu fihern zc. 

Die Competenz der — — Regierung, die 
Gehälter aud ber Lehrer an öffentlichen jüdiſchen 
Schulen feftzujegen, ergeben bie B 60 ff. des 
Gefepes vom 23. Juni 1847,*) und ſcheint auch 
von der Königlichen Regierung ſelbſt nicht in 
Zweifel gegogen zu werden. 

Berpflichtet zur Aufbringung der Gehälter ift 
allein die Hibifee Schul⸗ reſp. Synagogengemeinde. 
Ein eventuelles Unvermögen derſelben, auch den 
Lehrern an ben 6 Elementarklaſſen auskömmliche 
Gehälter & gewähren, würde dahin führen müſſen, 
auf die Einſchränkung des jüdiſchen Schulweſens, 
und zwar zunäcft durch en der gehobenen 
Mädgenttaffe oder Schule Bedacht zu nehmen. 

. 4846. 


5. Auffit der Gtantöbehörben über wicht öffent 
liche judiſche Religionsiguien. 

Der Vorſtand der Synagogengemeinde erhält 
die Anlagen der Vorſtellung vom 14. Juni d. J. 
mit dem Eröffnen zurück, daß die Schulordnung 
für die ———— der dortigen Synagogen⸗ 
gemeinde, weil dieſe keine öffentliche Schule iſt, 
und jene Veftimmungen enthält, die in das 
Gebiet bes Cuitus eingreifen, von der lien 
Regterung in N. nicht mit ihrer ausbrüdlichen 
Genehmigung zu verjehen ift. 

Aus den Berfigungen ber Königlichen Regierung, 
betreffend den Veſuch der Schule und die Ein- 
ziehung des zu entrichtenden Schulgeldes, Tann 
der Vorftand entnehmen, daß es ber Religions⸗ 
ſchule nit an dem zu ihrem Gebeihen er- 
forderlihen Schu der Königlichen Regierung 
fehlen wird. 

Berlin, ben 30. October 1860. 

Der Mintjter der geiftlichen ꝛc. Ungelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


Un 
den Borftand der Synag meinbe In R. 
ke 22866. * 


*) Unten Anhang L 
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© Dual der 8 den judi 
a ee re judiſchen 


Auf den gefälligen Bericht vom 10. Januar 
d. J. erwiedere ich Ew. Excellenz ergebenſt, daß 
die Beſtimmung im 8 62 des Geſetzes vom 
23. Juli 1847,*) nad) weicher als befondere jüdiſche 
Neligionslehrer nur folde Perſonen jugelaffen 
werben follen, welche zur Ausübung eines Ele⸗ 
mentarſchulamtes vom Staate die Erlaubniß er- 
halten Haben, fofern die Ertheilung diefer Er- 
laubniß von der Ablegung der vollftändigen Lehrer⸗ 
prüfung abhängig gemacht wird, nur auf ſolche 
Religiondichrer anzuwenden ift, welche an ben in 
demfeiben Paragraphen bezeichneten, von ben 
gmagogengemeintben eingerichteten Religions: 
ſchulen den Unterricht ertheilen. Wo ſolche Ein- 
richtungen nicht befteben, kann Schächtern und 
äßnlihen Berfonen die Erlaubniß zur Ertheilung 
des Unterricht im Hebrätfchen und in der Religion 
auch ohne die Ablegung jener Prüfung geftattet 
werben ; nur tft in jebem einzelnen Fall barauf 
zu Halten, daß diefe Perfonen die Grenzen der 
ihnen ertheilten Erlaubniß nicht überfchreiten, und 
daß die betreffenden Kinder ben anderweitigen 
Unterricht in einer orbentlihen Elementarſchule 
empfangen. 

Berlin, ben 19. März 1863. 

Der Minifter der geiptihen ꝛc. Angelegenheiten. 
” von Mühler. 
n 


ven Klı Q Identen x. in 
7 age 


7a. Schulangehörigleit nnd Schnlpflicht der jüdi- 
YWeiatung de8 Eguigeidee nad der (onfigen 
Eäuldeiträge. 


Ihre Veſchwerd Fi den HL Mai ee 
re Beſchwerde über Heranziehung zur Zah— 
Em des Schulgeldes an die Fr iche Volkaſchuie 
in, für Ihre Kinder im ſchulpflichtigen Alter 
Yan, wie ih Ihnen hiermit auf bie Vorftellungen 
vom 24. October v. 3. und 6. März d. J. er- 
widere, für begründet nicht erachtet werben. 

Nach den Vorjchriften der 39 und 41 des 
Geſetzes über die Mechtöverhältniffe der Juden 
vom 30, September 1842%*) in Verbindung mit 
dem zeiten Abſatze des $ 3 ber Schulorbnun; 
für die jũdiſchen Schulen vom 5. Februar 1854 
find jüdifche Kinder im —— en Alter, wenn 
an dem Orte eine öffentliche indie Schule be- 
fteht, als zu biefer gehörig, wenn aber an dem 
Orte keine befondere jüdifhe Schule befteht, als 

r Öffentlihen chriſtlichen Schule des Ortes ge- 
Brig auzuſehen. 

In dem letzteren Falle find von den Juden, 
deren Kinder die hriftliche Volksſchule bejuchen, 
gemäß 8 45 bes Geſetzes vom 30. September 
842) das Schulgelb und die ſonſtigen Bei⸗ 
träge behufs bes chriſtlichen Schulweſens, gleichwie 
von den Chriften zu entrichten, während, wenn 
die Kinder der Juden die chriftliche rl 


nicht befuchen, gemäß 8 46 a. a. O. das ul⸗ 
38333 
Mnten v 


fo 


geld an die hriftliche Ortsſchule entrichtet werden 
muß, fofern nicht eine ber Vorausfegungen zus 
trifft, unter welchem nach $ 30 des Geſehes, das 
Hriftliche Volksſchulweſen betreffend, vom 26. Mai 
1845*) ein Anſpruch auf Befreiung vom Schulgelde 
begründet ift. 

In L. beitegt nun eine befondere jüdifhe Schule 
nit, und ebenfowenig ift diefer Ort einem jübi- 
ſchen Schulverbande angeſchloſſen. Der Beſuch 
einer Privatſchule begründet nad) 8 30 des Ge- 
feges vom 26. Mat 1845*) feine Befreiung von 
der Verpflichtung zur Zahlung des Schulgeldes. 
Sie find deshalb zur Zahlung des Schulgeldes 
an die öffentliche chriitliche Volksſchule in L. für 
Ihre die jüdifche Privatihule in B. befuchenden 
Kinder für gejelich verpflichtet zu erachten und 
würden hierzu jelbjt in dem Saıe verpflichtet 
fein, wenn die jüdische Schule in B. nidt eine 
Brivatihule, ſondern eine öffentliche Volisſchule 
wäre, weil Kinder, welche eine auswärtige Volts- 
faule beſuchen, nad) der Beftimmung unter Rr. 3 
des 8 30 a. a. D*) nur, wenn fie zugleich 
außerhalb bes Schulbezirtes, zu welhem fie ge= 
hören, untergebradt find, was hinſichtlich Ihrer 
Kinder nit der Fall, von der Erlegung bes 
Schulgeldes befreit find. 

Mebrigens fteht Ihnen, wenn Sie den Anſpruch 
der lutheriſchen Boltsfchule in 2. auf Zahlung 
des Schulgeldes für Ihre diefe Schule nicht bes 
ſuchenden Kinder für rechtlich nicht begründet er- 
achien, nach 8 15 des Geſetzes, betreffend die Er- 
weiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 
frei, dieferhalb im ordentlichen Rechtöiwege**) gegen 
den Schulverband 2. Hagbar zu werben. 







An 
ben Saufmenn Herm R. zu 2. (in ber 
—— Bi 


7b. Heramziehung ber en zur Schulſtener und 
ur Kan den 243 ech Pain criſtliche 


oltsſchule in der Proviuz Haunsver im Falle 
des Nichtbeſteheus einer —— öffentlichen 
jübifgen Schule. 


Berlin, den 25. April 1884. 
Das Königl Confiftorium Hatte auf die Be- 
ſchwerde des Synagogenvorftcherg N. und Ge— 
noſſen in N. gegen die Heranziehung der bortigen 
Juden zu der Schulfteuer für die Schulgemeinde 
N. durch Verfügung vom 28. eruguft v. J. dahin 
entſchieden, daß auf Grund bes 8 45 des Hannover⸗ 
hen Geſetzes über die Nechtsverhältniffe der 
Juden vom 30. September 1842%*) nur diejeni= 
gen Juden zu dieſer Schulfteuer herangezogen 
werden könnten, welche Kinder und fo lange fie 
Kinder in die hriftlihe Schule in N. fchiden. 
Nach nomaliger Prüfung aus Anlaß des 
von dem Scäulvorftande zu N. unter dem 
18. October v. J. gegen die Entſcheidung von 
28. Auguſt v. 3. eingelegten Recurſes hält dag 
Königl. Eonfiftorium Seine gedachte Entſcheidung 
nicht für richtig. 





of. im Band III a. E., fomie oben 86. 1$ 193 Rr. 6 u. 7. 
. $ 46 des Gef. v. 1. Auguft 1883 (oben $ bleinh. I): 
jept im Vermaltungaftreitverfahren. 
*9 Unten Anhang III. 
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Hiermit Tann ih mid nur einverftanden er- 
Hären. 

Nach dem Geſetze vom 30. September 1842*) 
find zwei Fälle’ zu unterfheiden, nämlich ber Fall, 
daß eine befondere jüdiſche Schule beiteht, von 
dem alle, daß keine bejondere jüdiſche Schule 
befteht. 

In dem erfteren Falle (88 38 bis 40 in Verbin- 
dung mit $8 19, 20, 24 bis 28) haben die Juben 
die Koften ihres Schulweſens allein zu ragen 
(8 28) und find zu Beiträgen für das chriftliche 
Schulweſen nicht verbunden (8 29), vorbehaltlich 
ber_befonderen Beitimmungen in ben 88 30 bis 32. 

Die Unterweifung der jüdifchen Kinder erfolgt 
in dieſem Sale in der jüdifchen Schule, fofern 
einzelne jüdiſche Eltern es nicht vorziehen, ihre 
Kinder in ben riftlihen Ortsfchulen unterrichten 
zu laffen, was Yen unbenommen tft ($ 39 a. 
a. O. und 8 3 Abſatz 1 der Schulorbnung für 
die jübifhen Schulen vom 5. Februar 1854).**) 

Nur auf diefen Fall ift, ebenfo wie die Bor- 
fchrift der 88 42 und 44, die des 8 45 zu bezie- 
ben, wonad) von denjenigen Juben, deren Kinder 
die chriſtliche Ortsſchule befuchen, das Schulgelb 
und die fonftigen Beiträge behufs des chriſtlichen 
Schulweſens ſolche ſonſtigen Leiſtungen, 
weiche gleich dem Schulgelde von allen die Soule 
befuchenden Kindern bezahlt werben müffen, wie 
3. B. das mehrfach noch übliche Feuerungsgeld 
2c.), glei wie von den Chriften zu entrichten 
ift, nicht aber auf den Fall, daß eine befonbere 
jüdifhe Schule überhaupt nicht befteht. 

In dem letztgedachten alle, d. h. wenn feine 
befondere jüdifhe Schule befteht, tritt, wie ber 
den Gegenjaß zu den 88 38 bis 40 bildende 8 41 
— mit weldem ber $ 3 Abfag 2 der Schulorb- 
mung für die jüdiſchen Schulen vom 5. Februar 
185. ei übereinfttimmt — und die aufden 8 41 
vermweijenden 8$ 8 (Abfak 2) und 28 klar ergeben, 
für die Juden in Rüdfiht auf das Schulwefen 
eine Verbindung mit dem chriftlichen Schulweſen ein. 

Die felbftverjtändliche rechtliche Folge einer fol= 
hen, Kraft des Geſetzes eintretenden Verbindun 
des jüdiſchen mit dem chriſtlichen Schulweſen iſi 
die, daß die jüdiſchen Einwohner gleich den Chriſten 
zu der Unterhaltung des beſtehenden chriſtlichen 
Schulweſens beizutragen haben. Hätte in einem 
ſolchen Falle den Juden eine privilegirte Stellung 
bezůglich der Schulunterhaltung eingeräumt wer⸗ 
den Potten, fo mußte die im Gefege ausdrücklich 
ausgeſprochen fein, was nicht gen chen iſt. 

Der hier erörterte Fall liegt in N. vor, da dort 
zur Zeit keine beſondere jüdiſche Schule beſteht. 

Es find deshalb die Juden in N. gleich den 
Chriſten nicht nur zur Schulfteuer für Die Schul- 
gemeine N. fondern auch zur Entrichtung des 

chulgeldes für Die dortige ule heranzuziehen, 
gemäß den allgemeinen Vorſchriften der 88 15 
und 30 des Geſetzes, das chriftliche Volksſchul⸗ 
weſen betreffend, vom 26. Mai 1845.) 

Hiernah) wolle das Königliche Confiftorium 
unter Burüdnahme Seiner Verfügung vom 28. 
Auguft v. 3. das Weitere veranlafien und ſowohl 


2 Unten Anhang III. 
*®) Unten Anden 7. 
y of. im Band III a. €. 
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den Schulvorftand zu N., als den Synagogenvor⸗ 

fteher N. und Genoffen dafelbft anderweitig be 

ſcheiden. 

Der Miniſter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lucanus. 


u 
u König. Srftorem zu R. (in ber 
Iover) 
———— 
Anhang. 


1. Geſetz vom 28. Juli 1847, über die Verhält⸗ 
wiffe der Juden. (Beitimmungen über das judiſche 
Schulweſen.) 


8 60. In Bezug auf den öffentlichen Unter- 
richt gehören die ſchulpflichtigen Kinder der Juden 
ben orbdentlihen —— — ihres Wohn⸗ 
orts an. 

8 61. Die Juden find ſchuldig, ihre Kinder 
gr regelmäßigen Theilnahme an dem Unterrichte 
in der Ortsſchule, während bes geſetzlich vorge- 
ſchriebenen Alters anzubalten, fofern fte nicht vor 
der Schulbehörde fi ausweiſen, daß ihre Kinder 
anderweitig durch Häusliche Unterweifung ober 
durch ordentlichen Beſuch einer anderen borfpriftse 
mäßig eingerichteten öffentlichen ober Privat-Lehr- 
anftalt einen regelmäß Ngen und genügenden Unter= 
richt in den Elementartenntnifien erhalten, 

62. Zur Theilnahme an dem chriſtlichen 
Religionsunterrichte find die jüdifchen Kinder nicht 
verpfichtet; eine jede Synagogengemeinde ift aber 
verbunden, ſolche Einrichtungen zu treffen, daß es 
teinem jüdiſchen Kinde während des fhulpflichtigen 
— an dem erforderlichen Religionsunterrichte 
ehlt. 

Als befondere Religionslehrer können nur ſolche 
Berfonen zugelaffen werden, melde zur Ausübung 
eines Elementarfhulamtes vom Siaate die Er- 
laubniß Den haben. 

8 63. Zur Unterhaltung der Ortsſchulen haben 
die Juden in gleicher Weiſe und in gleichem Ber- 
bältniffe wie die hriftlichen Gemeindeglieder den 
Gefegen und beftehenben Berfaffungen gemäß beis 


Burgen 

8 64. Eine Wbfonderung von den orbentlichen 
Orisſchulen können die Juden der Hegel nad) 
nicht verlangen; doch ift ihnen geftattet, in eige- 
nem Intereſſe auf Grund biedfälliger Verein— 
barungen unter fi mit Genehmigung der Saur- 
ba Eee Brivatlehranftalten nad den darüber 
beitehenden allgemeinen Bestimmungen einzurichten. 
Sit in einem Orte oder Schulbezirke eine an Zahl 
und Bermögensmitteln hinreichende chriſtliche und 
jüdische Bevölkerung vorhanden, um auch für die 
jüdiſchen Einwohner ohne deren Ueberbürbung 
eine befondere öffentliche Schule anlegen zu kön— 
nen, fo fann, wenn fonft im allgemeinen Schul- 
intereffe Gründe dazu vorhanden find, bie Ab- 
fonderung der Juden zu einem eigenem Schul: 
verbande auf den Antrag des Vorſtandes der 
Synagogengemeinbe angeorbnet werben. 

865. Die Regierung Hat in foldem Falle 
über bie beabfichtigte Schultrennung und den dazu 
entworfenen Ein Gtungöplan die Communalbe- 
börde des Orts und die übrigen Intereffenten 
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mit ihren Erffärungen und Anträgen zu ver- 
nehmen. 


8 66. Ergiebt ſich hierbei ein allſeitiges Ein- 
verftändniß über bie Qmedmäßigteit der Schul- 
abtrennung unb über die Bebingungen der Aus: 
führung, iA ift die Regierung befugt, die ent- 
ſprechenden Feitfegungen und Einrichtungen un— 
mittelbar zu treffen. 

Im Falle obmwaltender Differenzen bleibt die 
Entſcheidung dem Minifter der geiftlihen zc. An⸗ 
gelegenheiten vorbehalten. 


& 67. Eine nad) 88 64—66 errichtete jũdiſche 

ule Hat die Eisenfgaften und Rechte einer 

öffentlichen Schule. Insbefondere gelten dabei 
folgende nähere Beftimmungen: 

1) Die Unterrichtsſprache in einer ſolchen Schule 
muß bie deuiſche fein. 

2) Die Errihtung und Unterhaltung diefer Saule 
liegt in Ermangelung einer anberweitigen Ber- 
einbarung den jüdiſchen Einwohnern des Schul: 
bezirks allein ob. Die Aufbringung ber er- 
forderlichen Koften wird nad Kaknate der 
Beftimmung bed $ 58*) bewirkt. 


3) Wo die Unterhaltung der Ortsſchulen eine Laft 
der bürgerlichen Gemeinde ift, Haben die Juden 
im Sale der Errichtung einer eigenen öffent- 
lien Schule eine Beihülfe aus Communal- 
mitteln zu fordern, deren Höhe, unter Berüd- 
ſichtigung des Betrages der Communalabgaben 
der Mintigen Einwohner, der aus den Eom- 
munaltaffen für das Ortsſchulweſen fonft ge- 
machten Verwendungen und der Erleichterung, 
welde bem Communalſchulweſen aus der Ber- 
einigung ber jũdiſchen Kinder in eine bejondere 
jüblihe Schule erwächſt, zu bemefien, und in 
Ermangelung einer gütlichen Vereinbarung von 
den Miniftern der geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
unb des Innern feftzufegen ift. 

4) Die Juden werben, wenn fie eine öffentliche 
jũdiſche Schule unterhalten, fowohl von ber 
Entrichtung des Schülgeldes als auch von 
allen unmittelbaren, en Zeiftungen 
Fa Unterhaltung ber ordentlihen Ortsſchulen 

i. 


5) Der Beſuch der 5 en jũdiſchen Schulen 
bleibt auf die jüdiſchen Kinder beſchränkt. 
(Gef.-Samml. 1847. ©. 275.) 


*) $ 68 lautet: „Die a nt und ber —— 
Syn⸗ gogengemeinde — merben no⸗ 
bar bas Slaıt einer Synogegengemeinde A zu bes 
Riamenben jr! 


Grundfi bie Deit 

un) nachdem en —— ——— 

, im —— eingezogen. Der Regteweg if wegen 
un! 


m ben DEI Pant des Syn⸗ enbeatrts 
— — Kopcn, nhffonbere gu ken Quttulsaieniien bel 


aus gänzlice Befreiung vi en 
ent! 


jengemel: werben. — Bon neuan; 

gen ei Cintrittsgeld vor ver © ogens 

aa en en ld ges 
a 
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IL Geſetz vom 28. Juli 1876 betreffend den And- 
tritt aus Den jüdiſchen Synagogengemeinden, 8 6 
letzter 

„LZeiftungen, welche nicht auf perſönlicher An— 
gebörigteit zur Synagogengemeinde beruhen, Ind- 
ejondere auch ſämmtliche Leiftungen für Zwecke 
der öffentlichen jüdiſchen Schulen, jedoch mit Aus- 
nahme ber Religionsfhulen der Synagogenge— 
meinden, werben durch die Austrittserklärung nicht 
berührt.” 


III. Das jüdifge Schulwefen in Hannover, Geſetz 
über die RMechtsverhältniſſe der Inden vom 
80. September 1842.*) 

IL ®erhHältniffe zu den Gemeinden. 

$ 8 Die Juden follen der Gemeinde ihres 
Wohnorts, nad) den für die Chriſten beftehenden 
Beitimmungen und unter Uebernahme ber ben 
Chriſten deshalb obliegenden Leiftungen, angehören, 
in fo weit darüber in biefem — nit ab⸗ 
weichende Grundſätze feſtgeſtellt find. 

Sie können an Angelegenheiten, welche ſich auf 
dad Kriftlihe Lirchen⸗, Schuls und Armenwefen 
beziehen, nicht Theil nehmen, mit Vorbehalt der 
Beitimmungen in den $$ 41 und 49.) 


III. Synagogen>, 5 und Armen— 
mefen. 
A. Gemeinſchaftliche Beftimmungen, 

$ 19. Den Juden fteht die Ausübung bes 
Gottesdienſtes in der Synagoge frei. 

Auch können fie ihre Kinder in befonderen jüdi— 
ſchen Schulen unterrichten laſſen ($ 38). 
a Das Synagogen-, Schul- und Armen- 

ei 


n der Juden fteht unter Aufficht der Regierung. 

tefe Aufficht wird, neben ben Ortsobrigteiten, 
unächſt durch Die Landrabbiner unter Leitung ber 
Kandrofteten®") ausgeübt. 

21. Die Landrabbiner werden für gemiffe, 
uthe zu beftimmende Bezirke beftellt. 

te werden von der Judenſchaft eines jeden 
Bezirks nach welter zu erlaffenden Vorſchriften 
Ele und durd) dad Mintjterium bes Innern 

ttätigt. 

Sr ettvaige Entlaffung erfordert Genehmigung 
dieſes Miniftertums. n 

$ 22. Die Anftellung der Rabbiner, Borfänger 
und Scullehrer ſetzt eine Prüfung durch den 
Zandrabbiner und einen von ber Landdroftei***) zu 
ernennenden Commiffarius, auch Beftätigung der 
Landdroſtei*) voraus. 

Die in diefer Beziehung einzelnen Magiftraten 
verfafjungsmäßig etwa zuftchenden befonderen Be- 
fugniſſe Heiben jedoch beftehen. 

Sie Entlaffung der Rabbiner, Borfänger und 
Schullehrer erfordert Genehmigung der Land- 
droftel.***) = 

$ 23. Die Landrabbiner haben über die Erfüllung 
ihrer Dienitpffichten zu waden und fie nöthigen- 
falls durch Berwetfe und Geldbußen bis zu zehn 
Thalern dazu anzuhalten. 

Sleiche Befugniffe ftehen den Obrigkeiten zu; 

en EO beiefen das Km 

3 {St Der Negierangen (6. Ob. 1. $ 21). 
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aud) können diefe nöthigenfalls deren Entfernung 
vom Dienfte bei der Landdroftei*) beantragen. 

Beſchwerden über die Strafverfügungen gehören 
vor die Landdroftei,*) die Bollitredung der feft- 
gejegten Strafen vor bie Obrigkeit. 

Die Strafgelder fließen in diejenige Armentaffe, 
aus welcher die jüdifhen Armen des Orts unter- 
ftügt werden. 

$ 24. Die Rechte und Pflichten der Land- 
rabbiner, ſowie die der Vorfteher der Synagogen 
und Schulen werden näher beftimmt werden, bis 
dahin bleiben die beftehenden Vorſchriften, ſoweit 

ie durch diefes Geſetz nicht geändert werden, in 


aft. 

525. Jüdiſche Synagogen-, Schul- und Armen 
verbände (88 35, 40 und 48) können mit Geneh— 
migung der Landdroſtei*) durch Verfügungen 
unter Xebenden und von Tobeswegen DBermögen 
erwerben. 

Sie genießen jedoch nicht die Vorrechte öffent- 
li anerlannter Kirchen 2c. Geſellſchaften. 

$ 26. Die Aufficht der Regierung erftredt ſich 
auch auf die Verwaltung des Vermögens der 
jüdifhen Synagogen, Schulen, Armenanftalten 
und fonftigen öffentlichen milden Stiftungen. 

Weitere Borfchriften hierüber bleiben vorbehalten. 

$ 27. Die Anlegung neuer Synagogen, Schulen 
und Begräbnißpläge erfordert Tanddrofteiliche*) 
Genehmigung. 


$ 28. Die Juden Haben die Koften ihres | 


Synagogen, Schul und Armenweſens, fofern 
nit in Rüdfiht auf Schul- und Armenweſen 
eine Xerbindung mit dem chriſtlichen eintritt 
($$_ 41 und 49), allein zu tragen. 

Der Betrag diefer Koften und die Art ihrer 
Aufbringung ift, foweit nöthig, durch die Behörden 
feitzuftellen. 

Die etwa nöthige Beitreibung kann auf dem 
Berwaltungsmege erfolgen. 

$ 29. Die Juden Fo zu Beiträgen für das 
chriſtliche Kirchen-, Schul- und Armenweſen nicht 
verbunden, vorbehältlih der folgenden Beitim- 
mungen: 

$ 30. 1) Sind Laſten diefer Art bisher nicht 
beſonders aufgebracht, jondern aus einer Gemeinde⸗ 
caffe beftritten, zu welcher alle Einwohner ber 
Gemeinde beizutragen verpflichtet find, fo tritt in 
Anfehung der Juden keine Ausnahme ein. 

$ 31. 2) Legtere haben von ihrem etwaigen 
Grundbeſitze zu allen denjenigen Laſten beizutragen, 
welche ganz ober theilmeife bisher von den Grund» 
eigenthiimern ber Gemeinde getragen find, ober 
in Bufunft von benfelben etwa zu tragen fein 
werben. **) 

$ 32. 3) Eigentliche Reallaften, welche in Be- 
zug auf dag arhtice Kirchen⸗, Schul= und Armen⸗ 
weſen Statt finden, bleiben beftehen. 

$ 33. 4) Etwa beftehende Veitragspflichten der 
Juden für die Mitbenugung der mit dem chriſt⸗ 
lichen Kirchenweſen in Verbindung ftegenden Ein= 
richtungen, als Thurmuhren 2c. bleiben in Kraft. 

34. An den Orten, wo gegenwärtig eine 
Berpflidtung der Juden, zu den Stolgebühren 


bi 13 1 Ibent. 
a 240 un.) 


Die jüdische Schulfocietät. 8 256. Anhang LIL 


nicht die berechtigten Stellen dafür entſchädigt find. 

bleibt jeboch der Regierung überlafien, fofern 
fie e8 für angemeffen erachtet, dieſe Verpflichtung 
auch ohne Entihädigung aufzuheben. 


B. Synagogenwefen. 

$ 35. Jeder im Königreiche wohnhafte Jude 
muß einer Synagogengemeinde angehören. 

Die Bezirke derfelben follen, jowelt nöthig, näher 
feſtgeſtellt werben. 

$ 36. Am Sabbath und an den israelitifchen 
Belttagen ift von dem Rabbiner, Borfänger oder 
fonftigen Lehrer über religiöfe Gegenftände wenig- 

e in Vortrag in deuticher Sprache zu halten. 
£ In der Synagoge hat Jeder ſich der be⸗ 
ftehenden, oder mit Genehmigung der Landdrofteit*) 
feituftellenden Syna; — zu unterwerfen. 

Außer der Obrigkeit haben die Landrabbiner 
dur die Vorfteher der Synagoge für die Aufs 
seihterhaltung derfelben & forgen, unb können 
wegen ihrer Verlegung Verweiſe und Geldftrafen 
bis zu zehn Thalern, vorbehältlich der Beſchwerde 
bet der Landdroftei,**) ausſprechen. 

Die Vollftredung erfolgt duch dle Obrigkeit. 

Die Strafgelder Hrehen in diejenige Urmencaffe, 
aus welcher bie jüdifhen Armen des Orts unter- 
ftügt werben. 


nid Br befteht, wird ſolche beibehalten, fo lange 








©. Schulmwejen.*) 
$ 38. Die Zulafjung neuer jüdischen Schulen 
und bie Beibehaltung der vorhandenen ſeht die 
Nachweiſung bei der Lanbbroftei**) voraus, daß 
für gehörigen Unterricht in allgemeinen Kenni— 
niffen burch einen befähigten und geprüften Sehrer 
($ 22), für angemefjene Dienfteinnahme befjelben 
und für fonftige Bedürfniffe der Schulanftalt ge 
nügend geforgt jet. 
$ 39. Eine folhe Schule muß von ben ‚jüsitgen 
Kindern während der Jahre der Schulpflichtigkeit, 
welche für bie en Schuffinber beiteht, bes 
lche für bi Fr Schulkinder beiteht, b 
fucht werben. jedoch bleibt den jübifchen Eltern 
unbenommen, ihre Kinder in den chriſtlichen 
Schulen unterrichten zu laſſen, vorbehältlich der 
Entrichtung Beitrages zu den Koſten der 
Unterhaltung der jũdiſchen 
Die Bezirke der jüdiſchen Schulen ſollen 
tu der Art näher feſtgeſtellt werden, daß allen zur 
Schulgemeinde gehörenden Kindern der Beſuch der 
Schule möglid tft. \ 
0 fern es ihunlich, follen die Bezirke ber 
Synagogengemeinden zum &runde gelegt werben. 
$ 41. Beſteht keine befondere judiſche Schule, 
fo müffen die Kinder der Juden, während ber 
Jahre der Schulpflichtigkeit, welche für die chriſt⸗ 
lihen Schulkinder befteht, an dem Unterrichte in 
den Kriftlichen Ortöfhulen, mit Wusnahme des 
Hriftlichen Religionsunterricts, Theil nehmen. 
Es finden dabei die nämlihen Zwangsmittel, 
wie gegen bie chriftlihen Schullinder und ihre 


Eltern, Statt. 
N 42. Den fübtiegen Kindern darf die Theil- 
nahme an dem Unterrichte in den hriftlichen Orts⸗ 
ſchulen nicht verfagt werden. 
$ 43. Die jüdiſchen Schulkinder find rüdfichtlich 
*) of. oben Rr. 7a und b. 
**) Jept Regierung bezw. Reglerungspräftbent. 
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der Schulzucht ben — — der Lehrer und 
Behörden, wie die chriſtlichen Kinder unterworfen. 

$ 4. Werden den chriſtlichen Schulen durch 
Aufnahme der jüdiihen Kinder etwa bejondere 
Koften, namentlid durch bauliche Einrichtungen, 
veranlaßt, fo find fie von den Juden zu tragen. 

Streitigkeiten hierüber find im Wege der Ber- 
waltung zu eniſcheiden. 

$ 45. Das Schulgeld und die fonftigen Bei- 
träge behuf des Kriftlichen Schulwefens find von 
den en, deren Kinder die chriſtliche Ortsſchule 
befuchen, gleich wie von den Ehriften, zu entrichten. 

Auf Verlangen des chriſtlichen Schullehrers 
follen die Dielem etwa gebührenden Natural- 
leiftungen rüdfichtlih der Juden in eine ent 
ſprechende Gelbleiftung nad) Beftimmung ber 
Obrigkeit verwandelt werben. 

$ 46. Jüdiſche Hauslehrer können nur nad 
vorgängiger Prüfung durch den Landrabbiner und 
mit Genehmigung der Obrigkeit angenommen 
werden. 

Das Halten eines Privatlehrers befreiet nicht 
vom ulgelde. 

Daſſelbe muß da, wo eine jüdiſche Schule be— 
ſteht, an dieſe, ſonſt an die chriſtliche Ortsſchule 
entrichtet werben. 

5 47. Der Landrabbiner hat dahin zu jehen, 
daB es den jübifchen Kindern nicht an Religions- 
unterricht fehle, und daß die Eltern zu ſolchem 
Ende einen geprüften jüdifchen Lehrer annehmen. 
VIL Befondere Borfhriften wegen der 

ausländifhen Juden. 

$ 73. Ausländische Juden dürfen nicht ala Lehrer, 
Sanblumgsgebätfen, Dienftboten zc. zugelaſſen 
wer! 


$ 74. Eine Ausnahme Hievon kann die Obrig- 
keit nur dann zugeftehen, wenn fie eine Befcheinigung 
der Obrigkeit ihrer Heimath beibringen, dad fie 
und die Krigen bort jederzeit wieder aufgenommen 
werben follen. 

$ 76. Wer einen ausländifhen Juden ohne 
Erlaubniß als Lehrer, Gehülfe, Dienftbote zc. 
aufnimmt, verwirkt Geldbuße bis zu fünfzig 
Thalern oder Sefängnißftrafe bis zu vier Boden 
ß Der Aufgenommene iſt aus dem Lande zu ent⸗ 
fernen. 

Gegeben Hannover, den 30. Sept. 1842. 

Ernft Auguft. 
&. SH von Schele. 

(Gef.-Samml. 1842 I. ©. 211 ff.) 


IV. Belanntmehung des Königlihen Mini- 
Reriumö deö Innern, das jüdiſche Synagogen-, 
Eqchul⸗ und Armenweſen 6 . R 
ben 19. Yannar 1844. 
T Ausführung der Beſtimmungen liber das 
jũdiſche Synagogen:, Schul- und Armenweſen in 
den SS 19 bis 49%*) bes Seit 3 über die Rechts⸗ 
verhältniffe der Juben vom 30. September 1842 
wird Folgendes vorgefchrieben: 
LI Allgemeines. 
$1. Die Bezirke der jüdljhen Synagogens 
Gemeinden, Schulen und Armenverbände, ſowie 


2300 Im Bermallungsfeiierahren, ot. 8304 Bor: 
*) 5 AB umb 49 Deireffenb Dad Krmenmeen. 


er, | den Gottesdienſt haben fie ſich nad) der be 


folde gemäß den $$ 35, 40 und 48 des Geſehes 
über die Rechtöverhältnifie der Juden feftgenent 
find oder werden, können, wenn es ſich künfti— 
als angemefjen darjtellt, durch die Lanbdrofteien * 
nad — des betreffenden Landrabbiners 
(und mit Anjexer enchmigung) abgeändert werben. 

g2. jet zugelafienen Schulen können 
wieder aufgehoben werden, wenn ſich künftig zeigt, 
daß ben Erforbernifien des Geſetzes im $ 38 nicht 
genügt werben kann. 

$ 3. Der Dienft eines Schächters foll von dem 
Dienfte des Unter-Rabbiners und da, wo e8 thun- 
lich ift, aud) von dem des Lehrers getrennt werben. 

$7. Es ift darauf zu Halten, daß das Ber- 
mögen ber Spmagogen, Schulen, Armenanftalten 
und öffentlihen milden Stiftungen erhalten und 
die Einkünfte deffelben zwedmäßig verwendet, auch 
etwaige Schulden abgetragen werben. 

$ 8. Der Fuß für Aufbringung ber Beiträge 
zu ben Koften des jüdiſchen Synagogen-, ul- 
und Armenmefens richtet ſich nad) dem, was Darüber 
feftfteht, und fofern nichts befteht, oder das Bes 
ftehende nicht für angemefien zu halten ift, nad 
dem, was darüber von den Vetheiligten mit obrig- 
keitlicher Genehmigung beichlofien, oder, fo weit 
— von der Obrigkeit beſtimmt wird ($ 28 
des Geſetzes). 

Der Beitragsfuß zu den größeren Armenver- 
bänden ift, fo meit ex nicht feſtſteht oder nicht an= 
gemeffen tft, nach Anhörung der Vorſteher von 
re mit Unferer ®enehmigung feſtzu⸗ 

en. 

$ 9. Erftredt fi der Synagogen-, Schul⸗ oder 
Urmenverband durd) bie Beinen mehrerer Obrig⸗ 
keiten, fo ift von der Lanbdroftei*) diejenige 
Obrigkeit zu beftimmen, welde nad kr des 
Gejeges neben dem Landrabbiner die Aufficht über 
jüdifches Synagogen, Schul- und Armenweſen zu 
führen hat. 

Geeignete Mitwirkung der anderen Obrigkeit 
ift jeboch nicht ausgeſchloſſen. 

$ 10. Die obrigkeitlihden Geſchäfte, durch jene 
Aufſichtsführung veranlagt, erfolgen unentgeltlich. 

OL Borfteper. 

$ 11. Jede Synagogengemeinde follen einen 
Vorfteher haben. 

In ben größeren Synagog: 
man es angemefjen ift, a 


jemeinden können, 
mehrere beftellt 


werben. 
$ 12. Die Vorfteher Haben die Angelegenheiten 
der Spnagogengemeinde, insbefondere auch das 
etwaige Vermögen berfelben zn verwalten. 
$ 13. Bei der Aufſicht über die X e und 
ehenden 
oder zu erlaſſenden Synagogenordnung zu richten. 
14. Die Vorſteher haben zugleich die An- 
gelegenheiten der jüdiihen Schulen, insbefondere 
aud) das etwaige Vermögen berjelben zu verwalten. 
$ 15. Fälli der Bezirk der Schule nicht mit 
dem Bezirke der Somagogengemeinbe zufammen, 
fo ift von dem Schulverbande für die Schul- 
angelegenheiten ein bejonderer Borfteher zu bes 
ftellen. Es kann jedod auch der Synagogenvor⸗ 
ſteher dazu beftellt werben. 


*) Jept Regierung dem. Begierungepräfbent, 
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$ 16. Die Borfteher baden insbefondere darauf 
zu halten, daß die ſchulpflichtigen jüdischen Kinder 
bie jüdische Schule gehörig befuchen, fofern fie nicht 
in den chriſtlichen Schulen unterrichtet werben 
($ 39 des Gefepes). 

Es finden dabei die nämlihen Ziwangsmittel wie 
gegen hriftliche — — und ihre Eltern Statt. 

$ 17. Beſieht keine jüdifhe Schule für all- 
gemeinen Unterricht, fo ift von den Vorftehern, 
unter Mitwirkung des chriſtlichen Schullehrers 2c., 
welchem ein Berzeichniß der Mautpftictigen jüdiſchen 
Kinder mitzutheilen iſt, darauf zu halten, daß fie 
die drin Schule befuchen ($ 41 des Gejeges). 

$ 18. Beſtehen an dem Orte Schulen verjchie- 
dener riftliher Betenntniffe, fo können die Eltern 
oder bie ihre Stelle Vertretenden die Schule wählen, 
in welder die Kinder unterrichtet werden follen. 

Iſt gewählt worden, fo tritt damit das näm- 
liche Verhältniß zu dem Schulvorftande ein, welches 
binfihtlih der ihm angehörenden Chriſten be= 
gründet iſt. 

19. Da, wo eine jübifche Religionzfchule be- 
fteht, find auch die Angelegenheiten diefer Schule, 
fofern fie nicht blos Heikatanftot ift, von ben 
Borftehern zu verfehen. 

$ 23. Befinden ſich in dem Bezirke der Syna- 
negengemeinde öffentliche milde Stiftungen unb 
ft über ihre Verwaltung nicht befondere Beitim- 
mung getroffen, fo haben die Vorſteher auch biefe 
au verwalten. 

$ 24. Die Vorfteher vertreten die Synagogen- 
gemeinde und beziehungsweife den Schulverband 
und Armenverband, namentlih auch vor Gericht. 


II Rednungsführer. 

$ 34. Außer dem Vorſteher muß für jede 
Synagogengemeinde ein Nehnungsführer 
zur Hebung der Einnahme und Leiftung der Aus- 
gabe beftellt werben. 

In Heinen Synagogengemeinden kann, wenn 
es gewünfcht wird, von der Obrigkeit zugelaffen 
werden, daß ber Vorfteher zugleich Rechnungs⸗ 
führer ift. 

$ 35. Der Rechnungsführer hat in der Regel 
die Rechnung für Synagoge, Schule und Urmen- 
pflege zu fübren, 

Es lönnen jedoch, fofern e8 angemefjen erſcheint, 
für Schul⸗ und Armenweien befondere Rechnungs⸗ 
führer beftellt werden. 

$ 36. Der Rehnungsführer ift in der näm— 
lichen Weiſe wie die Vorjteher ($ 27 und }.) zu 
beitellen Er kann jedoch auch auf längere Beit 
als brei Jahre gewählt werden. 

$ 37. Der Rehnungsführer hat, fofern es von 
der Gemeinde für nöthig gehalten wird, Sicher— 
beit zu leiſten. 

Aud, bleibt derfelben bie geeignete Anordnung 
von Sicherungsmaßregeln bei erhebligjem Caſſen⸗ 
vorrathe vorbehalten. 

$ 38. Iſt der Rechnungsführer nicht bereit, 
den Dienft ald Ehrenamt unentgeltlich zu führen, 
ß tft von der Gemeinde Beftimmung wegen der 

ergütung zu treffen, vorbehältlich obrigfeitlicher 
und, bei den Regnungsführern für die größeren 
Armenverbände, Ianbdrofteiliher Genehmigung. 


*) Jeht des Regierungspräfibenten. 
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V. Gemeindeverfammlung und Ger 
meindeausfhuß. 
$ 48. So oft zu Wahlen oder fonftigen Zwecken 


des jüdifhen Synagogen-, Schul- und Armen- 
weſens eine Berfammlung der jüdifhen 
Gemeinde ftatt finden muß, find durd) die Vor— 
fteher oder, wo dieſe noch fehlen, durch die Obrig- 
keit fämmtliche ftimmfähige Mitglieder zu laden. 

$ 49. Stimmfähig find alle männliche Mit- 
lieder der Gemeinde, welche zur ſelbſtändigen 
jefegung zugelaffen find, mit Ausnahme derer, 
wide wegen Unvermögens keine Beiträge ent- 
ſchten. 

$ 50. Zur Berſammlung müſſen wenigſtens 
ri Drittel der ftimmfähigen Mitglieder erſchienen 
eilt, 

$ 51. Die Verfammlung wird durch den Vor— 
fteher geleitet. Die Befchlüffe werden nad Stimmen 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
der Vorfteher 

$ 52. In den größeren jübiihen Gemeinden 
Tann, wenn es gewünfcht und von der Landdroſtei 
für angemeffen gehalten wird, aud ein Ge— 
meindeausfhuß für Beſchlußnahme in allen 
ober einzelnen Angelegenheiten, welche fonft an 
die Gemeindeverfammlung gehören, durch Wahl 
der Gemeinde nad) näheren, befonders zu treffenden 
Beftimmungen bejtellt werben. 


VL Landrabbiner. 


$ 53. Die Landrabbiner Haben in ihren 
Bezirken, unter Leitung der Landdrofteien,*) bie 
Oberaufficht über Synagogen-, Schul: und Armen- 
wefenfen der Juden, fo wie über jüdifche öffent- 
liche milde Stiftungen zu führen ($ 20 u. f. des 


Sefeges). 

— Sie haben wahrgenommene Mängel in 
biejen Angelenheiten abzuftellen, auh Beſchwerden 
aan darüber zu ſchlichten ($ 23 des 

eſetzes). 

Sofern es nöthig iſt, Haben Landbroftei*) oder 
Dprigteit dabei mitzuwirken. 

$ 55. Sie haben darauf zu halten, daß bie 
jüdifhen Synagogen und Schulen mit geprü 
Unterrabbinenne Vorbetern und Lehrern bejegt 
($ 22 des Gefebes). 

$ 56. Die Unträge der Gemeinden auf Uns 
ftellung und Entlaffung von Unterrabbinern, Vor— 
betern und Lehrern find dur den Lanbrabbiner 
gutadhtlich der Landbroftei*) zur Betätigung $ 22 

es Deieges) vorzulegen. 

$ 57. Lehrer an jüdischen Religionsſchulen $ 19) 
können nur mit Genehmigung des Lanbrabinerd 
angenommen und entlafjen werden; vorbehaltlich 
der obrigfeitlihen Genehmigung bei Zulafjung 
von Ausländern ($ 73 u. 74 des Gefehes). 

$ 58. Die Landrabbiner haben ale Synagogen- 

jemeinden ihres Bezirks mindeſtens alle ent 
Sabre, und fo oft es fonft von ber Landbroftei*) 
beftimmt wird, zu_bereifen, um fi vom Buftande 
de8 Synagogen-, Schul- und Armenweſens Kennt- 
niß Tin verſchaffen. 

Ste haben darüber der Landdroftei*) Bericht zu 
erftatten. 


®) Jedt Regierung dezw. Reglerungspräfibent. 
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$ 59. Die Landrabbiner find auf Erfordern 


ber Behörden zur Begutachtung von Fragen in $ 


Bezug auf jüdiſchen 
Ritual ſchuldig. 
$60. Sie Haben ebenfalls Anfragen der jüdischen 
Einwohner ihres Bezirks in Bezug auf Glauben 
und Ritual zu beantworten. 
(Sef.-:Samml. 1844 I. ©. 43.) 


V. Gäulerdunng für die jüdiſchen Säulen in 
Hannover. 


lauben und auf jübilches 


Hannover, den 5. Februar 1354. 

ur Ausführung der über das jüdiſche Schul- 
weſen in dem Geſetze über bie Rechtsverhältniſſe 
der Juden vom 30. September 1842 und in der 
Belanntmahung vom 19. Januar 1844 enthal- 
tenen Beftimmungen mwird mit Allerhöchſter Ge- 
nehmigung nad; Anhörung ber Landrabbiner fol- 
gende chulordnung für die jüdiſchen Schulen bes 

önigreich® erlaffen: 


L Allgemeine Beftimmungen. 


$ 1. 1. Schulzwang. Die jüdiſchen Eltern und 
Vormünder find verpflichtet, ihre Kinder und 
Bflegebefohlenen während des fchulpflichtigen Als 
ters ($ 2) in der jüdifchen Religion und in den 
Elementarkenntniffen unterrichten zu laffen. 
2. 2. Schulpfliätiges Alter. Das ſchul⸗ 
* tige Alter für jübiſche Elementar- und Reli- 
gi Bfdufen ($$ 3—6) beginnt mit dem vollen- 
en fechöten und endet mit dem zurüdgelegten 
vierzehnten Lebensjahre, 

In einzelnen dringenden Fällen kann der Land⸗ 
rabbiner, ve Antrag des Schulvorftandes, es 
eftatten, daß das Mautpflichtige Alter um ein 

gası abgekürzt wird. 

$ 3. 3. Arten bes Unterrichts. a. Elementar- 
ſchulen. Die Unterweifung der jübifchen Kinder 
erfolgt an den Orten, an benen vollftändig ein= 
—2 — Schulen beſtehen, in dieſen, ſo⸗ 
En nicht die Eltern es vorziehen, ihren Kindern 
ben Unterridt in den Elementargegenftänden in 
1a| ‚Heiftlien Ortsſchulen ertheilen zu laſſen 


Beſteht feine befondere jüdiſche Schule, fo müffen 
die Kinder der Juden an dem Unnterrichte in 
den chriſtlichen Ortsſchulen, mit Ausnahme des 
Religionsunierrichts, Theil nehmen. 

$ 4. b. Religionsſchulen. Im den Schulver- 
bänden, in melden nicht durch das Beftehen voll- 
Händig eingerichteter jübifer Schulen für bie 
Ertheilung Yes jüdiſchen Religionsunterrichts ge- 
ſorgt iſt, fol auf die Gründung beſonderer Reli⸗ 
gionsſchulen thunlichſt Bedacht en werben. 

$ 5. PFortfegung. In Schulverbänben, welche 
von zerftreut wohnenben Juden gebildet werben, 
ſoll der Religionsunterricht entweder in einer Filial⸗ 
ſchule oder, in näher feitzufeßender Weife, ab- 
wechſelnd an verſchiedenen Orten ertheilt werben, 
fofern die weite Entfernung oder ber fonftige 
Schulbefuh eine regelmäßige Theilnahme aller 
Kinder an dem Religionsunterrichte nicht geftattet. 

$ 6. Zortfegung. Jüdiſche Kinder, welche gleich- 
are einen genügenden Unterricht in der Religion 
ni erhalten, er. wenn thunlich gegen das 
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Ende ihres jhulpflichtigen Alters, mindeitens ein 
ahr lang, unausgefegt eine jüdifche Religiong- 
ſchule befuchen. 

$ 7. Fortfegung. Der Stundenplan ber jüdi⸗ 
ſchen Elementar- und Religionsſchulen ift jo ein- 
qurichten, daß es den Kindern, welche die hrift- 
ichen Ortsſchulen befuhen, möglich ift, an dem 
jüdifchen Religionsunterrichte Theil zu nehmen. 

$ 8._ Nachweis des Religiondunterrichtd. Jü- 
diſche Kinder, welche nicht bereits jebt aus dem 
ſchulpflichtigen Alter getreten find, haben in Bu= 
kunft bei ihrem Eintritte in das bürgerliche Leben 
I darüber auszuweiſen, daß fie genügenden 

nterriht in ihrer Religion genofien haben. 

Das besfallſige Zeugniß ift von dem Lehrer 
und dem Schulvorftande unentgeltlich auszuftellen. 

$ 9. 0. Brivatunterridt. Peivatunterriäit bes 
freit von dem Beſuche der üffentlihen Schulen 
nur infoweit, als derfelbe mindeftend die für 
legtere vorgeichriebenen Gegenftände umfaßt und 
von Lehrern ertheilt wird, welche nach vorgängiger 
Prüfung durch den Landrabbiner und mit Geneh- 
migung der Obrigleiten angenommen find. 

a3 Halten von Winkelſchulen ift unzuläſſig. 


I. Sähulverbände und deren Obliegen- 
heiten, 

$ 10. 4. Feſtſtellung der Schulverbände. In 
der Regel bildet jede Synagogengemeinde einen 

ulverband. 
befonderen Fällen können jedoch die Bezirke 
mit Genehmigung der Landdrofteien* ander- 
weitig feitgeftellt werben. 

Wo ſoiches den Schulbeſuch oder Die Einrichtung 
eines zwedmäßigen Schulwejens erleichtert, ift es 
zuläffig, Synagogengemeinden oder einzelne Orte 
derfelben, auch wenn fie verſchiedenen Landrabbi= 
—— angehören, zu einem Schulverbande zu ver⸗ 
einigen. 

it Genehmigung der Landroftei*) ift feitzu= 
feßen, wo vollftändig eingerichtete jüdiſche Schulen, 
und wo Religionsihulen beftehen follen. 

Abänderungen einmal eingerichieter Schulver- 
bände find nicht ohne vorgängige Vernehmung 
der Betheiligten, und gegen deren Willen nur in 
Folge veränbeter Berkä tniffe oder aus fonft er- 
hebliden Gründen zu verfügen. 

N 11. 5. Obliegenheiten. Jedes zahlungsfähige 
Mitglied eines Schulverbandes ift pflichtig, zu ben 
aueh der jübifchen Schuleinrichtung — 

Itern, welche ihre Kinder in den chriſtlichen 
Schulen oder durch Privatlehrer unterrichten laſſen, 
werben hierdurch von der Erlegung des Schul- 
gelbes oder von fonftigen Beiträgen zu den Koften 
der Unterhaltung der jüdifhen Schule nicht befreit. 

$ 12. 6. Beitragsfuß. Beſteht über den Bei- 
tragafuß ſchon eine Beſtimmung, jo hat es babei 
fein Bewenben. 

Iſt ein folder nicht vorhanden oder der vorhan⸗ 
dene nicht angemefien, fo iſt für jedes ſchulpflich⸗ 
tige Kind zunächſt ein Schulgeld zu entridten. 

Der alsdann, in Ermangelung Miftungamäßlger 
ausreichender Fonds, ſich noch ergebende Bedarf 
ift, wie die übrigen &emeindebeiträge, auf bie 


*) Iept ber Begierung. 
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Mitglieder bes Schulverbandes von einer auß|der Anwendung der Schulzucht und Lehrart rich: 


defien Mitte erwählten Commiſſion zu vertheilen 
ober, foweit nöthig, von den Behörden eine Be— 
ftimmung zu treffen. 

Für die vom Schulorte entfernter wohnenden 
se ift eine Ermäßigung des Schulbeitrages 
zuläſſig. 

13. 7. Schulgeld. Das Schulgeld fo, ſofern 
nit ein Anderes beſonders angeordnet wird, 
jährlich mindeftens einen Thaler für jedes Kind 

etragen. 

Für Schüler, welche einem auswärtigen Schul⸗ 
verbande angehören, kann das —* bis auf 
das Doppelte des ſonſt ſeſtgeſezten Betrages er- 
bögt werben ($ 36). Der das gewöhnliche Schul: 
geld überfteigende Betrag joll den Lehrern zu- 


fallen. 

Diefe Beitimmung leidet auf Kinder nicht An- 
wendung, denen ihrer Armuth halber vom Schul⸗ 
voritande das Schulgeld ganz ober biß auf den 
gewöhnlichen Betrag eclaffen iſt. 

$ 14. Befreiung vom Schulgelde. Von ber 
Erlegung des ie an die Schultaffe ($ 26) 
ihres Schulbezirts find jedoch befreit 

a, die Kinder, welche eine auswärtige Schule 
befuchen, wenn fie zugleich auswärts untergebracht 
find und dort Schulgeld begabten. 

Eine Befreiung vom Schulgelde überhaupt follen 
ferner genießen: 

b. die Kinder, welche wegen körperlicher ober 
geiftiger Gebrechen auf wenigſtens ein Vierteljahr 
vom Schulbefuche dispenfirt find; 

o. bie Rinder derjenigen Armen, melde von 
Gemeindebeiträgen befreit find. 

Eine theilwetle Ermäßigung oder ein gänzlicher 
Erlaß des Schulgeldes kann „fugeftanden werben 

d. für Kinder der Yingefte ten der Gemeinde; 

e. für das dritte und die folgenden Kinder der- 


feben Zamilie, welche gleichzeitig bie nämliche | 


Schule be are 
15. 8. Streitigfeiten über bie Koſten. Zweifel 
und Streitigkeiten über den Betrag ber often 
und die Art ihrer Aufbringung find durd) die 
Behörden zu entjcheiden. 
und Verwaltung des 


a N weſens. 


$ 16. 9. Behörden. Die Aufſicht über das 
jüdiſche Schulwefen wird neben den Ortsobrig⸗ 
keiten zunächſt durch die Lanbrabbiner unter Lei- 
tung der Landbrofteien*) in dem durch das Gefeh 
begründeten Umfange ausgeübt. 

17. 10. Sandrabbiner. Die Landrabbiner 

a en barüber zu wachen, daß bie beftehenden 

norbnungen von Seiten ber jüdiſchen Gemeinden 

und Lehrer in ihrem wahren Sinne vollzogen 
unb befolgt werden. 

Die zur Vervolllommnung des jüdifchen Schule 
wefend dienenden Beftimmungen find von den 
Landrabbinern bei den zuftändigen Behörden in 
Antrag zu bringen. 

Sie Haben dahin zu fehen, daß in dem Beit- 
maße und ber Gtufenfolge der Unterrichtögegen- 
ftände, in der Zeftjegung des Lehrzieles und in 


*) Jcpt ber Regierungen. 


tige Grundfäße befolgt werden. 

Mindeftend alle drei Jahre find von ihnen 
ſämmtliche Schulen ihres Bezirks einer forgfältigen 
Viſitation zu unterziehen. 

In der Zwiſchenzeii find fie ermächtigt, durch 
tüchtige Lehrer ihres Bezirk? einzelne Schulen 
unter 2 und fi über den Beland berichten 
zu laffen. 

18, 11. Schulvorſiand. Nach näherer Ar 
weifung der Zandrabbiner hat der Gemeindevor- 
fteher, als Schulvorftand, die Angelegenheiten des 
jüdiſchen Schulmeiens zu beauffichtigen und zu 
verwalten. 

In größeren Schulverbänden kann ein befon- 
derer Schulvorftand von den ftimmfähigen Ge— 
meindegliedern aus deren Mitte erwählt werden, 


$ 19. 2. Wufficht deffelben. Das berufsmäßige 
Verhalten der Lehrer, die vorjchriftsmäßige Er- 
theilung des Unterrichts, eine angemeffene Hand⸗ 
habung der Schulzucht und das Stattfinden eines 
geregelter Schulbeſuchs unterliegen der Aufſicht 
des ulvorſtandes. 

20. Fortſezung. Mängel und Hinderniffe, 
wie die erjprießliche Mes Jugend 
und bie erfolgreiche Thätigkeit der Lehrer in Er- 
füllung ihres Berufes erſchweren, find von dem 
Schulvorftande, foweit thunlich, zu befeitigen. 

Wenn eine Rüdiprahe mit dem Lehrer oder 
demfelben ertheilte Rügen ohne Erfolg bleiben, 
oder es der Mitwirkung der Behörden zur Ab= 
ftellung der Mängel bedarf, hat der Schulvorftand 
dem Landrabbiner die nöthige Anzeige zu machen. 

Ein Eingreifen in die Tätigkeit ded Lehrers 
ift jedoch weder dem Schulvorftande, noch einzelnen 
Gemeindegliedern geftattet. Etwaige Beſchwer—⸗ 
den ber Xepteren find dem Schulvorftande anzu— 


eigen, 

21. Fortfegung. Dem Schulvoritande fteht 
das Recht zu, von dem Innern und äußern Zus 
> der Schule zu jeder Zeit Kenntniß zu nehmen. 

r ift verpflichtet, mindeitens einmal im Monate 
die Schule zu beſuchen und ſich die Schufregifter 
Sn zur Einfiht und Unterfchrift vorlegen zu 
laffen. 

$ 22. Ueber die nicht geredhtfertigten Schul- 
verfäumniffe Hat der Schulvorftand am Ende jedes 
Monats eine Lifte bei Der Obrigkeit einzureichen. 
Die erfannten Strafgelder fallen der jübifchen 


Schullaſſe zu. 

N 23. b. Verwaltung. Der Schulvorftanb Bat 
dafür zu forgen, daß bie Verbindlichleiten gegen 
die Schule rechtzeitig erfüllt werben. 

& wacht darüber, daß die Schuleinrichtung 


der vorgeſchriebenen Drbmung ($$ 28—44) ent= 
fprit und die Lernenden ſich im ir der nöthis 
en Schulbüder und Lehrmittel nben. Die 


mit leßteren zu verjehen. 
Sofern andere Gemeinbeglieder ihre desfällige 
Verpflichtung unerfüllt laſſen, ift dies der Obrige 


teit anzuzeigen. 

4. . Der Schulvorftand hat für 
sie FR ar Ber und der — 
der Schule zu forgen. Von ihm iſt das Inventar 


inder der Armen der auf Koften der Armenlaſſe 
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über die Gegenftänbe ber Schule zu führen und 
in Ordnung gu erhalten. 

$2. 6. echmungsführung. Die Rechnungs⸗ 
führung über Einnahme und ußgabe ber Schule 
hat der Schulvorftand, mo nicht befondere Red; 
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d. hebräifche Grammatit, 

e. biblide und jübljche Geſchichte. 

£ ſyfte matiſche onsiehre und wo thunlich 
g. rabbiniſche Schriſten und Geſang. 

$ 34. In jüdiſchen Elementarſchulen kommen 


nungsführer beſtellt find, zu übernehmen, und, |zu dieſen Gegenſtäuden noch deutſch Leſen und 
ſofern die Gemeinde dies für nöthig hält, Sicer- Eigreiben, deuiſche Sprache, Rechnen, Geographie, 
heit au leiften. Geſchichte, Naturkunde, jo wie Denk: und Sprech⸗ 


826. egung. Wo dem Schulvorſtande 
die ein übertragen wird, bat er 
die den Rechnungsführern nad den befiehenden 
Vorſchriften obliegenden Verpflichtungen zu er⸗ 
füllen ($$ 39—-47 ber Belanntmadhung vom 19. 
Januar 1344). 

Dem Rehnungsführer liegt es ob, das Schul: 
geld, wo nicht kürzere Zahlungsfriften eingeführt 
jind, vierteljährlich zu ergeben und an die Schul- 
tafje abzuliefern. 

27. 4 Jahresberihte. Am Schluffe jedes 

ljahrs iſt von dem Lehrer ein Bericht über 
den Zuſiand der Schule ($ 58) an den Schulvor⸗ 
ftand einzureihen und von diefem an ben Land⸗ 
rabbiner mit feinen Bemerkungen einzujenden. 

IV. Eintrihtung der Schulen. 

$ 28. 12. A. Aeußere Einrichtung. a. Schuls 
local. In jedem Schulverbande muß ein gejun- 
deB, hinreichend geräumiges und helles Schullocal 
vorhanden jein. 

Das Schullocal darf nicht zur Wohnung des 
Lehrers benutzt werden. 

$ 29. b. Reiheſchule. Die Reihefchule, wo 
bald in dieſem, bald tin jenem Haufe Unterricht 
ertheilt wird, ift, fofern nicht das Local mindefteng 
je ein ganzes Jahr überlaffen wird, nicht ge= 

jattet. 

$ 30. o. ulgeräthe und Lehrmittel. In 
der Schule müſſen alle nothwendigen Geräthe, 
insbefondere Tiſche, Bänke, Dintenfäfler, eine 
— Tafel, ein verſchließbarer Schrank mit 

ichern zur Aufbewahrung ber Lehrmittel (Wand⸗ 
tarten, Borlegeblätter, Genfurbücher u. ſ. 
handen fein. 

$ 31. d. Heizung und Beleuchtung. Der Schul« 
verband Hat auf feine Koften für angemefiene 

izung, Beleuchtung und das Reinhaiten des 

locals zu forgen. 

32, 13. B. Innere Einrihtung. a. Stun- 
denzahl*) In den jüdiſchen Elementarſchulen 
ſollen wöchentlich wenigſtens drelunddreißig Stun⸗ 
den Unterricht ertheilt und mindeſtens elf Stun⸗ 
den auf die Keligionsgegenftände verwendet werden. 

Die Vertheilung der Stunden auf die einzelnen 
Unterrichtägegenftände, fo wie die Feftfegung der 
wöchentlich in den Religionsfchulen zu ertheilen- 
den Stunden bleibt den Xandrabbinern überlaffen 
G 7 und 17). 


.) vor⸗ 


$ 33. b. Lehrgegenftände. Der Unterricht in 
den jübifchen Religionoſchulen umfaßt folgende 
Lehrgegenſtände: 


a. hebräifch Leſen und jüdiſch Schreiben, 

b. hebräiſche Sprüche und @ebete, fo wie die 
Ueberjegung derjelben, . 

o. Nabe und Erklärung der heiligen 


) cf. unten Bb. III im Gaplich som Unierriät. 


übungen. 

$ 35. c. Lehrbücher. Die bei dem Unterrichte 
in den jüdiſchen Schulen zu benu: Lehrbücher 
werden, mit Genehmigung des MWinifteriums des 
Innern, von ben Landrabbinern gemeinfam be- 
ftimmt, n Hi 

$ 36. d. Schuljahr und Lehrgänge. Das jü- 
diſche Schuljahr beginnt in der Woche nach dem 
Pefacefte und zerfällt in zwei Halbjahre. 

ie Aufnahme und Entlafjung der Schüler fin- 
det in der Aegel nur Halbjährlid Statt. 

Ausnahmen von diefer Vorſchrift künnen vom 
Schulvorjtande in dringenden Fällen zugelaffen 
werden. 

Kinder, welde einem auswärtigen Schulverbande 
angehören, bürfen nicht, ohne Anzeige bei dem 
Sculvorftande, in Die Schule aufgenommen werben. 

ie Theilnahme an dem Unterrichte fol ben- 
jelben jedoch nur aus erheblichen Gründen ver- 
jagt werden. 

$ 37. e. Lehr⸗ und Stundenpläne. Bier Wo— 
den vor dem Beginne des Schuljahres find die 
Lehr und Stundenpläne dem Landrabbiner zur 
Prüfung vorzulegen. Nach erfolgter Genehmigung 
iſt der Stundenplan im Schulzimmer anzuheften 
und eine Abſchrift vom Schulorfitande der Obrig⸗ 
keit mitzutheilen. 

38. f. Schulzudt. Der Lehrer Hat, unter 
Mitwirkung des Schulvorſtandes, barüber zu 
wachen, daß Fleiß, Ordnung und gute Zucht uns 
ter den Lernenden herrſcht. Zur Wufrechterhal- 
tung der Schulzucht dienen diefelben Mittel, welche 
in den chriftlie Schulen angewendet werben. 

$ 39. g. Schulregiiter. Die Schulregifter, 
Be fäumnifliften, Klafjenbücher und Genfuren find, 
nad) näherer Anordnung der Landrabbiner, mög⸗ 
lichit gleihmäßig einzurichten und forgfältig aufs 
zubewahren. Bei jeder Schulvifitation ($$ 17 und 
21) find diefelben zur Einficht und Unterfhrift 
vorzulegen. 

$ 40. h. Lehrgehilfen. Fortgeſchrittene und 
m dazu geeignete Schüler tann der Lehrer bei 

er Beauffihtigung der minder geübten zuziehen 
und diefelben zum Hülfsunterrit in einzelnen 
Fächern anleiten. 

$ 41. i. Diöpenfationen. Dispenfationen vom 
Schulbeſuche, welche über die Dauer von drei 
Tagen hinausgehn, find bei dem Schulvoritande 

u ermwirten. Diejelben find nur in dringenden 
ällen, nah Rüchſprache mit dem Lehrer, unter 
Angabe der Gründe ſchriftlich gu etyellen. 

$ 42. k. Klafjenabtheilung. i einer größeren 
Zahl von Schulkindern iſt auf die Abſonderung 
nad) den Geſchlechtern und eine paffende Klafien- 
abjtufung moͤglichſt Bedacht zu nehmen. 

$ 43. 1. Schulprüfungen. An jeder Schule ift 
mindeftens einmal im Jahre eine Prüfung vor- 
zunehmen. Diefelbe fol, wenn bie Umſtande es 
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zulaffen, öffentlich gehalten werben. Auch bie 
Kinder, welche Privatunterricht geniehen, find ver- 
pflichtet, an biejen Prüfungen Theil zu nehmen, 
und bei den Rifitationen der Schule, welche bie 
Zandrabbiner vornegmen, zugegen zu fein. 

44. m. Ferien, Die Ferien find mit Ge- 
nehmigung der Landrabbiner jeitzuftellen und nicht 
willtürlih abzuändern. 


V. Lehrer. Rechte und Berhältniffe 

derjelben. . 

$ 45. 14. Eintommen. Die Einnahme der 

jüdiſchen Lehrer foll, neben angemeffener Wohnung, 

und ohne ——* der Belöftigung, nicht unter 
vieralg Thaler jährlich betragen. ü . 

$ 46. 15. Reihetiſch. Es fol auf Abſtellung 
ber Neihetifche gegen einen angemeljenen Geld- 
thunlichſt hiewe werben. 

St dies nicht zu erreichen, fo ſoll der Lehrer 
das ganze Jahr hindurch täglich, Morgens, Mit- 
tags und Abends freie Bekdftigung, auf feinen 
Wunſch möglichſt in feiner Wohnung, erhalten. 

Die Mitglieder des Schulverbandes außerhalb 
des Schulorts find in ber Regel ($ 12) verpflichtet, 
eine angemefjene Beihilfe für diefen Zweck, fo 
wie für die Wohnung zu geben. 

$ 47. 16. Wohnung. nn dem Lehrer eine 
dauernde Wohnung nicht angemwiefen werden, fo 
darf dieſelbe wider feinen Willen, ohne Zuftim- 
mung des Landrabbiners, nicht häufiger als Halb- 
jährlich wechſeln. 

$ 48. 17. Zahlungsfriſten. Die Beſoldung, jo 
wie die Geldvergutungen für Beföftigung, Bob 
nung und Feuerung find, wo nicht fürzere Zah⸗ 
Iungsfriften beftehen, am Ende jedes Bierteljahrs 
auszuzahlen. 

$49. 18. Seftfepung des Dienfteinlommeng. 
Das Einkommen aller einzelnen jüdifhen Schul: 
ftellen ift mit Genehmigung der Landdroftei®) feit- 
auftellen. 

Der Gelderfag, welcher an die Stelle von Na— 
turalleiftungen tritt (SS 46 und 47), ift nad) den 
örtlichen Berhältniffen e beftimmen. Gebühren 
und etwaige fonftige Einfommensbezüge der Lehrer 
find, wo nöthig, einer Feſtſetzung zu unter 


—7 — 

Betreff der Befreiung von den Beiträgen 

zur fühligen Gemeinde verbleibt e8 bei dem Her- 
men. 


Spätere Abänderungen ber feftgefegten Ein- 
in A nur mit Genehmigung der Landdroftei*) 
latthaft. 

Die bereitd angeftellten Lehrer follen eine 
Schmälerung ihrer bisherigen Einnahme hierdurch 
nicht erleiden. 

50. 19. Anftellungsfähigfeit. Die Anftel- 
Iungsfähigfeit ber Lehrer iſt duch das Beſtehen 
ber bei ber Entlaffung vom Seminar vorge 
nommenen, oder einer die Fähigkeit ur Ver⸗ 
maltung eines Lehramt3 ſonſt genügend befunden- 

Br fung N 51—54) bedingt. 

$ 51. . Brüfung.**) Die Prüfung der Lehrer 
ift von dem Landrabbiner zu halten; bei der 

räfung der Elementarlehrer fol ein von der 


3 m at 121. 
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—— zu ernennender Commiſſarius zus 
en fein. 

8 eber den Ausfall der Prüfung iſt an bie 
LZanddroftei*) zu berichten. 

$ 52. Fortſetzung. Die Prüfung zerfällt in 
eine fchriftliche und mündliche. Fir die Religions» 
Ichrer eritredt diejelbe fi) auf die in dem $ 33, 
für die Elementarlehrer auf die in den $$ 53 und 
54 genannten egenftände der Schulunterweifung. 

gi beiden ift die im Allgemeinen erworbene 
pädagogijche Ausbildung durch die Prüfung zu 
ermitteln. 

Bur Darlegung der vorhandenen Lehrgabe ift 
eine Brobelection zu halten. 

$ 53. Fortfegung. Das Zeugniß hat das Er⸗ 
gebniß ber Prüfung durd die Prädicate 

ſehr gut, a genügend, 

auszudrüden. Das Maß der erworbenen Kennt- 
niffe in den einzelnen Lehrfächern tft in dem 
Beugniß genau anzugeben und iermit ein Urtheil 
über das Lehrgeſchick des Geprüften zu verbinden. 

$ 54. Fortjegung. Lehrer, welche die Prüfung 
das erfte Mal nit mit dem gewänfäten Erfolge 
beftanden haben, können erſt nad Wblauf eines 
Jahr zu einer nochmaligen Prüfung zugelafien 
werden. 

8 55. Bejegung der Lehrämter. Die einge 
tretene Erledigung einer Lehrerftelle ift vom Schul- 
vorftande dem Xandrabbiner fofort anzuzeigen 
und, wenn diefer es für erforderlid) erachtet, unter 
Angabe der damit verbundenen Dienfteinnahme 
öffentlich bekannt zu machen. 

Die Wiederbefegung der Lehrerftelle muß vom 
Schulverbande jpäteftend zwei Monate nad) ber 
eingetretenen Erledigung erfolgen. Unter mehreren 
Bewerbern entſcheidet die Stimmenmehrheit ber 
Gemeindeglieder. 

Erfolgt die Wiederbefegung der Stelle nicht 
während ber genannten Friſt, fo fteht dem Land- 
tabbiner das Recht zu, die Stelle einem geeigneten 
gene zu übertragen. 

nter fonft gleihen Verhältniffen ift auf den 
Ausfall der Prüfung und die bisher bewährte 
Treue vorzugsweile Gewicht zu legen. 

Die Anftelungsurkunde ift der Landdroftei ) zur 
Beftätigung vorzulegen. In diefer iſt das Dienft- 
einfommen genau anpugeben. 

$ 56. Fortſetzung. Die Anftellung derer, welche 
um erjten Male eine Lehrerftelle verwalten, erfolgt 
{ir die erften drei Jahre unter Vorbehalt bes 

iderrufs. 

In Schulgemeinden, in welchen wegen der geringen 
geb! Tüdifeer Familien die feite Anftelung eines 

ehrerd nicht ald Bedürfniß erſcheint, kann mit 
landdrofteilicher*) Genehmigung die Annahme 
eined Lehrer auf Kündigung geftattet werden. 

Bei ausländifhen Juden, welche als Lehrer 
zugelaffen werden, ohne daß ihnen die Niederlaſſung 
im Königreiche geftattet worden ($ 71 des Ge— 
en iſt die Kündigung jeder Beit vorzube- 

ten. 

$ 57. 22. Nebenämter. Die Stelle des Vor— 
beterö ſoll in der Regel mit ber bes Lehrers per⸗ 
bunden werden. 


) Der Regierung. (of, Bo. I $ 121.) 


Die Schullaſt. Vorbericht. 


Der Dienſt des Schächters ſoll dagegen da, 
wo es thunlich iſt, von dem des Lehrers getrennt 
werden. 

Ueber die dem Lehrer als Vorbeter und 
Schächter obliegenden Seäte ift durch eine 
befonbere Mnmeihung das Nähere zu beftimmen. 

Auf den Wunſch der Gemeinde kann der Lehrer 
gegen eine billige Vergütung bie Aufzeichnung ber 

erhandlungen in den Gemeindeverfammlungen 
übernehmen. 

Ohne bejondere Genehmigung der Lanbdroftei*) 
iſt die Uebernahme anderer Beichäftigungen neben 
der Schulſtelle nicht ftatthaft. 

Während der Schulzeit hat der Lehrer fich jeder 
anderen Beichäftigung zu enthalten, 

5.58: 23. Pflichten der Lehrer. Die Lehrer 
haben ihr Amt mit gewiſſenhafier Treue zu ver- 
walten, die Lehrftunden forgfältig und regelmäßig 
u ertheilen und nidt ohne Genehmigung des 
Eegutvorftandes auszufeßen. 

Ueber Fleiß, Ordnung und gute Gitte ber 
Schüler in und außerhalb der Schule ift von 
ihnen au wachen und auf die Bildung berjelben 
dur Lehre und Beifpiel einzumirten. 

Ihre Amtsführung und ihr Unterricht ift dieſer 
Schulorbnung gemäß einzurichten. Den An 
weifungen ber vorgejegten Behörden haben fie 
Gehorfam zu leiften und in einträdhtigem Bu- 
fammenwirten mit dem Schulvoritande das Befte 
des Schulweſens nad) Kräften zu fördern. 

In Betreff des gefammten innern und äußern 
uftandes der Schule und ihrer Leiftungen haben 
je vor Ablauf des Schuljahrs bei dem Schul⸗ 
vorftande ($ 27) einen Bericht einzureichen. 

59. 24. Entlafjung der Lehrer. In den An⸗ 
ſteungsurkunden fämmtliher jůdiſcher Lehrer ift 
es vorzubehalten, daß diefelben wegen fortgejegter 
Berlegung der Pflichten ihres Berufes, oder wegen 
eines anftößigen unmwürdigen und zum Aergerniß 
gereichenden Verhaltens, vd vorgängiger Ermitte- 
lung der beſchwerenden Thatlachen, auf Antrag des 
Zandrabbiners durch Tanddrofteiliche*) Entſcheidung 
von ifrem Lehramte entlafjen werden können. 

Wenn nit dringende Gründe das Gegentheil 
erfordern, fol eine Entlaffung vom Schulamte 
rag nur am Schlufje des Schulgalbjahres 

tattfinden. 

Eradjtet der Schulvorftand bei den nicht feit 
angeftellten Lehrern ($ 56) die Kündigung für an 

effen, fo ift die Genehmigung des Landrabbiners 

ierzu fo zeitig zu erwirfen, daß die Kündigung 
dem Lehrer mindeſtens brei Monate vor deſſen Ab⸗ 
gang fhriflich angezeigt werden kann. Der Land- 
tabbiner Tann die Senehmigung, wenn die Gründe 
der beabſichtigten Kündigung nicht zureichend be- 
funden werben, verfagen. 

Sämmtlichen Lehrern ift es zwar unbenommen, 
aus dem von ihnen verwalteten Schulamte aus⸗ 
ufheiden. Sofern fic dies wünſchen, müſſen die- 
Kiben jedoch gleichfald drei Monate vor ihrem 

bgange den Schulvorftand hiervon in Kenntniß 
fegen. Xehrer, welche eine anderweitige Anftellung 
an einer jüdifhen Schule bed Königreichs wünſchen, 


) Jeht der Regierung, 
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bedürfen zur zeittweiligen Nieberlegung ihres Schul- 
amts die Genehmigung der Landbroftei.*) 

Auf Verfegungen von einer Schulſtelle zur 
andern leiden diefe Beſtimmungen keine An⸗ 
wendung. 


VI Schlußbeſtimmungen. 
$ 60. a. Aufhebung entgegenftehender Beftim- 
mungen. Alle diefer Schulorbnung widerjprechen- 
* alas Beitimmungen werden hierdurch aufs 
gehoben. 
$ 61. b. Abweichungen von der Schulorbnung. 
Auf Antrag des Landrabbinerd oder der Obrig- 
keiten kann die Landdroftei*) folde Abweichungen 
von diefer Schulordnung zulaſſen, welche nad 
den befonberen Berhältniffen nothwendig find. 
$ 62. Ein Abdruck diefer Schulordnung fol 
Beftänbig in jeber Synagogengemeinde und 
in jeder jüdifche &ante befinden. 
iefe Schulordnung iſt in die erfte Abtheilung 
der Gejegfammlung aufzunehmen. 
(Gef.-Samml. 1854 I ©. 49.) 


Die Schuffaft. 


Vorbericht. 


Die Schullaft enthält die Ver; 5— zur Auf⸗ 
Sringung aller Mittel, welche A te Herftellung 
und nöltattung der Voltsſchulen erforderlich find. 
Dahin gehört insbefondere die ausreichende Do- 
tation der Xehrerftellen ($ 176), die Wufbringung ber 
Lehrerpenfionen (88 214, 220), überhaupt die Be- 
ftreitung aller Koften des Schulunterrichts (of. 
unten $ 258), insbefondere auch der Stellver- 
tretungßtoften bei Erkrantungen**) (8 169 Nr. 4 ff., 
$& 201), und bei einer Suöpenfion des Lehrers 
8 219b Nr. 2 N. ferner die Koften fr den 
au der Schulhäuſer ($ 304 fj.), und für die 
Beſchaffung der Lehrmittel($ on — alles fo- 
weit nicht befonbere Gefege uud Objervanzen vor= 
here ind, nad Feſtſehung ber Schulauffichtös 
ehörde (88 176, 214, 225 Wr. 4, 258) und ohne 
Rüdfiht auf Brivatverträge mit dem Lehrer 
($ 176 Nr. 12 f., $ 214 Rr. 7, 8 219b Rr. 2.) 


Anfang der Schuflaft. 


8 257. Begriff der Volksſchule. 


1. €. v. 10. Mai 1864 und 22. Mai 1865 betr. bie 
Seftftellung bed Charakters einer Schule als einer 
Öffentlichen Elemeniarſchule. of. aud 8 275 Rr. 4. 

2a, b. €. v. 20. Juli 1880 und 8, Mat 1883 betr, 
den Ausſchluß ber Verpflichtung ber Hausväter einer 
Schulgemeinde zur Aufbringung ber Mehrkoften, welche 
durch Erweiterung bed Ziele ber Volksſchule ent- 
ftehen. of. inbeß €. v. 25. Aug. 1865 sub 3. 

20. €. v. 4. Dec. 1883 desgl. in Hannover u, €. v. 
14. März 1885 betr. bie Empfehlung ber Ueber: 
nahme biefer Schulen auf den Gemeinde-Etat. 


der Reg 
3 —— ——— dei theilweiſer Dienftunfäpigkeit 
gr. 
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3 € v. 21. Gebr. und 25. Aug. 1865 betr. bie 
Greuzſcheide zwiſchen höheren und Elementaricjulen. 
cl. 8 206 Nr. ba Anm., ſowie vorſtehend Rr. 2a—c. 

4. €. v. 6. Juni 1868 und 26. Septenber 1870 
betr. die Nothwenbigfeit ber Befriebigung bes Be 
bürfnifjed nach eigentlichen Volksſchulen vor ber Ein- 
richtung gehobener Schulen. of. 8 178 Rr. 1. 

5. €. v. 30. Dec. 1876 betr, bie Nothwendigkeit mini: 
fterieller Genehmigung zur Anerkennung einer höheren 
Lebranftalt. 


1a, Eigenſchaft als öffentlige Elementarfänle. 


Auf den Sri vom 17. Februar d. 3., die 
Schulbauten in R. betreffend, beftätige ich) das 
Reſolut der Königlichen Regierung vom 7. Juni 
v. 3. und verwerfe den Dagegen von dem Guts— 
bern N. erhobenen Recurs. 

Der Einwand de Recurrenten, daß die Schule 
in R. eine Privateinrichtung der Gutsherrſchaft 
zum Beſten ihrer Unterthanen fei und fi) deshalb 
der Einwirkung der Aufſichtsbehörde, namenilich 
in Betreff der Den Unterhaltung, entziehe, 
ift nicht begründet. [bft wenn die Schule aus- 
ſchließlich von der Gutsherrſchaft eingerichtet wäre 
und unterhalten würde, fo würde daraus noch 
nicht folgen, daß die Schule den öffentlichen Ele- 
mentarſchulen nicht ur jei. Bei der Ein: 
richtung der Schule im Jahre 1781 hat fich aber 
aud die Gemeinde nicht uͤnweſentlich betheiligt, 
indem die Bauern, Kofjäthen und Einwohner die 
Bearbeitung und Düngung des Schullandes, die 
Anfuhr des Schulholzes, ſowie feite Beiträge zum 
Lehrergehalt übernahmen, wozu aud) auß der Mer 
FE erg 15 51. gewährt wurden. Aller 
dings ift hierin im Laufe der Zeit in jefeen eine 
Aenderung eingetreten, als die frühern bäuerlichen 
Hufen fämmtlih zum Gutsareal gefchlagen find, 
und die Schulgemeinde gegenwärtig nur noch aus 
den gutöherrligen Pächtern und Inftleuten beſteht. 
Indeſſen auch dieſe bringen noch jet neben den 
zu leiftenden Dienften jäbrlih die Summe von 
37 Thlr. an unfizirten Beiträgen zum Gehalt des 
Lehrers auf, der auch aus der Re Schultaſſe 
Pe 5 Thlr. bezieht. 

on hieraus geht hervor, daß es ſich nicht 
um ein reines Privatunternchmen der Gutäherr- 
ſchaft Handelt, fondern die Schule in N. von der 
Gutsherrſchaft und Gemeinde wie alle öffentlichen 
Schulen in der Provinz Preußen in geordneter 


Weiſe gegründet iſt. 

Daß die Gutsherrſchaft ſich vorzugsweiſe bei der 
Dotation der Schule betheiligt hat und gegen- 
mwärtig ungefähr guet Dritttheile des Lehrerge⸗ 
Haltes aufbringt, ändert in Salem Charalter der 
Schule Nichts, zumal diefe Leiltungen nicht aus- 
chließlich auf die Kiberaliät der Gutsherſchaft, 
jondern zum großen Theil auch auf die gefegliche 

erpflichtung derfelben zurüdzuführen find, neben 
den eigentlich gutöherrlichen Xeijtungen auch Ge— 
meindebeiträge von den eingezogenen bäuerlichen 
Hufen zu entrichten und die gutsherrlichen Inſt⸗ 
leute bezüglich deren Leiftungen zur Schule in 
subsidium zu vertreten. 

Die Schule in N. ift daher auch ftet3 als eine 
Öffentliche Schule behandelt, und find auf fle die 

ir die öffentlichen Schulen beftehenden Gejege und 
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Verordnungen angewenbet worden. Dis iſt nament- 
lich bezüglich ber Wufficht über die Schule, der 
Anftellung der Lehrer, der Bildung de Schul 
vorjtandes, ſowie bezüglich der Controle des Schul⸗ 
beſuchs geichehen. Auch ift die Schule im Jahre 
1850 unter Buftimmung ber Gutsherrſchaft nad) 
den Vorjchriften der Schulorbnung vom 11. Des 
cember 1845 neu regulirt, Dabei das im & 12 
daſelbſt vorgefchriebene Lehrereintommen ald 
angenommen und das dagegen vorhandene Deficit 
in Ermangelung einer größeren Leiftungsfähigteit 
der gutöherrlihen Inftleute von der Gutsherrſchaft 
übernommen worben. 

iernad kann es keinem Bedenken unterliegen, 
daß die Schule in N. als eine öffentliche Elemen- 
tarſchule im Sinne der Schulordnung v.11. December 
1845 anzuertennen ift und bemgemäß aud) bie 
Vorſchriſt der Ar. 4 8 37*) dafelbft auf fie An⸗ 
wendung findet, wonach der Königlichen Regierung 
die Prüfung der Nothwendigkeit und der Urt ber 
Ausführung der Schulbauten, fowie die Befugniß 
zufteht die Beiträge zum Bau mit Vorbehalt des 
den etheili ten untereinander freiſtehenden Rechts⸗ 
weges **) feltsufepen und einzuziehen. 

lin, den 10. Mai 1864. 

U. 4383. 

1b. 


Für die Beurtheilung der Frage, ob eine Schule 
als öffentliche Schule anzuerkennen tft, ift nicht 
lediglich die Stellung der Schule gegenüber der 
politifhen Gemeinde bezüglich ihrer Unterhaltung 
maßgebend, vielmehr der Charakter einer ule, 
fofern darüber Streit entfteht, aus den Verhält⸗ 
niffen. unter denen fie ſich entwidelt hat, über- 
haupt und namentlih aus der Stellung, welche 
die Schwaufficht3behörde ihr gegenüber einnimmt, 
zu beftimmen. Insbeſondere wird in vortommen- 
den Sällen eine nähere Feſtſtellung darüber, ob 
die Lehrer in Beziehung auf Anftelung, Disciplin 
und Entlefjung als Öhentliche Kehrer behandelt 
find, ob ein Brang zum Bejuch der Schule aus- 
geübt, und ob die Schule reſp. deren Beamten die 
adminiitrative Hülfe Behufs Einziehung der an 
fie zu entrichtenden Abgaben und Leiftungen ge= 
währt id den Charakter einer Schule leicht er- 
tennen laſſen. Hiernach ift auch zu beurtheilen, 
ob eine kirchliche Schule als öffentliche oder als 
Pelvatjäule anzujehen it. 

Ver —— den 22. Mai 1865. 


2 a. Ridhtverpflichtung der Haußväter einer Schul⸗ 

focietät zur Aufbringung der Mehrloften, welche 

durch Grweiterung des Zieles der Boilsſchuie 

entfichen. Gventualität der Uebernahme folder 
ſeoſten auf die Conmnnaltafie, 

Berlin, den 20. Juli 1880. 

Dagegen ift es für geſetzlich ftatthaft nicht zu 

erachten, die evangeliichen Hausväter in N. zwangs⸗ 

weife zur Aufbringung derjenigen Mehrkoſten her- 

anzuziehen, welche Dadurch entftchen, daß bie Ober- 

Halfen der evangeliſchen Volksſchule daſelbſt nad 
dem Lehrplane der Mittelſchule arbeiten. 

3 ef. Banb III a. €. 


*<) jept des Bermaltungsftreitverfahrens of. $ 303 u. 5 304 
Rr. 12 f. 
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Denn die geſetzliche Pflicht zur Unterhaltung 
der Schule Segen ſich auf ſolche Schulen, deren 
Einrichtung die Auffichtöbehörde überall, auch gegen 
den Willen ber Betheiligten, anordnen und er- 

ingen berr Daraus, daß es im unterrichtlichen 

Ha zuläffig ift und unter gegebenen Verhält- 
niffen jehr erwünfcht fein kann, Oberklaſſen einer 
Volksſchule nach dem Lehrplane der Mittelſchule 
arbeiten zu laflen, darf nicht zugleih eine Er- 
weiterung der den Hausvätern durch das Allge- 
meine Land⸗Recht auferlegten — = 
laft hergeleitet werben. Einrichtungen ber bezeich- 
neten Art haben vielmehr zur Borausfegung, daß 
die Mehrloften, welche durch die Erweiterung des 

eles der Volksſchule entjtehen, in anderer Weife 
ch beſchaffen lafſen. 

Es wird deshalb darauf ankommen, den Betrag 
der Mehrkoſten, welche in N. durch dieſe Erweite⸗ 
rung ber Volksſchule entſtehen, ziffermäßig feſtzu—⸗ 
ſtellen und zu erörtern, ob und in wie weit dieſelben 
aus den Revenüen der W.'ſchen Stiftung gededt 
werben können. 

Im Uebrigen made id) darauf aufmerkfam, daß, 
infomweit es wünſchenswerth erſcheint, die fernere 
Erhaltung der nad dem Entwurfe zur Erweite⸗ 
rung der evangelifhen Schule in N. vom 4. Fe 
bruar] 1876 in’8 Leben getretenen Einrichtung 
zu fihern, dieſes di unſchwer dadurch zu erreichen 
wäre, daß die Stadtgemeinde N., wenn e3 Be 
denken bat, die evangelifche Schule überhaupt als 
Kommunalanftalt und die Koften der Unterhal- 
tung derſelben, ſoweit biefelben nicht durd die 
Einkünfte des W.’ihen Schulfonds und durch die 
Schulgeldeinnahme gededt werben, ala Kommunal= 
laſi zu übernehmen, — da ein folder Beſchluß 
ohne afeiigeitige Mebernahme der katholiſchen 
Schule als Kommunalanftalt von Kommunalaufs 
[intawegen nit füglih würde genehmigt werden 
önnen, — wenigftens die mehrgedadhten Mehr- 
toften al3 eine Kommunallaft zu übernehmen be— 
Koliebt und die Genehmigung eine derartigen 

jefchluffes durch die Kommunalauffihtsbehörde 
erwirft. Diefe Genehmigung zu ertheilen, würde 
anfcheinend kein Bedenten haben, da die erwei— 
terte Einrichtung der evangelifhen Schule nicht 
minder den katholiſchen als den enangelifchen 
Einwohnern der Stabt zu Gute kommt. Ich ver- 
weife in bdiefer Hinfiht auf dad Erkenntniß des 
Königlichen Oberverwaltungdgerichtes vom 28. No⸗ 
vember 1877 (Central= Blatt 1878 Seite 
107 .).*) 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Bertretung: von Goßler. 


Un 

ga = 
2b. 
(Sortf. v. 8 189. Nr. 10 b.) 
Berlin, den 8. Mai 1883. 
Zugleich, ift dad Confiftorium (in Hannover) 

darauf aufmerkfam zu machen, daß, da das Volks⸗ 
ſchulgeſetz vom 26. Mai 1845**) den Schulverbänden 
(Schufgemeinden) nur die Aufbringung der Mittel 


*) unten $ 264 Rr. 3. *®) of, unten Bb. III a. €. 
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zur Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen 
auferlegt, Einrichtung, Aufgabe und Ziel der 
reußiſchen Volksſchule aber durch die allgemeine 

erfügung vom 15. October 1872 (Centralbl. 
de 1872 ©. 585 ff.) feitgefegt ift, der Schulvor⸗ 
ftand einer Volksſchule nicht für berechtigt erachtet 
werden kann, durch einen von ihm gejaßten Be— 
ſchluß, das Biel der Schule über das durch die 
obige allgemeine Verfügung feftgefegte Biel der 
Volksſchule zu erweiteren und der Schulgemeinde 
bezw. den tgliedern berfelben eine — 
tung aufzuerlegen, diejenigen Mehrkoſten aufzu— 
bringen, welche durch Erweiterung des Zieles der 
Volksſchule entſtehen. Soll einem größeren Theile 
der Kinder der Einwohner eine Düßere Bildung 
egeben werden, als dies in der Volksſchule ge- 
in eht, follen insbeſondere auch die Bedürfnifie 
des gemerblichen Lebens und des fogenannten 
Mittelftandes in größerem Umfange berüdfichtigt 
werden, als dies einerfeit® in der Volksſchule, 
andererſeits in eigentlichen höheren Lehranjtalten 
der Fall ift, fo Tann dies nicht auf Koften der 
lediglich zur Volksſchulunterhaltung verpflichteten 
Sculgemeinde bezw. deren Mitglieder gefchehen, 
es muß vielmehr in foldem alle der bürger- 
lihen Gemeinde die Errichtung und Unterhaltung 
einer derartigen jogenannten ehebenen Säule, 
betrefj3 derer der allgemeine Schulzwang außer 
Anwendung bleibt, überlaffen werden. Bei einer 
ſolchen Schule wird alddann die Erhebung eines 
den Verhältniſſen entiprechenden höheren Schul: 
jeldes nicht nur zuläflig, jondern vielmehr gerecht- 
— ſein. 

— — darf die Genehmigung zur 
Errichtung einer ſolchen Schule nur unter der 
Vorausſeßung ertheilt werden, daß durch die Ver⸗ 
folgung höherer Unterrichtöziele die neben einer 
ſolchen Schule zu erhaltende Volksſchule nicht be= 
einträdtigt wird. 

U. IIL a 12768. 

20. 


Berlin, den 4. December 1883. 
In der Angelegenheit, betreffend den Recurs 
des Domänenrathed N. und Genofien zu Dsna- 
brüd gegen die Verfügung des Evangelifchen 
Magiftrates vom 10. October v. J., durch welche 
die Reclamation der Genannten gegen ihre Beran- 
lagung zur evangelifhen Schulfteuer pro 1882/83 
zrüdgewiefen wurde, eriwidere ih dem Evan- 
gelifchen Magifirate auf die Berichte vomd. Ja⸗ 
nuar und 11. Mai er. das Folgende: 
Die Recurrenten beſchweren — zunãächſt 
darüber, daß ber Ertrag der evaugeliſchen 
Schulfteuer theilweife zur Mitbeftreitung der 
Bebürfniffe der ftädtifhen Bürgerſchule dort- 
felbft verwendet wird. 
Diefer Beſchwerdepunkt ift für begründet zu 
erachten. j 
Nah den Beltimmungen des Hannoverjchen 
Volksſchulgeſetzes vom 26. Mai 1845 (88 15 und 
44)*) tann kein Schulverband (Schulgemeinde) zur 
Beftreitung von Bedürfnifien einer anderen Schule, 
als derjenigen feiner eigenen Volksſchule, heran⸗ 
gezogen werden. Bu den Volksſchulen im Sinne 


*) of. unten 8b. IIT a. €. 


Säneiber und von Bremen. Preußiſches Voltsiäufmefen. IL 9b. 8 
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des Geſetzes ift jedoch die evangelifche Bürger- 
ſchule in Osnabrüd nicht zu vechnen. 

Die Einrichtung, die Mufgabe und das Biel 
der Volksſchule ift durch bie allgemeine Sun 
vom 15. October 1872 (Centralbl. 1872 ©. 58 
ff.) beftimmt, welche insbefondere unter Ziffer 13 
die Lehrgegenftände der Vollsſchule feftfegt. 

Diefe Beſtimmung ift für die hriftlichen Volls⸗ 
ſchulen der Provinz Hannover nad) $ 2 des Volks⸗ 
ſchulgeſezes vom 26. Mai 1845 ausſchließlich 
maßgebend. Schulen, in welchen der Unterricht 
über diefe Lehrgegenftände Hinausgeht, was bei 
der dortigen ewangeliigen Bürgerjhule nad ihrem 
Lehrplane der Fall if, — find ſonach zu den 
Volksſchulen im Sinne der allgemeinen Verfügung 
vom 15. October 1872 und des Boltaiculgeteges 
vom 26. Mai 1845 nicht zu rechnen. Demnach 
befteht auch die Verpflichtung von Kindern, welche 
nicht anderweitig den erforderlichen, für die öffent- 
liche Volksſchule vorgefchriebenen Unterricht er- 

alten, während des ſchulpflichtigen Alters die 
olksſchule zu befuhen ($ 3 a. a. D.), und die 
Verpflichtung * Zahlung des Bolksſchulgeldes 
für alle den Mitgliedern des Volksſchuiverbandes 
angehörigen Kinder ſchulpflichtigen Aliers ($ 30 a. 
a. D.) der dortigen Bürgerſchule gegenüber nicht. 

Indem —— genehmigten Anhange 
zum Ortsſtatute für die Stadt Osnabrüd, welcher 
die Verwaltung des proteftantifchen Kirchen: und 
Schulweſens in dortiger Stabt den evangelifchen 
Mitglicderen des Magiftrates gumeiit werden im 

2 bie evangeliſchen Kirchſpielsſchulen neben dem 
athsgymnaſium, der unter dem Magiftrate ftehen- 
den evangelifhen Bürgerjchule und der evangeli- 
fen Töchterſchule aufgeführt, und durch einen 
binter ben evangelifches Kirchſpielsſchulen aufge 
nommenen Hinweis auf das Volksſchulgeſetz vom 
26. Mai 1845 wird zweifellos angedeutet, daß nur 
dieſe Kirchſpielsſchulen, nicht auch die Bürgerſchule 
or ie im Sinne diejes Gejeges anzu⸗ 
jehen find. 

Dem gegenüber ift e3 unerheblid, daß nach 
dem Wortlaute des $ 9 der minifteriell genehmig- 
ten Osnabrüder Schulordnung vom 18. Mai 1872 
dasVollsſchulweſen außer einer Volksſchule undeiner 
Schule in der Evershaide eine Bürgerſchule umfaßt. 

amit bat weder beſtimmt werden ſollen, noch 
entgegen dem Geſetze insbefonder entgegen bem 

44 des Geſetzes vom 26. Mai 1845 mit recht⸗ 
icher Wirkfamfeit beftimmt werden können, daß 
von dem Schulverbande der Stadt 4 evangeli- 
ſchen Schulgemeinde Osnabrüds) auch für die Be- 
bürfnifje der Bürgerſchulen zu forgen fei, 

Die Bürgerfhule zu Osnabrüd darakterifirt 
id; unverkennbar, wie der Evangelifhe Magiftrat 
elbſt anertannt, als eine neben den Volksſchulen 
es Ortes beftehende fogenannte Mittelſchule; fie 
wird fogar in den gedrudten Gefegen für die 
Bürgerſchule in Parenthefe ausdrüdlich als Mittel- 
ſchule bezeichnet. Sie gehört alfo zu der im Ein- 
gange der allgemeinen Verfügung vom 15. October 
1872 (Centrbl. 1872 ©. 598) bezeichneten Kategorie 
derjenigen Unterridtsanftalten, welche, obldon 
nicht zu den eigentlichen höheren oder —— 
ſchulen (Gymnaſien u. ſ. w.) gehörend, doc ihrem 
ganzen Entzwede nad, indem ſie die Beſtimmung 


haben, ihren Schülern eine höhere Bilbung zu 
geben, als dies in ber Vollsſchuie geſchieht, über 
der Stufe der obligatorifhen allgemeinen Volks— 
ſchule ſiehen. — Solche Schulen gehören aber 
nicht zu den Vollsſchulen im Sinne des Geſetzes 
vom 26. Mai 1845 und der allgemeinen Verfügung 
vom 15. October 1872 (Centrbl. ©. 586 ff.), mögen 
diefelben als eigentliche Mitteljhulen im Sinne 
des dritten Wbjages der allgemeinen Verfügung 
vom 45. October 1872 (Centrbl. ©. 598) anzu⸗ 
fehen fein oder nicht. — 

Indem id) dieferhalb u. U. auf die Erlaffe vom 
20. Juli 1880 und vom 8.Mai d. 3. (Centrbl. 
1880 ©. 693, 1883 S 462)* (und auf $ 44 bes 
Geſetzes v. 26. Mai 1845, ſowie auf die Hannöverſche 
Verordnung vom 19 Mai 1859 betr. die Regelung 
de3 Oberaufſichtsrechts über diejenigen Schulen, 
welche weder zu den Volksſchulen im Sinne des 
Vollsſchulgeſetzes vom 26. Mai 1845, no zu 
den Gelehrtenjchulen im Sinne der Verordnung 
vom 11. September 1829 gehören, verweife, ver⸗ 
anlaffe ich den evangelifchen Magiftrat, die evan- 

eliihe Schul- Commiffion anzumeifen, zur Bes 
eitung der Bebürfniffe der jtädtifchen Bürger⸗ 
ſchule dafelbft in Zukunft und zwar vom 1. April 
1884 ab den Betrag der evangelifchen Schulfteuer 
nicht mehr zu verwenden, dieje Steuer vielmehr 
von bem gedachten Termine ab Iebigliih zur Unter« 
haltung der neben der ftäbtifhen Bürgerfchule 
beftehenden evangelifchen Volksſchule einziehen und 
verwenden zu lafjen. 


Un 
dem Evangelii der Stadt Osnabräd, 
Gt 


2d. 
(Fortj. v. 8 262 Rr. 80. 
Berlin, den 14. März 1885. 

Die unverfennbaren großen Unzuträglichkeiten 
und Mißftände, welche darin ihre Urſache haben, 
daß innerhalb des ftädtifchen Gemeindebezirtes von 
N. noch immer fünf verſchiedene evangelifche 
Schulgemeinden oder Schulverbänbe beftehen, kün= 
nen nur befeitigt werden, wenn entweder dieſe 
fünf befonderen Schulverbände mit einander zu 
einem einzigen Schulverbande vereinigt werben 
— oder die Stadtgemeinde N. das f. g. Schul- 
laſſendeficit der arg fünf Schulverbände, d. h. 
denjenigen Thell der Schulunterhaltungstoften, 
welcher dur) die eigenen Einnahmen der Schulen 
Eintünfte des vorhandenen Schulvermögens, 
hulgeld 2c.) nicht gebedt wird, mitteljt Gemeinde⸗ 
befchluffes unter Genehmigum der Kommunal- 
auffihtöbehörde ala Gemeinbelaften auf den Ge- 
meinbehaushaltdetat übernimmt — ober die ge= 
dachten fünf Schulverbände felbft ihrer Aufhebung 
und ber Uebereignung ihres Schulvermögens an 
die Stadtgemeinde N. zuftimmen, die letztere 
aber mittelit Gemeindebeichluffes unter Genehmi= 
ung der Kommunal- und der Schulauffichtsbe- 
dicke die Schullaften als Gemeindelaften, dic 
ulen jelbft ala Gemeindenanftalten übernimmt. 

m Erwünſchteſten würde die legtgedachte Even⸗ 
tualität fein, weil damit zugleich die Frage nad der 
Verpflichtung zu ferneren Unterhaltung ber f. g. Abs 


*) Borſiehend. 
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Heilung Iber Dürgerfehne ber altſtädtiſchen Schul⸗ 
gm: e auf die einfachfte uud zweckeniſprechendſte 
jeife ihre befriedigende Löſung finden würde. 

Da alle feit zehn Jahn zur Befeitigung der 
Mißftände, melde das Beftehen von fünf befon- 
deren Schulverbänden zur unvermeidlichen Folge 
bat, angewendeten Bemühungen erfolglos gemwefen 
find, fo empfiehlt fich der Weg perſönlicher Verhand⸗ 
Inngen mit den Schulvorftänden der vorhandenen 
fünf Schulverbände und mit den fäbtifgen Behör- 
den in N. dur) einen Kommiſſarius des Königlichen 
Eonfiftortums zu N. als dasjenige Mittel, welches 
am meiften geeignet ift, endlich zum Ziele zu führen. 


Was die ſ. g. Abtheilung I der altftädtifchen 
Bürgerſchule in N. betrifft, fo Tann die unter 
diefer Bezeichnung beftehende Schulanftalt, indem 
fie, obſchon nicht zu den eigentlichen höheren oder 
Gelehrtenſchulen Spmnafier 2c.) gehörend, doch 
ihrem gangen Endzwede nad) bie Beftimmung 
hat, ihren Schülern eine höhere Bildung zu geben, 
als dies in der Volsfchule geſchieht, ſomit über 
der Stufe der obligatorischen allgemeinen Volks⸗ 
ſchule — zu den Volksſchulen im Sinne des 
Volksſchulgeſetzes vom 26. Mat 1845 nicht ge⸗ 
rechnet werben. 

Es kann beshalb der dermalige Buftand, daß 
die — der Altſtädter Schulgemeinde in 
N. aud zur Unterhaltung der Abtheilung I der 
Altftädter Bürgerjhule verwendet wird, fernerhin 
nit aufrecht erhalten werden; es muß vielmehr 
diejem Verhältniſſe fpäteftens bi zum 31. Mär; 
1886 ein de gemacht werben Fergeftait, da} 
vom 1. April 1886 fein Theil der Schulfteuer 
der altitäbtifhen Schulgemeinde mehr zur Be— 
ftreitung der Koften der Abtheilung I der alt 
ſtädtiſchen Bürgerſchule verwendet werden darf. 

Ich glaube erwarten zu bürfen, daß die Stadt⸗ 
jemeinde N. in richtiger Würdigung der allen 

inwohnern der Stadt zu Gute fommenden Vor- 
theile des Beftehens einer über der Stufe der ob⸗ 
obligatoriſchen Volsſchule ftehenden, die Bedürfniſſe 
des gewerblichen Lebens und des ſ. g. Mittel- 
ſtandes in größerem Umfange berückſichtigten Uns 
terrichtsanſtalt bei den dieſerhalb mit den ſtädti— 
ſchen Behörden zu führenden Verhandlungen be 
teit fein mwerbe, bie ! 9. Abtheilung I der alt 
ftädtifchen Bürgerſchule als Gemeindeanftalt und 
deren ergeltung als Kommunallaft von dem 
bezeichneten Termine ab zu übernehmen. 


Daß in der Zwiſchenzeit der altſtädtiſchen Schul- 
gemeinde pefatiet werde, für diejenigen die Ab- 
theilung I der Dürgerfäule befuchenden Kinder, 
welche nicht innerhalb des Bezirkes der Altftäbter 
Schulgemeinde ihren Wohnfig oder ihren regel- 
mäßigen Aufenthalt haben, ein von dem Künig- 
lien Eonfiftorium zu N. zu beftimmenbes ech 
te3 Gaſt⸗ oder Fremdenſchulgeld zu erheben, un⸗ 
terliegt leinem Bebenten. 

Ew. Excellenz erfuche ich ganz ergebenft, hiernach 
das Königliche Eonfiftorium gefälligft zu beſcheiden 
nnd mit entiprechender Weifung zu verjehen, dem⸗ 
felben auch Abſchrift des Behgeines, welche i 
mittel3 des sentigen Erlaſſes — U. IH. a. 1781 
— dem Evangelijhen Aggingie zu N. N. auf 
deſſen Vorſtel vom 28. December 1883 in 
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der Angelegenheit, betreffend die Schulfteuer der 

evangeliihen Schulgemeinde zu N. N. erteilt 

habe, zur Kenntnißnahme uud entſprechenden Be 

achtung mitzutheilen. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
— von Goßler 

ben öuigl. Oberpräfbenten Witelicen Gefeimen Rath 


ern von Leipziger Erc in Hannover. 
DLa 1adı 21068, 21669. 


3a. Greuzſqeide ein —— und ben 


Berlin, den 21. Februar 1865. 

Auf den Bericht vom 1. December v. 9. er- 
wibere ich der Königlichen Regierung, daß nad) 
ber beftehenden Ergan lation des ulweſens 
Rectoratsſchulen, gleichviel, ob fie mit der Orts⸗ 
Elementarjhule verbunden find, oder bereit eine 
felbftändige Exiſtenz erlangt haben, nur den Ele 
mentarſchulen beigezählt und ala ſolche behandelt 
werben können. Die Grensfheibe wiſchen den 
höheren Schulen und ben Et mentarfgufen bildet 
die Berechtigung zu gültigen Abgangsprüfungen, 
und alle Schulen, denen biefe Berechtigung fehlt, 
gehören zur Kategorie der Elementarichulen, jelbit 
dann, wenn in ihnen eine über das Biel ber Ele- 
mentarfchule hinausgehende ſprachliche oder Real⸗ 
bildung angeſtrebt wird, oder die Qualification 
ihres Vorſtehers durch academiſche Studien be— 
dingt iſt. 

U. 26081.) 
8. 

[Ihre Beſchwerde vom 14. Juli er. über unver- 
hältnipmäßige Heranziehung zu Beiträgen für die 
evangelifche Schule zu N. fh nicht begründet, da 
die Höhe der von nen geforderten Schulbeiträge 

leich derjenigen ber übrigen zur dortigen Schul- 
eietät gehörenden Hausväter, der aufbringen. 
den Einfommenfteuer entiprechend, richtig bemefjen 
worden ift. Der Einwand aber, daß Sie zu Beir 
trägen für eine Schule nicht verpflichtet feien, in 
welcher über das Bedürfniß der Elcmentarjchule 
hinausgehende Unterricht3-Disciplinen gelehrt wer⸗ 
den, ift nicht Durchgreifend, weil nach der beitehen- 
den Drganifation des Schulweſens alle Schulen, 
denen die Berechtigung zu gättigen Abgangsprü- 
fungen fehlt, alfo aud die zu N., zur Kategorie 
der Elementarſchulen gehören. 

Berlin, ven 25. Auguſt 1865. 

T. 17096.) 


4a. Borand! die Gränd: 1} 
oranı cu A & ung gehobener 


Berlin, den 6. Juni 1868. 
Euer Erlaucht überjende ich mit Bezug auf den 
gefälligen Beriht vom 2. v. M. anliegend er— 
ebenft eine Mbjchrift des dem Hutmacher R. und 
jenofjen zu N. ertheilten Beſcheides, betreffend 
die Umgeftaltung der dortigen Schuleinrichtungen, 
zu gefälliger Kenntnißnahme und weiterer Ber- 
— nach Maßgabe der folgenden Bemer- 
ungen. 
iner nur zweiflaffigen Schule für Kinder jedes 
überhaupt ſchulpflichtigen Alters und jedes Ge- 
chlechts kann der Charakter einer gehobenen Volls⸗ 
(one überhaupt nicht beigemeffen werben. Ein 
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folder Charakter wird den Schulen nicht durch 
die Aufnahme des facultativen Unterrichts in 
fremden Sprachen, fondern wefentlih nur durch 
ein in allen Theilen höheres, auf eine feitere, ge— 
diegenere Durhbildung der Schüler gerichtetes 
Lehrziel und eine dem —— * erweiterte 
lafeneintheitung gegeben. Bei fonft vorſchrifts⸗ 
mäßiger Einrichtung muß in einer dreiflaffigen 
Bolteichule intenfiv ſchon mehr geleiftet werden, 
als in einer zweilfafligen, und wenn in der letz⸗ 
teren der Unterricht3itoff obenein erweitert wird, 
fo muß fie entweder der weſentlichen Merkmale 
der allgemeinen Volksſchule fi entäußern und 
eine erclufive UnterrihtSanftalt für eine verhält- 
nißmähig geringe Anzahl von Kindern aus ges 





wiſſen Lebenskreiſen werden, ober fie wird nad 
ihren Leiftungen nichts weniger als eine gehobene 
Schule fein fönnen. Sie würde dann nur etwa 
der Abfonderung, nicht der tüchtigeren Ausbildung 
der Kinder ber Wohlhabenden dienen, und hierzu 
dürfen keinenfalls die Mittel in Anfpruch genom- 
men und verwendet werben, die das Geſetz nur 
im Intereſſe de3 allgemeinen Volksſchulweſens in 
fo weitem Umfang und mit jo großen Vollmachten 
den Schulauffichtöbehörden in die Hand Iegt, 

Wenn hiernach die Errichtung gehobener Volks— 
ſchulen nur da möglich ift, wo ihnen eine weit 
umfangreichere Einrichtung gegeben werden kann, 
8 ergiebt ſich auch daraus das Erforderniß des 

orhandenfeind eines allgemeinen, von der Mehr- 
heit der Intereſſenten getheilten Bedürfniſſes und 
der Wahrung des diefem Verhältniſſe entiprechen- 
ben Charakter3 der allgemeinen Zugänglichkeit. 
Insbefondere muß dann, wenn ed fih um die 
Einrichtung einer gehobenen Vollsſchule neben 
einer gewöhnlichen Elementarſchule handelt, das 
Bebürfniß der Benutzung jener als die Regel und 
ein geringeres Unterrihtöbebürfnig nur als bie 
bei einem verhältnigmäßig geringen Theil der Be— 
völferung anzutreffende Ausnahme fi) darftellen, 
nicht umgekehrt. 

Nach diefen, auch für ähnliche Fälle künftig als 
maßgebenb zu betradjtenden Geſichtspunkten wer- 
ben Die beiben jeßt getrennten Schulabtheilungen 
in N. zu einer einheitlichen, das verjchiedene Alter 
und oe der Kinder möglichſt berückſichti⸗ 
genden fünflaffigen Volksſchule zu vereinigen und 
zu ſolchem Behue die erforderlichen Verhandlungen 
alsbald einzuleiten fein. 


von Mühler. 
T. 12174. 


4b. 


Berlin, ben 26. September 1870. 

Dad an ben Herrn Oberpräfidenten gerichtete 
Recursgeſuch des Magiftrats zu N. vom 11. v.M., 
über welches die Königliche Regierung unter dem 
3. d. M. berichtet Hat, ift von demfelben reffort- 
gemäß_an mid zur Entſcheidung abgegeben wor- 
den. In Folge deſſen eröffne ih der Königlichen 
Regierung, daß ih zwar im Wilgemeinen mit 
Ihrer Auffaffung über die Bildungsbedürfniffe 
in Heineren Städten einverftanden bin, insbefonbere 
auch damit, baf die Hebung der betreffenden Schulen 
nicht nothwendig oder aud nur hauptſächlich von 
ber Einführung des fremdſprachlichen Unterrichts 


Volksſchule. 8257. Nr. 4b—5. 


in biefelben abhängig ift. Indeß muß doc an- 
erfannt werben, daß in einer Stadt mit circa 
4500 Einwohnern, wie N., Unterrihtöbebürfniffe 
vorhanden find, welche durch bloße Elementar- 
ſchulen nicht befriedigt werden fünnen. Kommen 
aud Hin und wieder Privatanftalten diefen Be— 
bürfniffen entgegen, fo ift dod eine Sicherheit, 
fie immer auf diefe Weife befriedigen zu können, 
nicht vorhanden und es wird einer Commune, 
welde eine höhere Lehranftalt nicht befigt, freis 
ftehen müffen, duch eine an ſich zuläflige und 
unter ähnlihen Verhältniffen anderwärt® von 
den Aufſichisbehörden thatfählih zugelaffene 
Einrichtung der Öffentlichen Schule dieſe Befriedi- 
ung icher zu ftellen, vorausgefegt, daß für den 
olfsihulunterricht gehörig umd ausreichend ge 
forgt ift. Da dies in N. anfcheinend der Fall ift, 
ein literariſch gebildeter Rector auch bereitd an 
ber Spige der Schule fteht, jo wird der von dem 
Magiftrat in Uebereinftimmung mit der Stadt: 
verordnetenverfammlung geftellte Antrag nicht ohne 
Weiteres zurückgewieſen werben tönnen. Die Ent: 
ſcheidung über das vorliegende Project wird viel- 
mehr davon abhängig zu machen fein, ob durch 
die N —— — Unterrichts in 
die ule zu N. der eigentliche Zweck derſelben, 
eine tüchttge Elementarfhulbildung zu gewähren, 
nicht beeinträchtigt wird, und insbefondere, ob 
aud denjenigen Binden, melde io fremdſprach⸗ 
liche Kenntniſſe nicht aneignen wollen oder können, 
ben nothwendigen und vollftändigen Abſchluß ihrer 
Schulbildung zu erreichen möglid, bleibt. 

Um dies von hier aus beurtheilen zu können, 
dazu reihen die Vorlagen nicht aus. Ich über- 
tale baher ber Königlichen Regierung, vorerft den 
Einritungs- und Lehrplan für die neue Organti- 
fation eingufochern und zu prüfen, die Genehmi- 
gung zur Realifirung aber erft dann außzufprechen, 
wenn bie diefen Andeutungen entſprechenden For⸗ 
derungen erfüllt find. 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
bie Königli ter: uR 
nn 


5. MWnerlenuung einer Lehranftalt als höhere 
Burgerſchule oder Progymnafinm. 


Berlin, den 30. December 1876. 


Die Unerfennung einer höheren Lehranftalt als 
—7 — Bürgerſchule“ oder Progyninaſium“ iſt 
ausſchließlich Sache der oberjten Schulauffichtsbes 
hörde und kann wie die eines Gymnaſiums oder 
einer Realſchule erft dann erfolgen, wenn bie 
äußere Beſtand⸗ und innere Leiftungsfähigkeit der 
betreffenden Schule nad) Maßgabe der dafür gel- 
tenden Beftimmungen volltommen gefichert ift. 
Die letztere insbefondere foll auf Grund einer ein- 
gehenden Revifion und einer —— — von dem 
nterrichtsminiſter anzuordnenden tlaſſungs⸗ 
prüfung derjenigen Schüler nachgewieſen werden, 
welche nach —A — Behude der Secunda 
der Anftalt von dem Xehrercollegium für reif er- 
achtet werden. Bei diefer Entlaffungsprüfung 
fu — der höheren Bürgerſchulen das 

eglement für die Mbgangsprüfungen höherer 


Einführung und Koften des Unterricht in weiblichen Handarbeiten. 8 2580, Nr. 1. 


Bürgerſchulen (Wieſe ©. u. 8. I. ©. 223 f. I. 
Ausg.*) und rüdfihtlih der Progymnafien die 
Sireutar-Berfügung vom 12. Januar 1856 (Wiefe 
G. u. 8. ©. 186 ff.)*) unter — der Ziel⸗ 
leiſtungen auf den Abſchluß von Oberſecunda 
analoge Anwendung. Indeſſen darf nicht unbe— 
achtet bleiben, daß die erfte Abgangsprüfung als 
ſolche und das einzelne darin erworbene Beugniß 
als ſolches nur dann Gültigkeit erlangt, wenn in 
der Eentralinftanz die gefammten Verhandlungen 
und die Arbeiten der Schüler geprüft und die 
Reifezeugnifle anerfannt worden find. Aus diefem 
Grunde wird aud) der Commiflar des Königlichen 
Brovinzialfchulcollegiums jeder Reifeerflärung der 
Abiturienten, ober jeder Zuerfennung bes Reife- 
zeugniſſes ſich zu enthalten, vielmehr denjenigen 
Schülern, welde nah dem Beichluß der Com- 
miſſion in der Prüfung beftanden find, zu erflären 
haben, daß der Unterrichtsminifter über die du 
erfennung des Reifezeugniſſes zugleich bei ber 
Anerkennung der Anftalt enticheiden werde. 
Nach Vorſtehendem wolle das Königliche Pro⸗ 
nalen in jebem einzelnen Falle ver- 
ahren. 
Der Minifter der geil Sr ꝛc. Angelegenheiten. 
alt. 


Un 
Mammnttiäe Rönigfige Pronislaffäulcligien. 
v.iL 


Sinführung neuer Discipfinen in den 
Bofksfhulunterricht. Mufbringung der 
often für dieſelben. 


8 2583. Einführung nnd Koflen des Unter- 
richts in weiblichen Handarbeiten. 


1. €. v. 18. März 1861 betr. bie Einführung bes 
Unterrichts nebft ben Verhandlungen bed Abge 
ordnetenhauſes. 

2. €. v. 29. Febr. 1876 und 17. Juli 1880 betr. 

die Unzuläffigleit einer Dispenfation von ber Ein- 

führung. cf. Ar. 6. 

Erk. des O.⸗V.⸗G. v. 29. Sept, 1876 betr. bie 

Befugnig der Edulauffihtöbehörbe zur zwangB- 

weifen Einrichtung.*) 

4. Erk. bed D.-8.:8. v. 2. Dec. 1876 und 13. März 
1878 desgl. ımb betr. bie Heranziehung ber 
Guts herrn zu ben Koften, insbeſondere nad) dem 
katholiſchen Schulreglement für Schlefien. 

5. €. v. 28. Nov. 1873, 7. Gebr. 1874 und Verf. 
der X. Reg. in Arnäberg v. 17. Sept. 1872 betr. 
die Aufbringung der Koſten durch Schul— 
ſt euer (nicht Sähulgelb). 

6. €, v. 29. Dec. 1873 desgl. und betr. ben Aus⸗ 
ſchluß einer Berüdfihtigung bed Gehalts bed Lehrers, 
bei Feftfegung ber Remumeration wenn ber Unter= 
richt durch feine Frau ertheilt wird, 

7. €. v. 9. Rov. 1872, Bf. der K. Reg. in Schles- 
wig v, 21. Oct. 1872, Bf. der K. Reg. zu Oppeln 


Juy Rest. u 27. Mei 1862 U.In 1270 G,1. 6, 306 
en sn 
1885 {1 ©. 278 —-"ogl. Aberhaunt (de Me orum Sroningen 


l. 
die Berorbn. vom 18. Ei 1867 oben 


2 Rr. 1 und ba; 
8.0. $ 323 Rr. 10. — 
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v. 12. Jull 1873 u. zu Frankfurt a/D. v. 25. Jan. 
1875 betr. das Verfahren bei Einführung des Unter 
richts und Aufbringung ber Remimeration. 

8. €. v. 28. April 1882 betr. die Anftellung einer 
Hanbarbeitslehrerin bei Unwillfährigfeit der Gemeinde 
und betr. bie Unguläffigkeit ber Erhebung einer Re= 
muneration, wenn eine Lehrerin nicht angeftellt iſt. 

9. €. v. 2. Nov. 1875, 3. Jan, 1876, 9. März 
1881 betr. die Unzuläffigkeit ber Gewährung 
befonderer GStaatsbeihülfen. cf. 8 284 
Nr. 4 


1. Einführung des Unterrichts in weiblichen Hand⸗ 
arbeiten. 


In der Sigung bes Haufes der Abgeordneten 
vom 25. v. M. haben Verhandlungen über die Ein- 
ügrung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten 
in die Elementarijulen ftattgefunden. 

Dieſe Verhandlungen waren hervorgerufen durch 
eine Beſchwerde gegen die Verfügungen der König- 
lien Regierung in Königsberg vom 24. Juni 
1859 *) und vom 6. Februar 1860. (Abgedrudt 
in dem Gentralblatt pro 1859 Seite 498 und 1860 
Seite 186.) Ueber die Beſchwerde war von der 
Uuterrihtscommiffion des Haufes der Abgeordneten 
Bericht erftattet, welcher in dem Märzheft bes 
Centralblatted für dieſes Jahr ©. 180 Ar. 57**) 
Aufnahme gefunden hat. 

t Antrag der Commiffion, über die Petition 
ur Tagesordnung überzugehen, ift von Seiten des 
aufes der Abgeordneten angenommen tworden.**) 

Gegen die Erwägungen, aus welden die Com— 
miffion den Uebergang gu Tagesordnung beantragt 
bat, war meinerſeits Nichts zu erinnern. 

Hiernach ergeben ſich für die weitere Behand⸗ 
lung der in Rede ftehenden Frage folgende 
Grundfäge: 

1) Der Unterricht der weiblichen Jugend in den 

nothwendigiten Handarbeiten, als Nähen, 
Striden und ar tft im Wllgemeinen als 
ein Bedürfniß anzu “ , welchem, wenn irgend 
mögli), durch die Elementarfchule entgegen- 
ulommen iſt. 

en Königlichen Regierungen fteht das Recht 
zu, die Einführung dieſes ünterrichts und die 
Aufbringung der dur) ihn entftehenden Koften 
anzuordnen. 

3) Bei der event. zwangsweiſen Einführung diejes 
Unterrichts iſt au die Verſchiedenheit ber 
Zocalverhältniffe, fowie darauf, ob einzelne 
Schulkinder in den erwähnten gleiten im 
elterlichen Haufe genügende Unterweifung er= 
halten, angemefjene Rudficht zu nehmen. 

Nah diefen Grundfägen veranlaffe ih bie 
Königlichen Regierungen, fernerhin zu verfahren 
und wegen ber —2 — Dispenſation einzelner 
Kinder von dem in Rede ſtehenden Unterricht die 
Schulvorftände mit entjprechender Weifung zu ver- 
eben. 
et, den 18. März 1861. % 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


von Bethmann-Hollweg. 
An 
——— —— Regierungen. 


2) 


*) of. Rt. 1a. 
°*) of. Rt. 1b, 
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1a. 


— In Uebereinftimmung mit denjenigen Grund- 
lägen, die wir bereitö wiederholentlich in einzelnen 

Uen ausgeſprochen, fepen wir demnach ei: 

1) Dan die Schulgemeinden verpflichtet find, die 
für den Unterricht der Schulkinder in weiblichen 
Handarbeiten nöthigen Koften — und zwar ſowohl 
zur Befoldung der Lehrerinnen, als zum Ankauf 
der zu_ verarbeitenden Stoffe für Töchter ganz 
armer Leute*) — —— — und nur da eine 
Ausnahme gemacht werden lann, —3— wo es nach⸗ 
gerieten wird, dab die Gemeinde nicht im Stande 
ft, die laufenden nöthigen Schulbedürfniffe zu be= 
ftreiten und deshalb bereit Zuſchüſſe aus Stants- 
mitteln bewilligt find. Andernfalls ift eine Wei⸗ 
gerung zur Zahlunggleiftung feitend der Gemeinden 
nicht ie ig, und find die Säumigen event. 
jmanginel je, auf dem Lande durch die Ganigticen 

andrathd- und PDomänen-Rentämter, in den 
Städten zunächſt durch die Magifträte zur Zahlung 
anzubalten. . 

) Zu dieſen Leiftungen find die Gemeinden 
aller derjenigen Schulen, in welchen der qu. Unter- 
richt bisher noch nicht eingeführt worden, jedoch 
erft vom 1. October cr. ab, verpfliähtet, Bon 
diefem Tage ab muß mit diefem Unierricht — 
da wo die Einführung bisher nod nicht erfolgt 
ift — in ſämmtlichen Elementar- und Mitielſchulen 
des Bezirks begonnen werden. 

3) Bis zum 1. December cr. ift und dann durch 
die Herren Sreisigul-Inipectoren ein nad Kirch⸗ 
fpielen georbnetes namentliches Verzeichniß ſämmi⸗ 
licher Schulen, und zwar fowohl derjenigen, in 
welchen der Unterricht bereit3 eingeführt worden, 
als derjenigen, bei welchen dies auch dann noch 
nicht geföehen fein follte, einzureichen. Bei legtern 
find die Gründe der Nichteinführung beftimmt 
ansgeien, 

leichzeitig ift in dieſen Liſten 

a) der Name und der fonftige Stand der Leh- 
terinnen, 

b)die Höhe designen gewährten Einfommens, und 

e zeit und Ort bed Unierrichts anzugeben. 

4) Die Beftimmung der Höhe der den Lehre— 
rinnen zu gewährenden Befoldung überlaffen wir 
der freien Einigung zwiſchen diefen und den be= 
treffenden Gemeinden, die hiebei auf dem Lande 
durch die Schulvorftände zu vertreten find. 

Wo e3 zu einer ſolchen Einigung nicht kommen 
jollte, behalten wir uns die Feſtſetzung der qu. 

jefoldung vor, und ift event. dieferhalb rechtzeitig 
von den Magifträten und Stabtihul-Deputationen 
reſp. den Schulvorftänden durch die Herren Kreis- 
fhul-Infpectoren, an ung zu berichten. 

5) Die ai Landräthe und Landrathsamts- 
Berweſer haben vorftehende Beftimmung unvers 
züglich durch die Kreisblätter zur Kenntniß ſämmt⸗ 
licher Kreiseingefeffenen zu bringen. 

Königsberg, den 24. Juni 1859. 

Königliche Regierung, 
AbtHeilung für das Kirchen» und Schulwefen. 


L 
fämmttige Herren Landruthe ec. 


of. ımten $ 322=. 
of. unten Rr. 2 


weiblichen Handarbeiten. 8 2588. Nr. 1a—1b. 


1b. 


[ie Stellung der Staatsregierung zu der —— 
weiſen Einführung des Schulunterrihts in weib- 
lichen Handarbeiten ift in der Anmerkung u 
Nr. 202 Seite 498 des Centralblattes pro 18 
dargelegt. In allen Regierungsbezirten, wo der 
betreffende Unterricht Ar obligatorith erflärt 
worden ift, hat fich vereinzeltes Widerſtreben 
eigt. Tie an das Tiniltertum gelangten Be- 
Nanerden haben faft ohne Ausnahme ald unbe- 
gründet zurüdgemiefen werden müffen. Gegenwärtig 
gest) hat dem Haufe der Abgeordneten eine folche 

eſchwerde vorgelegen. Den über diefelbe von 
der Unterrichtscommiſſion erftatteten, die Sache 
nad allen Seiten hin beleuchtenden Bericht laſſen 
wir mit dem Bemerken abdruden, daß die Stants- 
regierung gegen den Antrag der Commiſſion Nichts 
einzuwenden hatte, und daß berjelbe von dem 
Plenum des Haufes zum Beſchluß erhoben 
worden tft.] 


es 


8 

Der Schulvorfteher Timm aus Wermten im 
Kreife Heiligenbeil Regierungsbezirt Königsberg 
und 99 andere Perfonen, von denen ein Theil 
als Schulvorftände benachbarter Orte oder als 
Bevollmächtigte derjelben auftritt, und ein anderer 
Theil aud Gutöbefigern, Schulzen und Dorf-Ein- 
wohnern beſteht, beſchweren ſich über die von der 
Königlichen Regierung zu Königsberg erlafjenen 
Anordnungen in Betreff der Einführung bes 
Unterrichts in weiblichen Handarbeiten in die 
Elementarfhulen. Diefe Anordnungen beftehen 
zunädjft in einer Eircularverfügung vom 24. Juni 
1859 — abgedrudt in dem Gentralblatt für die 
gefammte Unterrichtöverwaltung von 1859, Seite 
498.*) — in welcher feftgefegt er daß der Unter: 
richt in weiblichen Handarbeiten für Elementar- 
und Mittelfhulen als ein eben fo nothwendiger 
Gegenitand, wie die Hebung im Lefen, Schreiben, 
und Rechnen, anzufehen fei, daß deshalb die Zu- 
rückhaltung der Kinder von diefem Unterricht, 
wie jede andere Schulverjäumniß bejtraft werben 
müffe, daß ferner die Schulgemeinden verpflichtet 
feien, die nöthigen Koften zur Bejoldung ber 
Zehrererinnen und zum Anlauf der zu verar⸗ 
beitenden Stoffe für Töchter ganz armer Leute 
aufzubringen, und daß ende vom 1. October 
1859 ab in fämmtlichen Elementar- und Mittel- 
ſchulen des Bezirts mit dieſem Unterricht begonnen 
werben ſolle. Dieſe Verfügung ſtieß vielfach auf 
Widerſpruch. Der Herr Miniſter der geiftlichen, 
Unterrichts⸗ und Mebieinalangefegenheiten erklärte 
jedoch unter dem 24. September 1859 auf eine 
Beichwerde von Einwohnern, ded Dorfs Bönten- 
walbe, daß er den in den Landſchulen eingeführten 
Unterricht in weiblichen Handarbeiten ald dem 
Bedürfniß entſprechend anerfenne und fi zur 
Aufhebung der dieſerhalb getroffenen Anordnungen 
nicht veranlaßt finden könne. Hierauf erließ die 
Königliche Regierung zu Königsberg eine gute 
ausführliche Circularverordnung vom 6. Februar 
1860**), beren Bwed es tft, Mifverftändniffe 
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aufguflären und Bedenken zu befeitigen, die hin— 
ſichts ihrer Anorbnung entitanden it. Sie fagt 
darin ingbefondere: 

1) daß fie niemals die Abſicht gehabt habe, zur 
Ertheilung de3 Unterrichts Perfönlichkeiten 
von auswärts herbeizurufen. Sie habe nur 
auf die Frauen und Töchter der Lehrer oder 
auf andere verftändige Frauen am Schulort 
ihr Augenmerk gerichtet. Wo ſolche Berfün- 
lichkeiten fehlen, jolle der Unterricht einftweilen 
ausgefegt werden. 

2) Sie verlange nur die Anleitung zum Striden, 
gm Nähen und Ausbeffern der Kleidung, die 

ebung in jeder feineren Handarbeit fordere 
fie nit nur nicht, fondern weiſe fie felbft 
ba, ve fie gewünfcht worden, als ungehörig 
rü 


zurüd. 

3) Sie halte den Unterricht wegen feiner ver- 
ſittlichenden Bedeutung für eben fo wichtig, 
als die Uebung ber weiblichen Jugend im 
Schreiben und Redinen, derjelbe folle deshalb 
wöchentlich während zweier Schreib⸗ und zweier 
Rechenſtunden ertheilt werden; wo indeſſen 
die Unterweifung bisher in außerhalb der 
Schulzeit liegenden Stunden gegeben worden, 
könne es dabei verbleiben, nur müſſe das 
Ausbleiben aus dieſen bejonderen Stunden 
wie jebe andere Schulverfäumnig behandelt 
werden und bürfe namentlich aud) darin, dag 
vielfad die Mütter ihre Töchter zu Haufe 
fteiden und nähen ließen, fein altbarer Grund 
gefunden werben, ſolche Kinder von der Theil- 
—5* — an dem Öffentlichen Unterricht zu ent⸗ 


en. 

4) Die Koften des Unterrichts würben auf 6 bis 
12 Thaler jährliche Vergütung für die Lehrerin 
und etwa einen Thaler Ar Antauf von Arbeits⸗ 
ftoffen beſchrünlt werben können. Diefe Aus- 
ga würden aber wie alle anderen Schul- 

ften aufzubringen fein. Notoriſch arme 
Schulgemeinden habe fie von jeder Beitrags⸗ 
pflicht entbunden, und deshalb dürfe in dem 
chulen diefer Gemeinden der Unterricht in 
Handarbeiten nicht ertheilt werden. Mit diefer 
Maßgabe müſſe an den getroffenen Anord- 
nungen feftgehalten werben, und feien bie 
Schulgemeinden bei etwaiger Weigerung 
nötigenfalls zwangsweiſe zur Auf gung 
der Koften anzuhalten. 

Gegen dieje beiden Regierungdverfügungen und 
den FA —— Miniſterialbeſcheid richtet ſich 
nun die Beſchwerde der Petenten und tragen ſie 
darauf an: 

das hohe Haus wolle beſchließen, 

daß die Anordnung geſetzlich nnd reſp. ver⸗ 
faffungsmäßig nicht ae feier, und daß die 
Betition der Königlihen Staatsregierung zur 
jofortigen Abhülfe des gerügten Vebelftan es 
übermeifen, auch dieſelbe zu erſuchen, die 

rin hervorgehobenen Momente bei dem Ent⸗ 
wurf eines neuen Gejeges für die Elementar- 
ſchulen zu — tigen. 

Betenten ſuchen dabet zunächft auszuführen, daß 
die Königliche Regierung weder nad allgemeinen 

eſetzlichen Vorſchriften, noch nad) der bejonberen 
loronung für die Provinz Preußen befugt 





fei, einen neuen Unterrichtögegenftand, der über- 
dies dem wiſſenſchaftlichen Unterricht fremb fei, 
einzuführen, und dadurch die Laften der Schul- 
Jemainben zu erhöhen. Sie behaupten: hierzu 
ebürfe es entweder des in der Berfaffung ver- 
beißenen allgemeinen Schulgejees, oder doch einer 
im Wege der Gefeggebung zu Stande gelommenen 
Novelle, und berufen fich zur Anterftügung diefer 
Anficht theils auf $ 1 Titel 12 Theil U des AU- 
gemeinen Landrechis, theils auf die Vorfchriften 
der Schulordnung vom 11. December 1845. 

Diefer Ausführung trat indeffen die Majorität 
der Commiffton nit bei. Der 8 1 Titel 12 
Theil IT des Allgemeinen Landrechts enthält nur 
den algemelum ag, da Schulen und Univerfi- 
täten Beranftaltungen des Staates find, melde 
den Unterriht der Jugend in nützlichen Kennt: 
niffen und Wiffenfchaften zur Abficht Haben. Durch 
diefe Definition ift die Grenze gezogen, über welche 
bei der Einführung von Unterrichtögegenftänden 
in die Schulen nicht hinausgegangen werben darf, 
daß aber innerhalb diefer geteglichen Grenzen den 
Regierungen und reſp. dem Minifter der Unter 
richts⸗ 2c. Angelegenheiten als den Schulaufſichts⸗ 
behörden die ihnen erforberfich fcheinenden An— 
ordnungen zuftehen, ift ſowohl in ben allgemeinen, 
als in ben dar ftpreußen allein geltenden geſetz⸗ 
lichen Beitimmungen dadurch ausgeſprochen, daß 
diejen Behörden die Leitung und Beauffichtigung 
des geſammten Elementar-Schulwefens überwiefen 
ift. Sn Betreff der Centralbehörde ergeben dies 
die Verordnung vom 27. October 1810,*) die 
veränderte Berfafjung der oberjten Staatsbehörden 
betreffend, und die bei Begründung des Minifterti 
für Cultus und öffentfihen Unterricht erlaffene 
Verordnung vom 3. November 1817.) In Be- 
treff der_Provinzialbehörden, namentlich der Bro- 
vinzial-Schulcollegien und der Regierungsabthei- 
lung für die Kirhenverwaltung und das Schul= 
wefen, enthalten dies die Dienftinftructionen vom 
23. October 1817 ***) und die einige Abänderungen 
in der bisherigen Organifation der Provinzial- 
Verwaltungsbehörden betreffende Cabinet3ordre 
vom 31. December 1825.}) Für die Provinz 
endlid) Preußen beftimmt dies noch fpeciell der 
8 37 der Schulordnung, welcher dahin lautet: 

Der Regierung gebührt die Dberaufficht und 
geitung ſämmilicher Elementarſchulen ihres 
ezirks, 

und die von den Petenten aufgeſtellte Behauptung, 
daß dieſes Aufſichtsrecht auf diejenigen Befugniſſe 
beſchränkt bleiben müſſe, welche in dem allegirten 
8 37 mit den Worten 

Ihr insbeſondere zu: 
ſpeciell anfgeführt find, kann als eine richtige Aus⸗ 
legung nicht anerlannt werden. 

aut Grund diefer gefeglihen Vorſchriften, welche 
emäß Art. 112 der Berfafiung bis zum Erlaß des 
interrichtögefeges in voller Gültigkeit beftehen, 
ift denn auch die Befugni der Auflichtsbehörben, 
neue Unterrichtägegenftände in die Schulen ein- 
zuführen, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob da- 
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durch den Schulgemeinden son entftehen, nie 
bezweifelt worden. Die ſchon im Jahre 1830 bei 
der Regierung zu Cöln mit Genehmigung des 
Minifterli getroffenen Anordnungen wegen Ein- 
ührung des Unterricht in Handarbeiten in die 

oltsfhulen, die vielfachen Anordnungen wegen 
de3 Unterrichtd im Obfibau und die in neuerer 
Zeit bewirkte Einführung des Turnens als Lehr- 
gegenftand für alle Höheren Schulen beweiſen dies, 
und daß zwiſchen den höheren und Elementar- 
ſchulen in diefer Beziehung ein Unterfchied be— 
ftehe, läßt fi in feiner Weife darthun. 

Von einer Seite her wurde zwar in der Come 
miffion behauptet, daß man troß biefer an und 
für gs richtigen Säge die geſetzliche Befugniß 
der Königlichen Staatsregierung zur Einführung 
des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten nigt 
anerkennen könne, weil ber Ä 1 Titel 12 Theil IL 
des Landreht3 nur von nügligen Kenntniffen 
ſpreche und weibliche Arbeiten nicht in die Kate— 

orte der Kenntniffe, fondern in die der 

© rtigfeiten gehören. Die Majorität der 
Sommiffion nahm indeffen an, daß dieſe Inter- 
pretation dem Sinne des Gefeges und der Abficht 
des Geiengebers nit entfprede. Schreiben und 
Singen können mit demfelben Recht, wie weib- 
liche Arbeiten als bloße Fertigkeiten bezeichnet 
werden, und da Niemand daran benfen werde, 
die Uebung in diefen Gegenftänden von der Schule 
auszuſchließen, müffe mar mit bemfelben Recht das 
Nähen und Striden, als zu den nüßlichen Kennt 
niffen gehörig, anerkennen. *) 

Eben fo wenig konnte die Commiffion ferner 
den Betenten darin beitreten, daß die getroffenen 
Anoronungen das gejeglihe Recht der Eltern, 
ihren Kindern den nöthigen Unterricht im Haufe 
er ® laffen, verlegten. Nah 8 7 Titel 12 

heil II des Landrechts fteht e8 den Eltern aller- 
dings frei, den Unterricht und die Erziehung Yen 
Kinder in ihren Häufern zu beforgen; diefe Vor— 
ſchrift kann aber nur dabin verftanden werden, 
daß es den Eltern freifteht, darüber zu beftimmen, 
ob fie ihren Kindern Privatunterricht geben, oder 
ſie die Schule befuchen laſſen wollen. Da Eltern 
befugt feien, ihre die Schule befuhenden Kinder 
ohne Erlaubniß des Lehrers von einzelnen Stunden 
oder Diciplinen zurüdzuhalten, weil fie den 
Kindern in dieſen Gegenitänden Privatunterricht 
ertheilen laſſen, tft nie anerfannt und kann auch 
nicht anerfannt werben, weil man fonft die Con- 
trolen über den regelmäßigen Schulbeſuch un- 
möglid machen und den Eltern geitatten würde, 
nad ihrer Willkür der Schule die Erfüllung ihrer 
Aufgabe an einzelnen Kindern unmöglich zu 
maden. *) 

Daß bei der Auswahl der Sehrerinnen das nad) 
den $ 6 der Schulordnung dem Gutsherrn und dem 
Schulvorftande zuftehende Recht gewahrt werben 
muß, verfteht ſich von ſelbſi. Eine Verlegung 
dieſes Rechts ift aber in den erwähnten Regierungs- 
verfügungen auch weder beabfidhtigt noch zu finden, 
und eben fo ftimmt es ganz mit den Beftimmungen 

*) of. unten ®r. 3. 
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des 8 43 der Schulordnung vom 11. December 
1845 überein, *) wenn, die Königliche Regierung 
beftimmt hat, daß die Schulbeiträge für die Kinder 
völig armer Leute von denjenigen Gemeinden aufs 
zubringen feien, welchen gejeglich die Verpflichtung 
der Armenpflege obliegt. 

Kann hiernach die Beſchwerde der Petenten, ſo— 
weit ſie auf eine angebliche Geſetzwidrigkeit der 
Maßregel geftügt iſt, nicht für begründet erachtet 
werden, fo fragt es fi) nur noch, ob die von der 
Königliden Negierung angeorbnete zwangsweiſe 
Einführung des Unterrichtögegenftandes ald zmed- 
mäßig anerlannt werden fann. Wenn bie Betenten 
mweitläuftig ausführen, daß dies nicht der Fall ſei, 
weil bie Geigung der weiblichen Berfonen, als 
Näherinnen und Stiderinnen, nad den Städten 
zu ziehen und fi dort eine der Gittlichkeit feines- 
wegs günftige, freie, felbftändige Eriftenz zu 
fuden, durch einen folden Unterricht gefördert 
werde, fo findet dies feine genügende Widerlegung 
in der ſehr beitimmt von der Königlichen Regierung 
ausgefprochenen Anordnung, daß der Unterricht 
fi nur auf die einfachen, für das Haus erforber- 
ichen Handarbeiten beichränten folle und dürfe. 
Die Unterweifung in feineren Näharbeiten und 
Stiden würde vielleicht nad) diefer Richtung Hin 
Bedenken erregen können, aber die Fertigkeit in 
den gröberen Handarbeiten ift für alle Berfonen 
weiblichen Geſchlechts fo wünſchenswerth, ja un- 
erläßlih, daß fi die Zweckmäßigkeit berjelben 
nicht beftreiten läßt. 

Beſonders lebhaft wurde Dies von einem Mit- 
gliebe der Commiflion unter Hinweifung auf die 

tfahrungen hervorgehoben, welche in den Re— 
gierungsbezirken Menibern und Düffeldorf gemadjt 
worden. Dort fei die Maßregel, von der hier 
die Rede ift, längft durchgeführt. Auch dort habe 
fie anfänglich Widerſpruch hervorgerufen, fehr bald 
babe man fi) aber von ihren wohlthätigen Folgen 
überzeugt, und eben dies werde aud) im Regierungs⸗ 
bezirt Königsberg eintreten. Man dürfe auf den 
aus dem Widerwillen gegen jede, auch die zweck⸗ 
mäßige Neuerung hervorgehenden Widerfpruch feine 
Ridhi nehmen und könne gewiß fein, hinterher 
den Dank der Bevölkerung dafür zu erhalten. 

Die Commiffion trat diefer Anficht bei, glaubt 
jedoch, daß e8 im Intereſſe der Sache felbft 
wünſchenswerth ift, wenn bei der Ausführung der 
Anordnung auf die Verfchiedenheit der obwaltenden 
Verhältniſſe Rüdficht genommen wird. — — — 


2a. Unzuläffigfeit eines Dispenfes von der Eins 
führung des ne in den Volls⸗ 
ulen. 


Berlin, den 29. Februar 1876. 

Em. ꝛc. erwidere, daß ich mich nicht veranlagt 
fehen fann, die Anordnung des $ 38 meiner All⸗ 
gemeinen Verfügung vom 15. October 1872, wo⸗ 
nad) der Unterricht in den weiblichen Handarbeiten 
als obligatorifcer Lehrgegenftand der Vollksſchulen 
zu behandeln ift, für Ihren Schulauffichtäbezirt 
außer Kraft zu ſetzen. Ich Habe dazu um fo 
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weniger Grund, als nachweislich der zühe Wider- 
ftand der Gemeinden im Negierungsbezirt N. 
guen die bezüglihe Anordnung wefentlid aus ben 
usnahmen und Dispenfationen, welche in früheren 
Seiten gewährt worden find, feine Nahrung nimmt. 
nn die Gemeinden fich überzeugt haben werben, 
daß die an einer Stelle getroffenen Maßregeln 
überall gleihmäßig durchgeführt werben, werden 
fie vorausfihtlid ihren Widerftand gegen eine 
Berordnung aufgeben, deren Burüdnahme unfer 
Volksſchulweſen ſchädigen würde. 
Ew. Hochehrwürden kann id) daher nur anheim⸗ 
eben, Ihren Einfluß als Schulinſpector mit aller 
ergie zur Durchführung der Ihnen von ber 
Regierung aufgetragenen Mabregeln anzumenben, 
mom: Sie tın Intereffe Ihrer Gemeinden wirken 
wollen. 
Der Minifter der een 2c. Angelegenheiten. 
alt. 


Un 
den Herrn Paſtor R. Hochehrmürben zu R. 
U. IL 1130, 


2b. 
Berlin, den 17. Juli 1880. 


Dem Gemeinde-Rirhenrathe und der Gemeinbe- | 


Bertretung erwidere ich auf die Borftellung vom 
13. Februar d. J., daß der Schulunterricht in 
den weiblichen Handarbeiten für die Mädchen längft 
und insbefondere nad; Nr. 13 und 38 der Allge- 
meinen Beftimmungen über Einrichtung, Aufgabe 
und Biel der Volksſchule vom 15. October 1872 
obligatorifcher Lehrgegenftand ift. Bezüglich der 
Schulen in der Parodie N. liegt ein Anlag, von 
Einführung diefes Unterrichtögegenitandes länger 
Abftand zu nehmen, nicht vor. 

Die Aufbringung der Koften, insbefondere der 
Remuneration ber Handarbeitslehrerin liegt den 
zur Unterhaltung der Schule Xerpflichteten ob. 

eberfteigen die Anforderungen für das Schul- 
wejen überhaupt bie Leiftungsfähigkeit der Ge— 
meinbe, was auf dem vorgeichriebenen Wege feit- 
uftellen bleibt, ſodaß dem ordentlichen Lehrer nad) 
Beftreitung aller fonftigen Schulbebürfniffe ein 
austömmliches Gehalt von ber Gemeinde nicht 
gewährt werben ann, fo bleibt es den Betheilig- 
ten überlaffen, die Gewährung eines Staatdzu- 
ſchuſſes bei der Königlichen Regierung zu bean= 
tragen. Eine Ueberbürbung der Gemeinde aus 
Anlaß der Einführung des Handarbeitsunterrichtes 
findet ſonach nicht ftatt. — — 

Abſchrift erhält die Königliche Regierung auf 
den Beriht vom —. Nach diejem Berichte ent= 
bindet die Königliche Regierung von Einführung 
des Handarbeitsunterrichts bis auf Weiteres ſolche 
Gemeinden, deren Unfähigkeit zur Aufbringung 
der entitehenden Koften ordnungsmäßig bezeugt 
wird. Diejen Grundjag kann ich nicht billigen, 
ba der Königlichen Regierung Geldmittel zur Ber- 
fügung ftehen, um Gemeinden bei ihren Leiftungen 
für das Schulweſen durch Zuſchüſſe zu den Lehrer- 
gehäftern zu Hülfe zu fommen, wenn das Be— 

ürfriß, alfo auch das durch Einführung des 
Sandarbeitsunterrihts vermehrte Beodrfnth au 
dem vorgejchriebenen Wege dargethan wird. % 
verweife auf bie Eircular-Verfügung vom 27. Ma; 
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8. Befuguiß der Unterricgtöverwaltung zur Ein- 
führung deö Haudarbeitsunterrichts Verpflichtung 
der a nt Anfbringuug der Remunera- 
tion für die Lehrerin, Prüfung der Geſetzmaßigleit 
der Anordnungen der Schulverwaltung duch die 
erwaltungsgerichte. 


In der — ——— 
der Hausväter Büdner ©. und Genoſſen zu 
St, Kläger und Revifionkläger, 


wiber 
den — Domänenrath B. zu S., 
Beklagten und Reviſionsbeklagten, 
et das Königliche Sherverwaltungägericht in feiner 
igung vom 29. September 1876, 
an welcher zc. Theil genommen haben, 
für Recht eriannt, 

daß auf die Revifion der Mläger die Entichei- 

dung des Königlichen Bezirföverwaltungdge- 

richt? zu Potsdam vom 17. Juni 1876 zu 
beftätigen und die Koften bes Revifionsver- 
fahrend unter a des Werthes bes 

Streitgegenftanbes au) Marl, den Revi- 

fionstlägern zur Laft zu legen. 

Bon Rechts Wegen. 
Gründe. 
Unter dem 15. October 1872 ift von dem Mi- 
nifter der Unterrichtsangelegenheiten eine allge- 
meine Verfügung über Einrichtung, Wufgabe und 
gie der preußiihen Vollksſchule erlaffen und den 

Öniglihen Regierungen mit der Weifung zur 
fertigt worden, nad Maßgabe verjelben überall 
da, wo nicht gefegliche Beitimmungen ein Anderes 
verordnen, zu verfahren. 

Die Nr. 13 jener Verfügung führt unter den 
Lehrgegenftänden der Voltsſchule für die Mädchen 
aud weibliche Handarbeiten auf und die Nr. 38 
enthält die Beitimmung, daß der Unterricht in 
weiblichen Handarbeiten, wenn thunlich, jhon von 
der Mittelftufe an in wöchentlich zwei Stunden 
ertheilt werden fol. 

emgemäß Hat die Königlihe Regierung zu 
Potsdam mitteljt Verfügung vom 24. November 
1874 die Einführung des Unterricht3 in weiblichen 
Handarbeiten in den Schulen ihres Bezirks und 
die Aufbringung der durch die Anſtellung von 
Lehrerinnen zur Ertheilung diefes Unierrichis ent- 
ftehenben Kojten von Seiten der Schulgemeinden 
angeorbnet. 

uf Grund diefer Anordnung ift in St. zur 
Ertheilung des Unterricht? in weiblichen Hand- 
arbeiten eine Lehrerin angeftellt, derjelben ein 
hatpjäßrliches Gehalt von 30 Mark ausgefegt und 
legtered von dem Amtsvorfteher B. im Auftrage 
des Landraths auf die Hausväter der Schulge- 
meinde nad) dem Maßſtabe der directen Staats- 
Km vertheilt worden. Als die Zahlung der 
fälligen Beiträge der an fie ergangenen Mahnung 
nngeadhtet nicht erfolgte, wurde von dem Amts⸗ 
voriteher B. gegen 37 Hausväter das Erecutions- 
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verfahren eingeleitet. Dies veranlaßte die letz⸗ 
teren, gegen den genannten Amtsvorſteher bei dem 
Breisananguffe des Kreifes N. klagbar zu werden, 
mit dem Untrage, das eingeleitete Erecutiondver- 
fahren aufzuheben, ba fein Geſetz exiſtire, welches 
den Hausvätern der Schulgemeinde bie Berpflich- 
tung auferlege, ihre Kinder an dem Unterrichte 
in weiblichen Vanderbeiten Theil nehmen zu laffen 
u are diefen Unterricht entjtehenden Koften 
zu bezahlen. 

Der Kreisausſchuß mies — unter dem 
17. März 1876 die Kläger mit ihrem Antrage, unter 
Auferlegung der Koften, ab und das Königliche 
Bezirköverwaltungsgeriht zu Potsdam beftätigte 
au eingelegte Berufın dieſe Entſcheidung mitteljt 
Erkenntniſſes vom 17. Juni 1876. 
den deſſelben wird ausgeführt: 

Nach den beftehenden Geſetzen, namentlih ber 
Verordnung vom 27. October 1810*) über die 
veränderte Berfaffung der oberften Staatsbehörden 
und der Verordnung vom 3. November 1817 sub 
III.*) über die veränderte Anordnung der Mini- 
fterien, fowie nad) $ 18 der Regierungsinftruction 
vom 23. October 1817*) in Verbindung mit der 
Eabinet8-Ordre vom 31. December 1825 sub D. 
I. 2*) feien der Minifter der UnterrichtSangelegen- 
a und die Bezirköregierungen als Schulauf- 


In den Grün- 


ichtsbehörden für befugt zu erachten, diejenigen 
ehrgegenftänbe, welche in den Xectionsplan ber 
öffentlichen Volksſchule aufzunehmen find, zu be= 
ftimmen und folgemweife auch die Aufnahme des Unter- 
richts in neigen Handarbeiten in denfelben anzu⸗ 
ordnen; die Prüfung der Angemeſſenheit der in diejer 
Hinſicht getrofjenen Anordnungen liege außerhalb 
der —* eit der Verwaltungsgerlchte. — Die 
Au na) der zur Beftreitung der Koften des 
Schulunterricht erforderlichen Geldmittel fei nach 
9 Titel 12 Theil IL des Allgemeinen Land- 
rechts eine Verpflichtung der Hausväter der Schul- 
Nasen und wären bemgemäß, nachdem von ber 
chulaufſichtsbehörde die Anftellung einer Lehrerin 
für den Unterriht in weiblichen Handarbeiten an 
der Schule zu St. verfügt worden, die Hausväter 
der dortigen Schulgemeinde auf Grumd des 8 1 
Nr. 6 der Verordnung vom 30. Juli 1853%*) 
über die egecutivifche Veitreibung öffentlicher Ab⸗ 
aben im Wege der abminiftrativen Execution zur 
Bastung der ihnen in Folge befien ae ser 
von ihnen verweigerten Schulbeiträge mit Recht 
angehalten worden. Zur Vollitredung der Exe⸗ 
cution aber fei der Amtsvorfteher B. nach 8 66 
der Kreisordnung unzweifelhaft befugt geivefen, 
da er hierzu von dem zuftändigen Landrathe Aufs 
ar Kater ätte. 
gen diefe Entſcheidung haben die Kläger recht⸗ 
zeitig die Mevifion eingelegt und dieſelbe darauf 
eſtützt, daß die angefochtene Entiheidung auf der 
htanwendung bezw. auf der unrichtigen An- 
wendung des beitehenden Rechts, insbefondere 
auch der von den betreffenden Behörden inner 
Fre ihrer Zuftändigfeit erlafjenen Anordnungen 
erube. 

Nach der Verordnung vom 27. October 1810*) 

of. Roten oben zu 1b (Seite 119). 

) of. jept #301 *70 


en die Miniſter Hinfichtlich aller Gefege, Ber- 
afjungs- und Berwaltungsnormen an bie Aller- 
öchfte Genehmigung gebunden und fei diefe Be— 
tmmung durch die von dem Vorderrichter in 
ezug genommenen Ipäteren Verordnungen nicht 
abgeändert worden. 7 Unterrihtsminifter babe 
daher ohne Königliche Sanction weder die früheren 
Schulregulative, noch die —E allgemeinen 
Beſtimmungen vom 15. ober 1872 erlafjen. 
dürfen. Diefe felen im Sinne der Verordnung 
vom 27. October 1810*) Berwaltungsnormen und 
infofern nos diefelben da8 geltende Sanbespefeh, 
das Generalstandfhulreglement vom 12. Auguft 
1763, abgeändert werde, könnten fie nicht als eine 
Stellvertretung der fehlenden, in der Regierungs⸗ 
inftruction vom 23. October 1817 verheißenen 
Schulordnung, noch weniger aber als ein Erfag 
für das ebenfalls noch immer fehlende, im Ar— 
titel 23 der Berfaffungsurtunde vom 31. Januar 
4850 verheißene Unterrichtögefeg angejegen und 
behandelt werden. 

Alfo weder der Unterridhtsminifter, noch die 
Königliche Regierung zu Potsdam feien u 
befugt gewefen, den Unterricht in weiblichen Hand⸗ 
arbeiten durch Werwaltungsnormen fo, wie ges 
ſchehen, in den Lectionsplan der Volksſchulen als 
Lehrgegenftand einzuführen, noch weniger aber 
Behufs dieſes Lehrgegenftandes den Gemeinden 
die Koften befonder8 anzuftellender weiblicher 
Lehrerinnen aufzubürden; von folden wife fo 
wenig dad General-Landfhulregiement, noch das 
Algemeine Landreit etwas. Es habe deshalb 
der Borderrichter ganz mit Unrecht die Hägerifchen 

ausväter der Schulgemeinde St. auf Grund des 

29 Tit. 12 TH. II U. 8-8. für verpflichtet 
erklärt, die Koften für die Beſoldung einer weib- 
lien Lehrerin aufzubringen, woraus ſich von 
felbft ergehe, daß der Amisvorſteher zur erecuti- 
Yin ;eitreibung diefer Koften nicht befugt ge⸗ 
weſen je 

us diefen Gründen beantragen bie Kläger, 
unter Aufhebung der Entſcheidung des Bezirks⸗ 
verwaltungsgerihts, nad) ihrem Antrage zu er= 
tennen. 

Der Reviſionsbeklagte Hat ſich in feiner Gegen⸗ 
ertlärung auf die Bemerkung befhränft, daß er 
Ki en RN nichts anzu= 

ven babe. 


Dagegen hat der von dem Minifter der geift- 
lichen, Unterrihtd- und Medicinalangelegenheiten 
zur Vertretung der Schulbehörbe beitellte Com— 
miſſar im Termine zur mündlichen Verhandlung 
dem Antrage der Kläger widerſprochen. 


Wenn ber F 135 X.1 der Kreisorbnung,”*) — 
fo führte der Commiſſar aus — ben Berwaltungd- 
Rn bie Entſcheidung von Beſchwerden ül 
ie Heranziehung zu Schulbeiträgen übertrage, die 
Beſchwerde möge ni) gänzliche Befreiung oder Er- 
mäbigung gerichtet fein, fo fei damit den Berwal- 
tungsgerichten nicht auch die Befugniß beigelegt, 
die Frage ihrer rüfung zu unterziehen, ob die 
ulaufjichtsbehörbe bei ber — — von 
ulbeiträgen innerhalb ihrer geſetzlichen Befug⸗ 


*) of, Roten oben 


S. 11 
®*) Jept 8 46 bes 2; 


1b 
[. ©. 1. Aug. 1883 (oben $ 5 Unf. I)- 


Einführung und Koften des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten. $ 2588. Nr. 3. 
Die Entſcheidung diefer | Theil nehmen zu laſſen und wegen der ihnen 


niffe gehanbelt Habe. 
Fenge ehe nad) wie vor in letzier Inftanz nur 
dem Minifter der Unterrichtangelegenheiten zu; 
die Entſcheidung der Verwaltungsgerichte be- 
ſchränke fi} dagegen darauf, ob den Beſchwerde⸗ 
führern ein bejonderes Recht auf Befreiung von 
Schulbeiträgen zur Seite ftehe oder ob diejelben 
in der Beftimmung ihres Anteils über Die &e- 
bũhr belaftet feien. Eben fo wenig feien die Ber- 
waltungsgerichte berufen, darüber zu befinden, ob 
bie Anordnung des Minifter® der Unterrichtö« 
angelegenheiten wegen Aufnahme bes Unterrichts 
in weiblien Handarbeiten unter die —— 
riſchen Lehrgegenſtände der Vollsſchule zu ihrer 
Rechtsgültigkeit der Königlichen Genehmigung be— 
durft Hätte, da dies ausſchließlich eine Frage bes 
internen Staatsrechts ſei. 

Abgeſehen von dieſen auf die Zuſtändigleit der 
Berrmaltungögericite bezüglichen ragen könne die 
gefegliche fugniß der Bitigl verwaltung 
zum Erlaſſe jener Anorbnung keinem Bweif 
unterliegen. 

Bereit? in der Allerhöchſten Verordnung vom 
31. Auguſt 1799, betreffend den Unterricht in ben 
Garnifonjhulen, werde allen Regimentern und 
Bataillonen die Einrichtung von Induftriefchulen 
empfohlen. Im 8 58 des Schulreglements vom 
18. Mai 1801 für die niederen katholiſchen Schulen 
in den Städten und auf dem platten Lande von 
Schleſien und der Grafſchaft Giatz fei ſodann die 
Einrichtung vou Induftriefhulen, „in welchen den 
Kindern weibliche Arbeiten, als Spinnen, Striden 
und Nähen gelehrt werben,” beftimmt angeordnet, 
da „biefe von der größten Wichtigkeit feien, theils 
um die Jugend zu beihäftigen, theild um fie zu 
guten Hausmüttern zu bilden.” Endlich enthalte 
ebenfo der $ 10 des auf Grund der Allerhöchſten 
Eabinet3-Ordre nom 3. November 1817 ausge⸗ 
arbeiteten Unterrictögefegentwurfes die Beftims 
mung: „In allen Mädchenſchulen ohne Ausnahme 
muß in weiblichen Handarbeiten Unterricht ertheilt 
werben.“ Wenn die Anordnung aud in dieſer 
beftimmten Form noch nicht zum Geſetze erhoben 
worben fei, jo hätten doch einzelne Unterrichtäbe- 
hörden ihrerjeit? Beranlaffung genommen, ben 
Unterricht in den weiblichen Handarbeiten in den 
Vollsſchulen ihrer Bezirke einzuführen. So fei 
namentlich von ber Königlichen Regierung zu Köln 
in einer Verfügung vom 9. Janırar 1830 die hohe 
Bedeutung ber Angelegenheit ausführlich dargelegt 
worben. E 

Nachdem durch den Vorgang der Provinzialbe- 
hörden ausreichende Erfahrungen gewonnen wor— 
den, babe der Minifter von Altenftein durch 
eine Circular-Berfügung vom 30. Auguſt 1830 
die bezüglihen Beſtimmungen verallgemeinert. 
Seit diefer Zeit ſei der Unterricht in den Preußi- 
chen Voilsſchulen eingeführt; geſchwankt habe nur 
die Strenge und die Gleihmäßigkeit, mit welcher 
auf Ausführung der getroffenen Anordnungen ge= 
achtet worben fei. 

Die eienligie Befugniß der Behörden zum Er- 
faffe folder Anorbnungen ſei a umgeprüft ge 
blieben. Das er Obertribunal habe in 
einem Falle, wo Eltern fi} geweigert, ihre Töchter 
an dem Unterrichte in den weiblichen Handarbeiten 
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auferlegten Schulverfäumnißftrafen den Rechtsweg 
betreten hatten, mittelft Erfenntniffes vom 14. No- 
vember 1866 die Befugniß ber Königlichen Re— 
gierung zu Potsdam zum Erlaffe der von ihr 
getroffenen Anordnungen auf Grund der 58 
und 18 der Regierungsinftruction vom 23. October 
1817 anerkannt. 

Nac) alle dem rechtfertige fi die Zurückweifung 
he Revifion und die Beftätigung der Borentichei= 

ung. 

Es mußte, wie geſchehen, erfannt werden. 

Abweichend von der Auffaſſung des Commiſſars 
zu Wahrnehmung des öffentlichen Interefies konnte 
unächſt die Zuftändigfeit der Verwaltung: chte, 

i der Entſcheidung von Beſchwerden ü bie 
Serangiehung zu Schulbeiträgen gemäß 8 135 X. 
1*) ber Sorbnung aud die Frage ihrer Prü- 
fung zu unterziehen, ob die Heranziehung auf 
Srund einer von der Schulbehörbe kraft ihrer 
gefeglihen Befugniß getroffenen Anordnung 
erfolgt tft, nicht bezweifelt werden. 

Bivar findet nad) 8 15 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861, betreffend die Erweiterung bed Rechts- 
weges (Gej.-Samml. ©. 241), in Beziehung auf 
folde Schulabgaben, welche auf einer allgemeinen 
geſetzlichen Werbindlichteit, bezw. auf einer von 
ber Schulauffihtsbehörbe in Gemäßheit gefeglicher 
Beftimmung angeordneten Umlage beruhen, der 
ordentliche — nur inſoweit ſiatt, als 
dies bei öffentlichen Abgaben der Fall iſt, alſo 
gemäß 8 79 Tit. 14 Thl. II A. LiR. nur in 
dem Falle, wenn Jemand aus befonderen Grün- 
den von einer folden abe befreit ober in ber 
Beitimmung feines Antheils über die Gebühr bes 
Iaftet zu fein behauptet. ine gleiche Beichrän- 
tung aber ift für den Verwaltungsrechtsweg im 
19 X. 1*) der Kreißordnung nicht vorgefchrie- 

und läßt ſich eine ſolche auch aus den Worten: 
„die Beſchwerde mag auf gänzliche Befreiung ober 
grmäbigung gerichtet fein,“ nicht Herleiten. Die 
Abficht des Geſetzgebers ift vielmehr — wie aus 
den legislativen —— zu entnehmen — 
dahin gerichtet geweſen, die Entſcheidung von Ber 
ſchwerden wegen Schulabgaben den Berwaltungs- 
gerichten in gleichem Umfange, wie diefelbe bisher 
den Verwaltungsbehörben zugeftanden Hatte, zu 
übertragen und demgemäß der Enticheldung der 
Verwallungsgerichte mit der Frage nach der recht: 
lihen Verpflichtung zur Leiftung von Schulbei- 
trägen zugleich aud die Frage nad) der rechtlichen 
Berngn! der Schulbehörben zur Auferlegung einer 
olchen Leiftung zu unterſtellen. Daß die insbes 
jondere auch die Abſicht der Königlichen Staatd- 
eglerumg gewefen, ergiebt fi aus den Motiven 
u 88 5658, Abſ. 2 des Entwurfs zu dem Ge- 
jeße, betreffend die Zuftändigfeit der Verwaltungs⸗ 
behörden und Berwaltungsgerichtäbehörben, vom 
26. Juli 1876. 

Wenn hiernach die Gejegmäßigkeit der Anord⸗ 
nung der Schulverwaltung in Betreff der Ein- 
führung bes Unterrichts in weiblichen Handarbei- 
ten in den Volksſchulen als obligatorliher Lehr⸗ 
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gegenftand wie in ben Zorinftanzen, jo aud in 
er Revifionsinftanz zu prüfen war, fo fonnte es 
doch nad) dem Ergebniffe dieſer — Ichnem 
Bedenken unterliegen, die Befugniß des Minifters 
der Unterricht3angelegenheiten bezw. der König- 
lichen Regierung zu Potsdam zu ber gedachten 
Anordnung als geſetzlich begründet anquerlennen: 
Der 8 1 it. 12 Th. II U. L.-R. enthält 
den allgemeinen Sat, daß Schulen eranftaltungen 
des Staates find, welche den Unterricht der Jugend 
in nützlichen Kenntniſſen und Wiſſenſchaften zur 
Abſicht Haben. Durch diefe Definition tft die 
Grenze gezogen, über melde bei der Einführung 
von Unterrihtögegenftänden in den Schulen nicht 
hinauögegangen werben darf. Innerhalb diefer 
Grenzen aber fteht den Regierungen und in höherer 
Inftanz dem Minifter der UnterrichtSangelegen- 
ya vermöge der ihnen geſetzlich übertragenen 
eitung und Beauffichtigung des gefanımten Ele— 
mentarſchulweſens die VBefugniß zu, die erforder- 
lich erſcheinenden Anorhnungen zu treffen. 
(8 9 Titel 12 Theil IL Allgemeinen Land- 
vechts, Verordnung vom 27. October 1810 
— Gel. Samml. Seite 3 —, Verorbnun, 
vom 3. November 1817 — Gef.-Samml. 
Seite 289 —, Regierungsinftruction vom 
23. October 1817 — Geſ.Samml. Seite 
248 —, Allerhöchſte Kabinetöordre vom 
31. December 1825 — Gef.-Samml. pro 
1826 Seite 6 —, Artilel 23 der Berfaffungs- 
urtunde und $ 1 des Schulauffichtägefeßes 
vom 11. März 1872 Gel. - Samml. 
Seite 183. — 
Jusbeſondere find nad) $ 18 Abſatz 4 der Re- 
gierungeinftrueken vom 23. October 1817 die 
egierungen aud) ermächtigt, mit Genehmigung 
des Miniiterd neue Lehr⸗ und Schulpläne einzu= 
führen oder die beftehenden zu verändern. 
uf Grund diefer gejeglichen Vorjchriften, welche 
gemäß Artikel 112 der Verfaſſung bis 
affe des Unterrichtägefeges in voller Geltung be- 
fteden, ift denn aud die Befugniß der Aufjichts- 
behörden, neue Unterri tögegenflände in die Schulen 
einzuführen, nie bezweifelt worden. 

r könnte gegen dic geſetzliche Buläffigteit 
der Einführung des Unterrichts in weiblichen Hand- 
arbeiten eingewendet werden, daß der $ 1 Titel 12 

eil II Allgemeinen Landrechis nur von nütz⸗ 
lichen Kenntniffen ſpreche, weibliche Handarbeiten 
aber nicht in die Kategorie der nützlichen Kennt— 
niſſe, fondern in die der Fertigkeiten gehören. 
Allein diefe Auslegung würde dem Sinne des 
Geſetzes nicht entſprechen. Mit demjelben Rechte, 
wie weiblihe Handarbeiten können aud das 
Beichnen und das Singen als bloße Fertigkeiten 
bezeichnet werden. Glelichwohl wird Niemand daran 
denken, die Hebung in diefen Gegenftänden von 
der Schule auszujchliegen und merben deshalb 
auch die meiblihen Handarbeiten ald zu ben 
nüglihen Kenntniffen gehörig anerkannt werben 
müflen. 

benfowenig fann die Einführung des Unter: 
richts in weiblichen Handarbeiten ala in Wiberfpruch 
fen mit den Vorfchriften des General-Land- 
ſchulreglements vom 12. —— 1763 erachtet 
werben. Die Revifionskläger 


irren, wenn fie in 





um Er⸗a 





der Berufungsſchrift die Unficht ausſprechen, daß 
jenes Gejeg nur die giftige Ausbildung und Er- 
giebung der Jugend im Auge habe. Die Ein- 
leitung deſſelben bezeichnet vielmehr ganz allgemein 
als Zwed ber —— die Unterweiſung der 
Jugend zur wahren Gottesfurcht und in anderen 
nühlichen Dingen. Auch darf aus dem 
Umftande, daß in dem gedachten Reglement ber 
Unterricht in den weiblichen Handarbeiten unter 
den Lehrgegenftänden der Landſchulen nicht mit 
aufgeführt ift, nicht die Schlußfolgerung gezogen 
werden, daß die Ertheilung dieſes Unterrichts 
habe verboten werden follen. Aber nur, wenn 
in dem General-Landfchulreglement eine ſolche 
ausdrüdliche Verbotsbeſtimmung enthalten mwäre, 
würden derfelben gegenüber — wie dies aud) von 
dem Königlichen Obertribunal in den Gründen 
des von dem Commiſſar zur Wahrnehmung ded 
öffentlichen Intereffes in Bezug genommenen Er- 
tenntnifies vom 14. November 1866 ausgeführt 
worden ift — die Schulbehörden nicht für befugt 
u erachten fein, eine Wenderung bed in jenem 
eglement vorgejehenen Lehrplanes_ dur Ein- 
Stellung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten 
in benfelben vorzunehmen. Da dies nicht der 
Sal, fo ftand der Königlichen Regierung zu 
goiston auf Grund der mit der Einleitung bes 
eneral = Landſchulreglements übereinftiimmenden 
Vorſchrift des gi Titel 12 Theil II Allgemeinen 
Landrechts, der Beftimmung im $ 8 Abſatz 7 ber 
Regierunginftruction vom 23. October 1817 fo= 
tie gemäß der ihr von dem Minifter der Unter- 
richtöangelegenheiten ertheilten Anweiſung uns 
‚zweifelhaft die Berechtigung zu, die mehrermähnte, 
einem ausdrücklichen Geſe tze nicht entgegens 
Ionfenbe Anordnung zu treffen. ö 
enn bie Reviionafläger ferner behaupten, 
daß die von dem Minifter der Unterrichtsanges 
legenheiten unter dem 15. October 1872 erlaffene 
jemeine Verfügung zu ihrer Rechtsgültigkeit 
der Königlichen Shnckion bedurft hätte, weil die⸗ 
felbe Verwaltungsnormen im Sinne ber Ber- 
— vom 27, October 1810 enthalte, fo trifft 
diefer Einwand gleichfalls nicht zu. Zwar beſtimmt 
die gedachte Berorbnung: 
die Mintfter zerfügen in ihrer Verwaltung 
auf ihre Berantwortlichkeit, jedoch find folgende 
Gegenftände an Unfere Allerhöchſte Genehmis 
gung gebunden, die aljo eingeholt werben 


muß: 
1. Ulle Geſetze; Verfaſſungs⸗ und Berwaltungd- 
normen, e8 mag auf neue, oder Aufhebung 
oder Abänderung der vorhandenen anlommen ; 
— gelang an Uns durch den Staats⸗ 
rath. 

Allein unter Verwaltungsnorm im Sinne dieſer 
Beſtimmung iſt nicht eine jede von einem Miniſter 
erlaſſene allgemeine Verwaltungsvorſchrift zu ver⸗ 
ſtehen. Dies — ſich aus der Verordnung 
vom 3. November 1817 wegen der Geſchäfts⸗ 
führung bei den Oberhörden in Berlin (Gef. 
Samml. Seite 289), wonach es die eigentliche 
Beſtimmung der Minifterien fein fol, allgemeine 
Vorſchriften über die Grundfäße der Verwaltung 
zu ertheilen, und aus der Allerhöchiten Kabinets⸗ 
ordre vom 4. Zulı 1832 (Gef..Samml. Seite 181), 
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wonach die Minifterien en Erlaſſe folder Ver⸗ 
fügungen, melde das Geſetz nicht ändern oder 
nicht eine gejegliche Declaration enthalten, ohne 
befondere —— Autoriſation befugi ſind. 
Die allgemeine erfügung des Unterrihtöminifterd 
vom 15. October 41872 wegen Einführung des 
Unterrichts in weiblichen Handarbeiten ändert 
aber fein beftehendes Geſetz ab, ift vielmehr, wie 
dargethan, zur Ausführung des ©ejeges, des 8 1 
Zitel i2 Theil II gemeinen Landrechts, kraft 
der ihm gejeßlich beigelegten Befugniß zur Leitung 
und Beauffihtigung des gefammten Schulmefens 
erlafjen und bedurfte ſonach zu ihrer Rechtsgültig⸗ 
keit auch nicht der vorherigen Einholung der 
Allerhöchſten Sanction. 

Bar biernad) die Einführung des Unterrichts 
in weiblihen Handarbeiten ald eines obliga- 
torifhen Lehrgegenftandes in der Schule zu St. 
an ſich geſetzlich gerechtfertigt, fo kann auch die 
Verpflichtung der dortigen Schulgemeinde, die Be- 
folbung der zur Ertheilung des Unterrichts an- 
geftellten Lehrerin aufzubringen, nicht in Zweifel 

en werben. Diejelbe beruht auf der Vor⸗ 
it des 8 29 Titel 12 Theil II Allgemeinen 
ndrechts, wonach die Unterhaltung der Lehrer 
den fünmtlihen Hausvätern jedes Ortes obliegt. 
Es Hat daher auch der Amtövorfteher B. inner- 
halb feiner geſetzlichen Zuſtändigkeit gehandelt, 
als er im Auftrage des Landsrath nad) fruchtlos 
geblicbener Zahlungsaufforderung auf Grund des 
& 1 der Verordnung vom 30. Juli 1853*) gegen 
bie Mäger das abminiftrative Erecutionsverfahren 
einleitete. 
D.-8.:8. Rr. TU. 


Berlin, den 30. Januar 1877. 
Mit Rüdfiht auf die wiederholt zu Tage ge- 
tretenen Streitigkeiten über die Verpflichtung der 
Gemeinden zur Aufbringung der Koften für ben 
in den glgemeinen Beftimmungen vom 15. Oe⸗ 
tober 1: angeordneten Unterricht in weiblichen 
Handarbeiten nehme ic; Beranlafjung, auf das 
im Gentrafblatt der Unterrichtöverwaltung pro 
1876 Seite 618 Nr. 259 abgedrudte Erkenntniß 
des Königlichen Ober-Verwaltungsgerichtd vom 
29. September v. 3.**) noch beſonders aufmerkſam 
y — de ftlich Angelegend 
nifter der gei en ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 
——— eig, Regierungen, bie Läntgl 


nn —— und den 
ad du Rordhern. 


4b. Befuguiß der Unterrihtöverwaltung zur Eins 
nem ed Haudarbeitsunterrichts, Kompetenz 
ur 


g der Juduſtrie⸗Lehrerin, Beitrags⸗ 
pflicht des Gutsherrn. 
In der Verwaltungsſtreitſache 
des Majoratsbeſihers Grafen v. W. auf DO, 
Klägers und Reviſionsklägers, 
wil 


der 
den Borftaud der katholiſchen Schule zu B., 
Bellagten und Reviſionsbellagten, 


*) of. 5 301 Re. 7. 
*e) Borfiehend. 





hat das Königliche Dher-Bermaltungägeriäit in 
feiner Sigung vom 2. December 1876, 
an welcher 2c. ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß auf die Revifion des Klägers das Er- 
tenntniß des Königlichen Bi irlsverwaltungs⸗ 
erichts zu Breslau vom 16. Juni 1876 zu 
Deftätigen und die Koften des Reviſionsver⸗ 
fahrens, unter Feſtſetzung des Werthes 
des Streitgegenſtandes auf 246 M. 75 Pf. 
dem Kläger zur Laft zu legen. 
Von Rechts Wegen. 

Die Schula tchen t die Ab 

ie uffichtsbehörde Hat die Annahme 
einer Imduftrielehrerin für die katholiſche Schule 
zu B. angeordnet. t Bejoldung berjelben fol 
der Graf d. W. als Gutsherr von B. auf Grund 
bes latholiſchen Schulreglements vom 18. Mat 1801 
einen jährlichen Beitrag von 9 M. 87 Pf. leiſten. 
Er Hält ſich hierzu nicht für verpflichtet, während 
ber ulvoritand zu B. feine Heranziehung für 
gefeglich begründet erachtet. 

Der Graf v. W. rief in Folge defien die Ent: 
ſcheidung des Kreisansſchuſſes des Kreiſes D. an, 
welche unterm 1. März 1876 dahin erging, daB 
Kläger zur Zahlung des ftreitigen Beitrages ver- 
pflichtet fet, indem als feititehend angenommen 
wurde, daß die Gemeinde B. im gutsherrlid- 
bäuerlichen Verbande mit ber Herrfenft D. ge 
ftanden habe. Der Kläger legt Hiergegen Berufung 
ein und machte geltend, daß 

1) er feinen Grundbeſitz und feine Dienftleute 
im Schulbezirt Habe; das Herrſchaftsverhältniß 
in Begfall gefommen fei, ein Dominium in 
B. nicht exiſtire, 

2) das Schulreglement vom 18. Mai 1801 bie 
Herrihaft nur zur antheiligen Beſoldung des 
öffentlichen Xehrers, nicht einer Induſtrie⸗ 
lehrerin verpflichte, 

3) die Induftrielegrerin durch Privatvertrag von 
der Gemeinde ohne feine Zuftimmung und 
Genehmigung ber bemwilligten Befoldung Feiner: 
ſeits, angeftellt fei. 

Eine Gegenerflärung des beflagten Schulvor- 

ſtandes ging nicht ein. * 

Nachdem der Kläger im Termine zur münd⸗ 
lichen Verhandlung noch ausdrücklich anerfannt 
haite, daß die Herrſchaft O. von gr die Bei- 
träge zum Gehalt des Lehrers in ®. gezahlt habe, 
ertannte das Königliche Bezirköverwaltungsgericht 
zu Breslau am 16. Juni 1876 bahin, 

daß die En: Seibung des Kreisausſchuſſes zu 
D. vom 1. März 1876 lediglich zu betätigen 
und dem Berufungslläger die Koften und 
baaren Auslagen ded Verfahrens, ſowie die 
baaren Auslagen des Berufungsbellagten zur 
Laſt zu legen, der Werth des Streitgegen- 
ftandes aber auf 230 M. feitzufegen. 

Daſſelbe rechtfertigte feine Entſcheidung folgen- 
bermaßen: — 

Nachdem der Induſtrieunterricht obligatoriſch 
geworden, haben diejenigen, welchen ber Unterhalt 
der Schule obliegt, die Hierzu erforderlichen Mittel 
aufzubringen, indem fowohl die 88 29—33 All⸗ 

jemeinen Landrechts 12, als das katholiſche 

chulreglement von 1801 die Pflicht des Unier⸗ 
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Balıs ohne Einſchränkung den Gemeinden und 
utsherrſchaften auflegen. 

Es kann hiernach auch keinem Bedenken unter- 
liegen, daß für die Xertheilung des Gehalts 
die provinzialrechtlichen Grundfäge des 8 19 a 
des Reglement? von 1801 zur Anwendung 
Iommen. 

Wenn Berufun; Bttäger feine Eigenſchaft als 
Gutsherr von B. in Abrebe ftellt, 5 nd aller= 
dings die einzelnen Rechte der dortigen Gutsherr⸗ 
fchaft in ihren weſentlichen Beſtandtheilen, viel- 
leicht fogar vollitändig durch die Geſetzgebun— 
noch Emanation des Landrechis fortgefallen, uni 
e3 hat die Kreißordnung insbefondere bie noch 
verbliebenen obrigkeitlihen und ftändifchen Rechte 
befeitigt; e8 find jedoch die Gutsherrſchaften als 
ſolche an fi nicht für gt zu erachten, und 
es muß daher der Fortbeſtand der mit denfelben 
bundenen Pflichten angenommen werden. Wenn 
nun die Leiftung von Beiträgen zu dem Lehrers 
gehalt in B. ausdrücklich anerkannt ift, fo kann 
der Berufungsfläger fi) hiernach der Beitrags- 
A zum Gehalte der Induſtrielehrerin nicht 
entziehen. 

ie übrigen angeregten ragen, ob die jeweilige 
Lehrerin rite berufen und die durch Einigung 
der Schulgemeinde mit der Lehrerin ermittelte 
Höhe des Gehalts angemefien ift, können nicht 
Gegenſtand des Berwaltungsftreitverfahrens fein, 
find vielmehr im Aufſichtswege zur Erledigung 
zu bringen. 

Gegen diefe Entiheibung hat Kläger friftzeitig 
die Revifion eingelegt und beantragt: 

unter Wbänderung des Erkenntniſſes des 
Königlichen Bezirksverwaltungsgerichts zu 
Breslau vom 16. Juni 1876 zu erkennen, 
daß er zu Beiträgen zur Unterhaltung der 
Induſtrielehrerin an der fatholifhen Schule 
zu B. nicht verpflichtet fei. 

Er wirft dem Vorderrichter vor Verlegung 

a) des $ 19 des Schulreglements vom 18. Mai 

1801 und der 88 29—33 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts durch unrichtige Anz 


—— 
b) des Artltels 25 der Verfaſſungsurkunde durch 
Nichtanwendung, 

o) des Rechtsſatzes 
res inter alios aota aliis nec nocet nec prodest. 

Er beftreitet feine —e Gutsherr von 
B., wo er weder Acker noch Land beſitze und wo 
ihm nur das Auenrecht zuſtehe. Aus ſeinen 
Leiſtungen für den Lehrer ſei die Gutsherrlichkeit 
nicht zu folgern, da biefe einen anderen Redht3- 
grund haben könnten. Uebrigens hat die Gemeinde 
zu beweifen, ee Gutsherr fei. 

Der beklagte Schulvorftand hat in feiner Gegen- 
erflärung noch bemerkt, daß die Gemeinde B. bis 
in die neuere Zeit der Guisherrſchaft zu ©. ro- 
bottpflichtig gewejen; die Robottpflicht fei durch 
Erlegung des Capitals abgelöft, nicht aber die 
Verpflichtung der Gutsherrſchaft gegen ihre Unter- 
thanen. Sein Antrag geht auf Beftätigung ber 
angepriffenen Entſcheidung. 

tefem Antrage hat nn der von dem Minifter 
der geiftlißen, nterriht8e und Medizinalange: 
legenheiten zur Wahrnehmung bes öffentlichen 





Intereffes beftellte Commiſſar, welcher im Termin 

ur miündlihen Verhandlung den obligatoriihen 
Eparatter des Unterricht in den meibfigen and» 
arbeiten hervorhob und die Geſchichte der Tatho- 
liſchen Schulgejeggebung in der Provinz Schleften 
entmwidelte, angeihlofien. 

Dementjpredend war auch zu erkennen. 

Das Schulreglement für die niederen katholiſchen 
Schulen in den Städten und auf dem platten 
Lande von Schleſien und der Grafſchaft Glatz 
vom 18. Mai 1801 empfiehlt im $ 58 bereits Die 
Einrihtung des Unterrichts in Handarbeiten für 
die weiblihe Jugend. Ueber die Dedung_ der 
Koften eines folden Unterricht3 beftimmt daffelbe 
nichts. Es überläßt dies der freien Vereinbarung 
der Betheiligten. Weber Herrfchaft, noch Gemeinde 
tonnten zwangsweiſe zur Uebernahme der Kojten 
angehalten werben. Hieſer Rechtszuſtand befteht 
nicht mehr, nachdem durch die allgemeine Ver- 
fügung des UnterrichtSminifters vom 15. October 
1872 über Einrichtung, Wufgabe und Biel ber 
preußifhen Volksſchule der Unterriht in ben 
weiblichen Handarbeiten zum obligatorifchen Lehr- 
gegenftande erhoben til. Daß diefe Anordnung 
de3 Unterrihtöminifter8 von ihm innerhalb feiner 
Buftändigkeit erlafjen und rechtsverbindlich tft, ift 
diesſeits bereit8 in dem Erkenntniffe vom 29. Seps 
tember 1876*) in Saden B. und Genofien zu 
St. o/a den Amtsvorfteher S. zu ©. näher dar- 
gethan und wird auch vom Släger ft als 
Fraglos richtig“ anerfannt. Damit find aber die 
bezüglichen Beitimmungen im 8 58 bes Reglements 
beleiigt, Der Unterricht in den weiblichen Hand- 
arbeiten ift gleichberechtigte Aufgabe der Volks⸗ 
ſchule, wie der Unterricht in Neligion, Leſen, 
Schreiben, Rechnen ꝛc. Wer daher bie Koften ber 
Unterhaltung der Volksſchulen, der Befoldung ihrer 
Lehrer 2c. zu tragen hat, hat auch die bezitglichen 
Ausgaben, infoweit fie durch den Unterricht in 
den weiblichen Handarbeiten entftehen, zu bejtreiten. 
Es ift daher näher zu unterfuchen, wem bieje 
galt für die katholifhen Schulen Schlefiend obs 
iegt. 

ür diefelben ift ergangen das General-Land- 
ſchulreglement für Satchen vom 3. November 1765. 
Dafjelbe beitimmt im 8 13 Abf. 2, 
daß die Schulen auf Koften der Gemeinen, 
wenn fie ganz oder größtentheild katholifch, 
außerdem aber auch mit Concurrenz der Herr⸗ 
ſchaft, ohne Unterſchied der Religion, nicht 
nur erbaut, fondern mit allem Nöthigen ver- 
ſehen werben follen, 
und im 8 14, H 
daß dem Lehrer „von Dominiis und ben 
tatholifhen Unterthanen ein convenabler Un- 
A beftimmt und richtig gereicht” werben 
jolle. 

Die Iegtere Beftimmung ftieß bei der Aus- 
führung auf Schwierigteiten, da es zweifelhaft 
blieb, was unter einem eonvenablen Unter- 
halt zu verjtehen, und in welchem Berhält- 
niffe derfelbe billig auf Dominien und Gemeinden 
zu vertheilen fei. Namentli um diefe Zweifel 
zu Iöfen, und die Dominien zu beftimmten Bei- 
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trägen zum Unterhalte des Lehrers zu verprlüähten, 
erging, wie ber in den eingefehenen Mlten bed 
Siaaisarchivs befindliche Bericht des Verfaſſers 
des Entwurf3 an den Staatsminifter Grafen von 
Hoym vom 4. Februar 1801 und der Immediat⸗ 
bericht des Leteren vom 16. Februar 1801 er- 
geben, das bereitö oben beſprochene Schulregle= 
ment vom 18. Mai 1801, weiches in feinem Ein- 
gange unter Anderem befagt: 

Das katholiſche Sänulreglement für Schlefien 
vom 3. November 1765 enthält zwar jehr viele 
gute Vorſchriften und Wir beftätigen und 
wiederholen es aud) in gegenwärtigem, info 
fern es dadurch nicht aufgehoben und näher 
erläutert wird, allein 8 haben darin all 
Dasjenige vermißt, was wegen Unterhaltung 
der Schulen weſenlich nothwendig if. Diefer 
Gegenitand verdient indeſſen alle Aufmert- 
Iomteit, denn nur von hinlänglich befoldeten 

ehrern kann man treue Ausübung ihrer 
Pflichten erwarten, und die Feitfegung diefer 
Belohnung kann inskünftige nicht mehr der 
Willkür der Herrſchaften und der Unterthanen, 
dem Privatablommen oder einer übel ver- 
ftandenen Sparjamteit überlaffen werben 2c. 

Die Ordnung diefer Verhältniffe ftellte ſich alfo 
da3 Reglement von 1801 zur Aufgabe. 

Im $ 12 deffelben ift demnach auch beftimmt, 
was in damaligen Zeiten als ein convenabler 


rg} von Holzdeputat und Baargeld. 
€ agt fi, ob der Gefeggeber hiermit ein 
Brincip 


ob damit nur der Fall bat entfchieden werden 
follen, wenn alle im $ 19 erwähnten Leiftungen 
auf Grund des 8 12_ von geraten und Ge- 
meinden zu fordern find. Für die letztere An- 
nahme fpridt die Bezugnahme auf den 8 12 im 

18; es zeigt dies, daß der @ejeggeber an bie 
—— des $ 12 wohl gedacht hat. Da⸗ 
gegen ſpricht, daß im 8 19 felbft nirgends auf 
den 8 12 verwielen wird und daß fid) die Feſt⸗ 
fegungen in biejen beiden Paragraphen nicht überall 
deden. Ber für Gartenfled und Weide event, 
eintreten fol, iſt nicht gejagt. Beachtenswerth 
ift ferner, daß ber 8 23 für den Fall, daß 2 Lehrer 
an einem Orte von mehr als 50 Gtellen find, 
ohne Weiteres jagt: 


fo muß die Herrihaft zum Unterhalt eines 
jeden ein Drittel beitragen. 

Endlich ift hervorzuheben, daß der $ 29 für 

ewiſſe Fälle der Anlegung eines Adjuvanten be= 

Immt: 

fo tragen die Koften davon die intereffirten 

Herrſchaften und Gemeinen, 
und es für überflüffig Hält, hier, wo der Fall des 
8 12 na vorliegt, etwas Näheres über die beider- 
feitigen Leiftumgen zu beftimmen, dies aljo bereits 
duch den 8 19 ais feitgeftellt anfieht. Es er- 
fcheint hiernach in der That der $ 19 fo verftanden 
werden zu müſſen: 

die Herrſchaft trägt — infoweit es ſich nicht 

um Deputat an Getreide und Anfuhr des 

Brennmateriald handelt — ſtets '/s zum 

Unterhalt des Lehrers bei; 

binfichtlich Getreidedeputat und Anfuhr bes 

Brennmateriald entſcheiden die localen Ver⸗ 

hältniſſe. 

Und daß der Verfaſſer des Reglements — Ge⸗ 
heime Rath Pachally — dies — mit dem 
8 19 Hat ſagen wollen, geht Mar aus ber gleich⸗ 
falls von ihm verfaßten, von dem Staatöminifter 
Grafen Hoym an die Kammern zu Breslau und 
Glogau erlafienen Ausführungsverorbnung vom 
4. Zuli 1801 hervor. heißt darin wörtlich: 

„In Abfiht zur Eoncurrenz zur Unters 
haltung des Lehrers zwiſchen Herrſchaften und 
Gemeinen ift $19 sub a. ber allgemeine 
Grundfat angenommen, daß die Herr- 
fchaft, von welder Religion fie ſei, zum 
Drittel concurriren müffe. Diefes 
findet nun auch nad; Analogie bei Kirchen 
in Anfehung der Schulhäufer ftatt und wird 
hiernach $ 36 Titel 12 Theil II bes Land- 
rechts näher beftimmt.” 

Dem Iegteren Sa wird man allerbing3 die 
Anerkennung verfagen müſſen, weil das Reglement 
von 1801 der Baupflicht gar nicht erwähnt.*) 
Allein der erfte Sag tft für die Auslegung bed 
$ 19 defielben bebeutfam. Er beftätigt die aus 
dem Reglement felbft gezogene oben aufgeftellte 
Schlußfolgerung. Tut biernah angenommen 
werden, daß bie He ei in Schlefien bei den 
nad) Maßgabe des Reglements vom 18. Mai 1801 
tegulirten Schulen — foweit nicht Getreidedeputat 
und Holzanfuhr in Frage ftehen — ſtets */s ber 
„Belohnung“ des Lehrerd hergeben müffen, fo ift 
es auf Dice Verpflichtung ohne Einfluß, ob der 
Lehrer dauernd oder auf Kündigung angeitellt, 
ob er voll — oder nicht voll — beinäft i iſt. 
Es kann nur darauf ankommen, ob der Unter⸗ 
richt, welchen er ertheilt, in der Volksſchule er⸗ 
theilt werden muß. ft letzteres, wie bei dem 
Unterricht in den weiblichen Handarbeiten ber 
Fall, fo fungirt er als Lehrer an ber Volksſchule 
und muß feine Befoldung von den zur Aufbrin⸗ 
gung ber Lehrerbefoldungen Verpflichteten erhalten, 
Die Heranziefung der derrſchafi zur antheiligen 
Tragung der Bejoldung der Induftrielehrerin bei 
den —E Schulen Schleſiens iſt hiernach 

erechtfertigt und ber —— — hat daher den 

19 a, des Reglements vom 18. Mai 1801 auf 
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ben vorliegenden Fall mit Recht angewandt, falls 
der Kläger für die Schule zu B. als Herrſchaft 
a ift. Aber auch dies muß für erwieſen 
angejehen werden, da der erfte Richter bereitd 
thaiſächlich feftaeftett bat, daß die politifche Ge— 
meinde ®. im gutöherrlic) » bäuerlichen Verbande 
mit der Herrichaft O. geftanden hat und da dur 
die Ablöſung der Robotipflicht Seitens der Dorf- 
einfafjen die Gutöherrlichteit ſelbſt nicht berührt 
wird, letztere auch im Wege der Gefeßgebung bis 
jest nicht befeitigt ift. 

Die Behauptung des Klägers, daß die Induftrie- 
lehrerin nicht rite gewählt fei, mag ihm eine Bes 
ſchwerde bei der Aıfichtäbehörde geben, berechtigt 
ihn aber nicht, die gefeglich ihm obliegende Pflicht, 
für den Unterhalt der gegenwärtig fungirenden 

ehrerin mit aufzufommen, von fi abzulehnen. 

„Daß der Kläger bei der Zeftfegung des Gehalts 

für die Induſtrielehrerin nicht mitgewirkt hat, ift 
unerheblich, da er jelbft nicht behauptet, daß das 
Gehalt unrichtig oder zu body normirt ſei. Wäre 
dies aber wirklich der Fall, fo würde darüber 
nidt ein Berwaltungsitreitverfahren ftatthaben, 
fondern nur eine Beſchwerde an die Auflichts- 
behörde, welcher die Feſtſtellung der Lehrergehälter 
allein zulommt. 

Der von dem Schulvorjtande erhobene Anſpruch 
leitet fich nicht her aus dem Vertrage, welchen er 
mit der Lehrerin gelötofien bat, fondern aus dem 
Gefege. Ob der Kläger daher bei dem fraglichen 
Vertrage mitgewirkt hat, ift unerheblich, da er 
mi dem Bertrage nicht in Anfprucd genommen 
wird. 

Der Kläger — endlich, wenn er eine Ver⸗ 
re * ha u Fl ee 

ehauptet, da jer Artikel noch gar nicht Geſetzes⸗ 
kraft hat (Urt. 112 Berf.-Urk.). 2 * 

te Angriffe des Klägers gegen die Entſchei— 
bung bes Bezirksverwaltungsgerichts zu Breslau 
vom 16. Juni 1876 erfcheinen hiernach ſämmtlich 
verfehlt und konnte die Reviſion daher nit für 
begründet erachtet werden. 

r Beitrag des Klägers zu dem Gehalte der 
Induſtrielehrerin iſt auf jährlih 9 Mark 87 Bf. 
— und daß dieſer Beitrag richtig berechnet ift 
und dem $ 19a. des Reglements enttbriät, darüber 
waltet unter den Parteien kein Streit ob — an: 
gegeben, der Werth des Streitobjectd tft danach, 

a es ſich um eine dauernde Leiftung handelt, auf 
25x987—=246 M. 75 Pf. anzunehmen. 


40. 
Et. des D.:8.:6. vom 13, März 1878. 

— Ju den Lehrplan der Schule tft auf Anord- 
nung der Königlihen Regierung zu Oppeln in 
Gemäßheit der 88 13, 38 der Allgemeinen Ver⸗ 
fügung des Unterriht3-Minifter8 dom 15. Dc- 





er 1872, betreffend Einrichtung, Mufonbe und 
gi ber Volksſchule vom 1. October 1876 ab der 

nterriht in weiblichen Handarbeiten als obli— 
gatoriſcher Unterrichtsgegenſtand aufgenommen und 
hierfür eine Lehrerin mit einer Beſoldung von 
100 Mark jährlich angeſtellt worden. Pie König- 
lie Regierung hat bie Serriäaft für verpflichtet 
erflärt, ein Drittel der Befoldung mit 33 Mark 
33 Pf. zu übernehmen, und ift in Folge deffen 
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dem Grafen Hendel von Donnersmark durd) land⸗ 
räthliche Verfügung vom 7. November 1876 auf- 
gegeben worden, diefen Betrag vom 1. October 
1876 ab an die Kreidftenerfaffe in Tarnowig ab⸗ 
uführen. Der Graf Hendel von Donnersmark 
agte barauf gegen die Schulgemeinbe Pilzendorf 
bezlehungsweiſe die Königliche Regierung zu Oppeln 
beim Kreisausſchuſſe des Kreifes Tarnowig auf 
Anerkennung feiner Nichtverpflichtung zur antheis 
ligen Befoldung der Lehrerin für weibliche Hand- 
arbeiten. Der Kreisausfhuß wies jedoch die Klage 
mittels Erkenntniſſes vom 11. Januar 1877 ab. 
Dagegen änderte auf Berufung bes Kläger das 
Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu Oppeln 
Me Entiäeltung durch Urtel vom 16. Juni 1877 
dahin ab: 
daß die Schulgemeinde der katholiſchen Schule 
u Bilzendorf, ingleihen auch die beigeladene 
chulaufſichtsbehoͤrde gehalten, anzuerfennen, 
daß der Graf Guido Hendel von Donners- 
markt ald Beſitzer des Nitterguts Pilzendorf 
nicht verpflichtet ift, zu ben Koften der Beſol⸗ 
dung der Induftrielehrerin an ber katholiſchen 
Schule Pilgendorf_33 Mart 33 Pf. jährlich 
ur Kreisfteuerlaffe des Kreiſes Tarnowig 
izuttagen, vielmehr berechtigt, die auf Grund 
der Verfügung des Königli Landraths⸗ 
amtes zu —** vom 7. November 1876 
vom Kläger zur Sreißfteuerlaffe etwa ein⸗ 
gezogenen Beiträge aus derfelben wieder zurüd- 
gezahlt zu verlangen. 
Der Berufungsricter begründet dieſe Entſchei⸗ 
dung wie folgt: 
„Es handele ſich lediglich darum, ob der 
8 19 des Schulreglementd vom 18. Mai 1801 
aud auf die Emolumente eines Induftrie 
lehrers fich beztehe oder nicht. Hterbei tomme 
es nicht weiter auf die Prüfung der Frage 
an, ob ber Minifter befugt fei, den Induſtrie⸗ 
unterricht zu einem obligatorifchen Unterrichts⸗ 
weige de Elementarunterritd zu machen. 
arüber aber könne füglich kein Zweifel fein, 
daß, wenn der erwähnte $ 19 ſich nur auf 
den Sänliehrer jehalt des bloßen Elementar= 
lehrers mit Ausichluß des Induftrieunterrichts 
beziehe, derfelbe ohne weitere geſeßliche Be— 
ftimmung gegen die Abſicht des Geſetzes nicht 
auf andere Fräftationen ausgedehnt werben 
tönne, weil ja ein Provinzialgefeg und zwar 
ein Ausnahmegeſetz vorliege. n beſtimme 
dad Schulreglement über die Dedung ber 
Koften des Induftrieunterrichts Nichts, über 
laſſe dies vielmehr der freien Vereinbarung 
der Betheiligten, jo da weder Herrichaft noch 
Gemeinde zwangsweiſe zur Uebernahme der 
Koften angehalten werden könnten. (Ent- 
ſcheidungen des Oberverwaltungögerichts Bb. I 
©. 206).*) Daraus folge aber mit logiſcher 
Nothwendigkeit, daß dann auch der $ 19 über 
die Koften des Imduftrieunterrichts Nichts 
babe beftimmen können. Wenn einmal ber 
& 58 nicht zur Geltung kommen folle, dann 
könne hierdurch auch der urfprünglihe Sinn 
nnd die Begrenzung des $ 19 nicht geändert 
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werden. Gewiß habe der Geſetzgeber im $ 19 
nicht an allein den Sauptehrer gedacht, jondern 
an mehrere angeftellte Lehrer und Adjuvanten, 
und ſei aus dem 8 19 litt. a. unzweifelhaft 
der allgemeine Grundjag zu entnehmen, daB 
die Herrihaft zur Unterhaltung des Lehrers 
ſtets ein Drittel beizutragen habe, aber doch 
nur für die Lehrer, für welche das Regle- 
ment gegeben fei, nämlid) für den ei entlichen 
Elementarlehrer und nit für den Smbuftzier 
lehrer; denn deſſen Koftenvertheilung ſchließe 
ja das Seich geradezu und ausdrücklich aus. 
Es jei wohl rechtlich möglich, einer in lege 
epectali conftituirten Laft durch Analogie eine 
ausgedehntere Wirkſamkeit zu geben, nicht 
aber diejelbe Se geieplihe Vorſchrift gegen 
die intendirte Grenze ihrer Wirkſamkeit zur 
außgebehnteren Anwendung zu bringen.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung haben die betlagte 
Sculgemeinde und die beigeladene Königliche 
Regierung Revifion gelegt, indem fie dem Vorder⸗ 
tichter Verlegung des $ 19.a. des katholiſchen 
Schulreglemeñts vom 18. Mai 1801 durd Nicht 
anmwendung vorwerfen. Ihr Antrag geht auf 
Aufpebung des Erkenntnifjes des Bezirksverwal⸗ 
tungsgerichts und Beitätigung ber Enrfeeidung 
des Kreisausſchuſſes. 

Kläger hat dieſem Antrage widerſprochen, ſich 
ſeinerſeits auf den $ 58 des genannten Reglements 
bezogen und um Beitätigung der Entſcheidung des 
Bezirköverwaltungsgerichtö gebeten. 

ie Revifion war für begründet zu erachten. 

Nah $ 19 a. des Schulreglements für die 
niederen fatholifchen Schulen in den Stäbten und 
auf dem platten Lande von Schlefien und der Graf⸗ 
ſchaft Glag vom 18.Mai 1801 find die Herrichaften 
verpflichtet, ein Drittel der Bejoldung der Lehrer 
an den katholiſchen Gemeindejchulen herzugeben. 
Diefe Beitimmung fann felbjtverjtändlih — und 
dies iſt auch in dem diesfeitigen Erkenntniſſe vom 
2. December 1876 (Entſcheidungen Bd. I.S. 205)*) 
ausbrüdlic) — — — nur auf biejenigen 
Xehrer Anwendung finden, welche den Unterricht 
ertheilen, der tu der Vollsſchule ertheilt werben 
muß. Der Unterricht in allen für die Volle: 
ſchule aeg Rehrgegenftänden bildet den 
Elementarunterridt. enn daher der Borber- 
richter die Lehrer, welche diejen Unterricht ertheilen, 
als „Elementarlehrer” bezeichnet wiflen will, fo 
tann ihm zugegeben werden, daß der $ 19 a. des 
Schulreglement? Efementarlehrer zur Voraus⸗ 
fegung hat. Aber er irrt dann darin, daß er die 
Lehrerin in weiblichen Handarbeiten nicht zu den 
Elementarlehrern rechnet, obgleich fie den Unter- 
richt in einem obligatorijchen Lehrgegenftande er: 
theilt. Daß die aulaufjihtebebörbe berechtigt 
it, Unterrichtögegenftände, welche in den General 
Landfhulreglement® vom 12. Auguſt 1763 und 
3. November 1765 nicht genannt find, in den 
Lehrplan der öffentlichen Voltsihule aufzunehmen, 
ift bereitö in dem diesfeitigen Erfenniniffe vom 
29. September 1876 (Entſcheidungen Band I. 
©. 173)*) näher Bargethan. Es verhält fih mit 
der Aufnahme des Unterricht? in den weiblichen 
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Handarbeiten in den Lehrplan der Schule nicht 
anders, wie mit der Linführung des Unterrichts 
in Geſchichte, Geographie, Raumlehre zc. als obli= 
gatorifcher Lehrgegenjtände. Die Bejoldung aller 
derer, welche in dieſen Gegenftänden unterrichten, 
ift nad $ 19 des Schulreglement3 aufzubringen. 
Dem fteht namentlich, was den Unterricht in dem 
meiblihen Handarbeiten betrifft, auch nicht der 
& 58 des Reglements entgegen. Derſelbe geht 
von der ausdrücklichen Worausfegung ans, daß 
„mechanifche Fertigkeiten, vorzüglich weibliche Ar— 
beiten, al3 Spinnen, Striden und Nähen“ in ber 
Volksſchule nicht gelehrt werben. Er empfiehlt 
dafür befondere Anftalten Induſtrieſchulen“ zu 
errichten und überläßt die Aufbringung der Koften 
der freien Entſchließung der Betheiligten. Nur 
von diefen, mit ber Volksſchule in feinem Zu— 
fammendange ftehenden Induſtrieſchulen Handelt 
jener Paragraph. Wo daher ſolche von der Vollks— 
ſchule getrennte Imduftrieihulen, — fei e8, weil 
die Beltimmungen ber Allgemeinen Verfügung 
vom 15. October 1872 noch nit zur Ausführung 
getommen find, ſei es, weil der in der Volksſchule 
eye Unterricht in den weiblichen Handarbeiten, 
welcher in der Regel beifpielaweife auf das Spinnen 
ſich nicht erftredt, den Intereſſenten nicht genügt, 
— noch heute beftehen, jind für die Unteraftung 
derſelben die Beitimmungen des 8 58 des Regle- 
ments maßgebend. Dagegen können diefelben auf 
die Koften des in der Voiksſchule ertheilten obli- 
atorifhen Unterrichts keine analoge Anwendung 
Fer, da für diefen die thatſächliche und recht- 
iche Vorausſetzung des 8 58, daß ber in Rebe 
fiehenbe Unterricht nicht zu den obligatorifhen 
ehrgegenftänden der Volksſchule gehöre, nad) ber 
Allgemeinen Verfügung vom 15. October 1872 
nicht zutrifft. 

Die Entiheidung des Vorderrichters mußte Daher 
aufgehoben werden, weil fie auf Nichtanwendung 
der 88 19 a., 58 des Schulreglements vom 18. 
Mai 1801 beruht, wobei bemerkt werben mag, 
* dieſes Reglement nicht als ein „Ausnahme⸗ 
geſetz“ (lex specialis) anzuſehen iſt, ſondern ſich 
ala das allgemein verbindliche Geſetz (lex gene- 
ralis) für die Unterhaltung der ſchleſiſchen Tatho= 
liſchen Gemeindeſchulen barftellt. In der Sache 
felbft war aus ben oben entwidelten Gründen auf 
die Heim des Klägers die Entſcheidung des 
Kreisausichuffes des Kreiſes Tarnowitz vom 11. 
Sanuar 1877, durch welche der Anſpruch des Stlä- 
gerd auf Freilaſſung von Beiträgen zur Befol- 
dung ber Lehrerin in den weiblichen Handarbeiten 
an der Schule Ei Pilzendorf als gejeglich unge- 
rechtfertigt zurüdgemwiejen worden ik lediglich zu 
beftätigen. 

D.8.:@. Rr. 106% 


5 der 8: des Handarbeitd- 
es sur Ginipenern. 


Berlin, den 28. November 1873. 

Der Königlichen Regierung eröffne id) auf den 
Bericht vom 1. d. M. Folgendes: 

Bei der Beitimmung, da die für die Einrich⸗ 
tung und die Ertheilung des Unterrichts in dem 
weiblichen Handarbeiten in den Volksſchulen er- 
forderlichen Koften in berfelben Weiſe, wie bie 
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übrigen Koften der gefammten Schulverwaltung, 
alfo nöthigenfals dur Erhöhung der Schulbei- 
träge, aufgebracht werben follen, find zunächſt die 
in meiner Verfügung vom 27. Mai d. 3. (U. 
46222)*) auögeführten Rechtögründe maßgebend 
gewejen. Es empfiehlt fi hieles Verfahren aber 
aud von dem Geſichtspunkte der Bwedmäßigfeit 
aus, da nur auf diefe Weife Schwankungen in 
ben für den Unterrihtözwed erforderlichen Ein- 
nahmen vermieden werben und der Einrichtung ein 
dauernder Beitand gefichert wird, während durch 
die Einztehung eines befonderen Stundengeldes ber 
Unterricht in den weiblichen Handarbeiten den 
Charakter einer Privatftunde erhalten und dadurch 
eine fortwährende Veranlaſſung zu Dispenſations⸗ 
efuchen gegeben werden würde. Darin, daß der 
Äintercit nicht allen Kindern, fondern nur den 
Mädchen ertheilt wird, Tann umfoweniger ein 
Grund gegen die Beftreitung der Koften beffelben 
aus der Schulkaſſe gergeleite werden, als auch die 
Koften des Turnunterrichtd der Knaben der Schul⸗ 
Tafle zur Laft fallen. 
U. 43639. 


öh. 


Berlin, den 7. Yebruar 1874. 

Auf den Bericht vom 24. v. M., betreffend die 
Einziehung der Remumeration für ben Unterricht 
in den weiblichen Handarbeiten, erwidere ich der 
Königlihen Regierung, daß da, wo der Lehrer 
auf ulgeld und Naturalien angeftellt ift, und 
fonftige baare Schulunterhaltungsbeiträge in ber 

egel nicht aufgebracht werben, die jührliche Bte- 
muneration für den Handarbeitungsunterricht von 
der ganzen Schulgemeinde Sinzugiehen ift. Der 
Modus der Vertheilung und Einziehung ift ber 
Gemeinde zu überlaffen. Findet in diefer Be— 
ziehung eine Einigung nicht ftatt, fo bat die König- 
liche Regierung das Erforderliche feitzuftellen und 
event. die Schulgemeinde zwangsweiſe zur gestung 
anzuhalten. Unzuläffig aber ift e8, die Hemune= 
ration dem Sculgelde derjenigen Kinder f u= 
fchlagen, welche ben Unterricht in den mweib den 
Handarbeiten erhalten. Da derſelbe obligatoriſch 
it, fo hat die ganze Schulgemeinde dafür aufzu= 
kommen. 
Der Minifter_der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: Greiff. 
U. II. 1287. 
bo. 


Nachdem die Ertheilung des Unterrichts in 
weiblichen Handarbeiten für die erwachſeneren 
Schülerinnen nunmehr als obligatoriſcher Lehr⸗ 
gegenſtand in — aller Elementarſchulen 
aufgenommen worden iſt, und einen integrirenden 
Theil des Elementarunterrichts bildet, ordnen wir 
hierdurch unter Aufhebung der desfallſigen frü- 
heren Beſtimmungen von Aufſichtswegen an, daß 
in Zukunft für die Theilnahme an dem Induftrie- 
unterricht von den betreffenden Schülerinnen ein 
befonderes Additionalſchulgeld nicht mehr erhoben 
werden ſoll, fondern die Koften diejes Unterrichts 
vom Beginn des nüchſten uljahrs, fpäteftens 
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vom 1. Januar 1863 ab aus ben betreffenden 
Schullkaſſen zu beftreiten find. 

Arnsberg, den 17. tember 1862. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


6. Befchaffung ber Reuuneration der Haudarbeits⸗ 
lehrerin, and für die als ſolche Tungirende 
efran eines Lehrers. 
Berlin, den 29. December 1873. 

Auf die Eingabe vom 20. October d. J. Hier 
eingegangen am 15. d. M. eröffne ich Ew. Wohl⸗ 
geboren, daß der Unterricht in weiblichen Hand- 
arbeiten bei der Vollksſchule obligatoriih ift und 
nicht wegfallen darf. 

Die Remuneration für die Hanbarbeitslegrerin 
ift von ben ur Unterhaltung der Schule Ber- 
pflichteten zu befchaffen. Das Gehalt des Lehrers 
kommt hierbei, auch wenn feine Ehefrau als Hand⸗ 
arbeitslefrerin fungirt, nicht in Betracht, da der 
Lehrer zur Ertheilung des erwähnten Unterrichts 
nicht verpflichtet iſt. 


7a. Einführung des Hanbarbeitö-Unterrihts. 
Remmneration der Lehrerin. 


Berlin, den 9. November 1872. 


In meiner Allgemeinen Verfü— über Ein- 
richtung, Aufgabe und Ziel der Volisſchule Habe 
ich angeorbnet, daß der Unterricht in weiblichen 
Handarbeiten, wenn — ſchon von der Mitiel⸗ 
ſtufe an in wöchentlich zwei Stunden ertheilt 
werdet). Eine weiter, namentlich eine ind Einzelne 
gehende allgemeine —— u erlaſſen, er⸗ 
ſchien mir bei der großen — der 
Verhältniſſe in den einzelnen Regierungs- oder 
Eonjiftorialbezirken der Monarchie bedenklich. Da⸗ 
gegen ift es ellerbings in hohem Grade wünſchens⸗ 
werth, daß über biefen enjtand da, wo es 
nicht bereiis geſchehen ift, Beitimmungen getroffen 
werben. 

Ich veranlafie daher die Königlichen Regie— 
rungen, fowie bie Königlichen Confiltorien der 

robinz Hannover, fofern fie nad} der — 

htung hin bereits Anordnungen getroffen haben, 
über dieſe, jowie über deren Erfolge an mich zu 
berichten, fofern fie aber diefen Gegenſtand noch 
nicht allgemein geregelt haben, die nunmehr ein= 
treten zu laſſen. 

Die betreffende Inſtruction hat insbefondere 
feftzuftellen, inwieweit der Lehrgegenftand ſchon 
auf der Mittelftufe überall aufzunehmen ift, unter 
welchen Berhältnifien eine Gemeinde von der Ber- 
pflihtung zur Einrichtung defjelben befreit und 
unter welchen eine einzelne Schülerin von ber 
Theilnafme am Unterrichte dispenfirt werben 
ann; ferner wie hoc) die Marimalzahl der _gleich- 
zeitig zu unterrihtenden en zu bemefien jet, 
auf welche Zmeige der weiblichen Handarbeiten 
is der Unterricht zu erftreden habe und melde 

nforderungen an die zu mwählende Lehrerin zu 
ftellen ſeien. Es wird endlich zu erwägen fein, 
welche Bergütung der Lehrerin für den Unterricht 
als Minimalforderung zuzugeftehen und welche An- 


*) Gentralblatt pro 1872 Seite 697 (unten im Bb, III). 
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ſchaffungen für den Unterrichtöbetrieb der Ge- 
meinde aufzulegen feien. 

Zur DOrtentirung kann die angefchloffene 
Berfügung der Königlichen Regierung zu Schies⸗ 
wig vom 21. v. M. dienen. Die in derjelben 
unter 10 empfohlene Anſchaffung einer Nãhmaſchine 
wird allerdings den Gemeinden nicht zugemuthet 
werden bürfen. 

Dem Berichte über die erlaffenen Berordnungen 
fehe ich vor dem 1. März EL. 3. entgegen. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
in Vertretung: Achenbach. 


immtliche Königli jierum; ib bil 
a = 


7b. 


a. 
Schleswig, den 21. October 1872. 

Schon die Allgemeine Schulordnung vom 24. 
Auguft 1814 — in 8 44, daß in den 
Bũrgerſchulen in Städten und Fleden „die Ar⸗ 
beitsjchule der Mädchen mit der Unterrichtsſchule 
in beftimmten Stunden abwechjeln“ ſoll, und in 
8 69, daß „mit den Landſchulen, wo die Um- 
fände es nur irgend erlauben, Wrbeitsanftalten 
zu verbinden find, in welden die Mädchen in 
weiblichen Handarbeiten gebt werben.“ 

Demgemäß wird denn aud in vielen Bürger- 
ſchulen unferer Provinz Unterricht in weiblichen 
Handarbeiten ertheilt, und find auch mit manden 
Landſchulen ſ. g. Induftriefhulen verbunden. In 
anderen Bürger- und Landſchulen fehlt es da— 
gegen nod) an jeder Unterweifung in diejem Gegen⸗ 
ftande, deſſen hohe Bedeutung für das bürgerliche 
2eben in unjern Tagen mehr und mehr erfannt 
wird, ober der Unterricht iſt doch nicht von ber 
Art, daß er die Mädden in Stadt und Land mit 
den für das Leben erforderlichen Kenntniffen und 
Fertigkeiten ausrüftet. 

Wir Halten es deshalb für unfere Pflicht, in 
Biejer Hinfiht gewiſſe Anordnungen zu treffen, 
welche nicht etwa Beſſeres und Umfaffenderes, wo 
e3 vorhanden ift, verdrängen, fondern das Uner- 
tägliche überall zur Durchführung bringen und zu 
einer zwedmäßigen Ertheilung dieſes wichtigen 
Unterrichts bie erforderliche Anweiſung geben 
jollen. Wir beftimmen demnach Folgendes: 

1. Bon Oftern 1873 ab tft in den mittleren 
unb oberen Abtheilungen einklaffiger und in ben 
mittleren und oberen Klaffen ——— Schulen 
der Unterricht in weiblichen Handarbeiten als 
obligatorifher Gegenftand für die Mädchen 
einzuführen. In welder Abtheilung oder Klaſſe 
biernad) der Unterricht zu beginnen hat, entſcheidet 
in ftreitigen Zällen das Königliche Kirchenvifita- 
torium.*) 

2. Bon der Einführung dieſes Unterrichts darf 
nur da, und auch da nur bis auf Weiteres abge- 
fehen werden, wo keine zur Ertheilung des Unter- 
richts geeignete Lehrerin zu haben ift, oder fonft 
etwa unüberfteigliche Hinderniffe vorhanden fein 
jollten; x find alle derartigen Fälle bis zum 
4. Zuni 1. 3. zu unfrer Kunde zu bringen. Yud 
tft uns Bericht zu eritatten, wenn etwa fpäterhin 
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aus Mangel einer Lehrerin der Unterricht irgendwo 
für länger als ein halbes Jahr wieder eingeftellt 
werben muß. 

3. Von der Theilnahme an dem Unterricht 
können nur jolde Mädchen dispenfirt werden, bei 
denen dies aus Gejundheitsrüdjichten erforderlich 
ift, oder bei denen nachweislich im elterlichen 
Haufe Kr dieſen Unterricht audreichend geſorgt 
wird. Im erſteren Falle kann die Beibringung 
eined ärztlichen Zeugniffes verlangt werden; im 
legteren entjcheidet nöthigenfalls eine durch die 
Handarbeitslehrerin auf Anordnung des Schulin- 
ſpectors vorzunehmende Prüfung. 

4. Da in jeder Handarbeitäftunde nicht füglich 
mehr als 30-40 Mädchen gleichzeitig mit Erfolg 
befhäftigt werden können, fo find die Schulklaſſen 
oder Abtheilungen, in denen die Zahl der Mädchen 
mehr ald 40 beträgt, in zwei Handarbeitöflafien, 
in denen fie mehr ala 80 beträgt, in brei Hand- 
arbeitöflaffen zu zerlegen. 

5. Die Zahl der wöchentlich in jeder Handar- 
beitsflaffe zu ertheilenden Stunden beträgt min- 
deftens zwei und find dieſe zwei Stunden, gleid)- 
wie die Turnftunden der Snaben, außer ber 
Minimalzahl von 26 Stunden (vergt unfre Ver⸗ 
fügung vom 7. Juni 1869 sub. Nr. 1) zu er- 
teilen. Werben aber, wie dies ganz wünſchens⸗ 
werth ift, vier oder mehr Handarbeitsſtunden 
wöchentlich ertheilt, jo darf doc die Zahl ber 
fonftigen Unterrichtöftunden nie weniger ala 24 
betragen. Das Lebtere gilt auch von ſolchen 
Schulen, mit denen eigentliche Induſtrieſchuien 
verbunden find. Auch in den Fabrikſchulen find 
zwei oder auch mehr Handarbeitsſtunden zu er- 
theilen; doch darf in denſelben die Bat der 
fonftigen Unterrihtsftunden nie weniger al3 16 
betragen. 

6. Der Handarbeitsunterricht darf jedenfalls nur 
einer ſolchen Lehrerin übertragen werden, die eines 
guten Rufes genießt, und zur Ertheilung des 
Unterrichts vollftändig befähigt ift. Der eh Fall 
ift der, wenn dieſer Unterricht von einer fonjt ſchon 
an ber Schule angeftellten Lehrerin — werden 
tann. Wo dies, wie zumeiſt auf dem Lande, nicht 
möglich if, wird er am geeignetften an Lehrer: 
— ⸗Wittwen oder «Töchter zu übertragen 
ein. 

7. Die der Lehrerin für jede Stunde zu_er- 
theilende Vergütung beträgt mindeftens 3% Sgr. 
Diefe Vergütung fol aber fo abgerundet werben, 
daß ihr für jede von ihr wöchentlich zu gebende 
Stunde ein Monatöbetrag von mindejtens 15 Sgr., 
und zwar ohne Ubzug der Ferien gewährt wird, 
Diejer Betrag ift nah den für die Aufbringung 
des banren Gehalts für die Lehrer geltenden 
Normen, eventuell auf Grund einer näheren Feſt⸗ 
ftelung des Kirchenvilitatoriums, über die Schul- 
interefienten zu verteilen. 

8. Der Unterricht beſchränkt fi auf Striden, 
Nähen, Fliden, Stopfen, Wäſchezeichnen und 
Wäſchezuſchneiden. Die Ertheilung des Unterrichts 
regelt die beiliegende Inftruction. 

9. Die für den erften Unterricht erforderlichen 
Materialien, insbefondere die Stridnadeln und 
bie beim Stridenlernen erforderliche Baumwolle, 
das Material zur Unfertigung bes Näh- und des 
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Beichentuches, ſowie ein en zur Aufbewahrung 
derfelben, find aus ber ultafje zu beichaffen, 
während die weiteren Materialien, ber Stoff zu 
den Strümpfen und zur Wäſche von den Eltern 
geliefert werden müſſen. Weigern ſich diefe, das 
Erforderliche anzuſchaffen, fo liefert die Schulfafie 
das Material, und die von den Kindern gefertigten 
Arbeiten werden dann aud) zum Beften der Schul⸗ 
taffe verwerthet. 

10. Es empfiehlt fi, in jeder Schule zum Ge- 
brauch der Handarbeitslehrerin eine Nähmaſchine 
anzufhaffen, für deren gute Confervirung und 
etivaige Reparatur die Lehrerin zu forgen hat. 

11. Die Lehrerin hat ein Unterrichts: und ein 
Verfäumnißprotocoll, ſowie Verzeichniffe über die 
für Rechnung der Söuftaf: angeichafften Ma— 
terialien und angefertigten Urbeiten zu führen. 

12. Berfäumnilje der Handarbeitsftunden werden 
ebenfo bejtraft wie fonftige Schulverfäumniffe. 

Königliche Regierung 
Abtheilung für Kirchen: und Schulwefen. 


An 
ſammtliche Königlige Kirchenvlſitatorien und 
ftäbtifhen Schulcollegien in ber Provinz 
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Oppeln, den 12. Juli 1873. 
Durch die Circular-Berfügung vom 30. No— 
vember 1872 hatten wir die ſämmtlichen Herrn 
Königlichen Landräthe und Kreis-Schulinfpectoren 
veranlagt, ſich ohne Aufihub der Vorbereitung 
gu Einrihtung des Unterricht? in den weib- 
ichen Handarbeiten in allen ftädtifhen und länd⸗ 
lichen Öffentlichen, Samtlien-, Vereins- und pri- 
vaten Schulen zu unterziehen. Aus den uns in 
Folge defien eingereichten Berichten ergiebt fich, 
daß in fait allen ftädtifchen und einer großen Zahl 
der ländlichen Elementarfchulen feit längerer oder 
kürzerer Beit der weibliche Induſtrieunterricht be= 
reiis bejteht und durch fen: Ergebniffe ſich die 
Anerkennung feiner Nüglichleit erworben hat. In 
einer anderen, gleihfals nicht geringen Anzahl 
von derartigen Schulen war die Einrichtung reſp. 
Wiederherſtellung diejes Unterrichts theils Belktmmt 
zugefagt, theils in fichere Ausficht genommen, da 
die betreffenden Schulgemeinden den Nußen des⸗ 
felben gleichfalls richtig würdigen. Je nad) den 
örtlichen Umftänden find für Schulkinder der beiden 
chriſtlichen Confeffionen gefonderte Einrichtungen 
etroffen und verjchiedene Lehrerinnen für diejen 
nterriht angenommen, oder es ift eine Ver—⸗ 
einigung beider erzielt worden, in ber Regel im 
tern alle der Koftenerfparnig Beier: Auch die 
jüdtfchen Kinder find unter ſolchen Umftänden mit 
binzugenommen worden. 
ur in einer nod) weiteren, ebenfalls nit un= 
beträdtlihen Anzahl von Schulen beider Con- 
effionen wird der Einführung des weiblichen 
andarbeitöunterricht® mwiderftrebt. Wenn einer- 
eits in manden Fällen ald Grund des Wider- 
eben geltenb gemacht wird, daß theils von den 
ausfrauen oder ben erwachfenen Töchtern, theils 
von mopitbätigen Inftituten und _Frauenvereinen, 
theils durch beftehende private Strid- und Näh— 
ſchulen, in welche die Kinder gejchidt werden, auß- 
teichend für diefen Unterricht gejorgt ſei, fo daß 
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es befonderen Schulunterrichts im Striden, Nähen, 
Stopfen und Zliden nicht weiter bebürfe, jo tft 
doch andrerfeits in den überwiegend meiften Fällen 
als Grund bes Widerjtrebens der Koſten⸗ 
punkt, eine Ueberbürdung mit Beiträgen für die 
Schule, hervorgehoben, die weitere Präſtations— 
fähigteit in Wbrede geſtellt und deshalb das Be— 
gehren verlautbart, daß der Staat die Koften, 
namentlich die Memuneration der Induſtrielehre⸗ 
rinnen übernehmen möge. Nur vereinzelt gründet 
ſich der Widerfprud auf frühere ungenügende 
Zeiftungen ber Lehrerinnen und auf einfaches, 
bhartnädiges Nichtwollen. Sobald ftaatliche Bei⸗ 
ülfe gewährt würde und der Unterricht dieſen 
chulgemeinden gar feine oder feine nennend= 
werthen Koſten bereitete, dürften auch bort die 
Meinungen zu Gunften der Sache ausſchlagen. 

Bon Seiten des Herrn Mintfters tft jedoch bie 
Gewährung von bejonberen Staatsbeihülfen für 
diefen fpeciellen Unterrichtszweig überall abgelehnt 
und die Beihaffung der Boften auf die Umfoge 
auf die Schulgemeinden und Dominien angewiejen 
worben. (cf. Eircular-Berfügung vom 30. No— 
vember 1872 und vom 7. Sunt 1873.) Deshalb 
und weil bei oremungsmäig nachgewieſener 
Präſtationsunfühigkeit einzelner Schulgemeinden 
zur Aufbringung der Gefammtloften der Schul- 
unterhaltung event. Staat8beihülfe in Ausſicht ge- 
ftellt tworben ift, kommt es in den feither wiber- 
trebenden Schulgemeinden darauf an, die Koften- 

age zu erledigen. 

Fr biefem Behuf Haben die Herren Kreis— 
Schulinſpectoren und die Herren Superintendenten 
die Local-Schulinfpectoren mit dem Auftrage zu 
ipeciellen fohriftlichen Verhandlungen mit ben be- 
treffenden Schulgemeinden zu verjehen, bei denen 
eine ben örtlichen Verhältniffen und der zu über- 
nehmenden Unterrichtöarbeit entſprechende Höhe 
der Remuneration der Lehrerin in Vorſchlag ge- 
bracht und auf eine Vereinbarung Hingemwirkt wird. 
Sofern diefe Vereinbarung nicht auf diefem Wege 
erreicht wird, find die Verhandlungen von ben 
Herren _Local-Schulinfpectoren an die Herren 
Sereis-Schulinfpectoren abzugeben und von letzteren 
den Herren Landräthen einzureichen, damit von 
diefen bie Höhe der Remunerationen der Lehre- 
rinnen feitgejeßt und die erforderlichen Reparti— 
tionen auf eitent werben. Bei aud dann noch 
etwa feftgehaltenem Widerftreben einzelner Schul- 
gemeinden haben die Herren Landrätfe an und 
zu berichten. 

Ueber die Höhe der Nemunerationen der Lehre 
rinnen kann von un eine allgemein gültige Norm 
nicht gegeben werben. Teils tft die Mühwaltung 
der Lehrerinnen, theil® ihre eigene Tiichtigtekt, 
theils die Lage der Schulgemeinden in theneren 
oder minder theueren Bezirken fo verfchieden, daß 
e3 fi empfehlen muß, die Remunerationen mit 
Berückſichtigung aller diefer Verhältniffe zu be- 
mefjen und auch auf befondere Verhältniffe, 3. B. 
wenn bie Lehrerin nicht am Schulorte, jondern in 
einem benadbarten Orte wohnt, zu adjten. 

Bertagun; Banträge bezüglich der Einführung des 
Unterrichts I zurůckzuweiſen. Die Beibehaltung 
von Ordensſchweſtern zur Leitung des Unterrichts 
ift für umftatthaft zu erachten. 
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Nur in Ortfchaften, wo keine Lehrerin beichafft 
werden kann, darf_zur Zeit der Induftrieunter- 
richt no) ruhen. Für die Beihaffung der Ma- 
terialien und Geräthihaften zum Unterricht der 
notoriſch ärmſten Kinder ift überall mit zu forgen, 
und in feinem Falle ift der event. Privatunter- 
richt in Induftriearbeiten geeignet, die Einrichtung 
de3 obligatorifhen Schulunterricht in ben weib- 
ia Hanbarbeiten aufzuhalten. 

eber die weitere Entwidelung diejer Ange: 
fegenheit erwarten wir binnen 3 Monaten von 
den Herren Kreis-Schulinfpectoren und den Herren 
Superintendenten Bericht. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

f 
— 

ſpectoren bes Regierungsbezirks Oppeln. 


7d. 


Frankfurt a. D,, den 25. Januar 1875. 

Unter Bezugnahme auf unfere Amtsblattver- 
fügung vom 23. Juli v. J. (Amtsblatt Stüd 30 
Seite 181) laffen wir dem Königlichen Landraths- 
amte in der Anlage je ein Eremplar unjerer Cir- 
cularverfügungen vom 28. Februar v. 3. und 
vom heutigen Tage mit dem Auftrage zugehen, 
die Bemühungen der Schulvorjtände und Schul 
infpectoren zur Einführung des Unterrichts in 
weiblichen Handarbeiten in ſaͤmmtlichen Elementar= 
fchulen des Bezirks nachdrüclichſt zu unterſtũtzen. Ins⸗ 
beſondere ermächtigen und verpflichten wir das 
göniglie Sandratbsant, die zufolge der umter 
Nr. 4 der Circularverfügung vom heutigen Tage 
etwa eingehenden Berichte und Anzeigen der 
Schulinſpectoren mit thunlichiter Beichleunigung 
nad; Maßgabe der nadjftehend angegebenen Ge— 
ſichtspunkte zu behandeln: 

1. Sofern für eine beftimmte Schule eine Lehrerin 
ermittelt ift, welhe der Schulvorftand oder der 
Schulinfpector zur Ertheilung des Unterrichts in 
weiblien Handarbeiten befähigt erklärt, und fo= 
fern die von dieſer in peu; genommene 
jährliche Vergütung den Betrag von 24 Thalern 
ür zwei wöchentliche Lehrſtunden nicht überfteigt, 
ift dortfeits der Betrag der zu gewährenden Re— 
muneration der fonjt für Utenfilien und Mas 
a. erforderlichen Koften endgiltig feitzu- 
jegen. 

2. Der Säulgemeinbe ift aufzugeben, den für 
Utenfilien und Materialien erforderlihen Betrag 
fofort und fernerhin bei Beginn jedes Schuljahres 
aufzubringen, die Remuneration für die Lehrerin 
aber, fall nicht etiwa eine monatliche Zahlung 
vorgezogen wird, in vierteljährlicen Kalender— 
raten poftnummeranbo zu zahlen. 

3. Die Aufbringung der Nemuneration hat 2 
Maßgabe der für die gefammten Schullaften excl. 
des Schulgeldes in der betreffenden Schulge⸗ 
meinde bei Sehenben Beitzagsfußes, event. d. h. 
beim Mangel eines ſolchen, biß dahin, daß ein 
rechtsgiltiger Gemeindebeſchluß über einen ander- 
weiten Aufbringungsmodus zu Stande kommt, 
nad) Mafgabe der von ben Hausvätern bes 
Schulbezirt3 zu zahlenden Eintommen-, Mafien-, 
Grund⸗ und Gebäubeiteuer zu erfolgen. 
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4. Die in Gemäßheit der vorftehenden Be- 
ftimmungen ad 1 bis 3 ber betreffenden Schul- 
gemeinde zu machenden Eröffnungen find mit 
dem Bemerten zu begleiten, daß bei fernermeiter 
Bahlungsweigerung die executiviſche Einziehung 
der fälligen Beiträge erfolgen merbe. 

5. Zugleih mit der sub Nr. 4 vorgefehenen 
Verfügung an die Schulgemeinde ift der Schul- 
vorstand, beziehungsweiſe der Schulinfpector mit 
Nachricht zu verjehen, damit für den fofortigen 
Beginn des Unterricht in weiblichen Handarbeiten 
Sorge getragen werde. Die Schulinfpectoren find 
angewiejen, wofern und jo oft es nöthig wird, 
rechtzeitig den Antrag auf erecutivifche Einziehung 
der von der Schulgemeinde etwa nicht gezahlten 
fähigen Raten der Nemuneration der Lehrerin 
und ber fonft feitgefegten Koften direct an das 
Königlihe Landrathgamt zu richten. 

6. Das Königlihe Landrathsamt hat ſodann 
die prompte Erledigung der nad Maßgabe der 
unter Nr. 5 getroffenen Beitimmung bei dem: 
felben eingehenden Wequifitionen zu veranlaffen. 

Scließlih bemerken wir, daß zu den Koſten 
der Einführung des Unterrichis in weiblichen 
Handarbeiten eine Beihülfe aus Staatsfonds in 
der Regel nicht gewährt werden kann. Wohl 
wird fpäterhin bei Prüfung der Leiftungsfähigfeit 
der Gemeinden in De auf die Selammeheit 
der Schullaften und bei Berechnung der legteren 
auch der aus Einführung des qu. Lehrgegenftandes 
fi) ergebende Koftenbetrag zu berüdfichtigen fein, 
und wir werden den zu den Lehrerbefoldungen 
im alle des Unvermögens der Gemeinden zu 
gewährenden Staatsgufguß gern in billiger Er- 
mägung aud) der denfelben neuerdings entftehen- 
den Belaftung bemeſſen. orläufig aber muß 
der aus der angeblichen Leiftungsunfähigteit der 
Gemeinde hergenommene Einwand gegen bie Ein- 
fügrung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten 
in der Regel abgemwiefen werben und kann wegen 
deffelben die Ausführung unferer Eircularver- 
fügung vom 28. Februar v. I. nicht filtirt 


werden. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirhen- und Schulweſen. 
bie fämmtlicen Röniglicen Sanbraihsämter 

des Bezirks. 

Die Verfügung vom 28. Februar v. I. und 
die Inftruction find im Centralblatt pro 1874 
Seite 623 folg.*) abgedrudt. Nachſtehend wird 
weiter die Verfügung vom 25. Januar d. 9. 
mitgetheilt. 


76. 
Frankfurt a. O. den 25. Januar 1875. 

Trotz der Schwierigkeiten, auf welche in nicht 
wenigen Fällen die allgemeine Durdführung 
unferer den Unterricht in weiblichen Handarbeiten 
betreffenden Eircularverfügung vom 28. Februar 
v. J. ftößt, kann von derjelben doch nicht Ab⸗ 
ftand genommen werden. &8 liegt, wie wir unter 
Beaugnahme aufunfere Amt3blatt-Belanntmachung 
vom 23. Juli v. I. (Amtsblatt, Stüd 30 Seite 
181) Ew. Hodwürden und Hochehrwürden aus- 
drüdlic eröffnen, nirgends in der Befugniß der 


*) of. unten Vd. III im Gapitel vom Unterricht. 
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Schulvorftände oder Schulgemeinden, unter Be 
ftreitung ber Zwedmäßigfeit und Erſprießlichkeit 
des bezeichneten Unterrichts die Einfügung bes- 
felben in den Lectionsplan ber Schule zu ver- 
weigern. Die legtere muß vielmehr, voraudge- 
feßt, daß eine geeignete Lehrerin ermittelt tft, 
unter allen Umftänden erfolgen, und haben 
fi) die Gemeinden nur darüber ſchlüſſig zu machen, 
in welcher Weiſe fie die Koften, welche durch An- 
nahme einer Lehrerin und dur die nothwendig 
werdende Beihaffung von Utenfilien und Ma— 
terialien entftehen, aufbringen wollen. 

Wofern in einzelnen oder ſämmtlichen Schulen 
der dortigen Barochie der Unterricht in weiblichen 
Handarbeiten noch nicht ins Leben getreten fein 
follte, Haben Ew. Hochwürden und Hochehrwürden 
nunmehr ohne Verzug mit den erforderlichen 
Maßnahmen in nachſtehend angegebener Weife 
vorzugehen : 

1. Zunächſt iſt unter Beirath des Schulvor- 
ſtandes und des Lehrerd der betr. Schule eine 
geeignete Lehrerin zu ermitteln. Berfagen einzelne 
Mitglieder des ulvorftandes ſchon hierzu, wie 
es mehrfach gefchehen tft, ihre Mitwirkung, fo 
kann auf diefelbe, ohne daß der Gang der Sache 
aufgehalten wird, verzichtet werden. Ausdrüdlich 
wird bemerkt, daß die Wahl der Lehrerin und 
die Prüfung der Dualification derfelben Sache 
des Schulvorſtandes bezw. des Schulinfpectors ift. 

2. Sernerhin find die durch Befoldung der 
Lehrerin und Beihaffung von Materialien und 
Utenfilien für das Jahr entftehenden Koften durch 
protocollarifche Verhandlung mit dem Schulvor- 
ftande, oder, two eine folche fich unthunlich ermeift, 
durch Vernehmung der auserfehenen Lehrerin 
unter Buziehung des Ortslehrers feftzuftellen. 

3. Bon dem erzielten Ergebniß iſt der Schul- 

emeinde Mittheilung zu machen und derjelben 
n unferm Auftrage zu eröffnen, daß, wenn bie 
Aufbringung des erforderlichen Gelbbetrages ver⸗ 
weigert werden follte, die zwangsweiſe Einzie- 
bung herbeigeführt werden wird. 

4. Wenn fi die Gemeinde zur Aufbringung 
der Koften willig zeigt, fo hat der Unterricht in 
weiblichen Handarbeiten fofort zu beginnen. Im 
alle der Weigerung der Gemeinde aber, den 
Koftenbetrag zu gewähren, haben die Local-Schul- 
infpectoren unter Anfügung fämmtliher er- 
Handlungen dur den Kreis-Schulinfpector an 
dad zuftänbige Königliche Landrathsauit Anzeige 
zu erfatten. Sobald von dort aus der Betrag 
ber aufzubringenden Koften feftgeftellt und die 
Gemeinde zur Zahlung deffelben angemwiefen ift, ift der 
Anfang mitder Ertheilung des Unterrichtö zu machen. 

5. Zwifchen dem Schulvorftande Namens der 
Schulgemeinde einerjeit8 und der Lehrerin für 
weibliche Handarbeiten andererfeit iſt ein fchrift- 
liches Ablommen zu treffen, durch welches die 
Anzahl der zu ertheilenden Lehrftunden die Ver— 
pflihtung zur genauen Innehaltung derfelben 
und zur Beobachtung der von uns burd) Vers 
fügung vom 28. Februar 1874 vorgeſchriebenen 
und der Lehrerin zu behändigenden Inſtruction, 
die Höhe der zu gewährenden Entihäbigung und 
der Bahlungsmodus derfelben feitgeftellt und außer: 
dem borgefehen, daß der Vertrag durch eine beiden 
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Theilen vorbehaltene vierteljährlihe Kündigung 
gelöft werden kann. Der Schulvorftand wird aber 
nur dann zur Kündigung fehreiten, wenn dringende 
Veranlaffung vorliegt und wenn für den unge- 
ftörten Sortgang des Unterriht3 burd Eintritt 
einer anderen Lehrkraft bereit3 Sorge getragen 
ift. Außerdem wird, befondere Fälle abgerechnet, 
die event. vom Schulvoritande ausgehende Kün— 
digung fo anzubringen fein, daß die feitherige 
Lehrerin mit dem Schluffe des Schuljahres aus- 
fcheidet und die neue mit Beginn des folgenden 
ihre Functionen übernimmt. 

6. Sollten die vom Königligen Landrathsamte 
feitgefegten Beträge, namentlich die der Lehrerin 
zuftegende NRemuneration, nicht regelmäßig in 
vierteljährlihen Raten poftnumerando von der 
Schulgemeinde gezahlt werben, fo ift der Antrag 
auf erecutivifche Einziehung der fälligen Theil⸗ 
zahlungen ungefäumt an das Königliche Land- 
raihsamt zu richten. 

7. Die beifolgende Nachweiſung nad) Formular 
A.*) ift fpäteftens bis zum 1. Sur d. $. ord⸗ 
nungsmäßig ausgefüllt an den zuftändigen Kreis- 
Scähulinfpector einzureichen. 

Scliehlid) bemerken wir, daß wir in unferer 
Verfügung vom 28. Februar v. J. zwar den 
Minimaljag der der Lehrerin in mweiblihen Hand⸗ 
arbeiten zu gewährenden Bergütigung auf 12 Thaler 
pro anno für je 2 wöchentliche Lehrftunden feft- 
geſetzt haben, es kann jedoch die Einführung des 
qu. Unterrichts durch eine etwaige Mehrforderun 
der ſich darbietenden Lehrerin, falls diefe font 
wohl qualificirt ift, nicht aufgehalten werden. Nur 
wofern dieje Forderung das Doppelte des Mini- 
malſatzes, alſo 24 Thaler für das Jahr bei zwei 
wöchentlichen Lehrſtunden, überjchreiten follte, fann 
diefelbe als zu hoch bemefien abgelehnt und, fo 
lange eine geeignete Lehrkraft nicht billiger zu 
beihaffen ift, die Einführuug des Unterricht einit- 
teilen vertagt werben. Indeſſen erwarten wir 
doch, daß dieſe den befonderen Localverhältniffen 
Rehnung tragende Verüdfichtigung nicht miß- 
bräuchlich dazu Benußt werde, die Einführung des 
Unterrit3 auf die Dauer zu bintertreiben und 
ſehen event. bejonderem Berichte entgegen. 

Wir vertrauen, daß die Herren Local-Schul- 
infpectoren die Wngelegenheit mit Umfiht und 
Eifer behandeln und die nöthigen Maßnahmen 
derartig befchleunigen werden, daß mit Beginn 
des nädjften Sommerfemefterd ein definitive Er- 

ebniß erzielt ift und der Unterricht überall ing 
eben tritt, wofern nicht Hinderniffe, die dies 
thatſächlich unmöglich machen, ſich nachweiſen und 
e3 in Gemäßheit unferer Eircularverfügung vom 


*) Diefe „Rahwelfung über ben Stand des Unterrihts in 
weiblichen Handarbeiten in den Schulen ber Parodie N.” ent⸗ 
Hält folgende Rubriken: 

Same ver Sgulerte ober Beielänung ber Culankal 

ame des ts ober J t. 
Ob der Unterriät in —X —æãſYſ eingeführt iſt. 
Bejahenden Falls ſeit wann? 

Name und Stand ber Lehrerin. 

Anzahl ber am Unterrichte theilnehmenden Schülerinnen. 

Anzahl ber wöchentlichen Lehrftunben. 

Se, * bie Lehrerin zu zahlenden Bergütigung 

Ir bat it. 
Bernerkungen, insbejondere für den Fall, bag ber Unter 
tigt einitwellen noch nicht eingefül 1, Ungabe ber Ber 
ehe icht eingeführt iſt, Ungal 
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23. Yebruar v. 3. gerechtfertigt erfcheinen laſſen, 
daß vorläufig noch .der Unterricht in weiblichen 
Handarbeiten ausgeſetzt werde, 

Die Herren Kreis-Schulinfpectoren aber weifen 
wir an, auch ihrerfeit3 der Angelegenheit die thun⸗ 
lichſte Förderung angebeihen zu laffen, die nad) 
der obigen unter Nr. 4 gegebenen Beftimmung bei 
ihnen eingehenden Berichte der Local- Schul- 
infpectoren den auftändigen Zandrathsämtern un⸗ 
geläumt zur weitern Veranlaffung zuzufertigen 
und bis zum 1. September t. 3. eine nah Maß— 
gebe des anliegenden Formulars B.*) aufzuftellende 

chweiſung ung einzureichen. 

Königliche Regierung. 
Abteilung für Kirhen- und Schulmefen. 


ſannntliche Herren Kreis: und Local⸗Schulinſpectoren. 


8. Unzuläſſigkeit der Erhebung der Remuneration 
für eine Haudarbeitslehrerin, während eine ſolche 

augeſtellt ift. Ansrönungen zur Gewin- 
nung einer Sanbarbeitälehrerin bei Unwillfährig⸗ 
Teit der Gemeinde. 


Berlin, den 28. April 1882. 

Der Königlichen Regierung erwidere id, daß 
eine Anorbnung, nad welder die Remuneration 
für die Handarbeitslehrerin auch in dem Falle 
uf ebracht und zur Schulfaffe eingezogen werden 

te, daß geitteitig eine Lehrerin nicht unge 
ftent ift und der Unterricht nicht ftattfindet, bei 
dem Mangel geſetzlicher Grundlage nicht für zu= 
läffig zu erachten ift. 

Hingegen wird ſolchen Gemeinden, welche ſich 
weigern, eine Handarbeitslehrerin anzunehmen, 
oder die es zu verhindern wiſſen, daß ſich eine 
ſolche zur Ucbernahme des Handarbeitsunterrichtes 
bereit finden läßt, eine beftimmte Friſt zu ſehen 
fein, bis zu welcher fie Vorſchläge wegen An- 
nahme einer Handarbeitslehrerin zu machen haben. 
Berftreicht die Frift, ohne daß fie der Anforde- 
rung nahgelommen find, fo hat die Königliche 
Regierung auf dem Ihr geeignet ſcheinende Wege, 
etwa duch den Local oder Kreiß-Schulinipector 
ober fonft wie eine qualifizirte Perſönlichkeit zu 
ermitteln, die Remuneration feitzufegen und die 
Beiträge eventuell erecutivifch beizutreiben. — 

Berleidet die widerftrebende Gemeinde ber Leh- 
rerin ihr Amt, jo daß letztere es dieferhalb auf- 
giebt, fo ift eine andere und zwar wenn nöthig 
unter angemeffener Erhöhung der Remuneration 
u eugegiien, und mit der Einziehung der er- 
Föten eiträge fortzufahten. Es iſt mit Sicher- 
heit anzunehmen, daß bei diefem Berfahren die 
renitenten Gemeinden ihr Widerftreben aufgeben 
werben. Gegen fie dafjelbe fort, fo werben fie 
nur erhöhte Laſten zu tragen haben. 

Die Königliche Regierung wolle hiernach das 
Weitere veranlafjen, ſowie demnächſt bie Beſchwerde⸗ 


Die „Rodweifung derjenigen Säulen in ber Kreia⸗ 
mfpection R., in melden ber Unterricht in weiblichen Hand⸗ 
arbeiten einftweilen noch nicht eingeführt IR” enthält folgende 
Rubriten: 
Laufende Nummer. 
Reme der Squlorts ober Vezeichnung der Schulanfalt. 
— — u Ideen bie Qu bes 
Ingabe ‚aus we le Ein ei 
Unterrits in weiblichen Hanbarbeiten — 
fept worden iſt. 
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führer auf die anbei zurüdfolgende Eingabe vom 
ee d. J. mit entiprechendem Beſcheide 
verfehen. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Ungelegenheiten. 
Im Wuftrage: de la Eroir. 

a 


in 
die Königliche Regierung zu R. 
U. IIls, 11: a 


8 258b. Einführung und Koſten des 
Turnunterrichts. 


41. E. v. 23. Oct. 1875 betr, ben obligatoriſchen Charakter 
bed Turnunterrichts und Aufbringung ber Koften.*) 

2. Bf. der K. Reg. in Breslau v. 22. Febr. 1861 
betr. bie Einführung gymnaftifcger Uebungen in ber 
Elementarſchule. cf. 8 200 Nr. 2, 

3. €. v. 18. Märy 1885 betr, bie Berüdfihtigung ber 
Leiftungsfähigteit ber Gchulgemeinden bei bem Bes 
triebe bed Turnunterrichts. cf. oben & 99 Rr. 6. 

4. cf. überhaupt oben Bb. I 88 99, 108, 144. 


1. Gleihftellung de3 Turannterrihts mit den 

übrigen Sehegenenflänen ber Vollsſchule. Auf: 

bringung der Koften, inöbefondere bei Verhinderung 
des ordentlichen Lehrers. 


Berlin, den 23. October 1875. 
Durd) $ 13 und 17 ber Allgemeinen Berfügung, 
betreffend Einrichtung, Aufgabe und Ziel der 


i|preußiichen Voltsidule, vom 15. October 1872 


it der Turnunterrit den übrigen Lehrgegen- 
ftänden der Volksſchuie gleichgeftellt worden. Die 
für Ertheilung defjelben erjorderlihen Geldmittel 
bilden demnad) einen Theil der Koften der ge- 
ſammten Schulverwaltung und find mit digen 
aufzubringen. Wo es nöthig ift, find zu dieſem 
Zwede die Schulbeiträge zu erhöhen.**) 

Wenn alfo, wie in dem Berichte vom 9. v. M. 
näher ausgeführt ift, der Lehrer zu N. durch uns 
verfchuldetes körperliches Leiden außer Stand ge- 
ſetzt ift, Turnunterricht zu ertheilen, und ihm, 
weil er bereit3 vor Einführung dieſes Lehrgegen- 
Standes in fein gegenwärtige Amt getreten war, 
nicht zugemuthet werden kann, aus feinen Mitteln 
einen Vertreter zu remuneriren, fo find die bezüg⸗ 
lichen Koſten für dieſen — im vorliegenden Falle 
120 Reichsmark alljährlich — aus der Schulkaſſe 
zu beſtreiten und nöthigenfalls durch Erhöhung 
der — aufzubringen. Die Bewilligung 
einer Staat3beihülfe kann erft erfolgen, wenn 
der Nachweis geführt worden ift, daß die ber- 

flichtete Gemeinde nicht im Stande tft, die er- 
Firbertichen Mittel aufzubringen. 

Bezüglich der Gemeinde N. tft diefer Nachweis 
bis jegt noch nicht geführt worden. Ich bin da- 
her nicht in der Tage, dem Untrage auf Bewiligung 
einer ernatepeihulie für diefelbe ſchon jetzt Folge 
u geben. 

Der Minifter der geiftlihen zc. Ungelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
die Königlii terung N. 
— 


* ler für Hannover Se Yes Mai — 

und Leverkühn ei ix moDer 

—SS— —— he Kom Ans Rr. 3 (8.117). 
) cf. 5 2580 Rr. ba a. €. 
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1a. 


Berlin, den 4. Juni 1862. 


Auf den Beriht vom 2. Mai d. J. erwidere 
id) der Königlichen Regierung, wie der Erlaß 
vom 21. März d. $. (u 6297) feinen Zweifel 
darüber Iaflen fann, daß fortan der Unterricht in 
den gymnaſtiſchen Webungen einen integrirten 
Theil des Volksſchulunterrichts für die männliche 
Jugend bilden fol. Daraus ergiebt fih von 
jelbit, daß die zur Unterhaltung der betreffenden 
Volksſchule Verpflichteten auch die für den Turn- 
unterricht erforderlichen Koften aufzubringen haben. 
Hierhin ift unter allen Umftänden die Beichaffung 
und Einrichtung eines geeigneten Turnplages un! 
die Anföaftung ber einfahren Geräthe in der Art 
und in der Beſchränkung zu rechnen, wie ber 
Leitfaden für den Zurnunterricht in den Preu= 
Bilden Voiksſchulen dieſes angiebt. (Korti. cf. 
8 200, Rr. 2b.) 

v. 11110. 
2. 

Die nachſtehend audzu; mweife mitgetheilte Cir- 
eular-Verfüguug giebt ingerzeige, wie einzelne, 
der allgemeinen Einführung gymnaſtiſcher Uebun— 
gen in der Elementarjchule entgegenftehende Hin- 
derniffe zu befeitigen find: 

Nahdem durch die allerhöchſte Ordre vom 
6. Juni 1842 der Unterricht in ben Leibesübun⸗ 
gen als ein nothwendiger und integrirender Theil 

er Erziehung der männlichen Jugend anerkannt 

und ausdrücklich in den Kreiß der Volfserziehungs- 
mittel aufgenommen worden war, wurde ange: 
ordnet, daß die zur Unterhaltung einer Schule 
im Allgemeinen Verpflichteten auch zur Herftellung 
und Unterhaltung des Zurn-Unterrihts zu ver= 
flichten ſeien. Dabei hatte indeß die Annahme 
Bing gegriffen, daß es einer Nöthigung kaum 
edürfen werde, da die betreffenden Gemeinden 
von der Nützlichkeit des gedachten Unterrichts fich 
ſelbſt überzeugen und zur Einrichtung befielben 
bewogen fühlen würden. 

Eine Reihe von Jahren hindurch ward jedoch 
diefer Zweig des Unterricht? nur unter Berüd- 
fihtigung der Höheren Lehranftalten zu Gunften 
der betreffenden Schüler gepflegt, während die 
große Mafie der heranwachſenden Jugend dabei 
unbethetligt blieb. 

Durch die Minifterial-Erlaffe vom 26. Mai 
und 10. September pr.*) ift in diefer Sachlage 
infofern eine Wenderung eingetreten, als höhern 
Orts geltend gemacht worben ift, daß ein durch⸗ 
greifender Gewinn aus den Zurnübungen für 
dad Baterland und die Volksbildung nur er- 
wachſen könne, wenn das aufblühende Gefchlecht 
tm Großen und Ganzen daran fid) zu betheiligen 
Gelegenheit fände. 

In Folge defien hat der Herr Minifter der 
eiftlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegen- 
jeiten mittels der obengebachten Verfügungen und 

amgersiefen, ſolche Einleitungen zu treffen, durch 
welche auch die männliche Jugend der ftädtifchen 
und ländlichen Elementarſchulen zur Betheiligung 


®) Gentralblatt pro 1860 Seite 336 und 619. 
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der bei denfelben einzuführenden gymmaftiichen 

Uebungen in den Stand geſetzt werbe. 

Wir hielten es für angemeffen, ehe wir zur 
weiteren Ausführung des erhaltenen Auftrags 
fchritten, und näher davon zu unterrichten, was 
in den Städten unſers Aufſichtskreiſes bei den 
betreffenden Schulen für die Wusbildbung der 
Jugend in gymnaftifcher Beziehung etwa ſchon 
defäjehen fei, und erließen aus diefem Grunde 
unfre Circular-Verfügung vom 18. October pr. 
an fämmtlihe Magifträte unferes Departements. 

Aus den hierauf an un erftatteten Berichten 
haben mir erfehen, daß zwar hie unb ba, allein 
im Allgemeinen doch nur in fehr wenigen Städten 
ein Zurnunterricht ertheilt, jeboch aud in diefen 
feltenen $ällen nur wenig benügt wird. Gern 
haben wir dagegen gleichzeitig wahrgenommen, 
daß die eröffnete Wusficht auf einen Polen Taft 
überall in den Stäbten eine willlommne Aufnahme 
gefunden hat und die Heilfamfeit des einzuführen» 
den Unterricht gebührend gewürdigt find. Wir 
fehen darin nit nur ein Beugniß von warmen 
Batriotismus, der unfer Hinmwerfung auf ben 
engen Bufammenhang ber gebadhten Webungen 
mit der Wehrfraft des Landes vollftändig aner- 
tennt, fondern auch ein volles Verſtändniß 
für die erſprießlichen Folgen, welche die Erhöhun, 
der körperlichen Gewandtheit der Jugend au! 
deren intellectuelle und Charakterbildung weſent⸗ 
lich mit fi führen muß. 

In Beziehung auf die in den einzelnen Berichten 
der Magifträte geäußerten Bedenken bemerten 
wir indeß noch Nachftehendes: 

1) Wenn man hie und da einen geeigneten Turn- 

plag nicht finden zu können meint, fo find 

wir überzeugt, daß die deöfallfige Schwierigkeit 
bei ernftem Willen und beharrlicher Bemühung 
überall zu überwinden fein wird. 

Die Befürchtung, daß es mit dem Turnunter- 

richte verbleiben werde, wie es bisher getvefen, 

indem er zivar werde angeboten, allein nur 
von Einzelnen und nicht von der Maſſe der 

Schüler benüßt werden, befeitigt fi) durch die 

Bemerkung, daß, indem jept jener Unterricht 

in den Kreis vorfchriftsmäßiger Unterrichts- 

gegenftände gezogen wird, es nicht mehr von 
dem Belieben der Eltern allein abhängen 
fann, ob fie ihre Kinder am Turnunterrichte 
ſich beteiligen Iaffen wollen oder nit. Viel⸗ 
mehr wird die männliche Jugend im Alter 
von 10 bis 14 Jahren ald turnpflichtig zu 
erachten fein; wobei ſich indeß von ſelbſt ver- 
fteht, daß den begründeten Wünſchen ein- 
gene Eltern bezüglich der Ausichliegung ihrer 

Inder von dem gedachten Unterrihte überall 
verftändige Rechnung zu tragen fein wird. 

3) Schwieriger wird es vorerft fein, bad Be— 
denten wegen der Beichaffung der erforder- 
lichen Turniehrkräfte überall zu —— da 
manche Individualitäten unter den eher 
zur Ertheilung des Turnunterrichts überhaupt 
nicht geeignet find, andere Alters und Kränf: 
lichteits halber davon auögeichloffen bleiben 
müfjen, nod) andere endlich im Turnen niemals 
Unterrit erhalten haben und daher, wo in 
folgen Fällen nur eine einzelne Lehrkraft an 
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4) 


einer Schule wirkt, der Mangel eines geeigne- 
ten Lehrers dad Turnen der Schüler unmög- 
lich maden kann. Allein die Zahl diejer 
Schulen wird dennoch weit geringer fein, als 
es im erften Wugenblide den Anfchein Hat; 
denn die gumnaftiichen Uebungen, um melde 
es fi) Hier zunächſt handelt, find fo einfacher 
und leichter Art, daß babei auch derjenige 
Lehrer, welcher nur einigermaßen mit ihnen 
fi bekannt gemacht hat, felbit ohne einen 
förmlichen Unterricht im Turnen erhalten zu 
haben, die Jugend mit Erfolg anleiten Tann. 
In vielen Gemeinden wird es überbied auch 
an anderen, befonder® ausgedienten Militair- 
Berfonen nicht fehlen, die, wenn der Schul- 
lehrer felbft ganz ungeeignet fein follte, dabei 
zur Mitwirkung berufen werben könnten. 

Auch Hat der Herr Minifter in Ausficht ge 
ftellt, daß bei der Gentrals Turnanftalt in 
Berlin auf Einrichtung eines etwa ſechs⸗ 
wöchentlichen Curſus zur Vorbildung bereits 
angeftellter Lehrer im Zurnen werde Bedacht 
genommen a] und für andere wird es 
augreihen, wenn fie an ben Schullehrer⸗ 
Seminarien zu Breslau, Bunzlau, 
Ereugburg, Münfterbergund Steinau 
fi durch Ymauung des dort ertheilten Turn⸗ 
unterricht, reſp. durch Theilnahme an dem⸗ 
felben, mit der Sache bekannt machen. Wenn 
uun ee an den Schulen des Regierungd- 
Bezirks bereit3 eine nicht Heine Zahl jüngerer, 
im Turnen borgebitbeter Lehrer angeftellt tft 
und biefe ſich mit jedem Jahre vermehrt, auch 
fih annehmen läßt, daß die des Turnens 
tundigen Lehrer gern bereit fein werben ihren 
in der Nähe wohnenden Amtögenofjen durch 
Ertheilung ber ihnen nöthigen Snfteuction zu 
Hülfe zu kommen; fo kann aus allen diefen 
Umjtänben die % mung geichöpft werden, daß 
der Mangel an u en dem Erreichen bes 
uten d3 nur felten hinderlich fein werde. 
inige Berichte haben ferner in den Koften, 
melde aus der Einrichtung und Erhaltung des 
Zurnunterricht8 erwachfen würden, ein Hinder⸗ 
niß des Letzteren fehen wollen. 


Diefe Koften können, abgejehen von ber Her- 
ftelung bed Zurnplages, 
laffung haben. Einerjeit3 fann nämli 


ne zweifache Beran- 
die Ent- 


ſchädigung des Turnlehrers, andrerjeit3 die An= 
jchaffung und Unterhaltung der Turngeräthe Koften 
verurfahen. Wir bemerken dagegen folgendes: 


Es ift allerdings zu wünſchen, daß dem Lehrer, 


damit Luft und Freudigkeit für die neue Nufgnbe, 
die er zu Löfen erhält, ihm nicht fehle, eine billige 


Entihädigun; 
waltung zu 


für die von ihm verlangte Müh— 
eil werde; andrerfeit® aber darf 


derfelbe doch, fo mweit es fich dabei um einen am 
Orie fonft angeftellten Schullehrer handelt, und 


das Turnen nur als ein 


Theil der von ihm in 


der Schule zu behandelnden Lehrgegenftände an= 
zuſehen ift, die Ertheilung des ZTurnunterrichts 
von dem Empfange einer Entihädigung dafür 
nicht abhängig machen.**) 


*) ef. 2b. I. 85 108, 144. 


ir werden indeß bei Bertheilung der von uns 


*) of. 5 200 Rr. 2. 
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ausgehenden Unterftügungen und Gratificationen 
auf diejenigen Lehrer, welchen die Armuth ber 
Schulgemeinde eine Entihädigung für den von 
ihnen ertheilten Turnunterricht zur Bermehrung 
ihres fonft kärglichen Einkommens zu gewähren 
nicht im Stande ift, und die fich dennoch der Sache 
mit Treue und gutem Erfolge widmen, eine bes 
fondere Rüdficht nehmen. 

Das von einigen Magifträten geäußerte Be— 
denten wegen ber Unloften, welchen die Anichaffung 
und Unterhaltung der Turngeräthichaften veran- 
laffen könnte, führt ung auf die Bejchaffenheit des 
in den Elementarſchulen zu ertheilenden gymnaſti⸗ 
{hen Unterrichts felbft, wie auf die dabei innezu= 
baltenden Grenzen. — —*) 

Breslau, den 22. Februar 1861. 

Königliche Regierung. 


H 2580. Einführung und Koflen des Re- 
igionsnnterrichts an Elementarſchulen ge- 
mifchter Confeſſion. 


Ueber bie geſchichtliche Entwidelung ber Frage of. au 
€. v. 3. März 1844 (8 323 We. 10). 


1. €. v. 11. Mai 1859 und 7. Aug. 1865, 5. April 
1883 betr. bie Aufbringung ber Koften bed con= 
feffionellen Religionsunterridhts durch bie Schulgemeinbe 
bezw. bie Dominien in Schleſien. cf, 8 200 Nr. 1, 
8 269 Rr. 10, 8 283 Nr. 2, 

2. €. v. 24. April 1864 begl. unbeſchadet des con⸗ 
feffionellen Charakters ber Schule. 

8. €. v. 18. Mat 1875 insbeſondere bei Vereinigung 
einer Eonfeffionsfgule mit einer Stadtſchule. 

4, €. v. 20. Aug. 1861 betr. bie Einriätung eines 
Religionsunterrits durch Wanderlehrer. cf. nach⸗ 
ſtehend Nr. 5 a. E. und $ 283 Rr. 2. 

5. E. v. 11. Sept 1873 besgl, durch Gründung von 
Simultanſchulen. 

6. Ueber ben regelmäßigen Ausjhluß von Staatöbeihülfen 
zu ben Koften bes confeffionellen Religionsunterrichts. 
of. 8 284 Nr. 2 und bie Anmerkung bazu. 


1a. eben der Koften für den Neligiond- 
nnterriht an Elementarichnlen gemiſchter Eon- 
feffion durch die Schulgeineinde. 


Die Heranziehung der evangelifhen Mitglieder 
der Schulgemeinde N. zur Beftreitung der Re— 
muneration für Ertheilung de3 Religtonsunter- 
richts an die in den genannten Gemeinden be- 
findlihen 94 katholiſchen Kinder kann ih nicht 
für ungerechtfertigt erachten. — 

Der Religionsunterricht ift der weſentlichſte Theil 
des Elementarunterriht3 und muß deshalb von 
der Schulgemeinde beſchafft werden. Es würde 
unbillig fein, wenn den fatholiichen Hausvätern, 
welche in der Schulgemeinde gleiche Rechte und 
Pflichten mit den evangelifchen Baden, angemuthet 
würde, den katholiſchen Religionsunterricht ihrer 
Kinder auf eigene Koften zu beſchaffen, während 
die evangelifhen Gemeindeglieber für den con= 
feffionellen Unterricht ihrer Kinder nichts zahlen, 
da letzterer von dem evangelifchen Lehrer erteilt 
werben kann. — Weberdieß ijt die Remuneration 


) of hierüber den €. v. 18 März 1885 oben $ 80 Rr. 6. 
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des katholifchen Lehrers N., welcher mit Ertheilung 
des ———— an die katholiſchen Kinder 
betraut iſt, fo gering, daß fie mit Leichtigkeit von 
fämmtligen Mitgliedern der Schulgemeinde aufs 
gebracht werden kann. 

Berlin, den 11. Mai 1859. 

U. 8845. 


1b. 


— Der befondere Religionsunterricht für die 
den katholiſchen Schulen ae N. angehörigen evan- 
gelifhen Kinder — tft kein Privatunterridt, ſon— 
dern ein weſentlicher Theil des öffentlichen Ele- 
mentarſchulunterrichts, für welchen Die Koften die 
Gemeinden aufzubringen haben. Es würde un— 
billig fein, von den evangelifhen Hausvätern, 
welche in den Schulgemeinden gleiche Rechte und 
Pflichten mit den Tatbofifegen haben, zu verlangen, 
daß fie für den Religionsunterricht ihrer Kinder 
auf eigene Koften forgen, während bie katholiſchen 
Gemeindeglieder den Religionsunterricht ihrer 
Kinder auf Koften ber ganzen Schulgemeinde da- 
durch gefichert haben, daß diefer Unterricht von 
dem katholiſchen Lehrer ertheilt werben Tann. 
Daß der letziere auch einen den Anforderungen der 
evangelifchen Kirche entiprechenden Religiondunter- 
richt zu ertheilen vermöge, ift eine völlig haltlofe 
Behauptung. 

erlin, den 7. Auguſt 1865. 

U. 16912. 


le. Einrichtung des Religiondunterrichtes für die 
der Coufeſſion des Xehrerd nicht angehörenden 
chriſtlichen Schulkinder; fowie Anfbringung der 
Koften, insbefondere Beitragspflicht der nien 
und der Gemeinden im Geltungöbereiche des 
tatholiſchen Schulreglements vom 18. Mai 1801. 


Berlin, den 5. April 1883. 
Ew. Wohlgeboren Beſchwerde vom 23. November 
v. I. über die wegen Einrichtung des evangeli- 
fchen Religionsunterrichtes an der katholiſchen 
Schule in, und wegen Heranziehung des Fürft- 
lich Bleß’ihen Dominiums N. und bezw. der Ge: 
meinde N. zu den durch bie gepadite mrichtung 
entſtehenden Koſten vermag ich, wie ich Ihnen 
hiermit ergebenft erwidere, als begründet nicht 
anzuerkennen. 
nter den zur katholiſchen Schule in N. ge= 
wiejenen Kindern befindet fi eine erhebliche Zahl 
evangelifcher Kinder. Die Zahl der letzteren be- 
trug zur Zeit einer am 29. April v. $. ftattge- 
habten Revifion 26. 
Da der Religionsunterricht ein integrirender 
Theil des Sottahufunterrichtes ift, jo ift nicht 
erit, wie Em. Wohlgeboren anzunehmen feinen, 
dur den Erlaß vom 11. September 1873*) ber 
Grundſatz eingeführt, fondern bereits feit mehreren 
Jahrzehnten von der Unterrihtsverwaltung der 
Grundſatz feitgehalten worden, daß, wenn zu einer 
Volksſchule Kinder beider hriftlihen Eonfeffionen 
jewiejen find, in der Regel der entſprechende con- 
Peffionelle Religionsunterricht nicht blos für die 
der einen, fondern auch für bie der anderen Con= 
feifion angehörenden Sinder Aufgabe der be— 


*) Unten Rr. b. 





treffenden Volksſchule, obligatorifcher Lehrgegen- 
Stand derfelben ift. 

Wenn daher die Königliche Regierung in N. 
angeordnet hat, daß an der katholifhen Schule 
in N. für die zu diefer Schule gewiefenen evan- 
geliihen Kinder befonderer Religionsunterricht ein- 
zurichten fei und zwar in der Art, da die Er- 
theilung diefes Unterrichted dem an der benad)- 
barten Schule in N. angeftellten evangelifchen 
Lehrer N. gegen Gewährung einer entfprechenden, 
von der Regierung feitgefegten Remuneration zu 
übertragen jei, jo entipricht diefe Anordnung dem 
vorgedadhten allgemeinen Grundſatze und ben 
wegen Anwendung beffelben erlafienen mini— 
fteriellen Weiſungen. 

Die Einwendungen, welche Ew. Wohlgeboren 
gegen bie geſetzliche Zuläffigleit der Einführung 
des evangeliſchen Religionsunterrichtes an ber im 
Sinne des Schulreglementd vom 18. Mai 1801 
tatholiſchen Schule in N. unter Berufung auf 
vermeintlich entgegenftehende Vorſchriften dieſes 
Reglements erheben, fann ich für ftihhaltig nicht 
erachten. Diejelben finden ihre Wiberlegung in 
den aud für die vorliegende Frage zutreffenden 
Ausführungen, dur melde dad Königliche Ober- 
verwaltungsgericht feine Entſcheidung vom 2. De- 
cember 1876 in Betreff ber geſetzlichen Buläffig- 
keit der Einführung des Unterrichtes in weiblichen 
Handarbeiten aud) im Bereiche der Geltung des 
Schulreglements vom 18. Mat 1801 unter Be- 
zugnahme auf eine frühere Entſcheidung vom 29. 
September 1876 begründet hat. (Entſcheidungen 
8b. 1, S. 205, ©. 173; C.xBl. f. d. Unter. Verw. 
1877, ©. 116; 1876, ©. 618.*) 

Ew. Wohlgeboren verfuchen die Geſetzmäßigkeit 
der_ von der Königlichen Regierung in R. ge- 
troffenen Anordnung insbejondere unter Berufung 
darauf in Frage zu ftellen, daß der Inhalt der 
Schlußfäge unter Nr. 7 des Reglements vom 
18. Mai 1801 der gedachten Anordnung entgegen- 
ftehe. Dies tft indeß nicht der Fall. Die Natur 
der Sache begründet die Annahme, daß die ge- 
daten Säge überhaupt nur reglementaren 
Charakter haben — eine Annahme, welde, wie 
das Königliche Oberverwaltungsgeriht in dem 
Erkenntniſſe vom 5. April 4878 Eniſcheidungen 
Bd. 3, ©. 143; C.Bl. f. d. Unter. Verw. 1878, 
©. 293%*) zutreffend bemerkt, dadurch nicht aus- 
geſchloſſen wird, daß eine Verordnung ihres 
übrigen Inhaltes wegen als Geſetz publicirt ift 
Abgeſehen hiervon enthalten aber aud) die gedach⸗ 
ten Säge eine ausdrüdliche Berbotsbeitimmung, 
an einer Schule, auf welche die Vorfchriften des 
Reglementd wegen der Confeſſion, welcher der an 
derlefben anzuftellende Lehrer angehören müfle, 
den Religiondunterriht auch für die der Confeſſion 
des Lehrers nicht angehörenden Schulkinder ala 
obligatorifchen Lehrgegenſtand einzuführen, keines⸗ 


wegs. 

ſt hiernach die von der Königlichen Regierung 
in wegen Einführung des evangeliſchen Reli— 
gionsunterrichtes an ber fatholifhen Schule in N. 
getroffene Anordnung unter den obwaltenden Ber- 


*) Oben 5 2588 Rr. 4 u. db. 
**) 5 176 Rr. 1. 
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hältniffen ſachlich gerechtfertigt und geſetzlich be⸗ 
aründet, fo ift auch die Heranziehung des fürſt⸗ 
lien Dominiums N. und der Gemeinde N. zur 
antheifigen Aufbringung der Koften der Remune⸗ 
ration für den mit ber Ertheilung des evangeli- 
ſchen Religionsunterrichtes beauftragten Lehrer als 
den Vorſchriften des Reglements vom 18. Mai 
1801 entſprechend zu erachten. 

Em. Wohlgeboren Berufung darauf, daß dieſe 
Heranziehung mit ber Entfeeidung des König- 
lichen Oberverwaltungsgerichtes vom 24. Novem- 
ber 1877 (Entiheidungen Bb. 3, ©. 117)*) im 
Widerſpruche ftehe, kann ich um deshalb nicht für 
zutreffend erachten, weil die gedachte Entſcheidung 
nur den Fall der Einrichtung einer paritätiihen 
oder Simultanfchule betrifft. Eine folhe Schule 
iſt die Schule in R. nicht, vielmehr nad) wie vor 
eine im Sinne des Reglement vom 18. Mai 1801 
tatholifche gebiieben.*) 

Ich befinde mich hiernach nicht in der Lage, die 
wegen Feſtſetzung und Repartition der Remune- 
ration für den evangelifhen Religiondunterricht 
an der Tatholifchen ule in N. erlaffene Ber- 
fügung aufzuheben und die Rüdzahlung der auf 
Grund dieſer Feſtſetzung und Mepartition einge 
zogenen Beiträge anzuordnen. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Boßler. 


Lleh ſchen Seneral-Bevollmägtigten 
an zu N. 


ben Furftlich 
X 
IL =, 10619. 


Herrn 
v. 


2. 


Da die evangelifhen Mitglieder der Schulge- 
meinde N. zur Unterhaltung der dortigen katho— 
liſchen Schule beitragen, fo können fie, wie ih 
der Gemeinde auf bie Beſchwerde vom 14. v. M. 
hierdurch eröffne, mit Recht verlangen, daß auch 
für den Religionsunterricht ihrer Kinder geſorgt 
werbe. Daher war aud) die Königliche Regierung 
zu N. befugt, dem Lehrer, welcher den evangelis 
ſchen Religionsunterricht ertheilt, eine angemeſſene 
Remuneration auf Koften der Schulgemeinde zu 
bewilligen. Der confeffionelle Charakter der Schule 
wird dadurd nicht Bean] 

Berlin, den 21. April 1864. 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Schulgemeinde zu R. 
© 669. . 


®) of. unten Re. 2, Das allegirte Erfenninig führt aus: 

ie von ber Gemeinbejhule fe trennende Religionspartet 
dat ihre Sonderſchule fteis allein ohne Concurrenz ber @emeinde 
und Guteherrſchaft zu unterhalten. Wenn nun ber Vorderrichter 
asnisımt, daß dur die Cinweiſung ber evangelif Kinder in 
bie Schule zu €. leptere den Gharafter ber Latholiihen Gemeinde: 
ſchule im Sinne bes Reglements verloren habe, fo irrt er hlernah 
allerdings. Wie gezeigt, fiebt e& vielmehr daS Reglement als bie 
Regel an, daß in ber Gemeindeſchuie bie Kinder halber Reiigtons: 
parteien imterritet werben. Aber wenn er weiter annimmt, baß 
dad Reglement von 1801 eine Schule, an welcher verfaffungds 
mäßig 2ehrer verfciebenen Blaubenäbelenntnifjes angeltellt werben 
önnen, nicht Eenne, fo ift ihm darin unbedingt beizupflichten. 
Das Reglement haudelt nur von Schulen, an melden katholiſche 
eder evangelifche Lehrer angeftellt werben müflen und geftatiet nur 
derjenigen Religionspartet, welder ber Lehrer an der Schule nicht 
angehört, bie Errichtung einer befonberen Te auf eigene Koften. 

) cf. oben Rt. 10, 








8. zer für den confeffiowellen Religionsunter⸗ 
richt bei Vereinigung einer Confeffiondfhule mit 
er Stadtſchule. 


Berlin, den 18. Mai 1875. 

— — — Aud der Magiftrat zu N. hat ſich für 
verpflichtet und bereit erklaͤrt, die katholiſchen Kin— 
der in die Stadtfchule aufzunehmen und nur da= 

egen Widerſpruch erhoben, daß den katholiſchen 
Aadern der _confelfionelle Religiongunterricät auf 
Koften der Stadt ertheilt werden folle. Der Ma— 
giftrat ſcheint hierbei von der Annahme auöge- 
gangen zu fein, daß die Fürforge für die Erthei- 
ung jenes Unterrichts die Anftehung eines Tatho= 
liſchen Lehrers an der Stadtſchule bedinge. Died 
tft jedod nit unbedingt nothwendig, fondern es 
genügt, lediglich ſür ben katholifchen Religions— 
unterricht eine Lehrkraft gegen angemefiene Re- 
muneration zu beſchaffen. Daß die Verpflichtung 
ierzu der Stabt obliegt, Habe ich bereits in ben 
tlafjen vom 14. November v, J. und 18. Januar 
d. 3. ausgejproden und weiſe ich dieferhalb auch 
auf die Örundfäge hin, welde in ben Erlaffen 
vom 21. April 1873 (C.-BL. für die Unterrichtd« 
Verwaltung S. 306) und 19. Auguſt 1874 
(a. a. O. ©. 627*) enthalten find. 

Es wirb daher nur einer angemeflenen Ver: 
ftändigung des Magiftrat3 bebürfen, um die Hinber- 
niffe zu befeitigen, welche jeinerfeitö der von der 
Königlihen Regierung eingeleiteten, im Schul 
intereffe dringend mwünjhenswerthen Organifation 
de3 ftäbtifchen Schulweſens in N. bereitet werden. 
Diefe Berftändigung in geeigneter Weiſe herbei- 
zuführen, empfehle ich der Königlichen Regierung 
und bemerke nurnoch, dab, wenn bie Bereinigung 
ber einflaffigen katholiſchen Schule mit der mehr- 
Haffigen Stadtſchule zu N. nicht zu Stande kommt, 
weil von ben dortigen ftädtiichen Behörden die 
Fürforge für den confeffionellen Religionsunter- 
richt nit übernommen wird, die Stadtgemeinde 
für das Schulbebürfniß der katholifhen Einwohner 
ebenfo zu forgen verpflichtet ift, wie für bag ber 
evangeliihen Einwohner. Der durd) das Schul: 
geld nicht gebedte Bedarf der Unterhaltungstoften 
der fatholiihen Schule wird dann ebenio aus 
Communalmitteln gewährt werden müffen, wie 
dies bei der evangelifchen Stadtſchule geſchieht. 


Der Minifter der End ꝛc. Angelegenheiten. 
alt 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. Aue oe 


4. Ertheilung des Religiondunterriht3 an Ele- 
mentarſchulen durch Wanderlehrer. 


Auf den Bericht vom 3. v. M., die Anſtellung 
von katholiſchen Wanderlehrern betreffend, eröffne 
ich der Königlichen Regierung Folgendes: 

Bei nochmaliger Erwägung tann ich nicht ver- 
tennen, daß ber im diesfeitigen Erlaß vom 13. 
Februar 1855 ausgeſprochene Grundſatz. wonach 
die Gemeinden für den Religionsunterricht der 
Kinder, welche nicht der Confeſſion des Lehrers 
angehören, durch ein Uebereinkommen mit benach⸗ 
barten Lehrern zu forgen und bie biesfälligen 


*) 5 265 Rr. 9a und b. 
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Koften zu tragen haben, in feiner weiteren Folge 
— ohne mit dem Geſetz in Widerfpruch zu kom⸗ 
men — fi aud) dahin ausdehnen läßt, daß die 
Gemeinden nöthigenfal3 für verpflichtet zu halten 
find, mit einem ihnen zu bezeichnenden qualificir- 
ten — — ſich über dieſen Punkt En einigen, 
und daß im Wei, seungBfale ſolches Uebereintom- 
men von der Aufficte ehörde im Executionswege 
auf Koften der betreffenden Gemeinden abgeichloffen 
werben darf. Ein derartiges zwiſchen den Ge— 
meinden refp. der Schulaufſichtsbehörde mit einem 
Wanderlehrer getroffenes Uebereinkommen kann 
aber nur als vorübergehendes Privatverhältnig 
angefehen werden. Diefe Wanberlehrer werden 
Yader niit bei den betreffenden Schulen, in denen 
fie den Religionsunterricht ertheilen, als feſt an- 
geftett zu betrachten fein und demgemäß auch 
feinen Anſpruch auf Benfion geltend machen können. 

Der Königlichen Regierung gebe id hiernach 
anheim, infolern Ihr Lehrer, die auf diefes Ver— 
bältniß einzugehen geneigt find, zur Dispofition 
ftehen, dergleichen Einrichtungen in den Fällen zu 
treffen, in welden cin unabweislich dringendes 
Bebürfnis dazu vorliegt. 

Die dadurch entftehenden Koften werden, wenn 
Ein Lehrer für mehrere Gemeinden gemeinſchaft⸗ 
li angenommen wirb, für jede der legteren nicht 
fo bedeutend fein, daß fie nicht von denfelben joll- 
ten aufgebracht werben können. 

Entgegen egtenfall® würbe jebesmal vorher, 
se dergleichen Einrichtungen getroffen werden, die 

othwendigkeit zur Gewährung einer Beihülfe für 
eine ober die andere Gemeinde auf dem dafür vor- 
gelürtebenen Wege genau nachzuweiſen und die 

ewilligung ber Beihilfe bei mir zu beantragen fein. 

Berlin, den 20. Auguſt 1861. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königlie u Danzii 
em done 


5.8 


ung confeffiouellen Religionsnuterrichts 
für d 


derheit der Schüler durch Einrichtung 
von Simultauſchnlen. 

Berlin, den 11. September 1873. 

Mit der Königlichen Regierung bin ich, wie ich 
auf den Bericht vom 26. März d. J. erwidere, 
darin einverftanden, daß die Umwandlung bisher 
latholiſcher Confeſſionsſchulen in Simultanſchulen 
durch Anſtellung evangeliſcher Lehrer beſonders 
geeignet iſt, um den in der Diaspora befindlichen 
evangeliſchen Kindern einen confeſſionellen Reli- 
gionsunterricht, ben fie jet noch vielfach entbehren 
müffen, angedeigen zu fallen. Es iſt daher ba, 
wo das Bebürfnig vorhanden iſt und die Ber- 
bältnifje dies geftatten, mit derartigen Einrich— 
tungen vorzugehen. Wo dies nicht angängig ift, 
da wird von dem bisherigen Austunftsmittel, daß 
evangelifche Lehrer den in katholiſchen Schulen 
befindlichen evangelifhen Kindern confeffionellen 
Religionsunterricht ertheilen, weiter Gebrauch zu 
machen fein. 

Zur Aufbringung der Remuneration ift überall 
bie Schulgemeinde verpflichtet, wen die Zahl der 
betreffenden Kinder nicht verſchwindend Hein ift. 


a 
e 





Bei Entſcheidung über die Notwendigkeit der Be= 
ſchaffung confeffionellen Religionsunterrihts wird 
nicht in mechaniſcher Weife zu verfahren jein, in⸗ 
dem Iediglih auf die Zahl diefer Kinder gerüd- 
htigt wird, ſondern es werben auch noch andere 
ür die Einrichtung fprechende Umftände ins Auge 
zu faffen fein, und ift es geftattet, daß bie evan- 
geliihen Kinder aus verſchiedenen katholiſchen 
Schulen an einem beitimmten Orte zur Empfang- 
nahme des Religionsunterrichtd —— — werden, 
in welchem Falle ſodann die einzelnen Schulge⸗ 
meinden, denen die Kinder angehören, zur Auf: 
bringung der Remuneration pro rata heranzu⸗ 
ziehen find. Sind einzelne Gemeinden zur Ge- 
währung biefer Remunerationen nit im Stande, 
fo ift denfelben ein Zufhuß aus dem zur Unter- 
ftügung leiftungsunfähiger Gemeinden Immten 
Fonds zu gemähren.*) Beſondere Mittel können 
für den bejagten Zweck nicht zur Verfügung ge— 
ftellt werben. Bon der Anftellung von Wander⸗ 
iehrern ift in der Regel abzufehen und ftatt diefes 
mangelhaften Nothbehelfs überall, wo das Bes 
dürfnig vorhanden ift, eine ordentliche Schulein- 
rihtung ins Leben zu rufen. f 

Seikftrebend finden dieje Vorſchriften aud für 
die umgelehrten Fälle, wo katholiſche Kinder in 
evangelifhen Schulen in der Minderzahl vorhanden 
find, ihre Anwendung. 


Der Minifter der gei tigen 2. Angelegenheiten. 
all, 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
U. don. 


8 259. Einfluß der localen —— — 

wirthſchaftlichen Lage, anderweiler 

meindebedürfniſſe bei Normirung des Um- 
fangs der Schullaſt. 


1. € v. 15. Febr. 1873 betr. bie Berückſichtigung 
hemmender wirthſchaftlicher Verhältnifie bei ber Fort⸗ 
bilbung bed Volkaſchulweſens und zeitweiſe Zulaſſung 
von Sommerjhulen, Kleinſchulen. 

2. €, v. 28, Mai 1881 betr. bie Berückſichtigung ber 
wirihſchaftlichen Lage ber Gemeinden bei ben Ans 
orbnungen zur Hebung bed Elementarſchulweſens. 
ef. €. v. 12. Mai 1826 (8 300 Anhang I), €. v. 
20. Auguft 1863 (oben & 242 Rr. 3) und €, v. 
8. Dec. 1873, (8292 Rr. 2a u. b), ®f. v. 17. Juli 
1877, (8283 Rr. 5b), €. v. 18. März 1885 (oben 
8 2580 Nr. 3, 8 99 Nr. 6). 

3. €. v. 7. Fehr. 1882 bezw. 4. März 1882 betr. bie 
Unzuläffigteit einer ftärferen Heranziehung zu Schul: 
leiſtungen lebigli in Folge bes durch das Geiey vom 
10. März 1881 eingetretenen Steuererlaſſes. 

4. E. v. 24. Febr. 1862, 7. März 1865, 13. Juli 
1867, 4. Juli 1868 betr. bie vorzugsweiſe Berüd- 
ſichtigung ber Volksſchulzwecke in ben Gemeinbehauss 
halts-Etats. cf. 8 177 Rr. 21 und 8 178 Rr. 1, 
(€. v. 19. Mai 1856) und ben Vorbericht zu 8 2976, 
fowie 8 282 Nr. 3a b, 4a b, 5 286 Ar. 1, 
8 292 Rr. 28. 


) 01. 5 284 Rr. 2. 
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5. €. v. 17. März 1869 und Bericht einer Reg. von 
1865 desgl. inäbefonbere gegenüber den Wudgaben 
für Höhere Schulen. 


1. ee ai bemmender wirthſchaftlicher 
Berhältuifie bei Siemens a des Bollsſchul⸗ 
weiend. 


Berlin, den 15. Februar 1873. 


Durch die Circularverfügung vom 15. October 
v. 3. (J. B. 2,311) ift angeordnet, daß mit dem 
Berichte über die Ausführung der Allgemeinen 
Berordnung über Einrihtung, Aufgabe und Ziel 
der preußiſchen Volksſchule eine genaue Angabe 
der in den einzelnen Bezirken vorlommenden ver⸗ 
fiedenen Arten der Boltsihule eingereicht werde. 

u3 diefer Anordnung ergiebt fih, daß es nicht 
in ber Abſicht gelegen bat, das Volksſchulweſen 
der Monardie ohne Berüdfihtiguug bejonderer 
Berhältniffe durchweg gleihmäßig zu regeln und 
die auf Hebung Vefetben gerichteten mancherlei 
Beftrebungen in ein und dieſeibe Richtung zu 
zwingen. Es bezieht fid) dies namentlid) auf die 
erften Baragraphen der Verordnung, welde die 
verſchiedenen Schuleinrichtungen betreffen. 

Die Königlichen Regierungen bezw. Eonfiftorien 2c. 
find ſchon Bir längerer Zeit bemüht, überall nor= 
male Einrichtungen herbeizuführen unddie Sommer= 
ſchulen auf dem Lande, die Kleinſchulen in den 
einen Städten zu befeitigen, ohne dabei anderer- 
feitö die Intereſſen der Bevölkerung zu ſchädigen. 
In den meiften Fällen diefer Urt wird die nun= 
mehr wieder für zuläffig erklärte Halbtagsfchule, 
welche neben einer erheblichen Werminderung der 
Unterritöftunden doc die Wohlthat georbneter 
—— bietet, Hülfe bringen können. 

3 werden aber auch Bezirke vorhanden fein, 
in denen die Regierungen bezw. Confiftorien zc. 
jegenüber der Arniuth ber Gemeinden oder anderen 
Ehhioterigteiten eine der in & 1 der Allgemeinen 
Berordnung vom 15. October v. 3. als normal 
bezeichneten Schuleinrichtungen von der Gemeinde 
noch nit fordern können. Ih in Beranlafjung, 
eine ſchonende Berüdfihtigung folder Berhältnifte 
zu empfehlen, wobei id) erwarte, daß es gleichwohl 
der Fürforge der Unterrichtöverwaltung gelingen 
werde, das Volksſchulweſen dem klar ertannten 
Biele fiher entgegen zu führen. 
Der Minifter der ee ꝛc. Angelegenheiten. 

alt. 


Un 
König. ie: ‚die 6 rie 
HS Biooing Qannane, um he Oberskirgenta 


Be 
2. 
Berlin, den 28. Mai 1881. 

Aus den periodifhen Berwaltungsberichten über 
den Stand des Elementarſchulweſens habe id} ere 
fehen, daß die Provinzialbehörben auch in den 
legten Jahren nicht ohne Erfolg beftrebt geweſen 
RR gr Aufbefierung des Dienfteintommens der 
er, Teilung übergroßer Schulbezirte, Er: 
richtung neuer len, Vermehrung ber vor= 
bandenen Schulflaflen, reichere Ausftattung mit 
Unterrigtämitteln und Beſchränkung bes Halb- 





tagsſchulunterrichts eine ftetig fortichreitende Ver⸗ 
bejferung des bisherigen Zuftandes herbeizuführen. 
Ich ertenne die hierauf gerichteten Bemühungen 
mit Dank an und kann nur wünſchen, daß die 
Schulauffihtsbehörben nicht müde werden mögen, 
fi) die Förderung der Schuleinrichtungen, wie 
bißher, fo aud ferner angelegen fein u lafien, 
Ei die Rüdfiht auf die wirthichaftlihe und 
inanzielle Zage der Betheiligten es irgend geftattet. 

Gerade in legterer Baiebung aber find mir in 
neuerer Zeit fo Bäufi e und mit Bahlen belegte 
Klagen über die Unerjhwinglichkeit ber Laften zu⸗ 

jelommen, welche ven betheiligten Gemeinden und 

Berbänden für die Unterhaltung der Schulen an- 
efonnen werden, daß id mich verpflichtet fühle, 
ie bejondere Aufmerkſamkeit der Provinzial: 
behörden auf diefen Punkt zu Ienten. 

Es gehört fiher zu den vorzüglichiten Pflichten 
der Staatöverwaltung, mit Eifer und unaußgefeßter 
Sorgfalt darüber zu wachen, daß die Entwidelung 
des Vollsſchulweſens ſich anf der Höhe der An= 
forderungen halte, welche durch das täglich reicher 
und vieljeitiger fi) geftaltende Kulturleben der 
Nation bedingt werden. Someit aber diefe Ent- 
widelung mit Nothwendigkeit an eine ſtarke An= 
fpannung ber materiellen Kraft gebunden ift, wird 
die Verwaltung, zumal in einer Zeit, wo ber 
nationale Wohlitand ſich eben erſt von ben nach⸗ 
theiligen Folgen einer verfehlten Wirthſchaftspolitik 
zu erholen beginnt, fi) der verantwortlichen Er- 
mwägung nicht entziehen bürfen, ob und bis zu 
weldem Grade die Inanſpruchnahme der Schul- 

emeinden in neuefter Zeit nicht etwa in vielen 
Salten bis zu einem an bie Grenzen ber nad- 
haltigen Seifungsfähigteit binanreidenden, wenn 
nit gar fie überfteigenden Maße emporge- 
wachſen ift. 

Wenn id) aus mir vorliegenden Berichten der 
Herren Regierungspräfidenten erfehen muß, daß 
die Leiftungen für die laufende Unterhaltung der 
—— — allen in einer nicht geringen 

nzahl von ſtädtiſchen ſowohl wie ländlichen Ge— 
meinden dad Mehrfahe ſämmtlicher directen 
Staatöfteuern betragen, wenn ich mir ferner ver- 

jegenmwärtige, daß der Maßitab, nach welchem dieſe 

— aufgebracht werden, häufig nicht in dem 
richtigen Verhältniſſe zur individuellen Leiſtungs- 
fähigkeit ſteht, und daß in ſolchen Fällen das 
Mißverhäitniß zwiſchen beiden mit der ſteigenden 
Belaſtung zunimmt, fo vermag ich mic der Be— 
forgniß nicht zu verfchliegen, einerſeits, daß in 
der Rertheilung der Schullaften zwiſchen Staat 
und Gemeinde nicht dad gehörige Gleichgewicht 
vorhanden ift, und andererſeits, daß jene Laſten, 
ſoweit fie auf ben Schultern der unmittelbar Be- 
iheiligten ruhen, nicht ſelten eine unzuläffige Höhe 
erreichen. 

Was insbeſondere den erftermähnten Geficht3- 
punkt anlangt, fo haben zwar die Mittel, weiche 
der Staat für das Elementarſchulweſen bereit 
stellt, im legten Jahrzehnt eine jehr bebeutende 
Steigerung erfahren, und es ift mit Hülfe der⸗ 
jelben möglich geworben, aahtreigen dringenben 

bürfnifien auf diefem Gebiete Abhülfe zu ver- 
ſchaffen. Dennoch aber liefert die große Zahl 
der fortdauernd einlaufenden Anträge auf Ge— 
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währung von Staatsbeihülfen zur Unterhaltung 
der Schulen und Herftellung von Schulbauten, 
denen ungeachtet ihrer durchaus zutreffenden Be— 
gründung zu nicht geringem Theile die Gewährung 
wegen Mangels verfügbarer Mittel zu meinem 
Bedauern verfagt werden muß, den Beweis, daß 
die Anforderungen für die Hebung des Elementar- 
ſchulweſens nit überall im Einklange ftehen mit 
der Reiltungsfähigkeit der Betheiligten. In dieſer 
Beziehung wird in wünſchenswerthem Maße erit 
dann Wandel geſchafft werden fünnen, wenn ber 
Staat nad) volljtändiger Durchführung der be- 
gonnenen Steuerreform in der Lage jein wird, 
den Gemeinden einen weſentlichen Theil der Schul- 
laft abzunehmen. Bis dahin ift auf eine erheb- 
liche Vermehrung der für Schulzwede verfügbaren 
Staatsfonds nicht zu rechnen. 

Es erfcheint daher geboten, bei den Anforderungen 
an die zur Unterhaltung der Elementarſchulen 
Verpflichteten die wirthſchaftliche Lage der Letzteren 
mehr als bisher zu berüdjichtigen, auf koftipielige 
Verbefjerungen des bisherigen Zuftandes, auch 
wenn fie an fih wünſchenswerth und nüglich fein 
mögen, zu verzichten, foweit fie auch bei Zuhülfe— 
nahme verfügbarer Staatsfonds nicht ohne un- 
billigen Drud der Betheiligten herbeigeführt werden 
tönnen, unb ſich mit bejtehenden Einrichtungen, 
aud wenn fie zu wünſchen übrig lafien, bis auf 
befiere Zeiten zu begnügen. Ich empfehle Dringend, 
dieje Gejichtöpuntte forgfältig zu beachten und bei 
den Anforderungen an die Schuleinrichtungen 
ftreng zu prüfen, inwieweit dieſelben ala unbebingt 
nothwendige aufrecht zu erhalten oder nur als er- 
ſtrebenswerthe einer Vertagung fähig find. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Buttlamer. 


An 
ſammtliche Königliche Regierungen, bie Königli 
f ã —A * mover Per * 
Koniglichen Ober-Kirhenrath zu Nordhorn, ſowie 
—— ——— Provinzial⸗Schulcollegium hier. 


8. Unzuläffigteit einer ſtärkeren Heranziehung der 

Berpflichteten zu Schulleiftungen erigtih n Folge 

deö durch Gefe vom 10. März 1881 eingetre- 
tenen Stenererlaffed. 


Berlin, den 7. Februar 1882. 

Nah den Anlagen des Berichts vom — ift, 
unter Bewilligung einer Staatöbeihülfe von 
200 Mark die evangeliihe Schulgemeinde zu R. 
auf Grund des Gutachtens der Finanzabtheilung 
der Königlihen Regierung mit Rüdfigt auf den 
im vorigen Jahre in Folge de Geſetzes vom 
10. März 1881 (Gef.-Samml. ©. 126) eingetretenen 
dauernden Erlaß von 3 Monatsraten der Klafjen- 
fteuer für fähig erachtet worden, von dem vom 
1. Januar d. 8 ab für die Zeit des Vorhanden⸗ 
ſeins eines Emeritus zur Ergänzung des urn 
einfommens ber Lehrerftelle zu leiftenden Zuſchuſſe 
von jährlih 343 Mark den Betrag jenes Steuer- 
erlaſſes mit 143 Mark aufzubringen. — Allerdings 
ift nad) dem Eircular-Erlai vom 5. Mai 1869 
(E.-BL ©. 251)*) als Regel feitzuhalten, daß ber 
zwingende und vorübergehende Umjtand, das 
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Nuhegehalt eines Emeritus befhaffen zu müffen, 
eine ftärtere Heranziehung der Verpflichteten mit 
Schulunterhaltungsbeiträgen rechtfertigt. Auch 
würde nad) dem Erfenntniß vom 27. December 1873 
(E.:B1. 1874 ©. ey] int dem Eircularerlaß 
v.10. Febr. 1884 — U. III. 1601 — in Betracht zu 
ziehen fein, daß unter Anderem veränderte Steuer= 
verhältniffe, wie die damals in Folge des Geſetzes 
vom 25. Mai 1873 (Gej.-Samml. S. 213) und 
nenerbings in Folge des Geſetzes vom 10. Mär, 
1881 eingetretenen, bie Leiftungsfähtgkeit au 
minber gut fituirter Schulgemeinden für Schul- 
mede erhöhen können. Im vorliegenden Falle 
leibt aber zu erwägen, nicht nur, daß es fi) an= 
erfanntermaßen um eine Gchulgemeinde mit 
ſchwachen Belaftungsträften handelt, fondern auch, 
daß durch ben in Folge des Gefeges vom 1U. März 
1881 eingetretenen Sieuererlaß unter allen Um— 
ftänden eine wirkliche Erleichterung der Betheiligten 
hat herbeigeführt werden follen. Diefe Abficht bes 
Geſehes mwürbe nicht erreicht werben, wenn bie 
legtern, ftatt 143 Markt für allgemeine Stantd- 
zwede durch Klaſſenſteuer aufzubringen, die ihnen 
erlaffen wird, num ohne Weiteres für fähig und 
verpflichtet erachtet würben, eine völlig gleichhohe 
Summe für Schulzwede mehr zu beſchaffen.*) — 
Mit Rüclſicht hierauf wolle die Königliche Regierung 
die Verhältnifie unter Zuziehung der Finanz⸗ 
abtheilung nochmals näher prüfen, eventuell nicht 
lediglich um jenes Steuererlaffes willen eine weitere 
Staatöbeihülfe verfagen und die Bittfteller auf die 
Vorftelung vom — beſcheiden. 
U. Ia. 10161. 


48. —— — Berückſichtigung der Ausgaben 
für das Elementarſchulweſen in den Gemeinde: 
Hanshaltöetatd. 


Auf den Bericht vom 31. v. M. eröffue id) der 
Königlichen Regierung, daß die für die kathoiiſche 
Schule in ©. nachgeſuchten Staatszuſchüſſe nicht 
bewilligt werben können. 

Unter Zuftimmung der Herren Minifter bes 
Innern und der Finanzen ift der Königlichen Her 
gierung in der Eircularwverfügung vom 23. October 
1856) der Grundfag mitgetheilt, daß in die vor= 
berfte Reihe der von den einden zu bedenden 
Ausgaben die für ihr Elementar-Schulwejen er- 
forderlihen Koften zu rechnen find, und daß daher 
diefen, namentlich) materiellen Interefjen gegenüber, 
das Vorzugsrecht gebührt. Die Zönigtiie Regie⸗ 
rung ift in Folge deſſen angewieſen, bei Prüfung 
des — Yon ———— 
ſchulen Ihr Augenmerk auch beſonders darauf zu 
richten, ob nicht die Gemeindebudget3 zum Nach⸗ 
theil des —— mit andern minder wichtigen 
und dringenden Ausgaben belaſtet find, und ver- 
möge der Ihrerſeits über den Gemeindehaushalt 
zu übenden Aufſicht, geeigneten Falls unter Ein- 
wirtung auf deſſen tl heirung das Nöthige zu 
veranlajfen, daß nicht die Staat3fonds mit Aus= 
gaben für das Schulwejen belaftet werben, welde 


434 ſqarft dur Erlaß 1. März 1882, 
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des Communalbudget3 
von ben Gemeinden ſehr wohl aufgebracht 
werben können. 


Berlin, den 24. Februar 1862. 


Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten 
In Vertretung: Lehnert. 
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bei richtiger en 
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4b. 


Auf den Bericht vom 24. Auguft v. 3. eröffne 
ich der Königlichen Regierung, daß gu Erleich⸗ 
terung der einde N. in ihren Communal- 
feiftungen die feither aus der Gemeindekaſſe zu 

wecken aljährli gewährten 189 Xhaler 
auf Staatsfonds nicht übernommen werben können. 

Da die Unterhaltung der Schule zu den vor- 
zugsweiſe von den Bhidtigen zu bedenden Ge- 
meinbebebürfnifjen gehört, jo erjcheint es nicht zu⸗ 
läffig, daß die für die Schule bereiten Mittel zu 
anderen Bweden in Anfprud) genommen werben. 
Findet eine Gemeinde die Laft zu ſchwer, welche 

ie zur Förderung ihrer materiellen Intereſſen 

eiwillig übernommen, oder für fonftige &emeinde- 
zwede zu tragen hat, fo muß eriwogen werben, 
wie nad den Umftänden ohne Schmälerung ber 
für das Schulwejen beftimmten Mittel die Eom- 
munallaft der Gemeinde auf andere Weife erleichtert 
werden kann. — 

Berlin, 7. März 1865. 

U. 46%. 


40. 


Berlin, den 13. Juli 1867. 

Borbehaltlich der weiteren Beſcheidung auf den 
generellen Bericht vom 22. Mai cr. veranlafle ich 
die Königliche Regierung baher, da8 Maß der er= 
forberlichen Berbefjerung der Elementarlehrerftellen 
in R. nochmals anderweit zu erwägen, demnächſt 
aber wegen Aufbringung ber nothwendigen Zufchüfie 
alsbald mit der &kaßtgemeinhe zu verhandeln. 
Denn wenn die Königliche Regierung, von dem 
Grundſatz ausgehend, daß eine Stadt, deren Com⸗ 
mumnalabgaben Procent der Staatöfteuern 
betragen, feine —— für die Schule über⸗ 
nehmen könne, auch für N. die Gewährung des 
ganzen nothmwendigen But uffes aus Staatsfonds 

ntragt hat, fo kann meber biefen Grund- 
jag tm Allgemeinen, noch befien Anwendung auf 
den vorliegenden Fall billigen. Abgeſehen davon, 
daß ein folches Verhältniß der Communalabgaben 
zu den Staatzfteuern keineswegs einen überall 
gleihmäßigen Schluß auf die Reiftungsfänigteit 
der betrefienden Gemeinden zuläßt, ift dabei auch 
gu außer Acht gelafien, daß die Ausgaben für 

ementarfchulzwede der hohen Wichtigkeit des 
Jugendunterrichts entſprechend, vor den meiften 
andern Aufwendungen zu Communalzweden ben 
Borrang haben, und daß daher event. vielfad bei 
diefen Ießteren eine Einſchränkung würde eintreten 
tönnen und müffen, wenn für jene die erforder- 
fihen Mittel nicht anderweit von der Gemeinde 
follten aufgebradjt werden können. Insbeſondere 
muß eine Stadt wie N, bis je ipeciellen Nach⸗ 
weis bes Gegentheil3 für volllommen im 


erachtet werden das für ihre Elementarjchulen Er- 
forderliche aus eigenen Mitteln suigubeingen und 
bierfür ſpricht auch die nad) dem Bericht vom — 
allerdingd auf ein geringes Maß zurüdzuführende 
Abſicht, einen theilweis über das gewöhnliche Ziel 
der Elementarjchule hinausgehenden Unterricht ein- 
zurichten, was immer erit dann in Ausſicht ge= 
nommen nnd geftattet werden fan, wenn zuvor 
für die Bedürfnife des Elementarſchulweſens jelbft 
in feinem ganzen Umfange genügend gejorgt ift. 
U. 1662. 


4d. 
(Bortfegung von 8 176 Rr. 3.) 

Bas die Leiftungsfähigkeit der Stadt zur Auf- 
bringung des Mehrbedarfs anlangt, fo find die 
Einwendungen des Magiftrats nicht nur ebenfalls 
nicht begründet, fondern auch, wie ſchon bie König- 
lie Regierung zutreffend bemerkt hat, einer 
näheren Erörterung gar nicht bedürftig. Denn 
muß aud) dem Magiftrat darin zugeftimmt werden, 
daß der Grundfag, die Schulausgaben müßten 
allen andern Gemeindeausgaben vorgehen, in dieſer 
Allgemeinheit nicht richtig erfcheint, fo gehören 
doch die Schulausgaben, wie fon in dem Cir- 
eularerlaß vom 23. October 1856 (Min.-Bl. der 
inneren Berwaltung ©. 250)*) näher ausgeführt 
worden ift, in die vorderfte Reihe der von 
der Gemeinde zu dedenden Ausgaben, und ihnen 
tft namentlih der Befriedigung materieller 
Intereſſen gegenüber ein Vorzugsrecht allerdings 
einzuräumen. Danach kann es aber keinem Zweifel 
unterliegen, daß cine Stadt wie N., die bei einem 
mäßigen Communalfteuerbetrage einer regel⸗ 
mäßigen Einnahme von faft 40000 Thalern jährlich 
Ir erfreut und hiervon nur 2773 Thaler Air das 
öffentliche Volksſchulweſen verwendet, für das 
legtere eine Mehrausgabe von ca. 3300 Thalern 
ſehr wohl zu übernehmen im Stande if. Bei 
der Annahme bes von der Königlichen Regierung 
empfohlenen Syſtems der Dienjtalterzulagen 
bebarf e3 fogar nur einer geringfügigen augen- 
blicllichen Mehrausgabe und wird von felbit die 
Beit gewonnen, um ben ftäbtiihen Etat, ſoweit 
als nothwendig und billig, allmählich zu Gunften 
des Volksſchulweſens pmzu geſtalien. 

Berlin, den 4. Juli 1868. 

U. 1689. 


5a. Stelung der Unterhaltungstoften für Ele⸗ 
mentarfänlen in den Gemeindehandhaltsetats, 
inöbefondere zu denen für höhere Schulen. 


Berlin, den 17. März 1869. 


Was bie Leiftungsfähigkeit zur Uebernahme ber 
überhaupt erforberlidden Mehrausgaben für das 
dortige Schulweſen anlangt, fo finde ich dieſelbe 
insbejonbere auch nad Einficht des Jahresberichts 
über bie Verwaltung und den Stand der dortigen 
Gemeindeangelegenheiten im Jahre 1867 außer 
Zweifel. Es kann dahin geftellt bleiben, ob und 
in wie weit einzelne Borausjegungen der Künig- 
lichen Regierung hinfichtlich der dortigen Berhält- 
niffe zu berichten fein möchten. Die Darftellung 


*) 5288 Rr. 4b, 
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des Magiftrats, wonach die Stadt N. in beun- 
ruhigender Weife mehr und mehr zurüdtomme, 
widerlegt fih ſchon durch die eigenen Angaben, 
wonach die Bevölkerung, die der Magiftrat über- 
dies irrtgümlich in dem Bericht auf 6542 Seelen 
angiebt, während fie ſich auf über 7000 Seelen bes 
läuft, feit dem Jahre 1861 und ebenjo die Ge— 
werbefteuer feit dem Jahre 1865 ein ftetes Steigen 
zeigt. Wären aber au die Verhältniffe wirklich 
annähernd jo ungünftig, wie der Magiftrat fie 
darzuſtellen fucht, fo würde nicht das Elewentar- 
ſchuiweſen darum auf eine nothwendige Ver— 
befjerung noch länger zu warten haben. Eine 
Stadt, die für 128 Knaben eine höhere Bürger- 
ſchule mit 7 Lehrern unterhält und 3 Klaſſen 
ihrer Mädchenſchule für eine verhätnigmähig 
doch nur fehr geringe Zahl von Kindern den 
Anſprüchen der höheren Schichten der A 


gemäß einridhtet, muß vorab für das Bedürfniß 


des Elementarſchulweſens mit Liberalität forgen, 
wenn die Communalbehörden nicht dem Vorwurf 
begegnen wollen, daß ihre Fürſorge nicht fo der 
Allgemeinheit, ald dem bejonderen Intereſſe einer 
ohnehin bevorzugten Minderheit zugewendet er- 
ſcheint. Vermödte die Stadt wirklid nicht die 
erforderlichen Mehrausgaben für ihr Elementar- 
ſchulweſen zu übernehmen, fo bliebe nur übrig, 
die Höheren Schuleinrihtungen entfprechend zu 
reduciren. Uchrigens ift Hinfichtlih ded Modus 
der Aufbringung bed Mehrbedarjs eine an ſich 
angemefjene Steigerung des Schulgeldjages — 
namentli in den über das Biel der Elementar- 
Irre binausgehenden Klafjen — feineswegs grund⸗ 
ätzlich ausgeichlofen, dem Magiftrat vielmehr un= 
benommen, dieferhalb event. näher motivirte An- 
träge an die Königliche Regierung zu richten. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


von Müpler. 
in 


(Beriht einer Regierung auß bem Jahre 1866), 
In unferen Meinen Städten giebt fih das 
Interefje an den Schulen und an getteigerter 
Bildung durch das Streben nad höheren Schul- 
anftalten oder durch Erweiterung ber bereit? vor» 
Kann kund. So hat jeit dem zulept erftatteten 
ericht die —— . eine einklaſſige Fort⸗ 
bildungsſchule auf die vorhandene dreillaſſige 
Elementarſchule mit einer Lehrerbefoldung von 
500 Thalern gebaut, die Städte P. und W. haben 
ihre Progymnafien um eine Tertia erweitert und 
die Stadt ©. hat ihr breillaffiges Progymnafium 
in eine fünfllaffige höhere Bürgerſchule umgemwan- 
delt. Hierneben befigen W. bereits feit 1861 eine 
zweiklaſſige Höhere Stadtſchule und ebenfo D. 
Nach bisherigen Erfahrungen ift jedoch einem 
folhen Streben nur mit Vorfiht entgegen zu 
kommen, damit die Städte fich ſelbſt nicht mit zu 
großen Laſten überbürden, und damit das Allen 
dienende &®lementarfhulmefen nicht allzufehr 
zu Gunften höherer Schulanftalten und der be 
güterten Klaſſen herabgebrüdt oder hintangeſetzt 
werde. Wud kommt der Fall vor, daß ; Ide 
Meinere höhere Anftalten nur ſchwer mit wi 
tüchtigen Lehrern befegt werden können, und da 





nad) wenigen Jahren fhon die Frequenz Hinter 
ben Erwartungen zurüdbleibt. So mußte im Laufe 
diefes Jahres D. feine vierflaffige Höhere Schule 
auf eine zweiflaffige vebuciren. 


Rechtsquellen für die Veſtimmung der 
Schullaſt. 


8 260. Geſetz, Provinzialrechte, Obſervanz, 

jerkommen, Ortsverfaſſung, Gemeindebe⸗ 

chlüſſe, Verträge, Vergleiche, behördliche 
Verfügung.*) 


1. Zuſammenſtellung der geltenden gejeplihen Beſtim— 
mungen über bie Schuliaſt (aus bem Jahre 1861). 
cf. über bie geſchichtliche Entwicklung aud Erk. bes 
D.B.:6, im Vorbericht zu 88 273 fi. 
Darftelung bed geltenden Rechta in Bezug auf bie 
Schullaſt und feiner Mängel in ben Motiven bed 
Unterritägefegentsgurfed vom 2. Rov. 1869 (6.:Bt. 
1869 ©. 686). 

2. €. v. 27. Jan. 1872 betr. bie Zuläffigleit ber 
Bildung von Obfervangen für bie landrechtliche 
Schullaſt. ck. 8 207 Rr, 4, 8 303 Rr. 20 und 
über bie Beſchränkung ihrer Geltung 
8 248 Nr. 13, 8275 Rr. 9, 10, 8 262 Ar. 16. 

3. €. v. 22. März 1864 insbeſondere bezügli der 

Dominien. cf, für Schlefien 8 275 Rr. 10 a. €. 

€. v. 14. Febr. 1860, 9. Sept. \1865, 14. Wär, 

1867 beögl. bei Schulbauten. cf..8 279 Nr. 20 

bis 23, 8 280 Nr. 2—5, 8 261 Rr. 13, 8 262 

Wr. 5, 15, 8 276 Ar. 1. N 

€. ©. 7. Nov. 1863, 17. Oct. 1868 imdbejondere 

über Heranziehung ber Forenjen. of, 8248 Nr. 13 

bis 16. 

6. ©. v. 10. Sept. 1860 betr. ben zur Bilding einer 

Obfervanz erforberligen Zeitraum. cf. % 203 

Rr. 7b. 

€. v. 12. Mai 1869 betr. die Abänderung der 

Ortsverfaflung und Beftimmung über bie BertpNlung 

der Säullaft durch Beſchlüſſe ber Landgemeiniben. 

ef. 8 270 Nr. 6, 8 261 Nr. 2b (Befugnig ber 

Communalaufſichtsbehoͤrde zur Abänderung bes 

partitionsmobuß) und $ 303 Nr. 18 N 

einer Umlage). 

8 €. v. 3. Aug. 1875 betr. die Berüdfichtigung ber 

Reiftungsfähigkeit bei vertragämäßiger Aenderung ber 

Schullaſt. cf. 8 269 Nr. 14 unb über die Be— 

ftätigung ber Werträge durch bie Auffichtsbehörde 

8 251 Rr. 6, 8 269 Rr. 20, ſowie oben Bb. I. | 

847 RN. 13a € h 

Ueber bie Bildung ber Schulverfaffung burd Wer: , 

träge of. auf Erk. bes D.:8.:G. oben $ 185 

Nr. 10 und 8 275 Rr. 11. 

9. €, v. 15. Dec. 1862 betr. bie Befugniß ber Aufs 

fitsbehörbe zur Aenderung früherer Vereinbarungen 

bei eintretenber Prägravation eined Betheiligten. 

of. 8 282 Rr. 18, $ 303 Rr. 198. 

€ v. 9. März 1859 betr. bie Ergänzung vertragd- 

mäßiger VBeftimmungen mit Rüdfiht auf bie ein: 

tretenbe Uenberung der Verhältniſſe der Betheiligten. 

cf. 8 246 Nr. 8. 


4 of. Vorbericha zu 5 257 und über bie Bedeutung der Schul: 
m 5318. 


18. 


7. 


da. 


10. 


Schullaſi. IRechtsquellen: Geſetz, Provinzialrechte, Obfervanz, Ortsverfaffung 2c. 8 260. Nr. 1. 


11. €. v. 9. März 1869 betr, bie Befugniß ber Con⸗ 
fiftorien in Hamover zur Feftjegung bed Beitrags⸗ 
verhältnified Binfigtli der Schullaſien. of. für bie 
Provinz Schlerwig⸗ doiſtein oben $ 7 Rr. 9 bl. 4. 

11a, Ueber bie Befugniß der Regierung zur zwangs⸗ 
weifen Durdfüprung ihrer Repartition of. 8 301 
Wr. 11. und über die Bildung ber Ortsverfafjung 
durch behorbliche Verfügung 8 301 Nr. 11a, 

12. €. v. 12. Sept. 1859 betr, bie Anwendbarkeit ber 

vechtlichen Vorſchriften mit Rüdfiht auf den Zeit: 

punkt ber Errichtung einer Schule. cf. 8275 Rr. bb. 

Ueber bie GpecialsRegulative für Schleswig: 

Holftein of. $ 2 und 77 ber Schulordnung von 

1814 (unten 8b. III a. @.), über ihren Erlaf jept 

oben Bd. I 8 7 Nr. 9, ihre Abänderung, zu ber bie 

Regierung befugt ift, Runge, Volteihulw.18726.311. 


1. Zufanmenftelung der noch geltenden gefeglichen 
Veftimmungen, betreffend die Berpflihtung zur 
Unterhaltung der öffentlichen Beltöihulen und 
ihrer Xehrer aus dem Jahre 1861 C.-Bl. S. 668 f. 

In dem nad) Artikel 26 der Berfafjungsurkunde zu 
erlafjenden Unterrichtögefeg muß aud die Frage 
wegen Anterhaltung der öffentlichen Volksſchule, 
namentlich wegen Aufbringung des Lehrergehaltes, 
ihre Erledigung finden. Die hierfür maßgeben- 
den Beſtimmungen finden ſich in Artitel 25: „Die 
Mittel zur Errichtung, — und Er⸗ 
weiterung der öffentlichen Volksſchule werden von 
den Gemeinden, und im Fall des nachgewiefenen 
Unvermögens, ergänzungsweife vom Staate auf- 
gebracht. Die auf befonderen Rechtstiteln be= 
ruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben beftehen. 
Der Staat gewährleiftet demnach den Volksſchul— 
lehrern ein jenes den Localverhältnifien ange- 
meſſenes Einfommen. In der öffentlichen Bolts- 
ſchule wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt.“ 

Die Uenderungen gegen den bis jeßt vor- 
handenen Zuftand, welche das neue Unterrichts- 
geſetz in Wusführung diefer Normen enthalten 
muß, werben ſehr erhebliche fein. Bu ihrem Ver⸗ 
ftändniß und ihrer richtigen Würdigung wird es 
zunädjft auf eine Kenntniß der jeht beftehenden 

feglihen Verhältniſſe ankommen. Die nad: 
bigene Bufammenftelung ift auf Grund der im 

iniftertum befindlihen Wcten gearbeitet, und 
wird bemerkt, daß in den aufgeführten Einzel- 
heiten geringe Modificationen au die die Ver⸗ 
befierung bes Einkommens der entarlehrer 
bejwedenbe Eircularverfügung vom 6 März 1852 
(Kr. 1934)*) infofern eingetreten find, als nad 
derfelben den Lehrern das ganze einkommende 
Schulgeld zuftehen, für Bahlungsunfähige das 
Schulgeld von den Berpflichteten erjtattet werben 
jol,*) und der 8 33 Tit. 12 TH. II Allgem. 
Landrechts als noch anıwenbbar erklärt wird.***) 

L Provinz Bommern. 
A. Reuvorpommern (Regierungsbezirk 
Stralfund.)f) 

Für Neuvorpommern hatten die Geſetze, auf 
deren Grund in den übrigen öftlihen Provinzen 
die Einrihtung und Unterhaltung der Elementar- 
ſchulen organifirt wurde, namentlich das General- 
Landſchulenreglement von 1763, die betreffenden 
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Theile ded Allgemeinen Landrechts und die Ge- 
meinheit8 = Theilungsorbnunge vom 7. Juni 
1821, teine Gültigkeit. Nur einige allgemeine 
und unbeftimmmte Anhaltspunkte bot die im 
Iahre 1690 erneute Kirchenordnung, durch welche 
den Küftern die Pflicht auferlegt wird, Schule zu 
halten. Solcher Küſterſchulen waren im Jahre 
1827 auf dem Lande nur 96 vorhanden. Ein 
Anftoß zur Errichtung neuer Schulen, wenigftens 
auf ben Königlichen Dominialgütern, deren Pächtern 
in den älteren Contracten feine Verpflichtungen 
in Betreff des Schulweſens auferlegt waren, wurde 
durch die Allerhöchſte Ordre vom 20. Auguft 1828 
gegeben, in welcher beitimmt war: 
„daß die Erbauung fehlender und die Unter- 
haltung vorhandener Schulgäufer im Re— 
gierungsbezirt Stralfund durch die Pächter, 
melde der Contract nicht dazu verbindet, 
durch Zufiherung des vom künftigen Pächter 
nad einer Taxe zu leiftenden Erſatzes ber 
Koften bewirkt werden follte.“ 

Durchgreifende Maßregeln wurden erſt geboten 
durch das auf den Antrag bes Neuvorpommer- 
ſchen Communal-Landtages unter dem 29. Auguſt 
1831 erlafjene Allerhöchſte Regulativ, die Errich- 
tung und Unterhaltung der Landſchulen in Neu= 
vorpommern betreffend. — Dafjelbe bildet neben 
der ergänzenden Allerhöcften Ordre vom 15. 
Auguft 1833 den jegt für jenen Landestheil noch 
gültigen, alleinigen Er Anhalt. 

Hiernad) ift in Betre 

a. der Landſchulen in Neuvorpommern Folgen- 
des zu bemerken. 

1) Der Bau und die Unterhaltung des Schul- 
hauſes, die Beihaffung und Befriebigung 
des Gartens und die mtergaltung des legteren, 
die Lieferung des Feuerungsbedarfes und 
der Winterfütterung für eine Kuh find nad) 
dem Werth des Grunbbefiges zu tragen. 
Gebäude auf fremdem Boden kommen dabei 
nur nad halbem Werth in Berechnung. 

2) Schulgelb wird nicht gezahlt. Der Lehrer 
erhält ein Fixum. 

Diejes Firum wird aufgebradt von fümmt- 
lien Samilienvorftänden mit Einſchluß der Witt- 
wen, bie eine Wirthſchaft felbitändig führen, 
ohne Unterſchied, ob fie Kinder haben oder nicht, 
ohne Unterſchied ferner des Standes und des 
Glaubens als perjünlihe Laft, nach dem Klafen- 
fteuerfuß, wobei jedoch Einverftändniß über einen 
anderen Bertheilungsmaßftab vorbehalten ift. Nach 
einem Bericht aus dem Jahre 1834 zahlte hier⸗ 
nad) damals ein Tagelöhner und Einlieger für 
den Schulbeſuch feiner fämmtlihen Kinder jähr- 
lich 15 Sgr., oft noch weniger. 

Diefe urfprünglid nur für bie neu einzu— 
richtenden Schulen beftimmte Firirung der Lehrer- 
gehälter wurde durch die Allerhöchfte Orbre vom 
15. Auguſt 1833 auch auf alle ſchon beftehende 
Küfters und andere ulen des platten Landes 
ausgedehnt. 

Nach diefen Beftimmungen ift in dem Re⸗ 

terungsbezirt Stralſund, was das Elementar- 

Peultefen auf dem Lande angeht, von einer Ber- 
tretung nicht zahlungsfähiger Eltern durch Dritte 
nicht die Rebe. 
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In Betreff 
b. der Stadtfhulen werden bie Kirch⸗ und 
Küfterfhulen in den Städten aus dem Schulgeld, 
welches der Lehrer bezieht, aus dem Kirchen—⸗ 
vermögen, und wenn diejeg nicht ausreicht, don 
dem Rath aus ftädtifhen Einkommen oder mit 
Beigülfe der Bürgerſchaft unterhalten. — Je 
weniger indefien bie wenigen Kirchen- und bie 
Küfterfhulen ausreihten und genügten, um jo 
mehr 9 vielfach von der Regierung über den 
Mangel an geſetzlichen Beſtimmungen geklagt 
worden, auf deren Grund die Städte zu genügen- 
der Einrihtung des Schulweſens angehalten wer- 
den könnten. 
Auf dem Wege der Verhandlung Hat die Res 
gierung nad) folgenden Grundſätzen das ſtädtiſche 
chulweſen einzurichten gefuchi. 
a. Es ſoll in jeder Stadt auf Öffentliche Koſten 
eine Armen-Freildule eingerichtet werden. 
b. Die beftehenden Küſterſchulen follen ala Grund- 
oder Elementarklafjen des gefammten ftäbti- 
ſchen Schulweſens eingerichtet werben. 
ce. Die Erhebung des wöchentlichen Schulgeldes 
ſeitens der Xehrer fol überall sbgeihafft, 
auf die Fixirung der Lehrergehälter, wie in 
den Landſchulen, Hingearbeitet, wo aber monat- 
lich, oder vierteljägrlih zu zahlende Schul: 
geld beibehalten wird, foll dieſes zur Schul- 
kaffe eingegogen werden, und follen die Lehrer 
aus diejer ihre Beſoldung empfangen. 
B. Regierungsbezirte Stettin und Cöslin. 
In Betreff der Dotation der Schulſtellen ift 
bie Verpflihtung der Gemeinden, den Landſchui⸗ 
lehrerſtellen bei Gemeinheitötheilungen eine be- 
timmte Quantität Landes audzuwerfen, durch die 
101 und 102 der Gemeinheitstheilungs-Ord- 
nung vom 7. Juni 1821 feftgefegt, wozu zu be⸗ 
merfen, daß nad dem Erkenniniß des Königliden 
Reviſionscollegiums vom 19. März 1858 jeder 
Lehrer die volle Landabfindung aus 8 101 der 
Gemeinheitstheilungsorbnung zu Beanfpruden bat. 
‚Nähere Beftimmungen über die Ausführung 
biefer 88 find enthalten in den Verfügungen der 
nifterien bed Innern und der geiſtlichen 2c. 
en vom 17, Juli 1822, 3. Februar, 
5. Juli, 31. Juli 1823, 10. September und 12. No- 
vember 1824, 25. Inni 1831, 29. April 1837 
und 28. Januar 1842. — 
Das baare Gehalt der Lehrer, abgefehen von 
nem und aus kirchlichen Aemtern 
ti Einkommen, beruht weſentlich auf den 
Veitfegungen des General-Landihulenreglements 
vom 12. Auguft 1763. Nah $ 7 fol im Winter 
für jedes Kind, bis es zum Leſen gebracht wird, 
6 Pf.; wenn es zum Leſen gelommen, 9 pf.; 
und wenn es fchreibt und vechnet, 1 Grofchen 
wöchentlich; im Sommer von biefen Süßen 
gezahlt werden. Nach 5 8 ſoll für arme Kinder 
diefed Schulgeld aus dem Klingelbeutel, oder 
aus einer Dorf» oder Armenkaffe gezahlt werben. 
Auf die bezüglichen Anträge des 3. Bommer: 
ſchen Provinziallandtage® wegen Fixirung bes 
Gehaltes für alle Lehrer wurde zwar nicht ein- 
Keen dur den Allerhöchſten Landtagsab- 
hied vom 14. Februar 1830 aber genehmigt, 
daß das Schulgeld abgeſchafft und folches in 





ein, bem nad) ber Kinderzahl unb den vo- 

cationsmäßigen, oder ortsüblichen Sägen zu 

ermittelnden Betrage bed Söulgelnes gleich⸗ 
kommendes, von den zum Schulverband ge- 

Hörigen Haudvätern nad —— ihrer 

efigungen und Nahrungen aufzubringenbes 

Amtögehalt des Xehrerd verwandelt werde. 

Bei den Verfuchen, dieſe Beſtimmung auszu= 
führen, wurde anerfannt, daß das General-Land- 
ſchulenreglement als allgemeines Landesgeſetz durch 
das allgemeine Landrecht unbedingt aufgehoben 
ſei, durch Verfügung der Regierung in Stettin 
vom 14. Juni 1830 wurden ausdrücklich, unter 
Aufhebung bes Schulgeldes, bie 88 29—32 bes 
Allgemeinen Landrechis Theil Il Zitel 12 für 
die Aufbringung ber Lehrergehälter bei fünmt- 
lien Elementar- und Bürgerjhulen auf bem 
platten Lande und in den Städten für maßgebend 
erllärt. 

Dieſe Anordnung iſt indeſſen nicht zur Aus- 
führung gekommen. Das baare Einkommen, 
namentlih der Lehrer auf dem Lande, beruht 
jegt noch weſentlich auf dem Schulgelde. 

Indem daher weder dad General⸗Landſchulen⸗ 
reglement noch als gelent gültig en 
noch das Allgemeine Landrecht in den betreffen- 
den 88 zur Ausführung gebracht wurde, hat fi 
ein Serlapren gebildet, zu welchem die König⸗ 
lichen Regierungen auf Orund des $ 18 f. ber In⸗ 
ftruction vom 23. October 1817 als berechtigt 
angefehen werden können. 

m Anſchluß an das General= Landfdhulen- 
reglement hat man für bie auf 30 wöchentliche 
Unterritöftunden eingerichtete Winierſchute 
224g Sgr. und für die auf 18 wöchentliche Unter- 
richtsftuuden beichräntte Sommerſchule 15 Sgr., 
alfo jährlich 4 Thlr. 7'/a Sgr. Schulgeld für das 
Kind in Anfag gebracht. In wenigen Land» 
emeinden, wo aud für ben Sommer vollftändige 
&onute gehalten wird, beträgt das Schulgeld jähr- 
lich 1 Thlr. 15 Sgr. In vielen Landſchulen tft 
jedoch auch jegt noch ein geringerer Schulgelbfag 
geftattet. Dazu kommt, daß dieſes Schulgeld 
vielfach nicht mehr im Sinne des General-Land- 
fhulenreglements als eine Leiftung für an 
Unterricht angefegen, fondern im iheilweiſen An= 
ſchluß an die Grundfäge des Allgemeinen Land- 
rechts dieſes Schulgeld als ein Yequivalent für 
die Haußdväterbeiträge der ſchulpflichtige Kinder 
befigenden Familien betrachtet wird, aus welchem 
Grunde dafjelbe auch auf die verichiebenen Eins 
wohnerklaſſen mit Rüdfiht auf die fonft von 
ignen zur Unterhaltung der Schule geleifteten 

aturalbeiträge verfchleden verteilt iſt. — 

Daher rührt es, daß in den Pommerſchen Ges 
meinden die Bauern und Eigenthümer vielfach 
ein geringeres Schulgeld zahlen, ald bie Einlieger 
und lofen Leute. 

Zür den unentgeltlihen Unterricht ber ort3- 
armen Kinder wurde in den Landgemeinden 
größtentheild auf Koften der Lehrer in der Art 
elorgt, daß die Ießteren fich einen Abzug vom 
Eu geld von 4—20 Brocent des Gejammtbe- 
air gefallen laffen mußten. 

ie Vorfchrift des Ediets vom 19. December 
1715 DOuidmann, Sammlung Seite 102), 
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on die Schullehrer arme Kinder umfonft 
unterrichten follen, ift als antiquirt anzufehen.} 

In diefer Beziehung fommt der $ 33 Theil II 
Titel 12 des Allgemeinen —— in Betradt. 
Dur die Verfügung vom 2. November 1837 
war in chereinftimmung mit dem Königlichen 

minifterium anerfannt worden, daß aud 
nach Aufgebung der Erbunterthänigleit die fub- 
ſidiariſche Verpflichtung der Gutsherrfhaften auf 
dem Lande fortbeitehe, für den Schulunterricht 
ihrer Tagelöhner und Arbeitöleute zu forgen und 
diefelben bei Errichtung und Unterridtung ihrer 
Schulen zu unterftügen. Nachdem jedoch durch 
rechtstrüftige Erkenniniſſe gegen die Anſicht ent= 
ſchieden und angenommen war, daß mit Auf⸗ 
hebung der Erbunterthänigkeit alle Rechtsverhäli⸗ 
niffe aufgehört, welche ihren Rechtsgrund eben 
nur in dieſer perjönlihen Abhängigkeit vom 
Grundherrn gehabt, und daß die im 533 Titel 12 
und 88 122 und 125 Titel 7 Theil IL des All⸗ 
gemeinen Landrechts den Gutsherrſchaften aufer- 
legte Berbindlichkeiten unbebenklid) Hierher zu 
rechnen feien wurde, durch Die Verfügung vom 25.0c= 
tober 1842 unter Verweiſung auf die zu erwarten- 
den Brovingial- Sehulorbnungen den Gutsherr- 
ichaften gegenüber auf den Weg der Güte ver- 
wieſen. Im diefer Beziehung ift inzwiſchen jedoch 
nur für die Provinz Preußen gefeglihe Abhülfe 
geihaffen worden. 

Die Immunität ber Schullehrer von den öffent- 
lihen Taſten war fon durch die Pommerſche 
Kirchenordnung, Blatt 109, fowie durch die Ver- 
ordnung vom 11. Juli 1822 $ 10 und die Aller: 
höchſte Ordre vom 30. Januar 1817 anerkannt. 

In Betreff der Stadtſchulen wird an und für 
fi die Pommerſche Kirhenordnung, welcher als 
Brovinzialgefeg durch das Allgemeine Landredt 
nicht derogirt worden tft, noch ald maßgebend an= 
äufehen fein. Diefelbe jegt Blatt 81, 82, 84, 89 
und 59 feit, daß ſowohl die Befoldung ber Lehrer, 
ala auch der Bau und bie niergeliung der 
ftädttideu Schulgebäude aus dem SKirchentaften 
zu beitreiten jeien, und daß die Kirchen die Schulen 
mit Tiſchen, Bänfen und Spinden zu verjehen 
en Wo die Kirche dazu nicht vermögend ift, 
ol nad Blatt 59 der Rath, ala Patron ber 
Schule ſchuldig fein, von dem Stadieinkommen 
oder mit Hülfe der Bürgerjchaft zu contribuiren. 

Die fertiiche Entwidelung bes Schulweſens und 
feines Verhältniſſes zur Kirche hat dieje gefeß- 
lichen Beitimmungen vielfach modificirt und außer 
Anwendung kommen lafjen. Wbgefehen von den 
noch beftehenden eigentlihen Kirch⸗ und Parochial⸗ 
ſchulen, welche aber meiftens in dem allgemeinen 
ſtãdtiſchen Schulverband aufgegangen find, find 
in vielen Städten Armenfreifhulen eingerichtet, 
welde aus Communalmitteln unterhalten werden. 
— In einigen Städten ift das Schulgelb über- 
gun abgehhafft, und werben bie Koften ber 

hule rein aus der Communalkaſſe beitritten. 
In anderen Städten fließt dad Schulgeld in bie 
Communaltaſſe, aus welcher die eine feſt⸗ 
ſtehende Beſoldung erhalten. Dieſes Schulgeld 
fteigt von 20 Sgr. bis 2 Thlr. jährlich. 

m Betreff der Schulbauten zc. legen die be- 
reitö erwähnten Beftimmungen der Kichenordnung 


den Kirchen in den Städten die erforderlichen 
gelungen auf; durd) das Ediet vom 15. Februar 
1714 Quidmann ©. 900) ift auch beftimmt, 
daß bie — zur Erbauung von Kirchen, 
wie aud) der Pfarr- und Schulgebäude und der⸗ 
felben Unterhaltung gehörigen Beitrag thun follen. 
Da indefien in Ichterer Bestefung die Art und 
der Umfang ber Beiträge nicht näher beftimmt 
ift, und in erfterer Ye ſich dag Schulwefen 
unabhängig von der Kirche entwidelt Hat, fo find 
in Betreff der Hergabe des Bauplatzes, des Baues 
unb der Reparaturen durchweg die betreffenden 
Beitimmungen des Allgemeinen Landrechts neben 
den fie ergänzenden fpäteren Verordnungen zur 
Anwendung gelommen. 

Zu Unterjtügungen der Gemeinden in ihren 
Leiftungen für das Schulweſen befiten die König- 
lichen Regierungen in Stettin und Cöslin den 
Gnadenſchulfonds und den Accije-Bonificationd- 


fonds. 
II Provinz Sadjen. 

Die Provinz Sachſen it im Jahre 1815 aus 
vielen, in ihrer Geſetzgebung ſehr verſchieden— 
artigen, Landestheilen Quiamimengetegt worden. 
Ein Gemeinfames für die Schulverwaltung, wie 
in der Provinz Preußen die principia regulativa, 
für Pommern und Brandenburg das General- 
Zandiulen-Reglement von 1763 fand ſich nicht vor. 

Auch die alten Kirhenordnungen boten keines⸗ 
weges, wie 3. 8. bie Pommerſche Kirhenordnung 
ausführlihe und verpflichtende Anhaltspunkte für 
die Fragen wegen Unterhaltungspflichtigteit der 
Schulen dar. 

ie für die ehemals churſächſiſchen Landestheile 
vorhandenen Schulverorbnungen famen, abgejehen 
von ber Frage, ob fie nad Einführung des Al- 
gemeinen Landrechts noch Gültigkeit hätten, nicht 
mehr zu entſchiedener Anwendung, weil die Ber- 
hältnifje der Gemeinden, für welche fie berechnet 
waren, nicht mehr zu denen ftimmten, welche unter 
der preußijchen Verwaltung angeftrebt und vor- 
bereitet wurden. 

Dazu kam das Beftreben, mit Ausfihtnahme 
eine3 allgemeinen Unterrihtögefeges organiſche 
und durchgreifende Veränderungen zurüdzuhalten, 
die Gemeinden möglichft wenig zu belaften, und 
Mehrleiftungen von ihrer Zuftimmung abhängig 
zu machen. 

Waren hiernach die Regierungen hauptſächlich 
auf Transactionen und Berbandlungen angewieſen, 
fo iſt leicht erklärlich daß unter Änknüpfung an 
befondere Rechtsverhältnifſe und Obſervanzen ſich 
weder ein Princip durchgebildet hat, noch über⸗ 
haupt von einer zutreffenden Darlegung der in 
der Provinz Sadfen geltenden —— Be⸗ 
ſtimmungen über die Unterhaltungspflidt der 
Schulen und ihrer Lehrer die Rede fein kann, 
Die Verfchiedenartigkeit tft fo groß, daß ſelbſt bei 
©elegenheit der Vorbereitung einer Provinzial 
Schulordnung der Oberpräfident bie Eruirung und 
Bujammenftellung der Local=Obfervanzen und 
Statuten weder Air ausführbar, noch für räthlich 
erflärte. 

Als georbnet nad) einer Seite Tann bad Ver⸗ 
hältnig nur in den ehemals Königlich-Sächſiſchen 
Landestheilen durch die Verordnung vom 11. No— 
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vember 1844*) angejehen werden, welche in Folge 
einer Einigung der Stände auf dem Tim Pro— 
vinzial⸗ Landtage zu Stande gelommen war, und 
die auf dem PBarochialverband beruhenden Leis 
ftungen der Rittergutö- und anderer 
®rundbejiger feftftellte. — Die —— 
welche in den anderen Landestheilen zur An— 
wendung kommen ſollen, find nad der Xerfüs 
ap vom 24. Auguſt 1835) im WWefentlichen 
olgende: 

„Es tft überall zunächſt auf die beftehende pro⸗ 
vinziele Verfafjung zu fehen, und in jedem 
fpeciellen Falie der Local-Objervanz, nad) welcher 
die Unterhaltung der Schule bisher ftattgefunden 
En zu folgen. — Die Vorſchriften des Landrechtes 
ind nur da anzuwenden, wo die gütliche Regu— 
lirung in Aufbringung der erforderlichen Mittel 
Schwierigkeiten findet, und auf den gemeinrecht⸗ 
lichen Modus, durch allgemeine grundſätzliche Ab- 
Kaeftung des Schulgelbes und Subftituirung figirter 

ſeiträge in Form einer directen Auflage recurrirt 
werden muß. 


Wer aber hiernach als zum Schulverband ge 
börig mit Beiträgen heranzuziehen, und nad 
welchem Maßſtab die Repartition vorzunehmen 
fei, Darüber entſcheiden auch zunächſt wieder pro= 
vinziele Verfaſſung und Localverhältnifie, wobei 
die Diftricte, welche einer fremden Zwiſchenherr⸗ 
ſchaft unterworfen geweſen, ſich von den Provinzen, 
welche immer preußijch geblieben find, unterjcheiden, 
obſchon im Allgemeinen die weitfälifche Herrihaft 
die Kirchen und Schulverhältnifie unberührt ge- 
laſſen Hat. 

In den Diftricten auf dem dieffeitigen Elbufer 
werben zu ben Hausvätern des Ortes, denen nad 
dem Allgemeinen Landrechte die Unterhaltung der 
Schullehrer zur Laſt liegt, in der Regel nur die 
im gleihen Jurisdietionsverband ftehenden Ein- 
ſaſſen gerechnet, bie — Exiinirten aber, 
und namentlich auch Domänenpächter und Do— 
—— nicht darunter verſtanden werden 
können. Insbeſondere iſt danach die Gutsherr⸗ 
von als Patron der Schule zu fpeciellen Lei- 
tungen und für die Beſchaffung des Locales an— 
geasaen, fonft aber als unbetheiligt bei ber 

uftentation der Unftalt angejehen. Dagegen A 
in den Diftricten, in welchen die Frangöflfee er⸗ 
faffung alle Vorrechte des Standes und des Grund⸗ 
beſitzes aufgehoben, burch welche die fogenannnten 
Erimirten und die Grundbefiger außerhalb des 
Gemeindeverbandes gejtellt waren, die Erimirten, 
in specie Domänenpädhter, Domänenkäufer und 
Gutsherren nicht als außerhalb der Schulfocietät 
ftehend, und von Beiträgen zur Unterhaltung ber 
Schullehrer ie anzujehen.***) — Bei der Re⸗ 
partition der Beiträge fol die Ortspolizeibehörbe 
und der Landrath das Heranziehen des Einzelnen 
in einem billigen Berhältniß zu dem Befigtyum, 
dad er hat, oder zu der Nahrung, die er treibt, 
reguliren; die Grund: und Rlaffenfteuer braudt 
dagegen nicht nothwendig als Repartitionsmaßftab 
angelegt zu werden.“ — 


*) of. 5 280 Un! III und Alegatı 
44177 vαÂν 
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Es bebarf feiner weiteren Darlegung, da nad) 
diefen Grundjägen die Schulverwaltung in Auf⸗ 
bringung der Unterhaltungsmittel für bie Schulen, 
namentlid) bei neuen Einrichtungen fehr behindert 
war und wiederholt auf burchgreifende gejegliche 
Reufirung gebrungen bat. 

i Erwähnung der Schwierigkeiten ift aber 
auch nicht zu verjchweigen, daß die meiften Schulen 
der Provinz Sachſen, namentlih auf dem Lande 

jarochialſchulen find und einen großen Theil ihres 

inkommens aus kirchlichen und anderweiten 
Stiftungen, ſowie aus Accidentien beziehen, welche 
neben einem mäßigen Schulgeld zur Erhaltung 
des Beftehenden gewöhnlich ausreichen. — 

Zur ebefferung des Schuleintommens, nament- 
lich in dem katholiichen Theile des Regierungs⸗ 
bezirts Erfurt, werden fücularifirte Kirchenfonds 
in ziemlich ausgedehntem Mafe benupt. 


II. Provinz Brandenburg. 

Die Regulirung des Elementarſchulweſens in 
diefer Provinz und damit die Nothwendigkeit, in 
Fr Ben ir ne beitimmte gejeß- 
liche Principien und Rectögrundfäge zur Ans 
wendung zu bringen, hat in ihren verjchiedenen 
Zandestheilen zu verjchiedenen Zeiten begonnen. 
Die Regierung zu — fing bereits im Jahre 
1809 an, die Schulen ihres Bezirkes, namentlid) 
in der Kurmark zu organifiren. 

Für die Heineren Städte und das platte Land 
wurbe das Schulgeld nad) einem auf das General- 
Zandfhulenreglement gegründeten Fractionsſatz auf 
2 Gr. 8 pf. monat, auf das ganze Jahr hin⸗ 
durch und ohne Rüchſicht auf die verſchiedenen 
Unterrihtögegenftände, fengeiegt. Dafjelbe wurde 
von bem Schulvorftand zu einer Schultafle er- 
hoben, aus welcher die Lehrer Gehaltsfixa em- 
pfingen, und aus welcher zugleich die Bebürfniffe 
an Xehrapparaten beftritten werben follten. 

Se nad Localverhältniffen wurde auch, nament⸗ 
lid in Städten, das Schulgeld aufgehoben, und 
wurden nad Maßgabe des 8 29 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts Hausväterdeiträge einge- 
führt, oder die erforderlichen Koften wie bie übrigen 
Communalbedürfniffe aufgebracht. 

In den neumärkijchen Landestheilen wurde die 
Sache zuerft durch eine Circular-Berfügung ber 
Regierung in Königsberg in der Neumark vom 
2. Sanuar 41811 angeregt. Mit allerdings jehr 
weit gehenden Ausnahmen und Bedingungen wurde 
die Erhebung eines Schulgeldes von 2 Gr. 3 B.*) 
monatlid angeordnet. Indeſſen die eintretenden 
Kriegsjahre hinderten bier jede weitere Durch⸗ 
führung und erft vom Jahre 1817 an wurde 
durch die Regierung in Frankfurt, namentlich 
— conſequente — des Schulgeldes, ſowie 
durch Anwendung der Belege vom 2. Mai 1811 
wegen Trennung der Zilialküftereien,**) und vom 
5. November 1812 wegen Dotirung der Schul- 
ftellen mit 2 Magdeburger Morgen guten Landes, 
auf eine erhebliche Berbefferung des Lebrerein- 
tommens Bingemirtt. — Someit zuläffig, Man 


diefe Regierung daffelbe Streben auf die neu hin- 


°*) db. 5. ber ber &ı 1717 
(et. u aa a orung vom 28. September 
ot. $ 279 Unpang II, 
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ugelommenen ehemals Sächſiſchen Landestheile, 
Hide den Cottbuſer und Schwiebufer Kreis aus. 
Ramentlich wurde überall das Schulgeld auf 2 Gr. 
3 Bf. monatlich feſtgeſetzt. Diefer Sag wurde 
durd) die Verfügung vom 3. Mai 1817 genehmigt, 
die Einführung des in der Kurmark üblichen Sapes 
von 2 Gr. 8 %. aber abgelehnt. 

In erheblicher Weife wurden die Bemühungen 
um Erhöhung des Lehrereinkommens gefördert 
durch die im Jahre 1816 erfolgte Stiftung bes 
Provinzial⸗Schulfonds und durch die im Sapre 
1817 genehmigte Verwendung der evangeliſchen 
Mate des Neuzeller Fonds für —— des 
Negierungsbezirtes Frankfurt. — Durch Berfü- 
gung vom 20. März 1830 wurde genehmigt, daß 

lagen aus biefem Fonds aud) für ulen 

tpatronates bewilligt werben können. 

Der Regierung in Potsdam fteht zu ſolchen 
Biweden der Haupt-Schulfonds zur erfügung. 

Durch die Minifterial-Berfügung vom 25. April 
1831 (Nr. 4181)*) wurde zwar die Aufbringung 
der Schulunterhaltungstoften nad) den Grundjägen 
des Allgemeinen Landrechts als die allein geſetz⸗ 
liche bezeichnet, und deren Einführung, wo nur 
möglih, anempfohlen. Sie ift aber nur an 
wenigen Orten zur Anwendung gelommen, und 
tann angenommen werden, daß die Bahlung eines 
Schulgeldes, entweder nach Analogie ber Beſtim⸗ 
mungen be3 General-Banbfanttzeglements oder 
der ehemals Sächſiſchen, bei Nr. diefer Dar- 
legung erwähnten Generalia, in ber Provinz 
Brandenburg die bebeutendfte Duelle für die 
Xehrerbefoldung bildet. 

ie ſchwierigen ragen über Aiustegung und 
Anwendung ber 88 33 und 36 bed Allgemeinen 
Landrechts Titel 12 Theil II fowie über Bauver- 
pflichtung bei Schul⸗ und Küfterhäufern fiegen in 
der Provinz Brandenburg, wie auch in ben übrigen 
Provinzen. Die gemeinſchaftliche Verfügung ber 
Minifterien ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten und 
de3 Innern vom 5. Auguft 1837 (Nr. 15629)**) 
an die Regierung in Potsdam ge e3 zwar als 
unzweifelhaft auögefprochen, daß tn der Mark 
Brandenburg den Dominten rüdfichtlich derjenigen 
Berfonen, welde in den dem Dominio eigen- 
thũmlich zugehörigen Häufern wohnen, und haupt⸗ 
ſächlich ala Tagelöhner der Dominien fi ernähren, 
die Armenpflege obliege, und daß es daher auch 
unbedenklich fet, für die Kinder folder Perſonen 
das Schulgeld von den Dominien einzuforbern. 
Der Erfolg diefer Verfügung fcheint aber nicht 
roß gewelen iu fein, und keinenfalls ift durch 
fe die weit wichtigere rage entſchieden, inwie⸗ 
fern die gutsherrlichen Anwohner überhaupt ein 
Recht auf die Ortsſchule Haben, und wer fie event. 
in ihren olgemeinen Zeiftungen für biefelbe zu 
vertreten habe. 

IV. Brovinz Bofen. 

Nach einem Bericht der Herzoglich Warſchauiſchen 
Erziehungstammer an den König von Sachſen 
aus dem Jahre 1812 Hatte diefelbe bei dem Ber 
inne ihrer Wirkſamkeit im Jahre 1807 in dem 
Serzogthum Warſchau 146 Elementarjchulen vor⸗ 
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gefunden, und diefelben binnen 4 Jahren um 494 
vermehrt. 

Die Preußifche Regierung fand im Jahre 1815 


vor: 

a) im Regierungsbezirk Bofen 164 Schulen, 

b) im Regierungsbezirt Bromberg 289 Schulen. 

Die beiden preußifcgen Regierungen hielten fi) 
bis zum Jahre 1819, da fie die Allgemeinen Be- 
ftimmungen de3 Allgemeinen Landrechts für zu 
abftract und den provinziellen Verhältniffen nicht 
für entiprechend eradhteten, bei ihrer Organifation 
und ermwaltung des Schulwefens an das Regle- 
ment der Warſchauer Erziehungskammer vom 
12. Januar 1808 und deren SInftruction vom 
16. October deffelben Jahres. 

Durch das Reſeript vom 22. November 1819 
wurde aber refolvirt, daß das erwähnte Renlement, 
als nicht vom Landesherrn beftätigt, feine Ge- 
—— habe, und daß daher, da die Regierungs⸗ 
inftruction von 1817 8 18 auf wirklich vorhandene 
Geſetze verweiſe, bis zur Emanation der ſchon in 
der Regierungsinftruction en allgemeinen 
Schulordnung, nur die Vorſchriften des allge 
meinen Landrechtes zur Anwendung kommen 
könnten. 

Hiernach iſt die Provinz Poſen die einzige der 
Monarchie, wo das Elementarſchulweſen, mas 
feine Unterhaltung angeht, ſtriete nad den Vor—⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts eingerichtet 
worden 2 

Die nüchſte Folge Hiervon ift dad Nichtvor- 
tommen bes —— — Im Regierungsbezirk 
Poſen wird Schulgeld nur in wenigen Orten, und 
zwar theils vierteljährlich pränumerando, theils 
monatlich, theils mwöcentli erhoben. — Wo es 
im Regierungsbezirk Bromberg noch befteht, wirb 
es vierteljährlih oder monatlih pränumerando 
entrichtet. In einigen Schulen haben die Lehrer 
nach ihren Bocationen für jedes fhulpflichtige 
Kind in der Gemeinde ein beitimmtes jährliches 
Schulgeld zu fordern. Daffelbe wird aber !mit 
dem übrigen Gehalte in halbjährlihen Raten ent- 
richtet, hat alfo den Charakter eines laufenden 
Schulbeitrages, nur daß diefer fi auf diejenigen 
Eltern beihräntt, die noch Kinder im fhulpflich- 
tigen Alter haben. 

Die zur Unterhaltung der Schulen erforderlichen 
Hausväterbeiträge werden meiften® nach der Klaffen- 
fteuer repartirt, und wird in der Regel ange- 
nommen, daß fie die Hälfte des Klaſſenſteuerſahes 
nicht überfteigen follen. 

Die nicht ausreichenden Mittel der Gemeinden, 
reſp. Schulfocietäten Haben für die Provinz Bofen 
eine Regulirung des Verhältnifies der Gutsherren 
zur Unterhaltung der Schule dringend wünfchens- 
werth erſcheinen laſſen. — Diefelben ftehen zu— 
nächſt perſönlich außerhalb der Gemeinde und 
Societät. Sodann war durch bie Verfügung vom 
27. Wuguft 1844 (Nr. 18351) ausgeſprochen 
worden, daß die Gutöbefiger für die eingezogenen 
und ihrem Gute einverleibten bäuerlichen Nahrungen 
zur Beitragsleiftung für die Schule nicht Heran- 
go en werden könnten, weil, wie der betreffende 

ht der Regierung in Pofen ausführte, bie 
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Schulbeiträge keine Reallaften feien, nicht auf dem 
Grundbefig, fondern auf der Familie Hafteten. 

Nach der Petition des fiebenten Provinzial 
Landtages vom 1. April 1845 kann, wenn mehrere 
Güter zu einem Schulbezirk gehören, nur das⸗ 
jenige Dominium, auf deſſen inde das Schul- 
haus ſich befindet, herangezogen werden, wogegen 
die übrigen Gutsbeſitzer weder zum Bau bdes 
Schulbaufes, noch zur Unterhaltung des Lehrers 
Etwas beizutragen haben.*) Der Antrag des 
Landtages, dieſem Uebeljtande durch gleihmäßige 
Bertheilung der Laften abzuhelfen, ift unter Hin- 
weiſung auf die zu erlaffende Provinzial-Schul- 
orbnung auf fi) beruhen geblieben. Daffelbe gilt 
von der 30jten Petition befjelben Landtages, daß 
Tagelöhner und Dienftleute von den Beiträgen 
und Laften rüdfichtlih der Neubauten und Re 
paraturen an Kirchen und Schulen befreit bleiben 
möchten. 

In Betreff der Anwendung des 8 33 Allge— 
meinen Landrechts Theil II Titel 12 war durch 
die Berfügung vom 8. März 1830 (Kampg An- 
nalen 1 ©. 90) in Uebereinftimmung mit dem 
Königlichen Minifterrum des Innern anerkannt 
worden, daß dieſe Beitimmung des Allgemeinen 
Landrechts durd das Edict vom 9. October 1807 
aufgehoben worben fei. Für arme Eltern ſchul⸗ 
prühtiger Kinder müffe dagegen der Schulbeitrag, 
fofern derſelbe unerläßlic jel, auf die Weiſe aut 
gebracht werden, wie Urme überhaupt verfafjungs- 
mäßig unterftügt würden. Auf nocmalige An- 
regung biefer Frage feitens der Regierung in 
Bromberg erging das Refcript vom 24. November 
1837 (Nr. 16185),**) in weldem in Ueberein- 
ftimmung mit ber vorher vernommenen Anficht 
des Königlichen Juftizminiftertums erklärt wurde, 
daß die Beftimmung des erwähnten $ 33 nicht 
mit dem Verhältniß der Erbunterthänigkeit in 
ungertrennlicher Verbindung ftehe, fondern auch 
nad) Aufhebung der ———— als fort⸗ 
dauernd gültig zu erachten ſei, weil der Ausdruck 
„Unterthanen? in jenem $ nad) der Analogie ber 
& 122 und 125 Titel 7 Theil II des Allgemeinen 

andrechts ſich auch auf Schugunterthanen oder 
Einlieger beziche, die in feinem erbunterthänigen 
Berhältnig zur Gutsherrſchaft ftehen, und weil 
dafür auch die Analogie der fortbauernden Ber- 
kerag ber Herrſchaften für das kranke Gefinde 

reche. 

In Folge der gegen diefe Anſicht ergangenen 
tehtöfräftigen Erkenntniffe wurde aber dur) bie 
Verfügung vom 25. October 1842 (Nr. 20053) 
die Regierung auf den Weg der gütlihen Wer- 
handlung vertiefen, bis die Frage durch bie zu 
ee Provinzial⸗ Schulordnungen entfäße 

en ſei. 

Die Immunitäten der Lehrer beftehen aud in 
ber Provinz Pofen nad ben allgemeinen Be— 
ftimmungen, 

a3 die nad} der Gemeinheitätheilungsordnung 
außzuwerfende Landbotation betrifft, fo waren 
nad) bem Bericht der Generalcommilfion in Bofen 
im Jahre 1841 bereit® 1389 Stellen mit 10794 
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Morgen Land und 370 Thlr. jährlicher Rente 
dotirt, obgleich die Generalcommilfton den Grund- 
fag befolgt, daß bei den Separationen an Orten, 
mo noch feine Schule befteht, eine ſolche aber nad) 
der Abficht der Regierung künftig errichtet werden 
fol, die feparirende Behörde gefeplich nicht ver- 
pflichtet fei, Schulland auszulegen, wenn die 
Betheiligten ihre Zuftimmung_ verfagen, fondern 
daß fie fih nur auf Anempfehlung befhränten 
tönnen.*) 

Einer Erwähnung bedarf noch der Umftand, 
daß nad) $ 10 der vorläufigen Verordnung wegen 
des Judenweſens im Großherzogtfum Poſen öffent⸗ 
liche jüdiſche Schulen beftehen können, und alfo 
die jüdiſchen Hausväter nad dem Wllgemeinen 
Landrecht von den Beiträgen zu ben anderen öffent- 
lichen Ortöfchulen befreit fein können, wenn die 
felben mit Genehmigung des Staates noch einem 
beftimmten Lehrplan eingerichtet und mit quali= 
ficirten, durch Die Regierung beftätigten jübijchen 
Lehrern befegt werden. 


V. Provinz Preußen. 


Die Schulorbnung für die Provinz Preußen 
vom 11. December 1845 tft ald bie allein giftige 
Norm anaufehen, nad) welder in der Provinz 
Kae die Unterhaltung der Schulen und ihrer 

eheer zu erfolgen hat. 

te Unterhaltung erfolgt in nachſtehender Weife: 

a) Wo Schulgeld üblich ift, bleibt dafjelbe be- 

ftehen. Für die Kinder armer Eltern muß 
w gefeglichen Armenpflege Verpflichtete 

das Schulgeld entrichten ($ 43).**) 

b) Alle befonbere Stiftungen und durch befondere 
Rechtstitel begründete Leiftungen verbleiben 
den Schulen, namentlih auch die kirchlichen 
Urſprungs. — Wo diefelben zur Unterhaltung 
der Schule ausreihen, hat e3 dabei fein Bes 
wenden (8 38). 

c) Andernfalls ift die Unterhaltung der Schule 
und bed Lehrers Aufgabe der bürgerlichen Ge 
meinde.t*) 

Die Bertheilung der bazu beſonders erforber- 
lihen Communalumlagen srfolgn principaliter 
nad) dem Verhältnig der Grund- und Klaffen- 
fteuerbeträge der Einzelnen ($ 39). 

d) Unter mehrere, zu einer Schule gehörige Ge— 
meinden wird ber betreffende Beitrag nad} der 

ahl der Haushaltungen vertheilt ($ 40). 

e) Zu Wbgaben und Leiftungen, welche nad dem 

2 des Grundbeſitzes in der Gemeinde 
vertheilt werden, müffen auch die Gutsherr⸗ 
‘haften und auswärts wohnenden Eigenthümer 
von ben in ihrem Beſitz befindlichen bäuerlichen 
Grundftüden beitragen. Wusgenommen bier- 
von find auf Grund der Allerhöchſten Ordre 
vom 14. Yuli 1836 die bei Gelegenheit ber 
Regulirung der gut3herrlihen und bäuerlichen 
Rerhältnifie den Gutsherren ald —— 
abgetretenen bäuerlichen Grundftüde (8 4% 3 

f) Die Gutsherren haben das Bauholz; oder deſſen 
Geldwerth für Bauten und Reparaturen an 
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den Schulgebäuben auch ohne bie im 836 bes 
Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 12 ent⸗ 
baltene Vorausſetzung, zu Hefern (8 44).*) 

er haben fie, abgejehen von herkömmlichen 
weiter gehenden Leiftungen, fofern fie zur Ge— 
währung des Deputat-Örennholzed verpflichtet 
find, für jede Schulklaſſe höchſtens 15 Klafter 
weiches Klobenholz, frei von Anweifegeld, zu 
liefern (8 46).*) 

g) Daflelbe mholz, und nad) Umständen Bau= 
holz,*) fowie den nöthigen Bauplag und 
einen kulmifchen Morgen land, ober ent- 
fprechende Geldrente für den erften Lehrer & 
währt Fiscus für die Schulen in den Vo— 
mänenbörfern ($ 45).}) 

b) Die Schulen find Eigentgum der betreffenden 
Gemeinden. Für das Schulbebürfniß der 
außerhalb eine? Communalbezirks auf guts- 
berrlihem Borwerkslande wohnenden Dienft- 
boten, Zagelöhner, Anfiebler und herrfchaft- 
lichen Beamten muß entweder durch Errichtung 
einer eignen Schule, oder auf dem Wege bes 
Vertrags, durch Anſchluß an eine benachbarte 
Schule geforgt werben. Kommt im letztern 
Fall ein Vertrag nicht zu Stande, fo kann die 
Regierung auf Beit den Anſchluß ex officio 
anorbnen. 

In allen dieſen Fällen ift der Grumdherr 
verbunden, die erforderlihen Koften, foweit die 
Anwohner zu deren Aufbringung nit im 
Stande find, eben fo, wie bie Koften der 
Armenpflege zu beftreiten (88 5560). Durch 
diefe Beitimmungen hat man, wie die Motive 
um Entwurf der Schulordnung ergeben, einen 
erlag für den als nit mebr gültig ange- 
fehenen 8 33 des Allgemeinen Landrechts 
heil IL Titel 12 ſchaffen wollen.}}) 

i) Im derfelben Weiſe hat der Grundherr die Ein- 
wohner einer auf feinem Grund und Boden 
neu errichteten Colonie oder Gemeinde in Be> 
Gebaper Schuleinrichtungen zu unterftügen 

Die Schullehrer erhalten ihre Befoldung mit 
Ausnahme der Raturalleiftungen aus der gut. 

taſſe, in welche alle Abgaben nebft dem Schul- 

geld fließen. Was das noch fortbeftehende Schul- 
geld betrifft, fo ift diefes nad) den Berichten 
ber betreffenden Regierungen überall nad) ben 
principis regulativis für jedes fchulpflichtige 

Kind, aud wenn es bie inte nicht beſucht, 

feftgefeßt, und wird als eine feftftehende Abgabe 

in ber Regel jährlich pränumerando erhoben. 

Nach 8 17 find die Hegierungen ermächtigt, 
wo nad den ürtlidhen Verhältniſſen eine Er⸗ 
böhung des Lehrergehaltes nothwendig und 
ausführbar ift, die Gemeinden zu einer Er- 

Högung deſſelben zu veranlafien. 


VI. Provinz Schleſien. 

Die Grundlage für die Verwaltung des Ele 
ke A in ber Provinz Sölefien bildet 
das General-Landfchulenreglement von 1763. 

*) 08. $ 277 Rr. 3 fi. 
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Seine theilweife Unanwendbarfeit auf die dor— 
tigen kaholiſchen Berhältniffe, und andrerjeit3 dag 
Streben, für die katholiſchen Schulen eine gleich- 
mäßige, beftimmt vorgefchricbene Lehrmethode her⸗ 
zuftellen, rief das General-Landfhulenreglement 
für die römiſch-katholiſchen in Städten und Dör- 
fern des Herzogtgums Schlefien und der Grafſchaft 
Glag vom 3. November 1765 in das Leben. 

Durch) dieſes Gefeg waren, abgefehen von den 
Mängeln der in ihm vorgefchriebenen Methode, 
die äußern Berhäftniffe der Schulen, namentlich 
ihre Einkünfte nicht feft und angemeflen regulirt, 
weöhalb unter dem 18. Mai 1801 das Reglement 
für die niederen katholiſchen Schulen in den 
Städten und auf dem platten Lande von Schlefien 
und der Grafihaft Glatz emanirt wurde. Durch 
dieſes Reglement wurde für die katholiſchen 
Lehrer eiu höheres und ſicheres Gehalt erzielt, als 
e3 für die Lehrer der evangelifchen Schulen nad 
dem General-Landfhulenreglement von 1763 mög⸗ 
ih war. Die Anwendung der Grundfüge bes 
erftern auf die evangelifhen Schulen in den Do— 
mänen- und fäcularifirten Gütern wurde unter 
dem 5. December 1811 Allerhöchſten Orts be— 
—— ar eg De a auf bie übrigen 
evang ulen Brivatpatronat® wurde von 
dem erften ſchleſiſchen Provinzial-Landtag abge⸗ 
lehnt. Durch dad Allerhöchſte Decret vom 30. De= 
cember 1827 wurde dem zweiten ſchleſiſchen 
Landtag diefelbe Propofition vorgelegt, Mit 
— auf die von demſelben zu Gunſten der 
Gutsherrſchaften vorgeſchlagenen Modificationen 
wurde durch den Landtags⸗ Abſchied vom 22. Februar 
4829*) die Anwendung der 88 10—29 des Regle⸗ 
ments von 1801 auf die evangelifchen Landſchulen, 
foweit der Umfang der Dotationen, welde ben 
ſchlecht geftellten &gutiehrern als Minimum ge- 
bühren, anbelangt, mit der Maßgabe genehmigt, 

dag nur bei Aufbringung des baaren Ger 
haltes und des Deputatd an —— ſeitens 
der Dominien mit 5 und von Seiten der 
Schulgemeinden mit concurrirt werde, da⸗ 
gegen / da die Anwendung dieſes Vertheilungs⸗ 
maßſtabes auf das zu gewährende Getreide⸗ 
deputat und die auszuſetzenden Ländereien, 
Wieſenwachs und Hütung mit Schwierigkeiten 
verbunden ſein würde, da das Königliche 
Oberpräfibium wegen eines hwetmähigen 
Repartitiongmodus mit den betheiligten 
meinden in Berathung treten follte, wonächſt 
Se. Mojeftät Sich den Beſchluß auf die von 
den Ständen anderweit beantragten gejeglichen 
Beftimmungen vorbehielten. 

Die letztgedachte ec Beitimmung ift untere 
blieben, und m id) die Regierungen in Be 
treff der Berbefjerung evangelifcher Schulftellen auf 
gütliheWerhandlungen mit den Gutsherrn beichräntt. 

Hiernach muß nunmehr das Schulreglement von 
1801 für ſämmtliche Schulen in Schlefien als bie 
wefentliche Grundlage für die Aufbringung igrer 
Unterhaltungstoften angefehen werben. h ad 
dem Reglement bleiben die Lehrer im Beſitz ihres 
bisherigen Eintommens; wo bdaflelbe nit aus⸗ 
reicht, beitimmt das Reglement folgende Minima: 
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1) ein Getreidebeputat von 15 Scheffel Roggen 
und 3 Scheffel Gerfte, Erbſen und Hirfe, alt 
ſchleſiſch Maß (db. h. 20 Sceffel 7 Mepen, 
reſp. 4 Scheffel 11/a Metzen Berliner Maß). 

2) für die Erzeugung des Gemüſes ein Garten- 
fleck von einem Scheffel Ausjaat, oder brei 
Beete dur ein ganzes Gewende, und zur 
Unterhaltung feines Nupviehes Sommerweide 
mit dem Gemeinde-Bteh, nebit der zur Durch⸗ 
winterung erforderlichen Gräferei. 

3) neun Klafter Scheitholz (oder 7 Klafter vhein- 
ländiſch Maß) oder Nequivalent an anderem 
Brennmaterial. 

4) 50 Thaler baares Geld. 

Bon der Regulirung des Gehalte: nad) diejen 
Orunbfägen find nad) $ 16 des Reglements die⸗ 
jenigen Stellen ausgeſchloſſen, welche namentlich 
durch das Schulgeld ein höheres Einkommen, ald 
bas im Reglement beftimmte Minimum gewähren. 
Was das ulgeld betrifft, fo beruht deſſen urs 
fprüngliche Feftfegung auf den Beftimmungen des 
General⸗Landſchulenreglements. Eine Berorbnung 
der Kriegd- und Domänenlammer vom 31. Des 
cember 1768, welche aud durch die 16 u. 17 
des Reglements von 1801 gefeglihe Kraft erhielt, 
beftimmt aber, daß das Schulgeld jährlich nad} 
ber Sopfgaht der vorhandenen Kinder berechnet, 
und ber efzag beffelben fodann auf die gefammten 
Gemeindemitglieder, ohne Rüdfiht darauf, ob fie 
Kinder zur Schule aan ober nicht, fo vertheilt 
werden, daß der Bauer 1 Thlr., der Gärtner 
12 ®r., der Häusler 8 Gr. und der Einlieger 
4 Gr. bezahlt. Diefe Einrichtung tft vielfach ge- 
teoffen worden, aber mit dem Uebelftand, daß 
die vorgefchriebene periodifche Feſtſtellung des Be— 
trags unterblieben, vielmehr der einmal ange- 
nommene Betrag als ein m angefehen und 
jelbft in die Vocationen aufgenommen worben ift. 

Die Adjuvanten, mögen fie wegen Vermehrung 
der Kinder oder wegen Entfernung der Dörfer 
von der Schule, oder wegen Alter und Krant- 

eit des Lehrers angeftellt werden, follen bei bem 

letztern Wohnung und Koft, außerbem aber bie 
halbe Befoldung an Geld erhalten 9 29). In 

8 26 iſt dagegen beſtimmt, daß ein Abjuvant, wo 

er wegen zu großer Entfernung eines Dorfes von 

der Schule angejtellt wird, die halbe Bejolbun; 
erhalten ſoll.e) Dur) die Verfügung vom 19. Jun 

1844 (Nr. 9433) tft interpretirt worden, daß der 

Adjuvant die Hälfte von der gefammten in $ 12 

ausgefegten Bejoldung, alfo au von den Natu— 

ralien und Nugungen, erhalten fol. Sowohl das 

General-Landfhulreglement von 1763 und 1765 

als das U. L.-R. und das Reglement von 1801 legen 

die Gefammtunterhaltung der Schulen den Gemein- 
den und Dominten auf. Das —— Geſetz ord⸗ 
net das Beitragsverhältniß beider folgendermaßen: 

1) Die Gutsherren haben aufzubringen: 

a) ein Drittheil des baaren Gehaltes und des 
Brennmaterials 8 19a), 

b) in Eoneurrenz mit ber Gemeinde nad) Maß⸗ 

abe der —2 Größe der Ausſaat einen 
jeitrag zum Getreidebeputat und zum Garten- 

fle@ (8 12 Litt. b und 19 Litt. b). 
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c) Anfuhr des Brennmaterial3, wenn im Dorfe 
feine zur Schule gezogenen befpannten Wirthe 
vorhanden find € 19 Litt. d). 

Bei den evangeliihen Schulen haben bie Do— 
minien nad) dem Landtags-Abſchied vom 22. Fe— 
bruar 1829*) zum baaren Gehalt und Brenn- 
material nur ein Viertheil beizutragen. Bu den 
übrigen Präftationen, über welche bis jetzt gejeß- 
liche Beitimmung nicht ergangen ift, find die 
evangeliihen Gutäherrfchaften gewöhnlih nad 
Maßgabe ihres Grundbefiges, jedoch mit der Be- 
ſchränkung auf ein Maximum von ein Biertheil 
des Ganzen herangezogen worben. 

2) Die Gemeinden haben aufzubringen :**) 

a) zwei Drittheile des baaren Gehalte und des 
Brennmaterials durch gleiche Bertfeltung unter 
alle Stellenbefiger (8 19 Litt. a). Me fünf 
Jahre findet eine neue Repartition ftatt 
& 21)**) Durch das Refcript vom 18. Junt 

838 und fpätere Judicate ift feftgefegt, daß 
das Holzdeputat dem Lehrer — zur Be⸗ 
friedigung ſeines perſönlichen Bedürfniſſes zu= 
ſteht; das Mehrerforderniß zur —2 der 

Schulſtube iſt weiter von ber Gemeinde aufs 

qubringen;t) 

b) Beitrag zum @etreibebeputat und zum Garten 
in Eoncurrenz mit dem Dominium (319 Litt.b). 

c) Freie Hütung für 2 Stüd Rindvieh und ein 
Schwein ohne Concurrenz bed Dominiums 
(8 12 Litt. c.). 

d) Unfug des Materials durch die befpannten 
Wirte ($ 19 Litt. d.).tf) 

e) Hauen und Fällen des Holzes durch die Ein- 
lieger (8 19 Litt. d. und 15.).trf) 

vangelifhe Gemeinden bringen zu a) drei 

Biertheile auf.f*) 

In Betreff verichtedener Confeffionsfhulen an 
Einem Orte beftimmt der $ 22 des Reglements 
von 1801, daß, wenn in einem Dorfe unter 50 
Befigungen ſchon damals zwei Schullehrer ver- 
fhiedener Religion waren, das von dem Domi- 
nium zu entrihtende Drittheil an Holz, Geld und 
Deputat (Hinfichtlich des Ießtern tft der Ausdrud 
„Drittheil“ irrthümlth gebraucht) unter beide 
Lehrer zu theilen jei. Waren dagegen ſchon da= 
mals zwei Schullehrer an einem Orte von mehr 
als 50 Befisungen, jo muß da8 Dominium nad 

23 zum Unterhalte eines jeden */s beitragen. 

e mittlerweile eingetretenen Beränderungen in 
den gutsherrlichen Verhältnifien laſſen dieſe Be- 
ftimmungen als mangelhaft und nicht mie us 
treffend erſcheinen. Gerade Orte unter 5 e⸗ 
ſitzungen bedürfen der ausreichenden Beihülfe. 
Später errichtete zweite Schulen haben keinen An⸗ 
ſpruch auf den Dominalbeitrag.t**) 

Nach dem Refeript vom 22. April 1833 kann 
mit Rüdfiht auf 8 24 des Reglements alle fünf 
Jahre eine neue Repartition der Beiträge für je 
ihre Schule unter die Stellenbefiger einer jeden 

=) 


of. $ 275 Rr. 9-11. 
of. $ 270. 
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Confeſſion erfolgen, jo daß, wenn inzwifchen eine 
Stelle in die Hände eines zu einer andern Con— 
feifion Gehörigen kommt, diefer nur bis zum Ein- 
tritt der neuen Repartition, und nicht nod bis 
zum Wbgang bes alten Schullehrerd die auf ber 
Stelle haftenden Beiträge zu entrichten braudht.*) 

Das ——— von 1801 enthält keine Bes 
ftimmung über den Repartitionsmodus ded nad) 
Daten für die Adjuvanten aufzubringenden Ge- 

altes. Durch das Reſcript vom 19. Juni 1841 
ift mit einigen Mobificationen angeordnet worden, 
baß die den Adjuvanten zu gewührenden Emolu: 
mente in derfelben Weife auf die Beitragspflichtigen 

u repartiren feien, wie ſolches rüdfichtlid der 

lumente der Hauptſchullehrer im $ 19 des 
Reglements vorgejchrieben, und daß dabei fein 
Unterfchied zu machen ſei, ob die einzelnen Emolu= 
mente in natura, oder ob ftatt derfelben Geld⸗ 
entfhäbigungen gewähtr werden. 

Bei den Verhandlungen über Erlaß einer 
Schulorbnung für die Provinz Schlefien iſt 
namentlid anerkannt worden, daß das Beitrags⸗ 
verhältniß der Dominien einer andermweiten, den 
veränderten Verhältniſſen entſprechenden Regu—⸗ 
lirung bedürfe. 

VO. Provinz Weſtphalen.) 
A. Regierun egal! Münfter. 

Die für das Soc ft Münfter unter bem 
2. September 18041 erlaffene domcapitularifche 
Berordnung bildet als fortbeftehendes Provinzial 
geſetz nicht nur für diefen Landestheil die Baſis 
de3 Elementarſchulweſens, fondern ift auch auf 
die übrigen Theile des Regierungsbezirks in volle 
Anwendung gebradt. Nur wo diefelbe nicht auß- 
reichte, tft man auf die betreffenden Beftimmungen 
des Allgemeinen Landrechts zurüdgegangen. 

Die Unterhaltung der Elementarjhulen und 
ihrer Lehrer gehört nad) diefer Verordnung zu 
den Kirchſpielsiaſten und wurde aus den ertra- 
orbinatren Schaßungen beftritten. Die fremd» 
berrliche Gefeggebung hat dieſe Grundanſicht nicht 
alterirt. Nach derfelben wurden bie Elementar- 
ſchulen als Communalanftalten angefehen, und 
die Koften ihrer Unterhaltung gehören in ben 
kangöf eweſenen Theilen da 3 Artitel 10 
loi du 11 frim. an VII. und in den dem Groß- 
herzogthum Berg einverleibt gemefenen Theilen 
nad) dem Decret vom 17. December 1811 Ar- 
titel 21 zu den Communalausgaben ohne Rüdficht 
darauf, ob bie Gemeinde mit dem Schulbezirf 
zufammenfällt oder nicht.**) 

Nach der Reoccupation tft diefer Grundſatz mit 
Beziehung auf das Refeript vom 3. Januar 1817 
(Annalen Bb. 1 ©. 2) und die Allerhöchſte Ordre 
vom 2. Juni 1820 (Jahrbücher Ab. 15 ©. 229), 
wonach durch Einführung des Allgemeinen Land- 
rechts feine Veränderung in der Verfafjung und 
Berwaltung beabfichtigt worden, feftgehalten worden. 

Nur in den Fällen, wo an Einem Orte für 
die Einwohner verſchiedener Glaubensbelenntniffe 
befonbere Schulen beitanden, wurden dieSchullaften 
auf die betreffenden Schulinterefjenten repartirt. 

Auf Grund des Stants-Minifterialbefchluffes 
vom 16. Juni 1840 wurde durch die Verfügung 


3443* 
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vom 13. Auguft 1840*) zwar beſtimmt, daß die 
Schulunterhaltungstoften den landrechtlichen Be— 
ftimmungen gemäß nicht mehr als eine Communal-, 
fondern als eine dem Schulbezirk obliegende So- 
cietätßfaft aufzubringen feien. 

Nachdem ſich indeffen richterlihe Erkenntniffe 
gegen diefe Auslegung des Allgemeinen Landrechis 
ausgefprochen, tft in einem Spectalfall durch die 
Verfügung des Minifterd des Innern und des 
Mintfters der geiftlihen Ungelegenheiten vom 
22. April 1844 anerkannt worden, baß Schuls 
focietäten als befondere Eorporationen im Re— 
gierungsbezirt Münfter rechtlich nicht eriftirten, 
fondern nur von den zu einer Schule gehörigen 
Hausvätern die Rebe fein könne, überhaupt aber 
im Sntereffe bes ulmefen® zu wünſchen fei, 
daß, wo bisher eine Verpflichtung der politiſchen 
Gemeinde zur Unterhaltung der Schule beftanden 
babe, diefelbe auch aufrecht erhalten und nicht ohne 
Noth zu bejonderen, von den Hausvätern zu er- 
hebenden Beiträgen übergegangen werbe.**) 

Das Schulg fegt die Münſterſche Schuls 
ordnung 8 35 auf 7%/s Sgr. pro Semefter feft, 
fofern nicht ein höheres Schulgeld hergebracht fei. 
Bon Bedeutung erjheint die Beftimmung 8 35, 
daß Schulgeld für den Sommercurfus aud in 
dem Fall gezahlt werden fol, wenn keine Sommer 
ſchule gehalten würde. Hiernach kann das Schuls 
gelb zwar als eine Remuneration für den Unter- 
richt, muß aber doch als eine feite, die Subfiftenz 
des Lehrers fihernde betrachtet werben. Die Be- 
fttmmung des 8 39, daß an benjenigen Orten, 
two die Bahlung des Schulgeldes für arme Kinder 
aus den Armenmitteln hergebracht jei, dieſe 
Bablung befördert werden folle, hat die Verfügung 
der Regierung vom 5. Februar 1825 dahin aus- 
gebehnt, daß für arme Kinder wenigſtens das halbe, 
nad Umftänden aber das ganze —— aus 
Armens reſp. Gemeindemitteln gezahlt werben ſolle. 

Eine eigenthümliche Einrichtung für den Re: 
gterungsbezirt Münfter tft das Inftitut der Zulagen. 

Rad den S 28—30 der Schulordnung follte 
a) allen für fähig erklärten Kirchſpielsſchullehrern 

eine Zulage von 30 Thlen,, 

b) außer diejer Zulage den 40 fähigiten 20 Thlr. 
und den 50 folgenden 10 Thlr. Prämie, 

o) den Lehrern an deu Nebenfhulen 10 Thlr., 

d) den fähigen Lehrerinnen 20 Thlr. Zulage ges 
währt werben. 

Der hierzu erforderliche, damals auf 10300 Thlr. 
veranfdlagte Fonds wurde bis zum Eintritt ber 
Fremdherrſchaft durd die Schagung aufgebracht. 
Durch die Allerhöcjfte Ordre vom 5. Januar 1836 
wurde der Beitrag auf ah Brocent der Grund» 
Steuer feftgefeßt (10544 Thlr. Solleinnahme); durch 
den Landiagsabſchied vom 8. Juni 1837%**) aber 
wurde die Bertheilung der Beiträge auf Grund⸗ 
und Klaffenitener genehmigt. 

Die —— der Zulagen iſt durch Ver⸗ 
ordnung bes Civilgouverneurs vom 16. October 
1814 aud auf Redlinghaufen und Tecklenburg 

· Decke IR Ida dat Grfenntniß bes Obereiösmafs wom 
8. Dee 185 — unb namentlid) ber Plenarbeihluß 
vom 20. Juni 1809 ($ 314 Anh. I, Juf.:Minif.sdl. 6. 299) 
—— 
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nebft Lingen ausgebehnt, fpäter aber burd bie 
angeführten Allerhöchſien Beftimmungen für den 
ganzen Regierungdbezirt genehmigt worden. 

it Nüdfiht auf die im Innern ded Schul- 
wejens inzwiihen vorgegangenen Veränderungen 
find feit dem Jahre 1830 die Zulagen fo vertheilt, 
daß jeder Haupt: und Nebenlehrer 20 Thlr.*) 
jährlich erhält. 

B. Regierungsbezirt Minden. 

In ben einzelnen Theilen dieſes Regierungsbezirks 
tamen ald Provinzialgefege früher in Anwendung: 
1) in dem Fürftentgum Minden nnd in der Graf- 

ſchaft Ravensberg das General-Landidhulen- 
reglement vom 12. Auguſt 1763, 

2) für das Bistum Paderborn die Paderbornſche 
LZandfhulenordnung vom 31. Auguſt 1788, 
3) für Corvey die Naſſau⸗Oraniſche autordnung 

vom 10. April 1806. 

Die laufenden Unterhaltungskoften ber — 
werben faſt überall aus den eigenthümlichen Ein- 
künften ber fegtern und aus dem Schulgeld beftritten. 

Für arme Kinder wird nad) verjchtedener Ob- 
fervanz theils der ganze Ausfall, theils %s aus 
der Armenlaffe dem Lehrer vergütet.**) 

Für die Aufbringung der weiter erforberlichen 
Zufhüffe und außerordentlichen Koften bei Bauten 
zc. hat in dem Bezirk früher ein doppeltes Ber- 
fahren ftattgefunden. 

In dem Their, wo gefchlofiene Ortichaften be= 
ftehen, alfo goraugämeile in dem ehemaligen 
Fürſtenthum Paderborn, wurden die Schulen als 
Anftalten der politiihen Gemeinden behandelt. 
Die Koften wurden aus der Communalkaſſe be- 
ftritten, reſp. durch befondere Steuerzufchläge von 
den Mitgliebern der Gemeinden aufgebradt. 
Namentlid auf Grund der Verfügung vom 
13. Auguft 1840 und aus der —— Rück⸗ 
ſicht, daß fs in neuerer Zeit in den benannten 
ZandestHeilen unter der vorherrichend katholiichen 
Bevölkerung evangelifhe Schulen bildeten, ift bie 
Regierung allmähllg zu bem Prineip übergegangen, 
die Unterhaltungspflicht ber Elementarfäulen als 
eine Societätstatt der einer jeden Schule zuge- 
wiefenen Einwohner anzufehen. Diefes Princip 
war in den übrigen Theilen des Regierungsbezirks, 
wo bie zerftreut liegenden Wohnungen von jeher, 
—— von den politiſchen Gemeinden, zu 
Schulbezirken zuſammengelegt waren, ſchon immer 
in Anwendung, und während im Minden-Ravens— 
bergſchen früher einzelne Gemeinden aus ihren 
Communaltaffen zu Schulzweden beigefteuert, iſt 
feit längerer Zeit confequent der Begriff der Schul- 
foctetät zur Anwendung gebracht worden. 

Es kann alfo im Wügemeinen angenommen 
weaden, daß im ganzen Regierung&bezirt Minden 
die Grundjäge des Allgemeinen Landrechts mit 
Ausschluß der Beſtimmungen über Hausväter- 
beiträge zur Anwendung fommen, und daß neben= 
bei überall ein Schulgeld gezahlt wird. 

©. Regierungsbezirt Arnsberg. 

Der Regierungsbezirt Arnsberg befient aus 
412 verſchiedenen Gebietötheilen, deren Gejep- 
gebungen und Obfervanzen in Betreff des Schul: 


m (1886) : — 
J Ben | — Mark — der Ueberſchuß wird an 
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weſens ſchon unter fi fehr von einander ab⸗ 
weichend waren. Eine noch größere Unficherheit 
in der Anmendung fefter Normen tft aber durch 
den Einfluß der fremdherrlichen kein und 
und dur das Verhältniß der nad der Befig- 
nahme eingeführten preußifchen Geſetze zu den 
früheren Provinzialgejegen entftanden. 

Nach den mannigfadhen feit 1815 gemachten, 
aber nicht vollendeten Verſuchen, eine durchgehende 
Einheit in Betreff der Schufgefeßgebung in diefem 
Bezirk herbeizuführen, wurde als zu befolgender 
Grundjag angejehen, daß die Elementarfchulen 
nicht als Anftalten der politiſchen Gemeinden be= 
trachtet werden. Auch mo biefes in folge ber 
Gefeggebung der Fremdherrſchaft der Fall ge 
wejen, haben ſich die Schulverbände wieder fact 
getrennt, und nad) der von dem Minifterium ber 
geiftlihen Angelegenheiten beftätigten Inftructton 
für die Orts:Schulvorftände vom 6. November 
1829 haben die Schulgemeinden eine bejendere 
Repräfentation, eine befonbere Bermögensvermal- 
tung und ein gejondertes Etats-, Kaſſen- und 
Rechnungsweſen erhalten und werben als felbft= 
ftändig organifirte Rechtsſubjecte neben den poli- 
tifchen Gemeinden wenigſtens von den Verwaltungs⸗ 
behörbden angefehen. 

Was das Schulgeld betrifft, fo beruhte deſſen 
Erhebung und Höhe auf verfhiedenen früheren 
Umlagen in den einzelnen Gebietstheilen, wobei 
in den früher preußifhen Gebietstheilen das 
General⸗Landſchulenreglement von 1763 zur An— 
wendung gelommen war. 


Nahdem die Regierung vom Jahre 1830 ab 
bemüht gewejen war, das Schulgeld, wo e8 nicht 
durch einen bejonderen Rechtstitel oder durch eine 
techtöfräftige Obfervanz als gerechtfertigt angefehen 
wurde, oder wo cd zur Beltreitung des Bebürf- 
niffes nicht ausreichte, ganz aufzuheben, und das 
legtere nad) den Grundſaͤtzen des Wllgemeinen 
Landrechts au deden, beftimmte ber Landtagsab- 
ſchied vom 8. Juni 1839 


„daß im Regierungsbezirt Arndberg da, wo 
ein Schulgeld hergebracht war und erft neuer⸗ 
lich abgefhafft worden, das herfömmliche und 
ohne ausbrüdliche Senehmigung der Res 
gierung nicht zn erhöhende Schulgeld beibe- 
galıen werde, und bie Beſtimmungen bes 
gemeinen Landrechts nur ſubſidiariſch zur 
Anwendung kommen follen, injofern durch 
das eintommende, zur Schulfafle einzuziehende 
Schulgelb und durch die den Unbemittelten aus 
Armenfonds zu gewährenden Unterftügungen 
dieShulbebiirini e nicht gededt werben können.” 
Diefe Beftimmung wurde indeffen auf den An— 
trag des fiebenten Provinztallandtages durch den 
Landtagsabſchied vom 30. Dec. 1843 dahin beclarirt, 
„daß, fo lange als nicht andere Beittummungen 
zur Erleichterung unbemittelter Eltern, welche 
leichzeitig mehrere Kinder in bie Schule 
Fenben, im_gefeglichen ers ergangen feien, 
eine Herabfegung des herfümmliden Schul- 
gelbes nicht von der Regierung einfeitig, fondern 
nur mit Zuftimmung ber beteiligten Schulges 
gemeinden angeordnet werben dürfe.“ 
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Hiernach hat ſich Die Schulgelderhebung in den ein⸗ 
zelnen Diftricten und Fällen Peprverfehieten geitaltet. 

Die Uebertragung des Schulgeldes für arme 
Kinder tft durch den Landtagsabichieb vom 8. Juni 
1839 und durch das Geſetz vom 31. December 1842 


begründet.) 

ie nach 88 31 und 34 Theil II Titel 12 Alls 
gemeinen Landrechts aufzubringenden Beiträge 
werben im Regierungsbezirk Arnsberg nad dem 
Maßſtab der Grund: und Klaſſenſteuer zu gleichen 
Theilen veranlagt. Es werden jedoch aud nad 
örtlichen Berhältnifien Ausnahmen geftattet, ine 
dem man theild willfürlic eine das Bermögen 
und Einkommen zum Maßſtab nehmende Claſſi— 
fication zu Grunde legt, theil® in den gewerb- 
reihen Gemeinden aud die Gewerbeſteuer big zu 
25 Procent berüdfichtigt. 

Die übrigen im Regierungsbezirk Arnöberg bei 
Aufbringung der Schulbebürfnifie früher beitan- 
denen Befonderheiten und Objervanzen find in 
Folge des Landiagsabſchiedes vom 8. Juni 1839, 
und bie häufigen Abweichungen in Claffifietrung 
der Einwohner bei der Repartition der Beiträge 
nad) Einführung ber Landgemeindeordnung vom 
31. October 1841 bejeitigt. 

Die Freiheiten der Lehrer und die Rechte der 
Schulen in Bezug auf ihr Vermögen beftehen in 
der Provinz Weftphalen nad) Maßgabe der aud) 
anderwärtd in Anwendung tommenden allgemeinen 
geſetzlichen Beitimmungen. 


VIII. Rheinprovinz. 

In dem oftrheinifchen Theile des Negierungs- 
bezirks Coblenz die Kreife Neumied, Altenkirchen, 
Beplar und einen Theil des Kreifes Coblenz um=- 
fafiend, wo bie preußifche Verwaltung georbnete 
Schulen nur in Kirchdörfern vorfand, fließen die 
Unterbaltungstoften der Schulen weſentlich aus 
Stiftungen und kirchlichen Fonds, oder werben 
durch obfervanzmäßig unter die Parochianen ver- 
theilte Beiträge aufgebracht. Im Kreife Wetzlar 
hat jedes Dorf feine Kirche und Schule. In den 

eijen Neumied und Altenkirchen beftanden bis 

vor einiger Zeit für die vielen eingepfarrten 
Dörfchen und Weiler fogenannte Ding- und Reihe- 
fhulen, wo für reihumgehende Beköftigung und 
geringen Lohn, der von den Einwohnern nad) 
illiger —— aufgebracht, junge Lehrer 
Schule hielten. chulhaͤuſer waren in biefen 
Dörfern nicht vorhanden, alfo auch keine Unter- 
baltungstoften aufzubringen. 

Es läßt ſich annehmen, daß die alten, auf das 
Schulweſen etwa ſich Besiehenben Ehurcölniichen, 
Churtrierſchen, Sahniſchen, Naffau-Ufingichen und 
Naſſau⸗Weilburgſchen Verordnungen, weiche für 
diefe Landedtheile galten, der Regierung gegen- 
märtg unter veränderten Berhältniffen einen 
Anhalt zu Maßregeln geben, fondern daß jede 
neue Einrihtung auf dem Wege der —— 
ex juo et bono getroffen werden mu 

Sn den drei reifen Rees, 
tommen die Beitimmungen des Allgemeinen Land⸗ 
rechts mit allen ihren Confequenzen zur Anwen⸗ 
bung. Doc bemerkt die Königliche Regierung in 
Düffeldorf in einem Bericht vom 26. Auguft 1845, 
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daß auch hier vielfach die Gemeinderäthe freiwilli 
beichloffen haben, die Schulbaukoften und Rormal- 
gehälter durch die Civilgemeinden befchaffen, oder 
dieſe doch an derAlufbringung ſich betheiligen zu laffen. 
Für die übrigen Theile der Aheinprovinz bildet 
noch jeßt die Franzöfiihe und die Großherzoglich 
Bergiiche Gejeßgebung die Unterlage für die Schul= 
verwaltung auch inBezug auf dielinterhaltungsfrage. 
Beide Gefeggebungen haben den urſprünglich kirch⸗ 
lichen Charakter der Schulen verwiſcht und diefelben 
in Anftalten der Civilgemeinde umgemwanbelt.*) 
Vielfältig ift auf Grund der franzöſiſchen Gefep- 
ebung und ber Grobgergonlic) Bergiihen Mint: 
terial-Inftruction vom 21. Juni 1812 8 7 das 
Schulvermögen, auch wenn es kirchlichen Urjprungs 
war, ſtillſchweigend in den Beſitz der Kommunen, 
die zur Unterhaltung der Schulen verpflichtet 
waren, übergegangen. Als ausgenommen hiervon 
find jedoch ber mrehraaht nad die evangelifchen 
Schulen auf der linken Rheinſeite anzufehen, weil 
die franzöſiſche Gefeßgebung die evangelifchen 
Schulen als firlidye, der Einwirkung der öffent- 
lichen Unterridjtsbehörben entzogene Anftalten unter 


der Verwaltung der betreffenden Local⸗Conſiſtorien 

fortbeftehen Tick, 

r * im Allgemeinen maßgebenden Verordnungen 

ind: 

1) da8 Geſetz vom 14. Frimaire VII, welches im 
Art 8 Nr. 10 allgemein beftimmt, daß die 
Koften der Primairichulen zu den d&penses 
municipales gehören follen. 

2) die Verordnung vom 11. Floresl X. Tit. II 
Art. 3 erläutert dies in Bezug auf die Lehrer- 
befoldungen näher dahin: 

Le traitement des instituteurs se oomposera: 
1) du logement fourni par les communes, 
3 d’une retribution fournie par les pa- 

rens et döterminse par les conseils 
municipaux. 

Während hiernach die Civilgemeinde als ſolche 
nur zur Herftellung des Schullocals und ber Lehrer- 
wohnung verpflichtet war, wurden für das Groß⸗ 
herzogthum Berg durch das Kaiferliche Decret vom 
17. December 1811 die ſämmtlichen Einrichtungs⸗ 
und Unterhaltungstoften der Elementarjhule den 
bürgerlichen Gemeinden aufgelegt. Die fi an 
dieſes Decret anſchließende Minifterial-Inftruction 
vom 21. Juni 1812 beftimmt hiernach über das 
Lehrereinlommen, daß der Lehrer außer ber 
nöthigen Wohnung, *4 Bergiſchen Morgen Landes 
als Garten, Spielplag und Baumfchule, und dem 
zur Ernährung einer Kuh nöthigen Wiefenlande, 
ein Gchalt von mindeftens 250 Francs (65 Thlr. 
18 Sgr. 9 Pf.) und das Schulgeld erhalten fol. 

Das Schulgeld wurde im $ 11 auf das Minimum 

a) in ftäbtiihen Bezirten von 50 Cent. 

b) auf dem Lande von 40 Cent. monatlich feit- 
geießt, ohne jedoch eine Erhöhung befjelben 
auszufchließen. 

Nach S 14 foll dad Schulgeld für arme Kinder 

aus den Mitteln der WohltHätigkeitsanftalten den 

Lehrern gezahlt werben. 


*) of. $ 271. 
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Nach diefen Beftimmungen ift die Befoldun; 
ber Lehrer in den Regierungsbezirken Düſſeldor! 
und Cöln rechtsrheiniſch regulirt. Das Schulgeld 
tft nach den Localverhältniſſen verfchieden normirt, 
wird aber überall den Lehrern durch die Com: 
munalkaſſe ausbezahlt. 

Eine gejeglihe Beſtimmung, durch welche die 
Gemeinden genöthigt werben könnten, für das 
Schulgeld aller armen Kinder aufzulommen, fehlt. 
Wo daher die in der Großherzoglich Bergifchen 
Inftruction bezeichnete Wohlthätigkeitsfonds nicht 
ausreichen, wurde auf dem Weg der freien Ent- 
fhließung ein Averfum in dad Gemeindebubget 
aufgenommen, und mußten fi) außerdem bie Lehrer 
die Nieberfchlagung ber fogenannten unbeibring- 
lien Refte gelaten laſſen. 


12. Die Motive des duch Allerhöchſten Erlaß 

vom 2. November 1869 dem Laudtage vorgelegten 

Entwurfed eines Unterrichtsgeſetzes, C.⸗Bi. 1869 

6. 642 ff. bemerfen über bie Schullan (gu 98 10 
bis 20 a. a. O. ©. 886 ff.): 


Dad wichtigſte und dringendfte Bebürfniß, 
welches nad Anſicht der Staatdregierung die 
Gefeßgebung auf dem Gebiete des Unterrichts⸗ 
weſensſ g befriedigen Hat, iſt die Eröffnung ber 
in der Verfaſſungsurkunde bezeichneten, reichlicher 
und überall gleihmäßiger fließenden Quellen für 
die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen. 


Um das Preußifche Volksſchulweſen auf dem 
hohen Standpunkt, auf welchen es durch die eifrige 
raftlofe Arbeit eines Jahrhunderts gebracht worden 
ift, zu erhalten, um es im Einflange mit der 
fortſchreitenden Entwidelung auf faft allen anderen 
Gebieten zu vervollkommnen und dem wachſenden 
Bedürfniß entſprechend zu mehren, bedarf e3 fort- 
gelest einer Vermehrung der materiellen Mittel. 

amentlid find die Lehrerbefolbungen nicht blos 
in ben einzelnen Fällen befonbers hervortretender 
Noth bis zu einer knapp bemeffenen Auskömmlich⸗ 
feit für die alerdringendften Lebensbedürfniſſe zu 
verbefjern, fondern überhaupt mehr und mehr mit 
den Anforderungen ber Zeit und den billigen An- 
fprüden eines jeßt größere Vorbildung erfor- 
dernden und ſchwierigeren Aufgaben gegenüber: 
ftehenden Berufes in Einklang zu fegen, für welchen 
ig fonft um fo weniger Luft zeigt, je beffere Aus- 
ichten und verhältnigmäßig geringere Anforberun- 

en in anderen Berufszweigen gemacht werden. 

3 iſt deshalb eine unabweisliche und dringende 
Aufgabe, die Verbefferung aller noch unzuläng- 
lichen Lehrerbefoldungen nad) dem Maßftabe der 
gegenwärtigen Verhältniſſe und bes denfelben An- 
gemeffenen jo zur Ausführung zu bringen, daß die 
durch zu wenig günftige Ausfdten niebergehaltene 
Luft zum Eintritt in den Lehrerberuf wieder in 
vollem, dem Bedürfnig genügenden Umfange er- 
wacht, weil fonft der ſchon beginnende und noth— 
wendig in ſchneller Progreſſion wachſende Lehrer: 
mangel bald einen gefährlichen Grad erreichen, 
eine Schädigung der allgemeinen Volksbildung 
herbeiführen und fpäter zu um fo größeren Auf- 
wendungen nöthigen würde. — Nicht minder be- 
darf es aber aud) in vielen Gegenden, bejonders 





wo in Folge induftrieller Entwidelung die Bevöl⸗ 
kerung raſch fih vermehrt hat und noch vermehrt, 
neuer Schulen und Schulflaffen, damit nicht Ueber- 
füllung derfelben oder weite Entfernungen die Er- 
folge des Unterrichts und der Schulerzichung in 
Frage ftelen. — Endlich macht fi) auch in jehr 
gobem Umfange das Bedürfniß einer befferen 

usftattung der Schulen ſowohl Hinfichtlih ber 
Schul⸗ und ihrer inneren Einrichtung, als hin— 
fihtlih der Lehr- und Lernmittel geltend, wie 
da3 durch die fortichreitende Erkenntniß von dem, 
was ber leiblihen und geiftigen Entwidelung der 
Jugend förderlich ift, oder bisher nachtheilig war, 
und durch die gefteigerten Anſprüche an die Reful- 
tate der Schulbildung ſich von felbft ergiebt. 

Die Aufbringung des durch dies Alles bedingten 
Mehrbedarfs an materiellen Mitteln kann ohne 
eine große Veränderung der bisherigen Verhält- 
niffe um fo weniger für möglich erachtet werben, 
je häufiger fchon jeßt den immer noch möglichft 
fnapp bemefjenen Anforderungen der Behörden 
der Umftand Hindernd entgegen tritt, daß bie ge= 
ſetlich Verpflichteten überhanpt nit, oder doch 
nicht ohne große Härte zu Mehrleiftungen für die 
öffentlichen Volksſchulen herangezogen werden kön⸗ 
nen, und daß, wo aud) die Leiſtungsfähigkeit ber 
Betheiligten außer Zmeifel ift, bie begrünbetften 
Anforderungen nur allzuoft hinausgeſchoben werben 
müffen, — der Kreis der Berpllgteten und der 
Umfang ber die Einzelnen treffenden Beitra— 
pflicht ftreitig, und mit allem Verhandeln darüber 
nicht eine befriedigende Zeftftellung, fondern nur 
Vermehrung der Zwietracht und des Widerwillens 
zu erreichen ift. Es bedarf keiner weiteren Aus— 
führung, wie fh dadurch ein ficheres und promptes 
Eingreifen der Behörden erſchwert wird, und wie 

roße Nachtheile daraus dem Schulweſen erwachſen. 

3 fommt aber auf die Erfenntniß der eigent- 
lien Urfache des Uebels und deren Befeitigung 
an. Diefe ift, mie bie or Prüfung der vor- 
tommenden Fälle ergeben hat, meilten® nicht fo= 
wohl in zu großer Armuth der betheiligten Be— 
völferung und in einer gewiſſen Abneigung der⸗ 
jelben gegen bereitwillige Erfüllung gefeblicher 
Verpffitungen zu ſuchen, als vielmehr in der 
Beichaffenheit und dem Inhalt der zur Anwen— 
dung zu bringenden geſetzlichen Beſtimmungen, 
die aus älterer Zeit herrührend und für bie Gegen- 
wart nicht mehr paffend, theils offenbar unbillig 
und zwedwidrig erjcheinen, indem fie die Bethei⸗ 
ligten nicht gleihmäßig nad) ihrem Intereffe und 
Vermögen Beranyyie en geftatten, fondern bie 
Einen über Gebühr belaften, die Anderen zur 
Ungebühr befreien, theil3 bunfel und zweifelhaft 
find, indem die Grundlagen ber ftaatlihen und 
jemeindlihen Ordnung, der focialen und wirth- 
Peraflichen Verhältniffe fo viele und tiefgreifende 
Veränderungen erfahren baben, daß das Detail 
der alten Beftimmungen nur mit ſehr Tünftlicher, 
dem mannigjadiften iderſpruch außgejegter und 
regelmäßig begegnender Interpretation auf bie 
heutigen Berhältniffe überhaupt noch angewenbet 
werden kann. Diefe üble Erfahrung, welche die 
Schulverwaltung faft täglih und in zahlreichen 
Fällen aus faft allen Theilen der Monardjie ji 
machen bat, wird aud dem Fernerſtehenden ein 
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Blid auf die Lage der Geſetzgebung über die Schul- 
unterhalungslaft anſchaulich und erflärlic machen. 
In dem größeren Theile der Monarchie beruht 
die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen auf 
den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts, und 
liegt nad) dieſen den jämmtlichen Hausvätern 
jebes Ortes, oder beim Vorhandenſein befonderer 
Schulen für die verfchiedenen Confefjionen den 
Hausvätern der betreffenden Confeſſion als eine 
lediglich gerföntiche Laſt ob (88 29, 30 und 34 
IL. 12 Allgem. Landr.). Daneben haben bie 
Magifträte in den Städten und die Gutsherrichaften 
auf dem Lande bei Bauten und Reparaturen der 
Schulgebäude die Verpflichtung, die auf dem Gute 
oder Kümmereteigenthume, wo die Schule ſich be= 
findet, gewachjenen oder gewonnenen Baumate- 
rialien unentgeltlich zu verabfolgen ($ 36 ibid.), 
und außerdem follen die Gutsherrichaften auf dem 
Zande überhaupt verpflichtet jein, „ihre Unter 
thanen, welche zur Aufbringung ihres fchuldigen 
Veitraged ganz oder zum Theil auf eine Zeit lang 
unvermögend find, dabei nach Nothdurft zu unter 
ftügen.“ ($ 33 ibid.) 
ür die Städte find dieſe Geſetzesvorſchriften 
von geringer praktiiher Bedeutung und darum 
auch geringerem Nachtheil geblieben, weil die 
meiften und namentlid) alle größeren Städte krafı 
ver Autonomie die Unterhaltung der öffentlichen 
olksſchulen in den Kreis der unmittelbaren Coms 
munalangelegenheiten „gegegen und dauernd u 
Zaften der Commune übernommen haben. Es iſt 
damit indeß einerjeit3 fon ein beachtenswerthes 
Beugniß gegen die Anwendbarkeit der landrecht⸗ 
lien Beitimmungen auf die ftädtiihen Verhält- 
nifje abgelegt, und anderjeit3 die wuͤnſchenswerthe 
Uebereinjtimmung zwiſchen dem gejeglichen und 
dem thatſächlichen Zuftande in weitem Umfange 
aufgehoben, was ungeachtet der großen Vorzüge 
des legteren doch auch wieder mancherlei lähmenden 
Einfluß übt. 

Zür die Unterhaltung der Landſchulen find da⸗ 
gegen jene Beitimmungen auch jet noch vorzugs⸗ 
weife maßgebend und um fo nadhtheiliger, jemehr 
gerabe hier die thatſächlichen Vorausjegungen, auf 
denen fie berubten, inzwilchen gänzlich weggefallen 
ober doch weſentlich andere geworden find. Zur 
Zeit der Emanation des Allgemeinen Landrechts 
tonnte bie Unterhaltung ber —E auf dem 
Lande wohl für hinreichend geſichert angeſehen 
werben, wenn fie auf die blos perſonelle Gemein- 
Ir der Hausväter und die dingliche Unter- 

ügungspflicht der Dominien bafirt wurde. Denn 
bei der Geichlofjenheit der Güter, der Beengung 
in der wirthſchaſtlichen Benugung bed Grund und 
Bodens und im ſonſtigen Eriwerbe, und der das 
maligen Beſchaffenheit der Communicationgmittel 
bildeten die Hausväter jedes Ortes eine in ihrer 
Bahl und ihrer Leiftungstraft wie im Umfang 
igres Schulbedürfnifjes nur fehr geringem Wechfel 
untertworfene, mit Grund und Boden feit ver: 
fnüpfte, beftändige Gemeinſchaft, und die fub- 
ſidiariſche Beitragspflicht des Dominiums, — inner⸗ 
li) wohl begründet durch das perjönliche und ding⸗ 
fie Abhängigfeitsverhältniß der Dorfeinmohner, 
äußerlich nicht leicht zu große Dimenfionen an- 
nehmend — ficherte für alle Fälle die Aufbringung 


des Bedarfs volllommen. Dazu hatte der ben 
Dominien auferlegte Antheil an der Schulbaulaſt 
damals eine ziemlich gleihmäßige praftifche Be— 
deutung, indem die gebräuchlichen Baumaterialien 
in der Regel auf dem Gute wucjen oder ge= 
wonnen wurden. Alles das ift im Laufe der Zeit 
anderd geworben. In Folge der unbeſchränkten 
Theilbarkeit der Grundftiide, der völligen Freiheit 
in der wirthichaftlichen Benugung des Grund und 
Bodens und in dem Erwerb überhaupt, der Ber- 
befjerung und Vermehrung der Communicationd- 
mittel find die ftabilen Grundlagen der Haus- 
väter-Schulgemeinden auf dem Lande längit be 
feiigt, und ift bier ebenjo wie in den Städten 
die Möglichkeit großen und raſchen Wechſels ge= 
geben. Die Einziehung und Bufammenlegung 
—— Beſitzungen, die Theilung ſolcher und 
Anſiedelung kleiner Leute, die Anlage induſtrieller 
Etabliſſements und der Uebergang von Grund 
und Boden an auswärtige Eigenthümer, welchem 
Allen jegt kein Hinderniß entgegenfteht, macht, 
daß die Hausväter- Schulgemeinde eine in ihrer 
Zell, ihrer Leiſtungskraft und dem Umfange ihres 

hulbedürfnifjes häufigen und großen Schwan= 
tungen auögejeßte, mit dem Grund und Boden 
nur immer lojer nod) verfnüpfte und unbeftändige 
Gemeinſchaft geworben iſt, die ſchon beöhalb keine 
geeignete Bafıs mehr für die Unterhaltung ber 
öffentlihen Volksſchulen fein Tann. Sleichpeit 
ift mit der Gefeggebung der Jahre 1807 — 181: 
das dingliche und perſönliche Abhängigkeitsver⸗ 
hältniß der Bereinafen zu den Dominien und 
damit die fubfidiari| Eh Schulunterhaltungspflicht 
der legteren der Hauptjache nach weggefallen. Nur 
in Bezug auf die herrſchaftlichen Leute und Tage- 
löhner wird fie heute noch in Uebereinftimmung 
mit der Anſicht des oberſten Gerichtähojes als 
fortdauernd angeſehen und gu Geltung gebracht, 
obwohl felbjt injoweit die Anwendung des alten 
Geſetzes auf die neuen Verhältniſſe nicht völlig 
unbedenklich erjheinen mag und thatſächlich der= 
jelben faft immer widerfproden wird. Ferner ift 
der den Dominien auferlegte Antheil an der Schul- 
baulaft in Folge der Abnahme der Privatwal- 
dungen und des veränderten Erforderniſſes bei 
Schulbauten meiftens ohne praktiſche Bedeutung, 
oder wegen ber —— und Ungleichheit eine 
doppelt drückende Laſt. Endlich hat die exemte 
Stellung des Gutsherrn gegenüber den Haus— 
vätern der Schulſocietät unter den jegigen Ver⸗ 
hältniffen nur noch dem Gutsheren des Schulortes 
eingeräumt bleiben können, während die fonft 
nod zum Schulbezirt gehörenden Gutöherren eben⸗ 
falls in Webereinftimmung mit der Anficht des 
oberjten Gericht&hofes als Hausväter im Sinne 
der 88 29 fj. II. 12. Allgem. Landrechts ange- 
ſehen und als ſolche nad ihren Befig- und Ber- 
mögensverhältniffen, ihres Widerſpruchs ungeachtet, 
zu Beiträgen für Die Schulunterhaltung mit heran 
gezogen werben müſſen. x 

Daß die landrechilichen Vorſchriften über die 
Schulunterhaltung unter folhen Umſtänden die 
Quelle fteter Zweifel und Streitigleiten find, 
leuchtet von felbit ein, und welche pra! tige Folgen 
ihre Anwendung tm einzelnen Falle en kann, 
werden wenige Beifpiele darthun. Geſetzt, bie 


158 Schullaft. Rechtöquellen: Geſetz, Provinzialrechte, Objervanz, Ortöverfaffung zc. 8 260. Rr. 18. 


Schule des Dorfes W. ‚war früher von ber aus 
20 bäuerliden Befigern und 10 gutöherrlichen 
Leuten beftehenden Sorietät der Hausväter zu 
unterhalten, bei Bauten und Reparaturen das 
Holz aus dem Gutswalde unentgeltlich zu verab- 
folgen, und der Ausfall an Hausväterbeiträgen 
vom Gutsherrn zu deden, die Schulunterhaltung 
alfo fo geregelt, daß Niemand über Gebühr bei= 
tragspflichtig, Niemand zur Ungebühr befreit, und 
der Beſtand der Schule völlig gefichert war. In— 
wiſchen hat der Gutsherr 10 bäuerliche Bes 
—* en angelkauft, die Aecker wirthſchaftlich mit 
dem Gute vereinigt, die Hofſtellen an Heine, auf 
den Erwerb durch Tagelohn angemwiejene Leute 
veräußert, den Gutswald in Ader verwandelt und 
die Arbeitskräfte feiner Leute durch Maſchinen oder 
durch außerhalb des Gutsbezirks wohnende Tage- 
löhner verftärtt. Jetzt ift das Schulbedürfniß in 
demſelben oder noch größerem Umfang vorhanden; 
die Zahl der Hausväter diefelbe oder größer; aber 
die Unterhaltung der Schule ruht der Hauptjache 
nad auf den nod übrigen 10 bäuerlihen Be- 
ſitzern; fie erhalten bei Bauten das Holz nicht 
mehr unentgeltlih, die Ausfälle an den Haus— 
väterbeiträgen werden nur nod für die Berriipafte 
lien Leute vom Gutsherrn gededt. Und eine 
ſolche, in ihrer Leiftungsfraft bis auf die Hälfte 
verminderte Societät ſteht nun den weit größeren 
Anſprüchen der Gegenwart unvermögend gegen= 
über, während der Gutsherr, der die Schule, wenn 
auch nicht für feine Kinder, doch für feiner Leute 
Kinder ebenfalls nicht entbehren kann, und Die 
Vortheile der Schule indirect mitgenießt, weniger 
noch ald früher zu ihrer Unterhaltung beiträgt, 
obwohl er die natürlichen Grundlagen ihrer Eri- 
ftenz zu feinem Mugen mehr und mehr abforbirt hat. 

Ganz derjelbe Erfolg tritt ein, wenn nicht ber 
Gutsherr, fondern in Nachbargemeinden wohn: 
hafte Beliger die bäuerlihen Grumdftüde in W. 
in ber beichriebenen Weiſe an ſich bringen und 
nugen, indem der Yorenfalbefig ebenfo wie ber 
Dominialbefig von allen Schullaften frei gelaffen 
werben muß. 

Auch wenn ein Berg- oder Hüttenwert, eine 
Fabrit oder andere dergleichen Etabliffements in 
dem Dorfe U. angelegt und in deren Intereſſe 
die Menge der befiglofen Einwohner außerordentlich 
vermehrt, das Schulbedürfnig und die Schulunter- 
haltungslaſt vervielfacht worden, muß der vielleicht 
auswärts wohnende Eigenthümer, der den von dem 
Befig und Erwerbe zu machenden Gewinnhat, ganz 
frei gelaffen werden von der Theilnahme an der Schul⸗ 
unterhaltungslaft, während jedenfalis die wohlhaben⸗ 
deren Haußväter des Ortes bis an bie Grenze ihrer 
Leiftungsfähigfeit für die vermehrten Schullaften in 
An] pruch genommen werden und das mitbezahlen 
müfjen, was ein Unberer verurfacht und ausnüutzt. 

Sit endlich die Heine Ortſchaft B. nad) A. ein= 
gelaunt, fo haben die Hausväter von B. und unter 

nen der Gutsherr don B. nad} ihrer ganzen 
Leiſtungskraft die Laften mitzuttagen, bie nur 
durch das Bedürfniß des Ortes A. herbeigeführt 
find, und bei denen ber vielleicht allein wohl- 
babenbe Gutsherr von B. in dem erften Fall für 
den Gutsherrn von A., in dem zweiten Fall für 
die forenfiihen Beſiher, in dem dritten Fall für 


den gewerblichen Unternehmer dasjenige, was diefe 
zu leiften haben follten, aber nicht zu leiſten vers 
pflichtet find, ohne allen inneren Grund, blos nad) 
dem formalen Recht und zu großer Bebrüdung 
leiften muß. 

In allen ſolchen und ähnlichen Fällen ftößt jede 
Verbefferung des Schulweſens und damit verbun- 
dene — —— für daſſelbe um ſo mehr auf 
den hartnädigen Widerſtand und um fo früher 
auf die Leiftungsunfähigkeit der gefeglich Ver— 
pflichteten, die eben nicht oder nicht allein die 
wirklich Betheiligten find. 

Die angedeuteten Mebelftände ber allgemeinen 
Geſetzgebung über die Schulunterhaltung werben 
noch erheblich gefteigert durch eine daneben be= 
ftehende, nicht minder veraltete und unpaffend ge= 
wordene, bie Rechtsſicherheit oft völlig ausſchließende 
Provincialgefeggebung in Schleſien, Sachſen 
und Weftfalen. In der erftgenannten Provinz 
beruht die Unterhaltung der Lehrer auf dem katho— 
liſchen Schulreglement vom 18. Mai 1801 und 
dem deſſen Dotationsbeftimmungen auf die evan- 
geliihen Schulen mit gewiſſen Wodificationen 
ausdehnenden Allerhöchften Landtagsabſchiede vom 
22. Februar 1829. Vanach find die Lehrerbefol- 
dungen — abgejchen von ber fpeciellen Vertheis 
kung der Naturaldeputate auf die Aderbefiger — 
von den Dominien mit */s reſp. Y4 und von ben 
Gemeinden mit %s reſp. * aufzubringen, die 
©emeindebeiträge aber immer nur auf die Stellen: 
befiger und zwar zu gleichen Antheifen umzulegen, 
und die nicht zu den Siellenbeſitzern gehörenden 
Hausväter, wie zahlreich und präftationzfähig fie 
Ar fein mögen, nur zum Spalten des Holzes 
in Anfpruch zu nehmen, von anderen Schullaften 
aber frei zu laffen. Es kann nicht Wunder nehmen, 
daß ſolche Beitimmungen, namentlich in induftries 
reichen Gegenden, mehr und mehr zu geradezu 
unerträglichen Zuftänden führen, und trog ſchwerer 
Belajtung der aljo Berpflichteten die Leiftungs- 
kraft der Schufgemeinden pri ein fo unnatürlid 
geringe® Map rebuciren, daß die Entwidelung 
des Schulweſens derjenigen ber übrigen Verhält- 
niffe nicht folgen fann. In der Provinz Sachen 
beftehen außer der Verordnung vom 11. Novbr. 
1844, welche für die vormals Königlih Sächſiſchen 
Zandestheile die Schulunterhaltungspfliht auf ber 
Bafis der Barochialverbindung zu orbnen verſucht 
at, noch manderlei verfchiedene provinzialrecht- 
iche Beſtimmungen über diefe Materte für die 
verfchiebenen Territorien, aus denen die Provinz 
im Sabre 1815 gebildet worden iſt. Dieſelben 
find jedoch theils wirklich obfolet und unanwendbar 
geworden, theils Haben fie wegen ihrer Mängel 
und Lüden dem Eindringen der landredtlichen 
Vorſchriften immer mehr Raum gegeben, jo baß 
thatfächlich die letzteren meiſtens unmittelbar an- 

eivendet werden, die formell nicht bejeitigten 

rovinzialrechte aber häufig noch dazu dienen, 

weifel und Streit herporzurufen. Die Anwen- 
dung der Inndrechtlichen Beitimmungen wird nur 
dadurch noch befonders erſchwert und in ihrem 
praftiihen Erfolge ungleihmäßig, weil bie in 
einem Theile der Provinz beitandene fremde 
Bwifchenherrichaft en bie Stellung der Gutsherren 
von bfeibendem Einfluß gewefen ift, und diefe nun 
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bier noch als Gutsherren, dort nur ald Haus— 
väer im landrechtlichen Sinne zur Unterhaltung 
der Schulen heranzuziehen find. In der Provinz 
Weſtfalen Hat ſich nur die für das Hochſtift Münſter 
unter dem 2. September 1801 erlaffene Domcapitu= 
larijche Verordnung über das Schuliwefen in theil- 
weife unbeftrittener Geltung erhalten, während die 
zahlreichen übrigen provinzialtectlihen Beftim= 
mungen über die Schulunterdaltung in den ein- 
zelnen zu biefer Provinz zufammengelegten Terri⸗ 
torien dem Allgemeinen Landredht völlig gewichen 
und mit ihrer formellen Fortexiſtenz, die nicht 
überall durch die fremde Boifgpengerrihaft gleich⸗ 
mäßig aufgegoben worden ift, eben auch nur dazu 
dienen, die Rechtsunſicherheit zu vermehren. 

Aus dem Theile der Monarchie, in welchem die 
landrechtlichen Vorſchriften über die Schulunter- 
haltung feinerlei Gültigkeit haben, find hervorzu— 
heben: der oftrheinifche Theil des Regierungs- 
bezirts Coblenz, für den gejegliche Beitimmungen 
über diefe Materie überhaupt fehlen ;*) Neu-Vor- 
pommern, wo nur hinſichtlich der Landſchulen die 
Unterhaltungspflicht neuerlih duch das Regu— 
lativ vom 29. Auguft 1831 in fingulärer Weife 
geordnet, **) aber aud bezüglich Dieker eine genü⸗ 
gende Bafis für die weitere Entwidelung nod) 
nicht gewonnen ift; die Provinz Hannover, wo 
die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen durch 
das Geſetz vom 26. Mai 1845 ſubſidiariſch den 
örtlich abgegrenzten Schulverbänden auferlegt ift, 
jedod) innerhalb derfelben die erforderlichen näheren 
Veftfegungen im Weſentlichen der Verwaltung 
überlafien find, und den zweifelhaften Beftim- 
mungen des Geſetzes gegenüber die herrſchende 
Meinung dahin geht, Er die Schulunterhaltung 
eine febiglich perjönliche Lat der Schulgemeinde- 
mitglieder jei, weshalb denn auch hier im Wejent- 
lichen diefelben Uebelftände wie bei der landrecht⸗ 
lien Hausväterfocietät eintreten können, und die 
wirkliche Keiftungsfäbigleit der Nädjitbetheiligten 
Mangels eines allgemeinen Concurtenzfußes ($ 40 
des allegirten Gefeges) noch weniger gleihmäßig 
heranzuziehen tft, ala in den alten Provinzen; die 
Provinz Schleswig - Holftein,**) wo die Unter: 
haltung der öffentlicher Volksſchulen in Gemäßheit 
der allgemeinen Schulorbnung vom 24. Auguft 
1814 gieichfalls lediglich perjonelen Schulcoms 
munen obliegt und ubfidiarifch anmwendbarer 
gleihmäßtger Eoncurrenzfuß, ber die Heranziehung 
der Einzelnen nad) dem Grade ihrer Leiftungsfähig- 
fähigkeit vegelte, fehlt.**) In der Provinz Preußen, 
den lint3rheinijchen und den zum vormaligen Groß⸗ 
Fr Berg gehörigen Landestheilen, ben 

ürftenthümern Hohenzollern und der Provinz 
Hefien-Raffau find dagegen ſchon jegt überall die 
bürgerlichen Gemeinden die Tegefmählgenräger der 
Sculunterhaltungslaft, und in Folge davon bier 
aud am wenigften die Hemmnifje einer gedeihlichen 
Fortentwidelung des Schulweſens vorhanden, bie in 
dem übrigen Theile der Monarchie in der oben erwähn- 
ten Zage ber Geſetzgebung ihre Haupturſache Haben. 


*) of. oben Rt. 1. sub VIIL 
ef. unten Banb III a. ©. 
Die Städte und Flecen haben neuerbings faft durch⸗ 


bie ullaften ben Coꝛ letat übe 
u —æe Radıras a 1882 6. =. — 


2. Zuläſfigleit der Bildung von Obferbanzen 
für die nad den Beſtimmungen des Allgemeinen 
Landrechts ftattfindende Schulunterhaltung. 


Berlin, den 27. Januar 1872. 

Der Königlichen Regierung eröffne ih auf den 
Bericht vom 6. d. M. betreffend die Anfuhr des 
Schulholzes in N., daß es bei der unſtreitigen 
Dbjervanz, nach welcher die gefpannhaltenden Wirthe 
dad Schulholz von jeher unentgeltlich angefahren 
haben, vorbehaltlich des Rechtöweges*) fein Bewenden 
behalten muß. 

Der Anfiht der Königlichen Regierung, daß 
eine ſolche Obſervanz gegenüber den Beltimmungen 
des Allgemeinen Landrechts über die Unterhaltung 
der Schulen 58 29—31 Thl. II Tit. 12 ohne 
Wirkung fei, falls nicht nachgewieſen werden könne, 
daß fie ſchon vor Emanation des Wllgemeinen 
Landrechts beftanden habe, fteht die Entſcheidung 
des ——— Obertribunals vom 18. Februat 
1837 — Entſcheidungen Band 2 Seite 232 — ent⸗ 
gegen, nad) welcher in den Provinzen, in welchen 
das Provinzialgeſetzbuch noch nicht vollendet iſt, 
die von den Vorſchriften des Allgemeinen Land- 
rechts abweichenden Gewohnheitsrechten und Ob- 
ſervanzen auch jegt noch in Kraft find.**) Jeden⸗ 
falls kann im Verwaltungswege von der bisherigen 
Uebung nicht abgegangen, Fondern muß denen, 
welchen dieſelbe entgegenfteht, überlaffen werden, 
ihre etwa dagegen zu erhebenden Einwendungen 
im —— gene zu maden. 

Die —7 — egierung wolle die Betheiligten 
von dieſer Entſcheidung in Kenntniß ſetzen. 

Der Miniſter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
De aererunge 


8. Obfervanzen bezüglich der Dominialleiftungen. 


Zwar ift in dem Urbartum von B. eine Ver: 
pflichtung de3 Domintums zur Leiftung von Spann= 
dienften nicht ausdrücklich ausgeſprochen. Da indeß 
in der Gemeinde 8. niemald ſpannpflichtige Ge— 
meinbeglieder vorhanden pe find, die Ge- 
meinde auch nad litt. A bes Urbariums nur 
die nöthigen Handbienfte zu leiften hat, fo er= 
fcheint die von der Königlichen Regierung aus 
dem Urbarium gezogene Folgerung, daß, da ber 
Dominialbefiger der einzige gejpannhaltende Be— 
figer von B. ift, nur diefer zu Spanndienften ver 
pflichtet fei, nicht ungerechtfertigt. Aber auch ab- 
gelegen hiervon fteht feit, daß, wie auch in der 

—— Vom — anerkannt ift, feit dem Be— 
stehen der Schule die Fuhren reſp. die Spann- 
dienfte, tet von den Dominien geleiftet worden 
find. Es beruht daher diefe Verpflichtung des 
Dominiums auf Obfervanz. Einer folhen gegens 
über erſcheint es umerheblih, daß einzelne Ein- 
faffen jegt Pferde befigen, zumal bieje von ben 
Einfafjen nicht zur —— der kleinen 
Grundſtücke, welche das Halien von Pferden nicht 
erforderlich machen, ſondern zum Gewerbebetriebe 
gehalten werden und nach agemeinem Gebrauch 


) of. Vorbemerkung zu 5 303. 
®*) of. indep 5 248 Rr. 13, 9 275 Rr. 9. 
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im Kreife R. nur die Vefiger von Bauernahrungen 
als bejpannte Wirthe zu den Spanndienften heran 
gezogen werben. 

erlin, den 22. März 1864. 

U. 2891. 


4a. Obfervanzen bei Schulbanten. 

Der Ausführung des Mecurrenten, daß ſich hin- 
ſichtlich der Unterhaltung der Schulgebäude keine 
Obſervanz bilden könne, fteht entgegen, daß nad) 
8 19.THl. II Tit. 12 Aligemelnen Landrechts 
von den Grundftüden und dem übrigen Vermögen 
der Schulen Alles gilt, was vom Kirchenvermögen 
im Abſchnitt 9 Thl. II Tit. 14 verordnet ift.*) 
Es muß mithin auch die Vorſchrift des $ 710 
Thl. Il Tit. 11 auf Schulen Anwendung finden. 
Ueberdies haben ſich die Verwaltungsbehörben bei 
ihren Entjheidungen vorzüglih an einen ohne 
tenntlihe Mängel vorhandenen Befigftand zu 
halten, und diejen, als die Bermuthung des Rechts 
in fi) tragend, bis zu etwaiger Aenderung im 
Rechtswege aufrecht zu erhalten. Der Befikhtand 
fteht aber unzweifelhaft dem Anſpruch der Ge- 
meinde zur Seite, da diefelbe aus den Bemeinde- 
rehnungen nachgewiejen hat, daß die Gutsherr- 
ſchaft bei allen feit dem Jahre 1828 vorgelommenen 
mehr als 23 Schulbauten den dritten Theil bei- 
getragen hat, wie dies aud von dem Bevollmäc- 
tigten des Dominiums ausdrücklich anerkannt ift. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten befannt 
zu maden. 

Berlin, den 14. Februar 1860. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Aultcage: Lehnert. 
n 
die siniglide Regierung zu R. 
4b. 

Auf den Bericht vom 11. v. M. hebe ih in 
Verfolg des Necurje der Schulgemeinde zu N. 
vom 20. Juni c. das Reſolut der Königlichen Re— 
gierung vom 8. April ej. in Betreff der Reparatur 
des Sr und Sinztengehsgea") der dortigen Schul= 
u vorbehaltlich des Rechtsweges,) Hierdurch 
auf x. 

Den entgegenftehenben Ausführungen der König- 
lichen Regierung, daß die Bildung von Obſervanzen 
bei der Unterhaltung der Schulhäufer durch die 
Beitimmungen des Allgemeinen Landrechts aus- 
geihtoften Ki, tann, wie wieberholte dieſſeitige 

ntiheidungen ausgeſprochen Haben, nicht beige: 
treten, Bieneht mu daran fefgebalten werben, 
daß nad $ 19 Thl. II Tit. 12 Allgemeinen Land- 
rechts fein Grund vorliegt, in biefer Beziehung 
die Schulhäufer von den Kirchen- und Pfarrge⸗ 
bäubden zu unterſcheiden. (ef. C.Bl. für die ge- 
fammte Unterrihtöverwaltung von 1859 ©. 768, 
von 1860 ©. 298.)f) 

Berlin, den 9. September 1865. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Uuftrage: Keller. 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
ot. 8 4314. 
®®) of. 5 306 — 
y of. Vorbemerkung zu 8 303. 
+) of. Vorftehend. 


46. 

In einer bei der Königlichen Regierung zu R. 
in der Provinz Weftfalen anhängigen Schulbau- 
jache ift die Frage ftreitig geworden, ob die Bau- 
tojten nad) der am geltenden Obfervanz, oder 
nad) den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
zu verteilen feien. 

Für die Anwendung bed Allgemeinen Land- 
rechts ift auf die Veftimmung in $ 2 des Publi- 
cationspatent3 vom 9. September 1814 — Geſ.⸗ 
Samml. S. 89 — Bezug genommen worden, 
wonad bie in einzelnen Provinzen und Orten be 
ftandenen befonderen Rechte und Gewohnheiten, 
infofern fie durch die fremdherrlichen Gejege aufs 

jehoben worden, auch fernerhin nicht mehr zur 
nwendung kommen jollen, und eine Ausnahme 
iervon nur dann eintritt, wenn das Allgemeine 
Landrecht bei einzelnen Materien auf die bejonderen 
Ortögewohnheiten verweift, was Hinfichtlich der 
Schulbauten in Frage gejtellt wird. Andererſeits 
ift geltend gemacht worden, daß nach $ 19 Thl. II 
Tit. 12 Allgemeinen Landrechts von den Grund- 
ftüden und dem übrigen Vermögen der Schulen 
ANes gelte, wa vom Kirchenvermögen im Ab— 
ſchnitt 9 Thl. IL Zit. 11 verordnet a mithin auch 
die Vorfchrift des $ 710 Thl. U Tit. 11 auf 

ulen — ei. 

13 die Sache zur Entſcheidung des Königlichen 
Minifteriumd ber geiftlihen zc. Angelegenheiten 
elangte, kam zur Sprache, daß neuerdings, nament- 
ih von Koch in der von ihm veranftalteten Aus— 
gabe des Allgemeinen Landrechts, Zweifel gegen 
die Richtigkeit des im $ 19 THl. II Tit. 12 Ullge- 
meinen Sandregts enthaltenen Allegat3 erhoben 
feien, indem — werde, es muůſſe ftatt „Ab- 
ſchnitt 9" „Abſchnitt 4” heihen, Um hierüber 
Gewißheit zu erlangen, find die Materialien zum 
Allgemeinen Landrecht eingejehen worden. 8 
denfelben haben fich jedoch thatſächliche Momente 
für die Richtigkeit oder —— — des Allegats 
nicht ergeben. Aus inneren Gründen erſcheint 
jedoch die Annahme gerechtfertigt, daß hier nicht, 
wie behauptet worden, ein Druckfehler im Tert 
des Wilgemeinen Landrechts vorliegt. Denn Ub- 
ſchnitt 9 Tit. 11 THU ganelt wie Wbfchnitt 4, 
vom Kirchenvermögen. Das Allegat fteht daher 
im Einklang mit der dißpofitiven Veftimmung des 

19 Thl. UI Tit. 12. Auch iſt fein Grund er⸗ 
ichtlich, weshalb beim Bau der Kirchen ununter- 
brochene Gewohnheiten und Provinzialgejege als 
Rechtsquelle confervirt, bei Schulen dagegen ver- 
worfen fein folten. Wäre ferner „Abſchnitt 4“ 
das richtige Wllegat, fo könnte dies entweder ala 
nähere Bezeichnung des Orts, wo 8 193 Thl. II 
Tii. 11 fteht, gedeutet, ober aber fo aufgefaßt 
werden, daß der ganze Abjchnitt 4 auf Schulen 
Anmendung finden fol. Das Erftere würde mit 
der Schreibmeife der Redactoren des Landrechts 
im Widerſpruch ftehen, weil überall, wo auf andere 
Paragraphen verwiejen wird, ber Abſchnitt, in 
dem % teen, nicht noch beſonders genannt wird. 
(ef. die Allegate zu $ 18, 21 Thl. II Tit. 12. 
Wäre aber gemeint, daß der gene Abſchnitt 
auf Schulen Anwendung finden ſoll, ſo wäre die 
Allegirung des 8 193 Thl. II Tit. 11 vom Ueber⸗ 
fluß, denn dieſer Z ſteht im Abſchnitt 4. 
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Aus diefen Gründen ift bei der minifteriellen 
Entſcheidung des Specialfalls, defien Mittheilung 
im Mebrigen ein allgemeineres Intereſſe nicht ges 
währt, ber Grundſatz leitend gewejen, daß aud) da, 
wo das Bublicationspatent vom 9. September 
1814 gilt, die landrechtlichen Borfchriften über bie 
Schulbaulaft nur in Ermangelung fpeciellerer 
Rechtsnormen Anwendung finden. 


44. 


— Auch bei bloßen Schulhäufern kann nad 

18 Algen. Landr. IL. 12 in Verbindung mit 

710 Wlgem. Landr. II. 11 bie — durch 
Dbſervanz beſtimmt werben, wie in ber dieſſeitigen 
Praxis ftet3 angenommen iſt (vergl, Refeript vom 
14. Februar 1860 C.⸗Bl. ©. 298.*) 

Berlin, den 14. März 1867. 

U. 3826. 


ba. en . Heranzichung 


— Sn 9. find die Schulbaufoften von jeher 
nad Dafgabe der Grundfteuer auf fämmtliche 
im Schulbezirt belegene Grundſtücke vertheilt 
worben, jo daß au die Forenſen beigetragen 
gern, Namentlich ift dies bei dem Neubau der 
chule im Jahre 1836, dem Reparaturbau im 
Jahre 1846 fowie bei der Herftellung des Garten- 
auns,**) des Hofthor® und des Brunnens***) im 
Sahıe 1852 der Tall gemwefen. In gleicher Weife 
haben Recurrenten zu dem für den gegenwärtigen 
Bau fhon Au dem Sahre 1854 angejammelten 
Fonds die eirräge für ihre im ulbezirt be= 
jenen Srundftüde entrichtet, fo daß ihrer jegigen 
igerung, zu ben leten Ratenzahlungen beizu= 
tragen, ein foweit erfichtlich, feglerfreier langjähriger 
Beſitzſiand entgegenfteht, welcher nad der Cir- 
cular-Berfügung vom 12. December 1843 (C.⸗Bl. 
1860 ©. Bo von den Berwaltungsbehörden 
interimiftifch aufrecht zu erhalten ift. 
Berlin, den 7. Rovember 1863. 


U. 17473. 
5b. 
Berlin, den 17. October 1868. 
— Ihre Behauptung, daß fich eine, die Forenſen 


fü 
zu dergleichen Baubeiträgen A zu den Koften 
des Kufter- und Schulhausbaues) verpflichtende 
Obfervanz nicht habe bilden können, ift irrig und 
bei dem wirklichen Borhandenfein einer ſolchen 
Obſervanz in N. Ihr Einwand unerheblich, daß 
—— in G. und H. Schulbeiträge zu zahlen 


U. 24666. 
6. (Zeitraum zur Bildung einer Obfervanz.) 


Auf den Bericht vom 18. v. M. 
den Neubau eines Abtritt3 bei der evanges 


liſchen Schule zu N. und das Recursgeſüch 


des Nittergutsbefi N. betreffend, 
ändere ic} unter Freilafjung des Rechiswegsf) das 
rg 
= SE 3 306 8: 40 


# Re. 16. 
) eL 5 04 Re. 12 ff. 


Sänueiber und von Bremen. Preußiſches Volfsfgulweien. IL Vd. 


Refolut der Königlichen Regierung vom 22. Sep= 
tember v. 3. dahin ab: 
dab das Bauholz vom Fiseus ohne Betheili⸗ 
gung der Privat-Gutöherren unentgeltlich her⸗ 
zugeben. 

Fiscus hat das Bauholz En den Schulbauten 
in N. ftets allein hergegeben. Dies ift auch nament- 
lich nad Einfhulung der adligen Güter G. und 
T. in den Jahren 1838, 1841 und 1855, im Iegteren 
Fall unter Anerkennung des den Fiscus zur 
alleinigen Hergabe des Holzes verpflichtenden Her- 
tommens, gefchehen. Der $ 44 der Schulordnung 
vom 11. December 1845 verweift wegen Lieferung 
de3 Bauholzes ausbrüdlih auf das Herkommen, 
ohne über den zur Begründung eines ſolchen er= 
forderlichen Zeitraum etwas Näheres zu beftimmen. 
Das Allgemeine Landrecht enthält gleichfalls über 
diefen Zeitraum feine Beftimmung. Es muß da- 
ber nach 8 7 des Publicationspatent® auf da8 Ge- 
meine Recht zurüdgegangen werben, welches eine 
longa consuetudo erfordert. Mit Rüdficht hierauf 
muß ein longum tempas, alfo zehn Jahre, zur 
Bildung eines Herlommens für genügend erachtet 
mwerben.*) Die Richtigkeit diefeg Sapes für das 
Preußiſche Recht ift von dem höchften Gerichtshof 
wiederholt anerkannt, und namentlich, die Anficht, 
daß zur Bildung einer Obfervanz ein 30 reip. 
44 kähiger Beittaum nothwendig fei, reprobirt 
worden. Hiernach muß im vorliegenden all bei 
dem Borhandenfein von drei Baufällen und einer 
mehr al® aehmjäbrigen ununterbrochenen Uebung 
ein den Fiscus zur alleinigen Hergabe verpflich- 
tendes Herkommen für nadıgewichen angenommen 
werben. Das Refolut der Königlichen Regierung 
war daher den Anträgen des Necurrenten ents 
ſprechend abzuänbern. 


Berlin, den 10. September 1860. 
U. 19737. 


7. Abänderung der Ortöverfaffung durch 
Gemeindebefchlüfie. 


Berlin, den 12. Mat 1869. 


Auf den Bericht vom 3. Februar d. J. be= 
treffend den Neubau des Küfter- und Schulhaufes 
zu N., eröffne ich der Königlichen Regierung Fol- 

jendes: 
8 Daß die im Refolut vom 24. Wuguft v. I. aus⸗ 
jeiprochene und als „provinzialrechtlich” bezeichnete 
Gekanziehung der gutsherrlihen Tagelöhner zu 
den Handdienften im Neumärkiſchen Provinzial 
recht, welches Biefe Dienfte ausichlieglih den 
Koſſäthen auferlegt, nicht begründet ift, hat 
die Königliche Regierung in dem Begleitbericht 
vom 7. November v. J. ſelbſt anertannt und 
ebenfo, daß dafür aud) das Allgemeine Landredit 
feinen Anhalt gewährt. Wenn hierbei auf ben 
erweiterten Begriff ber Gemeinde, welcher jegt 
auch unangefefiene Dorfbewohner angehören, Hinz 
ewieſen ift, jo hat dadurch allein die vorliegende 
vage ihre Löfung nicht anneen tönnen, bie fi 
indeß auf dem geluähten jege unſchwer alsdann 
bietet, wenn nach ——— des von der König- 
lichen Regierung zwar allegirten, jedod nicht wirt- 








®) of. « Bd. 43 6, 89. Dernbi 
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lich zur Anwenbun; gebraten Gefepes vom 14. 
April 1856 (Gej.-Samml. S. 359) verfahren und 
in Gemäßheit des 8 11 deſſelben über die von 
den Gemeindegliedern zu leiftenden Baubienfte 
entweder ein zur Beftätigung geeigneter emeinde- 
beichluß Herbeigeführt oder nad Anhörung des 
Kreistag3*) mit Genehmigung des Herrn Minifterd 
des Innern eine die Feitberige Ortöverfaflung 
ergänzende oder abändernde Feſtſetzung getroffen 
wird. 

Einer ſolchen Regulirung, obwohl das gedachte 
Gejeg die Nechtsverhältniffe der Kirchen und 
Schulgemeinden unmittelbar nicht zum Segenftanb 
hat, dennoch auch für die Dienlte bei Kirchen- 
und Schulbauten Geltung einzuräumen, hat mit 
NRüdficht auf die Beftimmung des $ 715 Thl. II 
Tit. 19 Allgemeinen Landrechts lein Bedenken, 
und ich kann, im Hinblid auf die erheblichen Um= 
geftaltungen in den Landgemeinden und die theil- 
weije Unmöglichleit der Beibehaltung des früheren 
Vertheilungsmaßſtabs der Baudienſie, der König- 
lichen Regierung nur empfehlen, überall, wo die 
Vorausjegungen ded $ 11 seq. des Geſetzes vom 
44. April 1856 vorhanden find, bei Zeiten und 
ohne beftimmte Baufälle und Bauitreitigfeiten ab⸗ 
umarten, nad) ben dort vorgezeichneten Grund» 
Haben zu verfahren, damit, wenn die Leiftung von 
Hand- und Spanndienften zu geiftlichen und Schul- 
bauten in Frage kommt, eine den gegenwärtigen 
Vefig- und Bermögendverhältniffen der Gemeinde- 
glieder entſprechende rechtsgültige Regulirung be= 
reit3 erfolgt ift, und nicht erjt Berganblungen 
nöthig werben, deren Abſchluß bei der Beſchleuni— 
gung, welde die Entſcheidung ftreitiger Baufachen 
erfordert, in dem veranlafjenden Specialfall jelten 


ober nie würde abgewartet werden können. 
U. 12636. 


8. Grenze für vertragsmäßige Aenderung des ge= 
ſetzlichen Vertheilungdmodus mit Rüdfiht anf die 
Keiftungsfähigteit der Betheiligten. 


Berlin, den 3. Auguft 1875. 

Auf den Bericht vom 24. v. M., beftätige ich 
ae das, den Neubau des Küfter: und Schul- 

auſes zu N. betreffende Reſolut der Königlichen 

Regierung vom 29, April d. J. unter Verwerfung 
der NRecuröbefhwerden des Gemeindekirchenraths 
und des Patronatövertreterd, weil die getroffenen 
Seftfegungen den Vorſchriften des Geſetzes vom 
21. Juli a! entfprechen. 

Dur diefe Teitfegungen wird nicht ausge- 
ſchloſſen, daß die firhlihen und die Schulinter- 
efienten ſich in die Baukoſten nad) Maßgabe der 
von ihnen gefaßten Bejchlüffe, foweit fie daran 
aud) ferner fefthalten wollen, theilen. Nur kann 
diefen Beſchlüſſen nicht die Wirkung beigelegt 
werden, daß dadurch die kirchlichen Interefjenten 
von der ihnen geſetzlich obliegenden größern Baulaft 
frei werden. Sonft würde, wie die Recursfchrift 
des Patronatsvertreters ſchon andeutet, die Sache 
jo zu ftehn kommen, daß die Schulintereffenten 
einen erheblich größern Antheil an den Baufoften 
zwar freiwillig übernehmen, demnächſt aber wegen 
FE a lag im Bereich des Geſehes vom 1. Auguft 

*®) of. unten $ 279. 





Ueberbürdung bie Unterftügung des Staat3 in 
Anspruch nehmen. Vertragdmäßige Wenderungen 
des geſehlichen Vertheilungsmodus für die Baulaft 
find zwar an fich nicht unzuläffig, eignen fi) aber 
zur Beftätigung nur dann, wenn fein Bivetfel 
darüber befteht, daß jeber Theil die von ihm freis 
willig übernommene geöber: Baulaft auch that- 
fühl tragen Tann. Da diefe Borausfegung bier 
nicht zutrifft, hat bie Königliche Regierung mit 
Recht den Beſchlüſſen der Betheiligten Die Ge— 
nehmigung verfagt und die Baulaft nah Maß—⸗ 
gabe des Gejeges unter fie vertheift. 

Diefe Entſcheidung ift den Interefjenten bekannt 
zu machen. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An 
die Königliche Regiı uR. 
ee 


9. Abanderung einer getroffenen Vereinbarung 
über den Bertpeilungdmodns der Schullaften. 


Auf den gefälligen Bericht vom 6. v. M. über 
die Beſchwerde der Katholiten in O. wegen ber 
Unterhaltung der katholiſchen Schule in E. erwidere 
ih Ew. Excellenz ergebenft Folgendes: 

Als mit den Katholtten von €. und D. unter 
dem 18. Juli 1829 über eine befjere Dotirung der 
Schule in €. verhandelt wurde, bildeten diefelben 
bereit3 Eine Schulgemeinde und waren als Haus- 
väter derfelben vorgeladen worden. Hiernad; fönnen 
die Vereinbarungen der Intereffenten in der Ber- 
handlung vom 18. Juli 1829, durch welche aller- 
dings den Katholiken in O. fehr erhebliche Ver⸗ 
günftigungen bezüglich der Yufbringung der Schul- 

ebürfniffe gegenüber den Eingefeffenen von E. 
jugeflanben wurden, nicht ala ein Vertrag zwiſchen 
en beiderfeitigen Ortfchaften rejp. deren Einge 
feffenen angefehen werden, fondern es erjcheint jene 
Verhandlung wie jede fonjtige mit einer Schul- 
gemeinde aufgenommene Verhandlung über bie 
egulirung der Dotationsverhältniffe einer Schule, 
bei welcher bie Erklärungen ber — 
mitglieder weniger den privatrechtlichen Charakter 
vertragsmäßiger Stipulationen haben, als vielmehr 
die Grundlage für die von der SchulauffichtSbe- 
börde zu treffenden Seftfegungen bilden und nur 
dadurd) die Nechtöbeftändigkeit erlangen, daß bie 
Aufficht3behörde die Verabredungen der Inter 
effenten genehmigt und damit zu ihren eigenen 
Zeftfegungen macht. 

Es amierliegt daher feinem begründeten Be— 
denen, daß die Auffichtsbehörbe in dem vorliegenden 
alle vollfommen befugt tft, jegt eine neue Regu⸗ 
lirung anzuordnen, nachdem fich im Laufe der Zeit 
unzweifelhaft Herausgeftellt hat, daß bie im Jahre 
1829 von ber Schulgemeinbe beſchloſſene und von 
der Königlichen Regierung zu N. betätigte Urt 
der Aufbringung der Schulbedürfniffe zu einer 
folden PBrägravation der Katholiten in €. führt, 
daß dadurd die Intereffen der Schule ſelbſt ges 
fährdet ericheinen. 

Demnach vermag ich in der Verhandlung vom 
18. Juli 1829 ein Hinderniß gegen eine neuc Re— 

ulirung nicht zu erbliden, fondern muß die Aufs 
Neptähehörde für befugt erachten, das Beitragds 
verhältniß ber Tathofiiien Eingefeffenen von D. 
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und €. andermweit nad) den geſetzlichen Vorſchriften 
und mit Rüdfiht auf die Leiltungsfähigkeit der 
Betheiligten zu orbnen. 

Bon diefem Geſichtspunkt aus betradjtet er— 
feinen aber die Beichlüffe der Repräfentanten der 
Schulgemeinde vom 17. Februar d. J., nad) welchen 
die Hausväter in O. in gleichem ee ar wie 
diejenigen aus E. zu den Schulbebürfniffen nach 
Maßgabe der Grund» und Klaffenfteuer, zu den 
Schulbauten aber nur nad der Hälfte der von 
ignen zu entrichtenden Steuern beitragen follen, 
völlig geeignet, um auf Grund derſelben das Bei— 
trag8verhältnig der Eingefefjenen der beteiligten 
beiden Ortichaften neu feitzuftellen. Denn der 
ſchluß, wonach die Katholifen zu O. ebenfo wie 
die Hausväter am Schulort nad Verhältniß der 
Grund- und Klaffenfteuer zu den Schulunterhal- 
tungstoften beitragen follen, entfpricht den 88 29 
bis 31 Titel 12 Theil IT Allgemeinen Landrechts, 
während andererfeit3 den Eingefefenen in D. da⸗ 
durch eine erhebliche Bergünftigung gegenüber den 
Eingefefienen in E. eingeräumt ift, daß fie zu den 
Schulbauten nur mit der Hälfte ihrer Steuern 

angezogen werben follen, obwohl ſich die Wor= 
hrift des $ 35 a. a. O. nach dem Plenarbeſchluß 
des Königlichen Obertribunald vom 20. Zuni 1853 
nit auf jede außerhalb des Schulorts belegene 
Gemeinde, jondern nur auf eine bisher für ſichbeſtand⸗ 
ene, nun aber & eſchlagene Schulgemeindebezieht. 

Durch die este der Repräfentanten ift da⸗ 
ber nicht allein dem Recht, fondern auch allen ct- 
waigen Anforderungen der Billigkeit im Interefie 
der Hausväter von D. Rechnung getragen, fo daß 
für die feßteren ein Grund zur Beſchwerde überall 
nicht vorliegt. 

3 erſcheint daher gerechtfertigt, daß die König- 
liche Regierung zu N. die Repräfentantenbejchlüfje 
vom 17. Februar d. 3. genehmigt hat, wogegen 
den Katholiten von D., infoweit es fi dabei um 
Beiträge zu ben Schulbauten handelt, die Be— 
ſchreitung des Rechtsweges unbenommen bleibt. 

Berlin, den 15. December 1862. 

In Vertretung bes Herrn Miniſters der geiftl. 2c. 
Angelegenheiten. 


An 
den Köni Dberpräi ꝛc. 
Era" Daran 


10, Ergänzung von Vereinbarungen über den 
Bertheilungdmodnd der Schullaften. 

Die unter A. abgebrudte interimiftiihe Ent: 
ſcheidung der Königlichen Regierung in Stettin, 
wegen Geriheitung der Schulbautoften unter die 
Oriseinwohner, bat durch den Minifter der geift- 
lichen zc. Ungelegenheiten bie aus B. erſichtliche 
Abänderung erfahren. Pr 


Dem Königlihen Domainen - Rentamt eröffnen 
wir auf den Bericht vom 5. v. M,, den Schul— 
bausbau in N. betreffend, daß — da das mit 
unferer Genehmigung verjefene Abkommen vom 
19. Januar 1824 für die dortige Schulgemeinde 
als fpecielle Beftimmung gelten muß und deshalb 
den allgemeinen gefeglihen Vorſchriften derogirt; 
da ferner eine Befreiung von den Verpflichtungen, 
die dieſes Ablommen den Büdnern zc. auflegt, 
von biefen nur durch förmliche Erfigung erworben 








fein könnte, was im vorliegenden Falle nicht ein= 
mal behauptet ift, — die Büdner, Eigenhäusler zc. 
u N. verpflichtet find, auch in Betreff der baaren 

often bei dem gegenwärtig als nothwendig aner- 
kannten Schulhausbau nad) Maaßgabe der Feſt⸗ 
fegungen der Verhandlung vom 19. Januar 1824 
zu konkurriren. 

Das Königlihe Domainen-Rentamt möge diefed 
ben Intereſſenten al3 unfere interimiftifhe Ent- 
ſcheidung unter Stellung einer vierwöchentlichen 
präcluſiviſchen Recurs-Frift publiciren 2c. 

Stettin, den 4. November 1858. 

Königliche Regierung, Abth. IL 


B. 

Auf den Bericht vom 11. Januar c., den Schul⸗ 
hausban zu N. betreffend, ändere ich unter Frei= 
afjung des Rechtsweges*) die durch die Verfügung 
der 2c. vom 4. November v. J. getroffene interimi- 
ſche Entſcheidung dahin ab: 

daß die rekurrivenden Hausbefiger N. N. 
nur gehalten, jeder den dritten Theil des 
Beitrages eines alten Büdners zu den Koften 
beizutragen. 

Nach dem Vergleihe vom 19. Januar 1824 
— bei Schulbauten drei Büdner in N. eben— 
joviel beizutragen, als ein dortiger Halbbauer. 
Es ift hierbei nicht außer Acht zu laffen, daß den 
damals beſtehenden Büonerftellen ein umfang. 
reiches Hütungsreht zuftand, wofür jpäter eine 
anſehnliche Landabfindung gewährt worden ift. 
Eine Klaffe von Einwohnen, welche nur ein 

aus N Eigen nennen können, war zu jener 

t nicht vorhanden und ift erft in neuerer 

eit durch die Anſiedelung der beiden Recurrenten 
entjtanden. Die Recurrenten fallen deshalb auch 
nit unter bie Zeftimmungen bes Vergleichs vom 
19. Januar 1824, ihr Beitrags-Verhältnig muß 
vielmehr in anderer Weife nad) Maßgabe des 8 31. 
Tit. 12. TH. II. Allg. Landr. geregelt werben. 
Da nun bie recurrirenden Haudbefiger bei Ge— 
meinbebienften den dritten Theil der alten Büdner 
leiften, auch nad) dem Gutachten des Domainens 
Rentamts diefe Quote den Verhältniffen der Be— 
thetligten entfpriht, fo war das Beitrags-Ver⸗ 
Hältniß, wie oben gefchehen, zu normiren. 

Be Entſcheidung iſt den Betheiligten bekannt 
zu machen. 

Berlin, den 9. März 1859. 

Der Minifter der geilificen 2c. Angelegenheiten. 


in 
die Königligen R in Gtettii 
ET A aa 


11. Competenz ber Behärd J 
der —E der ——E Pre 


Berlin, den 9, März 1869. 
Was aber die Competenz des Königlichen Con- 
filtortums zu Stade zum Erlaß der angefochte- 
nen Verfügung anlangt, fo Ha dieſelbe nicht 
ſowohl auf Artikel 24 der Mintiterial-Belannt- 
madhung zur Ausführung des Gejeges über die 
Kirhen- und Schulvorftände vom 14. October 
1848,**) als vielmehr auf der [don Emanation der 
neuern Schulgejege von den Schulverwaltungsbe- 
F3 . 12 fl. 
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hörden conftant und uneingefchräntt geübten Be— 
fugniß, über das Beitragsverhältnig hinfichtlich 
der Schullaften, foweit daffelbe nicht durch das 
Geſetz beftimmt worden, nad Anhörung der Ge— 
meinde Sraft des Aufſichtsrechts verbindlich An= 
ordnungen zu treffen. 

Hiernach und nachdem ber gegenwärtig zur 
Vertretung der Gemeinde berufene Schulvorftand 
eine Wenderung ded den „Eingewohnern“ zum 
Drud gereihenden jegigen Beitragsfußes beharr- 
lich abgeleynt Hat, ericheint das Verfahren des 
Königlichen Confiftoriums gerechtfertigt und muß 
es demnach, und da auch gegen ben materiellen 
Inhalt der Verfügung vom 26. September 1867 
nichts & erinneren ift, bei ber feßtern mit der 
Maßgabe bewenden, daß dem Schulvorftand eine 
andermweite Regelung des Beitragsverhältniſſes 
unter Genehmigung des Königlichen Confiftoriums 
vorbehalten bfeibt. 

1. 36,1 


12. Rechtsnormen für die Unterhaltung einer 

Nlaffe, welche bei einer Elemeuntarſchule nad 

Aufhebung einer früher worhaudenen Klaſſe er- 
errichtet worden ift. 


Ew. x. eröffne ih auf die Borftellung vom 
30. Juni d. J. nad) Einfiht des von der König- 
lichen Regierung zu N. eritatteten Berichts, dab 
Sie von ber antheiligen Tragung ber gutöherr- 
lichen Laften für die zweite Schulklaſſe in G. nicht 
entbunden werben können. 

Die bei der Kirchſchule in &. früher eingerich- 
tete zweite Schulklaſſe ift im Jahre 1848 mit Zu⸗ 
ftimmung aller Betheiligten aufgehoben worden. 

Damit find alle Pflichten und Rechte der In- 

terefienten in Beyu auf diefe Schulclaffe erlofchen. 
Demzufolge ift die im Jahre 1857 errichtete zweite 
Schulklaſſe in G. nicht als Rechtsnachfolgerin der 
früher aufgehobenen, ſondern als eine neue Ein— 
richiung zu betrachten. Für alele neue Einrichtung 
tommen daher nicht die bei Anlage der aufge- 
jobenen Klaſſe gültig geweſenen Belege und Ob⸗ 
ervanzen, fondern lediglich die Beitimmungen der 
Schulordnung vom 11. December 1845 (G.-©. 
1846 ©. — zur Anwendung. 

Aus diefem Grunde hat Ihrem Antrage, die 
Schullaſten auf die zur Schule gehörigen Ort⸗ 
ſchaften nicht nad) dem in der —2 vom 
28. März 1848 vereinbarten Maßſtabe — dem 
Hufenftande —, ſondern nad) der Zahl der Haus- 
baltungen zu vertheilen, Statt gegeben werden 
müffen, obgleich Sie dadurch bedeutend begünftigt, 
Ei — G. aber hart betroffen worden 
in. 

Aus bdemfelben Grunde aber können Sie fi 
nicht weigern, die den Gutsherren des Schulbe- 
ziris obliegenden Verpflichtungen in Gemäßheit 
der 8842, 54 ber Schulordnnug anıheilig zu tragen, 
felbjt wenn, wie Sie behaupten, zu der im Jahre 
1848 aufgehobenen Schulklaſſe von Ihnen guts- 
herrliche Beiträge nicht gefordert und nicht geleiftet 
worden find. 

Hiernach Tann ich die Beſchwerde über die Ber- 
fügung der Königlichen Regierung zu N. vom 


08.9269 Rr. 18 fi. 
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25. März d. I. nicht für begründet erachten und 
Ew. ꝛc. nur überlaffen, die vermeintliche Ver— 
pflihtung des Fiskus zur alleinigen Tragung der 
gutöherrlihen Schullaften im Rechtöwege*) nad) 
zuweiſen. 

Berlin, den 12. September 1859. 
Der Mintfter der getftlichen 2c. Angelegenheiten. 


4 RL t. 
Im uftrage: Lehner 


den Kittergutsbeſiher Herrn R. (in ber Provinz 


vighi 


Trager der Schullaſt. 
Die Gemeinden. 
$ 261. Die allgemeinen Grundſatze. 


1. €. v. 14. Sehr. 1869 und 12. Sept. 1863 Betr. 
bie Verpflichtung ber Gemeinden zur Webertraguug 
der 2eiftungsunfähigen.**) 

2. €. v. 12. Juni 1860 umb 6. April 1861 desgl. 
in ber Provinz Preußen. cf. €. v. 14. April 1862, 
14, Juni 1862, 4. Mat 1868 (unten 8 282 Rr. 1), 
€. v. 3. Oct. 1868 (8 283 Rr. 1), und E. v. 
15. März 1860 (8 301 Nr. 14). 


1. Verpflichtung der Gemeinden zur Nebertragung 
der Leiftungännfähigen. 


Berlin, den 14. Februar 1859. 

Die Rechtspflicht der Leiftungsfähigen zur Ueber⸗ 
tragung der Leiftungsunfäbigen folgt aus dem Be- 
meinbeberbande. — Wollte man dies nicht an= 
nehmen, jo würden aud in den wohlhabendften 
Gemeinden die Beiträge der Zahlungsunfähigen, 
deren es in jeder Gemeinde giebt, jedesmal vom 
Staate übertragen werden müffen, da e8 an einem 
Dritten, ber zur Mebertragung verpflichtet wäre, 
fehlt. Die MUebertragungspflicht folgt einfach 
daraus, daß die Zahlungsunfähigen bei Berthei- 
lung der Koften als nicht vorhanden angefehen 
werden müſſen. In einzelnen Fällen kann dies 
—— zu großen Härten führen, und iſt es 
ber Königlichen Regierung anheimgegeben, für den 
vorliegenden Fall dies darzuthun. Da es fi 
blo8 um einen Ausfall von 60 Thlr. handelt, fo 
tann nicht vermuthet werben, da Die Uebertragung 
berfelben dur die Bermögenden deren Lage er- 
heblich beichweren wird. 

E U. 2936. 


la. 
Gortſ. v. $ 247 Nr. 3a.) 


Daß Sie auch für die Beiträge zahlungs« 
unfägiger Gemeindemitglieder mit aufzulommen 


*) of. Vorbemerkung zu $ 303. 

**) Das Erkenntnih des OsB.:@. I v. 23. Januar 1884 
Entf. Bd. X ©. 148) führt aus: „Es erſcheine unltatthaft, bag 

lens der Auffictsbehörbe bie Leiftungsfähigkeit des Einzelnen 
im Voraus gejhägt werde, vielmehr fet es zur Verwirklihung 
der allerbing® beftehenden Pflicht der Leiftungsfähigen, bie Auss 
fälle zu übernehmen, unerläßli, daß ber Gefammtbetrag nad 
einem feiten Mabftabe auf ale Unterhaltungspflichtigen vertheilt, 
die Einziefung nöthigenfalld im Zmangsmege verſucht und ber 
NE dann etwa ergebenbe Ausfall nad) eben jenem Maßſiabe anders 
weit eingelegt werde. — Die Befugnig ber Regii für einzelne 
Cenſiten ben Beltrag ganz ober zum Theil aus Staatsmitteln 
zu aahlen, wire —X nicht re 
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haben, folgt daraus, baf die Schulunterhaltungs« 
laft eine der Schulgemeinde als ſolcher obliegende 
Verpflichtung bildet, fo daß bie bei der erſten Um— 
Inge ausfallenden Beiträge von Neuem auf die 
zadlın Sfähigen Mitglieder der Schulgemeinde 
Suägefärieben werben müffen. Ihr Einwand, daß 
bin Beiträge vom Ortsarmenverbande zu deden 
jeien, ift Sinfänig, weil derjelbe nur für das Schul- 
eld ber armen Kinder,*) nicht aber aud) für andere 
emuth3 halber ausfallende Schulunterhaltungs- 
beiträge aufzufommen hat. Endlich trifft auch 
Ihre ugnahme auf die 88 749 und 750 Tit. 
11 ZH. U Allgemeinen Landrechts nicht zu, da 
diefe nur von der Dedung folder Ausfälle han— 
deln, welche bei Kirchenbauten durch den zurüd- 
bleibenden Beitrag nicht eingepfarrter Gemeinde- 
mitglieder entitehen. 

Ihre Beſchwerde muß daher überall als unbes 
gründet verworfen werden. 

Berlin, den 12. September 1863. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
ben Hera D. und Genoſſen zu R. 
ar — 


2a. (Yu der Provinz Preußen.) 

Nach 8,5% 40 der Schulordnung vom 11. De 
cember 1845 jollen, wenn keine bejondern Stif⸗ 
tungen und feine durch befondere Reditegrünbe zur 
Unterhaltung der Schulen und ber Lehrer ver- 
gfligteten Perſonen vorhanden find, oder deren 

eiträge nicht ausreichen, die Ortögemeinden und 
bie fonft zur Schule gehörigen Ortichaften die 
Mittel zur Unterhaltung der Schule aufbringen. 
In gewiſſen Fällen treten die Guts- oder die 
Grundherrn ober die zur Armenpflege Verpflid- 
teten hinzu. Das Gejeß legt aber mict dem Staat 
als foldem die Berpflichtung auf, für ausfallende 
Schulunterhaltungsbeiträge aufzulommen. Solches 
bleibt mithin den zur Unterhaltung der Schule 
Berpflichteten zur Laft und dabei haben auch in 
dortiger Brovinz die vermögenberen @emeinbeglieber 
die unbemittelteren, foweit als nöthig, zu über- 
tragen. — Bei den aus ber dortigen Feovinz hier 
eingehenden Anträgen auf Bewilligung von Siaats⸗ 
wire zu Lehrerbefoldungen wird obiger Grund- 
or vielfach außer Acht gelafien. Häufig werden 
ſelbſt geringfügige, anfcheinend nur aus Gründen 
ormeller Berechnung als unbeibringlic) bezeichnete 
jeiträge einzelner Gemeindeglieder in einer Heinen 
Totalfumme aus Staatsfonds erbeten, ohne wenn 
nöthig, eine Uebertragung innerhalb der betreffen- 
ben Ortfchaft eintreten zu laffen. Dies ift für die 
BZutunft een und demgemäß fortan darauf 
zu halten, daß dasjenige, was nad) der erften, in 

mäßheit de8 8 39 a. a. O. erfolgten Berthei- 
lung ala von Zingelten unbeibringlich fi heraus⸗ 
ſtelli, auf die übrigen Verpflichteten derſeiben Ort- 
ſchaft nad dem oͤrtsüblichen Maßſtab wiederum 
vertheilt wird, wobei ſich von felbit verſteht, daß 
auch die ſubſidiär Verpfiichteten nad den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen heranzuziehen find. Eine 
ſolche Maßnahme ift um fo mehr gerechtfertigt, 
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als die Provinzial-Schulorbnung im 8 40 die Bei- 
träge ber einzelnen Gemeinden dadurch fixirt, daß 
fie die Koften der Schulunterhaltung auf jede der 
ur Schule gehörigen Gemeinden nah dem Maß- 
Ya der Haushaltungen zu vertheilen vorjchreibt 
und bie einzelne Gemeinde mehr, als nad) diefem 
Maßſtab auf fie trifft, nicht zu entrichten braucht, 
auch wenn die andern Gemeinden deffelben Schul- 
verbanded zur Aufbringung ihrer Beitragsantheile 
nit vermögend find. 

Berlin, den 12. Juni 1860. 

U. 809. 


2b. 


Unter Rüdfendung der Anlagen de3 Berichts 
vom 4. October v. J. eröffne cs der Königlichen 
Regierung, dab die tatholifhe Schulgemeinde zu 
N. im Stande zu erachten ift, die Mittel zur Bes 
foldung ihres Lehrers jelbft zu beichaffen. 

Was die Uebertragung der unbemittelten Ge— 
meinbeglieder durch bie vermögenderen betrifft, jo 
verweiſe ich die Königliche Regierung Hinfichtlich 
der Art und Weife, wie ſolches im Wilgemeinen 
u bewirken ift, auf meine an die Königlichen 

egierungen ber dortigen Provir erloflene Ver⸗ 
fügung vom 12. Juni v. J. (8099 U.)). Es 
verjteht ſich von felbft, daß die Dieffeitigen, an bie 
Königliche Regierung ergehenden Erlafje im Sinne 
ber Provinzial-Schulordnung vom 11. December 
1845 aufzufaffen und anzuwenden find. Es ift 
daher aud in der Verfügung vom 11. April v. J. 
von der Königlichen Regierung nicht verlangt 
worden, beliebige Abänderungen der Communal- 
befteuerung zu Gunften der Schulunterhaltung 
eintreten zu laffen, oder einzelne vermögendere Ge— 
meindeglieder aus der Gejammtheit herauszu—⸗ 
greifen, um fie mit höheren Beiträgen, als nad) 
dem beitehenden Bertheilungsmaßjtab auf fie 
treffen würden, zu belaſten. Um der Königlichen 
Regierung beijpielsweife und fo weit es von hier 
aus geichehen kann, die gewünjcte Anleitung zu 
eben, wie im vorliegenden alle zu verfahren 
Fin dürfte, bemerfe id) Folgendes. 

Von vornherein hat die Königliche Regierung 
feftzuhalten, daß die Unterhaltung der Schule 
lediglich) Gemeindeſache ift, und der Staat, als 
folder, nur ausnahms- und aushülfsweife Hinzu- 
treten Tann, wenn die Nothwendigkeit dazu durch 
die nachgemwiefene Leiftungsunfähigkeit der Ver— 
pflichteten bedingt wird ge folgt zunächſt, 
daß der Gemeinde ihre Verpflichtung des im 
vollften Umfange gegenwärtig gehalten werden 
muß und über die Schuldotation nicht ohne Zus 
tehung ber Betheiligten, vejp. der Vertreter der- 
hi en zu verhandeln ift. 

Die tatholifhe Schulitele in N. fcheint nad 
den vorliegenden Nachrichten urſprünglich mit 
einem fehr geringen Baargehalt, im Uebrigen aber 
mit Naturalbezügen und Pataralnugum en Seitens 
der Gemeinde dotirt geweſen zu fein. Gegenwärtig 
befteht das Einfommen der Stelle in den berech⸗ 
neten 61 Thlr. 22 Sgr. 3 Pf. für Naturalbezüge 
und Nugungen, ſowie in 12 Thlr. 23 Sgr. 6 Pf. 
baar Seitens der Gemeinde und 15 Thlr. aus 


®) Oben Rr. 2a. 
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dem Fonds der 1029 Thlr., zufammen 89 Thlr. 
45 Sgr. I Pf. Der Lehrer It nad & 12 der 
Brouingial- Schulerbmung an Naturalbezügen 2c. 
3 Thlr. 12 Sgr. haben, es fehlen mithin 11 Thlr. 
19 Sgr. 6 Pf. oder rund 12 Thlr. Das Baar- 
eintommen der Stelle fol nah 8 12 a. a. O. 
= 50 Thlr. betragen. Die Stelle bat 27 Thlr. 
23 Sgr. 6 Pf. Baareintommen, die Gemeinde 
kann nad dem Ermefien der Königlichen Regie- 
ng noch 11 Thlr. aufbringen, es fehlen mithin 
11 Thlr. 6 om 6 Pf. oder rund 12 Thlr. Das 
ganze Deficit beläuft ſich ſonach auf 24 Thlr. 

In dem vorliegenden Bericht iſt das Deficit auf 
27 Thlr. nad der Eintommensnahmeifung vom 
45. Juni 1859 angegeben. Diefe berechnet für 
Naturalien aber nur 19 Thlr. 6 Sgr. 2 Pf, 
während zufolge der Nachweifung A für 22 Thlr. 
14 Sgr. 9 Pf. Naturalien wirklich geliefert wer- 
den, mithin eine Differenz von 3 Thlr. 8 Sgr. 
7 Bf. fi Herausftellt. 

Der Gemeinde kann überlaffen werden, fid) 
darüber zu einigen, ob fie daß Defictt von 
24 Thlr. dadurch deden will, daß fie für 12 Thlr. 
mehr Naturalien liefert, was nad) der Nachweiſung 
B feine befonderen Schwierigkeiten haben, auch 
der urfprünglichen Dotationsweife der Schule ent- 
fprecien würde, und die übrigen 12 Thlr. durch 

mlage beichafft, ober in letztgedachter Weiſe die 
ganzen 24 Thlr. aufbringt, jo daß fih_ein Baar- 
beitrag don überhaupt 12 Thlr. 23 Sgr. 6 Pf. 
+ 11 Thlr. + 24 Thle. = 47 Thlr. 23 Sgr. 
6 Pf. oder circa %s des jährlichen Klaſſenſteuer— 
ſolls von 140 Thlr. ergiebt. Da die Gemeinde 
40 in ber 8. bis 11. Stufe zur Klaffenfteuer ver- 
anlagte und weder mit Schulden, noch fonft mit 
Abgaben ungewöhnlich beſchwerte Stellenbefiger 
in fih flieht, kann nicht wohl angenommen 
werben, daß fie mit jenem Baarbeitrag überbürdet 
werden würde. Es ift deshalb daran feftzuhalten, 
daß eine ftärfere Heranziehung ber Sähulgemeinbe 
und namentlid ihrer anfäfligen Mitglieder in 
folder Ausdehnung, daß der beantragte Stants- 
zuſchuß vollftändig entbehrlich wird, ohne irgend 
au erhebliche Befgmwerung der Bethelligten zu⸗ 


äffig ift. 
nigen ” die Gemeindeglieder nad) Obigem 
nicht gütlich über die Hinreihende Ausftattung 
der Lehrerftelle, fo fteht doch feit, daß bie big- 
herigen Beiträge aus Unterhaltung der Schule 
nicht — mithin die Verpflichteten den er⸗ 
forderlichen Mehrbedarf in deriefben Weife, wie 
die übrigen Communalbedürfniffe und zwar im 
vorliegenden Fall durch befondere Umlage nad) 
dem Hlaffenfteuerfuß aufzubringen haben. Auch 
ift anzuerkennen, baß die Käthner und Einwohner, 
welche fein Land befigen, im vorliegenden Fall 
der Schonung bedürfen. Uebernehmen daher die 
Bauern und Einfaffen die Dedung des Deficits 
von 12 Thlr. für Raturalien durch mesrtieferung, 
fo dürfte e3 bei dem Klaſſenſteuerfuß bewenden 
tönnen. Müſſen aber bie fehlenden 24 Thlr. durch 
Umlage beſchafft werden und meigern fi bie 
Bauern und Einfaffen, überhaupt dasjenige zu 
übertragen, was bie Käthner und Einwohner nad) 
dem Klaffenfteuerfuß nicht aufbringen können, fo 
liegt hier der Fall vor, daf der Maßſtab der Ber- 
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teilung der &emeindeabgaben ꝛc. zu erheblichen 
Mißverhältniffen im Sinne de 8 11 bes Gefei 
vom 14. April 1856 (Gef.-Samml. ©. 359) führt, 
und eine Ergänzung oder Abänberung der Orts⸗ 
verfaffun; Beriber zu bewirfen bleibt, indem 
lediglich dr ber —— — des beſtehenden 
Communalſteuerfußes der Grund zu finden iſt, 
daß die Leiftungsfähigkeit der Gemeinde zur 
Dedung ihrer Bebürfnijfe nicht zureicht, und An⸗ 
träge auf Staatsunterftügung zur Webertragung 
von Gemeindeabgaben nöthig werben.*) 

Bas die Wahl eines anderen Bertgeifungefußee 
betrifft, fo verdient der Grunde und Klaſſen⸗ 
fteuerfuß, mie deffen der $ 39 der Provinzial- 
Schulordnung vom 11. December 1845 gedentt, 
unftreitig den Vorzug vor dem Maffenfteuerfuß,**) 
weil Bieter die ftärlere Steuerfraft des Beſitzthums 
den befiglofen Gemeindegliedern gegenüber nicht 
aachen zum Ausdrud bringt. Bei Einführung 
des Grund= und Mlafenfteuerrußes wird aud, fo 
weit ſich dies von hier aus beurtheilen läßt, die 
Aufbringung des vollen Lehrergehalt3 in N. chne 
Ueberbürbung der Gemeinde und ohne Staats— 
unterftügung noch leichter möglich fein, als bei 
Anwendung des zur gt noch geltenden Klaſſen⸗ 
ſteuerfußes. Zu einer Vertheilung der Schulunter⸗ 
baltungsbeiträge in N., wie fie die Nachweiſung 
A auffient, fehlt jeder gefegliche Anhalt. Das 
Project, die Beiträge, wie fie jeßt beftehen, zu 
elaffen und nur den Mehrbedarf nad) dem Com⸗ 
munalfteuerfuß zu vertheilen, wie die Repartition 
C nadjweift, würde vorausfegen, daß bie alten 
Reiftungen von Perfonen entrichtet werden, die 
aus Belonberen Rechtsgründen dazu verpflichtet 
find. Daß dies der all fei, ift nicht nachgewieſen, 
auch nicht anzunehmen, da die frühere Vertheilung 
auf Grund der aufgehobenen principia regulativa 
erfolgt zu fein fcheint. Jedenfalls ift es am zweck⸗ 
mäßjigften, die Schulverhäftniffe in N. lediglich 
unter Angrunbefegung der gefeglichen Vorſchriften 
u regeln. 
! % Vertheilung und Uebertragung der Schul⸗ 
unterhaltungsbeiträge felbft anlangend, fo ift zu= 
nächſt die ganze zu beichaffende Summe auf 
ſämmtliche Gemeindeglieder entweder nad dem 
Klaſſen⸗ oder nah dem Grund- und Aue 
fteuerfuß, oder nad} einem fonft ortSüblichen Ber- 
theilungsmodus umzulegen. Was fich fobann bei 
diefer erften Umlegung als unbeibringlich heraus⸗ 
ftellt, ift wiederum nad dem geltenden Berthei- 
lungsfuß auf die Leiftungsfähigen umzulegen, und 
fo Ion. Die ebertragungspfticht Tolgı — 
daraus, daß die Zahlungsunfähigen bei der Ver— 
theilung der nothmwendigen Schulunterhaltungs- 
toften als nicht vorhanden angejehen werden 
tr In einzelnen Fällen kann dies allerdings 
au ärten führen. Der Königlichen Regierung 
ft aber anheimgegeben, dies barzuthun, wenn ein 
jeiner Fall eintritt. Bei der Schule in N. fteht 
ies nicht Leicht zu beforgen. Hier wird ein Eins 
mwohner nach dem Geſeß etwa 13 Pf. monatlich 
zu entrichten Haben. Rast berfelbe dieſe am 
1. de8 Monats nicht, fo muß erecutivifch gegen 
ihn vorgegangen werden, falls die Gemeinde⸗ 


*) of. 8 260 Rt. 7. 





) of, 5 282 Rr. 3 fi. 
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vertretung fein Bahlungdunvermögen und ihre 
Uebertragungspflicht nicht anerfennt. Bleibt bie 
Execution frudtlos, fo werden diefe 13 Pf. und 
die Erecutiongkoften wiederum auf bie übrigen 
Gemeindeglieder nah dem Communalſteuerfuß 
umgelegt und fo fort. Sit die Gemeinde bedürftig, 
fo Hann ihr gejtattet werden, die Communalihur 
fteuer von ben unbemittelteren Gemeindegliedern 
wöchentlich zu erheben, alfo im vorliegenden Fall 
beifpielöweife von jedem Einwohner möchentlich 
etwa 3 Pf. Zeigt fich deffenungeachtet, daf bie 
ärmeren Klaſſen ihre Beiträge nicht aufbringen 
tönnen, fo liegt unzweifelhaft der Fall des 8 11 
des Geſehes vom 14. April 1856 vor. Die Ab- 
theilung der Königlichen Regierung für die Schul- 
verwaltung bat e6 alsdann mit ber Abtheilung 
des Innern*) in Verbindung zu fegen. Die Ge- 
meinde wird zur Beichlugnahme über Abänderung 
des Sommnnalfteuerfußes veranlaßt. Weigert fie 
ſich beffen, fo wird nad) Anhörung des Kreistags*) 
mit Genehmigung des Minifterd des Innern ein 
neuer Vertheilungsmodus von Auffihtäwegen ein⸗ 


() 
Hiernad hat die Königliche Regierung zu ver- 
jahren. 
Berlin, den 6. April 1861. 
U. 4146. 
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(Bertfeifungsmanftaß,**) Anlehnung an den 
taafsfienerfun, Berühfiätigung der Grund- 
jener, Be andlung der PA er, La Beamten, 
er zngefhlagenen Gemeinde [dei Bauten], 
der Geiſtlichen, Lehrer, Doppeldeflenerung.) 


— Ueber bie Begrenzung bed Kreiſes ber Beiltags- 
trogspflidhtigen of. 88 247 fi. — 

1. €. v. 5. Aprit 1860 betr. bie Vertheilung auf 
ſämmtliche Hausväter bed Schulbezirks, nit 
auf bie einzelnen Gemeinden und Güter. of. 
Anh. I-III und $ 260 Rr. 9. 

2. €. v. 11. Aug. 1865 deögl. ohne Rückſicht auf 
bie im Gutd: bezw. Gemeinbebezirt vorhandene 
Kinderzahl. 

3. € v. 24. Rov. 1863 betr. die Unzuläffigkeit bes 
fonberer Einfhägungen zu Schulſteuern ohne Rüd:- 
fit auf die Staatöfteuern. 

4. 6, ©. 28. Gept. 1880 betr. bie Vertheilung nad 
dem Mapftab der birecten Staatäfteuern und €. 


*) Im Geltungsbereich bes Auftändigkeitägel. v. 1. Aug. 
1883 u beiätießt der — Br h 
®*) of. für Hannover ef. v. 26. Mai 1815 $ 40, (unter 
8b. II a. &.), ſowie unten Ar. 8b ( E. v. 30. Ron. 1883), ferner 
&. 169 Anm,, und Bet. v. 25. Juni 18686 (unten Anh. VIL), für 
SäleswigsHolftein die Schulorbnung von 1814 34 35, 59, 
60 (auf dem Lande find Bau und Weparatur der Schulhäuſer, 
Koften bes Dienftlanbes, Lieferung von Korn unb Feuerung, 
Realſchullaſten der Landbefiger. Im übrigen iſt bei ber Ver⸗ 
teilung bie geringere Klafje gegen die wohlhabende zu ſchonen. 
Das Einzelne iſt durch Gpeeialregufative [of. oben $ Rr. 13} 
ronet, Dyl. Runge, Bolkoſchulweſen 1872 ©. 304 ff), für 
Beikein insbefondere noch Patent vom 16. Juli 1864 (unten 
Id. III a. €) 5 3 fi. (Bertkeilung ber Lehrergehaltsgulage 
„mad Bermögen und Einfommen“) ; über die affociirien Gntebefiger 
in Bofen (bie nur mit einer Quote —— heranzuziehen 
Am) of. 5 316 Rr. 1 (Mnlage a sub Einnahme IV d) und 
oben 5 264 NR. 2a. E. 
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v. 15. Aug. 1881 betr. die Unzuläffigfeit der Bevor⸗ 
zugung einzelner Perſonen (Geiſtliche, Lehrer ıc.). 
ef. 8 207 Rr. 7. 

Ert. des O.V.G. v. 10. Oct. 1876 beögl.*) 

€. v. 25. Jan. 1864 betr. bie Heranziefung nad 

Maßgabe der Klafienfteuer, ohne Rüdficht barauf, 

ob das babei gejhäßte Eintommen aus auswärtigem 

Grundbefig fließt. of. Nr. 7b, o. 

7. € v. 19. März, 20. Aug. 1861 und 15. Dec. 
1863 betr. den Ausflug der Grundfteuer aus: 
mwärtiger Grundſtũcke bei Veranlagung ber Schul: 
fteuer. cf. 8 310 Ar. 12. 

88, b. Erk. des D.:8.:6. v. 28. März 1877 u. €. 
v. 30. Rov. 1883 (Hannover) besgl. 

8c. €. v. 14. März 1885 desgl. aud bed in einer 
andern Echulfocietät berfelben politifcden Gemeinde 
belegenen Grunbbefiges. 

9. €. v. 19. Febr. 1863, 4. Febr. 1864 u. 18. Nov. 

1864 betr. den Ausfhluß einer Berüdfictigung ber 

Srunbfteuer bei Herangiehung ber Pächter. 

€. v. 15. Sept. 1863 begl. fonftiger Wohnungs: 

inhaber, Nutznießer (Beamten). 

. €. v. 23. Nov. 1863 betr. die Heranziehung von 
Befigern parcelirter Aderhöfe lediglich nah Maß— 
gabe ihrer Befigverhältniffe. cf. 8 301 Rr. 16. 

. €. v. 6. Nov. 1860 betr. ben Begriff der Spann: 

fähigkeit bei Verthellung ber Fuhrlaſten.) cf. 

$ 260 Rr. 3, 8 269 Rr. 20 sub 3, $ 310 

Rr. 37, 38. 

€. v. 8. Aug., 9. Sept. 1859, 28. Aug. 1862, 

1. April 1864, 5. Sept. 1872 betr. die Heran 

ziehung der Beamten zu ben Schulſocietätslaſten 

ohne Rückſicht auf das Geſetz vom 11. Juli 1822. 

cf. Anh. V, fowie oben 8 248 Nr. 6—9 und 

unten $ 267 Rr. 1, fowie $ 302 Wr. 1. 

€. v. 13. April 1859, 13. Märg 31. März, 

11. Dec. 1860, 18, April 1865 betr. bie Bau: 

beiträge ber Mitglieder einer zugeſchlagenen 

Gemeinde nah $ 35 A. 2:8. IL 12. cf. €. v. 

15. Dec. 1862 (oben 8 260 Nr. 9) a. E. u. €. 

v. 8, Mai 1865 (oben 8 246 Nr. 1 a, €.) 

Erf. bed Obertrib. v. 14. Oct. 1859 desgl. und 

betr. die Bildung einer Obfervanz bei Seftftellung 

des Beitragäverhältniffed. 

€. v. 27. u. 28. Febr, 1877 und Erf. bed O.⸗ 

V.-G. v. 17. Jan. 1877 betr. die Heranziehung 

der Geiſtlichen zu Schufbeiträgen — abgebr. $ 207 

N. 2 u. 3 ff. — cl hier unten Anh. VI. 

Erk. des D.8.:8. v. 7. Febr. 1877 beögl. in 

Neuvorpommern. 

Ueber bie Herangiehung ber Shullehrer cf. 8207 

und bier Anh. VI. 

Ueber ben Ausſchluß der Doppelbefteuerung bei 

boppeltem Wohnfig of. $ 248 Nr. 3 und $ 280 

And. XI — biefelbe Ift noch möglich, wo die Schul⸗ 

laſten in der einer Wohnfiggemeinde Soemmunallaften, 

in ber andern Gocietätslaften find. (E. v. 14. Juli 

1885 U. IIIa 14883.) 

Anhang. 

IR. v. 18, April 1831 betr. den Erſatz des Schul: 

gelbs durch Schulbeitrãge. 


—— 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 
18. 


19. 


*) Eine im ordentlichen Rechtawege — wenn auch zu Unrecht — 
einmal erftrittene Befreiung ift bet der Repartition zu berüdfihtigen. 
Ert. D.:8.:8. I. 718 v. 24. Juni 1886 (Pr. Verw.:BL. VL 327). 

» **) Zu den befpannten Mirthen gehören auch Kittergutsbeſidei, 
die nit Gutsheren find (of. Präj. des Dbertrib. I. ©. 208). 
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Dun. R. v. 17. Sept. 1838 und 13. Aug. 1840 
betr. bie Unterjeibung ber Schulfocietäten von 
ben politifhen Gemeinden. 


€. v. 24. Aug. 1835 betr. die Heranziehung ber 
Gutsheren in ber Provinz Sachſen als Hausväter 
(anderer Anſicht ift jegt die Entſch. des D.:8.:@. 
v. 26. Mai 1884 Entſch. XI. ©. 146, oben 
8 252 Rr. 70. 


V. € v. 31. Aug. 1838 betr. die Heranziehung ber 
Beamten zu ben Schulſocietätslaſten. 


» E. v. 15. Sept. 1835 betr. bie Heranziehung 
ber Geiftligen und Lehrer. 


Entwurf der Bel. des Kal. Hannoverſchen Cultud« 
miniftertums v. 25. Juni 1866 betr. bie Verthei⸗ 
{ung ber Kirchen und Schullaſten. (of. unten Rr. 8b.) 


1. Bertgeilung der Schulabgaben anf alle Haus- 
wäter, nicht anf die einzelnen Gemeinden. 


Die Unordnung, nad) welcher in®. dad Schul- 
hol zgeld ziwifchen dem Guts⸗ und dem Gemeinder 
bezirt nad) der Zahl der Haushaltungen getheilt, 
und demnächſt der auf jeden Bezirk fallende An— 
theil von den in bemfelben wohnenden Haus— 
vätern nad) Maßgabe der Grund- und Riafen- 
fteuer aufgebracht werben fol, ift mit ben Vor— 
Hriften des Allgemeinen Landrechts über die 

nterhaltung der Schulen nicht vereinbar. — 
Eine Verteilung der Schullaften in der projectirten 
Weife würde fih nur rechtfertigen ofen wenn 
die Unterhaltung der Schulen den politifhen Ge- 
meinden obläge und bie legtern als Glieder der 
Sculgemeinde anzufehen wären. Das ift aber 
nad den Beitimmungen des Landrechts nicht der 
Fall. Nach bemjelben ift vielmehr die Schulaft 
nit eine Communallaft, fondern eine gemeinfame 
Laſt der zur Schule getoiefenen Hausväter, und 
nit die im Schulbezirt vorhandenen Gemeinden, 
fonbern bie vom Staat zu einer Schule gewiefenen 
einzelnen Hausväter bilden die Schulgemeinde, 
wie dies auch von dem Obertribunal in der Be— 
gründung des Plenarbefhluffes vom 20. Juni 
1853*) ausgeführt ift. Demnach ift e8 für die 
Verpflichtung des einzelnen Hausbaters zur Unter- 
haltung der Schule ohne Einfluß, zu welcher po- 
Titifchen Gemeinde er gehört. Er fommt in Be— 
ug auf die Schule nur als Mitglied der Schul- 
Hletät in Betracht und kann als ſolches nur ın 
leihem Maße, wie die übrigen Mitglieder der 

orporation, zu den Schulbeträgen nad) näherer 
Beltimmung des $ 31 Allgemeinen Landrechts IL, 
12 herangezogen werben.) — Ich muß hiernach 
den Antrag des Rittergutöbefipers N. das Schul- 
holzgeld auf fämmtlihe Hausväter des Schulbe- 
irls ohne Rückſicht darauf, ob dieſelben dem 
uts⸗ oder — angehören, nach Maß— 
— der Grund- und Klaſſenſieuer zu veriheilen, 
für gefeglich begründet erachten und veranlaffe die 
Königliche Regierung, dem Statt zu geben. 
Berlin, den 5. April 1860. 
U. 6291. 
. 4 1. 
een 


IV. 


VII. 





2. Vertheilung der Schullaſten ohne Rücſicht auf 
bie Kinderzahl in der bäuerlihen Gemeinde nnd 
im @utöbezirt. 


Bon der recurrivenden Gemeinde war hervor⸗ 
gehoben, daß die Ermeiterung des Schullocals 
nicht ſowohl durch die Zahl der Kinder der an— 
geleflenen bäuerlichen ®irthe als vielmehr dadurch 
edingt fei, daß eine größere Anzahl Einlieger-, 
Tagelögner- zc. Familien in den herrſchaftlichen 
Samiltenhäufern im Intereſſe der Wirthichafts- 
führung der Gutöherrichaft metft in neuerer Zeit 
ſich angefiebelt Habe. Hierzu wird bemerkt: Gleich- 
gültig ift endlich auch der Umftand, ob die Er— 
u DEE Schule durch die Vermehrung der 


Kinderzahl innerhalb der bäuerlihen @emeinde 
ober innerhalb des Gutsbezirls nothwendig ge- 
worden ift, da ſämmtliche Einwohner zur il⸗ 


gemeinde gehören und ſowohl die Hieraus fließen- 
den Berechtigungen genteßen als auch bie Unter- 
baltungstoften zu tragen haben. 

Berlin, den 11. Auguſt 1865. 

E. U. 16651. 


U. 
8. Die Staatöftener if der nothwendige Maßſtab 
ertheilung der Schulftener. 


für die 
Berlin, den 24. November 1863. 

Auf IHre, von dem Herrn Minifter des Innern 
refiortmäßig an mid) abgegebene Beſchwerde vom 
16. Juni d. J. eröffne ich Ihnen, daß dem An—⸗ 
trag auf Vertheilung der Schulbedürfnifie inner- 
halb der Schulgemeinden N. und 9. auf die Bei— 
tragöpflihtigen nad) deren Vermögen und Erwerb 
ohne —2 — auf die Klaſſenſteuer nicht ent⸗ 
ſprochen werden Tann. 

Für eine ſolche Einjhäsung der einzelnen Haus⸗ 
väter Lediglich zur Veranlagung der Schulfteuer 
fehlt jeder pofitive Maßftab, und es ift daher der 
Anſchluß am die Staatöftenern nothwendig. Da 
aber unter den obmwaltenden Berhältniffen, wie 
Sie felbjt anerkennen, eine Verteilung nad der 
vereinigten Grund- und Klaffeniteuer unthunlich 
ift, fo bleibt nur übrig, die legtere allein, dem 
Beſchluß der Gemeindevertretungen gemäß, als 
Vertheilungsmaßftab anzunehmen. 

Wenn hierdurch Unzuträglichkeiten in Folge un- 
richtiger oder mangelhafter Einſchätzung einzelner 
Berjonen hervor; etreten find, fo muß es ben Be- 
theiligten überlaffen bleiben, auf Abftellung diefer 
Mängel bei der Einfhägung zur SMlaffenfteuer 
hinzuwirken. 

U. 20289. 


48. 


Berlin, den 28. September 1880. 

Die Koften der Unter! altung der are 
Schule in U. find _gemäi 29 und f. Titel 12 
Thl. II des Preuß. Allg. Landrechts von ſämmt⸗ 
lichen Hausvätern der Schulfocietät zu tragen 
und gemäß $ 31 a. a. O. unter bie Bauoite 
nah erhältniß ihrer Befigungen und Nahrungen 
billig zu vertheilen. Das Wort „Befigungen“ 
weift auf den Ertrag ber dem Haudvater gehörigen 
Grundftüde, dad Wort „Nahrungen“ auf das 
Eintommen des Hausvaters hin. Beides foll bei 
der Vertheilung ber Beiträge erückſichtigt werben. 
Es muß deshalb eine Bertheilung nad dem 
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Maßſtabe der combinirten Grund-, Gebäudes, 
Klafiene und Eintommenfteuer, geeigneten Falles 
auch der Gewerbefteuer — mit Ausſchluß ber 
Haufirgemwerbefteuer — als dem $ 31 völlig ent- 
ſprechend erachtet werden. Ich verweiſe in dieſer 
unter Anderem auf das Erkenntniß des 

ſber-Verwaltungsgerichts vom 28. März 1877 
— Centralblatt Seite 241°) — welches dies als 
geundfägtich zutreffend anerkennt, fowie auf den 

laß vom 9. December v. 3. unter Nr. 1) — 
Eentralblatt 1880 Seite 492. — 

Dies ift dem ꝛc. auch bereit3 durch den Erlaß 
vom 2%. Juni 1874 eröffnet worden. — Demnach 
ift der vorliegenden Beſchwerde dadurch Abhülfe 
zu nericiofien, baß fortan bei Bertheilung ber 

iträge gu Unterhaltung der Schule in N. nicht 
blos das Berhältniß der Klaffen- und Eintommen- 
fteuer, fondern aud) das der Grund⸗ und Gebäudes 
fteuer zum Maßſtab genommen wird. Es kann 
nachgelaſſen werden, daß hierbei die Grund⸗ und 
erg ei nr " dem vollen ehe, I 
jenigen Procentfages herangezogen wirb,***) mit 
en die Klaſſen⸗ und Einlommenfteuer belaftet 
wird, doch iſt die Grund» und Gebäudeſteuer 
mindeſtens mit ber Hälfte dieſes Brocentfates her⸗ 
anzuziehen. 


das Tide Couſiſtorlum in Aurich. 
U 17187, 


4b. 


Berlin, den 15. Auguſt 1881. 


* Anſchluß an meinen Erlaß vom 6. April 
d. J. erwidere ich Ew. Hochehrwürden, daß ich die 
Beſchwerde vom 6. September pr. über bie hierbei 
zurückfolgende Berfügung der Königlichen Regie⸗ 
rung zu R. vom 4. Auguft v. J. betreffend Ihre 
Heranziehung & ben Unterhaltungßbeiträgen für 
die Schule in R., für begründet nicht zu erachten 


vermag. 

Der 8 31 Titel 12 Theil II Allgemeinen Land» 
rechts ſchreibt vor, daß die Beiträge zur Unter- 
haltung des Schullehrers unter die peuaptee 
nad Verhältniß ihrer Befipungen und Rahrungen 
billig verteilt werden follen. Das Wort „Be- 
ſitzungen“ weifet auf den Ertrag der dem Haus— 
datergehörigen Brundftüde, das Wort „Nahrungen“ 
auf das Einkommen des Hausvaterd hin. Hier 
nad) ift die von ber Königlichen Regierung in N. 
angeordnete Vertheilung der Schulunterhaltungs- 
beiträge in R. nad) dem Maßftabe der Grund-, 
Gebäudes, Einfommen und Klafjenfteuert) als dem 
8 31 a. a. O. entſprechend zu erachten. 

Irgend welche befondere Umftände, welche es 
rechtfertigen könnten, bei Vertheilung der Schul: 
unterhaltungsbeiträge Em. Hochehrwürden nad) 
einem anderen Maßſtabe, als nad dem Verhältniffe 
der von ihnen zu entrichtenden Einfommenfteuer, 


®) Unten Rr. Ba, 
=) 5 273 Rr. da, 
Doe beſtimmt ber Etlaß vom 12. Januar 1882 U. 


fa. 1 am ein anbres Gonfiftorlum in Sannover (Lever⸗ 
iab⸗ eſede 1885 II Seite 669). 

» die bloß ber Klaſfſen⸗ und Eins 

entfpricht bem 5 31, weil fie das gefammie Ein: 

Benmen ans gengumen, Rahrungen, Gewerbe ıc. berüdfictigt. 

(rk. bes D.8.8, v. 15. April 1 Entſch. 8b. ZIL ©. ) 





insbefondere die letztere Hinfichtlih Ihrer nur 
mit der Hälfte desjenigen Procentfage® heranzu= 
—7— mit welchem im Uebrigen die Klaſſen⸗ und 

affifizirte Eintommenfteuer der Hausväier in N. 
belaftet wird, liegen nicht vor. 

Ebenfomwenig kann Em. Hochehrwürden Berufung 
auf den Beſchluß des Schulvoritandes und bezw. 
der Schulgemeinderepräfentanten, ſich damit ein= 
verstanden erflären zu wollen, daß Sie zu ben 
Schulunterhaltungsbeiträgen nur von ber Hälfte 
der auf Sie veranlagten Einkommenſteuer heran= 
gezogen werben, eine entſcheidende Bebeutung bei= 
gelegt werden, weil dieſer Umſtand, abgejehen da= 
von, ob der gedachte Beſchluß in ckſicht auf 
die bezüglicden Vorſchriften des Titel 6 Theil IL 
Allgemeinen Landrechis überhaupt al3 gültig und 
rechtsverbindlich anzufehen tft, nicht;geeignet erfgeint 
die Befugnis und Obliegenheit der Königlichen 
Regierung, von Aufſichtswegen darauf zu halten, 
daß die Bertheilung der Schulbeiträge den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften gemäß erfolge, und nicht einzelne 
Hausväter von den Schulbeiträgen ganz ober 
theilweife zur Benachtheiligung ber übrigen Haus» 
väter freigelafjen werden, auszuſchließen oder ein= 
zufchränten. 

Hiernad bin ich nicht in der Lage, die Ver 
fügung der Königlichen Regierung vom 4. Auguft 
dv. 3. aufzuheben oder abzuändern, kann Ihnen 
vielmehr, wenn Sie in der Beitimmung Jhred Anz 
theiles an ben Schulunterhaltungäbeiträgen über 
die Gebühr belaftet zu fein glauben, nur übers 
laffen, gemäß 8 15 des Geſeßes vom 24. Mai 
1861 — Gefeg-Sammlung ©. 241 — in Ber- 
bindung mit $ 79 Titel 14 Theil II Allgemeinen 
Landrechts im ordentlichen Rechtswege Hagbar zu 
werben.*) 


In 
den Pfarrer Herrn R. Hochehrwürden zu R. 
U. Ita, 16216. — * 


6. 
(Ext. des O.V.G. v. 10. October 1876.) 

Die Behauptung des Klägers, daß bie an= 
erfanntermaßen beftehende Objervanz über bie 
Verteilung der Baulaſt ohne Weiteres Fine alle 
Beiträge zum Lehrergehalt und zu ben fonftigen 
Bebürfniffen der Schule zur Anwendung kommen 
müßte, tft unbegründet, da die Geſetzgebung, All⸗ 

jemeines Landrechts IL, 12 88 31 und 36, die 

aulaſt von den Beiträgen zur Unterhaltung be# 
Lehrers ausdrücklich trennt und beide nad) er= 
heblich verſchiedenen Grundſätzen behandelt, da auch 
die propinziellen und örtlichen Bbjervangen für 
die Schulbaulaft fi in der Regel als ſolche be- 
ſonders ausgebildet und auch für ben Re- 

ierungsbezirt Frankfurt nur als ſolche bezeugt 

Im. Die Behauptung des Klägers, daß eine 
gleihe Obſervanz für bie Beiträge zum Lehrer⸗ 
gehalte in der Schulgemeinde M. beftehe, it nicht 
nur unerwiefen, ſondern auch widerlegt durch bie amt- 
liche Auskunft des Kreisaufcuffes, nach welcher 
Beiträge zu dieſem Zwede erft jeit dem Jahre 1868 
überhaupterhoben wordenund fogleich bei ihrem Ent- 
ftehen durch eine neue Vertheilung geregelt wor⸗ 
den find. 


*) of. Vorbemerkung zu 5 309. 
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Diefe Beftimmungen des Allgemeinen Land- 
rechtes — Theil II Titel 12 88 29 und 31 lauten: 
Wo keine Stiftungen fürdie gemeinen Schulen 
vorhanden find, liegt die Unterhaltung ber 
Lehrer den fämmtlihen Hausvätern jedes 
Ortes, — ohne Unterfchied, ob fie Kinder 
haben oder nit, — ob. 

Die Beiträge, fie beftehen nun in Geld 
oder Naturalien, müffen unter die Hausväter 
nad Berhältniß ihrer Befigungen und Nah— 
rungen billig vertheilt und von ber Gericht3- 
obrigteit auögefchrieben werden. 

Der Sinn diefer Borfchriften ift durch zahle 
reihe Entfheidungen des Obertribunales und der 
Verwaltungsbehörden dahin feftgeftellt worden, 
daß jeder Inhaber eines Hausftandes innerhalb 
der Schulgemeinde, alfo auch der Beſitzer eines 
NRittergutes, seunsfagtich als beitragspflichtig zu 
erachten iſt. Eine Ausnahme ift nur für ben 
Befiger des Nittergutes an dem Orte ber 
Sdule felbft —— —— worden, da einem 
ſolchen als „Schulobrigkeit“ im $ 36 ebendaſelbſt 
und Ye zahlreiche Obfervanzen befondere Laften 
für den Schulbau auferlegt worden find. Dieſer 
Grund zu einer exemten Stellung trifft aber in 
keiner Weiſe für den außerhalb des Schulortes 
angefeffenen Rittergutsbeſitzer zu; vielmehr ift 
Bieter nad Wortfallung und ann den „Daus- 
vätern“ zuzuzählen, welde im meiteiten Sinne 
nad) den $$ 29 und 31 a. a. D. zur Lehrer 
unterhaltung beieregenfollen.') Entſcheidungen ſo⸗ 
wohl ber Gerichte (vergl. insbeſondere dad Er— 
kenntniß des Obertribunales vom 13. April 1866, 
Striethorft Band 62 Seite 280) wie der Ber: 
maltungäbehörben haben die gefegliche Beitim- 
mung bisher in diefem Sinne ausgelegt, 

Roh, Commentar zu 8$ 29, 31, 34—36 Ull- 
gemeines Landrecht IL, 12; 

von Rönne, Unterrichtöwefen, Band I 
Seite 778 ff. 
uud es ift vom Kläger kein überzeugender Grund 
beigebradit, um eine Wenderung diefer Praxis zu 
techtfertigen. 

benfowenig bat Kläger bezüglich deö gegen 
ihn zur Anwendung gebrachten Repartitiongmaß- 
ftabes eine Mechtsverlegung nachweiſen können. 

Erfolgt die im 8 31 Zitel 12 Theil II des 
Allgemeinen Landrechts vorgefchriebene Verthei— 
lung der Beiträge unter die Hausväter nad) Ver- 
häftniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen, nicht 
durd) einen verbindlichen Gemeindebeſchluß, fällt 
biefelbe daher der Auffichtsbehörde anheim, fo 
kann fie nit wohl nad) einem anderen Maßſiabe, 
als nad) dem der directen Staatöfteuern geliehen. 
Bis zum Erlaffe von Landesgejegen über den 
Modus der Gcmeindefteuern überhaupt und der 
Schulunterhaltungsfteuern insbefondere erfcheinen 
bie gedachten Staatsfteuern ald ber normale 
Maßſtab, auf welhen die Frage wegen billiger 
Vertheilung der Schullaft nah dem Maßitabe 
bes Vermögens und Einfommmens der Betheiligten 
in ftreitigen Fällen zurüdzuführen tft. — Dem- 
emäß hat auch die Schulauffihtsbehörde den 

läger bereit$ bei ber Bertheilung ber Quote von 


®*) of. oben $ 262 Rr. 24b, 5 269 Rr. 1. 








Die Schulfocietät als Träger der Schullaft (Vertheilungsmaßſtab). 8 262. Wr. 6. 


6 Thalern, welche die Hausväter zu St. bi zum 
Jahre 1875 zur Erhöhung bes Lehrereinfommens 
beitrugen, belaftet. Wenn daher nunmehr die 
gefemmten zum Unterhalte des Lehrers erjorber- 
ichen Haußväterbeiträge nad diefem Maßftabe, 
welcher dem Geſetze entjpricht und von der Schul- 
aufſichtsbehörde als der fublidiär maßgebende voc= 
eſchrieben ift, umgelegt worden find, jo kann ber 

läger die Rechtögültigkeit dieſes Verfahrens weder 
um beömwillen beftreiten, weil jener erſte Gehalts: 
zufhuß von 30 Thalern bisher einige Jahre hin⸗ 
durch zwiſchen den Hausvätern zu M. einerſeits 
und denen zu St. andererſeits nach dem Ver— 
hältniſſe von 6 zu 1 vertheilt worden iſt, noch 
aus dem Grunde, weil die Repräfentanten ber 
Schulſoeietät, welche ſich über die Bertheilung ber 
Gehaltszufſchüſſe ſchlüſſig gemacht Haben, nicht 
ordnungsmäßig gewählt find. In letzterer Be— 
ziehung fommt in Beiracht, daß der Rechtsgrund 
be3 gegen den Kläger zur Anwendung gebrächten 
und von ihm beftrittenen Repartitiongmaßftabes 
nicht der ungültige Beſchluß der Gemeindever- 
treter, fonbern das ®efeg (8 31 a. a. D.) ift, be= 
züglich der früheren thatjählich abweichenden Ver— 
tgeilung des Zuſchuſſes von 30 Thalern aber, daß 
diefelbe nicht auf einem gültigen Gemeindebeſchluſſe, 
fondern auf einem lediglich vom Schulvorftand 
erhobenen Anfpruche beruht. 


6. hg ig nad der Klaffenftener, and 
wenn bei der Einfhäsung das Einfommen von 
den audwärtd liegenden Grundftüden beridfidtigt 
ift, bei Nepartition der Schullaften. 
Berlin, ben 25. Januar 1864. 

Auf die Berichte vom 10. September und 
11. December v. 3. — betreffend die Wufbringung 
der Koften zu Reparaturen am Schulhaufe zu 
W. -— beftätige ich Hierdurch vorbehaltlich des 
NRechtöweges*) Gas Reſolut der Königlichen Re— 
gierung vom 26. Mat v. J., indem id) die da— 

egen von dem Coloniften 8. und Genoſſen einer- 
Fi und von der Gemeinde W. andrerjeit3 ein- 
gelegten Recurſe verwerfe. 

Der Coloniſt 8. und Genoffen halten fih durch 
ihre Heranziehung zu den Baukoften nad) Maßgabe 
der Klaflenfteuer für beſchwert, da bei deren 
Veranſchlagung bie gelammte Vermögenslage zu 
Grunde gelegt werde, Recurrenten jebod) von einem 
Theil ihrer Ländereien, welchen fie in andern 
Gemeinden bejäßen, bereits zu den dortigen Schul= 
laften herangezogen würden; fie beantragen ihre 
Heranziehung nad) Verhältnik ihres Grundbefiges 
in der Schulgemeinde, 

Diefe Beſchwerde ift unbegründet. Da es fih 

ier nur um eine Schul laſt Banbelt, und bie 
ecurrenten zur Schule in W. gewieſen find, mit- 
Bin zu der zur Unterhaltung ber Schule ver- 
pflichteten Schulfocietät gehören, fo ift ihre Heranz 
tehung nad) dem Maßſtabe der Grund» und 
faffenfteuer gerechtfertigt. Es muß ihnen über- 
laſſen bleiben, falls fie wirklich an anderen Orten 
zu den Schullaften herangezogen werden follten, 
dagegen Widerſpruch zu erheben, für ben vors 
fiegenben Fall ift diefer Umſtand einflußlos 


®) of. Vorbemertung zu 95 303 unb 304. 


Die Schulfocietät als Träger der Schullaft (Bertheilungsmaßftab). 8 262. Nr. 7a—7c. 


7a. Mobnd ber Beftenerung des außerhalb des 
Schulbezirls gelegenen Grundbefiged. 

Em. ꝛc. gelangen in dem gefälligen Bericht 
vom 7. v. $ zu dem Refultat, daß da, wo die 
Beiträge zur Unterhaltung der Schulen nad dem 
Maßftab der directen Staatsſteuern vertheilt 
werben, Biejenige Grundfteuer, welde von außer⸗ 
halb des Sau bezirtd gelegenen Grundftüden zu 
entrichten ift, mit zur Berechnung gezogen werden 
müffe, foweit dadurch nicht eine Doppelte Befteuerung 
des ‚ormöbehbers für Schulzwede herbeigeführt 
werde. 

Durch die Binzugefügte Maßgabe wird jedod) 
den begründeten Klagen wegen Ueberbürdung 
feine ausreichende Abhülfe geſchafft. Der Anz 
[prberung im $ 31 Theil II Titel 12 Allgemeinen 

andredts, daß die Schulunterhaltungs-Beiträge 
unter die Hauspäter nad Verhältniß ihrer Be: 
Eimer und Nahrungen billig vertheilt werben 
offen, würde durch Bugrundelegung der Klaffen- 
reſp. Eintommenfteuer Genüge geihehen. Wenn 
daneben außerdem die Grundfteuer als Verthei— 
lungsmaßſtab angewendet wird, fo findet dies 
lediglich in dem höheren Intereſſe feine Mecht- 
fertigung, welches die Grundbefiter des Schul- 
bezirts wegen ihrer fefteren Domicilverhältniffe an 
dem Beſtehen der Schule — Hieraus folgt 
aber, daß neben der Klaſſen- reſp. Einkommen⸗ 
ſteuer nur diejenige Grundfteuer, welche von inner⸗ 
halb des Schulbezirks gelegenen Grunbftüden zu 
entrichten ift, als Maßſtab für die Bertheilung 
be Schulunterhaltungsbeiträge angewendet werben 
ann, 

Em. 2c. erjuche ich ergebenft, durch entfprechende 
Anweifung der Regierungen ber Provinz N. fo: 
wohl im Allgemeinen eine übereinftimmende Praxis, 
als au die Abhülfe der beiden Beſchwerden, welche 
zu der Erörterung der Frage Anlaß gegeben haben, 
gefälligft herbeizuführen. 

Berlin, den 19. März 1861. 

v. Bethmann-Hollweg. 


An 
den Königli raſibenten ac. zu R. 
— 


Tb. 

Mein Erlaß vom 19. März d. 3., welder die 
Frage enticheidet, ob bie Orundfteuer, welche von 
außerhalb des Schufbezirt! gelegenen Grundftüden 

u entrichten ift, bei Vertheilung der Schulunters 
Yattunge eiträge mit zur Berechnung zu ziehen 
ift, enthält, wie ich der Königlichen Regierung auf 
den Bericht vom 16. Mai d. J. erwidere, keine 
Rechtfertigung, geſchweige denn eine er ng 
für bie Seranstefnn der Forenjen in Anl chung 
ihres innerhalb bes Eauairte gelegenen Grund 
vermögen. 

Zunãchſt find beide Fragen dadurch weſentlich 
von einander verſchieden, — es ſich bei der erfteren 
nur um ben Modus ber ‚Betenerung handelt, 
über welchen das Geſetz — 8 31 Theil II Tit. 12 
Allgemeinen Landrechts — keine detaillirten Vor⸗ 
ſchriften enthält, während die letztere die Bei— 
tragöpflicht ſelbſt betrifft. Daß aber die Unter« 
baltung ber Schule nach dem Allgemeinen Lands 
recht eine perſönliche Laft der Societätämitglieder 
ift, und hierdurch die Beitragspflicht der Forenſen 
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Fe ai wird, unterliegt feinem gegründeten 
weifel. 

Sodann aber iſt die in dem Erlaß vom 19. März 
d. J. ausgeſprochene Befreiung des —— ir 
Grundbeſihes, wie die Königliche Regierung Sich 
durch nochmalige Erwägung der Gründe überzeugen 
wird, nicht dur) 8 57 der Zandgemeinde- und 
Städteordnung motivirt, mithin auch fein Anlaß 
zu dem Zweifel gegeben, ob nicht au) der 84 1. c. 
zur Anwendung gebradit werden könnte. 

Bittigteitsgrünbe können nur foweit entſcheidend 
fein, als fie mit dem pofitiven Recht beftehen 
tönnen, ſelbſt wenn bad letztere zu unbilligen 
Nefultaten führen ſollte. Daß der Freilaffung 
des auswärtigen ©rundbefiges Billigkeitsgründe 
zur Seite ftehen, erkennt auch die Königlihe Re— 
gierung in dem Bericht vom 8. November v. J. 
an. Sie in diefem Fall walten zu laffen, recht⸗ 
fertigt ſich dadurch, dag dem pofitiven Recht -- 
8 31 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts 
— ſchon durd die Bugrundelegung der Klaſſen- 
und Einfommenfteuer, in welder aud) das Ein- 
kommen aus dem Grundbeſitz beiteuert wird, genügt 
iſt. Wird nun um des in dem Erlaß vom 
19. März d. 3. bezeichneten höheren Intereſſes 
willen, welches die Orundbefiger an dem Beftehen 
der Schule haben, neben den beiden gedachten per- 
fünlihen Steuern aud die Grundfteuer zur Be— 
rechnung gezogen, fo wäre es eine ungerechtiertigte 
Brägravation, wollte man auch diejenige Grund⸗ 
fteuer mit heranziehen, melde von außerhalb des 
Schulbezirks gelegenem Grundbeſitz zu entrichten 
ift. Denn ob der betreffende Steuerpflichtige jein 
Vermögen, foweit es nicht in dem innerhalb bes 
Schulbezirks gelegenen Grundbefit befteht, im 
Grundbefig außerhalb des Schulbezirtd, oder in 
Hypotheken, Staatöpapieren oder fonft wie an= 
gelegt hat, ift für die Schulgemeinde völlig gleich⸗ 

ültig und gewährt ihr feinen Titel, um im einen 
San eine höhere Schulfteuer zu erheben, als im 
andern. 

Mit der Veitragspflicht der Forenfen Hat dies 
nichts zu thun. & lange die Unterhaltung ber 
Schulen gefetzlich den Mitgliedern der Schuljoctetät 
obliegt, find und bleiben die Forenfen von Bei— 
trägen für dieſen Zweck befreit. 

erlin, den 20. Auguft 1861. 

Der Minifter der geifigen ꝛc. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 

n 
nn 
o. 
(Gortſetzung von 8 254 Rr. 11.) 
Berlin, den 15. December 1863. 

Was die Bemeffung diefer Beiträge anlangt, fo 
eutfpridt der von ber Königlichen Regierung zu 
N. feſtgeſetzte Maßſtab der vereinigten ®rund- 
und Klaffen- refp. Eintommenfteuer der Vorſchrift 
im $ 31 a. a. D., und kann es nicht ziveifelhaft 
fein, daß die gefammte Einfommen- reſp. Slafien= 
fteuer der Beitragspflichtigen, ohne Rüdficht auf 
die Quelle des Elnfommens und deren Lage, zu 
berüdfichtigen ift, wogegen allerdings nur bie 
Grundftener von den im Schulbezirt belegenen 
um tüden zur Berchnung gezogen werben barf. 
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8a. Ki pr der Grundftener von außerhalb ber 
Schulgemeinde gelegenen Grundftüden bei Ber- 
aulagung der Schulftener. 


Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsftreitfache 
der Schulgemeinde K., Beklagten und Revi— 
fiongtlägerin, 
wiber 
die Eigentgümer K., N., P. ꝛc. ebendafelbft, 
Kläger und Revifionsbellagte, 
bat das Königliche Oberverwaltungsgericht in feiner 
Sigung vom 28. März 1877, 
an welder ꝛc. 2c. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß auf bie Revifion der Beklagten die Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht zu €. vom 27. September 1876 zu 
tätigen, der Werth des GStreitgegenftanbes 
auf 54 Mark 49 Pfennig feftzufegen und die 
Koften des Revifionsverfahrens der Beklagten 
zur Laſt zu legen. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe, 


In der Schulgemeinde 8. werben die Koften 
der Unterhaltung der Schule nach dem Maßſtabe 
der Klafjen=, Grund- und Gebäubefteuer aufgebradjt. 
Bei der im Jahre 1875 erfolgten Ausfchreibung 
von Schulbautoften, Lehrergehalt und Schulgolz- 

eld ift den Einwohnern, welche außerhalb des 
chulbezirks Grundftücke befigen, auch die Grund- 
fteuer von diefen Grundftüden in Rechnung ge— 
ſtellt. Acht fo belaftete Eigenthümer — bie in 
rubro genannten Kläger — hielten dies für nicht 
jerechtfertigt und beantragten bei dem Kreisaus— 
—* des Kreiſes S., den Gemeindevorſteher K. 
anzuhalten, eine andere Repartition aufzuſtellen. 
er Kreisausſchuß leitete das Verwaliungs— 
ſtreitverfahren ein, in welchem er mit den Klägern 
und dem Schulvorſtande verhandelte, und entſchied 
demnächſt unterm 2. Juni 1876 dahin: 
daß die Beſchwerdeführer von dem Schulvor: 
ftande mit der Grundſteuer von außerhalb 
der Gemeinde K. liegenden Grundftüden zu 
den Schulbeiträgen nicht herangezogen werben 
tönnen. 

Hiergegen legte der Schulvorftand Berufung ein, 
das Bezirföverwaltungsgericht zu C. mies jedod,, 
nachdem bie Kläger noch angegeben hatten, daß 
von ihnen pro 1875 für die außerhalb des Schul- 
bezirt3 liegenden Grundftüde an Schulbeiträgen 
54,49 Mark erhoben feien, mittel Erkenntniſſes 
vom 27. September 1876 das Rechtsmittel zurüd, 
indem e8, unter Feſtſe umg des Werth des Streit⸗ 

egenftandes auf 60 Mark, die Koften des Ber- 

1a rend außer Anfag ließ, die banren Auslagen 
des Verfahrens und ber Kläger aber der Schul- 
gemeinde 8. zur Laft legte. 

Der zweite Richter führt zunächſt aus, daß in- 
foweit es fih um Baufoften handele, eine Be- 
rufung nah $ 135 X. 3b.*) der Kreißordnung 
nicht zuläffig ſei und begründet feine Entſcheidung 
im Weiteren, wie folgt: 


®) of. jegt $ 47 bes 1.% 1885 (oben 
— ET 


Nah 8 31 Theil II. Titel 12 Allgemeinen 
Landrechis follen die Beiträge unter die Haus⸗ 
väter des Schulorts nah Verhältniß ihrer 
Befigungen und Nahrungen billig vertheilt 
werden. Die Bertheilung geihieht nad Ana= 
logie des $ 43 Theil Il Zitel 7 Allgemeinen 
Landrechts in der Negel nad) dem Berhält- 
niffe, in welchem die Staatsſteuern aufgebracht 
werben, und es iſt anzuerlennen, daß ſchon 
eine Repartition nad) der Klaffen oder Ein- 
tommenjteuer, weil bei Normirung der Steuer- 
füge danach aud das Einfommen aus bem 
Srundbefige mitberüdfichtigt wird, zur Er- 
füllung der Beftimmung des 8 31 Theil II 
Titel 12 vollftändig genügt; denn unter ben 
Ausdrüden „Befigungen und Nahrungen“ in 
dem angeführten $ ijt eben da® Einkommen 
aus ſolchen Befigungen und Nahrungen zu 
verftehen. Man hat indeß auch bie Heran- 
iehung der Grundfteuer bei Feltftellung des 

eitragsverhältnifies für zuläffig erklärt, weil 
die mit Grundftüden angejeflenen Hausväter 
wegen ihres fefteren Domicilverhältnifjes ein 

rößeres Interefie an dem Beſtehen ber Schule 
Dätten. Diefer Grund trifft indeß nicht zu, 
wenn und injoweit der Grundbefi der Haus⸗ 
väter des Schulort3 in anderen Gemeinden 
belegen ift. Deshalb haben die Nefcripte 
vom 19. März und 20. Yuguft 1861 eine 
Berücdfihtigung der von außerhalb der Ge- 
meinden Beeren Srundftüde zu zahlenden 
Grundſteuer bei Feftfegung der Schulbeträge 
für unzuläffig erflärt*) (cf. Min-Bl. für 
die innere Verwaltung, Jahrgang 1862 &. 8). 

Die Beſchwerden der Kläger mußten hier- 
nad für begründet erachtet werden. 
emäß rechtfertigt fi die Burüdweifung der 
Berufung und gemäß ON 72 und 78 des 
Geſehes vom 3. Juli 1875 **) die Entſcheidung 
bezüglich des Koftenpuntts. 

Gegen diefe Entiheidung Hat der Schulvorftand 
Revifion eingelegt. Er behauptet, daß das Ber- 
fahren an wejentlihen Mängeln leide, weil der 
; 35 bed Geſetzes vom 3 ti 1875 **) nicht 

eachtet worden, daß bie 88 29, 31, 34 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts durch Nicht-, 
beziehungsweiſe unrichtige Anwendung verlegt 
feien, daß hinſichtlich der Baukoſten niht $ 135 
X. Nr. 3b. der Kreisordnung, fondern Nr. 1 
dafelbft Anwendung finde, weil der Bau bereitd 
ausgeführt und die Koſten beigetrieben feien. 

Der Antrag des Schulvorftandes geht hiernach 
dahin, 

. unter Aufhebung des Erkenntniſſes des König⸗ 

lichen Bezirksverwaltungsgerichts zu C. vom 
27. September 1876 das Erkenntniß des 
Kreisausſchuſſes des Kreiſes ©. vom 2. Juni 
1876 dahin abzuändern, daß Kläger mit ihrer 
Klage abguneifen. 

Kläger haben Beftätigung der Vorentfdeidung 
beantragt. 





*) Oben Kr. 7a und b. 
22 DEH Sep vom 9. Zuil 1883, 88 103 und 109 (unten 


x 2 Sa bie vom 30. Juli 1883 $ 63 (unten $ 302 n- 
Song II). 
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Es war, wie gefchehen, zu ertennen. 

Daß in der Klageſchrift die Berfon des Be— 
klagten nicht genau bezeichnet ift, kann al8 ein weſent⸗ 
licher Mangel nicht gelten, da nad) $ 41 bed Ges 
fees vom 3. Juli 1875*) der Kläger noch in ber 
mimblichen Verhandlung die Klage ergänzen und 
abändern Tann, und es Wufgabe des achgenden 
des Gerichts ift, dahin zu wirken, daß fachdienliche 
Anträge geftellt werden. Es fragt fi) deshalb 
nur, ob dem Schulvorftande mit Hecht die Bartei- 
rolle des Beklagten zugetheilt ift, und die Beant- 
wortung dieſer Frage hängt wieder bavon ab, 
ob die Verpflichtung zur Rüderftattung der über: 
hobenen Beiträge der Schulgemeinde als corpo- 
rativem Rechtsſubject ober denjenigen Hausvätern 
obliegt, welche in Folge der —A der 
Kläger mit einem zu geringen Beirage pro 1875 
veranlagt worden jind. Inſoweit es ſich hierbei 
um die Yufbringung des Lehrergehalt3 und ber 
Koften der Beihaffung des Schulgolzes handelt, 
tommt in Betracht, daß die zu diefem Behufe er⸗ 
hobenen Beiträge ben SKlägern von dem Schul⸗ 
vorftande als dem Wertreter des corporativen 
Rechtsſubjects der Schulgemeinde auferlegt worden 
find und daß demnach aud der Anfprud auf 
Müderftattung der zuviel bezahlten Beiträge von 
ihnen gegen die Säulgemeinde als ſolche geltend 
gemacht werben darf. Es muß daher dem Vorder⸗ 
richter darin beigetreten werben, daß ber Schul- 
vorftand als Vertreter des corporativen Rechts⸗ 
fubjectS der Schulgemeinde — (Erkenntniß des 
Königlichen Ober-Tribunals vom 7. December 1872, 
Striethorft Archiv, Band 87 Seite 274) —, in- 
foweit die Aufbringung des Keprergehalts und 
der Koften der Beihaffung des Schulholzes in 
Trage fteht, paffiv zur Sache legitimirt ift. 

Ob dies auch Hinfihtlich des Betrages, welchen 
die Kläger ala Schulbautoften gezahlt Haben, an= 
unehmen ift, kann dahin geftellt bleiben, da hin— 
mr biefer die Entiheidung des Kreisaus- 
ſchuſſes nach $ 135 X. 3 b. der Kreißordnung im 
ermwaltungsitreitverfahren eine endgültige ift,**) 
und was dieje betrifft, ber Vorderrichter daher 
mit Recht die Berufung als unftatthaft zurüd- 
gewiejen hat. 

In der Sade ſelbſt ift dem Vorderrichter auch 
darin beizupflichten, Be bei der Umlegung der 
Schulſteuer nah dem Maßftabe der Grund- und 
Kaffenfteuer auf die zur Schule gemiefenen Haus- 
väter nur bie Grundfteuer von ben im Schul- 
bezirke belegenen Grunbdftüden in Rechnung ge- 

tellt werben darf. Der 8 31 Titel 12 Theil II 

Ugemeinen Landrechts ſchreibt ausdrücklich vor, 
daß die Beiträge unter die Hausväter nad Ver⸗ 
hältniß ihrer Befigungen und Nah: 
tungen billig vertgeilt werden follen. Das 
Bort „Befigungen“ meift aufden Ertrag der dem 
Hausvater gehörigen Grundftüde, das Wort „Nah— 
rungen” auf das Eintommen des Hausvaters hin. 
Beides fol berüdjichtigt werden. Und da bie 
Grundſteuer nad dem Extenge der Ländereien, 
die Mlaffenfteuer nad dem Einkommen bemefjen 


* Geſet vom 30. Juli 1883 3 71 (unten 5 302 
an ngsum 12 f- 
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wird, jo muß die Bertheilung nach dem Maß» 
ftabe der Grund» und Klaffenfteuer als dem 8 31 
a. a. D. völlig entſprechend erachtet werden. Es 
fragt fi) daher nur, ob unter „Befigungen“ in 
der angeführten Gefepesftelle auch Grundftüde zu 
verfteen find, melde außerhalb des Schulbezirts 
liegen. Died muß jedoch verneint werden. Wenn 
dad Allgemeine Landredt in Bezug auf eine 
Säule von „Beſitzungen“ ſpricht, jo können dar- 
unter nur folde veritanden werden, welche im 
Schulbe zirke liegen. In einem analogen Zu— 
ſanimenhange iſt im Titel 11 Theil II 8 717, 736 *) 
beim Bau und —— der Kirchengebäude 
von den der Contribution nicht unterworfenen 
„Stellen“ die Rede. — 


8b. Ausſchluß der Grund- und Gebändeſtener von 
dem auferhalb des Schulbezirles belegenen Gruud⸗ 
beſitze der Schulgemeindemitglieder bei Verthei⸗ 
lung der Schullaſten in der Provinz Hannover. 


Berlin, den 30. November 1883. 

Die hierneben zurüdfolgende Beſchwerde bes 
Colonen N. zu N. vom 12. Juni d. $. über den 
Seitend des Königlichen Conſiſtoriums unterm 
26. Februar d. J. beftätigten Beſchluß des Schul- 
vorftandes zu N. vom 15. Nuguft 1882, den 
außerhalb des Schulverbandes N. liegenden Grund» 
befig der Schulgemeindemitglieder zu den Schule 
faften mit heranzuziehen, kann, wie ich dem König- 
lichen Eonftftorium auf den Bericht vom 14. Augujt 
d. J. erwidere, für unbegründet nicht eradjtet 
werben. 

Nah 8 15 des Hannoverichen Geſetzes, das 
chriſtliche Volksſchulweſen betreffend, vom 26. Mai 
1845**) liegt die Verpflichtung, Die Bedürfniffe einer 
Volksſchule zu beftreiten, dem Schulverbande ob, 
db. h. der Schulgemeinde oder der Gefammtheit der 
Schulintereffenten oder Schufgemeindemitglieber, fo= 
weit nicht dritte (einzelne Berfonen, Corporationen 
oder Fonds) dazu rechtlich verbunden und im 
Stande find. Die Schuluntergaltung ift danach 
eine lediglich perjünliche Laft der Schufgemeinde- 
mitglieder. 

Ein allgemeiner Eoncurrenzfuß, nad welchem 
die Schulunterhaltungstoften auf die Schulgemeindes 
mitglieder zu vertheilen find, ift weder in dem 
Geſetze vom 26. Mai 1845,**) noch in dem Geſetze 
über Kirchen⸗ und Schulvorftände vom 14. October 
1848°**) vorgefchrieben. Auch jonft beftchen in der 
Provinz Hannover, abgejehen von Oſtfriesland, 
wo wegen Vertheilung der Schulbeiträge auf die 
Mitglieder der Schulgemeinde die 88 29 bis 31, 
34 und 35 des Titel 12 Theil IL des Preußiſchen 
Allgemeinen Landrechtes gelten, keine bejonderen 
gejeglichen Vorſchriften über die Grundfäge, nad) 
welden die Schulunterhaltungstoften unter die 
Schulgemeindemitglieder zu vertheilen find. Ins⸗ 
beſondere aber ift weder in dem Geſetze vom 26. Mai 
1845, noch in dem vom 14. October 1848, * 
welche das Königliche Conſiſtorium Sich als au 
die gefepliche Grundlage Seines Vorgehens beruft, 


ef. $ 280 Anhang L 
rudt unten Band III am @nbe, of. auch 5 40 bei 
Geſeges vom 26. Mat 1845, der bei Vermehrung ober Beränberung 
ber ‚llaften eine Setfellung bes Goncurrenzfußes unter Bes 
rädfigtigung bes Beitcagtverhältniffes zu ähnlichen Lafer forbert, 


174 


irgend eine Vorfehrift enthalten, durch welde es 
für zuläffig oder für bilig und angemeffen erklärt 
wäre, bei Bertheilung der Schulverbandglaften nad) 
dem Berhältniffe des Grundbefiges aud) den außer⸗ 
halb des Schulbezirkes belegenen Grundbefig mit 
zur Bere_hnung zu ziehen oder bei Verteilung 
diefer Laften nah dem Maßftabe aller ober eins 
zelner directen Siaatsſteuern auch die Grund» und 
Gebäudefteuer von außerhalb des Schulbezirkes 
belegenem Grundbefige der Berechnung mit zum 
Grunde zu legen. 

Das Königliche Eonfiftorium beruft Sich zur 
Rectfertigun; ined Vorgehens des Weiteren 
nun zwar auf den $ 15 des Entwurfed zu einer 
Belanntmahung des vormaligen Hannoverjchen 
Euftusminifteriums, betreffend die Veranlagung ıc. 
von Kirchen und Sejutgemeinbelaften, vom 25. Juni 
4866,*) in welchem allerdings der Meinung Aus- 
drud gegeben tft, dag eine Berüdfichtigung bes 
auswärts belegenen Grundbeſitzes bei Heranziehung 
der Mitglieder der Schulgemeinde an ſich nicht un= 
zuläſſig oder unbillig fei. 

Diefer Meinung des vormaligen Hannoverſchen 
Eultugminifteriums aber kann nicht bei epflihtet 
werden, weil e8 an inneren Gründen " t, bei 
Verteilung von Schulgemeindelaften, die eine 
perfönliche Laſt der Schulgemeindemitglieber find, 
nad) dem Verhältniſſe des Grundbefiges aud den 
außerhalb des Schulbezirkes belegenen Grundbefig 
mit heranzuziehen, da dieſer Grundbefig zu der 
Schule und zu dem Schulverbande, für welche die 
Unterhaltungstoften aufzubringen find, in gar feiner 
Verbindung oder Beziehung jteht. 

Im vorliegenden Falle kann der betreffende Be— 
ſchluß des Schulvorftandes zu N. umfoweniger für 
angemefjen erachtet werden, ald ed an jedem Anz 
halte für die Annahme fehlt, daß der im Jahre 
1878 von dem Schulvoritande beſchloſſene, von 
dem Königlichen Confiftorium unterm 25. September 
1878 genehmigte Beitragsfuß aller directen Staats⸗ 
fteuern, mit Yusnahme der Haufirgewerbefteuer, 
und ohne die Grund- und Gebäubelteuer für ben 
auswärtigen Grundbeſitz, ein Beitragsfuß, welcher 
im Allgemeinen als durchaus angemeſſen erſcheint, 
mit irgend welden oder gar mit erheblichen Uns 
zuträglichfeiten oder Unbilligfeiten verbunden ge- 
weſen ſei. 

3 lag daher im Sinne des $ 13 des ſchon 
oben erwähnten Belanntmahungsentwurfes vom 
25. Zuni 1866) überhaupt kein ausreichender Grund 
u einer Abänderung des feit 1878 beftehenden 

jeitragsfußes vor, ganz aögejehen davon, daß die 
von dem Schulvorftande bejchlofjene und von dem 
Königligen Eonfiftorium geneümigte Abänderung 
aud dem im $ 16 a. a. D. zum Ausdrucke ge— 
brachten richtigen und in der Natur der Sache be- 
gründeten allgemeinen Grundjage widerſpricht, daß, 
mo eine Vertheilung ber Schullaften nad dem 
Fuße aller oder einzelner birecten Staatäfteuern 
kalfuet — mas in N. wenigftens feit 1878 der 

all ift — die Grund» und Gebäudefteuer nur, 
fomweit fie von dem im Bezirke der Schulgemeinde 
belegenen Grundeigenthume zu entrichten ift, in 
Betracht tommen foll, — einem Grundjage, welcher 


*) Unten Anhang VIL 
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für den Geltungsbereih des Preußiſchen Allges 
meinen Landrechtes bei Berhältniffen in Beziehung 
auf bie Scputunterhaktungspflcht und bie Ber- 
theilung der Sculbeiträge unter die Schulge- 
meindemitglieder, welde den in der Provinz 
Hannover beftehenden im Wejentlichen gleihartig 
find, in der Begründung bes Exrfenntniffes des 
Königlichen Ober-Berwaltungsgerihte® vom 28. 
März 1877 5 — 1877 ©. 241 ff.)*) ausdrück⸗ 
lich als richtig anerkannt worden if. 

Dem Untrage des Beſchwerdeführers, den von 
dem Königlichen Confiftorium genehmigten Beſchluß 
des Schulvorftandes zu N. vom 15. Auguft v. 3. 
für ungültig zu erklären, ift in Ermangelung eines 
ausdrüdlien gefeglichen Verbotes der Seran- 
ziehung auswärtigen Grundbefiges bei Vertheilung 
der Schulgemeindelaften nun zwar nicht zu ent 
ſprechen. 

Dagegen iſt unter den obwaltenden Umſtänden 
der Beſchwerde dahin Abhilfe zu verſchaffen, daß 
das Königliche Eonfiftorium unter Zurüdnahme 
der unterm 26. Februar d. J. ertheilten Genehmi—⸗ 
gung des Schulvorftandsbefchlufies vom 15. Auguft 
v. J. Anordnung trifft, daß vom 1. April 1. 3. 
ab bei Verteilung der Schullaften in der Schul= 

jemeinde N. nah dem Maßſiabe der directen 
Stantäfteuern die Grund» und Gebäubefteuer von 
dem außerhalb des Schulbezirks belegenen Grund- 
befige der Schulgemeindemitglieder außer Berech⸗ 
nung zu laſſen ilt. 

Hiernach wolle das —— * Conſiſtorium das 
Weitere veranlaſſen und den eſchwerdeführer be⸗ 
ſcheiden, übrigens aber bei Prüfung und Ge- 
nehmigung von Schulvorftandsbeichlüffen wegen 
Vertheilung der Schulgemeinbelaften, bezw. bei 
Seinen desfalls zu treffenden Anordnungen für 
die Zukunft nad) den in diefem Erlaffe dargelegten 
Grumpfägen verfahren. 

Eine Äbſchrifi dieſes Beſcheides Habe ich ber 
Königlichen Landdroſiei dafelbft mitgeteilt. 

Der Minifter der geiftlichen zc. Ungelegenheiten. 
von Goßler. 
n 
bas adaiglice can eliſche Gonfiftorium zu N. 
(in Der root, oDer). 
U. II. a. 17 


so. 


Berlin, den 14. März 1885. 

Ew. ꝛc. erwidere ich auf den VBeriht vom — 
betreffend die Vorftelung des Schulvorjtandes der 
Altftädter Schulgemeinde in N. wegen der Er- 
hebung der Schulfteuer, insbeſondre der Heran- 
giedung des auswärtigen Grundbefiges bei deren 

jeranlagung gan ergebenft da8 Folgende: Es 
kann nicht genehmigt werden, daß bei Bertheilung 
der Schulverbandslaften der Witjtädter Schulge— 
meinde in N. infoweit diefe Laften nad) dem Ver⸗ 
hältniß des Örundbefiges bezw. nad) dem Ber- 
hältniß der Grund: und Gebäudefteuer veranlagt 
werden, bis auf Weiteres auch der außerhalb des 
Schulbezirks der Altſtädter Schulgemeinde be- 
fegene Grundbeſitz mit zur Berechnung gezogen 
oder die Grund- und Gebäudeſteuer auch von dem 
außerhalb des gebachten Schulbezirks belegenen 


*) Vorſtehend. 
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Grunbbefige der Berechnung mit zum Grunde ge- 
legt werde, gleichviel ob im Uebrigen der außer- 
halb des gedachten Schulbezirt® belegene Grund⸗ 
befig innerhalb oder außerhalb des ftädtifchen 
Gemeinbebezirts von N. Liegt. E3 muß daher 
bei der —8— dieſes Beſchwerdepunktes von dem 
Königlichen Conſiſtorium zu N. getroffenen, meinem 
Erlaſſe vom 30. November 1883 C.-Bl. S. 673*) 
entfprehenden Entſcheidung vom — lediglich fein 


Bewenden Behalten. (Bortf. cl 8 275 Rr. 24.) 
U. DIL. a. 1854. 


9a. Entrihtung der Schulbeiträge, welche die von 
einem N erlegende Grundfteuer 
en. 


Auf den Bericht vom 8. v. M., die Errichtung 
einer zweiten Schulllaffe und Lehrerwohnung zu 
W. betreffend, beftätige ich vorbehaltlich des Rechts⸗ 
twege3**) bad Refolut ber Königlichen Regierung 
vom 15. October dv. J. unter —— der 
Necurdbejchwerden der Schulgemeinde W. und der 
beiden eingefchulten Ortſchafien 8. und M. 

w 

Was fodann die Aufbringung und Bertheilung 
der erforderlichen Koften anlangt, fo ift der An- 
ſpruch der Gemeinde W., den Gutspächter zu B. 
nit allein nad Maßgabe feiner Klaſſen⸗ oder 
Eintommenfteuer, fondern nad Berhältniß der 
von ihm von dem — — zu erlegenden 
Srundfteuer zu den Baukoften heranzuziehen, nicht 
gerechtfertigt, da die Grundftener als eine auf dem 
Srundeigenthum laftenbe Wbgabe bei Er- 
mittelung der Befig- und Nahrungsverhältnifie 
des Bähters außer Rückſicht zu laſſen ift. Hierin 
ändert ein etwa zwiſchen dem Guispächter und 
dem Eigenthümer getroffenes Abkommen, wonach 
ber erftere bie Grumbfteuer von dem But un- 
mittelbar an die Staatskaſſe abzuführen haben 
fol, Nichts. 

Berlin, den 19. Februar 1863. 

U. 169. 


9b. 


Ihren Antrag, das Königlihe Domänenvor- 
wert N. behufs Bertheilung der dortigen Schul: 
baufoften nach Grund- und Klaffenfteuer zu einer 
fingirten Grundfteuer einzufhägen, weiſe id als 
unbegränbet zurüd. — Allerdings jollen nad) dem 
Refcript vom 12. Zuni 1857 die Schuflaften unter 
die Mitglieder der dortigen Schulfocietät nad) 
Grund- und Klafenfteuer vertheilt und für dies 
jenigen Gontribuenten, von deren Grundftüden 
Grundſteuer nicht entrichtet wird, entfprechende 
Grundfteuerfäge fingirt und bei der Vertheilung be= 
rüdfihtigt werden. Der die Grundſteuer be= 
treftende Theil diefer Beftimmungen kann ſich aber 
felpftrebend nicht auf Pächter beziehen, da ſolchen 
die Zahlung der Grunditeuer für ihre Pachtgrund⸗ 
ftüde nicht obliegt. Da nun der Eigenthümer des 
in Rede ftehenden Vorwerks, der Fiscus, nicht 
Mitglied der Schulfocietät, alfo auch nicht zu 
Mitgliederbeiträgen verpflichtet jein kann und da 
der Pächter deſſelben, wie oben dargethan, in 


8 
—8 ern Rr. 12f. 








feinem Fall die Grundfteuer für daffelbe zu zahlen 
haben würde, folglich aud; weber nad) der wirt: 
lien, noch nad einer fingirten Grundſteuer zu 
den Schullaften herangezogen werden fann, jo hat 
bie Abſchätzung eines Grundfteuerbetrages für diejes 
Vorwerk für die Vertheilung der Schulfaften gar 
kein Intereffe. 

Berlin, den 4. Februar 1864. 

U. 1746. 


9. 


Das Refolut der Königlichen Regierung vom 
12. Juli d. 3. wird auf den Recurd bed Guts— 
pächters A. dahin modificirt, daß bei Berechnung 
des auf ihn fallenden Beitragd nur die von ihm 
zu entricgtende Klaſſen⸗, nicht aber die Grundfteuer 
zu Grunde zu legen ift. 

Die Beſchwerde des ıc. A. daß bie von ihm 
u zahlende Grundfteuer nur einen Theil feines 
Sadıninjes bilde, und feinen Maßftab für die 

jerehnung feines Eintommens abgebe, daß daher 
aud) bei der Berechnung feiner Beiträge die Brund- 
fteuer nicht in Betracht gezogen werben dürfe, war 
für begründet zu erachten und bemgemäß das 
Refolut, wie gefchehen, zu mobdificiren. 

erlin, den 13. November 1864. 
EB. U. 1923. 


10. Heranziehung der Nutzuießer zu Schul⸗ 
abgaben. 


Nach dem Bericht der Königlichen Regierung 
vom 24. v. M. über die mit den Anlagen wieder 
beigefchloffene Borftellung des Chauſſeegelderhebers 
N. zu N. wegen feiner Heranziehung zu den dortigen 
Parochial⸗ und Schulabgaben find die ftreitigen 
Abgaben perſönlicher Natur und bilden die 
Beligverhältniffe nur den Maßſt ab für die Ver— 
theilung. 

Hiernach ift anzuerkennen, daß Fiscus, welcher 
weder Mitglied der Kirchen noch der Schulge⸗ 
meinde ift, von dem in feinem Beſitz befindlichen 
Chauſſeehauſe nicht beizutragen hat. Dagegen kann 
ih der Königlichen Regierung nicht darin bei— 
ftimmen, daß nun der Bewohner dieſes Hauſes, 
der — — von deniſelben die Beiträge 
feiften müffe, weil er zu den Eingepfarrten rejp. 
Schulgemeindemitgliedern gehöre. Allerdings ift 
der lehtere für feine Perſon beitragspflichtig, 
aber bei Bemeffung feiner Beiträge können nur 
feine Befigverhältniffe, nicht auch diejenigen eines 
Dritten berüdfihtigt werden. Wenn die König- 
liche Regierung dagegen geltend macht, daß Be- 
hiverdejührer „Naturalbefiger” des qu. Haufes 
ei und dies genüge, um ihn nad) Maßgabe diejes 
Beſitzes heranzuziehen, fo überficht die Königliche 
Regierung, var es ſich Hier um eine Steuer handelt, 
die nad) Maßgabe des Vermögens, in specie des 
unbemweglichen Vermögens umgelegt wird, alfo auch 
nur wirkliche Vermögensobſecte der Beitrags- 
pflichtigen befteuert werden fünnen, während das 
Chauſſeehaus niemals zum Vermögen bes Chauſſee⸗ 
gelderheber8 gerechnet werden kann, weil er un= 
vollftändiger Beſitzer befielben iſt. Höchſtens läßt 
id) behaupten, daß fein Wohnungsrecht zu feinem 

ermögen gehört, aber es ift ja eben das Haus 
und nit das Wohnungsrecht zu befteuern. Die 
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Königliche Regierung hat hiernach der Beſchwerde 
des Re % Abhülfe zu verihaffen. 
Berlin, den 15. September 1863. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königliche Regierung zu R. 
or — 


11. Schullaſten der Befiger von Parcellen dis⸗ 
membrirter Aderhöfe. 


Da es nicht gelungen ift, einen anderweiten Maß⸗ 
ftab für die Aufbringung der Parochial⸗ und Schul- 
laften unter den Interefienten zu vereinbaren, muß 
die beftehende Ortsverfafjung auch fernerhin maß- 
gebend bleiben. 

Was aber inöbefondere das Beitragsverhältnig 
derjenigen Grundfiger anlangt, welde fi, auf 
Barcellen dismembrirter Aderhöfe angefiedelt Haben, 
b vermag ich den Ausführungen der Königlichen 

egierung in dem Bericht vom 4. Februar v. J. 
nicht —— 

Die Anſicht, daß dieſe Neuanbauer eigentlich 
doppelt heranzuziehen m und zwar einmal ala 
BParcellenbefiger nad) Maßgabe des 8 12 des Ge⸗ 

3 vom 3. Januar 1845, und fodann nochmals 
in ber Klaffe der Grundbeſigzer nad) 8 26 ibidem,*) 
pad in dem Gejeß keine Veftätigung. Eine ſolche 

oppelbelaftung ift dem Gefeg fremd. Es haben 
vielmehr in Fällen der vorliegenden Art, mo es 
fih um —— und Leiſtungen handelt, welche 
nach Befigklaffen aufgebracht werben, die Neuan- 
ſiedler nad 826 eı nur biejenigen Beiträge zu 
übernehmen, welche jolhen Mitgliedern der Ge— 
meinde obliegen, denen fie nah Wafgabe ihrer 
Befigverhältniffe beizuzählen find. Sie find aber 
nicht verpflichtet, außerdem noch Antheile an den 
Rajten der dismembrirten Höfe zu tragen. In 
diejer Weife wird aud von dem Herrin Minifter 
für die landwirthſchafilichen Angelegenheiten das 
Geſetz vom 3. Januar 1845 gehandhabt, und ver- 
weije ich dieferhalb auf den Recursbeſcheid vom 
29. Auguft v. I. in der Dismembrationzfache des 
Aderhofes N. 2 zu B. Kreiſes S., welcher einen 
ganz gleichen Fall, wie den vorliegenden, behandelt 
und den von der Königlichen Regierung unter dem 
26. März v. J. beftätigten Wbgabenvertheilungs- 
plan in der angegebenen Welfe abgeändert Hat. 

Müßte aber zugegeben werden, daß bei Par: 
cellirungen, mit denen die Gründung neuer An— 
fiedelungen verbunben ift, die Neuanficdler geſetzlich 
verpflichtet feien, neben ben Beiträgen aus 
1. c. auch noch antheilig die Laften für den dis— 
membrirten Hof zu übernehmen, fo ift nicht er- 
fihtlih, worauf die Berechtigung der Auffichtöbe- 
börde zu gründen wäre, eine —— der 
verſchiebenen Beiträge in der von der Königlichen 
Regierung verfügten Beile eintreten zu lajjen. 

enn daher bei Regulirung der Abgaben der 
dismembrirten Adermannshöfe N. 3, 4 und 24 
zu 2. richtig verfahren worden wäre, fo hätte den— 
jenigen XTrennftüdgerwerbern, welche Grund- 
figerftellen auf ihren Parcellen errichtet hatten, 
ein Grundfigerbeitrag, d. i. Ya eines Ackernianns⸗ 


of. jegt 26. U 187 » 
A Ey kt ee ke 


6 | 1822 über die Heranziehung ber 





beitrag3 zu ben in Rede ftel Laſten auferlegt 
werden müflen. Statt befien ift ihnen aber ein 
nad) dem Sollhaben bemefjener Antheil zu den 
Beiträgen der bismembrirten Ackerhöfe auferlegt 
worden, aljo der Umftand, daß hier aud neue 
—— gegründet waren, völlig außer Acht 
gelaſſen. 

Inzwiſchen hat der von der Königlichen Regie— 
rung beftätigte Regulirungsplan nad) $ 23 a. a. O 
die Wirkung einer gerichtlich beftätigten und voll- 
ftredbaren Urkunde, und müflen deshalb die Seit: 
fegungen deſſelben jo lange ala maßgebend erachtet 
werben, als nicht im Wege gütlicher Bereinbarung 
oder des Procefied, ſowelt jolher für zuläffig zu 
erachten, ein Anderes fejtgejegt wird, wie denn 
auch bezüglich der Communallaften, wo die Sache 
bis zu der jeßt erfolgten andermweiten Regulirung 
ebenjo lag, die Mbtheilung des Innern der Könige 
lichen Regierung lediglich die Zeitfegungen der 
Rei ulirungepfäne ur Anwendung gebradit hat. 

Ein Glelches muß hiernach auch hinſichtlich ber 
ſtreitigen Parochiallaſten insbeſondere der Bei⸗ 
Far für die Küfter- und Schulhausbauten ftatte 

nden. 

Berlin, den 23. November 1863. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


Un 
bie Königli er: R 
in ul 


12. 8 der Eit 18 befpanatı 
Shirt (ei Kelnung der Bubren [ir Eäulen. 


Bu den beipannten Wirthen find nidt allein 
diejenigen, welche Pferde haben, ſondern alle, 
weiche Zugvieh Halten, zu rechnen. Es müflen 
daher aud di gem en bäuerlichen Wirte, welche 
ra nad der Verhandlung vom — zur Ackerbe⸗ 
tellung und zu Fuhren der Kühe bedienen, zur 
Unfuhr des zur Heizung der Schuiſtube beftimmten 
Brennmateriald herangezogen werden (v. Kamptz, 
Annalen 1835 Band 19 Seite 444). 

Die Königliche Regierung hat hiernach die Holz⸗ 
fuhren anderweit u vertheilen. —*) 

ovember 1860. 


erlin, den 6. 

U. 18831. 
18a. san der Beamten. Ausſchluß der 
Anwendbarteit ded Geſetzes vom 11. Juli 1822 auf 


die Beiträge zu ben Bedärfniffen ber Schulfocietäten. 


Em. ꝛtc eröffne ich, daß das Gefe vom 11. Juli 
taatödiener zu 
den Gemeinbelaften**) ſich nur auf die Beiträge zu 
den Bedürfniffen der politiihen Gemeinde, auf 
die Beiträge zu den Bedürfnifien der Kirchen und 
Schyulfocietäten aber nur infofern bezieht, als biefe 
von ber bürgerlichen Gemeinde aufzubringen find, 
welches legtre in E. nicht der Fall ift. 

Berlin, den 8. Auguſi 1859. 

U. 16671. 

18b. 


Die Recurrenten find ber Meinung daß fie als 
Königliche Beamte von den Baukoſten für bie 


®) of. 13. 1873 ($ 199 Rr. 3), Erla| 
vom it 160 [(} 6) 34 Crlaß — u 
1863 ($ 310 Rr. 37). 

*®) of. 8b. I 5 206 Anh. Va. 
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Schule befreit feien. Diefe Anficht iſt indeſſen 
nicht gerechtfertigt. Denn eine gleiche Befreiung 
wie dieſe durch 283 II, 11*) Wlgemeines Land⸗ 
recht bezüglich ber garogie ausgefprochen ift, kann 
in Bezug auf bie eiträge zu Schulzweden nicht 
anerfannt werden. Vielmehr im hierbei bie 
88 29—34 II, 12 Allgemeinen Laudrechts maß- 
gebend, wonach die Schulbaulaft ſämmilichen zu 
der Schule gewiefenen Hausvätern ohne Unter- 
ſchied obliegt. — Aus jenen Beftimmungen und 
war insbejondre auß $ 29 und 34 1. co. erledigt 
ich aud der zweite Einwand bed v. J., daß e& 
unbillig fei, ihn als Unverheiratheten zu ben in 
Rede ftehenden Koften heranzuziehen. 
Berlin, | ben 9. September 1859. 


180. 


Das Geſetz vom 11. Juli 1822,**) betreffend die 
SHerangiehung der Staatödiener zu den Gemeinde 
Unten (Gef-Samm. ©. 164), findet auf bie Schul= 
unterhaltungslaft nur da Anwendung, wo bie 
leßtere der politiichen @emeinde obliegt. Da dies 
bezüglich der dortigen katholiſchen Schule nicht der 
Fall tft, diefe vielmehr den Borjchriften des All- 
gemeinen Landrechts entiprechend von ber er 
meinde, d. 5. den zur Schule gehörigen Haus- 
vätern, unterhalten wird, jo erſcheint Ihre Be— 
rufung auf das Geſetz vom 11. Juli 1822%*) nicht 
‚zutreffend 

Berlin, den 28. Auguſt 1862. 

Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
ben Kb: pellat lonsgerichts 
ee 


184, 


Berlin, den 1. April 1864. 

Auf den Bericht vom 27. Februar cr., betreffend 
den Schulhausbau zu Z., beftätige ich das Reſolut 
ber Königlichen Regierung vom 30. October v. J., 
da die Unterhaltung der Schulen, mithin aud) ber 
Reubau eines nicht mehr reparaturfähigen Schul- 
gebäudes, nad 8 34 Titel 12 Theil II des All⸗ 
gemeinen Landrechts allen zur Schule gewieſenen 
Einwohnern obliegt, und die Berufung des recur- 
tirenden Oberförſters N. zu N. auf das Geſetz 
vom 11. Zuli 1822**) über die Heranziehung ber 
Stantödiener zu den Gemeindelajten nicht zutrifft, 
weil es fi Hier nicht um eine Communallaft, 
jonden um eine allen Hausvätern der Schul- 

etaͤt obliegende Societätdlaft handelt, auf welche 
jenes Sees eine Anwendung findet. 


18 e. 


Berlin, den 5. September 1872. 
Rad dem Plenarbefchluffe des Königlichen Ober- 
tribunal3 vom 20. Juni 1853***) Hat die von der 
eompetenten Staatöbehörde anerkannte, für ben 
öffentlicden Unterricht eingerichtete, mit einem Schul- 
®) Der 5283 IL 11 if durch Geſed vom 3. Juni 1876 
(eiSemmt 6.114) anfaceten. — 
“534 UL 


Säueider und von Bremen. Preußiſches Volkoſchulweſen. IL Bo. 


vorftande verjehene Schulfocietät (Schulgemeinde) 
die Eigenſchaft einer Corporation. 

Aus der fomit den Schulgemeinden zuerfannten 
corporativen Selbftändigteit folgt, da diefelben 
nit — Theile der politiihen Gemeinden 
find. ie Unterhaltung der Schule ift alfo zu— 
nat Societätslaft und nad 8 29 fi. Theil II 
Titel 12 Allgemeinen Landrechts Obliegenheit der 
ſämmtlichen Hausväter, zu denen auch die im 
Societätsbezirie wohnhaften Beamte gehören, fo 
lange nicht von Seiten der politifhen Gemeinde, 
mit Zuftimmung der Schulgemeinde, die Schul- 
unterhaltungstojten auf den Communaletat über- 
nommen worben find. Erſt mit dem Eintreten 
dieſes Falles, wodurch die Schule Communal- 
anjtalt und ihre Unterhaltung Communallaft im 
Sinne des 8 1-3 bes Gelege vom 11. Zuli 
1822*) wird, kommen die Beamten in Die Lage, die 
Beftimmungen dieſes Geſetzes für fi in Anlprug 
nehmen zu können. 

iernad) vermögen wir die Beſchwerde bes 
Königlichen Appellationdgerichts nicht ala begründet 
anzuerfennen. 
Die Minifter des Innern und der geiſtlichen 2c. 
Angelegenheiten. 
U. 21256. 
14a. — unagig der Berpflicteten zum 
Erweiterungdban einer Schule, weldyer eine be⸗ 
nachbarte Gemeinde nen äugewiejen if. 


Ich beitätige das Nefolut vom 9. December 
v. 3., da das Beitragsverhältnig ber aritglieber 
der augelsie jenen Gemeinde nah $ 35 Titel 12 
Theil Allgemeinen Landrechts zu beitimmen 
ift, und die recurrirenden Wirthe von St. nicht 
befugt find, einfeitig da mit den dortigen Ein= 
liegern zur Verhandlung vom 26. November v. 9. 
geichloffene Abkommen aufzuheben. 

Diefe Enticheidung ift den Betheiligten bekannt 
zu machen. 

Die eingereichten Acten erfolgen zurüd. 

Berlin, den 13. April 1859. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethbmann=Hollmweg. 


Un 
1 terung 
bie imiede Res zu Potsbam. 


Das Refolut der Regierung vom 9. December 
1858 Yautet: 

Durch unfere Verfügung vom 18. Auguft 1856 
ift auf Grund des $ 18Kk der Imftruction für die 
Regierungen vom 21. October 1817%*) Die Gemeinde 
N. mit der Gemeinde St. zu einem Schulverbande 
vereinigt, in ber Art, daß die Kinder beider Ort 
ſchaften, da N. feine Schule hat, die Schule zu 
&t. zu befuchen haben. 

Bereit vor der gedachten Bereinigung war die 
Schulſtube ER St. ſchon für die Kinder dieſer Ge— 
meinde zu Hein und bedurfte einer Vergrößerung. 
Diefe Nothwendigkeit ftellte ſich noch Harer heraus, 
nahdem die Kinder von N. hinzugelommen waren. 

ac längeren Verhandlungen ift Behufs Ab- 
hülfe des Bedürfnifjes ein Plan, wonach die Koften 
der Vergrößerung ber Schulſtube zu 204 Thirn. 
9 106 Knh. Va. 
*) Din 5 4 Uni. L 


12 
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43 Sgr. 1 Pf., die Koften der dadurch nöthig 
werdenden Tieferlegung des Kellers zu 100 Thlrn. 
45 Sgr. angenommen find, mit einigen im Pro- 
tocolle vom f Juli er. angegebenen Mobificationen 
von den Interefjenten als zwedmäßig anerkannt 
und die Ausführung hiernach befchlofien worden. 


Ebenfo ift in den ftattgehabten Verhandlungen 
übereinjtimmend feftgeftellt, daß von den Mates 
rialien, welche der Guisherr nad $ 36 des All- 

emeinen Landrechts II 12 zu liefern Hat, im vor- 
Hegenden Falle nur Stroh, Lehm, Sand und Feld- 
fteine gefordert werden können, da Rohr und Baus 
ol; auf dem Rittergute nicht in hinreichendem 
aße vorhanden find.*) 

Differenzen beftehen nur darüber, wie weit fich 
die Verpflichtung des Gutsheren ausdehne, ob fie 
namentlich aud) aufdenjenigen Teil der Schulerwei- 
terung fid) erjtrede, welche um der Gemeinde N. 
willen erforderlich fei, wie die Vertheilung des 
Gemeindebeitrags vorzunehmen fei, und ob nicht 
die Gemeinde N. angehalten werden müffe, einen 
Theil des Schulhaufes in feinem jegigen Beſtande 
vorher ir erwerben, ehe davon die Rede fein künne, 
daß u ihrem Gunften eine Erweiterung des Schul⸗ 
locals vorzunehmen fei. 

Diefe Differenzen befeitigen ſich leicht durch 
Bermeifung auf das Mare Gets, wenn ihre Grund» 
lage, nämlid) der noch fortbauernde Widerfpruch 
der Gemeinde St. gegen die Einſchulung von N., 
befeitigt ift. Die Gründe der legteren find aber 
unter Hinwei® auf die unbebingte Befugniß der 
Regierungen, Schulfocietäten nad) dem Bedürfniß 
zu gründen oder zu verändern, bereit3 ausführlid) 
in dem dieſes Verfahren billigenden Erlaſſe des 
Herrn Miniſters ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
vom 2. April 1857, welcher auf eine Allerhöchſten 
Orts angebrachte Beſchwerde des Rittergutäbefigers 
N. und der Gemeinde St. ergangen ift, erörtert. 
Es bebarf daher Hier ihrer Wiederholung nist; 
es genügt vielmehr eine Hinweiſung auf die Be- 
ftimmungen des Allgemeinen Landrechts II 12 
8 29 ff. und bes Geſe— vom 21. Juli 1846 
(Geſ.⸗Samml. ©. 392 ff. 2 

Nach diefen entfcheidet ſich mit Rüdficht auf die 
ausdrüdlihen Worte des 8 36 Allgemeinen Land» 
rechts a. a. D. zunächſt der Hinfichtlich der Lei— 
ftung bes Gutöherrn angeregte Zweifel dahin, daß 
es bei Bemeffung bed Umfanges und Gegenftanded 
der —— nicht darauf ankommt, ob etwa 
eine Säule aud von fremden, nicht zum Guts— 
verbande gehörenden Kindern bejucht wird, fondern 
nur darauf, wo die Schule fteht, d. h. im vor- 
Hiegenden Falle dahin, daß der Gutsbefiger für 
den ganzen Umfang der Erweiterung die oben= 
goadten Materialien hergeben muß, weil er der 
eg des Ortes iſt, wo die Schule fih bes 

inbet. 

Bas ferner die Verteilung unter die Mitglieder 
der Schulgemeinde anbetrifft, fo ift nad) 8 3 bes 
Seiepes vom 21. Juli 1846,**) weil es fi) nur um 
die Erweiterung des Schullocales handelt, nicht 
die Kirchengemeinde, fondern nur die Schulge— 
meinde nad ben für fie geltenden Principien, 


*) of. $ 276 Rr. 8, 
**) of. unten 5 279. 





d. 5. unter ®ertheilung der Koften auf alle 
Hausväter, aud) die Einlieger nad) dem Beſitz— 
und Nahrungsftand, der hier mit Uebereinftim- 
mung ber Intereffenten nad dem bloßen Klafjens 
fteuerfuße gefunden wird, heranzuziehen; babei 
aber nad) 8 35 deö Allgemeinen Landrechts a. a. O. 
nur ber Unterfchied zuifgen den Hausvätern zu St. 
und denen zu N. zu machen, daß jeder ber leßteren, 
weil einer fremden zugefchlagenen Gemeinde an- 
gehörig, auch nur die Hälfte deſſen zahlt, was ein 
leichbeſteuerter Einwohner von St. zu vum 
ie enn dabei die Grumbbefiger von die 
inlieger an biefem Orte zu den Bautoften nicht 
herangezogen willen wollen, weil die letzteren Dies 
auf Grund eined alten Herlommens verlangen, 
fo ändert dies dag Princip nit und es werden 
nur bie auf die Einleger zu St. zu repartirenden 
Beiträge auf die Grundbeſitzer dajelbft nach Ver— 
hältniß ihrer eigenen Beiträge übertragen. Auch 
ift ein Gleiches in N. nicht zur Ausführung zu 
bringen, da weder eine für die Einlieger be» 
freiende Obfervanz nachzuweiſen war, noch auch 
die Örundbefiger von N. fich bereit ertlärt haben, 
die Einlieger frei zu laffen. 

In Betreff der oben zulept erwähnten grage, 
ob bie Gemeinde N. zunächjft einen Theil des bis— 
herigen Schulhauſes zu erwerben, reſp. die &e- 
meinde St. verhältnigmäßig entihädigen müffe, 
tann allerdings hier nur verneinend entſchieden 
werden, da das in Folge der Einfhulung N. con= 
ftituirte Verhältniß fein anderes iſt, ald das näher 
liegende, welches entfteht, wenn eine oder mehrere 
neue Samilien an einen fremden Ort ziehen, wo 
bereit3 eine Schule ift, welche ihre Kinder hinfort 
befuchen follen) 

Es bedarf aber eines weiteren Eingehen auf 
biefe Trage hier nicht, da fie mit dem jeßt in 
Frage jetenden Ausbau nicht in enger Beziehung 
fteht, und der Gemeinde St. die Befugniß vorbe- 


% He bleibt, in Rechtswegen ihre vermeintlichen 


nfprüiche geltend ii madıen.") 

Ben die Gemeinde St. mit Rüdficht auf bie 
Abficht, den Rechtsweg zu betreten, das Anerbieten 
gemacht Hat, das ganze Schulgebäude allein in 
der projectirten Weiſe zu bauen und ein Rejolut 
unnöthig zu machen, vielmehr die ganze Anz 
gelegenheit bezüglich der von N. zu leiftenden Ent- 
Ihädigung dem Proceß Vorzubehakten, jo konnte 
hierauf nicht eingegangen werben, weil bie Ge⸗ 
meinde N. fi nicht damit einverftanden erflärt 
bat, ihr aber ein Recht zufteht, die Angelegenheit 
im abminiftrativen Wege georbnet u jehen, um 
ihre Kinder nicht nur als Gäſte, fondern ala Be— 
rechtigte in die Schule zu St. gehen zu lafien. 

Aus diefen Gründen fegen wir fraft der ung 
buch 709 lgemieiuen Landrechts II 11 und 
die AÄllerhöchſte Cabinet3:Ordre vom 18. Februar 
1805**) verliegenen Befugniß hierdurch feit: 

a) daß ber in Rebe hebenbe Schulerweiterungsbau 
nad dem Voranihlage mit den in Protocoll 
vom 8. Juli cr. angegebenen Mobificationen 
zur Ausführung zu bringen ift, 


®) of. indeß oben 5 246 Rr. 7, bey ber Unzuläffigkelt des 
Reätsmege. 
**) of. unten $ 304. 
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b) dafs Seitens des &utäheren das fämmtliche er- 
forderlihe Material an Stroh, Lehm, Sand 
und Feldfteinen zu liefern ift, 

©) daß alle jonft entftehende Koſten von ben Ge⸗ 
meinden St. und R. nad) dem Maßſtabe der 
Klafienfteuer jo aufzubringen, dag an letzterem 
Orte alle Hausväter, auch die Einlieger, in 
St. nur die angejeffenen Wirthe, welche ben 
Antheil der Einlieger daſelbſi mitzutragen 
haben, Beitengäpfti g find, aber die Ein- 
wohner von N. nur Halb fo viel zahlen, als 
die von St. 

d) dag die Hand» und Spanndienfte obfervanz- 
mäßig von den Gemeinden frei 1 geiiftet werben. 
Potsdam, den 9. December 1858. 

Königliche Regierung 
AbtHeilung für die Kirchenvermaltung und das 
Schulwejen. 


14h. 


Auf den über den Schulerweiterungabau in ©. 
erftatteten Bericht vom 15. Januar v. J. beftätige 
ih das Reſolut der Königlichen Regierung vom 
41. November v. 3. mit der Maßgabe, daß zu 
den Bautoften mit Einſchluß der erforderlichen 
Hand- und Spannbienfte die Hausväter in 8. 
nad) dem Maßſtab der vereinigten Grund» und 
Kiafjenfteuer eben fo viel beizutragen haben, wie 
‚bie Haußväter in ©. 

uvörderft ift der vorliegende Bau lediglich als 
Scdulerweiterungsbau im Sinne des Gejeged vom 
21. Juli 1846 anzufehen, weil, wenngleich bamit 
der Neubau der halgebäube verbunden ift, die 
Notgwendigkeit des Iegtern lediglich eine Folge 
der nothwendigen Erweiterung des Schulzimmers 
it, welche nah dem Einverjtändnik der Vethei- 
ligten errämäbig nur durch Verwendung ber 
alten Stallgebäude bewirkt werben kann. Nach 
8 3 des Geſetzes vom 21. Juli 1846*) fallen aljo 
die Koften ausſchließlich denjenigen zur Laft, denen 
in Ermangelung eines Küfterhaufed ber Bau und 
die Unter altung einer gemeinen Ortsſchule ob⸗ 
liegen würde. Üls ſolche Au die Mitglieber_der 
vereinigten Schulfocietät ©. 3. anzufehen. Das 
Berhältniß aber, in welhem die Hausväter aus 
beiden Ortſchaften tragen haben, kann nur 
nad $ 34 Theil II Titel 12 Allgemeinen Land» 
rechts gelgeiept werden. Denn die Beftimmung 
im 8 570 des Götze ſchen Entwurfs zum Provin⸗ 
ialret der Altmark, wonach mehrere zu einer 
chule geichlagene Ortsgemeinden in demjelben 
Berhältnifie begutragen —— wie dies ſtattfinden 
würde, wenn das Schulhaus zugleich ein Küfter- 
haus wäre, hat in ben dem Entwurf beigegebenen 
Motiven eine befondere Rechtfertigung nicht ges 
funden, und madt, wenn fie grattiie angewendet 
werben foll, na $ 568, 507 des Entwurfs ein 
Burüdgehen auf die provi — Beſtim⸗ 
mungen über bie Kirchenbaulaſt erforberlich, wobei 
der Zweifel ungelöft bleibt, welchem von den beiden 
im & 493 de3 Entwurfs behandelten Fällen die 
Bereinigung mehrerer Gemeinden zu Einer Schule 
gleihzuftellen if. Es kann hiernach, fo lange 
nicht durch Urtheil und Recht ein Anderes feitger 
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ftelt wird, nur angenommen merben, daß das 
Altmärkifhe Provinzialreit für den hier vor- 
biegenden Fall keine dem Allgemeinen Landrecht 
derogirende Norm enthält, wonach das Berhältni 
ber beiden ®emeinden mit Rückſicht darauf, da} 
8 35 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts 
nad dem Plenarbeihluß des Königlichen Ober- 
tribunal® vom 20. Juni 1853 — Striethorſt 
Archiv Bd. 9 S. %89 — auf den vorliegenden 
Fall teine Anwendung finden kann, weil %. keine 
ax zugeichlagene Schulgemeinde ift, wie ge 
heben feftzufegen war. 

erlin, den 13. März 1860. 

U. 2036. 
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Em. zc. erwidere id) auf den Bericht vom 3. März 
1858, daß die von der Königlichen Regierung zu 
N. unterm 2. Februar 1858 angeorbnete gleich⸗ 
mäßige Xertheilung der Schulbautoften auf bie 
zur katholiſchen Schule in ©. gehörigen Hausväter 

erechtfertigt tft, da nach dem Pienarbeihluß des 

öniglichen Obertribunal® vom 20. Juni 1853 
Striethorft Archiv Bd. IX ©. 289) unter einer 

mben Gemeinde im Sinne des $ 35 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts nicht jede, außer 
dem Schulort befindliche Gemeinde, jondern eine 
bisher für ſich beftandene, num aber gaftweife zu⸗ 
geihlagene Schulgemeinde zu verftehen ift. 

Die Hattgehabten Ermittelungen haben ergeben, 
daß die Anwendung des vom höchſten Gerichtshof 
ausgeſprochenen Grundfaged weder mit Schwierig- 
— ——— iſt, noch das Intereſſe der Schulen 
gefährdet. 

Er fann mich daher, da es im Intereſſe ſämmt⸗ 
licher ‚Beibeiligten liegt, daß die Berwaltungsbe- 
hörden und die Gerichishöfe bei ihren Enticheis 
dungen möglichft von einer gleichen Außlegung ber 
Gejege ausgehen, mit dem Verfahren nur einver- 
ftanden erklären. 

Berlin, den 31. März 1860. 

U. 6287. 
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Nach dem Plenarbeſchluß des Königlichen Ober⸗ 
tribunal® vom 20. Juni 1853 (Striethorft Bb. 9 
©. 289) können die Mitglieder einer bisher für 
fi beftandenen, nun aber zugefchlagenen Schul: 
gemeinde weder mit einem niedrigeren, noch mit 
einem höheren Beitrage als dem im $ 35 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts feitgefeßten be— 
legt werben. 

Berlin, den 11. December 1860. 

U. 26489. 


i4e. 
(Kortf. v. 8 305 Nr. 2.) 
Berlin, den 18. April 1865. 
Der Berufung der Recurrenten auf die bei Er» 
richtung der Schule von ben Bethelfigten Haus- 
vätern über ihre geringe Leiſtungsfähigkeit abge 
gebene Erklärung tritt entgegen, daß ed damals 
um bie Stage wegen Mufbringung ber zum Untere 
halt des Lehrers erforderlichen dauernden Beiträge, 
nicht aber um bie Aufbringung von Bautoften ſich 
gehandelt hat. Der hierfür in dem Reſolut feſt⸗ 
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geſetzte Maßſtab tft von den Recurrenten mit Un—⸗ 
recht angegriffen; er entſpricht dem 8 31 Theil II 
Titel 12 Allgemeinen Landrechts, der eine billige 
Zertheilung der Schulbeiträge vorjchreibt. Nicht 
minder vertentt ift die Berufung der Recurrenten 
auf den 8 35 a. a. O. da berfelbe nur folde 
fremde Gemeinden im Auge hat, die früher für 
ia beitanden haben und demnächſt gaftweife der 

meinde des Schulorts zugefchlagen find. (cf. 
Sort, 8 ,304 Rr. 14a) 

. 0227. 


15. Beiträge der Mitglieder einer hlagenen 

Gemeinde zu den Ban: und Fr fen des 

Schulhanſes. — a einer Obſervanz 
er! 


Im Namen des Königs. 
In Saden der Coloniſten N. N. zu Neu-S. 
Verklagten jegt Imploranten, 
wider 
den Schulen ©. und die 9. in ber ginge ge 
nannten Hofwirtde P. und Genofjen zu ©., Kläger 
jegt Imploraten, 
hat der erfte Senat bed Königlichen Ober- 
tribunal8 in feiner Sigung vom 14 October 
1859, an welder Teil genommen haben: 
w x 
für Recht erkannt: 
daß, wenn auch die wider das Erkenntniß der 
erſten Abtheilung bes Civilſenats des Koͤnig⸗ 
lichen Kammergerichts vom 13. Januar 1859 
erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde für begründet 
zu erachten, doch in der Sache ſelbſt das ge- 
dachte Erfenntmiß feinem ganzen Inhalte 
nad aufrecht zu erhalten und die Roten des 
Nictigteitäverahrens jedem beider Theile zur 
Hälfte aufzuerlegen, und die außergerichtlihen 
zu compenfiren, die auf den Antheil der Jm- 
ploraten fallenden gerihtlihen Koften jedoch 
niederzuſchlagen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Der Appellationsrichter geht in Uebereinſtimmung 
mit dem erſten Richter von der auch unter den 
Parteien nicht ſtreitigen factifhen Vorausſetzung 
aus, daß mit dem Schulhauſe zu Alt-S. eine 
Küfterei nicht verbunden ift, und nimmt eben 
deshalb an, daß an ſich die Vorſchrift der 88 34 
und 35 Theil II Titel 12 des Allgemeinen Land⸗ 
rechts im vorliegenden Falle maßgebend fei, wo⸗ 
nad) bei bloßen Schulgebäuden die Unterhaltung 
derſelben eine gemeinfame Laft aller der zur Schule 
gewiefenen Einwohner ift, und daß bie Mitglieder 
einer fremden zugejchlagenen Gemeinde nur halb 
fo viel beizutragen haben, al3 ein Einwohner von 

le ne an dem Orte, wo bie Schule be— 
ndlic ift. 

Der Appellationsrichter will aber im vorliegenden 
Tale dennoch jene Vorſchriften nicht zur An— 
wendung bringen, weil er eine denfelben derogirende 
Obſervanz ald dargethan anfieht, und rechtfertigt 
die von den Verklagten beftrittene Zuläffigkeit einer 
folhen durch die Ausführung, dag wenngleich im 
u a. a. O. auf Gewohnheitsrecht ala principale 

tfheidungsnorm nicht ausbrüdlich verwieſen 
worden, es doc, feinem Bedenken unterliege, daß 
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in gleiher Weife, wie bei Kirchenbauten, aud in 

Anſehung der Schulbauten ganz allgemein Hinficht- 

li der Gültigkeit der —— * die Vorſchriften 

der 88 710, 711 Theil II Titei 11 zur Ynmenbung 

tommen müßten, wobei die $$ 31, 34, 37 Theil I 

Titel 12 und $$ 31, 39 Teil IL Titel 7 des AL- 

gemeinen Landrechts allegirt werben. 

Allein mit Recht machen hierbei loranten 
dem Appellationzrichter den Vorwurf eines ihm 
ur Laſt fallenden rechtsgrundſätzlichen Verſtoßes. 

ern dad Allgemeine Landrecht unierſcheidet hin⸗ 
ſichtlich der Beitragspflichtigkeit zum Schulbau aus⸗ 
drücklich die Fälle, wo es ſich um ein bloßes 

Schulhaus handelt, und die, wo dad Schulhaus 

zugleich Küftermohnung ift. Bei folchen, aber aı 

nur bei folhen, joll nad) 8 37 Theil II Titel 1 

des Allgemeinen Landredt3 die Unterhaltung auf 

eben die Art, wie bei Pfarrbauten vorgejchrieben 
ift, beforgt werben, und hat es daher bei ſolchen 
ſter⸗ und — kein Bedenken, daß die 

Vorſchrift der 88 710, 711 Theil II Titel 11 des 

Allgemeinen Landrechts in Gemäßheit der Vor—⸗ 

ſchrift des $ 790 ibid. zur Anwendung gebradjt 

wird, demgemäß alfo Hier gleihfall® ununter- 
brochene Gewohnheiten als nachſte Entieidungs- 
norm zu berückſichtigen ſind. Ber Appellations⸗ 
richter ſtellt aber ganz zur Ungebühr die lediglich 
die mit einer Küſterei verbundenen Schulhäufer 

betreffende Vorſchrift des $ 37 mit der der $$ 34 

und 35 a. a. D. glei, während letztere doch ber 

pubere, nur die Schulhäufer als ſolche betreffende 
orſchriften Hinfichtlih die Unterhaltungspflicht 
feftfegen und keinesweges dabei aud) auf etwaige 

Objervanzen verweijen. Ganz irrig ift es auch, 

wenn der Appellationsrichter behauptet, daB das 

Obertribunal dieſe von ihm aufgejtellte Anſicht 

gleichfalls angenommen habe und ſich zum Beweiſe 

auf die im Ardive für Rechtsfälle Band_ 15 

Seite 26 abgedrudte Entiäeibung vom 22. Sep- 

tember 1854 beruft; denn dieſe Entſcheidung und 

alle ähnliche vom Obertribunal ausgegangenen 
betreffen gerade nur den Fall, wo dad Schulhaus 

ugleich Küftermohnung tft, und daher 8 37 Ch. IL 

Ser 12 Anwendung findet, ber im vorliegenden 

Falle aber gar nicht Platz greift. 

Der Wppellationsrichter hat daher allerdings 
feiner Entſcheidung unpafjende Gefege zum Grunde 
gelegt und fi) demgemäß der Verletzung eines 
Rechtsgrundſahes im Sinne bed 8 4 Pr. 1 der 
Verordnung vom 14. December 1833 ſchuldig ge- 
macht, die die Vernichtung feines Exkenntnifjes 
nad) ſich ziehen würde, wenn nicht bie Beurteilung 
der Sache felbft zu dein Refultate führte, daS trog- 
dem bie Entfcheidung des Appellationsrichters aus 
andern Gründen gerechtfertigt erjcheint. 

Die nad; Obigem ald nächſte Entſcheidung zur 
Unmwendung kommenden Vorſchriften der 88 34 
und 35 Theil II Titel 42 Allgemeinen Landrechts 
beftimmen nämlich: 

8 34. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude 
und Schulmeifterwohnungen muß als gemeine 
Laſt von allen zu einer folhen Schule ge- 
wiejenen Einwohnern ohne Unterſchied ge— 
tragen werben. 

8 35. Doc trägt das Mitglied einer fremben 
zugeſchlagenen Gemeinde zur Unterhaltung 
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der Gebäude nur halb fo viel bei, als ein 
Einwohner von gleicher Klafje an dem Orte, 
wo die Schule befindlich ift. 

Hiernach hat es kein Bedenken, daß jeder zur 
Schule Gewiejene aud die Pflicht zum verhält- 
nigmäßigen Beitrage zu allen vorfallenden Bauten 
und Reparaturen der Schulgebäude und Schul- 
meifterwohnung übertommt, auch, da das All⸗ 
emeine Landrecht die Verpflichtung ber einzelnen 

tglieder der Schulgemeinde ganz allgemein und 
unbedingt feitftellt, ohne auf etwa entgegenftehenbe 
Dbfervanzen zu verweijen, Niemand fi) der ihm 
obliegenden Pflicht anf den Grund einer feit Ein⸗ 
führung des Allgemeinen Landrechts ſich angeblich 
nebilbeten Obſervanz würde entziehen Tönnen. 
Allein dennoch kann und muß im vorliegenden 
Falle die von Klägern behauptete Obfervanz mit 
Beifall der Seiepe BVerüdfihtigung verdienen. 
Dad Allgemeine Landrecht, obwohl es adestih 
nicht beftätigten Obfervanzen — wo nit bie 
Geſetze ausdrüdlih etwas Anderes beftimmen, 
oder vorhandene provinzialrechtliche Obfervanzen 
bei no nicht normirten Provinzial-&efegbüchern 
eine Ansnahme machen — die Wirkſamkeit im 
—— abfpricht, beſtimmt doch 84 ber Ein- 

tung: 
In fo fern aber dur Obfervanzen etwas 
befttmmt wird, was die Geſetze unentſchieden 
gelaſſen Haben, hat e8 bis zum Erfolge einer 
gefeplichen Beftimmung dabei fein Bewenden. 
Diefer Fall liegt aber hier vor. 
Das Geſetz beftimmt zwar 

a) daß jeder zur Schule Gewieſene verpflichtet 

ift, zu allen vorfommenden Bauten beiautragen, 

b) der Einwohner einer jugeiählagenen emeinde 

aber nur halb fo viel entrichtet, wie ein Ein- 
—— ru Klaſſe in dem Dorfe, wo die 
e Tiegt. 

Allein über den hier vorliegenden Fall, wo in 
beiden @emeinden ger nicht Beitragäpflichtige gleicher 
Art vorhanden find, vielmehr in der Hauptgemeinde 
nur Bauern, in der zugefchlagenen nur Eoloniften — 
fehlt es an jeder gejeglichen Beftimmung. Dem- 
gemäß fonnte ganz füglich über das Werpättmiß 
ber Höhe des Beitrags ber Mitglieder der zu= 
efchlagenen Gemeinde eine Obfervanz ſich auß- 

‚den, und nad) Lage ber Acten, fo wie nad) dem 
Nefultate der Beweisaufnahme muß auch an- 
enommen werden, daf eine foldhe in ©. fi} dahin 

geftellt habe, daß bei — — Beiträge 
der Mitglieber der zugefchlagenen Gemeinde vier 
Eoloniften auf einen Bauer gerechnet worden feien. 
Denn nit nur haben Verklagte jelbft eingeräumt, 
daß fie bei Reparaturen im Innern des Schul- 
haufes mit Einfluß der Fenſter und Fenfterladen 
da8 Urbeitslohn immer in dem Verhäliniß bes 
vierten Theil gegen einen ©.’er Bollbauern auf- 
ebracht hätten, jondern fämmtliche vernommene 
Beugen fimmen auch darin überein, baß bei Be- 
tehmung der von ber Gemeinde Neu-©. zu zah- 
Ienden Beiträge während des Zeitraums von 1822 
refp. 1828 bis 1855 vier Coloniften auf einen 
Bauer gerechnet worden, wiewohl fie nicht anzu= 
geben wiffen, worauf dies beruht, und ob die 

echnungen eine Specification der Koften an 
Materialien, Arbeitslohn und fonftigen Leiftungen 
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enthalten hätten. Verflagte halten deshalb den 
von Klägern zu führenden Nachweis für nicht 
ehörig gefühn:, allein fie haben die Ausfagen der 
Behgen . und 8. unbeſchworen für wahr an— 
genommen, deren Richtigkeit alfo anerkannt, und 
von biefen befunbet der erftere: daß die Alt-S.’cr 
alle Reparaturen an Schulgebäuden gemadit, und 
die Mitglieder der Gemeinde Neu-S. den berech— 
neten Beitrag in Gelbe geleiftet hätten; ber letztere 
euge aber giebt gleichfalls an: die Schulzen zu 
t-S. Hätten ihm öfters gefagt, wie viel die Ge- 
meinde Alt-S. an Reparatur- und Bautoften 
für das Schulgebäude ausgegeben habe, und ihn 
jebeten, den auf den Antheil der Neu-S.er 

oloniften fallenden Antheil zu berechnen, welches 
denn von ihm nad) dem eben erwähnten Verhält- 
niffe gefchehen fei. Auch mwären feines Willens 
von den Neu-S.’ern Beſchwerden darüber nicht ges 
führt, fondern die Beiträge immer geleiftet worden. 


17. Heranziehung der Geiftliyen zu Schullaften. 
(Ext. des Ober-Berwaltungsgeridts v. 7. debr. 1877.) 


Am Mai 1874 forderte der Rendant der Schul- 
taffe zu V. von dem Paftor B. dafelbft nad) Ber- 
bältniß feines außeramtlichen Eintommens Beiträge 
zur Schultaffe, welche derjelbe verweigerte. Ein bet 
dem Amtsvorfteher des Rendanten auf Beitreibung 
diefer Schucbeiträge geftellter Antrag wurde am 
21. November 1874 zurüdgemwiejen. 

In Folge eined Beſchluſſes des Schulvorſtandes 
vom 7. ril 1875 wurde der frühere Antrag 
des Mendanten beim Amtsvorfteher wiederholt und 
nunmehr für begründet erachtet; auch wurde durch 
Mahnzettel des Amtsvorſtehers vom 7. October 
1875 der Baftor P. zur Zahlung der Schufbeiträge 
für die Bett vom 1. Januar 1874 bis zum 1. Oe⸗ 
tober 1875 mit 142 Mart 20 Pfennig bei Ver- 
meidung der Erecution aufgefordert. Hiergegen 
hat der Baftor B.am 23. October 1875 bei bem Kreis⸗ 
ausſchuß des Kreifes Rügen durch Anstellung einer 
Klage gegen den Schulverband ®. Einfprucherhoben. 

Kläger behauptet, daß die Geiftlichen in Neu- 
vorpommern und Rügen bis zum Erlaß bed Ge- 
febes vom 23. Februar 1870 von allen Steuern 
und Mbgaben jeder Art mit Ausnahme ber 
Klaſſen⸗ und Haffificirten Einfommenfteuer recht⸗ 
lich befreit geweſen feien und daß dieſes Privi- 
legtum durch das gedachte Gefeg nur hinſichtlich 
der Communalabgaben, nicht aber hinfichtlich der 
Laſten der Schuljocietät aufgehoben fei. Eventuell 
tönnte der Beitrag erft feit dem Beſchluſſe des 
Schulvorftandes vom 7. April 1875 erfordert 
werben. Kläger berechnet hiernach feinen Beitrag 
auf 42 Mark und hat darauf angetragen, 

den Schulverband 8. zu_verurtheilen, den 
Kläger von Beiträgen ge Schulkaſſe unbebingt 
freizulaffen event. aber folde nur für bie 
Beit vom 1. April 1875 bis 1. October 1875 
mit 42 Mark von ihm zu erforbern. 

Der Bellagte hat das behauptete — eg 
der Geiftlichen beftritten und auszuführen gejucht, 
daß dad Gefep vom 23, Februar 1870 aud auf 
den vorliegenden Fall Anwendung finde. In dem 
Umftande, daß Kläger den Beſchluß bes Schul- 
vorſtandes vom 28. September 1875, die execu⸗ 
tiviſche Beitreibuug der ftreitigen Beiträge be= 
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treffend, mitunterzeichnet Hat, fieht der Beklagte 
ein Anerfenntniß des Klägers. 

Der Antrag ift auf Zurlicweifung ber Klage 
gerichtet. 

Nachdem Kläger in der mündlichen Verhandlung 
beftritten hatte, daß er durch die gedachte Mit- 
unterſchrift ein Unerkenntniß habe abgeben wollen, 
wurde von dem Kreisausſchuß des Kreiſes Rügen 
am 1. Februar 1876 dahin entichteben, 

dag Kläger mit feiner Klage abzumeifen, 
ihm die Koften des Verfahrens zur Laft zu 
legen und ber Werth bed Streitgegenftanbes 
auf 142 Mark 20 Pfennig Teftzufeken. 

In den Gründen ift zu Gunften des Klägers 
ausgeführt, daß ein Anerkenntniß deſſelben in 
der Mitunterfchrift des Beſchluſſes vom 28. Sep⸗ 
tember 1875 nicht liege, und daß dad Geſetz vom 
23. Febr. 1870 Hier nicht anwendbar fei, weil das⸗ 
jelbe nur von Communallaften jpreche, die Schule 
anf dem platten Lande in Neuporpommern aber 
feine Einrichtung der politifchen @emeinbe fei, 
fondern auf Affociation nad) Maßgabe des Regu- 
lativs vom 29. Auguft 1831 beruhe. Zur Moti- 
virung ber Abweiſung des Klägers wird darzu— 
legen gefucht, daß die behauptete Freiheit ber 
Geiftlihen von Steuern und Abgaben jeder Urt 
nicht anzuerkennen fei, indem die älteren Rechts— 

mellen nur von der freiheit der Häufer ber 
eiftlichen fprächen. Hätte aber auch früher bie 
behauptete unbeſchränkte Freiheit beitanden, fo 
wäre fie durch das als lex specialis zu betradjtende 
Regulativ vom 29. Auguft 1831*) aufgehoben, ba 
nad ß 5 dafelbft die fire Beſoldung des Lehrers 
von fämmtligen Familienvorftänden des Schul- 
Dat ohne Unterieie des Standes und bes 
Glaubens als perſönliche Laſt nach dem Klaffen- 
ſteuerfuße aufzubringen ſei. Hierzu komme, daß 
die Lehrerbeſoldung nur ein —8 für das früher 
gezahlie Schulgeld ſein ſolle und eine Befreiung 
von dieſem für die Geiſilichen, welche Kinder in 
die Schule ſchickten, auch in den älteren Kirchen— 
ordnungen nicht ausgeſprochen ſei. Der Rendant 
des Bellagten ſei biernad im Mai 1874 völlig 
berechtigt geweſen, die Beiträge pro 1874 von dem 
Kläger einzufordern; mithin fei auch das Ber- 
langen der Nachzahlung für das Jahr 1874 den 
Geſetzen entfpredenb und ber eventuelle Klage⸗ 
antrag hinfällig. 

Gegen diefe Entſcheidung hat Kläger rechtzeitig 
die Berufung mit dem Antrage eingelegt, 

unter Wbänderung bes erften Erkenntniſſes 
die Berurtheilung bes Bellagten nad bem 
Klageantrage auszufprechen. 

Aus der Kirhenordnung von 1535, den Statutis 
synod. von 1574 und dem Rügianiſchen Land- 
gebrauch wird berzuleiten gefucht, daß Geiftliche 
früher von allen perfünlichen Steuern jeder Art 
frei gewefen feien. Eventuell wird Beweis durch 
Auskunft der Königlichen Regierung zu Stralfund 
darüber angetreten, 

daß big zum Erlaffe des Gefeges vom 1. Mat 
1851 die Geiftlichen in Neuporpommern und 
Rügen von allen Staat3- und anderen Steuern 
und Abgaben freigelaffen find. 


*) Wgebre Bb. III a. €. 
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Das Negulativ vom 29. Yuguft 1831 könne 
als allgemeines Gefeg ein PBrivilegium nicht auf 
heben; ed Habe auch nur die Klaffenfteuerzahler 
belaftet und könne auf die Geiftlihen deshalb 
nicht bezogen werden, weil 
e bie Königliche Regierung zu Stralfund 
amtlich beftätigen werde — 
jur Beit des Erlaſſes des Regulativs die Geift- 
lichen in NReuvorpommern und Rügen von der 
Rlaffenfteuer Pe befreit getwejen feien. Die 
Hinweiſung des erften Richters auf das Schulgeld 
und deſſen Zahlung paffe nicht, wie näher aug- 
eführt wird; auch hätten die Beiftlichen der Stabt 
tralfund auf dem jtädtifchen Gymnaſium dafelbft 
ftet3 Freiheit vom Schulgelde gehabt, wie der 
Magiftrat zu Stralfund amtlich beftätigen werde, 
In der Gegenerflärung des Beklagten find neue 
Geſichtspunlte nicht aufgeftellt. 
Am 10. Juni 1876 erfannte das Königliche Be— 
zirksverwaltungsgericht zu Stralfund, 

daß die Entſcheidung bes — — des 

Kreiſes Rügen vom 1. Februar 1876 lediglich 

zu beſtätigen fei und bie Koſten des Bes 

rufungsverfahrens unter Feſtſtellung des 

Werths des Streitgegenſtandes auf 300 Mark 

dem Kläger zur Laſt zu legen ſeien. 
In den Gründen tft ausgeführt: 

Es mußte nach Lage der Sache fo, wie ge— 
ſchehen, in der Berufungsinſtanz entſchieden 
werden, dba in allen weſentlichen Punkten 
den Anführungen bes erften Erkenntniſſes bei⸗ 
zutreten war. unächſt freilich auch in dem, 
was daſſelbe zu Öunften des Klügers aud- 
ſpricht, nämlich, daß das Geſetz vom 23. Februar 
1870 deſſen Anjprüchen nicht entgegenftehe, und 
daß aus der Unterichrift des betreffenden Exe⸗ 
eutionsbeſchluſſes Seitens feinereine Anerkenntniß 
der Rechtmäßigkeit diefer Maßregel nicht zu fol- 
gun fei; denn jenes Geſetz bezieht fi, wie fein 

ortlaut und der Zufammenhang, in welchem 
e3 mit andern Gefegen fteht, darthut, allerdings 
nur auf die Verhältniffe der Beamten zu ben 
politifhen Gemeinden und die hiefigen Land» 
fchulen gehören nicht zu ben Ungelegenheiten 
ſolcher, — werden von eigens um ihret⸗ 
willen gebildeten Verbänden gehalten. ©. 8 2 
des Megulativs für die Neuvorpommerſchen 
Landſchulen vom 29. Auguſt 1831; was aber 
den Erecutionsbeihluß anlangt, jo iſt Har, daß 
der Vorfigende eines Collegiums dadurch, daß 
er einen Beſchluß befjelben unterjchreibt und 
u Ausführung bringt, nicht fein perſönliches 

inverftändnig mit dem Beſchluſſe kundgiebt. 
— Allein andererjeitd ift ferner mit Recht im 
erften Erkenntniſſe angenommen, daß ber Kläger 
den von ihm angetretenen Beweis der Befrei— 
ung von der nad) $ 5 des gedachten Regulativs 
allen $amilienhäuptern des Schulverbandes ob⸗ 
liegenden Berpfitcitung, zum baaren Gehalte 
ded Lehrer elgutragen, nicht geführt habe, 
uud daß namentlich, wenn ſelbſt den Neuvor⸗ 
ommerſchen Getftlichen in früheren Zeiten eine 
olche Befreiung nach Brovinzialrecht guoeltanben 
hätte, dieſelbe doch jedenfalls durch die Beſtim⸗ 
mung des oben angeführten Paragraphen bes 
geltenden Regulatives aufgehoben wäre. Alle 
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vom Kläger für das von ihm behauptete Vor⸗ 
recht der hiefigen Geiftlichen angezogenen Ges 
fegesftellen gemabıen diefen nur Freiheit von 
beftimmten Arten von Abgaben, unter denen 
fi) die vom Privatvermögen zu tragenden Schul- 
laften nicht befinden und insbefondere befagt bie 
in Bezug genommene kinmung der Bommer- 
ſchen — 7b S. 110, welche theil⸗ 
weiſe unter $ 812 in den Entwurf des Neus 
vorpommerfe Provinzialrechts aufgenommen 
ift, offenbar nicht, daß die Geiftlihen nebft 
ihren Amtshäufern, daß fie rüdficht- 
Lich ihrer Amtshäufer abgabenfrei feien. Ent- 
fchieden entgegen der Auslegung, melde ber 
Kläger dieſer Beftimmung giebt, ſieht ihr Schluß, 
ber das eigene Bermögen ber Geiftlichen für 
obgabenpflichtig erklärt. Freilich will der Kläger 
das nicht gelten laſſen und das dori gebrauchte Wort 
„Güter“ nur von liegenden Gründen verftanden 
wiſſen; allein diefe Beſchränkung der Bedeutung 
jenes Wortes erſcheint hier weder durch ben 
Sprachgebrauch, noch fonft gerechtfertigt. 
a3 nun aber ferner die Bebeutſamkeit des 
$ 5 des Regulativs vom 29. Auguft 1831 für 
ben vorliegenden Fall betrifft, fo fucht der Kläger 
zwar biejelbe durch den Einwand zu entkräften, 
das Privilegien nicht ohne Weiteres durch fpätere 
allgemeine entgegenftehende Geſetze aufgehoben 
würden; allein biefer Einwand, dem an fid 
eine Berechtigung nicht abzufprechen ift, trifft 
do Hier nicht zu, wo im fpäteren Geſetze ge- 
fagt wird, daß die betreffende Beitragspflicht 
ohne Unterſchied des Standes eintreten 
folle, aljo gerade die Standesvorrechte au8- 
drüdlich befeitigt werden. Die Vorſchrift 
hätte offenbar gar keinen Sinn, wenn man an- 
nehmen dürfte, daß auch nad Ifrer BVeröffent- 
lichung da8 behauptete Privilegium der Geift- 
lihen beftehe, alſo mit Unterſchied des 
Standes zu ben bezüglichen Laſten beige- 
feuert werde. Hätte aljo aud) ein ſolches Privi- 
legium für die in Rede ftehende Abgabe früher 
eflich beftanben, fo wäre e8 durch das Schul: 
regulativ vom 29. Auguſt 1831 unbedingt aufs 
geloben. Dem kann auch nicht, wie der Kläger 
verfucht, entgegengeftelt werben, baß nach dieſem 
Geſetze die Beiträge zum Lehrergehalte in ber 
Regel nah, dem Klaſſenſteuerfuße aufzubringen 
find, die Geiſtlichen aber zur Beit feiner Ber- 
Öffentlihung der Mlaffenfteuer nicht Amteriegen 
haben; denn, wenn aud Iepterss thatſächlich 
richtig iſt, ſo konnten doch die Geiſtlichen von 
jeher fehr wohl behufs Ermittelung des Be— 
trages, welchen fie zum Lehrergehalte beizufteuern 
haben würden, nad) den Grumbjägen der Klaſſen⸗ 
er eingeihägt, aljo nad) dem Klaſſenſteuer⸗ 
be beraningt werben, wie Aehnliches ja be- 
tanntlich vielfach im öffentlichen Leben vor- 
kommt. Der Kläger hat nun freilich noch ferner 
dem Regulativ vom 29. Auguſt 1831 gegenüber 
auf die Ausführungen eines Dinifter rlaſſes 
vom 18. April 1856, nad welchen bie Geift- 
lichen nit zu ben Hausvätern des Schulbe⸗ 
I zu rechnen ſeien, Si ewieſen, allein dieſe 
lusführungen ſtehen, a] —* davon, daß das 
thatjähliche Verhältniß, au 
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ftügen, inzwifchen durch die neuere Geſetzgebung 
befeitigt worden ift, mit dem Haren Wortlaute 
des 8 5 des Negulativs in einem unlößbaren 
Widerfprude und können deshalb auf Beachtung 
in einem Rechtsſtreite feinen Anſpruch machen. 

Die Berufung des Klägers auf dad Zeugniß 
der Königlihen Regierung gu Stralfund dafür 
daß bisher die Beijtlihen in Neuvorpommern 
von allen öffentlichen Wbgaben frei gelafien 
feien, ift bebeutungdlos, da, wenn dem auch fo 
wäre, damit ein Recht derjelben auf allge 
meine Abgabenfreiheit nicht bewiefen fein würde. 

Bebeutungslos ift ebenfo dad Benennen des 
Rathes der Stadt Stralfund als Zeugen für die 
Thaiſache, da an diefem Drte die Söhne der 
Geiſtlichen das Gymnaſium ſchulgeldfrei befuchen 
können, da nicht erſichtlich iſt, wie aus dieſem 
Umftande irgend etwas zu Gunſten des Klage 
antrages geſchloſſen werben follte. 

Endlich ift die Behauptung des Klägers, daß 
äußerften alles er immer nur höchſtens theils 
vom 4. April, theils vom 1. Januar 1875 ab 
zu ben betreffenden Leiftungen herangezogen 
werben könne, hinfällig, da er zugegebener- 
maßen ſchon 1874 zu denfelben veranlagt und 
am 1. Mai d. 3. von dem Schulkaſſenführer 
u ihrer Zahlung aufgefordert ift, diefe Auf- 
Forderung aber nach den vorftehenden Dar- 
legungen völlig gerechtfertigt war und keines⸗ 
wegs, wie der läger will, ald eine Willkür 
jenes Beamten bezeichnet werben darf. 

Segen diefe Entiheidung hat Kläger rechtzeitig 
die Revifion eingelegt, 
weil das erſte Erkenntniß beftätigt und nicht 
vielmehr dem Antrage der Klage entſprechend 
entichieden worden fei 
Er behauptet 
1) daß die Rechtsnormen über die Steuerfreiheit 
der Geiftlihen nicht, beziehungsweife unrichtig 
angewenbet worben feien und daß das Regu⸗ 
Into vom 29. Auguſi 1831 eine unrichtige Ans 
wendung erfahren habe, 

2) daß mejentlihe Mängel bed Verfahrens vor 
nden feien, indem ber vorige Richter eine 
eitrittene Thatfache ohne weiteren Beweis als 

wahr angenommen und erheblihe Thatfachen 
und Beweismittel unberüdfichtigt gelafjen habe. 
Die Ausführungen des Berufungsrichters wer⸗ 
den im einzelnen zu widerlegen ih, indem 
namentlid) auf das Gutachten des Sprachforſchers 

Freiheren von Bohlen auf Streu darüber provocirt 

wird, daß im Anfange bes ſechszehnten Yahı= 

hunderts unter dem Ausdruck: „Güter“ nur Örund- 
ftüde zu verftehen feien. Die Rechtsnormen über 

Obfervanzen jeien vom vorigen Richter außer Acht 

elaflen; derfelbe Habe eine wejentliche Proceßvor⸗ 

hrift dadurch verlegt, daß er die Auskunft ber 

Königlichen Regierung ald Beweismittel für die 

Obſervanz verworfen habe. Actenwidrig fei auch 

die Annahme ded vorigen Richters, daß Kläger 

die „Veranlagung“ zu den Abgaben im Jahre 

1874 zugegeben habe, während dies doch bes 

ftritten fei. 

In der Gegenerflärung hat Bellagter obige 

Ausführungen beftritten und die Zurückweiſung 


welches fie fid|der Revifion beantragt. 
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Die Revifion konnte nicht als begründet erachtet 
werden. 

Es iſt zwar anzuerkennen, daß vor dem Er⸗ 
laß des Regulativs vom 29. Auguſt 1831 die 
Geiſtlichen in Neuvorpommern das Vorrecht einer 
allgemeinen Steuerfreiheit hatten. Denn die 
——— Kirchenordnung von 1535 Titel 6 

eite 110 dit nicht dahin auägulegen, daß die 
Geiftlihen nur rückſichtlich ihrer Amtshäufer 
abgabenfrei fein follten, fondern baß ihnen ſowohl 
für ihre Perſon als aud) in Betreff ihrer Amts- 
wohnungen Wbgabenfreiheit bewilligt war. Die 
Bergleichung mit dem urfprünglichen plattbeutfchen 
Texie (abgedrudt in Richter’3 evangelifchen Kirchen- 
srbmungen Band 1 Seite 254) läßt hierüber feinen 

tweifel und beweiſt insbeſondere, daß mit dem 

usbrude: „Güter“ nicht, wie der Berufungsricter 
annimmt, das bewegliche Vermögen der Geift- 
lichen, Fe die Grunbftüde derſelben gemeint 
find. In Uebereinftimmung mit diefer Anficht 
Iris fi Balthasar ius eocles. pastor. Theil 1 

eite 930 sqq. und de libris seu matriculis 
eoclesiastiois Seite 235 sqq. aus. Auch ift im 
8 812 des Entwurfs des Neuvorpommerſchen 
Provinzialrechts die Wbgabenfreiheit der Beiftlichen 
in der gedachten Weife aufgefaht. 

Diefer Rechtszuſtand ift indeflen durch Artifel 5 
de3 Negulativs vom 29. Auguſt 1831 weſentlich 
geändert worben. 

Wenn aud auf die Worte: „ohne Unterſchied 
des Standes“ Tein entſcheidendes Gewicht zu legen 
iſt, weil fih aus ben legislativen Vorarbeiten er- 
iebt, daß diefer Bufag auf den Vorſchlag der 

Öniglichen Regierung au Stralfund in dem Be- 
richte vom 8. Juni 1831 aufgenommen ift, „um 
die Verpflihtung der Gutsbeſitzer mehr außer 
Zweifel zu fegen“, fo würbe doch jelbft beim Fehlen 
der gedachten Worte anzunehmen fein, daß bie 
bisherigen Vorrechte der Beiftlichen durch Artikel 5 
a. a. D. infoweit haben befeitigt werben follen, 
als es fih um die Leiftung von Beiträgen zur 
Kehrerbefolbung handelt. In dem gedachten Ar- 
titel — einer Nachbildung des z 29 Allgemeinen 
Landrechts Theil 2 Titel 12, wie aus den Mate 
rialien hervorgeht — iſt die Abficht unverkennbar, 
die biöherigen mit ber früheren Xerfaffung zu= 
fammenhängenden Vorrechte zu befeitigen. Wenn 
auch Hierbei hauptſächlich an die —— —— 
jedacht fein mag, fo iſt doch die Faſſung des 
jeges eine fo generele, daß eine Ausnahmes 
stellung für die Geiftlichen hiermit nicht vereinbar 
iſt; diefelben Hätten ausbrüdlich genannt werden 
müffen, wenn fie in rechtlicher Beziehung ander 
als die übrigen Familienvorftände des Schulbe- 
zirks zu behandeln wären. — — — 


Anhang. 

I. Nefeript vom 18. April 1881 an bie Königl. 
Negierung zu M. betr. ben Erſatz des Eat. 
geldes duch Schulbeiträge 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom 
24. Januar cr., betreffend die Verpflichtung der 
Stadt ©., das Schulgeld für die armen, die Eaute 
u Gr. befuchenden Kinder von der Eoloniften- 
—* zwiſchen beiden Orten und F. zu bes 


zahlen, zeigt in mehrfacher Hinficht eine nicht ganz 
richtige Anficht von den bei Unterhaltung ber 
öffentlichen Efementarfchulen, in specie bei Do⸗ 
tatton ihrer Lehrerftellen, eintretenden rechtlichen 
Grundfägen, zu deren Erläuterung das Minifterium 
Folgendes bemerkt: 

1) Wenn der Lehrer an einer folgen Schule 
zu 6 Subſiſtenz ganz oder theilweiſe auf die 
Erhebung von Schülgeld angewieſen iſt, ſo 
wird ihm dadurch zwar allerdings in ber Regel 
feine beftimmte umme bes Einkommens 
garantirt, da vielmehr das Schulgeld, als eine 
nur für die Unterrictsertheilung an bie wirt: 
lich die Schule befudhenden Kinder, von den 
Eltern derfelben zu zahlende Remuneration, in 
feinem Gefammtertrage von ber Bahl der über- 
haupt vorhandenen Kinder, und demnächſt auch 
von ihrem Schulbefuhe abhängt, in welcher 
legterer Hinficht den Eltern nirgend im Geſetze 
die Freiheit beſchränkt ift, dafern fie nur über- 
haupt für einen orbnungsmäßig  zureichenden 
Unterricht ihrer Kinder jorgen, im Webrigen 
nad ihrem Ermeflen fih der häuslichen In— 
formatton oder jeder ihnen zufagenden Private 
ober öffentlichen Schulanftalt zu bedienen. Dahin⸗ 

jegen hat aber der Schullehrer in der Regel, unb 
b weit Urt befondere ausbrüdfiche Beftimmungen 
bei feiner mftelbung ein Andered verorbnen, Yır 
jedes feinen Unterricht wirklich befuchende Kind 
allerdings einen Anſpruch auf das Sänlgelb, und 
ift in der Regel nicht verbunden, den Kindern un= 
vermögender Eltern ſeinerſeits den Unterridt un= 
entgeltlich zu erteilen. Das Schulgeld für die- 
felben muß vielmehr nötöigenfalis, da Elementar- 
unterricht gefeßlich jedem Kinde verfchafft werben 
muß, und mithin zu den unerläßlichen Bebürf- 
niffen der Erziehung gehört, als ein Theil ber 
Armenpflege aus den betreffenden Armen- oder 
fonftigen allgemeinen Corporations⸗ oder Com⸗ 
munalfonds, und bei deren Erfhöpfung durch Zu— 
fchliffe ber betheiligten @emeinden aufgebracht 
werden.*) Damit jtimmen aud die von ber 
Königlihen Regierung felbft bereit? allegirten 
Verordnungen des General - Landfchulreglements 
von 1763 und der Magdeburgifchen Kirchenord⸗ 
nung überein, welcher leßteren Beftimmung übri- 
gend, wegen Entnehmung des Armenfchulgeldes 
aus dem Kirchen-Aerario, als Brvangeverbindtid)- 
teit des letztern, nur da Fe greift, wo nad 
vorandgefegter biesfälliger Berfaffung der Kirchen- 
fonds zugleich mit zur Armenpflege beftimmt ift. 
Da im vorliegenden alle, fo viel die bisherigen 
Berichte der Böniglichen Regierung ergeben, der⸗ 
leihen Verfaſſung nicht vorliegt, Fondern in den 
etheiligten Ortichaften die Urmenpflege aus bem 
Communalfonds beftritten wird, fo wird ber 
Magiftrat zu N. N. ſich der Gewährung des Schul- 
neldes für die nah Gr. zur ule gehenden 
Kinder unvermögender Eltern aus dem betreffen- 
den Theile der Eolonie nicht entbrechen können, 
und wenn er aud) ben —— — jegen ver⸗ 
ſuchen ſollte, doch inmittelſt zur rung der 
Zahlungen, als einer ſchuldigen öffentlichen Laft, 
von Berwaltungswegen emubalten fein. Will er 


*) of. oben $ 194. ) of. oben $ 196. 
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jenen Kindern den flinterricht in ber Freiſchule 
zu ©. felbft anweifen, fo kann bies, bei voraus: 
geſetzter praktiſcher Ausführbarkeit nad} den Local- 
umftänden, in jo weit geftattet werden, als bie 
betbeiligten Eltern ihrerjeitd bamit einverftanden 
find, fonft aber nicht, da die Eltern, ala Mit- 
lieber der Schulgemeinde von Gr., einen ebenſo 
Begrändeten Anſpruch auf Benugung gerade der 
dortigen Schule haben, als fie andererfeit3 ſich 
mit Bumetfung des freien Unterrichts für ihre 
Kinder in diefer ihrer Schule, ohne Berechtigung 
auf eine ihrerfeit3 etwa anders zu treffende Wahl, 
würden zufrieden ftellen müffen. Eine Abänderung 
hierin könnte nur durd anderweitige Regulirun 

des Schulbezirts überhaupt erfolgen, falls na: 

den Suppofitionen des & 18 Litt. k. der Regie— 
rungsinſtruction von 1817 die Ortfchaften ſich 
unter Genehmigung der Königlichen Regierung 
darüber vereinigten, ober die Localumftände ein 
zum Einfreiten von Oberaufſichtswegen ver- 
anlafjendes, wirkliches Bedürfniß folher Abände- 
rung begründeten. 

2) Die Aufbeingung der Schulunterhaltung, und 
insbeſondere ber Xehrerbefoldung, durch Schulgeld, 
ift aber feit Publifation des Allgemeinen Land- 
rechts überhaupt nicht mehr Die eigentliche geſetz⸗ 
mäßige Einrichtung, fondern es foll der Bedarf, 
nemäß ber Beitimmungen 88 29 sq. Theil I 
Titel 12 Wilgemeinen Landrechts, durch firirte 
Beiträge fämmtliher Hausväter des Orts ober 
reſp. Schulbezirks nad) Verhältniß ihres Vermögens⸗ 
und Nahrungsftandes aufgebracht werben. Eben 
daher kommt e3 auch, daß das Landredit Feine 
Beitimmungen - wegen Aufbringung eines Zu— 
ſchuſſes aus Armenfonds für Kinder unvermögen- 
der Eltern enthält, ba zu ben vielfachen Vorzügen 
diefer vom Landrechte vorgefchriebenen Einrichtung 
unter andern auch der gehört, daß die ein für 
allemal auf ein billig angemeflenes Ouantum nad) 
den a Localverhältnifien feitzufegende 
Dotation der Lehrerftellen überall durch das zus 
fällige Verhältniß der Schulfrequenz nicht alterirt, 
für Beſchaffung des freien Unterrichts der Kinder 
unvermögenber, mithin bei Bertheilung ber Schul- 
beiträge außer Anſaß bleibender Eltern, ſchon von 
jelbft durch die Beiträge der übrigen Gemeinde- 
nlieder mitgeforgt, und der von der Königlichen 
Regierung ganz richtig angeregte, bei der Schulgelb8- 
einrichtung aber in der Hegel nicht zu befeitigende 
Uebeljtand vermieben wird, daß erft bejonderd ber 
Armenfonds und zwar leicht möglicher Weife zu 
einem in der eigentlichen Notwendigkeit gar nicht 
beruhenden Gewinne, für den vielleicht durch das 
Schulgeld der zahlungsfähigen Eltern ſchon Bi 
ala zureichend Yalarizten * hinzutreten muß. 
Wenn dieſe gemeinrechtlich beftimmte Einrichtung 
bisher noch wenig zur Anwendung gekommen ift, 
fo liegt der Grund davon darin, daß ihre Aus- 
fügrung eine für jeden Ort nad Prüfung ber 
vorliegenden Berhältniffe befonders vorzunehmende 
billige jegung des Schuleinkommens, und Aus- 
ſchreibung der Beiträge hiernad) auf die Haus- 
väter erfordert, mithin nad) der Natur der Sache 
nur einzeln und allmählig damit vorgefchritten 
werden fann, und bis dahin an jebem Orte die 
früher beftandene Einrichtung, namentlich die ge- 


wöhnliche des Schulgeldes, noch einftweilen hat 
beibehalten werden müffen. Das Minifterium iſt 
auch nicht gemeint, die Sache etiva dem Forte 
fchreiten in Pictem allmähligen Gange, ber viel- 
mehr dafür auch der allein vortheilhafte ift, ent- 
ziehen zu wollen, dba namentlich dabei auch auf 
die großentheil® noch geringe Dualification der 
aus älterer Zeit noch im Dienfte befindlichen Schul- 
lehrer vorfichtige Rüdficht ‚genommen merden muß, 
bei denen es nicht der Billigleit gemäß wäre, bie 
Gemeinden mit einer folhen Salarirung, mie fie 
als bleibende Dotation der Lehrerftelle nach den 
Anforderungen jegiger Zeit feſtgeſetzt werden 
müßte, ſchon gegenwärtig beſchweren zu wollen, 
fo daß vielmehr in der Regel mit der Regulirun— 

nur bei neuer Beſetzung der Stellen am vorthei 

bafteften einzufchreiten tft. Inzwiſchen giebt außer« 
dem auch noch fonft jeder Fall eine angemefiene 
Beranlaffung dazu, wo die bisherige Einrichtung 
des Scufgeldes, fei es wegen Unzulänglichteit 
deffelben zur nothwendigen Subſiſtenz des Gefrers, 
wegen zu häufiger Ausfälle an demfelben, Streitig⸗ 
teiten Darüber, oder aus irgend einem fonft eins 
tretenben Grunde, fi für ben mei eined ge⸗ 
nügenden und fihern Unterhaltes der Schule nicht 
mehr zureichend findet; die Gemeinden können fich 
ſolchen Falles der Einführung irter Beiträge 
in der oben gedachten Weife, als der eigentlich 
gefeslicien Einrihtung, niemald widerſetzen, und 
dad Miniftertum kann der Königlichen egierung 
in Rückſicht ihrer überwiegenden Zwedmäßigkeit 
die Förderung dieſer Einrietun bei allen folchen 
Veranlaffungen nur auf daB Entſchiedenſte em⸗ 
pfehlen. Denn, wie ſchon erwähnt, hat fie einer= 
ſeits den Vorzug, daß das uleintommen da= 
durch auf ein ſowohl in feiner Zulänglichteit an 
fih, als in feiner prompten —— vielmehr 
gefichertes Quantum gejeßt, insbejondere ber Schul- 
egrer in eine von Bufälligkeiten oder von Launen 
der Gemeinden unabhängige Lage gebradt, und 
allen den gehäffigen Verwi en und Streitig⸗ 
teiten entzogen wird, tn die ihn die meiften® doch 
für ihn unentbehrliche Verfolgung feiner Schul- 
geldforderungen gegen fäumige oder minder ver- 
mögende Eltern A überall mehr oder minder zu 
führen pflegt.) Dagegen hat anbererfeit3 bie 
Schulgemeinde den Vorteil eines auch an ihrem 
Theile feftftehenden, nur auf das wirkliche Be— 
dürfniß nad. billiger Abmeſſung be; ‚ten Ouanti 
der Schulunterhaltungslaft, eine Sicheritellung ins⸗ 
befondere gegen diejenigen öfters fehr fehwierigen 
Bermwidelungen, welche bei zunehmender Frequenz 
der Schule bis zu einem die Vermehrung des 
Lehrerperfonal3 erfordernden Umfange, durch die 
alsdann in der Megel hervortretenden Anfprüche 
des älteren Qehrer wegen bes bisher, von ihm 
allein bezogenen Schulgeldes zu entitchen pflegen, 
und einer auch an ſich felbft viel leichteren Auf⸗ 
bringung des Schulbebürfnifies. Denn mas bie 
Königliche Regierung, diefem entgegen, von einer 
beforglichen Ueberlaftung der zahlungsfähigen Ge- 
meindemitglieber durch die Uchertrogung der uns 
vermögenden anführt, kann das Miniftertum fo 
wohl nad) der Berechnung a priori, als auch nad 


*) of. Borberiht zu $ 189. 
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den überzeugendften Refultaten der aus andern 
Regierungsbezirken ſchon vorliegenden praftifchen 

ahrung, nur fir ungegründet erflären, und 
die Königliche Regierung mit aller Sicherheit auf 
die Probe eigenen praftifchen Verſuches verweifen. 
Es ftellt fich vielmehr dadurch, daß erſtens durch 
die Heranziefung aller Hausväter der Schulge⸗ 
meinde, ohne Nüdficht auf ſchulbeſuchende Kinder, 
die Contribuentenzahl meiftentheil® beträchtlich 
vermehrt, daß zweitens die Laft nach einem viel 
billigeren und zwedmäßigeren Repartitionsfuße, 
als bem rein der Kinderzahl, unter 
ihnen vertheilt, daß dabet drittens fein dergleichen 
abfoluter Beitragsfag, wie das Schulgeld, Enden 
ein für jebe sinaufägenbe Klaſſe freier, mithin 
auch die zur Bahlung des bisherigen Schulgeldes 
umvermögenden Eltern doch nocd mit dem etwa 
in ihren Kräften ftehenden niebern Quanto heran 
ziehender Sp enommen, und daß endlich viertens 
die Beitrags! Ay ftatt der fonftigen Beſchränkung 
auf die Schulzeit der Kinder, für jeden Contri— 
buenten auf die ganze Dauer feiner Eriftenz als 
Haußvater in der Schulgemeinde vertheilt wird, 
der jährliche Beitrag für jedes Gemeindemitglieb 
allemal in ein jo milde Berhältniß, daß er 
namentlich mit dem oft jo drüdenden Schulgelde 
in gar keine Vergleihung zu bringen ift, und 
kaum für die wohlhabendften Haushaltungen das⸗ 
jenige Quantum zu erreichen pflegt, was an Schul- 
geld für die gewöhnliche Durchſchnittszahl ſchul⸗ 
befuchender Kinder einer Familie, von den Eltern 
auch aus der minbeft vermögenben, nur eben noch 
über der abfoluten Bahlungsunfähigkeit ftehenden 
Bermögensklaffe hat aufgebracht werden müffen. 

Auch für den vorliegenden Specialfall empfiehlt 
hiernach das Minifterium der Königlichen Regie 
rung die anfcheinend eben Hier jehr angemefjene 
Einführung der Iandreditlihen Berfaffung in Er- 
mwägung zu nehmen, und nad Befinden Yazu die 
erforderlichen Berfügungen zu treffen. 

(&. XIX. ©. 700.) 


IL. Refcript vom 17. September 1888 betr. bie 
ARDERNEE Han Schulſoe ietäten von ben 
politifgen Gemeinden. 

Auf den über die Beſchwerde der Aderbefiger 
der Feldmart N. wegen der von ihnen geforberten 
Beiträge zu den Schulbaufoften unterm 5. April c. 
erftatteten Bericht wird der Königlichen Regierung 
zum Bejcheide gegeben, daß das Minifterium mit 
ihrer Anficht, als ob die Koften für das Schul- 
weſen zu den Communallaften gehören, nicht ein- 
verftanden fein Tann. Die Frage ift neuerlich in 
einer Communication mit bem Königlichen Mini- 
ftertum des Innern und der Polizei erörtert, und 
dieſſeits dabei ausgeführt worden, daß die Koften 
des Elementarſchulweſens feine Communal-, 
fondern eine Sorietätslaft des Schulbezirks feien. 
Das Allgemeine Landrecht beitimmt zwar im 
$ 34 Titel 12, Theil II, daß die Unterhaltung 
der Schulgebäude und Schulmeiftermohnungen als 
gm eine Laft getragen werben fol; aus dieſer 

ftimmung ift aber nicht zu _folgern, daß dieſe 
Laſt Communalſache fei. Das Landrecht bezeichnet 
die gedachte Unterhaltungapfliht nit als gemeine 
Laft ſchlechthin, ſondern als gemeine, d. 5. ge— 


meinshaftlihe Laft aller zu der Schule ge- 
wiefenen Einwohner ohne Unterfhied. Es 
handelt fi daher nicht von einer Communal-, 
fondern von einer der Parochiallaſt ähnlichen 
SocietätSangelegenheit. Es werben daher 
für die Unterhaltung der Schulen aud) nicht den 
Eommunen bebeutende Laften auferlegt, fondern 
nur denjenigen Mitgliedern der Kommune, welche 
und infofern fie Mitglieder der Schulfocietät find. 
Mit diefer Ausführung Hat das Königliche 
Minifterium des Innern und der Polizei unterm 
23. Juli c. im Wefentlichen ſich einverjtanden er- 
klärt, und hindert daher die Königliche Regierung 
Nichts, fie ihrerſeits künftig ebenfalls zur Richt 
ſchnur zu nehmen, zumal das gedachte Königliche 
Minifterium die Beichwerbe der Wderbefiger N. 
dem — gg en zu 
effen Cognition gehörig, hat abgeben laſſen. 
(m. x. 6. 861.) 


III. Nefcript vom 18. aus 1840 an bie 

Königliche Regierung zu Münfter, Minden, Arnd- 

berg nud Düfleldorf, beögl. cf. oben 8 260 
Nr. 1 (6. 158). 


Das Königliche Staatömintfterium hat in Be 
trat, daß die in den vormals fremdherrlichen 
Landestheilen, in welchen jet das Allgemeine 
Landrecht für die Preußifchen Provinzen gilt, die 
bei der Publication nicht ausgeſchloſſenen Be— 
ftimmungen des Titel 12 Theil II defielben, über 
die Repartition und Erhebung der Schulunter- 
haltungskoſten, volle Anwendung leiden, und allen 
entgegen ftehenden Bonferuengen der noch beibe- 
halienen fremdherrlichen Communalverfafjung um 
fo geiiffer derogiren, als das in diefen Qandes« 
ıheflen bereit befolgte Princip der confeffionellen 
Trennung der Schulen der franzöfifhen Geſetz— 
gebung über die Schulbedürfniſſe ganz unbelannt 
ft, und in Erwägung, daß bie habe bevorftehende 
Bublication der Be äliſchen Landgemeindeord⸗ 
nung für die Provinz Weſtfalen uͤberdies bie 
fremdherrlihe Communalverfaffung aufheben und 
jeden Bmeifel über die Nichtanwendbarkeit ber 
fremdherrlichen Beitimmungen in Abfiht der Re- 
partition der Schulunterhaltungstoften befeitigen 
werde, dur das Concluſum vom 16. Juni c. 
die Anſicht ausgeſprochen, daß die landrechtlichen 
Beftimmungen über Vertheilung und Erhebung 
der Schulbebürfnifkoften, nach melden diefe Koften 
nit eine Communal, fondern eine dem Schul- 
bezirke obliegende Societätslaft find, zur Ans 
wendung zu bringen, und die aus der fremdherr⸗ 
lichen Communalverfaffung bergeleiteten Beſtim⸗ 
mungen als aufgehoben anzufehen feien. Das 
unterzeichnete Minifterium veranlaßt demnad Die 
Königliche Regierung, fi hiernach ebenfalls in 
vorfommenden Fällen zu achten, und wird Der- 
felben hierbei auch noch ausdrüdlich bemerkbar 
jemacht, dag, wenn gleih im Wilgemeinen bie 
egulirung des Interimiftici dem status quo ſich 
anſchließt, doch in allen Fällen, in denen die bis— 
berige Art der Aufbringung der Koften auf allge 
meinen Landes; etepen berubte, diefe bisherige Art 
fein Bräjnd Air ie Regulirung des Interimiftict 
begründen Tann, vielmehr das Snterimifticum 
nad) der gemeinrechtlichen Vorſchrift des Allge⸗ 
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meinen Landrechts oder der mit demfelben wieder⸗ 
hergeftellten Provinzialrechte zu reguliren ift. 
inifterialbl. d. i. 8. 1840 ©. 293.) 


IV. [Nefeript vom 24. Auguft 1885 an bie 

Königlige Regierung zu Magdeburg betr. die 

Heranziehung der Gutöheren in dem ehemals 
weſtphäliſchen Sachſen. 

Der Königl. Regierung wird auf die im Berichte 
vom 22. October 1832 vorgetragenen Zweifel: 

„Uber bie Grundſätze, nad} denen bie Unter- 
haltung ber Elementarfhulen und vornehm- 
lid die Aufbringung der Lehrerbefoldung 
regulirt werben fol,” 
hierdurch eröffnet, daß dabei zunächſt auf bie be- 
ſtehende provinzielle Verfaſſung allerdings zu fehen, 
und in jedem jpeciellen Yalle der Local-Objervanz, 
nach welder die Unterhaltung bisher ftattgefunden | 
at, zu folgen ift. Die Vorſchriften des Landrechts 
nd nur ba anzınvenden, wo die gütliche Regu— 
irung in Aufbringung der erforderlihen Mittel 
Schwierigkeiten findet, und auf ben gemeinrecht- 
lichen Einrichtungsmodus 
„buch allgemein grundſätzliche Abſchaffung 
bes Schulgelbes und Subitituirung firirter 
Beiträge in Form einer directen Auflage“ 
recurrirt werden muß. Wer aber hiernach ald 
zum Schulverbande gehörig mit Beiträgen anzu= 
ziehen, und nad welchem Maßftabe die Repartition 
vorzunehmen fei? darüber enticheiden auch zunächft 
wieder provinzielle Berfaffung und Localverhält- 
niffe, wobei die Diftricte, welche einer fremden 
Zwiſchenherrſchaft unterworfen geweſen, ſich aller= 
Dinge von den Provinzen, welche immer preußifch 
geblieben find, unterjcheiden, obſchon im Allge— 
meinen bie weſtfäliſche Herrſchaft die Kirchen und 
Schulverhältniffe unberührt belaffen Hat. 

In den Diftricten auf dem dieffeitigen Efbufer 
werden zu ben Hausvätern des Orts, denen im 
8 29 Titel 11 eil II die Unterhaltung der 
Schullehrer zur Laſt gelegt ift, in ber Regel nur 
die im gleichen Jurisdictionsverbande ftehenden 
Einfaffen gerechnet, die fogenannten Erimirten 
aber, und namentlih auch Domänenpächter und 
Domänenkäufer 2c., nicht darunter verftanden 
werben können, insbeſondere tft die Gutsherrſchaft 
felbft als Patron der Schule zu fpeciellen Lei- 
ftungen nur für die Beſchaffung des Locals an— 

ezogen, fonft aber als unbetheiligt bei ber 
entation der Anftalt angejehen. Anders ver- 
ält es ſich in den Diftricten, in welden die 

nzöftfche Berfaffung eine Zeit lang beftanden 
bat, indem während diefer Zwiſchenregierung alle 
Vorrechte des Standes und des Grunbbefiges, 
welche bie fogenannten Erimirten und den Grund⸗ 
befiger außerhalb des Gemeindeverbandes ftellte, 
vertilgt find. Diefe vorgefundenen Berhältniffe 
hat die Preußifhe Regierung bis jet im Allge- 
meinen confervirt, bloß einzelne Prärogative her- 
eftellt, und den Gutsbefiger namentlih nur von 
Beiträgen zu folden Gemeinbedürfnifien freiges 
ſprochen, von denen er feinen Nugen zieht, wohin 
eiulanpalien aber offenbar nicht gerechnet werben 
önnen. 

In diefen Theilen der dortigen Provinz wird 
ſich daher die Anficht, daß Seimicte, in specie 





Domänenpäditer, Domänenkäufer und Gutsherren 
außerhalb der Schulfocietät ftehen und zur Unter- 
haltung der Schulfehrer keine Beiträge zu leiften 
haben, ur wohl rechtfertigen laſſen, gemat ſchon 
in den Städten überall die Anwendung 
eines ähnlichen allgemeinen Grundſatzes unabweis- 
li) fein dürfte, 

Ueber den bei der Repartition der Schulbeis 
träge anzumendenden Maßſtab läßt fich feine 
enerelle Vorſchrift geben, doch wird es ben Orts⸗ 
Solizeibegörben und bem ndrathe meiftens 
nicht ſchwer werden, das Heranziehen des Ein- 
elnen in einem billigen Berhältniffe zu dem Be— 
itzthum, das er Bat, ober zu der Nahrung, welche 
er treibt, zu reguliven. Die Grund- und Mafjen- 
feuer braucht dagegen nicht nothwendig als Re— 
partitionsmaßftab angelegt zu werben.*) 

Uebrigens verfteht es ſich von felbit, daß in 
allen Fällen gegen derartige Feſtſtellungen ber 
Rechtsweg) inſoweit unverſchränkt bleibt, als der⸗ 
ſelbe überhaupt gegen allgemeine Anlagen nach 
Vorſchrift der Geſehe zuläffig iſt. *) 
(A. XIX. ©. 705.) 


V. Refcript ber Minifterien ber geiftlicden, Unter⸗ 
richts⸗ und Mebicinal-Angelegenpeiten und des 
Jnneru und ber Polizei vom 81. Anguft 1888 
an ben Königl. Oberpräfibenten der Provinz N. N. 
betr. die Heranziehung ber Beamten. 
Die unterzeichneten Minifterien eröffnen Ew. 
auf den gefälligen Bericht vom 18. v. M., 
in Betreff der von der Regierung in N. N. 
zur Entſcheidung geftellten Differenz, in Be— 
ziehung auf die Grundfäße über die Heran- 
tehung der Königlichen Beamten zu den 
ommunal- und ulbeiträgen, 
daß das Gefeg vom 11. Juli 1822 nur das Ver- 
bältniß der Staatsbeamten, Hinfictlich ihrer Bei- 
träge zu den Bebürfniffen der bürgerlichen Ge— 
meinden rebucirt; bie Verhältnifle dieſer Beamten 
gu Corporationen und Gocietäten, die außer ber 
ürgerlihen Gemeinde ftehen, und einen von oe 
getrennten Haushalt haben, berührt das Geſetz 
gar nicht, es iſt daher aud auf die Beiträge zu 
den Bedürfniffen folder Societäten nicht anzu= 
menden. Hieraus folgt, daß, wenn eine bürger- 
liche Gemeinde da8 Schulbedürfniß auf ihren 
Kämmereietat nimmt, und, infowelt dad Kämmereis 
vermögen zur Dedung ſämmtlicher Bebürfniffe 
nicht ausreicht, deshalb Steuern von den Ein— 
mwohnern ausſchreibt; das Gefeg vom 11. Juli 
1822 in allen feinen Beftimmungen zur Anwen— 
bung kommen muß; imo es ſich dagegen um das 
Bedürfniß der außer der bürgerlihen Gemeinde 
ftehenden Corporationen und Socieiäten handelt, 
kein Grund zur Anwendung des allegirten Ge— 
feßes vorhanden tft. Es würden, wenn man aud) 
bier das Gefeg anmenden wollte, in einzelnen 
Fällen ganz unangemefjene Refultate zum Vor— 
ſchein fommen. Wenn 3. B. in einer ganz katho— 
chen oder evangeliſchen Stadt fi nad) und nad) 
eine Anzahl von Mitgliedern der andern Cons 
feffion angefiebelt hätte, und ein befonberes Kirchen⸗ 


*) of. oben Rr. 3 fi. 
®e) of. jeht 8 308. 
y of. jegt Rr. 70, 
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und Schulſyſtem einzurichten wünfchte, deshalb 
aud) als befondere Societät vom Staate conftituirt 
würde, fo dürfte leicht ber Beitrag eines zu dieſer 
Societät gehörigen Beamten das 8 3 beftimmte 
Marimum des Beitrags nicht nur erreichen, fondern 
auch überfteigen. ieraus würde dann folgen, 
daß er zu den Bebürfniffen der bürgerlichen Ge— 
meinde, zu welcher er gehört, gar nichts mehr bei= 
qutrogen hätte. Auch erftreden fich derglei 

ocietäten oft über die Grenzen der bürgerlichen 
Gemeinden Hinaus, und bie bürgerliche Gemeinde 
des Wohnortd des Beamten müßte einen Theil 
des ihr nach 8 3 des Geſetzes zuftehenden Marimi, 
ie vielleicht den ganzen Beitrag des Beamten zu 
Ihrem eigentlichen Gemeindebedürfniffe einbüßen, 
weil ber mte zu einem über andere Gemeinden 
ſich erſtreckenden Gocietätsbebürfniffe bereit heran 
gezogen wäre. 

An folden Orten, in welchen das Schulbebürf- 
niß nit durch allgemeine Beiträge der Hausväter, 
fondern durch ein von jebem zur Schule gefchicten 
Kinde zu entrichtendes Schulgeld aufgebracht wird, 
verfteht es fich von felbit. daß dem Beamten nicht 
deshalb ein Theil des Schulgeldes erlaffen werben 
tönne, weil dadurch das Marimum nad dem Ge- 
jege vom 11. Juli 1822 überftiegen würde, oder 
daß auch demfelben Beamten die Anrechnung des 
srlegten — word auf den zur Kämmerei zu 
entrichtenden Beitrag geftattet fein könnte. ꝛc. 
(U. XXIL ©. 685.) 


VI. Nefeript ber Minifterien ber lichen, 
Unterrichts⸗ und Medicinal-Angelegenheiten und 
des Innern und der Polizei vom 15. September 
1885 an ben N. betreffend bie Nichtbefreiung 
ber Geiftligen und Schullehrer von ben 
Sähulbeiträgen. 

Die unterzeichneten Minifterien eröffnen Ihnen 
auf Ihre Borftellung vom 12. Juli c., daß e8 in 
Betreff der von Ihnen geforderten Abgabe für 
den Unterhalt der dortigen Schule bei der an- 
liegend zurückerfolgenden Verfügung ber König: 
lien Regierung zu Erfurt vom 5. Mai c. fein 
Bemwenden behalten muß. 

Die nah 8 29 sq. II. 12 Allgemeinen Land» 
rechts allen Hausvätern eines ds aufgelegte 

flicht, für Dotation der Schulanftalt zu jorgen, 
erubt auf einem von dem gewöhnlichen Com- 
munalverbanbe ganz verſchiedenen Schulfocietäts- 
verhältniffe; die Befreiung des Geiftlihen von 
der Communalfteuer läßt daher nicht den Schluß 
auf die gleiämäbige Befreiung deſſelben von dieſen 
Schulbeiträgen zu; und ein becieller Befreiungs- 
gun, aus dem Inhalte der Vocationen Ihrer 

mtsvorgänger hergenommen, ift nicht dargethan. 
Die Stadtverorbneten können nad $ 42 Städte 
ordnung eine Befreiung, wie bie von Ihnen ver- 
langte, nit bemwilligen. Webrigens fteht Ihnen 
der Rechtöweg*) gegen die Anordnung der König- 
lichen Regierung en; jedoch müſſen Sie nad 
8 80 II. 14 a. a. D. die Schulbeiträge während 
des Proceſſes, mit Vorbehalt Ihres etwaigen 
Rechts, fortentrichten, da Sie folche ſeit dem Jahre 


1821 gezahlt haben. 
a Fix. €. 707) 
*) ot. 8 308. 


VII. Entionef zu einer Befauntmadung bed Künig- 

lien Hannöverfen Eultusminifteriums,*) bes 

treffend die Veranlagung und Erhebung von Kirchen⸗ 
und Schulgemeindelaſten. 


Hannover, den 25. Yuni 1866. 

Die Verfchiedenheit der bei Seranlegung und 
—— von Kirchen⸗ und Schulgemeindelaſten 
in Betracht kommenden mannichfachen Verhältniſſe 
macht es zwar unthunlich, hiefür feſte Normen, 
welche das die beſonderen Verhältniſſe des einzelnen 
Falles umſichtig berückſichtigende freiere Ermeſſen 
ausfchließen, aufzuſtellen. Gleichwohl haben Wir 
es für möglich und zwedmäßig erkannt, gewiſſe 
im Wefentlihen nur der bisherigen Erfahrung 
und Uebung entnommene leitende Grundfäge und 
Geſichtspunkte aufzuftellen, welche dazu bienen 
ſollen, neben richtiger Auffaffung und Antvendung 
der eingefchlagenen Rechisſätze diejenige Gleich: 
mäßigfeit in dem Verfahren zu fördern und zu 
fihern, welche, ohne eine nachtheilige Beſchränkung 
des ber Verſchiedenheit der Verhältniſſe zu be— 
wahrenden wichtigen Einfluffes eintreten Tann. 

Zur Anleitung und Nachachtung für Kirchen⸗ 
und Schulvorftände und für die zur Wahrnehmung 
diefer Angelegenheiten unter Uns berufenen Bes 
börden erlafien Wir demnach die gegentwärtige 
Belanntmadjung, jedoch mit der ausdrücklichen 
Bevorwortung, dab die darin enthaltenen Süße 
da feine Anwendung finden follen und Dürfen, 
wo biefelben etwa im einzelnen Falle als bem 
Rechte nicht entfprechend befunden würden: 

81. Allgemeine Pflicht der Kirchen- und Schul- 
gemeinden. Die Verpflichtung, die Bebürfniffe 
der Pfarrlircheneinrichtung bezw. der Volksſchule 
aushülflich zu beftreiten, liegt in der Regel ber 
Kirchengemeinde bezw. der Schulgemeinde (dem 
nee ob. 

etzteres gilt namentlich auch für ben Bereich 
des Wllgemeinen Preußifchen Landrechts, deſſen 
entgegenjtehende Borfhriften (Theil IT Tittel 12 
$ 35 ff.) duch den 8 15 des Volksſchulgeſetzes 
vom 26. Mai 1845**) befeitigt.***) 

Bo aus befonderem Grunde Dritte ftatt der 
Gemeinde verpflichtet find, kann dieſe doch nicht 
weigern, die nad} der Megel bed Rechts ihr obs 


p} Leverkuhn, Schulgeſehe I Seite 578 bemerkt bazu: 

tefer Entwurf ift vom vormaligen Hannov. Gultueminis 
ſterlum ben Königlichen Confiſtorien zur Begutachtung und durch 
Verfügung vom 25. Juni 1866 zur Beachtung — marc Die 
Berdffentligung iſt nicht erfolgt. In Lohmann's Kirchengeſeden 
ber evamgelifch = lutheriſchen Kirche Hannovers, 1A71, iſt Seite 
26% ff. ber Entwurf mit mehreren Abänberungen abgebrudt unter 
der Ueberforift: Grunbfäpe, melde von dem vormaligen Hannov. 
Gultusminifterum rüdfigtlih ber Veranlagung unb Erhebung 
der Kirchen: und Schulgemeinbelaften befolgt find. — Bel ben 
Berhanblungen fprad das Euftus bafin aus: 
Wenn Wir eine Regelung im Wege ber Befedgebung nit 
An Ausfiht genommen, vielmehr nur auf einen Berwaltungss 
erlaß bas Abſehen gerichtet haben, fo hat Uns babei bie @rs 
mwägung geleitet thells, baß durqh Iegteren das weſentliche Bes 
bürinig voraußfiitlid ausreichend befriebigt wird, tells bag ein 
Vorgehen im Wege der Gefepgebung auf biefem verwidelten, 
mannigfaltig geftalteten @eblete mit befonberen Schwierigkeiten 
unb Gefahren verfnipft tft unb daß übrigens, falle fpäter bens 
noch einmal ber Weg ber Seiehaebung follte betreten werben 
mäülfen, gerade ein Erlaß ber jept in Ausfiht genommenen Urt 
mit ben baran fi Infipfe jahrungen ba8 legislatotiſche 
Vorgehen anı unb erheblich zu erleichtern be: 


fonders geeli m 
) unten Banb III a. € 
**e) of. inbek Erlap vom 30. November 1883 oben Rr. 8b. 
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liegende Laft (mit Vorbehalt des Rückanſpruchs) 
injoweit zu tragen, ald die Berpflichtung des 
Dritten unmittelbar in Wirkfamteit nicht treten 
tann, 3. B. weil fie beftritten wird (vergl. $ 21) 
oder weil der Berpflichtete unvermögend ift. 

8 2. Nedtögrund des Beitragafuhen. @ im 
Allgemeinen. Injoweit durch ein noch geltendes 
8 vorgeſchrieben iſt, daß die Bertheilung der 
Laſt in der Kirchen und Schulgemeinde au be⸗ 
ſtimmte Weiſe geſchehen ſoll, muß es hierbei ſein 
Bewenben behalten. 

Inſoweit aber ſolche Vorſchrift nicht befteht, 
richtet ſich die Vertheilung nad dem jemweilig, 
namentlich) kraft Herlommens, kraft Bejchlufies des 
nad) den Gejegen vom 14. October 1848 *) oder 
9. October 1864*) gebildeten Kirchens bezw. Schul- 
voritandes mit Senchmigung der zuftändigen Ober- 
behörde oder kraft Unordnung der legtern gelten- 
den Beitragsfuße. 

Als eine noch geltenbe gejegliche Vorſchrift kann 
diejenige der Conſtitution vom 4./15. December 
1733 mit der Declaration vom 15. Juli 1747, 
Inhalts deren in den Fürftenthümern Calenberg, 
Göttingen und Örubenhagen zu geiftlichen Bauten 
„nah dem Fuße der Contribution” beigetragen 
werben foll, nicht mehr angeſehen werben, nad- 
dem mit ben im gefammten Steuerweſen einge- 
tretenen Wenderungen der gejeglich vorgefehene, 
auf die Schagpatente von 1618 und 1646 zurüd- 
gehende „Sontributionsfuß” unausführbar ge= 
worden und daher auch ſchon allgemein herfümm= 
li ein anderer Beitragsfuß, wenn auch mit dem 
Namen des Contributionzfußes an bie Stelle des 
geſetzlicher Beitragsfußes getreten ift. 

Beſchlüſſe der bürgerlichen Gemeinden oder 
ihrer Vertreter über Vertheilung der Laften in 
der Kirchen⸗ oder Schulgemeinde haben keine 
Geltung; ebenfowenig Vereinbarungen von Theis 
lung3- oder Verkoppelungsinterefjenten, felbjt wenn 
fie in bie _beftätigten Theilungs- und Verkoppe— 
lungsreceſſe aufgenommen find. 

3. b. Insbeſondere: Feſtſtellung des Bei- 
tragsfußes durch Vorſtandsbeſchluß und obere 
Anordnung. Die neue Feſtſtellung eines Bei— 
uragsfußes oder die Abänderung eines beſtehen⸗ 
den Beitragsfußes (und die, dieſer gleichſtehende 
Amfegung oder Raturalbeiträgen, namentlich Hand- 
oder Spanndienften bei Bauten, in Geldbeiträge), 
muß in Kirchen und Schulgemeinden, in welden 
Kirhen- und Schulvorftände, die nad den Ge- 
fegen vom 14. October 1848 oder 9. October 1864 
re find, beftehen, der Regel nad durch Be- 
chluß dieſer Borftände unter Genehmigung der 
auftänbigen Behörde erfolgen. (Vergl. $ 19 Nr. 6 
des Geſetzes vom 14. October 1848.) 

Kann aber ein zur Genehmigung geeigneter 
(8 4) Vorſtandsbeſchluß nicht erreicht werden — 
was namentlich aud anzunehmen ift, fobald die 
Genehmigung wieberbolt verweigert werben 
mb , Ih tritt an die Stelle des genehmigten 
Vorftandsbejchluffes die Anordnung der zu⸗ 
ftändigen Oberbehörde, jedoch nur in den Fällen, 
daB es an einem (hinreichend beftimmten) Bei— 
tragsfuße für eine aufzubringende Laſt fehlt, oder 


®) Abgebr. unten Bo. III a. €. 


baß durch geſetzliche Vorſchrift eine neue Feſt⸗ 
ſtellung erforderlich wird (vergl. insbeſondere 3 40 
des Voltsjcjulgefeged vom 26. Mai 1845), oder 
daß der bejtehende Beitragsfuß eine rechtzeitige, 
vollftändige und nachhaltige Erfüllung der Ver— 
pflihtungen der ®emeinde — etwa wegen ber da⸗ 
mit verbundenen Ungemißheiten und Schwierigfeiten 
oder wegen Verfchonung eines erheblicheren, nicht 
unvermögenden Theils der Gemeinde — nicht 
genügend fichert oder gegründete Beſchwerden Be- 
theiligter wegen unzıläffiger Heranziehung ober 
drüdender Ueberlaftung hervorgerufen hat. Die 
Anordnung hat, joweit es angemeſſen gejchehen 
tann, auf dasjenige, was unmittelbar ber Rege— 
lung bezw. Abhülfe bedarf, ſich zu bejchränten, 
aud) der Regel nad) den Vorſtänden eine ander- 
weite NRormierung auf dem regelmäßigen Wege 
eined Vorſtandsbeſchluſſes mit Genehmigung ber 
Oberbehörde ausdrüdlich vorzubehalten. 

Wo der Umfang der Beitragsleiftung in Ver⸗ 
bindung mit dem des Bahlrechts feitzus 
itellen ift (8 9 Seite 2 des &ejeges vom 14. Dc- 
tober 1848 und $ 10 Seite 3 des Gefehes vom 
9. October 1864, vergl. die Ausführungdbelannt- 


madungen vom 14. October 1848 Artitel 9 und 
vom 20. October 1864 Artikel 7),*) erfolgt bie 
Feſtſtellung nad) den bejtehenden Vorſchriften all 


Beben dur Anordnung der zuftändigen Ober- 
behörbe. 

Die wegen eines vorgängigen Benehmend ber 
legtern mit der zuftändigen Regierungsbehörbe 
ergangenen Beftimmungen bleiben ungeändert. 

8 4. Portfegung. Ungeeignete Vorſtandsbe⸗ 
ſchlüſſe. Den eftanböbefehfüfen über neue Feſt⸗ 
ftellung oder Abänderung eines Beitragsfußes 
ift die Höhere Genehmigung zu verfagen, wenn 
der beſchloſſene Fuß wider das Recht verftößt 
(vergl. beſonders $ 2 Seite 1, 5—8, [aud) das 
Gefeg vom 5. Juli 1856 über Heranziehung der 
Geiftlihen und Lehrer zu den Staatd- und Ge— 
meinbelaften)] =) wenn der Inhalt des Beſchluſſes 
zu Zweifeln aß giebt, feine Ausführung mit 
unverhältnißmäßigen Schwierigleiten verbunden 
ift oder der beſchloſſene Fuß fonft eine rechtzeitige, 
volftändige und nachhaltige Erfüllung der Ber- 
pflichtungen der Gemeinde nicht genügend fidhert, 
wenn dadurch die beftehende Ordnung ohne er⸗ 
heblichen Grund geändert oder endlich ein Theil 
der Betheiligten dadurch unbillig beſchwert wird 
—E 8 9 1a 

a3 die beiden legten Bedingungen betrift, fo 
muß auf die darin geftellten Anforderungen mit 
befonderer Strenge Een werben, falls im 
Vorſtande ſelbſt dem Veſchluſſe von einer Minder- 
eit widerſprochen ift, falls aus der Zahl der 
etheiligten Einwendungen dawider erhoben find 
oder der neue Beitragsfuß den Vorſtehern felbit 
Vortheil bringt. 

8 5. Beitragspflichtige Perfonen. a. Insbe⸗ 
fondere: Berpflichtung von —— —— 
durch Grundbeſitz, Juden. Die Veranlagung der 
den Kirchen⸗ und Schulgemeinden aufliegenben 
Laften muß in der Regel auf die glieder 


*) Unten vd. IT. & 
*e) of. jegt oben $ 206, 
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diefer Gemeinden ſich bejchränten. (Vergl. jedoch 
für den Bereich des Ullgemeinen Preußiſchen 
Landrechts deffen Theil II Titel 11 8 715.)* 
Daß diejenigen, welche im Bezirke der Gemeinde 
Grundbefig haben, als folhe und unabhängig 
davon, ob fie zu den Mitgliedern der Kirchen⸗ 
bezw. Schulgemeinde gehören, herangezogen wer= 
den, ift deshalb nur inſoweit zuläflig, ald eine 
bejondere darauf führende Nedtsbildung nachzu⸗ 
weifen ift. Soweit es fid) um ein Vorgehen im 
Bermwaltungswege handelt, kann Ießteres in ber 
Regel, namentlid dann angenommen werben, 
wenn bisher Jahre lang unbeftritten ein Ver— 


fahren beobachtet ift, welches thatſächlich als Aus- 
Kub folder Rechtsbildung erſcheint. (Vergl. je— 
0b 8 20 a. E)) 


ies gilt auch im Bereiche bed Allgemeinen 
Preußiſchen Landredts.*) 

Der Nachweis einer Rechtsbildung, nad welder 
die Inhaber bebauten Grundbefiged (bezw. 
von Hofitellen) beitragspflichtig find, vechtfertigt 
nicht ſchon ohne weiteres eine Heranziehung auch 
der Inhaber unbebauten (bezw. vereinzelten) 
Grundbefige. 

Wo die Oberbehörde die vom Vorftande ange 
nommene und bei dem bejchlofjenen Beitragsfuße 
vorausgeſetzte Zuläffigkeit einer Heranziehung ber 
Grundbefiger als folder zwar nicht als ganz 
grundlog, aber doch als Hinreihend nachgemwiejen 
auch nur für den Verwaltungsweg nicht erkennt 
und deren vollftändigere Ermittelung im Ver— 
waltungswege für ungeeignet erachtet, ift von 
derjelben zwar eine Heranziehung der zu ben 
Mitgliedern der Kirchen⸗ bezw. Sgulgemeinde nicht 
gehörenden Grundbefiger nicht ohne weiteres zu 

enehmigen, geeigneten Falls aber dem Vorſtande 
ie Betretung des Rechtswegs**) zur Geltend- 
madung folder Heranziehung zu geftatten und 
ur Erleichterung dieſes Wegs der beichloffene 
jeitragsfuß, falls diefer im übrigen nicht bean= 
ftandet werden muß, unter der Bedingung zu ge— 
nehmigen, daß eine bemjelben entſprechende Her- 
anziehung ber zu den Mitgliedern der Kirchen⸗ 
bezw. Sculgemöinde nicht gehörenden Grundbe⸗ 
figer erſt nad einer gerichtlihen Anerkennung 
ihrer Veitragspflicht ftattfinden dürfe. 

Die im $ 14, Abſatz 2 des Volksſchulgeſetzes 
vom 26. Mai 1845 für Gutseigenthümer als 
ſolche begründete Beitragspflicht zu den Schullaften 
kommt nit zur Anwendung, da fie nur für den 
md Aufhebung der Vefreiungen nit mehr 
gebräuchlichen Fall der daſelbſt im Abſatz 1 
vorgejehenen bejhräntten Beilegung eines 
Guts zum Schulverbande Geltung hat. 

Wegen ber Seitragepfliht der Juden ift das 
Geſetz dom 30. September 1842, beſonders 8 31%) 
zu vergleichen. 

8 6. b. Fremde. Da die Mitgliebfchaft der 
Kirchen= oder Schulgemeinde zwar durch den Wohn 
% (= juriſtiſches Domicil), nit aber dur 

ohnrecht (ſ. g. polizeilihe® Domicil) bedingt 
iſt, jo tft die Heranziehung mit Beiträgen zu der 


2 


ef. oben 5 48 Rr. 13 fi. 
cf. 5 308. 
***) Dben 


8 206 Und. IIL 





Laſt der Kirchen- oder Schulgemeinde auf die in 
derjelben Wohnberechtigten überall nicht beſchränkt, 
aber eine Heranziefung folder, melde feinen 
Wohnfig in der Gemeinde Haben, vorbehältlich 
der na $ 5 für Grundbefiger möglichen Aus— 
nahmen, unzuläffig, aud) wo nad) längerem Auf: 
enthalte eine Heranziehung zu den Laften ber 
bürgerliden Gemeinde bergt., 8 14 ber 
Städteordnung vom 24. Yunt 1858 und 8 56 
der die Landgemeinden betreffenden Bekannt— 
machung vom 28. April 1859) geftattet ift. 

Zur Ausgleichung von Unbilligkeiten, welche in 
Folge deſſen durch eine, im betreffenden Falle 
nicht wohl zit verjagende Mitbenugung der An- 
talten der Kirchen: und Schulgemeinden feiten® 
olcher Fremden etiva entftehen, fann unter Um— 
ftänden, fomeit nicht fonftige Unzuträglichteiten 
dadurch bervorgerujen werden, angemeljen fein, 
eine Gebühr für die Benutzung, wo folde den 
— ber Gemeinde unentgeltlich zuſteht 
(4. B. Kirhhofsgeld), oder eine Höhere Gebühr 
als die von den Witgliedern der Gemeinde zu 
zahlende (3. ®. höheres Schulgeld) feftzuftellen.*) 

87. c. Früher Befreite, ——— Freige⸗ 
— Kein Mitglied einer Kirchen? oder 

hulgemeinde und fofern die Grundbefiger in 
der Gemeinde als ſolche beitragspflihtig find, 
keiner diefer Örundbefiger Tann, nachdem aud 
für Kirchen- (Pfarr) und Schulgemeinden alle 
Real- und Perjonalbefreiungen verfaffungsmäßig 
aufgehoben find, eine exceptionelle (vollitändige 
oder heitmeife) Sreilaffung von der Beitragd- 
leiftung als eigenes —— Recht für 
ſeine Perſon oder ſeinen Grundbeſitz in Anſpruch 
nehmen. 

Gerichtliche Erkenntniſſe, welche von ber Bei- 
tragsleiſtung (ganz oder theilweis In ent 





hindern, fofern fie nur darüber urtheilen, wiefern 
nad) dem, der Zeit geltenden Beitragsfuße Bei— 
träge zu leiften find, eine fonft zutäffige Aende⸗ 
rung des Beitragsfußes, nad) welcher der Frei— 
geſprochene künfug (überhaupt oder in größerem 
Umfange) beizutragen Hg gar nicht; a fie 
aber dahin gehen, daß eine Heranziehung des 
Freigeſprochenen überhaupt dem Rechte nad) nicht 
geihehen darf, nur, falls fie für die Zeit nach 
erfolgter Aufhebung der Real- und Berjonal- 
befrelung ergangen find oder font erfehen laffen, 


daß dem Urtheile die Annahme einer Real 
oder Berjonalbefreiung nit zum Grunde 
Tiegt.**) 


8 d. Bertragömäßige Seftitellungen. Ver⸗ 
träge, durch welche die Beitragsleiftung Einzelner 
mit denjelben Teftgefteitt ift, hindern vorausgeſetzt, 
daß fie mit Zuftimmung ber zuftändigen Ober- 
behörde abgeichloffen find, und nit etwa nur 
eine, nunmehr weggefallene Befreiung normieren 
follen, eine von dem Willen des Bertragdinters 
efjenten unabhängige, defien Beitragsleiftung be= 
rührende Wenderung der Beitragsordnung, wenn 
die Meinung bei dem Vertrage dahin gegangen 
ib dem Vertragsinterefienten (für fi und feine 

achfolger nach Privat) ein eigenes Recht auf 

*) of. oben 5 19. 

**) of. oben bie Anmerkung zu Rr. b (&. 167). 
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unabänderlien Beftand der feftgeftellten Beitrags- 
leitung einzuräumen. 

in ſolches eigenes Recht kann da nie ange 
nommen werben, wo der Vertrag (Vergleich zc.) 
nit die Setftellung der Beitragsleiftung be⸗ 
ftimmter Einzelner und ihrer Nachfolger 
nad Privatrecht bezielt; namentlid) aljo da 
nicht, wo e3 fi darum gehandelt bat, für die 
jeweiligen Angehörigen verſchiedener Claſſen oder 
fonftiger AbtHeilungen der Gemeindeglieder (3. B. 
der Bollmeier, He eier, Köthner 2c. oder der 
Mitglieder des Kirchoris einer:, derjenigen 
der Außenortſchaften anderer Seits) die Bei- 
tragsleiftung zu orbnen. Die auf Grund eines 
derartigen Vertrags zujtandegelommene Bei— 
tragdordnung unterliegt deshalb der Abänderung 
im —X — Wege. 

Der Äbſchiuß eines Vertrags, — welchen 
einem Betheiligten für ſich und ſeine Nachfolger 
nach Privatrecht in Beziehung auf Beitrage- 
leiſtung eigene Rechte gewährt werben, iſt fünftig 
nur da zu genehmigen, two befondere Gründe den⸗ 
felben im Intereſſe von Kirche und Schule em⸗ 
pfehlen (3.8. AUblommen über ein feftes — 
maß gegen Anerkennung der zweifelhaften Bei— 
tragspflicht eines, zu den Gemeinbegliedern nicht 
gehöaienden Grundbefigers).*) Ueber Bereinba- 
rungen mit Geiftlihen und Lehrern vergl. auch 
8 2 a. €. des Geſetzes vom 5. Juli 1856.) 

8 9. Beitragsmaß: a. allgemeines. Die An- 
8 emeffenheit eines eg har wird weſent⸗ 
ih durch die eigenthümlichen Berhältniffe der in 
Betracht kommenden Kirchen- ober Schulgemeinde 
mit beitimmt. Bei einer Feſtſtellung oder Aende— 
rung bdefjelben müfjen deshalb vor allem biefe 
eigenthümlichen Berhältnifie gehörig beachtet, ind- 
belonbere auch berüdfichtigt werden, wie zu den 
fraglichen oder zu ähnlichen Laften in der be 
treffenden Gemeinde oder in benachbarten Gemein⸗ 
den beigetragen ift. (Wergl. 8 40, des Volksſchul⸗ 
geieges vom 26. Mai 1845 und unten $ 13.) 

Nur mit Vorbehalt defien, was hieraus an 
Bejonderheit fi ergiebt, fommen für die Ange- 
mefjenheit de3 Veitragsfuhes allgemeinere Regeln 
in Betracht. 

10. b. Rüdfiht auf Vermöglichkeit. Der 
Beitragsfuß hat die (in der Regel ey Steuer- 
kraft u bemefjende) Bermöglichkeit der Beitragen- 
den billig zu berüdfichtigen. 

Dies infoweit gefchehen, daß nicht ein 
Theil über Vermögen belaftet wird, während ein 
anderer Theil noch nicht nach Vermögen heran 
gezogen wird (vergl. jedoch $ 11); 

fowie, daß nicht durch Berfhonung eines ver- 
mögenben Theils der Gemeindeglieber die recht⸗ 
zeitige, vollftändige und nachhaltige Erfüllung der 
Ba : einde obliegenben Verpflichtungen gefährbet 
wird. 

Dagegen ift eine der Vermöglichkeit, — ind- 
befondere etwa berjenigen Bermöglichleit, welche 
in der Summe aller ” zahlenden directen Steuern 

ch darjtellt — vollftändig entfprehende 
bftufung ber Beiträge weder allgemein zu 


®) of. oben $ 260 Rz. 9. 
“) cf. 5 307 9. 7. 


fordern, noch felbit unter allen Berhältnifien ans 
gemeffen und zuläffig. (Vergl. befonders 8 11, 
1 


Auch gilt die Verfaſſungsvorſchrift (8 13 des 
Geſetzes vom 5. September 1848), nad welcher 
nicht allein jedes Mitglied einer Gcmeinde, fondern 
auch jedes zu folder gehörige Haus oder Brund- 
ſtü Ei den aus den Öffentlichen Verhältnifien der 
Gemeinde entipringenden Laſien verhältnipmäßig 
beitragen muß, nur für bürgerliche, nicht auch für 
Kirchen⸗ und Schulgemeindeu. 

811. c. Rüdficht auf 5 Die Bemeſſung 
der Beiträge nah dem Maße des Nugens, 
welchen die kirchlichen bezw. Schuleinrichtungen 
für die verſchiedenen Beitragenden haben, ift in 
der Regel ungerechtfertigt und unangemefjen. 

Dies gilt aud) von der Anwendung einer Ber- 
teilung der Kirchenbaulaft nach Kirchenftühlen, for 
fern hierin nicht unmittelbar eine Bertheilung 
mit Rüdficht auf Vermöglichteit liegt, und un— 
beſchadet einer unter Umftänden zuläffigen und 
billigen Belaftung der Beſitzer von Kirchenſtühlen 
mit einer vollftändigen oder theilweijen Erjtattung 
der Koſten der Herftellung ihrer Stühle. 

Wohl aber eignet ſich die Rückſicht auf das 
Maß des Nugens dazu, der Rüdficht auf die Bere 
möglichteit zur Seite zu treten zu dem Bmede, 
Unbilligleiten auszugleichen, welche eine volle und 
ausſchließliche Ri dr auf die Bermöglichteit her⸗ 
beiführen würde, z. B. durch Berüdfichtigung der 
Seelenzahl neben der Steuerkraft bei Bemeſſung 
ber von ben verſchiedenen Ortichaften einer Kir: 
gemeinde zu tragenden Quote der Gefammtlaft, 
wo letztere zunächſt in folden Quoten ortſchafts⸗ 
weiſe verteilt wird, oder bei Feſtſtellung des Bei⸗ 
tragsmaßes für größere Güter. 

Snsbefondere wird Häufig ein nach dem Ver⸗ 
mögen, vornehmlih dem Grundvermögen be= 
mefjener Beitragefuß in Gemeinden, in welden 
Mitglieder von hervorragender Vermöglichkeit, 
namentlich) Befiger großer Güter fich finden, in 
der Anwendung auf dieſe zu Härten führen, welche 
eine Beiöräntung in dem Fuße — 3. B. dur 
Feſtſetzung einer te der Gefammtlaft ald Grenze 
des Einzelbeitragg — Ri dem Bwede einer Mil- 
derung übergroßer Unverhältnigmäßigfeit ber 
Leiftung zu dem Nupen, welchen der Beitrag. 
leiftende für ſich und die Angehörigen feiner Be— 
figungen etc. an der kirchlichen bezw. Schuleinrichtung 
bat, notbmoenbig, madjen. 

$ 12. d. Rückſicht auf befondere Leiftungen 
Einzelner. Hat ein Theil der Betheiligten außer 
ben zu ben Laſten der gejammten Gemeinde zu 
leiftenden Beiträgen noch befondere Laften für 
ainde ober Getjtlichteit bezw. Schule zu tragen 
(4 8. feite Abgaben in Naturalien oder Gelde 
an den Baftor, den Küſter 2c.), fo tft darauf bei 
Bemeſſung der Höhe ihres Beitrags billige Rüds 
fit zu nehmen, foweit biefe belonderen Laſten 
in der Kar aa guen zum Kirchen bezw. Schul- 
verbande ihren Grund haben. 

Letzteres ift da anzunehmen, wo ſolche befondere 
Zaften im allgemeinen geiämäbig von einer bes 
ftimmten Klaſſe der einbeglieber getragen 
werben und nicht nachweislich auf einem von 
Augehörigkeit zum Kirchen» bezw. Schulverbande 
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unabhängigen Verhältniffe (3. B. Meier-, Lehns-, 
Erbenginsverbande) beruben. 

8 13. e. Rüdficht auf das Beftehende. Nad- 
bargleichheit. Steht die Abänderung eines 
Beilragsfußes in Frage, jo muß in ber Regel auf 
daB Beitehende fjonende fidfichtgenommen werden, 

In dem Umjtande, daß der geltende Beitrags- 
fuß den Grundfägen der $5 10—12 nicht völlig 
entſpricht, ift deshalb ein ausreichender Grund zu 
defien Abänderung an fich nicht zu befinden, wenn 
diefer Zuß mit unerheblichen Unguträglichteiten 
oder Unbilligteiten nicht verbunden iſt, namentlich 
alfo aud dann nicht, wenn wegen ber Gering- 
fügigteit der Beiträge diefe, der weniger zwed- 
mäßigen Xertheilung ungeachtet, ohne jeden Be— 
drud entrichtet werden können, 

Ferner ift dahin zu fehen, daß ein zu ſchroffer 
Uebergang von dem bisherigen zu einem neuen 
Beitragsfuße vermieden wird. 

Insbeſondere leidet dies aud da Anwendung, 
wo ein Beitragsfuß befteht, kraft defjen allgemein 
oder doch in bejtimmten Klafien (Höfefuß, Erbes⸗ 
fuß) nach bargle ich beizutragen ift. Wo — nas 
inentlich wegen erheblider Ungleichheit der Ber- 
möglichteit der Beitragspflichtigen überhaupt, bezw. 
in den einzelnen Rialien, oder wegen einer Siei⸗ 
gerung der Laft, welche das Bedürfniß einer Be— 
rüdfigtigung folder Ungleichheit vermehrt hat — 
eine Aenderuug dieſes nachbargleichen Beitrags- 
fußes nothwendig oder angemeſſen wird, wird es 
zur Vermeidung des Tehtofen Uebergangs oft fi 
empfehlen, für eine Quote der gejammten Laſt 
den alten Zuß beizubehalten und nur für den 
übrigen Theil einen neuen, nad) der Vermöglich⸗ 
teit ſich richtenden Fuß (Fuß der Grundfteuer, 
des bonitirten —— der geſammten directen 
Steuern, des Landſtraßenbaues) einzuführen. 

8 14. f. Annahme von Beitragsklafjen. Durch 
Beſtimmung von Beitragsklaſſen, welche mit Rüd- 
fiht auf die Steuern (gefammte bivecte Steuern, 
Grundfteuern, in Städten Berfonen- bezw. Häufer- 
steuer 2) jedod nicht in einfachem Anſchluſſe an 
diefe gebildet werden, und Feititellung des Raßes 
eines einfachen Beitrags für den Beitragspflichtigen 
jeder Klaſſe können unter Umftänden Härten der 
im $ 11 bezeichneten Art angemefjen vermieden 
und überhaupt die Beiträge zwedmäßig, mit billiger 
Berüdfihtigung ſowohl der Bermöglichkeit im All⸗ 
gemeinen, als der in der Gemeinde in Betracht 
Tommenden bejonderen Berhältnifje geregelt werden. 

$15. g. Anrechnung auswärtigen Grundbefiges. 
Eine Berüdfihtigung des auswärts belegenen 
Grundbeſitzes bei Heranziehung der Mitglieder der 
Kirchen» oder Schulgemeinde ijt an fi nicht un⸗ 
zuläſſig oder unbillig.*) 

Doch muß dabei hinjichtli derjenigen Grund⸗ 
ftüde eine Ausnahme gemacht werden, in Betreff 
deren ber Befiger nachweiſt, daß fie am Orte der 
Fr den entjprechenben Laſten beitrags- 
p g find. 

Au f es der Regel nad), infofern der Bei- 
tragsfuß nicht nad dem gejammten Vermögen, 
fondern nur nach dem Grundvermögen ſich richtet, 
nicht angemejjen, auswärtigen Grundbefiß weiter 


®) ef. Erlap v. 30. Rov, 1883, oben Rr. 8b. 


zu Berüdfiätigen, als infoweit derfelbe Pertinenz 
eined im Bezirk ber eg oder Schulgemeinde 
belegenen Grundbeſitzes ijt ober von Diefem aus 
bewirthfchaftet wird. 

Zu beachten ift übrigens jür ben Bereich des 


Allgemeinen zeubtigen Landrechts, deſſen Be⸗ 
fimmung in Theil II, Titel 11, $ 739: 
„Ber in zwei Kirchipielen eingepfarrt ift, 


trägt in jedem nur nad Berbältniß ber in 

demjelben befigenden Grundftüde, oder des 

in demfelben treibenden Gewerbes bei.“*) 

8 16. h. Anrechnung auswärtiger Steuer beim 
Steuerfuße. Wo eine Verteilung nad) dem Fuße 
aller oder einzelner directen Steuern beſchloſſen 
ift, wird im Zweifel angenommen, baß die Grund⸗ 
und Häuferjteuer nur, fomweit fie von bem im 
Bezirke der Kirchen⸗ oder Schulgemeinde belegenen 
Grundeigentum zu entrichten ift, ſonſtige perſön⸗ 
lihe Steuern nur foweit, als fie in ben zur 
Kirhen- oder Schulgemeinde (völlig oder theil- 
weije) gehörenden bürgerlichen Gemeinden be= 
ſchrieben find, in Betracht kommen follen ;**) 

jedoch, was die Grundfteuer betrifft, mit der 
Maßgabe, daß dem im Bezirke befegenen Grund- 
befige der mit diefem in derſelben Mutterrolle zu 
gemeinfamem Anſatze der Grundfteuer bejchriebene 
binzuzurechnen ift, fofern nicht deffen Mitberüd- 
fichtigung wider die Beitimmung$ 15 Seite 2 verftößt 
oder im gegebenen Falle rechtlich unzuläffig iſt. 

8 17. Verſchonung Unvermögender. Der als 
richtig an ſich feitzuhaltende Grundjag, daß alle 
an fi) Beitragspflichtigen durch den Beitragsfuß 
zu Beiträgen, foweit fie dazu im Stande find, 
auch wirilich —— ſind, muß in der 
Ausführung weſentliche Beſchraͤnkung erfahren. 

Nauientlich iſt eine Verſchonung der minder 
vermögenden Claſſen zuläſſig, ſo fern der übrige 
Theil der Gemeinde die Lajten der letzteren ohne 
Beſchwer tragen kann, und bei gleicher Boraud- 
figung ſelbſt angemefien, fofern von den An— 
gehörigen diefer Tlaſſen (neben den fonft innen 
obliegenden Zahlungen an Stolgebühren, Schul= 
geld zc.), wenigſtens zu einem erheblicheren Theile, 
auch geringe Beiträge ohne Beſchwer nic würden 
entrichtet werden können oder doc) der anflommende 
Betrag die Koften und Weiterungen der Erhebung 
nicht lohnen würde. 

n Städten rechtfertigt fi Hiernad oft eine 
volftändige Verfhonung der in der unterften oder 
in den beiden unterjten Klafjen der Staatö-Per- 
ſonenſteuer Beſchriebenen, in einfadhen Lande | 
gemeinden ohne anſehnlicheren Gewerbetrieb dies 
jenige aller Nichtanjälfigen oder wenigitens der- 
jenigen Nichtanfäffigen, welche nicht in den höheren 
Tlaſſen der Staatd-Berjonenjteuer bejchrieben find. 
Vergleiche übrigens $ 18 a. €. 

Selbſt eine hierüber hinausgehende Verfhonung 
kann unter Umftänden da angemefien beibehalten 
werden, wo der bejtehende Beitragsfuß folche mit 
fi) bringt, zur Aenderung des lehteren fonftiger 
Grund nicht vorliegt und die danach Beitragenden 
ihre Beiträge ohne jeden Bedruck entrichten können. 
Unthunlich aber wird diejelbe, wenn aus fonjtigem 


*) of. unten $ 230 Anh. XL 
**) of. Wrlaß vo. 30, Roo. 1883, oben Rr. Sb. 
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Grunde ein Beitragsfuß geändert werden muß 
und bei diefer Gelegenheit von jolchen Beteiligten, 
welche durch die Veränderung ſonſt benachteiligt 
werden würden, auf Mitheranziehung ber Vers 
ſchonten gebrungen wird. 

Geht das Verlangen auf eine Aenderung bes 
Beitragsfußes, durch welche bisher Verfchonte mit 
der Beitragsleiftung Wahlrecht erhalten (8 10, 
Seite 3 des Geſetzes vom 9. October 1864) nur 
aus der Mitte der bisher Verſchonten aus, jo kann, 
bat nicht eine Heranziehung ber legteren dem 

orftehenden nad in weiterem Umfange einzu= 
treten hat, unter Umftänden eine Regelung an— 
jemefjen fein, bei welcher wegen Ausdehnung des 

itragsfußes und Einräumung eined eniſpre— 
enden Wahlrechts zwar allgemeinere Beſtimmung 
getroffen, deren Wirkſamkeit für jeden einzelnen 

jetheiligten aber von defjen Erklärung, die Bei- 
tragsleiftung übernehmen zu wollen, abhängig 
gemacht wird. 

$ 18. Dauer und Umfang der Beitragdorbnung. 
Feſte Zahlungen. Im der Regel ift darauf zu 
halten, dag der Beitragsfuß nicht von Fall zu 
Fall, fondern für die Dauer feftgeftellt wird. 

Dagegen ift e3 nicht außgejchlofjen, unter Ums 
ftänden nicht umangemeflen , daß für verſchiedene 
Laſten (3. 8. Baulaft — Lehrerbefofbungsguf uß, 
anßerordentlihe Baulaft -— gewöhnliche Baulaft) 
in ber Kirchen: bezw. Schulgemeinde eine ver- 
fchiedene Veitragsordnung Geltung hat oder erhält. 

Für auferordentlihe, nur nad größeren 
Zwiſchenzeiten wiederkehrende Lajten wird meift 
am angemefienften fein, daß diejelben von den, 
den dauernden Stamm der Gemeinde bildenden 
anfäffigen Witglievern ausſchließlich oder doch 
hauptſachlich wenigitens injofern getragen werben, 
als fie hohe einmalige Beiträge erfordern und 
nicht dafür ee ift, daß die Laft, fei es im 
Wege der Capitalanfammlung oder der Anleihe 
auf Todſchlag, über größere Zeiträume gleihmäßig 
fidh vertheilt. 


Eine angemefjene Betheiligung der Nichtan | 


fäffigen bei ſolchen Lajten ift indeß oft aud in 
der Weife möglih, daß benjelben ftatt fonftiger 
Beiträge fortgehend die Entrichtung einer jeften, 
geeigneten Falls klaſſenweis abzuftufenden jähr- 
lichen (Halbjährlichen ꝛc.) Zahlung auferlegt wird. 

Geeigueten Falls kann eine dahin gehende Ord⸗ 
nung bezüglich aller Laften der Kirchen oder 
Scyulgemeinde entweder für alle Nichtanſäſſigen 
oder für gewiſſe Klajjen derfelben (3. B. diejenigen, 
welde in den untern — in andern Fällen den 
obern — AKlaſſen der Staatö-Berjonenjtener be— 
ſchrieben find) angemefjen fein. 

8 19. Anſang der Geltung neuer Beitrags- 
ordnungen. Neue Beitragdordnungen treten mit 
dem Zeitpuntte in Kraft, mit welchem bie Ge— 
nehmigung bezw. Anordnung der zuftändigen Be- 
hörde dem Vorſtande eröffnet wird. Diefer 7 
punft erleivet auch durch eine Berufung, falls 
diejelbe als unbegründet verworfen wird, feine 
Wenderung, fofern nicht in der Berufungsinftanz 
etwas Anderes beftimmt wird. 

Alle Beiträge, welde für bie einzelnen Bei- 
tragenden nad biefem Zeitpuntte fällig werben, 
find nad) dem neuen Beltragsfuße, die vorher 


Sqchaeider und von Bremen. Preußiſches Boltsjhulmeien. IL Bd, 


für fie fällig gewordenen nad) dem bis dahin 
geltenden Beitragsfuße zu erheben. 

Ausnahmsweiſe fann aber bei Zejtitellung des 
neuen Beitragsfußes genehmigt bezw. angeordnet 
werben, daß derſelbe auch für früher ſchon aus- 

eichriebene Beiträge — in Betreff deren danach, 
Pinetı fie fhon gezahlt find, eine Ausgleihung 
einzutreten bat — Anwendung erhalten fol, 
namentlid, wenn gerade in Anlaß der fraglichen 
Auafhreibung über die Gültigleit oder Bedeutung 
des bisherigen Beitragsfupes Streit und Ungemwiß- 
heit hervorgetreten oder ſonſt deſſen Unhaltbarkeit 
ſich gezeigt Hat. 

Ebenfo find die bisher Vefreiten, infofern das 
Maf ihres Beitrags erjt einer Feſtſtellung feitens 
der firhlichen Verwaltung bedurft Hat, zu frlieren 
Beiträgen, als zu den nad) dem Beitpuntte dieſer 
Feſtſtellung für die einzelnen Beitragenden fällig 
gewordenen nicht berangugisben. 

Kr Beitreibung im Verwaltungswege und 
gerichtliche Urtheile. Die Beiträge, melde die 
Einzelnen zu den ben SKirchen- bezw. ul 
gemeinden auffiegenden Lajten zu leilten haben, 
werden nöthigen Falls im Verwaltungsmwege 
beigetrieben. 

iefe Beitreibung wird dadurch, daß der in Un- 
ſpruch Genommene die Anforderung als rechts⸗ 
widrig beftreitet, nicht ausgeſchloſſen. Vielmehr 
it folgen Falls die zuftändige Behörde der 
irchen⸗ und Schulverwaltung (Kirhen-Commi- 
jarten, 8. Conſiſtorium zc.) zunächft felbft zu 
prüfen und zu beurtheilen, ob der Widerjprud) 
für begründet ng ift oder nicht und danach 
über Einftellung oder ortjegung des Beitreibungs- 
verfahrens zu entheiden. Dabei kann fie übrigens 
in zweifelhaften Fällen das weitere Borgehen im 
Berwaltungswege von einer gerichtlichen Ente 
ſcheidung, ſofern fie dies nicht für geeignet er- 
adıtet, abhängig machen. Bergl. $ 5.*) 

Die Anordnung über Beitreibung im Ver— 
waltungswege hat aber eben jo wenig wie fonftige 
erfügungen, welche im Verwaltungswege zur 
Seftitellung und Durchführung des Fußes für 
Beiträge zu den Laften der Sirchen- und Schul- 

jemeinden ergehen, die Bedeutung, die Buftändig- 
eit der Gerichte*) zu einer dad Nedtöverhältnig 
ſelbſt normirenden rechtskräftigen Entſcheidung 
von Rechtsſtreitigkeiten Darüber, ob von dem Ein⸗ 
zelnen die in Frage ftehende Leiftung dem Rechte 
nad) gefordert werden kann, zu beihränfen. Einer 
ausdrüdlihen DOffenhaltung des Rechtsweges be- 
he desfalls nicht. 

a8 dann von den Gerichten redhtöträftig er- 
kannt wird, Hat demnächſt auch die Kirchen- und 
Schulverwaltung für Recht anzunehmen und danach 
ſowohl ihr Vorgehen in fpäteren Fällen zu be= 
meffen, als auch eintretenden Falls ihre bereits 
ergangene Verfügung zu berichtigen. Bergl. 
übrigens 8 7 ©. 2. 

y 21. Portfegung. Die Befugniß zur Bei 
treibung im Verwaltungswege bejhränft fi auf 
das eigene Bereich der Kirhen- und Schul⸗ 
verwaltung. Dieje® wird indes aud bei einer 
Heranziehung des im Bezirke belegenen Grund: 


) of. unıen $ 301, 302, 308. 
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beſitzes Auswärtiger, falls folche überhaupt dem 
Rechte nad zuläſſig iſt (8 5) nicht überſchritten, 
ſofern dieſe Heranziehung im gegebenen Falle 
nicht den Charakter einer Heranziehung Dritter 
angenommen hat. 

agegen ift die Veitreibung im Verwaltungs⸗ 
wege ausgefchloffen zur Durdführung von Ver— 
pflihtungen, welche dem Patrone als folden, der 
bürgerlichen Gemeinde (vorbehältlich der mit einer 
anomalen Stellung der bürgerlichen Obrigkeit zur 
Kirchenregierung zufammenhängenden Xerpflich- 
tungen) oder fonftigen, ausnahmsweiſe ftatt der 
Kirchen-⸗ oder Schulgemeinde verpflichteten Corpo- 
rationen und Einzelnen obliegen, unbefchadet jedoch 
derjenigen Vermwaltungsmaßregeln, welche gegen 
bürgerliche Gemeinden oder deren Mitglieder etiwa 
die den erfteren vorgejeßte Regierungsbehörde 
(Amt, Landdroftet) für zuläffig erkennt. *) 

Auch eritredt fi die Befugniß zur Beitreibung 
im Verwaltungswege nicht auf folde Leiftungen 
für Kirchen⸗ und Schulzwede, welche ohne fteuer- 
artigen Charakter den Einzelnen unmittelbar (nicht 
als Beitrag zur Laſt der Gemeinde) obliegen, wie 
Stolgebühren, feite Pfarr: und Küfterabgaben ꝛc. 
Mr nit die Veitreibung im Verwaltungswege 

jeglich beſonders angeordnet ii wie namentlich 
fir Hquide Rüdftände von Schul- und Feuerungs- 
geld im $ 33 bes Voltöfchulgefeßes vom 26. Mot 
1845 *) el dafelbft auch 8 30 Geite 3). 

Für folde zur Beitreibung im Bermaltungs- 
wege ungeeigneten Leiftungen ift übrigens eine 
geriseline Zwangsvollſtreckung nad 8 528 

x. 4 der bürgerlichen Proceßordnung ftattnehmig, 
fofern e8 fih um „im Slaren beruhende For- 
derungen, melde aus dem Kirchen- oder Schul⸗ 
verbande Herrühren“, Handelt.*) (Berg. auch 
Nr. 3 daſ.) 


Die pofitifchen Gemeinden als Träger 
der Schullaſt. 


$ 263. Empfehlung einer Webernahme der 
Schullaſten auf den Etat der politischen 
Gemeinden. 


1. Bf. des Oberpräfibenten ber Provinz Sachſen vom 
14. Ang. 1865 betr. bie Belehrung ber Gemeinden 
insbeſondere in dabrikdiſtrieten über bie Wortheile 
einer Webernahme ber Schullaſten auf ben Etat der 
politiſchen @emeinde zum Zweck einer angemefjenen 
Heranziehung ber Korenfen.*) 

2. €. v. 6. October 1881 desgl. (in ber Provinz 
BVeftfalen) zum Zwei einer Erleihterung der 
Beamten cf. €. v. 24. Juli 1868 unten 8 264 
Nr. 1a, 2 und 7 und 8 248 Nr. 7 und 14. 

3. €. v. 2. März 1881 bedgl, wegen ber Geiftliden 
und Lehrer. 

4. cf. €. v. 2. Juli 1880, 8. Mai 1883, 14. März 
1885 oben 8 267 Rr. 2a, b, d besgl, zum Zwed 
ber Erhaltung von Säulen, welde über 
das Ziel der Volksſchule hinausgehen. 


*) of. $ 301. 

=) Fr ber juriftife Verfonen, Wetiengefellfhaften; of. 
das Rothcommunalfteuergefep vom 27. Juli 1885 Gefl.-Sammi. 
©. 327, fowie unten $ 267 u. $ 269. 





1 
Aus einigen Ortfchaften der Provinz, welche 
dem fi mehr und mehr erweiternden Diftricte 
der landwirthſchaftlichen Fabrik⸗ Induftrie anges 
hören, find bei dem im vorigen Jahre verfammelt 
gemejenen Provinzial⸗Landtage Petitionen ange 
racht worden, die auf die Herbeiführung einer 
Heranziehung ber Forenfen zu den Schullaften 
gerichtet waren. — Nachdem der Brovinzial-Land- 
tag ſich zu einer theilweifen Befürwortung der in 
diefen Petitionen enthaltenen Anträge bewogen 
gefunden hat, habe ich eine eingehende Erwägung 
der Fragen eintreten laffen, 
ob reſp. in welchem Umfange eine Mobifi- 
cation bes landrechtlichen neips von ber 
perfönlien Natur der Schullaften als ein 
wirkliches Bedürfniß anzuerkennen ift, 


fowie 
auf wı Wege dieſe Mobification eventuell 
berbeizuführen ein möchte. 

Nachdem id demnächſt den Herren Miniftern 
ber geiftlichen, Unterrichts- und Medicinal-Ange- 
legenheiten und des Innern in der Sache Vor: 
trag gehalten babe, eröffne ich der Königlichen 
Regierung nunmehr Nachſtehendes: 

e tharfächlihen Buftände, welche zu den er⸗ 
wähnten Petitionen eranlafjung gegeben haben, 
find im Allgemeinen folgende, 

Nur in verhältnigmäßig wenig Fällen find die 
in ber Provinz Beltehenben, großen landwirth- 
ſchaftlichen Fabrik⸗Etabliſſenienis Tediglih ober 
aud nur vorwiegend auf einen geſchloſſenen Com⸗ 
plex großer Güter bafirt. Die Folge davon ift, 
daß da8 umfangreiche, als Grundlage des Fabrit- 
betriebes rberlihe Areal rings herum durch 
Anpachtung oder Ankauf Heinerer ngen be 
ſchafft werden muß, und zwar wird wegen der 
feither jtattgehabten ftetigen Steigerung der Pacht⸗ 
preife von benjenigen brikb , die 
irgend im Stande ſind, die möglichſt ſchnelle Be— 
ſchaffung der ihnen nöthigen Ländereien im Wege 
des Antaufes vorgezogen. So ift es gekommen, 
daß bei eier großen Anzahl von Fabriken ein 
Haupttheil der u denjelben $ örigen Ländereien 
in angelauften bäuerlichen Beftgungen befteht, die 
in ben verſchiedenen benachbarten Gemeindebezirten 
belegen find; ein Verhäitniß, welches ſtets noch 
im Bunehmen begriffen ift. Dabei werben bie 
au den qu. Befigungen gehörigen Benäfte zum 

heil nad) Abtrennung des lers wieder ver⸗ 
äußert, zum Theil zu Wohnungen für Arbeiter 
der Fabrif unmittelbar benugt, zum Theil enblich 
als en gerichtet. Im 
feinem nd Fälle iſt e8 jedoch möglid, den be= 
treffenden abritbefißer ſelbſt, welcher feinen Wohn- 
fig außerhalb bes betreffenden Schulverbandes hat, 
zu denjenigen Zeiftungen geranzugichen, welde 
als eine perfünliche Laſt her Hausväter ber 
Schulfocietät aufgeben, werden. 

er große Nachtheil, weicher fi aus folden 
Berhältnifien für die Präftationsfähigkeit der be— 
theiligten Schulgemeinde ergiebt, wird doppelt 
brüdend dadurch daß mit diefer Schwädung ber 
Leiſtungsfühigkeit die Vermehrung der Schulbe 
bürfni eDann tn Denke ehen pflegt. Die bedeutende 
Menge von Arbeitzkri melde ber Fabrilkbe⸗ 
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trieb, fowie die durch denfelben le Maler ae Gemeinde in den einzelnen dazu geeigneten 
achbar⸗ en. 


liche Eultu iſcht, führt ir 
* — — Ausnahnie zu 


(de 


einer anfehnlichen Vermehrung der Wrbeiterbe- |der Schullaften 


völterung. 
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Ueber die gefetzliche Buläffigkeit der Uebernahme 
eiten® der politifchen Gemeinden 
befteht an ſich fein Zweifel. Es fragt fi nur, 


Die Beichaffung erweiterter Schulräumlichkeiten, | welche Mitwirkung der Aufſichtsbehörde dabei 
Es eine Bermehrung der Lehrkräfte find viels | überhaupt zufteht, und welche Gefichtäpunfte der- 


ad ge nicht zu umgehen. Wllerdings erhalten 
die betreffenden Schulgemeinden mit jener Ber- 
mehrung ihrer — — auch einen 

von beitrogspffiht! en itgliebern. 
fteht bie fkungsläßigteit der zulommenden 
Mitglieder mit der Steigerung der Anforderungen 
an die Schulgemeinden in leinem Verhältniſſe, 
es tritt vielmehr die Nothwendigkeit weientlicher 
Mehrleiftungen für die älteren, gräftationsfä ige⸗ 
ren Societãts⸗ Mitglieder ein. je Fabrikbe 
dagegen, durch deren Intereſſe die ungünſtigen 
Bexhãltniſſe herbeigeführt worden, find im Bereich 
der Geltung der landrechtlichen Vorſchriften nur 
in denjenigen Societäten, deren Mitglieder fie 
vermöge ihres Wohnfiged find, zu einer anges 
mefjenen Mittragung diefer Mebrleiftungen her⸗ 
anzuziehen. 

Die Anträge, welche Behufs Beſeitigung biefer 
Mißverhältniffe in den gedachten Petitionen ge= 
ftellt waren, gingen theils dahin, 

daß unter Wufhebung ber bezüglichen Bes 
ftimmungen de3 Landrechts, ſowie analoger 
——— Vorſchriften, die Heran⸗ 
ziehung der Forenſen zu den Schullaſten all⸗ 
gemein erfolge, 
theils dahin, 

daß bie Saften der Schulfocietäten ben poli- 
tiihen Gemeinden übertragen, und demgemäß 
die Forenfen, zu denſelben nad) eben dem 
Maßſiabe herangezogen werben möchten, 
nad) weldem fie zu den Communallaften bei⸗ 
tragen müfjen. 

Ueber die Angemeſſenheit des erfteren Weges 
der Wbhülfe haben bereits aus Anlaß des Circu⸗ 
lar-Erlafjes des Herrn Minifterd der geiftlichen 
x. Angelegenheiten vom 16. October 1863 (E. U. 
11432; K. 1329 ausführlide Erörterungen 
ftatt; den. Ich habe mic, damals, fowie in 
Mebereinftimmung mit bem Votum des Brovinzials 
Landtages auch ‚gegenwärtig in Folge der mehr- 
erwähnten Petitionen nur dahin ausſprechen 
können, bh das landrechtliche Princip der per⸗ 
ſönlichen Natur der Schullaften im Allgemeinen 
als ein fachgemüßes und mohlthätiges anzuer- 
kennen ift, daß daher die Mebelftände, welche dieſes 
Princip unter gewiſſen —— 
niffen mit fi bringt, die allgemeine Be- 
jeitigung deſſelben nicht rechtfertigen würden. Eben- 
jowenig würde aber auch eine Ausna hin e⸗Ge⸗ 
epaebung für die betreffenden Landestheile am 

age fein. Und zwar abgejehen von anderen 

jedenten ſchon nicht wegen ber Unmöglichkeit 
einer beftimmten, räumlichen Begrenzung der 
Diftriete, auf welche diefelbe anzuwenden fein 
mirbe. 8 bleibt daher nichts übrig, als bie 
Benutzung bes obenbezeichneten zweiten usweges, 
nämlid : 

Die Hebertragung der Schullaften auf die po⸗ 


ger |2) 


ge bei diefer Mitwirkung maßgebend fein müffen. 
diejen Beziehungen bemerkte ich Folgendes er- 


—* gebenſt. 
ndeſſen 1) Es unterliegt im Allgemeinen lediglich der 


freien Beſchlußnahme der betheiligten Gemein- 
den, ob fie die Unterhaltung der Sanıten über- 
nehmen wollen. Ein dahin zielender Zwang 
darf daher weder direct noch indirect ange- 
wendet werben. 

Dies fließt jedoch nicht aus, daß — wie dies 
der Provinzial-Landtag ausdrücklich beantragt 
bat — diejenigen Gemeinden, in deren Bezirk 
die angedeuteten Uebelftände hervorgetreten 
find, in geeigneter Weife über die Mittel und 
Wege der Wbhülfe befehrt werden, zumal nicht 
vorauszufegen ift, daß die Betheiligten überall 
die einihlagenden —— ie Mar überſehen. 
Eine folde angemefjene Belehrung ber 
betreffenden Gemeinden duch ben Landrath 
ift für ebenfo zuläffig als zweckentſprechend 
zu erachten, infofern fie aut die Fälle des 
wirtlidenBedürfniffe 8 beichräntt bleibt. 
In legterer Hinficht weiſe ich namentlich dar- 
auf Hin, daß bei den einfadheren Forenjal- 
Verhältniffen, welche nur in dem metjt wechſel⸗ 
feitigen Nebergreifen des Befiges benachbarter 
Gemeindebezirke beftehen, dieſes Bedürfniß in 
der Regel um deöwillen nicht anzuerlennen 
fein wird, weil das Correctiv Hier ſchon zu= 
meift in der Wechſelſeitigkeit des Verhältniſſes 
liegt, außerdem aber auch der größte Theil der 
dur die oben dargelegten re 
Verhältniſſe begründeten, bie betheiligten Ge— 


meinden bedrüdenden Umftände hier nicht 
obwaltet. 
3) Was die Modalitäten der Ausführung anlangt, 


fo wird e8 im Allgemeinen genügen, wenn die 
betreffenden politiihen Gemeinden den Beſchluß 
faflen, die Koften der Unterhaltung ber Ele 
mentarſchulen aus Gemeindemitteln zu bes 
ftreiten. Die Forenſen werden dann zu ben 
Schullaften in gleicher Weiſe, wie zu ben 
übrigen Communalbedürfnifien beizutragen 


aben. 

& Auffihtsbehörde wird jedoch aus jedem 
derartigen Beichluß Beranlafjung zu entnehmen 
haben, ex officio jorgfältig zu prüfen, ob 
diefer beftehende, beziehungsweife der nad 
dem gleichzeitigen Beſchluß der Gemeinde etiva 
neu ein; —*8 ee nett für 
angemefien zu erachten, oder ob auf Grund 
ded 8 11 des Geſetzes vom 14. April 1856,*) 
betreffend die Landgemeinde-Berfaflung in den 
ie öftlichen Provinzen, eine anderweite Feft- 


4 


tellung ber setheitung der Gemeindelaften 
erbeizuführen tft. Dabei werden namentlich 


—— kp das Nothcommumalftenergefep v. 27. Juli 1886 
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die eg —— ſein, daß nicht 
die geſamnite Laſi, ſondern nur ein ange 
mefjener Theil derfelben auf den Grundbeſitz 
elegt wird, fowie daß die Heranziehung der 
Sorenfen nur nach demjelben Maßſtabe ere 
folgen darf, nah welhem die Gemeindemit- 
lieder von ihrem Grundbefige beifteuern. 
ar wird zu erwägen jein, ob und inwiefern 
ein Bedürfniß vorliegt, im Intereſſe der Foren⸗ 
fen eine Abänderung der Ortöverfaflung be— 
güstich des Stimmrechtes in Gemeinde-Ange- 
egenheiten nad) Maßgabe bes $ 5 1. c. vor⸗ 
zunehmen. 

Die Königliche Regierung erſuche ich ergebenft, 
nad diejen Grundfägen gefälligft verfahren und 
die Landräthe mit entiprechender Anweiſung ver- 
ſehen zu wollen. 

Magdeburg, den 14. Auguſt 1865. 

Der Ober-Bräfident der Provinz Sachſen. 
In Vertretung: von Shwarzhoff. 


An 
bie Königliche Reglı 9 , 2) 
rt Zu 


2. 
Berlin, den 6. Oltober 1881. 
Die in Folge mehrfach vorgelommener Be⸗ 
ſchwerden veranlaßten ärterungen haben ergeben, 
daß im Bereiche der Provinz Weftfalen die Be— 
amten durch ihre volle Heranziehung zu ben 
Schulabgaben vielfach in hohem Maße belaſtet 
find. Dem in Rüdfiht Hierauf gemachten Vor— 
ſchlage, e8 möge allgemein angeordnet werben, 
daß von den Staatsbeamten Schuljocietäts- 
beiträge nur in foweit zu erheben feien, als 
nit unter Zurechnung der fonftigen aus 
den fommunalen und demähnlichen Verbän- 
den zu entrichtenden Wbgaben das in dem 
Gefege vom 11. Juli 1822 feftgejeßte Mari- 
mum überjchritten werde, 
fteht entgegen, daß dies Geſetz nur das Verhält- 
niß ber Staatsbeamten Hinfichtlich ihrer Beiträge 
zu den Bebürfnifien der bürgerlihen Gemeinden 
regelt, die Verhältniſſe diefer Beamten zu Kor- 
— und Societäten, die außer den bürger- 
ichen Gemeinden ftchen und einen von dieſen 
getrennten Haushalt haben, aber nicht berührt, 
daher auch auf die Beiträge zu den Bedürfnifien 
folder Societäten nicht anzuwenden tft. Gleich 
wohl ift die in Bezug auf die Beitragöpflicht zu 
den Sähulfocietätätahen für die Beamten liegende 
Unbiligfeit um fo weniger zu verfennen, als die 
Schulſocietäten fih von der großen Mehrzahl aller 
übrigen außer den bürgerlichen Gemeinden oder 
fonftigen fommunalen Xerbänden beſtehenden 
Korporationen und Societäten dadurch weſentlich 
unterſcheiden, baß e3 den Mitgliedern der legteren 
unbenommen ift, fi durch ihren Austritt aus 
benjelben von der Beitragspflicht überhaupt zu 
befreien, während die Beitragspflict der Haus: 
väter "einer Schuffocietät eine geieslige Zwangs⸗ 
pie tft, welder fi fein Mitglied entziehen 
ann, & lange es feinen Wohnfig im Schulbezirke 
hat. Die Lage der Beamten in dieſer Sinfian 
wird noch dadurch erſchwett, dab fie durch die 
Dienftpfliht genöthigt find, ihren Wohnfig an 
dem zur Ausübung de3 Amtes ihnen angewieſenen 


Orte zu nehmen und denfelben ohne Genehmigung 
ihrer Vorgeſetzten nicht an einen anderen Drt 
verlegen dürfen. 

Eine Abhülfe der Uebelftände wird am zwed- 
mäßigften durch Webernahme der Unterhaltung 
ber Ülementarigulen feitens der bürgerlichen Ge⸗ 
meinden herbeigeführt werben. 

In diefer Hinfiht bedarf es keiner weiteren 
Ansführung, daß der Kommunal- und der Schul- 
aufſichisbehoͤrde Zwangsmittel nicht zu Gebote 
ftehen, die bürgerlihen Gemeinden, welche im 
Geltungsgebiete des $ 29 fi. Tit. 12 Th. II Au⸗ 

emein, rechtes zur Unterhaltung der Volks⸗ 
Aenlen uicht verpflichtet, wohl aber bereditigt 
ind, unter Genehmigung der Kommunal- und 
eziehungsweiſe der Schulauffichtäbehörde mittels 
Gemeindebeichluffes die Schullaften den Schul- 
focietäten abzunehmen und ſolche als Kommunal⸗ 
lajten zu übernehmen, zur Faſſung berartiger 
Bel tühe zu nöthigen. 
weichend von anderen Landestheilen, in wel⸗ 
hen bie meiften und namentlich fait alle größeren 
Städte kraft ihrer Autonomie die Unterhaltung 
der öffentlichen Volksſchulen in den Kreis ber 
unmittelbaren ee eg gezogen 
und freiwillig dauernd zu Xaften der Kommune 
übernommen haben, ift in der Provinz Weitfalen 
feitenö der bürgerlihen Gemeinden nur in ſehr 
geinger Ausdehnung von der Befugnik, die 
oltsſchullaſten zu übernehmen, Gebrauch gemacht 
mworben.*) 

Bon denjenigen 21 unter 170 Städten im 
Preußiſchen Staate, in welchen die Volksſchullaſt 
im Sabre 1876 nod nicht Kommunallaft, jondern 
noch ganz oder theilweife Societätälaft war, fallen 
1, at die größere Hälfte, allein auf die Pro- 


vinz Weftfalen. 
inter diefen Berhältniffen empfehlen wir ber 
Königligen Regierung, bei den Shulvorfländen 


und Schulfocietäten ſowie bei den Sürgerlidien 
Gemeinden auf die Uebernahme der Boltsicyulen 
und der Unterhaltung derjelben als Gemeinde- 
Anſtalten ae der bürgerlichen Gemeinde in 
größerem Maße, ald bisher, hinzuwirken. 

Ueber den Erfolg Ihrer Bemühungen jehen 
wir binnen Jahreöfrift einer Anzeige entgegen. 

Die Minifter 

der Finanzen. des Innern. der geiftlichen zc. 

Bitter. v.Buttlammer. Angelegenheiten. 

von Goßler. 

die Rönigticen Wegierungen zu Münfer, Minden 

unb Arnsl 

— M. IT. 11040, L 14364. 


6. 3.LB 848. 
M.d.g. 8. U. DL = 18331. 


3. 
Gortſ. v. 8 177 Rr. 24.) 
Berlin, den 2. März 1881. 
— — Im Mebrigen wolle die Königlide Re: 
gierung erwägen, ob es nicht zu ermöglichen, die 
olitiſchen Gemeinden dazu geneigt zu machen, bie 
often der Unterhaltung der Volksſchulen, inſo— 
weit folde von den Hausvätern in der Gemeinde 


) of. über bie Brüube oben 5280 Rr. 1 sub VII, anberers 
felis unten 8 264 Ru. 7. 


Berechtigung der politifhen Gemeinden zur Uebernahme der Schullaft. 


nad Maßgabe bes 88 19 fi. Tit. 12 Ch. II 
A.⸗L.⸗R. aufzubringen find, mittelit Gemeindebe- 
ſchluſſes unter Beſtätigung deſſelben durch die 
Kommunalauffihtsbehörde ( Kreisausſchuß) als 
KRommunallaften zu übernehmen. (Erf. des O.⸗V.⸗G. 
v. 28. Nov. 1877 Entſch. ILL 124. C.Bl. 1878 
&.107 unten * Nr.3.) Es würde auf dieſe Weiſe, 
da die Geiſtlichen und Elementarſchullehrer 
von dem directen perſönlichen Gemeindeabgaben hin⸗ 
fichtlich ihres Dienſteinkommens gefeglich befreit 
find, den nicht unbilligen Beſchwerden über ihre 
Heranziehung EI den Schulfocietätöbeiträgen er- 
wünſchte wobülfe geichaffen werben können. 
VULa . 


264. Berechtigung der politifchen Ge⸗ 
—— zur —— 9* tn 


1. € v. 23. April 1867 betr. die Befugniß ber Stadt⸗ 
unb Landgemeinden zur Beftreitung ber Ausgaben 
der Scäuljocietäten. 

1a. €. v. 10. Oct. 1883 desgl. in Hannover, 

2. €. v. 24. Juli 1868 betr. bie Begrünbung biefes 
Rechts durch bie Autonomie. 

3. Ert. de D.-8.:6. v. 28. Nov. 1877 desgl. — 

ef. Ext. bed O.⸗V.⸗G. v. 25. Febr. 1885 (unten 

8 280 Rr. 22) und Erf. des C⸗G.-H. v. 14. Oct, 

1865, (8 248 Rr. 16,) 10. Dec. 1870 und 14. Oct, 

1871 (unten $ 267 Rr. 6 u. 7) 

€. v. 8. Febr. 1881 betr. bie Berechtigung ber 

bürgerlichen Gemeinden zur Zurüdziehung ber ben 

Schulſocietãten gewährten Zuſchuſſe. of. €. v. 22. Juli 

1862 unten 8 265 Nr. 1, fowie 8 267 Rr. 7 

unb bier Anh. L 

5. €. v. 12. Febr. 1872 betr. ihre Befugniß zur theils 
weifen Uebernafme der Gäullaft. 

6. ©. v. 20. Zunt 1874 betr. bie Berechtigung zur 
Uebernahme aud derjenigen Laften, welde ben einer 


auswärtigen Schule zugemiefenen Mitgliebern ber | 5 


politiſchen Gemeinde obliegen. cf. Nr. 5. 

7. € v. 13. Jan. 1883 betr. bie Feſtſetzung eines 
angemefjenen Bertheilungsmaßftab® bei einem mehrere 
politiſche Gemeinden umſaſſenden Schulbezirk. cf. 
8 260 Rr. 18 fi 

8. @, v. 31. Dec. 1861 betr. bie Erhaltung beB con» 
feffionellen Charakters ber Schule beim Uebergang 
ber Schullaſt auf bie Civilgemeinde. cf. Ar. 7 und 
unten $ 269 Rr. 16. 

9. Ueber die Befugniffe der Schulauſſichtsbehörde zur 

Organiſation ber Schulen nad Ihrer Eommunalifirung. 

ed. au 8 265 ®. 4, 1113. 

Anhang 

@. v. 31. Jan. 1835 betr. die Verpflichtung ber 

bürgerligen Gemeinden zur bauernben Unterhaltung 

ber von ihnen als Gemeinbeanftalten übernommenen 

Bolks ſchulen. 


Beretigung der bürgerlihen Gemeind 
ebernafut ber Geyulunterhaftungstoken. 


Em. Wohlgeboren eröffnen mir auf die Be 
ſchwerde vom 6. d. M., betreffend die Heranziehung 
des ꝛe. gr Dedung ber Koſten eined in der Ge⸗ 
meinde N. errichteten Schulhaufes, daß die poli= 
tiſchen Gemeinden, fowohl nad der Weftjältichen 


1 


Landgemeindeordnung wie nad) ben übrigen gelten- | xr. 








8264. Nr. 1—1a, 197 


ben Land⸗ und Stabtgemeindeorbnungen, allerdings 
befugt find — falls fie foldhes in den dazu ges 
eigneten Fällen als im Interefie der Gemeinde 
liegend erachten und ſoweit nöthig, mit Genehmis 
gung der Auffichtsbehörde — auch ſoche Ausgaben 
zu befchließen, zu deren Beftreitung fie geſetzlich 
nicht unbedingt verpflichtet find, folgeweiſe auch 
andern Corporationen gegenüber fih zur Be— 
freitung derjenigen Bedürfniffe zu verpflichten, 
für melde in Ermangelung einer andern dafür 
eintretenden juriftifhen Perfon die Mitglieder 
diefer Corporation würden auflommen müflen. — 
Berlin, den 23. April 1867. 


Die Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten 
— und des Innern. 


la. 


Berlin, den 10. October 1883. 

Die principtellen Bedenken, welche das König- 
liche Eonfiftorium gegen das — Geſuch des Schul- 
borftandes — um Öenehmigung ber Uebertragung 
der Schullaften in N. an die bürgerliche Gemeinde 
dafelbft — erhoben hat, werben von der König- 
lichen Staatsregierung nicht getheilt. Es ift im 
Gegentheil den Provinzialbehörden in denjenigen 
Landestheilen, in welchen nicht bereit3 auf Grund 
allgemeiner gefeblicher Vorſchrift den bürgerlichen 
Gemeinden die Verpflichtung zur Unterhalt: 
der öffentlichen Volksſchulen obliegt, wiederholt 
durch Minifterial-Erlaffe empfohlen worden, thun⸗ 
lichſt darauf Hinzumirfen, bei den Schulvorftänden 
und Schulfocietäten ſowohl als bei den bürger- 
lichen Gemeinden, daß die Säulgemeinbelaften als 
Communallaften und die öffentlichen Volksſchulen, 
ſelbſt ala &emeindeanftalten von Seiten ber bürger= 
lichen Gemeinden übernommen werben. 

em ic) das Königliche Conſiſtorium biefer- 
alb u. A. auf die dur das Gentralblatt für 
die Unterrichtsverwaltung veröffentlichten Erlaffe 
vom 13. Juli 1880, 2. Dir, und 6. October 1881, 
3. Juli 1882 und 13. Januar 1883 (C.-Bl. 1881 
©. 236, 633, 637; 1882 ©. 678; 1883 ©. 317)*) 
verweife, bemerfe ich, daß in ber Krovinz Hannover 
fo wenig, wie in anderen Zandestheilen, die Be— 
fugniß bürgerlicher Gemeinden, mit Genehmigung 
der Eommunal⸗Aufſichtsbehörde die nach geſetz⸗ 
licher Vorſchrift dem Schulverbande (der Schuige⸗ 
meinde) obliegende Schuiunterhaltungslaſt mittels 
Gemeindebeichluffes ald Communallaſt zu über 
nehmen, einem begründeten Zweifel unterliegt und 
daß diefelben Rüdfichten, welche es im Allgemeinen 
nur als erwünſcht haben erfheinen laſſen, daß 
die bürgerlichen Gemeinden in möglichſtem Um— 
fange von dieſer Befugniß Gebrauch machen, 
auch für den Bereich der Provinz Hannover ob⸗ 
walten. 

Hiernad kann ich dad Königliche Conftftorium 
nur veranlaffen, Std wegen SHerbeiführung der 
geneömigung bes von ber bürgerlichen Gemeinde 
N. gefaßten Beichluffes, die Schulgemeinbelaften 
von N. ald Communallaften zu übernehmen, mit 
der Königlichen Landdroftet dafelbft, welcher ich 
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eine Abſchrift diefer Verfügung zugefertigt habe, 
in Einvernehmen zu feben. 

Bei den weiteren Verhandlungen und Ent- 
ſchließungen find die Entſcheidungen des König: 
lichen Ober-Verwaltungsgerichtes vom 4. Ap 
und 28. November 1877 und vom 16. Februar 
1881 (C.⸗Bl. 1877 ©. 257; 1878 ©. 107; 1881 
©. 574)*) und die Erlafje vom 8. Februar 1881, 
3. April und 1. Juni 1883 (C.81. 1881 ©. 474; 
1883 ©. 459, u el gang zu beachten, 
insbeſondere auch in Betreff der Zuftändigteit ber 
Communal-Auffiht3behörde und beziehungsweije 
der Schulaufficht3behörde, die in den beiden letzi⸗ 
edachten Erlafien enthaltene Hinweifung auf die 

erfchiebenheit der Fälle, in welchen die Schul- 
foctetäten (Schulgemeinden) als ſolche beftehen 
bleiben und nur das fogenannte Schulfaffendeficit 
auf den Communaletat übergehen foll, von den= 
im en Fällen, in welchen unter Auftöfung, ober 

ufgebun der Schulgemeinde und unter Ueber⸗ 
eignung des Schulvermögend an die bürgerl 
Gemeinde die Schule al Anftalt der Gemeinde 
und die Roften der Unterhaltung der Schule als 
Gemeindelaſt von ber bürgerlichen Gemeinde über⸗ 
nommen werben fol. 

Dabei bemerkte ich zugleich, daß mwenn in dem 
vorliegenden Falle, wie es den Änſchein Hat, fo- 
wohl die Schulgemeinde, bezw. der zur Vertretung 
derjelben berufene Suloortand, als die bürger- 
liche Gemeinde darüber einveritanden find, daß 
das Leptere geſchehen folle, die von dem König- 
lichen Confiftorium in dem Berichte vom 28. Auguft 
d. 3. vorgetragenen Bedenken keinenfalls eine aus⸗ 
reichende Veranlaſſung darbieten könnten, von 
Schulauffihtswegen den besfalfigen Wünſchen und 
Belötüfien der Betheiligten Hinderniſſe zu be- 
reiten. 

Seiner Zeit jehe ih bem Berichte des 2c. darüber 
entgegen, daß und in welcher Art diefe Verfügung 
zur Ausführung gebracht worden ift. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: de la Sion. 


Un 
das Königliche Gonfiftorium zu R. im ber Provinz 
nover. 
U. IL a. 179186. 17917. 


2. 
Berlin, ben 24. Juli 1868. 


Daß die Landgemeinden ebenfo wie die Stadt» 
emeinden die in ihrer Autonomie wurzelnde Be— 
Argnik, bie Schulunterhaltungslaft zu übernehmen, 
von jeher gehabt, fortdauernd unangefoten reſp. 
unter ausdrücklicher Zuſtimmung der Communal⸗ 
Aufſichtsbehörden audgeübt umd durch kein Geje 
verloren haben, ift außer Bweifel (C.⸗Bl. 186) 
©. 6% ff.*) 1866 ©. N 1867 ©. 321).1}) — 
Bo von dieſer Befugniß, fei es von Alterd ber 
und nad erweisliher Dblervan, ſei e8 durch 
neuerlichen gültigen Beſchluß Gebrauch gemachi 
worden iſt, wird das dadurch begründete Ver— 


re 
**) Dben Rr. 4, $ 265 Rr. 11, 5 286 Rr. 2. 
Dben $ 248 Rr. 16, 
+) Unten 6 266 Rr. 1. 
#) 1. 


bältniß umfomehr forgfältig zu ſchützen und zu 
flegen fein, als die überwiegenden Bortheile davon 
ür eine weitere Gejeggebung über die Unterhaltung 
der öffentlichen — das Communalprincip 
als ‚Negel Haben in Ausſicht nehmen laſſen. 


8. 


In der VBerwaltungsftreitfache 
der Wittwe T. und bes Koffäthen 3. zu ©., 
Kläger und Reviſionskläger, 


die Gemeinde ©., Bellagte und Revifionzbes 


Hagte, 

im dad Königliche Ober-Berwaltungsgericht in 
einer Sigung vom 28. November 1877 ertannt: 

Das Preußiſche Allgemeine Landrecht giebt feine 
Definition des — der Gemeinde und ihrer 
Aufgaben. Daffelbe läßt es in diefer Beziehung 
bei den gemeinen Rechlen bewenden. Nach ge 
meinem Veutſchen Rechte gehören aber zu den 
Aufgaben der Gemeinde nicht allein bie rein deo- 
nomiſchen Angelegenheiten, ſondern namentlich 
aud das Scjufmelen (Befeler, Deutſches Pri⸗ 
vatrecht I. Seite 246 u. a. m.). Auf dieſem Ge— 
biete wird die Autonomie der Gemeinde nur durch 
das ſtaatliche Aufſichtsrecht begrenzt. Die ftaat- 
lichen Auffichtsbehörden Haben demgemäß in con= 
ftanter Praxis und unter Buftimmung des Ges 
richtshofes zur Entſcheidung der Competenzconflicte 
angenommen, daß die politiihen Gemeinden ver- 
möge ihrer Autonomie mit Zuftimmung der Com⸗ 
erg Irre befugt find, die Schul- 
laften den ulfocietäten abzunehmen und in 
Communallaften zu verwandeln. — — — mat 
eine Gemeinde von der Befugniß, die Schule als 
Communalanftalt {ie übernehmen, unter Buftims 
mung ber Aufſichtsbehörde Gebrauch —, fo werden 
damit die Schullaften Communallaſten und alle 
diejenigen, welde zu ben Communallaften beizu= 
tragen haben, find verpflichtet, nad) dem Com⸗ 
munalfteuerfuß auch zu den Koften der Schule 
beizutragen. Der Gemeinbevorfteher der beflagten 
Gemeinde hat baher richtig verfahren, wenn er 
die Kläger zu biefer Communallaft veranlagt und 
ihnen aufge „die auf fie auögejchriebenen Bei— 
träge an die Gemeindekaſſe zu zahlen. Wollten 
Kläger dieſe Berpflichtung bezw. ihre Veranlagung 
zu den Gemeinbelaften nicht anertennen — — 5 
mußten — fie — an ®emäßheit des 8 49 
des Gefeges vom 26. Juli 1876*) zunächſt an den 
Gemeindevorftcher wenden, welcher hierüber Be— 

jeid zu ertheilen Hatte. Erſt gegen biefen Be⸗ 

id ſtand Ihnen demnächſt die Klage offen. — — 


4. Befugniß der Gemeinden urädzichung ber 
uſchüſſe an bie PR 
Berlin, den 8. Februar 1881. 
Em. ꝛc. ermwibere ih, wie ich anerfenne, daß 
Localumftände es nöthig machen, zur Befriedigung 
des —— —— der uſgen Schulkinder 
in der Gemeinde N. unter Ausfcheidung ber katho⸗ 
liſchen Hausväter diefer Gemeinde aus ber biß« 
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Unterfchieb des Glaubensbekenntniſſes umfaffenden 
Schulſocietãt eine nur die katholiſchen Hausväter 
der @emeinde N. in fich fchließende beſondere 
tatholiihe Schulfocietät gemäß 8 18 lit. k. der 
Regierungsinftruction vom 23. October 1817 ein- 
urichten, dergeftalt, daß bei der bisherigen Schul- 
Feietät nur die evangelifhen Hausväter der Ge- 
meinde N. verbleiben und —7 eine beſondere 
evangeliſche Schulſocietät bilden. 

Der Schulbezirk der neu zu errichtenden öffent⸗ 
lichen katholiſchen Schule in N. hai ſich demnach 
und entſprechend dem Erlaſſe vom 12. November 
1873 (E.-81. 1874 ©. 221)*) auf den Gemeinde- 
bezirk von N. Ei erftreden. 

Die Unterhaltung der neuen katholiſchen Schule 
liegt nach geſetzlicher Vorſchrift (8 30ff. Titel 12 
Theil II jemeined Landrecht) den latholiſchen 
Hausvätern ob. 

Wenn die bürgerlihe Gemeinde R. nad Ein- 
richtung einer bejonderen katholiſchen Schulfocietät 
beichließt, der damit gleichzeitig als befondere Schul⸗ 
focietät conftituirten evangelifhen Schulfocietät 
eine Beihilfe oder Unterftügung zur Unterhaltung 
der öffentlichen — en Schulen zu gewähren, 
fo wird ein folder Beſchluß allerdings nur unter 
der Bedingung von der Communalauffichtäbe- 
hörde fi jenehmigen fein, daß die Gemeinde zu⸗ 
gleih — auch der katholiſchen Schulfocietät 
zur Unterhaltung der öffentlichen kaiholiſchen Schule 
in gleihem Berhältniffe eine Beihülfe oder Unter: 
ftügung zu gewähren, und e3 wird die Gemeinde, 
fo lange und infoweit fie die eine Schulfocietät 
unterftügt, von Aufſichtswegen anzuhalten fein, 
auch die andere Schulfocietät zu unterftüßen. 

Dagegen kann ih Ew. Egcellenz in der Auf- 
feffung nicht beitreten, daß, wenn die Gemeinde 

en Zuſchuß für das Elementarſchulweſen, welchen 

fie bisher geleiftet Hat und zwar für die bisher 
beftandene Eine, jet zu theilende Schulfocietät, 
überhaupt einftellen wiirde, die Auffichtsbehörde 
eventuell die Mittel befäße, nöthigenfals im 
Bwangswege den Etat zu ergänzen. Es kann 
vielmehr der Gemeinde nit das Fecht beftritten 
werben, den feither geleiteten Zuſchuüß für das 
Elementarſchulweſen berhaupt zurüdzuziehen, 
wenn fie dies der anderen Alternative vorzieht, 
fortan Jede der beiden Schuljocietäten nad) gleihem 
Berhältnifie Ei unterftügen.**) 

Em. Excellenz erfuche ich ganz ergebenft, hier⸗ 
nad wegen Einrichtung einer bejonderen fatho- 
liſchen und einer befonderen evangeltihen Schul: 
focietät in R., Fre jmegen Regelung der Unter- 
haltung der katholiſchen Schule und ber enange- 
iſchen Schulen in der Gemeinde N. die König- 
Tide Regierung in N. gefäligft in meinem Namen 
mit entjprecjender Weiſung verfehen, diefelbe auch 
beauftragen zu wollen, bemgemäß die Mitglieder 
des latholiſchen Schulcuratoriums in N. auf deren 
nebft Beilagen zurüdjolgende Vorſtellung vom 
23. Mai v. g zu beſcheiden. 

von Puttkamer. 


Un Dt 
2 ee 


— 38 
**) of. unten Anh. I bezüglich ber Gommunelfchuien. 


8 264. Nr. 5. 199 


der Schulen ſeitens 
bürgerlicher Gemeinden. 


Berlin, den 12. Februar 1872, 


Die von der Königlichen Regierung gegen bie 
Entſcheidung des Oberpräfidenten der Proainz N. 
vom 27. September pr. in der Sopulunterhaltungd 
fache von N. ‚gesißtete Remonftration vom 22. No⸗ 
vember ejusd. fann für begründet nicht erachtet 
werben. 

Die Zuläffigleit_der bier in Rede ftehenden 
Uebernahme von Schullaften Seitens der bürger⸗ 
lichen Gemeinden ift durch die zur Entfheidung 
derfelben Frage in der Mer und Ner Schulange- 
legenheit von und gemeinſchaftlich ergangenen Bere 
fügungen vom 28. Juli 1861*), 13. Juni 1862%*) 
und 29. Juni 1870 fo motivirt ausgejprodhen, daß 
die Königliche Regierung über das in diefer Be— 
ar geltende cip nicht Hätte zweifelhaft 

in follen. 

Auf diefe Verfügungen, die der Königlichen 
Regierung feiner Zeit von dem Oberpräfidio zu= 
gegangen fein werben, wirb daher zur Vermeidung 
von Wiederholungen mit dem Bemerken Bezug 

enommen, daß auch im vorliegenden Falle eine 

Khmeigung von paritätifcher Behandlung der Be⸗ 
theiligten nicht erfichtlich ift. —— — kann 
es ind Gewicht fallen, daß der Schulbezirt fe mit 
der bürgerlihen Gemeinde R. nicht deckt, denn 
die von ka Dr beabfichtigte Uebernahme ber 
Schullaften auf den ſtädtiſchen Etat berührt, wie 
die Vorlagen erjehen Yaffen, keineswegs die zum 
Sculverbande gehörigen Tändlichen Gemeinden, 
beſchränkt fi vielmehr auf die Stadt felbft und 
deren Einwohner, reſp. den zur Stadt gehörigen 
Forenfalbefig, deffen auf biefe Weiſe bezwedte 
Berangiegung zur Mitunterhaltung der Schulen 
durchaus billig und wünſchenswerth iſt. 

Ein neuer bei den Eingangs allegirten Vorbe— 
fcheiden nicht zur Erwägung gelangter Moment 
liegt in dem gegenwärtigen Falle allein darin, daß 
nit die gefammten Schulunterhaltungsfoften, 
fondern nur ein Theil derjelben mit 8000 him. 
auf den ftädtifchen Etat übernommen werben follen. 
Wenn aber die Königliche Regierung hierauf in 
den ablehnenden Beicheiden vom 20. Yanuar und 
25. Juli 1871 Gewicht Iegt, fo geſchieht es nicht 
mit Recht, denn es ijt nicht abzufehen, wesh 
nicht von dem Theile gelten jo, was vom Ganzen 
gi Die gegen den Megierungsbeiheid vom 

. Januar pr. an den Oberpräfidenten gerichtete 
Beſchwerde des Magiftrates vom 20. März war 
daher, wenn ſchon fie wegen verfäumter Recurs⸗ 
frift zurüdgeiwiefen werden mußte, materiell be- 


gründet. 

Die Königliche Regierung wird demzufolge ver 
anlaft, dem nad) der Eingabe Bes Wogiftrates 
vom 10. Juli pr. wiederum in Ausſicht geitellten 
Beichluffe, wonach, wie ſchon pro 1871 beabjichtigt 
war, 4 Thlr. auf jedes der Stadt angehörige 
Sdultind — Ba, 8000 Thlr., oder wieviel mehr 
oder weniger auf ben ſtätiſchen Etat übernommen 
werden follen, die Genehmigung nicht zu verfagen, 
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hiernach auch den Magiftrat fofort mit Beſcheid 
zu _verfehen. 

Die Remonftration vom 22. November pr. hätte 
übrigens, wie nicht unerwähnt zu laffen, außer 
an den Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
auch an den mit unterzeichneten Minifter des Innern, 
deſſen Reſſort bei der Sache ebenfalls betheiligt 
ift, gerichtet werden follen. 

Der Minifter des Innern. 
Im Wuftrage: von Klügom. 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


&n 
die Königliche Regierung zu R. 
———— 
ð. vbd v 


6. Befuguiß bürgerlicher Gemeinden zur Ueber ⸗ 

nahme der den einzelnen einer fremden Schule 

zugewieſenen Hansvätern der Gemeinde obliegenden 
Laften anf den Eommmnaletat. 


Berlin, den 20. Junti 874. 

— Bir eröffnen Ihnen, daß die politifchen Ge- 
meinden befugt find auf Grund eines ordnungs⸗ 
mäßig zu Stande gelommenen &emeindebeichlufies 
diejenigen Laften, welche den in ihrem Bezirke 
Legenden Schulfocietäten obliegen, auf den Com— 
munaletat zu übernehmen. — Die Beſchwerde ift 
daher umfoweniger begründet, als den katholifchen 
Einwohnern zu N. befondere Laften aus ihrer 
Buweifung zu der katholiſchen Schule in H. nicht 
erwadjien, da die auf fie fallenden Beiträge zur 
Unterbaltung diefer Schule aus Mitteln der be 
meinde N. geleiftet werden. — — 
Die Minifter des Innern und ber geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten. 


U. II. 7263, 


7. Bertheilun Mg bei einer Ausdehnung des 
Schulbezirls Über mehrere Gemeinden. 
Berlin, den 13. Januar 1883. 

Aus dem Bericht der Königlichen Regierum; 
vom — haben wir mit Befriedigung erfehen, dab 
die Mehrzahl der dortigen Schulen bereits von 
den yolttfähen Gemeinden unterhalten ein) — 
Wir erachten eine weitere Einwirkung nach diefer 
Richtung für wünſchenswerth, da die von mehreren 
Seiten geäußerte Befürchtung, ald ob durch die 
Communalifirung der Schulen ihr confeffioneller 
Charakter in Frage geftellt werde, unbegründet 
ift, im Uebrigen aber bei der Ausdehnung des 
Schulbezirks über mehrere Gemeinden die Auf- 
firdung eines ziwedmäßigen Vertheilungsmaßftabes 
ort fo wenig auf Hinderniffe ftoßen dürfte, wie 
dies bisher in den Provinzen Ofte und Weſt⸗ 
preußen gefchehen ift, mo mangeld anberweiter 
Vereinbarungen die Repartition nad} der Zahl der 
Haushaltungen erfolgt (Schulordnung vom 11. De- 
cember 1845 8 40). 
Die Minifter des Innern, der geiftlihen 2c. Ans 

gelegenheiten, der Yinanzen. 
U. III. a. 19086. 
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8. Bebentungdlsfigleit der Commungliſtruug ber 
Säule für ihren coufeſſionellen Charakter. 
(of. ben vollftändigen Erlaß Bd. I $ 10 Ar. 1.) 

— — Der Uebergang der Schulunterhaltungs- 
laft auf die Zipilgemeinbe ändert nicht den con= 
feffionelen Eharalter der Schuler) — — 

Berlin, den 31. December 1861. 

U. 5 


Anhang. 

L Reſcript vom 81. Jannar 1885 betr. die Ber- 
pflichtung der Gemeinden zur daueruden linter 
haltung der Gemeindeſchulen. 

Es ift bei der vorliegenden Frage zuerft ein 
Unterfchied zu ziehen zwiſchen den im Allgemeinen 
Landrecht Theil Titel 12 8 12 fo benannten 

emeinen, d. 5. zum Unterrichte in Elementar- 
enntniffen beftimmten öffentlichen Schulen und 
den im 8 54 1. c. bezeichneten gelehrten oder 
fonftigen höhern Lehranftalten. Nur die erfteren, 
die gemeinen Elementarihulen, müſſen für bie 
betreffenden Derter oder Bezirke aus einer unmittel⸗ 
baren und allgemeinen gejeglichen Verpflichtung 
unterhalten werden, und e8 findet bei ihnen nur 
das Berhältniß ber Zubehörigkeit beftimmter Schul- 
gemeinden Statt. 

Bur Kenlegung höherer, in ihrem Bwede über 
die gewöhnliche Elementarbildung hinaus gehender 
Schulanftalten fann an und für fi feine Orts⸗ 
oder © migemeinbe genöthigt werben, ſondern es 
bleibt die htung folder Institute von eigener 
Beranftaltung der Staatöbehörde, oder freiwilliger 
alsdann auch noch an die befondere Genehmigung 
des Staates gebundener Stiftung Seitens ber 
Communen, oder anderer Berfonen, abhängig. Iſt 
aber, namentli von einer Commune eine folde 
höhere Schule aus freimilligem Entſchluſſe einmal 
errichtet, jo befteht fie nad der eben allegirten 
unb den weiter folgenden Berfügungen im Ullge- 
meinen Landrecht Theil II Titel 2 54 seq. 
als ein felhftändiges Inftitut, unter Auffiht und 
Direction der Staatäbehörde, und mit eigenem 
Corporationsrechte. In Folge des fegteren ins⸗ 
befondere kann die Wiederaufgebung einer ſolchen 
Schule niht nah Willkür der Commune, fondern 
gemäß der ‚peleatichen Vorſchrift, Allgemeines Land- 
recht Theil IT Titel 6 8 180 nur unter wiederum 
einzuholender Staatögenegmigung geihehen. Die 
in ſolchem Berhältniffe ftehenden Sculanftalten 
find e8 zunächſt, welde der $ 112 der revidirten 
Städteordnung im Sinne Hat, und bei deren 
Hmterhaltung & in der unmittelbaren Conſequenz 
liegt, daß bie Stadtverorbneten nur mit einem 
eonfultativen Gutachten concurriren, nicht aber 
1 das Recht einer eigenen Beftimmung bes 

nterhaltungsbedürfniſſes beifegen können, deſſen 
Feſtſeßung vielmehr ei von den bei Errichtung 
der Anftalt getroffenen Organifationsbeftimmungen, 
theils von denjenigen weiteren Anordnungen für 
ihre, dem Fundationdzwede nad Maßgabe der 
Beitverhältniffe entſprechende Einrichtung abhängt, 
zu welden ſich die Staatsbehörde, auf Antrag 
des Communalvorftandes, oder in fonftiger Wahr- 
nehmung ihres gefeglichen Oberaufſichtsrechts, ver- 
anlaßt findet, und nad) denen alsdann in Zufam- 


*) of. oben Rr. 7. 
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menftellun, 
verbindlichkeit überhaupt beftehenden Rechtsver⸗ 
hältniſſe zwiſchen der Lehranftalt und der Commune, 
das Maß ded von ber letzteren aufzubringenden 
Zuſchuſſes ſich ebenfalls richtet. 

Mit den Elementarfhulen verhält es ſich zu— 
nãchſt allerdings anders. Nach dem gemeintedht- 
lien Syfteme, Allgemeines gandrecit Theil IL 
Titel 12 88 29 seq. fol deren Unterhalt durch 
eine bejonder? zu repartirende Schulfteuer, von 
den mit felbjtändigen Haushaltungen angefefienen 
Mitgliedern der Schulgemeinde aufgebracht werden, 
welche legtere im Mechtöbegriffe wohl, als in 
häufigen Fällen auch nad} ihrer Abgrenzung, eine 
von der Ortöcommune verfchieden zu haltende 
Corporation iſt. Wo alſo diefe gemetnrechtliche 
Einrichtung bejonders conftituirter Schulgemeinden, 
und eines auf Beiträge der zu ihnen gehörenden 
Haudväter fundirten Unterhaltes der Schule wirt: 
lich befteht, können keine diesfällige Forderungen 
an bie Ort8commune, al3 ſolche, gemacht werden, 
und tritt aus irgend befondern Rückſichten etwa 
einmal der Fall ein, daß für eine ſolche Schul- 
gemeinde eine ausnahmsweiſe Zuwendung aus 

ommunalmitteln in Anſpruch genommen wird, 
fo gehört dies zu denjenigen Ungelegenheiten, wo 
nad richtiger Ausführung der Stadtverordneten 
zu Magdeburg die eigene Competenz der Stadt- 
verorbnetenverfammlung zur Beſchlnßnahme, nad) 
yaıı der revidirten Städteordnung jtattfinbet. 

ie vorbemerkte gemeinrechtliche Anordnung wegen 
Unterhaltung der Stadtjhulen tritt aber, nad) der 
eigenen Dispofition des 8 29 1. c. nur als eine 
fubfidiäre Vorſchrift für ſolche Fälle ein, wo dem 
Bebürfniffe nicht ſchon durch anderweitig beſtehende 
Einrichtungen vorgefehen tft. Zu den Fällen diefer 
legtern Art gehört e8 unter andern aud, wenn 
eine Stadtcommune, ftatt der Steueranlegung in 
den Schulgemeinden, die Unterhaltung auch ihrer 
Elemeniarſchulen, ganz, oder zu dem dur die 
verfoffungemäpige eigene Einnahme der Schulen 
nicht gebedten Theile auf ihren Communalfonbs 
übernommen hat. In folhem Falle tritt wiederum 
gar daffelbe Berhältniß, wie vorbemerftermaßen 

i den von einer Commune errichteten höheren 
Schulanftalten ein, mit der Maßgabe nur, daß 
hier nod viel weniger die Exiſtenz einer Recht3- 
verbinblichkeit der Kommune im Sinne des 8 112 
der revidirten Städteordnung®) ſich in Streit ziehen 
läßt, da es fi hier um Kaftitnte handelt, für 
deren Anlage und Unterhaltung nad) dem Local- 
bebürfnifje in einer oder der andern Weiſe allemal, 
unabhängig von eigener Willfür der Commune 
geforgt werben muß. ıc. 

(a. XIX ©. 154.) 


8 265. Allgemeine Grundſätze bei der 
Uebernahme der Schullaſten durch die 
bürgerlichen Gemeinden. 
(Gleichmähige Berüdfihtigung aller Eins 
wohner.) 

1. E. v. 22. Juli 1862 Betr, bie Verpflichtung ber 

bürgerligen Gemeinden zur gleihmäßigen Berüd- 


*) ef. unten $ 300 Anhang IIL. 
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ſichtigung der verſchiedenen Schulfocietäten. of. €. 
v. 8. Febr. 1881 oben $ 264 Wr. 4. 

2. €. v. 25. Rov. 1862 und 29. Juli 1865 bedgl. 
und betr. bie Bemeſſung bes Beitrags nad ber 
Kinderzahl. 

3. E. v. 7. Aug. 1868 dbesgl. bei Einſchulung ber 
betreffenden Gemeinbemitglieber in auswärtige 
Säulen, cf. E. v. 20. Juni 1874 oben 8 264 Nr. 6. 

4. €. v. 28. Juli 1861 desgl. fofern nicht Müd- 
fihten ber Humanität ober eine befondere rechtliche 
Berpflichtung ber Begüinftigung Einer Klaſſe ber 
Einwohner zu Grunbe liegen, 

5. €. v. 13. Juli 1863 desgl. ſoweit Eine Klaffe 
Über das Mob befonberer reditliher Verpflichtung 
unterftüßt wird. cf. oben Wr. 3. 

6. €. v. 13. Juni 1862 desgl. nit mer bei bem 
Beftehen zweier confejfionelt verſchiedener Soele⸗ 
täten. 


7. €. v. 22. Mat 1872 bedgl. fofern nur bie ber 
treffende Schule eine öffentlie if. of. Rr. 8, 

8. €. v. 30. April 1868 bengl. ohne Rüdfigt auf 

die Eigenthumsverhältnifie an ben Gcäulgebäuben. 

9. @. v. 21. April 1873 und 19. Anguft 1874 betr. 
die Richtverpflichtung ber bürgerliden Gemeinden 
zur Unterftägung confeffioneller Privatſchulen. of. 
8 2680 Rr. 3. 

. €. o. 26. März 1866 beigl. von Schulen ber 
Alt⸗ Lutheraner. 

. €. v. 3. April 1883 betr. bie Bebeutung des Um⸗ 
ſtands ob eine Commune nur das Schulkaſſen⸗ 
deficit einer Gäulfocietät übernommen ober bie 
Säule als Gemeindeanftalt unterhält für bie Frage 
nad ihrer Verpflichtung zur Unterftügung ber 
Säulen ber andern Eonfeffion. 

11a. €. v. 27. Juni 1884, 15. Febr. 1878 und 31. Dec. 

1879 besgt. of. oben Rr. 9 und unten Rr. 12—15, 
ferner ben €. v. 8. Fehr. 1881 8 264 Rr. 4, ſowie 
über das Verfahren unten 8 266 Rr. 3—5. 

Einfügung ber zu unterfiügenden Säulen 

in ben ſtädtiſchen Säulorganiämus. 

€. v. 12. Moi 1863 betr. bie Einfügung ber zu 

unterſtũtzenden Schule in ben ſtäbtiſchen Schulorganis⸗ 

mus als Bebingung für bie Beitragsleiſtung ber 
bürgerlichen Gemeinde, fofern bie Schule ber andern 

Confeſſion als Gemeinbeanftalt befteht.cf.8 2580 Rr. 3. 

3. €. v. 27. Oct. 1865 desgl. inäbefonbere bezüglich bes 
Xehrerberufungsredits und ber Regelung bes Schulgelbs. 

14. €, v. 27. Gebr. 1865 desgl. of. oben Rr. 5—9, 

11, 11a, 8 160 Rr. 17 ımb 8 278 Rr. 6. 

5. € v. 7. April 1873" betr. bie Bemeſſung des 

Zuſchuffes für bie in ben ſtäbtiſchen Schulorganismus 

eingefügte Schule nad) dem etatömäßigen Bebürfniß. 
Zufgüffe für jübiſche Schulen.“) 

€. v. 30. Juni 1859, 29. Jan, und 11. Sept. 

1873 betr, bie Bemeffung bed Beitrags für judiſche 

Säulen. 

17. €. v. 13. Rov, 1877 desgl. in ber Provinz 

Preußen. 


1. Gleigmäßige Berü— de chiedenen 
gen 


Der gegen die Entſcheidung, betreffend bie Ver⸗ 

pflihtung der Gemeinde zur Gewuͤhrung eines 

% & bie neuen Sandestheile ift eine derarti⸗ Berpfikdtung 

in ben Gefegen über bie Verhältniffe der Juben (of. oben $ 
Anh ) nicht bejonbers außgefprodien. 


12. 


* 


fr 
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Dotationszuſchuſſes für die katholiſche Schule da- 
felbft, eingelegte Recurs v. M. karın, wie wir bem 
Magiftrat eröffnen, nicht als begründet anerkannt 


werben. 

Wenngleich den Städten nad) den Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts und der GStädteord- 
nung vom 30. Mai 1853 eine gefeßliche Verpflich⸗ 
tung zur Unterhaltung der Elementarfchulen nicht 
obliegt, fo fteht ihnen doc unzweifelhaft die Be- 
fugnik zu, die fonft den Schuljocietäten zur Laft 
fallenden Schulunterhaltungstoften freiwillig zu 
übernehmen. on biefer Befugniß dürfen jedoch 
die Stadtgemeinden nit einen folden Gebrauch 
machen, daß ſie nur die den Hausvätern dereinen Con⸗ 
feſſion obliegende Schulunterhaltungspflicht über— 
nehmen, die Hausväter der andern Confeſſion da- 

egen bon einer gleihen Vergünſtigung aus— 
— weil ein folches Verfahren mit dem 84 
der Städteorbnung vom 30. Mat 1853, nach wel⸗ 
chem alle Einwohner des Stabtbezirt3 zur Mit: 
benugung der Bffentlihen Gemeindeanftalten be- 
vechtigt find, in Widerfpruch ftehen und eine 
unzuläffige —— des einen Theiles der Ein⸗ 
gefeflenen des Stadtbezirks zur Folge haben würde. 

Hiernad und auf Grund des im {| 67 des Geſetzes 
vom 23. Juli 1847 (Gef.-Sammi.©.263)*) hinficht- 
lich der jübifchen Schulen ausdrücklich anerfannten 
Princips ift die dortige Stadtgemeinde, fo lange 
und infoweit fie die grangelif en Schulen erhält, 
verpflichtet, auch der katholiſchen Schule einen ver⸗ 
hältnigmäßigen Amterhalumgeaufchuß zu gewähren. 
- Wollen jedod bie ſtädtiſchen Behörden für Die 
Butunft den bisher aus jtädtifchen Mitteln für 
die evangeliſchen Schulen gewährten Zuſchuß von 
gu Zeit jährlih — Thlru. zurüdziehen und die 

ufbringung diefer Summe den nad) dem Geſetz 
dazu verpflichteten evangelifchen Hausvätern über- 
laſſen, fo bleibt ihnen dies, jofern die Gewährung 
jenes Zuſchuſſes auf freiwilliger Uebernahme be: 
rubete, unbenommen, und würde dann aud ein 
Berpflichtungsgrund für die Stadtgemeinde zur 
Umterftügung der Iatpolifcen Schule nicht ferner 
beftehen. enn daher bie ſtädtiſchen Behörben 
glauben, den Eintritt diejer Eventualität als dem 
Gejammtintereffe der Stadt mehr entſprechend an- 
jeden zu jollen, ald wenn die Stadtgemeinde unter 
gerin er Vermehrung der bisher von ihr zu 

huliweden gemaditen Aufwendungen ihre gegen- 
mwärtige Stellung zu ben dortigen Schulen bei- 
behält, fo bfeibt dem Magiftrat überlaffen, dieſer— 
halb ſachgemäße Anträge bei der Königlichen Re- 
terung zu N. zu stellen. Wir bemerken jedoch 
Air diejen Fall, daß bis dahin, wo in diefer Weife 
die Unterhaltungsverhältniffe der dortigen evan- 
geliigen chulen definitiv regulirt fein werben, 
er gegenmwärtige Zuftand unverändert beizube- 
halten, auch bis dahin der katholiſchen Schule der 
qu. Dotationszuſchu zu gewähren iſt. 

Berlin, den 22. Juli 1862. 

Der Minifter der seiftihen zc. Angelegenheiten. 
v. Mühler. 
Der Minifter des Innern. v. Jagom. 
Un den uR 
U. 12788. M. d. 9. 4 
LB. 013. Rd. 2. 
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2. Bemefjung des Beitrags der Gemeinden für 
ie einzelnen Gecietäten. 

Mit Rüdfiht auf die mittelft Allerhöchſter Ordre 
vom — erfolgte Anerkennung der Tatholiichen Ges 
meinde zu N. und auf die Zahl der zur Zeit vor⸗ 
handenen ſchulpflichtigen Finder katholiſcher Eons 
feffion hat mein des Miniſters der geiſtlichen ꝛc. 
Angelegenheiten Herr Amtsvorgänger die ch⸗ 
tung einer öffentlichen katholiſchen Elementarſchule 
daſelbſt für gerechtfertigt erachtet und angeordnet. 
Hieraus folgt die Verpflichtung der bortigen Com⸗ 
mune, biefe fatholifche Schule in gleihem Maße, 
mie fie dies den evangelifhen Schulen derfelben 
Art zu Theil werben läßt, zu unterftügen. — Die 
Beitimmungen des Allgemeinen Landrechts legen 
allerdings den politifhen Gemeinden eine gejeß- 
liche Verpflichtung zur Unterhaltung der Efemen- 
tarſchulen nicht auf. Uebernehmen diefelben aber 
freiwillig die fonft den Schuljocietäten zur Laft 
fallenden Süalunterpeltungstotten, fo darf, wenn 
öffentliche Elementarſchulen verfhiedener Eons 
feilionen beftehen, diefe Einrichtung nicht zur Folge 
haben, daß die Communen nur die den Hauss 
vätern der einen Confeſſion fonft obliegende 
Schulunterhaltungslaft übernehmen, bie Hauspäter 
der andern Confeſſion dagegen von einer gleichen 
Vergünftigung ausſchließen. Dies würde cine 
Ver 5 — bes 8 4 der Städte-Ordnung vom 
30. Mat 1853, nad) welchem alle Einwohner des 
Stadtbezirts zur Mitbenugung der öffentlichen 
Gemeindeanftalten berechtigt find, und ber grund- 
fäglihen Parität aller Gemeindemitglieder invol- 
viren. — Ob jene Anjtalten aus dem Vermögen 
der Gemeinde erhalten, oder Communalfteuern zu 
diefem Zweck erhoben werben, ift nicht entſcheidend. 
Hiernach, und da die Gemeinde für den Elemen- 
tarunterricht jedes evangeliſchen Schulkindes jähr- 
lich 14% Thir. aufmwendet, nad} den neueften Er- 
mittelungen aber 22 der dortigen politiihen Ge⸗ 
meinde angehörige Kinder katholiſcher Eonfeffion 
die katholiſche Schule befuchen, kann gegenwärtig 
die Iegtere einen Zufhuß von 40 ze in An⸗ 
Spruch nehmen. Won dem in dieſer Weife zu be— 
rechnenden Beitrage zur Unterhaltung der fatho- 
lichen Elementariule kann die Gemeinde nicht 
entbunden werben. 

Berlin, den 25. November 1862. 


Der Minifter der geiſtlichen zc. Angelegenheiten. 
Der Mintiter des Innern. 


3a. 
Berlin, den 29. Juli 1865. 

Nach meiner Entfcheidung vom 8. April 1863 
ift die dortige evangelifhe Schule als öffentliche 
zu behanbein, und demgemäß bie Stadt verpflichtet, 
diefelbe gleich den vorhandenen katholiſchen Schulen 
zu unterhalten. Hiernach hanbelt es fich gegen- 
wärtig nur nod um die Feſtſtellung des Maß—⸗ 
ftabes für die Beitragspflicht der Stadt. 

In diefer Desiehung ericheint aber die Feſt⸗ 
ſetzung der Königlichen Negierung, wonach die 
Stadt für jebes die evangeliſche Schule beſuchende 
Kind einen gleichen Beitrag gewähren joll, als fie 
für jedes katholiſche Schulkind aufwendet, durchaus 
gerechtfertigt, da dieſer Maßſtab eine gleihmäßige 
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Berüdfir der Angehörigen der beiden Eon- 
feffionen herbeiführt und je Bevorzugung der 
einen oder der anderen Eonfeffion —E 
(Bei. & ar Kr. 1.) 


8. Berhältwiß bei einer Eiuſchulung von Theilen 
der Gemeinde in auswärtige Schulen. 

Es liegt fein genügender Grund vor, von dem 
fonft feftgehaltenenen Grundfag, daß die geſetzlich 
den Hausvätern einer Stabt zur Laft fallenden 
Schulunterhaltungstoften nicht einfeitig zu Gunften 
nur einer Confeſſion auf den ſtädtiſchen Etat über- 
nommen werben bürfen, im gegenwärtigen Fall 
abzuweichen. — Es entſpricht durchaus der Billig- 
keit, daß die Stadt W. in ähnlicher Weiſe wie fie 
ohne bejondere rechtliche Verpflichtung für das 
evangeliſche Schulweſen Aufwendungen macht, ſich 
auch des katholiſchen Schulweſens annehme. — — 
Ich bemerke noch, daß es behufs Heranziehung 
der Stadt W. in fraglicher Beziehung nicht ge= 
boten erſcheint, zundchft die Ausihulung der die 
tatholiſche Schule zu N. beſuchenden Kinder aus 
W. auszusprechen, und auf die Einrichtung einer 
befonderen katholiſchen Schule an legterem Orte 
zu dringen, daß vielmehr eine Ausgleichung auch 
dadurch zu erzielen fein würde, daß die Stabt W. 
für jgpes ihr angehörige, wenn gleih die Schule 
zu N. befuchende Kind katholiſcher Confeflion 
einen ‚gielser Betrag gewährt, als fie für jedes 
evangeliihe Schulkind aufwendet. 

Berlin, den 7. Auguft 1868. 

U. 19064. 


4. Ausnahmen bei befonderer Rechtsverbiudlichkeit 
ber Gemeinde gegen die eine Sorietät. 

Ew. Excellenz erwibern wir ergebenft auf den 
gefälligen, die Aufbringung der Schulfoften in N. 
betreffenden Bericht vom 5. Januar cr., daß wir 
die von der Königlichen Regierung zu N. gegen 
ge Berfüigung vom 8. November pr. erhobenen 

edenken nicht zu theilen, dagegen das von ber 
Regierung vorgefchlagene Verfahren im vorliegen- 
den Falle nicht für ein angemeffenes zu erachten 
vermögen. 

Nach den Beitimmungen des Allgemeinen Land⸗ 
rechts und ber hier zur Anwendung kommenden 
Zandgemeinbe-Orbnung vom 19. Se 1856 find 
die politifhen Gemeinden nicht verpflichtet, wohl 
aber berechtigt, freiwillig die Unterhaltungstoften 
der Elementarfhulen aus Gemeindemitteln zu 
übernehmen. Die Ausführung eines hierauf ge= 
richteten, jeboch ausdrücklich nur die Schulen der 
Eonfeffion der Majorität berüdfichtigenden Ge— 
meindebejchluffes würde nun in der von der Re- 

erung zu N. vorgefchlagenen Weife durch ein- 
jache Sr ung der botirten Koften vom Gemeinde- 
etat von Aufſichtswegen nur verhindert werden 
Lnnen, indem man auf Grund des & 33 der Land- 
gemeinde-Drbnung benfelben für tig erflärte, 

Dan wird von diefem Ausfunftömittel in Fällen, 
wo bie anajorut eines Gemeinderath3 einen Be- 
Br zu Gunften nur ber Einen Klaſſe der Ein- 
ei enen faßt, welcher diefe Majorität angehört, 

er Regel nad) nur da Gebrauch zu machen haben, 
Weiſe ein Widerfpruch zwiſchen 


wo in Kr er 
en Sentereffen der einzelnen Mitglieder 


den perfönfi 





und den Intereſſen der Gemeinde als folder be— 
hauptet, und wo gleichzeitig die Benachtheiligung 
der Minorität nicht in anderer der Gemeinde- 
Drdnung entfprechenden Weiſe verhütet werben kann. 

Das Eine wie das Andere im vorliegenden Falle 
vorauszuſetzen, erſcheint bedenklich und jedenfalls 
bedenklicher, als das bei Gonflicten ähnlicher Art 
bisher eingehaltene, dem Geſetz eben fo wie der 
Billigkeit entfprechende Verfahren. Beruht es 
nämlich allerdings auf dem freien Entſchluß einer 
Gemeinbevertretung, ob fie die fonft der Schule 
ſocietät zur Laft liegenden Schulunterhaltungs- 
koften übernehmen will, fo folgt daraus, wenn fie 
diefelben übernehmen will, doch keinesweges, daß 
die Gemeinde, fo lange fie bei ihrem Entſchluſſe 
beharrt, demjenigen nicht unterworfen fei, was 
die Schul- und was die Gemeinbeaufjichtsbehörbe, 
jede innerhalb der Grenzen ihrer Competenz, in 
eaup hierauf — für angemeſſen erachten. 
So lange die Gemeinde mit Ünterhaltung der 
Elementarſchulen ſich befaßt, fo lange muß ſie ſich 
den — — der Schulaufſichtsbehörde unters 
werfen, wenn biefe 3.8. die Errichtung von Con⸗ 
feſſionsſchulen ftatt der bisher nur vorhandenen 
Simultanfhule vorſchreibt. Und ebenjo muß fie 
aud bei freiwillig übernommenen Leiftungen fid) 
demjenigen fügen, was die Gemeindeaufſichtsbe⸗ 
hörde als durch die unpartetifche Handhabung der 
Gemeinde-Orbnung bedingt für nöthig erkennt. 

Der 8 2 der Landgemeinde - Ordnung vom 
19. März 1856 beftimmt nun in Webereinitim- 
mung mit ben übrigen Gemeinde-Orbnungen, daß 
alle Einwohner des Gemeindebezirk, eben fo wie 
fie zur Theilnahme an den Gemeindelaften ver- 
pflihtet find, fo au zur Mitbenugung der öffent- 
lien Gemeindeanjtalten berechtigt fein jollen. 
Es kann nicht zweifelaft fein, daß diefem echte 
der Einwohner aud die correfpondirende Pflicht 
der Gemeinde gegenüberfteht -— wenn jenes Recht 
nicht ein illuforijches fein ſoll —, die öffentlichen 
Gemeindeanftalten fo einzurichten, daß alle Ein- 
mwohner, foweit ihre Lebensverhältnifie dazu ans 

ethan find, auch wirklich Gebrauch davon machen 
Öönnen. 

Hiermit fol allerdings nicht behauptet werden, 
daß die Gemeinden verpflichtet feien, — was auch 
fattifh unmöglich fein würde — eine abfolute 
Gleichheit in der Möglichkeit der Mitbenugung 
herzuftellen, beziehungsweiſe nur ſolche Gemeinde⸗ 
anftalten zu errichten, nur ſolche Wege z. B. Bi 
bauen, welche allen Eingefefienen in gleicher Welſe 
zu Gute fommen. 

Wohl aber und mit vollem Rechte wird der Ge— 
meinde die Befugniß zu beftreiten fein, ſolche An—⸗ 
ftalten aus Gemeindemitteln zu gründen und zu 
unterhalten, von deren haha troß ihrer 
fonft dazu geeigneten Lebensverhältniſſe, gewiſſe 
Klaffen der Eingefeffenen grundfäglid auöge- 
fchloffen fein follen, — dann wenigſtens wird ihr 
jene Befugniß zu beftreiten fein, wenn diefelbe 
Gemeinde e3 verweigert, neben jenen Anftalten 
auch ſolche zu gründen und zu unterhalten, welche 
für Die aus den erfteren Conozen⸗ Ausgeſchloſſe⸗ 
nen einen genügenden Erſatz bieten. Ein ſolches 
Verfahren der Gemeinde würde eine directe Ver⸗ 
legung des im allegirten $ 2 ausgefprochenen 
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Srundfages der Parität nur dann nicht enthalten, 
wenn der Begünftigung der Einen Klafie befondere 
wohlmotivirte Rüdfichten der Humanität oder eine 
pofitive Verpflichtung gerade nur dieſer Einen 
Klaſſe gegenüber zum Grunde lägen. Weder das 
- Eine noch da8 Andere ift aber Hier der Fall. 
Gründe der Humanität Tiegen gewiß nicht vor, 
wenn bie Gemeinde der einen Confeifion auf eine 
nur engherzig zu nennende Weife verfagt, was 
fie der andern in vollem Maße gewährt. Auch 
eine pofitive Rechtspflicht nur der Tatholifchen 
Eonfeffion gegenüber kann, wie aud) die Regie 
rung zu N. annimmt, als vorhanden nicht an= 
erfannt werben. Die Regierung führt mit Recht 
aus, daß eine Obfervanz nur zu Gunften der 
Katholiihen — vor Einführung des Allgemeinen 
Lanbrechts, wo dies rechtlich mir möglich geweſen 
wäre — ſchon deshalb ſich nicht gebildet haben 
könne, weil der Gegenſatz zwiſchen katholiſchen und 
evangeliſchen Schulen zu N. bis vor wenigen 
Jahren noch ger nicht eriftirt und daher das 
Rechtsbewußtſein eine Beſchränkung auf die katho⸗ 
liſchen Schulen nicht habe aufftellen tönnen. Die: 
jelbe Erwägung fteht aber der Annahme einer 
bereit8 vollendeten Berjährung zu Gunften der 
Katholiken allein auch dann entgegen, wern man 
— abweichend von der Regierung zu N. und der 
jest wohl allgemein angenommenen Anſicht fol- 
genb — einen breißigjährigen und nicht einen 
vier und vierzigjährigen Zeitraum als genügend 
zur Mequifittoverjährung einer politifchen Gemeinde 
gegenüber anfieht. Eine gefonderte — 
und evangeliſche Schulfocietät exiſtirt zu N. erſt 
feit 1857; die bis dahin feit 1825 etwa vollendete 
Verjährung würde alfo nur der bis dahin be- 
ftandenen, beide Eonfeffionen nmfaffenden ul⸗ 
ſocietät zu Statten gekommen fein; man müßte 
annehmen, daß die daraus entfpringenden Rechte, 
nad Trennung diefer Soctetät in deren zwei, 
gänzlich erlofhen oder, was wohl das Richtigere, 
daß fie auf beide nen geſchaffene Soctetäten, alfo 
auf die evangelifche eben fo wie auf die katholiſche 
übergegangen feten. Demnach ftehen der Hand- 
habung des allegirten $ 2, der Aufrehthaltung 
des durch denfelben Hingeftellten, in Beziehung 
auf jüdifhe Schulen Bund 67 des Gefeges vom 
23. Juli 1847°) ausdrücklich anertannten Grund» 
fages ber Gleichberechtigung aller Einwohner feine 
Bedenken entgegen, und bie Auffichtsbehörde muß 
deshalb eben fo verpflichtet wie berechtigt er- 
fcheinen, fi diefer Handhabung zu unterziehen. 
Glaubt die Gemeinde fi nicht in der Lage, die 
vn nun der Elementarfhulen von jegt ab 
den Schulfocietäten wieber zu überlaffen, fo muß 
fie dazu angehalten werden, der einen biejer 
Societäten verhältnigmäßig eben das zu gewähren, 
was fie und fo lange fie e8 ber andern newährt. 
Welcher Maßſtab hierbei anzulegen fei, bleibt zus 
nädft — da das Thatfähliche in diefer Beziehung 
nicht Har vorliegt — der Erwägung der Regie— 
rung überlaffen; ſoweit indeffen, wie der Fall zu 
fein 5— die Gemeinde N. alle durch das 
Schulgeld nicht gebedten Schulbedürfniſſe der 
Katholiten beftreitet, foweit wird fie auch alle 
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durch das 
niſſe der in 
nehmen haben. 

Em. ꝛc. erſuchen wir ergebenſt, bet der zunächſt 
von Ihnen zu treffenden Entſcheidung die vor- 
ftehenden Ausführungen zur Richtſchnur nehmen 
zu wollen. 

Berlin, den 28. Zuli 1861. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 
Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: Sulzer. 


An 
den Königli Dper-Vräfibenten ac. zu Münfter. 
UV. 7 . M. db. g. M. 
LB. 4882. Mb. J. 


ulgeld nicht 
mohnenden 


gen Schulbedürf- 
angeliſchen zu über- 


6. 
Berlin, den 13. Juli 1863. 

Em. Excellenz haben in der geätigen Beiſchrift 
vom 18. April d. J. zu dem Bericht der Könige 
lichen Regierung zu N. vom 29. März d. & 
Ihre von —— der Regierung mehr⸗ 
fach abweichende Anſicht über die Verpflichtung 
der Commune N. au Unterftügung der evange- 
liſchen Schule dafelbft dargelegt, ſchließlich jedoch 
unter Bezugnahme auf den 8 80 der Städieord⸗ 
nung vom 19. März 1856 anheimgeftellt, nad) 
dvorgängigem Benehmen mit dem Herrn Minifter 
des Innern an die vorliegende Beſchwerde 
de3 Bürgermeifterd der Stadt N. zur reffort- 
mäßigen Berfügung wieder zugehen zu laffen. 

Da indeffen die Grundfäße, nad) welden in 
Angelegenheiten der vorliegenden rt zu ver- 
fahren, durch wiederholte Verhandlungen zwiſchen 
dem Herm Minifter des Innern und mir, reſp. 
unferen beiderfeitigen Herren Amtsvorgängern 
feftgeftellt find, fo liegt zu einer erneuerten Com⸗ 
munication mit dem Herren Mintjter des Innern 
fein Grund vor. Ebenfo habe ich keinen Anftand 
genommen, unmittelbar in der Sache Entſchei— 
dung zu treffen, da die ftäbtifchen Behörden von 
N. meine Entfheidung angerufen Haben, und es 
denfelben offenbar mehr um eine Regelung der 
Verhältniſſe der Stadt gegenüber ber evangelifchen 
Säule überhaupt, als um eine Entſcheidung dar- 
über zu thun ift, ob die von der Königlichen Res 
gierung pro 1862 von Amtöwegen verfügte Ein- 
tragung eines Zuſchuſſes für die evangelifche 
Schule in den ftädtifchen Haushaltsetat nad) Maß⸗ 
gabe ber Vorfehriften der Städteordnung für ges 
rechtfertigt zu erachten ift.*) 

Hiernach fann ich um fo weniger Bedenken 
tragen, über die Sade zu entfcheiden, als ih 
in der Hauptfa_he mit Em. Excellenz einvers 
ftanden bin. 

In der Sache jelbft verdient der Einwand der 
Stadt N. gegen die ihr angefonnene Unterftügung 
der evangeliihen Schule dajelbit, daß ein Be- 
dürfniß einer befonderen evangeliihen Schule 
nicht vorhanden jei, feine Berüdfichtigung, da 
die evangelifhe Schule dafelbit bereitd ald eine 
öffentlich anerkannte befteht, und damit die Be- 
bürfnißfrage ihre Erledigung findet. Als öffent- 
liche Schule Hat fie alle Borcheite, melde ſich dar⸗ 
aus für ſie ergeben, in Anſpruch zu nehmen; in 
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bem Umjtande aber, da ſich feit Gründung der 
Schule die Zahl der Schulkinder etwas vermindert 

t, liegt fein Grund, der Schule den öffentlichen 

barakter wieder zu entziehen. 

Was fodann die Behauptung der Stadt anlangt, 
die Unterhaltung der katholiſchen Schule Seitens 
der Stadt beruhe auf rechtlicher Verbindlichkeit, 
und deshalb habe die evangeliſche Schule auf 
eine gleiche Bergünftigung keinen Anſpruch, fo 
tann diefelbe ebenjowenig wie die Anficht der 
Königlihen Regierung, daß die Unterhaltung der 
tatholifhen Schule in ihrem ganzen Umfang auf 
freiwilliger Webernahme Seitens der Stadi be 
tube, ald zutreffend anerfannt werden. Das 
Nichtige liegt vielmehr, wie au Ew. Excellenz 
annehmen, in der Mitte. 

Bas die Königliche Regierung zur Begründung 
ihrer Anſicht Hinjichtli der Natur der katyoliichen 
Schule als einer reinen Communalanftalt aus⸗ 
führt, ift gewiß nicht überall zutreffend, kann aber 
dahin geftellt bleiben, da es hierauf für den vor- 
liegenden Streitpuntt nicht anlommt. Aus gleichem 
Grunde möchte ich jedoh auch kein enticheiden- 
des Gewicht auf dasjenige legen, was Ew. Er- 
cellenz gejatli ft bezüglich des Charakters dieſer 
Schule als einer alten katholiſchen Pfarrſchule 
angeführt haben, zumal der urfprünglich vielleicht 
rein firhlihe Charakter der Anftalt im Laufe 
der Zeiten nicht unwichtige Wandlungen erfahren 
haben mag, jo daß fi ohne eine forgjältige 
Srüfung ber hiſtoriſchen Entwidelung der Ana 
faum ein ficheres Urtheil in diefer Beziehung 
wird gewinnen laſſen. wiſchen wird es, wie 
bereitö bemerkt, hierauf nicht antommen. Denn 
darin ftimme ih Ew. Excelienz vollkommen bei, 
daß die Annahme der Königlicen Regierung, es 
fei das im Jahre 1800 von der Stadt einge- 
zogene Schulvermögen Eigenthum ber Stadt ge- 
Den welches nur eine Zeit lang zum Unterhalt 
der Schule auögefegt geweſen, und über welches 
der Stadt die freie Dispofition zugeftanden habe, 
jeder pofitiven Unterlage entbehrt. Im Gegen: 
theil wird ſowohl in dem unter den Anlagen be= 
findlichen Status der Einkünfte N.'ſchen Schule 
vom Jahre 1781, ald auch in den Obligationen 
über bie — —— aus den Jahren 1625 
bis 1775 ſteis die Schule als Eigentgümerin 
der betreffenden Grundftüde, Kapitalien und Ge— 
rechtſame bezeichnet. Nicht minder geht aus dieſen 
Scriftftüden hervor, daß dieſes Schulvermögen 
zum nicht geringften Theil aus milden Zuwen⸗ 
dungen und Legaten herrührt, welche der Schule 
vermadht waren. Hiermit ift aber die Annahme 
der Königlichen Regierung, daß die Vermögens— 
objecte ftäbtifches Eigenthum und nur zeitweije 
reſp. nach Willkür von der Stadt zur Unterhal- 
tung der Schule auögefegt geweſen jeien, nicht 
vereinbar. Auch ift e3 nicht nothwendig, neben 
der Schule noch nad einem befondern Rechts— 
jubject als dem Träger diefed Vermögens zu 
uchen, da dem kanoniſchen und gemeinen Recht 
war die landrechtliche Anſchauung von einer 

ocietät der Hausväter als ber Zrägerin der 
Schule in vermögensrechtlicher Beziehung fremb 
it, die Schulen jedoch auch nad) den Grundſätzen 
diefer Rechte und zwar in ihrer Eigenjhaft al 


pia corpora für erwerbd- und vermögensfähig 
ehalten wurden, wie es denn eine unläugbare 

hatſache ift, daß die Schulen lange vor Ein- 
führung des Allgemeinen Landrecit3 vielfach ſelbſt⸗ 
ftändiges Vermögen bejefjen haben. 

Mag nun ferner aud) derüber geftritten werben 
tönnen, ob die im Jahre 1800 vorgenommenen 
Dispofitionen geeignet waren, das Eigenthum 
des in Rede fteyenden Vermögens auf die Stabt- 
gemeinde N. zu übertragen, fo fteht doc feit, daß 
bie letztere damals jened Schulvermögen zum 
ſtädtiſchen Werar eingezogen und feither darüber 
wie ein Eigenthümer verfügt, insbefondere für 
Rechnung der Stadt die Kapitalien eingezogen 
und die Grundſtücke zum Theil veräußert bat. 
Es genügt dies aber volllommen, um eine Bers 
plüchung der Commune zur Unterhaltung ber 
tatholifhen Schule infomweit zu begründen, als 
die Vermögen reicht. Denn das legtere ift jeden- 
jens nit ohne die darauf haftende Lajt zur 
nterhaltung der fatholifhen Schule auf die Stabt 
übergegangen. So lange daher die Stadt im 
Beſiß und Genuß dieſes Vermögens ſich befindet, 
erſcheint fie auch verpflichtet, die fatholiiche Schule 
aus den Revenüen diejed Vermögens zu unter 
nn: wogegen fie fi erſt durch vollftändige 

eftitution des legtern von diefer Berpflihtung 
wieder liberiren fönnte. Inſoweit kann daher 
aud die evangeliſche Schule aus der Unterhal- 
tung ber katholiſchen Schule Seitens der Stadt 
allerdings feinen Anjprud auf eine gleiche Vers 
günftigung ableiten. 

Die Gemeinde N. Ieiftet jedoch exheblich mehr 
für die katholiſche Schule, als die Einkünfte des 
eingezogenen Vermögens betragen. Diefer Ueber- 
ſchuß muß demnach, da Hinfichtlich defjelben ein 
die Stabt verpflichtender Rechtsgrund nicht dar⸗ 
gethan ift, als auf freiwilliger Uebernahme be= 
ruhend angefehen ‚werben. Die Stabtgemeinde 
N. kann ich daher dem nicht entziehen, nad 
Maßgabe diefes Ueberſchuſſes auch die evangelijche 
Schule im Verhältniß dergahl der zurStadtgemeinde 
N. gehörigen ſchulpflichtigen evangelijchen Kinder zu 
der Bahl der zur ——— gehörigen ka⸗ 
tholiſchen uwſticuigen nder zu unterjtügen. 

Andererſeits beichweren fich jedoch die Vertreter 
der Gemeinde. nicht ohne Grund darüber, daß der 
legeren ein Beitrag zur Uuterhaltung der evan⸗ 
geliſchen Schule auferlegt ift, ohne daß im Uebrigen 
die Verhältniffe diefer Schule der Stadt gegen- 
über in einer afnlicher Weiſe geregelt ie wie fie 
hinſichtlich der Latholiihen Schule beitehen. Ver— 
langt die evangeliihe Schule gegenüber der Stadt 
infichtlich ihrer Unterhaltung eine gleiche Stel- 
ung wie die katholiſche Schule, jo müſſen auch 
der Stadt gleiche Rechte gegen die evangelifche 
Schule eingeräumt werden, wie gen die ta- 
tholiſche. Wie im Einzelnen diefe Berhältnifie zu 
regeln fein werben, läßt fi in er en der 
erforderlichen Unterlagen Hier nicht überſehen. 
Im Allgemeinen wird darauf zu halten fein, daß 
dem Magijtrat auch bei der evangeliihen Schule 
eine Concurrenz bei Bejegung der Lehrerſielle 
eingeräumt, die Aufficht über die Schule in ähn- 
licher Weife wie bei der katholiſchen Schule ein 
gerichtet, und endlich in der evangelifhen Schule 
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tein niedrigered Schulgeld als in der Tatholifchen 
Schule erhoben werde. In Bezug auf bie beiden 
erften Punkte ift jedoch dem Umftand gebührende 
Rechnung zu tragen, daß die evangefifihe Schule 
nit ausfhließli für die Stadt N., fondern aud 
für die Evangeliſchen in den umliegenden Gemein- 
den beftimmt ift. 

Ew. Ercellenz erfuche ich ergebenft, hlernach die 
Königliche Regierung zu N. mit der erforderlichen 
Unmeifung behufs Aufnahme der weiteren Ber- 
bandlungen mit den ftädtiichen Behörden ſowie 
den Bertretern der evangeliihen Schule in N. ge⸗ 
fälligft zu verjehen. 

. 8470, — 

— Rad den Beſtimmungen der Weſtphäliſchen 
LZandgemeindeorbnung kann es einer Gemeinde 
nit verwehrt werben, freiwillig und auch ohne 
beftehende Verpflichtung die Unterhaltung der 
Elementarfhulen aus Gemeindemitteln zu über: 
nehmen. Bon dieſem Grundſatz abzugeben, ‘liegt 
für uns feine Veranlaſſung vor, und es irrt aud) 
die Regierung in N., wenn fie — davon audgeht, 
daß ber Erlaß vom 28. Juli 1861 (Centralblatt 
Seite 567)*) nur auf folde Gemeinden Anwen- 
dung finde, in denen zwei Schulfocietäten ver- 
ſchiebener Confeſſion erifiren, Der Erlaß bietet 
zu einer folhen Auslegung keine Beranlaffung, 
vielmehr ift in demfelben nur ausgeführt, 34 
eine Gemeinde zwar befugt ſei, die Schulunter- 
haltungstoften freiwillig zu übernehmen, daß fie 
aber gleihwohl von der Aufſichtsbehörde ange- 
Merk werden könne, dieſe erugni in einer 
olchen Weife auszuüben, welche die eine Klaſſe 
der Gemeindeangehörigen nicht zum Nachtheil der 
anderen willfürlich bevorzugt 

Berlin, den 13. Juni 1862. 

von Mühler 


ven — Riaiäen Oiemnäfbnten, ze in 
U. 872. Me. d. 4. A. L B. 8277 M. v. J. 
7. Berpflihtung der Gemeinden mar zur Unter⸗ 
ſtützung der öffentlichen Schulen, 
Berlin, den 22. Mai 1872. 


Dem Magiſtrat eröffne id; auf die Borftellung 
vom 6. v. M. daß id) bie Verfügung der König— 
lichen Regierung zu N. vom 9. März d. 9. in 
Betreff des der dortigen katholiſchen Schule zu 
gewährenden Gommunalzufhufjes für gerechtfertigt 


erachte. 
iß einer katholiſchen Schule kann 


von Jagom. 


Das Bebü 
nidjt bezweifelt werden, da dieſe vor mehreren 
Jahren nad eingehender Erörterung für eine 
Bijenttiche Schule erklärt ift und gegenwärtig von 

Kindern beſucht wird. Die Verpflichtung ber 
Stabt aber, zur Unterhaltung derfelben in ange= 
meſſenem Verhältniß beizutragen, beruht auf dem 
in Hebereinftimmung mit dem Königlichen Dini- 
fterium des Innern auch 'anderwärt® zur Un- 
wendung gelangenden Grundjag, daß eine polls 


tifche Gemeinde, welde die Elementarfchulen der | sau 


einen Confeſſion unterftüßt, gehalten ift, in ent- 


) Oben Ar. 4, 





ſprechendem Maße aud) die der anderen Eonfeffion 
zu unterftügen. 

Daß der Stadt eine Einwirkung auf die fa- 
tholifhe Schule nicht zufteht, Hat der Magiſtrat 
fich felbft beizumeffen, da auf die desfallfigen Vor— 
ihläge in ber erfügung der Königlichen Me- 
gierung vom 29. Rovember v. 3. nicht einges 
gangen ift. 

Es bleibt dem Magiftrat überlaffen, bei Ers 
ledigung der gedachten Verfügung vom 9. März 
d. Ri auf dieſe Vorfchläge zurüdzulommen. 


Der Minifter der gei Ben ꝛc. Angelegenheiten. 
alt. 
ben J yr R. 


8. Untertüsung ohne Nüdfiht anf die Eigen: 
thumsperhältniffen au den Schulgebäuden. 


Berlin, den 30. April 1868, 


Auf den Bericht vom 31. December v. J. be 
treffend #eparaturbauten an dem katholiſchen 
Küfter- und Schulgaufe in N., und den Recurs 
der fatholifchen Kirchengemeinde ſowie der Stadt- 
gemeinde dafelbft vom 6. reſp. 12. Juli v. J. 
wird das Rejolut der Königlichen Regierung vom 
9. Mai v. 3.*) hiermit beftätigt. 

Dur die Ausführungen in den Recursfcriften 
find die Gründe der angefochtenen Entſcheidung 
r entträftet. 

8befondere kann dem Einwand der recurriren- 
den Stadtgemeinde, daß bie Schule nicht aus 
ſtädtiſchen Mitteln geftiftet, und das Schulhaus 
nit Eigenthum der Stadt, fondern nad amt= 
licher Auskunft der HYpothetenbehörde „die ka— 
Betide Schul und Kirchengemeinde“ titulirte 
efigerin deſſelben ſei, fein Gewicht beigelegt 
werben. Nicht auf die erjte Stiftung und auf 
das Eigenthum an dem Schulgebäude kommt es 
an; entiheidend ift, daß die Schule, deren Lehrer 
ſchon jegt aus der Kämmereitaffe befoldet wird, 
als eine öffentliche befteht, daß die neben ihr 
vorhandene evangeliihe Schule aus den Mitteln 
der Stadt, zu denen die Tatholiichen Einwohner 
gleih den evangelifhen beitragen, unterhalten 
wird, und a: die Vertreter der katholiſchen @e- 
meinde, bie jogar zur Uebereignung bes Schul⸗ 
hauſes an die Stadt unter gewiſſen Bedingungen 
fi) bereit erflärt Haben, foviel die Vorlagen er- 
jehen laffen, einer etwaigen näheren Betheiligung 
der ftäbtifchen Behörden an der Benufjichtigung 
und Xerwaltung der externa der qu. Schule 
nit entgegen find. 

Demnad) ift das Refolut zu beitätigen geweſen. 

Der WMinifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
ie x. 


Pati Nach diefem Refolut follen von ben Koften ber Reparaturs 
en 
1. bie Rindenintereffenten % a n 
in —ã— En anf MD Sifgengencnbe 
), uni 
2 bie —E— . die Übrigen 1375, beitragen. 
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9a Nichtv 


ichtung bürgerlicher Gemeinden zu 
Beiträgen ee i 


je confeffionelte Privatſchulen. 


Berlin, den 21. April 1873. 

Auf den die dortige tatgotifce Peivatfehule be= 
treffenden Bericht vom 27. v. M. erwidere id 
der Königlichen Regierung Folgendes. 

Da die vorhandenen 40 katholifhen Schulfinder 
in der dortigen 7 klaſſigen Stadtſchule vollftändig 

finden und in derſelben unentgeltlichen 
Unterricht erhalten können, für welden die ganze 
Stadtgemeinde auflommt, fo kann der Magiitrat 
nicht gezwungen werben, für eine confeſſionelle 
Privaiſchule befondere Mittel aus den Kämmerei- 
einnahmen aufzumwenden. Der Magijtrat hat je 
doch allerdings für den katholiſchen Religiong- 
unterricht aus Communalmitteln zu forgen, jobald 
die betreffenden katholiſchen Kinder in die Stadt 
ſchule eingetreten find. 

Wollen die katholiſchen Eltern ungeachtet der 
vollftändigeren Ausbildung in der Gtadtfchule 
ihre Kinder in der Privatſchule belaffen, fo find 
fie daran nicht zu Hindern, falls in legterer Das- 
enige geleiftet wird, was die „Allgemeinen Be- 
—— vom 45. October v. J. für Ele 
mentarſchulen vorfchreiben. 

Hiernah wolle bie Königliche Regierung den 
Ma; at und den katholiſchen Pfarrer N. dafelbit 
beſcheiden. 

Der Miniſter der gei — 2. Angelegenheiten. 
a 


die Rip Boprum un 


9b. 


Berlin, den 19. Auguſt 1874. 

Der Königlichen Regierung eröffne ih auf den 
Bericht vom 3. v. M., die Verhältniffe der ka— 
otifcen Schule in R. betreffend, daß nad) dem 

efultat der angeftellten Ermittelungen der ein- 
gelälagene Weg nicht weiter verfolgt werden kann. 

enn es eniſpricht nicht einer zwedmäßigen 
Santorganifation, in einer Stabt von circa 
10,000 Einwohnern neben mehrklaffigen ſtädtiſchen 
Schulen für 33 Khutpflichtige tatholifhe Kinder 
7 befondere einklaffige öffentliche Schule einzu— 
richten. 

Die Stadtgemeinde N., welche angemefjener 
Weiſe die Kinder ihrer fatholiichen Einwohner in 
berjelben Art beſchulen will, wie die finder der 
übrigen Einwohner, nämlich durd Aufnahme der- 
jelben in die beftehenden mehrklajjigen ſtädtiſchen 
Schulen unter Fürforge für Ertheilung des con- 
feſſionellen Religionsunterrihts, iann Daher weder 
zur Einrihtung einer befonderen katholiſchen Com- 
munalſchuie, noch zur Gubventionirung der bis- 
Serigen tatholifchen Privatſchule genöthigt werden. 

B Leptere von der Könglichen Regierung für 
eine öffentliche Schule erklärt worden ift, ändert 
1 nichts, denn wie die Königliche Regierung 
egt ſelbſt anerkennt, ift jene Erklärung erfolgt, 
ohne daß vorher fefigeiegt worden, wer zur Unter- 
Haltuug diefer Schule, insbeſondere aud in bau= 
licher Beziehung, verpflichtet ift und wie die Schule 

janifirt werden ſoll 

ollen die katholiſchen Einwohner von N, die 


dortigen vorhandenen Öffentlichen, von der Stadt 
unterhaltenen Schulen nicht benugen, fo bleibt 
apuen unbenommen, fi} nad wie vor ber feit 
einer Be von Jahren dort beftehenden Tas 
tholifhen Privatſchule zu bedienen. je Stadt⸗ 
gemeinde N. aber kann nicht für verpflichtet er= 
achtet werben, zur Unterhaltung dieſer Schule 
irgend welche Beiträge zu leiften. 

Ich ermächtige daher die Königlichen Regierung, 
die lärung der katholiſchen Privatihule zu N. 
für eine öffentlihe und die daran gefnüpften 
weiteren Anordnungen zurüdzuziehen und die 
theiligten hiernach zu bejcheiden, den Magiftrat 
zu N. unter Bezugnahme auf feine Petition an 
da3 Haus der Abgeordneten vom 23, November 
v. J. und feine an mid) gerichtete Bejchwerde vom 
23. März d. J., welche hierdurd ihre Erledigung 
gefunden haben: 

Der Min ter der geiftlichen zc. Angelegengeiten. 


rg 


10. Nichtverpflichtung bürgerlicher Gemeinden zur 

Unterhaltung einer Schule der von ber Gemein 

ſchaft der evangeliſchen Laudeskirche ſich getreumt 
haltenden Lutherauer. 

Em. Hochehrwürden eröffne id auf die Vor—⸗ 
ftelung vom 22. September v. J., daß für die 
dortige —— eine Berpfllchtung zur Unter⸗ 
haltung der Schule der von der Gemeinſchaft der 
evangeliſchen Landeskirche ſich getrennt haltenden 
Lutheraner nicht beſteht, auch daraus nicht abge— 
leitet werben kann, daß bie evangeliſchen Schulen 
aus ſtädtiſchen Mitteln unterhalten werden. Die 
Verfügungen vom 12. Mai und 13. Juli 1863,*) 
betreffend die Unterhaltung von Confeſſionsſchulen 
Seitens der politifhen Gemeinden, beziehen fi 
ausſchließlich auf folde Schulen, welche der Con= 
feffion einer der beiden Landeskirchen angehören, 
een mithin für bie dortigen Berhältniffe nicht zu. 

erlin, den 26. März 1866. 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
ben Herrn or R. Hochehtwürden zu R. 
A Tun BE 


11. Bedeutung der Uebernahme der Schulunter⸗ 
baltungstoften anf den Communaletat. — Ber: 
fchiedengeit der Wälle, in welden er. re 
Gemeinden beſchließen, beftehende Schulfocietäten 
durch Nnebernahme der durch eigene Einnahmen 
nicht gededten Schulunterhaltungstoften (deö fog. 
Schullaffendeficitö) anf den Gommunaletat zu 
unterftügen, von den Fällen, in welchen bürger⸗ 
lie Gemeinden — unter Vorausſe up der Aufs 
iöjnng der Schulfocietäten — beſchlleßen, bie 
ſeitherigen ——— als Gemeinde⸗ 
auſtalten nud deren erhaltung als Gemeinde: 
laft zu übernehmen. - 
Berlin, den 3, April 1883, 

Em. Excellenz laſſe ich die Anlagen des ge- 
fälligen Berichtes vom 23. December v. J., be 
treffend die Bejchwerde des Magiftrates in N. über 
die angeordnete Zahlung eines Kämmereizuſchuſſes 


*) Oben Rr. 5 und unten Rr. 12, 
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zur Unterhaltung der evangelifchen Schule dafelbit 
mit dem ganz ergebenen Erſuchen wieder zugehen, 
gefälligſt zuförderſt noch feftitellen zu lafjen, worauf 
es beruht, daß die katholiſche Voltsfchule in N. 
aus Communalmitteln erhalten wird. 

Es tommt hierbei darauf an, zu unterfcheiden, 
ob der Fall vorliegt, dag in N. noch eine katho— 
liſche Schuljocietät beſteht und daß die Stadtge- 
meinde mit Genehmigung der Communal⸗Auf⸗ 
ichtöbehörde beſchloſſen hat, der katholiſchen Schul: 
jocietät durch Uebernahme der dur die eigenen 
Einnahmen der fatholifhen Schule dafelbft nicht 
gedeckten Koften ihrer Unterhaltung auf den Com⸗ 
munaletat eine Unterftügung zu gewähren, oder 
ob unter Auflöfung der katholiſchen Schulfocietät 
die Stadtgemeinde N. mitteld Gemeindebeſchluſſes 
unter Genehmigung der Schulauffichts- und der 
Cowmunalbehörde die katholijche Schule ala eine 
Anftalt der Gemeinde und die Unterhaltung der⸗ 
felben als Gemeindelaft übernommen hat. 

Die Entigeibung auf die Bejchwerde des Ma- 
giftrats ift weſentlich dadurch bedingt, ob der eine 
oder der andere ber beiden vorgedachten Fälle vor= 
liegt, ſowie Em. Excellenz de3 Näheren aus den 
einen eg Tall betreffenden Entſcheidungen 
meiner Herren Amtsvorgänger vom 15. Februar 
1878 und vom 31. December 1879*) wegen ber 
ftreitigen Verpflichtung der Stadtgemeinde N. 
zu Beitragsleiftungen zur Unterhalung der ver- 
einigten Pfarrſchule daferbft gefäligft entnehmen 

ollen. 

Indem id, Em. Excellenz die gedachten Ver⸗ 
fügungen auszugsweiſe hierbei zufertige und 
zugleih auf den Erlaß vom 8. rar 1881 
€.-81. 1881 ©. 474)**) aufmerffam made, er- 
uche ih Ew. Excellenz ganz ergebenft, die vor- 
liegende Angelegenheit von den in dieſen Ver— 
fügungen bervorgehobenen Gefihtspuntten gefälligft 
in anderweitige ägung nehmen und fofern 
nit im Bege gütlicer Verhandlung die Er- 
ledigung ber Beſchwerde follte herbeigeführt werben 
tönnen, anderweitig zur Sade Sic) ge äußern. 

Wenn die — — Schule in N. nicht An— 
ſtalt einer Schulfocietät, ſondern Gemeindeanſtalt 
der Stadt N. und als ſolche von der Stadt⸗ 
——— zu unterhalten iſt, ſo würde es das 

ingemeſſenſte fein, die evangeliſche Schulſocietät 
daſelbſt mit deren Buftimmung aufgulöfen 
und die evangelifhe Schule unter Webereignung 
des vorhandenen, für die Zwede ber enangeiiicen 
Schule zu erhaltenden Vermögens und unter 
Wahrung des Charakters als einer evangelifchen 
Schule der Stadtgemeinde N. zur Unterhaltung 
als Gemeindeanftalt zu überweiſen. 

Im Auftrage ded Herrn Minifterd der geiftl. ꝛc. 
Angelegenheiten. 
Im Uuftrage: de la Croix. 


An 
den Königli Dbersißräfidenten x. 
V. ie 
1a 


Berlin, den 27. Juni 1884. 
Wie die Königliche Regierung aus dem zehnten 
Berichte ber Unterrihtseommiffion des Abgeord- 


®) of. die Anlagen unten zu Rr. 11m. 
**) Oben 5 264 Rr. 4. s 





netenhaufes vom 29. April d. J. unter B. Bu 
ſachen des Hauſes der Abgeordneten II. Seſſion 
1883/84, Nr. 248), aus dem ſtenographiſchen Bes 
richte über die Sigung des Haufed der Abgeord⸗ 
neten am 6. Februar d. J. ©. 1255 und 1256, 
und aus dem Artifel der Germania Nr. 128, 
2. Blatt Freitag den 6. Juni d. J. überfchrieben 
„die katholiſche Schule zu Brandenburg a/d.“ 
entnehmen wolle, gereicht e8 den Katholiten in 
Brandenburg zur fortgejepten Beichwerde, daß bie 
Stadtgemeinde Brandenburg nicht von Aufſichts⸗ 
wegen angehalten wird, der dortigen Tatholifhen 
Klar jemeinde zur Unterhaltung der katholiſchen 
farrſchule eine entfpredende Beihilfe zu ges 
währen. 2 
ap umd melde rechtliche Bedenken einem Bor- 
gehen im Sinne der gedachten Beſchwerden ent= 
gegenftehen, wolle die Königliche Regierung aus 
dem Eriaſſe vom 3. April 1883 (T.-Bl. 1883 
©. 459)*) und aus den in diefem Erlaſſe ges 
dachten, einen ähnlichen Ball betreffenden Ent 
fheidungen meiner Herren Umtsvorgänger vom 
15. Februar 1878 und 31. December 1879 **), 
welche ich der Königlichen Regierung auszugsweiſe 
bierbei zugehen lafje, des Näheren entnehmen. 

Es muß deshalb davon abgefehen werben, bie 
Stadtgemeinde Brandenburg auf dem Wege, welchen 
der $ 19 des Buftändigfeitägefeges vom 1. Auguft 
1883) zu dem Bwede weijet, um eine Stadt- 
gemeinde, welche es unterläßt oder verweigert, 
gejeglich ihr obliegende, von der Behörde inner- 
halb ihrer Zuftändigkeit feftgeftellte Leiftungen auf 
den Haushaltzetat zu bringen oder außerordentlich 
au enehmigen, zwangsweiſe zu der von der katho— 
iſchen Kirchengemeinde geforderten Leiftung für 
die katholiſche Parefdur anzuhalten. 

Dagegen halte ich es für dringend wünſchens— 
werth, daß der Beſchwerde der katholiſchen Kirchen⸗ 
ggmeinde in der einen oder in der anderen 

eife für die Zukunft thatſächlich Abhilfe verſchafft 
werde. 

Ich veranlaffe deshalb die Königliche Regierung, 
im Wege commiffarifcher Verhandlung mit den 
ſtädtiſchen Gemeindeorganen von Brandenburg 
und mit den dortigen fatholifchen — ee 
organen ben Berfuch zu machen, eine Vereinbarung 
wijcen der Stadtgemeinde Brandenburg und ber 
otholijchen Kirchengemeinde darüber herbeizuführen, 
daß entiveber unter Aufhebung der katholiichen 
Pfarrſchule für das Schulbedürniß der Katholiken 
in Brandenburg durch Einrichtung einer befonderen 
kotholiſchen Communalſchule elorgt wird, oder 
da die Stadtgemeinde die Verpflichtung über- 
nimmt, der fatholiihen Kirchengemeinde zur 
Unterhaltung der katholifhen Pfarrſchule der 
Billigkeit entprechend einen angemefjenen Zuſchuß 
zu gewähren. 

Dabei bemerke ich, daß im Falle der Errichtung 
einer bejonderen katholiſchen Communalſchule fein 
Hinderniß obwaltet, mit der Lehrerftelle bezm., 
wenn zwei Lehrerftellen nöthig fein follten, mit 
einer derjelben dad kirchliche Amt als Organift 


*) Borfichenb. 
) Als Anlagen a und _b nachſtehend abgebrudt. 
***) Unien 5 300 Anh. DIL 
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und Küfter an der katholiſchen Kirche zu vereinigen. 
In diefem falle würde Hinfichtlich des vereinigten 
Schul: und Kirhenamtes das Recht zur Befekun 

ber Lehrerjtelle dem Magiſtrate zuftehen, dadur 

aber an dem wegen Berufung zu dem fird- 
lien Amte bejtehenden Rechte nichts geändert 
werden. Bei einigem guten Willen von beiden 
Seiten kann e3 nicht ſchwer halten, über die Perſon 
des in dem vereinigten Amte Anzuftellenden zwifchen 
dem Magiftrate und dem zur Berufung zu dem 
tirchlichen Amte Berechtigten ein Einvernehmen 
zu ——— 

Dem Berichte der Königlichen Regierung über 
das Ergebnif der zur Herbeiführung einer güt- 
lichen Vereinbarung zwiſchen ber Stadtgemeinde 
Brandenburg und der dortigen fatholifchen Kirchen⸗ 
jemeinde einzuleitenden Verhandlungen fehe ih 
Finer Beit entgegen. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Ungelegenheiten. 
Vertretung: Lucanus. 


An 
Be Tg  monen 
8 


Berlin, den 15. Februar 1878. 

Auf die Berichte vom 31. December 1876 und 
vom 28. Mai v. J. betreffend die Beſchwerde der 
Kirhenvorftände und Gemeindevertretungen von 
&t. Undreas und St. Catharina in H. über Her- 
anziehung zu Schulbeiträgen zur A 
der Befoldungen der Lehrer an den feit 187: 
u einem Sculfgfteme vereinigten fatholifchen 
Brarrfäulen von St. Andreas und St. Catharina 
eröffne ich der Königlichen Regierung das Nach— 
ftehende: 


2. 

Die Beichwerdeführer behaupten fodann im 
Weiteren auch, daß der Magiftrat zu H. die Ver- 
pflihtung habe, die Eommunaljteuerquote, welche 
die fatholiihen Einwohner der Stadt 9. zu 
Schulzweden beitragen müffen, ben reſp. fatho- 
liſchen Schulkaffen zu überweifen. Eine derartige 
Verpflichtung der Stadtgemeinde iſt in feiner 
Weiſe zu begründen und insbeſondere der Verſuch, 
einen desfallfigen Anſpruch gegen die Stadge— 
meinde aus der Vorſchrift des 8 30 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts zu rechtfertigen, 
verfehlt, weil die gedachte Vorſchrift andere Ver— 
ältniffe zur Voransfegung Hat, als in der Stadt 

. zur Zeit bejtehen, nämlich Unterhaltung der 
schulen durch confeffionelle Schulfocietäten der 
Hausväter. 

Im Uebrigen erhebt fi die Frage, ob und 
unter welhen Borausfegungen und in welchem 
Maße bürgerlihe Gemeinden, welche ohne dazu 

jejeglich verpflichtet zu fein, die Unterhaltung der 

hnlen oder die Gewährung von wear oder 
Unterftügungen zu den Schulen für die Ange- 
hörigen einer Confefion oder für eine Kaffe der 
Gemeindeangehörigen freiwillig übernommen haben, 
wur Verhütung einer Prägravation des einen 

heile der Einwohner bed Gemeindebezirks von 
Schul- und Communalauffihtöwegen angehalten 
werden können, auch die Unterhaltung der Schulen 
fir die Angehörigen einer andern Confeſſion oder 
ür eine andere Klaſſe der Gemeindeangehörigen 
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= übernefmen oder den Schulen oder Schul⸗ 
jocietäten der anderen Confeſſion oder der anderen 
Kaffe der Gemeindeangehörigen verhältnigmäßige 
BUBEN: oder Unterftügungen zu gewähren. Dieje 
vage ift bereit8 vor geraumer Zeit Gegenftand 
eingehender Erörterung in ben babei betheiligten 
Reſſorts der Angelegenheiten des Unterrichts und 
des Innern geweſen und ſeitdem durch zahlreiche 
von meinen Herren Amtsvorgängern und von mir 
in Gemeinſchaft bezw. im Einverſtändniſſe mit dem 
Herrn Miniſter des Innern erlaſſene Verfügungen 
entſchieden worden. 
ch verweiſe in dieſer Hinſicht auf die Erlaſſe 
vom 22. November 1860,*) 28. Juli 1861, ** 
13. Junt,***) 22, Juli und 25. November 1862,} 
42. Maitt) und 13. Juli 1863, 27. ebruar 
und 27. October 1865,*) 22. Mai 1872,**) 
20. Juni und 19. Auguft 1874 j*) und 18. Mai 
1875,7**) welche im Eentralblatte für die gefammte 
Unterrichtsverwaltung 1860 ©. 562°); 1861 &. 567; 
1362 ©. 437, 546, 755; 1863 ©. 376, 430; 1868 
©. 182, 758; 1872 &. 574; 1874 ©. 626, 627; 
1875 ©. 548 veröffentlicht worden find. 

Die in diefen Erlaſſen entwidelten Grundſätze 
find für bie Verwaltung auch ferner ald maß- 
gebend anzufehen. 

Es find daher zwei verjchiedenartige Fälle ge= 
trennt zu halten: 

1) In einer Gemeinde beftchen Communalſchulen 
nicht, fondern nur Schulen befonderer Schulver- 
bände, welche Schulfocietäten oder Kirchengemeinden 
fein mögen. 

Benn in einem ſolchen Falle die Gemeinde die 
Verbandsſchulen der einen Eonfeffion unterftüßt, 
fo ift fie verpflichtet, in gleigem Maße aud) die 
Verbandafchulen ber anderen Confeſſion zu unter= 
ftügen und zwar, ohne daß eine Einfügung der 
zu unterftügenden Schulen in ben ftäbtifhen Schul- 
organismud -— der in biefem Falle überhaupt 
nicht vorhanden ift — verlangt werben kann. 

2) In einer Gemeinde beftehen Communalſchulen 
für das Bedürfnig der Einwohner ber einen Con— 
feffion, für das Bedürfniß der anderen Eonfeffion 
aber nicht, fegtere haben vielmehr eigene Schulen, 
feien es Societätsſchulen, feien es Kirch-⸗ ober 
Pfarrſchulen. 

In dieſem Falle haben die ke Schulen 
einen rechtlichen Auſpruch auf Unterftügung ſeitens 
der Gemeinde nicht. Das PBaritätöprincip führt 
vielmehr nur dahin, daß die Gemeinde für das 
Schulbebürfniß der anderen Confeſſion, wenn e8 
verlangt wird, ebenfo, wie für das Schulbedürfniß 
der eriteren Confeſſion forgen muß, d. 5. durch 
Einritung von Communalfhulen. In bdiefem 
Tale ift mithin die Forderung der Einfügung 
der Verbandsſchulen in dem jtäbtifchen Schul— 
organismus volllommmen begründet. 


— 


sh 
we) $ 294 Rr. 6. 
+*) Oben Rr. Ib. 
4.2880. Ar. 3, 


14 


319 Allg. Orundfäge bei der Nebernahme der Schullaften durch bürgerl. Gemeinden. 8265. Nr. 11b. 


Nun kann es freilih vorlommmen, dab bie 
Gemeinde auch in diefem alle, weil ihr dies 
einen geringeren Koftenaufwand verurſacht, es 
vorzieht, anjtatt der vollitändigen Uebernahme 
der Verbandsſchulen in den Aädtiigen Schul⸗ 
organismus, den letzteren eine entſprechende Unter⸗ 
ſtützung zu gewähren und dabei keine oder nur 
eine geringe Einwirkung auf die Schulen bean— 
fpruchen. Dies zu thun, fann die Gemeinde aber 
nit gezwungen werden, vielmehr kann eine der⸗ 
artige Regelung nur Gegenftand freier Verein- 
barung zwiſchen der Gemeinde und den Vertretern 
der Verbandsſchulen fein. 

Dies ift der Sinn insbefondere der Erlaffe vom 
27. Sebruar und 27. October 1865 *) (C.-BI. 1865 
S. 182, 758). 

Dieje leitenden Grundfäge auf den vorliegenden 
Fall angewendet, kann id) mich mit der Auffaffung 
der Königlichen Regierung in der von berjelben 
erlaffenen Verfügung vom 8. Mai 1876 und in 
dem Berichte vom 31. December 1876 nur dahin 
einverftanden erklären, daß die Kirchengemeinden 
von St. Andreas und St. Catharina einen Com- 
munalbeitrag zur Unterhaltung der beiden Pfarr⸗ 
ſchulen zu Verlangen nit für berechtigt erachtet 
werben könne, weil bier nicht der vorftehend 
zu 1, fondern der vorjtehend zu 2 gedachte Fall 
vorliegt. 

In diefem Sinne ift auch neuerdings die An— 
gelegenheit der reformirten Schule in 9. erledigt 
worden. In meinem Erlaffe vom 31. Ja— 
nuar 1874 — U. 49170 — iſt e8 als in der 
Billigkeit liegend bezeichnet, daß die Stadt der 
reformirter Schule eine Beihilfe Leifte, weil, wenn 
die Schule nicht fortexiſtiren könne, die Stadt für 
Beſchulung der betreffenden Kinder forgen müſſe. 
Als ein rechtliches Verlangen ift die Gewährung 
einer Beilhife nicht geftellt worden. Die Folge war, 
daß die Stadt die Gewährung einer Beihilfe ab» 
lehnte und die reformirte Gemeinde dadurch ge- 
neigt gemacht wurde, in bie völlige Einfügung 
der veormirten Schule in den ftädtifchen Schul— 
organismus zu willigen. 

Gerade ebenjo liegt die Sache bezüglich der 
tatholiſchen Pfarrſchulen in 9. 

u 


* 

Hiernach ſind die Kirchengemeindeorgane von 
St. Andreas und St. Catharina bezüglich ihres 
Verlangens, den Magiſtrat zu H. bezw. die dortige 
Stadtgemeinde im Verwaltungswege zur Heraud- 
zahlung der von den katholiſchen Einwohnern für 
das ftäbtifhe Schulweſen gezahlten Quote der 
Communalfteuer oder überhaupt zur geifkung von 
Communalzufgüffen für die beiden katholiſchen 
Pfarrſchulen zu nöthigen, im Sinne der Verfügung 
vom 8. Mai 1876 und des Berichtes vom 31. De: 
cember 1876 ablehnend zu befcheiben. 


x. 
Der Minifter der geiftligen ꝛe. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
U. a er 








*) Unten Rr. 14 und 13. 





b. 
Berlin, den 31. December 1879. 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom 
13. November d. J. betreffend die vereinigte 
Pfarrſchule zu St. Undread und St. Catharina 
in 9., deſſen Anlagen hierbei zurütoigen und 
die nebjt Anlagen Bier beigefügte Borjtellung ber 
Kirenvorftände und @emeindevertretungen von 
St. Undread und St. Catharina vom 3. October 
d. 3. haben zu einer erneuten Erörterung und 
Erwägung bes bezüglich der gedachten Pfarrichule 
und der Unterhaltung derjelben obwaltenden Sach⸗ 
und Rectöverhältnifjes Veranlaffung gegeben. 

Diefe Erörterung und Erwägung aber hat zu 
feinem andern Ergebniffe geführt, als zu dem- 
felben, auf welches die Entſcheidung meines Herrn 
Amtsvorgängerd vom 15. Februar 1878 U. II. 
10462 begründet ift, daß nämlid) die Kirchenge- 
meinden von St. Andreas und St. Catharina 
einen Communalbeitrag zur Unterhaltung der 
vereinigten Pfarrſchule zu verlangen nicht für be= 
rechtigt zu erachten find. 

3 würde demzufolge gefeglih nicht zuläffig 
fein, dem Magiftrate in 9. wie feitend der König- 
lien Regierung in Anregung gebracht worden, 
aufzugeben, den Betrag der von ben fatholichen 
Einwohnern für Zwecke des Communalunterrichts⸗ 
wejend alljährlich zu entrichtenden Commnnal- 
Pruesauoien ur Erhaltung der vereinigten katho— 
ifhen Pfarrichule zu überweifen, um die beiden 
tatholifchen Kirchengemeinden in den Stand zu 
jegen, für die Bedürfniffe ihrer Schule in aus- 
reihender Weife ſorgen zu können, und ich bin 
deshalb nicht in der Lage, die Königliche Regierung 
zu ermädjtigen, der Stadtgemeinde in H. eine der⸗ 
artige Beitraggleiftung zur Unterhaltung der ge⸗ 
dadten Barıiäule aufgzerfegen. 

Im alljeitigen Interefje erſcheint e8 nad wie 
vor erwünſcht, daß die Stadtgemeinde H. die ver⸗ 
einigte Pfarrſchule von St. Andreas und St. Ca= 
tharina unter völliger Einfügung derjelben in den 
ftädtifchen Schulorganismus und unter Wahrung 
des confeffionelen Charakters als Communalſchule 
übernegme. 

Die Königliche Regierung bat nun zwar in dem 
Berichte vom 28. Mai 1877 bemerkt, daß bei dem 
weſenilichen Auseinandergehen der beiberfeitigen 
Anſprüche die Herbeiführung einer Vereinbarung 
zwiſchen den katholiſchen Kirchengemeinden und 
der Stadtgemeinde 9. in dem von Ihr ange- 
ftrebten Sinne der Uebernahme der gedachten 
Schule als Communalſchule keinenfalls mebt zu er 
warten ftände. 

Die Königliche Regierung wolle indeffen erwägen, 
ob nicht inzwifchen doch auf beiden Seiten jegt 
größere Neigung zur Berftändigung eingetreten 
jein möchte, als früher vorhanden gewefen, und 
wenn dies der Fall, ihre Bemühungen zur Her- 
beiführung einer Bereinbarung wieder aufnegmen. 
Dabei will ih nicht damit zurüdhalten, daß 
ich die Bedingungen, von meiihen, die Organe 
der Kirchengemeinde eine Vereinbarung mit der 
Stadtgemeinde wegen der Uebernahme der ge— 
dachten Schule in Beziehung auf die Sicherung 
ber ftiftungsmäßigen Verwendung des Tatho= 
liſchen Schulvermögens feither abhängig gemacht 
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haben, für völlig unberechtigt oder unbillig nicht 
zu erachten vermag. 

Im Üebrigen würde meinerſeits aud) dagegen 
nicht zu erinnern fein, wenn eine Vereinbarung 
dahin zu Stande gebracht würde, daß unter Abs 
ftandnahme von der Einfügung der Pfarrfchule 
in ben ftäbtifhen Schulorganismus bie Stadtge- 
meinde 9. bie Leiftung eines Communalbeitrages 
zur Unterhaltung der Sarrigufe übernähme. 

U. Ill. 14666. 


12. Einfügung von Confeſſionsſchnlen in dem ge⸗ 
fammten Schnlorganismus einer Stadt. 


Den Ausführungen Ew. Excellenz in dem ge: 
fälligen Bericht vom 26. März d. J., betreffend 
die Unterhaltung der katholifhen Schule zu M., 
vermag ich nicht überall beizuftimmen. 

Da in der Stadt M. bereits 63 ſchulpflichtige 
Tatholifche Kinder vorhanden find, fo ift das Be- 
dürfniß zur Errichtung einer befonderen katholiſchen 
Schufe neben den vorhandenen evangeliihen Schulen 
anzuertennen. Beftände daher nicht bereits die 
im Jahre 1852 in das Leben gerufene, im Jahre 
41859 als eine öffentliche Schule anerkannte fatho- 
liſche Schule, fo würde die Stadt nöthigenfalls im 
Wege des gefeglichen Zwangsverfahrens angehalten 
werden können, eine befondere katholiſche Schule 
in gleicher Weife einzurichten und zu unterhalten, 
wie dies Hinfihtli der evangeliſchen Schulen ge 
ſchieht, da die Stadt nicht für berechtigt erachtet 
werden Tann, nur für das Schulbedürfniß der 
Angehörigen der einen Eonfeffion zu forgen, die 
Befriedigung des Schufbebürfniifes der Angehörigen 
der andern Confeffion aber den legteren jelbft zu 
überlaflen. Der Stadt M. kommt e3 alfo wejent- 
lich zu Nuten, daß daſelbſt bereit eine ohne ihre 
Deihütfe eingerichtete katholiſche Schule beiteht, 
deren Beſtehen an fich durch den Beſitz der nöthigen 
Scullocalitäten und einer, anjcheinend dauernd 
Ben Behrerbefolbung von jährlich 120 Tha⸗ 
ern gefihert iſi. Die Stadt kann fid) daher dem 
nicht entziehen, die Befriedigung der weiteren Be- 
dürfniffe und die fonftige Unterhaltung der Schule 
in gleicher Weife zu übernehmen, wie die Koften 
der Einrihtung und Unterhaltung der evangelifchen 
Schulen aus ſiädtiſchen Mitteln beftritten werden. 

Dagegen ift e8 dann andererſeits erforderlich, 
daß die katholiſche Schule in den Organismus der 
ftädtifchen Schulen eingefügt werde, daß insbefon- 
dere dem Magiftrat eine Concurrenz bei Befegung 
der Lehrerfielle eingeräumt, die Aufficht über die 
Schule in gleiher Weiſe, mie bei den übrigen 
ftädtifchen Eaulen geregelt und endlich bei ber 
latholiſchen Schule ein Schulgeld in gleicher Höhe, 
wie e8 bei den entfprechenden evangeliichen Schulen 
beiteht, eingeführt, auch wegen bes Erlaſſes de3- 
felben an Unvermögende nad) gleichen Grundſätzen, 
wie bei den übrigen Stadtſchulen, verfahren werde. 

Wollen ſich die Vertreter und reſp. Stifter der 
tatholiſchen Schule diefen unabweißlichen Conſe— 
uenzen ber Uebernahme der Unterhaltung ber 
Säule jeitens der Stadt unterwerfen, liegt ihnen 
alfo nicht daran, die Schule in ihrer bißherigen 
Seinfitänbigteit zu erhalten, jo ann ſich aud) die 
Stadt der Üebernahme der daraus für fie ent- 
ftehenden Verpflichtungen nicht entziehen, und find 





dann die Berhältniffe der katholiſchen Schule ander- 
meit auf ber angebeuteten Grundlage zu reguliren. 
Sind dagegen die Vertreter refp. Stifter der 
katholiſchen Schule nicht geneigt, Dieje Bedingungen 
zu acceptiren, jo iſt auch eine zwangsweiſe Yeran- 
tehung der Stadt für die Bedürfniffe dieſer 

hule unzuläffig, und kann dann den Betheiligten 
nur der Verſuch überlaffen werden, die Stadt im 
Wege der Verhandlung zur freiwilligen Gewährung 
einer Beihülfe zu bejtimmen. 

Berlin, den 12. Mai 1863. 

U. 6778. 
13. 


Em. Ercellenz Ausführungen in dem gefälligen 
Bericht vom 2. September d. J., Beinend die 
Unterhaltung der fatholifhen Schule in N., ver- 
ma; 7 nicht überall beizutreten. 

En timme Em. Excellenz und der Königlichen 
Regierung zu N. barin bei, daß die dafelbit bis⸗ 
ber aus jtädtifhen Mitteln untergaltene Schule 
nit, wie der Magiftrat angenommen hat, als 
eine Simultanſchule, fondern als eine evangelijche 
Confeſſionsſchule zu betrachten ift. Dadurg, daß 
ſämmiliche an der Schule angejtellte Lehrer und 
Rehrerinnen der evangelifchen Confeffion angehören, 
und als Schulreviſor und Schulinfpector evangeliſche 
Geiſtliche fungiren,*) iſt der confeſſionelle Charalter 
der Schule unzweifelhaft feſtgeſteilt; derſelbe wird 
auch dadurch nicht alieriri, daß Kinder der andern 
Confeſſion die Schule befuchen. 

Ebenfo erachte ih mit Em. Ercellenz die Anſicht 
der Königlichen Regierung, daß die evangeliſche 
Schule in N. feine tähtifhe Anftalt, jondern ein 
feldftändiges, principiell nach $ 29 12 Allge- 
meinen Landrechts zu unterhaltendes Inftitut jet, 
aus den von Ew. Excellenz in der Verfügung 
vom 7. Mai 1864 angegebenen Gründen für un= 
richtig. Dies iſt indehfen ür den Charakter ber 
Anftalt als einer evangeliſchen Confeſſionsſchule 
gleichfalls gr Einfluß. 

Es kann ferner die Verpflichtung der Stadt N. 
ur Unterhaltung der dortigen katholiſchen Schule, 
—* hierzu nicht andere Mittel vorhanden find, 
und fo lange die evangeliihe Schule dafelbft von 
Seiten der Srabt unterhalten wird, nicht bezweifelt 
werben, weil die gefeglih den Hausvätern aut 
Laſt fallenden Schulunterhaltungstoften nicht ein- 
feitig zu Gunften nur einer Confeffion auf ben 
ftäbtifhen Etat übernommen werden dürfen. 

Dagegen kann id) die Forderung des Magiftrats 
in N., da die dortige fatholifhe Schule für den 
Sal der Gewährung ftädtifcher Unterhaltungszus 
ſchüſſe in den Organismus ber ſtädtiſchen Schulen 
eingefügt werde, nicht für unbillig erachten, und 
vermag Em. Excellenz darin nicht beizuftimmen, 
daß diefe Einfügung im vorliegenden Falle bereit? 
vollftändig zur Ausführung gelangt fei. 3 

Als eine wefentliche Bedingung ber vollftändigen 
Einfügung einer Schulanftalt in den Organismus 
der ftädtiichen Schulen tft nad) meiner, die Schul- 
amtergeltung in M. betreffenden Verfügung vom 
12. Mat 1863**) die Concurtenz des Magiftrats 
bei Befegung der Lehrerftellen anzuerkennen. Die 


*) of. 86.187 Rr. 10 ff. 
) Oben Rr. 12, 
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Einräumung biejer ihm bisher nicht gewährten 
Befugniß iſt auch der Magiftrat in N. zu fordern 
berechtigt, weil bie erwähnte Berfüigung aud) für den 
vorliegenden Fall maßgebend tit. Diefelbe betraf 
nit, wie Ew. Ercellenz mit der Königlichen Res 
gterung zu N. angenommen haben, eine neu ein- 
perihtete Schulanſtalt, da die kaiholiſche Schule 
n M. in der Verfügung als eine bereits im 
Jahre 1852 in's Leben gerufene, im Jahre 1859 
als öffentlihe Schule bezeichnet worden ift. 

Der Grundfaß, daß bei Gewährung ftädtifcher 
Zuſchüſſe die vollftändige Einfügung der betreffen: 
den Schule in den Organismus der ftäbtijchen 
Schulanftalten gefordert werden kann, tft au 
fpäter in der von Ew. Excellenz angeso enen, 
eine bereit3 viele Jahre beftehende Schule be— 
treffenden Verfügung an ben —— zu N. 
vom 27. Februar d. J. — Gentralblatt für die 
gejammte Unterrichtöverwaltung pro 1865 Geite 
1) — anerkannt worden. 

Die Berufung der Königlichen Regierung zu N. 

in dem an Em. Excellenz in diefer Angelegenheit 

eritatteten Bericht vom 21. Auguſt d. J. auf den 

Collectiverlaß vom 25. November 1862**) ift da⸗ 

gegen auß dem Grunde unzutreffend, weil in 

diefem Erlaß eine Erörterung ber Trage, ob die 

Stadtgemeinden berechtigt ſelen, Schullaften auf 

ihre Fonds zu übernehmen, überhaupt nit ftatt= 

gefunden bat, aus der Nihterwähnung dieſer 

jerehtigung aber um fo weniger auf das Nicht: 
vorhandenfein bderfelben Jeſchloſſen werden 
darf, als fie in fpäteren Entſcheidungen wieder— 
holt anerkannt worden iſt. 

Allerdings liegt die Befriedigung der weiteren 
Bebürfnifje und die fonftige Untergaltung der be- 
treffenden Schule, nad) erteigter infügung, der 
Stadtcommune in gleicher Weife und in denjelben 
Verbältniffen ob, wie binfihtlih der anderen 
tädtiſchen Schulanftalten, und eine derartige An— 
—— muß auch im vorliegenden Falle an 

- den Magiftrat in N. geftellt werden; dagegen ge- 
reicht es der Stadt zum Wortheil, daß für die 
dortige katholiſche Schule eine verhältnikmäßig 
geringe ftädtifche Beihülfe gewährt zu werden 

raucht, weil die Schule bereit3 ohne ftädtifche 

Mitwirkung und Beiträge errichtet und dotirt iſt. 

Wenn biernad in vollſtändiger Durchführung 
der verlangten einfügung der Tatholifhen Schule 
in den ftäbtifhen Schulorganismus dag Mit- 
collaturreht des Magiftrat3 für die zu befegenden 
Lehrerftellen anzuerkennen ift, jo muß aud, als 
eine weitere Confequenz, das in der katholifchen 
Schule bisher gezahlte Schulgeld auf den in den 
übrigen ftäbtifchen Elementarſchulen beftehenden 
Sag ermäßigt, der hierdurch verurfachte Ausfall 
an Schulgeldereinnahmen aus ftädtifhen Mitteln 
get und bei dem Erlaß des Schulgeldes bei 

nvermögenden in Zukunft in allen Mäbtifejen 

Schulanſialten nad) denjelben Grundfägen ver- 

fahren merden. 

Die von der Königlichen Regierung zu N. an⸗ 
eregten Bedenken gegen Abtretung des Mitbe- 
Fepungstehts der fatholifhen Sculfegrerftellen 


*) Unten Rr. 14. 
**) Oben Rr. 2. 





an den Magiftrat vermag io nicht zu_theilen; 
das volle Collaturrecht ift aber vom Magiftrat 
überhaupt nicht in Anſpruch genommen und würde 
on ſchon aus dem Grunde nicht gewährt werben 
können, weil mit ben fatholifchen Gh utfielen 
gleichzeitig kirchliche Stellen verbunden find. 

Ew. Excellenz wollen hiernach gefälligft das 
Beitere veranlaffen und den Magiftrat in R. auf 
deffen Bejchwerde vom 14. Juli d. I. in meinem 
Namen mit entipreßienbem Beſcheide verfehen. 

Berlin, den 27. October 1865. 

von Mühler. 


Un 
den Königlichen Oberpräfibenten x. 
U. 18677. 


1. 


Die dortige Stadtgemeinde ift zivar an fi ge⸗ 
ſetzlich nicht verpflichtet, eine katholiſche Schule zu 
unterhalten; mit Necht wird aber von berjelben 
verlangt, daß, fo lange die Koften des Elementar- 
ſchulweſens auf dem ftädtiihen Haushaltsetat 
ftehen, für das ———— der katholiſchen 
Einwohner in gleichen Maße wie für das der 
evangeliſchen Einwohner aus ſtädtiſchen Mitteln 

6 werde. Die Verpflichtung hierzu gründet 
7 nicht auf die Artifel 24 bis 26 ber Verfaſſungs⸗ 
urkunde vom 31. Januar 1850, fondern folgt 
daraus, daß von der Befugniß, die gejeglidh den 
Hausvätern der Stadt zur Laft fallenden Schul- 
unterhaltungskoften auf den ftädtiihen Etat zu 
übernehmen, nicht einfeitig zu Gunften nur Einer 
Eonfeffion Gebraud) gemacht werden darf. — Der 
Stadt kommt es wejentlid zu Nutzen, daß dafelbt 
bereit3 eine ohne ihre Mitwirkung errichtete und 
nur mit geringer Beihülfe aus ſtädtiſchen Mitteln 
bedachte katholiihe Schule beſteht. Sie kann ſich 
daher nicht entziehen, die Befriedigung der weiteren 
Bebürfniffe und die fonftige Unterhaltung dieſer 
Schulen in gleicher Weife und in bemfelben Ver⸗ 
hältniß zu übernehmen, wie es hinſichts der evan⸗ 
geliſchen Schulen geſchieht. Andererſeits iſt es 
alsdann erforberlic, daß die katholiſche Schule in 
den Organismus der ſtadtiſchen Schulen eingefügt 


werde. — 
Berlin, den 27. Februar 1865. 
U. 3177. 


15. 


h ühe des ſtädtiſchen Zufhuffes für eine in 
en 


ismus di Säulen aufge 
—— — — “iR 


Berlin, den 7. April 1873. 

Der Königlichen Regierung fende ich auf den 
Bericht vom 8. v. M. die Vorftellung des Ma- 
giftratd zu N. vom 9. Februar d. J. in Betreff 
des von der Stadt für die dortige katholiſche 
Schule verlangten Sufgufies einftweilen mit fol- 
gender Bemerkung zurüd. 

Nachdem Inhalts der Verfügung vom 23. Oe— 
tober v. 3. die gedachte Schule in den DOrganid- 
mus ber ſtädtiſchen Schulen aufgenommen ift, 
werben von der Stadt nicht höhere Leiftungen 
verlangt werben können, al® zur etat3mäßigen 
Unterhaltung der Schule erforderlich find. Dem⸗ 
nad würde zufolge des unter den Anlagen befind⸗ 
lichen Etats ein ufauf von 108 Thlrn. zur Her 
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ftellung des Gleichgewicht? von Einnahme und 
Ausgabe ausreichen. 

Mit Rüdfiht auf diefe Andeutungen wolle die 
Königlihe Regierung den Gegenftand in ander: 
weite Erwägung ziehen und von dem Ergebniß 


Anzeige machen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Breift 


Un 
die Königliche Regierung R 
UV. — ie 


16a. Zufhäffe der Gemeinde zur Unterhaltung 
einer öffentlichen judiſchen Elementarſchule. 


Unter Rüdfendung der Anlagen bes Berichts 
der Königlihen Regierung vom 9. April d. J. 
beftätige ich Hierdurch die Entſcheidung derfelben, 
nad weicher zu den Koften der Unterhaltung ber 
in M. zu htenden öffentlichen jüdifchen Schule 
aus der dortigen Stabtlaffe eine fortlaufende jähr- 
liche Beigülfe von — Thlrn. zu gewähren ift. 

uf den von dem Magiftrat und den Stadt⸗ 
verordneten dagegen erhobenen Widerſpruch fann 
feine Rüdficht genommen werben, weil die feitge- 
fegte Beihülfe genau der Summe entſprechend ve 
rechnet worden ift, welche die jüdifchen Einwohner 
zu den en skoſten des ftädtifhen Schul- 
weſens nad) jechsjähriger Fraction feither beige- 
re haben. 


erlin, den 30. April 1859. 
U. 941. 


16b. 


Berlin, den 29. Januar 1873, 


Der Königlichen Regierung erwidern wir auf 
den Bericht vom 15. September pr., die von der 
Stadt N. zur m der jüdifchen öffent 
lichen Schulen dafelbit zu gewährende Beihülfe be- 
treffend, das Folgende: 

Das Verlangen der jüdiſchen Gemeinde, die 
Höhe ber vorerwähnten Beihülfe lediglich nad 
dem Verhältniß ihrer communalen Befteuerun; 
zu den Unterhaltungskoften des ftädtifchen Schul- 
weſens zu berechnen, tft ebenfo einfeitig und des⸗ 

alb nicht gerechtfertigt, wie dad Verlangen der 

tadt, welches dahin geht, diefe ihre Verpflichtung 
nur nah Maßgabe der ihrem Communalidhul- 
wejen durch das Beſtehen der jüdiſchen Schule 
erwachſenden Erleichterung zu bemeſſen. Es kann 
daher auch dem der erſten dieſer beiden Alter 
nativen eniſprechende Antrag der Königlichen Re- 
gierung, die ftädtifche Beinüke auf jährlih — Thlr. 
pro 1865—1869, und auf — Thlr. pro 1870— 1874 
feftanfeben, nicht ftattgegeben werden. Die Abficht 
der Nr. 3 des 8 67 bes Geſetzes vom 23. Juli 
1847*) geht vielmehr dahin, den ſtädtiſchen Bei- 
trag zur Unterhaltung jüdiſcher öffentlicher Schulen 
unter Berüdfihtigung der gefammten in Be- 
tracht fommenden Berhältniffe auf ein 
billiges Maß zurüdzuführen. Als wefentliche 
Bactoren in diefer Beziehung dienen, der An- 
weifung des Geſetzes entiprechend, zunächſt beide 
Eingangs erwähnte Arten der Berechnung neben 
einander. Das Medium aus Denfeiben wird, 


®) Oben 3 286 unh. L 





ohne allein maßgebend zu fein, eine zweckmäßige 
Unterlage bieten, um unter Vermeidung von 
Härten nad) der einen oder anderen Seite den von 
der Stadt N. zur Unterhaltung der jüdiſchen 
öffentlichen Schule dafelbft zu leiftenden Beitrag 
den Umftänden entſprechend Feitiehen u können. 
Der Königlichen Regierung überlafien wir da= 
ber, die Sache aus diefem Geſichtspunkte unter 
Sefthaltung der vereinbarten Dauer der ftädtifchen 
Beihülfe auf je 5 Jahre, nämlich einmal für die 
Beit von 1865—1869 und fodann für die Zeit 
von 1870—1874 wieder aufzunehmen, und falls 
eine Vereinigung beider Theile nicht ftattfinden 
follte, zum Zwede dieffeitiger Entſcheidung ander- 
weitig zu berichten. 
Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: v. Krüſtz o w. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Achenbaſch. 


bie adniglice Regierung zu R- 
EEE 
VITmMeS 


16. 


Berlin, den 11. September 1873. 


Em. Hochwohlgeboren erwidern wir auf den 
Beriht vom 2. Juli d. 3. ergebenft Folgendes: 

Da in. die Unterhaltung der Ortsichulen aus 
ſtädtiſchen Mitteln erfolgt, können nach 67 Nr. 3 
des Geſetzes vom 23. Juli 1847 — Geſ⸗-Samml. 
©. 276 — auch die Juden einen Anſpruch auf 
eine Beihülfe aus Communalmitteln zur Unter 
haltung der dort beftehenden öffentlichen jübifchen 
Squk erheben. 

ine ſolche Beihilfe ift ihnen demgemäß auch 
für 1872 gewährt. Daß diefelbe aber unter ein= 
jeitiger Verüdfichtigung des Betrages der Com- 
munalabgaben der jüdiſchen Einwohner bemeffen 
worden, ſteht, wie wir in dem Erlaß vom 29. Ja- 
unar cr.*) — Minift.:Bl. f. i. V. Jahrg. 1873 
©. 115 — bereit? ausgeführt haben, mit den Be— 
ftimmungen des $ 67 unter Nr.3 a. a. D. nicht 
im Einklang. 

Dana Pin bei der Bemeſſung der ftädtifchen 
Beihülfe vielmehr neben den Communalabgaben 
der füdifchen Einwohner auch der Betrag der aus 
den Communaltaffen für das Ortsſchulweſen fonft 
gemaditen Verwendungen und der Erleichterung, 
melde dem Communalſchulweſen aus der Ber: 
einigung der jüdifhen Kinder in eine befondere 
fühle Schule erwächſt, in Betracht gezogen und 
die Höhe der ftädtifchen Beihülfe unter. Berüd- 
fihtigung der gefammten in Betracht kom— 
menden Berhältniffe auf ein billiges Maß feit- 
gefegt werben. 

ndrerjeit iſt freilich auch die Annahme des 
jüdiſchen Gemeindevorftandes in der Beichwerbe- 
(heit vom 28. Februar d. J. daß die bisherige 
eihülfe von 49 Thlr. Iedigli in Erfüllung ber 
Beitimmung unter Nr. 4 a. a. D. von der Stadt 
N. zu leiften jet, nicht gerechtfertigt. 

Em. Hohwohlgeboren wollen von diefen Ge- 

ſichtspuntten aus die Ungemefienheit der in Rede 


*) Vorftchend. 
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tehenden Beihilfe nochmals prüfen und den Ver— 
ud) einer Vereinbarung madjen, event. Sich darüber 
gutachtlich äußern, auf welchen Betrag unter Be— 
rüdjihtigung aller in Betracht fommenden Ver— 
bältniffe die Beihilfe aus Communalmitteln feſt⸗ 
zuſetzen fei. 

Im Auftrage des Herrn Minifterd des Innern. 

Ribbed. 


In Vertretung der Herrn Minifters der geiftlichen 
2c. Ungelegenheiten. 
Sydomw, 


An 
ben Königli DOberpräfibenten 2 
ee 
D. 2898. M. 0.9. 
2. 


Berlin, den 13. November 1877. 

Bei Rüdfendung der Anlagen des Bericht? vom 
413. März d. 3. gereicht der Königlichen Regierung 
zum Beſcheide, daß fein Grund vorliegt, davon 
abzuſehen, die —— der Vollksſchulen 
in der Stadt N. nach den —— der Pro⸗ 
vinzial-Schulordnung vom 11. December 1845 auf 
den Gemeindehaushalt zu übernehmen. Was zu= 
nädft die hriftlihen Schulen anbelangt, fo en 
die Beſchwerden über die von den betreffenden 
Confeffionsverwandten zu beftreitende Unterhaltung 
diefer Schulen in Rüdfiht auf die Beitimmung 
des 8 39 der bezeichneten Schulordnung für be= 
gründet zu erachten, weil nach biejer Beltimmung 
die Mittel zur Unterhaltung der Elementarſchulen 
von der bürgerlichen Gemeinde in derjelben Weiſe, 
wie bie übrigen Communalbebürfnifle aufzubringen 
find. In diefer Hinfiht kann es aljo bei den 
Verfügungen der Königlihen Regierung vom 
27. October und 6. December v. 5 bewenben. 
Was aber die Unterhaltung der jüdiſchen Schule 
betrifft, fo fcheint die Königliche Regierung nad) 
dem Schlußjag Ihrer Verfügung vom 6. Deceniber 
v. J. und nad dem in Rede ftehenden Bericht 
von der Voraugfegung auszugehen, daß der $ 49 
der Provinzial-Schulordnung vom 11. December 
1845 noch in Kraft fei.*) Denn die Königliche 
Regierung fegt voraus, daß die Juden bezw. die 
jüdiſche Gemeinde nicht gezwungen werden könnten, 
Communalfteuern, foweit folche zur Unterhaltung 
der ftäbtifchen Schulen erforderlich feien, zu zahlen, 
daß deshalb mit der jüdijchen Gemeinde eine Ber- 
ftändigung herbeigeführt werden müſſe und zwar 
auf der Örundlage, daß diejelbe auf die ihr em 
der Meinung der Königlihen Regierung au 
Grund des $ 49 der Provinzial-Schulordnung zus 
ftegende Freiheit von Beiträgen zur Unterhaltung 
der Gemeindejhulen gegen eine nad; den Beſtim⸗ 
mungen des $ 67 Nr. 3 des Gefeges vom 23. Juli 
1847 zu normirende Beigülfe verzichte. Dieſer 
Auffaffung kann nicht beigetreten werben. 

Der 8 63 des Geſetzes vom 23. Juli 1847 über 
die Verhältniffe der Juden ſchreibt ganz allgemein 
vor, daß zur Unterhaltung der Setsläulen die 
Juden in gleicher Weiſe und in gleichem Verhält- 
niffe wie die hriftlichen Gemeindeglieder den Ge— 
fegen und beftehenden Verfafjungen gemäß beizu- 
tragen haben, und der $ 67 Nr. 3 a. a. O. ber 


*) cf. 5 269 Rr. 11. 








ftimmt, daß, wo die Unterhaltung der Ortsſchulen 
eine Laſt der — Gemeinde iſt, die Juden 
im Falle der Errichtung einer eigenen öffentlichen 
Schule eine nad den dort gegebenen näheren Vor— 
fchriften zu bemefjende und beim Mangel gütlicher 
Vereinbarung von den Miniftern der eiftligen ꝛc. 
Angelegenheiten und des Innern feſtzuſetzende Bei⸗ 
— aus Communalmitteln zu fordern haben. 

Durch dieſe Beſtimmungen iſt in Rüchſicht 
darauf, daß der 8 72 des Geſetzes vom 23. Juli 
1847 mit dem Marginale „Aufhebung abweichender 
Geſetze“ alle von den Beftimmungen dieſes Ge— 
ſetzes abweichenden allgemeinen und befonderen 

ejeglichen Vorſchriften außer Kraft ſetzt, die be- 
Fondere Beftimmung des F 49 ber 
Schulordnung vom 11. December 184 
gehoben zu erachten. 

Wegen Bemefjung der zur Unterhaltung einer 
jübifchen öffentlichen Schule aus Communalmitteln 
u gemwährenden Beihülfe nehmen wir auf den 

laß vom 29. Januar 1873 (Centralblatt für 
die gef. Unterrichtöverwaltung Jahrgang 1873 
©. 185)*) Bezug. 

Hiernah wolle die Königlihe Regierung das 
Weitere veranlaffen und die Schuldeputation auf 
die Vorftellung vom 2, Februar d. J. beſcheiden. 

Der Minifter des Innern. 

Im Allerhöhften Auftrage: Friedenthal. 
Der Minifter der ua Fr ꝛc. Ungelegenbeiten. 

alt. 


rovinzial⸗ 
für auf⸗ 


An 
bie — Kegierung zu R. (in der Provinz 


8266. Verfahren bei der Uebernahme der 
Schullaften durch die bürgerlichen 
Gemeinden. 


1. €. v. 30, Dec, 1865 betr. bie Beobadtung ber 
Förmligkeiten für die Beſchlußfaſſung in Gommunals 
Angelegenheiten und bie Nothwendigkeit einer Mit- 
wirkung ber Schul⸗ und Communal:Auffihtsbehörbe. 

2. €. v. 1. Juni 1883 betr. das Verfahren bei Ueber- 
nahme bes Schulkaſſendeficits und bei Uebernahme 
der Schule als Gemeindeanftalt. of. 8 264 Rr. 1a, 
8 265 Rr. 11 und 8 257 Nr. 2d. 

3. € v. 26. April 1869 betr. ben Ausſchluß rüd- 
wirkender Kraft ber Verfügung ber Gommunal-Auf- 
fihtsbehörben über bie paritätiice Behandlung ber 
Säulfocietäten burch bie bürgerlichen Gemeinden, 

4, €. v. 30. Zuni 1859 betr. die zwangsweiſe Ein- 
ftelung derartiger Beiträge in den Etat ber Stäbte.**) 

5. Erf, des C.-G.⸗H. v. 9. Jan. 1869 und 8. März 
1873 und 2. Oct. 1858 betr. bie Unzuläffigfeit bes 
Rechtsweges über bie von ber Regierung feftgefeßte 
Verpflihtung der bürgerlihen Gemeinden zur anz 
theiligen Uebernahme der Schullaſten. 


1. Verfahren bei Uebernahme der Schulunterhals 
tung durch bie politiihen Gemeinden. 


Auch in denjenigen Theilen der Monarchie, in 
welchen die Unterhaltung der Elementarjdulen 


*) Oben Rr. 168. 
“*) Bol. 5 300 insbef. Rr. 4 und Anh. IIL 
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eſetzlich nicht den politiichen Gemeinden obliegt, 

Heß den Stadt⸗ und —— Fee die Be⸗ 
fugniß zu, den Unterhalt der Schulen durch Com— 
munalbeſchluß, unter Genehmigung ber Com⸗ 
munalaufficht3behörde, zu übernehmen. 

Bei Ausübung diefer Befugniß Seitens der 
Gemeinden wird indefien, wie wiederholte zu meiner 
Cognition gelangte Specialfälle haben erjehen 

. lafien, nicht felten dadurch gefehlt, daß einerfeits 
bei den Beſchlüſſen ſelbſt verabfäumt wird, diejenigen 
Förmlichkeiten zu beobachten, welche für die Be— 
ſchlußfaſſung in Communalangelegenheiten in den 
verſchiedenen Stäbte- und Landgemeindeorbnungen 
vorgefchrieben find, und daß andererſeits die Be- 
ftätigung der Beſchlüſſe durch die a 
behörde allein, und nicht auch durch die Com⸗ 
munalauffihtbehörbe erfolgt. 

Hieraus entftehen Häufig Weiterungen und Uns 
uträglichkeiten, und nicht felten wird ber beab- 
Histigte Zweck verfehlt. 

In diefer Beziehung gewährt ein in dem 
laufenden Jahrgang des Yuftiz-Minifterialblatts 
Seite 275 abgedrudtes Erkenntniß des Königlichen 
Gerichtshofes zur Entſcheidung der Competenz- 
conflicte vom 14. October cr.*) ein befonderes 
Intereſſe, indem bafjelbe die Grundfäge ſowohl 
über die Befugniß der politifhen Gemeinden 
ur Uebernahme ber Schulunterhaltungstoften auf 
ihre Haushaltdetat3 und die Verteilung der 
zum Unterhalt der Söulen beftimmten Communal= 
abgaben, als a] über die Prozekfähigfeit folder 
Abgaben in ebenſo eingehender als überzeugender 
Weiſe entwidelt. 

Indem ich die Königlihe Regierung auf dies 
Erkenntniß beſonders aufmerkſam ae veran⸗ 
laſſe ich Dieſelbe, die darin entwickelten Grund⸗ 
fäge in vorkommenden Fällen genau zu beachten 
und demgemäß zu verfahren. 

Berlin, den 30. December 1865. 

Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
er. 


von Müpl 


UV. 8376. 


2. Verfahren bei Uebernahme eines Beitrages 

für Societãtsſchulen ben Commuualetat und 

bei Umwandlung von Societätsſchulen in Com⸗ 
munalichuien. 


Berlin, den 1. Juni 1883. 

Der Königticien Regierung jende ich die Anz 
Ingen des Berichts v. mit dem Bemerten qurid, 
daß es zur Umwandlung der paritätiſchen Socletäts- 
ſchulen zu NR. in eine Communalſchule meiner 
Genehm —— nicht bedarf. Im Uebrigen mache 
ich die Königliche Regierung noch auf —E 
aufmerkſam. Es iſt bei der Uebernahme der 
Schullaften auf den Communaletat zu unters 
ſcheiden, ob die Schuffocietäten beftehen und nur 
das fogenannte Schultaffendeficit eb Come 
munaletat übergehen fol, oder ob die Schulfocietät 
aufgelöft und unter Webereignung des Schulver- 


*) Abgebrudt oben 5 248 Rr. 160 (of. die Rote dazu a. €.) 





mögens an bie bürgerliche Gemeinde die Schule 
als Anftalt der Gemeinde unb die Koften ber 
Unterhaltung der Schule ala Gemeinbelaft von 
der bürgerlichen ®emeinde übernommen werden 
fol. Im erften Fall bedarf e3 Lediglich der Ge— 
nehmigung des Beſchluſſes der bürgerlichen Ge— 
meinde durd) die Sommunalauffihtsbehörbe. Eine 
Zuftimmung der Schulſocietät ft in folhen Fällen 

erhaupt nicht erforderlih. Im legten Falle ift 
außerdem eine Berhandlung mit der Schulfocietät 
über ihre Aufhebung und Uebereignung des Schul- 
vermögens und bie Genehmigung feitens der 
Schulauffihtsbehörde herbeizuführen. 

U. ma 13480. 


8. Zeitpunkt für dem Beginn der Unterhaltung 
einer von ber Stadtgemeinde übernommenen 
Sotietãtsſchule durch die Stadtgemeinde. 


Berlin, den 26. April 1869. 


Dem Antrage in der Borftellung vom 3. Januar 
d. J., den Magiftrat in N. zur Adzahlung der 
von den Mitgliedern ber goangelifen chul⸗ 
focietät pro 1868 geleiſteten Schulbeiträge zu ver⸗ 
anlaffen, kann, wie ih Em. Hochwohlgeboren 
und den übrigen Antragftellern nad Einficht des 
von der Königlichen Regierung zu N. erftatteten 
Berichts erwidere, feine Folge gegeben werben. 


Daß das in N. beftehende Verhältniß, wonach 
die fatholifhe Schule ais Communalanftalt aus 
der Kämmereifaffe unterhalten wird, die Unter- 
haltung der evangelifchen Schule dagegen, abge- 
efehen von einem unverhältnikmäßig geringen 
eitrage der Communalkaſſe, den Mitgliedern der 
evangelifchen Schulfocietät überlafjen bleibt, von 
den Beriwaltungäbehörben für unangemefien er⸗ 
achtet wird, iſt Ihnen bekannt. Ebenſo wiſſen 
Sie, daß letztere ſeit längerer Zeit beſtrebt ſind, 
die hierin liegende Prägrabation der evangeliſchen 
Bevölkerung ab tellen. Wie id) aus dem Be- 
richt der Königlichen Regierung erſehe, ift dies 
jetzt wenigſtens inſoweit gelungen, daß der evan⸗ 
geliſchen Schule pro 1869 eine Subvention von 
— Thalern aus ſtädtiſchen Mitteln bewilligt und 
die Verhandlung wegen Uebernahme biefer Schule 
auf den Fämmereietat von Neuem aufgenommen 
worden ift. 

Was dagegen die ergangenheit betrifft, jo 
überfehen die Antragfteller, daß die Motive, welche 
die Königliche Reglerung veranlaßt haben, einzu- 
fchreiten, nicht die Bedeutung eines Rechtstitels 
poben und daher auch mia dem Antrage ald 
nterlage dienen können. So lange nicht, wie 
jet geichehen, der bisherige Buftand durch einen 
Beihluß der Communalbehörden oder eine Feſt⸗ 
fegung ber Auffichtöbehörbe abgeändert iſt, haben 
die Antragfteller feinen rechtlichen Anfprucd auf 
Erftattung defien, was fie auf Grund ded ob— 
waltenden Rechtöverhältnifies für die Schule ge 
leiftet haben. 

Die Verfügung der Königlichen Regierung vom 
fer Re ae 9 pe mit eh a er 
ſolche obrigkeitliche etzung qualificirt. ie 
ift nichts weiter, ala ein Se den Magiftrat 
ur Gewährung ber Anträge ber Schulfocietät zu 
isponiren. Selbſt wenn aber, was ich nicht ans 
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zuerkennen vermag, der Anſpruch auf Rüdzahlung 
der pro 1868 geleifteten Schulbeiträge materiell 
begründet wäre, würben doch die Verwaltungs⸗ 
behötben ſich nicht für ermächtigt An dürfen, 
dieſen Anſpruch ihrerfeit3 zu realiliren, fondern 
den Untragftellern nur überlaſſen können, den 
Rechtöweg*) gegen die Stadt zu beichreiten. 
Der nifter der geiftl. 2c. Ungelegenheiten. 
a 


bem ac. ac. 
V. 1 


4 ae ber Zuſchüſſe für bie Schulfocietäten 
in den Etat der bürgerlien Gemeinden. 

Em. ꝛc. erwidern wir ergebenft auf den ges 
fähigen Bericht vom 19. September v. J. daß 
bie Berpflitung der Stadt ©. zur Gewährung 
eined dem Beitrage für die evangeliſchen Schulen 
entiprechenden verhältnigmäßigen Zuſchuſſes für 
die dortige Tatholifhe Schule in ven S 29 ff, 
Titel 12 Theil II des Allgemeinen Landrechis 
hinreichende Begründung findet. 

Em. ꝛc. erfuhen wir hiernach ergebenft, den 
gegenwärtigen Bedarf für die kathoüſche Schule 
in ©. zwangsweife auf ben ſtädtiſchen Haushalts⸗ 
etat zu bringen, indem wir gleichzeitig bemerken, 
daß dem Magiftrat gegen diefe Maßregel nad) 
dem Erfenntniß des Gerichtshofes zur Entſchei⸗ 
dung der Competenzconflicte vom 20. October 1 
(uftig Minifteriolklatt 1859 &©.77)**) der Rechts⸗ 
weg nicht zuſteht. 

erlin, den 30. Juni 1859. 
Der Minifter des Innern. 
Blottwell. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Ungelegenheiten. 
dv. Bethbmann-Hollmweg. 


An 
ben — am Oberpräfibenten zc. zu R. 


5. Unzuläffigteit des Rechtswegs Über die Ver— 
pflichtuug bürgerlicher Gemeinden zur Unterhaltung 
der Schulen verſchiedener Eonfeifionen. 

Im Namen des Königs! 

Auf den von der Königlichen Regierung zu R. 
erhobenen Competenzconflict in der bei dem 
— Kreigericht daſelbſt anhängigen Proceß⸗ 
ache 


der Stadtgemeinde zu N. vertreten durch 
deren Magiſtrat, 
Klägerin, 
wider 
die katholiſche Schule daſelbſt, vertreten durch 
deren Vorftand, 
Berklagte, 
betreffenb den Beitrag der Stadtgemeinde N. 
ur Unterhaltung der dortigen katholiſchen 
lementarſchule mit — Thaler pro 1866 und 
I Quartal 1867, 
ertennt der Königliche Gerichtshof zur Entſchei— 
dung der Competenzconflicte für Recht: 
daß der Rechtsweg In dieſer Sache für un- 
zuläffig und der erhobene Competenzconflict 
daher für begründet zu erachten. 
Bon Rechts Wegen. 


7 Son’ Helm 2. Ort f. Rr. 5b (vgl. $ 300, 
befondere Rh Frag m — 5b (vgl. $ 300, ins⸗ 








Gründe. 


In der Stadt N. befteht neben 12 von der 
Stadtgemeinde unterhaltenen evangelifchen Ele— 
mentarfchulen, eine katholiſche Volksſchule — mit 
im Sahre 1866 — 166 Schulkindern —, für 
melche Seitens der Stadt bis zum Jahre 1866 
nur ein geringer Beitrag an Geld und Brenn- 
material im Gelammtbetzage von — Thaler ges 
leiftet wurbe. Als die Frequenz der Schule fo . 
eftiegen war, daß die Einrichtung einer dritten 
chultlaſſe nothwendig wurde, forderte die Re— 
nierung dazu von ber Stadtgemeinde größere 
Bufsi e behufs der erften Einrichtung und ber 
laufenden Koften an Lehrerbefoldung, Miethe und 
Heizung. Auf Beſchwerde der Stadtgemeinde er- 
Märte der Minifter für bie geiftlichen, Unterrichts— 
und aneBeinatangelegenpetten in einem Reſcript 
vom 27. Februar 1865*) die Forderung der Re- 


s gierung für gerechtfertigt, weil die Stadt von der 


jefugniß, die gefeglih den Hausvätern zur Laft 
fallenden Schulunterhaltungskoften auf den ftädtir 
ſchen Etat zu übernehmen, nicht einfeitig zu 
Bunften nur Einer Confeffion Gebrauch machen 
dürfe. Die Regierung fegte nun duch Verfügung 
der beiden Wbtheilungen des Innern und für 
Kirhen- und Schulweſen vom 14. Mai 1866 den 
Zuſchuß der Stadtgemeinde de feft und zog 
denſelben — nachdem eine Beſchwerde der Stadt 
gegen die Feitfegung vom Minifter des Innern 
zurüdgewiefen war — mit — Thalern pro 
1. April 1866-67 duch Erecution zu Händen 
des Vorftandes der katholiſchen Schule ein. Die 
Stadtgemeinde N. Hagte darauf am 4. April 1868 
gegen die katholiſche Schule daſelbſt auf Rüd- 
ahlung der — Thaler nebit Binfen, weil der 
tabtgemeinde gefeglich die Pflicht zur Unterhal- 
tung von Elementarſchulen nicht obliege und meil 
die freimillige Uebernahme der evangeliſchen Ele= 
meniarſchulen auf die Stadtlaffe nicht eine geſetzlich 
fehlende Verpflichtun zur Unterhaltung der fa= 
tholifchen Glementarfeu je begründen fönne, zumal 
die Lehrer an diefer Schule nicht von der Stadt 
angeftelt werden, die Schule mithin der Stadt 
gegenüber auf derſelben Stufe ftehe, wie jebe 
andere Privatfchule. Unbenommen bleibe e3 der 
Königlihen Regierung, ıhre Befugniß zur Bil 
dung von Sch ocietäten fo anzuwenden, daß fie 
von den Katholifen für die fatholifche Confeſſions⸗ 
ſchule Hausväterbeiträge zahlen und die Gemeinde⸗ 
abgaben der Katholifen um den Betrag der Schul- 
unterhaltungstoften nad Verhältniß ermäßigen 
laffe. Die Verfügung der Steglerung vom 14. Mai 
1866 verftoße gegen den 8 ber Städteordnung 
vom 17. Mai 1853) (Gejeg- Sammlung ©. 288) 
in doppelter Beziehung, weil dur jene Ver— 
fügung von Amiswegen eine Ausgabe auf den 
Srdtlausgaltgeat gebradt fei, welche ER Fre 
der Stabt nicht obliegt, und weil die Anfüh- 
rung bes Geſetzes, welches die Verpflichtung 
vorſchreibt, in der Verfügung unterblieben fei. 
“4 Ginteitung des — erhob die König- 
liche Regierung in N. den — — 
durch — vom 9. Juni 1868, weil die von 


®) Oben 5 266 Rr. 14 
*)oL$ Anh. IIL 


Verfahren bei der Uebernahme der Schullaften durch die bürgerl. Gemeinden. $ 266. Nr.5a. 317 


der Regierung in ihrer doppelten Eigenfhaft als 
Schul⸗ und Communalaufjihtsbehörbe getroffene 
Anordnung wegen Eintritt der kaiholiſchen Schule 
in den Organismus des ftäbtiichen Elementar- 
ſchulweſens nur im Wege ber Beſchwerde, nicht 
vor Gericht angerohten werben könne. 

Ueber den Competenzconflict hat fih der Ma— 
giftrat in N. dahin erklärt, daß er denfelben für 
unbegründet halte, weil der _$ 78 der Städte— 
ordnung, welden der Beihluß der Regierung an⸗ 
führt, feine Beſtimmung über die gejeglichen 
Pflichten der Stadtgemeinden enthalte, und weil 
aud der 876 1.c. nicht hindere, die Geldſumme, 
welche ber Stadt Seitens der Regierung im Wege 
interimiftiiger Entſcheidung über die Schulunter- 
baltungspflicht auferlegt wurde, gegen einen andern 
Verpflichteten einzuflagen. 

Das Königliche Kreisgeriht in N. hält den 
Rechtsweg nicht für zutäffig, weil die katholifche 
Säule in N. durch die von der Auffichtsbehörde 
mit Zuftimmung des Schulvorjtandes vorgenommene 
Einfügung_ derjelben in den Organismus ber 
ſtãdtiſchen Schulen aufgehört En eine felbftändige 
verflagbare Corporation zu fein, die Frage wegen 
Unterhaltung diefer Schule alfo nur eine innere 
Aingelegenheit ber ftäbtifchen Schulverwaltung 

ilde. 

Das Königlihe Appellationsgericht in N. theilt 
diefe Anſicht. Derjelben muß auch beigepflichtet 
werben. Denn die Verfügung der Königlichen 
Regierung zu N., Durch welche einerjeitö die dortige 
tatholiſche Elementarſchule als eine öffentliche 
Schule in den Organismus des N.'er Volksſchui⸗ 
weſens eingefügt und andererſeits die Stadige— 
meinde angehalten wird, auch die katholiſche 
Schule aus den ftädtijhen Mitteln zu dotiren, 
fo lange die Unterhaltung der evangelifchen 
Schulen aus der Stadtkaſſe erfolgt, ift lediglich 
eine in einer Schul- und Gemeindeangelegenheit 
ergangene Verfügung ber Auffichtsbehörde, gegen 
melde nad 8 76 ber Städteorbnung nicht der 
Rechtsweg, fondern nur die Beſchwerde an die 
höhere Bennältungsbehörbe zufäffig ift. So bat 
der unterzeichnete Gerichtshof bereitd am 2. October 
1858 (Zuftiz-Minifterialblatt vom Jahre 1859 
Seite 77/*) in einem ähnlichen Falle entichiebden, 
und diefe Entfheidung war aud im vorliegen- 
den Falle um jo mehr feftzuhalten, als die 
Magende Stadtgemeinde in der Klage felbft an- 
ertennt, daß die Regierung jedenfalls indirect 
einen Beitrag der Stadtgemeinde für die ka— 
tholiſche Schule erzwingen fönne, indem fie die 

nterhaltungstoften zunächft auf die katholiſchen 
Hausväter vertheile, Die Hausväter aber ermädhtige, 
den Beitrag von ihren Gemeindeabgaben in Abs 
zug zu bringen. 

Berlin, den 9. Januar 1869. 

Königlicher Gerichtöhof 
zur Entſcheidung der Competenzconflicte. 


ba, 
In der Stadt St. Hat ſich feit dem Jahre 1824 
eine Privatſchule für Kinder katholiſcher Eltern 
gebildet, welche lange Zeit hindurch nur durch 


*) of. unten Rt. bb. 





Beiträge der Tatholifchen Einwohner unterhalten 
worden ift. Erſt im Jahre 1864 wurbe von dem 
katholifhen Pfarrer dafelbitXbei dem Magiftrat 
der Stadt eine Unterftügung dieſer Schulanftalt 
durch ftädtifche Mittel beantragt, vom Magijtrat 
jedod) verweigert. Aber nach mehrfachen wieder- 
holten Selucen ift e8 dahin gelommen, daß das 
Königliche Minifterium der geiftlichen und Unter= 
richt8angelegenheiten dieſe kalholiſche Schule durch 
Reſcript vom 30. Mai 1868 für Jeine öffentliche 
erklärte, weil dieſelbe als eine ſolche zwar nicht 
ausdrücklich, aber ſeit einer Reihe von Jahren 
durch eoncludente Handlungen anerkannt und be—⸗ 
handelt worben fei. 

Auf Grund diefer minifteriellen Feſtſetzung 
hat demnächſt die Königliche Regierung zu ©. 
durch Berfügung vom 4. April 1871 ange- 
ordnet, 

dag die Communalſchulkaſſe der Stadt St. 
vom 1. Januar 1870 ab der dortigen ka— 
tholiſchen Schule Subvention mit der Summe 
zu gewähren habe, melde fi ergebe, wenn 
der Durchſchnittsſatz der Aufwendungen aus 
Communalmitteln für den Kopf der bie 
evangelifhen Elementarſchulen befuchenben 
Kinder mit der Zahl der die Tatholifche 
Schule befuchenden Kinder multiplicirt werde. 

Nach diefer Verfügung der Regierung hatte 
die ſtädtiſchel Kaffe für die von 33 Kindern be= 
ſuchte katholiſchen Schule einen Jahresbeitrag 
von — Thalern zu entrichten, und es iſt derſelbe 
für die beiden Jahre 1870 und 1871, jedoch nur 
mit Vorbehalt, gezahlt/worden und zwar an bie 
drei den Vorſtand der Schule bildenden, im Ein- 
gange diefer Entfheidung genannten Perfonen. 

Gegen diejen Borftand dann vom Magiftrat 
zu Si. Klage erhoben und dieſe auf Zurüd- 
geblung der gezahlten Subvention gerichtet wor- 

en. 

Klägerin behauptet nämlich, daß die Gtabt- 

jemeinde gar keine —— zu dieſer Zahlung 
— weil die katholiſche Schule nur eine Privat⸗ 
anftalt geblieben, niemal® von der competenten 
Behörde für eine öffentliche ausdrüdlid erklärt 
worben fei und diefer Mangel durch fogen. con= 
eludente Handlungen nicht erfegt werben könne, 
der verflagte Vorſtand daher auch ohne alles Recht 
die nur zur Vermeidung adminiftrativer Zwangs⸗ 
mittel mit ausdrücklichem Vorbehalt geleifteten 
Bahlungen empfangen habe. Daß die Schule 
nur als eine Privatichule angefehen werbe könne, 
wird aus der Gejhichte der Entftehung der Anz 
ſtalt und aus ihrer fo viele Jahre Hindurd nur 
aus Privatmitteln erfolgten Unterhaltung zu zeigen 
gefucht, und der Klageantrag ift dahin gerichtet 
worden: 

die Verflagten zur Bahlung der erhobenen 

— Thaler nebft 5 Procent Binfen feit dem 

15. Auguft 1871 zu verurtheilen. 

Bor Beantwortung der Klage erhob die König: 
liche Regierung zu ©. durch Plenarbeihlug vom 
25. Juni 1872 den Competenzconflict, zu deſſen 
Begründung fie behauptete, daß Streitigkeiten 
der vorliegenden Art nur durch die Wominiftrativ- 
behörden entichieden werden fönnten, benen die 
Aufficht über das Elementarſchulweſen nad allen 


218 


Richtungen Hin dur die Regierungsinftruction 
vom 23. October 1817 übertragen jei, die alſo 
auch über die Nothwendigfeit der Errichtung 
neuer Schulanftalten und ſpeciell über die Noth— 
menbigteit einer Privatichule den Charakter einer 
öffentlichen zu verleihen, allein zu enticheiden 
hätte. — Die Klägerin hat den Competenzconflict 
für unbegründet eradjtet und führt in dieſer Be— 
ziehung an, daß bie in Rede ftehende Schule 
noch gar nicht von der Königlichen Regierung 
für eine öffentliche ausdrücklich und fürmlih er= 
Märt worden, diefelbe daher eine Privatſchule fei 
und daß, hiervon abgefehen, die erhobene Klage 
gar nicht das Auffichtsreht der Staatsbehörde 
berüßre, indem nur auf Burüderftattung einer 
nad) der Meinung ber Klägerin indebite ge= 
zahlten Geldfumme geklagt jei, dieſer Anſpruch 
aber jedenfalls dem Privatrecht angehöre. 

Bon den Berklagten ift ebenfowenig, mie von 
dem Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten, 
eine Erklärung abgegeben. 

Die Gerichte erjter und zweiter Inftanz halten 
den Competenzconflict übereinftimmenb für be 
gründet, und biefer Meinung muß auch beige- 
pflichtet werben. 

Benn die Klage aud nur auf Burüderftattung 
einer indebite geleifteten Zahlung gerichtet ift, 
fo wird biefe Forderung doch lebiglich auf die 
Behauptung gegründet, daß der verflagte Schul- 
vorſtand fein Recht habe, von der Stadtgemeinde 
St. einen Beitrag zur Erhaltung der kacholiſchen 
Schule zu verlangen. Der erhobene Anſprüch 
beruht daher nicht auf einem privatrechtlichen 
Titel. Es fommt vielmehr auf die Entſcheidung 
der Frage an, ob bie Stadtgemeinde verpflichtet 
fein könne, einen folden Beitrag zur Erhaltung 
der gedachten Schule jährlich zu Ieiften. Die 
Klägerin weigert fi deifen felbft nur aus dem 
Grunde, weil diefe Schule feine öffentliche fei, 
und es ift daher meiter zu entſcheiden, ob dies 
richtig iſt. Nun hat aber die Klage felbft ange- 
führt, daß der Miniftergder geiftlihen 2c. Un= 
gelegenheiten durch Refcript vom 30. Mai 1868 
die in Rede ftehende Schule für eine öffentliche 
erlärt habe, und nachdem dies gefchehen, kann 
im gerichtlichen Verfahren über diefen Gegenſtand 
nicht mehr verhandelt werben. Ob es noch einer 
förmlichen Urkunde, in der jene Entſcheidung ge— 
troffen wird, beburft habe, wie die Klägerin ver- 
langt, und ob der Ausſpruch in dem qu. Mini- 
fteriafreferipte nicht hinreichend geweſen fei, ent- 
zieht fi daher au ber richterlihen Beurthei- 
lung, wenn die Sade felbft nicht dazu geeignet 
ift. Und das lehtere ift ſchon mehrfach in früheren 
Entſcheidungen dieſes Gerichtähofes ausgeſprochen 
worden, auf welche in dem Pienarbeſchiuß der 
Königlichen Regierung, theils in dem gutachtlichen 
Berichte des Kreiögerihtd zu S. hingewieſen 
worden ift. Es genügt, zwei diefer früheren Er- 
tenntniffe anzuführen, nämlid) das Erkenntniß 
vom 2,7, October 1858 an 
1859 Seite 77)*) und ein |päteres vom 9. Januar 
1869 (Juftiz-Minifterialblatt 1869 Seite 46).*) 
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In beiden Fällen lag die Sache fo, daß bie 
ftädtifche Behörde die Unterhaltung der evan⸗ 
geliſchen DOrtsfhulen aus den Mitteln der Ge- 
meinde zu beftreiten befchloffen hatte und daß hier- 
nächſt die vorgeſetzte Königliche Regierung an— 
ordnete, daß auch für die in der Stadt befindliche 
tatholifche Schule in gleicher Weife geſorgt werden 
müffe. Derjelbe Fall liegt gegenwärtig vor; bie 
Königliche Regierung bat angeordnet, daß die 
ſtädtiſche Kaffe denfelben Beitrag, den fie nad 
der Kopfzahl der Schulkinder durchſchnittlich für 
die evangelifhe Schule in St. zahle, auch für 
jedes Kind der katholiſchen Schule entrichten folle, 
und wie in jenen früheren Füllen, fo kann auch 
hier nur auagelprochen werben, daß diefe An= 
ordnung lediglich eine in einer Schul- und Ge— 
meindeangelegenheit ergangene ift, gegen welde 
nad H 76 der Städteordnung nicht ber Medtö- 
weg, Jondern nur die Beſchwerde an die höhere 
Bermwaltungsbehörbe*) ftattjinden kann. 
Berlin, den 8. März 1873. 
Königlicher Gericht3Hof zur Entſcheidung ber 
Eompetenzconflicte. 


öh. 
(Ext. des C.G.-D. 2. vom October 1858.) 

Benn in einer Stadt bie evangeliſchen Ele— 
mentarſchulen, foweit die Koften dafür nicht durch 
das Schulgeld auflommen, von ber Stadtgemeinde 
durch Zufhüffe aus der Kämmereikaffe unterhalten 
werden und die Megierung es für angemeſſen 
erachtet, daß für die atpotlice Säule in gleicher 
Art von der Commune geforgt werde, ift [4 en 
eine folhe Anordnung der Rechtsweg unzul — — 
(Min⸗Bi. d. i. V. 1859 Seite 86 f. 


& 267. Solgen der Uebernahme der Schul- 
loften duch die bürgerlichen Gemeinden in 
Bezug auf die Heranziehnng der Beamten, 
jnriffifchen Perfonen, — Zulüſſigkeii 
des Rechtswegs, Natur der Abgaben.**) 


1. €. 0.29. Rov. 1862 betr. bie Heranziehung der Be= 
amten, [bie nihtam Orte ihres Amtöfiges wohnen. ]***) 
ef. €. v. 6. Oct. 1881 oben 8 263 Rr. 2 und 
oben 8 248 Rr. 7, 8, 9, ſowie $ 262 Rr. 13a 
bis e und Anh, V. 

2. €. v. 30. April 1866 betr. bie Heranziehung ber 
juriſtiſchen Berfonent) zu Communal:Hand- und 
Spannbienften. of. Erk. bed D.:8.:®. v. 31. Oct, 
1877 unten 8 269 Rr. 7. 

3. €. v. 25. Febr. 1863 betr. bie Befteuerung ber Fo⸗ 
tenfent) dur) bie politiſche Gemeinde für ihre Schul⸗ 
bebürfniffe. cf. Rr. 4—7 und oben $ 263 Rr. 1, 
ſowie 8 248 Nr. 17—19 (trog ihres Ausſchluſſes 
von den Berathungen). 

4. Ext. des E.-©.:9. v. 14. Jan. 1860 betr. bie Un⸗ 
zuläffigteit des Rehtsmwegedtt) gegen Com⸗ 
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munajftenern, wenn fie zum Zwed der Beftteitung von 
Kirchen: und Schulsabgaben erhoben werben. cf. 8 248 
Nr. 168, 

5. Ert. des 6..6.:9. v. 14. März 1863 besgl. fofern 
fie auf einem Gemeindebeſchluß beruhen. 

6. degl. v. 10. Dec, 1870 beögl. bei Uebernahme ber 
Schullaſten auf den Eommunaletat, 

7. Erk. des 6.8.9. v. 14. Oct. 1871 deägl, und betr. bie 
Natur ver&ommunalabgaben in biefem Fall 
als dffentlihe Abgaben. cf. Erk. des O.⸗V.⸗-G. 
v. 25. Febr. 1885 unten 8 280 Rr. 22. (Ueber 
die Heranziehung ber Forenjen burd die Schulfocie- 
täten of. oben 8 248 Nr. 10 ff. insbeſondere bezüg- 
lid) bed Rechtswegs 8 248 Rr. 16.) 

8. Ueber den Ausſchluß einer Bebeutung ber 
Communalifirung ber Säulen für 
ihren confeffionellen Charakter cf. 
€. ». 23. debr. 1859 unten 8 269 Pr. 16, 
€, v. 13. Jan. 1883 oben 8 264 Nr. 7, €. v. 
31. Dec. 1861 oben 8 10 Rr. 1, 8 264 Rr. 8. 

9. Ueber ben Fortjall ber juriſtiſchen Perfönligkeit ein: 
zelner Lehrerftellen bei Uebernahme der Schullaſten 
auf den Eommunaletat of. $ 224 Rr. 1 u, 2. 


1. [Säullaften der Beamten in Vezichung auf 
ihren Wohuſitz. 
Berlin, den 29. November 1862. 

Begen Seraniehung der politiſchen Gemeinden 
Groß⸗N. und Alt-N. zu den Schulunterhaltungs- 
toften eröffnen wir der Königlichen Regierung, 
daß nad wiederholter Erörterung bes Gegen- 
ftandes der Vorftellung des Magiftra zu SEN. 
vom 22. Februar v. 8 es in Anfehung der Com⸗ 
munalbefteuerung derjenigen Beamten, melde in 
Alt-R. wohnen, deren Amtsſitz jedod in Groß⸗N. 
fi) befindet, bei den feitherigen auf $ 8 des &e- 
feged vom 11. Juli ae beruhenden Bor: 
ſchriften bewendet. Behufs Uusgleii ung ber von 
den betheiligten politifhen Gemeinden übernom- 
menen Koften des gemeinfamen Schulverbandes 
ift demzufolge die Gemeinde Groß-N. außer dem 
nad Maßgabe ber vereinbarten Repartition auf 
diefelbe fallenden Antheil ihrem Erbieten gemäß 
nur verbunden, zu Gunften der Gemeinde Alt-R. 
einen ferneren Theil jener Koften zu übernehmen, 
welcher der von SroeR. bezogenen Communal- 
fteuer von dem Dienfteintommen der gedachten 
Beamten entipriht. Die Königliche Regierung 
wolle hiernad zur Erledigung der Beſchwerde des 
Dagiftrats das Weitere veranlaffen.) 


2. Herauziehnug ber juriſtiſchen Perfonen zu 
Communal-Hand- und Spanndienften. 

Die Beſchwerde vom 22. Februar d. J. über 
anziehung der N. Eifenbahngefellihaft zu dem 
Smmunal-Sand- und Spannbienften der Stabt 
N. vermag ich als begründet nicht anzuerkennen. 
Die Behauptung des Directoriums, nach dem be— 
treffenden Regulativ feien nur die Gemeindeein- 
wohner zur Leiſtung der Dienfte verpflichtet, fteht 
im IbeAprud) mit $ 1 des Regulativs, weicher 
im genauen Anſchluß an 8 54 der Städteordnung 
nicht die Einwohner, fondern die Gemeinde 


®) Bom 1. April 1886 ab auf N 12 deb Ge⸗ 
fepes Yon 27. yalı 186 —E Pe 








für verpflichtet erflärt. Daß aber zur Gemeinde 
im Sinne des Geſetzes außer den Einwohnern 
aud die Forenfen und die juriftiichen Perſonen 
gehören, erhellt aus 8 4 alin. 3 der Stäbteorb- 
nung, welder biefen Nichteinwohnern Pflichten 
gegen die Gemeinde auflegt, und aus $ 81. c., 
welder ihnen dem entſprechend unter gemiflen 
Vorausfegungen auch Stimmrecht für die Ges 
meindewahlen geist Wenn im 8 2 beö Ne 
gulativs die Vertheilung der Dienfte nah den 
don den Einwohnern zu zahlenden Commu— 
nalabgaben unter Verweiſung auf ben SMaffi- 
cationstarif beftimmt ift, fo fann daraus gegen= 
über der unzmeldeutigen rn bes $ 1 um» 
foweniger gefolgert werden, daß die Beſchränkung 
der Dienftpfliht auf die Einwohner beabfichtigt 
fet, al der Ausdrud Einwohner eben in dem 
maßgebend bezeichneten Klaffificationstarif durch 
den Ausdrud Steuerpflichtige erſetzt iſt. 
Die Dienftlaft Liegt demnach den Communal- 
fteuerpflichtigen ob, und zwar nad Verhältniß 
ihrer Steuerpflichtigleit und vorbehaltlich der ges 
jeglichen und regulativmäßigen Eremtionen € 8 
des Regulativs) ohne Unterjchied. Soweit die 
Steuerpflichtigkeit reicht, fomweit reiht aud die 
Dienftpflichtigkeit, bei Forenſen und juriſtiſchen 
Berfonen — die letztere alſo auf das- 
jenige Maß, wel dem von ihnen nad I 
alin. 3 der Stäbteordnung von ihrem Grundbelig, 
ihrem Gewerbe oder_dem Einfommen aus dem- 
felben zu zahlenden Steuerquantum entipricht. 
Dem fteht auch die von dem Pirectorium an= 
erufene allgemeine Verfügung vom 29. September 
1as6 (Minitteriafbl. S. 256) nicht entgegen. Die⸗ 
felbe normirt nicht dad Maß der CEommunal- 
abgaben, zu welden Eifenbahngefelliaften 
überhaupt herangezogen werben können, fondern 
nur das Maß ded aus dem gewerbliden 
Betriebe des Eifenbahnunternehmens 
in Redhnung zu bringenden Einkom— 
men3,*) nad weldem fie in den verfchtedenen 
Communen zu den auf das Einkommen über- 
haupt oder auf das Einfommen aus ftehendem 
Gewerbe insbeſondere gelegten Communallaften 
u veranlagen find. Weber die Natur und bie 
Dar der LXaften, welche nach diefem Maß bes 
ntommens bie Selufcaft treffen können, be- 
ftimmt die gebadhte srfigung ebenfoiserig, als 
fie die niht auf das Einfommen 3. B. die 
auf den ®rundbefig gelegten Laſten berührt. Es 


ift daher namentlich ur jene Berfitgung nicht 
darüber abgefproden, ba fenbabnge ellſchaften 
neben ihrer Belegung mit der Communalein- 


tommenfteuer, auch noch zur Leiftung von Com⸗ 
munaldienften, rejp. zu deren, nad) 8 54 ber 
Städteordnung ftatthafter Abgeltung in Gelde, 
nad) dem Mahftabe ded aus Grundbelig und Ge⸗ 
werbebetrieb fliegenden Einkommens herangezogen 
werden können, — und ba bie ꝛc. nicht beitreitet, 
daß die in Rede ftehenden Dienfte in N., wie bie 
angefochtene Borentiheidung vom 7. Februar d. J. 
eltenb macht, nach Mafgabe der Communalein- 

mmenfteuer vertheilt werben, fo kann auch von 
diefer Seite zu einer Wbänderung der im Xufs 
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trage des Herrn Oberpräfidenten ergangenen Re— 
gierungsentfcheidungstein Anlaß gefunden werben. 
Berlin, den 30. April 1866. 
Der Minifler des Innern. 


bie Direction ber R. Eifenbahngefellfchaft. 


8. Coucurrenz der Forenſen ’ Säulbeiträgen 
nad Mebernahme der Schullaften auf den 
Commmual-Etat. 

Ener WoHlgeboren Beſchwerde vom 11. Auguft 
v. 3. über die Heranziehung des von N. zu den 
Unterhaltungstoften der Schulen in R., ®., €. 
und U. nad) Maßgabe feines in den einzelnen 
Schulbezirken belegenen Grundbeſitzes fann nicht 
als begründet anerkannt werden. 

Für die Schule in R. werben befondere Schul- 
fteuern überhaupt nicht erhoben, indem deren Be— 
dürfniffe auf den Gemeindeetat gebracht worden 
find. Daß aber auch die Forenfen zu ben Ge⸗ 
meinbelaften beizutragen haben, foweit legtere auf 
den Grundbefig gelegt find, aljo nad Berhältnig 
der Grundfteuer aufgebracht werden, "ift im 8 60 
ber Kanbgemeinbeorbnung für die dortige Provinz 
ausdrüdlich vorgefchrieben. (Fortſ. 8 248 Nr. 15). 

‚Berlin, ben 25. Yebruar 1863. 


4. Competenz ber Verwaltungsbehörbe*) bei Be= 

werben über Heranziehung zu Beiträgen fir 

bie Commmnaltaffe, and welder zugleich Aus- 

gaben für die Kirche und Schule beftritten werben, 
Erk. 6.:6.:$. vom 14. Januar 1860. 


Auf den von der — — Regierung zu M. 
ee — nen bei Pe — 
ichen Kreisgerichte zu P. anhängigen Proceßſache 
des Gutsbeligers T. zu B., Klägers, . 
wiber 
bie Gemeinde H., Verklagte, 
an Rüdzahlung von Gemeinde-Deficit- 
euer, 
erkennt der Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenzeonflicte für Recht: 
daß der Rechtsweg in diefer Sade für un- 
zuiäffig, und ber erhobene Competenzconflict 
aber für begründet zu erachten. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Kläger ift von der Gemeinde H., in deren Be— 
zirk er nicht wohnt, aber bedeutenden Grundbefig 
hat, in den Jahren 1853 bis 1855 dazu ange 
Halten worden, an Communal-Deficitfteuer, welche 
in diefen Jahren zur Dedung ber Gemeindeaud- 
gaben außgefchrieben wurde, zufammen 503 Thlr. 
3 Sgr. zu zahlen; er glaubt, daß ihm hierdurch 
107 Thlr. er zu viel abgefordert feien, hat 
hierüber vergeblih im Verwaltungswege Be« 
ſchwerde geführt, und deshalb jegt gegen die Ge- 
meinde auf Orftattung diefer angeblich indebite 
gezahlten 107 Thlr. 4 Ser. “ Berzugszinfen 
gerichtlich Klage erhoben. In dieler behauptet er, 
daß nad; den Haushaltsetats und dtechnungen jener 
Jahre ‚unter den Ausgaben, welche die Gemeinde 
mit Hülfe der Deficititeuer beftritten habe, ſich 
auch befunden Hätten 


*) of. unten 5 302 (Gompetenz ber Berwaltungsgeriäite). 





a) 50 Thlr. 20 Ser. Binfen zur Amortifation 
eines bei der Provinzial - Hülfsfaffe ange- 
liehenen Capitals von 800 Thirn. von welchem 
334 Thlr. zum Bau eined Kirchthurms ver- 
wandt feien; 

b) verfchiedene, zufammen 88 Thlr. 7 Sgr. 8 Pf. 
betragende Ausgaben für die Schule, 

Kläger beftreitet, daß die Gemeinde, wie fie an- 
erfannt haben fol, obfervanzmäßig verpflichtet jei, 
zu dergleichen — für die Kirche und Schule, 
die lediglich eine Societätslaft der Kirhen- und 
Schulgemeinde feien, beizutragen, — er mill 
weni; hen ein ſolches Anertenntniß der Gemeinde 
als für ihn verbindli nicht gelten laſſen, und 
beruft fich feinerfeit3 insbefondere darauf, daß er 
als Proteftant nah $ 261 Titel 11 Theil II 
Allgemeinen Landrechts zur Tragung der Kirchen⸗ 
bautoften und fonftigen Parochiallaſten der katho= 
liſchen Einwohnerjhaft zu H., und als Forenje 
zur Zragung der nad) $ 29 Titel 12 a. a. D. nur 
den Hauspätern des Orts obliegenden Schulun= 
Toten gefeglich nicht verbunden jei. Nach feiner 
Berechnung fol das wegen dieſer Ausgabepoften 
der Gemeinderehnung an Deficitfteuer jener drei 
Jahre ihm zuviel Abgeforderte jene von ihm ein= 
geflagte Summe betragen. 

Die verffagte Gemeinde beſchränkte fich in ihrer 

Klagebeantwortung zunädft auf den Präjudicial- 
einwand, daß der Rechtsweg über die Klage un- 
zuläffig fei, und dies erfannte auch das Gericht; 
allein noch vor der Behändigung der Urtelsaus⸗ 
fertigungen erhob die Regierung zu M. den Com= 
petenzconflict, welchem och von Seiten des 
Hägerifchen Mandatars widerſprochen worden ift. 
Die Minifterien ded Innern und für geiftliche 2c. 
Angelegenheiten, denen der Zuftizminifter Radırii 
von der Abfendung der Wcten an ben unterzeich⸗ 
neten Gerichtshof gegeben, ee fi über ben 
Competenzconflict nicht geäußert; die betheiligten 
Gerichtsbehörden find darüber nicht ganz gleicher 
Meinung. Das Königliche Kreisgericht zu 3 hält 
den Competenzconflict durchweg für begründet; 
das Königliche Uppellationsgericht dafelbit glaubt, 
daß der Rechtsweg über die Klage wenigſtens in= 
fomeit zuzulaſſen fei, als darin die Beitragspflicht 
des Klagers zu den von der Gemeinde verausd- 
abten Thurmbautoften beftritten wird. Es ift 
ndefien der Anficht des Kreisgerichts beizutreten, 
daß der Competenzconflict in allen Beziehungen 
für begründet zu erflären ift. 

Die Segierun bemerkt zu deſſen Rechtfertigung: 
die fraglichen Feiträge ſelen nicht als eine Schul- 
oder Kirchenfteuer, fondern als Communal-Deficit- 
fteuer gefordert worden, Weil die politifhe Ge- 
meinde 9. ihre Verpflichtung zur Tragung jener 
Schul⸗ und Eultustoften als eine obfervanzmäßige 
anerfannt babe, jeien diefe Koften eine alle Mit- 
glieder der Gemeinde, mithin aud den Kläger 
treffende Communallaft, gegen welche derfelbe nach 
den 88 78 und 79 Titel 14 Theil II Allgemeinen 
Landredt? im Wege des Procefjed nur dann 
würde anfämpfen können, wenn er — was nicht 
ber Fall fei — feine Befreiung von diefer Laft 
auf Grund eines fpeciellen Titel (Verjährung 
oder Privilegium) gelten gemacht hätte. Er⸗ 
wiederung des klageriſchen Mandatars hierauf 
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trifft nicht ſowohl den Streit über die Competenz, 
als vielmehr den über die Sache felbit. Er ftellt 
wiederholt in Abrede, daß der verklagten Ge— 
meinde die Verpflihtung”obliege, bie aufbau 
und Unterhaltungskoften und einen Theil der 
Eultustoften zu tragen, und bejtreitet ſowohl, daß 
die Gemeinde diefe Verpflichtung anerkannt habe, 
als daß ihr die Befugniß zuftehe, durch einsfolches 
Anerkenntniß den Gemeindegliedern, und nament⸗ 
ih dem Kläger, cine folde Laft aufzubürden. 
Gleihgültig fei es, daß die Beiträge nicht als 
Schul⸗ oder Kirchenfteuer, fondern als Communal- 
Deficitfteuer gefordert feien; denn nicht bie Form, 
fondern die Sache entſcheide. 

Das Kreisgericht hat fich dur Hinweifung auf 
die Gründe feines Erkenntniffes im Weſentlichen 
der Ausführung der Regierung angeichloffen. Das 
Appellationsgericht dagegen glaubt, geftüßt auf 
die SS 708 und 709 Titel 11 Theil IL Allge- 
meinen Landrechts — nad welchen Streitigkeiten 
der Interefienten über Beiträge zu Kirchenbauten, 
in Entftehung gütliher Einigung, gur rechtlichen 
Entſcheidung der weltlichen Obrigkeit verwiejen 
werben follen — ba dem Kläger wenigſtens der 
Rechtsweg infomweit geftattet werben mülle, als er 
feine Beitragöpfliht zu den {von der Gemeinde 
verausgabten Thurmbaufoften beftreitet, und das 
von ihm darauf in der Deficitfteuer Bezahlte zu= 
rüdfordere. Denn jene dem Kläger zur Geite 
ftehenden geſetzlichen Vorſchriften hätten dadurch 
nicht umgangen werden können, daß die Gemeinde 
die Beitragspflicht anerkannt und die Koſten auf 
ihren Etat gebracht habe, da Hierdurch die Natur 
diefer Koften nicht geändert werde. So habe auch 
kürzlich in einem ähnlichen Falle das Obertribunal 
entſchieden. Was aber die von dem Kläger zu 
den Schulkoſten geleifteten und jet von ihm zu= 
rüdgeforberten Beiträge betrifft, jo hält auch das 
Appellationsgeriht hierüber den Rechtsweg für 
unftatthaft, und zwar auf Grund der VBorjchriften 
der Gabinet8-Ordre vom 19. Juni 1836. 

Bei der Beurtheilung der Procebfähigkeit der 
vorliegenden Klage find indeſſen weber die von 
der Regierung in Bezug genommenen Vorfchriften 
der 88 78, 79 Titel 14 Theil II, noch die der 
Cabinet3-Ordre vom 19. Juni 1836, melde das 
—— —— allegirt, zum Grunde zu legen. 

ie Regierung hätte mit jener Beyognahme 
Recht, wenn wirklich, wie fie annimmt, der Zweck 
des Kläger dahin ginge, feine völlige oder we— 
nigftens theilweife Befreiung von der Verbindlich⸗ 
feit zur Entrihtung von Communal-Deficitfteuer 
zu erftreiten. So aber fann man die Klage nicht 
auffaſſen; Kläger ftellt darin durchaus nicht in 
Abrede, daß er an und für fich als Mitglied der 
Gemeinde, wenn auch als ein bloß forenfiiches, 
verpflichtet fei, zu den Communalbebürfnifien in 
H., und namentlich auch zu der Deficitfteuer, welche 
dieſe Bedürfniſſe deden Yo, beizutragen; er bat 
vielmehr, wie feine Darftellung ergiebt, ohne 
Widerrebe den größten Theil der in den fraglichen 
Jahren ihm abgeforberten Deficttfteuer entrichtet 
und feine Weigerung zur Zahlung des übrigen 
Teils, ober vielmehr fein Verlangen, daß ihm 
diefer Theil des ſchon Bezahlten zurückgezahlt werben 
folle, wird von ihm nicht Darauf gegründet, daß 
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er nicht fteuerpflichtig, oder nicht im vollen Maße 
fteuerpflichtiggiei,"Ijonbern vielmehrlauf die PBe⸗ 
hauptung, daß da8 zu dedende Deficit der Ge— 
meinbelaffe überhaupt zu hoch berechnet, oder wenig- 
ſtens die Steuer zu deſſen Dedung unrichtig ver- 
anlagt jet, da in der Verwaltungsrechnung Aus- 
aben für Kirhe und Schule berüdfichtigt worden 
fien, zu benen die Gemeinde gar nicht verpflichtet 
fei, und fi mit Unrecht als obfervanzmäßig ver 
pflichtet anertannt habe, oder welche wenigſtens 
nicht allen uemeinbenliebern und namentlich nicht 
ihm, als;Nichtkatholiten und Forenfen, Hätten zur 
Laſt gelegt werden follen. Die Tendenz des Klägers 
ift daher, Beſchwerden geltend zu machen über die 
von ber Gemeindebehörde geführte Verwaltung des 
Gemeindehaushalts, oder Doch über die Art und 
Weiſe, in welcher diefe Behörde das Befteuerungs- 
recht ber Gemeinde Hier geiibt und namentlid) die 
Vertheilung der Deficitfteuer vorgenommen hat. 
Derartige Beſchwerden aber, welche von einzelnen 
Gemeindegliedern über die Gemeindebehörde und 
über deren Geſchäftsverwaltung geführt werden, 
gehören nicht zur Competenz der Gerichte, fondern 
u der ber Döperen Berwaltungsbehörden, des 
Landraths, der Regierung, des Oberpräfidenten, 
denen dad Aufſichtsrecht über die Gemeindever- 
waltung zuftcht. Dies ift übereinstimmend in allen 
jeit 1841 in der Provinz Weftfalen geltend gewefenen 
Gemeinbeorbnungen vorgefchrieben, namentlich 
in der dortigen Land-Gemeindeorbnung vom 
31. October 1841 88 123 u. ff. (Gef. Sammtl. 
1841 ©. 297), 
in der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
88 138 u. ff. (Gej.-Samml. 1850 ©. 213) und 
in ber jegigen Weftfälifchen Land-Gemeindeord- 
nung vom 19, März 1856 8 80 ff. (Gef.- 
Sammi. 1856 ©. 265), 
und allein diefe Borjchriften find e8 daher, welche 
die unbedingte Anerkennung des von der Regie= 
tung erhobenen Competenzconflicts rechtfertigen. — 


5. Ausſchluß des Rechtsweges bei Heranziehung 
zu den auf — beruhenden 
Eommunalleiftungen für Schulzwede. 

Der Competenzconflict erjcheint begründet. — 
Die Königliche Regierun— beruft fih zur 
Rechtfertigung deſſelben zunächſt auf den $ 58 
der Landgemeinde-Ordnung für Weftfalen vom 
19. März 1856 (Gej.-Samml. Seite 265 ff.), 
wonach die Gemeinde durch Beſchluß der Gemeinde 
Berfammlung zur Leiftung von Dienften behufs 
Ausführung von Gemeindearbeiten verpflichtet 
werden kann. Sie führt dann weiter aus, daß zu 
biefen &emeinbearbeiten unzweifelhaft aud die 
Arbeiten zur Ausführung des neu gebauten Schul= 
gebäuben gehörig jeien, weil die Baulaft der po= 
itifchen Gemeinde obliege. Werde die Verpflichtung 
aber duch Beſchlnß der Gemeindeverfammlung 
begründet, fo ſei diefelbe damit der Entjheidung 
der Verwaltungsbehörde überwiejen. Weberbied 
fine aber nach SS 4 fi. und 88 78, 79 Theil II 
itel 14 des Allgemeinen Landrechts über bie 
Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner An= 
lagen und Abgaben, zu denen aud) die Gcmeinde- 
dienſte zu rechnen, die Berufung auf den Rechtsweg 
nur infofern ftatt, als die in Anjprud) genommene 


Befreiung auf Verjährung, Vertrag ober Privi- 
leglum gegründet jei, auf foldhe Weiſe aber fei 
die Klage nicht ſubſtantiirt. 

In der Erklärung des Kläger wird aus ben 
Beitimmungen der 88 58, 59, 60 in Verbindung 
mit 14 Nr. 2 der Landgemeindeordnung fu 
deduelren gefucht, daß er, weil er weder Einwohner 
noch ie eines Wohnhaufes in der Gemeinde 
©. fei, jondern auswärts wohnender Eigenthümer 
anderer in ber Feldmark der Gemeinde belegener 
Grundftüde, nicht zu den Gemeinbemitgliedern 
gehöre, daß ihn der Grundbefig als ſolcher nicht 
zu Beiträgen zu Schulbauten verpflichte, und daß 
hm das widerrehtlih im Wege ber Execution 
von ihm eingezogene Geld erjtattet werben müffe. 
€3 wird behauptet, daß dies durch die im Con— 
—— allegirten 88 4 ff. 88 78, 79 Theil IT 

itel 14 Wllgemeinen Landrechis nicht widerlegt 
werde, der von ihm erhobene Unfpruc offenbar 
privatrechtliher Natur und daher zur Cognition 
der Gerichte geeignet fei. 

Der Commifjar für Bagatellſachen des König- 
lichen Kreisgerichts zu W. debucirt in Weberein- 
ftimmung mit der Ausführung des Klägers, daß 
zwar ber $ 58 der Landgemeindeorbnung beftimme, 
daß durch Beſchluß der Gemeindeverfammlung die 
Gemeinde zur Leiftung von Hand» und Spann⸗ 
dienften Behufs Ausführung von Oemeindearbeiten 
verpflichtet werden kann, daß jedoch diefe Berechti- 
gung ber Gemeindeverfammlung ihre Grenze in 
dem 8 59 daj. finde, wonach, wenn dad Gemeindes 
bebürfniß nur das Intereſſe einzelner Klaſſen der 
Gemeindeglieder ober einzelner für ſich beftehenber 
Abtheilungen des Gemeindebezirks beireffe, nur 
diefe zu den dazu nöthigen Gelbbeiträgen und 
Dienften heranzuziehen feien, daß dies bier zu= 
treffe, da Kläger weder im Gemeindebezirk wohne, 
noch in demjelben ein Haus befige, ihm aljo das 
neu errichtete Schulgebäude keinerlei Intereſſe ge⸗ 


zu 

agegen macht das Königliche relation: 
gericht zu P. in feinem gutachliche erichte gel- 
tend, daß dieje Ausführungen des Klägers und 
des erjten Richters Iebiglih auf einer Verwechſe— 
lung ber materiellen Kedtsfrage mit der hier 
allein in Betracht fommenden Competenzfrage be- 
ruhe. Um die Competenz des Prozeßrichters aus⸗ 
zufchließen und nur den Recurs an die Verwal— 
tung3behörde zuzulaffen, genüge der Umstand, daß 
Kläger durch einen Beſchluß der Gemeindever- 
fammlung zu den fraglichen Schulbaulaften Heran= 
gezogen worden. Anders würde die Sache zwar 
jtehen, wenn die Gemeindeverfammlung an und 
für ſich ihre eigene Competenz überfchritten und 
eine jhlechtgin zur Gemeinde außer aller Beziehung 
ftehende Perſon zu jenen Laften herangezogen 
hätte. Allein möge man auch immerhin annehmen, 
daß ber $ 58 der Landgemeindeorbnung unter 
dem Worte „Gemeinde“ zunächſt die eigentlichen 
Gemeindeglieder verftehe, während Kläger als 
Forenſe den ftimmfähigen Gemeindegliedern nicht 
zugerechnet werden könne, fo ergebe doc) der $ 60, 
daß es auch Gemeindelaften gebe, zu denen die 
Sorenfen a ‚ogen werben können, und werde 
in folgen Fällen Niemand der Gemeindeverfamm= 
fung das Recht beftreiten, auch derartige Laſten 





Folgen der Uebernahme ber Schullaften durch die bürgerl. Gemeinden. 8 267. Wr. 5. 


unter die Pflichtigen zu vertheilen, fo daß alſo 
aud die Forenſen unter Umftänden durch die 
entſprechenden Beichlüffe gebunden werden. Die 
Frage aber, ob Schulbaufaften zu folchen gehören 
oder ausſchließlich von den Gemeindegliedern im 
engeren Sinne zu tragen feien, ſei materiellen 
Rechtes und werde die Competenzfrage dadurch 
weder mittelbar noch unmittelbar berührt. 

Bei Beurtheilung der Sade ift davon auszus 
gehen, daß die Behufs Neubau eined Schulhaufes 
zu feiftenden Hand» und Spanndienjte, deren 
Geldbetrag — weil er fie nicht geleiftet — vom 
Kläger im Wege der abminiftrativen Execution 
beigetrieben mworben ift, dem Kläger dur Ge— 
meindebefhluß auferlegt murben. 

Der Regierungsbeihluß, durch melden ber 
Competenzconflict erhoben worden, beruht offenbar 
auf biefer Vorausſetzung und ber Kläger beitreitet 
fie nicht, legt fie vielmehr felbft feiner Klage zum 
Grunde. 

Sit dem aber fo, jo handelt es ſich Hier um 
eine innere Communalangelegenheit, um die Bei- 
tragspflicht des Klägers zu Gemeindelaften, bin- 
figtlih welder nad) SS 2 und 11 der Regierunge- 
inftruction vom 23. October 1817, 88 35 bis 37 
der Verordnung vom 26. December 1808 (Gef. 
Samml. 1817 ©. 248 ff.) in Bezug auf die Zu— 
Täffigteit des Rechtsweges die Vorſchriften der 
88 79 Theil II Titel 14 Allgemeinen Land⸗ 
vet? maßgebend find, was aud) in den 88 80, 
81 der Zanbgemeinbeorbnung vom 19. März 1856 
Gef.-Samml. ©. 265 ff.) feine Anerfennung darin 

ndet, daß gegen Entiheidungen der Gemeinde- 
behörden nur der Recurs an die dort näher be= 
zeichneten Verwaltungsbehörden innerhalb einer 
präcluſiviſchen Friſt, alfo im adminiftrativen In— 
ftanzenzuge zugelaffen wird. --- — — 

Benı Kläger zur Begründung feiner Klage 
behauptet, dab er, weil er zu den fog. Forenjen 
gehöre, nad) I der Landgemeindeordnung zu 
den ihm zur Erbauung eines Schulhaufes aufer- 
legten Hand» und Spanndienften nicht verpflichtet 
fei, weil danach die Forenſen nur zu den auf ben 
Grundbefig gelegten Gemeindelaſten beizutragen 
hätten, ein Schulhaus aber nur für die Einwohner, 
nit für diejenigen nothwendig ſei, welde bloß 
Grundftüde in der Gemeinde beſäßen, fo lann 
darin nur ein Beftreiten feiner Beitragapflicht, 
nicht aber die Behauptung einer Befreiung ges 
funden werden, die auf die gefeglich allein zum 
Rechtswege erſtatteten beſonderen Gründe ſich ftügt. 
Es erledigt ſich dadurch auch zuglei das in ber 
Hägerifhen Erklärung über den Competenzconflict 
geltend gemachte Argument, dab ber in der Klage 
erhobene Anfprud offenbar privatrechtlicher Ratur 
und daher zur Eognition der Gerichte geeignet ſei. 

Wenn aber Kläger in der Klage außerdem 
noch anführt, daß er von den fraglichen Arbeiten 
nicht benachrichtigt refp. zu denſelben nicht beſiellt 
worden fel, daß es ihm nah 8 58 der Land» 
gemeindeordnung hätte überlaffen werden müffen, 
auf feine Koften die Arbeiten durch einen taugs 
lien Stellvertreter verrichten zu lafjen, und daß 
daher deren fofortige Umwandlung in Geld, refp. 
die Beitreibung bes Geldbetrages von ihm nicht 
hätte erfolgen dürfen, jo bedarf es nad dem 
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Obigen keiner weiteren Ausführung, daß diefe 

Einwendungen des Klägers gegen bie ihm ange- 

jonneue und rejp. gegen ihn zur Execution ge 

rachte Berpflihtung refp. der fid) darauf bafirende 

Anſpruch auf Srftattung 

leifteten nur im admin 

verjoigt werden kann. 
erlin, den 14. März 1863. 

Koniglicher Gerichtshof zur Entſcheidung der Com⸗ 

petenzconflicte. 


des zwangsweife Ge⸗ 
ſtrativen Inſtanzenzuge 


für Elemeuntarſchulen 
ſeitens Rädtifder und läudlicher Gemeinden. 
Den Stadt und Landgemeinden fteht die Be- 
fugniß zu, die Unterhaltungstoften für ihre Eles 
mentarjchulen als eine Gemeinbelajt zu übernehmen. 
Iſt diefer Beichluß von der vorgejegten Regierung 
genehmigt, fo kann die Rechtögültigfeit defjelben 
im Wege des Procefjed nicht angefochten werben. 
Ebenfo ift der Rechtsweg über Streitigkeiten be= 
treffend die Verbindlichkeit zur Entrihtung ber 
auf Grund eines jolden Beihfuffes eingezogenen 


— unzuläflig: 
Allgem. Landrecht Teil II Titel 14 88 78, 79. 
Erkenntniſſe vom 30. October und 11. De— 


cember 1858*) (Juftiz - Minifterialblatt von 
1859 ©. 107 und 171) und vom 14. De— 
tober 1865*) (Juftiz.Minifterialblatt ©. 275). 
Auf den von der Königlihen Regierung zu 
Magdeburg erhobenen Competenzconflict in der 
bei. dem Königlihen Stadt: und Kreißgericht da= 
ſelbſt anhängigen Proceßſache 
des Ritiergutsbeſitzers K. zu D., Klägers und 
Appellaten, 


wider 
die politiſche Gemeinde zu Klein-O., Ver⸗ 
klagte und Appellantin, 

betreffend Befreiung von Schulbaubeiträgen, 
erkennt der Königliche Gerichtshof zur Entſchei— 
dung der Competenzconflicte für Recht: 

daß der Rechtsweg in diefer Sade für uns 
zuläffig und der erhobene Competenzconflict 
daher —X begründet zu erachten. 
Von Rechts wegen. 
Gründe, 

Die verklagte politifhe Gemeinde in Klein-O. 
hat in einer auf Beranlafjung des Kreis-Landraths 
am 10. April 1867 ftattgefundenen Gemeinde— 
verfammlung einftimmig bejchloffen, fortan an 
Stelle der Schulgemeinde die Unterhaltung bes 
ganzen Schulfyitems von Klein-D. zu iibernehmen. 
Auf Grund diejed von der Königlichen Regierung 
in Magdeburg genehmigten Gemeindebeſchluſſes 
ift Kläger, der ein Ader- und Roffätengut in 

lein-O. befißt, daſelbſt aber nicht feinen op: 
n bat, zu Gemeindeftenern herangezogen, welche 

hufs Dedung der Bautoften für ein neues Schul: 
haus umgelegt werden mußten. Mit der hierüber 
geführten Belhwerbe in den Verwaltungsinſtanzen 
zurüdgewiejen, hat er unterm 21. Februar 1869 
gegen die borgenannte politifhe Gemeinde Klage 
erhoben und darauf angetragen, zu ertennen, daß 


*) 5 304 ær. 61, 5 248 Nr. 160 


er nicht für verpflichtet zu erachten, zu den Koften 
de3 Baues und der Unterhaltung der in Klein-D. 
in den Jahren 1866/67 neu erbauten Schule, jo 
lange er feinen Wohnfig nicht dorthin verlegt, 
beizutragen, daß auch die verklagte Gemeinde nicht 
befugt Mi ihn zu Beiträgen zur Erbauung und 
Erhaltung der qu. Schule heranzuziehen, vielmehr 
gehalten, die bereit? von ihm eingezogenen, in 
separato fejtzuftellenden diesfälligen Beträge ihm 
qurüidgugahten. Diefen Antrag gründet Kläger 
m Weſentlichen auf die Behauptung, daß er als 
Forenfe ziwar zur politifhen Gemeinde Klein-D., 
aber nicht zu der damit nicht identifhen Schul- 
gemeinde, nicht zu den der Schule dafelbft zuge- 
wieſenen Hausvätern gehöre, daß nad) allgemeinen 
eſetzlichen Vorſchriften, insbefondere 8329 ff. 
itel 12 Theil II des Allgemeinen Landrechts 
nur dieſen, nicht aber der politifchen Gemeinde 
die Unterhaltung der Schule obliege, und bie po= 
litiſche Gemeinde nicht befugt fei, ihrerfeit3 dieje 
Laſt zu übernehmen und fie jo den Forenſen mit 
aufzulegen. Kläger fügt Hinzu, daß der Gemeinde⸗ 
beihluß vom 10. April 1867 um fo weniger für 
ihn verbindlich fei, als er zu der Gemeindever- 
fammlung gar nicht vorgelaben worben. 

Die verklagte Gemeinde behauptet dagegen, auf 
Grund ber gi und 12 des Geſetzes vom 14. 
April 1856 (Bef.-Samml. ©. 359 ff.) zu dieſem 
Beſchluß befugt gewejen zu fein, und eradjtet den- 
jelben, nachdem er von der Königlichen Regierung 
genehmigt worden, aud für ben Kläger für ver= 
bindlich, gleihviel, ob legterer zu der &emeinde- 
verfammlung vorgeladen ſei oder nicht. 

Das Königlihe Stadt- und Kreisgericht zu 
Magdeburg ilt diefer Suffafjung nicht beigetreten 
und bat in feiner Sipung am 8. Juli 1869 ganz 
nad dem Antrage des Klägers erlannt. Gegen 
dieſes Erfenntniß Hat die Berklagte das Rechts— 
mittel der Appellation angemeldet. Aber noch vor 
dem Eingang der Retlertigungsfcrift ift von 
der Königlichen Regierung in Magdeburg mittels 
Plenarbeſchluſſes vom 3. September 1869 auf 
Grund der 88 78 ff. Titel 14 Theil II des All: 
gemeinen Landreht3 der Competenzconflict er⸗ 
hoben und in Folge defien das weitere Procek- 
serjahren einftweilen eingeftellt. 

ie Parteien und die Refjortminifter haben ſich 
über den Competenzconflict nicht erklärt. 

Das Königlihe Stadt: und Kreisgeridt in 
Magdeburg eradjtet denjelben für unbegründet, 
indem es zwar zugiebt, daß die 83 78 ff.a. a. O. 
auch auf &emeindefteuern zu beziehen feien, aber 
dafür hält, daß der Rechtsweg nur dann ausge 
ſchloſſen fein könne, wenn der Kläger feine Klage 
auf Befreiung gegen die Aufficht3behörde, melde 
für Wufbringung und Bertheilung der Steuer 
amtlih Sorge zu tragen habe, nicht aber, wenn 
er, wie im vorliegenden Fall geſchehen, die Klage 
gegen die anderweit Berpflichteten gerichtet habe. 
Das Gericht beruft ſich zur Rechtfertigung dieſer 
Anficht auf das Erfenntni des Gerichtshofes vom 
11. Dec. 1858 (Juftiz-Minift.-Bl. v. 1859 ©. 174). 

Das König. Appellationsgericht zu Magdeburg 
erachtet dagegen den Rechtsweg in dieſer Sache für 
unzuläffig und den Competenzconflict für begründet, 
indem es die Befugniß der politifchen Gemeinden, 
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die Schulunterhaltungslaft den Schulgemeinden 
ab= und felbft zu übernehmen, anerkennt und die 
alffeitige Beurtheitung der Zuläffigkeit und Rechts: 
beftändigfeit folder Gemeindebeſchlüſſe ausfchließ- 
lich denſ Königlichen Regierungen als den Com⸗ 
munalaufſichtsbehörden vindieirt. 

DiejerzAuffaffung iſt, als auch für den vor- 
liegenden Fall maßgebend, beizupflichten und dem⸗ 
gemäß der Competenzconffict aufrecht zu erhalten. 

Es unterliegt feinem Zweifel und ift von dem 
Gerichtshof in mehreren Fällen — vgl. Juſtiz- 
Minifterialblatt von 1856 ©. 383, von 1860 
©. 322*) und von 1865 ©. 275 ff. insbefondere 
©. 279) — anerkannt, da Stadt: und Land» 

emeinben, Iegtere in den, $ 11 des Gejeges vom 

4. April 1856 (Gej.-Samml. ©. 359) vorge- 
ſchriebenen Formen befugt find, die Unterhaltung 
ihrer Elementarſchulen den nad allgemeinen ges 
jeglichen Vorſchriften dazu verpflichteten, mit der 
politijchen Gemeinde nicht identiſchen Schulfocie- 
täten ab⸗ und auf Kämmereis reſp. Communal- 
fonds zu übernehmen. Macht eine Gemeinde von 
diefer Befugniß Gebrauch, und ift der Beſchluß 
von der Communal= Auffichtsbehörde genehmigt, 
fo find damit die Schulabgaben Communalab- 
gaben geworden. Letztere find öffentliche Abgaben, 
und demzufolge ift der Rechtsweg gegen bie Heran: 
iehung zu denfelben nur unter den 88 78 ff. 

itel 14 Theil II des Allgemeinen Landrechts 
und 88 9 und 10 des die Erweiterung des Rechis⸗ 
weges betreffenden Geſetzes vom 24. Mai 1861 
Gef. -Samml. S. 241 ff.) **) — angegebenen 

orausjegungen zuläffig, wie dies der Gerichtshof 
ebenfalls in conitanter Praxis angenommen hat. 
Bergl. u. A. das Erkenntuiß vom 30. October 1858 
(Zuftiz.Minifterialblatt von 1859 ©. 107 fi.) — 
und bie dafelbft S. 108 allegirten Präfudicate. 

Im vorliegenden Fall hat die verklagte politifche 
Gemeinde einftimmig, und zwar nad Ausweis 
be3 über die Verhandlung in ber Gemeindever- 
fammlung am 10. April 1867 aufgenomnıenen 
Protocolls auf Anregung des Kreislandraths und 
der Königlihen Regierung in Magdeburg be— 
ſchloſſen, an Stelle der ulgemeinde die Unter- 
Haltung des gengen Schulſyſtems von Klein-⸗O. zu 
übernehmen. Die Königliche Regierung hat, wie 
Kläger felbft angiebt, diefen Beſchluß genehmigt; 
«3 liegt fein Grund vor, in Zweifel zu ziehen, daß 
fie dieſe NR HER, in ihrer Eigenfhaft als 
Eommunal-Auffihtsbehörde erteilt hat. Dem⸗ 
äufolge ift die vorliegende Klage nicht als eine 
auf Befreiung von Schulabgaben, insbeſondere von 
Schulbaukoſten, vielmehr lediglich als eine auf 
Befreiung des Klägers von öffentlihen Abgaben 
gerichtete anzufehen. 

Es fragt fi demnach nur, ob die Voraus— 
fegungen zutreffen, unter denen nad) ben oben 
angeführten Vorſchriften des Allgemeinen Land- 
rechts und des Gejeges vom 24. Mai 1861***) der 
Rechtsweg behufs der Befreiung von öffenllichen 
Abgaben geftattet ift. Diefe Frage ift zu ver- 
neinen. Der Kläger gründet feinen Antrag weder 
auf ein Privilegium, noch auf Verjährung oder 

wu Sie ben Brei be) Suhdmintctege 1.“ 
1883 PA: bie en ag ———— 





Prägravation, noch behauptet er, daß die For= 
derung bereits früher getilgt fei, noch daß fie auf 
einem aufgehobenen privatredhtlihen Fundament, 
indbefondere auf einem früheren gutäherrliden, 
ſchußherrlichen oder grunbherrlihen Verhältniß 
berube. Kläger behauptet nur, die verflagte po— 
litiſche Gemeinde ſei nicht befugt, die Unterhaltung 
des Schulſyſtems zu übernehmen, reſp. fie da= 
auch auf die Forenſen — und 
der Gemeindebeſchluß ſei für ihn nicht verbindlich, 
weil er zu der Gemeindeverſanimlung, welche den⸗ 
jelben gefaßt habe, nicht eingeladen fei. Das aber 
ind Momente, welche ausſchließlich auf dem Gebiet 
des öffentlichen Rechts liegen und deren Würdie 
gung bei der Prüfung und Genchmigung des 

meinbebefchluffes allein den Communal-Auf- 
ficgtsbehörben zufteht. Glaubte der Kläger, den 
von der Königlichen Regierung genehmigten Be- 
ſchluß aus den angegebenen Gründen anfechten 
u können, fo mußte er den Weg der Beſchwerde 
ei den vorgeſetzten Communal-Auffihtsinitanzen 
betreten. Der Rechtäweg tft ihm verfchlofien, da 
feine Angriffe gegen die Zuläffigfeit und Ber- 
bindlichkeit des Gemeindebeſchluſſes, wie vorftehend 
dargethan worden, der rihterlihen Beurtheilung 
nicht unterliegen. 

Benn endlich das Königliche Stadt: und Kreis- 
eriht in Magdeburg ben Rechtsweg in dieſer 

ache um deswillen fiir zuläffig erachtet, weil die 
Klage nicht gegen die Auſſichtsbehörde, melde für 
Aufbringung und Zertheilung der Steuer amtlich) 
Sorge zu tragen habe, fonbern gegen die ander 
meit Berpflichteten gerichtet fei und fich dieferhalb 
auf den hiermit übereinftiummenben, in dem Er⸗ 
tenntniß des Gerichtöhofes vom 11. December 1858 
Juſt.-Miniſt.⸗Bl. von 1859 ©. 174 ff.)*) außge- 
prochenen Grundfag beruft, jo überfieht dafjelbe, 
daß diefer auch anderweit von dem Gerichtähof 
angenommene Grundfag nur auf folde Fälle 
— —— findet, in welchen die Schulbaulaſt 
von den Schulfocietäten zu tragen ift, nicht aber 
auf folde Fälle, in melden, wie vorliegend, die 
glammir Unterhaltung der Schule, alfo auch die 
chulbaulaſt von der politiichen Gemeinde mittels 
befonderen Semeindebejchluffes übernommen wor⸗ 
den ift und demzufolge die Bebürfniffe der Schule 
in bderfelben Weife, wie die übrigen Bebürfniffe 
der politifhen Gemeinde, von den Mitgliebern der 
legteren zu beftreiten find. In Fällen diefer Art 
ift der Anfprud an einen anderen Berpflichteten 
nur infofern denkbar, als eine falfche Repartition 
ober die Belaftung des Einen mit ber Beitrags- 
quote eined Anderen behauptet wird, während im 
gegenwärtigen Procefje nur von dem Repartitiong- 
modus die Rede ift. 

Aus dieſen Gründen hat, wie geſchehen, erfannt 
werben müffen. 

Berlin, den 10. December 1870. 

Königliger Gerichtshof zur Entfheidung 
der Competenzconflicte. 


7. 
Im Namen des Königs. 
Auf den von der Königlichen Regierung zu D. 
erhobenen Competenzconflict in der bei dem 


*) 8 304 Nr. Bi. 
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Königlichen Kreiögericht zu E. anhängigen Pro= 
ceßſache 
des Freiherrn ve Klägers, 
wi 


er 
die Gemeinde B., Verklagte, 
betzeffenb Befreiung von Schulunterhaltungsbeis 
gen, 
erfennt der Köngliche Gerichtöhof zur Entfcheidung 
der Competenzconflicte für Recht: 
daß der Rechtsweg in biefer Sache für un- 
zuläffig und der erhobene Gompentenzconflict 
daher für begründet zu erachten: 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe 


Die Spezialgemeinbe B. im Kreiſe €. Hat 
unterm 27. September 1867 beſchloſſen, ſämmtliche 
Scäulbebürfnifje von 1868 ab fo lange, als bie 
— der Forenſen und nbuffrielfen zur 
ommunalsEinfommenfteuer ftattfinde, auf die 
Eommunaltafle zu übernehmen. Dieſer Beſchluß 
ift unterm 20. November 1867 von der König⸗ 
lichen abe zu D. ald Communal- und 
ul-Aufjichtsbehörde genehmigt worden. In 
Folge defielben ift, wie Kläger behauptet und 
Berflagte nicht beftreitet, da8 dur Umlagen zu 
dedende Deficht im Communalhaushalt fo außer⸗ 
ordentlich vergrößert worden, daß Kläger auf 
Grund des Artitel 8 des —5 — betreffend die 
Gemeindeverfaſſung in der Rheinprovinz vom 
15. Mai 1856 — Gef. Samml. ©. 435 ff. — 
als Forenfe von dem Einkommen aus feinem im 
Gemeindebezirk B. belegenen Grundbefig für das 
Jahr 1868 mit einem Beitrage von — Thlrn. 
zur GCommwmal-Eintommenfteuer herangezogen 
worden if. Mit feiner bet dem Bür —5 — 
hiergegen angebrachten Reclamation zurückgewieſen, 
hat er gegen die Specialgemeinde B. Klage er- 
yoben, und darauf angetragen, für Recht zu er- 
iennen, daß er nicht verpflichtet, von feinem in 
der Gemeinde B. gelegenen Grundbefig zu ben 
Koften der daſelbſt befindlichen tatholiſchen und 
evangelifhen Schulen Beiträge zu zahlen, die 
Verklagte auch ſchuldig fei, die quantitativ in 
separato zu ermittelnden derartigen, bereit3 ent- 
richteten Beiträge dem Kläger —— — 
Dieſen Antrag gründet er im Weſenilichen auf 
die befannten Borfheiften des Allgemeinen Lands 
rechts Theil II Titel 12 88 29 ff. wonach nur die 
einer Schule zugewiejenen Hausväter zur Unters 
haltung dieſer aule verpflichtet find, indem er 
[ leich der verflagten Gemeinde die Befugnik 
reitet, Schulabgaben durch deren Uebernahme 
auf den Communaletat in Communalabgaben 
umzumandeln. Er glaubt, jenen Beſchluß als 
ein bloßes Mannöver Iediglich zu dem Zweck, 
auch den Zorenfen die Schulunterhaltungslait mit 
aufzubürden, umfomehr bezeichnen zu dürfen, ald 
in dem Gemeindeetat der Verklagien die Schuls 
abgaben nur als durchlaufende Voften — 
Kläger hält gegen dieſe, den geſetzlichen Vorſchriften 
widerſprechende Neuerung, durch welche die jeither 
in der Specialgemeinde 8. beftandenen con= 
feifionellen ange gewiffermaßen aufge- 
oben und die Forenſen mit Schulabgaben belajtet 
jeien, den Rechtöweg für zuläffig und führt ins— 
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befondere an, daß er in den 30er Jahren von 
den zur Sammtgemeinde R., in deren Bezirk jein 
Wohnort Sch. liege, gehörigen 5 Specialgemeinden, 
in denen er Communalfteuern zahle, auch zu ben 
Schulabgaben für alle in denselben befindlichen 
ulen herangezogen, davon aber durch zivei 
conforme Erkenntniffe befreit jei, indem anges 
nommen worden, daß er nur zu den Unter- 
—— * der katholiſchen Schule in R., als 
der confeſſionellen Schule feines Wohnorts, bei⸗ 
qutrogen be. Endlich beruft ſich Kläger auf die 
rlenntniſſe des unterzeichneten Gerichtshofes vom 
4. October 1856 und 14. October 1865*) — 
Zuftiz-Minifterialblatt de 1856 ©. 383 ff. und 
de 1865 ©. 275 ff. — In dem erſteren fei nur 
den Stadt, aber nicht den Landgemeinden die 
Befugniß, die Schulunterhaltungstoften auf den 
Communaletat zu übernegmen, zugeftanden, und 
in dem ‚epexen zwar aud) ben Landgemeinden eine 
anderweitige Vertheilung der um Unterhalt der 
Schulen beftimmten Communalabgaben geftattet, 
dagegen aber der Rechtsweg für zuläffig erklärt, 
wenn ed fih darum Handle, ob Forenſen als 
folge zu perjönlichen, lediglih nad dem Grund» 
befig repartirten Schulabgaben beizutragen ver= 
pflichtet ſeien. 

Die verflagte Gemeinde hat unter Berufung 
auf bdiejelben Erkenntniſſe, fowie auf diejenigen 
Entſcheidungen des unterzeichneten@ericht3hofes, wo⸗ 
nad) Communalabgaben bezüglich der Bulaffung des 
Nehtöweges gegen Heranzichung zu denfelben den 
Staatdabgaben gleich zu achten, den Einwand ber 
Unzuläffigleit des Rechtsweges erhoben. 

a3 Königliche Kreisgericht zu €. Hat diefen 
Einwand für ducchgreifend erachtet und unterm 
5. October 1869 für Recht erkannt, daß die Klage 
wegen Unzuläffigleit des gerichtlichen Verfahrens 
unter Verurtheilung des Klägers in die Koften 
abzumeifen. 
urch Urteil des Königlichen Apellationsge— 
richts in 9. vom 24. Juni 1870 iſt dieſes Er- 
tenntuiß aufgehoben, der Einwand der Unzuläffig- 
teit des Rechtsweges verworfen und die Sache 
au Entſcheidung in der Hauptſache und über die 
ten in bie erſte Inſtanz zprrüdgerviefen. 
och vor Eintritt der Rechtskraft dieſes Ur- 
theils Jet die Königliche Regierung zu D. mittel® 
lenarbeihluffes vom 24. September v. J. den 
Competenzeonflict erhoben. Sie vindieirt den 
Beiträgen zur Unterhaltung der Schule, von denen 
Kläger freigelafjen zu werden verlangt, auf Grund 
des eingangs erwähnten, von ihr Beftätigten Ge⸗ 
meindebeſch! — den Charakter der Communal⸗ 
ern und folgert hieraus unter Berufung auf 
79 Zitel 14 Theil IT Allgemeinen Landrechts 
ie Unzuläffigleit des Rechtswẽges. Sie ſtützt ſich 
hierbei auf die oben citirten Erkenntniſſe des 
unterzeichneten Gerichtshofes vom 4. October 1856 
und 14. October 1865 und hebt insbeſondere her⸗ 
vor, daß die Vorſchriften des Allgemeinen Land» 
recht? Theil II Titel 12 88 29 fi, auf Grund 
deren Kläger als Forenſe von der Schulunter- 
oltungstat befreit bleiben will, nit etwa ein 
iollegium für die Forenſen begründen, fondern 
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als eine allgemeine Rechtsvorſchrift zu erachten 
jeien, welche als ein Rechtsgrund für bie Be: 
reiung von einer Steuer im Proceiwege nicht 
tönne geltend gemacht werben. 

Kläger widerſpricht dem Competenzconflict, in⸗ 
dem er fih auf die Entfcheidung bes Apellations⸗ 
richters beruft und deren Rechtökraft behauptet, weil 
von der Verklagten das zuftändige Rechtsmittel der 
Revifion dagegen innerhalb der geſetzlichen Frift 
nicht angemeldet Ki 

erklagte hat ſich über den Sompetengeonfliet 
nit erklärt und von den Herren Miniftern der 
eiftlichen 2c. Ungelegenheiten und des Innern 
ind Erklärungen ebenfalls nicht abgegeben. 

Bon dem Königlichen Kreisgericht zu E. wird 
der Rechtsweg in Nehereinfiunmung mit dem Er⸗ 
kenntniß vom 5. October 1869 für unzuläffig, 
von dem Königlichen Appellationsgeriht zu 9. da⸗ 
ger unter Bezugnahme auf die dem Urtheil vom 
24. Juni v. 3. beigefügten Entſcheidungsgründe 
für auläftig erachtet. 

Das Königliche Appellationsgericht geht zunächſt 
davon aus, daß Benjenigen Berjonen, welche nad) 
8 29 Titel 12 Theil Allgemeinen Landrechts 
nicht zu den einer Schule gugemieenen Hausvätern 
des Schulort3 reſp. des Schulbezirt3 gehören, die 
Beſchreitung des Rechtsweges zuftehe, wenn fie 
für Beiträge zu den Koften jener Schule in An— 
Ins genommen werben. an wenn aud bie 

erpflihtung zur Unterhaltung der Schule auf 
einer allgemeinen geſetzlichen Verbindlichkeit be= 
ruhe, gegen welche der Rechtsweg nur in dem 
befchränften Maße, wie bei öffentlichen Abgaben, 
zuläiig fei — 8 15 Gejeg vom 24. Mai 1861, 

eſSamml. ©. 241 fj.*) —, jo handle es ſich 
doch bei diefem Anfprucd nicht um die Erfüllung 
dieſer gefeglihen Verbindlichkeit, fondern darum, 
ob eine gleiche Verbindlichkeit für Perfonen geltend 
gemacht werden künne, welde unftreitig durch das 
Sejeg nicht betroffen werden. Auch eine von der 
Aufficht führenden Regierung angeordnete oder für 
egecutorifch erklärte Umlage ftehe der geſetzlichen 
erbindlicfeit Hierin nur dann glei, wenn fie 
in Gemäßheit gejeglicher Beſtimmung angeordnet 
fei (8 15 oit.); es bleibe aljo, wenn die Heran- 
giebung der ſ. g. Forenſen zu einer folden Um 
age erfolgen folle, deren Geſetzmäßigkeit im Rechts- 
m prüfen. 
vorliegenden Fall fei unftreitig, daß Ver— 
Hagte vom Kläger Welbbeträge eingeforbert und 
erhoben habe, welche zur Unterhaltung einer Schule 
verwandt worden, oder verwandt werden follen, 
zu deren Hausvätern Kläger nicht gehöre. Hier— 
nad könne nur in Frage kommen, ob der Um— 
rar daß Berklagte diefe Gelobeträge, nachdem 
ie die Schulbedürfniffe auf die Communalkaſſe 
übernommen, als Sommunalfteuern vom Kläger 
eingeforbert habe, geeignet fei, die Natur des Ge— 
forderten zu ändern und den Rechtsweg auszu— 
Ichließen. Im Allgemeinen feien zwar Communal- 
teuern ihrer publiciftifhen Natur nad} den Staats— 
ſteuern — fo daß weder die Frage der An— 
wendbarkeit des Geſehes auf den einzelnen Fall, 
noch das Maß der Beſteuerung des Einzelnen ini 
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Rechtswege erörtert werden könne. Zwiſchen beiden 
beftehe aber noch ein erheblicher ri je Die 
Staatöftenern würben ohne Rüdficht auf ihre Ver⸗ 
wendung en und möglicherweife gar nicht 
verwandt. Die Communaljteuern ſeien Dagegen 
immer nur dazu beftimmt, die vorhandenen Ein= 
fünfte der Gemeinde zur Befriebigung der Ge⸗ 
meindebebürfnifle zu ergängen ($ 22 der Gemeinde- 
ordnung für die — nz vom 23. Juli 1845). 
Sie feien alfo ſtets nur Beiträge zu den im Ge— 
meindeetat (5 89 dafelbft) oder in befonderen 
Anfchägen vorgefehenen Wusgaben. Daher müffe 
derjenige, welcher gegen das Heranziehen zu einer 
Ausgabe den —A beſchreiten könne, den⸗ 
ſelben auch beichreiten duͤrfen, um feine Befreiung 
von einer zu deren Dedung erforderten Communal⸗ 
fteuer zu ermwirten. Die Uenderung in der Art 
der Einziegung, daf die zu einem gewiſſen Zweck 
beftimmte Einnahme nidt für PR abgefondert 
verwaltet, jondern in die Gemeindekaſſe gebracht 
werde, ändere nur den Namen, aber nichts in der 
Sade. Ein Geſetz, welches für alle unter dem 
Namen Commungiſteuer gemachten Anforderungen 
den Rechtsweg in jeder Beziehung ausſchließe, 
eriftire nicht. Der 8 41 der Verordnung vom 
26. December 1808,*) welcher gegen alle Ber- 
fügungen der Regierungen in Anjehung ber Ber- 
mögensverwaltung der ihnen untergeordneten 
moralifchen Berfonen bis auf die bei den Staatd- 
ſteuern gemachten Ausnahmen den Rechtsweg be⸗ 
ſchränke, jet rüdficgtlih der Schulen durch & 15 
Geſetz vom 24. Mai 1861 in der bereitd ange- 
gebenen Weiſe geändert. Die Gemeindeordnung ür 
die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 fchließe den 
Rehtöweg nicht aus, fondern behalte ihn im 
Salt für alle Fälle des bis dahin geltenden 

echts vor. Ebenſowenig fei das Rechtöverhält- 
niß durch den Gemeindebeichluß der Berklagten 
vom 27. September 1867 geändert worden. n 
Schulbedürfniffen fei dadurch ihr Charakter nicht 
entzogen, fie jeien, wenn auch von der verflagten 
Gemeinde als folder beftritten, nicht Communal- 
bedürfnifie geworden. Denn zunächſt habe Verklagte 
duch deu Beſchluß eine vertraggmäßige Verpflich⸗ 
tung, deren Erfüllung erzwungen werden könne, nicht 
übernommen. Bon entiprechenden, den Vertrag 
eonftituirenden Erllärungen der Schulgemeinde 
conftire nichts. Die von ber Regierung ausge⸗ 
ſprochene Vorausfegung des Einverftändnifjes der 

hulvorftände erjege folhe nicht. Weberhaupt 
fei der Beſchluß, 5 wenn er Theil eines zu 
Stande gelommenen Vertrages fein follte, nicht 
in ber Weiſe bindend gefakt, daß eine damit 
übernommene Verbindlichkeit als Grundlage für 
die beanſpruchte —— des Klägers geltend 
geamcht werden könne. Venn er ſei nur unter 
der Bedingung gefaßt worden, daß der Kläger 
als Forenſe mitzahle. Die Bedingung könne nicht 
zugleich Folge des rem je8 fein. Wenn aber 
auch die Abſicht des Beſchlußes dahin zielen follte, 
die Unterhaltung der Schulen Seitens ber bürger- 
lichen Gemeinde als Verpflichtung zu übernehmen, 
und wenn alle formellen Boraußjegungen dieſer 
Uebernahme vorhanden wären, fo babe doch dur 
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einen ſolchen Beſchluß dem Kläger der Rechtsweg 
nicht verfhloffen werden können. Zwar ſei der 
Beſchluß ein Act der Commumnalverwaltung, welcher 
zunädhft der Aufſicht der Verwaltungsbehörden 
unterliege und von ben einzelnen Gemeinbegliedern 
der Regel nad) im Rechtswege nicht angefochten 
werben könne. Eine ſolche Anfechtung ſei aber 
nad 8 117 der Gemeindeordnung vom 23. Juli 
1845 nicht ſchlechthin ausgefchloffen, nnd fie fei 
zuläffig, wenn der Beſchluß die Singularredhte 
einzelner Mitglieder verlege. Ein folder Fall 
liege nach den Behauptungen des Klägers bier 
vor. Die zu einer beitimmten Schule gewieſenen 
Haugväter der Gemeinde bilden für ſich eine be— 
fondere Klaſſe der Gemeindemitglieder, welcher 
alle übrigen Mitglieder, zu denen in dieſer Be- 
iehung auch die fir die Gemeinde fteuerpflichtigen 
orenjen zu rechnen feien, als eine andere Klaſſe 
Gegenübertiehen, Nach 8 23 Titel 7, 8 110 Titel 8 
umd 88 68 und 69 Titel 6 Theil IL Allgemeinen 
Landrechts tönne bei jeder Art ber Gemeinbever- 
faffung über die Rechte und Pflichten folder ein= 
zelnen Klaſſen nur mit Buftimmung der Betheilig- 
ten verfügt werden. Damit ftimme $ 30 der Ge⸗ 
meindeordnung vom 23. Juli 1845 überein, welcher, 
nachdem vorher daß Beſteuerungsrecht feitgejtellt 
morben, beftimme, daß, imo — nach gejeßlicher 
Vorſchrift einzelne Klaſſen der —E zur 
Befriedigung ſolcher Bedürfniſſe, melde nur 
dieſe Klaſſen betreffen, befondere Gelbbeiträge ge 
leiſtet haben, es babei fein Bewenden behalten folle. 
Es exiſtire für die verflagte Gemeinde fein Geſetz, 
welches die Ergänzung biefer Zuftimmung der 
BetHeiligten durch Die Aufficht führende Verwal⸗ 
tungsbehörde geftatte, oder den Rechtsweg für 
diefe Sonderrechte verfage. Vielmehr lafje &$ 117 
der Gemeindeordnung ben Rechtsweg für bie ge- 
eigneten Fälle neben der Aufficht der Berwaltungs- 
behöthen beftehen. Wolle man aber die Buläfige 
teit des Rechtsweges nicht für alle Sonderrechte 
einzelner Klaſſen der Gemeindeglieder anerkennen 
— und er fönne in der That mit — auf 
deren Gegenſtand ausgeſchloſſen ſein —, ſo müſſe 
man dies doch wenigftens für die auf die Unter⸗ 
haltung von Schulen bezüglichen Sonderrechte thun, 
da für diefe dad Geſetz vom 24. Mai 1861 den bis 
dahin dem G&egenftande nach verſchloſſenen Rechts: 
weg habe eröffnen wollen. Diefe unzweifelhafte 
Abſicht des Geſetzes müſſe jebes noch obmwaltende 
Bebenken, ob nicht die von ber Verklagten ge— 
wählte Form, den Kläger zu den Schulfaften her- 
anzuziehen, den Rechtsweg ausſchließe, befeitigen. 
Der seiehlic) zuläffige Rechtsweg könne durch Ein- 
Heiden der Thatfachen in eine andere Form, durch 
Umgehen des Gejeges nicht ausgeſchloſſen werben, 
weil die Verſagung und die Zulafjung des Rechts⸗ 
weges bem öffentlichen Recht angehöre. Wäre 
aber auch für die gewählte Form nad früheren 
allgemeinen Gefegen der Rechtsweg ausgeſchloſſen, 
fo würde das Gefeg, betreffend die Ermweiterun; 
des Nechtöweges, vom 24. Mai 1861 hinfichtlis 
der Verpflichtung zur Unterhaltung ber Schule 
eine fahlihe Ausnahme begründen. 

Diefer Auffafjung bes Königlichen Appellationz- 
geriäits ift nicht beizupflichten; vielmehr hat der 

echtätweg in diejer Sache für unzuläffig und 





demnad der Competenzconflict für begründet 
erachtet werben mitffen. 

Hinfällig tft zunächſt der formelle Einwand des 
Klägers, daß ber Competenzconflict nach 8 2 des 
Geſehes vom 8. April 1847 (Gej.:Samml. S. 170)*) 
deshalb unftatthaft fei, weil Verklagte gegen das 
Urtheil zweiter Inſtanz nicht innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Frift das zuftändige Rechtsmittel der Re— 
vifion angemeldet habe, mithin das Urtheil rechts⸗ 
kräftig geworben fei. 

formeller Beziehung ift demnach der Com- 
petenzeonflict on fi) zuläflig. Aber auch materiell 
ft derfelbe begründet. 

Es unterliegt feinem Zweifel und ift von dem 
unterzeichneten Gerichtshofe in conftanter Praris 
anerfannt, da Stadt- wie Landgemeinden befugt 
find, die Unterhaltung der Elementarjchulen den 
nad allgemeinen geſehlichen Beitimmungen dazu 
verpflichteten, mit der politifhen Gemeinde nicht 
identifchen Schuffocietäten, wie ſolche insbefondere 
das Allgemeine Landrecht im Titel 12 Theil II 
& 29 ff. vorausfegt, ab- und auf Kämmerei- refp. 

ommunalfonds zu übernehmen. Vergleiche Juſtiz⸗ 
Niniftertalblatt de 1856 Seite 383, de 1860 
Seite 322**), de 1865 Seite 275, insbefondere 
Seite 279, und de 1871 Seite 49. (Erfenntniß 
vom 10. December — Macht nun eine Ge⸗ 
meinde von dieſer Befugniß Gebrauch, iſt der Be— 
ſchluß von der Commungal-Aufſichisbehörde ge— 
nehmigt, wird derſelbe weder von den betheiligten 
Schulfocietäten, rejp. deren Vorſtänden und Ber- 
tretern, noch von der Schul-Auffichtsbehörde be= 
anftandet, fo ift damit zugleich die Umlage be- 
ſonderer Beiträge zur Unterhaltung der Schule 
auf die Mitglieder der früheren Schulfocietät, d. h. 
auf die einer Schule zugewiefenen Hausväter in 
demjenigen Bezirk, für welchen ver ®emeindebe- 
ſchlüß Geltung hat, in Wegfall gefommen, die 
Schulabgaben find in allen privatrechtlichen wie 
Öffentlichen Beziehungen Communalabgaben ge- 
worden. 

Letztere ſind öffentliche Abgaben, und demzufolge 
iſt der Rechtsweg gegen die eronglehung zu den⸗ 
felben nur unter den 88 78 fj., Titel 14 Theil II 
Allgemeinen Landrechts und 88 9 und 10 des die 
Erweiterung des Rechtsweges —— Geſetzes 
vom 24. Dei 1861 angegebenen Borausfegungen 
wal;2] wie dies der unterzeichnete Gericht3- 

of ebenſalls in conftanter Praxis angenommen 
at. Vergleiche u.%. das Erkenniniß vom 30. Dc- 
tober 1858, Yuftiz-Minifterialblatt de 1859 Seite 
107 ff., und die daſelbſt Seite 108 allegirten, fo= 
wie die vorerwähnten Präjudicate. Im vorliegen- 
den Fall hat Die verflagte politifche Gemeinde 
unter Genehmigung ihrer Communal- und Schul- 
Aufſichtsbehörde ohne irgend welche Beanſtandung 
Seitens der Schuljocietäten oder deren Vertreter 
befchloffen, vom Jahre 1868 ab fämmtlihe Schul- 
bebürfnifie ihrer Mitglieber auf die Communal- 
kaſſe zu übernehmen, d. h. — allen übrigen 
Gemeindebedürfniſſen zu befrledigen. Daß dieſer 
Beſchluß nur jo lange in Kraft bleiben fol, als 
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die Heranziehung der Forenfen zur Communal- 
Einkommenſteuer ftattfindet, ift nicht, wie das 
Königliche Appellationsgeriht annimmt, als eine 
Bedingung, fondern als eine Zeitbeſchränkung 
aufzufafien, welche bis zum Eintritt diefes ter- 
minus ad quem ohne Einfluß bleibt auf Die redht- 
liche Wirkfamteit des Beſchluſſes. Die Sinzufügung 
einer ſolchen Zeitbeſchränd iſt ebenſo unbebent- 
lich, als die Gemeinde, falls ſie nicht eine vertrags⸗ 
mäblge Verpflichtung gegen die von befonderen 
Schulabgaben liberirten Schulfocietäten einge— 
angen, jederzeit befugt iſt, einen ſolchen ohne 
Beitbefcpräntung efaßten Beſchluß wieder aufzus 
heben und den Eiytfocietäten die Unterhaltung 
ihrer Schulen wieder zu überlaffen.*) Demzufolge 
ift im vorliegenden Fall die Klage nicht als eine 
auf Befreiung von Schulabgaben, vielmehr ledig⸗ 
ih ald eine auf Befreiung des Kläger von 
öffentlichen allgemeinen Abgaben gerichtete anzu- 
fehen. Es fragt fih demnach nur, ob die Voraus: 
fegungen zutreffen, unter denen nad) den oben 
angeführten Borjchriften des Allgemeinen Land- 
Ted und des Gejeges vom 24. Mai 1861 der 
Rechtsweg**) behufs der Befreiung von öffentlichen 
Abgaben geftattet iſt. Diefe Frage ift zu verneinen. 
Kläger gründet feinen Anirag weder auf ein 
Privilegium, noch auf Verjährung oder Prä- 
granation; nod behauptet er, daß die Forderung 
ereits früher getilgt jei, noch daß fie auf einem 
aufgehobenen privatrechtlichen Fundament, insbe⸗ 
fondere auf einem früheren gutsherrlichen oder 
rundherrlihen Berhältniß berufe. Kläger be- 
Aauptet nur, die verffagte politiide Gemeinde ſei 
nit befugt, die Unterhaltung der Schulen, melde 
bisher den confeffionell gefonderten Schulfocietäten 
obgelegen, auf Communalfonds zu übernehmen, 
und daß dies nur ein Manöver fei, um bie 
Forenſen auch zur Unterhaltung der Schulen 
eranztehen zu können, während nad) wie vor bie 

farrer und Vorſteher der confefjionellen Schul- 
focietäten, welche keinesweges aufgehoben feien, 
iegen Ende jedes Jahres die Etatd ihrer Schulen 
fie das folgende Jahr für fi aufitellen, vom 
Zandrath genehmigen laſſen und demnächſt dem 
Bürgermeilter ur Aufnahme in den Haushalts⸗ 
etat ber politiftien Gemeinde als durchlaufende 
Poſten übergeben, um die Einziehung ber Beträge, 
anjtatt wie bisher von den confefjionellen Schul: 
focietätgenofjen, als eine Communalfteuer refp. 
er Eommunal-Eintommenfteuer aud von 
den Forenſen bewirken zu laſſen. Alles dies find 
Momente, welche ausihlielih auf dem Gebiet 
des öffentlichen Rechts liegen und beren Würbdi- 
ung bei der Prüfung und Genehmigung bes 
emeindebeſchluſſes vom 27. September 1867 
allein der Communal- Auffihtsbehörde zuftand. 
In keinem Sal find die Angaben des Klägers 
über die Art und Weife, wie die Gemeindebehörde 
über den Betrag der aljährlihen Schulbedürfnifie 
behufs Zeftftellung ihres Etat? Information fi 
verſchaffi, ob und welche befondere Poſition für die 
Aufwendungen für die Schulen in dem Communal- 
etat ausgeworfen ift, wie die Einziegung und die 
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Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben für 
die Schulen erfolgt, geeignet, die rechtliche Natur 
der von ber politiihen Gemeinde als fotiher er⸗ 
hobenen Steuer und beſtrittenen Ausgabe für die 
Schule als einer Communalſteuer zu ändern und 
die Aufaffung des Rechtsweges [R begründen. 
Glaubte Kläger den von ber Königlichen Regie— 
zung zu D. genehmigten Beihluß aus den von 
ihm angegebenen Gründen anfechten zu können, 
fo blieb ihm unbenommen, den Weg der Bes 
ſchwerde*) bei den vorgefegten Communal-Auf- 
ichteinftanzen zu betreten. Der Rechtsweg dagegen 
ft ihm verjchloffen, da feine Angriffe gegen die 
Buläffigfeit und Verbindlichkeit des Beſchluſſes, 
wie dargetdan worden, ber richterlichen Beurthei- 
fung nit unterliegen. 
ie zu einem entgegengejegten Ergebniß ge= 
langende Debuction in den Entjheidungsgründen 
des Appellationsurtheils vom 24. Juni v. J. be- 
ruht auf der Annahme, daß der Beſchluß einer 
politifhen Gemeinde, bie bisher nicht ihr, fondern 
einer mit ihr nicht identischen Schulfocietät obge- 
legene Unterhaltung der Schule zu übernehmen, 
nur die Art der Einzichung der Schulabgaben 
und deren Benennung, nicht aber ihre rechtliche 
Natur ändere, und insbefondere nicht Die Wirkung 
habe, daß nunmehr der Rechtsweg gegen die Heran⸗ 
iehung zu den Schulabgaben nur unter den hin— 
Kan der Heranziehung zu den Staatd- und 
eigentlichen Communalfteuern geltenden Beihrän- 
fungen zuläffig ſei. Das Königliche Appellationd- 
ericht folgert bie aus dem Unterfchied zwiſchen 
taats⸗ und Communalfteuern, welden es darin 
feßt, daß jene ſtets one Rüdficht auf ihre Ver— 
wendung erhoben, möglicherweife auch BE nit 
verwandt werben, während dieſe ftet3 nur Beiträge 
zur Dedung der im Gemeinde-Etat oder in be— 
fonderen Anſchlägen vorgefedenen Ausgaben jeien, 
fo zwar, daß derjenige, welcher gegen das Heran- 
ziehen zu einer diefer Ausgaben den Rechtsweg 
beſchreiten könne, auch feine Befreiung von der 
ur Dedung der Ausgabe geforderten Communal= 
heuer im — 7 zu verlangen befugt fei. 
Da nun nad $29 Titel 12 Theil U Allgemeinen 
Landrechts Forenſen als folde zu perjönlien 
Schulabgaben nicht verpfliätet feien und nad 
$& 15 des Gefepes vom 24. Mai 1861 der Rechts⸗ 
weg felbjt gegen die Heranziefung zu denjenigen 
Schulabgaben, welche auf einer von ber aufficht- 
führenden Regierung angeorbneten oder für exe- 
eutorifch erlärten Umlage beruhen, zuläſſig fei, 
fobald die Gejegmäßigkeit diefer Unordnung oder 
Erklärung beitritten mwerbe, fo dürfe aud den 
Forenſen in Fällen, wie ber vorliegende, der 
Rechtsweg gegen bie politifche Gemeinde nicht vers 
ſchloſſen werben. 

Wäre dieſe Deduction richtig, fo wäre bie in 
der gejeglichen Nutonomie der politiichen Gemeinden 
beruhende, ee die Bwede und die Aufgaben 
namentlich der Boltsfchule gegebene und von dem 
Königlichen Appellationsgericht an ſich nicht be= 
—5 — Befugniß einer politiſchen Gemeinde, die 

nterhaltung der Volksſchule der biöher dazu ver- 
pflichteten Schulfocietät ab- und auf Communal- 
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fonds zu übernehmen, eine rein illuforifhe und 
ohne materielle Bedeutung. Der Zwecdk eines 
folden Gemeinbebefchluffes ift ja gerade der, daß 
auch die nicht zur Schulfocietät gehörigen Mit- 
glieder der Gemeinde und die ihr font fteuer= 
pflichtigen Berfonen außerhalb derfelben fortan 
zur Unterhaltung der Schule beitragen follen, dag 
letztere ein Gemeingut ber ganzen Gemeinde werde, 
daß die Schulfocietät als ſolche rechtlich zu beftehen 
aufhöre. Damit verlieren zugleich die Schulab- 
gaben ala ſolche ihre Teitlice Eriftenz, fie gehen 
fortan in die Communaiſteuern auf. Dies be— 
weiſt auch ber vorliegende Fall. Kläger behauptet 
gar nicht, daß befondere Abgaben für die Schule 
unter dem Namen einer Communal- 
fteuer von ihm gefordert und erhoben feien, fondern 
nur, daß in Folge des mehrerwähnten Gemeinde- 
beſchluſſes das durch Umlagen zu dedende Deficit 
im Gemeindebudget fo außerordentlich fi) erhöht 
babe, daß von ihm — Thlr. an Communal- 
ftewern erhoben feien. Sind aber die politifchen 
Gemeinden zu einem folden Beſchluß befugt, wie 
fie es in der That find, jo muß letzterem auch die 
beabfihtigte rechtliche Wirkung sugehtanben werben. 
Der Unterfchied, welchen dad Königliche Appel- 
lationsgeriht zur Begründung feiner Deduction 
zwiſchen Staatd- und Communalſteuern macht, ift 
ein willkürlicher und befteht weder in diefer Weife, 
noch mit der ihm beigelegten Birkung. Auch vom 
Staat werben in gewiffen Fällen Steuern zu bes 
fonberen Ausgaben erhoben, ohne daß gegen die 
Heranziehung zu biefen Ausgaben der Rechtsweg 
geftattet ift, und die Gemeinden müſſen feines- 
wegs alle ihre Steuern zu den im Etat oder in 
befonderen Anſchlägen vorgejehenen Ausgaben ver- 
menden; es fteht ihnen Ka, die nit zur Ver⸗ 
wenbung gelangten Steuern zu capitalifiren und 
dem Gemeinde-Bermögen einzuverleiben. Den 
Steuerpflichtigen fteht ein Hecht auf Rüdforderung 
der durch Steuern erzielten Ueberſchüſſe der Ge- 
meindefaffe nicht zu*) und ebenjowenig kann ihnen 
eftattet werben, ihre Befreiung von Communal- 
enern oder von einem Theile derfelben im Rechts⸗ 
wege Tebigtich aus bem Örunde geltend zu machen, 
weil fie ihre Berpfiötung zu ber einen ober 
anderen im Gemeinde-Etat oder in befonderen An⸗ 
ſchlägen vorgefehenen Ausgabe beftreiten zu können 
vermeinen. Es würde damit eine geordnete Com- 
munalverwaltung gerabenn unmöglich gemacht, den 
Communalfteuern ihre Eigenſchaft als öffentliche, 
den Staatsſteuern — zu achiende Abgaben ent⸗ 
— und ber Charakter rein privatrechtlicher 
ftungen aufgebrüct werben. Unrichtig ift ferner 
die Annahme des Königlichen Appellationsgerichts, 
daß gegen bie Serangiehung u ben auf ordnungs- 
mäßigen Umlagen der auffihtführenden Regie— 
rung beruhenden Schulabgaben der Rechtsweg 
unbedingt dann geftattet —* wenn die Geſetz⸗ 
mäßigkelt der Um age beftritten werde. Der ba- 
für angeführte $ 15 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861 geftattet gegen die Heranziehung zu Schul- 
abgaben den Rechtötveg unbedingt nur dann, wenn 
dieje Abgaben auf Grund einer notorifchen Orts⸗ 
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oder Bezirköverfaffung erhoben werden.) In 
biefen Fällen ift dem unterzeichneten Gerichtshofe 
die ihm bis dahin zugeftandene Entfheidung über 
die Proceßfähigkeit des Gegenſtandes entzogen. 
In Beziehung aber auf ſolche Schulabgaben, weiche 
auf einer allgemeinen geſetzlichen Verbindlichkeit 
beruhen, begigtich auf einer von ber aufficht- 
führenden Regierung in Gemäßheit gefeblicher 
Beſtimmung angeordneten oder für erecutorifh 
erHlärten Umlage, ift der frühere Rechtszuſtand 
nicht geändert. Der Rechisweg foll in diefen 
Fälen nur infoweit ftattfinden, als er bei öffent- 
lichen Abgaben zuläffig ift. So wenig alfo gegen 
legtere ber Rechtsweg ftattfindet, wenn Tediglich 
die Gefegmäßigfeit berjelben beftritten mwirb, eben« 
fomenig ift gegen Säulabgaben der bezeichneten 
Kategorie biclee Weg lediglich deshalb zuzulaffen, 
weil der zur Abgabe Herangezogene behauptet, 
!die Umlage jei nicht in Gemäßheit geſetzlicher Be— 
Kinmung angeorbnet oder für executorijch erklärt. 

äre ed anders, genügte eine folche Behauptung 
zur Begründung ber Procekfähigkeit, jo wäre da— 
mit die vom Gele fanctionirte Gleichſtellung 
Kae Schulabgaben mit den Staatsfteuern hin⸗ 
ichtlich der Zulaffung des Rechtsweges für Recla- 
mationen wieder aufgehoben und der Rechtsweg 
gegen jene der Sache nad unbedingt frei gegeben, 
ein Ergebniß, welches von dem Geſetz unverfenn- 
bar nicht gewollt ift und mit dem ausdrücklichen 
Gegenfag zwifchen den auf notoriſcher Orts- oder 
Bedteföveriaffung beruhenden einerjeit3 unb ben 
von der auffihtführenden Regierung umgelegten 
reſp. für executoriſch erflärten Schulabgaben 
andererfeit8 nicht vereinbar fein würde. Hiervon 
abgefehen kann nur wieberholt hervorgehoben 
werben, daß es fi) im vorliegenden Fall eben 
nicht um Schulabgaben, fondern um Communal- 
fteuern handelt, von welchen ein Theil zur Unter- 
haltung der von ber politifchen Gemeinde einft- 
weilen ala Gemeinbdeanftalt übernommenen Schule 
verwendet worden ift refp. ferner und fo lange 
verwendet werben fol, als die Forenſen geſetzlich 
zu den Steuern derjenigen Gemeinde heranzu⸗ 
ziehen find, in deren Bezirk fie nur Grunbbejig, 
aber nicht ihr Domicil Heben Demzufolge ift 
auch der von dem Königlichen an 
angezogene 8 117 ber Rheiniſchen Gemeinde- 
ordnung vom 23. Juli 1845, wonad) der Rechts⸗ 
weg für alle Fülle des bis dahin geltenden Rechts 
vorbehalten ift, one Einfluß auf den ale Free 
Fall nicht zu gedenken, daß damals der Rechts⸗ 
weg binfichtlih der Schulabgaben in der Rhein⸗ 
provinz viel mehr bejchräntt war, als gegenwärtig. 
Wenn ferner dad Königlihe Uppellationdgericht 
die Verbindlichkeit des Gemeindebeichluffes vom 
27. September 1867 für den Kläger um deöwillen 
negirt, weil die politifche Gemeinde den Schul- 
focietäten gegenüber nicht in vertragämäßiger 
Form fi zur Unterhaltung der Schulen ver— 
pflichtet habe, fo überfieht daffelbe, daß es ſich 
er um einen ausſchließlich dem öffentlichen 

echtögebiet angehörigen Act ber Communalver- 
waltung handelt, der nad erfolgter ‚Seftätigung 
durch die auffichtführende Regierung eine im Auf⸗ 
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ſichtswege erziwingbare Verpflichtung der Gemeinde 
begründet, die fo lange beiteht, als der Beſchluß 
nicht in formell gültiger Weiſe außer Kraft ge— 
fegt wird. 


Das Königliche Appellationdgericht folgert end⸗ 
lich die Buläffigkeit des Rechtsweges daraus, daß 
e fi im vorliegenden Fall um Singularredhte 
einzelner Gemeindeglieder handle. Daſſelbe be- 
eichnet die zu einer beftimmten Schule gewiejenen 
Gausväter der Gemeinde ald eine befondere Rlaffe 
der Gemeindeglieder, ber alle übrigen Mitglieder 
der Gemeinde, zu denen in biefer Beziehung auch 
die der Gemeinde fteuerpflichtigen Forenfen ges 

ören, ald eine andere Klaſſe gegenüberftehen. 

ud diefe Deduction kann als zutreffend nicht 
anertannt werden. Einerfeits ignorirt das König⸗ 
liche Appellationsgericht, daß Fur den in Rebe 
ftehenden Belhtuf die Schulen Gemeinbeanftalten 
geworben find, an deren Erhaltung alle Gemeinde- 
glieder ein gleiches Interefie haben und bethätigen 
jollen, daß mithin diefen Anftalten gegenüber eine 
von deren Unterhaltung befreite befondere Klaſſe in 
der Gemeinde nicht mehr befteht. Andererſeits 
läßt das Gericht außer Acht, daß eine nach den 
erwähnten Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
organifirte Schulfocietät als ſolche rechtlich 
gar nicht u politifchen Gemeinde, in welcher die 
einzelnen Mitglieder wohnen, gehört, fondern in 
Beziehung auf die Schule eine Stellung außer- 
halb der Gemeinde einnimmt, und daß ebenjo= 
wenig Forenſen als ſolche Mitglieder der außer- 
halb ihres Wohnfiges belegenen Gemeinde jind, 
mithin auch nit Mitglieder einer befonderen 
Kaffe, en in melden Beziehung, fein können; 
Vergleiche 42 ber ©emeindeordnung für bie 
Rhelnproning vom 23. Juli 1845 — Gel.-Samml. 
523 —, Kr Mitglieder der Gemeinde 
nur find: fämmtliche jelbftändige en der⸗ 
ſelben, alle, welche mit einem Wohnhauſe in der 
Gemeinde angeſeffen En und diejenigen, welche 
das Gemeinderecht bejonders erlangt haben. Fo⸗ 
renſen namentlich nehmen nad) 8 a. a. O. an 
dem Gemeinderecht keinen Theil, wenn es ihnen 
nicht aus befonderem Xertrauen durch Beſchluß 
des Gemeinberathes verliehen worden iſt. Diele 
Vorſchriften find durch dad Gefeg, betreffend die 
G©emeindeverfaffung in der Aheinprovinz vom 
15. Mai 1856 — Gei.-Samml. S. 435 ff. — 
nicht abgeändert. 


—— ſei noch bemerkt, daß die Berufung 
des Klägers auf die in ſeinem Proceß wider den 
Fiscus und die Sammtgemeinde R. in den 30er 
Jahren ergangenen Erfenntniffe für die Beurthei- 
lung des vorliegendes Falls unerheblich ift, meil 
bie Ertenntniffe unter anderen Parteien ergangen 
find und weil in dem damaligen Fall, wie aus 
dem abferiftlih eingereichten Erkenntniß des 
Königlichen Obertribunal® vom 16. März 1835 
u entnehmen ift, ein Gemeindebeihluß, die Unter- 
Hattung ber Schule den Schuljocietäten ab» und 
auf die politifche Gemeinde zu übernehmen, nicht 
gefaßt worden war, jo daß jene Erkenntniffe eine 
analoge Anwendung auf den vorliegenden, weſent⸗ 
lich verjhiedenen Fall nicht erleiden können. 





Hiernach hat überall nicht anders, als gefchehen, 
erfannt werden können. ; 
Berlin, den 14. October 1871. 
Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenzconflicte. 


Bee Vereinigung mehrerer politifchen 
emeinden unter bezw. mit andern 
Hoansvätern zu einem Schulbezick. 


4. Ueber ben Vertheilungsmaßftab bei Vereinigung 
mehrerer politiiher Gemeinden of. oben 8 264 Rr. 7 
und unten & 269 Rr. 18—21 (Provinz Preußen). 

2. desgl. bei Bereinigung ftäbtifcher und ländlicher Ge: 
meinben bezw. Ortſchaften unten $ 270 Nr. 6 und 
8 302 Rr. 1. 


Provinzielle Mormen Befr. die Anter- 
Haftung der Schulen durch die bürger 
fichen Gemeinden. 


8 269, Provinzen Of- und Wef-Prenpen. 


1. Et. des DO.8.:6. v. 13. Jan. 1877 betr. bie 
Vertheilung ber Schullaſten (Spannbienfte) nad 
dem (tecegmäßigen) Mobus ber Gemeinde: 
laften, unten 8 301 Rr. 3. 


Behandlung ber Beamten. 

2. €. v. 9, April 1859 betr. bie Unmwenbung bes 
Gefeges vom 11. Juli 1822 auf bie Schulabgaben 
fowie €. v. 29. März 1877 bedgl. und betr. bie 
Durhführung im Berwaltungsftreitverfahren. 

3, €. v. 28. Mai 1861 desgl. 

4. €. v. 19. Juni 1860 beögl., wo nad; dem Beſchluß 
der Commune bie evangeliihe Schule nur von ben 
evangelifhen Einwohnern, bie katholiſche von ben 
katholiſchen Einwohnern unterhalten wird, 

Befteuerung ber Forenſen. 

5. E. v. 31. Jan. 1881 betr. bie Heranziehung ber 
Forenfen durch entſprechende Feftfegungen ber Oris⸗ 
verfaffung. 

6. €. 0. 1. Oct. 1861 desgl. zu ben nad) Verhältniß 
des Grundbeſitzes vertheilten Leiſtungen. cf. oben 
8 267 Rr. 3. 

Befteuerung bes gutsherrliden VBorwerks- 
lands. 

7. Erk. des D.:8.:6, v. 31. Det. 1877 betr. bie 
Gommunalfteuerpfliht ber incommunalifirten gutB: 
herrlichen Ländereien. 

Heranziehung ber Angehörigen jeber 
Confeſſion. 

8. E. v. 22. Sept. 1863 und 11. März 1862 betr. 
die Aufbringung der Schullaſten ohne Kückſicht auf 
bie Eonfeffion der Einwohner. 

9. €. v. 8. Nov. 1860 beägl. (entgegen bem 8 30 
". 2.:R. II. 12.) 

10. €. v. 31. März 1860 desgl. bezüglich ber Koften 
für befonbern confeffionellen Religionsunterriät. 
11. €, v. 30. Dec. 1861 beögl, bei allen Elementar- 

ſchulen. 
12. €. v. 23. Jan, 1864 betr. bie Aufbringung auch 
des von ben Haußvätern jeber Gonfeffion früher für 
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Confeſſionsſchulen geleifteten Beitrags durch bie poli= 
tie Gemeinde. 

12. €. v. 4. Dec. 1862 beögl. inöbefonbere bei ein- 
tretenber Präftationsunfähigteit ber confelfionellen 
Oäulfocietäten, 

14. €. v. 11. Rov. 1861 desgl. 

15. €. v. 3. Dec. 1866 beögl. ſofern nicht bie Ange 
hörigen jeber Gonfeffion als corporative Gemeinden 
zur Unterhaltung ihrer bezw. Confeſſionsſchulen 
willig und bauernd im Stande find, 

16. €. v. 23. Febr. 1859 beögl. 

17. €. v. 12. Sept. 1866 desgl. unbefchabet ber fub- 
fiplären Vertretungspflicht ber bürgerlichen Gemeinde. 

17a, Ueber Zuidüffe für jüdiſche Schulen of. 8 265 
Rr. 17. 


Bertbeilung ber Laften unter mehrere zu 
einem Schulbezirk gehörige Gemeinden. (of. 
8 261 Rr. 22 a. €) 

18. €. v. 23. Juli 1863 betr. bie Wertheilung nad) 
ber Hanshaltungszahl, ſofern nicht alle Betheiligten, 
insbeſondere bie Gutsherrn für ihre Vorwerke einem 
andern Maßftab zuftimmen. cf. $ 260 Rr. 12. 

19. €. v. 22. April 1864 beägl. und betr. bie Unzu⸗ 
Täffigteit einer Majorifirung ber Grunbherrn. 

20. €. v. 28. April 1883 desgl. und betr. bie Uns 
gültigkeit berartiger Verträge bei Umwanblung ber 
Qutöbezirke in Landgemeinden. of. oben 8 251 
Nr. 4—8, 

21. €. v. 6. Juli 1860, 12. Sept. 1860, 23. Jan. 
1864 betr. bie Unterhaltung einer Schule durch bie 
politiiden Gemeinden, wenn nur Theile berfelben 
einer bezw. mehreren Schulen zugewieſen find und 
Vertheilung nad) ber Zahl ber zugemiefenen Haushal= 
tungen in ben betr. Schulbezirken. cf. Erk. bed 
O.⸗V.G. v. 31. Oct. 1877 oben Nr. 7 a, €. 


2. Anwendung des Geſetzes vom 11. Juli 1822*) 
über die Heranzichung der Beamten anf Com⸗ 
munalleiftungen für Schulzwecke. 

Berlin, den 9. April 1859. 

Aufolge der Schulordnung vom 11. December 
1845 find in der Provinz Preußen die Schulab- 
gaben als Communalabgaben anzufehen und tft 
aher das Nefceript vom 31. Auguſt 1838**) (v. 
Kamptz, Annalen 22, 685), welches die landrecht⸗ 
lichen orfchriften im Auge bat, auf ben vor« 
liegenden Fall nicht anwendbar. Auch ſcheint e8 
unerheblid, ob in Cammin die Schulabgaben auf 
den Communaletat übernommen find oder nicht, 
da diefer Umftand auf ihre rechtliche Natur ohne 
Einfluß ift. —*) Dieffeits ift bisher als Grund⸗ 
fa angenommen, daß das Gejeh vom 21. Juli 
1822 im Bereihe der Schulordnung auch auf 
Schulabgaben Anwendung findet. 

K. @. U. 2966. 


2b. 


Berlin, den 29. März 1877. 
Aus verfhiedenen Präſtationsnachweiſungen 
baupflichtiger Gemeinden habe ich erjehen, daß 
Beamte bei ber Bertheilmg von Schullaften und 
insbefondre von Schulbaulaften dadurch über- 
bürdet worden find, daß bie Vorfchriften des Ge— 


*) 5 206 Anl Va 
$ 262 Anhang V. 
oL, unten Rr. 4. 





fees vom 11. Juli 1822 auf fie feine Anwendung 
gefunden haben. Die 88 38 fi. der Schulorbnung 
vom 11. December 1845 laſſen indeſſen keinen 
tweifel darüber, daß in ihrem Geltungsbereich die 
ullaften zu den von den betreffenden politiichen 
Gemeinden aufzubringenden Gemeindeabgaben ge- 
hören und aljo aud für ihre — jenes 
Geſetz maßgebend iſt. Dieſer Grundſatz iſi bisher 
ſtets feftgebalten, weswegen bie Königliche Re⸗ 
terung namentlich auf meinen Erlaß vom 9. April 
859 (E.-81. ©. Be) bingemwiefen wird. Die- 
felbe wird daher veranlagt — durch entiprechenbe 
allgemeine Berfügungen ſowohl die mit der Um- 
legung der Schullaften ſich befaflenden Behörden 
ald auch die zur Einwirkung hierauf berufenen 
Auffihtsinftenzen mit näherer Weifung zu ver- 
fehen und dadurch den event. im Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren gemäß 8 77 Nr. 1 und 8 78 Nr. 2 
des Geſetzes vom 26. Juli v. 3.**) zu entſcheiden⸗ 
den Beſchwerden vorzubeugen. 
U. IL 7423. 


Berlin, den 28. Mai 1861. 


Der Königlichen Regierung erwibere ih auf 
den Bericht vom 25. v. M., daß der Organift N. 
in N. infoweit von ber Heranziehung zu den Ab- 
gaben für die bortige Sue freizufaffen ift, als 
derjelbe vor den Communallaften befreit ift. 

Durh den 8 39 ber —— — für die 

rovinz Preußen vom 11. December 1845 ift nicht 

103 der Modus für die Aufbringung der Schul- 
abgaben feftgeftellt, fondern es ift außbrüdlich die 
Unterhaltung der Schulen, ſoweit keine befonberen 
Stiftungen und feine durch beſondere Rechts— 
gründe zur Unterhaltung der Schulen und Lehrer 
verpflichtete Perſonen vorhanden find, als eine 
flicht dev Ortsgemeinde bezeichnet, wogegen bie 
29 und 30 Titel 12 Theil IT Allgemeinen 
ndredhtd, nach melden die Unterhaltung der 
Schulen den Hausvätern der Schulgemeinde als 
eine Societätslaſt obliegt, durch den $ 72 ber 
Schulorbnung aufgehoben worden find. Hiernach 
ift es unzweifelhaft, daß in der Provinz Preußen 
die Schulabgaben als Communalabgaben au 
fehen, und demzufolge diejenigen Perſonen, welche 
dan den Eommunallaften befreit find, auch zu 
den Schulabgaben nicht herangezogen werben bürfen. 
Aus dieſen Gründen ift daher auch wiederholt von 
bier aus die Freilaffung der Staatsdiener in ber 
Provinz Preußen von ben — nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 11. Jull 1822, bes 
treffend bie Heranziehung der Staatsbiener zu den 
Gemeinbelaften, verfügt worden. 


4. 


Auf den Bericht vom 18. v. Mts. erwidere ich 
der Königlichen Regierung, daß die Heranziehung 
der Königlichen Beamten nad) ihrem vollen Dienft- 
einfommen zu den Schulabgaben in T. nicht für 
zeiäif erachtet werden kann. Der 8 30 Titel 12 

geil II Allgemeinen Landrechts, nad) welchem 


)® 
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die Unterhaltung der evangelifhen Schule den 
evangelifhen Hausvätern, die Unterhaltung der 
tatholifhen Schule den Tatholifhen Hauspätern 
als eine Societätslaft obliegen würde, tft durch 
den 8 72 der Schulorbnung vom 11. December 
1845 aufgehoben. 

Auf die Unterhaltung der chriſtlichen Schulen in 
T. findet allein der 3 39 der Schulordnung An⸗ 
wendung. Die Unter! ftung iſt demnach, da nicht 
nachgewieſen ift, daß durch befonbere Rechtsgrünbe 
verpflichtete Perfonen vorhanden find, eine Laft 
der Commune. Finden die Communalbehörden 
es ohne Widerſpruch der Betheiligten für anges 
meffen, der Berpffihtung der Commune in ber 
Art zu genügen, daß die Koften der Unterhaltung 
der evangeliihen Schule lediglich auf die evanger 
liſchen, die Koften der Unterhaltung ber Tatho- 
liſchen Schule ausichlieglih auf bie katholiſchen 
Einwohner umgelegt werben, fo findet ſich von 
Auffihtöwegen dagegen nicht zu erinnern. Durch 
eine derartige Einrichtung wird jebod die Natur 
der Schulfteuer als einer Communallaft nicht ge⸗ 
ändert. Das Geſetz vom 11. Juli 1822 findet 
hiernach auf den vorliegenden Fall Anwendung. 

Was das in Bezug ‚genommene Refceipt vom 
8. Auguft v. 3. (U. 15: 2) betrifft, fo bemerte 
ich, daß daffelbe nicht für die Provinz Preußen, 
anbestheil ergangen ift, in 
welchem die 88 29, 30 fi. Titel 12 Theil Il All⸗ 
gemeinen Landrechts Gejegeötraft haben. 

Die Königliche Regierung wolle demnach der 
nebft Anlagen zurüdfolgenden Beſchwerde ber 
Königlichen jeamten in T. vom 15. April d. J. 
Abhülfe verfchaffen und diefelben in meinem Auf⸗ 
frag beſcheiden. 

erlin, den 19. Juni 1860. 
Der Minijter_ der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


Un 
die Kouigli jerung zu R. der 
Bei, Braten, Bas 


fondern für einen 


5. VBeftenerung der Foreuſen. 
Berlin, den 31. Januar 1881. 

— — Bezüglich) der Beſteuerung von Forenjen 
zum Bwede ber Anterhaltung einer Schule, welche 
zugleich zur Befriedigung des Schulbebürfniffes 
von Anwohnern auf gutsherrlihem Lande er- 
richtet iſt, fit innerhalb ber zur Schule gehörigen 
Gemeinden die Forenjalbefteuerung auch für Schul 
auede unbedingt zuläffig, da die Unierhaltungs⸗ 
aft auf den politiiden Gemeinden ruht, die 
Pi ya aber in der Zage find, durch entſprechende 
Feſtſetzungen ber Ortsverfaflung die Forenſen zur 
Beitreitung fämmtliher Communalausgaben, alfo 
aud der Ausgaben für die Schule, heranzuziehen 
& 39 der Schulordnung vom 11. December 1845 
11 bis 13 des Gefees vom 14. April 1856; 
42 Pr. 4 des Buftändigfeitägefees vom 26. Jull 

lee (Bert; 8 274 Wr. 6.) 


a 191 
*) 5 262 Rr. 13a. 
of. oben 5 267 Rr. 3 unb Allegate, ſowie $ 31 bes Zus 
Ründigteisgeepes vom 1. Bug 1889 (Betätigung bet Kress 
um 


El a runalfenergefep vom 27. Juli 





Recurrent, welcher feinen Wohnfig nicht ir 
Schulbezirke hat, befipt innerhalb befleiben zwei 
Grundftüde und ift daher nad 8 42 der Ehul- 
orbnung vom 11. December 1845 verpflichtet, von 
benfelben zu denjenigen Abgaben und Leitungen 
für die Schule beizutragen, welche nad) Verhält- 
niß des Grunbbefiges in der Gemeinde vertheilt 
werden. Diefe Mr trifft in dem vor⸗ 
liegenden Baufalle Hinfichtlich der Boarkoften und 
der Spanndienſte, nicht aber Hinfichtiich der Hand⸗ 
bienfte zu. — — 

Berlin, den 1. October 1861. 

U. 20643. 


des incommunalifirten gutsherr⸗ 
Tr gainn 


In der Verwaltungsſireitſache 
des Schulvorftandes der Schule zu Neuftädter- 
wald, Beflagten und Revifionsflägers, 


7. ii 
Heranzi Bar 


tiber 

den Königlihen Domänenfiscus, vertreten 

durch die Königliche Regierung, Abtheilung 

für directe Steuern, Domänen und Forften 

zu Danzig, Kläger und Revifionsbeklagten, 
at das Königliche Ober-Verwaltungsgerlicht in 
einer Sigung dom 31. October 1877, 

an welcher zc. 2c. Theil genommen haben, 

für Recht erkannt, 

daß auf die Nevifion des Beklagten die Ents 

ſcheidung des Königlichen — 

iungsgerichts zu Danzig vom 3. Mai 1877 

aufzuheben unb bie Entſcheidung bes Kreis- 

ausſchuſſes des Landfreifes Elbing vom 13. Dc- 
tober 1876 dahin abzuändern, da Kläger 
mit dem Antrage, ihn nicht für verpflichtet zu 
erachten, den für das Jahr 1876 im Betrage 
von 40 Pf, pro culmiſchen Morgen erforderten 

Beitrag für die Schule zu Neuftäbterwalb Br 

entrichten, abzumeifen, der Werth des Streit 

jegenftandes auf 220 Mark feftzufeßen, die 

— Auslagen des Verfahrens und des 

Beklagten in allen Inftanzen dem Kläger zur 

Laſt zu legen, im Üebrigen aber die Koften 

außer Anſe zu laſſen. 

on Rechts Wegen. 
gr — — i ericht 
Das Königliche Bezirks-Verwaltungs zu 
Danzig hat en 28. Dan 1877 auf de Berufusg 
des Beflagten für Recht erkannt: 
daß der Königliche Domänenfiscus nicht für ver- 
pflichtet zu erachten, die für das Jahr 1876 
von ihm erforberten Beiträge für bie Schule 
zu Neuſtädterwald im Betrage von 4 Sgr. pro 
rg Morgen feines Beſitzthums zu ent- 
richten. 
Die beigefügten Emticjeibunggrünbe enthalten 
qunächft eine Darftelung des Sachverhalts. So- 
ann wird Folgendes ausgeführt: 

Anlangend den von dem Kläger in der Bes 
rufungsinftanz erhobenen Einwand, daß das 
Ranafilige Adminiftrationsftüd jewald dem 
Schulverbande Reuftädterwald nicht in geſetzlich 

eordneter Weife einverleibt und ſchon um des⸗ 
dato zu ben Schullaſten nicht beitragspflichtig 
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fei, fo könne diefer Einwand nicht für gutrefiend 
erachtet werden; denn das fiscaliſche Grundftüd 
jei in Folge feiner commmalen Vereinigung 
mit der Colonie Heegemwald zur Theilnahme an 
allen derfelben obliegenden öffentlichen Laften, 
und mithin auch an den Schullaften verpflichtet, 
foweit dieſes Grundftüd nicht durch bejondere 
Brjepeäbeftimmung befreit fei. Dies fei aber 
allerdings der Fall. 

Denn wenn es unbeftritten feititehe, daß ber 
Königliche Domänenfiscus die Gutsherrſchaft in 
Bezug auf die Schule zu Neuftädtermald im 
Sinne der Provinzial-Schulordnung fei und daß 
dieſes Geſetz die Heranziehung des gutsherr⸗ 
lichen Grundbeſitzes zu den Gemeindeleiſtungen 
für die Schulen ausſchließe, fo würde die Heran- 
iehung des fiscaliihen Adminiſtrationsſtücks 

eegewald zu den Schulleiftungen, melde der 
Gemeinde Heegewald oblägen, nur unter ben 
Borausfegungen gereäf t fein, daß dieſes 
Grundftüd einen Beftandtgeil des bomänenfig- 
caliſchen Gutsbeſitzes auf welchem die gutsherr⸗ 
lien Rechte und Pflichten gegen die Schule in 
Neuftädterwald ruhten, von vornherein nicht 
ausgemacht oder daß bafjelbe diefe Eigenfchaft 
durch feine Bereinigung mit ber Eolonie Heege- 
wald zu einer ländlichen Gemeinde verloren unb 
die Eigenichaft eine bäuerlihen Grundſtücks 
im Sinne des 8 42 der Provinzial-Schulordnung 
angenommen habe. Beide Borausjegungen ſeien 
aber nicht zutreffend. Die fogenannten König- 
lien Abminiftrationsftüde im Kreiſe eibing 
feien die Beftandtheile des früheren unmitt: 
baren Grunbbefiged der Stadt Eibing, welcher 
durch den Territorialvertrag vom Jahre 1826 
in den Vefig des Königlichen Preußiſchen Do- 
mänenfiscuß übergegangen fei und auf welchem 
die gefammten gutöherrlichen Rechte und Pflich- 
ten, welde gender der Stabt Elbing zugeftanden 
bezw. obgelegen hätten und mit dieſem Beſitze 
auf den Domänenfiscus übergegangen feien, 
tadicirt geweſen wären, unb fomeit fte inzwiſchen 
nicht etwa durd die Gefeßgebung aufgehoben 
worden, zur Zeit noch ruhten. Die Annahme 
aber, baß ein urfprünglich gutsherrlicher Grund⸗ 
befig mit feiner Einverleibung in einen Ge— 
meindeverband auch zugleih bie Eigenſchaft 
eines bäuerlichen —S annehme, werde 
ebenfowenig durch die Preußiſche Geſetzgebung, 
als durch die bei ben Gerichts⸗ und Verwaltungd- 
behörben herrſchende Praxis begründet. 

Betreff der Schulleiftungen ftehe einer 
ſolchen Annahme ſchon die Erwägung entgegen, 
daß bie gutsherrlichen Laften der Schule gegen⸗ 
über anteilig auf dem ftreitigen Grunbfeäde 
unter allen Umftänben verbleiben würden, das- 
felbe daher, wenn es auch gleichzeitig zu ben 
Gemeinbelaften für die Schule herangezogen 
würde, in doppelter Eigenjchaft im Snterefie 
der Schule belaftet werden mwürbe, was doch 
offenbar nicht Earalk ſei. 
en dieſe tſcheldung hat Beklagter die 
Reviſion eingelegt. wirft dem Vorderrichter 
Nichtanwendung bezw. unrichtige Anwendung der 
0 42 der Schulordnung vom 11. December 
1845 vor und beantragt, den Fiscus zur Zahlung 





de8 auf feinen Grundbefiß innerhalb der Ge— 
meinde Heegewald veranlagten Schulbeitrages zu 
verurtheilen. 

Kläger hat dem mwiderfprochen, namentlich aber 
noch geltend gemacht, dab das incommunalifirte 
Adminiftrationsftüd von der Schulaufſichtsbehörde 
bisher der Schule in Reuftäbterwalb nicht zuge- 
wiejen fei und ber Verufungsrichter zu Unrecht 
diefen Umftand ald auf die Beitragspflicht ein- 
flußlos erachtet und nicht ſchon Hieraus allein die 
Freiheit bed Fiscus von dem ftreitigen Schulbeis 
trage gefolgert habe. 

Die Revifion war für begründet zu erachten. 

Nach 8 39 der Säulorbmung Hat die Gemeinde 
die Mittel zur Unterhaltung Schule in der⸗ 
felben Weiſe wie die übrigen Communalbebürfniffe 
aufzubringen. Demnach find alle Grunditüde, 
weiche communalſteuerpflichtig find, auch ſchul⸗ 
ſteuerpflichtig, daß aber die zum Gemeindeverbande 
gehörigen nödftüde, auch wenn fie im Eigen⸗ 
thume des Fiseus oder einer anderen juriſtiſchen 
Berion ftehen, zu den Communallaften beitrags- 
pflichtig find, tt in dem Erkenntniſſe des Ober⸗ 
Verwal tungegeriihtt vom 20. Januar 1877 (Ent- 
ſcheidungen Band II, Seite 92), auf welches hier 
Bezug genommen wird, bes Näheren nachgewieſen 
worden. Es fragt fi) daher nur, ob der $ 42 
der Schulordnung für die einer Gemeinde einver- 
leibten ehemals gutäherrlichen Grundftüde eine 
Ausnahme von der Regel des $ 39 ftatuirt. Der 
erfte Abſatz des 8 42 beftimmt: 

Bu Abgaben und Leiftungen, welche nad 
Ber] —5*8 des Grundbeſitzes in der Gemeinde 
vertheilt werden, müſſen auch die Gutsherr⸗ 
ſchaften und auswärts wohnenden Eigen⸗ 
thümer von den in ihrem Beſitz befindlichen 
bäuerliden ®rundftüden beitragen. 

Die Worte „bäuerliche Grundftüde* laſſen cine 
wiefache Deutung zu. Es können darunter ver- 
Handen werben bie dem Gemeindeverbanbe anges 
börigen Grundftüde im Gegenfage zu ben ben 
Gutsbezirk bildenden Grunditüden oder bie ehe— 
maligen Rufticaldufen im Gegenſatze zu ben Ritter- 
hufen, dem gutöherrlichen Borwerkslande Yür 
die erftere Auslegung ſpricht Die Gleichftellung ber 
Gutsherrſchaften mit den auswärts wohnenden 
Eigenthümern, für die zweite der Umftand, daß 
der Schlußſatz des 8 42 von „bäuerlichen Grund⸗ 
ftüden“ handelt, welche bei Gelegenheit der Regu- 
lirung der gutöherrlien und bäuerlichen Grund⸗ 
ftüde den Gutsherren abgetreten find. Welche 
Auslegung bie richtige, kann bier dahingeſtellt 
bleiben; denn weder in dem einen, noch in bem 
anderen Falle ift in ber obigen Gefegesbeftim- 
mung ein Schulfteuerprivilegtum für gutöhert- 
—5 — einer Gemeinde einverleibtes Vorwerksland 
zu finden. 

Alle zum Gemeindebezirke — im Gegenſatz zum 
Gutsbezirke — gehörigen Grundftüde, gleichviel, 
ob fie ehemals zu den Bauer⸗ ober ben Ritter⸗ 
hufen — wurden (Entf eidungen des Ober- 
Verwal tungögerichte Band II Seite 117 und 162), 
ind zu den Äbgaben und Leiftungen, welche nad) 

erhältnig des Grundbefiged in der Gemeinde 
vertheilt werben, beitragspflichtig. Daflelbe fpricht 
der Satz 1 des 8 42 ber Schulorbnung Hinficht- 
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li ber Schulleiſtungen aus, falld man unter 
„bäuerlichen Grundftüden* die zum Gemeinbever- 
bande gehörigen Grundftüde verfteht. Es folgt 
alsdann die Verpflichtung des Klägers, zu ben 
Schulleiſtungen beizutragen, nicht nur aus der all- 
emeinen Regel des 8 39, fondern auch aus der 

;pecialvorfchrift des 8 42 a. a. D. 

Werben dagegen unter bäuerlichen ®rundftüden 
die ehemaligen Nufticalgufen verftanden, fo tft 
anzuerkennen, daß aus dem 8 42 die Verpflichtung 
des Gutsherrn bezw. eines Forenſen, für ehe 
maliges ritterfreies, dem Gemeindeverbande ein⸗ 
verleibtes Land zu den Gemeindeſchullaſten beizu- 
tragen, nicht herzuleiten iſt. Es fehlt dann in 
der Schulorbnung, welche — abgejehen von den 
Zeiftungen des Gutsherrn für die Gemeindeſchule 
— bie Unterhaltung der Schule ber Gemeinde 
bezw. den außerhalb eines Communalbezirks 
auf gutsherrlichem Vorwerkslande mohnenden und 
von dem Grundherrn zu vertretenden Dienftboten, 
Tagelöhnern, Anfiedlern ꝛc. (88 39, 55 ff.) aufs 
erlegt, jebe Beftimmung für ehemalige ritterfreie, 
der Gemeinde incorporirte Grunbftüde. Daraus 
folgt aber nicht, daß ſolche Grundftüde von der 
Scutftener befreiet, ſondern nur, daß fie nad) der 
Regel bes hen zu beurthetlen find, d. h. daß fie 
hulfteuerpflichtig, wenn fie gemeindeftenerpflichtig 
ind, wie benn aud die Anwohner auf jolden 
Grundftüden mit ihren Schulbebürfniffen nit 
mehr auf fi} und den Grundheren angemwiejen 
find, fondern an der Gemeindeſchule THeil Haben. 
— Auch liegt in der Heranziehung Derartige 
Grundſtücke zu den Gemeindeſchullaſten keine 
Doppelbelaftung des Gutöherrn. 

Die Vorarbeiten und namentlich der dem 9. Bro- 
vinzial-Randtage des Königreichs Preußen vor- 
gelegte Entwurf nebft Motiven zu der Schulords 
nung für die Elementarfchulen der Provinz Preußen, 
bie Verhandlungen des Ausihuffes und des 
Plenums des Landtages ergeben, daß die Staatd- 
tegierung und die Provinzialvertretung darüber 
einig waren, daß in der Provinz Preußen die 
„Leiftungen der Gutöherren“ (88 44—48 ber 
Schulordnung) ein Correlat des Lehrerberufungs⸗ 
rechts und der fogenannten Patronatsrechte bildeten 
und daß die außerhalb des Communalbezirks auf 
dem gutsherrlichen Lande Wohnenden ein Anrecht 
an bie Gemeindefchule nicht Hätten. Die Löfung 
der Frage, wie für das Schulbebürfniß der Ießteren 
u forgen, tft ae Einfluß auf die gutsherrlichen 
Reiftungen für die Gemeindefhule. Fur das Schul⸗ 
bebürfniß der Gutseinſaſſen kann durch Errichtung 
einer eigenen Schule oder durch Anſchiuß an eine 
benadbarte Schule, ſowohl an diejenige, für welche 
dem Befiger bes Vorwerkslandes die gutöherrlichen 
Zeiftungen obliegen, al3 an eine andere, bei ber 
er nicht als Gutsherr betheiligt ift, geforgt werden. 
In jedem Falle Hat ber Befiter des gutäherr- 
lien Vorwerkslandes als Grundherr für die 
Schullaften, ſoweit die Anwohner zu deren Tragung 
nit im Stande find, aufzulommen. Mit der 
Incommunalifirung derartigen Vorwerkslandes 
hört biefe grundderrlide Laſt auf, die Ger 
meinde hat für die Schulbebürfniffe der Bewohner 
der einverleibten Grunbftüde zu forgen und diefer 
ihr durch die Einverleibung erwachſenen Laft ent 





ſpricht das Recht, ihrerſeits die Grundftüde zu 
den Gemeindelaſien heranzuziehen. Die Ausfüh— 
rungen des Vorderrichters daß hierin eine unzu= 
läffige Doppelbefteuerung de Guts herrn Liege, 
find daher nicht zutreffend. 

Der Borderrichter legt demnach die Schulordnung 
für die Provinz Preußen und namentlih bie 
88 39, 42 derjelben unrichtig aus, wenn er an= 
nimmt, daß gutöherrliches Vorwerksland, welches 
einer Gemeinde einverleibt worden iſt, zu den Ge⸗ 
meindelaſten für die Ortsſchule nicht herangezogen 
werden könne. Seine auf unrichtiger Anwendung 
des beſtehenden Rechts beruhende Entſcheidung war 
IS aufzuheben. 

der Sache felbft bleibt hiernach noch zu 
ge ob der Umftand, daß das Hägerifche Grund⸗ 
tück der Schule in Neuftädterwald nicht zugewieſen 
tft, eine Freiheit defjelben von den Schullaften ber 
Gemeinde Heegewald begründet. Diefe Frage muß 
jedoch mit dem Vorderrichter verneint werben. 
Nah der Schulorbnung tft Die Gemeinde als ſolche 
Trägerin der Schullaft. Gehört die Gemeinde zu 
mehreren Schulen, fo bat diefelbe für alle dieſe 
Säulen ihre nach der Schulorbnung beftimmten 
Beiträge zu leiften. Es macht in Bieter Beziehung 
feinen Unterfhied, ob den Schulen beimmte 
Grenzen gezogen find ober bie Benugung ber 
Schulen Seitens ber Gemeindeangehörigen durch 
die Confeffion der letzteren bedingt wird. Kläger 
at baher von dem Wöminiftrationgftiid die Schul- 
aft, welche die Gemeinde Dergemalb für die Schule 
in Neuftäbterwald trifft, milsutragen, während 
felbftverftändlih die Schullaft für die Schule, zu 
ber das Abminiftrationzftüd gewieſen ift oder ge- 
wiejen werben mird, mit der Einverleibung bes 
Hägerifchen Grundftüd3 in die Gemeinde eege⸗ 
wald eine Gemeindelaſt der letzteren geworden tft. 
Die Gemeinbefchullaft fegt fi in ſolchen Fällen 
aus den Laften für die verfchiedenen Schulen, zu 
denen die Gemeindetheile oder die Gemeindeange- 
börigen gewiefen find, zufammen, bleibt aber Mr 
die Gemeinde eine einheitliche. Mit Recht Hat 
daher der Vorderrichter angenommen, baß die Zu= 
weifung oder Nichtzuweiſung des Abminiftrationg- 
ftüds zur Schule in Neuftädtermald für die Ent- 
ſcheidung der Frage über die Schulbeitragspflicht 
bedeutungslos fei. x 

Die Einwendungen, welde Kläger egen bie 
ihm angejonnene erpflihtung zur & nahme 
an den Schullaften der Gemeinde Heegewald er- 
Joben bat, erſcheinen hiernach fämmtlid hinfällig. 

a8 die Veranlagung zu dieſen Gemeindelaften 
betrifft, fo hat Kläger in der lage allerdings be- 
mängelt, daß im vorliegenden Falle nicht gemäß 
8 40 ber Schulordnung bie Schullaften zunächſt 
auf die einzelnen Gemeinden verteilt und ber 
Antheil der einzelnen Gemeinde auf bie Gemeinde: 
fteuerpflichtigen untervertHeilt tworben fei, er hat 
jedoch hieraus eine beftimmte Beſchwerde nicht her- 
geleitet, namentlich nicht behauptet, daß bei einer 
richtigen formellen Behandlung der Sache fein Bei- 
trag ſich niedriger ftellen würde, als derjenige, zu 
weldem er veranlagt ift. Er hat aljo in der 
That nur bie Seranziehung, nicht eine Ueber- 
bürdung zum Gegenitande des Streitverfahrens 
gemacht, und es muß hiernad) angenommen werben, 
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daß bie Veranlagung felbft von ihm event. als 
zutreffend anerkannt wird. ; 
ernach war, wie gefchehen, zu erfennen. 
ea Nr. 2690. egeſchehen, 3 


Sn. Heranzichung ber Angehörigen jeder Con- 
feifion. 


Ihre Beſchwerde vom 19. v. M. gegen die Ber» 
fügung der Königlihen Regierung zu NR. vom 
12. v. M., durch welde Ihre Heranziehung zur 
Aahtung von Beiträgen für den Bau eines neuen 
atholiſchen Sejulbaufes in R. aufrecht erhalten 
worden tit, annichfür begründet nicht erachtet, da nach 
$ 39 der Provinzial-Schulodnung vom 11. Des 
cember 1845 bie von einem Schulverbande zu 
krogenben Schullaften in gleiher Weife, wie die 
übrigen Communallaften aufgubeingen find, und 
es mithin nit daranf antommen fann, ob ein 
Britgtieb der Schulgemeinde der Confeffion der 
im einzelnen Sal die Koften verurſachenden Schule 
angehört oder nicht. 

erlin, ben 22, September 1863. 
U. 17474. 
8b. 


Berlin, den 17. März 1862. 

Ihre Beſchwerden vom 2. Januar d. I. gegen 
bie Zeitfegungen ber Königlichen Reglerum zu 
N. vom 21. Rovember v. $. wegen intihung 
einer zweiten, und zwar evangefifiien Säule für 
die Ortſchaften N. und N., vermag ich nicht als 
begründet anzuerfennen. 

Der Antrag, zur Befeiebigung des Unterrichtö- 
bebürfniffes der im Schulbezirk vorhandenen evan- 
gelifchen Kinder die Katholifhe Schule in eine 
Simultanſchule umzuwandeln und bei ihr einen 
jmeiten evangelifhen Lehrer als Hülfslehrer des 
atHolifhen Lehrer anzuftellen, ift nach der Aller- 
höchſten Ordre vom 4. October 1821, welche bie 
Ummandlung beftehender Confeſſionsſchulen in 
Simultanſchulen verbietet, unftattyaft.*) Es muß 
daher, da die beftehende Schule nicht ausreicht, 
mit Ba auf die Ba der evangelifhen ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder eine bejondere evangelifche Schule 
errichtet werben. 

Aud dem ferneren Antrag, beide Schulen in 
einem und bdemfelben Gebäude unterzubringen, 
laun nicht entfproden werben, weil meber das 
tatholiſche Schulgebäude, noch das mitteld einer 
Beihülfe aus Staatsfonds und aus milden Gaben 
für die evangeliihe Schule erfaufte Haus aus- 
reichen, um beide Schulen in eins berjelben zu 
——— f dlich die Heranzieh 

r Einſpruch en gegen bie Heranziehung 
u ben Koften FR die evangelifche Schule ift un= 
egründet, da ſowohl die lehtere als auch die ka- 
tholifche Schule nad, den 39 und 40 der 
Scähulorbnung vom 11. December 1845 von ben 
um Schufverband enden Gemeinden ohne 
üdfiht auf bie Confejfion der einzelnen Ge— 
meinbemitglieber unterhalten werden müffen. 


9. 
Die Unterhaltung der tathetif en Schule zu 
N. Liegt rechtlich nit den katholiſchen Einfaffen, 


*) of, umten Ob. III im Gapitel vom Unterricht. 





fonbern der politifhen Gemeinde ob. — In U. 
befteht weder eine befondere Stiftung, welche die 
Mittel zum Unterhalt der Tatholiihen Schule 
berzugeben Hat, noch find bort einzelne, durch be= 
fondere Rechtsgründe zur Unterhaltung der ka⸗ 
tholifchen Schule verpflichtete Berfonen vorhanden. 
Der 8 30 Titel 12 Theil II Allgemeinen Lands 
rechts ift nad 72 ber Schulordnung vom 
11. December 1845 ausdrücklich aufgehoben. Die 
Unterhaltung ber katholiſchen Schule zu N. muß 
demnach Tebiglich nach den Vorjchriften der Schul- 
orbnung vom 11. December 1845 bewirkt, mithin 
als einer Communalanftalt der politiihen Ge— 
meinbe auferlegt werben, und bie Mitglieder ber 
legtern müffen die Anfuhr des Schulholzes in 
derfelben Weife beforgen, wie die Leiftung der 
Spanndienfte in der Commune üblich ift. 

Berlin, den 8. November 1860. 

U. 19798, 


10. 4 der ®i jl de 
eiginhuceeiäe ver Ber 


Bei der in den Berichten vom 11. Februar d. 
I. vorgetragenen Sachlage pflichte ich ber König- 
lien Regierung barin bei, daß die nad ber 
Stiftungsurkunde vom 9—24: Juli 41821 für 
fämmtlide Hausväter ohne Unterſchied ber Con— 
feſſion in S. und Zubehör errichtete Schule eine 
Ortsſchule ift, und dieſe Eigenſchaft dadurch, daß 
den Evangeliſchen im Jahre 1845 freigefteit ift, 
ihre Kinder nad) Belieben entweder in die ka— 
tholiſche Schule zu ©. oder in die evangelische 
Schule zu €. zu fchiden, nicht eingebüßt hat. 

Ih fann demnach es nur billigen, daß bie 
Königliche Regierung in Gemäßheit bes Refcripts 
vom 13. Februar 1855*) die Serpficitung zur 

ahlung der Remuneration für den evangeliſchen 

hrer, welcher den confeffionellen Regtonsunter- 
richt an die die katholiſche Schule zu ©. befuchen- 
den evangelifchen Kinder ertheilt, den zur Schule 
gehörigen Ortögemeinden nad) m: 39 der Schul- 
ordnung vom 41. December 1845 auferlegt hat. 

Dagegen muß ich die Einrichtung einer zweiten, 
von einem evangelifchen Lehrer zu verjehenden 
Schulklaſſe an der katholiſchen Orisſchule zu ©. 
für unzuläffig erachten. Ortsfhule und Simultan- 
ſchule find nicht gleichbedeutend. Eine Schule 
Tann, obgleih DOrtsfhule und für die Kinder 
aller Hausväter aim Unterſchied der Confeſſion 
beſtimmt, einen beſtimmten und unabänderlichen 
confeſſionellen Charakter haben, ber in der Con— 
feſſion, welcher der Lehrer zugethan fein muß, 
feinen Ausdruck findet. Eine Ortöfchule iſt nur 
dann für eine Simultanfchule zu erachten, wenn 
Lehrer verſchiedener Confelfion an derjelben fun- 

iren, die Einrichtung derartiger Simultananftalten 
tegt nicht im Schulintereffe und ift bereits durch 
die Allerhöchſte Ordre vom 4. October 1821 und 
das Refeript vom 27. April 1822 (v. Kampp 
Annal. Band 6 Seite 381)**) gemißbilligt worden, 
Einer von den im leßhtgedachten Reſcript er— 
wähnten Ausnahmefällen liegt nicht vor; vielmehr 
haben der Tatholifche —— und die Orts⸗ 
und Schulvorſteher der Anſtellung eines zweiten 


*) ol. $ 2580 Rt. 4. 
Ev. I ia Gaplet vom Unterriät, 
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evangeliicien Lehrers? an der katholiſche Schule 
zu ©. ausbrüdlich widerſprochen. Der ftiftungs- 
mäßig katholiſche Charakter der Iegeren Schule 
tann aber jeden Falis nicht amgeareifet werben, 
da die Stiftungsurfunde vom 9. Juli 1821 die 
Bereinigung des Schulamt3 mit dem Amt des ka⸗ 
tholiſchen Organiften ausfpricht. 

ft hiernach die Anftellung eines zweiten evans 
geltichen Lehrers an der katholifchen Schule in ©. 
unftattHaft, fo muß in anderer Weife dem vor- 
bandenen Bedürfniß Abhülfe geichafft werben. 
Es kann dies dadurch gefchehen, daß entweder 
eine felbftändige evangeliſche Ortöfchule mit einem 
nah 8 12 der Schulordnung zu befoldenden 
Lehrer neben der vorhandenen katholifchen Schule 
errichtet, oder an ber letzteren ein zweiter fa= 
tholiſcher Lehrer angeftellt und für die Ertheilung 
des Religionsunterrichtd an die evangelifchen Kinder 
in der bisherigen Weife geforgt wird. 

Welche dieſer Einrichtungen im vorliegenden 
Fall den Vorzug verdient, muß nach ben ört— 
lichen Zerhältnifien beurtgeilt werben. 

Indem ich daher hierdurch dad Nefolut der 
Königlicden Regierung vom 27. December 1858 
aufhebe, überfajje ic) der Königlihen Regierung, 
anberweit über die Befriebigung des erweiterten 
Schulbedürfnifjes in ©. nach obigen Grundfäßen 
zu befinden. 

Sch bemerkte ſchließlich, daß ih mich mit ber 
Anficht der Majorität des Collegiums, daß auf 
den vorliegenden Fall nicht die 88 55, 56, 60 
bis 62, fondern der & 54 der Schulorbnung vom 
14. December 1845 Anwendung findet, aus den 
dafür angeführten Gründen nur einverjtanden 
erflären kann. 

Berlin, den 31. März 1860. 


Der Minifter_der geiftlichen_2c. Angelegenheiten. 
dv. Bethmann-Hollweg. 


Un 
bie —— — zu N. 
re 


aller Elementarſchulen durch 
liche Gemeinde. 


— Die Annahme ded Magiftrat?, daß die 
Säulorbnung vom 11. December 1845 in ben 
8 39 ff. nur die Unterhaltung der eigentlichen 
Gemeindefchulen im Gegenſatz von Confeſſions— 
ſchulen den Ortsgemeinden auferlegt habe, trifft 
nit zu, ba die Schulordnung eine ſolche Unter- 
ſcheidung überhaupt nicht macht, ſondern allge 
mein über die öffentlichen Elementarfchulen dis⸗ 
8 — Desgleichen iſt die Bezugnahme des 

agiſtrats auf den $ 49 der Schulordnung vers 
fehlt*), weil diefer eine finguläre Vorfchrift wegen 
der Unterhaltung der öffentlichen jüdiſchen Schulen 
enthält, die auf öffentliche chriſtliche Schulen feine 
Anwendung erleiden kann. Hiernach iſt es uns 
qweifelbaft, daß bie Unterhaltung der bortigen 
jeiden öffentlichen Mädchenſchulen nad Maßgabe 
des 8 39 der Schulorbnung alien muß. — 

Berlin, ben 30. December 1861. 


11. Unterhaltun 
bie b 


*) Der 5 49 iſt aufgehoben of. 5 266 Rı. 17. 


12. Aufbringung aller Squllaſten durch die 
Bürgertige Gemeinde, 
Berlin, den 23. Januar 1864. 

Die Grunbfäge, nad) welchen die Königliche 
Regierung laut Bericht? vom 6. d. M. bei ber 
Regulirung bed Einkommens der evangelifhen 
Zehrerftelle in 3. verfahren ift, entiprechen nicht 
überall den Vorſchriften der Schulorbnung vom 
11. December 1845. 

Bunädjft entbehrt die Anfiht, daß nur das⸗ 
jenige, was zur Erfüllung des gefeglihen Mini- 
maleinfommens neben den biöherigen Leiftungen 
für die Schule noch erforderlich fei, alſo nur das 
Fehlende von den politifhen Gemeinden nad 
Vorſchrift des 8 39 a. a. D. aufzubringen fei, 
der Begründung. Dur die Veitimmungen ber 
Schulordnung in den 8 39 ff. ift die Unterhal- 
tung der Schulen überhaupt ben politifhen Ge- 
meinden auferlegt im Gegenfoh zu bem Allge 
meinen Landreche, wonach biefelbe den zu einer 

ulfocietät vereinigten Hausvätern obliegt. Nur 
diejenigen Leijtungen, welche aus befondern Stif- 
tungen fließen ober von Perſonen, welche durch 
befondere Recdhtögründe zur Unterhaltung der 
Säulen und Lehrer verpflichtet find, gewährt 
werden, bleiben nad $ 38 und alinea 1 bes 
8 39 beftehen, wogegen biejenigen Leiftungen, 
welche auf den, durd die Schulordnung für bie 
dortige Provinz aufgehobenen landrechtlichen Bor- 
Schriften beruhen, aljo namentlich bie Haußväter- 
beiträge, bei der Negulirung der Schulen nad) 
der Schulorbnung den bisher Verpflichteten abzu⸗ 
nehmen unb in Ermangelung einer anbermweiten 
Einigung unter den Interefien, der politiihen Ge⸗ 
meinde nad) näherer Beitimmung der Schulorbnung 
aufzuerlegen find. 

ie Regulirung einer Lehrerftele nad ber 
Schulorbnung vom 11. December 1845 ift mithin 
nicht darauf Ei befchränfen, zu ermitteln, ob die 
biöherigen Einkünfte der Gtelle den Minimal- 
fägen der Schulordnung gleihlommen, und event. 
das Fehlende ber potitifäen Gemeinde ergünzungs⸗ 
weiſe aufzulegen, fondern es muß eine neue Um 
lage fämmtliher Schulleiftungen, mit alleiniger 
Ausnahme der im 8 38 bezeichneten auf befon= 
deren Stiftungen oder befonderen Rechtätiteln be⸗ 
ruhenden Leiftungen, ſowie die damit verbundene 
Regulirung aller auf die Dotation der Schule be= 
aüglicgen erhältniffe erfolgen. (Fortſ. cl. Ar. 21c.) 

. 1731. 


18. 


Berlin, den 4. December 1862. 

Den Ausführungen der Königlichen Regierung 
in dem Bericht vom 4. October c. über bie Bor- 
ftellung der Ortögemeinde N. wegen der Unter- 
haltung der katholifhen Schule daſelbſt, vermag 
ich nicht beizuftimmen. 

Nach den Vorfcriften des Allgemeinen Land⸗ 
rechts in den 8 29 ff. Titel 12 Theil IL bildet 
die Schulunterhaltung eine gemeinſchaftliche Lat 
aller zu einer Schule gewieſenen Haußväter, ift 
alfo eine Societätslaft. Nach den 3 38 ff. der 
Schulordnung vom 11. December 1845 haben da= 
ga die Ortögemeinden, ſoweit feine befonderen 

tiftungen und feine durch bejonbere Rechtsgründe 
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zur Unterhaltung der Schulen und der Lehrer 
verpflichtete Berjonen vorhanden find, die Mittel 
zur Unterhaltung ber Schulen in derſelben Weife, 
wie dieübrigen Communalbedürfniffe aufgubringen ss 
die Schulunterhaltung ift daher hier Communallaft. 
Wird nun bei der Regulirung der Schulver- 
ältniffe eined Orts nad ben Vorſchriften ber 

ulorbnung, von den Intereſſenten bejchloffen, 
das landrechtliche Societätsprincip beizubehalten, 
und demgemäß in den beitehenden Schulfocietäten 
Nichts geändert, und die Schulunterhaltung auf 
Haußväterbeiträge bafirt, fo ift eben an bief 
Ort bie Schulunterhaltung keine Communalz, 
fondern eine Societätälaft, und damit jedes, auch 
nur fubfibiäre Zurückgehen auf die Ortsgemeinde 
ausgeſchloſſen, fofern diejerhalb nicht ein gütliches 
Uebereintommen getroffen wird. Fehlt ſolches, 
fo bleibt nur übrig, entweder das cine oder bas 
andere Princip ftreng durchzuführen. 

In biefer Weife hat die Königliche Regierung 
auch felbjt bei der Regulirung der Schufverhält- 
nifle von R. die Sache aufgefaßt, wie die in den 
Abereelien Regulirungsverhandlungen befindliche, 
an das Lanbrathsamt h M. gerichtete Verfügung 
vom 1. Auguſt 1856 Har erfehen läßt. Es liegt 
tein Grund dor, diefe ben Beieblichen Beitimmungen 
volltommen entſprechende Auffaſſung jegtzu verlafien. 

Ueberdies zeigt der vorliegende Fall unvertenn- 
bar, welde Unzuträglicleiten aus einer Ver— 
mengung ber_beiden verſchiedenen Principien hin⸗ 
ſichtlich der Schuluntergaltung emiftehen müſſen. 

Da bie Leiftungsfäpigteit der fatholiichen Schul⸗ 
gemeinde als erihöpft vorgenommen ift, wenn fie 
75 Procent des Klaſſenſteuerſolls aufbringt, fo 
tann das Fehlende nicht auf die — Ortsge⸗ 
meinde, ſondern nur auf die Mitgiieder der 
andern Eonfeffion umgelegt werden, indem ja die 
tatholifchen Mitglieder bereits bis zur äußerften 
* ihrer Leiſtungsfähigkeit herangezogen find, 
wie dies umſtändlich in dem Berichte des Land- 
rathsamts vom 12. Auguſt d. J. erörtert iſt. 
Die Sache läuft alſo practiſch darauf hinaus, 
daß dasjenige, was die eine Schuljocietät nicht 
aufbringen fann, von der andern übertragen 
werben müßte. Für ein ſolches Verfahren fehlt 
es aber an jedem geſetzlichen Anhalt. 

Ebenfo eriftirt feine gejeßliche Vorſchrift, wo⸗ 
nad ohne Weiteres die Leiftungsfähigkeit einer 
Schulgemeinde als erihöpft —— wäre, ſo⸗ 
bald von ihren Mitgliedern 75 Procent des 
Alafſenſteuerſolls an Schulunterhaltungstoften aufs 
— — ſind. Wollie man daher auch eine 
ubfidiäre Verpflichtung der Ortsgemeinden zur 
Vertretung einer unvermögenden Schuljocietät 
gulaflen, jo würde der Eintritt diefer ſübſidiären 

erbindlichkeit nur durch jedesmalige Erecutions- 
vollitredung gegen die hulgausväter auf bie 
ganze Bedarfäfumme feftgeitellt werden können, 
iudem dann die Ortögemeinde ben unbeitreiblichen 
Reit zu übernehmen hätte. Es leuchtet ein, mit 
welden unzuträglichen Weiterungen ein ſolches 
Verfahren verknüpft fein würde. 

Hiernach vermag ich die Beſchwerde der Orts⸗ 
gemeinde N. wegen der ihr auferlegten Ver—⸗ 
tretungöpflicht der katholiſchen Schulgemeinbe da⸗ 
ſelbſt nicht als unbegründet anzuerkennen. 








Vielmehr ift nunmehr, nachdem fih"herausge- 
ſtellt Hat, daß die katholiſche Schulfocietätf’ihre 
Schule ohne fremde VBeihülfe zu unterhalten un— 
vermögend ift, auf die gefeplichen Borfchriften 
zurüdzugehen und eine neue NRegulirung der fa- 
tholifhen und evangelifhen Schule nad) ben $ 38 ff. 
der Schulordnung vom 11. December 1845 
vorzunehmen, hierbei aber als Grundfaß feitzu- 
halten, daß Die Ortögemeinbe bie Unterhaltungs- 
toften beider Schulen, wie die übrigen Com— 
munalbedürfniffe aufzubringen Hat, ſoweit feine 


jem | befonderen Stiftungen und feine durch befondere 


Rechtsgründe zur Unterhaltung ber Schule und der 
Lehrer verpflichtete Perſonen vorhanden, refp. bie 
Beiträge derfelben unzureichend find. 

Dieſes dem Gefep entſprechende Verfahren er- 
fcheint in dem vorliegenden Fall um fo leichter 
durchführbar, als ſowohl die katholiſche, ala auch 
die erangelifihe Schule nur für die Eingefefjenen 
von N. beftimmt find, alfo eine fremde Oriſchaft 
überhaupt, nicht beteiligt ift. 


14. 


Auf den Bericht vom 19. v.M. über bie Schul- 
verhältnifje in N. erwidere ich der Königlichen 
Regierung Folgende. 

Dem übereinftimmenden Berlangen der fatholifchen 
und evangelifhen Schulgemeinde zu N. und der 
zu ben beiden Schulverbänden gehörigen bürger- 
lien Gemeinden, von ber Regulirung der beiden 
Schulen nad) der Schulordnung vom 11. December 
1845 abzufehen und es bei der biöherigen Unter- 
haltungsweiſe zu belaffen, würde ſiattgegeben 
werben können, wenn nicht gleichzeitig ge bie 
tatholiſche Schule die Bewilligung einer hülfe 
aus Staatsfonds beantragt worden wäre. Venn 
da im Fall einer Regulitrung der Schulen nad 
der Schulordnung vom 11. December 1845 und 
ber hierdurch bedingten Anwendung des fogenannten 
Communafprincipd die betheiligten bürgerlichen 
Semeinden zur Aufbringung der Unterhaltungs- 
toften für beide Schulen ausreichend vermögend 
erjcheinen, dagegen bei der Beibehaltung des der 
jegigen Unterhaltungsweifezum Grunde liegenden jo= 
genannten Societätprincip3 die Eatholifche Schulge- 
meinde überbürbet wird und deshalb eines Dotations- 
zuſchuſſes bebarf, fo würden bei Confervirung 
der jegigen Einrichtung die nad dem Geſetz de 
Unterhaltung beider len verpflichteten Ge— 
meinben fi) eines Theils dieſer Pflicht entledigen 
und diefen auf den Staat übertragen. Ich bin 
daher nicht im Stande, eine Unterftügung aus 
allgemeinen Staatsfonds für die katholiſche Schule 
zu befürworten, fo lange die Möglichkeit vorliegt, 
durch eine Regulirung der Dotztionsverhäftniffe 
der Schulen von N. nad) der Schulorbnung vom 
41. December 1845 bie erforderlihen Mittel von 
den beteiligten bürgerlihen Gemeinden zu er- 
langen.*) 

ılin, den 11. November 1861. 


Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
— aaa" Vertretung: Lehnert. 


*) of. 5 260 Rr. 8. 
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1. 


Nach den in Folge der erneuerten Vorftellung 
vom 28. Mai d. 3. veranlaßten Erörterungen 
haben zwar die dortigen ſtädtiſchen Behörden be- 
ſchloſſen, die Unterftügung der beiden dpriftlichen 
Säulen aus ftäbtiihen Mitteln aufhören und die 
ganze Unterhaltung diefer Schulen durch die be- 
trefienden Gonfejlionsverwandten eintreten zu 
laſſen. Diefer Beſchluß ift indefien Seitens ber 
Königlichen Regierung zu N. noch nicht genehmigt 
worden. Er fönnte aber nur dann genehmigt 
werben, wenn beide Confeſſionstheile zur abge- 
fonderten Unterhaltung ihrer Schulen auf eigene 
Koften willig und dauernd im Stande wären, und 
aud in diefem Fall würde nach der Sepulordnung 
für die Provinz Preußen vom 11. December 184 
bie fubfidiariiche Pflicht der Commune zur Unter 
haltung der Schulen fortbeftehen. Mit Rüdjicht 
hierauf und in Betracht der praltiſchen Schwierig- 
feiten, welche fi im vorliegenden Fall ber Aus- 
führung das gedachten Beſchluſſes entgegenftellen, 
babe ich mid) mit der Königlichen Regierung darin 
einverftanden erflärt, daß deſſen Genehmigung 
zu verjagen, gleichzeitig aber geinete orforge 
u treffen fei, daß nunmehr Seitens der Stadt 
h dem unverfennbaren Bebürfniß nah einem 
ausreichenden Schulgebäude alsbald abgeholfen 
werde. 

Berlin, den 3. December 1866. 


« 
ben katholiſchen Waulvorſiand un 


Der Auffaffung, daß die Mitglieder einer con- 
feffionellen Schulgemeinde in der Provinz Preußen 
feine Corporation bilden, und deshalb Eorpora- 
tionsbeſchlüſſe unmöglich feien, vermag ich nicht 
beizutreten. Die Schulorbnung vom 11. December 
1845 entHält nichts, was der Anwendung de 
befannten Plenarbeichluffes des Königlichen Ober- 
tribunal3*) auf Schulen dortiger Provinz ent- 
gegenftände. 

Berlin, den 3. December 1866. 

Der Minifter der geiftlicden ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Mühler. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
lin der Vrovinz Preuf 
ee 


16. a Bertretungspfliht der Ortöge- 
meinde für die confeffionellen Schulfscietüten. 
Berlin, den 23. Februar 1859. 
Die Anwendung des Principe des 8 30 Al: 
gemeinen Landrechis II 12 auf Unterhaltung von 
onfeſſionsſchulen in der Provinz Preußen ſchien 
durch den 8 39 der Schulordnung ebenſo ausge⸗ 
ſchloſſen, als bei gänzlicher Ignorirung des Ber 
griffs der Confeſſionsſchuͤlen in der legtern die 
Frage über Erriätung und Unterhaltung von 
folhen überhaupt als zweifeibaft angefehen wurde. 
Diefe Bedenken find beleuchtet und befeitigt durch 
die nachfolgende Fertugung 
Auf den Bericht vom 27. v. M., die Errichtung 
eigener evangeliſcher Schulen in Arnsfelde und 


*) 01. 9 314 Und. L 











Marzdorf auf Koften der Eonfeffionsverwanbten 
betreffend, erwidere ich der Königlichen Regierung 
Folgendes: 

Sofern beide Confeffionstheife einer Gemeinde 
fih darüber einigen, daß jeder derfelben auf eigene 
Koſten eine Confeſſionsſchule errichten und unter= 
halten will, fo ijt eine der Vorausſetzungen vor- 
janden, unter welcher nad) $ 39 der Provinzials 

chulordnung von 11. December 1845 die Unter- 
Haltung ber Schulen nit aus Communalmitteln 
zu erfolgen braudt. 

Dieſe Vorausjchung trifft bei Arnsfelde und 
Marzdorf nicht zu, und Können baher bie evan- 
geltfchen Einwohner iu biefen Orten, wenn fie 
eigene Confeſſionsſchulen gründen, von ihren Bei— 
frägen zu der jet vorhandenen Ortsſchulen nicht 
entbunden werden. 

Damit, daß die erwähnte Schulordnun 34 
ausdrücklich von Confeſſionsſchulen redet, Hin nicht 
gejagt, daß bei ben Orts⸗ oder Gemeindeichulen 
die confeffionelen Rückſichten überhaupt aus dem 
Auge zu laffen wären. Ob und mo für die 
beiden alas getrennte Schulen 
qui erridten ſind, Hat die Königliche 

sgierung uach Bedürfniß und nad den 
örtlichen Bergältniffen zu beftimmen. 

Die vorhandenen oder zu errichteuden Con— 
feſſionsſchulen find_aber, wo nicht, wie oben er= 
wahnt, die Confejfionsverwandten fi über deren 
abgejonderte Unterhaltung einigen, nad) $ 39 1. c. 
zu behandeln, tefp. find deren Unterhal- 
tung3toften wie bie übrigen Com— 
munalbedürfniffe aufzubringen. 

Hiernad kann es aud für den dortigen Bezirk 
keine Sarierigteiten haben, Confeſſionsſchulen, wo 
ſolche Bebürfniß find, zu errichten und ihre Unter- 
haltung zu ſichern. 

U. 8028. 


17. 


Die ſtädtiſchen Behörden zu N. haben nach er⸗ 
folgter Abtrennung ber Juden von dem driftlichen 
Scaulverband und Errichtung einer bejonderen 
jübifchen Schule auf Koften der jüdischen Gemeinde, 
beichloffen, die Unterftügung ber beiden chriſtlichen 
Schulen aus ftädtifhen Mitteln aufhören, viel- 
mehr die ganze Unterhaltung dieſer Schulen durch 
die betreffenden Confeffionsverwandten eintreten 
zu laffen. Diefem Beſchluß ftehen die Beitim- 
mungen ber Schulorbnung vom 11. December 
1845 nicht entgegen, fofern beide Confeffionstheile 
zur abgejonderten Unterhaltung ihrer Schulen auf 
eigene Koften willig und dauernd im Stande find, 
während allerding® die jubfidiarijche Pflicht 
der Commune zur Unterhaltung der Schulen durch 
jenen Belchluß gegenüber der Aufſichtsbehörde 
nicht alterirt werden kann. Die Königliche Re— 

terung beauftrage ich unter Verweiſung auf bie 

erfügung vom 23. Februar 1859 (C.:Bl. ©. 
358 Far den Gegenftand mit Rüdficht hierauf 
noch weiter zu erörtern. 

Berlin, den 12. September 1866. 

U. 16880. 
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18. eilung von Eäulnnterhaltungät: 
—— — Gemeinden. — 


Berlin, den 23. Juli 1883. 

Die Beichwerde des Schulvorftandes gegen die, 
unten bem 4. Juli v. J. von der Königlichen 
Regierung zu R. verfügte Beftätigung des Schul- 
—5 von L. kann ich für begründet nicht er⸗ 
achten. 

Der Schulvorſtand hält ſich dadurch für verletzt, 
daß nad Inhalt des Receſſes die Schulunter- 
haltungstoften auf die einzelnen eingefchulten 
Ortſchaften nad Maßgabe der Haushaltungszahl 
en nicht nad) dem Hufenſtande vertheilt werden 
ofen. 

Diefe Unordnung entſpricht jedoch vollitändig 
der Vorfchrift des 8 40 der Schulordnung vom 
11. December 1845, wonad, wenn nicht Ber= 
träge oder andere bejondere Rechtstitel etwas 
Anderes beftimmen, der Antheil einer jeden Ges 
meinde nadj der Zahl ber Haushaltungen feftgejeßt 
werben joll.*) 

Der Schulvoritand hat das Vorhandenfein eines 
befonderen Rechtstitels nicht behauptet. Ein Ver- 
trag ift wegen Mangels ber erforderlichen Ueber- 
— fämmtlier Conirahenten nicht zu 
Stande gefommen, da der Graf N. ald Vertreter 
bes, einen bejonderen Gemeindebezirk bildenden 
Vorwerks 3. fih mit der von dem Schulvorſtand 
gewünfchten Zugrundelegung der Hufenzahl nicht 
einverftanden erklärt hat. 

Da ſonach eine andere Norm für Aufbringung 
der Beiträge weder auf Grund eines befonderen 
Rechtstitels beftand noch durch Vertrag feftgeftellt 
wurde, aljo die Vorausfegungen des $ 40 cit. 
utrafen, jo mußte die Vorſchrift deffelben zur 

eltung kommen. 


Wenn ferner der Schulvorftand anführt, das 
Vorwert habe nach 55 und 57 der ange⸗ 
zogenen ulordnung erſt mit der Schulſocielät 


einen Vertrag ſchließen müffen, fo ift dies völlig 
unridtig, da nach feiner eigenen Angabe 3. von 
jeher zur L’er Schule gehört, die 88 55 und 57 
aber Schliegung eines Vertraged nur für dem 
Tal vorfchreiben, daß eine fremde Gemeinde ſich 
einer bejtehenden Schule anſchließen will. 

Die fernere Beſchwerde darüber, daß die Län- 
dereien „St—.” nicht zur Schule geſchlagen worden, 
ift ebenfalls nicht begründet, da dieſelben gänzlich 
unbewohnt jind.**) Auch würbe bei der Vertheilung 
ber often nach der Zahl der Haudhaltungen dieje 
Zuſchlagung ganz umergeblic fein, da „St—.” 
eben. feine, Daushaltungen zählt. 

. 117. 


19, 


Ihre Beſchwerde vom 20. Januar d. 3. wegen 
Repartition der dem dortigen Lehrer zu gewähren— 
den Sommerweideentihädigung kann al3 begründet 
nit anertannt werden. 

in der Verhandlung vom 8. Auguft 1862 ift 
allerdingd zwar le beſchloſſen worden, 
das dem bortigen ve an ber Gtelle ber 
Sommerweibe zu gewährende Futterquantum nad 


*) of. $ 260 Rr. 12. 
*) of. indep 5 40 Rr. 2, 





dem Hufenftande aufzubringen; es find jedoch in 
biefem Termin nur Schulgemeindemitglieder aus 
©. exſchienen. und die außgebliebenen Gutsherren 
von 2. und ®. Haben fpäter gegen diefen Beſchluß 
ausdrücklich proteftirt und verlangt, daß die 
qu. Naturalien nah den Haushaltungen auf 
die einzelnen Ortſchaften vertheilt werben 
follen. Da nun ber 40 der Provinzial 
Schulordnung ausdrücklich beftimmt, dag, wenn 
mehrere Gemeinden zu einer ule gehören, der 
Antheil der einzelnen Gemeinden an den zu über- 
nehmenden Schulleiſtungen nach der ai ber 
Saushaltungen beftimmt werden foll, fofern nicht 

erträge oder bejondere Nechtötitel ein Anderes 
beitimmen, ein folder Ausnahmefall aber hier 
nicht vorliegt, weil der einfeitige Beſchluß ber 
Schulgemeindemitglieder aus S. nicht als ein unter 
allen Intereffenten erricteter Vertrag angefehen 
werden fann, fo kann nur die Regel des $ 40 der 
Schulordnung, alfo die Bertheilung nad Haus- 
saltumgen, Piatz greifen. (Fortſ. cf. 8 251 Rr. 4.) 

Berlin, den 22. April 1864. 

U. 6897. 
20. 
Berlin, den 28. April 1883. 

Es ift der Königlichen Regierung darin beizu= 
treten, daß nad) Bildung dev Landgemeinden N. 
und W. das für dicfelben als Beftandtheile von 
Gutsbezirten jeitend der Grundherren als Ber- 
treter der Anwohner . gutsherrlichem Lande 
abgeſchloſſene Abkommen jeine Gültigkeit verloren 
hat und deshalb eine neue Regelung erforderlich 
geweſen ift. 

Die Feltfegungen aber, melde die Königliche 
Regierung wegen der Aufbringung und Vertheilung 
der Beiträge und Leiftungen zur Unterhaltung 
der Schule in N. mittels Beftätigung des dritten 
Matritelnachtrages vom 24. Auguſt 1881 getroffen 
hat, entipredhen den geleplicien Vorfchriften vor⸗ 
meg aus dem Grunde nicht, weil die Königliche 
Regierung unbeachtet gelafien hat, daß die Schul⸗ 
ordnung vom 11. December 1845 Schulfocietäten 
oder Schulgemeinden nicht kennt, die Unterhaltung 
der Schule vielmehr den zur Schule gehörigen 
Gemeinden und Oriſchaften Keutsbegirten) aufer= 
legt und den Antheil diefer politiſchen Körperſchaften 
an der Unterhaltungslaft beftimmt. 

Indem ich die Königliche Regierung dieferhalb 
zur genauen Beachtung für die Zukunft auf die 
bezüglichen gejeplichen Vorſchriften und Minifterial- 
Erlafje und auf die conftante Judicatur des König- 
lichen Ober⸗Verwaltungsgerichtes verweife, insbe⸗ 
fondere auf die Erlafie vom 6. Juni*) und 
12. Gepiember 1860 **) (C.Bl. 1860 ©. 561 
und 629), 19. April 4862) (C.Bl. 1862 
S. 284) und 23. Januar 4864 f) (C.⸗Bl. 1864 
©. 1%), die Ertenntniffe des Königlichen Ober- 
Verwaltungsgerichtes vom 8. Januar 1879 (ab⸗ 
gedrudt in dem Dr. Schulz'ſchen Werte „die Schul- 
ordnung vom J1. December 1845")t}), 26. März 
1879477) (C.Bl. 1879 ©. 481), 18. Februar 


*) Soll peihen „Juli“, of. unten Rr. 21m. 
=) Unten Kr. ib. 
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1880*) (E.:B1. 1881 ©. 244) und 21. Februar 
1880**) (C.:81. 1880 S. 686 ff.), die Erlaſſe vom 
13. Juli 1880 **) (C.⸗Bl. 1880 ©. 751) und 
31. Januar 18817) (C.-Bl. 1881 ©. 476), das 
Erkenntniß des Königlihen Ober-Berwaltungs: 
erichts vom 10. September 1881 FF) (E.-BL. 1881 

. 638) und den Erlaß vom 7. November 1881 f) 
( C.⸗Bl. 1881 ©. 670), veranlaffe ich die König- 


lie Regierung zugleih, unter Aufgebun, der 
dur den Matritelnachtrag vom nl 


jetroffenenen Zeftfegungen anderweitige den ge= 
eglihen Vorſchriften entiprechende Feſtſetzungen 
wegen Aufbringung und Bertheilung der Beiträge 
und Leiftungen zur Unterhaltung der Schule in 
N. zu treffen. 

Dabei iſt im Einzelnen Folgendes zu beachten: 

1. So lange nicht zwifchen den zur Schulen ge= 
börenden Gemeinden und dem Schulpatrone einers 
jeit3 und dem Grundherrn ber Borwerte N. und 
u. — eine von der Königlichen Regierung 
beftätigte Wereinbarung über die Beiträge und 
Leijtungen zur Schulunterhaltung zu Stande ges 
tommen ift, find bie Beiträge ſeitens der König- 
lichen Regierung gemäß $$ 55 ff. und 60 in Ber: 
bindung mit & 39, 40 der Schulorbnung vom 
41. December 1845 feitzufegen. 


2. In den Gutöbezirken ift ber auf dieſelben 
entfallende Theil der Beiträge und Leiftungen 
nit auf „Schulgemeindemitglieder“, wie e3 in 
dem Mairikelnachtrage heißt, oder auf „Mitglieder 
des Schulbezirkes“, wie Die Königliche Regierun 
in dem Berichte vom 10. Februar db. J. Sie 
ausbrüdt, zu vertheilen, da ſolche überhaupt nicht 
eriftiren, e3 bat die Königliche Regierung unter 
enauer Beachtung der Ausführungen in dem Er» 
enntniffe de3 Königlichen Ober-Berwaltungsge- 
tits vom 18. Februar 1880 und bes —2* 
vom 31. Januar 1881 nach vorgängiger Er- 
mittelung des Rahrungsitandes der Anwohner 
zu_bejtimmen, wie viel ein Jeder derjelben bei- 
zuſteuern hat, und den Ausfall dem Grundherrn 
aufzuerlegen. Dabei möge die Königliche Re— 
gierung die Entſcheidung der Königlichen Ober- 

e mungslammer vom 2, März 1876 (E.-81. 
1880 ©. 499)*}) berüdfichtigen. Eine Heranziegung 
der Anwohner auf gutsherrlihem Lande bi8 zur 

äußerften Grenze ber eltunges langt, wie folihe 

die Königlihe Regierung bei ftätigung des 

Matrikelnachirages angeordnet hat, entfpricht nicht 
dem 8 60 der Chulorbnung. 

3. Der nad Verhäliniß der Haushaltungszapl 
auf die Gutsvorwerle entjallende Antheil an den 
Spannbienften muß jedenfalls, den 88 55 ff. und 
60 a. a. O. entiprehend, von den Anwohnern, 
eventuell dem Grundherrn aufgebracht werben. 
Daß die Spanndienfte nur von Grundbefigern ges 
fordert werben dürfen, ift nicht geſetzlich vorge- 
fchrieben. Es ift demnach zuläffig, alle Geſpann 





haltenden Anwohner, aljo aud die Pächter, zu 
ben Spannbienften heranzuziehen. 

Hiernady wolle die Königliche Regierung baldigſt 
das Weitere veranlaffen und den Beichwerbeführer 
nad Unleitung dieſes Erlaſſes mit eingehendem 
Befcheide verſehen, im Uebrigen den Beteiligten, 
welche ihre Verpflichtung zur Leiftung der Schul- 
beijräge nach den von der Königlichen Regierung 
anderweit zu treffenden Feſtſetzungen Beftreiten, 
überlaffen, bieferhalb gemäß & 77 Nr. 1 des 
Auftändigteitägefeges vom 26. Juli 1876*) ben 

eg des Verwaltungsftreitverfahrens zu betreten. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

von Goßler. 


« 
a le 
21a. —— einer Gemeinde in ber Proviuz 


, dent teb mi⸗ 
— ee — 


Die interimiſtiſche Entſcheidung (der Königlichen 
Regierung betreffend den Schulbau in R.) ändere 
ih Yahin ab: daß der Antheil des zum Communal- 
verband gehörigen Theil des Schulbezirks nad 
ber Zahl der Haushaltungen feitzufegen. Die 
Unverbindlichkeit des Brivatablommens vom 7. Oct. 
4820 unterliegt feinem Zweifel. Es kann daher nur 
gebilligt werben, daß die Königliche Regierung mit 
der definitiven Regelung ber mulverhältnifie ber 
ber Schule zu. wräßt giegenen Ber ‚Defigungen 
vorgegangen iſt. Bei ber Beftimmung des Beitrags⸗ 
veroäftni es müffen jedoch, da ein gütliches Abkom⸗ 
men nicht zu erzielen geweſen ift, die Borfchriften der 
Schulordnung vom 11. Dec. 1845 maßgebend fein. 
Nach 8 39 der Schulordnung ift die Schullaft eine 
Raft der Communen. Naı 40 1. c. bildet die 
Baht der Haushaltungen den Vertheilungsmaßjitab, 
ſalls zur Schule mehrere Kommunen gehören: 
und es kann nicht bedenklich fein, daß dieſer Maß— 
ftab auch Anwendung finden muß, wenn nicht die 
gefammten Gemeinden, jondern Xheile der Ge— 
meinden zu einer Schule gewieſen werben. Im 
dem legtern Fall die Mitglieder der nur zum 
Theil eingefhulten Gemeinde in Bezug auf die 
Schullaft als Mitglieder der politifhen Gemeinde 
des Schulorte anzufehen, dafiir bietet die Schul⸗ 
ordnung keinen Anhalt, und e8 würde bied bem 
in ber legteren zur Geltung gekommenen Com⸗ 
munalprincip widerſprechen. die Verfügung der 
Königlichen Regierung war daher nad) den An= 
trägen der Recurrenten abzuändern. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten befannt 
zu machen. 

Berlin, den 6. Juli_1860. 

Der Minifter_ber geiftliden ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Betbmann-Hollmeg. 


Un 
0-08 
U. i4 
z1b. 
Bei Rüdfendung der Anlagen des Berichts vom 
22. v. Mis. erwidere ich der Königlichen Regie- 


*) Ze 8.46 des Gef. 0.1. Hug. 1883 (oben 8 5 Anh. D). 
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rung, daß der von P. zu tragende Antheil von 
den R.'er Schulbaukoſten nad) der Zahl derjenigen 
Haushaltungen, welde aus ber Gemeinde P. der 
Schule u N. zugewieſen find, berechnet werden muß. 
ie infoßfen von P., welche der Schule zu R. 

zu jerwiefen find, können in Bezug auf die Schul: 
fen nit als Mitglieder der einde R. be— 
Handelt werden, da durch die Schulordnung yom 


11. December 1845 bag Societätöprincip verlaffen, $ 


und dafür dad Communalprincip angenommen 
ift. Nach der Schulordnung bilden nicht die einzelnen 
ur Schule gewieſenen Einfaffen, jondern bie zur 
ule gehörigen politifchen Gemeinden die Schul- 
gemeinde ehören mehrere Gemeinden zur 
chule, fo können Die Schulabgaben nicht auf die 
Hausväter umgelegt, fondern fie müſſen auf die 
Gemeinden contingentirt werden. Den Maßitab 
der Bertheilung giebt der 8 40 der Schulorbnung. 
Wenn ber legtere auch vorausſetzt, daß Die Gefammt- 
jemeinde ein und derjelben Schule zugewieſen ift, 
0 erfcheint es doch völlig gerechtfertigt, dieſen 
durch da8 Gejeg gegebenen Maßſtab analog auch 
in den Fällen anzuwenden, wo eine Gemeinde, 
fei e8 nach der Confeſſion der Einſaſſen, fei e3 
nad) der örtlichen Lage der Wohnungen mehreren 
Schulen angehört. Für jede diefer Schulen muß 
die Gemeinde alsdann nad) Maßgabe der zu jeder 
Schule gewieſenen Haushaltungen für beitrags- 
pfrictig erachtet werden. Sämmtliche Kojten, welche 
er Gemeinde für bie Schulen zur Laft fallen, 
müffen von der Gemeinde duch Communalum= 
lagen aufgebracht werden, falls nicht etwa durch 
eine freie Vereinbarung ber Gemeindemitglieder 
feitgefegt ift, daß die Mitglieder der Gemeinde 
nur je zu der Schule fteuern, welche fie benugen. 
Diefe Grundfäge, melde fih aus dem Com— 
munalprincip ergeben, find in den Provinzen bes 
Staats, in welden die Unterhaltung der Schule 
gefeglid den politiſchen Gemeinden obliegt, ftets 
zur Unmwendung gelommen, und find dabei Nach- 
theile für das Schulweſen nicht hervorgetreten. 
Die Königliche Regierung wolle daher dieſelben 
in Bufunft gleihfal3 beachten und demgemäß in 
ber R’er Schulbauſache das weiter Erjorderliche 
veranlafjen. 
Berlin, den 12. September 1860. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. 


die Königliche Regierung zu R. 
U. 19716, ” 


210. 
Kae v. Nr. 12.) 
Es widerſpricht ferner dem durch die Schul- 
ordnung vom 11. December 1845 eingeführten 
Eommunalprincip, daß die Königliche Regierung 


den Befiger de3 zum Tommunalverbande von 9. 
gehörigen, aber nad B. eingeſchulten Mühlen- 
runditüds F. als Mitglied der B.’er Gemeinde 


handelt hat. Sg muß nad) Anleitung ber 
Verfügungen vom 6. Juni und 12. September 
1860 entraiptatt für die Unterrichtöverwaltung, 
Jahrgang 1860 Seite 561 und 629)*) ber Bei- 
trag von F. zur Schule in 8. von ber politifchen 
Gemeinde 3. entrichtet werben, tuogegen bie ge- 


) Borfefend. 


Gäneider uns von Bremen. Preußiſches Voltsigulmweien. IL Bo. 
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fammten Schulleiftungen der Gemeinde J., alfo 

ſowohl die Koften der Schule dafelhft, ald auch 

der Beitrag zur Schule in B., auf die gefammte 

Gemeinde 3., einjchließlich des Beſitzers von F. 

umzulegen find. ($ortj. 8 177 Nr. 16a.) 
‚Berlin, den 23. Januar 1864. 


270. Die politischen Gemeinden in 
Schlefien als Träger der Schullaſt. 
— of. $ 260 Rr. 1 sub VI. — 

. Erf. bed D.:8.:@. v. 18. Oct. 1881 betr. bie 
Aufbringung ber Schullaften in Schlefien b ur 
die politifhen Gemeinden, nit durch bie 
Gefammtheit ber Einwohner, und betr. bad Berhält« 
niß ber Gemeinden zu ben Dominien. cf. Rr. 14 
und unten 8 275 Rr. 2—5, 7, 8, 10, 8 203 
Nr 7a, 5 2588 Nr. 4b. 

2. €. v. 10. Juli 1860 betr. bie ausſchließliche Ber: 

pfligtung ber Befiger bebauter Grunbftüde als 

Stellenbeftger im Sinne des katholiſchen Schul⸗ 

veglements vom 18. Mat 1801, 

€. v. 24. Sept. 1870 beägl. ber juriſtiſchen Per- 

fonen als Stellenbefiger. cf. wegen ber Forenſen 

8 310 Ar. 18. 

4. €. v. 5. Sept. 1859 betr. die Verpflichtungen ber 

AltsRutheraner beim Erwerb von „Stellen“ ber 

Evangeliſchen und betr. die allgemeine Anwendbarkeit 

des tatholiſchen Schulreglements auf evangeliſche 

Schulen nach dem Landtagsabſchied vom 22. Febr. 

1829 cf. über befien Unverbindlichteit 8 275 

Nr. 9, 8 273 Nr. 2e und unten Rr. 8. 

€. v. 22. Ron. 1864 betr, bie Erforbernijfe 

ber Epannfäbhigkeit. of. E. v. 6. Nov. 1860 

8 262 Rr. 12. 

. €. v. 16. Rov. 1865 betr. bie Zuläffigkeit eines 
Gemeindebeſchluſſes über eine anber= 
weite Vertheilung der ben Stellenbefigern obliegen- 
ben Leiftungen, cf. $ 260 Rr. 7. 

7. €. v. 9. Nov. 1863 betr. bie Vereinbarung ber 
Interefienten in ber Gemeinde über Aufbringung 
ber 2Lehrerbotation. cf. 8 275 Rr. 1. 

Anh. Rebe bed Abgeorbneten v. Heybebrand in ber Sigung 
bed Abg.-Daufes o. 1. März 1883 besgl. 

8. €. v. 8. Dct. 1860 betr. bie Unzuläffigkeit von 
Haußväterbeiträgen für evangelifhe Schulen nad 
dem Landtagdabihieb vom 22. Febr. 1829. cf. 
oben Nr. 4. 

9. Bf. ber K. Reg. in Oppeln v. 14. Juni 1867 
betr. die Vertheilung ber Laften nah bem 
Grundfteuer:Reinertrag. 

10. €. v. 14, Juni 1865 betr. bie Aufbringung 
der Schullaſten im Vergbaubiftricten burh Shul- 
gelb (cf. oben Rr. 7) und betr. bie Wertheilung 
der Bauleiftungen auf fämmtlihe Hausväter nad 
8 31 2. 8. I, 12. of. Nr. 1, 11, 12%) 

11. € v. 14. Jan. 1861 betr. bie Beitragspfligt 
zu Bauten für katholiſche Ortsſchulen nad Maß: 
gabe ber Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts.*) 

12. €. v. 27. Febr. 1863 beögl. of. €. v. 14. Juni 

1860 unten $ 279 Rr. 28, ferner $ 2588 Nr. 4b 

u. 8 252 Rr. 25, fowie bie in bem E. v. 16. Febr. 

1884 (8 275 Nr. 1a) allegirten Ertenntnifje.*) 


* bas Ert. bes D.:B.8. u, 23. Sept. 1886 
Eia. AN unten 6. 250 Kam er 


r 


* 


= 
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43, Ueber Heranziehung ber vom Gutöherrn 
erworbenen Rufticalgrunbftüde, of. 8 254 
Nr. 6—9, und ber Forenfen of. 8 310 Nr. 18. 

14. Ueber ben Ausſchluß einer Untehnung des Schul: 
gelbed bei Vertheilung ber Lehrerbefoldung auf Ge- 
meinde und Dominien. cf. 8 189 Nr. 11b. 

15. Ueber bie Veitragspfliht zum Feuerungsbebarf für 
bie Schulſtube. ch. 8 310 Nr. 178, b, 45. 


1. Die politifhe Gemeinde als ſolche ift Träger 
der Schullaft. 


In ber Bertmaltungöftreitfache 
des Königlichen Regierungspräfidenten zu O. 
und des Nellbertreenben Gutsvorfteherd vom 


B.er-©., Bellagten, beide Reviſionskläger, 


wiber 
den Director €. 3. zu %., Kläger und Re 
vifiongbellagten, 

het das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erſter 

enat, in feiner Sigung vom 18. October 1881 
für Redt ertannt. — — 

Der Königliche Regierungöpeäfibent wirft bem 
Vorderrichter vor, die Nr. des Publikations⸗ 
atentes zum Allgemeinen Landrechte und bie 
B 29 ff. Titel 12 — II des Allgemeinen Land⸗ 
rechtes durch Nichtanwendung, den $ 14 des Schul 
reglements vom 3. November 1765 und den 8 19 
des Schulreglement? vom 18. Mai 1801 durch 
unridtige Anwendung verlegt zu Haben. Er 
führt aus, daß die Reglement von 1765 und 
1801 Beitimmungen über die Unterhaltung von 
Gutsſchulen, d. 5. von Schulen, welche lediglich 
einen Gutöbezirt oder Theile desſelben be- 
timmt ſeien, nicht enthielten, daß derartige 
Schulen nad den Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechtes zu unterhalten jeien und daß daher 
die Veranlagung, wie fie im vorliegenden Falle 
bewirkt worden, dem Gejege gemäß Mi 

Der bellagte Gutävorfteher tritt diefen Aus— 
Führungen ei, macht jedoch noch ſeinerſeits 
geltend, daß er nicht der richtige Beklagte ſei 
und die von der Königlichen Regierung zu D. 
bewirkte Veranlagung im Xerwaltungsitreitver- 
fahren nicht zu vertreten habe, 

Der Kläger beitreitet dem Regierungspräfidenten 
das Recht zur Einlegung der Revifion, indem er 
darzuthun jucht, daß das Öffentliche Intereffe bei 
der Entſcheidung nicht betheiligt fei. Er hält 
die An- und Ausführungen beider Reviſionskläger 
Bi irrig und beantragt Beftätigung der ange 
ochtenen Entjcheidung. 

Es mußte, wie gefchehen, erfannt werden. 

Dem Regierungspräfbenten ift das Rechtsmittel 
der Revifion zur Wahrung des öffentlichen 
Intereſſes durch ben 8 61 des Verwaltungöge- 
Fre in gleiem Umfange, wie den 
Parteien jelbft gegeben. Einer Erörterung darüber, 
ob im vorliegenden Falle das öffentliche Interefie 
für betheiligt zu erachten, bebarf e3 daher nicht 
(Endurtheil des Dberbermaltungagerigiteß vom 
= April 1877. Entſcheidungen Band II Seite 

). 


PIFRCA. 4 3 91 des L.⸗V.⸗G. vom 30. Jult 1883 ($ 302 
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In der Sache feldft kann den Ausführungen 
des Negierungspräfidenten, daß unter „Gemeine” 
im Sinne der Schleſiſchen Schulreglements von 
1765 und 1801 nicht bie politifde Gemeinde, 
jondern die Gefammtheit ber zur Ortsſchule ges 
wiefenen Einwohner des Gemeindebezirkes zu ver⸗ 
ftehen jet, nicht beigetreten werden. Wenn die 

22, 23, 24 des Reglement? vom 18. Mai 
1801 ae auszulegen jind, daß für den Zall 
des Borhandenfeins zweier Schullehrer in einem 
Dorfe der Gemeinbeantheil für den evan 
Schullehrer von den evangelifchen Einſaſſen, für 
den katholiſchen Schullehrer von den katholiſchen 
Einfaffen aufzubringen ift, fo ift zuzugeben, daß 
in diejer Beitimmung eine Abweihung von bem 
Grundſatze, daß ber bäuerlichen Gemeinde die 
Unterhaltung der Lehrer obliegt, gefunden werben 
ann. Allein Abweihungen von dem Grundfage, 
daß Gemeinbelaften von ber gelommten Gemeinde 
u tragen find, ftatuirt ſelbſt das Allgemeine 

andreht in einem dem vorliegenden ähnlichen 
Falle, nämlich in dem des Vorhandenſeins mehrerer 
Gerichtsbarkeiten in ein und demſelben Dorfe 
GE 45 Titel 7 Theil II des Allgemeinen Land⸗ 
rechtes). Eine öhntiche Ausnahmebeftimmung 
findet fich auch im $ 49 der Preußifchen Schul= 
ordnung vom 14. December 1845 (Geſ.⸗Saniml. 
Seite 1)*), obgleich letztere unzweideutig die 
Schullajt als eine Laft der politiihen Gemeinde 
binjtellt, — Der leitende Grundfag eines Geje 
läßt ſich aber niemald aus Beftimmungen, welche 
für bejondere Fälle gegeben find, entnehmen, 
londern nur aus dem, was das Geſetz ald die 
Regel hinftellt und annimmt. Wenn der Gejeg- 
geber im Reglement von 1765 von „Domintis 
und Gemeinen“ fpricht, fo zeigt ſchon diefe Zu— 
—— — daß er unter „Gemeine“ die da= 
malige bäuerliche Gemeinde verftanden hat, und 
daß er piek Auffaffung aud in dem Reglement 
vom 18. Mat 1801 nicht verlaffen Hat, iſt von 
dem unterzeichneten Gerichtöhofe wiederholt dar= 
getben worden. Endurtheil vom 21. Februar 1880. 

ntjheidungen Band VI Geite 174 ff.)**) 

Das General-Landfhulreglement für Schleften 
vom 3. November 1765 ift für alle nieberen Tas 
thofifchen Schulen erlaffen. Bei der Anwendung des⸗ 
felben zeigte es ſich, daß die darin enthaltenen 
Bejlimmungen namentlih nicht genügten, die 
Lehrer mit einem auskömmlichen Unterhalte zu 
verjehen, fie gegen „unbillige Verweigerung ihres 
Unterhaltes von Seiten der hierzu Verpflichteten” 
u ſchüßen. Dieje Mißftände zu befeitigen, bie 

terhaltungspfligt des — erihöpfend zu 
regeln, jtellte ſich das Meglement vom 18. Mai 
1801, wie defjen Eingang erweift, zur Aufgabe. 

Wenn das Publikationspatent zum Ullgemeinen 
Landrechte sub Nr. III beſtimmt: 

Die in den verſchiedenen Provinzen bisher 
beftanbdenen bejonderen Provinztalgejege und 
Statuten behalten vor der Hand noch ihre geſetz⸗ 
liche Kraft und Gültigkeit bergeftalt, — die 
vortommenden Rechtsangelegenheiten h a u pt⸗ 
ſächlich nad dieſen und erſt in deren Er- 


et 
31 


266 Rr. 17. 
5 Rr. 4. 
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mangelung na 


den Borjchriften des Allge⸗ 
meinen Lanbr a Fr 


te3 beurtheilt und entjchieden 
werben follen, 


jo ift Hierin geradezu die Verpflichtung des 
Richters ausgeiprochen, Brovinzialgefege, welche, 
wie die Reglements von 1765 und 1801, beab⸗ 
fihtigen, einen Gegenftand erſchöpfend zu regeln, 
aus ſich felbft auszulegen. Iſt das Provinzial 
gefeg dunkel oder zweifelhaft, fo hat er dasſelbe 
unter Zubülfenahme der darin aufgeftellten Grund⸗ 
füge auszulegen; Dunfelheiten und Bmeideutig- 
feiten in einem Provinzial⸗Landesgeſetze berechtigen 
den Richter nicht, daſſelbe unbeachtet zu laſſen 
und den Fall nach den Vorſchriften des Alige— 
meinen Landrechtes zu —— Erkenntniß 
des Königlichen Obertribunales vom 3. Juni 
1848, Entfheidungen Band XVI Seite 311). 
Mit Recht Hat daher der Vorderrichter die Norm 
für die Entſcheidung der vorliegenden Streitfrage 
in den Reglements von 1765 und 1801 geſucht. 

Wenn nun das Reglement von 1765 die Unter- 
haltung bed Lehrers den Dominiis und den Ge- 
meinden auferlegte, jo ließ es umentfchieden, was 
als tonvenabler Unterhalt anzufehen, wie diefer 
anf die &emeinde einerfeit? und auf das Do- 
minium andererfeit3 zu vertheilen, wie der Ge- 
meindeanteil in der Gemeinde anfaubeingen, wie 
falls mehrere Gemeinden oder Dominien zur 
Schule gehörten, der Anteil jeber Gemeinde und 
jede Dominiums zu beftimmen fei. Alle dieſe 

te beburften der Regelung und find in dem 
eglement vom 18. Mai 1801 geregelt. Da- 
gegen konnte bereit3 nad dem Reglement von 
1756 nicht wohl zweifelhaft fein, daß Lajten, 
welde es dem Dominio und der Gemeinde 
auferlegt, bei dem Wegfalle des einen Goncur- 
renten von dem anderen allein zu tragen waren, 
d. h. daß die Gemeinde das Ganze zu tragen 
batte, wenn feine Herrihaft vorhanden war und 
die Herrſchaft das Ganze zu leiſten Hatte, wenn 
eine Gemeinde nicht beitand. So tft e8 zu er- 
Hären, wenn dad Reglement von 1801 weder 
bes Falles, daß nur eine Gemeinde, noch bed 
Falles, daß nur ein Gut zur He gehört, er- 
wähnt. Bon dem Grundjage, daß bei dem Aus— 
falle des einen Contribuenten der andere das 
Ganze zu leiften dat, macht übrigens dag Reglement 
hinſichtlich des Getreidedeputates im $ 19b aus⸗ 
drüdtiih Anwendung. Hiernad kann diesſeits 
dem Vorderrichter nur darin beigetreten werben, 
daß nad) Inhalt des Reglements von 1765 unb 
1801 diejenigen Wbgaben und Leiftungen, welche 
zum Unterhalte des Lehrers dienen und nad) ben 
enannten Reglements der Herrſchaft und ber 
emeinde obliegen, von der Herrſchaft allein zu 
übernehmen find, falls eine Gemeinde zur Schule 
nicht gehört. 

Wenn jedoch ber Borderrichter, welcher den be- 
klaglen Gutsvorſteher als bie veranlagende Be- 
ae anfieht, bie Klage zugelafien und auf Er- 

der erhobenen Beiträge erfannt hat, ob⸗ 

gleih von dem Kläger bei dem Gutsvorſteher 

eine Reclamation nicht angebracht worben ift, fo 

berußt die angefochtene Entſcheidung injofern 

Me 8 auf der Nichtanwendung des beftehens 
echtes. 





eu genommen , 
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des Sefepes vom 18. Juni 1840 
Seite 140) erlifcht der Anſpruch 
auf Steuerbefreiung, Pose auf Rüderftattung, 
wenn ber zur Steuer Herangezogene nicht binnen 
3 Monaten bei der veranlagenden Behörbe res 
clamirt hat. Und nur gegen den Reclamationg- 
beſcheid findet nad $ 3 a. a. O. der Rekurs an 
die vorgefegte Behörde, an deſſen Stelle gegen- 
wärtig bie Klage im Berwaltungsfteitbertn ren 
etreten ift, binnen einer Präclufivfrift von ſechs 

ochen ftatt. Rechtzeitige Reclamation und Re— 
clamationdbefcheid der veranlagenden Behörde find 
die nothwendigen Worbedingungen ber Klage.“) 
Bei deren Fehlen mußte ber Borderricter die 
Klage abweijen. Seine Entſcheidung mar daher 
in Gemäßheit der Mi 64, 67 des Berwaltungs- 
gerichtögejepe3**) aufzuheben. 

Bei Meier Beurtheilung der Sache muß der 
Einwand des Bellagten, daß er bie ftreitige Ber 
anlagung nicht zu vertreten habe, für zutreffend 
erachtet werben. Der Gutsvorſteher als folder 
ift nicht berechtigt, Schulfteuern auszufchreiben. 
Es hat denn audy im vorliegenden Falle der Be- 
klagte ein derartiges Recht weder für fi in An- 
noch thatfählih ausgeübt. 
erſelbe hat zielmehe lediglich einer Anweiſung 
feiner vorgejegten Behörde Folge geleiftet und 
dies auch in der Belanntmadung vom 20. März 
1880 buch die Worte anf, Anordnung der 
Königlichen Regierung“ zum Ausdrucke gebracht. 
Die Handlungen der Königlihen Regierung hat 
Bellagter nicht zu vertreten. Nach den hier vor= 
liegenden thatſächlichen Verhältniſſen, wo ein zur 
Vertretung der Schule berufener Schulvoritand, 
an den die Auffichtsbehörbe ihre maßgebenden 
Beifungen hätte richten können, überhaupt nicht 
befteht, war die Regierung nah 8 18 der Ne 
gierungsinftruetion vom 23. October 1817 wohl 

jerechtigt, die Obliegenheiten des Schulvorftandes 
felbft wahrzunehmen und bie Steuerausſchreibung 
zu bewirken. Sie trat dadurch in die Stellung 
der veranlagenden Behörde. Bei ihr mar daher zu 
teclamiren und von ihr auch die Steuerausſchrei⸗ 
bung im Berwaltungsftreitverfahren zu vertreten. 

Es mußte hiernad) bie Klage abgeiviefen wer- 
den, ba biefelbe gegen eine Behörde gerichtet ift, 
welche die Veranlagung nicht zu vertreten hat, 
überdies auch weder bei der beflagten Behörde, 
noch bei der zuftändigen Behörde relcamirt worden 
iſt. Da durch die Revifton des Negierungs- 
präfidenten bejondere Koften nicht erwachſen find, 
wer ber Koftenpuntt nach 8 72 des Berwaltungs- 
gerigtsgeetes wie geſchehen, zu regeln. 

DB.0. Rr. 1 1662. 


N 1 
——— 


2. Heranziehnng der „Stellenbeſitzer“. 


Reglement vom 18. Mai 1801: 

819. a. Zu dem Brennmaterial und dem baaren 
Gelde muß die Herrfchaft, von welcher Re— 
ligion fie fei, ein Drittel beitragen, und 
zwei Drittel tragen die Stellenbejiger oder 
die Gemeinde. Giebt Die Herrichaft das Brenn- 
material in natura, jo hat die Gemeine zwei 

2 Sal 9184 97 des 2.:8.:@. (unten $ 802 Anang IL) 
* 28. (unten nhanı 
eu (min BEIN. 
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Drittel des Preifed davon mehr an Gelde zu 
geben. Sind mehrere Dörfer zu einer Schule 
eſchlagen, fo tft das Drittel unter die Herr⸗ 
haften diejer Güter nad) dem kataſtrirten 
Ertrage derjelben zu vertheilen. Eben dieſes 
une aud in Abſicht der von ben Gemeinden 
eizutragenden zwei Drittel ftatt, wenn 
mehrere zu einer Schule geichlagen find. 
819. oc. Die von der oder den Gemeinden zu ent- 
richtende baare Summe wird unter alle 
Stellenbefiger, fo viel beren U einer Schule 
geihlagen jind, gleich vertheilt. — — 

Ew. Excellenz erwiedere ih nad — der 
Acten des Geheimen Staatsarchivs, betreffend den 
Erlaß des katholiſchen Schulreglemenis vom 
18. Mai 1801, auf den gefälligen Bericht vom 
8. Mai d. J., daß ausſchließlich die Beſitzer be- 
bauter Grundftüde, jedoch ohne Rüchſicht, ob 
fie im Schulbezirt ihren Wohnfig haben, ober 
nicht, zur Wufbringung der von den Gemeinden 
zu entrihtenden baaren Summe zu dem Lehrer- 
gehalt und den Beichaffungskoften des Holz= 
deputats für verpflichtet zu erachten find. 

Das Baargehalt und das Holzdeputat entipricht 
dem früheren Schul: und Hoizgelde. Lepteres 
beizubehalten iſt mit NRüdfiht auf den 8 32 
Zitel 12 Theil II Allgemeinen Landrechts nicht 
beliebt, e8 aber auch für unthunlich erachtet wor- 


den, zu den in Mede ftehenden Leiftungen bie |! 


Aderbefiger als ſolche heranzuziehen, da der Grund 
und Boden durd das Getreidedeputat genügend 
belaftet erſchien. Es ift vielmehr die Wufbrin- 
gung ber baaren Summe den Gtellenbefigern, 
worunter die Beſitzer von Wohngebäuden 
in der Gemeinde verftanden find, gleich— 
mäßig auferlegt worden. Dad Yequivalent für 
dieje Leiſtungen ift darin gefunden worden, baß 
nunmehr die Kinder ber Bewohner des Haufe, 
ſowohl die des eigenenWirths, als Die ber Miethöleute 
und Einlieger, ohne zur Zahlung von Schulgeld und 
Lieferung von Holz verpflichtetzu fein, den Unterricht 
genießen. Die Verpflichtung, zu den im 8 19a 
und c genannten Xeiftungen beizutragen, folgt 
daher weder aus dem Befig von Grundftüden in 
der bäuerlichen Feldmark, nod aus der perjün- 
lihen Mitgliedihaft der Schulgemeinde, fondern 
ift lediglich durch den Befig bebauter Stellen im 
Schulbezirt bedingt. Der Bertheilungsmaßftab 
des ; 190 des Reglement findet jedoch nur auf 
die baare Summe Anwendung, melde die Ge— 
meinde zur Genügung der Verpflichtung ex $ 19a 
aufzubringen hat. Sind andere Emolumente dem 
Zehrer nicht in natura zu gewähren und wird da= 
ür eine Geldentihädigung oder andere Leiftung 
ubftituirt, fo ift die Belbentfhäbigung reſp. andere 
eiftung von denjenigen zu übernehmen, welchen 
nad dem Reglement, die principale Verpflichtung 
obliegt. Kann daher einem Lehrer das im $ 12e 
beichricbene Hütungsrecht von der Gemeinde nicht 
gewährt werden, jo müſſen die Befiger der Ge— 
meindegrundftüde dafür auflommen, benn das 
— laſtet ſeiner Naiur nach auf ſämmt⸗ 
ichen in der bäuerlichen Feldmark belegenen 
Grundſtücken. 

Em. Excellenz er ich ergebenft, veranlaffen 
zu wollen, baf nad) diefen Grundjägen bie bortige 


Königliche Regierung bei Verteilung der Schul- 
laften künftig verfahre und demgemäß der hier 
angefchloffenen Beſchwerde des Gutsbeſitzers N. 
zu N. Abhülfe verſchaffe. 
Berlin, den 10. Juli 1860. 
v. Bethmann-Hollweg. 


8 
den — Geheimen Rath umd 
De en ‚Heren Freiherrn von Schlei⸗ 
ni dem zu Breslau. 


8. 


Berlin, ben 24. September 1870. 

Der Königlihen Direction erwiedere auf 
die Beichwerde vom 1. Juli d. J., daß bie 
N. ſche Eiſenbahn als Befigerin bebauter Grund⸗ 
De im Geltungsbereich der die Befoldung der 

andſchullehrer betreffenden Beftimmungen des ka⸗ 
tholiſchen Schulreglement? vom 18. Mai 1801 
zur antheiligen Yufbringung ber_von den Ge- 
meinden zu entrihtenden baaren Summe zu dem 
Zehrergehalt und den Beihaffungstoften des Holz⸗ 
beputat verpflichtet iſt. 

Auf die Grundfäge und Beftimmungen bes 
Allgemeinen Landrechts über bie Schulunterhal- 
tungspflicht lann nicht zurücdgegangen werden, 
fotweit diefe Materie Deobinziarehtiieh geordnet 
fi Dies ift Hinfictlih der Wufbringung der 
Xehrerbefoldungen der Fall, indem $ 19 de ge⸗ 
dachten Meglements hierüber ſpecielle und er- 
fhöpfende Vorſchriften enthält, 

Daß und weßhalb die lefteren im Sinne der 
vorstehenden Entſcheidung zu veritehen find, ift 
in dem an den Herrn Oberpräfidenten der Pros 
vinz erlaffenen und im Centralblattt DB die ges 
fanımte Unterrichtöverwaltung de 1860 Seite 487 
abgedructen Refeript vom 10. Juli 1860*) bereits 
näher dargelegt. 

Ich kann daher dem Antrage, bie Verfügung 
der dortigen Königlichen Regierung vom 18. Maier. 
in dem angefochtenen Punkt aufzuheben, keine 

olge geben. 

er Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

von Muͤhler. 


u 
die Königliche Direcklon der R’ihen Eiſenbahn 
u in der Provinz Schleflen). 


4. Heranziehung der Alt⸗Lutherauer als Beſitzer 
„evangelifher Stellen“. 


Die Anſicht, daß in Fällen, in welden die 
früher von Evangelifchen beſeſſenen Stellen in ben 
Beſitz von Alt-Lutheranern übergehen, für die Ent- 
ſcheidung der Frage, in wie weit bie Letzteren zu 
Reiftungen an ben evangelifchen Lehrer verpflichtet 
bleiben, das Reglement vom 18. Mai 1801 keine 
Anwendung finde, vielmehr die Beftimmung bed 

185 II 6 Ullgemeinen Landrechts maßgebend 
ei, kann nicht für richtig erachtet werben. 

Das im $ 185 cit. vorausgeſetzte Sachverhältniß 
liegt bier nicht vor, da es ſich nicht um den Wus- 
tritt eines @emeinbemitglieded handelt. 

Dagegen hat es kein Bedenken, ba nad dem 


®) Borſiehend. 
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Landtagsabſchied vom 22. Februar 1829*) bie 


10 bis 29 des Reglement? vom 18. Mat 608 


auf evangeliiche 
daher au bie gorliegenben Verbältniffe Anwen⸗ 
dung finden. Eine 

mungen auf folhe Fälle allein, welchen eine 
evangelifhe und eine katholiſche Schulgemeinde 
fi) gegemüberftehen, iſt weder im Gefeg ausge— 
ſprochen, noch liegt fie in ber Natur der Sache. 

Die vorliegende Frage findet demnach durch 
Yin des Neglements in Verbindung mit dem 

iniſterial⸗Erlaß vom 22. Auguft 1833 ihre Er- 
ledigung.**) 

Es tft daher bei derartigen Beränderungen in 
den Befigverhältniffen erft nach jebesmafigem Ab- 
lauf der fünfjägrigen Periode eine neue eparti- 
tion der Leiftungen an ben evangelifhen Schul- 
lehrer vorzunehmen, bis bahin aber find bie Alt- 
Qutheraner, melde Stellen von Evangelijchen 
erwerben, zur Erfüllung der auf dieſe Stellen 
tepartirten Leiftungen anzuhalten. 

Hiernach iſt Die Veſchwerde vom 6. April cr. 
zu erledigen. 

Berlin, den 5. September 1859. 

Der Minifter der_geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. 


An 
die —— zu Lieguit· 


5. Heranziehnug der „befpannten Wirthe“. 
Der Beriht — läßt nicht Har erfehen, in wel 
her Weife überhaupt die Spannbienfte zu Schul- 
zweden in ber Schulgemeinde M. vertheilt werden. 
— Benn dieje Verpflichtung, wie es den Anfchein 
ewinnt, und dem 8 18%**) litt. d des fatholifchen 

Ireglements vom 18. Mai 1801 entipre 
würde, den befpannten Wirthen obliegen follte, jo 
würde bie Beitragspflicht ber Beſchwerdeführer 
einfach davon abhängen, ob ſie zu den beſpannten 


Wirthen gberen d. 5. Zugvieh halten (of. Reſeript 
vom 6. November 1860 U. 18831 &.-81. 1860 
©. a 

Berlin, den 22. November 1864. 


U. 19003. 


6. Bertheilung der Zaften durch Gemeindebeſchluß 
Berlin, den 16. November 1865. 


Den Vorſchlägen der Königlihen Regierung in 
den Berichten vom 5. April und 29. Sa 38 


) Auszug aus dem Laudtagtabſchleb vom 22. Februar 1829: 
Unfere Allerhöchften Propofitionen betreffend, jo genehmigen Wir: 
1) Die von Unferen getreuen Ständen vorgelegten, bie Ans 

16 Su 1000 eu Die eoangeten Bauten beheben Bor 
len 4 

kuss jo viel den Umſan Ser Dotation, welche ben ſchlecht ges 
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wegen Wufbringung des Eintommend für die 
evangelifchen Lehrer in N. vermag ich nicht beis 


chulen im Allgemeinen, und | zuftimmen. 


Nachdem die Antereffenten bejchloffen haben, 


eihräntung jener Beftim- |; den Lehrern an Stelle des bisher bezogenen Kopf— 
in 


ſchulgeldes feite baare Gehälter zu gewähren und 
den erforderlichen Betrag auf den ftäbtifhen und 
den ländlichen Teil des Schulverbandes nad) der 
Scülerzahl zu vertheilen, muß der Antheil jeder 
Gemeintguft innerhalb berjelben nad den Vor⸗ 
fchriften aufgebracht werden, welche für ben be- 
treffenden Theil bezüglich der Aufbringung der 
Schullaſten maßgebend find, aljo der ftädtifche 
Antheil nad der Beitimmung über die Vertheis 
lung der Schulbeiträge in den Städten, und ber 
ländliche nad) denjenigen fr die Wufbringung des 
Lehrereintommens auf dem Lande. Diefer aus 
der Natur der Sache ſich ergebende Grundſatz tft 
auch bezüglich der Wertheilung der Baubeiträge 
bei Kirchen, zu melden ——5— e und ländliche 
Eingepfarrte gehören, von dem Königlichen Obers 
tribunal in dem Erkenntniß vom 28. anna 1835 
(Schlef. Archiv Bd. III ©. 521) angenommen. 
Wegen ber Bertheilung bes Hätiehen Antheils 
befteht überdies fein Streit; die Betheiligten haben 
ſich dahin geeinigt, die directen Staatfteuern als 
Vertheilungsmaßſtab gelten zu laſſen. 
Was die Aufbringung ded Antheils der Land» 
emeinden anlangt, jo muß dad Verlangen ber 
ufticaleinfaffen, daß die Dominien ein Biertel 
übernehmen, nad) dem oben erwähnten Grundſatz 
fowie nad) den Beitimmungen des Allerhöchſten 
Landtagsabſchieds vom 22. Februar 1829*) fir 
begründet erachtet werben. Der Widerſpruch des 
Befigerd der Dominien D. und P. gegen bie von 
der Aufticalgemeinde beantragte und von dem 
Dominium x ausdrüdlich als richtig anerkannte 
Vertheilungsweiſe zwiſchen Dominien und Ge⸗ 
meinden iſt mithin unberüdfichtigt zu laſſen. 
Der Antheil der Rufticaleinfafien endlich würde 
nad $ 19 litt. c des katholiſchen Schulreglements 
vom 18. Mat 1801 auf alle Stellenbejiger zu 
leihen Theilen umzulegen fein. Da jebod die 
Rufticaleinjaffen beſchloſſen haben, ihren Untheil 
unter ſich nad) dem Verhältniß der birecten Staats⸗ 
fteuern aufzubringen, fo unterliegt e8 feinem Be— 
denten, Sieen den obwaltenden Verhältniffen und 
der Billigfeit entfprechenden Beſchluß von Aufſichts⸗ 
wegen zu beftätigen,**) zumal bemfelben alle 
Iniereſſenten, mit alleiniger Ausnahme des Schulen 
NR. aus N. zugeitimmt haben, letzterer aber weder 
feinen Widerſpruch begründet, noch anderweitige 
Anträge geftellt hat. 


7. 
— Bunädft tft e8 unbedenflid,, die —X 


Vchrern als Minimum zu gemähten ift, anbelangt, Leiſtungen des DominiumsM. für die katholiſche 
ah a a a oa un | Schule en €. auf bie in M. zw conftituirende 
En von Seten be Sqhn * — zus; Säule zu en, * mit Dee vol En ab 

gegen, je Anwendung die ſes maßRabes auf | trennung der ule in M. von der zu ©. jeder 
aa ae ae hunden | Anipruc) bet Ieptern auf Beiträge &eiteng de3 


bereit und 
en würde, —e iſidlum aı jen worden if, gm 
ten Do: 


einet zwedmäßiyen Repartitionsmobus mit ben igte 
minten in je ein (ot. 8 276 Rz. Of, m BahıL) 
“cl. $ . 1 sub 


*) Soll heißen 5 19. 
+) Oben 5 262 Rr. 12. of. 5 310 Rr. 38, 5 203 Rr. 7a. 


Dominiums M. erliſcht, und eventuell bie übrigen 
zur Schule in C. gehörigen Dominien die gut3- 


*) of. 5 276 Rr. 9 ff. und Anh. L 
**) of. 5 280 Rr. 7. 
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herrlichen Beiträge demnädjft allein ohne Con⸗ 
eurrenz des Dominiums M. aufzubringen haben 
werben. 

Ebenfo ſtimme ich der Königlichen Regierung 
darin bei, dag das Dominium M. zu weiteren 
Beiträgen für die katholiſche Schule dafelbit, 
namentlich zur Gewährung der vollen reglement3- 
mäßigen Beiträge zum Xehrereinfommen nicht 
verpflichtet ift, da die Worausfegungen ber 88 22 
und 23 des katholiſchen Schulreglements vom 
18. Mai 1801 Hier nicht zutreffen. 

Dagegen wird die Gutsherrſchaft die biß jetzt 

nad) ©. geleifteten Beiträge unter allen Umftänden 
demmäät on den katholifhen Lehrer in M. zu 
entrichten haben, gleichviel nad welchen Grund- 
fägen die Gemeinde ben übrigen Theil des Lehrer- 
einfommens aufbringen wird, ba dies bie Ber- 
pflihtung des Dominiums nicht berührt. 

Was aber die Aufbringung des hiernad auf 
die Gemeinde fallenden Lehrereinkommens an= 
langt, fo ift zunächft mit biefer darüber zu ver= 
andeln. Hierbei find der Gemeinde bie mmt- 
ichen in dem Bericht erwähnten verſchiedenen 
Wege, wie die Dotation befhafft werden kann, dar= 
ulegen, und tft ihre Erklärung über jeden ber» 
Fon zu erfordern. Kommt dann eine Verein- 
barung unter den Intereſſenten zu Stande, 
welhe die Dotation ber Lehrerftelle nachhaltig 
fir ftellt, fo hat es kein Bedenken, dieſe zu be- 
tätigen, auch wenn diefelbe den Vorſchriften des 
zunädft zur Anwendung fommenden Provinzial 
rechts nicht entſprechen und fi) namentlich den 
Beitimmungen bes Allgemeinen Landrehts über 
die Unterhaltung ber Schulen und Lehrer an- 
ſchließen follte. 

Wenn dagegen ein gütliches Abkommen nicht 
erzielt, und deshalb eine Feſtſetzung im Auffichtö- 
wege — wird, jo muß Hierbei zunächſt 
von den Vorſchriften des Provinzialrechts ausge⸗ 

angen werden, und vermag ich umſoweniger ein 

—— auf dad Allgemeine Landrecht für zu⸗ 

üſſig zu erachten, als es ſich hier nit nm Er— 

gänzung einer Lücke bes Provinzialrechts handelt, 
und überbied ber Bericht ber Königlichen Regie— 
rung nicht die Ueberzeugung gewährt, daß durch 

Einführung des —— des die Dotation der 

Stelle nicht ſollte beſchafft werden können. 

Mag auch zugegeben fein, daß ein Schulgeld 
von 1? Sgr. pro Woche und Kind die Leiftungs- 
fäbigfeit der ärmeren Einwohnerflaffen überfteigt, 
jo muß ber Sag von 1 Sgr. pro Woche und Kind 
im — als mäßig angeſehen werden. Denn 
dieſer Sag_ift nicht allein jelbft in den ärmſten 

, Gegenden Oberfchlefiend durchweg üblich, fondern 
auch durch die Allerhöchſte Ordre vom 30. Des 
cember 1834°) für das von den Einliegern, alfo 
der ärmften Klaffe, an Stelle des Zerkleinerns des 

olzes zu entrichtende Schulgeld feftgefegt, währenb 
ich er in — a der —— 
eine gro nzahl von wohlhabenden onen, 
welde Handel und Gewerbe treiben, befindet, fo 
baß bie Ausfälle am Schulgeld in M. verhäliniß⸗ 
mäßig geringer, als anderwärts fein müßten, zu= 
mal dad Verhältni ber pofleffionirten zu ben uns 


*) of. 8 310 Rx. 39, 
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poſſeſſionirten Hausvätern (24 zu 58) gar nicht 
ungünftig tt. 
da nun bei einem Wochenſchulgeld von 1 Sgr. 
pro Kind die Solleinnahme ſich auf mindeſtens 
180 Thlr. belaufen würde, fo könnten noch etwa 
20 Thlr. jährlich ausfallen, bevor das Einfommen 
des Lehrers unter das Minimum von 165 Thlr. 
finten würde, indem dem Lehrer neben dem Schul⸗ 
eld noch bie gutäherrlichen Leiftungen, beſtehend 
in jährlih 61 Scheit Holz und 2 Thlr. 2 Spr. 
9 Bf. baar, verbleiben würden. Es läßt ſich aber 
erwarten, daß bei einer regelmäßigen und prompten 
Einziehung des Schulgeldes, worauf allerdings ein 
befonderes Gewicht zu legen ift, erheblichere Aus⸗ 
fälle nicht entftehen werben. Eventuell würbe ſich 
die Ortsarmentaffe*) nicht entziehen können, in fo 
weit für die durch Armuth der Debenten ver- 
anlagten Ausfälle am Schulgeld einzuftehen, als 
dies zur Ergänzung des Lehrereintommend bis zu 
dem veglementömäßigen Minimum nothwendig 
werben jollte, während es anbererjeit8 mit Rüd- 
fit auf die Dotationsverhältnife der evangeltichen 
Schule unbebenklih fein würde, bei Einrihtung 
der katholiſchen Schule die ſubſidiäre Haftbarkeit 
des Ortdarmenverbandes für bie unbeitreiblihen 
Schulgelderrefte in der angebeuteten Weiſe zu bes 
grenzen. Auch würde in Erwägung zu ziehen fein, 
ob fi nicht ein völlig gleihmäßiges Verfahren 
für beide Schulen dadurch herſtellen ließe, daß 
aud) in der evangelifchen Schule, bei welcher gegen= 
wärtig ein Wochenſchulgeld von 1’; Ser. pro 
Kind erhoben wird, aber ein Rüdgriff auf bie 
Armenkafje nicht ftattfindet, das ulgeld auf 
1 Sr. jerabgejegt, unb bie dadurch entitehende 
Mindereinnahme durch ein Zurüdgehen auf ben 
DOrt3armenverband wegen ber Schulgelberaußfälle 
ausgeglichen würbe. 

Hiernad bleibt ber Königlichen Regierung bie 
weitere Regulirung biefer Angelegenheit überlafien. 

Berlin, den 9. November 1863. 

Der Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 


u von Muͤhler. 
m 
bie Rönigl 
— ne Regierung zu R. (im ber Provinz 
18870. 
Anhang. 


Rebe des bg. v. Heydebrand in ber Sitzung des 
Haufes der Wbgeorbneten vom 1. März 1883: 
(Stenogr. Berichte ©. 1024.) 

„Das katholifhe Schufreglement beftimmt, daß 
die baaren Beiträge zu den Lehrergehältern und 
den Schulunterhaltungatoften, re von ben 
Gemeinden zu tragen find, auf die Srelienbefiper 
zu gleichen Teilen ohne Rüdficht auf ihre Größe 
und ihre Leiftungsfähigleit zu repartiren find. — 
Nun wird regierungsſeitig Die Sache fo außgelegt, 
daß es ſich hier nit um Societätöfchulen handelt, 
fondern um eine Vertheilung der Laften auf die 
Dominien Hi die Guisherrſchaften einerfeit3 und 
auf bie politiiche Gemeinde andererfeit3 und daß 
nun bie —58 — * = on 
einen nad) bem Gemeindeverfaſſungs gefa| 
Beſchluß die Abänderung dieſes Pr Jin 


) of. 9 194. 
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8. Unterhaltung ber — en Schulen in ber 

Brovinz Sälefen mit Nüdfiht auf die Beſtim⸗ 

mungen des Allgemeinen Laudrechts und des 
Reglement? vom 18. Mai 1801.*) 


Im Folge des Berichts vom 26. April d. J. 

bie  hulvergäftnife zu N. betreffend, 

habe id den Stellenbefiger N. nach Ausweis der 
abſchriftlichen Anlage abjällig beichieden, da über 
die Rormirung ber Beiträge nad) den Vorfchriften 
des Allgemeinen Landrechis Beſchwerde nicht ge= 
führt it. Ich bemerke jedoch, daß ich die von 
meinem verewigten Amt3vorgänger bei ber Regu⸗ 
lirung der L.er Schulverhältniſſe adoptirte Anficht, 
daß für evangelifche Schulen in Schlefien die Ein- 
führung von Hausväterbeiträgen zur Unterhaltung 
ber Lehrer angeorbnet werben könne, nicht zu theilen 
vermag. 

Dem erften, wie bem zweiten Schlefifchen Pro- 
vinztalsLandtag tft die Begutachtung der unbe 
dingten Ausbehnung der 88 10—29 des katholiſchen 
SchulreglementS vom 18. Mai 1801 auf die evan- 
gelifchen Schulen aufasgeben worden. 

Nach mannigfachen Weiterungen erklärte fi) ber 
weite Provinzialstandtag in dem Gutachten vom 

. Zebruar 1828 im Allgemeinen mit ber Un- 
wenbung ber gedachten Beitimmungen auf die 
edangeliiiien Säulen einverftanden, bat jeboch, die 
Beitragsquote der Dominien zu den Lehrer-Emo- 
Iumenten auf feſtzuſetzen, unb beantragte viel- 
fache Zufäge zu den einzelnen 88 bes Reglements. 
Der Allerhöchſte Landtagsabichied vom 22. Februar 
1829 beſtimmte darauf auf Grund ber im Staats⸗ 
minifterium gepflogenen Beratdungen: 

1) bie Anwendung der 88 10—29 des Reglements 
vom 18. Mat 1801 auf die evangelijchen Land⸗ 
ſchulen; bemwilligte 

2) den Dominien die Beitragsquote von für 
das Baargehalt und dad Holzdeputat; erflärte 

3) dies Beitragäverhältniß für Getreidedeputat zc. 
nicht für angemefjen, behielt bie Beftimmung 
eines zwedmäßigen Repartitiongmobus wei⸗ 
teren Beratdungen vor und empfahl den Do- 
minien und Gemeinden die freiwillige Ans 
nahme des durch das katholiſche Schulreglement 
eingeführten Maßſtabes; und lehnte 

4) das Eingehen auf die von den Ständen be- 
antragten fonftigen Bufäge zur Beit ab. 

Daß neben den fo eingeführten Borfchriften des 
NReglements vom 18. Hai 1801 bie völlig ab- 
weichenden Beitimmungen ber 88 29 fig. Tit. 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts haben beftehen 
bleiben follen, iſt nirgends amgebeutet und nicht 
anzunehmen. Ich kann es vielmehr nicht für 
zeaiethaft balten, baß in gleicher Weile, wie durch 

ie 10—29 bes Latholifchen Schulreglements 
vom 18. Mai 1801 bie Anwendung der landrecht⸗ 
lichen Vorſchriften für katholiſche Schulen audge- 
ſchioſſen wird, nad Einführung der 88 10-29 
bes Reglementd für die evangellicden Schulen ein 
Zurückgehen auf die 88 29 ® Allgemeinen Land- 
echts II 12 bei Regelung ber evangelifchen Schul- 
verhältniffe —— ift. _ Die katholiſchen und 
evangelifchen en müſſen mit der aus den 


*) 8.8 776 Rr. 9 fi. und Anh. L 


obigen Süßen ad 2 und 3 von felbft fi ergeben⸗ 
den Ausnahme nad dem Landtagsabſchied vom 
22. Februar 1829*) für gleich geftellt erachtet 
werden. Wenn daher zur Beit bei einer evan⸗ 
gelifhen Schule Wocenfchulgeld erhoben wird, fo 
muß baffelbe entweder beibehalten oder unter Auf- 
bebung befielben für die Dotirung der Schufftelle 
nad Maßgabe des Reglements vom 18. Mai 1801 
Sorge getragen werben. Die Königliche Regierung 
Br hiernach in fünftigen ähnfigen Zällen vers 
jahren. 

Berlin, den 8. October 1860. 

U. 11277. 


9. Einfluß der U 
bie ———— 
in Schlefien. 


Nach Ausführung des Geſetzes vom 21. Mai 
1861 über die anderweite Regelung ber Grund» 
fteuer ift die Frage zur Erörterung gelommen, 
welcher Einfluß der neuen Grundfteuerverfafjung 
auf die Repartition der Kirchen und Schullaften 
einzuräumen fei. 

Die Herren Minifter der Finanzen und der 
geiftlichen Angelegenheiten haben ſich im Allge— 
meinen dahin ausgeſprochen, daß bei Bertheilung 
der genannten Laften, foweit diejelben zufolge der 
beftehenden Borfchriften nad) dem Eontributions- 
fuß oder nad) dem cataftrirten Ertrag und ber 
cataftrirten Ausfant zu repartiren find, fortan bie 
neue Grunbdftenereinrihtung zur Anwendung zu 
bringen ift. 

Was die Ausführung im Einzelnen anlangt, fo 
laſſen nad) der Entſcheldung der Herren Minifter 
besüglich der Kirchenbaukoſten bie 88 734 
bi8 739 Titel 11 Theil II des Allgemeinen Land» 
rechts feinen Zweifel, daß nicht blos Die a der 
eigentlichen Grundſteuer herangezogenen Liegens 
fänften, fonbern alle der Grundſteuer im weiteren 
Sinn unterworfenen Steuerobjecte in Vetracht zu 
ziehen find, und daß es deshalb gerechtfertigt iſt, 
die Gebäudefteuer zugleih mit ber Grund» 
fteuer von den Liegenſchafien bei der Repartition 
der Kirchenbaufoften, und infofern die Schul⸗ 
bautoften in Gemäßheit ber 8 31 und 34 
Titel 12 eil IT Allgemeinen Landrechts nad 
demfelben Grundſatz zu vertheilen find, auch bei 
der Repartition der legteren zu Grunde zu legen. 

In Betreff der Vertheilung des Lehrerein- 
tommens nad Vorſchrift des 8 19 des Schuls 
reglement3 vom 18. Mai 1801 haben die Herren 
Minifter den Grundſatz ausgeſprochen, daß bie 
Vertheilung in denjenigen Zällen, wo ber cata= 
ftrirte Ertrag als Repartitionsmaßftab be— 
ftimmt tft, fortan nad) dem Behufs Veranlagung 
der Grundfteuer feftgeftellten Neinertrag ber 
Liegenfhaften, und in ben Fällen, wo bie 
cataftrirte Größe der Ausſaat ald Maf- 
ftab vorgeſchrieben ift, nach dem Behufs Veran 
iagung der Grundſteuer feſtgeſtellten Reiner⸗ 
——— ——— 
ſchaften zu bewirken iſt. 

19 des Schulregle⸗ 


Anlangend die aus dem 
menis vom 18. Mat 1801 ſich ergebende Frage, 


*) 01.5275 NR 9 fl. 
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wie bei Bertheilung ber Beiträge zum Lehrer 
gehalt in denjenigen Fällen zu verfahren ift, im 
welchen Dominien, obihon fie nad der alten 
ſchleſiſchen Grundfteuerverfaffung einen Cataftral- 
thalerertrag gehabt haben, in dem neuen Grund- 
fteuercatafter wegen bes fehlenden Grundbeſitzes 
nicht in Anſatz gelommen find; fo ift zunächſt 
geilen dem Deputat an Getreide einerfeit3 und 
em Brennmaterial und baaren Geld andrerjeits 
zu unterſcheiden. Hinfichtlich des Getreides iſt 
m $ 19 sub b. des Schulreglements beſtimmi, 
daß ſolches die wirklichen Aderbefiger zufammen 
nad) der cataftrirten Größe ihrer Ausſaat zu 
tragen Haben. Hat daher die Herrihaft gar kein 
Feld, fo wirb dieſes Deputat von denen, welche 
Ader im Feld haben, ſowie im entgegengefegten 
Fall von der Herrichaft allein gegeben. In diefer 
Beziehung ift alfo die in Rede ftehende Frage im 
Geh. ausdrüdlich entſchieden, und die Gubre- 
partition läßt fi) daher nach den oben angegebenen 
allgemeinen Grundſähen durchführen. Anders liegt 
e3 in Betreff des Brennmaterials und des baaren 
Geldes. Hinfichtlih dieſer Emolumente tft allge- 
mein beftimmt, daß das Dominium ein Drittel 
beizutragen hat, und dieſe Verpflichtung nicht von 
dem Bei eataftrirter Grundftüde ab! angi ge⸗ 
macht. Nur wenn mehrere Dörfer zu einer Schule 
eſchlagen an foll das Drittel unter bie Herr- 
1 jaften biefer Güter nach dem cataftrirten Ertra; 
derfelben vertheilt werden. Hieraus folgt, da 
wenn nur ein Domintum zu einer Schule gehört, 
dieſes das eine Drittel zu dem Brennmaterial 
und dem baaren Geld zu ade hat, ohne Rüd- 
En darauf, ob daſſelbe Grundftüde beſitzt ober 
nidt. 

Gehören dagegen mehrere Dominien zur Schule 
und befigt das eine oder das andere derjelben 
feine Grundſtücke, fo tft Dies der Gemeinde gegen- 
über ohne Einfluß. Die letztere hat von ben 
Herrſchaften zufammen ein Drittel zu dem Brenn= 
material und dem baaren Geld zu fordern, und 
es ift Sache der betheiligen Dominien, ſich event. 
über ihr Theilnahmeverhältniß ausetnanderzufegen. 
Event. ift vorflommenden Falls über das Theil- 
nahmeverhältnig ber Dominten eine proviſoriſche 
Feſtſetzung im Verwaltungsweg zu treffen, und 
den Dominien unter fi), fomeit se damit nicht 
einverftanden fein follten, die Beſchreitung des 
Rechtsweges*) zu überlaffen. Zur Abwendung von 
Prägravationen fol jedoch in folhen Fällen, wo 
mehr al3 ein Dominium betheiligt ift, der status 

uo vorerft aufrecht erhalten, aljo der bißherige 

ataftraltgalerertrag fo lange als Vertheilungs⸗ 
maßſtab noch angenommen werben, bis ein anderer 
an feine Stelle gefegt fein wird. 

Wir veranlaffen hiernach die Herren Lanbräthe, 
von jet an 

a. bei ben firhlihen und Schulbauten, 

foweit die Koften nad den angeführten land⸗ 
rechtlichen Beitimmungen aufzubringen find, 
bie neue Grund» und Gebäubefteuer der Re 
partition zu Grunde Fin legen, 

b. bei dvem Lehrereinlommen, wenn neue 

Repartitionen aufzuftellen find, und 8 19 bes 


*) of. 5 302 und 303. 


Schulreglements vom 18. Mai 1801 zur Ans 
wendung kommt, in ber jet vorgefchriebenen 
Weiſe zu verfahren. 
Oppeln, den 14. Juni 1867. 
Königliche Regierung. 


An 
ſammtliche Herram Sandräthe, Superintenbenten 
und Kreis:Schulinipectoren. 


10. Au der X dung du: 
forintunte Frerbeſo 8 durch 


In den Berichten der Königlichen Regierung 
vom 29. Januar und 29. Februar v. J. ſowie 
in dem Bräftdialberiht vom 10. 5 — —— 
wird der Grund für die im Kreiſe Beuthen in Be— 
tehung auf das Schulweſen obwaltenden Uebel⸗ 
Hände vornehmlich in den Beftimmungen bes katho⸗ 
liſchen Schulreglement® vom 18. Mai 1801 über 
die Beitragspfliht der Einlieger bezüglich der 
Lehrerbefoldungen gefunden, und in Folge befien 
Behufs einer durchgreifenden Abhülfe dieſer Uebel- 
ftände eine anderweite geiestiche Regulirung ber 
Lehrer-Dotationdverhältniffe für notwendig er- 
achtet. 

Es ift anzuerkennen, daß bie Vorſchriften bes 
jedachten Schulreglements, wonach die Schulunter- 

Itungslaft lediglich die befigenden Klaſſen zu 
tragen haben, und die Einlieger nur zum Ber- 
tleinern des Schulbrennholzes verpflichtet find, ba 
nicht augreihen, wo bie Schulgemeinden faſt aus- 
ſchließlich aus befiglofen Berg- und Hüttenarbeitern 
beftehen. Indeſſen tft in Schlefien die Dotirung 
einer Lehrerftele nad den Bejtimmungen bes 
Scntreglements vom 18. Mai 1801 nicht die 
einzige Möglichteit, die Beſoldung eines Lehrers 
ficherzuftellen. Aeltere Säuigefe , welche neben 
dem R lement vom 18. Mat 1801 in Wirkfam- 
keit geblieben find, gewähren bie Grundlage, um 
aud unter Verhältniffen, wie 14 im Kreife Beuthen 
beftehen, ein ausreichendes Einkommen für die 
Lehrer zu befchaffen. 

unächſt ift ein ſolches Auskunftömittel in ber 
Einführung bes fogenannten Kopfidulgeldes auf 
Grund der 88 48 und 49 ber durch daB General- 
Landſchulreglement für Schlefien vom 3. November 
41765 confirmirten Inftruction de public. Breslau, 
den 30. Juni 1764 (Ron Edicten-Sammlung 
Band 8. ©. 209) geboten. Wird auch nur ein 
wöchentliches Schulgeld von 8—10 Pfennigen für 
jedes Sind erhoben, jo wird bei ber Frequenz der 
einzelnen Schulen im Kreife Beuthen, welche auch 
nad Durchführung wefentlicher und burchgreifenber 
Verbeſſerungen noch lange eine bebeutende jein 
wird, ſchon Hierdurch das Einfommen für bie 
Lehrer und Adjuvanten vollftändig gebedt.*) Aus- 
füle am Schulgeld werben keinenfalls erheblich 
fein, da für die ftändigen Mitglieder des Knapp⸗ 
ſchaftsvereins von dem Freikurgelderfonds*) das 
Schulgeld zu zahlen tft, foweit es nicht durch die 
vom Verein de gewährenden Beihülfen gebedt 
wird, die üb gen Arbeiter aber auch einen aus⸗ 
reichenden Berdienft haben, um ein mäßige Schul- 
geld ohne Drud zahlen zu können, jobalb für 
regelmäßige und prompte Erhebung, worauf aller- 


*) of. 5 189. des elbes 
(anal pro 1 6 Rd 


Die politifhen Gemeinden in Schlefien ald Träger der Schullaft. $ 270. Nr. 10. 


bings ein befonberes Gewicht zu legen ift, geforgt 
wird. Für die Kinder armer Eltern endlich wird 
nad) Maßgabe der Verfügung vom 8. October 
1862 (Central-Blatt Seite — der Ortsarmen⸗ 
verband das Schulgeld zu übertragen haben. 

Sodann kann die Dotation der Lehrer auch auf 
ein fizirte® Schulgeld nad) Vorſchrift des Circu- 
lars de dato Breslau, den 31. December 1768 
und Slogan, den 17. Zannar 1769 (Korn’3 Edicten- 
Sammlung, Band 10. ©. 329.) gegründet werben. 
Hierzu ift zu bemerken, daß bie im $ 4 des 
Circulars aufgeführten Süße, wonach der Bauer 
jährlich 1 nler, der Gärtner 15 Sgr., der 
Häusler 10 Sgr. und der Einlieger 5 Sgr. zahlen 
fol, teine abfolut feftitehenden Beträge, fondern 
wie aus den 88 2 und 3 1. c. hervorgeht, nur 
Berhältnißzahlen find, und gem fo, daß ber 
Gärtner die Hälfte, der Häusler ein Drittel, der 
Einlieger ein Sechstel des dem Bauer aufzulegen- 
den Betrages geben fol. Das Eircular gewährt 
mithin einen Bertheilungsmaßftab, mittel3 deſſen 
jebe erforberfihe Summe auf die Schulgemeinde 
umgelegt werden kann, und ber im Wejentlichen 
ben Schr und Erwerbsverhältnifien der einzelnen 
Hausväter unter einander entipridt. Bei Ein- 
fügrung biefes firirten Schulgeldes wird dann 
wiederum der Freikuxgelderfonds Die Beträge ber 
ftändigen Knappſchafisgenoſſen zu übertragen 
haben, während aud eine Unterftügung der übri- 
gen Schulgemeindemitglieber aus dieſem Fonds 
nad Maßgabe des Bedürfnifies und der verfüg- 
baren Mittel erfolgen fann. Eventuell werden 
Zufhüffe aus allgemeinen Staatsfonds zu erwar- 
ten fein, wenn die Präftationsunfähigteit der 
Berpflichteten vorſchriftsmäßig nachgemwiejen wirb. 

Hiernach bietet fi in der Einführung ſowohl 
des Ropfihulgelbes als des firirten Shulgelber 
ein ebenjo einfaches mie wirkſames Auskunfts⸗ 
mittel dar, um felbft unter den ſchwierigen Ber: 
hältniffen, wie fie in den Berg - Bau= Diftriceten 
ded dortigen Verwaltungs = Bezirks beftehen, die 
notwendigen Mittel zur Befoldung der erforber- 
lichen Lehrer und Adjuvanten zu beſchaffen. 

Daß aber auch dieſe Urt der Dotirung der 
Zehrerftellen neben der dur das Reglement vom 
18. Mai 1801 vorgefchriebenen Ausfattung zus 
Läffig ift und ſunter Umftänden von der Aufjichte- 
behörde zwangsweife eingeführt werden Tann, 
unterliegt keinem begründeten Bedenken. Die 
Beitimmung des 8 16 des gedachten Reglements 
vom 18. Mai 1801 läßt Mar erkennen, daß das 
Kopfihulgeld und reſp. das firirte Schulgeld nur da 
fortfallen follen, wo den Lehrern das im Regle— 
ment ausgefegte Eintommen gewährt wird. So— 
dann tft zu berüdfichtigen, daß das Reglement 
keineswegs alle früheren Beitimmungen über das 
Se —— in der dortigen Provinz unbedingt 
außer Wirkſamkeit geſetzt Hat, ſich vielmehr ſelbſt 
nur als eine Fortentwidelung und Erläuterung 
des älteren Rechts bezeichnet. Demgemäß find in 
demfelben bie älteren Schleſiſchen Schulgeſetze, 
insbeſondere das Schulreglement vom 3. Novem- 
ber 1765 ſowie die Verordnung über das Schul- 
geld vom 31. December 1768, ausbrüdlid von 


8 19 Rr. 4b, 
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Neuem beftätigt worden. Es ift mithin ebenfo 
ftatthaft als nothwenbig, da, wo die Beftimmun- 
gen des Reglements nicht ausreichen oder, weil 
die erforderlihen thatfächlichen orausfegungen 
fehlen, nicht anwendbar find, Behufs genügender 
Dotirung der Lehrerftellen ſowie überhaupt Be— 
Huf zwedmäßigerer Regulirung bes Schulweſens 
auf daB ältere Schlefifhe Provinzialrecht zurüd- 


zugehen. 

tiefer Lage der Geſetzgebung entſprechend find 
die Verorbnungen vom 30. Juni 1764 und 31. 
December 1768 Hinfichtlih des Kopfichulgeldes 
und bes firirten Schulgeldes in den Bezirken ber 
Königlihen Regierungen zu Breslau und Liegnig 
fortdauernd in practifcher Geltun, jeblieben. 
Dort ift bis in die jüngfte Zeit hinein in Fällen, 
wo die Beichaffung der Lehrerdotationen auf Grund 
bes Reglement? vom 18. Mai 1801 auf uniüber- 
windlide Schwierigkeiten geitoßen tft, ſowohl bei 
beftehenden als auch bei neu eingerichteten Schulen, 
je nad) Bewandtniß der Umftände, die Einführung 
des Kopfichulgeldes oder des firirten Schulgeldes 
—— worden. Es beſteht fein Grund, wes⸗ 
halb dieſes Verfahren nicht auch in dem Verwal⸗ 
tung3-Bezirt der Königlichen Regierung follte an- 
zumenben fein. 

Welcher der amgebeuteten Wege aber in_ ben 
einzelnen Fällen einzufchlagen fein wird, muß der 
pflihtmäßigen Prüfung und Beurtheilung der 
Königlihen Regierung überlaffen werben. 
vielen Fällen, namentlich bei ſchon beftehenden 
Säulen, wird überdies ohne eine gänzliche Aen— 
derung ber bisherigen Dotations-Berhältniffe ſchon 
dadurd zum Biele zu gelangen fein, daß dem 
angeftellten Lehrer das Einkommen nad) bem Regle= 
ment vom 18. Mai 1801 belaffen und daneben 
nur das fogenannte Einliegerichulgeld auf Grund 
der Allerhöcften Rabinets-Drbre vom 30, Decem- 
ber 1834 (Gentralblatt pro 1861, Seite 276 und 
277%) eingeführt wird, um bic erforderlichen 
Mittel zur Vermehrung der Lehrkräfte u gemin- 
nen. Allerdings tft die Einführung des Einlieger- 
ſchulgeldes nur im Wege des gütlihen Ablommens 
möglid. Indeſſen bei den Berhältniffen, wie fie 
in den Bergbau-Diftricten obwalten, ift um fo 
mehr auf ein Entgegenfommen Seitens der Inter⸗ 
efienten zu rechnen, als der Freikuxgelderfonds die 
Mittel darbietet, die Betheiligten in ihren An- 
ftrengungen zur Ausbeſſerung ihrer Schuleinrich- 
tungen nicht unweſentlich zu unterftügen. 

Bas fodann die Beihaffung der Mittel zur 
Herftellung der erforderlihen Schullokale anlangt, 
fo treffen bier die aus den Beftimmungen des 
tatholiſchen Schulreglement3 vom 18. Mai 1801 
entnommenen Bedenken überhaupt nicht zu. Das 
Schleſiſche Provinzialrecht enthält, abgefehen von 
den fatholiihen Pfarrſchulen, die hier nicht in 
Betracht kommen, über den Bau und die Unter- 
Haltung der Schulgäufer nur im $ 13 alin. 2 des 

eglements vom 3. November 1765 die Bejtim- 
mung, daß die Schulen auf Koften der Gemeinden 
unter Concurrenz der Herrſchaft zu erbauen feien. 
Da indeſſen über das Veitrags-Berhältnik zwiſchen 
der Herrihaft und der Gemeinde, fowie über bie 


*) 5 310 Rt. 39. 
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Vertheilung ber Beiträge inmerhalb der Gemeinde 
Nichts beftimmt iſt, fo kommen die Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts zur Unmwenbung. 
Dana) hat der Gutsherr bes Schulortö die Bau- 
materialien nad) Maßgabe des 8 36 Titel 12 
Theil II. a. a. D. herzugeben,*) während nad) 8 31 
alle übrigen Koften von den fämmtlihen Hauss 
vätern ber Schulgemeinde nad Verhältniß ihrer 
Befigungen und Nahrungen aufzubringen find.**) 
Sind die zunächſt Verpflichteten außer Stande, 
ihre Beiträge zu zahlen, jo wird ber Freikux⸗ 


gelerfonds nad Maßgabe der verfügbaren Mittel 8 


jeihülfe zu leiſten haben, eventuell bei nachge— 
wiefenem Unvermögen der Berpflichteten eine Bei- 
hülfe aus Staatsfonds nicht verfagt werden. 

Aus Vorftehendem ergiebt ſich, daß ed einer 
Wenberung der beftehenden Provinzial⸗Geſetz⸗ 
gebung nicht bedarf, um denjenigen Uchbelftänden, 
welde in den Bergbau = Diftricten des dortigen 
Bezirks bezüglich des Schulweſens beſtehen, abzu- 
helfen. Es wird nur darauf ankommen, daß auf 
dem angebeuteten Wege eg unb energiſch 
vorgegangen wird. Bu diefem Behuf hat die 
Königliche Regierung zunächſi einen vollftändigen 
Drganifationsplan für die Bergbau-Diftricte, ins⸗ 
befonbere_ für den Kreis Beuthen aufzuftellen, 
damit erfichtlich gemacht werbe, wo neue Schulen 
anzulegen, bie beftehenden zu verbeffern und zu 
erweitern find. Sodann tft mit Ausführung dieſes 
Planes nach —3 — der Dringlichkeit des ob⸗ 
waltenden localen Bedürfniſſes Schritt vor Schritt, 
aber mit Nahdrud vorzugehen. 

Auf diefe Weife werden ſich in nicht ferner Ba 
bie beftehenden Webelftände befeitigen laſſen, 
meinerſeits werde ich die desfallfigen Bemühungen 
ber Königlichen Regierung jederzeit möglichft 
unterftügen. 

Bornehmlic wird es darauf ankommen, durch 
eine ebenfo geſchickte wie energifhe Behandlung 
der concreten Fälle bei den zunächſt Bethetligten 
die Erkenntniß von der Nothwendigkeit einer 
ducchgreifenden Heorganifation des Sautweiens 
in ben Bergbau=Diftricten hervorzurufen und fie 
zu Überzeugen, daß die Abhilfe nicht Lediglich 
vom Staate erwartet werden bürfe, fonbern bie 
erforberlihen Mittel in erfter Linie von den ges 
feglih zur Unterhaltung der Schulen verpflic- 
teten Dominien und Gemeinden befchafft werben 
müffen. 

Endlich empfehle ich der Königlichen Regierung, 
foweit es auf die Bewilligung von Beihülfen aus 
dem Freikurgelderfonds ankommt, die einzelnen 
Anträge zeitig genug und ausreichend vorzube⸗ 
reiten, da nur | rund folder Unterlagen in 
eben einzelnen alle Bewilligungen erfolgen 

innen. 


Berlin, den 14. Juni 1865. 


1} 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 


von Mühler. 


bie Aanklihe —— zu Oppeln. 
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11. Beitragspflicht zu den Bauten. 


Nach 8 13 des Reglement? vom 3. November 
1765 tft e8 nicht zweifelhaft, daß das Dominium 
iu ben —— ehört, und da das 

eglement das Beitragsverhältniß zwiſchen Ge- 

meinde und Eutöhereidaft unentfchieden Täßt, fo 
tann dies Verhältniß nur nad ben Beftimmungen 
des Allgemeinen Landrechts 88 34, 36 Titel 12 
Theil IL ergänzt werben.*) 
An dem aus den Freikuxengeldern bewilligten 
ufhuß Tann das Dominium nicht participiren, 
da diefer Zufhuß nur mit Rüdfiht auf die zur 
Schulgemeinde gehörigen Knappſchaftsgenoſſen ge— 
währt wird. 

Berlin, ben 14. Januar 1861. 

U. 1605. 


12. 


Die in Rebe ftehende Schule ift nicht als eine 
Pfarrſchule, fondern als eine gewöhnliche Orts- 
ſchule zu betrachten. Bei ſolchen findet rüdficht- 
li der Unterhaltungspfliht nicht das Reglement 
de gravaminibus vom 8. Auguſt 1750,**) ſondern 
der 8 13 des General= Land = Schul = Reglements 
vom 3. November 1765 Anwendung ch Refcript 
vom 14. Juni 1860, Eentralblatt &. 567)**). Nach 
demfelben ift nicht, wie bie Recurrenten auszu—⸗ 
führen fuchen, dad Aerar der Kapelle zu D., fon= 
dern e3 find Gemeinde und Gutsherrfchaft zur 
Zragung der Baukoſten verpflichtet. 

Da das General- Land = Schul= Reglement das 
Beitragdverhältniß zwiſchen Gemeinde und Yuts- 
herrſchaft unentichieden läßt, fo fommen in sub- 
sidium die 88 34 und 36 Allgemeinen Land- 
rechts I, 12 zur Anwenbung,*) nad) welden bie 
zur Schuljoctetät gehörigen Hausväter zur Tra= 

ung der Schul-Unterhaltungstoften, bie Gutsherr⸗ 
{ont aber zur Hergabe der ſelbſtgewonnenen 

aterialien, Fiveit — hinreichend vorhanden, 
verpflichtet find. Als Mitglied der Schulfocietät 
at die Gutsherrſchaft nicht beizutragen. Dies 

Igt aus der Trennung und dem Gegenfag, den 
die gebachten 88 zwiſchen ben Hausväiern bes 
Schulbezirtd und der mit beſonderen Verpflich- 
tungen belafteten Sutsherriänft des rk bag 
maden (ef. Reſcript vom 19. April 1859, Cen- 
tralblatt Seite 311).***) 

Sum erledigt fich der zweite Angriffspuntt 
des Recurſes und der Antrag, die Gutsherrſchaft 
von D. zu ben Baarkoſten mit heranzuziehen. 

Berlin, den 27. Yebruar 1863, 

U. 3897. 


*) Rad dem Ct. der O.:B.:®.L. 0.28. Cept. 1886 (Entfg, 
1 Sao die fahfbläse Hnmentunn” ber 19 hr ab 


aitniß. 

le Iöbehörbe beftimmen, war jeber ber Gons 
ehuten —— und Sutsperridaft) * gewähren 
abe.‘ 
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$ 71. Die politifchen Gemeinden in der 
Rheinprovinz als Träger der Schullaf. 
— dl. 8 260 Rr. 1 sub VII, Rt. 1a (a. €) — 


1. @ v. 29. Juli 1865 und v. 31. Aug. 1860 betr. 
die Unterhaltung ber Schulen in ben oſtrheiniſchen 
Kreifen durch Schulfoctetäten, ſofern nit durch Her- 
tommen bie Civilgemeinde zur Tragung ber Schul- 
laſten verpflichtet iſt. 

2. € v. 27. Mai 1867 betr. bie Verpflichtung ber 
Eivilgemeinden auf ber linken Mheinfeite zur Tragung 
der Schullaſten. 


1. Aufbriugung der — auf der rechten 


Gortſ. von 8 265 Rr. 24.) 


Ueberdies Tann nicht außer Betracht bleiben, daß 
die dortige Civilgemeinde nach dem biöherigen 
Hertommen, weldes in Ermangelung von geſetz⸗ 
lichen Borfchriften über die Schulunterhaltung in den 
oftrheinifhen Kreifen des dortigen Regierungs- 
bezirks als maßgebend zu erachten ift, ausſchließlich 
für die Schulbebürfniſſe der dortigen Bevöllerung 

eforgt bat, ſoweit hierzu bie Einkünfte von be= 
onderen Schulftiftungen und die Schulgelder nicht 
außreichten, hieraus aber gegen bie Stadt die Ber- 
pflihtung würde hergeleitet werben können, bie 
evangeliiche Schule nicht nur in bem feftgefebten 
Umfange zu unterftügen, fondern gleich den fatho= 
liſchen Schulen gänzlich zu unterhalten, foweit ihre 
eigenthümlihen Einnahmen unzulänglid find. — 

Berlin, den 29. Juli 1865. 

U. 8276. 
1a. 


Euer Hochwohlgeboren eröffne ih auf die Bor- 
ftellung vom 12. d. M., daß nad) den auf ber 
rechten Rheinſeite berdortigen Provinz geltenden 
Rechtögrunbfägen die Unterhaltung ber Elementar- 
ſchulen weber den politifchen, noch den kirchlichen 
Gemeinden, fondern den Mitgliedern ber von der 
Königlichen Regierung auf Grund bed $ 18Kk ber 
Inſtruction vom 23. October 1817 (Geſ.⸗Samml. 
1817 Seite 248) errichteten Schulfocietäten obliegt. 
Die Schulabgaben gehören deninach weder zu ben 
Communal- mod Bu den Parochiallaſten, fondern 
ind perſönliche jaben der zur Schule gewiejenen 

uspäter. Durch Berfügung der Königliche 7 
rung zu N. vom 2. April 1857 find bie Mit- 
glieder der dortigen evangeliſchen Militärgemeinbe 
der Schule der älteren evangelifchen Gemeinde 
bafelbft zugewiejen worden. ierdurch find bie 
Mitglieder diejer beiden Gemeinden zu einer Schul- 
focietät vereinigt worden, und es finden auf die 
ve Erreijung bes Societätözwedes ausgeſchrie⸗ 

en Steuern weder bie vorſchrifien des Gejeßes 
vom 11. Juli 1822, noch der $ 119 der Militär- 
Kirhenordnung vom 12, Februar 1832 Anwen⸗ 
dung. Euer Sofwostgebosen würden aud aus 
dem 8 87 ber Militär-Kirchenorbnung eine Frei⸗ 
heit von den Schulſocietätsſteuern nicht herleiten 
Unnen, da dieſe Beitimmung nad) 8 86 a. a. O. 
fa nur auf die nicht zum Officierftande gehörigen 


ilitärperfonen HI 
Die Hochwohlgeboren wiederholt und na- 
mentli unterm 24. März und 12, September 





v. J. und 25. Februar d. J. von bem Herrn 
Oberpräfidenten gemachten Eröffnungen entfprechen 
völlig dem jegigen Stande der Gejeggebung, da 
das im Ariikel 26 der Berfafjungsurkunde in 
Ausſicht geftellte Unterrichtögefeg noch nicht ers 
laſſen ift und es bis dahin nad) Artikel 112 bei 
der in jeder Provinz beftehenden Schulverfafiung 
bewenden muß. 

Berlin, den 31. Auguſt 1860. 

U. 18836, 


2. Aufbringung der Schulunterhaltungstoften anf 
ber Tinten Rheinfeite. 

Ew. Wohlgeboren eröffne ich auf die Eingabe 
vom 2. d. ” wegen ber Seitend ber Stadt C. 
von der Gemeinde N. liquidirten Schulkoften, daß 
ich die Bedenken gegen bie Verfügungen der König- 
lihen Regierung in N. vom 16. Januar und bed 
Herrn Oberpräfidenten ber — vom 
30. März d. J. als begründet nicht erachten kann. 

In dem dieſſeitigen Gireularsefeript vom 6. März 
1852*) ift zwar hinſichtlich der Aufbringung ber 
Unterhaltungstoften der Schulen auf der lin ken 
Rheinfeite auf dieBerorbnung vom 11. Floréal X 
hingewieſen; neben dieſer Berorbnung bleibt aber, 
wo und foweit es erforderlich, auch bad Geſetz 
vom 11. $rimaire VII in Anwendung zu bringeg. 
Demnad) hat die Gemeinde für die Lehrermohnunn 
und dad Schullocal zu forgen, während Behufs 
Beſoldung des Lehrers von den Eltern ber ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder ein angemeſſenes Schulgeld er⸗ 
hoben wird. So weit hierdurch das von ber Auf- 
fihtsbehörbe zu bemeffende Bedürfniß nicht be= 
friedigt wird, muß megen des fehlenden Betrages 
auf bie Gemeinde zu: gegangen werben. 

Berlin, ben 27. Mai 1867. 

. 11181. 


8 272. Die politifchen Gemeinden in der 
Provinz Heſſen· Naſſan als Träger der 
Schullaſt. 


— ef. oben $ 260 Nr. 1a (a €) — 


1. €. v. 17. April 1872 betr. bie Aufbringung der Schul⸗ 
Baulaften im ehemaligen Kurfürſtenthum Hefien nad) 
Maßgabe ber für Befriebigung ber Eommunalbebürf: 
niſſe beftehenben Vorſchriften. of. Erf. des Obertrib. 
v. 8. Juli 1879 unten 8 297 Rr. 2 a. E. 

2. €. v. 24. Ron, 1871 beögl. im ehemaligen Herzog⸗ 
thum Naſſau. 

3. Ueber die Auf ber Lehrerhefolbungen im 
Reg. Bezirk Caſſel of. Verorbn, v.29. Zuli1867, (8177 
Nr. 19) im Reg.-Bez. Wiesbaden: Gef. v. 26. März 
1862 (cf. E. v. 29. Mai 1868, 8 177 Rx. 21). 


1. Anl ber Sculbebii , insbeſon⸗ 
dere ee ag beige sig 
thum Heſſen. 


Berlin, den 17. April 1872. 
Auf den Bericht vom 23. Februar d. J., bie 
Heranziehung ber Ausmärker zu ben Gemeinde, 
laften in N. betreffend, treten wir dem Separat- 
votum des Oberregierungsraths N. dahin bei, daß 


*) 5176 Uni. L 
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im ehemaligen Kurfürftenthum Heſſen aud die 
Schulbaukoſſen nicht mehr gemäß den Vorjchriften 
des Eonfiftorialausjchreibeng vom 28. Februar 1766, 
fondern, wie alle übrigen Schulbebürfniffe nad) 
Wahgabe der für die Aufbringung der Commu— 
nalbebürfniffe beitehenden geleölthen reſp. ſtatu⸗ 
tariſchen Vorſchriften aufzubringen ſind.*) 

Die Königliche Reglerung Hat denigemäß das 
Weitere zu verfügen, namentlich auch den Bürger- 
meifter R. auf bie bierneben zurüdfolgende Bor: 
ftellung vom 30. December v. 3. zu befcheiden. 

Der Der 


Minifter des Innern. 
Im Auftrage: 


von Klügom. 
An 
bie Königliche Regierung zu Caſſel. 
De 
U. 8908. M. d. g. &. 


2. Aufbringung der Schuibantoften im Gebiete 
des ehemaligen Herzogthumd Naffan. 


Berlin, den 24. November 1871. 

Bei Rückſendung der Anlagen des Berichts vom 
6. Juni d. 3. wegen Beihaffung der Mittel zum 
Bau eines Schulfanles in N. eröffne ih im Ein- 
vernehmen mit den Herren Diniftern des Innern 
und der Finanzen der Königlichen Regierung, dab 
bie Beftimmungen der Gemeinbeorbnung vom 26. 
Juli 1854 für das vormalige Herzogthum Naſſau 
teinen Anlaß darbieten, von den im Allgemeinen 
vorgefchriebenen Grundfägen für die Bewilligung 
von Beihülfen an unvermögende Schulgemeinden 
zum Bau von Volksſchulhäuſern abzumeichen. 

Nah 8 3 der allgemeinen Schulorbnung für 
Naffau vom 24. März 1817%*) und 8 34 Nr. 4 der 
Gemeindeordnung ift der Bau diefer Schulhäufer 
als Sade der politiichen Gemeinde anzufehen. 
Letztere iſt daher zunächſt dem Staat zur Erfüllung 
der desfalls beftehenden gejelichen Anordnungen 
verpflichtet. Der $ 37 der Gemeindeordnung be- 
ftimmt, wie die ftändigen notwendigen Ge- 
meinbenuögaben durch eine beſonders aufzuerle- 

ende Gemeindeabgabe zu deden find, wenn bie 

hebung eines Zuſchlags von 60 pCt. zu den 
directen Staatöftenern für den gedachten Zwed 
nicht ausreicht. 

Ueber bie Art der NAufbringung einmaliger 
außerordentlicher Gemeindeausgaben tft im Beleg 
nicht gefagt. Es kann aber feinem Zweifel unter- 
liegen, daB hinſichtlich dieſer ebenfo wie bei ben 
Hanbigen Ausgaben zu verfahren ift. Das Gefek 
läßt bier wie dort der Gemeinde freie Hand, nad) 
beftem Ermefjen zu handeln. 

Die Königliche Regierung bat weder in Bezug 
ber rechtlichen Verpflichtung der Gemeinde, noch in 
Bezug auf die eventuelle Anwendung des erwähnten 
837 einen — und behauptet, nur die Gemeinde 
als ſolche jei verpflichtet, aber präftationgunfähig. 
Deshalb will fie von jedem weiteren Verfahren 
Abftand nehmen. 

Es kann der Königlichen Regierung darin bei- 
getreten werden, daß die einzelnen Gemeinbemit- 


Mintfter der geiftl. 2c. 
Angelegenheiten. 
Salt. 


*) Die Anfiht ii bezũuglich di 
a — züglic der Schulbaukoſten von 
*) Unten ®. Io. 
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glteder nicht direct verpflichtet find. Die ver- 
pflichtete Gemeinde ift aber berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, auf ihre einzelnen Gemeindemitglieder 
zurüdzugreifen. Die volle Präſtationsunfähigkeit 
der Gemeinde Tann erft bei voller Präftations: 
unfähigteit ihrer jämmtligen Mitglieder ange- 
nommen werben. Eine folde allgemeine Prä— 
ftationsunfähigteit Tiegt hier nidjt vor. Der Staat 
bat demnach nur Veranlaffung, für die präftations- 
unfähigen er Pe einzutreten. 

Hiernach kann die Königlihe Regierung von 
der Bornahme der angeordneten Repartition nicht 
entbunden werben. ie Königliche Regierung hat 
vielmehr in Rückſicht auf meine Verfügungen vom 
18. December 1869 und 21. März d. 3. feitzu- 
ftellen und zu bemeflen, ob und inwieweit ber auf 
den Einzelnen repartirte Betrag von ihm aufge= 
bracht werden Tann. Das, was hiernach unbei- 
bringlich ift, bildet die Summe, welche durch ein 
Alerhöhften Orts zu erbittendes Gnadengeſchenk 
in Ausfict zu nehmen iſt. 


Die Gutsherrfchaft als Träger der 
Schullaſt. 
vorbericht zu 89 273—277. 


Ueber die geſchichtliche Entwickelung der 
gutsherrlichen Schullaſt äußert ſich das Erkenntniß 
des Ober⸗Verwaliungsgerichts vom 22. December 
1884 (C.:81. 1885 €. 367): 

Die Neichöpolizeiordnnung und fonnere Reichs 

eſetze machten allen „Oberfeiten im Reiche Die 
ielorge für gewiffe Wohlfahrtseinrichtungen 
(Armenpflege, Wegeumterhaltung ꝛc.)“ zur Pflicht. 
In Ausführung deffen erlichen die Landeshoheiten 
kraft ihrer Machtvollkommenheiten und der darauf 
beruhenden Zwangsmittel (Pütter, Inſtitutionen 
8 242) die dazu dienlichen Verfügungen und Ver— 
ordrungen. Im Anfange gewöhnlich nur Une 
weifungen zur Abhilfe dringender Einzelfälle, dann 
allgemeiner lautende Anweiſungen, Injtructionen 
ꝛe, dann auch publicirte Landesgefege für ein— 
elne unbedingt und gleidymäßig durdzufügrende 
Brafregein. Im Unterjhiede von den in ber 
ordentlichen Gerichtöbarkeit zu befolgenden Rechts⸗ 
normen mar bie XThätigfeit der Behörden auf 
diefem Gebiete nicht an publicirte Sanbesgeiepe 
ebunden, noch darauf beſchränkt. Das verpflichtete 

ubject für folche Anordnungen waren bie für 
die obrigfeitlihe Verwaltung verantwortlichen 
Corpora: Wagiftrate, Dominten, Domänenämter 
—— der Untervertheilung jure collectandi. 

Seit der vollen Entwidelung der Landeshoheit, 
namentlich feit dem weſtfäliſchen rieden, hat ſich 
dies Verfahren auch über die Grenzen reichd- 
geſetzlicher Verpflichtungen hinaus erweitert auf 
alle Gegenftände der Pogenannten Bolizeihoheit. 
Die neuern Auffaffungen von der in ber Polizei— 
bobeit liegenden Bitict des Staates, die Sicher- 
beit und en des Ganzen und der Einzelnen 
bedrohenben Gefahren aller Urt zu verhüten und 
u befeitigen und buch Einrichtung gemeinnügiger 
nftalten den Staatögliedern die zur Förderung 
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ihrer materiellen Intereffen und geiftigen Ent- 
widelung nothiwendigen Mittel zu_ gewähren, 
ührten zu einer — — Verbeſſerung und 
erihärfung der Maßregeln für die Armenpflege, 
ben Elementarunterricht, die Wegeunterhaltung, 
das Feuerlöfhmefen zc. auf demfelben oben be= 
‚eichneten Wege bes Einfchreitend im dringenden 
zelfalle, der allgemeinen Anmweifung (Inftruc- 
tion), der Mandate oder Edicte, adreſſirt an alle 
„Bajallen, Magiftrate, Amtsleute 2.” Die Form 
der publicirten Landesgeſetze beichräntte ſich auf 
folde Anordnungen, die eine abjolut gleihmäßige 
dauernde Wirkfamkeit üben jollten. Die im Einzel- 
falle, fei e8 aus eigener Bewegung, fei es aus 
Anlaß allgemeiner Unweifung, nftructionen, 
Edicte von der mit der Uebung ber Polizeigoheit 
betrauten Behörde getroffene Anordnung wurde 
als rechtsgiltig und isverbindlich angefehen, 
weil dieſelbe ſich als ein Ausflug der Polizeihoheit 
barftellte. Das öffentlich⸗rechtlich verpflichtete Sub- 
ject für_biefe Huflagen waren auf den Guts— 
börfern Dominien und active Gemeindemitglieder, 
„der Abel und feine Untertdanen“. Die Ver— 
theilung unter ben leßreren regelte ſich nad 
Ortsverfaſſung, Loealobſervanz, Gemeindebeſchluß 
event. nach Beſtimmung der Aufſichtsbehörde; für 
die Dominien nad Herkommen, event. gleichfalls 
nad Beitimmung der Aufſichtsbehörde. 

Meberall wurbe insbeſondere die früher von der 
Kirche bewirkte Errichtung und Unterhaltung ber 
Bol! aiule in den Kreis der Functionen der welt- 
lien Obrigfeit gesogen. Due auf die hiſtoriſch 
gegebene Vetheiligung der Kirche zu verzichten, 
wurden bie weiter erforberlihen Mittel von denen 
verlangt, welche die „Bolizetanftalten” zu unter 
halten hatten, ala ſolche aber wurden die Schulen, 
wie oben bemerkt und wie fie auch Suare z in 
feiner Revifion der Montta (Entjheidungen des 
Ober⸗ Verwaltungsgerichts Band Seite 129)*) 
Garalterifirt, angejehen. Dominien und Gemeinden 
hatten auf dem platten Lande fomit die Schullaft 
u übernehmen. Für die Brandenburgiſch-Preußi⸗ 
Foen Staaten bezeugen biefe Rechtsentwickelung 
die Neumärkifhe Kaftenordnung von 1540, die 
Märkiſche Vifitationd- und Confiftorielordnung 
von 1573, bie Referipte für die Neumark bezw. 
Pommern vom 11. Januar 1738, bezw. 18. Sep: 
tember 1737 (Auszug aller biöher ergangenen 
Königlid Preußiſchen und Kurfürftlih Branden⸗ 
burgiſchen Gejege, Befehle und Verordnungen 2c. 
das weſen betreffend. Berlin. Buchhandlung 
der Realihule 1764 Seite 14, 31, 33, 60, 84), 
bie für die Provinz Preußen ergangenen Principia 
regulativa vom 20. Juni 1736, das an die 
Preußiſche Regierung auf Allerhöchſten Special- 
befehl erlaflene Nefeript vom 29. October 1741 
Sau, Schulordnung vom 11. December 1845, 

nzig, 1882 Seite 2—5). 

Rad) der Kaftenordnung von 1540 und ber 
Eonfiftorialordnung von 1573 war es Pflicht der 
Obrigkeit, für ben Bau ber Schulhäufer, für den 
Unterhalt ber Schulmeifter in gleicher Weife zu 
forgen, wie für den Bau der Kirden und ber 
Predigerhäufer und ben Unterhalt der Pfarrer, 


*) Dben $ 247 Re. 6 u. Vorbericht zu 9 239. 
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Capläne, Cantoren, Locaten, Organiſten, Kalkanten, 
Pulſanten und Küſter. 

Die Reſcripte von 1737 und 1738 verpflichten 
den Patron der Schule zur Gewährung eines 
Getreidedeputates an den Schulmeiſter. In den 
Principis regulativa wird bejtimmt, welde Leis 
itungen ber Domänenfiscus, die Kirche und bie 
Gemeinde für bie Errichtung der Schulen in den 
Domänenbörfern zu übernehmen habe, und sub 
Nr. 19 dem Adel aufzugeben, fih hiernach zu 
richten. Das Reſcript vom 29. October 1741 be= 
handelt die Gründung von Schulen in den adligen 
Dörfern, wofür der Incl binnen beftimmter Friſt 
jorgen fol, und bemerkt: 

„Im Falle es nun wider Verhoffen ein und 
andere vom Adel es daran ermangeln und 
ſich weder zum Schulbau, noch zur Salarirung 
des Schulmeifters, zur geſetzien Beit nicht 
anſchiden wollten, jo habt Ihr ſolche ſäumige, 
wofern nämlich derſelben Güter bergeftalt 
fituirt find, daß dafelbft eine Schule unum- 
änglich nöthig ift, ohne die geringfte weitere 
alt dazu mit Ernft anzuhalten.” 
Dies Unhalten konnte aber nicht anders ge- 
ſchehen, als daß die Regierung die Sache felbft 
in die Hand nahm und nad Maßgabe der ob- 
waltenden Berhältnifie beftimmte, was der Guts⸗ 
herr und was die Gemeinde zu leiſten habe. 

Es kann demnach als die Regel angejehen werben, 
daß alle im 17. und 18. Jahrhundert auf dem 

latten Lande in den Brandenburgifch-Preußi- 
Feen Staaten errichteten Schulen von den Do- 
miniid und den Gemeinden gemeinfam botirt 
worben find. 

Bei jenen alten Schulen kommt dies noch heute 
in den althergebrahten Bezügen des Schullehrerd 
zur Erſcheinung. Und was Schlefien anbetrifft, 
fo wird auf Grund der desfallfigen Ermittelungen 
in der Reviſionsſchrift felbft bemerkt: 

„In der That ift höchſt wahrſcheinlich ſchon 
lange vor Erlaß der von Schlabren- 
dorfffchen Verordnung vom Jahre 1764 die 
Eoncurrenz der Dominien für ihre Schulen 
eine vielfache, — fogar ſchon ziemlich, 
allgemein verbreitete Sitte geweſen.“ 
und daraus erklärt, daß bie von von Schlabrens 
dorff vertretene Anjhauung über bie Beitrags- 
pflichtigleit der Dominien nirgends auf einen 
principiellen Widerftand ftieß. 

Hiernach unterliegt es feinem Bedenken, ala 
feftitegend anzunehmen, daß bet Erlaß des General- 
Landſchulreglements vom 21. Auguft 1763 nad 
den auch in den Preußifchen Staaten geltenden 


gemeinen Rechten R 
die Unterhaltung der Schule — fotweit die 
Zuſchüſſe der Kirche und die eigenen Ein- 
nahmen (Schulgeld) nicht ausreihen — ben 
Dominien und Gemeinden gemeinjam oblag, 

und 
die mit der Uebung ber Bolizeihoheit be- 
trauten Landesbehörden im alle des Be- 
darfes und beim Mangel eines Landes⸗ 
gejeßed bezw. einer gütlien Vereinbarung 
der Betheiligten rechtögiltig zu beftimmen 
hatten, was das Dominium einerfeitd und 
die Gemeinde andererſeits zu gewähren habe, 
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Das General-Landfhulreglement ändert hieran 
nichts. Es beſchränkt fi darauf im $ 7 dag dem 
ae gebührende Schulgeld zu normiren und im 
& 8 wegen be3 Schulgeldes für arme Kinder auf 
die Kichenmittel, ben Klingebeutel, die Armen: 
kaffe, weile in der Regel von Domintis_ und 
Gemeinden gemeinfam zu jpeifen war, die Dorf: 
Taffe zu verweifen. Weber ben Bau ber Schule, 
beren fonftigen Unterhalt, die Bejolbung des 
Lehrers, falls dad Schulgeld zu feiner Eriftenz 
unzureichend 2c., enthält daſſelbe nicht. In allen 
dieſen Beziehungen blieb es daher bei ben gemeinen 
Rechten. 


Die Verfügung des Schlefiigen Provinzial 
minifterd von Shlabrendorff vom 15. Auguft 
1764, welche zunächſt für die fatholifhen Schulen 
erlaffen wurde, aber auch auf evangeliſche Schulen 
Anwendung finden follte, fteht demnad auf dem 
Boden des gemeinen Rechtes, wenn fie aushilfs⸗ 
weife beftimmt, daß die Subfiftenz des Lehrers, 
ſoweit fie nicht durch dad Schulgeld gefichert, ent- 
weber auf Koften eines Dominit oder der Gemeinde 
ober von beiden conjunctim zu bewirken fei. Sie 
fett feine neue Norm für bie Tragung der Schul- 
laften auf, k ftatuirt nichts für Schlefien Eigen- 
thümliches, fie bringt lediglich die gemeinrechtlichen 
Grundfäge zur Anwendung. 

Das General-Landihulreglement für die katho— 
liſchen Schulen Schlefiend vom 3. November 1765 
beftimmt dem entiprechend in den 88 13, 14, baß 
die Schulen von den Gemeinden mit Concurrenz 
der Herrfchaft zu erbauen und mit dem nöthigen 
Schulgeräthe zu verjehen feien, und verpflichtet die 
Kriegs⸗ und Domänenlammern dahin zu jorgen, 
daß dem Schulmeiſter von Dominiis und den 
tatholifhen Unterthanen ein Tonvenabler Unterhalt 
beftimmt und richtig gereicht werde. Die Aufs 
nahme dieſer gemeinrechtlihe Grundſätze in das 
Reglement war umfomehr zwedmäßig und an- 

zeigt, als daſſelbe die Berfafjung der kathofifchen 

en erihöpfend regeln follte und dies wohl 


Bean erſcheinen mochte, weil als die ae Aufz | pie 


ichtsbehörde der katholiſchen Schulen in Schlefien 
nicht eine landesherrliche Behörde, fondern das 
fürjtbifchöffiche General-Bicariatamt fungirte. 

ee —— Schulen wurden hiermit nicht 
anders geſtellt, als die evangeliſchen. Die Do— 
minien und deren Unterthanen hatten den Bau 
der Schulen und die ausreichende Dotirung der 
Lehrer bei den evangeliſchen Schulen auf nd 
be geltenden gemeinen Rechtes, bei den katholiſchen 
auf Grund eines beſonderen Provinzialgeſetzes zu 
hewirken und die Kriegd- und Domänen-Rammern 
feßten im Bedarf- oder Streitfalle feit, was jeber 
bon ihnen wgnien habe. 

Daß die Behörden hierbei die evangelifchen und 
tatholiihen Schulen völlig gleichmäßig behandelten, 
ift ohne Weiteres angunchmen. Auch gab genib 
die Aufnahme der Beftimmungen wegen Unter 
haltung der katholiihen Schulen in das Reglement 
von 1765 den Behörden eine größere Sicherheit 
in der Handhabung der gemeinrechtlihen Grund⸗ 
füge Hinfichtlich der evangelifhen Schulen. Allein 
ein Weiteres ift aus ben von ben Revifionsklägern 
ermittelten bezw. ——— Thatſachen nicht zu 
entnehmen. Es tritt denſelben nirgends zur 
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— und dies wird aud von ben 
Revifionsklägern nit behauptete —, daß in 
Schleſien jener Zeit etwa eine befondere Norm für 
Beltimmung des Theilnahmeverhältnifies des Do: 
miniums und der Gemeinde beitanden hat. Es 
erhellt cben nur, daß Dominien und Gemeinden 
die Schullaft bei —— Schulen in der 
Regel gemeinſam getragen haben, was, wie gezeigt, 
dem gemeinen Rechte entſprach. 

In die Stelle des gemeinen Rechtes iſt nach 
Nr. 1 des Patentes vom 5. Februar 1794 mit 
dem 1. Juni deffelben Jahres das Allgemeine 
Landrecht für die Preußiſchen Staaten getreten. 
Die gemeinrechtlichen Grundſätze, nach welchen bis 
dahin in den einzelnen Provinzen des Staates ſich 
die Unterhaltung der Schule regelte, find damit 
befeitigt. Es lommen in Betreff der gemeinen 
Schulen ftatt ihrer die Veitimmungen des Allge- 
meinen Landrechtes Theil II Titel 12 88 12—53 
zur Anwendung. Lehtere find deshalb aud für 
die evangelifhen Schulen in Schlefien geltendes 
Recht, weil für fie vor Inkrafttreten des Lanb- 
rechies befondere provinzialrechtliche Normen nicht 
beftanden, fie vielmehr bem gemeinen Rechte unter- 
morfen waren. 

Uebrigens knüpft auch das Landrecht an bas 
beſtandene gemeine Recht an. Gutsherrn und 
Unterthanen ſind auch nach dem Allgemeinen 
Landrechte die Träger der Schullaft (vergl. die in 
den Entjceidungen Bd. X ©. 131 ff. en 
Materialien gum Allgemeinen Landredte),*) und 
wenn der $ 33 a. a. D. ben Gutöheren nur bie 
Verpflichtung zur Uebertragung der armen Unter- 
thanen auferlegt, jo war dies für bie damaligen: 
Beiten gewiß feine leichte Laſt, namentlich nicht 
in Schlefien bei ben traurigen Verhältnifien der 
dortigen Landgemeinden. 

—* der Schleſiſche Landmann vor 100 
jahren von PBrofeffor Fechner. Schleſiſche 
eiiſchrift Nr. 397 de 1884). 

Daß die Berfaffer des Landrechtes auch durch 
e im $ 29 a. a. D. getroffene Beftimmung 
nicht glaubten. vom gemeinen Rechte abzuweichen, 
fondern nur beabfidtigten, eine gerechtere Ver⸗ 
theilung der Schullajt in der Gemeinde herbei- 
uführen, ergeben die im Band IX. Geite 1297 
$ *) der Enticeivungen des Oberverwaltungsges 
richtes mitgetheilten Materialien. 

Neu war allerdings die Beſtimmung bes 8 32 
a. a. D., monad‘ bei Dotirung der Lehrerftelle 
nad Arahpabe der landrechtlichen Beitimmungen 
das Schulgeld in Wegfall fommen muß. Die 
Abneigung ber Beer gegen diefe Vorſchrift 
hat —35 — daß die Beſtimmungen des Lands 
rechts für viele Schulen aktuelles Recht geworben 

nd. Dan hat nit nur in Schlefien, wie das 

tomemoria vom 19. Januar 1884 annimmt, 
fondern aud in der Mark Brandenburg und 
Pommern vielfach vorgezogen, da8 Schulgeld bei⸗ 
zubehalten, aljo bei dem Rechtözuftande bed Regles 
ment3 von 1763 zu beharren. Auf folhe Schulen 
findet felbitverftändlich rn 33 a. a. D. erft 
Anwendung, wenn die Unterhaltung des Lehrers 


Erſcheinun⸗ 


*) 9 273 Rt. 20. 
°*) Dben 8 47 Rr. 6. 
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den Beftimmungen bes Allgemeinen Xandrechtes 
entſprechend —— wirb. Fortſ. cl. 8275 Ar. w 

Für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen tt 
demnädjft eine bejonbere Regelung ber Laften 
durd die Schulordnung vom 11. December 1845 

etroffen, welche insbejonbere die gutöherrliche 

aulaſt verihärft und die grundherrliche fubfibläre 
Beitragspflicht für die Anwohner auf gutsherr⸗ 
lihem Lande umfaffend geregelt hat. 

iernach find im Nachfolgenden behanbelt: (3273) 

die landrechtliche Verpflichtung der Gutsheren zu 
ber Unterftügung ihrer Unterthanen bei den 
Beiträgen zum Lehrergehalt, im Anſchluß daran 
(8 274) die Berbindlichleit der Grundherrn in den 
Provinzen Oſt⸗ und Weftpreußen zur Unterftügung 
ihrer Hinterfaflen bei den Schullaften überhaupt, 
ſodann, ($ 275) die Laften der Dominien in Schle- 
fien, welde ebenjo wie bie Baulaften im Gebiet 
des Allgemeinen Landrechts ($ 276) und in ben 
Provinzen Oft: und Weftpreußen ($ 277) princi- 
paler Natur find. 

Daneben kommen nad} folgende einzelne Ver⸗ 
glißtungen ber Gutsherrn in Betracht. Die 

erbindlickeiten zur Brennholzlieferung in Oſt⸗ 
und Weftpreußen (3 310 Nr. 19—24) zur Land» 
botation (88 185, 187 Nr. 2), zur Eritattung von 
Schulgeldausfällen ($ 194), die befondern figcali- 
ſchen Xerpflichtungen bei Bauten zc. in Oft- und 
Beftpreußen (8 294, 295) endlich die Beiträge ber 
Dominien zu den Wittwencafjen (8 229) auf bie 
hier nur verwiefen wird.*) 


$273. Die landrechtlichen Subfidiarbeiträge 
des Onisheren zur Lehrerbefoldung.**) 


— et. 8 260 Nr. 1 sub IB, IN, IV (Pommern, 
Brandenburg, Poſen). — 


Sortdauernde Gültigkeit bes 8 33 A. 2. II 12 
Re 1,2, 

Umfang ber Berpflihtung Rr. 3. 

Seftfegung ber Beiträge Nr. 4—6. 


7 * Kinn Seat en Bet u * Samt 
patron als fol t 2 
DI. Rr. 267/84 v. Fa Fr — we 287 
**) Rad) Mittheilung öffentl! Blätter (Rorbbentiche Allge⸗ 
meine ‚Sehtun: * Rr. 163) iſt ben Kgl. Bezirkeregierungen 
naqhſtehender Erlai jangen: 
* Berlin, ben 31. März 1886. 
Die Königliche Staatsregierung hat beihloffen, 
in allen berjenigen Ranbestheilen, in mel bie Vorjcrift bes 
5 33 Titel 12 Theil IT W. 2. feltger noch In Geltung fiehend 
worden ift, bis zu anbermeiter gejeglicher Regelung bes 
©egenitandes vom der Herangiehung ber @utd A rihaf: 
ten bes Sqhulortes zu denjenigen Eubfidien, je benfelben 
nad) den früher, zı dur ben Gircularerlag vom 9. December 
1879 entpeilten Anmweljungen aufzuerli geweſen und bezw. aufs 
exlegt worben find, fortan abaujehen und diejenigen 
Egulseiträne, melde die innerhalb bes betrefienden Gute: 
—* — nädft verpflichteten ——“ —— 
auf unvermögend find, glei unl 
Beträgen übrigen ——— aus Staatt: 
fonds zu bemilligen und vom 1. Wpril b. I. ab zunädft 
vorihußmeife zahlen zus Laffen. Demgemäß werben bie ıc. hier⸗ 
buch angemiefen, die 837 fetther gutsherrlihen Gubfldiar- 
beiträge und zwar mit Einfhluß ber eigenen Beträge, melde ſhon 
feithere au Gumften folder Gutb er fgaften gemäßrt worben find, 
Die daS ihmen aufzueriegen gewe ubfibism, ohne überbürbet 
e za een, t . —8 —* en 1. — 
e Iderrufti tantsl ‚ters 
befofdung monatlid im Voraus ——e—— schlen — 





Ueber Natur ber Beiträge in Bezug auf Einziehung, 
Rechtsweg, Reclamationen of. unten 8 303 Rr. 3, 
14—16. 

Ueber Zahlung der Schulgelbausfälle of. 8 194 Nr. 2, 
über bie Staatöbeihülfe für Gutäheren 8 283, ins: 
bejonbere bo, 

1. €. v. 4. März 1868 und 19. Mat 1873 betr. bie 
fortbauernde Gũltigkeit des 8 33 U. 2.8. II 12. 
of. €. v. 19. Febr. 1877 unten Rr. 5 und oben 
8 252 Rr. 2 und Wllegate, fowie 8 303 Kr. 16b, 

2. Ext. des D..8.:@. v. 21. Mai, 6. October 1883 
und 6. Sehr. 1884 bedgl. (nebft &. v. 3. Juli 1883) 
unb €. v. 4. Aug. 1883. für die evangeliſchen Lands 
ſchulen in Schlefien of. $ 275 Ar. 9—11. 

3. €. v. 4. Mai 1868 und 11. Juli 1878 betr, bie 
Ausdehnung ber gutäherrlien Subfibiarbeitragspflicht 
auf fämmtlide Anwohner im Gutöbezirt, und betr. 
bie Unabhängigkeit biefer Werbinblidfeit von bem 
Befig eined Gutes am Schulort. 

4. €, v. 9. December 1879, 22. Januar 1856 unb 
20. Aug. 1856, Entid. ber Ober-Rehnungstammer 
v. 2. März 1876 betr. das Verfahren bei Feftiegung 
ber gutsherrligen Beiträge (insbefondere auch bei 
verpadteten Gütern). 

5. €, v. 19. Febr, 1877 betr. die Dauer ber guts⸗ 
herrlichen Verpflichtung und bie Berechtigung ber 
Sculauffihtöbehörbe zur Geltendmachung derſelben. 

6. €. v. 30, Aug. 1864 betr. die Beurtheilung ber 
Zuläffigkeit freiwilliger Offerten ber Gutiherrn. 

Anhang. 

I. € v. 2. Rov. 1837 betr. bie fortbauernde Gültigkeit 
des 8 33 A. 2R. II 12. — cf. 8 260 Mr. 1 
sub III ao. E. und sub IV. — 


1a. Fortdanernde Gültigkeit des gs Alge 
meinen Laudrechts IL. 1: 


Berlin, den 4. März 1868. 

Ew. Hochwohlgeboren eröffne ih auf bie VBe— 
ſchwerde vom 7. December v. J., daß ich die Ans 
ordnung der Königlichen Regierung zu N., wonad) 
Sie in Vertretung Ihrer Gutdeinjaffen event. für 
die Beiträge berfelben zu der dortigen Schule aufs 
utommen haben, nur für gerechtfertigt erachten 
* Die von Ihnen dagegen unter Berufung 
auf Artikel 20 der Verfaſſungsurkunde vom 31. 
Januar 1850 erhobenen Einwendungen find ſchon 
um deswillen nicht zutreffend, weil nach Artikel 
4412 der Verſaſſungsurkunde bis zum Exlaß bed 
im Artikel 26 vorgefehenen, das gefammte Unters 
richtsweſen regelnden Geſetzes es bei ben jeßt gel- 
tenden geſetzlichen Beſtimmungen b. h. den Bor- 
ſchriften des Titel 12 Theil des Allgemeinen 
Landrechts zu bewenden hat. Im 8 33 a. a. O. 
tft aber bie Verpflichtung der Gutsherrſchaften auf 
dem Lande, für die Schulbeiträge ihrer unver- 
mögenden Guiseinſaſſen event. aufzulommen, aus⸗ 
drücklich vorgejhrieben. Die Frage, ob dieſe Bes 
ftimmung durch die Aufhebung der Erbunter⸗ 
thänigteit reſp. durch Artikel 42 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde und das die Abänderung dieſes Ärtikels 
betreffende Gefeg vom 14. April 1856 für be= 
jektigt zu erachten, iſt wiederholt Segenftan von 

örterungen gewejen. Diefelben Haben jedoch zu 
bem Refultat Em dieſe Frage zu verneinen. 
Dafür war insbejondere die Erwägung maßgebend, 
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daß die im 8 33 a. a. D. feſtgeſetzte Verpflichtung 
der Gutsherrtſchaften nicht ee auf die Erb: 
unterthänigfeit und die in Artikei 42 der Ver- 
faffungsurtunde, reſp. dem Gejeg vom 14. April 
1856 aufgehobenen Rechtöverhältniffe bafirt iſt, 
wie fie ſich auch nicht unter den allgemeinen Bor- 
ſchriften des Zitel 7 Theil II des Allgemeinen 
Landrechts über die Pflichten der Gutsherrſchaften 
und ihrer Unterthanen befindet, ſondern im Titel 12 
1. c. als eine Specialvorſchrift für die Ueterhal⸗ 
tung ber Schulen, welche mit ben erwähnten gene- 
rellen Vorſchriften in feiner unmittelbaren Ber- 
bindung fteht (cfr. au von Kampg, Annalen 
Band gxı Seite 997 ff.) und Kod’3 Ergän- 
zungen ber Preußifchen Rechtsbücher Theil I Ub- 
ihe lung III Seite 696). 

Die bisherige Praxis in der beregten Beziehung 
zu verlaffen, liegt für die Berwaltungsbehörden 
aud gegenwärtig keine Beranlafjung vor. Ich 
tann Bielerhalb Ew. Hochwohlgeboren Borftellung 
keine weitere Folge geben. 

Der Miniſter der geiſtlichen zc. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 


ben cn 
ar e 


1b. 


Berlin, den 19. Mai 1873. 

Ew. zc. eröffne id, dab das Königliche Ober- 
tribunal in dem Urtel vom 14. Juli 1865 — 
€.:B1. 1986 ©. 44 ff. *) fi. — die fortdauernde 
gefesliäe Gültigkeit des $ 33 Allgemeinen Land» 
rechts II 12 ausgeſprochen und diefe Anſicht in 
jpätern Entſcheidungen conftant feitgehalten gar 
Hiernach befinde ich mid, außer Stande, bie Ber: 
fügung ber Königlichen Regierung zu N. vom —, 
melde die Ew. zc. na $ 33 a. a. D. in ®. in 
Betreff der katholiſchen Schule zu N. obliegende 
Subfidiarverpflihtung aufrecht erhält, anfzuheben. 

U. 16848. 


28. 


In der Verwaltungsſtreitſache — — hat das 
Kgl. Oberverwaltun, sgericht, Erfter Senat in feiner 
Sigung vom 21. Mai 1883 für Recht erkannt, 

daß auf die Revifion des Beklagten die Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bezirköverwaltungs- 
gerichts zu Potsdam vom 14. October 1882 
aufzuheben und die Entſcheidung des Kreis- 
ausſchuſſes des Kreiſes Prenzlau vom 19. 
April 1882 dahin abzuändern, daß die Klage 
abzuweiſen, der kei des Streitgegenftandes 
für alle Inftanzen auf 2000 Mart Peftzufepen 
und dem Kläger die Koften aller Injtanzen 
zur Laft zu legen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Gegen das vorgedadhte, den Thatbeftand erges 
bende Berufungsurtheil Hat der Bellagte die Re— 
vifion eingelegt, Diet auf unrichtige Anwendung 
des 8 33 Titel 12 Theil II des Allgemeinen Land» 
rechts geftügt und beantragt: 


*) &. v. 2. Roo. 1837 (unten In! . 
ee (unten Anhang D). 








unter Aufhebung der Vorentſcheidungen bie 
Klage abzuweiſen. 

Der Kläger hat audgeführt, daß jene Geſetzes 
beftimmung überhaupt nicht mehr in Kraft ftehe, 
event. daß die derfelben vom Berufungsrichter 
gegebene Auslegung die richtige fei, daß der ſchul⸗ 
dige Beitrag zunächſt von den Contribuenten 
zwangsweife beigetrieben werden müfje und daß 
erſt für den dann ſich ergebenden Ausfall bie Guts- 
herrichaft herangezogen werden dürfe. Er ftellt 
den Antrag: die Revifion zu verwerfen. 

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
ift feiten® des von dem Unterrichtsminiſter in 
Gemäßheit des 8 44 Abſatz 2 des Verwaltungd- 
gerichtögefegeö*) beftellten Commiſſars zur Wahr⸗ 
nehmung de3 öffentlichen Intereſſes ausgeführt, 
baß der $ 33 Titel 12 Theil II des Allgemeinen 
Landrechtes noch in Geltung ftehe, daß er eine 
Öffentlich rechtliche Verpflichtung ber Gutsherr⸗ 
ſchaft conftituire, welche auf der territorialen obrig⸗ 
teitlihen Gewalt bafire, und baß er baher zu- 
treffend noch jegt auf die Einwohner bed Guts- 
bezirls angewandt werben müfle. 

Es war, wie gefchehen, zu erfennen. 

Dem Schulvoritande liegt es ob, das zum Unter 
halte des Lehrer Erforderliche, weiches endgültig 
von ber Schulaufſichtsbehörde zu beftimmen ift, 
nad) dem gejeglichen Bertheilungsmaßitabe auf die 
zur Schule gewiefenen Hausväter umzulegen. Hier- 
bei kommen nur diejenigen in Betracht, welche aus 
eigenem Vermögen oder eigenem Erwerbe ihren 
Unterhalt gewinnen (Endurtheil des Oberverwal- 
tungögericht8 vom 23. Februar 1878, Entſchei⸗ 
dungen Band ILI ©. 137.**) Perſonen, bei denen 
weder dag Eine nod) das Andere zutrifft, find 
nicht beitragspflichtig. Der hiernad für den ein- 
einen Contribuenten berechnete Beitrag iſt ber 

chuldige Beitrag im Sinne des $ 33 a. a. O. 
Iſt nach der Anficht des Schulvoritandes der Con- 
tribuent zur Beit, d. h. für bie Veranlagungs- 

eriobe — eine weitere Vorausſicht ift weder er: 
orderlich, noch wohl möglich — nicht im Stande, 
diefen ſchuldigen Beitrag ganz oder zum Theile 
zu entridten, fo kann der Schulvorſtand doch — 
die Geltung und den Fall des $ 33 — — 
ſeinerſelts die fubfidiär verpflichtete Gutsherrſchaft 
nicht ohne Weiteres in Anfprud nehmen. Ihm 
ift in diefer Richtung eine Jurisdiction nicht bei⸗ 
legt. Er kann fi nur, damit der Zwed be 
eſetzes — ungejäumte Befriedigung des Lehrers 

und Verhütung einer Weberbürbung ber Guts⸗ 
unterthanen — erreicht werde, an die ftaatliche 
Auffihtsbehörde — bie Regierung — wenden. 
Diefe muß in Uebung des ftantlihen Hoheits- 
rechtes über die Schule und in Gemäßheit der ihr 
durd den 8 18 der Regierungsintruction vom 
23. October 1817 ertheilten Vollmacht für wohl 
befugt erachtet werden, nach vorheriger causae 
cognitio zu beftimmen, wieviel von feinem ſchul⸗ 
digen Beitrag jeder ber Contribuenten au I 
für 


bringen vermag, woraus ſich dann ergiebt, 
wieviel der Gutsherr in erfülung feiner Ver⸗ 
pflihtung nach 8 33 Titel 12 Theil II des All⸗ 
gemeinen Landrechts dem Schulvorftande aufzu= 
* $ 74 2-8.-@. (unten $ 302 nf. IL) 
**) GATRı. 12, 
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kommen bat. Die von bem Unterrichtsmintjter 
in bem Reſeripte vom 9. December 1879 in biefer 
Beziehung getroffenen Anoronungen*) (C.⸗Bl. 1880 
©. 492-500) entſprechen hiernach dem beftehenben 
Rechte. Die Beitjegung der Regierung ift bie 
Grundlage für die von bem Saulvorfiande zu 
bewirtende Veranlagung bed Gutsherren, ebenjo 
wie bie —— der Höhe des Lehrergehaltes 
und Circumſeription des Schulbezirkes für den 
Schulvorſtand maßgebende Grundlagen der allge- 
meinen —— bilden. Zu vertreten hat 
der Schulvorſtand ſolche Acte der Aufſichtsbehörde 
nicht. Es — fi hierbei nit um Anwei- 
fungen, welche die Auffihtöbehörde dem Schul⸗ 
voritande binfichtlih Ausübung ber bem letzteren 
gebüßrenben niffe ertheilt, ſondern um eine 

ntfeidung ber Aufſichtsbehörde, welche nur diefe 
allein zu treffen bejugt ift. Aber auch die Re— 
gierung hat dieſe Enuhheibung nicht im Verwal⸗ 
tungsftveitverfahren zu vertreten, dba derartige, 
aus dem Staatöhoheitärechte herzuleitende Ent= 
feheidungen, inſoweit das Geſetz nicht ausdrüclich 
ein Anderes beſtimmt, was hier nicht ber Fall iſt, 
der Nachprüfung des Verwaltungsrichters nicht 
unterliegen. Die angefochtene Entiheidung war 
demzufolge, al3 auf unzuläffiger Nachprüfung der 
von der Auffichtsbehörde innerhalb ihrer Zuftän- 
digkeit getroffenen Anordnung beruhend, aufzu= 


In der Sade erst handelt es fi Herma 
nur um die ragen, ob der 8 33 Titel 12 Theil 
bes Allgemeinen Landrechtes noch in Kraft Ih 
und ob die Berjonen, für welche die Gutsherrſchaft 
in Anſpruch genommen ift, als Unterthanen im 
Sinne biejer Gefegesbeftimmung anzufehen find. 
Beide Fragen find zu bejahen. - 
Der $ 33 a. a. D. legt den „Gutsherr- 
fhaften auf dem Lande“ die Berpflihtung 
f, „ihre Untertanen“ bei Tragung ber 
Sculbeiträge zu unterjtügen. Die Bedeutung der 
Worte Guisherrſchaften und Unterthanen” in ber 
amtlichen Sprache der vorlandreditlicden Zeit und 
des Landrechtes haben Thöne in ben Yunbas 
mentallehren des Preußiſchen Privatrechtes Bd. I 
401—107 und namentli v. Kamp in feiner 
handlung „Bruchitüde über das gutsherrliche 
BVerhältnig in ben Preußiſchen Staaten” (Jahre 
ücher Band XXIV Geite 236464) eingehend 
erörtert und Mar gefiel. In der legteren ift 
unter Auahebung der — — aus den er⸗ 
gangenen Geſetzen und Verordnungen der 3 
weiß erbrachi, daß die Gutsherrſchaft als ſolche 
keine privatrechtlichen Elemente, weder leibherrliche, 
noch grundherrliche, noch dienſtherrliche, noch haus⸗ 
hertliche enthält, ſondern bie öffentliche und obrig⸗ 
leitliche Gewalt (potestas eivilis aut rat 
über die Einjaffen des gutsherrlichen Bezirkes 
(Gut und dazu gehörige Gemeinde) darftellt. Der 
Gutsherrſchaſt — Dominium — find nidt nur 
die UntertHänigen (Erbunterhänigen, glebae ad- 
scripti), fondern auch die freien Dorjbewohner, 
Angefejjene und Ricnengefeflene, unterthan. Erb⸗ 
untertyänige waren beim Erſcheinen bes Land- 
rechtes in zahlreichen Orten und in manden Lan- 


*) Unten Rr. in, 





besbezirten überhaupt nicht vorhanden. Der Ge⸗ 
feggeber konnte daher, wenn er ben Unterhalt bes 
Lehrers fihern wollte, ud nicht an den Erbherren 
und die Unterthänigen, jondern mußte fih an bie 
Gutsherrihaft und deren Unterthanen halten. Es 
unterliegt hiernach feinem begründeten Zweifel, 
daß unter Unterhanen im 8 33 Titel 12 Theil IL 
des Allgemeinen Landrechts die ſämmtlichen, ber 
Gutsobrigkeit — dem Dominium — unterftellten 
Anwohner auf gutsherrlihem und bäuerlihem 
Lande zu verpflichten find. 

Bemerkt mag werben, daß ed nicht ohne Zweifel 
ift, ob und inwieweit Erimirte, die ihren Beruie 
im gutsherrlichen Bezirke hatten, der Gutsobrig⸗ 
feit unterworfen waren. Einer Entſcheidung dieſer 
Frage bedarf es jebod hier nicht, da im vor- 
liegenden alle für Perfonen, welde nad dem 
früheren Reäte zu den Erimirten gehört haben 
würden, ein Eintreten ſeitens des Guisherrn nicht 
verlangt worden ift. 

Der 8 33 a. a. D. conftituirt eine öffentlich 
rechtliche Verbindlichkeit des Gutsherrn der Schule 
gegenüber (Endurtheil bes Dbervermaltungsge- 
rihtes vom 9. März 1881, Entſcheidungen Bd. VII 
©. 238 fr). Hauptzweck ift aitentar der, ben 
Unterhalt des Lehrers unter allen Umftänden zu 
ichern, ihn nicht wegen angeblicher oder wirklicher 

räftationdunfähigfeit der Untertanen darben zu 
affen. Er fol jchnell und ohne Weiterung zu 
dem Seinigen gelangen. Als Nebenzwed mag 
gelten, die ——— durch die Schullaft nicht 
zu erdrüden, e m präftationsfähigen Zuſtande 
u erhalten. Die vorausſichtlich ſteis leiſtungs— 
fee Gutsherrſchaft wird, wie in anderen Noth- 
jällen, ſubſidiariſch verpflichtet, für den Unterhalt 
des Lehrers zu forgen. Aus der Befeitigung ber 
Unterftügungspflicht der Gutsherrſchaft ihren Unter- 
thanen gegenüber in anderen Fällen kann nicht 
aud der Fortfall der dem Gutöheren der Schule 

egenüber befonderd auferlegten Verpflichtung ges 
Pen werben. 

3 Edict vom 9. October 1807 (N. C. C.T. 
XII ©. 251 ff.) Hebt die Guts unterthänigkeit 
auf und zwar nad 8 11 bezw. $ 12 da8 Unter⸗ 
thänigfeitsverhältniß derjenigen Un— 
terthanen, welde iger jauerngüter erblich oder 
eigenthümlih oder erbzindweife oder erbpächtlich 
befigen, fofort, da8 ber übrigen Unterthanen mit 
dem Martinitage 1810. 

Diefes Edict befeitigt Die Unterthänig= 
teit, nit die Unterthanen. Es läßt das 
Berbältniß der Gutsherrſchaft zu den Hinterſaſſen, 
als der Obrigkeit zu den Unterthanen unberührt. 
Hätte durch baffelbe aud) der $ 33 Tit. 12 Thl. II 
des Allgemeinen Landrechts in Wegfall gebracht 
werden follen, jo würde ed in Bieler Beziehung 
eines Ausſpruches bes Geſetzgebers bedurft haben. 
Ein folder liegt nicht vor. 

Wenn auf die Nummer 18 des Reſeriptes der 
Mintfterten des Innern und ber Juftiz vom 5. 
März 1809 Babe, Sammlung Preußijcer Ges 
jege Band Seite 46 ff.) Bingewiejen wird, 
wonad die Pflicht der Gutäherren, unvermögenbe 
Unterthanen zu unterftügen, nur infoweit noch 


*) 5 308 Rr. 1b. 
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ftattfinden fol, als biefelben, theil3 als Polizeis 
obrigfeit nach 8 15 Titel 49 Theil IT des Allge- 
meinen Landrechts dazu verbunden find, theils 
ielbjt ein Intereffe daran haben, ihre Unterthanen 
in einem präftationfähigen Zuſtande zu erhalten, 
fo ift zu bemerken, ah dieſes Refeript an bie 
Schleſiſchen Landescollegien ergangen ift und nur 
deren „einzelne Anfragen, Punkt für Bunkt“ beant⸗ 
mortet. Aus dem Reſeripte folgt nur, daß in 
Betreff des 8 33 Titel 12 Theil IT des Allge— 
meinen Landrechtes eine Anfrage nicht geftellt 
worden war, und dies ift erflärlih, da in jener 
Beit das fatholifhe Schulreglement von 1801 
auch auf evangelifhe Schnien angewandt wurde 
und deshalb jene landrecitliche Beftimmung tn 
Schleſien nicht zur Geltung fam. Das Rejcript 
bat überdies mic & —R 
Dagegen iſt zur Beſeitigung aller durch die 
10, 11, 12 des Edictes vom 9. October 1807 
ervorgerufenen Zweifel zunächſt aud nur für die 
rovinz Schlefien dag Merhönhfte Publicandum 
vom 8. April 1809 (N. C. C. T. XII ©. 817 fi.) 
mit Gefegesfraft erlaffen. Daffelbe führt im 
Einzelnen Biejenigen Rechte und Pflihten auf, 
weldje durd) die Äbſchaffung der Erbunterthänig- 
keit als aufgehoben und welche als noch geltend 
angefehen werben follen. Keine der deöfallfigen 
Beltimmungen hebt jedoch die der Gutsherrſchaft 
obliegenden es —— — Verpflichtungen 
auf, bezieht fi) auch nur indirect auf die Unter- 
haltung der Schule, berührt die Pflicht des Guts⸗ 
kam, in Schleſien: einen beftimmten Theil der 
hulunterhaltungstoften zu tragen, im landrecht⸗ 
fichen Gebiete: nach 8 33 Titel 12 Theil Il des 
Allgemeinen Landrechts für bie unvermögenben 
Unterthanen fubfidiär einzutreten. 

Das Alerhöchfte Publitandum vom 24. October 
1810 (N. C. C. T. XII. Seite 1078) erflärt bie 
Beitimmungen des vorgenannten Publikandums 
aud tn den übrigen Provinzen für anwendbar 
und betont, daß nur diejenigen Verpflichtungen 
ala aufgegeben gelten ſollen, welche in bemfelben 
ausbrüdlih und namentlich genannt find. 

Hiernad kann nicht angenommen werben, daß 
durch die Gefepgebung der Jahre 1807/10 eine 
Wenderung in ber Verpflichtung der mager: 
ſchaft für die Hinterſaſſen, welche der Gutsobrig⸗ 
teit nach wie vor unterthan blieben, ſubſidiär be- 
züglich der Schulunterhaltungstoften aufzutommen, 
herbeigeführt worden tft. 

Ob bierin die fpätere Gefeßgebung über bie 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
en e, die dadurch eingetretene Sonderung 
in Guts- und ®emeindebezirt, ob namentlich ber 
8 4 Abfap 3 des Ediktes vom 14. September 
1811 (Gef.-Samml. Seite 281) und der an deſſen 
Stelle getretene & 82 Litt. b des Gefeges vom 
2. März 1850 —— Seite 77) in dieſer 
Beziehung hinſichtlich derjenigen Schulunterhal- 
tungspflictigen, welche im Gemeinbebezirte wohnen, 
einen Wandel gefhaffen haben, kann Hier uner= 
örtert und entfoleben bleiben, da im vorliegenden 
Falle die Gutsherrſchaft nur für die Dominial- 
einfaffen, nicht für Angehörige ber Gemeinde, in 
Anfprud genommen ift. 

Die Regulirung der gutsherrlichen und bäuer- 


lichen Berhältniffe Hat feinen Bezug auf die Guts⸗ 
einjaffen. Ihr Verhältniß zur Gulsherrſchaft, wie 
ed fih nad Aufgebung der Unterthänigfeit ge- 
ftaltet hatte, iſt bis zum Erlaffe der Verfaſſun— 
vom 31. Januar 1850 (Geſ.⸗Samml. Seite 17 ff. 
von ber Geſetzgebung nicht berührt worden. Die 
Verfafjungsurfunde ſtellt eine neue Negelung der 
Unterpaltungap licht der Volksſchule in Ausficht 
(Art. 25 und 26), verordnet jedoch ausdrücklich, 
daß bis zum Erlaſſe eines neuen Geſetzes es hin⸗ 
ſichtlich des Schul- und Unterrichtäwefens bei den 
beitehenden geſetzlichen Bejtimmungen bewendet 
(Krtitel 112). 

Der Artikel 42 erklärt für aufgehoben die Ge- 
richtsherrlichteit, die gutsherrliche Bolizei und obrig⸗ 
keiiliche Gewalt, die aus dieſen Befugniffen her⸗ 
ſtammenden Verpflichtungen, die Gegenleiſtungen 
und Laſten, welche den Berechtigten dafür ob⸗ 
lagen, behält jedoch die Ausführung dieſer Be— 
ſtimmungen beſonderen Geſetzen vor. 

Dieſer Artikel — durch das Geſetz vom 14. 
April 1856 (GeſetzSammlung S. 353) aufgehoben. 
Das letztere beſtimmt im Ariilel 2 Nr. 2: 

Ohne Entihädigung bleiben aufgehoben, 
nah Maßgabe der ergangenen befon= 
deren Geſetze ꝛc. 

2. die aus dem gerichts und ſchutzherr⸗ 
lichen Verbande, der früheren Steuer- und 
G©ewerbeverjaffung Herftammenden Verpflich⸗ 


tungen. 

it den aufgehobenen Rechten fallen auch 
die Gegenleiftungen und Laften weg, welde 
den biöher Berechtigten dafür _oblagen. 

Bon den Gefegen, weiche nad Erlaß ber Ber- 
faffungsurfunde und bis zum 14. April 1856 
ergangen find, kann nur dad Gejeg vom 2. März 
1850 (ef -Samınung S. 77 in Betracht fommen. 
In den 88 2 und 3 find die Berechtigungen, welche 
ohne Entihädigung aufgehoben werden, aufgezählt. 
Alle dieſe Berecht gungen beziehen na mist auf 
die Schule oder deren Unterhaltung. ift nicht 
erfindlih, wie die Nr. 10 und 15 im $ 3 dieje 
treffen follen. 

te Nr. 10 erflärt al3 aufgehoben: 

die auß ben früheren gutöherrlichen, faup- 
herrlihen und grundherrlichen Rechten ab» 
jeleiteten unb hergebradhten Abgaben und 
eiftungen, melde, ohne zum öffentlichen 

Steuereintommen zu gehören, bie Natur der 

Steuern haben; insbejondere die in einigen 

heilen ber Rheinprovi unb ber Provinz 

Weſtfalen, oder ſonſt vorkoumende Ab⸗ 

jabe für die Benutzung des fließenden Waſſers 

n u leg 

Unter diejen Abgaben für die Benugung 
des fließenden Waſſers find die Mübhlenab- 
gaben nicht begriffen. 

Die Nr. 15 bringt ferner in Wegfall: 

alle unmittelbaren Begenleittungen, welche 

bei ſämmtlichen aufgehobenen Leiftungen dem 

Berechtigten oblagen, fowie die von dem Guts⸗ 

bern zu leiftenden Leichenfuhren, Hochzeit 

und Kindtauffuhren, Doctor- und Hebammen- 


fuhren. 
Für die Vetheiligung des Gutsherrn an der 
Unterhaltung ber Schule ift derjelbe niemals be= 
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rechtigt gewejen, eine Abgabe von feinen Unter- 
thanen zu erheben. Eine ſolche Abgabe kann daher 
die Nr. 10 nicht in Wegfall bringen und ebenjo 
wenig fann folgeweife bie Berpflichtung des Guts⸗ 
herrn aus $ 33 Titel 12 Theil II des Allge— 
meinen Landrechts als eine unmittelbare Gegen⸗ 
leiftung für die in Nr. 10 genannten Abgaben 
und Leiftungen gelennzeichnet werben. 

Daß endlih auch durch die Kreisordnung vom 
13. December 1872 die bis dahin gefeglich be= 
gründeten Rechte und Bflicten der Gutsherrſchaft 
in Bezug auf die Schule nicht aufgehoben find, 
ift in dem bieffeitigen Endurtheile vom 29. No— 
vember 1876 (Entfoeibungen nd I ©. 196ff.)*), 
auf welches hier verwieſen wird, dargethan. 

Durch die neuere Geſetzgebung ift hiernach der 
8 33 Titel 12 Theil IL des Wllgemeinen Land- 
rechtes gleichfalls nicht aufgehoben, und die Per⸗ 
fonen, für welche im vorliegenden Falle die Ber- 
tretung feitens der Gutsherrſchaft verlangt ift, 
ählen zu den Unterthanen im Sinne diefer Ges 
Tegesporicif. 

Die Klage entbehrt daher der Begründung, und 
mußte deshalb die erftrichterliche Entſcheidung auf 
die Berufung des Bellagten, wie gefchehen, ab⸗ 
geändert werben. 

Der Werth des Streitgegenftanded war ald uns 
ſchätzbar für alle Inftanzen auf 2000 Mark feit- 
äufeßen. 

D. 8. @. I 593. 


2b. 

Borftehendes Erkenntniß ift mitgetheilt durch 

Erlaß vom 3. Juli 1883. e 
U. Illa. 152%. 
260. 

Nachſtehend wird ein zweites, in einer gleichen 
Sache ergangenes Erkenntniß des Königl. Ober- 
a vom 21. Mai d. 3. mitge- 
theilt. 


Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsftreitfache 
des Rittergutäbe| Ibers von ©. zu N., Klägers, 
wider 
die Schulgemeinde A N., vertreten durch den 
Schulvorſtand, Bellagte, 
hat das Königliche ‚Dherverwaltungageriät, Erfter 
Senat, in feiner Sigung vom 21. Mai 1883 für 
Recht erkannt, 
daß auf die Mevifion des Königlichen Re- 
gierungspräfidenten die Entſcheidung des Kö— 
niglichen Bezirksverwaltungsgerichts zu Köslin 
vom 27. September 1882 Gufgußeben und auf 
die Berufung des Klägers die Entſcheidung 
des Kreisausſchufſes des Kreiſes Köslin vom 
8. März 1882, foweit fie angegriffen tft, zu 
beftätigen, ber Werth des Streitgegenftandes 
für die Verufungs- und die Revlſionsinſtanz 
auf 9 Mark 75 Pf. feitzufepen und bie Koften 
für diefe Inftanzen — jedod unter Außer 


anfaglaffung des Paufhquantums für die 
sn honeinhanz — dem Pläger zur Laft zu 
jegen. 


Von Rechts Wegen. 
128. Ri. 








Gründe. 

Gegen das den Thatbeſtand ergebende Erkenntniß 
des Königlichen Bezirksverwaltungsgerichtes zu 
Köslin vom 27. September 1882 hat der Re— 

ierungspräfident aus Gründen des öffentlichen 
nterejjes die Revifion eingelegt und ausgeführt, 
daß der —— zu Unrecht dem $ 33 
Titel 12 Theil ded Algemeinen Landrechtes 
die Geltung abſpreche. Er beantragt: unter Äuf⸗ 
hebung der angefochtenen Entſcheidung den Kläger 
mit feinem gefjammten Klageantrage abzumeifen. 

Der Kläger hat den Antrag geitellt: die ein- 
gelegte Revifion für nicht devolvirt zu eradjten, 
event. diejelbe zu verwerfen. 

Er Hält das öffentliche Intereſſe nicht für bes 
theiligt und deshalb den Regierungspräfidenten zur 
Einlegung der Revifion nicht für legitimirt. 

vent. macht er geltend, daß der $ 33 Titel 12 
Theil II des Wllgemeinen Landrechtes durch die 
Artitel 10, 11, 12 des Ebdictes vom 9. October 
1807, die 88 2, 3 Nr. 10 und 15 des Geſetzes 
vom 2. März 1850 (Gei.-Samml. S. 77) und 
das Geſetz vom 14. Wpril 1856 (&ej.-Samml. 
©. 353) aufgehoben jei. Eventualissime bejtreitet 
er der Schulaufſichtsbehörde das Recht, ihrerjeits 
den Betrag defien, was die Untertfanen zu leiften 
vermögen, und deſſen, was die Gutsherrſchaft zu 
übernehmen habe, ee 

Die Beklagte hat ſich über die Revifion nicht 
geäußert. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Der $ 61 des Verwaltungsgeſetzes*) macht für 
den Fall, daß Berufung von dem Korfigenden 
des Kreisausſchuſſes oder von dem Regierungs- 
präfidenten aus Gründen des öffentlichen Inter 
efjed eingelegt wird, die Gtatthaftigleit dieſes 
Rechtsmitiels und das Eingehen auf die Sache 
ſelbſt von der Eutſcheidung über die Vorfrage 
abhängig, ob das öffentliche Intereſſe für betheiligt 
zu erachten ift. Diefe Beftimmung ift jedoch au 
das in feiner Begründung und jomit aud) in feinem 
Gebrauche ohnehin beſchränkte Rechtsmittel der 
Revifion nicht auögedehnt, letzteres vielmehr dem 
Regierungspräfidenten zur Wahrung bes üffent- 
lichen Juterefies in gleichem Ama wie den 
en ſelbſt gegeben und fomit insbefondere 

ür die Buläffigfeit deffeben auch nicht jene Vor— 
frage gejtellt (& 63, 65 des Berwaltungsgerichtös 
gefege3)*). Kläger beftreitet hiernach zu Unrecht 
dem dtegierungspräfidenten das Recht zur Ein- 
fegung der Revifion. — 

Unlangend die Sache jelbft, fo ift der $ 33 
Titel 12 THeil IT des Allgemeinen Landrechtes 
dur fein ausdrückliches Gefek aufgehoben. Es 
wird jedoch behauptet, derjelbe habe dadurch feine 
Geltung verloren, daß die nad dem unzweifel- 
haften Willen des Geſetzgebers vorausgefegten 
Bedingungen feiner Erifienz — Gutsherrſchaften, 
Untertdanen — fortgefallen ſeien. Ob dies ber 
all, darüber wird ſeit länger als fünfzig Jahren 
geftritten. Das Refeript des Unterrichtöminifters 
vom 8. März 1830 verneint in Uebereinftimmung 
mit dem Mintfter des Innern bie fortdauernde 
Geltung jener Gefegbeitimmung, während das 


*) Jept 6 91, 93, 95 8. 8. G. (unten $ 302 Aub. II), 
17% 
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nad vorheriger Communication mit dem Juſtiz⸗ 
minifter ergangene Reſeript deſſelben Minifterd 
vom 2. November 1837 das Gegentheil annimmt 
— v. Kampp, Annalen Bd. XIV ©. 90 und 

XI ©. 997 —)*). Der legteren Anſicht, daß 
der $ 33 a. a. D. noch geltendes Recht jei, iſt 
auch das Königliche Stantöminiftertum im: Jahre 
1854 nad) eingehender Erörterung ber bezüglichen 
Gejeggebung beigetreten. Das ehemalige Preufiiche 
Obertribunal ift, foweit dieffeit3 befannt, niemals 
in bie Lage gefommen, über die Anwendbarkeit 
des 8 33 Titel 12 Theil II des Allgemeinen 
Landrechtes direct zu entſcheiden, bafjelbe Hat ſich 
jeboh in den runden mehrerer Ertenntniffe, 
namentlid) des Erfenntniffe vom 14. Juli 1865%*) 
dahin ausgeſprochen, daß diefe Beitimmung noch 
in Geltung ftehe, und daß unter „Unterthanen“ 
nad) der damaligen ländlichen Verfaſſung die: 
jelben Perſonen zu verftehen feien, welche der 

29 a. a. DO. als die Hausväter des Ortes be= 
zeichnet (C.⸗Bl. für die gefammte Unterrichtäver- 
waltung 1866 ©. 44 fj.)**). Der Königliche 
Gerichtshof zur Entiheidung der Competenzcon= 
fliete Hat _nod neuerdings in dem Exrfenntnifje 
vom 28. October 1882 den 8 33 Titel 12 Theil 
des Algemeinen Landrechtes für noch geltendes 
Recht erklärt (C.⸗Bl. für die gefammte Unterricht- 
verwaltung 1: S. 156 Ars und aud das 
Königlide Kammergericht hat fi in dem in 
Saden des Grafen v. E. wider die Schulgemeinde 
8. ergangenen Erkenntniſſe vom 30. Januar 1883 
zu derſelben Rechtsanficht befannt. 

Der unterzeichnete Gerichtshof erachtet gleich- 
alla die mehr erwähnte Gejegeöbeftimmung nicht 
ür aufgehoben, fondern no in Kraft Mehenb 
und zwar aus folgenden Gründen: 

(Hier folgen wörtlich aus dem vorjtehend 
unter 2a abgedrudten Erfenntniffe vom 21. Rai 
1883 die Säge: „Der 8 33 Titel 12 Theil II 
de3 Allgemeinen Landredites" ©. 257 Sp. 1 
Abfag 2 bis „zählen zu den Unterthanen 
im Sinne biefer Geſetzesvorſchrift· S. 259 
Sp. 1 Abſa⸗ 

Dem Schulvoritande liegt es ob, das zum Unter- 
Belle des Lehrers Erforderliche nad) dem gejeß- 
ichen Vertheilungsmaßſtabe auf die Hausväter, 
d. h. auf die Einwohner, welche aus eigenem 
Vermögen ober eigenem Erwerbe ihren Unterhalt 
gewinnen, umzulegen (Entfheidungen des Ober— 
vermaltungsgerichtes Band ©. a Der 
fo ermittelte Beitrag ift der ſchuldige Beitra, 
des einzelnen Contribuenten. Iſt Leßterer nad 
Anſicht des Saulvorftanbes zur Beit nit im 
Stande, dieſen Beitrag er oder zum Theile zu 
entrichten, fo kann der Schulvorftand doch feiner- 
ſeits die ſubſidiär verpflichtete Gutsherrſchaft nicht 
ohne Weiteres in Anſpruch nehmen. Ihm ift in 
diefer Beziehung eine Jurisdietion nicht beigelegt. 
Er kann fih nur, damit der Zweck des Geſetzes, 
ungefäumte Befriedigung des Lehrers und Vers 
bütung einer Ueberhürdung der Gutsuntertyanen, 


erreicht werde, an bie ftaatliche Aufſichtsbehörde 
— die Negierung — wenden. Dieje muß in 
Uebung de3 ftaatlichen Hoheitärechtes über die 
Schule und in Gemäßheit der ihr durch den $ 18 
der Regierungsinſtruction vom 23. October 1817 
erteilten Vollmachten für wohl befugt erachtet 
werden, nach vorheriger causse oognitio zu be= 
ftimmen, wieviel von feinem fehuldigen Beitrage 
jeder der Contribuenten aufzubringen vermag, 
woraus ſich dann ergiebt, für wieviel der Gutd- 
— in —A feiner Verpflichtung nad $ 33 
itel 12 Theil II des Allgemeinen Landrechts 
dem Schulvorjtande aufzulommen hat. Die von 
dem UnterridtSminifter in dem Reſeripte vom 
9. December 1879 in dieſer Beziehung getroffenen 
Anordnungen (C.- Bl. für die gefammte Unter- 
richtsverwaltung 1880 ©. 492— 9 entſprechen 
hlernach dem beſtehenden Rechte. Die Feſiſetzung 
der Regierung iſt die Grundlage der von dem 
Schulvorſtande zu bewirkenden Veranlagung, ebenſo 
wie die Einfhulung der Einwohner eines Ortes 
in die Schule einer anderen Gemeinde für ben 
Schulvorſtand die Grundlage der —— der 
erſieren, wie die Feſtſetzung der Höhe des Lehrerge⸗ 
haltes durch die Aufſichtsbehörde die Grundlage 
für Beftimmung der Beiträge der Genfiten bildet, 
zu vertreten hat der Schulvorſtand dieſe Alte der 
fſichtsbehörde nicht. Die Regierung hat nicht 
den Sculvorftande eine Anmeilung ertheilt, wie 
er die ihm gebührenden Befugniffe ausüben fol, 
fondern fie —* eine nur ihr zuſiehende Entſchei⸗ 


dung eis en. ber auch bie Regierung hat 
diefe Entſcheidung nicht im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren Ki vertreten, ba berartige, aus bem 
Staatshoheltsrechte herzuleitende Eniſcheidungen 
der Nachprüfung des Verwaltungsrichters nicht 
—— en. 

t 


echt hat Base: der Vorderrichter event. 
die Feſtſezung der gierung ala dem Geſetze 
ealpeeenb und maßgebend erklärt. 

us dem Vorſtehenden ergiebt fi, daß bie 
angefochtene Entſcheidung ala auf ber ie 
wendung bes $ 33 Titel 12 Teil II des Allge- 
meinen Landrecht3 berugend, aufzuheben und in 
der Sache felbft auf die Berufung des Kläger 
bie Entſcheidung des Kreisausſchuſſes des Kreijes 
Köslin vom 1. März 1882, joweit fie angegriffen 
iſt, zu beftätigen war. 

D. 8. ©. I. 595. 


Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsftreitfache 
der Schulgemeinde R., Beklagten und Re— 
vifionsklägerin, wider 
der — er Bernhard v. 83. zu N., 
En N a — 
at das Köni— e Oberverwaltung: A er 
En: in feiner Sigung vom 6. —E— 
für Recht erkannt, 
daß auf die Reviſion der Beklagten die Ent— 
ſcheidung des Königlichen Bezirksverwaltungs⸗ 
erichtes zu 8. vom 14. März 1883 aufzu= 
eben und die Entſcheidung bes Kreisaus— 


*) Unten Rr. da. 
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ſchuſſes des Kreiſes S. vom 28. December 
1882 dahin abzuändern, daß die Klage ab- 
umweifen, ber Werth des Gtreitgegenitandes 
fir alle Inftanzen auf 220 Mark feftzufegen 
und dem Kläger die Koften aller Smftanzen 


zur Laft zu legen. 
Hehe Wegen. 


Von 
Die Konigliche Bene ließ 

e jerung zu 8. erließ unterm 
24. Mai 1882 an va Bor N. in N., welcher 
ftellvertretenber Borfigender des Schulvorſtandes 
in R. ift (vergl. bie ordnung der Königlichen 
Regierung zu K. vom 30. Mat 1843 — Ämis- 
blatt ©. 108 —), eine Verfügung, in mwelder fie 
mittheilte, baß der von der Gutsherrichaft bes 
Schulortes für ihre Hinterfaflen aufzubringende 
Subfibiärbeitrag a den Lebrergehältern 220 
Mark betrage. iefe Summe wurde feitend des 
Schulvorſtandes von dem Gutsherrn, Nitterguts- 
befiger v. 3., am 7. Juni v. I. eingeforbert. 
en reflamirte Ießterer und erhob, von dem 

hulvorftande am 27. Zuli v. 3. abſchläglich 
beichieden, am 9. Oktober v. 3. bei dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe S. gegen die Schulgemeinde N. 
Mage auf Aufhebung der an ihn erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen und Repartition der Königlichen Re 
gierung vom 24. Mai, Burüdmweifung des geltend 
gemachten Unfpruches und Erftattung ber erfor 
derten 220 Mark, ſoweit folhe bis zur Rechts⸗ 
traft des Urtheiles von ihm eingezogen fein follten. 
Seine Bahlungstweigerung ——— er durch die 
Behauptung, der die Grundlage bergefielten For⸗ 
derung bildende 833 Tit. 12 Th. II des Allgemei⸗ 
nen Landrechts jet in Folge der Aufhebung der Un- 
terthänigfeit und nad) den VBeftimmungen des Ge⸗ 
feßes vom 2. März 1850 ſowie der Berfafjungsur- 
kunde vom 31. Januar 1850 nicht mehr als gültig zu 
betradjten, jebenfall8 geftatte er nicht eine fummas 
rifhe Repartition lediglich nad) einem Bruchtheile 
der Klaſſenſteuer. 

Die Beklagte beftritt dagegen die Richtigkeit 
diefer Ausführungen. Der Kr Baublcub erkannte 
hierauf unter dem 28. December 1 den Un- 
trägen des Klägers gemäß, indem er — in we 
jentlicher Uebereinftimmung mit den Gründen 
eines von dem Kläger überreichten, in Sachen 
des Nittergutäbefiger8 v. &. wider die Schul 
gemeinde zu N. am 27. September 1882 ergan- 
genen Urtheiles des Königlichen Bezirksverwal⸗ 
tungsgerite8 in 8. — die Unzuläffigkeit ber 
Heranziehung des Klägers zu den Schulunter⸗ 
Baltungstoften darzuthun ſuchte. — Nachdem fos 
dann die Königli gierung, Wbtheilung für 
Kirchen⸗ und Schulwefen in 8. am 23. Januar 
d. J. der Bellagten einen Bevollmächtigten von 
Ymtörzegen beftellt hatte, focht biefer das ergans 
gene Erienntnig mit der Berufung an. Indeß 

eftätigte das Königliche ee 
u om 14. März d. bie erftinitanzliche 

ticheibung. Der Verufungsrichter verwarf zwar 
ven von dem Kläger gegen ben Sommiflar ber 
Königlichen Regierung erhobenen Einwand ber 
mangelnden Paſſivle ation, auch bezeidnete 
er den Antrag des Klägers, die Repartition ber 
Regierung aufzuheben, ala urgutäifig, weil ber- 
felbe nicht im Sinne des 8 79 Tit. 14 Th. II 


de3 Allgemeinen Landrechts begründet worden fei, 
im Uebrigen aber trat er der Recht3auffaffung des 
Klägers beinnd führte zu diefem Ende aus: 

Der im $ 33 Tit. 12 TH. II des Allgemeinen 
LandrehtöerwähnteBegriff der Unterthänigkeithabe 
uad heutigem Staatsrechte feine Bedeutung gänzlich 
verloren, habe auch auf die fogenannten Tage- 
löhner der Gutsherren niemald Anwendung ge— 
funden. Die Unterthänigen wären früher allein 
bie nunmehr ngft fret gewordenen und hinſicht⸗ 
lich ihres Grundbefiges regulirten Bauern gemwe- 
fen, welche fih nur vermöge dieſes Grundbeſitzes 
bis zum Martinitage 1810 (cfr. $ 12 des Edilles 
vom 9. Oktober 1807 N. C. C. ©. 255) in 
einem binglihen Erbunterthänigfeitverhältnifie 
befunden hätten; die perjünliche Unterthänigteit 
ſei ſchon vurch die 88 147 und 148 Tit. 7. Ch. IL 
des A. 8 R. aufgehoben. Das Hechtöver- 
hältnis zwiſchen dem Guisherrn und der Schul- 
gemeinde, wie ſolches aus den 88 122 und 125 
a. a. O, abgeleitet werde, ſei ebenfalls abhängig 
von dem Fortbeſtande des Untertbänigfe töver- 
Hältniffes und das längft aufgehobene Inſtitut 
der Schugunterthanen finde auf das vorliegende 
Verhäliniß keine Anwendung, weil legtere nach 
$ 117 ebenba nur der Gerihtöbarkeit der Herrſchaft 
unterworfen, im Webrigen aber freie Leute geweſen 
feten. Dies fei auch der Grund, weshalb biefe 
Schuguntertfanen von dem Edikte vom 9. Okto— 
ber 1807 gar nicht hätten betroffen werben können. 

Gegen das Berufungsertenntniß, welches ber 
Beklagten zu Händen des Paſtors N. am 13. 
April d. 3. behändigt ift, hat nunmehr der I 
figialmandatar der Schulgemeinde feiftgettig die 
Revifion eingelegt. Dieſelbe war für begründet 
zu erachten. 

Mit Recht rügt die Reviſionsſchrift gun 
daß bei Buftellung der zweitinitanzlichen Entſchei⸗ 
dung nicht borfeiftömdbig verfahren ſei. Denn 
unzweifelhaft war die Röniplie Begterung, da 
der Streitfall zwiſchen dem Worfigenben des Schul- 
vorftandes und der Schulgemeinde verhandelt 
wird, befugt, dem Schulinjtitute einen Bevoll- 
mädhtigten von Amtswegen zu beftellen, — wie 
dies der Gerichtshof in jeinem, in dem Beſchluſſe 
der Königlichen Megterung vom 23. Januar 
d. J. re Endurtfjelle vom 19. September 
1876 (Entiheidungen Band I ©. 166)*) bes 
Näheren dargethan hat. Der Bevollmädhtigte 
vertrat im Streitverfahren nunmehr die Schul- 

jemeinde an Stelle de Schulvorftandes und 
bite der Kreisausfhuß die Wusfertigung des 
ttenntniffes vom 14. März d. J. dem Man- 
datar und nicht dem Pfarrer N. zuſtellen 
loffen müffen. ner Nachholung diefer Förm⸗ 
lichteit bedarf e3 indeß nicht, da der Mandatar 
die Erfenntnipausfertigung von dem Schulvor- 
ftande erhalten Hat. 

Ebenſo begründet ift der gegen den Vorder⸗ 
riter erhobene Vorwurf der unrichtigen Anwen⸗ 
dung des beftehenden Rechtes, — 8 64 Nr. 1 des 
Verwaltungsgerichtögefeged vom 3. Jult 1875 in 
ber Faſſung des vom 2. Auguſt 1880%*) 
(Sef.-Samml. ©. 315). 


1 319. 8r. 2. 
®») Jcht 8 948 ©. ©, (unten $ 308 Muh, IL) 
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Der Gerichtshof hat bereit3 in der von dem 
Kläger erwähnten Streitfache v. ©. wider N. in 
dem Endurtheile vom 21. Mai d. 3. ausgeführt 
daß der $ 33 Titel 12 Theil II des Allgemeinen 
Landrechis durch die von bem Berufungsrichter 
angezogenen Siehe keineswegs für aufgehoben zu 
erachten ift, und kann hier nur auf die dort näher 
bargelegten Gründe zurüdtommen. 

er 8 33 legt den Gutsherrichaften auf dem 
Lande die Verpflichtung auf, ihre Unterthanen 
bei Tragung der Schulbeiträge zu unterftügen. 

Thöne in den Fundamentallehren des Preu— 
Bifhen Privatrechtes Band I 88 101—107 und 
von Kamp in feiner erbhanblung „Bruchſtücke 
über das gutsherrliche Verhältnis in den Preu⸗ 
hiſchen Staaten“ (Jahrbücher Band XXXIV ©. 
236—464) haben Mlargeftellt, daß in den Rechts⸗ 
begriff der Gutsherrſchaft als foldhe keine privat- 
reqhtlichen Elemente fallen, weder leib⸗ noch grund- 
— dienſt⸗ noch hausherrliche, vielmehr umfaßt 
derſelbe lediglich die öffentliche und obrigkeitliche 
Gewalt (potestas eivilis aut politica) über die 
Einfaffen bes gutsherrlichen —2* Gut und 
dazu gehörige Gemeinde). Nicht nur die Unter- 
thänigen (Erbunterthänige, glebae adscripti) aber 
waren der Gutsherrſchaſt unterworfen, fondern 
aud) die freien Dorfbewohner, Angeſeſſene und 
Nichtangefefiene. Da Erbuntertgänige beim Er- 
feinen des Landrechtes in zahlreichen Orten und 
in manchen Landesbezirken überhaupt nicht vor= 
Banden waren, fo würde die Geſetzgebung ihr 
Biel verfehlt Haben, wenn fie, um den Unterhalt 
des Lehrers zu fihern, fih nur an den Erbheren 
uud die Unterthänigen und nicht vielmehr an die 
Sutsherrfhaft und deren Unterthanen gehalten 
hätte, 

Es unterliegt hiernach feinem begründeten 
Zweifel, daß unter Unterthanen im Sinne des 
8 33 bie fämmtlichen, der Gutsobrigfeit, dem Do- 
minium, unterftellten Anwohner auf gutöherr- 
lichem und bäuerlihem Lande zu vereen find. 
Die angezogene Geſetzesſtelle konſtituirt eine 
öffentlich⸗ rechtliche Verbindlichkeit des Gutsherren 
der Schule „gegenüber Endurtheil des Oberver- 
maftumgege tes vom 9. März 1881, Entidet- 
dungen Band VII ©. 228 fj.)*) und geht ihr 
Zweck offenbar dahin, den Unterhalt des Lehrers 
unter allen Umftänden zu fihern. Diefe Auffaf- 
fung findet in den Materialien zum Allgemeinen 
Landrecht durch die Bemerkungen des Mitgliedes 
der Gejegeommiffion Scholz und bes Geheimen 
Juſtiz⸗ und Kammergerichtsrathes v. Grolman, 
wie auch durch bie revisio monit, von Suarez 
ihre Beftätigung. 

Die Notata zum Entwurfe des allgemeinen 
Geſetzbuches p. 1 vol. 2 Zitel 6, seot. 11--15 
8 64 bis 1193, von Scholz d. d. Berlin ven 

3. Oftober 1784, Band 14, fol. 149, enthalten 
folgende Bemerkung, tn welcher bie Duelle der 
päteren Borfchrift des 8 33 zu erkennen ift: 
„Da die Gutsherrſchafien vorzüglidh_ver- 
pflichtet find, für den Unterricht der Dorfs 

Schul⸗ Jugend Sorge a tragen, fo follte 

wohl Hier zugleich mitbeftimmt werben, in 


*) 8.303 Mr. 16. 





welchem Berhältnifie, wenn der Fall einer 
fubfidiärifhen Hilfe zum Unterhalte der 
Schule eintritt, die Herrſchaft mit der Ge— 
meinde zu konkurriren ober aud) wohl, wenn 
legtere (wie bergleihen Fälle heut zu Tage 
nicht felten find) ganz verarmt ift, für den 
Unterhalt der Schule allein jergen müſſe.“ 
ner äußerte ſich von Grolman En den 
Erinnerungen gegen $ 84 Theil 1 Mbtheilung II 
(Stände des Staates), Titel 2 (vom Bauerftand) 
Abſchnitt 3 (von den unterthänigen Landes 
einnohnern und deren Verhältniß gegen ihre 
Herrſchaften) des Entwurfes eined allgemeinen 
Seit uches von 1785 (vergl. 8 125 Titel 7 
Theil II des Allgemeinen Landrechts): 

„Der Gerichtsobrigkeit liegt beſonders ob, 
für eine gute und —7——— Erziehung ber 
—— Kinder ihrer Unterthanen zu 
orgen.“ 


Band. 75 fol. 90 v., wie Pe 

„Man muß meines eſſens die erid- 
ten, welche der Obrigkeit als Obrigkeit ob- 
liegen, von denjenigen, welde ihr vermöge 
der Patrimonial-Jurisdiction obliegen, forg« 
fältig von einander —— — Jene er- 
ftreden fih nur allein auf Unterthanen, dieſe 
auf alle Eingejefienen des Gerichtes. Jene 
ehen auch auf SKinder, deren Eltern noch 
ben. Sie legen ber Obrigkeit die Schul- 
digkeit auf, ex officio die Erziehung der El⸗ 
tern, ob 3. €. die Kinder zur Schule und 
Kirche gehalten werden, zu unterfuchen, da 
diefe nur auf vermwaifte Kinder gehen und 
ih um die Erziehung der mit Eltern ver- 
fehenen Kinder nicht eher bekümmern, als 
bis darüber Klage geflr wird. Jene ver- 
langen, daß die Obrigkeit allenfalls aus 
eigenen Mitteln zutreten müſſe, dieſe fordern 
nur bie Unterbringung der Kinder in öffent⸗ 
lie Anftalten. Jene haben bei ihrer Ber- 
erg — Verluſi „ber: a a 
echte, dieſe eine regres: e zur e, 
welche fi nur auf das Bermögen ri 
Es würde daher wohl nöthig fein, Fol⸗ 

gendes zu verorbnen: 
Der da teit Tiegt befonders ob, für eine 
te und chriſtliche Erziehung ber Kinder 

ihrer Unterthanen zu forgen. 

Sie muß daher auf die Eltern ein mwad- 
fames Wuge haben und wenn dieſelben bei 
Er; Nehung der Kinder etwas verfäumen, 
dieſelben nicht orbentlih zur Kirche und 

Säule fhiden und fie nit zur Arbeit und 
irgend einem nügticien Gewerbe erziehen, bie 

tern zur Beobachtung diefer Erict mit 
Nahödrud anhalten.“ 

Suarez Revifion lautet, Band 80 ©. 125, 
au 8 84: 
„Herr dv. &r. bemerkt mit Grunde, dab 
man bie Pflicht, welhe der Gutsherrſchaft 

ua teli Anſehung der Unterthanen- 
Ainder üb, t obliege, von denjenigen 
unterſcheiden mühe, welche ihr als Gerichts- 
Obrigkeit in Anfehung der verwaifeten Kinder 
ulommen. Letztere gehören nicht Sterben, 
onbern e3 find eben die, welche einem ji 
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vormundſchaftlichen Gerichte in Anſehung 
der feiner Jurisdiction unterworfenen Mi- 
norennen vorgejchrieben find. Die Pflichten 
der Herrſchaft aber qua talis erftreden fi 
nicht blos auf verwaifte, fondern auf alle 
Unterthanen-Kinder. Sie gehen weiter und 
erfordern eine nähere Auseinanderfegung, 
ve u Herr v. Gr. folgende Principia vor⸗ 
1: 

Es ſchließen fi hieran die vorftehend mitge- 
theilten Beitimmungen, nur tft Fu Ausdrute 
„Dbrigkeit" dad Wort „Guisherrſchaft“ fub- 
ftituirt. — 

Was das von dem Vorderrichter in Bezug ge: 
nommene Edikt vom 9. Oftober 1807 (N. &. c. 
T. XII ©. 251 ff,) anlangt, fo hebt daffelbe die 
Sutdunterthänigfeit auf unb zwar nad 8 11 
bezw. $ 42 bad LUnterthänigfeltverhältniß der⸗ 
jenigen Untertdanen, welde ihre Bauergüter 
erblich oder eigenthümlich ober erbzinsweiſe oder 
erbpächtlich befiben, Tofort, das der übrigen Un- 
terthanen mit dem —— 1810. Damit 
berührt es aber das Verhältniß der Gutsherr⸗ 
ſchaft zu den Hinterſaſſen als Obrigkeit Ießterer 
in keiner Weiſe. Hätte durch daſſelbe ber ſtrei⸗ 
tige 8 33 in Beyfal gebracht werben follen, fo 
wirte Eure es Ausipruches des Geſetzge⸗ 
bers bedurft haben. Ein ſolcher liegt nicht vor, 
vielmehr iſt das Gegentheil aus den Allerhöchſten 

litandis vom 8. April 1809 (N. CO. C. T. 
©. 817 fm vom 24. Oftober 1810 (N. 

c. C. T. . 1078) zu entnehmen. Erfteres 
führt diejenigen Rechte und Pflichten auf, welche 
durch die Abſchaffung der Erbunterthänigkeit als 
aufgehoben, und ala noch geltend ange- 
jehen werben follen, indeß berührt es die aus dem 

33 originirende Verbindlichkeit des Gutherrn 
nicht. Auch die Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältniſſe hat keinen Bezug 
auf die Gutseinſaſſen. Das Verhältniß letzterer 
zur Sutöherrichaft, wie es fih nah Aufhebung 

Unterthänigteit_geftaltet Hatte, iſt bis zum 
Erlaffe der Verfaſſung vom 31. Januar 1850 
(&ei. Samml. ©. 17 ff.) von der Geſetzgebung 
nicht ind Auge geieht Die Berfaffungsurtunde 
ftellt eine neue Regelung der Unterhaltungspflicht 
der Boltsjgule in Aush t (Artitel 25 und 26), 
verordnet jedoch ausdrüdlich, daß ed bis zum 
Erlaffe eines neuen Geſetzes ger des Schul⸗ 
und Unterrichtsweſens bei den beſtehenden geſetz ⸗ 
lichen Beſtimmungen bewendet (Artikel 112). 

Eben ſo wenig finden ferner die eyes 
de3 Klägers in dem Geſetze vom 14. April 1856 
Na Samml. ©. 353), wie in dem vom 2. März 
1 (Gef. Samml. ©. 77) eine Stüge. Sm den⸗ 
jenen fi die ohne Enticjäbigung aufgehobenen 

erechtigungen und Verpflichtungen beſonders aufs 

jeführt, e3 befinden ſich darunter aber nicht Di 
Pinfiortich der Unterhaltung der Schule beftehen- 
den Berbindlickeiten. 

Daß enbli auch durch die Kreisordnung vom 
43. December 1872 die bis dahin geſetzlich bes 

ründeten Rechte und Pflichten der Gutsherrſchaft 
m Desup anf die Schule nicht befeitigt find, iſt 
in dem biesfeitigen Endurtheile vom 29. Rovem- 


ber 1876 (Entſcheidungen Band I ©. 196 ff.)*), 
auf welches hier verwiefen wird, dargethan. 

Durd die neuere Gejeßgebung ift hiernach der 
4 gleichfalls nicht aufgehoben. Die Perfonen, 

x welche im vorliegenden Falle die Vertretung 
Seitens der Gutsherrſchaft verlangt ift, aber 
zählen zu den Untertfanen im Sinne diefer Ge- 
ſetzesvorſchrift und erſcheint hiernach die von dem 
Schulvorſiande an den Kläger geftellte Forderung 
gereihtfertigt. 

Wenn Kläger noch ſchließlich die Ausführung 
ber — — im $ 33 duch die Königliche 
Regierung & . in Form ber Repartition vom 
24. Mai 1882 zum Gegenftande eines Angriffes 
im GStreitverfahren maden zu können glaubt, fo 
kann ihm and hierin nicht beigepflichtet werden. 

Die Königlihe Regierung hatte die Pflicht, in 
Uebung des ftaatlihen Hoheitsrechtes über die 
Schule und in Gemäßheit der ihr durch den $ 18 
der Regierungs⸗Inſtruktion vom 23. Oktober 
1817 ertheilten Vollmachten nad borheriger 
causae cognitio zu beftimmen, wie viel jeder ber 
zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten, 
mochten died nach 8 29 Titel” 12 Theil IT des 
Allgemeinen Landrechts die Einwohner, mochte 
e8 nad) 8 33 a. a. D. der Gutöherr fein, Hiezu, 
ohne fie in ihrem Rahrungsftande zu ſchädigen, 
aufzubringen vermöchte, ie von dem König- 
lichen Kultusminifter in dem Wefcripte vom 
9. December 1879 in diefer Beziehung getroffenen 
Anordnungen (Centralbl. für die g ammte Un- 
terrichtö-Qerwaltung 1880 ©. 492%) bis 500) 
entfprechen hiernach dem beftehenden Rechte. Die 
Seftfegung der Regierung iſt die Grundlage der 
von dem Schulvorjtande zu bewirkenden Berans 
lagung, ebenfo wie die Einfhulung ber Ein- 
mwohner eines Ortes in die Schule einer anderen 
Gemeinde für den Schulvorjtand die Grundlage 
der Veranlagung ber erfteren, wie die Feſtſeßung 
der Höhe des Lehrergehaltes durch die Aufſichts 
behörde die Grundlage für Beſtimmung ber Bei— 
träge der Genfiten bildet. Sowenig wie ber 
Schulvorſtand diefen Alt ber Aufſichtsbehörde, 
fowenig bat Ießtere ihre Maßnahme im Ver— 
waltungöftreitverfahren zu vertreten, ba derartige, 
aus dem Staatshoheitsrechte Herzuleitende Ent⸗ 
ſcheidungen der Nachprüfung des Verwaltungs⸗ 
richters nicht unterliegen. 

it Recht hat daher der orderrichter event. 
die Feſtſetzung der Königlichen Regierung ald dem 
Gefee entſprechend und maßgebend erflärt, jedoch 
irrt derfelbe, wenn er von der Ausübung eines 
Befteuerungsrechtes ber — — Regierung 
pri und läuft e8 auf eine Verwechſelung der 
efugniffe der Verwaltungsbehörde mit den 
Steuerforderungen de3 Königlichen Fiskus ober 
der Schule hinaus, wenn er erftere in dem Wege 
einer nad) $ 97 Titel 14 Theil IT de3 Allgemel- 
nen Landrechts begründeten Steuerreflamation 
einſchränken zu dürfen vermeint. 

Aus dem Vorftehenden ergiebt ſich, daß bie 
angefochtene Entjheidung als auf ber Nichtan⸗ 
wendung bes 8 33 Zitel 12 Theil II des All⸗ 


*) 5 275 Rr. 1. 
**) Unten Rr. da, 
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emeinen Landrechts beruhend, aufzuheben und 
in der Sache felbit auf die Berufung des Be— 
Hagten, unter Abänderung des eritinftanzlichen 
enntnifjes, die Abwelfung ber Klage anszu— 
ſprechen war. 

O. V. G. I. 1023. 
2% 


Im Namen des Königs. 
In der Bermwaltungsftreitfache 
der Schulgemeinde W., Beklagten und Mevi- 
fionstlägerin, 


wider 
den Rittergutsbefiger N. zu &., Kläger und 
Reviſionsbeklagten 
at das önigliche Oberverwaltungs ericht, Erfter 
at, in feiner Situng vom 6. Februar 1884 
für Recht erkannt, 
daß auf die Revifion der Beklagten die Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bestetönermaltunge- 
gerichtes zu Köslin vom 19. September 1 
aufzuheben und die Entiheidung des Kreis- 
ausſchuſſes des Kreifes D. vom 12. Mat 
deſſ. 3. dahin abguänbern, daß die Klage ab- 
umetjen, der Werth des Steitge enftandes 
ür alle Inftanzen auf 17 Mt, f. feſtzu— 
Ispen und die Koften aller Inftanzen dem 
Kläger zur Laft zo legen. 
Bon Rechts Wegen. 
Gründe. 

Gegen das den Thatbeitand ergebende Erkenntniß 
des Koöniglichen Bezirksverwaltungsgerichtes zu 
Koslin vom 19. September 1883 Hat die Beklagte 
die Mevifion eingelegt und ausgeführt, daß der 
Serufungarichter zu Unrecht den 8 33 Titel 12 
Theil II des Allgemeinen Landrechis die Geltung 
abiprede. Sie beantragt, unter Aufhebung ber 
angefochtenen Entiheidung den Kläger mit dem 
Klageantrage abzumeifen. 

Der Mäger hat eine Gegenerflärung nicht ab⸗ 
gegeben, 

et biefer Sachlage war, wie gejchehen, zu er- 
tennen. Der Urtitel 42 der Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 Hat fein actuelles Recht 
geſchaffen, fondern nur Srunbfäpe aufgeftellt, nad 
welchen bie Sejengebung die im Xrtilel 42 er- 
mwähnten Gegenftände anderweit regeln folle. Daß 
dies die Abſicht gemefen ift, ergeben die Verhand- 
Tungen in ben beiden Kammern behufs Reviſion 
der octroyirten Berfafjung vom 5. December 1848, 
aus denen ber & 42 der Verfafjungsurkunde vom 
31. Januar 18 hervorgegangen ift (von Rönne, 
die Berfaffungsurkunde für den Preußiſchen Staat 
1859, Seite bis 95 und von Rönne, das 
Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie, IV. Auflage 
Band I $ 111 Seite 559). Um jedem Zweifel fr 
diefer Beziehung zu begegnen, tft, was ber Vorber- 
richter ganz unbeachtet gelaffen hat, dem Artikel 42 
der Sctupfag beigefügt: 

Die weitere Ausführung diefer Beftimmungen 

bleibt befonderen Gejegen vorbehalten. 

Die gutSherrlihen Rechte und Pflichten in An- 
I der len find durch kein befonderes Ge- 

bis zum Erlaſſe bes Geſeſ vom 14. April 
1856, welches den Artikel der Verfafſungs⸗ 
urkunde außer Kraft ſetzte, aufgehoben und fie be- 





ftehen daher nad; Maßgabe dieſes Geſetzes no 
ra (vergl. —A des früheren Frage 
hen Obertribunale® vom 4. Januar 1865, 
Striethorft Band 48 Seite 47). Die Bor- 
entfheibung war hiernach al3 auf unrichtiger An⸗ 
Pet bes beftehenden Rechtes beruhend, aufs 
zuheben. 

Die Sache ſelbſt erſcheint ſpruchreif. Von dem 
Kläger iſt nicht behauptet, daß der Pächter N. 
nicht zu den Unterthanen bes Gutes im Sinne 
bes 8 33 Titel 12 Theil IT des Allgemeinen 
Landrechts gehöre, noch ergiebt fi für die An—⸗ 
nahme des —— ein Anhalt in den Acten. 
Er iſt demnach als Unterthan anzuſprechen, woraus 
folgt, daß für ihn im Unvermögensfalle der Guts⸗ 

ert einzutreten hat. Ueber die Höhe des zu 
elftenben aber ift von der Schulauffichtäbehörde 
u befinden, deren desfallſige Entſcheidung der 
achprüfung des Verwaltungsrichters nicht unter- 
Tiegt. Diefe Süße find ni erörtert und dar⸗ 
gelegt in den in dem Gentral-Blatte für bie Unter- 
richtsverwaltung Seite 588 und Seite 595 abge= 
brudten, beiden Barteien — wie die besfalljigen 
Schriftfäge erweiſen — bekannten Entſcheidungen 
des Oberderwaltungsgerichtes vom 21. Rat 1883,*) 
auf welche hier verwleſen werben kann. 

Der Antrag des Klägers auf Erftat des 
auf pi ur Üebertragung des N. nad} eftiegung 
der Königlichen Wegi veranlagten und ge= 
ahlten Shufbeitrages iſt fomit umbegrürbe, 

te Klage war daher unter Aufhebung des Bes 
rufungsertenntniffe® und Abänderung der erſt⸗ 
richtzeli hen Eſceidung abzuweiſen. 


21. (Sqhleſien.) 
Berlin, den 4. Auguſt 1883. 

Em. ꝛc. bemerken — daß, wenn aud in den 

von Ihnen erwähnten verwaltungsgerichtli 

ee durch welche Sutäherrihaften 
nicht verpflichtet erachtet worden find, zum Unter- 
halt der ler an evangelifchen Landſchulen nad 
den Vorſchriften des katholiihen Schulreglementd 
vom 18. Mat 1801 bezw. in Gemäßheit des Aller- 
höchften Sanbtagsabfetebes vom 22, Yebruar 1829 
eine Quote, nämlich den vierten Theil beizutragen, 
dem Gebraude folgend, von „ven Schulgemeinden“ 
gefproden werde, Schulfocietäten im Sinne des 
gemeinen Landrechte® doch nit vorhanden 
feten, die qu. Schulgemeinde vielmehr im Sinne 
des Schulreglements durch die politifhen Ge— 
meinden gebildet würden und äußern weiter die 
Anſicht, daß die landrechtliche Vorſchrift, wonach 
der Gutsherr für die präftationsunfähigen Guts⸗ 
einfaffen aufzukommen verpflichtet jet, nicht wohl 
ur Anwendung gebradt werben könnte, ba in 
tefem Falle eine Colliſion der Vorſchriften des 
Landrechts einerjeitd und bes qu. Reglements 
andererſeits eintreten würde. Dieje Bemerkungen 
— beruhen anſcheinend auf einem — WMißver- 
tändniffe. — Nach den Vorfchriften ber beiden 
atholiihen Schulreglement? vom 3. November 
1765 und 18. Mai 1801 liegt die Verpflichtung 
ur Unterhaltung der Tatbolifgen Laudſchulen im 
Bergogthum Schleſien und in ber Grafſchaft lag 


®) Vorſtehend. Nr. 2a u. 20, 
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den Gutsherrſchaften (Dominien) und ben bürger- 
lichen Gemeinden ob. — Dieje Vorſchriften gelten 
nur unter ganz beitimmten, in dem Reglement 
von 1801 vorgefehenen Borausfegungen aud für 
evangelifche Landſchulen. 

Sind aber die gedachten befonderen Voraus— 
fegungen bei evangelifchen Landſchulen nicht vor⸗ 
handen, fo finden die provinzialveditlichen Vor— 
ſchriften der katholiſchen Schulreglements von 1765 
und 1801 auf bie Unterhaltung evangelifcher Land» 
ſchulen überhaupt feine Anwendung, jondern ledig- 
lich die Vorſchriften des Titels 12 Theil II des 
Allgemeinen Landrechts. Hierüber kann nad) 
den Erkenntniſſen des Königlichen Oberverwal⸗ 
tungögerichtes vom 27 December 1876 (C.⸗Bl. 
1880 ©. 474)*) und de vormaligen Königlichen 
Obertribunals vom 4. Januar 1878 (Entſchei⸗ 
dungen Bd. 84) ©. 1) kein Zweifel obmwalten. 

Sind daher in den von Em. Hochwohlgeboren 
erwähnten Fällen durch verwaltungdgerichtliche Ent- 
ſcheidungen Gutsherrſchaften für nicht verpflichtet 
erachtet worden, zum Unterhalte der Lehrer an 
evangelifhen Landihulen nad Maßgabe des kas 
tholiſchen Schulreglements von 4801 in Berbin- 
dung mit dem Allerhöchften Landtagsabſchiede vom 
22. Februar 1829 eine Quote von !/« beizutragen, 
weil dem gedachten Landtagsabſchiede verbindligie 
Kraft abgeiprohen worden, fo kann nicht die Rede 
davon fein, nunmehr die Vorſchriften des katho- 
liſchen Schufreglement3 von 1801 bei evangelifchen 
Landſchulen noch ferner gegenüber den politiichen 
Gemeinden in Anwendung zu bringen, während 
diefe Vorſchriften den Gutsherrichaften gegenüber 
außer Anwendung bleiben. 

Es find vielmehr in allen folden Fällen ledig⸗ 
lich die Vorfchriften des Allgemeinen Landrechtes 
in Unmendung zu bringen. 

Nach diefen aber Liegt die Unterhaltung der 
Lehrer und bezw. der Schulen nicht, wie nad) den 
Vorſchriften der beiden katholiſchen Schulregle- 
ments, den politifhen Gemeinden und den Guͤts— 
herrichaften, fondern befonderen Hausväterſocie⸗ 
täten unter Betheiligung des Gutsherrn des Schul- 
ortes gemi den befonberen Vorſchriften der 88 33 
und oe 12 Theil II Allgemeinen Land⸗ 

tes ob. 

hat deshalb in allen Fällen, in welchen 
Gutsherren wegen Richtanwendbarfeit der Vor⸗ 
ſchriften bes tatbolifden Schulreglements von 1801 
und bezw. de3 Allerhöchſten Landtagsabſchiedes 
vom 22. Februar 1829 von der Berpfihtung zur 
Beitragsleiftung zum Unterhalte von Lehrern an 
evangelifchen Landſchulen nad) den Normen dieſes 
Reglements bezw. des Landiagsabſchiedes durch 
verwaltungsgerichtliche Entſcheidungen befreit wor⸗ 
ben find, eine anderweitige Regelung der Beitrags⸗ 
pfliht auf Grund der landrechtlichen Vorfchriften 
u erfolgen, wobei, bie Betheiligung bes Guts⸗ 
bern des Schulortes betreffend, nicht bloß die 
orfchrift des 8 36 Titel 12 Theil LI Allgemeinen 
Landrechts, fondern auch die des 8 33 a. a. D. 
ur Anwendung zu bringen ift, en peedend dem 

ireularerlafie vom 9. December 1879 (C.-8l. 


- ER% est. 


1880 ©. 492*) ff.) und dem durch den Eircular- 
erlaß vom 3. Juli d. 3. U. III. a. 15295 mit- 
getheilten Ertenntniffe des söntglißien Oberver- 
maltumaögeriihtee vom 21. Mat d. 3. in der 
Zerwaltungsftreitfache des Rittmeifterd a. D. von 
®. ii 3. wider die Schulgemeinde zu 3.) 
Hlernach wollen Ew. Hochmwohlgeboren die dor⸗ 
tige Königliche Regierung gefälligft verftändigen. 


ben Königl. Reglerungspräfibenten ꝛc. zu R 


Abſchrift des vorſtehenden Beſcheides erhalten 
Ew. x. zur gefälligen Kenntnißnahme und gleich⸗ 


mäbigen Beachtung. 

Der Minifter der geiftlihen ꝛe. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lucanus. 
&n 


bie Herren Regierungs:Präfldenten ber beiben ans 
bei bezirie in ber 
ahnen 


8a. Umfang der Enbfibiarpflicht. 
Berlin, den 4. Mai 1868. 

— — Die Gutöherrihaften auf dem Lande 
kan gemäß 8 33 Theil II Titel 12 Allgemeinen 

mdrechts Die Ausfälle zu übertragen, welche bei 
den Schulunterhaltungsbeiträgen ber gutöherrlichen 
Dienftleute und Einlieger entjtehen. (cf. ben voll: 
fänbigen Erlaß 8 282 Rr. 1c.) 


sb. 


Berlin, den 11. Juli 1878. 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom 
26. April d. 3. wegen einer Staatöbeihülfe zur 
Befoldung ded an ber Schule zu N. anzuftellenden 
weiten Lehrers enthält, wie ich bei einftweiliger 

üdjendung ber ee bemerkte, nichts, was ge= 
eignet wäre, den Nachweis zu führen, daß die 
auf $ 33 Theil II Titel 42 Allgemeinen Land⸗ 
rechts beruhende Verpflichtung der Gutsherrſchaften 
ſich auf die ſubſidiare Uebertragung der bei den 
Schulunterhaltungsbeiträgen der gutöherrlichen 
Tagelöhner und Einlieger entitehenden 
Ausfätte beſchränke. Insbeſonbere tft die Be- 
tufung auf die Erlaſſe vom 4. Mai 1868 (E.-Bl. 
S. 361)**) und vom 22. Januar 1856 — 20984 
u — nit geeignet, die Behauptung ber 
Königlichen Regierung zu unterftügen. Es unter« 
liegt Si teinem Bweifel, daß die Verpflich- 
tung der Gutsherrſchaften, ihre Unterthamen, 
welche zur Aufbringung thres fehuldigen Beitrages 
unvermögend find, dabei nad) Rothdurft zu unfer- 
ftügen, ji auf alle Anwohner oder Ein= 
mwohner des Gutsbezirks erftredt, gleich- 
viel, ob diefelben gutsherrliche Tagelöhner und 
Einlieger find, oder nicht. 

Stantöunterftügungen können baher niemals zu 
Gunften unvermögender Einwohner der 
Guisbezirke gem werden,tf) jondern nur 
denjenigen Schul eitrogepflihtigen zu Gute kom⸗ 
men, welde nit im Gutsbezirke, fondern 
in der zur Schule gehörigen Landgemeinde 
wohnen, deren Gutsherr ber Gutöbefiger if. 

8 it auch irrig, daß Borausfegungen für bie 


33338* 
I 
we) 5 282 Rr. 10 und vorſtehend. 
Unten Rr. 4b. 
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Anwendbarkeit des 8 33 Titel 12 Theil II AU- 
emeinen Landrechts der Befig eines Gutes am 
ulorte ſei. Wäre dies tig, jo würde die 
gedachte Beſtimmung nur Anwendung finden, wenn 
die Schule im Guͤtsbezirke ſelbſt ſich be- 
fände. Dies ift aber nicht richtig. Die Subfidiar- 
pflicht liegt vielmehr dem Gutsherrn des Schul= 
ort? ob, ohne Unterfchied, ob die Schule im 
—— oder in der Landgemeinde ſich befindet. 
Die Beitragsverpflichtung zu den Schulbankoſten 
regelt ſich nach anderen Grundſätzen, mögen auch 
die bei Aufbringung dieſer Koſten Betheiligten 
dieſelben fein, welche bei Aufbringung der ſonſtigen 
Schulunterhaltungskoſten in Beiracht kommen. 
komnit nur darauf an, klar zu ſtellen, ob 
der Schulverband N. fi blos aut eine Land⸗ 
gemeinde, ober auf eine ſolche und einen Guts⸗ 
ezirk, ober lediglich auf einen felbftändigen 
Gutsbezirk erjtredt, wie viel Haushaltungen 
(Hausväter) in der Landgemeinde bezw. in dem 
utsbezirk vorhanden find, wie viel Hausväter in 
dem einen ober anderen Theile des Schulbezirts 
wohnen und in wieweit, vorausgefeßt, daß der 
Schulbezirk fih über einen Sutßbegirt und über 
eine Landgemeinde erftredt, die in der letzteren 
wohnenden Hauspäter die Schulbeiträge felbit auf- 
ubringen erweislich unvermögend find. Insbe— 
Übers erwarte ich eine nähere Angabe darüber, 
ob, jeit wann und auf Grund welder Vorgänge 
die Königliche Amtsortihaft N. oder ein Theil 
derſelben mit rechtlicher Wirkung ald Landgemeinde 
eonftituirt worden iſt. Dabei wolle die Königliche 
Regierung die Borfchriften des Gefeges vom 
14. April 1856, betreffend die Landgenieindever⸗ 
faffungen in den ſechs öftlichen Provinzen, beachten. 
Der Minifter der — 2c. Angelegenheiten. 
a 


An 
die Königliche jterung zu R. 
[2 


4a. Feſtſtellung des Unvermögens der Guts⸗ 
——— 


Berlin, den 9. December 1879. 
Die Frage, 


ob in dem Falle des 8 33 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts jederzeit das Unver- 
mögen der Butdangehörigen zur Seifung der 
Scyulbeiträge dur —ã— Ausfall der 
Execution feftgeftellt werden müffe, ehe dieſer⸗ 
halb auf die Gutsherrſchaft zurüdgegangen 
werben dürfe, 
ift durch den an bie Sönigtihe Regierung in 
Bofen ergangenen Mintiterial- Erlag vom 
7. September 1859 — U. 16891 — dahin ent- 
ſchieden worben, daß in beiden Fällen — ſowohl 
wenn bei vorhandener allgemeiner Bräftations- 
fähigkeit einzelne Contribuenten in Rüditand ge= 
tathen, als aud, wenn die Präftationsfähigteit 
der ne im Allgemeinen uns 
zureichend ift — der Eintritt der fubfidiären Ver⸗ 
pflichtung des Gutsherrn, wenn er es verlange, 
von dem Erfolge ber Erecutiondvollftredung ab- 
hängig gemacht werben müffe. 
ine erneute Erörterung und Erwägung hat 
zu dem Ergebniſſe geführt, daß die vorgebadhte 


Entiheidung, nach welcher bisher in der Provinz 
RVofen, abweichend von dem erfahren in anderen 
Provinzen, in denen bie Borfchriften des Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts Geltung haben, 
verfahren worden, der Vorjchrift des 8 33 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts nicht entjpricht 
und deshalb nicht ferner aufrecht zu erhalten ift. 

Indem ich daher die Entſcheldung vom 7. Sep- 
tember 1859 hiermit außer Kraft ſetze, beftimme 
ich zugleich, daß bezüglich der Vertheifung der 
Schulunterhaltungstoiten auf die Gefammtheit ber 
Schulfocietätämitglieber und innerhalb der Schul« 
focietät einerſeitz auf die Hausväter in ber Ges 
meinde, andererjeit3 auf die Gutseingefefienen, 
fowie wegen Heranziehung des Gutsherrn des 
Schulortes zu der nad $ 33 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts ihm obliegenden Verpflich- 
tung, die Gutseingeſeſſenen, welche zur Aufbringung 
ihres fehuldigen Betrages ganz oder zum Xheil 
auf eine Zeit lang unvermögend find, dabei nach 
Rothourft zu unterftügen, fortan aud in der Pro⸗ 
vinz ofen wiederum nad) denjenigen Anweifungen 
zu verfahren tft, melde durch den an die König- 
liche Regierung in Cd8lin ergangenen Erlaß 
vom 22. Januar 1856 Nr. 20984 U. und durch 
den feiner Er auch an die Königlichen Regie⸗ 
rungen zu Bofen und zu Bromberg gerid- 
teten Circular-Erlag vom 2%. Auguft 1856 Nr. 
15143 U. erteilt worden find. 

Abſchriften diefer beiden Erlaffe find hier beis 
geſchloſſen. 

Daneben bleibt der das Verfahren bei Gewäh— 
rung von ftet3 wiberruflichen Staatsbeigülfen zur 
Beſoldung der Lehrer in unvermögenden Schul- 
gemeinden grunbfäglich regelnde Gircular-Erlaß 
vom 3. October 1868 U. 25632,*%) im Auszuge 
dur dad Central-Blatt für 1869 Seite 62 ver⸗ 
öffentlicht, auch ferner maßgebend. 

Im Einzelnen ift Folgendes zu beachten: 

1. Bei der Vertheilung der Koften für die Unter- 
haltung des Schulweſens nad) dem jeweiligen 
wirklichen Bebürfniffe des Schulſyſtems auf bie 
Geſammtheit der Schulfocietätsmitglieder ift regel- 
mäßig nicht bloß das Verhältniß der wirklich zu 
entrichtenden und fingirten Klaſſenſteuer (beziw. 
Haffifizirten Einkommenfteuer), fondern auch das 
der Grund» und Gebäudeiteuer, geeigneten Falles 
aud) der Gewerbeſteuer (mit Ausſchluß der Haufier- 
gewerbefteuer) zum Maßſtabe zu nehmen, damit 
das Verhältnig des Befig- und Nahrungsitandes 
ber Schulfocietätsmitglieber von vornherein eine 
dem 8 31 Titel 12 Kpeit II Allgemeinen Land» 
recht3**) entiprechende Berüdfichtigung finde und 
die Gutseingeſeſſenen und ber zur Unterftügung 
der unvermögenden Gutseingeſeſſenen verpflichtete 
Gutsherr in der Beitimmung ihres Antheiles an 
den Schulunterhaltungstoften im Verhältniſſe zu 
den Schuljocietätämitgliedern in ber Gemeinde 
nicht über die Gebühr befaftet werben. 

2. Sodann ift feitens der Königlichen Regierung 
unter Mitwirtung ber Yinanzabtheilung bes 
Collegiums, ſowie unter Buziehung bes Guts⸗ 
herrn — und, falls mehrere Gutöheren vorhanden 


8383 Nr. 1. of. oben S. 255 Anm. 
of. 5 262 Rr. 4a. 
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find, der Gutsherren — des Sculortes zu er- 
mitteln, wie viel von dem nad) der Vertheilung 
zu 1 auf bie Gutgeingefeflenen entfallenden An- 
theile an den Schulunterhaltungstoften diefe ſelbſt 
nad billigem Ermeſſen ohne Gefährdung ihrer 
fonftigen Leiſtungsfähigkeit oder ihres Nahrungs- 
ftandes, d. 5. ohne über ein zuläffiged Maß 
hinaus bedrüdt 9* werden, beizutragen vermögen 
und ob und inwieweit dem entſprechend der Guts⸗ 
die Gutseingeſeſſenen bei Aufbringung der 
ſchuldigen Schufbeiträge zu unterftügen habe. 

Der leitende Gefihtspunft hierfür ift auß ber 
Beitimmung bes $ 153 de3 Anhanges zur Preu⸗ 
Bifhen allgemeinen Gerichtöordnung*) zu ent- 
nehmen, welcher Beſtimmung bie für gleichartige 
Berbältniffe in den Provinzen Oſt- und De 
preußen geltende Vorſchrift des 8 60 der Provinzial- 
Schulorbnung vom 11. December 1845 entfpricht, 
wegen beren Ausführung bie Königliche Ober- 
Rechnungskammer in der abichriftlich Hier beige- 
fchloffenen Verfügung vom 2. März 1876 Ent- 
ſcheidung getroffen hat. 

3. Im Interefje der Schulverwaltung und einer 
ohne Zwang und Widerſpruch ſich vollziehenden 
Regelung dieſer fo Häufig zu unangenehmen Er- 
Örterungen führenden Fingelegenheit kann es nur 
erwünfet fein, wenn der Gutöherr auf eine längere 
Dauer, menigftens jemeitig auf eine beftimmte 
Reihe von Jahren, freiwillig die Leiftung eines 
feiten der Billigkeii entfpredhenden Beitrages für 
die Gutdeingefefienen übernimmt. Es tft deshalb 
darauf, daß dies gefchehe, auf dem Wege gütlicher 
Verhandlung möglichft en und für das 
Buftanbelommen einer folgen Vereinbarung bie 
umfihtige Hülfe der Kreislandräthe ganz befon- 
der3 in Anſpruch zu nehmen. 8 ® zu Hoffen, 
daß durch eine vermittelnde und ausgleichende 
Behandlungsmweife die Zahl der Streit und Be- 
ſchwerdef 
vermindern werde. 

In den Fällen, wo eine ſolche gütliche Verein⸗ 
barung nicht zu Stande kommt, beziehentlich wo 
ber Gutsherr überhaupt ganz oder theilweile die 
Erfüllung der ihm gefeglich obliegenden Unter- 
ftügungsverpflihtung ablehnt, gehört es allerdings 
zur Buftändigfeit der Königlichen Regierung, unter 
Mitwilung Görer Finanzabtheilung feſtzuſetzen, 
wieviel einerſeits die Gutseingeſeſſenen an ls 
beiträgen zu leiften vermögen und demgemäß zu 
keiften haben, nnd wieviel andererſeits der Guts⸗ 
herr wegen deö ermittelten Unvermögens ber 
Gutseingeſeſſenen beizutragen babe. ie ber- 

eftalt feftgejegten Beiträge der Gutseingeſeſſenen 
m von biejen, der feftgeiente Beitrag des Guts⸗ 

aber von dem Letzteren zu fordern und 
nöthigenfalls im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 
verf 13 auf Grund der Allerhöchften Cabinetö- 
Ordre vom 19. Juli 1836 (Gef.-Samml. 1836 
S. 198)**) und der Verordnung vom 7. September 
d. 3. (Geſ. Samml. 1879 ©. 591)***) einzuziehen. 

Was von den den einzelnen Gut3eingefeffenen 
nad ber getroffenen Seite ung auferlegten Beis 
trägen aud) dur dad Zwangsverfahren nicht 
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e auf diefem Gebiete ſich wefentlidh | bed 


beizutreiben ift, ift ebenfalld von dem Gutsherrn 
einzusichen, 

8 verfteht ſich von felbft, daß, da die Leiftungs- 
fähigkeit der Gutseingeſeſſenen nicht eine andauernd 
glei) bleibende und demgemäß und entfpredend 
dem $ 33 Titel 12 Theil II Wilgemeinen Land- 
rechts aud) der Beitrag, welchen der Gutöherr für 
die leiftungsunfähigen Gutseingefeflenen zu Ieiften 
hat, nicht ein unmanbelbarer ift, dieſer Beitrag 
ohne Zuftimmung des Gutsherrn auch nicht als 
ein unveränderlider ober bauernder feftgejegt 
werben kann, fondern unter veränderten Berhält- 
niffen anderweitiger Ermtttelung und Feſtſehung 
unterliegt. Desfallſige Yinträge oder Befchwerben 
des &utöheren find in jedem einzelnen Falle forg- 
fältig zu prüfen nnd es tft denfelben, wenn fie 
begründet befunden merben, gebührende Abhülfe 
zu verfchaffen. 

4. Dadurch, dab Staatöbeigülfen zu den Lehrer- 
befoldungen zur Entlaftung unvermögender Guts⸗ 
eingefeffenen nicht gewährt werben fünnen, weil 
für die Legteren der Gutsherr einzutreten ver— 
pflichtet ift, wird übrigens nad) bereit3 mehrfach 
befannt gemachten Minifterial-Berfügungen die 
Buläffigfeit der Gewährung folder Staatsbeigülfen 
zu Gunften des Gutsherrn felbft nicht überhaupt 
ausgeſchloſſen (j. u. A. Erlaß vom 29. April 1873 
im Eentral-Blatt 1874 Seite 365).*) Es ift 
dies vielmehr in Een vorausſichtlich allerdings 
nur ausnahinsweiſe vorfommenden Fällen zutäffe, 
wo der Gutöherr felbit erweislich nicht im Stande 
ift, die ihm gemäß $ 33 Titel 12 Theil IT Al- 

jemeinen Landrechis auferlegten Schulbeiträge zu 
eiften, ohne über ein zuläffiges Maß hinaus be- 
drüdt zu werben. 

Ob biefe ‚Borausfegungen im einzelnen Falle 
vorliegen, tt unter Erwägung und billiger Be- 
rüdfihtigung der Gefammtlage der Verhältniſſe 

Gutsherrn, welcher eine oatsbeihülfe nach⸗ 
ſucht, zu prüfen und zu beurtheilen und eintreten⸗ 
den Falles zur Gewaͤhrung einer Staatsbeihülfe 
zur ——e— zu Gunſten eines Gutsherrn 
nach wie vor den dieſerhalb beſtehenden allge— 
meinen Anordnungen entfprechend meine beſondere 
Genehmigung einzuholen. 

5. 20. 20. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Buttlamer. 


An 
a Regierungen zu Bofen unb zu 
U. Is. 14461. 
Auszug.) 
Berlin, den 9. December 1879. 

1. Es iſt nicht anzuerkennen, daß im Falle der 
Verpachtung eines Gutes die Verpflichtung der 
Gutsherrſchaft zur Vertretung der auf dem Gute 
wohnenden Leute (Einlieger, Dienftleute, Hand⸗ 
arbeiter 2c,) als wegfallend anzufehen jei. Die im 

33 Titel 12 Theil II Allgemeinen Landrechts 
eftgefegte Verpflichtung ber Gutsherrſchaft. ihre 

nterthanen, welche zur Aufbringung ihres ſchul⸗ 
bigen Beitraged ganz oder zum Theil auf eine 
Beit lang unvermögend find, dabei nad) Nothdurft 


*) 9 283 Ar. 2. cf. oben S. 256 Anm. 
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u unterftügen, beruht nicht blos auf dem perfön- 
ichen Berhältniffe, in welchem ber Gutsherr ald 
Dienftherr zu feinen Dienftleuten fteht, ſondern 
auf dem durch die neuere Gefeßgebung keineswegs 
vollfftändig, indbefondere auf dem Gebiete bes 
Schulweſens nicht aufgehobenen gutsberrtichen 
Berhältniffe und den auf dieſen begt! 

herrlichen Rechten und Pflichten. 

Ich nehme in diefer Hinficht auf die conftante 
Rechtſprechung bes ehemaligen Königlihen Ober- 
tribunals, insbeſondere auf das Erfenntniß diefes 
Gerichtähofes vom 14. Juli 1865 (C.⸗Bi. 1866 
©. 44.)*) und auf die Rechtſprechung des König- 
lichen Oberverwaltungsgeridhtes, infonderheit auf 
das Erkenntniß dieſes Gerichtshofes vom 29. No— 
vomber 1876 (Entſch. Bd. I ©. 196, C.⸗Bl. 1877 
©. 651 ff.) Bezug. 

2. $ 153 des Anhanges zur Preußiſchen 
Allgemeinen Gerichtöordnung***) handelt nicht von 
der Einziehung einer Geſammiſchuld von einer 
—— verpflichteten Bevoölkeruugsklaſſe (ein 

U, in weldem unter gewiffen Borausfeßungen, 
wie in dem Juftiz-Minifterialrefeript vom De 
tober 1833 bemerkt, die gedachte Beitimmung allers 
dings aud Anwendung finden kann), fondern von 
den Mobalitäten der Bollftredung der Erecution 
gegen Gemeinden und andere moraliſche Perſonen 
one: u welchen aud die Schuls 
jocietäten gehören ÜBtenarbefeilug bes Königlichen 
Obertribunals vom 20. Juni 1853). ) 8 er⸗ 
ſcheint aljo auch die Anwendung dieſer Geſetzes⸗ 
beftimmung auf die Einziehung der Schulunter 
Balungötofenbeiträg von einer Schulſocietät, 
melde biejelbe in Ermangelung eines Societäts- 
vermögens durch Mitgliederbeiträge aufzubringen 
bat, unbedenklich. ne Beftätigun; riet diefe 
Auffaffung in den 88 97, 98 — Theil II 
Allgemeinen Landrechts. 

er gedachte Anhangs-$ 153 A. G. D. iſt für 
ben Bereich des Verwaltungszwangsverfahrens 
wegen Beitreibung von Gelbbeträgen auch heute 
noch ald geltend zu betrachten, da er weder such 
die civilprocekrechtliche Vorſchrift des 8 15 Nr. 
des Geſetzes, betreffend die Einführung der Eivil- 
proceßorbnung vom 30. Januar 1877 betroffen,tf) 
nod) durd) die in Gemä en des 8 14 des Aus⸗ 
fübrunge eſeßes zur Deutichen Eivilprocchorbnung 
vom 24. März 1879 (Gei.-Samml, &. 281) er= 
laſſene Berordnung vom 7. September d. $.,tff) 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen, aufgehoben oder 
abgeändert ift. zc. 

von Buttlamer. 


IL Oberpräfidenten Wirklichen men 
Günther Ercellenz zu Bolen. 
a 14461. 


4b. 
Berlin, den 22. Januar 1856. 
Die Königliche Re; Nerung benachrichtige ich auf 
den Bericht vom 30. Juli v. J. daß ber Herr 
*) 5 252 Rr. 8. 
en Kat. um 
48 sh Rn. L 
Ai ef. unten $_314 Anp. IEL, 
) 5 1 Re. 7. 


den 
U 


inbeten gut3= | wi 


Finanzminiſter die Gewährung der in demſelben 
beantragten Zufhüffe für Elementarſchulen des 
dortigen Regierungäbezirkes in den erbetenen Be- 
trägen als ein Bedürfniß nicht anerfannt hat. 
Wenn nämlich in dem Berichte der Königlichen 
Regierun zunächſt von der Anficht ausgegangen 
vi dah auf die in herrfdaftlihen Käufern 
wohnenden Einlieger 2c. nur bis fe einem ſolchen 
Betrage, wie bisher in der Regel üblich geweſen 
und an anderen Orten der Gegend — ift, 
Leiftungen für die Schule repartirt, und nur in= 
foweit Hebertragungen rückſichtlich diefer Schul: 
joctetätömitglieder don den Dominien in Anfprud 
jenommen werden können; fo entipricht diefe Ans 
At dem Geifte und dem Zwecke der Borfchrift 
de2 8 33 Titel 12 Theil IL Allgemeinen Landrechts 
nicht. Nach diefer Vorſchrift find vielmehr die den 
Societätslaften gefetlich obliegenden Beiträge auf 
die Gefammtheit der Mitglieder in jedem alle 
nad dem wirklichen Bebürhniffe des Schulfyftemes 
u tepartiren, demnächft aber, falls die unzuläng- 
fiße iſtungsfähigkeit der Betheiligten einen er- 
mäßigten Maßſtab bedingt, Behufs Dedung ber 
er entftehenden Ausfälle, infoweit fie in An= 
jehung ber herrſchaftlichen Dienftieuten ıc. ob» 
Htegenden Beiträge fi ergeben, die Dominien bis 
ur vollen Summe biefer Ausfälle ohne Weiteres 
anzuziehen und mithin nur zur Ausgleichung 
der bei den übrigen Eontribuenten ausfallenden 
Summen Staatöbeihülfen in Anſpruch zu negmen. 


Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Yuftrage: Dr. Schulze. 


an 
die Königlie Regierung in Köslim. 
vs 


40. 


Berlin, den 20. Auguſt 1856. 

Bei Anträgen auf Zuſchüſſe aus Staatsfonds 
für Efementarfchulen, bei deren Unterhaltung der 
; 33 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts 
in Betracht kommt, find hinfichtlich der Vertheilung 
der von den Gemeinden und von dem guisherr⸗ 
lichen Angehörigen aufzubringenden Beiträge Ber- 
ſchiedenhelten des erfahrene bemerkt worden. 
dur Beieitigung diefer Berfchiedenheiten eröffne 
ch der Königlichen Regierung, daß behufs der 
Vertheilung der Schulunterhaltungsfoften auf die 
Gemeinden und die gutsherrlihen Angehörigen 
die Koften für die Unterhaltung des Schulweſens 
zunächft in ihrer Gefammtheit auf die Mitglieder 
der Schulgemeinde fo umzulegen find, wie unter 
Vorausfegung durchgängiger — aller 


Betheiligten nad ahgabe des 1 Theil II 
Titel 12 Allgemeinen Landrechts, und ber_ für 
Bertheilun, 


von — reſp. von Com⸗ 
munalabgaben beſtehenden allgemeinen und reſp. 
provinzialgefeglichen Beftimmungen ober Obfer- 
vanzen gefhehen müßte. Sodann ift außzumitteln, 
wieviel einerſeits die zur Klaſſe ber autsherelichen 
ZTagelögner und Einli egen) gehörigen Mitglieder 
der Schulgemeinde, und wieviel anbererfeitd die 
übrigen Yausväter an Unterftügung bedürfen. 
Den erfteren Ausfall hat das Dominium zu deden, 


*) of. oben Rr. 8b. 
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den letzteren dagegen würde bie Staatskaſſe über- 
nehmen. Zur näheren Erläuterung des hierunter 
u beobachtenden Berfahrens erhält die Königliche 

egierung hierbei Abſchrift einer Berechnung für 
einen angenommenen concreten Fall, welchem als 
Repartitionsmaßftab das Klaffenfteuer-Sol zum 
Grunde gelegt worben ift. 

Diernch ih fernerhin überall zu verfahren. 
Der Mintiter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


von Raumer. 
[1 
De Königlichen Regierungen zu R. R. 
a nenn u 
Berehnung. 


1. des gutsherrlichen Subfidiums für die in 
herrſchaftlichen Häufern wohnenden Tage 
Sonnen und Einlieger der Schulgemeinde N. 
un 

2. der Staatsbeihülſe für die übrigen Mitglieder 
diefer Gemeinde, rüdfichtlih der denjelben 
obliegenden Schulbeiträge. 

Die Schulgemeinde N. hat jährlih an Schul- 
beiträgen 100 Thlr. aufzubringen, und zwar nad) 
Berhältniß der von ben einzelnen Mitgliedern Ei 
zahlenden Kiaffenfteuer, welche überhaupt 80 Thir. 
Jäßrlid} beträgt. 

Bon En Summe — die in herrſchaft⸗ 
lichen Häujern wohnenden Tagelöhner und Ein: 
lieger zuſammen 20 Thlr. und die übrigen Schul- 
interefienten den Reit von 60 Thlrn. Die Ge⸗ 
meinde ift nicht im Stande, die fämmtlichen 
Sculbeiträge aus sigenen Mitteln zu letften; bie 
gerrföaftlichen Tagelöhner vermögen nur 15 Sar., 
die übrigen Mitglieder dagegen 20 Sgr. pro 
41 Thlr. Klafjenfteuer zu zahlen. 

Hiernach find die von der Gutsherrſchaft reſp. 
von der Siaatskaſſe zu bedenden Ausfälle in 
folgender Urt zu berechnen. 

1. Auf 80 Thlr. Klaffenfteuer der ganzen Ge— 
meinde tommen 100 Thlr. Schulbeiträge, mit 
hin ar 20 Thlr. Klafjeniteuer der herrſchaft⸗ 
ichen Tagelöhner 2c. 25 Thlr. Schulbeiträge 
(80:100=20:25). Bon dem Iebteren Be⸗ 
trage von 25 Thlen. können bie herrſchaft⸗ 
lichen Zagelößner x. nur 15 Ser. 
pro 1 Thlr. — !/s der jährlichen 
Klaſſenſteuer, alfo a Thlr. = . 10 Thlr. 
zahlen, mithin fallen aus. . . 15 Thlr., 
weiche die Gutsherrichaft zu übernehmen hat. 

2. Auf 80 Thlr. Klaffenfteuer der ganzen Ge— 
meinde Tommen 100 Thlr. ulbeiträge, 
mithin auf 60 Thlr. Kla enfener der nicht 
ur Klaſſe der 5 aftlichen Zeute gehörigen 
Säutintereffenten d Thlr. Schulbeiträge. 
80 : 100 = 60: 75 Thlr.) 

ion der letzteren Summe der . 75 Thlr. 
tönnen bie eben bezeichneten Inter⸗ 
efienten nur 20 ©gr. pro 1 Thlr. 
=" ber ——— Kiaſſenſteuer, 
alſo 60. ⸗ 
aufbringen, und es beträgt da⸗ 
ber der auf die Staatskaſſe zu 


übernehmend Ausfall . . . . 35 Thlr. 
Hiernach werden die obigen Schulbeiträge von 


überhaupt 50 Thlm. aufgebracht: 
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a. von ben herrſchaftlichen Qiage- 
löhnern zc. mit. .....41 
b. von den übrigen Mitgliedern der 
Scäulgemeinde mit. . . . . " 
6. von der Gutöherrichaft mit . . 15 _ „ 
d. von der Staatälaffe mit. . . 35 „ 


find zufammen . 100 Thr. 


4, 


Potsdam, den 2. März 1876. 

Der Königlichen Regierung überfenden wir die 
Decharge über die Geldrechnung der Oberförjteret 
N. für das Jahr 1874 auf die unterm 21. Des 
cember v. 5. eingereichte und durch den Bericht 
vom 17. Februar d. ergänzte Notatenbeani⸗ 
wortung, deren Beläge in 2 Heften und 1 lofen 
Beilage zurüderfolgen, ꝛc. 

Bu Monitum B 7 ift Folgendes zu bemerken: 

1) Rad $ 60 der Söulorbnung vom 11. Des 
cember 1845 ſoll die Regierung in Fällen der 
porliegenben Art nad vorgängiger Ermittelung 
des Kahrungsftandes der Unmohner des gutös 
herrlichen Territoriums beftimmen, wie viel ein 
jeder derfelben zur Unterhaltung ber Schule bei- 
äuftenern hat und foll der Gutsherr den Ausfall 
übertragen. Nach dieffeitigem Dafürhalten tft 
dieje Vorfehrift in der Art auszuführen, daß die 
anze von Seiten bed Gutöbezirted aufzubringende 

umme zunächſt auf bie Anwohner allein nad) 
dem gejeglichen Maßſtabe 88 39, 40 a. a. D. 
vertheilt, und, wenn die dadurd ſich ergebenden 
Beiträge die Leiftungsfähigkeit der Eontribuenten 
überfteigen, der diejer Fähigkeit entſprechende Bei- 
trag des Einzelnen in einem Brocentjage ber 
von ihm zu entrichtenden Staatäfteuern (Örund-, 
Klafien- und — — feſtgeſeßt wird. 
Nur dasjenige, was nad dieſer Feſiſezung von 
den Anwohnern überhaupt nicht gefordert werben 
kann, fowie dasjenige, wad von den den Ein- 
zelnen auferlegten Beiträgen auch durch executo- 
riſche Maßnahmen nicht beizutreiben iſt, Hat ber 
Guisherr zu übernehmen. 

Ober⸗Rechnungslammer. 


5. Dauer ber Subſidiarpflicht. 
Berlin, den 19. Februar 1877. 
Ew. — eröffne ich auf die Veſchwerde 
vom 10. November pr., —— die Heran⸗ 
iehung ber mus haft zu N. zu Beiträgen 
fir die katholiſche Schule daſelbſt, bch id) biefelbe 
ae für begründet erachten kann. 

r Ausführung, daß der h 33 Titel 12 Theil U 
des Allgemeinen Landrechts dur; bie Verfaſſungs⸗ 
beftimmungen und bie anbermehlipe Regelung der 
Ki Ya bäuerlichen Xerhältnifie aufgehoben 


0 Thlrn. 


ct, fann ich nicht beipflichten, vielmehr muß in 

ebereinftimmung mit der Entſcheidung des König- 
lichen Obertribunal3 vom 4. Januar 1865 (Archiv 
für Rechtsfälle Bd. 58 ©. 47) und in Betreff der 
dortigen genin in Eonfequenz der Entſcheidun 
deſſelben ſchtshofes vom 14. Juli 1865 (E.-8l. 
1866 ©. 45)*) die fortdauernde Gültigkeit diefer 
gejeglihen Beſtimmung angenommen werben. 


*) 9202 8. 8 
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Ferner kann auch, da die Zahlungsunfähigkeit der 
in Rebe ftehenden Tagelöhner bereit8 dur Exe— 
eution feitgeftellt ift,*) aus ben Worten bed $ 33 
„auf eine Zeit lang“ fo lange fein begründeter 
Einwand gegen das von der Königlichen Regie: 
ng zu ebilligte Verfahren hergenommen 
werden, als nicht die Behauptung aufgejtellt wird, 
daß die erwähnten pflichtigen Perſonen zur Ent- 
tihtung der Schulbeiträge im Stande find. 

a3 den ferneren Einwand betrifft, daß nur 
die Tagelöhner *) felbft und nicht ein Dritter 
3 B. der Staat auf Grund des 8 33 zur Geltend- 
machung eine® Anſpruchs gegen die Gutsherren 
berechtigt jeien, fo ericheint auch diefer Einwand 
unbegründet. Bon Auffihtswegen hat die Staatd- 
behörde die Verpflichtung, bie Exiſtenz und das 
Sortbeftehen der Schulen zu fihern. Die Staatd- 
behörde muß daher — wenigſiens interimiftiih — 
beugt fein, die Gutsherrſchaften zur Erfülung 
der ihnen nach dem $ 33 cit. obliegenden Ber- 
pflichiung anzuhalten. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: Greiff. 
U. IL 6168. 


6 aka mit bem Gntäheren über ben 
ubfidiarbeitrag. 


Berlin, den 30. Auguſt 1864. 

Das Dominium zu R. will in Vertretung der 
Dominialangehörigen auf die Lebenszeit des Eme- 
ritus 5 Thlr. jährlich gewähren. Ein derartiger 
Beitrag kann jedoch, mie ſchon das Refeript vom 
10. December 1855 erwähnt, nicht in Betracht 
tommen, wenn es fi darum handelt, was eine 
Gutsherrſchaſt Hinfichtlich der ihr obliegenden Vers 
tretung ihrer Butsangehörigen zu leiften hat. 
Der fubfidiäre Beitrag ded Dominiums zur Vehrer- 
befofdung und zum Emeritengehalt ift daher ord⸗ 
nungsmäßig feltzuftellen. — (Kor. $ 282 Nr. 2.) 

U. 16772, 


Anhang. 


L BEN vom 2. November 1887 betr. bie 
Gültigkeit des 8 Allgemeinen Laudrechts 
‚12, 


Das unterzeichnete Minifterium Hat fih aus 
dem von ber Königlichen Regierung unter dem 
14. April d. 3. erftatteten Bericht die Leiftungen 
der Gutöherrfchaften zu Schulzweden betr. ver- 
anlaßt gefunden, mit dem Königlichen Juftiz- 
minifterium in Schriftwechjel zu treten, und deffen 
rechtliche Anſicht darüber zu vernehmen: 

ob aus dem $ 33 IL, 12 Allgemeinen Land- 
rechts auch nad Aufhebung der Erbunter- 
thänigfeit die fubfidiarifche Verpflichtung ber 

töherrichaft, für den Schulunterricht der 
Kinder ihrer Tagelöhner und Urbeitsleute zu 
forgen unb diefelben bei der Errichtung und 
Unterhaltung ihrer Schulen zu unterjtügen, 
gelolgert werben könne. 

Bei den von ber Königlichen Regierung in dem 
gedachten Berichte angezeigten Berhältniffen er- 


*) of. oben Rr. 4a. 
) of. oben Rr. 3b, 





ſcheint e8 umſoweniger zweifelaft, und das unter- 
Sa Minifterium ift mit dem Königlichen 
g tigminifterium darin einverftanden, daß Die 
Beftimmung des $ 33 mit dem Berhältnifie der 
— — nicht in unzertrennlicher Ver⸗ 
bindung ſtehe. Dies ergiebt ſich zunächſt ſchon 
Ir — Vergleichung der geſetzlichen Vor⸗ 
ten. 
Der allegirte $ 33 fteht in dem genaueften Zu⸗ 
[emmenhange mit den 88 122 und 125 II, 7 
gemeinen Landredhts, 
wonach eine jede Gutsherrſchaft fautig, üft, 
ſich ihrer Unterthanen in vortommenden Roth- 
fällen wertthätig anzunehmen, und beſonders 
für eine gute und chriftliche Erziehung der 
Kinder ihrer Unterthanen zu forgen. 

Diefe gefeglichen Beftiinmungen folgen unmittel- 
bar auf folhe Vorſchriften 8 113 bis 121 1. 0. 
welde die Schußunterthanen, alſo folde 
Perſonen betreffen, die fi zu der Gutsherrſchaft 
in feinem erbunterthänigen Verhältniſſe be 

nden, fonbern nad) $ 118 1. oc. als Zagelöhner 

handelt werben follen. Der Zuſammenhang 
lehrt, daß die nun folgenden allgemeinen Pflichten 
der Gutsherrſchaften, und insbejondere die 88 122 
und 125 aud auf die Schugunterthanen fi) be— 
ziehen, und es muß ſchon daraus getoh jert werben, 
daß auch noch jet, nach erfolgter ebung ber 
Erbuntertgänigkeit, die Verpflichtung der Guts- 
errſchaft, für den Schulunterricht und für die 
ziehung ber Kinder ihrer Arbeiter zu forgen, 

en — — 

u derſelben Ueberzeugung gelangt man al 
nog durch folgende Betrachtungen. 

ach 36 II, 12 Allgemeinen Landrechts 
müffen die Magifträte in den Städten und die 
Gutsherrſchaften auf dem Lande bei Bauen 
und Reparaturen der Schulgebäude, die auf dem 
Gute oder Kämmereieigentyume, wo bie ule 
fi befindet, gewachjenen oder gewonnenen Mate- 
rialien, foweit felbige hinreichend vorhanden und 
um Bau nothwendig find, unentgelblid) verab⸗ 
olgen. 

ter find alſo die Gutöherrfchaften auf dem 
Lande den Magifträten in den Städten gleichge- 
ſtellt, und eben dieſe Gleichſtellung lehrt, daß jene 
erpflichtung der Gutsherrſchaften und Magifträte 
von dem Verhältniſſe der Erbunterthänigfeit un- 
abhängig ift, da die Iegtere in den Städten nie- 
mals eriftirt hat. Eben diefe Gutsherrſchaften auf 
dem Lande, melde zur unentgelilichen Verab⸗ 
folgung der Materialien verbunden, find diefelben, 
welche nach 8 33 1. c. ihre Unterthanen bei Auf- 
bringung ihrer Beiträge zur Unterhaltung des 
Ortsſchullehrers unterftügen follen. 

Allerdings iſt diefe Verpflichtung nur eine 
ſubſidiariſche, nämlich infofern, ais die Hausväter 
des Ortes, welche die Schulgemeinde bilden, bazu 
nit vermögend find; $ 29 1. c. 

Wo aber bie legteren feinen Grund und Boden 
befigen, ſondern tn gutöherrlihen Wohnungen als 
Einlieger, Dienftleute und Handarbeiter ihr Untere 
kommen finden, tft der Gutsherr noch überdies 
tm eigentlichen Sinne als oberiter Hausvater an⸗ 
ufehen. Auch tritt in einem ſolchen Falle feine 

erpflichtung um fo ftärker ein, ala es eben bie 
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ihm zu leiftenden Dienfte find, welche die Eltern 
der Feutpflihtigen Kinder von den öffentlichen 
Schulanſtalten entfernen. 
ud die Analogie, welche die Verpflichtung der 
Herrſchaften für kranke Dienftboten darbietet, ran 
zu demfelben Refultate. 
Muß jelbft eine gewöhnliche Dienſtherrſchaft, 
nad 88 86, 88 und 89 ber Geſindeordnung vom 
8. November 1810, in Ermangelung von näher 


Verpflichteten, & kranke Dienitboten ſorgen, fo 
liegt auch den Gutsherrſchaften eine gleihe Ber: 
pflihtung für ihre Dienftleute und Einlieger ob, 


da biefe eben um ihrer Dienfte willen von allen 
öffentlichen Heilanftalten entfernt leben. Die Ver- 
giichtung der &utöherrfchaften, für das leibliche 
ohl ihrer Untergebenen zu forgen, fann aber 
nidt ftärter fein, als die Berpfichtung, zu ber 
allgemeinen Erziehung der Kinder beizutragen; 
ie ift in dem Berbältniffe ſelbſt fo begründet, da} 
ch die Herrſchaften joger durch ein Privatab- 
mmen mit ben Dienjtleuten davon fo wenig, ala 
von ber —— die Kranken —— inter⸗ 
gebenen nicht zu verlaffen, entbinden können. 
Auch die Verbindlichkeit der Gutsherrſchaft zur 
Verpflegung ihrer verarmten Untertdanen ift 
mit der Erbunterthänigteit nicht ganz fortgefallen, 
wie in dem Reſeript vom 5. En 1809, das 
Ediet vom 9. October 1807 ‚betreffend, $ 18 ge 
au ausgeführt worden tft. (Rabe, 8.10 ©.46.) 
8 iſt daher wohl nicht zu bezweifeln, daß bie 
88 33 und 36 II, 12 und 88 122 und 125 II, 
7 Allgemeinen Landrechts aud nad) Aufhebung 
der Erbunterthänigteit noch gegenwärtig volle 
Gültigkeit haben, und daß in dem Im 
Falle, welcher die Veranlaffung zu dieſer Aus- 
hrung gegeben hat, die Königliche Regierung in 
ſchen Ortſchaften, welche blos aus den in herr- 
aftlichen Häufern wohnenden Einliegern be 
tehen,*) die Dominien zur fubfidiarifhen Unter- 
tügung der zu errichtenden unerläßlichen Schul- 
anftalten anhalten Fünne. Den Dominien kann 
dagegen, ohne daß badurd die abminiftrativen 
gungen aufgehalten werben, der Rechisweg**) 
freigeitent bleiben. 
(&. XXI. ©. 997.) 


$ 274. Die Grundherrn in der 
Preußen und die Heranzichung 
Hinterfagfen. 
— Ueber bie Vertheilung der Schullaften zwiſchen Guts- 
bezirk und Gemeinde cf. $ 269 Rr. 18 fi. — 


1. €, v. 30. Dee. 1871 betr. bie Voraudſetzungen für 
die Nothwenbdigkeit ber Grünbung einer 
eigenen Säule in einer nem angelegten Colonie. 

2. € v. 14, Sehr. 1868 betr. die Unabhängigkeit 
ber grundherrligen Leiftungen neben ben 
gutsherrligen. cf. 8 277 Rr. 2a a. E. und 
Ert. des D.:8.-®. v. 4. Febr. 1885 unten 8 310 
Nr. 21b und v. 31. Oct. 1885 ebenda Anmerkung. 

3. Erk. bes Obertrib. v. 8. Fehr. 1861 desgl. (unter 
Darlegung ber Motive ber Schulorbnung) und beir. 


rovinz 
rer 


*) of. oben Rr. 3b. 
9) of. 5 303 Rr. 14 ff. und Vorbemerkung dazu. 





bie Boransfegung für bie Heranziehung des Fiecus bei 
Gründung von Colonien auf früheren Domänenterrain, 

4. Erf. des O.⸗B.G. v. 28. Sept. 1878 betr. bie 
Geftfegung ber Regierung als Borausfegung 
für bie Heranziehung ber Hinterjaffen in Gutsbezirken 
und 4a Erk. v. 18. Febr. 1880 bedgl., ſowie betr. 
ben Begriff der „Anmohner” ; of. Erf, o. 10. Sept. 
1881 unten $ 301 Rr. 2, 

4b, €. v. 30. Roo. 1883 betr. ben Bertheilungsmaßs 
tab für „Anwohner“. cf. 8 269 Rr. 20 sub 2, 

5. € v. 31. Jan. 1881 betr. ben Außfchluß einer 
Heranziehung ber Forenſen in Gutsbezirken. 

6. Ert. des D.:8.:@. v. 31. Oct. 1877 betr. bie Bes 
enbigung ber grundherrlichen Laften mit ber 
Incommunalifirung bed gutsherrlicien Vorwerkolandes. 
d. 8 269 Rr. 7. 

7. € v. 26. Oct. 1870 betr. bie Form ber Auf⸗ 
hebung jelbfänbiger Gutäbezirte, 

8 €. v. 10. Jan, 1863 betr. bie Verpflichtung beB 
Grundherrn zur event. Leiftung ber nad ber Haus⸗ 
Baltungszahl auf bie Anwohner entfallenden Spann: 
bienfte. of, €. v. 28. April 1883 oben $ 269 
Rr. 20 (sub 3), 

9. Ueber bie Befugnip ber Grundherrn zur Vertre⸗ 
tung ihrer Hinterfaifen bei Verträgen und in 
Proceſſen: cf. Erk. ded D.-8.:8. v. 8. Jan. 1879 
und €, v. 23. Oct. 1880 oben 8 251 Rr. 7 u. 8. 


1. Befrieb des Schuisedärfniffes ei 
a trhchenes eiacs neꝛ 


Berlin, den 30. December 1871. 

Der Antrag der Gemeinde N. v. —, daß in 
ber von dem Gutsbeſiher N. durch Barcellivung 
feines Gutes J. neu angelegten Golonie für das 
Schulbedürfniß durch Errihtung einer eigenen 
Schule geforgt werde, entjpricht der Borfchrift des 
63 der Schulorbnung vom 11. December 1845. 
ie Lage der Golonie unmittelbar an dem alten 
Dorfe fteht der Anwendung ber geſetzlichen Regel 
nicht entgegen. Eine Yusnahme von derjelben 
durch Anſchluß an eine beitehende Schule findet 
nad 8 64 der Schulordnung nur ftatt, wenn bie 
Zahl der ſchulpflichtigen Kinder nur gering und 
die in der Nähe befindliche Schule zur Aufnahme 
derjelben geeignet iſt. — Beide Borausfegungen 
treffen im vorliegenden Falle nicht zu. — Die 
Zahl der Schüler beträgt im Ganzen 200, von 
welchen 100 auf die Eoloniftenfamilien kommen. 
Auch ift die beftehende Schule zur Aufna! ders 
ſelben nicht geeignet, da diejelde nur mit einem 
Lehrer und einem Maflenzimmer verfehen it. 
Ueberdies fehlt e8 au an der Yorm, in welcher 
nad $ 64 10. unter den darin erwähnten Bor« 
ausjegungen der Anſchluß einer Eolonie an eine 
e Schule erfolgen kann. Für erheblich 

kann ich es auch nicht erachten, wenn bad @ut J. 
und defien Bewohner ſchon vor der Parcellirung 
zur Dorfichule eingefhult gewejen find, denn es 
handelt fi nicht um das Schulbebürfnik des Guts« 
befigerd und jeiner Dienftleute, jondern ber neu 
angelegten Eolonie, welchem gemäß 88 63 bis 65 
der aulscheung durch Errichtung einer eigenen 
Schule unter fubfidiarifher Beitragsleiſtung des 
Grundherrn, auf defien Grund und oben bie 
neue Solonie errichtet ift, abgeholfen werben muß, 

U. 
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2. Schulleit 
” ni Provinz Preußen. 
Berlin, den 14. Februar 1868. 


Em. Hochwohlgeboren eröffne id auf die Vor-| | 


itellung vom 1. November v. J., daß ic} die Ver⸗ 
ügung der Königlihen Regierung zu N. vom 
. September v. , wonach Ihnen außer ber 
rundherrlichen Verpflichtung, die Leiftungen der 
oogner auf dem gutöherrlihen Vorwerksland 
bei deren Unvermögen zu übernehmen, als @uts- 
err von R. auch die Pflicht auferlegt ift, die im 

44 ff. ber Provinzial-Schulordnung feſigeſetzten 
gutöherrlihen Schulleiftungen antheilig Mr bie 
Dauer der Zugehörigkeit des Gutes R. zur Schule 
B. zu tragen, für völlig rechtfertigt erachten 
muß. Denn die nur ſubſidiäre Verbindlichkeit, 
event. für die Schulbeiträge für die Anwohner 
auf R. aufzulommen, Liegt Ihnen in Gemäßheit 
des 8 56 der Schulordnung lediglih in Ihrer 
Eigenſchaft ald Grundherr der Anwohner auf 
IHrem Vorwerkslande ob und jchließt Ihre ander= 


weite geſetzliche Berpflichtung, als Gutsherr in 
RR pfl 19, 


dem ivt W. dem ig die gutsherrlichen 
Leiftungen für die Schule mit zu übernehmen, 
nicht aus. vermag dieferhalb den Anträgen in 


Ihrer Beichwerbeichrift feine weitere Folge zu geben. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Li 
ben ae täbefiper x. auf ®. (im der Provinz 
U. 81011. 


8. Verpfligtung des Gruudherru, feine Coloniften 

in der Aufbringung von Schulbanbeiträgen zu 

vertreten. Gründung von Golonien auf fidca- 
liſchein Terrain. 


Ueber diefe Frage ift das folgende Refolut der 
Königlichen Regierung in Danzig (a) und die 
a ra des Königlichen Ober-Tribunals (b) 

olg 


a. 
In der Schueinrihtungsfahe von L. N.er 
Kreifes, wird von der unterzeichneten Königlichen 
Regierung im Wege des Interimifticums und vor 
en des Nechtöweges*) Folgendes hierdurch 
eſetzi: 

1) die Nothwendigkeit der Errichtung einer 
Schule in L. und des Reubaues der dazu gehört- 
gen Gebäude (Schulhaus nebft Scheunen- und Stall- 
gebäude) ift anzuerkennen. 

In befinden fi etwa 100 fehulpflichtige 
Kinder, welche jeither den im benachbarten St.er 
Kreife, Regierungsbezirts M. belegenen Schulen 
u T., ©. und D. einjtweilen gaftweife zugewieſen 

nd. Die diefen Ortichaften zunächſt belegenen 
ohnungen der Colonie L. ſind von denfeiben 
Ya bis ! Meile entfernt; die Entfernung ber 
weiter belegenen Etablifjement3 von den bezeich- 
neten Schulen beläuft fi aber auf 24 bis ®, 
Meilen. Da nun aud die dorthin führenden Wege 
einen großen Theil des Jahres hindurch ſchwer 
paffirbar find, fo muß bei der Zahl der ſchulpflich⸗ 
tigen Kinder das biöherige Auskunftsmittel für 
völlig ungenügend erachtet werben. 


*) 08. 8 3904 Rr. 12 fi. 





als Gruudherr und Gutsherr/ Die Nothwendigkeit der Bildung eines befonde- 


ren Schulſyſtems für 2. unterliegt daher um fo 
weniger einem begründeten Zweifel, als dieſe Ort- 
ft zu den neu angelegten Colonieen zu rechnen 
ift, in welden nad) 8 63 der Schulorbnung für 
die Provinz Preußen vom 11. December 1845 
Si Sammlung für 1846 Seite 1) für das 

ulbedürfniß in der Regel durch Errichtung einer 
eigenen Schule gejorgt werden ſoll. Guts⸗ 
— R. H. aus Lacge 5 in B. wohn⸗ 
haft) hat zwar in der vor dem Königlichen Polizei⸗ 
Präſidium in B. am 19. Mai v. 3. aufgenom- 
menen Verhandlung die Nothwendigkeit einer 
befonderen Schuleinrichtung für jene Colonie ent⸗ 
fchieden in Abrede geftellt, indem er behauptet, 
daß hierdurch dem Bedürfniß deshalb nicht genügt 
werde, weil die aus einzelnen zeritreut liegenden, 
mit Katben bebauten Befigungen beftehende Ort⸗ 
haft 2. eine Längenausdehnung von mehr al 
4 Meile babe, auch von vielen Thälern und 
Schluchten durchſchnitten fei, wodurch bei ungünftis 
gr Witterung die . Communtcatton in hohem 

abe erſchwert, namentlich aber ein regelmäßiger 
Schulbeſuch Häufig ganz unmöglich gemacht werde. 
Dicfe Sinwerbangen tönnen ſedoch nicht berüd- 
fihtigt werden. nn wiewohl die von dem 2c. 
9. behaupteten, in der Qocalität begründeten Uebel⸗ 
ftände wirklich vorhanden find, fo kann denjelben 
doch dadurch wenigſtens zum Theil Abhilfe ver- 
ſchafft werden, dah das ul-Etabliffement, wie 
es in ber Wbficht Tiegt, ungefähr im Mittelpunkt 
der Colonie 2. errichtet wird, Außerdem find 
aber die geſchilderten örtlichen Schwierigkeiten einem 
tegelmäßigem Befuche auswärts belegener Schulen 
in noch höherem Grade Hinderlih, als dem Bes 
ſuche einer eigenen Ortsfchule. Die Errichtung der 
legteren mug daher mit Rüdfiht auf die oben 
angeführten Gründe als unbedingt nothwendig an⸗ 
erfannt werden. 

2) Der Neubau des Schulhaufes und bes bazu 

ehörigen Scheunen- und Stallgebäudes ift nad 

nleitung der von dem Kreisbaubeamten gefer- 
igten Koſtenanſchläge und Zeichnungen refp. vom 
28. Mai 1855 und 1. December 1854 im Wege 
der Entreprife oder auf Rechnung auszuführen, 
fobald die technifche — — der Anfchläge 
er ber Wbtheilung für das Bauweſen im 

öniglichen Minifterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten]*) erfolgt tft, und die erforder- 
lien Geldmittel disponibel gemacht find. 

3) Der Königliche Fiscus iſt als Gutsherr des 
Schulbezirks auf Grund des $ 44 der Provinzial⸗ 
Sculordnung vom 11. December 1845 verpflichtet, 
entweder das zu den Bauten erforderliche Bauholz 
in natura unentgeltlich herzugeben oder ben Geld- 
werth defjelben nach der Taxe ber nächſten König— 
lien Forſt zu entrichten.**) 

4) Alle übrigen Baubeiträge, einſchließlich der 
in natura zu leiftenden oder nach dem Gelbwerthe 
baar zu vergütenden Hand⸗ und Spannbienfte, 
find nach Vorſchrift des $ 39 der Schulordnung 
von der Ortichaft 2. aufzubringen und in derfelben 
Weiſe, wie bie übrigen Communalbebürfniffe, 
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eventualiter nad) Verhältniß ber von ben Einzel- 
nen zu entrichtenden Grund⸗ und Klafjenfteuerbe- 
träge zu vertheilen. 

Dagegen liegt dem Gutgbefiger R. H., als 
Grundherrn, die Verpflichtung ob, den Ausfall an 
Baubeiträgen aus eigenen Mitteln zu deden, welchen 
die Eolonifien aufzubringen außer Stande find. 

Das zur jebigen Colonie L. gehörige Areal, 
aus etwa 30 gu ien Magdeburgiſch beftehend, wurde 
mittelft Privilegiums des Königs Stanizlaus 
Auguftus von Polen vom 29. Februar 1768 für 
einen Kaufpreis von 4800 Thlr. und unter Vor- 
behalt eines Grunbzinfes (ber von dem gegenwär- 
tigen Befiger an den Königlichen Domainen-Fiscus 
entrichtet wird) der Deih-Commune des kleinen 
Marienburger Werders zu Eigenthumsrechten ver- 
liehen, von ber Ichteren aber mittelft Vertrages 
vom 22. Mai 1839 an den Gutspädter D. 9. 
(Bnter des oben genannten R. 9.) veräußert. 

achdem berjelbe etwa 20 Hufen zur eigenen Be- 
wirthſchaftung zurüdbehalten und mit den erfor- 
berlihen Wohn- umd Wirthichaftögebäuden ver- 
ſehen hatte, that er den Reſt des Areal von 
ungefähr 10 Hufen in Heinen Barcellen an 69 
einzelne Eoloniften (größtentheils Wrbeitsleute und 
einige Heine Handwerker) in Erbpacht aus. Auf 
diefe Weife entitand die Colonie &, Hiernach kann 
es teinem Zweifel unterliegen, daß der Gutsbeſi 
R. H. (dev Sohn und Beſihnachfolger des im Jahre 
4851 verftorbenen D. 9.) im Sinne bes $ 65 der 
Provinzial⸗Schulordnung als Grundherr, auf deſſen 
Grund und Boden die neue Colonie errichtet wor⸗ 
den, anzuſehen und demgemäß verpflichtet iſt, Den- 
jenigen Theil der Sculbaukoften, welchen die 
Soloniften aufzubringen außer Stande find, ſelbſt 
u übernehmen. Derſelbe beitreitet zwar feine Ber- 
indlichfeit Hierzu, indem er anführt, daß nad 
den von feinem verftorbenen Vater mit den An= 
wohnern gefchloffenen Eontracten diefe zur Ueber⸗ 
nahme fämmtliher auf dem Barochial- und Schul 
verbande beruhenden Laften ſich anheifchig gemacht 
haben. Diefer Einwand ift jedoch nicht begründet, 
da nad) der ausdrücklichen Beftimmung des oben 
allegirten $ 65 der Schulordnung auf Nr 
der befonderen Anfegungs-Berträge keine Rüdjicht 
genommen werden fol. 

5) Borftehende Entſcheidung ift fo lange aufrecht 
zu erhalten, nötigenfalls im Wege der Erecution 
don den competenten Berwaltungs-Behörden zur 
Ausführung zu bringen, bis etwa durch rechts⸗ 
träftiges Felaherfichen] Urtheil*) eine anderweite 
Feſtſetzung getroffen werden follte. 

nzig, den 13. Februar 1857. 


. 8.) 
Königliche —— Abiheilung des Innern. 


b. 
Im Namen de3 Königs! 

In der Sache des Fiscus, vertreten durch die 
Königliche Regierung zu Danzig, Verklagten und 
Imploranten, 

wider 
den Gutsbeſitzer R. H. in B., Kläger und Im— 
ploraten 


=) of. Borbemei zu 6 303 unten und ben 5 47 bes 
Sefepes vom 1. Hug. 1883 (oben $ 5 Anh. D. 
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at ber erfte Senat des Königlichen Ober- 
ribunals in feiner Sigung vom 8, Februar 
41861, an welcher Theil genommen haben: 


x. x. 
für Recht erkannt: 
Daß das Erkenntniß des Civil:Senats des König- 
lihen Appellationsgerichtö zu M. vom 20. Februar 
1860 zu vernichten, in der Hauptſache auch auf 
die Appellation des Fiscus das Erkenntniß des 
Königlihen Kreisgerichts zu M. vom 3. Juni 
a dahin abzuändern, daß der Kläger mit feinem 
intrage: 
den Berflagten für fchuldig zu eradjten, die 
fämmtlihen Baubeiträge zu der in 2. laut 
Refoluts der Königlichen Regierung zu Danzig 
vom 13. Februar 1857 zu errichtenden Schule, 
einſchließlich der in natura zu leiftenden, 
oder nach dem Geldwerthe baar zu vergüten- 
den Hand- und Spanndienfte, ſoweit diejelben 
von den Eoloniften der Ortichaft 2. nicht auf- 
gebracht werben können, aus feinen Mitteln 
zu beden, 
abzumeifen und von ben Koſten fämmtliher In— 
ftanzen, unter Compenfatton der außergerichtlichen, 
jeber Partei die Hälfte ber gerichtlichen aufzuer- 
legen, dieſe inbefjen, fomeit jie auf den Fiscus 
treffen, außer Anjat Air lafien. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe 


Die in 2. befindlichen, etwa 100 ſchulpflichtigen 
Kinder hatten bisher benachbarte Schulen bejuctt ; 
in dem Refolute vom 13. Februar 1857 erkannte 
die Königlihe Regierung zu D. indeffen, nicht 
bloß bie Erridtung einer eigenen ule in 2, 
und daß zu dem Ende ein Schulhaus nebſt Scheune 
und Stall dafeldft neu zu bauen fei, für noth- 
wendig an, fondern biejelbe Iepte hinſichtlich ber 
Bautoten zugleich auch interimiftifch feft: 

3) der Königliche Fiscus ift als Gutsherr des 
Schulbezirtd auf Grund des $ 44 der Provinzial 
Schulordnung vom 11. December 1845 zerpflihet, 
entweder bad zu den Bauten erforderliche Bauholz 
in natura unentgeltlich herzugeben, oder den Geld⸗ 
werth deſſelben nad) der Tage der nächſten König- 
lichen Forſt zu entrichten, und 

4) alle übrigen Baubeiträge, einſchließlich der 
in natura zu leiftenben, oder nach dem Geldiwerthe 
zu vergütenden Hand- und Spannbienfte find 
nach Vorſchrift des $ 39 der Schulordnung von 
der Ortſchaft 2. aufzubringen. 

Dagegen liegt dem Gutsbeſitzer R. H. als 
Grundheren die Verpflichtung ob, den Aus: 
fall an Baubeiträgen aus eigenen Mitteln zu 
deden, welchen die Coloniften aufzubringen 
außer Stande find. 

Durd) dieſe letzte Feſtſetzung erachtet der Guts⸗ 
beſitzer H. ſich fuͤr prägravirt; er will nicht ans 
erlennen, daß er Grundherr von der Colonie L. 
im Sinne des $ 65 ber Söulorbnung vom 11. 
December 1845 fei, meint, daß die legtere bie 
Ausdrüde: Gutsherr und Grundherr promiscue 
gebraucht, folgert weiter, daß alfo dem Fiscus als 
unzweifelhaftem Gutsherrn von 2. auch jene fub- 
fidiäre Vertretung ber dortigen Eoloniften obliege 
und trägt dahin an: 
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auszufpzedien, daß Verklagter ſchuldig, die 

ſämmilichen Baubeiträge zu der in % zu 

exrichtenden Schule, ſoweit diefelben von den 
Coloniſten der Ortſchaft L. nicht aufgebracht 
werden können, aus ſeinen Mitteln zu decken. 

Demgemäß iſt der verklagte Fiscus durch die 
gleichlautenden Erkenntniſſe des Königlichen Kreis— 
erichts zu M. vom 3. Juni 1859, ſowie des 

öniglichen Appellationsgerihts zu M. vom 20. 
Februar 1860 denn auch wirklih auf Grund des 
8 65 der Schulordnung vom 11. December 1845 
verurtheilt worden. 

Abgeſehen von anderen angeblien Verftößen, 
welche weniger intereffiren, wirjt der Fiscus in 
feiner wider das Wppellations-Urtel eingelegten 
Nichtigleitsbeſchwerde dem vorigen Richter nament= 
lich aud) eine unpaffende Anwendung des allegirten 
& 65 vor, und infofern erſcheint die mejentliche 
Beſchwerde des Imploranten aud in der That 
begründet. 

Yus ber proviforifhen Vollſtreckbbarkeit derarti= 
er interimiftifcher Seftfegungen,*) wie fie in Dem 

egierungs-Refolute vom 13. Februar 1857 auf 

Grund des 8 54 der Schulordnung getroffen find, 

folgt, und in ber rechtlichen Natur folder Nega- 

torienklagen, wie ber Kläger jetzt gegen den König- 
lichen Fiscus angeftrengt hat, Tiegt e8, daß zur 

Subftanttirung der legteren keineswegs ſchon allein 

genügt, darzuthun, däß der Kläger nicht der Ver⸗ 

pflictete fei, Hier alfo, daß er für die Baubeiträge 
zu der in L. neu zu errichtenden Schule, ſoweit 
die dortigen Eoloniften folde aufzubringen außer 

Stande Ai, in subsidium aus eigenen Mitteln 

nicht zu haften habe. Es muß vielmehr zugleich 

join nachgewiefen werden, daß gerade der ver- 
lagte Fiscus der eigentliche und mahre Verpflich— 
tete, d. h. verbunden wäre, jene Ausfälle zu deden. 

Ein folder Beweis ift jedoch in feiner Art ge- 
führt. Mit Bezug auf den 8 63 der oft gebachten 
Schulordnung: 

„In neu angelegten Colonien, ober in neu 
gebildeten Gemeinden ift für das Schulbebürf- 
niß in der Regel durd) Errichtung einer eige⸗ 
nen Schule zu ſorgen.“ 

ſchreibt der $ 65, ber recht eigentlich Den hier vor⸗ 

liegenden Fall betrifft, und mithin die wejentlichite 

Entſcheidungsnorm abgiebt, weiter vor: 

„Der Grundherr, auf befien Grund und Bo- 
den die neue Colonie oder Gemeinde errichtet 
it, hat ohne Nüdfiht auf den Inhalt der 
befonderen Anfegungsverträge die Verpflich- 
tung, nad) Maßgabe ber SS 56 ff. den Aus- 
fall zu deden, welden die Cofoniften ober 
— zur Errichtung einer eige— 
nen Schule aufzubringen außer ane ſind.“ 

Um nun dieſe Vorſchrift gegen den verklagten 
Fiscus in Anwendung zu bringen, nimmt der 
Appellationsrichter zunädft an: 

1) daß der Kläger fo wenig im Sinne bes $ 65, 
wie im Sinne des $ 56 der Schulorbnung 
Grundherr genannt werben könnte; 

er führt weiter auß: 


®) of. jeht 8.47 be @ef. v. 1. Aug. 1883 (oben 


( 5 Ant. 1) 
und $ 53 bes Geſ. v. 30. Juli 1883 (unten 5 302 


5. IL) 





2) daß Gutöherr ald eine Species von Grundherrn 
anzufehen fei, und gelangt darnach zu der recht⸗ 
lien Schlußfolgerung, 

3) daß, wenn demnach der Kläger nicht ald Grund- 

. herr zu betrachten fei, für die im $ 65 a.a.D. 
erwähnten Berpflihtungen nur der Gutsherr 
übrig bleibe, alö welcher fi der Fiscus ſelbſt 
bezeichnet Hätte. 

Diefe Ürgumentationen find jedoch in der That 
unzutreffend. 

ur 1. Der Appellationsriciter ftellt auf &rund 

der vorgelegten Öypothefenacten und bes Negie- 

rungs-Refolut3 vom 13. Februar 1857 die Sach⸗ 

lage dahin feſt: 
Der Bater des Klägerd, D. H., habe laut 
Contractd vom 23. Mai 1839 das Gut 2. 
von der Deih-Commune des Heinen Marien- 
burger Werders in Erbpacht genommen, und 
in den Jahren 1841 bis 1845 die 69 Par- 
cellen, welche jet bie Colonie 2. bildeten, in 
Aftererbpacht ausgethan, und dieſelben, nach⸗ 
dem fie_von dem Fiscus und ber Klein— 
Werder⸗Deichcommune von der Berhaftung 
für die auf dem Hauptgrundftüd eingetrage- 
nen Laften befreit worden wären, von feinem 
Grundftüde abſchreiben laſſen. Nad dem 
Tode des D. 9. fei dad Hauptgrundftüd laut 
Erbtheilungs-Recefjeg vom 27. März 1852 
der Witte defjelben von den Erben zum 
Allein Eigentfum abgetreten worden, von 
welcher hiernächſt Kläger baffelbe laut Con⸗ 
tracis vom 25. Mai 1852 gekauft hätte. Laut 
der am 14. Auguſt 1856 und rejp. 14. Des 
cember 1857 abgeſchloſſenen Receſſe fei endlich 
der von den Parcellenbefigern übernommene 
Bing abgelöft worden. 

Dies Sahverhältnig muß, ba es als actenwibrig 
nicht angefochten ift, und überdies auch nad) den 
Acien fi ald richtig ergiebt, allerdings aud der 
gegenwärtigen Beurteilung zum Grunde gelegt 
werben. ie weitere rechtliche Schlußfolgerung 
des Appellationgrichters : 

„Danach könne der Kläger aljo im Sinne des 
8 65 fo wenig, wie im Sinne bes $ 56 
a. a. O. Grundherr genannt werden,” 

tft jedenfall eine ungerechtfertigte. Judex a quo 

argumentirt zu diefem Bmwede jo: 

Nicht der Kläger, fondern jein Befigvorgänger 
Ile die GColonie errichtet; als er in den 

efig feines Gutes gelommen, wären die 
Barcellen von demfelben bereit getrennt und 
deren Befiger durch das Geſetz vom 2. März 
1850 bereit8 Eigenthümer geworden; zwar 
ätten die Barcellen-Befiper an ihn noch einen 

ins zu zahlen gehabt; diefer Zins hätte in- 
deffen die Natur eines Erbpachts-⸗Canons ver- 
loren gehabt, und wäre inzwiſchen auch bereits 
abgelöft worden; es beftehe mithin zwifchen 
dem Kläger und den Coloniften gar feine 
Verbindung mehr; er babe über diefelben 
niemals gutöherrlihe Rechte auszuüben gehabt, 
er babe von ihnen nichts mehr zu fordern 
und ihnen nichts mehr zu leiften; ex ſei es 
auch nit, ber die Colonie gegründet, und 
dadurh das Bebürfniß einer Schule hervor- 
gerufen Hätte; auf feinem Grund und Boden 
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ſei die Eolonie nicht errichtet, diefelbe wäre 
vielmehr ſchon vorhanden und das dazu ab- 
getretene Land von feinem Grundftüde ſchon 
vollftändig getrennt geweſen, als er das legtere 
durch Kauf erworben hätte; es fei alfo durchaus 
fein Grund erfihtlich, aus dem er verpflichtet 
fein könne, für die Verpflichtungen der Colo: 
niften in subsidium aufzutommen! 

‚ Diefe ganze Urgumentation, foweit fie darauf 
Hinausläuft, darzutfun, daß der Fläger nicht als 
Grundhert der Colonie 2. im Sinne des allegirten 
$ 65 anzufehen ſei, tft indefien theils unrichtig, 
theil3 unzutreffend. 

Das zur jegigen Colonie L. gehörige Areal, 
aus etwa 30 Hufen Magdeburgiſch beftchend, 
wurde mittelft Privilegiums des Königs Stanislaus 
Auguft von Polen vom 29. Februar 1768 der 
Deich⸗· Commune des Kleinen Marienburger Werbers 
für einen Kaufpreis von 4800 Thalern zu Eigen= 
thumsrechten verliehen und hiernächſt durch den 
Vater des Klägers mittelft Bertrages vom 22. Mai 
1839 gegen einen alljährlich zu zahlenden Canon 
und gegen Uebernahme bes an bie Königliche Kafje 
* zahlenden Domainenzinſes von der genannten 

eich⸗ Commune zu Erbpachtsrechten erſtanden. 
Etwa 20 Hufen behielt der Vater des Klägers, 
D. 9. für ſig zurück und verſah ſie mit den 
erforderlichen m und Birthichaftsgebäuden. 
Die übrigen 10 Hufen aber, welche jegt die Colonie 
2. bilden, that er während ber Jahre 1841 bis 
1845 in Aftererbpadht aus. 

Der Kläger ift num, wie oben näher angegeben, 
Rechts- und Beſitznachfolger feines Vaters ge— 
worden; mit deſſen grundherrlichen Rechten Fin 
alfo auch deſſen Se tungen in Unfehung der 
Eolonie 8. auf den Kläger übergegangen, injofern 
ift es mithin volltommen irrelevant, daß er dieſe 
Colonie nicht gerade felbft erit gegründet hat. 
Allerdings hat der $ 2 des Ablöfungs-Gejepes 
vom 2. März 1850 das —— des 
Erbverpächters ohne Entſchädigung aufgehoben 
und der Erbpächter hat —— mit dem Tage 
ber Rechtskraft des gedachten Geſetzes und lediglich 
auf Grund deſſelben das volle Eigenthum erlangt. 
Es iſt jedoch ſchon bei einer anderen Gelegenheit 
in dem diesfeitigen Präjudicate vom 14. Mai 1860*) 
in der, mindeſtens in foweit ähnlichen, Inſter— 
burger Sache des Grafen v. N. wider die Dorf- 
haften Groß u. Klein N. näher ausgeführt und 
dargethan worden, daß durch dieſe Eigenthums— 
übertragung und duch bie weitere Beitimmung 
des 8 3 sub Nr. 15 ebendafelbft stejen en Vers 
pflihtungen, welche Die mehrerwähnte Schulorbnung 
vom 11. December 1845 ben Guts⸗ und Grund» 
ag den Schulen gegenüber auferlegt, in feiner 

eife betroffen ober aufgehoben worden find. Der 
Appellationsrihter aber würdigt aud) den Umftand 
nicht gehörig, daß der Kläger auch noch während 
feiner Befizeit anfänglich denjenigen an 
Canon fortbezogen hat, den die Parcellenbeftger 
nad) ihren Anjegungsverträgen an den Befiger des 
Hauptgrundſtücks d. h. eben an den Grundherrn 
im Sinne des 8 65 a. a. O. In entrichten hatten. 
Wenn judex a quo meint, dieſer Zins habe da= 
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mals bereits year Ir Geſetz vom 2. März 1850 
die Natur eines Erbpachts-Canons verloren, fo 
kann ſich diefe Bemerkung doch eben nur auf den 
Namen, d. h. auf die Bezeichnung als Erbpadhts- 
Canon beziehen, denn die Abgabe ſelbſt erklärt der 
8 5 des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 
nicht bloß für fortbeitehend, fondern er fügt fogar 
noch befonder3 Hinzu: fie behielte diefelben Vor— 
zugsrechte in dem Vermögen der Berpflichteten, 
welche jie bisher darin gehabt hätte. 

Ward hiernach in der rechtlichen Natur jenes 
Canons durch das Gefeg vom 2. März 1850 in 
fofern nichts geändert, fo erweift fi) auch die 
weitere Schlußfolgerung des zweiten Richters, dem 
Kläger läge alfo aud die jubfidiäre Verhaftung 
des Grundherrn ex paragrapho 65 der Schul- 
ordnung fortan nicht mehr ob, — keinesweges 
gerechtfertigt. In diefer legten Bezichung tft aber 
auch der Umftand bedeutungslos, daß jener Zins 
oder Canon inzwiſchen dur die Receſſe vom 
14. Auguft 1856 und 14. December 1857 abgelöft 
worden iſt; wie dies gefchehen? und ob bie 
Ablöſung namentlih durch Aushandigung von 
Rentenbriefen an den Kläger bewirkt? ergeben 
die Acten näher nicht, jedenfalls iſt aber die Ab⸗ 
löſungsſumme das Xequivalent für jenen Canon, 
da die Ablöſung während der Befigzeit des Klägers 
erfolgte, in deſſen Eigenthum und Vermögen über- 
gegangen, mithin gerade aud ihm wiederum zu 
Statten gefommen. Für die hier allein inter- 
effirende Frage: 

Ob der Kläger im Sinne des $ 65 a. a. O. 

als Grundherr der Colonie 2. anzufehen jei? 
ift fomit auch die gedachte Canonsabloöſung durch⸗ 
aus einflußlos. Immerhin mag der Kläger feit- 
dem von dei Coloniften daſelbſt nichts mehr zu 
fordern und an fie nicht? mehr zu leiften haben. 
Darauf kommt indeß, wenigitend hier, gar nichts 
an. Kläger foll nad dem Regierungs -Refolute 
vom 13. Februar 1857 ja gar nichts an die 
Eoloniften zu 2. leiſten, ſondern er ſoll darnach, 
dem $ 65 a. a. O. gemäß, nur der neu errichteten 
Schule gegenüber den Ausfall an Baubeiträgen 
deden, welden die Coloniften zur Errichtung einer 
eigenen Schule aufzubringen außer Stande find. 

Wie judex a quo aber endlich darauf Gewicht 
legt, daß Kläger über die Coloniften zu 2. guts- 
herrliche Rechte niemald auszuüben gehabt hätte, 
jo rei ſich dies Argument zunächſt damit, daß 
es ſich bei der Anwendung des $ 65 1. c. nicht 
darum handelt, fondern nur fragt: 

ob ber Kläger oder der Fiscus als Grund- 
herr der genannten Colonie zu betrachten fei? 

Gerade diefe Frage führt aber auch weiter zu 
der Widerlegung des von dem Wppellationsrichter 
aufgeftellten ferneren Satzes: 

u 2 hin: eerta ſel als eine Species von 
Grundheren anzufehen. 

Ausdrüdtich ift eine Klaffification jener Begriffe 
in feinem Geſetze außgefproden, und mindeiteng 
für den $ 65 der Schulordnung ermeift fie fi 
gerabefin als unbraudbar. Man mag dem erften 

ichter darin Recht geben, daß im Allgemeinen 
Landrechte die Ausdrüde: „Gutsherr“ und 
„Grundherr?“ nicht überall als zwei ftreng ab- 
gefchiedene Bezeichnungen, vielmehr oft als gleich- 
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bebeutend gebraucht werden; indeſſen ſchon der 
Appellations-Richter_erfennt au, daß die Schul- 
ordnung vom 11. December 1845 mit ber Be- 
nennung: Grundherr den Begriff bes Gutsherrn 
nicht verbinde, Jedenfalls aber läßt der hier zu- 
nächſt en! eeibenne 865 a. a. D. feinem Wort 
Taute, wie jeinem Iegislativen Grunde nad), barüber 
keinen Bmeifel, daß die dort erwähnte, ſubſidiäre 
Verhaftung recht eigentlich dem Grundheren, nicht 
aber dem Gutsherrn Hat auferlegt werben follen. 
Einerfeitö ſprechen dafür ſehr deutlich bie er- 
Märenden Zufagworte: 

„Der Grundherr, auf deſſen Grund und 
Boden die neue Colonie errichtet if,” — 
andererfeit8 aber führt auch die weitere Ber 
ftimmung, daß der Grundherr die Verpflichtung, 
den Ausſall an Baubeiträgen zu deden, welche die 
Coloniften zur Erridtung einer eigenen Schule 
aufzubringen außer Stande feien, ohne Rüdficht 
auf den Inhalt der befonderen Anfegungsverträge, 

babe, auf eben diefe Annahme Hin. 
Endlich aber beftätigen die zu diefem Ende einge- 
jegenen Acten des Königl. Staatd-Minifteriums, 
etr. dad Schulmefen und die Schullehrer in ber 
Provinz Breußen, die hier — Auffafſung 
und Auslegung des 8 65 der Schulordnung vom 
11. Deeember 1845 in nicht ungewichtiger Weiſe. 
In dem dem $ 6 der jegigen Schulordnung 
entſprechenden $ 12 de3 urjprünglichen Entwurfs 
war dad Recht, den Schullehrer ® berufen, im 
Anſchluſſe an den $ 22 Teil II Titel 12 des 
Allgemeinen Landrechts dem Gerichtögeren zu- 
genen Ueber dieſe Emendatton, d. h. über die 
ubjtitution des Ausdrucks: „Gutsherrn“ ftatt 
„Gerichtsherrn“ verbreiten ſich die Motive zu dem 
neuen Entwurfe ſehr ausführlich, und eben ſo 
wird in denſelben unter Hinweiſung auf die weſent⸗ 
lichen Veränderungen durch die Agrargefeßgebun, 
von 1807 und 1811 fehr eingehend erörtert, da 
und weöhalb als ſubſidiariſch im Sinne der 88 56, 
58 und 65 nicht füglich die Ortsgemeinde, fondern 
allein der Grundhert, auf deffen Grund und Boden 
die Anfiebler angejegt feien, betrachtet werden fünnte. 
‚ „Subfibiarif) verpflichtet” — fo Heißt es in 
jenen Motiven wörtlid, „kann fein anderer fein, 
als der Grundherr, anf defien Grund und Boden 
die Anſiedler angefegt find. Geſtattet das Geſetz 
dem Grundherrn, nach Gefallen Anſiedler anzus 
ſetzen, fo kann daſſelbe auch mit Recht verlangen, 
daß er diefelben hinreichend ausftatte, um ihre 
unerläßlihen phyfifhen und moralifchen Bebürf- 
niffe zu befriedigen. Kommt der Grundherr diejer 
Verpflihtung nad), find Die von ihm geforderten 
Kaufgelder, Miethen, Päcte u. ſ. m. jo mäßig, 
und die von ihm gezahlten Tagelöhne reichlich 
enug, daß bie Angefiedelten austömmlich davon 
eben und aud ihren Kindern Schulunterricht ver- 
ihaffen können, fo zerfällt jene Subſidiarver⸗ 
pflihtung von felbft. St dies aber nicht der Fall, 
jo liegt darin ein Beweis, ba jene Laſten zu hoch 
efteigert und die Löhne der fogenannten Heinen 
ute zu niedrig find, und wird von dem Grund- 
herrn, der von Beiden ben Nuten zieht, wohl 
erwartet werben können, daß er von biefem feinem 
Nupen foviel abgebe, ald zur phyſiſchen und fitt- 
lihen Erhaltung der Anfiedler nothwendig ift. 











Daffelbe Verhältniß tritt ein, wenn ein Grund⸗ 
nr auf feinem Grund und Boden eine neue Co- 
onie anlegt; es unterfcheidet fich diefer Yal von 
dem vorigen nur darin, daß in legterem nad) und 
nad, bei Anlegung einer Colonie aber auf Einmal 
eine größere Niederlaffung außerhalb der be= 
ftehenden Gemeindeverbände begründet wird. Für 
die Anlegung von Colonien ift aber bereits durch 
bie Mlerhödite Eabinet3-Ordre vom 23. November 
a verordnet worden, daß eine ſolche nicht eher 
I geftatten, als bis auch für das Schulbebürfnig 

erjelben genügend gejorgt ift, und ift im weiteren 

Verfolg dieſes Allerhöchſten Befehls anerkannt 

worden, daß ſubſidiariſch der Grundherr, welcher 

die Colonie anlegt, auch für das Schulbebürfniß 
derjelben aufzulommen habe. 

Es find hiernach bei Wusarbeitung des gegen- 
— Entwurfs folgende Grundſtitze feſtgehalten 
worden: 

1) Die gemeinen Schulen find, ſoweit nicht hin: 
reichende Stiftungen vorhanden, Einrichtungen 
der dabei betheiligten Gemeinden und werden 
aus Communalmitteln und durch Communal⸗ 
umlagen erhalten. 

Der Gutsherr gewährt, außer ben auf Local⸗ 
Obfervanz Berubenben Leiftungen, nur zu 
Bauten ben gefeglihen Materialbeitrag. 

2) Die Kinder der außerhalb des Gemeindebezirk! 
wohnenden Unfiebler und Coloniften haben fein 
Recht, in die Schule dev Gemeinde aufge: 
nommen zu werden. Sie müffen fi über 
deren Mitaufnahme in die Schule mit ber 
Gemeinde vertragämäßig einigen, ober eine 
eigene Schule errichten. 

Der Grundherr hat feine Anfiebler bei dieſen 
Einritungen fubfidiarifch zu unterftügen. 
Mit diefen principiellen Beftimmungen des Ge⸗ 

fegentwurf3, deſſen $ 70 übrigens dem jegigen 

8 65 der Schulorbnung wörtlich entfpricht, und 

insbefondere auch damit, daß der Grundherr feine 

Anfiedler bei diefen Einrichtungen, d. h. in Betreff 

der Schulbedürfniffe der letzteren, fublidiartich zu 

vertreten habe, erklärte ſich auch der qu. Provinzial⸗ 

Landtag des Königreihs Preußen, dem jener 

Entwurf zur Begutachtung vorgelegt war, ein= 

verftanden. 

Ganz andere Rüdfihten dagegen find es ge— 
weſen, bie ben Gejeßgeber ba geleitet haben, wo 
e3 um bie Beitimmung ber Leiftungen ber Guts— 
herrn in Beziehung auf die Elementarjchulen ſich 
handelte, und über bie ſich namentlich Die 88 44 ff. 
der Schulorbnung verbreiten. 

Die hierauf bezüglihen Motive lauten: 
„Durch die Gejeggebung der Jahre 1807 bis 
4811 tft das perſönliche und dingliche Ab⸗ 
hängigkeitsverhältniß, in welchem die Land⸗ 
gemeinden zu ihren Gutgsherrſchaften ſtanden, 
gelöft worden. Die Landgemeinden find für 
bhre Berfon von der früheren Unterthänigkeit 
befreit und vn ihre ehebem zu — und 
Leiherecht befeſſenen Grundſtücke in Folge der 
bäuerlichen Regulirungen in freies Eigenthum 
verwandelt. Die Folge davon war, daß die 
Gutsherrfchaften jede Unterftügung für die 
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Intereſſen der Gemeinden verjagten, ſoweit 
diefe nicht auf einer pofitiv rechtlichen Be— 
ftimmung beruhte. 

In Anſehung der Schuleinrichtungen befchränten 
ſich daher die Gutsherrſchaften, von den durch 
bejonderes Herkommen firirten Leiftungen abge= 
fehen, sul die Materialien-Beiträge zu Bauten, 
indem dieſe durch die pofitiven Vorſchriften $ 36 
Theil II Titel 12 des Allgemeinen Landrechts 
und Zufag 221 $ 1 des oftpreußifchen Provinzial- 
Fi geboten waren, und nad) der Faſſung diefer 
Geſetzesſtellen nicht ſowohl aus der mit der Erb- 
unterthänigfeit verbundenen Schug- und Unter- 
ftügungapflicht, ald vielmehr aus dem obrigkeitlichen 
Charakter der Gut3herrji Mt und der damit ver- 
bunbenen Direction und Aufficht über die ge- 
meinen Schulen hergeleitet werden mußte. 

Sehr charatteriftiich ift es Hierfür, daß der 
allegirte $ 36 Theil II Titel 12 des Allgemeinen 
Landrechts „die Gutsherrfhaften auf dem Lande“ 
in diefer Beziehung „den Magifträten in den 
Städten” gleichfalls gleichgeftelt, und daß ber 
f 1 Zuſatz 221 bes — Provinzialrechts 
ſogat den „Patron“ als denjenigen bezeichnet, 
welcher zu den Schulgebäuden und Schulmeifter- 
wohnungen das erforderlicheBauholz Herzugeben Hat. 

Diefe Leiftungen der Gutsherrn find, eben weil 
fie auf einem ganz anderen Verpflichtungsgrunde 
beruhen, von dem Vermögen oder Unvermögen 
der Mitglieder der Schulfocietät durchaus unab- 
hängig und injofern principaler Natur. Ueberall 
aber, wo es darauf ankommt, die fubfidiäre Ber- 
pflichtung, für die Ausfälle unvermögender An⸗ 
wohner, Eoloniften u. j. w. aufzutommen, feitzus 
fegen, legt die Schulordnung — 88 56, 58 und 65 
— dieſe ganz gleichförmig dem Grundherrn auf. 

Hieraus ergiebt fi) denn deutlich, daß bei der 
Vorſchrift des $ 65 der Schulordnung vom 
11. December 1845 auf die Gutsherrlichkeit 
nirgends qucid jegangen , vielmehr allein das 
grundherrliche Verhäliniß beftimmend und maß- 
gebend geweſen ijt. 

Hat der Appellationsridhter nun, hiermit im 
Widerfpruche, den Fiscus dennoch für ſchuldig er- 
achtet, insubsidium die fämmtlihen Bau— 
beiträge Ei der in 2. neu zu errichtenden Schule aus 
eigenen Mitteln zu deden, fo weit die bortigen Colo- 
niften ſolche aufzubringen außer Stande fein follten, 
lediglich weil Fiscus anerkannt, Butsherr von L. zu 
fein, fo muß das weſentlich auf dem 8 65 der Schul- 
ordnung beruhende zweite Erkenntniß, das durd 
einen fonftigen jelbjtändigen Entiheidungsgrund 
nicht aufreht erhalten wird, wegen unzion er 
Deutung und unpaffender Anwendung jenes Ge- 
ſetzes allerdings vernichtet werden. — — 

Berlin, den 8. Februar 1861. 


4 Die etzung der Regierung über die Lei- 
Aungdfähigteit der Anwohner ift Bedingung für 
die Heranziehung der Grundherrn. 

In der Verwaltungsſtreitſache 
des Mühlenbefigers B. zu Bedlenken, Klägers 
und Revifionsflägers, 
tiber 
den Gutsvorfteher P. zu Lubochin, Beklagten 
und Revifiongbeflagten, 





bat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erſter 
Senat, in feiner Sigung vom 28. September 
an welcher zc. 2c. Theil genommen haben, 
für Recht erfannt, 
daß auf die Nevifion der Klägerd die Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bezirfövertwaltungs- 
gerichts zu Marienwerber vom 21. December 
1877 auhußeben und die Sache zur ander- 
weiten Entſcheidung an daſſelbe Gericht zu— 
rüdzuverweifen, die Beſtimmung über den 
Koftenpunkt einſchließlich der Feſiſetzung des 
Werths des Streitgegenftanded aber ber 
endgültigen Entfheidung vorzubehalten. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe, 


Nad der Matrikel für die Schule in Dulzig 
vom 11. Juni 1869 gehören zum Säutbegirt: 1. 
Dorf Dulzig mit 38 — 2. Vorwerk Dulzig mit 
20 — 3. Yulienfelde mit 40 — 4. Lubochin mit 
25 — 5. Bedlenken mit 6 Haushaltungen. In 
der Martitel wird bemerkt, daß bisher an Brenn- 
Fr geliefert worden feien vom Dorfe Dulzig 6 

laftern, von Julienfelde °/s Klaftern, von Eh 
Ienten 1 Klafter, wobei e8 auch für die Zukunft 
bewenben fol. Das an dem Holzdepntat Zeh: 
Iende wird auf 10%/as Klaftern berechnet. Sm 
Anfehung der Vertheilung der Naturalien 2c. wird 
dann ferner beftimmt: 

„Sämmtlihe Naturalien und aud die 
baaren Beiträge incl. bed in Folge des feh- 
Ienden Holzes ji ergebenden Defizit3 werben 
nad) Maßgabe der 88 39, 40. der Propin= 
zial-Schulordnung in vierteljährlihen Naten 
praenumerando aufgebradjt.” 


Wie die Communalbedürfniffe in den einzelnen 
Gemeinden aufgebracht werben, befagt die Matritel 
nicht. Ebenſowenig ift aus derfelben II erfehen, 
in welchem Maße die auf die Gutsbezirke fallen 
den Untheile den Grundherrn und die Anwohner 
auf dem gutsherrlihen Vorwerkslande belaften 
follen. 

Das in der Matrifel genannte „Bedlenken“ 

alt jur Beit der Aufftellung derfelben ala felbft- 

Mind iger Gutsbezirt. Spätere Ermittelungen er- 
gaben, daß diefe Annahme unrichtig ei, Bedlen- 
en vielmehr zum Gute Lubochin gehöre. Seit 
dem Jahre 1874 wird Bedlenten daher in com=- 
munaler Beziehung als Beftandtheil des jelbitän- 
digen Gutsbezirks Lubochin behanbelt. 

Bum Anlauf des Deputat-Roggens für den 
Lehrer in ig pro Martini 1876 find 150 
Mark ausgegeben worden. Hierzu fol Lubochin 
Kae Bedlenten) 40 Mark 25 Pf. beitragen, 

iefen Betrag legte der Gutsvorfteher des Guͤts⸗ 
bezirks Lubochin — der jegige Beklagte —, unter 
Seettaffung des Belikerd des Gut? Lubochin, nad) 
Maßgabe der Grund-, Gebäube-, Einkommen: und 
Klafjenfteuer auf die im Gutöbezirte wohnenden 
Dienftboten, Tagelöhner, Anfiedler und herrſchaft⸗ 
lichen Beamten um. Danach entfielen auf die 
beftglofen Einwohner in Lubodin 14 Mark 
80 E14 auf die aufdem gutsherrlichen, Bedlenken 
enannten Borwerkölande Wohnenden 26 Dart 

Pf., und auf den Gutsbefiger B. — ben jetzi⸗ 
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gen Kläger — von letzterem Betrage 21 Mark 
45 Pi. 8. Hielt durch diefe Nepartition „Beb- 
Ienten“ für überbürdet, behauptete, daß Bedlenten 
matritelmäßig nur 15 Mart 30 Pf. beizu- 
tragen habe und beantragte bei dem Kreisaus— 
ſchuſſe des Kreiſes Schmweg gegen den Gutsvor— 
ſteher Magendb: den Gutsvorfteher P. af Zurück⸗ 
erſiattung der zuviel erhobenen 11 Mark 3 Pf. 
zu verurtheilen. 

Zu bemerken ift, daß weder die lage, noch die 
Acten irgend einen Aufſchluß darüber geben, wie 
Kläger den Betrag, welcher auf Bedlenten ma— 
tritelmäßig fallen fol, berechnet Hat. Selbſt unter 
der Annahme, daß Bedlenten als felbftändiger 
Gutsbezirk zu behandeln und dem entiprechend 
die Vertheilung nach der Matrikel zu erfolgen 
habe, find die Vorderſätze nicht zu finden, welche 
für Bedlenten 15 Mark 30 Pf. Beitrag zu einer 
Gejammtausgabe von 150 Mark ergeben könnten. 

Der Beklagte widerſprach dem Antrage und 
berief ſich für die Gefeglichfeit feines Verfahrens 
auf die 88 39. 40. der Schulorbnung vom 11. 
December 1845, wonach die Schulabgaben nad) 
Grund» und Klaſſenſteuer unterzuvertheilen feien. 

Der Kreisausfhuß erfannte darauf unterm 
18. Juli 1877 dahin: 

daß die Klage für begründet und der Guts— 
vorftand in Lubochin für verpflichtet zu er= 
achten, dem Kläger den von ihm zuviel er= 
bhobenen Betrag an Schulbeträgen pro 1876 
urüdzuerftatten, 
und Pete den Werth des GStreitgegenftandes auf 
100 Mark ſeſt. 

Der Kreisausfhuß nahm an, daß nad ber 
Matrifel die Verteilung der Schullaften der Art 
erfolgen müffe, daß für Bedlenken der Beitrag 
beſonders nad Zahl der Haushaltungen berechnet 
werde und daß e3 Hierbei fo lange bewenden 
müffe, bis die Matritel auf legalem Wege ab» 
geändert worden. Hiernach jei pro 1876 zu ver- 
fahren und dem Kläger das Auwielgezaötte zu 
erftatten. 

Auf die Berufung des Bellagten erkannte jedoch 
das Königliche Bezirföverwaltungsgericht zu Ma⸗ 
rienwerder unterm 21. December 1877: 

daß die Entfcheidung des Kreisausichuffes 
des Kreiſes Schwe vom 18. Juli I877 dahin 
abzuändern, da Kläger mit feinem Anfpruche 
abzuweijen. 
und ſetzte den Werth des GStreitgegenftandes auf 
12 Mark feft. 

Der Vorderrichter rügt, daß der erjte Richter 
über den Nlageantrag hinaus, welcher nur auf 
Nüderftattung eines angeblih zuviel —— 
Betrages von 11 Mart 3 Pf. gerichtet ſei, er— 
kannt habe. Er erachtet es ferner für nnerheblid) 
daß die Matritel „Bedenken“ beſonders aufführe. 
Sobald fich herausgeftellt, daß dies auf einem 
Irrthume berube, und Bedlenten in kommunaler 
Bezichumg zum —— Lubochin gehöre, ſei 
der Gutsvorſteher des letzteren verpflichtet gewe— 
ſen, die Anwohner von Bedlenken hinſichtlich der 
Schullaſten eben ſo zu behandeln, wie die Be— 
wohner von Lubochin. Es habe hierzu einer be= 
börbligen Anordnung nicht bedurft. Die Unter- 
vertheilung ſei nach 8 39 der Schulordnung ges 
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rechtfertigt, da der für die Gemeinden vorge- 
— Maßſtab auch für die Gutsbezirke gelten 
müſſe. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Kläger Reviſion 
eingelegt. Er wirft dem Vorderrichter Verletzung 
des 8 4 des Zuftändigfeitögefeges vom 26. ti 
1876 vor, weil er bie hiernach unzuläffige Beru- 
fung zugelaffen habe und beantragt: Aufhebung 
der angegriffenen Entfheidung und Burüdweifung 
der Berufung des Beklagten. 

Der Leptere hat um Beftätigung der Borent- 
ſcheidung gebeten. Er hält den ordentlichen Rechts— 
weg für ausgefchloffen,*) weil die vom Gutsvor- 
fteher zu bewirkende Untervertheilung der Schul- 
abgaben im Gutöbezirfe in Frage ftehe. Diefe 
Gutsabgaben ftänden den Communalabgaben gleich, 
über welche der 8 49 des Buftändigkeitsgefeßes**) 
disponire. 

Der Kläger ift diefen Ausführungen entgegen 
getreten, und hält diefelben mit dem Inhalte der 
Schulmatritel für unvereinbar. 

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
vor dem Oberverwaltungsgerichte ift die Schul- 
matrifel für Dulzig vom 11. Suni_ 1869 vorge= 
legt und fonftatirt worden, daß diefelbe die oben 
angegebenen Beitimmungen enthält. 

Bei biefer Sachlage war, wie gejchehen, zu er— 
fennen. Die Annahme des Reviſionsklägers, daß 
in der vorliegenden Streitſache der ordentliche 
Rechtsweg zuläffig_fei,*) erfcheint nicht zutreffend. 
Es kann dahin geftellt bleiben, ob, wie der Re— 
viſionsbeklagte ausführt, die Schulleiftungen der 
Anwohner auf gutöhereliggem Vorwerkslande ala 
Communalabgaben im Sinne des $ 49% bes 

ftänbigteitögejehes vom 26. Juli 1876 (Geſetz⸗ 

mmlung ©. 297) anzufprehen find. Jeden 
Falls findet auf fie der Schlußfag des 8 15 des 
Sefeges vom 24. Mai 1861 (BejegSammlun; 
©. 241 ——— wonach in Beziehung au 
Schulabgaben und Xeiftungen, welche auf einer 
allgemeinen gejeglihen Verbindlichkeit beruhen, 
der Rechtäweg nur in foweit ftattfindet, ala dies 
bei öffentlichen Abgaben der Fall ift.*) Die hier 
ftreitigen Wbgaben find auf Grund der 88 39 
40. dei Schulordnung vom 11. December 1845 
Geſetz Sammlung 1846 ©. 1) ausgefchrieben, fie 
berugen fomit auf einer allgemeinen gefeplichen 
Verbindlichkeit. Hieran ändert auch die Schul— 
matrifel vom 11. Juni 1869 nichts, da auch dieſe 
nur auf Die ei lichen Beſtimniungen verweift, 
| überdies die Schulmatrifein nad $ 66 der Schul: 
ordnung bie elichenden Rechtsverhältniſſe zn kon⸗ 
ſtatiren haben, aber nicht neues Recht ſchaffen. 
Der ordentliche Rechtsweg würde daher nur zu= 
läffig fein, wenn die Klage auf einen befonderen 
Rechtsgrund nad) Maßgabe der 88 78. 79 4—8 
Titel 14 Theil II des Allgemeinen Landrehts 
eftügt wäre,*) was nicht der Fall tft. Mit Recht 
Int daher der Vorderrihter die Berufung zu— 
gelaffen. 

Dagegen ift die Annahme deſſelben, daß in 
Gemähteit der 88 39, 40 der Schulordnung der 








®) ct. jet Vorbemerkung zu $ 303. 
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nah. 





Die Grundherrn in der Prov. Preußen und bie Heranziehung ihrer Hinterfaffen. 8 274. Nr. 4a. 2379 


auf den Gutsbezirk treffende Antheil der Schullaft 
auf die Anwohner nach Berhältnig der von den 
Einzelnen zu entrichtenden Grund⸗ und Klaffen- 
fteuerbeiträge zu vertheilen fei, eine rechtsirr⸗ 
thümliche. Er überfieht, daß im $ 40 der Schul- 
veanang ausdrüdlich beftimmt ift: 
„Bei Regulirung der Beiträge derjenigen 
Berfonen, welche auf Wormwerten oder ſonſt 
außerhalb des Gemeindebezirks wohnen, 
kommen die Vorſchriften der 55 bis 62 


zur Anwendung 
und daß der 8 60 -Hinfihtli der Bertheilung 
verordnet: 
„Die Regierung beftimmt nad vorgängiger 
Ermittelung des Rahrungszuftandes ber An- 
wohner, wieviel ein jeder derfelben zu ben 
Beiträgen für den Anſchluß an eine benad- 


barte Gemeindefchule oder für die Errich- | 


tung einer eigenen Schule beizutragen hat. 
Den Ausfall überträgt der Grundherr.” 

Es haben daher nicht die Anwohner die ben 
Gutsbezirk feeffenbe Schullaſt zu tragen und nad) 
Grund⸗ und Klaffenfteuer in ſich aufzubringen, 
Iıbem Anwohner und Grundherr haben ihre 

träge nach feßung der Königlichen Regie— 
rung zu leiften. Die auf obiger unrichtiger An: 
nahme beruhende Enticheidung des Berufungs- 
ticter8 mußte daher in Anwendung bed 8 67 
des Geſetzes vom 3. Juli 1875*), (Gejeß-Samm- 
lung ©. 375) aufgehoben werben. 

Bei freier Beurtheilung der Sache erſcheint zu⸗ 
nächſt der Legitimationspunft nicht in Ordnung. 
Mäger ift für fih und für alle Anmohner auf 
dem Beblenten genannten Theile des Gutöbezirts 
Lubochin klagend aufgetreten. Eine Bollmadjt 
berfelben hat er jedoch nicht beigebracht. Falls 
er Died nicht noch naı träglich tut, kann er zur 
Klage nur Hinfichtlich feines eigenen Beitrages 
von 21 Mark 45 Pf. für Tegitimirt angefehen werden. 

Daß der erfte Richter ſich nicht auf den Klage: 
antrag beſchränkt hat ($ 49 des Gejeges vom 3. 
Juli 1875)*) ift mit Recht von dem Berufungs- 
richter gerügt. Gegenſtand der Klage bilbet die 
Differenz der auf Bedlenten repartirten 26 Mart 
33 Bf. und der zugeftandenen 15 Markt 30 Pf. 
event. die Diffe des von B. eingezogenen 
Beitraged von 21 Mark 45 Pf. und des Beitra- 
jes, welchen er perjönlich zu den von ihm aner- 

nnten 15 Markt 30 Pf. zu leiften haben würde 
was event. noch ermittelt werden müßte. 

Anlangend die Sade felbft, jo kann die Ent- 
ſcheidung aus der Matritel vom 11. Juni 1869 
nicht entnommen werben, ba die Beitimmungen 
derjelben, welde die Eigenfchaft von Beblenten 
als eines felbftändigen Gutes zur Vorausſetzuug 
haben, nach erfolgter Zeftitellung der Unrichtig⸗ 
teit dieſer Aeraudlegung hinfällig geworden find, 
und ba diefelbe eine teftfegung der Regierung 
über bie Beiträge der Anwohner auf gutäherr- 
lihem Vorwerkslande und des Grundheren nicht 
enthält. Die Entſcheidung muß ſonach lediglich 
auf Grundlage der Schulordnung vom 11. Des 
cember 1345 erfolgen. Die letztere enthält num 

97 2. 8. &. (unten $ 302 Und. II). 
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keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, wie in 
Fällen, wo für das Schulbedürfniß der gt a 
eines Communalbezirts auf gutöherrlihem Vor⸗ 
werkslande wohnenden Dienjtboten, Tagelöhner, 
Anfiedler und herrſchaftlichen Beamten durch An= 
ſchluß an eine benachbarte Schule geforgt, e8 aber 
unterlaffen worden ilt, die Regierung wegen Be- 
ftimmung det Beiträge der Anwohner reſp. bed 
Grundherrn anzugehen, verfahren werden fol. 
Hieraus kann jedoch nicht geichloffen werben, daß 
eine derartige Unterlafjung die Anwohner von 
jeglichen Schideiftungen befreie und die8 um jo 
weniger, als der $ 61 der Schulordnumg für die: 
jenigen Fälle, in denen bie Anwohner, ohne daß 
eine Bereinigung getroffen worden ift, fih zu 
einer benahbarten Schule Halten, ausdrücklich an: 
ordnet, daß es „einftweilen bei dem bishe— 
tigen Verhältniſſe verbleibe, wenn nicht ein 
Antrag auf Regulirung erfolge.” Dieſe Beſtim— 
mung iſt nach Anlage und Zweck des Geſetzes 
analog aud auf den Fall anzuwenden, wo zwar 
die Zumeifung der Anwohner zu einer benachbar⸗ 
ten Schule ftattgehabt hat, aber wegen Tragung 
der auf den Gutöbezirk treffenden Laft Seitend 
der Anwohner und des Grundherrn eine behörd⸗ 
liche Beſtimmung nicht getroffen worden ift. Auch 
für einen folgen Fall iſt anzunehmen, daß bie 
Anwohner die Schulbeiträge in ber biöherigen 
Weiſe fortzuentrichten haben, bis die Regulirung 
Seitens der Regierung erfolgt ift. 

Die Anwohner in Lubodin reſp. Bedlenken 
müſſen demnach für verpflichtet erachtet werden 
bis zur Regulirung des Beitragsverhältniſſes 
Seitens der Königlichen Regierung — welche zu 
beantragen Sache der Betheiligten iſt — zu den 
Schularten in Dußzig nad „dem biöherigen Ver- 
baftmiffe” d. 5. nad) dem Berhältniffe, mweldes 

ei Einführung der Schulordnung vom 11. Des 
cember 1845 in Kraft war, beizutragen. 

Welches Verhältniß dies ift, darüber ergeben 
die Acten nichts. 

Die Sache ift daher nicht fpruchreif und mußte 
deshalb zur Ergänzung der Inſtruktion und dem⸗ 
nädjitigen anderweiten Entfdeidung an das Kö— 
nigliche Bezirksverwaltungsgericht zu Marienwer- 
der zurüdverwiefen werden ($ 69 bed Gejeges 
vom 3. Juli 1875).*) 

Die Beltimmung über den Koftenpunft ein- 
fchließli der Feſtſetzung des Werths des Streits 
gegenftandes war der endgültigen Entſcheidung 
vorzubehalten, da zur Zeit nicht erhellt, wer als 
Se reſp. obfiegender Theil zu behan- 
deln ift. 

A. V. G. I. 1156. 

4a. 
Ert. des D.:8.:G. vom 18. Februar 1880. 

——— Schulordnung vom 11. December 
1845 (Öef.-Samml. 1846 ©. 1) unterjcheibet zwiſchen 
den Schulen der Landgemeinden, der Verbände ſolcher 
oder der Verbände von Laubgemeinden und Guis⸗ 
bezirfen und den Schulen für Gutsbezirke allein. 

ährend der $ 39 a. a. O. für diejenigen er= 
fterer Kategorie die Beftimmung enthält, bie 


*)2.8. ©. 5 99 (unten $ 363 Anh. IN. 
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Ortögemeinden und bie fonft gu Schule gehöris 
gen Ortfchaften hätten die Mittel zur Unterhals 
tung ber Schule in berjelben Weife, wie die übri- 
gen Communalbedürfniffe, aufzubringen, ſetzen 
die 55 und 56 a. a. D. für die Schulen in 
Gutsbezirken — nad) dem Marginale „auf guts⸗ 
herrlichem Lande” — feit: 
855. „Für das Schulbedürfniß der außer: 
halb eine® Kommunalbezirkes auf gutsherr- 
lihem Vorwerkslande wohnenden Dienftboten, 
Tagelöhner, Anſiedler und herrſchaftlichen 
Beamten muß entweder durh Anſchluß an 
eine benachbarte Schule oder durch Errich- 
tung einer eigenen Schule pelnrgt werben.“ 
8 56. „Der Grundherr ift verbunden, die 
hierzu erforderlichen Koften, foweit die An- 
wohner zu deren Wufbringung nit im 
Stande find, ebenfo wie die Koften der Ar 
menpflege, zu beftreiten.” 

Daraus folgt, daß Bellagter nur dann zu ben 
in Rede ftehenden Soften hätte herangezogen 
werben bürjen, wenn er Rn den Anwohnern des 
Gutsbezirkes gehörte. Nach dem maRgebender 
gemeinen Spradhgebraude — 8 46 der Einteitung 
zum Allgemeinen Landrecht — ift indes hierzu 
eine Berbon, welche außerhalb des Bezirkes eines 
felbftändigen Gutes ihren Wohnfig hat, nicht zu 
zählen; und zu ber Annahme, daß Bellagter etiva 
einen doppelten Wohnfig, in 8. und auf dem 
Mühlengrundftüde in Ke, habe, geben die Erklä— 
rungen der Parteien feinen Anhalt. 

er felbft wenn Bellagter ein Anwohner bes 
Gutsbezirtes Groß⸗Kl. wäre, jo würde es ſich doch 
nicht haben rechtfertigen laſſen, auf ihn nad den 
Beitimmungen des $ 39 oder $ 42 der Schul⸗ 
ordnung vom 11. December 1845 Schulbeiträge 
aus dem Grunde zu repartiren, weil diefelben 
Communalabgaben feien. 

Es ift freilich richtig und in dem Erlaſſe des 
Unterrichtsminiſters vom 19. April 1862*) (Mi- 
nifterial-Blatt der inneren Verwaltung ©. 208) 
ausgeſprochen, daß die Preußiſche Schulorbnung 
das fogenannte Communalprincip anerfannt hat 
und daß die Gutsbezirke den Gemeinden koordi- 
nirte Körper find, — vergl. die Minifterial-In- 
ſtruktion zur Ausführung der Kreisordnung vom 
20. September 1873 (Minifterial-Blatt der inne- 
ren Verwaltung ©. 259). Allein hieraus folgt 
teineöwegs, daß aud die innere Drganifation 
dieſer Körper kongruent oder einander nur ähn— 
lid) fei und daß, was von Gemeinden gilt, auch 
ohne Weiteres oder analog auf Gutsbezirke an= 

eivendet werden dürfte. Daß dies insbefondere 
Hinfihttic der Communallaften nicht der Fall ift, 
ergeben die Ausführungen des Erlaffes des Mi- 
nilterd des Inneren vom 21. November 1875 
(Miniftertal-Blatt der inneren Verwaltung &. 76), 
welcher ausfpricht, dag felbft im Wege der Ver- 
einbarung eine Untervertheilung der Ortscommu- 
nallaſten eines felbitändigen Gutsbezirkes mit 
öffentlich rechtlicher Wirkung nicht ftattfinden könne. 

Es würde deshalb daraus, daß die Unterhal- 
tung der Elementarjchulen der Provinz Preußen 


®) Gentrbl. d. Umt. Berw. pro 1862 Geite 284. of. oben 
8 251 Rr. 3. 





eine Sommunallaft ift, als allgemeine Regel nur 
folgen, daß ein Gutöbefiger ſich ifretwegen nicht 
an einen im Gutsbezirke vorhandenen Parzellen- 
befiger regreffiren dürfe und daß felbitverftändlich 
der für die Landgemeinden vorgejchriebene Repar= 
titionsmodus nicht zur Anwendung fommen könnte, 
weil eine Repartition überhaupt unftatthaft ift. 

Der vorftehend angeführte $ 56 der Schulorb- 
nung enthält indeß hinſichtlich der Schulbeiträge 
eine hiervon abweichende finguläre Beitimmung: 
es können im Gutsbezirke aud Dritte, die Ans 
mohner, zu Schulleiftungen herangezogen werben. 
Dies un aber nicht nad) den für die Aufbringung 
der Communalfteuern in Landgemeinden geltenden 
Vorſchriften gefchehen, fondern nur nad} derjenigen 
des 8 60 der Schulordnung, die dahin lautet: 

„Die Regierung — — nach borgängiger 
Ermittelung des Nahrungsſtandes der An⸗ 
wohner, wieviel ein jeder derſelben zu den 
Beiträgen für die Errichtung einer 
eigenen Schule beizuſteuern hat. Den Aus⸗ 
fall überträgt der Grundherr.“ 

Die Borausfegung einer jeden von dem An— 
mohner eine Gutsbezirkes zu beanfpruchenden 
Schulſteuer ift mithin die „Beftimmung“ der Re— 

terung. Daß eine folde für die Schule in 

Lob. getroffen fei, ift von dem Hagenden 
Schulvorftande weder behauptet, noch nachgewie⸗ 
ſen. Aber auch wenn dies der Fall ſein ſollte 
würde eine derartige Beſtimmung, wie oben dar⸗ 
gethan, auf den Bellagten feine Anwendung finden 
da derfelbe nicht zu den Anwohnern gehört, und ers 
übrigt fi deshalb, In Diefer Beziehung noch nähere 
Erhebungen anzujtellen. (ort. of. 8 302 Rr. 5.) 


4b. Maßſtab für Big nern Ba nie 

in den felbftändigen Gntäbezirten im Geltungs- 

jebiete der el: CRreranER vom 11. 

ecember 1845 anf die Anwohner; Zutritt des 
Grundheren. 


Berlin, den 30. November 1883. 

Nah 60 der Schulordnung vom 11. De- 
cember 1845 Hat die önigtiche Regierung, wie 
ih auf den Bericht vom 2. October d. %., bie 
Aufbringung der Schulunterhaltungstoften in dem 
zum Sorftgutsbezirte N. gehörigen Ortſchaften 
jetreffend, erwidere, feftzufegen, wie viel ein jeder 
Anwohner auf gutöherrlihem Territorium zu dem 
auf den Gutsbezirk treffenden Theil der gedachten 
Koften beizutragen hat, damit nad) dieſer Feit- 
fepumg Anwohner und Grundherr ihre Beiträge 
leiften (Erkenntniß des Königlichen Oberverwal- 
erichts vom 28. September 1878 E.-81. ©. 630)*). 
Bufotge der Entigeitung, der Königlichen Ober- 
tehnungstammer v. 2. März 1876 (E.:B1. 1880 
©. 499)**) kann der Beitrag des einzelnen An— 
wohners je nad) deſſen Leiftungsfähigfeit in einem 

an der von ihm zu entrichtenben Staats- 
teuern (runde, Klafjen- und Einktommenfteuer) 
feitgefegt werden. Wenn die Königliche Regie— 
rung aljo im vorliegenden Falle feitgejegt bat, 
daß die Bewohner des Forfigutöbezirts N. zu den 
Schulleiſtungen höchſtens mit dem einfachen Bes 


Borfiehend Nr. da. 
“)$ a 4d. 
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trage oder 100 pCt. der in Betracht kommenden 
Staatsſteuern herangezogen werben können, und 
daß der hiernach ungededt bleibende Theil der 
Schulunterhaltungstoften nad; den 88 55 und 56 
a. a. O. vom Grundherrn zu übertragen ſei, fo 
fteht dies mit jenen Sorfariften infofern nicht 
im Eintlange, als dabei die Berfchiedenheit der 
Leiftungsträfte der Betheiligten nicht genügend 
berüdfihtigt erſcheint. Die Beftimmung eines 
allgemeinen PBrocentjages ber Staatöfteuern ber 
Anwohner im Gutöbezirte als Maß defien, was 
ohne Ücherbürbung aufgebradit werben kann, hat 
nur die Bedeutung, daß die Geſammtheit der 
Anwohner einen gewiffen Procentſatz aufbringen 
könne, fchließt aber nicht aus, daß individuell 
feitgeftellt wird, welde Anwohner diefen Pro- 
centjag, welche Anwohner weniger als dieſen 
Procentfag aufbringen fönnen und melde An- 
wohner mehr als jenen Procentfag aufzubringen, 
eventuell alſo auch bie übrigen foweit als Mo 
derlih und thunlih zu übertragen vermögen. 
Hiernad) wolle die Königliche Regierung die An= 
theile eines jeden der Anwohner, fowie den Sub- 
ng des Grundheren anderweit fpeciell 


eftitellen und den N. — beicheiden. 
U. IILa. 19616. 


5. Ausſchluß einer Heranziehung der Forenfen 
in ae en 
(ort. von $ 269 Rr. 5.) 


Berlin, den 31. Januar 1881. 

Die Hinterfaffen der Gutöherren bezw. die An— 
wohner auf gutöherrlidem Lande bilden unter 
ſich feinen communalen Verband, welder die 
Schulunterhaltungslaft vermöge des Geſetzes zu 
tragen bat, und vermöge der ihm zuftehenden 
autonomifchen Saul: die Forenfen zur an= 
theiligen Uebernahme dieſer Laft im Wege der 
Communalbefteuerung heranziehen kann. Biel- 
mehr können die außerhalb der Gemeindeverbände 
stehenden Anwohner auf gutsherrlihem Lande 
nur auf Grund der 55 ff. der Schulordnung 
zu den Unterhaltungslaften herangezogen werden. 

Nah dem Sinne und Wortlaute dieſer Be— 
ftimmungen ift aber für die Verpflichtung zur 
Theilnahme an diefen Zaften der Wohnfiß un- 
bedingt entjheidend, dergeftalt, daß ein außerhalb 
bed Gutöbezirted wohnhafter Eigenthümer, 
Hader oder Nußnießer eines Theiles des Ein dem 

utsbezirk gehörigen Areals niemals zu Schulunter: 
haltungskoſten beizutragen verpflichtet werden kann. 

Hiernad) dürfen zu den Schulunterhaltungstoften 
der zur Befriedigung des Schulbebürfnifies von 
Amvohnern auf gutsherrlihem Lande dienenden 
Säulen nur die Anwohner, d. h die innerhalb 
des betreffenden Gutsbezirkes wohnhaften Hins 
terfaffen, Pächter 2c. herangezogen werden, mit 
der Maßgabe, daß Grundbeſitz, welchen diefelben 
in dem betreffenden Gutsbezirke oder in einem 
anderen Gutsbezirke haben, bei der Schägung ihrer 
Leiftungafähigteit und bei der Umlegung bes das 
nad zu bemefienden Beitrages in Betracht ge— 
zogen werben darf. 

Die Königliche Regierung wolle dieſe Bemer⸗ 
tungen bei dem sy ih der Nufbringung von 
Schulbeiträgen für Eulen innerhalb eines Guts⸗ 








bezirkes zu beobadjtenden Verfahren, wegen deſſen 
ich gleichzeitig auf das Erfenntniß bes Königlichen 
Oberverwaltungsgerichtes vom 18. Februar 1880 
Enticheidungen Band 6 Seite 182)*) verweife, 
ortan zur Richtſchnur nehmen. 

Inwieweit da3 von der Königlichen Regierung 
in der Ungelegenheit, welche zu ber vorliegenden 
Beichwerde Anlaß gegeben hat, eingefölagene Ver⸗ 
fahren den geſehlichen Vorſchriften im Einzelnen 
nicht entfpriät. darüber wird der Herr Oberpräfi= 
dent, mit deſſen bezüglicher Weußerung zu dem 
Berichte der Königlichen Regierung vom 19. Oe— 
tober v. J. ich ganz einverftanden bin, ber Künig- 
lichen Regierung eine nähere Mitteilung maden. 
Der Winifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 


in 
bie Königliche Regierung zu Königsberg 1. Oft 
kon. 5 zu Rönigtberg ” 






Em. Excellenz überfende ich in Verfolg ber ge= 
fälligen ÄAeußerung vom 18. November v. I. die 
heute an die dortige Königliche Regierung er: 
laſſene Berfügumg in ber Beſchwerdeſache von Eins 
mohnern Nacalihger Ortſchaften hinſichtlich bes 
aus forſtfiscaliſchen Fonds zur Unterhaltung der 
Schule in G. zu leiftenden Zuſchuſſes zur gefäl- 
ligen Kenntnignahme und Weiterbefürderung mit 
dem ganz ergebenften Erfuchen, behufs Sicherung 
eines gleihmäßigen Verfahrens der er en 
Regierungen im Bereiche der Provinzial» Schul- 
ordnung vom 11. December 1845 bei der Forenſal⸗ 
befteuerung für Zwecke der Schulunterhaltung 
nicht bloß der Königlichen Regierung in Gum— 
binnen eine diesfällige Weiſung ertheilen, fonbern 
auch dem Herren Oberpräfidenten der Provinz 
Weſtpreußen eine entfprechende Mittheilung machen 
zu wollen. 


An 
den Koͤniglichen Oberpräfidenten. 


7. Aufhebung felbftänsiger Gutsbezirle.*) 


Dagegen vermag ich der Anficht der Königlichen 
Regierung, dab das vormalige Rittergut N. durch 
vollftändige Berftüdelung die Eigenihaft eines 
felbftändigen Rittergutes unmittelbar verloren habe, 
und daß es zur Aufhebung dieſer Eigenſchaft nicht 
erft noch eines Actes ber Stantegemalt bedirfe, 
nicht beizutreten. Die Königliche Regierung ſucht 
diefe Anficht durch den Hinweis auf den $ 2 bes 
Geſetzes über die länblihen Ortdobrigfeiten vom 
14. April 1856 zu begründen, in welchem be= 
ftimmt ift, daß die polizetobrigfeitlihe Gewalt 
nad Anhörung de Inhabers derſelben und de 
Kreistages mit landeöherrlicher Genehmigung auf 
den Staat übernommen werben fünne, wenn 
das Gut, mit deffen Beſitz fieverbunden 
tft, durch Berftüdelung die Eigenfhaft 
eines felbftändigen Gutsbezirkes ver— 
Ioren babe. Allein durch diefe legtere nur in 
einem Zwiſchenſatze enthaltene Beſtimmung tft hin⸗ 

®) Borftehenb Rr. 4b. 

. Kt. IV v. 4. Mär, 1886 (Br. 
Sana vie an.» ES hurlaften werben ohne lan 
mobifieirt durch bie Veränderung derjenigen Inftitute, auf melde 
fie fi) beziehen, ohne ba es ber Zuſtimmung ber Beiheiligten 
bedarf. (Mal. Entf. des Reidtg. In Gin.S. X ©. 216 fi.) 
Aus derartigen Veränderungen in ber Vertheilung ber Laften eut⸗ 
fichen keine im Recdhtömege verfolgbate Ausgleihungsaniprüde. 
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fichtlich der Art und Weife der Auflöfung felbit- 
ftändiger Gutsbezirke keine neue dispoſitive Vor— 
ſchrift getroffen; es muß vielmehr in Ermangelung 
ſpecieller nee die Frage, ob die Auf⸗ 
löfung eines jelbftändigen Gutsbezirks durch die 
Thatſache der Zerftüdelung allein ſich rechtsgültig 
vollziehen könne, oder ob noch ein ct der Siaats⸗ 
gewalt hinzukommen müffe, welche jener Thatfache 
erſt vechtlihe Wirkung verleiht, nad ben allge 
meinen Grunbfägen des öffentlichen Rechts beur- 
theilt werden. 

Nach diefen Grundfägen aber kann es feinem 
Bedenken unterliegen, daß, ebenfowenig wie eine&e- 
meine, felbjt mit Einwilligung ihrer ſämmtlichen 
Mitglieder, ohne Genehmigung des Staates auf 

ehoben werben kann ($ 180 Titel 6 Theil 

Ügemeinen Landrechts) auch der Inhaber eines 
fetb Händi en Gutsbezirls den letzteren nicht felbft 
wiltürhie auflöfen darf, Es würde in der That 
der öffentliche Rechtszuſtand unter Umftänden in 
bedenklicher Weife gefährdet werden, wenn bem 
Inhaber eines felbftändigen Gntsbezirks, der für 
den Bereich befieiben zu denſelben Pflichten und 
Zeiftungen verbunden ift, welche ben Gemeinden 
für den Bereich des Gemeindebezirks im öffent- 
lien Intereſſe gefeplich obliegen, geftattet fein 
follte, fi der ihm obliegenden Xerpflichtungen 
mittels einer willtürlichen Berfplitterung des Gutes 
ohne Weiteres zu entziehen, bevor die durch Die 
veränderten thaiſächlichen Berhältniffe im öffent- 
lichen Intereſſe etwa gebotene andermweite Regelung 
ber communalen Berhältniffe eines folhen zer- 
ftüdelten Gutes im sejestigen Wege zur Wuss 
führung gelangt ift. Die Königliche Regierung 
dermeint zwar, daß aud ohne die Yiction des 
Bortbeftandes eines felbftändigen Gutsbezirks die 
Berwaltungsbehörde auf Grund des 8 24 bes 
Siehe vom 3. Januar 1845*) in der Lage fei, 
die öffentlichen Leiftungen eines früheren Guts— 
bezirls, welcher die Eigenfchaft eines folhen durch 
Serftüdelung verloren hat, bis zur anderweiten 

egelung der Berhältniffe zu erzivingen. Allein 
Sie überfieht, daß auf Fälle der vorliegenden Art 
jene Gejegesbeftimmung keine Anwendung findet, 
da nach der Organifation der felbftändigen Guts- 
bezirfe für die Erfülung der communalen Ver— 
pflihtungen derfelben nur der Reftgutöbefiger, 
nicht aber auch die Trennſtückserwerber verhaftet 
find. In Webereinftimmung mit dem oben ge— 
dachten Grundfage beftimmt denn aud) der von 
ber Königlichen Segierun angezogene $ 2 des 
Geſetzes vom 14. April 1856, v6 die Verpflichtung 
ur Ausübung der polizciobrigteitlihen Gewalt 
Kir den Inhaber derjelben aud im Falle der voll- 
ſtändigen Zerftüdelung des Gutes nicht von ſelbſt 
aufhöre, dag es vielmehr, um den Wegfall diefer 
Verpflichtung zu bewirken, noch exjt eines bejon- 
deren Actes der Staatsgewalt bebärfe.) 

Hiernach erſchien es auch im vorliegenden Falle 
geboten, behuf8 anderweiter Regelung der commu—⸗ 
nalen Verhäliniſſe des zerjtüdelten Gutes N. zus 
nächſt die Iandesherrlihe Genehmigung zur Auf: 


*) of. unten $ 300 Anh. IL.: Gef. v. 25. Hug. 1816. 

**) of. für dem Bereich ber Kreisorbnung v. 13. December 
1872 die Infir. und Gircular vom 10. März 1873 zu Artikel 3 
(Min+BL. ©. 81) fowte überhaupt unten $ 275 Rr. 1. 





hebung der Eigen aft defielben als eines ſelbſt⸗ 
ftändigen Gutsbezirls zu erwirken. Nachdem diefe 
Denehmigung durch den in beglaubigter Abſchrift 
beigefügten Ällerhöchſten Erlaß ertheilt worden ift 
und in Folge befien die Trennftüde des Gutes N. 
communalfrei geworden find, wird bie Bereini= 
gung derſelben mit dem @emeinde- und Bolizeis 
ezirte der Stadt N. nunmehr auf dem im | 2 
Alinea 2 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
bezeichneten Wege erfolgen künnen. 
Berlin, den 26. October 1870. 


Der Minifter des Innern. 


8. Leiftung ber ubi r unvermögende 
leer turs —— 


Da Ew. ꝛc. Güter W. und B. nach $ 1 ded Rechtes 
über die Regulivung der Verhältniffe der Kirch- 
ſchule zu 9. zu diefer Schufe gehören, fo müffen 
nad) den 88 39 und 40 der Schulorbnung vom 
11. December 1845 von benfelben fämmtlidhe 
Beiträge und Leitungen zur Unterhaltung diefer 
Schule, alfo auch diejenigen Leiftungen, melde 
nur mit Geſpann verrichtet werden können, ans 
teilig getragen werben. Die von dem Schul- 
verband H. zur Unterhaltung der zweiten und 
dritten Schulclaffe, fowie der bei denfelben ange— 
ftellten Lehrer aufzubringenden baaren und Nas 
turalleiftungen find aber nad) $ 7 bes erwähnten 
Rechtes an die einzelnen Ortichaften nad dem 
Verhältnig der Zahl der in jeder Ortſchaft vor- 
bandenen Haushaltungen zu vertheilen. Hiernach 
mußten, da zum Bau der Wirthihaftsgebäude für 
den zweiten Xehrer, ſowie zur Beaderung des cul- 
miſchen Schulmorgend Spannbdienfte nöthig ges 
wejen find, die genannten Güter aud zu Biefen 
Dienften nad) Maßgabe der in demfelben vorhan= 
denen Zahl von Haushaltungen herangezogen 
werden,*) ohne Rückſicht darauf, ob in dent en 
Geſpann vorhanden ift oder nicht. Da ferner die 
Bewohner diefer Güter, Ew. ꝛc. Inftleute, kein 
Gefpann haben, jo müflen fie ganz fo wie in dem 
Fall, wo eine einzelne Gemeinde ihre eigene Schule 
hat und in derjelben kein Gefpann haltender Wirth 
vorhanden tft, die auf fie fallenden Spanndienfte 
miethsweife befhaffen oder den Geldwerih berfelben 
entrichten. — Nach 8 56 der Schulordnung ‚find 
Em. 2c. aber im Fall des Unvermögens Ihrer An— 
wohner als Grundherr verpflichtet, für dieſelben 
einzutreten. — IH kann hiernach, und ba die 
landrechtliche Beitimmung, nad welcher Commu= 
nalleiftungen der in Rebe ftehenden Art allein 
von den mit Gefpann verfehenen Gemeindegliebern 
zu verrichten find, fih auf die Vertheilung der 
Gemeindelaften innerhalb einer Gemeinde, und 
nicht auf den Fall, wo die in den einzelnen Ort⸗ 
fchaften ald Communallaft zn behandelnden Schul- 
leiftungen auf bie einzelnen zu einer Schule ge⸗ 
hörigen Ortſchaften veriheilt werden, bezieht, es 
nur bei der Verfügung der Königlichen Regierung 
zu N. vom — bewenden laffen. 

Berlin, den 10. Januar 1863. 

UV. 2196. 


) Diefe Bertheilung findet auch ftatt, wo bie Anwohner ber 
in einem Domänenborf befinbligen Säule zugewieſen find. Ett 
des —R IV ». 4. März 1886 (kr Baw.BL. VII 
S. an unten $ 277, $ 310 Rr. 21. 
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$ 275. Die Lafen der Dominien in 
Ichleſien. 

— cf. im Allgemeinen bie Darſtellung oben 8 260 Nr. 1 

sub VI und über bad Verhältniß ber Dominien zu ben Ge⸗ 

meinben $ 270 Rr. 1, 9, 14, 15, 8 2588 Rr. 4b, 8 302 
Rr. 10, 8 303 Ar. 15, 8 310 Nr. 17, 45. — 
1. Ert. des D.:8.:6. v. 29. Rov. 1876 betr. bie 

fortbauernde Verpflihtung berDominien 

in Schleſien zu Beiträgen zum Lehrergehalt. cf. 
unten Nr. 5b und über bie Natur ber Beiträge 

als Öffentlicher Abgaben unten 8 302 Rr. 10. 

€. v. 16. Febr. 1884 betr. bie Verpflichtung ber 

Nupnießer zum Tragen biejer Laften. 

Et. des O.⸗V.-G. v. 8. Nov. 1884 betr. bie 

Gleichſtellung der Vefiger ber Gutäbezirke neueren 

Rechts mit den Dominien. 

. Erk. bes D.:8.:0. v. 7. December 1881 betr. bie 
alleinige Verpflichtung der Gutsherr: 
Igaften in Schlefien zur Unterhaltung ber ledig⸗ 
lid für einen Gutsbezirt beftimmten Schulen. 

. Ert. des D..8.:6, o. 1. Nov. 1879 betr. ben 
Ausfhluß einer Subrepartition ber ben 
ſchleſiſchen Dominien obliegenden Beiträge zum 
Zehrergehalt auf bie Befiger von Bohngebäu- 
den im Gutsbezirk. 

Erk. des O.-B.-G. v. 21. Febr. 1880 desgl. bei 

ben für einen Gutsbezirk beftimmten Schulen mit 

fefbftänbiger juriftiicher Perjönligteit. 

Ert. des D.:8.:@. v. 18. Sept. 1878 beir. bie Ber- 

pflidtung ber Dominien ohne Unterſchied 

der Religion zu Beiträgen zum Lehrergehalt, 
ef. über bie Verpflichtung zum Beitrag für 

den Gehaltszuſchuß über bad im Schulreglement 

feftgefegte Minimum 8 176 Ar. 1 unb zu ben 

Koften des Hanbarbeitäunterrihts 8 258a Nr. 4b, 

Ert. des Reichsgerichts v. 2. Januar 1882 betr. 

die Verpflihtung ber Dominien zum Unter= 

halt evangelijger Lehrer in Orten 
gemiſchter Religion. 

. € v. 7. Oct. 1863 betr. bie Unabhängigkeit 
der Beitragspfliht von dem Bejig von 
Grund und Boden am Sqhulort. 

. E. v. 8. Aug. 1863 betr. bie Verpflichtung ber 
zu einem Schulſyſtem gemiefenen Dominien zur 
Befoldung eines Abjuvanten (und betr. bie 
Nihteriftenz eines jogenannten Ehrenpatronats). 

. €. v. 5. Juni 1860 bedgl. unabhängig von dem 
Abkommen ber Gemeinde mit dem Lehrer über bie 
Zahlung des Adjuvantengehalts. 

. Et. des O.⸗VB.«G. v. 27. Dec, 1876 betr. bie 

Unanwenbbarkfeit des katholiſchen Schul— 

reglements auf die evangelifhen Schulen 

in ganz evangelifhen Örtſchaften. of. 

oben Rr. 5b, fomie 8 270 Rr. 6, 8, 8 273 

Nr. 2f und 8 302 Nr. 10, 8 310 Nr. 178, b. 

Erk. bed D.8.:G. v. 22. Dec. 1884 betr. bie 

Heranziefung der Dominten für evangeliſche Schulen 

nad) Maßgabe des katholiſchen Schufreglements auf 

Grund einer Obfervanz. 

Et. des D.:8.:8. v. 10. Dec. 1884 desgl. auf 

Grund vertragsmäßig gebildeter Ortsfhufverfafjung. 

Ueber bie Beiträge ber Dominien zu 

Bauten of. oben Rr. 5a, 8 270 Ar. 11, 12 

nebft Allegaten, und S. 260 Ep. 2 Anm. (Erf. 

des D.:8.:8, v. 23. Sept. 1885.) 


1a. 


1b. 


ba, 


5b, 


10. 


11. 
12. 
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11. Fortdauer ber Verpflichtung der Gutsherrſchaf⸗ 
ten in Schlefien zur Entrichtung von Beiträgen 
zum Lehrergehalt. 

Im Namen des Königs! 

In der Verwaltungsftreitfache 
des Fürften v. P., Klägers und Revifions- 
klägers 


wider 
die Schulſocietät 3.-—R., Beklagte und Re— 
viſionsbeklagte, 
hat das Königliche Ober-Verwaltungsgericht in 
feiner Sitzung vom 29. November 1876, 
an welder ꝛc. 2c. Theil genommen haben, 
für Recht erfannt, 
daß die auf Revifion des Klägers das Erkennt⸗ 
niß des Königlichen Bezirks-Verwaltungsge— 
gerihtö zu Oppeln vom 29. Mat 1876 mit 
der Maßgabe, daß der Werth des Streitgegen- 
ftandes auf 7000 Mark feftzufegen, zu be— 
ftätigen, dem Reviſionskläger aud) die Koſten 
des Revifionsverfahrens zur Laft zu legen. 
Bon Rechts Wegen. 
Gründe: 

Die Gemeinden und 8. bilden einen Schul- 
verband. Zu den Emolumenten bes katholiſchen 
Lehrers im Schulorte 3. hat der Fürſt v. P. 
bisher den im $ 19 des Schulreglement3 vom 
18. October 1801 der „Herrſchaft“ zur Laft ges 
legten Antheit beigetragen. Er hält fi hierzu 
nach Inkrafttreten der Kreisorbnung nicht ferner 
verpflichtet, indem er annimmt, daß durd) die 
88 23, 46 fi. 135 IX derfelben der Ichte Reſt der 
utsherrlidien Gewalt befeitigt und damit der ge— 
Pentich nicht definirbare Begriff „Gutsherrſchaft“ 
u beitchen aufgehört habe. Er verweigerte in 
olge deſſen die qutsherrlichen Leiftungen, wurde 
aber zur Fortgewährung derfelben von den Ver— 
waltimgsbehörben angehalten. Er rief nunmehr 
unterm 11. October 1875 in Gemäßheit des 
84135 X Nr. 1 der Kreisordnung*) die Entſcheidung 
des Kreisausfhuffes an und beantragte, gegen bie 
Schulſocietät Z.—R. klagend, unter Vorbehalt de 
ordentlichen Rechtsweges dahin zu erkennen :**) 

daß er nicht verpflichtet, die nach Inhalt der 
Schleſiſchen Provinzial-Gefepgebung, nament⸗ 
lich der Schul-⸗Reglements vom 3. November 
1765 und 18. Mai 1801, ſowie nad} den Be— 
ftimmungen de3 Allgemeinen Landrechts den 
Gutsherrſchaften auferlegten oder auf Grund 
diefer gefeplichen Beftimmungen von den 
Rönigticen Verwaltungsbehörden feſtgeſetzten 
Beiträge zur Unterhaltung der an der fatho= 
lichen Volksſchule in Z., Kreis P., fungiren- 
den Lehrer zu leiften, die beffagte Schulge— 
meinde vielmehr fhuldig, anzuerkennen, daß 
ihm — dem Fürften B. — eine Verpflichtung zur 
antheilweifen Unterhaltung der an der genann= 
ten Schule fungirenden Lehrkräfte nicht obliegt. 

Die beffagte Schulfocictät bat um Abweiſung, 
wurde jedoch) durch Erkenntniß des Kreisausſchuſſes 
des Kreifes P. vom 4. December 1875 nad) dem 
Klageantrage verurtheilt. 

Die beflagte Schulgemeinde legte gegen, diefe 
Entſcheidung Berufung ein nnd das Königliche 


*) of. unten 8 302, **) of. unten $ 303. 


t 
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Bezirks⸗Verwaltungsgericht zu Oppeln erkannte 
darauf, nachdem es feitgeftellt hatte, daß der Fürſt 
P. am 25. November 1872 das Vocationsrecht für 
die Schulſtelle in 3. ausgeübt und die Berpflich- 
tung zur antheiligen Tragung des Gehalts und 
der Emolumente in dem NRevenüenverzeichniffe von 
demfelben Tage anerkannt hat, unterm 29. Mai 
1876 dahin: 
daß die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes des 
Kreifes P. vom 4. December 1875 aufzuheben, 
Kläger mit feiner Beſchwerde und feinem An= 
trage vom 11, October v. 3. abzumeifen und 
gehalten, die Koften uad baaren Auslagen des 
erfahrens beider Inftanzen, fowie die erfor- 
derlichen baaren Auslagen der obfieglichen 
artei zu tragen und daß der Werth des 
treitobjeft3 auf 3500 Mark feftzufeen. 

Der Berufungsrichter begründet feine Entjchei- 
dung folgendermaßen: 

Butreffend ift allerdings, daß der Begriff: 

„Gutsherrfchaft“ gefeglich nicht definirt ift; Guts⸗ 

herrſchaft und Gutsherrlichkeit iſt aber nicht ſo⸗ 

wohl ein Rechts⸗Inſtit ut, wie Kläger behaup⸗ 
tet, als vielmehr ein hiſtoriſch gewordenes 
ſtaatsrechtliches, theils privatrechtliches 

erhältniß des landſäſſigen Adels zu feinen 

Hinterſaſſen, ein im Laufe der Jahrhunderte 
ſtattgehabter Uebergang landesherrlicher 
90 Delta echte A die Befiger der Herrichaf- 
ten (immunitates), rejpeftive eine obrigleit= 
liche, — in ber Degel mit dem Befite eines 
Nitter- oder Dominialgutes verbundene Ge- 
walt gegen die Zerritorial-Einfaffen, welche 
8 in_den verfchiedenen Sphären des öffent 
lien Lebens manifeftirte, bezüglich der Schule 
in Schlefien und der Grafihaft Glag in dem 
Rechte des Gutsherrn, den Lehrer zu vociren 
und in der correfpondirenden Pflicht zum Unter- 
halte des Lehrers beizutragen, wie dies durch 
das Provinzialgeſetz reſp. liest durch das 
Reglement dir die niederen katholiſchen Schulen 
vom 18. Mai 1801 feftgeftellt worden. 

Die Deduction ded Klägers geht nun dahin, 
daß die Gutsherrfchaften — ive aller ein— 
zelnen Attribute entlleidet worden, daß 
die Rehtsinftitution der Gutsherrihaft mithin 
volftändig untergegangen, und baß gegen 
eine gar nicht mehr eriftirende Perſönlichkeit ein 
Anfprucd weder rechtlich noch faetiſch erhoben 
werben könne. 

Es find nun zwar die gutsherrlich obrigkeit- 
lichen Gewalten — abgejehen von den privat- 
rechtlichen Verhältniſſen 3. B. dem Eigenthums- 
recht der Gutöherrfhaft an der Dorfaue — 
mit einer einzigen Ausnahme feit 1807 all: 
mälig in Beghl gefommen, die Stellung des 
Gutsherrn zur Schule ift aber durch die neuere 
ne unberührt gelaffen. Bezüglich der 
einſchlagenden Geſetzgebung bis zur Emanation 
der Kreisordnung vom 13. December 1872 iſt 
die durd die Entiheidung des Königlichen 
Ober-Tribunal3 vom 4, Januar 1865 (Sir 
Serie? Archiv für Rechtsfälle Band 58 Seite 
4 sub b) feftgeftellt und bleibt demnach nur 
noch zu erörtern, ob durch die Beitimmungen 
ber Kreisordnung etiva bie gutsherrlichen Rechte 








und Pflichten in Anfehung der Schule aufge 

hoben mworben ? 

Diefe Senge muß zweifellos verneint werden, 
da nur noch lediglich die Polizeigewalt der Guts⸗ 
herren durd) die Kreisordnung refp. durch $ 46 
aufgehoben worden, welcher dahin lautet: „bie 
Polizei wird im Namen bes Königs audgeübt ; 
die gutöherrliche Polizeigewalt ift aufgehoben.“ 
Weber die Wufgebung der Rechte und Pflichten 
des Gutöheren gegen die Schule enthält die 
Kreidorbnun, ebenfomenig eine Beftimmung als 
die voraufgehenden Gefege und ift mithin die 
Mägerifche und mit ihr die erftrichterlihe De— 
duction eine hinfällige. Es überfieht aber = 
Kläger und mit ihm der erſte Richter, da 
der Rlageantrag etwas gejeglih Unzuläffiges 
nnd —— intendirt, nämlich von ben 
Berwaltungd-Juftizbehörden eine Entſcheidung 
zu erlangen, wonach das von der Staatöregie- 
tung als gültiges Provinzialgefeg für Säiefen 
run Schulreglement vom 18. Mai 1801 
außer Anwendung erklärt und geſetzt werden 
fol, wenigftens bezüglich der den Gutsherrſchaf⸗ 
ten darnach obliegenden Schullaften, daß aber 
vorhandene Geſetze — (und daß ein foldes 
das gedachte Schulreglement ift, ift nicht be= 
ftritten) — fo lange in Kraft bleiben, bis 
fie vom Gejeggeber mödrädlih außer 
Wirkſamkeit gefegt find und durch 
Präjudikate 2c niht aufgehoben wer— 
den können, wie ſolches bie 88 59 biß 61 der 
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht Har und 
unzmeifelt af beftimmen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Kläger friftzeitig 
Revifton eingelegt und beantragt: 

unter Ser tung des Erkenntniſſes des 

Königlichen ermaltungßgeeichte zu Oppeln 

vom 29. Mai 1876 das Erkenntniß des Kreis- 

Ausſchuſſes des Kreifes P. vom 4. December 

1875 wieber herzuftellen und die Koften und 

baaren Auslagen der erften und dritten In— 

Stanz der beklagten Schulgemeinde, ber zweiten 

Inftanz dem Kläger aufzuerlegen. 

Der Revifionsfläger bemängelt, daB das Erkennt⸗ 
niß des Berufungsrichtere den Parteien nicht 
durch Vermittelung des Kreisausſchuſſes behändigt 
worden ſei und wirft dem Vorderrichier Verlegung 
des $ 13 des Schulreglements vom 3. November 
1765, des 8 33 des Schulreglements vom 18. Mat 
1801, des & 125 Titel 7 Foeit II Allgemeinen 
Landrechts, der 1 und 3 des Publikations⸗ 
Patents vom 5. Februar 1794, der 88 59, 60, 
Einleitung des $ 22 Titel 12 Theil II Allgemeinen 
Landrechts, der 88 27, 28 Titel 13 Theil 1 der 
Allgemeinen Gerihtsordnung vor, weil er ange- 
nommen habe, dad Lehrer-Berufungsrecht ftehe in 
Schlefien den Gutsherrſchaften zu und jei ein 
Korrelat der Pflicht zur Antgeifmeifen Unterhal- 
tung des Lehrers, während aüch in Schlefien das 
Berufungsrecht der Gerichtöobrigkeit gebühre, und 
der Verpflichtungsgrund der Serzioften zur aus 
theilweiſen Unterhaltung des Lehrers „die obrig⸗ 
teitliche Gewalt der Gutsherren über ihre Unter- 
thanen“ gewefen fei. Dieje getöberzihe Gewalt 

abe ſich bis zum Erlaß der Kreisordnung in ber 
jolizeigewalt, dem Ernennungsrechte der Schulzen 
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und Schöppen, dem Rechte der Beaufſichtigung 
der Vermögend-Verwaltung ber Gemeinden ge= 
äußert. Mit Befeitigung diefer Rechte durch 88 
23, 46, 135 IX der Kreisordnung habe die „Guts— 
Herrichaft” aufgehört, eine Berfon zu fein. Daß 
fein Klageantrag darauf Hinziele, die amgegogenen 
Gefege außer Anwendung zu feßen, beitreitet er; 
er wolle nur anerkannt wiflen, daß die darin 
„Gutsherrſchaften“ benannten Berfonen nicht mehr 
beitänden. Indem der Vorderrichter dies auf dem 
Gebiete des Schulrechts nicht annehme, verlege er 
8 108, Einleitung und $ 2 Titel 16 Theil I UN- 
gemeinen Landredits. 

In Betreff des Koftenpunktes will Kläger dem 
8 72 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 die Audlegung 
gegeben wiflen, dab die Koften der Inftanz von 

emjenigen zu tragen ſeien, welcher in der Inſtanz 
unterliege. 

Die bettagte Schulgemeinde fucht in ihrer Gegen- 
erklärung diefe Ausführungen zu widerlegen, be= 
merkt, der durch das Edict vom 9. October 1807 
aufgehobene 8 125 Zitel 7 Theil II Allgemeinen 
Landrechts könne nicht mehr verlegt werben und 
bittet um ®Beftätigung ber angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung. 

Bei der mündlichen Verhandlung iſt von dem 
tlägeriſchen Vertreter noch ausgeführt worden, daß 
die guisherrlichen Leiftungen fir ben Lehrer ald 
objectiv-perjönlihe Forderungsrechte, nicht als 
NReallaften anzufehen feien, wie ſchon daraus her- 
vorgehe, daß der $ 6 des Gefeges vom 2. März 
1850 (Gefeg-Sammlung Seite 77) ausbrüdlich die 
Schulbaupflicht, inſoweit fie nicht Gegenleiftung 
einer ablösbaren Neallaft, von der Ablögharkeit 
außfchließe, der Abgaben und Leiftungen für ben 
Lehrer aber nicht erwähne, daß es Gutsherrſchaften, 
Unterthanen, Stellenbefiger, Einlieger, welche das 
Reglement vom 18. Mai 1801 nenne, nicht mehr 
gäbe, daß es ſelbſt Schulen im Sinne jenes Regle- 
ment? „Schulen für den gemeinen Landmann“ 
nicht mehr gäbe, vielmehr nur Volksſchulen — 
von gleiher Einrichtung in den Dörfern und in 
den Städten — beftänden, daß auf die Volks— 
ſchulen die Beſtimmungen der Reglements überall 
unanwendbar feien, thaiſächlich aud) die Gemeinde- 
leiftungen nicht mehr von den Gtellenbefigern 2c., 
fondern von den Hausvätern nad) Maßgabe der 
iandrechtlichen Vorſchriften aufgebracht wurden. 

Schließlich iſt von ihm noch bemerkt worden, 
daß, wenn das Wuenreht nicht als dominium 
reservatum, fondern als Ausflug der Gutöherr- 
lichkeit anzufehen fei, auch dies Recht mit ber 
Gutsherrlichkeit gefallen jet, und daß „Gutsherr- 
Tichteit“ „Herrichaft“ nad ſchleſiſchem Recht nichts 
anderes jei, als die Vogtei der freien Landſaſſen 
über ihre Hinterfafjen, welche nicht mehr beftehe. 

Es war, wie geihehen, zu erfennen. 

Es kann genäht dem Reviſionskläger nicht 
barin beigepflichtet werben, Daß die jetzt in Schlefien 
auf dem platten Lande beitegenden Schulen andere 
feien, al® die, von denen das Reglement vom 
18. Mai 1801 ſpricht. Im Eingange des letzteren 
beißt es wörtlich: 

Unter den niederen Schulen, für welche Wir 
ya befondere Vorſchriften ertheilen, verjtehen 
ir folde Unterrichtsanftalten in den Stäbten 
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und auf dem platten Lande, die ganz eigent- 
lich zur Bildung für den Bürger und den 
gemeinen Landmann beftimmt find und wo 
hm die Renntnijje, deren er in 
feinem Wirkungskreiſe und zur Be- 
treibung jeines Gewerbes bedarf, 
beigebradt werben. 

Ihnen ſetzt daS Reglement ausdrücklich die 
Schulen entgegen, „worin todte Sprachen 2c. ges 
lehrt werben.“ 

Daß nad diefen vr a Here die jetzt 
auf dem platten Lande in Schlefien beftehenden 
Säulen „niedere Schulen”, für welche das Regle- 
ment gegeben tft, find, erſcheint fomit unzieifel- 
Saft. uch iſt nicht abzufehen, wie Kläger zu der 

ehauptung kommt, daß es Stellenbefiger, Ein- 
lieger nicht mehr gäbe, und daß die den letzteren 
nad dem Reglement obliegenden Leiftungen jetzt 
von den Hausvätern nach landrechtlihen Beſtim⸗ 
mungen aufgebracht würden. Gtellenbefiger und 
Einlieger giebt es noch heute in den Dörfern und 
es Y notorifch, daß bei den meiften katholifchen 
Dorfſchulen in Schlefien der Vertheilungsmaßitab 
des $ 19 b, o, d deö Reglements befteht. Wird 
davon bei einigen Schulen abgewichen, fo gefchieht 
dies auf Grund einer freien ereinbarung der 
Intereſſenten, aus welcher der Herrfchaft im All⸗ 

emeinen weder Rechte noch Pflichten erwachſen. 
jenn der Kläger mit feiner desfalfigen — nur 
ſehr befchränft richtigen — Behauptung nur bat 
darthun wollen, yi die —— des Regle⸗ 
ments vielfach zu Härten und Unbilligkeiten füh- 
ven, auf die gegenwärtigen Zeitverhältniffe, wo 
Handel, Gewerbe und Induftrie aud) in Dörfern 
anzutreffen find, nicht mehr pafjen und deshalb 
feldft von den Gemeinden vielfach durch freie Ver- 
einbarungen erjegt feien, fo mag das richtig 
ein. Aber Derartige Verhältniffe ermächtigen den 
ichter nicht, ein Geſetz als „antiquirt“ Hr be= 
feitigt zu erachten. Der Richter muß e8 anwenden, 
fo lange es vom Gefeßgeber nicht ausdrücklich 
aufgehoben ift ($$ 59 ff. Einleitung Allgemeinen 
Landrechts). Es kann daher bei der Entgeidun 
nur von der Annahme ausgegangen werben, da 
bie hier in Rede ftehende ufe eine niebere 
Schule im Sinne des Reglements vom 18. Mai 
En Di und daß das letziere noch heute Geſetzes⸗ 
aft hat. 
Der $ 19 deſſelben legt die hier ſtreitigen Leiſtun⸗ 
en der Herrihaft on. Kläger hält jedoch die 

eftimmung für befeitigt, weil die Herrichaft des 
Eharalter der Obrigleit, der Wogtei, entlleidet 
und damit aud) die aus ihr entiprungene Berpflich- 
tung des $ 19 in Wegfall gelommen fei und event. 
weil mit der Einführung der Kreisordnung vom 
13. December 1872 jedenfalls die Gutsherrſchaften 
zu beftehen aufgehört hätten. Wäre das eine oder 
das andere rad, fo würde allerdings eine Her⸗ 
anziehung bes Kläger zu ben ftreitigen Leiftungen 
nicht erfolgen fünnen. Seine hierauf bezügficen 
Ausführungen können jedoch für zutreffend nicht 
erachtet werden. 

Es ift zwar dem Kläger darin beizupflichten, 
daß die Beftimmungen des Reglements vom 
3, November 1765 und 18. Mai 1801 wegen der 
Beitragspflicht der Gutsherrſchaften zu dem Lehrers 
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gehalt die Erbunterthänigkeit, die Bagtei zur Vor⸗ 
ausfegung hatten, und daß dieſe Vorausſetzung 
nicht mehr zutrifft, nachdem die Erbunterthänigfeit 
durch das Edict vom 9. October 1807 und bie 
gut8herrliche Polizeigewalt durch die Kreisordnung 
aufgehoben find. Allein der Kläger irrt, wenn er 
annimmt, daß die bißpofitiven Beimmungen eines 
Gejeged ungültig würben, wenn die Vorausſetzun⸗ 
en des Gefegehers hinfällig geworden. Weicher 
jeweggrund den @ejeggeber geleitet hat, ift für 
den Richter bedeutungslos. Er hat nad) Breußi- 
fchem Recht die Gefege anzuwenden, bis fie vom 
Gefepgeber ausdrüdlicd aufgehoben werben (88 59 
und 60 der Einleitung zum Allgemeinen Land» 
rechte). Eine Aufhebung der in Nebe ftehenden 
beiden Gefege ift bisher nicht erfolgt. Die Guts- 
herrſchaften Schleſiens haben daher auch ferner 
ihre auf Geſetz berugenden Beiträge zum Lehrers 
ehalt zu entrichten. Kläger behauptet nun zwar 
Vener, Gutsherrſchaften gäbe es nicht mehr, fie 
hätten mit dem Inkrafttreten der Kreisordnung 
u beftehen aufgehört. Wäre dies richtig, jo 
ehlte es allerdings an einem verpflichteten Sub- 
jecte. Allein die Hlägerifche Behauptung wird 
durch den Inhalt der Kreisordnung nicht beftätigt. 
Die Kreisordnung hat die Inftitution der Guts— 
herrſchaften nicht ſowohl aufgehoben, als vielmehr 
deren Stellung in kommunglrechtlicher Beziehung 
im Weſentlichen aufrecht erhalten und bei ber 
Drganifation der Amt3verbände und Kreife berüd- 


fichtigt. 
Allerdings gilt dies zunächft nur bezüglich ber 
Gutsbezirke. Für diefe überweift der $ 31 ber 


Kreisordnung die Pflichten und Leiſtungen, welche 
den Gemeinden für den Bereich ihres Gemeinde- 
bezirks im öffentlichen Intereſſe obliegen, ſowie 
die ort3obrigfeitlihen und ort3polizeilihen Func⸗ 
tionen der ©emeindevorfteher dem „Befiter des 
Gutes“. In diejer feiner öffentlich rechtlichen 
Stellung ift der Legtere der Gutsherr im Sinne 
der bisherigen Gommunat- Sejepgebung und des 
bisherigen Rechts der Gutsbezirfe und lediglich 
diefe Geſetzgebung und diejes Recht find auch noch 
jest für die Stage maßgebend, wer in einem 
Gutsbezirk der „Befiger des Gutes“, das heißt 
der Träger jener gutöherrlihen Rechte und Pflich- 
ten ift. Im weitergehendem Maße hat die Kreis— 
ordnung die öffentlich rechtlichen Beziehungen, 
melde in ihrem Geltungsbereich zwiſchen Guts— 
herrichaften und Zandgemeinden beftanben, alterirt. 
Indem die Erfteren aufgehört haben, die Orts- 
polizeiobrigfeit der legteren zu fein, find zugleich 
die mit diefer verbunden geweſenen Functionen ber 
Auffiht in den communalen Angelegenheiten der 
Gemeinden, foweit fie überhaupt noch zu üben find, 
auf die Kreisausſchüſſe übertragen. 

Gleichwohl find aber auch außerhalb des Ge- 
biete8 der Gutsbezirke die Gutsherrſchaften als 
ſolche nicht aufgehoben. Die Rehtefphäre derſel⸗ 
ben erſtreckt Pt über jene von der Kreisordnung 
berührten Gebiete hinaus, wie namentlich auf die 
Rechtöverhältniffe der Schulen und Schulgemeinden. 
So lange daher die Gefepgebung die Gutsherr⸗ 
haften nicht ausdrücklich, oder dadurch, dab fie 
ämmtliche gutsherrlichen Rechte und Pflichten 
anderen Organen überträgt, aufgebt, bleiben die 
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felben beftehen. Demgemäß ſpricht daher auch 
der Geſetzgeber ſowohl in der Kreisordnung (8 28), 
als aud) in dem fpäteren ergänzenden e 

vom 26. Juli d. 3. (Gejeg- Sammlung Seite 29 

8 48 von den Rechtsverhältniffen zwifchen ben 
Outsherren, nit den früheren Gutsherren 
ober deren Rechisnachfolgern und den Gemeinden. 

Mit Recht nimmt hiernad) der Vorderrichter die 
Gutsherrſchaften als noch beitehend und die Guts- 
errlichteit des Klägers Hinfichtlih der Schule in 

. durch die Kreisordnung für nicht aufgehoben 
an. Wenn er hierauf die Abweifung des Klägers 
ftügt, fo rechtfertigt diefer Grund allein das ans 
gegriffene Erfenntniß. 

Allerdings ſucht der zweite Richter auch aus 
dem Lehrerberufungsrecht des Klägers für bie 
Schulſtelle in 3. die Verpflichtung deffelben, zum 
Unterhalt des een beizutragen, herzuleiten, 
wogegen der Revi tomBtläger ausführt, dab weder 
das Landrecht noch die ſchleſiſchen Provinzialgeſetze 
die Verpflichtung zum antheiligen Unterhalt als 
ein Correlat des Berufungsrecht3 Hinftellen. Allein 
ein näheres Eingehen auf diefe Ausführungen ift 
nicht erforderlich, da, wie oben gezeigt, die Feſi⸗— 
tellung der Eigenſchaft des Klägers als Gutöherr 
ür die Rechtfertigung der Eniſcheidung genügt. 

bedarf daher auch feiner Erörterung der Frage, 
wem nad) ſchleſiſchem Provinzialrechte das Lehrer- 
berufungsrecht zuftehe. i 

Ob die gutöherrliden Leiftungen als objectiv- 
perjönliche Forderungsrechte, wie Kläger fie be— 
geichnet, oder als Reallaſten zu behandeln find, 
ann dahingeftellt bleiben, da die beklagte Schul- 
gemeinde die in Rede ftehenden Leiftungen nicht 
als Reallaften in Anſpruch genommen und ber 
Kläger in jedem alle für die Leiftungen aufzus 
kommen bat. Bemerkt mag nur werden, daß aus 
der Nichterwähnung der Keiftungen für den Unter- 
halt des Lehrers in Abſaß 2 $ 6 des Sefepes 
vom 2. März 1850 (Gejeg-Sammlung Seite 77) 
weder für die eine, noch die andere Anficht etwas 
zu folgern iſt, weil das —E vom 2. März 1850 

eabfihtigte, Die aus dem Schulverbande entiprin- 
enden Abgaben und Leiftungen, welche auf Grund» 
Miden bafteten, zur Ablöfung zu bringen und nur 
für die Baupflicht eine Ausnahme nothwendig 
bielt. Ein Anhalt für Die Entfcheidung der Frage, 
ob ‘die den Gutsherren in Schlefien obliegenben 
Zeiftungen für den Lehrer perſönlicher oder ding- 
licher Natur feien, ift daher in obiger Gejegesftelle 
nicht zu finden. 

(Stenonrapbiige Berichte 2c. der zweiten Kam⸗ 
mer 1849 Band I Seite 83.) 

Dem Revifionskläger kann auch ſchließlich nicht 
darin beigetreten werben, daß der $ 72*) des 
Geſetzes vom 3. Juli 1875 von den Koften der 
Inftanz ſpreche. Derjelde behandelt die Koften 
des Verfahrens überhaupt und unter „unterliegen- 
dem Theile“ kann nur derjenige veritanden werden, 
welcher endgültig unterliegt. Dem Kläger find 
daher mit Hecht aud) die Koften der erften Inftanz 
auferlegt worden. Die ftreitigen Leiftungen waren 
aber, da fie von unbeidränfter Dauer find, nicht 
mit dem 12!/sfachen, fondern mit dem 2bfadhen 








*) Jeht 5 103 2.8. ©. (unten $ 302 Anh. II). 
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Betrage zu Fapitalifiren, um den Werth des 
GStreitgegenftandeß zu finden.*) Der letztere mußte 
demnad nicht, wie vom Vorderrichter auf 3500 
Marl, jondern auf 7000 Mark feitgejegt werden. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen 
Ober = Berwaltungsgerihts und ber verorbneten 


u ri 
—— (L. 8.) Perſius. 
O. 8. G. Rr. 1066. 


1a. Berpfligtung der Nutznießer des Dominiums. 


Berlin, den 16. Februar 1884. 

Der ıc. erwidern wir auf den Bericht vom — 
betr. die Uebernahme der Dominialrehte und 
Fluchen gegen die neu zu gründende Schule zu 

ſeitens des Fiscus, daß für die Entſcheidung 
der Frage, von wem bei Errichtung einer neuen 
tatholiihen Schule in der Gemeinde W. unter 

uweijung des Dominiums W. und der Gemeinden 
& und 8. zu diefer Schule der Antheil des 
Dominiums & an der Schulunterhaltungslaft zu 
tragen fein wird, ob von dem Fiscus als Eigen- 
thümer ober von dem N. als Nupnießer des 

ttergutes W., die von bereiben herbeigezogenen 
88 45, 46 Titel 21 Theil I Allgemeinen Land: 
rechts überhaupt nicht in Betracht kommen. 

Diefe Vorſchriften würden entjprehende An— 
wendung zu finden haben, wenn die Verpflichtung 
der Dominien im Herzogtfume Schlejien, zur 
Unterhaltung ber fatholiigen Schulen auf dem 
Lande beizutragen, Eorrelat einer mit Ehrenrechten 
ausgeftatteten bejonderen Stellung der Öutäherren 
ur Schule wäre, wie nad den Vorſchriften der 
5 42 bis 38 Titel 12 Theil II Allgemeinen 

andrechts der Gutsherr bed Schulortes allerdings 
eine bejondere Stellung zur Schule mit bejonderen 
Rechten (88 12 und 20 a. a. O.) und mit corre= 
laten befonderen Pflichten (88 33 und 36 a. a. D.) 
einnimmt. 

Diefe Tandrechtlichen — haben aber 
für katholiſche Schulen auf dem Lande im Herzog⸗ 
thume Schleſien feine Geltung; für letztere gelten 
vielmehr ledigli die beiden katholiſchen ni 
reglements vom 3. November 1765 und 18. Mai 
1801 als provinzielle leges generales, welde die 
Unterhaltung der katholiſchen Schulen auf dem 
Lande erfhöpfend zu regeln beabfichtigen. Dieſe 
Brovinzialgejeße ftellen Hinfichtlich der Unterhaltung 
der Schulen von dem Landrechte völlig abweichende 
Grundfäge auf. Es können deshalb die landes⸗ 
techtlihen Vorſchriften im Gebiete der Geltung 
dieſer Provinzialgeſetze weder ſubſidiariſch zur Anz 
wendung gebradjt werben, nod zur Declaration 
von Dunfelgeiten in den gedadten Provinzialge- 
fegen oder zur Ergänzung von Süden in denſelben 

dienen, vielmehr müfjen diefe Provinzialgejege aus 
ſich felbft ausgelegt werden. — Vergl. Präjubiz 
des vormaligen ni lien Obertribunald vom 
25. September 1837 il. N. 340, Präj.-Samml. 
©. 298) und die Erkenntniſſe diefes Gerihtöhofes 
vom 3. Juni 1848 und 11. November 1872 (Ent- 
fheidungen Bd. 16 ©. 311, Bd. 68 ©. 200), for 
wie die Erkenntniſſe des Königlichen Ober-Ber- 
waltungsgerichtes vom 5. April, 18. September, 


®) oh Rt. VII bes Roftentarifs vom 27. Februar 1884. 
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4. December 1878 (E.-8L. für die Unterrichtsver⸗ 
waltung 1878 &. 293 und 632, 1881 ©. 250), 
1. November 1879, 21. Februar 1880 (a. a. ©. 
1880 ©. 682 und 686) und vom 18. October 1881 
(a. a. D. 1882 ©. 445).*) — 

Nach den Vorſchriften der gedachten beiden 
katholiſchen Schulreglements Tiegt die Verpflichtung 
ge Unterhaltung der katholiſchen Schulen auf dem 

nde den fämmtlihen zur Schule gehörigen Ge— 
meinden und Dominien, fo viele deren zu einer 
Schule geichlagen find, nad) den über das Ver— 

ältniß der Untheile der Gemeinden und der 
ominien an den Scullaften beftehenden be— 
fonderen Beftimmungen ob. Die antheilige Ver- 
pflihtung der zur Schule gejchlagenen Dominien 
zu den Schullaften befteht ganz unabhängig da- 
von, ob benfelben oder einem oder einzelnen von 
ihnen ein Recht zur Präfentation des Lehrers zus 
fteht oder zugeftanden wird oder nicht, und ohne 
Unterfchied, ob den zur Schule gefchlagenen Do- 
minien oder einem oder einzelnen von ihnen, wenn 
die Schule in dem Bezirke einer Gemeinde fich 
befindet, früher über die bäuerlihe Gemeinde 
utöherrliche Rechte oder Ehrenrechte irgend welcher 
rt zugeftanden haben oder nicht. 

Der Rechtögrund ber antheiligen Schulunter: 
haltungspflicht der Dominien liegt allein in dem 
Belige ded Dominiums und der Zuſchlagung des 
legteren zur Schule, in welcher Hinſicht Lediglich 
die Schulauffihtsbehörde zuftändig ift, nicht im 
dem Vorhandenjein eines nutobrinteitficen Ver⸗ 
ar oder in einem vormals gutöherrlichen 

erhältniffe des Befigerd des Dominiums gegen- 
über der Gemeinde, in welcher die Schule ſich be= 
findet oder errichtet wird. 

Die Beiträge der Dominien im Herzogthume 
Schleſien zur Unterhaltung tatholifcher Sulen 
auf dem Lande beruhen ebenjo wie die Beiträge 
der Gemeinden auf einer allgemeinen gejeglichen 
Verbindlichkeit, begründet auf Die eajulme lements 
von 1765 und 1801, und haben denſelben Charakter 
wie bie Söuluntergaltungsbeiträge der Gemeinden, 
d. & den Charalter öffentlicher Lajten und Abgaben. 

iernah kann es nit fügtich einem Bmeifel 
unterliegen, daß die dem Dominium W. obliegen- 
den Schulunterhaltungslaften nicht von dem Fidcus 
ala Eigentgümer des Rittergutes W. fondern von 
dem N. al Nutznießer gemäß der Vorſchrift des 
8 87 Titel 21 Theil I Allgemeinen Landrechts 
getragen werden müffen, gleidjviel, ob dem letzteren 
ein Recht zur Präfentation des Lehrers zupe: 
ftanden oder ob Die Lehrerſtelle von der König- 
lien Regierung befegt wird. 
Der Miniſter f. Landwirthſch, Domänen u. Forften. 
Im Auftrage: Michelly. 
Der Minifter der geiftlidhen 2c. Angelegenheiten. 
von Goßler. 
Der Mintfter der Finanzen. 
In Vertretung: Meinede 
An 


bie Königlide Regierung zu R. (in ber Provinz 
Sclefen). 


M. f. & 2c II. 637. 

a. ad. U. III. a. 10050 G. II, 

1628. 
®) ef. 5 176 Rx. 1, 9 276 Rr. 6, 8 302 Rr. 10, 8 276 

Re. 3 und 4, 5 302 Rr. 3 und oben S. 250 Sp? An. * 


2 , 


1b. Gleichſtellung der Gntöbezirte neueren Rechts 
it den Doninien. 
Erk. bed O.:8.:@. I vom 8. November 1884. 

Kläger führt aus, daß der Gutöbezirt N, weder 
ala Gutsherrichaft noch ala Gemeinde anzujehen 
und beöhalb FF Beiträgen zum Lehrergehalte nicht 
verpflichtet fei. 

Fri Bellagte beantragt Zurüdweifung der Re— 
vifion. 

Es war, wie gejhehen, zu erkennen. 

Der Vorderrichter wendet den 8 31 der Kreis⸗ 
ordnung unrichtig an, wenn er aus demfelben 
die Norm für die Entfcheidung der Frage ent- 
nimmt, zu welchen Laften die jelbftändigen Guts— 
bezirte den Schulen gegenüber verpflichtet find. 
Der $ 31 beabfihtigt Ai, den Gutsbezirken neue 
Laſten aufzuerlegen, die öffentlich rechtlichen Ber- 
pflihtungen der Inhaber jelbftändiger Güter neu 
u regeln, fondern nur den bisherigen MRedhtszu- 
Yand zum Ausdrude zu bringen (v. Brauchitſch, 
Die neuen Preußiſchen Verwaltungsgeſetze. Neue 
Auflage 1884 Bd. II ©. 74. — 
En vom 20. September 1873, ebendajelbft 

Nach diefem Rechtszuſtande find die Beſitzer der 
privilegirten Güter, melde das Schulveglement 
vom 18. Mai 1801 „Herrichaften“ benennt, zu 
den dort näher bezeichneten Zeiftungen fr Die 
Schule verpflichtet, und dieſe Leiftungen find, wie 
in der biefjeitigen Entfheidung vom 29. October*) 
1876 (Entiheidungen des Ober-Verwaltungsge⸗ 
richte® Bd. I ©. 196 ff.) dargethan ift, duch 
Aufhebuug der Erbunterthänigfeit und die neuere 
Seiebgebung nit in Wegfal gelommen. Diejen 
alten privilegirten Gütern find die Gutsbezirke 
des neueren Rechtes glei zu achten. Die Befiger 
diefer Gutöbezirte find innerhalb der Grenzen 
derjelben Gutöherren und ihre Rechte im Guts— 
bezirte find gteichmertäig denen, welche zur Beit 
die Befiger der alten adligen Güter in ihren Guts- 
bezirten zu üben berechtigt find. Da das Geſetz 
wiſchen alten und neuen Gutsbezirken nicht unter- 
— ſo müſſen hiernach auch die Gutsbezirke 
des neueren Rechtes als Herrſchaften im Sinne 
des 518 bes Schulreglements vom 18. Mat 1801 
angejehen werben.**) 

ebrigen® würde, felbft wenn man mit dem 
Kläger annehmen wollte, feine Befigung ſei weder 
Herrſchaft, noch Gemeinde, daraus nicht die reis 
heit deffelben von Schullaften folgen. Es würde 
fi in einem folchen Yalle, ebenfo wie bei einer 
Befigung, welche weder einem Gemeinde, noch 
einem Gutsbezirke angehört, nur darum handeln, 
den bejtehenden gefeglihen Maßſtab finngemäß 
auf bie Hägerifcie Be Ha anzumenben. 

Die die Klage abweijende Vorentiheidung war 
hiernach aufrecht zu erhalten, wobei zu bemerken, 
daß der Klage, injoweit fie auf Anerkennung der 
Freiheit von ber Schulbeitragäpflicht gerichtet ift, 
überhaupt nicht Statt gegeben werben durfte,**) 
wie dies von dem erjten Richter bereits barge- 
than ift. — 

D.8.:@. I. 1216. 


2) Her die afhehunn KlSRänBIger Gutähgie 08.5274 Br. 
je Aufhebung felbftänbiger Gutsbezirke 7. 
eo nbalrte ot 
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2. Die Aufbringung von Abgaben und Leiftun; 
im Unterhalte der Lehrer an ſolchen latholiſchen 
lementarſchulen, welche Lediglich für einen Guts⸗ 
bezirk oder für Theile defielben beftimmt find 
an Gntöfhulen — Liegt im Geltungsbereiche b 
Geueral⸗ Landſch einents vom 8. November 
1765 und deö Schulregiementd für bie niederen 
tatholiſchen Schulen vom 18. Mai 1801 allein 
den Gutsherrſchaften ob. 


rer Bone A ee 

, Eornſche Edicten-Samml. 

Bd. Yin &. 780.)* h 

Schulreglement für die niederen katholiſchen 
Säulen in den Städten und auf dem platten 
Lande von Schlefien und der Grafſchaft Sep 
vom 18. Mai 1801 $$ 19b, 22, 23, 2 
(Neue Kornfche Edicten-Sammlung Bd. VII 
S. 266.)*) 


Allgemeines Landrecht Publicationspatent vom 
5. Februar 1794 83 Thl. II Tit. 12 88 29 Ff.*) 
Endurtheil des I. Senated des Königlichen Ober- 
Verwaltungsgerihtes vom 7. December 1881. 
I. Kreisausfhuß des Kreifes Beuthen. 
II. Sesiets-Bermaltungagerict zu Oppeln. 
Der Hüttenmeifter 2. zu C., mwelder zur Be— 
ftreitung ber Koften für den Unterhalt des Lehrers 
an der katholiſchen Gutzfhule zu E. mit einem 
Beitrage von 26,70 Mark herangezogen war, machte 
in der gegen die Schule angebrachten Klage geltend, 
daß ihm eine Verpflichtung, jene Abgabe zu leiſten, 
nicht obliege, der Unterhalt des Lehrers vielmehr 
allein von der Gutsherrſchaft zu beichaffen fei. 
In eben diefem Sinne wurde denn auch, nachdem 
die Gutäherrihaft zu dem Streitverfahren zuge 
ogen, in den beiden Borinftanzen entſchieden. 
der Berufungsrichter führte aus, daß in Schlefien 
bezüglich der Unterhaltung der Lehrer an fatho- 
liſchen Schulen oder an Schulen in Dörfern ges 
mifchter Religion die maßgebenden Normen ni 
li aus deu Schulreglement3 von 1765 und 1801 
und nit aus dem Allgemeinen Landrechte zu 
entnehmen feien. Die bezüglihe Materie habe 
aud) in jenen Reglements eine dergeftalt felbit= 
ftändige und allgemeine Regelung erfahren, daß 
auf das Allgemeine Landrecht weder zur Decla= 
rirung noch zur Ergänzung derſelben zurüdzugehen 
fei. it Unrecht werde von der Bellagten be= 
hauptet, daß jene für Schlefien und bie Graf- 
ſchaft Glatz geltenden Gefege keine Grundlage zur 
Entſcheidung ber Frage böten, wer den Unterhalt 
des Lehrers dann zu beftreiten habe, wenn ein 
Dominium allein für die Bedü— mie feiner Be- 
wohner eine Schule befipe, Den beiden Schul⸗ 
reglements fei cine Perſonen⸗, eine Hausväter- 
keian im landrechtlichen Sinne unbefannt. Als 
erpflichtete werde vielmehr neben der Gutsherr⸗ 
fchaft die politifche Gemeinde ein Bei dem 
Fehlen eines diefer beiden Yactoren habe der 
andere bie ganze Laſt zu tragen, wie das in einer 
fpeciellen Richtung in \ 19b de8 Reglement? vom 
18. Mai 1801 noch bejonder8 zum Ausdrude ge= 
tommen ſei. So wenig e3 bedenklich erſcheinen 
mürbe, gegebenenfall® der politifchen Gemeinde 
allein jene Laſt aufzulegen, fo wenig könne ſich 


) Unten ®b. III a. E. 
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Bier, gi Gutsherrſchaft der ftreitigen Verpflichtung 
entziehen. 
I der ſeitens der Vellagten und ber Beige- 
labenen nunmehr noch betretenen Revifionsinftanz 
wurde zwar wieberholt geltenb gemadt, daß die 
en, Schleſiſchen Schulreglements in Be- 
treff der Gutsſchulen feine hier anwendbare Be- 
ftimmung enthielten, und daß deshalb nach den 
Srundfi des Allgemeinen Landrechtes zu ver- 
fahren jet. Das Ober-Berwaltungsgeriht erkannte 
indeß auf Beftätigung des angegriffenen Urtheiles. 
Der erſte fowie der zweite Richter fprechen die 
Freilafjung des Klägers von Beiträgen zum Unter- 
halte der Lehrer aus, weil fie die Schule zu €. 
für eine katholifche Gutsſchule und zur Unter 
geltung der Lehrer an berfelben bie Guisherrſchaft 
ür verpflichtet erachten. Dieſer Grundfag be— 
findet ſich in Uebereinftimmung mit dem beitehen- 
den Rechte. Zuvörderſt ift dem Berufungsrichter 
darin beizutreten, daß unter „Gemeinde“ im Sinne 
der Schleſiſchen Schulreglementd von 1765 und 
1801 die politifche Gemeinde, nicht aber die Ge— 
fammtheit der zur Ortsſchule gewiefenen Eins 
wohner bed Gemeindebezirted zu verftehen fei. 
Benn die 88 22, 23, 24 des NReglement3 vom 
18. Mai 1801 dahin auszulegen find, daß für den 
Tall des Borhandenfeind zweier Schullehrer in 
einem Dorfe der Gemeindeantheil für den evan= 
elifchen Schullehrer von den evangelifchen Ein- 
Fifen, für den fatholifhen Schullehrer von den 
tatholifchen Einfafien aufgebracht werden muß, fo 
iſt zuzugeben, daß in Dieler Beitimmung eine Ab⸗ 
weichung von dem Grundſatze, daß der bäuerlichen 
Gemeinde die Unterhaltung der Lehrer obliegt, 
gefunden werben kann. Allein Abweichungen von 
dem Grundfage, daß Gemeindelaften von der ges 
fammten Gemeinde zu tragen find, ftatuirt felbjt 
das Allgemeine Landrecht in einem bem vor- 
liegenden äfntichen Falle, nämlih in dem bes 
Borhandenfeins mehrerer Gerichtäbarkeiten in ein 
und demjelben Dorje ($ 45 Titel 7 Theil II Au- 
jemeinen Landredhts). Eine ähnliche Ausnahme- 
Peftimmung findet fih aud im $ 49 der Preußi⸗ 
ſchen Schulordnung vom 11. December 1845 
(Gef.-Samml. 1846 ©. 1),*) obgleich Tegtere uns 
zweideutig bie Schullaft als eine Laſt der poli- 
tifchen Gemeinde Hinftellt. Der leitende Grund- 
I eines Geſetzes läßt fi aber niemals aus 
jeftimmungen, welche für befonbere Fälle gegeben 
find, entnehmen, fondern nur aus dem, was das 
Bei als die Regel Hinftellt und annimmt. Wenn 
der Geſetzgeber im Reglement von 1765 von „Dos 
minti und Gemeinden” fpricht, fo zeigt ſchon diefe 
Bufammenftellung, daß er unter „Gemeinde“ die 
damalige bäuerlide Gemeinde verftanden hat, 
und daß er diefe Auffaffung auch in dem Regle— 
ment vom 18. Mat 1801 nicht verlaſſen hat, i 
von dem unterzeichneten Gerichtshofe wiederholt 
dargethan worden (Endurtheil vom 21. Februar 
1880, Entfheidungen Bd. IV ©. 174 Pe} 
Das General-Landfchulreglement für Schlefien 
vom 3. November 1765 ift Fir alle niederen fathos 
lichen Schulen erlafien. Bei ber Anwendung 
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beffelben zeigte es fich, daß die barin enthaltenen 
Beitimmungen namenilich nicht genügten, Die Lehrer 
mit einem auskömmlichen Unterhalte gu verjehen, 
fie gegen „unbillige Bermweigerungen ihres Unter- 
— — von Seiten der hierzu Verpflichteten“ zu 
chützen. Dieſe Mißſtände zu beſeitigen, die Unter— 
haltungspflicht des Lehrers ſen u regeln, 
ſtellte ſich das Regleinent vom 18. Mai 1801, 
wie deſſen Eingang erweiſt, zur Aufgabe. Fragt 
es ſich nun, ob und event. wie dieſe Reglemenis 
auf den — — Fall anzuwenden find, fo 
kommt hierfür die Beſtimmung des Publications⸗ 

atentes zum Allgemeinen Landrechte unter Nr. I 
in Betracht, welche lautet: 

Die in den verſchiedenen Provinzen biöher 
beftanbenen befonderen Brovinzialgefeße und 
Statuten behalten vor der Hand nod ihre 
gefegliche Kraft und Gültigkeit dergeftalt, daß 
die vorkommenden Mechtöangclegenheiten 

auptſächlich nach diefen und erft in deren 

rmangelung nad) den Vorjchriften des Allge- 
meinen Landrechtes beurtheilt und entichieben 
werben follen. 

Hierin ift geradezu die Ver! Mihtung des Richters 
ausgeſprochen, —Se welche, wie die 
Reglements von 1765 und 1801, einen Gegenſtand 
erihöpfenb zu Fegeln beabſichtigen, aus fich ſelbſt 
zu deuten. Iſt das Provinzialgefeg dunkel oder 
zmeifelhaft, jo hat er daffelbe unter Zuhülfenahme 
der darin aufgeitellten Grundfäge auszulegen; 
Duntelpeiten und Zweideutigkeiten in einem Pro⸗ 
vinzial-Bandesgefege berechtigen den Richter nicht, 
dafjelbe unbeadhtet zu laſſen und den Fall nad) 
den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechtes zu 
entſcheiden (Erkenntniß des vormaligen Preußifchen 
Obertribunales vom 3. Juni 1848, Entſcheidungen 
Bd. XVI ©. 311), Mit, Recht Hat daher der 
Vorderrichter die Rorm für die Entſcheidung der 
vorliegenden Streitfrage in den Reglements von 
1765 und 1801 gefudt.*) 

Indem das Reglement von 1765 die Unter- 
haltung des Lehrers den Dominiis und ben Ge⸗ 
meinden auferlegte, ließ es unentſchieden, was als 
convenabler Unterhalt anzufehen, wie dieſer auf 
die Gemeinde einerfeit3 und auf dad Dominium 
andererjeit3 zu vertheilen, wie der Gemeindean⸗ 
theil in der Gemeinde aufgubeingen, wie, falls 
mehrere Gemeinden oder Dominien zur Schule 

ehörten, der Antheil jeder Gemeinde und jedes 

ominiums zu beftimmen fei. Alle diefe Kante 
beburften der Regelung und find in dem Wegle- 
ment vom 18. Mai 1801 geregelt. Dagegen 
tonnte bereitd nach dem Reglement von 1765 nicht 
wohl zweifelhaft fein, daß Yaften, welche es dem 
Dominio und der Gemeinde auferlegt, bei dem 
Bneglalle be3 einen Concurrenten von dem anderen 
allein zu tragen waren, d. h. daß die Gemeinde 
das Ganze zu tragen hatte, wenn feine Herrſchaft 
vorhanden war, und daß die Herrihaft das Ganze 
u leiften hatte, wenn eine Gemeinde nicht be= 
Hand. So ift e8 zu erflären, wenn das Regle— 
ment von 1801 weder des Falles, daß nur eine 
Gemeinde, noch des Falles, daß nur ein Gut zur 
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Schule gehört, ewähnt. Bon dem Grundfaße, 
daß bei dem Ausfalle des einen Contribuenten der 
andere dad Ganze zu leiften hat, macht übrigens 
das Reglement hinſichtlich des Getreidedeputated 
im 8 19b ausdrüdlid Anwendung. Hiernach 
kann dem Vorderrichter nur darin beigetreten 
werden, daß nad) Inhalt des Reglements von 1765 
und 1801 diejenigen Abgaben und Leiftungen, 
welde zum Unterhalte des Lehrerd dienen und 
nad den genannten Reglemenis der Herrſchaft 
und ber Gemeinde obliegen, von der Herridaft 
allein zu übernehmen find, fall® eine Gemeinde 
zur Schule nicht gehört. Die Vorentfheidung war 
daher zu beftätigen. 


8. Die Befizer von Wohngebäuden innerhalb 
eines Gutöbezirted haben zum Unterhalte des 
Xehrerd weder au den von der bezw. den Ge: 
meinden aufzubringenden zwei Dritteln, noch zu 
dem Dominialdrittel beizutragen. 
(Ext. des D.:8.:0. v. 1. Nov. 1879.) 


Die Entfheidung des Vorderrichters ift darauf | f 


grü t, daß den beiden Häufern, von welden ber 
Aulbeitrag gefordert wird, die Eigenfhaft von 
Stellen im Sinne des $ 19 des katholiihen Schul- 
teglements von 1801 in Ermangelung von Stellen- 
befigern beziehungsweife bei dem Fehlen von Be- 
igern „mit der Eigenſchaft von nad) $ 29 Titel 12 

heil II des Allgemeinen Landrechtes zur Schul- 
unterhaltung beitragspflichtigen, phyſiſch⸗ perſön⸗ 
lichen Hausbätern“ nicht zuerkannt werden könne. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Bellagte frift- 
eitig die Reviſion eingelegt und Abmelhung der 

lägerin beantragt. 

Es wird ausgeführt, daß die Annahme bes 
Vorderrichters, wonach im Geltungsbereiche des 
Schulreglements vom 18. Mai 1801 nur diejenigen 
Stellenbefiger zu ben Segen area ten 
beitragspflichtig feien, welche die Eigenſchaft von 
„Haudvätern* im Sinne des ‘ 29 Titel 12 
heil II des Allgemeinen Landrechts Haben, gegen 
das beftehende Recht verftoße, und jchließlich wört- 
lich bemerkt: 

„Zugegeben wird, daß die der Klägerin ge— 
bhörigen Stellen auf Terrain fiegen, das zum 
Gutsbezirke gehört, da jeder ganze Schulbezirt 
innerhalb des Gutsbezirkes Liegt und einen 
Theil deffelben bildet.” 

Die Klägerin hat um Beftätigung der Vorent- 
ſcheidung gebeten, indem fie in Abrede ftellt, daß 
der gefammte Schulbezirt R. innerhalb des der 
Stabtgemeinde Beuthen gehörigen Domintal- 
Terrain belegen ſei. Es jei vielmehr eine Un- 
zahl Stellen vorhanden, deren Befiger auf eigenem, 
allerding8 von der Stadt Beuthen eigenthlimlich 
erworbenem Terrain Wohnftätten erbaut hätten. 

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
vor dem Oberverwaltungsgerichte legte der von 
dem Minifter der Unterridhtsangelegenheiten zur 
Wahrnehmung des öffentlihen Intereſſes beftellte 
Commiffar dar, daß nad) den Schlefiihen fatho- 
liſchen ulreglements vom 3. November 1765 
und 18. Mai 1801 die Schulunterhaltung eine 
communale Laft der Gemeinden und Gutöherr- 
ſchaften ſei. Der auf die Gemeinde fallende Bei- 
trag zu dem Brennmaterial und dem baaren 
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Gelde fei von den Befigern der Ruftical-Stellen 
in der Gemeinde als eine Gemeindelaſt aufzu= 
bringen und komme es dabei auf die perſönliche 
Qualität diefer Befiger überall nit an. Die 
Beſitzer von Stellen, bie De von Wohnge⸗ 
bäuden, welche innerhalb eines Gutsbezirkes Liegen, 
feien nicht beitragspflichtig, da fie nicht Ei &es 
meinbe gehörten und nicht Befiger von Kufticals 
Stellen jeien. Auch zu dem Dominial-Drittel 
könnten diefelben nicht herangezogen werden, da 
dem @utsheren das Recht ded Rückgriffs auf bie 
Dominial=- Einfaffen nicht zuftehe. Wenn eine 
tatholifhe Schule für einen Gemeindebezirk ohne 
Gutsherrn oder nur für einen Gutsbezirk beftimmt 
fei, fo werde im erfteren alle die Gemeinde, im 
anderen Falle der Gutsherr allein dad gefammte 
Brennmaterial und baare Geld auf Grund ber 
angezogenen Reglements zu gewähren haben. 
Soviel bekannt, gehöre zur Shute in R. feine 
Landgemeinde. 

Bei diefer Sachlage war, wie gefchehen, zu er⸗ 
ennen. 

Tas Schulreglement für die niederen katholiſchen 
Schulen in den Stäbten und auf dem platten 
Lande von Schlefien und der Grafihaft Glak vom 
18. Mat 1801 (Neue Korn'ſche Edicten-Sammlung 
Bd. VII ©. 266) ſtellt ſich nicht als eine Ab⸗ 
änderung oder Ausführung der $$ 12 bis 53 
Titel 12 Theil IT des Apemelnen Landrechtes, 
welche für die Schleſiſchen katholiſchen Gemeinde⸗ 
ſchulen niemals Geliung gehabt haben, ſondern 
als eine Ergänzung und Erläuterung eines Schle= 
ischen allgemeinen Landesgeſetzes, des General- 

möihufreglemenid vom 3. November 1765 
(Kornſche Edicten-Sammlung Bd. VIII ©. 780), 
bar. Letzteres legt die Verpflichtung zur Unter 
haltung des Lehrers den Dominien und ben Ge- 
meinden auf; eine Sausväter-Societät im land= 
rechtlichen Sinne kennt daffelbe nicht. Die $$ 18 
und 19 des Reglements von 1801 regeln die Ber- 
theilung zwifden Herrihaften und Gemeinden. 
Die Aufbringung des Gemeindeantheils liegt den 
Stellenbefigern in der Gemeinde ob. Es handelt 
fi demnah um eine &emeindelaft, für welche 
der Beſitz einer Stelle allein maßgebend ift, one 
daß es auf die perjönlihe Dualität des Stellen- 
befigerd anfommt. Da die angegriffene Entſchei—⸗ 
bung das geptere annimmt, fo beruht fie auf der 
unrihtigen Anwendung des beftehenden Rechtes 
a die Revifion war daher fir begründet zu 
erachten. 

Bei freier Beurtheilung der ſpruchreifen Sache 
mußte jedoch die angefochtene Entſcheidung als 
fie erechtfertigt aufrecht erhalten werden. 

ie & 18 und 19 des Reglements von 1801 
verpflichten zur Beſchaffung des Brennmateriales 
und zur Aufbringung des baaren Geldes die Herr⸗ 
ſchaft und die Gemeinde. Wenn es im eriten 
Sape bed $ 19a Heißt: „zwei Drittel tragen bie 
Stellenbejiger oder die Gemeinde,“ fo ift damit 
nit etwa außgebrüdt, daß die Stellenbejiper die 
3 incipalBerpflichteten feien, fondern es ift der 

all gedacht, daß nur Eine Gemeinde zur Schule 
‚chört, mo eben dann nur die Stellenbejiger dieſer 
jemeinde für bie Letztere die zwei Drittel — 
bringen haben. Es geht dies Mar aus ben fols 
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enden Beitimmungen hervor, welche ſich auf ben 

U beziehen, daß mehrere Gemeinden zur Schule 
gehören. Im diefem Falle werden die zwei Drittel 
auf bie Gemeinden nad dem cataftrirten Ertrage 
verteilt und der fo für jede einzelne Gemeinde 
ermittelte Beitrag innerhalb diefer Gemeinde auf 
die Stellenbefiger derfelben umgelegt. In gleicher 
Weiſe wird das DominialsDrittel auf die Herr 
ſchaften vertheilt, wenn mehrere Güter zu der 
Schule geichlagen find. Die Principalverpflihtung 
für den Gemeindeantheil zum Brennmaterial und 
baaren Gelde liegt demnad der &emeinde reſp. 
den Gemeinden ob; Seitrogspflichtig find aber nur 
die Stellenbefiger in der Gemeinde. Für das zur 
Schule gefhlagene Gut tft von der Herrichaft reip. 
den Herrichaften zu den fraglichen Leiftungen ein 
Drittel (da8 Dominial-Drittel) beizutragen. Neben 
diefer gutsherrlichen —— — beſteht eine 
beſondere Beitragspflicht der Bewohner des etwa 
vorhandenen gutsherrlichen Vorwerkslandes nicht. 
Letziere werben durch die gutäßerztiche Zeiftun 
gededt. Pächter- und Einliegerhäufer innerhal 
der gutöherrlihen Grenzen können von der Schule 
nicht befonders befteuert werben. Auch der Guts⸗ 
herr fann fich wegen feines Dominial⸗Drittels nicht 
an die auf dem gut3herrlichen Vorwerkslande vor- 
——— sten, Tagelöhner, wen Km 
iebler Halten, da die angezogenen Gelege ihm 
ein jus subcollectandi nich geben. 

Bei Erlaß des Reglement3 von 4801 war ber 
Gutsherr berechtigt, gutsherrliches Vorwerksland 
— * ten auszuthun. Die angeſetzten 

irthe traten in ben Verband der bäuerlichen 
Gemeinde. Auf die Höhe des Gemeindeantheiles 
für die Schule war dies ohne Einfluß, wohl aber 
wurde burd den Hinzutritt neu angejegter Wirthe 
die Zahl der Stellen! eigen vermehrt und fo ber 
Beitrag jedes einzenen Vefiperö vermindert. Ein 
folher Vorgang Tann ſich jeit Erlaß des Edictes 
zur Beförderung der Land-Cultur vom 14. Sep- 
tember 1811 nicht mehr vollziehen; denn der 
Gutsherr kann feitdem Land zu bäuerlichen Rechten 
nit mehr audthun. Die feit jener Zeit vom 
Dominialland abveräußerten Brundftüde gehören 
um @emeindeverbande nur dann, wenn den Be— 

ingungen des 8 6 des &ej vom 31. December 
1842 (Sei. Samml. 1843 ©. 8) ** dee $ 1 
des Gejeßes vom 14. April 1856 (Geſ.⸗Samml. 
©. 359) genügt iſt.) Iſt dies aber der Fall und 
ind die Beſihungen als Stellen anzufprehen, fo 
nd aud) die Bejiger derſelben in der Gemeinde 
beitragspflihtig und vermindern, wie die vor 
4811 angefchten bäuerlichen Wirte, den Beitrag 
jedes einzelnen Eontribuenten. Der Berpflichtungs- 
grund war vor Erlaß bes Edictes von 1811 und 
ft ebenſo auch nach Erlaß deffelben die Zugehörig- 
teit zur Gemeinde. Daraus, daß die Yugehörig- 
teit zur Gemeinde jegt nad anderen Geſetzen zu 
beurteilen ift, wie früher, fann ein Grund nicht 
entnommen werben, von bem Principe ber Regle- 
ments von 1765 und 1801 abaugehen und der 
Gemeinde die Befiter bebauter Grundftüde im 
Schulbezirke zu fubitituiren. 

Haben hiernach die Befiger von Häufern reip. 


*) o£ jept 9 25 des Zufänbigfeitßs@efeges v. 1. Hug. 1883. 
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Stellen, welche innerhalb eines Gutsbezirkes liegen, 
zu dem Brennmaterial und dem baaren Gelde für 
den Lehrer weder zu ben von ber reſp. ben Ge⸗ 
meinden aufzubringenden zwei Dritteln, noch zu 
dem Dominial-Drittel nad) dem Reglement von 
1801 beizutragen, fo ift bie Veranlagung der 
Klägerin als Stellenbefigerin zu dieſen Beiträgen 
zu Ünrecht erfolgt. Die die Veranlagung auf- 
hebende und die Rüderftattung der eingezogenen 
Beiträge anordnende Vorentſcheidung ift demnach 
fachlich gerechtfertigt. 

Unter diejen Umftänden bedurfte es keiner wei— 
teren Ermittelungen barüber, wie der veranlagte 
Beitrag berechnet ift, namentlich ob etwa in dem- 
felben ein Entgelt für ein fehlende Deputat an 
Getreide, mweldes „die wirklichen Ackerbe— 
fiper zu ſchütten haben — reſp. für andere 
Reiftungen, welche das 5 den Stellenbeſitzern 
in der Gemeinde nicht auferlegt, enthalten tft, 
oder darüber, wie der Schulbezirt zufammengefegt 
ift. Sollte derfelbe in der That nur aus guts- 
herrlichem Vorwerkslande beftehen, fo kann bier 
in eine Erörterung der Frage, wie unter dieſer 
— — die Schulunterhaltun; Baft ſich 
regelt, reſp. ob auf dem Boden der Reglements 
von 1765 und 1801 überhaupt eine Gutsſchule 
Platz hat, um fo weniger eingetreten werben, als 
die bei Entſcheidung diefer Frage wefentli be 
Speitigte —— zu rg gegenwärtigen 

echtöftreite nicht zugezogen iſt. 

DH 


4 


In der Verwaltungsſtreitſache 
der —— — Eiſenbahnbedarfs⸗ Aetien⸗ 
geſellſchaft zu Fr., Klägerin, Reviſionsklägerin 
und Revifionsbeflagten, 
wider 
den Schulvorftand zu B Beklagten, Revifions- 
Häger und Revifionsbeflagten, 
et das Königliche Oberverwaltungägericht, Erfter 

enat, in feiner Sitzung vom 21. — 1 

für Recht erfannt, 
daß auf die Revifion beider Theile, die Ent- 
ſcheidung des Löniglicien Bezirföverwaltungs- 
gerichtes zu Oppeln vom 16. Juni 1879 auf- 
uheben und auf die Berufung der Klägerin 
die Entigeibung des Kreisausfchufles des 
Kreifes Groß» Streßlig vom 10. December 
1878 dahin abzuändern, daß der beffagte 
Schulvorſtand — die von der Klägerin 
eingezogenen Schulbeiträge mit 296 Mark 
15 Pf. derfelben zu erftatten, der Werth des 
Streitgegenftandes auf 296 Mart 15 Bf. 
feftzufegen, die baaren Auslagen des Ders 
ahrens und der Klägerin in allen Inftanzen 
em Beklagten zur Laſt zu legen, im Uebrigen 
aber die Koften für alle Inftanzen außer An- 
fag zu laffen. 

on Rechts Wegen. 
Gründe, 

In Z., einer auf dem Territorium des Gutes 
©. errichteten Golonie, befteht eine fatholifche 
Säule, zu welder die Einjafien der genannten 
Coionie durch die ge der Schulauffichts« 
behörde vom 1, Mat 1863 gewiejen find. Die 
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Gutsherrſchaft S. gewährt für die Schule das fo- 
enannte Dominial= Drittel nad) Mahgabe der 
Shrtefiicen ‚Säntreglements vom 3. Kovember 
1765 und 18. Mai 1801. Als der Gutsvorfteher 
von ©. im Jahre 1876 die Gemeinde-Bweidrittel 
auf die Einfaffen bezw. die Befiger in 3. umge- 
legt Hatte, wurde auf Klage der Oberſchleſiſchen 
Ellen ahnbedarfs-Actiengefellichaft zu Fr. welche 
im Schulbezirke drei mit ſechs und fünfzig Wohn- 
häufern bejegte Grundftüde befigt, dieſe Ver⸗ 
anlagung dur das Erkenntniß des Königlichen 
Bezirköverwaltungsgerichted? zu Oppeln vom 
11. Juni 1877 bezw. das Erfenntnip de Ober- 
verwaltungsgerichtes vom 27. Februar 1878 — 
Nr. 895 — aufgehoben, weil dem Gutsvorſteher 
die Berechtigung zur Ausſchreibung von Schul- 
abgaben nit zuſtehe. Auf eine Anfrage bes 
Landrathes —5— demnächſt die Königliche Ne- 
gierung zu Oppeln unterm 29. Juni 1878 
„daß unter den obwaltenden Berhältniffen 
der Schulvorftand der Schulgemeinde 3. mit 
der Untervertheilung der nad) den genehmig- 
ten Repartitionen auf die Schulgemeinde 
allenden Lehrergehaltöbeiträge zu beauftragen 
jein werde.” 

Auf Grund diefer ihm von dem Landrathe mit- 
etheilten Verfügung unterzog fi der Schulvor- 
tand zu 8. der Untervertheilung der Gemeinde— 
beiträge und veranlagte die Oberſchleſiſche Eifen- 
bahnbedarfs⸗ Actiengeſellſchaft — die jegige Klägerin 
— ald Befigerin von ſechs und fünfalg Stellen 
unterm 18. Juli 1878 zu einem Beitrage von 
296 Mark 15 Pf. Nachdem die genannte Gefell- 
ſchaft rechtzeitig bei dem Schulvorftande remon- 
Strirt, jedoch abſchläglichen Beſcheid erhalten, und 
den erforberten Beitrag zur Vermeidung der Ere- 
eutton unter Vorbehalt gezahlt Hatte, erhob die⸗ 
felbe am 30. September 1878 

„gegen den Schulvorftand zu 3." 
bei dem Kreisausſchuſſe des Kreijes Groß-Strehlig 
Klage mit dem Antrage, zu erkennen: 
daß die Oberſchleſiſche Eiſenbahnbedarfs⸗ 
Actiengeſellſchaft nicht verpflichtet iſt, Bei⸗ 
träge zu den Unterhaltungskoſten der Schule 
in 3. zu leiſten, und daß demzufolge der 
Schulvorftand in 3. gehalten fei, die unterm 
18. En c. der Gejelihaft abgeforderten, 
ihrerjeit8 unter Proteft und Vorbehalt be- 
gabiten 296 Markt 15 Bf. Schulunterhaltungs- 
often zurüdzuerftatten, 
indem fie gleichzeitig bat, event. fie nicht für ſechs 
und fünfzig, fondern nur für drei Stellen als 
—— ichtig zu erachten. 

Der Kreisausſchuß wies die Klage ab und auf 
Berufung der Klägerin erfannte darauf das Könige 
liche Bezirksverwaltungsgeriht zu Oppeln unterm 
16. Juni 1879 „wider den fogenannten 
Schulvorſtand von Z., beftehend aus den 
drei DOrtöbewohnern der Colonie 8.: 
©, N. und G.“ 

daß das Endurtheil des Kreisausſchuſſes des 
Kreifes Groß: Strehlig vom 10. December 
1878 dahin zu beftätigen bezw. abzuändern, 
daß die Mage wegen Unzuläffigteit des Vers 
waltungsſtreitverfahrens abzuweiſen, daß die 
Koften und baaren Auslagen des Verfahrens 
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der Berufungsflägerin zur Laft zu legen und 
daß der Werth des &hreitgegenftanbes auf 
296 Mark 15 Bf. feitzufegen. 

In den Gründen des Erfenntniffes wird aus— 
geführt: 

Die mer ipline ‚Borausfehung jeder Enticheis 
dung nad) 8 77 bes Zuſtändigkeitsgeſetzes“) bilde 
die aiorberung von Schulbelträgen von zuftän- 
diger Geite. derartige Einforderung von 
Sculbeiträgen fei aber von der weiteren Boraus- 
fegung bes Vorhandenſeins einer mit Corporations⸗ 
rechten ausgeftatteten Schulfocietät und eines eine 
folde vertretenden gejegmäßig eingefegten Schuls 
vorſtandes abhängig. Diele Borausiegun fehle 
und ftelle deshalb der vorliegende Streit fih als 
ein folder zwiſchen ber Klägerin und drei die 
Säule 8 für ihre Kinder benugenden, angeb⸗ 
lich den ulvorftand bildenden Hausvätern dar. 
Es ftehe unbeftritten und thatjächlich feſt, daß die 
Eolonie 8. sinfetiehtich des Beſitzes der Klägerin 
einen communalen Beitandtheil des felbftändigen 
Gutsbezirkes ©. bilde. Nach Lage der biöherigen, 
duch den $ 31 der Kreißordnung ausdrüdlich 
aufrecht erhaltenen Geſetzgebung vertrete der Be— 
figer des Gutes allein den eibftändigen Guts⸗ 
bezirk in communaler Beziehung. Hieraus folge, 
vch innerhalb eines felbftändigen Guisbezirkes eine 
corporative Schuljocietät, ebenfo wie jedes andere 
communale Gemeindeweſen als etwas von felbft 
Entftandenes, wie der Vorderrichter anzunehmen 
heine, neben dem Beſitzer des Gutes als alleinigen 

ertreter deö mit jedem Communalverbande ver- 
bundenen corporativen ämbegeifieh nicht denkbar 
ſei. Auch ſei von feiner Seite behauptet, da 
die Eonftitulrung einer Schulfocietät mit einer 
Grundverfaffung ftattgefunden babe, was noth- 
wendig, da dad Schulreglement vom 18. Mai 1801 
eine Schule für einen Gutsbezirk allein nicht 
tenne. Der Vorderrichter erkenne gelegentlich jo= 
gar ausdrüdiih die Nichteriftenz einer geſetzlich 
conftituirten Schulfocietät an. 

Fehle e3 aber Hiernah in Ermangelung einer 
felbftändig corporativen Schulfocietät ebenfo an 
einem zur Vertretung einer folden activ legiti= 
mirten Schulvorftande, fo könne auch die Eriftenz 
eines für die Parteirolle des Beklagten im Ver— 
maltungsftreitverfahren paffiv Iegitimirten 
Schulvorſtandes nicht anerfannt werden, und fet 
en die Buläffigkeit eine Verwaltungsftreitver- 
ahrens überhaupt auögefchloffen, weil eben ein 
der Verwaltungsgerichtöbarkeit zuftändiger Weiſe 
unterworfenes Rechtsſubjeet in der Berfon des 
Bellagten nicht vorhanden fei. Aus diefem Grunde 
könne aber aud dem Bellagten die Rüdzahlung 
des von der Klägerin entrichteten Beitrages nicht 
auferlegt werden und müſſe es dem Ermeffen ber 
Zepteren lediglich überlaffen bleiben, wie fie ig 

i 


deshalb mit den drei als Schulvorſtand 
gerirenden Perſonen auseinanderjegen wolle. 
Gegen dieje Entſcheidung hat die Mägerin bie 
Revifion eingelegt. Sie hebt hervor, daß bie Ein- 
Kin G. R. und ©. nicht ald Privatperjonen, 


ondern als „Schulvorftand“ und auf Veranlaffung 
und im Wuftrage der Schulaufſichtsbehörde ges 


®) Jedi 8.46 des Gef. m. 1. Mug. 1883 (oben 5 6, An. D. 
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Handelt und bie dingsgogenen Gelder ausſchließlich 
im öffentlichen Schulintereffe wieder verausgabt 
hätten. Sie behauptet, daß die Königliche Regie— 
rung zu Oppeln felbft die ——— — 
auf die Gutsherrſchaft von ©. einerſeits und eine 
von ihr ſelbſt durch verſchiedene Verfügungen für 
rite conftituirt und fomit eriftent erachtete Schul 
jemeinde 8. andrerjeit3 vertheilt ni welde 

tere durch einen ebenfalls auf Veranlaſſung 
bezw. Berfügung der Regierung von den zur 
Schule gewieſenen Hausvätern in öffentlicher Durch 
den Umtövorfteher einberufenen und geleiteten 
Berfammlung gewählten Schulvorftand vertreten 
werde. Sie macht geltend, daß der Schulvorftand 
in diefer Sache überall im Auftrage und als Organ 
ber Königlichen Regierung als Schulauffichtöbe- 
vn und unter Aufjicht des Landrathes gehandelt 

und beantragt: 

unter Mufgebung bed angegriffenen Erkennt⸗ 

niſſes in der Sade felbft Enticheidung zu 

treffen ober diefelbe nad) Befund an das Be— 

Eier u ach zur anderweitigen Ent- 

ſcheidung zurüdzuvermeijen. 

Der beflagte Schulvorftand ift in feiner Gegen- 
erflärung biefem Antrage beigetreten, indem er 
anführt, daß er als Schulvorftand von der Schul- 
auffihtöbehörde Sertätigt fei, ald Organ der Schule 
und der Schulauffihtsbehörde gehandelt habe und 
als Betheiligter im Sinne des $ 77 des Buftändig- 
teitögejeße8*) angefehen werben müſſe. Bum Be- 
weiſe deifen hat er Abſchrift einer Berfügung ber 
Königlichen Regierung zu Oppeln an den Yand- 
rath des Kreifes Groß⸗Strehlitz vom 27. Wuguft 
1879 vorgelegt, in welcher unter Bezugnahme auf 
& 18 der Regierungsinftruction vom 23. October 
1817 in Ergänzung der Regierungsverfügung vom 
1. Mai 1863 die feit jener Zeit in 8. beftehende 
Schule ausdrücklich für eine Öffentliche, mit Cor- 
porationsrechten ausgeftattete, auf der Grundlage 
des Schulreglements von 1801 errichtete Schule 
erHärt wird. 

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
vor dem Oberverwaltungsgerichte führte der von 
dem Unterritsminifter zur Wahrnefmung des 
öffentlichen Intereſſes beftellte Commifiar Fol⸗ 
genbes aus: 

Die Schule in 3. fei als eine öffentliche 
Schule anzufehen. Diefelbe fei im Jahre 1863 
von der zuftäudigen Regierung — unter Ab- 
trennung von dem auf die Landgemeinde ©. 
und den jelbftändigen Gutsbezirt ©. ſich er- 
ftredenden Schulbezirte der katholiſchen Schule 
zu ©. — für den Bezirk der Ortſchaft B; 
welche ein Theil des genannten Gutsbezirked 
fet, eingerichtet worden. 

Dem gegenüber erſcheine Alles, was der Be- 
rufungsrichter über den Mangel einer felbft- 
fändigen corporativen Schulfocietät fage, un= 
erheblich, und die Ausführung deſſelben, daß in 
Ermangelung des Vorhandenſeins einer mit 
Corporationsrehten außgeftatteten Schulfocietät 
ein Bermaltungsftreitverfahten überhaupt unzu= 
läffig fei, verfehlt. 

a3 Buftändigkeitägefeb vom 26. Juli 1876 


®) Jet 8 48 bes Gef. v. 1. Mg. 1838 (oben 8 5, Ka.) ! 





ftatuire die Möglichleit des Streitverfahrens 
für jeden zwifchen den Betheiligten entftehenden 
Streit, ohne daß ed darauf ankomme, ob die 
Unterhaltung der Schule einer corporativen 
Schuljocietät obliege oder nicht. erartige 
ceorporative Schulfocietäten beftänden überhaupt 
nur im Geltungsbereiche des Allgemeinen Land 
echtes, nicht aber in Oft und Weftpreußen 
und auch nicht im Geltungdbereiche der beiden 
tatholifhen Schulreglements von 1765 und 1801. 

Es komme aud nicht darauf an, daß bie 
Schule jelbft kein Subject von Rechtöverhältniffen 
ei, wie in dem Erfenntniffe des Königlichen 

berverwaltungsgerichtes vom 19. September 
1876 (Entfcheidungen Bb. I &. 166—170)*) an= 
erkannt worden. 


Die Intereffen des Schul-Inftitutes könnten 
mit den Iniereſſen der Schulunterhaltungs- 
pflichtigen collidiren. Der Schulvorftand habe 
als Toliher a, die Schulgemeinde als cor= 
poratived Rechtsſubject — wo eine folhe als 
befondered Rechtsſubject beftehe, was 3. 8. bei 
Communalſchulen nicht der Fall fei — wie auch 
die Schule als Anftalt, das Schul-Inftitut, in 
Brocefien gi vertreten. Letzterer Fall liege hier 
vor. — Hiermit falle aud) der gegen die Paſſiv⸗ 
Tegitimation des Schulvorftandes erhobene Ein- 
wand, zumal ber beflagte Schulvorftand im 
Auftrage der zuftändigen Schulauffichtsbehörde 
die Klägerin zu dem ftreitigen Schulbeiträgen 
herangezogen habe. Bergt, bierbei Die Allegate 
in v. Rönne Schulweien Bd. I ©. 792.) 

Die Sache ſelbſt eriheine ſpruchreif. 

Der Schulbezirt 8. erſtrece ſich ausſchließlich 
auf einen Theil eines felbftändigen Gutsbezirts. 
In einem folden gebe es aber zu Sauibeitägen 
verpflichtete Stellenbefiger — im Sinne bes 
tatholiſchen Schulveglement3 von 1801 — nicht, 
Dies fei bereits in ber Entihetdung des König- 
Tichen — — vom 1. Novem- 
ber 1879 in Sachen R. contra L.**) ausge⸗ 
ſprochen worden. Die Veranlagung ber Klägerin 
zu den fraglichen Beiträgen bajire num lediglich) 
auf ber eben irrigen Annahme, daß Klägerin 
Stelenbefigerin im gedachten Sinne jet. 

Hiernach erfjeine der principale Klageantrag 

erechtfertigt. 

3 war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Durd den $ 18 der Regierungsinftruction vom 
23. October 1817 (Gef.-Samml. ©. 248) ift den 
Königlichen Regierungen die Aufſicht und Verwal⸗ 
tung des geſammten Elementarſchulweſens über: 
tragen. Sie find demzufolge berechtigt, öffentliche 
Elementarſchulen zu errichten und ihnen beſtimmie 
Bezirke zuzumeifen. Im Geltungsbereiche des All⸗ 
perzeinen Kanbrehtes Liegt die Unterhaltung einer 
dergeftalt errichteten Schule den zur Schule u 
wielenen Hausvätern, d. H. den wirthiaftlih 
felbftändigen, phyſiſchen Perſonen ob, welche im 
Schulbezirfe ihren Wohnſitz haben. (Enburtheil 
de3 Oberverwaltungsgerichtes vom 23. Februar 
1878, Entſcheidungen Bd. LII ©. 137.)**) Dieſe 


—— — 
ee 
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landrechtlichen Beftimmungen Hat die Vorſchrift 
unter littr. k des oben angezogenen Paragraphen 
im Wuge, wenn biejelbe den Negierungen aus- 
drücklich die Befugniß_ertheilt „Schulfoctetäten 
einzurichten.” Die Regierung kann biernad) die 
Hausväter eines beftimmten Bezirkes zu einer 
Societät vereinigen, und wenn fie dies thut und 
die Schule mit einem Vorſtande verfieht, fo fteht 
dem zur Unterhaltung der Schule verpflichteten 
Verbande die Eigenfhaft einer Corporation zu, 
deren Vorſtand die Schule, dad Schulinftitut, nach 
Außen zu vertreten hat. (Plenarbeihluß des 
Königlihen Obertribunal® vom 20. Juni 1853,*) 
Entfgeidungen Bd. 25 S. 301 ff.) Vielfach liegt 
aber die Unterhaltung öffentlicher Elementarfculen 
nicht derartigen befonderen Berfonen-Gemeinden 
ob. Theils ift dieſelbe durch Provinzialgefege 
olitifhen Körperichaften auferlegt) theils tft die 
Sürforee für da8 Elementarunterrichtsbedürfniß 
von den politiihen Gemeinden für ihren Bezirk 
freiwillig übernommen worden. ine befondere 
Schulſocietät befteht weder in dem einen, noch in 
dem anderen Falle, und fragt es fi, wer bier 
die Schule nad) Außen zu vertreten hat bezw. ob 
der Schule, dem Schulinftitute, in ſolchen Fällen 
die juriftiihe Perfönlickeit zugeftanden werben 
muß. Hierüber läßt fi), wie bereit3 von dem 
Königlihen Obertribunal in dem angezogenen 
Blenarbeichluffe bemerkt worden ift, ein allgemein 
geltender Grundfag nicht aufſtellen. Es hängt 
dies von der Art der Entftehung folder Schulen, 
fowie davon ab, in welcher Weife die Staatsgewalt 
auf die Einrichtung und Berfafjung derfelben ein- 
gewirkt Hat. Im Allgemeinen wird man an— 
nenn können, daß einer öffentlihen Schule, 
weiche nicht als die — einer poli⸗ 
tiſchen Gemeinde darſtellt und deren Unterhaltung 
weder einer Berfonen:Gemeinde, noch einer ver= 
tragsmäßig conftituirten Geſellſchaft obliegt, bie 
juriſtiſche Perſönlichkeit gutommt, fofern ihr von 
der Wuffichtsbegörde ein befonderer Vorſtand 
en beftellt worden ift. Diefer Vor⸗ 
tand vertritt die Schule als ſolche, und ihm Tiegt 
e3 ob, die Beiträge für diefelbe auf die geſetzlich 
Verpflichteten nad Maßgabe des Beieges auszu⸗ 
ſchreiben und einzuziehen. Von dieſer Auffaſſung 
geht auch die auf dem —— — — be⸗ 
ruhende Schulordnung für die Provinz Preußen 
vom 11. December 1845 (Geſ.-Samml. 1846 
©. 1 ff.) aus, indem fie in den 28 und 32 
dem ufoorftande die Auffiht über die Schule 
und die Vertretung der Schule als eines felbft- 
ftändigen Rechtsſubjectes, nicht aber die Ber- 
tretung ber zur Schule gehörigen Gemeinden und 
Ortſchaften überträgt. rt Borderridhter irrt 
biernad, wenn er annimmt, daß ein Schulvor- 
ftand nur für eine mit Corporationsrechten auß- 
geftattete Schulfocietät beftellt werden fünne und 
daß nur ein derartiger Schulvorftand zur Aus- 
ſchrelbung und Einziehung von Schulbeiträgen 
beredhtigt ſei. Seine auf unrichtiger Anwendung des 
beitehenden Rechtes beruhende Entfcheidung war 
deshalb aufzuheben. 


En) 


$ 314 Anh. L 
of. 5 251 Rr. 6. 
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In der Sache felbit erfcheint es Hr gwelfel- 
aft, daß die Schule in Z. welche durch die Ver- 
ügung der Königlichen Regierung vom 1. Mei 
1863 für einen beftimmten, räumlich begrenzten 
Bezirt geſchaffen iſt und der Erfüllung ber allge 
meinen Schulpfliht dient, als eine öffentliche 
Schule anzufehen ift. Einer Berfonen-&emeinde 
liegt die Unterhaltung derfelben nicht ob, auch ift 
von feiner Seite behauptet, daß die Unterhaltung 
derfelben vertragamäßig geregelt ſei. Die Negter 
rung bat fi) darauf befhränft zu erklären, daß 
die Unterhaltung nach Maßgabe des katholiſchen 

ulreglement3 von 1801 — weldes bie land⸗ 
rechtlichen Schulfocietäten nicht kennt — zu er- 
fgigen habe. Sie Hat ferner der Schule einen 
orftand beſtellt. ternah kann diefe Schule 
nad dem oben Sefagten nur als ein felbftändiges 
Rechtsſubject angefehen werden, deſſen Vertretung 
nad; Außen und namentlic den durch das Geſeß 
beftimmten Unterhaltungspflichtigen gegenüber dem 
eingefegten Borftande obliegt. Legterer erſcheint 
demnach aud befugt, die eguibeiträge auf bie 
vermeintlich Berpfficteten außzufchreiben und ein- 
uheben, fowie die Veranlagung im Berwaltungd- 
eitverjahren nad} $ 77 des Zuftändigteitägejeges*) 
zu vertreten. Mit Recht hat daher die Klägerin 
gegen in Die Klage gerichtet. Und die Klage erſcheint 
begründet, da der beflagte Schulvoritand feine 
Veranlagung lediglich auf die 88 18 und 19 des 
tatholiſchen Schulteglements vom 18. Mai 1801 
und den Umftand, daß Klägerin ſechs und fünfzig 
Stellen im Schulbezirke bejige, geftügt hat. Un— 
beftritten umfaßt der Schulbezirt nur Theile eines 
Gutsbezirkes, und Beligern von fogenannten 
Stellen im Gutsbezirk ift eine Schufbeitragspflicht 
in dem Reglement von 1801 nicht auferlegt. — 


5a. Berpflidgtung der Dominien jeder Confeffion. 


(Ext. des D.B.:8. v. 18. Sept. 1878.) 
In Rudnit beſteht eine katholiſche Gemeinde 


ſhule. Zu dem Baargehalte der Lchrer haben die 
Befiger der Güter Rudnit und —5 als 
Herrſchaſten in Gemäßheit des 8 19 des fatho- 


ſchen Schulreglements vom 18. Mai 1801 ein 
Drittel beizutragen. Von dieſem Drittel entfielen 
bis zum Sabre 1873 auf den Beſitzer des Gutes 
Auduit 62 ME. und 10 Pf. Im Jahre 1873 
orbnete die Königliche Regierung zu Oppeln eine 
weitere Berbefferung ber Lehrergehälter, welche 
bis dahin für den Sehrer 216 Mart, für den 
Adjuvanten 120 Mark betragen hatten, an, was 
zur Folge hatte, daß nunmehr von dem Befier 
des Gutes Rudnik ein um 56 ME. 14 Bf. höherer 
Beitrag zu dem Dominial-Drittel erhoben wurde. 
Der Beſitzer des genannten Gutes, v. ©., hält 
fi zu diefer Mehrleiftung nicht für verpflichtet. 
Er Hat deshalb wegen des von ihm pro 1876 er⸗ 
forderten Beitrages gegen die Schulgemeinde Klage 
erhoben und beantragt zu erkennen, daß er für 
da8 Jahr 1876 zu der Beſoldung des Lehrers 
und des Wdjuvanten zu Rudnik nur einen Bei- 
trag von 62 Mt. 10 Er u entrichten verpflichtet 
und von dem geforderten hetbetrage von 56 Mt. 
14 Bf. freizulafien. 


®) Jept 5 46 des Gef. v. 1. Ang. 1883 (5 5, Auh. D. 
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Nach Anhörung ber auf Antrag des Klägers 
beigeladenen Königlihen Regierung zu Oppeln 
ertannte der Kreisausſchuß des Kreiſes Ratibor 
unterm 20. März 1877 auf $reilafjung des Klägers 
von dem auf ihn repartirten Mebrbetrage von 
jährlich 56 Mt. 14 Pf. Dieſe Entſcheidung wurde 
— jedbod) dem Klageantrage entiprechend, unter 
Beiräntung auf den pro 1876 geforderten reſp. 
erhobenen Mehrbetrag — in der Berufungsinſtanz 
von dem Königlihen Bezirföverwaltungsgerichte 
Ein Oppeln durch Urtheil vom 29. October 1877 
eftätigt. 


In den Gründen wird audgeführt, daß die |! 


Prüfung der Frage über die Befugniß der König- 
lihen Kegierung zur Anordnung von Lehrerge- 
baltserhöhungen unterbleiben könne, weil die Bar- 
teien barüber nicht ftritten. Was die Aufbringung 
eines die Sätze der 88 12, 13 des Tatgoftihen 
Schulreglement? vom 18. Mai 1801 überfteigen- 
den Mehrbetrages betrefie, jo enthalte das Regle= 
ment barüber feine Bejtimmung, da ber 8 19 
deffelben nad Stellung und Anordnung ded Ge— 
feged nur auf die vorgeichriebenen Minimalfäpe 
bezogen werben könne. Ein PBrincip, die Gutd- 
gerrkhaften zu einem Drittel für das Baargehalt 
des Lehrers in beliebiger Höhe ji belaften, könne 
darin nicht erfannt werden. Ein ſolches Princip 
würde ber Gefeßgeber, der damit für die Provinz 
Sclefien eine Übweihung von der allge= 
meinen aa ale geihaffen 
Bett, ganz —— durch einen entſprechenden 
efonderen Ausdruck gekennzeichnet haben. Dem- 
nach habe die Gutsherrſchaft von Rudnik nur 
Dasjenige zu den Lehrergehältern in Rudnik beis 
zutragen, was fie bisher nach Uebereintommen, 
welches das Minimum des Schulreglement3 über- 
fchreite, ee abe, nämlich jährlih 62 Mt. 10Pf. 
Gegen dieſe Entſcheidung hat bie beigeladene 
Königliche Regierung die Revifion eingelegt und 
des Näheren auögeführt, daß die Gründe des 
Vorderrichters gegen die katholiſchen Schulregle⸗ 
ments vom 3. November 1765 und 18. Mai 
1801, namentlich den $ 19 des letzteren verftießen, 
nad welchen die Herrihaften zu einem Drittel 
des Banrgehaltes bed Lehrerd verpflichtet feien. 
Es wird beantragt, das angegeiffene Erkenntniß 
aufzuheben und auf gänglihe weiſung der Klage 
u erfennen. Die beflagte Gemeinde Hat ſich 
tiefen Ausführungen und Anträgen angeſchloſſen. 
egen bat der Stläger die Verwerſung der 
Revifion beantragt und zur Widerlegung der in 
dem Endurtheile des Oberverwaltungsgericht3 vom 
2. December 1876 (Entſcheidungen % Ie. an 
enthaltenen Redhtsausführungen insbefondere no: 
bemerkt, daß in den Worten der Ausführungsver⸗ 
ordnung vom 4. Juli 1801: 
„In Abſicht der Concurrenz zur Unterhaltung 
des Lehrers zwiſchen Herrihaften und Ges 
meinden ift { 19 sub a der allgemeine 
Grundfag angenommen, daß die Herr- 
haft, von melder Religion fie fei, zum 
Drittel concurriren müffe Dies 
inbdet nun auch nad) Analogie bei Kirchen in 
nfehung der Schulhäufer ftatt und wird 


*) 9 2880 Rr. 4b. 
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hiernach $ 36 Tit. 12 Thl. II des Landrechts 
näher beitimmt“ 
der Ton gewiß nicht, wie dies in jenem Erfennt- 
niffe geſchehen, auf die Worte: „Der Allge- 
meine Grundfag“, fondern auf Das, was mit 
demjelben zum Ausdrud kommen folle, nämlich auf 
die Worte: „daß die Herrſchaft, vom welder 
Religion fie fei, zum Drittel concurriren 
müffe“, zu legen fet, wie dies auch wohl das 
Nächftliegende in „einem für eine confeffionelfe 
Art von Schulen erlaffenen Gefeße fei.“ 
Bei diefer Sachlage war, wie geſchehen, zu er 


ennen. 

Das Recht der Schulaufſichtsbehörde, das Ge⸗ 
Fr der Sehrer an einer latholiſchen Gemeinde⸗ 
chule auf ein Mehreres als die in ben 88 12,28 
des Schulreglemenis für die niederen katholiſchen 
Schulen in den Städten und auf dem platten 
Lande von Schlefien und der Grafſchaft lag vom 
18. Mai 1801 (Reue Korn'ſche Edictenfammlung 
Bd. VII ©. 266) beftimmten Minimalfäge feſtzu⸗ 
ftellen, tft von den Parteien nicht beftritten, unter- 
liegt überdies feinem Bweifel, wie bie in bem 
Erfenntniffe des Oberverwaltungsgeriht3 vom 
5. April 1878 (Entfheidungen Bd. LIT S. 143)*) 
nachgewieſen it. Es fragt fi daher nur, ob im 
Sale einer derartigen Erhöhung Gemeinde und 
Gutsherrſchaft verpflichtet find, das über bie 
Minimaljäge Hinausgehende nah dem im $ 19 
des Reglementd beftimmten Xerhältniffe aufzu= 
bringen. Dieje frage aber ift zu bejahen. Aller 
dings hat der $ 19 des Meglement3 im Anjchluß 
an die 88 12, 13, 18 zunädft nur den Fall der 
Erhöhung des Lehrergehaltes bis auf 50 Thlr., 
über melden Sag hinauszugehen die Kammern 
aus eigenem Rechte nicht befugt waren, im Auge. 
Dies ſchließt indeß nicht aus, daß in dem im 
8 419 feitgefegten Vertheilungsmodus ein allge 
meine3 Brincip aufgefteitt ift, welches überall dba 
ur Anwendung gebracht werben muß, wo eine 
Erpögung des Lehrergehalts einzutreten hat, um 
dem Lehrer den ihm nah z 14 des General- 
Landſchulreglements für Schlefien vom 3. Novem⸗ 
ber 1765 (Korn’fche Edictenfammlung Bd. VIII 
S. 780 ff.) zuftehenden „convenablen Unterhalt” 
zu gewähren. Die Richtigkeit diefer Annahme 
ergiebt fi, wie dies bereit3 in der Entſcheidung 
des Oberverwaltungsgeriht® vom 2. December 
1876 (Entfchetd. Bd. I ©. 205)**) ausgeführt ift, 
aus den 22, 23, in denen ſchlechthin die Bei- 
tragöpflicht des Dominiums zum Holzbeputat und 
Geld als auf ein Drittel bemefien angenommen 
wird, namentlid aber aus ber —— * sver⸗ 
ordnung vom 4. Juli 1801. Wenn der Reviſions⸗ 
beffagte meint, daß in den oben citirten Worten 
derjelben der Ton auf: „von welder Reli- 
gion fie ei“, gelegt werben müffe und zivar, 
weil es fi) um eine confeffionelle Art von 
Schulen handele, IL ift ihm entgangen, daß das 
General-Landihulreglement vom 3. November 
1765 in den 13 und 14 bereit3 ben Herr⸗ 
(haften ohne Unterfhied der Religion 
die Beitragspflicht für die katholiſchen Schulen 
auferlegt hat und daß als neu in dem Reglement 
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vom 18. Mai 1801 nur die Beftimmung des Bei- 
tragsverhältniffes der Herrfhaft und der Gemeinde 
u !/s reſp. %s gelten fann. Daß in der Aus— 
Higringsverorbnung bat hervorgehoben werden 
folen, die Heranziehung der Herrſchaft zu einem 
Drittel fei der angenommene allgemeine Grund⸗ 
fag, geht auh aus dem 2. Sage hinſichtlich ber 
Sculbauten hervor, wie ja denn in der That das 
Reglement in den erften Jahren nad) feinem In— 
trafttreten dahin ausgelegt worden ift, daß die 
Herrfhaften dadurch verpflichtet würden, auch zu 
den Bauten das DominialsDrittel beizutragen. 
Sit auch diefe Auslegung fpäter als irrig Kuhn: 
geben worden, weil der Baupflicht in dem Regle— 
ment von 1801 nicht Erwähnung ga) fo 
gigt dies doch, welche weitgehende Bedeutung die 
erfafler des Reglements dem 8 19 gegeben 
wiffen wollten. 3 ift dabei auch nicht außer 
Acht zu laſſen, daß das Reglement von 1801 fi 
nicht als eine Abänderung des Preußifhen Allge⸗ 
meinen Landrechts, welches für die Schleſiſchen 
tatholifchen Gemeindeſchulen niemals Geltung & 
habt hat, fondern als eine Ergänzung und Er- 
läuterung eines Schlefifhen allgemeinen Landes⸗ 
gelepes, des Generals —— men vom 
3. November 1765 darftelt. Das Landrecht kann 
daher auch nicht zur Declarirung des Schulregles 
ment3 von 1801 refp. zur Ausfüllung etwaiger 
Lücken defelben herangezogen werden. Das letztere 
ift vielmehr Tediglih unter Bugrundelegung bes 
eglements von 1765 zu interpretiren. Und ba 
lann e3 nicht Soeifefgaft fein, daß, nachdem das 
Reglement von 1765 die Beittngspflict der Herr= 
ſchaften ohne Unterſchied der Religion zum cons 
venablen Unterhalt der Lehrer an den Tathofifihen 
Gemeindeſchulen conftituirt und nur da8 Map 
diefer Pflicht nicht fizirt hatte, der $ 19 des Regle— 
ments von 1801 in der Feſtſetzung des Beitrages 
auf ein Drittel alle Fälle Koh mollte und ge= 
troffen Hat, in denen — im Gegenſatze zu den⸗ 
jenigen, in melden es nad den 88 11 und 12 
beim Alten blieb — eine Berbeflerung behufs 
Gewährung eines auskömmlichen Unterhaltes über⸗ 
haupt eintreten mußte. Der Borberrichter wendet 
daher, indem er burd den $ 19 des Heglements 
von 1801 nur das Beitragsverhältniß don Ge— 
meinde und Herridaft für die Aufbringung der 
Gehalt3:Minima als gegeben erachtet, das Sieh 
unridtig an. Seine Entfcheidung war deshall 
aufzuheben und in der Sache ſelbſt aus den an⸗ 
eführten Gründen das Erkenntniß des Kreisaus- 
Ahufes des Kreiſes Ratibor dahin abzuändern, 
daß der Kläger mit der auf Ermäßigung des auf 
die Gutsherrſchaft Rudnit pro 1876 ausgeſchrie⸗ 
benen, = $ 19 des Reglement? vom 18. Mai 
1801 bemeſſenen Beitrages zu den Lehrergehältern 
gerichteten lage abzuweifen. 
D.B.:8. Rr. L 1083. 
5» Zerpſigtuus der Dominien zum Unterhalt 
evaugeliſcher a in „Db gemifchter 
on". 


(Ext. bes Reichsgerichts IV. Civil-Senat v. 2. Jan. 1882.) 
Die weitre unter den Parteien ftreitige Frage, 
ob durch den Artifel 2 des Geſetzes vom 14. April 
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1856 (zu Artikel 42 und 114 der erfaflungs- 
Urkunde) und die Kreißordnung vom 13. December 
1872 die Verpflichtung der Gutsherrfchaften zur 
Leiftung von Schufbeiträgen aufgehoben jet, iſt 
zu_verneinen. Aufgehoben find freilich durch das 
erftgenannte Geſetz bie aud dem geridts- und 
ſchußherrlichen Berbande und der Erbunterthänig- 
teit — — Verpflichtungen und demeni⸗ 
ſprechend die ——— welche den Be- 
theiligten dafür bisher oblagen. Daraus folgt 
aber noch nicht, daß das Inſtitut der Gutsherr- 
ficteit in den Beziehungen der Gutsherrſchaft zu 
den Gemeinden Yelehrhin befeitigt fei._ Das 
Gegentheil ift vielmehr mittelbar aus dem 8 28 
der Kreisorbnung und dem $ 48 bes Gefeges Über 
die Buftändigfeit der Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichte vom 26. zul 1876 zu ent- 
nehmen, mo ein in gewiſſen iehungen fortbes 
ftehendes NRechtöverhältniß der Gutsherrn zu den 
Gemeinden vorausgefegt wird. Wo bejondere 
Geſetze beftimmte Verpflichtungen privatrehtlicher 
Natur den Gutsherrichaften auferlegt haben, we 
ſich nicht deutlich als Ausflüffe des gericht3- oder 
ſchutzherrlichen Verhältniſſes oder der Erbunter- 
thänigfeit kennzeichen, konnte deren Befeitigung 
nur durd) ausgeiprochene Aufhebung der betreffen- 
den Gejege erfolgen. Das Reglement für die 
niederen Schulen in den Städten und auf dem 
platten Lande für Schlefien und die Grafſchaft 
Glatz vom 18. Mai 1801 bejteht aber nody heut 
mit Geſetzeskraft. Speciell wegen der gutöherr- 
lichen Verpflichtungen gegen Schulen hat ſowohl 
das vormalige Preußiiche Obertribunal in dem 
Ertenntniffe vom 4. Sanuar 1865 (Striethorft 
Archiv Band 58 Seite 44) als auch das Ober⸗ 
Berwaltungsgericht in dem Urtheile vom 29. Ro= 
vember 1876 (Enticeidungen Band I Seite 196) *) 
das Fortbeftehen derjelben ausbrüdlih ausge- 
ſprochen, daffelbe auch mittelbar in mehreren über 
betreffende Verpflichtungen der Gutsherrſchaften 
ih verhaltenden Entfheidungen anerfannt (Ents 
hetdungen Band I Seite 205**), 211 **) Band III 
Seite 116, 1434); Band IV Geite 186 +}) 20444). 
Die weiter angeregte Frage, ob die jegt ver- 
Hagte Gutsherrſchaft zur Entrichtung der r egen⸗ 
über von der klagenden Schulgemeinde geforderten 
Beiträge verbunden iſt, wenn man die beſtrittene 
Anwendbarkeit des Reglements von 1801 auf Be⸗ 
foldungen evangelifher Lehrer in Dörfern ge- 
mifchter Religion an ſich einftweilen vorausſetzt 
— ift A bejahen, Im $ 12 des Reglement wird 
dad Minimaleintommen eines Lehrers an Woh— 
nung, Garten, Holz, Deputat, Weiderecht und 
baarem Gelde feſtgeſetzt. 
Im $ 18 Heißt e®: 
„Findet jih, daß der Schullehrer mehr ges 
habt hat, als bie Feftfegungen des 8 12 be- 
jagen, fo ſoll fein Nachfolger nicht verkürzt 
werden. Auch bleibt es bei der bisherigen 
obfervanzmäßigen Aufbringung zwifchen 
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Herrſchaft und Gemeinde Hat er aber 
weniger gehabt, fo tritt aladann der Fall 
ein, daß er verbefiert werden muß, und die 
Vertheilung foll in folgender Art geichehen:* 

8 19a. „Bu dem Brennmaterial und dem 
baaren Gelde muß die Herrſchaft, von welcher 
Religion fie fei, ein Drittheil beitragen, und 
zwei Drittheile tragen die Stellenbefiger und 
die Gemeinde.” 

Auf Grund diefer fepten Beftimmung ift die 
jebige Klage erhoben. Unftreitig hat die Schule 
zu Gr.⸗R. ſchon im vorigen Jahrhunderte, alfo 
ihon vor 1801 beftanden, und unftreitig ift die 
verflagte Gutsherrſchaft erft feit vem 1. Januar 
1871 zur Leiftung von Schulbeiträgen herangezogen 
worden. Sie hat daher in der Revifionsinftanz 
die Einreden ihrer Befreiung durch Obfervanz und 
durch Verjährung geltend gemadt. Dieſelben 
tönnen jeboch nad den 88 11 Rr. 5, Theil I 
Titel 15 Allgemeinen Geriht3ordnung nicht mehr 
für zuläffig erachtet werben, 

Anlangend nunmehr die maßgebenden Beftim- 
mungen ded Reglements, fo unterjcheibet daffelbe 
in ben 88 4 bis 6 zwifchen Tatholifhen, pro- 
teftantijhen und Dörfern gemifchter Re 
Higton. Für ganz katholiſch oder ganz proteftantifch 
fol aud ein Dorf gehalten werden, wenn zur 
Beit der Bublifation des Reglements 
nicht mehr als der fechite Theil der Stellenbefiber 
IR anderen Religion gehörte. Dörfer gemifchter 

eligton find dagegen ſolche, in welden die Min- 
derheit der Stellenbefiger zur Zeit der Publication 
mehr als ben fechiten Theil ſümmilicher Stellen- 
befiger beträgt. 

ach Behauptung der Hagenben Gemeinde über- 
fteigt die Zahl der katholiſchen, die Minorität 
bildenden Befier den fechiten Theil; Gr.-R. würde 
aljo unter Boraußfegung diefer, von der Verflagten 
beitrittenen Behauptung ein Dorf gemifchter Re- 
ligion fein. — Wäre der dortige Lehrer Tatho- 
Ufer Eonfeffion, fo würde — was aud) die Ber- 
MHagte anerkennt — ihre Verpflichtung zur Leiftung 
u dem Dienfteintommen defjelben außer jedem 
weifel fein. Der Lehrer in Gr.-R. bekennt fi 
jedod) — wie dies auch im Jahre 1801 der Fall 
war — zur proteftantijchen Confeſſion. Deshalb 
beftreitet die Berklagte ihre Verpflichtung, aus- 
führend, daß in einem folhen Falle das Reglement 
niemal3, auch nicht in Dörfern gemifchter Religion 
den Gutsheren zur Leiftung von Beiträgen ver 
pflichte. je iſt nicht anzuerkennen. 

Bereits am 3. November 1765 ift ein am 
14. ejusd. publizirte® Iandeöherrlihes Schul- 
reglement für die „Römiſch-Katholiſchen“ 
im Serpo thume Schlefien und der Grafſchaft 
Glatz er] en worben, welches lediglich über fatho= 
liſche Schulen und katholiſche Lehrer ſich verhält, 
und in weldem von Dörfern gemifchter Religion 
nicht die Rede if. Es Heißt nur in der Ein- 
leitung zn dem Schulreglement von 1801 wörtlid: 

„Das katholiſche Schul- Reglement für 
Schleſien vom 3. November 1765 enthält 
ywar fehr viele gute Vorjchriften, und wir 

eftätigen und wiederholen es auch in gegen- 
wärtigem, infofern e8 dadurch nicht aufge- 
hoben und näher erläutert wird. Allein wir 
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baben darin alles dasjenige vermißt, was 
en, Unterhaltung der Schule nothwendig 
iſt 20. 

„&benfo nothwendig ift es, genau zu bes 
ftimmen, wie e3 in Dörfern gemijchter 
Religion, deren es in Schlefien fehr viele 
ge mit Anfegung der Lehrer und des 

chulunterrichtes gehalten werden ſoll.“ 

Hieraus folgert die Berflagte, daß das neue 
Reglement bei Dörfern gemifähter Religion nur 
über die Anftellung der Lehrer und ben 
Unterricht von dem älteren abweichende Vor— 
fchriften geben wolle, während die über die Be— 
foldung fi verhaltenden neuen Beftimmungen 
— auch joweit es fa um Dörfer ‚gemtiäter e⸗ 
ligion handle — lediglich auf die darin angeſtellten 
tatholiſchen Lehrer anwendbar ſeien. 

Dieſe Folgerung iſt nicht zutreffend. Der $ 6 
beftimmt wörtlich: 

In Dörfern gemifchter Religion ſoll der 
Schullegrer von der Religionspartei fein, 
von weicher er biöher gewefen ift, und ent⸗ 
ſcheidet auch hier wieder der bemeldete Nor- 
maltermin (nämlih die Publication des 
Reglement). Es jteht zwar der anderen 
Religionspartei frei, fi einen eigenen Schul⸗ 
lehrer ihrer Religion zu erwählen; doch müffen 
beöhalb die dem alten Schullehrer ausge⸗ 
mittelten ober einem neuen diefer Religion 
nad 8 12 auszumittelnden Emolumente nicht 
geſchmälert werben, ebenfowenig ala die andere 
Bartei nöthig hat, zum Bau und zur Er- 
haltung des neuen Schulhaufes zu concurriren.” 

Schon diefer 8 6 zeigt, daß dad Reglement in 
gemiſchten Dörfern nicht nur über die Änſtellung, 
ſondern aud) über die Befoldung der 7— eine 
Beſtimmung trifft, welche zwiſchen katholiſchen und 
proteſtantiſchen Lehrern nicht unterſcheidet, und 
bei einer eintretenden Trennung der Confeffionen 
ſchlechthin dem alten Lehrer, wie dem neuen das 
reglementsmäßige Dienfteintommen fihert. Die 
88 18 und 19 ferner geben, ohne über die Con— 
feifion be3 Dorfes oder des Lehrers ſich auszu⸗ 
ſprechen, darüber Beftimmung, daß und mie bei 
einem nicht normalen Dienfteintommen baffelbe 
verbefiert, und nad) welchem Berhältniffe die Guts⸗ 
berrfhaft und die Stellenbefiger dazu beitragen 
follen. Demnächſt verordnet der $ 22 wörtlid: 

„Wenn in einem Dorfe unter 50 Beſitzern 

wei Schullehrer verfchiedener Religion ſchon 
Jet find, fo ift das von der Herricaft zu 
entrichtende ein Drittheil an Holz, Deputat 
und Geld unter Beide zu theilen.” 

„Iſt aber jego nur eine Schule dort vor= 
handen, fo hat die Herrſchaft ihren Beitrag 
nur dem Schullehrer der sligionaparkei zu 
entrichten, welcher bei Publication dieſes 
Reglementd dort vorhanden war. Will die 
andere Religionspartei fi einen eigenen 
Lehrer erwählen, jo fteht ihr dieſes ganz frei, 
body ohne die Einkünfte des Schullehrers der 
anderen Partei zu ſchmälern, ald welcher ein 
gegründetes Recht darauf hat.” 

Diefe Beftimmungen, welche die verfhiedenen 
Fälle betreffen, wo im Jahre 1801 in einem 
Dorfe zwei Lehrer verfchiedener Confeſſion an 
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mei Schulen, und wo Beide an ein und ber 
Ffben Säule angeftellt waren, fprechen zwar nicht 
ansbrüdlih von Dörfern gemifchter donfeffion. 
Aber im Hinblide auf die in der Einleitung zum 
Reglement unzweideutig fundgegebene Yohat. 
„genau zu beftimmen“, wie es in Dörfern ge- 
miſchter Religion mit der Anfegung des Lehrers 
gehalten werden folle, und bei der mwejentlichen 
— —— des Schlußſatzes in dem nur 
auf Dörfer gemiſchter Religion ſich beziehenden 
8 6 mit dem Schlußſatze des 8 22, kann die An— 
wendbarkeit des Iegteren auf Dörfer ber bezeich⸗ 
neten Kategorie nicht bezweifelt werben. ud) 
das Oberverwaltungdgeriht hat in den Gründen 
feines Urtheiles vom 27. December 1876 (Ent- 
ſcheidungen Band I Seite 217)*) ausgeführt, dab 
eben die nad) der Einleitung für die Dörfer ges 
miſchter Religion zu treffenden Beſtimmungen in 
den $$ 6, 7, 22, 23 enthalten feien. Der $ 22 
verpflichtet aber die Gutsherrſchaft in nicht miß- 
zuverſtehenden Worten, beim Borhandenfein von 
zwei Schulen mit Lehrern verſchiedener Confeffionen 
da8 normalmäßige Drittheil der Emolumente 
unter beide Lehrer zu theilen, alſo mit Einfluß 
de3 zur evangelifchen Confeſſion fi bekennenden, 
beim Borhandenfein nur einer Schule, ihren Bei⸗ 
trag nur dem Lehrer derjenigen Religion zu ge 
währen, welder dort 1801 vorhanden war, aljo 
ohne —— ob derſelbe Katholik oder 
Proteſtant war. Die in der Reviſionsſchrift gel⸗ 
tend gemachte Anficht, das mit dem im zwelten 
alle gebrauchten Ausdrude: „Beitrag“ nicht das 
in dem $ 198 vorgefchriebene ein Drittheil ge- 
meint fei, läßt fi) faum anders als wilftürfi 
begeihnen, um fo mehr, als anderen Falles nicht 
ertennbar fein würde, zu was für einem Beitrage 
die Herrſchaft verpflichtet fein fol. — In une 
mittelbarem Zufammenhange mit dem 8 22 fteht 
der $ 23, welcher lautet: 
„Sind zwei Schullehrer ſchon jetzt an einem 
Orte von mehr ald 50 Befigungen vor- 
— fo muß die Herrſchaft zum Unter 
alte eines Jeden ein Dritiheil beitragen.“ 
Bunädjt deffarirt derjelbe mittelbar das in bem 
boraufgehenden $ 22 gebrauchte Wort: Beitrag, 
welches dort augenſcheinlich nur als eine ftiliftifche 
Abwechslung für Drittheil gewählt worden tft. — 
Weil jodann der $ 23 dem Wortausdrude nad 
nur den Fall behandelt, wo 1801 zwei Lehrer 
an einem Orte von mehr als 50 Befigungen fi) 
befinden, im Streitfalle aber in einem Dorfe von 
mehr als 50 Befigungen nur ein Lehrer vor- 
handen war, fo findet Revidentin für diefen Fall 
eine Lüde in dem Reglement und erachiet dem⸗ 
gemäß eventuell die landrechtlichen Vorſchriften 
der 88 29-33 Teil II Titel 12 für maßgebend. 
Da eine größere Präcifion des Ausdrudes in 
den $$ 22 und 23 wünſchenswerth geweſen wäre, 
kann zugegeben werden. Indireft ift aber aus 
dem Bufammenhange beider Baragraphen zu ent- 
nehmen, daß beim Vorhandenſein nur eines 
Lehrers in einem Dorfe von mehr als 50 Stellen- 
befigern dem Einen von ber Gutsherrſchaft das 
nad) den 88 12, 198 bejtimmte ein Drittheil zu 
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gewähren jei. Die Annahme der Revidentin würbe 
u dem jeltfamen Refultate führen, daß die Herr- 
Fakt in dem kleineren Borfe jebenfall® zur 
Beitragung eines Drittheils, getheilt oder un- 
etheilt, verpflichtet fei, in bem gzoberen aber 
eim VBorhandenfein von zwei Lehrern zu zwei 
Drittheilen, und beim Vorhandenfein nur eines 
Lehrers nad) den 88 29—33 Theil II Titel 12 
Allgemeinen Landrechts zu nicht? oder in dem 
Falle des 8 33 nur jubfidiarifc verpflichtet wäre. 

Die Berklagte erachtet die betreffenden Beftim- 
mungen des Reglements auch deshalb nicht für 
anwendbar, weil die Schule zu Gri-R. nicht mit 
derjenigen identiſch fei, welche bort ſchon 1801 be⸗ 
ftanden Habe. Es beitanden nämlih in jeder 
ber beiden Gemeinden Gr.R. und &, zu denen 
die Verklagte in dem Verhältniſſe einer Guts- 
berrfchaft fteht, ſchon im Jahre 1801 Schulen. 
An der Schule in 2. war jedoch fein befonderer 
Lehrer angeftellt, vielmehr ertheilte damals ber 
Lehrer zu Gr.-R. ſelbſt und bezw. durch einen 
ihm zugeordneten Wdjuvanten auch den Unterricht 
in der L’er Schule. Diefes Verhältniß dauerte 
bis 1871, wo die Bezirföregierung auf Grund 
des ihr nad) $ 18k der Geihäftsinftruction für 
die Regierungen vom 23. October 1817 zuftehen- 
den Rechtes in 2. einen befonderen Lehrer anftellt. 
Dadurch murden aber keine neuen ulen ge= 
inet, welche im Uebrigen, wie fie [don 1801 
eftanben, beftehen blieben. Dem Lehrer in Gr.-R. 
mußte nad) wie vor fein Gehalt unverkürzt bes 
laffen, bezw. wenn es der Unforberung bes $ 12 
des Reglements nicht entſprach, nad) Maßgabe 
der 88 18, 19a verbeffert werden. Nicht minder 
mußte die Befoldung des neu anzuftellenden evan- 
elifchen Lehrers an der L’er e nad) ben» 
jelben Beftimmungen feftgeftelt und aufgebracht 
werden, da auch diefe ule fchon 1801 durch 
einen evangelifhen Lehrer verwaltet wurde, in 
dem als folder ſchon damals und bis zum Jahre 
1871 gleichzeitig der Or.«R.’ex Lehrer fungirt hatte. 
Dies Alles hat der Appellationsrichter in ber ans 
gefochtenen Entſcheidung, auf deren ®ründe in 
diefer Beziehung hingewieſen wird, ausführlich 
erörtert. Es erübrigt noch die Beantwortung der 
Frage, ob gemäß $ 6 des Reglements Gr.R. für 
ein Dorf gemifchter Religion zu erachten tft. (Hier 
olgt auf Grund des Beweißverfahrend die Con—⸗ 
tatirung der Eigenſchaft von Gr.:R. als eines 
damaligen Dorfes gemifchter Religion.) Hier 
2 mußte das angefochtene Ertenntniß beftätigt 
werden. — 


6. Nxabhängigteit der Verpflichtung bee Dominien 
von dem Beliy au Grund und Boden am Schulort. 

Em. Hochwohlgeboren Beſchwerde vom 14. Juli 
d. 3. wegen Heranziehung zu dem Gehalt für den 
evangeliichen Lehrer in K. kann, wie ih Ihnen 
bei Büdgabe der Anlage eröffne, nicht als be= 
gründet anerfannt werden. 

Da dad Dorf K. nad) der Ritterſchaftsmatrikel 
u dem Nittergute N. gehört, fo find Sie als 

jefiger des lehtern unzweifelhaft als Gutsherr 
von K. anzuſehen, wie Sie denn auch noch gegen⸗ 
wärtig die ortsobrigkeitliche Gewali über dieſe 
Ortſchaft ausüben. Hierin ändert es nichts, daß 
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durch die neuere Geſetzgebung bie ben Rittergütern 
zugeſtandene Jagdgerechtigkeit fortgefallen üt. 

e find Ew. Hochwohlgeboren nach & 19 
des katholiſchen Schulreglement? vom 18. Mai 
1801 und dem Allerhöchſien Landtagsabfchied vom 
22. Februar 1829*) verbunden, ' zu dem regles 
mentsmäßigen baaren Gehalt und dem Holz 
deputat für dem Lehrer beizutragen. Daß Gie 
feine Grundftüde in K. bejigen, hat nah den 
angeführten Gefegeöftellen nicht Ihre gänzliche 
Befreiung, fondern nur die Freilaffung von Bei—⸗ 
trägen zu dem Getreidedeputat zur Folge; zu dem 
legtern find feine Beiträge von Ihnen verlangt. 

Endli kann auf den Umſtand, daß Sie biöher 
Hr in dem vollen gefeglihen Umfang zu dem 
Lehrergehalt in K. berangszogen worden Kb, kein 
entiheidendes Gewicht gelegt werden, weil es fich 
erft gegenwärtig darum handelt, dad Einfommen, 
welches bisher nur 93 Thlr. 25 Sgr. 6 Bf. be- 
trug, auf den niedrigft zuläffigen Sag von 165 Thlr. 
gu bringen, und Ihre Behauptung, daß die zum 

Ättergute N. gehörigen Ortſchafien jelbftändig 
ihre Schulen gegründet und deren Unterhaltung 
ohne Betheiligung der Gutsherrſchaft übernommen 
hätten, unerwiejen geblieben ift. 

— — erſcheinen die Feſtſetzungen der König— 
lichen Regierung zu N. wegen Jhrer Berpflichtung, 
zum Lehrereinlommen in 8. beizutragen, völlig 
gerechtfertigt. 

Berlin, den 7. October 1863. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


u 
be Riergabeer derm ac. ıc zu R. (im ber 


ing © 
ber 


7. Berpflitung der Dominien zur Aufbriugun, 

des Gehalts für dem Adinvanten eines Doppel⸗ 

ſchulſyſtems in Schleſien. Rechtliche Nichteriſienz 
eined Ehrenpatronats. 

Die Beſchwerde des Magiſtrats zu L. gegen bie 
Verfügung der Königlichen Regierung zu M. vom 
30. April d. 3. (a), nad) welcher von dem Magiftrat 
ala Gutsherrihaft der Dominien Nieder: W und 
Nieder-G. der in diefer Verfügung feſtgeſetzte, 
feiner Höhe nad) nicht angefochtene Beitrag zu 
dem baaren Gehalt, fowie zu dem Holzdeputat 
für den Adjuvanten bei dem Doppelichulinitem 
Rieder-M. und ©. aufzubringen ift, kann ich für 
begründet nicht erachten. -— Die gebachte Feſt⸗— 
köung entſpricht demnad dem Allerhöchſten Yand- 
tagsabſchled vom 22. Februar 1829*) hier zur 
Anwendung tommenden 8 29 des katholiſchen Schul- 
reglements vom 18. Mai 1801. Denn unter 
„Antereffirten Herrſchaften und Gemeinen“ können 
nach dem ganzen Sinn und Zuſammenhang dieſes 
829 nur ee verjtanden fein, welche zu 
dem betreffenden Schulſyſtem gehören. — Daraus, 
daß der Magiftrat fih nur für den Ehrenpatron 
der Schule erflärt, kann derfelbe ein Recht auf 
Befreiung von dieſer Laſt nicht herleiten, weil, 
abgefeden von der rechtlichen Nichtexiſtenz eines 
EHrenpatronats, die in Rede ftehende Verpfli tung 
nur auf Seiner Eigenfhaft als Cuts! le 


*) of. unten Rr. 9 ff. 





nit als Patron beruht. Ebenfo ift es einflußlos, 
daß die Stadt bisher zur Unterhaltung der Schule 
nicht8 beigetragen haben will. Denn dadurch allein 
tann fid) eine die Stadt von der fraglichen Ber- 
bindlichteit befreiende Obfervanz nicht bilden. — 
Endlich ift es auch unerheblid, dab in der H'er 
Schulangelegenheit der Magiftrat als Gutsherr⸗ 
ſchaft von H. zu Leiftungen für den Lehrer in 
P. nicht herangezogen worden ift. Denn in diefem 
Falle wurde jeitens der Interefienten die Frei— 
laffjung des Magiſtrats zugeftanden, während im 
vorliegenden Falle von dem Dominium Ober: M. 
Widerſpruch erhoben worden ift. 
Hiernach muß es bei der obengebadhten Ver- 
fügung der Königlichen Regierung bewenden. 
erlin, den 8. Auguft 1863. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 
n 


ben Magiftrat zu 2. 
Bat 


a 
Auf den Randbericht vom 14. v. M., daß Doppel- 
ſchulſyſtem &. M. betreffend, eröffnen wir Em. 
Hochwohlbeboren, daß zu den Unterhaltungstoften 
des für dies Schulſyſtem anzuftellenden Adju: 
vanten die beiden Dominien Ober-M. und Nieder- 
M. in Gemäßheit der 88 26 bis 29 des katholi— 
ſchen Schulreglement3 vom 18. Mai 1801, fowie 
des Allerhöchſten Landtagsabſchiedes vom 22. Febr. 
1829*) den vierten Theil des baaren Adjuvanten⸗ 
ehaltes, welches gegenwärtig auf 40 Thlr. be- 
mm tft, fowie den vierten Seit von der Hälfte 
des für den Lehrer reglementsmäßig beftimmten 
Holzdeputated von 9 Klaftern Scheitholz refp. den 
entfprechenben Geldwerth beizutragen haben. 

Bet der bisherigen Weigerung der betreffenden 
Dominien wird diefer Beitrag Hiermit feitgejet, 
und kann namentlich hierbei auf die Einwendungen 
der Commune 2. al® Gutsherrihaft von Nieder- 
M., daß fie in Betreff der Schule nur ein Ehren- 
patronat außübe, feine Rüdficht genommen werben; 
da $ 29 des Schulveglementd lediglich von „Inter= 
effirten Herrfchaften” ſpricht, und das gutsherr⸗ 
lie Verhältniß der Stadt unbeftritten feftiteht. 

Infofern übrigens aus dem nad} dem Tobe des 
Lehrers 2. disponiblen Lehrergehalte ein Beitrag 
von 12 Thlrn. 5 Sgr. zur Unterhaltung des Ad⸗ 
juvanten entnommen, und hierbei das bisher an 
Suftentationstoften Fehlende —— beſtimmen 
wir, daß dieſe Summe den betheiligten Dominien 
und Gemeinden zu verhältnißmäßig gleichen An⸗ 
theilen angerechnet werden ſoll, wonach die Re— 
partition der Unterhaltungskoſten durch Em. Hoch⸗ 
mohlgeboren nunmehr aufzuftellen und den Be— 
theiligten mitzutheilen ift. 

N., den 30. April 1863. 

Königliche Regierung, 
Wöteilung für Kirchen und Schulwefen. 
ben Königfiden Banbratt, Hera N. zu 2 
8 
Der Anfiht, daß das Dominium R. und ©. 


zu den Befoldungen des 5 — und des Adju⸗ 
vanten an der evangeliſchen Schule zu R. nur die 


*) of. unten Rr. 9 ff. 


in dem Bertrage und dem Genußzettel vom 6. 
und 8. September 1814 beftimmten Beiträge zu 
leiften habe, Tann ich, wie ich der Königlichen le 
rung bei Rüdfendung der Originalanlagen des Be⸗ 
richtes vom 27. März d. J. erwidere, nicht beitreten. 

em Lehrer W. iſt durch den Vertrag und den 
GSenußzettel vom 6. und 8. September 1814 ein 
beftimmtes Eintommen von dem Dominium und 
der Gemeinde und unter anderm von bem Do— 
mintum 12 Thlr., von der Gemeinde 88 Thlr. 
firirtes Schulgeld zugefihert worden. Ein Vor— 
behalt wegen fünftiger Anftelung eines Adju⸗ 
vanten ift nicht gemacht. Wegen Anftellung und 
Belofbung des Adjuvanten kommen daher lediglich 
die ai ichen Borjchriften zur Anwendung. 

Die Anftelung des Adjuvanten ift nad) bem 
Bericht der Königlichen Regierung vom 25. Juni 
4858 durch die auf 176 Kinder gehtiegene Scüler- 
zahl*) nothwendig geworden. Nach dem Yller- 
höchſten Landtagsabſchiede vom 22. Februar 1829**) 
und dem 8 29 des Schulreglements vom 18. Mat 
1801 Haben daher die often ausſchließlich „Die 
intereffirten Herrſchaften und Gemeinen“ zu tragen. 

Die Schulgemeinde bringt im vorliegenden Fall 
nad dem mit dem Lehrer W, getroffenen Ab⸗ 
tommen den Gemeinbeantheil zur Befoldung bes 
Adjuvanten dadurch auf, daß % demfelben unter 
Wegfall des firirten Schulgeldes von 88 Thlrn. 
das Wochenſchulgeld von den der Gemeinde ans 
gehörigen Kindern überläßt. 

Der von dem Dominium zu dem Adjuvanten⸗ 
gehalt beizutragende Theil wird hierdurch felbit- 
verftändlih nicht übertragen. enn das Do— 
minium daher der Einführung des Wochenſchul⸗ 
gelded für bie Kinder der Vominial-Einſaſſen 
widerſpricht, und es bet der Bahlung des firirten 
Schulgeldes mit 12 Thlrn. belaffen will, jo kann 
ihm Died mit Rüdfiht auf den Vertrag vom 6. 
September 1814 nicht gewehrt werden. Dafjelbe 
genügt aber durch dieje — nur der vertrags⸗ 
mäßigen Verpflichtung zur antheiligen Beſoldung 
bes Lehrers W., nicht der geſetzlichen Verpflichtung, 
auch zum Unterhalt des Adjuvanten antheilig bei⸗ 
zutragen. 

Es muß daher ber zum Unterhalt des Adju—⸗ 
vanten überhaupt erforderliche Betrag feſtgeſetzt 
und demnächſt berechnet werden, welcher Antheil 
nad den Beitimmungen des Schulveglements vom 
18. Mai 1801 und dem Allerhöchſten Landtags- 
abjhiede vom 22. Februar 1829%*) davon dem 
Dominium zur Laft fält. 

Den fo ermittelten Antheil bat da8 Dominium 
außer den in dem Bertrage und dem Genußzettel 
vom 6. und 8. September 1814 verzeichneten 
Beträgen unzweifelhaft zu leiften, falls dafjelbe 
fih mit den Intereſſenten wegen bed Unterhalts 
des Abjuvanten nicht anderweit einigt. 

Berlin, den 5. Juni 1860. 

Der Minifter der 'geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
” Auftrage: Lehnert. 
be Rinlgt: Beglerung zu R. (In ber Prov. Schleflen). 


*) Bei Verwaltung unbdefepter Abjuvantenftellen burz Lehrer 
berjelben Schule bebarf eb zur ung ber fiscalifhen Beihülfe 
einer ie baß ber Lehrer ad: als 100 Kinder unter: 
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% —— t der Gutsherrſ zur Unter 
baltung der Lel au zung, Elementarſchulen 
in ganz evangeliſchen Dörfern Schleſiens. 
BPublicationspatent zum Allgemeinen Landrecht 
vom 5. Februar 1794, III bis VII. 
Allgemeines Landredit, Einleitung $$ 3, 4 und 
60; Theil II Titel 12 88 29 und 33, 
General⸗⸗ — —— für Schleſien vom 
3. November 1765 (Korn ſche Edicten-Samm= 
lung Band VIII Seite 780 ff.) 
Schulreglement für die niederen katholiſchen 
Schulen in den Städten und auf dem platten 
Lande von Schlejien und der Grafſchaft Glatz 
vom 18. Mai 1801 (Neue Korn'ſche Ebicten- 
Sammlung Band VII Seite 266). 
Allerhöchſter Landtagsabſchied für Schlefien vom 
22. Februar 1829.*) 
Endurtheil vom 27. December 1876. 
I. Kreisausihuß des Kreiſes Waldenburg. 
II. Bezirföverwaltungsgericht zu Breslau. 
Dem evangelifhen Lehrer zu St. in Schlefien 
ift in neuerer Zeit eine Gehaltszulage bewilligt, 
und dad Dominium %. zu berfelben mit einem 
Beitrage von einem Viertel Berangenogen worden. 
Es geihah dies auf Grund des — 
für die niederen katholiſchen Schulen in Schleſien 
vom 18. Mai 1801 12 und 19, 
wonach ein Schullehrer auf dem Lande außer 
verfdiebenen Naturalien wenigftend fünfzig 
Reichsthaler baar Gelb Haben und bie Herr- 
haft, von welcher Religion fie ſei, hierzu ein 
Drittel beitragen foll, 

in Verbindung mit dem Landtagsabichiede vom 

22. Februar 1829, 
wonach die 88 10 bis 29 des fatholifchen Schul⸗ 
reglements vom 18. Mai 1801 auf die evan- 
— 2 Landſchulen „ſoviel den Umfang der 
—; welche den jchlecht geſtellten Schul⸗ 
lehrern als Minimum zu gewähren iſt, ans 
belangt, mit der Maßgabe anzuwenden find, 
daß nur bei Aufbringung des banren Gehaltes 
und des Deputated an Brennholz ſeitens ber 
Dominten miz 1/« und von Seiten der Schul- 
gemeinen mit *4 concurrirt werde.“ 

Das Dominium Magte in Folge feiner Heran- 
ziehung gegen die Schulgemeinde mit dem Anz 
trage, — Nichtverpflichtüng zur antheiligen Auf- 
bringung der Gehaltözulage für den Lehrer anzu 
erfennen. N 

Diefer Antrag wurde anerfter Stelle darauf geftüßt, 

dak der Landtagsabſchied vom 22. Februar 
1829 niemald Geſetzeskraft erlangt habe. 

Der Kreisausfhuß erfannte auf Zurüdweifung 
der Klage. 

Hierbei lich derjelbe die Frage, wie Zanbtage- 
abfchiede zu publiciren feien, um rechtsverbindlich 
zu werden und ob insbeſondere der Landtagsabſchied 
vom 22. Februar 4829 in gehöriger Form publi- 
cirt fei, unentfchieden, da dem gedachten Landtags 
abfchiede jedenfalls die Bedeutung einer Provinzial- 
sbleavanı Beiaufegen ſei. 

Das a Sverwaltungögericht erfannte in ber 
Berufungsinftang auf Behligung des Endurtheils 
des Kreisausſchuſſes. 


*) of. oben &. 245 Sp. 1 Anm. 
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Zur Begründung feiner Entſcheidung führte der 
Berufungsrichter Folgendes aus: 

Der Landtagsabichied vom 22. Februar 1829 
ſei zwar weder in der Gejegfammlung, noch im 
Amtsblatt veröffentlicht; dies ſei aber fein wejent- 
licher Deangel, weil Landtagsabſchiede nicht die 
Natur eined Geſetzes im eigentlichen Sinne hätten, 
vielmehr dahin zu bdefiniren feien, daß fie Be— 
fchlüffe der Provinzialftände find, gefaßt im Com⸗ 
petenzbereih und für den Geltungsbezirt der 
betreffenden Provinzialftände und von dem Landes⸗ 
herrn beftätigt. 

Jeder landesherrlich genehmigte Beſchluß der 
Brovinzialftände fei von felbit ein Stüd Provin- 
jlalverfaffung geworben; wolle man dieſe Ter- 
minologie aud nicht annehmen, fo feien die Land- 
tagsabſchiede doc ihrem Wefen nach etwas Anderes 
als Geſetze; es bedurfte zu ihrer Rechtsverbind⸗ 
lichkeit alſo nicht der Beſolgung der für ig 
gegebenen Publicationsregeln und zwar um jo 
weniger, als binfichtlid der Publication der Be- 
rathungs⸗ und Beihlußfaffungsrefultate der Pro- 
vinziafftände befondere Regeln gegeben feien. Ein 
analoges Verhältniß finde fid in den Kreistags- 
beilüffen, welche ſowohl früher die Mitglieder 
ber Kreißcorporationen gebunden hätten, wie fie 
dieſelben jegt bänden, wenn fie aud) nicht nad) 
den Publicationsnormen für Geſetze veröffentlicht 
fein. Demgemäß habe aud) ein Erfenntniß des 
Oberlandesgerichts zu Ratibor vom 31. December 
1841 und des Obertribunal® vom 26. November 
1866 anerfannt, daß dem Kanbtngsabfäjiebe vom 
22. Februar 1829 Geſetzeskraft beimohne. 


Mit Recht lege ferner der Kreisausſchuß dem 
Landtagsabſchiede die Natur einer PBrovinzialob- 
fervanz bei, weil berfelbe feit jenem Erlaſſe bis 
in die neuefte Zeit als rechtsverbindliche Natur 
befolgt worden ſei. Denn das Allgemeine Land- 
recht enthalte keine Vorſchriften darüber, wie dic 
Gulsherrſchaften ſich bei ber Sehreruntechaltung 
u beteiligen haben; insbeſondere ſei 8 29 Theil I 

tel 12 Allgemeinen Landrechtes hier nicht zur 
treffend, weil Die Gutsherrſchaft nicht zu den „Haus- 
vätern” gehöre. 

Auf das gegen dieſe Entſcheidung eingelegte 
Rechtömittel der Reviſion hat das Oberverwal⸗ 
tungsgericht die Endurtheile der Vorinftanzen aufe 
gehoben und in der Sache jelbjt andermweit nad) 
dem Untrage ber Sage erkannt. 


Gründe 


Bor Prüfung der Frage, ob dem Landtagab- 
ſchiede vom 22. Februar 1829, oder doch einer 
Provinzialobfervanz, welche fi) etwa auf Grund 
defjelben gebildet hat, Geſetzeökraft beizulegen ift, 
iſt zu_erörtern, ob nicht das Schulveglement vom 
Fir Be a = I, I erg Hi 

winzialgeſetz nicht zweifelhaft ift (of. Bräju- 
di; des Berteibunols Nr. 340 vom 25. Septem- 
ber 1837, Bräjudizien-Sammlung Band 1 ©. 298) 
— unmittelbar auf den vorliegenden Streitfall 
Anwendung findet. Folgende, nicht umerheblidhe 
Gründe find dafür geltend gemacht, dag au die 
Rechtsverhältnifie der Gutäherren zu den evan- 
gelifden Schulen in evangeliihen Gemeinden 
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durch das Schulreglement vom 18. Mai 1801 feſt⸗ 

geftellt feien. 

Das obengedachte Geſetz unterfcheide in ben 

88 4, 5 und 6 folgende Fälle: 

1. die Gemeinde befteht ausjchließlich aus katho— 
liſchen Stellenbefigern oder von den letzteren 
ift nicht mehr als der ſechste Theil evangeliſch; 

2. die Gemeinde befteht ausſchließlich aus evan- 
peltigen Stellenbefigern oder von den letzteren 
ft nicht mehr als der fechöte Theil kathoͤliſch; 

3. die Gemeinde umfaßt tatholifche und evangelische 
Stellenbefiger, von denen die Minorität mehr 
ala ein Sechötel beträgt. 


Im Falle zu 1 gilt die Gemeinde als ganz 
tatholifh, zu 2 als ganz evangeliih, zu 3 als 
emifchter Religion. Ueberall joll das Datum der 
Publication des Edictd als Normaltermin ange- 
nommen werden und fpätere Religionsverändes 
rungen ber Stellenbefiger follen hierbei nicht be= 
rüdlichtigt werben. 

Alle diefe Fälle habe der Gefeggeber im Auge 
ehabt, als er die Beitimmungen im 8 22 und 
va traf. Es ſei hier unterſchieden zwiſchen 
örfern über funfzig Beſitzungen und unter funfzig 
Befigungen. Bei erfteren müffe, wenn fon zur 
Zeit der Publication des Edictes zwei Schulfehrer 
verjchiebener Religion dort geweſen feien, Die Herr⸗ 
ſchafi zum Unterhalt eines Jeden ein Drittel 
beitragen. i Dörfern unter funfzig Beſitzun⸗ 
gen ſei das von der Herrihaft zu entrichtende 
rittel in gleihem alle umter beide Schullehrer 
verfchiedener Religion zu theilen. Das Reglement 
fahre dann fort: 

Sit aber jegt nur eine Schule dort vorhanden, 
fo Hat die haft ihren Beitrag nur dem 

ullehrer der Religionspartei zu entrichten, 
welcher bei Publication dieſes Reglements 
dort befindlich war. 

Dieſe letziere Beſtimmung müſſe nun für alle 
in den 8 4 bis 6 aufgeführte Fälle, aljo au 
dann gelten, wenn fämmtliche oder wenigftens fünf 
Sechätel der Stellenbefiger evangeliſch find. Wller: 
dings jet in der angeführten Stelle der Ausdrud: 
„ihren Beitrag“ und nicht „ihr Drittel” gebraucht; 
die ganze Anlage des Geſetzes laſſe aber keine 
andere Auslegung zu, als daß ein Drittel gemeint 
ſei. Diefe Auffaffung fei auch früher in Schlefien 
verbreitet gemwefen. Die Regierung zu Breslau 

abe am 27. i 1825 berichtet (Mcten bes 

nifterii der geiftlichen, Unterricht3- und Medi» 
einalangelegenheiten, Breslau, Lehranftalten Spec., 
Nr. 2, Bol. II Nr. 11029), daß im Reumarkter 
Kreije bei Regulizung der evangelifhen Schulen 
das katholiſche Schulreglement von 1801 immer 
als allgemeine gejeglihe Norm angenommen fei 
und biernad bie Dominien immer neben den 
Gemeinden zu feiten jährlihen Beiträgen heran— 
gezogen worden feien. Die Regierung zu Breslau 
habe ſelbſt am 22. Juli 1814 eine Tircularver⸗ 
fügung erlaffen und dur das Amtsblatt befannt 
jemacht, welche den Landräthen bei Strafe anbe— 
ehle, das Einkommen der evangelifhen Schullehrer 
nad) den im Reglement vom 18. Mai 1801 aus⸗ 
gelprocenen Grundfägen überall feitzufegen. (An- 
agen des Berichtes des Oberpräfidenten Merkel 


vom 23. Januar 1826, Vol. III der oben bezeich⸗ 
neten Wcten). 

Demgemäß fei den evangeliihen Schullehrern 
auf den fäcularifirten Gütern von den Regierun- 
gen das Drittel gewährt, eine Maßnahme, welche 
aud für die alten Domänen dur die Aller 

öchfte Kabinetsordre vom 5. December 1816 ger 
illigt fei. 

Diefe Erwägungen konnten indefien nicht als 
entſcheidend erachtet werben. 

Das „Scäulreglement für die niederen fatho- 
liſchen Schulen in den Städten und auf dem 
platten Lande von Schlefien und der Grafſchaft 
Slap“ vom 18. Mai 1801 betrifft, wie Ueberichrift, 
Einleitung und der mehrfach auf katholiſche Ju: 
ftitutionen Bezug nehmende Sräa G@._ 3. die 
Erwähnung ber Capläne $ 7, der Klöſter $ 9, des 
Abtragens der erzpriefterlichen Currenden $ 33, 
des Fuͤrſtbiſchofs zu Breslau und der Dekane der 
Prager, Olmüger und Krafauer Diözefe $ 59 zc.) 
ergiebt, vorzugsweife die katholiſchen Elementar- 
ſchulen; e8 berührt allerdings auch die evangelifchen 
niederen Schulen, jedoch nur in fofern, al® es 
jleichzeitig die auf das Schulwefen ſich beziehenden 
Rentöverhättniffe in den „Dörfern gemifchter 
Religion“ d. h. in folhen Dörfern ordnete, in 
denen zu den beiden Confeffionen ſich je mehr als 
der feste Theil der Stellenbefier im Jahre 
1801 befannte ($ 6). Daß insbefondere der $ 22, 
auf defien Beitimmung bei der oben wiedergegebe⸗ 
nen Auffaffung Gewicht gelegt wird, nur auf 
„Dörfer vermifchter Religion“, nicht aber auf Dörfer 
Anwendung findet, in denen die Stelienbefiper 

anz oder zu wenigftens fünf Sechsteln evangeliſch 
Ad folgt deutlich aus der Yaflung des Schluß- 
jages, welcher fi an die oben wörtlich citirte 
Stelle unmittelbar anreiht: 

Will die andere Religionspartei fih 


einen eigenen Schullehrer wählen, fo fteht|f 


ihr dieſes ganz frei, doch ohne die Einkünfte 
des Schullegrerd der andern Partei zu 
ſchmälern, als welder ein gegründetes Recht 
darauf hat. 

Unterftügt wird diefe Anſicht dur bie Er- 
wägung, daß das General⸗Landſchulteglement für 
die Römiſch⸗Katholiſchen in Städten und Dörfern 
des Herzogthums lefien und der Grafſchaft 
Glag“ vom 3. November 1765 ausdrüdiid „nach 
den Umftänden der römiſch-katholiſchen 
Unterthanen von Sclefien und der Grafſchaft 
Glatz abgefaßt” war, daß dieſes ältere Reglement 
die Beitragspflict der Gutsherren zum Unter- 

alt der Schullehrer nur im Wllgemeinen ohne 
ſtſetzung der Quote ausfpricht uud auch nur die 
Gemeinden, „welche ganz ober größtentheils ka⸗ 
tholiſch find“ erwähnt, und daß gerade, um biefe 
Züde auszufüllen, dad Reglement vom 18. Mai 
1801 nicht allein die Beitragspflicht der Guts⸗ 
herren fpeciell regelt, fondern aud in der Einlei- 
tung ausſpricht: 
„Eben fo motämenbig ift e8, genau zu be= 
jtimmen, wie e8 in Dörfern gemifchter Reli— 
gion, deren e3 in Schlefien jehr viele giebt, 
mit Anfegung des Schullehrerd und des Schul- 
unterricht gehalten werden joll:“ 
Dieſe Beitimmungen find nun in den 88 6, 7, 
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22, 23 und 24 des Schulveglements vom 18. Mai 
1801 enthalten. Ob fie den Gegenſtand erfhöpfen, 
ob ihre Auslegung zweifelhaft ift und ob nament- 
lich die Worte im $ 22: „ihren Beitrag“ durch 
„ige Drittel“ zu erklären find, kann hier uner- 
Örtert bleiben. Für die Entſcheidung des vorliegen- 
den Falles genügt es, daß bie gebaciten Geſe hes⸗ 
ſtellen nur auf „Dörfer gemiſchter Religion“ im 
Sinne des $ 6 Bezug Haben, nicht aber dann zur 
Anwendung tommen, wenn die Stellenbefiger eines 
Dorfes im Jahre 1801 entweder jämmtlid oder 
doch wenigitens zu fünf Sechsteln evangeliſch waren. 
In folden Dörfern werden die Rechtöverhältniffe 
der Schule durch das Allgemeine Landrecht geregelt, 
welches an die Stelle des f den ganzen Staat 
erlaffenen General = Lanbihulreglement? vom 
12. Auguft 1763 getreten fit. 

Daß die Regierungen in Schlefien beitrebt 
waren, dem Gefege vom 18. Mat 1801 einen aus- 
pebehnteren Geltungsbereid, einzuräumen, als es 
n ber Mbficht des Geſetzgebers Tag, erklärt ſich 
aus dem Bedürfniſſe, die den Gutsherrſchaften 
durch den $ 33 Theil IL Titel 12 Mllgemeinen 
Landrechts auferlegte Verpflichtung, ſich der Schulen 
ihrer Gemeinden anzunehmen, feiter zu begrenzen 
— ein Motiv, welches nad dem Botum des Mi- 
nifter8 von Altenftein vom 18. Juli 1828 den 
Repartitionsprincipien des katholiſchen Schulregle⸗ 
ments vom 18. Mai 1801 zum Grunde liegt. 
(Acten des Minifterit der geiftlichen, Unterrichts- 
und Medicinal-Angelegenheiten, Spec. Lehranftal- 
ten. Breslau Nr. 2 Bol. III am Schluffe.) Es 
liegt ferner nahe, das Princip, welches für die 
ee Säulen gu auf Grund der Analogie 
auch für die evangelifchen anzuwenden, wie dies 
in dem Referat des fchlefiihen Provinzialland- 
tages vom 19. December 1825 jogar als zuläffi, 
— iſt. (In denſelben Acten Vol. 
ol. . 


Defienungeachtet ift aus ben Acten bes Mi- 
nifterii, foweit fie vorliegen, nicht nachweisbar, 
daß die obengedachte Eircularverfügung der Re— 
gierung zu Breslau vom 22. Juli 1814 auf An- 
weifung ber Gentralbehörben erlaffen oder von 
denjelben gebilligt worden fei, wie dies vom Com⸗ 
miſſarius des Minifterd der geiftlichen, Unter- 
richts⸗ und Medicinal= Angelegenheiten in bem 
Audienztermine vom 20. December 1876 aud 
gegeben ift. Im Gegentheil läßt folgender 
mitand darauf fließen, da fon unmittelbar 
—— des Reglements vom 18. Mai 1801 
die — die Anwendbarkeit deſſelben auf 
evangeliſche Schulen nicht annahmen. 

Das Ober⸗Conſiſtorium zu Breslau hatte unterm 
28. Juli 1801 an den Minifter Grafen von 
Hoym eine Bitte dahin gerichtet, die Kammern 
anzumeifen, auch bei entftehender Vacanz eines 
evangeliihen Schulamtes auf Königlihen Amts» 
dörfern die Derbefferungen des anzuftellenden 
Schulhalters nah Maßgabe des Schulreglements 
vom 18. Mai 1801 zu bewirken. 

Auf diefem Befuche befindet fich die Bemerkung: 

Auf Sr. Ercellenz Befehl. 
ad aota. 


Breslau, ben 24. Auguft 1801. 
(Acten ded geheimen Siaatsarchivs, betreffend 
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die Einrichtung des ulmefens vom 18. Mai 
1801 für die niederen katholiſchen Schulen, ©. 100.) 

Hätte der Minifter Graf von Hoym die An= 
fiht gehabt, daß das Reglement vom 18. Mai 
1801 re aud auf evangelifche ulen in 
evangeliihen Dörfern Anwendung finde, jo würde 
er das Dber- Eonfiftorium wohl dahin belehrt 
haben, daß ihre Bitte fi) durch das Geſetz erledige; 
der Befehl, das Geſuch zu den Aeten zu nehmen, 
läßt kaum eine andere Deutung au, ala daß der 
ausgeſprochene Wunſch zur Zeit nicht erfüllbar fei. 

on befonderer —— für die Anwendbar⸗ 
teit des Reglements vom 18. Mai 1801 find die 
dem Landtagsabidiede vom 22. Februar 1829 
vorhergegangenen Berhanblungen, indem aus den- 
felben die Auffaſſung des Gejeßgebers ſelbſt deut⸗ 
lich zu entnehmen iſi. 

Von den zum erſten Provinziallandtage des 
Herzogthums Schlefien im Jahre 1825 verfammel- 
ten Ständen war in der Königlichen elften Pro- 
pofition ein Gutachten über die Nothwendigkeit 
erfordert worden, diejenigen Paragraphen bes für 
den Tatholifhen Theil von Schlefien geltenden 
Scyulreglements vom 18. Mai 1801, welde 2 
auf das Einkommen der Lehrer beziehen, au 
auf die evangelijhen Schulen der Provinz aus= 
zudehnen. 

Nachdem die Stände gebeten hatten, dieſe Aus- 
dehnung nicht eintreten zu laffen, war durch Aller- 
höchſten Erlaß vom 30. December 1827 den zum 
zweiten Provinziallandtage im Jahre 1828 ver- 
fammelten Ständen aufgegeben worden, die Ver- 

jandlungen über die ihnen bereit8 auf dem erften 
nbtage borgelegt geweſene Allerhöchſte Propo- 
gm wegen Ausdehnung ber 8 10 bis 29 des 
atholifhen Schulreglements vom 18. Mai 1801 
auf die evangeltichen Schulen des Schleſiſchen Ober- 
BVräfibialbezirtes wieder aufgunefmen, diefe An⸗ 
gelegenheit demnach aufs Reue in Berathung 
zu ziel und —— anderweit über die Ari 
und Weiſe: wie die Verbeſſerung der äußeren 
Lage der evangeliſchen Land⸗Schullehrer ſich am 
beften bewirlken laſſen möchte, ſich vorſchläglich zu 
erklãren. 
(Acten des Miniſterii: Landes und Hoheits⸗ 
ſachen, Spec. Nr. 1 Breslau Vol. L) 

Unzweifelhaft hätte es dieſer erforderten Gut- 
achten eben fo wenig als der biejen Punkt be- 
treffenden Beftimmungen des Landtagsabſchiedes 
vom 22. Februar 1829 bedurft, wenn der Geſetz⸗ 
geber davon au egangen wäre, daß das Regle⸗ 
ment vom 18. Mal 1801 unmittelbar auf ganz 
evangeliſche Schulen anwendbar ſei. Es hätte 
dann eine einfäche Declaration des Geſetzes vom 
18. Mai 1801 genügt; es hätte weder von einer 
Ausdehnung dieſes Geſetzes geiprochen, noch 
in dem Landtagsabjchiede hervorgehoben werden 


tönnen: 

„Mit ganz befonderem Beohlgefellen würben 
Wir e8 aber aufnehmen, wenn die Dominien und 
Gemeinden fi hierbei zur freiwilligen Ans 
nahme ber betreffenden Borfchriften des katholiſchen 
Br lements vereinigten.“ 

Iſt hiernach als feftitehend anzunchmen, daß 
die 98 22 bis 24 des Gejepes vom 18. Mai 1801 
fih nur auf die im 8 6 bezeichneten Dörfer ge- 








mifchter Religion beziehen — wie übrigens a; 
a en onnal iin dem Urtel vor 26. 1 
vember 1866 in Saden des Fürjten von Pleß 
wider die evangeliſch⸗polniſche Schule zu Pleß an= 
erfannt ift —, jo fragt fi für den vorliegenden 
Fall weiter, ob etwa im Jahre 1801 mehr als 
der echte Theil der Stellenbejiter katholiſch war. 
Für eine derartige Annahme findet ſich kein An— 
halt. Weder die Parteien, noch der Commiſſarius 
des Minifterd der geiftlichen, Unterrichts: und 
Medicinal-Angelegenheiten haben eine bezügliche 
Behauptung aufgejtellt. 
€&3 ift daher die Frage zu erörtern, 

ob der Bandtagsabhhied für Schlefien vom 

22. Februar 1829 die Kraft eines gejchries 

benen Geſetzes hat? 

Daß der gedachte Landtagsabichied weder in 
der Geſetzſammlung noh im NAıntöblatte feinem 
Wortlaute nad publizirt worden ift, fteht unter 
den Parteien feft. Es tft ferner vom Ober-Bräfl- 
denten der Provinz Schlefien in einem amtlichen 
Berichte an den Minifter der geiftlichen, Unter- 
richts⸗ und Dep ginal-Uingslegenheiten vom 18. 
Februar 1868 (Acten dieſes Miniſterii Spec. 
Schulen Nr. 2 Vol. VI. Breslau) „conftatirt 
worden, dab dic Amtsblätter der drei Regie- 
rungsbezirke weiter nichts enthalten, als die Hin- 
weiſung, daß ber ‚Danbtngsabicjieb im Drud er: 
ſchienen fei, ohne bdenfelben in extenso abzu= 
druden.“ 

Rach 8 10 der Einleitung zum Allgemeinen 
Sansa if ein Haupterforderniß der verpflich- 
tenden Kraft der Geſetze deren Bekanntmachung. 
Die hierüber im Jahre 1829 geltend gemwejenen 
Vorſchriften, nämlich die Verordnung vom 27. 
Dctober 1810 (Gef.-Samml. ©. 1), die Verord- 
nung vom 28. März 1811 (Gef.-Samml. ©. 165) 
und die Allerhöchſte Kabinet3-Ordre vom 24. Juli 
1826 (Sef.-Samnil. ©. 73) beftimmten Folgendes: 

1. Wenn dad Geſetz mehr als ein einzelnes 
Regierungs-Departement betrifft, fo muß es in 
die Gejegfammlung aufgenommen und müffen 
demnädjft Titel, Datum und Nummer in den 
einzelnen Negierungs = Amtablättern abgebrudt 
werben. 

2. Wenn das Sei nur ein einzelnes Re⸗ 
ierungd-Departement betrifft, jo genügt die voll⸗ 
tändige Aufnahme in das betreffende Regie— 
rungs-Amtsbltat. 

3. Eine in die fämmtlihen Amtsblätter der 
Monarchie aufgenommene gejeglihe Beſtimmung, 
wenn fie auch nicht der Geſeßſammlung einver- 
leibt wird, ift für alle Unterthanen verbindend 
und gültig. 

ornemann Civilredt. 2. Ausgabe Bd. 1 
©. 44. Rod Privatreht Bd. © 92. 
Temme Civilrecht 2. Ausgabe Bd. 1 ©. 20. 

Hiernach find, wie in der Wllerhädften Kabi— 
nets⸗Ordre vom 24. Juli 1826 (Gej.-Samml. ©.73) 
ausgeſprochen ift, die Amtöblätter das eigent- 
lie Organ, durd welches der Wille des Deich 
geber8 den Unterthanen befannt werben fol. Es 
wäre aljo wenigſiens erforderlich gemejen, ben 
Landtagsabſchied vom 22. Februar 1829 feinem. 
Wortlaute nach in den betreffenden Amtsblättern 
abdruden zu laffen, um die in demjelben enthal⸗ 


504 


tenen Rechtöbeftimmungen für gehörig publizirt 
zu erachten. 

Daß Landtagsabſchiede als ſolche nicht die 
Kraft geichriebener Gefege haben, vielmehr der 
für Tegtere porgejeriebenen ublication bedürfen, 
um bie Betheiligten rechtlich zu verpflichten, ift 
vom Gefeggeber ſelbſt anerkannt, wie ſich aus 
den Verhandlungen bes dritten Rheinischen Land⸗ 
tages ergiebt. (Bgl das gedrudte Heft: „ber 
beikte Rheinifche Landtag“ Coblenz 1832 bet 
Heriot.) 

Die Provinzialftände Hatten „um die wohlthä- 
tigen Anordnungen, welche bie Gnade Seiner 
ajeftät buch die Landtagsabſchiede gewährt, 
den landesväterlihen Anſichten gemäß in Aus- 
führung zu bringen,” gebeten: 
Seine Majeltät wolle geruhen, durch einen 
in die Gefegjammlung aufzunehmenden Aller- 
höchſten Erlaß die Geſeheskraft der in 
den Landtagsabſchieden beiprochenen allge- 
meinen Borjchriften und Beitimmungen Buld- 
teichft feftzujeßen. (S. 24 Nr. 23.) 

Auf diefe Bitte srgin am 30. October 1832 

folgende Allerhöchſte —E (S. 44—45.) 
„Auf das Geſuch unſerer getreuen Stände, 
daß Wir durch eine in die Sejepfammiung 
aufzunehmende Berorbitung den in den Land- 
tagsabſchieden ausgefprodenen allgemeinen 
Vorfriften Geſetzeskraft beuegen möchten, 
können wir nicht eingehen, weil nad) der be— 


ſtehenden Verfaſſung jede Vorſchrift, wel 
— ln %r, — —* 
eſetzſamm⸗ 


Bälle nad, entweder durch bie 
ung, oder, infofern fie blos eine Provinz 
betrifft, durch die Amtsblätter zur allgemei- 
nen Kenntniß gebracht werden muß. Bu 
diefer Publication eignen ſich aber die Land- 
tagsabſchiede nicht, weil der größere Theil 
ihres Inhaltes in Befcheiden, Bewilligungen 
und abminiftrativen Anordnungen befteht, 
welche in das Gebiet der Gefeßgebung nicht 
gehören. Inſoweit diefe Anordnungen, ohne 
daß die bejtehenden Gefege und Rechte ba= 
durch verändert werden, von Unjern Behör- 
den auszuführen find, werden die Ießteren, 
da ihnen Unfere Willensmeinung duch den 
Landtagsabſchied befannt wird, bazu ver- 
flichtet, auch wird, wenn ein Betheiligter 
Fig über die unterbliebene Ausführung einer 
ſolchen Beftimmung, oder über eine Unſerer 
eng entgegenlaufende Handlung 
der Behörden beſchwert, von Unferen Mini- 
ftern und nöthigenfall3 von Uns felbft Ab- 
bülfe erfolgen. Inſofern aber die Beſcheide 
im Landtagsabſchiede eine Veränderung in 
der Gefeggebung nad) fi ziehen, wird in 
Folge derſelben eine befondere gefegliche Ber- 
ordnung von Uns erlaffen und befannt ge- 
macht, wie in Hinfiht der Rheinpropinzen 
. B. wegen der Notariatsacte duch Unre 
Kerochmeng vom 22. November 1828, wegen 
der Jagdgerechtfame durch das Geſetz vom 
17. April 1830 u. f. w. geſchehen tft. Hier- 
durch wird der Abſicht, welde dem Schuch 
Unferer getreuen Stände zum Grunde liegt, 
entjprochen fein,” 
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Bon den Rechtslehren nehmen Bergius 
(Preußen in ſtaatsrechtlicher Begiehung 2. Aus 
abe S. 21) und Temme (Civilrecht 2. Ausgabe 
d. I. ©. 21) an, daß der Abdruck der Land- 
tagsabſchiede in dem betreffenden Amtsblättern 
genüge, um ihnen —— zu geben. Simon 
Staatsrecht Bd. I. ©. LII.) und von Rönne 
(Staatsredt 3. Sufinge 8b. I. ©. 78 Rote 2. 
gehen Hierin noch weiter und pr aus, ba 
nur diejenigen in den Landtagsabſchieden enthal- 
tenen Beftimmungen Geſetze werben, bie als 
Er auf dem verfaffungsmäßigen Wege publi= 
% ind. Bon v. Daniels (Privatrecht Bd. J. 
. 141) werben fogar die Landtagsabſchiede nur 
ala Bufidherungen betradtet, daß ein bem 
Beihluffe der Stände gemäßes Geſetz erlafien 
werben folle. Eine nähere Erörterung dieſer ver- 
en Auffaffungen ift jedoch im vorliegenden 
alle nicht erforderlich, weil e8 an derjenigen Be— 
dingung, welde von allen —— ** als un⸗ 
erlaͤßlich betrachtet wird, bem Abdruck in den 


Amtsblättern fehlt — einer Bebingung, deren 
— üllung um ſo näher lag, als 
ſchon im Jahre 1841 Zweifel an der Geſetzeskraft 


des Landtagsabſchiedes vom 22. Februar 1829 
entitanden, wie der ſogleich näher zu erwähnende 
rozeß der Gutsherrſchaft zu Moder wider bie 
ulgemeinde daſelbſt ergiebt. 
e Ausführung des Verufungsrichters, daß 
Landtagsabſchiede überhaupt feiner Bublication 
durch die Amtsblätter bedurft hätten, tft im We— 
fentligen eine Wiederholung der Entiüeibunge- 
ründe bes Oberlandesgerichtes zu Ratibor in dem 
rtel vom 21. December 1841 in Saden ber 
Gutsherrſchaft zu Moder gegen die Schulge- 
meinde dajelbft (abgebrudt in der jungen 
Wochenſchrift Jahrgang 1843 ©. 627-629), 
Es heißt dort: 
Der von den Ständen gültig gefaßte Be— 
ſchluß, wozu die Allerhöchſte Königliche Ge- 
nehmigung getreten iſt, fann nur ald ein 
Uebereintommen der Stände — als ein 
Vertrag angefehen werden; einer Publica⸗ 
tion besfelben, wie bei Gefegen bebarf es 
nit. Die Belanntmahung durch den Drud 
war ausreichend. Daß der Drud erfolgt fei, 
ift durch die Amtsblätter befannt gemacht 
und e3 wurden alle Stände ber winz 
Schleſien fo wie jeder einzelne verpflichtet, 
fih von den Beſchlüſſen auf dem Landtage 
u ihrer Nachachtung in Kenntniß zu jegen. 
ie Unkenntniß fann nicht zur Entſchuldi⸗ 
gung gereihen. Der Beihluß ber nbe 
in dem im Jahre 1828 abgehaltenen Land- 
tage ift ein zu Necht beſtaͤndiges Weberein- 
tommen, welches jämmtlihe Stände ber 
Provinz, ſowohl die Wählenden ald die Ges 
wählten verbindet. 

Die Unrichtigkeit diefer und der ähnlichen Aus- 
führung des Berufungsrichters iſt nicht zweifel⸗ 
haft. Zunächſt ftimmt im vorliegenden Falle der 
Inhalt des Beichluffes der Stände mit dem In— 
halte des Landtagsabfchiebes vom 22, Februar 
1829 nicht überein; es fehlt daher an ber noth- 
wenbigen Vorausſetzung jedes Webereintommens, 
der Gemeinfamfeit des Willens (mutuus consen- 
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sus). Die Stände Hatten nämlich keineswegs 


805 
vom 19. Oktober 1846 (Entſcheidungen 8. 14, 


das Schulreglement vom 18. Mai 1801 in allen | ©. 382 


feinen einzelnen Punkten bezüglich der beſſeren 
Dotation der evangelifchen Land-Schullehrer zur 

Richtſchnur genommen, fondern bei verjchiebenen 

gunkien Abänderungen und Mobififationen in 
orichlag gebracht. 


Diefe Modfiltationen beftanden unter anderen 
aud darin, daß das Minimum an baarem Ge— 
Halte von 50 XThlın. auf 45 Thlr. berabgefegt 
wurde, 

— Akten Specialia Lehranſtalts⸗ 
chen, Schulen Nr. 2 Bol. IIL Breslau. 
repon.), 

Außerdem follte auch die Dotation der Schulen 
nod um %s Scheffel Getreide und * bis 1a 
Klafter Holz geringer fein und ftatt der Landbo- 
tation 2c. nad Befinden eine Körner-Dotation 
Stattfinden. 

Nachdem der Minifter von Altenftein fih 
in einem Votum vom 18. Juli 1828 dahin aus- 
geſprochen hatte, daf die Vorſchläge der Stände 
unannehmbar jeien und nur auf zwei Anträge: 

3) wegen Verringerung bed baaren Gehalte: 
von 50 Thlen. auf 45 Thlr. wenn es ſchlech⸗ 
terbing3 dabei bewenben muß, 

b) wegen Ermäßigung der Dominial⸗Quote von 
%/s bis zu ?/y bei der Aufbringungder Geld⸗ 
befolbung und des Brennholzes 

eingegangen werden könne, erging der Landtags- 
abjchied vom 22. Februar 1829, aus defien Faſſung 
ſich ergiebt, daß keineswegs alle Anträge der Stände 
genehmigt find. 

Die Unrichtigkeit der Ausführung des Beru- 
reg geht ferner daraus hervor, daß es 
ich hier um einen in Cemäßheit des Geſetzes 
vom 5. Juni 18%, III Nr. 1, den Provinzial 
ftänden zur Berathung vorgelegten Gejeß- 
Entwurf handelt und daß nah Nr. 4 daſelbſt 
nur die Communal-Augelegenheiten ber Provinz 
ihren —— en unter Vorbehalt Allerhöch⸗ 
fter Genehmigung und Aufficht überlaffen find. 
Für Schlefien insbeſondere ift in dem Gefege 
vom 27. März 1824 8 52 der Charakter ber 
Stände als „berathende Berfammlung“ fpeciell 
— aber Hiermit ift aber die angebliche 

efugnig zu autonomishen Beitimmungen, wenn 
es fih niht um Communal-Angelegenheiten ber 
Provinz Handelt, völlig unvereinbar. Wenn es 
im $ 55 des Geſetzes vom 27. März 1824 Heißt: 


das Refultat der Landtagsverhandlungen wird 
durch den Drud befannt gemacht, 
jo tft Hiermit nur eine reglementäre Vorſchrift 
jegeben. Ein bejonderer, die Einwohner der 
in; verpflichtender Publikationsmodus ift 
ierin nicht zu erbliden. Es bewenbet bei ber 
n Preußen, abgejegen von einzelnen Ausnahme- 
fällen, geltenden Hegel, daß als geſchriebenes 
Sefeg nur der in der vorgejchriebenen Publica- 
tionsform fi) fundgebende ‚Wille des Königs gilt. 
Das Obertribunal Hat, foviel bekannt, niemals 
außgefprachen, daß Landtagsabſchiede, welche weber 
im Umtsblatt noch in der Gejeßfammlung publis 
eirt find, die Kraft gefchriebener Geſetze haben. 
Im Begentheil Heißt es in einem Erkenntniſſe 


Sqchneider und von Bremen. Preußiſches Volkeſchulweſen. II. Ob, 





Auf die in dem Landtagsabſchiede für Schle- 
n vom 22, Februar 1829 enthaltene Feſt⸗ 
jegung ...... ‚ fann es nidt weiter anfom= 
men; zumal diefe Beſtimmung beim Mangel 
einer den beſtehenden Vorſchriften entipre- 
chenden Publicationsform durch die allge 
meine Gefebfammlung nur für eine Ver— 
maltungsmabregel angejehen werden kann, 
welche feine in judicando zu beachtende Ge—⸗ 
ſetzeskraft hat. 

Zu Sachen der Gutöherrihaft zu Moder wider 
die ulgemeinde dafelbit aut das Obertribunal 
duch Erkenntniß vom 1. November 1842 zwar 
die gegen die obengedachte Entſcheidung des 
Oberlandesgerichtes zu Ratibor eingelegte Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde zurückgewieſen; hierbei ift jedoch 
(wie ſowohl v. Rönnea. a.D. als auch Temme 
in der juriftifhen Wochenſchrift 1843 ©. 623 an= 
erfennt) die Frage, 

inwiefern die Landtagsabſchiede der Publi- 
cation dur bie —S oder die 
Amtöblätter bedürfen, damit in judicando 
auf fie Rüdjicht zu nehmen ift, 
ganz unberührt geblieben, vielmehr die Burüd- 
— nur in — der unrichtigen Formuli⸗ 
rung des Angriffes — indem die 
Auffaſſung des indtagsabſchiebes, als einer 
Allerhöchſten Ortes genehmigten Uebereinkunft 
der Stände nicht angefochten war. 

Auch das Erkenniniß bes Obertribunals vom 
26. November 1866 in Sachen des Fürſten Pleß 
wider die Pleß'er Schulgemeinde ſpricht I über 
obige Frage nicht unmittelbar aus und hatte um 
o weniger Beranlaffung dies zu thun, als ber 

ürſt Pleß in feiner Nichtigkeitsbeſchwerde fi 
ſelbſt auf den Landtagsabſchied vom 22. Februar 
1829 bezogen und denjelben als verlegt bezeichnet, 
mithin feine Rechtögültigkeit nicht in Zweifel ge 
zogen hatte. 

nn Hiernach der Landtagsabſchied vom 22. Fe⸗ 
bruar1829 nicht ald geſchriebenes Geſetz aufgefaßt 
werden, fo fragt fi) weiter, ob ber fernere Ent- 
ſcheidungsgrund des Berufungsrichterd richtig ift, 
daß dem Anſpruche bes Klägerd eine Pro- 
ingielobfernang, welche fi auf Grund bed 
gedachten Landtagsabſchiedes gebildet hat, 
entgegenftehe. 

Behufs Beantwortung diefer Frage ift ne 
zu erörtern, ob und in melden Schranfen fi 
nad Publication des Allgemeinen Landrechts 
Obſervanzen mit rechtsverbindlicher Kraft bilden 
konnten? 
& ILi des Publicationspatentes des Allge⸗ 
meinen Landrechtes vom 5. Februar 1794 ver- 
ordnet, daß die in den verſchiedenen Provinzen 
bisher, d. H. alfo bis zur Publication des AU- 
gemeinen Landrechtes, beitandenen Provinzial 
efege und Statuten vor der Hand nod ihre ge- 

liche Kraft und Gültigkeit behalten. Diefe 
bisherigen Provingialgefege und Statuten 
follten innerhalb zweijähriger Frift gefammelt, 
revidirt und in ordentliche Provinzialgeſetzbücher 
aufgenommen werben (88 IV—VI daſelbſt). Bei 
Entwerfung dieſer Brovinzialgefegbücher follte 
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nad $ VII aud auf die Gewohnheitsrechte und 
Obfervanzen, welche in einer Provinz oder an 
einzelnen Orten bisher ftattgefunden haben, die 
erforberlihe Rüdficht genommen werden und foll- 
ten diejenigen, deren Beibehaltung nad er- 
folgter Prüfung nothivendig befunden worden, in 
das Provinzial a ve eingerüdt werden. Nach 
Emanation der Provinzialgefegbücher ſoll auf 
Obfervanzen, welche von den Vorſchriften des All⸗ 
gemeinen Landrechts abweichen, nur infofern 
Rüdfiht genommen werben, als fie entweder den 
Provinzialgefegbüchern einverleibt find oder das 
en Landrecht jelbft auf fie ausbrüdlich 
verweiſt. 

Obige Vorſchriften ſprechen unzweifelhaft nur 
von ſolchen Obſervanzen, die bei Subtication des 
Allgemeinen Landrechts bereit? vorhanden waren 
und ſchon damals in ber betreffenden Provinz 
als ungefchriebene Rechte ſich vorfanden. Hieraus 
folgt, daß feit dem 1. Juni 1794 die Bildung 
einer von den Vorfchriften des Allgemeinen Land- 
rechtes abweihenden Obſervanz gar nicht 
mehr ſtattfinden konnte, ſofern nicht der im V 
a. a. O. gedachte Ausnahmefall eintritt, daß das 
Allgemeine Landrecht felbft bei der betreffenden 
Materie auf das Gewohnheitsrecht ausdrücklich 
verwiefen bat. Hiermit in Uebereinftimmung 
fteht $ 59 der Einleitung zum Allgemeinen Land- 
recht, wonach Geſetze fo lange ihre Kraft behalten, 
bis fie von dem Geſetzgeber ausdrüdlich wieder 
aufgehoben find, und go, wonach vorhandene 
Gelege durch Gewohnheiten nicht wieder aufges 
hoben werben können. 

Nur Hinfichtlich derjenigen Obfervanzen, welde 
nicht wiber die Gejege find, fondern nur etwas 
beftimmen, was in den Geſetzen unentſchieden ge- 
laffen worden, fol e8, wie der allegirte 8 VII 
und der daſelbſt in Wezug genommene $ 4 der 
Einleitung befagt — bis zum Erfolge einer ge- 
ſetzlichen Beftimmung fein Bewenden haben. 

Die bier ausgefprochenen Grundſätze ftimmen 
mit der Anficht des Obertribunals, des Juſtiz⸗ 
minifteriums und der überwiegenden Mehrzahl 
der Rechtölehrer überein. 

In dem Präjudiz vom 26. April 1839 Nr. 


679 (Präjudizien-Sammlung Band 1 Seite 2)| U 


heißt _e8: 
Nah Einführung des Allgemeinen Land- 
rechtes kann ſich eine den Beſtimmungen des⸗ 
ſelben entgegenſtehende Obſervanz nicht mehr 
ausbilden. 

In dem damals entſchiedenen Falle hatten die 
Kläger, auf eine angeblich beſtehende Localobſer⸗ 
vanz geftügt, darauf angetragen, den Beklagten 
für ſchuldig zu erachten, —* Aderländereien in 
ber Weichjelniederung, ſoweit fie mit den Ader- 
ftüden der Kläger grenzen, mit einer Berzäunung 
u verjehen. Der Mppellationsrihter hatte die 

äger abgewieſen, weil die angebliche Localob⸗ 
fervanz ſich erft nad) Publication des Wilgemeinen 
Landrechtes gebiibet haben folle, die aber gefeb- 
lich nicht zuläffig fei. Das Obertribunal ift diefer 
Anficht beigetreten, weil ber fowohl im $ 3 als 
im 8 7 des Publicationspatentes gebrauchte Aus- 
drud: „bisher“ die Abſicht des Geſetzgebers aus- 
ſpreche, daß nur die bei Publication des Allge- 
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meinen Landrechtes vorhandenen Sbfernangen zu 
berüdfichtigen feien und hiermit auch $ 60 ber 
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht ſtimme. 
Zugleich ift in demfelben Erfenntnifje ausgeführt, 
wie es auf den Umftand, 

daß im Allgemeinen Landrecht die Beredhti- 

gung des Eigenthümers, die Scheidung ein- 

gehen zu laffen, nit ausdrückl ich aus— 

geſprochen jel, 
nicht antomme; denn $ 4 der Einleitung ſpreche 
nur von dem, „was die Geſetze unentihieben 
gelaffen haben,“ hier könne und müſſe aber aus 
F 151 Theil I Titel 8 Allgemeinen Landrechts 

efolgert werden, daß, da die Unterhaltung der 
efried gungen in freier Seldflur dem Eigens 

thümer im Gefege nicht zur Pflicht gemacht fet, 
bie Mechte des EigentHlimers in diefer Beziehung 
nicht beſchränkt feien, er aljo die Scheidung ein= 
gehen laſſen könne. 

ug ein ſpäteres Erkenntniß des Obertribunals 
vom 6. Januar 1843 (Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1843 ©. 536 ff.) ſtimmt mit ben oben auf⸗ 
geftellten Grundjägen überein. 

Die Präjudizien vom 2. Januar 1844 (Prä- 
judizien-Sammlung Bd. 1 ©. 3), vom 19. Juni 
1848 (Entiheidungen Bd. 17 ©. 365), vom 
2. November 1853 (Striethorft, Archiv Bd. 10 
©. 334), vom 28. September 1857 (Striethorft, 
Archiv Bd. 27 ©. 71) vom 16. Juli 1860 (Ent: 
Föeibungen 8b. 43 ©. 9) und vom 5. April 1861 
(Striethorft, Archiv Bd. 41 ©. 135) ſprechen 
zwar nur ben bier nicht unmittelbar intereſſirenden 
Grundſatz aus: 

bag ununterbrocdene Gewohnheiten, benen 
keine provinzialtechtliche — — d. h. 
keine in das codificirte Provinzial igelegbug 
für den betreffenden Ort oder den betreffen- 
den Diftrict aufgenommene Gewohnheit — 
entgegenfteht, in den Fällen, wo das Allge- 
meine Landreht fie ausdrüdlich in Bezug 
nimmt, aud dann mit voller rechtsverbind⸗ 
licher Kraft Anwendung finden, wenn fie 
Pr nach deſſen Erſcheinuug fi gebildet 
jaben ; 
defienungeachtet fteht die Ausführung im Ein= 
ange mit den oben entwidelten indfägen. 
Dafjelbe findet in Betreff derjenigen Präjudizien 
ftatt (Enticheidungen Bd. 2 ©. 238, Bb. 45 ©. 73, 
Striethorft, Ardiv Bd. 71 ©. 248), welde 
die bier eben fo wenig unmittelbar intereffirende 
Frage bejahen: 
ob in den Provinzen, in melden das Pro- 
vinzialgeſetzbuch noch nicht vollendet ift, dier 
jenigen von den Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechtes abweichenden Gewohnheiten und 
Obfervanzen, welche vor Publication des All⸗ 
gemeinen Landrechtes eriftirten, auch jegt 
noch in gefeglicher Kraft ftehen? 

Nach der in einem Refcripte de Juſtizminiſters 
vom 12. Februar 1833 (Ergänzungen —— 
ſchen Rechtsbücher 1. Ausgabe Bd. I 1 &. 696) 
ausgeſprochenen Anficht iſt die Berufung auf Ob⸗ 
fervanz nur in folgenden Fällen zuläffig: 

1. wenn zur Zeit der Publication des Allge- 

meinen Landrechtes Jemand eine nad) dem 
damals geltenden Rechte zu Recht beitandene 
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Obfervanz für ſich hatte (8 8 des Publicas 

tionspatentes) ; 

. infofern das Allgemeine Landrecht ſelbſt darauf 

Bezug nimmt ($ 7 bafelbft); 

. wenn durch Obſervanzen etwas beftimmt 

wird, was Die Gier: unentichieden gelafien 

* S er der Einleitung zum Allgemeinen 
nbredit). 

Das Allgemeine Landrecht geftatte übrigens 
nicht — wird in jenem Rejeripte ferner auöge- 
fübrt — bie Bildung von neuen Obfervanzen, 
wodurch Geſetze eingefäßrt oder fon vorhandene 
wieder aufgehoben werben könnten (8 60 der Ein⸗ 
leitung). Darum babe e8 aud) nirgends die Er- 
forberniffe einer rechtsgültigen Obfervanz aufge- 
führt, was unerläßlih gewejen wäre, wenn es 
Dbfervanzen ald eine noch fortdauernde Rechts⸗ 
quelle hätte angefehen wiſſen wollen. 

Bon den Rechtslehrern jtimmen mit der obigen 
ulm überein: 

1. Zen Theorie und Praxis 3. Aufl. Bd. 1 
. 72: 


„Hiernach hat fich alfo ſeit Einführung des 
Allgemeinen Landrechtes ein feinen Betim- 
mungen entgegenftehbendes Gewohn— 
beitsrecht nicht mehr bilden können.“ 

2. Rod, Commentar zum Allgemeinen Landrecht, 
inbejondere zu 8 7 des Publicationspatentes 
(beim Worte „bißher”): 

„Rur bisHer. Nah Einführung des Allge- 

meinen Landrechtes Tann fich chie ben Be⸗ 

ftimmungen deſſelben entgegenftehende Rechts⸗ 
a nit mehr ausbilden.“ 

3. zen e, Zundamentallehren Bd. 1 ©. 155: 
Dan könne niht neuen berogirenden 
Rechtsgewohnheiten Gefepeötraft beilegen. 
Died würde gegen den Geift unferer ganzen 
Gefepgebung fein. Der 8 7 des Bublica- 
tionspatentes fei nur auf ältere Gewohn⸗ 
heiten zu beziehen. 

4. Temme, Lehrbuch des Eivilvechtes Bd. 1 

©. 235 f.: 


Obfervangen, welche gegen das Geje find 
und fi nach Emanation des Landrechies 
bifdet haben, ſeien nicht gätig; 

würben ein ſchon vorhandenes Geje 


denn 


5 wieber 
aufheben. 

5. v. Savigny, Syftem ꝛc. Bd. 1 ©. 18: 
„Ueber die künftige Entftehung eines neuen 
Gewohnheitsrechtes ift Nichts beftimmt; ohne 
Zweifel jollte auch diefes nur unter den zwei 
erwähnten alternativen Borausfegungen (d. 5. 
infofern das Landrecht entweder in einzelnen 
Stellen auf Ortögewohnheiten verweife ober 
dadurch — würde), alſo auch nur als 
particuläres Recht zulaͤſſig ſein.“ 

6. Dernburg, —8 vatrecht S. 37: 
„Außerdem ſind in Kraft geblieben dem Pro⸗ 
vinzialrecht angehörende Gewohnheiten und 
Obſervanzen, ſelbſt wenn dieſelben mit dem 
Landrechte in Widerſpruch ſtehen, vor au s⸗ 
gi egt, daß fie nachweisbar bereits im 

omente ber rechtöpublication rechts⸗ 
verbindliche Kraft Hatten.“ 

7. — — Civiirecht 2. Ausgabe Bd. J 
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Thöne habe mit Recht aus der allgemeinen 
Saflung des $ 4 der Einleitung gefolgert, 
daß consuetudines praeter legem, nicht 
aber ſolche, welche contra legem find, auch 
nad Publication des Landrechtes entftehen 
können. 

Von mehreren Schriftſtellern wird noch beſonders 
auf die Ungunſt, mit welcher das Gemohnheits- 
recht von den Redactoren des Landrechtes be= 
handelt worden iſt, aufmerkſam gemacht. In der 
That ergeben die duch Bornemann's Civil⸗ 
recht Bd. 1 ©. 30—32 befannt gewordenen Mate- 
rialien, daß die Abficht der Redactoren wenigitens 
bis zu ber revisio monitorum ohne Zweifel dahin 
ging, die Entftehung neuer Gemohnheitsrechte ganz 
auszufchließen. Diefer Abfiht entipricht indefjen 
die Faſſung des ‘ 4 der Einleitung nit, aus 
welcher efepesfte e in Verbindung mit $ 7 des 
Publicationspatented vielmehr zu fliegen tft, daß 
neu entftehenbe Gewohnheitsrechte, welche praeter 
legem etwas beftimmen, aud nad Publication 
des Landrechtes zu berüdfichtigen find. Eine ent- 

egengefeßte, den Geltungsbereich de Gewohn= 
jr törechtes noch mehr einfchräntende Anficht ift 
zwar in Koch's Privatrecht Bd. 1 ©. 107 und 
in einem Erkenntniſſe de3 vormaligen Oberlanbes- 
erichteß zu Halberftadt vom 14. Januar 1820 
Simon, Rechtsſprüche Bd. I ©. 375) vertreten, 
Indem dort angenommen wird, daß ſowohl allge 
meine al3 particuläre Gewohnheitsrechte feit ber 
Einführung des Allgemeinen Landredtes über- 
haupt nit mehr neu entftehen Können, vielmehr 
für den Fall, daß fein gefchriebenes Geſetz vor⸗ 
handen tft, Iediglich nach der Analogie entichieben 
werben müffe. Auf eine Prüfung der Richtigkeit 
dieſer Anſicht iſt jedoch hier nicht einzugehen, weil 
es ſich im vorliegenden alle nicht um eine con- 
suetudo praeter legem handelt, wie unten näher 
dargethan wird. 

Das Refultat der Interpretation des $ 7 bes 
Publicationdpatentes und der 88 3—4 Einleitung 
zum Allgemeinen Landrecht ift Hiernad für die⸗ 
jenigen Provinzen, in melden, wie in Schleſien, 
zo) feine Provinzialgefepbücher eriftiren, Fol⸗ 
endes: 

4. Unbedingt gelten alle Gewohnheiten, auf 
welche das Wügemeine Landrecht an einzelnen 
Stellen verweift, oder welche etwas beftimmen, 
was bie en unentſchieden gelaffen gaben, 

2. Gewohngeiten, welche gegen das Geſetz find, 
gelten nur dann, wenn fie vor der Publication 
des Allgemeinen Landrechtes entftanden find. 

Bei der Anwendung dieſer Grundfäge auf den 
vorliegenden Fall ift es zunächſt unzweifelhaft, 
daß das Allgemeine Landrecht in den 88 29 ff. 
Theil II Titel 12 nicht auf Gewohnheiten und 
Obſervanzen ausdrücklich verweift. Auch iſt nicht 
anzunehmen, daß die vorliegende Streitfrage — 
welche, wie bereit3 gezeigt, aus dem Schulregles 
ment vom 18. Mat 1801 nicht zu beantworten 
iſt — im Allgemeinen Landrecht unentſchieden ge⸗ 
laſſen ſei. Denn der $ 29 legt die Verpflichtung 
zur Unterhaltung der Lehrer den ſämmtlichen Haus⸗ 
vätern des Ortes zur Laft, während nad $ 33 
a. a. D. den Gutöherrfchaften nur bie Unterfi fung 
ihrer zur Aufbringung ber Beiträge unvermögens 
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den Unterthanen obliegt. Mag nun aud die 
Frage, ob die letztgedachte Geſetzesſtelle mit Auf- 
hebung der Unterthänigteit außer Kraft getreten fei, 
auf ſich beruben,*) jedenfalls tft nach dem Allge— 
meinen Landrechte der Gutsherr als folder zum 
Beitrag einer Duote bes Lehrergehaltes nicht ver- 
—7 — eine Obſervanz, welche eine derartige 
erbindlichkeit feſtſtellen wollte, würde daher dem 
Geſetze qumiber laufen; 
fein und könnte beshall 
verdienen. Dub es im Allgemeinen Landrechte an 
einer ausdrücklichen Beftimmung, wonach der Guts⸗ 
berr als folder zum Beitrag einer Quote des 
Lehrergehaltes nicht verpflichtet tft, fehlt, iſt nach 
ber oben gedachten Ausführung des Obertribunal3 
in dem Erfenntniffe vom 26. April 1839 unere 
yon , da diejer Grundfag aus den 88 29 und 
3 Theil II Titel 12 unmittelbar zu folgern ift. 
Zweifel erregen könnte die Erwägung, daß es fi 
bei einer auf Grund des Landtaı Babicjiehes vom 
22. Februar 1829 gebildeten Objervanz nicht ſo— 
wohl um eine Abänderung ded Allgemeinen Land⸗ 
rechtes, ald vielmehr um eine Abänderung be- 
ziehungsweiſe Eweiterung des Schulreglements 
vom 18. Mai 1801 gehandelt Habe, und daß, wie 
Wentzel im Scteffgen Provinzialrecht S. 90 
bemerkt, „ein dem gejchriebenen Provinzialrechte 
entgegenftehenbe8 Provinzial⸗Gewohnheitsrecht fich 
fo lange bilden könne, bis auch das Provinzials 
recht cobificirt fein werde“, d. b. „daß dasjenige 
Provinzialrecht, welches bei Publication des Land⸗ 
echtes beitand, ebenjo wie früher, fo auch bis zur 
erfolgten Eobification dem Einflufje des Gewohn. 
heitsrechte unterworfen geblieben ſei.“ Wenn 
man aber auch die zweifelyafte Frage, ob ein Pro⸗ 
singialgefe durch eine nach Publication des All⸗ 
gemeinen Landrechtes entitandene Obfervanz ab⸗ 
eänbert werben lönne, bejahend beantworten wollte, 
ß würde hierdurch die vorliegende Streitfrage doch 
nicht entſchieden werben. Denn Beltimmungen 
des Schulteglements vom 18. Mai 1801 felbft 
werben — die fragliche Obſervanz nicht abge- 
änbert; ed wirb keineswegs ein in diefem Geſetze 
feſtgeſtelltes —— — anders geregelt, wie 
es z. B. der Fall fein würde, wenn der in fatho= 
lifhen Schulen den Gutsherren obliegende Bei— 
trag von einem Drittel durch Obfervanz auf ein 
Viertel EEE werben follte. Im Gegentheil 
IM es die zur Zeit des Landtagsabfchieves vom 
2. Februar 1829 durch 88 29 ff. Theil U Titel 12 
Allgemeinen Landrechts geregelten Rechtsverhält⸗ 
niffe der Gutsherren zu den evangelifhen Schulen 
in evangelifhen Dörfern, welche durch die be- 
hauptete Objervanz geändert werben. Wenn ein 
Brovinzialgefeg nad einem Gebiete hin, auf 
welchem es biöher noch nicht galt, erweitert wird, 
fo ift die nur dadurch möglih, daß die Bültig- 
keit deö Allgemeinen Landrechtes auf diefem Ge— 
biete eingeſchränkt wird. Eine ſolche Einſchränkung 
ift aber nicht anderes als eine Abänderung ded 
Allgemeinen Landrechtes. Da nun eine iM e 
durch Gewohnheitsrecht nicht mehr zuläſſig iſt, ſo 
iſt einem derartigen Gewohnheitsrechte die Aner⸗ 
kennung zu verſagen und wenn eine entſprechende 


ie würde contra legem 
keine Berüdfichtigung 


*) of. oben 5 273. 
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Gewohnheit fi dennoch factiſch gebildet haben 
follte, die Unverbinblichkeit derjelben als Rechts- 
norm durch richterliche Entjcheidung auszusprechen. 
Hiernach bedarf e8 keiner weiteren Unterjuchung, 
ob und inwieweit fi eine den Beitimmungen bes 
Landtagsabſchiedes vom 22. Februar 1829 ent- 
fprechende Gewohnheit in Schlefien gebildet hat, 
8 wahrſcheinlich und erklärlich auch eine ſoiche 
ſildung bei der Autorität Königlicher Verord— 
nungen jein mag. Es bebarf ferner feiner Er⸗ 
Örterung der anderweit den den Parteien obs 
waltenden Streitpuntte Einf lich der Auslegui 
des gedachten Landtagsabſchiedes und Hinfi lie 
des Einfluffes der neueren Gejeggebung auf feine 
Beftimmungen. Es war vielmehr die Aufhebung 
der angefochtenen Entſcheidung auszufprechen, weil 
diefelbe das beftehende Recht, insbefondere bie 
Vorſchriften über Bublication der Geſetze und über 
die geſehliche Kraft des Gewohnheitsrechtes ver- 
legt. In der Sade felbft war nad dem Klage- 
antrage zu erfennen, weil eine rechtliche Verpflich⸗ 
tung des Klägers zu den von ihm geforderten 
Beiträgen nit nachgewiefen ift. — — 


10, Beitragspflicht der Gutsherren fr enangel. 
Schulen in ganz evang. Dörfern auf Gran) einer 
Obfervanz. 

(Sreenninig bes D.:8.:©. J. Senat v. 22. Dec. 1884. 
of. ben Eingang des Erf. im Vorbericht zu $ 273 fi.) 


Die Frage, ob nicht aud die Beitimmungen 
des ttatlen Reglement? von 1765 megen 
Unterhaltung der Schulen durch das Inkrafttreten 
des Allgemeinen Landrechts 
iſt —8 den Geſetzgeber ſelbſt gelöſt, da das 
Schulreglement vom 18. Mai 1801 für die nie— 
deren katholifhen Schulen Schlefiens in feinem 
Eingange wörtlich beſagt: 
„Das katholiſche Schulreglement für —— 
vom 3. November 1765 enthält zwar ſehr 
viele gute Borfchriften und Wir bejtätigen 
und wiederholen es aud in gegenwär- 
tigem, fofern es dadurch nicht aufgehoben 
und näher erläutert wird.” 

Es unterliegt hiernach feinem Zweifel, daß für 
die igtef hen katholiſchen Schulen die Reglement 
vom 3. November 1765 und 18, Mai 1801 noch 
jetzt als Brooingtal| ejege geiten (vergl. Präjudiz 
des Obertribunal3 Nr. 340 vom 25. September 
1837. Präjudizien-Sammlung Band I Seite 298). 
Auf die evangelifhen Schulen finden dieſelben 
aber, wie in dem bieffeitigen Endurtheile vom 
27. December 1876 — —— Band I 


infällig geworden, 


Seite 211*) — näher nachgemwiefen it, feine An— 
wendung. Wie e8 gelommen ift, daß die Königl. 
Regierungen in Schlefien deſſen ungeachtet in dem 
erften Viertel diefes Jahrhunderts fi) veranlaft 
geſehen haben, die Beitimmungen bed Reglements 
von 1801 aud bei evangelifhen Schulen zur 
Richtſchnur zu nehmen, ift in dem oben erwähnten 
Endurtheile dargelegt. Daß dieje Behörden hierbei 
von der Annahme ausgegangen feien, in Schlefien 
beftehe eine die Gutsherrſchaften zu directen Bei— 
trägen für den Unterhalt des Lehrerd verpflich— 
tende Provinzial-Objervanz, erhellt jedoch nicht. 


*) Borfichend. 


Die Laften ber Dominien in 


Dem widerſpricht fogar ber Inhalt der Alten bes 
Neon eauumd: 

Der Bericht der Regierung zu Reichenbach vom 
5. Auguft 1816 geht von der Vorausſetzung aus, 
daß für die Dominien feine gefegliche ——— 
tung, zum Unterhalte der evangeliſchen Lehrer 
beizutragen, beſtehe. Es werden die Mißſtände 
glöitbent, welche dadurch entftänden, daß die 

minien angehalten würden, ben reglementd- 
mäbigen Dominialbeitrag für die Latholifchen 
Säulen zu leiften, „während e3 Iediglid 
iihrer Willtür anheimgeftellt wird, 
ob und mit wievielfiezur Unterhaltung 
der evangelifden Sdultehrer beizu= 
tragen willens find,” und wird daran ber 
Antrag gelnüpft, ein neues, allgemeines, für alle 
Elementaranftalten geltendes Schulregelement zu 
erlaffen. ein des Minifteriums der Unterricht- 
angelegenheiten Breslau. Lehranftalten Speec. 
Nr. 2 Bol. II Seite 25). 

Der Immediatbericht der Miniſter der Finanzen 
und de3 Innern vom 26. Juli 1816 erbittet aus 
Zwedmäßigkeit3- und Billigkeitsgründen die Aller- 

öchſte Zuftimmung dazu, „daß künftig, wie es 

ereits Bfterd bei den äcularifirten ütern der 
Fall geweſen ift, die Beiträge für die lutheriſchen 
und reformirten Schullehrer aud in alten Do- 
mänen in Schlefien nad; Maßgabe des katholifchen 
Schulreglements vom Jahre 1801 beftimmt wer⸗ 
ben,“ weldem Antrage durch den Üllerhöchſten 
Erlaß vom 5. December 1816 *) entiprogien worden 
ift (vergl. die bezüglichen Acten Seite 23, 24, 39). 

Der Bericht der Regierung zu Breslau vom 
29. November 1824 bezeichnet als die geſetzliche 
Norm für die katholiſchen Schulen das Reglement 
von 1801, für die evangeliihen Schulen „ein 
sl die Gegenwart durchaus nicht mehr 
paſſendes veraltete Gefeg ober die all- 
gemeinen Beftimmungen des Landrechts.“ 

nter bem veralteten Geſetze wird das Schul- 
reglement vom 12. Wuguft 1763 verftanden und 
es werden bie Mißſtände der Schulgeldzahlung 
hervorgehoben. Es wird berichtet, daß jelbft in 
den evangeliihen Domänendörfern, für welche der 
oben erwähnte Allerhöchſte Erlaß vom 5. De— 
cember 1316 gegeben, die Anwendung des Regle- 
ment3 von 1801 auf Schwierigkeiten ftoße, weil 
die Gemeinden diefer Anwendung widerjprächen, 
da fie noch nicht gefeglich geboten fei. Indem die 
Regierung erflärt, daß fie bei der gegenwärtigen 
Lage ber Gefeggebung nach dem gefcheiterten Ber⸗ 
ſuche der Gütepflegung die Sache auf ſich beruhen 
lafjen müffe, bittet fie, 

die Anwendung bes Tatholifchen — le⸗ 
ments vom 18. Mai 1801 als ein Interim⸗ 
iſtieum und fo lange, als nicht eine allge- 
meine Schulordnung ergangen fein wird, für 
die Provinz Shlefen zu verftatten. 

Sie bemerkt dabei: 

„Freilich wird Seine Majeftät der König diefe 
Anwendung fanctioniren müffen, weil fonjt 
die Dominten und Gemeinden I hier⸗ 
unter nicht fügen und die Gerichtsbehörden 
ſie bei ihren Widerſprüchen ſchützen werden.“ 


) of. oben $ 189 Rr. 11b. 


Schleſien. 8 275. Rr. 10. 309 


In dem Berichte vom 17. Januar 1825 ers 
neuert diefelbe Regierung ihre Witte und beffagt 
es, daß die Iandräthlichen Aemter mißvergrügt 
würden, wenn die Regierung fie auffordern müſſe, 
dem anzuftellenden evangeliichen Lehrer einen Zu= 
fag zu feinen geringen Hebungen zu bewirken, 
indem dies mehr bittweife, als durch Berufung 
auf ein Sieh geihehen könne (die oben bezeich- 
neten Acten Seite 111—117 Seite 118 v.). 

Der Mintfter von Altenftein beihloß, den 
in den obigen a der Regierung zu Breslau 

eftellten Anträgen Folge zu geben. Er lieh das 
Glomemoria vom 12. März 1825 ausarbeiten, 
welches Hinfichtlich der evangelifhen Schulen davon 
ausgeht, daß im denſelben die Schulgeldzahlun, 

nad Maßgabe des Reglement vom 12. Augu 

1763 allgemein üblich fei, und einer andern 
landrecitlihen oder provinzialrechtlichen Norm 
nicht gebentt. Die unter Mitteilung dieſes Pro⸗ 
memoria3 bem erſten ſchleſiſchen Provinzialland⸗ 
tage gemaßite Propofition wegen Ausdehnung der 
88 10 bis 29 des katholiſchen Schulreglements 
vom 18. Mai 1801 auf die evangeliihen Schulen 
Schleſiens fand nicht die Zuftimmung der Stände. 
Aus dem über diefe Propofition ereheten Refe- 
rate ift jedoch zu entnehmen, daß bie Stände als 
das zur Zeit geltende Gefeß für die Heran- 
iehung der Gutöherren den 8 33 Titel 12 des 

Ugemeinen Landrechts eracjteten. Noch MHarer 
erhellt dies aus der Berathung des zweiten Schlefi= 
ſchen Provinziallandtageß, denfelben Gegenftanb 
betreffend. Nach dem von den Ständen ausgear- 
beiteten Gefegentwurfe follte der den evangelijchen 
Schullehrern zu gewährende Zufhuß mit gemwifjen 
Maßgaben zu Ir von den Dominien, zu *« von 
der Schulgemeinde aufgebracht werden (8 19). 
Die Majorität der Stände verlangte in Folge 
deffen, daß in den $ 21 Folgendes aufgenommen 


iwerbe: 
„Mit Rüdfiht auf 8 19 Hört die Beftim- 
mung bed 8 33 Titel 12 Theil II des Alls 


emeinen Landrechts auf, und Haben bie 
emeinden allein die Armen in Hinfiht auf 
das Schulwefen zu unterftügen,* 
während die Minorität dem widerſprach und bean= 
tragte, die Beitrageverpftichtung der Dominien „zu 
Anem’mit ?/ beizubehalten. Majorität und Mino- 
rität gingen dabei von der Annahme aus, daß ber 
833 gr 12 Thl. II des Allg. 2.:R. für die evan- 
gelifhen Schulen in Schlefien geltendes Recht fei. 
Auch bei den Berathungen im Staatsminifterium 
ift von dem Unterrichtsminiſter, — nad beffen 
Ungaben die evangelifchen Schullehrer Schlefiens 
damal® mit einzelnen Ausnahmen auf 
Schulgeld nad} den Sägen, welche 87 des General- 
Landſchulreglements vom 12. Auguft 1763 bes 
ftimmt, vocirt waren, — niemals ein die Guts— 
herren zur antheiligen Befoldung der evangeliſchen 
Lehrer verpflichtendes Herkommen behauptet, fon= 
dern nur darauf Hingewiefen worden, daß nach 
8 8 des erwähnten Reglement für_ die Armen 
da8 Schulgeld aus der Ort3armenkaffe gezahlt 
würde, zu diefer aber aud bie Gutsherren auf 
Grund des Schlefiiden Dorfarmenreglements vom 
7. Januar 41749 nad) dem Yeuerfocietätölatafter 
beitragen müßten. 


s10 Die Laften der Dominien in 


Der Landtagsabidied vom 22. Februar 1829 
follte demnach nicht ald eine Anweiſung an die 
Behörden, wie fie ein bereits beftehendes Recht zu 
ai 9 hätten, gelten, fondern eine neue ges 
eglihe Norm für bie —— der evan⸗ 
geliſchen Schulen Schleſiens bilden. Er beſtimmte 
zunächſt nur die Beiträge der Dominien zu dem 
baaren Gehalte und dem Brennmaterial, behielt 
den Beſchluß über die „anderweit beantrag- 
ten gefeglihen Beftimmungen“ vor, nahm 
weitere Verhandlungen hierüber in Ausſicht und 
empfahl Dominien und Gemeinden die freimwil= 
lige Annahme der betreffenden Vorſchriften des 
Tatholifchen Schulteglements. 

Daß der Landtagsabfchied nicht Geſetz geworden 
ft, und dab fi auf Grund befelben eine dem 
Landrechte derogirenden Provinzialobfervang nicht 
bilden Tonnte, ift in dem dieſſeitigen Endurtheile 
vom 27. December 1876 (Entfcheidungen Band I 
Seite 211)*), auf welches verwiejen wird, bar- 
getan. 

it Recht hat hiernach der Vorberridter das 
Beftehen der behaupteten Provinzialobjervanz 
Gewohnheitsrechtes) in Betreff der Unterhaltung 
der evangeliihen Schulen in Schlefien verneint. 

Die Veranlagung des Klägers zu ber ftreitigen 
Schulſteuer ift auf Grund des Landtagsabſchiedes 
vom 22. Februar 1829 erfolgt, Diefe Veran- 
lagung ift von dem Vorderrichter, wie gezeigt, 
aus zutreffenden Gründen aufgehoben worden, 
Wenn der beflagte Schulvorftand in der Reviſions⸗ 
inftanz noch die Behauptung aufgeftellt hat, Kläger 
fei auf Grund einer beftehenden Localobfjer- 
vanz zu einem Beitrage zu dem Lehrergehalts- 
zuſchüſſe verpflichtet, fo ift hierüber in dem gegen- 
een Proceſſe nicht zu entjcheiden. Es bleibt 
dem Schulvorftande unbenommen, den Kläger auf 
Grund der behaupteten Localobſervanz anderweit 
u veranlagen. Diefe Veranlagung muß dem 

läger erft nah Maßgabe ber gefepfichen Ber 
ftimmungen befannt gemadt werden und damit 
beginnt dann für bdenfelben eine neue Recla— 
mationd= bezw. Klagefrift (Endurtheil des Ober- 
a an vom 419. April 1879, Ent» 


ibungen Band V Gelte 185 und 186). 
het A L 138. Me = ) ) 


11. Beittagspflicht des Gutsherren (für evang. 
Säulen in gan evang. Dörfern) auf Gru 
vertragämäßig entftandener Schulverfaffung. 
(Ext. des O.V.-G. I. v. 10. Dechr. 1884.) 

Kläger führt aus, daß die Bocation vom 23. 
November 1879 ein den Gutsherrn verpflichtendes 
Statut nicht barftelle, und daß die — 
vom 18. Auguſt 1874 nicht verbindlich jei, weil 
diefelbe davon auögehe, daß der Landtagsabfchied 
vom 22. Februar 1829 Gefegeskraft habe, Der 
Vorderrichter Habe daher die 88 22, 29, 31, 33 
Titel 12 Theil IL de3 Allgemeines Landrechts 
durch Nichtanwendung verlegt. 

Der Beklagte beantragt unter Beſtreitung der 
An⸗ und Ausführungen des Klägerd Berwerfung 
der Revifion. 

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung 


*) Oben Rr. 9. 
$ 302 Rr. 11. 


Schleſien. 8 275. Nr. 11. 


vor dem unterzeichneten Gerichtshofe wurde aus 
ben bereitö von dem Vorderrichier vorgelegten 
Aeten der Königlichen Regierung zu Liegnig (wo⸗ 
bei zu bemerken, daß die älteren Dtegierungäacten 
dung) den Schloßbrand im Jahre 1835 vernichtet 
worden find) und den Acten des Landrathgamtes 
u 2, die Schule zu R. betreffend, Folgendes con= 
Yatirt, Die von dem augen ausgeftellten 
Vocationen für den Lehrer ©. vom 23. Januar 
1846 und für den Lehrer G. vom 1. Februar 1853 
eben als Beitrag der „jedesmaligen Grundherr- 
Paper zum Sehrsrgefalte an: 
wei Scheffel Rog "} beides nach Berliner 
wet Scheffel Geh, Maß, 
n Biertheil Bier und 
Ein Schod kiefern oder fichten Gebundholz. 
In der Verhandlung vom 4. November 1853 
erbot fi) die Gutsherrſchaft ſtatt des Bieres und 
Holzes jährlih 20 Thaler zu gewähren, was von 
der Gemeinde acceptirt und von ber Regierung 
genchmigt wurde. 
Die von ber Gutöherrihaft für ©. neu aus- 
gglemte Bocation vom 28. December 1853, die 
ocationen für W. vom 15. September 1857 
und für ©. vom 10. November 1861 führen dem- 
jemäß als Beitrag der jebesmaligen Grundherr- 
haft auf: 
A. in natura 
mei Scheffel Roggen, 
wei Scheffel Gerite, 
B. in baarem Gelde 
mwanzig Thaler. 
Bei den im Jahre 1869 eröffneten Verhand⸗ 
lungen über eine Aufbeſſerung des Lehrergehaltes 
lehnte der — Gutsherr im Hinblid auf 
das zu erwartende Unterrichtögefeß jede Erhöhung 
de3 Dominialbeitrages ab. Die Königliche Regie 
rung feßte darauf den zu gewährenden Gehalts- 
auidnb auf 60 Thaler und den Beitrag des 
ominiums hierzu auf 15 Thaler feft. Der Do— 
minialbeitrag ftellte fi Hierdurch auf den Werth 
des Getreide — 8 Thlr. 7 Sgr. 6 iR: und 
Bi 5* hy Pr Thlr. baar, zufammen auf 43 Thlr. 

gr. 8. 

Unterm 18. Auguft 1874 wurde auf's Neue 
mit der Gutsherrſchaft und der Gemeinde wegen 
Aufbefferung des Lehrergehaltes von dem Künig- 
lien Landrathe verhandelt und „nad außführ- 
licher Erörterung der 88 12 und 19 des katho— 
lichen Schulreglement® vom 18. Mai 1801 und 
der einfchlagenden Beltimmungen des Land- 
tagsabſchiedes vom 22. Yebruar 1829* und Vor⸗ 
legung der Einkommensnachweiſung der Schule zu 
R., in welche die Leiftungen des Dominiums, wie 
oben angegeben, mit zufammen 43 Thlr. 7 Ser. 
6 Bfg. verzeichnet waren, erflärte die Gutsherr⸗ 
tchaft, daß fie gegen die vorgetragene Berechnung 
feine Einwendungen zu erheben habe und bereit 
fei, vom 1. Juli 1874 ab einen weiteren Zuſchuß 


von 5 Thlr. 14 Sgr. 5 Pfg. zu gewähren. Hier- 
durch ftellt fi) der Dominialbeitrag auf 48 Thlr. 
21 Sgr. 11 Pig. = 146 Mt. 20 Big. 


Die Erklärung der Gutsherrſchaft tft von der 
Gemeinde acceptirt und von der Schulauffihts- 
behörde genehmigt worden. Nach diefer Verein- 
barung it fodann aud der Dominialbeitrag, wie 


Die gutöherrliche Baulaft nach den 


der Vorderrichter bemerkt, in die Bocation für den 
jegt amtirenden Lehrer 9. vom 23. November 
1879 aufgenommen. 

Es find ferner vorgelegt worden die von dem 
Unterrichtsminiſter dem Gerichtshofe mitgetheilten, 
Be den Lehrern zu R. geführten beiden Grund- 

ücher. 

Nach dem älteren Grundbuche ſoll die Schule 
bereits im 17. Jahrhundert eingerichtet und die 
Schulſtelle im Mai 1800 von Seiten des hoch⸗ 
gräffihen Dominiums und der Gemeinde verbeſſert 
worden fein. Als Leiftung vom Dominio ©. ift 
verzeichnet: 

Ein Sad Korn, 

Ein Sad Gerfte, 

Ein Schod Sol 

Ein Bierling Bier, 
und bemerkt, daß im Jahre 1816 ein Auenfled- 
hen eingezäunt und auf immer zum Schulhaufe 
beftimmt worden fei. 

Das neuere Grundbud) ergiebt bie alte Dotation 
ſeitens des Dominiums und die Aufbefjerung 
beffelben nad) Maßgabe der Verhandlung vom 
1. November 1853. 

Der von dem Unterrihtäminifter BE Vertretung 
des öffentlichen Intereſſes beftellte Commiſſar be- 
antragte Verwerfung der Revifion, indem er auß- 
führte, daß der Kläger nad) der für die Schule 
in R. geltenden Verfaſſung zu der Leiftung bes 
ftreitigen Beitrages verpflichtet fei. 

Bei diefer Sachlage war, wie geſchehen, zu er⸗ 
tennen. 

Die nad) dem Refcript des Königlichen Departe- 
ments für den Eultus und öffentlihen Unter- 
riht vom 28. October 1812 (v. Rönne Unter 
richtsweſen ©. 321 ff.)*) der Vocation beizufügende 
bezw. in biefelbe aufzunehmende genaue Speci- 
fication der mit der Stelle verbundenen Einkünfte 
ſchafft an und für fich kein neues Recht. Gie foll 
nur bie beftehenden Rechtsverhältniſſe conftatiren. 
Sie iſt ein Beweismittel für die beitehende Schul- 
verfafjung namentlidy denen gegenüber, welche die 
Bocalion bezw. die Eintommeng-Nahmeifung voll- 
zogen haben. Dies ſchließt allerdings nicht aus, 
“ in einem Einzelfalle in der Vocation ſelbſt 
ftatutarifche Beftimmungen über die Unterhaltung 
‚der Schule von den Berpflichteten getroffen wer⸗ 
den, welche demnächſt durch die Beftätigung ber 
Schulaufſſichtsbehörde öffentlich⸗rechtliche Gültigkeit 
erlangen. Im vorliegenden Falle iſt jedoch aus 
der Vocation vom 23. November 1879 nicht zu 
entnehmen, daß bie Betheiligten derartige ſtatu— 
tarifche Feftfegungen haben treffen wollen. Die 
Vocaiion enthält davon nicht, fie beſchränkt fi 
auf den Nachmweis des Einkommens unter Hinweis 
und unter Bezugnahme auf die Verhandlung vom 
18. Auguft 1874. Dem Vorderrichter kann daher 
nicht barin beigetreten werben, daß die vorliegende 
Bocation ein fr die Amtözeit des jetzigen Lehrers 
die Berheiligten bindendes Statut jei. Es mußte 
vielmehr geprüft werben, ob bie in Bezug genom⸗ 
mene — vom 18. Auguft 1874 und 
die actenmäßigen Vorgänge bie Verpflichtung des 
Klägers zu der ihm angefonnenen Xeiftung be— 


*) Oben 5 10 Anh. T. 


landrechtlichen Vorſchriften. 8 276. sı 


gründen oder nicht. Allein diefe Prüfung führt 
zu feinem, dem Kläger günftigen Ergebniffe. Die 
urfprünglihe Dominial-Dotation der Schule, be= 
ftehend aus Roggen, Gerſte, Holz, Bier bezw. 
deren Xequivalent, ftammt aus alter Zeit, jeden 
Falls aus der Zeit vor dem Landtagsabidiede 
von 1829, und es ift nicht erfindlid, wie dieſe 
dur den Snnöingsabifieh oder ſonſt hinfällig 
ggmarben fein fol. Ver Dotationszuſchuß von 
5 Thlr. aus dem Jahre 1869 ift dem Dominium 
allerdings auf Grund des — von 
1829 auferlegt und es muß dem Kläger zugegeben 
werden, daß dies zu Unrecht geſchehen iſi, weil 
der Landtagsabſchied nicht — 55 hat, auf 
Grund deſſen alſo das Dominlum zwangsweiſe 
nicht belaſtet werden konnte. Die Schulauffichtö- 
behörde konnte nur nach Empfehlung des Land⸗ 
tagsabſchiedes dahin wirken, daß Dominium und 
Gemeinde ſich zur freiwilligen Annahme der Vor⸗ 
ſchriften des katholiichen Schulreglements vereinig⸗ 
ten. Indeß dieſer Mangel iſt durch die Berein- 
barung vom 18. Auguſt 1874 geheilt. In dieſer 
hat die Gutsherrſchaft ſich nicht nur zu dem 
Gehaltszuſchuſſe von 15 Thlr. belannt, ſondern 
auch einen weiteren Zuſchuß von 5 Thlr. 14 Sgr. 
5 Pfg. übernommen. Die Abmachungen gel en 
Gemeinde und Dominium entiprechen voüſtändig 
den Allerhöchjiten, in dem Landtagsabſchiede zum 
Ausdrude gelommenen Intentionen. Sie up 
duch die Beftätigung der Schulaufſichtsbehörde 
techtögiltig geworden und bilden nunmehr einen 
Theil der Sähulverfaffung, welche Dominium wie 
Gemeinde gleichmäßig bindet, und nit nur für 
den damaligen Gutsherrn, fonbern aud für alle 
feine Rechtoͤnachfolger verbindlich iſt. Der Um⸗ 
ftand, daß der Gutöherr bei der Vereinbarung 
vom 18. Stuguft 1874 angeblid in gleicher Weile 
wie die Behörden von ber irrigen Anſicht aus— 
gegangen tft, dad von ihm Zugebilligte könne 
von ihm auf Grund bes Landiagsabſchiedes von 
1829 erzwungen werben, ift unerheblich, ba dieſer 
Irrthum dem Kläger nicht dad Recht verleiht, 
die Erklärung feines Vorbeſitzers zu widerrufen 
und die beftehende, überdies in der Vocation von 
1879 wiederum anerlannte Schulverfaflung um 
zuftoßen. 

Iſt Kläger hiernach auf rund der beftehenden 
Schulverfaffung zu der jtreitigen Leiftung ver- 
flichtet, jo gereicht ihm die Vorentſcheidung, welche 
jeine desfallfige Verpflichtung zunächſt nur für bie 
Amtszeit des jebigen Lehrers als beitehend an= 
nimmt, nicht zur Beſchwerde. Seine Revifion war 
daher  guzädgumelfen. 

0.8.8. L 1365. 





8.276. Die gutsherrliche Baulaſt nad) den 

landrechtlichen vorſchriſten. 

Die fortdauernde Gültigkeit ber Beftimmungen des Land⸗ 
vechts (Anwendung bei neuen Schulbauten, Obfer- 
vonzen). Rr. 1-3. 

Vorauzfegung ber Anmenbung (Befig bes Gutes, Vor⸗ 
handenſein von hinreichendem Material). Rr. 4—13. 

Inhalt der Verpflichtung (Werabfolgung, Bearbeitung ber 
Rohmaterialien, Teine Subftbiarbeiträge, Miethe für 
gemiethete Räume.) Nr. 14—21. 
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Umfang ber Verbindlichkeit (Birtbfaftsgebäube, Lehrer: 
wohnungen, Thüren, Fenfter, Tiſchlerarbeiten, Dielen), 
Rr. 22—27. 

Die fortbauernbe Gültigkeit ber Befim: 
mungen bes Lanbreäts (Anwendung bei neuen 
Schulbauten, Obfervanzen). — of. 8 252 Nr. 2 und 
Allegate, 8 273 Indbej. Anh. I, 8 303 Rr. 166. — 


1. € v. 18. October 1862 betr. bie Gültigkeit 
bes 8 36 A. 28. II 12, Befreiung von ber 
Verpfligtung burd Privileg und Ob: 
fervanz, Unzuläffigteit ber Ausdehnung einer 
Obſervanz bei Reparaturbauten ober Neubauten be 
Wirthſchaftsgebãudes auf Neubauten bes Schulhauſes. 

2. Erf. bed Obertrib. v. 5. Juni 1863 betr. bie fort 
dauernde Gültigkeit bes 8 36 U. 2. II 12 und 
Anwendung auf Neubauten. 

3. €. v. 14, Rov, 1861 betr. bie Begründung eines 
von ber Beitragspflicht befreienden Beſitz⸗ 
ſtandes. 


Vorausfegung der Anwenbung des Geſetzes 

Gefitz eines Gutes, Lage ber Säule auf 

demfelben, Borhanbenfein von hinreichen— 

dem Material), — of. 8 254 Nr. 128, 8 273 
Nr. 3b. — 


4. €. v. 20. Sehr. 1865 betr. die Berpflihtung 
des ganzen Gutes zur Hergabe von Baumaterial 
für die Schule ber in einem Theile deſſelben ent- 
ftanbenen Golonie. of. Rr. 2 subI a. €. (6. 315) und 
8 252 Rr. 15 (Parcelirung), fowie 8 252 Rr. 16 
(Verpflicgtung mehrerer Güter bezw. Gutäheren), 

5. Bf. ber K. Meg. in Pofen v. 4, Nov. 1860 betr. 
die Beftimmung bed baupfliätigen Gutes bei Do— 
mänen. — cf. Rr. 13a u. b, ſowie $ 304 Anh. IV 
(sub a a. €.) und $ 252 Rr. 17—21. 


6. €. v. 3. Juni 1871 betr. den Ausſchluß einer 
Bauverpflihtung von Städten für Säulen in 
Kämmereiorten, in melden bie Stabt keinen Grunb- 
befig ober Walb hat. — cf. 8252 Nr. 23 (Eigen: 
ſchaft einer Säule als ftäbtiihe ober ländliche) 
Nr. 24 und 25, 

7. €. v. 28. März 1863 betr. die Bejhräntung 
der Berpflihtung zur Hergabe von Bau: 
material auf das im Gute gewadfene. 
ef. €. v. 30. Oct. 1860 unten Wr. 9. 

8 €. v. 16. Det. 1862 desgl. — cf. 8 262 Rr. 148. 

9. €. v. 1. Juli 1872 und 30. Oct. 1860 betr. bie 

Beihräntung ber Berpflihtung zur 

Hergabe von Baumaterial auf das über ben 

eigenen Bebarf vorhandene. — ck. Nr. 12 

und E. v. 2. Sept. 1863 unten Rr. 15. 

€. v. 4, Oct. 1859 betr. bie Bemeſſung des eigenen 

a nad ben gewöhnlichen Wirthidaftsbebürf: 

Ert, des Reichdgerichts v. 7. Oct. 1880 betr. bie 

Beſchraͤnkung der Verpflihtung auf das bei orbent- 

der Bewirthſchaftung bed Waldes zu geminnenbe 


10. 


11 


Hol. 

12. €. v. 2. Sept. 1863 beagl. 

13. €. v. 18. Mai 1867 betr. ben Ausflug einer 
Parkanlage bei der Verpflitung zur Hergabe von 
Bauholz. 

138 u. b. €. v. 31. Oct. 1860 und 20. Juli 1861 
bett. bie fiscaliſche Bauholzlaft in Pommerſchen 
Amtsbörfern. — of. 8 304 Anh. IV. 
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Inhalt ber gutöherrligen Verpflichtung 
(Breabfolgung, Bearbeitung ber Rohmaterialien, keine 
Subfidiarbeiträge, Miethe für gemiethete Räume; über 
ben Antheil der Gemeinde am Erlös bes Abjalle — 
ef. 8 280 Rr. 7). 
14. €. v. 28. Juni 1864 betr. bie Beſchränkung ber 
Verpflichtung auf bie Anmweifung ber Rob 
materialten. 
€ v. 31. Dec. 1862 und 2. Sept. 1863 beägl. 
und betr. bie Nichtverpflichtung zum Brechen ber 
Steine. cf. E. v. 30, Oct. 1860 oben Rr. 9. 
€. v. 23. Mai 1860 beögl. und betr. ben Aus: 
ſchluß ber Verbindligkeit zur Beſchaffung eines 
Platzes für bie Bearbeitung ber Robmaterialien. 
of Nr. 24—26. 
€. v. 18. April 1864 beögl. unb betr. bie Richt 
verpflichtung zur Lieferung trodenen und geſchnittenen 
Bolzed. cf. Rr. 24—26. 
€. v. 30. Rov. 1865 betr. den Ausſchluß einer 
Befreiung ber Gutsherrſchaft burd bad Vorhanden⸗ 
fein eines Schulwaldes. 
€. v. 27. Aug. 1864 betr. die Anrehnung 
der Feuerkaſſengelder für ein abgebranntes 
Schulhaus. 
€. v. 31. März 1858 betr. bie Beitragspflidt 
bei angemietheten Lehrerwohnungen. — 
ef. 8 304 Rr. 10. 
€. v. 8. Dec. 1860 betr. ben Ausſchluß einer 
Vertretungsverbinblickeit ber Gutsherrihaft für bie 
Baubeiträge unvermögender DominialsEinjafjen. 


Umfang ber Verbindlichkeit bed Gutsherrn 
Girthſchaftsgebaude, Lehrerwohnungen, Thüren, Fenſter, 
Tiſchlerarbeiten). — of. Nr. 2 zu la. €. (6. 315.) — 
22. €. v. 5. Jan. 1872 betr. bie Beitragspflicht zu 
VWirthfhaftögebäuben. cf. oben Nr. 8. 
23. €. v. 23. Sept. 1859 beögl. in ber Neumark, 
24. €. v. 28. Aug. 1862 betr. bie Lieferung des Holzes 
zu Benftern und Thüren. of. oben Rr. 16 u. 17. 
25. €. v. 2. Mai 1864 desgl. zu Fenfterläben, 
26. €, d. 31. Dec. 1867 bedgl. zu Tiſchlerarbeiten. 
27. €. v, 22. Sept. 1863 betr. bie Verpflihtung zur 
Beitragsleiſtung für Lehrermohnungen. of. Nr. 20. 
Ueber bie Werpflichtung ber Gutäherrfdaften zur 
Lieferung be3 Materials für Brunnenanlagen: cf. 
8 305 Rr. 41, nit aber zu Umzäunungen ac.: 
ebenda Nr. 43, 45, 49, 50, Turneinrichtungen: 
ebenda Nr. 52, GebäubesInventar, Bänke, Tiſche zc.: 
8 312 Rr. 2, 3, 5. 
Ueber bie Verpflichtung zum Bau bezw. zur Er— 
weiterung ber Schule, unabhängig von ihrer Be: 
nugung durch bie auferhalb des Gutes wohnhaften 
Kinder: of. $ 262 Nr. 14a. 


1. Gultigkeit der bis! i 
tigt — geſetzlichen 


Auf den Bericht vom 12. Auguſt d. J. den 
Neubau des evangeliſchen Schulhauſes in D. be— 
treffend, beſtätige ich mit Vorbehalt des Rechts—- 
weges*) das Refolut der Königlichen Regierung 
vom 11. Juni v. I. und verwerfe den dagegen von 
dem Befiger der Herrihaft W. erhobenen Recurs. 

Dur das Rejolut vom 13. November 1856 
und den Recursbeſcheid vom 24. Februar 1857 
ift bei Gelegenheit des fatholifchen Schulhausbaues 


*) of. 8 304 Re. 12 fi. 
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16. 


17. 


18. 


19. 


20. 


21. 


28. 


29. 


Die gutsherrliche Baulaft nach den landrechtlichen Vorſchriften. $ 276. Nr. 2. 


in D. feftgeftellt worden, daß biefer Ort als Bes 
ftandtheil der Herrſchaft W. anzufehen, und dem⸗ 
gemäß ber Veliger derſelben für verpflichtet 3 
erachten iſt, nach Maßgabe des $ 36 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts zu den Schul: 
bauten in DO. die Baumaterialien unentgeltlich 
— — leichviel auf welchem Theile der Herr⸗ 
haft ſich foldde vorfinden. 

Gegen dieſe abminiftrativen Seftfegungen bat 
der Beſitzer der Herrſchaft W. zwar den Redts- 
me beſchritten und auch in erfter Inftanz ein ihn 
freifprechendes Erkenntniß erftritten. eſſen 
abgeſehen davon, daß das iepiere bisher die 
Rechiskraft nicht erlangt hat, würde dafjelbe immer 
nur gegen bie katholiſche Schule res judicate 
he ee nicht aud) gegen die evangeliſche, fo 
daß bezüglich der legtern nur dann ein Gewicht 
auf diene Erkenntni gelegt werden könnte, wenn 
deſſen Gründe überhaupt als zutreffend anerkannt 
werden müßten. Dies letztere iſt jedoch nicht der 

al. Denn der Richter hat bei feiner auf den, 
überbie8_ durch das Geſetz vom 14. April 1856 
(Sejeß - Sammlung Seite 353) weſentlich abge⸗ 
änderten Urtitel 42 der Berfafjungs-Urtunde vom 
31. Januar 1850 geftügten Entiheidung die Vor⸗ 
ſchrifi des Artikels 112 vollftändig unberüdfichtigt 
gelaffen, wonach es bis zum Erlaß des im Ar- 
titel 26 yorgefehenen Unterrichts⸗Geſetzes hinſicht⸗ 
lich des Schul⸗ und Unterrichtsweſens, alfo auch hin⸗ 
fichtlich der baulichen Unterhaltung der Schulen, bei 
den beſtehenden Geſetzen bewenden ſoll. 

iernach ſteht die fortdauernde Gültigkeit des 
$ 36 Titel 12 Theil IT Allgemeinen Landrechts 
außer Zweifel, und kann es ri alfo nur fragen, 
ob der recurrirenben Sutsherrignft ein befonberer 
Befreiungsgrund gegenüber der evangeliichen 
Säule in D. zur te fteht. Ein folder kann 
jedod nicht als erwiefen angenommen werden. 

Die Bezugnahme der recurrirenden Gutsherr⸗ 
ſchaft auf ein angebliches Privilegtum vom Jahre 
1756 tft unerheblich, weil ſich dafielbe nicht Hat 
beihaffen laſſen, aud nad) der eigenen Angabe 
der Gutsherrſchaft darin nicht die Befreiung der 
legtern von jeder Beitragspflicht zu den ul⸗ 
bauten ausgeſprochen, ſondern nur keine Bere 
pflichtung zu Beiträgen übernommen ſein ſoll. 

ine ausbrüdliche Feſtſetzung über die Befreiung 
der Gutsherrſchaft hätte e8 aber beburft, um die 
felbe von ber ihr geſetzlich obliegenden Beitrags⸗ 
pflicht zu liberiren. 

Endlich iſt auch der Umſtand, daß ſich kein 
Baufall hat ermitteln laſſen, bei welchem die 
Gutsherrſchaft nachweislich beigetragen Hätte, nicht 
in inet, eine obfervanzmäßige Befreiung berjelben 

infichtlich des vorliegenden Neubaues des Schul- 
Daufes zu begründen. Denn biöher ift noch kein 
eubau des —— ſo weit die vorhandenen 
Nachrichten reichen, vorgekommen, und eine etwaige 
Dbfervanz für Neparaturbauten bei bemjelben 
oder auch für Neubauten bei den Wirthſchafts⸗ 
Gebäuden Tann nad den wieberholten Ent: 
ſcheidungen de3 Königlichen Ober - Tribunals*) 
nicht auf die Neubauten des Schulhaufes felbft 
audgedehnt werden. 


*) of. 5 279 Rr. 22 u. 23, 8 280 Rr. 2-6. 
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Hiernach war dad Nefolut der Königlichen Re— 
gierung zu beftätigen, und ift diefe Entſcheidung 
den Betheiligten befannt zu machen. 

Berlin, den 18. October 1862. 

Der Minifter der geiftlihen zc. Ungelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


bie ce jerung zu R. 
U. ra 


2 
(Erk. des Ober⸗Tribunals vom 5. Juni 1863.) 


Der Kläger ift dur ein Refolut der König- 
lichen Regierung zu N. vom 20. Juli 1860 auf 
Grund der Vorſchrift des $ 36 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrecht3 zur ——— Her⸗ 
gabe der auf dem Gebiete feines Rittergutes T. 
vorhandenen Baumaterialien zum Neubau einer 
Scheune und eines Wpartement und zur Repa= 
ratur des Stallgebäudes bei der Schule zu J. ver⸗ 
pflichtet worden, und hat, da er dieſe Berbind- 
lichkeit nicht anerkennen will, gegen die Gemeinde 
3 lage erhoben mit dem Antrage, ihn zu biefen 

eiftungen nicht für ſchuldig a achten. Durch 
das erite Erkenntniß iſt auch feine Befreiung von 
benfelben ausgeſprochen worden, das Urtel zweiter 
Inſta * ihn dagegen mit dem Antrage: ihn 
für nich huldig zu erachten, ala Grundherr von 
T. zur Reparatur eines Stalles und zum Neubau 
eines Apartements für bie Schule zu I. die Bau= 
materialien, ſoweit diefelben auf dem Zerritorium 
von T. gewachſen oder gewonnen werben, und 
über den Wirthſchaftsbedarf hinaus vorhanden 
find, unentgeltlich Herzugeben, — abgewiefen 
und nur im Mebrigen das erfte Urtel beftätigt, 
alfo nur die vom erften Richter ausgeſprochene 
Befreiung des Blägers von Hergabe dieſer Mate- 
tialien zum Bau einer Scheune, aufrecht erhalten. 
Segen das zweite Erfenntniß ift von beiben Bar- 
teilen die Nidtigteitsbefämerbe, foweit bafjelbe jeber 
Bartei nadhtheilig ergangen, eingelegt, und bieje 
Rechtsmittel find, weil ein reviſibeles Object fehlt, 
eingeleitet worden. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde bes Rlägers ift 
präjudictell auch für die Beſchwerde der Verklagten; 
fie dann jedoch nicht für begründet erachtet werden. 
Das Allgemeine Landrecht verordnet Theil II 
Titel 12 8 36: 

Bei Bauen und Reparaturen ber Schul- 
gebäube müffen die Magifträte in ben Städten, 
und die Gulsherrſchaften auf dem Lande, die 
auf dem Gute der Rämmerei-Eigenthume, 
wo bie Schule ſich befindet, gewachſenen oder 
gewonnenen Materialien, jomeit felbige hin- 
reichend vorhanden und zum Bau nothwendig 
find, unentgeltlich verabfolgen. 

Kläger behauptet, diefe Vorſchrift könne nicht 
mehr als gültig angefehen werden, meil biejelbe 
den, zur Beit der Abfafjung des Allgemeinen Land» 
rechts vorhandenen Buftand ber ländlichen Ges 
meinben und deren damalige Berhältniß zu den 
Gutsherrſchaften vorausfege, wonach bie Iegteren 
das Eigentfum der, den Bauern nur laßweiſe 
übergebenen Orundftüde, und gerichts⸗ und guts- 
herelüche Nechte über die Dorfgemeinben und deren 

nmwohner gehabt Hätten, und daß diefe Voraus⸗ 
fegungen in Folge der neueren Gefeggebung über 
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Verleihung des Eigenthums an die bäuerlichen 
Beſitzer und über Aufhebung jeder perſönlichen 
Unterordnung dieſer nuͤnmehrigen freien Eigen- 
thümer unter bie früheren Guͤtsherren hinweg⸗ 
gelalien feien. Und er findet auch im N 42 der 

erfaffungd-Urkunde eine jpecielle Beltätigung 
feiner Meinung. 

Da ber Appellationsrichter Hiervon das Gegen- 
theil angenommen bat, fo beihuldigt der Kläger 
denſelben der unrichtigen Anwendung der gedachten 
gefeglihen Beftimmungen; jedoch ohne Grund. 
Bur ug der Emanation des Landrechis war zwar 
in fehr großer Ausdehnung der rechtliche Zuftand 
der Landgemeinden von der, durch den Kläger 
bezeichneten Beichaffenheit, aber notorijd gab e8 
auch in allen Teilen des Landes Gemeinden freier 
Eigentgümer und Titel 7 Theil IL Landrecht er- 
tennt dies auch an, handelt in feinem erften Ab⸗ 
ſchnitte von dem Bauerftand im Allgemeinen und 
im zweiten Abſchnitte von den Dorfgemeinden, 
als öffentlichen Corporationen (% 19 dajelbit), ohne 
alle Rüdficht auf das privatrechtliche Verhältniß, 
in welchem die bäuerlichen Beſiher zu dem Guts— 
beren ftehen mochten, und demnächſt erft Spricht 
er in den fpäteren Abſchnitten von diefem Ber- 
hältniſſe der unterthänigen Landbewohner zu den 
Gutsherrſchaften, mweldes er zunächſt aber auch 
nad den beijonderen Verfaſſungen jeder Provinz 
beurteilt wiſſen will (8 87). ind nun die 
Säulen im 8 1 Titel 12 Theil II Landrechts 
als Veranftaltungen des Staats zum Unterricht 
der Jugend charakterifirt, welche daher auch nad) 
89 bafeit unter der Aufficht des Staates pas 
und find im $ 12 fi. gemeine, zum erften 
Unterricht der Jugend gewidmete Schulen unter 
die Direction der Gerichtsobrigkeit jedes Ortes 
geftellt, welche dabei die Geiſtlichkeit zuziehen fol, 
und unter welder Direction die Kirchenvorſteher 
einer jeden Gemeinde auf dem Lande und in den 
Heinen Städten, und in deren Ermangelung 
Schulzen und Gerichte wic die Magifträte, die 
Auffiht über ſolche Schulen zu führen und die 
dabei eingeführte Ordnung aufrecht zu Halten 
haben, fo_ftellen fich diefe, den genannten ver- 
ſchiedenen Inftanzen auferlegten Pflichten als ſolche 
dar, welche für eine öffenth, & 


ice Angelegenheit 
leiftet werden müfjen, und man kann deren 
füllung nicht abhängig machen davon, ob bie 
Dorigemeinde (von einer ſolchen ift gegenmwärtig 
die Rede) aus freien Eigenthümern, oder nur aus 
laßbäuerlichen, erbunterthänigen Vefigern beftand, 
weil biefe Vorſchriften über die gemeinen Schulen 
überall gleihmäßig, und nicht bloß auf dem Lande, 
fondern aud in den Städten Geltung hatten. 
Daß unter der Gerihtsobrigleit auf dem 
Sande der Guts herr zu verftehen, den auch $ 36 
nennt, ift ſchon längft angenommen und ausge 
führt, daß ihm die der GerichtSobrigfeit zuge— 
wieſenen Pflichten auch dann obliegen jollten, wenn 
er nicht zugleich die Gerichtäbarkeit beſaß (Ent- 
ſcheidungen Band 20 Seite 386).*) Weiſet nun 
ferner das Landrecht in den 88 18 ff. ebendafelbit 
den Schulgebäubden, wie den übrigen Grundftüden 
und überhaupt dem Vermögen der Schulen in der 


®) of. oben 5 202 Rr. 2b. 
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Regel die Rechte der Kirchengebäude und bes 
Kirchenvermögens zu, und giebt e8 im & 22 ber 
Gerichtäobrigkeit das Recht zur Beftellung bes 
Schullehrers, fo kann es feinem Zweifel unter- 
liegen, daß das Landrecht die Stelle der Gerichts⸗ 
obrigteit zur Ortsfchule ala ein, dem kirchlichen 
Patronate entfprechendes Verhältniß aufgefabt hat, 
wie die ſchon in einem älteren Gefege, nämlich 
in dem General = Land - Schul =» Reglement vom 
12. Auguft 1763 (Rabe, Sammlung Breußifcher 
Geſetze, Band 1 Mbtheilung 2 Seite 557 fl.) ge= 
ſchehen war, wo die Kirchenpatrone ſchlechthin als 
ſolche, welchen die Direction der gemeinen Schulen 
zufteht, und die Berufung der Lehrer gebührt, 
ehandelt werden, und wie dies aud in Phäteren 
Provinzial - Säulorbnungen für Schleſien und 
ftpreußen gefchehen ift. 

Dies Schulpatronat, analog dem kirchlichen, *) 
bat dann augenfcheinlich die Vorſchrift des 8 36 1. c. 
veranlagt, da aud) bei kirchlichen Bauten dem 
Kirhenpatron im — 729 Titel 12 Theil II Land⸗ 
Bet] die Hergabe der Baumaterialien, welche 
er felbit befigt, zwar nicht unentgeltlich, aber doch 
für den gewöhnlich mäßigeren anfehlagsmäiigen 
Preis auferlegt tft, und wenn hiernach beide Faͤlle 
auch nicht ganz gleich behandelt worden find, jo 
ift dem Schulpatrone eine geringere Laft zu Theil 
geworden, als dem Kirchenpatrone, welder nad) 
8 731 Titel 11%*) ſtets zwei Drittheile der Baus 
toften — ausichließlid der von den Eingepfarrten 
zu leiftenden Dienſte — bei Landkirchen beitragen 
muß, während der Schulpatron nur bie —— 
bedingte Leiſtung aus $ 36 Titel 12 zu gewähren hat. 

Dieje beftand demnah unabhängig von den 
EigentHumsverhältniffen der Mitglieber der be- 
treffenden Gemeinden und dem dadurch bebingten 
Umfange der gutsherrlichen Rechte bei Emanation 
des Landrechts, und es kann deshalb durch die 
fpäter eingetretenen Veränderungen in diefen guts⸗ 
herrlich⸗baͤuerlichen Berhälmiffen auch nicht die 
Vorſchrift des 8 36 ihre Anwendbarkeit verloren 
haben. Dafür fpricht beſonders noch der oben 
ſchon angebeutete Umſtand, daß dieſes Geſetz „den 
Magiſtraten in den Städten“ dieſelbe Verpflichtung 
auferlegt, wenn auf ben, ber Kämmerei gehören— 
den, Grundftüden Baumaterialien vorhanden und 
entbehrlich find, da doch die Bürger ber Städte 
niemals in einer Erbunterthänigfeit ” befunden 
haben. Und daß aud die neuere Gejeggebung in 
den einzelnen großen Veränderungen der ländlichen 
Nechtöverhältnifie keinen Grund zur Aufhebung 
der Vorſchrift des oft —* 36 gefunden 
hat, das ergiebt in entſchiedener Weiſe bie Schul⸗ 
ordnung für die Elementarſchulen der Provinz 
Preußen vom 11. December 1845 (Gefeg-Samm- 
fung 1846 Seite 1 ff.), da diefelbe in ihrem $ 44 
jene Vorſchrift fogar dahin erweitert hat, daß bei 

lauten und Reparaturen ber zur Sanule gehörigen 
Gebäude alle Gutsherren des ulbe= 
zirts — fofern nicht Verträge oder Herlommen 
ein Anderes beftimmen — verpflichtet find, das 
zum Bau erforderliche Holz unentgeltlich herzu= 
geben.***) 


**) of. unten im $ 280 Anhang IL 
) of. $ 277. 
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Eben fo wenig fteht die Berfaffungs-Urkunde 
mit dem $ 36 Landrecht a. a.D. im Widerfpruche. 
Der $ 42 dajelbft, auf den Implorant fid) beruft, 
lautet nach der durch das Gejeg vom 14. April 
1856 veränderten Faſſung aljo: 

„Ohne Entihädigung bleiben aufgehoben nad) 

Maßgabe der ergen enen befonderen Gefe! 

1) das mit dem ehe gewiſſer Grundſtü⸗ 
verbundene Recht der Ausübung ober 
Mebertragung der richterlichen Gemalt 


und die aus biefem Nechte fließenden | geich 


2 een a — 
je aus dem 3= und ſchutzherrlichen 
Verbande ber Yüneren Eebınienbamigteit 
en ig —— u — 
ung ammen! erpflichtungen. 
„Mit den aufgehobenen Rechten Aalen auch 
die eg und Laften weg, welche 
dem biöherigen Berechtigten dafür oblagen.“ 
Unter Rr. 1 iit Hiernad nur von Aufhebung 
gewiſſer Rechte die Rede und Kläger hat gar nicht 
behauptet, daß ihm ein Recht, welches dem Gutd- 
herrn fonft über die Schule u 3. zugeftanden, 
entzogen fei. Hinſichts Nr. 2 ift oben ſchon aus⸗ 
einandergefegt worden, daß die ftreitige Verpflich- 
tung mit feinem ber bier bezeichneten früheren 
Verhältniffe im Zufammenhange geitanden hat. 
Diejelbe kann alſo auch nicht al eine Gegenleiftun 
für ein aufgebobenes Recht gelten und deöha 
wegfallen. Es Tiegt die fo wenig in der Abficht 
der neueften Gefeggebung, daß das nad) Erlaß der 
Verfaffun; Urkunde vom 31. Januar 1850 er- 
gangene Geſetz über die Ablöfung der Reallaften 
uf. w. vom 2. März 1850 im 8 6 unter den 
von der Wblösbarkeit nad den Beftimmungen 
biefed Geſetzes ausgeſchlofſenen öffentlichen 
Laſten ausdrücklich auch die Abgaben und 
Leiſtungen ur Erbauung oder Unterhaltung der 
Kirchen, Pfarr- und Schulgebäude aufführt, 
wenn Leßtere nicht die Gegenleiftung einer ablös⸗ 
baren Reallaft im, in welchem Falle fie zugleich 
mit biefer abgelöfet werben. — Es beweiſet die, 
daß bie Leiftungen für Schulbauten nicht als auf- 
rg: il die agrarifche Geſetzgebung ange⸗ 
ehen find, fondern nur unter ganz fpeciellen, 
ut nachzuweiſenden Umftänden — werden 
innen. 
Beiteht hiernach die vom Kläger beitrittene Ver— 
— noch fort, ſo kann der Umſtand, daß 
in J. Die gutsherrlich-bäuerliche Auseinander— 
fegung, wie bie —— zur Aus⸗ 
fül ig gelommen, auch die Renteablöfung ftatt- 
gefunden —— und endlich das Dorf J. vom 
Dppotheten olium von T. abgefchrieben worden ift, 
feinen Einfluß auf die gesenwärtige Entſcheidung 
haben: Es find diefe Veränderungen überall im 
Sande eingetreten und durch diefelben freilich bie 
meiften Verbindungen aufgelöft worden, in denen 
bie Befiger der Nittergüter (die Gutöherren) zu 
den Dorfgemeinden geftanden haben; dieſe nun 
aufgelöften Verbindungen werben nach ber oben 
ee Auseinanderjegung, fo lange fie be 
fanden, auch die Beranafting gegeben haben, 
um bem Gutsherrn auch in Bezug auf bie Schulen 
Rechte wie Pflichten aufzuerlegen. Diefe find jedoch, 
nachdem fie einmal gejeglic begründet waren, zu 
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einem felbftändigen Rechtöverhältnifie geworben, 
welches ſich überdied von anderen zwiſchen Guts⸗ 
herrn und befien ehemaligen Untertfanen vormals 
beftandenen, dadurch weſentlich unterſcheidet, daß 
es zugleich Verpflichtungen im öffentlichen Intereſſe 
— des Staates — hervorgerufen, den Charakter 
einer öffentlichen Zaft angenommen hat. Ueber 
die Auflöfung jener anderen gutöherrlic-bäuer- 
lichen Verhäliniſſe find fpecielle Geſetze ergangen, 
hinſichts des Schulenpatronats iſt died bisher nicht 
eben, und die barauf bezüglichen landrecht⸗ 
lichen Vorſchriften find fogar in Bezug auf die 
Baulaft ausdrüdlich als fortdauernd anerkannt. 

Wenn Implorant noch behauptet, er fei zur 
Berabfolgung des Bauholzes aus dem Grunde 
nicht ſchuldig, weil er in J. feinen Wald befige, 
fo ift dies ein fchon oft widerlegter Einwand, ba 
J. in der bier in Betracht kommenden Beziehung 
immer noch zum Rittergute T., dem es an Walb 
nicht fehlt, gehört. 

Es mag hierbei bemerkt werden, daß bie hier 
erhobenen Streitfragen ſchon mehrfach vom Ober- 
tribunal gleihmäßig beantwortet worden find, und 
daß eine ausführliche Begründung eines ſolchen 
Uriels im 48. Bande der Entjheidungen bed Ge⸗ 
richtähofes ſich abgebrudt finbet.*) 

Schließlich ift aud die Behauptung des Im⸗ 
ploranten, daß Stall und Apartement nicht zu den 
Schulgebäuden gehören, von denen $ 36 1. o. rebe, 

blos, weil zu den Schulgebäuben jebes Ge- 

äude gerechnet werben muß, welches nothwendig 

ift, um dem Bebürfniffe der Schule und des Schul- 
lehrers, dem die freie Wohnung gebührt, zu ge⸗ 
nügen, und bie Bedürfniß hier Kar vor Mugen 
— er von der competenten Behörde ausge⸗ 
prochen iſt. 

IL Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Verklagten 
ift dagegen gerechtfertigt. Der vorige Richter hat 
den Kläger von der Berbindlichkeit zur Berab- 
folgung der Materialien zum Bau der Scheune 
fegelbroden, weil diejelbe jetzt erſt neu gebaut 
w folle, und die gefegliche Berpflichtung des 
Sutöherrn fi nur auf die bereit8 vorhandenen 
Schulgebäude beziehe. Hinzugefügt ift die weitere 
Bemerkung, daß der Bau der Scheune erft dadurch 
notbwendig geworben fei, baß bei der Separation 
in $. zur Berbefierung des Eintommens bes Schul- 
lehrers, diefem Land zugewiefen worden fei, 
und daß, wenn die Gemeinde ftatt größerer Geld- 
einnahme dem Lehrer eine größere Landfläche zur 
Benugung überweife, die Verbindlichkeiten des 
Sutsherrn dadurch nicht größer werben könnten. 

Die Verklagte greift diejen letzteren Entſchei⸗ 
dungsgrund mit Recht als Verlegung der weſent⸗ 
lichen Proceßvorſchrift [ded Artiteld 3 Nr. 1 der 
Declaration vom 6. April 1839) an, indem der 
Kläger niemals behauptet hat, baß die Gemeinde 
J einfeitig dem Schullehrer 10 Morgen Land zur 
Benugung überwieſen habe, ftatt feine Geldein⸗ 
nahme zu vermehren, und daß bie Verklagte fo- 
nad sur diefe Handlungsweile die Nothwendig- 
teit bes Baues einer Scheune herbeigeführt habe. 
In der Klage ift vielmehr nur behauptet worben, 
die Scheune ſei unmöthig, weil der Lehrer nur 
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2 Morgen Gartenland und 1 Morgen Wieſe be— 
fee und bie gewonnenen Gartenfrüchte im Keller, 
as Heu von der Wiefe auf dem Boden bes 
Viehſialles Plat Habe. — In der Klagebeantwors 
tung wurde entgegnet, es ſei außer jenen 3 Morgen 
Zanb bem Lehrer bei der eingetretenen Separation 
ftatt der genoffenen Hütung (des Hütungsrechts) 
eine Fläche von 10 Morgen noch zugetheilt worden, 
die er theilweiſe mit Früchten bee e, und ber 
vorhandene Meine Keller und der Bodenraum über 
dem Biehftall genügten nicht zur Unterbringung 
ber Ernte vom Schullande. -— Darauf replicirte 
Kläger, daß die bei Gelegenheit der Ablöfung 
von J. der Schulſtelle zugetheilten 10 Morgen 
nur Hütungsland feien, und daß, wenn der 
Lehrer zu feinem Vortheile dieſe Hütung culti- 
viren und als Aderland benugen wolle, daraus 
dem Gutsherrn nicht der Nachtheil erwachſen dürfe, 
um Bau einer fonft überflüffigen Scheune bei= 
Feuern zu müffen. — Der Kläger bat alfo hier 
mit anerlannt, daß bei Gelegenheit der Separation 
ober wie er fagt, des Ablsfıngaverfanrens in I. 


der Schulftelle 10 Morgen Land zugetheilt worden | mu) 


find, und das ift eine ganz andere Thatſache, als 
die im Urtel zweiter — feſtgeſtellte That⸗ 
ſache: daß die verflagte Gemeinde dem Schullehrer 
jene 10 Morgen zugewieſen habe, ftatt feine Geld» 
einnahme zu vermehren. Bei den Separationen 
werden bie zur Denußung ber bisherigen Ge- 
meindegründe Berechtigten durch tßeilung einer 
entfprehenben Landfläche abgefunden, es gilt dies 
nicht als eine Bereicherung, ſondern nur als Schad⸗ 
loshaltung für die entzogene Mitbenugung der 
größeren Gemeindegründe, und es ift unzuläffig, 
diefe Abfindung dur Land als eine von der 
Gemeinde zur Erfparung einer Bergröbe- 
rung des baaren Gehalts des Schullehrers 
getroffene Maßregel zu betrachten. Das hat auch 
der Kläger nicht gethan, fondern nur behauptet, 
daß der Schullehrer dies Abfindungsland nur ala 
Hütung benugen, nicht aber es mit Feldfrüchten 
beftellen dürfe, wenn dadurch das Bedürfnif einer 
Scheune, zu der Kläger die Baumaterialien liefern 
müffe, hervorgerufen werbe. 

Der Appellationsrichter hat alfo in der That 
dem Kläger einen Einwand fuppebitirt, dadurch 
gegen die bezeichnete Proceßvorſchrift geientt Sieht 
man aber von diefem fuppeditirten Einwande ab, 
fo kann die vom Kläger nur aufgeftellte Behaup⸗ 
tung: daß der Schullehrer das der Schufitelle zu- 

etheilte Land nur ald Hütung benugen, aber nicht 

eldfrüchte darauf bauen dürfe, wern ibm, dem 
Kläger eine Vergrößerung feiner Baulajt dadurch 
erwachſen folle, ebenfowenig für richtig gehalten 
werben, als der anderweitige Entiheidungsgrund 
des Appellationsrichter8: daß die geſetzliche Ver- 
pflichtung des Gutöheren aus dem oft erwähnten 

36 fi überhaupt nur auf die bereit3 vor— 

andenen, nicht auf ganz neu zu errichtende Ge— 
äude beziche. 

Das gedachte Geſetz kennt eine ſolche Beichrän- 
tung nit, ſpricht vielmehr ohne alle Einſchränkung 
von Berabfolgung der nöthigen und entbehrlihen 
Materialien „bei Bauen und Reparaturen der 
Schulgebäude.” Sollte das fo viel heißen, daß 
bei jeder Vermehrung, aljo aud) jeder Bergrößerung 
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und Erweiterung der einmal vorhandenen Gebäude 
biefer Art, die Verpflichtung bed Gutsherrn hin- 
wegfalle, fo wäre bie Borkgrift ſehr mangelhaft 
ausgedrüdt, da fie dann hätte lauten müffen, daß 
der Gutsherr nur zur Erhaltung der vorhan- 
denen Schulgebäude in der angegebenen Weiſe bei- 
zutragen fchuldig fei. Das „Bauen“ — nod außer 
den Reparaturen der Schulgebäude brüdt gerade 
aus, daß bie —— in aud bei Auf⸗ 
führung neuer Öebäude ir Schulzwede 
eintritt und es läßt ſich daher diefelbe nicht 
auf bie, in einem | genifien Beitpunfte vorhandenen 
Gebäude, deren Erhaltung und etwaige Wieber- 
herftellung, begrenzen. Es wird vielmehr dad Be- 
bürfniß eines ganz neuen Schulgebäudes ebenjo 
wie bie Nothwendigkeit einer Erweiterung ſchon 
vorhandener Schulgebäude hier allein entieiben 
tönnen. Daffelbe ift im vorliegenden Falle von 
ber Königliden Regierung als ber vom Staate 
mit der Oberaufficht über das Elementarſchulweſen 
ihres Bezirks in allen Beziehungen beauftragten 
ehörde geprüft und anerfannt worden, und es 
aud gleich gelten, aus welchem Grunde das 
Bedürfniß entftanden fein mag, ob alfo 3. B. wegen 
Bermehrung der Bevölferung des Schulbezirts 
und der dadurch herbeigeführten Vergrößerung der 
Zahl der Schulkinder die eigentlihen Schulräume 
unzureichend geworben find, ober ob durch eine 
verbefierte Cultur des Schullandes, die doch nicht 
über die gewöhnliche landwirthſchafiliche Benugung 
berfelben Hinausgeht, die Erträge deſſelben ſich 
vermehrt haben und deshalb zur Unterbringung 
der Ernte eine Vermehrung der dazu dienenden 
wirthſchaftlichen Räume nöthig geworben ift. 

Es Täht ſich nicht reditfertigen, den baulichen 
Buftand eines beftimmten Zeitpunkts hier als einen 
unveränderlichen feftzuhalten oder die gemeinge- 
wöhnliche Mußung des Schullandes zu beigränten, 
da das Geſeß dies nicht als Grundfag ausge— 
fprochen Hat. 

Demnad find alfo beide, vom Appellations- 
richter für die Befreiung des Kläger vom Bei- 
trage zum Neubau einer Scheune für bie Schule 
zu... . gegebenen Gründe unhaltbar und feine 
biesfälige Ent eidung unterliegt der Vernichtung. 

Dadurch rechtfertigt fich aber zugleich die ander: 
meitige Entfeidung dieſes Punktes dahin, daß 
der Kläger auch mit diefem Theile feine Klage- 
antraged abgewieſen, alfo das Urtel erfter Inftanz 
infoweit abgeändert werden muß. 

Und es fann nicht darauf ankommen, zur Recht⸗ 
fertigung dieſes Unfpruches die Frage zu erörtern, 
ob nad dem Refultate der Beweisaufnahme in 
erster Inftanz „die Scheune”, um deren Bau es 
fi handelt, unter allen Umftänden oder nur dann, 
wenn die obengedachten 10 dRorgen auch mit 
Früchten beftellt werden ? nothwendig ift. 

Berlin, den 5. Juni 1863. 


8. Berüdfigtigung eined den Gutsherrn 
befreieuden Befigftandes. 
Auf den Bericht vom 9. v. M., betreffend den 
Erweiterungsbau de3 evangelifchen Schulhauſes in 
N., beftätige ich vorbehaltlich des Rechtöweges*) 


®) of. 8 804 Rr. 12 fi. 
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das Refolut der Königlichen Regierung vom 13. Rai 
d. 3. und verwerfe die dagegen von dem Schule 
vorſtande und den DZ aabepunizien in R., fowie die 
von dem Dominium dafelbft erhobenen Recursbe⸗ 
ſchwerden. 

Dem Antrage des Schulvorſtandes und der Bau⸗ 
deputirten auf Ausführung eines Neubaues des 
Schulhauſes an Stelle des projectirten Erweite⸗ 
rungsbaues Tann nicht Statt gegeben werden, da 
der legtere dem Beduͤrfniß genilgt und das Dos 
minium bei feinem hiernach begründeten Wider— 
ſpruch gegen einen Keubau verblieben F 

Bas dann die Aufbringung der Bautojten 
anlangt, fo ift die Heranziehung des recurrirenden 
Dominiums zur unentgeltlihen Verabfolgung der 
Baumaterialien nad) Maßgabe des 8 36 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts gerechtfertigt. Der 
Einwand de3 Dominiums, daß es noch niemals 
zu, den Bauten bei dem evangelifhen Schulhauſe 

getragen habe, ihm daher ber Befigftand zur 
Seite ftehe, ift hinfällig. Denn das Schulhaus 
ift zugleih Küfterwohnung und war daher bis 
zur Emanation des Geſetzes vom 21. Juli 1846 
Geſ.Samml. Seite 392) in Gemäßheit des 8 37 

itel 12 Theil II Allgemeinen Landrechts aus⸗ 
ſchließlich von den Pfarrbaupflichtigen zu unter- 
halten, zu welden das Dominium niet gehört. 
Erft dur) das erwähnte Geſetz ift die Berpflich- 
tung ber Saulbanpffitigen zur Zragung ber 
Koften für ſolche Bauten bei Schul- und Küfter- 

äufern ausgeſprochen, welche, wie im vorliegenden 

le, lediglich durch die Zwede der Schule ver- 
anlaßt werden.*) Ein das Dominium von ber 
BVeitragspfliht für Bauten biefer Gattung bes 
freiender Befigftand konnte ſich daher überhaupt 
erft nach Emanation bes Gejeßed vom 21. Juli 
1846 bilden, während nicht einmal behauptet 
worden ift, daß nad jener Beit ein folcher Baufall 
vorgelommen und das Dominium hierbei nicht 
herangezogen wäre. 

Die übrigen Beſchwerden der Recurrenten über 
die Zertheilung ber Bautoften, insbeſondere der 
Koften für die Aufftellung des Bauanſchlages, er- 
ledigen ſich aus ben Gründen des Reſoluis, und 
war daher das legtere zu beftätigen. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten befannt 


u maden. 
Berlin, den 14. November 1861. 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegengeiten. 
3 —8 Vertretung: Lehnert. 


4. Berhaftung des 


[ 


janzen Gutes für Lieferung 
der Materialien zu Schulbanten in einer Colonie 
anf gutsherrlichem Territorium. 

Auf den Bericht der Königlicden Regierung vom 
19. December v. 3. und den Recurs der Guts- 
berrfhaft zu B. vom un wird das in 
Betreff des Neubaued eines evangelifchen Schul- 
Haufe nebft Wirthſchaftsgebäude zu C. erlaffene 

efolut vom 3. December 1857 in Anjehung des 
Stall- und Scheunengebäudes mit Vorbehalt des 
Rechtsweges) Hierdurch beftätigt. 

®) of. unten $ 279 sub IIL. 
=) 1.5 304 A 12 fi 





817 


Die Berufung auf die mit den Colonifien ere 
richteten Parcellirungsverträge ift hinfällig. Denn 
abgejehen davon, da ein Vertrag, durch welchen 
die Gutsherrſchaft von der ihr nad) 8 36 Theil Il 
Titel 12 Allgemeinen Landrechts obliegenden Laft 
befreit werden follte, nicht mit einzelnen Mit- 
gliedern der Schulgemeinde, — mit der 
egtern ſelbſt abzuſchließen geweſen wäre, enthält 
ber in beglaubigter Äbſchrift vorgelegte Paſſus 
Nichts davon, daß jene Laſt der Guisherrſchaft 
abgenommen und an ihrer Statt den Coloniiten 
auferlegt fein fol. Nicht minder unbegründet ift 
der Einwand, daß, da auf der Colonie C. Bau- 
material, namentlid Holz nicht vorhanden, die 
Gutsherrſchaft von ihrem fonjtigen Territorium 
dergleichen herzugeben nicht verpflichtet fei. Nicht 
auf den Ort, fonbern wie im Rechts⸗ und Ber- 
waltungswege wiederholt entſchieden ift, auf das 
Gut, wo die Schule fi) befindet, kommt !e8 an, 
0 daß, da der Schulort E. eine unbeftritten auf 

x. Butöterritorium entftandene Colonie ift, die 
Feſtſetzung des Reſoluts auch in bem vorbemertten 
Bunkt gerechtfertigt erſcheini. 

Dieſe Eniſcheidung iſt den Betheiligten bekannt 


zu machen. 
Berlin, den 20. Februar 1865. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Bertretung: Lehnert. 


Un 
bie Arnatide Regierung zu R. 


5. Beftimmung des fi Gutes des 
En ours 


ofen, den 4. November 1860, 

Die Verhältnifje des Batronatsbaufonds, welder 
aud) die Koſten des vom Fiscus nach $ 36 Titel 12 
Theil II des Allgemeinen Landrechis unentgeltlich 
zu verabreihenden Bauholzes zu übertragen hat, 
bringen e3 mit ia daß hierbei jederzeit die Frage 
zur forgfältigen Erörterung komme, ob Fiscus 
unter ben zur Zeit ne Berhältnifien auch 
noch zur Wbgabe diefes Holzes an die betreffenden 
Schulen verpflichtet ift. 

Wir veranlafien daher die Herren Landräthe 
hierdurch, diefer Frage von jegt ab in jedem ein- 
zelnen Falle Ihre bejondere Aufmerkſamkeit zuzus 
wenden und jpeciell IM erörtern, ob und weshalb 
Fiscus aud zur get noch von dem $ 36 1. o. 
betroffen wird, wobei e8 ganz gleichgültig ift, ob 
bisher ſchon Bauholz vom Fiscus frei verabreicht 
worden iſt, oder nicht. 

Es kommen bei diefen Erörterungen hauptſäch⸗ 
lich 2 Punkte in Betracht, nämlich: 

1. ob Fiscus im Sinne des $ 361 co. noch als 

Gutsherrſchaft zu betrachten ift, und 

2. ob auf dem betreffenden Gütercomplexus, auf 
welchem die Schule ſich befindet, das erforder⸗ 
liche Holz vorhanden if. 

* die Frage ad 1 betrifft, fo kommt es dar⸗ 

auf an, 

a) ob Fiscus dasjenige Gut oder Dorf 2c., auf 
deffen Territortum die Schule fi) befindet, 
wirklich noch befigt, oder 

b) ob 7 mit allen daran haftenden Pflichten 
und Rechten, insbeſondere auch mit dem zu⸗ 
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behörigen Walde bereit in ben Befig eines 

Anderen übergegangen ft, oder 
c) ob Fiscus bei der Veräußerung fi) etwa 

fämmtliche ober einzelne, und welde, guts- 

herrlichen Rechte ——— und namentlich 
aud den zu dem urſprünglichen Gute ge⸗ 
örigen Wald von ber Veräußerung ausge—⸗ 

— ſen und für fi) behalten hat. 

Diefe 3 Fragen find daher jedesmal genau zu 
erörtern, damit dieſſeits im Xerein mit der 
Finanzabtheilung des Collegii entſchieden werben 
Tann, ob Fiscus auch jetzt nod ber zur unent⸗ 
geltlichen Baubolzabgabe verpflichtete Gutsherr ift. 

Bas demnächſt die Frage ad 2 anbelangt, jo 
bedarf es zur Beantwortung derfelben einer näheren 
Selfesung darüber, welches Gut ꝛc. bei den 

öniglichen Domänen als dasjenige anzufehen ift, 
auf defien Territorium die Schule fi) befindet. 

In diefer Beziehung tft höheren Orts früher 
bereits entfchieden worden, daß die Grenzen des 
fraglihen Gutscomplerus nicht etwa durch ben 
Rentamtsbezirk, oder fonftige abminiftrative Ein- 
theilungen und MRüdfichten bejtimmt werben, 
fondern daß Hierbei jederzeit auf den urſprüng⸗ 
lihen Gutscomplexus zurüdgegangen werben 
muß, und in zweifelhaften Fällen das betreffende 
Hypotetenfolium über dieſe Grenzen entfcheibet. 

St alfo auf diefem Gute ein Waldbeſtand gar 
nicht mehr vorhanden, fo kann felbftredend auch 
von einer Verpflichtung des Fiscus zur unent- 

eltlichen Seljabgnhe nit weiter bie Rede fein, 
Piie denn überhaupt dieje Verpflihtung nur in 
dem Umfange in Anjpruch genommen werben darf, 
als der zu bem qu. Gute als ſolchem gehörige, 
reſp. in deſſen urſprünglichen Grenzen belegene 
Waldbeſtand dies rechtfertigt. — — 

Königliche Regierung. 


6. Nichtverpflichtnug einer Stadt zur Materinlien- 
lieferuug fir Schulbanten au Küämmereiorten, in 
deren Seldmart bie Gtabt feinen Grunbbeitg 
Wald) hat. 

Berlin, den 3. Juni 1871. 
Auf den weiteren Bericht vom 16. März d. $., 
betreffend die Herftellung eine® Brunnen auf dem 
Schulgehöft zu N., und auf die Recursbeſchwerde 
des Magiſtrais zu L. vom 12. October v. J. wird 
das Rejolut der Königlichen Megierung vom 

28. Auguft v. 3. dahin abgeändert, 

daß die Stadtcommune 2. zur unentgeltlichen 
Hergabe von Baumaterialien nicht verbunden, 
da, wie nad) den Vorlagen angenommen werben 
muß, auf der Feldmark von N., woſelbſt die Schule 
ich befindet, ein ſtädtiſcher Grundbeſitz, insbe— 
jondere ein ftädtifher Wald nicht vorhanden it 

und fomit die Vorausſetzung bes $ 36 Theil 
Titel 12 des Allgemeinen Landrechts nicht vorliegt. 
- _ Der Annahme, e8 müffe von dem ſtädtiſchen 
Beſitz daffelbe gelten, was für die eine Ye 
bildenden Güter eines und beffelben Befigerd 
dur) das Erfenntniß des Obertribunal® vom 
12.Rovember 1852 feitgejegt —— ſteht ent⸗ 
gegen, daß im letztern San die Berpflihtung zur 
gutsherrlihen Materialienlieferung nicht in dem 
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bloß gleichzeitigen Befig ber mehreren Güter, 

fondern darin Ihren Rechtsgrund Hat, daß dieſe 

Güter zu einem —— vereinigt unb ſolcherge⸗ 
talt im Hypothekenbuch auf ein gemeinjames 
u eingetragen find. 


7. Befräntung der gutöherrlihen Bauverpflich⸗ 
tung anf dad im Gute vorhandene Material. 
(Kort. von $ 254 Rr. 1b.) 

Berlin, ben 28. März 1863. 

Der Gutsherrſchaft Liegt vielmehr nad 8 36 
a. a. D. nur bie Verpflichtung ob, die auf dem 
Gute gewachſenen und gewonnenen Materialien, 
Dach jelbige hinreichend Borhanben: und zum 

au noihwendig find, unentgeltlich zu verabfolgen. 
Da jedoch auf dem Gute 9. Bauholz überhaupt 
nicht vorhanden ift, fo hat von einer — ohnehin 
Seitens der recurrirenden Gemeinde nicht bean= 
tragten — Grgängung des Reſoluts, welches der 
Verpflichtung der Gutöherrihaft zur Gewährung 
der Materialien nad) Maßgabe des cit. 8 36 feine 
Erwägung gethan Hat, abgefegen werden können. 


8 

Auf den Bericht vom 1. d. M., die Aufbringung 
der Koften für ben Schuljheunenbau zu G. be= 
treffend, beitätige ich mit Vorbehaltt des Rechts⸗ 
weges*) das Reſolut der Königlichen Regierung 
vom 3. Juni d. J. (Anlage a.), da das Dominium 
©. nur nad) Maßgabe des 8 36 Titel 12 Theil IL 
Allgemeinen Landrechts beitragspflichtig, nicht aber, 
wie recurrirenden Gemeinden beanſpruchen, den 
gefeslien Patronatsbeitrag wie zu einem Pfarrs 

au zu gewähren, verbunden ift, indem mit der 
Schule in ©. erſt im Jahre 1836 die Küfterei 
verbunden worden, und dadurch nad) $ 4 der Ber- 
ordnung vom 2. Mai 1811 wegen allgemeiner 
Separation der Küftereien an Filiallirchen von 
den Küftereien an ben Mutterkirchen (Gej.-Sammi. 
©. 193) dem Kirhenpatron nicht die Verpflichtung 
überfommen ift, nunmehr nad $ 37 Xitel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts zur bauliden 
Unterhaltung des isherigen bloßen Schulhauſes 
in gleicher Art wie bei den Kirchengebäuben, bei— 
zutragen.*) 

Da hiernach der vorliegende Bau dem Do— 
minium ©. gegenüber ag den Charakter 
eines Schulbaues Hat, fo iſt aud) der fernere An— 
trag der recurrirenden Gemeinden, das Dominium 
aud innerhalb ber — nach Ver⸗ 
hältnif der von ihm beſeſſenen contribuablen Hufen 
heranzuziehen, ***) unftatthaft. 

Berlin, den 16. October 1862. 

Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


Un 
bie Königliche Regierung zu Frankfurt. 
Röntgliäe Regierung zu Grant 


a. 
In der ſtreitigen Bauſache, betzeffenb die Schule 
ſcheune zu ©., wird hiermit vorbehaltlich einer 
anderweiten Entjheiduug im Nechtöwege*) als In⸗ 
terimifticum feftgejegt: 


of. 5 304 Rr. 12 fi. 
»*) of. $ 279 Rr. 6. 


Die gutsherrliche Baulaft nad) den landrechtlichen Vorſchriften. 8 276. Nr. 9a—Ib, 


dab bad Dominium zu ©. nur gehalten, das 
zu bem Scheunenbau ber Schule ©. erforber- 
derliche Material an Holz unb Steinen un- 
entgeltlich zu liefern und von allen ferneren 
Beiträgen freizulaffen. 


Gründe, 


Zwiſchen den Interefienten ber Schule zu ®., 
ben Dominien und Gemeinden ©. und K., ift 
betrefig ber Veitragäpflicht zu dem im vergan- 
genen Jahre nothwendig vorgenommenen Scheunen= 

u ber Schule in G. infolern Streit entitanden, 
als einmal die Gemeinden von &. und K. die 
unentgeltliche Hergabe von Steinen, Holz und Kalt 
feitend bed .Dominii ©, ald des Patrons der 

ule, und bie Gemeinde &. außerdem verlangt, 
daß zu den ihr zufallenden Koften aud) das Do- 
minium ©. beitrage, weil es 25 contribuable 
Hufen befite. 

Das Dominium &. Hält fi aber nur zur Liefe 
rung bed Holzes und der Steine verpflichtet, weil 
der Kalt auf feinem Gute nicht gewonnen werde, 
und jeine weitere Heranziehung außer der unent⸗ 
— ee von Holz und Steinen nicht 
geieg! 8 

Es mußte, wie geſchehen, refolvirt werden. 

Obgleich der Lehrer in G. zugleich Küfter ift, 
fo find doch nad $ 4 des Gefepes vom 21. Juli 
1 — ei. Samml. de 46 ©. 392 — nur die 
zur Unterhaltung der Schule — — ſchul⸗ 
dig, die dem mit Land dotirten Lehrer erforder- 
Ki Ei — —— — attfaftigtet 

eraus ergiebt ſich zug) e Unftatthaftigleit 
des Einwandes ber Öeheinden G. und K. dab 
die Gutsherrſchaft von G. analog mie bei dem 
vor einigen Jahren nothwendig gewordenen Keller- 
bau zu dem jeigen Scheunenbau beizutragen habe. 
Der — über die Höhe ſeitens des Do⸗ 
minti zu leiftenden Beitrages ift jomit der $ 36 
11 12 Allgemeinen Landrechis zu Grunde zu legen. 


Nach der Veſtimmung biefes 8 kann aber von 
der Gutsherrihaft nur das Material gefordert 
werden, welches auf dem Gute wächſt oder ge= 
wonnen wird, aljo alles im Gute in hinveichender 
Quantität vorhandene Baumaterial — cfr. Er- 
tenntniß bes Obertribunal® vom 3. Yuli 1857 
(Entf. Band XXXVI Geite 331).*) Da nun 
auf dem Dominio unbeftritten Kalt nicht vor= 
henben, fo tft die Forderung beffelben feitens der 

emeinden ungerechtfertigt. Ebenſo ungejeglich 
ift aber das weitere Verlangen der Gemeinde ©., 
e3 müßten die übrigen Koften, foweit ſolche auf 
die Gemeinde ©. fielen, auch anf die 25 contri- 


®) Das Ertenniuig führt aus: 
„Das Beleg will nur beftimmen, baf alles im Gute in bins 
teidender Quantität vorhandene Baumaterial, möge es gemadien 


fein ober im Gute gefunden werben, wie & —*— le ie 


Gypr unb bergl. mehr von der Gutehe 
gepehen werben folle und bezeichnel bie nicht gewadjjenen lien 
dem Ausbrud gewonnene, weil bergl. Materialien body in der 


el aus dem Boden gegraben werben müllen, daß barunter 
nur fi Materialien verflanden werben können, bie in 
ihrem natür| uftande als Baumaierial dienlich find, ergiebt 
gleihfal® die Fafjung fomie ber Grund des Gefehes. — Daher 
jehören 3. B. auf bem Gute bereitete Mauer: und Dachſteine, 
1. Glas und andere verarbeitete Materialien nicht bahin, benn 

fie werben niemald gewonnen, fonbern können e ** 
und burch 


einer bejonb jede ertidkteten Un 
N hu 





}| Schulerweiterungsbau außgefprochen werben. 
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buablen Hufen des Dominii repartirt merben. 
Nach 8 29 und 34 II 12 Allgemeinen Landrechts 
liegt die Unterhaltung der Schulen allen Haus: 
vätern nad Verhältniß ihres Befiges und ihrer 
Nahrungen ald eine gemeinfame Laſt ob. Da 
nun der Gutsherr ald Katzen des Schulverbanbes 
nit zu ben Hausvätern gerechnet werben kann, 
und überdied zu den Schulbauten durch die un— 
entgeltliche Hergabe des Materials herangegogen 
wird, auch fonft kein Gejeg ihm weitere Verpflich- 
tungen auferlegt hat, fo fann er aud wegen jeines 
Befhes der contribuablen Hufen nicht zu weiteren 
Beiträgen für verpflichtet erachtet werben. 
Frankfurt a. d. O., ben 3. Juni 1862. 
Königliche Regierun 
Abtheilung für Kirchen- und 
Reſolut. 


9a. Vorraug des eigenen gutsherrlichen Bau⸗ 
materialbedarfs vor den Anfpräden der Schule. 


Berlin, den 1. Juli 1872. 

Die Beſchwerde der Recurrenten beruft auf der 
Annahme, daß die Gutsherrſchaft mit ihrem eigenen 
Bebarf an Bauholz den Anſprüchen der Schule 
nachſtehe. Da dieje Annahme nicht zutrifft, viel- 
mehr nah 8 36 Theil IT Titel 12 des Allge- 
meinen Landrechts und deſſen Auslegung in dem 
befannten Präjubig des Obertribunals vom 25. 
September 1837 (Bräjudiz.-Samml. I &. 210)*) 
das Verhältniß umgekehrt ift, fo ftellt der An⸗ 
griff als verfehlt fih dar und ift deshalb, wie 
geſchehen, zu entjcheiden geweſen. 

U. 21912. 


& gutmefen. 


9b 


Das Verlangen ber Schulfocietätömitglieder, daß 
die Rittergutsbefiger ohne Rückſicht auf ihren 
Wirthſchafisbedarf Baumaterialien hergeben follen, 
ift nach dem Präjudiz des Königlichen Obertribu⸗ 
nals vom 25. tember 1837 *) rechtlich unbe- 

ründet. Auch eritredt ſich die Berpflihtung aus 

36 Allgemeinen Landrehts Theil II Titel 12 
nur auf Rohmaterialien, nicht auf Fabricate, 
mithin auch nit auf gebrannte Mauerfteine. 
Nachdem aber durch den in der Recursinſtanz auf- 
genommenen Beweis feſtgeſtellt ift, daß auf den 
drei Rittergütern der zum Bau erforderliche Lehm 
über den Wirthichaftöbedarf hinaus vorhanden 
ift, mußte die Verpflichtung der drei Ritterguts- 
befiger zur Xieferung dieſes Materials für ao 

ei 
dem Reſultat der —— — welche rück⸗ 
ſichtlich der übrigen —— en zum Nachtheil 
ber Schuljocietät ausgefallen ift, waren die durch 
die Unterfuchung entitandenen Koften jedem Theil 
zur Hälfte aufzulegen. 

Berlin, den 30, October 1860. 

E. U. 23131. 


*) Das Präfubiz lautet: 
„Diefe Vorſchrift wegen ber von dem Butsheren zum Schulbau 
a Hefernden Materialien kann nicht bahin gebeutet werben, baß 
der Gutsherr mit bem eigenen an jaterialien ber 
———— ige as ehreitung — 
vorhan! anzu , wenn m ⸗ 
ſchaftenoihdurft bes mod) ein Ueberfhuß daran befleht. 





820 Die gutöherrliche Baulaft nad) den landrechtlichen Vorſchriften. $ 276. Nr. 10—12. 


10. Bemefiung des eigenen gutsherrlichen Bedarfs. 


Ich erkläre mid, damit einverftanden, daß bei 
Beurtheilung der Frage ob im Sinne bes $ 36 
II 32 Allgemeinen Landrechts auf bem Gute 
Baumaterialien hinreichend vorhanden find, nicht 
auf die Möglichteit der Zerftörung der Dominial- 

ebäude, jondern lediglich auf den gewöhnlichen 
irthſchafisbedarf des Gutes zu rüdjichtigen ift. 

Berlin, ben 4. October 1859. 

U. 20264. 


11. 
(Ext. des Reichsgerichts v. 7. Oct. 1880.) 


Kläger verlangt die Erftattung des Werthes 
desjenigen Bauholzes, weiches ihm im Wege ber 
Adminiftrativerecution zur Ausführung nothwen⸗ 
diger Schulbauten abgepfändet worben ift. Der 
zweite Richter hat Verklagte, in Uebereinftimmung 
mit dem erften, hierzu verurtgeilt, Indem er feit- 
stellt, daß bei forſtwirthſchaftlicher Ausnugung der 
Gutswald alljährlich nicht das zu den nothwendigen 
Gutsbauten erforderlihe haubare Holz liefern 
tönne, und beshalb bie Verklagte nicht für be 
rechtigt Hält, die zum Schulbau nötgigen Hölzer 
aus jenem Walbe zu entnehmen. 

Der Vorwurf der Nichtigkeitsbeſchwerde, daß 
durd) diefe Annahme der 8 36 Theil II Zitel 12 
Allgemeinen Landrechts verlegt worden fei, er⸗ 
ſcheint nicht begründet. 

Der bezogene $ beftimmt, daß auf dem @ute, 
wo die Schule ‚sa befindet, „gewachſene oder ge- 
mwonnene Materialien, joweit jelbige hinreichend 
vorhanden,“ zu nothwendigen Schulbauten verab⸗ 
folgt werben follen. Er fett voraus, bei beiden 
Arten ber Materialien, daß fie überhaupt vorhanden 
und im von der Schule beanſpruchten Umfange 
der Gutöherrichaft entbehrlich find, und außerdem 
bei den „gewachſenen“, daß bie forftwirthichaft- 
lihe Benugung des Gutswaldes die beanjpruchte 
Entnahme geftattet. Die Implorantin giebt ſelbſi 
ın, daß nad) ber Faſſung des Geſetzes das eigene 

edürfniß des Gutsheren dem der Schule vorgeht. 
Sie beftreitet nur, indeß mit Unrecht, daß im 
einzelnen alle neben dem gegenwärtgen Be- 
dürfniſſe der Schule das erft künftige bezw. 
nachhaltige des Gutsherrn und die Leiftungs- 
fibigteit ed Gutswaldes zur Seomung b elben in 

etracht kommen könne. Denn ohne dieje Beſchrän⸗ 
tung würde der Gutsherr, vom Zufall abhängig, 
Gefahr laufen, der Schule das ihm demnädjit zu 
Gutsbauten fehende Bauholz zu verabfolgen, und, 
der Abſicht des Gefeged entgegen, gezwungen 
werben, entweder das Fehlende anzufaufen oder 
unwirthſchaftlich, alfo durch Bermüftung bes Bal- 
des, aus biefem fchlagen zu laffen. Es kommt 
daher, worin dem zweiten Richter beizuftimmen, 
bei_bervortretendem Bedürfnifje der Schule nicht 
bloß darauf an, ob Bauholz im Gutswalde vor⸗ 
panden, ift und zur Zeit ber Gutöherr deſſen nicht 
edarf, fondern auch darauf, ob der Gutswald bet 
feiner forſtwirthſchaftlichen Benugung nur höchſtens 
den laufenden Gutsbedarf zu deden im Stande 
ift, oder darüber hinaus Erträge verfpricht, die 
dann für bie Bauten der Schule des Gutes in 
Anfpruh genommen werben können. Daraus, 


daß die Schule den Gutsherrn nicht hindern kann, 
den Gutswald einzulegen oder zu verwüften, folgt 
fein Recht ihrerfeits, ihn an befien Schonung bes 
hufs nachhaltiger Leiftungsfägigkeit für dad Gut 


zu hindern. DaB Reid 6 
8 Reichsgericht. 
Vierter Eivil-Senat. 


EBER. Ir. ırae 


12. 


(Sortf. v. Nr. 1da, 

Sodann ift ftreitig geworben, in welchem Um- 
fang die Guisherrſchaft die Materialien zu verabs 
folgen verpflichtet tt, und, hierauf bezieht fid) das 
Nachtragsreſolut vom 21. Mai d. 3., durch weldes 
die legtere mur zur Anweifung des erforderlichen 
Eichenholzes für verbunden erachtet worden. 

Der dagegen von den Recurrenten geftellte An- 
trag, unter Wbänderung bes Reſoluts bie Guts— 
berrichaft zur Lieferung auch des ſonſt erforder- 
lichen Holzes zu verurtheilen, entbehrt jedoch ber 
Begrändung. 

ch das Gutachten des Königlihen Ober- 
förfters N. vom 13. Februar d. 3. iſt als feft- 
geftellt zu erachten, daß die Gutsherrihaft außer 
dem Eichenholze nichts weiter an Holzmaterial 
abzugeben im Stande ift, wenn nicht einerfeits 
ihre Forſt beteriorirt, andererſeits ihr eigener 
Wirthſchaftsbedarf hintenangefegt werden foll. 

Hiernad) und da die Gutsherrſchaft nach dem 
Het bes Königlichen Obertribunald vom 25. 

eptember 1837*) zur Verabfolgung nur ber- 
jenigen Materialien verpflichtet ne welche über 
das eigene Wirthſchaftsbedürfniß derſelben vor- 
handen find, fo muB ich die Schulgemeinde mit 
der Gewährung bes enholzes begnügen. Wenn 
dagegen die Recurrenten das erwähnte Gutachten 
—— ſuchen und eine anderweite Beſichtigung 
der gutöherrlihen Forſt durch Bautechniker bean⸗ 
tragen, ſo kann hierauf nicht eingegangen werden, 
weil auf ein etwa abweichendes Gutachten ber 
Bauverftändigen gegenüber bem Gutachten des 
Oberförfterd, welcher für die hier zu enticheidende 
Frage der eigentlich competente Sachverſtändige 
und jedenfall® competenter ift als Bautechniter, 
ein entſcheidendes Gewicht nicht würde gelegt 
werben bürfen. 

Die Bejtätigung des Reſoluts in der Haupt- 
fache mußte ſonach erfolgen. (Zortf. 8 304 Rr. 35a.) 

Berlin, ben 2. September 1863. 


Aus dem mitteld Bericht? vom 29. v. M. über- 
reichten Gutachten des Oberförfter N. ergiebt fi 
Mar, daß in den zum Gutscomplexus D. gehörigen 
Forften nur dad zum Schulhausbau in D. er- 
forderliche Eichen-, nicht aber das ſonſt noch noth- 
wendige Holz vorhanden ift. 

Der Gutsherr ©. kann daher nur angehalten 
werben, dad nad) dem Anſchlage vom 19. Januar 
1861 berechnete Eichenholz für ben gedachten Bau 
unentgeltlich anzuweiſen. 

Die Einwendungen der Gemeinderepräfentanten, 
welche das Gutachten des zc. N. nicht anerkennen 


*) Oben Rr. 9a. Anm. 


Die gutöherrliche Baulaft nad) ben landrechtlichen Vorſchriften. 


wollen, find als mit Beweismittel nicht unterftügt 
für umbegründet anzufehen, und es erfcheint eine 
nochmalige Unterfuhung der Holzbeftände durch 
einen Bautechniker überflüffig. 

Auf die von dem ©. wider feine Verpflichtung 
als Gutsherrſchaft tm Wilgemeinen wieber vor- 
gebrachten Einwendungen kann es hier nicht weiter 
antommen, nachdem dieje Berpflihtung durch voll- 
ftredbar gewordenes Rejolut bereit? anerkannt 
worden ift. 

Da übrigens der G. von Anfang an geneigt 
geweſen ift, das ——6 herzugeben, und da 
nur die entgegenftehenden ehaulptungen der Re- 
präfentanten, daß außer dem Eichenholze auch 
andered Holz abgegeben werden könne, zu ber 
——* Unierſuchung Veranlaſſung gegeben 
haben, fo muß die Gemeinde als beweisfällig ge- 
bliebener Theil aud) die Reiſekoſten und Diäten 
des Sachverſtändigen N. berichtigen. 

Wir ſetzen deshalb auf Grund ber uns nad) 
8 709 Zitel 11 Theil II Allgemeinen Landrechts 
äuftehenden Befugnig mit Vorbehalt des Recurjes 
unb des —— in Ergänzung unſerer reſo⸗ 
lutoriſchen Entſcheidung vom 24. Juli 1860 nach⸗ 
trägli hiermit feft, daß 

4) der Gutsherr für nur verpflichtet u erachten, 
zu bem nad) dem Anſchlage vom 19. Januar 
1861 audzuführenden Schulpausban daß er- 
forderfihe Eichenholzmaterial und nichts 
weiter an Holz anzumeijen, 

2) die Schulfocietät gehalten, das ſonſt noch er⸗ 
forderliche Holzmaterial aus eignen Mitteln 
zu beichaffen und 

3) diejelbe ebenfalls gehalten, die Reiſekoſten 
und Diäten des Oberförfters N. aus eignen 
Mitteln zu — en. 

N., den 21. Mat 1863. 

Königliche Regierung. 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


das Königlice Landrathramt zu R. 
te 

18. Ausſchluß der Bartanlı bei Scha des 

und 


— Da das fogenannte „Buchholz“ nicht forft- 
mäßig bewirthſchaftet, vielmehr ald Park gehegt 
wird, fo unterliegen die dort gewachſenen Hölzer 
nicht der Beftimmung des nur auf Holzbeitände, 
die zum Nutzen gezogen merben, anwendbaren 
8 36 Theil U Titel 12 gemeinen Landrechts. 

Berlin, den 18. Mai 1867. 


18a. Verpflichtung des Fiscus 
Bauholzes ae in den 
der Provinz Pommern. 


Der Bericht der Königlichen Regierung vom 
45. Juli c. enthält keine neuen Grunde für bie 
von Ihr in den Berichten vom 45. Juni und 
24. Auguft pr. aufgeftellte und vertheidigte Be— 
bauptung, daß nah Pommerſchem Provinzialvecht 
der Fiscus zu folden Schulbauten in den Amt- 
dörfern, bie ai zugleich Küftereibauten find, 
aud dann das Bauholz, bezichungsweife befien 


ok 5 304 Rr. 12 f. 


ergabe des 
töbörfern 
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Werth, zu verabfolgen verpflichtet fet, wenn auf 
dem Fundus bed Gutes, wo die Schule fich be- 
findet, Bauholz nicht wächſt oder nicht hinreichend 
vorhanden ift. 

Ich bin daher aud außer Stande, diefe Ber- 
pflihtung in dem von der Königlichen Regierun; 
behaupteten Umfange anzuertennen, was jebo: 
nicht hindert, den Werth des Bauholzes aud für 
die Folge aus dem Patronatsbaufonds überall da 
zu gewähren, wo eine ber gefeglichen Regel dero- 

irende Localobſervanz oder ein anderer Npecieller 
erpflihtungsgrund nachgewieſen wird. 

Die Königlihe Regierung erkennt ald richtig 
an, daß die pommerſche Kirhenorönung von 1563 
an ber den Judicaten von 1793—95 zum Grunde 
liegenden Stelle (edit. Otto p. 123) nur „Bfarren, 
Kirhen und Küftereien” nennt, der Schulen aber 
nicht gebentt. Sie erkennt gleichſalls an, daß 
die biß zur Publication des Allgemeinen Land- 
rechts aud ben Schulen ertheilten landesherr⸗ 
lichen Zuſicherungen, welde für den ganzen ba- 
maligen Staat erlafjen waren, durch das Allge- 
meine Landrecht ihre verbindliche Kraft verloren 
haben, Ye fie durch daſſelbe nicht betätigt und 
präcifirt find. 

Diefe beiden Vorausſetzungen genügen, um für 
die bloßen Schulhäufer die landrechtlichen Vor— 
ſchriften zur Anwendung zu bringen. Die Judicate 
von 1793—95 disponiren über die Schulhäuſer 
nur, fofern fie zugleich Küfterhäufer oder fonftige 
tirchliche Gebäude find, ftehen alfo der Anwen- 
dung des Landrechts nicht entgegen. Der von 
der Königlichen Regierung im Jahre 1841 unterm 
22. März gefaßte Plenarbeſchluß fteht eben fo wenig 
entgegen, ba er im $ 1 ausbrüdlich die Voraus: 
fegung enthält: 

wenn das Holz in ben benachbarten Forſten 

vorhanden üft, 
diefer Zufag fi) im 8 4, wo von bloßen Schul- 
bauten die Rebe ift, wiederholt und im $ 5 noch 
fpeciel erwähnt wird, daß wenn das Holz nicht 
vorhanden fei oder wirthichaftlich verabreicht wer⸗ 
den könne, der Korftfiscus weder Holz noch Geld 
zu geben braudıt. 

Der Nachweis, daß der Herr Finanzminifter 
ſchon weiter gegangen fei und die oben im Ein- 
gange gedachte unbedingte Verpflichtung des Fiscus 

ereits anerkannt Habe, ijt nicht geführt worden, 
und es ftegt ihm auch nicht nur bie von ber 
Königlichen Regierung bis zum Jahre 1329 be- 
feier, ondern auch die von der Königlichen 
egierung zu R. für ihren Negierungsbezirt be 
gengte PR entgegen, welche vielmehr mit ber 
andrechtlichen Vorſchrift übereinftimmt, ohne daß 
dazu von bier aus Veranlaſſung gegeben wäre. 
Orundfage muß ih dabei aud für ben 
Bezirk der Königlichen Regierung ftehen bleiben. 
a8 dagegen den Specialfall von J. betrifft, 

fo hat die Gemeinde bisher kein bloßes Schulhaus 
gehabt, fondern ein Küfter- und Schulhaus, für 
welches bie Judicate von 1793—95 maßgebend 
waren. Jetzt wollte aber die Gemeinde neben dem 
beftehenden Küfter- und Schulhaufe ein bloßes 
Schulhaus errichten. Statt des Neubaues hat fie 
den Ankauf eines fertigen Haufes orgegogen. 
Hierfür tritt daher die Anwendbarkeit bes $ 36 Allge- 
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meinen Landrechts Theil II Titel 12 ein, und es 
fragt fi, ob der Grundherr auf dem Fundus 
des Ortes, wo die Schule Liegt, Holz gewinnt. 
Dies iſt eine factifche Frage, die Hier nicht ent- 
werden kann. — Wäre die factiſche Vor⸗ 
age aber zu — jo würde immer nur der in 
dem W.'ſchen Haufe ftedende Holzwerth zu ver- 
güten fein, nicht aber der zum Neubau, welcher 
nicht ftattfinden jo, anſchlagsmäßig erforderliche 
Holzwertd.*) 
jerlin, den 31. October 1860. 
U. 86766. 


18b. 


In ber Verfügung vom 31. October pr., 
bie Baubolgberectigung der Pommerſchen 
Säulen in den Amtsdörfern betreffend, 
iſt ausbrüdlic gejagt worden, daß die Anwend- 
barteit des 8 36 Theil II Titel 12 des Allge- 
meinen Landrechts auf die vorliegende Frage nicht 
indre, ben Werth des nn aud für die 

[ge aus dem Batronatbaufonds überall da zu 
gewähren, wo nachweislich ber gefeglichen Regel, 
Fr welcher auf dem Gutsterritorio der Schule 
ge hinreichend vorhanden fein muß, durch eine 

calobjervanz berogirt wird, oder ein anderer 
fpecieller Verpflihtungsgrund vorhanden tft. Ich 
kann es Daher nur fir ein auffäliges Mißver⸗ 
fändnip anfehen, wenn bie Königliche Regierung 
in dem Bericht vom 9. v. M. über die Freiholz⸗ 
beredhtigung der Schule zu N. ausführt, daß die 
Verfügung vom 31. October pr. ipso facto wohl⸗ 
begründete Rechte antafte, welche nicht mehr an- 
fechtbar fein würden, fo lange Erfigung als ein 
Recjtötitel zur Erlangung des Eigenthums aner= 
kannt werben müffe. 

Durch meine Verfügungen vom 31. Mai und 
31. October v. J. ift nachgewieſen worben, daß 
die Königliche Regierung ben oft angeführten Judi⸗ 
caten eine zu weit greifende Aus gung jegeben 
hat, welde über Ihre eigene frühere uffafung 
des Redhtöverhältnifies, fo wie über Die noch gegen 
wärtig von der Königlichen Regierung zu eeit- 
gehaltene hinausgeht. A 

Sind aus dieſer irrthümlichen zu weit greifenden 
Auslegung für einzelne Schulen Ihres Bezirks 
Rocalobjervanzen ſchon entitanden, jo werde id 
mic der Anerkennung berjelben nicht entziehen. 
Ein Provinzialreht kann aber hieraus nicht hers 
vorgegangen jein, und für bie Orte, in welden 
die irrthumlie Auslegung der Judicate binker 
nicht ftattgefunden hat und nicht wieberhoft ift, 
muß es bei der Megel verbleiben, daß ber $ 36 
Theil II Titel 12 des Allgemeinen Landrechts 
Anwendung findet. 

In Beziehung auf den Specialfal von N. trage 
ich nad) der im vorliegenden Bericht enthaltenen 
neuen Angabe, daß das Eoloniendorf diejes Na- 
mens im vorigen Jahrhundert durch Rodungen 
in der Königlihen Forft entitanden und von Tepe 
terer auch heute noch bicht umgeben ift, fein 
Bedenken, hierdurch die Zahlung der veranfchlag- 
ten Summe von — Thlın. aus dem Patronat- 
baufonds der Königlichen Regierung an die Schul⸗ 


*) ot. uud $ 304 Anh. IV (Mint. a, b, 0). 
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gemeinde für das in bem neuerlauften Schulhaufe 
verwendete Bauholz zu genehmigen, da die Zu— 
fammenlegung der Forſten verfchiedener Königlicher 
Domainen eine Verwaltungsmaßregel ift, welche 
oslerwörbene Rechte Dritter nicht beinträchtigen 


nn. 
Berlin, den 2. Juli 1861. 
Der Minifter_ der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
% Bethmann-Hollweg. 


J 
die Königliche Regierung zu R. (in der Provinz 
Bommern). 
U. 11633. 


14. Verpflichtung der Gutöheren zu bloßer 
erabfolgung des Material. 

Auf den Bericht vom 3. v. M., den Reubau 
des Küfter- und Schulhaufes in N. betreffend, be— 
ftätige ih mit Vorbehalt des Rechtsweges“) das 
Reſoiut der Söriglicen Regierung vom 29. Februar 
d. 3. mit der Maßgabe, 

daß der recurrivende Patron und Gutöherr 
von N. die Koften der Auffuhung und Fi 
richtung der in natura gelieferten Feldſteine 
nur zu dem Theile, zu welchem der vorliegende 
Bau nad der Einigung ber Interefienten als 
Küftereibau zu behandeln ift, zu tragen ver- 
bunden, der Reſt aber von der Schulgemeinde 
aufgubringen iſt. 
Die Einwendungen des Recurrenten gegen bie 
uläffigkeit der Regulirung des Interimiſticums 
ind unbegründet, da nad) der Eircularverfügung 
vom 19. April 1854**) die interimiftifche Regelung 
bes Beitragsverhältniſſes auch nad) erfolgter Bau= 
ausführung noch vorzunehmen ift, wenn, wie in 
dem vorliegenden Bin die Bauhandwerker noch 
ie vollftändig befriebigt find.***) 
der Sache jelbft beichwert ſich Recurrent 
darüber, daß ihm und nicht vielmehr der Ge— 
meinde die Koften für das Aufſuchen und Zuric- 
m A zen ihm gelieferten Feldſteine zur Laft 
gelegt find. 

Sere Beſchwerde ift zum Theil für begründet 
zu erachten. 

Zunächſt hat Die Gemeinde felbft nur bemjenigen 
Theil diefer Koften von dem Patron erlangt, er 
dem Berhältniß entipricht, in welhem der Neubau 
des Küfter- und Schulhaufes, mit dem ein Erweite⸗ 
rungsbau der Schullofale verknüpft tft, als Küfterei- 
bau zu behandeln ift. 

Sodann fehlt es aber auch an einem Rechts⸗ 
geunde, bie Gutsherrſchaft zur Tragung dieſer 

often infoweit zu verpflichten, als es ſich nicht 
um bie Belteing ber Patronatömaterialien, ſon⸗ 
dern um die Erfüllung ber ber Gutgsherrſchaft 
nah $ 36 Titel 12 Theil II Allgemeinen Land- 
rechts obliegenden Pfliht zur Gewährung ber zum 
Schulbau erforberliden Materialien handelt. 

Denn während allerdings ber Kirchenpatron nad) 
märkifdem Provinzialrecht verpflichtet ift, die 
Koften für das Schlagen und Sprengen der von 
ihm zu geiftlichen Bauten zu liefernden Yeldfteine 
zu entrichten (cf. die ist vom 21. Auguſt 1863 


unb 9. Februar 1860; Centralblatt pro 1863 
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Seite 560),*) fo find andererſeits die Gutsherru 
auf Grund bes & 36 cit. nah dem Erkenntniß 
de3 Königlichen Ober-Tribunals vom 3. Juli 1857 
(Entieidungen Bb. 36 ©. 331)**) zu den Schul- 
auten nur Nohmaterialien v verabfolgen, alfo 
bie Materialien nur anzumetfen, nit aber auch 
Koften für Beichaffung derjelben aufzumwenden vers 
bunden (cf. Erlaß vom 31. December 1862; Cen- 
tralblatt pro 1863 Seite 118).***) 
Hiernah war bezüglich — Punktes das 
Reſolut, wie geſchehen, zu modificiren. 
lerlin, den 28. Juni 1864. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 
In Veriretung: Lehnert. 


u 
die Rirgiäe Begrang im Potsdam. 


15a. 


Auf den Bericht vom 24. v. M. über die Bor- 
ftellung des Rittergutöbefigers R. auf N. vom 
12. v. M. jede ich mich außer Stande, die Ver- 
fügung der Königlichen Regierung vom 9. October 
d. J., infoweit darin dem Beſchwerdeführer die 
Xieferung bereits gebrogener Steine für den 
—— daſelbſt angeſonnen iſt, aufrecht zu 
erhalten. 

Das Konigliche Ober-Tribunal hat in dem Ers 
tenntniß vom 3. Juli 1857 (Entfheidungen Bd. 36 
Seite 331)**) überzeugend ausgeführt, daß fich Die 
Berpflihtung der Gutöherren zur Verabfolgung 
der Materialien zu den Schulbauten auf Grund 
des 8 36 Titel 12 Theil Allgemeinen Land⸗ 
rechts nur auf die Rohmaterialien erftredt, und 
demgemäß die Gutsherren nur zur Anweiſung 
der betreffenden Materialien, nicht aber auch zur 
Aufwendung von Koften für Beihaffung berfelben 
verpflichtet ind. 

ternah fällt auch ber Arbeitslohn für das 
Brechen der Steine auf dem gutöherrlichen Lande 
* ulgemeinde, und nicht dem Gutsherrn zur 


ft. 
Die Königliche Regierung wolle bemgemäß ber 
Beſchwerde der Gutsherrſchaft von N. in dieſem 
Punkte Abhülfe verichaffen. 

Berlin, den 31. December 1862. 


Der Minifter der geiftichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Mühler. 


An 
die Königlice Reglerun; R. 
5 


15b. 


Berlin, den 2. September 1863. 

Durch das in der Recursinftanz beftätigte Reſo⸗ 
Iut ber Königlichen Regierung vom 24. Juli 1860 
iſt unter Nr. 3 feftgejeßt worden, daß die Guts— 
herrſchaft die auf dem Gute gewachſenen oder 
gewonnenen Waterialien nach Befriedigung bes 
eigenen Wirthſchaftsbedarfs zum Bau frei zu 
liefern habe. Ueber bie Ausfährung diefer Seh 
fegung Al mehrfache Streitigkeiten entftanden, 
indem bie Gutsherrfchaft zunächſt ablehnte, ge⸗ 


= bie Se 6 Kam 
we.) of, nadfiehen. 


brodene Gteine zum Bau zu verabfolgen. 
Diejer Streit ift durch bie dieſſeitige Entſcheidung 
für das Verfahren im Verwaltungswege endgültig 
erledigt und beitimmt worden, daß die Gutöherr- 
ſchaft nur Rohmaterialien a verabfolgen, alfo 
bie Materialien nur anzuweiſen, nicht aber auch 
Koften für Befchaffung derfelben aufzumwenden hat. 
Was daher in dieſer Beziehung von ben Recur- 
renten jeßt wiederum angeführt ift, muß unbes 
vüdfictigt | bleiben. ($ortj. of. Rr. 12.) 


16. Niätverpfii 8 bed Gntöheren zur Ber: 
arbeitung der Nohmaterialien und Beſchaffung 
des Platzes dazu. 

Berlin, den 23. Mat 1860. 

Der $ 36 Allgemeinen Landrechts Theil II 
Zitel 12 verpflichtet die Gutsherrſchaft nur zur 
Verabfolgung der Rohmaterialien. Letere zum 
Bau vorzuridten und ben hierzu nöthigen Platz 
u beſchaffen, ift Sache der Schulgemeinde. Die 

utöherrichaft ift weder verpflichtet, einen Platz 
zum Bearbeiten der Vauhölzer, nod) einen ſoichen 
zur Bubereitung bed Lehms, zur Anfertigung und 
zum Brennen ber Biegel herzugeben. Die An- 
nahme der Königlichen Regierung, es ſei unum- 
gänglich nöthig und überall üblih, daß der Lehm 
dort, wo er dem Boden entnommen, auch zu 
Biegeln verarbeitet werbe, ift unrichtig. An fehr 
vielen Orten und namentlich fajt in allen Fällen, 
in welden der Bauherr nicht gleichzeitig CEigen- 
thümer des das Rohmaterial liefernden Bodens 
ift, wird der Lehm fo, wie er dem Boden entnoms 
men ift, auf Wagen geladen und nad) dem zur 
Herrihtung des Lehms und Fabrikation der Ziegel 
beftimmten Ort geſchafft. 


17. Nichwerpflichtung der Gutsherrn zur 
Lieferung teodenen Holzes zu Bauten. 
Aus einer Derfügung wegen — des 
Holzes zur Dielung der Schulſtube und der Wohn⸗ 
immer des Lehrers im Schulhauſe zu N. wird 
br ender Paſſus mitgetheilt: 
gegen iſt ber Einwand des Beſchwerdefüh— 
ver*), daß er nur das Nohmaterial, nicht aber 
trodene3**) und bereits zu Dielen gefchnittenes 
Holz zu verabreihen ſchuldig fei, wie die König- 
liche Regierung jetzt jelbft anerkennt, völlig be- 
ründet, und es ift daher auch nicht ftattgaft, die 
Erecution auf die Lieferung von trodenen Dielen 
zu richten. 
Berlin, den 18, April 1864. 
U. 3. 847. 


18. Gutsherrliche Schulbaulaſt bei Borhandenfein 
: —S— 


Die patronatliche Baupflicht in Gemäßheit des 
Reſoluts zu erfüllen, davon wird die recurrirende 
Gutsherrſchaft auch durch das Vorhandenſein eines 
Schulwaldes nicht befreit, da fie nicht behauptet 
hat, daß dieſer Wald über den Wirthichaftöbebarf 
des Nußnießerd hinaus zum Bau geeignetes Holz 


Br de 





21* 
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enthält_(cf. 5 787 und 806 Allgemeinen Land⸗ 
vente Theil II Titel 11). 

jerlin, den 30. November 1865. 

U. 241272. 


19. Aurechnunug der Fenerlaffeugelder für ein vom 
—X ge Bere chulhaus. 


In der Schulhausbauſache von N. wird hier- 
dur auf den Bericht vom 5. v. M. unter Frei- 
laffung des Ntehtömegest) das Reſolut der König- 
lihen Regierung vom 3. Mai db. J. auf den 
Recurs des Dominiums N. dahin modificirt: 
daß die Oesctefiengeber, foweit fie ben 
Werth der von dem Dominium zu leiftenden 
Baumaterialien nicht überfteigen, dem Domt- 
nium zu belaffen, und der Gemeinde erft der 
dann noch etwa verbleibende Neft zur Heit- 
weijen Dedung der Baarfoften zu übermeifen, 
im Uebrigen aber, unter Berwerfung des von der 
Gemeinde N. erhobenen Recurfes, beftätigt. 
Die Gemeinde N. verlangt die Heranziehung 
des dortigen Dominiums, welden nur die Liefe— 
rung der Baumaterialien auferlegt worden iſt, 


auch zur Tragung ſämmtlicher Baukoften. Diejer 
An peu, zu Deffen Begründung neue Thatſachen 
in der Recursfchrift nicht angeführt find, iſt halt 


108 und bereit8 in den Gründen des Nefoluts, 
auf welches hier Bezug genommen wird, voll: 
ftändig widerlegt. 

Begründet eigeint dagegen bie Beſchwerde des 
Dominiums, welches verlangt, daß ihm die Zeuer- 
taffengelder für feine Bauleiftungen zu Gute 
tommen. Daffelbe hat ohne ut ber Gemeinde 
lediglich aus eigenen Mitteln das jegt abgebrannte 
Schulhaus mit 395 Thlen. gegen Feuersgefahr 
verſichert. Es liegt in der Natur der Sache, daß 
dabei nur die Abficht obgewaltet haben kann, vor 
allen Dingen für den Werth der eintretenden 
Falls von ihm zu liefernden Baumaterialien ges 
bedt zu fein. Daß es befonders nicht feine Ab- 
fiht war, für die Schulgemeinde die von dieſer 
zu tragenden Baarkoſten zu verfihern, folgt ſchon 
aus ber geringen Höhe der Berfiherungsfumme, 
die anfcheinend nur etwa bem Werth der Bau- 
materialien entſpricht. Hiernad) ift da8 Dominium 
berechtigt, zu verlangen, daß ihm der Werth ber 
Baumaterialien zunachſt auß ber Berfiherungs- 
jmme gebedt werde. Der etwa verbleibende 

eberihng muß ſelbſtredend ebenfalls für ben 
Bau verwendet werden, weil andernfalls das Do- 
mintum mit bemfelben in unzuläffiger Weife fich 
bereidern würde. Er kann mithin, da die Bau—⸗ 
pflicht de3 Dominiums fi auf die Materialien- 
lieferung beſchränkt, nur der Schulgemeinde für 
die Baarkoften zu Gute kommen. 

€3 mußte baher, wie geſchehen, entſchieden 
werben. 

Berlin, ben 27. Auguſt 1864. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Kömigliche Regierung zu R. 
U. 10020, ——— 


*) of 5 504 Rr. 12 fi. 





20. Berpfligtung der Gutsherrſchaften, zur Miethe 
——— — beizutragen. 
(of. €. v. 13. Juli 1880, 8 304 Rr. 10.) 
Die Königliche Regierung beantragt in dem Be⸗ 
richte vom 26. Januar d. 3. — I. B. 327 Jan. 
57 — für die Schulgemeinde zu N. eine Staatd- 
beigülfe von jährlich 11 Thlen., um die Miethe 
für bie Lehrerwohnung zu fihern. Eine derartige 
Miethszahlung iſt aber als Verzinſung des Bei- 
trag3 anzufehen, den die Verpflichteten zum Bau 
eines Soulgaufes zu leiften haben würden. Sit 
mithin die Gutsherrichaft von N. für den Fall 
des Baued eined ulhaufes auf Grund des 
N 36 Thl. II Zit. 12 Allgemeinen Landrechts 
eitengspiichtig, fo wird fie aud) verhältnigmäßig 
zur Miethe für die Lehrermohnung und das Schul⸗ 
local beizutragen haben.) Die Königliche Regie- 
rung hat daher die Beitragäverpflichtung der Guts- 
Hercicaft noch aus diefem Gefichtöpunfte zu prüfen, 
event. den in Rede ftehenden Beitrag zu ermitteln 
und ber Gutsherrſchafi aufzuerlegen, zumal diefe 
ana bis jegt noch Nichts für die Schule 
eijtet. 
Berlin, den 31. Mär 1858. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Sm Auftrage: Dr. 3. Schul 


ulze 
J 
die Bönigihe Regierung zu — 


21. Nichtverpflichtuug der Gntöheren zur Ueber⸗ 
tengung der Gchulbanbeiträge unvermögender 
Domintal » Einfaflen. 

Der Königlichen Regierung erwidere id, daß 
der Gut3herr von N. nicht verpflichtet ift, für die 
Baubeiträge der unvermögenden Dominial-Ein= 
faffen aufzulommen, da der $ 33 Allgemeinen 
Landrechts II 12 fi) Lediglich auf die Beiträge 
zur Lehrerbefoldung bezieht und die 88 34 fi., 
welde für Schulbauten die mafßgebenden Vor— 
ſchriften enthalten, dem Gutöherrn eine Ver— 
tretungöverbindlichleit für bie Baubeiträge nicht 
auferlegen. Demnach müſſen etwaige Ausfälle 
an ben Beiträgen der Pominial-Einfaffen auf 
ſämmtliche vermögende Mitglieder der Schulge- 
meinde, nad) dem für vollftredbar erklärten Ge— 
meindebeſchluß vom — anderweit umgelegt und 
erforderlichen Falls auf Grund der Allerhöchften 
Ordre vom 19. Junt 1836 executorifch eingezogen 
werben. 

Berlin, ben 8. December 1860. 

U. 24118, 


22. Gutsherrlicher Beitrag zu Schulwirthſchafts⸗ 
sebänden. 


Berlin, den 5. Januar 1872. 
Auf den Beriht vom 6. October v. J. betr. 
den Schulhausbau zu N., und auf die Recurs- 
beſchwerde der Schulgemeinde N. vom 27. Juli 
v. J. wird das Reſolui der Königlichen Regierung 
vom 26. Juni v. 3. dahin abgeändert, 
daß au zur Meparatur des Gtal- und 
Wirthfchaftägebäudes die Stadt K. unter 
teceßmäßiger Betheiligung des Ritterguts T. 


*) of. über Bi Ierpatrons 
Baht ber Anker PEN ET ren wi 
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das erforderlihe Bauholz herzugeben ver- 
bunden. 

Ob die Schule mit ben Ländereien, deren Be 
wirthfehaftung die Errichtung des in Frage ftehen- 
den Gebäudes nöthig gemadt Hat, erft in Ge— 
mäßheit ber ®emeinheitötheilungs-Ordnung vom 
7. Juni 1821 ober ſchon früher dotirt worden, 
ift für bie Verpflichtung der Gutsherrſchaft zur 
golatieferung aus 8 36 Theil II Titel 12 des 

gemeinen Landrechts völlig gleichgültig. Der 
im Refolut für bie entgegengejeßte Anjicht allegirte 
8 4 bed Gejeges vom 21. Juli 1846 (Gef.-Samml. 
&.392)*) ſpricht nicht von der Shulgemeinde 
im Gegenjag oder Unterfdhied von der Guts- 
berrihaft, fondern von den „zur Unterhaltung 
ber Schule Verpflichteten“ im Unterſchiebe von 
denjenigen, Hr die Baulaft an einem gemein⸗ 
(Hape en Küſter- und Schulhaus obliegt. 

enn nun zu jenen, b. i. zu den Shul- 
Intereffenten wegen ber Beitimmung des citirten 
8 36 Thl. II Tit. 12 des Allgemeinen Landrechts 
unzmeifelgaft ber Gutsherr gehört, fo folgt, daB 
berjelbe auch im Fall des $4*) des Geſehes vom 
21. Juli 1846 von der Holzlieferung nicht befreit 
fein fann, mie es bafür denn aud an jedem 
inneren runde fehlen würde. 

U. 28727. 


23. Lieferung der Materialien zu Schulwirth⸗ 
ſchaftssbauten in der Neumark feitend der Gutd- 
herrſchaften. 


Auf den Bericht vom 7. d. M. 
die Herſtellung der Scheune auf dem Schul- 
gehöft zu B. und das Recursgeſuch der Schul: 
gemeinde betreffend. 
ändere ic}, unter Freilaſſung des Rechtswegs, 
Refolut der Königlichen Regierung vom :. 
b. 3. dahin ab: 
daß bie Gutsherrſchaft ſchuldig, die auf dem 
Gute P. gewachſenen oder geivonnenen Ma— 
terialien, joweit jelbige Hinreihend vorhanden 
und zum Bau nothwendig find, unentgeltlich 
zu verabfolgen. 
Der 8 28 des Recefjes vom 19. Juli 1831 weiſt 
in Betreff der Unterhaltung der Säulgebäube in 
3. auf die beftehenden Geſetze Hin. in ber 
eumark über bie Schulbaupflicht keine befonderen 
Geſetze bejtehen, fnben daher Die 88 34, 36 Tit. 12 
Thi. II Allgemeinen — nwendung. Die 
Annahme, daß durch $ 4 de fees vom 21. Juli 
1846 bie Gutsherrſchaften von jeder Betheiligung 
bei Schulbauten, welche durch die Dotation der 
Schulſielle mit Land nothwendig werben, befreit 
worden wären, ift unrichtig, da der 8 4 1. c. bie 
Heranziehung der „zur Unterhaltung der Schule 
Berpflichteten“*) d. h. aljo im Bereich des Allges 
meinen Landrechts der Schulgemeinde und der 
Sursheridift nad) Maßgabe der $$ 34, 36 Tit. 12 
Thl. II Allgemeinen Landrechts vorſchreibt. 
Das Reſolut der Königlichen Regierung war 
daher, wie geſchehen, abzuändern, 


das 
Mai 


*) of. 8.279 sub V. 





Dieje Entſcheidung ift ben Betheiligten befannt 
zu maden. 
Berlin, den 23. September 1859. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im — Rehnert. 


in 
bie * ie Regierung zu N. 


24. Li bed Banholzes en und 
hen Teitene bed Galsternn 


Auf den Bericht vom 2. d. M., die Bauten bei 
der katholiſchen Schule in N. betreffend, beftätige 
ich unter Vorbehalt des Rechtsweges*) das Refolut 
der Königlichen Regierung vom 13. Mai d. 3. 
und verwerfe den dagegen von dem Dominium 
G. erhobenen Recurs. 

Der Einwand der recurrirenden Gutsherrſchaft, 
daß das Holz zu den Fenitern und Thüren nicht 
u dem von ihr auf Grund des 8 36 Tit. 12 

gt. II Allgemeinen Landrechts zu liefernden Bau- 
holz gehöre, kann nicht als begründet anerfannt 
werden. Denn nad) 8 4 Tit. 2 Thl. I Allge— 
meinen Landrechts gehören Thüren und Feniter 
unzweifelhaft zu den $auptbeftandtheilen eines 
Schulgebäubes, und ift Demzufolge das Holz dazu 
als Bauholz Mi Der Umftand, daß zu 
ben — und Fenſtern nur trockenes Holz zur 
Vermeidung des Schwindens und Reißens ver- 
wendet werden darf, iſt hierbei unerheblich, und 
kann namentlich bie Verpflichtung der Guisherr— 
ſchaft aus $ 36 a. a. O. nicht alteriren, da auı 
trodenes Holz dem Rohmaterial beizuzäglen iſt. 
Ob jedoch derartiges, zu den Fenſtern und Thüren 
braudpbares Holz hinlänglich auf dem gutäherr- 
lichen Territorium vorhanden ift, und nur unter 
dieſer Vorausfegung it die Gutöherrfchaft zur 
Gewährung defjelben verpflichtet, das tft eventuell 
auf Grund thatfählier Ermittelungen in der 
Executionsinſtanz eftzuftellen, während es für 
jegt nur auf eine principiele Entſcheidung über 
die Verpflichtung ber Gutsherrihaft überhaupt 


anlam. 
Berlin, den 28. Auguft 1862. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


bie Brig MR 
zu Fenſterladen 


25. Lieferung des 
Teitens 53 ntöherrn. 


— Ich ermädtige die Königliche Regierung, 
[giern nicht eine Xocalobfervanz entgegenfteht, den 

jerth des Holzes zu den enjterläden in dem 
vorliegenden Falle aus dem Patronatsbaufonde 
zu gewähren, ba die von der Königlichen Regie— 
tung vor; eihüpte entgegengejegte Bezirkspraxis 
nicht entſcheidend ift und das Minifterium neuer- 
lich fi) für die Subfumtion des fogenannten Nutz⸗ 
holze3 unter den Begriff des Bauholzes entſchie— 
den bat. (C.-B1. 1860 ©. 426, 1862 ©. 558.)***) 

Bestin, ben 2. Mai 1864. 


of. 5 304 Rr. 12 fi. 
a f 


re 17. 
**+) Dben Rr. 16 und 24 


326 
26. & des 8 erarbeiten. 
—— 


Berlin, den 31. December 1867. 


Auf den Bericht vom 23. October cr. über die 
nebft Anlagen wieder beifolgende Beſchwerde des 
Schulvorftandes zu N. wegen Verweigerung von 

iz zu den Tiſchlerarbeiten im neuen Schulgaus 
Rn eröffne ih der Königlichen Regierung, 
daß Ihre — die gutsherrliche Verpflich⸗ 
tung zur Holzlieferung bei Schularbeiten trete in 
Begfall, wenn auf dem verpflichteten Gute zwar 
Holz, aber nicht in fo trodenem Buftande vor= 
handen ift, um alebald zum Bau zwedmäßig 
verwendet werben zu können, im Geſetz feinen 
Anhalt findet. 


Der 8 36 Thl. II. Tit. 12 Allgemeinen Land⸗ 
rechts verpflichtet ben Gutsherrn zur Hergabe des 
auf dem Gute gewachſenen und Finreigend vor⸗ 
handenen Holzes, ſoweit es „zum Bau noth— 
wendig” ift, ohne der Schulgemeinde für An- 
meldung ihres Anſpruchs eine beftimmte Frift zu 
ftellen. Kann wegen verjpäteter Anmeldung das 
Holz nit in trodenem aber abgegeben wer⸗ 
den, fo trifft die zwar injoweit die Schulgemeinde, 
als fie trodenes Holz anderweit beihaffen muß; 
nicht aber wird fie ihres Anſpruchs felbft verluftig 
und folgeweife der Gutsherr nicht frei von Er— 
füllung feiner gefeglichen Leiftungspflicht. 

Demnad) veranlaffe ic) die Königliche Regierung, 
der Gemeinde N., zumal diefelbe fih gar nicht 
in mora befunden zu haben jcheint, entweder das 
für Zifchlerarbeiten in Anja gebrachte Holz in 
natura zu gewähren oder deſſen Werth zu erftatten. 
Nach demfelben Grundſatze iſt auch in den Refcrip- 
ten oom 23. Mai 1860 und vom 28. Auguſt 1862 
(E.:81. 1860 ©. 426,*) 19862 ©. 558)*) entichier 
den worden (vergleihe auch das Reſcript vom 
2. Mai 1864, C.Bl. 1864 S 379)*) 

U. 2107. 


27. Li des v 8 für Lehrerw 
——— 


Die Gutsherrſchaft findet Punkt 4 da⸗ 


ſich zu 
durch beſchwert, daß ihr die Berprltung aufs 
erfegt iſt, nicht nur für den Bau der ule, 
fondern aud für den der Lehrerwohnung Mate— 


rialien zu liefern. Diefe Beſchwerde ift aber un- 
begründet, weil das a binfichtlih der den 
Gutöherrichaften in Gemäßheit des 8 36 Allge⸗ 
meinen Landrets II 12 liegenden Verpflich⸗ 
tung den von ber Recurrentin deducirten Unter⸗ 
ſchied zwifchen Schulgebäuden und Schulmeifter> 
wohnungen nicht kennt. 
Berlin, den 22. September 1863. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


an 
bie Königlige Regierung zu R. 
UV Frohe es 





*) Dben Rr. 16, 24, 26. 
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277. Die gutsherrliche Baula 
s een Dorfeihen®) = 


(Benvorpommern, Yrov. Of · n. Weſt · Yreuen.) 
1. E. v. 22. Febr. 1866 berr. die Heranziehung des 
gutsherrlichen Grundbeſitzes zu ben Schulbaukoſten 
in Neuvorpommern. 
2. Erk. des Obertrib. v. 14. Mai 1860 betr. bie 
Fortdauer ber gutsherrlichen Bauver— 
pflichtungen in ber Provinz Preußen nach 
der gutsherrlich⸗bãuerlichen Regulirung und betr. 
die Berũckſichtigung vertragsmäßiger und herfömm- 
ler Normen insbeſondere bei Umſchulungen. of. 
8 274 Rr. 3 (Motive der Schulordnung), 

. &, v. 19, Sept. 1883 betr. bie gutößerrlihen Laften 
in den nad Gmanation ber Kreißorbnung vom 
13. Dec. 1872 gebildeten Gemeinden. 

3. €. v. 15. Rov, bezw. 3. Oct. 1862 betr. die Mög: 
lichkeit hertömmlicder Ausübung bes Lehrerberufungss 
rechts durch Ginen Gutsheren ohne gleichzeitige 
Uebernahme ber Baulaften für bie übrigen Guts— 
herrn des Schulbezirks. of. unten Rr. b und oben 
8 252 Rr. 68, b und 10. 

4, €. v. 12. März 1861 betr. bie Verpflihtung ber 
Gutöheren in der Provinz Preußen zur Lieferung 
des Bauholzes ohne Rüdfiht ob fie 
ſolches befigen oder nit. 

5. €. v. 8. Juni 1859 betr. die Verteilung ber 
Bauholzlieferungen unter die Gutsherrn bes 
Schulbezirks in der Provinz Preußen, aud wenn ber 
Fiscus zu benfelben gehört. cf. 8260 Rr. 6, 8 310 
Rt. 21, 21a, b, c, 8 276 Rr. 2, 8 295 Ar. 4. 

6. €. v. 18. Juli 1860 betr. die Uebernahme bes 
Bauholzantheils der keiner Gutsherrlidkeit 
unterworfenen Ortſchaften durch biefe. 

7. € v. 26. Rov. 1862 betr. die Feftftellung 
des Bauholzantheils nad der Zahl der im 
Gutöbezirt vorhandenen, nidt ber zur Bewirthſchaf⸗ 
tung bes Gutes erforberliden Haushaltungen. 

8. €. d. 30. Oct. 1860 betr. bie gutsherrliden Bauz 
holzverpflichtungen für die Hauspaltungen auf dem 
Abfindungsland, weldes für ein Weiderecht ausge⸗ 
wieſen und baher wie biefed Beftandtgeil der einer 
Gutsherrlichteit unterworfenen bäuerlichen Befigungen 
geworben iſt. 

9. E. v. 8. Mai 1871 und 19. Juli 1871 betr. bie 
Verpflichtung der Gutöheren zur Bauholzliefes 
tung aud) bei Holggebäuben. 

. €. v. 23. Det, 1871 betr. die Befreiung von ber 

Fũllholzlieſerung nur bei befonderer Obfervanz. 

Ueber die Verpflichtung zur Lieferung bed Bauholzes 

für Brunnen of 8 305 Rr. 41, 42, nicht zu 

Umzäunungen ebenda Nr. 44, 46 fi. — cf. 

aud 8 276 Kr. 28, 

Ueber die Bauverpfligtung der Grund— 

herren unabhängig von ihren gutöherrlicgen Laften. 

ef, nnten Rr. 22 (6. 332) und 8 274 Rr. 3. 


1. Heranziehung bed gutöhertlichen Gruudbeſitzes 
ben Cnulsautoken Y NRenvporpommern. 
Bas gegen die Bugehörigkeit des fiscalifchen 

Sorftbelaufd ©. zu dem Oris⸗ bezw. Schulver- 


gu 12.11 ig: Holftei bet in ber [ E 
nähere 3 Ya er ee ot. oben & Er Er) 

eine Beiheiligung ber Vatronate ea rd 2) an der 
baulaft ftatt (vgl. Kunte Bolksihulmeien 1872 &. 62 f.). 


11. 


12. 
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band 8. angeführt wird, ift nicht geeignet, bie 
diesfällige Ausführung des Refolut3 zu entträf- 
ten, wie denn auch die Necursfchrift felbft diejer 
weſentlich en Trage weniger Gewicht 
beigelegt wiſſen will, als ber Rechtsfrage 
ob unter Borausfegung jener Bugehörigfeit 
Fiscus nad) dem Regulativ wegen Errid- 
tung und Unterhaltung der Landfhulen in 
Reu-Bor-Bommern vom 29. Auguſt 1831*) 
für den ganzen Umfang bes Foritbelaufs &. zu 
den Schulbautoften herangezogen werden kann. 
Dieſe Srage glaubt die Recursichrift auf Grund 
einer aus der gejchichtlihen Entwidelung der 
Agrarverfaffung in Neu-Bor-Bommern hergelei- 
teten Unteriheidung zwiſchen Domanial- und 
quafibäuerlihem Beſitz ber dortigen Gutsherren 
verneinen zu müſſen, indem fie auszuführen fucht, 
daß bie ulbaulaft nach 8 4 des allegirten 
Regulativs nur ben quafibäuerlicen, nicht aber 
den Domanial-Befig treffe und deshalb der Forſt⸗ 
belauf G., da er nad der eigenen Ausführung 
der Königlichen Regierung Domantalland jei, mit 
Ausnahme des darauf errichteten Forftetabliffe- 
ments zu den Koften des Schulbaues nicht heran- 
era werden fünne. 
Allein die Unterfheidung zwifhen Domanial⸗ 
und quafibäuerlihem Beſitz der Gutsherren ift 
der Agrarverfaffung Neu-Bor-Pommernd ebenfo 
fremd, als dem vorgedacdhten mit den bortigen 
Ständen unter allfeltiger weh el der 
propinziellen Berbältmife vereinbarten Regulativ. 
Zwar iſt e8 richtig, daß bei den Vorverhand⸗ 
lungen über dieſes Regulativ zur Motivirung ber 
Mitheranziehung der Gutsherrn zu ber allen 
Grimdbefigern des Schulbezirks gemeinfam auf- 
merlegenden Schulbaulaft in der Miniftertal-$n= 
tanz unter Hinweis auf die eigenthümlichen 
Berhältnifie in Neu-Bor-Bommern geltend ge- 
macht wurde, es feien die Gutsherren für bie 
ihnen gehörigen bäuerlihen Nahrungen 
u. f. w. ſchon feither zu Gommunal-Peifkungen 
herangezogen und könnte deshalb ihre gleich 
mäßige Serangiefung & Schulbauten feinem 
Bedenken unterliegen. Die weiteren Verhand⸗ 
lungen und deren ſchließlicher Ausgang ergeben 
jedoch, daß dieſer Auffaffung, infofern fie den 
übrigen gut3herrlihen Grundbefig von der Schul- 
baulaft Pelle en zu wollen ſchien, feine Folge 
geaehen ift. Vielmehr erklärte der Communal- 
ndtag, der in Art. 2. des Ständiſchen Be— 
ſchluſſes vom 14. April 1829 von Haus aus für 
die Beitragspflicht ſämmtlicher Grundbefiger zu 
Schulbauten fi) ausgeſprochen hatte, auf die ihm 
befonderd wegen der Bedenken über Bitheran- 
giehm der Butsherren von Neuem gemachte Borlage 
aut Beiäjluffes vom 19. April 1830 ansbrüdtih, 
daß aud) die Gutsherrn gleich den übris 
en Grunbbefigern nad) dem Verhältniß bes 
efigtheilö in der Gemeinde beitragen follten. 
Wie in jenem, fo war auch in diefem Beſchluß 
der Stände, deren Mitglieder mit den probinzi- 
ellen Verhältniſſen ebenfo vertraut, als materiell 
bei der Sade interefirt waren, in Betreff ber 
Art des beitragspflichtigen Grundbeſitzes keinerlei 
Unterfchieb ober Einſchränkung gemacht. 


*) Unten Bd. IH a. €. 





Ferner kommt in Betracht, daß der 4 des 
Regulativs in dem früheren Entwurf dahin 
Tautete: 

„Der Bau und die Unterhaltung bes Schul- 

haufes, die Beſchaffung des Gartens — — — 

find eine Reallajt der mit liegenden Grün— 

den und Häufern der Begüterten im Schul- 

bezirk, die nach dem Verhältniß des Grund: 

beſites erfüllt wird. Den Gutsherrn ſteht 

dafür das Patronat über die Schule zu — —. 
Die Verbindung, in melde hier das Patronat 
mit der Gutsherrlichfeit und ber ben Gutsherren 
im Xorhergehenden implicite mit auferlegten 
Baulaft gebraucht wird, läßt es nicht wohl denl⸗ 
bar ericheinen, daß der Gutöherr als ſolch e r zu 
Bauleiftungen für die Schule nicht habe Beran- 
gezogen und ihm dennoch bloß mit Rüdfiht auf 
die ihm gehörigen — vielleicht ſehr unbebeuten- 
den --bäuerliden Nahrungen das Patro- 
nat über die Schule habe zugeichrieben merben 
follen. Bielmehr zeigen Bufammenhang und 
BVortfaffung, daß, mie das PBatronat als Aus- 
fluß der Gutsherrichaft gedacht, fo bezüglich bes 
gutöherrlihen Xerritoriums und feiner SHeran- 
ziehung zu der Bauluft ein Unterſchied zwiſchen 
derſchiedenen Arten bes Beſitzes nicht gemacht iſt. 
Die bemnächſt vorgenommene Aenderung der Faſ⸗ 
fung aber ift nit etwa aus fachlichen, fondern 
lediglih aus formellen Gründen, nämlih um 
deshalb erfolgt, weil dem Antrag der Stände 
gemäß eine Beltimmung über die Werthsermitte⸗ 
ung des beitragöpflichtigen Grundbefiges aufge 
nommen wurde, und e3 fi empfehlen mußte, 
diefe Beftimmung dem erften Sag des $ 4 un= 
mittelbar anzufchließen. die a über das 
Patronat aber einem bejonderen Paragraphen — 
dem 8 6 — zu überweijen. 

Bor Wllem aber ift gegen ben Recurs ber 
Zorftverwaltung entſcheidend, daß ber $ 4 bes 
Regulativs in der Faſſung, wie er fchlieplich feit- 
geftellt und durch die Allerhöchſte Sanction und 
demnädjft erfolgte Publication mit Geſetzeskraft 
befleibet ift, allgemein und ohne Einihräntung 
beftimmt : 

„Der Bau und die Unterhaltung der Schul- 
äufer — — — find nad dem Werth bes 
rundbeſitzes zu tragen.” 

Diefe eben fo einfache als Mare Geſetzesbeſtim⸗ 
mung bejeitigt jeden aus ihrer Motivirung etwa 
u entnehmenden Bweifel. Ihrem unzweideutigen 
ortlaut gegenüber muß gemäß der Reditöre- 
tegel: lege non distinguente neo nostrum est 
distinguere die Unterfdeibung zwiſchen ſchulbau⸗ 
pffictigen und nichtſchulbaupfuͤchtigem Grunb- 
efig der Gutsherren reſp. des Fiscus als ſchlecht⸗ 
hin unzuläffig bezeichnet und ſomit der barauf 
gegründete Einwand verworfen werben. 

Die Folge hiervon ie bie Deitigung bes Re= 
foluts, indem — worüber auf die Gründe beffel- 
ben Bezug genommen wird — ber Umftand, daß 

seus für ben ganzen Umfang des Forſtbelaufs 

. zu Eäulbann Teither nicht herangezogen it, 
rechtlich unerheblich erſcheint. 

Berlin, ben 22. Februar 1866. 

U. 22634. 
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er en Baı B m 
ß and berfönmtic —X * 


— Kläger iſt mit feinem Antrage, die Verklagten 
zu verurtheilen: a) daß fie ihn von der ihm durch 
den Schulreceß und die Verfiigungen der König— 
lien Regierung aufertegten Verpflichtung das 
Bauholz zu Bauten und Reparaturen der Schul- 

ebäude in N. und ferner an Brennmaterial zur 
Saute und — — und zum Wirthſchafts⸗ 
bedarf der Lehrer daſelbſt — Scheithol, herguge- 
ben b) daß fie ihm die für ben Umtfchen 
Schulmorgen gezahlte Rente von — und ben zum 
Kaufgeld dafür gezahlten Antheil von 48 Thlr. 
24 Sgr. 2 Bi. ment 5 % Binfen vom Tage ber 
Klageinfinuation erftatten, 

um beshalb angebradytermaßen abgetviefen worden, 
weil der von den Vertlagten erhobene Präjubi: 
cial⸗ Einwand der mangelnden PBaffivlegitimation 
durchgreife, indem eine auf die Schulordnung 
vom_11. December 1845 gegründete Klage gegen 
die Schulfocietät, vertreten durd den Schulvor= 
ftand und den Patron, nicht aber gegen bie beis 
den verflagten Gemeinden zu richten gewefen wäre. 

Mit Recht rügt der Implorant, daß judex a 
m durch diefe Argumentation den $ 9 Theil 

Titel 14 des Allgemeinen Landreht3 und den 
8 5 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 (Gef.-Samm- 
Iung pro 1842 Seite 193), fowie den aus bem 
Sinne biefer Geſetze abzuleitenden Rechtsgrund⸗ 
fag verlegt habe: 

daß in einem alle, in welchem ſich der 
Kläger durch die von den Verwaltungsbe— 
börden angejagte Bertheilung von Laſten 
prägravirt halte, bie Klage nie gegen bie zu 
der Leiftung Berechtigten (hier die Schuljo- 
cietät), fondern gegen denjenigen zu richten 
fet, welchen Kläger ftatt feiner für den eigent- 
lich Verpflichteten erachtet wiffen wolle. 

Nah dem am 25. Juli 1858 und refp. 
23. März 1857 abgefchlofienen und unterm 
18. April 1854 von der Königlichen Regierung 
zu Gumbinnen beftätigten — beſteht Sie da⸗ 
mals neu eingerichtete Schulſocielät M. aus 7 unter 
der Gutöherrichaft des Domainenfiscus ftehenden 
Amtsortfhaften, und aus den unter ber Guts— 
berrfchaft des Dominit R. (d. h. dem Kläger) fte: 
benden beiden Dörfern N. N., welche lehtere 
beide bis dahin zu der Schule in N. gehört 
hatte. Demfelben Receſſe zufolge foll der Kläger 
in feiner gedachten Eigenfeaft als Grundhert von 
N. N. antheilig mit dem Fiscus ſowohl das er- 
forberlihe Bauholz Kergeben, ala zu dem nöthi- 
gen Brennmaterial und dem kullmiſchen Schul⸗ 


morgen Aderland beitragen; und durch die fer⸗ 
neren Verfügungen der Königlichen Regierun— 
zu Gumbinnen vom 19. September 1855 un 


vom 29. October 1856 ift fein jährlicher Beitrag 
zu dem erfteren auf 211/12 after weich Scheit- 
holz feftgefeßt, für den ae aber find von ihm 
im ganzen 50 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf. bezahlt und 
eingezogen werben. 

läger meint nun nicht bloß, daß er nad} dem 
—X vom 2. März 1860 von dieſen en 
frei fei, fondern er behauptet ferner, daß nach 


der gedachten Schulordnung jene Berbindlichkeiten 
gerade den beiden verflagten Ortichaften theils 
rincipaliter unmittelbar auf Grund bed Ge- 
etzes — 39 und 46 — theils herfömmlidh — 
8 44 — oblägen. 

Der gegenwärtige Rechtsſtreit dreht fi daher 
allein um bie Frage; ob ber Kläger oder bie 
verflagten beiden Dorffhaften das nöthige Schul- 
Bauholz mit herzugeben und bie genannten Bei- 
träge zu leiften haben? Er Tann daher auch eben 
nur unter biefen Partheien erörtert und entſchie⸗ 
den werben. Ein erhöhter Beitrag von dem 
Fiscus und den mit eingefhulten Domainenbör= 
fern wird nicht verlangt; dieſe intereffiren dabei 
nit, und ebenfowenig die Schulfocietät, die als 
ſolche dabei in keiner Weiſe betheiligt erſcheint, 
welde von ihren Mitgliedern die Mittel zur Une 
terhaltung der Schule und des Lehrers aufbrins 
gen; — —J5 — aufgebracht werden müſſen, 
darüber waltet nicht der mindefte Streit ob, und 
dieſe Frage unterliegt ohnehin iediglich der Feſt⸗ 
keine der Verwaltungsbehörde, dariiber würde 
jogar der Rechtsweg nicht einmal zuläffig er⸗ 
feinen. 

Der zunäct zwar nur von Staatsſteuern — 
heine I 9 Theil II Zitel 14 des Wllgemeinen 
Landrechts, der aber infoweit hier mindeſtens 
analog zur Anwendung zu bringen fit, ver= 
orbnet: 

Streitigfeiten, welche über bie Vertheilung 
der aus bem Beiteuerungsreihte fließenden 
Abgaben unter den Eontribuenten 
entitehen, werden, in Ermangelung binläng- 
licher, Durch Verträge, wohl hergebrachte Ge— 
wohnheiten oder bejondere Gejepe begrunde⸗ 
ten Veftimmungen, nad ben Regeln einer 
ohne ausdrüdlichen Vertrag entftandenen Ge⸗ 
meinfcjaft (Zeil I Titel 17 Abſchnitt 1.) 
beurtheilt. 
und der 8 5 des Gefepes vom 11. Mai 1842 
beftimmt: 
Gebührt der Polizei⸗Behörde nur die Befug- 
niß zu einer vorläufigen Anordnung mit 
Vorbehalt der Rechte der Betheiligten, oder 
behauptet derjenige, welchem durch eine po= 
Hizeilihe Verfügung eine Berpfikhtung auf- 
erlegt worden ift, daß diefe Verpflichtung 
gana oder theilweife einem Andern ob= 
iege, fo ift zur Feſtſtellung der Rechte 
unter den Betheiligten und über bie 
w leiftende —— die richterliche 
ntfheidung zuläſſig. 

Grade auf Grund Diefet Vorſchriften it das 
Collegium in der Bräjubiz vom 15. April 1856 
Nr. 2662 angenommen: 

Wegen Prägravation bei Gemeindelaften 
ken Jedem, welcher ſich durch zu geringe 
elaftung eine andern Contribuenten be= 
ſchwert glaubt, die Klage gegen diefen 
auf entjprechende Erhöhung feiner Beitrags- 
pflicht gefeglich zu. 
Entjheidungen Band 33 Seite 142. 

Hinfigtlic eines mindeſtens ſehr ähnlichen Be- 
dentens in Betreff der Baffivlegitimation in Pro⸗ 
ceffen über die Kirchenbaulaft wird auf Grund 
ber $$ 707 biß 709 und 759, 760 Theil II Titel 
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11. des N. 2.:R in dem biesfeitigen Urtel vom 
22. October 1851 der Sag näher motivirt: 
der Streit über die Verpflichtung gemiffer 
Eingepfarrten zur Leiftung ber von den 
giftigen Obern interimiftifch feſtgeſetzten 
eiträge zu den Kirchen⸗, Pfarr- und Kir 
fterei-dauten muß unter den Einge 
— — ſelbſt im Wege Rechtens zum 
ustrage gebracht werben. Gegen bie Kirche 
als ſolche findet eine lage auf Anerkennun 
ber Befreiung gewiffer Eingepfarrten von jol- 
hen Beiträgen überhaupt oder gewiffer Ar— 
ten derſelben nicht ftatt. 
Entfheidungen Band 21. Seite 282. 

Diefe aus dem Sinne und Zufammenhange der 
allegirten Gefege hervorgehenden unb ohnehin in 
der Natur der Sache begründeten Rechtsprinci— 
pien verkennt der Appellationsrichter, wenn er 
den von den Berflagten erhobenen Präjudical- 
Einwand der mangelnden Baffivlegitimation für 
durchgreifend erachtet, und ben Kläger angebrad;- 
termaßen um deshalb abweiſt, weil die Klage ge- 

en die Schulfocietät und nicht gegen bie ver- 
gten beiden Gemeinden zu richten geweſen 
wäre.*) Das infofern allein hierauf geſtühte Ap- 

Hationg-Urtel war daher (nad $ 4 Rr. 1 ber 

erordnung vom 14. December 1833) zu ver- 
nichten, und mußte der Koftenpuntt (nad 8 17 
ebenbafelbft nach 8 9 des Gefebes vom 10. Mai 
1851 und nad) Artikel 2. des Gefepes vom 9. Mai 
1854) wie geſchehen beftimmt werben. 

Bei der Moden Behufs der andermweiten Ent- 
ſcheidung in der Sache jelbft eintretenden freien 
Beurtheilung des ganzen Sad- und Gtreitver- 

jältnifjes kommt es vor Allem auf nähere Prü— 
ng des Slagefundaments an. Kläger leitet jeine 
efreiung von den hier in Rede ftehenden Schul- 
laften vorzugsweiſe aus dem Geſetze vom 2. März 
1850 her; dieſe Auffaffung erklärt der Apellas 
tionsrihter im Gegenfage zum erften Richter für 
durchaus unbegründet, und infoweit muß ihm un- 
bedenflich beigepflichtet werden. Die 88 2 und 3 
des granten, Geſetzes verorbnen, foweit fie hier 
in Betracht kommen: 
Dpme Entſchädigung werben aufgehoben das 
Ober: Eigentfum ded Erbzinsherrn, 
andererſeits aber auch 
alle unmittelbaren Gegenleiſtungen, welche 
bei den ſämmtlichen in dem $ 2aufgehobe⸗ 
nen Leiftungen bem Berechtigten oblagen. 

Diefe Vorſchriften Bere en zu der von dem 
Kläger daraus gezogenen Schlußfolgerung: bamit 
habe feine Gutsherrlichkeit den verklagten Dorfe 
Ihaften gegenüber aufgehört, und deöhalb fielen 
aud diejenigen Berpflihtungen für ihm weg, 
melde ihm in dem oben erwähnten Shulrecein 
fowie in ben fpäteren Verfügungen der Königli- 
en Regierung zu Gumbinnen vom 19. Septem- 
ber 1855 und vom 29, Detober 1856 allerdings 
lediglich in feiner Eigenſchaft als Gutsherr von 
N. R. auferlegt worden find, durchaus nicht. 

Wenn die Klage vom 25. Auguft 1858 mit 
ber Bemerkung beginnt, die Dorfſchaften N. R. 
wären bis zum Jahre 1850 dem Kläger erbzins⸗ 
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lich geweſen, fo ift diefe Bezeichnung mindeftens 
ungenau; er ſelbſt modificirt fie in der Wppella- 
tiond-Beantwortung vom 2/6 Juli 1859 dahin: 
er fei vormals Erbzinsherr der verklagten Dorf- 
ſchaften, vefp. des ihre Feldmarken bildenden 
Compleres von Gründftüden gewejen, und bie 
Appellanten wenden mit Recht ein: wolle Kläger 
feinen Befreiungs-Anfprud) auf den $ 2. bes 
Gefepes vom 2. März 1850 gründen, fo habe er 
alle einzelnen Befiger früherer Erbzinsgrundftüde 
in N. nge belangen müſſen, die genannien beiden 
Dorfgemeinden, als ſolche, ſeien in keinem Falle 
die — Verklagten. Durch die im $ 2 bes 
Geſetzes vom 2. März 1850 verfügte Aufhebung 
des Ober-Eigenthums des Erbzinsheren und da= 
durch, in Folge deſſen die früheren Erbzins⸗ 
leute in N. R. das volle Eigenthum ihrer Grund⸗ 
ftüde erlangt Haben, hat zwifchen ihnen und dem 
Kläger jedes qutöherrliche Berhältniß eben fo 
wenig ohne Weiteres aufgehört, wie es durch die 
ebictmäßige Regulirung der gutsherrlihen und 
bäuerlihen Zerhältniffe volitändig befeitigt ift. 
Aber auch unter die „unmittelbaren Leiftungen“ 
von deren Aufhebung der 8 3 Nr. 15 ſpricht, 
tönnen die bier ftreitigen Schullaften keineswegs 
fubfumirt werben, Darunter find nur Präftatio- 
nen zu veritehen, Die bem Dereitigten . B. dem 
Guts⸗ oder Erbzinsherrn feinem Hinterjaffen dem 
Erbzinsmanne gegenüber oblagen. Bon folden 
Gegenleiftungen tft hier aber überall nicht bie 
Rede. Es Handelt fih um Berpflichtungen, bie 
ber Kläger der Schule gegenüber erfüllen fol; 
im Sinne der Schulordnung vom 11. December 
1845 ift der Kläger noch nad) wie vor ald Gutd- 
herr anzufehen, unb eben deshalb muß er feine 
diesfallfigen gefeglihen Verbindlichkeiten auch 
noch fernerhin erfüllen. Allerdings ſtellt auch 
die Schulordnung den Leiftungen ber Gutsherrn 
_ ® 44 ff. — getiffe Befugniffe ber Iegteren 
3 B. das Redt den Schullehrer zu berufen — 
86 — und die nädjfte le über die Elemen- 
larſchulen auf dem Lande zu führen — 88 28-30 
— gegenüber. Diefen Vorſchriften ift aber auch 
in dem gedachten Säulzeceife in fofern Rechnung 
getragen, als darnach das Recht, den Lehrer an 
der neuen Schule in M. zu berufen, dem Fiscus 
in Gemeinfhaft mit dem Dominio R. zuftehen 
fol. Einen Berziht auf dieſes Vocationsrecht 
enthält die Klage nicht, und fo wenig mie dieſe 
Befugniß bes Blkgers, find in der Provinz Preu- 
pen bie in den $5 44 fi. aufgezäßlten Leitungen 
der Gutsheren in Bezug auf die Elementarihu- 
len auf dem Lande durdy das neuere Gefeg vom 
2. März 1850 und indbefondere durch deifen 88 2 
und 3 aufgehoben. 

Wenn der Kläger fodann in der Replik vom 
28, Februar 1859 jagt: „ihre Gutsherrlichkeit 
feien die Gutsherrn bereit3 durch das Gefeg vom 
2. Januar 1849 entkleidet”, fo ift nicht abzuſe— 
ben, aus welcher Vorſchrift diefer Werordrtung 
ein folder Satz gerechtfertigt werben fol. Die- 
felbe Hebt die Privatgerichtäbarkeit, insbeſondere 
die Patrimonial-Gerihtsbarteit, — 88 1-8 — 
ſowie den erimirten Gerichtsſtand — 88 9—17 
auf und regelt fobann die anderweitige Organi- 
fation der Gerichtsbehörden — $8 18-4 —; 
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auf die beiden letzteren Mbfchnitte kann es hier 
erfichtlich nicht anfommen ; aber audy die Aufhe- 
Bung der Patrimonialgerichtsbarkeit ift in diefer 
Beziehung ohne Einfluß. Allerdings foll nad 
8 22 Theil II Titel 12 des Allgemeinen Land» 
rechts die Beftellung der Schullchrer in der Regel 
der Gerichtobrigkeit zufommen. Theils aber 
giebt hier nicht mehr der allegirte & 22, fondern 
die Provinzial-Schulordnung vom 11. December 
1845, nad welher — 8 6 — das Recht, ben 
Schullehrer zu berufen, dem oder den Gutöherren 
bes zur ule gehörigen Degirte zufteht, bie 
Norm der Entfcheidung ab — $ /2ebendafelbft —; 
theil® aber ift auch ſchon in dem diesfeitigen 
Präjudicate vom 4. September 1850 — Entſchei⸗ 
dungen Band 20 Seite 385 fj.*) — nachgewieſen, 
daß die Verpflichtung des — zur un⸗ 
entgeltlichen Verabfoigung der auf dem Gute hin⸗ 
reichend vorhandenen Materialien für Schulhaus: 
bauten eintvete, wenn auch berfelbe nicht zugleich 
Inhaber der Gerichtsbarkeit (Gerichtsherr) fei. 
Die Gutsherrlichkeit als ſolche tft aber durch Die 
Verordnung vom 2. Januar 1849 keineswegs 
aufgehoben, vielmehr erkennt das Gefeg vom 
14. April 1856 $ 1 die in der Regel mit dem 
Befige eines Ritter- oder anderen ländlichen Guts 
verbundene ort3obrigkeitliche (polizeiobrigkeitliche) 
Gewalt noch ausdrüdlich als beftehend an. 
Gejeg-Sammlung pro 1856 Seite 354, 
und das zweite gleichzeitige, den Artikel 42 der Ver⸗ 
faffungsurfunde vom 31. Januar 1850 vertretende 
Gefe befreit die Gutsherren weder den Worten 
nod dem Sinne nad von denjenigen Leiftungen, 
melde ihnen bie gedachte Schulordnung auflegt. 
Gefep-Sammlung pro 1856 Seite 353. 
Daß übrigens die dr verfochtene Anficht Aller⸗ 
höchſten Orts getheilt wird, beftätigt endlich auı 
noch der Landiagsabſchied für die im Jahre 1851 
verjammelt gewefenen Breußifchen Provinzial 
ftände vom 28. November 1858, der ad II auf 
die ftändifhen Petitionen sub Nr. 11 Seite 10 
dahin Iautet: 
auch der Antrag der getreuen Stände auf 

a der Provinzial-Schulorbnung vom 

41. December 1845 und des Gefehed vom 
2. März 1850, betreffend die Ablöſung der 
Reallaften, ift zur Genehmigung nicht geeignet, 
weil bie Borausfegung, daß das Sch vom 
2. März 1850 mit der Fortdauer der durch 
die Schulorbnung vom 11. December 1845 
bezeichneten Leiftungen der Guts- und Erb- 
zinsherren unvereinbar fei, nicht als begründet 
anzuerkennen ift. 

Dffenbar verfehlt erfcheint aber Die Berufung 
des Kläger auf das Dieffeitige Präjubicat vom 
24. Juni 1857 Entieidungen Band 36 
Seite 149.) — Damals fragte es ji, ob mit der 
gefeglichen Berleifung des Eigentyums am Erb⸗ 
pachtsgute auch bie bisher vom Erbverpächter ge⸗ 
tragenen Dominiallaften auf den neuen Eigen- 
thümer übergegangen wären ? und dieſe Frage ift 
allerdings und aus zutreffenden Gründen bejaht 
worden. In jenem Brocefie fanden ſich jedoch 





gar nicht der Magiftrat zu Sch. als Beſitzer bes 
gem 
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fogenannten tämmereilihen Rittergutsantheild im 
Dorfe B. und bie Dorfihaft B. gegenüber, jondern 
es handelte fih darum: ob bie auf jenen käm— 
mereilichen Nittergutsantheil repartirten Emolu= 
mente des Lehrers an der katholiſchen Schule zu 
8. nad) wie vor von dem Magiftrate zu * 
als chemaligem Erbverpächter, oder nunmehr von 
dem neuen Eigenthümer zu entrichten wären. 
Augenſcheinlich iſt jenes Bedenken weſentlich ver⸗ 
ſchieden von der hier zur Entſcheidung vorliegen- 
den Streitfrage: ob bie in ber Cfulorbmung 
vom 11. December 1845 den Gutsherren auf- 
erlegten Leiftungen als durch das Geſetz vom2. März 
1850 aufgehoben anzufehen wären oder nicht ? 

Mußte diefe Frage aber verneint werben, jo 
führt das zugleich zur Brüfung des zweiten Klages 
fundaments, d. 5. auf die nähere Erörterung der 
Frage: welche Leiftungen nad) der Schulorbnnug 
dem Kläger in feiner Eigenihaft als Gutsheren 
von N. & in Bezug auf bie ule zu WM. ob» 
liegen? Mit Recht umterfcheidet die Klage in 
dicker Beziehung: 

1. bie Hergabe des Bauholzes, 

2. die Gewährung des Brennmateriald und des 

tullmifhen Schulmorgens, 

weil hinſichtlich des Bauholzes andere Grundfäge 
elten, als in Beziehung auf bie Bräftationen zu 2. 
ei Bauten und Reparaturen ber zur ule 
ehörigen Gebäude find die Gutsherren bes Schul⸗ 
ezirks, ſofern nicht Verträge oder Herfommen ein 
Anderes beftimmen, verpflichtet, da8 zum Bau 
erforberlihe Bauholz unentgeltlich herzugeben. 
So lange der Kläger mithin ein ihn befreiendes 
Hertommen nicht darzuthun vermag, muß es bei 
der Regel verbleiben; er ift alſo verpflichtet, das 
erforderliche Bauholz gemeinihaftlih mit dem 
Fiscus nad) der Zahl der Haußhaltungen in ben 
7 zur Schule in M. gehörigen Amtsdörfern und 
derjenigen in den beiden abligen Dorfſchaften N. N. 
berzugeben, — & 4 und 47 a. a. D. — und 
jo Yes & der Schulveceß in der That aud) feft. 
Ein von dieſer Feftfegung abweichendes Herkom⸗ 
men behauptet nun der Kläger an, indeffen 
fol ſich daffelbe nicht fen die im Jahre 1853 
erft neu errichtete Schule in M. beziehen, binficht- 
lich welcher ein ſolches, eben weil fie eine gaı 
neue Einrichtung mar, überhaupt nicht mögli 
mar, fondern Kläger will bafjelbe daraus entneh- 
men, daß die fämmtlihen Schulen der Grafſchaft 
R. und darunter aud bie zu N., zu welder 
N. N. bis zu ihrer Verlegung nad M. gehörten, 
Gemeindefhulen feien, daß dieſelben nad ihren 
Sundations-Urkunden von den Dorfichaften allein, 
ohne jebe —R der Gutsherren unterhalten 
wären, und daß fo lange bie chule zu N. beftehe, 
und zwar weit über Menfchengebenten hinaus, 
denn aud alles Holz zu Bauten und Reparaturen 
der Schule, welche öfter8 vorgelommen feien, immer 
nur von den Dorfichaften und niemald von den 
Gutsherren gegeben worden. 

Daß biefe Behauptung an fich erheblich, unter- 
liegt feinem Bedenken, und der Kläger bat ſich 
zum Erweiſe derſelben auf die Fundatlonsurkunde 
der Schule zu N., fowie auf das Beugnik bes 
Schulzen E. und des Lehrers K. dafelbit berufen. 
Für das Schulbedürfniß der verklagten beiden 
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Dorfihaften war früher dadurch geforgt, daß fie 
zur Saule in R. gehörten; erachtete die König— 
liche sgisrung zu ©. als Aufſichtsbehörde im 
Sabre 1853 e8 nun für nothivendig oder angemeffen, 
in M. eine neue Schule zu errichten, und zu 
diefer außer 7 Domaninenortfchaften auch die beiden 
adligen Dorfihaften N. N. einzufhulen, hinſicht⸗ 
lich der letzteren alfo eine Verlegung vorzunehmen, 
fo unterliegt ih Befugniß Hierzu zwar nicht dem 
mindeften Bine fel, denn nad) dem 8 18 der Regie- 
rungsinſtruction vom 23. October 1817, ſowie 
nad) der Allerhöchſten Cabinetsordre vom 31. De— 
cember 1852 D. Il 2 gebührt e3 den Regierungen 
namentlich auch 

K) Schulſocietäten einzurichten und zu ver- 

hei 


Heilen. 

Aber auch das hier mafgebende Specialgefeg, 
die mehr erwähnte Brovinzial-Schulordnung, er= 
tennt eine folche Beſugniß der Regierungen mehr⸗ 
fach an. Sind zwei oder mehrere Gemeinden zu 
einer gemeinfhaftlihen Schule vereinigt, jo kann 
die Trennung derjelben von Amtswegen durch die 
Regierung angeordnet werben — 8 50 —. Die 
Errichtung neuer Schulen kann nur auf Anord⸗ 
nung oder unter Genehmigung ber Regierung 
erfolgen — 554 —. Die Bmedmöpigteit einer 
folden Ein- oder Umſchulung von Drtfchaften 
würde auch als eine veine Verwaltungsmaßregel 
niemals ber richterlichen Beurtheilung unterliegen, 
vielmehr könnte diefelbe höchſtens im Beſchwerde⸗ 
wege von der Auffichtöbehörbe geprüft und Darüber 
endgültig entfchieben werden. Sit bei einer 
Trennung ber gebadhten Art eine gütliche Ber- 
einigung nicht zu erzielen, jo hat die abgetrennte 
Gemeinde die Koften ti den baulichen Einri 
tungen der neuen Schule allein, jedody unter Bei- 
Hütte ihres Gutsherrn aufzubringen, — 8 51 

r. 2 — Im alle der Errichtung neuer 
Schulen _ftellt die Regierung die Bebürfniffe der 
neuen Schule und die Leiftungen der Berpflich- 
teten, insbeſondere auch der un —— ge⸗ 
hörigen Gutsherren feſt. An dieſe Veſtimmung 
des 8 54 ſchließt ſich unmittelbar die weitere Vor⸗ 
ſchrift an: 


Hat fi) in einem — * Vertrag 
ober Herkommen hinſichtlich der Leiſtungen 
ber Gutsherren eine von den Grundſähen der 
gegenwärtigenSchulorbnung abweichende Norm 
gebildet, jo behält e8 Dabei fein Bewenden, 
woraus beutlich folgt, daß in folden Fällen das 
bisherige Herkommen allerdings berüdficht werden 
ſoll. demjenigen Schulbezirke, zu welchem die 
Ortſchaften N. N. bis zum Se 1853 gehörten, 
d. 5. für bie Schule zu N., hat nun, wie ber 
Kläger wenigſtens behauptet, ein ihn von der 
abe des nöthigen beten befreiendes 
erklommen beſtanden, indem letzteres ſiets von 
der Gemeinde allein, mit Ausſchluß der Guts⸗ 
er eliefert worden. Vermag der Kläger ein 
olches Herlommen wirklich nachzuweiſen, fo er= 
Fheint jein negatorffcher Änſpruch aud) in diefer 
Beziehung vollfommen begründet. Durch die nicht 
in feinem Intereſſe geifiehene Zerlegung ber 
beiden verflagten Vorfſchaften von der Sapie in 
NR. zu der in M. errichteten neuen Schule können 
dem Gutsherren offenbar nicht mehrere Laften 





aufgebürbet werben, ala ihm, den Berklagten 
goenüber, bisher in Bezug auf die Schule zu 

. oblagen. Mißlingt ihm diefer Beweis aber, 
dann muß es in Betreff des Bauholzes bei ber 
gejeglihen Regel des $ 44 ber ordnung 
verbleiben, mit welcher die Feitfegungen bed Re- 
ceſſes vom 25. Juli 1853 und 23. März 1854 überein⸗ 
ftimmen. Demgemäß war in foweit, wie geſchehen, 
zunächſt auf Bemweisaufnahme zu interloquiren. 

(Berorbn. vom 14. December 1833. $ 17. 
Declar. vom 6. April 1839. Art. 11) 

Freilich Hat der Kläger fi ſchon in feiner Klage 
— Blatt 2a und 3 — auf jenes Herlommen be= 
rufen; deffenungeachtet durfte die Sade nur in 
die Appellations-Inftanz zurüd verwieſen werben, 
weil das Königliche Kreisgericht zu K. bereits, 
wenngleih aus anderen Gründen, die verflagten 
Dorfiaften auch Hinfichtlic des Bauholzes nad 
dem Klageantrage verurtheilt hat. 

Anders verhält es fi dagegen zu 2 hinficht- 
lich des dem Lehter zu M. zu gewährenden Brenn- 
material3 und des fullmifchen Eau morgens Ader- 
landes. In Betreff der Schulen in den Domänen 
dörfern gelten nad) 8 45 folgende Veftimmungen : 

4. Der erfte Lehrer an der Schule erhält einen 
kullmiſchen Morgen Uderland fteuerfrei zu 
feiner Benutzung oder ftatt defien eine, dem 
Ertrage Deffeiben entiprehende Gelb- ober 
Naturalrente aus Unſerer Forft- und Do: 
mainentaffe.*) 

5. Das zur Heizung der Schulftuben und ber 
Lehrermohnung, fowie zum Wirthſchaftsbedarf 
der Lehrer erforderliche Brennmaterial wird 
aus Unferen Zorften gewährt:**) 

An diefe Beftimmungen fchließt ſich fobann ber 
8 46 bahin an: 

Wo die im 8 45 erwähnten Leiftungen ganz 
oder theilmweife herfömmlich auch von anderen 
Gutsherren gewährt werben, behält es babei 
fein Bewenden. 

Ein ſolches abweichendes, den Kläger verpflid- 
tendes Herlommen haben die Berflagten aber nicht 
einmal behauptet; es greift mithin auch hinſicht⸗ 
lich diefer Präftationen die ſubſidiäre Megel bes 
8 39 Plap. 


2a. Gutshertliche Verpflichtungen nad SE 44 

bis 47 der —— vom 11. December 1845 

für Schulen in ſolchen Gemeinden, welche erſt nad) 

anatisn der Schulordnnug beziw. Kreißordnung 
gebildet find. 


Berlin, den 19. September 1883. 
Die Königlihe Regierung beantragt in bem 
Berichte vom 22. Auguft v. J. zunädjit unfere 
Entfheidung über die Frage: 
Beftehen bie qutaberrlien Verpflichtungen aus 
den 88 44 bis 47 der Preußiſchen Schulorb- 
nung vom 11. December 1845 auch für bie 
Schulen in folden Gemeinden, welche erft 
nah Emanation der Schulordnung, und 
ie in ſolchen Gemeinden, welche erſt nad 
anation der Kreidordnung vom 13. Des 
cember 1872 gebildet find, und giebt deßhalb 
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Fiscus mit Recht den ganzen Vrennholzbebarf 
für die Schule in der nad) Emanation der 
Schulordnung gebildeten und nad) Emanation 
der Kreisordnung durch den Zutritt von 9. 
vergrößerten Gemeinde 2,? 

In Bezug auf diefe Frage erwidern wir ber 
Königlichen Regierung Nachitehendes: 

Die Königlihe Ober-Rechnungskammer nimmt 
mit der Königlihen Regierung an, daß durch die 
Kreisorbnung alle Gutöperueaft aufgehoben fei 
und fie gelangt gleihwohl zu der Annahme, daß 
die Kreißorbnung für die zur Erörterung ftehende 
Frage u Bedeutung fei, nur durch die Deduc- 
tion, daB es nicht Abſicht der Kreißordnung ges 
weſen fei, in das materielle Schulrecht „jo tief 
einzugreifen“. Diefer Deduction vermögen mir 
nicht zu folgen. Hätte die Kreisordnung alle Guts- 
berrihaft aufgehoben, fo fielen damit auch alle 
aus der Gutsherrſchaft fi) ableitenden Rechte und 
— — von Rechtswegen fort, und einzelne dieſer 

flichten könnten dann bloß durth die mangelnde 
Abfiht des Geſetzgebers, fie mit zu befeitigen, 
nicht confervirt werden. Der Grund, weshalb 
mit der Königlichen Ober-Rehnungslammer an= 
auncgmen ift, daß bie Kreisordnung für die zur 

Örterung ftebende Frage ohne Bedeutung fe, 
ift vielmehr, daß fie, wie in der Entſcheidung des 
Königlichen Ober-Verwaltungsgerichtes vom 29. No- 
vember 1876 (Entſcheidungen Banb 1 ©. 196)*) 
ausgeführt, nicht die Gutöherrfchaft felbft, fondern 
nur einen Ausfluß derjelben, die Ortöpolizei-Obrig- 
keit, aufgehoben hat. 

Hiernach fragt es fih nur nod, ob die aus 
$ 44—47 der Schulordnung herzuleitenden Rechte 
bloß den zur Zeit ihres Erlafjes beftehenden, ober 
auch den fpäter gebildeten Gemeinden durch das 
Geſetz gegeben find. Die Königliche Ober-Red- 
nungskanimer glaubt —— zunächſt deßhalb 
verneinen zu můſſen, weil die Vorausſetzung ſich 
nicht begründen laffe: 

„baß eine Gutsherrlichkeit gegenüber einer 
neuen Gemeinde, wenn auch nur in Beziehung 
auf ihr Verhältnig zur Schule noch immer 
neu entftehen könne.“ 

In der That möchte indeffen umgekehrt gerade 
dieje Vorausfegung die einzig richtige fein. Denn 
welde Rechte und Pflichten auch immer (fei es 
bloß publiciftifche, ſei e8 auch privatrechtliche) man 
fi al Inhalt der Gutsherrſchaft denken mag, 
edenfalls ift die Gutsherrſchaft nicht eine Herr- 
fnft über beftimmte einzelne Berfonen, ſei es 
natürliche, fei es juriftifche (Gemeinden), fondern 
fie ift eine Art von Territorial:Herrihaft (vergl. 
Schulordnung 8 54 Worte: „der zum Schulbezirke 
gehörigen Gutöherren“), und daraus folgt, daß, 
wenn innerhalb desjenigen Territoriums, über 
welches die Gutsherrſchaft eines beftimmten Guts- 
herrn ſich erftredte, eine neue Gemeinde gebildet 
wurde zu ber Zelt in welder die Gutsherrlichkeit 
noch in ihrer Vollkraft Geltung Hatte, dieſe Ge: 
meinde fofort und von Rechtswegen in der Guts— 
herrlichkeit dieſes Gutsherren mit allen daraus 
herzuleitenden Pflichten und Rechten ftand, und 
daß ferner, wenn eine neue Gemeinde Heutzutage 
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bei zwar in ihren Wirkungen woſentlich abge- 
ſchwaͤchter, aber mie erwähnt, nicht vollftändig 
aufgehobener Gutgsherrlichkeit gebildet wird, bie 
Gutöherrlichfeit in ihrer gegenwärtigen Geſtalt 
auch auf die neue Gemeinde ſich erftredt. So hat 
denn auch, als die Gemeinde L. in einer Beit ge- 
bildet wurde, in welcher bie Ortspolizeigewalt noch 
u den Ausflüffen der Gutsherrichaft gehörte, der 
iscus als Gutsherr des Territoriums, auf welhem 
die Gemeinde entſtand, die Polizeigewalt unbean⸗ 
ſtandet ausgeübt (efr. Anlage I Seite 11 zum 
Bericht vom 22. Auguſt 1882). 


Kann aber gegenüber neu entftehenden Gemein- 
den eine Sutsherrlicteit feit Erlaß der Schulord- 
nung von 1845 und bis jegt, noch entfichen, fo 
vermögen wir auch den weiteren Gründen, welche 
die Königliche Ober-Rechnungskammer für_ ihre 
Auſicht anführt, dak die 88 4447 der Schul⸗ 
ordnung nur .auf Gemeinden, melde bei Ema— 
nation dieſes Geſetzes ſchon beftanden, anwendbar 
feien, nicht beizutreten. 

Der Annahme, daß der Gefeßgeber nur die 
Abſicht Haben konnte, die beftehenden Pflichten ber 
„ehemaligen“ Gutsherren zu erhalten, daß er aber 
feine Veranlaffung hatte, gleiche Verpflichtungen 
im Sntereffe neu entftehender Gemeinden vorzu⸗ 
fehen, fteht entgegen, daß ber Gefeggeber von 
1845 nicht „ehemalige“, fondern actuelle Guts- 
herren vor ſich hatte; au findet diefe Annahme 
in dem Wortlaute der $: fi. feine Stüge. Hätte 
sutgegen der Regel, daß die Gefege alle künftigen 
Fälle umfaffen, jobald nur die tHatfächlihen Vor— 
ausfegungen des Gefeges zutreffen, die Anwend⸗ 
barkeit der 88 44 bis 47 auf bie ſchon beftehenden 
Gemeinden beſchränkt fein follen, fo Hätte dies im 
Geſetze Ausdruck finden müffen. a8 zweite 
Argument, daß in den 88 63 bis 65 der Schul- 
ordnung für die Unterhaltung der Schulen in neu 
errichteten Gemeinden befondere Vorſchriften, dar⸗ 
unter aud) ſolche wegen Heranziehung der Grund⸗ 
herren (nicht Gutäherren), gegeben feien, bezeichnet 
die Königliche Ober-Rehnungstammer felbjt nur 
als unterftügend. Wichtiger erfcheint die Aus— 
legung des Geſetzes, daß die in ben $$ 44 bis 47 
ananelptodiene, auf_ ganz beftimmte einzelne 
Leiftungen für die Schule gerichtete Verpflichtung 
des Gutsherren (zu Bau= und Brennholz, Bau⸗ 
grund, Wderland) neben der in den 88 63 ff. 

eregelten Verpflichtung der neuen Gemeinde, ihre 

chulbedürfniſſe im Allgemeinen zu deden, 
und neben der Verpflihtung des Grundherrn, 
die hierbei fich ergebenden Ausfälle „ebenfo wie 
die Koften der Armenpflege” zu tragen ($ 65 in 
Verbindung mit 8 56) felbftändig befteht.*) Diefe 
Verpffiheung des Gutsherren in dem von den 
Eofonien und neuen Gemeinden handelnden Ab— 
önitte des Geſetzes wiederholt auszuſprechen, er= 
chien bei der allgemeinen, alte wie neue Gemein= 
den einfchließenden Faſſung der 88 44 bis 47 
überffüffig. 

Hiernad) nehmen wir an, daß, wenn nad 
Emanation der Schulordnung neue Gemeinden**) 


®) of. oben $ 274 Rr. 2. 
**) Die Silbung einer Semeinbenerfaffung ft nit Vorauss 
fehung der Verpflichtung bes Fiscud. of. 5 310 Rr. 210. 
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auf einem Gebiete gebildet find, über welches bie 
Gutsherrlichkeit des Fiscus, insbefondere in älterer 
Beit deſſen gutöherrliche re ich erftredte, 
aud dieſe Gemeinden für ihre Schulen die Lei- 
ftungen aus $S 44 bis 47 ber Schulorbnung zu 
beanſpruchen haben, oder daß dieſe Gemeinden, 
wie bie Königliche Regierung es ausdrüdt, als 
Domänendörfer im Sinne biefer Paragraphen an= 
auleben find, wobei wir, in dieſem te ber 
Öniglihen Ober-Rechnungskammer beitretend, 
feinen Unterfchieb machen zwiſchen Gemeinden, die 
vor und die nad Emanation der Kreidorbnung 
von 1872 gebildet worben find. 

Die Eingangs formulirte Frage ift fonad in 
ihrem vollen Umfange zu bejahen. 


die Königliche Regierung zu N. 
Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur 
Nachricht und Beachtung. 
Der Minifter für Landwirthſchaft 2c. 
In Vertretung: Marcard. 
Der Winifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Qucanus. 


An 
die anderen Königlichen terungen ber Pros 
oinen Oftpreugen und Befipreußen. 
I 8697 M. f. 2 


f. 
V.MEA10E Rd. 


Be PR —— 
a en errn im ber . Breußen, 
wenugleih une Einem dad Patronat IE 


Der Erlaß vom 15. November 1862 U. 22127 
theilt folgende Verfügung vom 3. October ej. a. 
mit dem erten mit, daß in den vorlommenden 
Specialfällen, in melden es fih um die Ver— 
pflihtung zu Baubolzlieferungen Handelt, zunächſt 
der Königl. Regierung die Entſcheidung überlaffen 
bleiben muß und einer etwaigen Kecurs-Ent: 
ſcheidung durch eine allgemeine minifterielle Ber- 
fügung nicht vorgegriffen werden kann. 


Anlage: 

Der 8 6 ber Säulorbuusg räumt ben mehreren 
Gutsherrn des Schulbezirts Das Lehrer-Berufungs- 
Recht nur dann ein, und der $ 44 ibid. legt 
ihnen die Pflicht der Bauholzlieferung nur dann 
auf, wenn nicht Herkommen oder befondere Rechts⸗ 
titel (Verträge) ein Anderes beitimmen. Wenn 
daher Hertömmlid nur Einer der Gutsherrn jenes 
Recht ausgeübt hat, namentlich der Fiscus, und 
in Betreff ber Bauholz-Lieferung ein ſolches Her- 
kommen nicht vorhanden ift, fo können Die Unzu— 
träglichteiten, welche die Königliche Regierung be- 
fürdtet, nicht vortommen. Das Re t vom 
19. December 1861*) entſcheidet nur den Fall, in 
welchem ber Fiscus bei der Schulregulirung, alfo 
vertragsmäßig, mit Ausſchluß der anderen Guts⸗ 
herren des Schulbezirtd alle Rechte und Pflichten 
des Schulpatronats überfommen bat. Die König- 
liche Regierung führt aber an, daß Fälle folcher 
vertragdmäßigen Seltfeßung felten find. Nüßlich- 
teitögründe, aus welchen von bem in dem Refcripte 
vom 19. December 1861 auögeiprochenen Grund⸗ 
Tage Abftand zu nehmen wäre, find alfo in der 


*) Oben 8 202 Rt. 10, 


That nicht vorhanden, Rechtsgründe, welche dafür 
ſprechen, hat aber die Königliche Regierung nicht 
in und find meine Erachtens nicht vor⸗ 
janden. 


4. umaeesgialcl! der —— — der 
Guts herru in — 5 — Preußen von der Eriſtenz 
des Materials im Gut. 

(Fortſezung von 8 252 Nr. 60.) 

Die Behauptung, die Gemeinden N. und M. 
hätten das Schulhaus im Jahre 1819 ohne Be— 
theiligung der Gutsherrſchaft erbaut, wird durch 
die Verhandlung vom 7. October 1819 nicht be= 
tätigt. Letztere vermeilt vielmehr in Betreff des 

jaues auf die Verhandlung vom 16. Juli ej. a., 
welche nicht hat ermittelt werden können. Es ift 
dies jedoch auch unerheblih, da nad dem vor 
Einführung ber Schulordnung vom 11. December 
1845 geltenden Recht ($ 36 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts) die Gutsherrſchaft, da fie 
teine Materialien bejaß, auch zu einem Beitrage 
für den Schulbau gejeglich nicht herangezogen 
werben konnte. Died hat dur $ 44 der Schul⸗ 
ordnung eine Aenderung erlitten, welcher den 
Gutsherrn ohne Rüdficht, ob fie Bauholz befigen 
ober nit, die Verpflichtung zur unentgeltlichen 
Hergabe des Schulbauholzes auferlegt. Sollte nun 
in der That, wie das recurrirende Collegium be- 
hauptet, die Gutsherrſchaft zu Schulbauten kein 
Bauholz bergegeben haben, jo berugte das nicht 
auf einem Herkommen, fondern auf $ 36 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landrechts, an deffen Stelle 
der $ 44 ber Schulordnung vom 11. December 
1845 getreten ift. Die Verpflichtung der Guts— 
herrſchaft muß Bader zur Beit lediglich nad) 8 44 
der Schulordnung beurtheilt werden, nad) welchem, 
da Verträge oder ein Herlommen nicht vorliegen, 
der Gutsherrſchaſt die unentgeltliche Hergabe bes 
Bauholzes obliegt. 

Berlin, den 12. März 1861. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Uuftrage: Lehnert. 
Un 
je 
bi —— zu N. (in der 
U. 169. 


5. Bertheilung ber Baubeiträge unter mehrere 
Gutöheren in ber Prov. ae auch wo Fiäcus 
vᷣetheiligt i 

Die Königliche Regierung hatt feitgefegt, daß 
das erforderliche Bauholz von den drei Guͤtsherrn 
des Schulbezirfd, dem Königlichen Fiscus und den 
Befigern der adligen Güter G. und T. im Ver- 
bältniß der Zahl der Haushaltungen ihrer Hinter- 
ſaſſen gemeinſchaftlich unentgeltlich herzugeben fei. 
Das Patronat bei der Schule wird herlömmlid 
vom Fiscus allein ausgeübt. Gegen dieſe Feſt⸗ 
fegung haben die Gutsherren zu G. und T. Recurs 
eingelegt und biefen auf die Behauptung geftüßt, 
daß ber H 44 der Schulordnung vom 11. December 
1845 nicht Anwendung finde, wenn Fiscus zu den 
Gutsherrn gehöre, aladann vielmehr Fiscus zur 
alleinige Sergabe des Bauholzes verpflichtet ei. 
Der Recurs ift durch Erlaß vom 8. Juni 1859 
U. 12005 verworfen, ba ber $ 44 nad) ber aus⸗ 
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drücklichen Vorſchrift bes Be aud auf Schulen 
an den Domainenbörfern Anwendung finbet.*) 


6. Xieferung_beö Eh au Schulbauten in 

der Provinz Prenfien in ſolchen Schulverbänden, 

von welden unz Theile einer Gutöhertlicleit 
unterworfen find. 

In Folge des Berichts vom 29. v. Mts., 

den Schulbau zu T. betreffend, 

ändere ich unter Freilaſſung des Rechtöiweges**) auf 
den von der fiscalifchen Behörde eingelegten Recurs 
das Refolut der Königl. Regierung vom 24. Fe—⸗ 
bruar d. $. dahin ab: 

daß die Kommune K. nach der Zahl der in 

3. vorhandenen Haushaltungen das Bauholz 

antheilig herzugeben hat. 

Die Anfiht, daß nur Beſitzer adliger Güter 
als Gutsheren anzufehen feien, findet in dem 
$ 92 Titel 7 Theil IL Allgemeinen Landrechts 
ihre Widerlegung. Der Königlichen Regierung 
ift indeffen darin beizutreten, daß die Befigung 8. 
feiner Gutöherrlichleit unterworfen ift, da nad 
der amtlihen Auskunft der Abtheilung ded Innern 
der Königlichen Regierung 3. kein jelbftändiges 
But ift, fondern zum Communalverbande und 
ftäbtifchen Gebiet von K. gehört. Aus dem Um 
ſtand jedoch, daß 8. als ſtädtiſches Territorium 
eine Gutsherrſchaft hat, folgt nicht, daß die Guts- 
heren der übrigen Ortidaften des Schulverbandes 
den auf 8. fallenden Solgantpeit zu übertragen 
haben. Jeder Gutäherr tft —— nur ver⸗ 
pflichtet, nach dem Verhältniß der im gutsherr⸗ 
iichen Bezirk vorhandenen Haushaltungen zu ben 
im Schulbezirk überhaupt vorhandenen Haus— 
altungen zu dem Bauholz —55 — en. Die 
ommune, welche durch feinen Gutsherrn ver- 
treten wird, hat ihren Bau — aus eigenen 
Mitteln zu beichaffen. ad diejem Grundſatz, 
welder dem Princip und den Jntentionen ber 
Schülordnung entjpricht, ift bisher in allen Fällen 
verfahren worden, in welden Stadt: und Land» 
Communen zu einem Schulverband vereinigt 
worden find. Derfelde Grundfag muß auch An- 
wendung finden, wenn Theile don Stabt-Com- 
munen ober keiner Gutsherrlichteit unterworfene 
Land-Communen mit Ortſchaften, welche durch 
Gutsherren übertragen werden, zu einer Schule 
—— find. Demnad kann nur die Commune 
., ber die Bewohner von 8. angehören, für ver⸗ 
pflichtet gehalten werden, das Bauholz antheilig 
zu gewähren. 

erlin, den 18. Juli 1860. 
Der Dinifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 


n 
bie Aöntgtiäe Regierung zu R. 


7. Bertheilungs b für die Vaulaſt der Guts⸗ 
herru er Fin, Brad (Say ber Hank, 
en) 


LI A 
(ef. den volft. Erl. 5 252 Rr, 6b.) 
Berlin, den 26. Novoember 1862. 
Nicht minder unftatthaft ift ihr eventueller An- 
trag, ihren Beitrag nicht nach der Anzahl ber 


*) of. über bie Berhättnifie beim Nachweis einer gegentheil, 


Br] 9 260 Rr. 6. 


5 4 Re. 12 1. 


fämmtlihen im Sutsbegirt befindlichen, fondern 
nur nad der Anzahl derjenigen Haushaltungen 
feitzuftellen, melde nad) einer nad) öconomiſt 
Brincipien vorzunehmenden Ermittelung zur ord- 
nungsmäßigen Bemwirtihaftung ber Güter S. und 
A. allein ohne Rüdfiht auf bie dazu gehörigen 
bäuerlichen Barcellen für erforderlich zu eradjten 
eien. Das Gefep kennt eine derartige Unter- 
heidung nicht, fonbern verpflichtet Die Guͤtsherren, 
nad der Zahl der Haushaltungen ihrer ſämmt⸗ 
lien SHinterfaffen bi tragen, ohne Rüdficht 
darauf ob die Hinterfaffen überhaupt oder zu be= 
ftimmten Theilen zur Bewirthſchaftung des guts— 
herzlichen. ‚Sande nothwendig find. 


8. Gutöherrlied Verhältuiß zu dem für ein 
——— jewieſenen Abfiuduugslaud, daraus 
folgende tungen des Guts herrn bei Schul⸗ 
banten in der Provinz Preußen. 

Das den bäuerlihen Wirtden zu D. als Ab 
fndung für das zu ihren Vefigungen gehörige 

jeiderecht auf Königl. Forftgrunde audgewiefene 
Land ift ein Surrogat der früheren Grundgerech⸗ 
tigteit und hat nah $ 147 der Gemeinheitd- 
theilungsorbnung vom 7. Juni 1821 in Anfehung 
der Befugniffe, Laften und ſonſtigen Rechtsver— 
bältniffe, die Eigenfchaften, welde der @rundge- 
rechtigteit zufommen, erhalten. Das Abfindungs- 
land iſt daher, mie früher das Weiderecht, ein 
BeitandtHeil der bäuerlihen Befigungen zu D. 
geworben und dadurch derſelben —— 
wie die bäuerlichen Beſihungen ſelbſt unterworfen. 
Es ſteht demnach der katholiſchen Pfarre und 
Kirche zu 8., welche Guisherrin bes adligen 
Bauerndorfs D. tft, auch die Gutsherrlichkeit über 
das Mbfindungsland und bie auf demfelben woh⸗ 
nenden Mitglieder der Gemeinde D. zu. Die Ber- 
flihtung der fatholifchen Kirche uud Pfarre zu 
3 zur antheiligen Gewährung bed Bauholzes iſt 
daher nad) $ 44 ber Schulordnung vom 11. De— 
cember 1845 ungmeifeige & 

Berlin, den 30. October 1860. 

U. 17842, 
9a. Berpflichtung der Gntöherrn in ber Prowinz 
Preußen zur Hergabe des Banholzes and zu 
Holzgebünden. 
Berlin, den 8. Mat 1871. 

Ew. Erellenz erſuche ich im erfolg des ge- 
filigen Berichts vom 26. März cr. ergebenft, die 
Königlichen Regierungen ber dortigen Provinz zur 
Herbeiführung eines gleichmäßigen —— 
hinſichilich der Sergabe des Bauholzes Seitens 
des Fiscus bei Schulbauten nad) Maßgabe folgen- 
ber Bemerkungen sefätgft zu verftändigen. 

Die Bauart der Schulhäufer richtet 15 in ben 
verſchiedenen Landestheilen gewöhnlich nad dem 
ortsüblichen Gebrauch oder wird durch befonbere 
Umftände beftimmt. Im Wilgemeinen wird dem 
Maffivbau wegen der größeren Dauerhaftigteit, 
Feuerſicherheit u. dgl. der Vorzug gegeben. Auch 
durch meine Verfügung vom 30. Nov. 1868 an 
kei“ —— *— Regierungen (Centralblatt 





e 
ür 1868 Seite 781)*) iſt für Schulbauten der 
affivbau empfohlen und insbeſondere vorge— 


*) of. 5 305 Rr. 4, 28, 5 307 Nr. 18, 
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ſchrieben, daß bei Einreihung von Schulbaupro- 
jecten zur Guperrevifion in denjenigen Fällen, 
wo eine andere zuläffige Bauart gewählt ift, die 
Beweggründe dafür anzugeben find. Demgemäß 
wird, um den Maſſivbau zu fördern, unter den 
in den Eirculars-Berfügungen vom 16. März 1857, 
31. Mat 1860 und 1. Januar 1861 (Gentral- 
blatt 1861 Seite 254 und 252)*) näher bezeich⸗ 
neten Umftänden benjenigen Gemeinden, welde 
vom Fiscus zu Schul-Neubauten oder Repara- 
turen freies Bauholz oder deſſen Geldwerih zu 
empfangen berechtigt find, der Werth des gegen 
ben Fachwerksbau erfparten Holzes aus dem Pa- 
tronatsbaufonds vergütet. 

Diejed allgemeine Verfahren kann im Wefent- 
lichen auch in dortiger Provinz Anwendung finden. 
Die Provinzial-Schulordnung vom 11. December 
1845 begünftigt ebenfalls ohne eine beftimmte 
Bauweiſe ausdrücklich vorzufchreiben, den Maffiv- 


au. 
Während nah $ 44 a. a. D. alle Gutsherrn, 
fofern nicht Verträge ober Herfommen ein Andered 
beftimmen, verpflichtet find, bei Bauten und Re— 
paraturen der zur Schule gehörigen, Gebäude 
1) das zum Bau erforderlihe Bauholz ohne 
Unterſchied der Bauart unentgeltlich herzu= 
geben und 
2) wenn das Bauholz wegen Maffivbaues nicht 
in Natur verwendet werden kann, den Geld» 
werth nad) der Tare der nächſten Königlichen 
Forſi zu entrichten, 
gift außerdem nah $ 45 a. a. D. für die Do- 
mainendörfer noch die befondere Beftimmung, daß 
die Gemeinden, welche die zur Schule gehörigen 
Gebäude maffiv errichten, außer dem dazu an= 
ſchlagsmäßig erforderlihen Hol; und dem Tar- 
wert des beim Mafjivbau gegen den Fachwerks— 
bau erfparten Holzes, Die Bauprämie von 40 Thlrn. 


erhalten. 
Hierdurch in für Schulen der Fachwerlsbau mit 
ausdrüdlihen Worten nicht vorgejchrieben, auch 


nicht als diejenige Bauart bezeichnet, nach welcher 
der Umfang für die Abgabe des Bauholzed be- 


mefien werden foll, fondern nur erklärt, daß in 
Domainendörfern, wo Fiscus als Gutöherr bei- 
tragspflichtig ift, beim Maffivbau der Werth des 
gegen den 


au in Fachwerk, nicht aber 3.8. der 
Werth des gegen den Bau in Shroottol oder 
Beat erjparten Holzes vergütet werben ol 
llerdings bürfen weder die Gemeinden die Ber- 
pflihtungen der Gutsherrn, noch dieje die Ver⸗ 
pflihtungen jener beliebig fteigern. Bei ordnungs- 
mäßigem erfahren ift dad aber nicht wohl zu 
beforgen. Denn handelt e3 fi um Ausführung 
eines Schulbaues, fo find zuvor die Vetheiligten 
darüber zu hören, und fommt dabei die Frage zur 
Erörterung, ob maffiv, in Fachwerk oder in Holz 
gebaut werden fol, fo werden die Vorteile, welche 
der Maffivbau, wenn nicht befondere Umftände 
entgegenjtehen, für alle Betheiligte darbietet, ſich 
ergeben und Bereinbarungen darüber zu Stande 
kommen, was beim Mafjivbau einerjeitS der Guts⸗ 
andererfeit3 bie Gemeinde zu leiften hat. 


—X wird bei vorhandener Meinungsver⸗na— 


0.5294 Ru. 4a, bo. 





ſchiedenheit Die Entſcheidung der Königlichen Re— 
gierungen nad) den concreten Verhältniſſen zu 
treffen fein. 

Auch in bortiger Provinz werden daher die 
Königlichen Regierungen bei ben ee 
mit den se * an der Regel feitzuhalten 
haben, daß im Allgemeinen der Mafjivban vor 
anderen Bauarten den Vorzug verdient, und der 
Fachwerksbau nur dann zu wählen if, wenn bie 
Mittel zum Maffivbau nicht zu befchaffen find. 
Die Königlichen Regierungen dürfen aber aud) das 
nöthige Rn zu ben Füllholz⸗, Gehrſaß⸗, Schroot⸗ 
ober Schurzholzbauten nicht weigern, wenn bie 
Gewährung nicht etwa durch Obfervanz im fpe- 
cielen Fall ausgefchlofien ift, die Gemeinden mit 
Grund vom Wolf, oder vom Fachwerksbau ab» 
feben, wie 3. B, wenn nad den örtlihen Ver⸗ 
bältniffen gute Ziegel nur mit unverhältnigmäßi- 
gen Koften zu Befelnffen fein würden, oder wenn 
der Baugrund nur die Aufführung von Holz 
gebäuben geftattet. 


F In Vertretung 
des Herrn Miniſters der geiſtl. ꝛc. Angelegenheiten. 


Lehnert. 
dem Königli räflbenten, 
rn ne 

— 92. 


Berlin, den 19. Juli 1871. 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung 
vom 2 en n Mm $ 

etreffend die Holzgewährung zum Füllholzbau 

des Fe A N., — N, m 
eröffne ich der Köntglihen Regierung, daß aus 
den abſchriftlich eingereichten Verhandlungen aus 
dem Jahre 1802 fein Grund zu entnehmen ift, 
den Schulgemeinden, melde nicht maffiv bauen 
wollen, da8 dur die Schulorbnung ihnen zuge- 
fiherte Freibauholz nur nad) dem Mafe des 
Fachwerksbaues zu gewähren. 

Die möglichſte Förderung des Maffivbaues ift 
darum nicht aufzugeben, ſchließt aber nicht aus, 
da, wo die Schulgemeinden den Gehrjaß-, Füll- 
holz⸗ oder Schrotholzbau vorziehen, ihnen darin 
zu willfahren. 

U. 11986. 


10. Verpflichtnug der Gutöheren in der Provinz 
Brenßen zur Hergabe von Füllholz zu Bauten. 
Die Königliche Regierung beutet in dem Bericht 
vom 8. v. M., den in meinem Erla vom 8. Mat 
d. 3. gemachten Vorbehalt ber Obſervanz bezüglich 
bed zu Schulbauten frei zu gewäbrenken Solgea 
irrthuͤmlich. Im dortiger Provinz ift die ſchul⸗ 
ordnungsmäßige Regel der Anſpruch der Gemeinde 
auf freied Bauholz (ohne Ausnahme des Yüll- 
Holzes, Schrotgolzes 2c.) Nicht die Gemeinde hat 
alſo zu bemeilen, daß fie Füllholz ebfervangmäßig 
zu fordern habe, fondern Die Königliche Regierung, 
wenn Sie das Füllholz weigert, m zu beweifen, 
daß Sie obfervanzmäßig liberirt Jei. 
Diefer Beweis fteht der Königlichen Regierung 
im vorliegenden Fall nicht & Seite, da nicht 
jewiefen ift, daß die Gemeinde N. bisher 
Bee die Königliche 


Füllholz ſchon wiederholt 
i ewieſen und lehtere 


Regierung fie damit zurůuͤ⸗ 


fih während einer zur Bildung der Obfervanz 
erforberlichen galt dabei berußigt hat. Die Er- 
ftattung des Werthes bes Sadwerlähotges im 
Jahre 1837 Hat einen verfchiedenen Rechtsgrund, 
und ift daher hier nicht entſcheidend. 

Die Königliche Regierung hat fomit der Ge— 
meinde N. jegt nach meinen Verfügungen vom 
8 Mai und 19. Juli d. 3. Erftattung für das 
zur Reparatur des in Füllholz errichteten Schul- 
hauſes erforderliche Holz aus dem Patronatsbau⸗ 
fonds zu leiſten. 

Berlin, den 23. October 1871. 

Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


J 
* — Reglerung zu R. (im ber Provinz 


Die kirchlichen Iutereffenten 

4 278. Beiträge der Kirchengemeinden. 

— lieber bie Berüdficgtigung ber Einkünfte aus Kirchen- 

ämtern bei ber Lehrerbefoldung: of. 8203 unb über bie 

Berhätigung bed Intereſſes ber Kirche bei ber Bilbung con⸗ 

feifioneller Schulverbänbe: 8241 Nr. 10.8243 Rr. ib, — 

1. €. v. 11. Aug. 1860 betr. das Verfahren bei ber 
Verwendung von Gelbmitteln auß 
Kirchenkaſſen zu Shulzweden. cf. ben 
Vorber. zu 88 314-822 (m, €.). 

2. ©. v. 14. Dec. 1864 betr. die Zuläffigkeit ber 
Verwendung kirchlicher Mittel für Schulzwecke. of. 
€. v. 21. Jan, 1860, 8 203 Mr. 3, 

3. €. v. 22. Aug. 1876 betr. bie Befeitigung kirch⸗ 
Tiger Abgaben für Schulzwecke nad bem Gef. v. 
4. Zuli 1876. 

4. €. v. 21. Sept. 1863 betr. bie Zuläffigkeit ber 
Unterhaltung einer Säule burd bie 
Kirchengemeinde. 

5. €. v. 2. Mai 1864 betr. die Regelung ber Ber: 
hältnifje bei Einfügung einer Privat:Pfarrigule in 
den ftäbtiihen Schulorganismus. of. $ 265 Nr. 11a, 
12—14 unb 8 160 Anh. VL 

6. cf. über bie katholiſchen Pfarrihulen in Schlefien 
unten $ 279 Rr. 29, $ 160 Anh. VII und 8 297 
Rr. 1a und c. 

7. Ueber die Kärchſchulen in den Provinzen Oſt- und 
Weſtpreußen cf. 8 38 der Schulorbnung v. 11. Dec, 
1845 und 8 160 Anh. VI. 

8. Ueber bie Patronatöverhältniffe bei früheren Pfarr- 
ſchulen of. auch 8 252 Rr. 1. 

9. Ueber bie evangeliſchen Kirchſchulen in ber Rhein⸗ 

provinz of. aud 8 260 Wr. 1 sub VIIL 

Ueber die Beiträge der Kirchengemeinden zur Grün- 

bung ber Schulbibliotheken in Schleswig-Holftein 

of. 8 75 ber Schulordnung von 1814 (unten 

». II a. €.). A 

Anhang. 

Erlaß des evangeliſchen Oberkirchenraths v. 9. Sept. 

1878 betr. bie ſtiftungswidrige Verwendung von 

Kichhenvermögen. 

. Minifteriolerlap v. 14. April 1838 desgl. 

II. @ejeg v. 20. Juni 1875 8 50 Rr. 8 betr. bie 
Verwendung bed kirchl. Vermögens für 
Schulzwecke in tatholifhen Kirchengemeinden. 

. Nah 8 14 der Rheintjd-Weftphäliigen Kirhenorb: 
nung vom b. März 1835 „bildet das Kirchen⸗ 


10. 


I, 
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Presbyterium innerhalb ber verfafjungsmäßigen 

Grenzen ben Shulvorftand ber Pfarrſchulen“. 

of. über Umlage, Erecution, Rechtsweg ꝛc. bei ben 

Beiträgen ber Kirchenintereſſenten die Vorbemerkung 

zu 8 279 umb 8 301 Anh, VII—IX. 

V. €. v. 8. März 1846 betr. bie Wermenbung ber 
zu Kirchen- und Shulbauten auflommenden 
Eollectengelber. — Die Genehmigung zur Ab: 
haltung von Kirchencollecten erteilen bie geiftlichen 
DObern.*) Es bebürfen indeß in ber evangelifhen 
Landeskirche bie Beſchlüſſe ber Eirdlihen Organe zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung ber ſtaatlichen 
Auffihtsbehörbe bei ber Ausfchreibung, Beranitaltung 
ober Abhaltung von Sammlungen außerhalb der 
Kirchengebãude (Art. 24 Nr. 7 des Geſehes vom 
3. Juni 1876 Geſ.⸗Samml. S. 125). Daſſelbe 
beftimmen für die Provinz Schleswig-Holftein und 
den Amisbezitk be Gonfiftoriums in Wiesbaben 
dad Geſetz vom 6. April 1878 (Geſ.-Samml. 
S. 145) Art 32 Rr. 7, für die evangelifchsrefor- 
mirte Kite ber Provinz Hannover das Gefeg vom 
6. Auguft 1883 (Gej.:Sammi. 6. 295) Art. 21 
Nr. 7, für bie evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der 
Provinz Hannover das Gefeh vom 6. Mat 1885 
(Sef.:Samml. S. 135) 8 3 Rr. 8, für die evan⸗ 
geliſche Kirche im Eonfiftorialbezirt Caſſel das Gejeg 
vom 19. März 1886 Art. 18 Rr. 7. — Die 
Rechte bed Staats werben babei gegenüber ber evange- 
liſchen Landeskirche ausgeübt: 1) wenn bie Sammlung 
in mehr ald einer Provinz ftattfinden fol von ben 
Miniftern bes Innern und ber geiftlichen Angelegen= 
heiten; 2) werm bie Sammlung in mehr als einem 
Regierungsbezirk ftattfinden fol von bem Ober: 
Praſibenten; 3) im übrigen von bem Reglerungs- 
Präfidenten (Berorbnung v. 9. Sept. 1876 Gef. 
Samml, 6. 395 Art. IRr. 7, Ar. I Nr. 2, 
Art. II, Rr. 4,) für Schleswig.Holftein und ben 
Amtsbezirk bed Eonfiftoriums in Wiesbaben durch 
ben Regierungspräfibenten (Werorbnung v. 19. Aug. 
1878 Geſ.⸗Samml. S. 287 Art. II Rr. 7) und 
desgl. für Hannover (Berorbnung vom 25. Juli 
1884 Geſ.-Samml. 6. 319 Art. II Rr. 6, Ber: 
orbnung vom 24. Juni 1885 Gef.:Samml. 6. 274 
Art, III.) — In den tatholifhen Kirchengemeinden 
bebürfen bie Veilüffe des Kirchenvorſtandes und 
ber Gemeinbevertretung zu ihrer Gültigkeit der 
Genehmigung ber ftaatlihen Auffitsbehörbe „bei 
Ausſchreibung, Weranftaltung und Abhaltung von 
Sammlungen, Eollecten für kirchliche, mohlthätige 
oder Schul zwecke außerhalb der Kirchengebäude” 
(Geſetz v. 20. Juni 1875 Gel.-Sammi. 6. 217 
8 50 Rr. 7). Die Rechte bes Staats werben 
babei von bem Oberpräfidenten außgeübt (Verord⸗ 
nung vom 27. September 1875 Art. 1 Rr. 2), 
gegen deſſen Verfügung dem Kirchenvorſtand bie 
Berufung an bie Minifter bed Innern und ber 
geiftlichen 2c. Angelegenheiten zufteht (Art. 2 a. €.). 


IV. 


*) Eventuell unter Mitwirkung ber kirchlichen Synobalorgane. 
* ber Provinz Hannover find bie Gonfiftorien b den T » 
Rov. 1868 (of. 9 315 Rr. 1 Anm.) „bis auf eb und 
Fa ber. in Bejcwerbefällen ober fonft etwa zu ertheilenben 
fpeciellen Anmelfungen ermädtigt: 2) zur Unterſtühung baupflih- 
tiger Kirchengemeinden auf deren Anfucen im Falle ihrer Bebürjs 
tigkeit bei Neubauten ober erheblichen Reparaturen kirchlichet oder 
elftlicher Bebäube Kirdencollecten nah M ber * be⸗ 
— Grunbjäge und rtommens fe a. u bewilligen“ 
(Leverkügn, Gefege in lagen 1886 IL ©. 647) 


Beiträge der Kirchengemeinden für 


1. Berfahren bei Verwendung von Geldmitteln 
and Kirentaffen zu Schulzweden. 


In einem Specialfalle, wo feitens des Kirchen- 
vorftandes der Stadt N. ber Antrag geftellt wurde, 
wie bisher die Anſchaffung von äumnißliften 
und Wandfibeln aus den Mitteln der Kirchenkaſſe 
u bewilligen, ift zwiſchen dem Königlihen Con= 

ftorium und der Königlichen Regierung zu N. 
bie Frage zur Erörterung gelommen, ob die kirch⸗ 
lichen pinzialbehörden nad dem gemeinen 
Preußiſchen Rechte, alfo abgeſehen von provinzial- 
rechtlichen Sonderbeftimmungen, ermächtigt feien, 
auf den Antrag ber Kirchenvorfteher die Beitreitung 
von Ausgaben für Schulzwede aus dem Kirchen- 
vermögen zu genefmigen, oder ob eine derartige 
Verwendung des —— — unter dem 
rechtlichen Geſichtspunkte einer Schenkung aufzu⸗ 
faſſen und demgemäß neben dem unter Beitritt 
des Ortsgeiſtlichen und mit Zuſtimmung des 
Patrons —— Antrage der Kirchenvorſteher 
und der ehmigung ber Provinzialbehörden 
aud die Buftimmung der Kirchengemeinde durch 
beſonders genähtte Repräfentanten berjelben (8 159 
Theil II Zitel 11 des Allgemeinen Landredits)*) 
Fri se Approbation der Centralinſtanz erforder: 

he genannten Behörden find dahin einver- 
ftanden, daß in der Vorſchrift des ) 3 ber Ber- 
ordnung vom 27. Zuni 1845, welche mur das 
Reſſortverhältniß der Eonfiftorien und der Re— 

ierungen betrefj3 der Verwendung von Ueber- 
Pollen der Kirchenkaffen vegulirt, nicht die Er- 
mädtigung gefunden werben kann, auch bei bem 
beiderfeitigen Einverftändniß der Provinzialbe⸗ 
börden die kirchlichen Revenuͤenüberſchüſſe beliebig 
u irgend welchen Zweden verwenden zu bürfen, 
Tondern daß die rechtliche Zuläffigkeit der Ver— 
wendung folder Ueberſchüſſe nad) den ſonſt gelten- 
den gefeßlichen Beſtimmungen zu beurtheilen ift, 
und daß in diefer gie namentlich die Bor- 
föriften bes gi itel 6 Theil IT) und ber 
8 168 Titel 11 Theil II Allgemeinen Landrechts 
u beachten bleiben, wonad die Verwendung von 

orporationdvermögen zur Beförderung des ge: 
meinſchaftlichen Velten der Geſellſchaft und zur 
Erreihung ihres Enbzwedes geſchehen muß, refp. 
die geiftlihen Oberen für die zwedmäßige Ver- 
wendung bed Kirchenvermögens nach der Vers 
fafung einer jeden Kirchengejellihaft zu forgen 

n. 


haben. 

Die beiderfeitigen Anfichten gehen inde& darin 
auseinander, baß die Königliche Regierung Zu— 
mwenbungen evangelifch-firhlicher Fonds an evan- 

eliſche Schulen als in Gemäßheit des 8 71 
Eiter 6 Theil II Allgemeinen Landrechts zur Be- 
förderung des gemeinſchaftlichen Beften der be- 
treffenden Kirchengefellichaft und zur Erreichung 
ihres Endzwecks geſchehend anfieht, welche daher 
gleich andern zweckentſprechenden ausgaben auf 
den bloßen Antrag ber betreffenden Kirchenvor⸗ 
fteher unter Beiftimmung des Ortöpfarrers, ſowie 
mit Genehmigung des Patron und nad genein- 
ſchaftlicher Approbation des Königlichen Eonfifto- 
riums und der Königlichen Regierung*) würde 


*) of. Borberiät zu 98 314322. 


Gäneider und von Bremen. Preußiſches Boltsihulmeien. IL Bd. 
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erfolgen können; während das Königliche Eonfi- 
ftorium folhe Zumenbungen der Kirche an bie 
Schule als Schenkungen an eine fremde Eorporation 
und zu andern Zweden, ald denen der Kirche, für 
melde die kirchlichen Fonds zunächſt bejtimmt 
feien, anfieht, fo daß in Gemäßheit des Refcriptes 
des Königlichen Miniftertums der geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten vom 14. April 1838 (von Kampp, 
Annalen Band 22 ©. 633,*) noch die Zuftimmung 
der Kirchengemeinde, reſp. ihrer Repräſentanten 
und demnädjt bie Genehmigung bes Königlichen 
Miniſteriums erforderlih würde. 

Die Angelegenheit iſt zur Entſcheidung des 
Königlichen Miniſteriums gebracht, und von dieſem 
folgende Zegügigs erlaſſen worden: 

Auf den Bericht vom 16. October v. J., bie 
Verwendung von Revenienüberfhüffen der Kirchen⸗ 
taffen zu Schulzweden betreffend, erwiedere ich im 
Einverjtändnig mit dem Evangelifchen Oberlirchen⸗ 
rath der Königlichen Regierung, daß ich Ihre An— 
fiht in Betreff der Förmlickeiten, welde nad) 
Algemeinem Landrecht bei derartigen Ausgaben 
zu beobachten find, nicht zu theifen vermag, viel 
mehr der von dem dortigen Königlichen Conſi— 
ftorium vertretenen Meinung aus ben von dieſem 
dargelegten Gründen beipflichte. 

Hiernad) find hinfihtli der in Rebe ftehenden 
Verwendungen, welche fi) ihrer rechtlichen Ratur 
nad; als Schenkungen dharakterifiren, die Bor- 
ſchriften des Reſcripts vom 14. April 1838*) — 
von Kamp, Annalen Bd. 22 ©. 633 — ald maß- 

ebend zu befolgen, und tft namentlid in jedem 
Ppecielfen Ue die guftimmung der Kirchenge- 
meinde [rejp. ihrer Repräfentanten, ſowie meine 
Genehmigung]**) und, fofern es ſich um bie Ber- 
wenbung der bei der Bermögensverwaltung ein: 
zelner Kirchen ſich ergebenden Ueberſchüſſe handelt, 
auch die des Evangelifhen Oberkirchenraihs er⸗ 
forberlic. 

Berlin, den 11. Auguft 1860. 

Der Minifter der getjtlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethbmann-Hollweg. 





An 
die Königliche Regierung zu R. 
B. U. 11602. 


2.8 1] licher Mittel zu ©: di 
—— la ——— “= 


Auf den Bericht vom 27. October d. J., die 
höhere Bürgerfchule zu N. betreffend, erwidere 
ih der Königlichen Regierung, daß ich Ihre Be— 
denken gegen den Beſchluß ber evangeliſchen Ge- 
meinderepräfentation dafelbit, die Beſtreitung der 
Koften für die genannte Schule anf 10 Jahre 
garantiren, Pb. übernehmen zu tollen, nicht 
theilen kann. Bufammensang wiſchen Kirche 
und Schule hat in der Rheini de eſtfäliſchen 
Kirchenordnung vom 5. März 1835 fo ausge⸗ 
dehnte Anerkennung gefunden, daß die Verwendung 
kirchlicher Mittel für Schulzwede nicht fo ange= 
fehen werben darf, als würden dadurch bie Fonds 
der Kirche ihren Zwecken entfremdet.***) 


of. unten Unhang Ib. 
**) of. unten Anlen Isa, 
e Derfelden Anfiht ift für 
Minifterial-Befertpt vom 30. April 
U 1886 ©. 86). 


fonnoer das Intel 
861 (Bevertügn, Sqhuigeſede 
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Indem id mid, hienach mit der rechtlich und 
fahlih wohl motivirten Auffafjung bed König- 
lichen Confiftoriums zu N. nad) dem Votum vom 
26. September d. 3. ig Hm ig einverftanden 
erlläre, beauftrage ich die Königliche Regierung, 
das Curatorium der höheren Bürgerjchule zu N. 
demgemäß mit Beſcheid zu verfehen. 

Berlin, den 14. December 1864. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 
von Mühler. 


at Regierung zu R. (in ber 
—8 
Gier 


8. Die 8 iger Ab; für 
er gaben 


Berlin, den 22. Auguft 1876. 

1 bed Gefeges vom 4. Juli d. J., be⸗ 
einzelner kirchlichet Ab⸗ 
ge und Leiftungen für Schul-, Communal- und 

menzivede (Geſ⸗Samml. ©. 288), ift die in den 
vormals Königlich Sächſiſchen Landestheilen durch 
das Refeript vom 16. Juli 1813 für Säjulgwede 
angeorbnete Abgabe von Trauungen, ſowie die da⸗ 
felbft vorgeſchriebene Collecte mit dem Tage ber 
— — dieſes Geſetzes aufgehoben. Indem 
ich die Königlichen Regierungen, in deren Be— 
zirken dieſe Abgabe bisher erhoben wurde, er⸗ 
mächtige, die feit dem 1. Januar d. J. aufge⸗ 
tommenen Erträge der Abgabe nad) ben Bisher 
maßgebenden Berkimmungen zu verwenden, ver⸗ 
anlafje ich Diefelben, den Beftand der aus biefer 
Abgabe angefammelten Fonds anzuzeigen und in 
2 nft nur die Binfen der Fonds für die be- 
timmten Zwede zu verwenden. Die nähere Be— 
ftimmung über die Fonds bleibt vorbehalten. 

Nach den ferneren Beftimmungen bed erwähnten 
Geſetzes kommen ferner vom 1. Januar 1877 aud) 
die anderweit von Taufen, Trauungen und kirch⸗ 
lihen Begräbnifien für Schulzwede zu entrich- 
tenden Wbgaben in Wegfall und follen die Lehrer, 
welche auf den Ertrag der aufgehobenen Abgaben 
einen Anſpruch haben, von den zur Unterhaltung 
der Schule Berpflichteten nad) dem fechsjährigen 
Durchſchnitte der Einnahme entihädigt werben. 
Diejer lebten Beftimmung gemäß find die den 
Lehrern zuftehenden Entihädigungen alsbald zu 
ermitteln und wegen Aufbringung berfelben die 
erforderlichen Anorbnungen zu treffen. Die Er- 
mittelung erfolgt nad) dem Burchſchnitte der Ein- 
nahme in den Kalenderjagren 1870—1875 ein- 
ſchließlich, und wird bemerkt, daß nur die Abgaben, 
welche bei firhlichen Begräbnifien ohne jebe Gegen⸗ 
leiftung für Schul-, Communal- und Armenziwede 
3 entrichten find, nicht alſo Gebühren für be— 
timmte Leiſtungen, für Grabſtellen u. ſ. w. in 
Begfell kommen und bemgemäß zu entfhädigen find. 

lich werben im $ 2 des in Rebe ftehenden 
Seepe? aud die auf den $$ 4, 5, 13 und 17 
der Principia regulativa vom 30. Juli 1736 be- 
en Verpflihtungen vom 1. Januar 1877 ab 
aufgehoben. In Folge dieſer Borfchrift werden 
bie Königlichen Regierungen der ‚Broving Preußen 
Fürforge zu treffen haben, daß die den ſchul⸗ 
laſſen durch dieſelbe entſtehenden Ausfälle nad 


) et. 1 101 x. 2. 


Durch 
treffend die Befeitigun, 
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Maßgabe ber Bejtimmungen der Brovinzial-Schuls 
ordnung vom 41. December 1845 anderweitig 
aufgebracht werden und zwar insbejondere auch in 
dem Falle, wenn die Kirchſpielsſchulkaſſen weder 
aus den Revenüen, nod) aus dem Beſtande des 
Kapitalvermögens den Ortsfhultafien die herge⸗ 
Braten ober feftgefeßten Beihülfen ferner gewähren 
innen. 
Der Mintfter ber 2c. Angelegenheiten. 
alt. 


Au 
ſaramiliche Königli tnzlalsSchulcolle 
— Klinge Roterungen un Di 
Königl. Gonfiftorien ber Prooti 


3 — 
he 


4. Unterhaltung einer Schule feitend ber 
Kirchengemeinde. 


Die in dem Bericht vom 27. Mai d. J. vor- 
etragenen Berhältniffe Können, wie ich der König- 
ichen Regierung erwidere, die angeordnete Er- 
hebung der evangeliſchen Schulbeiträge in N. 
getrennt von ben Sirchenbeiträgen nicht recht⸗ 
fertigen. 

Die Unterhaltung der evangeliihen Schule in 
N. ift von jeher als eine Obliegenheit der evan- 
elifchen Kirchengemeinde dafelbft betrachtet worben, 
0 daß nicht allein die Bebürfniffe der Schule aus 
der Kirchentaſſe durch eine kirchliche Gemeindeum- 
lage gebedt find, fonbern aud) ber Schuletat einen 
integrirenden THeil des Kirchenetats bildete. 

Hierin eine Aenderung eintreten zu laffen, zu⸗ 
mal gegen den ausdrücklichen Wideriprud der ge= 
feglihen Vertreter der Kirchengemeinde, fehlt es 
an einem zureihenden Grunde. Denn ber Um— 
ftand, daß Yr die Erhebung der Schulſteuern und 
der Kirchenfteuern zum Theil verfchiedene Grund⸗ 
fäge gelten, ift nicht von Durchgreifender Bebeutung, 
weil, wenn die Unterhaltung der Schule der Kirchen⸗ 

emeinde obliegt, die Schulfteuer lediglich ben 

arakter einer Kirchenfteuer hat, mithin ſowohl 
bezüglich des Verfahrens, als auch bezüglich der 
Vertheilungsgrundfäße bei Veranlagung ber Steuer 
nur die wegen ber Kirchenſteuern beftehenden Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung kommen, und daher bei 
richtigem Berfahren die von der Königlichen Re⸗ 
gierung angebeuteten Unzuträglicfeiten dh 
nicht entftehen können. Aud aus dem Reſeript 
vom 44. November 1855 Tann die Nothwendig- 
teit einer Trennung der Kirchen« und reſp. Schul- 
beiträge nicht abgeleitet werben. In Denfefben ift 
nur ausgeſprochen, wie ber damalige Reclamant, 
N. in R., welcher felbft evangelifh, aber mit einer 
katholiſchen Frau verheirathet ift, nach den Bor- 
ſchriften des Aupemenen Landrechts einerfeits zu 
ben kirchlichen Steuern und andererfeit® zu ben 
Schulſteuern heranzuziehen fein würde. Erweiſt 
fi nun jeßt, daß eigentliche Schulſteuern in N. 
überhaupt nicht erhoben werben, fo folgt daraus 
nur, daß der lebte Theil jener Entfcheidung feine 
practifche Bedeutung bat. 

Hiernach veranlafje ich die Königliche Reolerung, 
ſowohl rüdfigtlid der Aufbringung ber Bebürf- 
niffe für die evangelifche Schule in N., als auch 
rüdfihtlich der Vermögensverwaltung und Etatd- 
aufftellung den urfprünglichen Zuftand, wie er biß 
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um Sabre 1862 beftanden hat, wieder 5 
tellen, auch das Presbyterium der ae iſchen 
Gemeinde daſelbſt demgeinãß in meinem Auftrage 
zu beſcheiden. 

Berlin, den 21. September 1863. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


Un 
die Königli R. 
ag 
E 1417. 


5 je bei einer Umwandinng vo: 
. nien in ſtüdtiſche. kr 


Nah dem Bericht der Königlichen Regierung 
vom 5. März er., bie Erhebung ber katholiſchen 
Belvatfenute zu N. zu einer öffentlihen Schule 

etreffend, fcheinen nur noch Differenzen über das 
Verhältnig der Lehrerftelle an biefer Schule zu 
den Beh zu verbindenden kirchlichen Yemtern 
zu _beftehen. 

Zuvörderſt iſt es aus dem von der Königlichen 
Regierung hervor; pebenen Grunde billig, daß das 
für die Brivatfchule beftehende Lehrergehalt, welches 
offenbar zugleid) unter der Bedingung der Dit- 
übernahme der kirchlichen Aemter gewährt worden 
ift, für ben immer möglichen Fall der Trennung 
jener Aemter in zwei Theile zerlegt werde, fo 
war, daß zwei Dritttheile der jegt vorhandenen 

ammtbefoldung als Zehrergehalt und ein Dritt- 
theil als Küfter- und Drganiftengehult gilt.*) 
Diefes Verhältniß entipricht auch der Beftimmung 
des Haufes zum Küfterhaus, weiche die Königliche 
Regierung felbft anerkennt. Wird in diefer Beile 
da8 Gehaltöverhältniß feftgefeßt, fo wird aud bie 
etwaige Trennung ber Lehrer⸗ und der kirchlichen 
Stellen feine Schwierigkeiten maden. 

Die Entlaffung des Lehrers kann nur auf 
Grund des Disciplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 
herbeigeführt werden, auch in dem Fall, wenn bie 
Entlafjung des Lehrers aus den kirchlichen Aemtern 
durch die kirchliche Oberbehörde bereits ausge- 
ſprochen worben iſt. Wird die Pisciplinarunter- 
ſuchung zuerft gegen den Lehrer eingeleitet und 
endet He mit der Entlaffung defjelben, fo bleibt 
der kirchlichen Oberbehörde überlaffen, ihrerjeits 
ba3 Geeignete in Betreff der kirchlichen Aemter 
u bejchließen. In jedem Fall bleibt bei der Ent- 
afjung entweder dem Lehrer oder dem Küfter und 
Organiften der dem Amte, in welchem er ver- 
bleibt, entfprechende Gehaltstheil.**) So lange beide 
Aemter vereinigt bleiben, tft aber dem Lehrer auch 
das Küfter- und Organiftengehalt auf feine Lehrer⸗ 
beſoldung anzurechnen, jo daß bie ſiädtiſche Be- 
hörde biejelbe nur bis zu der Höhe zu ergänzen 
hat, welche nad) den in N. geltenden Gehaltäver- 

Itniffen der ſiädtiſchen Elementarlegrer erforder- 
ich, ift.***) 

Die Einfegung eines befonderen Schulvorftandes 
ift - puläffig und angemefien, jedoch kann der Bürger⸗ 
meifter wegen feiner Stellung in der Schulbepu- 
tation nicht zugleid) Mitglied deffelben fein. Wird 
aber ein Schulvoritand eingefegt, fo empfiehlt e3 
ſich auch, ihn über bie Bejegung ber Lehrerftelle 
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zu hören und ihm zu überlafien, mit der fird- 
lien Behörde durch den katholiſchen Pfarrer als 
Mitglied des Schulvorftandes vorher in Communi- 
cation zu treten, fo daß die geiftliche Behörde nicht 
veranlaßt wird, mit den ftäbtifchen Behörden ſelbſt 
in Verhandlung zu treten. 

Die Unterhaltung des Lehrer- und Küfterhaufes 
regelt ſich nad den Beitimmungen bes Gef 
vom 21. Juli 1846,*) falls es ber Königlichen 
Regierung nicht gelingen follte, bei den nunmehr 
einzuleitenden Berhandlungen mit den ftäbtifchen 
Behörden günftigere Feftfegungen zu erreichen. 

erlin, den 2. Mai 1864. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. r 


Un 
die Königfii term R 
T y * Regierung zu 


Anhang. 


Ia. Verwendung des Kircheuvermögens für 
Schulzwede er enangelifhen a 


Berlin, den 9. September 1878. 

Aus mehrfachen Verhandlungen über die Ber- 
wendung von Vermögenstheilen ber Kirchen oder 
kirchlicher Stiftungen zu andern als den beitim- 
mungsmäßigen Zweden ift uns befannt geworben, 
dag mit Rüdfiht auf die neuere kirchliche Gefeß- 
gebung bier und da Zweifel über die Behandlung 
dieſes Gegenſtandes obwalten. In Folge deſſen 
machen wir im Einverftändniffe mit dem Herrn 
Minifter der geiftlichen ee ro die König- 
lichen Confiftorien darauf aufmerfjam, daß in der 
bier fraglichen Beziehung nur durch die in $ 31 
Nr. 10 der Kirhengemeinde- und Synobalordnung 
ewährte, daſelbſt aber gleich eitig geman begrenzte 
Ermeiterung der Befugniß der Gemeindeorgane, 
welche bereit3 Gegenitand einer erläuternden Ver⸗ 
fügung des Herrn Minifterd der_geiftlihen An- 
elegenbeiten vom 3. Januar 1876 (Kirchliches 

ejeg- und Berorbnungsblatt 1876/77 ©. 56)**) 
geworden, eine Aenderung bed bisherigen Rechts- 
uftandes ftatt; en bat. Im übrigen find die 
bis erigen rechtlichen Grundfäge überall in Geltung 
verblieben. Außer dem Einverftändniß der .ge- 
feglihen Vertreter des betreffenden Inſtituts und 
event. des Patrons ($ 23 Abfag 1 der Kirchen- 
jemeinde- und Synodalordnung und 8 8 des Ge⸗ 
etzes vom 25. Mai 1874) bedarf es demnach wie 
bisher in allen Fällen, wo eine dauernde Ver— 
änderung der Stiftung ober eine der Subftanz 
des GStiitungsvermögens (Kapital oder Grund⸗ 
ftüde ꝛc.) ivende einmalige jtiftungswibrige 
Bumendung in Frage ift, der Allerhöchſten Ges 
nehmigung, in allen andern Fällen, foweit fie 
außerhalb der Grenzen des $ 31 Nr. 10 der 
Kirhengemeinde- und Synodalordnung lie, en, aber 
der Zujtimmung der zuftändigen Centralbehörden 
eret Verordnung vom 27. Oetober 1810 Litr. O. 
bf. 2 Nr. 1%%*) die Reffortverordnung vom 1. Oe⸗ 
tober 1847 Nr. IL, 5 a. E. $5 Nr. 1 des Reſſort⸗ 
Reglement3 vom 29. Juni 1850, ferner Minifte- 


*) of. 5 279. 

**) Begieht Vewilli aus Kirchenke Hi 
jelifche nenne — 

ef) Dien 8b. 19 2 Anh. I (©, 6.) 
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ser vom 14. April 1838*) — v. Kampp, 
Annalen 8b. 22 ©. 633 und 11. Auguft 1860) — 
verbunden mit Art. 21 des Geſetzes vom 3. Juni 
1376.) Mit Rüdficht auf die beitehenden Reffort⸗ 
verhältniffe find daher alle Veichlüffe der kirch⸗ 
lihen Organe, welde derartige Verwendungen 
kirchlichen Vermögens zu andern als ftiftungs- 
mäßigen Bweden etreften, jofern das Königlie 
Eonfiftortum  diefelben befürworten zu können 
glaubt, vor ihrer weitern Verfolgung mit motivi= 
tendem Bericht an und zur Prüfung und even- 
tuellen Beftätigung einzureichen. Bir werben 
dann IY nad) Tage des einzelnen Falles das Er- 
forderliche wegen gereführung der landesherr⸗ 
lichen bezw. ftaatlihen Genehmigung im weitern 
Benehmen mit dem Herrn Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten (Art. 24 Nr. 8 des Geſetzes vom 
3. Juni 1876 und Urt. I Nr. 7 der Verordnung 
vom 9. September 1876)**) veranlafien. 
Evangelifher Oberkirchenrath. 


bie — —2* ber Altern Provinzen. 
(Kirhliches Geſetz und Verordnungsblatt 1878 
&. 141.) : ö 


Ib 


Berlin, den 14. April 1838. 

Auf den Bericht vom — betreffend die Verwen⸗ 
dung ber Bineüberfcjüfte des Gapitalvermögens 
der evangelifchen Kirche in N. wird der König- 
lichen Regierung (zu Liegnig) hierdurch eröffnet, 
daß das unterzeichnete Minifterium in Abficht des 
Geſchenks von 500 Rthfr., welches die evangeliſche 
Gemeinde in N. aus dem Vermögen ihrer Kirche 
der evangeliihen Gemeinde zu P. behufs der 
Wieberheritellung ihrer abgebrannten Kirchen:, 
Pfarr und Schulgebäude gemadt hat, der von 
der Königlichen Regierung ausgejprohenen An- 
fit, daß es auch den moralifchen Perfonen, unter 
den aud dem — des Staats hervor⸗ 
gehenden angemeſſenen Beſchränkungen nirgend 
verboten ift, Schenkungen zu machen, lediglich 
beiftimmt. Damit diefe Befugniß jedoch nicht zur 
Beeinträchtigung ber Kichhenmittel im Allgemeinen 
ggmißbrauat werde, bedarf ed ber forgfättigften 

rwägung ber jebesmaligen Berhältniffe und will 
fi) daher das Miniftertum***) die Entfcheidung für 
ähnliche Fälle jedesmal felbit vorbehalten. — — 

(v. Kampp, Ann. XXI ©. 633.) 


II. Verwendung des kirchlichen Vermögens fir 
Säulzwede in latholiſchen — ——— 


Das Geſetz vom 20. Juni 1878 betreffend die 
Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchen- 
gemeinden (Gef.-Samml. ©. 241) beftimmt: 

„8 50. Die Beſchlüſſe des Kirhenvorftandes und 
ber Gemeindevertretung bebürfen zu ihrer Gültig- 
keit der Genehmigung der ftaatlihen Aufſichtsbe⸗ 
hörde in folgenden Fällen: 


Beiträge der Kirchengemeinden fir Schulzwede. 8 278. Anhang Ib-V. 


1—7 ꝛtc.) 

8. Bei einer Verwendung des Hirchlihen Ver⸗ 
mögens, welche nicht kirchliche, mohttnäfige ober 
— innerhalb der Gemeinde felbft**) betrifft. 

n dem alle zu 8 gilt die Genehmigung als 
ertheilt, wenn die ftaatlihe Aufficht8behörbe***) 
nit binnen 30 Tagen nad Mittheilung des Be: 
ſchluſſes widerſpricht.“ 


V. Collecten für Schulbanzwede. 
Berlin den 8. März 1846. 

Es ſind in neuerer Zeit mehrfach Fälle zu 
meiner Kenntniß gelangt, in denen die Frage, 
nad) welchen Grundſätzen der Ertrag von Eollecten, 
welche zu kirchlichen oder Schulbauten in Folge 
außerordentliher Unglüdsfälle oder fonftigen Be— 
dürfnifjes bewilligt worden find, den betreffenden 
Gemeinden refp. ihren einzelnen Mitgliebern unter 
ſich fowie den Patrozinien und Gutöherrfchaften 
auf ihre neben dem Gollectenertrage no er- 
forberlihen Baubeiträge in Anrechnung zu 
bringen fei, erörtert iſt. Diefelbe läßt 16 
in ihrer Allgemeinheit nicht beantivorten; es 
tommt vielmehr in jedem einzelnen Falle auf 
die befonderen Umftände an, melde den Grund 
zur Geftattung der Einfammlung der Eollecte ab- 
gegeben haben. Die Modalitäten der Verwendung 
von Gollectengeldern beftimmen ſich nad dem 

ivede, zu welchem die Collecte bewilligt worden. 

as Allgemeine Landrecht erwähnt nur eines 
Falles der Ausſchreibung einer Collecte (88 745 
bis 750, Landrecht II 11). 

Aus dem Wortlaute diefer Beftimmungen folgt, 
daß, wenn zu dem dort angegebenen Ziwede eine 
Eollecte wirklich bewilligt worden ift, deren Er- 
trag nur zur Dedung, der dort gedachten Aus- 
füle verwendet, im lÜebrigen aber weder dem 
Batron, noch den Eingepfarrten zu Gute kommen 
darf. In gleicher Weife find, wenn eine Collecte 
lediglich aus dem Grunde ausgeſchrieben worden, 
weil unter den P iötigen fi Perſonen befinden, 
welde die auf fie fallenden Beiträge gar nicht 
oder nicht ohne ihren Ruin entridten können, 
aus den Collectengeldern auch nur die ſolcher⸗ 
geftalt entftehenden Ausfälle zu deden, und es tft 
unzuläffig, diefe Gelder auf eine Weife zu ver- 
wenden, welche irgendwie eine Verminderung der 
auf bie vermögenden — ſallenden Bei⸗ 
träge zur Folge haben würde. Denn nad) allge— 
meinen Rechtsgrundſätzen (cf. $ 200 Landrechts 
I 16) muß, wenn außer dem Falle eines Vertrages 
etwas in MRüdficht eines von dem Empfänger zu 
erfüllenden Bwedes gegeben oder geleiftet worden, 
der Empfänger diefen Zived erfüllen ober das 
Empfangene zurüdgeben. Wenn alfo dur Aus: 
ſchreibung einer Collecte das Publikum veranlaßt 
worden ift, Gelder zu dem ausdrücklich ausge⸗ 


*) of. Vorbemerkung zu 98 314 fi. am Ende und oben bie 
Borbem: zu Rt. V. 

**) Zur Vermenbung bes kirchlichen Vermögens für bie ers 
wähnten Zwede innerhalb ber Gemeinbe bebürfen bie Seite 
bes Kirchenvot Fr ale se ber bes 

Gyuftgisrehte des Slnaus werden von dem Regie: 

Pe ausgeübt (Werorbnung vom 27. Gepteml 

ke ra ar IH 
01 fung an 
zufehe, welcher enbgüftig entſcheidet. iri. 2 a. a. O. 
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rochenen Zwecke herzugeben, damit daraus bie 
träge unvermögender Gemeindemitglieber be= 
ftritten werben, jo würden ſich bie Behörden ver- 
antwortlid machen, wenn fie geftatten wollten, 
daß der ag auf irgend eine Weiſe den ver- 
mögenden Mitgliedern refp. den Patronen und 
Guisherrſchaften zu Gute füme. Daſſelbe Ber- 
ältnig waltet ob, wenn in einem Falle, wo es 
ich um bie Wiederherſtellung eines durch einen Un- 
luͤcksfall zerftörten Gebäudes handelt, die Um- 
fände ed nöthig machen, zwar der ganzen Ge- 
meinde, nicht aber auch zugleid) dem verpflichteten 
gm oder Gutsherrn die Aufbringung ihrer 
jeiträge durch eine Collecte zu erleichtern und 
daher die Collecte nur zum Beſten der Gemeinde 
ausgefchrieben wird. In einem folhen Falle ift 
es gerechtfertigt, daß der Ertrag der Collecte auf 
die Summe, welche die Gemeinde im Ganzen beis 
tragen fol, abgeführt, und nur der hiernäch noch 
nicht gededte Theil auf die einzelnen Gemeinde- 
mitglieder repartirt wird. 
nderd verhält es fi dagegen, wenn eine 
Collecte zur iederferftellung einer durch einen 
außerordentlichen Unglüdsfall zeritörten Kirche 
ober Schule lediglich aus dem Grunde veranftaltet 
wird, weil der Schaden von jo großem Umfange 
ift, dag es auch den vermögenderen Interefienten 
wer fallen würde, ihn allein zu tragen und dag 
‚erftörte Gebäude Me fremde Hülfe aus eigenen 
tteln wiederherzuftellen. Denn in einem ſolchen 
Falle wird für den Gejammtzmwed des 
Baues, mithin nit für Einzelne, Pondern zum 
Beten der ganzen Richengertfgaft oder bes 
Schulverbandes einſchließiich des Patrons reſp. 
der zum Schulbau mit verpflichteten Gutsherr⸗ 
Schaft collectirt; die eingehenden Gelder 
geben daher in das EigenthHum ber 
irche oder Schule, für melde fie gegeben 
werben, über, und müffen als ein den fämmtlichen 
Snterefienten zufallendes und den einzelnen Be— 
theiligten nad) Verhältniß ihres geſetz· oder ver- 
faffungsmäßigen Antheils an der Baulaft in Un- 
sehnung tommendes Geſchenk nad) Analogie des 
disponibeln Kirchenvermögens von den veranſchlag⸗ 
ten Gejammtloften des Baues bergeftalt, vorweg 
in Abzug gebracht werden, daß nur der ungede 
bleibende Theil nad) den jeden Orts ftattfindenden 
Vorſchriften zur _principiellen Rertgeitung auf die 
Intereſſenten gelangt. Nur auf diefem Wege läßt 
fi) der ausgeſprochene Zwed, allen Intereſſenten 
eine Erleihterung zu geräbeen, erreihen und bie 
minber vermögenden eindemitglieder haben in 
einem Fall der Hier in Mebe ftehenden Art auf 
eine befondere Bevorzugung umfoweniger Anſpruch, 
als überhaupt die Site der Beiträge fi in ber 
Regel na dem Vermögen ber Einzelnen richtet 
und ed mithin die Neicheren find, melde durch 
einen folden Unglüdsfall hauptſächlich betroffen 
werden. Es ergiebt fi) hieraus, daß bie Frage, 
nad) welden Grundfägen ber Collectenertvag den 
einzelnen Beitragspflichtigen auf ihre Beiträge 
anzurechnen ſei, 7 in diefer Allgemeinheit nit 
beantworten läßt, jondern daß es vielmehr in 
jedem einzelnen Falle auf bie bejonderen Umftänbe 
anlommt, welche den Grund abgegeben haben, zu 
einem bevorſtehenden Kirchen- oder Schulbau die 
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— —— Collecte zu und daß 
mithin die Modalitäten der Verwendung von 
Collectengeldern ſich nach dem Zwecke, zu welchem 
die Collecte bewilligt worden iſt, von ſelbſt bee 
ftimmen. Um allen Bedenten über die Berthei- 
lung der eingegangenen Gelder möglichſt vorzu= 
beugen, werde ich meinerjeit8 darauf halten, daß 
bei_Ertheilung der von dem Minifterium der 
geiftlichen 2c. Angelegenheiten refjortirenden*) Ge⸗ 
nedmigung zur Beranftaltung von Kirchencollecten 
tünftig in jedem einzelnen Falle der Zweck, welder 
durch die Tollecte erreicht, und ob dadurch nur 
geile Ausfälle gededt oder allen Intereſſenten 
a gewährt. werben follen, beitimmt 
ausgeſprochen wird. Die Königliche Regierung*) 
hat zur eihung dieſes Zwecks in der Weife 
mitzuwirken, baß in den Berichten, in welchen auf 
Bewilligung einer Kirchencollecte angetragen wird, 
nit nur im Wllgemeinen die Umftände und 
Motive, welde für die Gewährung der Collecte 
eltend gemacht werben fünnen, dargelegt werden, 
fonbern namentlich au der Nachweis des Be- 
dürfniffes, welchem dadurch entſprochen werden 
ſoll, ſo geführt wird, daß ich dadurch in den 
Stand geſehzt werde, ſowohl über die Bewilligung 
ber Collecte an fi befchliegen, als auch darüber 
Beftimmung treffen zu können, in welchem Ber 
hältniffe je nad) dem jebesmaligen Bmede der 
Eollectenbewilligung, die betr. Gemeinden und 
reſp. ihre einzelnen Mitglieder unter fi, fowie 
die Patrozinien uud Gutsherrſchaften an dem Er- 
trage der Eollecte participiven follen. Demnãchſt 
wird bei der Ausſchreibung der Collecte dafür 
Sorge zu tragen fein, daß der Bived, welcher durch 
diefelbe erreicht werben ſoll, aus den zu erlaffen- 
den öffentlichen Belanntmadhungen volljtändig zur 
Kenntniß des Publikums gelangt. 


Der Minijter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
(Mind. d. 18. S. 54.) 


8 279. Banlaf bei vereinigten Schnl- und 
Küfterhänfern. 
— 8 37 ©. 2:8, II. 12, Geſet v. 21. Juli 1846. — 


ueberſicht. 

I. Kirchlicher Charakter ber Gebäube als Vorausſetzung 
einer Heranziehung ber kirchlichen Intereſſenten. 
Rr. 17. 
Umfang ber Verpflichtung ber kirchlichen Intereſſenten 
zur Erhaltung ber Gebäude in bem zur Zeit bes 
Geſetzes v. 21. Juli 1846 beftehenden Umfange. 
Nr. 8—14. 
Verpflichtung ber Schulinterefienten zur Beſtreitung 
der Koften einer im Schulintereſſe erfolgenben Er⸗ 
weiterung ber Gebäude Ar. 15—17. 
Fortbauer und Bebeutung ber früheren Obfervangen, 
Rechtstitel, Judicate. Nr. 18—23. 
V. Verpflichtung ber Schulinterefienten zur Herftellung 

der nöthigen Wirthſchaftsräume zur Benutzung ber 


Bere ber ü Lanbesi der Evan: 

ur Berrkedanug a 5. 8 gan 1076 
(Samml. S. 125) . bie Eonfiftorien (Gabimets:Orbre v. 
16. Febr. 1856, Min.-B1. &. 116 und Reſer. bet Evang. Ober⸗ 


Ki ratha ©. 1. Aug. 1856 IT 3269), 


Do. 


II. 


IV. 
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ber Schule nah 8 101 ber Gemeinheitätheilungs- 
Orbnumg vom 7. Juni 1821 überwiefenen Räum= 
lichteiten. Nr. 24—26. 


. Provinzielle Geltung bed Geſetzes vom 21. Juli 


1846 (Mark, Ober:Laufig, Schlefien, Pfarrigulen) 
Rr. 27—29. 
Anbang. 


I/II. ®eeg vom 21. Juli 1846 mebft dem 8 37 


9. 28. II 12 und ®. v. 2. Mai 1811. 
Borbemerkung. 


ef. über bie Bertheilung ber ben Kirchenintereſſenten 


obliegenden Beiträge: $ 280, über bie Vollſtreckbar⸗ 
teit ihrer Gemeinbebefhlüffe 8 301 Anh. VIL, 
über bie Einziehung und Beitreibung ber Abgaben 
(Reclamation 2c.): 8 301 Anh. VIIL IX, über bad 
derwaltungsgerichtliche Verfahren in Küfterel- und 
Schulbauſachen: 8 304 Nr. 12 ff., über bie Zus 
läffigteit des Rechtsweges bei Kirchenabgaben; 8 280 
Vorbericht (am Ende), über die Zugiehung ber Kirchen⸗ 
vorftände bei Ausführung von Küfterel- und Schul: 
bauten: 8 304 Anh. V. 


Inhaltsberigt. 


1. Kiräliger Charakter der Gebäube als 


Vorausfegung 


einer Heranziehung kirch— 
licher Intereſſenten. 


— Ueber früßere Pfarrfgulen ef. 8 278 Nr. d a. E. — 


1. 


2 


€. v. 2. Juli 1864 betr. bie fortbauernde Eigen- 
ſchaft eines Gebäudes ald Schulhaus nad Ueber: 
tragung bes Drganiftenbienftes auf ben Lehrer. 

€. v. 7. Auguſt 1865 beögl. bei eintretenber Se⸗ 
paration ber Küftereien an Filialkirchen von ber= 
jenigen der Mutterkirche. 

€. v. 28. Rov. 1865 betr. die Unterhaltung eines 
zugleich zum Küſterhauſe beftimmten urfprünglicen 
Schulhauſes nad Maßgabe der befonbern Bedingungen, 
unter benen bie Vereinigung zu Stanbe getommen ift. 
€. v. 28. Nov. 1865 betr. den Ausſchluß einer 
Verbindlickeit ber Kirchenkaſſe zur baulichen 
Unterhaltung der auf Grund ber Verorbnung vom 
2. Mai 1811 feparirten und mit ber Gemeinde: 
ſchule verbundenen Filialküfterei (dagegen liegt ben 
zur Filialtkirche eingepfarvtien Gemeinden bie 
Unterhaltung ber Lehrer: und Küfterwoh- 
nung ob, Entſch. bes Obertrib. Bb. 81 ©. 260, 
of. Rote ** zu 8 280 Nr. 10 und unten Rr. 6c). 
Ext. des Obertr. v. 15. Febr. 1861 beögt. betr. ben 
Ausſchluß einer Beitragspflicht bes Patrons. cf. 
oben Rr. 2 und 4 (ſowie besgl. Etk. d. R.⸗G. IV. 
243, v. 16. Dec. 1884 Pr. Verw.:81. VI 169). 


. €. v. 10. Juli 1869, 25. Juni 1870 u, 16. Mai 


1873 deßgl. ck. €. v. 16. Oct. 1862, 8276 Nr. 8. 
€. v. 13. Januar 1871 und 16. Juni 1871 betr. 
bie Hauptbeftimmung eines Schul: und Küfterhaufes 
als kirchlichen Gebäudes als Woraußfegung für bie 
Anwendung bed Geſetzes vom 21. Juli 1846. 


U. Umfang ber Berpfligtung der kirchlichen 
Intereffenten zur Unterhaltung bes Säule: 
unb Küfterhbaujes in bem bisherigen Um: 
fange nad dem Gefeg vom 21. Juli 1846. 


8 


€. v. 12. April 1869, 11. Jan, 1862 u. 4. Rov, 
1865 betr. bie Verpflitung einzelner Ortſchaften 
mit befonderen Öffentlichen Schulen zur fortbauern- 
den Unterhaltung des Schule und Küfterhaufes das 
zu der Parodie gehört, —9 2 des Gef. v. 21. Juli 
1846) die Befreiung bes 8 2 bezieht fich nicht 
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10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


II. 
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auf ben Patron, Erk. des Obertrib, bei Strieth. 
2b. 91 ©. 130 (dd. Rr. 13). 

€. ». 12. Jan. 1870 unb 22, Rov. 1864 betr. 
die Verpflichtung ber kirchlichen Jutereſſenten zu 
Reparaturen der Schul⸗ unb Küfterhäufer in bem 
vor Erlaß bes Geſ. v. 21. Juli 1846 beftanbenem 
Umfang. 

€. v. 14. April 1863 desgl. zu den wegen ſchlechter 
Beſchaffenheit ber vorhandenen Gebäude erforderlichen 
Neubauten. cf. Rr. 17. 

€. v. 31. Juli 1871 desgl. bei bloßer Vervoll- 
ftändigung eines ben kirchlichen und Schulzwecken 
dienenden Gebäubetheils 3. ©. eines für Küfter und 
Schulkinder gemeinfamen Aborts. cf. Rr. 15b. 
€. v. 26. Yan. 1873 betr. bie Verpflichtung ber 
rirchlichen Intereffenten zur baulichen Unterhaltung 
ber einzelnen Räumlidjkeiten ohne Kückſicht auf ben 
Zweck derſelben. 

€. v. 15. Fehr. 1868 beögl. ohne Rüdfiät ob ber 
Schuppen zur Unterbringung bes Lehrerhofgbeputats 
ober des Schulholzes bient. 

€. v. 9. Juli 1861 und 6. Nov. 1862 desgl. 
ohne Rüdficht ob die Scheune durch bie Lanbhotation 
der Schul: ober Küfterftelle erfoxberlih wird. cf. 
Nr. 24 ff. 


Verpflichtung der Schulintereſſenten 


zur Beftreitung ber Koſteneiner im Schul— 
intereffeerfolgenden Erweiterung der Gebäude. 


16. 


16. 


17, 


W. 


€. v. 8, Dec. 1869, 28. Nov, 1871 und 28. März 
1868 betr. die Verpflichtung ber Schulintereſſenten 
zum Bau aller im Scäulinterefie nöthigen Erwei⸗ 
terungdbauten, z. ®. auch ber Privets für bie 
Schulkinder, ohne Rüdfit auf bie fonftige Unter- 
Haltung bes Haufes. — of. Rr. 11 unb 26. 

€. v. 9. Juni 1864 beigl. ohne Rüdfiht darauf, 
ob der Bau ein felbflänbiger if oder nit. cf. 
8 262 Rr. 14b. $ 

€. v. 28. Juni 1865 beögl. zur Tragung ber 
Mehrtoften eines durch daB Gäulinterefie bebingten 
Neubaus gegenüber der im kirchlichen Jutereſſe mur 
erforberlihen Reparatur. of. Rr. 9 und 10. — 
Ueber bie Verbindlichteit der Alt⸗Lutheraner als 
Säulinterefienten zu Beiträgen für Schulbauten, 
obgleich nicht zu ben Käfterhausbauten contri- 
buiren: of. 8 249 Rr. 3. 


Fortbaner und Bebeutung ber früheren 


DObfervanzen, Rechtstitel, Zubicate nah $ 6 


bes Gefeges vom 21. Juli 1846. 


18. Ext, bes Obertrib. v. 21. Januar 1870 betr. ven 


19, 


20. 


21. 


Ausſchluß der Geltendmachung eines gegen den Fiacus 
als Kirchenpatron ergangenen Judicats bei ben 
gegen ihn als Guttherrn ber erhobenen 
Anfpräden. — cl, €, v. 19. April 1859 ($ 254 
Rr. 18.) 

€. v. 1. Juni 1860 beir. bie Geltung früherer 
Zubicate, ohne Rüdfiht, ob Re ſich lediglich auf bie 
früßere Gefepgebung gründeten. 

€. v. 28. Febr. 1859 und 25. April 1867 betr. 
bie Befeltigung aller dem & 3 beb Seſetzes entgegen= 
ſtehenden Obfersanzen, — of. Rr. 24. 

€. v. 9. April 1862 betr. bie foribauernbe Geltung 
der nit auf bem Princip dei 8 37 W. 2%. II. 
12 berubenden Obferoagen, — of. E. v. 12. Kpeil 
1859 oben Wr. 8, 
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22. €. v. 31. Juli 1862 betr. bie Unzuläffigkeit einer 
Mebertragung ber für Küfterbauten beftehenden Ob: 
fervanzen auf bie neuen Schul-Erweiterungsbauten. 

23. €. v. 21. Auguft 1863 beögl. umb betr. die Voraus⸗ 
fegung für die Bildung neuer Obfervanzen. 

23a. Ueber bie Beſchränkung vertragsmäßiger Aenderung 
des geſehlichen Wertheilungsmaßftabes: cf. 8 260 
Rr. 8. 


V. Berpfliätung ber Sähulintereffenten zur 
Herfteltung ber ndötbigen Wirthſchaftsräume 
zur Benugung der der Schule nad 8 101 
der Gemeinheitötheilungß-Orbnung vom 
7. Zuni 1821 übermwiefenen Lanbbotation nad 
8 4 bed Geſehes vom 21. Zuli 1846. — cf. oben 
Nr. 14 und E. v. 23. Sept. 1859, 16. Oct. 1862, 
ſowie 5. Jan. 1872, (8 276 Nr. 8, 22 u. 23). 

24. €. v. 17. Febr. 1870 betr. die Verpflichtung ber 
Säulinterefienten zur Reparatur ber betreffenden 
Baulichteiten, ohne Rüdficht darauf, ob fie früher 
von ben kirchlichen Interefienten errichtet find. — of. 
€. v. 28. März 1863 oben Rr. 15. 

€. v. 14. Mai 1870 betr. den Anſpruch des erften 
Lehrers in Preußen gegen bie Schulinterefienten auf 
Herftellung ber betreffenden Wirthihaftsräume. 

€. v. 15. Nov. 1861 betr. bie Verpflichtung ber 
Schulintereſſenten zur Herftellung ber nöthigen Wirth: 
fhaftsräume bei Schulz und Küfterhäufern mit Rüd- 
ficht auf die Größe der Dotation ber Stelle. 


VI. Brovinzielle Geltung bed Gefeges vom 
21. Juli 1846. 

27. €. v. 18. Aug. 1863, 6. April 1864 betr. bie 
Geltung bed Geſetzes v. 21. Juli 1846 in ber 
Mark und Oberskaufig. 

28. €. v. 14. Juni 1860, 26. Rov. 1860, 25. Mai 
1861 betr. bie Geltung beB Geſehes in Schleſien 
bei den auf Grund bed Reglementd vom 3. Nov. 
1765 erbauten Schulen. 

29. €. v. 27. Aug. 1860, 15. Mai 1863 betr. ven 
Ausiälug der Geltung bes Gejeges bei katholiſchen 
Pſarrſchulen in Schleſien. cf. 8 297 Nr. 1a u.c 
am Enbe, 


25. 


26. 


Anhang. 

L Gefego. 21. Int 1846 u. 337 A. .-R. IT 12. 
IL B. v. 2. Mai 1811 84. (cf. oben Rr. 2, 4—6. 
UL. Für Schleswig-Holſtein of. 8 54 ber Allg. Schulz 
orbrung (unten ®b. II a. €). — Herkdmmlich 
und nad) ben Special-Regulativen (cf. $ 260 Rr. 13) 
finbet vielfach eine Betheiligung ber Kirchengemeinde 
an ber Unterhaltung ber Schul: und Küfterhäufer 

ftatt (Runge, Volksſchulweſen 1872 6. 312). 


1. Fortdaner der Eigenfhaft als Schulhaus nah 
Nedertrogung bes —— anf ben 

Die Beſchwerde ber gemeinde vom 17. 
April d. J. in Betreff des Neubaues des bortigen 
Schulhauſes ift, wie id) Derjelben bei Rüdgabe 
der aus eröffne, unbegründet. 

Das Schulhaus ift im Jahre 1836 von der 
Schulgemeinde unter Betheiligung bes Fiscus als 
Gutsherrn des Schulerts erbaut und feither unter- 
halten worden. Dafjelbe ift daher von Urfprung 
an ein reines Schulgebäude, deſſen Unterhaltum; 
der Schulgemeinde und ber Gutsherrſchaft obliegt. 








— 
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Hierin ändert es Nichts, daß dem Lehrer in Folge 
der im Jahre 1857 erfolgten Einrichtung eines 
Yatholifhen Pfarrfyftems der Organiſtendienſt 
übertragen worben ift, da dadurch da8 Schulhaus 
nicht den Charakter eines Küfter- und Schulhaufes 
im Sinne des $ 37 Allgemeinen Landrechts II 
12 erhalten hat. — Meberdied hat die Schulge- 
meinde in der Verhandlung vom — den Neubau 
des Schulgaufes auf ihre Koſten beſchloſſen, ohne 
Anfprüche an den Patron und bie Kirchengemeinde 
auf Betheiligung bei dem Bau zu erheben. Rad 
dem aud von ber Königlichen Regierung zu N. 
diefe Bejchlüffe genehmigt find, und die Bauaus- 
führung auf Grund derfelben angeordnet ift, muß 
hiermit dieſe Angelegenheit im Verwaltungswege 
als geregelt angelehen werben, und bedarf es nicht 
noch der Regulirung des Interimifticums, da die 
von der Königlichen Regierung beftätigten Be- 
pur der Schulgemeinde ohne Weiteres voll- 
tredbar find. — Glaubt deffenungeadhtet die Schul- 
gemeinde einen Anfprud gegen den Patron und 
die Pfarrgemeinde auf antheilige Uebernahme der 
Baukoften begründen zu können, fo bleibt derſelben 
die Befchreitung des Rechtsweges“) unbenommen. 
Berlin, den 2. Juli 1864. 
U. 12448. 


2. Eigenſchaft ald Schulhaus nad Mebertragung 
der 8 ctis! den &ı bei Sepa⸗ 
en der BMMAIHIRerE 7 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung 
vom 15. v. M. mwirb das den Neubau de evan- 
geliſchen Schulhauſes in N. anordnende Refolut 
vom 2. Mai cr., unter Verwerfung des von der 
dortigen Gemeinde dagegen erhobenen Recurſes 
vom 23. Juni er., vorbehaltlich des Rechtäweges,*) 
hierdurch beftätigt. 

Die Gemeinde N. Hält den Fiscus ald Patron 
der dortigen Kirche für verpflichtet, zum Neubau 
des Schulhaufes fr der Koften beizutragen, weil 
es gleichzeitig Küfterwohnung fei. 

Das aus ift jedoh von Urfprung an nur 

ulhaus gemwejen, deſſen Unterhaltung der Schul- 
Mheinde und der Gutsherrichaft oblag. Erſt im 
ahre 1823 ift dem Schullehrer auf Grund bes 


)[Gejeyes vom 2. Mai 1811 die bis dahin dem 


Kehrer der Mutterkirche zu 2. obgelegene Function 
als Küjter übertragen worden. 

Hierdurch) ift die Eigenihaft des Schulhauſes 
in R. nit umgeändert, insbeſondere hat daffelbe 
hierdurch nicht den EHaratter eines Kicchengebäudes 
oder eines Küfter- und Schulhaufes im Sinne des 
8 37 Titel 12 Theil II Allgemeinen Landrechts 
erhalten. 

Berlin, den 7. Auguſt 1865. 

U. 16614. 


. bei ein 8, d Küfter- 
8. Baupflicht Ag —— zum Küfter: 


Bei Rückſendung der Anlagen des Berichts vom 
13. September d. $., die Beſchwerde mehrerer 
Ortsvorſtände bed Kirchſpiels N. über zu ſtarke 
Heranziehung der Kirchengemeinde zu den Leiſtun⸗ 
[ss "bna Bermutfungsfrätortahten (IE Oh. 7 8 D 


844 


gen beim Bau_ bes — betreffend, 
eröffne ich der Königlichen Reglerung, daß im vor⸗ 
liegenden Fall, wo mit der feit lange beftehenden 
Säule erft im Jahre 1862 die neu errichtete 
Küfterei verbunden ift, die Vorſchriften des Ge: 
Ines vom 21. Zuli 1846 nit Plah greifen können. 
Diefes Geſetz enthält, wie im Eingang ausdrüdlid) 
bemerkt wird, eine Modification des $ 37 Theil IL 
Titel 12 Allgemeinen Landrechts über den Bau 
und bie Unterhaltung derjenigen Schulhäufer, 
melde gusleid Küfterwohnungen find. enn nun 
der $ 37 a. a. D., entſprechend den Berhältnifien, 
melde das Wllgemeine Landredt vorfand, zur 
Vorausſetzung hat, daß die gemeinſchaftliſchen Küfter- 
und Schulhäufer ihrer urſprünglichen und Haupt⸗ 
beftimmung nad zur Kirche des Orts gehörige 
geiftlicde Gebäude feien, jo ilt aud die Anwendung 
des Geſetzes vom 21. Juli 1846 an die gleiche 
Vorausfegung gebunden. Es können daher die 
Vorſchriften hie Geſetzes, wie ſich bereit aus 
dem Eircularrefeript vom 3. Februar 1844 sub 3 
und 4 (Minifterialblatt für die innere Verwaltung 
Seite 32) ergiebt, und von dem Königlichen Ober- 
tribunal in dem Erkenntniß vom 15. Februar 1861 
(E.-8l. für die Unterrichtsverwaltung ©. 358) *) 
des Näheren ausgeführt ift, auf den umgelehrten, 
hier vorliegenden Fall, wo ein —— —* 
Schulhaus fpäter zugleich ger Wohnung des Küfters 
beftimmt worden, feine Anwendung finden. Bon 
Fällen diefer Art gilt aud) jegt no, was sub A 
des vorerwähnten Refcript3 vom 3. Febr. 1844**) 
bemerkt worden. 

Demnad) hat die Königliche Regierung anderweit 
mit den Betheiligten zu verhandeln und zunächſt, 
was fogleich bei der Vereinigung der Küfterei mit 
der Schulftelle hätte peicchen follen, eine gütliche 
Einigung derjelben Hinfihtlich der in Frage ſtehen⸗ 
den Baulaft überhaupt zu verfuchen. 

Berlin, den 28. November 1865. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


an 
bie Köntglie Regierung R. 
a a 


@: 
4. Nitverpflihtung der Kirchentaffe zum Ban 
ber mit der a, verbundenen — 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung 
vom 21. September d. J. und den Recurs des 
Kirchenpatrons vom 15. April d. I. wird das in 
Betreff der Reudielung der unteren Schulftube im 
Schulhauſe N. erlaſſene Reſolut vom 17. März 
d. 3. mit Vorbehalt des Rechtsweges **) dahin 
abgeänbert, 


*) of. unten Rr. 5. 

2) der ga 
u legte der, wenn ein urfprüglid zum Schul⸗ 
Haufe beftimmtes @ebäube (päter qugleich —XX ad 
jer Fall wird, jefehen von durch die Verfügung vom 
2. Mat 1811 Berbeigefüßrten Mbtrennungen von Zilialküftereten 
nur Außerft felten vortommen. Hierbei werben bie befonberen 
Verhaltniſſe und Bebingungen ind Ange zu fallen fein, unter 
melden eine folde — — zu Stande gekommen iſt, um 
barnad) zu beurtheilen, welde Berbinblickeiten bem Patron mit 
der eng und welde ber @utsherrfhaft mit ben zur 
Säule gewiejenen Gemeinden bei ber baulichen Unterhaltung beb 

gemeinfamen u zratauje obliegen, 


cds 
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daß das Kirchenärar einen Beitrag zu leiften 
nicht verbunden, 
im Webrigen beftätigt. 

Nach den eigenen Ausführungen der Königlichen 
Regierung ift Die Schule zu N. eine Pfarr-, fon= 
bern eine mit der dortigen Filiallüſterei verbundene 
Gemeindeſchule, und das Beitragsverhältnig hin⸗ 
ſichtlich der baulichen Unterhaltung des vereinigten 
Küfter- und Schulhaufes in dem Brotocnllarijcen 
Abkommen vom 12. October 1853 im Anfchluß 
an die Borfchriften des Gefeges vom 21. Juli 
1846 nur für den damaligen Baufall georbnet 
worden. Wenn deſſen ungeaditet das Reſolut 
unter Berufung anf $ 37 Theil II Titel 12 All- 
gemeinen Landrechts und auf $ 4 der Verordnung 
vom 2. Mai 1811*) den Kirchenpatron frei läßt, 
bie Kirchenkaſſe aber heranzieht, jo fehlt es für 
dieſe letztere Seifegung an jedem Rechtsgrunde. 

Der allegirte $ A der Verordnung vom 2. Mai 
1811 erwähnt der Aiunentaife ß wenig mie 
des Batrons; ber $ 37 Theil itel 12 All⸗ 

jemeinen Landrechts aber und das denfelben nıodi- 
Reivende Sejeh vom 21. Juli 1846 jegt voraus, 
daß das vereinigte Küfter- und Schulyaus feiner 
urjprünglihen und Hauptbeftimmung nad ein 
tirchliches Gebäude geweſen, und findet auf den 
umgetehrten, Hier vorliegenden Fall nicht An— 
wendung, wo ein urfprüngliches Schulhaus fpäter 
auch zur Wohnung des Küfterd beitimmt worden 
ift (Erfenntniß des Röniglicren Obertribunal3 vom 
15. Februar 1861 — C.Bl. für die Unterrichts⸗ 
verwaltung 1861 Seite 358)**). Unter diefen 
Umftänden kann darauf nichts ankommen, daß die 
jet in Stage ——— Schul ſtube in demjenigen 
Gebäubetheil belegen iſt, der nach dem gedachien 
Abkommen vom 12. October 1853 an die Stelle 
des vorhandenen Schul: und Küfterhaufes treten 
jollte, und deſſen Heritellung für den damaligen 

jaufall unter Beihülfe des Kirchenvermögens von 
dem Patron und den Eingepfarrten übernommen 
worden ift. 

Diefelben Gründe, welche nad der Ausführung 
des Reſoluts gegen die Heranziehung des Pa- 
trous a ſprechen gleihmäßig auch gegen 
die Heranziehung der Kirhentaffe. 

Demnad) ift die getroffene Feſtſezung, mie ge= 
fchehen, zu ändern geweſen. Diefe Entſcheidung 
ift den Betheiligten befannt zu machen, 

Berlin, ven 28. November 1865. 


Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten, 


Un 
bie Konigliche Regierum, N. 
U. EN 3 ie 


5. Nidtverpfli des Patrous Ban ber 
mit Po nie Sinn Sitiaftifere 


Im Namen des Königs! 
In Saden der nahbenannten Mitglieder der 
Gemeinden M. und W., nämlich bes Adermanns 
ꝛc., Kläger und Mevidenten, 


wiber 
den Königlichen Fiscus, vertreten durch die König- 
liche Regierung zu P., Abtheilung für bie Kirchen⸗ 
Not. Unf. Ir 
- Unten Rx. 6. 
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verwaltung und da8 Schulweſen, Berklagten und 
Reviſen, 
bat der erſte Senat des Königlichen Ober— 


tribunals in feiner Sitzung vom 15. Februar 


1861, an welcher Theil genommen haben: 
x. 


2% 
für Net erkannt: zc. 


Gründe. 

Die Activlegitimation der Kläger ift mit Recht 
von den Vorderrichtern für begründet angenommen 
worden; denn Kläger behaupten‘, daß dem Ber- 
Magten eine umfangreichere Verpflichtung obliege, 
zum Bau des Küjter- und Schulhaufes in M. 
beizutragen, al8 derjelbe nur anerkennen will, und 
wel 4% wenn fie ihm wirklich obläge, die Größe 
des Beitrags jedes einzelnen Kläger vermindern 
würde, weshalb fie denn zugleich die Wicberer- 
ftattung des vom Verklagten zu wenig, von ben 
lägern aber zu viel Geleifteten verlangen, Kläger 
verfolgen aljo ihr Sonderintereffe, wozu fie aud) 
ohne Beitritt der mit ihmen gleiches Intereſſe 
habenden, der Klage aber nicht beigetretenen Acker⸗ 
leute, Koffäthen und Büdner zu M. und W. bes 
fugt erſcheinen, da ihnen die Verfolgung des be= 
haupteten Anſpruchs auf Minderung ihres Bei- 
irags durch den Nichtbeitritt der von anderer An= 
icht auögehenden jonjtigen Interefjenten nicht ge- 
hmälert werden fann. Dies ergiebt übrigens 
auch deutlich die Vorſchrift der 88 759 und 760 
Theil II Titel 11 des Allgemeinen Landrechts 
und $ 4 Nr. 7 Theil I Titel 5 ber Allgemeinen 
Gericht3ordnung. *) 

Dagegen eriheint der Anſpruch der Mäger in 
materieller Beziehung keineswegs begründet, viel- 
mehr die, die Kläger abweifende Entigeidung des 
—— vollkonmen gerechtfertigi. 

3 ftebt feft, daß die Kirche zu M. eine Tochter 
der Kirche zu P. ift, und bis zum Jahre 1829 
nur bei der Mutterfiche zu P. ein Küfter als 
folcher förmlich angeftellt und verpflichtet geweſen 
war, welcher zugleich die Küftergeichäfte in M. 
verfah und baflr wie das, Blatt 42 der Hülfs⸗ 
acten, — bie Bejegung des Küfterdienftes in P. 
betreffend — befindliche Verzeichniß feiner Ein- 
nahmen ergiebt, beftimmte Emolumente bezog. 

!äner haben zwar behaupten wollen, ba on 
von Alters Her ein Küfter in M. geweſen, jeden- 
falls der dortige Schullehrer zugleich die Küſter— 
dienfte mit _verfehen und demgemäß auch einen 
Theil der Einnahmen des Küfters bezogen habe. 
Allein, wenngleich diefe legtere Angabe vom Ber- 
Hagten anerlannt ift, fo erſcheint fe doch zunächſt 
unerheblich, indem dabei nur eine Vereinbarung 
zwifhen dem Küfter zu P. und dem Schullehrer 
zu M. zum Grunde lag, aud) Kläger felbft nicht 

haupten, baß jemals vor dem Jahre 1829 ber 
Schullehrer zu M. förmlich zum Küfter beftellt 
worden, auch zugeben, daß der Küfter ber Mutter- 
tirche fortwährend auch Küfterdienfte in M. ver 


iehen habe. Außerdem wird aber auch jene An- | beißt 


abe durch den Anhalt der Hülfsacten und ben 
mftand widerlegt, daß im Jahre 1829 die fürm=- 


(ne Edi onen DB ng. Da Bier Die 
‚Beiheili ” unten $ 302 Rr. 2a, 2o, 8. 
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liche Separation ber Küfterei zu P. von der bis⸗ 
herigen Filialtiche zu M. in Gemäßheit des Ge— 
jege8 vom 2. Mai 1811 vorgenommen worden, 
was gar nicht hätte geichehen können, wenn bereits 
sein bejonberer Küfter für die Tochterkirche in 
Junction gewejen wäre. 

Wenn aber hiernach angenommen werden muß, 
: daß bis zum a 1329 ein Küfter in M. nicht 
vorhanden mar, fo ergiebt fi auch, daß bis dahin, 
wenn es fih um die Frage handelte, wer zu den 
Koften des Neubaues und der Reparaturen an 
dem Schulhaufe zu M. beizutragen Babe, die in 
Ermangelung befonderer provinzial-vechtlicher Nor⸗ 
men aud) in der Tr due Anwendung tommenden 
Vorſchriften ber ff. Theil IL Titel 12 des 
Allgemeinen Landrechts von Schulbauten Pla 
greifen, wonach die Koften von allen zu einer 
jolchen Schule gewieſenen —— ohne Unter⸗ 
re getragen werben, ber Kirchenpatron als 
joldjer dabei gar nicht betheiligt ift, und nur die 
Gutsherrſchaft auf dem Lande, nad) $ 36 1. c., 
die auf dem Gute, wo die Schule fich be= 
findet, Hinlänglid vorhandenen Mate- 
tialien zum Bau zu liefern hat, wozu auch Ber- 
Hagter noch jetzt bereit ift. 

Die Kläger behaupten nun zwar, daß jene Vor⸗ 
fchriften über Schulbauten in M. nit zur An- 
wendung gelommen feien, vielmehr Verklagter 
ämmtlihe Materialien zum Bau herzugeben 
huldig geweſen fei, wie dies von ihm bei dem 
im Jahre 1815 vorgelommenen Bau dadurd) ftill- 
ſchweigend anerfannt worden, daß er damals 
— Materialien unweigerlich hergegeben 
abe. 

Allein wenngleich der letztere Thatumſtand richtig 
iſt, fo kann aus dieſem einzelnen Fall eine der 
gejeglihen Vorſchrift derogirende Objervanz nicht 
bergeleitet werden, und da überhaupt die näheren 
Umjtänbe, unter welchen damals der Bau aus⸗ 
jeführt worben, nicht erhellen, jo fehlt e8 an allen 

orausfegungen zur Beurtheilung des behaupteten 
Anerkenniniſſes einer dem Fiscus in dieſer Be— 
ziehung obliegenden Verpflihtung.*) 

Ein etwas größeres Gewicht könnte nun zwar 
der ferneren Behauptung der Kläger auf den erſten 
Anblid beigelegt werben, daß nämlich das bisherige 
Schulhaus in eine Küfterwohnung umgewandelt 
tworben, folglich ein geiftliches Gebäude geworden 
fei, und Berflagter daher, der unbeftritten Batron 
der Tochterkirche zu M. fei, auch ſchuldig eriheine, 
das nunmehrige Küfterhaus, welches durch die 
Trennung der Küfterei der Tochterkirche von ber 
der Mutterlicche nothwendig geworden, ebenjo als 
Beton, zu unterhalten, wie Dies Hinfi tlich der 

irche felbft der Fall fei md $ 3 eil IL 
Titel 12 des Allgemeinen Landrechts hinſichtlich 








*) Diefe nähern Umftände ergeben fi aus ber BVerfügu: 
der betr. Regierung vom 9, Rovember 181d, in welder es mitte 
Hat: 


den — * wollen wir leiſten,) weil zwar na. 
* Matrikel das jeramt zu M. mit dem Küfterbienfte 5 
P. verbunden, aber jtet3 von bem Schullehrer verwaltet ift, 
und die Trennung mad) dem Edicte vom 2. Mai 1811 nahe 


beooı 
Hlernag hat alfo Fiscus den Beitrag mit in ber Irrihilm- 
ein‘ J je 
Pe Fa — er etlichen Bridı fonbern aus Billig: 
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des Schulhaufes, das zugleich Küftermohnung fei,| liche Norm ift aber auf den umgelehrten Fall 


ausdrüclich feftiepe. 
Die Schlußfolgerung der Kläger würde richtig 
fein, wenn bie iffe: 
daß das bisherige Schulhaus in ein geiftlis 
ed, geſetzlich von dem Patron zu unterhal- 
tendes Gebäude durch die Separation um- 
gewandelt worden, 
richtig wäre. Dies ift aber nicht der Fall, in- 
dem die rechtlichen Folgen einer folden Separa- 
tion lediglich nad den darüber in der Verord⸗ 
nung vom 2, Mai 1811 enthaltenen Vorſchriften 
— werden müſſen. Dies Geſetz beſtimmt 
aber 
8 4: Die Verbindlichkeit mancher Tochtergemein⸗ 
den, zur Unterhaltung der Schullehrer- und 
Küfterwohnungen bei der Mutterficche bei= 
qutragen, wird bei eintretender Separation 
uch dieſe gänzlich und auf immer aufge 
hoben; wogegen bie Schullehrer- und Küfter- 
wohnung bei der Tochterkirche durch ver- 
hältnigmäßige Beiträge aller zu derfel- 
ben eingepfarrten Dörfer gemein- 
ſchaftlich muß unterhalten werden. 
Dieſe Beitimmung überträgt alfo, wie bereits 
in dem, Band 4 der Rechtsfälle Seite 173 ab- 
gedrudten Judicate des Gber-Tribunal® vom 
8. Juni 1848 angenommen worben, bie Berpflich- 
tung zur Unterhaltung einer ſolchen Schullehrere 
Wohnung, die in Folge der Separation auch Kü- 
fterwoßnung, gemarben ift, unter — der 
bisherigen —— der Tochtergemeinde, zu 
den Bauloften ber Küſterwohnung der Mutter- 
kirche beizutragen, auf die Tochtergemeinde und 
die zu folder eingepfarrten Dörfer allein, än- 
dert aber in keiner Urt die Verpflichtung des 
Kirchenpatrons der Tochterkirche, konnte dies auch 
nicht füglidh, da der Patron zu dem Schulhauſe 
bis ae niemal3 Etwas beigetragen hatte, und 
die urſprüngliche Beſtimmung des Haufe als 
Schulhaus dadurd, daß der bisherige Schullegrer 
ai Küfter wurde, wicht änderte. Bon Klä- 
ern iſt — nicht behauptet worden, daß der 
tron der — auch zu den Küſterbau⸗ 
ten bei der Mutterkirche in P. mit beitragen 
müffe, am wenigften aber, daß er ben bier gejor- 
derten vollen Patronat3beitrag zu leiften ſchuldig 


geweſen. 

Wenn daher Kläger 13 
8 37 Theil II Titel 12 bes Allgemeinen Land- 
rechts berufen wollen, welcher vorjchreibt: 

Wo das Schulhaus zugleich die Küſterwoh— 
nung ift, muß in der Regel die Unterhal- 
tung befielben auf eben die Urt, wie bei ven 
„Biurebanten vorgeſchrieben ift, beforgt wer- 
en 2C., 
mit welcher Vorfehrift allerdings auch die märki— 
ſche Landesobſervanz übereinjtimmt, —— 
fi dies ſchon aus dem oben Bemerlten. Das 
geadite Gefeg, insbefondere aber die märkifche 
anbesobjervang, fegen nämlich den Fall voraus, 
der namentlih in der Mark Regel war, daß 
nämlich der Küfter urſprünglich allemal zugleich 
Schullehrer, und das Küftergebäube feiner Haupt- 
Befimmung, mac als ein zur Kirche gehöriges 
geiftliches Gebäude anzufehen war. Jene geſetz⸗ 


auf die Vorſchriſt des | 





nit anwendbar, wenn ein urſprüngliches bloßes 
Schulhaus in Folge der Separation der Küfterei 
von der Mutterkirche au zur Wohnung ded Kü- 
ſters fbeitimmt worden war, vielmehr find bier 
nur die Vorfhriften der Verordnung vom 2. Mai 
1811 maßgebend. Eben deöhalb find auch bie, 
die Vorſchrift des $ 37 Theil IT Titel 12 des 
Allgemeinen Landrechts mobificirenden Beſtim⸗ 
mungen des Gefeges vom 21. Juli 1846 (Gef.- 
Samml, S. 392) hier nit anwendbar. Könnte 
da8 aber angenommen werben, fo würden aud 
diefe Beftimmungen gleichfalls den Riageantrag 
erienigen. Der 8 3 dieſes Gejeges beftimmt 
nämlid: 
Tritt bei dem, mit der ‚Küftermohmung ver⸗ 
bundenen Schullocal das Bedürfniß ein, die 
Schulſtube Bir erweitern, ober Räume fr 
neue Schulflaffen oder zu Wohnungen für 
Lehrer zu beihaffen, jo kann weder die Kir⸗ 
chenkaſſe noch der Batron und die Ein- 
gepfarrten angehalten werben, die hierzu 
erforderlichen Bauten Ein bewirten. In einem 
folden Falle find vielmehr diejenigen, wel⸗ 
ga in Ermangelung eines Küfterhaujes der 
au und bie Unterhaltung der gemeinen 
Säule im Orte obliegen würde, verpflichtet, 
jene Bauten, nöthigenfalls durh Herftel= 
lung befonberer Gebäude auszufüh- 
ren und aud künftig zu unterhalten. 

Diefer Fall aber lag hier vor; denn ber hier 
in Rede ftehende Bau wurde hauptjählid 
zu Shnizmweden, um eine Schulftube zu ges 
winnen, beſchloſſen, und war anfänglich beabſich⸗ 
tigt, eine folde an das Hauptgebäude anzubauen. 
As ſich jeboh ergab, da das Gebäude über- 
haupt jehr bau! We fei, ward der Bau eines ganz, 
neuen Haufe beſchloſſen und ausgeführt. 

Danach erſcheint denn der Klageantrag, fo wie 
er aufgeftelt und zu begründen verfucht worden, 
nicht gerechtfertigt; ob aber in anderer Weiſe fi 
ein Anfpruh auf Beitragspflichtigleit des Ver⸗ 
klagten vieleicht könnte begründen laſſen, ift hier 
nich der Ort zu unterfuchen. 

uögefertigt unter Siegel und Unterjchrift des 
Königlichen Ober-Tribunals. 
Berlin, den 15. Februar 1861. 


(L. S.) Uhden. 
L?4 


68. 


Berlin. den 10. Juli 1869. 
Auf den Bericht vom 28. Mai c,, betreffend 
die Herftellung eines Scheunenraumes und 
die Reparatur, event. den Neubau des Stall- 
gebäudes für die Küfter- und Schuiftelle zu N. 
und den Recurs des Orts⸗ und Schulvorftandes 
dafelbft vom 26. April c. wird dad Reſolut der 
Königlichen Regierung vom 1. März d. J. hier⸗ 
durch dahin abgeändert, 
daß die Gutsherrſchaft zu N. die auf dem 
Gut gewachſenen oder gewonnenen Materia⸗ 
lien, —* ſie hinreichend vorhanden und 
zum Bau erforderlich find, unentgeltlich her⸗ 
zugeben gehalten. 
Benn wegen der Beitimmungen der Verord⸗ 
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nung vom 2. Mai 1811, die Separation ber Kü- 
ee an Filialfichen von den Küftereien an den 
utterlichen betreffend (Geſ.Samml. S. 193), 
vorliegend weder die Kirchenkaſſe noch dad 
Patronat beitragspflichtig ift, und demnach 
die Baulaft nicht nad) $ 37 Theil IT Titel 12 
des Allgemeinen Landrechts ſich regelt, fo müffen 
die Vorſchriften des $ 34 seq. 1. c. zur Anwen- 
dung kommen, woraus folgt, daß dem Befiger 
des Dominiums N., der nad 8 8 bed Kaufver- 
tragd vom — ald Öntsherr des Orts anzu= 
ſehen ift, die Verpflichtung zur gutsherrlichen 
Materialienlieferung aus $ 36 1. c. obliegt. 
Demnach ift das Mefolut, wie gefchehen, zu än- 
ben gewejen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


An 
bie eig lihe Beglerung zu R. 


6 b. 


Berlin, den 25. Juni 1870. 
Aus der Annahme des Mefoluts, daß die Ber- 
einigung bes Küſierdienſtes mit der Schulftelle in 
N. erft im Jahr 1812 ftattgefunden hat, folgt 
nad) der Verordnung vom 2. Mai 1811 (&ei.- 
Samml. &. 193) und ihrer conftanten Auslegung 
in der Praxis der Gerichte wie der Verwaltungs⸗ 


behörden, daß gefeglih weder die Kirhen- 
kaſſe no das PBatronat zu Baubeiträgen ver- 
pflichtet ift. 

U. E. 14294. 


6c. 


Berlin, den 16. Mai 1873. 

Die erſt in der Recurd-Inftanz aufgeftellte Be- 
hauptung ber Recurrenten, (dev Schulgemeinde), 
daß der Recurſe die Rechte des Patronats auf) 
bei Bejegung der Küfterftelle in N. ausgeübt 
habe — ericheint unerheblich, weil die von ber 
Königlichen Regierung bezeugte Theilnahme des 
Recurjen an der Xocation zu der jebt vereinig- 
ten Küfter- und Lehrerftelle in N. deiien Patro⸗ 
natlaften nicht erhöhen und ihn entgegen der 
Verordnung vom 2. Mai 1811 und dem Rejcript 
vom 6. März 1824*) zu Baubeiträgen nicht ver= 
pflichten kann, welche das Seieh — cf. 84 ber 
allegirten Verordnung — den Eingepfarrten 
auferlegt. 

U. 9287. 


7a. Die 9 eſtimmung eined Gebäudes als 
tirchliches ift Boransfeunng der Anwendung deö 
Geſetzes vom 21. Juli 1846. 
Berlin, den 13. Jannar 1871. 
Auf den Bericht vom 8. November v. 3. be 
treffend den Neubau eines evangelifchen Küſter⸗ 
und Schulhaufes zu N., und auf die Recuröbe- 
fwerbe der Schulgemeinde Abbau N. vom 
22. Auguft v. J. wirb dad Reſolut der Königlie 
den Regierung vom 5. Juli v. I. aus ben nicht 
entkäfteten Gründen befielben hierdurch beftätigt. 
Das Geſetz vom 21. Juli 1846 (Gej.-Samml. 


*) Annal. VIII ©. 186. 
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©. 392), auf deſſen 8 2 Recurrenten fich beziehen 
fegt gleich dem 8 37 Theil II Titel 11 des All⸗ 
emeinen Landrechts ſoiche Küfter- und Schul- 
Kae voraus, die ihrer urjprüngligen und 
auptbeftimmung nad kirchliche Gebäude find, 
und findet auf den bier vorliegenden umgelehr: 
ten Fall, wo ein urfprümgliches Schulhaus fpäter 
auch Wohnung des Küſters beſtimint worden 
iſt, keine Anwendung — cf. die Reſeripte vom 
28. November 1865 (Centralblatt de 1866 Seite 
117 und 118).%) 

Hiernach erfeheint die Berufung der Recurren- 
ten auf das vorermähnte Geſetz Hinfällig und der 
Recurd unbegründet. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Vertretung: Lehnert. 
Un 
bie J 
—— 
22 
Berlin, den 16. Juni 1871. 

Das Geſetz vom 21. Juli 1846 (Geſ.-Samml. 
©. 392), welches die Königliche Regierung der 
angefochtenen entiaetbung zu Grunde gelegt hat, 
fegt gleich dem 8 37 Theil II Titel 11, des All⸗ 

emeinen Landrechts, zu beffen Abänderung das— 
Peibe erlaffen ift, ſolche Küfter- und Sculhäufer 
voraus, die ihrer urjprünglichen und Hauptbe⸗ 
ſtimmung nad) Hirdliche Gebäude find, und findet 
auf ben vorliegenden umgelehrten Fall, wo ein 
eg Schulhaus Poäter auch zur Woh: 
nung des Küfterd beitimmt morben ift, feine An= 
wendung — cf. die Neferipte vom 28, Novem:- 
ber 1665*) — (Eentralblatt de 1866 ©. 117 
und 118). 

U. B. 86%. 


8a. Baupflicht aller Eingepfarrten zur Unter: 
BE Gt SERIE 
21. Iult 1846.) er 


Anf den Bericht vom 7. v. Mts., 
die Reparatur des katholiſchen Schul- und 
Organiſtenhauſes zu N. und das dtecursge⸗ 
ſuch des Gutsbeſitzers R. 
betreffend, hebe ich das Reſolut ber Nr vom 
3. Januar d. J. ad punct. 2 auf und beitimme 
unter Sreilafjung des Rechtöweges,**) 
daß die Schul-Interefienten von jedem Bei⸗ 
trage freizulafen, und daher fämmtliche 
Hand- und Spanndienfte von den Einges 
plarrien unentgeltli zu leiften, ſämmtliche 
aarkoſten aber zu %s von dem fiskalifchen 
Patronat, zu Y/s von den Eingepfarrten zu 


tragen. 

Das Tatgotife Schul⸗ und Organiſtenhaus zu 
N. tft im Jahre 1836 lediglich auf Koften bes 
zauunt und der Eingepfarrten erbaut worden. 

agegen it eine Reparatur und Verkleinerung 
der Schulftube im Jahre 1841 in Folge des Re— 
folut3 vom 16. Juni ej. a. von den Shul-In- 
terefjenten auögejührt worden. Aus diefem Einen 
alle läßt fi) eine dem $ 37 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts derogivende, die Schulge- 

*) Oben Rt. 3 u. 4. 
eng 
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meinbe zur theilweifen Unterhaltung des @ebäu- 
bes verpflichtende Obfervanz nicht herleiten. Dem 
von fämmtlihen Interefienten zur Berhandlung 
vom 14. Auguft v. 3. geftellten, von dem Recur⸗ 
tenten wiederholten Antrage, die Reparatur des 
Schul und Organiftenhaufes ausjhließlih den 
kirchlichen Intereffenten zur Laft zu ige , Steht 
ferner aus das Geſetz vom 21. Juli 1846 (Gef.- 
Samml. ©. 392.) nit entgegen, da —X 3 
deſſelben die Unterhaltung der Schul- und Küfter- 
bäufer in dem bisherigen Umfange den kirch— 
lichen Intereſſenten ‚gen jeben tft, und die Schul: 
baupflichtigen nur für die Befriedigung des nad 
Erlaß jenes Gefe etwa eintretenden Bebürf- 
zipjee eine3 Ermweiterungsbaues zu forgen haben. 
(ef. Zortf. 8 280 Rr. 28.) 

Berlin, den 12. Wpril 1859. 

V. 7366. 


8». H 
bezeichneten, die ohnehin nicht al 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung : 
vom 28. November v. 3. und die Recurdgefuche : 
des Rittergutsbeſitzers N. zu ®. uud der Ge— 
meinden zu B. und S., die Neublelung der Schul- 
ftube in dem Schul- und Sincckufe zu T. be 
treffend, beftätige ich unter Freilaſſung des Nechtös | 
wegs*) das Refolut der Königlichen Regierung vom 
29. Auguft v. J. da die Neudielung ber in dem 
Küfter- und Schulhauſe befindlihen Schulftube 
nicht als ein ausfchlieglih durch das Bedürfniß 
der Schulanftalt notwendig gemordener Bau im 
Sinne der 2 und 3 des Geſetzes vom 
21. Juli 1846 (Geſ⸗Samml. ©. 392) zu be 
trachlen, namentlich nicht unter ben Begriff einer 
Erweiterung der Schullocalien zu jubjumiren 
ift und deshalb die Koften derjelben mit Recht den 
tirchlichen Intereſſenten zur Laft gelegt find. 

Berlin, den 11. Januar 1862. 

R. U, 25964. 


80. 


Der 8 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 er⸗ 
hält feine nähere Beltimmung erſt durch den fols 
genden $ 3 und bie dort für ben Fall eines er- 
weiterten Schulbebürfniffes gegebenen Vorſchriften. 
Nach der aus diefem Zujammenhang und ber Ab⸗ 
fiht des Geſetzes fich ergebenden Bedeutung findet 
der 8 2 eit. auf Seritellung bo = Schul⸗ 
und Küſterhäuſer in ihrem bis zum Erlaß dieſes 
Geſetzes vorhanden geweſenen Umfang, wie ſolches 
auch in dem Erkenntniß des Königlichen Obertri— 
bunals vom 23. Januar 1857 (Rechtsfälle Bd. 23. 
©. 275) und in ben biefeitigen Keſoluten vom 
42. April 1859 (.:81. &. 429)%*) und 11. Ja⸗ 
nuar 1862**) (8.81. S. 238) angenommen ift, 
feine Anwendung; vielmehr behält es in biefen 
Fällen — und ein folder liegt Hier vor — bei 
der Regel deö 8 37 des Allgemeinen Landrechts 
Theil I Titel 12 fein Bewenden. Da nun aud 
die Landdotation, — zu deren Bewirthſchaftung das 
zu errichtende Scheunen- und Stallgebäube erfor- 
derlich iſt — als zur Organiftenftelle gehörig an= 





3 Fr He 12 fi. 


zuſehen ift, jo hat das Reſolut lediglich) beftätigt 
werden müflen.”) 


Berlin, 4. Rovember 1865. 
U. 16833. K. 1784. 


9a. Berpfii der kirchli nt tem 
*glepacnturen — 


Berlin, den 12. Januar 1870. 


Das Reſolut vom 25. Mai v. J. ad 2-4 
wird dahin abgeändert, 
daß die Koſten mit Ausnahme derjenigen 
für Reparaturen an Schul-Utenfilien (Rr. 5 
der Rechnung) nicht den Schuls, jondern den 
kirchlichen Intereffenten zur Laft zu legen. 
Da ed nit um eine Erweiterung des Or— 
aniften-$aufes für Schulzwede, ? nern um 
eparaturen an demfelben in befien biöherigem 
Umfang fi) handelt und fomit der Fall de3 $ 3 
des Gefehes vom 21. Juli 1846 nicht vorliegt, 
fo treffen die Koften, mit — der im Tenor 
8 Bau koſten an⸗ 
zuſehen und deshalb auch nicht reſolutoriſch feſt⸗ 
quleden find, nah $ 37 Theil II Titel 12 des 
Igemeinen Landrechts und den Vorſchriften des 
Dftpreußifchen Provinzial⸗Rechts nit die Schul- 
gemeinde jondern die lirchlichen Intereffenten. 
Demnach iſt das Refolut, wie gefhehen, abzu= 
ändern gewefen. 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 


Un 
die Königliche Regierung zu R. 
ee 


9b. 


uf ben Beriht der Königlihen Regierung 
vom 20. v. M. und den Recurs der Gemeinde 
N. vom 12. September d. 3. wird das in Be 
treff der Aufbringung der in den Jahren 1862 
und 1863 entftandenen Reparaturfoften des evan- 
geliien Küfter- und Schulgaufes in B. unterm 
6. Juli d. 3. erlafiene Reſolut mit Vorbehalt 
des Nechtsweges**) hierdurch beftätigt, ba die 
he ber getroffenen Feſtſetzung nicht wider⸗ 
legt find. 

Der nad Mlinea 2 8 3 des Gefehes vom 
21. Juli 1 an ng, erhebliche Einwand, daß 
die Herftellung des Küfter- und Schulhaufes in 
—* gegenwärtigen Umfang nur durch das ge⸗ 
jeigerte Kaumbedüͤrfniß der Schule nöthig ge— 
worden ſei, würde nur dann begründet — 
ſein, wenn — was nicht geſchehen — zugleich 
dargethan wäre, daß ber behauptete Erweiterungs⸗ 
bau unter der Herrichaft des gedachten Geſehßes 
vorgelommen fei, und nicht vielmehr nad der 
eigenen Angabe ber Recurrentin angenommen 
werden müßte, es fei eine Erweiterung der Schul: 
räume bis zu dem gegenwärtigen Maß ſchon vor 
dem Jahre 1846 erfolgt. Wenn ferner die Me- 
eurrentin hervorhebt, daß auch der zweite Lehrer 
im Küfter- und Schulhaufe wohne, 5 ift Died um 
deshalb er ven weil e8 auf einem bloßen, 
gjats zuläſſigen Brivatablommen zwiſchen dem 

fter und dem zweiten Lehrer beruht. 


3 Dies Ieptere dürfte unerheblid fein, of. Rr. 14a. 
**) of. Rote zu Rr. 1 und $ Rr. 12 fi. 
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Diefe Entſcheidung ift dem Betheiligten befannt 
zu maden. 
Berlin, den 22. November 1864. 


Un 
die Königliche Regierung zu R. 
U. Klone . 


10. Berpflichtuu 


U ii ntereffenten 
Nenban der bid Beh er 
Beſchaffenh 


m 
mde wegen (Blehter 
et. 

Ew. Excellenz erwidere ich auf den gefälligen 
Bericht vom 14. Januar d. J., betreffend ben 
Neubau des Schul: und Küfterhaufes zu R., er= 
gebenft Folgendes. 

Da der Nenbau des Schul: und Küfterhaufes 
in R. lediglich wegen der ſchlechten baulichen Be- 
ſchaffenheit des vorhandenen Gebäudes nothwen⸗ 
dig geworden iſt und mithin, wie auch in dem 
Reſolut des Gräflich Stolbergigen Eonfiftortums 
vom 12. September v. I. anerkannt ift, die Bore 
fchriften des 8 3 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 
(Geſ.⸗Samml. S. 392) keine Anwendung finden zc. 
(Sorti. cf. 8 280 Rr. 4) 

Berlin, den 14. April 1863. 

EU. 2147. 


11. Berpflicgtung der lichen Interefienten zur 
Bervoift ung der biöherigen Gehändetheile. 


Da der auf dem Küfter- und Schulgehöft be- 
reits vorhandene Abort feither von dem Küſter 
und von den Schultindern gemeinfchaftlich benußt, 
auch nicht behauptet und nachgewieſen ift, daß 
eine Vermehrung der letzteren die Errichtung des 
jegt projectirten zweiten Wborts nöthig macht, fo 
ift die neue Anlage nicht als ein reiner Schul- 
tefp. Schulerweiterungdbau im Sinn bes $ 3 
des Gejeged vom 21. Juli 1846 (Sammel: 
©. 392), fondern als eine Bervollftändigung 
(ampliatio) der Baulichleiten des gemeintihafte 
lichen Küfter- und Schulgehöfts anzufehen, auf 
welde aud nad Emanation des vorgenannten 
Geſetzes die Borichrift des $ 37 des Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 12 Anwendung findet. 

Berlin, den 31. Juli 1871. 


12. Berpfligtung der kirchlichen Antereffenten 
zum Ban ohne Rüdficgt auf deu Zwed deö 
Gebaudetheils. 

Berlin, den 26. Juni 1873. 

— — Die im Reſolute beliebte Vertheilung der 
Koſten je nach ber Beſtimmung der einzelnen Räum- 
lichkeiten für kirchliche und für Schulzwede 
verftößt geom den 8 3 bes Gefekes vom 21. Juli 
1846 in Berbindung mit 8 37 Allgemeinen Land- 
rechts II 12. Denn danad) treffen, wie in der 
eonftanten Praris der Gerichte und ber Verwal⸗ 
tungsbehörben übereinftimmend angenommen ift, 
nur die ausſchließlich tm Schulintereffe erforder- 
lihen Erweiterungsbauten auf die Schulbau- 
pflitigen, während die Baulaft an dem vereinig- 
ten Organiften- und Schulhaufe in dem feitherigen 
Umfange ohne Rüdficht darauf, daß daffelbe auch 
Schulzweden dienende Räumlichkeiten entgält, ge= 
mäß $ 37 Wllgemeinen Landrehts II 12 unver- 
ändert den kirchlichen Interefienten verbleibt. — 
Demnach haben im vorliegenden Falle die legteren 
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und nicht die Schulintereſſenten die Koſten für die 
1. Säuliafie zu tragen. — — 


18. 


Berlin, den 15. Februar 1868. 

Das Refolut vom — wird dahin abgeändert: 
dag zur Herftellung des Schuppens ohne Unter- 
fchied, ob er zur Unterbringung des Holzes für 
den Lehrer oder für Heizung ber Schulftube dient, 
der Patron und die eingepfarrten Gemeinden für 
verbunden zu erachten. — Da es fih nit um 
ein erweitertes Schulbebürfnig im Sinne bes 33 
des Gefepes vom 21. Juli 1846 uub deſſen Be— 
friedigung Handelt, fo iſt e8 unzuläffig, hinfichtlich 
der Beitragspflicht zwifchen den kirchlichen und 
den Schulinterefjenten zu unterfcheiden. Hieran 
ändert ber Umftand nid daß die Ortichaften D. 
und ©. eigene öffentliche Schulen haben. Denn 
einerjeit3 liegt bier fein Bau vor, ber, wie ber 
8 2 a. a. D. voraußfegt, allein durch das Be- 
dürfniß der Schulanftalt veranlaft worden, anderer- 
ſeits enthält der allegirte $ 2, wie wiederholt in 
dieffeitigen Entfheibungen angenommen, Isne 
nähere Getimmung überhaupt erft durch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 3 umd tft daher in feiner Anwendung 
beſchränkt auf die Fälle der Erweiterung ver- 
bunbener Küfter- und Schulgäufer. — Wenn dem: 
nad bie Beitragepfict im vorliegenden Falle 
lediglich nach $ 37 Allgemeinen Landrechts IL 12 
tefp. den betr. provinzialrechtlihen Beftimmungen 
fid) regelt, fo iſt das Refolut wie gefchehen zu 
ändern gemwefen. 

U. 3017. 

14a. 


Berlin, den 9. Juli 1861. 
Auf den Bericht vom 11.0. M., den Bau einer 
neuen Scheune auf dem Küfter- und Schulgehöft 
u B. betreffend, beftätige ich vorbehaltlich bes 
Redtäiweges®) das Refolut der Königlichen Regie 
rung vom 9. März d. $. und verwerfe den da⸗ 
egen von den Vatzonen der Kirche zu B. er⸗ 
obenen Recurs. Die Behauptung der Necurrenten, 
daß der Srundbefig, zu deſſen wirthſchaftlicher Bes 
nugung der Bau ausgeführt werben foll, lediglich 
eine Dotation der Schulftelle fei, ift unerheblich, 
da nah 8 4 des Geſehes vom 21. Juli 1846 
Gef. Samml. ©. 392) nur zur Benutzung einer 
der Schule in Gemäßheit des 8 101 der Gemein» 
heitsthetlungsordnung vom 7. Juni 1821 gemäß: 
ten Landdotation von den nn gen die 
nothwendigen Wirthſchaftsräume zu beihaffen find, 
während im Webrigen die Hegel des $ 37 Titel 12 
Theil II des Allgemeinen Landrechts mit welcher 
auch das märkiſche Provinzialrecht übereinftimmt, 
maßgebend bleibt. Da aber weder erwieſen noch 
behauptet ift, daß die qu. Landdotation der Schule 
in 8. in Gemäßheit des $ 101 der Oemeinheitds 
theilungsordnung gewährt fei, jo iſt es unzweifel⸗ 
haft, daß die Piarrbaupflichtigen für die Be— 
ſchaffung der erforderlihen Scheume zu forgen 
haben. Es fommt daher nicht darauf am, zu 
prüfen und feitzuftellen, ob ber Landbeſitz ledigli 
eine Dotation der Schulftelle, oder zugleih au 
der Küfterjtelle bildet. 


*) of. 5 WA Re. 12 fi. 


Desgleichen erjcheinen die eventuellen Beſchwer⸗ 
den der Recurrenten über bie Urt der Bauaug- 
führung und den Umfang ihrer Beitragspflicht 
unbegründet. In erftcrer Beziehung verdient das 
erft in der Recursinſtanz geltend gemachte Ver- 
langen, ben Bau anftatt in Rrauerfteinen in Feld⸗ 
fteinen auszuführen, feine Berüdfihtigung, da der 
Anſchlag bereitö definitiv aufgeftellt und von den 
Bauintereffenten genehmigt worden ift. Was aber 
den Umfang der Baupflicht der Recurrenten an- 
langt, fo erledigen II] diefe Beſchwerden dadurch, 
daß ihnen im Nefolut nur die Verpflichtung zur 
Tragung ber Koften für Die großen Materialien auf- 
erlegt ift, wie Died den Borfäiften des Provinzial- 
rechts entipriht. Das Reſolut der Königlichen Re— 
sierung, mar daher lediglich zu beftätigen. 


14b. 


Auf den Bericht vom 7. v. M., den An- und 
Ausbau des Stallgebäubes auf dem Schul: und 
Drganiftenetabliffement zu ©. betreffend, wird in 
Folge des Recurjes der Schulgemeinbe-Repräfen- 
tanten das Reſolut der Königlichen Regierung 
vom 22. März b. 3. ad punct. 3 und 4 Bier- 
durch aufgehoben und vorbehaltlich des Rechts⸗ 
wege8®) feitgejeßt, 

daß die baaren Bautoften bei dem Unver- 
mögen der evangelifhen Kirchenkafſen zu 
©. von dem Patronat zu zwei Dritteln und 
von ber Kirchengemeinde zu einem Drittel 
aufzubringen, die legtere aud) die Hand» und 
Spannbdienfte unentgeltlich zu leiſten refp. in 
baarem Gelbe zu vergüten verbunden. 

Die von der Königlichen Regierung unter dem 
21. Juli 1857 beftätigte Matritel der Schule in 
©. beftimmt zwar, daß fowohl Neubauten als 
aud die Unterhaltung des Schulhaufes, welches 
rd die Küfter- und Organiftenwohnung. ift, 
owie der übrigen Gebäulicgleiten durch die Schul- 
und Kirchengemeinde nah den Vorſchriſten bes 
Geſetzes vom 21. Juli 1846 (Gef.-Samml. S. 392) 
zu bewirken find. 

Der vorliegende Baufall kann aber nicht als 
ein folder angefehen werben, deſſen Koften aus- 
ſchließlich der Schulgemeinde nad) den Beſtim— 
mungen jenes Geſetzes Fu Laft zu legen wären. 

Denn der $ 4 a. a. O. kann zunädjlt nicht An—⸗ 
wendung finden, da derſelbe nur von der Bes 
ſchaffung der Wirthſchaftsräume Handelt, welche 
ur Benugung der einer Schule in Gemäßheit des 

101 der Gemeinheitstheilungsorbnung vom 
T. Juni 1821 gewährten Landdotation erforderlich 
find, diefer Fall aber nicht vorliegt. 

Ebenfo wenig treffen die Vorausfegungen des 
R 3 a. a. D. zu. Es Handelt fid in bem vor- 
tegenden Yale weder um einen Erweiterungsbau 
der Schulſtube, noch um die Beihaffung von 
Räumen für neue Schulflaffen oder rerwoh⸗ 
nungen, und wenn man ſelbſt die Beftimmung 
des $ 3 auf alle Ermeiterungsbauten ausdehnen 
will, welche lediglich im Intereſſe der Schulanftalt 
nothivendig werden, fo kann der vorliegende Bau- 
fall doch auch nicht unter biefe Kategorie fubfumirt 


*) of. Rote zu Rt. 1 und 5 308 Rr. 12 fi. 
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werden, weil Alles, was ſich auf bie Dotation 
eines Lehrers bezieht, welcher gleichzeitig Kirchen⸗ 
beamter ift, nicht weniger die Kirchen⸗ als bie 
Schulgemeinde intereffirt, indem beide ein gleiches 
Intereſſe an der Unterhaltung ihres gemeinſchaft- 


lihen Beamten haben. 

Es ift daher auch umerheblid, ob die Lands 
dotation, melde eine Erweiterung des vorhandenen 
Stallgebäudes nothwendig macht, als ausſchließ⸗ 
liches Eigenthum der Schule anzuſehen ift oder 
nit; der Bau felbft kann a als lediglich durch 
dad Bedürfniß der Schulanſtalt veranlaßt be— 
trachtet werden. 

Eine Ansnahme von dieſer Regel ſtatuirt aller- 
dings der 84 a.a.D., welcher jedod) nicht analog 
angewendet werden darf. 

jernad; tonnten die ie des Refolut3 
u 3 und 4, durch welche der Schulgemeinde allein 
—e Baarkoſten und die Spanndienſte auf⸗ 
exlegt ſind, nicht beſtätigt, es mußte vielmehr die 
Baulaft anderweit nad) den Vorſchriften über bie 
Unterhaltung der Pfarrgebäude regulirt werben. 

Diefe Enticheibung in den Betheiligten vor- 
ſchriftsmäßig befannt zu madıen. 

Berlin, den 6. November 1862. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
An 
a nn 


15a. Verpflichtung der Schulintereflenten zu Er⸗ 
weiterungen ber Gebände im Schuli e. 
(8 8 des Geſetzes vom 21. Juli 1846. 


Berlin, den 8. December 1869. 

Auf den —— der Königlichen Regierung vom 
19. September d. J. 

betreffend die Anlegung von Privet3 bei der 
Schulſtelle zu N., 
und die Recursbeſchwerde des Kirchen-Batrons von 
N. vom 2. Auguft d. J. wird das Refolut der 
Königlichen Negierung vom 18. Juni d. I. ad 2 
dahin abgeändert, 
daß die Baarkoften des Privets für ben 
Küfter und Lehrer von der Kirchenkaſſe her⸗ 
ugeben, die Koften aber der zwei für bie 
ultinder beftimmten Brivet3 mit Ausnahme 
der Hand» und Spanndienjte den Schulinter- 
efienten zur Laft zu legen, 
im Uebrigen beftätigt. 

Obwohl dad Geſeh vom 21. Juli 1846 im $ 3 
nur von der Erweiterung und neuen Beihaffung 
der Schulituben und Lehrerwohnungen handelt, 
der Tenigtich im Schulintereffe anzulegenden Pri- 
vet3 für die Schulfinder aber ausdrücklich nicht 
erwähnt, jo kann es doch keinem begründeten Be— 
denten unterliegen, baß die Iegteren ebenfalls unter 
die Vorſchrift des $ 3 zu fubjumiren find, ba nicht 
allein die ratio legis auch hinſichtlich der für die 
Schuljugend neu anzulegenden Pribets zutrifft, 
fondern auch die Materialien zu dem Gele klar 
erfehen laffen, daß fammtliche Erweiterung 
bauten dur das Geſetz haben betroffen werden 
follen, welche lediglich und rn 
durch das Bedürfnig der Schulanjtalt 


veranlaßt werben. Der Bau ber fraglichen 
Privets kann daher mur in fo weit als —— 
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bau gelten, als er für den Küfter und Lehrer be- 
ftimmt ift; im Uebrigen muß er als Schul⸗ 
erweiterungsbau angejehen und fomit nad 3 3 
a. a. D. von denjenigen auögeführt werben, wel: 
den in Ermangelung eines Küſterhauſes die 
Unterhaltung einer gemeinen Schule am Ort ob- 
liegen würde. 

iernach und da in Betreff der Hand- und 
Spanndienfte die Feſtſetzung des Reſoluts nicht 
angefochten worden, ilt conform mit wiederholten 
Vorentſcheidungen dad Refolut, wie gefchehen, zu 
änbern geweſen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


Un 
bie Kö R. 
2 —X Regierung zu 


15b. 
Berlin, den 28. November 1871. 
Auf den — vom 8. September d. J., 
betreffend die Umgäunung bes Küfter- und 
Schuigehöfts zu R. jowie Die Errichtung eines 
Abort3 auf demfelben, 
und auf die Recursbeſchwerde der Schulgemeinde 
N. vom 24. Juli d. I. wird das Nefolut der 
Königlihen R ferung, vom 8, elb. M. aus 
den nichi entfräfteten ründen beffel hierdurch 
beftätigt. 
Da vorliegend, abweichend von dem dur ben 
Recursbeſcheld vom 31. Juli er. entſchiedenen N.’er 
Fall*), der bereits vorhandene Abort allein für 
den Küfter und Lehrer beftimmt ift, fo ftellt die 
Anlage eines zweiten, für den Gebrauch der Schul- 
finder beftimmten Appartement? ala ein Erwei— 
terung3bau ausſchließlich im Schulintereffe 19 
dar, binfichtlich deffen die Baulaft nad dem $ 
des Gejeges vom 21. Juli 1846 fi) regelt. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


die an zu N. 


lo 


Berlin, den 28. März 1863. 


Auf den Bericht vom 5. d. M., den Schulbau 
in 9. betreffend, b atige id mit Vorbehalt bes 
Rechtöweges**) das Refolut der Königlichen Regie- 
rung vom 11. Juli v. $. und ver den da⸗ 
gegen von ber Gemeinde dafelbft erhobenen Recurs. 

die Nothmendigkeit zur Erbauung eines 
nenen Schulhaujes lediglich durch das Bedürfniß 
einer zweiten Lehrerwohnung und eines zweiten 
Schullocals hervorgerufen ift, fo find die Koften 
dazu nad) $ 3 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 
Geſ.-Samml. S. 392) von benjenigen aufzu: 
ringen, welchen dev Bau einer gemeinen Schule 
am Orte obliegt, und kommt es nicht darauf an, 
von wem bad beftehende Schul- und Küfterhaus 
bisher unterhalten ift und fernerhin unterhalten 
werben muß. (Kortf. cd. 8 254 Rr. 1b.) 

U. 6268. 


11 oben. 


5 o£ Rob zu Rt. 1 und 5 804 Rr. 12 fi. 








1 


16. 

— Die Königlihe Regierung hat den $ 3 bes 
Gefeged vom 21. Juli 1846 nur dann für an- 
wendbar erachtet, wenn der lediglich den Schul- 
— dienende Bau ein felbftändiger fei, mit 

en vorhandenen Räumlichkeiten in keinem un— 
mittelbaren ee ftehe. Diefe Auffaffung 
wird aber durd) den Wortlaut bed $ 3_cit., der 
ausdrücklich aud von Erweiterung ber Schulftube 
und von dem Fall ſpricht, daß ein folder Ermei- 
terungsbau mit dem beftehenden Schul- und Küfter- 
ante in Verbindung gebracht wird, widerlegt. 

ür die Heranziehung der Schulbauverpflidteten 
tft daher nicht die räumliche Trennung des Schul- 
baues vom Küfterhaufe erforderlich, fondern es ge⸗ 
nügt fon das unterfheidbare Borhandenfein der 
Koften des reinen Schulbaues in den gefammten 
Bautoften, 


Berlin, den 9. Juni 1864. 
U. 9372. 
17. Banverpfiiätung ber Schulintereffenten bei 
bem —— im den nterefie nöthigen 
Reparaturbanes im * je auszuführenben 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
17. Februar d. J. und den Hecurd ber Gemeinden 
N., B. und ©. vom 18. Januar d. J. wird, vor- 
behaltlid, des Hechtswegd,*) das in Betreif des 
Neubaues des Schul= und Küfterhaufes nebft Wirth- 
— und Zubehör in C. erlaſfene Re⸗ 
jolut vom 10. December 1864 ad 2 dahin geändert, 
daß die Koften des Wohnhaufes und des 
Appartements der Schulgemeinde aufzuerlegen 
nad bang desjenigen Betrags, den eine ord⸗ 
nungsmäßige Reparatur des jegigen Schul 
und Küfterhaufes erfordert haben würde, daß 
zur Zahlung dieſes Betraged aber die Küfter- 
geme inde mit ”ıa und die Schulgemeinde mit 
ia der Koſten heranzuziehen, 

im Uebrigen beftätigt. 

Die Reparaturfähigkeit des jetzigen Schul- und 
Küfterhaufes iſt nicht beftritten. enn gleichwohl 
ſtatt einer Reparatur ein Neubau ausgeführt wird, 
fo geſchieht Dies Lediglich im Intereſſe der Schule, 
woraus folgt, daß die dadurch entftehenden Mehr⸗ 
toften die Kirchengemeinde, welche ihrer Baupflicht 
durch eine Reparatur würde genügen können, nicht 
treffen dürfen. 

ienn dad Reſolut die Srage: in wie weit ber 
Rüftergemeinde dafür, daß der Neubau ſchon jet 
und nit erſt nad) einigen Jahren ertolgt, n 
Entfhädigungsanfpruch zufteht, dahin geftellt fein 
läßt, und event, der gerichtlichen Enticheidung*) 
vorbehalten wiſſen will, fo —— — eine Um⸗ 
tehr des mirklid vorwaltenden Verhalimiffes. 
Denn da, wie bemerkt, der Neubau, für den an 
fih, wie das Refolut mit Recht annimmt, über- 
wiegenbe Gründe fprechen, lebiglih im Schul 
intereffe unternommen wird, fo kann der Küfter- 
gemeinde nicht zugemuthet werden, ihren vorbe⸗ 
zeichneten Entfgädigungsanfpruch erft im Rechts⸗ 
wege*) zu fubftantiiven und geltend zu maden. 
Vielmehr würde die Beſchreitung des legteren nad) 


®) ef. Rote zu Mr. 1 und 5 904 Rr. 12 ff. 


Lage der Sache der Schulgemeinde zu überlafjen 
fein, wenn fie glauben follte, daraus Anſprüche 
berleiten zu können, daß bie Kirchengemeinde jeßt 
ſtatt eines bloß reparirten ein neu erbautes Küſter⸗ 
haus erhält. 

Das Theilnahmeverhältnig an ben Koſten 
anders, ald im Reſolut gefchehen, zu normiren, 
lag feine Beranlaffung vor, da bie Recurrenten 
bie auf bautechniſches Gutachten gegründete bies- 
fällige Feftfegung nicht entträftet haben. Der 
Hauptantrag der Recurrenten aber auf Ausfüh- 
rung eines bloßen Reparaturbaues ftatt eines 
Neubaues findet in dem, was hierüber oben be= 
merkt und bementfprechend im Tenor fefigefegt 
worden, feine Erledigung. Somit ift überall, wie 
geichehen, zu entfcheiden geweſen. 

Berlin, den 28. Juni 1865. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


Un 
bie Königliche Regierung zu R. 
V. y 7500. kai 


18. Bebentn bicate (8 6 des 
gig en 


(Ext. des Obertrib. v. 21. Jan. 1870.) 


In einem vom Magiftrate und der Bürgerſchaft 
zu Chr. ald Klägern wider den Königlichen Fiscus 
als Patron ihrer Kirche angeftellten Proceſſe ift 
biefer durch das in den Höheren Inſtanzen be- 
ftätigte ntniß des 1. Senats des vormaligen 
Ober-Landeg; —59— zu Frankfurt a. O. de 
publ. den 5. pri 1821 dem Antrage der Klägerin 
gemäß verurtheilt worden: ſowohl ben jegt (ba- 
mal3) projectirten Neubau der Kirche zu Chr., 
als auch alle künftig an den dafigen Kirchen und 
Schulgebäuben vorfallenden Reparaturen und Neu- 
bauten, unter Buziehung des Kirchenvermögens, 
jedoch ohne Concurrenz der Commune zu Chr. 
allein euspufüßren, 

Bor einigen Jahren ift das, zugleich die Küfter- 
wohnung enthaltende Schulhaus zu Chr. umge: 
baut und durd) gin ufügen einer neuen Schul- 
Hafje und einer ah ür den 3. Lehrer er- 
weitert, rückſichtlich der Koftenlaft aber ift durch 
Refolut der Verwaltungsbehörden die Feitiegung: 

daß bie Koften diefes Schulhausumbaues, fo: 
weit ſolche durch die bezeichnete Erweiterung 
der biöherigen Räumlichkeiten entftehen, von 
der Schulgemeinde unter Concurrenz bes 
iscus qua Gutöheren dem Allgemeinen 
andrecht Theil II Titel 12 8 36 gemäß zu 
tragen jeien, 
getroffen, und es ift in Folge deſſen ein Koften- 
eitrag von 300 Thlr. von der Stadtcommune 
unter Androhung der Execution erfordert, auch 
am 28. Junt 1867 von ihr gezahlt worden. 

Die Stadtgemeinde Chr. vertreten durch ihren 
Magiftrat Hält fi) zu folder Beitragsieiſtung 
auf Grund des Eingangs erwähnten Judicats vom 
Jahre 1821 nicht gr verpflichtet, und ift gegen 
den Fiscus qua Guisherrn und Patron von Neuem 
mit dem Antrage Hagbar geworden: 

denſelben zu verurtheilen, alle und jede künftig 
an den Kirchen: und Schulgebäuden zu Chr. 
vorfallenden Reparatur, Um:, Neu: und 
durch das Beduͤrfniß herbeigeführte Erweite⸗ 
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rungsbauten auf alleinige Koften ohne ECon- 
currenz der Stadtgemeinde auszuführen und 
an die Klägerin 300 Thlr. nebit 5 pCt. Binfen 
feit dem 28. Juni 1867 zu zahlen. 

Nach Inhalt de Appellationsurtheils hat der 
Verklagte zunächſt erinnert, daß diefer Antrag zu 
weit gehe, weil nur wegen der Koſten bes Er- 
weiterungsbaues am Schulgaufe Streit obmalte, 
und dann eingewendet, daß die in den gedachten 
Vorerkenntniſſen feftgeftellte Pflicht des Fiscus 
fg darauf beſchränke, die Kirchen- und Schulge- 

äude in ihrem zur Belt der erwähnten Entjchet- 

dungen vorhandenen Umfange zu repariren refp. neu 
— nicht aber ſoweit ausgedehnt werden 
önne, auch für alle Zeiten für das Bebürfniß der 
Stadtgemeinde an Schulen und Kirchen Sorge zu 
tragen und die hierzu erforderlichen Gebäude her⸗ 
äuftellen. 

Der Appellationsrichter Hat den erften Einwand 
lediglich aus den Gründen des 1. Richters, alſo 
deshalb: 

„weil wiewohl Kirdenbauten nicht vorlägen 
„und Xerklagter feine Berpflichtung zum 
„Um: und Neubau der bereitd vorhandenen 
„Räumlicjeiten nicht beftreite, derfelbe doch 
„mad; den Gründen bed Reſoluts der Ber- 
„waltungsbehörden feine Berpflichtung, Ertvet- 
„terungsbauten an Kirchen auf alleinige Koften 
„auszuführen gleichfalls beftreite, und Klägerin 
„im gegenwärtigen Procefie die beiderfeitigen 
„Rechte und Pflichten nad den Vorerkennt- 
„niffen genau feftzuftellen, beabfichtige,” 
veriorfen, zur Dolberlegung de3 zweiten Ein- 
wandes aber auf den Haren Wortlaut der im 
Vorproceffe ergangenen rechtskräftigen Entfchei- 
dungen hingetviefen, und dabei ausgeführt: 
Beftände die Baulaft blos in der Ausführung 
von Reparaturen, jo würde, da folde zur 
Erhaltung bes vorhandenen Gebäudes dienen, 
die (dem Einwande zum Grunde liegende) 
Behauptung vielleicht einen Anhalt Haben; 
indeffen der Berklagte fei auch zu allen Neu- 
bauten an Kirhe und Schule verpflichtet und 
zwar ohne alle Beihräntung in Betreff des 
räumlihen Umfanges der Gebäude, und zu 
den Neubauten feien die Erweiterungsbauten 
zu rechnen. Davon, bag Raum und Umfang 
der älteren Gebäude für alle fünftigen Neus 
bauten maßgebend fein folle, enthielten auch 
die Gründe der Vorentſcheidungen nichts. 
Der Umftand aber, daß in dem Schulhaufe 
zugleich auch die Küfterwohnung fich befinde, ſei 
unerheblich, da die Befreiung ber Klägerin 
von der Schulbaulaft auf einem fpeciellen 
Titel, nämlich der Vorentſcheidung beruht 
und deshalb dad Gejeg vom 21. Zuli 1846 
nad) defien 8 6 bier feine Anwendung finde. 

Wenn nun bie Nichtigkeitsbeſchwerde des Ber- 
Hagten den Mppellationsrichter beſchuldigt, durch 
feine Wrgumentation fowohl die Rechtsgrundſätze 
von der rechtskräftig entjhiedenen Sache 

Allgemeine Gerihtsordnung Einleitung 85 65, 
6 und Theil I Titel 16 —9 
als auch das Geſetz vom 21. Juli 1846 verlegt 
zu haben, fo ift zunächſt zu beachten, daß dieſes 
letzte Geſetz fi) nur auf Schulbauten bezieht, ber 
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qweite Angriff daher gegen die Entſcheidung wegen 
Kirhenbauten nicht gerichtet fein fann. Die 
erfte Rüge betrifft dagegen die Baupflicht ſowohl 
in nfelung ber Kicchen- als in Anſehung ber 
Schulgebäude. Es tritt dabei freie Beurtheilung 
ein und e3 fragt fich ebenfo, ob eine Berlegung 
der Grunbfäge von ber res judicata wegen Nicht: 
Identität ber Perfonen vorliege? als zu prüfen 
ift: ob die auf den Vorwurf mangelnder objectiver 
Identität Hinauslaufenden Ausführungen der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde: 
daß die Vorentſcheidungen ihrem Wortlaute 
„an den daſigen Kirchen⸗ und Schulgebäuden“ 
nad ſich nur auf die Reparaturen und Neu= 
bauten an ben im Jahre 1821 in Chr. be- 
findlich gewefenen Kirchen⸗ und Schulgebäuben 


begögen, 
vch in biefen Entſcheidungen weder von Er- 
meiterungsbauten, noch von Schulgebäuben, 
worin Pr zugleich die Küftermohnung befinde, 
bie Rede fei, 
dab Fiscus durch die Erkenntniffe des Vor⸗ 
procefjeg nur unter Buziehung des Kirchen- 
vermögend zur alleinigen Ausführung aller 
künftigen an ben dafigen Kirchen» und Schul- 
ebäuden vorfallenden Reparaturen und = 
auten ſchuldig erachtet worden fei, 
daß der NAppellationgrichter theilweiſe über 
Gegenſtände, worüber im Vorproceſſe bereits 
rechtskräftig erfannt fei, und außerdem, obwohl 
nur die Verpflichtung rüdjichtlich der Erweite⸗ 
rungsbauten am Schulhaufe ftreitig geweſen 
fei, auch in Bezug auf die Verpflichtung rüd- 
ſichtlich der Erweiterungsbauten der Kirchen- 
gebäude entſchieden habe; — 
bie Rüge der Verlegung der Grundfäge von 
der res judicata rechtfertigen? Daß dies rüdficht- 
lich des zulegt angeführten Grundes nicht der Fall 
ift, Miegt auf der Hand. 
Mach der hier nicht intereffirenden Begrün- 
dung partiellee Berwerfung der Nichtigleits⸗ 
beſchwerde heißt es weiter:) 
Anders verhält es fg in Betreff der Schulhaus⸗ 
bauten. Rüdjichtlih diefer erfcheint der in Ver- 
bindung der mit dem erften Angriffe erhobene 
Vorwurf 
der Verletzung des Geſetzes vom 21. Juli 1846 
Geſetzſammlung Seite 392) 

allerdings gerechtfertigt. Denn dieſes neuere Geſetz 

verordnet im $ 1: 
daß die Beitimmung des 8 37 Titel 12 
Theil II ded Allgemeinen Landredits, nach 
welcher der Bau und die Unterhaltung der⸗ 
jenigen Schulhäufer, die zugleich Küfterwoh- 
nungen find, auf eben die Art wie bei Pfarr- 
bauten vorgefchrieben, zu deforgen ift, fortan 
nur unter den in den 8$ 2—6 angegebenen 
Beſchränkungen und Maßgaben zur AÄnwen⸗ 
dung kommen foll, 

und ſetzt dann weiter ſeſt: 

8 3. Tritt bei_dem mit der Küftermohnung 
verbundenen Schullofale dad Bebürfnik ein, 
die Schulftube zu erweitern oder Räume für 
neue Schulllaſſen ober zu Wohnungen für 
Lehrer zu beſchaffen, fo können meder bie 

Kirchenkaſſe noch der Patron und die Einge- 


Gäueiber und won Bremen. Preußiſches Volkeſchulweſen. IL Ob. 
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pfarrten angehalten werben, die hierzu erfors 
derlichen Bauten zu bewirken. In einem 
ol alle find vielmehr diejenigen, welchen 
in angelung eines Küfterhaujeß der 

und die Unterhaltung einer gemeinen Schule 
am Orte obliegen würde, verpflichtet, jene 
Bauten nöthigenfald durch Heritellung be- 
fonderer Gebaͤude auszuführen und auch kunfti, 

u unterhalten. Insbeſondere müflen dieſel⸗ 
en, wenn ein folder Erweiterungäbau mit 
dem beftehenden Schul- und Küjfterhaufe in 
Verbindung gebracht wird, nad) Verhältniß 
dieſes Erweiterungsbaues zur Unterhaltung 
des Schul- und Kifterhaufed, ſowie im Falle 
eined Neubaues biefes Hauſes zu defien Wieder 
herftellung beitragen. 


36. Soweit ein Provinzial- oder ein Local⸗ 
geh, ober das Sestommen mit dem $ 37 
itel 12 Theil Il des Allgemeinen Land» 
rechts übereinftimmen, treten aud) an ihre 
Stelle die Vorſchriften des gegenwärtigen 
Gejehes 88 2—5. Seboc fol da, wo das 
bisherige mit der gebadten Vorſchrift bes 
Allgemeinen Landrechis übereinftimmende Ber- 
häliniß auf einem befonderen Rechtstitel be> 
ruht, durch das gegenwärtige Geſetz nichts 
geändert werben. 

Nah der Feitftellung bed Wppellationsrichters 
enthält das Schulhaus in Chr. zugleich Die Küfter- 
wohnung, und die 300 Thlr., zu deren Zahlung 
die Klägerin genöthigt worden, find nur der zu 
den Koften bes zur Beichaffung einer neuen Schul- 
klaſſe und einer Wohnung für den dritten Lehrer 
erforderlichen Erweiterungsbaued von der Schul: 
gemeinde in Chr. erforderte Beitrag, während 
Fiscus neben dem zu diefem Ermeiterungsbau 
ihm in feiner Eigenicaft als Gutsherr gemäß 
8 36 Titel 12 Theil des Allgemeinen Land⸗ 
rechts auferlegten Koftenbeitrage, die durch den 
Um reſp. Neubau ber bisher bereit vorhandenen 
Räumlicpleiten bed ufeö verurfachten Koften 
allein zu tragen bereit iſt. 

Es degen alfo die thatſächlichen Borausfegungen 
des 8 3 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 vor, 
und wenn ber pellationsrichter dieſes Geſetz 
nad) defien $ 6 lediglich deshalb für nicht anwend⸗ 
bar erachtet, weil die Vefreiung der Klägerin von 
der Schuflbaulaft auf einem fpeciellen Titel, näm- 
lich der Vorentſcheidung berube, fo trifft ihn in- 
foweit ebenfo die Rüge der Verlegung dieſes Gefehes, 
als der Vorwurf der Verlegung der Grundjäge 
von der res judicate. 

Der Vorproceß, in melden die damaligen 
Kläger, Magiftrat und Bürgerfhaft zu Ehr., nad) 
dem Eingange der Gründe des Appellationsurtel3 
de publ. den 5. October 1821 ihren oben wörtlich 
angegebenen Untrag gegen ben Fiscus ald Patron 
ihrer Kirche gerichtet haben, hat lediglich, die Bau= 
verpflichtuug des Kirchenpatrons zum Gegenftande 
ehabt. Und da bei der kirchlichen Baulaſt, joweit 
k aus dem Kirchenvermögen 

(88 712, 713 Titel 11 Theil IT des Allge⸗ 
meinen Landrechts) 
nit beftritten werden Tann, als Intereſſenten, 
von welden ber Ausfall gemeinſchaftlich getragen 
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854 


werden muß, neben dem Patron die Eingepfarrten 
conenrriren 
8,706, 720) 

fo läßt fi), wie bereits oben bemerkt worden ift, 
nur annehmen, daß die damaligen Kläger als 
Vertreter der Eingepfarrten reſp. der Kirchenge— 
meinde den Xorprocek angeftellt haben. Das 
Gegentheil wäre von der jegigen Klägerin darzu— 
thun gewefen. 

Hiernach iſt durch die in dem Vorprocefic er= 
gangenen Eniſcheidungen auch in Betreff ded, wic 
unftreitig, zugleih die Küftermohnung enthalten- 
den Schulhaufes, rückſichtlich deſſen nad) $ 37 
Titel 12 Aue II des Allgemeinen Landrechts 
in der Regel die Vorſchriſten wegen Wufbringung 
der Koften bei Pfarrbauten ve. bei Kirchen: 
gebäuben 

(88 789, 790, 710, 711 Zitel 11 Theil II des 
Allgemeinen Landrechts) 
maßgebend fein follen, lediglich geitgeiebt worden, 
was ber verllagte Fiscus als Sirchenpatron bet 
den an diefem Haufe künftig vorfallenden Repara- 
turen und Neubauten den Eingepfarrten gegenüber 
zu leiften habe. 

Wäre das Gefeg vom 21. Juli 1846 nicht 
ergangen, fo wirde Fiscus auf Grund der rechts⸗ 
kräftig gewordenen Entfcheidungen des Vorproceſſes 
wie nad) 8 37 eit., ſowohl bei der Kirche als 
auch bei dem Küfter- und Schulhaufe alle Arten 
von Neubauten, auch Um- und Erweiterungs- 
bauten, ohne Concurrenz der Eingepfarrten aus: 
zuführen haben. 

Allein dieſes Geſetz befreit ebenfo den Kirchen: 
Patron wie bie Eingepfarzten von der Verpflich- 
tung, durch das Bedürfniß, Räume für neue 
Schulklaſſen und Lehrerwohnungen zu beihaffen, 
erforderlich werdende Erweiterungsbauten an einem 
Schul- und Küfterhaufe auszuführen und legt 
diefe Pflicht denen, welchen an dem betreffenden 
Orte beim Mangel eines Küfterhaufes die Errich- 
tung und Unterhaltung eined befonderen Schul⸗ 
gebäudes obliegen würde, d. h. allen zu -einer 
gemeinen Schule getiefenen Einwohnern ohne 
Unterſchied, welche einen Scäulverband refp. die 
Schulgemeinde bilden, al3 gemeine Lajt auf. 

Wenn nun im vorliegenden Proceffe, in welchem 
die Stadtgemeinde Chr. gegen das Reſolut der 
Berwaltungsbehörden, welches der Schulgemeinde 
zu Chr. einen Beitrag zu den Koften des Erwei— 
terung3baucs de3 qu. Schule und Küfterhaufes, 
foweit derſelbe lediglich, zu Schulzweden erforder⸗ 
lich ift, auferlegt und den Fiscus infoweit nur in 
deſſen Eigenſchaft als Gutsherrn nad) $ 36 Titel 12 
Theil II de3 Allgemeinen Landrechis fiir mit bei- 
tragspflichtig erachtet Hat, den Rechtsweg befchritten 
bat, der Appellationsrichter der Anficht iſt, Die 
Klägerin könne fi auf die im Vorproceſſe ergan- 
genen Entſcheidungen als auf einen die Anwendun; 
des 8 3 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 nad 
beffen 8 6 ausichließenden befonderen Rechtstitei 

ründen, fo verftößt dies allerdings gegen die 

rundjäße von der res judicata. Denn von ber 
Klägerin, foweit fie den jegigen Proceß in Ver— 
tretung der Schulgemeinde in Chr. angeftellt hat, 
ift auß den beigebrachten Erkenntniffen nicht nade 
gewieſen, 
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daß der Vorproceß Verpflichtungen des als 
Kichenpatron verklagt geweſenen Fiscus zu 
Gunſten der Schulgemeinde feitgejegt Hake. 
Die Verpflichtungen, welche Fiscus in feiner 
Eigenſchaft als Kirı atron rücfichtlich der Bau⸗ 
laft an den Firdlihen Gebäuden — Kirche und 
Küfterei auch wenn damit die Schule verbunden 
ift, — hat, und welche ihm in feiner Eigenjchaft 
ala Gutsherr 
36 eit.) 
rüdfichtlich der Baulaft an Schulgebäuden obliegen, 
find durchaus verjchieden, und die Rechte, melde 
die Klägerin im Vorprocefie gegen den Verklagten 
als Kirhenpatron in Vertretung der Eingepfarrten 
erjtritten Hat, kann fie jegt in Vertretung der 
Schulgemeinde, welcher gegenüber der Kirchenpatron 
als folder geieglic teine Mitbaulaft zu tragen 
bat, nicht ohne Weiteres gegen den Verklagten ala 
Gutsherrn geltend machen. 
©8 fehlt hier an der Identität der Parteien, 
und die Vorentfcheidung im Jahre 1821 ift daher 
fein der Ehr.’er Sänulgemeinde zur Seite ftehender 
Rechtötitel, durch welchen ſchon vor Emanation 
bed Gefeges vom 241. Juli 1846 beftimmt und 
unbedingt ausgeſprochen wäre, daß der Kircdhen- 
patron als folder unterſchiedslos die ganze Baulaft 
u tragen babe, und dieſer Mangel wird beim 
iderjpruch des Berklagten weder dadurd) befeitigt, 
daß im Vorproceſſe der Magiftrat und die Bürger- 
ſchaft und im jegigen die Stadtgemeinde vertreten 
durch den Magijtrat Hagend and jetreten find, da 
die zur Unterhaltung einer Schule beftehende ge- 
meine Laft keine aus dem ®emeinbeverbande ent= 
fpringende tft 
(Präjudiz Nr. 1356 Sammlung I &. 209), 
noch daraus, daß Die gegenwärtige Klage gegen 
den Fisſscus qua Gutöheren und Hatron zu Chr. 
gerichtet ift, da ber Vorproceß gegen benfelben 
ausdrüdlih nur al3 Patron der dafigen Kirche 
angeftellt war. 
iernad) erjheinen die dem Appellationsrichter 
gemachten Vorwürfe, fomweit fie feine Entſcheidung 
rüdfigtli der Koften von Schulhaus - Erweite- 
rungsbauten betreffen, gerechtfertigt und biefer 
Theil feines Erkenntniſſes unterliegt daher der 
Fr Aus dem bereits Auögeführten er- 
giebt ſich aber in der Sache, da infoweit ber 
vom Berflagten auf den $ 3 des Geſetzes vom 
21. Juli 1846 geftügte Einwand durchgreifend ift, 
und demgemäß die Klägerin unter Mbänderung 
de3 erften Erlenntniſſes mit dem Antrage: 
den Verflagten aud zu der alleinigen Aus⸗ 
fügrung ber nad) 9 3 des Geſetzes vom 21. Juli 
1846 lediglich der Schulzwede wegen nr 
lichen Erweiterungsbauten des mit der Küfter- 
wohnung verbundenen Schulhaufes zu Chr., 
De: zur Burüdzahlung des für den im 
jahre 1867 ftattgefundenen derartigen Er- 
weiterungsbau bdieje Haufe eingezogenen 
Beitrags von 300 Thlr. nebft Zinfen 
abzumeifen find. 
m die Replit der Klägerin: 
daß, wenn ber Borfahr des Verklagten, der 
Sähfiihe Fiscus, am Ende des vorigen Jahr⸗ 
hunderts das vorhanden gewejene Rectorhaus 
nicht ohne Zuftimmung ber Stadt und Schul- 
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jemeinde verfauft, und dem Rector, dem das- 
— zur Wohnung gedient, nicht die Woh- 
nung in dem Schulhaufe angewiejen hätte, e3 
jegt einer Erweiterung bes legteren nicht be- 
durft haben würde, 
ift nad allen Richtungen Hin unfubitanziirt und 
ungeeignet, die Anmwendbarkeit der Vorſchrift des 


8 3 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 auszufchließen. | & 


Nach Vorftchendem ift die Nichtigkeitsbeſchwerde 
theils für begründet zu erachten, theils zurüdzus 
weifen. 


19. Berädfihtigung eines Indicats, das auf 
der früheren Gefetsgebung bafirt. 

Ich beftätige das Refolut der Königlihen Re— 
ierung mit der Abänderung, daß die Kojten des 
usbaued des Schulgaufes zu ©. lediglich nad 
Maßgabe des Bu das rechtäfräftige Erkenntniß 
vom 4. Juli 1828 feftgejchten Beitragsverhält- 
nifje3 zu verteilen und aufzubringen. Jedes 
Zubicat ſchafft einen befonderen Rechttitel, welcher 
dur eine Erörterung des vor dem Judieat be- 
ftandenen Rechtsverhältnifies, durch eine Prüfung 
der Gründe des Richters nicht befeitigt werben 
tann. Das Geſetz vom 21. Juli 1846 ſpricht nicht 
aus, daß die Vorſchriften defjelben un an Stelle 
der Judicate, welche lediglich die frühere Geſetz⸗ 
ebung zur Grundlage haben, treten follen. Jedes 
über die Schulbaupflicht ergangene vechtäfräftige 
Erkenntniß jchließt demnach die Anwendung bes 
Geſetzes aus, und die Vorarbeiten zu dem Ickteren 
ergeben, daß dies aud bie Aofist bei Fafjung 
der oben angeführten Beftimmung gemefen ift. — 
Das Ertenntniß vom 4. Juli 1828 feßt im vor⸗ 
liegenden Falle die Veitragspflicht und das Bei— 
tragsverhältnig „zu allen Kirchen-, Pfarr- und 
Schulbauten zu ©.“ feit. Daffelbe ift daher noch 
jest für Schulbauten in ©. allein maßgebend.*) 
— Dagegen kann dies Erfenntniß nach feinem 
Tenor auf Schulanlagen außerhalb ©. nicht be- 
zogen werden, und findet daher auf bie neu ein= 
gerichtete Nebenſchule in N. keine Anwendung. 

Berlin, ‚Bent 1. Juni 1860. 


20a. Befeitigung früherer Obſervanzen. 
(Fortf. v. 8 250 Nr. 12.) 

Es Tann dahingeftellt bleiben, ob an dem bid- 
re Schul: und Küfterhaufe auch alle für 

chulzwecke erforderlichen Bauten und Reparaturen 
bisher vom Fiscus bezahlt worden find. Auch 
wenn ein folhes Herkommen beftände, würbe es 
nad 8 6 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 nicht 
fernerhin Anwendung finden, e8 würden vielmehr 
die 88 2—5 jenes Gefeges Anwendung finden.**) 

Berlin ben 28. Yebruar 1859. 


20». 
Da es fih um einen Erweiterungsbau aus— 
ſchließlich im Schulintereffe Handelt, fo kann nad 
3 und 6 des Gejeges vom 21. Juli 1846 


jegter Anficht geht das Ertenntnig des 
Dbertribunals vom 16. Januar 1874 (Entigeldungen Bb. 71 


©. 202 fi.) aus. 

=) desgl, Ertermtnig_ bes Oberiribunals vom 10. December 
1877, aut 2b. 81 ©. 14. cf. Erla vom 25. Mai 1861, 
umten Rt. 80. 


*) Bon entgegen: 
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(Sefekfammlung S. 392) die von einem Theil der 
Gemeinde behauptete bisherige Obſervanz keine 
Berüdfihtigung finden, und daran aud) der Um: 
ftand_nicht® ändern, daß bie bauliche Unterhaltung 
de3 Küfter- und Schulaufes in N. obfervanz- 
mäßig nad) anderen Grundſätzen erfolgt als 
diejenige des Pfarrhaufes dajelbft. enn der 
d.a.a. D. hat mit der Publication des Ge— 
ſetzes jedes von dem Seundjope des $ 3 ibid. 
abweihendes Herlommen, gleihviel ob daſſelbe 
auch für die Pfarrbauten Geltung hat oder nicht, 
außer Anwendung und an befjen Stelle die neue 
Vorſchrift des gedachten 8 3 geht (Ber: 
gleiche Hierzu die Erfenntniffe des Königlichen 
Obertribunals vom 18. Februar 1861 und 15. Sep⸗ 
tember 1862 in Striethorſt's Archiv für 
Rechtsfälle Band 40 Seite 276 ff. und Band 47 
Seite 32 ff.) 

Diefe Vorſchrift hat demnach der Enticheidun 
zu Grunde gelegt und demgemäß mit Rüdficht auf 
8 34 und, was den Verthellungsmaßſtab anlangt, 
auf $ 31 Theil II Titel 12 Angemeinen Land⸗ 
rechts das Reſolut, wie geſchehen, abgeändert wer- 
den müffen. 

Berlin den 25. April 1867. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königliche Regie zu N. 
en 


21. Zortdaner der nit auf dem Princip des 
8 37 Teil IL Titel 12_Algemeinen Laudrechts 
beruhenden Obſervanzen. 

Von der Königlichen Regierung zu N. in der 
Provinz Preußen war dur) Refolut vom 11. Ja= 
nuar d. J. auf Grund bed 8 37 Nr. 4 der Pro⸗ 
vinzial-Schulordnung vom 11. December 1845 
feftgejegt, daß zu dem an dem Schul- und Küfter- 
hauſe in N. wegen des Anbaues einer Schulſtube 
und Lehrerwohnung nothwendig gewordenen Er- 
weiterung3bau die Gut3herrfchaft von N. das er- 
forderliche Material und das Handwerkslohn 
berzugeben, und die Schulgemeinde die Hand- und 
Spanndienite zu leiften, gehalten ſei. Im der 
eg ſt folgende Enticheidung ergangen: 

Auf den Bericht vom 6. März d. J., den Ers 
teiterungsbau des Schul- und Küfterhaufes in 
N. —— beftätige ich vorbehaltlich des Rechts⸗ 
twege3*) das Rejolut der Königlichen Regierung 
vom 11. Januar d. J. und verwerfe den dagegen 
von der Gutsherrſchaft dafeldft erhobenen Recurs. 
Nach den unmiderlegt gebliebenen Gründen des 
Nefoluts befteht Hinfichtlih der baulichen Unter- 
Haltung des Schul- und Küfterhaufes Die Obfer- 
vanz, daß die Gutöherrihaft das erforderliche 
Material und das Handwerislohn herzugeben, und 
die Gemeinde die Hand- und Spannbienfte zu 
leiften hat. 

Es können daher auf den vorliegenden Baufall, 
obwohl derjelbe Iediglih zur Wermehrung der 
Schulräumligkeiten nothwendig ift, die Vorſchriften 
des Gefeges vom 21 Juli 1846 (Gejegfammlung 
Seit 392) nah 8 6 dafelbft keine Anwendung 
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Ebenfowenig ift hier der $ 54 der Schulordnun, 
vom 41 December 1845, nad) welhem ohne Rüd- 
ſicht auf eine beftehende Obfervanz bei den durch 
die wachſende Einwohnerzahl der Schulgemeinde 
—— werdenden Erweiterungsbauten be⸗ 
ſtehender Schulen die Vorſchriften der Schulorb- 
nung Anwendung finden follen, entſcheidend, weil 
fi diefer 
beitimmte häufer, nit aber auch auf ſolche 
Schulhäufer bezieht, melde zugleih Küſterwoh— 
nungen find, wie ſowohl das Allegat der 88 44 
bi8 47 im 8 54 eit., als auch namentlich der $ 48 
Har erjehen laſſen. 

Es ift daher die Baulaft in dem Refolut mit 
Recht nad) der beftehenden Obſervanz regulirt. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligien vor— 
ſchriftsmäßig befannt zu machen. 

Berlin, den 9. April 1862. 

Der Minifter der geiftlihen zc. Ungelegenheiten. 
gr Bertretung: Lehnert. 
die Königliche Regierung zu R. (in ber Provinz 
Preußen). 
U. E. 6626. 

22. MUnzuläffigleit der Anwendung einer für 
Küfterbanten geltenden Obfervanz auf Schulbanten 
bei Schul⸗ und Küfterhäufern. 

Berlin, den 31. Juli 1862, 

Der in Rede ftehende Ermeiterungsbau ift jeit 
dem Gejeg vom 21. Juli 1846 ber erite Bau, 
welder nad den Beftiimmungen dieſes Geſetzes 
von denjenigen zu beforgen ift, denen in Er- 
mangelung eines Küfterhaufes der Bau einer 
Schule am Orte obliegen würde. In Betreff des 
Maßſtabes für Vertheilung der Baukoſten unter 
die Schulbaupflichtigen kann daher eine Obfervanz 
ſich nicht gebilbet haben, weil eben Bauten, welche 
als Schulbauten zu behandeln, bisher bei dem 
Küfter- und Schulhaufe in K. nit vorgefommen 
find. Unzuläffig aber ift e8, die Obfervanz, welche 
wegen Bertheilung der für bie Küfterbauten von 
den Gemeinden zu tragenden Leiftungen beiteht, 
auf die als Schulbauten zu behandelnden Bauten 
zu übertragen. Es ift Daher gerechtfertigt, daß 
in dem Reſolut als Vertheilungsmaßjtab für die 
ftreitigen Baufoften den Vorſchriften des Ange— 
meinen Landrechts in den 88 34, 30 und 31 
Titel 12 Theil II gemäß die vereinigte Grund- 


und Klaffenjteuer angenommen ift. 
U. 16130. 


28. Vorausſetzung für bie Bildung von 
bſervanzen. 

— Der recurrirende Magiſtrat iſt als Guts- 
herrſchaft von T. nad $ 3 des Geſetzes vom 
21. Juli 1846 verbunden, zum Erweiterungsbau 
der Schullocale dafelbft die erforberlihen Bau- 
materialien in Gemäßheit des $ 36 Allgemeinen 
Landrechts II, 12 zu gewähren. Die Berufun— 
deffelben auf eine ihn befreiende Obfervanz fit 
nicht zutreffend, weil feit dem Erlaß des Selepes 
vom 21. Juli 1846 in T. noch fein Bau vorges 
tommen ift, der nad) Vorſchrift des letztern von 
denjenigen zu ‚ragen gewejen, melden in Er- 
mangelung eines Küfterhaufes die Unterhaltung 
einer Schule am Orte obliegen würde, Eine den 


nur auf ausſchließlich für Schulzwecke 8 
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Magiftrat von der ihm erft Kraft des citirten Ge⸗ 
feßes obliegenden Verpflichtung befreiende Obfer- 
vanz kann fi) daher noch gar nicht gebildet haben. 
derlin, ben 21. Auguft 1863. 
. 161 


24a. Unterhaltung der zur Benuuung des nah 
101 der Gem. L. D. auögewiefenen Laudes 
erforderlichen Wirthſchaftsgebande. 
Berlin, den 17. Februar 1870. 
Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
15. December v. J. 
betreffend den Reparatur= und Erweiterungd- 
bau des Wirthſchaftsgebäudes der Küfterei 
und Schule zu N., 
und auf die Recursbeſchwerde der Kirchengemeinde 
R. vom 16. October dv. 3. wird das Reofut der 
Königlichen Regierung vom 2. September v. J. 
dahin abgeändert, 
daß die Koften nicht den kirchlichen ſondern 
den Schulinterefienten zur Laft zu legen. 
Da den Vorlagen zufolge dasjenige Lanb, zu 
defien Bewirthſchaftung die Scheune qu. nöthig 
ift, der Schule zu N. bei der Gemeinheitötheilung 
überwiefen worden, fo trifft die Unterhaltungds 
pflicht nach der ausdrüdlichen Beitimmung des 
e des Oeieges vom 21. Juli 1846 (Gei.-Samml. 
. 392) die Schulinterefienten. Hieran kann der 
Umftand, daß die erfte Errichtung der Scheune qu. 
auf Koften ded Patron und der Eingepfarrten 
erfolgt ift, um deshalb nichts ändern, weil biefe 
Errihtung in das Jahr 1834, alfo in bie Zeit 
vor Erlaß des vorerwähnten Geſetzes fällt. Ebenfo 
unerheblich ift ed, ob auch die Reparaturen feit- 
her aus Kirhenmitteln beftritten find, da eine 
Obfervanz in Ermangelung der Angabe beftimmter 
Baufälle weder für dargethan zu erachten ift, noch 
nad $ 6 a. a. O. überhaupt zuläffig fein würde 
en ift, wie geſchehen, zu enticheiden ge= 
weſen. 
Der Miniſter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Rönigliche Regierung zu R. 
a oſ vovierung u 


24b. 


Berlin, den 30. September 1875. 

Auf ben, den Bau einer Scheune auf dem Küfter- 
und Schulgehöft zu N. betreffenden Bericht vom 
30. v. M. wird das Refolut der Königlichen Re— 
gierung vom 10. Mat d. J. im Wege der Recurs⸗ 
entfheidung dahin geändert, 

daß der Neubau der Scheune für nothwendig 
zu eraditen, und die Koften des Baues nad) 
Maßgabe der für Pfarrbauten beftehenden 
Grundfäge Sufgubringen. 
Die im Reſolut feitgeftellte Nothwendigkeit des 
Neubaues iſt im Wege des Recurſes nicht ange- 
fochten worden, und bat es deshalb bei dieſer Feſt⸗ 
ſetzung fein Bewenden. 

Was dagegen die eyfenſtaee anlangt, ſo würde 
die Regel des $ 37 II, 12 Allgemeinen Land- 
rechts, wonach die Grundfäge von Pfarrbauten 
Anwendung finden, durch ben & 4 des Geſetzes 
vom 21. Juli 1846 nur dann ausgeſchloſſen werden, 
wenn bie Schule zu N. in Gemuüßheit des 3 101 
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ber Bemeinfeitötbeilungs-Drbnung vom 7. Juni 
1821 mit Land botirt wäre. Diefer Fall liegt, 
wie $ 20 de3 Separationd-Receffed vom 28. De- 
cember 1842 klar ergiebt, nicht vor. Unerheblich 
dagegen iſt e8, ob das Land, welches die Stelle 
bereitö vor der Separation befefien Hat, zur 
Küfterei ober zur Schule gehört. Denn aud) wenn 
das letztere der Fall fein follte, würde immerhin 
nit der $ 4 des Gefeged vom 21. Juli 1846 
Anwendung finden, weil bie Borausfegungen diefer 
Borjgrift at gegeben find, 


25. 
Berlin, den 14. Mai 1870. 

— Das Rejcript vom 3. December 1833 (v. 
Kamp, Annalen Bd. 18 ©. 720) kann nicht mehr 
zur Anwendung kommen. Denn nad 812 Rr.5 
der Provinzial-Schulordnung vom 11. December 
1845 gebührt den erſten Lehrern an einer Land- 
ſchule, fowie den Lehrern, welche einer ſolchen 
Säule allein vorftehen, ein uneingefchränttes Recht 
auf „die nöthigen Wirthichaftslocale" und nad) 

4 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 find die zur 
rthſchaftung einer der Schule in Gemäßheit 
des $ 101 der Öemeinheitstheilungs-Ordnung vom 
7. Zunt 1321 überwiefenen Landdotation nöthigen 
Räume von ben zur Unterhaltung der Schule Sr 
pflichteten zu bauen und zu unterhalten. 


26. 

Auf den Bericht vom — ben Neubau eines 
Stalles und Appartements bei ber Schule in N. 
betreffend — beitätige ich das Refolut der König- 
lien Regierung. — — Die Heranziehung ber 
Gutsherrſchaft au unentgeltlihen Xerabfolgung 
des Bauholzes ift nad, 8 44 der Schulordnung 
vom 11. December 1845 gerechtfertigt. Der Ein- 
wand der Gutsherrſchaft, dab das Gulhaus zu⸗ 
gleich Küfterwohnung ſei und deshalb wegen der 
Unterhaltung deſſelben die Vorſchriften des $ 37 
Allgemeinen Landrechts II, 12 zur Anwendung 
kommen müßten, ift hinfällig, weil es ſich Hier 
lediglih um einen im Intereſſe der Schule zu be= 
wirkenden Bau handelt, defien Koften nah den 
88 3 und 4 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 von 
den zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten 
aufzubringen find. Diefe Vorausſetzung trifft 
namentlich aud) Hinfichtlich des neu zu erbauenden 
Stalles zu, welder zur Unterbringung des von 
dem Lehrer Fr Itenden Viehs dienen fol, da 
legtrer als Lehrer außer der Nugung des cul- 
mifcen Morgens Anſpruch auf freie Weide für 
2 Kühe, 4 Schafe, 2 Schweine und 1 Ganz nebit 
Bubehör hat, als Küfter aber nur baare Accidentien 


sieht — 
erlin, den 15. November 1861. 
U. 22588. 


27a. Anwenbbarteit des Geſetzes vom 21. Juli 
1846 in der Mark und Oberlaufiß. 
(ef. oben Kr. 5.) 
Berlin, den 18. Auguft 1863. 
Die Nothwendigkeit der Errichtung einer zweiten 
Schulftube und der Anlegung einer Wohnung für 
einen zu beftellenden zweiten Lehrer iſt anzuer- 
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tennen, da, ſelbſt wenn inzwijchen eine Berminde- 
rung der Zahl der Schultinder bis auf 121 ein= 
getreten ift, und eine baldige Zunahme nicht zu 
erwarten fteht, die Anſtellung eines zweiten Lehrers 
erforderlich bleibt, weil Ein Lehrer ohne Ueber: 
bürdung 121 Kinder nicht mit genügendem Erfolg 
unterridten kann. 

Was die Aufbringung der Baukoften anlangt, fo 
find die letzteren mit Recht nach Maßgabe des 
Gefeges vom 21. Juli 1846 (Gef.-Samml. ©. 392) 
der Schulgemeinde “ Zaft gelegt, da die Anz 
wenbbarkeit dieſes Geſetzes auch auf bie Mark 
außer Bweifel if, 

U. 14789. 


27h. 
(Bortf. von 8 245 Rr. 5.) 


Auch der eventuelle Einwand der Gemeinde W. 
daß die Baufoften nicht, wie im Reſolut feſtgeſetzt 
worden, von der Gut3herrichaft und den Gemeinden 
nad den 88 31, 34 und 36 Titel 12 Theil IT 
Allgemeinen Landrechts aufzubringen, fondern aus 
dem Sirdenärar zu entnehmen und reip. auf 
Patron und Kirchengemeinde nad dem Gejeg vom 
11. April_1846,*) betreffend die Beitragspflicht 
zur Unterhaltung von Kirchen, Pfarr» und Schul- 
gebäuden in dem Markgrafentfum Ober-Laufig 
(&ej.:Samml. ©. '164) zu vertheilen feien, er- 
ſcheint unbegründet. Denn die Einrichtung der 
Adjuvantenftube in dem Küfter- und Schulhaufe 
muß nad) $ 3 des Geſetzes vom 21. Juli 1846, 
betreffend den Bau und die Unterhaltung der Schul- 
und Küfterhäufer, als ein ausſchließlich im Intereſſe 
der Schule auszuführender Bau behandelt werden, 
deſſen Koften nach den citirten landrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften der Guisherrſchaft und den betheiligten 
Gemeinden zur Laſt falien. Daß aber das Geſetz 
vom 11. April 1846 wegen der Kirchen, Pfarr⸗ 
und Schulgebäude in der Ober-Laufig nicht auf 
alle Schulbauten ohne Unterfchied, fondern nur 
auf folde anzuwenden ift, welche nad) den Regeln 
von den Pfarrbauten zu behandeln find, ift von 
dem Königlichen Obertribunal in dem Erkenntniß 
vom 16. September 1859 (Archiv, Bd. 34 ©. 249) 
überzeugend bargethan. 

Berlin, den 6. April 1864. 

U. 6676. 


282. Detsastenät bei deu Banten an den auf 
Grund des Meglements von 1765 erbanten Tatho- 
liſchen Schul⸗ und —— in der Provinz 


Em. Excellenz Haben mir mit dem gefälligen 
Schreiben vom 25. Auguft v. 3. den Bericht der 
Regierung zu Oppeln vom 10. Auguſt v. I. mit- 
pet, aus welchem hervorgeht, daß bie Gerichte 
n den bisher zu ihrer Entjheidung gelommenen 
Fällen, in denen es ſich um die Beitragspflicht zu 
den durch dad Bedürfniß der Schulanftalt veran- 
laßten Bauten bei katholifhen Schul- und Küfter- 
bäufern handelte, der Ausführung des Ober⸗ 
tribunal3 in dem Erfenntnig vom 17. November 
4856 gefolgt find, und das Gefeg vom 21. Juli 
1846 (Gef.-Samml. S. 392) auf katholiſche Schul- 
und Küfterhäufer in Schlefien für nicht anwendbar 
erachtet haben. 


*) 5.280 Und. v. 
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Ich Habe mich in Folge deſſen einer eingehender 
Beifung und Gemägung der über den Bau katho⸗ 
licher Schulhäufer in Schleſien beitehenden pro= 
vinzialrechtlichen Beſtimmungen unterzogen. Ich 
bin dabei zu der Meberzeugung gelommen, dab Das 
Refcript meines Deremigten Herrn Amtsvorgängers 
vom 13. Juli 1857 — U. 10756 — dem Schleſiſchen 
Rechtszuſtande nicht völlig entfpricht, daß aber auch 
anbererjeit3 die Annahme, dad Geſetz vom 21. Juli 
1846 ſei auf alle fatholifche Küfter: und Schul= 
häufer ohne Unterfchied nicht anwendbar, der hin⸗ 
reihenden Begründung entbehrt. 3 

Das Reglement de gravaminibus vom 8. Auguft 
1750 beftimmt im $ 11 a, f und g.: 

„Wenn ein Parochus nötgig findet, daß zc. an 
denen Pfarr- und Schulgebäuden, welde 
legtern ebenfalls für beftändig zu denen Pfarr- 
tirhen gehören, entweber ganz neue Baue, 
oder doch namhafte Reparaturen geföchen 
müſſen ꝛc. fo ſollen die Koften zuvör 

dem Peculium der Kirche, und reicht dies 
nicht hin, von den Patronis und Parochianis 
ex propriis entrichtet werben.” 

Abweichend hiervon ſetzt das General⸗Landſchul⸗ 
reglement für die Römiſch⸗Katholiſchen in Schleſien 
vom 3. November 1765 hinſichtlich der katholiſchen 
—— im 8 13 feſt: 

„Diele Schulen find auf Koften der Gemeinden, 
wenn fie ganz ober größtentgeits katholiſch, 
außerdem aber auch mit Concutrenz der Herr⸗ 
ſchaft ohne Unterſchied der Religion, weil 
Herrſchaften jeder Religion daran gelegen und 
nützlich ift, brauchbare Unterthanen durch den 
Dienft der Schule zu erhalten, nicht nur zu 
erbauen, fondern aud mit allem nöthigen 
Schulgeräth zu verfehen.“ 
Der 5 11 ded Heglements vom 8. Auguft 1750 
ift durch fein fpäteres Gefeg aufgehoben. Derfelbe 
findet baber noch jegt auf Schulen, welche Zube- 
hör katholiſcher Pfarrkirchen find, Anwendung. Die 
fogenannten katholischen Pfarrfhulen müſſen alfo 
aus dem Kirhenvermögen und in subsidium von 
dem Patron und der —— Pfarrgemeinde 
unterhalten werben, wie die auch von den ftändifchen 
Deputirten bei Berathung des Schlefiihen Pro— 
vinzialreht3 als geltendes Mecht anerkannt ift 
Benbel, Schleſiſcher Provinzial-Redtsentwurf 
. 20. Rechtfertigung ©. 206). 
Dagegen enthält für die katholifchen Schulen, 
welche auf Grund des General-Landfchulreglementd 
errichtet find, der obige $ 13 des Reglements die 
einztge und allein maßgebende Beitimmung. Da 
der legtere das Beitragsverhältnig zwiſchen Ge— 
meinde und Gutsherrſchaft unentidieden läßt, fo 
finden auf diefe Schulen, worüber auch bei ben 
Gerichten ki: kein Zweifel obgemwaltet hat (Roc, 
Schleſiſches Archiv. Bd. IV © 482—501),*) dic 
34 und 36 Titel 42 Theil II Wllgemeinen 
andrechts volle Anwendung. 

Hiernach ſcheint mit Rüdficht auf das Gejeg vom 

21. Juli 1846 in Schlefien unterjdhieden werden 
*) Insbefonbre 
mad Veh Gpteaning bb Kinlaliden Eheruibunala som 3D Gi 
tember 1837, welges dem Präjubiz Nr. 340 (Samml. I ©. 298) 


ju Grunde ut of. inbeß jept bad Erf. des D.:B.:@. vom 
3. t. 1880 (oben ©. 250 2 ame Hab Big m 7. 
m. 21. April 1886 I, 638 (Br. Gorwaltungs . VII &. 269). 


erft aus | 
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u müffen, ob das Schulhaus ein katholiſches Pfatr⸗ 
Nnulpaus ift, oder nidt. 

Iſi das Pfarrſchulhaus zugleich das Küſterhaus, 
fo waren vor Erlaß des oejehes vom 21. Juli 
1846 die Kirche refp. die kirchlichen Yutereffenten 
aus zwei felbftändigen Rechtsgründen zur Unter- 
haltung des Gebäudes verpflichtet, nämlich: 

1) nad) der provinzialrechtlichen Vorſchrift des 

8 11 bes Reglements vom 8. Auguſt 1750, 
und 

2) nad der gemeinrechtlichen Vorſchrift des 

8 Ei Titel 12 Theil LI Allgemeinen Land- 
rechts. 

Diefen zweiten Rechtsgrund hat das Geſetz vom 
21. Juli 1846 hinſichilich der durch das Bedürfniß 
der Schulanſtali veranlaßten Bauten befeitigt, ben 
erften jedoch unberührt gelaffen. Es werben da⸗ 
her auch fernerhin Pfarrſchulhäuſer ausſchließlich 
von der Kirche und den kirchlichen Intereſſenten zu 
bauen, zu unterhalten und zu erweitern ſein. 

Iſt dagegen das Schulhaus, auf Grund des 
Reglement? vom 3. November 1765 erbaut, fo 
muß das Gefeg vom 21. Juli 1846 für anwendbar 
erachtet werden, da in dieſem all die frühere 
Unterhaltung des Gebäudes durd die kirchlichen 
Intereffenten nur auf Grund des 8 37 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landredts erfolgt fein kann, 
und die ulbaupflictigen und die Pfarrbau— 
pflichtigen fich rechtlich als verſchiedene Perfonen 
darftellen. 

Bei diefer Unterfcheidung, [von welcher id bis 
auf Weiteres bei den von mir zu treffenden Recurs⸗ 
utiepeibungen auszugehen beabfichtige,]*) tritt aller- 
dings ber Uebelftand hervor, daß der Begriff einer 
Pfarrſchule in den Gejegen nicht näher erläutert 
ift. Nach der Hiftorifchen Entwidelung des Schul- 
weſens in Schlejien erfcheint jedod die Annahme 
begründet, daß eine katholiſche Schule, 

welche am Pfarrort befindlich ift, bereit3 vor 
Erlaß des Land-Schulreglements vom 5. No: 
vember 1765 beitanden hat, und 
bei welcher das Amt des Lehrers mit einem 
— Amt an der Pfarrkirche verbun— 
en ift, 
für eine Pfarrſchule zu erachten ift, wenn nicht 
— kirchlichen Intereſſenten den Gegenbeweis 
ühren. 

Die Königlichen Regierungen der Provinz, welche 

ich von der Gerneren Befolgung des oben erwähnten 
Reſcripis vom 13. Juli 1857 entbinde, Haben in 
Bulunft felbftändig nad ihrer rechtlichen Weber- 
eugung über die Streitfrage in jedem einzelnen 
Sole zu befinden. Es bleibt daher aud ihrem 
Ermeffen überlaffen, ob und inwieweit dabei die 
vorstehend angedeuteten Grundfäge al3 maßgebend 
zu beirachten find. 

[Um jedoch zeitraubende Rüdfragen in der Re⸗ 
cursinſtanz zu vermeiden, haben diefelben in allen 
Fällen, in melden meine Entſcheidung über die 
Anwendbarleit des Geſetzes vom 21. Juli 1846 
angerufen wird, in ihren Berichten anzuzeigen, 
ob die betreffende Schule, namentlich nad) den oben 
angegebenen Merkmalen, für eine Pfarrſchule zu 
erachten fei ober nicht.]*) 
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Abſchrift diefes Schreibens habe ich den Regie 
rungen zu Oppeln, Liegnig und Breslau direct 
zugehen offen. 

erlin, den 14. Juni 1860. 
8 Bethmann-Hollweg. 


den Eoniglicen "Birkligen Geheimen Rath und 
reiherrn von 


ee F En —— 
v1 . E. 1273. 


28h. 


Auf den Beriht vom 12. d. M. eröffnen wir 
dem Kirchencollegium, daß die Tatholifche Schul- 
gemeinbe N. verpflichtet ft, die Koften für die 
aut ber Kirchenkafſenrechnung von 1859 ausge: 
führten Baulichkeiten an den & gurkinder-Apparte- 
ments zu beitreiten, und daß von der Erftattung 
diefer Koften an die Kirchentaffe nicht Abftand ge⸗ 
nommen werben kann. 

Es ift richtig, wie die Gemeinde behauptet, daß 
das Edict vom 8. Auguft 1750 noch jegt Gültigkeit 
Hat, und durch das Geſetz vom 21. Zuli 1846 
nicht aufgehoben iſt. Der $ 11 deflelben, welcher 
von ber Unterhaltung ber Schulhäufer fpricht, 
handelt jedoch nur von folden en 
melde beftändig zu den Pfarrlir gehören, 
alfo Biorrichuldäuter find. Nur auf diefe Ge: 
bäube findet die Beſtimmung Anwendung, daß die 
Baulichkeiten aus dem Beculium ber Bde be⸗ 
ſtritten werden ſollen. ine Pfarrſchule tft aber 
die katholiſche Schule in N. nicht; denn fie Liegt 
nicht im Pfarrort, da die katholiſche Kirche in N. 
Yilla von L. ift und der Pfarrer in leßterem Orte 
wohnt. 

Inter diefen Umftänden find nad) den Grund- 
ſätzen des Bejeges vom 21. Juli 1846 $ 3 und 
dem Reſeripte des Herrn Minifter3 der getftlichen 
Angelegenheiten vom 14. Juni d. 3.*) die in Rede 
ftehenden Koften von der katholiſchen Schulgemeinde 
zu tragen und einzuziehen. 

Gegen diefe Entſcheidung fteht der Schulgemeinde 
außer dem Recdtöwege**) binnen 10 Tagen ber 
Recurs an dad Königlihe Minifterium der geifte 
lichen Angelegenheiten offen.**) 

N., den 26. November 1860. 


Königliche Regierung, 
Abtheilung für fen — und Schulweſen. 


An 
das katholiſche Kirchencolleglum zu R. 


280. 


Auf den Beright vom 30. März d. J. die Be— 
ihaffung von Appartements für die katholiſche 
Schule in N. betreffend, beftätige ich mit Vorbe— 
halt des ee) das Nefolut der Königl. 
Regierung vom 26. November dv. J. und ver- 
werfe den dagegen bon ber Schulgemeinde er- 
bobenen Recurs. 

Daß die katholiſche Schule zu N. keine eigent- 
liche Pfarrſchuie iſt, und deshalb die Vorfchriften 
bes Neglements de gravaminibus vom 8. Auguft 
1750 hinſichtlich der Baupflicht auf diefelbe feine 
Anwendung finden können, vielmehr das Geſetz 


Borfichenb. 
Re du er. 1 um 8 504 Rt. 12 ff 





vom 21. Juli 1846 (Geſ.Samml. S. 392) maß⸗ 
gebend ift, ift in dem Refolute mit zutreffenden 
Gründen audgeführt. Die Behauptung der re- 
currirenden &emeinde aber, daß für die Schule 
in N. eine den Borfchriften des angeführten Ge— 
feßes derogirende Objervanz beftehe, iſt unerheblich, 
weil durch 8 6 deffelben alle mit dem 8 37 Theil I] 
Titel 12 des Allgemeinen Landrechts übereinftim=- 
menden Gewohnpeiten außer Kraft gefept find. 

Hiernach Tiegt der Schulgemeinde die Herftellung 
der Schulfinder-Wppartements ob. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten bekannt 


madıen. 
Berlin, den 25. Mai 1861. 
Der Minifter_ der geiftlichen 2. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


An 
u zu R. (in der 
29a. Banpfliht bei latholiſchen Pfarrſchulen in 
der Provinz Schleſien. 


Bon der Königlien Regierung zu N. im ber 
Provinz Schleſien war durch Refolut vom 9. Mai 
1860 feftgejeßt: daß die Baufoften des katholiſchen 
Schuletabliffements zu N., melde ausſchließlich 
durch die Bedürfniſſe für Erweiterung der Schule 
entftanden find, lediglich von der katholischen Schul- 
gemeinde, ohne Concurrenz bes Kirchenpatrong, 
der Gutsherrſchaft von N. arubeingen feien. 

In der Recurdinftanz ift folgende Entſcheidung 


ergan en: 
u den Bericht vom 9. d. M., 
die Erweiternng des fatholifhen Schulhaufes 
zu N. und das Recursgeſuch der Schulinter- 
efienten betreffend, 
ändere ich unter Freilaſſung des Rechtsweges*) 
das Reſolut der Königlichen Regierung vom 9. 
Mai d. 3. dahin ab: 
daß die ſämmtlichen Bautoften von dem Batro- 
einium zu *s, von der Pfarrgemeinde zu 
%s zu tragen. 

Nach dem Anerkenntniß fänmtlicher Interefienten 
und nad dem Ergebnif der angejtellten Ermitte- 
Iungen tft die Schule zu N. eine katholiſche Pfarr- 
fchule. Die Baupflicht bei katholifchen Pfarrſchulen 
liegt im Unvermögensfall der Kirchenkaſſe nad 
8 11a, fund g des Reglements de gravaminibus 
vom 8. Auguft 1750, welche provinzialvechtliche 
Beftimmung durch fein fpäteres Gejeg aufgehoben 
ift, dem Patron und den Eingepfarrten ob. Es 
kann aud) ferner feinem Bmeifel unterliegen, daß 
die zweite Klaſſe der kathöliſchen Schule nicht als 
eine felbftändige, fondern als ein integrirender 
Theil der farrſchule anzuſehen iſt, und daß daher 
die für die zweite Klaſſe erforderlichen Räume 
ebenfalls nach 8 11 des Reglements de grava- 
minibus und ben 719, 740, 741 Titel 11 

f II Allgemeinen Landrechts zu beichaffen 
find. Es fragt fich daher lediglich, ob dem Patro- 
einium im vorliegenden Fall die geltend gemachten 
Befreiungdgründe — Vertrag und Obſervanz — 
ur Geite ftehen. Dies muß verneint ierben. 

ie Schentungsurkunde vom 13. October 1707 


®) of. Rote zu Rr. 1 und ® 2°" 


zu 
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begründet nad) ibrem Inhalt eine Befreiung des 
Patroeiniums von ben gejeglihen Batronatslaften 
nicht. Der Nachweis einer befreienden Obſervanz 
iſt nicht geführt, da unbeftritten die Pfarrſchul⸗ 
bautoften bis zum Jahr 1848 aus der Kirchenkaſſe 
entnommen find, und ber im Jahr 1848 vorge- 
kommene Baufall allein eine Obfervanz nicht be= 
gründen kann. 

Das Refolut war daher, wie geichehen, abzu— 


ändern. 
Diefe Entfheidung ift den Betheiligten befannt 
zu madıen. 
Berlin, den 27. Wuguft 1860. 
Der Minifter der eiftüihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. 


bie Aöniglihe Reglerung zu N. 
20 b. 


Auf den Bericht vom 28. März d. J. den Neu⸗ 
bau eines Wirthichaftögebäudes fuͤr die Tatholifche 
Schule und Küjterei zu ©. und den von den zur 
Parochie ©. gehörigen Gemeinden G., M. und 
P. gegen ihre SHeranziehung zu den Baukoſten 
eingelegten Recurd betreffend, beftätige ich hier— 
durch, unter Freilaffung des Nechtämeges,*) das 
Reſolut der Königlichen Regierung vom 28. No— 
vember v. J. 

Diefes Reſolut ift nur in Beziehung auf die 
Frage, ob die Schulgemeinde oder die Pfarrge- 
meinde zur Bejtreitung der Baukoften verpflichtet 
fei, angegriffen worben. 

Die am art ©. befindliche katholiſche Schule 
It ausweislich der Matrifel der dortigen Kirche 
hon vor Emanation des General-Landichulregle- 
ment? vom 3. November 1765 beitanden. der 
an berjelben angejtellte Schullehrer bekleidet zu⸗ 
gleih das Küfteramt an der dortigen Kirche, 

Nach diefen Eriterien ift die Schule zu ©. für 
eine katholiſche Pfarrichule I erachten. 

Auf ſolche findet nicht, wie Recurrenten wollen, 
das Geſetz vom 21. Juli 1846, fondern der & 11 
des Reglements de gravaminibus vom 8. Auguft 
1750 — nad) welchem die Schulbaukoſien, 
wenn das peculium ber Kirche dazu nicht hin— 
reiht, von ben patronis und parochianis ex 
propriis zu entrichten find.**) 

Da ſich die ftreitige Frage demgemäß dahin 
erlebigt, daß fämmtliche zur Parochie ©. gehörigen, 
alfo aud die drei recurrirenden Gemeinden für 
beitragöpflichtig zu erachten find, fo konnte e8 auf 
eine jpeciele Würdigung der in der Recursfchrift 
vorgebrachten Argumente nicht mehr ankommen, 
und war vielmehr dad oben gedachte Reſolut lediglich 
zu pettätigen., 

Dieſe Entſcheidung ift den Recurrenten bekannt 
zu machen. 

m Berlin, den 15. Mai 1863. 
Eder Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Bertretung: Lehnert. 


An 
die Königliche Regierung zu R. (Im ber Provinz 
en) 
. 6874. K. 826. 
*) of. Rote zu Rr. 1 und $ 304 Rr. 12 fi. 


fl 
**) Andi 
4008.) a DA Ra Ert. des Obertrib. v. 29. Juni 





Anhang. 


L Gefet vom 21. Juli 1846 betr. ben Ban ber 
Schul⸗ und Küfterhäufer.| 

Da die Beitimmungen des Allgemeinen Land- 
rechts im 8 37 Theil II Titel 12 wegen des Baues 
und ber mterbaltung derjenigen Schufhäufer, 
melde zugleich Küfterwohnungen find, dem mit 
der Entividelung des Schulweſens erweiterten Be- 
dürfniffe nicht mehr überall entfprechen, fo ver⸗ 
orbnen Wir auf den Antrag ünſeres Staats- 
minifters, nad) ——— etreuen Stände 
und nad) vernommenem Gutachten Unſeres Staats⸗ 
raths für die Landestheile, in welchen das Allge— 
meine Landrecht Geſetzeskraft hat, was folgt: 

81. Die Beftimmung des 37 heil II 
Titel 12 des Allgemeinen Landrechts, nad) welcher 
der Bau und die Unterhaltung derjenigen Schul- 
bäufer, die zugleich Küfterwohnungen find, auf eben 
die Art, wie bei Bfarrbauten vorgefchrieben, zu 
beforgen ift, ſoll fortan nur unter nadjftehenden 
Beihräntungen und Mafgaben (88 2 bis 6) zur 
Anwendung kommen. 

8 2. Einzelne Ortſchaſten, &emeinden, Theile 
von Gemeinden, oder Einmohnerflafien, welche 
innerhalb der Barodjie, zu der die Küfterei gehört, 
mit Genehmigung der Behörden eine eigene öffent- 
liche Schule haben, find von Beiträgen zu_den= 
jenigen Bauten und Reparaturen an dem Schul- 
und Küfterhaufe frei, welche allein durch das Be— 
dürfniß der Schulanftalt veranlaßt werben. 

83. Tritt bei dem mit der Küfterwohnung 
verbundenen Schullocale dad Bedürfniß ein, die 
Schulſtube zu erweitern, oder Räume für neue 
Schultllaſſen oder zu Wohnungen für Lehrer zu 
beſchaffen, fo fünnen weder die Kirchenkafle, noch 
der Patron und die Eingepfarrten angehalten 
werben, die hierzu erforderlihen Bauten zu bes 
wirken. In einem folhen Falle find vielmehr die- 
jenigen, melden in Ermangelung eines Süfters 
hauſes ber Bau und die Unterhaltung einer ge- 
meinen Schule am Orte obliegen würde, verpflichtet, 
jene Bauten nöthigenfall® durch Herftellung beſon⸗ 
derer Gebäude auszuführen und aud künftig zu 
unterhalten. 

Insbeſondere müſſen diefelben, wenn ein folder 
Erweiterungsbau mit bem beftehenden Schul- und 
Küfterhaufe in Verbindung gebracht wird, nad) 
Verhältniß dieſes Ermweiterungsbaues zur Unters 
haltung des Schul- und Küfterhaufes, fowie im 
Falle eine Neubaues dieſes Haufes zu deſſen 
Wiederherſtellung beitragen. 

84. Iſi eine Schule in Gemäßheit des 8 101 der 
Gemeinheitötheilungsordnuung vom 7. Zuni 1821*) 
mit Land dotirt worden, jo find nur bie zur 
Unterhaltung der Schule Verpflichteten ſchuldig, 
die dem Schullehrer zur Benugung jenes Landes 
etwa nöthigen Wirthichaftsräume: ald Scheune und 
Stallung, zu bauen und zu — 

8 5. Die der Schulanſialt vorgeſetzte Regierung 
ift befugt, in den Fällen ber 2—4 da8 Bei⸗ 
tragsverhältnig ber verfdiedenen Berpflichteten, 
bei dem Mangel einer gütlihen Einigung, auf 
Grund fachverjtändiger Ermittelungen, dur ein 
Refolut vorläufig feitzufegen und in Vollzug zu 


*) 8 322 Anh. I. 
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bringen. Gegen dieſe Feſtſetzung ift der Recurs 

an das Mintiterium ber geiftlihen, Unterrichts⸗ 

und Mebicinal-Angelegenheiten zuläffig.*) Findet 

fih ein Theil duch eine ſolche Eniſcheidung der 

Berwaltungsbehörben verlegt, fo fteht ihm frei, 

geaen den andern Theil auf Entſcheidung im 
echtswege anzutragen. 

8 6. Someit ein —— — oder ein Bocatgefeh, 
oder da8 Herlommen mit dem 8 37 Theil 
Titel 12 des Allgemeinen Landrechts überein—⸗ 
ftimmen, treten aud) an ihre Stelle die Vorjchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes 88 2 bis 5. Jedoch 
fol da, wo das bisherige, mit der gedachten Vor⸗ 
ſchrift des Allgemeinen Landrechts übereinftim- 
mende Rechtsverhältniß auf einem befonderen 
Rechtstitel iht; durch das re Gefe 
nichis geändert werben. (Bef.-©. 1846 &. 3929 


II. Verordnung v. 2. Mai 1811 beir. die Unter⸗ 
haltung der Schul: und Küfterhäufer bei 
Separation der Filialtüfterei 8 4: 


„Die Berbindlichteit mancher Tochtergemeinden zur 
Unterhaltung der Schullchrer- und Küfterwohnungen 
bei der Mutterkirche beizutragen, wirb bei ein- 
tretenber Separation durch Diele gänzlich und auf 
immer aufgehoben, wogegen die Schulfehrer- und 
Küfterwohnung bei der Tochterkirche durch ver- 
Hältnigmäßige Beiträge aller zu derfelben einge- 
—5 — Dörfer gemeinfhafttiä muß unterhalten 
werben.” 


$ 280. Dertheilung der den kirchlichen 
Intereffenten zur Lak fallenden an 


Vorbericht. 

Die Kirhenbaulaft beftimmt fi) im Gebiete des 
Allgemeinen Landrechts nad) den durd Verträge, 
techtöträftige Ertenntniffe, ununterbrochene@ewohn- 
beiten ober befondere Provinzialgefege feſtgeſetzien 

egeln (8 710 Allgemeines Landrecht 11) 
eventuell nad) ben Vorſchriften der 88 711 ff. Allge- 
meinen Landrechts (cf. unten Anhang J). 

Die Kirchengemeinde und Synodalordnung für 
die evangelifhen Kirchengemeinden in den Pro⸗ 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Pofen, 
Schleſien und Sachſen vom 10. September 1873 
beitimmt im 8 31 Nr. 6: 

„In [elgenden Angelegenheiten bedarf der Ge⸗ 
meindesfirhenrath der beſchließenden Mitwirkung 
der Gemeindevertretung: 1—5 2c. 

.6. Bei Beſchaffung der zu den kirchlichen Be- 
dürfniffen erforderlichen Geldmittel und Leiftungen, 
foweit ſolche nicht nad beftehendem Rechte aus 
dem Kirchenvermögen oder vom Patrone oder von 
fonft ſpeciell Berpflichteten zu gewähren find, ins⸗ 
befondere bei Feſtſetzung der auf die Gemeinde zu 
repartirenden Umlagen und bei Beftimmung bes 
Repartitionsfußes, welcher nach Maßgabe directer 
Staatsfteuern oder am Orte erhobener Communal- 
fteuern feftgejeßt werden muß.” 

enthält der 8 18 


Eine analoge Beitimmun, 
der rheinifchweitphälifchen Birgenorbnung vom 


*) of. 8 308 Rr. 12 fi. 
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5. März 1835, der 8 33 Nr. 6 der mwiesbabener 
vom 4. Juli 1877 und der $ 21 Nr. 8 des Ge- 
fees vom 20. Zuni 1875 über die Vermögens⸗ 
verwaltung in den katholifhen Kirchengemeinden 
(ef. für Hannover auch $ 262 Anhang VII Be- 
anntmahung vom 25. Juni 1866 $ 10). — 
Daraus in Verbindung mit dem Staatögejeg vom 
25. Mai 1874 tft früher gefolgert, daß hiermit 
alle im Allgemeinen Landrecht, in Provinzialge- 
feßen oder in Obfervangen begründeten Vorſchriften 
über die Beitragspflicht zu geiftlichen Bauten be= 
feitigt feien (Erlaß vom 12. Juni 1875, cf. unten 
Anhang VII, Kirchl. Gel. u. B.- Bl. 1876/77 
Seite 53). Dagegen nehmen das Erfenntniß des 
preußifchen Obertribunal® vom 7. November 1877 
(Entiheidungen Band 81 Seite 75) und bes Reichs⸗ 
gericht? vom 8. Januar 1880 (Entſcheidungen 
Band 1 Seite 140), bdeflelben vom 1. De— 
cember 1884 (pr. Verw. Bi. VI 159) die fort- 
dauernde Geltung diefer Vorſchriften an und be- 
ziehen den $ 31 Rr. 6 nur auf neue Abgaben 
und Leiftungen;*) während die Urtheile deö Ge⸗ 
eieptaßofes zut Entfjeidung der Eompetenzconflicte 
vom 8. Januar 1881 (Kirchl. Gef. u. V⸗Bl. 1881 
Seite 42), 14. Januar und 13. Mat 1882 (Kirchl. 
Ge. u. V.Bl. 1882 Seite 49 7b, cf. auch unten 
Anhang X) annehmen, daß die Gemeinden vermöge 
ihrer Autonomie befugt ſeien, die Baubeiträge 
dur Umlage auf die Gemeindeglieder aufzu- 
bringen und daß gegen einen folden von der 
Staatsbehörde für vollftredbar erflärten Beſchluß 
der Rechisweg unzuläffig ſei — vgl. über bie 
Trage auf Eotag vom 19. März 1878 unten 
Anhang VII (Kirchl. Gef. u. 8.81. 1878 ©. 133), 
a in Dove, Zeitfchrift für Kirchenrecht Bd. 17 
eite 127, rufen, das Preußifche Kirchenrecht 
Seite 61 ff.) 
Liegt ein folder Beihlup***) nicht vor, fo be 
wendei e8 bei den früheren Normen. 
Hiernach find im Folgenden einige wichtigere 
hierauf bezügliche — im Centralblatt abgedrudte 
Beftimmungen imiebergegeben melde bie 
Leiftungen des Patron, der Eingepfarrten, das 
Märkifche Kirchenrecht, die Uebernahme ver Kirchen: 
laſten durch die politifche Gemeinde und die Leiſtun⸗ 
ie der fächflfchen Rittergutsbefiger betreffen, an⸗ 


angsweiſe auch die Vorichriften des Allgemeinen 
ndreht3 II 11 88 710 ff. satgeigeile 
Die Bresbpterial- und Synobalorönung für bie 
evangelische Kirche im Bezirk des Eonfiftoriums 
in Caſſel vom 16. December 1885 beftimmt da⸗ 
geoen 22 Ar. 6: „Wird ein Beitragsfuß für 
ie Kirhenumlagen in der Gemeinde, in der bis⸗ 
lang ſolche nicht erhoben find, neu eingeführt oder 
wird eine Abänderung des beftehenden Beitrags⸗ 
fußes von den @emeinbeorganen beſchloſſen, fo 
muß berfelbe nad) dem Fuß directer Siaatsſteuern, 


*) Der Erlap vom 24. Januar 1881 (Kirhl. Gel. u. B.:Bl. 
Seite 33) Täht, biefer Anfiht folgend, wieder bie Abminiftratto- 
a der nad; dem alten Mobus zu erhebenden Pa⸗ 
Li al u 

jur Abänderung des zwiſchen mehreren Kirchengemeinden 
Einer Parodie obfervanzmäßlg jehenben Maßſtabes zur Ver⸗ 
thellung ber Baulaft find übrigens bie vereinigten Bemeinbeorgane 
nicht (rl. des evangel. Obersfirhentatgs vom 20. März 
1883 Kichl. ET 

***) Wegen Bollfiredbarkeit ber beſchlufſe: of. $ 301 Anz 
hang VIL. 
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foweit diefelben perſönliche Steuern find, beftimmt 
werden. br ſolche @emeindeglieder,, welche ge= 
t 


ſetzlich birecte 


aatöfteuern nicht zahlen, können zur 


Kichenumlage herangezogen werben.“ cf. Art. 3 
des zugehörigen Staatögefeges vom 19. März 1886 
ei. Samml. Seite 79. Es entfpricht Dies den 
neuerbing® allgemein gegebenen Anordnungen, bei 


ber 
die 


kirchlichen Vefteuernng nad) Möglichkeit nur 
perjönlichen Staatsftenern mit Zufchlägen zu 


belaften und jede Doppelbefteuerung zu vermeiden. 


Es 


bang VIIAXI mitgethe 


1. 


* 


5 


6 


9a. 


find hierüber ergangen ve nn im Anz 
en Erlaſſe. 


Leiftungen bed Patrons.*) 

€. v. 2. debr. 1864 betr. ben Charakter ber Laften 
bes Kirchenpatronats und Ausihluß einer Heran⸗ 
siehung bes Patrons als Einwohner einer zuge 
ſchlagenen Gaftgemeinbe. — of, inbef ımten Anh. VI. 
€. v. 12. April 1869 und 3. Dec. 1862 betr. 
die Unzuläffigfeit einer Anwendung ber für bie 
Patronatsbeiträge zu Pfarrbauten beftehenden Ob: 
fervanz auf bie Batronatäbeiträge zu Schul: und 
Küfterbauten. 


. € o. 19. Rov. 1866 betr. ben Ausſchluß einer 


Obſervanz über bie Beiträge zu Reparaturen auf 
biejenigen für Neubauten. 

€. v. 14. April 1863 betr. bie Zuläffigteit einer 
Heranziehung bed Patrons, wenngleih jeine Bau⸗ 
pflicht noch nie in Anſpruch genommen ift. 

€. v. 5. März 1863 betr. bie Berechnung bes 
Patronatsbeitrags bei Stadtkirchen unter 
Einrehnung ber Hanb- und Spannbienfte, 
€. v. 28. Mat 1866 und 30. Januar 1867 
betr. bie vorzugsweiſe Belaftung ber zu Naturalz 
Teiftungen Xerpflichteten mit ben entſprechenden 
Gelbbeträgen, wenn bie Dienfte nicht in natura ge- 
leiſtet find. 

€. v. 10. Januar 1874 betr. ben Untheil ber 
Gemeinde an bem Erlös aus bem Abfall des patro= 
natifhen Bauholzes nur auf Höhe ber von ihnen 
nicht unentgeltlich zu gemwährenben Leiftungen. 

€. v. 5. Nov. 1866 betr. bie Betheiligung bes 
Kirchenpatrons an ben Koften bed Bauplages, 
Anberer Anſicht folgt das Obertrib. in dem Ert. 
vom 28. Juni 1878 in Gaden ber Kirche zu 
Suderode (Entf. Dh. 82 ©. 115, Kirchl. Ge.- 
und 8.81. 1878 ©. 18), und ber E. v. 25. Oct. 
1878, fowie bie Ext. des R.:&, v. 24. Oct. 1881 
und 12, April 1883 (Entſch. Bb. 9 6. 253). 
€. v. 4. Oct. 1862 betr. bie Vetheiligung ber 
Kirchenpatrone an ben Koſten ber Gehege. 
ef. $ 305 Rr. 50 (E. v. 4. Oct. 1862) und €. 
v. 7. Dec. 1863 unten Nr. 19. — gl. über 
bie Koften ber Gehege bei Schulmeiftermohnungen : 
8 306 Nr. 43—50 und wegen ber Leiftungen nad 
martiſchem Recht unten Nr. 14 ff, 19. 

€. v. 14. Rov. 1884 betr. bie Nichtverpflichtung 
des Patrond zu ben Koſten miethsweiſe be: 
Ihaffter Räume, 


qui 


Gemeinrechtlich find nur diejenigen Patrone baupflichtig 
jotus aliquos ex ecclesiis diotis provenientes per- 


Ahnen. v. 27. Jan. 1885 (Pr. Verw.⸗Bi. VI 287). 


uns Oonc, Trid Bess. XXI C. 7 de reform, sw. 
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Leiftungen ber Eingepfarrten. 

10. €. v. 6. Jan. 1870 betr. bie Verpflichtung mehrerer 
Filialgemeinden zur Unterhaltung ber gemein- 
famen nad ber ®. v. 2. Mai 1811 feparirten 
Filialfüfterel. — of. 8 279 Rr. 4. 

11. €. v. 24. April 1860 betr. ben Wohnſitz als 
Vo raus ſetz un g ber Kirchenbeitragspflicht. — Ueber 
die Zugehdrigkeit zur Kirchengemeinde ck. €. v. 
28. April 1859, 8249, Nr. 3 (Alt⸗Lutheraner). 

12. E. v. 18. Jan. 1860 betr. bie Pflit ber ganzen 
Pfarrgemeinde, nit ber einzelnen Ort ſchaften 
zur Uebertragung ber Ausfälle. 

120. Ueber bie Befreiung ber Kirchen, Pfarr und 
Säuläder: ol. 8 207 Nr. 8 a, E., über bie Bes 
frelung ber Geifnichen unb Lehrer: 8 209, über bie 
Heranziefung bes Gutsheren als Eingepfarrten: 
8 254 Mr. 1. 


Märkiſches Kirchenrecht. 


13. €. v. 8. Mai 1865 betr. bie Begründung ber 
Rarodialbaulaft in ber Markt burd ben 
Wohnſitz unabhängig von bem Belenntniß. 

14. €. v. 21. Auguſt 1863 und 9. Febr. 1860 betr. 
bie Verpflihtung bes Patrons zur Lieferung 
von Ziegelfteinen, event. bei Berwenbung von Feld⸗ 
fteinen, aud zum Sprengen und Schlagen berfelben. 

15. €. v. 28. Juni 1864 begl. — cf. 8 276 Rr. 14. 

16. €, v. 23. Mai 1860 beir, bie Verpflichtung bes 
Patrons zur Lieferung von trodenem (unbearbeiteten) 
Holz, insbefonbere zu Thüren und Fenftern. 

17. €, v. 13. Mat 1861 beögl., baher nicht zu Dach⸗ 
fplitten. 

18. €. v. 13. Oct. 1864 betr. bie Verpflichtung des 
Patrons nur zur Lieferung bed rohen Bauholzes 
unb ber Werkfteine bezw. ihrer Surrogate ober 
ihres Werth, nicht von zubereiteten Materialien. 

188. €. v. 13. Juni 1864 betr. bie Richtverpfͤchtung 
bed Patrons zum Tragen ber Abbrucstoften. 

19. €. v. 7. Dec. 1863 und Erk. des Obertrib. v. 
25. April 1851 betr. bie Verbindlichteit bes Patrons 
zur Lieferung ber Surrogate von Holz, Steinen, 
Kalt, daher auch eines Drahtgeheges. 

20. E. v. 16. Sept. 1862 desgl. zur Beſtreitung der 
Koſten für bie Abtheerung ber Pappdächer. 

21. €. v. 24. Oct. 1863 betr. bie Verpflichtung ber 
Patrone im Gebiet ber Magbeburgiſchen Kirchen⸗ 
orbnung zur Herftellung bes im fenerpoligeilichen 
Intereffe ftatt des früheren Strohdachs erforber« 
lien Ziegeldachs. 

Uebernahme kirchlicher Laſten burd bie 
politifhe Gemeinde 

22. Ext. des D.:8.-&. v. 25. Febr. 1885 betr. bie 
Befugnig bürgerlicher Gemeinden zur Uebernahme 
tirchlicher Laften. ck. auch Rr. 11 und 12 unb 
8 267 Rr. 4, 

Anhang. 

L Altg. Landrecht Th. U Tit. 11 98 710 ff. 
betr. bie Rormen für die Kicchenbaulaft. 

IL 2. v. 11. Nov, 1844 betr. bie Beitragspflicht 
dev Rittergutsbefiger in ben vormals 
Kol. Saächſiſchen Lanbestheilen zu ven 
auf bem Parodialverbande ruhenben Leiftungen 
für Eulen. cf. Rote zu Rr. 4. 

IN. 2. v. 9. Dec. 1876 betr. bie fortbauernde Gültig: 
keit biefer Vorſchriſten. 
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IV. 2. v. 11. Juli 1845 betr, bie Verwenbungen 
zu Kirchenbauten aus ber Kirchenkaſſe nad 
Maärkiſchem Provinzialredt. 

V. 2. v. 11. April 1846 betr. bie Beitragspflicht 
zu Kirhenbauten in ber Oberlauſitz. cf, 8279 
Nr. 27b. 

VL E. v. 23. Rov. 1878 betr. bie Beitragapfliht 
des Patrons als Eingepfarrien. 

VO. €. v. 12. Juni 1875 u. 19. März 1878 betr. 
bie Beſchlußfaſſung ber Kirchengemeinden über ben 
Repartitionamobus.*) 

vI/X. €. v. 28. Nov. 1883, 30. Aug. 1884, 9. Oct. 
1884 betr. ben Ausfhluß von Zufhlägen 
zur Staats-Grund- und Gebäubefteuer 
bei kirchlichen Umlagen. 

„€ v. 5. Bebr. 1886 betr. bie Vermeidung 
der Doppelbefteuerung mehrfach eingepfarrter 
Berfonen. of. 8 248 Rr. 3, 8 262 Rr. 19. 


1. Charalter der Laſten des Kirchenpatronats. 
Baubeiträge des Patronats.**) 

Auf den Bericht vom 27. October v. J., be— 
treffend den Neubau von Wirthſchaftsgebäuden bei 
ber evangeliſchen Küfterei in W., ändere ich mit 
Vorbehalt bed Rechtsweges das Reſolut der König- 
kai vom 12. September v. J. da= 
in ab: ü 

daß ber N. nicht verbunden, zu den Bau— 
toften außer dem Patronatsbeitrag auch noch 
wie ein —— und Mitglied der Gaſt⸗ 
gemeinde Klein⸗O. Beiträge zu leiſten. 

Der N. iſt als Beſitzer des Ritterguts W. 
Patron der evangeliſchen Kirche dajelbft und Hat 
ala folder unftreitig den gefeglichen Patronats- 
beitrag zu dem jegigen Süftereibau zu leiften. 
Außerdem ift berfelbe Befiger und Bewohner des 
Dominiums Mein-D., welde Ortihaft durch Ein- 
pfarrungs-Decret vom 1. September 1860 als 
Gaftgemeinde zur Kirche in W. geichlagen ift. 

Es ift in Folge deſſen die Frage entftanden, ob 
ber N., ber der evangelifchen Confeſſion angehört, 
auch ald Mitglied der Gajtgemeinde Klein-Q. an⸗ 
qulehen und deshalb als Eingepfartter zu dem 

ftereibau in W. beizutragen verbunden fei. 

In dem Refolut wird Biete Frage bejaht, indem 
angenommen iſt, daß bie Leiltungen bes Patro: 
nats dingliher Natur feien und deshalb der Pa- 
tron, wenn bei ihm alle Vorausfegungen für die 
Eigenfchaft eines Eingepfarrten zutreffen, was hier 
der Fall jei, noch befonders für feine Perſon als 
Eingepfarrter beitragen müffe. 

Die dagegen von dem N. erhobene Recursbe— 
ſchwerde erſcheint jedoch begründet. 

Allerdings ſind die Laſten des Kirchenpatronats, 
fofern daſſelbe auf einem Gute haftet, dingücher 
Natur. Indeſſen 5 folgt nur, daß jeder 
Befiger des berechtigten Guts, ohne Rüdficht 
darauf, ob er der Lonfeffion der Kirche feines 

atronat3 angehört und im Kirchfpiel feinen Wohn- 

bat, die Watronatslaften zu erfüllen hat, nicht 
aber, daß der Befiger, wenn er der Eonfeifion ber 
betreffenden Kirche angehört und im Kirchſpiel 
feinen ordentlichen Wohnjig Hat, nun auch noch 
beſonders wie ein Eingepfarrter heranzuziehen fet. 


*) ef. oben den Borberiht (S. 361 Sp. 2). 
3)3. of. anen Anfang wm‘ ER 





Vielmehr ftellt dad Allgemeine Landrecht überall 
den Batron ben Eingepfarrten gegenüber und weiſt 
dem erfteren eine Sheltung an (und zwar ohne 
zwiſchen dem dinglichen und perfönfihen Patronat 
zu unterjcheiden), welche es unzuläffig erſcheinen 
läßt, den Patron zu den Eingepfarrten zu zählen. 
Insbefondere ift Sr ih der Baulaft in den 
88 731 ff. Titel 11 —* II Allgemeinen Land⸗ 
rechts genau vorgeſchrieben, was der Batron einer- 
feit8 und die Eingepfarrten andererſelts zu leiften 
haben. Daß Hierbei nit daran gedacht fein kann, 
daß der Patron nochmals befonderd unter ben 
Eingepfarrten beigutragen habe, geht aus der Ber 
ftimmung de3 $ 732 a. a. D. Mar hervor, wonach 
der Patron nur dann noch befonders wie ein Ein- 
gepfarrter mitbeitragen foll, wenn er Nufticalyufen 
im Kirchſpiele befigt. 

Lepteres iſt in dem vorliegenden Fall weder 
behauptet, noch dargethan, und fehlt ed daher an 
einem Rechtögrunde, um ben vecurrivenden Patron 
neben feinen Patronatsleiftungen noch zu Einge- 
pfarrtenbeiträgen heranzuziehen. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten befannt 
zu machen. 

Berlin, den 2. Februar 1864. 

Der Minifter ber geiftißen x. Angelegenheiten. 
v. Mübhler. 


a 
—— 
2a. ng = von Obſervanzen bei ber 
—E 


(ef. 8 279 Rr. 22.) 


Dagegen konnte dem Untrage des Recurrenten, 
fämmtliche Koften dem fiscaliihen PBatronat zur 
Laſt zu legen, nicht Statt gegeben werben, da die 
in dem Recursbeſcheide vom 23. Juli 1838 nad) 
erfolgter Beweisaufnahme für dargethan erachtete 
Obfervanz, kraft welcher dad Patronat verpflichtet 
ift, die tatholifchen Pfarrgebäude in N. auf alleinige 
Koften zu unterhalten, bei Beurtheilung ber Frage, 
wer da katholiſche Schul⸗ und Organiſtenhaus zu 
unterhalten habe, nicht in Betracht kommen kann. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten befannt 
zu maden. 

Berlin, den 12. April 1859. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
dv. Bethmann-Hollweg. 


2b. 
Berlin, den 3. December 1862. 
Auf den Beriht vom 10. v. M., betreffend den 
Erweiterungsbau des Küfter- und Schulgaufes in 
L., ändere ich mit Vorbehalt de Rechtsweges“) das 
Reſolut der Königlichen Regierung vom 16. Auguft 
d. 3. dahin ab: 
daß bie recurrirende Pfarrgemeinde von den 
auf 651 Thlr. 22 Sgr. 1 Pf. feftgeftellten 
Baufoften nur Ein Drittel, der Fiscus als 
Patron aber Zwei Drittel zu zahlen ver- 
bunben. 
Daß ber ausgeführte Anbau an der Küfter- und 
Lehrerwohnung als ein den kirchlichen Intereffenten 
ohne Concurrenz der Schulbaupflichtigen obliegen- 


*) o£ 8 304 Rr. 12 ff. 


U. 7366, 
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der Bau zu behandeln, und demgemäß die Bau- 
toften nad $ 37 Titel 12 Theil II Allgemeinen 
Landrechts bei Inſufficienz der Kirchenfaffe von 
dem Patron und den Eingepfarrten nad) den Bor: 
fchriften über die Unterhaltung der Pfarrgebäude 
aufzubringen find, tft unftreitig. Dagegen ftreiten 
die Intereffenten über das Theilnahmeverhältniß, 
indem die Gemeinde in Gemäßheit ber gefeglichen 
Vorſchriften von dem Patron einen Beitrag von 
%3 der Baarkoften beansprucht, während der letztere 
gemäß ber für die Unterhaltung der Pfarrgebäude 
in L. beftehenden Obfervanz nur */s beitragen will. 

Der Anſpruch der Gemeinde ift jedoch als be— 
gründet anzuerkennen. 

Bezüglich der Unterhaltung des Küfterhaufes in 
L. beiteht eine bejondere Obſervanz nicht, indem 
eine gleihmäßige Webung bei Aufbringung der 
desfallfigen Koften bisher nicht beobachtet worden 
ift. Die für die Pfarrgebäude beftehende Obfer- 
vanz kann aber, wie aud) von dem Königlichen 
Obertribunal in Sachen Fisci gegen die Gemeinde 
D. unterm 9. Mai 1859 angenommen worden ift, 
nicht analog auf das Küſterhaus angewendet 
werden, dba jede Gewohnheit fih nur durch 
Handlungen offenbart, und ihr Umfang nur durd) 
das Refultat, welches diefe Handlungen ergeben, 
feftgeftellt wird, demnad) jede Obfervanz lediglich 
in ſoweit Gültigfeit Hat, als fie thatſächlich aus- 
geübt worden tit.*) 

Die Vertheilung der Koften für den Anbau an 
dem Küfterhaufe in 2, muß daher nach den ge— 
fegligen Vorſchriften über bie Unterhaltung 
der Pfarrgebäude erfolgen, und ift daher Fiscus 
als Patron nad den 88 789, 790 und 731 
Titel 11 Theil IT Allgemeinen Landrechts für 
verpflichtet zu erachten, zwei Drittel des Geldbei- 
trags zu zahlen. 

E. U. 4667. 


Anf die Berichte der_Königlichen [Regierung 
vom 29. Juni und 16. September cr. ſowie den 
Necurs des Ortsgerichts und der Schuldeputirten 
au N. vom 18. Juni d. 3. wird das über den 

au katholiſcher Schulhäufer in N., 3. und St. 
erlaffene Refolut vom 9. April 1866 in Bezug 
auf den Neubau des katholiſchen Schul- und Küſter⸗ 
hauſes zu N. zu Nr. 6e 
Hierdurd dahin abgeändert, 
daß zu denjenigen Baarkoften, welche aus dem 
Kirhenärar nit entnommen werden können, 
das Dominium N. als Patronat zwei Drittel 
, und bie —— mit Ausſchiuß von S. 
And B. ein Drittel beizutragen gehalten, 
im_Uebrigen beftätigt. 

Der Annahme des Reſoluts, daß bei einem 
Neubau die Obfervanz anzuwenden fei, welde 
fi) im Lauf der Zeit bei den Reparaturen kenni— 
li gemadt, Tann nicht beigetreten werden. Die 
Einheit der Baulaft, auf melde diefe Annahme 
egründet wird, ſchließt deren Theilbarfeit und 
omit die rechtliche Möglichkeit nicht aus, daß fich 





*) Die individuellen Umftänbe find zu prüfen. (Erkenninif 
bes Obertribunals vom 17. Februar 189 
Seite 168.) 


bezüglich ihres Umfangs, je nachdem es fi um 
Reparaturen oder Neubauten handelt, verſchiedene 
Rechtsnormen bilden können. Wie dad Geſetz 
felbft in einzelnen Fällen zwifchen der Verpflichtung 
zu der einen und der anderen Art von Bauten 
beftimmt unterfcheidet und die Baulaft in An— 
fehung derſelben Gebäude ihrem Umfang nad 
verfchiedenen Intereſſenten auferlegt (8$ 785, 78 

und 796 Theil II Titel 11 Allgemeinen Land- 
rechts), fo Tann eine ſolche Verſchiedenheit un- 
zweifelhaft aud) durch fpecielle Rechistitel begründet 
werben, beifpielsteife alfo auf den Patron, der 
geießlich bei Reparaturen mie bei Neubauten */s 
beizutragen hat, durch Vertrag oder Verjährung 
die Verpflichtung zu fämmtlihen Reparaturen 
allein übergehen, fein Beitragsverhältniß hinficht- 
lich der Neubauten indeß unverändert bleiben. 
Daß aber im Nechtöbegriff der Obſervanz 
nichts Liegt, wa3 deren Anwendbarkeit in gleichen 
Fällen ausſchließt, vielmehr eine Theilung und ein 
bloß partielle Webergang der Baulaft durch longa 
consuetudo ebenfowohl wie durch Verjährung und 
Vertrag vermittelt werden kann, bedarf feiner 
weiteren Ausführung. 

Wenn nun im gegenwärtigen Sal nad) der 
eigenen Annahme der Königlichen Regierung die 
im Refolut näher bezeichneten Bauten, zu welchen 
die Gemeinde N. zwei Drittel beigetragen bat, 
fämmtlid Reparaturen geweſen find und nichts 
vorliegt, was ald der Ausdrud einer weiter gehen= 
den, auch das Beitragöverhältniß bei Neubauten 
umfaffenden Nechtsüber; sugung der Gemeinde an⸗ 
gefehen werben könnte, % äßt fi) die bei Repa— 
raturen dargethane Obſervanz auf Neubauten um 
fo weniger ausdehnen, ald bei dem einzigen Neu- 
bau, über den actenmäßig etwas erhellt — d. i. 
der Erbauung des bisherigen Schulhaufes im 
Jahr 1769 — nad) Angabe der Königlichen Re— 

ierung die Gemeinde zu ben aus ber Kirchen- 
halle nicht beitrittenen Baarkoſten nichts beige 
tragen hat. 

vemnach ift in Abficht diefes Punkts in Ueber- 
einftimmung mit ber Entiheldung des Köni, x 
Obertribunal® in dem Erfenntnig vom 12. Ja- 
nuar 1857 (Entfcheidungen, Bd. 35 Seite 139)*) 
das Refolut zu ändern, im Uebrigen aber daffelbe, 
da die gegen feinen fonftigen Inhalt erhobenen 
Außftellungen unbegründet refp. unerheblid er- 
icheinen, zu beftätigen gewefen. 

Dieſer Beſchluß Fi den Interefjenten vorjchrifts- 
mäßig zu publiciren. 

Berlin, den 19. November 1866. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
An 


die Königliche jlerung zu R. 
u TR 2 


4. Beridfihtigung der biäherigen thatfächlichen 
Freilafſung des Patrond. 
(ortfegung von 8 276 Rr. 16.) 

— So kann die Berpflichtung des Batronat3 zur 
Bahlung von %s der baaren Koften nad) den land⸗ 
rechtlichen Grundfägen über den Bau und bie 
Unterhaltung der Pfarrgebäude, melde nad) dem 


1. Strieth. Vand d ——— — 


ot. nebenſtehende Rote zu Rr. 2b. 
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Gutachten des Königlihen Obertribunal® vom 
31. October 1842 (Entiheidungen, Band 24 ©. 3) 
und dem Erkenntniß bejjelben Gerichtshofes vom 
26. April 1856 (Eniſcheidungen Bd. 32 ©. 457)*) 
in dem vorliegenden Fall unbedenklich für maß- 
ebend zu erachten find, nicht zweifelgaft fein. 
aß dagegeu die Ausführungen des Nefoluts 
vom — wonach der Bejig der Zreiheit von 
jeder Beitragspfliht zu Gunften des Patro— 
natd angenommen unb beshalb defjen gänzliche 
Steilaffung ausgeſprochen worden ift, nicht halt⸗ 
bar find, weil bisher nod niemals die fubfidiäre 
Baupflicht des Patrons in Anfpruh genommen 
worben, haben Em. Erellenz mit Gründen aus— 
eführt, denen ich nur völlig beiftimmen kann. — 
iernad würden aber die Schul- und bie Kirchen- 
jemeinde, welche in dem vorliegenden Fall aus den= 
Piben Berfonen beftehen, nur die Baudienfte um "/s 
der baaren Koften, alfo — Thlr. zu Teiften haben. 
Berlin, den 14. Wpril 1863. 
E. U. 27. 


5. Beitrag des Patrons bei Stadtlirchen 
(Küfterhänfern). 

Auf den Bericht vom 17. Januar d. J. erkläre 
ich mid) damit einverftanden, daß der Anſpruch 
des Magiftrats zu 2. gegen den Fiscus auf Ge— 
währung von %s ber baaren Koſten zur Unter 
haltung bes reformirten Küfter- und Schulhaufes 
dajelbft als begründet nicht anzuerkennen, und 
demjelben daher Iediglich die Beichreitung bes 
Nechtömweges**) zu überlaffen ift. 

Dagegen erjcheint e8 nicht gerechtfertigt, daß Die 
Königlihe Regierung das vom Fiscus nad) $ 740 
Zitel 11 Theil II Allgemeinen Landrechts zu ge- 
währende Driitheil mit Ausihluß der Koften fi 
die Hand» und Spanndienfte berechnen will. Nur 
bei Landkirchen haben die Eingepfarrten nad) 
8 714 a. a. D. die Baudienfte vorweg zu leijten, 
wogegen bei Stabtlirhen nad 8 719 a. a. D. die 
Dienite den übrigen Koften zuzufchlagen find. 
Gerade hierauf beruht das verſchiedene Verhältniß 
der Batronatöbeiträge bei ſtädtiſchen und Ländlichen 
Kirchen. Sind daher in dem bozliegenben Tall 
die Grundſätze über die Baulaft bei Stadtkirchen 
zur Anwendung zu bringen, fo hat Fiscus aud) 
3 der Koften für die Hand- und Spanndienſte 
* tragen. Sollte jedoch dem Fiscus in dieſer 

iehun ein ſpecieller Befreiungsgrund zur 
Selte eben, was nicht der Fall zu jein ſcheint, 
fo erwarte ic} weiteren Bericht, anderenfalls bleibt 
der Königlichen Regierung hiernach die weitere 
Verfügung überlaffen. 

Berlin, den 5. März 1863. 

U. 2434. 


6a. Berechunug der Naturalleiftungen der Ein- 
sepfarrten bei dem Patronatäbeitrag. 

Auf den Bericht vom 11. November v. 3. er⸗ 
wibere ih der Königlichen Regierung, daß bie 
Moniten 30 und 31 der Königlichen Ober-Rech- 
nungskammer zu ber Rechnung über die geiſtliche 
und Unterrichts⸗Verwaltung für 1863 und rüd- 

*) Das Erkenntnig führt aus, bag in ben vormals Königl. 
fühfifhen Sandestheilen bie $$ 710, 740, 790 II 11 anmwenbbar 
‚_ba bie Berorbnung vom 11. Rovember 1844 (unten Ans 


II) über die Beitragspfiit der Patronaie nidis entpalte. 
N 








wärts in Bezug auf die Berechnung des Patro⸗ 
natsbeitrages zu den von den Pfarr⸗ und Küfter- 
Stellen in N. und N. zu zahlenden Deichbau— 
toften als begründet erjcheiuen. 

Die auf kirchlichen Gütern ruhende Deihbaulaft 
ift der Entfeidung des Königlichen Obertribunals 
vom 22. Auguft 1809 und dem Circular-Refcript 
vom 3. October 1857*) entſprechend in ber ad- 
miniftrativen Praxis feither nad) den Regeln von 
der firhlihen Baulaft überhaupt behandelt worden. 
Bei Infufficienz des Kirchenärard haben demge— 
mäß Patron und Eingepfarrte zu Deichlaften in 
demſelben Verhältniß beizutragen, wie zu andern 
tirhlihen Bauten. Dieſes gejegliche Beitragsver— 
bältniß muß fi aber gleich bleiben, einerlei ob 
die Pflichtigen die ihnen zur Laft fallenden Leiftun- 
gen felbjt verrichten, oder ob diefelben ganz, oder 
theilweife für Geld durch Dritte verrichtet werben. 
Werden alle Bauerforderniffe durch Geld beſchafft, 
fo müffen alfo die Naturalleiftungen, welche ent= 
weder dem Patron ober den Eingepfarrten allein 
obliegen, dem Pflichtigen auch in Geld allein zur 
Laſt gejegt werben.**) Sofern hierzu nicht ſchon ein 
vorliegender Anſchlag genügenden Anhalt bietet, 
muß ein erjabrungsmäßlges oder jachverftändiges 
Ermefjen über das Verhältniß der einzelnen 
Teiftungen entf&heiden. Möchten fi bei Anwen⸗ 
dung diefer Grundfäge für die Vergangenheit nicht 
zu sfeitigenbe Umjtände ergeben, jo erwarte id) 
weiteren Bericht. 


Berlin, den 28. Mai 1886. 
&. 2698. E. 24600. 


6b. 
Berlin, den 30. Sanuar 1867. 
Der Inhalt des Bericht? vom 18. Auguft v. 3., 
die Aufbringung der für firchliche Güter zu leiften- 
den Deichbaukoſien betreffend, kann mid) zu einer 
Mobification des Reſcripts vom 28. Mai pr. 
(K. 2698 E. 24500) nicht beftimmen. 
Der in dieſer Verfügung ausgefprochene Rechts⸗ 
grundfag, 
nad welchem die Naturalleiftungen, die ent⸗ 
weder dem Patron oder den Eingepfarrten 
allein obliegen, inZbejondere die Hand- und 
Spannbienfte, den Pflihtigen auch dann zur 
Laſt jetten, wenn Tmmtige Bauerforderniffe, 
wie bei den Seitens ber Deichfocietäten aus- 
zufügrenden Bauten, durch Geld beſchafft 
werden müfjen,** 
findet zwar nah $ 714 Theil II Titel 11 All⸗ 
gemeinen Landrechis in Anſehung der Hand- und 
panndienfte in der Hegel aud in dem Fall 
Anwendung, wenn die Kirhenärare fufficient find, 
es fei denn, daß durch Obfervanz oder andere 
beſondere Normen eine ea. von der Regel 
begründet wäre. Die Anwendbarkeit des Grund- 
fages ift jedoch bedingt durch den den Hauptver- 
arten obliegenden Nachweis feiner thatſäch⸗ 
ichen Vorausſetzung und cejlirt daher, ſoweit dieſer 
Nachweis ſich im concreten Fall nicht führen läßt. 
Eine folde Unmöglichkeit kann aber aus dem 


”) of. unten $ 30%. Bor! 

**) Mit Rüdfigt auf biefen einen Grundſatz haben bie 
beiven Erlaffe noch Aufnahme gefunden, wennglei nad jegiger 
— — nicht mehr beitragbpflichtig i 

ud, 
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Umfiand, daß aus den — nnd Anſchlägen 
des Deichverbandes das Geldäquivalent, welches 
den bei den Deicharbeiten geleiſteten Hand- und 
Spanndienften eniſpricht, nicht zu berechnen ift, 
—— gefolgert werden. Der Nachweis der 
erforderlich —— Dienſte und ihres Geld- 
werths wird vielmehr in anderer Weiſe zu er⸗ 
bringen fein, 3. B. durch Gutachten von Sad: 
verftändigen, Durchſchnittsberechnungen ꝛc. Mag 
dann au Hin und wieder eine genaue und voll 
ftändige Feltftellung mit Weiterungen verbunden 
fein, jo wird dod im Allgemeinen unſchwer er- 
mittelt werden können, wie viel Hands und Spann- 
diente bei den Deicharbeiten mindeftens noth- 
wendig geivefen find, und in welhem Verhältniß 
ihr Werth zu den Geſammtkoſten ftegt. Wird die 
Frage in diefer Weife geftellt, fo ift zugleich die 
Möglichteit gegeben, daß diefelbe Hund Sachver⸗ 
ftändige generell beantwortet und damit eine all⸗ 
gemeine orm geivonnen wird, welche befondere 

rmittelungen fir jeden Einzelfall entbehrlich 
madt, und unbeſchabet des fpeciellen Nachweiſes 
eined Mehrbetrages, der vorläufigen Vertheilung 
zum Grund gelegt werben kann. 

Die Subrepartition auf die betheifigten kirchlichen 
Intereffenten liegt allerdings in feinem Fall der 
Deihbauverwaltung ob, da das Deichjiocietäts- 
Verhältniß durch das kirchliche Beitragsverhältnik 
eben ſo wenig berührt wird, wie umgekehri dieſes 
durch jenes. Vielmehr iſt jene Untervertheilung 
lediglich Sache der Kirchenverwaltung, der es aber 
unbenommen bleibt, von ber Deichverwaltung die⸗ 
jenigen Dittheilungen zu de 2 welche dieſelbe 
zu gewähren ober ohne Schwierigleit zu beſchaffen 
in der Lage ift. 

Dagegen ftimme ich der Königlichen Regierung 
darin bei, daß Hinfichtlih der biöher aus dem 
Batronat3baufonde ohne Vorbehalt gezahlten 
Deichbaubeiträge eine ng wegen der 
darin enthaltenen Aequivalente für Hand- und 
Spanndienfte ſich nicht begründen läßt, wejl bie 
Erfordernifje weder condictio indebiti noch 
der Klage ex versione in rem vorliegen, reſp. 
erweislich find. Ich will daher enehmigen, daß 
pro praeterito von diejer heforberung abge= 
ſehen werde. 

K. 17788. 


7. Antheil der Gemeinde am Erlös and dem 
Abfalle des von dem Patron gelieferten Holzes 
zu Kirchen⸗ 2c. Bauten. 


Berlin, den 10. Januar 1874. 

Die Königliche Oberrehnungstammer hat fi 
bei Gelegenheit eines Specialfals damit einvers 
ftanden erflärt, daß bei dem Bau von Kirchen, 
Pfarr⸗ und Schulgebäuden , fofern beim Verkauf 
des Abfalls und der Spähne des Bauholzes 
Seitens de3 fiscaliſchen Patrons oder Gutsherrn 
ein Anſpruch geltend zu machen ift, ein Antheil 
der Gemeinde an dem Erlöſe, jedoch nur auf Höhe 
des Werth folcher Leiftangen anertannt werde, 
welche weder zu den unentgeltlich zu gewährenden 
Dienften und Nebenleiftungen, noch zu den teche 
niſchen Leiftungen bei Bearbeitung des Bauholzes 
gerechnet werden können. 

Indem ich der Königlichen Regierung dies mit 





Bezug auf die Verfügung vom 11. December 1846*) 
zur Nachachtung zu erkennen gebe, bemerke ich zu= 
gleih, daß zur Feſtſtellnng des Antheils der Ge— 
meinde an dem gedachten Erlöfe es für die Re— 
vifionsinftanz genügt, wenn durch das Atteft eines 
Bautechniters, ſei es des Kreisbaubeamten, fei es 
des mit der Leitung des Baus beauftragten 
ſonſtigen Technikers beſcheinigt wird, daß die ge— 
dachten Nebenleiftungen thatſächlich vorgekommen 
find und die dafür in Anrechnung gebrächte Ent- 
Khäbigung angemeffen ift. 

Der Minifter der geiftlichen 2c Angelegenheiten. 

In Vertretung: Sydom. 


An 
bie Königlichen Regierungen zu N. R. 
6. — — 


8. Betheiligung des Patrons au den Koſten des 
Bauplatzes für ein Schul- und Küſterhaus. 


Auf den Bericht der Königlihen Regierung 
vom 17. v. M. genegmige ic), daß zu den Koften 
des zur Erweiterung des Bauplapes je das fa- 
tolle Schul⸗ und Küfterhaus in N. erworbe- 
nen Areals von 5 [] Ruthen mit Rückſicht auf 
die betheiligten Küftereizwede ein Beitrag des 
Fiscus als Kirhenpatrons von — Thlrn. auf 
den dortigen Patronatsbaufonds übernommen 
worden ift, da in den Provinzen, in denen der 
Batron nicht blos zu Baumaterialien verpflichtet 
iſt, fofern nicht fpeciellere Nechtsnormen maßge- 
bend find, der Bauplag in demjelben Berhältni 
Beant werden muß, in welchem die übrigen 
Baufoften getragen werben.**) 


Berlin, 5. November 1866.) 
U. 22128. 


9. Leiſtungspflicht des Patrous bei Herſtellang 
und Unterhaltung der Gehege auf Pfarr⸗, Küfter: 
und Schulgehöften. 

Berlin, den 14. October 1862. 

Ich ertläre mich damit einverftanden, daß die 
Kirchenpatrone ſowohl gemeinſchaftlich, als nad 
den im dortigen Regierungöbezirt gültigen Bro: 
vinziafrehten zur Gewährung bes Patronatsbei⸗ 
trag zur Heritellung von Gehegen auf den Pfarr⸗ 
und Küfters, reſp. ſoichen Sculgehöften, bei wel⸗ 
hen ſich die Baulaſt nad) den Vorſchriften über 
die geiftliche Baulaft regelt, verpflichtet find, in- 
foweit nit durch ununterbrochene Gewohnheiten 
oder befondere Feſtſetzungen eiwas Anderes bes 
—— iſt, und nicht den Rutznießern die Unter⸗ 
altungslaſt hinſichtlich dieſer Gehege obliegt. — 
(ort. 9 305 Rr. 50.) 

.1 a 


9a. Nichtverpflichtung des Patrous zu den Aus⸗ 
gaben für miethäweife beſchaffte Ruume. 
Gortſ. v. 8 304 Nr. 10e.) 
Berlin, den 14. November 1884. 
Die Königlihe Regierung in N. dem Antrage 
des Kirchenvoritands entfprechend anzumeifen oder 
zu ermädtigen, die ftreitigen — Mis. aus dem 


*) Mintfterialblatt 1847 Seite 263, weldem bie übrig 
bleibenben nicht zur Verwendung geeigneten Materialten des alten 
Gebäudes bezw. bie Abfälle bei der Bearbeitung bes Bauholzet 
u de Onfatteäbrrfiät (&. 302) ben entgegen: 
ſtehenden neueren Erlaß. Du 
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Batronatsbaufonds 
Hinblick auf das 
vom 12. April 1883*) (Entfheidung IX 
Anftand nehmen. 

U. Il. 19777 G. L U. TIL. 


10. Saar der Eingepfarrten. 
Unterhaltungspflit bei einem Küfter- und 
Schulhauſe zweier Filialgemeinden. 

Berlin, den 6. Januar 1870. 
Da das Dorf 3. nad R., einer Filiale von 8. 
eingepfarrt und der Lehrer in N., nad) Trennung 
der Küfterei in filia von derjenigen in matre zu- 
leih Küfter für beide Filialgemeinden ift, fo 
And nad der Maren Vorſchriſt des $ 4 der Ver: 
ordnung vom 2. Mai 1811 (Gej..Samml. ©. 193)**) 
die von der Baupflicht gegen die Küfterei in matre 
entbundenen Eingepfarrten in F. ge Unterhal- 
tung der Küfter- und Schullehrer-Wohnung in N. 
„verhältnigmäßig" beizutragen berpflichtet.***) 
U . 


jehten zu_laffen, muß ih im 
enntniß des Reich we 


11. Der Wohnſfitz in der Parschie ift Bedingung 
der Beitragspflicht der Eingepfarrten bei Käfter- 
und Schulhausbauten. 


Auf den Beriht vom 13. Januar d. J. 5 
den Bau des evangelifhen Schul: und Kü— 
ſterhauſes zu H. betreffend, erwiedere ich der Kö— 
niglihen Regierung, daß der Rittergutöbefiger €. 
nicht für verpflichtet erachtet werden kann, zu dem 
von den ftäbtiihen Eingepfarrten aufzubringenden 
Anthetl beizutragen. Die Eingepfarrten haben in 
der Verhandlung vom 2. Februar 1857 beichlofien, 
die Bautoften auf die eingepfarrten Ortichaften 
nad Maaßgabe der Klaffen: und Eintommenjteuer 
zu vertheilen. Die geiftliche Baulaft ift feine Laft 
der politifhen Gemeinden, welche durch einen Be— 
ſchluß der Eingepfarrten nicht verpflichtet werben 
tonnten. Der obige Beſchluß kann daher nur 
dahin verftanden werden, daß die Baukoſten zu= 
nächſt auf die in den verſchiedenen Ortichaften 


*) Daffelbe führt aus: 
reilich befhafft ber zur Erbauung bes Wfarrgebäubes 
Berpfl tete dur den Bau bem Pfarrer Wohnung; es kann 
aber niht mit bem Berufungsridhter gefolgert werden, baß ihm 
vermöge a Ba um desiillen, — — ana 

Bohrung t, en 
a ebenfalls ——7 eg aber nicht im Bauen be⸗ 

hosen. In ber Baupfild 
Wohnungen 


läßt, 

Beromigen it, ken —E 

zahlen. 
oben $ 279 Anh. IX. 
„Der Inhalt des 5 4 ergiebt unverkennbar, bag ber Ges 
eingepfarrten Dörfern die zur Sillalfirhe ges 
Dörjer und nicht die zur Schule im Filiaitirchdorf ER 
Dörfer werftanden an Fr Bu. terkirche * 

Verpfl ung jur Unterbaltum; Saul ver 

* —æe — Die —— nicht 
gen * 
Schullel ter 
Der Beweg⸗ 


lau des, Sintmeitent mb 


TE7E Gut. Der ©. 20 —X 
eben 9 Ho me a Zu a 





wohnenden Gingepfartten in ihrer Gefammtheit 
vertheilt, und den in jeder einzelnen Ortichaften 
wohnenden Eingepfarrten überlaffen werden follte, 
dad auf fie treffende Contingent in fi nad 
Maafgabe der gejeglichen Beftimmungen rejp. nad) 
freiem Webereintommen aufzubringen. 

Der Rittergutöbefiger €. Bat in der Stadt 9. 
feinen Wohnfig und gehört daher, da nicht der 
Befig von Grundftüden im Pfarebezirt, fondern 
lediglich der Wohnfig die Eigenfchaft eines Ein- 
gepfarrten bedingt, nicht zu den ſtädtiſchen Ein- 
gepfarrten.*) Es ift daher mit Recht bei Berech⸗ 
nung des ftädtifchen Contingents die Eintommen- 
ſteuer des €. weder ganz noch theilweife in Ans 
ſchlag gebracht, und e8 muß rechtlich für unzus 
läffig erachtet werben, wenn nunmehr deffenunge- 
achtet ein Beitrag zu dem lediglich von den in 
der Stadt mwohnenden Evangeliihen aufzubrin- 
genden und nad; den Steuern der letzteren be- 
techneten Gontingent von dem €. verlangt wird. 
Dies Verlangen iſt im vorliegenden Falle um fo 
unbilliger, ald die Einfommenfteuer des €. bei 
Berechnung des Contingent® der ländlichen Ein- 
gepfarrten in Rechnung geftellt und alfo den 
ſtädtiſchen Eingepfarrten zu Gute gekommen  ift, 
und der ꝛc. €. bereit zn dem Contingent der 
— Enrgevſatcten und alſo zu dem Bau 
nad Maaßgabe feiner vollen Einkommenſteuer 
beigefteuert hat: 

Er veranlafje die Königliche Regierung daher 
ierdurch, den Magiftrat zu H. anzuweiſen, von 

inziehung eines Beitrages zu dem ſtädiiſchen 
Eingepfarrten-Eontingent von dem E. Abftand 
zu nehmen und ben nod zu bedenden Antheil 
der ftäbtifchen Eingepfarrten auf die in der Stadt 
9. wohnenden Evangelifchen anderweit umzulegen. 

Berlin, ben 24. April 1860, 


Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


Un 
bie Aantetiäe Renierung MR 
12. Verpfli der einzelnen igeregte nicht 


der politiſchen Gemeinden zu gen. 


Auf den Bericht vom 29. v. M. 
den Bau des evangeliihen Küfter- und Schul- 
hauſes zu K. betreffend, 


— erwidere ich der Königlichen Regierung, daß eine 


Sommunal-Berpflihtung der Gemeinde K., für 
die von ihren liedern zu zahlenden Bautoften 
———— nicht beſteht. 
e Zahlung des Parochial⸗Veitrages Liegt nicht 
den —— Gemeinden 8, W., L. und r., 
oder den Mitgliedern dieſer politiſchen Gemeinden, 
fondern lediglich der Kirchengemeinde, welche aus 
den zur evangeliihen Kirche in K. Eingepfarrten, 
den in ben oben genannten Ortſchaften wohnen⸗ 
den Evangelifchen beiteht, ob. Es ift daher uns 
erechtfertigt, wenn die auf die za. — en 
ingepfarrten in Sr. vertheilten Beiträge lediglich 


*) Eine obfervanzmäßtge Verpflichtung der Forenſen ift an 
fig nicht ausgefchloffen, Ert. des Obertrib. v. 6. April 1861 (GEntich. 
2b. 46 ©. 289), des Reitgerihts IV. 268 v. 5. Januar 1885 
N Vermaltungsblatt VI 6. 159). cf. oben $ 248 

* 8* 
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von den zahlungsfähigen evangeliihen Einmwoh- 
nern von Kr. beigetrieben Derken. Die Dedung 
der Ausfälle it vielmehr Sade ber Mitglieder 
der Pfarrgemeinde, der ſämmtlichen zahlungsfähie 
gen, u K. W. L und Ar. — Evange⸗ 
lichen. Nach dieſem Grundſatz find die aus der 
erften Vertheilung nicht beitreibbaren Reſte an= 
derweit zur Vertheilung und Einziehung zu bringen. 

Hiernach ift die Belhwerde des Stellenbefiters 
2. zu erledigen, und ber Bittfteller in meinem 
Auftrag zu beſcheiden. 

Berlin, den 18. Januar 1860. 

E. U. 1739. 


18. Märkifhes Kircheurecht. — Begrlindung der 
Beitragspflicht Sr — ii durch den 
wohnfitz. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
8. März d. J. und den Recurs der Gemeinde S. 
vom 15. October v. J. wird das in Bezug auf 
den Neubau ber dortigen evangelifchen Kirche ers 
laſſene Refolut vom 14. October v. J. ad 2 mit 
Vorbehalt des Rechtswegs dahin abgeändert, 

daß der Nittergutöbefiger N. von feinem 
Rittergut in ©. die Spanndienfte zu leiften 
gehalten. 

Wenngleich der Recurfe als Jude nicht Mit- 

lied der Kirchengemeinde und ala Rittergutsbe— 

Äyer nit Mitglied der Dorfgemeinde iſt, jo folgt 
daraus do nicht, daß er von feinem im Paro⸗ 
chialbezirk belegenen ritterſchaftlichen Grundbefii 
zu den ftreitig gewordenen Spannbdienften nicht 
herangezogen werden könnte. 

Sowohl das märkiſche Provinzialreht als die 
Gefeggebung über die Recht3verhältniffe der Juden 
ftehen feiner Freilaffung entgegen. Anschluß 
an die Vorjchriften der Gonfiforiat-Hrbnung von 
4573 beftimmt 8 4 der Fleden-, Dorf- und Ader- 
Ordnung vom 16. December 1702: 

„Wenn an Kirchen und Kichhöfen Etwas zu 
bauen und zu beſſern ift, fol ein jeder Ein- 
wohner und Unterthan jedes Orts er fei 
was Religion er wolle, mit allem 
Fleiß dazu heim, das Seinige was ihm 
nad) Proportion zukommt, bazu gern bei= 
zutragen.” 


Diefe Veftimmung zeigt, daß die Parodial: 


Baulaft in der Mark von der perſönlichen Zuge- | d 


hörigkeit zu der Kirche des Orts nicht abhängig 
gebagit wird, fo daß die Folgerung des Refoluts, 
ber Recurſe könne, weil er nicht Mitglied der 
Kirchengemeinde zu ©. ift, zu ben Hagligen 
Dienften nicht herangezogen werden, um fo weni—⸗ 
jer zutrifft, als dieſe Dienfte, wo nicht befondere 
Der nicht behauptete, Abweichungen beftehen, von 
dem Grunbbefig zu leiften und nad märkiihem 
rovinzialreht glei) der Kirchenbaulaft liber- 
aupt — cf. dad Urtel des Königlichen Ober- 
Tribunal® vom 17. December 1852 (Arhiv für 
Nechtöfälle Bd. 8 ©. 134.) — für rein perfün= 
ler Natur nicht zu erachten find. Daß die 
diesfalfige Verpflichtung aber auf die Mitglieder 
der Dorlgemeinbe nicht eingeſchränkt ift, ſondern 
aud) die cite von Rittergütern trifft, folgt aus 
$ 716 Theil I1 Titel 11 des Allgemeinen Land⸗ 
rechts und iſt vom höchſten Gerichtshof in dem 


Präjudiz vom 20. März 1838 — Präjudiz- 
Sammlung I ©. 208 — angenommen.) Bern 
ferner fogleich, al3 den Juden die Befugnig zum 
Erwerb von Grundbefig eingeräumt wurde, um 
den davon für ben äußeren Beftand der Kirchen⸗ 
ſyſteme zu beforgenden Nachtheilen thunlichft vor- 
zubeugen, da8 Ediet vom 11. März 1812 im 
& 45 wörtlich verordnet hat: 
„Sie (die Juden) find gehalten, alle dem 
Chriſten gegen den Staat und bie Gemeinde 
ihres Wohnorts obliegenden bürgerlichen 
fichten zu erfüllen, und mit Ausnahme 
der Stolgebühren, gleiche Laften, wie 
andere Staatsbürger zu tragen,” 


fo ergiebt fi hieraus ein weiterer Rechtsgrund 
ür den Antrag der Necurrenten. Denn diefe 

ftimmung, der fi in näherer Anmwendung bes 
darin ausgeſprochenen Grundſatzes auf die fpe= 
ciellen Berbättniffe des Patronats und der Mit- 
gliedſchaft anfäfliger Juden in Stadt- und Dorf- 
gemeinden die Verordnung vom 30. Auguft 1816 
und der 8 3 des Geſetzes vom 23. Juli 1847 an= 
ſchließen, ftellt außer Zweifel, daß die Juden nur 
von den Stolgebühren haben befreit, zu allen an= 
deren kirchlichen Abgaben und Leijtungen aber, 
damit nicht die chriftlihen Kirchenſyſteme wegen 
der Anfiedlung der jüdiihen Staatsbürger Gefahr 
loufen einangehen, glei den chriftlichen Einwoh- 
nern ihres Wohnorts ferangesogen werben follen.**) 

Wäre der Beliger des Ritterguts ©. ein evan= 


8 | gelifcher Chriſt, fo würde feine Heranziehung aus 


dem Barodjialverbande folgen, 

Hieraus ergiebt fih, daß ber Necurfe von ſei— 
nem Rittergut ©. bei dem bevorftehenden Kirchen- 
bau die Spanndienfte eben fo zu leiften bat, als 
wenn er für feine Perſon der dortigen Kirchenge- 
meinde angehörte. 

Berlin, den 8. Mai 1865. 

BE. 7162, 


14a. rt der nad Märkifchem 
zu kirchlichen Banten von bem 
fernden Steine. 

Der Königlichen Regierung erwidere ich auf ben 
Beriht vom 9. v. n. in der Ber Küjter- und 
Schulbauſache, daß ich Anſtand nehme, die Recurs- 
— ber Gemeinde V. ohne Weiteres zurück⸗ 
umeifen. 

Die Königliche Regierung Hat das NAnerbieten 
der Gemeinde, die Feldfteine zur Bewährung gegen 
Bahlung der Hälfte des Schlägerlohnes Seitens 
des Fiscus liefern zu wollen, anſcheinend in ber 
Vorausſetzung abgelehnt, daß das Sprengen und 
Bearbeiten der Feldfteine nicht Sache des PBatro- 
nats, fondern der Gemeinde fei. Beruht aber, 
wie angenommen werden muß, die Verpflichtung 
des Patronats zur Lieferung von Holz, Kalk und 
Steinen zu geiftlihen Bauten in V. auf dem Mär- 
tifhen Provinzialrecht, fo iſt diefe Vorausſetzung 
nicht] unbedenklih. Denn nad) Närkiſchem Recht 
find nad) Ausweis der abſchriftlich beifolgenden 


4 of. oben S. 167 Sp. 2 Anın. ** — Daffelbe führt das 
pr. Obertrib. in dem Erf. v. 18. Juni 1877 (Entſch. Db. 80 
©. 124) mit bem Hemerten aus, daß biefe Borfehrift durch 8 31 
es ir — “ el er. En September 
nicht berührt ſel (of. Vorbericht S. . 2). 
**) of. Anm. zu 5 249 Mr, 3, . 


een 
jatron zu lie 
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Verfügung (Anlage a.) an die Königliche Regierung 
zu Stettin vom 9. Februar 1860 unter „Steinen“, 
die der Patron zu liefern hat, „Ziegelfteine“ zu 
verftehen und deshalb, wenn ausnahmsweiſe Feld⸗ 
fteine_zur Verwendung kommen, die Koften für 
das Schlagen und Sprengen in Gemäßheit des 
Sofrejeripts vom 22. Januar 1806*) unter den 
Materiallengeldern mit zu veranjchlagen und von 
dem Patron zu tragen. 

Hiernad) ermädhtige ich die Königliche Regierung, 
die von ber Gemeinde gemachte, dem Fiscus unter 
den angegebenen Borausfegungen jehr günftige 
Dfferte anzunehmen; wogegen ich der weiteren 
Berichterftattung entgegenjehe, wenn die ange— 
gebenen Borausfegungen nicht zutreffen follten. 

Berlin, den 21. Auguft 1863. 

Der Minifter der geitficen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
die Königliche Regierung zu Edslin, 
rt Da 


14b. 
Anlage a. 
Rad) der Verordnung vom 10. December 17 10%*) 
jat, wie ich der Königlichen Regierung auf den 
richt vom 19. v. M., den Neubau der Kirche 
zu 8. betreffend, erwidere, der Patron in ber 
Mart Brandenburg „alle Materialien an Holz, 
Steinen, Kalt und dergleihen“ zu befhaffen. — 
Unter Steinen find, wie der Specialfal, welcher 
zum Erlaß der Verordnung Anlaß gegeben, er- 
weilt (cf. Scholg-Hermensborff, Väckiices Pro⸗ 





3. Abgebr. in dem Greenninig unten Rr. 19a am Gnbe. 
(8. 373 &p. = * 

**) Abgedrue : v. Hymmen, träge zu ber juriſtiſchen 
Literatur im ben Preuß, Staaten, Bo. ve und b= 
meger, AZufamnenftellung be Provinzlal:, Kirchen: und Schul⸗ 
rechis der Kur: und Reumark Brandenburg, S. 17, fomie Rabe, 
Samml. J. &. 299, au In der Verfügung des Gonfiftortii vom 
7. ebruar 1711, bie lautet: 

Berorbuung an bie Inspeotores wegen reparation ber Kirchen⸗ 
unb Pfarr Gebäude und mer bie dazu nöthige Koften tragen 
ar yahen Seine Kreigige BRajeik, unfe ler —— 

aben ine König! a , unfer gi ter Herr 

uns Bi dato Göln an ber Spree ben 11. Docembr. des 
wichenen Jahres allerguäbigft resoribiret, daß, was bie Rope- 
ratlon ber Kirchen: und VlarrWehäute betrifft, es bei der bis: 
herigen Observants jmar bergeftalt verbleiben folle, daß bie 
Patroni alle Moterialien an Nolp, Steine, Kalk und bergleiden 
anſchaffen, die Unterihanen aber bie Gejpann: und andere Hand⸗ 
Dienfte dabey prasstiren follen. Was ferner das Hrbeitsstohn 
für bie Handmerter ober mas fonften an @elbe beizutragen fen 
möchte anlangenb beshalb fol, warn der Kirden-Bermögen bazu 
nichi zureichend ift, als woraus fonft zu benen Kirhens@ebäuben, 
nicht aber zu benen Pfarr-Wohnungen, ber Zuſchub geichehen muß, 
die Reparation zwilden denen Eingepfarzten bergeftalt geſchehen 
daß allzeit auf einen Aderömann zwey Coſſaten gerechnet und bei 
den Unterfchteb ber Aderbleute und Gofjäten auf bie Hufen nicht 
reflectiret werben folle. Aud) haben höcftgebacte Se. Königliche 
Ra jeſtat ih ee Göln an ber — — Jan. biejes 
res jen berjeni Ki : Pfarrs unl hr 
mwojelbft & Koni ——— Jus Patronatus zuſtehet, 


an dero Ambts: Tammer⸗ und Ober-Jägermeifter allergnäbigfte 
Verorbnung ergehen laſſen, daß wann der Sirchen = Mittel zum 
Bau ober ‚tion nicht zureichend ſeynd, die Mate- 


rialien dazu auf gleihe Weife, wie bei andern privat-Perjouen, 
bie das Jus patronatus haben, es fommens fit, an Siein, 
Roll und an Holy ohn enigeldlich gereichet werben ſolle. Mel 
Wir eud, um es benen unter euerer Inspeotion ſiehenden Pa- 
tronen, Predigern und Gemeinen kund zu ihun, hiermit zuichiden 
wollen. &egnd ws mit Sreunbjgeft gewogen. Datum Köln 
an der Spree, den 7. Februar 1711 

Königl. Preußifge zum geiſtlichen 

Oonsistorio Berorbnete, Praosident, 

io, und Räul 

(Mylius 0. 0.M.L 1. ) 


Sichneider und von Bremen. Preußiſches Boltsihuimelen. U. Bd, 





vinzial-Reht Note ©. 518) principaliter „Biegel- 
fteine“ zu verftehen, und es muß daran feftgehalten 
werden, daß Kirchengebäude in der Regel aus 
Biegelfteinen zu erbauen find. Eine Ausnahme 
wird hiervon nur ftattfinden fönnen aus Gründen, 
die in der Sache ſelbſt liegen, oder wenn das alte 
Kirchengebäude von Zelbiteinen erbaut ift, oder 
wenn Einverftändniß unter den Baupflichtigen ob- 
waltet. Iſt hiernach die Kirche aus Feldſteinen 
u bauen, jo müfjen die Zurichtungstoften der 
eldfteine, namentlich alfo die Koften des Schlagens 
und Sprengend nad) bem Hoftefeript vom 22. Jan. 
1806 (abgedr. in Ebmeyer „Märkiſches Brovinzial- 
Kirhen- und Sculreht Seite 25)*) unter den 
Materialiengeldern mit veranfchlagt und von dem 
Patron getragen werben. 

Berlin, den 9. Februar 1860. 

E. 2366. 


* 8 en rer rien 
on teodenem Ho) er bie Han! an e 
eines Schul⸗ und Küſterhaufes ik der Mart. 


Auf den über die Reparaturbauten an dem 
Küfter- und Schulhaus in C. erftatteten Bericht 
— beftätige ich das Nefolut der Königlichen Re— 
gierung mit der Maßgabe, daß Fiscus gehalten, 
aud das Holz zu den Thüren und Fenſiern her- 
‚ugeben, reſp. den Werth dafür zu zahlen. — 

usfügrung, daß Thüren uud Fenſter nicht zu 
den Hauptbeftandtgeilen eine Schulgebäudes ge- 
hören, kann nicht beigepflichtet werden. Denn 
nad $ 4 Allgemeinen Landrechts I, 2 gehören alle 
Theile einer Sache, ohne welche diejelbe das nicht 
fein fann, wozu fie beftimmt ift, zur Subftanz. 
Dem Umftand aber, dab zu den Thüren und 
Senftern zur Vermeidung des Schwindens und 
Reißens trodened Holz zu verwenden ift, würde 
eine Bedeutung nur dann beigemefjen werden 
tönnen, wenn die Verpflichtung des Patrons, wie 
die des Gutsherrn nach 8 36 Allgemeinen Sand- 
rechts II 12 ſich auf Lieferung des in feinem 
Beſitz befindlichen Baumaterial® beſchränkte und 
er fein Holz hätte, welches zu Thüren und Feuſtern 
taugt. Der Batron tft aber nad) dem zur Anwen⸗ 
dung fommenden Provinzialrecht zur Gewährung 
der Hauptmaterialien ohne Rüdfiht darauf ver- 
pflichtet, ob er dieſelben ſelbſt befigt oder anſchaffen 
muß. Daß Holz zu den Hauptmaterialien gehört, 
ift außer Frage. Für eine Unterfheidung aber 
wifchen friichem und trodenem Holz fehlt e8 dem 

atron gegenüber an ber gefeglihen Grundlage. 

Berlin, den 23. Mai 1860. 

E. U, 10763. 


17. 


Zwiſchen dem Beſcheide der Königlichen Ober- 
Rechnungskammer vom 16. März d. I. (Anl. u. 
und b.) und meiner Recurdentiheidung in der 
Sjhen Küfter- und Schulbaufahe vom 23. Mai 
1860 (C.⸗Bi. S. 426) **) vermag ich einen Wider: 
ſpruch nicht anzuerkennen. In der legtern_ ift, 
wie die Königliche Oberrechnungslammer mit Recht 
hervorhebt, nicht von bearbeiteten, ſondern von 

3 Und unten in dem Ert. Nr. 19a am Ende (S. 313 Sp. 2). 

Borftehend. 
24 
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trodenem De die Rede und die obmaltende 
Meinungsverjhiedenheit ſcheint a, darin ihren 
Grund zu haben, daß die Königliche Regierung 
das trodene Holz ebenfalls zu dem bereitß bears 
beiteten rechnet. Das ift jedoch nicht richtig, weil 
zur Verwandlung des aus der Fort gelieferten 
Holzes in trodenes Holz eine andere Bearbeitung 
als ein Austrodnenlafjen nicht erforderlich ift und 
diefer Proceß ſich fo ganz von felbft vollzieht. — 
In diejem Sinne hat ſich aud die Abtheilung für 
das Bauweſen im Königlihen Minifterium für 
öffentliche Urbeiten bei Gelegenheit des S. ſchen 
Falles ausgeſprochen. — Inwieweit zur Erledis 
gung des Moniti der Königlichen Oberrehnungs- 
fammer gegen bie fich weigerlich Haltenden Ge— 
meinden mit Zwangsmaßregeln im Berwaltungs- 
wege vorzugehen jei, muß ia der eigenen Bejchluß- 
nahme der Königlichen Regierung überlafien. 
Berlin, den 13. Mai 1861. 
E. U. 9619, 


a. 

Es erſcheint nicht zuläſſig, daß zu folgenden 
Bauten, zu welchen der Fiscus als Patron nad) 
märtiſcher Verfaſſung Holz, Steine und Kalt zu 

eben gehabt hat, die Koften für die verwendeten 

achiplitte mit auf den Patronatsbaufonds ans 
gemwiejen find. — — Inſofern daher diefe Dach⸗ 
fplitte aus dem angeſchafften Holze nicht mit anzu— 
fertigen geweſen fein follten, würde nur ber Werth 
des dazu erforderlichen rohen Holzes zu gewähren 
fein; — andernfall® aber würde gar nicht? zur 
Pen de3 Fiscus in Anſatz zu bringen geweſen 
ein. — 


b. 

Serner findet fih — zu bemerten, daß das 
Reſeript de3 Herrn Minſſters der geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten vom 23. Mai 1860,*) nach welchem 
die nad) märkiſchem Provinzialrecht dem Batron 
goregenne Verpflichtung zur Meferung des Holzes, 
der Steine und des Kalls zu Kirchen-, Pfarre, 
Küfter- und Schulbauten aud) das zu den Thüren 
und Fenſtern erforderliche Hol umfoft. ausdrücklich 
von trodenem im Gegentap u friſch einge= 
ſchlagenem Holze ſpricht, daß alle hieraus eine 
meitere Verpflihtung des Patrons gu Lieferung 
von mehr oder minder bereit3 bearbeitetem Holze 
offenbar nicht hergeleitet werden Tann. 


x. 
Potsdam, ben 16. März 1861. 
Ober: Rechnungs - Kammer. 


An 
bie Königliche Regierung zu Magdeburg. 
22972, Gr 


18. Beiheäntung des Patrouatsbeitrags in der 
Marl auf rohes Bauholz. 


— — Da die Beitragspflicht des Patronats zu 
ben Deichkoften zufolge Erkenntnifjes des König- 
lichen Obertribunal® vom 22. Auguft 1809 (C.⸗ 
Bl. 1860 Seite 170) nad den Regeln von der 
lirchlichen Baulaft zu behandeln ift, jo müffen auch 
bei Berechnung der Batronatöbeiträge zu den Deich- 
toften (in specie zu den Nieder-Oder-Weliorationd- 
koſten) diejelben Grundſätze wie bei Pfarr- und 


®) Borftehend, 





Küfterbauten zur Anwendung kommen.*) — Dem- 
gemäß darf nur der verhältnigmäßige Werth des 
rohen Bauholzes und ber Werkiteine, fowie des 
ungelöfchten Kalt, vefp. der an diefe Stelle tre- 
tenden Materialien verwendeten Surrogate, nicht 
aber der Werth von zubereiteten Materialien und 
von ſolchen Gegenftänden, deren Beihaffung den 
Kirhenpatronen nad märkiſchem Provinzialrecht 
überhaupt nicht obliegt, zum Anſatz gebracht werden. 


Berlin, den 13. October 1864. 
=. U. 12460. 


18a. ——— der Abbruchskoſten nach Mär- 
ſchem Provinziairecht. 


Die —— Oberrechnungskammer hatte fol⸗ 
gendes Monitum zur Rechnung von der geiſtlichen 
und Unterrichtsverwaltung im Regierungsbezirk 
Potsdam gezogen: 

Da im Allgemeinen die Koſten für die, durch 
den Neubau von Pfarrgebäuden nothwendigen 
Arbeiten zum Abbruch der alten Gebäude der 
Gemeinde zur Laft fallen, jo wie eine Verpflichtung 
des Patronats zur Zahlung derartiger Koſten nur 
dann anzunehmen fein wird, wenn zur Erhaltung 
der alten Materialien an Sn und Steinen etwa 
befondere Koften erforderlih find; fo ſcheint es 
nicht zuläffig zu fein, daß: 

a. von den Koften für den Neubau eines Stalles 
auf dem Pfarrgehöfte in N. nicht allein die 
die für Holz, Kalt und Steine zu — Thlrn., 
nad Abrechnung von — Thlen. für alte 
Materialien, mit — Thlen., fondern aud 
die Abbruchäloften des alten Gebäudes mit 
— Thlrn. auf den Patronatsbaufonds an- 

ewieſen worden find. 

auf den desfalls von der Königlichen Regierung 
erſtatteten Bericht ift folgende Verfügung ergangen: 

Der Königlichen Regierung erwidere id) auf den 
Bericht vom 2. April d. J. daß dad Monitum 
der Königlichen Oberrehnungstammer zur Rechnung 
der Haupttaſſe der Königlichen Regierung von der 
geiftlihen und Unterrichtöverwaltung pro 1861 
unter Nr. 8., betreffend die Uebernahme der Koften 
für den Abbruch des alten Stallgebäudes auf dem 
Pfarrgehöft zu N. auf den Batronatsbaufonds, 
begründet erſcheint, da der Patron nad) märtifchem 
Provinzialreht nur die Hauptmaterialien zu ben 
geiitlihen Bauten zu gewähren hat, und die Ab- 

ruchskoſten zu den von den Gemeinden zu tra= 
genden Arbeitslöhnen ep Baubdienften gehören. 

Hiernad wird auch Geitend der Königlichen 
Regierung zn Frankfurt a./D. verfahren, und kann 
ich der Königlichen Regierung nur überlafien, in 
Ihrem Verwaltungsbezirk die gleichen Grundſätze 

ur Geltung zu bringen, foweit nit in einzelnen 
Sitten bejondere Verhältniffe ein abweichendes 
erfahren bedingen. 

Berlin, den 13. Juni 1864. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


An 
Ki ebam. 
bie täntgtiäe Beaterung zu Bot 


Di —— des Vatrons 
wird jegt —* m u, (of. $ 
allgemeinere Bebentung. 


Bm 
Kr. b und 6), aber 
ver Erlap hat 
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19. Lieferung der Surrogate der Hanptmaterialien 
zu Rirchenbanten nad Märkiſchem Prov.-Redt. 


Ich genehmige in Folge des von dem König- 
lichen Obertribunal in dem Judicat vom 25. April 
1851 (Unlage a) angenommenen Grundſatzes, nad 
weldem die Patrone aud die Surrogate von 
Holz, Steinen und Kalt bei Bauten zu gewähren 
haben, daß bei Herftellung eines Drahtgeheges 
um den der evangeliihen Küfter- und Schulſtelle 
u G. in der Gemeinheitötheilung zugewieſenen 

iefenplan, nad der zurüdjolgenden Berechnung 
von — der Werth des zu einer entiprechenden 
Holzbewehrung erforderlichen Holzes mit — Thlr. 
aus dem Batronatsbaufonds der Königlichen Re- 
gierung gezahlt werde. Es wird aber voraus- 
gefegt, daß die Baupfliht an dem Kiüfter- und 
Schulhaufe fi wirflihd nah $ 37 Theil II 
Titel 12 Wilgemeinen Landrechts regelt, da dies 
nit, wie die Königliche Regierung annimmt, 
ohne Weitered aus dem Umſtand olgt, daß Die 
Küftergefchäfte jhon vor dem 2. Mai 1811 dem 
Schullehrer —— haben. 

erlin, den 7. December 1863. 
Der Miniſter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
ge Vertretung: Lehnert. 


9 
die rtgluche Reyterung su Potsdam. 


192. 


(Anlage a.) 
Im Namen des Königs! 

In Saden der Stadtgemeinde zu B. und ber 
zur dortigen Kirche eingepfarrten Landgemeinden 
R,B,R. und N., Kläger jet Revidenten, 

wi 


er 
den Fiscus, al3 Patron der Kirche zu B., in Ver- 
tretung der Königlichen Regierung zu N., Ber- 
Hagten jet Reviſen: 
hat der Erfte Senat des Königlichen Obertribu- 
nals in jeiner Siyung vom 25. April 1851, an 
welcher Theil genommen haben: 


ꝛc. x 

zu. Recht erkannt: 
daß das Erkenntniß der eriten Abtheilung bes 
Civil-:Senats des Königligen Kammergerichts 
vom 15. Juni 185V dahin zu ändern, daß 
dad Ertenntniß ded Königlichen Kreisgerichts 
zu N. vom 24. October 1849 wiederherzu- 
ftellen und die Koften aller Inſtanzen zu 
compenfiren, die auf den Untheil des Fiscus 
fallenden gerichtlichen jedoch niederzufchlagen, 
reſp. außer Anſatz zu Ioflen. 

Von Rechts gen. 
Gründe. 

Es handelt fi) Hier zunächſt um die Frage, 
„ob, nachdem die nothwendig gewordene Re— 
paratur der Kirche zu B. nach dem entwor- 
jenen Anſchlage im Jahre 1835 ohne Wider- 
—— ber Betheiligten ausgeführt worden, 
die Koften für Zinkpiatten und eiſerne Klam⸗ 
mern, welde zur Bedachung und Befeftigung 
der Kirchthurmspyramide verwendet worden, 
die früher mit Ziegen hededt geweſen mar, 


non dem Patrou aber von ber Sirhengemeinde |, 5 


aufgebracht werden müſſen?“ — 





Benn Kläger dabei der Meinung find, daß der 
Fiscus als Patron diefe Koften fhon um deshalb 
übernefmen müffe, weil er felbit einfeitig die, 
überdies nur ihm vortheilhafte Veränderung der 
bisherigen Art der Bedahung des Kirchthurmes 
veranlaßt habe, fo liegt dem, wie der Appellationd- 
richter richtig ausgeführt Hat, ein Verkennen des 
wahren Sadverhältnifjes zum Grunde, 

Die Prüfung der Notwendigkeit eines vorzu- 
nehmenden Kirhenbaues und die Beftimmung der 
Art der Ausführung defjelben liegt nah 8 707 
Titel 11 Theil II Allgemeinen Landrechtẽ den 
geiftlihen Obern — hier der Regierung zu N. 
— ob. Es ift nur zufällig, daß Fiscus zugleich 
Batron der fraglichen Kirche ift und das Patronat- 
recht ebenfalls von der Regierung zu N. verwaltet 
wird und nicht in diefer Eigenſchaft, fondern Iedig- 
lich in der Eigenſchaft als geijtliher Oberbehörde, 
ift die fraglihe Anordnung in Betreff des Baues 
der Kirche zu B. getroffen. Es ift nicht anzu= 
nehmen, und liegt auch gar kein näherer Grund 
zu der Annahme vor, da bei der erfolgten An- 
ordnung einer Bintbedahung bed Thurmes ein 
anderes Interefje ald das der Bmedmäbigteit vor⸗ 

ewaltet hätte und jedenfalls wäre es Sache der 

fäger gewefen, wenn fie ſich durch diefe Anord- 
nung beeinträdtigt glaubten, im gejeglichen Wege 
des Recurfes an das geiftliche Miniftertum*) eine 
Remebur zu bewirken, da ihnen der Bauanſchlag 
vor deſſen Ausführung mitgetheilt worden war. 

egt wo er ohne ihren Wiberfprud ausgeführt 
worden, ift eine Erörterung darüber, wer die An- 
orbnung veranlagt und ob fie einem oder dem 
anderen Theile zum alleinigen oder überwiegenden 
Vortheile gereichte, ganz müßig, denn unter diefen 
Umftänden kann die Frage, wer bie betreffenden 
Koften zu tragen habe, nur nad den gefeglichen 
Vorſchriften entſchieden werden, wobei aber auf 
der anderen Seite auf die gefegliche Verpflichtung 
des einen oder des anderen Theils der Umftand 
feinen Einfluß äußern kann, daß fein Widerſpruch 
gegen die Ausführung erhoben worden, da darin 
eine Uebernahme einer bis dahin nicht beftandenen 
Berpflihtung in keiner Art zu finden iſt. 

Bei der — aber, wen geſetzlich die Auf⸗ 
bringung dieſer Koften obliege, tommen nad) 8 710 
1. c.*) Zunachſt in Ermangelung von Verträgen 
oder rechtäkräftigen Entjcheidungen beitehende un= 
unterbrodene Gewohnheiten und Provinzialgefege 
zur Anwendung. Bon legteren verordnet die in 
der Mart Geltung habende Conjiftorialordnung 
von 1573 blos allgemein: daß bei dem Unver— 
mögen bes Kirchen⸗ Aerars die Koften vorlommen⸗ 
der Bauten und Reparaturen der Kirchen, von 
dem Patron und den Kirchengemeinden beftritten 
werden müffen, ohne jedoch das Beitragsverhältniß 
ſelbſt feitzujegen. Dagegen ift daS leßtere in der 
Darf unbeitritten einer allgemeinen Landesobjer- 
vanz zufolge dahin normirt worden, daß der 
Patron die Materialien gm Bau an Holz, Steinen 
und Kalt liefert; alle8 Uebrige aber von den Ein- 
gepfarrten aufgebracht wird. 


” ae sten 6 304 und 847 des @ef. v. 1. Aug. 1883, (oben 
**) of. Vorbericht und unten And. J. 
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Dieſe Obſervanz ift auch jpäter durch die mittels 
Confiftorialverordnung vom 7. Februar 1711*) 
ihrem Inhalte nach mitgetgeilte Königliche Ca— 
binetöordre vom 11. December 1710 — die zu- 
folge ber Königlihen Declaration vom 28. No— 
vember 1796 (Nov. Corp. Const. marchicarum 
Band X 5 763) als ein wirkliches, von dem ba= 
maligen höchſten Landesheren vollzogenes und 
gehörig publicirtes Provinzialgefeg anerlannt 
worden ift: 
„Haben wir allergnädigft rejolviret, daß was 
die Kirchen⸗ und Pfarrgebäube betrifft, es 
bei der bisherigen Obſervanz dergeſtau ver⸗ 
bleiben ſolle, daß die Patroni alle Mate— 
tialien an Holz, Steinen, Kalt und der— 
gleihen anſchaffen müffen,” 

und dieſes Gejeg muß daher auch im vorliegenden 

Falle ald nächſte Norm der Eniſcheidung dienen. 

Kläger verneinen nun, daß ſchon aus ber 
Faſſung dieſer CabinetSordre, namentlich aus dem 
der Aufzählung der Materialien binzugefügten 
Beifage: 

„und dergleichen“ 
hergeleitet werden müffe, daß darin dem Patron 
die „eldaffung aller Materialien ohne Unter- 
schied ihrer Beſchaffenheit, foweit fie zur Her— 
tellung des Gebäudes ſelbſt in feiner äuferen Ge: 
talt nothwendig m oder gebraucht werden, habe 
auferlegt werden jollen. Hein dem kann aller= 
Dinee: nicht beigetreten werden. 

Inhalt des Geſetzes ergiebt tar, daß darin 
nichts Neues feitgefegt, ſondern nur die bisherige 
Obſervanz habe beftätigt und erläutert werden 
follen. — Die Obfervanz war aber von jeher nur 
dahin gegangen, daß bei dergleichen Bauten ber 
Ban das ſämmtliche an Holz, Steinen und 

alt erforderliche Material lieferte — aljo nur 
die Art des zu liefernden Material war dadurch 
feftgeftent und dies wird im Gejege betätigt. 

jenn nun aber noch Hinzugefügt würde: 

„und dergleichen“ 
fo bezog ſich diefer Zufag folgerichtig gleichfalls 
nur auf die Urt des zu beichaffenden Materials 
und war nur beftimmt, die in Diefer Beziehung 
entftandenen Bedenken zu bejeitigen. 
> Legtere hatten die Frage Betroffen, ob 5.8. der 
Patron blos Feldfteine oder aber auch, namentlich, 
wenn er feine Ziegelei habe, Biegelfteine liefern 
müſſe ober ar welches legtere in einem Erfennt- 
niffe vom 22. Februar 1613 in Sachen der B.’fchen 
Erben wider die Pfarre zuR. und D. angenommen 
worden war, 

(ef. Riedel, Magazin des Provinzial und 
——7 — Rechts der Mart Brandenburg 
and I Abtheilung 2 8 449 ꝛc.) 
ſowie ob er Schiefer und außer Kalt auch Gips 
zu beſchaffen habe? 

Der Zuſatz: „und dergleichen“ alſo nur 
andeuten, daß der Patron alle Materialien, die 
zur Kategorie von Holz, Steinen und Kalt ge 
rechnet werben könnten, bejchaffen müſſe, keines— 
wegs aber jollte darin dem Patron unbedingt bie 
—2 — aller und jeder Baumaterialien, die 
zum Hauptbau verwendet würden, obliegen. — 


®) Mylius C. C 1 1 Rr. 78 (oben Anm. zu Rr. 146). 





Es ift auch irrig, wenn Kläger vermeinen, bie 
Opfervanz Habe fi) dahin feftgeftellt, daß ber 
Patron unbedingt verpflichtet fei, die Kirchen 
und Pfarrgebäude (welche legtere in dieſer 
ziehung nad) der Cabinetsordre vom 11. December 
1710 allerdings den Kirchengebäuden glei — 
ſind) in ihren er — einſchließlich 
der —— hinzuſiellen, namentlich die dazu 
nöthigen Materialien zu liefern. Das Gegentheil 
ergiebt fi) vielmehr Mar daraus, daß ee den 
vorhandenen Märkiſchen Verordnungen der Patron 
die Wände und bie Bebahung der Gebäude dann 
nicht herzuftellen hatte, wenn dazu nur Lehm 
und reſp. Stroh ober Rohr verwendet wurde, 
wie dies in älteren Zeiten bei den Pfarrgebäuben 
eichegen. Daß unter diejer Vorausfegung dem 
Satron die Herftellung der Wände nicht oblag, 
eht aus ben darüber erforderten gutadhtlichen 
Berichten des Ober-Confiftoriums vom 5. März 
und 21. Juni 3738 und dem barauf ergangenen 
Hofrefeript vom 27. September 1738 (cfr. Mo- 
tive zum kurmärtiſchen Provinzial-Recht Bo. II 
& 500) hervor und mit Hinweifung darauf find 
denn aͤuch die Gemeinen und Großen und SKleis 
nen B., als fie verlangten, daß der Patron das 
um Deden ber Pfarrgebäude erforderliche 
troh hergeben follte, mitteljt Hofrejcripts vom 
9. April 1748 
Hymmens Beiträge Bb. VII. $. 354/353) 
folgendermaßen beſchieden worben: 
„Beilen Unferes Höchftfeeligen Water? Mas 
jeftät auf des Conſiſtorii Anfrage, per re- 
scriptum ausdrüdlic, declariren lafien, daß 
das Stroh unter die Baumaterialien, fo bie 
Patroni zu ben Pfarr- und Küſter⸗ Gebãuden 
hergeben müffen, nicht gehören folle, jo küns 
nen auch die Supplicanten fid nicht entbre 
en, das Stroh zum Deden des Pfarritalles 
unter fi aufzubringen.” 

Demnad waren fpäterhin dieſe Beitimmungen 
zum Theil wieder in Bergefienheit gekommen, 
und e3 waren über die von dem Patron und den 
Eingepfarrten zu leiftenden Beiträge wie der Ber 
richt des Altmärkifchen Obergerihts vom 2, Des 
tober 1788 

(Klein, Unnalen Bd. 6 $ 286) 
ergiebt, bei den Gerichten wieder abweichende Ents 
ſcheidungen ergangen. Dies veranlagte dad Alt- 
märtifhe Obergericht in dem obengedadhten Be— 
richte darauf anzutragen, den Punkt nunmehr 
volftändig durch ein Lonclufum der Geſetzeom⸗ 
miſſion feltftellen zu lafien, dabei war das Dber⸗ 
gericht der Meinung, daß zwar ben Eingepfarrten 
die Pflicht obliege, außer den zu leijtenden 
Spann= und Handdienſten und außer dem Ar- 
beit8logn der Handwerker, auch Eifen, Glas, Blei 
und andere kleine Zuthaten zu bezahlen, ſowie 
das Stroh und Rohr zum Deden und Kleiben 
u. f. w. zu liefern, wollte aber zu ben von bem 
Patron zu beihaffenden Baumaterialien an Holz, 
Steinen und Kalt auch Kacheln gerechnet willen. 

Das hierauf ergangene nelum ber Geſetz⸗ 
commiffion vom 24. Januar 1789 entſchied 
daß zu den Bauten und Reparaturen der Pfarr 
und Küftergebäube die Patrone an Materialien 
nichts weiter als Holz, Steine, Kalt, bie Einge 


et, 
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pfarrten aber außer den zu leiftenden Hand- und 
Spannbdienften, Stroh, Rohr, Lehm und das Ar⸗ 
beit3lohn nebft den dazu erforderlichen und dar⸗ 
unter begriffenen Buthaten an Eifen, Glas, Blei 
und Kacheln zum Ofen zu entrichten verbunden, 
falls nicht ein Anderes auf eine rechtsbeſtändige 
Art an einem oder dem anderen Orte eingeführt 
worden; dies Conclufum ward denn aud) durch 
das Beftätigungs-Refcript vom 2. Februar 1789 
enehmigt und wurben die Gerichte angemiefen, 
ri danach in künftigen Fälleu zu achten. 


Wenngleich aber hiernach aus dem Wortlaute | 3 


der Beitimmungen der vorhandenen Provinzial- 
gefeße nur entnommen werben fann, daß die Par 
teone Holz, Steine und Kalk und was zur Cate- 
gorie diefer Arten von Bau: Materialien gerechnet 
werben muß, gum Bau von Kirchen und Pfarr- 
gebäuben zu liefern haben, ferner der Umſiand, 
daß die Zintplatten und Eiſenklammern, um 
melde es fih bier Handelt, zur Bedahung 
und Herftelung der Kirhthurm- Pyramide 
verwendet worden, keinen Grund abgeben Tann, 
den Patron zur Tragung der dazu erforderlichen 
Koften für verpflichtet zu erachten, fo erjcheint 
Anfprud der Kläger allerdings ge⸗ 

fertigt. 

rüft man nämlich die bejtehende Obfervanz 
ihrem eigentlihen Weſen nad, jo ergiebt ſich un⸗ 
zweifelhaft, dab fie von vorn Herein fi dahin 
ausgebildet Hatte, daß der Patron fämmtliche, 
zum Bau erforderlihe Hauptbaumateria= 
ien, mochten ſolche nun zur Herftellung des Ge- 
bäubdes in feiner äußeren Umfafjung oder zu Ein- 
richtungen im Innern, z. B. Feuerheerden in den 
Gebäuden, Altären in den Kirchen u. f. w. er 
forderlich fein, beihaffen mußte, die Eingepfarr- 
ten aber außer ben Handdienften und Fuhren, 
die Anjhaffung fämmtliher Nebenmateri- 
alien zu bewirken hatten. 


Dies ift nicht mur in den Berichten des Kur— 
märkiſchen Conſiſtoriums vom 21. Juni 1738 
und des altmärkiihen Obergerichts vom 2. Octo⸗ 
ber 1788 wörtlich ausgeſprochen, fondern geht 
aud aus der Faſſung der Cabinetsordre vom 
7. December 1710 und des Gutachtens der Ge— 
fegeommiffion vom 24. Januar 1789 genügend 
hervor, ift auch eigentlich niemals in Zweifel ge- 
zogen worden. 

Die entftandenen Zweifel, die durd die gedach⸗ 
ten Berordnungen bejeitigt werden follten, betras 
fen vielmehr nur die Frage, mas denn num eigent- 
Tich Alles zu den Hauptmaterialien und was 
zu ben Rebenmaterialien zu rechnen fei. 

Dieſe Zweifel werden durch die oben mitge- 
theilten ordnungen aber dahin entſchieden: 
daß Stroh und Lehm niemals als Hauptmateria 
lien anzufehen feien, vielmehr nur Holz, Kalt 
und Steine, fowie dasjenige, was zu — Ca⸗ 
tegorie zu rechnen, alles Uebrige aber als Neben— 
materialien von den Cingepfarrten angeſchafft 
werden mußte. 

Hält man aber dieſen Geſichtspunkt feſt, ſo 
hängt die Entſcheidung lediglich von der Frage ab: 

ob da8 zur Bedachung des Kirchthurmes 
und das ſtatt des früher verwendeten Holzes 





verwendete Eiſen als ein Hauptmaterial an— 
zuſehen ſei? 

Es kann daher nicht zweifelhaft erſcheinen, dieſe 
Frage zu bejahen, denn dieſes Zink und Eiſen 
trat lediglich an die Stelle des bis dahin zu dies 
jem Zwecke allein befannt gemwejenen Materials 
on Holz und Ziegelfteinen, die unbeftritten vom 
Batron zu liefern geweſen waren. 

Wenn daher die geiftlichen Obern aus Gründen 
der Zwedmäßigfeit die Anordnung trafen, daß 
ftatt des bisherigen Hauptmaterial® andere Stoffe 
um Bau verwendet werden follten, fo konnte 
der Patron ſich auch feiner Verpflichtung, ſolche 
zu beſchaffen, unter dem Worwande, nicht ent⸗ 
iehen, daß er nur Holz, Kalt und Steine zu be= 
Kaffen brauche, da die an deffen Stelle getrete- 
nen Materialien gleichfalls unzweifelgaft als 
Haupt-Baumaterialien betrachtet werden müffen, 
und der Umstand, daß die märkiſche Verordnung 
nur des Holzes, der Steine und des Kalkes er- 
mähne, in dem Umftande feine natürlihe Erflä- 
rung findet, daß man in den älteren Zeiten 
außer dem Lehm und dem Stroh, das jedoch 
ausbrüdlih davon ausgenommen worden mar, 
feine anderen Hauptbaumaterialien kannte. 

Diefe aus der eigentlichen Natur der märkifchen 
Obſervanz fi) ergebende Zolgerung ift denn aud) 
ſchon durd eine Entfcheidung des General-Pirec- 
toriums mittelft Hofrejeript® vom 22. März 1806 
auf eine Anfrage der kurmärkiſchen Kammer für 
richtig erflärt, indem ſolches dahin Tautet: 

„Auf Euren Bericht vom 23. Januar d. J. 
wegen der bei Gelegenheit der Repartition 
der Unterthanen-Beiträge gu Reparatur der 
Pfarrgebäude zu ©. zur Sprade gelomme- 
nen Frage: 

ob Die Auftfteine, Lehmpatze und Pifeefteine 

zu denjenigen Baumateriatien gehören, 

melde bei Pfarr: und Schulbauten zu 

den Patronatd-Beiträgen gerechnet werben 

müffen ? 
eröffnen wir Eud), daß wir Eurer bejahen- 
den Meinung beitreten, indem biefe Mate- 
rialten blos Surrogate der Feld- oder Bier 
gelfteine find und an der Stelle ber lehte— 
ren gebraucht werden. Sollten die Luft und 
Sifeshteine ingfeihen Lehmpagen den Unter- 
thanen = Beiträgen jugerediuet werben, fo 
würde aus der Er diefer Materialien blos 
zum Vortheile der Patrone eine Beläftigung 
der Unterthanen erwachſen, welche cben fo- 
wenig billig als zecti autafig ift. 

Berlin, den 22. März 1806.” 
(fr, Ried el Magazin Band I, Abth. 2 

3 num gleich dieſes Hofreſcript nicht publicirt 
und konnte an fi) fein Gewicht auf defien In— 
un gelegt werden, fo giebt es doch immer einen 

eleg ab, daß aud) die Damalige betreffende höchſte 
Staatd-Behörde die Natur der märkiſchen Objer- 
vanz eben fo aufgefaßt hat, wie fie vorſtehend 
entwidelt tft, und dient infofern zur Unterftügung 
der obigen Ausführung. 

Danach Hat es denn fein Bebenten, bag Ver— 
Hagter den Klägern die vorgefchoffenen Auslagen 
für die Bedachung der Thurmpyramide mit int 
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und für das ftatt des Holzes gebrauchte Eifen 
erftatten muß, und daraus folgt denn auch von 
felbft, daß bei deu künftigen Reparaturen des 
Thurmes, wenn zu deren Yusführung Bint oder 
Eifen erforderlich ift, ſolches vom VBerklagten zu 
beſchaffen. Dahin hat der erſte Richter erfannt 
und mußte deshalb defjen Entſcheidung wieder 
bergeftellt werben. — — 


20. Leiftungen des Patrous zur Unterhaltung von 
Bappbächern auf geiftl. Gebäuden in der Mark. 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom 
11. Juli d. 3. über die Verpflichtung des Patro⸗ 
natd-Baufonds zur Mebernahme der Koften der 
Materialien für die zeitweile Wbtheerung der 
Vappdäcer auf geiftlichen Gebäuden Königlichen 
Patronais in der Mark hat mir Veranlaffung 

egeben, auch die Königlichen Regierungen zu 

anffurt a. D. und Magdeburg fomwohl 
über die von denfelben bisher befolgte Praris als 
auch über das Princip zu hören. 

In erfterer Degiehung haben diefelben ange- 
zeigt, daß fich in Betreff der ftreitigen Frage in 
ihrem Verwaitungskreis nod) feine Praxis habe 
bilden können, weil die Anwendung von Papp⸗ 
dädhern auf den Gebäuden der geiltlihen Inſti— 
tute bisher nicht üblich gemweien. Auch bemerkt 
die Königliche Regierung zu Frankfurt a. O., 
daß fie ſich für verpflichtet halte, der Anwendung 
von Pappdächern bei geiftlichen Gebäuden foviel 
als möglid, entgegenzutreten, weil eine ſolche Be— 
dachungsweiſe nur bei Privatgebäuden, nicht aber 
auch bei ſolchen Gebäuden vortheilgaft erjcheine, 
bei welchen die zu ihrer Unterhaltung unumgäng- 
lich nothwendige Aufmerkjamteit auf Meine her- 
vortretende Schäden und auf deren augenblidliche 
Abhülfe in der Megel nicht erwartet werden dürfe. 
Diefe Bedenken gegen die Pappbebadhungen bei 
geiftlihen Gebäuden erfcheinen beachtensmwerth, 
weshalb ich der Königlichen Regierung empfehle, 
auch Ihrerſeits bei Unlegung folder Bedachun⸗ 
gen, namentlich bei Gebäuden fiscaliihen Patro- 
nats, mit Vorſicht zu verfahren. — In Betreff 
der obengedachten Rechtöfrage haben fic die beiden 
Königlichen Regierungen den Ausführungen der 
Königlichen Regierung angefchloffen, und trage 
aud ich fein Bedenken denjelben beizuftimmen, 
namentlid mit Rüdficht auf die Entſcheidung des 
Königlichen Obertribunal® vom 25. April 1851 
(Entiheidungen Bd. 21. ©. 313)*), nach welcher 
der Patron in der Mark vermöge feiner Ber: 
pflihtung zur Beſchaffung der Hauptmaterialien 
auch ſchuldig ift, nicht blos Holz, Steine, Kalt 
und dergleihen Subftanzen, fondern auch die auf 
Anordnung der_geiftlihen Obern zum Bau zu 
verwendenden Surrogate jener Hauptmaterialien 
zu liefern. Hiernach srmähtige ich die Königliche 
gtegierung bie Koften der Materialien für die 
zeitweife Abtheerung der Pappdächer auf geift- 
lihen Gebäuden ſoweit Fiscus die Hauptmateri- 
alien zu dem Bau zu beicaffen hat, und nicht 
bejondere Feitjegungen etwas anderes verordnen, 
ar ihren Patronat3-Baufonds zu übernehmen. 


erlin, den 10. September 1862. 
E. U. 18674. 


*) Oben Rr. 198, 





21. Magbdeburgifhe Kirchenordunug. Beichaffung 
des —— für Bedachung eines Schul⸗ und 
ſeüſtergebãudes. Leiftungen des Patrous. 


1. 

Das auf dem Küſter- und Schulgehöfte in T. 
befindliche Scheunengebäude ift nach den Durch den 
Kreisbaubeamten vorgenommenen Ermittelungen 
dergeftalt baufällig, daß daffelbe abgebrochen und 
durch einen Neubau erfegt werden muß. "Das 
Batronat und die Repräfentanten der Eingepfart= 
ten find in Anerkennung diefes Bedürfniſſes dar- 
über einverftanden, daß diefer Neubau nad) dem 
Bauprojecteund Koftenanfchlage des Maurermeifters 
&. vom 6. Auguft reip. 6. December pr. erfolge, 
und dem neuen Gebäude diejenige Stellung ge— 
geben werde, welche auf dem Situationsplane des 
ꝛc. ©. bezeichnet iſt. 

Da fih die neue Scheune in unmittelbarer 
Nähe verfchiedener mit Stroh gebedter Gebäude 
befinden wird, bie angeftellten Ermittelungen ferner 
aud ergeben haben, daß eine andere —E 
nach Maßgabe des vorhandenen Raumes und der 
wirihſchaftiichen Verhältniſſe des Stelleninhabers 
unmöglich iſt, ſo muß dem Neubau eine feuer— 
ſichere Ziegelbedachung gegeben werden, während 
die jetzt vorhandene alte Scheune allerdings mit 
Stroh gededt ift. An diefen Umftand knüpft fi 
eine Meinungsverjchiedenheit zwifchen dem PBatro- 
nate und ben Repräfentanten ber Eingepfarrten. 
Nah der Behauptung des Patronats nämlich, 
welcher von den Eingepfarrten nicht widerfprochen 
worden ift, find die letzteren verpflichtet, die Stroh⸗ 
bedachung der Scheune allein und ohne Concurrenz 
des Patrons zu unterhalten. Der letztere alaubt 
aber nicht verpflichtet zu ſein, nunmehr aus ſeinen 
Mitteln das Steinmaterial zur Bedachung her⸗ 
neben zu müffen, will dieſe Verbindlichkeit vielmehr 
den Eingepfarrten auferlegt wiffen, weil dieſe 
zum Nachtheile des Batrons daraus feinen Rupen 
au zichen berechtigt jeien, daß die neueren feuer- 
polizeilichen Vorſchriften die Wuflegung eines 
Strohdachos in unmittelbarer Nähe anderer Strob- 
dächer nicht mehr geftatten. Diefer Einwand des 
Patronat3 kann indeſſen als begründet nicht er- 
achtet werben, weil nad) der bier geltenden Magde— 
burgiſchen Kirchenordnung bei der ftattfindenden 
Infufficienz der Mirchenlaffe der Patron zur 
Lieferung der erforderlichen Hauptmaterialien, 
d. i. af Kalt und Steine, verpflichtet ift und 
es an fi gleichgültig erfcheint, aus melden 
Gründen im concreten ale die Verwendung bes 
früger zum Dedmaterial benugten Strohes nicht 
mehr zuläffig und die Auflegung eines Biegel- 
daches geboten ift. 

Hiernach jet die unterzeichnete Königliche Re— 
gierung auf Grund der ihr nah $ 709 Titel_11 
Theil II Allgemeinen Landrechts zuftehenden Be- 
fugniß mit Vorbehalt des Recurſes und des Rechts⸗ 
wege8*) feit, daß 

1. auf dem Küfter- und Schulgehöfte zu T. ein 

neues Scheunengebäude nad) Maßgabe derZeich⸗ 
nung und des Koftenanichlages des Maurer- 
meifter8 ©., fowie unter Beachtung des Situa- 
tionsplanes mit Ziegelbedahung zu erbauen, 


2) 08. 8 304 Rr. 12 
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2. dad Batronat bei Inſufficienz der Kirchen- 
taffe verpflichtet, fämmtlihe zum Bau ein- 
ſchließlich der — erforderliche Haupt⸗ 
materialien, d. i. Holz, Kalk und Steine frei 
zu liefern, die Eingefarrten dagegen gehalten, 
die Nebenmaterialien und Arbeitslöhne zu 
befchaffen, fowie die Hand» und Spanndienite 
zu leilten. :c. 

Magdeburg, den 5. Fuguft 1863. 

(L. 8.) 


Königliche Regierung, 
2 Ibtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
jolut. 


2. 

Auf den Bericht vom 30. v. M., betreffend den 
Neubau einer Scheune auf dem evangelifchen 
Küfter- und Schulgehöfte zu T., wird hierdurch 
vorbehaltlich des Rechtsweges*) das Reſolut der 
Königlichen Regierung vom 5. Auguft d. 3. unter 
Verwerfung der von dem Dominium ald Patron, 
fowie von den Repräfentanten der Büdner, Colo— 
niften und Freien dajelbft eingelegten Necurfe 
lediglich beftätigt. 

Die Gutöherrfchaft findet ſich dadurd verlegt, 
daß ihr die Lieferung von Ziegeln für das zur 
Vermeidung von Feuerögefahr nothwendig gewor- 
dene Ziegeldach der Scheune auferlegt worden, 
während die früher nur erforderliche Herftellung 
eines Strohdaches der Gemeinde oblag. 

Die Ausführungen zur Begründung diefer Be- 
ſchwerde enthalten feine neuen Thaiſachen und 
finden ihre volftändige Widerlegung in den Grün- 
den bed Reſoluts, auf welche daher bier Bezug 
genommen wird. 

Dem eventuellen Antrag der Gutöherrichaft, die 
Eingepfarrten wenigſtens zu verpflichten, ihr den 
Werth des zur Strohbedachung nöthigen Materials 
zu erjegen, kann ebenfall3 nicht ftattgegeben wer- 
den, da eine derartige für das Zuftandelommen 
de3 in Rede ftehenden Baues ganz unweſentliche 
Seftfegung den Zwecken des Interimifticums fern 
liegt und aus] ließlich der richterlichen Cognition 
vorbehalten bleiben muß. 

Berlin, den 24. October 1863. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


En 
bie Königliche Regierung zu Magdeburg. 
—— 


22. Bürgerliche Gemeinden find vermöge ihrer 

Antsnontie befngt, Schulen zu errichten, zu 

übernehmen, zu uuterftügen, Laſten ihrer Ange 

börigen für die Schule auf fih zu nehmen. — 

Ein Gleiches gilt hinfigtlich der kirchlichen Laſten 
8 der Autonomie der Gemeinde durch 
das ſtaatliche Aufficgtörecht. 

Auszug aus einem Erkenntniſſe bed Koniglichen Ober- 
Verwaltungägerichtes vom 25. Februar 1885. D.:W.:@. 
Rr. I 232. 

Es war, wie gejchehen, zu erkennen. 

Selbft wenn die Annahme des Vertreters des 
Klägers richtig wäre, daß der Vorderrichter nur 
über die Koften des Schul- und Küfterbaues er- 
kannt habe, würde ber Fall bes 8 78 des Zus 


*) of. 5 4 Rr. 12 fi. 
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ftändigfeitögefeges nicht vorliegen. Es Handelt ſich 
nicht um einen Streit zwifchen den zum Bau und 
ur Unterhaltung der Schule und der Küfterei 

erpflichteten, fondern um die Veranlagung eines 
Gemeindemitgliebes zu den Gemeindeabgaben. 
Hat die Gemeinde neue Laften übernommen und 
ichreibt fie zur Erfüllung der übernommenen Ver- 
pflihtung Steuern aus, fo haben, bieje die 
Natur wirklicher Gemeindefteuern*) (Erkenntniß 
des NReichögerichted vom 16. Mai 1881, Grudot, 
Beiträge San) 26 Seite 1030 ff.) A1s ſolche find 
fie aud) vom Kläger gefordert. Es findet daher 
der 8 49,**) nicht der $ 78 des Zuſtändgkeits⸗ 
gefeßes***) Anwendung. Die Revifion erſcheint 
demnad) zuläflig. 

In der Sade ift es nicht ftreitig, daß Kläger 
zu den Communallaften, wie fie von der Gemeinde 
bereit3 vor dem Beichluffe vom 31. Auguft 1875, 
zu tragen waren, beitragöpflihtig und richtig ver= 
anlagt worden ift. Er hält fih nur nicht für 
verpflichtet, zu den von der Kommune übernom- 
menen Kirchen und Schullaften beizutragen, und 
will die auf diefe entfalenden Beträge von ben 
auf ihn veranlagten Steuern abgejegt wiljen. 
Wenn ber VBorderrihter den Kläger zu den Kirchen- 
laſten nicht für beitragöpflichtig erachtet, fo wäre 
feftzuftellen gewefen, welche Beträge als kirchliche 
Raften in den Steuern enthalten find, und nur 
in diefem Maße hätte ber Klage entſprochen 
werden können. Wie der Vorderrichter, welcher 
dem Bellagten ald unterliegendem Theile ſämmt— 
lihe Koften zur Laft legt. dazu gekommen ift, 
bierfür ald Werth des Streitgegenitandes den 
Betrag de geforderten Beitrages fr den Schul- 
und Küfterbau anzunehmen, ift nicht erfichtlich 
und es fcheint in der That, als fei dabei von ber 
actenwidrigen Annahme ausgegangen, daß die 
fraglichen Koften ausſchließlich von den kirchlichen 
Interefjenten zu tragen ſeien. Allein es bedarf 
bierüber feiner weiteren Erörterung, da die ange- 
fochtene Entiheidung ohnedies als auf unrichtiger 
Anwendung des beftehenden Rechtes beruhend auf: 
gehoben werben mußte. 

Das Preußifche Recht giebt feine Definition 
des Begriffes der Gemeinde und ihrer Aufgaben. 
Daffelbe läßt e3 im diefer Beziehung bei den ge- 
meinen Rechten bewenden. ach gemeinem Deutz 
ſchen Rechte verfolgt aber die Gemeinde, wie dies 
in der dieffeitigen Entſcheidung vom 30. Juni 1877 
(Entfgeidungen Band II Seite 190) nachgewieſen 
ift, nicht einen mehr oder mweniger vereinzelten 
Zweck, fondern hat die Beftimmung, alle Beziehun⸗ 

en des öffentlichen Lebens in fih aufzunehmen. 

ie Gemeinde kann hiernach Alles in den Bereich 
ihrer Wirkſamkeit ziehen, was die Wohlfahrt des 
Ganzen, die materiellen Intereflen und bie geiftige 
Entwidelung der Einzelnen fördert. Sie kann 
gemeinnügige Unftalten, welche Hierzu dienen, ein- 
richten, übernehmen und unterftügen. Die Auto: 
nomie der Gemeinde wird auf allen dieſen Ge- 
bieten nur dur das ftaatlihe Aufſichtsrecht 
begrenzt. Deshalb liegt e3 in der Befugniß ber 


*) — ohne daß es darauf ankommt, zu welchem Zwede bie 
bie Befteuerung veranlafienden Ausgaben verwendet find. — 
*e) of. unten $ 302. 
see) of. jeht Gaſeb v. 1. Aug. 1873 8 47 (oben $ 5 Anh. L) 
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Gemeinde, Schulen zu errichten, zu übernehmen, 
zu unterftüßen, Laſten ihrer Angehörigen für die 
Schule auf fih zu nehmen, wie dies in dem oben 
angeführten Urtheile des Reichsgerichtes vom 
16. Mai 1881, in der biefleitigen Entſcheidung 
vom 28. November 1877 (Entiheidungen Band III 
Seite 125),*) fowie in den Erfenntnifien des Com⸗ 
petenz = Gerichtshofes vom 14. October 1871** 
eg für die innere Verwaltung 187: 

eite 67) und vom 14. November 1873 (Yuftiz- 
Minifterialblatt 1873 Seite 340) dargelegt ift. 
Ein Gleiches gilt Hinfichtlih der Kirchen und der 
kirchlichen Lajten. Die kirchlichen Inftitutionen 
fördern die Wohlfahrt der Gemeinden und ihrer 
Angehörigen gewiß in nicht minderem Mafe, als 
Volks⸗ und gelebte Schulen. Dies ift der Grund, 
weshalb vielfach probingtatgefegtich den Bürger- 
lichen Gemeinden gewiffe Leiftungen für die Kir— 
den auferlegt find, weshalb vielfach altherkömm⸗ 
lich bürgerliche Gemeinden den Kirchengemeinden 
dauernde oder einmaline Beihülfen gewähren, 
weshalb biß in bie neuefte Beit Erftere die Letz⸗ 
teren freimillig bei Bauten und in außerordent- 
lihen Vedürfnißfällen unterftügen. Die Befugniß 
bierzu ift, ſoweit befannt, von den ftaatlihen 
Auffichtshehörden niemals angenmeifelt mworben. 
Diefelben haben ſich darauf beichräntt und be- 
ihränten müffen, die Angemeffenheit folder Zu— 
wendungen zu prüfen. Im vorliegenden Zalle 
hat die Communal-Auffihtsbehörde den Beſchluß 
der Gemeinde vom 31. Auguft 1875 beftätigt. 
Damit find die Laften, welche die der politifchen 
Gemeinde _ angehörigen Mitglieder der Kirchen- 
und ber Schulgemeinde bisher zu tragen hatten, 
auf die Erjtere übergegangen und iſt biefelbe 


bereitigt, die Hierzu erforderlihen Geldmittel 
durch Ausfchreibung von Gemeindefteuern herbei- 
zuſchaffen. 


Die Vorentſcheidung war hiernach als auf un— 
richtiger Anwendung des beſtehenden Rechtes be- 
ruhend aufzuheben. 

Die Sache felbft erſcheint fpruchreif. Der Be- 
Schluß vom 31. Auguft 1875 bedurfte nicht der 
Zuftimmung der Kirchen- und der Schulgemeinde 
bezw. der Kirchen- und der SchulauffichtSbehörde, 
da derjelbe nicht dahin geht, Kirche und Schule 
als Anftalten der bürgerlichen Gemeinde zu über- 
nehmen, fondern nur die Gemeinde verpflichtet, 
die Beiträge der Gemeindemitglieder, welche letztere 
für Kirche und Schule zu entrichten haben, aus 
Gemeindemitteln zu beftreiten (Minifterialrefcripte 
vom 3. April**) und 1. Juni 1883,}) Central⸗ 
blatt 1883 Seite 459, 460). Die Kirchen und 
die Schulgemeinde werden dadurch in ihrem Be- 
ftande wie in ihren Rechten und Pflichten nicht 
beeinträchtigt. Deshalb tft auch der Beihluß vom 
43. December 1881 für bie Entſcheidung bebeu- 
tungslos. Nah ihm berechnen fi nur die Bei— 
träge, welche auf die der Gemeinde Groß-⸗S. an- 
gehörigen Singepfarzten und Hausväter treffen. 

afür, wie dieſe Beiträge zu befchaffen, ift der 
Beſchluß vom 31. Auguft 1875 maßgebend, 


®) Oben $ 264 Rr. 3. 
®*) Oben $ 267 Rr. 7. 
”**) Oben $ 265 Rr. 11. 
+) Dben 5 266 Rr. 2. 
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Anhang. 
I. Allgemeines Landrecht Theil IT Titel 11 
88 710 ff. (woher die Koften zum Kirchenban zu 


achmen). 

8 710. Wo in Anfehung der Koften zum Bau 
und zur Unterhaltung der Kirchengebäude durch 
Verträge, rechtskräftige Erkenntniffe, ununter⸗ 
brochene Gewohnheiten oder befondere Provinzial- 

eſetze gewiſſe Regeln beftimmt find, da hat e8 auch 
Ferner dabei fein Bewenden. 

$ 711. Inſoweit aber, ala es an dergleichen 
bejonderen Beftimmungen ermangelt, finden nad)- 
ftehende allgemeine Vorſchriften Emsersung: 

8 712. Sie Koften zum Bau_und zur Unter: 
haltung der Kirchengebäude müffen hauptſächlich 
aus dem Kirchenvermögen genommen werben. 

8 713. Es darf aber davon nicht mehr ver- 


= |mwenbdet werden, als ohne Nachtheil der aus ber 


Kirchenkaffe zu beftreitenden jährlichen Ausgaben 
geihehen kann. 

8 714. Auch müffen bei Landkicchen die Ein- 
pfarrten in jedem alle ohne Unterfchted die 
nöthigen Hand- und Spanndienfte unentgeltlich 
leiften. 

8 715. Die Bertheilung der Hanb- und Spann= 
dienfte unter die Eingepfarrten muß nach eben 
dem Verhältniß gefchehen wie bei Gemeindedienften 
(Zitel 7 8 37 ©. 

8 716. Eingepfarrte, welche nicht zu der Ge- 
meinde des Dorfes, wo die Kirche liegt, gehören 
ober aus irgend einem Grunde von den Gemeinde- 
dienften frei find, müffen dennoch zu den Hand- 
und Spanndienften bei Kirchenbauten und Repa= 
raturen beitragen. 

8 717. Ihr Verhältniß dabei wird in Anfehung 
ber Handdienſte nad; der Zahl der Familien, ſowie 
in Anfehung der Spanndienfte nad) bem auf ihren 
Stellen angefchlagenen oder gewöhnlich gehaltenen 
Geſpanne beftimmt. 

$ 719. Bei Stabtlirhen werden die erforder: 
lien Hand: und Spanndienfte zu den übrigen 
Koſten gejchlagen. 

8 720. Iſt das Kirchenvermögen zur Beftreitung 
der Koften ganz oder zum Theil nicht Hinreichend, 
fo muß der Ausfall von dem Patron und den 
Eingepfarrten gemeinfchaftlich getragen werben. 

$ 729. Baumaterialien, welche der Batron oder 
die Kirchengemeine felbft hat, müffen von ihnen 
zum Bau gegeben werben. 

8 730. Doch wird jedem Theil der anfchlag- 
mäßige Preis auf feinen Geldbetrag zu Gute ge- 
rechnet. 

8 731. Der Geldbetrag wird bei Landkirchen 
zwiſchen dem Patron und der Kirchengemeine der- 

eſtalt verteilt, daß der Patron zwei Drittel, die 
Eingepfarrten aber ein Drittel entrichten. 
8 732. Befigt der Patron Rufticalhufen *) im 


®) cf. Declaratton vom 14. Juli 1836 (Geſetzſamml. 6.208: 
.fofern nicht durch Vertrag ober vedhtsfräftige Entſcheldung 
ein Anderes ausbrüdlidh feftgefept worben ift, find nad richtiaer 
Auslegung bes vorangeführten Ebicts (vom 14. Septeniber 1811 
über bie Regulirumg ber gutähertfihen unb bäuerlichen Rerhält: 
nüife) bie @utäherren ih verpflichtet, von ben ihnen bei ber 
Regultrung zu ihrer Entfäbigung abgetreienen bäuerlichen 
Srunbftüden zu ben Baus und Unterhaltungstoften der Kirchen, 
Pfarr- und SKüftergebäube, fowie ber Squlhauſer und Schul: 
nen je zu leiſten“? (vergleihe oben & 254 
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Kirchſpiel, fo trägt er davon noch befonderd wie 
ein anderer Eingepfarrter mit bei. 

8 740. Bei Erabtircen geſchieht die Verthei⸗ 
lung zwiſchen dem Patron und den Eingepfarrten 
dergeftalt, daß Erſterer ein Drittel, lehßtere aber 
zwei Drittel beitragen. 

8 784. Die Unterhaltung der Zäune und Ge- 
bege, ſowie Heine Reparaturen an den Gebäuden 
müfjen die Pfarrer und Kirhenbedienten aus 
eigenen Mitteln bejorgen. 

8 789. Auch zu größeren Reparaturen ber 
Bfarrgebäude, fomwie zu neuen Bauten muß 
der Pfarrer die Materialien, ſoweit als diejelben 
bei der Pfarre über die Wirthſchaftsnothdurft vor⸗ 
Banden find, unentgeltlich hergeben. 

8 790. Woher die übrigen Koften in Erman- 
gelung eines eigenen bazu beftimmten Fonds zu 
nehmen find, ift nach den vorhandenen verfchiebe- 
nen Brovinzialgefeßen zu beurtheilen. 

8 791. Wo darüber feine befondere gefeßliche 
Setimmung, vorhanden ift, da müſſen diefe Koften 
gleich den Bau- und Reparaturkoſten der Kirche 
jelbft aus dem Kirchenvermögen genommen, bei 
deſſen Unzulänglichkeit aber von dem Patron und 
ben Eingepfarrten giragen werben. 

8 792. Wegen Aufbringung und Vertheilung 
der Koften finden eben die Grundfäße wie bei 
Kirchengebäuden ftatt. 


11. Verordnung, betreffend die Beitragspflicht der 
Nittergutöbefiger umd anderer Grundbefiger in 
den vormals Königlih Sachſiſchen Landeötheilen 
in der Provinz Saächſen zur Unterhaltung von 
Kirchen, Pfarren und Schulen. Vom 11. Nos 
vember 1844. 
Geſ.⸗Samml. 1844 6. 698 Nr. 2524.) 


Wir Friedrih Wilhelm ꝛc. ꝛc. Nachdem Unfere 
zum fiebenten Provinzial-Landtage verfammelt ge- 
weſenen getreuen Stände der Provinz Sachſen zur 
Bejeitigung der Zweifel und Ungleichheiten, welche 
in Anfehung der Beitragspflicht zur Unterhaltung 
von Kirchen, Pfarren und Schulen in den vor= 
mals Königlih Sächſiſchen Lanbestheilen diefer 
Provinz obwalten, zu einem einhelligen gutadht- 
lien Antrage, wegen angemefiener Betheiligung 
der dortigen Rittergutsbefier und andern Grund⸗ 
befiger bei den für jene Zwecke zu entrichtenden 
Zeiftungen, fi) geeinigt haben, fo verorbnen Wir 
in Folge diefer Einigung, auf den Antrag Unferes 
Staatdminifteriums, für die genannten Landes⸗ 
theile, mit Ausſchluß des Amts Walter-Rienburg, 
mas folgt: 

841. [L. Beitragspflidt. 4) Der Befiker 
von Nittergüter.] die Nittergüter gehören zu 
derjenigen Parochie, in welche der Hof des Ritter⸗ 
guts eingepfarrt ift. Iſt das Rittergut mit feinem 
Gehöft verjehen, fo enticheidet die Tage des Haupts 
complexes der Gutsländereien über die Parochie, 
zu welcher dafjelbe zu rechnen ift. 

82. Die Beſitzer der Rittergüter find verpflichtet, 
zu allen auf dem Barodialverbande be— 
ruhenden Leiftungen für Kirchen, Pfarren 
und Schulen beizutragen. Hierzu find auch bie 
Dienfte und anderen Raturalleiftungen zu zählen, 
insbefondere diejenigen, welche bei Bauten vorkom⸗ 
men. Dagegen find ſolche Gelb- und Naturalabgaben 





ober Leiftungen an Kirchen, Pfarren und Schulen, 
welche nidjt von Jahr zu Jahr oder je nad dem 
eintretenden Bedürfnifie vertheilt werden, fondern in 
einem, ein für allemal beitimmten Betrage von 
einzelnen Berfonen oder Grundftüden in der 
Parochie entrichtet werden, den Vorichriften des 
egenmwärtigen ©. nicht unterworfen, fondern ferner= 
He in der bisherigen Weiſe zu entrichten. 

! 3. Ueber ben Umfang der Beiträge zu den 
auf dem Parochialverbande ruhenden Leiſtungen 
für Kirchen, Pfarren und Schulen haben die geift- 
lihen Obern qunägft eine gütliche Bereinigung 
zwifchen dem Rittergutsbefiger und ben übrigen 
Beitragöpflichtigen zu vermitteln. 

84 Kommt eine gütliche Vereinigung nicht 
m Stande, fo muß der Rittergutsbefißer zu den 

8 3 bezeichneten Barochialleiftungen in allen 
Fällen ($ 10) nah Verhältniß feined fteuer- 
freien Grundbefiges, außerdem aber, wenn er 
im Kirchfpiel wohnt, zugleich nad) Verhältniß der 
Berfonenzabl für ſich und feine Familie beitragen. 
Wegen der Beiträge von ben fteuerpflicdhtigen 
©rundftüden des Rittergutöbefiger3 ift in 5 9 das 
Nähere verordnet. 

8 5. Zur Beitimmung des Maßes, in welchem 
der Rittergutöbefiger nach 8 4 zu Beiträgen ver- 
pflichtet ift, wird angenommen, als ſeien die er- 
forderlihen Barocialleiftungen zur einen Hälfte 
auf alle in der Parodie wohnende Individuen 
über vierzehn Jahre, den Rittergutsbefiger und 
feine $amilie mit einbegriffen, nach der Kopfzahl 
zu vertheilen; und wird hiernach ber Antheil be- 
rechnet, melden der Rittergutsbefiger für ſich und 
feine Familie zu diefer Hälfte beizutragen Hat. 
Bet Leiftungen zur Befriedigung kirchl icher Be- 
dürfniffe werden jedod nur diejenigen Berfonen 
mitgezählt, welche zu der Confeſſion der Parochial⸗ 
tirhe gehören. Bon den zur Befriedigung von 
Schulbedürfniffen erforderlihen Leiftungen be- 
freit dagegen eine Berfchiedenheit der Confeſſion 
nur dann, wenn für die verſchiedenen Confeffionen 

efonderte Schulen vorhanden find, für deren 
Äinterhattung die Angehörigen einer jeden Con= 
feffion befonders zu forgen haben. 

6. Im Anfehung der anderen Hälfte der 
arochialfeiftungen ($ 5) wird angenommen, daß 
te auf den gejammten ndbefit in der Parochie 
zu vertheilen jei. Bu diefer zweiten Hälfte tragen 
die Rittergutöbefiger nach Verhältniß des Flächen⸗ 
inhalts ihres in der Parochie befindlichen ſteuer⸗ 
freien Grundbefiged zu dem bes pelammten 
übrigen Grundbefiges, bie ftewerpflicdtigen 
Grundftüde des Nittergutöbefiters felbft mitge- 
technet, nad} näherer Beftimmung des $ 7 bei. 
iegen fleuerfreie Orundftüde des Ritterguts 
außerhalb derjenigen Parochie, zu welcher der Hof 
des Ritterguts eingepfarrt ift, fo tragen dieſe 
Grundſtücke zu den Laſten der Barochie, in welcher 
fie liegen, nad) ihrem Flächeninhalte in dem vor= 
ftehend —— Verhältniſſe bei. 

87. Bei der Berechnung dieſes Verhältniſſes 
(8 6) gelten folgende Beftimmungen: 

a) Die Grundftüde der Kirchen, Pfarren und 
Säulen, fowie alle durch Geſetz, Herkommen 
oder fonft auf rechtsgültige Weile von den 
Parochiallaſten dauernd befreite Grundſtücke 
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tommen, dem fteuerfreien Rittergutölanbe 
egenüber, nicht mit in — 

ur Berechnung kommen nur Wohnhäuſer, 
Felder, Wiejen- und Holzgrundftüde, ſo weit 
ſolche nad litt. a beitragspflichtig find; 
Aenger und Lehden bleiben unberüdſichtigt; 
Gärten werden als Zubehör der Häufer be- 
Aa und daher nicht befonders veran- 

agt. 

ec) Salbe und Wiefen gelten einander gleich, 
Holzgrundftüde find überall nur mit dem 
dritten Theil ihres Flächeninhalts zur Be— 
rechnung zu bringen, fo daß drei Morgen 
Bald einem Morgen Feld oder Wiefe gleich 

jeachtet werben. 

4) Ein jedes bewohnte Haus oder Gehöft und 
namentlich aud der Hof des Ritterguts, mit 
Einfluß der Hausgärten, wird einem Flächen⸗ 
raum von fieben und einem halben Morgen 
Artland gleich geachtet, wobei jedoch mehrere 
in einem Gehöft liegende Häufer nur als ein 
Haus in Anſchlag kommen. 

8 8. Bon ber nach den Beftimmungen des 8 7 
ermittelten Beitragsquote des fteuerfreien Areals 
des Ritterguts iſt ein Viertheil oder 25 Procent 
in Abzug zu bringen, fo daß nur drei Biertheile 
biefer Quote dem Rittergutsbeſitzer dur Laſt fallen. 
Auch darf jene Quote zwei Dritttheile der auf ben 
Grumdbefig zu vertheilenden Beitragshälfte nie— 
mals überjteigen. Liegen in der Barochie mehrere 
Rittergüter, jo haben dieſe von ihrem fteuerfreien 
Areal zufammen genommen niemals mehr als 
zwei Dritttheile jener Beitragshälfte zu wagen, 

Diefe Ermäßigungen gehen jedoch auf abger 
trennte Barcellen nicht über. 

8 9. Befigt der Rittergutsbefiger fteuerpflichtige 
Grundftüde in der Parodie, fo hat er von den- 
felben in eben dem Maße, wie jeder andere Be- 
figer von Grundftüden diefer Art, zu den Parochial⸗ 
laften beizutragen. Diejenigen Fittergitter aber, 
welche durch die Gefepgebung des vormaligen 
Königreihs Weftfalen ihre frühere Steuerfreiheit 
verloren haben, tragen von ihren urſprünglich 
fteuerfreien Rittergutsländereien nur nad dem 
in den 88 6 bis & efegten Verhäftniffe bei. 

8 10. Die nad erhättmiß des Grundbeſitzes 
berechnete Beitragsquote hat jeder Ritterguisbe— 
figer, ohne Unterſchied des Bopnortes und ber 
Eonfeffion, zu entrichten. 

8 11. Die in den $$ 4—10 vorgefchriebene 
Berechnungsweiſe tommt, fofern nicht eine ander- 
weitige Einigung Statt findet, aud dann zur An= 
wendung, wenn der Rittergutöbefiger Die Parochial⸗ 
laften in Gemeinfhaft mit einer ftädtiichen Ge— 
meinde zu tragen hat. 

8 12. Haben mehrere kirchliche Gemeinden 
Mutter⸗, Filial- oder Gaftgemeinden) zu gemein= 
amen Bebürfniffen nad) gewiſſen Quoten beizu- 
fteuern, fo tragen die Rittergutäbefiger nach dem 
in diefer ®. — Verhältniſſe nur zu den 
Leiſtungen derjenigen kirchlichen Gemeinden bei, in 
beren Parochialbezirk fie felbft wohnen oder ihre 
Grundftüde Tiegen. 

8 13. Befinden fi) dagegen innerhalb der 
Parodie mehrere Kirchen oder mehrere Schulen, 
welche nicht durch gemeinjchaftliche Leiftungen der 


b) 





janzen Parodie, fondern nur eines Theils ber- 
elben unterhalten werden, fo werden die in der 
Parochie anfäffigen Rittergutsbefiger in der Regel 
nur zu den Parochialleiſtungen an dem Orte der 
Hauptkirche herangezogen. 

Kann aber urkundlich nahgeiiefen werben, daß 
dag Rittergut zu einer der Nebenkirchen oder der 
Nebenfchulen in der Parochie gehört, oder haben 
die Bewohner feit Entftehung ber Nebenkirchen 
oder Nebenfchulen, oder doch in den legten zehn 
Jahren fi gleihförmig zu derjelben gehalten, fo 
hat das Rittergut nur zu den Bedürfnifien Diefer 
befonderen Kirdye oder Schule beizutragen. Der 
Beitrag des Mittergutsbefigers tft in biefem Falle 
nad Verhältniß der Kopfzahl und des Grundbe- 
fies in dem zur Unterhaltung der befondern Schule 
oder kirchlichen Anstalt verpflichteten Theile der 
Gefammtparochie, unter Anwendung der in den 
88 4—10 erteilten Borfchriften, fe a 

Sad Außer den in gegenwärtiger 8. beitimmten 
Beiträgen zu den Parochiallaſten find die Ritter- 
gutöbehper nicht noch zu weiteren Leiftungen wegen 
der mit den Nittergütern verbundenen Patronate 
verpflichtet, ohne Unterjchied, ob das Rittergut in 
der Parodie der Kirche, deren Patronat mit dem⸗ 
felben verbunden ift, fich befindet oder nicht. 
Patronate, welche nit an einem Grundbeſitz haften, 
werben durch diefe V. nicht berührt. 

8 15. 2) Der den Rittergutöbefigern gleichzu- 
achtenden Gutsbefiger.] Den Nittergütern find 
diejenigen Güter gleich zu achten, welche zwar mit 
— nicht verſehen ſind, zu den 
Parochien aber bisher in gleichem Berhältnifie, 
wie die Rittergüter, geſtanden haben. Auf dieſe 
Güter, imgleichen auf die zu den landesherrlichen 
Domänien gehörenden Güter, finden die Vor— 
ſchriften der 88 1 bis 14 gleihmäßig Anmwenbung. 

8 16. Diejenigen Rittergutsbefiger, ſowie die- 
jenigen der im $ 15 gedachten Gutäbefiger, welchen 
nit zugleich das Patronatrecht zuiteht, find, 
glei) den andern Parochianen, über die Roth- 
wendigleit und Zwedmäßigteit derjenigen Parochial⸗ 
einrichtungen, aus melden neue Laften entitehen, 
zu hören, und in demfelben Maße, wie jene, bei 
Verwaltung ded Kirchenvermögens und Abnahme 
der Kirhenrehnungen zuzuziehen. 

8 17. Befindet fih in einer Parodie außer 
der ordentlihen Parochialkirche, oder anftatt der⸗ 
ſelben eine Privatkicche, welche von einem Ritter- 
gutsbeſitzer allein unterhalten werden muß, und 
wird diefe Privatkirche von der Gemeinde mit be- 
nugt, fo findet Die gegenwärtige V. feine An- 
wendung, vielmehr verbleibt es Hinfichtlih ber 
Beitragspflicht eines ſolchen Rittergutsbefigerd zu 
den Laften der ordentlichen Parodie Lediglich bei 
dem biöherigen Rechtsverhältniſſe. 

8 18. [II. Beiträge anderer Grundbe— 
figer.] Die nad) 88 4—13 anzulegende Berech⸗ 
nung hat nur den Zweck, die Beitragsquote der 
Rittergüter und der benfelben gleich zu achtenden 
Güter ($ 15) zu ermitteln, auf die Bertheilung 
der von den anderen Parochianen zu entrictenden 
Zeiftungen hat biejelbe feinen Einfluß. Es gilt 
jedoch äuch für dieſe legteren Leiftungen allgemein 
der Örundjag, daß die in der Parodie liegenden 
Grundftüde, ohne Unterſchied des Wohnorted oder 
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der Eonfeffion des Beſitzers, zu den auf den 
Srundbefig zu vertHeilenden Leiftungen beizutragen 
haben.*) Dagegen kommt der außerhalb der 
he befindlihe Grundbefig niemals in Be: 
tracht. 

S 19. IIII. Gemeinſame Beſtimmungen 
für alle bisher freigebliebenen Grund— 
ftüde und ®Berfonen) Sind einem von 
Barogialleiftungen bisher frei gebliebenen Grund» 
ftüde durd eine vor Erlaß dieſer V. errichtete 
Stiftung ober fonft durch freie Bewilligung, ohne 
daß eine Gegenleiftung dafür bedungen worden, 
eg Beiträge für Kirchen⸗ und Schul⸗ 
zwede auferlegt worben, fo tft der Beſitzer be— 
rechtigt, diefe Beiträge’ von den zu Zweden diefer 
Art nad) gegenwärtiger V. auf das Grundftid 
zu vertheilenden Umlagen in Anrechnung zu bringen. 

820. Bur Berrinhung und Abtragung eines 
vor Erlaß biefer V. zu Kirchens oder Schulzweden 
aufgenommenen Darlehns find diejenigen Grund- 
ftüde, welche bisher eine Befreiung von dergleichen 
Beiträgen genofien haben, nur dann beizutragen 
verpflichtet, wenn ihre Verbindlichkeit dazu bereits 
durch rechtäträftige Entfcheidung feitgeftellt worden 
ift. Diefe VBeftimmung findet aud) in dem Falle 
Anwendung, wenn die Modalitäten des Beitrags 
noch greitg geblieben find. 

$ 21. Entfteht über das Beitragsverhältnig 
der bisher frei gebliebenen Berfonen oder Grunds 
ftüde Streit, fo haben bie geiftlicden Obern nad) 
Hörung ber Betheiligten eine vorläufige Feſtſetzung 
u treffen, welche ſogleich vollitredbar ifl. Den 

etheiligten fteht dagegen die Berufung auf Ent» 
ſcheidung der ordentlichen Gerichte frei, fo weit 
nad den allgemeinen Landesgeſetzen (Allgemeines 
Landrecht II, 11, 8 709, Gabinet3-Orbre vom 
19. Juni 1836, Gef.-Samml. S. 198 Rr. 3) der 
Rechtsweg wegen der Heranziehung zu Parodjial- 
Iettungen zuläffig tft. 

8 22. Die gegenwärtige V. findet fortan auf 
Barogialleiftungen für Kirchen, Pfarren und 
Schulen überall Anwendung, wo nicht eine Be- 
freiung von dieſen Leiftungen oder ein anderes 
Beitragsverhältnig durch ausdrüdlichen Vertrag 
ober durch rechtskräftiges Erkenntniß ſchon vor 
Publication diefer V. dauernd feitgefteltt ift. Eine 
aan auf Specialobfervanzen ift dagegen nicht 
zuläffig. 

Urkundlich unter Unferer Höchitetgenhändigen 
Unterſchrift und beigebrudtem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 11. November 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilgelm. 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. 
v. Thile v. Savigny. Frhr. v. Bülom. 


v. Bodbelfhwingh. Graf zu Stolberg. 
Graf v. Arnim. Flottwell. Uhden. 


III. Beitragspfliht der fühfiihen Rittergutsbe⸗ 
figer zu kirchlichen Laſten. 
Berlin, den 9. December 1876. 
Auf den Bericht vom — betreffend den Umbau 
eines evangelifhen Pfarrhaufes zu N. eröffne ich 
der Königlichen Regierung, daß da es fid) bei den 
die Beitragspfliht der ſächſiſchen Rittergutsbefiger 


*) of. 8 248 Rr. 168 a. €. und Rr. 17. 





zu den Kicchenlaften regelnden Vorſchriften der 
Berordnung vom 11. November 1844, wie ind- 
bejondere die $$ 10, 14 und 18 ergeben keines⸗ 
wegs um einen bloßen Repartitionsfuß handelt,*) 
jene Verordnung dur bie Kirchengemeinde und 
Synodalordnung vom 10. Januar 1873 bezw. 
duch das Gefeh vom 25. Mai 1874 nicht als 
befeitigt erachtet werben kann. Den Intereffenten 
ift hiernach zu überlaffen ihre gegentheilige Auf- 
faffung event. im Rechtswege geltend zu machen. 
Der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten. 
Perg Gefeg- und Verordnungsbl. 1876/77 


IV. Die Cabinet3-Ordre vom 11. Juli 1845 betr. 
die Bermögendverwaltung der Kirchen, Bfarren und 
tirchlichen Stiftungen nach Märtifhem Provinzials 
rechte (Gef.-Sammi. S. 485) beftimmt für die- 
jenigen Zandeötheile, in welchen die Confifterial- 
ordnung von 1578 Anwendung findet über die 
Beiträge der Kirchenfaffe zu Bauten: 


— 4) Befigt eine Kirche foviel Vermögen, daß 
ohne Beeinträchtigung der Zwede, für welche das⸗ 
felbe beftimmt ift, und namentlich ohne Gefährbung 
der baulichen Unterhaltung der Kirche eine Ver- 
mendung auch zu andern Äirdfichen Zwecken, ins⸗ 
beſondre zur ————— des Einfommens der 
Geiſtlichen und Kirchendiener, zur Unterftügung 
von Prebiger- und Lehrermittiven, zum Bau ber 
Pfarr⸗ Füfter-und Schulgebäude u. f. w. 
Statt finden Tann, fo follen bie geiftlihen Obern 
befugt fein, eine folhe Verwendung auf den über- 
einftimmenden Antrag des Patron, des Geiftlichen 
und der Kirchenvorftcher zu genehmigen. — — 


V. Verordnung betreffend die Beitragspflicht zur 

Unterhaltung von Kirchen, Bfarr- und Schulge⸗ 

bänden in dem Markgrafenthum Ober-Laufig vom 
11. April 1846 Geſ.Samml. S. 164. 


Wir ꝛc. verorbnen zur Befeitigung ber Zweifel, 
welde in Unferm Markgrafenthum Ober-Laufit 
über die Berpflihtung der Patrone und andrer 
Perfonen zur Unterhaltung der Kirchen, Pfarr⸗ 
und Schulgebäude obwalten — — maß folgt: 

81. In dem Markgrafenthum Ober-Lauſitz 
follen fortan bei allen Kirchen-, Pfarr: und Schul- 
bauten**) die Vorjchriften des Allgemeinen Land- 
rechts II, 11 $ 710-756 zur Anwendung lom= 
men. — — . 

82. In allen diefen Fällen, insbefondere alſo 
auch bei dem Bau und der Unterhaltung der Land- 
tirchen, foll jedoch der Patron nur ein Drittel der 
in baarem Gelde zu entrichtenden Beiträge zu 
leiften verpflichtet fein. 

83. Bei abgeichlofjenen Verträgen und er— 
gangenen rechtskräftigen Erfenntnifen hat es aud) 
ferner das Bewenden; auf örtliche Gewohnheiten, 
welche über die vorgebachten Verpflichtungen (88 1 
und 2) beftehen können, foll dagegen nicht ferner 
zurückgegangen merden. 

8 4. Sind außer den Kirchenpatronen und Ein- 
gepfarrten auch noch andere Perſonen zu Beiträgen 


“) FY Vorbericht oben. 
. 5. nur bei denjenigen ulbauten, die nad) den eln 
von Pfarrbauten zu —X Per 5 279 Rr. 27b PA 
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verpflichtet fo wird durch das gegenwärtige Geſetz 
an ber Beitragsverpflichtung diefer Perfonen nichts 
geändert. 
Gegeben Berlin, den 11. April 1846. 
Stiedrig Wilhelm. 


VL Beitragspflicht des Kirchenpatrons als 
Eingepfarrten. 


(of. oben Nr. 1.) Ä 
Berlin, den 23. November 1878. 

Auf die Vorftellungen vom — eröffne id) Em. ıc., 
daß ich bie Vejchwerde gegen die Verfügung ber 
Königlichen Regierung in F., durch welde Ihr 
Einfprud gegen die Heranziehung zu bem von den 
Gemeindeorganen beſchloſſenen und von den Ein- 
gepfarrten aufzubringenden Pfarrbeſoldungszuſchuß 
zurückgewieſen ift, als begründet nicht anerfennen 
tann. Nach 88 260, 261 Titel 11 Allgemeinen 
Landrechts Theil II gehören zu den Eingefarrten 
einer Parochie alle diejenigen, welche innerhalb 
der Barodjie ihren Wohnfig aufgeihlagen haben 
und fi zur — der betreffenden Kirche 
befennen. Die Annahme, daß der Patron unbe- 
dingt außerhalb des Gemeinbeverbanbes ftehe und 
deshalb zu den ben Eingepfarrten obliegenden 
Zeiftungen nicht beizutragen habe, ift in biefer 
Algemeinheit nicht zutreffend. In gemiffen Be- 
ziehungen rechnet allerdings das Wilgemeine Land- 
recht den Patron als folhen nicht zur Kirchen- 
gemeinde und ftelt ihn ben Eingepfarrten gegen- 
über. Daraus ift aber nicht abzuleiten, daß die 
88 260, 261 auf ben Patron überhaupt nicht an- 
zumenden feien, und daß ber Patron aud dann 
u den Eingepfarrten nicht gehöre, wenn er für 
Kine Berfon zur Religionspartei der betreffenden 
Kirche ſich befennt und in ber Parodie feinen 
Wohnſitz Hat. Bon diefer Auffaffung ift auch in 
der die rechtlichen Beziehungen des Patrons und 
der Kirchengemeinde näher erörternden Entjchei- 
dung des Königlichen Obertribunal3 vom 20. Oe⸗ 
tober 1865 (Striethorft, Archiv Bd. 61 S. 140)*) 
ausgegangen. Die Verpflichtung zu ben Leiftungen 
ber Eingepfarrten mit beizutragen, hängt demnach 
im einzelnen Fall auch binfichtlih des Patron 
davon ab, ob die Borausfegungen der $$ 260, 261 
vorliegen. Da dies hier unbeitritten der Fall ift, 
fo kann id dem Untrage auf Abänderung ber 
angefochtenen Regierungsd-Verfügung nicht ftatt- 
jeben. 

er Winifier der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

n 


ben Bitte misbefer unb Kirchenpatron Herrn 8. 
(Kirhliches Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 1878 
©. 9 f.) 








®) Dafielbe führt aus: „Mus $ 791 h. t. folgt unbebenk⸗ 
Lid, daß das Allgemeine Landrecht unter Kirchengemeinde ben Ins 
begriff fämmtliher Eingepfarrten verfteht und den Patron als 
folgen nit mit zur Kirchengemeinde gehörig net, vielmehr 
diefer vefp. ben Gingepfarrten gegenüberftellt. Dab der Patron, 
fofern er als Individuum zu 
fi bekennt und in beren Barodie feinen Wohnfig hat (88 260, 
261 h. t.) zu ben Gingepfarrten mitgehören 3 als Grund⸗ 
ftüdsbefiger mie ein andrer Eingepfartter beitragspfliätig fein 
fans (732 h. t.) ändert hieran an fich offenbar Kits. Er con⸗ 
eurrirt dann in einer boppelten Eigenſchaft: in ber als Patron 
fteht er ben Eingepfarrten als foldem ber Kirchengemeinde gegen: 
über, während er in ber Eigenſchaft als Eingepfarrter an ben 
Rechten und Pflichten ber Kirchengemeinde bem Patron gegenüber 
Spell ntmmt.> 





ber Religionspartei der betr. Kirche fi 





VIla. Beſchlußfaſſung der Kirchengemeinde über 
dad Beitragsverhältuig zu Kirchen⸗, Pfarr⸗ und 
Küftereibanten. 


Die in dem Bericht vom 8. Februar d. J. — 
II. A. Rr. 865 — erörterte Frage nad dem Ber- 
hältniß der den evangelifhen Kirchengemeinden 
durch die Kirchengemeindeordnung vom 10. Sep- 
tember 1873 und das Geſetz vom 25. Mai 1874 
beigelegten Autonomicen zu den auf dem Allge- 
meinen Landrecht, auf Provinzialreht oder auf 
Obfervanzen berußenden Vorſchriften über das 
Beitragsverhältnik gu Kirchen, Pfarr- 
und Küftereibauten ift aud) bereits ander- 
weit aufgeworfen worden. 

Nah h 1 der erwähnten Ordnung haben die 
Kirchengemeinden ihre Angelegenheiten innerhalb 
der gefeglichen Grenzen felbft zu verwalten. 5 
zu dieſen Angelegenheiten die geiftlihen Bauſachen 
gehören, ig in der Natur der Sade und ift an 
mehreren Stellen der Kirchengemeinbeorbnung, 
namentlid) in $ 31 Nr. 5 ausbrüdfich vorausge- 
IE Der 8 31 Nr. 6 1. c., welcher bie Be- 
ſchaffung der zu den kirchlichen Bebürfniffen er- 
kon Geldmittel und Xeiftungen der Bes 
chlußfaſſung der kirchlichen Drgane unterftellt, 
enthält hinſichtlich der baulichen Bebürfnifie feine 
Ausnahme, findet mithin ohne Zweifel auch auf 
die Ichteren Anwendung. Derfelbe enthält aber 
zugleich eine bindende Vorſchrift über den Re— 
partitionzfuß für die zur Befriedigung ber kirch⸗ 
lihen Bedürfniffe nöthigen Umlagen. Diefer Bor- 
Schrift gemäß dürfen die Eirchlichen Gemeindeorgane 
ihren betreffenden Beichlüffen keinen Repartitiong- 
fuß zu Grunde legen, welcher ſich nicht directen 
Staatsfteuern oder am Orte erhobenen Communals 
Steuern anſchließt. Mit der Einführung diefes, 
fortan die allgemeine Regel bildenden Repartitiong= 
fußes ift alles, was fi im Allgemeinen Land- 
recht, in Provinzialgejegen oder in Dbfervangen 
als Vorſchrift über den Repartitionsfuß für Bei— 
träge zu geiftlihen Bauten charalteriſirt, gemäß 
Artitel 9 des Gefeges vom 25. Mai 1874 auf: 

jehoben.*) Als Vorichrift über den Repartitions- 

& aber wird jene Beitimmung anzufehen fein, 
welche bisher die Vertheilung kirchlicher Bau—⸗ 
beiträge unter bie Mitglieder der Gemeinde 
geregelt hat. 

Bon bier aus erhellt, wa unter ben im 8 31 
Nr. 6 erwähnten „fonft ſpeciell Berpflichteten” zu 
verftehen ift. Einerſeits find dies ſolche Gemeinde⸗ 
glieder, welche vermöge eines von ihrer Gemeinde⸗ 
mitgliedſchaft unabhängigen befondern Rechtstitels 
u Pbecietien Zeiftungen verpflichtet find, andrer⸗ 
Kits find es Perſonen, welche, ohne ber Gemeinde 
anzugebören, fei es auf Grund geſetzlicher ober 
Gelekestraft habender Vorſchrift, fei ed auf Grund 
befondern Rechtstitels ſich in gleiher Lage be— 


inden. 

In diefen Beſchränkungen hat an dem beftehen- 
den Recht nicht? geändert werben follen, moge en 
hinſichtlich aller durch die Gemeindeangehörigkeit 
bedingten Verpflichtungen ber durch die Kirchen⸗ 
gemeindeordnung neu eingeführte Repartitions- 





®) of. nachſichend Rr. VILb. 
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pub an bie Stelle des bis dahin gültig geweſenen 
18 getreten ift. 
lin, den 12. Juni 1875. 
Minifterium der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
5 (gez.) Halt. 
die Königliche Peglerung zu R. 
Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur 
Kenninignagme und Beachtung. 3 
R (83) Salt. 
ie Mi 
a 
Danzig, in, Abalin, Stralfund, Poſen, 


Bromberg, Breslau, Oppeln, Ziegnig, Magde: 
sup Werjeburg und Erfurt. 
. L 2020, 


YIIb. 

In dem Circular-Exlaffe vom 12. Juni 1875 
— @. 1. 2020*%) — babe id mic) über das Ber- 
hältniß der ben Kirchengemeinden durch $ 31 Nr. 6 
der Kicchengemeinde- und Synodalordnung beige- 
legten Autonomie zu den beftehenden Beftimmungen 
über die Bertheilung der kirchlichen Baulajt aus— 
geſprochen. Soweit die Gemeinden von der ihnen 
zuftehenden Autonomie Gebrauch maden, werden 
die dort gegebenen Andeutungen im allgemeinen 
hinreichen, um die Dursführung ber Kirchenge⸗ 
meinbeorbnung nach diefer Richtung Hin ficher zu 
ſtellen. Es iſt dabei tzuhalten, 

1. daß nur ſolche Beſchlüſſe der kirchlichen Or- 
gane über die Herbeiſchaffung der Baukoſten 
zur Betätigung fi) eignen, welche den An— 
forderungen des $ 31 Nr. 6 l.c. in Be 
ziehung auf den Vertheilungsfuß entiprechen ; 

2. daß durch derartige Beſchlüſſe nur Mitglieder 
ber Gemeinde gebunden werden koͤnnen, 
während Anfprüde gegen Dritte im Streit: 
falle nicht duch Beichlüffe der kirchlichen 
Organe, fondern durch interimiftifche Zeit- 
jegung oder 'richterliches Urtheil zum Aus- 
trag zu bringen find; 

3. daß orbnungsmäl ig gefaßte und für voll- 
ftredbar erklärte Beichlüffe der kirchlichen 
Organe über die Herbeiſchaffung der Koften 
die Anwendung jeder anderen Rechtsnorm 
über die Vertgeilung der kirchlichen Baulajt 
ausſchließen und keiner Anfechtung im Rechts⸗ 
wege unterliegen. — cf. Ertenntniß des Ge⸗ 
richtshofes zur Enticheidung der Competenz: 
eonflicte vom 13. October 1877. Juſtiz⸗ 
Minifterialblatt ©. 233. 

Hiernädjft bleibt nur die Frage zu beantworten, 
wie es zu halten ie wenn ein zur Beftätigung 
geeigneter —* ber kirchlichen Organe über 
die Serbeifce ung der Bautojten nicht gefaßt wird. 
In diefem Falle kann ein executoriſcher Titel, 
welcher geeignet ift, Widerjprud mit Erfolg zu 
befeitigen, nur durch refolutorifche Feſtſetzung oder 
durch richterliches Urtheil gewonnen werden. Die 
Entſcheidungsnorm He tann nur den bisherigen 
materiellen Vorſchriften über die Kirchliche Baulaft 
entnommen werden. Denn die VBeitimmung des 
& 31 Nr. 6 der Kirchengemeindeorbnung, in Ver- 
bindung mit Artikel 9 des Gefeges vom 25. Mat 
1874, enthält eine Modification des beftehenden 


) Borſiedend. 


Rechts nur inſoweit, als die Gemeinden von der 
ihnen beigelegten Autonomie Gebrauch machen, 
hat aber, wo dieſe Vorausſetzung fehlt, das be— 
ſtehende materielle Recht unberührt gelaſſen. Bon 
dieſer Auffafjung, welcher wenigftens in ihrem 
legten Theile auch das Königliche Obertribunal 
in zwei Entfcheidungen vom 18. Juni und 7. No- 
vember v. 3. gefolgt ift, wird auch feitens der 
Verwaltungsbehorden —— ſein, wenn es 
ih darum handelt, in Ermangelung eines be— 
tätigten Beſchluſſes der firhlihen Organe die 

heilung der kirchlichen Baulaft reſolutoriſch 
rag . Denn dad Rejolut in kirchlichen Bau- 
jachen tft nicht eine Ergänzung des fehlenden Ge 
meindebeſchluſſes, ſondern die Anticipation eines 
richterlichen Urtheil® und kann demzufolge 
auch nur auf demfelben rechtlichen Boden bewegen, 
welcher, wenn die Sade zum Proceß käme, die 
Grundlage der richterlihen Entſcheidung zu bilden 
haben wuͤrde. 

Der Königlichen Regierung empfehle ich, bei 
Behanblung der bie ertgeilung der kirchlichen 
Baulaft betreffenden Angelegenheiten fic) die vor- 
en Andeutungen zur Richtſchnur dienen zu 
lofjen. 

Berlin, den 19. März 1878. 
Minifterium der Fir 2. Angelegenheiten. 
(ge) Halt, 


Un 
age 


VIIL Bertpeilungs tirchliche Umlagen. 
neigt einer —X ne un Ge: 
bändeftener mit Bufchlägen.) 


Berlin, den 28. November 1883. 


Die in Folge meines Erlaſſes vom 14. October 
v. 5. (G. 1. 2051) durch die Herten Oberpräfi- 
denten mir vorgelegten Berichte über die Ausfüh— 
rung des Staatsminifterial = Bejchluffes vom 
13. Februar v. 3., betreffend den Rertheilungs- 
mafjftab Firchlicher Umlagen, haben ergeben, daß 
der von dem Königlichen Stantöminijterium ange- 
nommene Örundjaß bei der Betätigung von Um— 
lagebejchlüffen kirchlicher Organe nit überall 
gleihmäßig aufgefaßt und gehandhabt iſt. Zus 
gleich find Unzuiräglichteiten, welche bei Doppel 
bejteuerung kirchlicher Gemeindeglieder fi) heraus⸗ 
geſtellt haben, zur Sprache gebracht worden. 
Deswegen bejtimme id) bierdurd Folgendes: 

1) Bei der Bertgeilung kirchlicher Umlagen find 
die Grund», Gebäube- und ®ewerbefteuer fortan 
auszufchließen. Selbſt ergänzungsweife neben der 
Klajjen- und Eintommenjteuer dürfen diefelben 
nit mehr bei der Be: ung kirchlicher Laſten 
herangezogen — eſchlůſſen kirchlicher Or⸗ 
gane, welche dieſer Vorſchrift nicht entiprechen, 
Ye auf Grund des Artitel 3 Abjag 3 und 4 de 

jeges vom 25. Mai 1874 (Gejeg- Sammlung 
Seite 147) $ 18 Itr. d der Kirdenorbnung für 
die evangelifchen Gemeinden der Provinz Weitfalen 
und der Ntpeinproving vom 5. März 1835, jowie 
des 8 50 Ar. 9 des beiepes vom 20. Juni 1875 
(Gejegfammlung Seite 241) die Genehmigung und 
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Volitredbarkeit zu verjagen; aud) find auf Grund 
des Artikel 3 des Gejeges vom 3. Juni 1876 
(Sefegfammlung Seite 125) Beſchwerden gegen 
ſolche Befchlüffe nach denfelben Grundfägen zu 
erledigen. 

2) Berfonen, welche einen doppelten Wohnfig 
haben,*) find zwar nad) Lage der Gejeßgebung 
bei der Parochialkirche eines jeden berjelben als 
Eingepfarrte zu Parochialabgaben verpflichtet. 
Daraus folgt jedoch noch nicht, daß diefelben in 
jeder Parodie mit ihrem vollen Eintommen her— 
anzuziehen jeien. — Für den Geltungäbereich des 
Allgemeinen Landrechis ftehen jolhem Verfahren 
vielmehr die ausdrüdlichen Vorſchriften deſſeiben 
Theil II Titel 11 3% 265 und 739 entgegen, 
wonad, „wer in zwei Kirchipielen eingepfarrt ift, 
in jedem nur nad Verhäitniß ber beſitzenden 
Grundftüde oder des in demfelben treibenden Ge— 
werbes beiträgt“. Dies allein entipricht den all⸗ 
gemeinen Beitenerungsgrundfägen und muß daher 
— auch außerhalb des Geltungäbereiches jener 
Vorſchriften — auf alle für die Zwede einer Kır- 
hengemeinde ausgefchriebenen Unlagen dergeftalt 
Anwendung finden, daß Eingepfarrte, welche einen 
doppelten Wohnfig haben, nad) igrem Einkommen 
aus Grundvermögen nur in derjenigen Parodie 
befteuert werden, in welcher Die betreffenden 
Srundftüde Liegen. — Hinſichtlich der innerhalb 
der evangeliſchen Kirche für provinzielle oder lan⸗ 
deölirhlihe Zwecke ausgeichriebenen Umlagen 
kommt fodann in Betracht, daß der Artikel 16 
des Gejepes vom 3. Zuni 1876 (Geſetzſammlun— 
Seite 125) die Geſammthöhe diefer Umlagen dur« 
einen Procentfag der Klafjene und Einkommen⸗ 
fteuer der zur evangelifchen Landeskirche gehörigen 
Bevölterung begrenzt. Dabei tft von einer dop⸗ 
pelten Anrechnung des Steuerjages irgend eines 
u diefer Bevölkerung gehörigen Eenfiten nicht die 

'ede (vergleiche un $ 16 Abjag 1 des Kirchen- 
ge ed betr. das Muhegehalt der emeritirten 

eiftlichen vom 26. Sanuar 1880 und das Kirchen⸗ 
gejeg betr. die Ausichreibung von Umlagen für 
provinzielle und landeskirchliche Zwecke vom 2. Sep- 
tember 1380). Demgemäp har aud) der Evan 
geliſche Obertirchenrath buch den Erlaß vom 
12. Mai d. 3. die Königlichen Eonfiftorien ange- 
wiefen, bei der Zeftftellung der auf Die evange- 
liſchen Gemeindeglieder innerhalb der Landeskirche 
veranlagten Klafjen- und Eintommenfteuer behufs 
Berechnung des landeskirchlichen Umlage-Solls die 
Steuer von Perſonen, melde einen doppelten 
Wohnſitz haben, nur da verzeichnen zu laſſen, wo 
fie von der Staatsbehörde veranlagt und erhoben 
werben. Darf hiernach bei Bemeſſung des Ges 
fammtbetrages diefer Umlagen für die Landes⸗ 
kirche oder den Provinzialbezirt feines Cenfiten 
Steuer doppelt in Anfag tommen, jo ift e8 auch 
nit ftatthaft, bei der ſchließlichen Repartition 
berjelben unter die Gemeindeglieder Jemanden 
gu folhen Umlagen doppelt heranzuziehen. Es 
ft deshalb daran zu halten, daß diejenigen Per⸗ 
fonen, welche einen doppelten Wohnfig haben, für 
ein und denfelben provinziellen oder lanbestirch- 
lien Zweck fünftig nur einmal und zwar in der- 
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jenigen Parodie, wo fie zur Staatsſteuer veran- 
lagt find, beitimmt werden. — Die Generalfyno- 
dalfoften, obwohl mit den übrigen Synobaltoften 
von der Vorſchrift des Artitel 16 des Gefeges vom 
3. Juni 1876 ausgenommen, ftehen hier ben 
fonftigen landeskirchlichen Aufwendungen dennoch 
gleich, da fie nad) dem Kirchengeſetz betr. die Ber- 
theilung der Generalſynodalkoſien und ber landes⸗ 
tirchlichen Umlagen auf die einzelnen Provinzen 
vom 2. September 1880 ebenjo wie diefe nad) 
Maßgabe „der von den evangeliihen Gemeinde- 
liedern aufzubringenden Klafjen= und Eintommen- 
Reuern” vertheilt werben. 

Der Grundfag muß aber au auf die Provin- 
zial⸗ und Kreisfynodalloften Anwendung finden. 
— Nur wenn die mehreren Wohnfige einer Ber: 
fon auch in verfchiedenen Provinzen oder Kreid- 
ynodalbezirken liegen, darf diefelbe — im erſten 
Sale zu den Provinzialfynodaltoften und den 
fonft für provinziele Zwede ausgejhriebenen Um⸗ 
lagen in jeder Provinz, im zweiten Falle zu den 
Kreisfynodaltoften in jedem Kreisſynodalbezirk — 
einmal herangezogen werden. — Den Herren 
Regierungspräfidenten und den Königlichen Re- 
gierungen überlafje ich e8, den evangeliſchen Kir- 
chengemeinden ihres Bezirks die Anordnungen zu 
1 und 2, den katholiſchen Kirchengemeinden die 
Be zu 1 in geeigneter Weiſe befannt zu 
madıen. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
An 


die Regierungspräfbenten ber neun alter 

Provinzen, bie Königlichen Reglerungen in 

der Provinz Weftfalen und ber Rheinprovinz, 

ſowie den Königlichen Polizet = Präftdenten 

Bierferbft. 

B. 1643 L. G. L 3061. G. IL 

Vorftehende Verfügung theile ih Em. ꝛc. unter 
Bezug auf den Artikel 11 Abſaß 2 des Geſetzes 
vom 3. Juni 1876 (den Artitel Il und die Schluß 
beftimmung des Artitel III ber Verordnung vom 
9. September 1876) ſowie den Artitel 2 der Ber- 
ordnung vom 27. September 1875 zur gefälligen 
gleihmäbigen Beachtung ganz ergebenft mit. 

er Miniiter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 


in 
bie Ober⸗Praſidenten ber alten Proninzen. 


L. 


Berlin, den 30. Auguſt 1884. 


Bereits durch den Circular-⸗Erlaß vom 28. No⸗ 
vember v. 3. habe ich Veranlafjung genommen, 
über die Handhabung des Beſchluſſes des Königs 
lien Staatsminifteriums vom 13. Februar 1882 
betr. den Ausſchluß der Grund- und Gebäudefteuer 
bei der Vertgeilung kirchlicher Laſten, nähere Be- 
ftimmung zu treffen. Inzwiſchen hat ſich insbe⸗ 
ſondere bei den unlängſt im Haufe der Abgeord- 
neten deswegen gepflogenen Verhandlungen her- 
auögeftellt, daß über die Abfiht und Tragweite 
des Befchluffes gleichwohl noch Mißverftändnifie 
obmwalten. 

1) Die Namens der Königlichen Staatsregierung 
im Landtage abgegebenen Erklärungen ftellen es 
außer Breitel, daß in Uebereinftimmung mit dem 
in analogen Fragen eingenommenen Standpuntt 
die Königliche Staatöregiernng lediglich die Ab- 
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fit verfolgt, den Grundbefig vor der Auferlegung 
neuer Laften zu fehügen. Diefer Erfolg darf daher 
durch die Ausführung der Maßregel in feiner 
Weiſe verfümmert und muß vielmehr bei der Ent- 
ſcheidung hervortretender Zweifel ſtets im Auge 
behalten werden. 

2) Hieraus ergiebt fich, daß der Staatsminiſterial⸗ 
Beihluß feine eigentliche Beftimmung findet in 
Anwendung auf Bejchlüffe kirchliher Organe wegen 
Feſtſetzung des Beitragsfußes für ſolche Laften, 
welche erſt durch bie neuere Geſetzgebung ermög« 
licht oder eingeführt ſind. Vahin gehören in 
eriter Linie die Umlagen für die Beduͤrfniſſe der 
gehen über die Lofalgemeinde hinausgehenden 

erbände innerhalb der evangelifchen Landeskirche, 
alfo die Synobaltoften, die Beiträge für den lan— 
deskirchlichen Penſionsfonds und Achnlihes. — 
Es gehören ferner dahin die Umlagen zur Auf- 
bringung der Entfhädigungen für die in Folge 
des Tivilſtandsgeſetzes eingeleitete Aufhebung der 
a en fowie fonftiger Pfarrgehaltszu- 
ſchüſſe, ſoweit ſolche durch Beſchlüſſe der kirchlichen 
Gemeindeorgane oder auf Grund geſetzlicher Be- 
ftimmung neuerdings gewährt find. 

3) Was die feit Alters für die Zwecke ber 
Einzel-Kirhengemeinden erhobenen Lajten, insbes 
fondere bie kirchliche Baulaft, die Leiftungen zur 
Unterhaltung der Geiftlihen und Kirchenbeamten, 
ſowie die ufbringung der Eultusfoften betrifft, 
fo ift zunächſt zu prüfen, ob für diefe fpecielle 
Verpflichtete im Sinne des 8 31 Nr. 6 der Kirchen⸗ 
gemeinde- und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873 und des 8 21 Nr. 7 des Geſetzes 
vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwal⸗ 
tung in den katholiſchen Kirchengemeinden vor— 
handen find. Darunter find folhe Verpflichtete 
u verſtehen, deren Leiftungspfliht, mag fie auf 

ertrag, Obfervanz oder Gejeg beruhen, nicht 
oder nicht allein durch die perjünliche Parochial⸗ 
Angehörigfeit bedingt ift. Berpflichtungen dieſer 
Art können, auch foweit fie au dem Grunbbefig 
haften, felbftredend nur durch Vertrag oder Geſeß 
verändert oder aufgehoben werben. 

4) Abgeſehen hiervon finden ſich vieler Orten 
aud für bie nur von den Parochianen aufzubrin- 

enden Laften Bertheilungsmaßjtäbe, weiche auf 

nd eine8 Uebereinkommens der Betheiligten, 
genehmigter Bejchlüffe der Gemeindevertretungen, 
—— 7 oder ſpecieller Geſetze zu Recht be— 
ſtehen. Die fortdauernde Gültigkeit Bier Maf- 
ftäbe iſt u die Entfcheidungen der böciften 
Gerichtshöfe (Erkenntniß des Obertribunal® vom 
7. Rovember 1877, Entiheidungen Bd. 81 S. 75, 
des Meichögerichtd vom 8. Januar 1880, Entſchei⸗ 
dungen Band 4 Seite 140, des Gerichtähofes zur 
EntfHeidung der Competenzconflicte vom 8. Ja⸗ 
nuar 1881, Kirchliches Geſetze und Verordnungs⸗ 
blatt Seite 42) anerfannt,**) fo daß diefe, bis etwa 
die Gemeinden mit Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörden kraft ihrer autonomen Vefugniß abwei⸗ 
ende Umiagebefchtüffe faffen, auch ferner in An- 
wendung fommen müſſen. 

5) Da die althergebrachten Bertheilungsmaßftäbe 
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aber, fofern fie nicht auf dem ftaatlihen Steuer- 
ſyſteme fußen, häufig eine ungerechte Vertheilung 
zur Folge haben, hat ſich mannigfach bie Noths 
wendigkeit ihrer Abſchaffung herausgeftellt. Soi⸗ 
chenfalis kann nach dem angezogenen 8 31 Nr. 6 
der — —— und Synodalordnung und 
dem 8 21 Nr. 8 des Geſetzes vom 20. Juni 1875 
nur der Staatöftenerfuß an die Stelle treten. — 
Derartige Vertheilungsmaßftäbe dur Beichluß- 
nahme der kirchlichen Organe zu bejeitigen, pflegt 
jedod auf Schwierigkeiten zu — wenn durch 
Einführung des Staatsſteuerfußes dem Grundbeſitz 
beftehende Laften abgenommen werben. In dieſen 
Bällen würden daher durch bem- gänzlichen Aus« 
ſchluß der &rund- und Gebäudefteuer bei Anmwen- 
dung des Staatsfteuerfußes zum Nachteil des 
Grundbefiges jene althergebrachten unbilligen Ber- 
theilungsmaßjtäbe nur nod länger feſigehalten 
werden. Um dem zu begegnen, erfgeint es unbe= 
dentlich, in folhen Fällen der Umwandlung eines 
beftehenden Beitragsfußes in den Staatsſteuerfuß 
die Mitheranziefung der Grund» und Gebäube- 
fteuer zu geftatten. Ihre Grenze muß jedoch auch 
bier die Heranziehung der Grund- und Gebäudes 
fteuer darin finden, daß dadurch das Maß der 
dem Grundbeſitz bereits obliegenden Laſten keines⸗ 
falls erhöht, ſondern nur eine gerechtere Ver— 
theilung deſſelben unter die einzelnen Grundbeſitzer 
herbeigeführt werden darf. — Sollten aber die 
tirchlichen Gemeindeorgane die Heranziehung ber 
Grunde und Gebäudeſteuer überhaupt nicht be— 
fchließen, fo wird aud hier in der Negel kein 
Anlaß vorhanden fein, ihnen deöhalb von Auf- 
Se en entgegenzutreten, und die Umlagebe= 
chlüſſe etwa deshalb zu beanftanden, weil die 
Grund⸗ und Gebäudefteuer nicht berüdfictigt iſt. 
6) Da die vorftehenden Grundfäge auch für die 
tatHolifhen Kirchengemeinden, ſowie im Gebiet 
der Kirhenorbnung für die evangeliichen Gemein⸗ 
den der Provinz Weitfalen und der Rheinprovinz 
vom 5. März 1835 Plag greifen, fo iſt auch dort 
die Heranziehung der Grund- und Gebäudeſteuer 
jedenfalls für die Befriedigung der durch die 
neuere @ejeßgebung erwachſenen Bedürfniſſe aus⸗ 
geſchloſſen. 
Sollien irgendwo beſondere thatſächliche Verhält⸗ 
niſſe eine Ausnahme von dem Staatsminiſterial⸗ 
Beichlufie zu begründen feinen, jo würde darüber 
gegebenen Falles Hierher zu berichten fein. 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
An 


bie Königlichen Regierungspräfbenten in ben 
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alten Provinzen und bie Königlichen its 
rungen in ber Provinz Weitfalen und 
Inproving, fowie den BPoltzel-Präfidenten 
hierfelbft. 
B. 1736, 
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Berlin, den 9. October 1884. 

Auf den von dem Evangelifhen Ober-Kirchen- 
rath mir vorgelegten Bericht vom — erwibere ih 
dem Königlichen Confiftorium, daß bei Bertheilung 
derjenigen kirchlichen Laften, welche von Altersher 
durch die Gemeindeglieder mittel Umlagen auf- 
gebracht worben find, nad dem Circular-Erlafje 
vom 80. Auguſt d. 3. B. 1736 die Heranziehung, 
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der Grund» und Gebäubefteuer zuläffig erſcheint 
auch wenn ber —— nicht auf die 
Dauer, ſondern von Zeit zu Zeit in jährlichen 
oder ſonſt entſprechenden Zeiträumen durch Be— 
ſchluß feitgeftellt iſt. Dieſer Fall tritt namentlich 
da ein, wo — wie im Gebiete der Kirchenordnung 
für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſt⸗ 
falen und der Rheinprovinz vom 5. Mär; 1835 
_ vegelmäßige tirchliche Umlagen nicht erit durch 
die neuere Geſetzgebung eingeführt find, ber 
Repartitionsfuß aber bei Ausſchreibung von Ges 
meinde-Umlagen jedesmal von Neuem feftgejegt 
u werden pflegt. — Insbeſondere joll die Berüd- 
ichtigung ver Ammoblliarfteuern bei Verteilung 
—— Laſten auch ferner grundſätzlich nicht 
unterſagt fein, wenn die unter Nr. 5 des Cireu⸗ 
Tarerfaffes gedachte Umwandlung veralteter Repar⸗ 
titionafuße nicht erft gegenwärtig ftattfindet, ſon⸗ 
dern ſchon früher erfolgt if. — Bedingung für 
die Heranziehung ber Grund: und Gehäudeltener 
ift jedoch auch hier, daß eine Mehrbelaftung des 
Grundbefiges überall vermieden wird. 

Den Königlien Regierungen zu Minden und 
Arnsberg habe ich Wbjchrift Diefer Verfügung zu= 
gehen, laffen. 

er Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


kr Röntglige Conſiſtorium zu Münfter. 
(Kircht Gef u. 8-81. 1834 ©, 54 fi) 


XI. Bermeidnug der Doppelbeftenerung bei kirch⸗ 
lichen Umlagen. 


Berlin, den 5. Februar 1886. 


Der diefleitige Cireular⸗Erlaß vom 28. Novem- 
ber 1883 — Winifterialblatt der inneren Berwal- 
tung Seite 257*) — enthält unter Nr. 2 Anord⸗ 
nungen U Beihräntung der Doppelbefteuerung 
von Berjonen, welche in Folge mehrfachen Wohn⸗ 
iges in verjhiedenen Parochien eingepfartt find. 

achdem durch das mit dem 1. Anl d. J. bevor⸗ 
ſtehende Inkrafttreten des Geſetzes vom 27. Juli 
1885 (Geſetzſammlung Seite 327) die Doppelbe⸗ 
teuerung ein und befielben Einkommens bei mehr- 
ach domicilirten Perjonen auf dem Gebiet der 

ommunalabgaben bejeitigt fein wird, kann ſolche 
aud in der jet vorhandenen Beſchränkung — 
auf dem Gebiet des kirchlichen Veranlagunsweſens 
nidt mehr zugelafjen werben. 

5 hebe deshalb vom 1. April d. J. ab die 
Nr. 2 des Circular-Erlafjes vom 28. November 
1883 hierdurch auf und beftimme ftatt deſſen 
Zolgendes: 

1) Für die kirchliche Befteuerung von mehr: 
fad eingepfarrten Perſonen kommt auch 
ferner in erfter Linie die auch außerhalb feines 
Geltungsbereihes als Verwaltungsgrundfag zu 
beobachtende Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts 
Theil I Titel 1188 265, 739 in Betracht. Wenn 
dort beftimmt wird, daß „wer in zwei Kicchipielen 
eingepfarrt ift, in jedem nur nad) Berhältniß der 
in demfelben befigenden Grundftüde und des in 
demfelben treibenden Gewerbes beiträgt“, jo ift 
damit einmal die Doppelbefteuerung mehrfad) ein- 
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gepfarrter Perſonen bereits grundſätzlich verworfen 
und andererſeits das Theilungsprincip gegeben, 
nad) welchem unter diefem Gelichtöpuntte bie Be- 
fenerungsobjehte folder Perſonen für den Fall 
der Repartition der Kirchenlaſten nah Grund: 
befig und Gewerbebetrieb unter bie con- 
eurrirenden onen zu vertheilen find. 

2) Diefes Princip laͤßt fi) auf die Vertheilung 
der Kirhenabgaben nad) dem Eintommen, 
alfo auch auf die Vertheilung nad) der jegigen 
Staat3- Klaffen- und Einfommenftener infoweit 
ohne Weiteres übertragen, ald das Einkommen 
der Cenfiten aus Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb 
innerhalb der betreffenden Parochien herrührt. 
Dagegen fehlte ed bisher an einem XTheilungs- 
principe für da8 aus ausmwärtigem Grundbeſitz 
ober ©ewerbebetrieb, jowie aus anderen Quellen, 
namentlih aus apitalvermögen, fließende Ein: 
fommen, Der $ 11 des angezogenen Gefeges*) 
bat ein ſolches Princip jegt für die Communal- 
abgaben aufgeftellt. Es tft unbedenklich daſſelbe 
in denjenigen Zällen auch auf die Kirdenftenern 
anzuwenden, wo ed nad obigem noch an einem 
Theilungsprincip fehlt. Demnach find künftig 
mehrfach eingepfarrte Perjonen mit demjenigen 
Einfommen, welches nicht aus Grundbefig oder 
&emwerbebetrieb innerhalb der betreffenden Pa- 
rochien herrührt, in jeder Parochie nur von einem 
der Bahl der beteiligten Parochien entſprechenden 
Bruchtheile heranzuziehen. — Diejenigen Beſtim⸗ 
mungen des $ 14, welche auf die den Communen 

eftattete Beſieuerung der Forenſen zurüdzuführen 

And, leiden hier felbftverftändfich nur dann Anz 
wendung, wenn, was regelmäßig nicht der Fall, 
durch bejondered Provinzialrecht oder Localobſer⸗ 
vanzen Kirchengemeinden die Beftenerung von 
Grundeigentfum ohne Rüdficht auf den Wohnfig 
und die dadurch bedingte Gemeindeangehörigteit 
des Beſißers eſtattet ift. 

3) Wird idon hiernach jede doppelte Heran- 
iehung des Einkommens mehrfad Eingepfarrter 
Kunftig ausgeſchloſſen fein, fo bebarf e8 zu dem 
Behufe nicht mehr der in dem Circular-Erlafje 
vom 28. November 1883 gemachten Unterſcheidung 
der für die Zwecke der Einzelgemeinde und der 
Be die Bwede der über diefe hinausreichenden 

jerbände ber evangeliichen Landeskirche beſtimm⸗ 
ten Umlagen. 

Nah diefen Beftimmungen find Beſchwerden 
wegen Doppelbefteuerung derjenigen Perfonen, 
weldhe in Folge mehrfachen Wohnfiges in ver- 
— Parochien eingepfarrt ſind und nach dem 

ngangs bezeichneten Termin zu Kirchenumlagen 
herangezogen werden, zu erledigen. Auch ift Dies 
den evangelifchen wie kaiholiſchen Kirchengemeinden, 
gesigneten als durch Bermittelung ihrer geift- 
lichen Obern bekannt zu machen. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Un 


die Königlichen Regierungs:Präfidenten ber 
alten Provinzen und bie Königlichen Regie- 
run in ber Provinz Weftfaleu und ber 
Rheinprovinz, fomie an ben BPolizei:Präfis 
denten bier. 

@. L 3417 @. 11. 


(Kir. Sei. u. V.-Bl. 1886 ©. 26.) 
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Beiträge des Staats zur Schul- 
unterhaltung. 


Vorbericht. 


Eine Verpflihtung des Staats zur Unterhals 
tung der Schulen wurde früher nicht anerfannt. 
Indeß beitimmte die Verfaffungs - Urkunde vom 
31. Januar 1850 Art. 25: 

„Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung 
und Erweiterung der öffentlichen Volksſchulen 
werben von den Gemeinden und im alle 
des nachgewieſenen Unvermögens ergänzungs- 
weiſe vom Staat aufgebradt. Die auf be 
fondern Recdtstiteln beruhenden Berpflich- 
tungen Dritter bleiben beftehen. 

Der Staat gewährleiftet demnach ben Volks⸗ 
ſchullehrern ein feſtes den Localverhältniffen 
angemejjened Eintommen.“ 

ur Zeit tritt eine unmittelbare Berpflihtung 
des Staats nur ein bezüglich der Lehrerpenfionen 
(8 und der Zuſchüſſe zu den Elementar- 
lehrer-Wittwen- und Baifentaffen ($ 232). Im 
übrigen gewährt er ohne Verpflichtung ingbejondere 
Dienitalterözulagen ($ 182), fonjtige Unterftügungen 
an Lehrer ($ 184), Emeriten ($ 216) und Xehrer- 
wittwen ($ 238). Ferner leiltet er ergänzungs- 
weiſe Zufchüffe zum Lehrergehalt und Beihülfe für 
Schuldauten. 

Ueber bie allgemeine Entwickelung der Staats— 
fonds zu Ausgaben für den öffentlichen Unterricht 
ſpricht ſich insbefondere der im Abgeordneten- 
hauſe erſtattete allgemeine Bericht iiber den Ent- 
wurf zum Staat3haushaltsetat für 1865 aus. 
€.-81. 1865 ©. 132 ff. Derfelbe giebt zunädjit 
folgende Ueberficht der gefammten Ausgaben für 
das Eultusminifterium unter Berüdfihtigung aller 
fonftiger StaatSausgaben und der Höhe der Be- 
völferungsziffern. 


Geſammt⸗ Ausgaben 
bes Staates, ercl. ber 


Ziffer Derriebe und ar⸗ Ausgaben 
ber hebungs koſten, fo wie beim Gultuss 
Bendlferung der Ausgaben für das Miniſierium 
Staais ſchuldenweſen 
1849 16,293,171 55,254,972 Rth. 3,574,168 Rth · 
1850 16,472,444 55,134,444 = 3,621,675 = 
1851 16,651,717 55,214,760 = 3,804,343 = 
1852 16,830,990 54,723,072 = 3,983,185 = 
1853 16,933,759 55,758,716 = 3,906,731 = 
1854 17,036,524 57,730,7%9 =  3,929,637 = 
1855 17,139,288 58,331,468 = 3,879,573 = 
1856 17,317,050 59,664,651 = 4,139,545 = 
1857 17,495,800 59,489,810 = 4,101,370 = 
1858 17,674,820 62,522,161 = 4,203,611 = 
1859 17,925,078 65,909,232 = 4,490,256 = 
1860 18,175,336 63,299,794 = 4,329,289 = 
1861 18,425,595 71,355,852 = 4,324,309 = 
1862 18,675,850 81,811,345 = 4,331,454 = 
1863 18,926,100 86,059,382 = 4,571,196 = 


Die Ausgaben im Einzelnen fiehe auf um— 

ftehender Seite. 
er Bericht fährt fort: 

Es ergiebt ſich hieraus, daß von 1849 bis 1863 
die Bevölterung des Staates um etwa 16, die 
teinen Verwaltungsausgaben um fat 56, die Aus- 
gaben beim Sultuminiterium nur um 28 Brocent 


Schneider und von Bremen. Preußiſches Voltaſchulweſen. I», 
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geftiegen find, und daß die legteren im Jahre 1849 
etwa 61/6, im Jahre 1863 aber nicht ganz 5*%s 
Procent der gefammten Staatsausgaben betragen 
haben. Es zeigt ſich ferner, daß die Ausgaben 
beim Cultusminifterium bon 1849 bis 1852 ftetig 
gewachſen, in den drei folgenden Jahren um etwa 
100,000 Rthlr. Herabgebrüdt find, fi dann wieder 
gehoben haben, bis ſie im Jahre 1859 die Summe 
von 4! Million erreichten, in den Jahren ber 
Armee-Reorganifation (1860 bis 1862) um un= 
gefähr 160,000 Rthlr. eingefhräntt wurden, und 
erit im Jahre 1863 bei der aufßerorbentlichen 
Steigerung der Staatdeinnahmen die Summe von 
1859 um 80,000 Rthlr. überſchritten. Der Re— 
gierungscommiffarius erinnerte, daß bie ordent- 
lien und dauernden Ausgaben aud) in den Jahren 
1853 bis 1855 und 1860 dis 1862 geftiegen feien, 
und das zeitweife Sinten der Gejammtausgabe 
nur in dem minderen Bedarf an einmaligen Aus- 
gaben feinen Grund gehabt habe. 

Wenn im März 1862 der Fiananzminifter ben 
Kriegsminifter erinnerte, „daß in allen übrigen 
Verwaltungszweigen ſchon jeit Jahren die größt- 
möglichfte Beſchraͤnkung der Ausgaben ftattgefun- 
den” und „daß bie zurüdgeftellten Bedürfnifje von 
Jahr zu Jahr geftiegen, und je länger, je mehr 
füglbar geworden, fo daß es ohne Nachtheil für 
die Wohlfahrt des Landes nicht länger thunlid, 
diefelben noch weiterhin unberüdfichtigt zu laffen, 
und die vielfachen Anträge, welche bei Gelegenheit 
der Budgetberathung im Landtage auf Erhöhung 
der Ausgabefonds geſtellt worden, durch Hinwei— 
jung auf den Mangel an Dedungsmitteln zu be= 
feitigen,“ fo gilt dies ganz beſonders von der Ber- 
waltung der Unterrichtöangelegenheiten. In den 
Etatsentwürfen für 1864 und 1865 find aller 
dings die Voranſchläge für dad Eultusminijterium 
beziehungsweiſe auf 4,677,525 Rthlr. und 4,848,892 
Athlr. erhöht worden, diefe Beträge können aber 
teineswegd für genügend erachtet werden, das 
Berjäumte na In und angefiht8 der großen 
Einnahmeüberſchüſſe der legten Jahre den dringend- 
ften und geredhteften Anfprüchen an die Thätigkeit 
des Staates in einer der weſentlichſten nationalen 
Angelegenheiten zu genügen. — — 

ie Ausgaben zur Verbeſſerung der äußeren 
Lage von Geiftlihen und Lehrern, welche in dieſem 
Titel nicht getrennt find, haben ſich von 186,947 
Rthlr. auf 174,414 Mthlr. vermindert, während 
ſich notorijd) das Einkommen eines großen Theiles 
der Geiftlihen wie der Lehrer außer allem Ber- 
Par zu den gegenwärtigen Lebensbedürfniſſen 
efindet. — 

Gänzlich unzureichend find trog aller Klagen 
und Bejchwerden, trog der Mahnungen des Ab- 
jeordnetenhaufe® und der Anerkenntniſſe ber 

taatöregierung, und troß des — 
artikel 25 noch immer die Verwendungen für die 
Elementarfhulen geblieben. Die ordentlichen 
Stantsausgaben dafür beliefen fih 1849 auf 
231,729 Rihlr., 1863 auf 259,156 Rihlr. 12 Pro⸗ 
cent höher, und find in dem Etatgentwurf für 1865 
auf 239,494 Rthir., aljo ungefähr den Betrag des 
gahres 1849 reducirt worden. 

r gefammte Koftenaufwand für das Elemen- 
tarſchulweſen im Preußiſchen Staate ift nad) den 
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Beiträge des Staat? zur Schulunterhaltung. Vorbericht. 


ſtatiſtiſchen Nachrichten des Minifterinmg der Unter- 
riht3angelegenheiten im Jahre 1863 auf 9,902,696 
Rthlr. berechnet worden; davon find 2,320,968 Rthlr. 
dur Schulgeld aufgefommen, 7,142,800 Rthlr. von 
den Gemeinden und aus Fundationen aufgebracht, 
und vom Staate alles in allem nur die dürftige 
Summe von 438,923 Rthlr. zugeſchoſſen worden. 

Die Königliche Staatsregierung erklärt in ben 
Erläuterungen zum diesjährigen Etatsentwurf, 
daß eine nicht geringe Zahl der Elementarjchul- 
ftellen unter den feit ihrer Gründung veränderten 
Umftänden ihren Inhabern kein ausreichendes 
Einfommen gewährt, und daß namentlih auch 
unter den emeritirten Elementarlehrern ein großer 
Nothitand obwaltet. Defjenungeadhtet hat der 
Staat zu dem Mehr von 783,613 Rihlr., weldes 
die Regulirungen jeit dem Jahre 1852 außer den 
unbewilligten Naturalleiftungen für Befoldung der 
Lehrer bewirkt haben, bei der geringen Zunahme 
feiner Zuſchüſſe fo gut wie nichts beigetragen. 
Und wenn die Zahl der Elementarlehrer auf etwa 
35,000 veranfhlagt wird, kommen von jener Be— 
ſoldungserhöhung durchſchnittlich kaum mehr als 
20 Re. auf den Einzelnen. Statiftifhe Nach⸗ 
weiſe über bie Verhältnifie der Schullehrer in den 
verjchtebenen Landestheilen liegen nicht vor, aber 
von vielen Gegenden her wird zugegeben, daß ihr 
Eintommen oft nicht dem der Maurergefellen, der 
— und unter Umſtänden ſogar der 

agelöhner gleich ſteht. Das Abgeordnetenhaus 
hat namentlich 1862 bei der Berathung ber Peti— 
tionen über das zu erlaffende Unterrichtsgeſetz her⸗ 
vorgehoben, daß die Elementarlehrer den Sub- 
alternbeamten gleichgeftellt, daß für ihre Befoldung 
nad Iocalen Verhältnifien Minimaljäge und Anz 
ciennetätszufagen feftgejegt, daß wie bei anderen 
Beamten für Penfionirung und Wittmenverforgung 
Anſtalten getroffen werden müflen. Damit darf 
nit bis zum Erlaß des noch immer nicht in 
Ausficht gefteltten Unterrichtögefeße® gezögert wer⸗ 
den. Zur Abhülfe des dringenden Nothftandes 
müſſen, jo meit e3 thunlich ift, die Gemeinden 
mehr herangezogen werden, und muß, wo die Ver- 
hältniffe e8 nothwendig machen, der Staat in weit 
höherem Maße als bisher eintreten. 

Die moraliſche, intellectuelle und äſthetiſche Bil- 
dung bed Volkes fördert der Staat bei weitem 
nicht in genügendem Maße. Daß für Unterrichts- 
anftalten aller Art, fir Kunſt und Wiſſenſchaft in 
jehr erheblichem Umfange mehr geſchehe als bis- 
ber, muß vor allen Dingen in einer Zeit verlangt 
werden, wo bie Einnahmen und Ueberſchüſſe des 
Staatshaushalt3 in einem früher nie annähernd 
erreichten Grade geradien find. 

Wie weit die Borausfegungen und die in dem 
Bericht gezogenen Folgerungen zutreffend find, er- 
gest fodann die folgende Beleuchtung, welche der 

jericht feitend des Miniſters der geiftlichen zc. 
Angelegenheiten in der 23. Sigung des Abgeord- 
netenhaufes am 17. März 1865 gefunden hat: 

„Wenn ich in der gegenwärtigen Discuffion das 
Wort ergreife, jo geihieht ed, um die ungünftige 
Meinung, welche die einfeitige und unvolljtändige 
Darftellung des Commiſſionsberichts bei Untun- 
digen zu erweden im Stande fein möchte, zu 
widerlegen. Ich. befinde mich in der glüdlichen 
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Lage, dies nicht allein durch allgemeine Beitrei- 
tungen thun zu müffen, fondern meine Wider- 


legung durch Thatſachen beweijen zu können. 
Der Commiſſionsbericht ſucht durch Bufammen- 
ſtellung einer Reihe von Zahlen den Nachweis zu 


führen, daß, wie es auf Seite 62 heißt, die „mora- 
liſche, intellectuelle und äftbetijce Bildung des 
Boll vom Staate bei Weitem nicht in genügen- 
dem Maße gefördert werde.” Auf Seite 59 deg- 
felben Berichtes wird behauptet, daß bie gegen- 
wärtige Beranjchlagung für das Cultusminifterium, 
welde eine Summe von nahezu 5 Millionen er- 
reicht, keineswegs für genügend erachtet werden 
könne, dad Verfäumte nachzuholen, und angeſichts 
der großen Einnahmeüberjchüffe der letzten Jahre 
den dringenditen und gerechteiten Anſprüchen an 
die Thätigkeit des Staates in einer der wejent- 
lichſten nationalen Angelegenheiten zu genügen. 
Diefe Behauptungen würden, wenn ſie wahr 
wären, einen ſchweren Vorwurf enthalten, und 
nicht allein für die gegenwärtige Verwaltung ber 
Eultus: und Unterridtsangelegenheiten, fondern 
auch rückwärts gegen die früheren, indem bier 
von Berjäumnifien die Rede ift, die auf einen 
längeren Zeitraum zurüdweifen. Ich babe daher 
nit allein meine Stellung zu vertreten, fondern 
aud die meiner Herren Amtsvorgänger, und zwar 
für die ganze Periode, auf welche der Commijftons- 
* zurückweiſt, für die Periode von 1849 
is jegt. 

IH kann zunächſt die Baſis nicht anerkennen, 
welde die Commiſſion für ihre Beweisführung 
gewählt hat. Sie vergleicht den Procentjag, nad) 
welchem vom Jahre 1849 bis in die gegenwärtige 
Zeit die Vollszahl, die Gefammtausgaben des 
Staat, und insbejondere die Ausgaben für Eultus 
und Unterricht gewachſen find. Ich Halte es aber 
nit für möglıd, abjolute Verhältnißzahlen für 
die legteren Verwendungen feitzuftellen. Die Be- 
dürfniffe find natürlicherweife nad) Zeit und Um- 
ftänden niemals gleich, insbeſondere wird der Sag 
nit verfannt werben können, daß unter allen 
Ausgaben, welche zu machen find, diejenigen, 
welche für die abjolute Erhaltung und Sicherheit 
de Ganzen nothwendig find, immer einen gewifjen 
Vorrang behaupten werden. Denen wir uns 
einen Landſtrich welder ben Ueberſchwemmungen 
der See ober der Flüfje ausgejebt ift, fo wird fein 
Menſch es tadeln, wenn die Bewohner dieſes Land- 
ſtriches zunächſt alle ihre Kräfte zufammenhalten, 
um die Ieigenben Deiche zu erhalten. Diejelbe 
Wahrheit aber, die hier auf dem Gebiete der 
Naturereigniffe von Niemand beftritten werben 
wird, diejelbe Wahrheit hat auf dem politifchen 
Gebiete ihr Recht. 

Der Bericht der Commiſſion beſchränkt ſich 
ferner darauf, diejenigen Summen zujammenzu- 
ftelen, welche unmittelbar aus der Staatstkaſſe in 
der genannten Reihe von Jahren für Unterrihts- 
zwecke verwendet worden find; er übergeht aber 
dabet die beträchtlichen Summen, welche nicht aus 
unmittelbaren Staatsfonds gegeben, ſondern aus 
Stiftungen, die unter der Leitung und Aufſicht 
des Staates jtehen, und die zu feinem Eigentum ' 
gehören; er bringt nicht in Anſchlag die großen 
Summen, welche non den Communen nad recht⸗ 
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licher Verpflichtung aufzubringen find und aufge- 
bracht werben, er bringt nicht in Anſchlag die be⸗ 
deutenden Summen, welche bie diejen Zweden ge- 
widmeten Inſtitute duch ihre eigene Arbeit 
aufbringen. Die Vergleihung kann daher, wenn 
fie fi nur auf die unmittelbar aus der Staats⸗ 
iaſſe fließenden Verwendungen beſchränkt, unmög- 
lid ein erfhöpfendes und richtiges Bild gewähren. 
Ich muß aber auch endlid den Grundfag in Ab- 
rede ftellen, daß die Cultur eines Landes, die 
Pflege feiner wiſſenſchaftlichen und geiftigen Anter- 
efjen abzumefjen ſei aus der Höhe der Beträge, 
die auß ber Staatskaſſe dafür aufgewendet werben. 
Wäre diefe Behauptung richtig, jo würden mir 
von vorn herein auf den Ruhm der Ebenbürtig- 
teit auf dem Gebiete der Wiljenjchaft verzichten 
müfjen, welchen wir reicheren Nachbarländern 
gegenüber bisher mit Ehren behauptet haben; 
und bliden Sie zurüd in das Haffijche Alterthum, 
wo nit der Staat der Pfleger der Kunft und 
Wiſſenſchaft geweſen ift, fondern die freie Thätig- 
keit der Staatsbürger, fo würden wir, wenn die 
Beweisführung der Commiffion eine richtige wäre, 
jene Zeit nicht al eine Zeit der höchſten Blüthe, 
fonbern als eine Beit der Barbarei zu bezeichnen 
haben. 
Ih wende mid nun zu den Einzelheiten. Der 
‚Commiffiongbericgt ftellt die Gefammtausgabe für 
das Eultusminifterium der Reihe der Jahre 1849 
bis 1863 und mit Hinzunahme der Voraunſchläge, 
bis 1865 zuſammen und ſucht dadurch nachzu— 
weiſen, daß in den Jahren der Reorganiſation, 
wie es dort heißt, nämlich in den Jahren 1861, 
1862 und 1863 ein Rüdjritt in der Verwen—⸗ 
dung zu _geiftigen Zweden ftattgefunden habe. Der 
Commiffionsberiht vermiſcht aber dabei Gleich⸗ 
artiges mit Ungteicartigen und kommt beshalb 
zu einem unrichtigen Reſultat. Er wirft die 
extraordinären und die orbinären Auslagen in 
eins zufammen, Ausgaben, die ihrer Natur nad 
augeinander — und jede ſelbſtändig als 
Gegenſtand der Vergleichung benutzt werden müſſen. 
eihränten wir ung nun zunächſt auf die ordent⸗ 
lichen Ausgaben allein, fo finden wir in der ganzen 
Periode von 1852—1865 einen tetigen Foriſchritt 
derjenigen Ausgaben, welche der Staat für die 
wiſſenſchaftlichen Zwecke verwendet hat, und felbft 
in den Jahren, die als die Jahre der Armee- 
NReorganifation bezeichnet find, in ben Jahren 
1860—1862, hat der Anwachs ber Verwendungen 
des Staates betragen im Jahre 1860 39,000 Rthlr. 
(ih laſſe die Hunderte weg), im Jahre 1861 
222,000 Rthlr. und im Jahre 1862 88,000 Rihlr., 
zuſammen 349,000 Rthlr., alfo jährlich eine Mehr⸗ 
ausgabe von über 100,000 Rthir. Ich glaube 
daraus den Beweis geführt zu haben, daß bie 
Jahre der Armee-Reorganifation nicht den Staat 
gehindert haben, in fortjchreitender Weije für die 
edürfniffe des Unterrichts und des Eulius zu 


forgen. 

ill man aber die außerorbentlihen Bewilli— 
ungen für dieſe Swede mit in Rechnung bringen, 
in wird man fid auf eine kurze Zeit von zwei 
bis drei Sayeen nicht beichränten dürfen, 
bei biefen Ausgaben, welde naturgemäß einer 
größeren Wandlung unterworfen find, als bie 
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ordentlichen, eine längere Periode ind Auge fafjen 
müffen. Ich habe eine Zufammenftellung an= 
fertigen lafjen, welche die legten zehn Jahre um— 
faßt, und bdiejelbe ergiebt eine Summe von 
3,267,000 Rthlr. außerorbentlihe Verwendungen 
für Cultus⸗ und Unterrichtszwede. 

Ich glaube nach Vorführung dieſer Zahlen voll- 
tummen beredtigt zu jein, den Vorwurf der Ber- 
nadläffigung, omost bei der Verwendung im Ordi⸗ 
narium, als im Exiraordinarium abzulegnen. Ich 
bemerte noch ausdrücklich dabei, daß bei den hier 
aufgeführten Zahlen noch gar nicht einmal die 
Summe in Betracht gegagen ift, welche aus dem 
ur Verfügung Sr. Majeftät des Königs geftellten 
Ulerhöchten iöpofitionsfonds bei der General- 
Staaistaſſe alljährlich verwendet worden. Diefer 
Fonds, der dem Haufe im Etat vorgelegt und 
von ihm genehmigt wird, und die Höhe von 
300,000 Rihlr. jährlich erreicht, wird zum bei 
weiten größten Theile für ſolche Zwecke verwendet, 
wie fie eben den Aufgaben und Bedürfniſſen des 
mir anvertrauten Mintjteriums gewidmet find. — 


Ich komme nun zu den Elementarlehrern. Es 
ift vielfach die Rede gewefen von der Unzulänglich- 
feit der Lehrergehälter auf den Elementarftellen, 
und bie Staatäregierung bat es nicht verfannt 
und verkennt es nicht, Daß auf dieſem Gebiete ihr 
nod) ein großes Feld der Thätigfeit übrig bleibt. 
Wenn man aber auf den Umftand Hinweilt, daß 
die Königliche Staatsregierung zu ben Gehältern 
ber Elementarlehrer, welche im Ganzen die Summe 
von circa 7!/s Millionen betragen, nur 328,000 
Rthlr. jährlich beiträgt, und darauf der Regierung 
den Vorwurf einer Verſäumniß machen will, jo 
ift dieſe Schlußfolgerung völlig unrichtig. Es ift 
dabei vergejien, baß die Befoldung der Elementar⸗ 
lehrer nicht in eriter Linie dem Staate obliegt, 
fondern nad) den beftehenden Gejegen, nad) dem 
Haven Wortlaut bes Artikel 25 der Verfafjungs- 
urkunde den Gemeinden, und daß der Staat erjt 
dann helfend eintritt, wenn die Gemeinden außer 
Stande find, die erforderliche Summe aufzubringen. 
Daraus aljo, daß der Zuſchuß des Staates ſich 
in einer mäßigen Summe bewegt, daraus folgern 
zu wollen, daß der Staat daß Seinige nicht ihue, 
ift ein unrichtiger Schluß. Ich kann Sie auf die 

uftände in einem benachbarten Lande verweiſen. 
In Holland, einem reihem Lande, fteuerte im 
Jahre 1857 der Staat zum Unterhalte von 4772 
Lehrern und Lehrerinnen aus der Staatskaſſe nur 
bie geringe Summe von 4380 Gulden bei. Man 
wird aber baraus nicht den Beweis entnehmen 
wollen, daß Holland fein Schulweſen vernadläffigt 
habe, jondern nur den Beweis, daß die Holländi= 
ſchen Gemeinden kräftig genug geweſen find, um 
das Bedürfniß felbft zu deden. Die Preußiſche 
Regierung hat ihre Pflicht der Fürforge für die 
Elementarlehrer niemals aus den Augen gelafjen. 
Es liegen dem Haufe die hasiftüigen Beweiſe vor, 
daß in den Jahren 1852—63, in einer Periode 
von 12 Jahren, die Lehrergehälter fih um ben 
Betrag von 783,000 Thalern vermehrt haben, aljo 
eine Vermehrung von etwa 12 pCi., mad unge 
Bir tm gleichen Verhältniß fteht mit — 

ermehrungen und Verbeſſerungen, welde ber 
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Staat auf anderen Gebieten für die Beamten bat 
eintreten laſſen. 

Ich eonftatire auch gern und mit Freuden, daß 
namentlid, in der Iepteren Zeit in den größeren 
Städten ein regerer Eifer erwacht ift, die bis dahin 
zum Theil fehr dürftigen und niedrigen Gehälter 
der Elementarlehrer zu verbeffern. Die Staatd- 
regierung wird biefem Streben ihrerfeit3 mit 
Freuden entgegenfommen und baffelbe fördern. — 

Was die Lage ber emeritirten Lehrer anbelangt, 
fo Hat die Königliche Staatsregierung die Noth- 
wendigfeit erfannt, hier Hülfe zu Teiften. Ste hat 
einen Anfang dazu gemacht dadurch, daß in dem 
gegenwärtigen Etat zunächſt eine Summe von 
5000 Rihlr. jährlich zu diefem Bivede neu be= 
antragt worden if. Ich empfehle diefen Antrag 
Ihrer Annahme. 

Geftatten Sie mir nur noch ein kurzes Wort. 
Ich habe im Eingange meiner Worte meiner Amts⸗ 
vorgänger gedacht und gedenken müfjen. Ich kann 
das was ic Hier gejagt habe, nicht jchließen, ohne 
aud) derjenigen Männer zu gedenken, die mit mir 
berufen find — in meinem Minifterum und in 
den Brovinzen, — für die intellectuelle und fitt- 
lie Bildung des Volles zu arbeiten. Es find 
dies Männer, die ein ganzes Leben in Treue und 
Hingebung, und durdaus erfüllt von der Größe 
und Wichtigkeit ihres Berufes gearbeitet haben. 
Meine Herren! Wenn Gie den geiftigen unb 
intellectuellen Intereſſen der Nation diejenige 
Theilnahme und Förderung beweifen wollen, von 
der ich nicht zweifle, daß es Ihnen Ernſt damit 
iſt, — wenn Sie das wollen, ſo bitte ich Sie, 
fangen Sie damit an, Gerechtigkeit auch nach dieſer 
Seite hin zu üben — Gerechtigkeit gegen das 
wirklich Gute und Trefflihe, was beiteht, Ge= 
rechtigleit gegen die Berfonen, die daran gearbeitet 
haben und noch daran arbeiten, und Gerechtigkeit 
gegen die Staatäregierung im Ganzen, bie Diele 
Aufgabe nie aus ben Augen verloren hat und nie 
unterlaffen wird, daran nah allen Kräften auch 
fernerhin zu wirken.“ 

Bad fpeciell den Elementarfhulfonds betrifft, 
fo waren nad) dem Staatshaushalisetats für 1859 
den Bezirköregierungen zu „Befolbungen und Zus 
ſchũſſen für Elementarlehrerund :Schulen“ 216,744 
Zhlr. 16 Sgr. 4 Bf. überwiefen. Daneben _be- 
ftand ein Centralfonds von 1830 Thlr. 8 Sgr. 
11 Pf. und ein „Diepofitionsfonds für das Ele- 
mentarunterridtäwefen” im Betrage von 6788 
Thaler. Insgeſammt alfo waren au: en 
225,362 Thir. 25 Sgr. 3 Bf. (C.⸗Bl. 1859 
©. 3%). Abgejehen von Hleineren Veränderungen 
fügte der Etat für 1867 einen Betrag von 
465,000 Thlr. zur Berbefferung der Lehrerbejol- 
dungen und 350,000 Thlr. zu Unterftügungen für 
Elementarlehrer hinzu (C.⸗Bl. 1867 ©. 89, 168 
— 1868 ©. 153. Mit Einfluß der aus den 
Etats für die meuerworbenen Landestheile über- 
nommenen Ausgaben in Höhe von 280,523 Thlr. 
16 Sgr. 2 Pf. (C.⸗Bl. 1868 ©. 141) betrug ber 

anze Fonds 1868: 725,109 Thlr. 9 Sgr. 6 Pf. 
C.Bl. 1868 ©. 154). Inbegriffen ift bier der 
inzwiſchen auf 12,000 Thlr. erhöhte Dispofitions- 
fonds und ein Fonds ir Zufüflen für emeritirte 
Elementarlehrer (8686 Thlr.), welcher, wie be 


merkt, zuerſt 1865 in Höhe von 5000 Thlr. auf- 
genommen mar; ber leßtre wurde 1869 auf 
40,000 Thlr. erhöht. Ferner traten in dem⸗ 
jelben Jahre dem Fonds zu Gehaltöverbefferungen 
100,000 Thlr.*) und dem zu Unterftügungen 
2000 Thlr. Hinzu (C.⸗Bl. 1869 ©. 94), im Jahre 
1872 dem eritern meitre 500,000 Thlr., dem 
Emeritenfonds 3000 Thlr. (C.⸗Bl. 1872 ©. 469). 
In den Jahren 1873 bis 1877/78 Hat der gefammte 
Fonds zu Beſoldungen und Zuſchüſſen für Lehrer 
ſich faft verbreifacht: Es betrug nämlich der Zu— 
gang 8,060,432 Mt. 62 Pf., darunter 3,300,000 Mt. 
zu Alterszulagen (C.-81.1873 ©.209, 1874 ©. 54). 
Außerdem wurde ein Fonds für Errichtung neuer 
Schulftellen gefchaffen, der 1877/78 138,175 Mt. 
50 Pf. erreichte (E.-BI. 1877 ©. 418). Eine er- 
beblihe Erhöhung diefer beiden Fonds hat dann 
für das Jahr 1882/83 ftattgefunden, nämlich des 
erftern um 100,00 Mt., des letztern um 
87,000 Mt. (C.⸗Bl. 1882 ©. 294 und_311). 
Bon dem früheren Fonds zur Verbeſſerung 
der äußern Lage der Geiftlihen und Lehrer wur— 
den für die Efementarlehrer die entſprechenden 
Beträge auf den erftern Fonds übertragen (C.-Bl. 
1878 ©. 280, 1879 ©. 405). 

Der Fonds zu Ruhegehaltszufhüffen wurde von 
1872 bis 1877/78 von 39,000 Mt. auf 300,000 Mt. 
erhöht (C.-81. 1877 ©. 419), 1879 um 31,000 Mt. 
(Mehrbedarf für die fchlefiichen Zufgußtaften — 
— —— —C.Bl. 1879 ©. 405), 1880 
um 300,000 Mt. (C.:81. 1880 ©. 600), 1882 um 
69,000 Mt. (C.⸗Bi. 1882 ©. 294, 311), 1884 um 
160,000 Mt. (C.⸗Bl. 1884 ©. 311). 

Der Dispoſitionsfonds, welder, wie bemerkt, 
1868 12,000 Thlr. betrug, wurde 1873 um 50,000 
Thlr. erhöht — darunter 22,000 Thlr. zur För⸗ 
derung der deutſchen Sprache in den utraquiftiichen 
Schulen Schlefiend, Poſens und Preußens (C.-Bl. 
1873 ©. 210). 

Endlich ift 1883 zu Zuſchüſſen für die Koften 
für Schulbauten, welche bisher aus dem Aller⸗ 
höchſten Dispofitionsfond® gewährt wurden, ein 
Fonds von 500,000 ME. eingeftellt (C⸗Bl. 1883 
©. 221) und für 1885/86 um 150,000 Mt. erhöht. 

Hiernach ſetzt der Staatshaushaltsetat für 1885/86 
aus: Cap. 121 Tit. 27: Befoldungen und Zu= 
ſchüſſe für Lehrer, Lehrerinnen und Shnten, ins⸗ 
beſondere auch zur Gewährung zeitweiliger Ge— 
haltszulagen für ältere Lehrer, ſowie zu Unter- 
ftügungen:**) — 12,155,513 Mt. 63 Pf. — 
Vermerk: Erfparnifie können in die folgenden 
Jahre übertragen und zu einmaligen Ausgaben 
im Intereſſe des Elementarunterrihtswejens, ins⸗ 
beſondere auch zum Anlauf und zur Melioration 
von Dienftländereien behufs dauernder Verbefferung 
unzulänglich dotirter Elementarlehrerftellen ver- 
wendet werden. — 

[Nad) dem Schreiben des Herrn Unterridts- 
minifter8 vom 27. Januar 1879, U. III 15644, 
an ben Borfigenden der Commiljion bed Abge- 
ordnetenhaufed für das Unterrichtsweſen (Unlage 
zu B des neunten Berichts dieſer Commiffion von 


*) of. den Immediaibericht v. 21. Juni 1869 oben $ 175 Rr. 1. 
*) Der Ctatsentwurf 1886/87 nimmt eine Verftärkung bes 
Fonds um 268,696 ME. in Auificht. 


4882 Drudjadhen Nr. 253, of. Beilage C der Drud- 
ſachen Nr. 111 für 1885) waren in biefem — ba= 
mals 12,082,721 Mt. 7 Bf. betragenden Fonds 
enthalten: 

a) zur Dauernden Berbefferung ber 
Stellengehälter von Lehrern und Lehrerinnen bei 
nachgewieſenem Unvermögen der Rädjftverpflich- 
teten 8,057,721 Mt. 7 Pf. 

b) zu Dienftalterögulngen 3,300,000 Mt., 

c) zu fonftigen perfönlichen Zulagen 580,000Mt., 

d) zu einmaligen außerordentlihen Unterſtütz⸗ 
ungen 145,000 ME., 
und erhielten von den am 31. März 1878 vor⸗ 
handenen 49,711 Lehrern und Lehrerinnen Alters- 


zulagen: 
8399 Lehrer je 90 Mt. 755,910 Mt., 


426 Lehrerinnen je 6OMt.. 25,560 „ 
15321 Lehrer je 180 Mt. . . 2,757780 
280 Lehrerinnen je 120 Mt. 33,600 „ 


&a. 3,572,850 Mt., | 


die auß den Summen zu b und o gebedt wurden.] 

Tit. 28: Behufs Errichtung neuer Schul- 
ftellen*): 218,362 Mt. 50 Pf. — Vermerk: 
Erſparniſſe können zur Verwendung in ben fol- 
genden Jahren refervirt werden. — 

Tit. 28a: Zur Unterftüßung unvermögenber 
Gemeinden und Schulverbände bei Elementarſchul⸗ 
bauten®*): 650,000 Mt. 

Zit. 29: Zu Ruhegehaltszuſchüſſen und zu 
Unterftügungen für emeritirte, fowie zu Unter- 
ftügungen für außgefchiedene Elementarlehrer und 
Zehrerinnen: 860,000 Mt. — Vermert: Er- 
fparniffe können in die folgenden Jahre übertragen 
und zu einmaligen perfönligen Bewilligungen für 
emeritirte, ſowie für außgefchiebene Elementar- 
lehrer und Lehrerinnen verwendet werben. — 
Künftig megfallend 31,000 ME. 

Tit. 30: Dispoſitionsfonds für das Elemen⸗ 
tarunterrihtöwefen: 186,000 Mt. — darunter 
künftig wegfallend: 66,000 Mt.}) - Bermert: 
Aus diefem Fonds fünnen die Etatsfonds Cap. 121 
Tit. 3, 6, 7 und 8f) nad) Bedürfniß verftärkt 
werben.ttf) 


Staatszufchüffe zum Lehrergehali. 
$ 231. Die allgemeinen Vorfchriften. 


1. €. v. 7. Febr. 1867 betr. bie Rormirung ber Lehrer- 
gehälter und bie Gewährung ber Staatszuſchüſſe. 

2. €. v. 5. Mai 1869 beögl. (I. Feſtſtellung bed vor⸗ 
bandenen Einkommens, Maß ber Verbefierung, Felt: 
fegung ber Dotation: Wohnung, Feuerung, Baargehalt, 


a) Der Etatsentwurf 1886/87 nimmt Verftärfung von 
31,637 ME. in Ausfiht. 

**) Der Etatteniwurf 1886/87 nimmt bie Uebertragbarkeit ber 
Erfparniffe in Ausfidt. 

*#e) of, oben und C-Bl. 1879 ©. 406. Der Eatsentwurf 
1886/87 nimmt bier 1,800,000 Mt. zu Venflonen nad bem 
Sefep v. 6. Juli 1885 (oben $ 213) in Ausfht. 

+) of. oben und €=BL 1873 ©. 210, 

tt) of. oben $ 69. 
+) Der Etatdentmurf 1886/87 nimmt eine Verſtärkurg von 
30,000 ME in Ausfiht, um die Eribeilung bes Religionsunter- 
richts an bie Kinder confeiftoneller Minderheiten in ben Volle: 
ſchulen zu fördern. 
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Verhandlung mit ben Bethelfigten. — IL. Zuſchuß 
für beftehende Lehrerſtellen, nicht zu fonftigen Schul⸗ 
bebürfniffen, widerruflich, Zahlung an ben Lehrer, für 
die Gnadenzeit, nicht an zeitmeilige Verwalter. — 
IL Behandlung ber Eriparnifie.) 

3. €, v. 8. Mai 1872 dedgl. (Zweite und folgende 
Lehrerſtellen, perfönlide Zulagen, Behandlung ber 
Kiften, Präftattons-Nahwelfungen, Verwendung ber 
Erfparnifie.) 

4. €. v. 19. Juni, 8. Aug. 1873 u. 15. April 1875 
deögl. (Verbindung mit ben benachbarten Regie 
rungen, Verhanblung mit ben Betheiligten, wieber: 
holte Prüfung.) 

5. €. v. 12. März 1873 bedgl. in den neuen Pro: 
Dingen. — „Die übermiefenen Mittel (Rr. 2—5) 
find als hinreichend anzufehen, um jebes nothwendige 
Bebürfnig zu befriedigen,“ : €. v. 27. Jan. 1881 
unten 8 289 Nr. 5b — „über biefelben hinaus find 
keine Zufagen zu machen“ —: €. v. 27. Dec. 1873 
unten $ 292 Nr. 2b. 

6. Gel. v. 7. März 1868 betr. die Ueberweifung einer 
Summe an ben provinztalftänbifchen Verband ber 
Provinz Hannover, insbeſondere auch für das jüdiſche 
Schulweſen ımb für bie Taubftummen:, Blinden: und 
Idiotenanſtalten (of. wegen ber fegtern in den übrigen 
Provinzen unten $ 354b Und. I). 

7. Ueber bie Dotation der evangelifhen Schullehrer in 
ganz evangelifgen Dörfern Schlefiens nah Maßgabe 
der katholiſchen Schulreglements von 1765 und 1801 
feitend der im Staatseigenthum befinbliden Domi- 
nien of, bie Allerh. Cabineid-Orbre vom 5. Der. 
1816 oben 8 275 Rr. 9 u, 10. (S. 302, 309.) 


1. Juſtruction wegen Verbefferung der Elementar: 
Lehrer-Gehälter. 


8 
In Folge der feit geraumer nn in allen 
Kreifen der bürgerlichen Geſellſchaft wachſenden 
Anerkennung des Werthes einer tüchtigen allge- 
meinen Volksbildung als eined großen, nationalen 
Gemeingutes und der damit in nothwendigem Zu= 
fammenhange ftehenden Steigerung ber Anfor- 
derung an bie Vorbildung und an die Leiftungen 
des Lehrerftandes Hat.fih in erfreulicher Weife 
aud die Erkenntniß mehr und mehr Bahn ge- 
broden, daß den gelteigerten Anfprühen an die 
geiftige Arbeit der Voilsſchullehrer gegenüber au) 
für den äußeren Lebensbedarf derjelben entſprech⸗ 
ende Fürforge getragen werden müffe. Für die 
Befriedigung diefes Bebürfniffes ift von Kommunen 
und Schuljocietäten, von Patronen und Guts— 
herrſchafien in den legten Decennien Vieles und 
Anerfennungswerthes gejhehen. Je weniger aber 
die in älteren Gefegen und Schulordnungen ent- 
haltenen Normativbeitimmungen über das Ein- 
tommen der Lehrer an den öffentlichen Volks— 
ſchulen auf Vorausfegungen und Anforderungen 
beruhen, wie ſolche Die Gegenwart zu ftellen be- 
rechtigt ift, und je ſchneller in der Neuzeit die 
Entwidelung aller Lebensverhältniſſe ftattgefunden 
bat, um fo erflärlicher ift es, daß bei aller An— 
erfennung des bisher Geleifteten doch noch eine 
große Arbeit zu thun ift, und namhafte An— 
ftrengungen auch ferner von denen gefordert werden 
müffen, denen die Erhaltung der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen und ihrer Lehrer obliegt. 
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Schon von dem verewigten StaatSminifter von 
NRaumer war durd eine Eircularverfügung vom 
6. März 1852*) eine neue Negulirung der Ge- 
haltsverhältniffe aller derjenigen Elementarlehrer- 
ftellen allgemein angeorbnet worben, welche nad) 
der pflihtmäßigen,, unter forgfältiger Erwägung 
der Localverhältniffe gewonnenen Weberzeugung 
der zuftändigen Königlichen Regierung ben Lehrern 
ein zu ihrem Unterhalt ausreichendes Einfommen 
nit gewähren. 

Königlichen Regierungen wurde aufgegeben, 
zu beitimmen, wie viel in jedem eingenen Falle 
zum Unterhalt des Lehrers erforderlich fei, und 
den fehlenden VBebarf von ben zur Unterhaltung 
der Schule geſetzlich Verpflichteten beizutreiben. 
Die ausſchließliche Befugniß der Regierungen hiezu 
war durch Urtheile des Königlichen Gerichtöhofes 
zus Entiigeibung der Competenzconflicte aner- 
annt.”*) Spätere Verfügungen haben dieſe Aufs 
forderung an die Königlihen Regierungen er- 
neuert. Die in dieſen Erlaffen gefteite ufgabe 
dauert auch jetzt noch fort. Die Königlichen Re- 

lerungen haben, eingeben? der ihnen obliegenden 

erpflichtung, für die Bebürfniffe der Schule und 
ihrer Lehrer zu forgen, bie in diefer Beziehung 
fi tundgebenden Mängel fortgefegt im Auge zu 
behalten und bie zur sieitigumg derjelben ihnen 
rechtlich zuftehenden Mittel mit Umfiht und Nach- 
drud zu gebrauchen. 

Eine befondere dringende Aufforderung aber, 
mit erneuter Thätigteit auf biefem Wege vorzu= 
schen, bat die Unterrichtöverwaltung gegenwärtig 
dur die in dem Staatshaushaltsetat für das 
Jahr 1867 erfolgte Neubewilligung einer Summe 
von 165,000 Thalern jährlich zu dauernden Be⸗ 
foldungsverbefferungen für Elementarlehrer er- 
halten. Diefe Bewilligung ift nicht erfolgt, damit 
aus ihr überall da, wo unzulängliche Üeprerges 
hälter ſich finden, ohne Unterfchied Zulagen ge- 
währt werden, fondern fie hat glei anderen Be- 
willigungen für die Volksſchulen, lediglich ben 
fubfibtär en Charakter, daß Verwendungen 
daraus, melde wie alle ſolche in neuerer Zeit 
immer nur auf eine beftimmte Reihe von Jahren, 
gewöhnlich 10, zu bewilligen fein werden, nur da 
erfolgen dürfen, wo neben dem Vorhandenſein 
des Bebürfniffes auch die Unzulänglichkeit der 
eigenen Kräfte der Näcjftbetheiligten conftatirt ift. 
Sn den Brincipien, nad) welchen bei Berbefferung 
der Elementarlehrer zu verfahren, ift durch jene 
Bewilligung nichts geändert. Aber fie gewährt 
die Möglichkeit, für die Befoldung der Elementar« 
lehrer im Allgemeinen höhere Rormalfäge, als die 
bisher in vielen Gegenden üblichen, anzunehmen 
und zu beren Erfü ung, nöthigenfalls durch eine 
Staatöbeihülfe, auf fürzeren und einfacheren 
Wegen vorzufcreiten. 

Um baher die durch die Staatsbewilligung der 
165,000 Thaler den Elementarlehrern zugedachte 
Wohlthat fobald als möglich in einer umfaffenden 
und auf das gefammte — — heilſam 
— teren Weiſe in das Leben treten zu 

ſſen, iſt es nothwendig, daß die Königlichen Re— 
gierungen die ſchon durch die Circularverfügung 


*) of. 5 176 Anhang I **) of. & 176 insbejondere Rr. 1. 
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vom 6. März 1852 ihnen aufgetragene Arbeit 
nad einem, ihren ganzen Bezirk umfafjenden Ge- 
fammtplane unverzüglid — Neue aufnehmen 
und danach 

I. für jede einzelne Lehrerſtelle bei ben öffent- 
lichen Volksſchulen das nad) den inviduellen Ber- 
bältniffen des Orts und ber befonderen Amts- 
ftellung zur angemefienen Suftentation des Lehrers 
erforderlihe Normal-Eintommen berfelben aufs 
Neue arbitriren; 

I. für den Fall, daß das gegenwärtige wirt: 
liche Eintommen der Stelle diefen Normalfag 
nicht erreicht, abwägen, in wie weit bie zur Unter- 
haltung ber Schule zunächſt Verpflihteten ohne 
Ueberbürdung die fehlende Summe aufzubringen 
vermögen, und 

II. für den Fall, daß dieſe Rächſtverpflichteten 
ganz oder theilweiſe dazu außer Stande fein follten, 
den Betrag ermitteln, welcher zur Erfüllung bes 
Normalgehalt3 aus den Staatslaflen, oder aus 
den font zur Verfügung des Staats ftchenden 
Specialfonds ſubſidiariſch zu erbitten fein wird. 
Die bezüglihen Nachweiſungen find unter Mit- 
wirkung ber Sinanzabthetlung bed Collegiums mit 
thunlichſter Befchleunigung aufzuftellen, jo daß fie 
fpäteftend am 30. April d. 3. bei mir eingehen. 

Damit aber bei Erledigung diefer Auflage in 
allen Regierungsbezirken nad) gleihmäßigen Prin⸗ 
eipien verfahren werde, bejtimme ich bierburch 
näher Folgendes: 

Bu I betreffend die Normirung ber 
Zehrergehälter.*) 

Durch dad Bedürfniß, einen allgemeinen Map- 
ftab für die Normirung der Zehrergehälter zu be- 
figen, haben fid in der Prazis, zum Theil im 
Anſchluß an die beftehende wopinzinlgefehgebung, 
gewiſſe Minimaljäge als maßgebend feftge- 
ſtellt. Inſofern e8 fi) daher jegt um eine neue, 
ben gegenwärtigen Berhältniffen entfprechende 
Normirung der Xehrergehälter handelt, mwird die 
Königliche Regierung zunächſt bie Frage zu prüfen 
und zu beantworten haben, ob dieſer Minimaljag 
für den dortigen Bezirt auch fernerhin in ber 
Weiſe für ausreihend zu erachten ift, daß 
wenigftens in den unter den einfachſien unb 
bürftigften Verhältniffen lebenden Gemeinden die 
Eriftenz bed Lehrers damit genügend ficher gejtellt 
ift, oder ob aud für folde Fälle die Erhöhung 
des bisherigen Minimaljages unbebingt geforbert 
werben mul 

Wenn aber auch die bisher üblichen, oder neu 
zu arbitrirenden Minimalfäge für die Mehrzahl 
der gewöhnlichen Fälle oder doch für die ein- 
fachften Verhältniſſe als ausreihend angejehen 
werben, jo wird doc durch die bloße Normirung 
von Mintmalfägen die Verſchiedenheit der Ver— 
hältniffe, wie fie theils durch Die Iocalen Zuftände 
und Bedürfniffe, theil® durch den Charakter der 
verſchiedenen Schulen, theils enblih durch die 
Stellung der einzelnen Lehrer an denſelben be 
dingt ", nicht genügend berüdfichtigt werben 
tönnen. Es wird daher nicht bei einer bloßen 
Revifion der üblichen Minimalfäge ftehen geblieben 
werben können, fondern e8 wird bei ber Rormirung 


*) of. vd. 198 177 fi. 


der Lehrergehälter auf eine größere Individuali— 
firung der concreten Rerhältniffe eingegangen 
werben müffen. Mit einer folden Individua⸗ 
liſirung tft die Gefeggebung anderer Staaten vor⸗ 
angegangen. Auch in den biefjeitigen Entwürfen 
eine8 Unterrichtd- und eine3 Lehrerbotationdge- 
ſetzes ift eine folche in das Auge gefaßt worden. 
Die aus der forgfältigen Vergleihung aller Ma- 
teriafien dabei gewonnenen Refultate werden aud) 
für die gegenwärtige Aufgabe benußt werben 
fönnen und zugleid einen erwünſchten Prüfftein 
für die Zulänglichkeit und die Ausführbarkeit der 
deshalb aufgeftellten Geſichtspunkte abgeben. Hier⸗ 
nach wird bei ber fpeciellen Normirung der Lehrer⸗ 
gehälter vornehmlich in Betracht kommen müffen: 
der Unterſchied zwifhen Stadt und Land, zwiſchen 
gehobenen und niederen Elementarfchulen, zwiſchen 
einklaffigen und mehrflaffigen, zwiſchen den Er: 
werbs⸗ und Nahrungsverhältniffen der einzelnen, 
Orte und Gegenden u. a. m. 

A. Was zuvörderft die Normirung ber Lehrer- 
gehälter in den Städten anlangt, jo kommt 

4) in Betracht, daß bie ftädtifhen Schulen faſt 
ohne Ausnahme mehrere Klaffen haben und dem⸗ 
gemäß mehrere Lehrer bei derfelben Schule an= 
geftellt find. Für diefe mehreren Stellen werben 
aber nicht überall durchweg gleiche Gehälter nor= 
mirt werben können, vielmehr wird ein ftufen- 
weijes Auffteigen der Gehaltsfäße, fei e8 im Weg 
der Afcenfion von den unteren zu ben oberen 
Zehrerftellen, fei es durch periodifhe Bewilligung 
von Alterözulagen, ſich ais das naturgemäße Ber- 
bältniß ergeben. 

Wenn es hiernach zuläffig erfcheint, die unterſten 
Gehaltsſtufen mit Rückſicht darauf, daß dieſelben 
in der Regel mit jüngeren, noch unverheiratheten 
Zehrern zu befegen fein werden, verhältnikmäßig 
niedriger zu normiren, jo wirb um fo größerer 
Nahdrud darauf zu legen fein, daß die Gehälter 
nad oben Hin beträchtlich zunehmen, und daß 
immer nur wenige Stellen mit dem Minimum 
ober einem dad Minimum wenig überfteigenben 
Gehalt ausgeftattet werben, damit auch den jün- 
geren neu eintretenden Lehrern die Möglichkeit 
gefichert werde, in nicht zu Tanger Beit einen 
eigenen Hausftand gründen unb unter gewöhn— 
lichen Berhältniffen bet Sparfamtelt und Nüchtern- 
heit ohne Nabrungsforgen führen zu können. 
Insbeſondere aber wird Kr die erften Lehrer oder 
See an ben ftäbtifhen Schulen ein ihrer 

jöheren Stellung entſprechender höherer Gehalts— 

jag in Anfprud zu nehmen fein. Für die Feſt— 
jtellung der Gehaltöfcala überhaupt aber kann als 
Anhalt dienen, daß der Durchſchnittt aller Ge- 
älter den Minimaljag mindeftens um ein Dritt- 
theil überfteigen müſſe. 

2) Sodann ift gebührende Rüdjiht auf den 
verjchiedenen Charakter der Schulen in den Städten 
zu nehmen. Für die Nectoren und Lehrer an 
den gehobenen Elementarjhulen, Mittelfchulen, 
Bürgerſchulen und Rectoratfhulen ift, der Be- 
deutung diefer Schulen entjpredhend, eine höhere 
Befoldung als für bie Elementarlehrer derjelben 
Stabt oder einer Stadt gleicher Categorie zu ver⸗ 
langen. Als Anhalt für dieſe Steigerung kann 
der Grundſatz dienen, daß der Durchſchnittsſatz 
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aller Gehälter an den gewöhnlichen Elementar- 
ſchulen der Stadt als Minimaljag für die Lehrer- 
gehälter an den gehobenen Elementarfhulen an= 
gejehen werde. 

3) Die Verfchiedenheit der Verhältniffe in den 
Städten eined und deſſelben Regierungsbezirks ge- 
ftattet es nicht, einen gleihen Normal- oder Mi- 
nimaljag für die Lehrergehälter in allen dieſen 
Städten zum Grunde zu fegen. Es wird vielmehr 
zwiſchen großen, mittleren und Heineren Städten 
unterjchteden werden müffen, und felbft innerhalb 
biefer drei Hauptcategorien werben je nach ber 
Wohlhabenheit und den Theuerungdverhältniffen 
in diefen Städten wiederum verjchiedene Ab— 
ftufungen nothwendig werden. Es hat fich daher 
bei den Worarbeiten für ein Lehrerdotationsgejeß 
nit als ausführbar erwiefen, einen gemeinfamen 
Mintmalfag für alle Städte der Monarchie oder 
auch nur einer einzelnen Provinz feitzuftellen, 
vielmehr ift, nad) dem Vorbild anderer Gefeh- 
gebungen ein weiterer arbiträrer Spielraum für 
die Feftftellung der Minimalfäpe als nothwendig 
angelehen mworben. 

Auf Grund diefer Erwägungen ift der Borfchlag 
gemacht worden, baß in den Heinen und mittleren 
Städten dad Minimum für die unterften Lehrer- 
ftellen an den gewöhnlichen Elementarfhulen neben 
freier Wohnung oder entiprechender Miethsent⸗ 
ſchädigung nicht unter 150 bis 250 Thaler feft- 
zufegen, daß mit dem innerhalb diefer Grenzen 
für eine Stadt beftimmten Minimaljag begonnen, 
und eine Erhöhung der Gehälter nach den oberen 
Stellen zu nad Dafpabe der Beitimmungen in 
Nr. 1 geregelt werde. Deögleichen wird, dem 
unter Nr. 2 entwidelten Srunbian: zu Folge jener 
Minimaljag bei Feftftellung der Gehälter an den 
gehobenen Elementarfcäulen entſprechend zu er 
höhen fein. 

Für die größeren Städte aber werben auch dieſe 
Säge noch nicht ausreichen, vielmehr werben die⸗ 
jelben nad) Bebürfniß noch weiter zu erhöhen fein, 
wobei als äußerer Anhalt die Thatſache benupt 
werben kann, daß an ben hiefigen ftädtifchen 
Elementarſchulen der geringste Gehaltsſatz bereits 
auf 400 Thaler jährlih, jedoch ohne daß freie 
Wohnung oder Miethsentſchädigung gewährt 
würde, bemefien ift. 

B. Bei Regulirung des Einkommens der Lehrer 
auf dem Land ift, 

1) zu berüdfichtigen, daß bie bei Weitem über- 
wiegende Mehrzahl der Landſchulen nur mit Einem 
Lehrer befegt ift. Es handelt ſich daher in erfter 
Linie darum, für die allein ftehenden Lehrer, 
denen in dieſer Beziehung die eriten Lehrer an 
mehrklaſſigen Landſchulen gleichzuftellen find, eine 
genügende Dotation feftzuftelen. Mit Rüdficht 
auf die Lebensſtellung diefer Lehrer, und da fie 
in der Regel mwährenb ihrer Lebenszeit in ber 
einmal gewonnenen Stellung verbleiben, muß das 
Einfommen derfelben jo bemefjen werden, daß es, 
abgejehen von außerordentlihen Zufällen, die 
Lehrer in den Stand fest, eine eigene Familie zu 
gründen und unter einfachen Berhältniffen zu 
unterhalten, Es kommt ferner in Betracht, daß 
ein großer Theil diefer Lehreritellen, vornehmlich 
in ben öſtlichen Provinzen, einen nicht geringen 
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Theil feines Einkommens aus dem Ertrage von 
Dotationdlänbereien oder aus Naturallieferungen 
bezieht, durch melde die erften Lebensbedürfniſſe 
der Lehrer in größerem oder geringerem Umfang 
gebedt werden, und neben welchen nur ein ver- 
hältnigmäßig geringeres Baargehalt erforderlich ift. 

In Erwägung biefer Verhältniffe wird das 
Normaleintommen für bie erften und bie allein 
stehenden Lehrer auf dem Lande in der Weife 
bemeffen werben können, daß für fie in Anſpruch 
genommen werden: 

a) freie Wohnung nebft Wirthfhaftsraum und 

un nöthigen Brennbebarf für Küche und 
aus, 

b) an Land oder Naturalien, ſoviel als er- 
forderlih if, um eine Familie von fünf 
Perſonen zu ernähren und zwei Haupt Rinde 
vieh durchzufüttern und 

c) ein baares Gehalt von mindeftens 50 bis 
150 Thalern. 

Die Feftftellung des nad) littr. b. zu newäh- 
renden Quantums wirb die Königliche Regierun, 
wohl thun, wenn nicht für ihren ganzen Bezirk, 
fo doch mindeftens für jeden Kreis im Ganzen zu 
treffen, da das Bedürfniß einer Lehrerfamilie an 
Feld⸗ und Gartenfrüchten, ſowie an Futter für 
das Vieh durfchnittli an den verſchiedenen Orten 
derſelben Gegend ein gleiches ift und die befon- 


deren Iocalen Zerhältniffe und Bebürfniffe bet (fi 


Abmeſſung des baaren Gehalts unter littr. c. zu 
berüdfichtigen find. Kann ber feftzuftellende Be— 
darf nad den örtlichen Berhältniffen nicht, oder 
nicht ausreichend in Natur gewährt werben, fo ift 
dafür eine entfprechende Geldentſchädigung zu zahlen, 
melche die Königliche Regierung unter Berüdfichti- 
gung ber Theuerungsverhältniffe bes Orts zu be- 
een bat. Die unter littr. b. vorausgeſetzten 
Naturalbezüüge werden, auch unter den einfachiten 
und billigiten Verhältniſſen nicht leicht unter 
100 Zhlr., an theueren Orten nicht über 150 Thln 
an Geldwerth zu fchäßen fein. Rechnet man 
dazu das baare Gehalt von 50 — 150 Thalern, 
fo wird für die erften und alleinftehenden Lehrer 
auf dem Lande ein Normaleinlommen von etiva 
4150—300 Thalern jährlich ſich ergeben, bei deffen 
Abmeffung im Einzelnen dem Arbitrium der 
Königlichen Regierung ein ausreichender Spielraum 
zur Berüdfihtigung der bejonderen Rocalverhält- 
niffe und Bedürfnifle verbleibt. 

2) Für die zweiten und folgenden Lehrer- 
ftellen auf dem Lande ift eine geringere Dotation 
als genügend zu erachten, da Dicke Stellen meiften- 
theils als Durchgangspoſten für jüngere Lehrer 
gelten können. Es wird daher in der Regel ge- 
nügen, wenn diefen Lehrern außer freier Wohnung 
und freiem Brennbedarf ein Gehalt von 120 bis 
200 Thalern in Geld oder Raturalleiftungen ge- 
währt wird. Nur ift dafür Sorge zu tragen, daß 
die Zahl der mit dem niebrigften Gehaltsſatz aus— 
geftatteten Stellen nicht fo anwachſe, daß den 
jüngern Lehren dadurd die Möglichkeit zu fern 
gerüdt werde, nach Verlauf einiger Jahre in eine 
Stelle aufzurüden, welche ihnen die Einrichtung 
eines eigenen Haushalts geitattet. Hieraus er- 

iebt fi, daß, wo auf dem Lande complicirte 
Eegurpfieme in gleicher ober ähnlicher Weife wie 


in den Städten beftehen, die Beftimmungen wegen 
Abftufung der Lehrergehälter in den Städten eine 
analoge Anwendung erfahren müffen. Auf diefen 
Geſichispunkt lenke ich um fo mehr die befondere 
Aufmerkfamkeit der Königlichen Regierung, als in 
einzelnen Bezirken die Zahl der jogenannten Ad- 
juvanten- und Hülfslehrerftellen, deren Einfommen 
auf die Bebürfniffe eines unverheiratheten Lehrers 
berecinet ift, fo zugenommen hat, daß badurd 
nit minder für die Schule wie für den Lehrer- 
ftand große Unzuträglichkeiten entitehen. Wo da— 
ber dieſe Mebelftände zu Tage treten, hat die 
Königliche Regierung mit allem Ernft dahin zu 
wirken, daß ohne Verzug eine genügende Anzahl 
diefer Abjuvanten- oder Hülfslehreritellen in or= 
dentlidhe Sehrerftellen umgemanbelt und demgemäß 
unter angemefjener Abftufung ber Gehälter von 
der erften Lehrerftelle herab ausgeſtattet werden. 

Die Königlihe Regierung darf fi) bei den 
hierauf gerichteten Bemühungen meiner befonderen 
Unterftüßung um fo mehr für verfichert Halten, 
als ich die Heberzeugung gewonnen habe, daß es 
in den betreffenden Bezirken, um die äußere Lage 
der Lehrer zu heben, weniger noch auf eine Er- 
höhung des Einkommens der erften ober ordent- 
lichen Lehrerftellen, als auf eine Befeitigung der 
aus ber zu großen Zahl der Abjuvanten- oder 
Hülfslehrerſtellen entipringenden Uebelftände an- 
ommt. 

C. Was endlich die an den Elementar- und 
Mittelfhulen angeftellten Lehrerinnen anlangt, 
jo wird für diefe im Allgemeinen außer freier 
Wohnung oder Miethientihädigung ein Gehalt 
Se 420 bis 200 Thalern als auskömmlich er- 
achtet. 

Für die Lehrerinnen auf dem Lande iſt zugleich 
die Gewährung freien Brennbedarfs zu bean» 
fpruchen. 

Zu II. An die Normirung bes Einkommens 
der einzelnen Lehrerſtellen jchließt fi die zweite 
Trage, ob und in welchem Maße die Nächſtver— 
pfliteten im Stande find, daß zur Erfüllung 
dieſes Normalbetrages Fehlende aufgubingen ? 

Diefe Prüfung wird für den gegenpärt g vor= 
liegenden Zweck ohne eine detaillirte Abſchätzung 
der einzelnen Contribuenten und mit ee 
einer ſolchen nachträglich vorzunehmenden, für jeßt 
nur nad den Nahrungs- und Leiftungsverhält- 
niffen der Betheiligten im Großen und Ganzen 
approrimativ vorzunehmen fein. Im Allgemeinen 
wird die Annahme gelten müſſen, daß die Städte, 
fowie bie mit austeihendem Grundbeſitz außge- 
ftatteten oder in einer lohnenden Gewerbthätigfeit 
ftehenden Landgemeindeen jehr wohl im Stande 
fein werben, ihre Lehrer innerhalb der ad I. vor⸗ 

eichlagenen Normen auskömmiich zu erhalten.*) 

0 die Ermwerböverhältniffe ungünftiger find, wird 
die Königliche Regierung approrimativ zu ermeffen 
haben, wie viel von dem Fehlenden den Nädjit- 
verpflichteten auferlegt werden kann. 

Es muß ber Königlichen Regierung dringend 
zur Pflicht gemacht werden, bei diefem Ermefjen 
mit der größten Gewiſſenhaftigkeit zu verfahren, 
da eine unzeitige und nicht ftreng gerechtfertigte 
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Schonung der nächſtverpflichteten Perſonen und 
Gemeinden im Einzelnen nur zum Nachtheil der 
Gefammtheit und des Lehrerftandes im Ganzen 
ereichen würde. Nur wenn von allen an ber 
öfung ber gemeinfamen großen Wufgabe mit- 
arbeitenden Behörden und Organen mit gleicher 
Gewifienhaftigleit und Strenge verfahren wird, 
darf erwartet werben, daß das Ziel einer allge 
meinen uud gleihmäßigen Normirung und Auf- 
befferung ber Lehrergehälter nad) und nad) zu 
erreichen fein werde. Ganz unzuläffig aber und 
dem beabfichtigten Erfolg nichts weniger als füre 
berfih mwürbe ein etwaiges Beſtreben fein, nur 
für den eigenen Pregierumgahegizt fo viel als 
möglich von jenen 165000 Thalern erlangen zu 
wollen. 

Bu IIL Der Betrag deſſen, was zur Erfüllung 
des Normalgehaltes der einzelnen Lehrerſtellen 
aus öffentlichen Fonds erbeten werben muß, er- 
giebt fih aus den zu I. und II. vorzunehmenden 
Arbitrirungen von felbft. Die hiernach erforder- 
lichen Zuſchüſſe ift meine Wbficht, ſoweit die Mittel 
ausreichen, aus den neubemilligten 165000 Thlrn. 
anzuweifen, wenn das Refultat der Ermittelungen 
zu I, II. und IIL aus der ganzen Monardie 
vorliegt, indem erft auß biefer Gelammtüberficht 
fih ergeben wird, in welchem Umfang jene Summe 
zur Vefriebigung des nachgewieſenen Geſammt⸗ 
bedürfniſſes ausreicht, oder in welder Beſchrän⸗ 
tung eventuell daraus Bewilligungen erfolgen 
tönnen. Es ergiebt ſich hieraus die Nothwendig⸗ 
keit der von ber Königlichen Regierung geforderten 
Beichleunigung ihrer Arbeit. 

[D. Die Ergebniffe der von der Königlichen Re— 
gierung zu veranftaltenden Revifion und Nor- 
mirung der Lehrergehälter find in kreisweiſe geord- 
nete Liften zufammenzufaffen, in melde fänmt- 
liche öffentliche Elementarlehrerftellen des Kreiſes 
unter folgenden Rubrifen aufzunehmen find: 


) Dt, 
2) Bezeihnung der Schule, 
3) Zahl der zur Schule gehörigen ſchulpflich⸗ 
tigen Sinber, 
3 Bezeichnung ber Stelle, 
5) Betrag de3 gegenwärtigen Eintommens in 
runder Summe, 

6) Höhe der etwa dazu bisher ſchon aus all- 
gemeinen Staatd- oder Provinzialfonds be= 
willigten Zuſchüſſe, 

Betrag des von ber Regierung arbitrirten 
Normaleinkommens, 

8) Betrag des hiernach nothwendigen Mehr⸗ 
eintommeng, 

9) Angabe der Summe, welche zur Gewährung 
dieſes Mehreintommens die Dfficptigen wer⸗ 
den aufbringen können, 

10) Höhe des danach zu bewilligenden Zuſchuſſes 

aus Öffentlichen Sonde, 

11) kurze Bezeichnung der Nahrungsverhältnifie 

der Pflichtigen. 

Für diejenigen Lehrerftellen, welche einer wei- 
teren Aufbeſſerung nicht bedürfen, genügt Die Aus⸗ 
füllung der Rubriten 1 bis 5 ve 1 bi8 6. — 
Für diejenigen Städte, in welden das Syſtem 
der Alterözulagen eingeführt ift, genügt bie An- 
gabe der Geſammtzahl der Lehrerftellen, der Mint- 





mal⸗ und ber Aaytmalgehätter und ber ®rin- 
cipien, nad) welden das Yufrüden in dem Gehalt 
erfolgt. Einer weiteren Bezeichnung ber einzelnen 
Stellen bedarf es in dieſem Fall nicht.) 


Sur Beſchaffung der nad Nr. 10 der Lifte er= 
forderlichen Zuſchůſſe wird, ſoweit es geſchehen 
kann, auf die neu bewilligten 165000 Thaler 
zurüdgegangen werden. Außer diefen werben aber 
aud), und zwar in erfter Linie, diejenigen Pro- 
vinzialfonds in Anſpruch zu nehmen fein welde 
zur Verbefferung der Lehrergehälter verwendet 
werben können. 

Die Königliche Regierung hat daher bei Ein- 
reichung ber Liſten gleichzeitig anzuzeigen, melde 

rovinzialfonds innerhalb ihres Bezirks für diefen 

weck verwendet werden können, und auf wie hoch 
ich der aus ihnen flüffig zu machende Betrag 
beläuft. 

Die in dem Borftehenden vorgezeichneten Ope- 
tationen follen dazu dienen, eine Berbefferung des 
Normaleintommens ber Lehrer an ben öffent— 
lihen Volksſchulen herbeizuführen. 

Dad Normaleintommen ber Lehreritellen kann 
aber felbftveritändlich nur nach dem gewöhnlicher 
Bebarf einer Familie von mittlerem Umfang, ohne 
auf befondere Roth und Ausnahmefälle babei 
NRüdfiht zu nehmen, berechnet werden. Es werben 
daher, aud) wenn e8 gelingt, das Normaleintommen 
überall angemefjen feitzujegen und zu erfüllen, 
immer noch Fälle übrig bleiben, in welchen es 
dem zeitigen Inhaber einer an ſich auskömmlich 
dotirten Stelle durch Yamilienverhältniffe oder 
fonft durch andauernde, nicht im Wege einmaliger 
außerordentlicher Unterftügung zu behebende Um- 
ftände unmöglich wird, mit dem normalmäßigen 
Gehalt der Stelle auszulommen. Für folhe Fälle 
wird es wünſchenswerth fein, ausnahmsweiſe mit 
gerföntigen Bulagen, es fei auf die Dauer ber 

mtözeit, oder auf eine beftimmte Reihe von 
Sahren zu Hülfe kommen zu können. [Ob zu 
diefem Zweck ein mäßiger Theil der neubemwilligten 
165000 Thaler wird verwendet werden können, 
bleibt der weiteren Erwägung nod vorbehalten. 
Auf alle Fälle aber wünte ich bei der gegen 
märtigen Beranlafjung den Umfang auch diejes 
Bedürfniſſes, und zwar getrennt von der über dic 
Negulirung bes Normaleintommens der Stellen 
einzureichenden Liften, kennen zu lernen. Dem- 
gemäß beauftrage ich die Königliche Regierung, 
neben dem erjten, kreisweiſe geordneten Berzeichnil 
fämmtliher Lehreritelen des Bezirks nod ein 
zweites Verzeichniß derjenigen Lehrer ihres Bezirks 
einzureichen, für welche das Bedürfniß einer Be— 
milligung von perjönliden Bulagen Seitens der 
Königligen Regierung anerkannt wird. 

Diefes zweite Berzeihniß muß folgende Rubriken 
enthalten: 

1) Name des Lehrers, 

2) Schulort, 

3) Bezeihnung der Schule und Schufftelle, 

4 8 e des Normaleinkommens der Stelle, 

5) Höhe der für den zeitigen Inhaber der Stelle 

befürmworteten perfönlichen Bulage,‘ 

6) Beitdauer, für welche diefelbe erbeten wird, 

tze Motivirung des Bedürfniſſes. 
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Auch diefe zweite Kifte ift bi Ende April ein- 
zureichen.) 
Berlin, den 7. Februar 1867. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
ſammtliche Königliche Repierungen (exol. der 
Regierung zu Sigmaringen und derjenigen 
in Prodinz Preußen). 
U. 1638, 


b. 

Indem ich der Königlichen Regierung die unter 
heutigem Tage an ſämmtliche Königliche Regie 
rungen wegen Berbefferung der Gehälter der Ele- 
mentarlehrer erlaſſene Verfügung anbei zur Kennt- 
nißnahme und Nachachtung zufertige, bemerke ich, 
daß wenngleich die Regulirung der Lehrergehälter 
in der bortigen Provinz bisher nad den Vor— 
ſchriften der Schulorbnung vom 11. December 1845 
erfolgt ift und bie Circularverfügung vom 6. März 
1852 bortfelbft keine unmittelbare Anwendung ges 
funden bat, doch gegenwärtig, wo es fich um eine 
für deu Umfang der fämmtlihen ältern Provinzen 
ber Monardie beftimmte Maßregel handelt, bie 
Grundfäge der beigefügten Circularverfügung auch 
in dem dortigen Bezirk zur Ausführung zu bringen 
find, da es ſich um fo weniger rechtfertigen würde, 
die Provinz Preußen von diefer großen und alle 
gemeinen Maßregel auszufchließen, als der $ 17 
der Schulorbnung der Königlichen Regierung aus⸗ 
drüdlic die Ermächtigung beilegt, wo nad) den 
örtlichen Verhältniſſen eine Erhöhung der in der 
Schulordnung vorgeichriebenen geringiten Gehalts⸗ 
füge nothwendig und ausführbar iſt, die Gemeinden 
zu einer Verbeſſerung des Lehrereintommens zu 
veranlaffen. Dagegen ift der Königlichen Regie- 
rung in den Deftimmungen der Schulordnung 
über die Befoldung der Lehrer eine vorzügliche 
Grundlage gegeben, auf welcher Diefelbe unter 
Beachtung ber in ber Cicularverfügung vom heu- 
tigen Tage angebeuteten Geſichtspunkie nur fort 
zubauen nöthig hat, um zu einem befriebigenden 
Ergebniffe zu gelangen. 

erlin, den 7. Februar 1867. 
Der Minifter der geiftlien 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
die Königliche Regierungen zu — — 
—— Danzig und Marien: 
werber. 


U. 1638. 


2. Die a der Elementarlehrer- 
Befoldungen. 

Berlin, den 5. Mai 1869. 
Die im —— meiner Erlaſſe vom 7. Fe: 
bruar*) und 47. Auguft 1867 von Neuem in An- 
griff genommene und im Allgemeinen planmäßig 
9 ögeführte Verbefferung der äußeren Lage der 
Elementarlchrer in den acht älteren Provinzen 
des Staats hat, wie fich jetzt überfehen läßt, zu 
einer dauernden Erhöhung der Lehrerbefoldungen 
um den Gejammtbetrag von c. 600,000 Thlr 
jährlich geführt, indem der aus allgemeinen 
Staatöfonds für diefen Zweck übermwiefenen Summe 
von jährlih 165,000 Thlr und den aus Special- 
fonds flüfjig gemachten Beihülfen eine ebenſolche 


*) Dorftehend. 


395 


Mehrleiftung der Näcjftverpflichteten zum ohnge⸗ 
fähren Betrage von 430,000 Thlr. hinzugetreten 
ift. Mit dieſer erfreulihen Mittheilung ift es 
mir Bedürfniß zunächft den Ausdrud der Aner- 
tennung und des Dankes zu verbinden ſowohl 
für bie angehen und erfolgreiche Thätigkeit 
der Königlichen Regierungen und ihrer Drgane 
deren Hingebung und einftsuoler Mitwirkung 
e3 zur raſchen Bewältigung der umfafjenden und 
oft fehr ſchwierigen Aufgabe hauptfächlich bedurfte, 
als auch für die Seitens der Gemeinden und 
fonftigen Berpflichteten vielfah an den Tag ges 
legte richtige Würdigung der Sache und entge— 
genlommende Bereitwiligkeit zur Uebernahme der 
nothwendigen Mehrleiftungen, wodurch die Er- 
teihung des Bieles mefentlich erleichtert und der 
Werth des Erreichten erhöht worden ift. 

Bleibt auch die zu bauernder Berbefferung der 
Zehrerbefoldungen gewonnene Mehrleiftung von 
jährlich oc. 600,000 Thlr noch beträdtlich Hinter 
Demjenigen zurüd, was erforderlich ift, nit um 
die Abestpannten und unberechtigien Anfprüche 
Einzelner, denen niemals zu genügen fein würbe, 
zu erfüllen, fondern nur um überall den Lehrern 
eine nad) Beit und Ort bei befheidenen Anjprüs 
hen austömmliche Bejoldung fihern zu können, 
fo fhmälert dies doch den Werth jenes Ergeb⸗ 
nifles um fo weniger, als daffelbe nur im Ber- 
gleich mit ben bißher tHatfächlich beftandenen Ver⸗ 
hältniffen richtig an würdigen tft, und gegen dieſe 
einen fo erheblichen Foriſchriit zeigt, wie er 
augenblidlih und insbefondere unter den fort- 
bauernden Hemmniffen einer auf der Mehrzahl 
der betheiligten Provinzen laſtenden, veralteten 
und unpaffend geworbenen Geſetzgebung über die 
Schulunterhaltungspfliht nur irgend erwartet 
werden Tonnte. Es merden aud unter diefen 
Umftänben die Sielpuntte, welche die Königlichen 
Regierungen für bie Berbefferung der Lehrerbe- 
foldungen je nad} den Berhältniffen ihrer Bezirke 
jegt mur haben in's Auge faffen können, vorläufig 
noch keinesfalls weiter zu fteden fein. Wohl aber 
muß die nächſte Zeit mit erneutem Eifer bazu 
benußt werden, dieſe Ziele überall da, wo fie nur 
annähernd erſt erreicht find, allmälig ganz zu er- 
reichen, die im Drange der umfaflenden Wrbeit 
hier und da unterlafjene oder nur ungenügend 
ftattgefunbene individuelle Behandlung und Be- 
urtheilung mit Sorgfalt zu dem Zweck nachzu⸗ 
holen, und die hierbei ſich ald erforderlich und aus⸗ 
führbar herauöftellenden weiteren Berbeſſerungen 
in’3 Werk zu fegen, nnd fo innerhalb jener Biele 
die ftattgehabte Regulirung mehr und mehr mög- 
lichft zu vervolllommnen. Diefe Aufgabe wird 
mit Hülfe der im Staathaushaltsetat pro 1869 
zu ferneren Gehaltöverbefferungen für Elementar- 
lehrer neu in Anſatz gebradten Summe von 
100,000 Thlr., wegen deren ertheilung binnen 
Kurzem Verfügung getroffen werden wird, um jo 
fiherer zu löſen fein, je ftrenger und gemifien- 
bafter jede nur äußerlich gleidartige, im 
Grunde aber eben deshalb höchſt ungleich— 
mäßige Behandlung der einzelnen Fälle und 
jede unvermittelte — ber biefjeit8 nur 
ganz im Allgemeinen empfohlenen Merkmale für 
deren Beurtheilung vermieden wird. 
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Im Hinblid auf die demnächſtige Verwendung 
ber eben erwähnten 100,000 Thir und die im 
Bufammenhange damit vorzunehmende Revifion 
und Ergänzung des bisherigen Verbeſſerungswer⸗ 
kes laſſe id} hier 


eine Bufammenftellung derjenigen Bemerkungen 
folgen, die id) nad) den an mid gelangten Be— 
ſchwerden und erftatteten Berichten zur Sicherung 
einer möglichft befriedigenden Ausführung meiner 
allgemeinen Anordnungen vielfach nöthig gefun— 
den, einzelnen Königlichen Regierungen zum Theil 
auch ſchon in befonderen Berfügnngen mitges 
theilt habe und überall auf das Gorgfältigite be= 
achtet zu ſehen wünſche. — 

Die zu Mehrleiſtungen für die Lehrer angehal- 
tenen Schulunterhaltungspflihtigen haben ihre 
bierher gerichteten Beichwerden in erfter Linie 
bäufig darauf geftügt, daß die Königlichen Megie- 
rungen überhaupt nicht das Recht hätten, nad) 
Maßgabe bed Bedürfnifies die Erhöhung des 
Eintommens einer Lehrerftelle anzuordnen und 
nöthigenfalls zwangsweiſe zur Ausführung zu 
bringen. Diefes Recht iſt jedoch in den beftehen- 
den Gefegen nad) mehrfacher ausführlicher Dar- 
legung unzweifelhaft begründet, und es würde 
eine gefährlihe Preisgebung des öffentlichen 
Volksſchulweſens und feiner unerläßlichen ftetigen 
Sortentwidlung fein, wenn gegenüber den immer 
dringenberen Forderungen der Beit dies Recht 
ohne andermeite Garantien aufgegeben oder auf 
feine Ausübung mehr ober weniger verzichtet 
werben follte, bis neue gejeglihe Grundlagen für 
die fangemefjene Befoldung der Elementarlehrer 
gewonnen jein werben. So wenig nun auch biefe 
Beſchwerden jenes Recht irgenb zu widerlegen 
vermocht haben, fo deutlich haben fie andererfeits 
erfennen laffen, daß es auch zumelft nur eine 
nicht zu billigende Art und Weiſe der Ausübung 
jenes Rechts geweſen iſt, die fie Hervorgerufen 
und dahin geführt hat, das unliebfam ausgeübte 
Recht felber in Zweifel zu ziehen und zu beftrei= 
ten. Auf eine in diefer Beziehung vorkommen⸗ 
den Falls zu gemährende Abhülfe find denn auch 
nur die verjchiedenen Befchlüffe des Landtages ge- 
richtet worben, deſſen beide Häufer in ber legten 
Seffion in Folge von Petitionen reſp. Anträgen 
mit diefer frage befaßt geweſen find. — Solden 
Klagen ift für die Zukunft durch genauere Be- 
folgung der diesfeitß über das einzuhaltende Ber- 
fahren ertheilten Vorſchriften moͤglichſt vorzu- 

eugen. 

Im dem Erlaß vom 17. Auguft 1867 tft aus⸗ 
drüdlich beftimmt worden, daß wegen Aufbrin- 
gung der von ben Berpflichteten zu übernehmen- 
den Mehrletftungen mit denjelben verhandelt und 
erft event. bei unbegründet befundenem Wider- 
fprud) das Erforderliche von Aufſichtswegen feit- 

eſetzt werben folle.*) Wie es an jedem innern 
Grunde zu gewiflen Beſchränkungen des Gegen- 
ftanbes der als erforberlich begeiöämeten Verhand⸗ 
lung fehlt, ſo hat mit jener Vorſchrift für jeden 
einzelnen Fall auch die ganze Maßregel in allen 
ihren weſentlichen Momenten zunächſt zur Ber- 


*) of. 8 300 Rr. 1. 








handlung mit den Intereſſenten verwieſen werben 
follen, mithin ſowohl die Feſtſtellung bes bis- 
berigen als deö nunmehr für nothwendig zu erach⸗ 
tenden Stelleneintommens, als auch die Ueber— 
nahme und Bertheilung der Differenzfumme. Ein 
folches Berfahren liegt zudem fo jehr in ber 
Natur der Sache, daß e8 faum noch eines aus- 
drüdlichen Hinweiſes darauf bedurft hätte. Denn wie 
es in faft allen anderen Zweigen der Berwaltung 
je länger defto mehr als das richtige und Noth- 
wendige erkannt wird, die in das Leben des Bol- 
kes unmittelbar eingreifenden Gefchäfte foviel als 
möglich unter Zuziehung und Mitwirkung ber 
Betheiligten felbit zu erledigen, um fo bei ben 
im Foriſchritt der Entwidelung immer mannig- 
faltiger fi} geftaltenden und ſchwieriger zu über 
jehenden Verhältniſſen eine wirklich erſprießliche, 
von dem Bertrauten und der Bereitwilligkeit ber 
Betheiligten getragene Verwaltung zu ſichern, fo 
gilt dies vornehmlich aud von ber Verwaltung 
des Schufwefens, deffen äußere Vervollfommnung 
und deffen jegensreihe Einmwirfung auf bie Jugend 
wefentlid) von dem Maße abhängt, in welhem es 
gelim t, die rege Theilnahme der Eltern für die 

cchule zu weden, zu pflegen und zu fördern. 
Gerade bier ift daher aud um fo größerer Werth 
darauf zu legen, daß das, ohnehin meiftens durch 
die Verhandlungen mit den Betheiligten erft hin⸗ 
länglidh fiher zu_erfennende Nothwendige nicht 
durch fofortige definitive Anordnung und Bwang 
als vielmehr durch geeignete Einwirkung auf bie 
eigene Einſicht und Entichliegung ber Berpflid- 
teten erreicht werde. Nicht nur im Großen und 
Ganzen gilt e8, daß bie Regieruug ihre Biele um 
fo volfommener und nachhaltiger erreicht, je 
mehr fie die Einfiht und den Willen der Ge: 
fammtheit auf diefe Ziele zu lenken vermag, auch 
im Einzelnen wirb das regelmäßig der Fall und 
darum ohne bejondere zwingende Beranlaffung 
diefer, wenn auch fehwierigere Weg, nicht unver- 
ſucht zu laffen fein. 

Wenn es hiernach als die wichtigſte Aufgabe 
der mit den Intereſſenten zu pflegenden Berhand- 
lung erfcheint, eine möglichſt vollitändige und an- 
gemeffene Bereinbarung herbeizuführen und falle 
eine ſolche nicht zu erreichen ift, mwenigftens alle 
der Entfheidung zu Grunde zu legenden that: 
ſächlichen und etwa in Betracht kommenden be= 
fonderen rechtlichen Verhältniſſe eingehend zu er— 
örtern und feftzuftellen, fo ergiebt rn daraus im 
Einzelnen Folgendes: 

a. Zunächſt iſt erforderlich, daß das bisherige 
Stelleneintommen unter Zuziehung der Betheilig- 
ten in allen feinen Beftandtheilen nach deren ges 
genmärtigem wirklichen Werth, wie folder als 
ein bauernder reſp. durchfchnittlicher gelten kann, 
feftgeftelt werde, fofern nicht bei den in natura 
gewährten Emolumenten der freien Wohnung 
und Feuerung nad dem unter b. zu Bemerkenden 
Fi — des Geldwerthes überhaupt über⸗ 

üſſig ft. 

Erheblichere Schwierigkeiten erwachſen hierbei 
in ber gege nur für die befriedigende Feſtſtel⸗ 
lung des Ertragswerths der Landdotationen, da 
es, wie auch die neueften Erfahrungen buch: 
beftätigt haben, in feinem Bezirk einen wirkli 
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zutreffenden und überall gleihmäßig anwendba- 
ren Werthmeſſer hierfür giebt, ein folder ins- 
befondere auch in dem bei der Örundfteuerveran- 
lagung ermittelten Reinertrage für die Hier zu 
verlangende Werthäberehnung nicht zu 

ift. Im Butunft ift daher, wenn es bei einer 
darüber beftehenden Differenz zwiſchen ben An- 
gaben des Nutznießers und denen der Verpflich⸗ 
teten der umfichtigen und belehrenden Einwirkung 
der den Berhältniffen näher ftehenden Behörden 
nicht gelingt, eine Vereinbarung zu Stande zu 
bringen, und wenn die Schulunterhaltungspflid: 
tigen auf einer höheren Berechnung als bisher 
beharren, eine neue Mehrleiftung erft nad) vors 
gängiger Bonitirung und Taxirung ber Schul- 
ländereien durch einen unpartheifhen vereideten 
Sachverſtändigen feftzufegen. Dieſem find dabei 
die aus den Verhandlungen ſich ergebenden oder 
fonft zu beachtenden bejonderen Berhältnifje von 
den Parteien refp. von Amtswegen an die Hand 
zu geben. Seine nad landwirihſchaftlichen Res 
gein darzulegende und unter eigener Verantwort⸗ 
lichteit objectiv zu begründende Schägung ift 
dann den weiteren Maßnahmen zu Örunde zu 
a! 

Hinjihtlih der Naturallieferungen geben zwar 
die Martinimarktpreife und Bine der un 
fizirten Einnahmen die ienejänrigen Durchſchnitts⸗ 
erträge einen in der Regel einwandsfreien An- 
halt der Werthsermittelung, jedod) find auch dabei 
die Interefienten über die Richtigkeit der Unter 
lagen und die Refultate der Berechnung zu Hören 
und event. aufzullären. Wo der Unterhalt der 
Lehrer noch ganz oder zum Theil auf dad von 
ihnen felbit zu erhebende, in feinem Ertrage 
ſchwankende Schulgeld angemiejen ift, muß bei 
jeder geeigneten Gelegenheit und zumal bei wei- 
teren Stellenverbefierungen darauf Bedacht ge- 
nommen werden, daß fortan dad Schulgeld zur 
Schul⸗ oder Gemeindelafje eingezogen und dem 
Lehrer ftatt befien der Durdjchnittsertrag als 
Firum ausgejegt wird.**) 

Ueberhaupt aber darf bei der Ermittelung und 
Schägung des vorhandenen Gtelleneintommens 
nirgends die Abſicht vorwalten oder unterftügt 
werden, durch eine zu geringe, der Wirklichkeit 
und dem Bewußtſein der Berpflichteten mider- 
prechende Berechnung einen verhüllten — 
ür die Stelle zu gewinnen. Ein ſolches Ver— 
ahren wäre überflüffig, da eine nothwendige und 
erreichbare Berbefjerung des Einkommens im vol- 
len Umfange direct und offen geforbert werden 
tann und joll; es wäre aber aud; nadhtheilig, 
weil es die Berpflichteten zu begründetem Wider- 
ftreben anreizen, ben Lehrern zu unbegründeten 
Anſprüchen Gelegenheit geben, und die Behörden 
nicht minder wie die öffentlihe Meinung über 
die wahre Lage des Lehrerftandes, für welche die 
lebhafteſte Theilnahme nicht erſt auf ſolchem Wege 
me t und erhalten zu werben braucht, täufchen 
würde. 

b. In gleicher Weife, wie die zuverläffige Zeft- 
ftellung des vorhandenen Eintommens, muß das 
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Maß einer fernerhin für erforderlich zu erachten⸗ 
den Berbefferung beffelben zum Gegenftand ber 
Verhandlungen mit den nterefjenten gemacht 
werden. Wlerdings würde bei dem weiten Spiei⸗ 
raum, der hierbei der Verſchiedenheit der indivis 
duellen Anſprüche und Urtheile fich öffnet, ohne 
anbermweit geivonnene feſte Anhaltpuntte eine er- 
ſprießliche Berhandlung ſchwerlich zu führen fein. 
Deshalb ift ed nothwendig und gerechtfertigt, daß 
jeder von Umtswegen zu betreibenden Verbeſſe⸗ 
rung einer Lehreritelle eine beftimmte, nach den 
für den betreffenden Bezirk und die betreffende 
Stellencategorie allgemein angenommenen Minis 
malfägen und nad) einer vorläufigen Beurthei— 
lung der jhon belannten Berhältnifie bemefjene 
Unforderung zu Grunde gelegt wird. Eine weiter 
gehende Bedeutung als die einer unerläßlichen 

ajis für die demnächſtige Verhandlung darf 
einer folden vorläufigen Auforderung aber nicht 
beigemefjen werden, da hiergegen eben fo erheb- 
liche practiſche, wie rechtliche Gründe geltend zu 
machen find. Unter jenen ift hervorzuheben, daß 
es bei ber außerordentlich großen Verſchiedenheit 
der Lebensverhältnifje, Gewohnheiten, Bedürfniſſe 
und Preife in den verjcdiedenen Gegenden und 
einzelnen Orten nicht die Aufgabe der Schulver> 
waltung fein kann, die Bejoldung ber Lehrer auf 
einen überall oder auch nur in den einzelnen 
Provinzen, Bezirken oder Kreifen gleichen Geld- 
betrag zu bringen, da ein folder, wie er auch 
immer bemefjen werden mag, in Folge der oben= 
gedachten Verſchiedenheiten an vielen Orten über 
das Bebürfniß Hinausgehen, an anderen weit 
hinter demjelben zurüdbleiben würde. Nur bei 
möglichft eingehender Individualifirung kann dem 
fo jehr verfchiedenen Bedürfniffe gleihmäßig Be- 
jriedigung verjchafft werden. Iſt nun zwar ſchon 
die erfte Anforderung, wie oben bemertt, nad) 
den befannten gegenwärtigen Verbältnifien des 
Ortes und der Stelle fpeciell zu bemefjen, fo kann 
doch das zu Grunde liegende vorläufige Arbitrium 
als ein unfehlbares und etwanige, den concreten 
Verhältniſſen zu entnegmende Einwendungen aus- 
ſchließendes nicht gelten. Vielmehr muß die mit 
den SInterefienten zu pflegende Verhandlung als 
das geeignetite und unentbehrliche Mittel gerade 
dazu benugt werben, um mit der demnächſtigen 
Dehnitiven Feſtſetzung defto fiherer das Richtige 
u treffen und zu vermeiden, daß nicht zum 

achtheil der Stelle zu wenig oder zum Nach- 
theil der Verpflichteten zu viel gefordert wird. 
So wenig ein von bdiefer fpeciellen Behandlung 
abweichendes Verfahren der practiihen Aufgabe 
entiprechen würde, eben jo ich würde es über 
das für die Aufſichtsbehörden nur in Anſpruch zu 
nehmende Recht hinausgehen. Denn diejen tft 
nicht die ihrer Natur nach nur der Gejeggebung 
vorzubehaltenden Befugniß beigelegt, da, wo bie 
Geſetze überhaupt feinen oder nur einen dem Bes 
bürjnifje ber Gegenwart nicht a entfprechens 
den allgemeinen Minimaljag der Lehrerbeſoldun⸗ 
gen feitgeftellt haben, einen folhen Minimalfag 
mit der Wirkung feft ap daß nun jebe Leh⸗ 
rerſtelle, gleichviel ol Dee yon das Bes 
dürfnig vorhanden, anerkannt, beftritten oder be= 
wiejen iſt, bis zu dieſem Minimalſatz bloß auf 
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Grund und vermöge folder genereller Zeitfegung 
der Auffichtbehörde verbeflert werden müßte. 
Das oben erwähnte Recht der Königlichen Regie 
rungen, welches auf ®rund der beftehenden Ges 
fege in Anjpruc zu nehmen, und von weldem 
bis zu einer andermeiten gejeglichen Regelung 
nad wie vor unbeirrt und nachdrücklich Gebrauch 
zu machen ift, geht vielmehr nur dahin, für die 
einzelnen Lehrerftellen nach näherer Prüfung der 
bejonderen Verhältnifie dad Maß des Erforder: 
niffes ſpeciell feftzuftellen und die dadurch beding- 
ten Leiftungen der Berpflichteten anzuorbnen. Es 
könnte auf den erſten Blick jcheinen, daß danadı 
bie Ermittelung gewiffer, dem gegenwärtigen 
Durdichnittöbedurfni eines Diſtriets entſprechen⸗ 
der Minimalſätze, die nicht geſetzlich feitgeitellt 
werden, nuglo® und entbehrlih wäre. ift 
indeß nicht der Fall. Denn wenn die Auffichts- 
behörden nicht auf den fonft gewifien Abweg eines 
völlig planlofen, widerſpruchsvollen und leicht 
mehr Uebles, als Gutes fchaffenden Verfahrens 
gerathen follen, müſſen fie zu gleihmäßiger und 
gerechter Behandlung aller Einzelfälle immer einen 
jolden, aus der ahrung gewonnenen und dem 
gegenwärtigen Stande der Dinge angepaßten all⸗ 
gemeinen Maßftab an der Hand haben, mit Hülfe 
defien fie das Gleiche und überall Wiederkehrende 
gleihmäßig, das Eigentgümliche und Zufällige aber 
um fo leiter und richtiger zu würdigen vermögen. 
Anlangend den Betrag dedjenigen, was zur aus⸗ 
tömmliden Dotirung einer Stelle zu fordern und 
u gewähren ift, jo würde das wünfchenswerthe 
inverjtändniß der Betheiligten reſp. eine befrie- 
digende Feſtſetzung um fo eher zu erreichen fein, 
je mehr e3 möglid wäre, das Gejammtbebürfniß 
in feine einzelnen Theile zu zerlegen und den 
tegulären Hanshaltsetat, defien Ausgaben eben 
mit dem Stelleneintommen gededt werben follen, 
7 fpecialifiren. Wenn biefer im Princip richtigen 
nforderung aus praftiihen Rüdfichten aud nicht 
weiter entſprochen werden kann, ſo ift es doch 
möglid) und von großer Bedeutung, ihr in Bezug 
auf zwei überall wiederkehrende Lebensbedürfniſſe 
zu entſprechen, die nicht bloß ihrem Geldwerth 
nad) von erheblicher Bedeutung find, fondern auch 
die bei Weiten :größefte Verſchiedenheit in den 
verfchiedenen Gegenden und Orten einjchließen: 
un un Seuerung. Werden die all- 
emeinen Minimaljäge und ihnen entjprechend die 
peciellen Forderungen für die einzelnen Stellen 
regelmäßig auf eine ungetrennte Summe 
baaren Geldes gerichtet, fo wird das Gejchäft 
zunächſt unnöthig erſchwert für die überwiegende 
Mehrzahl der Falle, wo die beiden Emolumente, 
Wohnung und Feuerung oder doch eins berfelben 
in natura gewährt wird und aljo jede Abihägung 
ihres Geldwerthes und baran anknüpfende Streitig- 
teit volllommen vermieden werben könnte, fofern 
es nicht etwa in anderer Rüdficht, z. B. wegen 
ehe lung ber den Berpflichteten im Ganzen ob- 
liegenden Xeiftungen und der danad) & beurthei= 
Ienden Leiftungsfähigfeit für bie Berbefjerung 
einer Abſchätzung dennod bedarf. Dann aber 
bringt es auch die Gefahr näher, daß man bei 
der Aufbeflerung der einzelnen Stellen das ent- 
gegengejegte Reh 





ultat von dem erreicht, was er- 


veiht werden fol; denn je forgfältiger dann in 
den verſchiedenen Orten ein und deſſelben Kreijes 
oder ein und derjelben Provinz für die Lehrer- 
ftellen der gleichen Categorie und fonft gleicher 
Lage ber gleiche Gehaltsbetrag zu gewinnen gefucht 
wird, um fo fiherer wird da, wo Wohnung und 
Teuerung und dann in der Negel auch alle übri- 
geu Bedürfniffe teurer find, eine im Effect ge- 
tingere und umgelehrt, wo fie billiger find, eine 
im Effect bedeutendere Verbefjerung erzielt, unter 
den Schein der Gleihmäßigkeit und Billigkeit 
alfo dad ihren Forderungen Widerfprehende und 
Unzufriedenheit — gefördert werden.*) 
— In Gemäßpeit des meinem Erlaß vom 17. Auguft 
1867 beigefügten Formulars für die eiuzufenden 
den Tabellen hätte daher regelmäßig der Bedarf 
für Wohnung und Feuerung von dem für alle 
übrigen Lebensbedürfniſſe beftimmten Eintommens- 
betrage von vornherein gefordert, wo aber, wie 
in vielen Städten, die Ausfonderung des Feue- 
rungsbedarfs zu ſchwierig und entbehrlich erſchien. 
die Bejoldung menigitend überall neben freier 
Wohnung reip. angemefjener Mietdsentihädigung 
bemefien, und nur wo ganz bejondere Gründe 
obwalten, von einer ungetrennten Geldfjumme für 
das Geſammtbedürfniß einjchließlidh der Wohnung 
und Feuerung audgegangen werden ſollen. Die 
Revifion ded bisherigen Ergebnifjes von diefem 
Gefihtspunft aus wird mehreren Königlichen Re- 
gterungen Veranlaflung geben, eine weitere Ber: 
befferung der auf diefe Weife ohne hinreichenden 
Grund zurüdgebliebenen Stellen herbeizuführen. 

c. Endlih find die Verhandlungen mit den 
Berpflichteten auch auf die Frage ihrer Leiftungs- 
fähigkeit und ber Aufbringung bes erforderlichen 
Zuſchuſſes auszubehen, damit aud in diefer Be— 
ziehung die bei nicht zu —— er Widerſpruch 
nöthige Feſtſezung nicht ohne Berückſichtigung der 
thatſachlichen oder etwa beſtehenden beſonderen 
rechtlichen Berhältniſſe getroffen werde. x 

Dabei ift den Verpflichteten ftet? zum Bewußt⸗ 
fein zu bringen, daß es ſich nicht um allgemeine 
ſteuerliche Laſten und Abgaben handelt, — 
um Leiſtungen, welche fie weſentlich zu ihrem 
befonderen Vortheil für die nächjitliegenden Zwecke 
der befjeren Bildung und Erziehung zumeijt der 
eigenen Kinder zu übernehmen haben, und welche 
fo wenig, als etwa die Ausgaben für deren Er- 
nährung und Belleidung, mit eigentlichen fteuer- 
lichen Laften auf eine Linie geftellt werden können; 
daß ferner eine beftimmte Grenze, biß zu welcher 
nur von den Gemeinden oder Einzelnen Schul- 
unterhaltungäbeiträge gefordert werden dürften, 
nicht befteht; daß fie vielmehr das zum Unterhalt 
des Lehrer Erforderliche in feinem vollen Um- 
fange und ohne Einſchränkung auf irgend einen 
bejtimmten Brocentfag einer oder aller directen 
Staatöfteuern aufzubringen verpflichtet find, und 
daß nur, fo weit und jo lange fie dazu thatſäch— 
lid) unvermögend erfcheinen, eine zeitweilige Unter- 
ftügung aus den hierzu beftimmten Staatsfonds 
eintreten darf. Hieran müſſen aud) die König- 
lihen Regierungen ſelbſt fefthalten und ſich jtet® 
vergegenwärtigen, daß es in allen nicht fchon völlig 


*) of. Bd. 18 177. 
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äweifellofen Fällen einer jpeciellen Prüfung der 
efammten Steuer-, Nahrungs- und Beſitzver⸗ 
ältnifje der Verpflichteteten in der bisher vorge 
fchriebenen Weife bedarf, um bie Grenzen ihrer 
Zeiftungsfähigfeit für die in erfter Linie Yegenden 
Schulbedürfniſſe einigermaßen richtig würdigen zu 
können. Die dieſſeiis ausdrüdiih nur fr die 
erjte allgemeine Würdigung der Verhältniffe em⸗ 
pfohlenen ohngefähren Anhaltspunkte, welche in 
einiger tehung die Veraufagung zur Klaſſen-, 
reſp. Haffifizirten Eintommenjteuer wohl darbietet, 
tönnen und follen insbefondere nicht für aus— 
reichend gehalten werben, um überall gleihmäßigund 
ür ſich allein die demnächſt erforberliche definitive 
jeurtheilung zu begründen. 

Soweit es auf eine fpecielle Subrepartition der 
Beiträge anlommt, ift die im diesjährigen Central- 
blatt Seite 62 ff. mitgetheilte Verfügung vom 3. Oe⸗ 
tober v. 3.*) zu beachten. 


u. 

Die den Königlichen Regierungen zu dauernden 
Stellenverbejferungen feit 1867 übertieje- 
nen unb jeßt zu überweifenden Antheile an den 
Fonds ber 165,000 Thaler und der 100,000 Thlr. 
find grundſätzlich nur dazu beftimmt und zu ver- 
wenden, um den jeweiligen Inhabern ber unge- 
nügend botirten Stellen *) ergänzungdweije 
diejenigen Beträge zu gewähren, welche an dem 
als dauernd nothwendig Fetgeftelten Eintommens- 
betrage fehlen und wegen Unvermögens der Nächſt⸗ 
verpflichteten von dieſen ſelbſt nicht gewährt wer- 
den können. Zugleich ift feitzuhalten, daß diefe 
Mittel nur die Durchführung der nothwendigen 
Berbefferungen der bereits beftehenden Lehrerftellen 
erleihtern und fihern follen, daß alfo gleichartige 
Zuſchüſſe zur Errichtung und angemeljenen Do- 
tirung neuer Stellen nad wie vor ander— 
weit zu befhafen***) reip. jpeciell zu bean⸗ 
tragen find, foweit nicht aud) hierzu ſchon beftimmte 
und verwendbare Provinzial- oder Specialfonds 


vorhanden find. Aus diefer allgemeinen Zweds | fih 


beftimmung ergiebt ſich insbeſondere: 

a) daß Die Fonds nicht and zu anderen Schuls 
bebürfniffen, wie etwa zu Remunerationen für 
Ertheilung befonderen confeifionellen Religions» 
unterrichts ober Induſtrieunterrichts, zur Bes 
fhaffung von Lehrmitteln, zur Erhöhung unge- 
nügenber Emeritengehälter und dergl. mehr zu 
verwenden find ;f) 

b) daß regelmäßig derjenige Betrag, um wel- 
chen eine beftehende Xehreritelle fortan dauernd 
verbefjert werden fol, zunächſt den Berpflichteten 
gegenüber aufbie unter I. näher angegebene Weife 
zur Anerlennung gebradht reſp. feitgeftellt fein muß, 
jo daß der zu feiner Ergänzung immer nur tem- 
porär zu bewilligende Zufhuß ohne Weiterungen 
qurüdgegogen werben kann, wenn unb foweit die 

ächftverpflichteten der ferneren ig nit 
mehr bebürfen. Won der Erfüllung dieſes Erfor- 
bernifies hat bei der erften Vertheilung nur des⸗ 
halb abgejehen werben dürfen, weil font die Ber- 
wendung der bereiten Mittel eine zu große 


*) of. $ 283 Rr. 1 umb bazu bie Rote zu $ 261 Rr. 1. 
=) of. 5 286. 
“) of. 5 29. 
2) 08.9 2%. 
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Verzögerung erfahren haben würde, und weil es 
dem dringenden Bedürfniſſe gegenüber vor Allem 
darauf ankommen mußte, die damit ausführbare 
Verbeſſerung im Großen und Ganzen bald wirt- 
lich ins Wert zu jegen. Die laufende Bewilli— 
gungsperiode muß aber nunmehr dazu benupt 
werden, um die forgfältige Erfüllung dieſes Er- 
forderniſſes allmälig überall nachzuholen, fo daß 
jedenfalls über die demnächſtigen Weiterbewilli— 
gungen nicht ohne ſolche, auf die Dauer unerläß- 
lihe Grundlage für eine möglihft zwedgemäße 
und erfprießlihe Verwendung der Fonds Beſchluß 
zu faſſen bleibt. 

c) Mit den bewilligten Staatsmitteln kann und 

fol im Intereffe des Schulweſens für jegt nur 
bie Befriedigung des nächjftliegenden und twich- 
tigften Bebürfniffes erreicht werben, daß die an- 
jeitellten und fungirenden Lehrer das zu ihrem 
Handesgemäßen Unterhalt nad) den örtlichen Ber- 
hältniſſen Nothwendige wirklich beziehen. Die 
bewilligten Zuſchüſſe And daher den Lehrern jelbft 
g® en ihre Auittung unmittelbar aus einer Staatd- 
afſe oder durch Wermittelung einer &emeinde-, 
Schul⸗ oder fonftigen Kafle der öffentlichen Ber- 
waltung zu zahlen, find aber nicht zu zahlen, 
wenn in Folge Verſetzung, Emeritirung oder Ent- 
lafjung bes fängerd die Stelle zeitweilig un— 
bejegt ift, weil jo lange diejenige Berjon eben nicht 
— und in Wirkſamkeit iſt, deren ange- 
mefjenen Unterhalt zu fihern und zu ergänzen der 
Biel des Bufchuffes tft.*) 

Im Fall des Todes eines Lehrers kann dagegen 
der Betrag des bewilligten Zuſchuſſes antheilig 
auch den Hinterbliebenen für die übliche Gnaden- 
zeit ebenfo wie das übrige Gtelleneintommen be- 
laffen werden.**) 

loß zeitweilige Verwalter einer Lehrerftelle,***) 
worunier jedoch bie lediglich wegen noch nicht ab⸗ 
folvirter Wiederholungs - Prüfung inierimiſtiſch 
angeftellten Lehrer nicht zu verftehen find, haben 
ich in der Regel mit demjenigen zu begnügen, 
was die Berhältniffe ohne Hinzutritt der Staats- 
kaſſe ihnen zu gewähren geftatten. Wenn jedoch 
das von den Nächjftverpflichteten beibringliche 
Lehrergehalt, zur noihdürftigen Subfiteng Ion 
eines 1 hen Sufderwalters nit hinreicht, fo 
ermädjtige ih die Königlichen Regierungen, nach 
Bewandinig der Umftände, namentli wenn es 
fih um ältere Schulhalter mit Familie handelt, 
darüber zu befinden, ob und wieweit ſolchen aus⸗ 
nahmsweiſe ein van an dem der Stelle bei 
ordnungsmäßiger Bejegung beftimmten Staat3- 
zufhuß einzuräumen: ift. % jeringer bie söhe 
dieſes Zuſchuſſes ift, deſto —5— wird ein 
jenügender Anlaß zu dergleichen Ausnahmen zu 
inden fein. 

d) Bei der Berechnung des Emeritendrittheils 
ift der beivilligte Staatszufhuß mit in Anfag zu 
Bringen, bei der Theilung der Einfünfte aber 
möglichft darauf zu jehen, daß der im Amte fol- 
gende Lehrer den Staatszufhuß ganz zu empfan- 
gen Hat. Eine Erhöhung des Staaiszuſchuſſes 
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Abgabe des Emeritenbrittheild wird immer nur 
ausnahmsweiſe gerechtfertigt erfcheinen und ein⸗ 
treten können; es wird vielmehr ala Hegel feit- 
gehalten werden müffen, daß die zwingende und 
vorübergehende Art folchen Verhältniſſes einerfeits 
eine Verminderung deö regelmäßigen Amtsein- 
tommens, andererjeit3 eine Märtere Heranziehung 
der Verpflichteten, jo erfordert wie zuläßt.*) 


III. 


Endlich finde ich wegen der Erſparniſſe bei 
den hier in Rede ſtehenden Staatsfonds Folgendes 
zu beftimmen: 

3) Die dauernden Erfparniffe (Heimfälle), 
welche dadurch herbeigeführt werden, daß die Ver- 
pfliteten mehr und mehr in den Stand tommen, 
den Unterhalt des Lehrerd auß eigenen Mitteln 
zu beitreiten, und daß in demſelben Maß die nur 
unter der entgegengejegten Vorausſetzung zeitweilig 
bemwilligten Zuſchüſſe zurüdgezogen werden, fallen 
regelmäßig dem betreffenden Hauptfonds wieder 
zu und find Hier der Beſtimmung defielben ent- 
ſprechend anderweit —————— von jeder 

iöniglichen Regierung zu verwenden. Dieſelbe 
Folge tritt ein, wenn anderweit eine directe 
dauernde — der Stellendotation durch 
Zuwendungen Dritter, dur Cultivirung bißher 
uncultivirter Ländereien u. dergl. m. ftattfindet. 
Die ganze fortſchreitende Bewegung diejer wirth⸗ 
ſchaftlichen Verhaͤltniſſe möglichſt aufmerkſam zu 
verfolgen und jede dabei entbehrlich befundene 
Staatsbeihülfe, glei, oder doch beim Ablauf der 
Bewilligungsperiode zurüdzuziehen, müſſen fich 
die Königlihen Regierungen beſonders ange- 
legen fein lafjen, da nur auf dieſem Wege eine 
nad allen Seite gerechte, zwedmäßig und all 
mählig weitergreifende Berbefjerungen geitattenbe 
erwendung der bereiten Siaatsmittei möglich 
bleibt, während eine diefe Aufgabe unbeadjtet 
lafiende und anderen Motiven folgende Nachſicht 
hierin mehr und mehr die Folge haben würde, 
daß Einzelnen entbehrlihe und unberechtigte Vor⸗ 
theile auf Kojten der Geſammtheit verbleiben, und 
daß in demfelben Mafe die Gefammtentwidelung 
aufgehalten und gefchädigt wird. Wie ich in dieſer 
Beziehung den Königlihen Regierungen volles 
Vertrauen jchente, jo habe ich von vornherein au: 
nicht beabſichtigt, Ihre Dispofitionsbejugniffe über 
ſolche Heimfälle weiter als die über die —— 
les jelbft zu beſchränken oder die einzelnen 

eimfälle der entfprechenden anderweiten Berwen- 
dung in demfelben Bezirk zu entziehen. Die all- 
gemeine Anfrage vom 14. März v. 3. (U. 6193) 
war demgemäß wie ihrem Wortlaut jo aud dem 
Sinne nad nur zu beziehen auf 

b) bie vorübergehenden Erſparniſſe, welche 
dadurch herbeigeführt werden, daß einzelne Stellen 
eine Beit lang gar nicht oder nicht ordnungsmäßig 
befegt find und Be für dieſe Zeit die Zuſchuͤſſe 
nad dem oben zu LIc. Bemerkten nicht graanlt 
werben dürfen, welche bei ordnungsmäßiger 
fegung dieſer Stellen zur nothwendigen Ergän- 
zung ihres Einkommens beitimmt und bereit zu 


*) of. &. v. 20. October 1868, oben Ob. 15 214 Rr.3 a. €. 


Gunften der betreffenden Stellen ober Schulver- 
bände, welche als ſolche keinen Anſpruch darauf 
haben, verzichtet werden. Sie würden im eingel- 
nen Fall meiſtens von zu geringem Belang fein, 
um damit Weſentliches zur dauernden Verbeſſe— 
rung ber betreffenden Stelle beginnen zu können, 
während fie bei wirthliher Verwaltung in der 
Hand der ee gefammelt eine fehr 
werthoolle Verſtärtung der der dauernden Ber- 
beferung der Lehrerjtellen gewidmeten Staatsfonds 
fein können. 

Nach diefer außdrüdlichen Zwedbeitimmung ift 
es unzuläffig, dergleichen Erſparniſſe zu einmaligen 
außerordentlihen Unterftii ungen für Lehrer zu 
verwenden. Ein Bedürfniß hierzu läßt fi auch 
nad) der gegenwärtig bewirkten Stellenverbefferung 
nicht mehr in demjelben Umfange wie vorher an— 
nehmen. Denn ed können und müſſen danach 
die bisher immer nur allgemein mit der Gering- 
fügigfeit des Stelleneintommend motivirten, nur 
dem Namen nad) außerordentlichen, in der That 
aber meiftens alle Jahre widerkehrenden Unter- 
ftügungen möglichft vieler Lehrer mit Heinen Be- 
trägen aufhören und einem anderen Verfahren 
Platz machen, durch welches diejes ganze Unter- 
tügungsmefen mit fefter Hand und gewilienhafter 

inhaltung feines eigentlihen und allein berech⸗ 
tigten Zweckes wieder darauf zurüdgeführt wird, 
daß nur zur Ueberwindung folder fpeciell erweis- 
lider und unverſchuldeter Umſtände, welche den 
regelmäßigen Haushaltsetat einer Lehrerfamilie 
unerwartet auß dem Gleichgewicht bringen, eine 
außerorbentliche, dann aber auch möglichft aus⸗ 
reichende Hülfe gewährt — 

Dagegen ſind je Erfparnifje unbebentlic zu 
verwenden zur Webertragung von Ausfällen an 
dem feitgefegten Stelleneintommen, welche etwa in 
Folge weſenilich veränderter Bräftationsverhältnifie 
der Berpflichteten eintreten und von der Gejammt- 
heit derjelben auch nicht vorübergehend gebedt 
werden können; ferner zur einjtweiligen Ergänzung 
der dauernd nöthig befundenen Stelensutegen, 
deren voller Mehrbetrag von den Berpflichteten 
nicht auf einmal übernommen werden kann, ſon⸗ 
dern aus befonderen Gründen billigerweife erſt 
vom nächſten oder dritten Jahre ab zu fordern 


q iſt, während andererſeits gleich erhebliche Gründe 


für die ſchnellere Erreichung des Zieles geltend 
zu machen find; lendlich zu einmaligen Bewilli— 
gungen für ſolche Unlagen, melde in beſonders 
qwetmäßiger Weife das Einkommen einer beffen 
edürftigen Lehrerftelle dauernd verbeflern, mit 
unbedingter Ausſchließung der Bauten, alfo 3. ®. 
zum Erwerb ober zur MWelioration von Schul— 
bienftfändereien, zur Mblöfung darauf ruhender 
Raften und ausnahmsweiſe au zur Gewährung 
von Potationscapitalien, wenn folde, fei e3 im 
Hinblid auf eine dennächſt ausführbare An— 
legung der vorbemerften Art, fei es weil, eine 
folde Ausſtattung gerade bejonder® erwünjcht 
und zmwedmäßig erſcheint, jpeciell gerechtfertigt 
werben kann. 

®) of. rl. v. 8, Mat 1872, unten $ 290 Rr. 2 und betgl. 


nachſtehend, ſowie über bie Verwendung ber Griparniffe zu per⸗ 
fönlien Zulagen 3b. 1 $ 178 Rr. 6b a €. 
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Bei der letgedachten Art der Berwendung find 
jedod) immer nur ſolche Stellen zu berüdfichtigen, 
für die anderenfall3 eine um fo viel höhere fort 
laufende Staatsbeihülfe nothwendig wäre, jo aber 
wegfallen oder ermäßigt werden kann, und deren 
Berbefferung Seitens der Nächitverpflichten felbft 
nad) Lage der Verhältniſſe in abjehbarer Zeit 
nicht moͤglich erſcheint. Soll in einem folden 
Falle die einmalige Bewilligung zu Gunſten einer 
einzelnen Stelle den Betrag von 500 Thalern 
ea fo ift dazu meine Genehmigung nach⸗ 
zuſuchen. 

Soweii die ſeitherigen Erſparniſſe bereits ihre 
Verwendung gefunden Haben, kann es dabei be— 
wenden. Zür die Folge iſt aber nach den hier 
angegebenen Grundfägen zu verfahren, und bis 
a eitered auch die in meiner Verfügung vom 
14. März v. I. geforderte Unzeige über die in 
jebem Jahre gemachten Erjparnifje mit einer jum- 
mariſchen Angabe über deren Verwendung regel- 
mäßig zu eaaten. 

Diefer allgemeine Erlaß wird, wie ich hoffe, die 
Königlihen Regierungen in den Stand fegen, das 
angeordnete Verbeſſerungswerk überall in völlig 
eorrecter und möglichft erfolgreicher Weife weiter 
zu führen, und es werben auf die bezüglichen Be— 
richte nur noch in foweit befondere Verfügungen 
ergehen, als bejondere Anfragen oder Umftände 
hierzu Beranlafjung geben. 

Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
die ſammilichen altlänbifgen Königlichen Regie- 
bie J 
rungen (excl. die zu Sigmaringen). 


Berlin, den 8. Mai 1872. 


Die von den Königlichen Regierungen im Ber- 
folg ber bee ers vom 22. Juni v. J. 
abgegebenen Borjäläge über die erforderlichen 
Mittel zur weiteren erbefferung von Elementar: 
lehrerbejoldungen geben injofern feine ausreichende 
Grundlage zur Vertheilung der durch den died- 
jährigen Staatshaushaltsetat für den Zweck bereit 
geftellten 500,000 Thlr., als nicht überal das 
mwünjchenswertfe Maß gehalten, ſondern ver- 
ſchiedentlich das —*8 zu knapp gefaßt oder 
über dasjenige hinausgegangen worden iſt, was 
billigerweiſe zugeſtanden werden kann. Unter 
dieſen Umſtänden will ich der Königlichen Regie— 
rung, um alsbald mit den Maßnahmen zur 
Berbefferung von Lehrerbefoldungen im Sinne 
der ügungen vom 17. Yuguft 1867, ***) 
5. Mai 1869,*) 3. Yuguft 1869 und 22. Juli 
v. J. vorgehen zu können, bis auf Weiteres und 
zwar zu illigungen vorerft bis zum Schluß 
des Jahres 1876 

1. den Betrag von jährlich — Thlen. 

zur dauernden Verbefferung des Eintommens 
von geprerftellen in erweiglich unterftügungs- 
bedürftigen Gemeinden. 

“ joben durch E. v. 8. Mat 1872 ($ 290 Wr. 2. 

3 —X die —ãS der. Bla: es oe. 

m 


1874 unten Rr. 4b a. €. und 8 290 
*) Borftehend. 
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2. den Betrag von jährlich — Thlrn. 
ae perjönlichen Gehaltszulagen für 
ehrer 

vom 1. Januar d. J. ab zur Verfügung ftellen, 
vorbehaltlich meiner Beſchlußnahme wegen Ergän- 
zung diefer Summen, onek die verfügbaren 
Mittel reihen, falls die Königliche Regierung das 
Bebürfniß eines Mehrbetrages mit Rückſicht auf 
die in Nacjitehendem bezeichneten Gefichtöpunfte 
bis zum 25. Mai d. J. anderweit näher begründet. 
Andernfalls erwarte ich bis zu diefem unfehlbar 
einzubaltenden Schlußtermin eine Anzeige, daf 
es eines weiteren Zuſchuſſes nicht bedarf. 

I. Bei nodhmaliger Erwägung der für den dor« 
tigen Bezirk erforderlichen Summen ift Folgendes 
in Betracht zu ziehen: 

Der Königlihen Regierung jollen in den unterm 

17. Auguft 1867 und 3. Auguſt 1869 überwiefe- 
nen, fowie in ben jeßt zu lberweifenden Fonds 
die Wittel geboten fein, um unter voller Heran- 
ichung der eigenen, periodiſch gründlich zu prü- 
Fenben Leiftungsträfte der Nächitverpflichteten, 
unter Inanſprüchnahme etwaniger ſubſidiariſch 
Verpflichteten oder geeigneter Specialfonds aller 
Art und unter wirthichaftliher Verwendung ber 
in Rebe ftehenden Staatsfonds das begonnene 
Verbeſſerungswerk der Elementarlegrer-Befoldun- 
en —— weiter zu führen und das Ein- 
ommen ber Stellen allmählig auf die Höhe 
zu bringen und dann auf berjelben zu erhalten, 
daß fie in Wahrheit das nad) Beit und Ort zum 
angemefjenen Lebensunterhalt Rothwenige dauernd 
darbieten. 

Es fol die Eintommens-Berbefferung nicht auf 

die allein ftehenden Lehrer rejp. einzigen oder 
eriten Lebrerftellen einer Schule beichräntt, fon- 
dern auch auf bie zweiten und folgenden Lehrer- 
ftellen, foweit das Bebürfniß es erfordert und bie 
Mittel e8 geftatten, ausgedehnt werden, wobei den 
für verheirathete Lehrer beftimmten Stellen ein 
Vorzug eingeräumt werben kann. Dabet tft feit- 
ubalten, daß für die Abmefjung ber Höhe der 
Üedrerbefotbungen in jedem einzelnen Falle die 
conereten Berhältnifje maßgebend bleiben müſſen, 
und daß vor Allem in den —29 — leiſtungsun⸗ 
fähigen Gemeinden, welche in naher Zeit zu einer 
dauernden Berbefferung ihrer Lehrerftellen nicht 
vermögend find, alsbald diejenigen Zuſchüſſe gewährt 
werben, welche zur Erreihung bes obengedachten 
Bieles notgwenbig find. 

Die perfünliden Zulagen find nad) ben 
bisherigen Beftimmungen von den dauernden 
Steilenzulagen infofern unterjchieden, daß bei ihnen 
auf das größere Bedürfniß, welches bei einzelnen 
Lehrern wegen perjönlicher oder Familienverhält⸗ 
niffe oder ähnlicher Umjtände obwaltet, Rüdficht 
genommen werben kann und fol. Mit der id 
nehmenden Berbefjerung der Stelleneinfünfte wird 
das Bebürfnig folder perſönlicher Bulagen ſich 
vermindern. Es ſoll daher fortan, ohne jedoch 
auch in dieſer ‚Begiehung dem Einzelnen einen 
Anſpruch darauf einzuräumen, für die Bewilli⸗ 
gung perfönliher Zulagen die Rückſicht auf zurüd- 


) of. ben ®ı ben (©. 339: Schreiben v. 87. 
auar Ye. 1 Fre \ * * 
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gelegte längere Dienftzeit der Lehrer ald befonders | befonders zur Pflicht, darauf 


maßgebender Gefichtöpunft Hinzutreten, jo daß 
eeigneten Falls, ſoweit die Mittel reichen, die 
ängere Dienftzeit an ſich einen Grund abgeben, 
oder mitbeftimmend fein fann, eine dauernde per- 
ſönliche Zulage zu verleihen ober eine aus anderem 
Bemweggrunde gewährte oder zu gewährende zu 
verftärken. Bei im Uebrigen gleihem Bebürf- 
niß zur Berüdfihtigung mehrerer Lehrer mit 
erfönlichen Zulagen begründet die Dienjtzeit um 
in eher einen Vorzug, je Länder fie ift, und wenn 
eine perſönliche Zulage lediglich im Hinblid auf 
bie zurüdgelegte Dienftzeit gewährt werben foll, 
fo fann eine folhe von unter 20 Jahren, vom 
Beitpunft der beftandenen Nachprüfung an gered)- 
net, für jegt überhaupt nicht entjcheidend fein. 

Im Allgemeinen aljo ift das Augenmerk Ays 
vor Allem zunächſt auf die durchgreifende Ber- 
befferung ber Lehreritellen in leiſtungsunfähigen 
Gemeinden und auf die Verbeflerung der perjön- 
lichen äußeren Lage der älteren Lehrer zu richten, 
ugleih aber auch die Berbefierung der Lehrer- 
Hellen in leiftungsfähigen Gemeinden möglichſt 
und mit Rüdficht auf das dauernde Bedürfnii 
zu verfolgen. g 

II. Hinſichtlich des Verfahrens Behufs Verbeffe- 
rung der Zehrerbefoldungen verbleibt e8 bei den 
bisherigen — 

Zugleich weiſe ich darauf hin, daß die nach der 

Eircular-Berfügung vom 17. Auguſt 1867 auf⸗ 
eftellten Liften über das Einlommen der 
ämmtlichen Lehrerſtellen des Bezirks tr 
ren, refp. zu controliren und zu ergänzen find, jo 
daß jederzeit der Sachverhalt zu überſehen ift, 
und daraus ſowohl für die Special ald auch für 
die allgemeine Schul-Berwaltung Nutzen gezogen 
werben fann. 

Nicht minder empfiehlt es fi), die einmal aus 
Anlaß von Unterftügungsanträgen oder dergleichen 
aufgeſtellten vorjchriftgmäßigen Präftationsnad;« 
tweifungen forgfam zu bewahren, reſp. gelegentlich 
nad) den veränderten Verhältniffen zu erneuern, 
da Dies nicht nur nach den bejtehenden Beſtim— 
mungen zur Beſchlußnahme wegen fernerer Be— 
willigungen in ben Einzelfällen erforderlich ift, 
fondern auch ein geeignetes Material darbietet, 
um nad beitimmten, in allen Gemeinden gleich- 
artig wiederkehrenden Geſichtspunkten die wirklichen 
Leiftungen ber verſchiedenen Gemeinden für das 
Schulweſen zu vergleihen und dadurd) einen all- 

jemeinen Anhalt zur Würdigung der Leijtungss 
higteit zunächſt der unbemittelten, fodann aber 
auch der bemittelten und wohlhabenden Gemeinden 
u gewinnen, bie felbitverftändlih mehr als jene 
Hi den Zweck leiſten können. 

Auch find die nad) der Eircular-Berfügung vom 
5. Mai 1869 regelmäßig bis zum 1. April jeden 
Jahres zu erftattenden Anzeigen über die in 
jedem Jahr gemachten Erjparnijje mit einer ſum— 
mariſchen Angabe über deren Verwendung ferner 
einzureichen. 

IH. Was die am Jahresſchluß verbleibenden 
Beftände reſp. Heimfäle und Eriparniffe bei den 
unterm 17. Auguſt 1867 und 3. Wuguft 1869 
überwiefenen und den jet zu überweifenden Fonds 
anbelangt, fo mache id} der Königlichen Regierung 
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u halten, daß der⸗ 
leihen nicht angefammelt, en ind nädhfte 

jahr übertragen und jedenfall® in biefem bei 
dem vorhandenen Bedürfniß, wenn nicht zu 
Reftausgaben, in einer mit dem Gauptzived bed 
Gejammtfonds vereinbarlihen Weife verwendet 
werben. 

Es ift nicht die Abſicht, die Srtparniffe, welche 
bei den in Rede ſtehenden Antheilfonds jährlich 
eintreten, für die allgemeinen Staatöfonds in Anz 
ſpruch zu nehmen. Dieſe Eriparniffe follen viel- 
mehr bedürftigen Elementarlehrern in Form ein= 
maliger ‚Quwenbungen zu Gut kommen, nicht aber 
zu Bewilligungen für Schulen oder Schulgemein= 
den ferner verwendet werben. 

Es verbleibt fomit bet den Beſtimmungen unter 
IIIa. der Gireutarverfügung vom 5. Mai 1869 
Hl ber Verwendung der dauern den Er- 
[parnifie (Heimfälle). 

Es verbleibt ferner dabei, daß auf die vor=- 
übergehenden Erfparnifie b. a. a. ©.) 
nit zu Gunften der betreffenden Stellen oder 
Schulverbände verzichtet werden darf und daß es 
unzuläffig ift, dergleihen Erſparniſſe zu einmali⸗ 
gen au! — Unterſtůtzungen zu verwen⸗ 
den, welche nur zur Ueberwindung ſolcher ſpeciell 
erweislicher und unverſchuldeter Umftände, welche 
den regelmäßigen Haushaltsetat einer Lehrer- 
familie unerwartet aus dem Gleichgewicht 
bringen, aus den dazu beftimmten befonderen 
Fonds zu gewähren find. 

Dagegen find jene Erſparniſſe zu verwenden, 
zum Bei pie E 
1. zur ebertragung don Ausfällen an dem feit- 
efegten Stelleneintommen, melde etwa in 
Gelee wejentlih veränderter Präſtationsver⸗ 
bältniffe der Berpflichteten eintreten und von 
der Geſammtheit derfelben auch nicht vorüber- 
gehend gebedt werben können, 

2. zur einftweiligen Ex, fingung der dauernd 
nöthig befundenen tellenzulagen, deren 
voller Dehrbetrng von ben Kerpflichteten 
nit auf einmal übernommen werden kann, 
fondern aus bejonderen Gründen billiger 
Weiſe erft vom nächſten oder dritten Jahre 
ab zu fordern ift, 

3. zu einmaligen Zuwendungen an ſolche Leh— 
ver, welche einer derartigen Berüdfihtigung 
bedürftig find, fei es, weil das Gtellen- 
eintommen nod nicht die nothmenige Höhe 
erreicht, [fei e8, meil daffelbe es rechtfertigt, 
ihnen nad) längerer Dienkeett einen Zufguß 
zu gewähren,] fei es, weil fort ein aus 
ber Dotation der Stelle herzuleitender Beweg- 
eine einmalige Zuwendung erforderlich 
madt.*) 

Die Verwendung von Erjparnifjen zum Anlauf 
von Schuldienftländereien, oder zu deren Melio- 
ration, zur Ablöfung darauf ruhender Laſten und 
zur Gewährung von Dotationzlapitalien darf nicht 
mehr fett inden.**) 


®) Weber bie Befugniß ber Regierung 
fitton über */,; ber Erjparniffe, of. ben 
1874 U. III. 14009 (unten ®r. 4b a. €. 
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4a. Gewährung weiterer Staatszuſchüfſe zur Ge— 
haltöverbefierung für Elementarlehrer. 


Berlin, den 19. Juni 1873. 
Der Gejammtbetrag der von den Regierungen 
in ®eranlafjung der Circularverfügung vom 
10. December pr. (U. 35589) zur Werbefferung 
der äußeren Lage der Elementarlehrer angemel- 
beten Bebürfnißforberungen geht weit über die 
gegenwärtig für diefen Zweck zur Dispofition 
ſtehenden, durch ben Staatshaushaitsetat pro 1873 
neu bemilligten Mittel hinaus. Bon einer vollen 
Befriedigung derfelben kann daher für jegt nicht 
die Rede fein. Ob und inwieweit denjelben noch 
wird entſprochen werden können, muß ber Bus 
tunft vorbehalten bleiben. 
Der Herr Minifter hat die in vorftehender Ver— 
vorbehaltene Kaffenordre unter dem 


ügung 
& Auguft d. J. U. 30723 erlafjen und greiähgeitig | 


über die Verwendung der überwiefenen Di 
fitiongquanta noch Folgendes bejtimmt: 

Wo das Bedürfnik nachgewieſen ift, unterliegt 
es keinem Bedenten, aus obigen Mitteln zeit» 
weilige Staat3beigülfen zu Sehrerbefofbungen vom 
1. Januar d. I. ab zu gewähren. Im Üebrigen 
verbleibt es bei den allgemeinen Bejtimmungen 
der Circular-Verfügungen vom 5. Mai 1869 
(U. 13608) und 8. Mai v. 3. (U. 9756)*) mit 
der Aabgabe, daß die in der letztgedachten 
Circular⸗Verfügnng unter III. 3. erwähnten ein= 
maligen Buwendungen aus den Erjparniffen der 
zu Stellenverbefferungen beftimmten Fonds fi 
äufolge der fortjchreitenden Verbeſſerung des Ein- 
tommens der Stellen und der vermehrten Mittel 
u perfönlihen Gehaltzulagen für Lehrer und 

hrerinnen fortan lediglich auf folde Fälle zu 
beſchränken haben, in welchen aus der Unzuläng- 
lichkeit der Dotation der Stelle der Beweggrund 
zu einer, folgen Zuwendung herzuleiten ift. 


öpo- 


4b. — weiterer Staatsmittel zur Ver⸗ 
beſſernug der Elementarlehrer⸗ und Lehrerinnen⸗ 
Beſoldung. 


Berlin, den 15. April 1875. 

Nachdem dur den biezjährigen Staatshaus- 
haltdetat zur dauernden Verbejjerung des Ein- 
kommens von Lehrer- oder Lehrerinnenftellen an 
Elementarjhulen in erweislich Amtevtilbungabe- 
dürftigen Gemeinden noch 3,000,000 Mark be- 
mitige worden find, überweiſe ich mit Bezug auf 
die Circular-Verfügung vom 10. Februar v. J. 
U. III 1601 der Königlichen Regierung zu folhem 
Zweck vom 1. Januar d. 3. ab hierdurch — Mt., 
welche bis auf Weiteres unter Cap. 125 Titel 12%) 
AbtHeilung III Pof. 1 des Etats für die geiftliche 
und Unterridts- Verwaltung im bortigen Re— 
gierungsbezirk als Mehrausgabe nachzuweiſen find. 

Für die Verwendung und die Verrechnung diefer 
Summe gelten die feitherigen allgemeinen Be— 
ftimmungen. 

Im Einzelnen bemerkte ich Folgendes: 

Den Gehältern, wie jolde von den Königlichen 
Regierungen in Ausfiht genommen find, Tann, 


*) Borftchenb, 
) Jept Cap. 121 Titel 27. 





was namentlid) ba3 platte Land mit feinen meift 
einklaffigen Schulen anlangt, im Allgemeinen zu⸗ 
eitimmt werben, unbeſchadet der Vorfdriftämähigen 
ejtjegung ber Xchrerbefoldungen in jedem Einzel- 
all nad) den conereten Berhältniffen. Es er- 
ent aber dringend nothwendig, daß jede König- 
gierung bei Ausführung der beabfichtigten 
Gebaltsaufbejjerungen Hinfihtlih der zu Grunde 
u legenden allgemeinen Normen mit den benach— 
arten Königlichen Regierungen in lebendiger Be— 
rügrung bleibe, um unmotivirte Differenzen in 
den Gehältern bei fonft gleichartigen Berhältniffen 
zn vermeiden. Dies hat ingbefondere Bezug auf 
die GehaltSnormen für die Lehrerftellen in den 
Städten, bei denen die wünſchenswerthe Gleich- 
mäßjigfeit, foweit eine ſolche nad} den maßgebenden 
Grundjägen überhaupt zu — iſt, nicht überall 
erreicht zu fein fcheint. en Königlichen Re— 
gierungen wird es daher zur Pflicht gemacht, mit 
den benachbarten Königlien Regierungen in er- 
neute Verbindung zu treten, um auf diefe Weiſe 
Normen zu erlangen, melde bereditigte Klagen 
aus betheiligten Kreifen ausſchließen. 

Es muß erwartet werben, daß die Aufbefferung 
der Efementarfehrer-Gehälter mit Hülfe des jegt 
bemilligten Staatszuſchuſſes zu einem einftweilen 
und vorbehaltlih ber qleslicen Regelung der 
Sade befriedigenden Äbſchluß gelange. Die 
Hoffnung auf diefen Erfolg ift um fo berechtigter, 
als einerjeit3 die aus den Lehrerkreiſen bis in die 
neuefte Zeit vielfach — Magen über 
fortdauernbe Steigerung der Breife aller Lebens⸗ 
bedürfniffe im Allgemeinen nicht mehr für zu- 
treffend erachtet werden können, andererſeits aber 
das Vertrauen gehegt werben muß, ba die Lehrer 
felber ihre Hoffnungen und Anfprüche richtig be- 
grenzen werden, 

Aus dem bisher Geſagten ergiebt ſich auch, daß 
der bewilligte Zuſchuß lediglich dezu zu benutzen 
iſt, die Stellengehälter bei Unzulänglichkeit 
der Kräfte der Nächſtverpflichteten auf die ge— 
wünſchte Höhe zu bringen und — zu 
erhalten. Darin liegt zugleich die Vorauzjegung 
und Nothwendigkeit, die Kräfte der Vetheiligten 

ebührend in Anſpruch zu nehmen, mie dies der 

Königlichen Regierung in früheren Erlafjen wieder⸗ 
Holt zu erkennen gegeben iſt. Wird aber jomit 
ein wirtfamer Schritt auf ber jeit 1867 betretenen 
Bahn vorwärts gethan, fo wird fich das Bedürfniß 
zu anderweitigen Beihülfen verhättnigmäßig ver- 
mindern. Es darf daher aud mit Beitimmtheit 
darauf gerechnet werden, daß die zu perſönlichen 
Bulagen bei früheren Zuſchüſſen bewilligten Fonds 
mehr und mehr verwendbar werben, um zur Er- 
gänzung der Mittel a Dienftalterözulagen zu 
dienen, wie dies bereit3 in dem Circular-Erlaß 
vom 9. Juli v. J.) in Ausfiht genommen und 
unvermeidlich ift, wenn die Anwärter der be= 
treffenden Alteröflaffen fih allmälig vermehren. 
Für beſondere Fälle des Bebürfnifies wird, fofern 
bie Fonds zu perfönlihen Zulagen erſchöpft fein 
follten, auf die zu einmaligen Bersilligungen ver- 
wendbaren Erſparniſſe verwieſen. 

Wie es einerſeits unumgänglich erſcheint, die 
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beabfichtigte Aufbeflerung in jedem einzelnen Fall 
nicht ohne Buziehung der Nächſtverpflichteten vor- 
unehmen, weil es fi eben um Erhöhung der 

tellengehälter handelt, für welche die betreffenden 
Gemeinden in erfter Linie aufzulommen haben, 
und die Staatsbeihülfe nur fo lange und injoweit 
gewährt wird, als die Leiſtungsunfähigkeit der Ver- 
pflichteten andauert; jo ift es andererjeitö geboten, 
im Falle der beabfichtigten Aufbeflerung das gegen- 
wärtige Einkommen ber betreffenden Stelle wieder: 
holt in allen feinen Theilen feftzuitellen und dabei 
insbefondere die Naturalien und Erträge aus den 
Dienftländereien einer erneuerten Prüfung zu 
unterwerfen, um mit den bisherigen Annahmen 
nicht etwa hinter angemefjenen Sägen, die als 
fiher in der Hand jedes Stelleninhabers gelten 
dürfen, zurüdzubleiben zur Beeinträchtigung der 
Verpflichteten oder zur ungebührlichen Inanſpruch⸗ 
nahme der Staatsfonds. 

Es ift fofort and Werk zu gehen, um die nöthige 
Aufbefferung der Lehrerbefoldungen herbeizuführen. 
Dabei mil ih, ſoſern die Königlihe Regierung 
dies im laufenden Jahre nicht vollitändig für den 

anzen Umfang Ihres Verwaltungsbezirks vor- 
" ftömäßig durchzuführen im Stande fein follte, 
geitatten, den noch nicht definitiv verivendeten, 
aber dod für die Stellenverbefferung in Ausficht 
genommenen Reft des jegt gewährten Zuſchuſſes 
den betreffenden Lehrern, ohne Präjudiz für die 
per endgültige Entſcheidung, als einmalige 
jewilligung for ommen au laſſen. Im nächſten 
am muß ſelbſtverſtändlich jeder nicht verwendete 
Beitand als Erſparniß nach den darüber ergan- 
genen Beftimmungen — unter Anderem aljo bei 
eventuell eigener Verfügung über das im der 
Eircular-Berfügung vom 9. December v. I. — 
U. III 14009 — gedachte Viertel der Erfparnifie*) 
— zu meiner Dispofition Hierher abgeführt werden. 
on den hiernach erreichten Ehofgen wünſche 
ich Kenntniß zu erhalten. Die Königliche Re— 
gern veranlafje ich daher, ſchon jeßt geeignete 
orfehrungen zu treffen, damit mir bis ſpäteſtens 
zum 1. October 1876 über den Stand der Lchrer- 
efoldungen am 1. Juli 1876 ähnliche nnd thun= 
lift correcte Nachweiſungen eingereicht werben, 
wie folde nach Maßgabe der Circularverfügungen 
vom 25. Juli und 13. Auguft v. I. — %. III. 
7971 und U. III. 9371 — über den Stand der 
Lehrerbefoldungen am 1. September v. 9. einge- 
reicht worden find. 
Der Minifter der ——— zc. Angelegenheiten. 
alt. 


An 
die Königlichen lerungen zu N. R. 
nam zu 


5. Berbefierung der LXebrerbefoldungen im den 
nen erworbenen Provinzen. — Staatszuſchüſſe 
hierzu. 

Berlin, den 12. März 1873. 
Bei den in Folge meiner Eircular-Berfügung 
vom 8. Mai v. 3. (U. 9756)**) erftatteten Be- 
richten wegen der erforderlichen Mittel zu Staats- 
beihülfen Behufs Verbeſſerung der Elementarlehrers 
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befoldungen tft nicht überall von gleihen Grund« 
lagen ausgegangen worden, während e8 zur Er- 
teihung des Ziels und Vermeidung von Be: 
rufungen erforderlich bleibt, für den ganzen Staat 
ein gleihmäßiges allgemeines Verfahren, unbe 
ſchadet der geltenden Schulgejege, eintreten ® 
fehen. In den altländifchen Bropinzer findet ein 
ſoiches Verfahren mit Erfolg ftatt, obgleich auch 
bier die in Betracht kommenden Verhältniſſe und 
gefeglichen Beitimmungen eine große Mannig- 
faltigteit darbieten. Ich wünſche daher, daß das 
Königlihe Eonfiftorium ꝛc. Seine Vorſchläge mit 
Rückſicht auf die Verfügung vom 8. Mai v. J. 
nochmals erwäge und über die danach erforder⸗ 
lichen Mittel Sich baldigſt äußere. Es handelt 
ſich dabei um bie Erreichung eines allgemeinen 
möglichſt zutreffenden Anhaltes zur Vertheilung 
der für die neuen Provinzen: Schleswig, Hannover, 
Heffen-Naffau bei dem diesjährigen Etat in Aus- 
fit genommenen und hoffentlich zur Feſtſtellung 
gelangenden Fonds von 200,000 —250,000 Thlr., 
aus weldhem beftimmte Beträge einerfeits zur 
Aufbefferung des Stelleneintommend in unver: 
mögenden Öemeinden und andererſeits zu per 
fünlihen Zulagen wegen bejonderer vorübergehen- 
ber Verhältniffe an einzelne Lehrer. der betreffenden 
Provinzialjhulverwaltungs-Behörden zur Dispo— 
fitton zu ftellen fein werden. Ich made ed dem 
Königlichen Eonfiftorium 2c. zur Pflicht, mit Vor⸗ 
fiht und im Intereſſe des Ganzen Seine Er- 
mittelungen vorzunehmen, damit nicht unerfüll- 
bare und unbegründete Forderungen aufgeftellt 
werden, weldje nur den unbefriedigenden Eindrud 
hinterlaffen können, als handle es fid um eine 
Concurrenz der einzelnen Berwaltungsbehörben 
unter einander. Indem id) vertraue, daß das 
Königliche Conſiſtorium ꝛc. Sic diefen Grundſatz 
gut ichiſchnur dienen laſſen wird, bedarf e8 nur 
urzer Berichte, unter Ungabe der Refultate ber 
angejtellten Ermittelungen. Um aber ein mög- 
lichſt gleihmäßiges Vorgehen zu fihern, füge ich 
folgende, den in den alten Provinzen befolgten 
Grundfägen entfprechende Gefihtspunfte Hinzu. 
Vorweg tft zu bemerfen, daß e& fidh bei dem 
erjtrebten Biele nicht um Gewährung von Alterd- 
zulagen handelt. Diefe Angelegenheit unterliegt 
einer befonderen Behandlung in Gemäßheit ber 
Cireular⸗ Verfügung vom 11. December pr. 
(U. 38271) und e3 muß die Beftimmung darüber 
vorbehalten bleiben, ob und in wie weit ber zu 
bemwilligende Fonds hierzu in Anſpruch zu nehmen 
fein möchte.) Abgeſehen Hiervon ift es die Auf: 
gabe der Schulverwaltung, binfichtlich der Ber- 
cfierung der Elementarlehrerbejoldungen das zu 
eritreben, was in jedem einzelnen Fall nad) den 
Verhältnifien des Orts und der Zeit nothwendig 
und mit den verfügbaren Mitteln erreihbar ift. 
Die Verwaltungsbehörben find zwar nicht be— 
fugt, beftehende Provinzialgejege abzuändern**) 
oder über deren Beftimmungen hinaus allgemeine, 
denfelben widerfprechende Anordnungen zu treffen. 
Sie find daher aud) nicht berechtigt, an Stelle ges 
ſetzlich feitftehender Minimalgehälter der Lehrer 
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einen den Bedürfniſſen der Gegenwart enzfpredhen= 
den höheren allgemeinen Minimaljag mit der 
Birfuug feftzufegen, daß nun eine jede Qehrer- 
ftelle, gleichviel ob in Betreff ihrer das Bedürfniß 
vorhanden, anerkannt, beftritten oder bewieſen ift, 
bis zu dieſem höheren Minimalfag verbeſſert 
werben müßte, bloß auf Grund und vermöge der 
einmal angenommenen Norm. Wohl aber geht 
die in den Geſetzen begründete Befugniß der mit 
der oberen Schulauffit betrauten Staatäbehörden 
dahin, für jede einzelne Lehrerftelle nad) Anhörung 
der Betheiligten und näherer Prüfung der be— 
fonderen Berhältniffe die Lehrergehälter feſtzu— 
ftellen und die dadurch bedingten Zeiftungen der 
Berpflichteten anzuordnen reſp. bei nacgeioiefenem 
Unvermögen ber leßteren ergänzungsweife nad) 
Bevärih Unterftügung zur Erreihung der noth- 
wenbigen Lehrerbefoldungen zu gewähren. Es ift 
mithin nicht vorweg anzunehmen, daß das Ein- 
kommen aller Zehrerftellen ohne Rückſicht auf die 
conereten Verhältnifie des Einzelfalld gleich be— 
mefjen werden müſſe. Jede Lehrerftelle ſoll viel- 
mehr fo ausgeftattet werben, wie e8 nad} den Ver- 
bältnifjen des Ort3 und der Zeit nothwendig ift. 

Wenn aber die Aufſichtsbehörden nicht auf den 
Abweg eines widerſpruchsvoilen Verfahrens ge- 
rathen follen, müffen fie zu gleihmäßiger und ge- 
rechter Behandlung aller Einzelfälle einen dem 

egenwärtigen Stande ber Dinge im Zufammen- 

Bang mit den feitnerigen BVerhältnifien entlehnten 
allgemeinen Maßſtab an der Hand haben, mit 
defien Hülfe fie das Gleiche und überall Wieder- 
kehrende gleihmäßig, dad Eigenthümlihe und 
Zufälige richtig zu würdigen vermögen. Bel Er: 
mittelung eines Dinimalfa ed in der Bedeutung 
eines ſolchen für die ajperiete Beurtheilung des 
Einzelfalls dienenden Maßſtabs ift ſteis dad Be— 
dürfniß für Wohnung und Feuerung, reſp. eine 
Entfhädigung dafür, von den fonftigen Bedürf- 
niflen des Lehrer zu fondern, indem in jedem 
Fall das nad) diefen drei Richtungen hin Erforder- 
lihe fih als dasjenige herausstellt, was zur 
Subfiftenz eines Lehrerd nothwendig, wenn auch 
in dem in Betracht kommenden Schulgefeg eine 
folche dreifache Sonderung nicht ausdrücklich vor= 
geſchrieben ift, im Uebrigen aber bei Feſtſetzung 
de3 Gefammteinfommeng einer Stelle es ganz, 
wefentlich darauf antommt, ob das außer Wohnung 
und Feuerung nothivendige ausreichend bemeffen 
iſt. Es ift daher überall der Minimalfag in 
einer_beftimmten Summe neben freier Wohnung 
und Feuerung zu arbitriren. 

As Minimalfag oder Maßſtab in dem ange- 
deuteten Sinn hat das zur ftandesmäßigen Sub- 
ſiſtenz einer Lehrerfamilie auf der einzigen ober 
erften Lehrerftelle einer Landſchule in einer unbe- 
mittelten Gemeinde dauernd Nothwendige mit der 
Maßgabe zu dienen, daß in jedem Einzelfall die 
Lehrerftellen nach den concreten Berhältnifien und 
bei mehrflaffigen Schulen in angemefjenen Ab: 
ftufungen bei der Annahme, daß die legten Stellen 
mit unverheiratheten Lehrern bejegt fein fünnen, 
auszuftatten find. Der Minimaljag kann je nad) 
den Umftänden in verfhiedenen Diftricten ver⸗ 
ſchieden fein. 


Bei Erwägnng der Frage, ob eine Lehrerftelle | x. 7 
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auskömmlich ausgeftattet ift, find überall die Ein— 
fünfte aus dem mit der Stelle etwa verbundenen 
Kirchendienſt anzurechnen. Bei Abmeſſung der 
nothwendigen Höhe des Stelleneinkommens ift 
aber je nad den concreten Verhältniſſen billige 
Rüdfiht auf die Mehrarbeit zu nehmen, welche ein 
combinirtes Lehr⸗ und Kirchenamt mit fi bringt. 

Da eine Staatsunterftügung nur für die Dauer 
des Bedürfniffesg und — in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden darf, als die zur Beſtreitung 
der Schulunterhaltungskoſten Verpflichteten er— 
weislich außer Stande ſind, das in jedem einzelnen 
Fall Nothwendige zu leiſten, fo iſt davon abzu— 
ſehen, mit uße von Staatsfonds Schulftellen 
ihaffen zu wollen, deren Eintommen über das 
Nothivendige hinausgeht. Ich mache es dem 
Königlichen Confiftortum 2c. ganz beſonders zur 
Pflicht, bei Abmeſſung des für die Aufbefferung 
des Stelleneintommend erforderlichen Staatszu— 
ſchuſſes die Kräfte der in erfter Linie zur Unter- 
haltung der Schulen verpflichteten Gemeinden 
voll in Anfpruc zu nehmen. Es erfordert dies 
insbefondere die Barität mit den alten Provinzen, 
in denen biefer Orundfag durchgehende und ohne 
Nebenrüdfihten zur Anwendung gebradt ift und 
auch fernerhin befolgt wird. 

Mit der zunehmenden Berbefferung der Stellen- 
einfünfte vermindert ſich das Bebürfnik perfönlicher 
Bulagen, welches bei einzelnen Lehrern wegen per= 
ſönlicher oder Zamilienverhältniffe oder ähnlicher 
Umftände obwaltet. 

Der befondere Werth der fchleunigen Bericht- 
erftattung leuchtet ein, da die definitive Feſtſtellung 
des GStantshaushaltdetat? eheitend zu erwarten 
fteht, und es nur erwünſcht fein kann, dem König- 
fihen Confiftorium 2c. jobald als möglich die für 
jegt zur Seieitigung von Notbftänden, welde in 
allen Kreifen der Bevölferung wie in der ante 
genugfam befprodhen find, bereit geftellten Mittel 
zu übermeifen. 


An 
die Königlichen Regierungen zu Wiesbaden, Gaffel 
und Schleswig, bie — Confiſtorien der 
Vrovinz Hannover und den Koniglichen Ober: 
Kirhenzan zu Nordhorn. 


6. Geſetz, betreffend die Ueberweiſnng einer 
Summe von jährlid 500,000 Thalern an den 
provinzialftändifhen Verband der Provinz Hanno» 
der (insbeſondre zur Veftreitung der Koften der 
Blinden-, Taubftinmmen-, Jdiotenanftalten*) und 
des jüdifhen Schulweſens). Vom 7. März 1888.**) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen 2c., verordnen, mit Zuftimmung beider 
Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 

8 1. Bur Verwendung für folgende Zwede: 
1) Beftreitung der Koften des Provinziallandtages 
und ber einzelnen Landſchaften in der Provinz; 
2) Unterhaltung und Ergänzung ber Landes⸗ 
bibliotheken, Leiſtung von Zuſchüuſſen für öffent 
liche Sammlungen, welche der Kunſt und Wiffen- 
ſchaft dienen; 3) Unterhaltung, beziehungsweife 


*) of. unten 3b. III $ 364 b. 
=*) Bublicrt durch die Geſ-Samml. pro 1868, Geite 223 
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Umterftügung ber Srrenanftalten, der milden Stif- 
tungen, der Blindenanitalt, der Taubftum- 
men⸗, Rettungs-, Jdioten= und Lanbarmenan- 
ftalten,fowie bes jüdifhen Schul- und Syna- 
ogenweſens der Provinz; 4) Beitreitung ber 

often, Segiehungömelfe Unterjtügung des chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbaues von Landſtraßen und der In— 
ftandjegung von Gemeindetwegen ; 5) Bildung eines 
Fonds für Zuſchüſſe zu Landeömeliorationen, ſowie 
für ähnliche im Wege der Geſetzgebung feſtzu— 
jtellende Zwecke, wird dem provinzialſtaͤndiſchen 
Verbande der Provinz Hannover zu eigener Ver⸗ 
waltung die Summe von jährlich 500,000 Thalern 
aus den Staatöhaushaltseinnahmen eigenthumlich 
überwiefen, und ift diefe Summe daher fortan auf 
das Ordinarium des Etats zu jegen. 

8 2. Soweit die überwiefene Summe nicht aus— 
reiht, find die Koften der im 8 1 Nr. I bis 4 
bezeichneten Einrihtungen und Anlagen von dem 
provinzialftändifchen Verband der Provinz Han- 
nover nad) Maßgabe der Verordnung v. 22. Auzuft 
1867, betreffend die provinzialftändiiche Verfafjung 
im Gebiete des vormaligen Königreich Hannover, 
aufzubringen. 

8 3. Der Finanzminifter und der Minifter des 
Innern find mit der Ausführung diefes Geſetzes 
beauftragt. 

Gegeben Berlin, den 7. air 1868. 

(L. 8.) wilhelm. 


8 282. Prüfung der Leifungsfähigkeit 
der Gemeinden. 
— cf. oben 8 281 Nr. 1-3 u. 5. — 


1. €, v. 14, April 1862, 14. Juni 1862, 4. Mai 
1868 betr. bie Berüdfihtigung bes Glafien: 
fteuerfolls und bie Webertragung ber Leiſtungs— 
unfähigen durch bie Wermögenden. cf. unten $ 283 
Nr. 1 und 4, $ 261 Nr. 1 und 2, 8 289 Nr. 6, 
8 259 Nr. 3. 

2. €. v. 30. Aug. 1864 betr. bie Unzuläffigkeit 
der Feftfegung einer allgemeinen Grenze 
ber Leiftungsfähigfeit für alle Gemein— 
den nad einem beftimmten Procentfag ber Staats- 
fteuer. cf. €. v. 5. Mai 1869 (8 281 Rr. 2) 
sub Ic, €. v. 21. San. 1882 unb 26. Oct. 1881 
(unten 8 283 Rr. 4 und 5), fowie über bie Berüd- 
ſichtigung des Schulgeldes: 8 189 Nr. 11b a. €. 

3. €. o. 15. Jan, 1873 und 11. Juni 1881 desgi. 
und betr. den Ausſchluß einer Bewilligung von 
Staatszufhüfen für Gemeinden, welde höhere 
Unterriätdanftalten unterhalten. — cf. 
besgl. €. v. 27. Dec. 1873 (8 286 Rr. 1 a. ©.) 
und $ 259 Nr. 4o, ba, bb. 

4. €. v. 12. Aug. 1863 und 23. Oct. 1856 beigl. 
bei Belaftung ber Gemeinbebubgetö mit minber wid- 
tigen Ausgaben. — (of. 8 259 Rr. 4) — und 
betr. ven Inhalt der Präftationd:Rachweifungen. 

5. €. v. 8. April 1863, 8. Mai 1854, 2. Aug, 1883, 
7. Nov. 1883 betr. bie Aufftellung ber Präfta= 
tions Nahmwelfungen unter Buziehung ber 
Binanzabtheilung ef. Nr. 7. 

6. ®f. der K. Meg. in Arnsberg betr. bie Unzuläffigteit 
von Gemeindebeſchlũſſen über Verbeſſerung bes Lehrer- 





gehalts unter ber Bebingung eines Staatszuſchuſſes. 
— cl €. v. 5. Mai 1869 IIb ($ 281 Wr. 2.) 
7. Ueber bie Bejeitigung von Differenzen zwiſchen ben 
verſchiedenen Abtheilungen der Regierungen in Betreff 
ber Beurtheilung ber Leiftungsfähigfeit der Schulge⸗ 
meinden: of.$ 4 Nr. 1b (E. v. 3. Dec, 1883.) 


1a. Berädfihtigung des Staatöftenerfolld. Ueber⸗ 
tragung der Leiftungäunfähigen. 


Auf dem Bericht vom 18. v. M. wegen eines 


re | Staatszufchuffes zur Befoldung des in &. ie 
me 


ftellenden zweiten evangelifhen Lehrers erö 
ich der —— Regierung Folgendes; 

Bei der Verſchiedenartigkeit, mit welcher in 
dortiger Provinz die Schulunterhaltungspflicht 
ausgeübt wird, läßt fi von bier aus eine all- 
gemein gültige Richtſchnur für die Aufbringungs- 
weiſe der Beiträge im Eingetnen nicht geben. 
Der Königlihen Regierung bleibt vielmehr über: 
laffen, von Ihrer gejeglihen Befugniß, das Ele- 
mentarſchulweſen zu beauffihtigen und zu ver— 
walten, in jedem einzelnen Fall den zweddien: 
lichſten Gebrauch zu maden. Senat wird auf 
die beftehende provinzielle Verfafjung zu ſehen, 
reſp. der Localobſervanz, nach welcher die Schul- 
unierhaltung im ſpeciellen Fall bisher ſtattgefun⸗ 
den hat, zu folgen, und wo die gütliche Regelung 
einer zwedmäßigen Aufbringungsweiſe der Mittel 
Schwierigkeiten findet, fofern befondere Berord- 
nungen im gegebenen Fall nicht entgegenftehen, 
auf die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
urüdzugehen fein. Unter allen Umftänden ift 
Ketzukatten, daß die nädjften Betheiligten ver- 
flichtet find, für den Unterhalt der Schulen zu 
Heben: und daß fi nur in foweit ein Zufhuß 
aus allgemeinen Staatsfonds erwarten läßt, 
das Bedürfniß hierzu vorfchriftsmäßig nachgemie- 
fen wird, und die Möglichkeit ausgeſchloſſen ift, 
aus geeigneten Provinzialfonds Hülfe zu ges 
währen. 

enn die Hülfe des Staats angerufen wird, 

ift e8 geboten, daß die Königliche Regierung ſich 
nit darauf befchränte, das Leiftungsvermögen 
der einzelnen Gemeindeglieder zu prüfen, fondern 
zugleich die gefammten Schulverhältniffe einer 
eingehenden Erörterung unterziehe, um darüber 
Har zu werben, was geſchehen muß, damit die 
Verpflichteten den Schulbebürfniffen gemügen 
tönnen. In vielen Einzelfällen find der König- 
lichen Regierung bereitö in diefer Beziehung An- 
beutungen gegeben. In ber Verfügung vom 
6. Mai v. J. wegen der Schule in 8. iſt der 
Königlihen Regierung z. B. ein Fall bezeichnet, 
in welchem die Gemeinde, eventuell unter Aendes 
rung des Aufbringungsmobus bei angemefjener 
Umlegung der Beiträge den gefammten Bedarf 
für die ulunterhaltung fetotändig aufbringen 
fann.*) In anderen Fällen genügt {don eine 
Erhöhung des Schulgelds,**) ober «3 läßt ſich 
durch eine fonftige Einigung über die Aufbrin- 
en eine Mehrbedarjs, wie z. 8. eine das 
hulgeld ergänzende Umlage an Geld oder Na- 


*) of. 8 260 Rr. 7 u. 9, $ 261 Rr. 2b. 
®*) of. indeh $ 189. 
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turalien zum Biel gelangen. Je nad den ob- 
mwaltenben Umjtänden hat die Königliche Regie— 
rung Ihre Entſchließungen zu treffen. 

Bur erften allgemeinen Beurtheilung des Lei- 
ſtungsvermögeus ber Verpflichteten genügt es, die 
Klafjenfteuer-Veranlagung zum Grunde zu legen. 
Bei der ſchließlichen euehellung der Leiftungs- 
fähigfeit, ſowohl der Einzelnen als ber Gemein⸗ 
den können aber nur die Gejammtverhältnifie, 
wie fie ber gegebene Fall ſpeciell barbietet, mit 
Rüdficht auf eine zwedmäßige Xertheilung der 
Schulunterhaltungsbeiträge von Entſcheidung fein, 
indem troß der Gleichheit des Klafſenſteuerſolls 
und der @ategorie, welcher der Einzelne ala Ge— 
meinbeglieb angehärt, einflußreiche Verſchiedenhei⸗ 
ten, wie 3. B. die Bahl der Kinder, die für 
Haushaltung und Schulgeldzahlung von Bebeu- 
tung ft, vorhanden fein können. Die Prüfung 
und Erwägung aller Einzelheiten ift ganz beſon⸗ 
ders Pflicht der Königlichen Regierung. 

Die Art und Weiſe, wie die Königliche Regie- 
rung das Unterftügungsbebürfnig zu ermitteln 
pflegt, kann nicht zutreffen, weil berfelben nicht 
reale Verhältniffe, ſondern Borausfehun en zum 
Grunde liegen. Eine blos auf die Klaſſenſteuer 
ge te Berechnung des Beibringlichen oder Un- 

eibringlichen kann nicht alle in Betracht zu ziehen- 
den Berhältniffe berüdfichtigen. Iſt auch die 
—— ———— in gewiſſer Beziehung 
der Inbegriff der Geſammtoeerhältniſſe der Ein- 
‚einen, fo bringt fie doch 3. B. die größere Lei- 
Kungafähigteit des Grumdbefißes den befiglofen 
Gemeindegliedern gegenüber nicht genügend zum 
Ausbrud, abgefehen davon, daß die bemittelteren 
©emeindeglieber die unbemittelteren ſoweit als 
nöthig in ber einen ober andern Weife in ihren 
Leiftungen zu übertragen, oder ſubſidiär Ber- 
glühtete für Ausfälle einzutreten haben, dieje 

omente aber bei der gedachten Ermittelungs- 
meife ger nit zur Geltung fommen. Auch einc 
ertheilung der Beiträge mit %s nad Slafien- 
und Gewerbeſteuer und ?/s nad) ber Grundfteuer 
empfiehlt ſich eben jo wenig, als eine progreffive 
Bethelligung der Gemeindeglieber an den Schul⸗ 
unterhaltungsbeiträgen, da eine folde Verthei— 
Iungöweife nicht allein ſelten das Rechte treffen 
dürke, fondern aud) die Sache ohne Noth com= 
plicirt.*) 

Am zwedmäßigiten und faft allgemein üblich 


werben ulunterhaltunhsbeiträge, wie der Kö— 
niglichen Regierung mehrfach und zulegt in der 
Verfügung vom 14. v. M. in Betreff der Schule 


zu N. bemerflich get worden ift, einfach nad) 
der Grund» und Klaſſenſteuer vertheilt. Die &e- 
werbeſteuer kann in der Regel fortfallen, zumal 
fie namentlid in ländlichen Gemeinden gewöhnlich 
nicht von Belang ift.*) 

je Uebertragung der Schulunterhaltungsbei- 
träge anlangend, fo iſt miele bie ganze zu be⸗ 
fchaffende Summe auf ſämmi ae emeindeglie- 
der nach dem Grund⸗ und Klafjenfteuerfuß oder 
nad einem In ortsüblichen —— 
umzulegen, jo daß der Bedarf, die vollftändige 
Reiftungsfähigteit jedes Einzelnen für feinen An- 


*) 08.5 282. 











theil vorausgefeßt, durch die Umlage gededt wird. 
Was ſich bei diefer erften Umlegung als unbei- 
bringlich herausſiellt, wobei aber event. z. B. die 
Gutöherrihaften für ihre Gutsangehörigen einzu- 
ireten haben, ift wiederum nad den geltenden 
Vertheilungsfuß auf die Leiftungsfähigen umzu- 
legen, und jo fort. Die Uebertragungspflicht folgt 
einfach daraus, daß die Bahtungaunfäbigen bei 
der Bertheilung der Schulunterhaltungstoften als 
nit vorhanden angefehen werben mühe.» In 
einzelnen Fällen kann dies allerdings zu Härten 
führen. Der Königlichen Regierung ift jedoch 
unbenommen, dies bdarzuthun, wenn ber Fali 
eintritt. 

Im Allgemeinen kann erfahrungsmäßig ange- 
nommen werben, daß eine unbemittelte Ge- 
meinde nicht überbürdet wird, wenn fie minde- 
ftens die Hälfte ihres Klafjenftenerfols jährlich 
baar für laufende Schulbedürfniffe aufbringt. Der 
Einzelne muß hierbei leiften, wozu er verpflichtet 
und im Stande ift, gleichviel ob dies mehr oder 
weniger ald bie Hälfte feines Klaſſenſteuerſolls 
beträgt. Ob eine Gemeinde zu ben unbemittel- 
ten zu zählen ift, ergeben die aus ben vorjchrifts- 
mäßigen Präſiationsnachweiſungen erfichtlichen, 
thatfächfihen Verhältniſſe und ſonſtige Nachrichten, 
welche der Königlihen Regierung zur Hand find. 
Kann im einzelnen Fall eine Gemeinde auch nicht 
einmal die Sattee ihres Klaſſenſteuerſolls baar 
aufbringen, ſo iſt der en Regierung an⸗ 
heimgegeben, eine —— e nachzuſuchen und 
das Unterſtützungsbedürfniß unter Einreichung 
einer der Circularverfügung von 8. Mai 1854**) 
entiprechenden, überfichtlichen, vom Landrath hin⸗ 
ſichtlich ihrer Nichtigkeit befcheinigten Nachweiſung 
zu begründen. 

Je forgfältiger und vielfeitiger die Königliche 
Regierung bei Ihr eingehende Geſuche um 
Staat3beihülfen prüfen wird, deſto mehr wird 
Diefelbe im Stande jein, Ihren eigenen Anträ- 

en hier Berüdfihtigung zu fihern ***) und zur 
erminderung des Schreibwerks beizutragen. 

Was den vorliegenden Fall von ©. betrifft, fo 
hätte die Röniglide Regierung die Ueberſicht von 
den Einkünften, melde der jeige Lehrer bat und 
nah Anftellung eines zweiten a haben 
wird, wieder Kinseiogen Dilen; auch entipredhen 
die zurüdfolgenben eiden Liſten der Lircular- 
verfügung vom 8. Mai 1854**) nicht, indem fie 
namentlid) die in biefer Verfügung verlangten 
Nachrichten weder überfihtlih noch vollitändig 
geben. Außerdem fol in der Ergänzungstifte 
vom 26. Auguft v. 3. der Nachweis ntbalten 
fein, worin bie 134 Thlr. 23 Sgr. beftehen, 
welche die Gemeinde nad, der Repartitionglifte 
vom 19. März für die Schule aufzubringen hat. 
Die — ergiebt aber nur, daß die 
Gemeinde jahrlich 36 Thlr. 27 Sr. 6 Big. baar 
und 91 au 9 Sgr. 7 Pf. an Naturallieferun- 
gen reſp. Leiftungen oder zufammen 127 Thlr. 
17 Sgr. 1 Bf. aufbringt. Auch in andern Po— 


®) of. Rote zu $ 261 Rr.1. (©. 164 Ep. 2.) 
**) Unten Rr. db. 
**e) of. unten Rote * zu Rr. 4a (6. 411). 
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itionen ftimmen bie beiden Liſten nicht überein. 

inter diefen Umftänden tft anzunehmen, daß bie 
Gemeinde künftig für beide Lehrer circa 170 Thlr. 
jährlich baar aufzubringen haben wird. 

Eine Schuldenlaft von 29033 Thlr. auf dem 
Grundbefig zum Werth von 65315 Thlr. kaun 
als eine bedeutende nicht angeiehen werden ; aud) 
die Summe der öffentlihen Abgaben von 607 Thlr. 
ift gegen die Summe aller birecten Staatsiteuern 
von 531 Thlr. nicht außergewöhnlih. Ausgaben 
privatrechtlicher Natur können in der Megel nicht 
in Betracht fommen, da es felten gelingen wird, 
deren Höhe mit einiger Zuverläſſigkeit Teftzuftellen. 
Ganz gutzefiend ift_ die Bemerkung ber König⸗ 
lichen Regierung, daß gewöhnlich, wenn der Ein- 
zelne nad) den Repartitionsliften zur Klaſſenſteuer 
eingeſchätzt werben follte, die Steuerfäße viel nied- 
riger ausfallen würden. Der Grund hiervon 
ſcheint darin zu liegen, daß die Ungaben in den 
Repartitionsliſten ausfcließliher auf den Mit- 
theilungen ber Betheiligten allein beruhen, wäh⸗ 
rend bei den Klaffenfteuerliften ſchon die Verglei— 

ng mit Gemeinden, welde fi in ähnlichen 

erhältniffen befinden, Merkmale an die Hand 
giebt, die zum Erkennen des richtigen führen. Es 
ft daher angemeffen, die Mlaffenfteuerveranlagung 
zum eriten Anhalt für die Beurtheilung ber Re— 
— — zu nehmen. So wie ſich aber 
ür die ———— Merkmale heraus⸗ 
gebildet Haben, jo wird die Königliche Regierung 
auch hinſichtlich der Leiftungen für die Schule 
durd) eingehende Prüfung der zu Ihrer Kenntniß 
gelangenden Fälle in bemittelten und unbemit- 
telten Gemeinden in verfchiedenen Theilen Ihres 
Verwaltungsbezirls Gefichtspunkte gewinnen, von 
welchen aus beurtheilt werben kann, ob eine Ger 
meinde einen Mebrbedarf wird aufbringen können. 
Eine Bergleihung der Summe der einzelnen öf- 
fentlichen Abgaben mit dem Klaffenfteuerfoll wird 
erkennen laffen, ob e8 z. B. als ein ungünftiges 
Verhältniß bezeichnet werden Tann, wenn eine 
toße Gemeinde wie die zu ©. nur circa bie 
älfte ihres Klaſſenſteuerſolls für fortlaufende 
eigentlihe Gommunal-Bebürfniffe aufzumenden 
bat. Hier können nur die Berhältniffe nad ben 
Erfahrungen gewürdigt werden, mwelde ſich aus 
den Fällen ergeben, die aus der ganzen Mo- 
narchie zur dieffeitigen Kenntniß gelangen. Die 
Eigenthümlichkeiten des einzelnen Falles müffen 
die Königlihen Regierungen zur Geltung bringen, 
und bie fann nur geidhehen, wenn fie ſelbſt den 
einzelnen Fall vorher jorgfältig geprüft haben. 
ie Gemeinde ©. muß nad) ben bis jeßt vor⸗ 
liegenden Nachrichten im Stande erachtet werben, 
die obengedachten 170 Thlr. ſelbſt aufbringen zu 
können, und kommt e3 dabei nur darauf an, den 
Einzelnen je nad) feiner Leiftungsfähigkeit zu be- 
theiligen, twa8 der Sorge der Königlichen Regie⸗ 
tung im Intereſſe des ulwefens zufällt. 

Ein baarer Schulunterhaltungsbeitrag von 
36 Thlr. 7 Sgr. 6 Pi. jährlich gegen ein Klaf- 
jenfteuerfoll von 273% Thlr. neben ber Lieferun 
von 82 Broden, 82 Würſten und 64: Sch 
Korn dur eine Gemeinde von 149 Haushaltuns 
5 ericheint gern . Daflelbe gilt von einem 

ulgelde von 72/0 Sgr. jährlich pro Kind, wäh⸗ 


rend in anderen Landgemeinden bis zu 1 Thlr 
und barüber gezahlt wird.*) Zur Bahlung be& 
Schulgeldes für bie Kinder der Ortsarmen iſt der 
OrtSarmenverband rechtlich verpflichtet.) Was 
die fortdauernde Gültigkeit des & 33 Theil IL. 
Titel 12 des Allgemeinen Landrechts betrifft, jo 
verweife ih auf die Circularverfügung vom 
20. September 1856.***) 
Berlin, den 14. April 1862. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. 7472. ® 


1b. 


Die Berhältniffe der evangelifchen Schulge- 
meinde zu N. erfcheinen nad; der zurüdfolgenden 
Racmeilung fo günftig, daß fi von den Ver— 
pflichteten erwarten läßt, fie werden mit Hülfe 
des bereit8 vor Jahren bemilligten Staatözu- 
ſchuſſes von jährlih 112 Thlr. au) bie gegen- 
wärtigen fbedürfniffe ohne Ueberbürbung im 
Wefentlihen zu befriedigen tm Stande fein. Der 
Grundbeſitz im Werth von „49900 Thlr. tft mit 
Schulden nicht belaftet, die Communalabgaben 
find mäßig, die laufenden firhlihen Abgaben 
fehr gering und weitere öffentliche Abgaben laſten 
auf den Gemeindegliedern nicht. Grundfteuer 
wird nicht erhoben und nad) der auftommenden 
Gewerbeſteuer ift ber Gewerbebetrieb nicht ganz 
unerheblih. Hiernach und nad) den in ber Schul- 
gemeinde beftehenden Klaffenftenerabftufungen ift 
anzunehmen, daß die Berpflichteten ungefähr 
400 Thlr. jährlih für die Schule aufbringen 
tönnen, zumal die bemittelten Gemeindeglieber 
die unbemittelten ſoweit als nöthig bei den Schul⸗ 
unterhaltungsbeiträgen zu übertragen haben, ie 

Wenn bei Prüfung der Leiftungsiähigteit einer 
Scähulgemeinde Seitens der Königlihen Regie: 
rung Havon audgegangen wird, baß die Gemeinde⸗ 
glieder auf einen Thaler Klaffenftener nur einen 

eitrag von 15 Sgr. für die Schule zu entrid)- 
ten im Stande feien, fo iſt dies nicht richtig. 
Der aus der Erfahrung genommene Grundfaß, 
daß eine unbemittelte ©emeinde in der Re— 
gl nicht überbürdet wird, wenn fie die Hälfte 
hres Klaſſenſteuerſolls jährlich baar zur Schul- 
unterhaltung beiträgt, dient nur als Anhalt bei 
Prüfung der Leiftungstraft einer Schulgemeinde 
ift aber nicht fo aufzufaflen, daß eine Gemeinde 
nur jenen Beitragsjag zu leiften habe. Die 
Schulgemeinden müffen vielmehr zur Schulunter- 
haltung beitragen, was nothwendig ift und was 
fie leiſſen können, gleichviel ob dies die Hälfte 
ihre Klaſſenſteuerſolls erreicht ober überfteigt. 
Die Schulintereffenten find allein die zur Unter- 
haltung der Schule Verpflichteten. Hiernach hängt 
die Entſcheidung über die Gewährung eines 
Staatszuſchuſſes Iediglic, von dem Nachweis des 
Unvermögen® der Berpflichteten zur Dedung bed 
Bedarfs und zu dieſem De von einer ein- 
gehenden Erwägung aller in Betracht fommenden 


rt 
) ed.‘ 273. 
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Verhältnifie ab. Der Königlichen Regierung bleibt 
es hierbei in jedem einzelnen Fall überlafjen, 
nachzuweiſen, daß von der Schulgemeinde ein 
baarer Beitrag nur unter ober biß zu der Hälfte 
des Maffenfteuerfolls gefordert werben kann. Hier 
laſſen fih nur die näher erörterten und aus den 
eingereichten Nachmweifungen zu entnehmenden Ber- 
hältniffe zur Beurtheilung ziehen und je genauer 
biefe Nachweiſungen vorher durch die Königliche 
Regierung geprüft werden, deſto eher tft eine 
durchgreiſende Begründung Ihrer Anträge und 
damit um fo ficherer eine Berüdfichtigung der— 
jelben Ei hoffen. 
Berlin, den 14. Juni 1862. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie öngglice Regierung un 
1e. 


Berlin, den 4. Mai 1868. 

Auf die Eingabe vom 1. Februar d. J., in 
welcher Em. Hochwohlgeboren mit der dortigen 
Schulgemeinde gegen die angeordnete Verbeſſe— 
rung der Befoldung des dortigen Lehrers vorftels 
lig werden, eröffne ic Ihnen, daß Ihre Ausfüh- 
rungen feinen Grund darbieten, die Anordnung 
der Königlichen Regierung in N. rüdgängig zu 
machen, oder die Staat3beihülfe zu erhöhen, welche 
zur Unterftügung derjenigen Gemeindeglieder ge- 
währt ift, für welche die Gutsherrſchaft nicht ein- 
zutreten bat. 

Das nur auf — Thlr. ausſchließlich der freien 
wohnung und Feuerung feftgejete Gefammtein- 
kommen der Lehrerftelle ift faum für hinreichend 
zu erachten. Die Königlihe Regierung bat be 
reit3 die äußerfte Schonung geübt, indem fie bei 
dieſer Feſtſezung unter dem Minimalſatz geblie- 
ben ift und aus Staatsmitteln eine Balüce von 
jährlih 10 Thlrn. bewilligt hat. 

Nah den Acten der Königlihen Regierung in 
N. umfaßt der Schulader nur 21/ Morgen. 
Wenn der Lehrer 3 Morgen 120 D Ruthen Ader 
außer dem Gartenland nugt, fällt der etwanige 
geringe Mehrertrag bei der fonftigen befchräntten 
Ausftattung ber Stelle nicht weiter in's Gewicht, 
da durch denfelben das Einkommen der Stelle 
nicht über das Bedürfniß gefteigert wird. Ich 
habe indeß die Königliche Regierung veranlaßt, 
das dieferhalb Nöthige noch feitzuftellen. 

Die nad) der Kopfzahl der Schulkinder reſp. 
der Hausväter beredjnete Höhe der Schul-Unter- 
haltungsbeiträge ift für die Hier Ai treffende Ent- 
ſcheidung unerheblih, da die Betheiligten ver- 
pflichtet find, da3 zur Unterhaltung der Schule 
nothwendige zu Teitten, und der Einzelne dazu fo 
viel beitragen muß, als erforderlih und nad 
feinem Vermögen möglich if. Im vorliegenden 
Fall find die Schul-Unterhaltungsbeiträge nach 
den Berhältniffen, die hierbei allein in Betracht 
tommen können, mäßig und ift nicht nachgewieſen, 
daß die VBetheiligten dadurch überbürdet würden. 
Auch find folde Beiträge nicht mit anderen Ab— 
gaben auf gleiche Linie zu ftellen, weil fie_ viel- 
mehr in erjter Linie aller für die gemeinfamen 
Jniereſſen der Betheiligten erforderlichen Leiftun- 


gen ftehen. Auch kann die fon an ſich nicht 
utreffende Berufung auf andere Gemeinden keine 

erüdfichtigung finden, da es fich Tebiglih um 
die für die Schule in N. maßgebenden Verhält- 
niffe Handelt, nicht aber darum, ob eine andere 
Gemeinde mehr oder weniger für ihre Schule 
leiſtet, was eben von den verichiedenen Berhält- 
niffen anderer Gemeinden abhängt. 

Die Berechtigung der Königlichen Regierung 
die Höhe der Üepeerbefofbungen feitzufegen, be⸗ 
ruht auf ihrer Inftruction vom 23. October 1817*) 
nach welcher fie auch befugt ift, igren Verfügun— 
gen nöthigenfalls durch gejeglihe Zwangsmittel 
Nahdrud zu geben, refp. die Ausführung zu 
fihern. Was jegt in Betreff der Schulen noth- 
wendig ift, muß nad) den jeßt geltenden geies- 
lichen eiimmungen angeordnet werben. Ob und 
wann ein neues Geſetz zu Stande fommen wird, 
ifi nach der Natur der Sache ungenib- Inzwi⸗ 
ſchen hat es aber nad) Artikel 112 der Verfaſ— 
fungsurtunde vom 31. Januar 1850 bei den hin- 
fihtlih des Schul- und Unterrichtöweiend gel- 
tenden gejeglihen Bejtimmungen fein Bewenden. 
Nach diefen haben die Gutsherrſchaften auf dem 
Lande gemäß 8 33 Theil II Titel 12 des Allge- 
meinen Landrechts die Ausfälle zu übertragen, 
welche bei den Schulunterhaltungs-Beiträgen der 
gutsherrlichen Dienftleute und Einlieger entjtehen, 
und die fortdauernde Gültigkeit der Vorſchriften 
des 8 33 ift unter Anderm in dem im Central- 
blatt für die gefammte Unterrichtöverwaltung pro 
1866 ©. 44 u. f. abgebrudten Urtel des König⸗ 
lichen Ober-Zribunald vom 14. Juli 1865 an⸗ 
erfannt.*) 

Der Minifter der geiftfihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


an 
ben Ritterguts-Befiper ıc. 
U. 10878. ee 


2. 
(Fortf. von 8 273 Rr. 6.) 


Was bie Leiftungsfähi teit der Gemeinden N. 
und R. betrifft, fo tft dieſſeits niemals davon aus⸗ 
gegangen, daß eine Gemeinde nicht mehr denn 
50 Procent der Klaſſenſteuer zu Schulbebürfnifien 
aufzubringen habe, jondern ftet3 davon, daß fie 
verpflichtet ift, das zur Beftreitung der Schulbe- 
dürfniffe Erforderliche zu beichaffen, gleichviel ob 
die mehr oder weniger als 50 Procent der Klaſſen⸗ 
fteuer beträgt. Ob eine Gemeinde 40, 50, 70, 
100 oder mehr Procent der Klaffenfteuer zu Schul⸗ 
wecken beizutragen vermöge, hängt von ihrer 

eiftungstraft ab, fo daß, während in einer Ge- 
meinde jede Steigerung des beftehenden Procent⸗ 
fages der Schulunterhaltungsbeiträge drüdend 
empfunden wird, in ber andern eine Steigerung 
bis zu 100 Procent und darüber nicht beſchwer⸗ 
Ti) gefunden werben kann. Wenn alfo die Ge⸗ 
meinden N. und R. reſp. 72 und 53 Brocent der 
Klaffenfteuer für Schulgmede leiſten, fo folgt daraus 
an fi) noch nicht, daß damit ihre Leiftungstraft 
erſchöpft ſei und ebenjowenig tann daraus, daß 
andre Gemeinden nur 50 Procent der Klaſſen⸗ 


ef. Band 


* 14 176. 
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fteuer zur Schulunterhaltung beitragen, gefolgert 
werben, daß von ben beiden in Her stehenden 
Gemeinden nicht mehr als feither für Die Schule 
zu verlangen fei. Die Verhältnifie jeder Gemeinde 
müffen nad) ben bei ihr obwaltenden concreten 
Umftänden beurtheilt werden. Es mag daher für 
den bortigen Berwaltungsbezirt im Allgemeinen 
richtig fein, daß ein Zufhlag von 25 Procent zur 
Klaffeniteuer neben den fonjtigen bisherigen Aus: 
gaben ohne Beſchwerde beftanden Hat, und ohne 
Reſte beigebracht worden ift, auch jeden Augen- 
blid mit gleichem Erfolge wieber eingeführt werden 
könnte; rüdfichtlih ber den einzelnen Gemeinden 
für Schulzwede aufzuerlegenden Leiſtungen ift aber 
immer fpeciell zu prüfen, ob ein folder Zuſchlag 
nad) den augenblidfihen concreten Berhältnifien 
drüdend fein werde oder nicht. 
Berlin, den 30. Auguft 1864. 


U. 18772. 
8a. Befriedigun 
niffes vor 


bed Glementar - Schulbed 
richtung höherer — * 


Berlin, den 15. Januar 1873. 

Auf die Vorftellung vom 21. Auguſt v. I. ers 
öffne hl dem Magiftrat, baf ich es bei ber unterm 
20. Juli v. I. Seitens der Königlichen Regierung 
sriofgten Ablehnung einer Staatäbeihülfe zur 
Befoldung ber dortigen Elementarlehrer nur be— 
laſſen kann. 

Der Umſtand, daß dort das Sehulgelb abge= 

ſchafft ift und dafür die Evangeliichen 66% pCt., 
die Katholiſchen 100 Procent der Communaljteuer 
an Schulunterhaltungsbeiträgen aufbringen, ann 
für die Bewilligung einer Staatsunterftügung 
nicht entfcheidend fein, da gejeglih Die Schulge- 
meinden verpflichtet find, dad zur Befriedigung 
der Bebürfniffe der Elementarfchulen Notwendige 
zu leiften, gleichviel welcher Procentfak der Staatd- 
oder der Communalfteuern dazu an Beiträgen er- 
forderlich ift, und ein ergänzungsmeifer Hinzutritt 
mit Staatsfonds nnr dann nah Maßgabe des 
Bedürfniffes erfolgen darf, wenn das Unvermögen 
der Betheiligten, ihre Verpflichtung gegen die 
Schule zu erfüllen, nachgemiefen ift. & folches 
Unvermögen ift im vorliegenden Falle nicht dar- 
gethan, auch nicht anzunehmen. 
Abgeſehen davon, daß bie dortigen Evanges 
liſchen im Stande fein werden, ebenjo wie die 
Katholiten 100 Procent der Communalfteuer auf- 
zubringen, alfo mehr als feither für das Ele- 
mentarſchulweſen zu leiſten, ift umfoweniger vor- 
anszufegen, daB die Leiſtungskräfte der Betheiligten 
mit einem Schulunterhaltungsbeitrag von 100 pCt. 
der Communalfteuer erfhöpft feien, als die Ein- 
wohnerſchaft ohne Unterſchied der Confeffion nicht 
Anftand nimmt, dazu beizutragen, daß aus den 
Mitteln der Stadt eine höhere Bürgerfchule ins 
Leben gerufen, und deren Erweiterung zu einer 
Realſchule 1. Ordnung beſchloſſen tft, mithin die 
Xeiftungsfähigleit der Betheiligten ohne Zweifel 
erheblich weiter reicht, als jolche bisher für Schul- 
zwecke in Anfprud genommen ift, und genügt, 
um ben nöthigen Anforderungen I das Elementar⸗ 
ſchulweſen zu entſprechen, —— wenn die Ab⸗ 
ſchaffung der Schuiſchweſtern einen Mehraufwand 
zur Folge haben ſollie. 


Die Errichtung einer höheren Lehranſtalt mag 
im Intereſſe der Stadt dringend erſcheinen. Vor 
Allem nothwendig und den ſtädtiſchen Intereſſen 
nicht minder entſprechend bleibt es aber, für die 
anerkannt dringend nöthige Verbeſſerung ber Aus- 
ftattung der Elementarjhulen zu forgen. Mit 
Recht hatt die Königliche Regierung daher nad 
den beftehenden allgemeinen Beltimmungen darauf, 
daß durch die Ver! {gung höherer Unterrichtsziele 
die Volksſchulen nicht beei mträchtigt werben dürfen, 
für die Legteren vielmehr ausreichende Fürſorge 
geiroffen jein muß, bevor die Beteiligten ihre 

ittel anderen Schulzweden zumenden. Unter 
folden Umftänden bleibt der Einwand, daß die 
bortigen Elementarjchulen von den Confeſſions⸗ 
geme nden, die höhere Lehranftalt aber von ber 

tadtgemeinde zu unterhalten feien, ohne ent- 
ſcheidendes Gewicht, da die Stabtgemeinde aus den 
Mitgliedern der Confeffiondgemeinden befteht, und 
die Gemeindemitglieder, wenn fie zu größeren 
Opfern für bie höhere Lehranftalt im Stanbe find, 
auch principaliter zu folden für die Elementare 
ſchulen für vermögend erachtet werben müffen. 

U. 38212, 


8b. 


Berlin, den 11. Juni 1881. 

Falls zur Befoldung des an der Volksſchule zu 
N. mit einem Gehalte von jährlid 825 Mark an- 
zuftellenden vierten Lehrers eine jederzeit wider⸗ 
ruflie Staatsbeigülfe in Ausfiht zu nehmen 
wäre, Könnte, wie ich der Königlichen Regierung 
mit Bezug auf den Bericht vom 11. November 
v. J. erwidere, nicht Davon abgejehen werben, daß 
das Bedürfniß nad) den diesfälligen Beftimmungen 
unter Einteihung vorjariftömäßiger Unterlagen, 
alſo aud) einer der der Circular-Berfügung vom 
8 Mat 1854*) — U. 6954 — entipredenden 
Praſtationsnachweiſung näher begründet werde. 

Soweit die Vorlagen ertennen laffen, erreihen 
die Leiftungen der Stadtgemeinde N. für die dortige 
ſtädtiſche Realſchule, die Elementarſchulen und 
ſonſtige — —— einſchließlich der außer⸗ 
ordenilichen Ausgaben für Schul- und Communal⸗ 
Neubauten, te jelbft eine außergewöhnliche 
Anfpannung der Leiftungsträfte der Verpflichteten 
zeötfertigen würden, einen fo reis en Brocents 
faß der directen Staatsfteuern, daß berfelbe auch 
nad) feiner Steigerung durch die Aufbringung der 
in Rede ftehenden 825 Mart no Hinter dem- 
jenigen zurüdbleibt, was ſelbſt unbemittelte 
Zand-Schulverbände dauernd für Gemeinder 
mede ohne Weberbürdung aufbringen. Unter 
Diäten Umftänden trage ih um jo mehr Bedenken, 
ein Unterftügungsbebürfnig der Stadt N. im vor- 
liegenden alle ohne Weitered vorauszufegen, 
ald abgejehen davon, daß die Leiftungen Hr das 
Bortafeutwelen nad dem Kircular-Erlafje vom 
23. October 1856 — M. d. g. A. U. 17070, 
M. d. %. I. B. 8949, JM. I. 13472 —) in 
die erfte Meihe der zu befriedigenben Gemeindebe- 
bürfniffe gehören, die Stadt N., um bie Um- 
wanblung der Reaiſchule dajelbft in ein Gymnaſium 


®) Unten Rı. bb. 
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zu erreichen, fich nicht nur zu größeren Leiftungen, 
als die Befoldung eines vierten Lehrers an der 
Volksſchule erfordert, bereit erflärt hat, fondern 
ihr auch die Unterhaltung der Realſchule dur) 
beträchtliche Bewilligungen aus Staatsfonds er- 
leichtert ift. 

U. In. 13733. 


4a. Vorzugsweiſe Beridfihtigung der Schul⸗ 
unterhaltungstoften Be Gemeindehandhaltd- 


Der Königlichen Regierung fende ich die unterm 
30. Juni d. $. eingereichten Schriftftüde mit ber 
Zeranlafjung zurüd, in Betreff der nachgeſuchten 
ferneren Sereährung zeitweilig bemilligter Staats⸗ 
zuſchüſſe zu Lehrerbefoldungen mit Rüdficht auf fol- 
gende Bemerkungen baldigjt anderweit zu berichten. 

Bei Bewilligung der in Rebe ftehenden Staats- 
zuſchüſſe ift der Königlichen Regierung ansdrücklich 
aufgegeben morben, in jedem einzelnen Fall, wo 
die_Xerpflichteten in den Stand gelangen, den 
Zuſchuß ganz oder theilweife aufbringen zu können, 
dies geltend zu machen und die Staatskaſſe von 
der Bahlung zu entlaften. Auch ging damals die 
Abfıht dahin, das Einkommen der Lehrerftellen 
nad) Bebarf, bis zu dem für die hinreichende Aus— 
ftattung einer Lehrerftelle auf dem Lande nöthig 
befundenen Normaljag von 186 Thlr. neben freier 
Wohnung und Garten mit Hilfe von allgemeinen 
Staatsfonds zu erhöhen. Grundjag nn dabei, 
wie ber Königlichen Stegierung verſchiedentlich mit⸗ 
getheilt worden, daß über den Betrag hinaus, der, 
abgeſehen von perſoͤnlichen oder Familienverhält⸗ 
niſſen der Lehrer, einer Stelle eine auskömmliche 
Dotation nach den örtlichen Verhältniſſen ſichert, 
allgemeine Staatsfonds nicht in Anſpruch ge— 
nommen werben können. Die Circular-Berfügung 
dom 23. October 1856 (Anl. a) endlich jchreibt 
vor, daß die Ausgaben für das Elementarjchul- 
wefen in die vorderſte Reihe der Gemeindeleiftungen 
gehören, und daß daher den Koften ber Schul: 
unterhaltung, namentlich der Befriedigung mate- 
rieller Intereffen gegenüber, ein in der Natur der 
Sache begrünbetes Vorzugsrecht vor vielen anderen 
Auflagen gebührt. 

Diek Beitimmungen find bei den vorliegenden 
Anträgen faft durchgängig unbeachtet gelaffen 
worden, indem Befoldungserhöhungen über jenen 
Normalfag Hinaus ftattgefunden haben, ohne die 
bewilligten Staatszuſchüſſe ganz oder theilmeife 
zurüdzuziehen, [oder, wenn dag Bedürfniß zu be= 
gründen gewejen wäre, die bieffeitige Genehmigung 
gu einer ausnahmsweiſe unverkürzten Forizahlung 

er Zufchüffe innerhalb der beftehenden Bewilli— 
gungdperiode einzuholen.) Die meiften der Ger 
meinden haben außerdem Mittel gefunden, zu 
anderen ala Schulzweden theilweis erhebliche Auf⸗ 
wendungen zu maden, ohne daß von der Könige 
lichen Regierung darauf Bedacht genommen worden 
wäre, die ſich Daraus ergehenhe Reiftungsfähigteit 
der Verpflichteten für die in ber Regel minder 
umfangreihen Anforderungen für die Schulbe— 
dürfnifje in Anfpruc zu nehmen. Jetzt die fernere 
Seriligung ber betreffenden Zufchüffe, lediglich in 
Folge einer ſolchen Verfäumniß und weil die Aus⸗ 
gaben der Beitragspflichtigen anderweit ſich ge- 





fteigert haben, zu befürworten, erfcheint nicht ge= 
rechtfertigt. Die Königliche Regierung hat daher 
Ihre Anträge mit Rüdjicht auf obige Undeutungen 
für jeden einzelnen Fall felbft, nicht bloß unter 
Berufung auf die Berichte der Unterbehörden, näher 
zu begründen. 

Außer diefen allgemeinen Geſichtspunkten tft 
aber aud zu berüdhiähtigen, daß jeit der erften 
Bewilligung der Stantzzufhüffe, melde nur auf 
Grund allgemeiner Darftellungen erfolgt ift, be- 
ſtimmte Vorſchriſten ertheilt find, nad) welchen dag 
Unterftügungsbebürfniß der bei der Unterhaltung 
einer Schule Betheiligten —— reſp. zů 
beurtheilen ift. [Ohne genaue Beachtung derſelben 
bin ih nicht im Stande, die Anträge der König- 
fihen Regierung mit Ausfiht auf Erfolg bei dem 
Herrn Finanzminifter zu unterftügen.]*) 

Inden ih im Allgemeinen auf bie in zahl- 
reichen einzelnen Fällen der Königlichen Regierung 
mitgetheilten einjchlagenden Grundſätze Bezug 
nehme, bemerkte ich ingbejondere, daß vor Allem 
und ausnahmslos die Circular-Verfügung vom 
8. Mai 1854**) genau beachtet fein muB, daß 
3. 3. in den Nachweiſungen durchgängig den An— 
gaben über den Flächeninhalt des Grundeigen- 
ſhums der Gemeinde-Eingefeffenen und der Ge— 
meinden der Kaufwerth reſp. nach dem Cataftral- 
Neinertrag und die Verſchuldung des Befiges, wo 
folde vorhanden, gegenüberfteht; daß überall 
vorübergehende Ausgaben von bauernden gejondert; 
daß nicht etwa Abgaben verjchiedener Art mie 
3. 3. für H— M gutöherrlihe Abgaben mit Leis 
ftungen für Kirche und Schule zufammengemworfen; 
daß insbeſondere Die Leiftungen für die Schule ſtets 
Mar dargeftellt und die gegenwärtige Höhe ber 
Lehrerbejoldungen nad) ihren verfchiedenen Beftand- 
theilen erfichtlich gemacht werden; überhaupt alfo 
die Nachweiſungen ein vollftändiges und richtiges 
Bild der Verhältniffe geben, mithin fonftigen allge: 
meinen Anführungen zum Belag dienen müſſen. 
Auf Grund folder Racmeifungen ift fodann unter 
Buziehung der Finanzabtheilung die Leiftungstraft 
der Betheiligten zu prüfen. Je forgfältiger und 
eingehender dies gefchieht, deſto zutreffender wird 
die Königliche Regierung ihre Anträge zu begründen 
vermögen, und deſto eher werde ich im Stande 
fein, mid für diefelben zu verwenden. 

[Die Anträge find ferner kreisweiſe zu ordnen, 
und die zu ihrer Begründung dienenden Unter- 
lagen dem entſprechend zu heften. Die anderweite 
Berichtöerftattung ift fo zu befchleunigen, daß noch 
zeitig vor Ablauf dieſes Jahres Hier entfchieden 
jein kann, ob die Zuſchüſſe vom 1. Januar t. 3. 
ab, refp. für G vom 1. December k. 3. ab weiter 
au bewilligen fein werden oder nicht, reſp. ob die 

jemeinden zur Vermeidung von Unzuträglicjkeiten 
für die Lehrer die Beträge vom gedachten Zeit- 
punkt Ei übernehmen haben oder nicht.) 

Berlin, den 12. Auguft 1863. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 
Un bie aönialige Regierung zu R. 
U. 13979. 


*) Die Regierungen verfügen jegt felbftändig über die Fonds 
zur PR 2 —— —X of. oben $ 281 Rr. 1-38. 
=) Unten Rr. bb- 
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4b. 
Anlage a. 

Bei den Anträgen, welhe auf Grund meiner, 
des mitunterzeichneten Minifter der getftlichen zc. 
Angelegenheiten, Circular-Berfügung vom 6. März 
1852 (Nr. 1934)*) von den Königlihen Regie 
rungen auf Gewährung von Zufhüfien aus all 
gemeinen Stant3fond3**) zur Unterhaltung der 

lementarſchulen geſtellt worden find, hat mehr- 
fach die Bemerkung gemacht werden müſſen, daß 
dergleichen Anträge und in Folge deren Bewilli— 
gungen aus allgemeinen Staatsfonds um desmwillen 
nöthig geworden find, weil unter den auf den 
Gemeindehaushalt übernommenen Laften mande 
fi) befinden, welche von geringerer Wichtigkeit und 
Dringlichkeit als die Einrichtung und Unterhaltung 
der Elementarſchulen find, und deshalb erft dann 
auf da8 Gemeindebudget übernommen, refp. auf 
die Gemeindemitglieder umgelegt werden follten, 
wenn es vorher möglich geweſen, die für die 
Unterhaltung der Schulen erforderlichen Mittel zu 
beſchaffen. 

Indem wir daher die ſich von ſelbſt verſtehende 
Vorausſetzung beſonders hervorheben, daß da, wo 
die Ortögemeinden für die Unterhaltung der Schulen 
zu forgen verpflichtet find, mit in Die vorderfte 
Reihe der von den Gemeinden zu dedenden Aus— 
gaben die für ihr Elementarfhulmefen erforder- 
lichen Koften zu rechnen find, und daß daher diefen, 
namentli der Befriebigung materieller Intereffen 
gegenüber, ein in ber Natur der Sache begründetes 

orzugörecht vor vielen anderen Auflagen gebührt, 
veranlaffen wir die Königliche Negierung, bei Prüz 
fung des Bebürfniffes von Staatszufhüffen für 
Elementarſchulen Ihr Augenmerk auch bejonders 
darauf zu richten, ob nicht die Gemeindebudgets 
zum Nachtheil des Schulweſens mit andern minder 
wichtigen und dringenden Ansgaben zu Unrecht 
belaftet find, und vermöge der Fhrerjeits über den 
Gemeindehaushalt zu übenden Aufficht, geeigneten 
Falls unter Einwirkung auf deſſen Rectificirung, 
das Nöthige zu veranlajjen, daß nicht die Staats— 
fonds mit Wusgaben für das Schulweſen belajtet 
werden, melde bei richtiger Veranlagung des 
Communalbudget3 von den Gemeinden Rott fehr 
wohl aufgebracht werben können. 

Berlin, den 23. October 1856. 

Der Mintjter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
dv. Raumer. 
Der Minifter des Innern. 
v. Weſtphalen. 
Der Finanzminifter. 
s Im Auftrage: Horn. 
in 
a ae 


M. d. 3. IB. 8949. 
EMT 13472. 


5a. Aufftellung der Präſtationsnachweiſungen. 


Unträge auf fernere Gewährung folder Zufchüffe, 
melde auf bejtimmte Zeiträume für Elementar- 
ſchulſtellen aus Staatsfonds bewilligt worden, 


=) 3b. 1 $ 176 Anh. L 
*®) of. Note* zu Rr. 4a (6. 411 Sp. 2). 





müffen in derfelben Weife wie Unträge auf neue 
derartige Bewilligungen begründet merben.*) Es 
10 alſo jedenfalls nad) Maßgabe der Eircular= 

erfügung vom 8. Mai 1854**) aufgeftellte, die 
neueften Berhältniffe darlegende, hinſichtlich der 
Nichtigkeit vom Landrath beiceinigie und von der 
Königlichen Regierung unter Buztehung der Finanz⸗ 
abtheilung eingehend geprüfte refp. erläuterte Nach⸗ 
meifungen einzureichen.*) Um jedoh auf Grund 
pofitiver Daten hier beurtheifen zu können, ob in 
dem Zeitraum feit der früheren Bewilligung die 
Leiftungstraft der Gemeinde ſich gehoben oder ver- 
mindert hat, find zugleich diejenigen Nachweiſe 
entfprechend geordnet wieder mit vorzulegen, welche 
bei dem Antrag auf den feither zahlbar geweſenen 
Staatdzufhuß eingereicht waren und wieder zu= 
rüdgefendet find. Außerdem find jedesmal die bei 
den früheren Bewilligungen mitgetheilten Bemer- 
ungen zu berüdfichtigen und in den zu erſtattenden 
Berichten näher zn erörtern. — — 

Berlin, den 8. April 1863. 


Der Minijter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
fämmtlie Königlie Regierungen excl. 
er. 
. 5639. 
öb. 
Anlage a. 


Die in Folge meiner Circular-Verfügung vom 
6. März 1852 (Nr. 1934)***) bisher eingegangenen 
Anträge der Königlichen Regierungen auf Bus 
ſchüſſe aus allgemeinen Staats onde zur dauernden 
zerbcherutg Son Schullehrergehältern laſſen hin= 
ſichtlich der Nachweiſung der theilweiſen oder gänz⸗ 
lichen Keiftungsumfähigfeit ber Verpflichteten für 
die bier anzuftellende Prüfung zum öftern eine 
genauer eingehende Ausmittelung und vollſtändig 
genügende Beurthetlung der den einzelnen Ge— 
meinden beizumefienden Leiftungsfraft vermiflen. 
Deöwegen, und damit auch in den Anträgen der 
einzelnen Königlihen Regierungen eine durch— 
gehende Ucbereinftimmnng in der diesfälligen Be- 
urtheilung regulirt werde,*) veranlaffe ih in 
Mebereinftimmung mit dem Herrn Finanzminifter 
die Königliche Regierung, die betreffenden Nach— 
weiſungen künftig dahin aufzuftellen, daß aus ihnen 
erhellt, was die Gemeinden an directen Staats— 
Steuern, jebe derfelben gefondert, an Communal- 
fteuern, ausſchließlich der nicht dahin gehörigen 
Feuerlaffenbeiträge, an gutsherrlichen Abgaben, an 
Leiftungen für die Kirche und für die Schule zu 
zahlen haben; mie viel Grundbefig, und mit 
welchem Gejammtertrags- oder Kaufwerth in der 
Gemeinde vorhanden ift; auf wie hoch ſich ferner 
die Summe ihrer Schulden beläuft; was ihr 
Hauptnahrungszweig ift; aus wieviel Haushal- 
tungen fie befteht, und welche Baht davon die 
Bauern, Halbbauern, Büdner und Einlieger aus- 
machen; enblih, welche Klaſſenſteuerabſtufungen 


*) of. Rote zu Rr. 4a. (©. 411 Sp 2. 
**) Der Bollftändigkeit wegen wirb biefe unten Anlage a abges 


drudt. 
") cf. 8b. I $ 176 Anh. L 
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in der Gemeinde beftehen, und wieviel Haus—⸗ 
baltungen auf jede Stufe fallen. 

Berlin, den 8. Mai 1854. 
Der Mintiter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 


In 
ſamm iliche Xöniglice Regierungen. 
Udo on 


50. 


Berlin, den 2. Auguft 1883. 

Auf den Bericht vom — erwidere id) der König- 
lichen Regierung, daß, wo es darauf antommt, 
Staatöbeihülfen zu gewähren, um Lehrerftellen an 
öffentlichen —— ein den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen entſprechendes Einkommen zu ſichern, zur 
Beſchlußnahme der Regierung über die Höhe ber 
zu bewilligenden Summe eine dem Circular-Erlaffe 
vom 8. Mai 1854*) — C.Bl. 1863 ©. 365 —- 
entfprehende, vom Landrathe eingehend geprüfte 
und hinſichtlich der Richtigkeit beicheinigte —— 
riſche Präſtationsnachweiſung genügt. 

Derartige Nachweiſungen bieten eine ausreichende 
Ueberſicht über die Gefammtverhältniffe, welche 
bei jeder zur Beftreitung der Schulunterhaltungd- 
toften verpflichteten Corporation in Betracht kom—⸗ 
men, wenn e3 fih um Würdigung der Leiftungs- 
träfte der Gefammtheit der Verpflichteten handelt 
und bildet daher, wie bereit der Circular-Erlaß 
vom 8. Mai 1872) — C.Bl. 1872 ©. 293 
— hevorhebt, ein geeignetes Material, um nad 
beftimmten, in allen Gemeinden, Schulverbänden zc. 
gleihartig wiederkehrenden Geſichtspunkten die 
wirklichen Zeiftungen der verfchiedenen Gemeinden ꝛtc. 
für das Schulwejen zu vergleichen und dadurch 
einen allgemeinen Anhalt zur Würdigung ber Lei— 
ftungsfähigfeit zunächſt der unbemittelten, ſodann 
aber auch der bemittelten und wohlhabenden Ge— 
meinden zu gewinnen. 

In jedem Einzelfalle muß felbftverftändlich vor⸗ 
her gekaeiiem fein, wie hoch ji das Einfommen 
der Lehrerftellen belaufen fol, wie die Schulunter- 
haltungstoften aufzubringen find, und bezw. nad) 
weldhem Bertheilungsfuße die erforderlichen Bei- 
träge umgelegt werden follen unter Vorausſetzung 
der Leiftungsfähigfeit jedes einzelnen Beitrags- 
pflichtigen ( Erlaß vom 3. October 1868 — C.Bl. 
1869 ©. ee) Diefe VertHeilung nach dem vor⸗ 

eſchriebenen Maßſtabe zu bewirken, liegt dem 
Eanivorkan ob. 


llerdings follen nun die Staat3beihülfen, welche 
einer Gemeinde oder Schulgemeinde zur Lehrer⸗ 
befoldung gewährt werden, nur den hülfsbedürf- 
tigen Mitgliedern der Corporationen, nicht aber 
denjenigen zu Gute kommen, welche die ihnen ob- 
liegenden Beiträge zu leiften vermögen oder für 
welche Andere einzutreten verpflichtet find, wie Died 
der erwähnte Erlaß vom 3. October 1868) im 
Allgemeinen darlegt. Daraus ift aber nicht zu 
folgern, daß die Königliche Regierung eine Ver- 
anlaffung hätte, Sich in jedem Einzelfalle eine 
Individualrepartition vorlegen zu laflen, und dieſe 
u prüfen, um von vornherein Ihrerſeits zu be- 
Hmmen, welcher Betrag von der bewilligten Staats⸗ 





beihülfe jedem Einzelnen der Contribuenten zu Gute 
tommen fol. Es ift vielmehr ebenfalls zunächft 
der Schulvorftand dazu berufen und dazu ver- 
pflichtet, die Vertheilung der als Staatsbeihülfe 
bewilligten Summe zu Gunften ber einzelnen 
Eontribuenten den Vorfchriften, insbeſondere den 
Geſichtspunkten des Erlaſſes vom 3. October 1868 
gemäß zu bewirken. 

Erit wenn alddann im Einzelfale wegen der 
Verteilung der Schulunterhaltungstoften oder ber 
Staatsbeihülfe von Seiten der Betheiligten Ein- 
wendungen im Einzelnen erhoben werden, Liegt 
für die Königliche Regierung als vorgejegte Schul= 
aufſichtsbehörde Veranlaffung vor, die Borlegung 
der Individualrepartition zu fordern, leßtere in 
Gemeinfhaft mit der Finanzabtheilung zu prüfen 
und je nach dem Ergebniſſe dieſer Prüfüng das zur 
Erledigung begründete Beſchwerden Erforderliche 
zu verfügen. 

Hiernah wolle die Königliche Regierung die 
allgemeine Verfügung vom 28. April 1879, die 
Vorlegung von Individual-Präftationstabellen be= 
treffend, entfprechend modificiren und mir Abfchrift 
der dieferhalb zu erlafjenden Verfügung demnächſt 
einreichen. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Qucanus. 


An 
die Königliche terung zu R. 
U. IIL a, 15081. 


dd. 


Berlin, den 7. November 1883. 


Auf den Bericht vom — erwidere ic) der König- 
lichen Regierung unter Bezugnahme auf die Be— 
ftimmungen der Geichäftsinftruction für die König- 
ligen Regierungen vom 23. October 1817, der 
Alierhöchſten Cabinets-Ordre vom 31. December 
1825 und der Gefhäftsanweifung für die König- 
lihen Regierungen vom 31. December 1825, jo- 
wie der en je vom 2. November 1837 (Kamptz, 
Annalen ©. 961—967),*) 8. April 1863 
en ©. 365),*) 7. Februar 1867*°*) (C.⸗Bl. 

. 168), 5. Mai 1869***) (C.⸗Bl. ©. 271), 26. No⸗ 
vember 1873+) (C.⸗Bl. 1874 ©. 405), 8. Des 
cember 1873}f) (C.-81. 1874 ©. 226) und 4. Juni 
1883f) (E.-8l. ©. 463) daß in allen Fällen bei 
Prüfung der Leiſtungsfähigkeit der zur Auf— 
bringung der Lehrerbejoldungen Verpflichteten die 
Sinangabtßeilung gem iehen, und hierin durd) 
den Erlaß vom 2, au d. 3.7 (U. III a. 15051 
€.:81. ©. 610) nichts geändert ift. 

U. IIIa 18496. 





6 
In jüngerer Zeit hoben ſehr Häufig Schulge- 
meinden für Lehrer Heine Gehaltäverbefjerungen 
aus den Schullaffen unter ber Bedingung und 
Borausfegung beſchloſſen, daß Seitens des 





*) 8 296 Rr. 192. 
**) Oben Rr. ba. 
gg 
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Staates eine beftimmte Zumendung als weiterer 
Zuſchuß zu dem Lehrergehalt erfolge. 

Solche bedingte Beihlüffe können unjere Ge- 
nehmigung nit erhalten, und derartigen Zu— 
muthungen an den Staat muß ein Biel geſetzt 
werden. 

Die Herren Landräthe und Schulinſpectoren 
wollen daher Beſchlüſſe der in Rede ſtehenden Art 
zurückweiſen und bie betreffenden Schulvorftände 
darauf aufmerffam maden, daß Seitens des 
Staates dasjenige gefchieht, was unter den jedes- 
maligen Verhältniſſen zutäifig, und erreichbar tft, 
und die Schulgemeinden ohne Rüdfiht auf Staats— 
zufhüffe das Ihrige nach Vermögen zu leiſten 
haben, bevor Gnadenunterftügungen in Augficht ge= 
nommen werden können. 

Arnsberg, den 3. Mai 1866. 

Königliche Regierung, Abtheilung ded Innern. 


fümmtliche Herren Lanbräthe und Schulinfpectoren 
bes Regierungäbegirts. 


8 283. Stantsnnterküßung für Gntsheren, 
Großgrundbefier, Kifterquisbefiher.*) 


1. € v. 3. Oct. 1868 betr. ben regelmäßigen Aus— 
ſchluß einer Staatsbeihülfe für Gutsherrn bezw. 
bie von ihnen vertretenen Gutseinwohner.*) 

2. & v. 29. April 1873 betr. bie außnahmawelfe 
Unterftügung ber Rittergutöbefiger. 

3. €. v. 8. Nov. 1875 desgl. ber Guts- u. Grund⸗ 
herrn beim Nachweis ber Leiftungsunfähtgkeit.*) 

4 €. v. 21. Jan. 1882 besgl. ber affoctirten 
Rittergutsbefiger in Poſen (indbefondere aud) bei 
Gnadengeſchenken zu Bauten). cf. 8 254 Mr. 2 u. 
oben ©. 167 Anm. 

5. €. v. 26. Oct. 1881 bezw. 17. Juli 1877 und 
1. April 1884 betr. bie Berüdfichtigung ber 
Gejammtlage ber Großgrundbefiger besgl. — 
— cf. € v. 9, Dec, 1879 sub 4 oben & 273 
Nr. daund E. v. 29. Noo. 1881 oben $ 213 Nr. 16. 

6. €. v. 5. Jan. 1882 betr. bie Rothwenbigkeit 
minifterieller Genehmigung zur Gemäß: 
rung, Erhöhung, Verlängerung, und betr. bie Borauß- 
fegung und Zuläffigfeit einer Zurüdziehung ber Unter- 
ftügung. 


. Regelmäßiger Ausſchluß einer Unterſtützung 
der Gutöherrn.*) 


Berlin, den 3. October 1868. 

Eine Staatunterftügung Tann nur infomeit 
eintreten, als die zur Unterhaltung einer Schule 
Verpflichteten, alſo die principaliter verpflichtete 
Schulgemeinde und binfichtlich der herrſchaftlichen 
Leute bie fubfidiarifh verpflichtete Gutsherrſchaft 
außer Stande find, ihre geſetzliche Obliegenheit 
zu erfüllen. Die Leiftungsunfähigfeit der Guts— 
herrſchaft ift im vorliegenden Fall weder behauptet, 
noch nachgemiefen, auch grundſätzlich nicht anzu= 
an, weil eine Gutsherrſchaft infofern ftet3 
leiltun, sräbig fein wird, als die gedachten guts⸗ 
herrlichen Beiträge bie Vorrechte Öffentlicher Ab- 
gaben genießen, eventuell aljo vorweg aus den 

infünften des Gutes zu entnehmen find. Es ift 
fomit unbedenklich, die gutsherrlichen Leute von 


*) of. jept oben &. 255 Anm. (C. v. $1. März 1886). 





der Theilnahme an einer etwanigen Staatsbeihülſe 

ur Zehrerbejolönng auszufchliegen, weil für dieſe 
Rente eben die Gutsherrihaft einzutreten bat, 
welche aus dem angeführten Grunde auf Staats- 
unterftügung feinen Anſpruch machen kann. 

Die Sonderung in eine Dorf und eine Guts- 
gemeinde ift infofern nicht correct, als es fi 
ge lich nur um die Schulgemeinde handeln kann. 

ud trifft e3 bei ordnungsmäßiger Behandlung 
der Sache nicht zu, daß bei Gerwährung eines nur 
den leiftungsunfähigen Dorfinfaffen zu Gute kom⸗ 
menden Staatszuſchuſſes der Fall ſehr häufig ein- 
treten werde, daß von einem Gutsanwohner ein 
viel höherer Beitrag gefordert werde, als von dem 
in gleichen Präftationsverhältnifien ftehenden Dorf⸗ 
bewohner. 

Jedes Mitglied der Schulgemeinde hat für bie 
Unterhaltung der Schule das aufzubringen, mas 
nöthig und nad) feiner Leiftungstraft möglich ift, 
und die Rechtspflicht der Leiltungsfähigen zur 
Uebertragung der Leiftungsunfähigen folgt aus 
dem Schulgemeindeverbande. Es muß aljo ber 
außer etwanigem Schulgeld aufzubringende Be— 
darf auf alle Schulgemeindemitglieder nad dem 
üblichen Vertheilungsfuß gleihmäßig und unter 
der Vorausſetzung der Leiftungsfähigkeit jedes Ein- 
jenen umgelegt werben. ei hervortretendem 

nterftügungsbebürfniß ergiebt die Prüfung der 
Verhältniffe, was der Einzelne von feinem An- 
theil aufbringen fann oder nicht. Das, was die 
gutöherrlihen Leute nicht aufbringen können, hat 
die Gutsherrſchaft zu übertragen. Das, was an: 
dere Mitglieder der Schulgemeinde nicht aufbringen 
tönnen, haben ſämmiliche noch präftationsfähig 
befundene Schulgemeindemitglieder zu übertragen 
und ift auf dicke wiederum nad) dem geltenden 
Vertheilungsfuß umzulegen.*) Bei folder wieber- 
Holten ertgeilung müſſen die bereit3 als zah— 
lungsunfähig Befundenen, aud diejenigen, für 
welche deshalb die Gutsherrſchaft bereit aufzu= 
kommen hat, als nicht vorhanden angejehen werben. 

Damit bei ſolchen wiederholten Vertheilungen 
Härten vermieden werden, tritt die Staatstaffe 
nad Bedürfniß mit Unterftügung hinzu. Dieſe 
Unterftügung, an welder, wie oben erwähnt, die 
gutöherrlihen Leute keinen Theil haben können, 
fommt demnach nicht der jog. Dorfgemeinde als 
folder, fondern den einzelnen Keäftationsunfäßigen 
und der ganzen Schulgemeinde injofern zu Gut, 
ala dadurch dem Lehrer ein angemefjenes Ein- 
kommen geſichert wird. 

Der Winifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königliche Regierung zu N. 
U. Yon, = sE 


2. Zuläffigfeit der Unt ng_eineh Ritter⸗ 
Pla) ang —ãA nel @aulicifungen. 


Berlin, den 29. April 1873. 
Der Königlichen Regierung überlaffe ich ben 
Rittergutsbeſitzer N. in R. auf feine Beſchwerde, 
die Aufbringung eined Bufchufied zum ae des 
Lehrers im Sinne des Bericht? zu beſcheiden. 


®) of. Rote !zu 5 2361 Nr. 1 (S. 164 Sp. 2) und oben 
eh 2) ; 
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Daß übrigens die Rittergutsbefier als ſolche von 
der Subventionirun ei Schulfeiftungen aus 
Staatsfonds ausgeſchloſſen feten, trifft micht zu. 
Es würde dem Befiger eines Ritterguts gleich den 
Semeinden eine Unterftügung nöthigenfalls, d. h. 
alfo dann zu Theil werden können, wenn der ihn 


aufzuerlegende Zuſchuß feine Kräfte überfteigt. 
U. 1419. 
8. Nachweis der Leiftungsunfähigteit bei Unter⸗ 


Hung der Guts⸗ und Grundherren. 


Berlin, den 8. November 1875. 


Ew. Hocgeboren erwibere ich ergebenft auf die 
Eingabe vom 26. v. M., die YAufbringung ber 
Zehrergehälter betreffend, daß die zur Aulbefferun 
berfelben vom Staate hergegebenen Fonds naı 
den nämlichen Grundfäßen ‘map für die Ge—⸗ 
meinden, als für die Gutöherren, ſofern letztere 
ie Aufbringung der Gehälter qu. verpflichtet er— 
einen, beftimmt find. Die ftaatlihe Subvention 
tft aber, — und das gehört zu genen Srundfäi 
in erfter Linie — durch den Nachweis darüber 
bedingt, daß der Berpflichtete für Teiftungsunfähig 
4 erachten fei. Em. Hochgeboren Berpflihtung, 

iv Ihre Tagelöhner, Sienfooten zc. einzutreten, 
Gaston geieglice, fie beruht auf $ 56 ff. der 

ulorbnung für die Provinz Preußen vom 11. 
December 1845 und entfpridt übrigens aud) dem 
im Geltungsbereiche de3 Landrechis noch heute 
in Kraft ftehenden 8 33 II 12 dajelbft. 


Gegenüber diejen Beftiimmungen, die nur im 
Wege der Geſetzgebung befeitigt werden Tönnen, 
darf ber Staat mit feinen, oben erwähnten Fonds 
für die Pflictleiftungen Ihrer Dienftleute 2c. erft 
dann eintreten, wenn Sie Ihr eigenes Unver- 
mögen, jene Leiftungen zu übertragen, darzuthun 
im Stande find. Dem von Em. Hochgeboren ge= 
ftellten Antrag: 
denjenigen Schulpatronen, deren ulge⸗ 
meinden allein aus Tagelöhnern und us 
tanten beftehen, bei der Wufbefferung der 
Lehrergehälter in ähnli Weile entgegen 
zu fommen, wie da8 bei Bauern⸗ reſp. Dorf- 
gemeinden bisher gejchehen ift, 

vermag id) hiernach in dem Ihrerſeits damit ver- 

bundenen Sinne zu meinem Bebanern nicht ftatt 


EEE aan En 9 ® 
gegen Em. eboren zur Begrlinbun; 
eines fackfiihen Buf 33 


quſcr die Führung des Nach⸗ 
weiſes Ihrer eigenen Leiftungsunfähigfeit unter- 
55 — zu ſollen vermeinen, muß ich Ihrer Ent⸗ 
ſchließung überlaſſen, wie ich denn auch Ew. Hoch⸗ 
pehoeen anheimftellen muß, von etwaigen Süllen, 
in denen notorifch wohlhabenden @emeinden Staats⸗ 
zufaüfle gewährt worden feien, der Königlichen 

terung als ber zum weiteren Befinden hierüber 

mäßig bernfenen Behörde nähere Anzeige zu 
machen. 


In Vertretung des Herrn Minifters der geiftlichen 
“ agetenenbelke, 
y dow. 
"En. 1200. 





4. Unterfihi d joctirten Nittergutöb: 
er Fa Bofen. — 


Berlin, den 21. Januar 1882. 

— Die Koſten der Schulunterhaltung haben die zur 
Beftreitung berfelben gejeglich Berpflichteten aufzu= 
bringen und der Einzelne hat En eckung des 
Bedarfs nad) Maßgabe der diesfälligen Vorſchriften 
joviel —— als nothwendig und nad) ſeinem 
ermögen billigerweife thunlich iſt. 3 geht 
ber nicht an, eine Aenderung dahin zu treffen, 
daß die Beiträge ber Pflichtigen überhaupt auf 
einen beftimmten Procentjag dieſer oder jener 
Staatöfteuer beſchränkt werben. Es ift nur zu- 
läffig, zeitweilig Staat&beihülfe infoweit zu ge— 
währen, als die Verpflichteten ermeislih außer 


4 Stande find, den Bedarf bei angemeſſener Ver- 


theilung befjelben aus eigenen 
ſchaffen. 

Was insbeſondere Ew. Hochwohlgeboren Bei— 
träge zu den Unterhaltungskoſien der Schule zu 
N. anbelangt, fo können Sie, mit jährlich 72 Mart 
zur Klaſſenſteuer veranlagt, nicht für überbürdet 
erachtet werden, wenn Sie an Schulbeiträgen, 
neben einem Zins⸗ und Wmortijationgbeitrage 
von 14,40 Mark, 65,30 Mark, einſchließlich der 
Naturalien, zu entrichten haben. Staatsbeihülfen 
u den ee — können nur zu Gunſien 
der Teiftungäunfähigen Mitglieder einer Schul- 
gemeinde gewährt werben (zu vergl. Erlaß vom 
10. November 1830 — C.Bl. für die Unterrichts- 
Verwaltung 1881 ©. 233%). 
— Herm v. N. Hochwohl⸗ 


itteln zu be= 


den Ritterguti 
geboren zu 


——— — auf den Bericht vom 


Die Annahme, daß die ſogenannten aſſociirten 
Rittergutsbeſitzer auch tm Sane eigener Unter- 
RüuneBbebinhtigtelt an ben ben Schulgemeinden 
gewährten Staatsbeigülfen zu Lehrerbejoldungen 
nit Theil haben Dürfen, trifft nicht zu, iſt auch 
in ber von der Königlichen Regierung erwähnten 
Verfügung des Herrn Oberpräfidenten vom 7. Mai 
v. 3. nicht ausgeſprochen, wie legterer dies der 
Königlihen Regierung inzwiſchen in einem an= 
deren Falle bereit3 bemerklich gemacht hat. 

Außerdem 5 ich darauf aufmerkſam, daß 
die am Schluſſe des — Berichts kund⸗ 
gegebene Auffaſſung, daß Staatsbeihülfen Groß— 
grunbbefigern überhaupt nicht zugänglich ſeien, 
unbegründet & wie bieß die Erlajje vom 29. April 
1873) (C.Bl. ©. 365), 8. November 1875%*) 
(E81. 1876 &. 129) und 9. December 187 
unter 44) (E81. 1880 ©. 492) ergeben. 

Daß ferner auch einem Rittergutsbefiger bei 
Beitreitung feiner Schulbaubeiträge ein etwa zu 
gewährendes Gnadengeſchenk unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſehungen mit zu Gute kommen kann, tolle die 
Königliche Regierung aus dem in Abjchrift bei- 
folgenden Veſcheide entnehmen, welcher von dem 


*) Unten $ 289 Rr. 6. 
Dben Rr. 2. 


Oben Rr. 3. 
96273 Rr. in 
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Herrn Oberpräfidenten ber Provinz Eat auf 

diesfeitige Veranlaffung unterm 17. Juli 1877 *) 

dem Vorſtande des toren hij gen landwirthſchaft · 

lichen Central» Vereins in Königsberg ertheilt 

worden ift. 

Der Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenfeiten. 
von Goßler. 


An 
die Königl. Regierung zu N. 
U. Air. [3 1512. 


5a. Billige Beridfichtigung der Gefammtlage der 
Großprundbefiger bei Unterftügungen. 


Berlin, den 26. October 1881. 

Bei Nüdfendung der Anlagen des Berichts vom 
45. Auguft d. 3. theile ich der Königlichen Re— 
ierung zugleih auszüglihe Abjchrift des Be— 
Pheides, welchen der Oberpräfident der Provinz 
Preußen unterm 17. Juli 1877 dem Borftande 
des Oftpreußifchen landwirthſchaftlichen Central- 
Vereins auf deſſen Petition vom 26. April 1876, 
betreffend die Heranziehung der Gutöherren zu 
den Scäulleiftungen erlaffen hat, zur Kenntniß— 
nahme und mit der Veranlaffung mit (Anlage a.), 
den gedachten Befcheid auch bei Prüfung von An—⸗ 
trägen auf Gewährung von Gtaatöbeihülfen zu 
den Lehrerbejoldungen zu Gunften von Gutsherr- 
ſchaften, welche für —— erachtet werden, 
die ihnen gemäß 8 33 Titel 12 Theil II Allge— 
meinen Landrechts auferlegten Schulbeiträge zu 
leiften (Erlaß vom 9. December 1879 unter 4 
— C.Bl. 1880 ©. 492 ff.)*) im Allgemeinen zur 
Richtſchnur zu nehmen und unter entipredhender 
Anwendung der in diefem Beicheide tundgegebenen 
Grundfäge den Antrag em Gewährung einer 
Staat3beihülfe zur Lehrerbejoldung zu Gunften 
des Rittergutsbefigers v. N. nochmals in Erwä- 
gung zu ziehen und eventuell unter Einreihung 
einer dem Lircularerlaffe vom 8. Mai 1854 — Nr. 
U. 6954) — entiprecjenben fummarifgen Nach⸗ 
weiſung der Befig-, Vermögens-, Steuer- und 
Abgabenverhältnifie des Rittergutsbeſitzers v. N. 
anderweit zu begründen. 
Der Miniher der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: de la Eroir. 


An 
bie Königliche Regierung zu Poſen. 
U.DLa 1592. A 


5b. 


Anlage a. 
Königsberg, den 17. Juli 1877. 

Auf die an den Herrn Minifter der geiftlichen 
x. Angelegenheiten gerichtete Petition vom 24. 
April 1876, betreffend die Heranziehung der Ge— 
meinden und Gutsherren zu den Schulleiſtungen, 
und die Gewährung von Staatszuſchüſſen zur an- 
theiligen Dedung der Schulabgaben, erwidere ich 
dem Borftande, nachdem die Erörterungen über 
einige bei dem Verfahren zur Aufbeflerung der 
Kehrergehälter gu Anwendung zu bringenden 
Srmdläge zum Übſchluſſe gelangt find, auf Grund 
der mir von dem Herrn Mintiter ertheilten Er- 
mädtigung und unter Bezugnahme auf meinen 

*) Unten Rr. bb. 


**) 5 273 Rr. 4a, 
y Den 5 282 Rı. bb. 








vorläufigen Beſcheid vom 16. October v. J. er= 
gebenft Folgendes. 

Gegenüber den im Eingange ber Petition her- 
vorgehobenen Zweifeln, ob die Königlichen Re 
gierungen gejeglich berechtigt feien, Aufbefferungen 
des GStelleneintommend des Voksſchullehrer mit 
der Wirkung vorzunehmen, daß bie betheiligten 
Gemeinden und Gutsherrſchaften bus ſolche Seit: 
fegungen zur Zahlung ber erhöhten Beiträge ver- 
age werden, muß daran erinnert werben, daß 
die Bejtimmungen ded Allgemeinen Landrechts in 
den 88 29--38 Theil II Zitel 12 den Gemeinden 
und Gutöherricaften die Pflicht zur Unterhaltung 
der Voltsjhulen unbedingt und ohne Einidhrän- 
tung auf ein, buch Bergleichung mit den Staats⸗ 
fteuern zu geminnendes Maß auferlegen, daB ferner 
die Dotirung der Stellen der Volksſchullehrer eine 
austömmliche fein muß, wenn die Volksſchule im 
Stande fein fol, die ihr geftellte wichtige Mufgabe 
zu löſen, und daß, es ein unveräußerlihes Recht 
der von’ den Königlichen Regierungen geübten 
Oberaufficht ift, über die Frage, was als aus— 
kömmlich zu erachten jei, eine Frage, welche mit 
der Entwidelung und Wirkſamkeit der Volksſchule 
im engften Bufammenhange fteht, zu entſcheiden. 
Die Schulordnung für die Provinz Preußen hat 
diefe Berechtigung der Schulauffihtsbehörde im 
8 17 und $ 54 ausdrüdfih anerfannt, und es 
dann nicht zweifelhaft fein, daß den Königlichen 
Regierungen nicht Allein dann, wenn örtliche Vers 
bältniffe die bisherige Dotirung als unzureichend 
ericheinen laffen, jondern auch dann das Recht zu- 
fteht, erhöhte Leijtungen zu fordern bezw. feſtzu— 
jehen, wenn die Unzulänglicteit als Folge einer 
durchgreifenben Veränderung der Erwerbs⸗ Lohn 
und Vebensverhältniffe und der Verhältnifie des 
Geldwerthes ſich darſtellt. Die Ausführung im 
verlegten Abſatze der Petition läßt erfennen, daß 
der Vorftand nicht der Anficht ift, daß das in B. 
der Emanation der Schulordnung den damaligen 
Verhältniffen entjprechende, in den 8$ 12-15 an= 
gegebene Minimum der Befoldung der Volsſchul⸗ 
legrer damit babe unabänderlih firirt werben 
ſollen, und daß Wohlderfelbe ſich auch der Ueber- 
gung nicht verſchließt, daß die Verhältniffe e8 zu 
einer unabweislihen Pflicht der Schulaufſichts- 
behörde gemacht haben, mit der Aufbeflerung der 
Zehrerbejoldungen vorzugehen, und es jcheint nicht 
fowohl die Sache felbit, als vielmehr das Ber- 
fahren zu fein, welches Beſchwerden hervorgerufen 
und den Wunſch nad einer durchgreifenden Ab- 
hülfe rege gemacht hat. 

In diefer Beziehung habe ich nad dem End- 
ergebniffe der ftattgehabten Erörterungen Folgendes 
zu bemerfen: 

Den Königlihen Regierungen der Provinz ift 
es zur Pfliht gemacht worden, nur nad) vor— 
gängiger Verhandlung mit ben Beteiligten und 
nad) eingehender Prüfung der Berhältnifje in jedem 
Einzelfalle mit der Erhöhung des GStelleneintom- 
mens vorzugehen, und es wird hierbei die Frage, 
ob ein Bedürfniß zu folder Erhöhung anzuerkennen 
ift, eine um fo zuverläffigere Beantwortung finden, 
als die Feſtſezung des Werthes der Natural— 
leiſtungen und des Ertrages der Ländereien iggt 
in Streitfällen nad $ 77 de Geſetzes vom 2 


Staatszuſchüſſe zum Lehrergehalt. 


Juli 1876*) von einem —— er⸗ 
folgt, deſſen Aufommenfegung die Kenntniß ber 
localen Berhältnifie und deren ſachkundige Berüd- 
fitigung verbürgt. 

Nach den Abſichten des Herrn Minifters, welche 
den Königlichen Bezirföregierungen kundgegeben 
worben find, ſoll bei der Feſtſetzung der erhöhten 
Reiftungen, fowie bei der Prüfung der Frage, ob 
und in welchem Maße die Staatshülfe einzutreten 
habe, ſchonend und mit billiger Berückſichtigung 
der Verhältniſſe verfahren werden, jo daß die 
Aufbringung erhöhter Beiträge nicht zu einer 
Ueberbürdung der Gemeinden und Gutsherrſchaften 
Pre Dagjenige Maß der Belaftung aber zu 

inden, welches nach diejen Geſichtspunkten ala das 
quläifige in Unwendung zu bringen ift, muß, bie 
ufgabe der Prüfung jedes concreten Sales fein. 
Wenn von dem Vorſtande hervorgehoben wird, 
daß ein generell zur Anwendung zu bringender 
Maßſtab fir bie Grenze der Belathug mit Schul- 
leiftungen in der Normirung eined beftimmten 
Proceniſatzes der Staatsfteuern gewonnen werben 
tönne, und daß eben darin eine Ungleichartigkeit 
in der Behandlung der Gemeinden und der Guts- 
herren hervorgetreten fei, daß bei den Erfteren 
ein folder Procentſatz als bejtimmenb für bie 
weitere Präftationsfähigkeit angenommen worden 
fei, bei den Leßteren aber nicht: fo ift dies als 
richn bezw. als durchführbar nicht ——— 
die Söhe der Staatsſteuern bei der Prü- 
fung der Möglichkeit, ine eberbürdung weitere 
eiftungen für die Schule zu übernehmen, in Be— 
tracht gezogen worden ift, und in Betracht ges 
zogen werben mußte, ift außer Frage; es ift aber 
nit richtig, daß in dem Berhältniffe der Schul- 
leiftungen zu den Staatsſteuern ein unbedingt 
enticheidender Factor für die Beitimmung der 
peahationd jähigfeit gefunden worden ift. Der 
atur der Sadje nad) hat dies auch nicht geſchehen 
können; denn es leuchtet ein, daß eine mwohl- 
fituirte, durch Armenlaften nicht gedrückte Ge— 
meinde, deren Bodenverhältniffe und Communi- 
cationsverhältniſſe günftig find, au den Schul⸗ 
leiftungen auch mit mehr ald 100%. der Staats⸗ 
fteuern ohne Beſorgniß einer Ueberbürbung 
heran om werden kann, während eine, hin— 
ih er Erwerböverhältniffe ungünftiger fituirte 
jemeinde, deren Mitglieder zur 1. und 2. Klafien- 
fteuerftufe veranlagt find, ohne Ueberbürdung noch 
nicht zu 100 %/0 herangezogen werden darf. 
bgejehen davon nun, daß jene Borausfegung 
nicht richtig ift, und daß die Normirung eines ein⸗ 
heitlichen Procentſatzes als Maßſtab für das höchſte 
uläffige Maß der Belaftung bei der Gegenüber- 
Yeung der Berhältniffe der Gutsherren unter- 
einander ſchon fühlbare Ungleichheiten und ent- 
ſchiedene Härten hervortreten lafjen würde, kommt 
auch in Betracht, daß die Verhältniffe des einzel⸗ 
nen Gutsheren und die Berhältniffe einer Ger 
meinde hinſichtlich der Factoren, welche die Prä— 
ſtationsfühigkeit bedingen, ſo verſchieden geartet 
find, daß ber gleiche Maßſtab ſehr ungleiche Wir- 
tungen haben würde, welche den thatfächlich be— 
stehenden Verhältnifien nicht entſprechen würben. 


*) Jept $ 45 des Gef. o. 1. Aug. 1883 (oben 5 5 Anh. I). 


Säueibder und von Bremen. Preußiſches Volkaſchulweſen. IL Bb. 
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€3 bleibt daher, fo überaus ſchwierig und ver- 
antwortung3voll Prüfungen diefer Art fein mögen, 
der Aufſichisbehörde nichts übrig, als ſich in jedem 
concreten Falle ein Urtheil über die Zuläſſigkeit 
einer weiteren Belajtung bei gemwifjenhafter Er— 
wägung und Berüdfichtigung der Gefammtlage der 
Verhältnifje zu bilden. 

Die Forderung, daß bei diefer Prüfung aud 
die Belaftung der betreffenden Befigung mit 
Privatihulden berüdfihtigt wird, und daß die 
Prüfung nicht vornherein aus dem Grunde abge 
lehnt werden darf, weil die Gutsherren unbedingt 
für die ihnen vermöge principaler oder jubjidiärer 
Verpflichtung obliegenden Leiftungen auflommen 
müfjen, hat der Herr Minifter im Wejentlichen 
und an ſich als beredtigt anerkannt, zugleid aber 
hervorgehoben, daß dabei noch folgende beſondere 
Erwägungen in Betracht zu ziehen feien. 

Im Allgemeinen müſſe an der, nad) den Ber- 
häliniſſen gerechtfertigten, auf alle größeren Grund- 
befiger bezüglichen Annahme feitgehalten werben, 
daß bei ihnen ein unbedingte® Unvermögen in 
dem gebräuchlichen Sinne nicht zu vermuthen fei, 
und daß von denfelben erwartet werben könne, 
daß fie bei dem Erwerbe des Gutes die auf dem 
felben ruhenden Laften, zumal fie zugleich ding- 
licher Natur feien,*) nicht unberüchietigt lafien, 
und bei Berechnung des Kaufpreiſes in Betracht 
ziehen. Eine Abweichung von dieſer Regel fei 
ftatthaft, wenn jene Vermuthung in Einzelfällen 
widerlegt würde. 

Wenn ausnahmsweiſe dad Unvermögen eines 
Gutsherrn, Grundheren oder größeren Grundbe- 
fiterd zur Tragung der ihm obliegenden Schul- 
unterhaltungstojten ald ganz außer Aieifel ftehend 
und als nicht ſelbſtverſchuldet anzuerkennen jet, fo 
jet es, um Härten zu vermeiden, nicht ausge 
ſchloſſen, denjelben in mäbigem Umfange mwider- 
ruflihe Staatsbeihülfen zur Beftreitung der gutd- 
herrlichen Leiftungen zur Befoldung der Lehrer, 
vorbehaltlid) ver Genehmigung des Herrn Miniſters 
in jedem Einzelfalle zu gewähren. 

a3 die Schulbaulaften insbejondere betreffe, 
fo malte eine erhebliche rechtliche Fe 
der gutöherrlihen und fonftigen Schulbaulaiten 
infofern ob, als die der Schulgemeindemitglieder 
der Negel nad) perjönliche, die der Gutsherren 
(Grundderren) der Regel nad) dingliche, als ſolche 
aber mit dem Vorzugsrechte vor den eingetragenen 
Schulden ausgeftattet, und felbft bei un; inte en 
Bermögenzverhältniffen des Sefiers erigibel jeien. 
Während daher bezüglih der Schulgemeindemit- 
lieder ein Hinzutritt des Staates in vielen Fällen 
on deshalb nothwendig jei, weil andernfalls 
das Buftandelommen des Baues an der faktiſchen 
unbeltreiblichkeit der Beiträge ſcheitern wuͤrde, 
treffe dieſer Grund bei den Laſten der Gutsherren 
nicht zu. 

Nach den Abſichten des Herrn Miniſters ſoll 
hieraus nicht die Confequenz gezogen werden, daß 
den Gutsherren (Grundherren) wegen biefer ihrer 
rechtlichen Stellung unter feinen Umftänden eine 
Beihülfe aus Staatsmitteln zu bewilligen fei, es 
wird aber nur in einzelnen bejonderen Ausnahme⸗ 


®) of. 8 314 Anh. X, 8 262 Rr. 12 fi, 8 308 Rr. 14 fi. 
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ällen auf Gewährung von Beihülfen aus dem 

llerhöchſten Diöpofittionsfonde*) an größere 
Grundbefiger zur antheiligen Webertragung der 
Schulbaulaſt gerechnet werben können, und es darf 
daher gegenüber der rechtlichen Natur diefer An— 
fprüche in jolden Fällen, in welchen mit nicht 
völlig zureihenden Mitteln Befigungen, melden 
diefe Laſt obliegt, erworben werden, eine theilmeije 
ober gänzlihe Abwälzung diefer Laft auf Staats— 
fonds nicht in Rechnung gezogen werben. 

Die Königlihen Regierungen der Provinz find 
den vorstehenden Ausführungen gemäß über das 
für die Folge einzufhlagende Verfahren verftän- 
digt worden und es darf die begründete Erwar- 
tung gehegt werden, daß bei eingehender Würdi- 
gung defien, was das Jutereſſe der Volksſchule 
erheifcht, auf Seiten der Verpflichteten, und bei 
ſchonendem, von forgticher Verüdjichtigung der 
Verhältniffe des individuchen Falles geleiteten 
Vorgehen feitend ber Schulauffichtöbehörden der 
erneuerte Anlaß zu Klagen diefer Art, welchen der 
Vorſtand Ausdrud gegeben hat, wird vermieden 
werden fönnen. 

Der Dberpräfibent der Provinz Preußen. 


den Borftanb des reußiſchen landwirth⸗ 
jchafulhen Gentral:Vereined, 


b o. 


Berlin, den 1. April 1884. 
Das Haus der Abgeordneten hat bei der Ver— 
handlung über den Bericht feiner Unterrichts— 
commiffion — Nr. 99 der diesjährigen Drud- 
jadhen — in der Sipung dom 19. März d. $. dem 
unfde Ausdrud gegeben, daß bis zu anderweiter 
gefeglicer Regelung der Saulunterhaftungsiaft 
ei der Anwendung des 8 33 Theil II Titel 12 
Algemeinen Landrechts feitens ber Verwaltungs- 


behörbden bejondere Härten vermieden, und die & 


Reiftungsfähigteit des Gutsherrn bei feiner Heran- 
ziehung auf Grund des 8 33 a. a. O. nicht aus⸗ 
ſchließůch in Betracht gezogen werde. 

Diefer Wunſch begegnet fi) mit den Inten— 
tionen, welche ben über die Anwendung des $ 33 
ergangenen allgemeinen Verfügungen, infonderheit 
dem Erlaſſe vom 9. December 1879 — €.-8l. 
1880 Seite 492**) — und dem duch die Ver- 
fügung vom 26. October 1881 — C.Bl. Seite 
675*) — zur Beachtung empfohlenen Beſcheide 
de3 Oberpräjidenten der Brovinz Oftpreußen vom 
17. Juli 1877 zu Grunde liegen. Es ift in diefen 
Erlaſſen bereits hervorgehoben, daß auch den Gut3- 
herren bei Erfüllung ihrer Verpflihtungen aus 
$ 33 a. a. O. im alle des Bedürfniſſes Bei— 
hülfen aus den verfügbaren Unterjtügungsfonds 
gewährt werben dürfen, und daß es hierbei auf 
eine billige Berüdfihtigung der Gefammtlage des 
verpflichteten Gutsbeſihers ankommi. 

Ich nehme aus dem erwähnten Beſchluſſe des 
Abgeordnetenhauſes gern Veranlaſſung, hierauf 
von Neuem hinzuweiſen und empfehle der König— 
lien Regierung, bei der Behandlung von An⸗ 
trägen auf Gewährung von Staatsbeihülfent) zur 


*) of. 5 296 Rr. 11. 
=) 5 273 Rr. 42. 
y) Borftehend. 
+) of. jept oben &.255 Sp. 1 Anm. (E. v. 31. März 1888). 





Schulunterhaltung thunlichſt dafür zu forgen, daß 
begründeten Beſchwerden über eine der Billigkeit 
nicht entfprechende Belaftung des Gutsherrn vor⸗ 
gebeugt werde. 


bie Königliche — zu Göslin. 

Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur 
Kenntnipnahme und gleihmäßigen Beachtung. 
Der Minifter der geiſtlichen zc. Angelegenheiten. 


in 
die Köuigfie jlerungen zu N. R. 
rer ee 


6. Rothwendigteit minifterieller Genehmigung zur 
Unterftägung der Gutöherrn. 


Berlin, den 5. Januar 1882, 

Im Uebrigen bemerfe ich, daß, fofern einem 
Gutsherrn mit diefleitiger Genehmigung eine jeders 
zeit wiberruflihe Staatsbeihülfe bewilligt worden 
ift und folde in Folge veränderter Verhältniſſe 
des Gutöheren im Laufe der Bemwilligung3periode 
ganz oder theilweife zurüdgezogen werden kann, 
dies ohne Weiteres gefüchen muß. Zur Erhöhung 
einer ſolchen Beihülfe ift meine Genehmigung in 
allen Fällen, alſo au in dem Falle, wenn inner= 
halb der Bewilligungsperiode eine neue Regulirung 
des Lehrerdienfteintommens unter Erhöhung des— 
felben ftattfindet, erforderlih, ebenfo mie zur 
Jahlung einer Beihülfe über die hier feftgefebte 
ewilligungsperiode hinaus. Dauert das Unter- 
ftügung3bebürfniß einer Gutsherrſchaft während 
der Bewilligungsperiode in gleichem Maße fort, 
fo unterliegt es keinem Bedenken, daß die Künig- 
liche Regierung dieſſeits bewilligte Beihülfen inner- 
alb der hier feitgefegten Bewilligungsperiode 
hrerſeits ferner gewähre.*) 

U. III © 16834. 


284. Unzuläffigkeit der Gewährung von 
Stantsbeihülfen für gehobene Volksfchulen, 
fonfige Sönbeikreife, insbefondere Koſten 
des confeffionellen Religionsunterrichts, 
Handarbeitsunterrichts. 
— cl. E. v. 5. Mai 1869 ub IIa. ($ 281 Mr. 2) — 


1. €. v. 16. Aug. 1875 betr. bie ausnahmsweiſe Be⸗ 
willigung von Beihülfen für gehobene Volksſchulen, 
Mittelſchulen, Bürgerſchulen, Rectoratsihulen. 

2. €. v. 27. Juli 1868 betr. ben Aueſchiuß ber Bes 
wiligung eines Zuſchuſſes zu ben Koften bed con⸗ 
feffionellen Religiondunterrits.**) — cl. E. v. 
4. März 1869 a. ©. (8 288 Rr. 4) und g 258 0 Nr. b. 

3. €. v. 3. März 1883 U. MWa. 10786 besgl, 

4. &. v. 27. Mat 1873, 16. Aug. 1875, 2. Rov. 
1875, 3. Jan. 1876, 9. Marz 1881, betr. die 
Unzuläffigteit ber Gewährung von Beihülfen zu ben 
KRoften bed Hanbarbeitäunterrihts. — cf. 8 2582 
Nr. 2b, 70, 74 (sub 6), 


*) of. oben ©. 255 Sp. 1 Anm. (€. v. 31. Mäı 1666). 
**) Der Etatsentwurf von 1886/87 nimmt eine Verftär ? 
des Dispofltionsfonds für das Elementarunterrichtsweien (Gap. 12 
Tit. 30) von 30000 M. in Ausſicht, um bie Eriheilung bes Reli- 
gionsunterrihtd an bie Kinder ber confefflonellen Minderheit 
den Volkaſchulen zu fördern (of. Vorbem. je $ 281. a. 9. Die 
näheren Anmelfungen giebt ber Erlaß vom 18. Mat 1866 U. IIIn. 
13201. (Es ift eine Vereinigung mehrerer Schulen in 
zu nehmen, event. ber Unterridt einzuridten, wo bie der 
Söüler nicht unter 12 herabgeht.) 
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1. Bewilligung von Staatszuſchüfſen für gehobene 
Bollsſchulen. 


Berlin, den 16. Auguſt 1875. 


Auf den Bericht vom 19. v. M. eröffne ich der 
Königlihen Regierung, daß diejenigen Staat3- 
fonds, welche dorthin zur Verbefjerung des Ein- 
kommens von Lehrerftellen an den nach heutigem 
Begriff zu den Elementarſchulen zu rechnenden 
Zehranftalten überwieſen worden, in erfter Linie 
dazu beftimmt find, nach den ertheilten Vorſchriften 
aushülfsweiſe und daher zeitweilig zur Aufbefjerung 
der Lehrerftellen an den öffentlichen fogenannten 
niederen Volksſchulen zu dienen, fofern und fo 
lange die Verpflichteten erweislich außer Stande 
— ihrer Obliegenheit zu genügen, für die Be— 

ledigung der Schulbeditrfnifie d forgen bezw. 
die Schulunterhaltungsfoften zu beftreiten. Unter 
denfelben Worausfegungen und Mafgaben find 
jene Staatsfonds in zweiter Tinte auch dazu ver- 
wendbar, zeitiveilige Beigülfen zur Verbeſſerung 
von Lehreritellen an öffentlichen fogenannten ge- 
hobenen Voiksſchulen, Mitteljhulen, Bürgerichulen, 
Rectoratsſchulen zu bemwilligen. Die Gewährung 
von Beihülfen aus den gedachten Fonds zur Be- 
foldung von Elementarlefrern an Höheren Unter- 
richtsanſtalten, wie z. B. von Elementarlehrern 
an Vorſchulen der Gymnafien ift ausgejchloffen. 

(gortf. ef. unten Kr. 4b.) 

U. III, 8861. 


2. Ausſchluß der Bewilliguug von Staatszuſchüfſen 
zu den Koften es con| Fin —_ Religious⸗ 


Eine Staatsbeihülfe von jährlich — Thalern 
zur Beſchaffung des confeſſionellen Religiond- 
unterrichts für die katholiſchen ſchulpflichtigen 
Kinder in N. und der Umgegend mittelſt Errichtung 
einer katholiſchen Wanderlehrerftelle kann nicht be= 
willigt werben. 

Zum Theil ift für den confeffionellen Unterricht 
der betreffenden Kinder nad, Möglichkeit bereits 

eforgt, ohne daß für diefelben Durch die beab- 

k tigte neue Einrichtung die Zahl der fatholifchen 

eligiongunterrihts-Stunden wejentlid vermehrt 
werden würde. Iſt es nun auch wünſchenswerih, 
daß den übrigen katholiſchen Kindern folder Unter- 
richt verfchafft werde, jo begründet dies doch nicht 
ben Anſpruch, die zu dem Zweck erforderlichen 
Mittel aus allgemeinen Staatsfonds herzugeben. 

Zur Aufgabe der Volksſchule gehört der Regel 
nad die Ertheilung desjenigen Religionsunter⸗ 
richts, welcher dem confeilionellen Charakter der 
Schule entſpricht, nicht aber die Ertheilung des 
für jeden im Schulbezirt vertretenen Confeflions: 
theil zu wünſchenden bejonderen Religionsunter⸗ 

chts. Dem entſprechend iſt auch im Artikel 24 
der Verfaffungsurfunde nur die möglichſte Berüd- 
fihtigung der confejfionellen Verhältnifje bei Ein- 
Be ber öffentlihen Volksſchule Ausficht 
ge ellt. In Uebereinjtimmung hiermit ift bisher 

i ben vorhandenen Schulen darauf gejehen 
worden, daß da, wo bie Zahl der evangeliichen 
oder ber fatholifchen Kinder, welche eine katholiſche 
oder eine evangelifche Schule bejuchen, groß genug 


*) of. bie Aum. auf voriger Seite. 





ift und ohne unverhältnigmäßigen Aufwand allen 
Kindern der confejfionelle Religionsunterricht bee 
ſchafft werben kann, dies auf Koiten der zur Unter- 
haltung der Schule verpflichteten Gemeinde ges 
ſchehe, ſoweit dieje dazu im Stande ift. Anbern- 
falls ift es zunächſt Sade der Eltern und be— 
ziehentlich der betreffenden Religionsgeſellſchaften, 
den bejonderen Religionsunterrit zu ermöglichen, 
wenn nicht im einzelnen Fall geeignete Special- 
fonds vorhanden find, um eine Unterftügung für- 
diefen Zwed darzubieten. 
Berlin, den 27. Juli 1868. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Rbı R 
un 


Berlin, den 3. März 1883. 

Bei NRüdfendung der Anlagen des Berichtes 
vom 22. Januar d. 3. erwidere ich der König- 
lichen Regierung, daß fein genügender Grund vor» 
liegt, bei Aufbringung der Unterhaltungstoften 
der katholiſchen Schule in NR. von dem überall 
gleihmäßig zur Richtſchnur zu nehmenden Bor- 
ſchriften abzujehen. Nach letzteren, insbejondere 
nad dem — Beinle vom 5. Mai 1869 in 
Verbindung mit den Erlafien vom 27. Mai*) 
und 11. September 1873**), 16. Auguft*) und 
2. November 1875*), 3. Zanuar_1876*) (Central- 
blatt 1869 Seite 271; 1873 Seite 346, 683; 
1875 Seite 664; 1876 Seite 190, 191) ift e8 un= 
uläffig, aus den ber Königlichen Regierung unter 
Tapitel 121 Titel 27 Abtheilung ILL des dortigen 
Etats für die geiftliche und Unterrichtöverwaltung 
ur Verfügung ftehenden Fonds eine befonbere 

emuneration von 150 Mt. ic für bie Er= 
theilung des confeffionellen Religionsunterrichtes 
für die die katholiſche Schule in N. befuchenden 
evangelifchen Kinder zu bemilligen. Diefe Re— 
muneration haben vielmehr die zur Beftreitung 
der Unterhaltungstoften der genannten Schule 
BVerpflichteten zu tragen. Sollten diejelben aber 
in Folge deſſen erweislih unfähig werden, bie 
Beſoldung ber an ber gebadhten Schule an= 
eftellten ordentliden — zu 
* jo würde zu die ſem Zwecke je nach Um— 
tänden und Bedürfniß eine Staatsbeihülfe zu 
gewähren fein. 

U. Is. 10786. 
4a. Ausſchluß ber Staatsbeihülfe zu deu Koften 
des Handarbeitäunterrichts. 
(Fortſ. v. 8 323 Nr. 7.) 


Berlin, den 27. Mai 1873, 

Nach denjelben —— regelt ſich auch die 
Beſchaffung der für die Einrichtung und die Er— 
theilung des Unterrichtes erforderlichen Geldmittel, 
namentlih des Gehaltes der Lehrerin. Diefe 
bilden einen Theil der Koften der gefammten 
Schulverwaltung und find, wie die übrigen, aufs 
zubringen. Wo es nöthig fit, find bie Schulbei- 
träge entſprechend zu erhöhen, fo daß weder ein 
Stundengeld, noch beſondere Beiträge für den 


en 
**) cf. $ 2580 Rr. b, 
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Unterricht in den weiblichen Handarbeiten einge- 
ogen werden. Die Berechtigung der Staatsauf- 
— töbehörden, nach dieſer Seite hin das Nöthige 
anzuordnen, ergiebt ſich aus 89 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrehts, aus der Allerhoͤchſten 
Verordnung vom 23. October 1817, aus dem 
Artikel 23 der Verfafjungsurfunde vom 31. Ja= 
nuar 1850 und aus $ 1 bed Sculauffichts-Ge- 
feßes vom 11. März 1872. 

Die Gewährung von befonderen Staat-Unter- 
ftügungen für die in Rede ftehende Einrichtung 
muß folgerichtig abgelehnt werden. Wo die An» 
forderungen an das Schulweſen die Leiftungs- 
fähigfeit einer Gemeinde überfteigen, find vielmehr 
gen in der bisherigen Weife die erforderlichen 

nträge zu ftellen und zu begründen, ohne eine 
Unterfuhung darüber, duch welche Schulpflichten 
die Infufficienz der Gemeinde verurſacht jei. 
Der Minifter ber rn 20. Angelegenheiten. 

alt. 


An 
immtliche Königliche Regierungen, Gonfiftorien ber 
re Hannover , ſowie den ae Ober⸗ 
Kichentath zu Norbhorn und das Königl. Pro⸗ 
—— — hier. 
. 16222, 


4b. 
(&ortf. v. Mr. 1.) 
Berlin, den 16. Auguft 1875. 
Auch iſt in der Lircular- Verfügung vom 
27. Mai 1873 — U. 16222 —*) ausdrücklich er- 
wähnt, daß die Gewährung von befonderen Staatd: 
unterftügungen für die Einrichtung des Unterrichts 
in ben weiblichen Handarbeiten abgelehnt werden 
muß. Es dürfen fomit die in Rede ftchenden 
Fonds aud nicht zur Remunerirung von Hand» 
arbeitslehrerinnen verwendet werden, wogegen ed 
teinem Bedenken unterliegt, aus jenen Fonds 
Beihülfen zur Aufbefferung der Bejoldung von 
Lehrerinnen zu gewähren, welde an einer öffent 
lien Elementarſchule eine Lehrerinnenftelle be- 
Heiden und nicht nur Unterricht in den weiblichen 
Handarbeiten ertheilen. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Förfter. 


Un 
die Königliche Regierung zu N. 
U Kr. —* Bao 


40. 


Berlin, den 2. November 1875. 

Auf den Bericht vom 24. September cr., den 
Unterriht in meiblihen Handarbeiten in den 
Tatholifhen Schulen zu N. und N. betreffend, 
ertidere ich der Königlichen Regierung, daß bie 
Gewährung von Staat3unterjtugungen für die 
Einrihtung bes Unterrichts in weiblihen Hand⸗ 
arbeiten ausgeſchloſſen ift, und daß Die Induftrie- 
lehrerinnen lediglih aus Gemeindemitteln zu re= 
muneriren find. Inſoweit dadurch aber in der 
That die Leiftungskräfte der Beitragspflichtigen 
ermweislich derart gejchwächt werden, daß fie Die 
Gehälter ber ordentlichen Lehrer nicht mehr auf- 
zubringen vermögen, können zur Sicherung an= 
gemeflener Bejoldungen der ordentlichen Lehrer 


*) Borfchend. 





und Lehrerinnen aus ben Ei dieſem Bimede ver- 
fügbaren Fonds jederzeit widerruflihe Staatsbei— 
bülfen bewilligt werden. 

U. III. 11368, 


44. 


Berlin, den 3. Januar 1876. 

Die Königlihe Regierung hat in neuerer Zeit 
in ben Berichten vom zc. zur Förderung des 
Unterrichts in weiblichen Handarbeiten an Bolts- 
fchulen ſowohl im Allgemeinen für ärmere Ge- 
meinden wie fpeciell in den Gemeinden R. und N. 
Staat3beihülfen beantragt. Bei Rüdfendung ber 
Anlagen des Berichts vom 27. October v. I. und 
unter Anjchluß einer Eingabe des Gemeinde-Bors 
ftandes zu N. vom 19. v.M. u. J. nebft Anlage 
made ich der Königlichen Regierung bemerklich, 
daß für den angegebenen Zwed Mittel aus Cen- 
tralfonds nicht bewilligt werben fünnen. Es ift 
grundfäglic daran feftaußatten, daß die Gemeinden 
zur Wufbringung der Koſten des Handarbeits- 
unterricht, insbeſondere der Nemuneration für 
die Lehrerin, verpflichtet und deshalb dazu anzu= 
haften find. MWeberfteigen die Anforderungen für 
das Schulweſen überhaupt die Leiftungsfähigkeit 
der Gemeinde, was auf Dem vorgefchriebenen Wege 
feftzuftellen bleibt, fo daß dem —— Lehrer 
nach Beſtreitung aller ſonſtigen Schulbedürfniſſe 
ein augtömmliches Gehalt von der Gemeinde nicht 
gewährt werden kann, fo ift der nöthige Zuſchuß 
aus dem der Königlichen Regierung zu Gehalts- 
verbefferungen der Volksſchullehrer zur Verfügung 
geftellten Fonds zu bemilligen. 

Unter Verweiſung auf meine Circularverfügung 
vom 27. Mai 1873 (Centralblatt der Unterrichts 
Bermwaltung Seite 346)*) veranlaffe ich die König- 
lie Regierung, in diefem Sinne der Angelegen- 
Kr Sorigang zu geben. 

er Minifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 

Im Auftrage: Greif. 


die Königliche Regierung zu R. 
j. * ig 3 
40. 


Berlin, den 9. März 1881. 

Auf den Beriht vom 31. December v. 3. er⸗ 
widere ich der Königlichen Regierung unter Hin- 
meifung auf die Circular-Erlafje vom 5. Mai 1869 
unter IIa (Centralblatt 1869 Seite 271)**) und 
27. Mat 1873 (Centralblatt 1873 Seite_346)***), 
daß die unmittelbare Gewährung von Staaisbei⸗ 
bülfen für den Unterricht in den weiblichen Hand⸗ 
arbeiten abgelehnt werden muß. Die Königliche 
Regierung iſt daher nicht ermächtigt, in Er- 
mangelung anderer Fonds, für den gedachten 
Zweaͤ Bervilligungen aus ben zu ihrer Verfügung 
ftehenden Fonds zu ln zu den Stellenge- 
hältern der an den Volksſchulen angeftellten Lehrer 
und Lehrerinnen eintreten zu laffen. Ebenfowenig 
tönnen die Erſparniſſe bei den in Rede ftehenben 
Fonds für Bewilligungen gedachter Art in An= 
ſpruch — werden. Induſtrielehrerinnen 
find iediglich aus Gemeindemitteln zu remuneriren 
erſtebend 
Berfihenb Mr. da 


SNERE 
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und nur ſoweit badurd die Leiftungskräfte der 
zur Veftreitung ber Schulunterhaltungstoften Ver⸗ 
flichteien erweislich der Art geſchwächt werden 
jollten, daß fie die Gehälter der ordentlichen Lehrer 
nit mehr zu deden vermögen, würden zur 
Sicherung angemeffener Befoldungen der ordent- 
lichen Lehrer und Lehrerinnen aus den zu biefem 
wecke ——— Fonds widerrufliche Staats⸗ 
bülfen ewilligen fein. 
Der Mintiter der geiftlichen 2c. Ungelegenheitne. 
Im Auftrage: de la Eroir. 


un 
bie abaigliche Regierung zu R. 
A 


8 285. Ausſchluß der Stantsbeihülfen für 
Gehaltsfyfleme mit beweglicher Scala. 


1. € v. 7. Juli 1879 betr. bie Unzuläffigteit ber Ge⸗ 
währung von Staatsbeihülfen zur Durchführung eines 
Gehaltzfyftems mit Dienftalteräzulagen ober einer 
fogenannten beweglichen Gehaltsſcala. 

2. €. v. 20. Juni 1882 desgl. — of. E. v. 27. Dec. 
1873 (unten 8 286 Rr. 1), €. v. 15. April 1875, 
(oben 8 281 Nr. 4b), & v. 9. Rov. 1876 (8 178 
Rr. 6b.) 


1. Unznläffigteit der Gewährung von Staatsbei⸗ 
bülfen zur Duchführung eines Gehaltsſyſtems 
mit Dienfalterözulagen oder einer fogenaunten 
beweglichen Behaltäftala. 
Berlin, den 7. Juli 1879. 

Zu ber von der Königlichen Regierung in dem 
Berichte vom 29. April d. J., betreffend die Be- 
willigung von Staatsbeihülfen dus Befoldung von 
Lehrern in N. beantragten Abänderung meines 
Eriaſſes vom 13. März d. J. liegt, wie ich der 
Königlichen Regierung hierdurch eröffne, keine Ver- 
anlafjung vor. 

Mein in dem letzteren erwähnter Erlak vom 
9. November 1876 (Centralblatt Seite 678),*) 
welcher übrigens feine neuen Anordnungen trifft, 
fondern nur in einem Specialfalle die in Betracht 
tommenden Geſichtspunkte darlegt, damit fie zur 
Richtſchnur dienen können, enthält allerdings nicht 
einen ausdrücklichen Ausſpruch, daß Staatöbei- 
hülfen zur Aufbeſſerung der Lehrergehälter in 
den Städten im Falle des Nachweiſes des dazu 
vorhandenen Bedürfniffes nur unter der Voraus⸗ 
fegung der Normirung fefter, den concreten Ver— 
H Itniffen entiprechender Abftufungen der Lehrer 

ejoldungen, nicht aber, um ein Gehaltsfyftem 
mit Dienftalterszulagen oder einer fogenannten 
beweglichen Gehaltsfcala durchzuführen, bewilligt 
werben bürfen. 

Dagegen läßt der Inhalt des Erlaſſes vom 
9. November el in Verbindung mit der darin 
enthaltenen Verweiſung auf die betreffenden ſchon 
früher ertheilten Vorſchriften keinen Zweifel über 
den vorerwähnten allgemeinen Grundſatz. 

Unter Anderem ift in dem gedachten Erlafie 
darauf aufmerkſam gemacht worden, daß fo wenig 
die Stantsauffichtsbehörde die Gewährung von 
Dienftalterszulagen neben feft abgeftuften Stellen- 


*) ®b. I 5 178 Rr. 6b. 
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gebältern fordern oder zwangsweiſe burdfepen 
Önne, biefelbe ebenfowenig befugt fei, unter Aufe 
gebung des hergebrachten, dem Zweck entiprechen- 
den Syſtems feiter Stellengehälter reſp. Gehalts- 
fealen die Einführung des Syſtems jogenannter 
beweglicher Gehaltsfcalen zwangsweiſe zur @el- 
tung zu bringen. 

Hieraus folgt von felbft, daf von der Gewäh- 
rung von Staatsbeihülfen zur Durchführung 
fogenannter bemwegliher Gehaltsfcalen abzufehen 
ift. Denn die Gewährung von Staat3beihülfen 
zur Verbefjerung bed Dienfteinfommens der Lehrer 
und für tonftige Schulzwecke im Falle ded Unver- 
mögens ber Nädjtverpflichteten Tann nur für 
ſolche Bebürfniffe erfolgen, zu deren Befriedigung 
die Vetheiligten gejeglich verpflichtet find und be= 
Hufs Erfüllung ihrer Verpflichtungen von Schul- 
aufſichtswegen —— angehalten werden 
können. Dem entſpricht ed, wenn in dem Circus 
Iarerlaffe vom 15. April 1875 (Centralblatt 1875 
Seite 412 fj.)*) bemerklich gemacht ift, daß ber 
durch den Staatshaushalt für 1875 zur dauern⸗ 
den Verbeſſerung des Einfommens von Lehrer- 
und Lehrerinnenftellen an Elementarſchulen in 
erweislich unterftügungsbebürftigen Gemeinden 
im Betrage von 3,000,000 Markt fernerweit 
bemilligte Staatszufhuß jeoiolich dazu zu be= 
nutzen fei, die Stellengehälter bei Unzuläng- 
lichkeit der Kräfte der Nächitverpflichteten auf die 
gewünſchte Höhe zu bringen und auf derjelben zu 
erhalten. 

Hiernad) war die Königliche Regierung zur 
Gewährung jeberzeit widerruflicher Staat3beihülfen 
zu Lehrerbefoldungen nur für den Fall der Auf: 
rechthaltung des im Allgemeinen und in der 
Negel dem Zwecke entfprechenden Syſtems fefter 
Stellengehälter befugt. 

Den zur Nufbringung der Lehrerbefoldungen 
Verpflichteten bleibt e3 zwar unbenomnten, mit 
Genehmigung der Schulauffiht3behörde ein ande= 
res Syſtem der Lehrerbefoldung, insbefondere die 
periodiſche Bewilligung von Dienftalterszulagen 
neben fejten Steltengehältern oder bie Einführung 
einer bemweglihen Gehaltsfcala oder ein anderes 
gemilctes Bejoldungsfoften zu befchließen. Die 

enehmigung folder Beſchlüſſe darf aber nur 
erfolgen, wenn die Verpflichteten gleichzeitig be- 
dglie en, bie zur Durhführung des beichlofjenen 

eſoldungsſyſtems erforderlichen Mittel felbft bereit 
u ftellen und wenn die SchulauffichtSbehörde die 

eberzeugung gewonnen hat, daß die Verpflichteten 
auch dauernd im Stande fein werden, bie zur 
Durdführung des betreffenden Beſoldungsſyſteins 
erforderlichen Mittel jelbft und ohne Beihülfe des 
Staates aufzubringen.**) 

Trifft das Eine oder das Andere nicht zu, fo 
bleibt, wie dies der Erlaß vom 9. November 1876 
gleichfalls Hervorhebt, nur übrig, nach der allge 
meinen Regel für die Lehrer- und Lehrerinnenftellen 
vorjhriftsmäßig den Berhältniffen des Ortes ent- 
iprechende Gehaltsſtufen feftzujeßen, welche zu= 

leih einen Erjag für beſondere Dienjtalteräzu- 
agen bieten können. 


*) 5 281 Rt. db. 
of. oben Bb. I 5 178, 
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Alsdann ift es auch in Städten, namentlid) 
kleineren, nicht ausgeſchloſſen, im Falle des nach⸗ 
gewieſenen Bedürfniſſes, Staatsbeſhülfen zu ben 
Beſoldungen der Lehrer und Lehrerinnen zu ge⸗ 
währen, wogegen, wie hier zugleich bemerkt werden 
mag, es unfattpaft fein würde, in einer in dieſer 
Bee bei Aufbringung ber Lehrerbeſoldungen 
unterftüßten Stadt außerdem aud noch Dienft- 
alterözulagen aus Staatsfonds beiwilligen zu 
wollen, inöbejondere bei größeren Schulfyitemen, 
bei melden durch planmäßige Abftufung der 
Sehrergehäfter dafür geforgt werden kann und 
muß, daß die Lehrer mit dem fteigenden Lienft- 
alter durch Aufrücken in die höheren Gehalts- 
ftufen eine entſprechende Eintommensverbefjerung 
erlangen. 

Die Berufung auf meinen Erlaß vom 13. Sep- 
tember 1876 wegen der Gewährung von Miethö- 
entfhäbigungen Kr die Vollsſchullehrer in ©. tft 
nicht dazu geeignet, da8 Verfahren der Königlichen 
Regierung in der vorliegenden Sache als begriün- 
det ericheinen zu laſſen. Diefer Erlak nimmt 
Deaug auf den früheren Erlaß vom 27. Mai 
41875 und ändert an den allgemein maßgebenden 
Vorſchriften nichts, wie der letztere Erlaß genug- 
fam erfennen läßt. Es ift in der Schulſache von 
©. bei der Lage, in melde diefe Sadje durch 
das Berfahren der Königlichen Regierung einmal 
gebradjt worden war, nur davon abgefehen mwor- 
den, noch nachträglich eine mit den allgemeinen 
ln im Einklange ftehende Aenderung zu 
ordern. 

— verhält es ſich in dem vorliegenden 

e 


alle. 

Damit jedoch die in den gedachten beiden Fällen 
mit meiner Genehmigung zugelaffene Ausnahme 
nicht die Regel werde und Hai nit aus der 
gelöchenen Yirüeweifung der Beſchwerden der 

agittrate in ©. und in N. von Seiten der Kö— 
niglihen Regierung unzutreffende Schlüffe gezogen 
werden, damit insbeſondere die Königliche Regie- 
rung Sid nicht für ermächtigt Halte, ohne Weite 
res aus ben zu Ihrer Verfügung ftehenden Staats⸗ 
fans Beihülfen zur Buchführung fogenannter 

eweglicher Gehaltöfcalen zu bewilligen, ift der 

Königl. Regierung mittels Erlafjes vom 13. März 

d. 3. die Verüdfihtigung der beftehenden allge: 

meinen Grundfäge und Anweifungen für die Sole 

empfohlen worben. 

Der Minifter ber En ꝛc. Angelegenheiten. 
alt. 


un 
bie Königlige Regierung zu R. 
AA 
2. 


Berlin, den 20. Juni 1882. 

Dem Magiftrat ermidere ich auf die Vorſtellung 
vom 20. December v. 3., daß ich die Anordnung, 
welche die Königliche Regierung zu N. mittels der 
Verfü ung vom 30. November v. 3. bezüglich 
der Befoldung der Boltejenuliehter in 3. und 
wegen Herabfegun der zur efelbung dieſer 
Lehrer ſeither im Betrage von — Mar Ro 
gemäßrten widerruflichen Staatsbeigülfen auf den 

etrag von — Mark jährlih vom 1. Januar 





d. 3. ab getroffen Bi nad) Prüfung aller in Be- 
trat fommenden Verhältniſſe nur für gerecht- 
fertigt erachten und mid) daher nicht veranlaßt 
finden Tann, die Königliche Regierung anzumeifen, 
die Staatsbeihülfe zu den Befoldungen der Volts- 
ſchullehrer in der früheren Art und Weife und in 
der Höhe, welche dieſelbe bis zum Jahre 1881 
erreicht hat, ferner zu gewähren. 

Grundfäglih find die den Königlichen Regie- 
rungen zur Gewährung von Staatöbeihülfen zu 
den GStellengehältern der Lehrer überwieſenen 
Mittel nicht dazu beftimmt, um Stäbte bei der 
Durdführung eines Gehaltsregulirungsfyitems 
mit Dienftafterszulagen ober einer fogenannten 
beweglichen Gehaltäfcala zu unterftügen, wie ber 
Magiftrat died aus den Erlaſſen vom 5. Mai 
1869,*) 27. December 1873,%) 15. April 
1875) 9. November 1876,41) und 7. Zuli 
1879f) (Centralblatt für die Unterrichtöverwal- 
tung 1869 Geite 271, 1874 Geite 228, 1875 
Seite 412, 1876 Seite 678 unb 1879 Seite 484) 
des Näheren entnehmen möge. 


Es ift deshalb Iediglich eine von mir aus be= 
fonberen bewegenden Gründen zugelaffene Aus- 
nahme von der Regel, daß zur Unterftügung des 
von der Stadtgemeinde N. feiner Zeit beliebten 
und nad) dem Wunfche der ſtädtiſchen Behörden 
beibehaltenen Syſtems der Bejoldung der dortigen 
Volksſchullehrer mit Dienftalteräzulagen überhaupt 
Staatöbeihülfen gewährt werben. 

Daß die vom 1. Januar d. I. ab gewährten 
Staatsbeihülfen im Gejammtbetrage von — Mark 
jährlich unzureichend feien, und daß die Stadtge- 
meinde N. überbürdet fei, wenn fie denjenigen 
Betrag, welcher außer den vorgedachten — Mart 
jährlich a Befoldung der Lehrer nöthig ift, aus 
eigenen Mitteln aufbringe, kann nad) der Darlegung 
der Präftationsfähigkeit der Stadtgemeinde, welche 
mir die Königliche Regierung gegeben hat, feines: 
wegs anerfannt werden. 


Die gedachte Bewilligung erſcheint im Gegen- 
theile jo beträdhtlid, daß der Magiftrat um fo 
weniger auf uniwandelbaren ferneren Bezug biefer 
Bewilligung rechnen kann, als die in Betracht 
kommenden Staatsfonds behufs Erfüllung ihrer 
Beitimmung, zur Unterftügung hülfsbeduͤrftiger 
Gemeinden behufs Sicherung planmäßig abge— 
ftufter Stellengehälter der Lehrer zu dienen, derart 
in Anſpruch genommen find, daß ed unthunlich 
ift, zu Gunften einzelner Gemeinden ausnahms⸗ 
meife unverhältnigmäßig beträchtliche Bemwilligun- 
gen zu maden. 

Wünfcht daher der Magiftrat das feitherige Be: 
foldungsfyftem mit Dienftalteräzulagen beizube- 
balten, fo wird dagegen zwar von Aufſichtswegen 
nichts erinnert werden. Es muß alddann aber 
der Stadtgemeinde aud) — überlaffen werden, 
den Mehraufwand, weichen die Beibehaltung dieſes 
Syſtems im Vergleiche mit dem Koftenaufvande, 
welchen ein Gehaltsſyſtem mit feften planmäßig 
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abgeftuften Stellengehältern im Gefolge hat, aus 

eigenen Mitteln aufzubringen. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
von Goßler. 


An 
les, 
286. Stantszufhüffe für ſtädtiſche 
N 


1. €. v. 27. Dec, 1873 betr. bie Unzuläffigfeit einer 
Bewilligung für größere unb mittlere Stäbte. — 
cl. €. v. 7. Febr. 1867 (8 281 Nr. 1) sub II. 

2. Ueber bie Zuläffigkeit für Heinere Stäbte: cf. insbe⸗ 
fonbere: €. v. 7. Juli 1879 (oben 8 285 Nr. 1). 
€. v. 9. Nov. 1876 (oben Oh. I 8 178 Nr. 6b), 
€. v. 10. Juni 1882 (oben g 285 Rr. 2). 

3. Ueber bie Unzuläffigteit ber Bewilligung für Stäbte, 
welde höhere Unterrichtsziele verfolgen: €. v. 15. Jan. 
1873 (8 282 Nr. 38, 3b) und oben Nr. 1 a. €. 


1. 
(Fortſ. von $ 292 Nr. 2c.) 
Berlin, den 27. December 1873. 

Was die Verbefferung der ftädtifchen Lehrer- 
ftelen anbelangt, fo made id) darauf aufmerk— 
fam, daß die Königliche Regierung nicht ermäd- 
tigt ift, unter Aufgabe des hergebrachten Syitems 
feiter Stellengehälter in angemeffener Abftufung 
die Einführung des Syſtems Beiweglichet Gehalts⸗ 
ſcalen unter Beſtimmung von Minimal- und 
Maximalſätzen in Rückſicht auf das Dienſtalter 
ber Lehrer anzuordnen reſp zwangsmeife 
durchzuführen. Noch weniger fünnen der Künig- 
lichen Regierung die Mittel zur Verfügung geftellt 
werden, um in Folder Weiſe die Berbefferung der 
Zehrerbefoldungen in den Städten zu unterftügen 
refp. dad veränderte Befoldungsfyftem zur Gel- 
tung zu bringen, zumal im Allgemeinen anzu= 
nehmen ift, daß die Städte jelber die Kraft Haben 
müfjen, ihre Volksſchulbedürfniſſe ausreichend zu 
befriedigen. Es würde zu weit führen und ge- 
wiffermaßen eine Unbilligfeit gegen die überall 
nad ihrer vollen Leiftungsfähigkeit für ihr 
Schulweſen in Anſpruch genommenen ländlichen 
Schulgemeinden in fi fließen, follte von dem 
in der Circular-Berfügung vom 22. Juli 1871 
wiederum —— —— Grundſatz abgeſehen 
werben, daß die Städte bei einigermaßen richti— 
ger Verwendung ihrer Mittel nur ausnahmd- 
teife der Staatsunterftügung zur angemefjenen 
Befoldung ihrer Lehrer wirflih bedürfen und 
ber dahingehenden Forderung und Bewegung der 
Zeit auch im Allgemeinen leichter zu folgen ver- 
mögen, als die in der Regel Heineren Tändlichen 
Schulgemeinden. Namentli gilt dies von den 
tößeren Städten. Die fleineren Städte, deren 

erhältniffe fih mehr denen der ländlichen Schul- 
gemeinben nähern, können fi ſehr wohl, fo wie 
diefe damit begnügen, ihren Lehrern feite, nad) 
den örtlichen Verhältnifien austömmlich bemefjene 
und entſprechend abgeftufte, Stellengehälter zu 
fichern, wobei den älteren Lehrern die nach meiner 
Circular-Verfügung vom 18. Juni d. 3.*) in 


*) Dben 3b. I $ 182 Rr. 1. 





NRüdfiht auf das Dienftalter gewährbaren per- 
fönlihen Zulagen zu Gute fommen dürften. So 
anerkennenswerth c8 ift, wenn die Städte in 
ihrem mohlverftandenen eigenen Intereſſe ſich die 
Vortheile von Schulanftalten zu fichern ftreben, 
welche über das Ziel der gewöhnlichen Volks— 
ſchule hinausgehen, fo darf doch diefem Streben 
aus naheliegenden Gründen nur dann Vorſchub 
geleiftet werden, wenn die Städte der ihnen gefeglich 
obliegenden Verpflichtung gegen die Elcmentar= 
ſchulen in vollem Maße eingedenf bleiben und 
nit aus der Verfolgung höherer Unterricht3- 
ziele einen Vorwand glauben hernehmen zu kön— 
nen, um Staatdunterjtüßung für ihre Elementar- 
föulen naczufugen. 


8287. a für jüdiſche 
en. 


1. E. v. 5. Mai 1873 betr. ben allgemeinen Ausſchluß 
einer Subventionirung judiſcher Schulen aus Staats⸗ 
fonds. 

2. E. v. 4. Dec. 1873 betr. bie Vorausſetzung aus⸗ 
nahmsweiſer Bewilligung eines Zuſchuſſes. 

3. Für Hannover: cf. $ 281 Nr. 6. 


1. Ausſchluß der Suhventionirung einer jüdiſchen 
Säule ans Staatsfonds. 
Berlin den 5. Mai 1873. 

In Erwiderung auf die Berichte vom 25. März 
und 24. Zebruar cr. trete id der Königlichen 
Regierung dahin bei, daß, wenn die Kräfte der jüdi— 
hen Hausväter in N. zur Unterhaltung eines 
eigenen Schulfyftems nicht ausreichen, beziehungs- 
weife ein jüdiſcher Lehrer für daſſelbe unter den 
obwaltenden Verhältniffen nicht zu gewinnen ift, 
auf die Schließung der vorhandenen jüdiſchen 
Schule wird Bedacht zu nehmen fein, da eine 
Subventionirung zur angemefjenen Befoldung bes 
Lehrer an derjelben aus Staatsfonds dem in 
$ 61, 67 des Gefeges vom 23. Juli 1847*) aus⸗ 
gefprochenen Principe gemäß der Regel nad) nicht 
jtattfinden Tann. 

An diefe Maßnahme aber knüpft fih im Hins 
blid auf die $ 60, 63 1. c. beziehungsmweife $ 10 
Theil II Titel 12 des Allgemeinen Landrechts 
als nothwendige Folge die Aufnahme der jüdi- 
ſchen Kinder in die vorhandenen hriftlihen Schulen, 
d. h., wie id) bereit in der Verfügung vom 
14. März c. angedeutet habe, die Rückkehr in 
das, die gefeglihe Regel bildende Verhältniß, 
welches vor der Errichtung der jüdifhen Schule 
beftanben ‚Haben wird. 


2. Ausnahmöweile Zuläffigleit der Subventioni- 
m. öffentlicher jüdiſcher Schulen and dem zur 
ufbefierung der Xehrergehälter beftimmten; 
Stantöfonde. 
Berlin, den 4. December 1873. 
Dabei bemerkte ih, daß die Verwendung ber 
ur Aufbefferung der Lehrergehälter beftimmten 
Sands auch für jüdifche öffentliche Schulen, wie— 
wohl fie nad) Maßgabe des Geſetzes vom 23. Juli 
1847*) eine andere Stellung einnehmen, wie bie 


®) of. oben $ 256 Anh. L 
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chriſtlichen Ortsſchulen, doch nicht principiell oder 
ausdrücklich ausgeſchloſſen ift und daher unter 
Umftänden wohl ftattfinden kann. Fälle dieſer 
Art werben z. ®. dann vorliegen, wenn beim 
Unvermögen der zur Unterhaltung einer öffent- 
lichen jüdifhen Schule Verpflichteten das Fort⸗ 
bejtehen bderjelben dringend wünſchenswerth ift, 
weil eine anderweite Beſchulung der Kinder füg- 
lich nicht ftattfinden Tann, oder wenn das Ein 
ii en der Schule die Nothwendigkeit der ftant- 
ichen Beihülfe in gleihem Make zum Zwed 
ihres unerläßlihen Erfages durch anderweite Un- 
terbringung der Kinder erfordert. 
U. 44246. 


8 288. Ausſchluß der Stantsbeihülfe für 
en Verwalter der Lehrerſtellen, 
ellvertretungskoften ıc. 


— of. €, v. 5. Mat 1869 sub IIo oben 8 281 Nr. 2. — 


1. €. v. 24. März 1866 betr. bie Unzuläffigfeit ber 
Gewährung von Staattzuſchũſſen bei Verwaltung ber 
Stellen durch Präparanden, 

2. € v. 4. Dec. 1872 betr. bie ausnahmömeile Be: 
willigung in concreten Fällen. 

3. €. v. 10. Februar 1877 betr. die Nothwendigkeit 
minifterieller Genehmigung zur Gewährung der 
Staatsbeihülfe. 

4. €. v. 4. März 1869 betr. bie Behandlung fonftiger 
ungeprüfter Schulhalter. — cf. Nr. 5. 

5. €. v. 23. März 1876 und 14. Febr. 1874 betr. 
die ausnahmameife Bewilligung ber Gtaatsbeihülfe 


zur Gewährung ber Remumeration für einen bie, 


Stelle mitverwaltenden benachbarten Lehrer. — cf. 
auch $ 290 Anh. IL. sub 2 (einmalige Zuwendung 
aus ben Erjparnifien des ElementarfhulfonbB). 

6. Wegen Behandlung bes Staatszuſchuſſes bei der durch 
Amtzfuspenfion eines Lehrerd entitehenden SKoften: 
ch. oben $ 2195 Nr. 6, 7 unb über bie Verwen- 
dung zu ben Unterſuchungskoſten: ebenda Nr. 8. 


1. Anmmtäffigteit der Zahlung eines Stagtszu⸗ 
ſchufſſes an einen mit der Verwaltung der Schul⸗ 
ftelle beauftragten Präparanden. 


— Die zur Befoldung eines qeiten Lehrers 
an der evangeliſchen Schule zu N. aus dem Ner 
Schulfonds bewilligte Beihülfe von — Thalern 
barf dem Schulamt3präparanden N. nicht gezahlt 
werben. — Die Bewilligungen aus Staatsfonds 
find Tediglich zu dem Zwed zu verwenden, zu dem 
fie beftimmt Am, Ein Präparand, dem die Ver- 
waltung einer Schulftelle noch zur eigenen Aus- 
bildung gereicht, und dem eine ſolche Verwaltung 
nur ausnahmöwelfe, wenn ein geprüfter Lehrer 
für die Stelle nit zu gewinnen ift, auf kurze 
Beit übertragen werben darf, muß fi mit dem- 
jenigen begnügen, was die Berhäliniſſe ohne 
Dinzutritt ber Staatskaſſe ihm zu gewähren ge- 
atten. — — 

Berlin, den 24. März 1866. 

U. 5786. 





2. Ausnahmsweiſe Bewilligung bed Staats⸗ 


zuſchuſſes an Präparanden. 
(Ausgug.) 

Berlin, den 4. December 1872. 
Wenn einem Präparanden ausnahmsweiſe ein 
Antheil an dem der Stelle bei orbnungsmäßiger 
Befegung beftimmten Staatszuſchuß eingeräumt 
wird, fo fol dies nad} der Eircularverfügung vom 
5. Mai 1869*) nur nad Bewandtniß der Um- 
ftände, alfo nad) deu concreten Berhältniffen jedes 
Einzelfalls geſchehen. Hiermit würde es nicht zu 
vereinigen fein, wenn die Königliche Regierung, 
wie e3 den Anfchein hat, allgemein zwei Drittel 

der Staatszuſchüſſe den Präparanden zumeift. 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Ahenbad. 


Un 
die Königliche Regierung au R. 
V. — 


8. Nothwendigleit minifterieller Genehmignug 
fir Gewährung von Staatszuſchüſſen an 
äparanden. 


Berlin, den 10. Februar 1877. 


Auf den Veriht vom 16. December v. J. er 
öffne ich der Königlichen Regierung unter Hinweis 
auf die Verfügung vom 24. Mürz 1866 — 
U. 5786 — (C.-Bl. 1866 Seite 243), daß ein 
Präparand, der ausnahmsweiſe zur Verwaltung 
einer Lehrerftelle zugelafien wird, ſich in der Regel 
mit demjenigen ald Vergütung begnügen muß, 
was die Verhältnifie ohne Hinzutritt der Staats⸗ 
kaſſe ihm zu gewähren geftatten. Wie die in der 
Eircularverfügung vom 5. Mai 1869*) enthal- 
tene Ermädtigung, zur Nemunerirung zeitweiliger 
Verwalter einer Xehrerftelle zu veritchen ift, er 
giebt unter Anderm von Neuem die Verfügung 
vnm 23. März v. 3. — U. III. 2549 — (C.:Bl. 
1876 Seite 303).}) Was die ausnahmsweife 
Heranziehung von Staatsfonds zur Gewährung 
einer Vergütung an Präparanden, melde aus— 
hülfsweiſe eine Zehreritelle verjehen, anlangt, fo 
ift nad) der Verfügung vom 5. April v. % — 
U. III. 869247) — meine Genegmigung dazu in 
jedem einzelnen Fall nachzuſuchen. Bei derartigen 
Anträgen wolle die Königliche Regierung mit 
Rüdhict auf die maßgebenden Beitimmungen, in 
allen Fällen unter Darlegung der Aufbringungs- 
weife der Schulunterhaltungstoften und unter Ein- 
reihung einer vorſchriftsmäßigen Präftations- 
nadhweifung, fi über die Zahl der Kinder, welche 
die Schule bejuchen, über das Alter und die Bor- 
bildung des ausnahmsweiſe zur Ertheilung von 
Unterricht an einer öffentlichen Sant zuzulaſſenden 
Präparanden, ſowie darüber äußern, wann vor— 
ausſichtlich eine ordnungsmäßige Wiederbeſetzung 
der Stelle wird erfolgen können. Als allgemeine 
Norm ift aud) im dortigen Regierungsbezirk feft- 


*)$ 2831 Nr. 2 
ben Rr. 1. 


+) Unten Rt. 6. 
tr) Oben 8b. I $ 63 (Gelte 421). 
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qubalten, daß für einen Präparanden eventl. eine 

ergütung von 500 Mark jährlich genügt. 

Der Minifter der _geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
die Königliche Keglerunt RN 
v.uL fon er 


4. Verwendung von Staatözufchäffen bei einer 
Lehrerſtelle während der Verwaltung derſelben 
durch einen nicht gehörig qualificirten Lehrer. 


Berlin, den 4. März 1869. 

Auf die Berichte vom 11. December v. J. und 
5. v. M. eröffne ich der Königlichen Regierung, 
wie eine zwedmäßige und wirthlihe Verwendung 
der Staatsfonds erlorbert, ala Regel feftzuhalten, 
daß die ausnahmsweiſe zur Verwaltung von 
en zugelaffenen, nicht geprüften un nicht 
anjtellungsfähigen Schulamtsbewerber fih mit 
demjenigen zu begnügen haben, was ihnen bie 
Verhäãltniſſe le Hinzutritt der Stantöfaffe an 
en für ihre Mühemwaltung zu gewähren 
geitatten. 

Durch Verbefferung der Stellung unqualificirter 
Schulhalter mwilrde der Zweck einer Förberun 
des Schulweſens, welchem bie verfügbaren Mittel 
dienen follen, nit zu erreichen fein, vielmehr die 
Neigung begümnftigt werden, ſich einer gründlichen, 
methodiſchen Ausbildung für das Lehramt zu ent 
ziehen; die verfügbaren Mittel aber blos zu ver⸗ 
wenden, weil fie vorhanden find, würde nicht zu 
Fr en fein. Auch könnte es nur von üblem 
Einfluß Pin, wenn bie geprüften Lehrer Bug 
des Einfommend fi mit Präparanden, die faum 
die Elementarfhule verlaffen haben, oder mit 
fonftigen Schulamtsbewerbern, welde keine Prü- 
fung abgelegt haben, in allen Beziehungen gleich 
behandelt fehen. 
r> Im Uebrigen wird die Einhaltung der in Rede 
ftehenden Regel bei näherer Erwägung der con= 
creten Berhältniffe des einzelnen Sates ſich im 
Allgemeinen auch weniger bedenklich geftalten, als 
e3 anf den erften Blid erſcheint. Die eigentlichen 
Präparanden werden ſich aus den in bem Refcript 
vom 24. März 1866 — U. 5786*) — erwähnten 
erwähnten Gründen gewöhnlich mit dem begnügen 
tönnen, was bie ulgemeinden ihnen als Ent- 
ſchüdigung zu bieten vermögen. Aehnlich verhält 
es fih mit denjenigen älteren Perjonen, welche 
aus anderen Berufszweigen zum Lehrfach üiber- 

etreten find ober feit Jahren im Schulamt be— 
Pekftigt werben, ohne ihre formelle Befähigung 
zur Anſtellung als Lehrer nachgewiefen, refp. ohne 
einen Anſpruch auf Einfommenäverbefferung er⸗ 
langt zu haben. Angeſichts der Circularverfü- 
gungen vom 6. October 1854 — U. 3651 II — 

2. Dectober 1862 — U. 21981) — und 22. 
November 1867 — U. 26268**) — durfte die 
Königliche Regierung zudem ſolche Schulamtsbe- 
mwerber, wenn fie auch verſuchsweiſe und wider- 
ruflich wegen des Mangels an Lehrern zur Ver- 
waltung einer Schulftelle zugelafjen werden mußten, 
doch noch weniger als proviforifc angeftellte ge- 
prüfte Lehrer in Unſicherheit über die Bebin- 


3 Dben Rr. 1. 
**) of. Bb. 1 95163 Rr. 1. 





ungen ihrer einftweiligen Stellung laffen. Be— 
den fi) aber unter dieſen Schulhaltern folche, 
welche, wenn "ie die Lehrerprüfung, zu der fie 
einberufen "waren, auch nicht beftanden haben, 
doch treu und fleißig in ihren Schulen arbeiten 
und ebenfoviel oder mehr al3 manche geprüfte 
Lehrer elften, fo fand die Königliche Regierung 
in meiner Verfügung vom 22. October 1862 Anz 
laß, wegen der ganz befonderen Verhältniffe, welche 
eine Ausnahme räthlich oder erforderlich erfcheinen 
laſſen, meine Beitimmung darüber einzuholen, 
wie je ee des Falles die Verhältniffe folder 
ſchon feit Jahren fungirenden Schulhalter definitiv 
u regeln geweſen wären, refp. die ausnahmsweiſe 

jenehmigung ihrer Anftellung nachzuſuchen, zu= 
mal es ſich Hierbei nur um einzelne, aus früherer 
Zeit überfommene und hoffentlich nicht mehr lang 
dauernde Mängel handelt. Wird in dieſer Weije 
noch verfahren, wenn den Betheiligten mit Rüd- 
fiht auf ihr vorgefchrittenes Alter eine abermalige 
Prüfung bilfigerweife nicht mehr angefonnen werben 
tann, und fie ſich durch ihre bisherige Sübrung 
und Wirkſamkeit Anſpruch auf cine milde Beur- 
theilung erworben haben, fo können nicht nur 


8 | geordnetere Rerhältniffe gen — 


auch ſolchen ausnahmsweiſe angeſteilten Lehrern 
dauernde Gehaltsverbeſſerungen ſo weit als es die 
Stelle mit ſich bringi eventuell aus dem Fonds 
der — Thaler zu Theil werden. 

Was die Koſten des beſonderen confeſſionellen Re⸗ 
ligionsunterrichts betrifft, ſo können zu dieſem Zweck 
beſondere Bewilligungen aus Staatsfonds und 
nameutlich aus dem ausfchließlich zur bauernden 
Verbefferung der Einkünfte von Lehrerftellen bes 
ftimmten Fonds der — Thaler nit erfolgen. 
Für dieſe Koften haben Lediglich die Betheiligten 
nad Mabı abe der Verfügung vom 27. Juli v. I. 
-- U. 17652*) — aufzutommen, und muß es 
der Königlichen Regierung überlafjen bleiben, dar= 
über zu befinden, wie je nad) Lage des Falles zu 
helfen fein möchte. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten, 
von Mühler. 


An 
bie — liche Regierung zu N. 


5a. Stelivertretungätoften bei vacanten Schul: 
ſtellen, insbefondere bezüglich der für letztere aus⸗ 
geſetzten Gtantöbeihülfe. 
Berlin, den 23. März 1876. 

Auf den Bericht vom 22. v. M. cröffne ic) der 
Königlichen Regierung, daß grundfäglih Bewilli— 
gungen aus Siaatsfonds nur zu dem Zweck ver- 
wwendet werben bürfen, für welchen fie beftimmt find. 
Staatsbeihülfen zu Lehrerbefoldungen dürfen mithin 
auch nur zur Befoldung derjenigen Lehrer verwendet 
werden, welche auf der Lehreritelle, für welche der 
Zuſchuß beftimmt ift, angeftellt find. Im Fall noth- 
wenbiger Stellvertretung eines Lehrers haben diezur 
Befriedigung der Schulbedürfniffe Verpflichteten die 
Stellvertretungstoften u tragen. Auf einen Hinzu- 
tritt der Staatskaſſe iſt Hierbei nicht zu rechnen 
und find namentlic) die der Königlichen Regierung 


) 5284 Rr. 2 of. oben S. 418 Ep. 2 Anm.** 
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zur Verbeſſerung von Lehrerbefoldungen über- 
wieſenen Fonds nicht dazu beftimmt, Stellver- 
tretungfoften zu beftreiten. Jedenfalls ift die 
Königlihe Regierung nit ermächtigt, derartige 
ausnahnisweiſe Berilligungen ohne meine Genehmi⸗ 
gung eintreten zu laffen. 

Nach der Gireularoerfügung vom 5. Mai 1869 *) 
haben blos zeitweilige Verwalter einer Zehrerftelle 
jih in der Regel mit demjenigen zu begnügen, 
mas bie Verhältniffe ohne Hinzutrittt der 
Staatöfaffe ihnen zu gewähren geftatten. Eine 
Ausnahme kann nad) Bewandtni der Umftände 
namentlih dann ftattfinden, wenn es fih um 
ältere Schulhalter mit Familie handelt 
und wenn das von den Nächſtverpflichteten bei- 
bringlihe Lehrergehalt zur nothdürftigen 
Subfiftenz felbit eines ſolchen Schulverwalters 
nit hinreicht. Da es fi) bei einem angeftellten 
Lehrer, der eine benachbarte erledigte Stelle mit- 
verwaltet, nit darum handeln kann, ihm die 
Subfiftenz aus dem Einkommen der erledigten 
Stelle zu fihern, fo ift unter einem ſolchen Lehrer 
ein Schulverwalter oder älterer Schulhalter im 
Sinne der Circularverfügung vom 5. Mai 1869 
nicht zu verftehen, und ſonach hat ein folcher Lehrer, 
Hinficttich der Entfhädigung für die Mitverwal- 
tung einer benachbarten erledigten Lehrerftelle, ſich 
in der Regel mit demjenigen zu begnügen, was 
die Verhältniffe ohne Hinzutritt der Staatskaſſe 
im aus dem Einlommen der erledigten Stelle 
pro rata zu gewähren geftatten. Erſcheint es 
nad Bewandtnig der Umftände wünſchenswerth, 
ihm außerdem noch eine außerordentliche Bewillis 
gung zu machen, fo ift die Königliche Regierung 
ermädtigt, ihm eine einmalige Zuwendung aus 
denjenigen Mitteln zu Theil werden zu Taffen, 
welde dazu wie unterm 29. December v. 3.**) 
zur Verfügung geftellt werden können. 

In diefer Weile wird im dortigen Berwaltungs- 
bezirt dem Bedürfniß im Allgemeinen ebenfo zu 

enügen fein wie anderwärtd. Machen aber im 
inzelfale fi} befondere Umftände geltend, welche 
eine Wusnahme von den obengedachten Grund» 
fägen geboten erfcheinen laſſen, fo kann vor Er- 
tgeifung irgend einer Zuficherung Ihrerſeits mittels 
eine? die Nothwendigkeit nad den concreten Ber- 
hältniffen näher begründenden Antrags meine 
Genehmigung eingeholt werden. 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. as 


bie Königliche Regierung zu R. 
en 


5b. 


Berlin, den 14. Februar 1874. 

Ich genehmige, dab in denjenigen Fällen, in 
welchen bei Erledigung einer mit Staatsbeihülfe 
unterhaltenen Lehrerftelle eine Vertretung durch 
benachbarte Lehrer ftattfinden muß und die Mittel, 
welche ſeitens der zur Befriedigung der Schul- 
bebürfniffe Qerpflichteten beibringlich find, zur Be- 
ftreitung ber Stellvertretungatoften nicht hinreichen, 
auch auf die für dem entiprechenden Zeitraum 


*) 5.281 Rr. 2, 
®*) of. 8 290 Anh. IV. 








fälligen Raten jener Staatsbeihülfen foweit als 
unvermeidlich, zurüdgegriffen werden darf. 
Uebrigens ift bei Stellvertretungen der gedachten 
Art dafür zu forgen, daß die ftellvertretenden 
Lehrer an ihren eigenen Schulen die ordnungs- 
mäßige Unterrichtözeit nicht kürzen, 
U. IIL 1679. 


$ 289. Widerruflichkeit und ——— 
der Staatsuſchüſſe zum Lehrergehalt. 


— ot. €, v. 5. Mai 1869 IIb und IIIa (oben 8 281 
MR. 2) — 


1. €. v. 26. Nov. 1864 unb 21. Dec. 1872 betr. die 
allgemeine Prüfung ber Entbehrlicfeit der bemilligten 
Beihülfen. 

2. €. v. 20. Febr. 1865 beögl. bei ben für beftimmte 
Stellen angewiefenen Zufhäffen. 

3. €. v. 1. Mai 1866 betr. die Zurüdziefung eines 
ber Leiftungäkraft ber Gemeinde entſprechenden Be: 
trages. 

4. E. = 8. Sept. 1874 betr. bie Feitfegung von Ber 
willigungsperioben, Zurüdziehung Innerhalb berfelben, 
Bezeichnung ber Wiberrufligkeit. 

5. €. v. 4. Febr. 1878, 27. Jan. 1881 desgl. und 
betr. die Angabe der Periode in ben Nachweiſungen. 

6. €. v. 10. Nov. 1880 betr. bie Unzuläffigkeit einer 
Zurüdziehung aus anbern Gründen als um ber 
Leiftungskraft der Schulgemeinde willen. 

7. €. v. 6. Febr. 1873 betr. die Unzuläffigkeit einer 
vocationdmäßigen Zufiherung ber Beihülfe gegenüber 
den Lehrern. — of. Bb, 18 226 Nr. 16 Mblog 4. 

8. Ueber bie zeitweiſe Zurüdziehung 3. ®. bei einer 
Amtöfuspenfion bed Lehrers cf. oben $ 219b Nr. 7. 


1. Prüfung der Eutbehrlichleit der Staatszuſchüſſe. 


Bei Bewilligung von Staatszuſchüſſen für Ele- 
mentarſchulzwecke tft früher eine ausdrüdliche Be⸗ 
ſchränkung auf eine gewifie Zeit meiſtens nicht 
ausgefprodhen worden, und ſolche Zuſchüſſe werden 
deshalb in den Provinzialetat3 nicht, wie dies bei 
den auf beftimmte Zeit bemwilligten Staatszuſchüſſen 

eſchieht, als künftig wegfallend bezeichnet, während 
fe boch gleich diefen nur fo lange als Staatäbei- 
hülfen zu gewähren find, als zu deren Aufbringung 
die dazu verpflichteten Schulgemeinden ſich außer 
Stande befinden. Auf diefe Weife fehlt in An- 
fehung folder Zuſchüſſe der äußere Unlaß zu der 
von Zeit zu Beit nothwendigen Prüfung der Ver- 
mögensverhältniffe der betreffenden Gemeinden und 
demnad) auch zur Zurüdziehung oder Ermäßigung 
ber etiva ganz oder theilweis entbehrlich gewor⸗ 
denen Staatbeihülfen. Damit legtere nicht event. 
noch länger über das Bedürfniß hinaus fortge 
währt werben, find jeßt die Verhältniſſe aller der⸗ 
jenigen Gemeinden, für welche zur Unterhaltung 
ihrer Schulen und Lehrer Staatszuſchüſſe ohne 
rechtliche Verpflichtung und ohne Beitbeftimmung 
bewilligt worden find, A zu prüfen, und 
fobald fi ergiebt, daß die Gemeinden gegen- 
wärtig im Stande find, die fraglihen Zuſchüſſe 
ganz oder theilweiß zu übernehmen, find die ent- 
ehrlich geivordenen Beträge nunmehr zurüdzus 
ziehen, die etwa erforderlichen Beiterbeun gungen 
aber auf einen beftimmten Zeitraum zu beſchränken. 
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Die Königliche Regierung, beauftrage id) dem⸗ 
gemäß, ſämmtliche in Ihre Etats aufgenommenen 
Zuſchůſſe der — Kategorie zu ermitteln, 
ihre Entbehrlichkeit zu prüfen, über das Ergebniß 
biefer Prüfung zu berichten, und, foweit eine Sort: 
gewährung für erforderlich erachtet wird, ſowohl 
die vorfäitiftämäßigen Unterlagen zur Beurtheilung 
der Leiftungsfähigfeit der Verpflichteten einzureichen 
als auch den Zeitraum vorzufchlagen, auf welchen 
die Bewilligung zunächſt zu bejchränten fein wird. 
Als Regel werden, wenn nicht befondere Gründe 
für einen längeren ober kürzeren Zeitraum fprechen, 
zehnjägrige Bewilligungsperioden in Ausſicht zu 
nehmen fein, welde zwedmäßig mit dem betreffen- 
KRalenderjahre beginnen und aufhören. — 

Bas vorftehend hinſichtlich der aus allgemeinen 
Staatsfonds bewilligten Zufchüfle angeorbnet wor- 
ben, wird der Königlichen Regierung in gleicher 
Weiſe auch Hinfihtlih aller dergleichen Buisüfe 
zur Pflicht gemacht, welche aus fpeciellen dem Ele— 
mentarſchulweſen gewidmeten und unter der Ber- 
waltung des Staatd ftehenden Fonds gewährt 
werben, fofern die Verwendung dieſer Fonds nicht 
etwa anberweit näher geregelt ift. In den hierher 
gehörenden Fällen, in denen der Königlichen Regie- 
rung bie ſelbſtändige Entſcheidung nicht zufteht, 
ift wie bei den Zufchüffen aus allgemeinen Staats- 
fonds Hi berihten.*) Dabei find die Anträge nur 
infoweit zufammenzufaffen, al3 die Bewilligungen 
aus einem und demfelben Fonds erfolgt find. 

Die Königliche Regierung wolle e8 Sich ange 
legen fein laſſen, dieſe Etaisreviſionen ſobald als 
mög durchzuführen. 

erlin, den 26. November 1864. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
jämmtl! önigli 3 
fi —45* ice Regierungen. 


la, 
(Fortf. von 8 180 Nr. 1.) 

Zugleich made ich der Königlichen Regierung 
ur Pflicht, die periodifhe Prüfung der Unter- 
Hüpungsbebürftigteit der Leiftungspflichtigen nicht 
als $ormalität angufeben, fondern unter Beachtung 
der beftehenden Vorſchriften eintreten zu laſſen, 
da fein hinreichender Grund vorliegt, für den 
dortigen Regierungsbezirk eine Ausnahme zu ge- 
ftatten. 

Berlin, den 21. December 1872. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛe. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Achenbach. 
n 
bie sn Mide Beglerumg zu = 

Die durch meinen Erlaß vom 26. November pr. 
(19475 U.)**) angeordnete Prüfung der Entbehr- 
lichteit und eventuche Zurüdziehung der ohne 
rechtliche Verpflichtung und ohne Beitbeftimmung 
bemilligten Stoatszufgüffe für Elementarſchul⸗ 
zwecke ift, wie ih der Königlichen Regierung auf 
den Bericht vom 18. v. M. eröffne, nicht auf die- 
jenigen Staatszuſchüſſe zu beichränten, welche ohne 
nähere Beftimmung über die Urt der Berwen- 


*) cf. $ 81 Rr. 2 
**) Oben Rr. 1. 





dung überhaupt zur Schulunterhaltung bemilligt 
find, fondern auch auf diejenigen auszudehnen, 
welche für beftimmte Lehreritellen und deren im 
Etat namhaft gemachte Inhaber angewiefen find. 
Ein Unterſchied zwiſchen diefen beiden Arten von 
Zufchüffen befteht für die gegenwärtige Aufgabe 
der Königlichen Regierung nicht. Insbeſondere 
unterliegt e8 aud) feinem Bedenken, daß präftationg= 
fähige Gemeinden die für eine beftimmte LXehrer- 
ftelle refp. für den namentlich genannten Lchrer 
ohne rechtliche Verpflichtung bisher angemiefenen 
Staatszuſchüſſe fofort und ohne Rüdficgt auf den 
ettvaigen Abgang des Stelleninhabers zu über- 
nehmen haben. 

Die entgegengejegten Ausführungen der König— 
lichen Regierung treffen nur da zu, wo ed fi 
nicht um nothwendige Verbefferungen der Schule 
stellen an fich, fondern um perfönliche Zulagen 

andelt, die einem Lehrer in Berüdfichtigung feiner 

milien- und fonftigen Verhältniffe ausdrüdlich 
als ſolche bewilligt ind. Auf Zufagen biefer Art 
bezieht fi der Erlaß vom 26. 
haupt nicht. 

Berlin, den 20. Februar 1865. 

U. 283. 


ovember pr. über- 


8. Zurüdziehung der Staatszuſchüſſe. 

Auf die Vorftellung vom 16. October v. I. 
eröffne ich dem Schulzenamt, daß die dortige Ge- 
meinde nad ihrem Beſchluß diejenigen 30 Thlr. 
aufzubringen hat, welche feither beihülflich 
ur Befoldung des evangelifchen Lehrers aus Staatd- 
Tonps gewährt worden find. 

Die Behauptung, der dortige evangelifche Lehrer 
empfange aud) ohne diefe Bulage mehr, als ihm 
nad) der Provinzial-Schulordnung vom 11. Des 
cember 1845 zuitehe, ift unbegründet. Die Königs 
liche Regierung ift gefeglich befugt, zu beftimmen, 
was nad) den örtlihen Verhältniſſen nothwendig 
ift, um dem Lehrer eine austümmliche Befoldung 
zu fihern. Die Höhe einer ſolchen fan nad) 8 17 
der Provinzial-Schulordnung vom 11. December 
1845 aud) den im $ 12 vorgefehenen niedrigsten 
Sag überfteigen. Nah dem pflihtmäßigen Er- 
— der Königlichen Regierung iſt für die dortige 
evangeliſche Schulſtelle die Zulage von jährlich 
30 Thlen., welche bisher aus Staatsfonds ge- 
währt worden ift, unentbehrlih. Eine rechtliche 
Verpflihtung des Staats zur Bahlung biefer 
Summe befteht nit. Die Beihilfe ift nur wegen 
des Unvermögens der zur Unterhaltung der Schule 
Verpflichteten beivilligt worden und darf demnach 
aus der Staatskaſſe nur fo Tange gezahlt werden, 
als die Verpflichteten der Uuterftügung bedürftig 
find. Nach den Verhältnifjen der Gemeinde unter- 
liegt e3 feinem Zweifel, daß der in Rede ftehende 
Betrag nunmehr ohne Ueberlaftung von den Ver- 
pflicteten aufgebracht werden kann, und um Huf: 
bringung eines hohen, die Reiftungstraft der Ge⸗ 
meinde überfteigenden Betrags handelt es ſich über⸗ 
haupt nicht. 

Berlin, den 1. Mai 1866. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
gr Vertretung: Lehnert. 


n 
das Schulzenamt zu N. (in ber Provinz Preußen). 
U. 6907. 
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4. Widerruflihfeit der Staatszuſchüfſe 
befoldungen, periodifhe Prüfung der 
des Beblrfuifles. 


Berlin, den 8. September 1874. 

Nach den beftehenden Vorſchriften find ——— 
Staatsbeihülfen oder Bedürfnißzuſchüſſe, welche 
ergänzungsweiſe zur Beſoldung von Lehrern oder 
Lehrerinnen — werden, jederzeit widerruflich, 
und um die Nothwendigkeit derartiger Unter— 
ftügungen je nad) den concreten Verhältniffen des 
Einzelfalled nad) Verlauf einiger Zeit von Neuem 
zu prüfen, event. entbehrlich werdende Beträge 
anderweit beftimmungsmäßig verwenden zu fönnen, 
aus geihäftlichen Verwaltungsrückſichten mit bes 
ftimmten Bemwilligungsperioden bis zu zehn Jahren 
ahlbar zu machen. Letzteres ſchließt nicht aus, 
Be Staatunterftügungen auch innerhalb der 
Bewilligungöperioden ganz oder theilweife zurüd- 
äuziehen, wenn fich inzwiſchen ergiebt, daß die 
zur Befriedigung der Schulbedürfniffe Verpflichteten 
in den Stand gelangt find, die gedachten Beträge 
anz ober theilweife aus eigenen Mitteln zu be 
Üreiten. Zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten 
bringe ich diefe Grundfäge hierdurch mit der Be— 
ftimmung in Erinnerung, nit nur fortan bei 
jeder Neubewilligung von Bedürfnißzufhüffen der 
in Rede ftehenden Urt letztere ftet3 ausdrüdlidh als 
„jederzeit widerrufliche Staatsbeihülfen“ mit einer 
beftimmten Bemwilligungsperiode zu bezeichnen, 
fondern auch hinſichtlich ſchon bemilligter Be- 
bürfnißzufhüffe den Betheiligten in geeigneter 
Weiſe zu —— de geben, daß dieſe Bewwillis 
un .— 
ae 


4 Xehrer- 
ortdaner 


5a. Zwed der PBeriodifirung der Bewilligungen 
and dem Elementarfulfonds — Angabe der 
Beriode in den Nahweilungen. 


Berlin, den 4. Februar 1878. 

Auf den Bericht vom 30. Juni pr., betreffend 
die Bewilligungen aus dem Efementarihulfonds 
Capitel 125 Titel 12°) des Provinzialetats, er= 
öffne id) im Einvernehmen mit dem Herrn Sinang- 
minifter der Königlichen Regierung, daß die 
Feriobifirung diefer Bewilligungen nicht nur die 

ntftehung einer rechtlichen Verpflichtung des 
Staatd zur dauernden Fortgewährung jener Zu— 
ſchüſſe verhüten fol, fondern auch zugleich den 
Ziveck hat, daß von Beit zu Zeit von Neuen ges 
prüft werde, ob nicht die betreffenden Gemeinden 
inzwifchen in die Lage gekommen find, die ihnen 
zur —— ihrer Schulen bewilligten Staats⸗ 
zuſchüſſe aus eigenen Mitteln aufzul ringen und 
demgemäß eine Burlidziegung jener Zufäuffe ein⸗ 
treten kann. Diefer lehtgedachte Zwed wiirde aber 
verfehlt fein, wenn bei den desfallfigen Bewilli— 
gungen nur der Vorbehalt des Widerrufs gemacht 
würde und im Mebrigen abgewartet werben follte, 
ob die Königliche Regierung etwa gelegentlich von 
einer Befferung der Berhältniffe der Fetteffenden 
Gemeinden Kenntniß erhält. 

So lange nicht allgemein wegen Bewilligung 
von Beihülfen aus dem Elementarfäutfonb ander⸗ 


) Ieht Cap. 121 Titel 27; of, Vorbericht zu $ 281. 





weite Beftimmungen getroffen find, muß daher an 
dem vorbezeichneten von allen übrigen Regie—⸗ 
rungen beobachteten Verfahren feftgebe ten werben 
und kann id für die Königliche Sglerung eine 
Ausnahme umfoweniger zulaffen, als Die durch die 
BVeriodifirung der einzelnen gran erwachſende 
Mehrarbeit nicht erheblich iſt und ſich leicht be— 
wältigen läßt, wenn nur die Einrichtung getroffen 
wird, daß in jedem Jahre ein Theil der Bewilli- 
gungen das Endziel erreicht. 

Die Königliche Regierung veranlaffe ich hier- 
nad, dafür Sorge zu treffen, daß künftig in der 
ald Anhang zu dem Etat der geiftlien und 
Unterrictäverwaltung dienenden Nachweiſung der 
Berilligungen aus dem in Rebe ftehenden Fonds 
bei jeder Bofition die Dauer der Bemilligungs- 
pertode angegeben wird. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Sybom. 


An 
ie Röniglice Regierung zu R. 
ee. Ih 
5b. 


Berlin, den 27. Januar 1881. 

Die Königliche Regierung erhält die Anlage bes 
Berichtes vom 30. November v. $. zurüd, um 
fo weit als nöthig zur Verbefferung des Einfom- 
mens ber Sehrertelle zu N. eine Beihülfe aus 
den zu Ihrer Verfügung ftehenden Fonds zu ge= 
währen, da es ſich um eine beftehende und nicht 
um eine erft zu errichtende Schulftelle Handelt. 

Ein Stelleneintommen von — Markt für den 
Lehrer an einer einklaffigen Landſchule erfcheint 
ungenügend, ba im Allgemeinen in folden Fällen 
mindeftend — Mark neben freier Wohnung und 
Feuerung erforderlih find. Für die ausfömm- 
lie Ausftattung einer Schulftelle Yönnen weder 
die perfönlichen Verhältnifie des jeweiligen In— 
habers derfelben, noch der Umstand maßgebend 
fein, daß die Schülerzahl in einer Nachbarſchule 
gröber iſt. Mit Rüdfiht hierauf wolle die König- 
iche Regierung iu Boriche ftämäfiger Weiſe dafür 
forgen, daß die Lehrerftelle zu N. baldigft nach 
den örtlichen Verhältniffen angemeffen ausgeftattet 
werde. Dabei würde die etivanige Leiftungsun- 
fähigfeit der Verpflichteten einen Hinderungsgrund 
nicht abgeben können, weil bie Königliche Regie— 
rung eventuell, nach vorfhriftsmäßiger Feſtſtellung 
der Hülfsbedürftigleit der Betheiligten, zeitweilig 
mit biesfälligen, zu ihrer Verfügung Henenden 
Fonds nad) Bedürfniß helfend einzutreten hätte. 

€3 muß vermieden werden, als Grund der Ab- 
fchnung derartiger Staatsbeihülfen fi, mie im 
vorliegenden Falle darauf zu berufen, daß über 
Ihre —— Fonds bereits anderweit ver⸗ 
fügt worden fei. Der Söniglichen Regierung find 
u Gewährung folder Veihülfen hinreichende 

ittel überwiejen und Wufgabe der Königlichen 
Regierung bleibt es, diefelben unter Beachtung der 
beftehenden Beitimmungen derartig zu verwalten 
und zu verwenden, daß ftet ben hervortretenden 
Bebürfniffen genügt werden Tann. 

Mit Bezug auf die Circular-Verfügung vom 
8. September 1874 (E.:B1. ©. 660)*) made ih 


*) Oben Rr. 4. 
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insbefondere darauf aufmerffam, daß das Be— 
dürfniß, die in Einzelfällen bewilligten, jederzeit 
widerruflihen Staatöbeihülfen zu Lehrerbejol- 
dungen ferner zu gewähren, wiederholt Ihrerſeits 
vorjhriftsmäßig geprüft werden muß, und daß bei 
der großen Zahl von Schulen, bei melden im 
dortigen Verwaltungsbezirke derartige Beihülfen 
gewährt werben, die Einzelbeträge der leßteren 
nur hier und da, vornehmlich bei einer Anzahl 
folder Gemeinden, deren Verhältniffe nicht ganz 
ärmlide find, um verhältnigmäßig geringfügige 
Summen gelürzt zu werben brauden, um ge: 
nügende Mittel zu ‚gereinnen, in neuen und dringen- 
deren Fällen des Bebürfnifies Helfend einzutreten. 
Außerdem können zu dem Zwecke eventuell aud) 
die Erfparniffe, welche bei den der Königlichen 
Regierung unter Capitel 121 Titel 27 zur Ver- 
fügung ftehenden Fonds bei Beachtung der maß⸗ 
gebenden Beftimmungen alljährlich eintreten müffen, 
und von welchen im lepten Rechnungsjahr über 
— Mark hierher abgeführt worden jind, mit in 
Anſpruch genommen werden. Selbftredend können 
folhe im Falle des Bebürfnifjes auf die Erfpar- 
niffe anzuweifenden Bewilligungen feine dauernden 
fein, fondern nur von Jahr zu Jahr erfolgen.*) 
Hiernad kann es feinem Zweiſei unterliegen, 
daß, wenn es nöthig ift, das Einfommen ber 
Lehrerftelle zu N. von — Mark auf — Mark zu 
erhöben und dazu eine Staatöbeihülfe zu gewähren, 
die Königliche Regierung im Stande ift, die dazu 
erforderlichen Mittel bereit zu ftellen. Die König- 
liche Regierung wolle aljo das Geeignete veran- 
laſſen und den Gemeinderath N. und Genofjen zu 
N. auf das Geſuch vom 12. November v. S. ent- 
ſprechend befcheiden. 
Der Minifter der geiftlihen 2c Angelegenheiten. 
Im Auftrage: de la Croix. 


De Re an 
6. ai für die Zurüdziehung ber 
taatszuſchüffe. 


Berlin, den 10. November 1880. 

Auf den Bericht vom 26. Auguſt d. J. erwidere 
ich der Königlichen Regierung unter Ruckſendung 
ber Beſchwerde des Schul- und Gemeindevorſtandes 
in N. vom 23. März d. J., indem ich vorweg 
bemerfe, daß bie Legitimation des Schulvorftandes 
zur Führung diefer Beſchwerde keinem Bedenken 
unterliegen fann, das Folgende: 

Die jederzeit widerruflihen und nur unter Feft- 
jegung einer beftimmten Bewilligungsperiode in 
Gemäßheit der Circular-Erlafje vom 5. Mai 1869 
(E.:81. 1869 ©. 271 fj.’*) und 8. September 
1874 (C.-81. 1874 S. 660)***) jowie nad) dem 
Erlaſſe vom 21. December 1872 (C.:81, 1873 
S. 101)}) zu gewährenden Staatsbeihülfen können 
allerdings auch ſchon innerhalb der Bewilligungs- 
periode gang ober theilweife zurückgezogen werden, 
jedoch in allen Fällen nur, wenn % bei Prüfung 
des Bedürfniſſes ergiebt, daß die zur Aufbringung 
der Schulunterhaltungstoften verpflichteten Schul- 





emeinden 2c. inzwiſchen in den Stand gelangt 
rg die gedachten Koften ganz oder wenigſtens 
zu einem größeren Theile, als e3 feither gefchehen, 
ohne Ueberbürbung aus eigenen Mitteln zu deden. 

Dagegen tft es nicht zuläffig, dergleichen Staats— 
beihülfen aus anderen, ald ben vorgedadhten 
Gründen ganz oder theilweiſe zurüdzuziehen, und 
ingbefondere darf eine folde Maßnahme nicht bloß 
einzelnen Mitgliedern oder einer gewifjen Klaffe 
von Mitgliedern der Schulgemeinde gegenüber 
zur Geltung gebracht werben, um biefelben dadurch 
indirect zu nöthigen, fich den Anforderungen, welche 
die Königliche Regierung in irgend welcher anderen 
Hinfiht an die Schulgemeinde zu ftellen ſich be- 
rechiigt erachtet, fügfam zu bezeigen. 

iernach kann eine theilweiſe Zurüdziehung der 
gun Befoldung des zweiten und britten Lehrers 
m N. gewährten Staatsbeihülfen nur infoweit er- 
folgen, als ſich bei erneuter Prüfung ergeben gem 
daß, wenn bei der Umlegung der gefammten Koften 
für die Unterhaltung des Schulwejens auf die Mit- 
glieder der Schulgemeinde unter Vorausſetzung 
durchgängiger Leiftungsfraft aller Betheiligten nad) 
Maßgabe des 8 31 Titel 12 Theil IT Allgemeinen 
Landrechts verfahren wird, wie es nad) den Er- 
lafien vom 22. Zanuar 1856 und 20. Auguft 1856 
E.Bl. 1880 ©. 497)*) und nad der in dem 
ireular-Erlafje vom 5. Mai 1869 erwähnten 
Verfügung vom 3. October 1868 (C.-Bl. 1869 
©. 62)**) behufs Ermittelung der Leiftungsfähig- 
teit jedes einzelnen Mitgliedes der Schulgemeinde 
geihehen fol, um danach den Betrag der zu ge= 
Inäeenben Stan abeinilfen an bemefjen, eine größere 
ober geringere Zahl der Mitglieder der Schulge- 
meinde die auf fie nad dem wirklichen Bebürf- 
niffe des Schulfyftems repartirten Prinzipalbei= 
tragsantheile in größerem oder geringerem Maße, 
als etwa feither angenommen worden, ohne Ueber⸗ 
bürdung aufzubringen im Stande find. 

Die Königlihe Regierung wolle dabei insbe— 
fondere aus dem Erlafie vom 3. October 1868 
(E.:81. 1869 &. 62)**) des Näheren entnehmen, 
daß die zur Lehrerbefobung gewährten Staats- 
beihülfen Tebiglih den leiftungsumfähigen Mit- 
gliedern der Schulgemeinde zu Gute kommen jollen, 
nicht auch denjenigen, welche die auf fie repartirten 
Beingipalbeitragsaunten aufzubringen im Stande 
m ohne überbürdet zu werden. Inwieweit die 

iſcher und Freileute zur Kategorie der letzteren, 
die Büdner und Haußleute aber zur Kategorie der 
erfteren gehören, bleibt der Königlichen Regierung 
überlaffen, zu prüfen. 

Hiernach wolle die ar je Regieruug Ihre 
Verfügung, über melde Beſchwerde geführt ift, 
abändern, die weitere geeignete Verfügung unter 
Bendtung der vorgedachten Geſichtspunkte treffen, 
und den Schulvorftand, fowie auch den Lehrer N. 
befcheiben. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
von Buttlamer. 


un 
re 


*) Dben 5 273 Rr. de, 
Sben 5 283 Rr. 1. of. dazu bie Rote zu 8 261 Rr. 1. 
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7. Anzuläffigteit Erg Zufigerung 
der Staatszuſchüfſe zum Xehrergehalt. 


Berlin, den 6. Februar 1873. 

Die Gewährung von Staatszuſchüſſen zu dem 
bisherigen unzureichenden Stelleneintommen ber 
Elementarlehrer vocationdmäßig zuzufagen, muß 
in Aufrechterhaltung des bisher befolgten Princips, 
wonad nicht dem Lehrer ein Rechtsanſpruch gegen= 
über dem Staate einzuräumen ift, der Staat viel- 
mehr mit dem Zuſchuſſe nur die unvermögende 
Gemeinde jubventionirt, grundfäglich vermieben 
werden. Rechtfertigen es die Umſtände im ein- 
zelnen Falle, von diefer Regel abzuweichen, fo ift 
dabei wenigſtens auszufprechen, daß es dem Be— 
finden der die Wocation außftellenden oder be- 
ftätigenben Regierung vorbehalten bleibt, den Zu— 
ſchuß, für den event. die Gemeinde aufzulommen 
hat, zurüdzugiehen. 





& 290. Verwendung der Heimfälle und 
Erfparniffe bei den Staatsfonds für Bn- 
ſchüſſe zu Lehrerſtellen. 

— et. €. v. 5. Mai 1869 sub IH, ©. v. 8. Mai 
1872 (oben 8 281 Nr. 2 und 3). — 


1. € v. 18. Aug. 1864 betr. die Sonberung ber An= ſi 


träge auf fernere Bewilligung von Zuſchüſſen aus 
Provinzial: und Gentralfonds von bemjenigen aus 
allgemeinen Staatsfonds. 
. E. v. 8. Mai und 6, Dec. 1872 betr. bie Unzu⸗ 
Läffigkeit der Verwendung ber Erfparniffe 
feitend ber Regterung zu D otations-Capitalien, 
Meliorationen. — cf. Nr. 3. 
3. € v. 18. Mai 1874 betr. bie Nothwendigkeit 
minifteriellerGenehmigunggur Berwenbung 
der Erſparniſſe für den Antauf ober die Melio- 
ration von Shulbienftländereien unb betr. 
bie Vorfchläge der Regierung Über bie Verwendung ber 
Erfparniffe. — cl. €. v. 8. Aug. 1873 (8 281 
Nr. 48), €. v. 30. Det. 1873 (8 292 Wr. 3), €. v. 
22. Dec, 1881 (Bb. I $ 185 Nr. 2), €. v. 27. Mai 
1875 u. 28. April 1876 (unten Anh, V— VI). 
. Ueber die Verwendung ber Erfparniffe zu perfön= 
lien Zulagen: cf. 86. 18178 Rr. 6ba. €. 
und $ 183 Nr. 6, ſowie bier unten Anh. I—IV. 
5. Ein XHeil der Eriparniffe wirb regelmäßig zur Be⸗ 
ſchaffung von Lehrmitteln für öffentliche Schulen 
hülfabebürftiger Schulgemeinden ven Provinzialbe⸗ 
hörben zur Verfügung geftellt. Für bie Verwendung ift 
ber zweifache Gefichtspunkt maßgebend, erftlich bebilrftige 
Gemeinden, welde ihre Schulen noch nicht mit der 
Nr. 8 Alinea 2 und Wr. 9 der üllg. Beft. vom 
15, October 1872 vorgefhriebenen Gegenftänben 
und Lehrmitteln haben vollftänbig ausrüften können, 
dazu thunlichſt in ben Stand zu ſetzen, zweitens Ges 
meinben, welde auß eigenen Mitteln bie bezüglichen 
Anſchaffungen nicht bewirken können, zu befähigen, 
bie für mehrflaffige Schulen erforderlichen weilern 
2ehrmittel zu beiaffen. (cf. Leverkühn, Schulgeſetze 
1885 IT ©. 224 ımb unten Ang. II.) 
Anbang. 
J/IV. CircularErlatß v. 9. Dec. 1874, 7. Det, 1876, 





19. Rov. 1878, 24. Oct. 1879 betr. bie Ver⸗ 


bei den Elementarſchulfonds. 8 290. Nr. 1—2a. 


wenbung der Exfparniffe bed Elementarſchulfonds, 
Gap. 121 Tit. 27, zu einmaligen Zuwen= 
dungen an Lehrer und Lehrerinnen und 
zu fäglihen Schulbedürfniſſen (abgebr. bei 
Leverkũhn, Schulgejege für Hannover 1885 Dh. II 
©. 74 —80 und Runge, Volksſchulweſen für Schles- 
wig⸗ Holſtein Nactr. I 1878 ©. 49 u. 59). — 
of. Bb. 18 182 Nr. 10 a. €. und 12. 

€. v. 27. Mai 1875 und 28. April 1876 betr. 
die Begründung ber Anträge auf Berwenbung 
ber Erſparniſſe des Elementarſchulfonds zum Anz 
tauf und zur Verbefferung von Schule 
dienftländereien (Kunge, Volksſchulweſen für 
Säleswigspolften, Nadıtr. I 1878 ©. 58, 59). 


1 


Berlin, den 18. Auguſt 1864. 

Anträge auf fernere Bewilligung von Zu— 
ſchüſſen aus dieffeitigen oder Provinzialfonds zu 
Schulzweden find von denjenigen zu fondern, 
welche weitere Bewilligungen aus allgemeinen 
Staatsfonds oder folde Zuwendungen betreffen, 
welche zeitweife durch Uebernahme auf den 
Staatshaushalts-Etat flüffig gemacht worden find. 

[Die aus allgemeinen Staatsfonds be- 
reit geftellten Summen,*) fo weit fie etwa ganz 
oder theilweife für den Zweck, zu dem fie beivil- 
ligt worden, entbehrlich werden, bürfen grund» 
ätzlich anderweit nicht verwendet werden. Es 
läßt fi daher ein bei einer Schule entbehrlich 
gewordenen Zuſchuß der gedachten Art auf eine 
andere Schule nicht übertragen, vielmehr muß 
feiner Zeit der entbehrlich gewordene Betrag ald 
erfpart verrechnet und vom Etat abgefegt, der 
nöthig werdende Betrag aber vorihriftsmäßig 
zur Üebernahme auf den Staatshaushalts-Etat 
angemeldet werben.) 

. 13407. 


2a. Berwendung der Eriparniffe. 


Berlin, den 8. Mai 1872. 

Durch die Eircular-Verfügung vom 5. Mai 
1869 — U. 13608%) — murde bie Königliche 
Regierung ermächtigt, die Erfparniffe aus Ihren 
Antheilen an den 1867/69 zur Aufbeflerung ber 
Elementarlehrer-Gehälter im Staatöhaushalte- 
Etat —A Fonds der 265,000 Thlr. 
(efr. ©. 15 dajelbft) auch zu einmaligen Bewilli- 
gungen für ſolche Anlagen, welde das Eintom- 
men einer befjen bedürftigen Lehrerftelle bauernd 
verbeffern, aljo 3. B. zum Ankauf, zur Meliora⸗ 
tion oder Entlaftung von Schuldienftlänbereien 
und zu Dotationd-Rapitalien zu verwenden. 

Unter Aufhebung dieſer Belimmung wird die 
Königliche Regierung angewiejen, die Erfparniffe 
für diefe Zwede femerätn nicht mehr zu verwen⸗ 
den, und die in dieſer Beziehung etwa noch ſchwe— 
benden Verhandlungen oder angelnüpften Be— 
ziehungen, ſoweit nicht ſchon verbindende Bufagen 
gemadt, ober Verpflichtungen eingegangen find, 
abzubrechen. 

Dagegen iſt es geftattet, die an gedachter Stelle 
der CirculareBerfügung vom 5. Mai 1869**) er- 


®) Bezieht ſich uicht auf bie im €. v. 5. Mai 1869 (9281 
Nr. 2) x. Überwiejenen Summen. 
1 281 Rt. 2. 


vm. 
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wähnten Erjparniffe außer den ſonſtigen daſelbſt 
bezeichneten Zwecken namentlich auch zu einma- 
ligen Zuwendungen an Elementarlchrer zu verwen⸗ 
den,*) und Diefeiben der Bemerkung zu Aus- 
abe:Zitel 23 des diesjährigen Staatshaushalts- 

ats) ‚gemäß, in das nächſie Jahr zu übertragen. 


2b. 


Berlin, den 6. December 1872. 

Mit Bezug auf die Verfügungen vom 4. Fe 
bruar 1870 — U. 1958 —, 19. Mai v. J. — 
U. 7418 —, die Circular-Verfügungen vom 
5. Rai 1869 — U. 13608 — und 8. Mai d. 
3. — U. 9756 — (Centralblatt der Unterricht3- 
Berwaltung für 19869 ©. a) und für 1872 
©. 20a)? made ich die Königliche Regierung 
darauf aufmertfam, daß aus Staatsfonds Dota- 
tiongcapttalien oder überhaupt Beihülfen, wie 
zum Unlauf, zur Melivration oder Entlaftung 
von Schulgrundftüden, melde die Dotation 
einer Schulitelle dauernd verftärken, nicht mehr 
gewährt werben dürfen. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

Ri Vertretung: Ahenbad. 


bie Rönigiige Reiemng zu N. 
8. 


Berlin, den 18. Mai 1874. 

Nach dem am 10. Februar d. 8. bewirkten Fi- 
nal⸗Abſchluß, zeigte die Königliche Regierung 
an, daß aus dem Vorjahre bei dem Fonds 
im Ganzen — Thlr. Erjparniffe vorhanden jeien, 
deren Sie zur Verwendung nah Maßgabe der 
Eircular-Berfügung vom 24. Februar d. 3. be- 
dürfe. Mag die Königliche Regierung immerhin 
am 14. März d. 3. nod ich im Sy der Cir⸗ 
eular-Berfügung vom 7. März d. $. geweſen 
fein, fo ſchreibt 2 ſchon die Eircular-Berfügung 
vom 8. Auguſt v. 3.1) vor, daß bie von den da⸗ 
mals überwiejenen — Thlrn. und den jchon früher 
zu Stellenzulagen bewilligten Summen Geitens 
der Königlichen Regierung nicht zur Verwendung 
tommenben Beträge aljährlih durch den Final⸗ 
Abſchluß als erfpart in Abgang zu ftellen und 
auf dieje Weife an die General Kaſſe des Mini: 
—— zu meiner weiteren Dispoſition durch 

errehnung abzuführen ſeien. Der Schluß der 
Cireular-Berfügung vom 8. Auguſt v. 3. geſtat⸗ 
tet der Königlihen Regierung nun wohl, unter 
dem dort angeführten Vorbehalt, mir Vorſchläge 
zur Verwendung der hierher abgeführten Er— 
fparnifje bis zum 1. Mpril jeden Jahres zu 
maden, räumt der Königlichen Regierung aber 
nicht bie Befugniß ein, über bie beim ‘yinal- 
Abſchluß nicht verwendeten Beiräge ſelbſtſtändig 
zu verfügen. 

Inwieweit die Königliche Regierung über die 
Heimfälle und Erfparnifie bei den in Rede ſte— 
henden Fonds vor dem Final-Abjhluß verfügen 
darf, ergiebt die Circular-Berfügung vom 8. Mai 


*) of. oben $ 281 Rr. 3 und bie Roten dazu. 
* mi 


281 Rt. 3. 


») ĩ 281 Rr. 4a, 








1872 — U. 9756. --*). Nach derjelben ift der 
Königlichen Regierung die Verwendung von Er- 
fparniffen zum Ankauf von Schuldienftländereien 
ober zu deren Melioration u. |. w. ausdrüdlid 
unterfagt. Nah der Lircular-Verfügung vom 
24. Sebruar d. J. — U. II. 2184 — ift jedoch 
emäß des in den biesjährigen Staatshaushalts- 
tat aufgenommenen bezüglichen Vermerks meiner 
Entfotissung vorbehalten, auf näher motivirte 
Vorſchläge der Königlichen Regierung, insbeſon— 
dere auch über die Bemitigung von Mitteln aus 
dem Gefammtbetrag der hierher abgeführten Er— 
jparniffe zum Ankauf oder zur Melioration von 
huldienjtländereien**) zu befinden. Da indeß 
jener Vermerk erft für den diesjährigen Staatd- 
haushalts-Etat Geltung de fo kann auch erft 
über diesjährige Erſparniſſe, alſo erft im nächiten 
Jahre in der gedachten Weiſe meinerfeit3 dispo— 
nirt werben. 
Der Minifter der geittigen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


n 
bie Königli ing in R. 
ee 


Anhang. 


L Einmalige Zuwendungen and Erfparnifien 
des Elementarichulfonde. 


Berlin, den 9. December 1874. 


Aus dem Gefammtbetrage der vorjährigen 
hierher zu meiner Dispoſition abgeführten Er— 
parniffe bei den Fonds zur Verbeſſerung von 

ehrerbefoldungen Kapitel 125 Titel 4***) des 
Staatshaushalisetat zc. ftelle ih dem Königlichen 
Eonfiftorium für diefes Jahr die Summe von 
— Thlr. zu einmaligen Zuwendungen nad Maß— 
gabe der nachfolgenden Beftimmungen mit der 
Beranlafjung zur Verfügung u. ſ. w. 

Diejenigen in den Final-Abjchlüffen von der 
geiftlichen und Unterrit8-Berwaltung für 1873 
ala Ausgabereſte etiva aufgeführten Beträge, 
welche bisher nicht verwendet worden find, können 
bis zum Jahresſchluß 1874 jelbitftändig unter 
Wahrung der darüber ergangenen Beſtimmungen 
und nach Maßgabe der bei der Zumweifung ange- 
orbneten Zwede verausgabt werden. In —X 
aber dergleichen Reſtbehalte, ſoweit es die 

mftände irgend geſtatten, zu vermeiden. Außer⸗ 
dem erwarte ich beftimmt, daß fortan nad Vor⸗ 
fehrift_der genau zu beobadjtenden, das Etats— 
und Rechnungsweſen regelnden Circular-Verfü- 
gung vom 7. März d. J. — U. 41569 II. — 
und ihrer Ergänzungen jämmtlihe hier in Be— 
trat kommende Erjparniffe bei Capitel 125 
Titel 4***) reihtgeitig zu meiner Dispofition an die 
General-Raffe des Minifteriums duch Verrech⸗ 
nung abgeführt werben, und daß überhaupt die 
für die Verwendung der in Rede —— onds 
ertheilten Vorſchriften ſorgfältige Beachtung finden. 
Dabei will ich jedoch nachlaſſen, daß tn einzelnen 
befonder8 dringenden Ausnahmefällen ſchon im 
Zanfe des Rechnungsjahres Geitend der zuftäns 


*%) 5281 Rr. 8. 
=) Jept überhaupt für Zwecke des Elementarſchulweſens. (of. 
oben &. 389 a. €, 
“=, Jept Gap. 121 Tit. 27, 


482 Verwendung der Heimfälle und Erfparniffe 


digen Provinzial-Schulbehörden einmalige perfün- 
lie Zuwendungen, foweit folde nad) den bißher 
darüber ergangenen Beitimmungen an Lehrer 
oder Lehrerinnen ftattfinden dürfen, grährt wer⸗ 
den können. Die Summe ſolcher Einzelbewilli— 
gungen darf aber jedoch unbejchadet der (dem 

öniglihen Confiftorium) der Regierung nad) wie 
vor unverfürzt und in erfter Linie zuftehenden 
Befugniß zu Bewilligungen behufs Webertragung 
von Ausfällen an den feitftehenden GStellenein= 
tommen, ſowie zur einftweiligen Ergänzung dau— 
ernd nöthig Gelundener Stellenzulagen ꝛc. nad 
Maßgabe der Sireular-Berfügung vom 8. Mai 
1872 — U. 9756*) — ein Viertel de3 demgemäß 
noch verbleibenden Gefammtbetrags der während 
des Rechnungsjahres in dem betreffenden Ver— 
waltungsbezirt fih ergebenden Erſparniſſe nicht 
überfteigen. Somit haben ſich dergleichen ein- 
malige Zumwendungen lediglih auf perſönliche 
Bewilligungen an Xehrer oder Lehrerinnen zu 
bejchränfen, während in allen übrigen hierher ge- 
börigen Fällen der Verwendung von Erjparnifien 
die diefjeitige Genehmigung einzuholen iſt. 

Es bleibt dagegen überlafjen, in den über Ab⸗ 
führung der Erjpamifje regelmäßig bis fpäteftens 
zum 1. April jeden Jahres zu eritattenden Be— 
richten motivirte Anträge au! Meberweifung von 
Mitteln aus den Gejammterfparniffen zur Be— 
friedigung fonftiger, dem Wermert zu Titel 4 
Capiiel 125**) des Staatshaushalt3-Etats entſpre⸗ 
chender Bedürfniſſe zu ftellen. 

Durch obige Beſtimmungen ſind die für das 
laufende Jahr geſtellten Anträge, ſoweit auf die- 
jelben eine bejondere Entfcheidung feither nicht er= 
olgt ift, für erledigt zu erachten. 

U. III. 14009. 


2. 
Berlin, den 7. October 1876. 

Aus dem Gefammtbetrage der vorjährigen hier- 
ber zu meiner Dispofition abgeführten Erſpar— 
niffe bei den Fonds zur Verbeſſerung von Leh⸗ 
verbefoldungen Eapitel 125 Titel 12) bes 
Staatshaushalts⸗Etats ftelle id) dem Königlichen 
Eonfiftorium 2c. für das Jahr 1876 die Summe 
von — Mark zu einmaligen Zuwendungen an 
Lehrer nad) Maßgabe der nachfolgenden Beftim- 
mungen mit der Veranlaſſung zur Verfügung, 
die Bewilligungen derartig eintreten zu laffen, 
daß die Beträge dur die Königliche Bezirts- 
Hauptlaffe dafelbit vor dem Finalabſchluß gezahlt 
und in der diesjährigen Rechnung von der geilt- 
kom und Unterricht3:Werwaltung unter apı 
tel 125 Titel 12**) Abtheilung II. Bofition 3 als 
Mehrausgabe nachgewieſen werden. 

Ohne jede Folgerung für die Zukunft find aus 
den übermwiefenen Mitteln mit einmaligen Zu— 
wenbungen zu bedenken 

an öffentlihen Volksſchulen, deren Unterhal- 
tung in erfter Linie Gemeinden oder Schul: 
jocietäten obliegt, 

4) ſolche Lehrer, deren Stelleneintommen die 
erforderliche Höhe noch nicht erreicht hat, oder 
bei denen bie gegenwärtig obmwaltenden perjön= 
lien Verhältnifje eine Aushilfe erheiſchen, inz- 


*) 5 281 Rr. 3. 
) Sept Til. 27 Gap. 121. 
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befondere — je nad) den in Betracht zu ziehen- 
den Umftänden — äuch ſolche Lehrer, bei denen 
die gefeglihe Schranke betreff3 der Höhe bes 
Stelleneintommend die Beranlaffung geweſen iſt, 
daß das legtere nicht bis zu der nad) den gegen- 
wärtigen Zeit⸗ und Ortsverhältniffen wünſchens⸗ 
werthen — aufgebeſſert werden konnte; 

2) ſolche Lehrer, welche erledigte Stellen ver- 
treten und denen außer der Remuneration, welche 
aus dem Stellengehalte abzüglich des dazu bewil- 
ligten Stantazufhuffes gewährt wird, nod eine 
fernermweite Entihädigung für die Stellvertretung 
u gewähren, wünſchenswerih erfcheint, zu welchem 

weck ſonſt nur in bejonderen Ausnahmefällen 
auf die zu den Stellengehältern gewährten Staats- 
beihülfen mit diesfeitiger Genehmigung zurüdge- 
gegriffen werden darf;*) 

3) ſolche ältere Lehrer an öffentlichen Volls— 
ſchulen, welche gemäß der Circular-Berfügung 
vom 18. Juni 1873 -— U. 22574**) — keine An⸗ 
wartihaft auf fogenannte Dienftalterözulagen aus 
Staatsfonds haben, für welche aber dennoch un— 
ter Berüdfichtigung der befonderen Umftände eine 
einmalige Zuwendung wünſchenswerth erjcheint. 

Hierdurd find die dr das laufende Jahr ge- 
ftellten Anträge, foweit auf diefelben eine beſon— 
dere Entſcheidung feither nicht erfolgt ift, für er- 
ledigt zu erachten. 

ei den bis zum 1. April f. I. zu erftattenden 
Berichten über die im laufenden Jahre bei Ca— 
pitel 125 Titel 122) gemachten Erſparniſſe find 
legtere in ihrer Gejammthöhe genau ang eben 
und, fomweit dort über dieſeiben nad) gabe 
der beftehenden Beftimmuugen hat verfügt werben 
dürfen, ift die Art der Verwendung unter Ein- 
reichung einer jpeciellen Nachweiſung, welche den 
Beitpuntt, den Zwed und den Betrag der Be- 
willigung ergiebt, darzulegen beziehungsmeije mit 
Rüchſicht auf die in Betracht kommenden Bor- 
ſchriften zu rechtfertigen. Im Uebrigen bleibt es 
unbenommen, motivirte Anträge auf Ueberwei— 
fung von Mitteln aus den hierher abgeführten 
Geſammterſparniſſen zu ftellen, wie ſolches feither 
zuläſſig geweſen ift. 

Durch die Eircular-Verfügung vom 9. Decem⸗ 
ber 18744) — U. IL 1 — ift nachgelaſſen 
worden, daß in einzelnen, beſonders dringenden 
Ausnahmefällen ſchon im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahrs Seitens der zuſtändigen — 
aus den erzielten Erſparniſſen einmalige perſön⸗ 
liche Zuwendungen an Lehrer oder Lehrerinnen 
gema t werden dürfen, wobei nur die Einſchrän— 
ung jeht, daß ben Provinzialbehörden nad 
den bisher darüber ergangenen Beitimmungen 
überhaupt geftattet fein muß, ſolche Bumwen- 
dungen aus ben in Rede ftehenden Erjparnifien 
zu machen, und daß die Summe folder Einzel⸗ 
bemwilligungen ein Xiertel des Gejammtbetrages 
der während des Nechnungsjahrs in dem betref- 
fenden Verwaltungsbezirk ſich ergebenden Erfpar- 
niffe nicht überfteigen darf. Das Bedürfniß zu 
derartigen perfönlihen Bumendungen mindert 


*) of. 5 288 Rr. 6. 


au 182 Rr. 1. 
t 


121 Tu. 27. 
Feingen, 
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fich felbftredend ſowohl mit der allgemeiner wer: 
denden Berbefferung der Lehrerbefoldungen durch 
Erhöhung der Stelleneinfünfte oder Gewährung 
von Dienftalterözulagen bezw. ſonſtigen perfön- 
lichen Zulagen, als auch im Hinblid auf die ſich 
darbietende Möglichkeit, Lehrern oder Lehrerinnen 
außerorbentlie perjönliche Bumwenbungen aus 
ben Mitteln zu bewilligen, welde wie feither von 
Jahr zu Jahr aus den hierher abgeführten Er: 
(men werben überwiefen werden können. 

it Rüdficht auf diefe Umftände will ich daher 
bis auf Weitere geftatten, daß aus dem gedadj= 
ten Viertel in dringenden Fällen nad) forgfälti 
ger Seftftellung des Erforderniſſes aud einma⸗ 
ige Beigülfen zur Befriedigung ſächlicher 
Schulbebürfniffe erweislich unter ftüigungsbebüfei 
ger Schulverbände, namentlih zur Beſchaffung 
nothwendiger Lehr: und Lernmittel ge— 
währt werben. Die gedachten Erjparnifie Büren 
aber überhaupt nicht verwendet werden: zu Unz 
ftügungen bei Shul-Neu- oder Reparatur- 
Bauten, zur Gewährung von Dotationd= 
Eapitalien ober u fonftigen Gapital= 
Anlagen und lediglich financiellen Maßnahmen 
zur Erleichterung der Berpflichteten. Im Uebri— 
gen bleibt nad) wie vor meiner Beſchlußnahme 
die Bewilligung von Beihülfen zu Schuldienſt⸗ 
— oder zu deren Melioration vorbe— 

alten. 

Hinfitli der Bewilligungen für neu 
dende Schuleinrichtungen bewendet e3 bei 
—— Beſtimmungen. 

a das erſte Quartal des Jahres 1877 eine 
ſelbſtändige Etats⸗ und Rechnungsperiode bildet, 
jo iſt dem entſprechend auch hinſichtlich der Ver— 
wendung und Verrechnung der hier in Rede 
ſtehenden Fonds zu verfahren, jo daß die beim 

inal⸗Abſchluß für das gedachte Quartal etwa 
vorhandenen Erjparnifie nach Maßgabe der be- 
züglichen Beftimmungen hierher zu meiner Dis— 
tion abzuführen find und ‚eh 1. Zuli 


Bi grün 
ben be= 


t. 3. in Betreff der gemachten Iparniffe vor= 
ſchriftsmäßig zu berichten ift. In Folge der Ab⸗ 
änderung des Gintejahres at überhaupt vom 
Jahre 1878 ab die letzigedachte vorſchriftsmäßige 
Berichterftattung ſtets bis zum 1. Juli ftatt 
wie feither bis zum 4. April jeden Jahres zu 


erfolgen. » ie h 
er FR uftrage: Greiff. 


II. 
Berlin, den 19. November 1878. 
Aus dem Gefammtbetrage der zu meiner Dis⸗ 
Be —— abgeführten Erſparni fie bei den 
onds zur Xerbefierung von Lehrerbejoldungen 
Eapitel 125 Titel 12 des Staatshaushaltsetats 


ftelle id dem Königlichen Conliftorium die || 


Summe von — Markt zu einmaligen Zu— 
menbdugen an Senscr und Lehrerin= 
nen na aßgabe der in dem Erlaſſe vom 7. Dc- 
tober 4876 — U. IIL 11885*%) — gegebenen 
Vorſchriften mit der Beranlafjung zur Verfügung, 
die Bewilligungen derartig eintreten zu lafien, 


*) Borfiehen. 


Sqchneiber mb von Bremen. Preußiſches Volksſchulweſen. IT. Bd. 





daß bie Beträge durch die Königliche Bezirks: 
Hauptlafje dafelbit vor dem Finalabſchluß gezahlt 
und in ber —— von der geiſilichen und 
Unterrichtsverwaltung für das gegenwärtige Etats⸗ 
jahr unter Capitel 125 Titel 12*0) Abtheil. II. 
Poſition 3 als Mehrausgabe nachgewieſen werden. 

Zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten ſehe 
ich mid) veranlaßt, hierdurch noch ausdrücklich 
zu gehöriger Beruückſichtigung darauf aufmerkſam 
zu maden, daß die übertielene Summe lediglich 
zu außerordentlichen Bewilligungen im Intereſſe 
des Elementarunterrihtäwefend für ſolche Leb- 
rer oder wege ekinuen beftimmt ift, bei 
welden die in Betracht zu ziehenden Voraus⸗ 
fegungen zu elbitredend bleiben dabei 
die concreten Verhältniffe des Einzelfall und die 
verfügbaren Mittel maßgebend. Es darf nicht 
zum Grundfag werden, möglidft viele Lehrer mit 
tleinen Beträgen zu bebenten. Auch muß duch 
die Art und Form der Bewilligung ſowohl die 
—— der letzteren, als auch die Natur 
der aus Billigkeitsrückſichten erfolgenden Zuwen⸗ 
dung gewahrt und der Anſchein vermieden wer— 
den, als folle duch die perjönliche Bewilligung 
an den Lehrer mittelbar ein Voriheil für die be⸗ 
theiligte Gemeinde erzielt werden. Ebenjo- 
wenig bürfen die aus der zur Verfügung ge— 
ftellten Summe an Lehrer oder Lehrerinnen zu 
madenden einmaligen Zuwendungen als 
Unterftüßungen gewährt oder als Unterſtütz— 
ungen bezeichnet werben. Bu eigentlichen 
Unterftügungen für Lehrer und Lehrerinnen 
ftehen befanntli bejondere Fonds zu Gebote 
während nad) den ſchon in den Eircular-Erlafien 
vom 5. Mai 1869 unter II und III b. — U. 
13608) — ur 8. Mat 4872 unter II. — 
U. 9756%*) — gegebenen Vorſchriften die Fonds 
zur Berbeferung von Lehrerbejoldungen und die 
bet denfelben entftehenden Erfparnifje zu eigent- 
lichen Unterftügungen für Lehrer nicht zu ber- 
wenden find. 

Ich empfehle ferner, vorweg dafür Sorge zu 
tragen, daß bei der Verfügung fiber die jeßt 
wiederum übermwiefenen Summen nad) einem die 
Verhältniſſe in allen Theilen des Bezirts gleich⸗ 
mäßig berückſichtigenden HauptvertheilungSplane 
verfahren und bergeftalt ungerechtfertigte Bevor⸗ 
zugungen ber Lehrer und Lehrerinnen in einzel= 
nen XTheilen des Bezirks vor anderen, welche nach 
den Verhältnifien gleiche Berüdfichtigung verdie⸗ 
nen, vermieden werben. 

Inwieweit hülfsbebürftigen Gemeinden Gei- 
tens der zuftändigen Provinzialbehörbden in drin- 

enden Fällen zur Befriebigum ſüchlich er 

ulbebürfniffe aus dem zur erfigung der Pro⸗ 
vinzialbehörden ſtehenden Wiertel des Ge 
ammtbetrages ber — des Rechnungs— 
jahres in dem betreffenden Verwaltungsbezirk 
fich ergebenden Erjparnifje einmalige Beihüle 
— ewährt werden dürfen, ergeben die Circular⸗ 
Erlafſe vom 9. December 18744) — U. II, 


* t Gap. 121 Tu. 27. 
REN 
) 5 281 Rr. 3. 

+) Oben Ru. L 
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14009 — und vom 7. October 1876*) — U. IH. 
411885. — Im Uebrigen bleiben derartige Bewil- 
ligungen lediglich von meiner Entſchließung und 
Genehmigung abhängig. 

Bis zum 1 Juli i. J. erwarte ih den vor— 
fehriftamäßigen Vericht über die im laufenden 
Rehnungsjahr bei Capitel 125 Titel 12 gemach⸗ 
ten Erjparnifje. Salt 

alt. 


U. II. 13144. 
IV. 


Berlin, den 24. October 1879. 
Aus dem Geſammtbetrage der zu meiner Dis— 
pofition hierher abgeführten — — bei den 
Fonds zur —S— von Lehrerbeſoldungen 
Capitel 125 Titel 12**) des Staatshaushaltsetats 
ftelle ich dem Königlichen Confiftorium für das 
laufende Rechnungsjahr die Summe von — Mart. 
zu einmaligen Zuwendungen für Lehrer und Led: 
terinnen an öffentlichen Volklsſchulen nah Maps 
gabe der in den Circular-Erlaffen vpm 7. Octo- 
ber 1876 — U. II. 11885 — und 19. Novem⸗ 
ber v. 3. — U. III. 13144***) gegebenen Vor— 
ſchriften zur Verfügung. Mit ſolchen Zuwen— 
dungen find insbejondere ſolche ältere, würdige 
Lehrer und Lehrerinnen zu bedenfen, weiche nad) 
dem Circular-Erlaß vom 18. Juni 1873 — U. 
225744) — zum Bezuge ftaatliher Dienftalters- 
zulagen berufen find, und zwar die Dienftälteften, 
d. h. diejenigen von ihnen, welche eine Dienftzeit 
von mindeſtens 35 Jahren zurüdgelegt haben. 
Das Königliche Eonfiftorium zc. wolle die hiernach 
zuläffigen Bewilligungen derartig eintreten laffen, 
daß die Beträge vor dem Final-Abjchluß des lau- 
fenden Rechnungsjahres gezahlt werden können. 
Bis zum 1. Juli künftigen Jahres erwarte ih 
den vorjchriftsmäßigen Bericht über die im lau= 
fenden N bei Capitel 125 Titel 12 
gemachten Erſparniſſe. 
Bevertügn Schuigefehe 1688 IL 6, TL-80 
everfühn Schulgeſetze . ©. 74—80). 
( U. » u seieh ) 


V. Bei 
zur 


mbung der Vorſchläge zum Ankauf umd 
elioration von Schuldienft-Rändereien. 
Berlin, den 27. Mai 1875. 

Der Staat ift nicht verpflichtet, für die Aus» 
ftattung der Lehrerftellen zu forgen; joweit aber 
die Verpflichteten außer Stande find, das Noth- 
wendige für die Schulen zu befchaffen, leiſtet er 
bei nachgewiefenem VBebürfnig ergänzungsweiſe 
Hülfe. Von diefer Grundlage muß bei den Vor- 
ſchlagen zu Bewilligungen von Staatöbeihülfen 
zur Erwerbung von Schuldienjtländereien ausge⸗ 
gangen und dabei muß den dringendften Fällen 
der Vorzug gegeben werben. Der Königlichen 
Regierung überlaffe ich daher, in jebem Einzel 
fal unter Darlegung des Sachverhalts, Erörte 
tung der Beitragsverhältniffe der Verpflichteten, 
Einteihung eines fpeciellen Verzeichniſſes des 
Einkommens der Lehrerjtellen (aus welchem auch 
erſichtlich ſein muß, welche Staatsbeihülfe und 

2 Oben Rr. IL 

**) Gapit, 121 € 127. 
) Vorſtehen d. 

7) 35. 15 182 Rr. 1. 
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ge welchen Beitraum folde bewilligt ift) und 
orlegung einer der Circular-Berfügung vom 
8. Mai 1854*) entiprehenden Präſtations-Nach- 
weiſung das Bedürfniß einer Erwerbung von 
Schuldienftländereien näher zu begründen. Dabei 
darf aber nicht außer Acht bleiben, daß bie 
Schulinterefienten in der Sade zu hören find, 
damit fie nicht nur einen entfpredenden Beitrag 
zu den Anlaufstoften, fondern aud die Beſchaf⸗ 
fung der etwa nöthig werdenden Wirthichafts- 
räume beſchließen und damit überhaupt Weite 
rungen vermieden werben, die zu erwarten ftehen, 
wenn die Vetheiligung der Berpflichteten bei ber 
Beiätubfefung ausgeſchloſſen wird. Soweit es 
fih um Verbefferung von Schuldienftlände- 
reien handelt, find fachverftändige tachten und 
Anschläge vorzulegen und ift zu erörtern, inwie- 
weit die Mitglieder der Schulgemeinde neben 
Baarbeiträgen Handdienfte und Zuhren zu über 
nehmen vermögen.” 


VL 
Berlin, den 28. April 1876. 

Auf den Bericht — eröffne ich der Königlichen 
Regierung, daß nad den maßgebenden eſtim⸗ 
mungen Staatsbeihülfen zum Ankauf von Dienſt⸗ 
ländereien behufs dauernder Verbeſſerung des 
Einkommens von Elementarlehrerſtellen nur dann 
bewilligt werden dürfen, wenn die letzteren über— 
haupt unzulänglich ausgeſtattet find und wegen 
des Unvermögens der Verpflichteten, eine Ver— 
beſſerung herbeizuführen, zur Lehrerbeſoldung 
jährliche, jederzeit widerrufliche Staatsbeihülfen 
gar werden, welde in Folge eines ſolchen 
Sandanfauf3 verringert oder ganz zurüdgezogen 
werben fönnen. 

(Runge, Vollsſchulweſen Nachtr. I S. 58, 59.) 


8 291. Bahlungsweife der Stantszu- 
ſchüſſe zum Lehrergehalt. 


1. €. v. 23. October 1876 betr. bie monatlich poſt⸗ 
numeranbo erfolgende Zahlung ber Zuſchũſſe. cf. 
€. v. 21. Oct. 1871 a. E. (oben Bb.I 8226 Nr. 15 
u. E. 0. 2. Juni 1874 0. €. (oben ®b. 18 mean) 

2. €. v. 9. Mat 1874 besgl, und betr. bie Zahlung 
gegen Quittung ber Lehrer. — cf. beögl. 3b. 18 226 
Nr. 16 (Abſat 4) u. E. v. 5. Mai 1869 ($ 281 
Nr. 2) sub Ic. 

3. €. v. 6. Dec. 1867 betr. bie Unzuläffigkeit ber Be 
ſchaffung von Quittungsformularen auf Staatskoſten. 

4, Bf. der K. Reg. in Schleswig v. 17. April 1883 
betr. die Verfegung ber Lehrer zum Schluſſe eines 
Monats mit Rückſicht auf die monatliche Zahlung ber 
Zuſchüſſe. — cf. Bb.1$ 182 Nr. 20 u. 8 226 Nr. 16. 

5. Ueber die Einftellung ber Zahlung mit dem Tage 
des Austritts ber Lehrer bei Emeritirungen: cf. 
8 226 Nr. 13, 16 (Abfap 3). 


1. Termin für Zahlung und Erhebung von Lehrer⸗ 
befoldungszulagen aus Staatöfonds. 
Berlin, den 23. October 1876. 
Auf den Bericht vom 18. v. M. eröffne ich der 
Königlichen Regierung, daß die allgemeine grund⸗ 
ſätzliche Regel, nad) welder die aus Staatsfonds 
*) Oben $ 282 Rr. 5b. 
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gu Befoldbung von Elementarlehrern bewilligten 
eihülfen ober perfönlihen Zulagen analog, wie 
ed für bie Behlung die Bejoldungen an nicht in 
collegialiſchen Verhaͤltnißen ftehende Staatsbeamte 
vorgeföricben tft, in monatlichen Raten praenume- 
rando zu zahlen find, durch die von der Künig- 
lichen egierung unterm — erlaffene Inftruction 
für die Schulvorftände nicht hat alterirt werden 
lönnen. Wenn in der dieffeitigen Circular-Ber- 
fügung vom 17. Auguft 1867 — U. 19471*) — 
durch welche der Königlichen Regierung bis auf 
Weiteres jährlih — Thaler zur Verbefjerung von 
Zehrerbefoldungen überwiejen worden find, bemerkt 
it, daß bie gu bewilligenden Beihülfen zunächft 
überall nur bis Ende 1871 in den üblichen Ter- 
minen und unter dem außdrüdlihen Vorbehalt 
de3 Widerrufes zu zahlen feien, fo hat darunter 
jelbftredend nur die grundfägliche allgemeine Zah: 
lungsweiſe und nicht die in jener Snftruction 
vom — erwähnte gemeint fein können. Daffelbe 
ift der Fall bei der in Bezug genommenen dies⸗ 
fettigen Gireular-Verfügung vom 9. Juli 1874), 
Die Berufung auf die im Centralblatt auszugs⸗ 
meife abgebrudte Derfügung vom 21. October 
4871***) (Centralblatt 1872 Seite 29) an eine 
Königliche Regierung in der Provinz Schlefien 
führt zu keinem anderen Ergebniß, indem diefe 
Verfügung nicht nur jene grundfägliche gehlungs- 
weije ebenfalls als die Tefgupaftende egel aus⸗ 
drücklich bezeichnet, fondern auch mit Rüdficht auf 
die für Schlefien geltenden geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
en bervorhebt, daß unbejchabet der in Rede 
Pepenben grundfäglien Zahlungsweiſe eine vier- 
teljährlige postnumerando Zahlung ftattfinden 
könne. Mein Erlaß vom 2. Juni 18747) (Central 
blatt Seite 543) an eine Königliche Regierung in 
einer anderen Provinz mit befonderen geſetzlichen 
Beftimmungen Hinft lich des Volksſchulweſens 
enthält fonad nicht? Neues, fondern wiederholt 
nur die Regel, daß auch im gedachten Bezirk Bes 
willigungen aus Staatsfonds zu Lehrerbefoldungen, 
mögen biefelben Stellenzulagen, fogenannte Dienft» 
alterözulagen oder ſonſtige perjönlie Bulagen 
fein, in monatlihen Raten praenumerando zu 
zahlen feien, wobei es jedoch den Empfängern 
unbenommen bleibt, die Beträge vierteljährlich 
im legten Monat bes — zu erheben. 
Endlich kann der Königlichen Regierung aus gebt 
reichen Verfügungen, dur welche meinerfeit3 Be- 
willigungen zur Befoldung von Lehrern auf neu 
errichten Schulftellen erfolgt find, nicht unbetannt 
fein, daß auch hierbei die allgemeine Regel einer 
Bahlung in monatlichen Raten postnumerando 
ausdrüdlich vorgefchrieben und feitgehalten wird. 
— Siernach hat die Königliche Ober-Recdhnungs- 
tammer mit Recht das von der Regel abmeichende 
— der Königlichen Regierung monirt und 
eine Erftattung der zur Ungebühr gezahlten Be— 
träge veriomge. Ein Grund, die Königliche Regie- 
zung von Befolgung der vorerwähnten Regel zu 
entbinben, liegt nicht vor. 
U. II. 11641. 


*) Oben $ 281 Rr. 2 init, 
=) Bp. I $ 182 Rr. 6. 
=) 36. 15 226 Rt. 1b. 

+ 8b. 15 182 Rt. 21. 
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2. Zahlungdtermine für die Zulagen der Lehrer 
in der Provinz Hannover. Onittung der Xehrer. 


Berlin, den 9. Mai 1874. 

Das Königliche Eonfiftorium veranlaffe ich unter 
Bezug auf die Circular-Berfügungen vom 5. Sep- 
tember 1868, U. 23903, und 5. Dat 1869, U. 13608 
(Eentralblatt Seite 271)*) vom 1. Juli d. J. ab 
ab die nah Maßgabe der Eircular - Verfügung 
vom 7. März d. J, U.41569 II, aus Capitel 125 
Titel 4**) des Etatd der geiftlichen oder Unter- 
richts⸗ Verwaltung an Lehrer und Lehrerinnen 
erfolgenden zeitweiligen Bewilligungen nicht nur 
gegen Duittungen der Lehrer oder Lehrerinnen, 
griose ob die Zahlungen unmittelbar aus einer 

taatskaffe oder durch Vermittelung einer Ge- 
meinde-, Schul⸗ oder fonftigen Kaffe der öffentlichen 
Verwaltung gefchehen, jondern aud durchgängig 
in monatlichen Raten praenumerando leijten zu 
laffen, wobei den Empfängern die Abhebung der 
Beträge für das Vierteljahr im legten Monat 
deffelben unbenommen bleibt. — Frühere entgegen- 
ftehende minifteriele Beitimmungen, namentlich 
diejenigen vom 8. Juli 1853 werben hierdurch 
aufgehoben. 

U. II. 3243, 


8. Beſchaffuug von Unittungsformularen bei 
Gehaltözahlungen an Lehrer and Staatslaſſen. 


Berlin, den 6. December 1867. 

Der Königlichen Regierung eröffne id) auf den 
Bericht vom — betreffend die Berabreihung von 
Quittungsformularen an Geiftlihe und Lehrer, 
melde all aus der Staatskaſſe be= 
ziehen, daß id; Ihre Anführungen nicht, für be- 
gründet erachten fan. — -— Id kann mid) daher 
mit der Anordnung der Königlichen Ober-Red- 
nungskammer im Monitum 6 — — nur einver- 
ſtanden erflären und veranlaffe die Königliche 
Regierung nunmehr aud) meinerfeits, die Liefer 
zung von Quittungsformularen an Geiftlihe und 
Lehrer in Butunft abzuftellen. 

U. 


4. Berſetzuug der Lehrer zum Schluß eines Monats 
wegen der Gehaltäzahlung aus Staatsfonds. 


Die Verfügung der Königl. Regierung in Schles- 
wig vom 17. April 1883 ordnet mit Rüdficht auf 
die monatlich praenumerando erfolgende Bah- 
lung der aus Staatsfonds zur Lehrerbefoldung 
bewilligten Beihülfen und perfünlihen Zulagen 
reſp. Dienftalterszulagen an, daß die Verſetzung 
eines Lehrers in der Regel nur zum Schluffe eines 
Monats gejchehe. 


& 292. eng zum £ehrergehalt 
bei nenen Schulſtellen. 

— ck E. v. 5. Mat 1869 sub IT ($ 281 Nr. 2). — 

1. €. v. 22. Febr. 1873 und 23. Sept. 1881 betr. 

die Unzuläffigteit einer Verwendung ber 

den Regierungen übermiefenen Dispofitions- 
quanta jür neue Säulftellen. 


52818. 2 
®e) Zepı 121 Titel 27, 


23% 


486 


2. €. v. 8. Dec. 28. Rov., 27. Dec. 1873 betr. bie 
Motivirung der Anträge auf Beihülfen jür neue 
Säulftellen. — Ueber bie Zuziehung ber Finanz 
abtheilung ber Bezirksregierung bei der Prüfung: cf. 
auch 8 282 Rr. dd. 

3. €. v.30. Oct, 1873 betr. die Unzuläffigfeit ber 
Bermwendungbes zu Zuſchüſſen fürneueSgyul- 
ſtel len bewilligten Fonds zu Bauunterftügungen. 

Anhang. 

I. Geſetz v. 23. Sehr. 1881 betr. die Bewilligung von 
Staatsmitteln zur Hebung ber wirthſchaftlichen Lage 
in ven nothleidenden Theilen bed Regie= 
rungsbezirtd Oppeln (Berwenbung zur Er— 
richtung neuer Schulftellen). 

IL. Ueber bie befonderen Staatsfonds für bie Errichtung 
beutfher Schulen in ben Provinzen Beftpreußen 
und Pofen, fowie im Regierungsbezirk 
Oppeln: of. unten $ 2970. 


la. Unzuläffigteit der Dotirung neuer Lehrer 
ftellen and den bisher bewilligten Staatsfonds für 
vorhandene Stellen. 


Berlin, den 22. Februar 1873. 
Die Dotirung neu eingurichtenber Lehrerſtellen 
at nicht aus den zur Aufbeſſerung vorhandener 
tellen bisher gewährten allgemeinen Staat3- 
fonds zu erfolgen, die desfallfigen Bedürfniſſe 
mögen „piefmegr befonder8 angemeldet werden. 


1b. 
Berlin, den 23. September 1881. 


Auf den Beriht vom 30. Juni d. J. erwidere 
ic) der Königlichen Regierung, daß fein Grund 
vorliegt, der Königlichen Regierung zur Errichtung 
— — beſondere Fonds zur Verfügung 
zu ftellen. 

In dem Eircular-Erlaffe vom 5. Mai 1869 
unter II. (Gentralblatt 1869 Seite 271 u. f.)*) 
ift ausdrüdlich hervorgehoben worden, daß die den 

öniglichen Regierungen zu dauernden Stellen- 
verbi grungen — * Mittel (Capitel 121 
Titel 27 Abtheilung III pos. 1) nur die Durch- 
führung der nothiwendigen Verbeſſerung beftehen- 
ber Lebrerftellen erleichtern und fihern, Beihülfen 
zur Errihtung und angemefjenen Ausftattung 
neuer Stellen aber nad) wie vor Hier fpeciell be- 
antragt werben follen, ſoweit hierzu nicht ſchon 
beftimmte und vermwendbare Provinzial oder 
Specialfonds vorhanden find. In diefer Beziehung 
tjt eine Aenderung bisher nicht eingetreten. Der 
Königlichen Regierung tft aljo unbenommen, in 
jedem Einzelfalle die Nothwendigkeit einer Staat: 
beihülfe zur Befoldung eines Lehrers, Adjuvanten 
ober einer Lehrerin auf einer neu zu errichtenden 
Schulſtelle vorfehriftsmäßig zu begründen und 
ſich über den in Ausficht zu nehmenden Betrag 
der Beihülfe gutachtlich zu äußern. Ich werde 
alsdann bezüglichen, gehörig begründeten Anträgen 

entſprechen bereit ſein, inſoweit dies die Mittel 


u 
des zur — neuer Schulſtellen beſtimm⸗ 
ten Centralfonds (Tapitel 121 Titel 28) geſtatten 
werben. 

U. IIL a, 14900. 


5238102, 


Staatszufhüffe zum Lehrergehalt bei neuen Schulftellen. 8 292. Nr. 1a—2a. 


2a. Begründung der Anträge auf Beihülfen aus 
dem zur Gründung nener Schulftellen beſtimmten 
taatsfonds. 


Berlin, den 8. December 1873. 

Der ıc. eröffne ich, daß Anträge auf Bewilli— 
gu von Staatöbeihülfen zur Befoldung von 
ehrern oder Lehrerinnen auf neu zu errichtenben 
Schulſtellen fortan wieder in jedem Einzelfalle in 
früher vorgeichriebener Weiſe unter Zugiehung der 
Finanz⸗ Abiheilung zu begründen find. — Es muß 
alfo die Nothwendigkeit der neuen Schuleinrich- 
tungen und insbeſondere auch die Höhe der Lehrer: 
befoldungen nad den brei Sictungen: Bohnung, 
Zeuerung und fonftiger Bedarf in Rüdfiht auf 
die jedesmaligen örtlichen Verhältniffe durch vor= 
ſchriftsmäßige Verhandlung mit ben Betheiligten 
in jedem Einzelfalle ordnungsmäßig feitgejegt, in 
biejer Begiehung aud näher motivirt fein. Die 
mütbigen Scullocale müſſen gefihert und die 
Möglicleit muß vorhanden fein, die neue Stelle 
mit einem geprüften Lehrer oder einer geprüften 
Lehrerin zu befegen. Das Unterftügungsbedürf- 
niß ift nah Maßgabe der Circular-Berfügung 
vom 8. Mai 1854*) unter fpeciellem Nachweis 
der Einkünfte der etwa vorhandenen und der neu 
zu errichtenden Stellen, jowie unter Erörterung 
der Aufbringungsweife der Schulunterhaltungs- 
koſten reſp. der Beitrags -Berhältniffe der Be- 
theiligten zu begründen.**) Nach gahgabe der 
Cireular- ee fügum vom 23. October 1856 — 
M. d. g. U. 17070 U. — M. d. 3. I. B. 8949 
— EM. L 13472 — ift das Vorzugsrecht der 
Gemeindeleiftungen für die Schulen zu wahren. ***) 
Die vorhandenen Leiſtungskräfte find mithin vor 
Allem für das zunächſt zu befriedigende Schul- 
bedürfniß in Anfprud zu nehmen, nicht aber zu 
ſchonen, um fie angebli für künftige anderweite 
Bedürfniſſe zu rejerviren. So befindet ſich 82 
die Gemeinde N. keineswegs in ungünſtigen Ver— 
hältniffen, und wenn fpäter mit dem in — 
genommenen Kirchenbau vorgegangen werben mu 
würde der Königlichen Regierung überlaffen blei- 
ben, wenn nöthig, das Bedürfniß einer einmaligen 
Beihülfe u dieſem Bmed vorſchriftsmäßig nachzu⸗ 
weiſen. Ebenſowenig darf davon abgeſehen wer- 
den, ſämmtliche Verpflichtete zur Befriedigung der 
Schulbedürfniſſe heranzuziehen. Wenn z. B. in 
der Gemeinde N. für die vorhandenen 158 Schul= 
finder zwei Schulflaffen bereits Yale und bei 
folder Schülerzahl anerfannterma| und nad 
meinen Verfügungen vom 9. Mai v. J. — U. 26459 
— (Eentralblatt 1872 Seite 367)f) und vom 
5. Mai d. 3. — U. 17527 — (Eentralblatt 1873 
Seite 349)ff) fowie nach meinen Allgemeinen Be- 
ftimmungen vom 15. October v.3.}f) die Errichtung 
einer dritten Klaſſe zu T. nicht unbe — noth- 
wendig tft, aber gerünjiht wird, jo hat die ganze, 
nicht gerade unbemittelte und mit Abgaben für 


*) Oben $ 282 Rr. Ob. 


= Fr 


gemefjenen 
1873 U. 37067 (Gtrl.:BL. 1874 ©. 
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Gemeindezwede nur mäßig belaftete Gemeinde N. 
für die Koften aufzukommen. Ueberhaupt ift kein 
befonderes Gewicht darauf zu legen, wenn Ge— 
meinden die Ausgaben für ihren gelammten 
Haudhalt nit aus ihren fonftigen Einkünften 
beftreiten können, fondern einen Fheit der Aus⸗ 
gaben durch Umlagen deden müſſen. Leztzteres 
bildet im großen Ganzen die Regel, Erſteres die 
Ausnahme. 

Im Allgemeinen empfehle ich, was bie Höhe 
ſowohl der in Ausficht zu nehmenden Befoldungen, 
als auch der vorzufchlagenden Beihülfen betrifft, 
das Bedürfniß ftreng ins Auge zu faflen und 
nicht außer Acht zu laſſen, daß die veränderten 
Vertehröverhältniffe vorausſetzlich auch den Ver- 
pflichteten ſehr wohl größere Aufzendungen für 
ihr Schulwefen geftatten, welches ihren eigenjten 
Qutereffen dient. 

Wenn die Anträge nad) obigen Andeutungen 
vorbereitet find und angegeben werden kann, von 
welchem Zeitpunfte ab eine neue Schuljtelle mit 
einem geprüften Lehrer befegt werden kann, ift 
unter Darlegung des Sachverhalts in befonderen 
Berichten für bie in Ausficht zu nehmende Staatd- 
beiülfe eine Betwilligungsperiode nach den jedes⸗ 
maligen Zerhältnifien des Falles, aljo aud) mit 
Rüdkgt auf bie Bewilligungsperioden für etwanige, 
bereit3 anderweit gewährte Staatöbeihülfen vor- 
zuſchlagen. 

Der Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Aufttage: Greiff. 


An 
bie liche lerung zu N. 
Kae 


2b. 
Berlin, den 27. December 1873. 


Den Berpflichteten ift ftet3 ihre Obliegenheit 
pen die Schule gegenwärtig zu halten. Daraus 
bh gt, daß einerjeit3 hinſichtlich jeder einzelnen 
Lehrerftelle nicht ohne Anhörung der —— 
und nicht ohne nähere Prüſung der beſonderen 
Verhältniſſe des Falles das Maß des Erforder— 
lichen feitgeftellt werben kann; andererſeits, daß 
die Betheiligten dasjenige aufzubringen haben, 
was zur Befriedigung ded in iger Weiſe feit- 
geftellten Bedürfniſſes nothwendig ift. Inſofern 
die Verpflichteten zur Erfüllung des Nothwendigen 
hinſichtlich der Lehrerbeſoldungen der Unterftügung 
bedürfen, können fie ſelbſtredend nur nach Maß⸗ 
gabe der verfügbaren Unterſtütungs— 
mittel Staat3beihülfe erwarten, benn dieſe 
Mittel find durch den geſetzlich feitgehettten Staats⸗ 
haushalisetat bemeſſen und die Behörden, welche 
mit den ihnen zur Verfügung geſtellten Staats— 
fonds beftimmungsmäßig hauszuhalten haben, find 
nicht befugt, darüber hinaus Verbindlickeiten ein- 
zugehen. Es darf ſonach vor Allem nicht vor- 
fommen, daß Schulgemeinden Staatsbeihülfen zu— 
geiogt werben, ohne die bazu erforderlichen Mittel 


ereit zu haben. 

Außerdem a nit außer Acht bleiben, daß 
die veränderten Berfehröverhältniffe nicht nur das 
Bedürfniß hervorgerufen haben, die Lehrerbefol: 


dungen zu verbeffern, fondern aud) die Verpflic- 
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teten verfchiedentlih in den Stand geſetzt haben, 
mehr als früher für ihre Schulen zu leiften, denn 
unter Anderm können erhöhte Wrbeitslöhne bei 
nicht fehlender Gelegenheit zur Verwerthung der 
Arbeitskräfte, gefteigerte Preife der Erzeugniffe 
der Landwirthſchaft und ber Gewerbe bei ver- 
mehrten und vielfach erleichteten Abſatzwegen nicht 
ohne Einfluß auf die Beſtreitung der Schulunter- 
haltungstoften Seitens der Verpflichteten bleiben. 
(ef. Fortf. 8 286 Wr. 1.) 
U. 4248. 


8. Verwendung des Fonds von 250,000 Tplrn.*) 
behufs —— nener Schulſteilen. — Aus⸗ 
ſchinß der Bewilligung von Bannnterftigungen 
and demfelben. — Fonds zur Nahfuhung von 
Baunnterftägnngen. 


Berlin, den 30. October 1873. 


Wir beftimmen hiermit, daß der im Capitel 125 
Titel 5**) des Staatshaushaltsetats „Behufs 
Errichtung neuer Schulftellen“ ausgewieſene Fonds 
der 250,000 Thlr.*) zu Bauunterſtützungen nicht 
verwendet werden darf. (Diefe Bauunterftügun- 

en find vielmehr, abgefehen von etwaigen anderen 
tiftungsmäßig oder durch die Provinzialetats 
dag eftimmten Mitteln nad) wie vor aus dem 
Allerhöchſten ——— Seiner Majeſtät 
des Kaiſers und änige bei der General-Staat3- 
Taffe zu erbitten.)**) Dagegen bleibt der Fonds der 
250, Thaler*) regelmäßig nur dazu beftimmt, 
Beihülfen zu ben Lehrergehältern an neu errid- 
teten Schulftellen im Falle und für die Beit des 
nachgewieſenen Unvermögens der principaliter 
zur Unterhaltung der Schulen Verpflicteten zu 
gewähren, während unter derjelben Bedingung 
die nad) dem Etatövermert bei Capitel 125 
Titel 5 in das folgende Jahr —— — Ueber⸗ 
ſchüſſe des Fonds zu einmaligen Bewilligungen 
für die ſonſtigen Sahulbehürmiffe (Lehrmittel, 
Subjellien 2c. und miethsweife Beſchaffung von 
Schulräumen und Lehrerwohnungen bis zur Her= 
ftellung der eigenen Baulichkeiten) verwendet werben 
tönnen.t) 

Indem wir die Königliche Regierung ꝛc. hiervon 
zur Nachachtung in Kenntniß fepen, bemerke ich, 
der unterzeichnete Minifter der geiftlichen ꝛe. An= 
gelegenheiten, zugleih, daß die weitere Beſtim— 
mung wegen ber fpeciellen, im Laufe des Jahres 
bereit3 in Ausficht, geftellten Bauunterftügungen 
vorbehalten bleibt.***) 

Der Finanz-Minifter. 
Camphaufen. 


Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
ſammiliche Königlie jierungen, Gonfiftorien 
ber Provinz Anden; Ind ben Königlichen 
Dber:Rirhenrath zu Nordhorn. 
I. 14957 $.:R. 
T. 4113 M.d. 9. @. 


*) of. über bie jehige Höhe des Fonds ben Vorbericht zu 
3 281 (S. 39). . 
**) Jept Gap. 121 Titel 28. 
*) of. €. vom 4. Juni 1883 ($ 296 Rr. 11). 
+) of. oben $ 290. 
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Anhang. 
I. Geſetz, betr. die Bewilligung von Staatsmit⸗ 
teln zur Hebung der wirthſchafflichen Tage in den 
nothleidenden Theilen des Megierungd Bezirks 
Oppeln vom 28. —— Geſetz⸗ Samml. 
e 25. 


8 1. Der Staatsregierung wird eine Summe 
bis zu fehsgchn Millionen Mark zur Verfügung 
geſtellt, um Behufs Hebung der wirthichaftlichen 
Rage in den nothleidenden Theilen des Regierungs- 
bezirks Oppeln: (1 bi8 5 —) 

6. zur Begründung neuer Schufftellen und zu 

eihülfen für Schul:Neu- und -Erweiterungd- 
bauten 
die Mittel zu gewähren. 

8 10. Zur Begründung neuer Schulftellen und 
zu Beihülfen für Schul-Neu: und -Erweiterungs- 
bauten kann eine Summe bis zu einer Million 
a ohne Auflage der Rückgewähr verwendet 
werden. — — 


Beinüffen des Staats zu Hchulbaufen. 


8 293. Der Patronatsbanfonds. 


1. €. v. 15. März 1864 betr. bie Yebernahme ber 
auf rechtlicher Verpflichtung beruhenden Ausgaben 
für Kirchen⸗ und Schulbauten auf ben Patronats- 
baufonbs. 

2. €. v. 13. Nov. 1882 betr. den Termin für An- 
träge auf auferorbentlihe Zuſchüſſe zum Patronatd- 
baufonds. 

3. €. v. 16. Dec. 1859 betr. die Unzuläſſigkeit eines 
Vorgriffs in das Etatsquantum bes nädften Jahres. 

4. €. v. 16. Zan. 1872 betr. die Abführung zwei: 
jähriger Ausgaberefte an den Gentralfonbs. 

5. Zu Ausgaben, bie nicht auf rechtlicher Verpflichtung 
beruben, darf ber Patronatsbaufonds nicht verwendet 
werben. — cf. 8 305 Nr. 50. 


1. Uebernahme der Koften für Kirchen und Schul: 
bauten auf den Patronatsbaufonds. 


Durch die Circular-VBerfügung vom 27. März 
1838 (Annalen Seite 40) ift die Königliche 
Regierung benachrichtigt, daß in Zolge Aller: 
höditer Cabinetäordre vom 20. Februar 1838 alle 
Beiträge zu Kirchen- und Schulhausbautoften, zu 
welchen Fiscus als Patron, als Befiger von Do- 
mainen, al3 Nachfolger aufgehobener Stifter und 
Klöfter, oder in einer anderen Eigenfchaft rechtlich 
verpflichtet ift, ohne Ausnahme aus dem Patro= 
natsbaufonds des Königlichen Minifteriums der 
geiftlihen, Unterrichts⸗ und Medicinal:Angelegen- 
beiten zu beftreiten fein Diefe Beftimmung, 
welche in einer fpäteren Allerhöchſten Cabinetsordre 
vom 23. März 1339 noch dahin erläutert ift, daß 
aus dem Gejammtbetrage des er 
alle Bautoften für Kirhen-, Pfarr-, Küfter- und 
Schulhausbauten beftritten werden müſſen, zu 
deren Uebernahme der Fiscus aus irgend einem 
Grunde ſchon jegt verpflichtet ift, oder künftig 
verpflichtet wird, jcheint nach dem dieſſeits bei 
verjchiedenen Gelegenheiten, namentlich bei Brüfung 
der Abſchlußſachen gemachten Wahrnehmungen zum 
Theil in Vergefjenheit getommen zu jein, indem 





fi) bei den Fonds der Domainen- und Forftver- 
waltung mehrfah Ausgaben gefunden Haben, 
welche danad) bei dem Patronat3baufonds hätten 
verrechnet werden follen. Auch ift den beiden 
Mißverftändniffen wiederholt begegnet worden, als 
bezöge fi) jene Anordnung auf diejenigen Bei— 
träge zu geiftlichen und Schulbauten nicht, welche 
auf Grundftüden der Forjtverwaltung, namentlid) 
auf Forftdienft-Etabliffements, oder aber auf erft 
nad) Erlag der Allerhöchften Eabinetsorbre vom 
20. Februar 1838 feitend der Domainen- und 
Sorftverwaltung erworbenen Grundftüden haften. 
Es Hat dies nicht nur zu vieler unfruchtbarer 
Schreiberei, fondern in einem Specialfalle auch 
zu materiellen Nachtheilen geführt, indem feiten® 
der Domainen- und Yorftverwaltung in Folge 
nicht gehöriger Berüdfihtigung der einſchlägigen 
efeglihen Beitimmungen ein ungleich höherer 
Racolifcer Schulbeitrag gezahlt und fogar auf 
für künftige Baufälle rechtsverbindlich anerkannt 
und übernommen worben war, als die Regierungd> 
Abtheilung für geiftliche Angelegenheiten, bei der 
ein ähnliches Verfehen nicht füglih vorkommen 
tonnte, anerlannt und auf ihren Patronatsbau⸗ 
fonds angewieſen haben würde. 

Der Königlichen Regierung werben bie vorge- 
dachten NRefjortbeftimmungen daher mit dem Bes 
merken in Erinnerung gebracht, daß danad von 
Derjelben Beiträge des Fiscus zu Kirchen-, Pfarr-, 
Küfter- und Schulhausbauten auf Fonds der 
Domainen- und Forfiverwaltung nicht weiter ans 
gmelen find, fa in Ihrem Bezirke etiva ähnliche 

erjehen bisher vorgelommen fein follten. 

Berlin, den 15. März 1864. 

Der Finanz Minifter. 
von Bodelfhmwingh. 


An 
jämmtliche Königliche Regierungen exol. Sigmaringen. 


2. Termin fir Anträge anf anferordentlihe Zu⸗ 
ſchüſſe zum Patrouatsbaufonds. 
Berlin, den 13. November 1882. 

Bu der dieſſeitigen Circular-Verfügung vom 
31. März 1857 ift angeordnet, daß die Königlichen 
Regierungen, im Falle von denfelben ein noths 
wendiger Zufhuß zu Ihren etatsmäßigen Patro- 
natsbaufonds in Antrag zu bringen iſt, eine Nach⸗ 
mefung der im kommenden Etatsjahre erforder= 
lichen Bauten und Reparaturen an kirchlichen und 
Schulgebäuden Königlihen Patronats nah dem 
mitgeteilten Formulare aufzuftellen und bis 
fpäteften® zum 45. Juni jedes Jahres einzureichen 
haben. In Abänderung dieſer Beftimmung will 
ih den Termin, bis zu welhem jener Antrag 
unter Einreihung der vorgejchriebenen Nach— 
weifung bei mir geftelt fein muß, auf den 1. Fe— 
bruar jedes Jahres, alfo 2 Monate vor Beginn 
des Etatsjahres, für weiches der außerordentliche 
Zuſchuß nachgeſucht wird, hiermit verlegen. — 
Indem id) die Königliche Regierung veranlaffe, 
hiernach für die Folge zu verfahren, bemerkte ich, 
daß verfpätet eingehende Anträge nur in ben 
dringendften Fällen und nur dann Berüdfichtigung 
finden können, wenn ber diefjeitige Central-Pa— 


tronat3baufonds dies noch geftattet. 
G. III. 7658. 
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8. Nnzuläf eines 8 8 in das wüi 
Kane beim Satz neiöbanfonne, * 


Es iſt neuerlich wiederholt vorgekommen, daß 
einzelne Königliche Regierungen nach Erſchöpfung 
ihres etatsmäßigen Patronatsbaufonds zur Deckung 
der Koſten Ihr dringender Neubauten und Res 
paraturen an Kirchen⸗ Pfarr- und Schulgebäuden, 
welche im Laufe des Etatsjahres in Antrag ge- 
bracht worden, ſich Borgriffe in das Etatöquantum 
des nächſten Jahres — und den augenblid- 
lichen Bedarf vorſchußweiſe aus bereiten Mitteln 
ihrer Hauptlaffe beftritten haben. — Diefes Ber: 
fahren ift mit einer nach den Beitimmungen ber 
Berfafjungsurfunde vom 31. Januar 1850 ge- 
regelten Berwaltung nicht verträglih. Unter 
Bezugnahme auf das Eircularrefcript vom 9. März 
1820 und unter Aufhebung aller bisherigen Ber- 
fügungen, welche für die dringendften Fälle eine 
Ausnahme von der Regel geftatten, weife ich die 
Königlihe Regierung Hierdurch an, ſich folder 
Borgriffe für die Zukunft zu enthalten und in 
Zällen, welche durchaus feinen Aufſchub zu ges 
ftatten feinen, fchleunigft an mid) zu berichten, 
auch Falls auf einen Vorſchuß aus den bereiteften 
Mitteln der Regierungs-Hauptfaffe angetragen 
wird, den Bericht an den Herrn Finanzminiſter 
mit zu richten. 

Berlin, den 16. December 1859. 


E. U. 26326, 
4. Abführung zweijähriger Ansgaberefte 
beim Betronatätuufonde. 


Berlin, den 16. Januar 1872, 

Aus Anlaß de3 von Jahr zu Jahr zunehmenden 
Anſchwellens ber Ausgaberefte bei ben etatgmäßigen 
Batronatsbaufonds der Königlichen Regierungen, 
und um demjelben nicht meinerfeit? noch durch) 
weitere vorbehaltlofe Bewilligung von außerordent⸗ 
lichen Zuſchüſſen aus dem gleichartigen Central- 
fonds Vorſchub zu leiſten, beitimme ich hierdurch, 
daß ſolche Zuſchüſſe wieder an den letztgedachten 
Fonds abgeführt werden, wenn ge nad zwei 
Jahren noch nicht zu den Zweden verwendet 
worden find, für welde ihre Bewilligung erfolgt 
ift. Auch ift darauf zu Halten, daß für Bauten, 
deren Ausführung mehrere Jahre verlangt, die 
Baufoften nur ratenweiſe, foweit fie für das 
nächſte Jahr erforderlich werden, nachgeſucht und 
verwendet werben und nicht bi8 zur Sammlung 
der ganzen Bedarfsſumme in der Megierungs- 
Hauptlaffe refervirt bleiben. 

Die Königliche Regierung hat daher jeßt dies 
jenigen Neftausgaben, welde zwei Jahre alt ge 
worden find, feititellen und behufs Ablieferung 
an den Central-Patronat3baufonds in dem Final- 
Abſchluß der geiftlichen und Unterrichtäverwaltung 
in Abgang ftellen zu laſſen, au) davon mir Ans 
zeige zu machen, 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
bie Königlichen Regierungen zu R. R. ıc. 
E. U. 23109. 
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$ 294. Einzelne fiscalifche Leiftungen für 
Schnlbauten. 


(Aauhoſz, Yergütung des Hoſlzwerthes Bein 
en beim Waffiubeu, Se 
anblung des Erlöfes alter Baumaterialien.) 
1. € v. 15. debr. u. 9. April 1872, 9. März 1881, 
5. Sehr. 1885 betr. die Gewährung ber Licitationd- 
Durchſchnittspreiſe beim Entreprifeverfahren zur Be: 
ſchaffung bed vom Fiscus herzugebenben Baubolzes. 

2. €. v. 7. Aug. 1872 desgl. und betr. die Gewährung 
bes wirklich gezahlten Kaufpreifes, wenn bad Holz in 
K. Forften nicht vorhanden war. 

3. E. v. 25. Febr. 1875 betr. bie Befeitigung ber 
Natural⸗Verabreichung des Holzes. 

4. €. v. 16. März 1857, 31. Mai 1860, 1. Jan, 
1861 betr. die Vergütung bed Holzwerthes beim 
Maſſivbau. — cf. 8 305 Nr. 42, und für bie Provinz 
Preußen: 8 277 Rr. 9. 

5. €. v. 26. Juli 1867 betr. ben Ausſchluß einer Ber: 

gütung bei theilweifem Maſſiobau. 

. €. v. 16. Mai 1871 desgl. bei Küſtereien. 

7. €. v. 16. Febr. 1866 betr. die Unzuläfjigteit weiter 
Maffivbauprämien. 

8. €, v. 14. Oct. 1876: betr. bie Verrechnung bed 
Erlöfes für unbrauchbare Baumaterialien, 


1a. Gewährung der Holz⸗Licitatiousdurchſchnitts⸗ 
reiſe bei einem Entreprife- Verfahren zur Be- 
haffung des vom Fiscus herzugebenden Bauholzes. 


Berlin, den 15. Februar 1872. 

Ich genehmige das beabfichtigte Entreprife- 
Verfahren zur Beihaffung des vom Fiscus zu 
Kirden- und Schulbauten herzugebenden Holzes, 
— daß der Batronatsbaufonds nur die 
Kieitationsdurdhfchnittspreife gewährt und für die 
Mehrloften die Eingepfarrten, 
Diensten frei bleiben, eintreten. 

@. U. 3972. 


* 


wenn ſie von 


1b. 

Berlin, den 9. April 1872, 
Auf den Bericht vom 29. Februar d. 3. eröffne 
ich der Königlichen Regierung, daß die Gewährung 
des Kicitationd- Durchichnittäpreijes für das vom 
Fiscus zu Kirchen⸗ und Schulbauten herzugebende 
Holz Bedingung der Zuftimmung des Herrn 
Sinanzminifters zu dem von der Königlichen Re— 
sierung vorgeſchlagenen Entreprife-Berfahren war. 
Die Beitimmung von dem Reſeript vom 
15. Februar d. J.,“) daß die Eingepfarrten, wenn 
fie bei dem Entreprije-Berfahren von Dieniten frei 
bleiben, für die aus diefem Verfahren erwachjenden 
Mehrkoften des Holzes eintreten ſollen, ift dahin 
zu verjtehen, daß wenn der Unternehmer das ſchon 
bearbeitete Holz am Ort für jeden Preis fauft, 
er feine Dienfte der Eingepfarrten und Schul: 
intereffenten braucht, diefe aljo ftatt der Dienſte die 
Differenz der Holzpreife übernehmen können, natür- 
lich nur jofern fie dazu willig find; denn fonft 
bleibt der bisherige Modus zur Veihaffung des 

geles beftehen. £ 
er Dinifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 


In 
bie Königliche Regierung zu R. 
@. oo. —— 


*) Borſtehend. 
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1e. 


Berlin, den 9. März 1881. 
Auf den Bericht vom 15. Januar d. J., be 
treffend die anderweite Ermittelung der vom Fiscus 
Fin eritattenden Holzkoſten bei geiftlichen und Schul- 
auten, eröffne ich der Königlichen Regierung, daB 
für die Folge dem Verlangen der Königlichen Ober- 
Rechnungskammer entiprechend, von den, nad) den 
Licitationsdurchſchnittspreiſen berechneten Holz⸗ 
werthen auch noch der Werth der Solgabfälte und 
Spähne in Anrechnung zu bringen ift. Hierbei 
wird ed ſich empfehlen, nicht eine ganz genaue 
Berechnung ber Holzabfälle, die ja felbitverftändlich 
unnötbige Umftände und Koften verurfadhen würbe, 
aufzuftellen, fondern nur eine ungefähre Schäß« 
ung des Werthes derfelben eintreten zu laffen, 
indem man ein für allemal einen feften Procent⸗ 

fa für Spähne und Abfälle in Anſatz bringt. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

Im Yuftrage: de la Eroir. 


Un 
Bi einigtine Regierung zu N. 
Abſchrift iſt den übrigen Regierungen durch Erlaß 


vom 5. Februar 1885, G. III. 5078, zur Kenntniß⸗ 
nahme und Nachachtung mitgetheilt. 


2. Naturallieferung des ſiscaliſchen Bauholzes 
oder Verglitung nach dem Kaufpreife. 
Berlin, den 7. Auguſt 1872. 

Der Königlichen Regierung eröffnen wir, daß 
dem —— das vom Fiscus als Patron zu 
kirchlichen Bauten zu liefernde Holz, wenn daſſelbe 
nit in natura gemährt, fondern im Wege der 
Entreprife beigaft wird, nad) dem wirklich ge- 
zahlten Kaufpreis zu vergüten, nur für die Fälle 
nachgegeben werden kann, in denen die Königlichen 
Forſien das zu den Kirchenbauten erforderliche Holz 
nicht enthalten. Denn wenn die Königliche Re— 
gierung das Holz aus Königlihem Forft entnehmen 
Tann, bat fie felbft nur die Licitationsdurchfchnitts- 
preife zu zahlen und darf alfo auch dem Unter- 
nehmer, wenn biefer das Holz fid) auf anderem 
Wege verfchafft, nicht mehr zahlen. Sftaber das 
Holz in Königlichen Forſten nicht vorhanden oder 
aus denfelben nicht gewährbar, fo tft die Königliche 
Regierung aud nicht an die Licitationsdurchſchnitts⸗ 
preife gebunden. Weiter Ein gehen, lediglich um 
ben Bau der Entreprife geben umd auf die Dienfte 
va —— verzichten zu können, empfiehlt 

nidt. 
Die Winifter der Finanzen und der geiſtlichen 
Angelegenheiten. 
6. U. 25483. 


"8. Befeitigung der Holz-Ratnrallieferun 
, es rer — 


Berlin, ven 25. Februar 1875. 
Auf den Bericht vom 18. November v. 3., be 
treffend bie anderweitige Begrenzung der amtlichen 
Wirkſamkeit, welche die Kreisbaubeamten der 
Veranſchlagung, Ausführung und Rednungs- 
legung von Schul⸗, Pfarr und Kirdhenbauten fis- 
caliſchen Patronats oder bei ftantlicher Unterſtütz⸗ 


zu widmen haben, uud die für die Entlaſiung 
ea 


an 
Dicker Beamten an die Ausübung unferer 





vom 46. Mai*) und vom 17. October v. 3. ge 
knüpften Folgen wird der Königlichen Regierung 
hiermit eröffnet, ba die in beiden Beziehungen 
von Derfelben conftatirte Auffafjung keineswegs 
zutrifft. [Die Annahme, daß die amtliche Be- 
theiligung ber Kreisbaubeamten bei der geſchäft⸗ 
lichen Behandlung der erwähnten Baufachen erft 
in den Fällen einzutreten babe, wenn die Höhe 
bes Koftenantheils, welchen der Staat als yatıın 
oder aus anderem Anlaß beiträgt, die Grenze 
von 100 Thalern überfchreitet, ift, wie die Einficht 
des Erlaffed vom 16. Mai v. J nachweiſt, eine 
ixrthümliche, indem nicht ſowohl der Antheil des 
Staats, als vielmehr ganz allgemein die Gejammt- 
beit der Baufoften im Betrage von 100 Thalern, 
welche für das betreffende Bauobject in Ausſichi 
enommen oder sufgemondt find, den Maaßſtab 
für die amtlihe Wirkjamfeit der Baubeamten 
bei feiner gefhäftlihen Behandlung beftimmen.] 
Ebenfowenig zutreffend ift aber auch die Aus— 
legung, welde bie Königliche Regierung aus unfes 
rem Erlaß vom 17. October v. I. in Betreff der 
Unwirkfamteit befielben für die Entlaftung der 
techniſchen Beamten hergeleitet hat, injofern der 
Erlaß bezüglich der Ermittelung der Leiftungen 
des fiscalifhen Patrons auf den Fortbeftand der 
auf diefe bezüglichen früheren Verordnungen ver- 
weißt, wie fi aus ber nachſtehenden Prüfung ihrer 
praftifhen Uebung ergiebt. In denjenigen Theilen 
des Staatsgebiets, wo nad der provinziellen 
Gefeggebung der fiscalifche Patron feinen Antheil 
an den Baufoften nicht als eine numeriiche Quote 
derfelben, fondern in dem Werth bes Bedarfs 
an Rohmaterialien leiftet, welche die betreffenden 
Bauten erfordern, vollzieht fich die Leiftung ſelbſt 
entweder durch Abgabe Yolchen Material? in natura 
oder aber in ber Entrichtung ihres Geldwerths. 
Im Icgteren Falle, der foviel ung befannt bei der 
übertwiegenden Mehrzahl der Patronatsbauten in 
Anwendung kommt, wird ſich die Thätigkeit der 
Kreißbaubeamten durch unjere erwähnten Erlaffe 
bei allen Bauten bis zu einem Koftenbetrage von 
100**) Thalern auf die Prüfung, reſp. Ermitte- 
lung des Antheils in den ihnen vorzulegenden 
Rechnungen zu befchränten haben, welcher der Ber- 
pflihtung des Patrons zur Hergabe des Roh— 
material3 angehört, mithin eine Betheiligung diefer 
Beamten bei der Veranfchlagung der örtlichen 
Recherche und Beaufſichtigung folder Bauten 
ceffiren, fofern fie nicht in den Fällen, welche der 
Erlaß vom 16. Mai pr. ***) bezeichnet, geboten ift. 
[Wo dagegen der Beitrag des Patrons in natura 
geleiftet, namentlich der Bedarf an Bauholz aus 
Königlichen Forſten verabreicht wird, muß es bei 
der efelgung der für diefen Behuf maßgebenden 
älteren Vorſchriften nad Anleitung, unferes Er- 
laſſes vom 17. October v. I. fein Bewenden be- 
halten, mithin die Veranfchlagung, der Nachweis 
der Verwendung und die örtliche Prüfung von 
ben SKreiöbaubeamten auch ferner beanſprucht 
werden, da ber Betrieb und die geſchäftliche Be— 
handlung der fiscalifchen Forftverwaltung die er- 


*) of. jegt oben Bd. 1528 Nr. 2 ©. 189 (sub 1) und unten 
304 Rr. 2, 


**) Iepı 600 Mark det Do. 15238 Ar. 2). 
“) of. 80. 18 28 9. 2. 
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fordert.]*) Abgejehen von der aus diefer Erwägung 
tefultivenden Folgerung, daß der geichäftliche An— 
theil der Baubeamten an Bauobjecten bis zu einem 
Betrage von 100 Thalern**) auf ein erheblich 
geringere Maaß und eine ehr viel geringere Zahl 
von Fällen als bisher beſchränkt wird, darf ferner 
nicht überfehen werden, dag die Königliche Regie 
zung nad ihrer eigenen Befuugniß in der Lage 
ift, die Zahl diefer Fälle noch mehr, ald bisher 
geſchehen ift, zu vermindern. Nicht allein von 
dem Herrn Snanyninifter ift wiederholt der 
Wunſch ausgeſprochen, die Forftverwaltung in der 
Belaftung zu erleichtern, welche ihr durch die 
NRaturalabgabe ihrer Producte zu fiscaliichen Bau⸗ 
zweden erwächſt; auch wir find mehrfad veran- 
laßt geweſen, der Königlichen Regierung die Bes 
ſchaffung des Holzbedarfs für die Eingangs er⸗ 
mähnten Bauzwecke unter Hinweis auf die Nadj- 
theile, welche ſich aus der Naturalabgabe ergeben 
haben, mitteljt des für alle übrigen Saufeiften en 
aboptirten Verfahrens dringend zu empfehlen. 
Indem wir auf das Beifpiel der Holzverabreihung 
für den Kirchenbau zu N., als eine im eigenen 
Bezirk der Königlichen Regierung gemachte Ex- 
ahrung von der Erheblichkeit jener Nachtheile 

zug nehmen, müffen wir ferner bemerklich 
maden, daß die Verwendung frifch gefchnittener 
Trennhölzer zu Bauzweden, wie fie bei Bau- 
objecten bis zu 100 Thalern bei der Natural- 
Berabreihung als Regel voraudgefegt werden 
muß, mit den Erforderniffen einer ſachgemäßen 
und dauerhaften Technik unvereinbar ift, und die 
Verzögerungen, melde fi an die Abfuhr des 
Holzes aus dem Walde dur die transport 
pflihtigen Gemeinden knüpfen, den Keim der Zer- 
ftörung vielfach in den abgegebenen Hölzern ent⸗ 
wideln, welcher als Holzſchwamm oder in anderen 
Erſcheinungen ausgebildet, nad) kurzer Frift ihre 
Erneuerung zum Schaden der Bauverpflichteten 
herbeiführt. 

Die Königliche Negierung möge an der Er— 
mwägung der vorjichenden Erörterung entnehmen, 
daß Ihre Auffafiung über das vermeintlich geringe 
Maaß von Erleichterung, welche dem Geſchäftö— 
betrieb der Kreisbaubeamten durch unfere Erlaffe 
vom 16. Mai und 17. October v. J.) zu Theil 
wird, eine irrthünlicje iſt und durch ausgebehntere 
Einführung des im Obigen empfohlenen Ver⸗ 
fahrens zur Entlaftung der techniſchen Beamten 
ihres Bezirtes in dem Maaße beitragen, wie es 
dur die erwähnten Erlaffe bezwedt, und wie 
wir nit verfennen wollen, aud in dem Bericht 
vom 18. November pr. beabſichtigt ift. 


Die Minifter der geiftlihen Angelegenheiten und 
ber öffentlichen Arbeiten. 


4a. Bergütung des Holzwerth3 bei dem Maffiv- 

ban von Schuigebänden, wenn die Gtantälaffe 

bei dem Fachwerlsbau dad Bauholz frei zu ge- 
währen hat. 

Bon mehreren Provinzialbehörden ift der Wunfch 
ausgeſprochen worden, daB zur Förderung des 
Malfivbaus neuer Schulhäufer denjenigen Gemein- 

BR) of. jept 8b. 1528 Rt. 2 ©. 189 (sub 1) und unten 


s 1. 2 
®*) Jept 500 Mark (of. Bo. I $ 28 Rr. 2). 
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den, welche zum Empfange freien Bauholzes und 
beziehungsweiſe deffen Werths aus dem Batronats- 
baufonds berechtigt find, diefer Werth auch dann 
gezahlt werde, wenn das Holz felbft wegen des 
von den Betheiligten gewählten Majfivbaus nicht 
zur Verwendung gelangt. 

Auf meinen Antrag haben des Königs Majeftät 
unterm 25. v. M. mid; zu ermächtigen geruht, 
beim Neubau von Schulhäufern, zu welchem 
die Staatskaſſe das Bauholz frei zu gewähren hat, 
dem Baupflictigen, wenn er maſſiv baut, den 
Werth ded gegen den Fachwerksbau erſparten 
Bauholzes zu vergüten. 

Die Königlihe Regierung wird hiervon in 
Kenntniß geſeht mit der nmeilung, in vorlommen⸗ 
den Neubaufällen von Schulhäufern, bei welchen 
jene Vorausjegung zutrifft, ſoweit ihr Batronats- 
baufond3 die dazu erforderlichen Mittel darbietet, 
den Betheiligten bie geeigneten Vorhaltungen zu 
machen, und nad Befinden auf die Bewilligung 
des gegen ben Fachwerksbau erfparten Holzwerths 
auzutragen. Dem Antrage ift der Anſchlag jeder 
zeit beizufügen. 

Berlin, den 16. März 1857. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Raumer. 


An 
die Königlii R. 
ae 


4b. 


Des Prinzen-Regenten Königliche Hoheit haben 
mittel3 Allerhöchften Erlaſſes vom 14. d. M. im 
Anſchluß an die Allerhöchſte Ordre vom 25. Fe- 
bruar 1857 auf meinen Antrag zu genehmigen ge= 
ruhet, daß, wie bei Neubauten von Schulhäufern, 
jo auchd er dazu gehörigen Wirt hſchaftsgebäude, 
ſofern die Staatskaſſe das Bauholz frei zu ge— 
währen hat, dem Baupflichtigen, wenn er maſſiv 
baut, der Werth des gegen den Fachwerksbau 
erfparten Bauholzes vergütet werde. 

Die Königliche Regierung fete ich unter Bezug- 
nahme auf den Erlaß meines veremwigten Amts: 
borgängerd vom 16. März 1857 (Nr. 5437. U.) 
hiervon mit der Anweifung in Kenntniß, in vor= 
kommenden Fällen von Schulneubauten, bei welchen 
jene Vorausjegung zutrifft, foweit ihr Batronats- 
baufonds die dazu erforderlichen Mittel gewährt, 
den Betheiligten die geeignete pe tung zu 
machen und nad Befinden auf die Bewilligung 
des gegen den Fachwerksbau erfparten Holzwerthes 
anzutragen. — Dem Antrage ift der Anfchlag 
jederzeit beizufügen. 

Berlin, den 31. Mai 1860. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
m Auftrage: Keller. 


An 
4% 

Des Prinzen-Regenten Königliche Hoheit haben 
unterm 15. v. M. u. I. im Anſchluſſe an die 
Allerhöchſten Erlaffe vom 25. Februar 1857 und 
14. Mai v. J. zu genehmigen geruht, daß, wie 


beim Neubau von Schulhäufern und der dazu 
gehörigen Wirthſchaftsgebäude, fo auch bei Re— 
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paraturen an derartigen Gebäuden, fofern Fiscus 
das Bauholz frei zu gemähren hat, dem Bau- 
pflichtigen, wenn er die Umfaſſungswände majfiv 
aufführt, der Werth des gegen die Wiederher- 
ftellung in Fachwerk erfparten Holzes aus dem 
Batronat3baufonds vergütet werde. 

Die Königliche Regierung fee ih hiervon mit 
dem ——— in Kenntniß, daß wegen der der= 
artigen Vergütung in berjelben Weije zu ver— 
fahren ift, wie dur die Verfügungen vom 16. 
März 1857 — U. 5437 — und 31. Mai v. J. — 
U: En — für Neubaufälle vorgefchrieben wor⸗ 

en ift. 

Berlin, den 1. Januar 1861.*) 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmann=Hollmweg. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
m. UV. —— 


6. 


Berlin, den 26. Juli 1867. 

Die Königliche Regierung erhält die Anlagen 
des Berichts vom 28. v. M. mit dem Eröffnen 
zurück, daß bei maſſiver Herſtellung der Hinter— 
front des Schulhauſes in N. der Werth des dadurch 
gegen den Fachwerksbau eriparten Holzes nicht 
vergütet werden kann. Nach der Circularverfügun 
vom 4. Januar 1861 . 27721) bleibt bei 
Reparaturbauten zur Bewilligung jener Ver— 
ünftigung Erforderniß, dag ſämmtliche 

mfaffungswände maffiv hergeftellt 
werden, und im vorliegenden Fall Banbelt es 
ſich nur um Eine Wand. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


An 
die Königliche Regierung in R. 
V. 17226, 


6. 


Berlin, den 16. Mai 1871. 

Der Königlichen Regierung eröffne ih auf den 
Beriht vom 28. v. M., daß der Werth des beim 
Maffivbau des Küfter- und Schulhaufes zu N. 
gegen den Fachwerksbau erjparten Holzes nur 
infoweit aus ihrem Patronat3baufonds zu be= 
willigen ift, als es ſich um die Vergütung des 
der Schulgemeinde zuftehenden Betrages von 
— Thalern handelt, da die Allerhöchſte Cabinets- 
ordre vom 45. December 1860 — Centralblatt 
de 1861 S. 252**) — nur von Schulhäufern und 
deren Nebengebäuden, nicht aber von Küftereien 
handelt. 

U. 1019. 

7 


Auf den Bericht vom 8. v. M. eröffne ich der 
Königl. Regierung, daß dem Antrag, im dortigen 
Bezirk außer den durch die Refcripte vom 16. März 
1857, 31. Mat 1860 und 1. Januar 1861***) auf 
Grund Allerhöchſter Ermächtigung zugeftandenen 
Vortheilen im Fall des Baues maffiver Schul- 


*) Die vorfiehenben Erlaſſe beziehen ſich nit auf maſſive 
Schulbrunnenanlagen (of. $ 3 —8 42). — 

**) Oben Rr. 20. 

ver) Oben Rr. 4a.—c. 
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ebäude noch befondere Maffivbauprämien aus dem 
Fatronatabanfonds zu_gewähren, feine Folge ge- 
geben werden kann. Für die wichtigeren Bauten 
ift die Königliche Regierung in der Lage, per 
resolutum auf den Maffivbau hinzumwirken; für 
minder wichtige Bauten erfcheint der Unterfchied 
nicht fo erheblich und der Gewinn der vorgefchlage- 
nen Dabregel außer Verhältniß zu den Opfern 


. 233%0. 
Berlin, den 16. Februar 1866. 


8. Bexrechnung des Erlöſes für unbrandbare 
Baumaterialien bei Patronatöbanten. 


Berlin, den 14. October 1876. 

Die Königliche Oberrehnungstammer bat fi) 
damit einverftanden erklärt, daß rüdfichtlich der’ 
Verrechnung des Erlöfes für unbrauhbare Baus 
materialien bei Batronatsbauten fernerhin dafjelbe 
Verfahren beobachtet werde, welches von dem 
Herrn Minifter der öffentlihen Arbeiten mittels 
des abichriftlih angejchloffenen Nefcriptes vom 
26. October 1869 für die Bauten feines Reflorts 
angeordnet worden ift. Demnach ift bei Batronats- 
bauten der Erlös für die in dem Bautloften- 
anſchlage berüdfichtigten unbraudbaren Bau— 
materialien auch alsdann zu den Bautoften zu 
verrechnen, wenn dieſe Materialien nicht dein Bau= 
unternehmer überlafjen, fondern anderweitig ver- 
tauft werden. **) 

Unter Abänderung der in dem Circularerlaffe 
vom 3. März 1853 — Nr. 664 — und dem vom 
1. April 1865 — E. 5764 — gegebenen beü = 
lichen Beftimmungen veranlaffe ich die König ide 
Regierung, in künftig eintretenden Fällen dement- 
fprechend berfaßren zu laſſen. 
ſammiliche Königliche Regierungen ber acht älteren 


Prooinzen (exol. in Wagen, eier und Gigs 
maringen). 


Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur 
Kenntnignahme und Beachtung unter gleichzeitigem 
Anſchluß je eines Exemplares ber erwähnten 
Circularverfügungen. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Sydom. 


An 

die Koniglie Regierungen in Kaſſel und 
oma he —E inanzdireccion in 
Hannover, an das Konigliche Gonfiftorium 
hier, an das Königliche Provinzial: Schulz 
A 
an jerum, jesbal 
@. IL — en 


Berlin, den 26. October 1869. 

Um der in den älteren Lanbestheilen der Mo— 
narchie beftehenden Anordnung: „daß die bei Bau: 
ausführungen entftehenden Einnahmen aus dem 
Erlöſe für unbrauchbare alte Baumaterialien, Ge— 
räthſchaften, Grundftüde 2c. nur dann zu den Bau= 
toften verwendet werden dürfen, wenn fie im An— 
ſchlage vorgefehen find“, auch dort Eingang zu 
verihaffen und das Rechnungsweſen zu verein= 
fachen, beftimme ich hierdurch, daß dergleichen Ein- 
nahmen künftig überall bei Aufitellung der Baus 
anfchläge annähernd ermittelt, beim Zitel „Ins- 





*) co 5 80 Rr. 7. 
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gemein ausgeworfen und von der Summe 
deffelben abgerechnet, zugleich aber dieſe 
Gelegenheit benußt werde, den Gefammtbetra; 
de3 Anſchlages auf Thaler, ohne Grofchen und 
Pfennige abzurunden. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 


Arbeiten. 
Am Auftrage: Mac-Lean. 


An 
bie Köntgli er u Wiesbaden. 
— 


295. Befondre fiscalifche Leitungen für 
hnlbanten in den Provinzen Oſt- und 
Wef-Prenen. 


— of. 88 44 ff. ber Schulorbmung vom 11. Dec. 1845 
(unten Bb. IT a. €) — 


1. €. v. 30. Mai 1863, 9, April, 17. Mat, 12. Sept. 
1864 betr, bie Vergütung bes nicht in natura 
gewährten Holzes nad ber Forfttare bezw. ben 
Lieitationsdurchſchnittspreiſen. 

2. Bf. der K. Reg. in Marienwerber vom 1. Mai 
1862 betr. den Abzug ber Nebenkoften von ben 
Taxpreiſen. 

3. €, v. 24. Nov. 1871 betr. ben Ausſchluß einer 
Vergütung des beim Maſſivbau gegen ben Bau in 
Gehrſaß eriparten Holzes. 

4. €. v. 13. Sept. 1860 betr. bie Vergütung des 
Holzweriib und die Mafjivbauprämie in 
Schulbezirken, zu welden außer bem Fiscus noch 
anbre Gutsheren gehören. 

5. € v. 14. Sept. u. 29. Oct, 1866 betr. bie Ge 
mwährung ber Maffivbauprämie bei maffiver Unter: 
mauerung vorhandener Schulbäufer, 

6. € v. 25. Jan. 1872 betr. den Ausſchluß ber 
Prämie bei Schul: und Küfterhäufern. 

7. € v. 16. Mai 1874 betr. die Gewährung ber 
Prämie bei theilweifer mafiver Erriätung ber Baus 
lichteiten. 


1a. Vergütnug des Holzwerthes ſeitens des Künig- 
lichen Fiscũus bei dem Maſſivbau von Schul⸗ 
gebänden in der Provinz Preußen. 


Der Königlichen Regierung eröffne ich in Betreff 
der Vergütung des Holzwerths bei fiscalifchen 
Schulbauten, daß nad) $ 44 der Provinzial-Schul- 
orbnung vom 11. December 1845 von dem Fiscus 
als Gutöherrn das Holz zu den Bauten und Re— 
paraturen der zur Schule gehörigen Gebäude nur 
in denjenigen Fällen nad) der —— (im Gegen⸗ 
fag zu ben Licitationsdurchſchnittspreiſen) zu ver 

üten ift, wenn das Bauholz entweder nicht 
innerhalb dreier Meilen vom Bauplag angewiefen 
oder wegen Maffivbaues nicht in Natur ver- 
wenbet werben kann. — In allen andern Fällen 
bagegen bleibt es bei der gejeglichen Regel, daß 
die Regierungsabtheilung für Kirchen- und Schul⸗ 
weſen das Bauholz von der Abtheilung für directe 
Steuern, Domänen und Forften gegen Bezahlung 
des Licitationsdurchfchnittspreifes aus dem Patro= 
nat3baufonds ankauft und dad Holz zum Bau 
verwenden läht, oder der Gemeinde das Holz; nach 
den Preiſen bezahlt, zu welchen bafjelbe auf dem 
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Markt zu Haben ift, alfo nad den Licitations- 
durchſchnittspreiſen. — Ueber den Anhalt der 
Provinzial-Schulordnung Hinauszugehen, bin ih 
nit ermädtigt. — 

Berlin, den 30. Mai 1863. 

U. 10188, 


1b. 


Auf den Bericht vom 14. v. M., die Vergütung 
des Holzwerth8 bei fiscaliihen Schulbauten be= 
treffend erwidere ich der Königlichen Regierung, 
daß nad dem 8 44 der Schulordnung vom 
11. December 1845 nur in zwei Fällen die Schul: 
gemeinde gehalten ift, ftatt des Holzes in natura 
den Geldpreis nad der Forſttare der nädjiten 
Forſt anzunehmen. In allen übrigen Fällen, alfo 
aud wenn das Holz nur in mehr als dreimeiliger 
Entfernung angemwiejen werden kann, hat die Schul- 
gemeinde Anfprud) auf den Licitationsdurchſchnitts⸗ 
preis, weil nur diejer ein Wequivalent für das 
Hol; in natura darbietet. 

Berlin, den 9. April 1864. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


von Mübhler. 
u 
die Königliche Regierung zu N. (in der Provinz 
Preußen). 
U. 7415. 
lc. 


Auf den Bericht vom 23. v. M., 
betreffend die Vergütung des Holzwerths bei 
fiscalifhen Schulbauten, 
erwidere ich der Königlichen Regierung, daß Ihre 
Auslegung des $ 44 der Schulorbnung richtig 
und ber Bethmerih des Holzes nad) der —&— 
des nächſten Reviers auch dann zu gewähren iſt, 
wenn das Holz in natura nur in größerer Ent: 
fernung als von 3 Meilen angemwiefen werben 
könnte. In diefem alle ift anzunehmen, daß bie 
Gemeinde die Unfuhr verweigern würde. Wäre 
die Gemeinde aber zur Anfuhr auch aus größerer 
Entfernung willig, 5 hätte fie nur das Holz in 
natura, nicht den Preis zu fordern. 
Berlin, den 17. Mai 1864. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


u 
bie Königliche Regierung zu R. (in ber Provinz 
Preußen). 
U. 10862. 
14. 


— — Nah dem $ 44 der Schulorbnung von 
1845 muß der Gutsherr, alfo auch der Fiscus, 
wo derjelbe Gutsherr ift, das Holz zum Bau in 
der Regel in natura geben. Auf eine Vergütung 
des Holzwerth3 nad) den Licitationsdurchſchnitts⸗ 
preifen konnte damals nicht Bedacht genommen 
werden, da die Naturalgewährung hinſichtlich der 
fiscaliſchen Stellen erft fett 1849 in Folge Aller- 
höchſter Anordnun⸗ en 

Nur in zwei Fällen ſoll nad der Schulordnung 
bie Schulgemeinde berechtigt fein, ftatt des Holzes 
in natura, die Vergütung in Geld, aber nur nad 
ber Forſttaxe zu verlangen: 
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1) wenn das Holz nicht innerhalb drei Meilen 

vom Bauplag angemwiefen oder 

2) wegen Maffivbaus in natura nicht verwendet 

werben kann. 

In allen übrigen Fällen bleibt es bei der 
Pe — ober den Licitationsdurchſchnitts⸗ 
preifen. 

Unter Umftänden erleiden die Gemeinden durch 
Gewährung der Forſttaxe ftatt der Licitationg- 
durchſchnitispreiſe nicht unerheblihe Nachtheile. 
Dies berechtigt aber die — —— 
nicht, von den beſtehenden Geſetzen abzuweichen. 

Berlin, den 12. September 1864. 

Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Fu Vertretung: Lehnert. 


n 
bie —— Reglerung zu N. (in ber Provinz 
U. 16282, 


2. Zahlung der Ncbentoften für dad vom Fiscus 
herzugebende Schulbauholz. 
DMarienwerder, den 1. Mat 1862. 

In der Circular-Berfügung vom 2. November 
v. J. — Nr. 1619 F. und K. II. — Haben wir 
feftgefegt, in melden Fällen die Tar- refp. Lici- 
tationsdurchſchnittspreiſe des nädjiten Königlichen 
Forſtreviers für das vom Fiscus als Gutsherr 
des Schulbezirks Herzugebende Bauholz bei Be- 
rechnung des Holzwerths zu Schulbauten zur Anz 
wendung kommen follen. 

Unter den von den Königlichen Oberförftereien 
feftgeftellten Tax⸗ und Licitationsdburchfchnittöpreifen 
find die Nebenkoften, welde in der Regel 
einen Pfennig für den Kubiffuß Bauholz be- 
tragen, mit einbegriffen. Höheren Orts ift nun= 
mehr entihieden, daß die Nebenkoften nicht von 
dem Gutsherrn, fondern von den Schulgemeinden 
getragen werben müffen, daher folde in Zukunft 
von dem zu vergütenden Holzwerthe in Abzug zu 
bringen find, der Art, daß Fiscus die Tar- reſp. 
Kieitationsdurchfchnittäpreife für Bauholz, bei 
Schulbauten excluſive der Nebentoften zu ver- 
güten Hat. 

Königliche Regierung. 


8. Ausſchluß fiscalifher Vergütung für das bei dem 
Maffivbau gegen den Ban in Gehrſaß erfparte Holz. 
Berlin, den 24. November 1871. 

Auf den Bericht vom 31. Auguft d. I. in der 
Schulbauſache von N. und auf die Recursbe— 
ſchwerden 2c. wird das Refolut der Königlichen 
Regierung vom 10. Februar d. J. aus den darin 
angeführten duch die Necurrenten nicht entkräf⸗ 
teten Gründen hierdurch beftätigt. 

Im $ 45 ad 1 der Provinzial-Schulordnung 
vom 11. December 1845 ift bei den maffiv aus— 
geführten Schulbauten nur die Vergütung des- 
jenigen Holzes vorgeichrieben, welches gegen ben 
Fachwerlsbau erfpart wird, und dieſe Fergitung 
wird nad) erfolgter Bauausführung aud) im vor- 
liegenden Fall fejtgeftellt und angemwiejen werden. 
Dagegen ift der Antrag der Recurrenten auf Ge— 
währung der Vergütung für das bei dem Maſſiv⸗ 
bau gegen den Bau in Gehrſaß eriparte Holz ge= 
fegtih zug zuläffig. 


V. 





4. Fiscalifge Maſſivbau⸗Prämie und Vergütung 

des Tarwerths des gegen den Fachwerlsban er- 

ſparten Holzes für Schulhäuſer in Echulbezirten, 

zu denen außer dem Fiscus noch andere Gntd- 
heren gehören. 


Auf den Bericht — betreffend die Maffivbau- 
Prämie und den Tarmwerth des gegen den Fach— 
werlsbau erfparten Holzes für Schulhäufer ge= 
mifchter Societäten — erfläre ih mid damit 
einverftanden, daß, da wie die Königliche Regie— 
rung behauptet, im dortigen Regierungsbezirk das 
Herlommen in Beziehung auf die gedachten 
beiden Leiftungen die Privatgutöherrn von einer 
Betheiligung liberirt, der Fiscus bezüglich ber 
ſchon errichteten Schulen, bei welden jene Be— 
hauptung zutrifft und mit Vorbehalt des Redhts- 
wege8*) beide Zaften nad wie vor alleim zu über- 
nehmen Habe. Für gemifchte Schulen, welche 
tünftig erjt errichtet, und für Schulen fiscalifchen 





Patronats, welchen erft künftig Hinterfaffen von 
Privatgu ın zugeſchlagen werden, behält es 
dagegen bei der Regel des $ 47 der Provinzial- 
Schulordnung fein Bewenden, und find die Privat- 
utsherrn fowohl zu der einen als ber andern 
Anfere) nad) Maßgabe der Zahl der Haushaltungen 


beizutragen verpflichtet, wenn nicht ein befonberer 
Rechtstitel entgegenftebt. 


Berlin, ben 13. September 1860. 
U. 18643. 
5a. Fiscaliſche Maffivban-Brämie bei maffiver 


Untermanerung. 


— Ich bin damit einverftanden, die im 8 45 der 
Provinzial-Schulordnuug vom 11. December 1845 
vorgefehenen Maffivbau - Prämie von 40 Thlrn. 
auch in denjenigen Fällen zu gewähren, wenn an 
einem vorhandenen Säutdaus ſämmtliche Um- 
faffungsmauern und innern Scheidewände bis zum 
Dad imauf maffiv untermauert worden find. 

Berlin, den 14. September 1866. 

U. 19210. 


5b. 


Die im 8 45 Nr. 1 der Brovinzial-Schulord- 
nung vom 11. December 1845 auögejegte Prämie 
von 40 Thlen. ift nicht bloß für maſſive Neu- 
bauten von Schulhäufern, fondern au bann von 
den Königlichen Regierungen zu gewähren, wenn 
an einem vorhandenen Schulhaufe ſämmtliche Um- 
faffungsmauern und inneren Scheidewände bis 
um Dad hinauf maffiv untermauert worden find. 
Benufs der Rechnungsrevifion ift jedoch zu con= 
ftatiren, daß ein folder Umbau ftattgefunden hat, 
für welchen die gejegliche Prämie bewilligt wer: 
den darf. 

Die Königlihe Regierung hat daher Fünftig 
darauf zu halten, daß in jedem einzelnen all der 
Bahlung der fiscaliihen Maffivbau: Prämie durch 
eine befondere, von dem Regierungsbaurath ge 
prüfte Bejcheinigung des betreffenden Baubeamten 
näher nachgewieſen wird, in wiefern die volljtän- 
dige Ummandlung eines Schulgebäudes in ber 


*) of. $ 302, 303. 
Anm. zu der Maffivbauprämie aber wohl nur fomeit bies 
hertdnimlich ift (of. auch Schulz, Schulorbnung zug 47 Anm 3). 


Staatzunterftügungen zu Schulbauten. 8 296. 


oben bezeichneten, zur Gewährung der Maſſipbau⸗ 

Prämie geeigneten Weiſe erfolgt ift. 

: Berlin, den 29. October 1866. 

Der Miniſter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


« 
bie vier Rörniglichen Regierungen ber Provinz 
—— 


6. Ausſchluß der ſiscaliſchen Maſſivban⸗Prämie 
bei Schul⸗ und Küſterhäuſern. 
Berlin, den 25. Januar 1872. 
Während früher nah dem Allerhöchſten Erlaß 
vom 6. December 1802 für jedes mafjiv erbaute 
Landſchulhaus Königlichen Patronat3 eine Maffiv- 
bau-Brämie von 40 Thlr. zu zahlen mar, beftimmt 
8 45 der Provinzial-Schulordnung vom 11. De- 
cember 1845 für die Schulen in den Domänen- 
dörfern, daß die Gemeinden, melde die zur Schule 
gehörigen Gebäude maffiv errichten, eine Bau- 
prämie von 40 Thlr. erhalten follen. — Kirchen⸗ 
atrone und Eingepfarrte haben auf die Maffivbau- 
mie keinen Änſpruch. Hinfichtlich der Unter- 
haltung der Schulhäufer, welde zugleich Küfter- 
ober Organiftenwohnungen find, finden nach $ 48 
der Reooingial-Schulordnung die allgemeinen ge- 
jeglichen Borfriften Anwendung. — Der Pro- 
vinzial-Schulordnung tft die im Geſetz vom 
21. Juli 1846 bei combinirten Küfter- und Schul- 
bhäufern binfichtli der Unterhaltungspflicht vor⸗ 
gefehene Unterfheidung fremd. Nachdem dieſe 
aber durch das leptgenannte Gefeg in der darin 
näher bezeichneten Weiſe einmal aufgeftellt und 
—5 — ift, hat fie ſich auch bezüglich der 
affivbau-Prämie für die Gebäude einer com— 
binirten Schul⸗ und Küfter- oder Organiftenftelle, 
injomeit die Ausführung folder Gebäude als 
reiner Schulbau gilt und damit die zur Schule 
gehörigen Gebäude majfiv errichtet werden, wirt: 
fam zu maden. — Im vorliegenden Fall ift nur 
dad Schul und Küfterhfaus mit der im Schul- 
interefje nöthigen Erweiterung maſſiv erbaut 
während das ausbrüdlich für die Schule beftimmte 
und auf Koſten der Schulgemeinde erbaute Stall- 
und Scheunengebäude richt un fondern in 
Fachwert hergeſtellt ift. Hiernach kann bei den 
Feſtſetzungen im $ 45 der Provinzial⸗Schulordnung 
vom 11. December 1845 die Maffivbau-Prämie 
in folgem alle überhaupt nicht gewährt werden.*) 
U. 186. 


7. Fiscaliſche Maffivbau- Prämie bei theilweifer 
maffiver Errichtung der Schulgebände. 
Berlin, den 16. Mai 1874. 

Die Königliche Oberrehnungstammer hat — 
beſchloſſen, bei Schulbauten in Domänendörfern 
der dortigen Provinz die Zahlung der Maffivbau- 
Prämie aus dem "Batronatsbanlonds ſchon als⸗ 
dann zuzulaſſen, wenn blos das Schulhaus allein 
und nicht gleichzeitig auch die ſonſtigen zur Schule 
ehörigen Gebäude Ie hergeſtellt werden. 
— darf jedoch, wie ſchon in meinem Erlaß 
vom 29. December v. J. hervorgehoben iſt, die 
Maſſivbau⸗Prämie für den geſammten das Schul⸗ 
gehöft bildenden Gebäudecomplex unter allen Um- 


*) of. indeb €. d. 16. Mat 1874 naqhſtehend. 
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ftänden nur einmal bewilligt werben.*) Ferner ift 
im Sinne des $ 45 der Propinzial-Schulordnung 
vom 11. December 1845 ein Gebäude nur dann 
als maffiv anzufehen, wenn nicht allein die Um- 
fafjungswände und das Dad, fondern auch die 
Mehrzahl der inneren Wandungen zu ebener Erde 
maffiv Hergeftellt find. Hiernach modificirt & 
mein Gries vom 25. Januar 1872, U. 135 (E.-81. 
1872 Seite 310)**). 
@. III. 2002. 


8 296. Staatsnnterflügungen zu 
Schulbauten. 


Techniſche Vorbereitung ber Projecte Nr. 1—4. 
Ausſchluß einer Uebertragung ber Koften für Hanb- und 
Spanndienfte, Bauauffiht, Projecte, Schul-Utenfilien 
Nr. 5—10. 
Seftftellung der Präftationsunfähigteit und Gicherftellung 
der Baumittel (nachträgliche Kürzung) Nr. 11—15. 
Verfahren bei der Zahlung, Eontrole Nr. 16—18. 
Beipülfen für Schul: und Küfterbauten Nr. 19. 20. 
Bewilligung von Gollecten Rr. 21. 
Techniſche Vorbereitung ber Projecte. 

1. €, v. 8, Dec, 1868 und 7. Januar 1870 betr. 
die techniſche und abminiftrative Zweckmäßigkeit eines 
Schulbaus ald Borausfegung ftaatliher Unterftägung. 

2. €. v. 6. März 1865 betr. bie Anfertigung fiherer 
Koſtenanſchläge und Skizzen bei Nachſuchung von 
Bauunterftügungen. — 

Anhang I, €. v. 12. Sept, 1842 beögl. 

3. €. v. 9. Januar 1873 beögl. — cf. unten Nr. 5 
und 8 304 Nr. 2. — 

4, €. v. 26. Rov. 1873 betr. bie Aufſtellung des 
Anſchlags in vevifionsfähiger Form. — cf. 8 304 
Nr. 1 


Ausſchluß einer Vergütung ber Koften für 
Hand- und Spannbienfte, Bauauffigt, Bros 
jecte, Shul-Utenfilien feitens bes Fidcus. 

5. €. 0. 3. Nov. 1882 betr. bie Beibringung eine Nach- 
weifeß ber Hanb- u. Spannbienfte —. cf. Nr. 12. 

6. €. v. 27. Dec. 1871 betr. den Nachweis bes 
Werths ber Hand⸗ und Spannbienfte. — cf. 8 304 
Ar. 1. 

7. € v. 5. April 1872 betr. den Ausſchluß einer 
Staatsunterſtũtzung zur Webertragung ber Hand⸗ 
und Spannbienfte, gleichviel ob bie (nach bem Receß) 
dazu verpflichteten Leute in bürftigen Verhältniſſen 
leben, 

8 €. v. 26. März 1873 betr. die Beſugniß ber 
Gemeinde bie Raturalleiftungen zu vergeben. — 
cd. Nr. 9. 

9. €. v. 26. Auguſt 1880 betr. bie Ausführung der 
mit Staatöbeihülfe zu errichtenden Schulbauten nad 
den bei Bewilligung berfelben angenommenen Voraus⸗ 
fegımgen insbeſondre unter Leiftung ber im An- 
flag vorgefehenen Baubienfte ber Gemeinbeglieber 
in nature, — cf. Nr. 13. 
€. v. 4. Jan. 1878 betr. den Ausſchluß einer 
Uebertragung ber Koften für Shulgeräth- 

ſchaften, Bauprojecte, Bauaufficht bei Rad- 


Beim maffiven Neubau eines früher ſchon maffiv gebauten 


10. 


L 
fi k in bermal ige Bewiili der Pramie te 
Sauer ai Belang Bde Ha 
orbnung &. 631 Anm. 60 zu $ 46). 
**) Borfichend. 
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ſuchung von Bauunterftügungen (wegen ber Bauauf- 
ficht ef. auch Nr. 18.). 

Anm.: bie Koften für Schulgeräthſchaften können aber 
aus den Erſparniſſen des im Tit. 27 Cap. 121 bed 
Staatshaushaltzetats für Zuſchüſſe zu Bejolbungen zc. 
außgemworfenen Fonds in ber Gentralinftang bemilligt 
werben. — cf. oben 8 292 Rr. 3 und 8 290 
Anhang I bis IV. — 

Anhang IL €. v. 16. Jan, 1844 und Allerh. Orbre 
v. 23. Jan. 1836 betr. ben Ausfhluß einer 
Staatsbeihülfe zum Wiederaufbau abge: 
brannter unverfigerter Gebäude (cf. auf 
unten $ 915 Rt. 1 [sub 3]). 


Beftftellung ber Präftationsunfähigkeit 
der Schulgemeinden x. und Gigerftellung 
der Baumittel, 

11. €. v. 4. Juni 1883 und 24. Nov. 1883 betr. 
bie Feftftellung der Leiftungsunfähigkeit 
ber Verpflichteten unb betr. das Verfahren bei Nach⸗ 
ſuchung von Bauunterftügungen. — cf. Nr. 5 — 
Wegen Zuziehung ber $inanzabtheilung ber Bezirks: 
regierung bei ber Prüfung: cf. 8 282 Nr. 5d. 
€. v. 8. Juli 1873 betr. bie Siherftellung 
ber Mittel vor Beginn ber Bauausführung, — 
cf, 8 304 Wr. 1 und 4, — und betr. ben Aus— 
ſchluß nachträglicher Staatsbeihülfe. — cf. unten 

Nr. 16 und 20 (sub 2 und 8). 
128. Ueber Anfammlung von Baufonds zur Bermei- 
dung der Staatäbelhülfe: ck 8 304 Anh. I und 
unten Nr. 20 (sub 9). 
€. v. 19. März 1874 desgl. und betr. die Sicherung 
ber Gemeinden bei Tilgung ber Bauſchulden. 
€. v. 30. Nov, 1874 betr. bie Kürzung ber 
Beihälfe bei Erjparniffen gegen ben Auſchlag. 
— of. unten Nr. 20 (sub 5). 
€. v. 5. October 1878 betr. die Befhräntung 
ber Beihülfe auf unbeibringlie Beiträge, 
— ef. unten Rt. 20 (sub 2). — Ueber bie Bes 
willtgungen in ben nothleidenden Kreifen bes Re 
gierungsbezirks Oppeln: cf. das Geſetz v. 26. Febr. 
1881 (oben 8 292 Anh. I), über Berüdfihtigung 
ber Großgrumbbefiger 8 283 Nr. 4, und über bes 
fonbere Fonds zu Beihülfen für deutſche Schulen 
in den Prov. Pofen und Weftpreußen, fowie im 
Reg. Bez. Oppeln: 8 2970, 
Verfahren. 
€. v. 21. Mai 1885 betr. das Verfahren bei Rad- 
ſuchung ber Gnadengeſchenke — cf. ob. Rr. 11. 
€. v. 5. Det. 1878 betr. die Auszahlung ber 
Bauunterftügung in ber Regel erft nach Aus- 
führung des Baues oben Nr. 15. — cf. unten 
Nr. 20 (sub 5) und über bie Zuläffigteit kleinerer 
Abweichungen vom Bauplan: 8 304 Nr. bbe. 
€. v. 21. Oct. 1882 betr. bie Gontrolle ber 
Bermwendung ber Baubeihülfen und Mitwir: 
tung ber Baubeamten. — cf. E. v. 20. Jan. 
1881 (8 304 Rr. 2). 
Beihülfen für Shul- und Küfterbauten, 
19. €. v. 2. Nov. 1837, 12. März 1868, 26. Rov, 
1873 betr. die Prüfung der Leiftungsfähig- 
teit bei Beihülfen für Schul- und Küfter- 
bauten. — of. oben Nr. 3—6, 10 und 16. 
20. Bf. ber K. Reg. in Frankfurt aD. v. 31. Oct. 
1859, betr. bie Vorbereitungen bei Bewilfigung 
von Staatsbeihũlſen für Kirchen⸗ und Schulbauten. 


12, 


13. 
14. 


15. 


16. 
17. 
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Eollecten. 
21. Ueber bie Verwendung ber zu Kirchen: und Schul: 
bauten auflommenden Eollectengelber: ck. 
8 278 Anh. V. 

Die Abhaltung von Haußcollecten bebarf — ab⸗ 
gejehen von ben durch bie Kirchengemeinden aus: 
geſchriebenen, (of. bie Notiz zu 8278 Anh. V 6.336) 
— ber Genehmigung bes Oberpräfibenten (Inftr. v. 
31. December 1825 Geſ.⸗Samml. 1826 ©. 1, 8 11 
Nr. 4 litr. e). 


1a. Prüfung der technifhen und adminiftrativen 
Zwedmäßigteit der Schulbauprojecte. 
Berlin, den 8. December 1868. 

Dem Königlihen Eonfiftorium fende ich die 
Anlagen des Bericht? vom 13. Auguft d. $. mit 
der Beranlaffung zuräd, über die Notäwendigleit 
der Beichaffung einer befonderen — — 
für den Lehrer zu N. mit Rüdficht auf die vor— 
handenen Schullocale eingehend zu berichten und 
das Bedürfniß einer Staatöbeihülfe zu den Bau- 
toten nach Maßgabe der Verfügung vom 18. Auguft 
d. I. — U. 22319 — zu begründen. 

Wenn nicht befondere Umflände es erfordern, 
find fortan in Fällen der vorliegenden Art dortige 
Acten oder fonftige Specialverhandlungen in ber 
Regel nicht mit einzureichen, überhaupt die Bei— 
lagen auf das —— u beſchränken, wobei 
dafür zu forgen ift, dal jefentliches] nicht aus 
Beilagen entnommen werben muß, welche zurüd- 
gefchidt werden. Dagegen tft in allen Fällen in 
den von dem Königlihen Confiftorium zu erftat- 
tenden Berichten eine vollſtändige Darftellung des 
Sachverhalts unter näherer Erörterung der ein= 
fölagenben Verhältniffe, insbefondere Hinfichtlich 
des Koftenbedarfs, der Beitragsverpflihtung, der 
Aufbringungsweife der Baumittel, der Dringlich- 
teit der Bauausführung, der Möglichkeit einer 
Koftenerfparniß u. dgl. zu geben, die Leiftungs- 
fähigkeit der Baupflichtigen eingeend zu begut- 
achten und eine beftimnte Summe für die etwanige 
Bewilligung eines Gnadengeſchenks vorzufclagen. 

Unter 8 wgnahme auf meinen Erlaß vom 28. 
Auguft b. % — U. 19380 — bemerte ich hin= 
ſichtlich des Bauprojects für den vorliegenden Fall, 
daß dafjelbe aus den in dem abjchriftlich beifol- 
genden techniſchen Gutachten der Abtheilung für 
das Bauweſen im — — Minifterium für 
Handel, Gewerbe und dffentlihe Arbeiten vom 
16. v. M. (Anlage a.) enthaltenen Gründen nicht 
fuperrevidirt werden kann, vielmehr eine neue 
Bearbeitung des Bauentwurfs und Anſchlags nad) 
Maßgabe der in dem Gutachten ertheilten In— 
ftructton erforderlih ift, Das Königliche Con⸗ 
iftorium wolle demnach eine Umarbeitung bes 

auprojects veranlaffen und das neue Project 

ehörig vorgeprüft mir Behufs Herbeiführung ber 

Euperrenifion einreihen. Damit kann zugleich 
die Berichterftattung wegen der in Musa & 
nommenen Staat#beihülfe verbunden werden. Die 
in dem technifchen Gutachten angeführten allge: 
meinen Geſichtspunkte find aud in anderen Fällen 
zu berüdfichtigen. 


An 
die Königlichen Conſiſtorien in ber Provinz 
U. 31942. 
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1b. 


Anlage a, 
Techniſches Gutachten. 
Berlin, den 16. November 1868. 

Die Vorarbeiten zu dem Bau einer neuen Lehrer- 
wohnung zu N., welde mit dem Untrage auf 
Gewährung einer Staatsbeihülfe zur techniſchen 
Superrevifion vorgelegt find, haben ſich bei der 
Prüfung zur Vornahme der Superrevifion un— 
geeignet erwiefen und bedürfen einer formellen 
und fachlihen Umarbeitung, wenn die Staats- 
behörde dem Antrage des onfiftoriums zu N. 
mit der Zuverficht deferiren ſoll, daß die erbetene 
Staatsbeihülfe in wirfamer und dem Zwede ent- 
fprechender Weife verwendet werde. 

Was an die jachlihen Bedenken betrifft, 
zu denen die Einſicht des Bauplans Anlaß ge- 
geben bat, fo würde die gewählte Bauart, welche 
die mit Feuerungen verfehene Wohnung mit der 

- Scheune und den Ställen unter einem Dache und 
ohne eier Scheidung beabfichtigt, das Baus 
wert jelbft der Beuerägefabe in hohem Grade er- 

poniren, die unbemittelte Gemeine aber zum Bei- 
trage beträchtlicher Verfiherungsgelder nöthigen, 
da bie Höhe der Iegteren ftet3 nad dem Maße der 
vorausſichtlichen Feuersgefahr beftimmt ift. (Ob 
die feuerpoligeilihen Vorſchriſten der Provinz Han- 
nover überhaupt diefe Bauart geftatten, Tann dies: 
ſeits bei der Unkenntniß derfelben nicht beurtheilt 
werben, wogegen die vorerwähnten Kriterien au 

in dem Uınftande eine Veftätigung finden, dal 

diefe Bauweiſe in den altpreußtichen Landestheilen 
mit wenigen Ausnahmen unzuläffig ift.) 

Werden ferner die Locale der Wohnung in 
Betracht gezogen, fo ergiebt ſich, daß bei Weitem 
die größten Räume zu 2 Küchen, einer Sommer- 
und einer ®interfüche beftimmt find, während die 
Bohn: und Schlafzimmer mit ungleich Heineren 
Abmefungen verſehen find, welche gerechtem Zweifel 
Raum geben, ob fie dem Bedürfniß der Tehrer⸗ 
familie entſprechen können. Wenn nun aud) nad 
diefer Dispofition vorausgefegt werden darf, daß 
die Küche nad) der dortigen Landesgewohnheit als 
Wohnzimmer und Aufenthalt der Familie benupt 
wird und deshalb mit reichliheren Abmeſſungen 
verjehen ift, fo kann das Bedürfniß von 2 der- 
artigen Küchen, von denen die eine im Sommer, 
die andere im Winter benugt wird, als Bedürfniß 
nicht anerfannt werden, moge en der Mangel einer 

eizbaren Schlafftube in gleichem Maße der Ab— 
ütte bedarf, wie ein fehlender Raum für die 
orrihtungen der Wäſche, die ohne entichiedene 

Beeinträchtigung der Zamilie in der Kochküche 

nit füglich bewirkt werden fönnen, wenn dieſe 
auch als Wohnungsraum benugt merden foll. 

Das Wohnungsbedürfniß, welches in den alten 

Provinzen des Staats fi für einen verheiratheten 

Lehrer angemefjen erwieſen hat, befteht: 

1) in einer zum Wohnftube von 250 bis 

N 


28 uB, 

2) einem a Schlafzimmer von 150 bis 
200 uB, 

3) einigen Kammern, einer Küche von 150 big 


200 , Kell d Wirth⸗ 
a Keller und fonftigem Wirth⸗ 
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mit der Maßgabe, daß je nad) der Dotation ber 
gehrerfleie und dem Dienftperfonal, welches der- 
felden entfpricht, die reichlicheren Maaße in Un- 
wendung kommen. Es wird fi) empfehlen, die 
vorftehenden Normen auch für dem vorliegenden 
Fall mit denjenigen Modificationen bei der Con- 
ception des Bauplans zu beachten, welche durch 
die veränderte ar er und Wirthſchafts⸗ 
meife in Oft-$riesland bedingt werben, indem 
die Berechtigung folder Modificationen keines— 
wegs verfannt wird. 
gleihem Maaße wie die Wohnungslocale, 
bedürfen auch die Scheunen und Stallräume einer 
völlig veränderten Dispofition, die ſchon durd) die 
Trennung berfelben von der Wohnung erfordert 
wird. Die Prüfung des Scheunen- und Gtall- 
anbaues ergiebt zunãchſt, daß von dem gefammten 
Raum zu ebener Erde faum %/ der ganzen bebauten 
Grundfläche dauernder Nupung zu Stallräumen 
gewibmet ift, indem der ganze übrige Raum theils 
ala Scheuntenne, thei3 als Communicationsmittel 
dient, um zu den verfchiedenen Aus- und Ein- 
gängen zu gelangen. Aber auch die Dispofition 
der Ställe iſt ungenügend, da ihre größte Tiefe 
nur 7 Fuß und refp. 9 Fuß beträgt, und für 
den Stand von Rindvieh eine Tiefe von 12 Fuß 
mit Einfluß der Krippe umd des Ganges hinter 
den Biehftänden erforderlich ift; und endlich iſt 
ein Nachweis über die ausreihende Größe des 
Raumes für die Unterbringung des Getreideein- 
ſchnitis nicht beigefügt, noch weniger ein Stall- 
raum für die Bergung des Brennmateriald vor: 
gie en. Es bürfte daher den Rocalbehörden die 
ufftellung eine8 neueu und verbefierten Bauplans 
mit der Maaßgabe zu überlajjen jein, den wirth— 
ſchaftlichen Raumbedarf des Lehrers aus der Größe 
und bem @etreideeinfchnitt der Dotation der Lehrer⸗ 
ſtelle nachzuweiſen, umd die Zahl und Abmeffungen 
ber Ställe nach dem Berhältniß des der Dotation 
entfpreenden Biehftandes zu beftimmen, indem 
die geforderten Nachweife über die Dotation felbft 
in dem Fall für eine im Reviſionswege zu be- 
wirkende Aenderung des Bauplan genügen dürften, 
wenn der neue Plan die — Anſprüche 
des Lehrers nach der dieſſeitigen Auffaſſung nicht 
zu befriedigen vermag. 
In formeller Beziehung würden die techniſchen 
Beilagen des Antrages nach den in den alten 
Zandestheilen beftehenden Beftimmungen auch ſelbſt 
in ber unvollfommenen Darftellung, welde die 
Iocalen Behörden gewählt haben, ausreichen, wenn 
techniſche Mängel darin nicht enthalten wären. 
Dies iſt jedoch der Fall, indem mafjive Wände 
von 1 uk Dide, felbft wenn fie mit Kaltmörtel 
verbunden find, erfafrungsmäßig von der außen 
anſchlagenden Näffe vollftändig durchdrungen wer⸗ 
den, auch nicht für die ſtabile und dauernde Er- 
altung des Scheunengebäudes genügen. Ebenfo 
ind 1 Fuß ſtarke Kellerwände unzureichend, um 
der Wirkung des Erbbruds zu widerftehen, und 
der Zimmerverband in den Ballenlagen und ben 
Dachgeſpärren erheblicher Verftärkung und Ver⸗ 
änderung bedürftig, wenn er nicht Bo die Biegel- 
bedachung, fondern auch die Laſt des Getreide- 
einſchnitts ohne nachtheilige Senkungen und in 
dauernder Haltbarkeit aufnehmen fol. Die Aufs 
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güblung der ee Mängel wird aud ohne 
nführung der jonftigen Verftöße gegen eine halt- 
bare Technik genügen, um die Nothivendigteit eines 
neuen Bauplans und Anſchlags in volftänbigen, 
dem Techniker verjtändlihen Darftelungen au 
in formeller Beziehung zu begründen, und bleibt 
in diefer Hinfiht nur noch anzuführen, baß bei 
den Darftellungen der Zeichnung weder die Be- 
eichnung der einzelnen Grundriffe, Aufriffe, Durd= 
Yanitte und der in erfteren enthaltenen Locale 
durch Schrift, noch die Angabe der Maaße in den 
rn durch eingefhriebene Zahlen fehlen 
arf. 
Abtheilung für das Baumefen im Minifterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


10. Prüfung der Tenerfiherheit und Verüdfichti- 
gung provinzieller Eigenthämlichteiten der Bauart. 


Berlin, den 7. Januar 1870. 


Auf den Bericht vom 16. September v. 3. wegen 
de3 Schulhausbaues in N. eröffne ich dem König: 
lien Eonfiftorium bei Rüdfendung der Unlagen 
des Berichts vom 11. Juni v. J. daß es nicht 
als Härte gegen eine Schulgemeinbe angejehen 
werden kann, wenn ihr von erfahrener ſachver⸗ 
ftändiger Seite die Mängel eines aufgeftellten Schul- 
bauproject8 und die Wege zu deren Bermeibung be- 
zeichnet werden, um danad) das Project umarbeiten 
zu laffen. Jeder Schulgemeinde, gleichviel ob fie aus 
eigenen Mitteln oder mit Staatdunterftügung baut, 
muß im wohlverjtandenen eigenen Intereffe daran 
liegen, nicht nur ein ihren Leiftungsträften ange- 
imehfenes, ſondern auch in jeder Beziehung zweck⸗ 
mäßige Schulbauproject mit möglichjt geringem 
Koftenaufwand zur ——— bringen und dieſen 
vorweg anſchlagsmäßig überſehen zu können. Der 
verftändige Sinn der Schulgemeinden in anderen 
Landestheilen Er es feither ſtets Ihr wohl zu 
würdigen gewußt, wenn von der Königlichen Ober: 
baubehörbde im Intereſſe der Sache bei Unläffen 
der vorliegenden Art die Projecte gorsfättig ge⸗ 
prüft worden find, durch welche die Baupflichtigen 
auf Jahre hinaus mit Anfpannung ihrer Leiftungs- 
träfte den Schulbedürfnifjen zu genügen haben. 
Es ift anzunehmen, daß auch die Saul jemeinben 
im dortigen Verwaltungsbezirk ein folches Ver⸗ 
fahren nicht von der Hand weiſen werben, wenn 
ihnen die Sache Har gemacht wird. Außerdem 
ift e8 ein in der Natur der Sache und in dem 
Zweck der Bewilligung feine Redtfertigun; a 
dender unabänderlicher Grundfag, Stantöbeih ülfen 
mur zur Ausführung folder Schulbauprojecte zu 
gewähren, weile mwedmäßig befunden werben, 
und da es zur eföfngnapme wegen einer etwa⸗ 
nigen Staatöbeihülfe unter Anderm auch uner- 
läßlich ift, den Koftenbedarf überfehen zu können, 
fo bleibt es nothwendig, denjelben border ſpeciell 
u veranſchlagen und vorſchriftsmäßig feftzuftellen. 

enn aljo eine Schulgemeinde einen unziveds 
mäßigen Bauplan vorlegt, jo ift es volllommen 
in der Ordnung und wird ihr durchaus nicht zus 
viel zugemuthet, wenn fe denjelben zunächſi nad) 

e a fahgemäßen Andeutungen abändern 
aſſen foll. 

Das Königliche Confiftortum wolle daher von 
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Seinen Bedenken abjehen und künftig obige all- 
gemeine Andeutungen im Richtſchnur nehmen. 

Den vorliegenden Fall anlangend, fo find bereits 
in dem Schreiben der Königlichen Oberbaubehürde 
vom 1. Juli v. 3. die Gründe angegeben, welche 
den eingereichten Bauplan zur Ausführung nicht 
geeignet erſcheinen laſſen. Diefe Gründe find auch 
in dem Gutachten des techniſchen Vorreviſors vom 
6. October nicht widerlegt. Sie beſtehen einer 
feit3 in der Vereinigung des mit Feuerungen ver- 
fchenen Schulfaufes und der für die Aufnahme 
bon Heu und Stroh, alfo leicht brennbaren Stoffen 
beftimmten Wirthidaftslocale ohne feuerſichere 
Trennung unter einem Dade, andererfeitd in 
der über das Bedürfniß weit hinausgehenden Aus- 
dehnung der für die Wirthſchaft vorgefehenen 
Räume und ihrer Maafe. 

In Bezug auf das erſtgedachte Bedenken wird 
zubem eine Mittheiung darüber vermißt, ob nad 
den dort gültigen polizeilichen Borfchriften eine 
ſolche Bereinigung feuergefährlicher Locale und 
Vorräthe ohne feuerſichere Sonderung zuläſſig ift, 
indem die baupolizeilichen Vorſchriſten in den alt⸗ 
preußifchen Provinzen folche Vereinigung gemöhn- 
lid) verbieten. Seibſt wenn ein gleiches Hindernik 
ihrer Ausführung nicht entgegenftände, würde 
meinerfeit3 doch Bedenken getragen werden müffen, 
eine fo eminent feuergefährlihe Bauart durch Ge⸗ 
wãhrung einer Staatsbeihülfe zu befördern, und 
felbft die Baupflichtigen müſſen wünfden, eine 
Bauart gewählt zu fehen, durch welche jene Gefahr 
befeitigt wird. 

In Betreff des anderen Bedenkens tft zwar von 
der Ubtheilung für das Bauweſen im Königlichen 
Minifterlum für Handel 2c. nicht überfehen worden, 
daß die Anordnung des Bauplan derjenigen 
Baumweife entipriht, welche in Weftphalen und 
den angrenzenden Landestheilen der bortigen Pro- 
vinz bei ländlichen Gehöfien üblich ift, und daß 
die Wahl einer anderen räumlichen Anordnung, 
bei der namentlich eine Trennung de Wohn⸗ 
hauſes von den Wirthſchaftslocalen ald weſentliche 
Bedingung feitzuhalten wäre, zum Aufgeben der 
gemohnfehismäßigen Art des Wirthichaftöbetriebes 
nöthigen würde. Dieſe Rüdficht hat jedoch bie 
Königliche Oberbaubehörde um fo weniger ‚bes 
—5 — tönnen, von Aufſtellung eines anderweiten 

auplans, den die unter dem Beding ber Rück⸗ 
abe beigefügte Plan- und Aufrißſtizze darſtellt, 
ſac zu nehmen, als die Rückſicht auf die oben 
erwähnte Feuergefährlichkeit und auf die deiſtungs⸗ 
träfte der Schulgemeinde für die techniſche Beur⸗ 
theilung des Bauplan vorzugsweiſe maßgebend 
erachtet werden mußte, auch nad den Vorlagen 
der Beibehaltung der anjcheinend landesüblichen 
Bauart für den vorliegenden Fall eine beſondere 
Bedeutung nicht beizulegen ift. 


Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
das Königliche Confiftorium zu R. (in ber 
Provinz Hannover). 
U. 85166. 
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2. Anfertigung von Stizzen uud Auſchlägen zu 
Schulbanten. 
Berlin, den 6. März 1865. 

— Die Circular⸗Verfügung vom 12, September 
1842*) unterſcheidet drei Stadien der Erörterung: 

4) wenn bie Aufführung von Gebäuden zu kirch⸗ 

lien und Schulzweden in Anregung tommt, 

2) wenn die Bauausführung mit Hülfe eines 

Gnadengeſchenks in Ausfiht genommen wird. 

3) wenn bier über das Bauproject und bie 

Dedung der Bauloſten in Bezug auf folde 
Beihülfe Beſchluß gefaßt werden foll. 

Im erften Fall hat der Bezirksbaubeamte dem 
Landrath die vorſchriftsmäßigen erften technifden 
Unterlagen zur Beſchlußnahme zu gewähren, 
darunter, ohne vorher einen Un= oder Ueberſchlag 
auszuarbeiten, die auf Grund der Bautabellen er- 
mittelte Bedarfsſumme. **) 

Im zweiten Fall Hat die Königliche Regierung, 
falls Sie ſich für die Befürwortung eines Gnaden- 
geſchents entfcheidet, einen I, Boftenüberichtag 
nebſt Skizzen fertigen zu laſſen und einzureichen. 

Im dritten Fall iſt hier zu beftimmen, ob und 
in wie weit vollftändige Bauanſchläge und Baus 
zeichnungen vorzulegen find. 

Da nun einerjeit3 der Herr Finanzminifter bei 
den Berhandlungen wegen der Bewilligung von 
Baubeihülfen die möglichit genaue Zeftftellung bed 
Koftenbebarf durch juperrevidirte 2 Anſchläge ver- 
langt; andererſeits bie Königliche Oberbaubehörbe 
bie eingereichten Ueberſchläge zu dem Ende theils 
für nit vevifionsfähig, wie im Fall von C., 
theil3 für nicht fiher genug, wie tm Fall von N., 
erachtet, fo werden in der Regel Specialanſchlage 
und Zeichnungen ***) nötsig. halb reichen auch 
die übrigen Königlichen Regierungen fofort voll- 
ftändige micfäge und Bauzeihnungen ein, wenn 
es fe um Bauten handelt, bei welchen einfache 
Berhältniffe, wie ſolche bei gewöhnlichen Hirhlichen 
und Schulbauten üblich, in Betracht kommen und 
beſchränken fi nur bei größeren Kirchen- oder 
andern wichtigen Bauten darauf, zunächſt Ueber- 
ſchläge und Skizzen einzureichen. 

Es liegt kein ausreichender Grund vor, im dor= 
tigen Verwaltungsbezirt von der Einhaltung eines 
leichen Verfahrens abzujehen. Im vorliegenden 
Sau hat zudem die Königliche Oberbaubehörde die 
Berufung auf das Bauproject für B. Hinfichtlich 
der — für ungenügend erklärt und 
eine Specialveranfchlagung verlangt. Kann nun 
gar wie bier bei der Aufftellung von Special- 
anjchlägen ein fuperrenidirter Entwurf zu dem 
beabfichtigten Bau zum Grunde gelegt und ber 
Specialanſchlag zum Schulfausbau in ®. im 
Uebrigen einigermaßen zum Anhalt genommen 
werben, fo erſcheint auch der Einwand unerheblich, 
daß der betreffende Baubeamte durch die in Rede 
ftehende Arbeit zu fehr belaftet werden würde, 
denn im en wird fie auf eine mobificitte 
oder ben Iocalen Berhältnifien von R. angepaßte 
Wiberholung des andern Anſchlags binauslauten. 

7 


*) (o. Rönne, Baupolizei 1872 ©. 571 und) auszugswelfe 
nachſtehend —— * 

®*) of. oben Bb. 15 28 Rr. 2. 

“) of. inbeß unten Kr. 3, 


Sqhneider und von Bremen. Preußiſches Boltsfufweien. IL Bo, 
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Anhang. 
J. Eircular-Refeript der Königlichen Minifterien 
der geiftlihen, Unterrihtd- und Medicinal-An- 
gelegenheiten und der Finauzen vom 12. Gep- 
tember 1842 an ſammtliche Königl. Regieruugen 
betr. die Beranfhlagung von Kicden-, 
Pfarr: und Ehulbauten. 


Die von dem Staatdminifter Freih. v. Alten- 
ftein und Grafen v. Alvensleben unterm 2. No— 
vember — erlaſſene Circular⸗Verfügung, be⸗ 
treffend die Vorbereitung der Anträge auf außer⸗ 
ordentliche Unterftügungen zu Sirchen-, Pfarr 
und Schulzweden bat der Woficht in foweit 
entiproden, als fie im Allgemeinen bergleichen 
Anträge bejchränkte und forgfältigere Vorarbeiten 
veranlaßte. &3 hat fi) aber doc nad den bis⸗ 
her gemadten Erfahrungen die Nothwendigkeit 
nit verfennen laſſen, die Arbeitöfräfte der Di- 
ftrict8-Landbaubeamten angemefjener nnd jhonen- 
ber, als bei Beobachtung der in jener Verfügung 
enthaltenen Beftimmungen gejchehen konnte, in 
Auſpruch zu nehmen, und bekimmen wir beshalb 
unter Aufhebung der legteren, infoweit fie ein abs 
weichendes Verfahren feftjegen, Folgendes: 

Benn zur Erreihung kirchlicher, Pfarr- und 
Schulzwede die Aufführung von Gebäuden in An- 
regung kommt, fo hat die Königliche Regierung, 
bevor fie dem Baubeamten die Anfertigung von 
techniſchen Vorarbeiten aufttägt, zunächſt das Be 
bürfniß und ben Umfang ber zur Befrlebigung 
defjelben, ohne außerordentliche Unterftügung ver- 
fügbaren und veip. verfügbar zu machenden Geld» 
mittel und Leiftungen in forgfätige Erwägung 
zu nehmen und zu dem Biwede diejenigen Bor- 
arbeiten des Landrath3 zu veranlafjen, welde die 
Eireular-Verfügung vom 2. Rov 1837°) ans 
ordnet. Diejem liegt es ob, unter Mitwii 
der Superintendenten (Delane) oder Schulinfpec- 
toren nach vorgängiger örtlicher Unterfuhung und 
Vernehmung der Bertreter ber Kirche oder Schule 
und bed Baubenmten des Bezirks zu erörtern: ob 
und durch melde Mafregeln ſich überhaupt der 
Neubau vermeiden oder ohne Nachtheil verſchieben 
laffe. Erfcheint dies nicht zuläffig oder doch un— 
vortheilhaft, fo hat der Landrath in gleicher Weiſe 
das räumliche Bebürfniß zu ermitteln und feitzu- 
ftellen und, nachdem er in Beziehung auf die Bau- 
art, welde er bei der Königlichen Regierung in 
Antrag zu bringen gebentt, einen Beſchluß gefaßt 
hat, die Erörterungen über den Geldbedarf und 
beffen Dedung folgen zu lafien, wie fie Die Eircular- 
Verfügung vom 2. November 1837*) vorſchreibt, 
jebod mit folgenden Maßgaben: 

1) Die über die Präftationsfähigleit der Ge— 
meinden und deren Mitglieder vorher ge- 
fammelten und zufammengeftellten (allenfalls 
nur der Berichtigung nad örtlicher Unter- 
ſuchung bebürfenden) Ergebniffe müffen mit 
zur Stelle gebradt werden, bamit die Re- 

artitionstabelle ſogleich aufgeftellt und in 
twägung genommen werben kann, und uns 
nöthige Termine und Reifen vermieden werden; 


*) Unten Rr. 198. 
29 
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2) der Bedarfsnachweiſung iſt kein, von dem 
Diftrictö-Baubeamten vorher ausgearbeiteter 
An ⸗ oder Ueberſchlag, fondern diejenige Summe 
zum Grunde zu legen, melde von ihm, nach⸗ 
dem ihm der Landrath in Beziehung auf 
Bauart und räumliche Bedürfniß die er: 
forderlihen Momente der Berechnung gegeben 
bat, jogleich zur Stelle, nad) Abſchähung, ald 
Bedarf bezeichnet wird; 

3) die Erörterung über die Borhechenen ober 
verfügbar zu madenden Dedungsmittel tft 

nad) Maßgabe der ——— auch vorher 
zu bewirken, bevor die Bauart in Erwägung 
genommen wird. Dies wird namentlicd) dann 
geicheden müflen, wenn jene Mittel, nach der 
allgemeinen, dem Landrathe beimohnenden 

Kenntniß der Verhältniffe, felbft mit dem⸗ 

jenigen Koftenaufwande, der nur das unab- 

weisliche Bedürfniß berüdfichtigen würde, in 
erheblihem Mißverhältniſſe jtehen würden. 

4) Die VBedarfsnahweifung ift in der Regel, 
und menn die Bauart nicht den Haupts 
momenten und ben bejtehenden Verhältnifien 
nad, als feiner Wahl unterworfen gedacht 
werden kann, alternativ für verfchiedene Bau—⸗ 
arten aufzuftellen, welche einen größeren oder 

geringeren Koftenaufwand erfordern. Das 
aß für die Abweichung wird bei forgfältiger 

Srmägung der von der Circular-Verfügung 
oom 2. November 1837 geftellten leitenden 
Geſichtspunkte ohne Schwierigkeit gefunden 
werden. So erhält die Königliche Regierung 
fogleih das zu einer reiflihen Prüfung der 
Anträge des Landraths erforderliche Material; 
es wird die Nothwendigkeit bejeitigt, es zu 
zu ergänzen, wenn Gie in Betreff der zu 
wählenden Bauart von abweichender Anficht 
geleitet werben ſollte. 

Der Baubeamte wird nad Anleitung der von 
ihm zu sa Bautabelle — weshalb weiter- 

in da8 Erforderliche bejtimmt wird — im Stande 

ein, bie Bedarfsabſchäßung mit fo viel Genauig: 
it zu maden, als für die erfte Stadium ber 

Erörterung für zureihend zu erachten ift. Er hat 

ſich in Seen lediglich darauf zu beſchränken, die 

von dem Landrathe ihm zu ftellenden techniſchen 

Tragen zu beantworten, ia über die Wahl der 

Bauart und der Bauftelle gutachtlich zu äußern, 

die legtere, nachdem ſich der Ra 

entfchieden haben wird, zu unterſuchen und ben 

Geldbedarf abzuſchätzen. 

Diefe Vorarbeiten hat ber Landrath, begleitet 
mit feinem Gutachten über die Ausführung des 
Baues, die Dedung der Geldmittel und die etwa 
aus der Staatölafje zu erbittende Unterftüßung 
der Königlichen Regierung einzureichen. Sie hat 
diefelben in Beziehung auf Vollſtändigkeit forg- 
fältig zu prüfen und ergänzen zu laffen, in joweit 
dies erforderlich ſcheint und demnächſt mit Rüd- 
fiht auf das von den technifchen Mitgliedern, d. h. 
von den Geiftlihen- oder Schulräthen der König- 
lichen Regierung über den Bauplan jedesmal zuvor 
abzugebende Gutachten, und wenn der Bau Tatho- 
liſche Kirchen oder Pfarrgebäube betrifft, nad) 
Rückſprache mit der Biichöflihen Behörde, zur 
Erledigung der Vorſchrift des 8 707 Titel 11 


ndrath für diejelbe | 
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Theil UL Allgemeinen Landrechts darüber Beſchluß 

zu faflen:*) N 
ob und in welcher Urt die Ausführung des 
Baues in not genommen werben fol, 
und ob Peranlafjung vorhanden fei, eine 
außerordentliche Unterftügung aus der Staats⸗ 
tafje und bis zu meldhem Vetrage bei und in 
Antrag zu bringen oder nicht. 

Im legten Falle muß das Geſuch fogleih und 
entſchieden zurüdgemiejen werden; im erfteren hat 
die Königlice Regierung dem Bezir3-Baubeamten 
beftimmt anzugeben: 

1) die nad) Ihrer Antrag zur Verfügung kom— 

, menden @eldmittel und Leiftungen, wobei aud) 

diejenige Summe berüdfihtigt werben muß, 
weiche Sie als Unterftügung aus der Staats⸗ 
kaſſe in Antrag zu bringen beabfichtigt, 

2) dad von % anerkannte Raumbedürfniß, und 

3) die von hr gewählte Bauart, 
und ihm hiernach die Anfertigung eined Ko ften- 
überfhlages und der, benfelben erläuternden 
Scizzen (mit Vermeidung von Bauanjhlägen 
und fpecielen Bauzeihnungen, melde für 
dergleichen Zwede überhaupt nur auf unfere aus- 
drüdliche Anweifung oder mit unferer Genehmi- 
gung —— ſind) aufzutragen. Die deshalb 
an den Baubeamten zu erlaſſende Verfügung muß 
ftet3 unter Mitwirkung des Regierungsbauraths 
angegeben werden, damit dem Erſteren ſogleich 
die etwa erforderlichen technifhen Andeutungen 
gehen und Rüdfragen und Mißgriffe, mithin 
N tverluft, vermieden werden. Ebenſo hat der 
Regierungsbaurath bie Ueberſchläge und Klagen, 
bevor diefelben ung eingereicht werben, in Be— 
ziehung auf Vollſtändigkeit und Grünblickeit zu 
tevidiren, und mit dem Revifiongzeichen zu ver⸗ 


fehen. 
Ka aber die den Bezirtd-Baubeamten nöthige 
Erleichterung in ihren Berufsgeſchäften nicht auf 
Koften der Zulänglichteit der Vorarbeiten, welche 
jedenfalls zu forbern iſt, erlangt werben, jo mäffen 
die Koftenüberjchläge mehr fein als oberflächlich, 
ohne genügende Borbereitung und ohne ÜEnt- 
widelung ſolchen Materials, welches einer Prüfung 
unterworfen werden kann, gemachte Zahlenangaben. 
Die Königliche Regierung erhält nun, um inner- 
halb Ihres Germaltungeb irks auf ein gleich⸗ 
mäßiges Verfahren bei ufftelung folder Koften- 
überſchläge hinwirken zu können, in den Anlagen**) 
sub Nr. I... Eremplare der Bemerkungen ber 
DOber-Baudeputation über die Anwendbarkeit 
der MUeberjhläge auf zureihend genaue 
Schägung der Koften gewöhnlicher, in ähne 
licher Größe, Bauart und Einrichtung oft 
vortommender Gebäude; 
sub Nr. II... Eremplare des Mufterd zu einer 
von ben Bezirt3-Baubeamten zu führenden 
Tabelle unter dem Rubro: 
Baufoften im Berhältniß zur Grund- 
fläche der Gebäude oder zur Länge ber 
eng Mauern, Bäune, Gitter zc. als 
Reſultate fpecieller Beranfchlagungen ; 


*) of. 5 304. 
**) Hier nicht abgebrudt, 
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sub Nr. I A—E je... Mufter zu Koſtenüber⸗ 
Schlägen für gewöhnliche Gebäude; 

sub Nr. II... Mufter des Koftenüberfchlages 

zum Neubau einer Kirche. 

Ferner sub Lit. X ... Bogen Schemata nad 

dem Mufter II. 

Zur Erläuterung dieſer Materialien wird Nach— 
ftehenbes bemerkt: 

Die Aufftellung einer Regel, nad welcher in 
beftimmten räumlihen Abſchnitien die Bauart 
(maffiv, in Fachwerk 2c.) zu wählen fei, erjcheint 
bedenklich, weil bei diefer Wahl außer dem Ver— 
bältniffe der Materialienpreife, welches örtlich 
verſchieden ift, felbft die Baustelle jehr oft ent- 
ſcheiden muß. Eben fo wenig können Rormal 
fäge für einen Regierungsbezirk oder nur für 
einen Bau= oder landräthlichen Kreis gültig aufs 
geftellt werden, weil die fat jeden Ortes verſchie— 
denen Verhältniſſe einen zu bedeutenden Einfluß 
auch auf den Koftenbetrag äußern; die Sachkunde 
verbunden mit der Locaftenntniß eines Baubeamten 
wird ſich immer nicht entbehren laffen, diefem aber 
wird es nicht ſchwer werben, die Koften mit hin— 
— Sicherheit zu ſchätzen. 

iele Beziris-Baubeamte ſammeln die Reſultate 
der von ihnen ausgearbeiteten Anſchläge, auch wohl 
der Ausführungen in Tabellen unter folgenden 
Rubriken: 
Jahr; Ort; Beftimmung des Gebäudes; Bau- 
art; Bedachungsart; Höhen (der Keller und 
der einzelnen Gefchofie), Länge, Breite, 
Grundfläche des Gebäudes; Koften überhaupt 
und in fo —* bei der Veranſchlagung eine 
rennung ſtattgefunden hat, wie etwa bei 
geiſtlichen Gebäuden: Patronats⸗ und Ge— 
meinbdebeitrag, Betrag des Fuhrlohns, des 
Holzwerthes ze. auch hiernach getrennt), Koften 
auf den Fuß Grundflähe (entweder im 
Ganzen ober ebenfall3 nad} obiger Trennung); 
weitere Bemerkungen. 

Wenn nun dergleichen Reſultate mit Rüdficht 
auf die Verſchledenheit der Umſtände 
ſachkundig benugt, jo gewähren fie für alle ge— 
mwöhnlide, oft vorftommende Gebäude 

Heine Landkirchen, Pfarr-, Küfier- und Schul 
äufer, Wirt! * 8-Gebäude der Pfarreien, 
üftereien und ulen, gewöhnliche Häuſer in 
den Städten 2c.) erfahrungsmähig einen Anhalt, 
der die Arbeit eines fichern Ucberichlags einfach 
und leiht macht. Auch die Ober-Baudeputation 
läßt dergleichen Tabellen, nach ben verſchiedenen 
Provinzen abgefondert, führen, obgleich fiir fie der 
Nugen derſelben eingejchräntter iit, alö der, den 
ein Bezirk3-Baubeamter daraus ziehen fanır. Wenn 
nun aud die Anwendbarkeit des Verfahrens zur 
Gewinnung eines Ueberſchlages nicht etwa von 
dem Vorhandenjein folder Tabellen abhängig tft, 
welde nur ein Erleichterungsmittel find, indem 
jedem Baubeamten aus eigener Erfahrung ober 
aus den Dienftacten Beifpiele nicht fehlen werden, 
welche auf den gerade vorliegenden Fall pafien 
oder demjelben mit geringer Mühe angepaßt wer- 
den können, jo muß es doch jedem Bezirkö-Land- 
baubeamten zur Pflicht gemacht werden, dergleichen 
Tabellen nah den De vorhandenen Datis an= 
zulegen und weiter fortzuführen, und es erſcheint 
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nützlich, die oben bezeichneten Rubriken durch eine 
neue: Rubilinhalt des Gebäudes (ohne 
Dachraum, in fofern diefer nicht zur Anlage von 
Zimmern benugt wird) zu vervollftändigen, denn 
die Arbeit ift unbedeutend, der Nutzen aud Ei 
anderen Zmweden jehr wefentlih. Bu diefer Tabelle 
ift das Mufter II gegeben. Die Ueberichtäge u 
gewöhnlichen Gebäuden werben nach den Muftern 
A bis E aufzuftellen fein. 

Etwas anders, ald mit den Gegenftänden, von 
welchen vorjtehend die Rede gemejen ift, verhält 
es ſich mit größeren Kirchen- oder anderen wid- 
tigeren Gebäuden, die jeltener und immer unter 
wefentlihen Mobificationen der Einrichtung und 
inneren Wusftattung vorlommen. Die Ueber- 
fchläge werden nad dem Mufter sub III aufzu= 
ftellen fein. 

Es wird den Bauräthen zur Pflicht gemacht, 
bei ihren Bereifungen von der jorgfältigen 
Fortführung der belle (Nr. II) Seitens 
der Bezirks- Baubeamten Kenntniß zu nehmen 
und dahin zu wirken, daß eine ber Abſicht 
entfprechende übereinftimmende Benupung ber 
gefommelten, Materialien und Behandlung des 

jegenftandes erreicht werde. Jedem Bezirtd-Bau- 
beamten tft eine verhältnigmäßige Zahl ber For⸗ 
mulare zuzuftellen und haben fie ſich derſelben 
vortommenden Falles nad Wnleitung der Be— 
mertung sub Pr. 7 auf der Anlage II zu be- 
dienen. 

Auf den Grund folder Ueberſchläge und Scizzen 
% demnädjft die Königliche Regierung bei uns 

hre Unträge auf Bewilligung einer außerordent- 
lien Unterftügung zu den im Eingange bezeich- 
neten Bauten zu maden und bie weiteren Ver⸗ 
fügungen zu gemärtigen. 

Sick Verfügung ift nicht durch die Amtsblätter 
betannt zu machen. 


8 


Berlin, den 9. Januar 1873. 

Auf den Bericht vom 10. October v. I. er= 
öffnen wir der Sonigligen, Regierung, daß es zur 
bautechniſchen Worbereitung ber Anträge auf 
Staatöbeihülfen zu kirchlichen, Pfarr- oder Schul- 
bauten in ber Hegel genügt, einen Seitens ber 
Königlien Regierung geprüften ficheren Koiten- 
überſchlag mit erläuternder Scizze ftatt eines 
fpeciellen Koſtenanſchlags den bezüglichen Berichten 
beizufügen. 

Bon Einreihung der vorgefchriebenen Indivi— 
dualrepartitionen IN Beichlupfaffung, ob und in 
welchem Umfange Bauunterftügungen aus Staats- 
fonds zu Gunjten von Kirden= lreſp. Schul] 
verbänden flüffig zu machen find, kann nicht ab= 
gejehen werden.*) 


An 
ir a uerang u F 

Abſchrift zur Nachricht und Beachtung. 
Der Miniſter f. Handel, Gewerbe u. öffentl. Arbeiten. 


Der Minifter der Finanzen. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 


”) of. Rr. 16, 
29* 
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4. Aufftellung des Auſchlags zu Schulbauten. 


Berlin, den 26. November 1873. 

Auf den Bericht vom 27. September d. 3. er- 
öfme ih der Königlichen Regierung, wie bie 

orausfegung nicht zutrifft, dab die gefammten 
Mittel zur Einrihtung und Unterhaltung einer 
zweiten Schule in N. aus Staatsfonds gewährt 
werben follen. Eine Staatsbeihülfe zu den er- 
forderlihen Bauten refp. zu der nad den con= 
creten Verhältniffen zu bemefjenden Äusſtattung 
der Stelle ann nur infofern erwartet werden, ald 
das Bebürfniß, für den einen oder den andern 
Bwed mit Staatsfonds gingugutreten, nah Maß⸗ 
gabe der beftehenden Beftimmungen, aljo auch 
unter Einreihung vorfchriftsmäßiger Präſtations⸗ 
nachweiſungen, fpeciell begründet wird, wobei die 
Anträge auf Bauunterftügung von denen auf Be= 
—— zur Lehrerbeſoldung geſondert zu hal⸗ 
ten find. 

Bon den Vorlagen zum Bau zweier Schulgäufer 
in N. find nur die Baupläne geprüft. Die Nevis 
fion der Berechnungen konnte wegen deren nicht 

Afungefäiger Form nit erfolgen, da die Bau- 
often nad Einheitsmaßen der bebauten Grund⸗ 
fläche von dem Kreisbaubeamten gejhäßt, daher 
jeder techniſchen Beurtheilung entzogen find, auch 
eine derartige Koftenermittelung nicht der In— 
ftruction entipricht, welche der Erlaß vom 12. Sep- 
tember 1842*) für die Begründung der Anträge 
auf Staatsunterftügung zur Erleichterung ber 
dabei mitwirkenden Baubeamten gegeben hat. 
Bedarf es nad) diefer Injtruction in den be= 
treffenden Fällen auch feiner betaillirten und 
fpeciellen Beranfchlagung, fo find die Berechnungen 
doch ſtets auf Grund der Ergebniffe aufzuftellen, 
welche die Erfahrung für die Koften gleichartiger 
Gebäude geliefert Hat, die daher als maßgebender 
Anhalt zu bezeichnen find. Inſofern aber Ab- 
weichungen der zu errichtenden, von den ala maß⸗ 

ebende Grundlage aboptirten Gebäuden in Con= 
truction oder Technik beabfichtigt werden, jo find 
die daraus hervorgehenden Mehr- oder Minder- 
toften durch techniſche Berechnung, für welche zahl⸗ 
reihe Beiſpiele gegeben find, in folder Form 
nachzuweiſen, welde der technifchen Beurtheilung 
nit entzogen ift. 

Hiernah Hat die Königliche Regierung ben 
Baukoftenbenbedarf in vorichriftsmäßiger Form 
nachzuweiſen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten, 


An 
bie Königliche Regierung zu N. 
U. 43236. 


5. Nadweid der zum Schulban zu leiftenden Hand- 
und Spanndienfte im Koftenüberfhlag. 
Berlin, den 3. November 1882, 

— Den Anträgen auf Staatöbeihülfen zu kirch⸗ 
lichen, Pfarr- und Schulbauten muß ſtets ein bes 
reits techniſch vorgeprüfter NKoftenüberfchlag mit 
erläuternder Seizze, ein befonderer 5— 8 der 
erforderlichen Handdienfte und uhren, ſowie des 

Werthes derfelben und eine nad Maßgabe des 


*) o. Rönne, 1872) ©. 571 und auszugemel 
re en > anszugsmelfe 
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—— [vom 26. November 1873 
( C.⸗Bl. 1874 ©. 405, G. U. 41734)] aufgeftellte 
—— — mit den vorgefchriebenen 
eußerungen über diejelbe und das Leiſtungsver⸗ 
mögen ber Betheifigten beigefügt fein. 
@. III. 8096. 


6 


Berlin, den 27. December 1871. 
Die Königlichen Regierungen ꝛc. veranlafle ich, 
dafür zu forgen, daß die Koftenanichläge ober jon= 
ftige Akten weiſe, welde Gejuhen um Be— 
willigung von Gnadengeſchenken zu kirchlichen ober 
Schulbauten zum Grunde zu legen find, ſtets ein 
bejonderer Nachweis ber erforderlichen Handbienfte 
und Zuhren, jowie des Werths derjelben enthalten. 
U. E. 31245. 


7 


Berlin, den 5. April 1872. 

Aus dem Bericht der Königlichen Regierung 
vom 17. Februar d. J. ift fein hinreichender 
Grund zu entnehmen, die Bewilligung einer 
Staatsbeihülfe von — Thlrn. zum Keubau bes 
evangelifhen Schulgehöfts in R. zu befürworten. 

Haben die Käthner und Losleute nad dem für 
die Unterhaltung der Schule geltenden Receß bie 
Handdienfte bei Schulbauten zu leiften, fo ift der 
Umftand, daß fie von Tagelohnarbeiten leben, kein 
Grund, ſie von Erfüllung diefer Verpflichtung zu 
entbinden. Sollte auf diefen Umftand entfcheidens 
des Gewicht gelegt werden, jo würde bei Schul- 
bauten, weldje als auferordentlihe Bedürfniſſe 
überall eine außergewöhnliche Yinpanmung der 
Leiftungsträfte aller Betheiligten bedingen, in 
feinem Sau die Naturalleiftung von Handdienften, 
wodurch die aufzubringenden Baortoften vermin: 
dert werden, zu erwarten fein. ebenfalls ift 
grundfäglich davon abzufehen, dergleichen Dienjte 
dur Bewilligungen aus Staatsfonds zu über- 
tragen. 


Der Mintfter di iſtli . Angel: it 
aa, int er der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


8 


Berlin, den 26. März 1873. 
Die Gemeinde ift verpflichtet, ſämmtliche Bau- 
koften zu tragen. Verzichtet fie darauf, die baaren 
Baukoſten durch Naturalleiftungen zu vermindern, 
fo bleibt ihr die unbenommen.*) Bur Ueber 
tragung von Handdienften und uhren bei kirch⸗ 
lien oder Schulbauten werden grundſätzlich 
Stontabeihülfen nicht gewährt, und im vorliegen- 
den all liegt kein hinreichender Grund vor, eine 
Ausnahme von biefer Regel zu machen. 
Der Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
Ei Vertretung: Ach en bach. 


An 
bie u lie Regierung zu R. 


ber RU. De 
2.26 Rum AÜ70 unten Rn 100 gi Ih für Bnplihe RA 
0) of. dagegen €. v. 26. Mag. 1880 ımten Rr. 9, 


Staatsunterftügungen zu Schulbauten. 8 296. Nr. 9-10. Anhang II. 


9. Nothwendigleit Aus bi = 
— — —X 
bie Naturalleiftungen der Betheiligien 


Berlin, den 26. Auguft 1880. 

In einem kürzlich vorgelommenen Specialfalle 
hat bei einem Schulhausbau, zu welchem bereits 
ein Allerhöchſtes Gnadengeſchenk bewilligt worden 
war, zur Dedung der Reſtbaukoſten ein weiteres 
Gnadengeſchenk erbeten werben müffen, weil font 
der zwangsweife Verlauf des mit Staatsbeihülfen 
fertig geftellten Schulhaufes eingetreten wäre.*) 

Die Ungelegenheit war namentlich dadurch in 
diefe unangenehme Lage gebracht, dab, während 
die betreffende Schulgemeinde zur Leiftung der 
Baubienfte für fähig erachtet worden, gleichwohl 
eine Verdingun; bieler Dienfte an den Bauunters 
nehmer gegen baare Entſchädigung ftattgefunden 
hatte. $® nehme daraus Veranlafjung, ed der 
Königlichen Regierung 2c. allgemein zur Pflicht zu 
machen, dahin Vorſorge zu treffen, daß die Schul- 
bauten, zu melden aus der Staatskaſſe Gnaden- 
geldente bewilligt find, in der Weife, wie bei der 

jewilligung vorausgejegt wurde, aud) wirklich zur 
Ausführung kommen, daß aljo insbefondere die 
Schulgemeinden keiner der Leiftungen, zu denen 
fie im Stande eradjtet worben find, ſich entziehen, 
damit nicht für die Aufbringung meiterer baarer 
Mittel Verlegenheiten erwachſen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: Lucanus. 

ſammtliche Königliche Reglerungen (ausgenom- 

en bie ), Sanbbrofteten, 

BETH 

iu I. 


10. Ausſchluß der Staatöbeiplilfe zu den Koſten für 
Schulgerathſchaften, Bauprojecte und Bauaufſicht. 
Berlin, den 4. Januar 1878. 
Aus Anlaß eined Specialfalleg veranlaffe ich 
die Königlicde Regierung zc., bei der Borprüfun; 
der Koftenanfchläge über den Neubau von Schul- 
häufern, zu deren Ausführung eine Beihülfe aus 
Staatsfonds nachgefucht wird, darauf zu achten, 
daß die Koften für die Schulgeräthichaften nicht 
mit zur Berechnung geseen find, da fie fo wenig, 
als die Koften der Bauprojecte und der Bauauk 
fiht ala Gnadenbeihülfen aus dem Allerhöchften 
Dispofitionsfondg*) bei der General: Staatslafje 
— —— x M 
er Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten, 
E Im Auftrage: Förfter. 
n 


bie en J , Sanbbre und 
Sonfiftorien —— ping nnd 


— en rath zu Rorbhorn. 
Anhang. 


IL Ausſqhluß von Staatsbeihülfen zu Schul- 
bauten, die an Stelle abgebraunter nicht ver- 
fiderter Gebäude treten. 

Bei Gelegenheit eined die Bewilligung eines 
beihülflihen Gnadengefhents zum Neubau eines 
®) of. über biefe Frage unten Wr. 13, fomie $ 314 


Anh. IIT—VL 
**) of. unten Rr. 11. 
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Schulgebäudes betreffenden Falles hat mir der 
Herr Finanzminiſter eine ſchon früher ergangene 
Allerhöchjfte Ordre vom 23. Januar 1836 (An- 
lage a) mitgetheilt, nad deren Inhalt Unter= 
ftügungen zum Wiederaufbau abgebrannter, nicht 
ginlängtich gegen Feuersgefahr verficherter Ge- 
äude, nicht mehr in Antrag gebradht werden 
follen. Da die Königlichen Regierungen, ſowie 
bie Kirhen- und Schulvorftände, zum Theil zu 
überfehen feinen, daß die Beſtimmungen diejes 
Allerhöchften Erlaffes auch auf die Kirchen und 
Schulgebäude Anwendung finden, fo wünfcht der 
Herr Finanzminifter, daß die Betheiligten hierauf 
befonder8 aufmerkſam gemadt werben. Obwohl 
ih glaube, daß dem Wunfche des Herrn Finanz⸗ 
minifter3 ſchon durch meinen alpemieinen Erlaß 
vom 2. Auguſt v. I. (Miniſterialblatt Seite 326) 
die erfiherung ber kirchlichen, geiftlichen und 
Schulgebäude gegen Feuersgefahr betreffend, in- 
fofern entſprochen ift, als es darin ausdrücklich 
heißt, daß diejenigen Privat-Patrone und Gemein⸗ 
den auf Bewilligung von Gnadengeſchenken zu 
den ihnen obliegenden Bauten am wenigſten Rech⸗ 
nung machen dürfen, die e8 aus Sparjamteit oder 
Leichtfinn unterlaffen haben, die ihrer Obhut an- 
empfohlenen kirchlichen Gebäude gegen Feuers⸗ 
efahr zu verſichern, fo nehme ich doch, weil diefe 
erfügung andererfeit3 einen Zwang zur Vers 
fierung nicht angeordnet hat, keinen Anftand, 
Em. ꝛc. ergebenft zu erfuchen, die Beftimmungen 
der gedachten Allerhöchſten Ordre dem Grundfahe 
nad — zur Kenntniß der Kirchenpatrone, Kirchen- 
vorjtände, Gemeinden und fonftigen Intereſſenten 
gefättignt bringen zu laffen und aud) den König⸗ 
ichen Regierungen ſolche noch befonders zur Be— 
achtung zu empfehten. 
Berlin, den 16. Januar 1844. 
Der Ninifter der geiftlihen 2. Angelegenbeiten. 
n 


N Tide Ober-Präfbentı 
— der henposing, 


8. 

Da es nöthig ift, die Bewilligung von Re— 
tabliffementsunterftügungen bei Brandihäden auf 
angemefjene Grundſätze zurüdzuführen und zu 
beſchränken, fo beftimme ih — daß in der Regel 
dergleichen Beihülfen aus ber Staaiskaſſe bei Mir 
nur in folden Fällen beantragt werden follen, 
wo e3 nad) einem größeren Brandichaden auf die 
Ausführung eines nothwendigen und zwedmäßigen 
mit Grundentfhäbigungen, Straßenverlegung oder 
Berbreiterung verbundenen Retabliffementsplanes 
antommt, ferner wenn durch euer zerftörte 
Communalgebäude nad) einer ihren Zweden ent⸗ 
fprechenden Bauart oder mit Vergrößerung her- 
zuftellen und die Communen dieſe Mehrkoſten 
aufzubringen außer Stande find. Unträge auf 
Unterftügung einzelner abgebrannter Hausbefiger, 
mit Ausnahme der felteneren Fälle, wo befondere 
Berhältniffe zur Berüdfihtigung kommen, müffen 
dagegen fünftig ganz unterbleiben. Sie haben 
biernad) zu verfahren, übrigens aber die Re— 
ierungen zu einer Belanntmahung durch die 
Umtoblätter zu veranlaffen, wodurch die Einſaſſen 
zu einer genügenden Berfiherung ihrer Häuſer 
gegen Feuerögefahr aufgefordert und zugleich 
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darauf aufmerkſam gemacht werden, daß fie fich 
in der Folge auf ertraorbinäre Unterftügung aus 
Staatsfonds zum Retabliffement von einge: ifderten 
Gebäuden durchaus keine Hoffnung machen bürfen. 
Berlin, den 23. Januar 1836. 
FJriedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminifter v. Rochow zc. 


1. Hung der 2 U igteit d 
ee 


Durch den Staatshaushaltsetat für das Jahr 
vom 4. April 1883/84 iſt unter Capitel 121 
Titel Wa ein Fonds von jährlicd) 500000*) Mark 
zur Unterftügung unvermögender Gemeinden und 
Schulverbände bei Elementarſchulbauten ausge— 
bracht worden. 

Ueber die Grundſätze wegen Verwendung biefes 
Fonds Hat ber Herr Minifter der geiftlichen 2c. Anz 
gelegenheiten an die betheiligten Behörden unter 
dem 4. Xuni 1883 (U. a. 14516) eine Cir⸗ 
cular-Berfügung erlaffen, aus welcher hier Folgen⸗ 
des mitgetheilt wird: 

Der Fonds joll nad} den Allerhöchſt genehmigten 
Beftimmungen über deſſen Verwendung zur Ge— 
mwährung von Beihülfen an unvermögende Ge- 
meinden und Schulverbände für Neu⸗, Erweite- 
rungs⸗ und Reparaturbauten von Efementarjchulen 
dienen und tritt in diefer Hinficht an die Stelle 
des Allerhöchften Dispofitionsfonds bei der Ge- 
neral-Staatslafje, aus welchem fortan Gnaden⸗ 
geiöente zu dem gedachten Zwecke nicht mehr er- 

jeten werben. 

Ausgaben, zu melden Fiscus aus irgend einem 
Rechtsmittel verpflichtet ift, Dürfen aus dem Fonds 
nicht geleiftet werben, und, bevor auf ihn zurüd- 

egangen wird, find zunächſt etwa vorhandene 
Beovinziatz, Stiftungs- und Localfonds, aus 
welchen Schulbauunterftügungen gewährt werben 
tönnen, in Anfprucd zu nehmen. Das Bebürfniß 
ur Unterftügung der Gemeinden und Schulver= 

änbe, wird, fofern nicht die durch die Eircular- 

Verfügungen vom 2. November 1837 und 26. No— 
vember 1873**) angeordneten Individual-Reparti- 
tionen bereit3 aufgeftellt find, fortan nit mehr 
wie bisher in diejer, fondern in analoger Weiſe 
wie bei der Gewährung von Zuſchüſſen aus Staats⸗ 
fonds zu den Lehrerbefoldungen nad) Anhörung 
der Local⸗ und Kreisbehörden von der zuftändigen 
Brovinzialbehörde unter Mitwirkung der betreffen- 
den Finanzftation geprüft. *) 

Um zu verbüten, daß Unterftügungsfachen in 
größerer Zahl und mit größeren Bedarfsſummen, 
ala es die vorhandenen Mittel geftatten, vorbe— 
reitet und von den Provinzialbehörben an die 
Centralſtelle gebracht werden, wird jeder zuftän- 
bigen Provinzialbehörbe diejenige Summe be- 
zeichnet, innerhalb welcher fie jich jährlich mit 
ihren Unterftügung3= Anträgen zu halten hat. 
Diefe Summen werden von mir bemefjen und 
feſtgeſetzt. 

von Goßler. 


1886/86: 650000 RE. 
me 
e*e) of. oben 5 282. 


Staat3unterftügungen zu Schulbauten. 
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Berlin, den 24. November 1883, 

In dem Circular-Erlak vom 4. Juni d. J. 
U. IlIa. 14516 tft bereitd Beftimmung darüber 
getroffen, unter melden Vorausfegungen unver- 
mögende Gemeinden und Schulverbände bei Neuz, 
Erweiterungd- und Reparaturbauten von Elemen= 
tarjchulen aus dem Fonds der 500000 Markt) 
unterftüigt werden können und wie bei der Stellung 
derartiger Anträge verfahren, auch bie Ein- 
ſchränküng der legteren auf das gebotene Map 
erreicht werden fol. — Für das Etatsjahr 1884/85 
habe ich nun in Ausſicht genommen, zu Schule 
bauten in dem Bezirk der Königlichen Regierung 
eine Summe von — Mark zur Verfügung zu 
ftellen und e3 werben die nöthigen Vorbereitungen 
zur Ausführung der etwa im nächſten Frühjahre 
u beginnenden dringlicften Bauten ſchon im 

ufe dieſes Winters getroffen werben müflen. — 
Die Königliche Regierung hat daher ungefäumt 
nad) dem beiliegenden Chemo eine Nachweiſung 
derjenigen Schulbauten einzureichen, Betreffs 
welcher innerhalb der Grenze der obigen Summe 
für das nächſie Etatsjahr Unterftügungen in Vor— 
ſchlag gebracht werben. 

In dieſe Nachweiſung find nur diejenigen Bau= 
ſachen aufzunehmen, welde im nächſten Etat$- 
jahre wirklich zur Ausführung in Angriff ges 
nommen werben follen**), und für welche die Pro- 
jecte nach erfolgter Vorrevifion hier bereits zur 
Durchſicht vorgelegen haben, auch die erforderlichen 
Mittel bis auf die zu gemährende Staatsbeihülfe 
gefichert find. 

Ergiebt ſich die Nothwendigkeit, ſolche Baufälle, 
wegen welcher vorichriftsmäßig begründete Unter- 
ftügungsanträge bisher an mic) noch nicht geftellt 
worden find, im Hinblide auf ihre beiondere 
Dringlichkeit vorzugsweiſe an eriter Stelle zu be= 
rüdfihtigen, fo kann deren Eintragung in die 
Nachweiſung ausnahmsweiſe erfolgen. Es ift dann 
aber gleichzeitig unter Einreichung der bezüglichen 
Bauprojecte und der fonftigen zur Beurtheilung 
des Unterftügungsantrages erforderlichen Unter- 
lagen in jedem Falle geſon dert und ausführlich 
an mich zu berichten. 

Anträge auf Unterftügungen in größerer Zahl 
und mit größeren Bedarjöfummen, als es ber zur 
Verfügung zu ftelende Gefammtbetrag geftattet, 
find ferner und bis auf Weiteres nicht zu ftellen. 

Indem ich der Vorlegung der in Rede ftehenden 
Nachweiſung ꝛc. mit thunlidfter Befchleunigung 
entgegenfehe, damit die Königliche Regierung noch 
tehtzeitig von mir davon in Kenntniß gejeßt 
werden kann, melde Staatöbeihülfen zu den ein= 
Keinen Bauten in dem nächſten Etatsjahre von 

r. Majeftät dem Kaifer und Könige erbeten 
werden follen, fpreche ich gealeig bie artung 
aus, daß die Königliche Regierung nad; ftattge- 

jabter eingehender Prüfung aller einſchlagenden 

erhältniffe nur die wirklid dringenden Baufälle 
unb die bebürftigiten Gemeinden zur Berüdfic- 
tigung empfehlen, auch die Leiftungsfähigkeit der 
betreffenden Gemeinden bis auf das zuläffige 


*) 1885/86: 650000 RE. 
) of. unten Rr. 16. 
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Mack voll in Anfprud nehmen wird, um bei 

der Knappheit des vorläufig nur verfügbaren 

Fonds von 500000 Mark möglichft vielen Ge— 

meinden zu Hülfe kommen zu können. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Goßler. 


An 
an 


Nachweiſung x. 


* 












ber in natura 


Laufende Rt, 
verbanb beyw. 
Aulort 


Bemerfungen.*) 


Bemeinde ober Schul: 


‚a Betrag be 


®) Unter dieſer Rubrik ift Col. sH erläutern, > B.: 
1000 R. bi 2eiftung der Baubienfte. 
6000 M. durch ein Amortifatlonsbarlehn. 
3000 MR. durqh ben vorhandenen Baufonbs. 
4000 MR. ben Patrometsbeitrag u. ſ. m. 
Auch if Hier auf eiwaige Vorberichte Bezug zu nehmen. 


12. Sicherſtellung der Geldmittel nor der Ban- 
. Ansführung. 


Berlin, den 8. Juli 1873. 


Auf den Bericht vom 11. v. M. eröffne ich ber 
Königlichen Regierung, daß ed Bedenken unter= 
liegt, bem Antra, au Bewilligung einer Staats⸗ 
beihülfe von — Thalern zu den Koften bed aus⸗ 
geführten Neubaus des katholiſchen Schulgehöfts 
in N. Folge zu geben. 

Durch die Circular-Berfügungen vom 31. Mai 
1871 und 30. Juli v. 3.*)_ ift wiederholt darauf 
hingewiefen, daß vor dem Beginn von kirchlichen 
oder Schulbauten die Mittel dazu gefichert werden 
follen und daß auf stäff madung nadträglicer 
Staatsbeihülfen**) zur eleitigum der Unzuträg- 
lichkeiten oder zur Abtragung von Schulden, welche 
aus der Nichtbeachtung jener Borfchriften er- 
wachſen, nicht zu rechnen ift. Zubem erhellt nicht, 
daß im vorliegenden Fall die Bauten, unbeſchadet 
der Zweckmäßigkeit, den Leiftungsträften der Bau- 

flichtigen angepaßt und tüchtig ausgeführt worden 
ind. Außerdem können jest nicht mehr die An⸗ 
ſchlagsſummen bei der Beſchlußnahme wegen einer 
Staatöbeihülfe maßgebend fein, ſondern es hätte 
dur) einen vom Bauratt des Collegiums ge⸗ 
prüften, gehörig befegten Reviſionsanſchlag der 
wirkliche Koftenaufwand bei Naturalleiftung ber 
Handdienfte und Fuhren nachgemwiefen werben 


*) of. 5 304 Rz. 1 unb 4. 
.. *%) o£ unten Rt. 20 (sub. 8). 
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follen. Es fehlen mithin in jeder Beziehung die 
Borbedingungen zur Bewilligung einer Staats- 
beigülfe, auch ift im vorliegenden Fall kein be— 
fonderer Grund zur Rechtfertigung einer Aus 
nahme von ber Rene erfihtli, an welcher unter 
den obmwaltenden Umftänden um fo mehr feftge- 
halten werben muß, al3 es zu weit führen würde, 
den Betheiligten zu überlafien, nah Wunſch zu 
bauen und BHinterher bie Staatzlaffe zur Löſung 
der Berbindlichkeiten in Anſpruch zu nehmen, 
welche die Verpflichteten nicht ohne Kenntniß ihrer 
Leiſtungskräfte freiwillig übernommen haben. 

Der Minifter der geittihen ıc. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: Greiff. 


An 
bie Königli terum, R. 
I hu 


18. Ausſchluß von Staatsbeihülfen zu Schul: 
bauten nad erfolgter Banandführung. Sicherung 
der Gemeinden bei Baufhulden. 


Berlin, den 19. März 1874. 


Bei Rüdfendung der Anlagen des Bericht? vom 
28. Januar d. J. bei deffen Erftattung die Finanz⸗ 
Abtheilung Hätte zugezogen werben follen, eröffne 
id) der Königlichen Regierung, daß der Antrag 
auf Benilligung einer Staatöbeihülfe von — 
Thalern zu den Koften der auf dem katholiſchen 
Säulgeh zu N. feit dem Jahre 1867 ausge- 
führten Bauten nicht genügend begründet und das 
Verfahren, die Bauten vorſchriftswidrig ohne vor⸗ 
berige Sicherung der Baumittel ausführen zu 
laffen, durch die vorliegenden Angaben nicht ge= 
rechtfertigt iſt. 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom 
28. Januar cr. läßt außer Acht, dab es ſich bei 
ber gegenwärtigen Zage der Sache nur um Tilgung 
von Baufhulden handelt, melde die Betheiligten 
freiwillig übernommen haben, es mithin nicht mehr 
darauf antommt, aus dem Geſichtspunkt allge 
meiner Fürſorge des Staats für Befriedigung der 
Schulbedürfniffe, aus Staatöfonds eine Unter: 
ftügung zu erft auszuführenden SER DEREN, zu 
gewähren, wobei der vorherige Nachweis bes 
wirtlihen Bedürfniſſes als weientlih maßgebend 
feftzuhalten wäre. Für ſolche Fälle giebt $ 153 
des Anhang zur Allgemeinen Gerihtsordnung 
den Berwaltungsbehörden ein ausreichendes Mittel 
an die Hand, um einer Gefährdung des Beſtandes 
der Gemeinden, falls fie von ihren Gläubigern zu 
fehr gedrängt werden, vorzubeugen.) Was die 
Königliche Regierung dagegen anführt, erſcheint 
nit durchgreifend. Auch mürde e3 zu weit 
führen, es in das Belieben der Gemeinden zu 
ftellen, ohne vorherige Sicherung der Mittel 
Bauten ausführen zu laflen und hinterher zur 
Bejeitigung der ihnen oder den Bauunternehmern 
daraus erwachſenden Verlegenheiten die Staats- 
taſſe in Anſpruch zu nehmen. Die Königliche 
Regierung weife id daher an, Mafregeln zu 
treffen, duch melde für die Folgezeit bie 


®) of. $ 314 And. III bis VL 
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Beachtung der beftehenden Beftimmungen gefihert 

wird. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Förfter. 


An 
bie Zaigugʒ Regierung zu N. 
14. Nachträgliche Kürzung bewilligter 
Genpeihätlen 


Berlin, den 30. November 1874. 

Es kommt vor, daß nad) der Bewilligung von 
Allerhöchiten Gnadengefchenten zu kirchlichen oder 
Schulbauten der Koftenbebarf für die Bauaus- 
führung durd) Berbingung der Arbeiten, Preis- 
rüdgänge ober fonftige Umstände ſich niebriger 
berausftelt, als urjprünglidh angenommen war, 
oder daß eine Verftärkung der neben ber Staats- 
beihüffe in Ausficht genommenen Baumittel der 
Baupflihtigen erfolgt, ober daß ſowohl der eine 
ala ber andere Fall eintritt. In jedem folder 
Fälle find die Allerhöchft bewilligten Staatsbeihülfen 
nicht ohne Weiteres und ohne vorgängige Riüd- 
frage bei ung zu verwenden. 

Ale derartige Beihülfen, bei deren Abmeſſung 
einerjeit3 der Baukoftenbedarf, andererjeit3 die für 
legteren verfügbaren Dedungsmittel in approzi- 
mativ beftimmten Summen zu Grunde gelegt 
werben, find Demäufolge nur zur Beftreitung der 

ifchen diefen beiden Summen bei der Bauaus- 
übrung erwarteten Differenz beftimmt. Gie 
haben eine rein fubfidiäre Natur, ſetzen ein bei 
dem Baufoftenbedarf eintretendes Deficit voraus 
und find in Betreff ihrer Zahlbarkeit durch das 
Hervortreten folhen Deficitd bedingt. Nur dann 
reſp. infoweit al3 der Baufoftenbedarf durch die 
von den Baupflichtigen unter voller Anſpannung 
ihrer Leiſtungskraft aufzubringenden, als einzieh- 
bar angenommenen Beiträge und bie andermweit 
bereiten Mittel nicht zu beden tft, kann die Zahlung 
ber Jediglich ergänzend bewilligten Staat3beihülfe 
in Anfprud) genommen werden. Gie fällt aber 
hinweg, fobalb reſp. ſoweit in Folge entweder 
einer eingetretenen Verminderung des veranſchlag⸗ 
ten Baukoſtenbedarfs oder einer inzwiſchen ei 

etretenen Berftärfung der neben der Staatsb 
Birke in Ausfiht genommenen Baumittel eine 8; 
länglicjfeit. ber Ießteren für die wirklich entftehen- 
den Koften gefichert tft und es danach eines er- 
ze Hinzutritt3 der Staatskaſſe nicht weiter 
ebarf. 

Damit über diefe beſchränkende Bwedbeftimmung 
Allerhüchſt bewilligter Bauunterftügungen auch den 
— — Gemeinden jeder Zweifel von vorn⸗ 
herein benommen fei, ift in den Benachrichtigungen 
derfelben von geichehenen Bewilligungen der Art 
ftet® ausdrücklich zu bemerken, daß fie lediglich 
zur Beitreitung der Differenz zwiſchen dem als 
erforberlih angezeigten Bauloftenbedarf und den 
als zur Dedung deffelben anberweit verfügbar 
angegebenen Summen beftimmt feten. 

ternad) wollen die betheiligten Provinzialbe- 
hörden bei ben bezüglichen Mittheilungen und bei 
Ueberwachung der Verwendung von Gnadenge⸗ 
ſchenken der in Rede ſtehenden Art ſowie bei 
Stellung Ihrer Anträge auf Ueberweiſung von 
ſolchen verfahren und in den Fällen, in denen 


I 








| bie Edniglichen 
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Allerhöchſten Orts ſchon bewilligte Beihülfen ganz 
ober theilweife entbehrlich werben, anderweit bes 


richten. 
Der Finanz-Minifter. 
Campbhaufen. 
er der geiftlichen ꝛc. Ungelegenheiten. 
Am Auftrage: Förfter. 
An 
N ‚ Königlichen Landbroſteien, 
Königligen enorm Ann ObersRingene 
zath fin Rorbkorm, bie Königliche Mirifterial-Baus 
Commriffion Hter und bie Königliche Finanz-Direction 
zu Hannover. 
L 19803. $.:M. 
6. DL H.N. 0. gi. 


15. Befchräntung der Gmadenbeihülfen 2c. auf bie 
unbeibringlien Beiträge der Berpflichteten. Nach⸗ 
trägliche Kürzung eines Gnadengeichentes, Termine 


für Auszahlung defjelben. 


Berlin, den 5. October 1878. 

Der Königlihen Regierung eröffnen wir auf 
den Beriht vom 4. Juli —V wie es für un⸗ 
zweifelhafi zu erachten iſt, daß die Allerhöchſten 
Gnabenbeigülfen zu Kirchen, Pfarr⸗ und Schul⸗ 
bauten nur mit der jelbftverftändlichen Bmedbe- 
ftimmung bewilligt werben, die unbeibringlichen 
Baubeiträge ber ganz oder theilweife präftations- 
unfähigen Gemeinbeglieber zu übertragen. Diefem 
Grundjage trägt auch die Circular-Verfügung vom 
30. November 1874 — I. 19853 %.-M., G. III. 
6175 II. M. d. g. U.*) Rechnung, wenn darnach 
nur dann, bez. infoweit als ber Baufoftenbedarf 
dur die von den Baupflichtigen unter voller An⸗ 
fpannung ihrer Leiftungsfähigkeit aufzubringen- 
den, als einziehbar angenommenen Beiträge und 
die anberweit bereiten Mittel nicht zu deden ift, 
bie Zahlung der lediglich ergänzend bemilligten 
Staat3beihülfe in Anſpruch genommen . werden 
kann; und in gleicher Weife die abſchriftlich bei- 
efügte Verfügung an die Finanz -Direction zu 
roter vom 27. October 1873, wenn biefelbe 
die Auszahlung ber Onadenbeihülfen unter Anderem 
von dem Nachweiſe abhängig macht, daß die be⸗ 
willigte Beihülfe außer den anderweit geficherten 
und flüffig zu madenden Baufonds erforderlich 
geworben iM 

Daß gleihwohl die Gemeinden, bezw., — 
was fir ausreihend zu erachten fein wird, — die 
u deren Vertretung berufenen Organe das durch 
ircular-Berfügung des Minifterit der geiftlichen 
x. Yingelegenheiten vom 20. December 1823) 
erforderte Anerkenntniß abzugeben und demnädjft 
au über den Empfang des zur Bahlung gelan- 
genden Betraged zu quittiren Haben, fteht mit 
obigem Grundſatze nicht in Widerſpruch, da bie 
Gnabenbeihülfe, wenn auch unter jener beſchrän⸗ 
tenden Zwedbeitimmung, doch thatſächlich der ganzen 
Kirchen: oder Schulgemeinde als folder zu dem 
tm Intereffe ihrer Geſammtheit auszuführenden 
Bau gewährt wird. 

Wir vermögen hiernach das Bedenken, welches 
die Königliche Regierung gegen den von Ahr 
vorgelegten Berfügungs- Entwurf aus dem ge— 


Der Minift: 


*) Vorftehenb. 

®*) „Die verpflitete Gemeinde hat zu Protokoll zu erflären, 
baß fie bie Beriligung, als im Wege_der Gnade erfolgt, auss 
brüdlid, anerfenne.® (Unnalen VII Seite 841.) 
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dachten Reſeripte vom 20. December 1823 her- 
leitet, nicht als begründet und daher auch eine 
Beranlaflung zur Aufhebung des letzteren als 
vorliegend nicht anzuerfennen. Andererſeits finden 
wir auch nichts dagegen zu erinnern, wenn die 
betreffenden ®emeinben, Kus ſolches von der 
Königlihen Regierung neben den im vorleßten 
Abſaß der Circular⸗Verfügung vom 30. Novem- 
ber 1874 angeordneten Hinweiſe für angezeigt er⸗ 
achtet wird, fogleich bei der Benachrichtlgung von 
ber erfolgten Bewilligung einer Ällerhöchſten 
Gnadenbeihülfe über die porerörterte befchräntende 
Zwedbeitimmung derjelben ausbrüdlid) verftän- 
digt werben. 

Dagegen ift der von der Königlichen Regierung 
vorgelegte Verfügungs-Entwurf im Uebrigen zur 
Genehmigung nicht geeignet. 

Abgeſehen davon, daß im Eingange deſſelben 
der Charakter des Geſchenkes als einer Aller 
höchſten Gnadenbewilligung ausdrückllich hervor⸗ 
gehoben werden a iebt der Entwurf einmal 
den Betrag des Gel ent in einer bejtimmten 
Summe an und geht ferner davon aus, daß 
diefer ganze Betrag ſogleich der betreffenden 
Gemeinde übermwiefen werde. Erfteres ift im 
Allgemeinen nicht zuläffig, da der Megel nad) 
die in Rede ftehenden Ällerhöchſten Gnadenges 
ſchenke nur unter Seftjegung eines MarimalsBes 
traged, bis zu welchem eventuell die Bahlbar- 
machung erfolgen darf, bewilligt werden. In 
der gedachten zweiten Beziehung aber läßt der 
Entwurf die ausdrüdliche Unorbnung in der [don 
erwähnten Circular-Berfügung vom 30. Novem⸗ 





ber 1874 unb ber beiliegenden Verfügung vom 
27. October 1873 unbendtet, wonach ber Regel 
nad das Gnadengefchent überhaupt, eventuell 
wenigſtens die letzte Rate deſſelben erſt nad) Fer⸗ 
tigſtellung des Baues, auch dann aber nur, wenn 
und ſoweit alsdann die wirklich aufgewendeten 
Koſten über die zu ihrer Deckung anderweit bes 
ſchafften Mittel hinausgehen, zur Auszahlung zu 
bringen ift. 

Die Königliche Regierung hat hiernach das 
Weitere zu veranlaffen. 


bie adniglice Regierung un 
Abſchrift Hiervon nebſt Anlage erhält die König- 
lie Regierung zc. zur Kenntnißnahme. 
Der Ninifter der Be 2e. Angelegenheiten. 
alt. 


Der Finanz-Rinifter. 
— Hobrecht. 
In 
miliche Königliche Regi ol. R, 
ren Pr König: 


lichen Gonfiltorien ber im 
Es ben Rönigliden PR 


horn. 
6. UL TAM.d.gd 
L 13878 $.:M. 


15a. 





a. 
Berlin, den 27. October 1873. 
Die Königliche Finanz - Direction veranlaffen 
wir, die Bezirkö-Hauptlafje in N. anzumeijen, den 
Betrag von breitaufend Thalern, welche aus dem 
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Allerhöchſten Dispofitionsfonds*) Seiner Majeftät 
des Königs als Beihülfe zum Bau eines Klaſſen⸗ 
haufes fie bie höhere Bürgerfchule in N. bewilligt 
worden ift, von der General- Staatöfaffe Fa 
Kaflenquittung einzuziehen und in ber Eptra- 
ordinarten- Rechnung zu vereinnahmen, refp. zu 
verausgaben. 

Die Zahlung an die betheiligte Gemeinde, reip. 
an den Bauunternehmer bebingt ſich grundſätzlich 
durch den Nachweis, daß der Bau anſchlags⸗ 
mäßig und tüchtig ausgeführt wird, refp. tft, daß 
u feiner Ausführung der veranſchlagie Koften= 

ebarf nothwendig geimorden und nicht? daran zu 

eriparen geweſen tft, und daß demgemäß bie be- 
willigte VBeihülfe außer den anderweit gefiherten 
und Müffig zu madenden Baufonds erforderlich 
geworden ift. 

Dieſe Vorbedingungen ſchließen zwar ar aus, 
daß zu "dem Bau jchon mährend refp. Behufs 
feiner Ausführung Zahlungen aus ber Beihülfe 
an dic Gemeinde, reſp. an die Unternehmer ge- 
leiftet werden. Dergleihen Abichlags-Zahlungen 
tönnen dann jedod immer nur nach ſicher geftell- 
tem Auflommen des Gefammtbetrages der ander⸗ 
weit ber zu befchaffenden Baubeiträge, und nur 
in Raten erfolgen, welche nad dem Berhältnig 
einerſeits des bauamtlich befcheinigten Fortſchreitens 
der anſchlagsmäßigen —— und ande⸗ 
rerſeits der bereits ftattgehabten Verwendung der 
ſonſtigen zu beſchaffenden Baubeiträge ſich beſtim⸗ 
men, wobei ſchließlich der Zahlung der letzten etwa 
bis auf ein Drittel vorzubehalienden Rate der 
durch bauamiliche Beſcheinigung zu führende Nach⸗ 
weis darüber, daß der Bau inzwiſchen vollitän- 
dig dem Anſchlage gemäß tüchtig und mit Er- 
forderniß des ganzen im Anſchlag berecneten 
Koftenaufwanded zur Ausführung gekommen ift, 
vorangugehen hat. 

Die Bezirts-Hauptlaffe ift hiernach zu inftruiren 
und ihr mitzutheilen, daß ber Magiftrat zu N. 
dur das Königliche Provinzial Schulcollegium 
entiprechende Anweiſung erhalten werde. 

er Yinanz-Minifter. 
Im Auftrage: Meinede. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Sreiff. 


An 
bie Bönigliäe Temp Dielen du Hannover. 
. d. g. A. 39011. 


16. Verfahren bei der Bewilligung der Staats⸗ 
beihülfen. * 


Berlin, den 21. Mai 1885. 

Sowohl bei Durchſicht der in Folge meines 
Circular⸗ Erlaſſes vom 7. Januar d. J. — 
U. III. a. 10051 — eingereihten Nachweiſungen 
über die Erfparniffe, welche bei den für das Etats- 
jahr 1883/84 zu Elementarfhulbauten aus dem 
Fonds Capitel 121 Titel 28a zur Verfügung ge- 
fiellten Unterftügungen eingetreten find, als auch 
andermweit habe id die Wahrnehmung gemacht, 
daß in mehreren Fällen bie Ausführung der 
Schulbauten, zu welchen Staatsbeihülfen bewilligt 
worden find, verzögert wird, und die dazu ber 


*) of, Rr. 11. 
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ftimmten Staat3mittel nicht baldige Verwendung 
finden; vielmehr auf längere Beit unbenupt zurück⸗ 
behalten werden. Der Grund hiervon liegt bald 
darin, daß die Vorbereitungen zur Bauausfuͤhrung 
Beiaaftung der Projecte und Koſtenanſchläge, 

terdingung des Baues, Wahl des Bauplapes, 
Sicherung der Materialien, Bereitftellung der von 
den Gemeinden zu leiftenden Baubeiträge u. f. w.) 
nicht rechtzeitig getroffen worden, bald aber aud) 
darin, daß bie engen von ber dieſſeits 
beabſichtigten Erwirkung einer Stantsbeihülfe und 
dem Betrage derjelben nicht & zeitig erfolgt, um 
den Bau noch in demjenigen Etatsjahr, für welches 
die Unterftügung gewährt wird, zur Ausführung 
bringen zu können. 

Um diefem Uebelftande abzuhelfen, will id die 
Königliche Regierung hierdurch ermächtigen, fortan 
ſchon von dem Beginn jedes Etatsjahres ab für 
das nädjitfolgende Etatsjahr, aljo gut ſchon 
von jetzt ab fir das Etatsjahr 1886/87, Anträge 
auf Gewährung von Staatsbeihülfen an unver- 
mögende Gemeinden und Schulverbände für Neu-, 
Erweiterungs- und Reparaturbauten an Elementar- 
ſchulen bei mir zu ftellen. Die ug ner Unter- 
ſtützungen dürfen aber in ihrem Gejammtbetrage 
die Summe von — Mt. jährlid) bis auf weitere 
Beitimmung nicht überjhreiten, und auf dieſe 
Summe find auch die bereit zugeficherten, fowie 
auch im Bedarfsfalle diejenigen Beihülfen, welche 
in etwaigen mir zum Berichte zugefertigten und ber 
Königlihen Regierung zu gleihem Zwecke über- 
fandten Ymmediatgefuhen erbeten worden find, 
vorzugsmeife in Anrechnung zu bringen. 

ie Königliche Regierung hat nunmehr unter 
Beachtung der in dem @ircular - Erlaffe vom 
24. November 1883*) — U. III. a. 20511 — 
fonft getroffenen Beftimmungen nad) und nad) über 
die einzelnen Baufälle Bericht zu erflatten bezw., 
ſoweit Die Bauprojecte dieſſeits bereit3 genehmigt 
und bie Unterftügungs-Anträge ſchon Früher ge 
börig begründet worden find, die in dem Circular- 
Erlaſſe vom 19. December 1884 — U. IIL. a. 21068 
— vorgefchriebene Nachweiſung —— In 
den beſonderen Berichten iſt ſtets der confeſſionelle 
Charakter der Schule anzugeben und die erforder⸗ 
lie — elle rechnungsmäßig nachzuweiſen. 
In letzterer Beziehung Hat die Königliche Regie— 
tung aud) zu beachten, daß die von den Gemeinden 
etwa anzufammelnben Baubeiträge und die von 
verfügbaren Beftänden etwa auftommenden Zinfen 
ſtets dis zu dem Beitpunfte der Bauausführung 
mit in Anfag gebracht werden müffen. 

Ferner made ich der Königlichen Regierung 
ur Pflicht, eine Baubeihülfe erft dann nachzu— 
Ken, wenn mit Sicherheit anzunchmen ift, daß 
der Schulhausbau in dem betreffenden Etat3jahre 
aud wirklich im Wefentlichen vollendet werben fanın. 
Treten wider Erwarten demnächſt unvorhergefehene 
Hinderniffe ein, fo daß die Bauausführung in dem 
betreffenden Etatsjahre nicht erfolgen kann, fo ift 
mir davon fofort Anzeige zu erjtatten, damit event. 
der verfügbare Betrag anderweit verwendet wer— 
den Tann. 

Eine Gewährung von Baubeihülfen in Raten 


*) Dben Rr. 11a. 





Staatsunterftügungen zu Schulbauten. $ 296. Nr. 18. 


für zwei und mehrere Jahre findet in der Regel 

nicht ftatt, wie aud) Unterftügungen an Gemeinden 
u bereit3 ausgeführten Schulbauten ebenfalls der 
egel nach nict bemwilligt werben. 

Sr eine Beihülfe für einen Schul- und Küfter- 
oder Organiften= ꝛc. Hausbau erforderlich, fo iſt 
Betreff der Schule und Kircheninterefienten ber 
unbeibringliche Betrag getrennt nachzuweiſen, und, 
da die Beihülfe zu dem firchliden Bau nad 
wie vor aus dem Ällerhöchſten Dispoſitionsfonds 
bet der General- Staatöfaffe erbeten wird, ber 
desfallfige Antrag gemäß den hierfür maßgeben- 
den Beitimmungen durch Beibringung ber borge- 
fchriebenen Bräfintions-Radmeifungen u. ſ. mw. zu 
begründen.*) 

mſoweit die Königliche Regierung nicht ſpä— 
teftend biß zum 1. März jedes Jahres An— 
träge auf Gewährung von Unterftügungen ftellt, 
behalte ic mir vor, über die Verwendung des 
Neftbetrages der oben bezeichneten Summe zu 
—— in anderen Bezirken Verfügung zu 
treffen. 

Schließlich veranlaffe ich die Königliche Regie 
rung noch, jowohl von der Bauausführung jelbft 
bezw. von der Auszahlung der Unterjtigung ald 
auch von der eingetretenen Erſparniß an derſelben 
mir in jedem einzelnen Falle jofort und ſpäteſtens 
bis Ende Januar jeden Jahres befondere An— 
eige zu erftatten. Eine gleiche Anzeige, fomeit 
fie nicht bereit3 erfolgt ift, erwarte ih aud) Be 
treff3 der für die Etatsjahre 1883/84 und 
1884/85 bewilligten Unterftügungen, von denen bie 
erfteren im Centrafblatte der Unterrichts-Verwal⸗ 
tung (von 1884 Seite 478 ff.) befannt gemacht 
worden find, die legteren demnächſt ebendaſelbſt 
werben abgebrudt werben. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Boßler. 


Un 
ſammtliche Königliche Regierungen. 
V. M.2. V 


18. Controle über die Ausführung von Schul: 

ze. Banten, für welche Guadeugeſchenle gewährt 

find; . Termine für Zahlung der Staatögelder; 

Umfang einer Mitwirkung der Stantöbanbeamten 
bei folden Bauten. 


Berlin, den 21. October 1882. 

Auf den Bericht vom 16. Auguſt d. 3. eröffne 
ih im Einvernehmen mit dem Herrn Minifter 
der öffentlichen Arbeiten der Königlihen Regie 
rung, wie bei der Beitimmung des Circular-Er- 
laſſes vom 20. Januar v. J. (III. 18679 M. d. 
öff. Arb. — G. I. 36 M. d. g. N.)**) über bie 
Inanſpruchnahme der Baubeamten bei Gemeinde- 
bauten, welche mit Gewährung von Gnadenge— 
ſchenken zur Ausführung gelangen, angenommen 
ift, daß der Staat neben der Geldunterftügung 
nicht aud) noch die weitere Beihülfe einer Controle 
der Bauausführung durch feine Baubeamten übers 
nehme. Es iſt vielmehr vorausgeſetzt, daß, wie 
dies bei dem bei weitem größten Theile der Ge— 
meinden der Fall ift, dieſe auß ihren eigenen 


of. unten Rt. 19. 
9 3 301 Rt. 2 
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Mitgliedern die geeigneten Kräfte auswählen ober 
durd Annahme von Sachverſtändigen dafür for- 
gen müffen, daß eine forgfältige Ueberwachung 
der Ausführung ihrer Bauten ftattfindet. Wie 
der Staat vor etwaigem Schaden bezüglich feines 
Beitrages zu bewahren fei, ift bereit3 in den von 
der Königlichen Regierung angezogenen Circular- 
Erlaffen vom 26. Auguft 1843*) und 30. No— 
vember 1874 *) angedeutet worden, indem dort 
empfohlen wird, die Staatsgelder erft nad ber 
Abnahme des Baues durch den Baubeamten aus— 
zahlen zu Taffen. 

Es Tann zu dem Bmede in den Entreprije 
Verträgen ausbedungen werben, daß bie Unter- 
nehmer als Reftzahlung auf ihr Guthaben ben 
ratirfihen Betrag des Staatsbeitrages erhalten, 
deſſen Auszahlung erft nad) der Abnahme des 
Baues erfolgen werde. 

Dies Verfahren wird als allgemeine Regel 
binzuftellen fein. In befonders dringlicen Wus- 
nahmefällen tft zu erwägen, ob nicht Poioente und 
vertrauenswürdige Gemeinbemitglieber ober Beamte 
der Gemeinde reip. des Kreifes vorhanden und in 
der Lage find, über den Stand und die Beichaffen- 
heit des Baues eine glaubwürdige Beicheinigung 
augzuftellen, auf Grund deren die Königliche 
Regierung die Höhe der zu gewährenden Theil- 
fumme der Staatdunterftügung abzuſchätzen ver- 
möchte. — Die Eoncentration der Kräfte der Bau- 
beamten, welche im Intereſſe des Dienftes einge- 
führt worben ift, geftattet nicht, fie wieder mit den 
früher etwa von ihnen —— nen Control⸗ 
reiſen zu beauftragen. Die beantragte Aenderung 
des Erlaſſes vom 20. Januar dv. J.) würde 
nur die dienſtlichen Intereſſen in unzuläffiger 
Weiſe fchädigen. 

Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Barthaufen. 


bie gonigliche Regierung zu R. 
Eee 


19a. Unterſtützungen für Kirdhen-, Bfarr-, 
Küfter- und Shulbanten. Eircnlar-Refeript 
der Königlichen Minifterien der geiftlichen, Unter- 
richts⸗ und Medicinal- Angelegenheiten und ber 
Finanzen vom 2. Nov. 18877) an ſämmtliche 
Königl. Regierungen, ausſchliehiich der Nheini- 
fen nnd derjenigen zu Stralfund und Potsdam. 


Es ift von den unterzeichneten Minifterien 
wahrgenommen worden, daß bei ber Vorbereitun; 
der höheren Orts zu formirenden Anträge au 
außerordentlihe Unterftügungen für Kirchen-, 

farr- und Schulzwede uicht von allen König: 
lichen Regierungen gleiäförmig verfahren wird, 
und daher die Beforgniß entftanden, daß, da dieſe 
Anträge ohnedies von Jahr zu Jahr fich verviel- 
fältigen, und dieferhalb eine ſtrenge und forgfäl- 
tige Auswahl unter legteren um fo nöthiger wird, 
nicht immer die Bedürftigften auch die Begün- 
ftigften fein werden, vielmehr nicht felten die Zu- 
eingfi en vor den Bejheidenen unverbiente Bor- 
züge erlangen. 

*) Minifierialbl. 1843 ©. 283. — of. nnten Rr. 20 (sub 6). 

**) Vorftehenb Rr. 14. 

»e.) 5 304 Nr. 2, 

4) of. oben Hinter Rr. 2 bie Berf. v. 12. Sep. 1842. 








459 


Zur Vermeidung dieſes Uebelſtandes und ber 
vielfachen Rüdfragen, welche durch die ungenü- 
gende Vorbereitung derartiger Geſuche in den 

rovinzen bisher öfters herbeigeführt worden 
ind, finden wir uns veranlaßt, die Grundſätze, 
nad melden Unterftügungsgefuche folder Art im 
Allgemeinen zu behandeln und vorzubereiten find, 
hierdurch zulammengefteft in Erinnerung zu 
bringen. 

Benn für kirchliche, Pfarr- oder Schulzwede 
die Hülfe des Staats in Anfpruc genommen 
werben fol, fo ift vor Allem zu prüfen, ob ber 
Zweck, welcher erreicht werben foll, ein nothwen⸗ 
diger, d. h. ob deſſen Erreihung in unjerem 
Staate in der gegenwärtigen Zeit durch die Rück- 
fit auf das ftete Fortſchreiten der Civilifation 
get jet. die Nothwendigkeit des Zweckes 

argethan oder überhaupt unbeſtreitbar, jo bedarf 
es noch der Unterfudung, ob die Erreichung des⸗ 
felben aus erhebligen Gründen durch ben Zu— 
tritt der allgemeinen Staatsfonds in ber Art be= 
dingt fei, daß ohne diefe Veihülfe der Zweck würbe 
aufgegeben werden müffen, oder ob wenigſtens 
befondere Gründe obwalten, um eine Mitwirkung 
bes Staat für die vollftändigere Erreihung des 
zu erftrebenden Zwecks als empfehlenswerth und 
dem dafür in Anfprud) genommenen Aufwande 
eatipreiien erfcheinen zu laflen. " 
uß zur Erreihung des Zwecks zur Auffüh— 
rung don Gebäuden gefchritten werben, fo muß: 

1) aud) deren Nothwendigleit dargethan fein, 

und der Betrag der zur Ausführung erfor- 
derlichen Koften dur techniſche Beranicla- 
gung oder wenigftens durch einen auf ſach⸗ 
verftändiger Abſchätzung beruhenden und in 
Beau auf den Umfang des Baues und auf 

die Weife der Ausführung genügend erläu- 
terten Koften-Ueberfchlag ermittelt werben.*) 
Bei Ausarbeitung der Baupläne und An- 
ſchläge muß das nad) obigen Borausfegun- 
gen Peftgefteite Vedürfniß erhdfichtiget, eber 
unnüße Luxus vermieben, und diejenige Bau= 
art gewählt werben, welche neben einer zwed- 
mäßigen Sparfamteit zugleich für bie Tän- 
gere Dauer des Gebäudes Bürgſchaft leiftet, 
und in der äußern Form ſowohl als in der 
inneren Einrihtung den Forderungen ber 

Baukunſt entfpridt. Es verfteht ſich alfo 

von felbft, daß fo wenig eine ſolche Bauart 

empfohlen oder vorgefchrieben werben darf, 
bei welcher ein geringerer Koſtenaufwand 
durch Mangel an Dauerhaftigkeit und Bwed- 
mäßigfeit überwogen würde, eben fo wenig 
auch durch die einjeitige Verfolgung äfthett- 
fcher und fünftleriiher Rüdfichten die wahre 
durch die jeweiligen Zuftände ber Staatd- 
taffe gebotene Wirthlichkeit beeinträchtigt wer⸗ 
den fol, 
Sodann tft 

2) zu ermitteln und nachguveilen, welcher Theil 
der Baufoften durch Beiträge aus dem vor- 
handenen Societäts · Vermögen, alfo bei Baus 
ien an Kirchen, Pfarrer⸗ und Küſterwohnun⸗ 
gen durch Beiträge aus dem Kirchenärarium 


*) of. oben hinter Rr. 2 die Verf. v. 12. Sep. 1842. 


ohne Nachtheil für die auf daB letztere hin⸗ 
erwiefenen und wirklich nothwendigen fort- 
aufenden Ausgaben (88 712, 713, Titel 11 
und 8 37 Titel 12 Theil II des Allgemeinen 
Landrechts), ferner durd) die von dem Pa— 
tron, von der Commune, oder bei Pfarrbau- 
ten, von dem Pfarrer unentgeltlih herzuge⸗ 
benden Baumaterialien G 729 und 737 
Titel 11.1. c.), fowie dur) Benugung ber 
Materialien ober durch Verlauf der alten 
Kirchen⸗ und Schulgebäude, foweit biefelben 
durd) den Neubau entbehrlich werben, durch 
freiwillige Gaben u. f. w. gededt werben 
tann,*) 
Endlich 

3) bleibt auf das forgfältigfte zu unterfuchen 
und nachzuweiſen, in mieweit*) die Kirchen- 
und Schulgemeinde den nad Abzug aller 
folder Zuſchüſſe aus dem Kirchen⸗ oder Com⸗ 
munal-Bermögen u. ſ. w., jowie ber etwaigen 
Gelbbeiträge des Patron und bes Werthes 
der von den Landgemeinen unentgeltlich zu 
leiftenden Hand⸗ und Spanndienfte ($ 714 
1. 0.) verbleibenden Reſt der baaren Baus 
toften ohne Gefahr für die Erhaltung im 
leiftungsfähigen Buftande, aus eigenen Mit- 
teln aufzub: ngem oder doch anzuleihen und 
das geliehene Capital allmählich wieder ab- 
zutragen im Stande ift. 

Um die Präftationzfähigkeit der Gemeinen und 
danach das Unterftügungs-Bebürfnik bei geift- 
lichen und Schulbauten**) beurtheilen und bemej- 
fen zu können, ift eine Nepartitionstabelle der 
gi) ammten, auf die Gemeinde fallenden baaren 

jaufoften mit erläuternden Bemerkungen über 
die Erwerbs: und Mbgaben-Berhältniffe der ein- 
ginen Mitglieder der Gcmeinde aufzuftellen. Bei 

nfertigung dieſer Nachweiſungen lann e8 auf 
eine volftändige fpecielle Ermittelung des reinen 
Ertrages des landmwirtbfchaftlichen und fonftigen 
Erwerbes der Mitglieder der betheiligten Gemein⸗ 
den nicht abgefehen fein, zumal folde Ertrags- 
Abihägungen, befonders bei kleineren Aderwirth- 
ſchafien, ein zuverläffiges Nefultat in der Regel 
a gewähren und der Natur der Sache nad) 
nicht gewähren fünnen. Es wird genügen, wenn 
namentlih bei Landgemeinden die Grundbefiger 
nad) den im Leben felbft hervortretenden Wbitu= 
fungen und nad ben ortsüblichen Benennungen 
als Bauern, Colonatöbefiger, Büdner, Coffäthen, 
Häugler, Einlieger u. f. w. mit Angabe ber 
Morgenzahl, und foweit möglich des Erirags der, 
Befigungen, dann die Gewerbetreibenden, unter 
Ungabe ihres Gewerbes und deffen ungefähren 
Umfanges, endlich Bieienigen Ortseinwohner, welche 
weder Grundeigenthum befigen, noch ein Gewerbe 
— im engeren Sinne des Wortes — treiben, 
unter Angabe der Größe ihres Hausſtandes und 
der Art ihres Nahrungs-Erwerbes, aufgeführt 
werben. Dabei find die Abgaben ber einzelnen 
©emeindemitglieber an den Gutsherrn, an die 
Geiftlichleit und Schulen und zu andern fortdau⸗ 
ernden Communal- Bebürfniffen, ingleichen an 
Seuer-Societütd-Beiträgen u. |. iv. fo genau als 

*) of. oben hinter Rr. 2 bie Berf. o. 12. Sep. 1812. 
»*) Zür bloße Säulbauten of. Rr. 11. 
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möglich, endlich, foweit fich die mit Zuverläffig- 
feit ermitteln läßt, die Beträge der auf den 
Grundbefigungen haftenden Hypothelenfhulden an- 


gugeben, 

it den Städten ift ebenfall3 mit analoger An= 
wendung dieſer Vorſchriften zu verfahren, und 
werden überall diejenigen Beftimmungen, melde 
Behufs der Aufftellung und Erläuterung ber 
Rlafenftener-Wufnapme-Üiften ertheilt find, auch 
bei der Fertigung der hier in Rebe ftehenben Re—⸗ 
partitionliften mit Nugen beachtet werben kön⸗ 
nen.*) ebenfalls ift in die letzgedachten Liften 
ber Betrag der, von jedem Beitragspflichtigen zu 
entrichtenden Grund⸗, Klaffen und Gewerbefteuer 
(abgefondert für jede biejer Steuerarten) aufzu⸗ 
nehmen. 

Den Landräthen, an melde die aufgeftellten 
Kiften zur erjten Prüfung gelangen müßen, wird 
e8 bei legterer beſonders obliegen, nad vorgän- 
giger örtlicher Revifion darüber ihr Gutachten zu 
geben, ob nit durch minder koftipielige Ausfüh- 
rung be3 Baues, durd) Reparaturen oder An— 
bauten, ftatt des vorgejchlagenen Neubaues, durch 
zwedmäßige Benutzung anderer ſchon vorhandener 
Gebäude u. f. w. der Koftenaufwand vermindert, 
oder durch Verſchiebung gleichzeitig projectirter 
Bauten auf eine längere Reihe von Jahren oder 
durch Aufnahme von Capitalien, für deren Ber- 
zinfung und fucceffive Abbürdbung die Kommune 
u forgen Hat, die Belaftung ber Gemeinde er= 
feichtert werden kann. Sie haben ferner ihr 
Gutiachten fowohl über die auläifige Höhe, als 
über ben zur — 7* der Gemeinde⸗ Bei⸗ 
träge angenommenen offtab abzugeben, und 
wo fie benfelben zu einer gerechten und den Kräf⸗ 
ten der Beitragspflichtigen entiprechenben Ver⸗ 
teilung der Laſt nicht angemefjen finden, biefer- 
Halb anderweite Vorſchläge abzugeben und we 
nigitens an einzelnen Beihpielen der aufgeftellten 
Rolle zu zeigen, wie fie danach die Vertheilung 
der Beiträge ftellen würde. Geſtützt hierauf hat 
ber Landrath alsdann fi pflichtmäßig barüber 
auszufpredhen, ob und welche Unterjtügung aus 
Staatslaffen zu dem Bau für erforderlih zu 
Leo ift und nad) Billigkeit fi) befürworten 


Im Allgemeinen werden desfallfige Anträge 
nur dann zur Befürwortung fi eignen, wenn 
durch anfergewöhnlicde und unverfchuldete Un— 
lüdsfälle die Gemeinde, welcher die Xeiftung ob⸗ 
iegt, Hierzu außer Stand gefeßt ift, auch ander⸗ 
weite Kreis⸗, Provinzial- oder Societäts-Fonds, 
aus denen eine Mebertragung erfolgen könnte, 
nicht vorhanden find: oder endlih, wenn ander= 
weite erhebliche Momente anzuführen find, welche 

ar eine rechtliche Berpilätung der Staats⸗ 
jaffen zur Uebernahme der Baukoſten nicht be= 
ründen, aber eine Beihülfe hierbei, fo weit Die 
eiftungsfäbigfeit der Gemeinde nicht ausreicht, 
ausnahmsweiſe für billig erachten laſſen. 

Sit der Bau, für melden die Unterftügung 
nachgeſucht wird, durch Brandſchaden herbeige- 
führt, fo bleibt zu unterſuchen, ob und weshalb 
die eingeäfcherten Gebäude, fei es gar nicht oder 


*) of. nachſtehend Rr. 19b. 
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nicht ihrem Bauwerthe entſprechend, gegen Feuer⸗ 
ſchaden verſichert worden find; und es werben, 
wenn ſich hierbei nach adtätfgtei ober fonftige 
Verſchuldung der Gemeinde ergiebt, die desfalli- 
gen Unterftügungs-Anträge einer um fo ftrengeren 

eurtheilung unterliegen müſſen, auch jedenfalls 
Veranſtaltungen zu treffen ſein, für die Folge ähn- 
lihenlingebü if en unblebelftänden zu begegnen.*) 

Nach eben diefen Gefihtöpunkten hat ſodann 
auch die Königliche Regierung die von den Land» 
räthen begutadhteten Anträge einer weiteren Er- 
örterung zu unterwerfen, und danach, beſonders 
in den Fällen, in welchen von den unterzeichnes 
ten Minifterien Bericht erfordert ift, ihr — 
ten abzugeben, anderweite an biefelbe gelangende 
Anträge diefer Art aber, 17 weit fie Ihrem pflicht- 
mäßigen Ermeſſen nad} ſich nit zur Berüdfichti= 
aung eignen, ſogleich und beftimmt zurüdzumeifen. 

e Königliche Regierung hat babei zugleich zu 
prüfen, ob insbeſondere bei ſoichen Bauten, meide 
durh Unglüdsjälle veranlaßt find, die Unter: 
ftügung zwedmäßig durch Verſtattung einer all- 

emeinen, oder auf die Provinz, oder auf den 
egierungs-Bezirken beſchränkten Kirchen-Eollecte 
gewährt werden tönne.**) 

Wenn es endlich nicht möglich fein würde, für 
jeden derartigen Fall, in welchem auf Unter 
ftügung angetragen wird, im Voraus die Merkmale 
aufzuftellen, nach welchen die Befürwortung ober 
Burüdweifung des Antrages zu Kenn: fo bleibt 
e3 um fo mehr ber pfli_htmäßigen Fürſorge ber 
Königlichen Regierung überlaffen und empfohlen, 
in Ihren Berichten aud) diejenigen Momente ge— 
——— u würdigen, welche aus einem allge— 
meinen Geſichtspunkte und über das örtliche Be— 
bürfniß hinaus der in Antrag gelommenen Gna- 
denbewilligung in fofern das Wort eben können, 
als dadurch auf Wedung und Erhaltung eined 
tirhlihen Sinne und auf die Belebung ächt 
patriotiſcher umd loyaler Gefinnung hingewirkt 
werden ſoll. Bei dergleichen Berichterjtattungen 
hat übrigens (wie unter Bezugnahme auf die 
aus dem Finanz-Minifterio ergangene Eirculars 
Verfügung vom 30. März 1830 (Anlage a.) in 
Erinnerung gebracht wird) jebesmal die Regie 
rungs-Wbtbeilung für directe Steuern, Domänen 
unb $orftverwaltung zu concurriren, und bleibt 
es deren Sache, ſich insbefondere über alles, was 
auf die Leiftungsfähigkeit der Gemeinde und auf 
die Höhe ber von berfelben zu leiftenben Beiträge 
Bezug hat, beftimmt zu äußern.***) 

ur leichteren und gtelcämähigeren Beurthei= 
fung derartiger Anträge bleibt enblih ber Kö— 
niglihen Regierung überlaffen, den Landräthen 
neben der denjelben hiernach zu ertheilenden In⸗ 
ftruction auch ein Schema zu den weiter oben 
erwähnten Repartitionsliften mitzutheilen.}) 

Belanntmadhungen durch die Amtöblätter aber, 
oder von Seiten der Landräthe durch die Sreid- 
blätter find zu vermeiden, da es ſich hierbei 
überall nur um ausnahmsweiſe und felten vor⸗ 
kommende Bewilligungen handelt. 


of. oben &. 453 (Anh. 
ech De r.2. 
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Anlage a. i 

Die dortige Königliche Megierung ift von Sei⸗ 
ten de3 Königlichen Minifterrums der geiftlichen, 
Unterrit3- und Mebicinal-Ungelegenheiten un⸗ 
term 18. Februar 1830 [Annalen ©. 89) ange 
wiefen worden: 

bei Anträgen um @elb-Unterftügungen für 
arme &emeinden pm Aufbau ihrer Schul 
bhäufer jebesmal die bebrängten Verhältniſſe 
der Communen gehörig zu berüdfichtigen, 
und alle derartigen Baue vorher auf das 
forgfältigfte zu erwägen, auch bei Aufftellung 
der Brojecte nur auf das nothwendige Raum⸗ 
bebürfniß zu joen; ftet3 aber eine folde 
Bauart u wählen, die den in ber Nähe vorhan- 
denen billigften Materialien und niedrigſten 
Arbeitspreijen entſpricht, um danach den Ge- 
meinden und aud) den Staatsfaffen bei dem 
Bau der Schulgäufer jede nur mögliche Er- 
leiterung und Erjparung angebeihen laffen 
zu können. 

In Folge diefer Beſtimmung veranlafle ih das 

Königliche Regierungs-Präfidium hiermit, es an⸗ 
zuordnen und Darauf zu balten, daß über alle 
u machende Anträge in geiftlihen und Schul 
Ungelegenbeiten, bei welchen e8 auf Bewilligung 
aus Domänen-Fonds oder aus Gtaats-Forften 
oder bei denen e8 auf Bahlungen aus anderen 
als etatsmähigen Fonds und überhaupt auf Anz 
weiſung ertraorbinairer Unter ftügmg ankommt, 
ſich jedesmal zuvor mit der Regierungs-Abthei— 
lung für die Domänen und Forſten, rüchſichtlich 
der darauf ſich beziehenden Verhältniſſe der be= 
theiligten Individuen und Communen, berathe, 
und nie einfeitig, fondern ſtets gemeinſchaftlich 
mit dieſer Behörde berichte. 

Berlin, den 30. März 1830. 

Der Finanz-Minifter, 


An 
Himmtlige Königlige Regterungss Präfibien. 
(A. XXL 961.— 4. 82, im Centralblatt nit 
abgebrudt.) 


19b. Anfftellung von Iubividnal-Repartitionen 
bei Beantragung von Guadengeſcheulen zu 
Küfter- und Schulbanten. 
Im Einverfi erg en 1868, 
mverſtändniſſe mit dem Finanz⸗ 
miniſter eröffne ich der Königlichen Regierung 
auf den Bericht vom 23. October v. J., daß es 
bei der durch die Gircular-Verfügung vom 2. No- 
vember 1837*) vorgefchriebenen reichung von 
Individual-Repartitionen bei Beantragung von 
Gnadengeſchenken zu kirchlichen und Schulbauten 
bewenden muß. 

Die bloßen Mafienftenerliften [auf deren Vor- 
legung wenn e3 fih um mabl- und ſchlachtſteuer⸗ 
pihtige Stäbte handelt, überhaupt verzichtet werden 
müßte), geftattet zwar ein Urtheil über die Leiftungs- 
kraft und Anleihefähigkeit der in den betreffenden 
Oriſchaften befindlichen einzelnen Beitragspflichti⸗ 
gen zu geivinnen, fie reichen aber nicht aus, auch 
über die Leiftungsfraft und Anleihefähigkeit der 
Gemeinde im Ganzen, wobei die in bie Klafſen⸗ 


¶N Borfehenb. 
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ftenerliften nicht aufgenommenen Forenfen zu bes 
rüdfictigen find, zu urtheilen. ner verzeich- 
nen diefe Lilten überhaupt nur die Mitglieder be⸗ 
ftimmter Ortf&aften vefp, beftimmter bürgerlicher 
Gemeinden, welche abgejehen von confejlionellen 
Verfchiedenheiten, nicht immer mit ben unter 
ftügungsbebürftigen Kirchen- [oder Schuljgemein- 
den zujammenfallen. Auch fehlen in den Klaſſen⸗ 
fteuerliften fpeciele Angaben über die für die 
Kirchen und die Schulen von den Betheiligten 
aufzubringenben Leiftungen. Ebenfowenig führen 
dieje Liſten die Veitragäpflictigen unter Schei- 
dung ber Grundbefiger und der Gewerbetreiben- 
den von den übrigen Ortseinwohnern und, ſoweit 
fie ländliche Srtieaften betreffen, unter Sonde» 
tung nad) den in der Gemeinde vorlommenden 
bäuerlihen Abftufungen auf. 

Der Mangel derartiger Unterſcheidungen, das 
Fehlen einer überfihtlihen Bufammenftellung der 
in Betracht zu ziehenden Berhältniffe und der 
Umftand, daß in die Klaffenteuerliften viele 
Specialien aufgenommen werden, welche für den 
Bwed der Individual-Repartition entbehrlich find, 
würden eine ſchnelle Ueberſicht jehr —— be⸗ 
einträchtigen und ein Abwägen uͤnd Vergleichen 
einſchlagender Verhältniſſe mit einander, wenn es 
im einzelnen Fall überhaupt noch möglich wäre 
ganz erheblich erſchweren. —— kann in 
den Central⸗Inſtanzen nicht darauf eingegangen 
werden, aus den Einzelnheiten der Klafjenjteuer- 
liften diejenigen Momente, auf deren zufammen- 
sie etrachtung ed ankommt, zu jammeln, 
jonbern, gruppiren, ergänzen und jummiren, weil 
die Königliche Regierung nicht allein Ihre Vor— 
ſchläge jelbft näher zu begründen Bat, ſondern 
aud gehalten tft, die zu den Entſcheidungen in 
der Gentral-Inftanz nothwendigen Unterlagen 
fertig vorzulegen. Ebenfowenig kann erwartet 
werben, daß die nothwendige Vertheilung der zu 
beſchaffenden Bautoftenfummen auf die einzelnen 
——— hier erfolge. Denn abgeſehen 
davon, dab eine Einziehung von Baubeiträgen 
überall nur auf Grund vorangegangener Repar- 
tition erfolgen kann, ift aud ein Unterftügungs- 
Antrag [ebenfalls nur durch fpecielle Nachweiſung 
und Aufrechnung der als unbeibringlih zu er- 
achtenden ———— in einer beſtimmten 
Summe zu begründen. Sollten aber alle bie 
Seräimife, weiche durch eine vorihriftsmäßige 
SIndividual-Repartition in Kürze Mar gefteht 
werben können durch Berichtäerftattung im An⸗ 
ſchluß an die Klafjenfteuerliften erläutert reſp. 
ewürdigt werben, fo würde unzweifelhaft das 

chreibweſen vermehrt, ftatt vermindert werben. 
Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 

von Mühler. 


&n 
edle 
190 


Kal d ontn, Berfücn — u 

ach ber Circular⸗ gung vom 9. Januar 
MD. 9.9. 39508 U.) 
kann von den in der Eircular-Berfügung vom 


®) Oben Rr. 3. 





Staatöunterftügungen zu Schulbauten. 8 269. Nr. 190. 


2. November 1837*) — 14556 IL M. d. g. A. 
IV. a. 9635 F.⸗M. — vorgejdriebenen Indi— 
vidual-Repartitionen zur Beihlußnahme, ob und 
in weldem Umfange BausUnterftügungen aus 
Staatsfonds zu Gunſten von Kirchen- reſp. Schul- 
Verbänden flüffig zu machen find, nicht abgejehen 
werden. Um aber die Aufitellung diefer Nad- 
meifungen thunlichſt zu vereinfachen und zugleich 
deren Gleichförmigkeit zu erzielen, beftimmen wir 
Folgendes: 

1. Es fann davon abgejchen werden, die nicht 
zu ben Grundbefigern gehörenden Beitragspflich- 
tigen einzeln zu verzeichnen, bei jedem ber 
grundbefigenden Veitragspflicytigen den Ylächen- 
inhalt und den Verkehrswerth ihrer Beftgungen, 
die Größe ihres Haus- und Viehſtandes, die 
Art ihres Erwerbes und ihre Beiträge für Com— 
munai⸗, Kreis- und Provinzialziwede, bei den ge= 
werbetreibenden Beitragspflichtigen Art und Um= 
fang ihres &emwerbebetriebes und bei den Haus- 
eigenthümern die Höhe ihrer Feuerkaſſenbeiträge 
aufzuführen. 

2. a8 die Gruppirung der Beitragspflichtigen 
anlangt, fo ift deren Sonderung nad) den Unter- 
ſcheidungen zwiſchen Grund: refp.HaußeigentHümern 
und andern a beizubehalten. 

3. Iſt daran feitzuhalten, ſämmtliche mit 
Grund= ober Haußbelig verjehene Mitglieder, ein- 
ſchließlich der zu einer befonderen Gruppe zu 
— Forenſen, einzeln zu verzeichnen und 

i 


unter ſich, bei den ländlichen Gemeinden nach den 
innerhalb derſelben beſtehenden Categorien von 
Bauern, Halbbauern, Büdnern oder dergl., ober, 
wo folde Wbftufungen fehlen, nad) der Höhe der 


Grund⸗ reſp. Gebäudefteuerbeträge ihrer Bejigun- 
gen, zufammen zu ftellen. 

4, Ba den einzelnen grumdbefigeriden Beitrags- 
pflicätigen bleibt zu verzeichnen, mit welden 

chulden fie beihwert find, und welde Leiftun- 
gen an Staatsjteuern, an procentualem Zuſchlag 
der legteren für fortbauernde Communal-, Kreis- 
und Provinzialzwede, ferner an fortdauernden 
Bichen, Pfarr⸗ und Sculabgaben (wobei Hin- 
fihtlih derjenigen Gemeinden, in welden auch 
diefe Abgaben durchgehends mittels einheitlichen 
Zuſchlages zur Staatöfteuer erhoben werben, gleich- 
falls die Angabe des bezüglihen Procentjages 
genügt) und an fonjt etwa vorkommenden Socie⸗ 
tätsbeiträgen, fowie an gutsherrlichen refp. Renten- 
bankrenten ihnen obliegen. 

5. Alle nicht grundbefigenden Beitragspflichtigen 
find nur fummarifh unter Angabe der in jede 
einzelne Stufe der Klaſſen- oder Eintommenfteuer 
treffenden er von Haushaltungen bezw. Einzeln- 
fteuernden aufzuführen. Ebenſo find bei diefen zu 
jeder Stufe, —** nicht ſchon mit der Angabe 
über den allgemein feſtſtehenden Procentſatz des 

iſchlages zur Staatsſieuer auszureihen ift, nur 
ummarijd) die Beträge derjenigen Abgaben zu 
verzeichnen, welde die Beitragöpflichtigen der be- 
treffenden Stufe zufammengenommen an Abgaben 
einerfeit3 zu Communal-, Kreid- und Provinzialz 
wecken, ſowie andererſeits für Kirche, Pfarrei und 
Eur zu zahlen haben. 


*) Borfiehend Rr. 190. 
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6. Das Gewerbefteuer-Auftommen ift bei den 
grundbefigenden Beitragspflichtigen ſpeciell zu ver- 
ginen, bei allen übrigen Contribuenten auf die 

ngabe des von ihnen zur Hebung gelangenden 
Gejfammtbetrages mit fummarifher Anführung 
der Bahl der zu diefer Steuer veranlagten, nicht 
grundbefigenden Verbandsmitglieder zu beſchränken 
und die biesfällige Angabe am Schluß der bezüg- 
lichen Eolumne gu machen. 

7. Die in die Repartition aufzunehmenden 
Columnen zum Nachweis der umgelegten Bau- 
beiträge, ſowie ber für beibringlich refp. nicht 
beibringlid zu erachtenden Beiträge find unter 
Angabe bes angemwendeten Bertheilungsmaßitabes 
in der zuerft gedachten Columne mit der Maß— 

jabe beizubehalten, daß bei den ſummariſch nad) 

teuerftufen zufammengefaßten Contribuenten 
auch die Beiträge, welche auf die Contribuenten 
jeder Stufe fallen, ſummariſch verzeichnet werden. 

8. Bei Aufftelung von Repartitionen für 
ftäbtifhe Gemeinden find mit Rüdfiht darauf, 
daß in letzteren ftet3 eine Anzahl von Beamten 
zu fein pflegt, welche nur einer bejchräntten Her⸗ 
anztehung zu den Gemeinde- und Gocietäts- 
Abgaben unterliegen, bie zu dieſer Categorie zäh- 
lenden Contribuenten in einer gejonderten &ruppe 
aufzuführen. 

9. Außerdem find die von dem Kreislandrath 
tefp. Amt und hiernächſt von der Finanz-Abtheis 
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kung der Regierung rejp. Landdroſtei über bie 
Individual- Repartition und das eig pa wein 
mögen der Betheiligten abzugebenden Yeußerun- 
gen für die Folge darauf zu erftreden, — und 
dieferhalb ift eine ausdrückliche Anordnung zu 
ertbeilen, —- daß regelmäßig das Verhältniß des 
derzeitigen Verkehrswerthes des in der betreffen- 
den Gemeinde vorhandenen Grunbbefiges zum 
Betrage ber Örundfteuer vermerkt und ferner an= 
gegeben wird, ob nach ber Ueberzeugung bes Land⸗ 
tath3 reſp. Amts, der Finanz⸗ Sthelung der 
Regieruug und Landdroftei bei der gr 
zus Klaſſen⸗ reſp. Eintommenfteuer in der That 
bie volle Leiftungsfähigkeit der betreffenden Con- 
tribuenten Verüd: Nötigung gefunden hat, event. 
in wieweit überfchläglid dies als nicht erreicht 
anzunehmen ift. 

ur Ausfügrung obiger Anweifungen ift bei- 
folgendes anleitendeg Schema (a) entworfen. 

Der Finanz Minifter. 
ECamphaujen. 


Der Minifter der rt 20. Angelegenheiten. 
a 


Un 
die Königlichen Regierungen, anbbrofteien, Con⸗ 
ftorien und den Ober-Rirchen: 
zu Nordhorn. 
1 18097 3.-M. 
AR d. 3. A. 
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20. Vorbereitung der Anträge anf Guaden⸗ 
bewilfigungen für Kircen-, Bfarr- und Schul⸗ 
awede.*) 


Es ift neuerdings wahrgenommen, daß die An- 
träge auf —— — für Kirchen⸗, Pfarr⸗ 
und Schulzwede nicht mit derjenigen Genauigkeit 
vorbereitet werben, welde bringend erforderlich 
iſt, um über die derartigen, in großer Anzahl 
eingehenden Geſuche entſcheiden zu können. Zur 
Herbeiführung eines gleihmäßigen Verfahrens 
und zur Vermeidung zeittaubender Rüdfragen 
finden wir und daher veranlaßt, den mit ber Ve— 
arbeitung folder Anträge betrauten Behörden 
von den hierüber ergangenen Beftimmungen bie 
nadjfteheud aufgeführten zur befonderen Beachtung 
zu empfehlen. 

1. Die von dem Königliden Minifterium der 
geiftlihen, Unterrichts⸗ und Medicinal:Angelegen- 
beiten und dem Königlichen Finanz-Mintjtertum 
erlaffene Eircular-Berfügung vom 2. November 
1837,**) welde durch unferen Erlaß vom 
25. Januar 1838, IL Nr. 133 December 1837, 
den jämmtlihen Herren Lanbräthen, jowie den 
fämmtlihen Rent- und Domänen-Aemtern mit- 
getheilt ift. 

jejelbe ftellt in eingehender Weife die für bie 
Behandlung ber gedachten Materie maßgebenden 
Grundfäge zufammen und bildet die Grundlage 
alle fpäteren, denjelben Gegenſtand betreffenden 
affe. 


2. Das Mefcript des Königlihen Minifterti der 
geiftlichen, Unterricts- und Medicinal-Ungelegen- 
beiten de dato ben 18. Auguft 1841, dad durch 
unferen Erlaß vom 31. Yuguft 1844, LI. Nr. 265 
November 1842 ſämmtlichen Herren Landräthen 
publicirt ift. Danach fol jedem Geſuche um 
Gnadenunte: tügung ein Guiachten des Sreig- 
landraths darüber beigefügt werben, ob die be- 
treffenbe Gemeinde ſich nicht menigitend in ber 
Lage befinde, dur nme eines mit den 
davon zu berichtigenden Binfen allmählig zu 
amortifirenden Darlehns fi die nöthigen Mittel 
zum Bau zu verſchaffen, u ob nicht zum 
mindeſten die erforderlichen Koiten zum Theil und 
eventuell zu welchem, auf legterem Wege zu 
decken jeien. 
3. Die von uns unterm 20. October 1841, IL. 
Nr. 801 October 1841, an fämmtliche Herren 
Zandräthe erlafjene Verfügung, wonach dem für 
die Inbivibual-Repartition von und mitgetheilten 
Schema noch eine Rubrik und zwar zwiſchen ber 
vierten und fünften mit der Bezeichnung: 
Angabe des Beitrages, der hierauf nad 
äußerfter Leiftungsfähigkeit aufgebracht wer- 
den kann, 

Hinzuzufügen ift. 

4. Das von dem Königlichen Mintftertum ber 
geiftligen, Unterrichts- und edieinal-Ungelegen- 
beiten und dem Königlichen Finanz-Minifterium 
unterm 12. September 1842**) erlaffene Refcript, 


) Die Verfügung recapttultrt einige ältere Grlaffe, über 
Küfter: und Schulbauten, welde für blope Schulbauten aber nur 
noqh beſchrankte ig haben, es gilt bieß insbefonbere von 
den na = Rr. 1, 3, 6, 7, 10 allegirten Berorbuungen. 


=") Rr. 1: 
see) ef. oben Anh, I hinter Rr. 2 (6. 449). 
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publicirt durch unfer Circular vom 12. November 
1842, II. Nr. 265 Novmeber 1842, an ſämmtliche 
Herren Landräthe, jowie an ſämmtliche Domänen- 
und Rentämter. Daffelbe bildet eine ausführliche 
Ergänzung des Minijterial-Refeript3 vom 2. Ro- 
vember 1837. 

5. Die an dieſelben Behörden unterm 3. Octo- 
ber 1843, II. Nr.465 September 1843, von und 
erlaſſene Verfügung.*) Diejelbe bejtimmt ins— 
befondere, daß der betreffende Bau genau nad) 
den genehmigten Anſchlägen und Zeichnungen zur 
Ausführung gebracht werde. Gleichzeitig Er ans 
geordnet, dab die Gnadengeſchenke der Regel nad) 
erit nad) Abnahme bes Baues durch den Diftrictd- 
Baubeamten zur Bahlung angemiefen und Ter— 
minalzahlungen nur in Yusnahmefällen gewährt 
werben follen. 

6. Die an biefelben Behörden unterm 6. Juni 
1844 von uns erlaffene Verfügung, II. Nr. 1179 
Mai 1844. Darnach ift genen darauf zu jehen, daß 
die Summirung ber elnen Bahlen-Eolonnen 
in den Repartitions-Nachweiſungen jedesmal 
vor deren Einreihung vollftändig bewirkt werde.**) 

7. Das Refcript des Königlihen Minifterii der 
eiftlichen, Unterrichts und Medicinal-Angelegen- 
Beiten, de dato den 21. Juli 1852. Daſſelbe be 
ftimmt, daß in den Individnal-Aepartitionen die 
Klaffen- von der Kriegsſchuldenſteuer zu trennen 
und, fofern die Colonne „Grundſteuer aller Art” 
auch Domänenabgaben umfaffe, dieſe von der 
eigentlihen Grundfteuer zu fondern feten.**) 

8. Die Verfügung befjelben Königl. Minifterii 
vom 21. Auguft 1852, daß zu bereit außgeführ- 
ten Schulbauten grundjäglich feine Gnabengefchente 
gewährt werden. ***) 

9. Die Zerfügung deffelben Königlichen Minifterit 
vom 28. Juni 48564) — betreffend die raten- 
weife Anfammlung von Baumitteln 2c., — mitge⸗ 
theilt an ſämmtliche Herren Landräthe, fowie an 
fämmtlihde Domänen und Rentämter durch unfe- 
ven Erlaß vom 19. September 1856, II. Hr. 933 
September 1856. 

10. Die Verfügung deffelben Königl. Minifterii 
vom 29. November 1858. Darnach follen Gna— 
dengejchente zur Ausführung von Thürmen in der 
Regel nicht gewährt werden, weshalb bie Thurm⸗ 
baufoften von ben Koften des Kirchengebäudes zu 
fondern ſeien. 

Gleichzeitig nehmen wir Veranlafjung, darauf 
aufmerfjam zu maden, daß fünftig bei allen 
Gnadenbewilligungen bie betreffende Gemeinde auf 
die Nothwendigkeit, durch allmälige Anſammlung 
eines Fonda jowohl für bie laufenden Reparaturen, 
als auch für künftige Neubauten der Kirchen-, 
Pfarr und Schulgebäude die nothwendigen Mittel 
zu beihaffent), mit Ernft hinzuweiſen und derfelben 
indbejondere zu eröffnen ift, daß in künftigen 
Fälen Anträge auf Unterftügung aus Staats- 
mitteln nur dann befürwortet werden können, 
wenn überzeugend nachgewieſen fei, daß fie 
zur Anfammlung eines angemefjenen Baufonds 


=) Auf Grund bes Minifterial:@rfaffes vom 26. Hug. 1843 
290 — of. auch oben Rr. 14, 1a und 48. 


5 
EEE 
+) of. 6 304 Anh. L 
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Alles geleiftet Habe, was ihre Kräfte ihr nur 
irgend geftatten. Es ift Hierüber eine vollftändige 
Verhandlung mit der Gemeinde aufzunehmen 
und dafür Sorge zu tragen, daß die Erfüllung 
der Zuſicherung, melde die Gemeinde auf diejem 
Wege etwa abgeben wird, und die Ausführung 
der desfalls zu treffenden Anordnungen gehörig 
überwacht merbe. dlich wird noch darauf hin— 
gerviefen, daß unter jeber Individual-Repartition 
die Richtigkeit der Angaben über das höchſte 
Map der _Leiftungsfähigleit der Gemeinde von 
dem betreffenden Landrathgamte beſonders atteftirt 
fein muß. 
Frankfurt a. d. O., den 31. October 1859. 
Königlihe Regierung. 

Abtheilung für Kirchen⸗ und &gunmefen. 
an fümmtlie derren Bandrätkk, Rent: und 

omänensHemier. 


297a. Unterkübungen durch Sahrpreis- 
z an pe — 


1. € v. 29. April 1884 und €. des Min. d. Öffentl. 
Arb. v. 30. März 1884 und 8, Juni 1881 betr. 
die Fahrpreisermäßigungen bei Schülerfahrten. — 
cf. wegen der Taubftummen aud C.⸗Bi. 1882 ©. 5811. 

2. E. v. 26. Sehr. 1881 Betr. bie Kahrpreisermäßigungen 
für Theilnehmer ber Lehrerconferenzen. — of. 8 170 
Nr. 2. 


1. a 7 a bei 


Berlin, den 29. April 1884. 

Abſchrift anliegender Verfügung des gern 
Minifters der öffentlichen Arbeiten vom 30. März 
d. J. — U. b. T. 1635 — erhält das Königliche 
Provinzialſchulcolleglum zur Kenntniß und Nach⸗ 
adtung mit dem Auftrage, die betreffenden Schul- 
vorfteher uud Local-Schulinfpectoren mit den er- 
forderlihen Weifungen zu verjehen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lucanus. 


u 
ſammtlie Rönigtide Provingial-Schulcoliegien 
und ierungen, die Königlichen Gons 
83 a den 
= rat Li 
u an Raten, 


Berlin, den 30. März 1884. 
Bur Befeitigung von Zweifeln, welche über die 

Anmenbung ber durch den Erlaß vom 8. Juni 1881 

— IL b. T. 3553 (€. 8. O1. ©. 209)*) zur Er- 

leihterung der Shulfahrten genehmigten Fahr- 

preigermäßigungen entftanden find, beitimme ih: 

1. Die erwähnten Fahrpreisermäßigungen find 
auch bei Schulfahrten von Schülern ber Unter- 
ritsanftalten für Taubftumme und Blinde 
zu gewähren. 

2. Die ei igungen find nicht allein 
den Schülern öffentlicher Uuterrichtsanftalten, 
fondern aud) den Schülern derjenigen Brivat- 
en für die männliche und weibliche 

ugend zu beivilligen, welde, von ber 


*) Diefer Etlaß wird nachſtehend unter a. abgebrudt. 


Gäneider und von Bremen. Breußties Beltsjdmimeien. II. Bd. 
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Staatsregierung conceffionirt und 
beauffidtigt, bazu beitimmt find, den alle 
jemein bildenden Unterricht der Voltsſchule 
im weiteſten Sinne dieſes Wortes) oder der 
höheren Schulen zu erfegen, und zwar ohne 
Unterſchied, ob die Brivatihulen auüsſchließiich 
Externate oder zum Theil oder ausſchließlich 
Internate find. Ausgeſchloſſen find hiernach 
einerjeit3 die Fachſchulen (auch ortbildungss 
faulen), ſowen fie nicht außbrüdlich bezitglich 
der Fahrpreisermäßigung den übrigen Schulen 
leichgeftellt find, wie es zu Gunſten der Berg- 
fouten dur den Erlaß vom 19. October 1881 
. b. T. 6421 (€. ®. BL ©. 314) geichehen 
iſt, andererfeit3 Privatanftalten, welde nur 
der Erziehung dienen ohne zugleich Unter- 
richtsanſialten u fein. (Gemitienpenfionate 2.) 
Benn im einzelnen Falle ein Zweifel darüber 
entftehen follte, ob eine Brivatihule ſtaatlich con- 
eejftonirt und beauffichtigt ift und ob dieſelbe den 
vorbezeichneten Charakter einer allgemein bilden- 
den Schule trägt, jo ift die Gewährung der Fahr⸗ 
pueißermäßigungen von der Beibringung einer 
ezüglichen amtlichen Erklärung bed betreffenden 
Local-Schyulinfpectord abhängig zu machen. 
Der Minifter der öffentlihen Arbeiten. 
Maybad. 


A 
bie Königlichen "eifenbapn: Directionen — je 
befonders — 
I. b. T. 1636. 


a. 
Berlin, den 8. Juni 1881. 

Nach Einſicht der Verhandlungen der Staats— 
bahn-@onferenz vom 19. Mat d. J. zu Rr. 5 des 
Protocolles beitimme ich, daß für bie Gewährung 
von Fahrpreißermäßigungen an größere Ge= 
— nach Maßgabe der den Königlichen 

ifenbahndirectionen gegebenen allgemeinen Er- 
mächtigung, 

1. der Regel nad eine Theilnehmerzagl von 
30 Berfonen erfordert wird und im Allgemeinen 
nur dann Ausnahmen hiervon zugelaffen werben, 
wenn e3 fih um Reiſen zu wiſſenſchaftlich belehren: 
den Zmweden handelt. 

2. dasjenige Betriebsamt, bezw. diejenige König- 
liche Direction, in deren Bezirk die Reife angetreten 
wird, die Bewilligung ber Zahrpreißermäßigung 
für die ganze, vom Staate verwaltete Be: 
förberungsftrede zu ertheilen bat. 

Für die Erleichterung der Shulfahrten will 
id die Dejörberung von Schülergeſellſchaften, bei 
einer Theinahme von mindeitens 10 Perſonen 
(einjchlieplich der begleitenden Lehrer) zu den 
Sägen der Militärbillets genehmigen, auch 
nichts dagegen erinnern, daß bei Schulfahrten der 
niederen Klaſſen, deren Schüler im Allge— 
meinen dad zehnte Lebensjahr nicht über- 
ſchritten haben, je zwei Schüler auf ein Militär- 
billet befördert werden. 

Die nähere Beftiimmung darüber, ob bei Schul- 
fagrten jedem Schüler ein befonderes Billet eine 
zuhändigen fei, oder ob die Beförderung auf eine 
von den begleitenden Lehrern zu löfende Gefammt- 
legitimation zu erfolgen babe, wird den Könige 
lien Directionen überlafien. 

Doch iſt von allen in Berlin mündenden Staats⸗ 


J—— 
— Sen 


9 
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bahnen für die von hier ausgehenden Schul⸗ 
hrten übereinftimmend nad) dem von ber biefigen 
Öniglichen Eifenbahndirection anzugebenden und 
gehörig bekannt Ei machenden Modus zu verfahren. 
iejenigen Königlichen Verwaltungen, in beren 
Bereich die Ausflüge angetreten werben, find auch 
bei Schulfahrten ermächtigt, die Fahrpreisermäßi⸗ 


ungen für die ganze unter Gtaatöverwaltung 
—— Beförberungsftrede zu gewähren (oben 
zu 


Der Minifter der öffentfigen Arbeiten. 
Maybad. 


An 
ſammitliche Königliche Eifendapn-Direstion 
h Teste Sim) * 
b. T. 3663. 


8 2975. Unterfügung der Ichulgemeinden 
ıc. duch die Kreiſe ans der den lehtern 
duch das Gefeh vom 14. Mani 1885, beir. 
die Yeberweifung der ans landwirthfhaft- 
lihen Böllen eingehenden Beträge (lex 
quene), zugetheilten Summe. 


Vorbericht. x 


Nachdem durch das Reichsgeſetz vom 15. Juli 
1879, betreffend die Pc Zolltarifs, 
den Einzelſtaaten Summen überwieſen waren, 
wurde die Verwendung eines Theils derſelben zur 
Erleichterung der Communalverbände insbeſondere 
auch in ihren Schullaſten Gegenſtand legislativer 
Erörterung. Die bezüglichen von der Staats⸗ 
vegterung 1881 und 1882 vorgelegten Entwürfe 
tamen nicht zur Erledigung (of. oben Vorbericht 
zu 8 189). ei Gelegenheit der Erhöhung der 
ee ee Zölle im Jahre 1885 wurde 
diefelbe im Haufe der Abgeordneten aufs Neue 
angeregt (Antrag Huene und Genoſſen, Drudjade 
Nr. 59, Commiſſionsbericht Drudjade Nr. 202) 
und führte zu dem Gejeg vom 14. Mat 1885, 
Sefjeg- Sammlung Seite 128. Ueber die Bedeu— 
tung des Gejeges für die Unterrichtöverwaltung 
äußerte fi der Eultusminifter Dr. v. Goßler in 
der Sigung des Haufe der Abgeordneten vom 
2. Mai 1885 (Stenograppifche Berichte ©. 1671): 

„Wenn ich zu einer furzen Bemerkung das Wort 
ergreife, fo fann es nicht in ber Abſichi gefchehen, 
in die Beſchlüſſe, welche Ihnen zur Annahme 
ſeitens der Eommiffion empfohlen find, ein Loch 
machen zu wollen, oder nad) irgend einer Richtung 
ein Umendement zu empfehlen. Ich habe nur 
das Intereffe, einige Gefichtöpunfte heruorzuheben, 
welche die Unterrichtsverwaltung dem gejeßgeberi= 
ſchen Wege gegenüber, der hier bejchritten werden 
ſoll, hat, und zu biefem Zwecke anzufnüpfen an die 
Bemertungen der beiden Herten Abgeordneten 
v. Huene und v. Rauchhaupt, welche fi bemühten, 
wenn ich fo fagen darf, den Kreisverwaltungen 
das Gewiſſen zu jhärfen behufs einer vorfichtigen 
Dispöfition über die Gelder, melde ihnen durd 
das Geſetz neu zugeführt werben jollen. 

Das tann man wohl nicht in Abrede ftellen, 
daß der gegenwärtige Geſetzentwurf in zweierlei 
Hinfiht für die Unterritöverwaltung von Bes 
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deutung ift, einmal in der Hinfiht, daß Gelder, 
welche zu einer neuen Dotation der Schulver- 
bände und zu einer anderweitigen organijchen 
Regelung der Schullaften verwendet werden können, 
— dieſe Gelder vorläufig wenigſtens er 
werden, und zweitens in der Hinſicht, daß in das 
Voltsſchulweſen, welches nad der Verfafjung und 
nad unferer geſchichtiichen Entwidlung heute auf 
der einen Seite In den Händen der Schulverbände, 
theils aljo der politiſchen Communen, theil3 andrer 
Schulgemeinden, und auf der andern Seite in ben 
Händen des Staate ruht, eine neue Botenz hinein⸗ 
geſchoben wird: der Kreis, und zwar in einer Weife, 
die, wie aus dem Geſetentwurf hervorgeht, als 
eine organifihe nicht bezeichnet werben fann. Nach 
diefen beiden Richtungen übernehmen Sie und 
diejenigen, welche deninächſt das Gejeg auszu— 
führen haben, eine hohe erantwortung. Wir 
dürfen uns bier darüber nicht täuſchen, daß die 
Laſien des Bolksſchutweſens 9 und ſchwer em⸗ 
pfunden werden, der Grad der Beſchwerden wechſelt 
wohl unter Umftänden und wenn wir ſchon bei 
manden Gelegengeiten gehört haben, nad ber 
Abſicht, welche man durch die Schilverung der 
Voiksſchullaſten erreichen will — aber wenn Ste 
die Betitionen, welche Hier und im Herrenhaufe 
vorliegen — ich erinnere z. B. an die Petitionen 
aus der Grafſchaft Glatz — durchgehen, jo werden 
Sie doch anerfennen, daß die Schullaften jehr 
ſchwer gefüglt werden und am ſchwerſten deshalb, 
weil die Höhe der Schullaft und bie Höhe der 
Präftationdfäpigkeit nicht immer gleihen Schritt 
miteinander halten. Wenn Sie die Güte haben, 
nur drei Jahre zurüdzudenten und ſich des Ber- 
wenbungögejegentwurf® von 1882 und defien Be 
gründung zu erinnern, fo werben Sie aus den 
damals angeführten Beijpielen erjehen, wie die 
Laft der Schulunterhaltung, ausgebrüdt in der 
Höhe der perfönlihen Koften, aljo in der Höhe 
des Betrages, welchen die Unterhaltung einer 
Lehrerſtelle nöthig macht, relativ höher ift in den- 
jenigen Gegenden, welde nad den gejammten 
Steuerverhältnifien in der Leiftungsfähigkeit zurück⸗ 
ftehen. Es liegt dies in der Natur der Sache — 
und wenn Gie hier von den directen Steuern bie 
Grund» und Gebäudejteuer allein betraditen, fo 
werden Sie beim Rechnen finden, daß meine Be- 
mertung in Bezug auf dieje Steuerarten ebenjo 
ftimmt, als wenn man die gejammten directen 
Steuern in Betracht zieht. Nun trifft dies gerade 
die Gegenden, und das möchte ich auf die Bemer- 
tungen des Herrn v. Rauchhaupt enwidern, wo 
am meiſten die Maſchine des Unterrichtsweſens 
ftodt, für welche ich vom unterrichtlichen Stand» 
puntt am meijten wünfchen muß, baß neues Leben, 
neues Geld dem Volksſchulweſen zugeführt wird 
— Gegenden mit geringer Erwerbathätigteit, utra= 
quiftifhe Gegenden überwiegend in den öſtlichen 
Provinzen. 

Es giebt viele Gegenden, meine Herren, wo die 
Schulverwaltung — das werden Sie aus ben 
—— Racmeilungen, die ich in den legten 

ahren vorgelegt habe, auch erjehen — wo die 
Schulverwaltung faum noch meiter Tann, das 
Map an Leiftung, weldes dem Lehrer zugemuthet 
wird, ein ungewöhnliches ift, und, obwohl die 
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Behörden, und, wie ih auch jagen Tann, die Ge- 
meinden — die Gemeinden find nicht immer mwider- 
ſtrebend — fid) dann vereinigen, daß das Schul⸗ 
weſen geordnet und gefördert wirb, es ben 
nicht weiter geht. Wenn Sie bie ftatiftifchen Ueber- 
fihten Iefen, jo werben Sie ertennen — leider 
muß id) dies als preußifcher Unterridgtsminifter 
zugeftehen — daß jchon die Zahl der unbeſchulten 
Sinder nicht unerheblich ift; aber die Zahl der 
unterridtlid ungenügend verjorgten Kinder iſt eine 
abjolut wie relativ jehr Hohe. Ich habe bei einer 
anbern Gelegenheit j yon hervorgehoben, daß, wenn 
ich mit dem ganz beſcheiden bemefjenen Zuftande, 
in welchem fid die preußiſche Voltsſchule befinden 
follte, vergleiche dasjenige, was wir heute leiften, 
jo komme ich rechnungsmäßig zu einem Deficit 
von 10 bis 20 Millionen, welde wir jährlich 
mehr aufwenden müßten, um das preußiiche Vollks⸗ 
ſchulweſen auf einen Standpunkt zu bringen, den 
ic) eben noch als einen normalen bezeichnen könnte. 
Mit der Vermehrung der Bevölferungszahl und 


der WBerfchiebung einzelner Bevölkerungsklaſſen im 


wachen überdied ftetig die Lajten, wie ich aus— 
geführt habe, mit jährlich 1,18 Procent und diefem 
Wachsthum entjpricht eine jährliche Mehraufmen- 
bung von annähernd 800 00V, vielleicht bis eine 
Million Mart. Auch bdiefen Ziffern muß man 
bei der Abihägung der Volksſchullaſten eine ge— 
wiffe Berückſichtigung jchenten. — Nun gas 
Herr dv. Raudhaupt und Herr v. Huene in Anbe- 
trat der Pflichten, melde diefer Gefegentwurf 
den Kreifen zumeift, an diefelben die Mahnung 
gerichtet, fie möchten ſich nicht mit neuen Aus— 
aben belaften. Dies ift ein moßlgemeintes, aber 
wer einzulöfende® Wort. In Anſehung der 
Zanbfreife wifjen wir allerdings mit ziemlicher 
Genauigkeit, welche Aufgaben fie zu erfüllen haben, 
obgleich naturgemäß mit ber Entwidlung der 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe die Aufgaben fi 
ausdehnen und in neuen Formen auftreten können. 
— Bir haben früher beifpielöweije nie daran 
daran benten können, Subventionen für Eifen- 
bahnen u. ſ. w. zu gewähren. Heute thun e8 die 
Kreife und fie Yun e3 meines Erachtens de jure 
und de facto mit vollem Recht. Ich erinnere 
aber weiter an die Stabtkreife, deren Communal- 
— ungleich weiter gehen als die der Land⸗ 
treiſe. Wir haben unter ihnen auch ſolche, welche 
nicht gleichzeitig die Träger des Volksſchulweſens 
find und Ste werden ſchon hieran die großen 
Differenzen erfennen, welche fi bei Ausführung 
ded Abſatzes 2 ergeben. Den ftädtifhen Stadt: 
kreiſen ift aud, was die Entwicklung ihres öco- 
nomifchen Lebens anbetrifft, kaum irgend ein 
Gebiet entzogen, id erinnere an Schlahthäufer, 
Canalifationen, Pflafterungen und andere Ein 
richtungen, welde zum Theil cofofjale Ausgaben 
nad ſich geben. Me ſolche Leiſtungen gehen 
nad dem Abjag 1 den Aufgaben des otaker 2 
vor. Und — damit komme ich zu dem fehwierigen 
Punkte in den Ausführungen des Abgeordneten 
v. Rauchhaupt, dem ich ja fonft in mancherlei 
Hinſicht beijtimme. Wenn ih aud mit ihm an- 
erfennen will, daß die Landkreife qualitativ be- 
ſchränkt find, was die Erfüllung gewiſſer Auf- 
gaben betrifft, das Quantum, in welchem ſich dieſe 
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Aufgaben erfüllen, iſt aber unbemeſſen. Wenn 
beiſpielsweiſe heute ein Kreis 9, 10 Meilen 
Chauſſee bauen will, ſo kann das Niemand ver— 


ttoch | hindern, denn es liegt der Wegebau in den Auf- 


gaben der Kreife. Aber in dem Moment, wo ber 
Kreis diefe Ehaufjeen baut, fegt er fi außer 
Stand, für die Zwede des Abfag 2 auch nur den 
geringften Betrag zu verwenden. Darin liegt die 
weitere Schwierigleit meines Erachtens, daß die 
Kreife den Schulgemeinden, welche unter allen 
Umftänden eine Erleichterung ihrer Laſten haben 
wollen, ſolche nicht mit Sicherheit gewähren können; 
denn jobald ein Deficit in dem Kreiscommunal⸗ 
huushalt entfteht, welches durch Kreisabgaben ge- 
dedt werben muß, find die Kreife verpflichtet, die 
Erträge, welde nad) diefem — ihnen zugeführt 
werden, Begleichung des Deficits zu verwenden. 
Nun haben die Kreiſe vielleicht einen erheblichen 
Theil der Erträge, die ihnen aus den Zöllen zu— 
fließen, eine Zeit lang den Schulgemeinden zu= 
geführt; in dem Augenblide aber, wo ein Deftcit 
eishaushalt eintritt, müfjen die Kreife die 
Unterftügngen den Gemeinden wieder entziehen. 
Darum liegt die Gefahr vor, daß nur unter ganz 
beſonders günftigen Umftänden die Kreife ſich dazu 
geneigt finden laffen werden, den Zwecken des Ab- 
— 2 ihre Kräfte zu weihen und daß auch in 
olchen Kreijen den Schulverbänden gegenüber von 
ahr zu Jahr große Ungleichheiten eintreten 
tönnen. — Nun haben die Herren v. Rauchhaupt 
und v. Huene die Mahnung an die Kreife gerichtet, 
fie möchten ſich hüten, neue Ausgaben und nament= 
lih auch Ausgaben nah Abjag 2 zu übernehmen 
und führen aus, daß um ber Gefahr einer über- 
mäßigen Belaftung der Kreisinfaflen in der Rich— 
tung zu entgehen, die Aufſichtsbehörde mit ihrer 
Genehmigung eingefhoben ift. 

Das H ja richtig, die Auffichtsbehörbe kann 
einſchreiten, aber ſie fann nur arretiren; fie kann 
den Kreifen nur fagen: ich verbiete eu, für 
Schul- und Armenzwede eiwas zu verwenden. 
Das nügt aber den Schulgemeinden nichts. Ich 
—e als Unterrichtäminijter habe daher noch 
einen andern Wunſch — den, daß bie Sreife den 
Schulverbänden möglichſt beftimmt und fiher Unter- 
ftügung gewähren. Herr v. Huene hat nur nad) 
der einen Richtung hin das Bild, wie e8 ſich dem⸗ 
nächſt in den Kreifen geftaltet, richtig gezeichnet. 
Er fagte, es liege die Gefahr vor, daß, wenn die 
Kreife einen bejtimmten Theil der Schullaften 
übernehmen eined Tages die Kreife wegen des 
Abſatzes 1 nicht mehr in die Lage kommen werben, 
nicht mehr ohne neue Aufwendungen ihre Ver- 
gliätungen zu erfüllen, und daß fie zu neuen 

elaftungen der Kreiseingeſeſſenen ſchrelten müßten 
zu Zwecken, die an und Mir ſich nicht unmittelbar 
m Bereich der Aufgaben der Kreife liegen. Meine 
el man brandt da das Verhältniß zwiſchen 

eifen und Schulverbänden nicht gerade fo zu 
conftruiren. Ich erinnere Sie nur an die Ber- 
mwenbungsgefege von 1881 und 1882, welde zwar 
auch noch Feine abgefchloffene organiſche Geitalt 
zeigten, aber doch immerhin einige feite Beſtim⸗ 
mungen enthielten. — Die Kreife — und das tft 
eine Bitte, die ich an die Kreife richte, welche ſich 
mit der Ausführung des Geſetzes zu beichäftigen 
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haben — können die Sache ſehr wohl fo regeln, 
wie es damals von der Regierung vorgeſchlagen 
war. Sie fordern von vornherein einen bejtimmten 
Theil der Summen, welde auf Grund diejed Ges 
ſehes zur Dispofition der Kreife geftellt werben, 
und verwenden dieſen Theil zu Gunſten der Schul- 
verbände, und zwar nad) einem feiten Maßſtabe, 
welche den Schulverbänden eine etatsmäßige Ver- 
waltung erleichtert. — Ein folder Maßſtab würde 
fh finden. Tamald war von der Regierung 
vorgeichlagen, der Maßſtab des Deficits der ein⸗ 
zelnen Schulgemeinden, der Ausgaben, welche durch 
eigene Einnahmen aus dem Schulvermögen nicht ges 
bedt werden. Hierbei waren aber nicht in Betracht 
gezogen bie ſächlichen Außgaben, vielmehr nur die⸗ 
enigen Summen, welde zum Bwede ber per- 
mtien Ausgaben Verwendung finden jollten. 
eine Herren, Sie werben hiernäch wohl mit mir 
finden, daß die Unterrichtöverwaltung an der Aus— 
führung des 84 nicht allein ein erhebliches Inter- 
effe hat, jondern auch eine gewiſſe Sorge, daß die 
eminenten Intereffen, die ihr anvertraut find, in 
der neuen Geſtalt Staatdmittel zu verwenden eine 
Trübung nit erfahren. — Darüber werden wir 
uns mid täufhen können, daß die Einftellung 
neuer Mittel in den Etat für die Erhöhung ber 
Bufsäfle des Staats zur Dedung der Volksſchul⸗ 
ebürfniffe faum zu erwarten find. Der Herr 
Sinanzminifter ift meines Erachtens volllommen 
in ber Lage, wie ich ſchon neulich bei einer an⸗ 
dern Gelegenheit angedeutet habe, dem Unterrichts- 
minifter künftig zu fagen: Gelder, welche für 
Volksſchulzwecke verwendet werden können, find 
den Kreifen überwiefen, ſetze Dich mit den 4 bis 
500 Kreijen in Verbindung und fuche fie zu bes 
ftimmen, daß fie die ihnen anvertrauten Gelder 
für Volksſchulzwecke beftimmen. Das ift eine nicht 
leicht zu löſende Aufgabe und der Abjag 1 er= 
foren! die Action der Unterrihtsverwaltung, um 
nm Anfehung der Entlaftung der Schulgemeinden 
annähernd gleichartige Zuftände herbeizuführen. 
Weiſt der Staat aber die Schulverbände mit 
ihren Anträgen —J weitergehende Erleichterungen 
ab, ſo wenden ſie ſich an die Kreiſe und die Kreiſe 
werden unter Umftänden Unterſtützungen nicht 
geben tönnen oder wollen, weil fie nad) Maßgabe 
rer Berhältniffe andere Interefien für höher und 
wichtiger halten, als die Unterftügung der Schul- 
gemeinden. Hierzu kommt, dag mande Kreife ſich 
nicht beeilen werden, die Schulverbände zu unters 
füben, weil das einzige Reſſort, welches in der 
age tft, die Gemeinden zu unterftügen, Die Unter- 
rich:sverwaltung ift. Daher komuit es I daß 
viele Communen alle Arten von Ausgaben eher 
beftreiten als die Schullaften und daun, wenn fie 
ich mit anderen Gemeindelaften hoch belaftet Haben, 
um die Erleihterung ihrer Schullaften bitten. Aus 
allen dieſen Verhältniſſen können — — 
Schwierigleiten hervorgehen, die zu beſeltigen viei⸗ 
leicht Niemand in ſeiner Macht Int, die aber den 
Effect haben können, daß das Vollsſchulweſen nicht 
vorwärts fchreitet. Und deshalb habe ich die 
dringende Bitte, namentlid) auch den Kreifen gegen- 
über, welche in den Herren Abgeordneten v. Quene 
und von Rauchhaupt ihre Vertreter finden, da 
die Kreife im Interefe der Sache und im Jniereſſe 


die Kreife nad) ber lex Huene. 8 2976. 


der Gemeinden mit allem Ernft darüber nach— 
denten mögen, wie fie ohne Beſchädigung des 
Kreishaushalts doch dafür forgen, daß den Schul⸗ 
verbänden, den Schulgemeinden neue Mittel für 
Schulzwede zufließen und wenn ich auf diefem 
Gebiete den Kreifen helfen kann, indem ich ihnen 
medmäßige Maßſtäbe vorjchlage, welde ihren 
Haus alt nicht gefährden, aber den Schulverbänden 
von Nutzen find, dann würde ich jehr dankbar 
fein, wenn bie Herren ihren Einfluß auch außer- 
alb des Haufes dazu verwenden, um ba3 große 
iel zu erreien: das Volksſchulweſen zu fördern 
und die Gemeinden fähig zu machen die Laft des 
Vollsſchulweſens zu tragen. — 


IL Gejeß, betreffend Ueberweiſung 
von Beträgen, welche aus landwirth— 
ihaftligen Zöllen eingehen, an bie 

Communalverbänbe. 


Wir Wilgelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. 

verordnen, unter Buftimmung beider Häufer des 
Landtages, fürden Umfang der Monarchie, was folgt: 

8 1. Bon den auf Grund des $ 8 des Reichs⸗ 

ejeges vom 15. Juli 1879 auf Preußen ent- 

Prlenden Summen fol ein Betrag, welder dem 
nad dem Maßſtabe des erwähnten Beihägefege 
auf Preußen entfallenden Antheile aus dem Er⸗ 
trage der Getreide- und Viehzölle (Bofitionen 9a, 
i9b, 9c, 90 und 39a bis 39g des Zolltarifs von 
1879) entfpricht, abzüglich eines Vetrage von 
45000 000 Mi., nicht zu allgemeinen Staats- 
zweden verwendet, fondern nad Maßgabe der 
nadjftehenden Beitimmungen ben Communalver- 
bänden überwieſen werden.*) 

8 2. Die Meberweifung erfolgt, mit Ausnahme 
der Hohenzollernfchen Lande, an die Kreife (Land⸗ 
und GStadtkreife). 

In denjenigen Landkreiſen, in welchen Kreisaus- 
ſchuͤſſe nicht beitehen, Haben die Kreistage zur Borbe- 
teitung und Ausführung ihrer Beſchluͤſſe über die 
Berwendung der nad) ahgabe des gegenwärtigen 
Geſetzes ihnen zufallenden Beträge Commiffionen 
unter dem Vorſitz des Landraths einzuſetzen. 

8 3. Die —A der nad) $ 1 uͤberwieſenen 
Summe auf die einzelnen Kreije erfolgt zu *%s 
nad dem Maßſtab der in den einzelnen Kreifen 
auflommenden beziefungsweife fingirten Grund⸗ 
und Gebäudefteuer, joweit ſolche nad den Grund» 
fägen der Kreißorbnung vom 13. December 1872 
dur Zufchläge zu den Kreiöfteuern herangezogen 
werben fann, zu */s nad) der Eivilbevölterung. 
Bei der erften Vertheilung der in dem Etatsjahre 
1885/86 auflommenden Zölle wird das Soll an 
Grund und Gebäudefteuer des Jahres 1885/86 
und bie bei ber Bolfözählung im December 1835 er= 
mittelte Ziffer ber Giviibenäferum zu Örunbe gelegt. 

Eine Revifion diefer Zahlen findet in dem auf 
jede Bollszählung folgenden Jahre — 

Die hiernach auf die einzelnen Kreiſe entfallenden 
Summen werden durch gemeinſame Verfügung 
des Miniſters des Innern und des Finanzminiſters 
feftgefteitt. 

84. Bis zum Erlaffe eines die Verwendungs⸗ 


*) Der Ciat 1886/87 fegt 43 Tit. 17: 19 850.000 Mt, 
in —— 
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zwede endgültig vegelnden Geſetzes find die über- 
wiefenen Summen zur Erfüllung folder Aufgaben 
zu verwenden, für welche Seitens der Land⸗ und 
Stadtkreiſe die Mittel durch Bufchläge zu den 
directen Staatsſteuern oder durch direcie Ge⸗ 
meindefteuern aufgebradt werben. 

In denjenigen Zandtreifen, in welchen bie übers 
wiejenen Summen nad Wbfah 1 nicht Berwendung 
finden, können die nicht verwendeten Beträge unter 
Genehmigung der zuftändigen Wuffichtöbehörbe 
durch Beihluß des Kreistages verwandt werben: 

a. zur Entlaftung der Eaut- bezw. engeren 

ommunal-Berbände Hinfihtlih der Schul⸗ 
laſten, insbefondere aud) zur Aufhebung oder 
Minderung des Schulgeldes in Benjenigen 
—— welche der allgemeinen Schulpflicht 
enen; 

b. zur Gewährung von Beihülfen an die Orts⸗ 
armenverbände, infoweit nicht die Randarmen- 
verbände dazu verpflichtet find. 

Kommt ein folder Beſchluß zu den Zwecken 
Abſatz 2a und b nicht zu Stande, jo find die 
nit verwendeten Beträge an die Stadt- und 
— — ar er wen 

thaltung bes a un ſtgeſetzten 
Maßſtabes zu ũberweiſen. 

Dieſe Unlervertheilung erfolgt durch die Kreid- 
ausfchüffe, bezw. Kreis-Eommilfionen und wird 
in den Kreisblättern publicirt. Gegen die Richtige 
teit der Untervertheilung fteht ben einzelnen Ge— 
meinben binnen 2 Wochen von bem Tage ab, mo 
das betreffende Kreisblatt ausgegeben ift, die Be— 
ſchwerde an bie zuftändige Aufihtabeförbe zu. 

Für die Verwendung der auf die Stadt: und 
Landgemeinden (Gutsbezirke) ae? Bes 
träge finden die Beftimmungen ber Abſähe 1 und 
2 entfprechende Anwendung. 

8 5. In der Provinz Sclesmi «Holftein Lönnen 
durch SKreisftatut die überfhiependen Summen 
(84 nu 3) an andere Verbände als an bie 
Stadt: und Landgemeinden (Gutsbezirke) über 
Bi ie hi 90 Uernſchen Lande wirb 

2 r die Hohenzollernfchen Lande wird ein 
Betrag feftgeftellt Hund Abermiefen, welcher dem im 
% aufgeftellten Vertheilungsmaßftabe entfpricht. 

ie Feſtſtellung erfolgt durch gemeinfame Ber- 
fügung des Minifters des Innern und bes Finanz⸗ 
Minifters. Der feftgeftellte Betrag wird nad) dem 
Verhältniffe der dur bie leßivorangegangene 
Vollszãhlung ermittelten Einwohnerzahlen auf die 
einzelnen Gemeinden vertheilt. Den Vertretern 
ber letzteren fteht die Beſchlußfaſſung über die 
Verwendung zu. 

* Dies Geſetz tritt gleichzeitig mit dem 
Reichsgeſetz über die Uenderung des Zolltarifs in 
Kraft. Die Deikimmungen bes 8 1 des Sicher 
vom 16. Juli 1880 finden auf die im & 1 des 
gegenwärtigen Geſetzes beftimmte Weberweifung 

eine Anwendung. 

Urkundlich unter Unferer Frl jenhändigen 
Unterfärift und beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. Mai 1885. 

8. Wilgelm. 


(L. 8.) 
(&ei.:Samml. ©. 128 ff.) 








6 297b. Verpflichtungen des Fiscus aus 
der Säcnlarifation der Kloftergüter 2c. 


1. €, v. 31. Oct, 1862, 12. Oct. 1863, 25. Juli 
1864 betr. bie Begrenzung ber Bau⸗ und Unter: 
haltungspflicht des Fißcus ald Nachfolger fäcularifirter 
Stifter auf ben Umfang bes bei der Säcularifation 
vorhandenen Bebürfniffes und auf bie Höhe bed 
GStiftsvermögens. 

2. Ert. des Obertr. v. 8. Juli 1879 bedgl. 

3. €. v. 16. Rov. 1864 betr. die Unzuläffigleit ber 
Begründung eines Rechts ber Schulgemeinde auf 
Unterhaltung ber Schule, lediglich aus dem Beſtehen 
von Gäuleinritungen in bem vom Fiscus über: 
nommenen Klofter. 

4. Ert. de 6.:8.:9. v. 12. April 1962 betr. die Uns 
zufäffigteit bed Rechtsweges gegen ein Gäcularifationd« 
Deeret indbefonbere auß ber Zeit ber Fremdherr⸗ 
ſchaft. 

5. Ueber die Zahlung ber vom Fiscus als Nachfolger 
fäeufarifirter Stifte, Kiöfter zc. zu leiſtenden Beträge 
zu Bauten aus dem Patronatsbaufonds of. 8 293 
Nr. 1. 


1a. Beſchränkung der Leitungen des Fiscus ald 

gg N eines fäcnlarifirten Stifts bei 

ſterhansbanten anf das Schulbe⸗ 

ver Säcnlarifation nnd anf die 
Höhe des EGtiftävermögend. 


Auf die Berichte vom 30. Auguft und 27. De- 
cember v. J., den Neubau des latholiſchen Schuls 
und Küfterhaufes zu T. betreffend, ändere ich mit 
Vorbehalt des Rechtsweges“) in Folge des Re— 
eurfes der Kirchen- und Schulgemeinde bafelbft 
dad MRefolut ber Königlichen Regierung vom 
15. März v. 3,20 punct. II. dahin ab, 

daß die Koften des Neubaues nach Verhält- 
niß des Umfangs des alten Haufe vom 
Fiscus allein ohne Concurrenz der Einge- 
en die durch die Erweiterung bed alten 

ebäubes entftehenden Mehrloften aber vom 
Fiscus zu zwei Drittheilen und von ben Ein- 
gepfarrten zu einem Drittheil aufzubringen, 
die leßteren auch zu dem Erweiterungsbau 
die erforderlichen Hand- und Spannbienfte zu 
leiften verpflichtet. 

Durch das in der Revifions-Inftanz beftätigte 
Erkenntniß des vormaligen Oberlandesgerichtd zu 
8. vom 4. März 1829 ift Fiscus mit feinem 
lageantrag, die eingepfarrten Gemeinden ber 
tatholifhen Kirche zu in die Leiftung bes 
— 7 zu %s, ſowie ber erforderlichen 
Hand- und Spannbienfte u den in und an der 
Parrliche, dem Thurm derjelben, ben Pfart- 
und Schulgebäuben vorzunehmenden Reparaturen 
u verurtheilen, „für jegt“ abgewieſen worden. 

in den Gründen des Erkenntniſſes war ausge⸗ 
führt, daß die Baupflicht der verflagten Gemeln⸗ 
den nur eine fubfidläre fei, und Flscus beöhalb 
unädft die völlige oder theilweiſe Inſufficienz 

es Kirchenvermögens nachzuweiſen habe. Dies 
fei nicht allein nicht geihehen, fondern es beruhe 
auch in der Notorietät, daß das ‚Bermögen des 
tifts T. bei defien Aufhebung beträchtlich ge- 
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wefen. Auch unterliege es feinem Zweifel, daß bie 
Kirhe und die übrigen Gebäude als zum Stift 
gehörig zu betrachten, und die Dotation Herzogs 
Heinrih J. auch auf diefe mit dem Stift in der 
engften Verbindung geftandenen Gebäude nad} den 
Stiftungsurkinden vom Jahre 1203 auszubehnen 
jet. „Alle diefe Umftände”, heißt e8 dann in den 
Urtelögründen weiter, „rechtfertigen zwar nicht 
eine unbebingte, wohl aber die erfolgte zeitige Ab⸗ 
weiſung des Fiscus mit dem erhobenen Anſpruch, 
weil es demfelben überlaffen bleiben muß, feinen 
Anſpruch durch Führung des vorermähnten Nadı- 
weiſes anderiweit zu begründen und diefer Befugnik 
eine unbedingte Zurücweifung des Anſpruchs ent⸗ 
genenftehen würde.“ 

Wenn aud nad) $ 38 Titel 13 Theil I. Al- 
gemeiner Gerichtsorbnung die Entſcheidungsgründe 
niemal3 die Kraft eined Urtels erlangen, fo ift 
doch nad) dem Präjudiz des Königlichen Obertri- 
bunal® vom 16. Dectober 1843 (Nr. 2080) ein 
Zurüdgehen auf die Gründe eines Judicais zu 
dem Bed jetlartet tefp. geboten, um die wahre 
Bedeutung bes letzteren — 


Hiernach ſtann über die Tragweite und das 
practiſche Reſultat der Entſcheidung vom 4. März 
1829 cin begründeter Zweifel nicht obmwalten. 
Fiscus ift Danach mit feinem Anſpruch auf Here 
anziehung ber eingepfarrten Gemeinden zu 
geſetzlichen Eingepfarrtenbeiträgen für Die Kirchen⸗, 
Pfarr: und Schulbauten rechtskräftig abgemwiefen, 
ihm jedoch vorbehalten worden, in einem neuen 
Proceß den Nachweis zu führen, daß das ftiftungs- 
mäßig zur_ baulichen Unterhaltung ber Gtiftöge- 
bäube, einjhlieglih der Kirchen, Pfarr- und 
Schulgebäude beftimmte Vermögen hierzu ganz 
oder zum Theil unzureichend ſei. &o lange baher 
Fiscus diefen Nachweis nicht erbracht hat, und 
dies ift bisher nicht geſchehen, fteht feinem Au— 
fprud auf Heranziehung der Gingepfarrten zur 
baulichen Unterhaltung reſp. zur Wieberherftelung 
jener Gebäude in ihrem bisherigen eg der 
Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
entgegen. 

Hiernach würde es keinem Bedenken unterliegen, 
daß Fiscus die geſammten Koſten des jetzt pro⸗ 
jectirten Neubaues allein zu tragen hätte, wenn 
e3 fid dabei lediglich um die Herftellung eines 
neuen Gebäudes an Stelle und in gleihem Umfang 
de3 alten Haufes handelte. Mit dem Neubau ift 
jedoch, gleichzeitig ein Erweiterungsbau verbunden, 
um die nad dem gegenwärtigen Bedürfniß der 
Schulanftalt erforderlihen Locale zu gewinnen, 
und der Anfpruch ber recurrivenden Gemeinden, 
daß Fiscus die Koften auch für diefen Erweiterungs- 


bau allein zu tragen Habe, Tann nicht als be- | St 


gründet anerkannt werben. Die Berpflihtung des 
Fiscus als Rechtsnachfolger des füculartiirten 
Stifts geht nur ſo weli, als ſolche das Stift 
gu: Beit der Säcularifation bereitö beftand. Nur 
n diefem Umfang ftand bei Auflöfung des Stift 
den berechtigten Gemeinden ein jus quaesitum 
au, und nur infomweit haben fie daher aud einen 
Rechtsanſpruch gegen den Fiscus. Für Bebürf- 


*) cf. 2 3 
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niffe, welche erft nach jener Zeit herborgetreten 
find, hat Fiscus als Rechtsnachfolger des ſäcula⸗ 
rifirten Stift? und Befiger des mit der ftreitigen 
Baupflicht belafteten Stiftövermögens nicht zu 
forgen. Die Koften für derartige bauliche Eins 
richtungen müffen vielmehr von den nad) den all= 
gemeinen Geſetzen dazu Berpflichteten aufgebracht 
werben. 

Da unter den Intereffenten unftreitig ift, daß 
das Schul- und Küfterhauß in T. ein kirchliches 
Gebäude ift, auf welches die Vorſchriften des 
Reglements de gravaminibus vom 8. Auguft 1750 
— unter Ausſchluß des Geſetzes vom 21. Juli 
1846*) (Gefeg-Sammlung Seite 392) — Anmwen- 
dung finden, da ferner darüber fein Streit be- 
fteht, daß die katholiſche Kirche in T. in Bezug 
auf die Regultrung der Baulaft als Landkirche 
zu beiradhten, fo find demgemäß bie Koften für 
den Ermeiterungdbau von dem fiscaliſchen Pa⸗ 
tronat mit *%s und den Eingepfartten mit ?/s zu 
tragen, ſowie die letzteren aud die erforderlichen 
Hand⸗ und Spanndienfte hierzu zu leiften Haben. 

Rerlin, | den 31. October 1862. 


1b. 
Nach den vorgelegten Acten und archivaliſchen 


den Nachrichten ift al feitftehend anzunehmen, da 


die bauliche Unterhaltung der Schule ad St. L, 
dem Gollegiatftift gleichen Namens, fo lange bas- 
ſelbe beftand, obgelegen hat und zwar fo, daß ur— 
prüngli die Scholafteriepräbende mit diefer Laft 
behaftet war, mährend nad deren Einziehung 
durch das Gtift die fabrica ecclesise des Gtiftd 
damit belaftet wurde, bei deren Inſufficienz aber 
die einzelnen canonici pro rata ihres Antheils 
zufchießen mußten. — Hiernad) ift anzuerkennen, 
dab Fiscus ald Rechtsnachfolger des fäcularifirten 
Stift? für die bauliche Unterhaltung jener Schule 
bis zur Höhe der auf ihn übergegangenen Stifts—⸗ 
fonds injomweit zu forgen hat, als der dazu prin- 
cipaliter verhaftete, auf die Kirche ad St. L. über- 
gegangene Fabrikfonds nicht ausreicht. Was jedoch 
Umfang diefer Verpflichtung anlangt, jo kann 
nicht anerfannt werben, daß Fiscus nad dem 
jedeömaligen ftet3 wachjenden Bebürfnif der St. L. 
Gemeinde die Schule zu unterhalten und refp. zu 
erweitern habe. Rielmehr kann nur zugeftanden 
werben, daß Fiscus bie Schule in dem Umfange, 
in welchem er fie bei der Säcularifation über- 
tommen Hat, erhalte. Nur in biefem Umfang 
ftand bei Auflöfung des Stifts der berechtigten 
Gemeinde ein jus quaesitum zu, und nur infos 
weit hat fie daher einen Rechtsauſpruch gegen den 
8cu8. 
Für Bedürfniffe, welche erft nad) jener Zeit 
bervorgetreten find, hat Fiseus als Nechtänad- 
folger des fäcularifirten Stift8 und a des 
mit, der ftreitigen Baupflicht ſubſidiär behafteten 
Stiftsvermögend nicht zu forgen. Vielmehr find 
diejenigen, welche nach der gegenwärtigen Geſetz⸗ 
ebung zur Einrichtung und Unterhaltung der er- 
Pocber ichen Elementarfhulen verpflichtet find, even- 
tuell anzuhalten, die nöthigen Einrichtungen zur 
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Befriedigung besjenigen Schulbebürfniffes zu treffen, 
welches ug die vorhandene Stifisſchule nicht 
befriedigt wird, fei es, daß die letztere hierzu auf 
Koften der gereslih dazu Verpflichteten erweitert, 
oder daß neben ber Stiftsichule noch eine befondere 
Gemeindeſchule errichtet wird. 

Hiernad) kann Fiscus nicht für verbunden er- 
achtet werden, ein neueß, dem gegenwärtigen Be— 
bürfniß eutfprehendes Schulhaus für die St. L.⸗ 
Gemeinde zu erbauen. Ich vermag daher auch 
der Königlichen Negierung nicht die nachgeſuchte 
Ermädtigung zu Vergleihßverhandlungen mit der 
Gemeinde auf der von Jhr bezeichneten Grund⸗ 
Ing: zu ertheilen. 

erlin, den 12. October 1868. 
Der Minifter der geittihen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


Un 
bie Königliche Regierung zu R. 
RT ee 
X. 1628. 
10. 


D ber Min Gone — et 
er von ber Königlichen Regierung in dem 
Bericht vom 4. d. M., betr. bie Errieptung 
einer zweiten Klaſſe der katholiſchen Domſchule zu 
N., vorgetragenen Zweifelögründe ungeachtet muß 
ich bei der rechtlichen Anſicht beharren, daß der 
Staat, wenn er nad der Säcularifation eines 
Stifts eine von letzterem Ren Schule zu 
unterhalten hat, ohne fpeciellen Rechtsgrund nicht 
verpflichtet ift, aud für den durch dad Steigen 
der Bevölkerung eintretenden Mehrbebarf an 
Schulraum aufzulommen. Die Stifter gründeten 
und unterhielten Schulen nicht um einer Rechts⸗ 
pflicht, ſondern einer Religiond« ober Ordenspflicht 
u genügen. Wenn das Gollegiatftift in N. noch 
eftände, würde Niemand ohne fpecielle — 
gründe eine Erweiterung ber von ihm unter! 
tenen Schule von demielben fordern können. Denn 
die thatfächliche Unterhaltung einer Schule, welche 
da3 ulbedürfnig eines beftimmten Ort? nad) 
feinem ganzen Umfange befriedigt, ift von ber 
Uebernahme einer rechtlichen Verpflichtung, auch 
ür die Zukunft dem jederzeitigen Umfange bes 
edürfniſſes zu_genügen, zu unterſcheiden 

Durch die Säcularifation follte die Schulge- 
meinde nicht befler, fie follte nur nicht ſchlechier 
werden, als fie es vor berfelben war. Der Staat 
tritt alfo mit der Säcularifation in die bisherigen 
Leiftungen des Stiftö, er unterhält die Schule 
in ihrem überlieferten Hmfange, ieomt aber weiter 
gehende neue Verpflichtungen ab 
weis eines fpeciellen Rechtsgrundes. 

Im jegt vorliegenden Fall muß ich daher ab⸗ 
lehnen, nad dem Aintrage des Schulvorjtandes 
auf die Erwerbung des N.'ſchen Grundftüds zu 
Laſten des Patronatbaufonds eingugehen und 
trage ebenfo Bebenten, auf Koften biejes Fonds 
die ——— des bisherigen Schulhauſes dur 
den von ber Königlichen Regierung projectirten 
Anbau zu genehmigen, weil bie eingereichten Ver⸗ 
—— erſehen laſſen, daß das Bedürfniß der 

weiterung lediglich durch die drei Gemeinden 
A, B. und C. herbe gefünn wird, welche zur Zeit 
der Säcularifation bes Stift? nicht zur Domſchule 


18 zum Rache Ha 





gehörten und noch geoenwärti zur Dom-Pfarr- 
gemeinde in feiner Beziehung ji“ en. Hierdurch) 
verliert der Einwand der Königlichen Regierung, 
daß nad) der Jurisprudenz bes geniglihen DObers 
ZTribunals das Geſetz vom 21. Juli 1846 auf die 
katholiſchen Pfarrihulen in Schlefien nicht an= 
wendbar fei und die Kirchenpatrone auch für die 
eigenben Vollsmengen ratirlich beitragspflichtig 
bleiben, fein Gewicht. 
U. 14166. 
2. 


Im Namen des Königs! 
In Saden der Stadt F., Klägerin und Revi— 
dentin, 
wider 
den Fiscus, vertreten durch die Königliche Re— 
gierung zu Caſſel, Betiagien und Revifen, 
bat ber fee Senat bed Königlichen Obertribunals 
u Berlin, in feiner Sigung vom 8. Juli 1879 
r Recht erlannt: 
daß auf die von der klagenden Stadt erhobene 
Reviſion wider das Urtheil des Appellations⸗ 
ger te8 zu Caffel vom 19. December 1878 
ieſes Urtheil u beftätigen fei, unter Ber- 
urtheilung der Klägerin auch, in diefer Inftanz 


often. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe 

Es ift unbeftritten, daß in der aus kurmainzis 
ſcher Herrſchafi im Jahre 1802 an Heſſen über- 
gegangenen Stadt F, das im Jahre 1803 fäcula- 
— geiſtliche Stift St. Peter für die Schul- 
tinder der Stadt zwei Knabenſchulen en und 
deren Koften, einfhliestie der Lehrerbejoldungen, 
gm ober mindeftend zum größten Theile aus den 

nkünften des Stifte oder unter der Verwaltung 
des Stiftes ftehender Fonds beftritten hat. Es 
ift ferner unbeftritten, daß, nachdem das Vermögen 
des Stiftes in Folge der Säculariſation auf 
Hefien, jebt auf Preußen Übergegangen, der Heſſiſche 
refp. Preußiſche Staat diejenigen Lelftungen, welche 
bis zur Wufhebung des Stiftes aus Stiftämitteln 
an die Schullehrer entrichtet wurden, unverändert 
fortentrichtet hat. Weranlafjung zu dem —5— 
den Rechisſtreite hat nur der Ümſtand gegeben, 
daß, nachdem in Gemäßheit ber Verordnung vom 
29. Juli 1867*) eine Erhöhung der gehrergefalte 
nothwendig geworben, die Königliche Regierung 
die Aufbringung der Hierzu erforderlichen Bei- 
träge ‚von der Stadt F. in Anſpruch genommen 
t. — 
Die letztere beftreitet, zu 
verpflichtet zu fein, meil & davon audgeht, da 
das vormalige Stift alle Ausgaben für die beiden 
Schulen zu beftreiten gehabt Habe, und daß dieſe 
—— auf den Staat als Rechtsnachfolger 
des Stiftes übergegangen ſei. Gegenſtand des 
vorliegenden Redjtöitreites ſind alſo nur die von 
der Stadt eingeforberten Mehrbeträge an Lehrer- 
befolbung. In Beziehung auf diefe nimmt bie 
Stabt Befreiung für die gutunft und Erftattung 
des bereits Gezahlten in Aniprud. 


biefer —— | 
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Mit Recht ift diefer Anfprud in der Vorinſtanz 
für nicht begründet erachtet worden. 

Wenn das Stift St. Peter jo lange e8 beftand, 
„alle Koften“ der hier fraglichen beiden Schulen 
beftritt, fo geſchah Dies sr Biveifel bespatb, weil 
diefe Schulen in Uebereinſtimmung mit der gefe 
lichen Entwidelung des Schulweſens in Deutſch⸗ 
land überhaupt, kürchliche Anftalten waren, 
d. 5. meil fie von dem Stifte kraft ber von ihm 
vertretenen kirchlichen Intereſſen gegründet waren, 
geleitet, und demgemäß aud unterhalten wurben. 

nd wenn ferner nad) Säcularifation des Stiftes 
der Staat die bis dahin vom Stifte beftrittenen 
Koften der Schulen fortentrichtete, jo geſchah dies 
ohne Zweifel in Anerkennung feiner Verpflichtun— 
ftiftungsmäßiger Verwendung ber — 
die Säcularifation auf ihn übergegangenen Ver—⸗ 
mögensbeftände. Dagegen liegt feine genügend 
ertennbare thatfählihe Grundlage für den Be— 
ftand eines Nechtöverhältniffes vor, wonach das 
Stift verpflichtet gewwefen wäre und demgemäß der 
Staat die Verpflichtung überfommen hätte, „alle 
Koften“ der Schulen zu 3. oder aud nur der hier 
fraglichen beiden Schulen in Dem Sinne zu tragen, 
daß das Stift reip. jet der Staat auch für die 
durch veränderte Berhältniffe nothwendig gewor⸗ 
denen Mehrkoften der Schulen der Stadt ges 

enüber aufzutommen hätte. Weber der Um- 
Hand, daß bie von dem Stifte feiner Beit be- 
ftrittenen Koſten angeblich alle damaligen Koften 
der Schulen umfaßten, noch der weitere Umftand, 
daß das Stift gegen das Ende des vorigen Jahr- 
hunderts Erhöhungen der Lehrergehälter, nad) Ab- 
lehnung berjelben von Seiten der Stadt, aus 
eigenen Mitteln vornahm, vermag ein foldes 
Rechtäverhältnig oder auch nur einen Befigftand 
in Beziehung auf ein folhes zu begründen. Der 
einzige thatjächliche Anhaltspunkt für den Beitand 
eined Rechtöverhältniffes der fraglichen Art könnte 
aus der in den vorgelegten älteren Urkunden ent⸗ 
haltenen Mitteilung entnommen werden, daß bie 
vorgedachte Ablehnung, zu der Erhößung der 
Lehrergehälter beizutragen, von Seiten der Stadt 
erfolgt fei, „weil dad Stift vermöge bes in 
Mitte liegenden Recejjes wegen des 
ftädtifhen Behntens die Schulen und deren 
Lehrer alleinig zu unterhalten verbunden ei“; 
eine Mittheilung, die allerdingd auf eine auch das 
Schulweſen berührende vertragsmäßige Abmachung 
wilden Stadt und Stift Binbeutet. Dieſe Mit- 
teilung ift jedoch in thatfächlicher Beziehung zu 
unbeftimmt, und kann um fo weniger für bie 
Annahme eines Behtenerhältnifies der vorge- 
dachten Art ausreichen, ala in dem nämlichen Be- 
site des Amtsverwefers zu N. vom 27. Mär; 
1789, in weldem jener Mitteilung erwähnt wird, 
ee gejagt wird, „das Stift fei nicht zuftändig, 
daß daſſelbe allein die ln zu unterhalten 
ſchuldig ſei.“ Wie denn aud nicht verſtändlich 
fein würde, wie bad Stift, bei der natürlichen 
Begrenzung feiner Mittel durch das Maaß feiner 
Einnahmen und die ihm noch anderweit obliegen= 
den Ausgaben, eine ſolche unbegrenzte Verpflichtung 
zur Unterhaltung der Schulen habe übernehmen 
mögen. Hiernach, und da unbeftritten die frag. 
lihen Schulen jegt zu öffentlichen Volksſchulen 


5 | außerdem um einen Wet der Landes! 


geworben Du? hat mit Recht die Königliche Re- 
terung die dur die veränderten Berhältniffe, 
— durch die angeordnete Erhöhen der 
Kehrergehälter noihwendig gewordenen Mehrfoften 
von ber Stadtgemeinde, als berjenigen Körper- 
ſchaft, welche nad dem in lee beftegenden 
Rechte für die Koſten der Volksſchule und insbe— 
fondere nad) der Berorbnung vom 29. Juli 1867 
für die Erhöhung der Lehrergehälter aufzulommen 


bat, in Anſpruch genommen. 

Berlin, den 8. Juli 1879. 
8. . teit der Begründung einer ſiscaliſchen 
Berpfli Fran and dem bloßen Beftchen 


—5 — 
in dem fäcularifirtem Stift war der Säcnlarifation. 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
12. v. M. und den Recurs bes Ortsvorftandes 
und des Latholifhen Schulvorftandes zu N. vom 
29. April d. 3. wird das unterm 24. Januar d. J. 
von Derfelben erlaffene Refolut wegen Beftreitun; 
der Reparaturkoften für Fenſter in den zu Schul- 
zweden dienenden Räumen des ehemaligen Klofter- 
conventgebäudes in N. mit Vorbehalt des Rechts⸗ 
weg8*) hierdurch beftätigt. 

enn auch im Klofter zu R. vor befien Säcu— 

lariſation Schuleinrichtungen beftanden haben, und 
von Kloſterbrüdern Unterricht an Kinder der Um- 
gegend ertheilt worben ift, fo folgt daraus doch 
nidt ein Recht der jegigen Schulgemeinde, von 
dem Fiscus ald Rechtsnachfolger des Aoſters bie 
Befriedigung ihrer Schulbedürfniffe und demgemäß 
die Unterhaltung der in dem — Kloſter⸗ 
ebãude —— Schulräume nebft Zubehör 
ordern zu können, zumal diefelbe Urkunde, auf 
welche ſich die Uebermweifun; Bier Näume an bie 
Elementarfhule in N. gründet, das Reſcript vom 
14. November 1835, ben ausbrüdlichen Vorbehalt 
beifügt, daß mit der gemachten Bewilligung „eine 
Terpkigtun, des Staats zur fortdauernden bau- 
lichen Unterhaltung der Elementarfhule nicht ans 
erfannt werben folle.* 


Berlin, den 16. November 1864. 
V. 201. K. 2748. 


4. Unzuläffigleit des Rechtsweges gegen das 

eilertfattoub derer. 

— Die Regierung zu Düffeldorf Hat nach Bulaffung 
der Klage Seitend der Gerichtscommiſſion in R. 
den Gompetenzconflict erhoben. Sie hält ben 
Pag auf Grund der Gabinetsordre vom 
4. Februar 1823, der 35 und 36 ber Ber: 
ordnung vom 26. December 1808**) unb der Ca⸗ 
binet3orbre vom 4. December 1831 für unſtatt⸗ 
haft, da es fih um Anſprüche aus der ers 
waltungszeit der franzöfifhen Regierung und 

—8 andle, 
welche nach Maßgabe der allegirten gelegtichen 
Beitimmungen nit Gegenftand gerichtlicher Ent- 
ſcheidung AG n follen. Der Hagende Kirhenvorftand 
hält den Rechtsweg für zuläſſig, mweil es ſich nicht 
um richterliche rad Hoheitsrechte, 
— lediglich um eine Entſcheidung über die 

rage handle, ob der Fiscus gegen ein ausbrüd- 
liche Gefeg — das franzöfiiche Decret vom 14. Ro: 
vember 1811 — gehandelt und dadurch wohler- 
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worbene Rechte einer Privatperfon beeinträchtigt 
babe. Es Liege nicht die Frage vor, ob der Staat 
berechtigt gewejen fei, dad Säcularifationd-Decret 
zu erlafien, ſondern ob bie hier fragliche Stiftung 
unter jenes Decret falle, was aber nicht ber Fa 
fei, da fie einen pfarrfeelforgerifhen Bwed ges 
habt habe. 

Das Kreisgeriht zu Wefel und das Mppella- 
tiondgeriht zu Hamm halten den Competenz:Con- 
fliet auf Grund der Cabinet£ordre vom 4. Fe— 
bruar 1823 für begründet. In der Sache felbft 
mußte der Rechtsweg für unzuläffig erachtet werden. 
Die Cabinetsordre vom 4. Februar 1823 (Geſeh⸗ 
Sammlung Seite 21) fagt: durch eine an das 
Staatöminifterium erlaffene Ordre vom 20. Juli 
1822 feien die Grundfäge feftgeftellt, nad) welchen 
die Verwaltungsanſprüche an den Staat aus ber 
Zeit vor dem Aufhören ber ehemaligen Fremd— 
herrſchaft in den neu= und wieder eroberten Pro⸗ 
vinzen von dem Schag-Minifterio regulirt werden 
ſollen. In Verfolg defien und in Üebereinſtim 
mung mit ben beöhalb erteilten Beftiimmungen 
wird fobann vorgefchrieben: 

baß die Gerichte hinſichtlich aller folcher, ledig⸗ 
lich aus der Wermaltungszeit vor ber dies⸗ 
feitigen Lanbed-Decupation zu begründenden 
Anforderungen ſich durchaus jeder Einmiſchung 
im Wege eines von den Sntereffenten vec⸗— 
ſuchten oder beabfichtigten Proccfjes gänzlich 
zu enthalten haben. 

Der vorliegende Anfprud; gründet fi) aber 
lediglich auf einen Berwaltungsact der franzoͤſiſchen 
Regierung, indem behauptet wird, daß dieſeibe 
gegen bad Geſetz das Kermögen einer Rikarie 
eingegogen habe, welche feine rellgiöſe Corporation, 
fondern eine Depetenz der Pfarrlirche zu R. mit 
pfarrgottesdienftlihen und ſeelſorgeriſchen Zweden 
geweſen fei. Es liegt aljo eine Verwaltungsſchuld 
aus der Zeit vor ber bdieffeitigen Landed-Occupa- 
tion vor. Die Entfheidung über derartige Ver- 
waltungsfhulden der ehemaligen fremdherrlichen 
Regierung iſt den Gerichten durch die oben alle- 
girte Königliche Cabinet3ordre vom 4. Februar 
1823 in Verbindung mit der in den von Bampe- 
ſchen Jahrbüchern Band 23 Seite 43 abgebrudten 
Allerhochſten Ordre vom 30. Juli 1822 auf das 
unzweibeutigfte gänzlich entzogen und an andere 
Behörden gewielen. 

Auch die von der Regierung in Düffeldorf zur 
ferneren Begründung des Competenz - Conflict 
noch — Cabinetsordre vom 4. December 
1831 (Gefeg-Sammlung Seite 255) fteht der Zu⸗ 
laſſung des gerichtlihen Verfahrens entge en. 
Denn bie von dem Kaifer der Franzoſen als Re- 
gierungs-Borfaßr des Königs in dem betreffenden 

andeötheile angeordnete Säcularifation des Ver— 
mögens ber geiftlihen Corporationen tft, wie ber 
unterzeichnete Gerichtshof bereits in mehreren ähn⸗ 
lichen Fällen angenommen hat, ein Act des Hoheitd- 
rechts des StaatSoberhauptes Anſprüche, melde aus 
einem Acte des Hoheitsrechts gefeigert werben, find 
aber durch die gedachte Allerhöchfte Ordre der Compe⸗ 
tenz ber Gerichte entzogen. Auch kann in Confequenz 
berin jener Orbre enthaltenen Vorſchriften u. rund: 
fäße darüber der Renteimen nicht zugelafjen werben, 
ob die Ausführung überall den bezüglichen geſeh⸗ 





lichen Beſtimmungen entſpreche, indem darauf be= 
zügliche Erörterungen den Wet der Souverainetät 
felbft in ben Bereich der Entſcheidung der Gerichte 
ziehen würden. 

iernach Tonnte dev Competenz-Conflict nur für 
begründet erachtet werden. 

erlin, den 12. April 1862. 

Königlicher Gerichtshof 
zur Entſcheidung der Competenz-Eonflicte. 


6 297c. Beſondere Stantsunterlübung zur 

Förderung des dentſchen Volksfchulwefens 

in den Provinzen Wehprenßen und Poren, 
fowie im Regierungsbezirk Oppeln.*) 

DieStantsregierung bat dem Landtage in derFrüh⸗ 
jahrs⸗Seſſion 1886 eine Reihe von Gejegentwürfen 
vorgelegt, welche die Stärkung ber deutfhen 
Bevölterungindenöftliden PBrovinzenbez. 
die — ber polniſchen Propaganda be— 
treffen. Von denſelben ſind zur Zeit zur Verab⸗ 
ſchiedung gelangt bezw. vom Landtage angenommen: 

1) Das Geſeh betr. die Beförderung deutſcher 
in, in ben Provinzen Weftpreußen und 
Poſen vom 26. April 1886 (Gef.-Samml. ©. 131) 
— nachſtehend abgedrudt. 

2) Das Gefeg vom 6. Mai 1886 betr. die Be— 
ftrafung der Schulverſäumniſſe im Gebiet ber 
Schulordnung für die Elementarfchulen der Pro- 
vinz Preußen vom 11. December 1845 und bes 
Schulreglements vom 18. Mai 1801 für die niebern 
katholiichen Schulen in den Städten und auf dem 
platten Sande bon es und ber Grafſchaft 
Slap(abgedr. im Bd. III, Vorbericht zu 8 332 a. €.) 

3) Das Gefeg betr. die Errichtung und Unter 
haltung von Fortbildungsſchulen in den Provinzen 
Beitpreufen und Poſen vom 4. Mai 1886 — ab» 
gedrudt unten Bd. III 8 354@ Nr. 14. 

Es ſchweben) noch die Verhandlungen über das 
Geſetz betr. die Anſtellung ber Lehrer in den ge- 
daten Provinzen und wird daflelbe event. am 
Ende des dritten Bandes ald Anmerkung zu $ 6 
der Schulorbnung für die Provinz Breuden vom 
11. December 1845 abgebrudt werben. 

Zur weitern Förderung ber bierdurd er= 
wachfenen Aufgaben nimmt ein Nachtrag zum 
Staatshaushaltsetat 1886/87 (Actenftüde des Ab⸗ 
georbnetenhaufes Nr. 158) folgende, (demnächſt 
bemilligte), Mehrforderungen in Ausſicht: 

Eap. 121 Tit. 5a, Bur Verftärtung der Schul« 
auffiht in den Provinzen Weftpreußen und Bojen, 
fowie im Regierung) ezirk Oppeln: 200,000 ME. 

— Tit. 28b. Zur Ergänzung ber Fonds Tit. 27 
und 28 behufs bejondrer Förderung des deutichen 
Volksſchulweſens in den Provinzen Weftpreußen 
und ofen, ſowie im Megierungsbezirt Oppeln: 
400,00 Mt. 

Bermert: Die am Jahresſchluſſe verbleibenden 
Beftände können zur Verwendung in bie fol- 
genden Jahre übertragen werden. 

— Tit. 308. Bur Verftärtung des Fonds 
Tit. 30 behufs befondrer Förderung des deutfhen 
Vollksſchulweſens in den Provinzen Weftpreußen 
und Bofen, ſowie im Regierungsbezirk Oppeln: 
50,000 Mt. 


*) 01. 9 292 Hub. L =) Zur Zeit (Ma 1886). 
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ferner an „einmaligen Ausgaben“: 

Cap. 15 Tit. 598. Zu Elementarfhulbauten 
behufs befondrer Förderung des deutſchen Volks— 
ſchulweſens in den Provinzen Weſtpreußen und 
BVofen, ſowie im Regierungsbezirk Oppeln: 

‚000,000 Mt. 

Die „Erläuterungen“ bemerken dazu: 

Die Erfahrung zeigt, daß der Rüdgang ber 
deutſchen Bevölkerung in den überwiegend von 
einer polnifh redenden Bevölferung bewohnten 
Bezirken am wenigiten da eingetreten ift, wo ber 
deutſchen Bevölkerung in einem eigenen rein 
deutſchen Schulſyſtem ein fefter Halt gegeben war 
ober body mindeſtens die Schulen normal fo aud- 
geftattet waren, daß fie dem weitern Bildungsbe— 
dürfniß der deutfchen Bevölkerung und dem was 
derfelben in andern rein deutſchen Provinzen durd) 
bie Schule geboten wird, Rechnung trugen. 
wird deshalb beabfichtigt, der deutichen Bevölkerung 
in ben Provinzen Weitpreußen und ®ofen, fowie 
im Regierungsbezirk Oppeln durch die —— 
dung neuer oder durch die beſſere Ausgeſtalitung 
ber für fie vorhandenen Schulen eine Siütze zu 
gewähren, welche mit dazu beiträgt, die bereits 
dort anfäffige beutfche Bevölkerung ihrem Wohn- 
fit und ihrer Nationalität zu erhalten, zugleich 
aber den Zuzug von Deutihen aus den Nachbar⸗ 
provinzen erleichtert und fürbert. — Um für die 
deutſche Volksſchule in den —— Bezirken 
Lehrer von beſondrer Tüchtigfeit und bewährter 
deutſcher le gewinnen, ift in Ausficht 
enommen, diefen Lehrern eine Berbeflerung ihres 

inkommens durd) Gewährung von nicht penfiong- 
berechtigten Stellenzulagen im Durchſchnitt von 
etwa 300 ME. jährlich zu Theil werden zu laffen. 
Eine gleihe Zulage follen diejenigen beutichen 
Lehrer erhalten, welche in die Teningen Weit: 
preußen und Bofen, ſowie in den Regierungsbezirk 
Oppeln zum Erfag für die aus dieſen Bezirken 
zu entfernenden national unzuverläffigen Elemente 
des Lehrerſtandes hineingezogen werben follen, 
einem dahingehenden Ruf gern zu folgen aber 
vorausfitlih nur dann bereit fein werben, wenn 
ihnen eine entfprechende Verbeſſerung ihres Ein- 
tommens gewährt wird. — Da die Gemeinden im 
Allgemeinen ſchon jest bis an bie äußerfte Grenze 
ihrer Leiftungsfähigkeit mit Abgaben belaftet find, 
fo bedarf e3 zur Durchführung diefer Maßnahmen 
ber Bereitftellung von Mitteln aus Staatsfonds. 
Die im Staatshaushaltsetat unter Cap. 121 
zit. 27 und 28 zur Verfügung ftehenden Beträge 
find im Vergleich zu dem Gejammtbedürfnig ber 
Monarchie zu fnapp bemeffen, als daß den Pro- 
vinzen Weftpreußen und Poſen, ſowie bem Regie— 
rungsbezirt Oppeln ein jo erheblicher Antheil zu= 
ebilligt werden könnte, wie es das nationale 

ntereife dringend erfordert. Demgemäß wird 
beantragt, unter Cap. 121 Tit. 28b des Etats 
einen bejondern Fonds für dieſe Bwede in Höhe 
von 400,000 DE. jährlich zu bemilligen. — 

Auf dem Gebiete der Schulaufficht ift dem Be- 
dürfniß für eine engere Begrenzung ber im Haupt» 
amte verwalteten Kreisichutinfpectiongbezirte zum 
Theil bereit durch den Staaishaushalisetat für 
1. April 1886/87 Rechnung getragen. Indeſſen 
ift eine weite Verftärkung der Schulauſſicht in 


€3 | zu Cap. 





ben Provinzen Weftpreußen und Pofen, fowie in 
dem Regierun 5 Oppeln einerſeits durch die 
beabſichtigte Gründung neuer Schulſyſteme und | 
durch einen umfangreichen Wechfel im Lehrperfonal, 
welhe Maßnahmen die Anforderung an die Ar- 
beitskraft der Schulauffichtsbeamten erheblich ftei- 
gern, andererſeiis durch die Thatfache geboten, 
daß ein großer Theil der jegt angeftellten Lehrer 
in nationaler Beziehung nicht zuverläffig ift und 
deshalb einer fteten Aufficgt bedarf. Es wird 
unter dieſen Umftänden beantragt, unter Cap. 121 
Tit. 258 des Etat3 „zur Verftärtung der Schul- 
aufficht in den Provinzen Weftpreußen und Poſen, 
fowie im RegierungSbegirt Oppeln jährlich“ 
200,000 Mt. zu bewilligen. — — 

Die Ausbringung eines Dispoſitionsfonds zur 
Sörberung des deutichen Volksſchulweſens, wie er 

21 Tit. 308 des Etat3 mit 50,000 Mt. 

jährlich in Antrag gebracht ift, empfiehlt fich durch 
die Erwägung, N e3 mannigfadhe, im Etat nicht 
befonder8 vorgefehene Ausgaben, 3. B. für die 
Gründung deutfher Lehrer und Schülerbiblio— 
thefen, giebt, zu deren Beftreitung der Fonds 
Cap. 121 Tit. 30 zureihende Mittel nicht gewährt. 
Hand in Hand mit der Begründung neucr 
deuticher Volksſchulen und der beſſern Ausgeftal- 
tung ber vorhandenen Schulen zu Gunften der 
beutichen Bevölferung wird die Befriedigung des 
baulichen Bebürfniffes zu gehen haben, die nur 
unter erheblicher Betheiligung des Staats, wie fie 
die Lage des Fonds Cap. 121 Tit. 288 nicht ges 
ftattet, ausführbar if. In Bofge deffen ift bei 
den einmaligen und außerordentlihen Ausgaben 
„zu Elementarfchulbauten” behufs befonderer För⸗ 
derung des beutichen Volksſchulweſens in den Pro⸗ 
vinzen Weftpreußen und Pofen, fowie im Regie- 
rungsbezirk Oppeln unter Cap. 15 Tit. 59a des 
Etat die Bewilligung eines Betrages von 
2,000,000 ME. in Antrag gebracht worden. — 


I. Gefeß, betreffend die Befördernug dentſcher An- 
— in den Provinzen Weſtpreußen nnd 
ofen. Vom 26. April 1886(Gef.-Sammi. S. 181). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen zc. 
verordnen unier Buftimmung beider Häufer 
des Landtages der Monardie, was folgt: 
1. 

Der — wird ein Fonds von 
100 Millionen Mark zur Verfügung geftellt, um 
zur Stärkung des Deuiſchen Elements in ben Pro— 
vinzen Weſtpreußen und Poſen gegen polonifirende 
Beftehun en durch Anfiedelung*) deutſcher Bauern 
und Urbeiter 

1. Grundftüde käuflich zu erwerben, 

2. foweit erforberlih, diejenigen Koften zu be= 

ftreiten, welche entftehen 
a) aus ber erftmaligen Einrichtung, 
b) aus der erftmaligen Regelung der Ge= 
meinde⸗, Kirchen⸗ und Schulverhäftniffe 
neuer Stellen von mittlerem oder Meinem 
Umfange oder ganzer Landgemeinden, mögen 
fic auf befonder8 dazu angelauften (Nr. 1) 


*) of. über bie 
15T ve Bei. 


Bora einer "Kı lung": 
ER Keyah 1676’ Cunln 9 300 And. IE 


Stantdunterftügung für deut ſche Volksſchulen in ben Prov. Weftpreußen, Poſen ꝛc. 8 2970. 475 


oder auf fonftigen, dem Staate gehörigen 
Grundftüden errichtet werben. 

Mit der fäuflichen Erwerbung von Grundftüden 
ift nur in dem Umfange vorzugehen, daß hin— 
längliche Mittel zur Beſtreitung der nah Nr. 2 
erforderlichen Koften übrig bleiben. 

82 

Bei Ueberlaffung der einzelnen Stellen (8 1) 
iſt eine angemefjene Schadloshaltung des Stanted 
vorzufehen. 

Die Ueberlaffung kann 


u Eigenthum gegen 
Kapital oder Rente, oder au 


in Zeitpacht erfolgen. 


83. 

Erfolgt die Heberlaffung der Stelle (8 2) gegen 
Webernahme einer feiten Geldrente (Rentengut), 
fo kann die Ablösbarkeit der letzteren von der Zu- 
ftimmung beider Theile abhängtn gemacht werden. 

Die Feſtſtellung des Ablöfungsbetrage® und der 
Kündigungsfrift bleibt der vertragsmäßigen Be- 
ftimmung überlaffen. Bon dem Rentenbereditigten 
darf jedoch ein höherer Ablöfungsbetrag als ber 
fünfundzwanzigfade Betrag der Mente nicht ge 
fordert werden, wenn die Ablöfung auf feinen 
Antrag erfolgt. 

Bei der Eintragung der Rente in das Grund⸗ 
buch müffen die Abreden über den Ausfchluß der 
Ablösbarfeit, ſowie über die Feititellung des Ab⸗ 
löſungsbetrages und ber Kündigungsfrift in das 
Grundbuch eingetragen werden. ft dies nicht 
aelgehen, fo gilt Dritten gegenüber die das Grund» 
ftüd belaftende Rente als eine folhe, melde von 
dem Verpflichteten nad) fedhemonatiger Kündigung 
it dem zwanzigfachen Betrage abgelöft werben 
ann. 


84. 

Den feiten Geldrenten find gleich zm achten die⸗ 
jenigen_ feften Abgaben in Körnern, welche nad) 
dem jährlichen, unter Anwendung der 88 20 bis 
25 des Ablöfungsgefeged vom 2. März 1850 er- 
mittelten Marktpreife in Gelb abzüführen find. 


85. 

Sofern bei Veräußerung einer Stelle gegen 
eine Rente der Eigenthiimer des Rentenguts ver- 
tragsmäßig in feiner Verfügung dahin befchränft 
wird, daß die Buläffigteit einer Bertheilung des 
Grundſtücks oder der Wbveräußerung von Theilen 
deffelben von ber Suftimmung bes Rentenberech⸗ 
tigten abhängig fein fol, fo Kann die verjagte 
Einwilligung durch richterlihe Entſcheidung der 
Augeinanderjegungsbehörde ergänzt werben, wenn 
die Zertheilung oder Abveräußerung im gemein 
Ichaftlicden Iniereſſe wünfchenswerth erjcheint. 


6. 

ft dem Erwerber eined Mentengut3 vertrags⸗ 
mäßig die Pflicht auferlegt, die wirthſchaftliche 
Selbitändigteit ber übernommenen Stelle durch 
Erhaltung des baulichen Buftande® darauf be- 
findliher oder darauf zu errichtender Gebäude, 
duch Erhaltung eines bejtimmten landwirth⸗ 
ſchafilichen Inventars auf derfelben oder durch 
andere Leiftungen dauernd zu fichern, fo kann der 
Zerpflichtete durch Ticteriiäe Entſcheidung ber 
Auseinanderfegungsbehörbe von feiner Verpflich⸗ 
tung befreit werben, wenn der Aufrechthaltung 
der mwirthichaftlihen Selbſtändigkeit ber Stelle 





übertviegende gemeinwirthichaftliche Interefien ent 
gegenftehen. 


87. 

Wird im Falle des 8 5 die Zuftimmung des 
Rentenberechtigten ergänzt oder wird im alle des 
$ 6 die Befreiung des Verpflichteten ausgeſprochen, 
fo kann ber Rentenberechtigte, wenn im Vertrage 
nicht etwas Anderes beſtimmt ift, die Ablöfung 
der ganzen Rente zum fünfundzwanzigfachen Bes 
trage verlangen. 88 


Die Beträge, melde der Staat ald Schadlos- 
haltung (3 2) erhält, fowie die Einnahmen aus 
wieberveräußerten Grundſtücken und aus Zwiſchen⸗ 
nutzungen find alljährlich in den Staatshaushalts⸗ 
etat aufzunehmen und fließen — ſoweit fie nicht 
aus der Beräukerung von Domänen und Forſten 
herrühren — bis zum 31. März 1907 zu dem im 
8 1 bezeichneten Fonds. 

Bon dem Iepteren Zeitpunkte ab treten dieſe 
Einnahmen den allgemeinen Staatseinnahmen zu. 


9. 

Bur Bereitftellung v5 Summe für die im 81 
edachten Berwendungszwede find GSchuldver- 
hreibungen auszugeben. 

Wann, durch welche Stelle und zu welchen Be- 
trägen, zu welchem Zinsfuße, zu welchen Bedin- 
gungen der Kündigung und zu welchen Kurſen 
die Schuldverfchreibungen verausgabt werben follen, 
beftimmt der Finanzminifter. 

Im Mebrigen kommen wegen Verwaltung und 
Tilgung der Anleihe und wegen Verjährung der 
Zinfen die Vorſchriften bes Geſetzes vom 19. De⸗ 
cember 1869 (Gejeß-Sammlung Seite 1197) zur 
Anwendung. 8 10 


Die aus Anlaß der 88 1 und 2 diefes Geſetzes 
ftattfindenden Acte der nichtftreitigen Gerihtsbar- 
keit, einſchließlich der grundbuchrichterlichen Thätig⸗ 
keit, fowie das Verfahren vor der Auseinander- 
ſetzungsbehörde find ftempel- und Toftenfrei. 


811. 

Dem Landtage ift jährlich Über die Ausführung 
dieſes Geſezes insbeſondere über die erfolgten 
Ankäufe und Verkäufe, die Anficbelungen oder 
deren Vorbereitung und die Verwaltung der ans 
gelauften Güter Rechenſchaft zu geben. 

Ueber die gefammten Einnahmen und Ausgaben 
des im $ 1 genannten Fonds ift nad) Maßgabe 
der für den Staatshaushalt beftehenden Bor= 
fhriften Rechnung zu legen. 


g 12. 

Die Ausführung diefes Gefepes wird, ſoweit 
folhe nad) den —— des 89 nicht durch 
den Finanzminiſter erfolgt, einer beſonderen 
Commiffion übertragen, welche dem Staatsminis 
fterium unterftellt ift. 

Die näheren Beftimmungen über die Zufammens 
feßung, den Sig, den Sergäftstreis und bie Bes 
fugniffe der Commiffion erfolgen im Wege König- 
licher Verordnung. 

Die perfönlihen und ſächlichen Berwaltungs- 
audgaben find aus dem im $ 1 genannten Fonds 
zu beftreiten. Diefelben find nad Maßgabe der 
dur Königliche Verordnung getroffenen Ein 
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richtungen vom 1. April 1887 ab in den Staats: 
haushalt3etat einzuſtellen. 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrudtem Söngtien nfiegel. 

Gegeben Berlin, ben 26. April 1886. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. v. Buttlamer. 
Zugleich für den aeinlier Der öffentlichen Arbeiten. 
ucius. 
Friedberg. v. Boetticher. v. Scholz. 
Bronſart v. Scheilendorff. 


8 298. Schulſtiſtungen. 

1. Ert. bed Appellationzgerichts zu N. v. 12. Sept. 
1863 betr. bie Vertretung und Verwaltung einer 
Stiftung durch Geſellſchaſten ohne Corporationsrechte. 
C.Di. 1860, S. 390 — nicht abgebrudt. — 

2. €. v. 3. Juni 1867 betr. die Natur der Zuſchüſſe 
aus milden Stiftungen fpeciell ber Stiftung montis 
pietatis als Unterftügungen. 

3. Statut ber Graf von Schlabrendorff'ſchen Schulen: 
fiftung C.⸗Bi. 1863 ©. 722 fi. — nit ab: 
gebrudt. — 

4. Regulative für bie Verwaltung bed Schlefiihen Frei- 
hrgelberfondd. C.:Bl. 1865 S. 333 fi., 1868 
6. 376 fi. — nit abgebrudt, — 

5. Friedrich Wilhelm Prämienftiftung für Elementar⸗ 
lehrer im Reg.:Bez. Trier. C.⸗Bl. 1865 ©. 729 
— nicht abgebrudt. — 

6. Ueber bie Beibehaltung ber Leiftungen aus Stiftungen 
für Schulen in den Provinzen Oft: und Weftpreußen : 
cf. 8 38 der Schulordnung vom 11. Dec. 1845 
(unten 8b. III a. €.). 

7. Die zur Erriätung einer gemeinnügigen Anftalt vom 
Dperpräfidenten nah 8 11 Nr. 4 ber Geichäftd- 
inftruction vom 31. Dec, 1825 eriheilte Geneh⸗ 
migung verleiht ihr feine Rechtsperſönlichteit. Erk. 
des Reihögerits II Rr. 426 v. 5. Mär) 1885 
(Pr. Verw.l. VI 287) — of. im Übrigen über den 
Bermögenserwerb berfelben: 8299 Nr. 3, 8315 Ar. 4. 


2. Natur der Zuſchüſſe and milden Stiftungen 
ferien ans ge Fendd montis plotatis, 


Auf die Vorftelung vom 8. v. M., betreffend 
den aus der Kaffe montis pietatis gewährten Bus 
ſchuß zum Gehalt des dortigen Küfterd und Lehrers 
N, an ih dem Magifrat Folgendes: 

Die Kaffe montis pietatis ift keine Staatskaſſe, 
fondern eine wohlthätige Stiftung, melde ihr 
eigenthümliche8 Vermögen und die Rechte einer 
fe ständigen juriſtiſchen PBerfon hat, von einem 
eigenem Directorium unter Wufficht des Staats 
verwaltet wird, und dem Zwed gewidmet ift, das 
teformirte Kirchenweſen da, wo ſich ein Bedürfniß 
hierzu geltend macht, durch freigebige Bumendungen 
aus den Revenien des GStiftungsvermögensd zu 
unterftüßen. 

Die Zahlungen aus der Kaffe montis pietatis 
beruhen daher einerfeit3 immer auf der Vorauss 
fegung eines obmaltenden Unterftügungsbebürf- 
niſſes, und anbererfeit3 niemals auf einem Rechts⸗ 
anſpruch, welcher etwa irgend einem Dritten auf 
die Bohithaten der Stiftung eingeräumt wäre oder 
von dem Directorim der Siftung nad) den Be⸗ 
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ftimmungen über bie Verwendung der Stiftung 
eingeräumt werben dürfte. Auch eine noch fo 
viele Jahre hindurch fortgefepte Gewährung einer 
Unterftügung aus den Mitteln ber Stiftung kann 
einen Rechtsanſpruch gegen die Stiftung auf 
jen= Gewährung dieſer Unterftügung fo wenig 
gründen, als andere Woßlthäter durch ihre freie, 
noch fo lange fortgejeßte Uebung der Wohlthätig- 
teit ben Empfängern gegenüber zu 
leihem Wohithun redtlid) verpflichtet werben. 
m ällen, wo verfucht worden ift, dem entgegen 
die Stiftung montis pietatis aus dem Grund, 
weil fie bisher Unterftüugung gewährt hatte, auch 
ferner dazu im Rechtsweg anzuhalten, find ſolche 
auf gänzliher Verkennung des Sachverhältniſſes 
beruhende Klagen daher auch von ben Gerichten 
als unbegründet abgewiefen worben. 

In dem eben bemerkten Verhältniß gegenüber 
der Stiftung montis pietatis kann aber aud) 
ferner dadurch nicht? geändert werben, daß ber 
Empfänger einer Unterftügung mit einem Dritten 
über den Bezug und die Verwendung diefer Unter- 
ftügung einen an fid) zuläffigen und von ben Be— 
hörden deshalb genehmigten Vertrag abſchließt, 
zumal wenn zu diefem Vertrag daß die Stiftung 
verwaltende und nad Außen vertretende Direc- 
torium gar nicht einmal zugezogen ift. Ein folder 
Vertrag kann vielmehr nur die Bedeutung haben, 
daß feine bezüglichen Beftimmungen für die Con- 
trahenten maßgebend und von ihnen zu erfüllen 
find, fo lange die Stiftung die Unterftugung, auf 
welche fi der Bertrag bezicht, überhaupt ge 
währen fann und will, wogegen die Ichtere jelbft 
durch einen dergleihen Vertrag Dritter an ſich 
gar nicht berührt wird. 

Nah Erwägung des Borftehenden wird der 
Magiftrat die Hinfälligkeit der erhobenen Anfprüche, 
bie ich hierdurch wiederholt zurüdweifen muß, leicht 
ſelbſt erfennen, und wohl daran thun, nicht weiter 
Anlaß zu der Annahme zu geben, daß die frei- 

ebigen Buwendungen aus ber gedachten Stiftung, 
Katı mit dem — Dank empfangen zu 
werden, dort nur zur Erhebung und Verfolgung un⸗ 
begründeter Rechisanſprũche verleiten. 


Berlin, den 3. Juni 1867. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Wngelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


erneren 


An 
den Magiftrat au R. 
u. 12300. 


$ 299. Vereine für Schulzwecke. 


1. E. des Min. d. 3. v. 19. Juli u. 18. Dee 1876 
betr. bie Rormalftatuten für Vereine. 

2. €, v. 7. Febr. 1860 betr. den Ausihluß ber Ber: 
leihung von Gorporationsrehten an rveligidfe 
Vereine 

3. €. v. 26. Nov. 1867 betr, bie Befugniß von Ber 


einen ohne Gorporationsrete zur Annahme von 
Erbſchaften ohne ftaatlide Genehmigung, — cf. 
8 315 Ar. 4. 


4. Statuten bed Vereins für ben Unterriht und bie 


Erziehung Taubftummer im Reg.⸗Bez. Oppeln v. 
31. Juli 1865 6.81. 1866, 293. — of, unten $ 354b. 
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1a. Begrlindung der Anträge auf BVerleihnn 
juriftifher Perſöulichleiten an Vereine zc. an 
Grund eined Normalftatuts. 
Berlin, den 19. Zuli 1876. 
Die Anträge auf Verleihung juriftiicher Pers 
ſönlichkeiten an Vereine, Hojpitäler u. |. w. a 
ſich neuerdings fo gehäuft und find vielfach auf 
Grund fo mangeldaft redigirter Statuten ae 
worden, daß es fi) dringend empfiehlt, den Pro 
vinzialbehörden ein Normalftatut zugän ich zu 
machen, welches bei künftigen derartigen Anträgen 
ala Mujter benugt werben fann. Auf diefe Weife 
werben die Sesüglicgen Arbeiten in den Auſſichis⸗ 
inftauzen erheblich vermindert und den Antrag- 
ftellern große Weitläufigfeiten erjpart werben. 
Em. ꝛc. überjeude id) hierbei ein Exemplar eines 
breifachen,") zu dem gedachten Behufe ſich eignen⸗ 
ben Normalftatuts nebjt — Wbbrüden für die be- 
treffenden Königlichen Regierungen mit dem ganz 
ergebenften Erfuchen gefälligft darauf Hinzuwirken, 
dab dieſes Normaljtatur fünftighin bei Anträgen 
auf Verleihung juriſtiſcher Perſönlichteiten mög- 
lichſt zur Richtſchnur genommen wird. 
Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: Ribbed, 


An 
ſammtliche Herren Oberpräftbenten. 

I. Statut des Kinderbewahrungs— 

Vereins in 9. 

81. Zu 9. hat 2 im Jahre 1860 ein Verein 
gebildet, welcher den Zweck verfolgt, den im Alter 
von 2 bis 6 Jahren ftehenden Kindern von Hand⸗ 
arbeitern und Profeffioniften in der Zeit, während 
welcher die Eltern vom Haufe abweſend oder I 
mit Arbeit bejchäftigt find, eine ſichere Unterfun 
und den ihrem Alter angemefjenen Unterricht in 
Armuthsfällen unentgeltlich, außerdem gegen eine 
mäßige ergiitung zu gewähren. 

Der Verein führt die Bezeichnung „Kinder- 
bewahrungsverein“ und hat feinen Sig [und 
Gerichtäftand]**) in der Stadt 9. 

82. Um den in dem $ 1 bezeichneten Zweck 
gu erreichen, ftellt der Berein, fofem nicht jeine 

itglieder fi unmittelbar der Beaufſichtigung 
und Unterweijung ber Kinder widmen, die ge- 
eigneten Lehrkräfte nebft dem entfprechenden Hü N 
perjonal an. 

8 3. Die Mittel, welde ihm zu dem Behufe 
zur Verfügung ftehen, find: 

a) das an der Bahnhofsſtraße belegene, Blatt... 
des Grundbuchs eingetragene Gruudftüd .... 
von ... Quadratfuß Grundfläche; 

b) dad in demjelben befindliche Inventarium im 
Werthe von ....; 

c) dag fi) gegenwärtig auf.... belaufende Ca= 
pitalvermögen, für defien Belegung der $ 39 
der Vormundihaftsordnung vom 5. Juli 1875 
Geſ.Samml. ©. 439) maßgebend ift; 

Fl die Beiträge der Mitglieder; 

e) die nad) $ 1 Abf. 1 Seitend der Pfleglinge 
etwa zahlbaren Vergütungen. 

8 4. Mitglied des Vereins und fomit ftimm- 

bevehtigt für die Generalverfammlung (cf. 88 9 


*) Das dritte Rormalftatut iſt als daß Unterrichts 2. 
Reffort nit berüßtend mweggelafien. 
=) of. jept 5 19 ber beutichen Ginifprocegorbnung. 
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bis 11) wird Jeber, der für die Vereinszwecke eine 
einmalige Zahlung von Dreihundert Mark zur 
Vereinstkaſſe leiftet oder fih zur Zahlung eines 
fortlaufenden jährlihen Beitrags von mindefteng 
drei Mark verpflichtet. 

Wer mit Bahlung des Jahresbeitrages (nach 
erfolgter Erinnerung) länger als drei Monate im 
Rüditande bleibt, wird der Mitglichfhaft verluftig 
und in der Vereinsliſte geitrichen. 

85. Der Verein wird geleitet und [abgefehen 
von den ftatutariich ber Generalverfammlung vor⸗ 
behaltenen Fällen, |*) in allen feinen Angelegen- 

eiten — sinfetienih derjenigen, welche nad} den 
jefegen eine Specialvollmadt erfordern — ge- 
eigneten Falles mit Subftitutionsbefugniß, vor 
Beyörden und Brivatperfonen gegenüber, vertreten 
darch einen aus fünf Damen und brei Herren bes 
fehenben Vorftand. 
ie betreffenden Perſonen werden von ber 
Generalverfammlung (cf.$ 12) aus der Zahl ber 
großjährigen Mitglieder ($ 4) erwählt. 
Der Borftand wählt aus feiner Mitte 
1. einen Borfigenden, 
2. einen Kafjirer, 
3. einen Schriftführer, 
nebft den entſprechenden Gtellvertretern. 

Urkunden, welche ben Berein vermögensrechtlich 
verpflichten follen, find unter deſſen Firma vom 
Vorjigenden und Schriftführer — oder deren Stells 
vertretern — zu vollziehen. 

Bur Legitimation diefer Vorſtandsmitglieder nach 
Außen dient ein Atteft des Bürgermeifters, wel⸗ 
chem zu dem Behufe die jedesmaligen Wahlver- 
Handlungen mitzutheilen find.*) 

8 6. Der Vorfigende (oder deffen Stellvertreter) 
leitet die Verhandlungen des Vorſtandes fowie die 
Gencralverfammlungen. 

Er beruft den Vorſtand, fo oft dies die Lage 
der Gejchäfte erfordert, insbeſondere alddann, wenn 
2 Mitglieder des Vorſtandes darauf antragen. 

Die bezüglichen Einladungen erfolgen ſchriftlich, 
unter Mittheilung ber Zageborbnung. 
-8 7. Bur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes ift, 
den Vorſitzenden ober deſſen Stellvertreter und 
den Schriftführer oder deſſen Stellvertreter mit- 
inbegriffen, die Anwefenheit von fünf Mitgliedern 
erforderlid. 

Die Beihlüffe werben nad) der Stimmenmehr- 
heit gefaßt. Nur bei Stimmengleichheit entjcheidet 
das Botum des Vorfigenden. 

Ueber die bezüglichen Verhandlungen iſt vom 
Schriftführer ein Protocol aufzunehmen, welches 
von diefem und dem Vorſitzenden zu vollziehen 
und — gleid) den übrigen Archivalien bed Vereins 
— vom Schriftführer aufzubewahren ift. 

88. Der Kaffirer führt und verwahrt bie 
Bereinstafie. 

Die zu berfelben gehörenden Inhaberpapiere 
find fofort beim Erwerbe durch den Bürgermeifter 
außer Cours zu feben. R 

Seitens de3 Kaflirerd ift in jeder Vorſtands⸗ 
figung eine Weberjicht des Vermögensſtandes vor⸗ 
zulegen, welche zu den Aeten genommen wird. 

89. Zum ausſchließlichen Geſchäftskreiſe der 


*) of. unten Rr. 1b (©. 480). 
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Generalverfammlung, in welcher jedes perſönlich 
erſcheinende Mitglied eine Stimme führt, gehört: 
a) die Wahl des Vorftandes (cf. 88 12—14), 
b) die Feftitellung des nächitjährigen Etate, 

c) die Deargirung der vom Kajfirer ur 
ftelenden Rechnung für das abgelaufene 
Kalender (und Geihäfts-) Jahr, 

d) die Entgegennahme des vom Borftande all: 
jährlich zu erftattenden und der nächſten ftaat- 
lien Aufſichtsbehörde in zwei Exemplaren 
einzureichenden Gefchäftsberichts, 

e) jede Abänderung des Statutd, 

f) die etwaige Auflöfung des Vereins, 

10. Der Vorſiand ftellt die Tagesorbnun; 
ir die Generalverfammlung feft und erläßt Burg 
jeinen Vorſitzenden die Einladung zu derjelben. 

Die —ãA einer Generalverſammlung er⸗ 
folgt, fo oft dies der Vorſtand nad) Lage der Ge— 
ichäfte für erforderlich erachtet, außerdem, und 
zwar binnen einer Frift von längſtens (vier) 
Boden, menn 10 Bereinsmitglieder ſchriftlich 
beim Vorftande einen motivirten desfallfigen An- 
trag ſtellen. 

ie Einladung wird unter Mittheilung ber 
Tagesordnung durd) einmalige, mindeſtens 8 Tage 
vor dent Termine zu bewirkende Infertion in das 
Kreisblatt, und falls diefes eingehen follte, in ein 
anderes vom Vorſtand auszumählendes Blatt 
bewirkt. 

8 11. Zur Beſchlußfähigkeit der Generalver— 
ſammlung iſt die Anweſenheit von (neun) Ber- 
einsmitgliedern [von mehr als ber Hälfte der 
Vereinsmitglieder] erforderlich. 

Hat eine Gencralverfammlung wegen Beſchluß—⸗ 
unfähigteit vertagt werden müfjen, fo ift die dem⸗ 
jemäß einzuberufende neue Generalverfammlung 
on bei der Anweſenheit von (fünf) Vereinsmit— 
gliedern [ohne Rückſicht auf die Zahl der an- 
wejenden Mitglieder] beichlußfähig: ſoſern auf 
dieſe Folge in der Einladung ausdruͤcklich aufmert- 
fam geniacht ift. 

Abgeſehen vom Falle der Stimmengleicheit, 
bei welcher da3 Votum bed — entſcheidet, 
werden die Beſchluſſe nach der abjoluten Stimmen⸗ 
mebrheit gefaßt. 

eber die Form der Abftimmung (mündlic, 
verdedt ober duch Acclamation 2c.) entſcheidet — 
mit Ausnahme der Vorſtandswahlen, welche ver— 
mittelſt Stimmzettel vorgenommen werden müffen 
— das Ermeljen ber Berfammlung. 
R Ueber die Verhandlung Hat der Schriftführer 
ein Protocoll aufzunehmen, welches von ihm nebſt 
dem Borfigenden und mindeſtens drei anderen 
Bereinsmitgliedern zu vollziehen ift. 

8 12. ©egenwärtig und bis zum Schluffe des 
laufenden Jahres fungiren als Mitglieder de Vor: 
ftandes folgende Perfonen (inser. nom.). 

An deren Stelle ift in der gegen ben Schluß 
be3 laufenden Jahres (cf. 8 $ lit. b) anzube- 
taumenden Generalverfammlung ein neuer Bor: 
ftand zu wählen, und zwar auf die Dauer von 
drei Kalender= (und Geihäft-) Jahren, nad) deren 
Ablauf in gleicher Weife eine Neuwahl erfolgt. 
Abtretende Mitglieder find wieder wählbar. 

* 13. Die Wahl jedes einzelnen Vorſtandsmit⸗ 
gliedes tft in einem befonderem Wahlgange zu be⸗ 
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wirken. Ergiebt ſich bei einer Wahl nicht fofort 
die nach $ 14 Abſatz 3 erforderliche Majorität, fo 
find bei einem zweiten Wahlgange nur diejenigen 
beiden Mitglieder zur engeren Wahl zu bringen, Air 
welche vorher die der abjoluten Majorität am nädj- 
ften tommende Stimmzahl abgegeben war. Sollten 
diefer Mitglieder mehr als zwei gemwefen fein, fo 
müffen fie fämmtlih zur engeren Wahl gejtellt 
und es muß mit feßterer fo fange forigefahren 
werden, biß fich die erforberliche Majorität ergiebt. 

8 14. Scheidet ein Mitglied innerhalb feiner 
dreijährigen Yunctionsperiode aus dem Vorjtande, 
fo ift für die Zeit, während welcher dieſes ausge— 
ichiedene Mitglied noch zu fungiren gehabt hätte, 
eine Ergänzungswahl nah Maßgabe der 88 12 
und 13 zu veranlafjen. 

Tritt die Nothwendigkeit einer folden Ergänzungs- 
wahl zu einem Beitpuntt ein, in weldem die Lage 
der anderweiten Geihäfte nach dem Ermeſſen des 
Vorftandes die Einberufung einer bejonderen 
Generalverfammlung nicht dringend nothwendig 
macht, jo iſt der Borftaud befugt, die Vornahme 
einer fürmlihen Wahl bis dahin, daß aus fon- 
ftigen Gründen die Einberufung einer General- 
verfammfung erfolgt, zu verjchieben und fich einft= 
weilen im Wege der einfachen Cooptation zu er- 
gänzen. 

$ 15. Abänderungen des Statutd, welche den 
Sig, den Zwed und die äußere Vertretung des 
Vereins betreffen, ſowie Beichlüffe, welche die Auf: 
töfung des Vereins zum Gegenjtande haben, be- 
dürfen Iandesherrlicher enehmigung. 

Sonftige Statutänderungen find von ber Bus 
ftimmung des Oberpräfidenten ber Provinz ...... 
abhängig. 


— den 
(Unterfchrift des zeitigen Vorſtands.) 
I. Statut für das jüdiſche Hospitalin F. 

8 1. Im Jahre 1870 find zu F. folgende Ber- 
fonen zc. zu dem Zweck zufammengetreten, durch 
eigene Beiträge und durdy Sammlungen bei ihren 
Sreunden ein jüdifhes Hospital zu gründen, d. h. 
eine Anftalt, in welcher unbeicholtene hülfsbebürf- 
tige jüdifche Perſonen beiderlei Geſchlechts, die das 
fünfzigfte Lebensjahr überſchritten haben, Woh- 
nung und Verpflegung empfangen, — in Armuths⸗ 
fällen unentgeltlich, andernfalls gegen eine mäßige 
Vergütung, 

egen Unzulänglichfeit der Mittel mußte man 
fid) Anfangs darauf beichränten, höchſtens 6 Pfleg- 
linge aufzunegmen und dieſe, entſprechend dem 
vorgebachten Zwecke, bei achtbaren Familien untere 
zubringen. 

Nachdem es Ingwtien gelungen tft, ein eigenes 
Grundſtück zu eriverben und auszubauen, wird 
hierdurch die projectirte Alterdverjorgungsanftalt 
unter der Firma: „das jüdiſche Hospital zu 5.” 
mit dem Sitze [und erichtsftand]*) in dieſer Stadt 
ins Leben gerufen und zwar auf Srund der nach⸗ 
folgenden Beftimmungen: 

$ 2. Die Mittel, welche dem Hospital Behufs 
Erreihung der im & 1 bezeichneten Zwecke zur 
Verfügung ftehen, find: 

a) da8 an ber .... Straße befegene, Blatt ... 


*) of. jegt $ 19 der deutſchen Giollprocegorbnung. 
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des Grundbuchs eingetragene Grundſtück .... 
von ... Quadratfuß Grundfläche; 

b) das in demſelben befindliche Inbentarium im 
Werthe von ..... B 

c) das fich gegenwärtig auf noch .... belaufende 
Eapitalvermögen, weldes von den im $ 1 
genannten Perſonen aufgefammelt und nad 
Beitreitung der Koften für das Grundftüd 
nebft Zubehör (litt, a und b) übrig ges 
blieben iſt. 

Fur die Belegung diefes Capitalvermögend 
ift ber $ 39 der ——— 
vom 5. Juli 1875 (Geſ.-Saminl. ©. 439) 
maßgebend ; 

d) die Beiträge derjenigen Berfonen, welche fich 
zu einer fortlaufenden Jahreszahlung von 
mindeftend 100 Mark für die Anjtalıszwede 
ſchriftlich verpflichtet haben und in dieſem 
Sinne die Bezeihnung „Wohltyäter“ führen, 
fo Jange fie ihrem Zahlungsverſprechen nach⸗ 
lommen; 

e) die nah $1 Abſatz 1 Seitens der Pfleglinge 
etwa zahlbaren Vergütungen. 

Zu den unter litt. d als „Wohlthäter“ bezeich- 
neten Perfonen werden auch diejenigen gerechnet, 
welche der Anjtalt eine einmalige Zuwendung von 
mindeftens 50V Mark gemacht haben oder machen 
werben. 

$ 3. Das Hospital wird geleitet und [abgejehen 
von dem ftatutarijch der Generalverfammlung vor⸗ 
behaltenen Zälen,]*) in allen feinen Angelegen- 
heiten — einjdließlich derjenigen, welche nad) den 
Gefegen eine Specialvolmadt erfordern — ges 
eigneten Falles mit Subjtitutionsbefugniß, vor 
Behörden und Brivatperfonen gegenüber, vertreten 
durch einen aus... Perfonen beftehenden Vor- 
ftand, welchen gegenwärtig bilden: 

Kanten als Vorfigender, 

«. als jtellvertretender Vorfigender, 
.. als Scrijtführer 
.. als ftellvertretender Schriftführer, 
.. als Kaffirer und außerdem 

; jais Veifiper. 

Wird eine Stelle im Vorftande offen, fo erfolgt 
ihre Wiederbefegung in der Art, daß die Übrigen 
Vorftandsmitglieder aus der Zahl der „Wohle 
thäter“ ein neues Mitglied cooptiren, 

Urkunden, welche die Anftalt vermögensrechtlich 
verpflichten follen, find unter deren Firma vom 
Borjigenden und Schriftführer — oder deren Stell» 
vertreten — zu vollziehen. 

Bur Xegitimation dieſer Vorſtandsmitglieder nad) 
Aupen dient ein Attejt der Ortspolizeibehörde, 
welcher zu dem Behufe die jedegmaligen Wahlver- 
handlungen mitzutheilen find.*) 

8 4. Der Borjigende (oder deſſen Stellvertreter) 
leitet die Verhandlungen des Vorſtandes ſowie der 
Seneralverjammlungen. 

Er beruft den Vorſtand, fo oft dies die Lage 
der Geichäfte erfordert, insbeſondere alddann, wenn 
2 Mitglieder des Vorſtandes darauf antragen. 

Die bezüglichen Einladungen erfolgen ſchriftlich, 
unter Muͤtheilung der Tagesordnung. 





neoeune 
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85. Zur Beſchlußfähigkeit des Vorftandes tft, 
ben Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und 
den Schriftführer oder deſſen Stellvertreter mit- 
inbegriffen, die Anweſenheit von drei Mitgliedern 
erforderlid. 

Die Beihlüffe werben nad der abſoluten Stim- 
menmehrheit gefaßt. ur bei Stinmengleichheit 
entſcheibet das Votum des Vorfigenden. 

Ueber die bezüglichen Verhandlungen iſt vom 
Schriftführer ein Protocoll aufzunchnen, welches 
von dieſem und dem Vorſitzenden zu vollziehen 
und — gleich den übrigen Archivalien des Vereins 
— vom Schriftführer aufzubewahren iſt. 

86. Der Kajfirer führt und verwahrt die An— 
ſtaltstaſſe. Die zu derfelben gehörenden Inhaber- 
papiere jind fofort beim Erwerbe durd die Orts⸗ 
polizeibehörde außer Cours zu ſetzen. 

Seitens des Kaſſirers ift in jeder Borftands- 
figung eine Ueberſicht des Bermögensftandes vor- 
zulegen, welche zu den Acten genommen wird. 

87. Zum Gejchäftskreife der Generalverfamm= 
lung, in welder jeder perfünlich erfcheinende „Wohl- 
thäter“ Stimmrecht hat, gehört: 

a) die Zeftitelung des Etats für jedes bevor- 
ſtehende Kalenderjahr, das gleichzeitig als Ge⸗ 
Ihäftsjahr der Anftalt zu behandeln ift, 

b) die Entgegennahme des vom Vorſtande all- 
jährlich zu erftattenden und der nächſten ftaat= 
lichen Aufſichtsbehörde in zwei Eremplaren 
einzureichenden Geſchäftsberichis, 

c) die Dechargirung der vom Kaſſirer aufzu— 
ftellenden Rechnung für das abgelaufene Jahr, 

d) jede Abänderung des Statuts, 

e) die etwaige Aufiöfung der Anftalt. 

$ 8. Der Vorſtand ftellt die Tagesordnung für 
die Öeneralverfammlung feſt und erläßt durd) jeinen 
Vorfigenden die Einladung zu derjelben. 

Die Berufung einer Generalverjanmlung er 
folgt, jo oft dieg der Vorſtand nach Xage der Ges 
ihäfte für erforderlich erachtet, außerdem, wenn 
zehn zu den Wohltgätern gehörende Perſonen 
Ihriftlich beim Borjtande einen motivirten des⸗ 
faltfigen Antrag ftelen, und zwar in dieſem Falle 
binnen längitens 6 Wochen. 

Die Einladung wird unter Mitteilung der 
Tagesordnung durch einmalige, mindeitens 8 Tage 
vor dem Termin zu bemwirtende, Infertion in bie 
.... Zeitung und, falls dieſe eingehen follte, in 
ein anderes vom Borftande auszumählendes Blatt 
bewirtt. 

8 9. Zur Beichlußfähigkeit der Generalverfamme 
lung ift die Anwejenyeit von (neun) Wohlthätern 
[von der Häljte fämmtliher Wohityäter) die er- 
An Vorftandsmitglieder miteingerechnet er⸗ 
orderlich. 

Hat eine Generalverſammlung wegen Beſchluß⸗ 
unſahigkeit vertagt werden müſſen, fo iſt die dem⸗ 
gemäß einzuberujende neue Generalverſammlung 
ſchon bei der Anweſenheit von (füuf) Wohltgätern, 
Die erſchienenen Borjtandsmitglieder miteingerechnet, 
beſchlußfähig, fofern auf dieſe Folge bei der Ein- 
Berufung ausdrüdlich Hingewiefen üjl. \ 

Abgeſehen vom Faue der Stimmengleichheit, bei 
welcher das Votum des Vorſitzenden entjcheidet, 
und abgejehen von einem etwaigen Auflöſiuigsbe⸗ 
ſchluſſe ($ 7 litt. e), für welchen Zweidrittel⸗ 
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mojorität der Erfchienenen erforderlich ift, werden 
“ — nach der abſoluten Stimmenmehrheit 
efaßt. 

Ucber bie Form der Abſtimmung (mündlich, ver 
deckt oder durch Acclamation ꝛc.) entjeibet das 
Ermeſſen der Verſammlung. 

Ueber die Verhandlung hat der Schriftführer 
ein Protocoll aufzunchmen, welches von ihm nebſt 
dem Vorfigenden und mindeftens brei anderen ber 
Anwefenden zu vollziehen ift. 

8 10. Als Hospitaliten dürfen in die Anftalt 
nur folde Berfonen aufgenommen werben, welche 
den im $ 1 aufgeftellten Erforberniffen entjprechen. 

Ueber die desfallfigen, durch geeignete Attefte 
unterftügten Gefuche entſcheidet der Vorſtand naı 
feinem Pin Ermeffen insbefondere im Hinbli 


auf die jeweilige Geldlage und die bisponiblen | u. 


Räumlichkeiten der Anftalt. 

Gründe für die von ihm verfügte Ablehnung 
eined Aufnahmegefuches anzugeben, ift der Vor— 
ftand nicht verpflichtet. Ebenjowenig ift ber Ab⸗ 
gewiefene berechtigt, die Generalverfammlung oder 
die ſtaatliche Kuffichtsbehörbe als Beſchwerde⸗In⸗ 
ftanz anzurufen. 

811. — die an einer chroniſchen oder 
anſteckenden Krankheit leiden, ſind indeſſen von 
der Aufnahme unbedingt ausgeſchloſſen, auch wenn 
die im $ 1 bezeichneten Fonftigen Qualitätserforder- 
niffe vorliegen. 


(88 12-16 find hier ohne Intereffe.) 


1b. 
Berlin, den 18. December 1876. 

Gegen die 88 5, 9 des der Königlichen Regier 
rung mittelft Erlaſſes vom 19. Juli cr. zuge 
angenen und im Miniſterialblatt für bie innere 
Beratung Seite 193/91 zum Abdrud gelangten 
Normaljtatuts I, welchen die s 3 und 7 reſp. 
12 und 17 des Normalftatuts reſp. III ent⸗ 
ſprechen, iſt das Bedenken angeregt worden, daß, 
wenn über die im $ 9 der Generalverſammlung 
beigelegten Competenzen hinaus aud) zu deren 
ausſchließlichem Gefchäftztreife das Eingehen von 
Immobiliar-, Kaufs- oder Verkaufsverträgen und 
das Aufnehmen von Anlchen gemadt werde, es 
wegen der im Alin. 1 des $ 5 ftehenden Worte: 
„abgejehen von den ftatutarifch der Generalver- 
fammlung vorbehaltenen Fällen“ ae er⸗ 
ſcheine, wer bezüglich derartiger Geſchäfte den 
— Verein nach Außen zu vertreten habe. 
as angedeutete Bedenken kann ich nicht theilen. 
Der Bmwed, welchen ich, bei ber dieſſeits ver⸗ 
anlaßten Publication des Normalftatut3 vor Augen 
hatte und über welchen der Eingang des erwähn⸗ 
ten Circular-Erlaffes fi) näher ausſpricht, würde 
offenbar vereitelt werden, wenn die Fünftighin 
aufzuftellenden Statuten von Vereinen, Cafinos 
und dergleichen, welche um Erwirkung von Cor- 
porationsrechten eintommen, beliebig und ohne 
wingende Gründe von der Faffıng des Normal- 
Yatına abweichen wollten. Ueberdies habe id) als 
jelbitverftändlich betrachtet, daß, wenn aus befon- 
deren als triftig anzuerfennenden Gründen diefer 
ober jener Paragraph eines ſolchen Statutentwurfg 
weſentlich von der Faſſung des Normalſtatuts ab- 
weichen ſollte, auch bei anderen hiermit in Ver— 


8 299. 4Rr. 1b—2. 


bindung —— Paragraphen deſſelben eine ent⸗ 
ſprechende Mobification_ des Muſterſtatuts ſich 
nöthig machen würde. Hiervon abgeſehen ergiebt 
ber 8 5 des Normalſtatuts klar, daß bei demſelben 
die Wbficht vorgelegen Hat, die Wertretung bes 
Vereins 2c. nah Außen vollftändig und zwar in 
der Art zu ordnen, daß der Vorftand alle Unger 
legenheiten des Vereins zu leiten und ihn in allen 
GSeichäften zu vertreten haben fol. Ausdrücklich 
ausgenommen von dieſer Bertretungsbefugniß find 
nur bie im $ 9 — * der Generalverſamm⸗ 
lung vorbehaltenen Geſchäfte, bei welchen eine 
Delegation an den Vorſtand und eine äußere 
Action durch den Vorftand theils undenkbar (3. B. 
Deharge-Ertheilung), theils geunbfästic nidt zus 
läſſig it % . Abänderung ber Grundverfaflung 
. W.). er felbft angenommen, daß ein Statut 
in Anbetracht befonderer Umftände von dem mehr- 
erwähnten $ 9 des Normalftatut3 abweichen und 
der ausfchließlihen Competenz der Generalver- 
fammlung auch noch andere Seigäfte, wie ingbe= 
fondere Immobiliar-, Erwerbungs⸗ oder Ver— 
äußerungsverträge, Unlehensaufnahmen u. f. w. 
vorbehalten follte, fo würde dann doch, fofern es 
nur bezüglid) ber äußeren Berteetung wörtlid bei 
der Falfung des $ 5 Alin. 1 des Normalftatuts 
verbleibt, das legtere dahin zu verftehen fein, daß 
der Borftand, ehe er einen Kauf abicliegt oder 
eine Seuldverfüreiöung ausſtellt u. |. w., bie 
vorfchriftsmäßige Beratyung und Beſchlußfaſſung 
der Generalverfammlung herbeizuführen verpflichtet 
ift, ben deöfallfigen Felhlus derfelben (als ein 
internum) jebod nicht beizubringen hat, wenn er 
Behufs Verlautbarung des Kaufgefhäfts u. |. w. 
bei Gericht in äußere Action tritt. 

Obwohl ih Hiernad den im Cingange ange- 
deuteten Bedenken feine durchgreifende Bedeutung 
beilegen tann, will id) do, um alle in der ges 
dachten Richtung etiva möglichen Zweifel abzu- 
ſchneiden, der Königlichen Regierung empfehlen, 
bei künftig dortfeit®_aufzuftellenden Statuten — 
mag bezüglid der Competenzen der &eneralver- 
fammlung der $ 9 des Normalftatuts I wörtlich 
nachgebildet oder ausnahmsweiſe modificirt werden 
— in dem von der Vertretungsbefugni des Bor- 
ftandes handelnden $ 5 Alin. 1 die Worte: „abs 
gefehen von ben ftatutarifch der Generalverfamm- 
lung vorbegaltenen Fällen⸗ in Wegfall zu 
bringen und iu analoger Weife bezüglich) des 
I des Normalitatuts II reſp. des $ 12 des 

ormalftatut8 III zu verfahren. 

Bugleich made ich darauf aufmerkfam, daß es 
wedinäßig fein wird, dem $ 5 des Normalftatuts I 
cf. $3 Il und $ 13 III) ein neues Schlußalinea 
des Inhalts beizufügen: 

„Gerichtliche Auftellungen erfolgen rechtsgültig 
an den Vorſtands-Vorſitzenden (oder defien 
Stellvertreter) allein.“ 

Der Minifter des Innern. 


2. Verleifung von Corporatiousrechten au 
zeligiöfe Vereine. 


Auf die Vorftelung vom 3. April v. 3., in 
welcher Sie- um Verleihung von Corporations- 
rechten an den von Ihnen geleiteten Verein ge— 








erfahren bei Wuflegung ber 


beten haben, eröffnen wir Ihnen unter Rüd- 
fendung ber Anlagen, daß religiöfe Vereine Cor- 
prationgrechte, jeien es aud nur die fogenannten 
eſchränkten, d. h. die auf den Erwerb von Grund- 
ftüden und Capitalien ge teten Rechte der juris 
ſtiſchen Perſon, nad Artikel 13 der Verfaflungs- 
urtunde lediglich durch ein befonderes Geſetz er- 
werben können, für Die Staatöregierung aber fein 
zureidender Anlaß vorhanden ift, zur Herbei— 
führung eines foldhes Gefepes im vorliegenden 
Fall die Jnitiative zu ergreifen. 
Berlin, den 7. Februar 1860. 
Der Miniſter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 
Der Minifter des Innern. 
Graf v. Schwerin. 


An 

den Diffibentenprebiger 
Pr A 
0.606... 


8. Erwerb von Vermögen feitend eined Vereins. 


Berlin, den 26. November 1867. 

Auf den Bericht vom 8. Mat d. $., betreffend 
das Gefuch des dort beitehenden Vereind für ver- 
wahrlofte Kinder um Ertheilung der landesherr⸗ 
lichen Senehmigung zur Annahme ber demfelben 
von der Witte N. gemachten letztwilligen Zu— 
wendung — erwibern wir, daß bie Annahme der 
Nihen Erbichaft Seitens des Vereins keiner 
Staatlichen Genehmigung bedarf. — Der Verein 
ift ein gefeglidh erfaubter. Bis dahin, daß ihm 
Corporationgrechte verliehen werden, find die jedes⸗ 
maligen Mitglieder deſſelben die Träger der Rechte 
und Berbinblichleiten. Sie find nad 817 Titel 6 
Theil II Allgemeinen Landrechts berechtigt, Ver⸗ 
mögen zu erwerben, e8 würden alfo die zur Zeit 
bes Todes der Erblafferin vorhandenen Mitglieder 
nad $ 36 Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 12 
legitimirt fein, die Erbichaft in Anſpruch zu neh- 
men, und zwar u Genehmigung einer Staats⸗ 
behörbe, da das ie vom 13. Bi 1833*) eine 
folge nur zu Iegtwilligen Zuwendungen an Cor- 
porationen und Stiftungen erfordert. Die ie 
irägtiche Ertheilung der Corporationsrehte macht 
einen Berein nicht wie die nachträgliche Geneh- 
migung einer beftehenden Stiftung erwerböfähig, 
meil die juriftiiche Berfon in dem erftern Fall exit 
in dem Wugenblid ber Berteibung der Corpo⸗ 
rationsrechte entfteht, aljo nicht in Beziehung auf 
eine ſchon in angefallene Erbfchaft als Rechts⸗ 
fubject angefehen werden kann. Es kann indeß 
biefe Frage dahingeftellt bleiben, und bei dem 
wohlthätigen Zwed zur Hebung der Bebenfen der 
Xeftamentderecutoren bie Genehmigung zur An—⸗ 
nahme der Erbſchaft ertheilt werben, Yan ber 
Berein Corporationsrechte erlangt hat. 

Die Minifter 

der geiftl. Angelegenheiten, der Juſtiz, bes Innern. 

U. 19118. 


*) of $ 315 Rr. 4 
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Schullaſten. $ 300. Nr. 1. 481 
$ 300. Verfahren bei Auflegung der 
Schullaften. 


1. €. v. 19. Dec. 1872 betr. bie Nothwendigkeit ber 
Verhandlung mit ben Betheiligten bei 
Aufbeflerung ber Lehrergehälter. — of. E. v. 5. Mai 
1869 sub I ($ 281 Rr. 2) und E. v. 27. Dec. 
1873 (8 292 Nr. 28), ſowie unten Anh. I und 
für Holftein: Pat. vom 16. Juli 1864 (unten 
8. III a. €.). 

2. €. v. 26. Sept. 1881 betr. bie Berechtigung ber 
Sculauffichtöbehörbe zur Anorbnung und Durch⸗ 
führung nothwendiger Schuleinriätungen auch 
gegen ben Willen ber Betheiligten. — cf. 
$ 160 Anhang II a. E., 8 176, 8 258, 8 304 
Ar. 14. 

3. €. v. 11. Juli 1868 betr. bie Unzuläffigteit 
von Eapitalanfammlungen behufs bauernder 
Erweiterung von Schuleinrichtungen. — of. bezüg⸗ 
Üd der Baufonds: 8 304 Rr. 37 und And. I. 

4. € v. 4. Juni 1884 betr. bie zwangsweile 
Eintragung von Ausgaben in ben Etat ber 
Gemeinden. — ef. unten Anh, III, fowie $ 266 
Rr. 4, 8 302 Rr. 26 und für bie Rheinprovinz 
und Schleswig⸗ Holſtein: 8 226 Nr. 23 ſowie unten 
Anh. IV und V. 

5. Ueber bie Ausführung von Schulbauten bei 
einer Weigerung ber Gemeinden: cf. 8 304 
Anh. VI. 

Anhang. 


1. €. v. 12. Mai 1826 betr. bie Verhandlung 
mit ben Intereſſenten bei Durchführung 
neuer Schuleinrichtungen. 

Geſet vom 25. Auguft 1876 betr. bie Verthei⸗ 

lung öffentlier Laften bei Grundſtücksthei— 

Iungen (über Patronats- und gutsherrlihe Laften 

ef. auf 8252 Nr. 12 und 158). 

Zuftänbigkeitägejeg vom 1. Auguft 1883 88 19, 35 

und 48 betr. bie Eintragung von Aus— 

gaben in ben Etat ber Gemeinden unb 

Säulfoctetäten, nebft bem Commiſſionsbericht 

des Abgeorbnetenhaufes zu 8 48. 

. Gemeinbeorbnung für die Rheinprovinz v. 23. Juli 
1845 88 86, 114d betr. die Auflegung von Schulz 
laften. — cf. oben 8 160 Rr. 9. 

. Gtäbteorbnung für bie Rheinprovinz v. 15. Mat 
1856 8 84 und für bie Provinz Schleswig-Holftein 
v. 14. April 1869 8 82 desgl. 


1. Betheiligung der Schulinterefienten an 
den Verhandlungen zur Aufbeflerung des Lehrer⸗ 
sehalts. 

Berlin, den 19. December 1872. 

Wenn aud im vorliegenden Falle bie Dringlich- 

teit der Verhältnifie dad Vorgehen ber Königlichen 
Regierung zu erklären geeignet fein mag, jo lann 
ih es doch im Principe nicht für gerechtfertigt 
erachten, die Aufbeflerung der Lehrerftellen mit 
Uebergehung der zunädjit dazu Verpflichteten anzu= 
orbnen. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

Vertretung: Uhenbad. 


I. 


DI. 


*— —— uR 
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2. kg der Schulauffihtöbehörde zur 
Anordnung und Durchführung nothwendiger Schul⸗ 
einrichtungen auch genen den Willen ber Schule 
unterhaltungspflichtigen. 
Berlin, den 26. September 1881. 

— Benn daher die Königliche Regierung, nachdem 
die Repräfentanten, denen fie yuet Male Gelegen⸗ 
heit zur Berathung und Beichlußfaffung über die 
Erweiterung der Schuleinrihtung und über die 
Bewilligung der dazu erforderlichen Geldmittel 
gegeben, dem begründeten Verlangen der Schul- 
fictäbehörbe gegenüber fi} wiederholt ablehnend 
verhalten hatten, mittels der Verfügung vom 11. 
Juni v. I. nunmehr von Aufſichtswegen die noth- 
wendige Vermehrung der Zahl der Schulllaſſen 
um zwei und die Uebernahme der erforderlichen 
beiden neuen Lchrerftellen mit dem regulativ- 
mäßigen Dienfteintommen auf den Schuletat an= 
geordnet und diefe Unordnung troß ber Weigerung 
der Repräfentanten zur Ausführung gebracht hat, 
fo war fie Hierzu kraft ihrer gefeglichen, durch bie 
Vorſchriften ber Regierunpsinfruction vom 23. Oe⸗ 
tober 1817 8 18 lit. d.,e., f. und g. und $ 11*) 
begründeten Zuftändigfeit nicht nur berechtigt, 
fondern auch ihre Anordnung eine im JIntereſſe 
des ihrer Aufliht und Fürforge anvertrauten 
Schulweſens unter den obmaltenden Umftänden 
fachlich gerechtfertigte und gebotene. (of. Fortſetzung 
8 250 Nr. 5a.) 

U. ura 12338. 


8. Unzuläffigfeit vorgängiger Capitelanfammlung 
behufs Erweiterung der Schuleinrichtungen. 
Berlin, den 11. Juli 1868. 

Auf den Bericht vom 18.0 M. eröffne ich der 
Königlichen Regierung, daß bei 173 Schultindern 
das Bedürfniß zur Anftellung eines ziveiten 
Lehrer? an der Tatholifchen Schule zu N. nicht 
länger unbefriebigt bleiben darf, zumal nicht allein 
der Ortsvorſtand die Nothwendigteit einer Vermeh⸗ 
rung der Lehrkräfte anerkennt, fondern aud bie 
nad) der zurüdfolgenden Vorftellung vom 4. Mai 
d. J. — vorhandene Leiftungsfähigkeit 
der Gemeinde nad ber Sireufaruerfügung dom 
23. October 1856 **) zunädjft für die Schulbedürf- 
niffe in Unfpruch zu nehmen und fpäterer Er— 
wägung vorzubehalten ift, ob und in wie weit die 
Gemeinde zu anderen Zwecken der Unterjtügung 
bedürfen möchte. 

Unter folden Umftänden wiberftreitetet die all- 
mäflige Anjanımlung eines Capitals zur Be— 
ſchaffung der Beſoldung eines zweiten Lehrers 
ſchon injofern dem Schulintereffe, als damit nur 
äußerst langfam zum Biel zu gelangen wäre. 
Aber and an fi ift die Anforderung an eine 
Schulgemeinde, für ein unleugbar vorhandenes 
dauerndes Bedürfniß erft ein Kapital anzufammeln, 
unzwedmäßig und bedenklich. Wenn die König- 
liche Regierung es für zuläffig Hält, in Fällen 
vorliegender Art die Unfammlung von Capitalien 
zu fordern, kann auch Schulgemeinden, welde 
darauf antragen, nicht verfagt werden, bie Be— 
ſchaffung von Lehrerbefoldungen zunächſt von der 
Anfammlung eniſprechender Capitalien abhängig 

3 Siege 8b. I $ 4 Anhang L 

“*) 5 282 Rr. 4b. 
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zu machen. Daraus würde für den Staat die 
unzuläffige Alternative folgen, in der Zwiſchenzeit 
entweder ungenügende Schuleinrichtungen zu dul⸗ 
den, oder mit feinen Mitteln in einer Weile aus—⸗ 
zubelfen, welhe das Bedürfniß überfteigt. 

Die Königlihe Regierung wolle demnach ben 
Gegenftand in gewöhnlicher Art vorſchriftsmäßig 
behandeln, den Bedarf feſtſtellen, näher prüfen, 
was die Verpflichteten durch Umlage oder Erhöhung 
des Schulgeldes*) baar oder durch Naturallieferungen 
u. f. w. aufzubringen vermögen, und event. wegen 
der von den Betheiligten rejp. etwa fubfidiär Ver— 
pflichteten und aus Provinzialfonds nicht zu er= 
langenden Mittel nah Maßgabe der Kircular- 
verfügung vom 8. Mai 1854 **) einen Antrag auf 
Bewilligung des Fehlenden aus allgemeinen Staats⸗ 
fonds ftellen, auch den Ortsvorſtand beſcheiden. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

gi Vertretung: Lehnert. 
n 
die Königliche Regierung zu N. 
U. 17062. 4 
Berlin, den 4. Juni 1884. 

Wenn von ber sönigligen Regierung die An- 
ftellung eines zweiten Lehrers bei der Tatholifchen 
Schule in N. angeordnet worden ift, und die in 
Bolge defien den Schulverbande zu N. obliegen- 
den Leiftungen für das Dienfteintommen des 
Lehrers und für defien Anziehen nah N. bereits 
feftgeftellt worden find, nunmehr aber die Ge- 
meinde N. die ihr obliegenden, von der Königlichen 
Negierung feitgeftellten Leijtungen unterläßt oder 
verweigert, fo iſt gemäß & 35 des Buftändigfeits- 
geſetzes nom 1. Auguft 1883 zu verfahren, um 
die Gemeinde zu den ſchuldigen Leiftungen anzu= 
Halten. Die gemäß dem $ 35***) a. a. O. von 
dem Landrathe zu erlaffenden Zivangsverfügung 
kann, aud wenn diefelbe mit der Klage angefoch— 
ten werben follte, gemäß $ 53 des Gejeges über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
18837) gleihtwohl zur Ausführung gebradjt werben. 
(Sortfegung cf. $ 304 Nr. 10d.) 

U. II. a. 1496.44) 

Anhang. 
I. Circular⸗Reſcript des Minifterinms der geift- 
lichen, Unterrichts und Medicinalangelegenheiten 
vom 12. Mai 1826 an fümmtlihe Königliche 
Regierungen, betr. die ohne Zwangömittel herb 
zuführende Verbefierung des Landſchnlweſens. 

Des Königs Maj. hat bei Beranlafjung eines 
einzelnen Falles in Beziehung auf die von den 
Gemeinden zu übernehmenden Untoften für Ver— 
befierung der Schuleinrihtungen, im Allgemeinen 
bie Rich, t einzufchärfen geruht, welche die gegen= 
wärtigen Beitumftände verdienen, wo ber Xand- 
mann fid nicht in ber Lage befindet, neue Koften 


*) of. ®b. I 5 189. 
Pe 0282 Ar. a 
. unten Anhan— 
3 Abgebr. 8 2 Ei , IL 
+?) Bel der miethsweiſen Beſchaffung von Schullocalen ſat 
ber €. ». 15. Zumt 1884. U. III. a, 14948 (6.81. 84 ©. 491 
8 304 Nr. 100.) a. E.: „Sollte die Gemeinde R. bie ihr obllegen⸗ 
den von ber Königlichen Regierung feftgeftellten Seiftungen vers 
weigern, fo ift 36 —— ſehes in Berbin⸗ 
bank, mit 8.63 jepes über bie allgemeine Landesverwaltung 
v. 30. Juli 1883 zu verfahren.” 
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zu übernehmen, und deshalb allergnädigft beſtimmit, 
daß in den meiften Fällen, nämlich in jolden, 
two die Wohlhabenheit ber Gemeinde foldes nicht 
rechtfertigt, bloß aus dem Grunde, weil eine Ein- 
richtung beſſer als die bisherige fei, diejenigen, 
weiche die größeren Koften tragen follten, dazu 
nicht angehalten werben dürften, in ber Regel 
alfo nur im Einverftändniffe mit der Gemeinde 
verfahren werden müffe, 

Indem dag Minifterium diefe Allerhöchſte Be- 
ftimmung hierdurch zur Kenntniß ber Königlichen 
Regierung bringt, fügt dafjelbe noch die ausdrück⸗ 
liche Aufforderung, fi danach in allen Fällen zu 
rihten, um fo mehr Hinzu, al3 aus der Natur 
der Sache hervorgeht, und durch die Erfahrung 
hinlänglich bewiefen ift, daß zur wahren inneren 
BVerbefjerung des Schulwejend zwingende Maaß- 
regeln ebenjo unnöthig als unmwirkfam find, außer- 
dem aber den Behörden in den Einwirkungen ber 
Geiftlihen, der Landräthe und des Schulrathes fo 
wirtfame Hülfsmittel, um mohltgätigen Blänen 
Eingang und willige Aufnahme zu verſchaffen, zu 
Gebote Reben, daß es nur in fehr feltenen Fällen 
der Anwendung von nöthigenden Maaßregeln be- 
dürfen wird, um die durch daB Gejeg vorge: 
ſchriebenen Einrihtungen durchzuführen. 

(A. X. ©. 367.) 


II. Geſetz, betreffend die Vertheilung der öffent⸗ 
lichen Laſten bei Grnndftädätheilungen und die 
Gründung neuer Anfiedelungen in den Provinzen 
Brengen, Brandenburg, Bommern,Bofen, Schlefien, 
Sadfen und Weftfalen. Bom 25. Auguft 1876. 
Geſ.Samml. ©. 405.) 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen 2c. verordnen, mit Zuftimmung beider 
Häuſer de3 Landtages unferer Monardjie, für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
— Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, was 
olgt: 


J. Vertheilung der öffentlichen Laſten 
bei Grundftüdstheilungen. 


81. 

Hinſichtlich der Vertheilung der öffentlichen 
Laſien, welche bei gutsherrlich? bäuerlichen Regu— 
lirungen, Gemeinheitstheilungen und Ablöſungen 
erforderlich wird, und hinſichtlich der Vertheilung 
der Grundſteuer verbleibt es bei den beſtehenden 


Vorſchriften. 
Die Vertheilung ber zu den Zwecken der Deich-, 
Meliorationg-, Waldgenoſſenſchafts⸗ und ähnlichen 


Verbände aufzubringenden Abgaben und Leiftungen, 
fteht den genannten Verbänden nad) Maaßgabe 
ihrer Verfaffung zu. 


Der Bertheilung nad diefem Geſetze unterliegen 
nur die den Saniglichen Rentenbanten und 
Tilgungskaſſen, fowie dem Domänenfiscus zu= 
ftehenden Renten und, vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mungen in $ 10, die aus dem Kirchen-, Pfarrz, 
Schul- und Gemeindeverbande entjpringenden Ab⸗ 
gaben und Leiftungen, *, fofern ſolche auf dem 


®) cf. bez. ber gutsherrlihen Laften: $ 252 Rr. 12 fi. 
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Grundbeſitz haften oder mit Rüdfiht auf Grund» 
befig zu entrichten find. *) 

Sobald eine Bertheilung nach diefem Geſetze 
endgültig fttattgefunden hat, ift jedes Trennſtück 
nur für die auf daffelbe vertheilten Laften der 
vorbezeichneten Art verhaftet. *) 


83. 

Die Verteilung der im $ 2 bezeichneten Laften 
ift nach dem Maaßftabe der Grund: und Gebäudes 
ftener zu bewirken. 

Falls diefer Maaßſtab nicht anwendbar ift, oder 
von dem Verhältniſſe des Ertrags- (Nupungs-) 
Werthes der einzelnen Theilſtücke erheblich ab- 
weicht, fo ijt deren befonder8 zu ermittelnder Er- 
trags⸗ (Nupungs-) Werth der Bertheilung zu 
Grunde zu legen. Hierbei find die für die Grund- 
und Gebäudeſteuer beftehenden Vorjchriften zum 
Auhalt zu nehmen. 


4. 

Die Vertheilung der Renten ($ 2) erfolgt 
durch den Cataftercontroleur, welcher den Xer- 
theilungsplan entiverfen und den Betheiligten be— 
fannt machen muß. 

Innerhalb ——— Tagen nach der 
Bekanntmachung ſteht den Betheiligten die Be— 
ſchwerde offen. 

Dieſelbe iſt ſchriftlich oder mündlich zu Proto- 
coll bei dem Cataſtercontroleur anzubringen. 


85. 

Die Betätigung bed Rentenvertheilungsplanes 
und die Entſcheidung über die angebrachten Be— 
ſchwerden erfolgt durch 

a) die Direction der Rentenbank hinſichtlich ber 

diefer Bank zuftehenden oder ihr zur Ber- 
waltung überwiejenen Renten, 

b) die Domänenbehörde Hinfichtlih der Do— 

mänententen. s6 


Zum Eriag für die dem Cataftercontroleur er= 
wachſenden Gejchäftsuntoften haben die Trenn- 
ftüdserwerber uach näherer Beftimmung bes 
Finanzminiſters eine Gebühr zu entrichten, welche 
höchſtens eine Mark für jedes Trennftüd beträgt. 

Außerdem find dem Cataftercontroleur von ben- 
jenigen Trennftüdgerwerbern, in deren Intereſſe 
Ermittelungen an Ort und Stelle lediglich wegen 
der Rentenvertheilung erforderlid werden, nad) 
Berhältniß der Rentenantheile die gejeglichen Tage: 
gelder und Reifetoften zu vergüten. 


87. 

Die aus dem Kirchen und Pfarrverbande ent- 
fpringenden Laften werben in evangelijhen Ge— 
meinden durch den Gemeindeficchenrath, in fatholis 
ſchen Gemeinden durch den Kirchenvorftand, die 
aus dem Schulverbande entipringenden Laſten 
durd den Schulvorftand, die aus dem Gemeinde- 
verbande entipringenden Laften, vorbehaltlich der 
Vorſchriften in den 88 11 bie 13 des Gefeges über 
die Kanbgemeindeverfaffungen vom 14. April 1856 


*) Die Quatemberfteuer unb bie 


Säulzwede In den früher Königlich Sädficen Sandeötheilen finb 
dinglih (Erf. des 0..8..@. L 5 


». 3. Januar 1 Preuß. 

Berm.=Bl. VL 166). 
**) Bis dahin iſt die Haftung ber Trennftüde eine ſolidariſche 
ef. $ 301 Rr. 16. 


uſchläge zu derſelben für 


31* 
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(Sef.-Samml. ©. 359), durd) den Gemeindevor- 
fteher vertheilt. 


Der Cataftercontroleur Hat bei jeder Grund» 
ftüdötheilung, falls nicht einer der Fälle des 8 10 
vorliegt, eine Abfchrift des beftätigten Renten— 
vertheilungsplanes, oder wenn folder nicht auf- 
uftellen war, einen Auszug aus ben Grundfteuer- 
Gortfehreibun Sprotocollen nebſt den erforderlichen 
Angaben Bine der Gebäudefteuer, dem Land- 
rath, in Stadikreifen dem Gemeinbevorjtande, zu 
überfenden. Diefe ftellen, wenn Laften der im 
$ 7 gebaditen Art zu verteilen find, jedem der 
zur Vertheilung berufenen Organe eine Abjchrift 
der bezeichneten Schriftftüde zu. 


89 

Die — ($.7) wird in urkundlicher 
Form feftgefegt. Sie ift den Betheiligten und, 
wenn Patronatslaſten zur Vertheilung kommen, 
. der Patronatsauffihtöbehörde befannt zu 
machen. 

Innerhalb einundzwanzig Tagen*) nach der Be- 
fanntmadhung fteht den Wetheiligten unb der 
Patronatd- Auffihtsbehörde die Klage im Ver— 
waltungsftreitverfahren offen. 

Diefelbe ift bei dem Kreisausſchuſſe, in Stadt- 
freifen bei dem Bezirtöverwaltungsgeriht**) an= 
zubringen. 

810. 


Der Bertheilung nad diefem Gefeße bedarf es 
Heike! der im $ 7 genannten Xaften nicht, 
wenn biejelben: 

a) auf Gebäuden, Bauplägen, Hofftellen oder 
Gärten innerhalb einer Stadt oder Vorftadt 
ruhen, ***) oder wenn fie 

b) von dem Beſitzer eines jeden Grunbftüds 
ohne Rüdficht auf defien Seſchaffenheit oder 
Größe, oder 

e) nad Verhältniß der Staatsfteuern aufzus 
bringen find, 

d) wenn im Falle der Bertaufhung von Grund: 
ftüdstheilen deren Eigenthümer unter Zus 
ftimmung der Abgabenberedhtigten und der 
im 87 bezeichneten Vorftänbe in die wechſel⸗ 
feitige Laftenübertragung auf die Taujchftüde 
willigen. 

811. 

Streitigteiten über bie Eriftenz, den Umfang 
oder bie rechtliche Natur der zu vertheilenden 
Abgaben uud tungen verbleiben der — 
lichen Entſcheidung. Wenn vor derſelben die Ber- 
theilung nicht bewirkt werden fan, fo ift hin 
ſichtlich der Renten die beftätigende Behörde, fonft 
der Kreisausihuß, in Stadtkreifen das Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht· befugt, über bie Bertheilung 
eine vorläufige Feſtſetzung zu treffen, gegen weiche 
eine Berufung nicht jtattfindet. 
eb: Beiitsausfäuf, 

=>) Die Regultrung ber öffentlicen Laſlen mit Ausſchluß der 
Grundfteuer ift Im Berwaltungswege ben Magiftraten übertragen 
worben (vgl. MB. o. 12, Juli 1846, MdL ©. 172), Die 
elungen am Kirde und Schule pflegen, foweit fle nidt ber 
Hrn — Ka * ken —— —8 ten —— Ratız und 

u 
über ihre Verteilung een et —— 
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812. 
Die in —— dleſes Geſetzes über die Ver⸗ 
theilung von Laſten getroffenen endgültigen ) 
und bie nad 8 11 getroffenen vorläufigen Feſt— 
fegungen find im Verwaliungswege vollitredbar. 


I. Gründung Nele tultebelungen?) 
13; 


Wer außerhalb einer im Zufammenhange ge 
bauten Ortichaft ein Wohnhaus errichten oder ein 
ſchon vorhandenes Gebäude zum Wohnhaufe ein- 
richten will, bedarf einer von der Ortspolizei⸗ 
behörbe zu ertheilenden Anfiedelungsgenehinigung. 
Vor deren Aushändigung darf die polizeiliche 
Bauerlaubniß nicht ertHeilt werden. 

Die Anfiedelungsgenehmigung ift nicht erforder⸗ 
lich für — welche in den Grenzen eines 
nad dem Geſetz vom 2. Juli 1875 feſigeſtellten 
Bebauungsplans, oder melde auf einem bereits 
bebauten Grundftüde im Zuſammenhange mit be: 
wohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet wer⸗ 
den follen. 

g 14. 

Die Anfiebelungsgenehmigung ift zu_verfagen, 
wenn nicht nachgewiefen ift, daß der Play, auf 
welchem die Anfiebefung gegründet werben fol, 
durch einen jederzeit offenen Weg zugänglich, oder 
daß die Beihaffung eines folhen Weges gefichert 
ift. Wenn nur der Iegtere Nachweis erbracht 
werden kann, fo ift bei Ertheilung der Anfiedelungs- 

enehmigung für die Befhaffung des Weges eine 
Sei zu bekiummen, nad) deren fruchtloſem Ab⸗ 
laufe das polizeiliche Bwangsverfahren eintritt. 


845. 

Die Anfiedelungsgenefmigung kann verjagt 
werben, wenn gegen die Anfiebelung von dem 
Eigenthümer, dem Nutzungs oder Gebrauchsberech⸗ 
tigten ober bem Pächter eines benachbarten Grund» 
ftüd8 ober von dem Vorſteher des Gemeinde- 
(Gut3=) Bezirks, zu welchem das zu befiedelnbe 
Grundjtüd a oder von einem ber Vorſteher 
derjenigen Gemeinde- (Guts⸗) Bezirke, an welche 
bafjelbe grenzt, Einfpruc, erhoben und der Ein- 
fprud) durch Thatſachen begründet wird, welche 
die Annahme rechtfertigen, daß die Anfiedelung 
den Schuß der Nußungen benachbarter Grund= 
ftüde aus dem feld: oder Gartenbau, aus ber 
Forſtwirthſchaft, der Jagd oder der Fiſcherei ge- 
fährben werde. 


$ 16. 

Bor Ertheilung der Anfievelungsgenehmigung 
find die betheiligten Gemeinde= — Vorſteher 
G. 15) von dem Antrage im Kenntniß zu ſetzen. 
Diefe haben den Antrag innerhalb ihrer Gemein- 
ben —— auf ortsübliche Art mit dem 
Bemerken belannt zu machen, daß gegen den An= 
trag von ben Eigenthümern, Nutzungs- Gebrauchs- 
berechtigten und Pächtern der benachbarten Grund⸗ 
ftüde innerhalb einer Präcluſivfrift von einund- 
zwanzig Tagen bei ber Ortöpolizeibehörde Einſpruch 

2 liche % eines Jrrihums 
ei pr ge er Bine föltept — 
ee 
vb de Söulfieurn dr 0.8.8. vom 18. Sehrmar 1 


eu User ii Brian beutfger Unfleblungen in ben 
er bie € er 
Provinzen Weſipreußen und ofen of oben $ 2970. 
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erhoben werben könne, wenn der Einſpruch ſich 
durch Thatfahen ber in $ 15 bezeichneten Art 
begründen laſſe. 

Die erhobenen Einſprüche find von der Orts— 
poltzeibehörde, geeignetenfalls nad Anhörung bes 
Antragfteller8 und derjenigen, welche Einſpruch 
erhoben haben, fowie nad Aufnahme bes Beweiſes 
zu prüfen. 

8 17. 


Die Verfagung ber Senefmigung auf Grund 
des 8 14 oder auf Grund erhobener Einſprüche, 
(8 45), ſowie die Zurüdweifung ber ge die 

nfiedelungsgenehmigung erhobenen Einjprüche 
erfolgt durch einen Beſcheld der Ortspolizeibehörde, 
welcher mit Gründen zu verjehen und dem Antrag- 
fteller, ſowie denjenigen, welche Einſpruch erhoben 
haben, zu eröffnen & 

Gegen den Beicheid fteht dem Antragſteller, 
fowie denjenigen, welche Einfpruc erhoben haben, 
innerhalb einer Präklufivfrift von zehn Tagen*) 
nad) Zuftellung des Veicheides, den Tag der Zus 
ftellung ungerecinet, die Klage im Verwaltungs- 
ftreitverfahren offen. 

Buftändig ift der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen 
dad Bezirköverwaltungdgericht.**) 

8 18. 

Ber außerhalb einer im Bufammenhange ge= 
bauten Ortfhaft eine Eolonte anlegen will, hat 
dazu die Genehmigung des Kreisausfchufies, in 
Stadtkreifen der Ort8poligeibehörde, zu beantragen. 
Mit dem Antrage ift ein Plan vorzulegen und 
darin nachzuweiſen, in welcher Art die Gemeinbe-, 
Kirhen-und Shulverhältniffeder Colonie 
geordnet werben follen. 

819. 

Die Genehmigung zur Anlegung einer Eolonie 
tann verfagt werden, wenn und fo lange bie Ge— 
meinde-, Kirchen⸗ und Schulverhältniffe nicht dem 
öffentlichen Intereſſe und den beftehenben gejeß- 
lien und ftatutarifhen Beftimmungen gms 
geordnet find.***) Im Uebrigen finden die Beſtim⸗ 
mungen der 88 14 bis 17 mit ber Maßgabe Un- 
wendung, daß bie in den 88 16, 17 der Orts⸗ 
polizeibehörde beigelegten Befugnifle für Landkreiſe 
von dem Kreisausfhuffe wahrzunehmen find und 
gegen den vom Kreisausſchuß ergangenen Beſcheid 
innerhalb der im $ 17 beitimmten Friſt der Ein= 
ſpruch auf mündliche Verhandlung im Streitver⸗ 
fahren ftattfindet. 

820. 

Ber vor Ertheilung der vorgejchriebenen Ge— 
nehmigung mit einer neuen Anfeede ung oder der 
Anlegung einer Colonie beginnt, wird mit Geld⸗ 
ftrafe bis Einhundert und funfzig Mark oder Haft 
beftraft. Auch Tann die Ortöpolizeibehörde bie 
Weiterführung der Anfiedelung oder Colonie ver- 
hindern und die Wegihaffung der errichteten Anz 
lagen anorbnen. 


*) mei Bi 
“) ji 
ses) Ueber ber © un und bie in 


ochen 
irkrausſchuß. 
bie Orbnung 
diefer Beziehung zu ftellenden Anforderungen beigließt aber bie 
—5 und nicht ber Kreisansfguß ꝛc. ( Erkennt⸗ 
niß bes Q.⸗ V.⸗. 27. Juni 1885, L Rr. 735. Pr. Verwal: 
tungsbl. VI 540.) 
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II. Sähluß- und Uebergangs- 
beftimmnngen. 
21 


Das Verfahren nad} diefem Gefege, einſchließlich 

der ertheilten Genehmigung, ift ftempelfrei. 
8 23°) 

In den Provinzen Poſen und Weftfalen werden 
bis zur Einrichtung von Kreisausfhüffen und 
Bezirtöverwaltungsgerihten bie in biefem Geſetze 
dem Kreisausſchuſſe beigelegten Befugniffe von 
dem Landrathe und die Sclanife bes Bezirls⸗ 
Verwaltungsgeriht3 von der Bezirlöregierung 
wahrgenommen. 

Hinfihtlih des Verfahrens, der Rechtsmittel 
und der Zriften zur Einlegung der Rechtsmittel 
finden die Vorſchriften des —* vom 3. Juli 
1875, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungs⸗ 
gerichte und das Verwaltungs - Streitverfahren 
(Gefeg- Sammlung Seite 375) entiprehende An⸗ 
wendung.**) 

Das Ober-Verwaltungsgericht entſcheidet auf die 
Berufung gegen die von den Bezirköregierungen 
in erfter Inftanz, ſowie auf das Rechtsmittel ber 
Revifion gegen die von den Bezirköregierungen 
in ziveiter Inſtanz erlafienen Endurtheile. 


Das ge; entvärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 
1877 in Kraft. Bon diefem Zeitpunkte ab find 
aufgehoben: 
das Geſetz vom 3. Januar 1845, betreffend 
die Zertheilung von Grundftüden und die 
Gründung neuer Anfiedelungen (Gefeß-Samm= 
Tung Seite 25), die daffelbe — Ge⸗ 
ſetze vom 24. Februar 1850 (eſetz-Samml. 
Seite 68) und vom 24. Mai 1853 (Geſetz⸗ 
Samml. Seite 241), das Gejeg vom 26. Mai 
4856, betreffend die Zertheilung von Grund- 
ftüden und die Gründung neuer Anfiedelun- 
gen in Neu-Vorpommern und Rügen (elek 
Samml. ©. 613), $ 135 Nr. VII und VIII 
der Kreißordnung vom 43. December 1872 
und die Verordnung vom 11. Juli 1845, 
betreffend die neuen Anfiedelungen in ber 
Provinz Weſtfalen (Gejeg-Samml. ©. 496). 
Diejenigen andermweiten Beitimmungen, melde 
die Errihtung von Gebäuden in der Nähe von 
Forſten, Eifenbahnen, Chauffeen, öffentlichen Ge— 
wäflern, Strömen, Canälen, Deichen, Bergwerken, 
Pulvermagazinen und anderen Anlagen polizei- 
lichen Beichränfungen unterwerfen, werben von 
dem gegenwärtigen Gejepe nicht berührt. 


Die 88 1 bis 12 bleiben für die Provinz Weft- 
falen außer Anwendung. 


8 26. 

Der Finanzminifter, der Minifter des Innern, 
der Minifter der geiftlichen, Unterricht3- und 
Medicinal-Angelegenheiten und der Minifter für 
die landwirthſchaſtlichen Angelegenheiten find mit 
der Ausführung dieſes Gelepes beauftragt und 
exlaffen die erforderlichen Anordnungen und Ins 
fteuctionen. 

" J indigkeitt vom 
1. F—— 


jen und Weſtfalen noch nicht in Geltung getreten. 
Polen, Jept ni Sf. an 5. Zufi fe Äinten $ 302 Anh. DI). 
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III. Zwangsetatiſirungsrecht gegeniiber den Ge- 
meinden und Schulverbänden. Zuftändigfeitögefet 
vom 1. Auguft 1888*): 


819. 

Unterläßt oder verweigert eine Stadtge- 
meinde, bie ihr gejeglich obliegenden, von ber 
Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändig- 
keit feitgeftellten Leiſtungen auf den Haughaltsetat 
zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, 
fo verfügt der Regierungspräfident unter Anfüh- 
zung der Gründe die Eintragung in den 
Etat beziehungsweiſe die Feftftellung der außer- 
ordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräfidenten 
fteht der Gemeinde die Klage bei dem Ober: 
Verwaltungsgeriht zu. Eine Feititellung des 
Stadtetats durd) die Auffichtsbehörde findet fortan 
nit Statt. — 

8 35. 


Unterläßt oder verweigert eine Randgemeinde 
(Amt, Bürgermeilterei) oder cin Guts- 
bezir die ihnen gefeglich obliegenden, von ber 
Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändig- 
keit feftgeftellten Leiftungen auf den Hauspaltsetat 
zu bringen ober außerordentlich zu genehmigen, 
fo verfügt der Landrath unter Anführung der 
Gründe die Eintragung in den Etat be 
giehungsweife die Feſtſtellung der außerordentlichen 

usgabe. 

Gegen die Verfügung des Landraths fteht der 
Gemeinde beziehungsweiſe dem Beſitzer des Gutes 
die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. 

848 

Unterläßt oder verweigert ein Shulverbanb 
(Scähulgemeinde,Schulfocietät,Schulco m: 
m une) bei Schulen, welche der allgemeinen Schul: 
pflicht dienen, in anderen als im $ 47 Abſatz 1**) be⸗ 
zeichneten Fällen die ihm nach öffentlichem Rechte ob= 
Tiegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Zuftändigkeit feftgefeten Leiftungen auf ben 
Haushalisetat zu bringen oder außerordentlich zu 
genehmigen, beziegungsweife zu erfüllen, fo verfügt 
der Landrath und fofern es fih um Stadtſchulen 
handelt, der Regierungspräfident bie Eintragung 
in den Etat, beziehungsweiſe die Feſtſtellung der 
außerordentlihen Ausgaben. 

Segen die Verfügung des Landraths fteht dem 
Schulverbande die Klage bei dem Bezirksaus— 
fhuffe, gegen die Verfügung des Regierungs— 
präfidenten bei dem Ober-Verwaltungsgericht zu. 
Dabei finden die Beitimmungen des $ 47 Ab 
fag 1 Sag 2 und Abſatz 4**) finngemäße Au— 
wendung. 

— — Der vorftchende 8 48 ift vom Abge— 
ordnetenhaufe bei der Berathung der — 
lage von 1882 eingefügt. Der Commiſſions— 
bericht bemerkt darüber (Druckſachen Nr. 158 
Seite 1833 zu 8 48a): 

Diefer Paragraph ift neu aufgenommen worden, 
um das ftaatlihe Recht der Zwangsetatiſirung 
gegenüber den „Schuljocietäten“ genauer zu 
präcifiren. Soweit e8 ſich um Schulbauleiftungen 

®) of. oben Rr. 4. 


®*) Oben Band 18 5 Anh, I und unten $ 304 Vorbemerk. 
zu Rt. 12 ff. (Baufagen). 
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handelt, ift diefes Recht für Schulen aller Art in 
Abſatz 1 des 8 48 (jet $47) enthalten und bort 
auch das Anfechtungverfahren gegen die Anorb- 
nungen ber Auffichtsbehörde geregelt. Bezüglich 
der übrigen Schullaften und zwar bei denjenigen 
Schulen, welche lediglich Communalanftalten find, 
alfo von der politifhen Gemeinde unterhalten 
werben müffen, ift die Zwangsetatifirung in den 
88 20 und 36 des Entwurfs (jet 88 19 und 
35 des Gefeßes, cf. vorftehend) mit enthalten. 
Für die Schulfocietäten aber beftand bisher be- 
züglich der Schulunterhaltungdlaften tohl das 
Recht der Regierung, dasjenige feſtzuſetzen, was 
die „Schulgemeinden im Intereſſe der Schule zu 
leiften haben“, dagegen war ein formell geordnetes 
Rechtsverfahren gegen die Anordnungen der Re— 
gierung als Schulaufſichtsbehörde nicht gegeben. 
— — Der Herr Cultusminifter äußerte fi Hier- 
über folgendermaßen: Es fei nichts dagegen ein— 
zumenden, wenn cbenfo wie bei Stadt⸗, Rand- und 
Kirchengemeinden auch gegenüber den Schulge— 
meinden ein Zwangseiatiſirungsrecht geſetzlich ges 
regelt werde, zumal daffelbe ſchon jept in allen 
denjenigen Fällen, two die Schulunterhaltung eine 
Communallaft fei, bejtehe und es fih nur darum 
handeln könne, daffelbe auch den Schulfocietäten 
gegenätber pofitiv anszufpregen. Er müffe aber 

itand nehmen, fi mit dem gemachten Vor— 


ſchlage einverjtanden zu erflären. Die zuftändige 


„Behörde“, melde die einem Schufverbande ob- 





oder 
dem 


enswerth zu erachten fei, fo 
würde es ſich als das Natürlichſte und Einfachfte em⸗ 
pfehlen, daß die Schulaufſichtsbehörde ſelbſt, welche 
die Leiſtungen feftzuftellen habe, auch die Zwangs- 
etatifirungsverfügung erlaffe und daß gegen deren 


: | Verfügung dem Schulverbande das Recht der Klage 


bei dem Bezirlsausſchuſſe gegeben werde, ohne Unter: 
ſchied, ob es fih um eine Stadt» oder um eine 
Landſchule handle. Aus der Mitte der Commilfion 
wurde dem gegenüber hervorgehoben, daß wenn die 
Staatsregierung die weitere Ausdehnung des 
— auch gegenüber den Schul⸗ 
veietäten acceptire und gegen die Anordnung das 
Verwaltungsftreitverfahren zulafje, e8 nur darauf 
antomme, organifatorisch richtig diejenige Behörde 
zu firiven, welche dieſes Zwangsrecht zu üben 


Einziehung der Schul: und Kirchenbeiträge zc. 8 301. 


habe. Da nun age der ländliden Com⸗ 
munalſchulen nad den von der Staatöregierung 
ſelbſt gebilligten Grundfägen dem Landrath die 
Ausübung dieſes Rechts bereits zuftehe, und da 
egenüber den Städten, in weiden der größte 
Fri der Schulen doch Communalanftalten feien, 
der Regierungspräfident dieſes Recht zu üben habe, 
fo gebiete ſchon die Einheitlichkeit der dr anifation, 
daß man aud gegenüber den . Schullocietäten“ 
denfelben Behörden daſſelbe Recht einräume. Be- 
züglich des Landrath3 fei dies um foweniger be- 
dentlich, als derfelbe nach dem $ 33 des Geſetzes 
vom 30. April 1815 aud Organ ber Kirchen⸗ 
und Schulabtheilung fei.r) Mit Hülfe des Land: 
raths werbe die Schulaufficht3behörbe weit fchneller 
über die zahlreichen Heinen Widerjprüce der Ge- 
meinden bei Hung der Schulleiftungen hin= 
wegkommen, als wenn fie fi) anderer Organe 
bediene. Schon jet mülje die Schulauffichtöbe- 
hörde in allen Fällen, in denen es fih um die 
Präftationsfähigkeit einer Gemeinde handle, auf 
die Auskunft des Landraths zurüdgreifen. Es 
empfehle ſich deshalb durchaus, gerade dieſen Be— 
amten bei Ausübung des Zwangsetatiſirungsrechts 
egen Schuljocietäten, ſoweit es fih um Land- 
fen bandfe, zu verwenden. Gleiche Gründe, 
wie für den Landrath ſprächen für den Degie- 
zungs3präfidenten gegenüber den ftädtifhen Schulen. 


IV. Erfüllung der Peach der Gemeinden gegen 
den Gtaat feitend Landgemeinden in der 
NHeinpropinz. 

Gemeinbeorbnung vom 23. Zult 1845 (Geſetz-⸗Samml. 
Eeite 523.): 
$ 86. Ueber alle von der Gemeinde zu be— 
ftreitenden Ausgaben und zu leiftenden Dienfte 
hat der Gemeinderath zu befäifießen. — In Ans 
fehung derjenigen Ausgaben und Dienfte, welche 
zur Erfüllung von Pflichten der Gemeinden gegen 
den Staat, gegen Inſtitute nothwendig find — 
3: B. zur Anlage und Unterhaltung von Polizei: 
und Armenanftalten, in den Angelegenheiten ber 
Kirchen, Schulen, frommen Stiftungen u. |. m. — 
ift der Beichluß des Gemeinderaths als bloßes 
Gutachten anzufehen. Was nad) den Feftfegungen 
der Staatsbehörde in Bezug auf Ningetegenheiten 
diefer Art erfordert wird, ift die Gemeinde zu 

feiften verpflichtet. 

8 114. Die Oberaufficht des Staates über 
utgermeifleneien und Gemeinden wirb durch die 
Regierungen und Landräthe ausgeübt. Dieſe Bes 
hörden find berechtigt und verpflichtet, — 

d) die Bürgermeiftereien und Gemeinden zur 

Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 


V. 


Für die Städte in der Rheinprovinz und 
für die Städte und Flecke in Schles— 
wig-Holftein enthalten die bezüglichen Städte: 
ordnungen vom 15. Mai 1856 $ 84 und 14. April 
1869 8 82 eine ben Berfäriften des Auftänig. 
keltsgefetzes vom 1. Auguft 1883 (vorſtehend zu II.) 
analoge Beftimmung. 





*) cf. 8.301 Rr. 6, 


112. 
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6 301. Einziehung der Schul- und Kirchen- 
beiträge, fowie Vollſtreckung der Entfchei- 
dungen der Verwaltungsbehörden. 


(Behörden, Yerfaßren.) 


. E. v. 26. April 1869 betr. bie Verpflihtung 
der Sähulvorftände zur Repartition 
und Einziehung der Schulbeiträge. — cf. 
8 207 Nr. 7 und 8 282 Nr. 5e (Abſatz 3 u. 4) 
und betr. des Scähulgelbes: 8 195 Rr. 1. 

. Erk. bed OV.-G. v. 10. Sept. 1881 betr. bie 
Zuftändigfeit der Gemeinbesundb Gutsvor— 
fteher in ber Provinz Preußen zur Ver: 
teilung und Einziehung der als Communallaften 
aufgebrachten Schulbeiträge. 

Ueber die Stellung der Schulvorftände in ber Pros 
vinz Preußen, rüdfihtlih ber Vertheilung ber Ab— 
gaben auf Gemeinden, Gutsbezirke cf. 8 302 Nr. 2b. 


. Erk. des D.:B.:6. v. 13. Jan. 1877 betr. bie 
Unzuftändigkeit des Amtsvorſtehers zur 
jelbftänbigen executiviſchen Beitreibung öffentlicher 
Abgaben. 

. € v. 6. Dec. 1860 betr. bie Erhebung ber 
Baarbeiträge in der Provinz Preußen burd ben 
Säultafienrenbanten bezw. ben Communals 
fteuererheber, ber Naturalleijtungen durch bie Lehrer. 

. Bi. der Kgl. Regierung in Arnsberg v. 19. April 
1861 betr. die Unguläffigkeit befonberer 
von ben Verwaltungsbehörben unabhängiger Schul: 
gemeinde-Executoren. — cf. Art. 2 ber Bf. 
v. 15. Sept. 1879 unten Nr. 7, ſowie & 316 
And. IVe. 

. E. v. 30. Jan. 1865 betr. bie Ertheilung bes 

Erecutoriums nad ber Cab.:Ordre v. 19. Juni 

1836 durch bie Landräthe ald Organe der Re— 

gierungen, 

Ueber die Incompetenz ber Bermaltungsges 

richte zur Entſcheidung über die Vorausſetzungen 

der Zuläffigfeit des Verwaltungszwangsverfahrens: 

ef. 8 302 Ar. 7. 

. Verorbnung v. 7. Sept. 1879 und Anweiſung 
v. 15. Sept. 1879 betr. das Verwaltungs: 
zwangsverfahren wegen Beitreibung 
von Geldbeträgen. 6.8. 1879 ©. 605 
bis 666 (Auszug). 

. Verf. des General:Poftmeifters v. 24. Aug. 1879 
betr. bie poftamtlihe Behandlung ber 
Sendungen mit Zuftelungs:Urkunden. 

. Verf. des Finanzminifters vom 1. Oct. 1879 desgl. 

10. €. des Minift. der geiftl. Angelegenh. v. 12. Dec. 

1879 desgl. 

€. v. 22. Zuli 1875 betr. die Befugniß ber Res 

gierung zur zwangsweifen Durdführung 

der von ihr angeordneten Repartition ber 

Schulbeitrãge, fo lange nicht eine anderweite rechts⸗ 

kräftige Entſcheidung der Verwaltungsgerichte er⸗ 

gangen iſt. 

413, €. v. 12. Juli 1869 betr. die Einziehung 

der auf Ortöverfaffung beruhenden Ab- 

gaben. — cf. 8 303 Nr. 1. 

€. v. 31. Jan. 1861 betr. bie Beſchränkung ber 

AbminiftrativErecution auf zweijährige Rüd: 

ftände auch bei nicht periobifchen Leiftungen. — 

cl. 8 208 Nr. 3, 8 209 Rr. 1, 8 195 Ar. 2, 


28 


68. 


11. 
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128, Ueber Nahforberung von Steuern cf. 

8 207 Rr. 7. 

€. v. 27. Mat 1881, 23. und 10. Det. 1883 

betr. bie Unzuläffigteit unmittelbaren Zwanges 

zur Leiftung einer Handlung bei ber Mög- 

lichkeit ihrer Ausführung burd Dritte. — cf. 8 10 

Nr. 14, 8 304 Nr. 10 (Verfahren gegen renitente 

Säulvorftände), 8 304 Rr. 58. 

€. v. 15. März 1860 betr. bie Verpflichtung reni⸗ 

tenter Spannbienftpflichtiger zur Zahlung 

der Entfhäbigung für bie in Folge befien auf Red- 

nung ausgeführten Arbeiten. — cf. 8 303 Nr. 23 

(Unzuläffigteit des Rechtsweges) und 8 187 Nr. 9. 

€. v. 11. Juli 1864 bedgl. bei Handbienften, 

aud wenn bie Entſchädigung außergewöhnlich hoch 
ift, vorauögefegt, daß bie Weigerung bes Pflichtigen 
unberedtigt war. 

€. v. 21. Aug. 1863 betr. bie Beitreibung 

von Schullaſten verpadteter Parcellen 

bismembrirter Grundftüde von bem Eigenthümer 

bes früheren Gutscomplered. — cf. 8 262 Nr. 11 

und 8 252 Rr. 13 fi. 

168. E. v. 18. Dec. 1861 betr. bie Beitreibung 
bes Schulgelbes für dad Stieftind eines Ehe 
mannes in feinen Arbeitsverbienft. 

17. € v. 17. Aug. 1864 betr. die Aufftellung rich⸗ 
tiger Vertheilung, wenn in Folge unrichtiger Re: 
partition ein Thell ber aufzubringenden Summe 
nicht gededt if. — ef. 8 247 Rr. 10. 

17a, Ueber die Verpflihtung ber Erben zur Zab- 
Lung ber Beiträge ihred Erblafferß: of. 8 247 Rr. 9 
unb 40, fowie ®. v. 7. Sept. 1879 (unten Rr. 7) 
8 22, unb über bie Verpflihtung zur Zahlung von 
Beiträgen trop einer Veränderung bed Wohn: 
ſitzes nad ber Ausfchreibung: 8 248 Nr, 2. 


Anhang. 

I. Cab.Ordre v. 19. Juni 1836 betr. die Ein- 
ziehung der Schulabgaben. — cf. über bie Ent: 
ftehung berfelden: 8 303 Rr. 15. 

I. 2. v. 20. Juli 1853 (81 Rr. 2, 6, 14) bedgl. 

. 8. v. 24. Nov. 1843, 30. Juni 1845, 22. Sept, 

1867 8 1 besgl. 

. ®. v. 22, Sept. 1867 8 2 betr. bie Erzwingung 
von Handlungen (in ben neuen Lanbestheilen). 
V. Geſeh v. 30. Juli 1883 8 132 desgl. — of. 

8 304 Anh. VI. 

. V. v. 26. Dec. 1808 8 48, Cab.Ordre v. 

31. Dec. 1825 Art. XII, Erk. bed D.:8.:. v. 

13. Dec, 1884 betr. die Ausübung ber erecutiven 

Gewalt der Regierungen. 

Geſetz v. 25. Mai 1874 über bie evangeliſche 

Kirchengemeinde und Synobalorbnung v. 10. Sept. 

1873 für die Provinzen Preußen, Brandenburg, 

Pommern, Poſen, Schlefien und Sadfen, Art. 3 

betr. bie Vollftredbarfeits-Erflärung der Befchlüfie 

über Gemeinbeslimlagen.*) 

Geſetz v. 3. Juni 1876 über bie evangelifde 

Kirhenverfafjung in ben act ältern Provinzen 

ber Monarchie, Art. 23 Nr. 3 betr. bie Bei— 

treibung kirchlicher Abgaben. 

€. v. 15. Jan. 1881 6. L 3076 betr. bie An: 

weiſung für bie Ausführung ber Umlagebeſchlüſſe 


13. 


14. 


15. 


16. 


vu. 


VII. 


IX. 


*) Die Umlage-Befhläffe ver Schulgemeinden werben von 
Br Frl örbe für vollft rt erflärt. cf. 5 308 
. 188, b. 
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ber evangeliſch⸗kirchlichen Gemeinbeorgane in ben 
acht ältern Provinzen ber Monardie, 


1. Verpfliätung der Schulnorftände zur Repar⸗ 
tition und nziehung der Schnulbaubeiträge, 
ſpeciell in der Provinz Preußen. 


Berlin, den 26. April 1869. 

Die Repartition und Einziehung der Beiträge 
zu Kirhen- und Schulbauten ift Sache der be- 
treffenden Kirchen⸗ reſp. Schulgemeinde und nad 
88 619, 664 und 757 Titel 11 Theil IT Allge⸗ 
meinen Landrechts beziehungsmeife $ 32 ad 2 der 
Provinzial-Schulordnung vom 11. December 1845 
von den zur Verwaltung de Vermögens der &e= 
meinden berufenen Organen auszuführen. Wenn 
diefe, alfo die Kirchen- reſp. Schulvorftände, in 
einzelnen Ausnahmefällen nit im Stande fein 
follten, die bezüglichen Arbeiten ohne fremde 
Hülfe zu erledigen, fo würden die hierdurch ent- 
ftehenden Koften nöthigenfall® von den Gemeinden 
u fragen fein. 

r Miniſier der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

v. Mübler. 


An 
den Kl NR ürden zu R. 
En pehheniten ae 


2. Zuftändigteit der Gemeinde- und Guts - Bor- 
fteher zur Vertheilung und Einziehung der Schul⸗ 
beiträge (kovinz Preußen). 

Im Ramen des Königs! 

In der Verwaltungsſtreitſache 
des ftellvertretenden Gutsvorſtehers von Sch., 
Beklagten und Revifionsklägers, 
wider 
den Käthner 8. und den Loosmann V. zu Sch., 
Kläger und Revifionsbellagte, 
bat das Königliche Ober-Berwaltungsgeridt, Erfter 
Senat, in Finer Sigung vom 10. tember 
1881 für Recht erkannt, 
daß auf bie Revifion des Beklagten die 
Entfheidung des Königlichen Bezirks - Ver- 
waltungsgerichtes zu Königsberg i. Pr. vom 
8. Januar 1881 mit der Maßgabe aufrecht 
zu erhalten, 
dab der Schulbeitrag des Käthners K. 
ro 1. April 1878/79 auf 3 Mark feſtzu⸗ 
jegen, 
der Werth des Streitgegenftandes auf 45 Mt. 
80 A jeitzuftellen, die baaren Auslagen de 
Verfahrens und der Kläger in der Revifions- 
Snftanz dem Bellagten zur Laſt zu legen, 
im Mebrigen aber die Koften diejer Inftanz 
außer Anjag zu laffen. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe, 

Hinfihtlih des Sachverhaltes kann auf das 
zweitinſtanzliche Erkenutniß verwielen werden, 
weldes in Abänderung der erftrichterlihen Ent- 
ſcheidung den pro 1. April 1878/79 zu ablenden 
Schulbeitrag für den Käthner K. auf 2 Mt. 13 5 
und für den Loosmann V. auf 1 Mt. 50 Pf. 
feftgefegt und die Koften — unter Außeranfah- 
lafjung des Baufhquantums — dem Bellagten 
auferlegt hat. 


Einziehung der Schul und Kirchenbeiträge ꝛc. 8 301. 


In der gegen dieſes Erkenntniß eingelegten 
Nevifion behauptet Beflagter unter Wiederholung 
der früheren An- und Ausführungen unrichtige 
Anwendung des 8 49 des Zuftändigkeitögefepes*) 
und der 88 39, 60 und 55 ff. der Schulorbnung 
vom 11. December 1845, fowie Verletzung ber 
88 1 und 14 des Gefeges vom 18. Juni 1840%*) 
und der Geſetze vom 29. Juni und 12. Zult 1871 
durch Nichtanwendung. 


Er beantragt Aufhebung der angegriffenen Ent⸗ 
ſcheidung und Abweiſung ber Kläger. 

Die legteren Halten die Revifion für unbegrüns 
det und beantragen Zurückweiſung berfelben. 

Es mußte, wie geichehen, erfannt werden. 


In der Provinz Preußen Liegt die Unterhaltung 
der Boltsihule den zur Schule gehörigen Ori— 
ſchaften d. b. den Gemeinden und Gutöbezirken 
ob. Den Antheil der Gemeinde haben die Mit- 
glieder derfelben nad dem Communalfteuerfuße 
aufzubringen, den Antheil des Gutsbezirkes tragen 
der Grundherr und die Anwohner ($$ 39, 55 ff. 
der Schulordnung für die Elementarfgulen ber 
Broving Preußen vom 11. December 1845 — 
Geſetz⸗Samml. 1846 Seite 1). Der Bemeindevor- 
fteher hat den Antheil der Gemeinde auf bie 
pflichtigen Gemeindeglieber zu vertheilen, einzu= 
iehen und an den Schulvorftand abzuführen. 

ie gleihe Verpflichtung liegt nad) 8 31_ der 
Kreisorbnung dem Gutsvorſteher ob. Die Aus— 
ſchreibung und Einziehung der hier ftreitigen 
Schulſteuer ift von dem beffagten Gutövorfteher 
fomit zu Recht erfolgt. Derfelbe Hat feine Ber- 
anlagung im Verwaltungsftreitverfahren zu ver- 
treten. Der Vorderrichter wendet demnach ben 
8 49*) des Buftändi feitögejeße® auf den vor: 
liegenden Fall zutreffend an (Emburtheil des 
DOber-Verwaltungsgerichtes vom 6. December 1879, 
Entſcheidungen Band VI Seite 80).**) — Die 
Reclamationgfrift nad) $ 1 des Geſetzes vom 
48. Juni 1840%*) und die Klagefrift nach 8 49*) 
des Buftändigfeitögejeßes find, wie der Vorder⸗ 
richter nachgewieſen hat, gewahrt. — Die Aus— 
ſchreibung de3 von dem Gutsbezirke aufzubringen- 
den Schulbeitrages konnte nicht von dem Guts—⸗ 
vorfteher nad Fine Belieben erfolgen. Nah 
8 60 der Schulordnung war für ihn bei Beftim- 
mung der Beiträge der Anwohner vielmehr allein 
die von der Königlichen Regierung getroffene 
Feſtſetzung maßgebend. }) SKannte er dieſe 
nidt, wie Bellagter jet behauptet, fo war er 
verpflichtet, durch Rüdfrage bei dem Schulvorftande 
event. bei der Königlichen Regierung fi) die für 
die ihm obliegende Bertheilung der Beiträge un— 
umgänglic nothwendige Unterlage zu verſchaffen. 
Rad der von der Königlichen Regierung für die 
Säule in 9. getroffenen Feſtſeßung Purfte er 
jedoch für das Etatsjahr 1878/79 von K. höchſtens 
3 Mark, von 8. höchſiens 1 Mt. 50 Pf. erheben. 
Was er über dieſen Betrag hinaus eingezogen hat, 
muß Bellagter daher zurliderftatten. Wenn ber 


er PR Ran 98 18, 34 beb Geſehes vom 1. Muguft 1883 (oben 


**) $ 302 — 
) unten⸗ Rr, 13. 
+) of. 8 274 Rr. 4. 
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Borderrichter aber annimmt, „daß nad 88 5, 14 
des Geſetzes vom 18. Juni 1840*) die erſt im 
März 1879 ben Ktägern abverlangten Beiträge, 
foweit fie für das Kalenderjahr 1878 erfordert 
wurden, verjährt gewefen wären und nur nod) für 
das erſte Quartal 1879 Hätten eingepogen werben 
können,“ fo irrt er. Der Schulverband hat un= 
beftritten von ber ihm durch $ 1 des Gefches vom 
29. Juni 1876 (Gejeg-Sammlung Seite 177) er⸗ 
theilten Bereätigung für feinen Haushalt als 
Etatsjahr ftatt des Kalenderjahres das Jahr vom 
1. April bis 31. März anzunehmen, Gebrauch 
gemacht. Für bie von ihm ausgefchriebenen Steuern 
und Abgaben gilt daher aud die Beftimmung 
des Abſatz 3 des $ 1 bes Geſehes vom 12. Jul 
1876 (Bejet-Sammlung Seite 288), wonach die 
Berechnung der im Gelege vom 18. Juni 1840*) 
SBeted- Sammlung Seite 140) vorgejhriebenen 

erjährungsfriften nach dem neuen Etatsjahre 
u erfolgen hat. Die Einforberung der Steuer 
Mir das Etaisjahr 1. April 1878 bis 31. März 
1879 im März 1879 geſchah daher noch rechtzeitig 
und ftellt fi nicht als eine unzuläffige Nadfor- 
derung bar. MWebrigens würde ber Vorderrichter 
die zu zahlenden Beiträge auf 75 ir 37: Pf. 
zu ermäßigen gehabt haben, wenn feine Anficht 
zutreffend und nur ein einviertcljährlicher Beitrag 
von den Klägern zu erheben geweien wäre. So 
lautet indeß der Tenor feiner Entſcheidung nicht. 
Wie er aber dazu gekommen ift, ben Beitrag des 
K. auf 2 Mtk. 13 Pf. ftatt auf 3 Mark feſtzuſetzen, 
ift nicht erfindlih. Die Vorentſcheidung war ba= 
her nur mit ber beigefügten Maßgabe aufrecht 
zu erhalten und der Koftenpunft, wie gefchehen, 
zu beftimmen. 

D.8.28. Rt. I. 1513. 


8. Unzuftändigteit deö Amtövorficherd zur Bei⸗ 
treibung von Schulabgaben zc. 


Am 20. November 1875 erließ der Amtsvor⸗ 
fteher v. R. an ben Grundſtülcksbeſitzer G. in A. 
folgende Verfügung: 

Sie werden hierdurch angewiefen, der auf 
Ihrem Grundftüd rubenden Berpflihtung 
refp. als Geſpann haltender Grundbeſitzer 
jährlich */4 Raummeier Brennholz für bie 
Schule in A. anzufahren, ungefäumt nachzu⸗ 
tkommen und innerhalb acht Tagen nachzu⸗ 
weiſen, daß das —— pro Mi⸗ 
chaeli 1874/75 von Ihnen angefahren und 
dem Lehrer T. übergeben ift. Im Weige- 
rungsfalle wird dieffeit3 die Lieferung und 
Anfugre des Holzes bewirkt und die Koften 
dafür im Erecutiondwege von Ihnen beige- 
trieben werben. 

In gleicher Weile wird, da Sie bereits 
ſeit mehreren Sahren das Schuldeputatholz 
anzufahren unterlaffen Ey verfahren wer⸗ 
den, fobald feitgeftellt ift, mit wieviel Viertel 
Raummeter Sic im Rüdftande geblieben find. 

Diefer Aufforderung folgte unterm 29. November 
1875 bie nadjftehende Verfügung des Amtsvor- 
ſtehers zu Schloß &.: 


*) 5 302 u. I. 
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Auf Ihre Eingabe vom 15. d. M. erhalten 
Sie zum Befcheide, daß die darin aufgeftellten 
Behauptungen keine Beweife find ꝛc. Dem— 
nad it der Gemeindevorftand zu A. ange- 
wieſen, das in Rede ftehende Schuldeputatholz 
pro 1875/76, %4 Raummeter, für Shre Rede 
nung und zu jedem Preife fofort anfahren 
zu laffen, worauf die Veitreibung der Koften 
im Erecutionsweg erfolgen wird ꝛc. 

In der Verfügung vom 10. d. M. foll es 
nit heißen: Schuldeputatholz pro 1874/75, 
fondern pro 1875/76. 

Gegen beide Verfügungen bat der ꝛc. G. bei 
dem Kreisausſchuß des Kreifes ©. Klage erhoben 
und ihre Aufgebung beantragt, weil einmal ber 
Amtsvorfteher, als Polizeibehörde, zu einer Ein- 
mifhung in dieſe Angelegenheit nicht befugt ge— 
wejen, er ſelbſt aber zur Anfuhr von Brennholz 
für die Schule nicht verpflichtet fei, dieſe Verpflich- 
tung vielmehr auöfeifiehtich den Wirthen von W. 
obliege, während das ihm gehörige, von dem Wirth 
2. erfaufte Grundftüd von dem Gemeindevorjtande 
ſtets nur als Eigenkäthner-Grundſtück behandelt 
morbe aa ſchuß Hat inbeh nach Et 

r Kreisausſchuß hat indeß na nholun 
der Gegen-Erflärung des Amisvorſtehers " ® 
aus welder Hervorgeht, daß der Antrag, den ꝛc. G. 
zur Anfuhr des Sahulbeputatbolges anzubalten, 
von dem Lehrer T. in U. ausgegangen ift und 
daß ſich der Amtövorfteher auf Grund der Angaben 
des Wirthes 2. für befugt erachtet hat, diefem 
Antrage zu entſprechen, den Mläger durch Vorbe— 
ſcheid vom 24. Januar 1876 zur —5 — des 
Schulholzes nad Verhältniß feines Beſißſtandes 
für verpflichtet erklärt und demnächſt Bi Grund 
mündlicher Verhandlung, bet welcher auf ben An- 
Ba des —— der Wirth L. und der Gemeinde⸗ 
vorjteher von U. zur Sache gehört find, am 7. März 
1876 dahin entjchieden: 

daß Kläger abzumelfen und zur Lelſtung ber 

Spanndienfte nad Verhältniß feines Beiihe 

ftandes und demnach auch für verpflichtet zu 
erachten, das auf ihn repartirte Brennholz für 
die Schule pro Michaeli 1875/76 mit !/« Raum 
meter anzufahren, event. die für die im Wege 
ber Egecution bereit3 bewirkte Anfuhr diefes 

Holzquantums entftandenen Koften u erftaiten, 

ihm auch — unter Feſtſetzung bes Streit- 
gegenftandes auf 20 Mark — die Koften zur 
ajt zu legen. 

ai Begründung diefer Entſcheidung ift ans 
geführt: 

Nach dem von der Königlichen Regierung 
unterm 2. Yuli 1863 bejtätigten, von 
unterm 8. Auguſt ej. a. ald richtig aner- 
kannten Abgaben-Regufirungsplaıı habe Klä— 
er die Verpflichtung übernommen, nad 
einem Befigftande die Spanndienſte zu leiften. 
Dazu gehöre auch die Anfuhr von Schulholz. 

Abgejehen davon, daß es darauf, ob G. 
bis jegt zu den Spanndienften nicht aufge 
fordert fei oder diefelben nicht geleiftet Habe, 
nit weiter antomme, fo werde auch bie 

desfallfige Behauptung durch das Zeugnik 
des Wirthes L. und des Gemeinbenötfteere 
N,, ſowie dadurch widerlegt, dag ©. in Folge 
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einer Beſchwerde des 2c. 8. unterm 24. März 
1870 auf die Verpflihtung zur Leiftung der 
Dienfte ausdrücklich aufmerkſam gemacht 
worden fei. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Kläger die Be— 
rufung an das Königliche Bezirksverwaltungsge⸗ 
richt zu Königsberg eingelegt und zur Rechtferii⸗ 
gung derfelben angeführt: x 

1. der Abgaben-Regulirungsplan fet ihm feiner 
Zeit nur in demjenigen Theile vorgelefen 
worben, welcher Mi auf die Kirden- und 
Schulabgaben beziehe; 
fein Befigftand — ein EigentäthnersEtabliffe- 
ment — fei nicht geipanmpäti 5 

3. er habe fi}, worüber eine Belheinigung des 
Guſtav P. und des Gottfried N. beigebracht 
und event. auf deren Zeugniß provocirt 
wird, zur Beſiellung ſeines Ackers immer 
fremden Geſpannes bedienen müſſen und ſei 
deshalb zu den Communalleiſtungen immer 
nur fo herangezogen worden, tie die anderen 
Eigentäthner des Dorfes, alfo ohne Spann= 
bienjte; 

4. feine, von dem Kreisausſchuß unrichtig auf- 
gefaßte, Angabe in der mündlichen Verhand- 
lung fei dahin zu berichtigen, daß er zwar 
einmal Schuldolz, aber nicht für den Lehrer, 
fondern für ſich felbft angefahren Habe, 
nachdem ihm foldes von dem Lehrer für 
eine bemfelben erwieſene Gefälligleit abges 
treten worden; 

5. das Holzquantum, zu deſſen Anfuhr er event. 
verpflichtet fein würbe, betrage bei richtiger 
Berechnung nicht "4, fondern Höchftens */e 
NRaummeter, denn das ganze Beſitzthum des 
re. 8. habe 89 Morgen 47 Du.-Ruthen ent- 
halten und feien davon "a Klafter Schulgolz 
anzufahren gemefen. 

Die Berufungsichrift ift von dem Kreisausfhuß 
dem Beflagten zur Gegenerflärung „in Gemein: 
Schaft mit dem Ortsvoritand A.“ zugefertigt und 
von dieſen gemeinihaftlih dahin beantwortet 
worden: 

Das Bauergrundftüd U. Nr. 11 fet recchmäßig 
und nad dem Schuldotationsplane von jeher zu 
geriffen and= und Spanndienften reſp. Gemeinde⸗ 
aften verpflichtet gewejen. Der Beliger, Wirth 
8., habe den festen Theil von U. Nr. 11 an 
einen gewiffen Gr. und damit den ſechsten Theil 
aller darauf ruhenden Laften verkauft, der Kläger 
aber fei wiederum durd Kauf in alle Rechte und 
Pflichten des Gr. eingetreten. 

Der ꝛc. ©. halte in den Wintermonaten oft nur 


» 


"ein Pferd, befinde fich aber gegenwärtig im Befige 


von zwei Pferden und zwei Kühen. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem Bes 
zirksverwaltungsgerichte, wog die Gemeinde A. 
als Mitbellagte zugezogen tft, wurde noch her— 
vorgehoben: 

a. von dem Kläger, daß er von dem in Rede 
jtehenden Grundftüde nur den fechsten Theil 
mit 15 Morgen 102 Du. = Ruthen befiße, 
Dim ron fei und zum Beftellen feines 

rundſtückes kein Vieh halte und daß er das 
einzige Pferd, welches cr befige, zur Aus— 
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übung feines Gewerbed al3 Zimmermann 

gebraudı; 

b. Seitens de3 Bellagten, daß Kläger zu den 
Viertelyüfnern gehöre, welche bejtimmungs- 
mäßig Spanndienfte leiften müßten. 

Das Bezirksverwaltungsgericht hat nach Ein— 
forderung der Acten, betreffend die Dismembra- 
tion des Grundſtücks A. Nr. 11 und des Par- 
cellirungsvertrages über die von dem Kläger 
erftandenen 15 Morgen 102 Du.-Ruthen Landes 
am 23. September 1876 dahin entichieden: 

daß die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 

des Kreifes &. vom 7. März 1876 dahin zu 

beftätigen, daß der Zimmermann und Grund: 
befiger G. unter —— ſeiner Beſchwerde 
gegen die Verfügung des Amtsvorſtehers vom 

10. und 29. November 1875 für verpflichtet 

zu erachten, von dem Brennholzdeputat der 

Säule A. für die Zeit von Michaclis 1875 

bis dahin 1876 74 Raummeter anzufahren 

oder die fir die im Wege der Erecution etwa 
bereit3 anderweit bewirfte Anfuhr entftande- 
nen Koften zu erftatten und die Koften beider 

Inſtanzen unter Feſtſetzung de3 Streitgegen- 

ftandes auf 10 Mark und des Baufhquan: 

tums_ zweiter Inftanz auf 1,50 Markt dem 

Berufenden aufzulegen. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes er- 
ſcheine im Weſentlichen gerechtfertigt. Daß 
die ſtreitige Leiſtung ihrer Natur nach der 
Beitreibung im Verwaltungswege unterlicge, 
fei nad) der Allerhöchſten Cabinetsordre vom 
19. Juni 1836 nicht zweifelhaft. Der Be— 
ſchwerdeführer befife eine von dem Grund» 
ftüd 4. Nr. 11 abgezweigte Parcelle von 
15 Morgen 102 Du.-Ruthen. Er halte anf 
derfelben ein Pferd, angeblich wegen feines 
Gewerbes als Zimmermann, nad) der Er: 
Härung des Amts- und des Gemeindevor- 
ſtehers zeitweife auch zwei Pferde. Möge 
aber hiernach feine Befigung als gefpannfähig 
angefehen werden, ober nicht, enticheidend fei 
für die Verwaltungsbehörde der bei der Ber- 
tHeilung de3 Grundſtücks A. Nr. 11 errichtete, 
von dem Vorbeſitzer des ꝛc. G. anerkannte 
und von der Königlichen Regierung beftätigte 
Negulirungsplan vom 6. October 1862. 
Derfelbe enthalte in Betreff der Präftation 
an die Schule die Beftimmung, daf diefelben 
der Real Eng nach der Schulordnung vom 
41. December 1845 unterworfen bfeiben, wo— 
gegen in dem Abſchnitt wegen der Gemeinde- 
lajten beftimmt jei, daß die Spanndienfte zu 
Bauten, Wegebefjerungen, Feuerkuven und 
andere Fuhren von dem Haupt- und dem 
BVarcellenbefiger „nah dem gegenwärtigen 
Befigftande” zu leiſten feien. Dieſe Feſt— 
jegung gelte (nad) $ 39 der erwähnten Schul- 
ordnung) aud für die Anfuhr des Schul: 
Holzes. Der Beſchwerdeführer müffe daher zu 
der ihm angefonnenen Leiftung für verpflichtet 
erachtet werden. 

Die Beſchwerde in Betreff des Maßes fei 
rundlos. Nach der eigenen Angabe des 

läger8 habe das Grundftüd A. Nr. 11 vor 





der Teilung 89 Morgen 47 Du.-Ruthen 

enthalten und !s after Holz anzufahren 

ochabt. Vom Theilbefißer würden hiernach 
circa Ya Klafter anzufahren fein, welches 

Duantum dem von Raummeter bis auf 

einen verſchwindend Heinen Unterſchied gleich- 

fomme. 

Die Entieidung des Kreisausfchuffes gehe 
infofern zu weit, als fie fih in ihrer Form 
nicht auf den vorliegenden Streit über die 
Anfuhr des Schulholzes für cin Jahr bezw. 
die dafür zu zahlende Vergütung beichränte 
und fei daher in diefer Faffung zu berichtigen 
geweſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Kläger friſt— 
zeitig das Rechtsmitiel der Reviſion eingelegt und 
zur Rechtfertigung Folgendes angeführt: 

Die Folgerung des Berufugsrichter, daß bie 
Beitimmung des Regulirungsplaned vom 6. Dec- 
tober 1862, wonach bei Gemeindelaften die Spann= 
dienfte nad dem gegenwärtigen Beſitzſtande zu 
leiſten ſeien — nad) $ 39 der Schulordnung vom 
11. December 1845 — aud auf die Aufuhr des 
Schulholzes Anwendung finden müßten, ſei nicht 
richtig, da es ſich Hier um zwei ganz verjchiedene 
Präftationen handle. Maßgebend fei hier über- 
haupt nur der Schuldotationzplan für die Schule 
zu A., deffen Vorlegung er beantrage, und dieſer 
befage, daß zur Anfuhr des Schulholzes die 
bäuerlichen Beliger (Wirthe) des Dorfes verpflich- 
tet fein. Daß aber eine Heine Befigung nur in 
die Categorie der Eigenkäthner und nicht in die 
der bäuerlichen Befiger nehöre, gehe aus der Be— 
ftimmung unter G. III des erwähnten Regu— 
lirungsplanes hervor, auf deffen Inhalt er ſich 
gleidtatte berufe. Er werde and) in allen Ge- 
meindeangelegenheiten, in den Dorfliften 2c. als 
Eigenfäthner bezeichnet und fei auch in der vor— 
liegenden Streitja_he von den Behörden fo be— 
nanıt. 

Bei der mündlichen Verhandlung vor dem 
Ober = Verwaltungsgericdt lagen die Acten bes 
Königlichen Landrathsamtes zu G., betreffend die 
Dismembration des Friedrich L. ſchen Bauergrund⸗ 
ſtückes A. Nr. 11 vor. Aus denfelben ergiebt fich 
Folgendes: 

11. Juni 1862 haben die Wirth Friedrich 
L.ſchen Eheleute von ihrem 39 Morgen 47 Du.= 
Ruthen umfaffenden Grundftüde A. Nr. 11 die 
im Dorfe belegene Hofftele mit den darauf be= 
findfichen Gebäuden und Zäunen in einem Arcal 
Von. 2 2200. 3 Morgen 
ferner Dorfsangerab- 
fndung . 2... Ya = 
und im Felde feparirt 
belegenes Wderland 12 = 12 DQu.:Ruth,, 

zufammen 15 Morgen 102 Ou.-Ruth. 
Preußiſchen Maßes an den Wilhelm Gr. für 
1200 Thaler verkauft und es enthält der $ 3 des 
gerichtlichen Kaufcontracts die Beſtimmung: 

Bon Michaeli er. übernimmt der Käufer mit 

den Nußungen aud fämmtlihe Laften und 

Abgaben. 

Die Regulirung der auf dem dismembrirten 
Grundſtücke baftenden öffentlihen Abgaben und 
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Leiftungen ift in Gemäßheit der Vorſchriften des 
Geſetzes vom 3. Januar 1845 erfolgt und es hat 
der am 6. October 1862 aufgeftellte Regultrungs- 
plan unter dem 2. Juli 1863 die Genehmi- 
gung der Königlichen Regierung zu Königsberg 
erhalten. 
are Regulirungsplan enthält unter 
„F. An die Schule in A., wozu bad Dorf 
A. gehört,“ die Beftimmung: 
„L Die baaren, fowie die Naturalleiftungen 
bleiben der Regulirung ber Schulpräftatio- 
nen nad) der hulorbaung vom 11. Decem- 
ber 1845 unterworfen.“ 
Unter 
„G. Gemeindelaſten“ 


find aufgeführt: 
„U. Die Spanndienfte zu Bauten, Wege 
befferungen, Feuerkuven und andere Fuhren 
u aß bes Hufenftandes aufges 
racht“ 
und es iſt in den beiden Rubriken: 
eg behält das Hauptgut des Fried⸗ 
rich L., 
> davon übernimmt das XTrennftüd des 
ilhelm Gr. 


vermerkt: „nach dem gegenwärtigen Beſitzſtande“, 
während unter 
„ILL die Handdienfte werden nad) der Zahl 
der Haushaltungen geleitet 
unter ben vorerwähnten Rubriken beftimmt ift, 
daß bie Handbdienfte den Beſitzer des Hauptgutes 
als Wirth, den Beſitzer des Xrennitüdes als 
Eigenläthner treffen. 
iefer Regulirungsplan ift unterm 11. October 
1862 von dem Trennjtüdsbefiger Gr. unterfärift: 
lich ats richtig anerfannt und am 8. Äuguſt 
1863 hat Gottlieb &. als „Nachfolger des Wil- 
helm Gr.“ beideinigt, daß ihm der Regulirungs« 
plan mit der nöthigen Velehrung befannt gemacht 
worben fei. 
Der Dotationzplan für die evangeliſche Schule 


A 7. September 1866 * 
in A. vom 70. Mir, 1867 welcher bei ber münd⸗ 


lichen Verhandlung gleichfalls vorlag, enthält 
unter 
nV. Beitfegungen“ 


die Beitimmung: 

Die Lieferung des Brennmateriald liegt allein 
dem Patron, Gutsherrn von Schloß ©. ob. Die 
Anfuhr erfolgt zum 4. October jedes Jahres 
pränumeranbo und zwar merben ö Klafter von 
der Dorfieft A. und 3 Klafter von der ganzen 
Schulgemeinde nad Verhältniß der Haushaltungs- 
zahl angefahren. 

Die Reviſion hat für begründet erachtet werben 
müffen. 

er Berufungsrichter nimmt ohne Weiteres an, 
daß bie ftreitige Leiftung zu der Kategorie der 
in der Allerhöchſten Cabinets-Ordre vom 19. Juni 
1836 (ef.-Samml. ©. 198) unter 1. aufgeführten 
Abgaben und Leiftungen gehöre. Er folgert ferner 
aud dem Wbgaben-Regulirungsplan vom 6. De 
tober 1862 in Verbindung mit ber Schulordnung 
vom 11. December 1845 die Berpfli tung bes 
Klägerd zu ber Ihm angefonnenen Leiſtung und 
findet gegen bie Entſcheidung des erften Richters 





nur zu erinnern, daß fie infofern zu weit gehe, 
als ſie fi in ihrer Form nicht auf ben vor= 
liegenden Streit über die Anfuhr des Schulholzes 
für ein Jahr, bezw. die dafür zu zahlende Ver— 
gütung beſchränke. Er überfieht aber, daß ber 

eisausſchuß aus der ber Klage zu Grunde ge— 
legten Behauptung, dab ber Amisvorſteher als 
BVolizeibehörde zu einem Einfchreiten in ber vor= 
liegenden Angelegenheit überhaupt nicht berechtigt 
gewefen fei, hätte Veranlaffung nehmen müffen, 
vor Allem zu prüfen, ob ſich der Beklagte bei dem 
Erlaffe der angefochtenen Berfügungen in den 
Grenzen feiner geſetzlichen Befugniffe bewegt habe, 
und er verftößt gegen das beftcehende Recht, indem 
er diefe Befugniß — ſtillſchweigend — als be- 
gründet vorausſetzt. 

Die Kreisordnung vom 13. December 1872 
überträgt dem Amtsvorfteger die Verwaltung der 
Polizei und der fonftigen öffentlichen Angelegen- 
De des Amtes nach näherer Vorjchrift des Ge— 
jepe3 (8 59), ermächtigt ihn, da, wo die Erhaltung 
der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit fein 
Einſchreiten nöthig macht, das EEE anzu= 
ordnen (8 60) und nöthigenfallg jwangäbri je durch⸗ 
Ei ($ 79), ftattet ihn mit gewiſſen Befug⸗ 
niffen in Wegebauſachen aus 8 61), überträgt ihm 
im 8 62 das Recht zum Erlaffe von Volizeiftraf- 
verorbnungen, im $ 63 das Recht der vorläufigen 
Straffeftfegung, verpflichtet im $ 65 die Gemeinde- 
und Sutsborflänbe feinen in Gemäßheit feiner 
ejeglichen Befugniffe in Dienftangelegenheiten an 
k erlaffenen Anmeifungen und ufträge nachzu⸗ 

mmen und beſtimmt endlich im 8 66, daß der 
Landrath und der Kreisausſchuß befugt fein follen, 
für die Gefchäfte der allgemeinen Landes⸗ und 
Kreis-Communalverwaltung ſowie bei Beauffichtis 
gung der Communal-Angelegenheiten der zu dem 

misbezirke gehörigen Gemeinden und Gutsbe— 
zirfe die vermittelnde und begutachtende Thätigkeit 
des Amtsporftehers in Anfprud zu nehmen. 

Dagegen enthält die Kreisorbnung feine Be— 
ftimmung, woburd dem Amtsvorftcher das Recht 
ur felbftändigen executiviſchen Beitreibung öffent- 
icher — oder den öffentlichen gti zu achtenden 
— Abgaben und Leiſtungen, mögen dieſelben nun 
an den Staat, die Commune, bie Kirche, die 
Schule oder deren Diener zu entrichten fein, ein= 
geräumt wird. 

Im vorliegenden Falle würde daher der beflagte 
Amtsvorfteher zu einem amtlichen Einfchreiten 
gegen den Kläger wegen der rüdjtändigen Anfuhr 
don einem viertel Raummeter Schuldeputatholz 
nur berechtigt geweſen fein, wenn er dazu von 
dem Landrathe (etiva auf Anftehen der Schul: 
auffichtsbehörde) ausdrüdlich beauftragt geweſen 
wäre. 

Er ift aber nicht befugt gewejen, auf den bei 
ihm angebrachten Antrag des Lehrers T. in A. 
von dem angeblich Verpflichteten die Ausführung 
der bier fraglichen Leiftung unter Executionsan— 
Drohung zu Tordern und den Gemeindevorftand zu 
U. bemnaͤchſt mit der Ausführung auf Koften des 
emgentich Verpflichteten zu beauftragen. 

er Vorderrichter verſiößt aber aud) gegen eine 
mefentliche, das Verfahren betreffende Vorſchrift, 
indem er zwar die Entjcheidung der Vorinſtanz 
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al3 zu weit gehend berichtigt, diefelbe aber immer 
noch ſoweit beftätigt, daß dadurch Kläger pofitiv 
für verpflichtet erlärt wird, von dem Brennholz 
deputat der Schule U. für Die Zeit von Michaelis 
1875 biß dahin 1876 4 Raummeter anzufahren, 
ober die für die im Wege der Erecution etiva be— 
reits anderweit bewirkte Anfuhr entitandenen 
Koften Er erftatten. & 

Die Klage tft nad dem Wortlaute bed Antrages 
guiatt nur auf Aufhebung der Verfügungen des 
Beklagten vom 10. und 29. November 1875 ge- 
richtet und zunächſt auch nur darauf geftügt, daß 
der Bellagte zum Erlaſſe diefer Verfügungen nicht 
befugt geweſen jei. 

Nun lag zwar in der weiteren Art ihrer Be— 
gründung aller Anlaß, hierüber Hinausgehend zus 
gis einen Anſpruch über die Verpflichtung des 

läger8 an fih als Ziel der Klage anzufehen. 
Da indeß eine hierauf gerichtete Widerklage nicht 
vorlag — wobei deren Zuläffigkeit dahin gefett 
bleiben mag*) — durfte für diefen Theil der Ent- 
ſcheidung in dem für den Kläger ungünftigften Falle 
nur die Form der Abweifung, nicht aber die der 
pofitiven Berurtheilung zu ber beftrittenen geiftung 
Aare — (849 1. f. des Gefetzes vom 3. Juli 

Abgeſehen Hiervon, durfte ferner Kläger zur 
Erftattung der durch die im Wege der Erecution 
etwa bereit anderweit bewirkte Anfuhr entitan- 
denen Koften nicht für ſchuldig erklärt werden, 
weil bie von dem Beklagten verfügte Erecution 
eefgtih unzuläffig erſcheint. 

enn hiernach Die Vorentſcheidung in Gemäß⸗ 
heit des $ 68 des Geſetzes vom 3. Zurı 1875**) 
(Bei.-Sammt. ©. 375) aufgußeben gewefen ift, fo 
onnte in ber Sache felbft doc nur, wie geſchehen, 
erfannt werben. 

Der Kläger Bat nicht beftritten, daß auf ihn, 
als Rechtsnachfolger des Wilhelm Gr., die Bes 
fimmungen des Abgaben-Regulirungsplans vom 
ne Anwendung finden, fid vielmehr aus⸗ 
pridtich auf den Inhalt deſſelben berufen und 
überbdied eingeräumt, daß auf dem Grundftüd A. 
Nr. 11 — urfprünglid 89 Morgen 47 -Ruthen 
umfaffend — die Verpflichtung zur Anſuhr von 
Aa Klafter Schulholz gerubt habe, bezw. ruhe. 

Der Abgaben-Regulivungsplan enthält nun aber 
die Beftimmung: 

1) daß die Abgaben und Keiftungen an bie 
Schule der Regulirung der Schulpräftationen 
nad der Schulordnung vom 14. December 
1845 unterworfen bleiben ; 

2) daß — die Gemeinbelaften anlangend — die 
Spannbienfte zu Bauten, Wegebefferungen, 
Zeuerluven und andere Suhren auf den 
Befiger des Trennftüds nah dem gegen- 
wärtigen Befigftande übergehen. 

Hält man damit den $ 39 der Schulordnung 
für die Elementarſchulen der Provinz Preußen 
vom 11. December 1845 (Gef.-Samml. 1846 ©. 1) 
ufammen, welcher beftimmt, daß, wenn nicht be— 
Fondere Stiftungen oder durch bejondere Rechts⸗ 
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gene zur Unterhaltung ber Schulen und der 

ehrer verpflichtete Perſonen — ſind, die 
Orisgemeinden und die ſonſt zur Schule gehörigen 
Ortſchaften die Mittel pi Unterhaltung der Schule 
in derfelben Weije wie die übrigen 
Communalbedüfniffe aufzubringen haben, 
fo kann es einem begründeten Zweifel nicht unter- 
liegen, daß der Kläger zu der ihm angejonnenen 
Zeiftung verpflichtet ift. Seine Einwendung in 
der Revifionsfchrift beruht anfcheinend auf einer 
Verwechſelung der Beftimmung unter G. ILI. mit 


wegs unterftüßt. Ebenfowenig erjcheint es zweifel- 
haft daß die bier finglige Leiftung ihrer Natur 
nad der executiviſchen Veitreibung im Verwal⸗ 
tungswege in Gemäßheit der Allerhöchſten Cabinet3= 
Ordre vom 19. Juni Be] unterliegt. Wenn hier⸗ 
nad der Kläger durch die Nichterfüllung einer 
fachlich begründeten Verpflichtung das gegenwärtige 
Streitverfahren veranlaßt hat und mit dem An- 
trage ihn für nicht verpflichtet zu erachten, von 
dem Brennbolzdeputat der Schule ® 1. I die 
Zeit von Ricaeli 1875 bis Oftern 1876 */, Raum: 
meter anzufahren, abzumweifen geweſen, während 
die Außerkraftfegung der Berfi mgen des Be⸗ 
klagten aus überwiegend formellen Gründen er⸗ 
folgt iſt, ſo fallen dem Mäger als dem in ber 
Hauptjache ntertiegenben le nad} $ 72 des Ge⸗ 
fees vom 3. Juli 1875**) aud) bie Koften zur Laft. 
Berlin, den 13. Januar 1877. 
Königliches Ober-Berwaltungdgericht. 


4. Erhebung ber Schulgefälle in der Provinz 
Sreuben. (Rendant, Stenererheber.) 

Nach 867 der Schulordnung vom 11. December 
41845 darf der Lehrer nur die Naturalleiftungen 
felbft erheben. ie Baarbeiträge müflen von 
dem Rendanten der Ortsſchulkaſſe, oder wenn eine 
ſolche nicht vorhanden ilt, von dem Communal- 
erheber vereinnahmt werben. Die Aufrechterhal- 
tung diefer gejeplihen Beſtimmung ift wegen ber 
font unvermeiblichen Conflicte geiiden Lehrer 
und — —— im Auſſichtsintereſſe 
nothwendig. Die iuführung des gr a Zu⸗ 
ſtandes kann auch im vorliegenden U keine 
Schwierigkeiten haben, da bie eingereichten Ge—⸗ 
meinderehnungen zeigen, daß in N. zur Auf⸗ 
ftellung und Legung von Rechnungen hinreichend 
qualificirte Berfonen vorhanden find. 

Berlin, den 6. December 1860. 

Der Minifter der geijtlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmanni-Hollweg. 


An 

die Königliche Regierung zu R. (In der Provinz 

—— 

&. Unzuli eit der Anftellung befondrer Schul⸗ 
” ae 


Auf den Randberiht vom 13. d. M, erwidern 
wir Ihnen, daß bie Unftellung eines befonderen 


2 Laien Unf I. 
we) Jept 5.108 des Geicpeh vom 30. Juli 1889. (of. unten 
8 902 And. IL) 
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Executors für Die evangelifche Kirchengemeinde Ei 
N. überhaupt geſetzlich unzuläffig erſcheint. Da 
nah der Verordnung vom 30. Juni 1845 über 
die executiviſche Beitreibung der öffentlichen Abe 
gaben, worunter nad $ 1 Nr. 6*) auch die Ab- 
aben für kirchliche Zwecke mitbegriffen find, das 
Svangsverfahren durd) die „betreffenden ers 
waltung3behörden“ angeordnet, und unter ihrer 
Zeitung durch die ihnen beigegebenen Erecutoren 
ausgeführt werden muß, fo würde bei der Ber 
ftellung eine3 bejonderen, von den Berwaltungss 
behörden unabhängigen Erecutors für die Kirchen- 
gemeinden den rechtlichen Erforderniffen nicht ge= 
nügt werden, und der erecutivifchen Beitreibung 
jelbft die gejegliche Form mangeln. — Auch bei 
den Kirhenjteuern und den übrigen kirchlichen 
Abgaben kann daher, wie Pof. 1 der Allerhöchſten 
Eabinet3-Ordre vom 19. Juni 1836**) ausdrück⸗ 
lid) vorfchreibt, die erecutivifhe Beitreibung nur 
durch Vermittelung der betreffenden VBerwaltungs- 
behörden erfolgen. 
Arnsberg, den 19. April 1861. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


An 
den Herrn Superintendenien R. 


Abfchrift vorftehender Verfügung erhalten Sie 
zur Kenntnignahme und Nahadtung, mit dem 
Bemerken, daß die Anftellung befonderer Exe— 
eutoren ebenfo wie für die evangelifhen und 
tatholifhen Kirchengemeinden, fo aud 
für die Shulgemeinden unzuläjfig erſcheint. zc. 

Arnsberg, den 19. April 1861. 

Königliche Regierung, Abteilung des Innern. 


n 
fämmtlihe Herren Lanbräthe. 


6. Ertheilung des Erecutoriums für die Ein- 
ziehung von Schul⸗ zc. Abgaben durch die 
Laudräthe. 


Auf die Vorſtellung vom 8. December v. J. 
daß nah Maßgabe der Allerhöchſten Ordre vom 
19. Juni 1836**) für die Einziehung rückſtändiger 
Kirchenabgaben zu ertheilende Erecutorium be— 
treffend, erwidere ich Ew. Hochwohlgeboren, daß 
ich die von Ihnen geäußerten Bedenken in Bezug 
auf die von der Königlichen Regierung zu N. ges 
troffene Anordnung***) nicht theilen kann. 

Nach der Verordnung vom 30. April 1815 8 33 
und 40 (Gef.-Samml. 1815 ©. 91 f.) find die 
Landräthe die Organe, deren fid) die Königlichen 
Regierungen zur Bolziehung ihrer Verfügungen 
zu bedienen haben. Die Vefugniß der Tegteren 
zur Delegation ift weder hier noch in der Drdre 
vom 19. Juni 1836**), welche das Reffort der Ver: 
waltungs⸗ und der rihterlichen Behörden abgrenzt, 
einer Beſchränkung unterworfen.}) Nah $ 2 der 
Verordnung vom 24. November 184344) wegen 
erecutivifcher Beitreibung ber Ddirecten und in- 


*) Unten Anhang IL 
we Unten Anh. L 
En Dur melde bie Ertheilung bes für bie Einziehung auf 
Hertommen beruhenber Sirdenabgaben nad) Mafgabe der Allers 
hoqhſten Gabinets:Ordre vom 19. Junt 1836 erforderlicen Ere⸗ 
eutoriums den Randräthen übertragen worden mar. 
» — Anh. VI Anm. (Ert. D.:8.:@. vom 13. De: 


+1) of. * Ang. II. 
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directen Steuern und anderer öffentliher Ab- 
geben und Gefälle in der Rheinprovinz (Geſ.⸗ 

ammıl. 1843 S. 352) fol das Zmangsverfahren 
von den mit der Erhebung ber Steuern oder Ge— 
fälle beauftragten Behörden oder Beamten ange- 
orbnet und unter ihrer Leitung durch die ihnen 
beigegebenen Erecutoren oder diejenigen Beamten, 
deren fie fih als folder zu bedienen haben, aus- 
ee werden. Einer gerichtlichen Viſirung ober 
Bollitredbarerflärung der von den Verwaltungs- 
beamten ausgehenden Erecutionsbefehle bedarf es 
überall nit. Im $ 2 der fpäteren, für die öft- 
lihen Provinzen erlafjenen Xerordnung von 
30. Juli 1853*) (Gej..-Samml. S. 910) ift jene 
Beftimmung für die Fälle, in melden den mit 
Einziehung ber Steuern oder Gefälle beauftragten 
Behörden oder Beamten keine bejtimmte, zur 
Ausführung der Erecution dienende Beamte zu= 
geordnet find, oder in welchen die Auffichtsbehörde 
ſelbſt die Erecution verfügt, dahin ergänzt worben, 
daß diefe auch die Behörde oder den Beamten zu 
bejtimmen haben, von welchen das Zwangsver—⸗ 
fahren vollſtreckt werben foll.**) Won einem jus 
personalissimum ber Regierungen bei Anorbnung 
und Bollftredung ber Erecution kann hiernach 
ebenfotvenig bie Rede fein, als ihr Recht gegrün- 
detem Zweifel unterliegt, die Erecutionsverfügung 
und Vollſtreckung generell den Landräthen aufzu= 
tragen. Die Competenz der Ießteren folgt ans 
einer derartigen Ermädtigung aud für ſolche 
Zälle, in denen fie nad den oben angeführten 
Verordnungen etiva nicht aus eigenem Recht ein- 
zuſchreiten befugt fein möchten. 

Berlin, den 30. Januar 1865. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

von MRühler. 


An 
ben aönigrihen Landrath ıc. 
B. U. 25621. 
K. 3146. 


7. Verordnung betreffend dad Berwaltungs- 
swangöverfahren vo Deitreibang von Geld- 
beträgen. Bom 7. September 1879. ***) 
Auszug.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. verordnen in Gemäßheit des 8 14 
des Ausführungsgefeged zur Beutfchen Eivil- 
groaehorbnung vom 24. März 1879 (Bei.-Samml. 

. 281), was folgt: 

I. Allgemeine Deiumungen 


Die Zwangsvolftredung wegen aller derjenigen 
©eldbeträge, welche nad den beftehenden Vor— 
ſchriften auf Grund einer Entjheidung oder An= 
ordnung der zuftändigen Rerwaltungsbehörde, 
eines Xerwaltungsgeridts, einer Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde oder eines folhen Inſtituts ein= 
uziehen find, dem die Befugniß zur Zwangsvoll⸗ 
Kentung äufteht, erolst ausfchließlih nad den 

orfchriften dieſer Verordnung. 

Die beitehenden Beftimmungen darüber, welche 
Abgaben, Gefälle und fonftigen Geldbeträge der 

*) Unten Anh. II. 

**) of. jept 8. vom 7. September 1879 nachſtehend. 

**e) Berkünber burd) bie Gefep-GSommlung für bie Königl. 
Breußifgen Staaten pro 1879 Stüd 37 ©. 091 Rr. 8886. 
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Beitreibung im Berwaltungszwangdverfahren un= 
terliegen, werden durch die gegenwärtige Verorb- 
nung nit berührt. 


82 

Ueber die Verbindlichteit zur Entrichtung der 
geforderten Geldbeträge findet der Rechtsweg, fo- 
fern derſelbe nad) den in dem einzelnen Landes- 
teilen hierüber beitehenden Beftimmungen bisher 
zuläffig war, auch ferner ftatt.*) 

Wegen vermeintliher Mängel des Zwangsver⸗ 
fahrens, diefelben mögen die Form der Anorb- 
nung oder die ber Ausführung oder die 
Frage betreffen, ob die gepfändeten Sachen zu 
den pfändbaren gehören, ift dagegen, unbejchadet 
ber befonderen Vorſchriften über die Rechtsmittel 
im Sale der zwangsweiſen Ausführung pofigei- 
licher Verfügungen, nur die Beſchwerde bei der 
borgefegten Dienftbehörde des Beamten zuläffig, 
deſſen Verfahren angefochten wird. 


83. 

Diejenigen Behörden oder Beamten, welchen 
die Einziehung der der Beitreibung im Verwal- 
tungszwangsverfahren unterliegenden @eldbeträge 
aufteht, bilden die zur Anordnung und Leitung 
des Zwangsverfahrens zuftändigen Bollitredungs- 
behörden. Auf die Beamten der Corporationen 
welche nad den bisherigen Vorjchriften zur eige- 
nen Zwangsvollſtreckung nicht berechtigt find, findet 
diefe Beftimmung nicht Anwendung. 

Die Strafvolliiredungsbehörde, welcher die Ein— 
ziehung einer gerichtlich erkannten Geldftrafe ob= 
biegt, ift zugleih Vouͤſtreckungsbehörde für die 
mit der Einziehung der Strafe verbundene Bei⸗ 
treibung der Koften. Dieſe Beitreibung erfolgt 
nad den Vorfehriften der Deutſchen Eivilprozep- 
ordnung. 

Tehlt es an einer nad den vorftehenden Bor- 
ſchriften zuftändigen Voliſtreckungsbehörde, fo hat 
die Bezirksregierung (Landdroftei, Polizeipräfi= 
dium in Berlin) eine folche zu beftimmen. 

Den zuftändigen höheren Xerwaltungs- und 
den Auffichtsbehörden iſt es geftattet, die Func- 
tionen der Bollftredungsbehörde ſelbſt zu über: 
nehmen. 


84. 

Muß eine Vollſtreckungsmaßregel außerhalb des 
Geſchäftsbezirls der Vollſtreckungsbehörde zur 
Aus aus gebracht werden, jo hat die ent 
ſprechende Behörde dejenigen Bezirks, in welchem die 
Ausführung erfolgen fol, auf Erjuchen der Boll- 
— — das Zwangsverfahren auszu⸗ 

hren. Inſoweit von der erſuchten Behörde die 
Pfändung korperlicher Sachen und deren Verſtei⸗ 
gerung ausgeführt wird, tritt dieſe an die Stelle 
der Bollftredungsbehörde. 


85. 

Die Volljtredungsbehörde Hat das Zwangsver⸗ 
fahren durd) die ihr beigegebenen Vollziehungs⸗ 
beamten oder durch diejenigen Beamten, deren 
ſie ſich als folder zu bedienen Hat, auszuführen. 

Fehlt es derjelben an folhen Beamten, jo kann 
die Bezirköregierung (Landdroftei, PBolizeipräfi- 


*) 06. 5 303. 
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dium in Berlin) eine andere Vollſtreckungsbehörde 
beftimmen. 

Die Vollziehungsbeamten müſſen eidlich ver: 
pflichtet werden. 

Die Ausführung einer Zwangsvollſtreckung 
kann einem Geritövollzieher übertragen werben. 
Diejer hat nad} den für gerichtliche Zwangsvoll⸗ 
ftredungen beftehenden Vorſchriften zu verfahren. 


86. 

Der Zwangsvollſtreckung ſoll in der Regel eine 
Mahnung des Schuldner mit breitägiger Zah— 
Tungsfrift borhergehen: In Betreff der Gerichts⸗ 
toften vertritt die Mittheilung der Koſtenrechnung 
bie Stelle der Mahnung. Bei der Ausführung 
ber Mahnung finden die Vorſchriften der 38 8, 
12 big 18 feine Anwendung. 


7. 

Gegen eine dem activen Heere oder der activen 
Marine angehörende Militärperjon darf die 
Bwangsvollftredung erjt beginnen, nachdem von 
derfelben die vorgejegte Militärbehörde Anzeige 
erhalten hat. Der Vollftredungsbehörde ift auf 
—— der Empfang der Anzeige zu beſchei⸗ 
nigen. 

Shi die Zwangsvollſtreckung gegen eine dem 
activen Heere oder der activen Marine angehö— 
rende Perſon des Soldatenftandes in Cafernen 
und anderen militärifchen Dienftgebäuden oder auf 
Kriegsfahrzeugen erfolgen, fo hat die Vollſtreckungs⸗ 
behörde die zuftändige Militärbehörde um die 
Zwangsvollſtreckung zu erſuchen. Die gepfände- 
ten Gegenjtände find dem von der Vollitredungs- 
behörbe bezeichneten Beamten zu übergeben. 


88 
Die in dem Zwangsverfahren erforberlichen Zu— 
ftellungen erfolgen durch die Vollziegungsbeamten 
oder durch die Poft. 


Die Zuftellungen für nicht prozeßfähige Per- 
onen erfolgen für diefelben an deren gefegliche 
ertreter. 

Bei Behörden, Gemeinden und Corporationen, 
ſowie bei Berfonenvereinen, welche als ſolche Ha- 
en und verklagt werben können, genügt die Zu— 
Pelung an die Vorfteher. 

Bei mehreren gejeglichen Vertretern, fowie bei 
mehreren Borftehern genügt die Zuftellung an 
einen derfeſben. $10 


Die Zuftellung für einen Unterofficier oder 
einen &emeinen des activen Heeres oder der ac= 
tiven Marine erfolgt an den Chef der zunächſt 
vorgefegten Commandobehörde (Chef der Com⸗ 
pagnie, Escadron, Batterie u. f. m.) 


g11. 

Die Zuftelung kann an den Bevollmächtigten 
und, wenn diefibe durh Den Betrieb eines 
Handelögewerbed veranlaßt ift, an ben Procu= 
riften erfolgen. 


8 12. 
Für die Ausführung der Buftellungen gelten 
die in den $8 165 bis 170 der Deutſchen Civil 


rozeßordnung gegebenen Vorſchriften. Im alle 
Re findet — die Niederlegung des zu 
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übergebenden Schriftftüdes nur bei ber Orts⸗ 
behörde oder bei der Boftanftalt des Zuftellungs- 
ortes ftatt. 1a 
An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen 
darf eine Zuftellung nur mit Exrlaubniß der Boll: 
ftredungsbehörbe en die Verfügung, durch 
welde die Erlaubniß ertheilt wird, iſt bei der 
ei auf Erfordern vorzuzeigen. Eine Zu— 
tellung, bei welcher diefe —A nicht be⸗ 
obachtel find, iſt gültig, wenn die Annahme nicht 
verweigert iſt. Pen 
14. 


Ueber die Zuftelung ift eine Urkunde aufzu= 

nehmen; diefelbe muß enthalten: 

5 Ort und Beit der Zuftellung; 

2 — nung des zuzuſtelienden Schrift⸗ 

ücles; 

3) die Bezeichnung ber Perſon, an welche zu= 
geftellt werben foll; 

4) die Bezeichnung der Berfon, welcher zuge 
ftellt ift; in den Fälien der 88 166, 168, 
139 der Deutſchen Civilprozepordnung die 
Angabe bes Grundes, durch welchen die Zu- 
ftel ung an bie bezeichnete Perſon gerechtfer- 
tigt wird; wenn nad $ 167 a. a. O. ver- 
fahren ift, die Bemerkung, mie die darin 
enthaltenen Vorfchriften nad Mabgabe des 
8 12 diefer Verordnung befolgt find; 

5) im Falle der Xerweigerung der Annahme 
die Erwähnung, daß die Annahme verweis 
gert und das zu übergebende Schriftſtück 
am Orte der Buftelung zurüdgelafien ift; 

6) die Bemerkung, daß das zuzuftellende Schrift- 
ftüd übergeben ift; 

7) bie Unterſchrift de3 bie Buftellung vollziehen- 
den Beamten 


g 15. 

Wird durch die Poft zugeftellt, jo hat die Boll- 
gerne: einen durch ihr Dienftfiegel ver⸗ 
chloſſenen, mit der Adreſſe der Berfon, an welche 
zugeſtellt werden fol, verjehenen und mit einer 
Geihäftsnummer bezeichneten Briefumſchlag, in 
wel: das zuzuſtellende Schriftftüd enthalten 
5 der Poſt mit dem Erfuchen zu übergeben, die 

uftellung einem Boftboten des Beitimmungsor- 
te3 aufzutragen. Daß die Uebergabe in ber be= 
jeidueien Art gefchehen, ift von der Bollſtreckungs⸗ 
ehörbe oder dem Vollziehungsbeamten zu be 
ſcheinigen. IE 


Die Zuftellung durch den Poſtboten erfolgt in 
Gemäßheit ber Beftimmungen des 8 ge Heber 
die Zuftelung ift von dem Boftboten eine Ur— 
kunde aufzunehmen, welde den Beitimmungen 
des $ 14 Nr. 1, 3 bis 5, 7 entſprechen und die 


und jeiner Gejchäftsnummer nad bezeichneten 
Briefumfchlages bezeugen muß. * 

Die Urkunde iſt von dem Poſtboten der Poft- 
anftalt und von biefer der Vollftredungsbehörbe 
zu überliefern. 

17. 


In ben Füllen der 58 182 bis 184 der Deut- 
m Eivilprogeßordnung erfolgt die Buftellung 
in der dort vorgefchriebenen Weiſe 


ne bes um Verfchluffe, feiner Wbreffe | geii 
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Eine in einem anderen Deutſchen Staate zu 
bewirkende Buftelung erfolgt mittelft Erſuchens 
ber zuftändigen Behörde beijelben. 

Die Zuftellung wird durch das ſchriftliche Zeug⸗ 
niß der erſuchten Behörden oder Beamten, daß 
die Zuftellung erfolgt jei, nachgewiefen. 


8 18. 

Iſt der Aufenthalt des Schuldners unbekannt, 
fo fann die Zuftellung an denſelben durch Anhefs 
tung des zuzuftellenden Schriftitüdes an der zu 
Aushängen der — beſtimmten 
Stelle erfolgen. Die Zuftellung gilt als bewirkt, 
wenn feit der Anheftung zwei Wochen verſtrichen 
find. Wuf die Gültigfeit der Buftelung hat es 
feinen Einfluß, wenn das Schriftftüd von dem 
Ort der Anheftung zu früh entfernt wird. 

Diefe Art der ietung ift auch dann zuläfs 
fig, wenn bei einer in einem anderen Deutjchen 
Staate oder im Auslande zu bewirkenden Zu— 
felung die Befolgung der für diefe beftehenden 

jorſchriften unausführbar iſt oder feinen Erfolg 
verſpricht. 


819. 
Dem Schuldner und Dritten ygznũber wird 
der Vollziehungsbeamte zur Vornahme der 
Zwangsvollſtrecküng durch den ihm ertheilten und 
auf Verlangen einer betheiligten Perſon vorzu= 
eigenden ſchriftlichen Auftrag der Vollſtreckungs⸗ 
ehörde ermächtigt. 


20. 

Der Bolziehungtbeente hat die im $ 678 mit 
Ausnahme des Schlußfages, ſowie in ben 88 679 
682 der Deutſchen Civilprogepordnung dem Ge⸗ 
richtsvollzieher beigelegten Rechte und Pflichten. 

Die Beitimmungen bed $ 681 a. a. D. finden 
mit dev Maßgabe Anwendung, daß die Orts- 
polizeibehörbe für die —— der Erlaubniß 
zur Vornahme einer Vollſtreckungshandlung zus 
ftändig ift. 

821. 

Die Aufforderungen und fonftigen Mittheiluns 
en, welche zu der Vollſtreckungshandlung gehören 
ind_von dem Vollziehungsbeamten mündlich zu 
erlaffen und vollftändig in das Protocol aufzut= 
nehmen. 

ann die mündliche Ausführung nicht erfolgen, 
fo Hat die Bollitredungsbehörde Demjenigen, an 
welchen die Mnfforberung oder Mittheilung zu 
richten iſt, eine Abſchrift des Protocol zuitellen 
zu laffen. 
822. 

Eine Zwangsvollftredung, welche zur Zeit des 
Todes des Schuldner gegen biefen bereits be— 
gonnen hatte, wird in den Nachlaß defielben fort- 


jet. 

S in diefem Falle die Zuziehung des Schuld» 
ners bei einer Vollſtreckungshandlung nöthig ober 
ift der Schuldner vor Beginn ber Bmangeuol- 
ftredung geftorben, fo hat bei ruhender Erbſchaft, 
oder wenn ber Erbe oder deſſen Aufenthalt une 
befannt % das zuftändige Nachlaßgericht auf An⸗ 
trag ber Bollitredungsbehörbe dem Nachlaſſe oder 
dem Erben einen Pfleger zu beftellen. 
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23. 

Die Koſten der Monung und der Zwangsvoll⸗ 
ftredung fallen dem Schuldner zur Lait; fie find 
zugleich mit dem zur Biwangsvollitredung ftehen- 
den Anfprucde beizutreiben. — — 


7a. Auweiſuug vom 15. September 1879, zur 
Andführung der Bersrdnung vom 7. Geptember 
1879, betreffend das Verwaltungszwaugsverfah⸗ 
ren wegen Beitreibung von Geidbeträgen. 
(Auszug) 
Berlin, den 15. September 1879. 

Auf Grund der im $ 58 der Verordnung vom 
7. September 1879, betreffend da8 Berwaltungs- 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von @eldbe- 
trägen (Geſ.Samml. ©. 591), den betheiligten 
Minifterien erteilten Ermächtigung wird zur 
Ausführung diefer Verordnung Nachitehendes 
vorgeſchrieben: 

J. Allgemeine Beſtimmungen. 
Anwendung der Berordnung. (Bu $ 1.) 
Artikel 1. 

Nach den in den einzelnen Landestheilen be— 
ftehenden Vorſchriften beftimmt ſich, welche Geld⸗ 
leiftungen der Beitreibung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren unterliegen.”) 

oweit hiernach bie Beitreibung eines Gelbbe- 
trages im Berwaltungszwangsverfahren zuläffi 
ift, regelt fih das Verfahren ausſchließlich nad 
den Vorſchrifien der Verorbnung ; alle auf das 
Verfahren bezüglichen Beftimmungen der feither 
beftehenden Erecutionsordnungen find demnach 
für aufgehoben zu erachten. 


Bollftredungsbehörden. u 83. 
, Artikel 2. 8 2 


Diejenigen Behörden oder Beamten, welde 
traft ihres Amtes Geldbeträge einzuziehen haben, 
die der Beitreibung im —— 
fahren unterliegen, bilden die zur Unordnung 
und Leitung bes Zwangsverfahrens zuftändigen 
Vollſtrecungsbehörden, ohne daß es einer weite 
ten Beauftragung berjelben bebürfte. 

Auch wenn gewiſſen Beamten die Einziehung 
ſolcher — als Nebenamt aufgetrügen ift, 
bilden dieſelben bezüglich dieſer @eldbeträge bie 
zuftändige Vollitredungsbehörde. 

on der Beitimmung des Abſatzes 1 bilden 
die Beamten folder Corporationen, welche nad 
den bisherigen Vorſchriften zur eigenen Zwangs⸗ 
vollftredung nicht beredtigt find, mie namentlid) 
die Rendanten von Kirhengemeinden 
und Sähulfocietäten, eine Ausnahme. ;Dieje 
können niemals die Vollitredungsbehörde 
bilden, falls fie nicht etwa auf ®rund bed von 
ihnen befleideten Hauptamtes hierzu befähigt find, 
und deshalb gemäß der VBeitimmung im Abjap 2 
als Vollfitredungsbehörde zu fungiren haben. 

Inſoweit den Gemeinden die Einziehung von 
Gelbbeträgen für den Staat obliegt, bilden die 
Gemeinbevorjtände, wenn jedoch eine Gemeinde 
um Bwede der Einziehung ſolcher Geldbeträge 
[stoändige Beamten angeftellt Bat, dieje 

teren die Vollſtreckungsbehoͤrde. Ebenſo find 
die von — zu einem Erhebungsbezirke 
vereinigten Gemeinden angeſtellten ftelbftän- 


ot. unten Anh. I--IIL, 


Sqhnelider und von Bremen. Preußiſches Volkeſchulweſen. IL Bd. 
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digen Erhebungsbeamten für ihren Geſchäfts⸗ 
bereich als Vollſtreckungsbehörde zuftändig. 
Artikel 3. 

In allen Fällen, in denen eine nach den Be— 
ſtimmungen des 8 3 Abſatz 1 und 2 der Berord- 
nung zuftändige Bollitredungsbehörbe nicht vor= 

janden iſt, hat die örtlich zuftändige Regierung 

in ber Provinz Hannover die Landdroftet, in der 

tadt Berlin dad Bolizeipräfidium) entweder von 
Amtöwegen, oder auf Erſuchen der zuftänbigen 
Behörbe ober Corporation eine befondere Voll⸗ 
ftredungsbehörbe zu beftimmen, Dieſe Bejtim- 
mung fann nad) dem Ermeſſen der Regierung 
(Landdroftei, Polizeipräfidium in Berlin), welche 
hierbei auf bie Wünſche der erfuchenden Behörde 
ober Corporation thunlichſt Rüdficht zu nehmen 
dat, für jeden einzelnen Sal, oder für eine 

eihe von Fällen oder für eine beftimmte Zeit- 
dauer erfolgen. 

Die Regierungen (Landdrofteien, Polizeipräſi— 
bium in Berlin) find ermächtigt, bei der Beftim- 
mung einer Bollftredungsbehörde nad) $ 3 Ab: 
fag 3 der Verordnung einen von ber Behörde 
oder Corporation, für deren Rechnung die Zwangs⸗ 
vollftredung erfolgt, zu entrichtenden verhältniß⸗ 
mäßigen Beitrag zu der Remuneration ber Boll- 


tredungsbehörde und ber Bollziefungsbeamten 
Teftzufeken. 
Artikel 4. 


In welden Fällen die zuftändigen höheren 
Verwaltungs⸗ und bie Auffichtöbehörden von der 
Ermädtigung, die Zunctionen der Bollftredungs- 
behörbe gans oder theilweife felbft zu überneh- 
men, Gebrauch machen wollen, bleibt ihrem Er- 
mefjen überlafjen, vorzugsweiſe wird folches dann 

eihehen müflen, wenn es ſich, wie 3. B. bei ber 
usführung von Defectenbeihlüfien, um wichtige 
oder fchwierige Fälle der Zwangsvollſi 9 
handelt. ſtredend tritt, ſoweit die gedachten 
Behörden von ber bezeichneten Ermächtigung Ge- 
brauch madıen, die etwa fonft zuftändige Boll- 
ftredungsbehörbe außer Function. 
Artikel 5. 

Da durch die Beitimmungen der Verordnung 
an ben Beenden Vorſchriften über die Noth- 
wendigkeit, eine Umlage für vollitredbar (erecu- 
toriſch) zu erflären, nicht3 geändert worden ift, 
fo Hat die Vollftredungsbehörbe in den geeigne= 
ten Fällen zu prüfen, ob diefer Vorausſetzung 
genügt ift.*) 

Bollziehungsbeamte (Zu $ 5.) 
Artitel 6. 


Die Bolliefungsbennten unterliegen ber Dis⸗ 
a eigen hörbe, von weile fie anges 
ſtellt find. 

Wenn die von den Regierungen (Finanz-Di- 
rection) angeftellten Wollziehungsbeamten nad) 
Vereinbarung mit den Erjteren von anderen Pro⸗ 
vinzialbehörben 8 24 Nr. 2 des Geſetzes vom 
21. Juli 1852, betreffend die Dienſtvergehen der 
nicht richterlihen Beamten, Gej.-Samml. ©. 465) 
als Rollziehungsbeamte verwandt werden, fo 
haben diefe Provinzialbehörden das Recht, bie 
etwaigen Dienftvergehungen derjelben bisciplina= 
9 08. Anh. VII und ©. 488 Anm. 
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riſch zu rügen, müffenaber, wenn ſolches geſchieht 
die keeelende Regierung —— —— ier⸗ 
von in Kenntniß — ie Einleitung des Ver— 
fahren wegen unfreiwilliger Entlafjung eines 
olchen RBollziehungsbeamten ſteht jedoch aus— 
cchließlich der Regieruug (Finanz-Direction) zu. 


Artilel 7. 

Diejenigen Vollziehungsbeamten, welche nicht 
eine beſondere Dienftlleivung tragen, müſſen bei 
allen amtlichen Verrichtungen mit einem Dienſt⸗ 
ſchilde verfehen fein; das Leptere fol in der 
Mitte den Preußifchen Adler enthalten und auf 
der linken Bruftjeite getragen werben. 

Artikel 8. 

Die eidliche Berpflihtung der Vollziehungsbe— 
amten erfolgt durch die zujtändige Behörde nad 
den beftehenden allgemeinen Borfäri en. Sofern 
die Vollziehungsbeamten bereits auf Grund eines 
anderen von ihnen befleideten Amtes eidlich ver- 
pflichtet find, bebarf es der nochmaligen Vereidi— 
gung nicht. 

titel 9. 


Den Reſſortchefs bleibt die Beftimmung ber 
Vorausfegungen vorbehalten, unter denen die 
Ausführung einer Zwangsvollftredung einem Ge⸗ 
richtsvollzieher übertragen werben kann. 


D. Mahnverfahren. 
Nothwendigkeit der Mahnungen. 


Artikel 10. 

Die Vollftredungsbehörde darf ausnahmsweiſe 
die Mahnung unterlaffen, wenn: 

8 nad ihrem priätmäßigen Ermeffen zu bes 
fürdten ift, daß durch die mit der Mahnung 
verbundene Verzögerung der Vollitredung 
ber Erfolg der Lepteren geführbet werden 
würde: oder wenn 

b. die Mahnung nad; den unten folgenden Be- 
—— — wegen eines in der Perſon des 

chuldners liegenden Hinderniſſes nicht aus⸗ 
geführt werden kann. 

Sonftige Ausnahmen und Abweichungen von 
der Regel bes $ 6 der Verordnung können uur 
die Reſſortchefs geftatten. 

Reftverzeihniß. 
R Artikel 11. 

Die für die Einziehung der directen Steuern 
und anderen in feitftehenden Friſteu wiederkeh- 
renden öffentlihen Abgaben und Gefälle zuftän- 
digen Behörden und Beamten haben ein Mejtver- 
ze Grip zu führen, in welches unmittelbar nach 
dem Verfalle ber einzuziehenden Abgaben und 
Gefälle die ſämmtlichen NRüdftände unter fort 
laufenden Nummern, und verfhiedene von ders 
nn erſon verſchuldete Nüdftände unter ders 
jelben Nummer einzutragen find. 

Kür dieſes Reſtverzeichniß ift in der Regel das 
anliegende Mufter I (Anlage D), defien Spalten 
nad) Bebürfnig vermehrt werben können, zu be= 
nutzen. 

Reſſortchefs bleibt vorbehalten, von der 
Verpflichtung zur Führung von Mr ar 
u entbinden, andere Mufter vorzuichteiben, oder 
Fonftige Abweichungen zu geftatten. 
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Mahnzettel. 
Artikel 12. 

Die Mahnung erfolgt durch Mittheilung eines 
Mahnzetteld, welcher von der für die Einziehung 
des Geldbetrages zuftändigen Stelle auf Grund 
des Reſtverzeichniſſes nah dem beigefügten 
Mufter (Anlage II) auszufertigen it; ver- 
ſchiedene Rüdjtände defielben Schuldners find in 
der Negel duch denſelben Mahnzettel einzu- 
fordern. 


Behändigung der Mahnzettel. 
Artikel 13. 

Die Behändigung der Mahnzettel an den 
Schuldner erfolgt dur den Vollziehungs: oder 
einen anderen hiermit beſonders beauftragten 
öffentlihen Beamten oder durch Aufgabe zur 

oft. 

m erfteren Falle Hat ber beauftragte Beamte 
den Mahnzettel dem Schuldner felbft oder einem 
erwachſenen Hausgenoſſen deſſelben zu behänbi- 

en und wie ſolches geſchehen, unter Angabe des 
amensd desjenigen, dem der Zettel behändigt 
worden und des Tages ber Behändigung in 
einem ihm bei Ertheilung de3 Yuftrages über: 
gebenen Verzeichniſſe der anzumahnenben Schuld- 
ner zu befcheinigen. Wird die Annahme verwei⸗ 
ert oder kann die Behändigung wegen Wbwefen- 
Grit eines zur Annahme Berechtigten nicht erfol⸗ 
en, fo hat ber Beamte die Behändigung durch 
Inpeften an bie Thür der Wohnung des Schuld- 
ners oder durch Uebergabe bed Mahnzettels an 
die —— * zu bewirken. Letztere bat als⸗ 
dann die Mitteilung an den Schulbner zu ver- 
anlaffen. 

Der mit der Behändigung des Mahnzettels 
beauftragte Beamte ift niemals zur Annahme von 
Bahlungen ermächtigt. 

Die ebänbigung durch —— zur Poſt ge 
ſchieht in der Weife, daf ber Mahnzettel in einem 
verfchloffenen Briefumſchlage unter der Adreſſe 
des Schuldners nach deſſen Wohnorte zur Bolt 
gegeben wird. In diefem Falle wird die Behä 
digung mit ber beicheinigten Wufgabe zur Poft 
als bewirkt angefehen, felbft wenn bie Sendung 
als unbeftellbar zurüdtommt. Die Beſcheinigung 
der Aufgabe zur Be lann nur durch einen ver⸗ 
eidigten Beamten geſchehen. 

Artikel 14. 

Bildet die die va rg Stelle 
ugleih die Volftredungsbehörde, jo wi diejelbe 
ad Verfahren der Behändigung der Mahnzettel 
felbft zu leiten und namentlid unter Berüdfiche 
tigung der örtlichen und der fonft in Betracht 

tommenden Berhältniffe zu beitimmen, ob bie 
Behändigung der Mahnzettel durch den Bollzie- 
hungsbeamten oder durch Aufgabe zur Poſt ge= 
heben je Hat jedoh der Schuldner nicht 
einen Wohnſiß im Geſchäftsbezirle der Boll» 
treckungsbehörde, fo muß der Regel nad) die Be— 
händigung durch Aufgabe zur Bo erfolgen, 

Sefie t die Behändigung dur. ollzieh⸗ 
ungsbeamten, fo iſi demjeien ein auf die ſämmt⸗ 
lichen anzumahnenden —5*— bezüglicher, die 
Spalten 1, 3—5 des Reſtverzeichniffes uinfaſſen⸗ 
der Auszug zu übergeben; ſelbe Hat ſodann 
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in der Spalte 5 des Auszuges die erfolgte Be— 
händigung durd den Vermerk „behändigt dem 
RN am —ten..... “, ober falls die Behän- 
digung dur Anheften an die üre bezw. 
durch Uebergabe an bie Ortsbehörde erfolgt iſt, 
durch den Vermerk „angeheftet am --ten.....” 
bez. dem Ortsvorſteher übergeben am 
HER “, zu befcheinigen. 

Erfolgt die Behändigung durch Aufgabe zur 
Boft, jo muß der Beamte, welcher die Aufgabe 
bewirkt hat, diefelbe in der Spalte 5 des Reit: 
verzeichniffes durch den Vermerk „auf bie Poſt 
gegeben am — ten ..... “ beſcheinigen. 

Artikel 15. 

Bildet dagegen die für die Einziehung zuftän- 
dige Stelle nicht zugleich die Bollftredungsbehörbe, 
fo muß die Behändigung der Mahnzettel entwe⸗ 
der dur einen hiermit beſonders beauftragten 
Öffentlihen Beamten oder dur die in Gemäß- 
heit des 8 3 Abſatz 3 der Verordnung beſtellte 

ollftredungsbehörde bewirkt werden. Die nähe- 
ren Beitimmungen hierüber bleiben ben zuftän- 
digen Behörden der verfchiedenen Reſſorts vor— 
behalten. 

m erfteren Falle Hat die für die Einziehung 
zuftändige Stelle die von ihr außgefertigten a 
zettel nebſt dem im Artikel 14 Abſatz 2 erwähn- 
ten Auszuge bes Neftverzeichniffeg dem beauf- 
tragten Beamten mitzuteilen, welcher die Behän> 





digung unter Beobachtung ber dafelbit gegebenen 
Vorſchriften auszuführen und den mit den erfor 
derlihen Beſcheinigungen verfehenen Auszug dem⸗ 
nädjft zurüdgugeben bat. 

Soll die Behändigung der Mahnzettel durch 
die in Gemäßheit des # 3 Abſatß 3 der Verord⸗ 
nung beftellte Vollitredungsbehörde erfolgen, fo 

‚muß die für die Einziehung zuftändige Stelle 
die von ihr außgefertigten Mahnzeitel nebit ihrem 
NReftverzeichniffe und dem Auszuge aus Letzterem 
der Vollitredungsbehörbe mitthellen, welche das 
weitere Berfahren zu veranlaffen hat. In folchen 
Fällen hat die gedachte Stelle von allen auf die 
in dem Reftverzeichniffe aufgeführten Rüdftände 
bei ihr eingehenden Zahlungen der Vollſtreckungs⸗ 
behörde unverzüglid Kenntniß zu geben. 


Mündlide Mahnung. 
Artikel 16. 

Sofern in einzelnen Landestheilen die Ausfer⸗ 
tigung oder Behändigung der Mahnzettel wegen 

angel® geeigneter Beamten auf erhebliche 
Schw erigte ten ftößt, tönnen die Provinzialbe- 
börden für ihren Geſchäftsbereich ausnahmsweiſe 
die mündlihe Mahnung durch den Vollzieh— 
ungs⸗ oder einen anderen hiermit beſonders be- 
auftragten Öffentlichen Beamten geftatten. Die- 
felben haben in ſolchen Fällen zugleich darüber 
zu beftimmen, in welcher Weiſe die Ausführung 
der Mahnung zu befcheinigen ift. 


II. Bwangöverfahren. 
4. WUllgemeine Beftimmungen. 


Einleitung des Zwangsverfahrens. 
2 — 17. 


Nach dem Ablaufe der Mahnungsfrift iſt me- 
gen der verbliebenen, in Spalte 7 des Reſtver⸗ 





49 


zeichniffes einzutragenden Rüdftände ohne Ver— 
ug das Zwangsverfahren einzuleiten. Die Boll- 
Hredungs hörde ift ohne ausdrüdliche, für jeden 
einzelnen Fall zu ertheilende Genehmigung der 
zur Bewilligung von Stundungen zuftändigen 

jehörbe, bezw. der Corporationen, für deren 
Rechnung die Zwangsvollſtreckung erfolgt, nicht 
ermäditigt, für die Einleitung des Bmangsver- 
fahrens oder für einzelne Bollitredungsmaßre- 
eln Ausftand zu gewähren. Alle von der Boll- 
Nretungabehörte eigenmäcdhtig gewährte Stun- 
dungen erfolgen auf alleinige Gefahr des verant- 
wortlihen Beamten. 

Die von der zuftändigen Behörde oder Corpo— 
ration einem Schuldner nad) Buftellung des 
Mahnzettels gewährte — iſt in Spalte 12 
des Reſtverzeichniſſes mit Angabe der Stundungs⸗ 
friſt zu vermerken. 

Die Namen derjenigen Schuldner, gegen welche 
wegen Zahlung des vollen Betrages der Rüdck⸗ 
ftände das Zwangsverfahren nicht einzuleiten iſt, 
ſind in dem —2 miß mittelft Durchſtrei⸗ 
chens zu löſchen, jedoch fo, daß die Eintragun⸗ 
gen vollftändig lesbar bleiben. 


Buftellungen. (Bu 88 8-18.) 
Artikel 18. 

Ob die Buftellungen im Bwangsverfahren durch 
den Solliehungsbeamten oder durch die Poft zu 
bewirken find, ift unter entjpredender Anwendung 
der im Artikel 14 gegebenen Borfchriften zu be- 


ftimmen. 
Die Perſon, welcher zugeftellt werben ſoll, ift 
von der Kollitredungsbehörde unter Beachtung 


der in den 88 9—11 der Verordnung getroffenen 
Beftimmungen genau zu bezeichnen. 

An welche Perfonen im % e de8 89 Abi. 1 
der Verordnung die Buftellung erfolgen muß, 
richtet fi mit —— auf die Beſtimmungen 
der 88 50, 51 der Civilproceßordnung nad den 
Vorſchriften des — Rechtes. Hiernach 
erfoigen im Allgemeinen Zuſtellungen für Min— 
derjährige an den Vater oder bzw. Vormund, 
Buftellungen für Geiſteskranke, Verſchwender oder 
onft aus irgend einem Grunde unter Bormund- 
haft ftehende Perjonen an den Vormund. 

Die im $ 13 der Verordnung gedachte Er- 
laubniß der Vollſtreckungsbehörde darf nur im 
alle der Dringlichkeit der Zuſtellung ertheilt 


werden*). 

Für die über bie Aufteilung aufzunehmenben 
Urkunden ift das anliegende Wufter . (An: 
lage ILL.) zu benugen. 

Die Erfuhungsfchreiben, welde bei Zujtellun: 

en in einem anderen deutſchen Staate ($ 17 
— 2 der Verordnung), ſowie bei Zuſtellungen 
an die im 8 184 der Civilproceßordnung bezeich⸗ 
neten Perſonen erforderlich werden, find von ber 
Volitredungsbehörde zu erlaffen. Dagegen find 


.*) Allgemeine Siertage im Sinne der 55 13, 20 Abſ. 2 
der Baron ($ 881 ber Gintlprocekorbnun Inb: 
1. Der unb zweite Feiertag ber bi riſtlichen Fefte 
Welpaadten, Oftern uns Pflngpen. 

2. Der Gharfreitag. 

3. Der jeßtag 

4 De und Beitog. 

6. Der Himmelfohrtstag. 
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bei Buftellungen, melde mitteljt Erſuchens des 
Neichöfanzlers, der Minifter der auswärtigen An- 
elegenheiten der Bundesſtaaten oder der Con= 
Kur ober Gefandten des Reichs ($$ 182, 183 der 

ivilproceßordnung) bewirkt werden follen, wegen 
des Erlafies der Erſuchungsſchreiben die über 
den Geichäftsverkehr mit den genannten Beamten 
ergangenen allgemeinen Vorſchriften zu beachten. 
Können Zuftelungen in einem anderen beutjchen 
Staate nad) ben mit diefem getroffenen Verein— 
barungen durch die Poft bewirkt werben, fo ift 
von der im $ 17 Abſaß 2 der Verorbnung vor⸗ 
gejehenen Art der Zuftelung feine Anwendung 
zu machen. 

Bei a durch öffentlichen Aushang 
(8 18 der Berordnung) ift der Tag der Anhef- 
tung auf dem auszuhängenden Schriftftüde zu ver- 
merfen. 

‚Anlegung von Acten. 
Ürtitel 19. 

Alle auf die Zuftelungen bezüglihen Urkunden 
und Beicheinigungen find, nachdem fie von der 
Bollftredungsbehörbe Hinfichtlich ihrer vorſchrifts⸗ 
mäßigen Ausſtellung geprüft und auf deren An- 
ordnung erjorberlihenfalß berichtigt bezw. ver- 
vollftändigt worden find, zu befonderen Acten zu 
bringen. Die Lebteren find nad der Reihenfolge 
des Reſtverzeichniſſes anzulegen. Bu denſelben 
ſind auch alle im weiteren Verlaufe des Zwangs⸗ 
verfahrens aufgenommenen Urkunden, Protocolle 


und Beſcheinigungen, ſowie alle Concepte der er⸗ $ 


gangenen Verfügungen, Mitteilungen u. ſ. w. zu 
nehmen und bei den entjprechenden Nummern des 
Neftverzeichniffes einzuheften. Die Wcten, ſowie 
die Breitoergeichnifie And mindeften® fünf Jahre 
lang aufzubewahren. 


Berbot von Bollftredungshandlungen 
an kirchlichen Fefttagen und am Sab— 
bath. (Bu $ 20.) 

Artikel 20. 

Die Bollftredungsbehörden werden angemwiefen, 
— ungen gegen Angehörlge einer 
chriſilichen Confeſſion an den nicht als allgemeine 
Feiertage anerkannten kirchlichen Feſttagen dieſer 
Confeſſſon, ſowie gegen Juden am Sabbath und 
an jübtihen Feſttagen nur bei Gefahr im Ber- 
zuge ausführen zu laſſen. — — 


8. Verfügung bed General-Boftmeifterd. Ber- 
fahren, betreffend bie poftamtlihe Behandlung 
ber Sendungen mit SuReungsurtunse®) 


Berlin, den 24. Auguſt 1879. 

Mit Rüdfiht auf das Inkrafttreten der Reichs⸗ 

auhageiehe erhält die zu bem Geſetze über das 

Poſtweſen des Deutichen Meiches vom 28. October 

1871 erlaflene Boftordnung vom 8. März 1879 

vom 1. October 1879 ab folgende Übänderungen: 
1. Der $ 22 erhält folgende Faſſung 
Briefe mit Boftzuftellungsurkunde. 

I. Wünſcht der Abſender eines gewöhnlichen oder 

singefiheie enen Briefes über die erfolgte Be— 

ftelung eine poftamtlie Bejheinigung zu er= 


®) Berdfientligt bi bas Amtsblatt ber Feicht⸗Poſt⸗ und 
— — 1879 Rr. 63 Gele 337. mr 
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alten, fo muß dem Briefe eine gehörig ausgefüllte 

uftellungsurkunde nebſt Abſchrift —— bei⸗ 
gefügt werden; zugleich muß in der Auffchrift ver⸗ 
merkt fein: „Hierbei ein Formular zur —— 
urkunde nebſt Abſchrift.“ Auf die Außenſeite der 

ufammengejalteten Zuſtellungsurkunde ift vom 
bjender des Briefes Die für die Rückſendung er= 
forderliche Aufſchrift zu fegen. 

In Betreff der Bei telung x. der Briefe mit 
Buftellungsurfunde fiehe $ 35. 

O. Für Sendungen mit Buftellungsurkunde 
werden erhoben: 

4) das gewöhnliche Briefporto, 

3 eine aa von 20 Pf. 

3) das Borto von 10 Bf. für die Rüdfendung 
der Buftellungeurkanne. 

Wird die Einfchreibung verlangt, fo tritt Dem 

Porto zu 1 die Einjhreibgebühr von 20 Pf. Hinzu. 

III. Formulare, welche ſowohl zu Urſchriften, 
als auch zu Abfchriften von Zuſteüungsurkunden 
verwendbar find, können durch die Poftanftalten 
zum Preiſe von 5 Pf. für je 10 Stüd begogen 
werden. Die Lieferung von Formularen an 
richte, Gerichtövollzieher und Gerichtsſchreiber er- 
folgt unentgeltlich. 

2. Der $ 35 erhält folgende Faſſung: 
Beftellung der Schreiben mit Zuftellungs- 
urfunde. 

I. Auf die Beftellung von Schreiben mit Zu— 

ftellungsurkunde finden die Veftimmungen in den 

8 165—174 und 178 ber Cioil-Brocehorbmung 
für das Deutſche Rei vom 30. Januar 187 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle 
des Gerichtsvollziehers der beftellende Bote der 
Boftanftalt tritt. 

II. In Betreff der Beitellung von Schreiben 
mit Buftellungsurtunde, welde von Deutſchen Ge⸗ 
richten, Gerichtsvollziehern, Gerichtsichreibern, 
Reichs⸗ oder — ben ausgehen, beiwendet 
es bei den hierüber beftehenden befonderen Be— 
ftimmungen. 

III. Die Borto= bezw. fonftigen Beträge für ein 
Schreiben mit Zuftelungsurfunde müffen ſämmt⸗ 
lid entweder vom Abſender ober vom Empfänger 
entrichtet werden. Will der Wbfender die ge 
bühren tragen, ſo zahlt er bei der Einlieferung 
des Schreibens zunachſt nur das Porto für die 
Beförderung des Schreibens nach dem Beſtim— 
mungsorte, die anderen Beträge werben erſt auf 
Grund der vollzogen zurüdtommenden Zuftelungs- 
urtunde von ihm singegogen. Im Webrigen bleibt 
der —* für alle Veträge haftbar, welche bei 
der Beftellung der Sendung vom Empfänger nicht 
erhoben werden fünnen. Falls jedoch die Bus 
ftellung nicht ausgefü rt werben kann, kommt nur 
das Porto für die eförberung des Schreibens 
nad dem Beitimmungsorte und bezw. die Ein= 
höreibpebübr zum Anjap. 

Gleichzeitig kommen Die bezüglich der Behändi- 
gung erihtliger Berfügumgen in den ein- 
‚einen Bundesſtaaten gegenwärtig beftehenben Bor- 
‘ riften und Beſchränkungen vom 1. October d. 3. 

allgemein in Wegfall. ä 

Für das Verfahren bei poftamtlien Zus 
ftelungen (Behändigungen) ift von dem gedachten 
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Zeitpunkte ab für das ganze Reichs⸗Poſtgebiet die 
anliegende Anmweifung maßgebend. 

Im Mebrigen find noch folgende Beftimmungen 
zu beachten. 

Die in gericttichen Angelegenheiten uguftellen: 
den Schreiben müſſen fettens der @erichtövolls 
zieher oder @erichtöfchreiber gehörig vorbereitet 
der Poſt übergeben werden. Es find hierbei zu 
unterfcheiden: 

8. Buftellungen, welche der Gerichtövollzieher 

ezw. der Gerichtöfchreiber duch Aufgabe 
zur Poſt zu bewirken hat; 

b. Buftellungen, welde durch die Poſt er- 

jolgen follen. 

In den Fällen zu a haben die Boftanftalten die 
betreffenden Sendungen lediglich nach Maßgabe 
der allgemeinen Vorſchriften über die Beförderung 
und Beftellung von Poſtſendungen zu behandeln; 
Entwürfe zu Buftellungsurfunden tönnen diefen 
Sendungen daher nicht beigefügt fein. 

In den Fällen zu b enthält die Uebergabe des 
Briefe an die Foftanftatı das Erfuchen, den 
Brief durch einen Boftboten in derfelben Weiſe dem 
Adreffaten zuzuftellen, al8 wenn der Gerichisvoll⸗ 
zieher bezw. &erichtöfchreiber den Act felbft vor⸗ 
nähme. Die Gerichtöfchreiber find übrigens an= 

ewieſen worden, nur dann, wenn Gefahr im 
erzuge liegt, die Poft unmittelbar um Bewirtung 


von Zuſtellungen u erſuchen; fonft Haben ſich 
diefelben der Bermittelung der Gerichtövollzieher 
zu bedienen. 


In einzelnen gerichtlichen Angelegenheiten, ſowie 
für Sendungen anderer nicht gerichtlicher Be— 
börden find Buftellungen in einfacheren Formen 
— ſog. weretn ehe Buftellungen — nad): 
gegeben. Der Unterfchied zwiſchen vereinfachten 
und anderen Buftellungen beſteht im Wefentlihen 
darin, daß eine Abfchrift der Buftellungsur- 
kunde nicht Ebexgeben, wird. Gerichtliche Sen- 
dungen müffen in derartigen Fällen anf dem 
Briefumfchlage dur den Vermerk: „Vereinfachte 
Buftellung“ kenntlich gemacht fein, und außerdem 
ein Formular zur Buftellingöurkunbe in blauer 
Farbe tragen. Wünſchen nicht gerichtliche Be— 
börden, daß die von ihnen ausgehenden Sendungen 
mit Zuftelungsurfunde nad) \ 35 I der Poftord- 
zung behandelt werden, fo tit einem derartigen 
Verlangen zu entſprechen. Sendungen mit Bus 
ſtellungsurkunde von Brivatperfonen find ftet3 nach 
$ 35 der Poftorbnung zu behandeln. 

Für ha der Buftellungsurkunden kom⸗ 
men bie Formulare C 87 a bis e auf weißem 
bezw. blauem Papier (legtere von der Farbe bes 
Formular C 63 a) zur Anwendung. Je ein 
Eremplar diefer Formulare auf weißem Papier 
ift hier beigefügt. Den Gerichten, Gerichtövoll- 
ziehern und Gerichtsjchreibern find diefe Formulare 
unentgeltlich zu liefern. In den zum Verkauf zu 
ftellenden Formularen find vor deren Aushändis 
gung an das Publicum die Worte, bezw. Zeichen: 


„pienfiiegel eines Gerichtsvollziehers 
. D. ©." 


"C D.R. Ar 
„Gerichtsvollzieher* 
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„auf der Gerichtsfchreiberei des Amtsgerichts 
ya 


und auf der Rüdf 
„ben Gerichtsvollzieher“ 
und in den $ormularen in blauer Farbe die Worte 
„nebft Abſchrift“ 
und 
„mebft Abſchrift diefer Buftellungsurkunde“ 
mit der Feder zu ftreihen. Die Berichtigung 
diefer Formulare ift von den Kaiferlihen Poſi— 
anftalten im Voraus und nicht etwa erft im Augen⸗ 
blide der Aushändigung zu bewirken. 


Für Benachrichtigungen in Fällen der Nieder- 
legung von Schriftitüden ift allgemein das hier 
beigefügte Sormular C 87 f Ti verwenden und 
u. U. mit der Feder zu berichtigen. 

Den erften Bedarf an Formularen wollen die 
Kaiſerlichen Boftanftalten al3bald, unter Umftänden 
durch Rüdfrage bei den betreffenden Gerichten, 
feitftellen und den Kaiferlichen Ober-Poftdirectionen 
anzeigen. Die Letzteren werben wegen Ba 
der Formulare, zu welchen die bisherige Papier⸗ 
orte zu verwenden ift, mit ben betreffenden Drud- 
jachenlieferern fofort in Berbindung treten. 


Bei der Ermittelung des der Portoberehnung 
u Grunde zu legenden Gewichts der Briefe mit 
Buftelungsuchunde werben bie Urkundenformulare 
nicht mitgewogen. 


Bon ber anliegenden, — Anweiſung 
iſt je 1 Eremplar in jede Dienftanweifung für 
beftellende Boten feiner eg haltbar einzufleben. 
Den erforderlichen Bedarf wollen die Kaiferlichen 
DOber-Poftdirectionen bei der Geheimen Kanzlei 
des General-Boftamtd anmelden. 


Die genaue und forgfältige Beobachtung der 
Beftimmungen über die Auftellung ift für bie 
Rechtspflege und für das Publicum 
von der größten Bedeutung. Durch un— 
richtige oder unvollftändige Zuftellungen können 
die ſchwerwiegendſten Nachtheile entitehen. Ich 
erwarte daher, daß die Kaiferlihen Poftanftalten 
fih vor Eintritt der Beränderungen mit 
den neuen Beitimmungen genau vertraut machen. 
Ansbefondere haben die Herren Rorfteher der 
Kaiferlihen Poftanftalten die beftellenden Boten 
mündlich mit genauer Anweifung zu verfehen 
und fi Ueberzeugung zu verihaffen, daß die 
neuen Beftimmungen feitens der Lepteren allfeitig 
begriffen und richtig aufgefaßt find. Aud bie 
Herren Auffihtsbeamten werden bei ihren Dienft- 
reifen Gelegenheit nehmen, in dieſer Beziehung 
fördernd und belehrend einzumirfen. Belonbers 
hervorzuheben ift den beftellenden Boten noch, daß, 
im @egenfage gegen da3 frühere Verfahren, 
feitens der Empfänger ein Anerkennt— 
niß in der Zuftellungsurtunde nit mehr ers 
theilt wird, daß vielmehr für die Glaubmwürbig- 
teit der Lehteren lediglich bie Angaben 
des PBoftboten maßgebend find. 

Die Kaiferliden Ober -Poftbirectionen wollen 
Mitte Januar 1880 eingehenden Bericht darüber 
erftatten, welche Erfahrungen bei Anwendung bes 
neuen Verfahrens gewonnen worden find. 


3 
„bei dem Polizeivorſteher zu“ 
eite 
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Anweifung über das Berfahren, be— 
treffend die poftamtliche Beftellung von 
Schreiben mit Zuftellungsurtunden. 
Segenftände der poftamtlihen Zu— 
ftellung. 


81. 

Schriftftüde, bei welchen es auf die Beſchaffun— 
einer Zuſtellungsurkunde ankommt, können dur. 
die Poſtanſtalten zugeſtellt werden. Hiervon find 
jedoch ſolche Sendungen ausgeſchloſſen, welche nicht 
an eine Perſon gerichtet ſind, ſondern mehreren 
auf der Auffchrift benannten Perſonen nad) ein= 
ander als Umlauf zugeftellt werden follen 
(Eurrenden), fowie Sendungen an Gefangene. 


Aeußere Befhaffenheit der durd bie 
Poft zuzuftellenden Gegenftände 


82 
Die dur die Poft zuzuftellenden Sendungen 
müffen als Briefpofgegenhlänbe in Briefform zur 
Poſi geliefert werben; bie Anwenbung bes Ber- 
fahrens der Einfchreibung ift bei ſolchen Sendungen 
nicht ausgefchloffen. 

Es find zu unterſcheiden: 

1) Zuftellungen auf Erſuchen von Gerichtsvoll⸗ 
ziehern und Gerichtsfchreibern, 

a. gewöhnliche, 

b. vereinfachte, 

2) Buftellungen auf Erſuchen nicht gerichtlicher 
jehörden, 
3) Zuſtellungen auf Erfuchen von PBrivatperfonen. 

Jeder zuzuftellende Brief muß in den Fällen 
zu 1a und 3 zwei Entwürfe zur hie ia 8= 
urkunde auf weißem Papier (Urjchrift und db. 
ſchrift), in den Fällen zu 1 b.einen Entwurf 
auf blauem Papier, in den Fällen zu2einen, 
nah Umftänden zwei Entwürfe auf weißem 
Papier beigefügt erhalten, 

Daß dies —*— en, muß auf der Aufſchrift des 
Briefes dur die Worte: „Hierbei ein Yormular 
zur Poftzuftelungsurfunde nebft Abſchrifi“, bezw. 
„Hierbei ein Formular zur Boftzuftellungsurtunde“ 
ausgedrückt fein. 

In den Fällen zu 1b werden die Briefe außer- 
dem auf bem Briefumfchlage den Vermerk tragen: 
„Vereinfachte Zuſtellung.“ 

Auf die Außenſeite der zuſammenzufaltenden 
Zuſtellungsurkunden muß bereit bei Auflieferung 
der Schriftftüde zur Poſi die für die Rückſendung 
erforderliche Aufichrift gefegt fein. 

In der Aufſchrift der zuzuftellenden Sendun— 
muß die Perjon, welcher zugeftellt werben fol, 
nad) Namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort 
fo genau bezeichnet fein, daß der Empfänger leicht 
und ſichet aufgefunden werden kann und Ber- 
wechſelungen ausgeſchloſſen find. 

ei Buftellungen an Unteroffiziere und gemeine 
Soldaten muß die Auffehrift an diefe felbft ge— 
richtet fein unter genauer Bezeichnung des Truppen- 
theils (Compagnie, Escadron oder Batterie des 
u bezeichnenden Regiments u. |. w., zu welchem 
He gehören) und unter Beifügung bes Aufapes 
„su Händen des Chef3 der Genau zu bezeich⸗ 
nenden) zunächſt vorgefegten Commandobehörde 
(Chef der Compagnie, Escadron, Batterie u. f. w.). 

ei Zuftellungen an Behörden, Gemeinden 


a. ſ. w. muß die Aufſchrift ebenfalls an dieſe ſelbſt 
geeignet fein mit dem Bufage „zu Händen des 
orſiehers“. 

Bei Sendungen der Gerichtsvollzieher muß deren 
Name und Amtseigenſchaft, bei Sendungen der 
Gerichtöfchreiber die Gerichtsichreiberei des be= 
treffenden Gerichtes als Abſender auf ber Aufſchrift 


: der Sendung bezeichnet fein. 


Der Kopf der Entwürfe zu den Boftzuftellungs= 
urkunden, bezw. zu den wage derjelben, muß 
bereitö vom Abſender ausgefüllt fein. 

Bu den Poftzuftellungsurfunden, bezw. den Mb- 
ſchriften derfelben kommen verfchiedene Formulare 
gur Anwendung, je nachdem es fih um die oben- 

zeichneten Fälle 1, 2 oder 3 handelt, und je 
nachdem Zuftellungen an Gewerbetreibende, Rechts⸗ 
anwälte, Behörden oder Corporationen 2c., an 
Unteroffiziere und Golbaten ober andere vor⸗ 
ftehend nicht näher bezeichnete Berfonen in Frage 
tommen. 

Die bei Boftzuftellungen zu verwendenden For⸗ 
mulare find fo eingerichtet, daß fie die bei der 
Zuſtellung in Betracht tommenden Fälle erſchöpfend 
enthalten, fo daß der PBoftbote nur den Ramen 
derjenigen Berfonen, an welche die Aufteilung er= 
folgt, an der betreffenden Stelle niederzufchreiben 
und den Vordrud infomweit zu durchſtreichen Hat, 
— he in dem gerabe vorliegenden Falle nicht 
utrifft. 

ß Vor der Uebergabe der zuuftellenden Sen- 
dungen an die beftellenden Boten hat die Poftan= 
ftalt genau zu prüfen, ob die Sendungen den vor= 
begeicmeten Vorſchriften entſprechen, und auf die 
Beleitigung etwaiger Mängel auf kurzem Wege 
hinzuwirken. 

—— 


Die poſtamtliche Zuftellung beſteht in der Ueber- 
nabe ber zuzuſtellenden Sendung unter Beur- 
tundung der erfolgten Uebergabe. Die hierbei 
aufzunehmende Urkunde hat folgenden Erforber- 
niffen zu entſprechen: 

1) Jede Urkunde muß enthalten: 

ea, Ort und Zeit der Zuſtellung; 

b. die Bezeihnung der Perfon, an melde zu= 
geftellt werden fol; 

c. die Bezeichnung der Perſon, welcher u 2 
fteft ift; in den Fällen der 88 6 bis ie 
Angabe des Grundes, durch welden die Zu- 
ftellung an die bezeichnete Ferlon gerecht: 
fertigt wird; wenn nad $ 1 en it, 
die Bemerkung, wie die darin ent! 
Vorſchriften befolgt find; 

d. im alle der Verweigerung der Annahme 
die Erwähnung, dag die Annahme verweigert 
und das zu übergebende Schriftftüd am Orte 
der Zuftellung zurüdgelaffen ift; 

e. bie Bemerkung, baß das zuzuftellende Schrift- 
ftüd und u. U. eine Abfchrift der Buftellungs- 
urkunde übergeben ift; 

f. die Unterfeicit des die Buftellung vollziehen⸗ 
den Beamten. 

2) Die Urkunden follen deutlich und beftimmt abs 


altenen 





gefat und leſerlich gejchrieben fein. Der Ge- 
rauch der Bleifcrift oder einer anderen ähn- 
lichen Trockenſchrift ift unftatthaft. 
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3) Die Urkunden — Urfchriften wie Abſchriften 
— find ohne Lüden angajectigen Rabdirungen 
find_unterfagt. Etwa nöthige Durchftreihungen 
müffen in der Art gefchehen, daß das Durd- 
ſtrichene leſerlich bleibt. In den Formu⸗ 
laren find die in denfelben vorhandenen, zur 
Ausfülung beftimmten Zwifhenräume, infoweit 
fie durch die erforberligen Eintragungen nicht 
ausgefüllt werden, zu weiteren Eintragungen 
dur Stride ungeeignet zu machen. 

4) Die Abſchriften, welche in den Fällen 1a und 
3, u. U. auch im Falle 2 des $ 2 vom Poſt⸗ 
boten am Orte ber Buftellung auägufertigen 
und an ben Empfänger En übergeben find, 
müffen ftet? als ſolche bezeichnet und am 
Schluffe, unmittelbar vor der Unterſchrift, mit 
dem Vermerke „Beglaubigt verfehen werden. 
Die Beglaubigung darf erft erfolgen, nachdem 
der beftellende Bote von der mwörtlicden Weber: 
einftimmung der Abſchrift mit der Urſchrift 
Pre gug de überzeugt bat. 
aben für Urſchrift und Abfchrift Formulare 
von derjelben Faſſung Verwendung gefunden, 
fo ift der auf der Rüdfeite der Abldcih befind- 
liche, für die Rüdjendung der Urfchrift be- 
ftimmte Vordrud zu durahftreichen, 


Ort und Beit ars Buftellung. 


Die Zuftellung kann an jedem Orte erfolgen, 
mo der bezeichnete Empfänger angetroffen wird. 
Hat derfelbe aber an diejem Orte eine Wohnung 
ober ein Geſchäftslocal fo tft er nicht verpflichtet, 
fih auf eine außerhalb derjelben verfuchte Zu= 
ftellung einzulaffen. Der beftellende Bote muß 
in einem folden Falle bei Verweigerung der An= 
nahme die Zuftelung im der Wohnung oder in 
dem Geichäftslocale bewirken. 

Der regelmäßige Ort, welchen der beftellende 
Bote zur Vornahme der Zuftellung aufzufuchen 
bat, ift daher die Wohnung oder das Ge— 
ſchäfts local des bezeichneten Empfängers, weil 
aladann die Zuftellung nöthigenfals in deffen 
Abmwefenheit und felbft bei verweigerter Annahme 
der Schriftftüde vorgenommen werben kann. 

Jedenfalls muß bei der Zuftellung außerhalb 
der Wohnung oder des Geſchäftsloeals immer ein 
angemefjener Ort und eine paflende Gelegenheit 

emählt werden, welche die ungehinderte und 
Na Uebergabe und Annahme der Schriftjtüde 

eſtatten. 

Was die Zeit der Zuſtellung anlangt, ſo müſſen 
die betreffenden Sendungen mit der nächſten ſich 
darbietenden Beſtellgelegenheit dgezten werben, 
fofern nicht etwa auf der Auffchrift der Sendungen 
ein beftimmter Tag für die Zuſtellung bezeichnet 
ift. An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen 
darf indeß die Buftellung nur dann erfolgen, wenn 
ſolches auf der Aufichrift des Briefes bejonderd 
verlangt worden ift. 


Berfonen, an welde die Zuftellung zu 
erfolgen hat. ——— C 87e.) 


Die Zuftellung erfolgt an den bezeichneten Em⸗ 
pfänger in Perſon. 
Handelt es fih um eine Buftellung an einen 





Unteroffizier oder Gemeinen bes activen Heeres 
oder der activen Marine, jo muß die Buftellung 
an ben Chef der zunächſt vorgefegten Commando= 
behörde deffelben Veher der Compagnie, Escabron, 
Batterie u. ſ. w.) erfolgen. Bu den Unteroffizieren 
gehören in diefer Beziehung auch die Feldwebel, 

achtmeifter und die denſelben gleich oder nach⸗ 
ftehenden Avancirten. 

Die Zuftellung an eine Behörde, Gemeinde oder 
Corporation, fowie an Netiengefelfchaften, einge- 
tragene Genoſſenſchaften und andere Berjonenver- 
eine, welde ala ſolche Hagen und verklagt werden 
tönnen, erfolgt an deren geſetzliche Vertreter oder 
Vorſteher. Sind mehrere gefepliche Vertreter oder 
Vorſteher vorhanden, fo genügt die Zuftellung an 
einen derfelben. 

Rann eine Zuftellung an den bezeichneten Em- 
pfänger in Perfon nicht erfolgen, fo ift fie nad) 
Maßgabe der nachfolgenden Beitimmungen an eine 
andere Perfon oder durch Niederlegung bei einer 
Behörde zu beivirken. bei find bie folgenden 
Fälle zu unterfcheiden. 


Buftellungen an Gewerbetreibende. 
($ormular © 87 b.) 


86 

Soll die Zuftellung an einen Gewerbetreibenden 
erfolgen, welcher ein befonderes Geſchäftslocal 
bat, jo bat ſich der beftellende Bote der Regel nad) 
unächſt in das Geſchäftslocal deſſelben (Laden, 
omtoir u. ſ. m.) zu begeben. Wird der bezeich- 
nete Empfänger dort nit angetroffen, fo kann 
die Buftelung in dem Geſchäfislocale an einen 
darin anwefenden Gehülfen des @emwerbetreiben- 
den (Commis, Buchhalter, Gejellen u. f. m.) er= 


folgen. 

& die Buftellung in diefer Weife nicht aus- 
führbar, fo hat 1 der beftellende Bote in die 
Wohnung des bezeichneten Empfängers zu begeben 
und demnädjft, wenn derfelbe auch dort nicht an= 
getroffen mird, nad Maßgabe der 88 9 bis 11 
zu verfahren. 


uftellungen an Redtsanwälte. 
an (Bormalar C87c) 
87. 

Soll die Zuftellung an einen Rechtsanwalt er= 
folgen, fo hat fi der beftellende Bote der Regel 
nad zunächft in das Geſchäſtslocal (Büreau) des⸗ 
felben zu begeben. Wird der Rechtsanwali dort 
nicht angetroffen, fo Tann die Buftellung_ in bem 
GSefchäftälocale an einen darin anweſenden Gehülfen 
(Büreauvorftcher, Expedient u. ſ. w.) oder Schreiber 
des Rechtsanwaltes erfolgen. 

Iſt die —— in dieſer Weiſe nicht aus⸗ 
führbar, ſo hat Fe der beftellende Bote in bie 
Wohnung des Rechisanwaltes zu begeben und dem⸗ 
nädjft, wenn derfelbe auch dort nicht angetroffen 
wird, nad) Mafgabe der 88 9 bis 11 zu ver- 
fahren. 


Quftellungen an Behörden, Gemeinden, 
orporationen ober Berfonenvereine. 
Gormular 87 d.) 


88. 
Soll die Zuftellung an den gefeglichen Vertreter 
oder Vorſteher einer Behörde, einer Gemeinde, 
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einer Corporation oder eines Perfonenvereind, wie 
Actiengefellfchaften, eingetragene Genoſſenſchaften 
und dergleichen Geſellſchaften, erfolgen, fo hat ſich 
der beftellende Bote der Hegel nach zunächſt 
während ber gewöhnlichen Geſchäftsſtunden der 
Behörde u. ſ. w. in das Gefchäftslocal derfelben 
zu begeben. Wird in diefen Stunden die Perfon, 
an welche die Zuftellung erfolgen fol, dort nicht 
angetroffen ober ift fie an der Annahme verhin- 
dert, fo kann die Zuftellung in dem Geſchäftslocale 
an einen andern dort anmwejenden Beamten oder 
Bedienfteten der Behörde u. ſ. w. erfolgen. 

Fit die Zuftellung in diefer Weife nicht aus— 
führbar, fo hat ſich der beitellende Bote in die 
Wohnung ded Empfänger zu begeben und bem- 
nädjft, wenn derſelbe auch dort nicht angetroffen 
wird, nach Maßgabe der 88 9 bis 11 zu ver- 
fahren. Hat jedoch die Behörde u. ſ. w. ein be=- 
jonderes Geſchäftslocal, jo kann außerhalb dieſes 
Locals, auch in der Wohnung, nur an den Em— 
pfänger in Berfon zugeftellt werben. 


Buftellungen an andere Berfonen. 
(Sormular C 87 a.) 
9 


Soll die Zuftellung an eine andere als an eine 
der in den $$ 6 biß 8 bezeichneten Perſonen er- 
folgen, fo hat ſich der beftellende Bote der Megel 
nad) in die Wohnung des bezeichneten Empfängers 
u begeben. ird derjelbe dort nicht angetroffen, 
b tann die Aufteilung in der Wohnung an einen 
zu der Samtlie gehßtenden erwachſenen Hausge⸗ 
noſſen oder an eine in der Familie dienende er- 
wachſene Perſon erfolgen. Daß die dienende 
Berjon in demfelben Haufe wohne, ift nicht er- 
forderlich. 

Wird in der Wohnung eine ſolche Perſon nicht 
angetroffen, ſo kann die Zuſtellung an den in 
demſelben Haufe wohnenden Hauswirth oder 
Bermiether erfolgen, wenn diefer zur Annahme 
des Schriftftüdes bereit ift. 


Niederlegung der Scäriftftüdebeteiner 
Behörde. De 087 £) 

Iſt der bezeichnete Empfänger in feiner Woh⸗ 
nung nicht angetroffen, und fann die Buftellung 
auch nicht nad) den Vorſchriften des 8 9 erfolgen, 
fo Hat ber beftellende Bote diefelbe dadurch zu be⸗ 
wirten, daß das zu übergebende Schriftftud in 
den Fällen zu 1 des 82 auf der Gerichtsfchreiberei 
des Amtögerichtes, in deſſen Bezirk der Ort ber 
Buftellung belegen ift, oder an diefem Orte bei 
der Poftanftalt oder dem Gemeindevorfteher oder 
dem Poli; ee in den Fällen zu 2 und 3 
des $ 2 bei der Poftanftalt des Ortes und, wenn 
fih eine folge am Orte nicht befindet, bei dem 
Gemeindevorjtande niedergelegt und die Nieber- 
legung ſowohl durch eine an der Thür der Woh- 
nung des Empfängers zu befeftigenbe ſchriftliche 
Anzeige, als auch, ſoweit thunlich, durch münd- 
liche Mittheilung an zwei in der Nachbarſchaft 
wohnende Perſonen bekannt gemacht wird. 

Unter den bezeichneten Nieberlegungsſtellen hat 
der Poſtbote thunlichſt diejenige zu wählen, welche 
dem änger am bequemiten zugänglich ift. 
Sind mehrere Poftanftalten am Orte, fo erfolgt 
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die Niederlegung bei derjenigen, welche das be= 
treffende Schriftitüd dem Boftboten übergeben hat. 
Die Nachbarn, denen die Niederlegung ber 


Schriftftüde mitgetheilt wird, find & erjuchen, 
den Empfänger davon alsbald in Kenntniß zu 
ſetzen. 

an eine der 


811. 

Bevor der Poftbote die Zuſtellun 
in den 88 5 bis 9 bezeichneten Berionen oder 
durch Niederlegung (8 10) bewirkt, hat er ſich die 
Meberzeugung zu verfchaffen, daß die Wohnung 
oder das Sehhüftstoral, worin die Zuftellung vor⸗ 
genommen oder vergebens verfucht wird, auch 
wirklich die Wohnung oder da8 Geſchäftslocal des 
bezeichneten Empfängers ift, und daß die Berfonen, 
mit denen er verhandelt, auch wirklich diejenigen 
find, für welche fie ſich ausgeben. 

Die Berfonen, an welche an Stelle des bezeich- 
neten Empfängers die Buftellung erfolgt, hat der 
Boftbote zu bedeuten, daß fie verpflichtet find, die 
Schriftftüde dem Erfteren alsbald auszuhändigen. 

In unerwachſene Kinder, an Miether oder an 
Fremde darf eine Zuftellung niemals geichehen. 


Verweigerung der Annahme der 
Suhettung. 


Die Annahme — gehörig erfolgenben Zu⸗ 
ſtellung darf von der Perſon, an welche fie be- 
wirkt wird, nicht vermeigert werben. Gefchieht 
dies dennoch, fo get der Poftbote das zu über- 
gebende Schriftftüd am Orte ber Buftellung zu= 
rüdzulaffen. 

Es ift jedoch hierbei zu beachten, daß an ben 
Hauswirth und den Wermiether die Yuftellung 
nur erfolgen kann, wenn fie zur Annahme bereit 
find, daß alfo, wenn fie die Annahıne verweigern, 
die Buftellung aud nit durch Burüdlaffung des 
Schriftftüdes bewirkt werden darf. 

Ferner bleibt zu berüdfichtigen, daß die Vers 
weigerung der Bahlung der auf der Sendung 

aftenden Gebühren nicht ald Verweigerung der 
nnahme der Sendung zu betrachten ift, daß viel- 
mehr in diefem Falle die Gebühren vom Abfender 
einzuziehen find. 


v8 des Finanzminifterd, betreffend di 
ee, —ES der —— at 
Zufiellungsurlunden. 


Berlin, den 1. October 1879. 


Unter Bequgnahme auf die Beftimmungen in 
den 88 8, 45 und 16 der Verordnung, betreffend 
das —— ————— wegen Beitrei⸗ 
bung von Geldbeirägen, vom 7. September 1879 
Geſ.Samml. ©. 591) wird die Königlihe Re— 
gierung davon in Kenntniß gejeßt, dab für das 

erfahren, betreffend die „poftamtlice jehandlung 
der Sendungen mit Zufte — die Ver⸗ 
fügung des Herrn General-Poſtmeiſters vom 
24. Auguft d. J. maßgebend ift (Amtsblatt der 
EN Reich3-Poft- und Telegraphenverwaltung 

Namentlich ift hervorzuheben, daß die Boll- 
ftredungsbehörben bei den durch bie Poſt zu be— 
wirkenden Zuftellungen dem zuguftellenden Briefe 
eine gehörig ausgefüllte Auftellungsurtunde 
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äußerlich beizufügen und in der Nuffchrift des 
Briefes zu vermerken Haben: „Hierbei ein Fors 
mular zur Buftellungsurfunde” ; zugleich iſt auf 
die Außenfelte der zufammengefalteten Buftellungs- 
urkunde die für die Rüdjendung erforderliche Aufs 
ſchrift zu fegen. 

Die Uebergabe eines derartig vorgerichteten 
Briefes an die Poftanftalt enthält das Erſuchen 
um Bewirkung der Buftellung, fo daß es eines 
befonderen uhungsfchreibens nicht bedarf. 


Die für die Zuftelungsurtunden zu benugenden 
Formulare, welche von den —— — zum 
se von 5 Pf. für je 10 Std geliefert werden, 
ind diefelben, welche die Gerichtsvollzieher bei 
Su lungen dur die Poſt anzuwenden haben. 

te in diefen Formularen enthaltenen Worte bezw. 

eichen, welche für Zuftellungen auf Erſuchen von 

ollftredungsbehörben nicht pafien, werden nad) 
der mit dem Herrn General-Boftmeifter hierüber 
etroffenen befonderen ereinbarung von den 
Softanftalten vor dem Verkaufe geftrichen bezw. 
abgeändert. 


Bei Zuftellungen, welche an Sonntagen oder 
allgemeinen eiertagen ($ 13 ber Verordnung, 
Art. 18 Abſ. 4 der Ausführungsanweilung vom 
15. September 1879) durch die Poſt bewirkt wer- 
den follen, ift die Hierzu erforderliche Erlaubniß 
nach der ferner mit dem Herrn General-Roftmeifter 
getroffenen Vereinbarung von ber Bollitredungs- 

ehörde durch den Vermerk „die Zuftellung darf 

auch an Sonntagen oder allgemeinen Feiertagen 
erfolgen“ unter Hinzufügung ded Datums und 
ber nterfejeite des bie zu fereäungebebörbe ver⸗ 
tretenden Beamten zu ertheilen. efer Vermerk 
iſt auf die Aufſchrift des zuzuſtellenden 
Briefes zu ſehen; da in dem Formular der 
Zuſtellungsurkunde bie ganze Aufſchrift des zu⸗ 
äuftelenden Briefes wiedergegeben werben ſoll, fo 
ergiebt fih von ſelbſt, daß auch der gebachte 
Vermerk in dem ausgefüllten Forniular enthalten 
fein muß. 

Hierbei wird bemerkt, daß die Poftanftalten an 
Sonntagen und allgemeinen Feiertagen nur in— 
foweit Buftellungen bewirken fönnen, als bei ihnen 
überhaupt eine Sonntags⸗ bezw. feiertagsbeftellung 
ftattfindet. 

Was die Behandlung der bei den Roftanftalten 
im Zuftellungsverfahren niebergelegten Schriftitüde 
($ 12 der Verordnung, 8 167 der Deutſchen Eivil- 
proceßordnung) anbetrifft, fo follen hierfür die 
felben Beftimmungen gelten, welche für die be- 
treffenden Schreiben mit gerichtlichen Verfügungen 
ergehen werben. 


Die Königliche Regierung wolle hiernad die | Entid 


betheiligten 
fung verfehen. 
Der Finanz-Minifter. 
In Vertretung: Meinede 


jehörben mit entjprechender Anweis 


An 
die jämmiligen Köntgticen Regierungen, bie 
Königliche Yinanz = Direction zu Hannover 
und die Direction für bie Verwaltung der 
birecten Steuern zu Berlin. » 








10. Verfügung bed Miniterö ber geiſtlichen zc. 
Angelegenheiten, betreffend das Sermattunge: 
zwaugsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen. 

Berlin, den 12. December 1879. 

Die Königliche Regierung 2c. erhält hierbei ein 
Druderemplar der Berorbnung vom 7. September 
d. J. in Betreff des Verwaltungszwangdverfahrens 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen, und ber 
Anweifung vom 15. September d. 3. zur Aus- 
irn diefer Verordnung mit dem Bemerken, 
daß dad Verfahren bei poftamtliher Behandlun— 
der Sendungen mit Zuftelungsurfunden ſich na 
der Serfügung des Herrn General - Boftmeifters 
vom 24. Auguft d. J. (Amtsblatt der deutichen 
Reiche-Poft- und Telegraphenverwaltung ©. 337) 
regelt. 

ach der von dem Herrn Finanzminifter mit 
dem Herrn General-PBoftmeifter getroffenen Ber- 
einbarung follen die Formulare zu Boftzuftellungs- 
urkunden über Buftelung von Briefen auf &r- 
fuhen von Gerichtövollziehern auch für bie Zu— 
ftellung von Briefen auf Erſuchen von Boll- 
ſtreckungsbehörden angewendet und die Boftanftalten 
amgersiejen werben, bie erforberlichen Abänderungen 
in den von ben Erfteren zu benußenden $ormularen 
vor der Aushändigung an diejelben zu bewirken. 

Nach der ferner getroffenen Vereinbarung haben 
die Vollſtredungsbehörden die Erlaubnig zur Be- 
wirkung einer Zuftellung an Sonntagen oder all- 

emeinen Feiertagen ($ 13 der Verordnung, Art. 18 

bf. 4 der Ausfährungsanmelfung) durch einen 
auf die Auffhrift des zuzuftellenden 
Briefe zu fependen Vermerk zu ertheilen. 

Für die Behandlung ber bei den Poftanftalten 
im Quftellungsverfahren niebergelegten Schriftftüde 
(8 12 der Berordnung, 8 167 der deutſchen Eivil⸗ 
procehorbnung)follen diefelbenBeftimmungen gelten, 
welche für die betreffenden Schreiben mit gericht⸗ 
lichen Verfügungen ergehen werden. 

Im übrigen füge ich Abfchrift der von dem 
Herrn Finanzminifter an die Königlichen Regie- 
rungen zc. erlaffenen Verfügung vom 1. Dctober 
d. J. ) zur Berüdfichtigung bei. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lucanus. 


An 
die Königli , 8 
— egukokegten, Aönigiäen Conf- 


ainglal ⸗ESchulco 
Re —— ae 
ee 
11. Beh; ber Regierungen zu zwangdweifer 
Beitreibung der von ihr rgloaagp Lehrergehalis⸗ 
zuſchüfſe, fo lange nicht eine rechtͤträftige 
eidung der Verwaitnugsgerichte über bie 
jertbeilung entgegenfteht. 
Berlin, den 22. Juli 1875. 
Dem Kreisausſchuß erwidere ih auf die Ein- 
abe vom 22. März cr., die Aufbringung des 
Begrergesnttes in N. betreffend, daß bie Regie- 
rungen bei ihrem unveränderten Rechte, über die 
Aufbefferung nicht auskömmlicher Gehälter der 
Lehrer an den Volksſchulen durch Feſtſetzun— 
erforderlihen Zuſchüſſe zu befinden, nad 


) Borftehend. 


der 


aß⸗ 


gabe der geſetzlichen Beitimmungen für befugt zu 
erachten find, die dazu ergangenen Anordnungen 
im Zwangswege durchzuführen, fo lange nicht 
rechtäfräftig etwas Anderes entichieden morben. 
Eine folde —— — Entſcheidung iſt im vor⸗ 
liegenden Falle von RW. nicht ergangen, vielmehr 
tft gegen die in der Sache getroffene Entfcheibung 
des Kreisausfchufles vom 30. Juni pr., nach welcher 
das Dominium N. nicht für verpflichtet zu erachten, 
den auf daſſelbe repartirten Beitrag, zur Lehrer⸗ 
gehaltsaufbeſſerung zu zahlen, die Berufung an 
das Verwallungsgericht eingelegt, und es wird 
daher zunächſt der Ausgang dieſer Inſtanz abzu= 
warten fein. Wenn aljo die Königliche Regierung 
in N. die executive Beitreibung jenes von ihr dem 
Dominium N. auferlegten tages unerachtet 
edachter nicht rechtskräftiger Entiheidung des 
eisausſchuſſes angeordnet Hat, fo tft fie damit 
innerhalb der Grenzen ihrer Competenz geblieben, 
und id bin fomit nicht in der Lage, dem vom 
Kreisausſchuſſe geftellten Antrage gemäß der Re- 
gierung bie Einftellung ihres Benbrens aufzu= 
geben.*) 
Der Minifter der ꝛc. Angelegenheiten. 
a 


An 
ben Kreisaus| bes Kreifes R. 
U. om — 


11a. Ereentivifhe Beitreibuug von Schulgeld 
reſp. Schulge — auf Ortsverfaffung 


Auf den Bericht vom 21. Mai d. J., die Ein— 
tommensrüditände des Lehrers €, zu X. betreffend, 
erwibere ich der Königlichen Regierung, dab ich 
die Zweifel über die Anwendbarkeit der admini— 
fteativen Egecution, foweit es fi um die zwei- 
jährigen Rüdftände handelt, nicht theilen Tann. 
Denn dur die innerhalb der Competenz ber 
Königlichen Regierung liegende Verfügung vom 
30. Juni 1837) ift für die Schule in U. und 
deren Unterhaltung eine Ort3verfaffung begründet 
worden, welche die Anwendung der Auerhöditen 
Eabinet3-Ordre vom 19. Juni 1836 durchaus 
rechtfertigt. Bei Erlaß ber Verfügung vom 
11. Februar d. Z.*) ſcheint die Königliche Re— 
gierung aud einen Zweifel hierüber nicht gehabt 
au inben, da jonft nicht abzufehen ift, mit welchen 

itteln die für die Zukunft verheißene Durd- 
führung ber Anordnung von 1837 fichergeftellt 
werden fol. Ich veranlafle demnach die Könige 
liche Regierung, die zweijährigen Rückſtände bes 
Lehrereinkommens von der Gemeinde nöthigenfalld 
durch Execution beizutreiben. Wegen der älteren 


ck Ih 63 bes Geſ. v. 30. Jult 1883, unten $ 302 
A s, RT des Geſ. v. 1. Aug. 1888) und 
It. 


* Rad welcher die Gemeinbe bafür, daß das Gehalt bes 
Lehrers — Thlr., darunter — Thlr. Schulgelb erreiche, forgen 
fe s * — —— —* er bas — 
ur⸗ ermin! ur 12 er; ober ſunahme a 
Kinder unter ee foltte, ben Feinkerbeirap 


auguf teben. 

) In welcher bie executiviſche Beltreibung ber Schulgelbreſte 
aus ben Jahren 1843/67 durch bie Verwaltungsbehärbe für uns 
Rasthaft erflärt worden ft. 
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Nüdftände kann dem zc. E. nur die Beſchreitung 
des Nechtäwegs*) anheimgefteNt bleiben. 
Berlin, den 12. Zuli 1859. 
Der Minifter ber geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Betbmann=Hollmweg. 


An 
bie Königli jterung zu R. 
u 


12. VBefhränfung ber Beitreibung der nicht regel- 
mäßig wiederkehrenden Zeiftungen für Schulbeamte 
auf Rüdftände aus dem beiden lebten “Jahren. 


Auf die Vorftelung vom 15. d. M. erwidere ich 
Ihnen, daß der Magiftrat in N. zur Erftattung 
der in der zurüdfolgenden Anlage liquidirten — 
Thlr. Umzugstoften im Verwaltungsmwege fchon 
deshalb nicht angehalten werden kann, weil die 
Forderung ans dem Jahre 1855 datirt. Denn 
wenn durch Nr. 1 der Allerhöchſten Cabinets- 
Ordre vom 49. Juni 1836 — Geſetze Sammlung 
S. 198 — fhon in Betreff der beftändigen Ab- 

aben an Kirhen, Schulen und deren Beamte die 
rift für die Beitreibung im Verwaltungswege 
auf zwei Jahre feftgefegt ift, fo gilt diefe Ein- 
ichränfung jedenfalls auch für Alp , welche 
In nicht regelmäßig wiederfehrende Leiftungen 
eziehen. 

Es kann Ihnen daher nur überlaſſen werden, 
Ihre angebliche Forderung im Procep**) geltend 
zu machen. 

Berlin, den 31. Januar 1861. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im — Lehnert. 


m 
ben Lehrer Herrn R. 
a, 


18. Unzuläffigteit unmittelbaren Zwanges behufs 
Xeiftung einer Handlung, wenn diefelbe and durch 
einen Dritten bewirkt werden Tann und ed an der 
Gelegenheit, die Leiftung duch einen Dritten 
bewirlen zu laſſen, nicht fehlt. 


Berlin, den 27. Mai 1881. 


In der Angelegenheit, betreffend den Ankauf 
des Gutes N. zur Einritung einer Schule für 
den N.'er Bezirk, Tann ich die Beſchwerde der 
Eolonen R. und N. zu N. wegen ber wider fie 
ergangenen Strafverfügungen, wie id) dem König- 
lichen Confiftortum auf die Berichte vom 17. März 
sun 9. Mai d. J. eriwidere, nit für unbegründet 

alten. 

Da ein gültiger und zur Veftätigung geeigneter 
Beſchluß des Schulvorftandes für den N’er Sal 
bezirt über die Beichaffung der erforderlichen Schul⸗ 
localitäten nicht zu Stande gelommen war, lag 
es dem Königlichen Eonfiftorium ob, das im Schul⸗ 
intereffe Nothwendige von Auffihtäwegen anzus 
ordnen. Dies hat das Königliche Confiftorium 
duch Verfügung vom 14. Juli v. J. gethan, 
wobei es irrelevant ift, ob der Schulvorftand bie 
Entſcheidung über die Art und Weife der Beihaffung 
eines Schulhaufes dem Königlichen Confiftorium 
ausdrücklich überlaffen hatte. 

Hat demnädjft der Schulvorftand die Mitwirkung 


*) of. 5 303 (Vorbemerkung und Rr. 1.) 
®*) of. (Vorbemerkung zu 5 308.) 
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bei Ausführung ber getroffenen Anordnung ver- 
fagt, fo fam es darauf an, letztere zu vollftreden. 
Hierbei handelte es fi um Vornahme einer Hand- 
lung, nämlich um den Abſchluß eines Kaufver- 
trages über da3 zum Schulhaufe beftimmte Gut 
N., und zwar einer folden Handlung, melde 
zweifellos auch durch einen Dritten bewirkt wer- 
den kann. 

In allen Fällen aber, in welchen eine Berwal- 
tungsbehörde eine Handlung oder Keiftung dur 
einen Dritten bewirken laſſen kann, ift fie nad 
dem Schlußfage des durch die Verordnung vom 
7. September 1879 (Gef.-Samml. ©. 591) nicht 
aufgehobenen 8 2 der Verordnung vom 22. Sep- 
tember 1867 (Gej.-Samml. ©. 1553)*) ver- 
pflichtet, von der Befugniß, die erforderliche 
Handlung für Rednung des Verpflichteten durch 
einen Dritten bewirken zu laſſen, unter Beachtung 
der Abfäpe 2 und 4 de8 8 2 a.a.D. Gebrauch zu 
machen, und nicht berechtigt, den Berpflichteten 
durch unmittelbaren Zwang (Strafbefehle) zur 
Leiſtung ber Sardlung anzubalten. 

Die von dem Königlichen Confiftorium ange- 
zogenen Art. 24 Nr. 1 und Art 27 der Belannt- 
machung zur Ausführung des Geſetzes über Kirchen- 


und Schulvorftände vom 14. October 1848 können | Dritt: 


hieran nichts ändern, da fie zwar die Befugniß 
der Aufſichtsbehörde conftatiren, die Kirchen- bezw. 
Schulorftände zur Erfüllung ihrer Pflicht anzu= 
halten, über das dabei einzujchlagende Verfahren 
aber, abgejehen davon, daß dieſe Bekanntmachung 
ar meachonelle Natur ift, feine Vorſchriften 
enthält. 

Infofern fi) demnächſt der Schulvorftand wei- 
gern follte, die wegen Aufbringung der Koften des 
nertragsabfihtuffes und der Kauffumme erforder- 





lichen Befchlüffe zu faffen, würden diefe Beträge 
gemäß der Berordnung vom 7. September 1879**) 
im Berwaltungszwangsverfahren beizutreiben fein. 
Indem ich die Beichwerde vom 1. März d. I. 
und die eingereichten Verhandlungen wieder an= 
Ichließe, veranlaffe ih das Königliche Confiftorium, 
die Beichwerdeführer mit anderweitem Beſcheide 
zu verfehen und in der Angelegenheit nad, Maß: 
gabe ber vorbezeichneten Gelichtspuntte weiter zu 
verfahren. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: de la Eroir. 


n 
das Königliche Gonfiftorium zu R. in ber 
Prooim ‚Hannover. 
U. Ua. 13531. 


18a. 


Berlin, den 23. October 1883. 

Dem Königlichen Confiftorium erwidere ich auf 
den Bericht vom 10. September d. J., daß bie 
wieder angefchloffene Beichwerde des Schulvor- 
ftandes zu N. vom 20. Juli d. J., infoweit bie- 
felde_fid) gegen das Verlangen des Königlichen 
Confiftorinm richtet, daß Geitend der Schulge- 
meinde N. für die dortige Schule ein Turn und 
Spielplag von 4,5 a beſchafft werde, für Begeknbet 
nit zu erachten ift, da die Nothwendigkeit der 





*) Unten Anh. IV. 
“) Oben Rr. 7. 
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Beihaffung eines ſolchen Platzes aus dem obliga- 
torifchen Charakter des Turnunterrichts bezw. der 
Turnübungen für die Schüler der Volksſchulen 
folgt und die angegebene Größe des Platzes über 
dad Nothwendige nicht hinausgeht. 

Es ift dem Königlichen Confiftorium auch darin 
beizupflichten, daß bei der Weigerung ded zur 
Vertretung der Schulgemeinde verpflichteten Schul⸗ 
vorftandes, den erforderlichen und verlangten Turn- 
und Spielplag zu beihaffen, für dad Zwangs- 
verfahren der $ 2 der Berorbnung vom 22. Sep⸗ 
tember 1867 *) (Geſ.⸗Samml. ©. 1553) als die 
mafgebenbe efeglihe Vorſchrift zur Anwendung 
zu bringen üt, da es ſich um die Leiſtung einer 
Handlung im öffentlichen Intereſſe des Staates ıc. 
im Sinne der gedachten Vorfchrift handelt. 

Das Königlide Eonfiftorium bringt aber dieje 
Vorſchrift im vorliegenden Falle nicht entre 
gu Anwenbung, wenn Dafielbe die glieder 

es Schulvorftandes zur Leiftung der verlangten 
Handlung dur Strafbefehle anhalten will. 

Die Handlungen, auf deren Leiftung es im vor= 
liegenden Falle anlommt, Beſchaffung eines Turn⸗ 
plages, Abſchluß eines —— wegen Ankaufs 
eines ſolchen 2c. können zweifellos auch durch einen 
en bewirkt werben, da es an ber Gelegenheit, 
die Leiftung durch einen Dritten bewirken zu Iafjen, 
nicht fehlt. 

In folchen Fällen aber ift nach dem Schlußſatze 
des eriten Abſatzes des $ 2 der Berorbnung vom 
22, September 1867 von der der Berwaltungs- 
behörde zuftehenden Befugniß, die Leiftung für 
Rechnung des Verpflichteten — im vorliegenden 
Falle der Schulgemeinde — durch einen Dritten 
bewirken zu laſſen, Gebrauch zu machen. 

Das Königliche Coufiftorium ift daher im vor= 
liegenden Falle nicht für berechtigt zu erachten, 
die Mitglieder des Schulvorjtandes durch Straf⸗ 
befehle zur Leiftung der geforderten Handlungen 
anzuhalten. 

Snbem ih) das Königliche Confiftorium diefer- 
Jet u. A. auf die in ähnlichen Fällen ergangenen 

zlaffe vom 13. Juli 1880 — C.:®l. de 1880 
S. 751) — und vom 27. Mai 1881 — C.-Bl. 
de 1881 ©. 501**) — vermweife, veranlaffe ich 
Daffelbe, hiernac Seine in der vorliegenden Anz 
gelegenheit erlaffenen Aivangave fügen en zu modi⸗ 
ficiren und demgemäß den Schulvoritand zu N. 
auf die Beſchwerde vom 20. Juli d. 3. in meinem 
Namen zu beiceiden. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Yuftrage: de la Eroir. 


an 
das Königliche Conſiſtorlum zu N. in ber Provinz 
ınnoder. 
U. II. b. 7044. 7043. 
13h. 


Berlin, den 10. October 1883. 
Die ꝛc. ermächtige ich Hiermit, den Schulvor- 
ftand zu N. auf die — Recursvorftellung — be 
treffend die Rückerſtattung der von dem Lehrer 
N. — für die in feiner Dienftwohnung befhafften 


*) Unten Anhang IV. 
**) of. 5 304 Rt. 10. 
*ee) Borftehend. 





Defen ꝛc. gehabten Koften — mit ablehnendem 
Beſcheid zu verfehen. — Sofern der Schulvorftand 
fi ferner weigern follte, die nöthigen Defen zu 
beichaffen, und demnächſt das Berwaltungszwangs- 
verfahren nöthig werden follte, um die Anord- 
nung der Königlihen Regierung zur Ausführung 
zn bringen, wolle Diefelbe die wegen des einzu= 
Ihlagenden Verfahrens für ähnliche Fälle in den 
Erlaffen vom 13. Juli 1880 (C.-Bl. ©. 751)* 
und bezw. vom 27. Mat 1881 (C.:BL ©. 501 
ertheilten Weiſungen nicht unbeachtet laſſen. 

ur Erftattung der von dem Lehrer veraußlagten 
Koiten würde die Schulgemeinde nur in dem Falle 
en merbeu können, wenn biejelbe, bezw. 
der ulvorftand, zuvor durch ein Mandat mit 
angemefjener Frift zur eigenen Beichaffung der 
Delen x. unter Androhung ber eventuellen Be— 
ſchaffung durch einen Dritten — und zwar durch 
den Rehrer — für ihre Rechnung aufgefordert 
worben mwäre. 

Ohne diefe Aufforderung würden die Koften, 
welche dem Lehrer durch die der Schulgemeinde 
—— und bon biefer unterlaſſene Beſchaffung 
der Defen ꝛc. entitanden find, nicht gemäß der 
Allerhöchſten Ordre vom 19. Juui 1836**) refp. 
nah $ 1 Nr. 14 der Verordnung vom 30. Juli 
18534) (Gef.-Sammt. ©. 909) und der Verorb- 
zung vom 7. September 187947) (Gef.-Samml. 
©. 591) im Verwaltungszwangsverfahren einge 
sogen, werben können. 

er a der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

Auftrage: de Ta Eroir. 


die Königlie terung zu N. 
U. * 1 . ’ 


14. 4 ver bi R 
— Eyannbieufe Be Ghuldanten ur 
bie befpaunten Wirthe. 


Während der Bau eines neuen Schulhaufes 
zu 8. im Gange war, wurde von einem Theil 
der zur Schulfocietät gehörenden Gemeinden B., 
S. und St. die Leiftung der Spanndienfte ver- 
weigert. Um den Bau nicht aufzuhalten, erhielt 
dee Bauunternehmer die Autorifation, die nöthigen 
uhren auf Rechnung ber genannten. Gemeinden 
ausführen zu laſſen, und da ſich demnächſt die 
Beigerung als unbegründet heraußftellte, wurde 
die Befriedigung des Unternehmers von der Schul- 
focietät gefordert. Hiergegen Hat die Gemeinde 
St. Beſchwerde erhoben. Die Königliche Regie 
zung zu N. hält die getroffene Anordnung für 
gerechtfertigt, indem fie annimmt, daß die Ver— 
pflitung zur Subeletftung auf der Schulfocietät 
rube, und diefe in ihrer Gefammtheit dafür reſp. 
für die an Stelle derjelben tretende Geldentfhädi- 
gung aufzulommen habe; — da aber ein Theil 
der Gulden von einzelnen, nicht a den renitenten 
gehörenden Gemeindegliedern geleiftet fei, jo werde 
diefer Umftand allerdings auf die Art und Weiſe 
der Vertheilung der dem Bauunternehmer für die 
von ihm beforgten Fuhren gebührenden Entihä- 

*) of. $ 304 Rr. 10. 

=) Borfichenb, 

Sen: 
+5 Oben m 7. 
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digung von Einfluß fein, für einige Gemeinde- 
lieder vieleicht Die Forderung auf gänzliche Frei⸗ 
aflung von der Umlage rechtfertigen; indeß könne 
dieje Frage nicht mehr im Verwaltungswege er- 
örtert werden, fondern diefelbe müffe im Wege 
des Proceſſes ihre Erledigung finden (Koch, Land» 
recht, Note 55 ad $ 741 Titel 11 Theil ID), und 
würden daher die Beſchwerdeführer auf den Rechts⸗ 
iweg*) zu verweilen fein. 
ierauf tft folgende Verfügung ergangen: 

Auf den Beriht vom 27. v. M. ermwidere ich 
ber Königlichen Regierung, daß ich nad) Lage ber 
Sade die Vertheilung der Geldbeträge für die 
von einzelnen Berpflichteten bei dem Schulhausbau 
in B. nicht geleifteteten Spannbdienfte auf fämmt- 
liche gefpannhaltende Mitglieder der Schulgemeinde 
nicht —— kann. 

Die Leiſtung der Spanndienſte iſt Pflicht der 
beſpannten Mitglieder der Schulgemeinde. Die 
Spanndienſte werden von der Verwaltungsbehörde 
auf die einzelnen Mitglieder vertheilt. Weigern 
ſich einzelne Mitglieder der Leiſtung, ſo müſſen 
von dieſen die Geldbeträge für die durch Dritte 
ausgeführten Dienſte nad 81 Nr. 14 der Ver— 
—— vom 30. Juli 1853%*) (Geſ.⸗Samml. 
Seite 909) beigetrieben werden. ur menn 
die Erecution gegen die Mitglieber, welche ber 
Aufforderung zur Leiftung nicht nachgekommen 
find, fruchtios ausfällt, ift_der Betrag auf 
fämmtlihe Mitglieder der Schulgemeide um— 
ulegen, weil demjenigen, welcher ven Geldbetrag 
fir ie Dienfte zu fordern hat, die Schulgemeinde 
verhaftet, und die Wertheilung unter die Mit- 

lieder eine innere Angelegenheit ift, welche den 
tten nichts angeht. 

Die Anfiht der Königlien Regierung, daß, 
wenn einzelne Mitglieder einer Schulgemeinbe 
die auf fie vertheilten Dienfte nicht geleiftet Haben, 
die dafür gezahlten Geldbeträge auf fämmliche 
dienftpflictige Mitglieder von der Verwaltungs: 
behörde umzulegen feien, und es den hierdurch 
Benachtheiligten überlaffen werben müffe, im Wege 
Rechtens **) Regreß an die eigentlich Berpfüde 
teten zu nehmen, findet in den gefeglichen Be- 
ftimmungen feine Begründung. Die richtige 
Vertheilung ift vielmehr recht eigentlich Sache der 
Verwaltung; den dabei vermeintlich Ueberbür- 
deten bleibt überlaffen, den NRechtöweg***) gegen 
die übrigen Verpflichteten zu betreten. 

Ich veranlafje die Königliche Regierung daher 
hierdurch, die Gelobeträge für die Spannbienfte 
nur von denjenigen, welde nad) der Repartition 
diefelben zu leiften Hatten und nicht geleiftet haben, 
—X und demgemäß die Gemeinde St. auf 
die nebſt Unlage zurüdfolgende Vorftellung vom 
8. Januar d. 3. in meinem Auftrag zu beicheiden 
und Mbfchrift des Befceides binnen 4 Wochen 
einzureichen. 

erlin, den 15. März 1860. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im — Lehnert. 


m 
die Köni; Ile Regierung zu R. 
U. 6217. 
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15. Anfbringung der Koften für bie auf Rechnung 
ausgeführten Handdienfte bei Schuibauten. 
— Die Annahme, dak Sie während der Ernte 
zeit zur —— Handdienſten bei dem dor⸗ 
tigen Schulhausbau nicht verpflichtet geweſen, trifft 
nicht zu, indem nad $ 6 der Verordnung vom 
30. Juli 1853*) die adminiftrative Execution 
wegen öffentlicher Abgaben und Leiftungen gegen 
Berfonen, melde fih mit der Sandmirteige be⸗ 
ſchäftigen, während der Erntezeit nur dann aus⸗ 
aufegen tft, wenn keine Gefahr im Verzuge ob- 
waltet, ein im Gange befindliher Bau aber ohne 
die dringende Gefahr für da8 Bauwerk und ohne 
— unverhältnißmäßige Mehrkoſten zu verur- 
jachen, nicht während der Erniezeit ſiſtirt werben 
fann, zumal mit dem Ablauf der letztern auch die 
für größere Bauten geeignete Jahreszeit ihrem 
Ende entgegengeht. — Hiernady war Ihre Wei— 
gerung zur Berrihtung von Handdienſten unbe 
gründet, und daher die im Diege der Egecution 
erfolgte Annahme eines Handarbeiterd auf Ihre 
Rechnung volllommen gerechtfertigt. Der außer- 
jewöhnlſche Kohn von 1 Thaler für den Tag aber 
Dat bewilligt werben müflen, weil — ein Erſah⸗ 
mann gegen einen geringern Lohn nicht zu haben 
geiefen ft, und dem gegenüber Ihre Behauptung, 
aß unter „den gewöhnlichen Verhältniſſen ber 
Tagelohn für einen Handarbeiter in dortiger Ge— 
gend nur 5 Sgr. betrage, unerheblich erſcheint. 
Unter diefen Umftänden kann Ihrem Antrag 
auf Befreiung von der zur Execution geftellten 
Bahlung bes 1 Thaler nicht entfprocdhen werden. 
erlin, den 11. Juli 1864. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
RR; m Beriretung: Lehnert. 
arte 


16. Beitreibung von Schullaften verpachteter Par⸗ 
cellen biömembrirter Grundftäde. 
‚— Daraus, daß der Pächter D. bei Pachtung 
eines Theils des dismembrirten Gutes B. bie 
Raften geſetzlich zu tragen, reſp. vertragsmäßig 
übernommen bat, würde höchſtens folgen, daß er 
zu den auf dad Bacdtobject treffenden Schul- 
aften herangezogen werben kann. Dem Pächter 
gegenüber kann die Solidarität de ganzen Guts— 
complexes, welche bis zur Regulirung der Ab- 
gaben befteht, nicht geltend gemacht werden.**) Es 
tegt aber überhaupt feine Weranlaffung vor, den 
er in Anſpruch zu nehmen, indem viel ein- 
acher zum Ziel zu gelangen tft, wenn die König: 
Hide Regierung Sid an den Eigenthümer Hält. 
Diefem ‚gegenüber trifft die Deduction aus ber 
Solidarität des Gutscompleres zu, und die Bacht, 
die er auß einem Theil deſſelben bezieht, bildet 
eventuell ein ganz geeignetes Eyecutiondobject. 
Ih veranlaffe die zenlüne Regierung, hier⸗ 
nad ber Beſchwerde des zc. O. Abhülfe zu ver⸗ 
Bin und benfelben von der getroffenen Ent- 
eidung in Kenntniß zu feßen. 
— Berlin, den 21. Yuguft 1863. 
— 


Die — vom 7. September 1879 (oben Rt. 7) 
bie s an! 
er ææ ν ul 








16 a. Beitreibung bed Schulgeldes and dem 
Arbeitöverdienft der Eltern. 


Der Bericht der Königlichen Regierung vom 
13. v. M., betreffend die Beitreibung des Schul- 
eldes für, den Stieffohn des Arbeiismannes N. 
in N., hat mir zu einer Abänderung meiner Ber- 
fügung vom 16. September d. $. feine Veran— 


e= | Tafjung geben fünnen. 


Daß dem Stiefvater eine eigene Verpflichtung, 
die Koften der Er; sed feines Stiefſohnes zu 
tragen, nad) den egen nicht obliegt, ift un- 
zweifelhaft und wird von der Königlichen egie⸗ 
rung auch jetzt augsgeben. Bogepen fteht die 
Verpflihtung der Mutter nnbedenklic) feit, und 
ann auch der Ehemann aus feinem maritaliſchen 
Nießbrauch kein Recht gerleiten, der Vollſtredung 
der Execution in dad Bermögen der Frau zu 
widerſprechen. Unzuläffig aber ift e3, das Ber- 
mögen bed Mannes um deshalb in Anſpruch 
nehmen zu wollen, weil ihm die Arbeitskraft 
der Frau zu Gute kommt, wogegen es unbedenk⸗ 
lich zuläffig fein würde, in den etwaigen Ar— 
beitsverdienft der Frau die Execution zu 
vollitreden. 

Der Königlichen Regierung bleibt hiernach die 
weitere Verfügung überlaflen. 

Berlin, den 18. December 1861. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


Us 
bie Aaniglihe Regierung zu R. 


17. Ereentivifge Beitreibung ber bei unrichtiger 
Bertheilung * Banbeiträgen angebedten en 


Nah den zurüdgehenden landrathsamtlichen 
Verhandlungen über die Einziehung der Beiträge 
gum Schulhausbau in R. ift der ungebedt geblie- 

e Betrag von 23 Thalern 6 Sgr. nit ſowohl 
entftanden, daß einzelne Pflichtige mit 
ihren Beiträgen im Rüdftande geblieben find, als 
vielmehr dadurch, daß der Einziehung die von dem 
Schulvorſteher N. angefertigte unrichtige Verthei—⸗ 
lung zn Grunde agent iſt. 

EA den ꝛc. N. hierbei aud ein zu rügendes 
Verſchulden treffen, fo fehlt es bad an je 
Rechtsgrunde, von !pm den nicht gebedten Betrag 
im Wege der abminiftrativen Execution mit Bor- 
behalt Feines Rüdgriffes gegen die eigentlich Ber- 
pflicyteten einzuziehen. ielmehr ift eine neue, 
und zwar richtige Vertheilung aufzuftellen, und 
fodann von jedem Pflihtigen derjenige Betrag 
einzuziehen, den er nad hier neuen Bertheilung 
unter Abrechnung des bereits gezahlten Beitrages 
zu entrichten hat. Die Summe der hiernach nadj- 
träglich einzuziehenden Beträge muß dann bem 
ungebedt gebliebenen Theil der Baufumme mit 
23 Thalern 6 Sgr. ergeben. Dem zc. R. aber iſt 
die erecutivifch beigetriebene Summe nad; Wbzu; 
des etwa noch auf ihn fallenden Beitrages nebit 
den Erecutionsgebühren zu erftatten. 

Berlin, den 17. Auguf 1864. 


Un 
bie Sanigiäe, ‚Realerung zu R 
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Anhang. 
J. Cabinetsordre vom 19. Juni 1886, betr. bie 
Einziehung ber Kirchen, Pfarr- und EAulabgaben. 

1 Alle beftändige dingliche oder perſönliche Ab- 
gaben und Leiftungen, welche an Kirchen und öffent- 
liche Samen, oder an beren Beamte, vermöge einer 
allgemein gejeglichen, oder auf notorifcher Ort3- oder 
Bezirköverfafjung beruhenden Verbindlichkeit zu ent⸗ 
richten find, deögleichen die Forderungen öffentlicher 
Schulund Erziehungsanftalten an Schul- und Ben- 
fionsgeld, unterliegen bei Säumigteit der Debenten, 
ſowohl Mag ed ber laufenden, al3 der aus den 
legten zwei Jahren rüdjtändig verbleibenden Be- 
träge der executiviſchen Beitreibung durch die be- 
treffenbe Verwaltungsbehörde. 

2) Die executiviſche Beitreibung wird gehemmt, 
wenn der in Anfprud Genommene eine Exemtion 
behauptet, und wenigſtens feit zwei Jahren vom 
legten Berfalltermine zurückgerechnet, im Befige 
der Freiheit fich befindet. 

[3) Das rechtliche Gehör bleibt nach Vorſchrift 
des $ 79 ff. Allgemeinen Landrechts II. 14 der Bers 
ordnung vom 26. December 1808 88 41 und 42 
einem Jeden verftattet, ber aus befonderen Gründen 
die Befreiung von einer folhen Abgabe oder Leiftung 

eltend machen will, oder in der Beſtimmung ſeines 

intheils, über die Gebühr belaſtet zu fein, be— 
bone) 

4) In Betreff der aus beſondern Contracten oder 
teftamentarifchen —— 7 — auf Grundſtücken 
haftenden jährlichen Al bpaben an Kirchen und Schulen 
& 430 Allgemeine Gerſchtsordnung I. 50) findet die 
Geution nicht fofort ftatt, e8 muß vielmehr, wenn fie 
nicht eingetragen find, der [Bagatell- oder fumma- 
riſche] Proceß, nad * nleitung der des⸗ 
fallſigen geſetzlichen Beitimmungen, vörausgehen. 

5) Wegen aller andern Forderungen ber Kitchen— 
und Schulbebienten findet, [ter fie mit einem Feſt⸗ 
fegungsbecrete verjehen find] ber Manda oceß, 
Ks Batagell- oder ſummariſche Proceß, [nad 

orſchrift der Verordnung v. 1. Yumi 1833] jtatt.**) 

6) Die Forderungen orbnungsmäßig conceffio- 
nirter Privat:, Schul- und Erziehungsanftalten 
an rüdftändigem durch ihren Einrichiungsplan feft- 
gejegten Schul: und Penfionsgelde ſaus dem Zeit⸗ 
taum eines Jahres von Einreichung ber Klage zu⸗ 
rüdgerechnet), dürfen im Wege des [Mandats]pro- 
ceſſes eingeklagt werden. (Gej.:Sammi. 18366 198.) 
DI. Verordunng vom 80. Juli 1858 betr. die 
geiäingteit der a von Abgaben im 

jerwaltungäwege in ben öftlichen Provinzen (mit 

nahme Nenporponmernd). 

841. Nach den Vorfchriften diefer Verordnung 
find fortan beizutreiben: 

4) Die directen Steuern 2c.; deögleichen die für 
Staats⸗, Provinzial:, Kreis-, Communak, Kirchen⸗ 
oder Schulzwecke ausgeſchriebenen Beiichläge 
zu 7 Steuern. 

6) Diejenigen öffentlichen Abgaben, welche an 
Gemeinden, Corporationen, ſowie an ſtändiſche 
Kaſſen zu entrichten, oder als Provinzial⸗, Kreis- 
ober Gemeinbelajten, oder zur Unterhaltung öffent- 


aufgehoben durch $ 16 des ef. v. 24. Mai 1861 
FE: ra FE Bra —— 
—*ſat 
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licher Anftalten aufzubringen find, als Communalz, 
Kirchen⸗ Schul- und Armenabgaben ꝛc. — — 

14) Die Geldbeträge für Leiſiungen oder Liefer 
rungen, welche nad} fruchtlos gebliebener Aufforbe- 
rung des Berpflidhteten für deſſen Rechnung durch 
Dritte im Auftrage der Behörden ausgeführt find 
Geſetz vom 11. März 1850 über die Bolizeigewalt, 
$ 20 Sejeg-Sammlung 1850 Seite 265). 


II. 


Gleichlautend dem vorftehenden $ 1 Nr. 1 und 6 
find die Verordnungen vom 24. November 1843 
(Gefeg-Samml. Seite 351) 8 1 Nr.1 und 6, für 
bie Rheinprovinz, vom 30. Juni 1845 (Gefeg- 
Sammlung Seite )$ 4A Rr. 1 und 6, für 
Weſtfalen, die Verordnung vom 22. September 
1867 (Gejeg-Sammlung Seite 1553) 8 1 Nr. 1 
und 3 für die neuerworbenen Landes— 
ıgelle ia im übrigen über dad Verfahren 
jetzt Die Verordnung vom 7. Sept. 1879 oben Nr 7). 


IV. Erzwingung von Handlungen im Berwal- 
tungswege. 


Der 8 2 der Verordnung vom 22. September 
1867 für bie neuen Landeötheile beftimmt:*) 
„Wenn es fa um Leiftung von Hanblun= 

en im öffentlichen Interefie des Staats 2c. Handelt, 
0 fteht der Verwaltungsbehörde, falls der Ber- 
piichtete es auf Erecution ankommen läßt, die 

efugniß zu, entweder auf Leiftung der Handlung 
den Verpflichteten zu bejtehen, oder aber die 
Handlung, fofern diefelbe auch durch einen Dritten 
bewirkt werden fann, für Rechnung bed Ber- 
pflichteten durch einen Dritten ausführen, bezw. 
bei Lieferungen, fofern es nicht gerade auf be= 
ftimmte im Befig des Werpflichteten befindliche 
Stüde anfommt, die zu liefernden Öegenftänbe 
fe Rechnung —— — ankaufen zu laſſen. 

on der lehteren Befugniß iſt in allen Fällen 
Gebraud zu maden, in welchen es an @elegen- 
heit, die Leiftung durch einen Dritten bewirken 
zu laffen, nicht fehlt. — Der Verpflichtete ift je⸗ 
doch jtet3 zuvor durd) ein Mandat zur Ausführung 
der Ahuldigen Reiftung aufzufordern, und zivar 
fofern nicht Gefahr im Brerzuge obwaltet, mit 
einer Frift von mindeftend acht Tagen. — Fordert 
die Behörde die Leiftung durch den Verpflichteten 
elbſt, und hängt ſolche nad dem Ermieſſen dev 

ufjihtsbehörde von dem Willen ded Berpflichteten 
ab, fo iſt legterer durch Strafbefehle, welche bis 
zur Summe von Einhundert Thalern gefteigert 
werden können (8 1 Nr. 5)**) ober aber dürch 

erfonal-Urreft von höchſiens vierwöchentlicher 

wer dazu anzuhalten. — Soll bie Leiftung 
durd einen Dritten gejchehen, fo find die dazu 
erforberlihen Koften don ber Behörde vorläufig 
feltaufepen und von dem Verpflichteten einzuziehen 
S 1 Rr. 7) —— der nachträglichen 

inziegung desjenigen Betrages, um welchen die 


dur 


®) of, oben Rr. 13. 

**) Die Rr. 5 unb 7 bes $1lanten: „Der erecutioijchen Bei: 
treibung unterliegen 5) bie von ben MWerwaltungsbepörben feftges 
fegten Gebühren aller Art, Koften, Belbitrafen u. Entiäbigungen. 
ee nl en ar 
nac gel 
Bohne u Dritte {m Wuftzage ber Behörbe ausgeführt 
m 52)" — 
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Koften der wirklichen Ausführung ſich etwa höher 
heraußftellen werben.“ 
V. 

Eine dem vorſtehenden $ 2 analoge Beſtimmung 
für die Ausübung der obrigleitliden 
Bewalt des Negierungspräfidenten, 
Landrat zꝛc. enthält für feinen Bereich das 
Zandesverwaltungögefeß vom 30. Juli 1883 8 132: 

„Der Regierungspräfident, der Landrath, die 
DOrtöpolizeibehörbe und der Gemeinde- (Guts⸗) 
Vorſieher (Borftand) find beredhtigt, die von ihnen 
tn Ausübung ber obrigkeitlichen Gewalt getroffenen, 
durd ihre geſetzlichen Befugniſſe gerechtfertigten 
Anordnungen durch Anwendung folgender Zwangs⸗ 
mittel durchzuſetzen: 

1. Die Behörde hat, fofern es thunlich ift, die zu 
erzwingende Handluug dur einen Dritten 
ausführen zu laffen und den vorläufig zu be 
—— Koſtenbetrag im Zwangswege von dem 

erpflichteten einzuziehen. 

2. Kann die zu erzwingende Handlung nicht 
durd) einen Dritten geleiftet werben — ober fteht 
e3 feit, daß der Verpflichtete nicht im Stande ift, 
die aus der Ausführung durch einen Dritten ent 
ftehenden Koften zu tragen — oder fol eine Unter- 
lafjung erzwungen werden, fo find die Behörden 
berechtigt, Gelditrafen anzudrohen und feitzufegen 
und zwar: u. |. f. 

Der Ausführung durch einen Dritten (Nr. 1), 
jowie der deſtſetzung einer Strafe (Nr. 2) muß 
immer eine ſchriftliche Androhung vorhergehen; 
in dieſer iſt, ſoſern eine Handlung erzmwungen 
werden fol, die Frift zu beftimmen, innerhalb 
welcher die Ausführung gefordert wird. 

3. Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet 
werben, wenn bie Anordnung ohne einen folden 
undurchführbar ift.“ 

VI. 

Für —— executiven Gewalt 
ber Abtheilung der Regierung für Kirchen— 
und Schulweſen gilt überall noch der $ 48 der 
Berordnung vom 26. Dec. 1808 (Belinge zur Regie- 
rungsinftruction vom 23, October 1817) in Berbin- 
bung mit Art. XII. der Cabinetöorbre vom 31. Dec. 
1825, melde von den allegirten Vorſchriften des 
Landesverwaltungsgefeges insbefondere darin ab- 
weichen, daß nicht unbedingt ſoweit thunlich die 
Ausführung einer Handlung bei Weige- 
rung des Verpflichteten durch einen Dritten ans 
zuordnen tft, jondern ber Berpflichtete dazu durch 
Strafbefehle u. f. |. gezwungen werden Tann. 
Berner verlangen die eben erwähnten Vorſchriften 
nit umbebingt eine ſchriftliche mbrohung. In 
ber Praris fol Inbeh überall nad) den allegirten 
Beftimmungen sub V verfahren werben.*) 

Someit die Landräthe als Organe der Regie— 
rungen handeln, treffen fie u Durchführung ber 
Anordnungen derfeiben ihre Maßregeln auf Grund 
der zu V gedachten Borjchriften.**) 

®) Bu beinfelben — giant auf Grund ber Motive ac. 
bes Zanbesverwaltungsgejeges: Stengel, Organifatton ber Preuß. 
Verwaltung 1884 ©. 463. 

eh ma ertn — 
dab Unterfihikerifeilen Öeitens dep Klägers yu Binder, _ Die 
gas fan bie Organe ber Reglerungen ($ 33 bes ®ef. vom 
30. Aprit 1815 Geſ⸗Sammi. S. 8 und $ 76 ber Kreisorbnung 
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Der $ 48 der Berordnung vom 26. December 
1 und Artitel XII der CabinetSordre vom 
31. December 1825 lauten: 


Verordnung vom 26. December 1808: 


(8) Modalitäten bei Ausübung ber exe— 
eutiven Gewalt — Regierungen. 


Bei Ausübung der ihnen verliehenen egecutiven 
Gewalt müflen die Regierungen zwar die in den 
Geſe vorgeſchriebenen Grade beobachten; in⸗ 
—— find dieſelben befugt: 

1. in Fällen, wo die verlangte Berpflichtung 
auch durch einen Dritten geleiftet werden kann, 
ſolches nach fruchtlos gebKebener Aufforderung 
des Verpflichteten für deſſen Rechnung be— 
wirken, fo wie jerner bei Lieferungen, wo 
e8 nicht gerade uch einzelne im Sei des 
Verpflichteien ſich befindende Stücke aniommt, 
die zu liefernden Gegenſtände für deſſen Rech- 
nung anfaufen und in beiden Yällen den 
eg von ihm erecutivifch beitreiben 
u laſſen; 

2. Strafbefehle tönnen die Regierungen im Wege 
des erecutivifchen Verfahrens bis zur Summe 
von 100 Thalern oder vierwöchentlichem Ge⸗ 
fängniß_erlaffen und vollftreden; 

3. militärifhe Execution findet nur bei hart- 
nädigem Ungehorfam oder wirklicher Wider- 
ſetzlichleit nad fruchtlos gebliebener Eivil- 
erecution und vorheriger Androhung ftatt. 
Auch müfjen die Regierungen vorher die Ge⸗ 
nehmigung der höheren Behörde nachſuchen 
oder derſelben wenigftens gleichzeitig Aingeige 
ragen wenn bei der Sade Gefahr im Ber= 
uge ift; 

4. nt €3 bei der Execution auf den Verkauf 
eined Grundftüds an, fo wird felbiger zwar 
von dem ordentlichen Gericht, unter welchem 
daſſelbe belegen it, im Wege der nothiwen- 
digen Subhajtation bewirkt. Die Subhaftae 
tion fann aber von ben Gerichten nicht ver- 
weigert werden, jobald die Verbindlichkeit des 
Schuldners außer Zweifel ift; 
der Verlauf abgepfänbeter Effecten gejchieht 
jedesmal mit Bugiehung eines Juſtizbedienten. 
Es verfteht ſich übrigens von felbit, daß bie 
Regierungen die Befugniß haben, zur Sichers 
ftellung des zu erftattenden Koſtenbetrags 
oder der Gelditrafe die nöthigen Vorkehrun⸗ 
gen zu treffen. 

Cabinetsordre vom 31. December 1825: 


XI. Da über einzelne Punktt des mit ber 
Inftruction vom 23. October 1817 publicirten 


vom 13. Dechr. 1872). Die Regierung tft Befugtr wenn fie eine 
Anorbnung it, deren Durchführung dem raih als ihrem 
Drgane zu überlafien. Der Sanbrath if verpflichtet dem nachzu⸗ 
tommen. Et bat zu biefem Behufe vom feiner obrigkeitlichen Ge⸗ 
walt Gebraud zu maden. Die zur Durchfuhr ber Anorbnung 
der Regierung im Einzelnen — Lage bed ergehenben 
Verfügungen und Weiſun— Lanbraths find feine Anorbnums 
en in Gimme dei $ Ges Organtfer vom 26. Zult 
Een) 

e gel je ind, ei * 
En a he gsi milch Brdt fene Derfägungen as! Grans 

“qm. 


* 


erlaſſen und damit feine Amtsdefugniſſe nicht 
and De 96 42 und Ai berf. unten 5 303 Und. IE, 
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yruazu e3 aus der Verordnung vom 26. December 
180: Bineifet entftanden find, fo ſetze Ich in dieſer 
Begiehum zugleich Folgendes feft: 

) 2a 48. Das den Regierungen zugeitan- 
dene fiscalifche Executionsrecht erftredt ſich auch 
bis zu der Perſon des Erequendi, und kann der= 
felbe daher gefänglich eingefegt werden. Wegen 
rüdftändiger directer oder grund herzlichen Abgaben, 
zu deren Einziehung ſich fein Object im Vermögen 
des Abgabenpflichtigen vorfindet, fol deſſen per- 
ſönliche Verhaftung von den Regierungen aber 
nicht verfügt werden. 

[Den Regierungen fteht es zu, vermöge ber 
ihnen beigelegten allgemeinen Befugniß, in ein= 
zelnen Ungelegenheiten ihres Reſſoris den Juſtiz⸗ 

nterbehörden Wufträge zu machen und fie zu 
deren Befolgung anzuhalten, vorausgefeßt, daß 
die Natur der den Gerichten zu machenden Auf- 
träge von der Art ift, dab fie nicht mit folchen 
belajtet werden, bie ihrer Stimmung fremd und 
reſp. entgegen find ;]*) in Eivilprocefien, wo Fiscus 
Partei ilt, findet nur die Requifition ftatt. Bei 
fiscaliſchen Erecutionen jollen die Regierungen 
die Hilfe der Gerichte, als Ausnahme von 
Regel, aber nur dann in — nehmen, wenn 
es ihnen ſelbſt an eigenen Organen zur Erecu- 
tionsvollftredung, oder, im Falle der Verhaftung 
des Erequendi, an einem eigenen Qocale zur Auf⸗ 
nahme des Berhafteten fehlt. 

Da übrigens die Verwaltungs-Behörden das 
Recht und die Liquidität des beizutreibenden Ob- 
jects allein zu beurtheilen vermögen und bafür 
verantwortlich find, jo Tann die Berufung des 
Erequendi auf gerichtliche Gehör, über feine Ver— 
pflitung zur Zahlung der Präftation, auch die 
Erecutionsvolftredung,, felbjt gegen die Perfon, 
nicht fitiven. 

Wenn indeß in einem ſolchen alle, wo die 
Verwaltungsbehörde nad) den geſetzlichen Be— 
ftimmungen zur perfönlichen Eersaftung des 
Schuldners (ereitet, von Seiten befjelben Ein- 
mwendungen gegen die Forderung erhoben werben, 
fo ift_die Berwaltungsbehörbe zwar bereditigt, 
den Schuldner, ſeines Widerſpruchs unerachtet, 
zur Haft bringen zu laſſen; es liegt ihr jedoch 
ob, die Sache fofort an die competente Gerichts⸗ 
behörde gelangen zu Iaffen, damit diefelbe über 
die Fortdauer oder Relaxation de Arreftes, nad 
88 70 seq. Titel 29 der Proceßordnung, verfahre 
und erkenne. 

Nach demſelben 8 48 des Anhanges zur Re— 
gterungsinftruchon vom 23. October 1817 find 
die Regierungen bei Anwendung be fiscaliſchen 
Erecutionsredht3 auf die Executiongmittel ver- 
wleſen, welde die allgemeinen Gejege anordnen. 
Als eines folhen erwähnt zwar die Allgemeine 
Gerichtsordnung der Verpachtung ganzer Güter 
nit. Da indeß die Erfahrung ei daß der 
Modus executionis durd) Sequeitration jelten zum 
Biele führt und leinem von beiden Teilen, wegen 
ber damit verbundenen bedeutenden Koften, Bor- 
theile bringt, jo beftimme Ich: daß die Verpach⸗ 


u be: 
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tung der Domänen, Erbpachtgüter, der bäuerlichen 
Beſitzungen, und unter Umftänden nad) dem Urtheil 
der Bermaltungsbehörben felbft die Wiederver- 
pachtung bloß verzeitpachteter Domänen, im Wege 
der Erecution geftattet fein fol. Als Marimum 
der Beit, auf welche eine folhe Verpachtung öffent- 
lich im Wege der Execution geſchehen kann, ſete 
Ich drei Jahre feit; es müßte denn der Schuldner 
feldft in eine längere Pachtzeit einmilligen. 

Iſt nad Ablauf des Termins indeß der beab- 
fihtigte Bwed nicht erreicht, dann ift eine Wieber- 
derpachtung unter gleihen Modalitäten ebenfalls 
auläffig. 

Haben die Regierungen im Wege einer von 
ihnen verhängten Execution Activforberungen in 

eihlag genommen, deren Einziehung dann 
nad den Vorſchriften des Geſetzes vom 4. Juli 
1822 erfolgen fol, fo wird die in den $$ 2 und 3 
dieſes Geſehes gedachte Verfügung nit von den 
Gerichten, jondern von den Regierungen felbft an 
die mit der Einziehung beauftragte fiscalifche Be⸗ 
hörde erlafien. — 


VII. Beitreibung kirchlicher Steuern und Ab- 
gaben. nn der Gemeinde- 
e. 


Geſetz vom 25. Mai 1874 betr. die evan- 
geliſche Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung 
vom 10. September 1873 für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Bofen, Säleten 
und Sadjen: 

Art. 3: Beſchlüſſe über Umlagen 
auf die Gemeindeglieder können erft dann 
vollftredt werden, wenn fievon der Staat8- 
behörde*) für volljtredbar erklärt 
worden find. Dieſe Erklärung ift insbefondere 
® verfagen, fofern Bedenken hinſichtlich der 

rönungsmäßigkeit der Uuferlegung, der An— 

emeſſenheit des Beitragsfußes oder ber Lei— 
Huingefäbigteit der Pflichtigen beitehen. —“ 

Analoge Vorſchriften entalten: 1) das Geſetz 
vom 6. April 1878 betreffend die eeangelifihe 
Kichenverfaffung in ber Provinz Schleswig. 
Holftein und in dem Amisbezirk des Conſi— 
—55 — zu Wiesbaden (Gej.-Samml. ©. 145 ff. 

tt. 3 und 15.*) 2) Das Geſetz vom 6. Auguft 
1883 betr. die Kirchenverfaflung der evangelijch- 
reformirten Kirche der Provinz Hannover (Geſ.⸗ 
Samml. ©. 295) Urt. 3.*%) 3) Geſetz vom 
19. März 1886 betr. die Kirchenverfaſſung der 
—— — Kirche im Bezirk des Conſiſtoriums 
zu Caſſel Art. 3 und 12.*) 4) Das Geſetz vom 
20. Zuni 1875 betr. die Vermögensverwaltung 
in den fatholifchenflichengemeinden (Gef.-Samml, 
©. 241 fi.) $50 Nr. 2 


*) Das bezüglice Auffichtaͤrecht des Staates wird vom 

jterungspräfidenten (für die evaugellſchen Ki ‚gemeinben in 
Weitfalen und in ber Rpelnpronin von ber Itföregierung) 
jeübt. Verordnung vom 9. September 1876 (Seſ um mlung 
& 3%) Art. 3 Rr. 1. MWerorbn: vom 19. Auguft 1878 
——— S. 287) Atu. 8 Rr. 2 Verordnung vom 25. Juli 
1884 — S. 319) Art. 3. Verorbnung vom 27. Sep: 
tember 1875 (Geſ⸗Samml. S. 571) Art. 1 Rt. 3. 
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VII. Geſetz vom 3. Juni 1876 betreffend die 
evangelifı a in den act älteren 
Provinzen der Monardie: 


At. 3: Den Staatsbehörden ver— 
bleibt: 1—2. 

3. Die Beitreibung firdlider Ab- 
gaben — 

Analoge Vorſchriften enthalten 1) das Gefeg 
vom 6. April 1878 betr. die evangelifche Kirchenver⸗ 
fafjung in der Provinz Schleswig-Holftein und in 
dem Amtsbezirk des Confiltoriums zu Wiesbaden 
(Gej.-Samml. 145 ff.) Art. 31 Rr. 3. 2) Das Geſetz 
vom 6. Wuguft 1883 betr. die Kirchenverfaffung 
der evangelifh=reformirten Kirche der Provinz 

annover rt .Samml. ©. 295) Art. 20 Nr. 3. 
) Das Gejeh vom 6. Mai 1885 betr. die Kirchen- 
verfaffung der evangelifch-Iutherifchen Kirche der 
rooins annover (GeſSamml. ©. 135 ff.) $ 2 

t. 3. 4) Das Geſetz vom 19. März 1886 betr. 
die Kirchenverfaffung der evangelifchen Kirche im 
Bezirke des Conſiſtoriums zu Caffel (Gej.-Samml. 
&. 79) Art. 17 Nr. 3. 


IX. Erlaß des Minifterinms ber geiftiäen Ange 

legenheiten wom 15. Januar 1881, betr. die Au⸗ 

— ik —— * der aa 

er en Gemeindeorgane, . . u. 
8.81. 1881 ©. 10 ff.: 

Im Einverftändniffe mit dem Evangelifchen 
Ober⸗Kirchenrathe hat der Minifter der geiftlichen 
Ungelegenheiten für die Ausführung von Umlage- 
befäfüfen der kirchlichen Gemeinbeorgane in dem 
re des Gefeges vom 3. Juni 1876, 
Sei.-Samml. ©. 125 die nadjftehende Anweifung 
ertheilt: 

1. Die Umlagebefhlüffe der Gemeinde: 
organe ($ 31 Nr. 6 Rg.-D. vom 10. Se, 
tember 1873 und $184 der Rheiniih-Weftfäli- 
ſchen Kirchenordnung vom 5. März 1835 in 
Verbindung mit Nr. 111 der Zufäße vom 25. Au⸗ 

uft 1853)*) müffen die mit der Umlage zu 

laftenden Kirchengemeinden, den Brued der 
Umlage, den Gefammtbetrag berfelben und 
ben zur Anwendung zu bringenden Beitragd- 
fuß, fowie die Fälligkeitstermine beftimmt 
bezeichnen. 
Zur Ausführung eines Umlagebefchluffes darf 
der Gemeinde-Rirhenrath (dad Presbyterium) 
erft fehreiten, nachdem Fi demfelben die 
kirchenaufſichtliche ehätigung des 
Confiftorium8 und die Genehmi— 
gungder Staatsbehördeertheilt ift. 

Bu dieſem Zwede ift der Umlagebeſchluß 
der vereinigten — nebſi den 

ur Prüfung erforderlichen Unterlagen dem 
onfiftorium vorzulegen, melches ihn nebft den 
Unterlagen der Staatsbehörbe mittheilen wird. 
3. Jeder Einziehung von Umlagebeichlüffen muß 
ferner die ordnungsmäßige Aufftellung und 





* 


öffentliche Auslegung einer Heberolle 
vorausgehen. 
Die Aufftellung der Heberolle erfolgt, ab- 


gejehen von Fällen äußerfter Dringlichkeit, 
nad; Ertheilung der in Nr. 2 gedachten 


*) of. Vorbericht zu 5 280. 


Säneiber und von Bremen. Preußiſches Boltsfhulmeien, IL Bb. 
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ben. 

Die Heberolle hat den Umlageantheil und 
den der Berechnung deffelben zu Grunde 
liegenden Staat3- oder Communaliteuerbetrag 
jedes einzelnen Verpflichteten, ſowie den Ge— 
fammtbetrag der Umlage und der ber Be— 
rechnung derſelben zum Grunde gelegten 
Staatd- oder Communalfteuer nebft dem Bro- 
centfage deutlich erfichtlih zu machen. 

Die Offenlegung der Heberolle muß in der 
Negel 14 Tage lang ftattfinden. Ort und 
Dauer der Offenlegung find in ortsüblicher 
Weiſe öffentlich befannt zu machen. Für be— 
ſonders einfache oder eilige Fälle kann dag 
Eonfiftorium_ ausnafmöweife eine kürzere 
Dauer ber Dffenlegung geftatten. Die er- 
teilte Genehmigung tft in der Belannt- 
machung zu erwähnen. 

Bei den im Laufe des Jahres etwa noth- 
wendig werdenden Nachbefteuerungen kann 
die Offenlegung der Heberolle durch bejondere 
Benachrichtigung der Verpflichteien erfetzt 
werden. 

4. Eine Zwangsvollſtreckung von Umlagen kann 
nur auf Grund vorheriger, durch die Staats— 
behörde ertheilter Bollftredbarkeits- 
ertlärung ber Heberolle vollzogen 
werben. Diefelbe ift unter Vorlage eines 
Nachweiſes über die orbnungsmäßige Offen: 
legung ber Heberolle, bez. über die befondere 
Benachrichtigung der RVerpflichteten (Nr. 3) 
und im Uebrigen in den von dem Confiftorium 
befonder8 vorgefchriebenen Formen des Ge— 
ſchäftsganges — 

5. Die Zwangsvorllſtreckung iſt durch die 
dom Staate zur Anordnung und Leitung 
des Zwangsverfahrens ermädtigten Voll⸗ 
ftredungsbehörden (Art. 23 Abf. 3 Gef. vom 
3. Juni 1876, Gef.-Samml. ©. 125,*) und 
$3 Abf. 1 und 3 der Verorbn. vom 7. Sept. 
1879, Geſ.Samml. ©. 591 zu bemirfen, 
und zwar 
a) falls das geſammte — ungsgeſchäft 

mit Genehmigung der Bezirksregierung 

dem örtlihen Staats⸗ oder Communal- 

Steuererheber übertragen ift, ohne weiteren 

Antrag durch diefen, 

andernfalls dur die von ber Bezirks—⸗ 

tegierung für jede Kirchen-Gemeinde 

ein für allemal zu beftimmende Zoll: 
ftredungsbehörde ($ 3 Ubi. 3a. a. ©.) 
auf den Antrag des Rendanten ber 

Kirchengemeinde (Kirchmeifters), welchem 

die Reftlifte nebft der Heberolle und der 

Bollftredbarkeitserlärung beizufügen ift. 

Infofern nit in dem alle unter a. eine 

Remuneration für die Gejammterhebung 

befonder3 vereinbart ift, haben die Boll- 

ftredungsbehörden auf die ihnen nad 

Mafgabe der Beitimmung im rt. 3 

Abf. 2 der Ausführungsanweifung vom 

15. September 1879**) zu ber Verord⸗ 

nung vom 7. September 1879**) zu ges 


5% 


b) 


33 
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mwährende Remuneration und bie Voll⸗ 
ziehungsbeamten auf bie in dem Tarife 
u ber Berorbnung vom 7. September 
879 feftgefepten Gebühren Anſpruch. 

6. Die Bmangdvollitredung erfolgt unbeſchadet 
des Reclamationsverfahrens. 

7. Reclamationen gi und 3 Gefeg vom 
18. Juni 1840, Gef.-Samml. ©. 140)*) find 
binnen einer 3 monatlichen Ausfhlußftift vom 
Tage der Offenlegung ber Heberolle bez. 
der befonderen Benachrichtigung ber Ber- 
pflichteteten (Nr. 3) an tag. Ueber 
biefelben entſcheidet der &emeindelirchen- 
rath (Presbyterium). Gegen deſſen ab- 
lehnenden Beſcheid fteht den Betheiligten 
binnen einer 6wöchentlichen Ausſchlußſchrift 
vom Tage ber Zuftellung de3 Beſcheides an 
ber Recurs an die vorgejebten Behörden zu. 
Derfelbe ift an dad Gonfiftorium einzureichen 
und von diefem mittelft gutachtlicher Aeuße⸗ 
rung alsbald an die Staatsbehörde abzugeben, 
melde die erforderliche Entfheidung zu treffen 

at. 


8. Einwendungen, welche nur vermeintliche 
Mängel des Zwangsverfahrens ($ 2 Abi. 2 
der erordnung vom 7. September 1879, 
Gef.-Samml. ©. 591)**) oder die angebliche 
Unzuläffigfeit der Bezangevolitredung wegen 
nachgewiejener Berichtigung des Beigutreiben: 
den Öelbbetrages oder wegen ertheilter Frift- 
bewilligung ($ 25 a. a. ©.) betreffen, find 
unmittelbar an die dem Vollftredungsbeamten 
we ftaatlihe Dienftbehörde zu 
richten. 

9. Unter der Staatöbehörde in Ar. 2—4 
und 7 biefer Beftimmungen iſt für bie öftlichen, 
dem Geltungsbereiche des Gefetzes vom 3. Juni 
1876 angehörigen Provinzen der Monarchie 
der Negierungspräfident (In Berlin ber 


RVolizeipräfident), gie Weſtfalen und bie 
ee die Bezirföregierung zu ver- 
tehen. 


10. In Betreff ber Wusführung von Um— 
lagebejdlüfjen ber vereinigten 
Kreisfynoden von Berlin bleiben 
beſondere Vorſchriften vorbehalten. (Bergl. 
biefe vorbehaltenen Borfchriften in dem Re 
feript_ des Minifteriums der geiftlihen Ange⸗ 
legenheiten vom 10. September 1881, kirchl. 
Geſ. u. 8.81. 1881, ©. 111 ff.). 


& 302. Reclamation, Einſpruch, Verwal- 
Inngsklage, Verjährung bei Schulbeiträgen. 


Für den Bereich des Buftänbigfeitsgefeies vom 
1. Auguſt 1883 bildet neben dem in den übrigen 
Provinzen (Poſen, Schleäwig-Holftein, Weitfalen, 
Rheinpropinz) ausſchließlich maßgebenden Geje 
vom 18. Juni 1840 (abgebrudt unten Anhang 5 
jegt der $ 46 des vorgebadhten Geſetzes die Nichte 
ſchnur. (Üögebrudt oben Band I $ 5 Anhang IL.) 
Der Commiſſionsbericht des Abgeordnetenhauſes 
zu ber Vorlage von 1889 Druckſſachen 1880/31 


*) & 302 Anb. L 
— 
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Nr. 103 S, 36) bemerkt hier: „Man ſehe nicht 
ab, weshalb nicht z. B. entſprechend ben vorher⸗ 
gehenden Titeln von den Land» und Stabtge- 
meinden an dieſer Stelle bei den Schulgemeinden 
die Competenzen in Betreff von Veränderungen 
der Grenzen der Schulbezirfe und der Auseinan⸗ 
derſetzung dabei, ſowie Streitigfeiten über be= 
ftehende Grenzen, über dad Stimmredt in der Ge— 
meinbe, die Gültigkeit von? Gemeindewahlen und 
dergleichen neu georbnet ſeien. Es erſcheine fer= 
ner als weſentlicher Mangel, daß der Entwurf 
den Schulgemeinden keinen allgemeinen Rechts⸗ 
ſchutz gegen ungerechtfertigte Belaſtung durch die 
Schuͤlbehörden gebe, dieſen Schutz vielmehr nur 
auf den Fall der Anordnung von Schulbauten 
beſchränkte. Analog dem Rechtsſchuß gegen 
Biwmangsetatifirungen bei Stadt und Landgemeinden 
werbe man aud den Schulgemeinden das Recht 
eben müflen, die verwaltungsgerichtliche Ent- 
heidung in allen $ällen angueu en, in denen fie 
ſich durd eine Auflage der Schulbehörben 3. B. 
iR Schulſtellenverbeſſerungen, widerrechtlich be- 
aſtet glauben. Es wurde darauf entgegnet, daß 
in Ermangelung durchgreifender Geſetze uͤber die 
Geſtaltung der Shular als Communallaft e8 zur 
Zeit unentbehrlid fei, der Höheren Auffichtsbe- 
so: Regulativgewalten für die zweckentſprechende 
inrihtung der Elementarjhulen und zur Ber- 
befferung der Lehrergehälter zu belafien und daß 
es nicht zuläffig ericheine, die Bedürfnißfrage für 
ſolche Maßregein der Entfcheidung eines Verwal⸗ 
tungsgerichts zu unterftellen. Weberhaupt fei die 
Schulgefeggebung über die Bertheilung der Schuls 
laft in den einzelnen Lanbestheilen % überaus 
mannigfaltig gefaltet, daß eine fyftematifche Be- 
handlung der Gompetenzen an biefer Stelle uns 
ausführbar fein werde: Man habe ſich in ber 
en Geſetzgebung darauf beihräntt, den 
Auffichtsbehörden die zur Segelung des Schul⸗ 
weſens nothwendigen Megulativgewalten zu be— 
laflen und an ben —5— mitlgen neten 
einen Schug gegen Willkür und Ueberbürbung 
einzufchieben. 8 in der Sreißorbnung von 
1872 und in dem Zuſtändigkeits je von 1876 
eingeichlagene Verfahren habe 9 m Ganzen in 
ber Praxis bewährt. Die Aufſichtsbehörden mie 
die Vermaltungsgerichte hätten in der überaus 
verwidelten Lage der Geſetzgebung ſichere Grund- 
füge der Anwendung gefunden.*) 


Im Einzelnen bemerkt der Commiffionbericht 
nod (©. 38 f.): „In der Regierungsvorlage Ab- 
ſatz wurde zunädlt: 

1. der Ausdrud „Ubgaben und Leiftun= 

en für Schulen“ bemängelt. In dem bis- 
be geltenden $ 77 des Competenzgeſetzes ſei der 

usdrud „Schulbeiträge” —— und es ſei 


*) Am. Val. über bie Zuftändigfeit der Schulauffichtobe⸗ 
hörben gegenüber den Berwaltungägerichten insbel. unten bie 
Ar. 6 des Gommiffionsberigts, ferner: oben Bd. I. $ 5 Rr. 3, 
$ 176 Re. 7, 5 245 Nr. 1, 5 268% Nr. 3 u. 4b, 5 261 Anm. 
$ 273 Rr. 2a, $ 301 Rr. 11. (nftelung ber Lehrer, — — 
der Lehrerehalter, Circumſceript ion bes Schulbezirks. Organ iſa⸗ 
tion ber Schulen, Einführung neuer —— —— 
fegung ber Beibringlichkeit eines Beurage nah 5 33 ER. 

jeil IL Titel 12, $ 60 der Preuß. Schulorbnung, vorläufige 
Vollſtrecung ihrer Befhlüffe,) ſowie überhaupt $ 300 Rr. 4 
(Retscontrole bei Zwangsetatifirungen). 
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dies, fo viel befannt, in der Praxis von allen in 
der Cabinetsordre von 1836 und in dem Geſetz 
von 1861 fpecificirten Abgaben und Leiftungen 
für die Schulen ſowohl perſönlichen wie ding- 
lichen, — wie einmaligen verſtanden 
mworben. Es ſei jedenfells rathſam, in Verwal⸗ 
tungsgeſetzen dieſer Art einen gleichmäßigen 
Sprachgebrauch innezuhalten, ba anderenfalls 
über den Umfang ſolcher Leiſtungen immer neue 
Zweifel entſtehen werben. Es wurde darauf ſei— 
tens des Regierungs⸗Commiſſars entgegnet, daß 
unter dem Ausdruck „Abgaben und Leiſtungen“ 
alle im Geſetz von 1861 gedachten Schulabgaben 
und Leiftungen in weiteftem Sinne begriffen ſeien. 
Man babe eben aus diefem Grunde auch den 
weiteften Ausbrud „Abgaben und Leiftungen” ge 
braucht, ba e8 immerhin zweifelhaft fein könne, 
ob der früher gebrauchte Ausdrud „Schulbei- 
träge“ wirklich alle, ſowohl bie für die Elemen- 
tarſchulen als die für die angeftellten Lehrerbe- 
amten beftimmten perfönlichen unb binglichen 
Leiftungen umfaſſe. Es folle unter Abgaben und 
Leiſtungen ganz baffelbe verftanden werden, was 
nad) der Rechtſprechung des Oberverwaltungäge- 
richis bisher im meitelten Sinne unter „Schul 
Kr Me begriffen worden fei. 

2. Es wird weiter bemängelt, daß der Ausdruck 
„Seiftungen“ im Abſatz 1 und 5 der Regierungs⸗ 
vorlage dem Zweifel Raum Jafje, ob auch über Lei⸗ 
ftungen, die aus HER und 
Brivatredtötiteln für die Schule gefordert wer⸗ 
den ein Berwaltungsftreitverfahren ftattfinden folle, 
während bie Übficht der Borlage nur dahin gehe, 
die öffentlich⸗rechtiichen Leiftungen für die Schule 
dem Berwaltungsftreitverfahren zu unterftellen. Es 
wurde batauf entgegnet, daß in der Geſetzgebung 
über die Berwaltungsgerichte der Brundjag an die 
Spige geitellt und durchgeführt ſei, daß die 
Verwaltungsgerichte nur über öffentlich = recit- 
liche Verhältniffe, nicht über felbftändige Privat- 
rechtsanſprüche zu entſcheiden haben, daß alſo 
eine Declaration darüber an dieſer Stelle eben- 
fowenig nothwendig fein mwerbe, wie an vielen 
andern Stellen dieſes Gefegentwurfs, an welchen 
biefelbe Frage wiederkehre. Die Commilfion hat 
indeſſen beſchloſſen, der größeren Deutlichkeit wegen 
in Abfag 1 und 5 die Worte einzufdalten: 
5 nad öffentlichem Recht zu fordernde Lei⸗ 
tungen“. 

Ei Eine längere Discuffion veranlaffen bie 
Schlußworte des Abfag 1: „Der Borftand des 
Sauloerbanben 

ach den Motiven ber Regierungsvorlage waltet 
bie Abſicht ob, das Verfahren dahin zu reguliren, 
daß auf Reclamation bed einzelnen Beitragspflich- 
tigen der Schulvorftand ober bie ſonſt nad) ber 
Berfaffung des Schulverbande® oder der Orts⸗ 
jemeinbe zur Wusjchreibung bes Beitrages be: 
Figte Behörde Beihluß zu faflen Habe. Die 
Commiffion war indefien zweifelhaft, ob die 
—— dies hinreichend deutlich aus⸗ 
drücke. Es wurde Wong der Antrag geftellt: 
am Schluß des fage® 1 zu jagen: bie 
zur Heranziehung Hai Anordnung der Schul⸗ 
verwaltung zunaͤchſt berufene Stelle (Borftand 
des Schulverbandes, ber Schulgemeinde, Schulſo⸗ 
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cietät, Schuleommune ꝛc.). Es ſoll damit audges 
brüdt fein, ba nicht wie im 8 37%) die Höhere 
Schulaufficht3behörbe, fondern die Ortsbehörde, 
welche zunächft mit der Ausſchreibung und Ein- 
ziehung ber Beiträge befaßt ift, den Beſcheid zu 
ertbeilen habe, gegen welchen die Berwaltungs- 
Mage zu richten ſei. Seitens ber Königlichen 
Staatöregierrung wurde dagegen erinnert, daß 
unter ber zunächft zur Heranzieh ang berufenen 
Stelle unter Umftänden auch die Auf töbehörbe 
ober doch eine andere ald bie außjchreibende 
Stelle verftanden werben könne, und daß in dieſer 
Beziehung die Regierungdvorlage deutlicher jet 
ala das Amendement. 

In erſter wie in zweiter Leſung, ſowie in 
den Sigungen der Redactiongcommiffionen wurben 
der Reihe nad) verſchiedene Faſſungen vor; eſchla⸗ 
gen und angenommen. Wan überzeugte ji in— 
deß, daß bei dem großen Verſchiedenheiten der 
örtlichen Schulverfaſſung und bei der Mannig- 
faltigleit der Organe, die mit ber Außfchreibung 
und Einziehung der Schulbeiträge betraut find 
eine kurze Wortfaffung, welche jeden Zweifel be- 
feitigt, nicht zu finden, vielmehr aus dem Zuſam—⸗ 
menhang und den Motiven zu entnehmen ſei, 
daß e3 die örtliche Behörde fein fol, welche (vor= 
behaltlich einer Reclamation) feitzuftellen —* wie 
hoch der Beitrag des Einzelnen zu bemeſſen ſei, 
und welche den Beitrag ausſchreibt. Es wurde 
daher in zweiter Leſung beſchloſſen die Schluß— 
worte des Abſatzes 1 dahin zu faſſen: Die ört- 
liche Behörde, welche die Abgaben und Leiftungen 
für die Schulen ausgefchrieben hat (Worftand des 
Schulverbandes, der Schulgemeinde, Schulfocietät 
Schulcommune.) 

4. Es wird ferner der Antrag geftellt, in Ab⸗ 
fag 1 die Worte „vorbehaltlih ber Beſtimmung 
de3 8 37“ zu ftreihen. Die Abſicht der Regie— 
rungsvorlage ift, damit im Voraus auszusprechen, 
daß die ftreitigen Beiträge in Fällen eined be- 
abfichtigten Schulbaues einer bejonberen Behand⸗ 
fung nad $ 37 unterliegen.**) 

5. Die Befeitigung des ordentlichen 
Rechtsweges bei den Civilgerichten, foweit der- 
felbe nad) $ 15 des Gefehes vom 24 Mai 1861 in 
diefem Gebiete eingeführt ift, fand fein Bedenken. 

6. Speciell wurde noch eine Anfrage an bie 
Königliche Staatsregierung gerichtet, ob nad} den Be- 
ftimmungen bes $ 77 des ——— von 
1876 die Klage auch für zuläffig eradtet 
worden fei, wenn die Anforderungen ber 
en be een deren gejegliden 
Befugnijte überfhritten Hätte und ob eine 
ſolche Klage ferner auch nach der Regierungsvorlage 
zuläffig erfcheine. Der Commifjar der Königlichen 
Staatsregierung verneint die Frage, fofern es iM um 
eine Klage gegen die Schulauffichtsbehörde Handle, 
wohl aber werde eine Klage zuläfig ein gegen das 
Schulinftitut felbft, ſei es von einem Dritten oder vom 
Schulverbande felbft, wobei incidenter auch bie 
Frage ber Zuftändigkeit der Schulaufſichtsbehörde 
mit zur Entſcheidung gebradt werben könne. 
Als Jueidentpunkte und Vorfragen dieſer Ent- 


47. 
Br Vorbemerkung unten $ 304 zu Rr. 12 fi. 
33* 
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ſcheidung werde das Verwaltungsgericht zu ers 
mefjen haben ob die Wuffichtöbehörde befugt ge— 
weſen, eine Ordnung derart zu treffen. — — 


1. Erk. bes O.:8.:@. v. 16. Febr. 1881 betr. bie 
Anbringung der Reclamation*) gegen 
Säulfteuern bei ber veranlagenden Behörbe 
in specie ber Schulbeputation. — cf. 8 252 
Rr. 24b. 

18. €. v. 29. Mai 1884 desgl. 

2. Erf. des O-V.-G. v. 12. Febr. 1881 desgl. bei 
dem Säulvorftand, 

28, b, o. €, v. 9., 19. und 23. Juni 1884 desgl. 
feitens ber vom Schulvorſtand berangezogenen Ges 
meinben, Gorporationen. 

3. Erk. des O.-V.-G. v. 18. Oct. 1881 desgl. bei der 
Regierung, fofern biefe bie Obliegenheiten bed Schul⸗ 
vorftanbes übernimmt. — of. $ 270 Rr. 1a. €. 
€. v. 23. Dee. 1879 beögl. bei bem Ortdvors 
fteher, fofern die Schulbeiträge Gommunalabgaben 
find. 


4 


48. €, v. 13. Juni 1884 desgl. 

5. Erk. des D.:W.:6. v. 18. Febr. 1880 betr. bie 
Incompetenz berzur Eteuerveranlagung 
bereätigten Behörde zur Eintlagung 
einer Gäulftener im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren, — of. Nr. 8. 

. Erf, bed D.8.-G. v. 18. Febr. 1880 betr. bie 
Entbehrliäleit einer Autorifation ber Regie 
rung für Klagen bes Schulvorſtandes 
im XVerwaltungsftreitverfahren nad ber Preußiſchen 
Schulordnung. 

. Erk. des D.:8.:6. v. 8. Jan. 1879 betr. bie Uns 
auläffigleit einer Klage gegen bie Regierung 
auf Aufhebung einer bie Beitreibung eines Schul— 
beitrags verorbnenden Verfügung, unb betr. bie 
Unzulöffigkeit des Verwaltungsſtreitverfahrens über 
die bem Lehrer als Küfter zuſtehenden kirchlichen 
Abgaben. — of. 8 303 Nr. 15. 

. Erk. des O..B.:6. v. 16. Febr. 1881 betr. bie 

Unmwenbung bes Gefeges vom 16. Juni 

1840 über Steuerreclamationen Iebiglih bei Schul: 

ftenern, nicht bei fonftigen Schullaften und betr. 

die Zuläffigkeit de8 Verwaltungsftreitver: 
fahrens bei beiben gegenüber dem Schul— 
vorftand und unter den Gontribuenten, 
bei Schullaſten auch über die Beitragspflidt 
und auf Klage bes Schulvorſtandes. — 

of. oben Nr. 28, b, 0, 8 254 Nr. 7, 8 310 

Nr. 53. 

€. v. 15. Juni 1884 desgl. — of. betr. ber Ent⸗ 

ſcheidung über Leiftung bes Schulmorgens in ber Prov. 

Preußen Bb.I$ 185 Nr. 10. 

Erk. bed O.-B.-G. v. 2. Febr. 1884 desgl. betr. 

die Anwendung bei Naturalabgaben. 

9. €. v. 14. Nov. 1881 beir. eine beftimmte 

Steuerforberung als Gegenftanb bes 

Reclamationd- und Recurdverfahrens, 

— of. jetzt 8 46 des Geſetzes v. 1. Aug. 1883 

(oben 8 5 Anh. I) und Erk. des O.V.-G. v. 

16. Mai 1885 (oben $ 252 Nr. 24b.) 

Erk. des D.-8.:6. v. 4. Dec. 1878 bdesgl. und 

betr. bie Anwendung auf bie Beiträge ber 


” Reclamatioı Ki in be 2 
Uen Sirdengengahen SER er Benin ber Bonardie 
ef. Anh. VII. 


aud) € o. 1. Jan. 1881 (oden $ 


88. 


8b, 


10. 
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Sutsherrn in Schleſien. — of. unten 8 303 
Nr. 15 und oben 8 275 Ar. 10 a. €, 

11. Erk. des O.⸗V.⸗G. v. 19. April 1879 degl. und 
betr, bie Unzuläffigteit einer Beran= 
Tagung nadandbern Normen burd bie 
Berwaltungsgeriäte. 

12. Et. des O.⸗V.«G. v. 17. März 1880 beägl, 

128, Weber bie Unzuläffigteit bed Antrags auf 
Zahlung an bie Schulkaſſe bei bem Streit 
unter ben Gontribuenten ftatt auf Grftattung bes 
vom Kläger zuviel Gezahlten feitens bes Beklagten 
an ben Kläger: of. 8 249 Rr. ia a, E. $ 310 
Nr. 210 Anm. (Erk. des D.:8.:6. v. 31. Oct. 
1885) und oben Kr. 8 a, E. 

13. Erk. des D.8.:6. v. 6. Dec. 1879 betr, bie Zu: 
ftänbigfeit ber Verwaltungsgerichte zur Entſcheibung 
über die Heranziehung von Einwohnern 
ber Gutsbezirte im Wege ber Gommunal- 
befteuerung. — of. oben $ 301 Nr. 2. 

14. €. v. 24. Mai 1862 betr. bie Zufäffigkeit einer 
Bejäwerbe gegen ben im 8 3 beö Geſetzes v. 

18, Juni 1840 angeorbneten Recursbeſcheid 
und betr. bie Innehaltung der Frift für den Recurs. 

45. Geſ. v. 12. April 1882 und €, v. 14. Auguft 
1882 betr. bie Anwendung bes Gejehes vom 
18. Juni 1840 in ben neuen Provinzen. 

16. Bf. des Kol. Eonfiftoriums in Osnabrüd vom 
20. Oct. 1882 betr. die Ausführung dieſes Geſetzes 
in Betreff der Scähulabgaben (Reclamation, Nach⸗ 
forberung, Verjährung). 

17. Ext. des O.⸗-V.⸗G. v. 10. Sept. 1881 betr. ben 
Beginn ber Verjährungsfriften mit bem 
Etatsjahre. — of. oben 8 301 Nr. 2, 

Anhang. 

I. Geſ. v. 18, Juni 1840 über bie Verjährung öffent: 
licher Abgaben. 

II. Sanbesvermaltungsgefeg v. 30. Juli 1883 8 50 ff. 
betr, das Verfahren ber Behörben (Werwaltungäftreits 
Beſchlußverfahren). — bie 66 1—49 finb in Bh. III 
Nachträge (zu Bb. I $ 4) abgebrudt. — 


1. Behörden für die Anbringung der Reclamation 
(Schuldeputation und -Borftand). 
(Ext. des O.V.-G. vom 16. Februar 1881.) 

Der Schulbezirt W. umfaßt aufer der Stadt 
W. mehrere, außerhalb des ſtädtiſchen Gebietes 
belegene, ländliche Ortichaften, darunter auch das 
dem Kläger gehörige Gut K. Die mit der Ver- 
waltung der Angelegenheiten der Schule zu W. 
und mit ber Xertretung ber Schulgemeinde be 
traute Behörde, die Schuldeputation zu W., bes 
ſchloß für das Jahr 1880/81 als Schulfteuer 
70 p&t. der Staatsfteuern iu erheben. Innerhalb 
der Stadtgemeinde W., welche die Schulunterhal- 
tungslaſten auf den ftäbtifchen Etat übernommen 
hat, erfolgte die Aufbringung des für die Schule 
erforderlichen Betrages in und mit den fonjtigen 
Eommunalfteuern, welche auf 140 pCt. Zuſchiag 
zur Klaſſen- beziehungsmweile Einkommenſteuer 
normirt wurden, während an den Kläger, und 
zwar feitens bed Magiftrat? zu W., die Auffor: 
derung erging, 70 pCi. feiner Gebäude, Grund- 
und Eintommenfteuer zu zahlen. Derfelbe erachtete 
fih dadurd für überbürdet, wandte fi reclami- 





rend an ben Magiftrat und Kepo von bort aus 
unterm 16. Juni 1880 abjchlägig beſchieden, gegen 
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die Schulgemeinde, vertreten dur die Schul: 
deputation, Klage mit dem Antrage, feine Steuer 
auf biejenige Quote zu ermäßigen, welche von der 
durch die Einwohner zu ®. aufubringenben 
140 pCt. Sommunalfteuer zu Schulzweden ver- 
wendet würde, minbeitens aber feinen Beitrag auf 
140 pCt feiner Eintommenjteuer herabzujegen. 
— Die Beflagte beftritt die ee Meberbür- 
dung und fuchte darzuthun, daß Die Stadt erheb- 
lich mehr zahle, als ihr obliege. Im biefer Be⸗ 
gehung wurde ausgeführt, daß von ben in der 

adt W. auffommenden 17380 Mark Staats- 
| die auf Forenſen, Eorporationen und ſolche 

erfonen, welde keine Communalſteuer zahlen, 
entfallenden Beträge abzufegen feien; bie Beklagte 

elangte auf diefer Grundlage zu einem Staats- 

Heuer age von 14502 Mark, wovon 70 pCt. 
oder etwa 10151 Mark ald Schulfteuer abzuführen 
wären, während bie Stadt thatjählich 10915 Mt. 
gezahlt habe. 

Das Bezirks-Verwaltungsgericht erkannte auf 
Abweifung der Klage, weil die Buläffigfeit der 
legteren durch eine rechtzeitig und an gehöriger 
Stelle erhobene Reclamation bebingt werde, eine 
folde nur bei dem Magiftrate zu W. angebradit, 
diefer aber zur Vertretung der bortigen Gange: 
meinde, bezw. zur Entgegennahme von Reclama- 
tionen nicht befugt fei. 

In der gegen dieje Entſcheidung eingelegten Be 
zufung fuchte der Kläger auszuführen, daß unter 
ber Behörde“, bei welcher nad) dem Geſeße vom 
18. Juni 1840 (Gefeg-Sammlung Seite 140)*) 
teclamirt werben müſſe, diejenige zu verftehen 
fei, welche die Beranlagungsbenachrihtigung an 
den NReclamanten erlafien habe, überdies aber 
aud ein Unbringen der Reclamation an unrich⸗ 
tiger Stelle gemäß $ 3 a. a. DO. unnadhtheilig und 
= on Sache felbft der Klageantrag gerechtfertigt 
ericheine. 

Das Oberverwaltungsgericht erkannte indeß auf 
Beftätigung des angegriffenen Urtheils. 

Gründe. 

Daß die a die Veranlagung be- 
wirkt hat, ift vom Kläger nicht beftritten, mußte 
demfelben aud nad den Verhandlungen in dem 
von ihm gegen die Stadtgemeinde W. geführten 
früheren Proceſſe befannt fein. Hu) 8 1 des 
Geſehes vom 18. Juni 1840*) ift aber bei der 
veranlagenben Behörde zu reclamiren und bie 
Beitimmung des $ 3 findet nur auf den Recurs 
Anwendung, an befien Stelle die Klage im 
Berwaltungsftreitverfahren getreten ift. Die Aus- 
ührung des Vorderrichters, daß der Klage nicht 

jattgegeben werben könne, meil an zuftändiger 
telle nicht reclamirt worden fei, ift demnach zu= 
treffend. 

Aber ſelbſt wenn man hiervon abjehen und an- 
nehmen tolle, der Magiftrat habe die Reclamation 
ber Söutbeputation mitgetheilt umb ben Deigeib 
vom 16. Juni 1880 im Auftrage und in Wus- 
führung eines Beſchluſſes der Schuldeputation er 
lafien, würbe dennoch; dem Klageantrage keine Folge 
gegeben werben können. 

Dem 829 Titel 12 Theil II Allgemeinen Land- 


*) Unten Und. L 





rechts entipricht die Umlage der Schullaſten auf 
alle Hausväter nach dem Waßſtabe ber directen 
Staatsfteuern (Endurtheile des Oberverwaltungs- 
gerichted vom 10. October 1876*) und 28. März 
ie Entſcheidungen Band I Seite 186 und 
Band II. Seite 211). Demgemäß ift die Steuer 
ausgefchrieben. Wenn die Stadt W., die nad) bem 
efeglihen Maßſtabe auf die dafelbft wohnenden 
ausväter treffenden Beiträge aud dem Stadtſäckel 
zahlt, fo ift dies ie den Kläger bedeutungslos. 
Selbit wenn die ſtädtiſchen Hausväter in Folge 
deffen —5 aus eigenen Mitteln zu zahlen hätten, 
tönnten die ländlihen Hausväter eine Minderung 
ipeee Steuer nicht fordern. Sie haben weder einen 
echts⸗ noch einen Billigkeitsanſpruch an ben 
Beneficien, welche die Stabt ihren Einwohnern 
ewährt, Theil zu nehmen, Sie können nur ver- 
angen, daß die Beiträge nad) einem und bem- 
felben, dem Geſetze entſprechenden Maßftabe auf 
fämmtliche Hausväter, die ftäbtifchen, wie bie länd- 
lichen, vertheift und die Beiträge der ftädtifchen 
Hauspäter in ‚gleicher Weiſe, wie die ber ländlichen, 
an die Schultaffe abgeführt werden. Die auf 
Teilnahme des Klägers an den Beneficien, welche 
die Stadt ihren Einwohnern gewährt, zielende 
Klage entbehrt hiernach jeder Begründung. 
Anberd würde die Klage bei rechtzeitiger Recla⸗ 
mation dann zu beurtheilen fein, wenn diefelbe 
darauf geſtützt wäre, daß bie ſtädtiſchen Hausväter 
nicht voll zu den Schulftenern veranlagt feien. 
In diefer Beziehung giebt allerdings bie von der 
Bellagten aufgema te Berechnung zu er ren 
Bedenken Beranlaffung. Die katholiſchen Einſaſſen 
haben keine gemeine Schule in W., ſind alſo für 
die hier im Rebe ftehenden Schulen ſteuerpflichtig 
(88 29, 30 Titel 12 Theil II Allgemeinen Land» 
rechts) Beamte, Lehrer und Prediger find ſchul⸗ 
ftenerpflichtig. Die ihnen binfichtlih der Com— 
munallaften zuftehenden Befreiungen erftreden ſich 
nicht auf die Schulfocetätslaften (Endurtheil des 
Obernermaltungagerichtee vom 17. Jannar 1877, 
Entſcheidungen Band II Seite 197 en Ueber⸗ 
en t ift utfteuers lichtig jebe wirthſchaftlich 
elbſtändige, —— — erſon, welche im Schul⸗ 
bezirke ihren Wohnfig hat (Endurtheil des Ober⸗ 
Verwaltungsgerichtes vom 23. Februar 1878, 
Entihsibungen and III Seite 137 ff.)f) Gefellen 
und Dienftboten, melde aus eigenem Erwerbe 
ihren Unterhalt gewinnen, find von der Schul- 
teuer nicht befreit. Die Steuern diefer Berfonen 
nd daher von der Principalftener im Betrage 
von 17380 Mark zu Unvenit abgejegt, während 
es den geſetzlichen Bejtimmungen eniſpricht, daß 
die Steuern der Forenfen und Corporationen mit 
1005 Mark in Abgan geftett find. Die Prin⸗ 
eipalfteuer berechnet ſich hlernach auf 16 375 Mark, 
und die Schulfteuer der ſtädtiſchen Hausväter zu 
70 pCt. beträgt demnach 11462 Mark 50 Dr. 
Wenn die Stadt alfo 10 915 Mark an die Schul- 
kaſſe abgeführt, fo hat fie nicht 764 Mark mehr, 
fondern etwa 547 Mark weniger gezahlt, als die 
Schulfteuer der ſtädtiſchen Hausväter beträgt, 


5 262 Rr. d. 


. 
**) 5 262 Rr. 8a, 

see) 5 207 Rr. 2, 
7) 5247 Rr. 12, 
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Selbftverftändlich ift e8 für die Schulfocietät ohne 
rechtliche Bedeutung, daß bie Stabt einen Theil 
der ftädtifchen Haußväter zu den Communallaften 
thatſächlich nicht heranzieht bezw. efeptih nicht 
eranziehen darf. Das berührt die Rechte der 
—2 bezw. ber ländlichen Hausväter nicht. 
Die Lepteren haben ein Recht darauf, daß die 
Stadt, wenn fie für bie ftädtii hen Hausväter ein 
tritt, ben vollen gefeplichen Beitrag an die Schul- 
kaſſe abführt, 

3 wird Sache des Klägers fein, in Zukunft 
durch vectaeitige Reclamation an richtiger Stelle 
bezw. Ange eberbürdungen, welche etwa durch 
unrichtige Berechnung der Schulftener der ftäbti- 
fen Hausväter für ihn veranlaßt werben, ent- 
gegenzutreten. 


la. 


Berlin, den 29. Mai 1884. 

Auf den Bericht vom 9. Mai d. J. betreffend 
die Beſchwerde des aus der kathouſchen Kirche 
außgetretenen Particulierd N. zu N. über feine 
Heranziehung zu Beiträgen a Unterhaltung der 
der bortigen katholifchen & e für das Steuerjahr 
1883/84 erwibere ich der Königlichen Regierung, 
daß Sie, ftatt eine materielle Entſcheidung auf 
biefe Beſchwerde zu treffen, den Beſchwerdeführer 
feiner Hay fogleih dahin hätte beſcheiden jollen, 
es müfle ihm überlafjen bleiben, gegen feine Her⸗ 
anziehung zu den ftreitigen Beiträgen fteuerlicher 
Urt, bei derjenigen Behörde, von welcher er zu 
benfelben herangezogen ober beraniadt, worben, 
gemäß dem Geſetze vom 18. Juni 1840*) (Gefep- 
Samml. Seite 140) zu reclamiren, gegen ben ab- 
lehnenden Beſcheid wir Behörde aber gemäß 
8 77 Nr. 1) des Buftändigfeitögefeged vom 
26. Zufi 1876 oder, fofern es ſich um folde Schul⸗ 
beiträge (Abgaben und Leiftungen für Schulen) 
banbelte, welche zu den Gemeindelaften gehören, 
gemäß $ 49 a. a. O.) im Berwaltungsitreit- 
verfahren klagbar zu werben. 

Die Berufung der Königlichen Regierung auf 
das Erkenntni des Königlichen Gerichtshofes zur 
Entſcheidung ber Competenzconflicte vom 8. Sanuar 
1876 (Eentralblatt 1876 Seite 307)}) war infofern 
nit am Orte, als diefe Entſcheidung lediglich die 
Trage der Butäffigteit des Rechtsweges behandelt. 
Wenn auf ähnliche Beſchwerden durch die vVer— 
waltungsbehörden materiell entſchieden worden iſt 
Erlaſſe vom 20. Februar 1877 ) und vom 
12. September 1882444) — Centralblatt 1877 
Seite 174; 1882 Seite 720 — auf deren erfteren 
die Königliche Regierung gleichfalls Bezug genom- 
men hat), jo Hat dies barin feinen Grund, daß 
& fih um Fälle außerhalb des Geltungsgebietes 
des Buftänbigteitögejeges vom 26. Juli 1876 *) 
gehandelt Hat. 

Hiernad) wolle die Königliche Regierung den 
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Beichwerbeführer andermweit beicheiden und zwar 
fogleich, damit berjelbe, ſofern er, wie zu ver- 
muthen, für das laufende Steuerjahr wiederum 
u ben ftreitigen Beiträgen gen. worden 
h nicht wiederum, wie anjdeinend für das ver- 
gangene Steuerjaht gefchegen, durch Verſäumung 
der Reclamation bei der zuftändigen Behörde der 
Befugniß verluftig gehe, gemäß $ 46 des Buftän- 
digfeitögefeges vom 1. Auguft 1883 bezw. ie 
a. a. ©.*) im Verwaltungsſtreitverfahren klag⸗ 
bar zu werben. 

Eine Abſchrift des dem N. ertheilten Beſcheides 
— die Königliche Regierung mir demnädjft ein⸗ 
reihen. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
m Uuftrage: de la Eroir. 


Un 
bie Königliche Regierung zu R. 
ei 


2. 


Die in dem oben Nr. 1 abgebrudten, eine Stabt- 
ſchule betreffenden falle bezüglich der Reclamatio- 
nen gegen Schulbeiträge entwidelten Grundſätze 
find in gleicher Weife bei einer Landſchule zur 
Anwendung gebracht in folgenden, dem Endurtheile 
des I. Senats des Oberverwaltungsgerichtd vom 
12. Februar 1881 entnommenen Aus! Man en: 

Unrichtig iſt es ferner, wenn ber unge 
richter die Unftellung der Klage ald Reclamation 
betragtet. Zum Weſen ber legteren gehört es, 
baß der Zweck der Eingabe dahin gerichtet ift, 
den im Geſetze vorgefchriebenen Befcheib der ver- 
anlagenden Behörde herbeizuführen und nicht etwa 
Klage anzuftellen. Gleichwohl ift die Anficht des 
Berufungsrichters, daß der $ 1 des Geſeßes vom 
18. Juni 1840%*) Hier zur Ynmenbung komme, 
aus einem anderen Grunde richtig. gr hat 
überhaupt nicht bei ber veranlagenden Behörde 
reclamirt und gegen beren ablehnenden Beicheid 
Klage angeſtellt. Die am 4. Juni 1879 bei dem 
Kreisausichufie, ſowie die am 27. November 1879 
bei dem Landrath erhobenen range tommen 
nicht in Betracht, weil diefe Behörden bie ftreiti- 
en Abgaben nicht veranlagt haben. Auch kann 
fa ber Kläger nicht auf den Schlußſatz des $ 3 
a. a. D.**) berufen, weil berfelbe fih nur auf 
Recursgefuhe an die vorgejeßte Behörde; nicht 
aber auf Neclamationen bezieht. Der Umftand, 
daß ber —— W. nicht allein aus den 
Scähulvorftehern 8. und ®., melde bie ftreitis 

en Abgaben eingefordert haben, befteht, ift 
ür bie gegenmwärtige Entſcheibung von feiner Be- 
deutung. Denn bie von jenen beiben Perfonen 
erfolgte Veranlagung war unter allen Umftänden 
eine amtlihe und mußte als folde vom Kläger 
tefpectirt werben; er hatte daher auch innerhalb 
ber gejeplifgen Frift feine Reclamation gegen bie- 
jelbe bei dem Schulvorftande anqubringen, Da 

teres nicht geſchehen it, fo war die Klage wegen 
Berfiumung der gejeplihen Reclamalionsfriſt 
zurüdzumellen. — 


2 gt, em BOT 65 Anfam L 
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2a. Neclamation feitend der vom Schulvorſtaud 
herangezogenen Gemeinden zc., Corporationen, 
bezw. feitend der Gemeindeglicder. 


Berlin, ben 9. Juni 1884. 

Auf die Borftellungen vom 27. Januar, 27. Mai 
und 8. October 1883, ſowie vom 18. Mai d. 3. 
erwibere ich Ihnen, daß nach den angeftellten Er- 
mittelungen zur Zeit kein Bebürfnig vorliegt, ven 
aus den Gemeinden B. und G. und den Guts- 
bezirten R. und 9. für die Säule in 8. be 
stehenden Schulbezirt unter Errichtung einer neuen 
Säule in R. für den Gutsbezirk R. zu theilen. 
Es kann deshalb dem hierauf gerichteten Antrage 
für jegt eine weitere folge nicht gegeben werben. 

Anlangend die Beſchwerde darüber, daß bie 
Feſtſetzungen, welche die Königliche Regterun zu 
N. unterm 17. November 1 mittel® Beſtäti⸗ 
gung ber Schulmatritel vom 3. September 1880 
wegen ber Verpflichtung der zur Schule in B. 

ehörenden Gemeinden und Gutsbezirke zur Unter- 
Iefung der Schule in B. getroffen hat, dem be= 
tehenden Rechte nicht entfprächen, fo können Sie 
zu einer Beſchwerde hierüber nicht für legitimirt 
erachtet werden, da hierbei nur die zur Schule 
ge Gemeinden und Gutsbezirke (bezw. 

ut3- und Grundherren, Anwohner in ben Gut3- 
bezirten 2c.) betheiligt find, nicht aber Sie als 
einzelne Mitglicber der Gemeinde B. Als ſolchen 
fteht Ihnen nur frei, gegen Ihre Heranziehung 
u den Gemeindelaften von ®. bei dem Gemeinde- 

orftande von B. Einſpruch zu erheben, in welchem 
alle alsdann der $ 34 Abjag 2 des Buftändig- 
Teitögefeges vom 1. Yuguft 1883*) zur Anwen⸗ 
dung kommt. 

Glaubt dagegen die Gemeinde B., daß ihr durch 
die von ber Königlichen Regierung getroffene Feft- 
fegungen Abgaben und Leitungen für die Schule 
daſelbſt auferlegt worden, zu welchen fie nad; dem 
Geſetze oder nad} der Schulverfaffung (Hertommen, 
Drtsverfaffung oder Objervanz) nicht verpflichtet 
jet, fo muß es diefer Gemeinde überlaffen bleiben, 
gegen ihre Heranziehung zu den ihr vermeintlich 
nit obliegenden Leiftungen bei dem Schulvor- 

nde, welcher in Ausführung der von der König: 
ichen Regierung getroffenen tie ungen bie Ab⸗ 
gaben und Leiftungen für die le in 8. auf 

te zu derjelben gehörenden ®emeinden und Gut3= 
bezirke außzufchreiben hat, Beſchwerde oder Ein- 
ſpruch zu erheben. 

€3 findet alsdann ber 8 46 des Zuftändigteits- 
geſetzes vom 1. Auguft 1883*) Anwendung, 
wonach der Schulvorftand auf die Beſchwerde oder 
den Einfpruch zu beichließen hat, gegen ben Be- 
a aber innerhalb zwei Wochen der Gemeinde 
bie Klage im Verwaltungsftreitverfagren zufteht. 

Hnabben ig hiervon aber kann bie Gemeinde 
B. als de fgte im Sinne des 8 46 Abſatz 3 
a. a. D.*) wegen ber ftreitigen Leiftungen aud 
gegen die übrigen Betheiligten, d. h. bie übrigen 
zur ule in B. gehörenden Gemeinden und 
Gutsbezirke bezw. Gutöherren im Verwaltungs- 
ftreitverfahten tlagbar werden, wenn fie glaubt, 
daß dieſe oder der eine oder andere von dieſen, 
insbeſondere der Beſitzer des Nittergutes R. als 
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Gutsherr des Schulbezirkes ftatt ihrer nach dem 

Geſetze oder nach der Schulverfaſſung (Herfommen ꝛtc.) 

zu den ſtreitigen Leiſtungen ganz oder zum Theil 

verpflichtet find. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Ungelegenheiten. 
Uuftrage: de la Eroiz. 


den ib offen zu 
din ber Bing Behpraen). 
U. IH. « 14852. 
2b. 
Berlin, den 19. Juni 1884. 

Der Königlichen Regierung überfende ich anbei 
eine Beſchwerde ber Sdulgemeinde R. vom 6. Mai 
d. 3. wegen Lieferung von Brennholz; für die 
zweite Schulklaſſe und den zweiten Lehrer dafelbit 
nebit einer Anlage mit dem Auftrage, dem Schul- 
vorftande und dem Gemeindevorftande Er NR. zu 
eröffnen, daß, da eine allgemeine geieh liche Vor⸗ 
ſchrift, nach welcher die U’er Kreis-Lorporation 
als Qutöherrin des Schulbezirkes verpflichtet wäre, 
für die zweite Schulklafje und den zweiten Lehrer 
das nöthige Brennholz unentgeltlich en 
nicht beftehe, ein notoriſches beſonderes Herfommen 
oder eine befondere örtliche Schulverfafjung aber, 
nad welcher die gedachte Kreiß-Eorporation als 
zu der qu. Leiftung verpflichtet anaufehen wäre, 
nicht nachgewieſen jei, die gedachte Kreis-Eorpo- 
ration feitens der Königlichen Regierung im Ber- 
waltungszwangsverfahren zu der ftreitigen Leiftung 
nicht angehalten, der Streit vielmehr event. nur 
im Vermaltungsftreitverfagren zum Austrage ge⸗ 
bracht werben könne. 

In diefer Hinfiht wolle die Königliche Regie- 
rung ben Schulvorjtand und bezw. ben Gemeinde- 
borfanb nad) Maßgabe ber folgenden Bemerkungen 
verjtändigen: Dem zur Vertretung der Schule 
als eines felbftändigen Rechtsſubjectes gemäß 
8 32 Nr. 3 der Schulordnung vom 11. December 
1845 berufenen Schulvorftande ſteht es zu, die— 
jenigen, welche er als nad) öffentlihem echte, 
nämlich als nad) dem Geſetze oder nad) der Schul 
verfaffung zu Mbgaben und Keiftungen für die 
Säule in 8 ür verpflichtet erachtet (Gemeinden, 
Gutsbezirke reſp. Gutsherren, Grundherren, An⸗ 
wohner auf gutsherrlichem Vorwerkslande u. ſ. w.), 
zu den gedachten Leiſtungen Berangngichen und 
die letzteren auf bie vermeintlich Berpflichteten 
auszufchreiben. Hiernah muß es dem Schul- 
vorftande, wenn er glaubt, daß die U’er Kreig- 
Corporation nad dem Geſehe oder nad} der Schul- 
berfaffung als Gutsherrin des Schulbezirkes zu 
den ftreitigen fteuerartigen Zeiftungen verpflichtet 
ſei, überlaffen bleiben, die gebachte Corporation 
zu dieſen Leiftungen heranzuziehen und ſolche auf 
dieſelbe auszuſchreiben. 

uf Beſchwerde oder Einſpruch (Reclamation) 
der gedachten Kreis-Eorporation hat ber Schul⸗ 
vorftand gemäß dem erjten Abſatze des 8 46 bes 
Buftänbigteite ejeges vom 1. Auguft 1883 *) zu 
eſchließen. Segen den Beſchluß fteht der ge- 
dachten Kreis-Corporation innerhalb zwei Wochen 
die Klage im Bermaltungeftreitverfa ven zu. 

Unabbän, ig hiervon aber ift die Landgemeinde 
R., wenn he glaubt, daß die Wer Kreis⸗Corpo⸗ 
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ration zu ber fraglinen Reiftung verpflichtet fei, 
auch befugt, als Betheiligte im Sinne bes dritten 
Abſatzes des 8 46 des Buftändigteitsgefepes vom 
1. Auguft 1883*) wegen der zwiſchen ihr und der 
A’er Kreis-Corporation ftreitigen Leiftung ihrer⸗ 
ſeits, vertreten durch den Gemeindevorfteher, gegen 
die leßtere im Verwaltungsftreitverfahren klagbar 
zu werben.**) 

Dabei wolle die Königliche Regierung dem 
Schulvorſtande und bezw. dem Gemeindevorftande 
quleih emerklich machen, dab, wenn es in diefer 

ngelegenheit, bei welder die A.'er Kreis-Corpo— 
ration als ſolche betheifigt jei, zum Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren fomme, für das Berwaltungsftreit- 
verfahren vor dem Kreisausſchuſſe gemäß $ 59 des 
5 über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883***) von bem Bezirksausſchuſſe ein 
anderer Kreisausfhuß mit der Entjcheidung zu 
beauftragen fein werbe, 

. IL a. 15029. (Dfipreußen). 


20. 


Berlin, den 23. Juni 1884. 

Auf die Vorftellung vom 10. Juni d. J., bes 
treffend die Regelung der Schulverhältniffe an 
ber bortigen katholiſchen Schule, erwidere ich Ihnen 
unter Rüdgabe der Verfügung des Königlichen 
Landrathes zu N. vom 22. April d. J., dab, da 
die Entſcheidung von Streitigkeiten über die nad) 
Öffentlihem Rechte zu forbernden Abgaben und 


Leiftungen für öffentliche Volksſchulen (Schulen, | fei 


welde der allgemeinen Schulpflicht dienen) zur 
Buftändigfeit der Berwaltungsgerichtsbehörben ge- 
bören, ih mich nicht veranlaßt — kann, in 
eine Erörterung darüber einzutreten, ob die von 
der Königlichen Regierung zu N. wegen der Ber- 
pigtung zur Unterhaltung der katholiſchen Schule 
in K. mittel3 Beftätigung der Schulmatrifel und 
der Nachträge zu derjelben getroffenen Feſtſetzun⸗ 
gr dem bejtehenden Rechte entiprechen ober, wie 
H te behaupten, mit bemfelben nicht im Einklange 
ehen. 

3 muß. vielmehr den Betheiligten, d. h. im 
vorliegenden Falle den zur katholiſchen Schule in 
8. gehörigen Gemeinden, auf welche der Schulvors 
ftand der gedachten Schule gemäß den von der 
Königlihen Regierung getroffenen Feſtſetzungen 
die Abgaben und Leiftungen für die gebadıte Schule 
auszuſchreiben gehabt hat, lediglich üiberlaffen blei- 
ben, wenn fie glauben, daß fie zu den Abgaben 
und Leiftungen, zu welchen fie hiernach Herange- 
zogen worden, nit verpflichtet jeien, gemäß dem 
Gejege vom 18. Juni 18404) über die Verjähs 
rungsftiften bei öffentlichen Abgaben (Gefeß-Samml. 
Seite 140) bei dem Schulvorftande gegen ihre 
Heranziehung zu ben qu. Abgaben und Leiſtungen 
fteuerlicher Art Beſchwerde oder Einfpruc zu er⸗ 
heben (zu veclamiren). 

Alsdann hat gemäk dem erften Abſatz des 8 46 
bed Buftändigteitsgefeges vom 1. Augujt 1883 *) 
(Gejeg-Samml. Seite 237) der Schulvorftand auf 
die erhobenen Beſchwerden und Einfprüche zu 
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beſchließen und gegen deſſen Beſchluß findet inner- 
halb zwei Wochen die Klage im Verwalungsſtreit⸗ 
Verfadren ftatt (8 46 Abſatz 2 a. a. D.)*) 

Unabhängig biervon unterliegen Streitigkeiten 
zwiſchen den Wetheiligten felbft über ihre in dem 
öffentlichen Rechte, d. h. auf dem Gejege oder auf 
der bejonderen Schulverfafiung begründete Ver⸗ 
pflichtung zu den gedachten Abgaben und Leiftun- 
gen gemäß $ 46 Abſatz 3 a. a. D.*) gleichfalls 
der Entſcheidung im Berwaltungsverfahren. 

In legterem haben die Verwaltungsgerichts⸗ 
behörden behufs Entſcheidung des Specialfalles 
zu Ellen, ob die Feitfegungen der Schulmatritel 
— achträgen, welche kein neues Recht ſchafft, 
ſondern nur bie beſtehenden Rechtsverhältniſſe zu 
conſtatiren hat, dem beſtehenden Rechte gemäß ſind. 

Im Uebrigen mache ich Sie darauf aufmerkſam, 
daß Sie als —3 der Gemeinde K. zu den 
Betheiligten im Sinne des $ 46 des Buftändig- 
feitögefegeö dom 1. Auguft 1883*) nicht gehören, 


Ihnen vielmehr gemäb dem Schlußfahe des 
8 46 und bem 8 34 Nr. 2 a. a. O.“) nur über- 
laffen bleiben fann, gegen Ihre Deranziehung 


oder Veranlagung zu den Gemeinbelaften bei dem 
Gemeindevorfjtande Beſchwerde oder Einſpruch zu 
erheben und eventuell gegen deſſen Beſchluß im 
Berwaltungsftreitverfahren Tlagbar zu werben, 
wenn Gie glauben, daß Sie zu den gedachten 
Laſten, ſoweit ſolche für die fatholifhe Schule in 
K. gefordert werben, beizutragen nicht verpflichtet 
en. 


An 
bie Grunbbefiger Herren R. und Benofien in K. 


Abſchriſt des vorftehenden Beſcheides erhält 
die Königliche Regierung bei Bufertigung der Vor⸗ 
ftelung vom 10. uni . J. zur Kenntnignahme. 

Sofern übrigens, wie ed den Anſchein hat, die 
Gemeinde K. jelbft beitreitet, dazu verpflichtet zu 
fein, bie ihr durch die Feitfegungen, welche die 
Cöniglice Regierung mittels Deftätigung der 
Schulmatritel getroffen hat, auferlegten Leiftungen 
zu erfüllen und deren Erfüllung unterläßt oder 
verweigert, made ich darauf aufmerkfam, daß der 
8 35 des Buftändigleitögefeged® vom 1. Auguft 
1883**) den Weg meijet, auf welchem die &e- 
meinde zur Erfüllung ber ftreitigen Leiftung an= 
ubalten ift. 
der Minifter der geiftlichen ꝛc. Aingelegenfeiten. 

Auftrage: de Ia Eroir. 
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die Königliche jerung zu N. 
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8. Anbringung der Reclamation bei der bie 
Stener repartirenden Negierung. 


In der Verwaltungsitreitfadhe 
de3 Königlichen Regierungs-Präfibenten zu 
D. und ber utsherrihaft bezw. des Guts- 
vorfteher-Stellvertreterd vom B.er⸗S., Be 
Hagten, jetzt Reotfionötläger, 


den Hauptmann a. D. von ©. zu N. 
Kläger und Reviſionsbellagten, 


Ay 


*) of, 3b. I 
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hat das Königliche Dbervertoaltungägeri t, Eriter 

Senat, in feiner Sigung vom 18. October 1881 

für Recht erkannt, 
daß auf die Reviſion des Königlichen Regie— 
rung3-Präfidenten zu O. und der beklagten 
Gutsherrſchaft bezw. des Guthvorfteher-Stell- 
vertreter8 vom B.er:6. die Entſcheibung ded 
Königlichen Bezirksverwaltungerichtes zu D. 
vom 18. October 1880 aufzuheben und auf 
die Berufung des Klägers bie Entſcheidung 
des Kreisausſchuſſes des Kreiſes B. vom 
22. Juni, 1880 zu beſtätigen, und die Koſten 
der Berufungd- und Reviſionsinſtanz — unter 
Feſtſetzung des Werthes des Gtreitgegenftan- 
des auf 211 Mark 71 Pf. — dem Kläger 
zur Laft zu legen. 

Bon Rechts Wegen 


Gründe. 

Hinſichtlich des Sachverhaltes Tann auf das 
Bmeitinftanglige Erkenntniß verwiefen werben, 
welches das Endurtheil des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes B. vom 22. Juni 1880 dahin abgeändert 
hat, daß der Gutsvorjteher-Stellvertreter zur Er- 
ftattung von 211 Mark 71 Pf. an den Kläger 
für verpflichtet zu erachten und — unter Feſt⸗ 
jepung be Werthes des Streitgegenftandes auf 
211 Mark 71 Pf. und unter Peranfapfafjung 
bes Baufhquantums — die baaren Auslagen des 
Verfahrens und bed Klägers dem Bellagten zur 
Laft zu Tegen find. 

Gegen diefe Entfheidung ift ſowohl von dem 
Königlichen Regierungs-Präfidenten zu D. aus 
Gründen bes Öfentticen Interefjes, als auch von 
dem Gutövorfteher-Stellvertreter das Rechtsmittel 
der Mevifion ergriffen worden. Es wird bean 
tragt, unter Aufhebung ber angefochtenen Ent- 
icha dung bie lage abzuweiſen. 

Der Gut3porftceher-Stellvertreter wiederholt, daß 
er nicht aus eigenem Rechte gehandelt habe ober 
habe handeln wollen, daß er lediglich der Anmwei- 
fung feiner vorgefeßten Behörde — der König- 
lichen Regierung zu O. — Folge geleiftet habe 
und daß er demnach die Veranlagung weber im 
Verwaltungsftreitverfahren zu vertreten habe, 
nog dafür verantwortlich gemacht werben köune. 

er Königliche Regierungs-Präfibent hält gleich- 
falld das Verfahren des Gutsvorfteher-Stellver- 
treters für_correct und nimmt im Uebrigen auf 
feine Reviſionsſchrift vom 19. November 1880 in 
Sachen de Director I. wider den Gutsvorſteher 
von ©. Bezug. 

Der Maniftrat zu ®. Hat‘ ſich den Anträgen 
ber Reviſionsklager angeſchloſſen. 

Der Kläger beantragt dagegen die Verwerfung 
der eingelegten Nevifionen, weil für die Geſetz⸗ 
lichkeit feiner Handlungen der egecutirende Beamte 
dem Gejchädigten immer direct verantwortlich 
fei, a wenn er im höheren Auftrage gehan= 
delt habe 

Es mußte, wie gefchehen, erfannt werben. 

Wenn der Vorderrichter den Gutövorfteher- 
Stellvertreter ald die veranlagende Behörde an- 
13 ſo hatte er zunächſt zu prüfen, ob der 

läger bei dieſem rechizeitig reclamirt hatte, 
War dies nicht der Fall, jo mußte er die ge 


u 8 1 des Geſetzes vom 18, Juni 1840*) ab- 
weiſen. Da nun im vorliegenden Falle feftfteht, 
daß Kläger eine Reclamation bei dem Gutsvor— 
fteher nicht angebracht hat, fo war die ben Be— 
Hagten zur Erftattung der erhobenen Steuer ver- 
urtheilenbe Vorentſcheidung als auf der Nichtan⸗ 
wendung des beftehenden echtes beruhend auf- 
zubeben. 


Bei freier Beurtheilung der Sade muß der 
Einwand bes Befiogten, daß er bie ftreitige 
Steuerveranlagung nicht zu vertreten habe, für 
durchgreifend erachtet werden. Der Gutövorfteher 
als folder ift nicht berechtigt, Schulftenern aus- 
—— Es Hat denn auch im vorliegenden 
& e der Bellagte ein berartiged Recht weder 
für fi in Anfprud genommen, noch hatjä lich 
ausgeübt. Derſelbe hat vielmehr Tediglis ner 
Anweiſung feiner Dorgefegten Behörde Foige ges 
leiftet und dies auch in der Ver vom 
20. März 1880 dur die Worte: „Auf Anord- 
nung ber Königlihen Regierung zu O.“ zum 
Ausdrude gebracht. Die Handlungen der König- 
lien Regierung hat Bellagter nicht zu vertres 
ten. Es fann dahin geftellt bleiben, ob die Kö— 
nigtiche Regierung, nachdem ſämmtliche Mit⸗ 
glieder des Schulvorſtandes bis auf Einen, den 
jegigen Kläger, ihr Amt niebergelegt hatten, be= 
techtigt geweſen wäre, diefem Einen die Veran— 
Iagung aufzugeben, — in weldem alle übrigens 
der Kläger doch nicht befugt geweſen fein würde, 
in eigener Sade zu befinden, 1a felbft zu be⸗ 
ſcheiden — da — daß die Regierung nicht 
in biefer Weiſe procedirt, ſondern vorgezogen hat, 
die Veranlagung felbft ind Werk zu ſetzen. Zu 
einer folhen Maßnahme aber muß diefelbe nad 
8 18 der Regierungsinftruction vom 23. Octo— 
er 1817 für voll berechtigt angejehen werden.**) 
Nimmt die Königliche Regierung die Obliegen- 
heiten des ulvorftanbes bei einer Steuer-Ber- 
anlagung felbit wahr, jo tritt fie dadurd in die 
Stellung der veranlagenden Behörde. Bei ihr 
war — im vorliegenden Falle zu reclamiren, 
fie hatte die Veranlagung im Verwaltungsftreit- 
verfahren zu vertreten. 

Es mußte Hiernad) die Klage abgewieſen werben, 
da biefe gegen eine Behörde gerichtet ift, welche 
bie Veranlagung nicht zu vertreten hat, überdies 
auch weder bei der beflagten Behörde, noch bei 
der zuftändigen Behörde reclamirt worden iſt. 

Unter diefen Umftänden bedarf es auch feines 
weiteren Eingehens auf die Frage, ob bie Ver- 
anlagung an und für ſich dem Gefege gemäß tit, 
und auf bie in biefer Beziehung von dem Re— 
gierungs = Präfidenten in einer anderen Sache 
geltend gemachten Geſichtspunkte. 

Da durch die Reviſion des Regierungs-Präfi- 
denten beſondere Koften nicht erwachſen ſind, war 
der Koſtenpunkt gemäß 8 72%**) des Verwaltungs⸗ 
gerichtögefeges, wie geichehen, zu regeln. 


Jr EL 
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4. Anbringung von Beſchwerden und Einſprüchen 

& en die Heranziehung zu ſolchen Abgaben und 
ngen fir Eulen, welche zu deu Gemeinde 

laften gehören, bei dem Ortsvorſteher. 


Berlin, den 23. December 1879. 


Da in der Provinz Weftpreußen gemäß $ 39 
der Schulordnung vom 11. December 1845 bie 
Schulunterhaltungskoſten in berjelben Weife wie 
die übrigen Communalbebürfniffe von den Orts— 
gemeinen aufzubringen find, kann — dem zc. 

. — nur überlafien_bleiben, gegen feine Heran- 
giehung zu den zur Schulunterhaltung erforber- 
ichen Gemeindeabgaben bei dem Ortsvorſteher 
Einfprud und gegen den etwaigen ablehnenden 
Beſcheid deffelben innerhalb ein und zwanzig 
Tagen bei dem Kreisausſchuſſe Klage zu erheben, 

emäß $ 49 des Geſetzes betreffend die Buftän- 
tigkeit der Verwaltungsbehörden vom 26. Juli 
1876*) die Verweifung de3 Beſchwerdeführers 
auf 8 77**) des gedachten Geſetzes erſcheint in 
dem vorliegenden alle nicht am Orte. 

U. Ile. 16180. 


48. 


Berlin, den 13. Juni 1884. 


Auf die Eingabe vom — eröffne id Ew. zc., 
daß e8 Ihnen —— überlaſſen werden muß, 
gegen Ihre Heranziehung & den Kojten der Un- 
terhaltung der Schule in W. welche gemäß $ 39 
der Schulordnung vom 11. December 1845 als 
Communallaften aufzubringen find, bei dem Ge— 
meinbevorftanbe zu W. gemäß dem Gefege vom 
18. Juni 1840%) Einſpruch zu erheben (zu recla- 
miren) unb eventuell gegen ben ablehnenden Be⸗ 
ſchluß gemäß dem $ 34 und dem Schlußfage des 
8 46 des er vom 1. Auguſt 
1883 }) im Rerwaltungsftreitverfaßren Flagbar 
zu werden. 

Ihrem Antrage, den GemeindesBorftand von 
W. anzuweiſen, Sie von der ftreitigen Abgabe 
frei & laſſen, kann Ins entſprochen werden, weil 
die Entſcheidung über jtreitige Communal- und 
Schulabgaben in der Provinz Weftpreußen zur 
Buftänd gleit der Verwaltungsgerichtsbehörden 

ehört. 
g bör III. 15424. 


5. Iucompetenz der_ bie Stener veranlagenden 
Behörde zur Einflagung berfelben. 
Erk. des O.⸗V.-G. v. 18. Febr. 1880. (Entid. Ob. IV. 
©. 186.) 
(Sortfegung v. 8 274. 48.) 

„Die Abweifung der Klage wurbe überdies auch 
fon aus dem Grunde gerechtfertigt geweſen fein, 
weil dem Schulvorftand ein Kiagerecht überhaupt 
nicht zufteht. Aus der Veftimmung unter Nr. 1 
des $ 77 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 26. Juli 
487617) ift ein ſolches nicht Herzuleiten, denn 
diefe Vorſchrift hat, ſoweit fie ſich auf fteuerartige 
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Reiftungen für die Schulen bezieht, wie in ben 
Enburtheilen des Oberverwaltungsgerichts vom 
8. December 1877 und 1. Mai 1878 (Entſchei⸗ 
dungen Bd. III ©. 126 unb 154)*) ausgeführt 
ift, den Zweck, das in dem 8 14 des Geſetzes vom 
18. Junt 1840 (Gej.:Samml. S. 140) für 
Schulabgaben vorgeichriebene NReclamationsver- 
fahren dahin zu ordnen, daß die Entſcheidung im 
Streitverfahren an die Stelle des Recursbeſcheides 
tritt. Ein derartiges Verfahren kann aber nur 
von einem zur Steuer ‚Serangegogenen nit auch 
gegenüber bem Genfiten von der zur Gteuerver- 
anlagung beredtigten Behörde anhängig gemacht 
werben. 

Ein Klagerecht 5* Einziehung von Steuern 
iſt der Behörde nicht gegeben ; vielmehr bewendet 
e3 bei ihrer Berechtigung, die von ihr für fteuer- 
piätio Erachteten zu veranlagen und eventuell 
die Stenerforberung im Wege der Execution bei- 
zutreiben bezw. beitreiben & laffen. Lehnt die 
mit den Vefugniffen zur Bollftredung der Ere- 
eution verjehene Behörde die Gewährung ber 
Beihülfe ab, jo bleibt dem Schulvorftande die Be- 
ſchwerde an die Höheren Inftanzen überlafjen.“***) 
(ef. ortf. Kr. 6.) 


6. Eutbehrlichleit einer Bee zu Klagen 
der Schulvsrftände durch die Regierung. 
Ext. des 0.8.8. vom 18. — 1880 (Entſch. 8b. IV. 
6. 186, 


(ort. v. Rr. 5.) 

„Wenn ber Bellagte die Abweiſung bes Klägers 
Schulvorſtandes) ſchon wegen der mangelnden Au⸗ 
torifation der Regierung als Aufſichtsbehörde ge- 
fordert Hat, fo konnte dieſes Verlangen als ein 
berechtigtes nicht anerfannt werden, denn unter 
den im $ 32 der greuhiigen Schulordnung vom 
11. December 1845 gedachten Klagen, zu_ deren 
Anstellung jene Wutorifation erforderlich ift, find 
lediglich diejenigen gemeint, welche nad) Lage ber 
damaligen Gejeggebung zur Verfolgung von 
Rechtsanſprüchen vor den ordentlichen Gerichten 
beftimmt waren.” — 


7. Unzuläffigfeit einer KU bie ie⸗ 
—A — 


Ext. des O.⸗V.-G. vom 8. Januar 1879. (Entſch. Ob. V. 
©. 178.) 

— Der Küfter und Lehrer zu K. forderte von 
mehreren Einwohnern daſelbſt eine Wbgabe an 
Broden und Würften, melde nad notorijcher 
Ortsverfaſſung auf allen Häufern ber Gemeinde 
K. laſte und die Bezirköregierung verfügte auf 
feinen Antrag bie —— eitreibung des 
Geldwerths jener Naturalien gegen mehrere, den 
Anſpruch bed Lehrers beftreitende Gemeinbeglieber. 
Die Lepteren Hagten in Folge beffen beim Kreis⸗ 
ausſchuß gegen die Regierung mit dem Antrage, 
die gegen fie erlaſſenen Pfändungsbefehle aufzus 
heben. Die Regierung beftritt die Unzuläſſigkeit 
der Klage im Verwaltungdverfahten; der Sreiß- 


*) 5 347 Rr. 18. 
—8 


Sn. L 
+02} Gieihfeutenb has Get. .7. Kprit1880(0-B®. 1.77 
Pe — 9 


Reclamation, Einſpruch, Verwaltungsklage, Verjährung bei Schulbeiträgen. 8 302. Nr. 8. 


ausſchuß erfannte jedoch dahin, daß bie Executiv⸗ 
verfügung der beklagten Regierung wieder auf⸗ 
zuheben. 

uf die von der beklagten Regierung gegen 
dieſe Entſcheidung eingelegie Berufung erfannte 
das Oberverwaltungsgericgt abändernd auf Ab- 
welfung ber Klage wegen Unzuläffigleit des Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahrens über biejelbe. 


Gründe. 

Die Einrede der Unzuſtändigkeit ift von ber 
Beklagten in erjter Inftanz erhoben worben. Nach 

83 Abſatz 4 des das Verwaltungsſtreitverfahren 

etreffenden ee vom 3. Juli 1875*) hätte 
ber Kreisausſchuß über biefelbe vorab enticheiden 
müffen. Hat fi) derjelbe gleichwohl nicht hierauf 
beſchränkt, vielmehr fofort in der Sache felbft und 
damit zugleich über jenen Einwand entjchleden, 
fo kann diefem, dem Geſetze widerfprechenden Ver⸗ 
a dod nicht die Wirkung beigelegt werben, 
daß dasfelbe der Bellagten das durch den $ 83 
a. a. D. gegebene außerordentliche Rechtsmittel 
der Berufung an das Oberverwaltungögericht ent⸗ 
zöge. Ob die Einlegung dieſes Rechtsmittel in 
einem folden Falle auch die in der Sache a 
ergangene Entſcheidung derartig berüßrt, daß bei 
etwaiger rechtskräftiger Verwerfung der Einrede 
der Unzuftändigkeit dann noch die Berufung gegen 
das in der Sache geſprochene Enburtheil eingelegt 
werben könnte, oder ob diefelbe nicht vielmehr 
mit jenem außerorbentlihen Rechtsmittel inner- 
halb der durch 8 54 jened Gefeged vom 3. Juli 
1875*) vorgefchriebenen und vom Tage der Bu- 
ftellung ber ld Sara Entſcheidung ab zu 
berechnenden Friſt verbunden werden müßte, ann 
tm vorliegenden Falle dahin geſtellt bleiben, ba 
die eingelegte Berufung nicht nur an fich zuläffig 
fondern auch ſachlich begründet ift. 

Ob in einem gegebenen Falle die Voraus— 
Tegungen der Allerhöchſten DOrdre vom 19. Juni 
1836 (Gef.-Samml. ©. 198) **) zutreffen und die 
Adminiſtrativexecution zuläflig tft, darüber haben 
die ftantlichen Aufſichtsbehörden zu entfcheiden. 
Die Zubicatur hierüber ift durch kein Gejeg den 
Berwaltungsgerihten übertragen; namentlich tft 
dies nicht durch den 8 77 des Buftänbigleitäge- 
ſeßes vom 26. Juli 1876°**) geſchehen. Dieler 
überweift nur Streitigleiten „zwiichen den Be— 
thetligten“ über Schu — der Entſcheidung 
der Verwaltungsgerichte. Die Aufſichtsbehörde, 
welche auf Grund der Ordre vom 19. Juni 
1836) tfejeibung zwiſchen ber öffentlichen 
Schule ober deren Beamten und ben angeblid) 
Wbgabenpflichtigen über die Abgabenpflicht und 
die Buläffigkeit der Abminiftrativerecution trifft, 
wird durch biefe rihterliche Thätigkeit Tein „Ber 
ein ter.” Ausdrücklich beftimmt fübann der 

— des 8 77,***) daß die Klage die Voll⸗ 
ftredung der von der Schulauffichtsbehörbe kraft 
ihrer gejeglichen Befugniß getroffenen Anordnung 
von ufbeiträgen nicht aufhält, und entzieht 
derfelbe bamit den Berwaltungsgerichten jedes 
Eingreifen in die Execution der Aufſichtsbehörde. 


as Zu 9 118 unb 85 bes Gef. vom 30. Jult 1889, (unten 
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Unter Schulbeiträgeu find aber nicht nur Geld- 
beiträge, jondern auch Naturalleiftungen zu ver- 
stehen, und die Annahme des Vorderrichters, daß 
jeder Streit über ben Geldwerth von Naturalien, 
welche einem Lehrer zu liefern find, der Entſchei⸗ 
dung des Kreisausſchuſſes umterliege, ift rig 
Er hat Ben daß ber 8 77 Nr. 34 aD. 
ihm diefe Entſcheidung nur für den Fall über- 
trägt, wenn Streit zwifchen den Bethetligten „bei 
Regulierung bed Einkommens der Ele- 
mentarlehrer” entſteht. Mit Unrecht Hat 
hiernach der Vorderrichter angenommen, daß über 
die Grecutionäverfügung der Bellagten in Ber: 
maltungsftreitverfahren befunden werben könne. 

Bemerkt mag nod werben, daß ein Streit 
zwiſchen den Betheiligten über bie Xer- 
pflihtung zur Leiftung ber bier in Rede ftehen- 
den Beiträge nur dann der Entſcheidung bes 
Kreisausfhuffes unterliegen würde, wenn biefe 
Beiträge als Schulbeiträge und nicht etwa als 
dem Kifter äuftehende kicchliche Abgaben ann: 
feben find, was aus den vorliegenden Acten nicht 
erhellt. — 


8. Anwendung des Geſetzes vom 18. Juni 1840 
bei Schulftenern, widt bei fonftigen Schullaften. 
Klage des Schnivorſtaudes bei letzteren. 
Erk. des O.⸗B.-G. vom 16. Febr. 1881.) 

— Der Kreisausihuß erfannte auf Klage der 
Grumbbefiger von B, S. und 8. den mit ihnen 
dem Schulverbande R. angehörigen Beſitzer des 

leihnamigen Gutes für ſchuldig, zu den dem 
hrer zu R. gegen. das bis bahin gewährte 
Brennmaterial al a) mehr zu llefernden 
11 Raummetern benholz antheilmeife, jedoch 
nit, wie beantragt, den vierten Theil, fondern 
nad) bem durch das — voin 29. Auguſt 
1831 beftimmten geſetzlichen Maßſtabe beizutragen; 
das Bezirköverwaltungsgericht aber wies auf die 
Berufung des Vellagten bie Klage als unzuläffig 
zurüd, weil durch den $ 135 X Rr. 1 der Kreis- 
orbnung bezw. $ 77 Nr. 1 des Buftänbigfeits- 
gejeßes**) die Klage im Verwaltungsitreitverfahren 
dem Herangezogenen nur gegen ben Schulvorftand, 
nicht gegen Mitglieder bed Schulverbandes gegeben 
fet und Gegenſtand der Klage nur eine beftimmt 
geftellte Steuerforberung, nicht Die Steuerpflicht im 
Allgemeinen fein könne. 
der gegen dieſes Erkenntniß eingelegten 
Revifion behaupteten Kläger Verlegung des Ge— 
feed. Sie warfen dem Vorberrichter vor, er habe 
überjehen, daß ber 8 77 bes Buftänbigteitägefeges"") 
— abweidend von dem aufgehobenen $ 135 
Nr. 1 der Kreisorbnung — jeden Streit ie 
den Betheiligten über die Verpflichtung pr tun, 
von Schulbeiträgen Entidetdung im Verwal⸗ 
tungöfkreitnerfaßren Hele, daß das Berwaltungs- 
ftreitverfahren aljo auch zwifchen den Mitgliedern 
bes Schulverbandes und zwar ſowohl hinſichtlich 
eforberter und geaabilter, als aud vet zu 
feiftender Schulbeiträge ftatthabe. Sie rien 
jan aus, daß nad $ 4 des Schultegulativg vom 
9. Auguft 1831 gegen die eritinftanzliche Ent- 
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heidung des Kreisausfchufles im vorliegenden 

le der ordentliche Rechtsweg zuläffig fei. Das- 
felbe folge aus $ 15 des Geleges dom 24. Mai 
1861 (Gejeg-Samml. Seite 241)*), infofern Be 
tlagter feine Freilaſſung aus der über die Liefe- 
rung bes dem Lehrer big dahin gewährten Brenn- 
materials zwifchen den Mitgliedern des Schulver- 
bandes getroffenen Vereinbarung vom 20. Juni 
1835 herleite. Hiernach Ha der Vorderrichter 
dur Zulaſſung der Berufung den $ 4 des Zus 
ftändigfeitögefees verlegt. 

Das Oberverwaltungsgericht erkannte denn auch, 
dem an biefe Ausführungen gnüpften Antrage 
entfprechend, dahin, daß unter Aufgebung der an= 
gefochtenen Entſcheidung die gegen dad Enburtheil 
des Kreisausfchufjes eingelegte Berufung als un- 
zuläffig zurüdzumeifen. 


Gründe. 


Der $ 135 X Nr. 1 der Kreisordnung übertrug 
den Verwaltun; serien: 

„bie Entſcheidung von Beichwerben über bie 
Heranziehung zu Schulbeiträgen.“ 

Diefe Beſtimmung Hatte die erfolgte Heran- 
ziehung zur unumgänglihen Borausfegung. Es 
waren damit die Barteiroflen für ba8 Verwaltungs- 
ftreitverfaßren gegeben. Kläger konnte nur der 
Herangezogene, Beklagter nur bie heranziehende 
Behörden je. Der 3 135 X Nr. 1 der Kreis- 
ordnung iſt durch 8 175 des Buftändigleitsge- 
ſetzes vom 26. Juli 1876 (Gel 1 - Sammlung 
Seite 297) aufgehoben und der 8 77 des lebteren 


verorbnet :**) 

Entfteht zwiſchen den Betheiligten Streit über 
bie —* tum au Zeiftung von Schul- 
beiträgen, jo entf, 
verfahren: 

a. ber Kreisausſchuß. 

Damit ift die feübere Borbedingung, „bie Her: 

anziehung“, weggefallen.**) Die Vorausſeßung des 

Streitverfahreng ift nur nod) das „Entftehen eines 

Streites“ und zwar zwiſchen den „Betheiligten“. 

Betheiligt find aber nit nur_der Schulvorftand 

einerjeit3 und Mitglieder des Schulverbandes an- 

dererſeits, ſondern Bergeitigt bei den Schulbeiträgen 
ift Jeder, von dem die Leiftung eines Sutter 
trages verlangt wird. Mit den Worten „zivifchen 
den Betheiligten“ ift recht eigentlih zum Yus- 
drude gebracht, daß dad Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren au bei GStreitigfeiten unter den Inter⸗ 
eſſenten ftattfinden folle. Eine andere Auffafjung 
läßt der nicht mißverftändlihe Wortlaut des 
eig nicht zu. Und daß eine Wenderung bed 
durd) die Kreidordnung geſchaffenen Zuftandes in 

Betreff ber Streitigkeiten über die Schulbeiträge 

durch die Verſchiedenartigkeit der letzteren geboten 

war, iſt bereit3 in dem dieſſeitigen Endurtheile 

vom 8. December 1877 (Enfceidungen Band III. 

Seite 129)***) dargethan. 

Wenn gegenwärtig ein Streit zwiſchen bem 

Schulvorftande und einem Schulunterhaltungs- 


et im Verwaltungsſtreit⸗ 
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pflichtigen entfteht, fo kann berfelbe entweder eine 
Umlage, eine Schulſteuer, ober eine Schullaft be— 
treffen, welche den Charakter einer Steuer nicht 
an fi trägt. 

Im erfteren Falle ift das Geſetz vom 18. Juni 
1840*) (Gefeg-Samml. Seite 140) maßgebend 
nicht nur für bie Formen, fondern aud) für den 
Umfang bes Streite8 und der Entfheidung. Der 
Schulvorftand veranlagt; bei ihm iſt zu reclami= 
ten; gegen feinen Beſcheid ift friftzeitig zu Hagen. 
Gegenitand des Streites ift nur bie veranlagte 
Steuer, nit die Steuerpflicht.) Als Släger 
kann nur ber Contribuent, nicht der Schulvor- 
ftand auftreten. 


Endurtheile vom 1. Mai 1878**) und 
4. December 1873, 18. Februar 1880, Ent⸗ 
ſcheidungen Band III Seite 155, Band IV 
Seite 209, Band VI Seite 186 [unten Nr. 10, 
oben Nr. 5). 


Im anderen Falle findet das Gejeg vom 18. Juni 
1840*) keine Anwendung. Die YZuläffigleit des 
Klageantrages Hr lediglich nad; dem 8 77%*) bes 
Buftändigkeitögejeges zu beurtheilen. Es kann 
fomit ſowohl über eine einzelne Leiftung, als auch 
„über die erpfilihtung zur Leiftung von Schul- 
beiträgen“, d. h. über bie Leiftungspflicht geftritten 
und entfchieden werben; und es jteht nichts im 
Wege, dab auch der Schulvorftand bei derartigen 
Streitigkeiten ala Kläger auftritt. 


(Endurtheil vom 8. December 1877, Ent- 
fcheidungen Band III Seite 126 fj.)}) 


Streit ift endlih möglich zwiſchen den Schul« 
unterhaltungspflichtigen ſelbſt. Dieſer Streit kann 
ſteuerartige und nicht ſteuerartige Leiſtungen be= 
treffen. Auch bei Streitigkeiten unter den Con⸗ 
tribuenten über fteuerartige Leiftungen findet da 
Geſetz vom 18. Juni 1840 keine Anwendung. Für 
k FR die in den 88 79,9 Titel 14 Theil II 

gemeinen Landrechts gegebenen Beftimmungen 
für Steeitigfeiten, welche „über die Bertheilung 
der aus dem Befteuerungsrechte fließenden Ab- 

aben unter den Contribuenten entftehen“, bezw. 
Kir ae, in denen Jemand behauptet, „in der 
ftimmung feines Untheil® über die Gebühr be- 
laftet zu fein“, maßgebenb-F}) Diefe landrechilichen 
Pa welche aud in Neuvorpommern 
* —— ae a en —— 
ed Shofes zur Entſcheidung der Comp = 
Eonflicte vom 20. October 1855 und 2. Betober 
1858 (Juftiz, Minifterialblatt von 1855 Seite 401 
und von 1859 Seite 53) dargethan ift, enthalten 
eine Beſchränkung auf einzelne Beiträge nit. In 
derartigen Steeitigteiten kann daher nad) 8 77**) des 
Buftändigteitögefeges die Verpflichtung zurLeiftung, 
die Beitragspflit, auch Gegenitand der Ente 
ſcheidung im Berwaltungsftreitverfahren fein. FFF) 


L 
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88. 


leich äage 16 di Fönial Regienur 
— Bugleid) ermi e e Königl. Regierung, 
dem weinbeborfteher, in M. auf de Sockteilung 
des Gemeindevorfteherd K. und der Gemeindever- 
treter zu N. zu eröffnen, daß, wenn die Gemeinde 
M. glaube, da der Königliche Fiscus oder bie 
Stadtgemeinde T. Gutsherr oder Grundherr von 
M. und als ſolche zu Leiſtungen zur Unterhaltung 
der Schulen verpflichtet feien, e3 ihnen unbenommen 
bleibe, bieferhalb im Verwaltungsſtreitverfahren 
egen ben Königlichen Fiscus oder gegen die 
tadtgemeinde T. tlagbar zu werden. ettfepung 


ef. $ 304 100.) 
. IIIa. 1usi, 


sh. 


In der_Verwaltungsftreitfache 
der Stadtgemeinde N. Klägerin, und 
Revifiondklägerin 


tiber 
den Schulvorftand ber katholiſchen Schule 
zu ©., Bellagten und Revifionbeklagten, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erſter 
Senat, in feiner Sigung vom 2. Februar 1884 
für Recht erfannt, 
daß die Revifion der Klägerin gi en die 
Entfheidung bes Rönigliden ezirksver⸗ 
maltungageriäts zu Oppeln vom 17. Sep- 
tember 1883 zurüdzumeifen, der Werth des 
Gtreitgegenitanbe Bi: die Revifionsinftanz 
auf 1 Mark 43 Pfennige feftzujegen, und 
die Koften dieſer Inſtanz der Klägerin zur 
Laſt zu legen. 
on Rechts Wegen. 


Gründe 
Gegen das vorgedachte, den Thatbeftand er— 
gebende Berufungsurtheil bat Klägerin die Re— 
vifion mit dem Artrage eingelegt, 
unter theilweifer Aufhebung des zweiten und 
Aenderung des erften Urtheile® nach dem 
Klageantrage im vollen Umfange zu er: 
Iennen. 
Bellagter hat beantragt: 
die Revifion zurüdzumeifen. 
Letzterem Antrage gemäß mar zu erfennen. 
Daß die AbgabenvertHeilungspläne in Betreff 
der Grundftüde Nr. 119, 121, 123 und 153 nur 
dad bamalige Lehrerdeputat zum Gegenjtande 
haben und auf das Adjuvantendeputat nicht be= 
zogen werben können, ift von dem Vorberrichter 
dargethan. Wenn Klägerin beftreitet, bob der 
Bertheilungsplan vom 4. Juni 1858 in Betreff 
des Grundftüdes 157 nur die Grundfteuer fub- 
repartire, hinfichtlich der übrigen öffentlichen Ab- 
gaben aber feine Feſtſetzungen treffe, und behauptet, 
daß „nad) den bei ihr vorhandenen Notizen” der 
-felbe_die ausdrückliche Beſtimung enthalte, daß 
die Stadtgemeinde bezüglich aller Abgaben und 
Zeiftungen an Kirche, Pfarre, Schule und Gemeinde 
frei ausgehen ſolie und nichts zu leiften habe, 
fo wirb leßtere Behauptung durch den von dem 
Vorberrichter actengemäß mwiedergegebenen Inhalt 
des Xertheilungsplanes widerlegt. Glaubt Klä- 
gerin, daß Bieler Inhalt den vorausgegangenen 








Abmachungen der Interefjenten und ber betheiligs 
ten Behörden nicht entipreche und auf einem Irr⸗ 
thume berube, fo ift ihr unbenommen, eine ander- 
weite Feſtſtellung durch einen Nachtrags-Ver⸗ 
tHeilungsplan zu wirken. Bis Dies gefchehen, kann 
aber nur der vorliegende Plan als maßgebend 
angejehen werben. 


Wenn fi hiernach die Reviſionsbeſchwerde als 
unbegründet barftellt, fo ergiebt doc eine davon 
unabhängige Prüfung der angefochtenen Entſchei— 
dung ($ 67 des Berwaltungsgerichtögejegcs)*), daß 
diefelbe auf unrichtiger Anwendung des beftchenden 
Rechtes beruht. 

Der Begriff der Steuer beſchränkt ſich nicht nur 
auf Gelda Bahn, e3 wird darunter vielmehr jeder 
Beitrag, beftehe er in Geld oder in anderen 
fungiblen Sachen, verftanden, welden die Mit- 
glieder einer öffentlich-⸗rechtlichen Societät in dieſer 
ihrer Eigenfchaft behufs Erfüllung bes Bwedes 
der Corporation zu entrichten haben, und welcher 
auf fie nach den in dem Gefege ober in der Grund⸗ 
verfafjung beftimmten allgemeinen Grundſätzen und 
Maßjitäben umgele t worden ift (Zadhariä 
Staatsrecht Bd. €. 438 Unm. 1 — von Stein 
un. der Finanz-Wiſſenſchaft S. 300 — 
Th. I ©. 297, 326, Wagner, Finanzwiſſenſchaft 
Th. II ©. 169, 175, 176 — Müller Lehre von 
den birecten Steuern ©. 1). Es ift daher nicht 
anzunehmen, daß das Geſetz vom 18. Juni 1840**) 
im $ 1 nur Geldfteuern ins Auge gefaßt Hat, 
wenigftens ift Died in feiner Weife angedeutet 
und bie ratio legis hat in gleicher Weiſe bei 
Natural- wie bei Geldabgaben ftatt. Dafür, daß 
auch Naturalabgaben Haben getroffen werben 
follen, jcheint ferner zu jprechen, daß im $ 1 ber 
Abgaben gedacht wird, welche auf einem fpeciellen 
Erhebungstitel beruhen. Aber jelbft wenn es 
—5— wäre, daß die $$ 1—13 des Geſetzes nur 
von Gelbfteuern handelten, jo ift doch zu beachten, 
daß ber bier mafßgebende $ 14 nur von öffent 
lihen Abgaben, welde an Gemeinden und 
Corporationen Ir entrichten oder als Bezirls⸗Kreis⸗ 
oder Gemeindelaften ober zur Unterhaltung öffent= 
licher Unftalten aufzubringen find, fpridt. Es 
wird ber Ausbrud „Steuer“ in dieſem Para- 
graphen nicht gebraudt. Das Wort Abgabe be- 

reift aber nad) dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
Ader auch Beiträge in anderen fungiblen Sachen 
als in Gelbe in fi) (Enburtheil des Oberver- 
waltungsgerichts vom 1. März 1879 — Ent- 
fcheidungen Bd. V ©. 100 und 101). Und was 
ingbefondere die Schulabgaben betrifft, jo kennt 
das Allgemeine Landrecht Hausväterbeiträge nicht 
nur in Geld, fondern aud in Naturalien 8 3 
Tit. 12 Th. II des A. L. R.), und ftellt beide 
Arten von Beiträgen völlig glei. Hiernach findet 
das Gefeg vom 18. Juni 1 a auch auf das 
bier_ftreitige @etreidedeputat, welches nad) dem 
Maßſtabe bed Grundbeſitzes zu vertheilen und 
aufzubringen ift, Anwendung. Es wäre beöhalb 
vom Vorderrichter die Klage wegen mangelnder 
Neclamation a limine abzumeifen gewefen. Diefer 
Rechtsirrthum gereicht jedoch der Reviſionsklägerin 

Juli 1883 (ui u 
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um Vortheile, da der Berufungsrichter dem 

Kingeantrage um Theile ftattgegeben hat. Da 

der Bellagte fih ber Revifion nicht angeichlofien 

hat und eine änderung ber Borentiheidung 
um Nachtheile der Reviſionsklägerin unzuläffig ift, 

b mußte auf Zurüdweljung ber Neviſton erkannt 
— Königl. Ober⸗Verwaltungsgericht. 


9. Gegenſtand des Reclamatious⸗ umb bezw. 

Recursberfahrens wegen Schulſteuern it eine zur 

Hebung geftelite beftimmte Schulftenerforderung. 
Berlin, ben 14. November 1881. 

Der Königlichen Regierung lafje ich Hierbei die 
dem Herrn Oberpräfidenten mit ihrem Berichte 
vom 10. October d. 3. eingereichten Verhand⸗ 
fungen, betreffend die Beichwerde des Freiherrn 
von N. iiber Weberbürdung bei feiner Heranziehung 
u den Schulftenern in der Schulgemeinde 2., 
Bote die an den Herrn Oberpräfidenten gerichtete 
Vorſtellung des Mandatard des Beſchwerdeführers, 
Rentmeifters 3. vom 30. März d. J. mit folgen- 
dem Eröffnen zugehen: 

Gegenftand ve Reclamationd- und beziv. Recurs⸗ 
verfahrend gemäß N 1, 3 und 14 des Geſetzes 
vom 18. Juni 1840 *) —— ©. 140) iſt 
eine zur Hebung geftellte beftimmte Schulftener- 
ferberung. 

Dieſe Borausfepung ift für eine im Reclamations⸗ 
und bezw. Mecurdverfahren zu treffende Entichei- 
bung fi im vorliegenden Falle vorhanden und die 
Königliche Regierung hat deshalb mittels des Be- 
ſcheides vom 14. Februar d. J. zu Unrecht ber 
materiellen Entſcheldung auf den Recurs des Rent⸗ 
meifter3 3. vom 18. Januar d. J. gegen den Be— 
ſcheid des Londrathes zu N. vom 6. Januar d. I. 
und bezw. gegen ben Beſcheid des Amtmannes 
zu N. vom 11. December v. J. ſich entzogen. 

Denn bie an das Amt zu N. gerichtete Eingabe 
des ꝛc. 3. vom 18. September v. 4 in Verbindung 
mit ber gleichzeitig vorgelegten Beſchwerdeſchrifi 
vom 19. Juli v. J. läßt über das Petitum bes 
Beſchwerdeführers nicht wohl Zweifel zu. 

Derfelbe beantragt, ihn in der Schulftener der 
Schulgemende L. für 1880/81 infoweit zu ermäßigen, 
bezw. die für 1880/81 bereits gejahtte Schuliteuer 
ihm infoweit zu erftatten, als bei feiner Heran- 
ziehung zu dem nad dem Maßſtabe des Ein- 
lommend veranlagten Betrage der Schulfteuer 
auch fein außerhalb des Shulbezirtes 2. belegenes 
Grundeigenthum, bezw. fein Einkommen aus 
Grundeigenthum, welches außerhalb des Schul- 
bezirkes belegen und bort in Gemeinden, welche 
die Schulunterhaltungstoften auf den Communal- 
etat übernommen, mit Wbgaben aud für Schul- 
unterhaltung bereit belaftet jei, mit zur Berech⸗ 
nung ezogen worden fel. 

Diejer, den Erforberniffen einer Reclamation 
entiprechende Antrag tft innerhalb der geſetzlichen 
Neclamationsfrift bei der zuftändigen Behörde 
angebracht worben und ebenfo find die zur An- 
bringung des Recurſes vorgefchriebenen Friſten 
innegehalten. 

ie Königliche Regierung wolle Sich deshalb 


®) Unten Kap. I. 





nunmehr ber materiellen Entſcheidung über den 
gegen die Zurüchveifung der Reclamation erhobenen 
ecurd unterziehen. 


Der Dinifter der geiftlicden ꝛc. Angelegenheiten. 


ge 


10. (Behandlung der gutsherrlichen Laſten 
in der Provinz Schleflen.) 
Et. des O.-V.-G. v. 4. Dec. 1878 (Entf. 86. IV 6.205). 

Der Freierr von & ift Gutsherr von 9., einem 

anz evangeliihem Vorſe Schlefiend, in welchem 

fe eine evangelifche Schule befindet und mwurbe 
ur Aufbeflerung des Gehalts des Lehrerd an dieſer 

hule auf Grund ber a 18 und 19 des Schul- 
reglement® vom 18. Mai 1801 und des Aller- 
höchſten Landtagsabſchiedes vom 22. Febr. 1829 
mit dem vierten Theil des erforderlichen Gehalts: 
Pag Tl einem jährlichen Beitrage von 57 Mark 

5 afenmig erangezogen. Derjelbe nahm hier« 
von Beranlaffung, nachdem von ifm für die Beit 
vom 18. Mai 1875 bis Ende des Jahres 1876 
jefommen 93 Mark 17 Hennig einge; ogen wor⸗ 

en waren, unter dem 28. Jebruar 1877 gegen 
die Schulgemeinde mit dem Antrage klagbar zu 
werben: feine Nichtverpflihtung zur — 
eines Dominialbeitrages von einem Viertel des 
baaren Lehrergehaltes auszuſprechen und die bes 
klagte Gemeinde zn verurtheilen, die von ihm ein⸗ 
as ‚enen Beiträge im Gefammtbetrage von 93 Mart 
417 Pfennig an ihn zurüdzuzahlen. Der Kreis- 
ausſchuß erfannte hierauf dahin, daß der Mläger 
als Befiger des Dominiums 9. nicht für verpflichtet 
u erflären, Beiträge zum Gehalt des Lehrers in 

. zu leiften. Kläger dagegen mit dem Änſpruch 
auf Zurüdzahlung der bereit gezahlten Beiträge 
abzumeifen. 

züglic der Entſcheidung über die ftreitige 
Beitragspflicht nahm der Kreisausfhup auf das 
Ertenntniß des Der Berialtungsgerihte vom 
27. December 1876°) (Entſch. I ©. 211) Bezug. 
Mit der Forderung der Rüdzahlung der ge= 
leifteteten Beiträge wurde der Kläger abgewieſen, 
weil bieje ben Eparatter der „Öffentlihen Ab⸗ 
aben“ hätten, fomit auf biejelben das Geſetz 
über die Verjährungsfriften bei öffentlichen Ab- 
gaben vom 18. Juni 1840**) Anwendung finde, 
und der Kläger nicht nachgewieſen habe, daß von 
ihm gegen bie eingezogenen Schulbeiträge recht⸗ 
zeitig reclamirt worden fei. 

Auf die von beiden Parteien eingelegte Be— 
rufung änderte das Bezirksverwaltungsgericht diefe 
Entſcheidung dahin ab, 

daß 5*— für nicht verpflichtet zu erachten, 
v der folbung des evangelifhen Lehrers 
n H. jährlih 57 Mark 75 Bf. beizutragen, 
im Üebrigen aber die Entiheidung bes Kreis- 
ausſchuſſes zu beftätigen. 

Der Berufungsrichter führte aus, daß der Kreis- 
ausſchuß ben Kläger mit Recht nicht für verpflichtet 
erachte, die geforderten Beiträge zu leiften. Der 
Kreisausfhuß habe jedoch injofern geirtt, als er 
die Schulbeitragspflicht des Klägers in abstracto 
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um Gegenſtande der Enticheibung gemacht habe. 
r eine beftimmte Schuldeitragöforderung könne 
Gegenſtand des Verwaltungsftreitverfahrens jein 
und hierauf führe auch in der That der Klage 
antrag hin. Denn dort werde die Befreiung von 
einem beftimmten, jährlich wiederkehrenden Bei- 
trage von 57 Mark 75 Bf. angeftrebt. Die Vor⸗ 
entſcheidung Habe daher nad) diefer Richtung hin 
abgeändert werden müflen, wiewohl den Gründen 
bed Vorderrichters, aus melden die Mlägerifche 
Hictverpflichtung abgeleitet werde, beizutreten fei. 
Man könne vielleicht auch hiergegen einwenden, 
daß immerhin noch eine Entiheidung über das 
geincip der Beitragspflicht vorliege, wenn die 
ntſcheidung nicht auf die Beitragsforderung für 
ein beſtimmites einzelned Jahr beſchränkt werde. 
Diefer Einwand würde jedoch nur von fcheins 
barem Gewichte fein; denn jedenfalls enthalte 
al eine „jährliche Beitragsforderung“ eine be= 
timmt erfennbare quantitative Begrenzung. Auch 
das Königliche Oberverwaltungsgericht habe es im 
dem Erfenntniffe vom 27. Heember 1876 für 
unbedenklich erachtet, jo, wie hier geſchehen, den 
Tenor zu faflen. 
Bezüglich der Mlägerifchen Forderung auf Rüd- 
jabtung der bereit geleifteten Beiträge trat ber 
jerufungsrichter dem Kreisausſchuſſe lediglich bei. 
Auf die von beiden Seiten noch erhobene Re— 
viſionsbeſchwerde erkannte das Oberverwaltungs- 
gericht dahin, 
daß die Entſcheidung des Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichts in ber Hauptſache mit der Maßgabe 
zu beftätigen, daß der Kläger nicht verpflichtet, 


u ber Befolbung des evangelifchen Lehrers 
I 9. für 1877 dr Mark und 75 Bf. beizu- 
tragen. 


Gründe, 


Die Beiträge, welche zur Unterhaltung ber 
Öffentlihen Volksſchule innerhalb der unterhal- 
tungspflihtigen Corporation umgelegt werden, 
haben unbeftrittenermaßen den Charafter öffent- 
licher Abgaben. Gtreitig ift es dagegen, ob bie 
dem Gutsherrn als foldem obliegenden Beiträge 
für Schulen auf dem Lande denjelben Charakter 

- haben. Bon der einen Geite wird dies verneint, 
weil Die gutsherrliche Beitragöpflicht mit dem guts⸗ 
herrlichen erhältniffe zu den früher ala Unter- 
thanen bezeichneten Einwohnern bäuerlichen Stan- 
bes in Verbindung ftehe und in erfter Reihe die 
Erleichterung bezw. Unterftügung der Unterthanen 
er und nur in zweiter Reihe dem Schul- 
injtitute zu Gute komme. on der andern Seite 
wird bie Frage bejaht, weil auch bie gutöherr- 
lichen Beiträge für den Unterhalt des Schul— 
inftituteß beftimmt feien und auf einer allgemeinen 
geſetzlichen Verbindlichkeit beruhen. (Entfeidungen 
de3 Königlichen Obertribunals vom 4. Januar 
1864 und vom 13. April 1866. Striethorft, Archiv 
Band 47 Seite 33. Band 62 Seite 280. — Er- 
tenntniffe des Königlichen Gerichtöhofes zur Ent- 
ſcheidung der Competenzconflicte vom 14. De- 
cember 1867, 13. März 1869 und 14. September 
1878 -— Yuftiz-Minifterialblatt für 1868 ©. 118, 
für 1869 ©. 99, Centralblatt für die Unterrichts- 





verwaltung 1878 Seite 538.)*) Bei Findung 
des von dem Kläger in Beau enommenen End⸗ 
urtheiles vom 27. December 1871 2 ift der unter⸗ 

nete Gerichtshof der erfteren Auffaſſung ge= 
It und bat hengewaß das Geſetz vom 18. Juni 
1840 (Geſ.⸗Sammi. Seite 140)**) nicht zur An= 
wenbung ebracht. Es ift in Folge deſſen in 
jenem UÜrtheile nicht nur über das Princip, über 
bie Steuerpflicht in abstracto, fondern auch über 
bie Beiträge ber Vorjahze erfammt worden. Eine 
nähere Er darüber, ob die Grundſäte 
des Allgemeinen Landrechts, melde ſich aus den 
Beftimmungen ber 88 12 bis 38 Titel 12 Theil II 
bafelbft ergeben, für den Geltungsbereich bes 
Scäulreglements vom 18. Mai 1801 anwendbar 
jeien, hat damals nicht ftattgefunden, da von feiner 
Seite diefe Frage angeregt worden war und die 
Parteien darüber einig waren, daß die Entſchei⸗ 
dung über das PBrincip die Entſcheidung über bie 
erhobenen Beiträge in ſich trage. 

Nachdem in der jept vorliegenden Streitſache 
die beiden a den bier ftreitigen Do- 
mintalbeiträgen den Charalter öffentlicher Abgaben 
zuerkannt haben, hat der unterzeichnete Gerichtshof 
die obige ÖStreitfrage einer wieberholten Prüfun, 
ae und ift zu dem Ergebnifje gelangt, da} 
die Beiträge, zu weichen in dem 8 19 des Regle⸗ 
ments vom 18. Mai 1801 „die Herrſchaften“ ver⸗ 
pflichtet werben, als „öjfentlihe Abgaben“ 
anzufpredien find. Es iſt dabei unerheblich er- 
fölenen, wie dad Allgemeine Landrecht die Stellung 
des Gutsherrn zur Schule bezüglich) ur bäuer- 
lichen Gemeinde auffaßt. Eine Entſche Bun hier⸗ 
über iſt für den vorliegenden Fall entbehrlich, da 
das Schulreglement von 1801 hinſichtlich der Unter⸗ 
haltung der Lehrer von dem Landrechte völlig ab⸗ 
weichende Grundſätze aufſtellt, dad Allgemeine 
Landrecht daher zur Declaration jenes Reglements 
nicht dienen kann. Das letztere kennt die 
fubfidiäre Pflicht des Gutsherrn, für die Schuls 
beiträge der unvermögenden Unterthanen und 
damit mittelbar für die Schule einzutreten; es 
macht vielmehr im $ 19 ben Gutsherrn zum un= 
mittelbaren antheiligen Träger ber betreffenden 
Schullaſt. Es ftellt die Beiträge der Gutsherren 
mit" denen der Stellenbefiger bezüglih ber Ge— 
meinde auf völlig gleiche Linie und fchreibt für 
jede diefer Klaſſen nur einen befondern Repar- 
titionsmodus vor. Die Gutsherren ftehen mit 
ihren Leiftungen aus 8 19 des Reglements nicht 
außerhalb ber Sgulunterhaltungsptihtigen, ſon⸗ 
dern gehören zu ihnen und bilden mit den Siellen⸗ 
beſitzern die unterhaltungspflichtige Körperſchaft. 
Den Dominialbeiträgen aus $ 19 des Reglements 
tommt daher berjelbe Charakter, wie denen ber 
Stellenbefiger Beagt. der ®emeinde zu, d. } der 
eneraie: öffentlicher Abgaben. ie auf ben 
Kläger nad) Maßgabe des $ 19 des Reglement 
von 1801 veranlagten Abgaben unterliegen dem⸗ 
nad, wie der Vorderrichter zutreffend annimmt, 
den Beftimmungen des Geſehes vom 18. Juni 
1840; namentlich fehließt die Anwendung des⸗ 
jelben der Umftand nicht aus, daß das Reglement 
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von 1801 zu Unrecht auf die Schule in H. bezgl. 
den Kläger für anwendbar eradjtet worben it, 
da auch ein derartiger Befreiungsgrund nur inner- 
halb der Formen und Friften des Geſetzes gel- 
tenb gemacht werben Tann. 

Ein Erkennen über das Princip kennt das 
Geſetz vom 18. Juni 1840 nicht, wie von dem 
Vorderrichter nachgewieſen iſt.) Mit Recht hat 
ber letztere daher die desfallſigen, von beiden 
Theilen geftellten Unträge nicht berüdfichtigt. Die 
Klage vom 28. Februar 1877 konnte demnach nur 
als eine Steuerreclamationskfage angefehen werben. 
Als ſolche Tann fie auch für das Jahr 1877 als 
rechtzeitig angebracht gelten, da fie dem Schul⸗ 
vorftande noch im März mitgetheilt worden iſt 
und nah $ 1a. a. O. bei öfenttiien Abgaben, 
wenn eine periodiſche geranlagung nicht ſtatt⸗ 
findet — was bei den Schul- Dominialbeiträgen 
zutrifft —, bie Neclamation binnen den eriten 
drei Monaten des Jahres zu erfolgen bat. Und 
die Reclamation für das Jahr 1877 ift begründet, 
weil der Landtagsabfchied vom 22. Februar 1829 
nicht Geſetzeskraft hat und das Meglement vom 
18. Mai 1801 auf evangeliihe Schulen eine An⸗ 
wendung findet, wie dies in dem biegfeitigen End- 
urtheil vom 27. December 1876 (Entſcheidungen 
Band 1 Seite 211)**) und in bem Erfenntniffe 
ded Königlichen Obertribunal® vom 4. Januar 
1878 (gntiöelbungen bes Königlichen Obertribu- 
nald Band 81 Seite 1), auf melde Bezug ge 
nommen wird, näher dargethan iſt. Da die Be— 
klagte ausdrüdlich die fernere Heranziehung des 
Klägers — alſo auch für 1877 — zu dem tr 
tigen Jahresbetrage verlangt Hat und die von 
dem Borberrichter dem Tenor feiner Entſcheidun— 
gegebene Fafſſung zu dem Mißverftändnifie Anlab 

eben kann, bie * ene Entſcheidung erſtrecke 
ih auch auf etwaige Veranlagungen in künftigen 
ahren, fo erſchien es angezeigt, das Wort „jähr- 
lich“ im Tenor dur „für 1877" zu erfegen. 

Daf die Rüdforderung der für die Jahre 1875 
und 1876 vom Kläger eingezogenen Beiträge nad) 
dem Gefege vom 16. Juni 1840 unzuläffig ift, 
bat der Vorberrichter überzeugend dargethan. Die 
neuen Thatfahen, melde Kläger zum Erweiſe 
feiner Diligenz angeführt bat, können in ber 
Reviſionsinſtanz nicht mehr berüdfichtigt werden. 
Uebrigens find diefelben auch nicht geeignet, den 
Fehler der unterlaffenen rechtzeitigen Reclamation 
der Schulgemeinde gegenüber zu heilen. 

Die angegriffene Entiheidung war hiernach mit 
ber oben angegebenen Maßgabe in der Haupiſache 
zu beftätigen. — 


11. Unzuläffigkeit einer Veranlagung nah ben 

Kae Normen durch bie Berwaltungsgerichte 

nad falſcher Repartition durch den Schulvorftand. 
(xt. des D.8.:G. v. 19. April 1879.) 

Der Graf v. N. war als Gutöherr von ©. an- 
gehalten worben, ein Dritttheil des dem Lehrer 
an ber evangelifchen Elementarfchule dafelbft be- 
willigten Gehaltszuſchuſſes in Höhe von 75 Mark 
zu zahlen und Magte darauf gegen die Schul- 


®) of. jept 846 det Gef. vom 1. 1883 (oben Bb.I 
uud) und Ef. —E vom 1 ai q 


(oben $ 
5 Oben 5 275 Rr. 9. 
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5 | des Oberverwaltungdgerihtd vom 1. 





gemeinde, vertreten durch den Schulvoritand auf 
ückzahlung dieſes Beitrages, zu dem er fich nicht 
für verpflichtet erachtete. — Der Kreisausſchuß 
wies Die Klage quräd, meil er den Schulvorjtand 
zur Vertretung der zur Unterhaltung der Schule 
verpflichteten Hausväter nicht für legitimirt er⸗ 
achtete. — Auf die Berufung des Klägers erkannte 
das Bezirföverwaltungsgeriht dagegen nad bem 
Untrage der Klage, indem baffelbe die Legitimation 
des Schulvorftandes als geſetzlich begründet aner- 
fannte und in der Sade ſelbſt davon ausging, 
daß die Heranziehung des Klägers zur Unters 
haltung des — mit dem ſtreitigen Beitrage 
zu Unrecht auf Grund des Landtägsabſchiedes 
vom 22. Februar 1829 und bes 9 des für 
die katholiſchen Schulen Schlefiens erlafjenen Regle⸗ 
ments vom 18. Mai 1801 erfolgt fei. (Enburtheil 
des Oberverwaltungsgerichts vom 27. December 
3876, Entfcheidungen Band I Seite 211 ff.)*) 

Die Schulgemeinde legte gegen dieſes Erkenntniß 
die Revifion ein. Diejelbe erfannte zwar nunmehr 
an, daß aus dem Schulreglement vom 18. Mai 
1801 und dem Landtagsabſchiede vom 22. Februar 
1829 die Verpflichtung des Klägers zur Zahlung 
des veranlagten Betrages ſich nicht herleiten laffe, 
ſuchte aber ausauführen, daß der Kläger nad 
Anhalt des $ 33 Titel 12 und ber 122 und 
125 Titel 7 Theil II Allgemeinen Landredhts, 
event. al3 „oberfter Hausvater“ nach $ 29 Titel 12 
ae I Allgemeinen Landrechts für die Schule 
beitragspflichtig fei. Der Nachweis, daß auch unter 
Anwendung dieſer Beftimmungen auf ben Kläger 
eforderte Beitrag ent⸗ 
falle, wurde weder erbracht, noch zu erbringen 
verſucht. 

Kläger beantragte demgegenüber die Beſtätigung 
ber Borentfheidung, indem er geltend machte, baß, 
nachdem der Titel feiner Heranziehung — ber 
Landtagsabſchied von 1829 — von der Bellagten 
felbft als hinfällig anerkannt worden fei, aud) der 
auf Grund befielden auögefchriebene Beitrag nicht 
mehr gefordert werden fünne. Eventuell führte 
er aus, daß er aud unter Bugrundelegung ber 
landrechtlichen Beitimmungen zu einem Beitrage 
nicht verpflichtet ſei. 

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
vor dem Oberverwaltungsgerichte machte der Ber: 
treter der Beklagten noch geltend, daß diefe durch 
Verjährung das Recht erlangt habe, ben ftreitigen 
Beitrag von dem Kläger zu erheben. 

Das Oberverwallungsgerit erfannte auf Be— 
ftätigung der angefochtenen Entſcheidung. 


Gründe. 

Gegenſtand der Entfheidung im Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren in Schulfteuerjachen kann ſtets nur 
eine beftimmte Steuerforderung fein, welche ge- 
ftellt worden ift. Weber diefe Steuerforberum; 
allein ift zu erfennen — und zwar darüber, ol 
fie ihrem Grunde nach gerechtfertigt und ihrem 
Betrage nad) richtig bemeffen iſt. Die Steuer- 
flicht in abstracto kann niemal3 zum Gegen- 
tande des Streites gemacht werben. —— — 
a r 


*) 5 275 Rr. 9. 
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Entſcheidungen Band III Seite 155 ff.)*) Der 
Berwaltungdrichter Hatte daher im vorliegenden 
Valle nur dad zu prüfen, ob die Veranlagun; 
nad) Maßgabe des Schulveglement3 vom 18. Mai 
1801 und des Landtagsabſchiedes vom 22. Februar 
1829 — ſel oder nicht. Ihm ſtand nicht 
u, wenn er fand, daß die Gruudlage der erfolgten 

eranlagung eine unrichtige gi daß aber nad) 
einem anderen Geſetze eine Beitragspflicht des 
Klägers für die Schule beftehe, feinerjeitd die 
Schulunterhaltungslaft nah dem maßgebenden 
Geſetze auf die Bfigptigen u vertheilen. Dies 
ift lediglich die Sache des ulvorjiandes bezw. 
ber Aufſichtsbehörde. Ueber die in der Revifions- 
ſchrift erörterte Frage der Beitragspflicht des 
Klägers unter Zugrundelegung der landrechtlichen 
Beitimmungen in abstracto iſt alfo im Verwal: 
tungöftreitverfahren überhaupt nicht zu befinden. 
Aber jelbft wenn die Beklagte einen beftimmten 
Beitrag nad) diefen Beftimmungen für den Kläger 
ermittelt hätte, jo würde doch auch über dieſen 
Beitrag in dem gegenwärtigen Streitverfahren 
nicht entſchieden werden dürfen, weil dafjelde nur 
die eranlagung des Klägers auf Grund des 
Reglements von 1801 und des Landtagsabſchiedes 
von 1829 zum Gegenftande hat. Eine anderweite 
Veranlagung, welche die Beklagte auf Grund der 
landrechtlihen Beftimmungen etwa vornimmt, muß 
dem Kläger erjt nach Maßgabe ded Geſetzes vom 
18. Juni 1840**) (Gej.-Samml. S. 140) bekannt 
jemacht werden und damit beginnt dann für den- 
Fiben eine neue Reclamationg- bezw. Klagefrift. 

Aehnlich verhält es fih mit dem von dem Ber- 
treter der Bellagten im Termine zur mündlichen 
Verhandlung geltend gemachten Titel der Ver— 
jährung, zu defien Begründung übrigens nichts 
weiter behauptet ift, al3 daß Kläger feit Länger 
denn 50 Jahren einen Beitrag zur Schulunter- 
Haltung geleijtet habe. Dies würde jedenfalls 
nicht genügen, um bie Verpflichtung des Klägers 
zur Bahlung eines neuen Beitrages zu conftituiren. 


12. 


In der Verwaltungsſtreitſache 
bes Rittergutsbeſitzers, Hauptmanns a. D. 
N. zu Nieders®,, Beklagten und Revifiond- 
klägers, 
wider 


den Schulvorſtand der Schule zu Ober-B., 
Kläger und Reviſionsbeklagten, 

at das Königliche Oberverwaltüngsgericht, Erſter 
at, in feiner Sigung vom 17. März 188U für 

Recht erkannt, 
daß auf die Revifion des Beklagten die Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichtes zu Liegnig vom 11. October 1879 
aufzuheben und auf bie Berufung des Klägers 
die tiheidung des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes Lauban vom 11. März 1879 zu be- 
ftätigen, der Werth des Gtreitgegenftandes 
für alle Inftanzen auf 602 Mt. 75 Bf. feft- 
aufegen, die baaren Auslagen des Verfahrens 


*) Oben $ 247 Rr. 13. er 46 bes Gef. v. 1. Aug. 
1883 (oben Ob. I $ 5 Anh. I) u. Ext. D. V.⸗G. v. 16, Mat N 
oben $ 262 Rr. Ab. 
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und des Bellagten in allen Inſtanzen dem 
Kläger zur Laft zu legen, im Uebrigen aber 
die Koften außer Anſatz zu laffen. 

Bon Rechts Wegen. 


Gründe 


— Sn der Sache ſelbſt würde auf die weiteren 
Angriffe der Reviſionsbeſchwerde nur einzugehen 
fein, wenn bie vorliegende lage überhaupt ftatt- 
haft wäre. 

Dies iſt jedoch aus folgenden Gründen nicht 
der Yall: 

Gegenſtand des Streitverfahrens gemäß 8 77 
de3 Buftändigfeitögefeges vom 26. Juli 1876*) 
kann nur eine zur Sans geſtellte beſtimmte 
Steuerforderung Fein. Died ergiebt fi aus den 
88 1 und 14 des Gejepes über die Verjährungs- 
friften bei öffentlihen Abgaben vom 18. Juni 
1840**) (Gef.-Samml. ©. 140). — Eben biejes 
Geſetz jchreibt in den 88 1 und 3 in Verbindung 
mit dem $ 77*) a.a.D. für den Fall des Streites 
über Steuerforderungen vor, daß, nachdem eine 
folde erhoben ift, dem Betroffenen die Reclama= 
tion binnen drei Monaten zujteht, und, wenn diefe 
vom Schulvorftande zurüdgemwiejen wird, hiergegen 
binnen jech8***) Wochen die Klage im Verwaltungs- 
ftreitverfahren ftattfindet. — 

Diefem aus dem BZufammenhange jener gejeß- 
lichen Beftimmungen fi) ergebenden derfageen ß 
im vorliegenden Falle nicht nur inſofern nicht ent= 
ſprochen, als es Hier der Schulvorſtand ift, welcher 
Klage erhebt, ſondern vor Allem um deswillen 
nicht, weil Gegenſtand des Streitverfahrens gar 
nicht eine beftimmte zur Hebung geſtellte und von 
dem in Anſpruch Genommenen im Reclamationg- 
wege angefochtene Steuerforderung ift. 

Wenn der Vorderrichter darauf Gewicht legt, 
daß die Klage den Jahresbeitrag des Beklagten 

u der Aufwendung der Schulgemeinde für die 
nftellung eines zweiten Lehrers bemißt, fo über- 
fieht derjelbe, daß, während dabei fortdauernde im 
Sahresbetrage ſchwankende Leiftungen in Frage 
itehen, die Klage feinerlei Anhalt dafür bietet, für 
welden Zeitraum, welches Steuerjahr, der be= 
technete Beitrag von dem Beklagten gefordert 
worden wäre. In der That ergeben us die 
cten, daß es ſich bei jener Berechnung der Klage 
nit um einen Haußvaterbeitrag handelte, welcher 
für einen beftimmten Zeitraum gegen den Be— 
tlagten zur Hebung gofeit und darauf von diefem 
zum Gegenftande der Reclamation gemacht worden 
wäre. Dagegen fpricht ſchon der Umftand, daß 
die Klage ſelbſt auf die erſt bevorftehende Grün— 
bung einer Lehrerftelle als Anlaß der demnäd- 
ftigen Befteuerung hinweift, und die Berurtyeilung 
zur Leiftung des bezeichneten Beitrages von dem 
u erwartenden Antritte des zweiten Lehrers an 
— Dem gegenüber hat der Kreisausſchuß 
die Klage ald die Beitragspflicht des Beklagten 
allgemein betreffend angejehen, und daß dies der 
Abjicht des Klägers völlig entſprach, darüber läßt 


2) Ja 5,4 vs Geſ. v. 1. Aug. 1883, 
ee) Zept gwei Wochen (8 46 des ef. v. 1. Aug. 1883). 
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der oben mitgetheilte Untrag der Verufungsihrift 


feinen Bmeifel zu. 

Unter diefen Umftänden ift e8 nit ſowohl ber 
Schulvorſtand, welcher den Hausvaterbeitrag bed 
Beklagten für das Steuerjahr 1879 gegen diefen 
ur Hebung ftellt, fondern der Berufungsrichter 
Fo der es durch fein Erkenntniß thut, nachdem 
er fi dazu die erforderlihen Materialien durch 
ve — ber zwecdienlihen Information ver- 

at hat. — 

Died Berfahren liegt außerhalb der Zuftändig- 
keit der Verwaltungdgerichte, welche, wie gedacht, 
nur über zur Hebung geftellte und im Neclamas 
tiondverfahren vergeblih angefochtene beftimmte 
Steuerforderungen zu erkennen, nicht aber bie 
hiernach nothiendigen Vorausſetzungen _ eines 
ſolchen Streitverfahrens an Stelle der zur Steuer: 
hebung berechtigten Behörden felbft erft zu jchaffen 
haben. — Der Berufungsrichter verlegt durch das 
ſelbe die vorgedadten geſetzzlichen Bejtimmungen, 
und feine Entſcheidung mußte demgemäß — — 
hoben werben, da die Prüfung bed Reviſions⸗ 
richters fich nicht lediglich auf die erhobenen Be— 
ſchwerden zu bejchränten hat ($ 67 des Geſetzes 
vom 3. Juli 1875*), Gej.-Samml. S. 375). 

Für bie in der Sache zu treffende Entſcheidung 
ergiebt fi weiter aus Borftehendem, daß das die 
Klage abweifende erſtinſtanzliche Erkenntniß ledig: 
lid aus dem Grunde zu bejtätigen war, weil eine 
uläffige Klage nicht vorliegt. Dem Schulvorftande 
Bleibt e3 unbenommen, den Beklagten für das 
laufende Steuerjahr zu der fraglichen Leiſtung 
heranzuziehen, falls er ihn [in berjelben für ver- 
pflichtet erachtet. — Neclamirt der Beklagte hier- 
gegen, fo hindert dies die nöthigenfalls zwangs⸗ 
weife zu vollftredende Einziehung des geforderten 
Beitrages nicht.**) Der Schulvorftand hat fich 
aber in diefem Falle über die Reclamation ſchlüfſig 
zu maden und Befcheld zu ertheilen. Gegen den 
legteren fteht dem Beklagten die Klage zu und 
Tann fo die Frage zur Entſcheidung geftellt wer- 
den, ob der jept Beflagte als Hausvater den Bei- 
trag zu leiften hat oder nicht. 

D.:B.:8. Rr. I. 662. 


18. Zuftändigleit der Berwaltungdgerichte zur 

Eutiheidung über bie Kerandebung von Ein 

wohnern der Gutöbesi zu den Xafen ber 
tettern im Wege der Gommmmnalbeftenerung. 


Et. des D.:8.:0. v. 6. Dec. 1879. 


— Für die daher lediglich aus $49***) ded Zu⸗ 
tänbigteitögefepes zu treffende Entiheidung tommt 
olgendes in Betracht: Dieſe Vorſchrift regelt die 
„Streitigkeiten über Gemeindenugungen und Ge— 
meindelaſten?. Den Legteren werden an die Seite 
ejtellt: die Kriegsleiftungen und Beiträge zu den 
often der Armenpflege in Gutsbezirken. Wenn 
das Geſetz in diefer Weiſe fpecialtjirt und den Ge- 
ner nit allgemein die entſprechenden 
Raften der Gutsbezirke anreiht, fo erklärt fich dies 
daraus, daß das preußifche Communalrecht — 
von einzelnen provinziellen Eigenthümlichkeiten 


“ 97 den Gef. o. 30. Jali 1883 (unten Hab, T 
2 ZI De. n 1. Hug. 10 (oben STE B Kuh 
-) —xX —— 


(oden 86.15 5 Anh. I). 





abgefchen*) — ein jus sub itionis et oolleo- 
tandi für die Communallaften der Gutsbezirke 
aber nur in jenen beiden Beziehungen kennt und 
im 597 — daran feſthält, daß „fir den Bereich 
eines felbftändigen Gutsbezirkes der Beſiher des 
Gutes zu ben Pflichten und Leiftungen nden 
ift, weldhe den Gemeinden für ben Wereich ihres 
Gemeindebezirkes im öffentlichen Snterefie ob- 
ie Fi (8 31 der Kreidordnung vom 13. December 


). 

Bei diefer Lage der Gejehgebung kann in dem 
8 49**) des Buftändigfeitäg nur ber Aud⸗ 
drud des gefebgeberifgen edankens gefunden 
werden, daß, wo in einem Gutsbezirke eine Sub⸗ 
repartition der bemfelben als communalen Orga⸗ 
nismus obliegenden öffentlichen Leiftungen auf 
Grund der communalen öffentlid rechtlichen Zu⸗ 
gehörigkeit zu_demfelben, eine Communalſteuer⸗ 
erhebung ftattfindet, da auch das Verfahren in 
Gemäßheit des $ 49,**) die Rechtscontrolle im 
Bermwaltungsftreitverfahren, Play greifen jo. 

Demgemäß hat auch bisher dad Oberverwal⸗ 
tungögeriht in conftanter Praxis entſchieden. — 


14. Recurs in Schulſtener⸗Reclamatiensſachen. 


Der $ 3 des Gefeges vom 18. Juni 1840 — Geſ.⸗ 
Samml. S. 140%) — enthält keine Beſchränkung 
des fonft zuläffigen Inſtanzenzuges. Die Vor— 
arbeiten zu dem Gefeg ergeben unzweibeutig, daß 
die — nicht dahin gegangen iſt, über den In— 
Ranzenzug ſelbſt eine nene Beſtimmung zu treffen. 

jagegen ift die im $ 3 1. o. angeordnete ſechs⸗ 
wöchentliche }) Bräckufivfrift für alle auf Grund 
diefer Beitimmung einzulegenden Recurſe ohne 
NRüdfiht auf die Inftanz, in welcher dad Ber- 
fahren ſchwebt, maßgebend. 

Mit diefer Auslegung des Gefeges hat der Herr 
Minifter des Innern ſich einverftanden erflärt. 
ee = — ——— 

er Miniſter ber ge: en ꝛc. Angelegenheiten. 

von Deister S 
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15 betreffend bie Verjah bei 
Denen u jaben in beu — ver 
Holftein, Hannover uud Heffen-Rafen. 
Lom 12. April 1882.4) 


1. 

Das Geſetz vom 18. Le 1840 Aber die Ber- 
jährungsfriften bei öffentlichen Geſe tz⸗ 
Samml. S. 140)*) wird hinſichtlich der im 8 1% 
deffelben Begeihmeten, nit zu den Staatskaſſen 
fließenden, öffentlichen Abgaben auf die Provinz 
Hannover, fowie auf diejenigen Thelle der Pro⸗ 
vinzen Schlewig-Holftein und Hefien-Raffau aus- 
gedehnt, in welchen dafjelbe für Die Verjährung 
von Abgaben der gedachten Wirt bisher Weltung 


nicht gehabt hat. 
39,56 fi. 
et 
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82 
Für die zur Zeit vorhandenen Abgabenrückſtände 
beginnt die im 8 8 des e8 vom 18. Juni 
1840 feitgefehte Verjührungsfriſt von vier Jahren 
für den neuen Geltungsbereich des Geſetzes mit 
dem 1. Januar 1883. — — 


15b. 


Berlin, den 14. Auguſt 1882. 

Die betheiligten Behörben meines Reffort3 mache 
ich auf das in Nr. 21 Sette 297 der diesjährigen 
Geſetz⸗ Sammlung abgebrudte Geſetz vom 12. April 
er., betreffend die Berjägrungsfriiten bei öffent= 
lien Abgaben in den Provinzen Schleswig Hol⸗ 
ftein, Hannover und Heffen-Raffau, zur Nachachtuug 
und genauen Anweiſung ber nachgeordneten Be- 
börden, Kirchen⸗ und Schuloorftände — mit Bezug 
auf 88 1, 3, 5 unb 6 des Geſetzes vom 18. Juni 
1840 in Verbindung mit I 1 Abſatz 3 des Ge 
ſetzes vom 12. Juli 1876 — Gei.-Samml. S. 288 
Bad für die gefammte Unterrichts-Berwaltun; 

1881 ©. 638) — namentlich in Hinfiht au 
die davon mitbetroffenen Kirchen⸗ und Schulab- 

en ers ar Nam. 
w. ee a Mi 


16. 
Osuabrüd, den 20. October 1882. 
durch daß Gejeg vom 12. April d. 9. 
(Gef.-Sommi. ©. 297) das Geſetz vom 18. Juni 
4840 über die Verjährungsfriften bet öffentlichen 
Abgaben hinſichtlich der im $ 14 deſſelben bezeich- 
neten nicht zu den Staatslaſſen fliehenden üffent- 
lichen auf die Provinz Hannover 
— — er — 
ex n jenen Schulabgaben 
gende Anweilung ertgeilt: 


L 

Nach 3 1 des Geſetzes vom 18. Juni 1840 
müfjen Reclamationen gegen Schulabgeben ohne 
Unterfehieb, ob fie auf Ermäßigung ober gun 
Befreiung gerichtet find, binnen brei naten 
vom Tage ber Bekanntmachung der Heberolle, oder, 
wenn bie Abgabe im Laufe des Jahres auferlegt 
worden, binnen drei Monaten nad erfolgter Be- 
nachrichtigung von deren Vetrage, oder endlich, 
im alle eine difche Veranlagung und Uns 
fertigung von Heberolien nick ftattfindet, binnen 
der erjten drei Monate jedes Jahres, bei Der Be- 
hörde — das heißt beim Schulvorſtande 


— werden. 
Wird diefe Friſt verſäumt, fo erliſcht der Ans 


ſpruch auf Stewevermäßigung oder Befreiung, fo: 
wie auf Miderkattung das laufende Jahr. 
Mit Rüdficht Hierauf ift es von bejonderer 


Wichtigkeit, jtet3 den Beginn ber Dreimonatliden 
Reciometiondfrtit feftzuftellen, und da im biefigen 
Verwaltungsbezirke die Erh: vor Schulab⸗ 
gaben, mögen fo in Die Voranſchläge aufge 
nommen oder erſt im Banfe des Rechnungsjahres 
auferlegt werden, isberal auf Grund von Hebe⸗ 
liften erfolgt, jo haben fortan Die Schulvorſiände 
S Cie Fe imbefi 8 Tage lang öffen: 

. ten mimbeften® it= 
li zur Ernſicht ber Gchulgemeinbemitglieber aus- 


en, 





2. den Tag, an welchem bieje Auslegung bes 
ginnt, entweder durch ein öffentliches Blatt, ober 
in omberer ort3üblicher Weiſe vechtzeitig belannt 
zu machen, 

3, ein Exemplar des betreffenden öffentlichen 
Blattes oder eine Beſcheinigung über bie in fon« 
ftiger ortsüblicher Weiſe erfolgte Bekanntmachung 
zu den Schulvorftandsaeten zu bringen. 


I. 

Ueber die unter I erwähnten Reclamationen 
fteht die Entſcheidung zunächſt dem Schulvorftande 
u, und find die besfallligen ſchriftlich abzufaſſenden 

ntiheidungen dem Reclamanten duch die Poft 
zuzuftellen, aud die YZuftellungsurfunden zu den 
Schulvorſtandsacten zu bringen. 

Wird eine ſolche Reclamation ganz oder theil- 
weiſe zurüdgemwiejen, jo ift Dagegen nad) $ 3 bes 
Geſetzes vom 18. Juni 1840 der Recurd an dag 
Eonfiftorium binnen einer Bräclufivfrift von ſechs*) 
Wochen vom Tage der Belanntmahung des Be— 
ſcheides an gerechnet, zuläffig. 

Rad den fomgeniäh an 8 

den grmäß anzuwendenden 5 und 
6 bes Geſetzes vom 18. San 1840 findet eine 
ee von Samlabgaben — Ik — 
zu geringen Anſatzes ül nicht, im Fa 
ji Mebergehung aber nur ei das Jahr ſtatt, 
in welchem die Nachforderung geltend gemacht wird. 


IV. 

Nach 8 8 des Gejehes vom 18. Zuni 1840 ver⸗ 
jähren Schulabgaben mit dem Ablaufe von vier 
Jahren. Dieſe ae beginnt für bie 
zur Beit vorhandenen Schulabgabenrilditände nad 
$ 2 des Gefeßed vom 12. April d. I. mit dem 
1. Januar 1883. 


V. 

Da zu Folge unſeres Ausſchreibens vom 17. No⸗ 
vember 1876 — J. Rr. 2608 — das Rechnungs⸗ 
jahr für den Haushalt der Schulgemeinden ent- 
ſprechend dem ftaatlihen Etatsjahre auf die Zeit 
vom 4. April bis zum 31. März verlegt tft, fo 
erfolgt nad) & 1 deö Geſetzes vom 12. Juli 1876 
Geſ.Samml. ©. 288) die Berechnung der in bem 

ejepe vom 18. Zuni 1840 vorgejchriebenen Ver⸗ 
jährungzgfriften auch bezüglih der Schulabgaben 
— abgefehen von den unter IV erwähnten Rüd- 
ftänden — nicht nad) dem Kalenberjahse, fondern 
nad dem vom 4. April bis zum 31. März Taufen- 
den Rechnungsjahre. 

Königliches Katholiſches Eonfiftorium. 


An 
die Scähulvorftände des Conſiſiorlalbezirkes. 


Anbang. 
1. Gefeh vom 18. Juni 1840 über die Ver⸗ 
jührungsfrißen bei öffentlichen Abgaben. 

Wir ꝛc. verorbnen Über die Verjährungsfriften 
bei Üfenitigen Abgaben, worüber im &xjeg vom 
31. — Geſ.⸗Samml. ©. 250) eine be 
fondere Verordnung vorbehalten worben ift, an! 
den Antrag Unferes Staatsmintfteriums und ma 


9) Nach 5 46 des Gef. vom 1. Aug. 1883 (oben Bd. 155 
Ant. 1) binnen zwei Wochen Klage im Berwaltungsftreitserfahren. 
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erfordertem Gutachten Unferes Stantsratges, für 
den ganzen Umfang Unferer Monardjie, wie folgt: 

8 1. Neclamationen gegen directe Steuern, 
namentlich gegen Abgaben, welche nad) den Etats, 
Kataftern oder Jahresheberollen als Grundſteuer 
durch Ortserheber oder unmittelbar durch Unfere 
Kafjen von den Steuerpflicgtigen erhoben werden, 
ingleigen gegen die Klaffen- und Gewerbefteuer, 
fowie gegen diejenigen Abgaben, welche in Folge 
des $ 11 des allgemeinen Abgabengeje vom 
30. Mai 1820, als auf einem fpeciellen ehem 8- 
titel beruhend, zu entrichten find, müflen ohne 
Unterſchied, ob fie auf Ermäßigung oder auf gänz- 
liche Befreiung gerichtet find, binnen drei Monaten 
vom Tage der Bekanntmachung der Heberolle, 
oder wenn die Steuer im Laufe des Jahres auf- 
erlegt worden, binnen drei Monaten nad) seroldeen 
Benachrichtigung von deren Betrage, oder endlich, 
im Zalle eine periodiſche Veranlagung und An— 
fertigung von geberolen nicht ftattfindet, binnen 
den erſten drei Monaten jeded Jahres, bei der Be— 
hörde angebracht werden. 

Wird diefe Frift verfäumt, fo erlifcht der Anſpruch 
aufSteuer-Ermäßigung oder Befreiung, ſowie auf 
Rüderftattung, für das laufende Kalenderjahr. 

Iſt die Reclamation vor dem Ablaufe der Friſt 
angebradit, und wird ſolche begründet gehen, 
fo erfolgt die Ermäßigung oder gänzliche Befreiung 
für das laufende Jahr. Für verfloffene Jahre 
wird feine Rüdzahlung gewährt. 

Tritt eine ſolche Veränderung ein, wodurd die 
biöherige Steuerverpflihtung aufgehoben wird, fo 
muß davon der Behörde Anzeige gemadjt werden. 
Bis zu Ende des Monates, in welchem diefe An- 
eige erfolgt, fann die Entrichtung der Steuer ge- 
Pordert werden. 

82. Auf_Burüdzahlung 8 viel erhobener 
Eingangs-, Ausgangs- und Burdgangsabgaben, 
der in Folge der Bollvereinigungsverträge zu er- 
hebenden Ausgleichungsabgaben, der Branntiein-, 
Braumalzs, Mahl- und Schladhtfteuer, der Wein- 
moſt⸗ und Tabatsſteuer, der Rn jögelder, 
der Blei und Bettelgelder, der Wege, Brüden-, 
Fähr-, Waage» und Krahngelver, der Kanal, 
Schleuſen⸗, Schifffahrts⸗ und Hafenabgaben und 
der Niederlagegelder findet ein Anſpruch nur 
ftatt, wenn berjelbe binnen Jahresfrift, vom Tage 
der Verſteuerung an gerechnet, angemeldet und be— 
gründet wird. 

8 3. Wird in den Fällen der 88 1 und 2 die 
Reclamation ganz oder theilweife zurüdgemiefen, 
fo ift dagegen der Recurs an die Borges Be- 
hörde binnen einer Präcluſivfriſt von 6 Wochen,*) 
vom Tage der Bekanntmachung bes Beſcheides 
an gerechnet, zuläffig. Wendet fich der Reclamant 
an eine incompetente Behörde, fo a diefe das 
ae an bie competente Behörde abzu= 
geben, ohne da dem Reclamanten die Zwiſchen— 
zeit auf die Frift anzurechnen ift. 

4. In den Fällen, in welden nad) den be- 
ftehenden Geſetzen über die Steuerverpflichtung der 
Weg Rechtens nachgelafien ift,**) kann die Steuer 





nur von dem Anfange desjenigen Kalenderjahres 
an zurüdgeforbert werden, worin bie Klage an— 


*) of. 46 d. Gef. v. 1. Aug. 11 .I .D). 
FE pa as 
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gemeldet, oder worin vor ber Klage eine Recla- 
mation bei der Verwaltungsbehörde eingereicht 
worden Y 

R 5. ine Nachforderung von Grundfteuern ift 
uläffig ſowohl bei gänzlicher — — als 
ei zu geringem Anſatze, in beiden Fällen aber 
nur Hr das Kalenderjahr, worin die Rachforberung 
geltend gemacht wird. 

8 6. Die Nachforderung von Klaſſen-, Gewerbe⸗ 
und perfönliden, auf bejonderen Titeln beruhen- 
den Steuern findet im Fall gänzlicher Uebergehung 
nad den im $ 5 enthaltenen Regeln jet im 
Falle eines zu geringen Anſatzes fällt bei dieſen 
Steuern jede Nachforderung weg, jedoch unbe 
fchadet der gejeglihen Wiederumlage bei Gewerbe⸗ 
fteuergefellfchaften, welche nad) Mittelfägen fteuern. 

87. Bei den im 8 2 erwähnten indirecten 
Steuern kann der Betrag deſſen, was zu menig 
oder gar nicht erhoben worden ift, nur binnen 
einem Jahre, vom Tage des Eintrittö der Zahlungs⸗ 
berpflichtung an gerechnet, nachgefordert werben. 

8 8. Bur Hebung geftellte directe oder inbirecte 
Steuern, welde im Rüditande verblieben oder 
erebitirt find, verjähren in vier Jahren, von dem 
Ablaufe des Zahres an gerechnet, in weldes ihr 
Bahım termin fällt. 

ie Serjährung wird durch eine an ben Steuer- 
pflichtigen erlafjene Aufforderung zur Bahlung, 
fowie durch Verfügung der Execution, oder durch 
bewilligte Stundung der Steuer unterbrochen. 

Iſt nad) Wblauf des Jahres, in welchem bie 
legte Aufforderung zugeitellt, Erecution verfügt 
mworben, oder bie bewilligte Friſt abgelaufen, ſo 
beginnt eine neue vierjährige Berjährungsfrift. 

8 9. NReclamationen gegen Steuern, welche vor 
Publication dieſes Geſetzes entrichtet worden find, 
fowie Nachforderungen wegen Steuern aus biejer 
Beit, müffen, bei Verluſt des Anſpruches, binnen 
SZahresfrift nad) Publication diefes Gefeped geltend 
gemacht werden. 

Für die zur Beit der Publication dieſes Geſetzes 
vorhandenen Steuerrüdftände beginnt die $ & feit- 
gejegte vierjährige Verjährungsfrift mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1841. 

$ 10._ ft in ber — * Entrichtung der 
janzen Steuer oder eines Theiles derſelben eine 

ontravention gegen die Steuergefege enthalten, 
fo verjährt die Nachforderung nur gleichzeitig mit 
der gejeglichen Strafe. 

8 11. Die in diefem @efege feitgeftellten Friſten 
laufen auch gegen minberjährige und bevormundete 
Berfonen, jowie gegen moraliiie Berfonen, denen 
gejeßlich die Rechte der Minderjährigen zuftehen, 
ohne Zulafjung der Biebereinfegung in den vorigen 
Stand, jedoch mit Vorbehalt des Üegrefies gegen 
die Vormünder und Verwalter. f 

8 12. Durd den Ablauf der Verjährungsfrift 
wird ber Steurrpfligtige von jebem ferneren 
fpruche, ſowohl des Staates als der Steuerbeanten 
und der Steuerfocietäten befreit. 

813. Wegen der Verjährung ber Stempel- 
fteuer und der Reclamationen in Betreff biejer 
Steuer, nicht minder wegen ber Hypothelen⸗ und 
Gerichtöfchreibergebühren in der Rheinprovinz 
bleibt es bei den beſiehenden u 


chriflen 
8 14. Diejes Gejeg findet auch auf öffentliche 
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Abgaben, welche nicht zu Unferen Kaffen fliehen, 
fondern an Gemeinden und Corporationen, ſowie 
an ſtädiſche Kaffen ge enteigien oder als Pro- 
vinziale, Bezirls⸗ is⸗ oder GemeindesLaiten, 
oder zur Unterhaltung öffentlicher Anftalten aufs 
ubringen find, fowie auf die mit Einziehung 
Bier Abgaben beauftragten Beamten Anwendung. 
8 15. Alle frühere göiesliäe Vorſchriften über 
die im gegenwärtigen Gejege enthaltenen @egen- 
ftände, werben hierdurch aufgehoben. Urkundlich zc. 
(Gefj.-Samml. 1840 ©. 140.) 


II. Geſetz über die allgemeine Laubesverwaltum; 
vom 80. Juli 1888. (Gef.-Samml. ©. 196.79) 


Dritter Titel. 
Berfahren. 
1 Abjgnitt. 
Allgemeine Vorfhriften: 

8 50. Dad Geſetz beſtimmt, in welcher Weiſe 
Verfügungen (Beiceide, Beſchlüſſe) in Verwai⸗ 
tun; en angefochten werden können. gu erften 
Anfehtung dienen in der Regel die Beſchwerde 
ober die Klage im Verwaltungsftreitverfahren. 

Die Beſchwerde ift ausgefchloffen, ſoweit das 
Berwaltungsftreitverfahren zugelaffen ift, vorbe- 
er abweichender befonderer Beftimmungen 

es etzes. 

— bleibt in allen Fällen die Befugniß 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde, innerhalb ihrer 
geſetzlichen Zuſtändigkeit Verfügungen und An— 
ordnungen der nadgeorbneten Behörden außer 
Kraft zu fegen oder diefe Behörden mit An— 
weifungen Ei verfehen. 

51. ®o bie dr für die waste der 
Beſchwerde gegen Beihlüffe des Kreid-, Stadt 
Ausichuffes, des Bezirisausſchuſſes oder des Pro- 
vinzialraths ober der Klage beziehungsweiſe des 
Antrags auf mündliche Verhandlung im Xer- 
waltungäftreitverfahren eine andere als eine zwei⸗ 
wöchentliche gt vorſchreiben, beträgt die Frift 
fortan zwei Boden. — — 

$ 52. Die Friſten für die Anbringung der Be- 
ſchwerde ımd der Klage, beziehungsweife des Ans 
tags auf mündliche Verhandlung im Berwaltungs- 
ftre end — fowie alle Sriften im Verwaltungs⸗ 
Bam ahren find prächufiviih und beginnen, 
jofern nicht die Gefege Anderes vorſchreiben, mit 
der Buftellung. Für die Berechnung der Sriften 
find die bürgerlichen Broceßgefehe maßgebend.**) 
Bezüglich der Beſchwerde Tann die angerufene 
Behörde in Fällen unverfchuldeter Friftverfäumnig 
Seiebereinfepung in den vorigen Stand gewähren. 
Für eine im Verwaltungsftreitverfahren zu ge— 
währende Wiedereinfegung in den vorigen Stand 


find lediglich die für das Werwaltungaftreitver- ſich 


Ob. 1 84) abgebr. 
1 Gioliptserhorbmung — — En 
: Berechnung einer Friit, welche nad) Tagen beftimi 
IR, wirb ber Toy nigt nehmt, 5 der Zeitpunkt 
ober das Greignii jan, nad 
richten foll — . Eine 
Monaten beftimmt if, enbigt mit Ablauf besjenigen 
Tepten Woche ober beb Iepten Monats, welcher burd feine Ber 
nennung ober Zahl bem Tage entipriät, an welchem di Bei bes 
—* fehlt dieſer Tag in dem Ichten Monat, jo enbigt bie 
ze * en * — di ai — — 
Iner auf einen ol emeinen 
fo endigi ey mit Wblanf des —E ge © 


jen ober 





fahren beſonders getroffenen Beſtimmungen maß- 
gebend. (8 112). 

$ 53. Die Anbringung der Beſchwerde, ſowie 
der Klage beziehungsmweife des Antrags auf münd- 
liche Verhandlung im Berwaltungsftreitverfahren, 
bat, fofern nicht die Gejehe Anderes vorſchreiben, 
aufichiebende Wirkung. Verfügungen, Befcheide, 
Beichlüffe können jedoch, auch wenn diefelben mit 
der Beſchwerde, ober mit der Klage, beziehungs⸗ 
weiſe dem Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Berwaltungsftreitverfahren angefochten find, zur 
Ausführung gebradt werben, fofern letztere nad) 
dem Emee ber Behörde ohne Naqtheil für 
dad Gemeinweſen nicht ausgefegt bleiben Tann, 
vorbehaltlich, der Beftimmungen im 8133 Abſatz 3 
dieſes Geſehes.* 

8 54. Das Verfahren des Kreis⸗ (Stadt) Aus- 
ſchuſſes und des Bezirks⸗Ausſchuſſes in Angelegen⸗ 
beiten der Allgemeinen Landesverwaltung ift ent⸗ 
weder das Bermaltungsftreitverfahren oder das 
Beſchlußverfahren. 

Das Berwaltungsftreitverfahren tritt in allen 
Angelegenheiten ein, in welchen bie Geſetze von 
der Entigelbung in ftreitigen Verwaltungsſachen 
oder von der Erledigung ber Angelegenheit im 
Streitverfahren oder durch Endurtheil oder von 
der Klage bei dem Kreis-Ausfchuffe, dem Bezirks⸗ 
Ausſchuſſe oder einem Verwaltungsgerichte fprechen 
ober wo fonft dies Verfahren gefeglich vorge- 
ſchrieben tft. In allen andern Angelegenheiten 
tft das Verfahren des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes 
und des Bezirks⸗Ausſchuſſes das Beſchlußverfahren. 
Das Oberverwaltungsgericht verführt nur im Ver⸗ 
waltungsftreitverfahren, ber Provinzialrath nur 
im Beichlußverfahren. 

$ 55. Der Vorfigende bed Kreis- (Stadt) Aus- 
ſchuſſes, des Bezirks⸗Ausſchuſſes und des Provin⸗ 
ialrathes beruft das Collegium, leitet und beauf⸗ 
Fotigt ben Seihäftsgen, und forgt für die prompte 
Erledigung der Geſchäfte. Er bereitet Die Be- 
ſchlüſſe der Behörde vor und trägt für deren Aus- 
führung Sorge. Er vertritt die Behörde nad 
außen, verhandelt Namens derjelben mit anderen 
Behörden und mit Privatperfonen, führt den 
Schriftwechſel und zeichnet alle Schriftftüde Namens 
der Behörde. 

8 56. Soweit Geihäftsgang und Verfahren des 
Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes, des Bezirks⸗Ausſchuſſes 
und des Provinzialraihes nicht durch die nadj= 
ftehenden oder befondere gefepliche Beltimmungen 
geregelt find, werben biefelben durch Regulative 
geordnet, welche der Minifter des Innern erläht.**) 


8 57. Die örtliche guttändigtett für das Ber- 
waltungsftreit- und Beſchlußverfahren beftimmt 


"Gutänfigein efer Sufang if 

uftändig in eriter an; 

1) in Angelegenheiten, weldhe ſich auf Grund» 
ftüde beziehen, die Behörde der pelegenen Sadıe; 

2) in allen fonftigen Fällen die Behörde deö- 
jenigen Bezirks (Kreis, Regierungsbezirk, Provinz), 


*) Betrifft bie Bollftredung von Haftftrafen. 

) Bergl. die Regulative für ben Geihäftsgang und bas Ver⸗ 
fahren bei ben Provinzialräthen, Betrtss Ausfhüflen unb ben 
Kreiß:Ausihüffen — (Gtabt-Ausihuß, Magiftrat) Im eier 
bereich ber Iorbnung v. 13. Decht. 1872 — v. 28. Febr. 1 
im Miniferiatbl. d. 1. V. 1884 &. 36, 37, 41 fi. 


584 Neclamation, Einfpruch, Verwaltungsklage, 


in weldem die Berfon wohnt oder bie Eorpora- 
tion beziehungsweiſe öffentliche Behbrde ihren 
hat, welche im Verwaltungoſtreitverfahren in 
Anfpruch genommen wird oder auf deren Ange: 
legenheit ſich die Beihlußfaffung bezieht. Wenn 
bie Corporation oder Behörde ihren Sig außer⸗ 
De ihres räumlichen Bezirks hat, tft diejenige 
ehörde zuftämbig, welcher diefer Bezirk angehört. 
Bezüglich des Communalverbandes der Provinz 
Brandenburg ift ber Bezirks⸗Ausſchuß zu Potsdam 
zuſtändig. 
8 58. Sind bie Grundftücke in mehreren Be— 
irfen gelegen, ober ift es zweifelhaft, zu mel 
Bat fie gehören, fo wirb bie zuftänbige Be— 
e: 
K 4) für das Verwaltungsftreitverfahren durch den 
Sezirks⸗ Ausſchuß und wenn die Grundftüde 
in verfchtebenen Regierungsbezirken Liegen, 
durch das Oberverwaltung a 
2) für das Beſchlußverfahren burch den Regie: 
tungspräfidenten, ben Oberpräfidenten ober 
den Minifter bes Innern, je nachdem bie be- 
treffenden Bezirke demjelben Regierungsbe— 
it, derſelben Provinz, aber verſchiedenen 
eglerungsbezirken, oder verſchiedenen Pros 
vinzen angehören, 


enbgültig beitimmt. 

Saffelbe findet ftatt, wenn die Perfonen ober 
Corporationen, deren Angelegenheit ben Oegen 
ftand ber Entigeibumg oder —— — bildet, 
in mehreren Bezirken wohnen oder ihren Sig 
haben. 


8 59. bei einer Aingelegenbeht, melde zur 
uftändigleit bes Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes ge 
rt, die betreffende Kreiscorporation (Stadtge- 

meinde) als ſolche betheiligt, fo wird: 

4) für das Berwaltungsftreitverfahren von dem 

ezirks⸗Ausſchuſſe, und wenn ein Stadtkreis 
betbeiligt ift, von dem Dberverwaltungägertiit 

2) für dad Beſchlußverfahren von dem dtegie— 

tungspräfidenten, für Berlin von dem Ober 
Bräfidenten 

ein anderer Kreis oder Stabt-Ausfhuß mit der 
Entſcheidung ober Beitubfaffung beauftragt.*) 
8 60. Die Bollitredung im Berwaltungsftreitver- 

jehren und im Befhlußverfahren erfolgt im Wegedes 

maltungsamungäberiahzend. Die Vollftredung 
wird Namens der Behörde, welche in der erften In⸗ 
fan entſchieden, bezw. bejchloffen hatte, von Deren 

orhpenben verfügt. Ueber Bejchwerben gegen Ber- 
fügungen des Vorligenben entſcheidet die Behörde. 

Degen die Entfcheidung ber Behörde findet inner- 

Halb zwei Wochen die Beſchwerde an die im In: 

ſtanzenzuge zunächſt höhere Behörde ftatt. 

Die — der letzteren ift endgültig. 
I. Abſchnitt. 
Berwaltungsftreitverfahren. 

1. Bon der Ausſchließung und Ablehnung 
der Gerichtsperſonen. 

8 61. Die Beftimmungen ber bürgerlichen 
Proceßgeſetze über Ausſchließung und Ablehnung 
ber Gerihtöperjonen finden für das Verwaltungs 
ftreitverfahren finngemäße Anwendung. **) 


*) of. oben Rr. 2b. a. €. 
) cf. 5 41 fi. der Glollpzocehorbnung v. 30. Jommar 1877. 














Berfährung bei Schulbeiträgen. 8 302. Und. IL 


Aus der innerhalb feiner Zuftändigkeit geübten 
amtlichen Thätigkeit des Landraths bezichunges 
weiſe des Regierungspräfidenten darf kein Grund 
zur Ablehnung deffelben wegen Veſorgniß der Be- 
fangenheit entnommen werben. 

8 62. Ueber das Bibiehnungagehad) befchlieht 
dad Gericht, welchem ber Abgelehnte angehört, 
und wenn ber Borfihende des dr, Stadt: oder 
Bezirks⸗ Ausſchuffes abgelehnt werben foll, das 
nädjfte 337 Gericht. 

Der Beſchluß, durch welchen das Geſuch für 
begründet erflärt wird, iſt endgültig. Wird das 
Schıs für unbegründet erflärt, jo ſteht der mit 
demfelben zurüdgemiefenen Partei innerhalb zwei 
Boden die Beſchwerde an das im Snftanzenzuge 
zunächſt Höhere Gericht zu. Daß legtere enticheidet 
enbgültig. Die Verhandlung über die Ablehnung 
erfolgt in nicht öffentlicher Sitzung. Das im 
Inftanzenzuge zunächft vorgefegte Gericht ent- 
ſcheidet des Teiden endgültig und beftimmt das 
auftänbige jericht, wenn das Gericht, dem das 
ausgeſchloſſene oder abgelehnte Mitglied angehört, 
bei deſſen ausleihen beſchlußunfählg wird. 

2. Bon dem Verfahren in erfter Inftanz. 
8 63. Die Klage ift bei dem zuftändigen Gerii 
ſchriftlich einzureigen. Die Klage beim Kreis— 
Ausſchuſſe kann zu Protocol erklärt werden. In 
der Klage ift ein beftimmter Antrag zu ftellen 
und find die Perſon des Beflagten, der Gegenftand 
des Anſpruchs, fowie die den Antrag begrüindenden 

Thatſachen genau zu bezeichnen. 

8 64. Stellt ie der erhobene Anſpruch fofort 
als rechtlich unzuläffig oder unbegründet heraus, 
fo kann die Klage ohne Weiteres durch einen mit 
Gründen verfehenen Beſcheid gurädtgeisiefen werben. 

Scheint der erhobene Anſpruch Dagegen rechtlich 
begründet, fo fann dem Bellagten ohne Weiteres 
durch einen mit Gründen verjehenen Beſcheid die 
Klagloßftelung des Klägers aufgegeben werden. 

mens bed Kreis-Ausfchuffes fteht auch dem 
Vorfigenden deffelben, Namens bes Bezirks⸗Aus⸗ 
ſchuſſes auch dem Vorfigenden deſſelben im Ein- 
verftändnig mit den ernannten Witgliebern der 
Erlaß eines ſolchen Beſcheides zu. 

In dem Beſcheide ift den — BE eröffnen, 
daß fie befugt feien, innerhalb zwei Wochen, vom 
Zage der Buftellung ab, entweder die Anberaumung 
der mündlichen Verhandlung zu beantragen ober 
dasjenige Rechtsmittel singulegen, welches zuläffig 
wäre, wenn ber Beſcheid als Entſcheidung des 
Eollegiums ergangen wäre. 

Wird mündliche Verhandlung beantragt, fo 
muß diefelbe zunächſt ftattfinden. 

Hat einer der Bethelligten mündliche Verhand⸗ 
Tung beantragt, ein anderer dad Rechtsmittel ein- 
il t, fo wird nur dem Antrag auf mündliche 

erdandlung ftattgegeben. 

Wird weder mündliche Verkand! beantragt, 
noch das Rechtsmittel eingelegt, fo gilt ber Beicheid 
als endgültiges Urtheil. 

8 65. Wird ein Beicheld nad) den Beftimmungen 
des $ 64 nicht erlaffen, fo tft die lage dem Be- 
Hagten mit der Aufforderung Auguferiigen, feine 
Gegenerflärung innerhalb einer, von einer bis zu 
vier Wochen zu bemeffenden Frift — en 


ö 
zureichen. Wenn das Verfahren bei dem Kreis⸗ 
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Ausſchuſſe anhü iſt, fo kann bie Gegen⸗ 
erllärung auch — erklärt werden. 

Die Friſt kann in nicht ſchleunigen Sachen der 
Regel nach nicht über zwei Wochen verlängert 
werben. Die —— des Beklagten wird 
dem Kläger zugeſertigt. 

8 66. Allen Schriftitüden find die ald Beweis- 
mittel in Bezug genommenen Urkunden im 
Driginal sder in Abichrift beizufügen. Bon allen 
Schriftftüden und deren Anlagen find Duplicate 
einpureichen: 

8 Gericht kann geeigneten Falls geftatten, 
daß ftatt der Einreihung von Duplicaten die An⸗ 
lagen jelbft zur Einſicht der Beteiligten in feinem 
Geihärtslocele offen gelegt werden. 

8 67. Iſt mweber vom Kläger noch vom Be— 
Magten die Anberaumumg der mündlichen Ver— 

ng ausdrücklich verlangt, fo kann das Ge— 


dlu 
ker pr ohne folge Verhandlung ſchon auf Brund | di: 


der Erklärung der Parteien feine Enticheidung in 
der Form eines mit Gründen verjehenen Beſcheides 
fällen. Dabei gelten bie Beftimmungen ber Ab⸗ 
füge 4 bis 7 bed 8 64. 

& 68. Hat dagegen aud nur eine Partei die 
Anberaumung ber mündlichen Verhandlung ge- 
fordert, oder erachtet bad Gericht eine — fir 
erforberlih, fo werben die Parteien zur münd- 
lichen erhandlung unter der Verwarnung ge- 
laden, daß beim Ausbleiben nad, Lage der Ber- 
bandlungen werde entfchieben werben. 

Das Bericht Tann zur Aufklärung des Sad- 
verhältniffes das perſönliche Erfcheinen einer 
Partei anordnen. 

Den Parteien fteht es frei, ihre Erflä en, 
aud ohne dazu bejonberd aufgefordert zu fein, 
vor dem Termin jchriftlih einzureichen und zu 
srgängen. Das Duplicat folder Erklärungen I 
der Gegenpartei zuzufertigen. Kann dies nicht 
mehr vor dem Termin zur mündlichen Berhand- 
lung bewirkt werben, fo iſt der wejentliche Inhalt 
ee in diefer Verhandlung mitzus 

eilen. - 

8 69. Wo die Geſetze zur Einleitung des Ber- 
waltungsftreitverfahreng Hart ber lage den An⸗ 
iag auf münblide Verhandlung im Bermaltungs- 
fteeitverfahren geben, erfolgt auf den Antrag ohne 
Weiteres die Borladung der Parteien zur mimb- 
lichen Berhandlung. 

Der Anirag muß Alles enthalten, wad nad 

63 für ben Klageantrag erfordert wird, ſoweii 

affelbe nicht ans ben Vorverhandlungen bei ber 
Behörde ſich ergiebt. 

$ 70. Das t kann auf Antrag ober von 
Amtswegen bie dung Dritter, deren Intereſſe 
durch die zu erlaffende Entfcheidung berührt wird, 
verfügen. Die Entfheidung tft in dieſem Falle 
[".] Beigeladenen — gültig. 

$ 71. Sm ber mündlichen Verhandlung find 
die Parteien oder ihre mit Vollmacht verfehenen 
—— ihre thatfächlichen ober vedit- 

e en ol 
lichen Wusführungen ergänzen ober berichtigen 
und bie lage abändern, infofern durch die Ab- 
änderung nad) dem Ermeſſen des Gerichts dad 
Bertgeidigungärcht der rtei nicht ges 
ſchmalert ober eine erhebliche Werzögerung bes 
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Verfahrens nicht herbeigeführt wird. Sie haben 
fämmtlihe Beweismittel anzugeben und foweit 
dies nicht bereits gefchehen, die ſchriftlichen, ihnen 
zu Gebote ftehenden Beweismittel vorzulegen; 
auch können von ihnen Zeugen zur Bernehmung 
vorgeführt werben. 

Der Vorfigende des Gericht Hat dahin zu 
wirken, daß der Sachverhalt vollftändig aufgeklärt 
und die jachdienlichen Anträge von den Parteien 
geitellt werden. 

Er kann einem Mitgliede des Gerichts geftatten, 
da8 Fragerecht auszuüben. 

Eine Trage ift zu ftellen, wein das Gericht 
diefe für angemeffen erachtet. 

$ 72. Die mündliche Verhandlung erfolgt in 
öffentlicher Sigung des Gerichts. Die Oeffentlich⸗ 
teit Tann durch einen öffentlich zu verkündenden 
Beſchluß ausgeichlofen werben, wenn das Gericht 
es aus Gründen des öffentlichen Wohls ober der 
Sittlichkeit für angemeſſen eradjtet. 

Der Vorfigende kann aus ber öffentliden Sitz— 
ung jeben Bubörer entfernen laſſen ber Beiden 
des Beifalls oder Mißfallens giebt, oder Störung 
irgend einer Art verurfadt. 

Parteien, Beugen, Sachverftändige, welche den 

ur Wufrechterhaltung der Ordnung erlafienen 

jefehlen des Borjipenden nicht gehorchen, können 
auf Veichluß des Gerichts aus dem Sigungszimmer 
entfernt werden. Gegen die bei der Verhandlung 
betheiligten Perſonen wird fodann in gleicher 
Weiſe verfahren, wie wenn fie ſich freimillig ent 
fernt hätten. 

$ 73. Die Parteien find in ber Wahl der 
von ihnen zu beftellenden Bevollmächtigten nicht 
beſchränkt. 

Das Gericht kann Vertreter, welche ohne Rechts⸗ 
anwälte zu fein, die Vertretung vor dem Gericht 
neihäftsmäßig betreiben, zurüdmeifen. Eine 
Anfehtung Diefer Anordnung findet nicht ftatt. 
Gemeindevorfteher, welche als ſolche legitimirt find, 
bedürfen zur Vertretung ihrer Gemeinden einer 
befonderen Vollmacht nicht. 

$ 74. Liegt einer öffentlichen Behörde als 
Bartei die Wahrnehmung des öffentlichen Inter- 
eſſes ob, jo kann auf deren Antrag der Regierungs- 
Fräfident für die mündliche Werhandlung vor 
dem BezirtBausfhuffe und der Reffortminifter 
für die mündliche Verhandlung vor dem Ober- 
verwaltungägerichte einen Commifjar zur Ver— 
tretung ber Behörde beftellen. 

Der Regierungspräfident beziehungsweiſe ber 
Refjortminiiter ann in geeigneten Fällen auch ohne 
Antrag einer Partei einen befonderen Commiflar 
zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes für 
die mündliche Berhandlung beſtellen. Der Com⸗ 
mifler tft vor Erlaß des Endurtheil® mit feinen 
Ausführungen und Anträgen zu hören. 

Der So ende des Ber (Btedt-) Kusfchuffes 
beziehungswelſe des Bezirksausſchuſſes und ber 
Reflortminifter hat behufs der erforderlichen Wahr⸗ 
nehmung des öffentlichen Intereſſes einen Com- 
miffar_zu beftellen, wenn das &ejeh die öffentliche 
Behörde, melde die Rolle des Klägers oder des 
Beklagten wahrzunehmen hat, nicht bezeichnet. 

$ 75. Die mündliche Ber! — erfolgt unter 
Zuziehung eines vereidigten Protocollführerd. Das 
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rotocoll muß die weientlihen Hergänge der Ver⸗ 
andlung enthalten. Dafielbe wird von bem Bor- 
genden und dem Protocollführer unterzeichnet. 

8 76. Das Gericht ift befugt, — geeigneten 
Falls ſchon vor Anberaumung der mündlichen 
Verhandlung — Unterfuchungen an Ort und Stelle 
zu veranlaffen, Zeugen und Sachverſtändige zu laden 
und eiblid zu vernehmen, überhaupt den angetre- 
tenen oder nad) dem Ermefjen des Gerichis er- 
forberlichen Beweis in vollem Umfange zu erheben. 

$ 77. Das Geriht kann die Bewelserhebung 
durch eined feiner Mitglieder oder erforberlichen 
Falls durh eine zu dem Ende zu erfuchende 
fonftige Behörde bewirken laſſen. Es kann ver- 
ordnen, daß die Beweiserhebung in ber münd- 
lien erhandlung ftattfinden foll. 

Die Beweisverhandlungen find unter Buziehung 
eines vereidigten oder von der betreffenden Be- 
hörbe durd) Handichlag zu verpflichtenden Protocoll⸗ 
führer aufzunehmen; die Parteien find zu den⸗ 
jelben zu laden. 

$ 78. Hinfichtli der Verpflichtung, fi als 
Bel oder Sachverſtändiger vernehmen zu laſſen, 
omie hinſichtlich der im alle des Ungehorfams 
zu verhängenden Strafen kommen die Beftimmungen 

er bürgerlichen Prozeßgeſeze mit der Maßgabe 
zur Aumendung, dag im Yalle des Ungehoriams 
die zu erfennende Geldbuße den Betrag von 150 M. 
nicht überfteigen darf. 

jegen die eine Strafe ober die Nichtverpflich- 
tung des Beugen oder Sachverſtändigen aus— 
ſprechende Entfheidung fen den Betheiligten inner- 
halb zwei Wochen die Beichwerde an das im 
Imftanzenzuge zunächſt vorgefetzte Gericht, gegen 
die in zweiter Inftanz ergangene Entſcheidung des 
Bezirsausfchuffes die weitre Beſchwerde an das 
Oberverwaltungsgericht zu. 

$ 79. Das Gericht hat nad; feiner freien, aus 
dem ganzen Inbegriffe der Verhandlungen und 
Berete geihöpften Ueberzeugung zu enticheiden. 
Beim Ausbleiben der betreffenden Partei oder in 
Ermangelung, einer Erklärung berjelben können 
die von der Gegenpartei vorgebrachten Thatſachen 
für zugeftanden erachtet werden. Die Entſcheidungen 
dürfen nur die zum Streitverfahren norgeiobenen 
Parteien und die in demſelben erhobenen Anſprüche 


beiseen. R 
$ 80. Die Entfheidung kann ohne vorgängige 
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung er« 
laffen werben, wenn beide Theile auf eine ſolche 
ausdrücklich verzichtet haben. 

$ 81. Die Verkündigung der Entigelbung er⸗ 
folgt der Regel nach in öffentlicher Sitzung des 
Gerichts. Eine mit Gründen verſehene Aus- 
fertigung der Entſcheidung iſt den Parteien und, 
fofern ein befonderer Commiſſar zur Wahrnehmung 
des öffentlichen Intereſſes beftellt war (8 74 Abſ. 2), 
gleichzeitig aud) Diefem zuzuftellen. Dieje Zuftellung 
gemügt, wenn die Berfündigung in öffentlicher 

itzung nicht erfolgt ift. 


3. Bon dem Verfahren in ben weiteren 
Anftanzen nud von der Wiederaufnahme 
des Verfahrens. 
$ 82. Gegen bie in ftreitigen Verwaltungsſachen 
ergangenen Endurtheile der Kreisausfhüfle und 
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gegen die Beſcheide in den Fällen der 6564 und 67 
ſteht, ſoweit nicht gemäß befonderer geleöliher 
Vorſchrift diefe Urtheile endgültig oder Die gegen 
diefelben ftattfindenden Rechtsmittel in abweichender 
Weiſe geregelt find, den Parteien und, aus Gründen 
des öffentlichen Intereſſes dem Vorſitzenden bes 
—— die Berufung an den Bezirksaus⸗ 
uß zu. 

Wil der Vorſitzende bes Kreisausſchuſſes gegen 
eine Entfheidung des letzteren die Berufung ein- 
legen, fo hat er dies fofort zu erklären. Die Ver- 
lündigung der Entſcheidung bleibt in diefem Falle 
einftweilen, jedoch längſtens drei Tage ausgeſetzt. 
Sie erfolgt mit der Eröffnung daß im öffentlichen 
Interefie die Berufung eingelegt worden fei. Iſt 
die Verkündigung ohne dieſe Eröffnung erfolgt, 
fo findet die Berufung tm öffentlichen Antereife 
nicht mehr ftatt. Die Gründe der Berufung find 
den Parteien zur ſchriftlichen Erflärung innerhalb 
der im $ 86 gedachten Friſt mitzutheilen. Nach 
Ablauf diefer Friſt find die Verhandlungen dem 
Bezirksausſchuſſe einzureichen und die Parteien 
biervon zu benachrichtigen. 

$ 83. Gegen bie in ftreitigen Berwaltungsfacdhen 
in erfter Inſtanz ergangenen Endurtheile der 
Bezirksausſchüſſe und gegen die Beſcheide in den 
Fällen der $$ 64 und 67 fteht, foweit nicht ge= 
mäß befonderer gefeglicher Vorfchrift Diefe Urtheile 
end; üftig oder die gegen biejlben ftattfinbenben 
Redtsm ttel in abweichender Weiſe geregelt find, 
den Parteien und aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes dem Vorfigenden des Bezirksausſchuſſes 
die Berufung an dad Oberverwaltungsgericht zu. 

Das Recht der Berufung des Vorfigenden findet 
in den Formen ftatt, melde in $ 82 Abf. 2 
vorgeſchrleben find. 

8 84. Die Vertretung der aus Gründen bes 
öffentlihen Intereſſes von dem Vorſitzenden des 
Kreisaudfchuffes oder des Bezirksausſchuſſes ein- 
gelegten Berufung erfolgt vor dem Bezirksausſchuß 
durh_ben von dem Regierungspräftdenten, vor 
dem Oberverwaltungsgericht dürch ben von dem 
Reffortminifter zu beftellenden Commiſſar. 

$ 85. Die Frift zur Einlegung der Berufun; 
beträgt vorbehaltlich der Beitimmungen ber 88 
ER ‚ 83 Abf. 2 und 157 dieſes Geſetzes zwei 

jochen. 


8 86. Innerhalb der im 8 85 gedachten Frift 
ift, bei Verluſt des Rechtsmiltels, die Berufung 
bei dem Gerichte, gegen deſſen Entſcheidung dieſelbe 
richtet iſt, jchriftlich anzumelden und zu redht- 


gen. 

Das Gericht prüft, ob die Anmeldung rechtzeitig 
erfolgt ift. Iſt died der Fall, fo wird die Be— 
rufungsſchrift mit ihren Anlagen der Gegenpartei 
ur ſchriftlichen Gegenerflärung innerhalb einer 

eftimmten, von einer bis zu vier Wochen zu ber 
mefjenben Friſt zugefertigt. 

Zur Rechtfertigung der Berufung, fowie zur 
Gegenerklärung Kann in nicht ſchleunigen Sachen 
eine angemefjene, der Regel nad nicht über 
awei Wochen zu erftredende Nachfriſt gewährt 
werben. 

Iſt die Friſt verfäumt, fo ift die Berufung 
ohne Weiteres durch einen mit Gründen verfehenen 
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Beſcheid zurüdzumeifen. Namens des Kreisaus- 
ſchuſfes fteht auch dem Vorfigenden, Namens bes 
Bezirksausſchuſſe dem Borfigenden im Einver- 
ftändniffe mit den ernannten Mitgliedern der 
Erlaß eined folden Beiheides zu. In dem— 
felben ift dem Berufungsfläger zu eröffnen, daß 
ihm innerhalb zwei Wochen vom Tage ber Zur 
ftellung an die Beſchwerde an das Berufungs- 
gericht zuftehe, widrigenfalls e8 bei dem Beſcheide 
derbleibe. 


$ 87. Der Berufbellagte kann ſich ber Be— 
rufung anſchließen, jelbft wenn bie Berufungsfrift 
verftrichen ift. 

8 88. Nach Ablauf der Frift find die Verhand⸗ 
lungen dem Berufungsgerichte einzureichen. Die 
Parteien find Hiervon unter abſchriftlicher Mit- 
theilung der eingegangenen Gegenerklärungen zu 
benachrichtigen. 

8 89. Bezüglich der von einer Partei eingelegten 
Berufung findet die Beftimmung bes $ 67 für 
das Berufungsgericht entſprechende Anwendung 
mit der Maßgabe, daß gegen den Beſcheid nur 
der Antrag auf mündliche Berhandlung zuläffig ift. 

Die Abänderung der durch Berufung ange 
fochtenen Entfheidung findet nur nad) vorgängiger 
Unberaumung ber mündlichen Verhandlung hat. 

8 90. Die Ladung der Parteien zur münd⸗ 
lien Berhanblun, erlolge unter ber Verwarnung, 
daß beim Ausbleiben nad) Lage der Verhandlungen 
werde entjchieben werden. In gleicher Weiſe er- 
folgt in den Fällen der Berufung aus Gründen 
des öffentlichen Intereſſes die Ladung bed zur 
Vertretung beffelben bejtimmten Commillard. Das 
Gericht kann zur Aufllärung des Sachverhältniſſes 
das perfünlige Erfcheinen einer Partei anordnen. 

$ 9. Iſt die Berufung vou dem Vorſitzenden 
des Sreisausfchuffes, oder des Bezirksausſchuſſes 
aus Gründen bes öffentlichen Intereſſes eingelegt, 
fo entfcheidet das Berufungsgericht zunächit über 
die Vorfrage, ob das öffentliche Intereſſe für be— 
theiligt zu erachten ift. Wird die Vorfrage ver- 
neint!, fo weiſt das Berufungögeriht, ohne im 
Uebrigen in die Sache felbft einzutreten, die Be— 
rufung als unftatthaft zurüd. 

8 92, Die 88 66, 70, 71 — mit Ausſchluß 
der Stimmungen über die Abänderung der Klage 
— Sg 72 bi8 81 find aud für das Verfahren in 
der Berufungsinſtanz maßgebend. 

Die Zufertigung der Entiheidung erfolgt durch 
Zermittelung bedjenigen Gericht, gegen deſſen 
Entſcheidung die erufung eingelegt worden war. 

8 93._ Gegen bie von den Bezirksausſchüſſen in 
zweiter Inftanz erlaffenen Endurtheile fteht, ſoweit 
nit — beſonderer geſetzlicher Vorſchrift dieſe 
Urtheile endgültig find ober die gegen dieſelben 
ftattfindenden Rechtömittel in abweichender Weiſe 

eregelt find, den Parteien das Rechtömittel der 
evilion an das Oberverwaltungsgericht zu. 

Someit dad Rechtsmittel der Revifion überhaupt 
zugelaflen ift, fteht daffelbe aus Gründen bes 
öffentlichen Intereſſes aud dem Vorfigenden des 

irksausſchuſſes zu. 
94. Die Revifion kann nur darauf geftüßt 
werben: 








1. daß die angefochtene Enticheidung auf der 
Nichtanwendung oder auf der unrichtigen An- 
wendung bes beftehenden Rechts, insbeſondere 
auch der von den Behörden innerhalb ihrer 
Zuſtändigkeit erlafienen Werorbnungen be- 


rube; 
2. bob das Verfahren an wejentlihen Mängeln 


eide. 
8 9%. Die — — des 8 66, des 8 71 
— mit Ausfhluß der Veltimmungen über die 
Abänderung ber Blage — fowie der 72 bis 
75, 80 und 81, 82 Abſ. 2, 84 bis 90 find aud 
für die Friſt zur Einlegung und Rechtfertigung 
der Revifion, fowie für das erfahren in ber 
Revifionsinftanz maßgebend. 

Die Anmeldung und Rechtfertigung der Revifion 
hat bei demjenigen Gerichte zu erfolgen, welches 
in erfler Inſtanz entſchleden hat. 

8%. Sm der Reviſionsſchrift ift anzugeben, 
worin die behauptete Nichtanwendung oder un= 
richtige Anwendung des beftehenben Rechts oder 
morin die behaupteten Mängel des Berfahreng 
gefunden werben, 

8 97. Das Oberverwaltun; Sgeriät ift bei feiner 
Entſcheidung an biejenigen inde nicht gebun- 
den, welche zur Rechtfertigung ber geftellten An- 
träge geltend gemacht worden find. 

$ 98. Erachtet das Oberverwaltungsgeridht die 
Revifion für begründet, fo hebt e8 die angefochtene 
Entſcheidung auf, und enticheidet in der Sache 
felöft, wenn dieſe fpruchreif erſcheint. Die Zu— 
fertigung ber Entiheidung erfolgt durch Ver— 
mittelung —— Gerichts, weiches in erſter 
Imftang enticleden bat. 

8 99. Iſt die Sache nicht fpruchreif, jo weift daß 
Oberverwaltungägericht diefelbe zur andermeitigen 
Entſcheidung an die dazu nad) der Sachlage ger 
eignete Instanz zurüd und verordnet die Wieder 
holung oder Ergänzung des Verfahrens, —* es 
nach ſeinem Ermeſſen mit einem weſentlichen 
Mangel behaftet ift. 

8 100. Gegen die im Bertwaltungsftreitverfahren 
ergangenen —— — gewordenen ——— 
findet die Mage auf Wiederaufnahme des Ver⸗ 
ge unter denjelben Borausfegungen in dem- 
jelben Umfange und innerhalb derjelben Friſten 
ftatt, wie nad) den bürgerlichen Prozeßgeſeßen bie 
Nichtigkeitäflage beziehungsweife die Reftitutions- 
tlage. Buftändig ift ausichlieplih das Ober⸗ 
vermoltungageriht, Erachtet das Öberverwaltungs- 
gericht die Klage für begründet, ſo hebt es die 
angefochtene Entſcheidung auf, verweiſt die Sache 
zur anderweitigen Entſcheidung an die dazu nach 
der Sachlage geeignete Inſtanz und verordnet die 
Wiederholung oder Ergänzen des Verfahrens, 
foweit baffelbe von dem Megtungsgrunde bes 
troffen wird. x 

8 101. Das Gericht, an weldes die Sache in 
den Fällen der er 400 gewiejen wird, hat 
bei dem weiteren Berfahren und bei der von ihm 
andermeitig zu er Entſcheidung die in dem 
Aufhebungsbeſchluſſe des Oberverwaltungsgerichts 
aufgeftellten Grundſätze, fowie in den Fällen des 
8 100 bie dem Aufbebungsbeihluß zu Grunde 
gelegten thatfächlichen Feſtſtellungen als maßgebend 
zu betrachten. 
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4. Bon den Koften des Verwaltungs: 
Streitverfahrens. 

8 102. Das Verfahren vor den Berwaltungs- 
gerichten ift ftempelfrei. 

103. Dem unterltegenden Theile find die 
Koften und die baaren Auslagen des Verfahrens, 
fowie die erforderlichen baaren Auslagen bes ob- 
I enden Theiles zur Laft zu legen. Die Ge- 

übten eines Rechtsanwalts des obfiegenden Theils 
bat der unterliegende Theil nur infoweit zu er 
ſtatten, als biefelben für Wahrnehmung der münd- 
lichen Berhanblung vor bem Bezirksausſchuſſe 
und dem Oberverwaltungögerichte zu zahlen find. 
An baaren Auslagen für die perjönlide Wahr- 
nehmung der mündlichen Berhandlung vor dem 
Bezirtsausfchuffe und dem Oberverwaltungsgericht 
Tann Die obfiegende Partei nicht mehr in Antprug 
nehmen als die gefeglichen Geblihren eines fie ver⸗ 
tretenden Rechtsanwalts betragen haben würden, 
es fei denn, daß ihr perſönliches Erſcheinen von 
dem Gerichte angeordnet war. 

Im Endurtheil ift der Werth des Gtreitobjectes 
feftzufegen. Die Gebühren der Rechtsanwälte 
beftimmen ſich nad ben für biefelben bei den 
ordentlichen Gerichten geltenden Vorſchriften. 

8 104. Die Roften und baaren Anlagen bleiben 
bem obfiegenden Theile zur Baft, fomweit fie durch 
fein e3 Verſchulden entftanden find. 

8 105. Die Entigeibung über den Koſtenpunkt 
(88 103, 109 tann nur gleichzeitig mit der Ent- 
ſcheidung in der Hauptfache durch Berufung ober 
Revifion angefochten werden. 

8 106. An Koften kommt ein Pauſchquantum 
au Hebung, weldes im Höcjftbetrage bei dem 

eisausfhuffe und bei dem Bezirksausſchuſſe 
fehszig Mark, bei dem Oberverwaltungsgerichte 
einhunbertunbfünfzig Mark nicht überfteigen darf. 
Für die Gebühren der Zeugen und Sachver⸗ 
—— gelten die in Civliproceſſen zur Anwen⸗ 
dung kommenden Vorſchriften, für die Berechnung 
des Pauſchquantums kann von den wie 
der Finanzen und bes Innern ein Tarif aufgeitellt 
werben. *) 

8 107. Die Erhebung eines PBaufhquantums 
findet nicht ftatt: 

1) werm ber unterliegende Theil eine öffentliche 
Behbrde ift, infoweit die angefochtene Ver⸗ 
fügung ober Entſcheldung derfelben nicht 
lediglich Die Wahrung der Haushaltsintereſſen 
eines von ber Behörde vertretenen Communal⸗ 
verbandes zum Gegenftande hatte; die baaren 
Auslagen des Verfahrens und des obfiegenben 
Theil fallen demjenigen zur Kaft, der nad) 
geſetzlicher Beitimmung die Amtsuntoften 
der Behörbe zu tragen hat. 

2) wenn bie Entſcheidung ohne vorgängige münd- 
liche Verhandlung — iſt; x 

3) bei dem Kreisausſchuſſe in den Fällen der 
8 60 bis 62 des Gejeges vom 8. März 
1871, betreffend die Ausführung des Bundes- 
gi über den Unterftügungswohnfig (Geſ.⸗ 

amml. S. 130); 


ef. Tarif in der Circ.⸗Verf. 27. Februar 1884 
vor. 75 ee — 





4) bei dem Bezirksausſchuſſe und bei dem Ober⸗ 
verwaltungdgerite, joweit Die Berufung ober 
die Revifion von dem Vorfigenden des Kreis⸗ 
ausſchuſſes, beziehungsweiſe des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes eingelegt worden war; 

5) von denjenigen Perſonen, mit Ausnahme 
jebod der Semeinben in den die Verwaltung 
ber Armenpflege betreffenden Angelegenheiten, 
denen nad) den Reichs⸗ oder Landesgeſetzen 
Gebührenfreiheit in bürgerlihen Rechts⸗ 
fireitigteiten zufteht.*) 

8108. Die Koften und baaren Auslagen bes Ber- 
fahren werden für jede Inſtanz von dem Gerichte 
feftgefet, bei dem die Sache ſelbſt anbängig eweſen 
iſt. Die von der obſiegenden Partei zur Erſtattung 
ſeitens des unterliegenden Theils liquidirten Aus⸗ 
lagen werben für alle Inſtanzen von demjenigen 
Gericht feitgefeßt, bei dem die Sade in erher 
Inſtanz anhängig geweſen ift. Gegen den Feſt⸗ 
fegungäbeihluß des Kreisausſchuſſes findet inner- 
halb zwei Wochen die Beſchwerde an ben Bezirks⸗ 
ausſchuß, gegen den in erfter Inſtanz ergangenen 
Feftiegungsbefchluß des Bezirksausſchuſſes findet 
innerhalb gleicher Friſt bie Beſchwerde an bas 
DOberverwaltungsgericht ftatt. 

8 109. Dem unerliegenden Theil Tann, im 
alle des befcheinigten Unvermögens, nad; Maß- 
gabe der Beftimmungen bes $ 30 des Ausführungs- 
gejenes zum Deutfhen Gerichtskoſtengeſeß vom 

0. März 1879,. oder wenn fonft ein befonderer 
Anlaß dazu vorliegt, gänzliche ober theilweife 
Koftenfreiheit beziehungsmeife Stundung bewilligt 
werben. Gegen bein das Geſuch ablehnenden Be- 
ſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei 

ochen bie Beichwerde an ben Vepirlanusfgup, 
egen den in erjter Inftanz ergangenen ablehnenden 

eſchluß des Bezirksausſchüſſes innerhalb zwei 
Boden die Beſchwerde an dad Oberverwaltungs- 
gericht ftatt. 

5. Schlußbeftimmungen für das Ver— 

waltungsftreitverfahren. 


$ 110. Auf Befchwerben, welche bie Leitung 
des Verfahrens bei den Kreis⸗ und Bezirksaus-⸗ 
fchüffen zum Gegenftande haben, entſcheidet das 
m In ſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht end⸗ 
ültig. 

8 111. Alle Beſchwerden find innerhalb ber 
für dieſelben vorgejchriebenen Friſt bei dem Ge- 
richte gegen deſſen Entſcheidung fie gerichtet find, 
einzulegen. 

a8 Gericht verfährt bei Verſäumung ber vor- 
gefchriebenen Frift nad Beſtimmung des Schluß- 
abſatzes des $ 86. 

Fur das angerufene Gericht fommt 8 64 ge 
Anwendung; an bie Stelle des Antrages auf An- 
beraumung der mündlichen erhandlung bes 
ztehungsweife ber Eintegung bed Rechtsmittels 
tritt der Antrag auf — J durch das 
Gericht. Wird die Beſchwerde der Vorſchrift des 
erſten Abſatzes qumiber innerhalb ber — 
Friſt bei demjenigen Gerichte angebracht, welches 
zur Entſcheidung darüber gnant ift, fo gilt 
die Srift als gewahrt. ie Beſchwerde tft in 
folgen Fällen von dem angerufenen Gerichte zur 


*) of. unten $ 314. 
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weitern Bögen an dasjenige Gericht abzu⸗ 
geben, gegen befien Beichluß fie gerichtet ift. 

$ 112. Die Wiebereinfegung in ben vorigen 
Stand kann beantragen, wer durch Raturereignifie 
oder andere unabweißbare Zufälle verhindert 
worben ift, die in dem gegenwärtigen @ejeh ober 
die in den Geſetzen für Wnftellung der Kiage be- 
jiehungsweife für den Antrag auf mündliche Ber- 

ndlung im Bermwaltungsftreitverfahren vorge 
ſchriebenen Friften einzuhalten. Als unabwend- 
barer Zufall ift es anzufehen, wenn der Antrag⸗ 
fteller von einer Zuſtellung ohne fein Verſchulden 
keine Kenntniß erlangt hat. Ueber den Antrag 
entfcheibet das Gericht, dem die Entſcheidung über 
bie verfäumte Streithandlung zufteht. Die ver- 
fäumte Streithandlung ift unter Anführung der 
Thatſachen, mittelft deren der Antrag auf Wieber- 
einfegung begründet werben fol, ſowie der Beweis- 
mittel innerhalb zwei Wochen nachzuholen; der 
Lauf biefer Frift beginnt mit dem Ablauf des 
Tages, mit welchem das Hinderniß bephen iſt. 
Nach Ablauf eines Jahres von dem Ende der 
verfäsumten Friſt an gerechnet, findet die Nach⸗ 
holung ber verfäumten Streithandlung, beziehungs- 
weife ber Antrag auf BBiebereinfegung in den 
vorigen Stand nicht mehr ftatt. Die durch Er- 
Örterung bes Antrags auf Wiebereinfegung ent⸗ 
ftehenden baaren Auslagen trägt in allen Fällen 
der Untragfteller. 

$ 113. Die Central- und die Provinzialver- 
waltungsbehörden find aud für die im Verwal⸗ 
tung3ftveitverfahren zu verhandelnben Angelegen- 
heiten a Erhebung des Competenzconflict3 befugt. 

Die Erhebung be3 Eompetenzconflict3 auf Grund 
der Behauptung, daß in einer im Verwaltungs⸗ 
Hreitverfaßten anhängig gemachten Sache eine an- 
dere Berwaltungsbehörde zuftändig jet, findet nicht 

t. 


Die zur Entfcheidung im Verwaltungsſtreit⸗ 
berfahren berufenen Behörden haben ihre Zu— 
ftändigfeit von Amtöwegen wahrzunehmen. 

Wird von einer Partei in eier Inſtanz bie 
Einrede der Unzuftändigteit erhoben, fo fann über 
diejelbe vorab eniſchieden merden. 

Haben in derfelben Sadıe die gu Entſchei⸗ 
dung im Verwaltungsſtreitverfahren berufene 
hörde und eine andere Verwaliungsbehörde für 

än! erklärt, jo enticheidet auf Grund ber 

riftlichen Erklärungen ber über ihre Competenz 
arg Behörden nnd nah Anhörung der 

jarteien in mündlicher Verhandlung das Ober- 
verwaltungsgeriht. Das Gleiche gilt in dem 
alle, wenn beide Theile fi) in ber ug für 
unzuftändig erklärt haben. In beiden Fällen 
werben weder ein Koftenpaufchquantum noch baare 
Auslagen erhoben. Ebenfowenig findet eine Er- 
er der den Parteien ermachienden Koften 
att. 

8 114. Die gemäß $ 11 des Einführungsge- 
fei zum Geriche-Berfaffu eſetz v. 27. ne 
1877 (Reich8-Befegblatt ©. 77) dem Oberverwal- 
fungägericht äuftehenden Borenticheidungen erfolgen 
in „durch ben legten Abfaß des $ 113 Diefes 
Geſetzes vorgeſchriebenen Berfahren, für welches 
im ne die Sorfchriften über das Berwaltungs- 
ſtri ren entſpechende Auwendung finden. 








II. Abſchnitt. 
Beſchlußverfahren 

$ 115. Betrifft der Segenftanb der Verhandlung 
einzelne Mitglieder der Behörde oder deren Ber- 
wandte und Verſchwägerte in auf und abfteigen- 
der Rinie oder bis zum dritten Grade ber Selien⸗ 
linie, jo dürfen —2 an der Berathung und 
Abſtinimung nicht theilnehmen. Ebenfowenig darf 
ein Mitglied bei ber Berathung und Beſchluß⸗ 
fafjung über folche Angelegenheiten mitwirken, in 
welchen e8 in anderer als öffentlicher Eigenſchaft 
ein Gutachten abgegeben bat, oder ala Geſchäfts- 
führer, Beauftragter oder in anderer als öffent- 
licher Stellung tätig geweſen ift. 

8 116. Wird in Solge bee gleichzeitigen Ausſchei⸗ 
dens mehrerer Mitglieder gemäß $ 115 die Behörbe 
befälußunfägig, und kaun die Beichlußfähigteit 
auch nicht durch Einberufung unbetheiligter Stell» 
vertreter hergeftellt werden, ſo wird von dem Re⸗ 
gierung&präfidenten beziehungsmweife Oberpräfl- 
denten oder Mintfter des Innern, je nachdem es 
fih um einen Kreis⸗ (Stadt) Ausſchuß, Beztris- 
ausſchuß oder Provinzialrath handelt, ein anderer 
Feen ——— — en, — 

alra der Beſch jung beau 
Fe den Stadtkreis Berlin fteht die Beauf- 
tragung an Stelle des Regierungdpräfidenten dem 


DOberpräfidenten zu. 

8 117. Der ®i des Kreis⸗ (Stadt) Aus- 
ſchuſſes tft befugt, in Füllen, welche keinen Auf⸗ 
Kesıeberhniiß Mar liegt and die Bupinmuung 

echtsverhã r liegt mung 
des Eollegiums nicht im Gele ausdrücklich als 
erforberlih bezeichnet if, Namens ber Behörde 
Derfügungen zu erlaffen und Beſcheide zu er 

en, 


tHeilen. 

Die gleiche Befugniß fteht dem Vorftgenben bed 
PR und bei Prooinpakratien mit 
der Maßgabe zu, baß eine erung ber durch 
Beſchwerde angefochtenen Beſchlüfſe des Kreis⸗ 
(Stabt-) Ausſchufſes beziehungsweiſe des Bezirks⸗ 
ausſchufſes nur unter Zuziehung bed Collegiums 
erfolgen darf. 

Sa den auf Grund der vorſtehenden Beftims 
mungen erlaffenen Verfügungen und Beſcheiden 
tft den Beteiligten fofern deren Auträgen nicht 
ftattgegeben wird zu eröffnen, daß fie t feten, 
innerhalb zwei Wochen auf Beichlukfaflung burd 
das Colle⸗ anzutragen ober dasjenige Redjtd- 
mittel einzulegen, welches zuläjfig wäre, wenn bie 
Verfügung beziehungsweiſe der Beſcheid auf Be 
fluß des Eollegiums erfolgt wäre. 

Wird auf Beſchlußfaſſung angetragen, jo meh 
ſolche zunädjfterfelgen. Hat einer ber Wetheiligten 
auf Beſchlußfaſſung angetragen, ein andrer bad 
Rechtsmittel eingelegt, jo wird nur dem Untr 
auf Befchlußfaffung Mattgegeben. Wird weber 
Beihlukfafjung angetragen, noch bas Rechtsmittel 
eingelegt, fo gilt die Verfügung beziehungsweiſe 
—— bed Godepums faben 

ni auf Bei faffut m 
ie ben 88 52 und 53 für die Beſchwerde 
geltenden Beitimmungen Anwendung. 

Der Borfigende Bat dem Collegium von allen 
im Namen defielben erlafienen Verfügungen und 
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— Beſcheiden nachträglich Mittheilung zu 
machen. 
8 118. Un den Verhandlungen der Behörde 
lönnen unter Zuftimmung des Collegiums tech⸗ 
nifhe Staats: oder Communalbeamte mit be= 
rathender Stimme theilnehmen. 

$ 119. Die Behörden faſſen ihre Beſchlüſſe aüf 
Grund der verhandelten Acten fofern nicht das 
heilt Kt mündliche Verhandlung vor 


Die Behörden find befugt auch in andern als 
den im Geſetze ausdrücklich bezeichneten Angelegen⸗ 
gelten die Vetheiligten beziehungsweiſe deren mit 

ollmacht verjehene Bertreter behufs Aufklärung 
des Sachverhalts zur mündlichen Verhandlung 
vorzuladen. 

In Betreff ber mündli 


$ 120. Für die Erhebung und Würdigung des 
chriften der & 7 big 


$ dafs gegen den eine Strafe oder die Nichte 


{werde an das ne Belafle bes Kreio) (ro: 


eriter Inftanz er 
" gelten des 


ierungspräfidenten unter 
ir —— von dem Oberpräfidenten unter 
Babimmung des Provinzialrathes gefaßten Be— 
hlüffe entſprechende Anwendung. 

$ 122. Die Beſchwerde tft in den Fällen des 

121 bei derjenigen Behörde, gegen deren Be- 
chluß fie gerichtet ift, anzubringen. Der Bor- 
figende prüft, ob das Mechtämittel reditzeitig an- 
gebracht ift. 

Iſt die Friſt verfäumt, fo weift der Vorfigende 
das Rechtömittel ohne Weitered durch einen mit 
Gründen verjehenen Beicheid zurüd. In dem— 
ſelben ift bem Befchiverbeführer zu eröffnen, daß 
in innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an 
biefenige Behörbe zuftehe, welche zur Beſchluß⸗ 
faffung in der Sache berufen ift, woͤrigenfalis es 
BEE U Bene Open 

e ahrt, ui ne Gegenpart: 
vorhanden, fo ui die Beichwerdefchrift mit ihren 


Anlagen zunächſt diefer zur fehriftlichen Gegen- 
erflärung innerhalb zwei Wochen zugefertigt. 
Die Gegenpartei kann fih dem Rechtsmittel ans 
ſchliehßen, felbft wern die Friſt verftrichen ift. 

Abſchrift der eingegangenen Gegenerklärung er- 
hält der —— Zur näheren Begrün⸗ 
dung der Beſchwerde, ſowie zur Gegencrflärung 
kann in nicht ſchleunigen Sachen eine angemefjene, 
der Regel nad nicht über zwei Wochen zu er: 
ftredende Nadhfrift gewährt werben. Hierauf werden 
die Verhandlungen mittelft Berichtes derjenigen 
Behörde eingereicht, welcher die Beſchlußfaſſung 
über die Beſchwerde zufteht. 

Wird die Beſchwerde der Vorſchrift des erften 
Abfages zuwider innerhalb der gefeglichen Frift 
bei derjenigen Dee angebracht, welche zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung darüber zuftändig ift, fo gilt bie 
Frift ald gewahrt. Die Beſchwerde ift in ſolchen 
Fällen von ber angerufenen jehörbe zur weitern 
eranlaffung an diejenige Behörde abzugeben, 
gegen deren Beſchluß fie gerichtet ift. 

123. Die Einlegung der Beſchwerde fteht in 
den Fällen des 8 121 aus Gründen be3 öffent- 
lichen Intereſſes auch den Borfigenden der Be— 
hörden zu. 

Wil der Vorfigende von biefer Befugniß Ge— 
brauch machen, jo hat er dies dem Collegium fo= 
fort mitzutheilen. 

Die Zuftellung des Beſchluſſes bleibt in diefem 
Falle einftweilen, jedoch längftens brei Tage, aus⸗ 
geſetzt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im 
öffentlichen Steve die Beſchwerde eingelegt wor⸗ 
den fei. Iſt die Zuftellung ohne diefe Eröffnung 
erfolgt, jo gilt die Befchwerde als zurüdgenommen. 

Die Gründe der Beſchwerde find ben Betheiligten 
zur ſchriftlichen Erklärung innerhalb zwei Wochen 
mitgutpelien. 

ach Ablauf diefer Frift find die Verhandlungen 
ber Behörde einzureichen, welcher die Beſchluß⸗ 
faſſung über die Beichwerbe zufteht. 

ine vorläufige Bollitredung bes mit der Be— 
ſchwerde angefochtenen Beſchlüſſes ($ 53) ift in 
diefen Fällen ausgeichlofien. 

N 124. In dem Beichlußverfahren wird ein 
Koftenpaufchquantum nicht erhoben, ebenfowenig 
Jaben die Betheiligten ein Recht, den Erfa ihrer 

aaren Auslagen zu forbern. 

Jedoch Lönnen bie durch Anträge und unbe- 
ründete Einwendungen erwachſenden Gebühren 
fir Beugen und Sachverſtändige bemjenigen zur 
Laſt gelegt werden, welcher den Antrag geftellt 
beziehungsweife den Einwand erhoben hat. 

Die fonftigen Koften und baaren Auslagen des 
Verfahrens fallen demjenigen zur Laſt, der nach 

ejeglicher Beitimmung die Amisunkoſten der Be— 
3 zu tragen hat. 

Bei den Corigriften der Gewerbeordnung bes 
hält es fein Bewenden. 

8 125. Ueber Beſchwerden, welche die Leitung 
des Verfahrens und die Koften betreffen, beſchließi 
Ein ülttg die in der Hauptfache zunächit höhere 

nftanz. 

R 12. Der Oberpräfident Tann endgültige Be- 
hlüffe des Provinzialvathes, der Regierungsprä- 

ent endgültige Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes, 
und der Landrath beziehungsmeife ber Vor 
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des Kreis⸗ (Stadt-) ken endgültige Be⸗ 
ſchlüſſe diefer Behörde mit aufchiebender ng 
anfechten, wenn die Beichlüffe die Befugniffe der 
Behörde überfchreiten oder das beftehende Recht 
insbefondre auch die von den Behörden inner= 
halb ihrer Aufränbigfeit erlafjenen Verordnungen 
verlegten. Die Anfechtung erfolgt mittelſt Klage 
beim Oberverwaltungsgerict. 

Die Behörde, deren Beichluß angefochten wird, 
ift befugt, zur Wahrnehmung ihrer Redte in dem 

erwaltungsftreitverfahren einen bejonderen Ber- 
treter zu wählen. — — x 


8303. Rechtsweg über Schul- 2c. Abgaben etc. 


Die Preußifche Gejepgebung über die Zuläffig- 
teit des Rechtswegs rue zc. Wbgaben zc. be= 
ruhte bisher auf den 4--8, 9, 78, 79 Mige 
meinen Landrechis THeil LI Titel 14 (unten Anh. V), 
88 36 ff. der Verordnung vom 26. December 1808 
(Anh. II), dem Refiort-Reglement vom 20. Juli 
1818 (Rheinprovinz), der Verordnung vom 19. Juni 
1836 ($ 301 Anh. I), dem Gejeg vom 24. Mai 
1861 (unten And. III), der Verordnung vom 16. Sep⸗ 
tember 1867 Artikel I, &ej.-Sammi. ©. 1515 (für 
bie neuen Provinzen cf. unten Nr. 1) und bafiren 
auf diejen Vorſchriften die unten mitgetheilten Er- 
tenntniffe 2c. Diefer Rechtszuſtand bleibt auch bis 
zum Inkrafttreten der Geſehe über die allgemeine 
Zanbesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gef.-Sammt. 
©. 195 ff.), ſowie über die Zuftändigfeit der Ver— 
waltungs⸗ und BerwaltungsgerichtSbehörden vom 
1. Auguft 1883 (Gej.-Samml. ©. 237 ff.) in den 
Provinzen Poſen, Schleswig-Holftein, Weſtfalen 
und in der Rheinprovinz. 

Dagegen treten die ebengenannten Geſetze in der 
Provinz Hannover am 1. Juli 1885, in der Bro- 
vinz Hefien-Nafjan am 1. Juli 1886, in den 
übrigen Provinzen bereit3 mit dem 1. April 1884 
in Kraft. Darnach unterliegen fortan der Ent- 
Igeinun im Berwaltungsitreitverfahren unter 

usihluß des nad) SS 9, 10, 15 des Geſehes 
vom 24. Mai 1861, 8 79 Allgemeinen Landrecht3 
Theil II Titel 14 zugelafenen Rechtsweges Strei⸗ 
tigleiten über Ubgaben und fonftige nad öffent- 
lichem Recht & forbernde Leiftungen für die der 
allgemeinen ulpflicht dienenden Schulen und 
deren Beamte, jowie über ftreitiged Schulgeld für 
folge Schulen und endlih darüber, wem bie 
Öffentlich-rechtliche Verpflihtung zum Bau und 

r Unterhaltung derjelben obliegt, und gilt das— 
Kite von ben Gemeindelaften ($$ 18, 34, 46, 47, 
160 bes Gejeges vom 1. Auguſt 1883, of. oben 
8.1595 Anh. D. 

Die auf das Schleſiſche, Preußifche, Pommerſche 
und ug Provinzialrecht bezüglichen Ent⸗ 
ſcheidungen ſind daher unten nur noch inſoweit 
aufgenommen, als fie allgemeineres Intereſſe 

eten. 

Im Allgemeinen ift im übrigen der Rechts weg 
unzuläffig gegen die Aufficht3behörde, über allge 
meine Abgaben, Schul und Kirchenfteuern (cf. 
8280 Vorbemerkung), Sommunaljteuern (of. $ 267 
unb unten Rr. 20), insbeſoudere über den Re— 
Partitionsmodus (8 262 Nr. 11), über zu conftis 
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tuirende öffentliche Rechtsverhältniſſe, fo: die Feſt⸗ 
fegung der Lajten bei Umjchulungen ($ 246 Nr. 7c, 
ef. unten Nr. 18), über Erhöhung der Lchrerge- 
bälter (8 176), über Einrichtung der Schulfocietäten 
und Organifation ber Schulen im Bezirt (8 239 
Nr. 1, 8 245 Ar. 1, of. $ 5 Nr. 3), Zuweiſung 
zu einer Schule ($ 249, Rr. 4, 4a, 5), Anord» 
nung eines gaftweijen Beſuchs fremder Schulen 
und Beſtimmung ber Vergütung (8 327 Nr. 2), 
Beitimmung über die Qualität einer Stelle als 
—— lementarlehrerſtelle bezüglich des Bei⸗ 
trages für Elementarlehrer⸗Wittwenkaſſen 229 
Nr. 8), die Anordnung einer gleihmäßigen Unter- 
ftigung der Schulfocietäten durch die Politiſchen 
Gemeinden (8 266 Nr. 4 und >) zuläffig bei 
Ansprüchen auf Grund notorifher und Be- 
zirföverfafjung, Vertrag, Verjährung, Privileg, 
Prägravation, gegen Umlagen, die nicht in Ge— 
mäßheit gejegliher Beftimmung angeordnet find 
9 248 Wr. 16), doch nur unter den Contri— 
wenten ($ 277 Nr. 2) und ohne Giftirung ber 
abminiftrativen Execution, zuläffig aud über 
Schulgeld (8 196 Nr. 2) und bei Schulbaufoften 
(ef. 8 304 Rr. 49 ff.). 

Neuerdings ift der Rechtsweg wieder allgemein 
zugelaflen gegen Feſtſetzung ber Lebrerpenfionen 
durch 8 15 des Gel. v. 6. Sun 1 8.1 
$ 2138, of. auch $ 214 Nr. 1b Anm., 2b Anm.). 


1. Erk. bes C.G.O. v. 8. März 1873 betr. bie Un: 
zuläffigfeit des Rechtsweges über KRirhen- Pfarr: und 
Säulabgaben gegenüber ber Auffichtsbehörbe, 
insbefondere In Bezug auf bie Ercecutiondbefugniß 
berfelden. — cf. Nr, 198 (vgl. 8 304 Rr. 50, 
51 beigl.). 

2. Et. bed &.:9.:9. v. 14. Oct. 1876 desgl., auch 
nicht bei einem angebliden Privilegium. 

3. Ext. des G.:.-9. v. 9. Oct. 1880 bedgl., ſelbſt 
wenn bie Abgabe auf einem früheren gutäherr- 
herrlichen ober fonftigen privatrechtlichen Fun: 
dament ruht. 

4. Erk. des 0.9. v. 14. Dec. 1867 desgl., auch 
wenn um bie Auslegung eines Schulreceſſes 
geftritten wird. 

5. Ert. des C.⸗G.⸗-H. v. 14. Oct. 1871 betr. bie 

Unzuläffigfeit bed Rechtsweges über Abgaben, 

welche auf allgemeiner gejeglider Ver: 

bindlichke it beruhen, insbeſondere wenn bie Ge— 
meindemitgliedſchaft beſtritten iſt. — cf. wegen ber 

Forenſen oben $ 248 Wr. 16 und 8 267 Ar. 3—7, 

wegen ber Diffidenten $ 249 Rr. 4, wegen der Eoms 

munalbefteuerung ber Beamten Bb. 18 39 Nr. 3 u. 4, 

Ext des C.⸗G.⸗H. v. 9. Oct. 1869 C.Bl. 1870 

©. 116 desgl. bei dem Streit, ob Jemand ala 

ea anzufehen ift (Schlefien — hier nicht abge⸗ 
drudt). 


7. Er. be C.⸗G.-H. v. 11. Oct. 1862 C.⸗Bl. 1863 

©. 100 desgl. wenn es ftreitig ift, ob Jemand zu 

einem Schulverbande gehöre (Echlef. Schulreglement, 

bier nicht abgebrudt). — of. oben Rr. 1. 

Ert. des C.⸗G.O. v. 14, Dec. 1867 desgl. wenn 

über den Repartitionsmobuß geftritten wirb 

(Brögeavation). 

9. Ext, des C.⸗G.⸗H. v. 14. Sept. 1878 G.sBL. 1878 
©. 538 beigl. wenn bie Vefugniß ber Regierung 


6. 


8. 


zur Erhöhung bes Lehrergehalts ftreitig 
tft (Schlef. Squtreglement, hier nicht abgebr.). 
Ext, deb R.-@. v. 26. Fehr. 1883 bedgl. gegen 
die Feſtſezung der Penſion eines Kirchen⸗ 
beamten. 

%, eo. Ert. des E.:8.:9. v. 27. Sept. 1855, 9. Juni 
1855 beögl. gegen bie Feftfegung bed Holzbedarfs 
für bie Säule 

Ert. bes 6.6.9. 0. 11. Nov. 1876 6,81. 1876 
6. 698 besgL, wenn bad Recht ber Regierung zur 
Einführung neuer Unterrigtsbisciplis 
nen beſtritten ift (Schleſ. Schulreglement, hier nicht 
abgedruckt) 

Ert. bes T⸗G.⸗O. v. 13. März 1869 C.-Bl. 1869 
©. 309 beögl. (Säle. Lanbtagbabjgieb v. 22. Febr. 
1829, bier nicht abgebrudt). 

Ert. des G.:@.=9. v. 11. Det. 1862 6.:BL. &. 740 
desgl. wenn bie Buläfjigkeit einer Anrehnung 
kirchlicher Einkünfte auf das Lehrergehalt 
ee iſt ( Schleſ. Schulreglement, Hier nit abge 


9; 


10. 


11. 


12. 


13. Ext. de C.⸗G.-H. v. 12. Juni 1869 beögl. wenn 
bie Rothwendigkeit einer Ausgabe be 
ſiritten {ft. 


14, Ext. des 6:@.-9. v. 12. Febr. 1870 desgl. ins⸗ 
beionbere bei ben auf Grund bes 8 33 W.-2.:, 
D 12 von dem Gutsherrn geforberten 
Leiftungen. 
Et. de ©.8.:0. v. 9, März 1881 beigl. — 
ed. 8 252 Nr. 12 fi, 8 273 Rx. 2a, 8 283 
Nr. 1, db, 8 302 Wr. 10, 
Ert. de 6.0.9. v. 28. Oct. 1882 detgl. (und 
betr. die Gompetenz ber Bezirköregierung zur Er⸗ 
hebung bed Eonflicts). 
168, b. Erf. bes C.⸗G.-H. v. 7. Juli 1883 desgl. 
und betr. bie Rechtskraft ber Urtheile. 
Erk. des C.-©.:9. v. 10. Dec. 1881 desgl. nah 
Schleſiſchem Recht (unter einer von bem Urtheil 
sub Nr. 15 abweichenden Motivirung). 
Erk. des C.⸗G.-H. v. 11. Februar 1871 betr. bie 
BVoransfegung einer ben Rechtsweg ausſchließenden 
Umlage — of. Rr. 22. 
Erf. des 6.8.5. v. 10. Oct. 1863 betr. bie 
Zutäffigkeit deB Rechtsweges bei Vertrag und 
Verjährung, aber nur unter ben Gontribu= 
enten, nicht gegen ben Schulverband (vgl. besgl. daB 
Ert. des &.:9.:9. oben Nr. 7 und das Erk. bes 
Dbertr. v. 14. Mai 1860 8 277 Nr. 2. — cf. 
aud Gr. des Reichgericht v. 29. Sept. 1881 
oben $ 207 Nr. 8). 
Erk. des €.:.:9. v. 9. Juni 1866 betr. die Zus 
läffigteit ded Rechtsweges unter ben Gontribuenten 
bei ben auf Ortsverfafjung beruhenden 
Säul: und Eommunallaften, fo Lange keine 
mberweite Vertheilung ber Beitragspflicht durch bie 
Reglerung angeorbnet iſt. — ef. Rr. 4. 
Ert. bes 6.6.9. v. 11. März 1871 6:81, 1871 
©. 488 betr. bie Zuläffigfeit bed Rechteweges über 
ein Privileg, imdbefondere ber nah dem Geſetz 
wegen hohen Alters von Beiträgen befreiten Ge: 
meinbeglieber (Reuvorpommern, hier nicht abgebr.). 
22. Et, de 6.8.9. v. 13. April 1872 betr. bie 
Zula ſſigkeit des Rechtaweges bei irrthümlicher 
Mehrleiſtung. 
28. Ert. des 6.8.9. v. 13. Imi 1874 betr. bie 
Unzulaſſigkeit des Rechtaweges über bie Höhe ber 


1b. 


16, 


17. 


18. 


19. 


20. 


21 
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Entſchadigung, welche bie Berwaltungäbehörbe 
bei Weigerung beb Pflichtigen für ben bie Leiftung 
bewirkenden Dritten feitfeht. 
Anhang 

I. Berorbnung v. 1. Huguft 1879 betr. bie Gonflicte 
wilden Gerichten und Berwaltungsbehörben. — 
cl. $ 113 des Gef. v. 30. Juli 1883 oben $ 302 
Und. I. 

IE Verorbnung v. 26. December 1808 wegen ver 
befferter Einrihtung ber Behörben. 

IIL Geſetz v. 24. Mai 1861 betr, bie Zuläffigteit des 
Rechtsweges Abſchn. II—IV. 

IV. Gefeg v. 11. Mai 1842 betr. bie Zuläſſigteit bes 
Rehtswegd gegen polizeiliche Berfügungen. 

V. Alg. Lande. II 14 88 4—10, 78 fi. 


Li beit des Nechtöw üben des 
Ba 771177 


Auf den von der Königlihen Regierung zu 
Schleswig erhobenen Competenz- Conflict in der 
bei dem Königlichen Kreisgericht zu Kiel anhän- 
gigen Proeceßſache 
des Grafen Rt. auf R., Klägers, 

wiber 
den Landrat Freiherrn von N. und den Probft 
S. in Segeberg, als Vertreter des Königlichen 
Kichen-Bifitatortums Ba t, Verklagte, 
betreffend Brennholz » Lieferungen für das 
Baftorat zu W. und die dieferhalb verfügte 
abminiftrative Erecution, 
erfennt ber Königliche Berichtöhof zur Entſcheidung 
der CompetenzeConflicte für Net: n 
daß der RKechtsweg in dieſer Sache für un- 
zuläffig und der erhobene Competenz-&onflict 
daher für begründet zu erachten. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe: 


Nah Inhalt des Inventar der Kirche zu W. 
vom 8. November 1734 haben daB jegt dem 
Kläger aperädis: Gut R. 8 und die benachbarten 
Güter N. und M. refp. 8 und 4 Haben Buchen⸗ 
Auft-Holz 7 Zuß hoch und weit „in der biöherigen 
Maas und Bonität“ aljährlih an den Prediger 
zu W. zu liefern. Neuerdings hat ſich über die 
n dem Inventar nicht näher beftimmte Scheit- 
länge dieſes Holzes Streit zwiſchen dem Mäger 
und dem berechtigten Paftor erheben. Le 
—* eine Scheitlänge von 3 Fuß (Hamburger Maß) 
eaniprucht, während der Kläger eine folche von 
nur 2. Fuß zugeftehen will, In den Jahren 
1870 und 1871 erfolgte die Lieferung nur nad 
dem Ießteren Maße. Auf Anrufen des Baftors zu 
W. entihied die Königliche Regierung zu Schles⸗ 
wig zu befien unten. mädft verfügte das 
Königliche Kircden-Bifitaterium zu Segeberg als 
näcgfte Auffiht3-Inftanz unter dem 17. Movember 
1871 die Nachlieferung des zu wenig ‚sten 
Holzes und ftellte event. die executiviiche Bei- 
treibung in Gemäßheit ber SS 3 al. 3 der Aller⸗ 
höchſten Verordnung vom 22. September 1867 
(Gejeg-Sammlun, ite 1553 ff.) unter dem Bes 
merten im Ausſicht, dah der Rechtaweg and) nad 
dem Wominiftrativ > Egeeutiond: Verfahren uber 
nommen ſei. Kläger hat diejer Verfügung Teine 
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Zolge geleiftet und find bei in verſchiedenen 
Raten 184 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. Strafgelder und 
Koften von ihm eingezogen. Derfelbe erachtet bie 
adminiftrattve Einziehung von Kirchen und Pfarr⸗ 
—— nad) den in ber Provinz Schleswig⸗ 
Holitein beftehenden Geſetzen überhaupt nicht für 
uläffig, da bie hierfür enge allein ent- 
Ygeidende, in der Verfügung des Kirchen-Viſita⸗ 
tortumd in Bezug genommene Verordnung vom 
22. September 1867*) folder Abgaben feine Er- 
wähnung thue, und hat in der gegen bie Ver— 
treter des Wifltatoriumd gerichteten Klage bean« 
tragt, zu ertennen: 
daß in diefer Sache das adminiftretive Ere- 
euttonsverfehten nad) ben über daſſelbe und 
den Rechtöweg geltenden Beftimmungen nicht 
zuläffig und 3% die Verklagten ſchuldig feien, 
die bei dem Kläger gepfündeten &elder an 
ign zurüdzugablen; 
eventuell: 

1) daß bie Verklagten ſchuldig feien, anzuer- 
tennen, daß Kläger verpflichtet fei, die von 
dem Gute R. an das Baftorat zu W. all- 
jährlich zu ficfernden 8 Haben Bucden-Piuft- 
hoiz 7 Fuß hoch und 7 Fuß weit nur in 
einer Scheitlänge von 2% Fuß Hamburger 
Maß zu liefern, 

2) daß daher daS gegen Kläger eingeleitete ad 
miniftrative Executions chren nicht fort- 
uſe hen 
t der Sage iſt die Vernehmung einiger 

Zeugen zum ewigen Gedächtniß beantragt. Das 
Königliche Kreisgeriht zu Kiel ftellte den Ver⸗ 
Yagten Abfchrift ber Klage mit der Auflage ie 
ihre etwaigen Einwendungen gegen bie Bewels⸗ 
aufnahme zum ewigen Gebächtniß binnen 8 Tagen 
anzubringen, von ber Anberaumumg eines Termins 
wi Beantwortung der Klage felbft wurde, wie es 

der betreffenden Berfügung heißt, mit Rüdficht 
anf die zunächft in Betracht kommende Beweis: 
erhebung zur Beit noch ke rag Nachdem die 
Vertlagten ber Beweidaufnahme widerſprochen 
hatten, wurde Seitens ber Kömigkicen Regierung 
m Schleswig der Competenz« Tonflict erhoben. 
I dem Blenarbeigluß vom 5. Juli 1872 wird 
ausgefühıt: in der Bulaffung reſp. Anordmmg 
des Verfahrens über den Beweis zum ewigen 
Gedachtniß Tiege Die Einleitung eines Rechtsver⸗ 
fahrens im Sinne der 88 4 und b bes Gefehes 
dom 8. April 1847**) über das Verfahren bei 
Competenz-Eonflicten, und ſei daher der Einfpruch 
gen dem gerichtlichen Proceß ſchon jet gerecht⸗ 
tigt. Nach Artikel I der Verordmung vom 
16, September 1867, betreffend die Befälfigteit 
des Rechtöweges in den neu erworbenen Provinzen 
Gefep- mmlung Seite 1515) finde in diefen ein 
rocehverfahren itber Angelegenheiten, welche nad) 
den im Geltungsgebiete des Preußiſchen Landrechts 
beftehenden allgemeinen Beftimmungen ber Er⸗ 
tedigung im Verwaltungswege unterliegen, nicht 
ftatt. &oweit diefen Beſtimmungen zufolge ber 
Rechtsweg nur unter gewiffen Maßgaben oder 
Veranzfegungen zutäfftg fei, hätten in ben obigen 

3 of, $ 301 An 
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Landestheilen die nämlichen Maßgaben, Voraus⸗ 
fegungen u. Vorfchriften Geltung. Hiernach müßten, 
ſoweit es ſich um die Zuläffigteit des adminiftrativen: 
Erecutiondverfahrend — und des rechtlichen 
Gehörs andererſeits betreffs der Kirchen⸗, Pfarre 
und Schulabgaben handele, im vorliegenden Falle 
die Beftimmungen der Allerhöchſten Cabinetsordre 
vom 19. Juni 1836 (Bejeg-Sammlung ©. 198)*) 
und der $$ 15, 16 beö Gejeges vom 24. Mai 1861, 
betreffend die Ermeiterung des Rechtsweges,) 
(Beies- Samml, ©. 241) in Anwendung kommen. 

3 handele fi) in der gegenwärtigen Proceßſache 
um eine beftändige dinglide Leiftung, welde an- 
einen Kirchenbeamten vermöge einer auf notori- 
fer Orts⸗ refp. Bezirksverfafſung —— 
Verbindlichkeit zu entrichten ſei. Nach den König⸗ 
lichen Refcripten vom 21. unb 22. Juli 1763 
hätten nämlich bei allen Kirchen in den ae 
thümern nen vollſtändige, Hinfüro 
in gerichtlichen und außergerichtlichen Fäden zur 
Rorm dienende Werzeichniffe (Inventarien) von 
allen den Kirchen und deren Dienern re ig 
ned Mitteln, Gütern, Einkünften und Bes 
ühren errichtet und von den Kicchen-Bifitatoren 
nad) vorgängiger Schlichtung oder Eutſcheidung 
etwaiger Diferengen Namens des Königs come 
firmirt werden follen. Auf Grund Bieler Be 
ftimmungen fei das Kirchen⸗Inventarium von W. 
unter Buziehung der Betheiligten errichtet und 
confirmirt. Durch; daffelbe werde feftgeftellt, was 
nach der Verfaffung des Kirchſpiels an den Pfarrer 
zu leiften jei. Nach der Alierhöchſten Gabinets- 
orbre vom 419. Juni 1836 fei aber wegen folder 
auf notorifcher Orts⸗ oder Bezirköverfafiung bes 
ruhenden Berbindlichleiten die erecntivifche Wei- 
treibung dur die Bermaltungsbehörde zuläffig 
und fei im vorktegenden Yale feiner ber in ber» 
jelben Gabinet3ordre bezeichneten Ausnahmefälle 
vorhanden. Auch ftehe die Prüfung ber factifchen 
Frage, ob die Borausfegungen und Bedingungen 
jener Cabinetsordre vorhanden ſeien, in jedem 
concreten falle der betreffenden Ze waltuunsbebirbe 
u unter Ausfchluß der richterlichen Cognition 
benfo fei die adminiftrative Grecution nad} der 
Allerhöchſten Verordnung vom 22. Sept. 1867,**) 
Per die ereeutivifche Weitreibung dee Directen 
und indirecten Steuern (Geſeß⸗Samml. ©. 1563) 
gereditfertigt, da die ftreitigen Leifrungen zu dem 
im $ 1 Mr. 3 dafelbft erwähnten öffentlichen Ab⸗ 
gaben gehörten, „welche an &emeinden, Corpora⸗ 
tionen, fowie an Ständiiche Kafien de entrichten, 
oder zur Unterhaltung öffentlicher Anſtalten, bes 
ziehungsweiſe der an ſolchen angeftellten Beamten 
aufzubringen find.” ach erſcheine der prin- 
eipale, gegen die Buläffigfeit der admimifirativen 
Execution gerichtete Mlageantrag unfiatthaft. Auch 
die beanfpruchte Entſcheidung über die Zurück⸗ 
forberung der Executivſtrafen würde ein richter⸗ 
liches Befinden über die Statthaftigleit ber ade 
miniſtrativen Execution in ſich fliehen. Der 


event. Klagean ad 1, mwelder bie Feſtſtellung 
verlan⸗ ——— das Deputat! nur in 
einer itlänge von 2" Fuß zu lieſern habe, 
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würde gegen die Pfarre reſp. den Paftor zu W. 
mit welden allein Kläger in einem privatredht- 
lien, zur richterlihen Beurtheilung geeigneten 
Berhältnifie ftehe, in Gemäßheii der SS 15 und 16 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861 volllommen zus 
läffig gewejen fein. Indem der Antrag aber ftatt 
deſſen gegen das Kirchen-Bifitatorium gerichtet fei, 
Janbeie es ſich nicht bloß um eine der richterlichen 
tſcheidung unterliegende Frage der paſſiven Le— 
gitimation; es würbe hierburch vielmehr das ledig- 
ich ſtaatsrechtliche Verhältniß des Viſitatoriums 
um Kläger berührt; durch eine Entſcheidung hier⸗ 
über würbe die Selbftändigleit des erjteren beein⸗ 
trädtigt werben. In diclem Sinn ſei bereits 
unter dem 14. December 1867*) eine Borent- 
ſcheidung des unterzeichneten Gerichtshofes er- 
angen (Zu tige Minileerial-Blatt 1868 Geite 66). 
ie Unzuläfjigeit des Rechtsweges über die Nr. 2 
des eventuellen Klageantrages folge aus dem Ge⸗ 
fagten von jelbit. 
Die Verklagten find mit der Regierung ein- 
verftanden, wogegen Kläger ben Competenz-Con- 
ict durchweg für unbegründet erklärt. Es handele 
ich nicht um fteuerliche Abgaben, fondern um 
eiftungen, die den Charakter einer Reallaſt hätten. 
Mit der actio negatorie könne er die Freiheit 
feines Eigenthums gegen Jeden geltend machen, 
welcher diejelbe verlege, wie dies Seitens des 
Kirhen-Bifitatoriumd gejchehen ſei. Verhältniſſe, 
welde durch die Kirchenbehörde neu geordnet 
werden follten, ftänden nicht in Frage, Hoheits- 
rechte würden daher duch die Verfolgung der 
Klage nicht verlegt. Das Geſetz vom 24. Mai 1861 
geftatte den Rechtsweg über den vorliegenden 
Gegenftand ohne alle Einſchränkung, alſo auch 
gegen die Verwaltungsbehörde; bderjelbe würde 
gegen die legtere nur dann unftatthaft fein, wenn 
das Geſetz den Rechtsweg nur mit der Einichrän- 
tung gejtattet hätte, daß derjelbe nur gegen Privat» 
perjonen zuläjjig fein fole. Das Kirhen-Bifita- 
torium ſei im Interefie bes Paſtorats einge- 
fhritten, habe aber dabei proprio nomine ge- 
handelt. Da res judicata nur zwijchen den Par⸗ 
teien Recht ſchaffe, würde fich Kläger auf ein 
Urtheil, welches zwiſchen ihm und dem Baftor zu 
W. ergehe, dem Kirchen⸗Viſitatorium gegenüber 
niemals berufen können; es würde aljo eine de— 
finitive Feſtſtellung nach diefer Richtung überhaupt 
nit möglich fein, wenn der Rechtsweg in ber 
vorliegenden Proceßſache ausgefchloffen werden 
ſollte. Auch die Anfiht, daß die Selbftändigteit 
des Kirchen- Vifitatoriums durch die richterliche 
Entſcheidung beeinträchtigt werden würde, müßte, 
wenn fie richtig wäre, dahin führen, die Beeins 
trädtigung jelbjt dann anzunehmen, wenn ein 
geiigen dem Kläger und dem Baftorat ergehendes 
tenntniß für dad Kirchen - Bifitatorium maß- 
gebend fein follte, wäre aber ein jolches Erkenntniß 
maßgebend, fo jei dadurch im Princip ausge 
ſprochen, daß die Selbftändigteit des Kirchen-Bili- 
tatoriums durch die richterliche Beurtheilung nicht 
beeinträchtigt würde, und hieraus wiederum folge 
die Zuläffigleit des Regtöimeges auch gegen das 
Kirchen⸗ —E ft. 


®) Unten Rr. 4. 
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Das Königliche Kreiögericht zu Kiel Hält Die 
Erhebung des Competenz⸗Conflicts noch vor ges 
—— Anberaumung eines Klagebeantwortungs⸗ 
erinins für ſtatthaft, da auch die Beweisaufnahme 
zum ewigen @ebächtniß ein gerichtliches Verfahren 
bilde, und fomit ein ſolches vor Erhebung bes 
Competenz-Conflict3 bereit3 eingeleitet gewejen ſei. 
Ebenſo tritt dad Gericht der Regierung darin bei, 
daß es fih um eine auf notoriſcher Ortd« refp. 
Bezirköverfafjung ruhende Abgabe handele und 
darüber, ob diejerhalb die adminiſtrative Erecus 
tion überhaupt zuläffig ſei, eine richterliche Ent- 
föeibung nit Platz greifen könne. Buläffig ſei 
aber legtere hinſichtlich des Antrags auf Rüder- 
ftattung der Strafgelder und Hinfichtli der even- 
tuellen Klageanträge. Der Antrag auf jene Rüd- 
erftattung bafire nicht lediglich auf der behaupteten 
Unftatthaftigleit der adminiftrativen Execution, 
fondern ac auf der Behauptung, daß Kläger zu 
der Nachlieferung, wegen deren Weigerung die 
Strafandrohungen nnd Pfändungen erfolgten, nicht 
verpflichtet jet. Die Zuläffigfeit der eventuellen 
Klageanträge wird im Wejentligen aus den von 
dem Kläger geltend gemachten Öründengerechtfertigt, 
außerdem aber darauf hingewiejen, daß nad; dem 
Deich vom 11. Mai 1842, betreffend die Zuläfligfeit 
des dtechtsweges gegen polizeiliche ee 
in denjenigen Zällen, in welchen zufolge dieſes 
Geſetzes der Rechtsweg eröffnet fei, die Poligeis 
behörde nad) ergangenem rechtöträftigen Ertenntniß 
legteres bei ihren weiteren Anordnungen zu be 
adıten habe; eine Hemmung der abminiftrativen 
Erecution ſchon in Folge der eingeleiteten Klage 
ftehe aber vorliegend überhaupt nicht in Frage. 
In Mebereinftimmung mit einem Separatvotum 
des Directord des Kreisgerichts hält das König⸗ 
liche Wppellationsgericht zu Kiel den Rechtsweg 
im Umfange de3 ganzen principalen Klageantrags, 
aljo auch infoweit für unzuläflig, als derjelbe auf 
Rüdgewähr der Erecutivftrafen gerichtet ijt. Dies 
felben jeien kraft der der Verwaltung zuftehenden 
Executionsbefugniß angedrogt und eingezogen und 
jeien daher —— ‚ wie letztere überhaupt, 
der richterlihen Cognition zu unterftellen. Auch 
infichtli) der eventuellen Klageanträge ift bie 
inorität des Collegiums der Anſicht der Re- 
ierung beigetreten, während die Wajorität den 
Kechtöwe infoweit für zuläffig ertlärt. Wei der 
in dem Frenarbefe uß der Regierung in Bezug 
genommenen Vorentſcheidung habe es ng um eine 
bgabe gehandelt, bezüglich deren der Rechtsweg 
überhaupt ausgeſchloſſen jei, während gegenwärtig 
eine Abgabe in Frage ftehe, bezüglich) deren ber 
Rechtsweg an ſich zuläfftg und nur ein vorläufige 
abminiftratives Erecutionsverfahren geftattet Ki 
Die —— * der Verwaliungsbehörde hin⸗ 
ſichtlich ihrer Befugniß zur anderweiten Beftim=- 
inung und Feſtſetzung der dem fraglichen Kirchen⸗ 
amte beizulegenden Dotation werde durch eine 
etwaige Verurtheilung des Kirchen-Bifitatoriums 
in Gemäßgeit der eventuellen Klagebitte nicht be= 
einträdtigt. 
Daß ber Competeng-onflict ſchon vor Anbe⸗ 
raumung eines förmlichen Klagebeantwortungs⸗ 
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Termins erhoben werden konnte, ift von feiner 
Seite in Zweifel geftelt. Es enthält aud das 
Gejeg vom 8. April 1847,*) betreffend das Der: 
fahren bei Competenz-Eonflicten, in diefer Be— 
Ziehung teinerlei beſchränkende Beitimmung, und 
iann daher der Einſpruch gegen das Redtsver- 
fahren in jedem Stabium des Procefjes, ſobald 
berfelbe überhaupt im Gange ift, erfolgen. Durch 
die Verfügung über den Antrag wegen Beweis— 
aufnahme zum ewigen Gedächtniß war Seitens 
des Gerichts das Verfahren bereit3 eingeleitet. 
Die Klage wurbe gleichzeitig infinuirt und die Anz 
beraumung eined ernins zur Rlagebeantwortung 
bereits in Ansſicht geheilt. 

In der Sache jelbjt erſcheint der Competenz⸗ 
Conflict, im Weſentlichen aus den von der König- 
lichen Regierung zu Salanın dargelegten Gründen, 
bezüglich der jämmtlichen Klageanträge wohl be— 
gründet. Nah dem in dem Plenarbeſchluß vom 

. Zuli 1872 in Bezug genommenen Gejch vom 
24. Mai 1861**) ift zwar das rechtliche Gehör 
wegen Abgaben und Leiftungen, welche für Kirchen 
und öffentlihe Schulen oder für deren Beamte 
auf Grund einer notorifhen Ortd- oder Bezirks⸗ 
verfafjung erhoben werden, umbeblngt geftattet; 
derartige beftändige Abgaben unterliegen aber, 
abgejehen von Ausnahmefällen, die Hier nicht in 
Betracht kommen, nad} der injoweit nicht aufges 
hobenen Cabinetordre vom 19. Juni 1836 2 
der vorläufigen erecutivifchen Beitreibung dur 
die —— Verwaltungsbehörden. Die mehr⸗ 
ach in Bezug genommene und nad dem in dem 

lenarbeihluß der Regierung enthaltenen Citat 
aud auf den vorliegenden Fall anwendbare Ber- 
orbnung vom 22. September 18674) beftimmt nur 
das hierbei zu beachtende formelle Verfahren, ent 
Hält aber, wie im $ 4 daſelbſt ausdrücklich be= 
merkt ift, keine über die Zuläffigfeit des Rechts— 
weges normgebende Beitimmungen. Als eine 
Kirchen- oder Pfarrabgabe Hat der Kläger jelbft 
die ftreitige Zeiftung in der Klage bezeichnet. Die- 
felbe ift auch unbeitritten eine beftändige (Nr. 1 
der Allerhöchſten Cabinet3ordre vom 19. Juni 
1836). te Frage, ob die Abgabe auf einer 
notorifhen Ortd= oder Bezirksverfaſſung beruht, 
ift von der Königlichen Regierung unter Anführung 
unterftügender Thatfachen bejaht und unterliegt 
der Regel nad) der Eonftatirung durch die Ver- 
waltungsbehörde, die eben auf Grund ſolcher Zeit: 
ftellung die Execution zu verhängen, alfo darüber 
u befinden bat, ob die Bedingungen der admini= 
Frutiten Execution vorhanden find. Dieſe in 
wieberholten Entſcheidungen (cf. z. 8. die Er- 
kenntniſſe vom 24. Januar und 18. April 1857 
— Juſtiz⸗Miniſterlalblatt 1857 Seite 251, 1858 
Seite 47) begründete Auffafjung ift in Folge der 
Eröffnung des Rechtsweges durch das Geſeß vom 
24. Mai 1861 nicht hinfällig geworben; ihre Be- 
deutung ift hierdurch nur _auf dad Vorverjahren, 
für weiches die frühere Competenz der Beriwal- 
tungsbehörden ftehen geblieben ift, eingejchränt. 
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Wenn Kläger in der Beantiwortung bes Beſchluſſes 
der Regierung das Holzbeputat eine Reallaſt 
nennt, jo ift — die Richtigkeit diefer Bezeichnung 
dahin geftellt — hiermit der Charakter einer Ab- 
gabe, welche zum Unterhalt des Pfarrers erlegt 
werden muß, nicht unbedingt ausgeſchloſſen. Es 
würde dies nur dann zutreffen, wenn der unter 
Nr. 4 der Cabinet3ordre vom 19. Juni 1836 er- 
wähnte Fall vorläge. Nur in Betreff der aus 
befondern Contracten oder teftamentarijchen Dis- 
pofitionen auf Grundftüden haftenden, aljo auf 
bejtimmten privatretlihen Titeln beruhenden 
jährlichen Wbgaben an Kirchen und Schulen, wird 
aber dafelbft die Execution als — be⸗ 
geihnet, und daß es fih um eine Abgabe diefer 
rt handele, ift weder dargethan, noch behauptet. 

Der principale Llageantrag ift hiernach offenbar 
unzuläffig. Derſelbe verlangt direct den richter- 
lichen Ausſpruch, daß das adminiftrative Exe- 
eationfverfanven unftatthaft fei und daß die Ver- 
treter des Kirchen » Vifitatoriums die in einem 
ſolchen Verfahren abgepfändeten Strafgelder zu= 
tüdzahlen jollen. Insbejondere die Androhung 
und Einziegung diefer Ereeutioftzafen mar nicht? 
anders, ald ein Zwangsmittel, die dem Kläger 
interimiftifch auferlegte Wehrlieferung durchzuſetzen, 
alfo ein Theil des Executions-Verfahren, bezüglich) 
deifen eben das richterliche Befinden ausgeſchloſſen 
iſt. Die Annahme des Königlichen Kreisgerichts 
zu Kiel, der Unfprud wegen Burüdzahlung der 
Strafgelder unterlicge der richterlihen Eognition, 
meil er ſich nicht bloß auf die ‚Befauptung der 
Unftatthaftigfeit der abminiftrativen Erecution, 
fondern aud auf die Behauptung der Nichtver- 
pflihtung zu der verlangten Nachlieferung jtüße, 
vermifcht in unzuläffiger Weife die materielle 
Rechtsfrage mit der Frage über die Eyecutiong- 
Befugniß. Selbſt wenn in dem geordneten Recht3- 
verfahren definitiv die Nichtverpflihtung des 
Klägers zu der ftreitigen Mehrleiftung jeftgeftellt 
werden follte, wiirden das vorläufige Executiond- 
Verfahren ald folhes und die zur Ausführung 
deffelben getroffenen Maßnahmen unberührt blei- 
ben. Wäre die Auffaſſung des Gericht zutreffend, 
dann müßte aud der gegen die Zuläf igteit bes 
abminiftrativen Erecutiond- Verfahren überhaupt 
erichtete Antrag im Rechtswege verfolgt werden 
önnen; denn auch diefer ift Durch die Behauptung 
der Nichtverpflichtung zu der Nadjlieferung mit- 
begründet. Der eventuelle Klageantrag, nament- 
fich der erfte Theil defjelben, hat nun allerdings 
die materielle Rechtsfrage über die Verpflichtung 
des Klägers, bezüglich deren ber ne! an 
ſich zuläjlig tft, zum Gegenftande. Da die Klage 
aber nicht gegen die dem Kläger als eigentliche 
Partei gegenüberftehende Pfarre, fondern gegen 
die kirchliche Auffichtöbehörde gerichtet ift, wird 
nicht ſowohl die dem Rechtswege — Feſt⸗ 
ſtellung des Verhältniſſes zwiſchen dem Berechtig- 
ten und dem Verpflichteten in Ausſicht genommen, 
iondern es handelt Ein um das ftantörechtliche 

erhältniß jener ufſichtsbehörde, um deren 
Selbftändigkeit und Befugniſſe gerade nad) ber 
Seite hin, melde der riterlihen Cognition ent- 
zogen ift. Der Aufſichtsbehörde fteht, wie darge⸗ 
than, die vorläufige Executionsbefugniß zu. = 
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Igte nım eine Berurtheilung nach bem eventuellen 

lagepetitum und follte dieje wirffam merben, fo 
würde lediglich die AuffichtSbehörde an einer fer- 
neren Berhängung der adminiftrativen Erecution, 
alfo an der Geltendmadung ihrer eigentlichen 
Wirkungsſphäre behindert fein, — eine Folgerung, 
die auch ganz folgerichtig und ausbrüdlic in dem 
zweiten Theile des eventuellen Antrages der Klage 
gezogen Hi — während die endgültige Entſchei⸗ 
dung zwiſchen den eigentlichen Parteien noch aus⸗ 
ftände. Der Pfarre gegenüber könne das Erkennt⸗ 
niß nit bindend ei: denn dieſe ift nicht 

verklagt. So lange aber eine rechtskrüftige Ent- 
ſcheidung zwiſchen dem Kläger und der Pfarre 
nicht ergangen ift, befteht nach den Geſetzen die 
abminiftrative Ezecutionsbefugniß, melde Kläger 
trotzdem ſchon jegt bejeitigt wiſſen will. n 
gleiches Mißverhältnig würde dauernd eintreten, 
wenn in dem vorliegenden Proceß die Verurtheilun 
der Wuffichtsbehörde, in einem fpäteren Proce 
zwiſchen den eigentlichen Parteien aber die Ver⸗ 
urtgeilung des jegigen Klägerd zu ber ftreitigen 
Mebrleiftung erfolgen follte. Die Aufficht8behörde 
al ſolche würde fih dann auf das in lepterem 
Proceß ergebende Erkenntniß nicht ftügen dürfen, 
u erade dieſes nad) der Ordnung ber 
Geſetze maßgebend ſein ſoll. Mit Unrecht 
vermißt Kläger eine entſprechende ausdrückliche 
Beichräntung des Rechtsweges in dem Geſete 
vom 24. Mai 1861.*) Es ift der Inhalt des 
legteren jr tolirt, jondern in Zuſammenhang 
mit den nicht aufgehobenen Vorjchriften der Cabi= 
netöordre vom 19. Juni 1836**) zu betrachten. 
Kläger möchte Recht haben, wenn die vorläufige 
Executionsbefugniß nicht beftände, die er feinerjeits 
auch beftreitet; er in aber Unrecht, fofern Ießtere, 
wie dargethan, feftiteht. 

Das ea ift den Fällen analog, in denen 
der Polizeil Alan die Befugnig zu eimer nur 
vorläufigen Anordnung mit Vorbehalt der Rechte 
der Betheiligten zufteht, oder mwenn derjenige, 
welchem durch eine polizeiliche Verfügung eine 
Verpflichtung auferlegt ift, behauptet, daß dieſe 
Berpflichtung gar ober theilweife einem Andern 
obliege (8 5 des Gejehes vom 11. Mai 1842).*) 
Wie die vorläufige Anordnung, jo Hat die vor⸗ 
läufige adminiftrative Erecution den Zweck, in- 
terimiftifch die erforderlichen oder ftreitigen Leiſtun⸗ 
gen feitzuftellen. Der definitive Austrag kann 
naturgem£b nur zwifchen ben durch die abminiftra= 
tive Entſcheidung Betroffenen ftattfinden. Gtatt 
deffen will Kläger, daß die Aufſichtsbehörde ſich 
vor dem Richter über das Fundament ihrer An= 
ordnung ausweiſe, und daß ber ter nicht 
ſowohl das ftreitige Rechtsverhältniß jelbft, als 
darüber entſcheide, ob die — in berech⸗ 
tigt geweſen ſei, den Kläger inierimiſtiſch zu der 
treitigen Leiſtung anzuhalten. (Erkenntniß vom 
. März 1853, Juſtiz-Miniſterialblatt Seite 198.) 

Mit diefen Grundjägen fteht die in dem Plenars 
beſchluß der Regierung in Bezug genommene 
Vorentfheidung vom 14. December 18677) in 
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vollem Einklange. Die Majorität des Appella- 
tionsgerichtd zu Kiel nimmt mit Unrecht das 
Gegentheil an, indem fie meint, es habe fi 
damald um eine von der Regierung angeorbnete 
Umlage im Gegenjag zu einer auf notorif 
Berfaffung beruhenden Abgabe, alfo um eine 
Derpfühtung gehandelt, bezüglich deren der Rechts⸗ 
weg überhaupt der Regel nad) unzuläffig ſei. Es 
se a in den Gründen jener Borentiheidung 
wörtlich: 

Hätte die Schulſocietät ihre Klage, durch 
welche fie bezwedt, von einer ihr —— 
nen Leiſtung an die Schule und deren Lehrer 
befreit erklaͤrt zu werden, gegen bie ufe 
und deren Borjtand gerichtet, wie fie es zur 
möglihen Erreihung ihres Zweckes hätte 
tun fjollen, fo würde es zur Enticheidung 
über den Competenz-Conflict nöthig geweſen 
fein, noch zuvor die jet in den Acten nicht 
vorliegende Verfügung der Regierung einzu= 
fordern. Denn erft aus dem Inhalt diejer 
Verfügung würde zu erjehen geweſen fein, ob 
die Regierung die gedachte Verpflichtung ber 
Schulſocietät entweder . . . lediglich aus den 
Beitimmungen des $ 4 des Schul-Einrid- ' 
tungsreceſſes durch die Interpretation bed- 
felben hergeleitet, oder ob biejelbe ... . ver⸗ 
möge ihre hoheitlichen Aufſichtsrechts der 
Schulſocietät eine neue . . . zur Suftentation 
bes Lehrers für — befundene Leiſtung 
auferlegt habe. Je nachdem die erſte ober 
zweite diefer Alternativen hervorträte, würbe 
die Zurüdmweifung oder die Anerfennung des 
Competenz-Conflict8 erfolgen müffen. Allein 
jhon nad) jegiger Snge der Acten mußte die 

erfennung — erfolgen. — 

Es ift alfo ausdrüdlich für unerheblich bezeichnet, 
ob das gerichtliche Verfahren über die Verpflichtung 
an e zuläffig fein werde oder nicht. — — Das 
Recht der vorläufigen Entſcheidung behufs der ad- 
miniftrativen Erecution beſieht nur interimiſtiſch, 
alfo A, lange als nicht eine richterliche Feſtſiellung 
der en zwiſchen den gegebenen Parteien 
erfolgt ift. Iſt dieſe erfolgt, fo iſt fie allfeitig, alfo 
aud für die Auffichtsbehörde bindend. Für den 
Fall der Execution in Polizeifahen ift dies aus— 
drüdlih im 8 3 des Geſetzes vom 11. März 
1842*) ausgeſprochen. — ch dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt aber nicht darüber entſchieden, gegen wen 
die Klage anzuſtellen iſt. 

Berlin, den 8 März 1873. 

Königliher Gericht3Hof zur Entſcheidung der 

EompetenzEonflicte. 


2. Unzuläffigteit des Rechtsweges gegenüber ber 

—— — 
ng zur g von gen, au 
bee der Behauptung eines Privilegs. 

Im Namen des Königs. 

Auf den von der Königlichen Regierung zu 
Schleswig erhobenen Competenz-Eonflict in ber 
bei dem Königlichen Kreißgerihte zu Schleswig 
anhängigen Proceßſache 
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der fünf Beſiher des adeligen Gutes S., 
nämlid) der Gutsbefiger N. ꝛc., Kläger reſp. 
Klägerin, 


wider 
u Königliche Regierung zu Schleswig, Ver⸗ 
agte, 
erfennt der Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenz⸗Conflicte für Recht: 
daß der erhobene Competenz-Eonfliet für bes 
gründet, und der Rechtsweg, foweit gegen 
denfelben der Competenz - Conflict erhoben 
worden, für unzuläfjig zu erachten. 
Von Rechis Wegen. 
Gründe. 

Der 8 59 der Schleswig-Holftein’ichen Schul- 
ordnung vom 24. Auguſt 1814*) beftinmt, daß die 
adeligen Gut3befiger und die Befiger der adeligen 
Stammparcellen fir fih und ihre Familien von 
der Schulpflichtigkeit befreit find. Um 21. October 
1871 hat die Königliche Regierung & Schleswig 
die Verbindung des Gutes S. im Kreife 3. mit 
einem ber —— — Schuldiſtricte verfügt. 
Die Beſitzer von S. haben gegen dieſe Anordnung 
ohne olg bei dem Königlichen Miniſter der 
geiftlichen 2. Ungelegenheiten recurrirt und ift ©. 
demnädjft durch erligung des Königl. Kirchen⸗ 
Biſitatoriums der Probſtei G. vom 29. November 
1873 ſeit dem 1. Januar 1874 den Schulgemein- 
ben St. und M. mit der Beſtimmung einverleibt 
worden, daß die Befiker der Guts ©.’er Stellen 
und deren fonftige Bewohner zu allen Schullaften 
der Gemeinde, wozu fie gelegt worden, nach dem 
darin geltenden Bertheilungsmaßftabe verhältnig- 
mäßig Geigutragen haben. Durch diefe Verfügung 

Inden fi die Beier des Gutes &., fünf an der 

ahl, beſchwert, weil, wie fie behaupten, ©. ein 
adeliges Gut ift, defien Befigern das Privilegium 
des 8 59 der Schulordnung vom 24. Auguft 1814 
zur Seite fteht. Hierauf geftügt haben fie bei 
dem Königlichen Rreiögerichte zu Schleswig gegen 
die dortige Königliche Regierung mit dem Antrage 
Klage eröuben, 

die Verfügung der verklagten Königlichen 
Bezirksregierung zu Sateanig vom 21. De 
tober 18741 und die Beſtätigung derfelben 
feitens des Königlichen Minifteriums der geift- 
lien, Unterrichis⸗ und Medicinal-Angelegen- 
heiten vom 26. October 1872, nicht minder 
die Ausführungs-Verfügungen vom 8. und 
29. November, durch melde den Klägern als 
Befi des Ale Gutes ©. das gefeßliche 
Privilegium der Nichtzugehörigkeit zu einem 
Schulverbande thatſächlich entzogen und fie 
einem benadbarten Schuldiftricte einverleibt 
worden, als ungejeglich aufzuheben, des Wei⸗ 
teren aber in Conſequ einer ſolchen Ent- 
ſcheidung diejenigen Mapnahmen zu treffen, 
welche geeignet, die Kläger vor jedem Zwange 
zur — von Beiträgen an die Schulcom⸗ 
munen M. und St. fiher zu ftellen; fowie 
endli den Klägern alle Entihädigungsan- 
ſprüche vorzubehalten und die Berklagte ſchuldi— 
u erfennen, den Klägern fämmtliche — 
tiefen Proceß erwachſenen Koſten zu erftatten. 
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Behufs Begründung der Zuläffigkeit des Rechts⸗ 
weges berufen die Kläger fih auf $ 2 bes Ge— 
feges vom 11. Mai 1842,*) $ 3 der Allerhöchiten 
Eabinet3ordre vom 19. Juni 1836,**) fowie auf 
die Urtheile des unterzeichneten Gerichtähofes vom 
22. November 1856 (Suftiz-Minifterialblatt 1857 
Seite 218) und 18. April 1857. 

Ohne fih auf die Klage einzulaffen, hat die 
Königliche Regierung zu Schleswig mitteis Blenar- 
befchluffes vom 10. ebruar 1876 den Competenz- 
Conflict erhoben, welcher ſich nad} der beigegebenen 
Motivirung gegen bie beiden erften Punkte deö 
aus drei Theilen beſtehenden Klageantrages richtet. 
Nicht um eine polizeiliche Verfügung handle es 
ER fondern um eine Anordnung ber Schulauf- 
ſichtsbehörden, getroffen in Ausübung eines Hoheits⸗ 
rechtes auf Grund der Beitimmung der Regie 
rungsinftruction vom 23. October 1817 8 18 
litt. x.**) Diefer Wet ftehe unter dem Schutze 
des $ 36 der Verordnung vom 26. December 
1808,}) wonad ein Broceh weber über wirkliche 
Majeſtats⸗ und Hoheitdrechte, noch über allgemeine, 
in Gegenftänden der Regierungd: Verwaltung 


ergangene Verordnungen ftattfinden folle. Segen 
die Anordnung der Einſchulung, dur 
privatrechtlihe Berhältniffe an und für fi ni 


berührt würden, ftehe den Klägern nur der Weg 
der Beſchwerde an die höhere Berwaltungsinftanz 
offen. Uebrigen beziehe fi der $ 59 der 
Schulordnung nit auf die darin erwähnten 
Grundftüde, andern auf deren Befiter. Wäre es 
die Abjicht geweſen, die adeligen Säle und Stamm- 
parcellen von der Zugehörigkeit zu Schul⸗ 
diftricten auszufchließen, jo hätte e8 einer Vorſchrift 
über die Befreiung ihrer Befiger nicht bedurft. 
Es Hätte ſich alsdann nicht blos die Befreiung 
diefer Befiher, fondern aud die Befretung aller 
Bewohner Diefer Territorien von den Laſten, welche 
aus ber Zugehürigfeit Er einem Schuldiftricte ge⸗ 
feglih folgen, von ſelbſt verftanden. m folle 
zwar ben Klägern dad echt nicht beftritten wer⸗ 
den, gegen bie betheiligten Schulgemeinden auf 
Anerkennung der behaupteten Befreiung von Schul- 
beiträgen zu Hagen. Aber gegen die Schulauf- 
ſichtsbehörde dürfe ein folder Antrag nicht gerichtet 
werben, weil derjelbe ein lediglich ſtaatsrechtliches 
Verhältniß betreffe und die Selbſtändigkeit der 
Schulauffihtsbehörde beeinträcdhtige, woraus fi) 
zugleich ergebe, daß hier nicht blos eine Frage 
der Paſſiv⸗ Legitimation vorliege. Die Unzuftändig- 
fett der Gerichte für die Entiheidung derartiger 
—— habe der unterzeichnete Gerichtshof 
in den Ürtheilen vom 14. December 18674) (Juſtiz⸗ 
Minifterialblatt 1868 Seite 66) und vom 8. März 
1873744) (Sufttz-Dinifterialblatt Seite 121) aus- 
geführt. e Buläffigfeit des Rechtsweges über 
den allerdings völlig bebeutungslofen Antrag auf 
Vorbehalt aller Entichädigungsanfprüche wird von 
der Regierung anerkannt. 

Die Kläger haben in längerer Ausführung, 
welche indeffen weniger auf die Procekfähigkeit, 
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als auf die materielle Begründung ihre® An— 
Fin eingeht, dem Gompetenz-Gonflicte wider- 
prochen; die Gerichte beider Inftanzen, das König 
liche Kreiögericht zu Schleswig und das Königliche 
Appellationsgericht zu Kiel, erachten denjelben für 
begründet. 

Es war wie geichehen zu erfennen. Die regi- 
aninellen Verfügungen, gegen welche der Klage 
autrag fi) richtet, enthalten zwei Unorbnungen, 
welche einer verfchiebenen Beurtheilung unterliegen. 
Sie beftimmen: 

1. die Zuweifung der S.'ſchen Lanpftellen zu 

beftimmten Schulgemeinden, 

2. die Berpflihtung ihrer Befiger und ihrer 

fonftigen Bewohner, zu allen Schullaften der 
betreffenden Schulgemeinden verhältnigmäßig 


beizutragen. 
Die Unordnung zu 1. — keiner richter⸗ 
lichen Cognition. Deun die Mbgrenzung der 


Schulbezirie, welche den Regierungen nad & 18 
litt k. der Inftruction vom 23. Getober 1817*) 
ausdrüdlich zugewieſen ift und gemäß Nr. II des 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 20. Juni 1868 (Gejeg- 
Samml. Seite 620) aud) der Regierung in Schles- 
wig zufteht, ift ein Ausfluß des ftantlihen Auf- 
ſichisrechtes über die Schulen, mithin die Ausübung 
eines Hoheitsrechtes. Daß der 8 59 der Schul: 
ordnung vom 24. Auguſt 1814 eine Einfhräntung 
in diejer Beziehung nicht enthält, ergiebt fein 
Wortlaut, indem derjelbe nicht den adeligen Gütern, 
fondern nur deren Befigern für ihre Perſon und 
ihre Familie „eine befondere Stellung anweilt, 
melche, wie bie Regierung utreffend ausführt, die 
Bugehörigteit des Territoriums zu einem Schul 
bezirte nicht ausſchließt, ſondern zur Voraus— 
jegung Hat. Es unterliegt fomit feinem Bweifel, 
daß joweit die Klage ſich gegen Einſchulung der 
S.'ſchen Landitelen richtet, der Rechtösweg nicht 
sugelaffen werden Tann. 

ber auch Hinfichtlic der ftreitigen Berpflichtung 
der Kläger, zu den Schullaften beizutragen, kann 
der Rechtsweg in der von den Klägern gewählten 
Zorm nicht zugelafien werden; denn ihr Antrag 
ift dapin gerichtet, das Königliche Kreisgericht 
wolle diejenigen Maßnahmen treffen, welche geeig- 
net, die Kläger vor jedem Zwang zur Zahlung 
von Beiträgen an die Schulcommunen M. und 
St. fiher zu ftellen. Diefer Antrag, dem von dem 
Appellationsgerichte zu Kiel mit Recht der Vor⸗ 
wurf ber es und Allgemeinheit ge- 
macht wird, verfolgt den Zweck, eine Berurtheilung 
der verflagten Königlichen Regierung zu Schleswig 
dahin herbeizuführen, daß IM die reibeit der 
Kläger von den ‚Säuliaften anerfenne, und zur 
a der feteren m — der adminſtra⸗ 
tiven Execution nicht befugt ſel. Nun iſt zwar 
für die Feſtſtellung der Rechtsfrage über die Bei⸗ 
tragspflicht der Kläger zu den Schullaſten, da die 
Kläger auf Grund eines Privilegiums ihre Be— 
freiung in Anſpruch nchmen, an ſich der Rechts— 
weg geftattet. Dieſe Rechtsfrage kann aber nur 
in einem Rechisſtreite zwijchen den Berpflichteten 
und den beredtigten Schulgemeinden endgültig 
entjchieden werden. in in dem vorliegenden 


) vd. 13.4 anh. 1 
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Proceſſe ergehendes Urtheil, durch welches die ver⸗ 
klagte Regierung dem Klageantrage eutſprechend 
verurtheilt würde, hätte für bie Schulgemeinde 
keine bindende Kraft, vielmehr würde, wenn in 
einem fpäteren Procefje zwifchen den Schulgemein- 
den und ben jegigen Rlägern die letzteren rechts— 
kräftig verurteilt würden, zu den Schullajten 
beizutragen, dieſes Erkenntniß für die Betheiligten 
allein maßgebend fein, alsdann würbe aber die 
Scäulauffihtsbehörde durch das in dem gegen- 
wärtigen Proceſſe ergangene vernrtheilende Er⸗ 
kenntniß in ihrem Wirkungskreiſe in unzuläſſiger 
Weiſe geſtört ſein. Die Kläger haben nun jetzt 
nicht gegen die betheiligten Schulgemeinden geki— 
und verlangen daher nicht eine definitive Se 
ftelung des ftreitigen Nechtöverhältniffes jelbft, 
ondern eine Entſcheidung darüber, ob die Auf- 
ichtöbehörde befugt gi die Kläger zu der ftrei= 
tigen Leiftung im Berwaltungdwege anzubalten. 
In diefem Umlange fteht aber den Berichten eine 
Eognition über den Wirtungskreis und die Befug- 
nie der Schulauffichtöbehörden nicht zu. Es ift 
hierbei von keiner entſcheidenden Bedeutung, ob 
die von den Klägern in Anfpruch genommene 
Befreiung von der ftreitigen Schullaft auf ein Pri⸗ 
vilegium geftügt wird, oder auf einen anderen 
Rechtsgrund, ice — im ordentlichen 
Rechtswege zur tiger Schulabgaben 
geſtattet iſt. 

Hiernach mußte, abweichend von der in 83 
genommenen Vorentſcheidung vom 22. Rovember 
1856, der Rechtsweg in Webereinftimmung mit 
den Urtheilen vom 5. März 1853 (Juſtiz⸗ Winiſte- 
rialblatt Seite 198), 14. September 1867 (Juſtiz⸗ 
Minifterialblatt 1868 Seite 60) und 8. März 1873*) 
(Zuftiz.Minifterialblatt Seite 121) auch bei diefem 
Buntte ausgeſchloſſen werden. 

Berlin, den 14. October 1876. 


Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung der 
Competenz«Conflicte. 


ftftellung ftrel 


v. 2. 1869. 


8. Unzuläffigteit des Rechtsweges gegen bie 
Auffichtöbehörde auch bei Leiftungen and einem 
früheren gutöperrlihen Redtöverhältniß. 


Auf den von der Königlichen Regierung zu 
Poſen erhobenen Competenz-Eonflict in der bei 
dem Königlihen Landgerihte zu 2. anhängigen 
Proceßſache 

des ————— v. L. zu U, Klägers, 
wider 


die Königliche Regierung zu Bofen, Abtheilung 
für ink, = und Shufwelen, Verklagte, 
bettreffend eventuelle Heranziehung des 
Klägers zu Schulbeiträgen 
Hat der Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
ber GompetenzeGonflicte in feiner Sigung vom 
9. October 1880 für Recht erkannt: 
daß der Rechtsweg in diefer Sache für unzu— 
läſſig und der erhobene GompetenzeGonfict 
daher für begründef zu erachten. 
Von Recht? Wegen. 


®) Gentrralblatt ber Unterr.:Bermalt. pro 1873 Seite 296, 
(oben Rr. 1). 
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Gründe 


64090 
ſichtsbehörde könne nicht in Anſpruch genommen 


Kläger iſt eingetragener Beſitzer des Rittergutes | werden. 


U.L. In dem Etat der spangelihen Säule zu 
u. für die Jahre vom 1. April 1: 


879/86 ift unter 
Titel IV der Einnahme „jährliche von den Schul- 


In feiner ba re bezieht fi der 
Kläger no auf 8 231 Civil-Brocek-Ordnung und 
macht geltend, daß die von ber Ben ala die 


focietätömitgliedern aufzubringenbe Beiträge” auf| richtigen Beklagten bezeichneten Berjonen die Bah- 


Grund einer allgemeinen miniſteriellen Anweiſung 
bei der Poſition b), welche lautet: 
„von ben gutöherrlihen Leuten zu U. und 
L., denen die Stantsbeihülfe von 327 Mark 
nicht E, Gute kommt, von einem Klafjen- 
fteuer-Soll von 36 Mark (& 2,30 Mt.) gleich 
83 Marl“ 
in Form einer Anmerkung folgende Anorbnung 
getroffen: 
„Soweit der Betrag ad b nicht von ben 
—— Leuten ſelbſt aufgebracht werden 
mn, ift Die Gutsherrſchaft verpflichtet, für 
den Reft aufzukommen.“ 

Dur diefe Anordnung fühlt fi der Kläger 
beſchwert und hat bei dem Landgerichte zu L. gegen 
die Regierung zu Poſen Klage erhoben mit dem 
Aintzage, — daß der Verklagten nicht 
das Recht zuftehe, den Kläger als Öntagerrn 
von U.=2. fubfidiarifh für die gutsherrlichen 
Leute bezüglich ihrer, ihnen durch den Etat aufs 
erlegten Schulbeiträge in Anfpruh zu nehmen 
und daß dem entſprechend der Etat dahin abzu= 
ändern, daß die vorerwähnte Anmerkung in Weg- 
fall komme. 

Zur Begründung dieſes Antrages wird in der 
Mage ausgeführt: Es handle ſich allerdings um 
eine von ber Aufficht führenden Stegterung unter 
Bezugnahme ... allgemeine ‚gejeeliche ſtim⸗ 
mung, den 8 33 Titel 12 Theil II Allgemeinen 
Landrechts angeorbnete Umlage, indeffen ſei der 
Rechtsweg 10h 8 10 Geſetz vom 24. Mai 1861, 
betreffend die Erweiterung des Rechtsweges zus 
läffig, da die geforderte Abgabe in der That keine 
öffentliche fei, jondern auf einem aufgehobenen 
privatrechtlichen Fundamenie, insbefondere einem 
früheren gi errlihen Verhältniſſe beruhe und 
der 8 33 Titel 12 mit Aufhebung der vormaligen 
Unterthänigfeit durch dad Ediet vom 9. October 
1807 und Artilel 42 der Verfaffungs - Urkunde 
gegenſtandslos geworben fei. ber Ferofe wenn 
der 8 33 noch in Kraft ftehe, fo finde berfelbe 
doch im vorliegenden Falle keine Anwendung, weil 
die als ſchulbeitragspflichtig principaliter in An⸗ 
— — Perſonen lediglich als Geſinde 
des Klägerd gemiethet und deshalb nicht als wirk⸗ 
liche Unierthanen anzufehen feien, der & 33 über- 
dies eine nur vorübergehende Beitragsunfähigteit 
vorausſetze. 

Das Landgericht beraumte auf ben 23. April cr. 
Verhandlungstermin an; bereit? am 3. April cr. 
erhob jedoch die erh zu Bofen durch Plenar⸗ 
Beſchluß ben Sompetenz-Conflict. Diefelbe erkennt 
zwar an, ba ber Rechtsweg nad 8 10 Geſetz 
vom 24. Mai 1861 an fi zuläſſig fet,**) er 
könne jedoch mur gegen die nach Ünſicht des 
Mägerd eigentlich Berpflichteten, alſo gegen bie 
Sculfocietät zu U. reip. die gutöherrlichen 
Leute befehritten, die Regierung dagegen als Auf- 


*) Unten Unh. III. **) of. inbeh unten Rr. 14 fi. 


lungöverpflichtung des Kläger gar nicht behaup- 
teten, und daß die Anorbnungen der Regierung 
im vorliegenden ale keineswegs bloße Ausfüh- 
Tungsmafregein feien, fondern die Entſcheidung 
einer höchſt beftrittenen Rechtsfrage involvirten. 

Das Landgericht zu L. und das Oberlandes⸗ 
ericht zu Bılen erahten ben Eompetenz-Conflict 

ir begründet. Beide Gerichte gehen von ber 
Anfiht aus, daß die Vefeitigung der den Kläger 
beſchwerenden Maßregel zwar durch Richterſpruch, 
jedoch nur in einem Proceſſe gegen die Schul⸗ 
gemeinde erfolgen könne, der die angefochtene, 
auf einer Erklärung des Borftandes der Schul⸗ 
foctetät beruhende Anordnung lediglich zu Statten 
tomme. Das Oberlandesgericht bezeichnet außer⸗ 
dem die klägeriſche Auffaffung des $ 231 Eivil- 
Proceß⸗Ordnung als eine irrthümliche. 

Der ECompetenzEonflict erſcheint begründet. 

‚Der 8 231 Civil-Proceß-Orbnung hat, einem 
in der Praxis fühlbar gewordenen Bedürfniffe 
Rechnung tragend, die fogenannte Feftitellungs- 
Hage IM jelaffen, dnrch welche eine Entfcheidung 
über die Seiltens oder Nicht⸗Exiſtenz eines Rechts⸗ 
verhältniffes herbeigeführt wird, ganz abgeichen 
davon, ob daſſelbe bereit3 materielle Folgen gehabt 
hat oder ob dergleichen geltend gemacht werden. 

mach ift dem als Kläger Auftretenden ber Um- 
weg ber früheren provocatio ad agendum erſpart 
und ihm. aud in meiteren Fällen die Möglichkeit 
geboten, einer erft drohenden —— — durch 
präjudicielle Aarſtellung des rechtlichen Verhält⸗ 
niſſes zu demjenigen vorzubeugen, bezüglich deſſen 
die Rechtsverletzung zu beforgen ift, überhaupt 
fein tünftiges Verhalten der &egenpartei gegen- 
über einzurichten. Inſofern kann man allerdings 
von einer Ausdehnung des Klagerechtes durd) den 
8 231 Civil- Broceß- Ordnung fprehen. Allein 
diefe Erweiterung liegt auf bemfelben Gebiete, 
welches den Gerichten bereit3 früher überwieſen 
war; rüdfichtlih der Fälle Hingegen, in welchen 
die gerichtliche Verfolgung eines mfprude bisher 
überhaupt ausgefdhloffen war, hat eine Aenderung 
des ——— * durch $ 231 Civil⸗Proceß⸗ 
Ordnung nicht ftattgefunben. 

Es tommt aljo lediglich darauf an, ob nad) dem 
bisherigen Rechte die Beichreitung des Mechtd- 
weges gegen die Königliche Regierung geitattet 
war. Fi diefer Beziehung muß aber den Aus⸗ 
führungen der Regierung und der Gerichte beis 

etreten werden. Die von dem Kläger angefochtene 

nordnung der Regierung ift von derfelben nicht 
tn ihrer Eigenfchaft als Finanzbehörde, fondern 
auf Grund des ihr zuftehenden Aufſichtsrechtes 
getroffen worden, deſſen Ausübung der Einwir- 

ng der Gerichte nicht unterliegt. ag ſich der 
Kläger durch diefe Anordnung, verlegt, jo kann er, 
ſoweit ihm der Rechtsweg überhaupt zufteht,*) 
denjelben nur gegen diejenige Corporation ober 


co Re if. 


diejenigen Einzelnen beichreiten, in deren Inter= 
effe und Rertretung die Anorbnung getroffen 
worden oder bezüglidh deren er ſich prägravirt 
fühlt. Die Aufl behörde als ſoiche iſt dem 
Mäger nicht verantworilich und kann durch ihn 
nicht angehalten werben, eine innerhalb ihrer 
Befugnifie getroffene Verfügung zurüdzunehmen. 
In diefem Sinne ift auch don dem Gerichtähofe 
ur Entfcheidung der Eompetenz-Conflicte wieder- 
olt und zulegt am 14. October 1876*) erkannt 
worben. 

Berlin, den 9. October 1880. 

Koniglicher Gerichtshof Entſcheidung der 
Competenʒ⸗Confliete. 

vp. 2. Rr. 209. 


4 teit des Rechtsweges gegen die Auf- 
— beim Streit ber Die 
eines Schulreceſſes. 


— — Nach der Beſtimmung des Receſſes hält der 
Lehrer zu ©. ſich für berechtigt, von der Schul⸗ 
focietät zu fordern, daß ſie auch das Ausftreuen 
des Düngers auf feinem Aderlande beforge; Hierzu 
ift die fi) deflen weigernde Schulfocietät, und zwar, 
wie fie angiebt, in Yolge einer Entſcheidung des 
Herrn Minifterd der geijtlichen 2c. Angelegenheiten, 
dur Verfügung der Regierung zu Gumbinnen 
angehalten worden, und hat beshalb jegt gegen 
den Königlichen Fiscus, vertreten durch die ge— 
dachte Regierung, Klage erhoben. Sie führt aus: 

Der Schuleinrichtungsreceß verpflichte fie in 
feinen (oben angeführten) Worten zur Ausſtreuung 
des Düngerd nicht, vielmehr habe dieſes Geichäft 
von jeder und feit rechtsverjaͤhrter Zeit, wie in 
allen anderen Gemeinden, der Schullehrer jelbit 
verrichtet. Klägerin beantragt: 

„Den Fiscus zu verurtheilen, ihre Freiheit 
von der Leiftung des Dünger-Außjtreuens auf 
dem Schullande anzuerkennen.” 

Diefe Klage ift von dem Gericht eingeleitet 
worden; die Regierung zu Gumbinnen bat aber 
fogleih dagegen Einfpruh durch Erhebung des 
Competenzconflict3 gethan, den fie darauf ftüßt, 

Ya fie vermöge ihre ftantöhoheitlichen Auf- 
ſichtsrechts über die Schulen und namentlich 
auf Grund ihres im $ 17 der Schulordnung 
vom 11. December 1845**) anerfannten Rechts, 
die Dotation der Schullehrer und nöthigen- 
fans die Erhöhung ihres Dienfteintommens 
zu beftimmen, ber jeht Hagenden Schulfocietät 
die fraglie Verpflichtung zum Ausftreuen 
des Düngers auf dem Schullande auferlegt 
habe, daß mithin die im vorliegenden Procefje 
dem Richter zur Entſcheidung vorgelegte Frage 
dem öffentlichen Rechte angehöre und deshalb 
nad $ 1 der Einleitung zur Wilgemeinen 
Gerichtsordnung die richterlihe Competenz 
überfchreite 2c. 

Die Parteien und die beteiligten Minifter haben 
fi über den Competenzconflict nicht geäußert; 
das Kreisgericht zu Ungerburg hält denfelben durch 
die von der Regierung angegebenen Gründe für 
gerechtfertigt; das Königliche Appellationsgericht 
Mr Infterburg dagegen vertheidigt die Bufäffigtelt 
EB Rechtsweges, weil die Klage nicht das von 


*) Borfichend, **) Unten Bb. III c. E. 


über die Auslegung |‘ 
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der Regierung bezeichnete Staatshoheitsrecht in 
Frage jtelle oder bezweifle, es fich vielmehr Hier 
nur um die Snterpretation des $ 4 des Schul- 
einrichtungsrecefjes und um die Entjcheidung handle, 
ob in ben dort der Schuljocietät auferlegten Ber- 
pilichtungen auc die des Düngeraußftreuend mit 
enthalten fei. Die Interpretation einer Urkunde, 


welde den Umfang ber Leiſtungen der Schul— 
forietät an ben Lehrer vegelt, jei eine reine Rechts- 
frage und im Wege Rechtens zu entſcheiden; die 
Berwaltungsbehörde habe der Sorietät das Dünger- 
ausftreuen nicht deshalb auferlegt, weil der Staat 
für 
Lehr 


m ausreichendes amtliche Einkommen des 
zu forgen habe, ſondern deshalb, weil der 
jo beftimme, Sollte etwa der Richter 
daß das Dingerausftreuen im 8 4 des 
nicht mitgemeint fei, bie VBerwaltungsbe- 
© demnächſt erachten, dab die Dotation 
rs nicht ausreiche, fo müßte erft dann 
im georbneten Berwaltungswege geprüft, entſchieden 
und formell gültig fejtgeftellt werden, daß die Schul⸗ 
forietät auch das Ausſtreuen des Düngers zu bes 
Sorgen habe, 

Diefer Musführung des Suppe mattonägerichte un 
geachtet war der Competenzconflict für begründet 
anzuertennen. 

Hätte die Schuljocietät ihre lage, durch welche 
fie bezwedt, von einer ihr angefonnenen Leiftung 
an die Schule und deren Lehrer für befreit er— 
Härt zu werden, gegen die Schule und deren Vor— 
ftand gerichtet, wie fie es zur möglichen Erreichung 
ihres Zweckes hätte thun follen,*) fo würde e& 
zur Entjceibung über den Competenzconflict nöthig 
gewejen fein, noch zuvor die jeßt in den Acten 
nicht vorliegende Berfügung der Regierung ein- 
auforbern, durch welche Lehlere, wie fie im Eins 
gange ihres Competenzeonflict = Befchluffes t, 
„die Schulfoeietät zur Erfüllung der gemäß 
Nr. 3 ber Schuloromung vom 11. December 1845 
ihr obliegenden Verpflichtung, den Dinger auf dem 
Schullande auszuftrenen, angehalten hat.” Denn 
erſt aus dem Inhalt diejer Verfügung würde zu 
erfehen jein, ob die Regierung die gedachte Ver⸗ 
pflichtung der Schuljocietit entweder — wie 
das Appellationsgericht annimmt — lediglich aus 
den Bejtimmungen des $ 4 bes Schuleinrihtungse 
Receffes durch Interpretation derfelben berleitet, 
oder ob fie diefelbe — wie in den Gründen des 
Eonflictbefchluffes behauptet wird — vermöge ihres 
bhoheitlihen Oberaufſichtsrechts der Schulfocietät 
als eine neue, in dem Schulreceſſe noch nicht feſt⸗ 
geſetzte, aber zur Suftentation des Schullehrers 
fir nothwendig befundene Leiſtung auferlegt habe. 
Je nachdem die erſte oder die zweite diefer Alter- 
nativen hervorträte, würde die Zurückweiſung oder 
die Anerkennung des Competenzconflict? erfolgen 
müffen, 

Allein ſchon nad jeßiger Lage der Ueten mußte 
die Unerfennung des Competenzconfliets um des⸗ 
halb erfolgen, weil die Schuljoeietät ihre Mage 
nicht gegen die Schule, mit ber allein fie in einem 
privatrechtlichen zur richterlichen Benrtheilung ge⸗ 
eigneten Berhältwiffe ftebt, fondern gegen ben 
Königlichen Fiscus gerichtet umd beantragt hat, 


*) of, unten Br, 19, 
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daß biefer Werflagte, oder mit anderen Worten 
die denfelben vertretenbe Regierungsbehörde „ver=- 
urtheilt werde, die Freiheit der Klägerin von 
der Leiftung des Düngerausftreuend auf dem 
Schullande anzuertennen“ Daß zu einem 
Ausſpruch bdiefer Art, welcher das nicht privat- 
rechtliche, fondern Tsigtich ſtaatsrechtliche Ver⸗ 
hältniß der Königlichen Regierung zu der ihr 
untergebenen Hagenden Sänllvcietät affietren und 
die Selbjtändigleit der Erfteren beeinträchtigen 
würde, bie Gerichte nicht competent find, leuchtet 
ohne Weiteres ein. Man kann auch nicht etwa 
annehmen, es handle fich bei diefem Bedenken 
Ieotglich um die Frage nad) ber paifiven Legiti- 
mation des Verklagten, über welde der Proceß⸗ 
richter zu enticheiden habe; die Unftatthaftigkeit des 
Rechtsweges wird vielmehr Hier dadurch herbeige- 
führt, daß der gegen die Regierungsbehörde gr 
richtete Klageantrag eine Richtung verfolgt, die 
ihn unter allen Umjtänden der richterlichen Compe⸗ 
tem entzieht. 
jerlin, den 14. December 1867. 
Königliher Gerichtshof zur Entſcheidung der 
\ Competenzconflicte. 


5. Unznläffigteit des Nechtsweges bei Abgaben 
die auf allgemeiner —35 Verbiudlichleit 
beruhen (Streit Über die Gemeindeangehörigeit). 


— Der Candidat R. hatte — die ihm unter An—⸗ 
drohung der Execution abgeforberten Schulbei- 
träge — an die Schultaffe bezahlt. Indem er 
auffelkte, daß er als Hauslehrer, welcher bei dem 
Rittergutöbefiper N. gegen ein Honorar in Gelbe 
und freie Station mit —— vierteljähr- 
licher Kündigung eı rt fei, zu den Hausvätern 
im Sinne bed $ 29 Allgemeinen Kandredte Theil II 
Titel 12 nicht gehöre, trug er bahin an, zu er= 
tennen: daß er in feiner Stellung zu den Eur 
unterhaltungstoften beizutragen nicht verpflichtet 
und demgemäß die verflagte Schulgemeinbe ſchuldig 
fei, die von ihm erziwungenen ulbeiträge — 
zurüdzuzahlen. — Durch Contumacialurtheil vom 
— erkannte dad Kreidgericht diefem Antrage ge 
mäß. Nachdem dad Urtheil vom 13. Dei er 
1870 ber Berflagten in Ausfertigung zugeftellt 
war, erhob die Königliche Regierung durch Be— 
ſchluß vom 7./49. Januar 1871 den Competenz- 
conflict. Das Kreiögericht zu B. Hielt, weil 
Recursgeſuch de das Urtheil noch nicht einges 
legt ſei, die ftellung des Verfahrens für un= 

tthaft. Nachdem unter dem 7. ruar 1871 
der Schulvorftand den Recurs eingelegt hatte, 
ftellte das Konigliche Appellationsgericht durch 
ae vom 4. März; 1871 das Rechtsver⸗ 
jahren ein. 

Seitens des Verklagten ift eine Erklärung nicht 
eingegangen. Der Kläger hält den Compet 
eonhiet für unbegründet, da er feine Verpflichtung, 
u den Schulabgaben Beigutragen, aus bem Grunde 
eftritten Habe, weil er nicht Hausvater fei, 
darüber aber, wer Hausvater fei, nur der Richter 
entſcheiden Lönne, indem es I bier lediglih um 
Amterpietation einer landrechtlichen Beitimmung 


hand 
In Uebereinftimmung mit dem Gutachten des 
Königlichen Appellationsgeriht3 war ber Compe⸗ 
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tenzconfliet für begründet zu erachten. Denn die 

Schulbeiträge, deren Rüdzahlung den Gegenftand 

der Klage bildet, find dem Kläger, wie diefer aud) 

felbft anführt, auf rund des I Theil II 

Titel 12 Allgemeinen Landrechts auferlegt worden; 
te beruhen Daher auf einer allgemeinen gefeglichen 
erbindlichkeit. 

Wegen folder Abgaben findet nad) 8 15 bes 
Gefeges, betreffend die Erweiterung bes Rechts⸗ 
weges vom 24. Mat 1861*) der Rechtsweg nur 
infoweit ftatt, als dies bei öffentlichen Abgaben 
der Fall iſt. Daß aber einer der bejonderen 
Gründe der Befreiung von der Abgabe porliege, 
megen welcher nach den Vorſchriften der A 9, 
4 bi 8 Theil II Titel 14 Allgemeinen Land- 
veht3**) bei öffentlichen Abgaben das rechtliche 
Gehör geftattet ift, hat Kläger nicht behauptet. 

Berlin, den 14. October 1871. 

Königlicder Gerichtshof zur Entſcheidung ber 

Competenzconflicte. 
& nlaſſigleit des Rechtswegs insbeſondre 
—5* von der Verwaltuugsbehorde aufgeſtellte 
Repartition von Schunlabgaben. 


Wenn von der Verwaltungsbehörde eine Re- 
partition ber Schulabgaben auf die einzelnen Mit- 
glieder der Schulgemeinde angeordnet worden ift, 
und von einem der Betheiligten behauptet wird, 
daß diefe Repartition nach unzihtigen —— 
en t worden fei, fo ift eine Entſcheidung da⸗ 
rül m reg ER. 

Allgemeines Landrecht eilt II Titel 14 
78, 79.) 
& BA vom 24. Mai 1861 88 10 und 15 
-Samml. S. 243).*) 
Ienntniß vom 22. November 1851 (Juſt.⸗ 
Miniſt. Bl. von 1852 ©. 15) — 

Auf den von der Königlichen Regierung zu 
Ziegnig erhobenen Competenzconflict in der bei 
— Kreisgericht zu Sagan anhängigen 

roceßſache 

des Kittergutsbeſitzers Karl 8. zu S., als 
Beſiters des —— P. Alagers, 
wm 


die katholiſche Kirchen und Schulgemeinde zu 
., Berflagte, betreffend Schulabgaben und 


eiftungen, 
erkennt der Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Gompetengeompicte für Net: 

daß der Rechtsweg in diefer Sache für unzu⸗ 
Läffig und der erhobene Eompetenzconflict da⸗ 

ber Hr Begründer u erklären. 

on Reit Wegen. 
In dem Dorfe ®. behanben fon zur Zeit db 
in dem Dorfe P. beitanden ſchon zur e 
Erſcheinens des Reglements für die niederen fatho- 


enz⸗ Nſchen Schulen in den Stäbten und auf dem platten 


Lande von Schlefien und ber Grafſchaft Glatz vom 
18. Dat 1801***) (Wenzel, Schleſiſches Provinzial⸗ 
recht ©. 451 ff.) zwei Schulfyiteme, evange⸗ 
liſches und ein katholiſches, jedes mit einem Lehrer. 


Die Tatholifche ging wegen Mangeld an 
Schülern eine Beit 


lang ein; fie trat aber im 
Unten m 
- ar 5 

ZEEihT,. 


Jahre 1852 als Privatichule wieder ins Leben 
und wurde im Jahre 1860 zu einer öffentlichen 


San: erhoben. 

ch Refeript der Regierum, Ei Liegnig vom 
4. Februar 1862 wurde dad —e 
zur Dotation des katholiſchen Lehrers auf Grund 
des 8 19 des gedachten Reglements dahin be— 
ftimmt, daß 

a) zu dem auf 24 Scheffel 8%, Mepen jeher. 

Feten Getreidedeputat der Rittergutsbeliber 
B. als titulirter Befiger des Ritierguts P. 
24 Scheffel 4% Meten, bie Kirchen und 
Schulgemeinde zu ®. 4 Megen beizutragen 
babe, und daß 

b) das Holzdeputat dem Lehrer durch den ꝛc. 8. 

unentgeltlih anzufahren fei. 
8. Hielt ſich nur verpflichtet, zum Unterhalte 
des Lehrers ein Drittel beizutragen. Er erhob 
unter dem 12. Februar 1867 bei dem Kreiögericht 
zu Sagan gegen die Kirchen- und Schulgemeinde 
zu P. Klage, in welcher er zu II dahin antrug, 
zu erfennen: 
daß die katholiſche Kirchen und Schulge- 
meinde zu P. für nicht berechtigt zu erachten, 
mehr ala ein Drittel de Getreide- 
deputat für den fatholifchen Lehrer dafelbft 
von dem Kläger als Beſitzer des Ritterguts 
P. zu beanfpruchen, 
und fie ferner für nicht berechtigt zu er- 
achten, von dem Kläger in berfelben Eigen- 
fchaft die unentgeltliche Unfuhr von mehr als 
einem Drittel des Holzdeputats des katho— 
Ufchen Lehrers daſell I u verlangen. 
In Beziehung auf diefe Slageanträge * die 
Regierung iegnig durch Plenarbeſchluß vom 
1. April 1867 den Competenzconflict erhoben, 
welder von dem Kreisgericht zu Sagan für un- 
begründet, von dem Appellationsgericht zu Glogau 
für begründet erachtet wird. 
Derjelbe erfcheint begründet. 
Die Anordnung der Regierung wegen der Bei- 
tragöpflicht des Klägers iſt geftüßt auf den & 19 
bes Reglements vom 18. Mai 1801. Im demfelben 
ift beftimmt: 
unter a) daß zu den Brennmaterialien und 
dem baaren Gelde die Herrſchaft ein 
Drittel beizutragen habe, und zwei 
Drittel von den Stellenbefigern oder 
der Gemeinde zu tragen feien. 
Sodann Heißt ed: 
unter b) ba8 Deputat an Getreide tragen die 
wirklichen Aderbefiger zufammen, und 
zwar nad) der Rataftrirten Größe ihrer 
Ausſaat. Wo daher die Herrihaft gar 
tein Feld hat, wird diefes Deputat von 
denen, welche Ader im Felde haben, fo 
wie im entgegengei ten Falle von der 
Herrichaft allein gegeben; und 

unter d) daS Brennmaterial ift dem Schullehrer 
von den zur Schule gefhlagenen be= 
fpannten Wirthen, oder wenn der 
gleihen im Dorfe nicht vorhanden find, 
von der Herrſchaft anzufahren ꝛc. 

‚ Kläger behauptet, dieſe Beftimmungen bezögen 

fih nur auf den Fall, wo an dem. betreffenden 

Orte nur ein Lehrer eziftire. Selen, wie in P. 
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an einem Orte zwei Lehrer, fo komme ber $ 23 

des Reglement? zur Anwendung, welcher lautet: 
„Sind zwei Schulfehrer jet ſchon an einem 
Drte von mehr als — Beſitzungen, ſo 
muß die Herrſchaft zum Unterhalt eines jeden 
ein Drittel beitragen.” 

Nach der Anficht der Regierung ift diefe Be— 
ftimmung nur auf diejenigen Emofumente zu be- 
geben, melde, wie das Brennmaterial und das 
ante Geld, nad) einer gewiſſen uote, nämlich 
von einem Drittel und zwei Dritteln zwifchen dem 
Domintum und der Schulgemeinbe repartirt wer= 
den ($ 198), nicht aber auf ſolche Emolumente, 
welche wie das Getreidedeputat und das Anfahren 
ded Brennmaterials (8 19 b und d), gar 
nicht unter Dominium und Gemeinde, fondern auf 
den Aderbefip und die Spanntraft, alſo 
unter ganz anderen Contribuenten, uad einem 
ganz anderen Maßftabe & vertheilen find. 

Der Streit, deſſen tiheidung der Kläger 
mittelft der erhobenen Klage begehrt, betrifft dem⸗ 
nad die Frage: 

ob in dem Falle, wo an einem Orte zwei 
Schullehrer find, nad) $ 23 des Schulregle- 
ments vom 18. Mai 1801 die Herrichaft zu 
allen Emolumenten eines jeben derjelben nur 
ein Drittel beizutragen habe, ober ob der 
823aaD. au das Getreidedeputat und 
auf die Anfuhr des Brennholzes fih nit 
bezieht, vielmehr in Anfehung diefer Emolu⸗ 
mente der $ 19 zu b und d, welcher das 
Beitragsverhültniß anders normirt, aud) dann 
zur Anwendung kommt, wenn an einem Orte 
zwei Schullehrer find. 

Es ift nun zuvörderſt nicht zu bezweifeln, daß 
die Schulabgabe, um welche es fih handelt, wi 
denjenigen ahonben ehört, welche auf einer all- 
Bemeluen geie ichen Berbindlichteit beruhen. Denn 

a3 Schulreglement vom 18. Mai 1801 tft für 
alle niederen katholiſchen Schulen in Schlefien er- 
laffen; es verordnet allgemein, wie e8 mit Er- 
richtung und Erhaltung folder Schulen in Schle= 
fien gehalten werden foll, und beftimmt insbeſondere 
die Beiträge der Schulgemeinden und ber Guts- 
herrſchaften allgemein für alle Fülle feiner Anz 
wenbdbarkeit und ohne allen Unterfchied für die 
ganze Provinz. Seine Beſchränkung auf eine ein- 
zelne Provinz des Landes und auf einen einzelnen 
Bweig der Verwaltung hebt feinen Charakter als 
allgemeines Geſeß in dem Sinne nicht 
auf in welchem & 15 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861 *) von Abgaben, die auf einer allge= 
meinen gejeglihen Verbindlichkeit beruhen, 
im — zu ſolchen ſpricht, die auf Grund 
einer notoriſchen Orts⸗ oder Bezirksverfaſſung er⸗ 
hoben werden. In Gemäßheit dieſes Paragraphen 
findet daher wegen der in Rede ſtehenden Schul= 
abgabe der Rechtsweg nur infoweit ftatt, als dies 
bei öffentlichen Abgaben der Fall ift. 

In Anfehung dieſer letzteren beftimmt der 8 78 
Titel 14 Theil II Allgemeinen Landrehts] YO - 

„Ueber die Verbindlichkeit zur Entridtung 
allgemeiner Anlagen, denen fümmtlihe Ein- 
mohner des Staats oder alle Mitglieder einer 


*) Unten Und, IIL 
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gewiſſen Klaſſe derfelben nach der beftehenden 
Landesverfaflung unterworfen find ($$ 2, 3), 
findet fein Proceß ſtatt.“ 
und ber 8 79 ftellt eine Ausnahme von dieſer 
Regel dahin auf: 
„Behauptet aber Jemand aus befonderen 
Gründen die Befreiung von einer ſolchen Ab⸗ 
gie (88 4 bis 8), oder behauptet er, in ber 
jeftimmung feines Antheils über die Gebühr 
belaftet zu fein (8 9), fo fol er darüber 
rechtlich gebört werben.” 

Die in diefem Paragraphen enthaltene Beftim- 
mung über die Bulaffung des rechtlichen Gehörs 
im Falle behaupteter Brägravation kann nicht da⸗ 
hin außgelegt werben, daß im göege Rechtens aus⸗ 

eführt werben könnte, die Beh 

abe auögeichrieben, Babe, fei e3 in Folge uns 
richtiger Würdigung der verhältnigmäßigen Lei- 
ſtungsfähigkeit der Abgabepflichtigen oder jonftiger 
Hatlädliker Verhältnifie, ſei e8 in Folge unrich⸗ 
tiger Auslegung des betreffenden Abgabengeſetzes, 
dem Kläger eine zu große Angabe auferlegt. Biel- 
mehr ift der Verwaltungsbehörde, welche zur Ver⸗ 
theilung der Abgaben durch das Geſetz berufen ift, 
mit Nothivendigleit auch die zu diefem Ende er- 
forderliche thatſächliche und rechtliche Cognition 
beigelegt; — eine Nachprüfung und eventuelle Ab⸗ 
änderung der betreffenden Verfügungen der Ber 
waltung kann nicht ben Gerichten zuftehen. So 
ergiebt fi denn aud aus dem im 8 79 a.a.D. 
angezogenen 8 9 Titel 14 Theil II Allgemeinen 
Landrechts, daß eine behauptete Prägravation zur 
richterlichen Cognition nur dann geeignet ift, wenn, 
obnedaßdie BerpflihtungzurBahlung 
der Abgabe in Frage fommt, unter den— 
jenigen, welchen fie auferlegt wird, fi darüber 
Streit erhebt, wie diefe Abgabe nad denjenigen 
Grundfägen, welde ihre Brivatrechte regeln, 
unter fie zu vertheilen fei. 

Im vorliegenden Falle ift nun aber nicht dahin 
geklagt, daß die dem Kläger auferlegte Abgabe, 
nämlih das @etreibedeputat von 24 Scheffeln 
4%, Meben und die Verpflichtung zur unentgelt- 
lichen Anfuhr des Brennholzes für den Schul 
lehrer, zwifchen der Schulgemeinde und dem Kläger 
nad) einem gewiſſen Werhältniß vertheilt werde; 
fondern Kläger rn: bie om auferlegte Ab- 
gabe habe ihm bei richtiger Aus gung des Schul- 
reglements vom 18. Mai 1801, insbefonbere bei 
richtigem PBerftändnig des 8 23 deffelben, nicht 
auferlegt werden dürfen. Die Klage ftellt daher 
die Verbindlichkeit zur Entrihtung der 
Abgabe ſelbſt, weiche dem Kläger zur Laft ge= 
ſtellt ift, in dee, und da er fr bie Befreiung 
von diefer Verbindlichkeit einen im 8 79 an— 
erfannten bejonderen Grund nicht geltend macht, 
fo iſt der Rechtsweg unzuläſſig. Es kann auch 
nicht fo argumentirt werden: die Emolumente für 
den Schullehrer ſeien von der Ntegterung auf einen 
gerifien Betrag feftaefest; darin beitehe die zu 
eiftende Abgabe; dieſe Abgabe jei von der Re— 
gerung zwiſchen der Schulgemeinde und dem 

äger in einer Weife vertheilt, durch welche der 
Zeptere fi für prägravirt erachte; Zwed der 
Klage fei, daß diefe aptavalion durd Richters 
ſpruch befeitigt werde. Denn einmal ift die Klage ı 


de, welche die | €: 
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nicht dahin gerichtet, daß das Getreidedeputat und 
die Anfuhrlaft zu den übrigen zwei Dritteln von 
der Schulgemeinde getragen werde. Zum anderen 
ift, wie bemerkt, ein Streit wegen einer Belaftung 
über die Gebühr (Prägravation), wegen welcher 
der Rechtsweg ftattfindet, nicht vorhanden, wenn 
die Behauptung der Brägravation esigti darauf 
gertügt wird, daß das betreffende Abgabegejeg von 
der Bermaltung unrichtig auögelegt und ange 
wenbet worden ſei, wenn, mit anderen Worten, 
lediglich über den Repartitionsmodus 
geftritten wird. 

Vergl. Erlenntniß vom 22. November 1851 

Juſi.⸗Miniſt.⸗Bl. von 1852 ©. 15). 
Schlieblich ift zu erwähnen, daß Kläger in feiner 
rtlärung über den Competenzconflict unter Bes 
gugnaßme auf $ 10 des ee vom 21. Mai 
1861 noch die Behauptung aufitellt, Die von ihm 
eforderte Leiftung fei feine öffentliche Abgabe, 
ondern babe eine privatrechtlihe Natur, fie bes 
ruhe in dem früheren guisherrlichen Ver— 
ältniß. Der $ 10 a. a. ©. beitimmt nämlich: 

er Rechtsweg findet ferner ftatt, wenn ber 
Herangezogene behauptet, daß die geforderte Ab- 
gabe keine öffentliche Abgabe fei, fondern auf 
einem aufgehobenen privatrehtlihen Funda⸗ 
ment, insbefondere auf einem früheren gutsherr⸗ 
lichen, ſchutzherrlichen oder grundherrlichen Ver⸗ 
haitniſſe beruhe.) — Allein, um die Zuläſſigleit 
des Rechtsweges nach dieſem Paragraphen zu be— 
gründen, genügt jene Aufſtellung des Klägers 
nicht, da er nicht behauptet, daß das privatrecht⸗ 
liche Fundament, auf welchem die Ubgabe beruhe, 
aufgehoben jei. 

Berlin, den 14. December 1867. 

Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Gompetenzconflicte. 


9a. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges über bie Ver- 
pflichtuug zur Zahlung der von den geinligen 
Oberen feſtgeſetzten Peuſion eined Kirchen: 
beamten. **) 


Im Namen des Reiches! 

In Sachen der evangelifchen — — 
zu N. vertreten durch ihr Presbyterium, Klägerin 
und Revifionsflägerin, — durch Juſtizraih N. 

wider 

den früheren Küſter und Kirchenkaſſenrendanten A. 
” B., Beklagten und Revifionsbeflagten, vertreten 
ur Juſtizath N., 

hat das Reichsgericht, Vierter Civilfenat, auf 

die mündliche Verhandlung vom 26. Februar 

1883 für Recht erfannt: 
die gegen das am 2. October 1882 verkündete Ur- 
theil des Erſten Eivilfenates des Königlichen Ober- 
landesgerichies zu P. eingelegte Reviſion wird zu= 
rüdgewiefen, die Koften der Revifionsinftanz wer— 
den der Klägerin auferleot. 

Bon Rechts Wegen. 
Thatbeftand. 

Gegen das vorgedachte, den Thatbeitand er- 
ebende Berufungsurtgeil Hat Klägerin die Revi- 
ton mit dem Antrage eingelegt: 


®) of. unten Rr. 14 fi. 
**) of. auch Vd. I 5 214 Rr. 11a Anm. 
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unter Aufhebung des zweiten und Aenderung 
des erften Urtheiles den Einwand der Unzus 
äjigtelt des Rechtsweges zu verwerfen, und 
die Sache in die zweite Stanz zurückzuweiſen. 
Bellagter hat beantragt: 

die Revifion zurüdzumeifen. 


Gründe. 

Die gegenwärtige Klage will die frage zur 
rihterlichen Entſcheidung ringen, ob Klägerin auf 
Grund der Verfügungen des Königlichen Conſi— 
ftoriums für die Provinz R. und des Oberkirchen⸗ 
rathes vom 16. Juli und 26. November 1880 ver- 
pflichtet ift, die darin feſtgeſehte Tebenslängliche 
Benfion dem — zu gewähren. Beide Vorder⸗ 
richter Haben den Rechtsweg über diefe Frage für 
ausgeſchloſſen erklärt. Bon den beiden Entfchei- 
dungsgründen des Berufungsrichters ift demjenigen, 
weicher ſich auf Artitel 27 des Geſetzes vom 3. Juni 
1876 ftügt, beizuftimmen. 

Der gedachte Artikel verweift die Klage der 
Kirchengemeinde vor dad Oberverwaltungsgericht, 
wenn dieſelbe die Verpflichtung zu einer auf An= 
ordnung bes Eonfiftorii und der Staatsbehörde in 
den Etat eingetragenen Leiſtung beftreitet, und 
diefe Beftimmung ift auf den vorliegenden Fall 
anwendbar. Sie nimmt zwar in Ausſicht eine 
Klage, melde vor dem Oberverwaltungsgerichte 
gegenüber den bie Etatifirung der Leiftung an- 
orbnenden Behörden erhoben wird, und die vor= 
Begene Klage ift gegen den ehemaligen Küfter 
und Rendanten W. gerichtet als diejenige Perfon, 

u deren Gunften ee Feſtſetzung getroffen ift. 
Solange aber die Verfügung der kirchlichen Bes 
hörden beftehen bleibt und nicht aufgehoben iſt, 
muß fie nad) jenem Artifel 27 ausgeführt werden, 
und eben deshalb erftrebt die Klägerin mit ihrer 
Klage die Aufgebung der behördlichen Verfügung 
und die Befeitigung ihrer Ausführung. Diefes 
iel, gegen men es auch, verfolgt werden möge, 
läßt ſid nur auf dem im Artikel 27 gewieſenen 
Wege erreihen, und nur auf diefem Wege kann 
Klägerin au dem U. gegenüber die Anerkennung 
ihrer Nictverpflihtung zu der ihr auferlegten 
Ba Ba 

Der Urtitel 27 ſpricht im Abſatze 3 vom Be 
ftreiten der Verpflichting zu den in den Etat 
„eingetragenen“ Leiftungen, legt indeß hiermit kein 
Gewicht darauf, daß die formale Eintragung der 
Zeiftung in den ſchriftlich aufgeftelten Etat bereits 
ftattgefunden hat, widrigenfall® das Verfahren vor 
dem Oberverwaltungsgerihte nicht zuläffig fein 
fol. Durch Nichtbefolgung der behördlichen Ber- 
fügung, — die Eintragung der Leiſtung in den 
Etat zur Folge bat, kann Rligerin fi nicht den 
ordentlichen Rechtsweg eröffnen, welcher ihr in dem 
Falle verſchloſſen ift, wenn fie in Befolgung der 
Verfügung bie Etatifirung zur Ausführung bringt, 
Es ift nit weiter erforderlich für die Zuftändig- 
keit des Oberverwaltungsgerichtes, al3 daß materiell 
und mit voller Wirkung bis zur anderweitigen Ent- 
ſcheidung im geiesligen Verfahren die — in 
den Etat der Gemeinde aufgenommen ift, und dies 
ist geihehen, fobald die Kirchliche Behörde die Leis 


ftung feftgefegt und damit ihre Einftellung in den 
Yang Fe bat. Der Faitet 2 
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Abſatz 2 und 3 ift den 88 5 und 6 bes von beiben 
Häufern des Landtages ſchon vorher angenom- 
menen Geſetzes über die Auffichtörechte des Staates 
bei der Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Didcefen vom 7. Juni 1876 nahgehllhe, ohne daß 
dabei irgend eine Abfiht zum Ausdrude gelangt 
oder ein Grund dafür erkennbar ift, daß die Vor⸗ 
außfegungen für die Zulaſſung bes Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahrens eine Wenderung erfahren follten, 
und diefe 8$ 5 und 6 fordern nad ihrer klaren 
Faſſung für die Klageerhebung vor dem Ober⸗ 
verwaltungägerichte nur die Weigerung ber Ge- 
meinde⸗ rejp. Berwaltungsorgane, dem erlangen 
der kirchlichen reſp. ſtaatlichen Behörde gemäß eine 
Leiftung auf den Etat zu bringen, — oder 
zu genehmigen. Hier genügt daher die Feltfegung 
der Behörden, daß dem Bellagten ein jührliches 
Ruhegehalt aus der Kirchenkaffe zu gewähren jei. 

Das Verwaltungsftreitverfahren hat auch nicht, 
wie die Revifionstlägerin meint, zur Borausfegung, 
daß e8 fi um eine gefegliche Leiftung handelt, 
jodaf der ordentliche Richter für die Entſcheidung 
zujtändig wäre, jobald die Leiftung nicht als eine 
gejegliche, fondern etwa auf Grund der Kirchen- 
boheit oder Sirhengermalt auferlegt worden ift. 
Vielmehr kann der Ürtitel 27 Abſaß 2 und 3 nicht 
anders aufgefaßt werden, ald daß das Oberver- 
waltungögericht gerade die Frage zu enticheiden 
hat, ob die auferlegte Leiftung eine geſetzliche ift 
oder nicht; daß der Geſetzgeber die bewußte Abficht 
gehabt Hat, dieſe Frage dem —— Richter 
entziehen, ergiebt ſich aus dem Berichte ber 

ommilfion des Herrenhaufes, welche bie bis da= 
bin feglenden Abfäge 2 und 3 unter ausführlicher 
Motivirung in Vorſchlag gebracht hat. (Drud- 
ſachen des Herrenhaufes Band 2 Nr. 67.) 

Hieraus ergiebt ſich die Unzuläffigteit des Rechts⸗ 
weges, ohne daß ber andere Entſcheidungsgrund 
des Berufungsrichter8 zu erörtern ift. 

Der Koſtenpunkt regelt ſich aus 8 92 ber Eivil- 
proceßordnung. 

Verkündet in —— Sigun, des Reichs⸗ 
gerichtes, IV. Civilienates, vom 26. Februar 1883. 

IV. 63/1882. 


Ib. Nnzuläffigteit des Rechtswegs ga die 
Feſtſetzuug des Fenernugsbedarfs für die Schule. 
(Ext. des .-6.:9. v. 27. Sept. 1856:) 

en Anordnungen der Regierung, durch welche 
mit Rüdfiht auf die veränderten Umjtände ber 
urſprünglich feitgejegte Beuerung bedarf für eine 
Schule anderweitig normirt wird, ift ein Wider- 
ſpruch im Rechtswege angu ſig iw uterialblati 
der inneren Verwaltung 1857 Seite 3). 


9. 
(Ert. des 6.8.9. v. 9. Juni 1855:) 


Gegen Anorönungen der Regierung, durch welche 
die von einer Schulgemeinde aufzubringenden 
Leiftungen in Beziehung auf die Heizung ber 
Schulſtube und der Schullehrermohnung ger elt 
werben, ift der Rehtörng Ey | (Rinifterlal- 
blatt d. i. Vewaltung 1855 Seite 194 ff.). 
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18. Unzuläffigteit des Fetzen 8 bei einer 
Erhöhung deö Termin er bie Nothwendig- 
keit Andgabe. 


Im Namen des Königs! 

Auf ben von ber Köniptigen Regierung zu N. 
erhobenen Competenzconflict in der bei dem König⸗ 
lichen Kreisgericht zu N. anhängigen Proceßſache 

des Sub pers N. auf N, Klägers, 
wider 
die Königliche Negierung zu N., Verklagte, 
betreffend die Gehaltserhöhung des Schullehrers 


zu I, 

erkennt ber Königliche Gerichtshof zur Entſchei⸗ 

dung ber Competenzconflicte für Recht, 
daß der Rechtsweg in biefer Sache für unzu⸗ 
Täffig, und der erhobene Gompetenzeonfirt 

daher für begründet zu eraditen. 
Bon Rechts Wegen. 
Gründe 

Die Königliche Regierung zu N. Hat im vorigen 
Jahre angeordnet, daß das dem Schullehrer zu 
N. in der Schulmatrifel von 1854 neben gewiſſen 
Naturalemolumenten angewiefene baare Gehalt 
von 50 Thalern vom 1. Januar v. I. ab auf 
95 Thaler erhöht werben folle, und fie hat ben 
Kläger, als den dazu verpflichteten Patron ber 
Säule, zur gabtung diefeß erhöhten Betrages 
angehalten. läger erachtet die Regierung zu 
dee Anordnung für nicht berechtigt und bean- 
tragt, baß das Gericht died ausſpreche. Indeſſen 
mußte ber gegen die Fortſetzung dieſes Proceſſes 
von ber ver! agten Regierung erhobene Competenze 
eonflict, im Einverftändnig mit ber ag a 
Anſicht der betheiligten Gerichtsbehörden, für be= 
rünbet erflärt werden. Denn wenn aud) der 
gs des Geſetzes vom 24. Mai 1861 (Gejep- 
mml. 1861 Seite 2 in Bezug auf Schul⸗ 
abgaben, die von der aufſichtführenden Regierung 
angeordnet worden den Rechtsweg infoweit 
geitattet, als derjelbe bei öffentlihen Wbgaben 
yuläffio iſt, fo fehlt es doch in der vorliegenden 
lage an denjenigen befondern Gründen, von 
deren — —— des Klägers ber 8 78 
Titel 14 Theil II Allgemeinen Landredjts **) durch 
feine Bezugnahme :auf die 88 4 bis 8 deflelben 
Titels 8 die Zuläſſigkeit einer ſolchen lage ab- 
Bänsig macht. Kläger leitet darin feine vermeint- 
lihe Befreiung von der durch die Regierung ihm 
auferlegten er] En Schulabgabe weder aus einem 
ihm ertheilten Brivilegium (8 4 a. a. O),**) nod) 
aus einem von ihm, fei e8 mit der verflagten 
Regierung oder mit der Schulgemeinde zu N. 
gefhloffenen Bertrage (cf. ebendaf,), noch aus einer 
ihm zu Statten Tommenden Verjährung (5 5 
a. a. D.)**) her, er behauptet vielmehr nur, daß 
die Regierung ala Aufſichtsbehörde über die 
Schule das in der von ihr felbft beftätigten Schul- 
matrifel von 1854 feitgelegte Dienſteinkommen 
bes Lehrer um fo weniger willkürlich erhöhen 
dürfe, als hierzu jebe thatlächliche Nothwendigieit 
mangle und der Schullehrer felbit nicht einmal 
folhe Erhöhung beantragt habe. Dies aber find 
Gruͤnde, zu deren Beurtheilung nicht die Gerichte, 


®) Unten Anh. IIL 
®*) Unten Anh. V. 


fondern nad) 8 17 der Preußiſchen Elementar- 
Schulordnung vom 11. December 1845 (Geſetz⸗ 
Sammlung 1846 Seite 1)*) nur die Berwaltungd- 
behörden, denen das ftantliche Auffichtörecht über 
diefe Schule zufteht, geieplich comperent find; an 
diefe Behörden bat daher der Kläger fih mit 
feinen Beſchwerden zu menden. 

Berlin, den 12. Juni 1869. 


14. Unzuläffigteit des Rechtsweges insbeſoudre 
bezüglich der gutsherrlichen Xaften. (5 88 Allgem. 
Laudrechts IL, 12.) 

— Kläger ald Gutsherr von S. iſt durch Berfür 
gung des Landraths aufgefordert, zur Ergänzun; 
deö von der Königlichen Regierung zu C. aul 
50 Thaler jährlich feftgefegten baaren Eintommens 
des Schullehrers zu ©., welches durch das Schul- 
geld nur bis auf 30 Thaler gededt werde, einen 
jährlihen Beitrag von 21 Hhalern zu zahlen, 
weil die nur aus Einliegern und Tagelöhnern 
beftehenden Mitglieder der Schulgemeinde, da fie 
bereitö mit 27 Thalern Klafjeniteuer belaſtet jeien, 
zufammen nur 9 Thaler für den Lehrer beizu- 
tragen im Stande feien, für das an dem Lehrer- 
gehalt noch Fehlende daher der Gutsherr nad) 
8 33 Titel 12 Theil IT ded Allgemeinen Land- 
rechts auflommen müffe. Brei Duartale dieſes 
geforderten Beitrags fiir das Jahr 1868 wurden 
aud vom Kläger durch Execution beigetrieben 

und an den Lehrer abgeführt. 

In feiner jetzt voregenben, gegen die Mit- 
glieder ber Daugea ne und den Schullehrer 
gerichteten Klage beftritt Kläger bie ihm ange- 
ſonnene Verpflichtung, indem er unter Hinweis 
auf S 10 bes Gefeged über die Erweiterung des 
Rechtsweges vom 4 Mai 1861**) (Gef.-Samml. 
Seite 241 ff.) behauptete, daß die im 8 33 
a. a. D. Wllgemeinen Landrechts den Gutöherren 
auferlegte Verbindlichkeit, ihre zur Aufbringung 
ſchuldiger Schulbeiträge ganz oder theilweiſe uns 
vermögenden Unterthanen dabei nad Nothdurft 
zu unterftügen, durch die in ber Berfaflungs- 
urfunde angeordnete Aufhebung der Gutsunter- 
thänigteit fortgefallen fei. Er beantragte daher, 
die Wii der Schulgemeinde zur Anerken⸗ 
nung feiner Freiheit von allen Schulbeiträgen 
und zur alleinigen Aufbringung des Lehrergehalts, 
ben mitverflagten Lehrer aber zur Rüdzahlung 
der pro 1868 erecutivifch eingezogenen 15 Thaler 
22 Sgr. 6 Pf. zu verurteilen. Die Verklagten 
ftellten dieſer Kinge bei deren Beantwortung zu⸗ 
nädjft den Präjudizialeinwand entgegen, daB der 
Rechtsweg darüber unzuläffig fei, und dies ſprach 
aud das Königliche Kreisgericht zu B. in feinem 
Ertenntnig vom 17. Mai v. J. aus, indem es 
zugleid den Kläger abwies. Diefer appellirte; 
aber noch vor der Verhandlung in II. Inftanz 
erhob die Königliche Regierung zu C. unter dem 
20. September v. I. den Competenzconflict, dem 
Seitens bes Klägers, der allein ſich barüber er- 
Härt hat, widerjprodhen wurde. Auch das Königs 
liche Appellationsgericht zu C. eradjtet den Com⸗ 
petei on für unbegründet und in Gemäßheit 
des 8 10 des oben angeführten Gefepes**) den 
NRechtsweg für zuläffig. 

®) Unten Ob. Ile & yunten Anh. IIL 


Diefer Anficht des Königlichen Appellations- 
gerichts kann jedoch nicht beigepflichtet, vielmehr 
muß ber Rechtsweg in diefer Sache für unzuläffig 
und bemgemäß der Competenzconflict für bes 
gründet erachtet werben. 


Der in ben zweiten, die Bulaffung des Rechts⸗ 
weges in Beziehung auf öffentlihe Ab- 
gaben im Allgemeinen betreffenden Abfchnitt 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861 aufgenommene 
$ 10, welcher Tautet: 


„Der Rechtsweg findet ferner ftatt, wenn der 
Herangezogene behauptet, daß die geforderte 
Abgabe feine öffentliche Abgabe fei, jondern 
auf einem aufgehobenen privatrechtlichen Fun⸗ 
dament, in8befondere einem früheren gut 
herrlichen, ſchutzherrlichen ober grundherrlichen 
Verhältniß beruhe,“ 
findet auf den vorliegenden Fall, in welchem es 
fih um Schulabgaben handelt, worüber fi 
der vierte Abſchnitt ded angeführten Geſetzes 
verhält, Teine Anwendung. Der $ 10 eit. ift, 
wie die en Regierung in ihrem Plenar⸗ 
beſchluß mit Recht angenommen, nur auf folde 
Abgaben zu beziehen, von denen ber Herangezogene 
behauptet, daß der Berechtigte diefelben nur in 
feiner Eigenfchaft als früherer Guts-, Schuß- ober 
Grundherr zu fordern gehabt, keineswegs aber 
auf folhe Abgaben, welche der Guts⸗, Schutz⸗ 
oder Grundherr zu Leiften verpflichtet iſt. Wollte 
man den 8 10 cit. allgemein auf guts— zeip- 
grundherrlihe Leiftungen an öffentlichen Schulen 
anwenden und in allen Fällen, in denen ein zu 
diefen Leiftungen Herangezogener behauptet, daß 
diefelben auf einem früheren guts-, fing oder 
grundherrlihen Verhältniß beruhen, ohne Weiteres 
den Rechtsweg zelafien, fo wären mit einem 
Schlage die theilweis fehr erheblichen Leiftungen, 
welde das Allgemeine Landrecht, ſowie mehrere, 
nod in voller Kraft beftehende Provinzialgefete, 
58 das Schulreglement für die Tatholiichen 
chulen in Schlefien vom 18. Mai 1801 und die 
Schulorbnung für die Provinz Preußen vom 
11. December 1845 den Gutöherrichaften . ( Do⸗ 
minien) refp. den Grundherren gegen die öffent⸗ 
liche Volksſchule auferlegen, und von deren promps 
tefter Gewährung zur Zeit das Beſtehen einer 
überaus großen Zahl von Schulen abhängig iſt, 
in Frage — und den Chancen eines Rechts⸗ 
ftreit3 preisgegeben. Dieſe gefährlichen Conſe— 
quenzen hat das Geſetz vom 24. Mai 1861 nicht 
beabjichtigt, wie ſich don daraus ergiebt, daß es 
über die Zulaffung des Rechtsweges in Beziehun, 
auf Schulabgaben befondere Vorſchriften enthält 
und wie die in den Drudiachen des Haufes der 
Abgeorbneten vom Jahre 1861 Band 3 Nr. 103 
veröffentlichten Motive deutlich erkennen laſſen. 
Dana) follten die früheren Beſchränkungen des 
Rechtöweges in Bezichung auf privatrechtliche Ver⸗ 
hältnifje nur infomweit befeitigt werden, ala bie 
mit dem öÖffentliden Wohl vereinbar 
erscheint. Diefer Abficht des Geſetzes würde 
direct emtgegengehanbelt, wollte man den $ 10 eit. 
auf die oben erwähnten guts⸗ und grundherrlichen 
Leiftungen an öffentlihe Schulen ausbehnen. In 
befonderer Beziehung auf den $ 10 cit, erhellt ferner 
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aus den Motiven, daß dabei nur an ſolche Ab⸗ 
gaben gedacht worden, melde kraft des Hoheits⸗ 
oder Beſteuerungsrechts des Staats gefordert 
werden und denen von dem Herangezogenen der 
Einwand entgegen geſetzt wird, daß ER nit auf 
diefem öffentlichen, fondern auf einem aufgehobenen 
privaten Rechtötitel des Berechtigten beruhen. 
Gegen dieſe Bedeutung des $ 10 oit. ift bei der 
Berathung des Geſetzes in beiden Häufern des 
Zandtaged von keiner Seite Widerfpruch erhoben, 
vielmehr der 8 10 fo, mie er von der Siaats⸗ 
tegierung vorgefchlagen war, mit der für bie vor— 
liegende Frage unwefentlihen Aenderung, daß 
ftatt „Staatsabgabe“ der Ausdrud: „Öffentliche 
Abgabe“ gejegt worden, ohne weitere Discuffion 
angenommen. 

ie für die Entſcheidung des vorliegenden Falls 
allein maßgebende Vorſchrift ift der zweite Sag 
de3 im vierten Abſchnitt des Gejeges vom 24. Mai 
1861 enthaltenen 8 15. Derjelbe lautet, jo weit 
er bier in Betracht fommt: 

„In Beziehung auf folde Wbgaben und 
Reiftungen (an Kirchen, Pfarren und Schulen), 
welche auf einer allgemeinen gefeglichen Ver⸗ 
bindlichkeit beruhen, findet der Rechtsweg nur 
in fo weit ftatt, als dies bei öffentlichen Ab⸗ 
gaben der Fall ift.“ 

Und um eine folde Leiftung des Klägers, gegens 
über der Schule zu ©., handelt es ſich bier, in= 
dem bie Verpflichtung des Gutsherrn, für die uns 
beitreiblichen Keiftungen feiner Gutsinfaffen aufzu= 
tommen, auf dem \ 33 Titel 12 Theil II des 
Allgemeinen Landrechts beruht. Der Rechtsweg 
würde demzufolge nur dann zuläffig fein, wenn 
der Kläger feine Befreiung von ber Hier in Rebe 
ftehenden Leiſtung auf Grund eines Privilegiums, 
eines Vertrages ober ber Berjäprung behauptet 
ober wegen Prägravation gellagt hätte (88 78 
und 79, 4—8, Titel 14 Seit II Allgemeinen 
Landrechts). So hat aber Kläger fein Betitum 
nicht begründet und demzufolge mußte, wie ge= 
ſchehen, erfannt werden. *) 

Berlin, den 12. Februar 1870. 

Königlicher Gerichtshof — Entfcheidung der 

Competenz⸗ Conflicte. 
(L. 8.) 


15. 
(Ext. des Oberverwaltungsgeriäits v. 9. März 1881.) 
— Hinfitlih des Sachverhaltes kann auf das 
—— Erkenntniß verwieſen werden, 
welches 
die Berufung des — gen die die Klage 
gegen die Schulgemeinde B. abweiſende erit- 
üterfiche Entfheidung zurüdgemiefen, 
auf die Berufung des er die die lage 
gegen den Amtsvorfteher N. abweiſende erit- 
terfiche Entfcheidung beftätigt, auf die Be— 
rufung des Kläger und ber beflagten Künig- 
lien Regierung zu N. in Betätigung bezw. 
Abänderung der erjtrihterlichen Entideidung 
den Kläger mit der lage gegen bie Königs 
liche Regierung gänzlich abgewieſen 


*) of. unten Rr. 17. 


Rechtsweg über Schul: x. Abgaben ze. 8 303. Kr. 15. 


und die ſämmtlichen Koften — unter Feſtſetzung 
des Werthes des Streitgegenftandes auf 47 Mark 
90 Pf. — dem Kläger auferlegt hat. 

In der gegen diejed Erkenntniß eingelegten Re- 
vifion behauptet Kläger Verlegung des Geſetzes. 
Er rügt zunädft, dab feine Berufung, foweit fie 
die Klage gegen die Schulgemeinde betreffe, für 
unzufäft , die Berufung der Königlichen Regierung 
dagegen Sir ftatthaft erklärt worden ſei. Beide 
Berufungen jeien entweder zuläffig oder unzuläjfig, 
da zwiſchen der Regierung und der Schulgemeinde 
al Proceßpartei fein Unterfcied, auch nicht hin⸗ 
ſichtlich des Rechtes zur Beſchreitung des ordent= 
lien Rechtsweges vbwalte. 

Er ſucht fodann auszuführen, daß der $ 33 
Titel 12 Teil II des Allgemeinen Landrechtes 
dur das Edict vom 9. October 1807, die Ver— 
faffungsurfunde vom 31. Januar 1850 und das 
Geſetz vom 2. min 1850 aufgehoben fei. Even» 
tuell findet er das beobadjtete Verfahren dem Ge- 
fege widerfprechend, weil, ohne den Nachweis des 
concreten Unvermögens zu beichaffen, die Hälfte 
der Klaflenfteuer als der der Leiftungsfähigfeit 
der Guisleute entiprechende Schulbeitrag ange 
nommen worden jei. 

Er bemerkt ferner, daß eine Beſchwerde bei dem 
Königlichen Unterrihtsminifterium zwedios fein 
würde, weil letzteres notorifch die Rechisanſchauung 
der Königlichen Regierung theile und weilt ſchließ⸗ 
ih darauf hin, daß im der ordentliche Rechtsweg 
nad dem Erkennmiſſe des Königlichen Gerichts— 
Hofed zur Entjeidung der — ⸗Confliete 
vom 12. Februat 18700) (Juſtiz⸗ —SS 
Seite 107) verſchloſſen ſei. 

Sein Antrag gehi dahin, unter Aufhebung und 
Abänderung der Vorentſcheidungen die fämmtlichen 
Bellagten nad} den Klageanträgen zu verurteilen. 

‚Von den Bellagten hat nur die Königliche Re 
gierung zu N. eine Gegenerklärung abgegeben. 
Sie beantragt Zurückweiſung der Revifion, indem 
E ausführt, daß weder fie, noch der Amtsvor- 
teger zu den Betheiligten gehöre und daß über 
die von ihr als Wuffioptäbehätde getroffenen Anz 
ordnungen und ertheilten Anweiſungen weder im 
ordentlihen Rechtswege noch im Benmaltungs: 
ftreitverfahren zu ee ſei. Im Uebrigen er- 
achtet fie den $ 33 Titel 12 Theil II des Allge- 
meinen Landrechtes in dauernder Gültigkeit, Die 
Leiſtungsfähigkeit der Gutseinfafjen richtig bemeſſen 
und ihre besfallfige Entſcheidung den Geſetzen ent⸗ 
ſprechend. 

In dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
vor dem Oberverwaltungsgerichte bemerkte ber 
von dem Minifter der UnterrichtSangelegenheiten 
vn Wahrnehmimg des öffentlihen Intereſſes be- 
tellte Commiſſar, daß die Zurückweiſung der Re 
vifion gegen die angegriffene Entſcheidung, infos 
weit dieſe Die womehung der Klage gegen den 
Amtsvorſteher bezw. die Königliche Regierung zu 
N. beftätige bezw. ausſpreche, einem Bedenken 
wohl nicht unterliegen könne. Dagegen müffe der 
Annahme des Berufungsrichters, daß gegen das 
vorliegende, die Klage gegen die Schulgemeinde 
abweilende erftinftanzliche Erkenntniß des Kreis⸗ 


) Borſtehend 
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Ausſchuſſes der ordentliche Rechtsweg zuläffig fei, 
entgegen getreten werden. Der Königliche Gerichts⸗ 
hof zur Entſcheidung der Competenz«Eonflicte yabe 
in conftanter Praxis die Frage, ob dem auf Grund 
des $ 33 Titel 12 Theil II des Allgemeinen 
Landrechts zu einem Schulbeitrage Herangezogenen 
Gutsherrn der ordentliche Rechtsweg gegen die 
Schulgemeinde offen ftehe, aus überzeugenden 
Gründen, fo unter anderen in dem von dem 
Kläger in Bezug genommenen Erkenntniffe von 
12. Februar 1870 verneint. Won einer anderen 
Rechtsauffaſſung 1% allerdingd das Reichsgericht 
in dem Erfenntnijfe vom 24. Juni 1880 Gart⸗ 
mann, Beitfchrift für Geſetzgebung zc. Berlin, 
Heymann’ Verlag, Band VL Seite a 
ausgegangen. Dieſes Erfenntniß nehme au, da 
ein wejentlicher Unterſchied zwifchen der gutsherr⸗ 
lien Berpflihtung aus dem 8 33 Xitel 12 
Teil II des Allgemeinen Landredit3 und der 
Verpflichtung der Herrſchaft aus dem Schleſiſchen 
tatholiſchen —— lement vom 18. Mai 1801 
nicht bejtehe. Dies Ki unrichtig. Nach dem Land» 
rechte feien die Unterhaltungspflichtigen die Haus- 
väter und fubfidiär der Gutsherr des Schulortes, 
nad den Schleſiſchen katholiſchen Schulreglementd 
vom 3. November 1765 und 18. Mai 1801 die 
Gemeinden und die Herrihaften. Die Beiträge 
der lehteren hätten, wie Died aud in der Rechi— 
ipreung des Ober Berwaltungsgerichtes (Ent 
ſcheidungen Band IV Seite 208)**) anerkannt ſei, 
denjelben Charakter, wie die der erfteren. Den 
Ausführungen des Neichögerichtes künne auf dem 
Gebiet des Schlefifhen Fathulifhen Schulrcchtes 
unter feinen Umftänden beigetreten werben, aber 
auch infoweit fie die Landrechtlichen Beſtimmungen 
zur Vorausfegung hätten, wären fie nicht übers 
Zunenn amentlich ſei nicht zuzugeben, daß die 

rt. 1 der Cabinetsordre vom 19. Juni 1836%*) 
nur Abgaben, welche die Schulgemeinde von allen 
ihren Mitgliedern oder allen Mitgliedern einer 
Klaſſe derjelben zu erheben berechtigt fei, im Auge 
habe. Das Gegentheil ergebe die Entftehungs- 
eſchichte der Cabinetsordre, und dem entiprechend 
Ken die den Gutsherren auf Grund des 8 33 
Titel 12 Theil II des Allgemeinen Landrechtes 
auferlegten Schulbeiträge ftet? executiviſch durch 
die Vetwaltungsbehörden beigetrieben worden. 
Dies fei auch noch neuerdings in dem Reſeripte 
des Unterrichtö-Minifterd vom 9. December 1879 
(Eentralblatt für die Unterrichtsverwaltung 1880 
Seite 492 f.)F) angeordnet worden, in welchem 
Refcripte auch die fortdauernde Geltung des $ 33 
Titel 12 Theil II ded Allgemeinen Landrechtes 
nachgewieſen und nähere Anmeijung wegen Ver⸗ 
anlagung der Gutsherren auf Grund diefer Ge= 
fegeövorjchrift ertHeilt worden ſei. 

Im vorliegenden Falle ſei demgemäß verfahren, 
und der Gutsherr, nachdem das nvermögen ber 
Domintal:Einfaffen und die Höhe der Leiftungs- 
jähigleit der leßteren durch die zuftändige Behörde 
ieftgeftellt worden, direct zur Schulfteuer veranlagt 


Abgebr. Entfeibungen Bd. II ©. 247. — of, den Aus; 
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worden. Es könne demnach kaum einem Zweifel 
—— daß das Geſeß vom 18. Juni 1840 
— ammlung Seite 140)*) auf die ing en 

eiträge Anwendung finde. Die Abweiſung der 
Klage gegen die Schulgemeinde werde daher ſchon 
wegen unterlafiener Reclamation erfolgen müſſen. 

Der Vertreter des Klägers trat diefen Aus- 


führungen entgegen, hielt das Gejeg vom 18. Juni | ( 


1840*) auf die ftreitigen Beiträge nicht für an= 
wendbar und beantragte eventuell wenigſtens gegen 
die Schulgemeinde nad) dem Stlageantrage zu er- 
tennen. 

Es mußte, wie geſchehen, erfannt werben. 

Der Amtövorfteher hat auf Antrag des Schul: 
vorftandes und Unweifung des Königlichen Land- 
rathes die nad) der Anordnung der Schulaufficht3- 
begörde zu entrihtenden Schulbeiträge von dem 
Kläger executivijch beigetrieben. Es Tiegt daher 
feine jetbftänbige polizeiliche Action der Polizei⸗ 
behörde vor, ül 
Bnftändigteitägefeges im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren & befinden wäre. 

Die Königlihe Regierung zu N. hat ihre An= 
orbnungen und Anweiſungen als Schulauffichts- 
behörde erlaffen. Sie gehört nicht zu „ben Bes 
theiligten* im Sinne des $ 77 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes*) und Hat, wie dies in dem Endurtheile 
des Oberverwaltungsgerichtes vom 8. Januar 1879 
(Entfgeidungen Band V Seite 178_ff.)***) dar- 
gelegt ift, ihre Anordnungen nicht im Berwaltungss 
jtreitverfahren zu vertreten. 

Die Abweifung der Klagen gegen den Amts— 
vorſteher und die Königliche Regierung zu N. ift 
demnad) wohl begründet, und die angefohtene 
Entſcheidung beruht infoweit auf richtiger Ane 
wendung bes bejtehenden Nechtes. 

Dagegen kann der Unficht des Berufungsrichters, 
daß dem Kläger g en bie Schulgemeinde nad 
dem Geſetze vom 24. Mai 1861 (Be Sammlung 
Seite 241)7) der ordentliche Rechtsweg offen 
ftehe [und deshalb die Berufung gegen die erſt⸗ 
inſtanzliche Entfceidung des Kreiß= Ausjchufles 
nad) 8 4 des Zuftändigkeitögejeges unzuläffig feiltf) 
nit beigetreten werden. 

a8 die Beiträge und Leiftungen der Herr- 
fchaften auf Grund der Schlefiichen katholiſchen 
Sculreglements vom 3. Rovember 1765 und 
418. Mai 1801 betrifft, jo muß dem Minifterial- 
Commifjarius zwar darin beigepflichtet werben, 
daß dieſe auf Principien beruhen, weldye von denen 
des Wllgemeinen Landrechtes abweichen (Endur- 
theile des Königlichen Oberverwaltungsgerichtes 
vom 4. December 1878 und 21. Februar 1880. 
Entſcheidungen Bd. IV Seite 205 ff. und Bd. VI 
Seite 175 f.)trF) ein näheres Eingehen hierauf 
erübrigt jedoch, da es fi) im vorliegenden Falle 
um Beiträge handelt, welche auf Grund des $ 33 
Titel 42 Theil II des Allgemeinen Landrechtes 
gefordert werden. 

Das Allgemeine Landrecht legt im Titel 12 
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2 II die Unterhaltung der Lehrer ben ſämmt⸗ 
lichen Hausvätern jeded Ortes auf ($ 29). Sie 
bilden die beitragspflichtige corporative Schulge⸗ 
meinde. Der Schulgemeinde gegenüber fteht Die 
Gerichtsobrigkeit, die Gutsherrſchaft. Ihr gebührt 
die Direction der Schule (88 12 ff), ihr kommt 
in der Regel die Beitelung der Schullehrer zu 
6 - Eine unbedingte Beitragspfliht für die 
nterhaltung des Lehrers Hat ihr das Landrecht 
nit auferlegt. Sie muß aber für die ſchuldigen 
Beiträge ihrer unvermögenden Unterthanen der 
Schule bezw. der Schulgemeinde gegenüber aufs 
kommen ($ 33). Diefe Beftimmung Hept offenbar 
in einem engen Bufammenhange mit den 122 
und 125 Titel 7 Theil II des Allgemeinen Land- 
rechtes, wonach eine jede Gutsherrſchaft ſchuldig 
ift, ſich ihrer Untertanen in vortommenden Roth: 
fällen werkthätig anzunegmen und befonders für 
eine gute und driftlihe Erziehung der Kinder 
u nterthanen zu forgen. Auf diefe allgemeine 

erpflichtung der Gutsherrſchaft peen Unterthanen 
egenüber hat ber Gejeßgeber die befonbere, im 
N 33 Titel 12 vorgejedene Verpflichtung berjelben 
afirt. Indem der Gejchgeber den $ 33 unter 
die von der Unterhaltung der Schullehrer han- 
delnden Vorſchriften des 12. Titel3 aufgenommen, 
hat derfelbe jedoch unzweideutig zu erkennen ge- 
geben, daß durch die Vorſchriſt des 8 33 nicht 
nur ein Rechtsverhältniß zwiſchen ber Gutsherr⸗ 
fchaft und ihren Unterthanen, fondern zugleich ein 
folches zwifchen der Gutsherrſchaft und der Schule 
bezw. &huigemeinte geichaffen werben follte und 
zwar bergeitalt, daß legtere unmittelbar gegen 
erſtere Rechte aus demjelben geltend machen können. 
Die Leiftung der Gutöherrihaft aus dem $ 33 
a. a. O. ftellt fi) hiernach, foweit diefelbe der 
Schule bezw. der Schulgemeinde gegenüber in Be- 
trat kommt, als eine Öffentlichevechtlihe Berbind- 
lichfeit dar. Der 8 10 des Gefeged vom 24. Mai 
1861*) findet daher auf diefe Leiftung feine An: 
wendung, felbft wenn entgegen ben Ausführungen 
bes Gerichtöhofes zur Entigeibung der Competenz= 
Eonflicte in dem Erkenntniſſe vom 12. Februar 
41870%*) anzunehmen wäre, daß unter den im 
weiten Abſchnitte des Geſetzes vom 24. Mai 1861 
Vehandelten öffentlichen Abgaben auch Schulab- 
gaben einbegriffen feien. 

Die Entfcheidung der Frage wegen der Buläffig- 
keit des Rechtsweges ift ge ausſchließlich in 
dem $ 15 des angezogenen Gejege3*) zu fuchen, 
welcher lautet: 

Das rechtlihe Gehör iſt in Beziehung auf 
die in Nr. 1 der Allerhöchſten Ordre vom 
19. Juni 1836 (Geſetz⸗ Sammlung Seite 198) 
aufgeführten Abgaben und Leiftungen, melde 
für Kirchen und öffentliche Schulen oder für 
deren Beamte auf Grund einer notoriſchen 
Orts⸗ oder Bezirköverfafjung erhoben werden, 
— ortan unbedingt geſtaitet. In Be— 
ziehung auf ſolche Abgaben und Leiftungen, 
welche aufeiner allgemeinen gelepliden 
Verbindlichkeit, bezüglich auf einer, von 
der auffichtführenden Regierung in Gemäß- 
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beit geſetzlicher Beſtimmung angeordneten 
ober execũtoriſch erflärten Umlage beruhen, 
findet der Rechtsweg aber nur injoweit ftatt, 
als dies bei öffentlichen Abgaben der Fall ift. 

Die Worte „allgemeine gefegliche Berbindlic- 
teit“ laſſen eine zweifache Deutung zu, entweder 
tft darunter zu verftehen eine allgemeine Ber- 
binbdlidteit, welde burd ein Geſetz begrüns 
bet ift, oder eine Berbindlichfeit, welche durch 
ein allgemeines ®efeg begründet ift. In 
weldem Sinne ber Gefeßgeber biefe Worte ge- 
braudt Hat, laſſen die in den Druckſachen des 
Haufes der Abgeordneten vom Jahre 1861 Bd. 3 
Nr. 103 veröffentlichten Motive erkennen. Die 
im $ 15 des Geſetes vom 24. Mai 1861 behan: 
delten Abgaben und Leiftungen find hiernach die 
felben, welde die Nr. 1 der Cabinetsordre vom 
49. Juni 1836 bezeichnet als Abgaben und 
Leiftungen, 

„weile an Kirchen und öffentliche Schulen 
oder an deren Beamte, vermöge einer all- 
gemeinen gefeglichen oder auf notorifcher Orts⸗ 
oder Bezirksverfaſſung beruhenden Berbind- 
lichkeit zu entrichten jind.” 

Hier wird das allgemeine — dem Local⸗ 
rechte, der Orts⸗ oder Bezirksverfafſung, gegen 
über geftellt. Der Ausdrud „allgemeine gejegliche 
Verbindlichkeit“ will alfo nur befagen, die Ber- 
bindfichleit müffe auf_einem allgemeinen Geſetze 
beruhen. Zwed der Ordre vom 19. Juni 1836 
war vornehmlich der, den regelmäßigen Eingang 
derjenigen Abgaben und Leiftungen, melde feinen 
fteuerartigen Charakter haben, welchen der Begriff 
der Allgemeinheit fehlt, — wie beiſpielsweiſe die 
ordnungsmäßige und pünkttlihe Abführung des 
von dem Patron oder dem Gutsherrn dem Harzer 
oder Lehrer vocationdmäßig zu liefernden Ge— 
treideg — unter allen Umftänden zu fihern, den 
Stelleninhaber vor Noth bei einem langwierigen 
Brocefie Eu bewahren, ihn zu fehüßen vor den 
Wechſeifällen eines Proceſſes. Gerade in dieſen 
Fällen ſollte, wie die Acten des Juſtizminiſteriums 
ergeben, Abhülfe geichafft werden, und es war 
dies in der That nöthiger als in den Fällen, mo 
nur die fteuerartige Abgabe oder Leiftung eines 
Contribuenten in Frage ſteht. In diefem Sinne 
ift die Nr. 1 der Cabinet3ordre vom 19. Juni 1836 
von den ausführenden Verwaltungsbehdrden und 
von dem zur Pt auf dieſem Gebiete 
berufenen Gerichtshofe zur Entſcheidung der Com: 

etenz-Eonflicte ſteis ausgelegt worden. Der Ge- 
— jeber des Geſetzes vom 24. Mai 1861 konnte 
dieſen Rechtszuſiand nicht ignoriven. Wollte er 
denfelben ändern — mofür fa kein Anhalt in 
den oben in Bezug genommenen Motiven findet — 
ß mußte er die nicht ftenerartigen Abgaben und 
eiftungen Einzelner, welche auf einem Geſetze be- 
ruhen, in ben erften Satz des $ 15 jenes Geſetzes 
aufnehmen, oder fr ben zweiten Satz deſſelben 
Paragraphen Worte wählen, welche erfennen ließen, 
daß derjelbe fi nur auf Abgaben und Leiftungen, 
zu deren Erhebung von allen ihren Mitgliedern 
oder allen Mitgliedern einer Klaſſe derfelben die 
Kirchen ober Schulgemeinde kraft eines Beiepes 
Dee t zu fein behaupte, beziehen folle. 

der be weber das Eine noch das Andere 
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gethan, fondern bie Worte der Orbre vom 19. Juni 
1836 wieberholt Hat, fo können dieſe nur in dem 
damals damit verbundenen Sinne verftanden 
werden, db. 5. unter Wbgaben und Leiftungen, 
welche auf einer allgemeinen gejeglihen Verbind⸗ 
lichkeit beruhen, find alle Abgaben und Leiftungen 
zu verftehen, melde durch dad Geſetz allen Mit- 
gliedern der Gemeinde, einer Klaſſe derfelben oder 
einem — er mag innerhalb oder außer⸗ 
Seal der einde ftehen — dem Patrone, dem 
töheren des Schulortes ꝛc. — auferlegt find. 
Der unterzeichnete Gericht3hof vermag hiernad) den 
Ausführungen des Reichsgerichtes in bem Er⸗ 
tenntniffe vom 24. Juni 1880 nicht beizupflichten, 
erachtet vielmehr in Webereinftimmung mit ber 
eonftanten Redtiprehung des Gerichtöhofes zur 
Eniſcheidung der Competenz-Conflicte dafür, daß 
nad s 15 des Gefeges vom 24. Mai 1861 in 
Beziehung auf Abgaben und Leiftungen, welche 
für die Schule von dem Guts! des Schulortes 
auf Grund des $ 33 Titel 12 Theil IT des All⸗ 
gemeinen Landrechtes gefordert werben, der Rechts⸗ 
weg nur zuläffig ift, wenn ein folder Gutsherr 
feine Befreiung von den in Rebe ftehenden Leiftun- 
gen auf Grund eines Privilegiums, eines Ver- 
trages ober der Verjährung behauptet oder wegen 
Bee gegen einzelne Contribuenten klagt. 
tft die vor! iegenbe Klage nicht begründet. 
Der Vorderrichter irrt daher, wenn er annimmt, 
dem Kläger ftehe der ordentliche Rechtsweg gegen 
die Sculgemeinde offen. [Seine Entſcheidung be- 
ruht auf unrichtiger Anwendung des $ 4 des Zu⸗ 
ſtändigkeitsgeſehes und ift fomit Hinfälig.]*) 

Bei freier Beurtheilung der Sache erfcheint aber 
die Abweifung ded Kläger mit der gegen die 
Schulgemeinde gerißteteten Ringe wohl begründet 
und deshalb die Aufrechterhaltung auch diejes 
Theile3 der angefochtenen Entſcheidung geboten. 

Die ftreitigen Schulbeiträge find nicht prinzipaliter 
den Buteingejeffenen auferlegt und demnächſt, nad}: 
dem ſich ihre Unbeitreibbarkeit im Zwangsverfahren 
herausgeſtellt, von dem Gutsherrn gefordert worden. 
Diefelben find vielmehr, nachdem die Königliche 
Regierung vor der Veranlagung feftgeftellt hatte, 
daß ber gan der Beitragspflicht de3 Gutsherrn 
in Gemäßgeit des $ 33 Titel 12 Theil IL des 
Allgemeinen Landrechtes vorliege' und daß Die 
Seiftun sfähigkeit der Gutseingefeffenen bis zu 
einem beftimmten Procentfage ihrer Staatsſteuern 
gehe, auf den Gutsheren als Mitunterhaltungs- 
pflichtigen direkt veranlagt worden. Sie find 
demnad) von dem Gutsherrn, wie Beiträge der 
Hausväter „als öffentliche Abgaben, welche zur 
Unterhaltung einer öffentlichen Eule aufzubringen 
find,“ gefordert worden. Nach $ 14 bes Geſehes 
vom 18. Juni 1840 (Geſ.Samml. &. 140)**) 
finden daher die Beſtimmungen diefes Sejehes 
auf die hier ftreitigen Beiträge Anwendung. 
Kläger mußte mithin in Gemäßheit des 1 
a. a. D. binnen drei Monaten nad) erfolgter Be- 
nadrichtigung von dem Betrage der auf ihn ver⸗ 
anlagten Gepelbeiträge reclamiren. Allerdings wäre 
es richtiger gewejen, wenn bie Benachrichtigung 
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ſeitens des Schulvorftandes und nicht feitens des 
Königlichen Landrathes erfolgt wäre. Allein da 
die Heranziehung des Slägers auf Antrag der 
Söulgemeinbe geſchehen iſt und der Schulvorftand 
unbedingt verpflichtet war, die Veranlagung jo zu 
bewirken, wie bie Königliche Regierung als Schul- 
I eg es angeordnet hatte, jo fann ein 
wejentliher Mangel des Verfahrens darin nicht 
gefunden werden, daß dem Kläger dic Benach— 
richtigung durch den Königlichen Landrath zuge 
angen it. Der Kläger konnte nicht wohl im 
Socifer darüber fein, daß er feine Reclamation bei 
dem Schulvorftande als der der Schulcorporation 
vorftehenden Behörde anzubringen hatte. Er hat 
aber weder bei diefem, noch überhaupt bei einer 
Behörde eine dem Gejege entiprechende Reclamation 
binnen brei Monaten angebracht, fondern fofort 
den Weg der Klage, welde die Reclamation nie= 
mals erjegen dann, bejchritten. Da Kläger nicht 
reclamirt bat, fo ift fein Anſpruch auf Steuer: 
ermäßigung und Befreiung nad $ 1 des Ge— 
feged vom 18. Juni 1840 erlojgen und kann 
daher über denfelben nicht mehr erfannt werden. 

Mußte hiernach die Klage wegen verfäumter 
Reclamationgfrijt abgewiejen werden, fo erübrigt 
auch eine Prüfung der Frage, ob die Veranlagung 
zu Recht oder zu Unrecht erfolgt ift, ob alfo und 
eventuell in welhem Umfange der $ 33 Titel 12 
Theil IL_de3 Algemeinen Landrechtes noch in 
Geltung geht. 

D:BsG, Rr. L 608. 


16. 
(Ext. des C.G.-H. v. 28. Oct. 1882.) 


— Im Jahre 1881 wurde das Einfommen der 
Schulſtelle zu ©. neu regulirt. Die Königliche 
Regierung zu N. erachtete Hierbei die Hausväter 
der Schulgemeinde für unvermögend, bie auf fie 
nad dem Maßftabe der direkten Staatsſteuern 
fallenden Schulunterhaltungsbeiträge in vollem 
Umfange zu leiften und legte von der auf die 
herrſchaftlichen Tagelöhner und Einleger treffen- 
den Beitragäquote den unbeibringlien Theilbetrag 
von 184,68 Mark dem Gutsherrn von ©., Ritter- 

ntabefger Baron v. N., auf Grund des $ 33 

h. IL Tit. 12 Allgemeines Landrecht zur Laſt 
Aus diefer Veranlaffung Hat der Leptere gegen 
die Schulgemeinde S. bei dem Königlichen 
— zu N. mit dem Antrage Klage er— 

oben, 
die Beklagte zu verurteilen, anzuerkennen, 
daß Kläger als Gutsherr von ©. principiell 
nicht verpflichtet ift, zum Gehalte des Schul⸗ 
lehrerö in ©. beizutragen. 

Er ftügt diefes Verlangen auf die Ausführung, 
daß in Folge der Aufhebung der Gutsherriichkeii 
der $ 33 Th, II Tit. 12 Allgemeinen Landrechts 
feine Geltung verloren habe. Eventuell dürfe die 
Gutsherrſchaft nur in subsidium, d. 5. nad) Feſt⸗ 
ftellung des Unvermögens in jedem einzelnen 
alle, nit aber direkt zu einem Beitrage heran- 
gezogen werben. 

Vor Möheltung des Berhanblungstermines 

at die Königliche egierung zu N. mittels Plenar- 
ſchluſſes vom 11. März 1882 den Kompetenz- 
Gonftict erhoben. Dieſer Beſchluß wird zumädjlt 
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auf die Ausführung geftügt, daß, nachdem $ 4 
des Buftändigfeitögejepes vom 26. Juli 1876 durch 
$ 91 des Organifationsgejeges vom 26. Juli 1880 
aufgehoben jei, die im $ 77 bes erfteren vorge- 
ſchriebene Buftändigfeit der Verwaltungsgerichte 
zur Entfheidung von Streitigleiten über die Ver— 
pflihtung zur Leiſtung von Schulbeiträgen die 
önfändigfeit der Gerichte gemäß $ 13 des beutfchen 
Weridts-Berfafjungsgejeges ausſchliehe. Unterjtügt 
werde diefe Auffafjung dadurd), daß der im $ 78 
bes Geſehes vom 26, Juli 1876 enthaltene Bor- 
behalt des Rechtsweges im $ 77 beffelben Gejepes 
fegle.*) Der $ 10 des Geſetzes vom 24. Mat 1861 
eröffne dem Kläger den Rechtsweg nicht, theils 
aus den in der Vorentſcheidung vom 12. Februar 
1870%*) entwidelten Gründen, teils weil die 
Verpflihtung des Gutsherrn aus $ 33 TH. U. 
Tit. 12 Allgemeinen Landrechts nah den Aus- 
führungen in dem Urtheile ded Königlichen Ober: 
Verwaltungdgerichtes vom 9. März 1881 ***) als 
eine öffentlich⸗ rechiliche Berbindlichteit anzufehen ſei. 
Ebenjowenig ftehe dem Kläger der $ 15 defielben 
Geſetzes zur Seite, weil e8 fid um eine auf 
allgemeiner gefegliher Verbindlichkeit beruhende 
Leiſtung handle, von welder eine Befreiung im 
Rechtswege nur aus befonderen, vom Kläger nicht 
geltend gemadten Gründen angeftrebt werden 
dürfe. die angeblihen formellen Mängel des 
——— —— endlich dürften — der 
erordnung vom 7. September 1879 (&ej.-Samml. 
©. 591)}) nur im Wege der Beſchwerde bei der 
vorgeſehten Dienftbehörbe erügt werden. 

Der Stläger hält den Competenz-Conflict für 
unbegründet, während feiten® der Verklagten eine 
—— über denſelben nicht abgegeben wor⸗ 
den ift. 

Das Königliche Landgeriht zu R. hält den 
Rechtsweg deshalb für unzuläffig, weil nad Auf- 
bebung des $ 4 des Bujtändigleitögefeged vom 
26. Zuli 1876 durch $ 91 des Organifationsgefeged 
vom 26. Zuli 1880 die im $ 77 des erſteren ver⸗ 
ordnete Buftändigfeit der Verwaltungsgerichte die 
Buftändigkeit der Gerichte ausſchließe, zumal $ 77 
1. c. einen Vorbehalt des Rechtsweges nicht in 
derjelben Weiſe wie $ 78 1. c. enthalte.*) 

Das Königliche Oberlandesgeriht zu N. 
hält principaliter die Regierung zur Erhebung 
des Competenz-Eonflictes nicht für legitimirt, weil 
dies Recht nad) $ 5 der Verordnung vom 1. Auguft 
187944) nur den Eentral- und den Provinzial 
verwaltungsbehörden zuftehe, die Regierung aber 
nad $ 8 des Drganijationsgejeges vom 26. Juli 
1880114) zu den Provinzialverwaltungsbehörben 
nit mehr gehöre. Eventuell fließt fi das 
Königlihe Oberlandesgeriht der Auffaſſung des 
Königlichen Landgerichtes an. 

Es war, wie geſchehen, zu erfennen. 

Der Zweifel an der Berechtigung der Regierung 
zur Erhebung des Competenz-Eonflictes ift nicht 
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begrünbet. en in dem Sinne, 
daß ihre Wirffamkeit ſich auf den gangen Umfang 
der Provinz erftredt Hätte, find die Regierungen 
u feiner Zeit geweſen. Gleichwohl haben fie, im 
inſchluſſe an die Terminologie der Verordnung 
wegen verbefferter Einrichtung der Provinzial 
behörden vom 30. April 1815 (&e.-Samml. ©. 85) 
zweifellos zu denjenigen Behörben gehört, welchen 
unter ber Bezeihnung von Provinzialbehörben 
fowohl das Gefeg vom 8. April 1847*) (Gef.- 
Samml. S. 170) als auch die Verordnung vom 
4. Yuguft 1879%*) (Gej.-Samml. ©. m) die 
Befugniß zur Erhebung des Competenz-Conflittes 
beigelegt haben. Wenn es bei Erlaß des Organi- 
fationsgefeges vom 26. Juli 1880 in der Abficht 
gelegen hätte, dieſes Verhältniß mittel3 der bort 
angewenbeten Terminologie zu ändern, fo würde 
bielebe weifellos bei den legiälativen Verhand⸗ 
lungen Ausdruck gefunden haben, dies ift nicht 
geihehen. Wohl aber ift bei der Verhandlun 
über 8 83 Abſatz 1 des Geſetzes vom 2. Auguft 
1880 (Gef.-Samml. ©. 315) in dem Commiffiong- 
berichte des Abgeordnetenhauſes (Nr. 307 ber 
Drudſachen) das Gegentheil conftatirt worden. 

In der Sade — tann von einer Erörterung 
der Frage, ob der ordentliche Rechtsweg ſchon 
d Bl die im $ 77 des Geſetzes vom 26. Juli 1876 
begründete Zuftändigkeit der Verwaltungsgerichte 
ausgeſchloſſen wird, um deswillen Abftand genom= 
men werben, weil der erhobene Sompeteng- onflikt 
auch aus materiellen Erwägungen für begründet 
zu erachten iſt. 

Der 833 TH. II Tit. 12 Allgemeinen Land⸗ 
rechts bildet vermöge der Stellung, welche er im 
Gejegbuche einnimmt, einen Beftandtheil der geſetz⸗ 
lien Vorſchriften über die Unterhaltung ber 
öffentlihen Schulen und gehört fomit dem öffent- 
lihen Rechte an. So menig die Verpflichtung 
der Hinterfafjen gegen die Schule auf einem privat- 
rechtlichen Fundamente ruht, ebenfowenig die Ver- 
pflihtung des Gutöherrn. Beide beftehen kraft 
des öffentlichen Rechtes, und fie unterſcheiden ſich 
von einander nur darin, daß die Verpflichtung 
der Hinterfaffen aus 8 29 1. oc. eine prinzipale, 
die bes Guisherrn aus $ 33 1. c. eine ſubſidiariſche 
it. Hieraus ergiebt ſich zunächſt die Unanwends 
barfeit des 8 10 des Geſetzes v. 24. Mai 1861***) 
Bet -Sammt. ©. 241) auf den vorliegenden Fall. 

on einem gutöherrlihen Verhältniſſe, wie es 
der $ 10 1. c. als Unterlage der ftreitigen Ver— 
pflihtung vorausfegt, könnte höchſtens in einem 
Streite zwifchen dem Gutsherrn und jeinen Hinter- 
faffen, nicht aber in einem GStreite zwiſchen dem 
Sutsheren und der Schule die Rede fein. Da 
die Veränderungen, welche feit Emanation des 
Allgemeinen Landrechtes in dem Verhältniffe zwi- 
ſchen Gutsherrn und Hinterjaffen eingetreten find, 
nicht ohne Weiteres eine Veränderung in dem Ber: 
hältnifje des Gutsherrn zur Schule herbeigeführt 
haben, ergiebt ſich ſchon daraus, daß aud) jet noch 
der Gutöherr nicht Mitglied der Schulfocietät ift. 
Das Korrelat diefer befonderen Stellung des Guts- 
herrn zur Schule bilden die ihm Durch die 88 33, 36 

*) 5 360 Anh. IV. 
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Tb. I Tit. 12 Allgemeinen Landrechts auferlegten 
befonberen Berpfichtungen. Diefelben charak⸗ 
terifiren fi als Leiftungen, welche auf einer allge- 
meinen gejeglichen Berbindlichteit beruhen, hin- 
fihtli welcher mithin der Rechtsweg gemäß $ 15 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861*) nur tnjomeit 
ftattfindet, als dies bei öffentlichen Abgaben der 
Fall ift, d. 5. foweit Befreiung auf Grund eines 
Vertrages, eines Privilegiums oder der Verjährung 
in Anſpruch genommen wird. 

In diefer allein zuläffigen Weiſe ift die Klage 
nicht fubftantiirt worden. Darauf, daß der Kläger 
in feiner Erklärung über den Competenz-Conflitt 
binzufügt, er wolle feinen Anſpruch aud auf Ver— 
jährung und auf den Regulirungs-Receß fügen, 
kann es nicht ankommen, ba dur die Erhebung 
des Compeienz⸗Conflictes das Prozekverfahren 
ſiſtirt ift, und ſpäter abgegebene Erklärungen, 
welche die Eche — angehen, überhaupt nicht 
mehr in Betracht gezogen werden können. Nach 
der Lage der Sache mußte deshalb der Rechts⸗ 
mg, wie geichehen, ausgejchloffen werden. 

erlin, ben 28. October 1882. 
Königlicher Gerichtshof zur Enticheidung der 
Competenz-Conflicte. 
Br. 2. Rr. 2110. 
16a. 


Auf den von der Königlichen Regierung zu P. 
erhobenen Competenz-Conflict in ber bei dem Kü- 
Sag Amtsgerichte zu Pl. anhängigen Proceß⸗ 
ache 
des Rittergutäbefipers v. C. zu K., Klägers, 

wider 
die Hausväter der katholiſchen Schulgemeinde 
daſelbſt, vertreten durd) deren Repräfentanten, 
den Rittergutöbefiger v. 3. zu 3. und Ge— 
noffen, Bellagte, 
betreffend die Verpflichtung zur Entrichtung von 
Schyulbeiträgen hat der Königliche Gerichtshof zur 
Entſcheidung ber ——— in ſeiner 
Sitzung vom 7. Juli 1883 für Recht erkannt: 
daß der Rechtsweg iu dieſer Sache für un— 
uläffig und ber erhobene Competenz-Con- 
Hier daher für begründet zu eradjten. 


Gründe. 

Durch den von der Königlichen Regierung zu 
P. beftätigten Etat der katholiſchen Schule in 3 
ift der Nittergutöbefiger v. C. als Gutsherr bes 
Schulortes, verpflichtet worden, für feine unver- 
mögenden Gutöinfaffen einen Subfieinrreieiteng 
von 278 Mt. jährlih vom 1. October 1881 al 
an die Schullafie in K. zu zahlen. Won der 
Auffaffung ausgehend, daß ber feiner Heranzieh- 
ung zu Grunde gelegte $ 33 Theil II Titel 12 
ded Allgemeinen Landrechts mit der Aufhebung 
der Erbunterthänigfeit ine Geltung verloren 
habe, ift der Gutsherr gegen die Hausväter der 
Schulgemeinde bei dem Königlichen Amtsgerichte 
in PL. mit dem Antrage Magbar geworben, ihn 
von dem ig pro 1. October 1881/82 mit 
278 Mt. auferlegten Schulbeitrage zu — 
reſp. ihm den inzwiſchen etwa gezahlten Betrag 
zu erſtatten. Um dein etwaigen Einwande der 


®) Unten Anhang IIL 
36 
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Unzuläffigfeit des Mechtöweges zu begegnen, be- 
ieht der Kläger ſich auf die Entſcheidungen des 
ber-Zribunaleg vom 4. Janur 1864*) und des 

Neichögerichtes vom 24. Juni 1880,**) ſowie auf 

den 8 10 des Gejeges vom 24. Mai 1861. 
Bevor über die Klage materiell verhandelt 

worden ift, hat die Königliche Regierung zu P. 

mittel® Plenarbefchluffes vom 6. Januar 1883 

den CompetenzConflict erhoben, indem fie nicht 

den $ 10, fondern den 8 15 des Geſetzes vom 

24. Mai 1861***) für anwendbar, die Boraud- 

fegungen bes Ießteren aber für die Zulaffung des 

Rechtsweges nicht als vorhanden anjieht, und die 

vom Släger angerufenen gerichtlichen Entſchei— 

dungen durd) die Ausführungen in dem Urtheile 
ded unterzeichneten Gerichtshofes vom 10. Der 
cember 1881**) und in dem Urtheile des Ober- 
verwaltungsgerihtes vom 9. März 1881 }) für 
widerlegt eradjtet. Won Seiten deß Parteien iſt 
eine Erflärung über den Competenz-Conflict nicht 
abgegeben worden. Das Königliche Amtsgericht 
zu BL. und das Söniglige DOber-Landeögericht zu 

P. halten ihn für nicht begründet. 

Gleichwohl mußte der Rechtsweg außgefchloffen 
merden. 

Die Gründe, auf melde der Kläger feinen 
Klageantrag ftüßt, find von dem unterzeichneten 
Gerichtöhofe bereit3 zu wiederholten Malen, in- 
fonderheit neuerdings in zwei Entiheidungen vom 
10. December 1881%*) und 28. October 1882}F) 
gewürdigt worden, welche fid in dem Gentral- 
blatte für die gefammte Unterrichts Verwaltuug 
Jahrgang 1882 ©. 450 und Jahrgang 1883 
©. 196 abgedrudt finden. Daraus ergiebt fi 
zunächſt, daß die Berufung auf $ 10 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 nicht geeignet 13 dem Kläger 
den Rechtsweg zu eröffnen. Jene Vorſchrift dat 
zur Vorausfegung einen Streit unter Parteien, 
zwiſchen denen früher ein gutöherrliches, ſchutz⸗ 
herrliches ober grundherrliches Rechtsverhaältniß 
beſtanden iefe Vorausjegung fehlt im vor— 
liegenden alle. Nicht von feinen Hinterſaſſen 
wird der Kläger in Anſpruch genommen, fondern 
von ber Schule, beziehungsweije der Schul - Auf- 
icht3behörde für die Unterhaltung der öffentlichen 

olksſchule, mithin für einen lediglich dem öffent» 
lien Rechte angehörigen Zwed. Inwieweit gegen 
einen jolden Anſpruch Berufung auf den Rechis— 
weg ftattfindet, beitimmt fih nad $ 15 des Ge- 
ſetzes vom 24. Mai 1861, und diefe Grenze darf 
nicht durch Berufung auf $ 10 a, a. O. ver⸗ 

5 — werben, deſſen thatſächliche nnd rechtliche 
orausſetzungen hier nicht vorhanden find. Was 

ferner die oegugnabme auf die Entiheidungen 

des Obertribunales vom 4. Januar 1864*) und 
des Reichsgerichtes vom 24. Juni 1880**) be- 
trifft, jo find in den Erkenntniſſen des unterzeidh- 

neten Gerichtshofes vom 10. December 1881**) 

und 28. October 188244) die Gründe ausführ« 

lich dargelegt worden, weshalb jenen Entſchei— 
dungen nicht beigetreten werden kann, und wes⸗ 


*) Entfd. Bo. 60 ©. 406. 
*®) of. unten Rr. 17. 
***) Unten Anh. IH. 

+) Oben Rr. 16. 

+#) Borfiehent. 
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Halb die Verpflichtung aus $ 33 Theil II Tit.12 
des Allgemeinen Landredt3 als eine auf einer 
allgemeinen gefeglihen Verbindlichteit beruhende 
Leitung auzufehen ift. Im gleihem Sinne hat 
das Königliche Ober-Berwaltungsgeriht die ein- 
fchlagenden Fragen in dem Urtheile vom 9. März 
1881*) — Gentral-Blatt für die Unterrichts-Ver⸗ 
waltung ©. 478 — entidieben. 

Hiernach Hätte dem Kläger nur freigeftanden, 
feinen Anſpruch auf Befreiung nad Mabgabe des 
8 15 des Gefeped vom 24. Mai 1861, d. h. auf 
Grund eines Vertrages, eined Privileglums oder 
der Verjährung im Rechtswege auszuführen. In 
diefer Weiſe hat er aber feine Klage nicht ſub— 
ftantirt, und mußte deshalb der Rechtsweg aus— 
geihloffen werben. 

Berlin, den 7. Juli 1883. 

Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung der 

SompetenzeConflicte. 
Br. 2. Rr. 2136, 
16b. 


Auf den von der Königlichen Regierung zu P. 
erhobenen CompetenzConflict in der bei bem 
— Amtsgerichte zu J. anhängigen Pro⸗ 
eßſache 
des Rittergutsbefigere dv. C. zu C., Klägers, 
wider 
den Wirth T. und Genoffen it C., Beflagte, 
betreffend Erftattung von Beiträgen zur Un= 
terhaltung ber Schule in C., 
hat der Königliche Gerichtshof zur Entfheidung 
der CompetenzConflicte in feiner Sigung vom 
7. Juli 1883, für Recht erlannt: 
daß, infoweit der Kläger die Zahlung von 
134° Mi. (Schulbeiträge für das Jahr 
1879/80) verlangt, der erhobene Competenz= 
Conflict für unzuläffig, inſoweit dagegen ber 
Kläger die Zahlung von 116 Mt. (Schul- 
beiträge für da8 Jahr 1880,81) begehrt, der 
Rechtsweg unzuläffig und der erhobene Com=- 
petenz⸗ Conflict daher für begründet zu erachten. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe 


Zur Schulgemeinde €. ghtım die Barteien 
und eine große Zahl von Dienftleuten bes Klä— 
erd, welcher Eigenthümer des Rittergutes C. tft. 
uf diefe Dienftleute wurde die Summe von 
134 Mt. als Beiträge zur Unterhaltung ber 
Schule zu C. für dad Iahr 1879/80 feitend der 
Königlihen Regierung zu P. repartirt und ber 
Kläger wegen Unvermögens ber Dienitleute zur 
ahlung diejed Betrages gemäß $ 33 Theil II 
itel 12 des Allgemeinen Landrechts aufgefordert. 
Er weigerte fi deffen und ftellte, nachdem eine 
Beſchwerde bei dem Herrn Minifter der geift- 
lichen ꝛc. kg Se ohne Erfolg geblieben 
war, bei dem Königlihen Amtsgerichte zu I. 
Klage mit dem Untrage an: 
die Beklagten ald Mitglieder der Gemeinde 
C. für ſchuldig zu erachten, den Mläger be= 
züglid) der ihm pro AN, für feine zen 
leute auferlegten Schulbeiträge von 134 
der Schulgemeinde in C., reſp. deren Kaſſe 


) Dben Rr. 15. 
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gegenüber zu liberiren, reſp. diefe 134 ME. ; 


an legtere zu zahlen. 
Nachdem das Königlihe Amtsgericht I. durch 
Urtheil vom 27. September 1881 den Släger 
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dazu jeboch eines neuen Proceſſes bebürje, ein 
folder nicht zuläffig ſei weil dem Kläger keins 
der in ben s 78—80, 4—8 Theil II Titel 14 
de3 Allgemeinen Landrecit*) angeführten Klage— 


wegen Unautäffigteit bed Rechtsweges abgewieſen, fundamente zur Seite ftche. Wenn endlich die 


das Königliche Landgericht zu O. aber unter bem 
27. Januar 1882 dieſes Urtheil dahin abgeändert 
Batte, da der Rechtsweg für zutaffig erflärt und 
die Sade zur anderweiten Verhandlung und Ent 
ſcheidung an das Gericht erſter Inftanz vertiefen 
wurde, And die Beklagten durch Urtheil des Kö— 
niglichen Amtögerichtes zu J. vom 14. März 1882 
nad) dem SMageantrage verurtheilt und ift die 
dagegen von ihnen eingelegte Berufung durch 
Urtheil des Königlichen Landgerichts zu D. vom 
30. Juni 1882 zurüdgemiejen. 

Inzwiſchen war ber Kläger nad) feiner Angabe 
im Wege der (adminiftrativen) Bwangsvollftredung 
gezwungen worden, am 7. September 1881 die 
mehrerwähnten 134 Mt. und am 14. Januar 
1882 116 Mt. gleichartige Schulbeiträge feiner 
Dienftleute pro —— an die Scultafte in €. 
zu zahlen. Da die Beklagten fi weigern, ihm 
diefe Summen zu erftatten, fo hat er in einer 
neuen air beantragt: 

bie Beklagten zur Bahlung von 250 Mt. 
nebft 5% Sinfen von 134 Mt. feit dem 
3. September 1881 und von 116 Mt. feit 
dem 14. Januar 1882 an ihn zu verurteilen. 

Bur Begründung feines Anſpruches hat er aus⸗ 
geführt, daß $ 33. Theil II Titel 12 des AL- 
emeinen Landrechts in Folge der Aufhebung des 

nterthänigteits=, bezw. ErbuntertHänigkeits-Ber- 

ältnifjes durch das Edict vom 9. October 1807, 

titel 42 der Verfaſſungs-Urkunde und das 
Geſetz vom 14. April 1856 Sefeltigt Ki Denn 
$& 33 cit. fei fein generelles &ejeg in Betreff der 
Aufbringung der Schulabgaben, Katutre vielmehr 
nur ein beneficium der en) Unterthanen, 
er enthalte auch feine gefinderehtlihe Vorſchrift 
wie aus jeiner Stellung im 12. (nit im 5.) 
Titel hervorgehe. Da nun die Beklagten aud) im 
Vorproeeß bereits verurteilt feien, den Kläger 
von feiner Verpflihtung zur Erftattung der nicht 
— Beiträge feiner Arbeitsleute zu be 
freien, fo folge daraus ihre Verbindlichkeit zur 
Burüdzahlung der von ihm eingezogenen Beiträge. 

Nachdem am 28. November 1882 vor dem Kür 
niglichen Amtögerichte zu I. zwiſchen dem Kläger 
und 21 der 27 Beflagten contradictorijh ver- 
handelt war, beſchloß der Richter, Auskunft über 
die Bezahlung der Beiträge von 134 bezw. 
116 Mt. von dem Diftrict3amte einzuholen. Bevor 
diefelbe indeß eingegangen war, überjandte die 
Königliche Regierung zu P. dem Gerichte Aus— 
fertigung eines Pienarbeichluffes vom 25. No= 
vember 1882, laut deſſen diefelbe den Rechtsweg 
für unzuläffig eraditet und den Competenz-Con- 
fliet erhebt. In dem Beſchluſſe wird unter Hin- 
weiß auf frühere Entſcheiduͤngen des erfennenden 
Gerichtshofes die fortdauernde Geltung des mehr: 
erwähnten $ 33 angenommen und auszuführen 
gun, daß res judicata nicht vorliege, weil der 

ager zwar, ſoweit ihm dies möglich fei, das Urtheit 
vom 14. März 1882 durch Zwangsvollſtreckung 
zur Ausführung bringen lafjen könne, foweit er 





Bellagten zur Zahlung an bie Schulfafje verur- 
teilt jeien, fo fei dies für dem jegigen Proceß 
ohne Bedeutung, da die Berurtheilung de jure 
tertii erfolgt fei. 

Von dem Eingange biefer Erffärung ift ſowohl 
der Königlichen Kegierung in P. als den Parteien 
Kenntniß gegeben ; nur an 2 Beklagte, die Wirthe 
®. und %, bat die Buftellung nicht bewirkt 
werben können, weil fie fih von C. nad) da— 
mals unbelannten Orten entfernt hatten. Doch 
ift auch ihnen der Termin zur Verhandlung vor 
dem unterzeichneten Gerichtöhofe bekannt gemacht. 
Eine Erklärung ift ſeitens der Parteien darauf 
nicht abgegeben worden. Das Königliche Amts⸗ 
gericht zu I. erachtet den Rechtsweg in Anſehung 
der angeblich pro 1879/80 gezahlten Beiträge von 
134 DE. für zuläffig, weil duch das Erfennts 
niß des Königlihen Landgeriht3 zu DO. vom 
27. Januar 1882 die Zuläſſigkeit des Necht3- 
weges rechtöfräftig infomweit feitgeitellt fei, im Uebri= 
gen erachtet dad Amtsgericht den Rechtsweg für 
unzuläffig. Dagegen hält das Königliche Ober> 
Landesgericht zu P. den Rechtsweg überhaupt 
für zuläffig. b 

Daß der Rechtsweg in Betreff der Frage: 

ob ein Guisbeſiher auf Grund der Beſtim⸗ 
mungen des $ 33 Theil II Titel 12 des 
Allgemeinen Landrechis zu einer Leiſtung 
für die öffentliche Schule ſeines Ortes ver- 
pflichtet jei, 
nicht zuläffig ift, hat der Gerichtshof zur Ent- 
ſcheidung der &ompetenz-Eonflicte wieberholt 
in den Erfenntniffen vom 12. Februar 1870 
Quftiz-Minifterial-Blatt S. 107)**) und 8. 
März 1879 (Br. L. Nr. 1998 
angenommen und ſich dabei darauf geftügt, daß 
nad) $ 15 des Gefeges vom 24. Mai 1861, be— 
treffend die Ermeiterung des Rechtsweges (Gef.- 
Samml. ©. 241)**) der Rechtsweg in Bezug auf 
Schulabgaben nur ſoweit ftattfindet, als dies bei 
öffentlichen Abgaben überhaupt der Fall ift, wenn 
nämlich (gemäß 88 79, 4—9, Theil II Titel 14 
be3 Allgemeinen Landrechts)*) die Befreiung von 
ber Abgabe auf Grund eines Vertrages, eines 
Privilegiums oder der Verjährung behnuptet 
ober Brägravation eingewendet wird. Diefer 
Aufaflung {ft der Gerichtshof trog des mit ihr 
in Widerſpruch ftehenden Extenntniffes des Kö— 
migtüchen Obertribunald® dom 4. Januar 1864 
(Entid. 50, 405) gefolgt und an ihr muß aud 
gegenwärtig feftgehalten werden, namentlich Tann 
nit anerfannt werden. daß die in Rede ftehende 
Verbindlichteit der Gutsherten feine öffentliche 
Abgabe jei, fondern auf einem aufgehobenen 
privatretlihen Fundamente beruhe und deshalb 
ber Rechisweg gemäß $ 10 de citirten Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 zuläffig fei. Denn wenn 
felbft zugegeben wird, daß $ 33 eit. in einem 





*) Unten Und. V. 
**) Oben Rr. 14 
***) Unten And. IIL 


36* 


564 


emwiffen Bufammenhange mit der anfgehobenen 

bunterthänigteit, bezw. Gerichts⸗ und Schuß: 
herrlichkeit fteht, jo ift biefe Beſtimmung u 
wie aus ihrer Stellung im 12. Titel folgt, vor= 
zugsweiſe getroffen, um bie Exiſtenz der üffent- 
ligen Schulen (8 1 Beranftaltungen des Staates) 
zu fihern; fie will leiſtungsfähige Perfonen zu 
ihrer Unterhaltung verpflichten und ftatuirt der 
Schule als Jnftitution gegenüber eine Berbind- 
lichkeit der Gutsherren. Dafür, daß es fi hier 
nicht um einen bloßen Ausflug der Gutsherrlich⸗ 
teit handelt, läßt fi anführen, daß auf den 
7. Xitel des II. Theiles in $ 33 1. c. nicht 
Bezug genommen iſt. Auch der Umftand, daß 
in & 36 ibid. neben den Magijtraten den Guts- 
berrichaften die Laft der Hergabe von jelbftge- 
wonnenen Materalien zu Schulbauten auferlegt 
wird, eine Beftimmung, deren unveränderte Gil- 
tigfeit auch nad) Aufhebung des Unterthanenver- 
hältnifje unzweifelhaft ift, fpricht für bie fort- 
gelegte Anwendbarkeit des 8 33 cit, infofern 
hier in zwei unmittelbar im Bufammenhange 
ftehenden Paragraphen derfelben Klaſſe von Staatd- 
einwohnern Zaften auferlegt werden; fo wenig 
wie $ 36 eine Veränderung durch Aufhebung der 
Erbuntertgänigkeit erfahren Hat, kann man ans 
nehmen, daß dies Hinfichtlich des 8 33 geichehen 
ift, Denn daß mit ber Aufhebung der Erbunter- 
thänigfeit dur das Edict vom 9. October 1807 
und ber Gerichtd- und Schutzherrlichkeit durch 
das Geſetz vom 14. April 1856 (Geſ.Samml. 
©. 353) das Inſtitut der Gutsherrſchaft, nament- 
lid den Gemeinden gegenüber, nicht hat völlig 
aufgehoben werden follen, folgt ſowohl aus dem 
—3 — Geſetze vom 14. April 1856 (Gef.-:Samml. 
. 354), betreffend die ländlichen Ortsobrigfeiten 
in den ſechs öftlihen Provinzen, welches die orts⸗ 
obrigteitlihe Gewalt der Hittergutsbefiger noch 
aufrecht erhält, als auch, nachdem dieſe aufgeho: 
ben ift, auß der Kreisordnung vom 13. Decem- 
ber 1872 und dem Buftändigleitögefege vom 
26. Juli 1876, welche Gefege (88 28—31 des er: 
fteren und 8 48 des legteren) den „Gutsheren“, 
guntebefipen?, ala Inhaber von Rechten aner- 
fennen. 


Daß auch fonft der Gutsherrſchaft als folder 
noch eine öffentlich-redtliche Bedeutung beimohnt, 


zeigt die orteriftenz des mit dem Defibe eines 


Gutes verbundenen Patronates und des f. g. 
Auenrechtes, welches noch in verſchiedenen Pro— 
vinzen gilt. 

So muß auch die Verpflichtung der Gutsherrn 
aus 8 33 eit. irotz der Aufhebung der Erbunter- 
thänigteit und ber Gerichts⸗ und Schutzherrlich⸗ 
keit al3 fortbeftehend erachtet werden. 

Der $ 33 cit. tft auch nicht Peek] auf: 
Fee dispofitive Geſetze aber behalten, bis fie 
aufgehoben werden, felbit dann ihre Kraft, wenn 
die Vorausfegungen fortfalen, unter denen fie 
gegeben find. 

(8 59 Einleitung zum Wllgemeinen Land- 
recht, Ertenntnig des Königlihen DOber-Tri- 
bunales vom 11. März 1873 — Entſchei⸗ 
dung 69 ©. 165 — Urthell des Ober-Ver- 
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waltungs-Gerichtes vom 29. November 1876 
— Entideidung I. &. 196, 302)*). 

Eonftituirt ber 8 33 eit. eine Verpflichtung 
de3 Gutsherrn gegen die Schule, jo kann es kei- 
nem Bedenken unterliegen, daß bie Zuläffigfeit 
des Rechisweges nicht auf 10 Gejeg vom 24 Mai 
1861 deöhalb geftügt werden Tann, weil es fi 
um eine auf einem aufgehobenen privatrechtlichen 
Bundamente beruhende Abgabe handele. 

Das Reichsgericht hat zwar in dem Urtheile 
vom 24. Juni 1880 (Entiheidung 2 S. 247)**) 
bie richterliche Auftändigteit für die Entſcheidung 
des GStreite® über die Verpflichtung des Guts- 
herrn zur Mitunterhaltung der Schulen ganz alls 
gemein in Anfpruch genommen und fi neben 
den Gründen des oben bereits gedachten Erkennt⸗ 
niffes des Königlichen Ober-Tribunales insbes 
fondere darauf gejtügt, daß die der Gutsherr⸗ 
ſchaft auferlegte Berpfictung gegen die Schule 
deshalb der Wllgemeinheit entbehre, weil ber 
Guisherr der ule immer nur als Einzelner 
gegenüberftehe.***) Damals handelte es fih um 
einen nach dem Schulregiement für die katholiſchen 
Säulen in Schlefien vom 18. Mai 1801 zu ent⸗ 
fcheidenden Fall, indeß ift dort ebenfo wie in 
8 33 1. o. die Gutöherrihaft als Einzelne für 
verpflichtet erklärt, fo daß die Frage, ob eine alls 
demene Abgabe vorliegt, bier wie bort die gleiche 
ft. Nun Hat ber unterzeichnete Gerichtshof be- 
reitö in dem Erfenntniffe vom 10. December 
1881) darauf hingemiefen, daß es für die Frage 
der Allgemeinheit einer Abgabe ohne Belang Fi 
ob in der einzelnen (Schul:) Gemeinde viele oder 
wenige Berfonen von der Abgabe betroffen werden, 
fondern daß fih die Ullgemeinheit darin mani- 
feftirt, daß im Bereiche be ſchleſiſchen Schufregle- 
ment? alle Gut3herrichaften ihr unterworfen 
find, und daß die vorgeſchriebene Bertheilung ber 
Schullaften (von */s für die Herrichaft, %s für Die 
Stellenbefiger) in allen dem Reglement unterwor- 
fenen Schulverbänben ftattfinbet. 

In ganz gleicher Weife zeigt fih im Gebiete 
des Allgemeinen Landrehtes die Allgemeinheit 
der Verpflichtung des Gutsherrn aus 8 33 cit. 
darin, daß alle Gutsherrſchaften ihr unterworfen 
find. Diefelben bilden eine Klaſſe der Staats- 
einwohner im Sinne des $ 78 Theil II Titel 14 
des Allgemeinen Landredts. 

Hiernach ift der Rechtsweg über die Verbind⸗ 
lichteit des Kläger zur Tragung ber ihm abver- 
langten ftreitigen Einbeiten, e unzuläffig und 
daher der Eonıpetenz-Eonflict infor des ein⸗ 
geklagten Betrages von 116 Mt. (Beiträge für 
das Jahr 1880/81), über welchen nod nicht ride 
terlih erkannt ift, begründet. 

Anders liegt die Sache Hinfichtlih der dem 
Kläger für das Jahr 1879/80 auferlegten Vei—⸗ 
träge von 134 Mi. Hier —9— der Erhebung des 
Competenz⸗ Conflictes die Beſtimmung des $ 4 
al. 2 der Berordnung vom 1. Auguft 187917) 


*) 6.27 fr. 1. 
Be vn FE Lie Anm (Ext. des Reichtgerichts IV. 
of. I. . 
Gier — 1886.) 
+H) Unten Gab. 1, 
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(Gef.:Samml. S. 573) entgegen. Es könnte zu= 
nächſt die Frage entftehen, ob das Urtheil des 
Königlichen Landgerichtes zu D. vom 27. Januar 
1882, durch welches der Rechtsweg in Betreff 
der 134 ME, für zuläffig erklärt if, — und 
ebenfo die gleichlautenden UÜrtheile des Königlichen 
Amtögerichtes zu I. vom 14. März 1882 und 
des Königlichen Landgerichts zu ©. vom 30. Juni 
1882, durch welche die Bellagten verurtheilt find, 
den Kläger bezüglich ber 134 ME. der Schul- 
gemeinde ©. reſp. deren Kaffe gegenüber zu libe⸗ 
riren, bezw. 134 Mt. an letztere zu zahlen — 
die Rechtskraft erlangt haben, ba nicht behauptet 
ift, daß diefe Urtheile IL. Inftanz dem Kläger 
zugeſtellt find. Allein im Sinne der Verordnung 
vom 1. Auguft I879*) ift ebenfo wie im Sinne 
des Gefepes vom 8. April 1847%*) (Gef.-Samml. 
S. 170) ein jedes Urtheil rechtskräftig, welches 
im gewöhnfichen Inftanzenzuge nicht mehr an- 
fechtbar iſt. Dies hat auch der erfennende Ge- 
richtshof in dem Erfenntniffe vom 10. Januar 
41852 (Juftiz-Minifterialblatt ©. 92 Pr. 8, 
Nr. 182) bereit3 ausgeſprochen. Daß Bi! Ur 
theile, welche das Landgericht in der Berufungs- 
inftanz gefprochen hat, gegen welche es alfo nad 
der Deutihen Civil-Brozekordnung fein Rechts- 
mittel giebt, jofort mit der Verkündigung Rechts⸗ 
kraft erlangen, erfennt 3. ®. der Commentar von 
Strudmann und Koch in Nr. 2 zu $ 645 der 
Eivil-Broceßorbnung an. 

Zwar fünnte ferner aus den Worten des $ 4, 
al. 2 cit.: 

„der Competenz-Conflict kann nicht erhoben 
werden, wenn die Zuläffigteit des Rechts— 
weges in ber Sache durch rechtsfräftiges 
Urtheil des Gerichtes feitfteht,“ 
entnommen werben, ed müffe, um ben Competenz⸗ 
Conflict auszufhließen, indiefer Proceßſache 
bereitö rechtskräftig entidieden fein. Allein dies 
würde eine zu enge Interpretation des Umfanges 
der Rechtskraft ſein. Auch in dem Gefege vom 
8. April 1847 Hieß es: 
In rechtskräftig von den Gerichten entſchie— 
denen Saden kann der Competenz=Conflict 
nicht erhoben werben, ebenjo wenig findet er 
ftatt, wenn....... die Einvede der Unzu— 
läſſigkeit des Rechtsweges rechtskräftig ver- 
worfen iſt. 

Gleichwohl hat der erkennende Gerichtshof nicht 
nur bie Zuläſſigkeit des Competenz-Conflictes 
verneint, wenn es ſich um die Vollſtreckung eines 
rechtskräftigen, gerichtlichen Urtheiles handelte — 
Erkenntniß vom 12 Januar 1848 (Pr. L. Nr. 30) 
Zuftiz.Minifterialblatt S. 158 und 12. November 
1859 Yuftiz-Minifterialblatt 1860 ©. 355 — 
jondern aud), wenn das Urtheil nicht mehr exe 
eutionsfähig war, und deshalb die Jubicatöflage 
angeftellt wurde — Ertenntniß vom 23. Decem- 
ber 1847 (Br. & Nr. 26) und 8. December 1860, 
Inftiz:Minifterialblatt 1861 ©. 233 — oder nad 
rechtsträftiger Feſtſtellung einer Entſchädigungs⸗ 
verpflichiung die Höhe bed Schadens Gegenſtand 
des Proceſſes war — Erkenntniß vom 18. De= 
cember 1852 (Br. 2. Nr. 268) und ähnlich im 


Unten Unb. L 
»+) $ 380 And. IV. 





Erkenntniß vom 5. März 1853 Juftiz-Minifterial- 
blatt 178, — In allen dieſen Fällen lag ein 
neuer Proceß vor, in dem nod nit erkannt 
war. In der That bedeutet auch der Ausdrud 
„in der Sache“ etwas Anderes als wenn es 
bieße: „in dem ſchwebenden Proceſſe“ und bie 
Abficht des Geſetzes geht dahin, in den Fällen, 
wo ſachlich die concrete Rechts- und XThatfrage 
unter den Parteien bereits entſchieden ift und 
diefe Entfheidung Rechtskraft erlangt Hat, den 
Eompetenz-Conflict nicht mehr zuzulaffen, bezüg- 
li der Schulbeiträge von 1879/80 im aettage 
von 134 Mark ift dies aber der Fall; denn in 
dem Borproceffe ift rechtskräftig einmal bie Zu— 
läſſigkeit des Rechtsweges und ferner auögeiprochen, 
daß nicht der Kläger fondern die Bellagten 
die eingellagten 134 Mark zu bezahlen verbunden 
find; der jegige Proceß will nur, nachdem ber 
Kläger im Berwalungemeg: (angeblih) zur 
get ung gezwungen tft, die Vorentſcheidung zur 
usführung bringen. 
Berlin, den 7. Juli 1883. 
Pr. & Rr. 2131. 


17. (Gutsherrliche Laſten, Schlefiihes Ned.) 


— In dem Dorfe B., deffen ſchulpflichtige Kinder 
früher die Schule in N. befuchten, ift durch Re— 
folut der Königlihen Regierung zu B. vom 
4. Auguft 1870 eine jelbitändige tatholifhe Schule 
errichtet worden. Zur Zahlung bes Gehaltes und 
des Holzgeldes für den neu angeftellten Lehrer ift 
in Gemäßheit des Reglements für die niederen 
katholifhen Schulen für Schleſien vom 18. Mat 
1801 der Kläger als Befiger bezw. Vertreter des 
Dominiums B. troß feines Proteftes herangezogen 
worden: die auf ihn repartirten Beiträge (*/s) 
find — zulegt mit 73 Thlr. 10 Ser. jährlich -— 
—— eingezogen und feine im Wege des Ver⸗ 
mwaltungöftreitverfahrens angeftellten Klagen haben 
keine fachliche Entſcheidung gefunden. Er ift des⸗ 
halb im December 1880 mit dem Antrage gegen 
den Schulvorstand Magbar geworden: 

die Schulgemeinde zu B. zur Anerkennung 
feiner Freiheit von der Verpflichtung zur Lei⸗ 
ftung von Schulbeiträgen zur Schule in B. 
und zur Rüdzahlung der biöher und bis zur 
techtöträftigen Entſcheidung gezahlten Beiträge 
zu verurtheilen. 

Zur Begründung der Klage hat er — unter 
Anerkennung des rechtlichen Fortbeftandes des ge⸗ 
dachten Regiements — hervorgehoben, daß er 1870 
weder Grundbefig noch gutsherrliche Rechte in B. 
bejeffen habe. Erfteren habe bereitd 1818—1822 
fein Befigvorgänger nohftänbig durch Barzellirung 
veräußert, Tegtere feien 1834—1854 durch Ab⸗ 
Löfung erlofhen umd die darüber geichloffenen 
Receſſe in das Grundbuch des ehemaligen Ritter- 
utes B. eingetragen worden. Er habe daher bei 
einem Befigantritte 1861 im Schulbezirte 8. 
weder Land noch Rechte erworben; auch fünne 
aus dem bdinglihen Schulpatronate nicht nad) 
Uebergang des Grundbefiged auf Andere ein per- 
ſönliches entftehen, zumal der dinglich bereditigte 
und verpflicjtete Grund und Boden noch im Be— 
fige der Parzellenkäufer exiſtire. 

Die Bellagte Hat demgegenüber zunächſt be 
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hauptet, daß der Kläger noch bi8 Ende 1873 die 
utäherrrliche Polizetvermaltung über B. ausgeübt 
Fade und noch jet Befiter des zum polizeilichen 
und Amtöverbande von B. gehörigen Schloſſes N. 
ſei; fie hat aber weiter ausgeführt, daß die guts— 
herrlichen Pflichten an den Beſiß von Areal, oder 
aud von Rechten nicht geknüpft feien, und nicht 
durch einfeitige Handlungen des Verpflichteten auf- 
bören könnten, vielmehr könne der communalrechi⸗ 
liche Beſtand von Rittergütern nur durch einen 
Act der Staatshoheit aufgehoben werden. Daß 
die gutöherrfihen Chliegenheiten mit veräußert 
feten, werde vom Kläger nicht behauptet, wohl 
aber befige der Kläger ald Erbe feines Befigvor- 
gängers noch jetzt die ihm für die Ablöſungen ge— 
währten Reutenbriefe. Endlich müſſe der Rück— 
forderung der ſchon gezahlten Beträge das Recla⸗ 
mationsverfahren des Geſetzes vom 18. Juni 1840 
vorangehen. 

Deshalb Hat die Beklagte um Abweiſung der 
Klage gebeten. 


Der Kläger hat diefe Behauptungen und Aus— 
. führungen beftritten, hervorgehoben, dag Schloß N. 


ein ſelbſtändiger Gutsbezirk jet, der nie mit Ritter- 
gut B. verbunden geweſen, welches Ießtere ein be— 
jonderes Folium habe; er beftreitet, daß feine Vor— 
befiger je ein Schulpatronat ausgeübt hätten, da 
fie nur zur Befoldung der erften 3 Lehrer in N. 
— bie aud Kirchenbeamte geweſen — Beiträge 
geleiftet hätten. 

Das Landgericht zu ©. hat ohne Bemeisauf- 
nahme die Klage abgemwiefen, indem es zwar den 
Rechtsweg für ftatthaft erflärt, aber die Selbftändige 
teit der gutöherrlihen Rechte und Pflichten ein- 
ſchließlich des Kirchen- und Schulpatronate® aus 
deren publiciftifher Natur herleitet und deshalb 
die einfeitige Aufgabe derfelben für rechtlich 
wirkungslos erffärt, vielmehr einen Act der Staatd- 
gemalt zu deren wirklicher Aufhebung für noth- 
wendig erachtet. 

Der Kläger hat gegen dieſes Urtheil Berufung 
eingelegt. 

jevor jeboch über diefelbe verhandelt worden 
ift, hat die Königliche Regierung zu ®. dur 
Plenarbeihluß vom 28. April 1881 erklärt: 

daß der Rechtsweg für unzuläffig eradjtet 

werde. 

Dieſe dem Oberlandesgerichte zu B. zugeſtellte 
Erklärung iſt den Parteien abſchriftlich mitgeiheilt, 
auch der Königlichen Regierung zu B. von ihrem 
Eingange — und nachdem innerhalb der gejeß- 
lichen Friſt von einem Monate feine Bartei einen 
Schriftſatz über den Competenzconflict eingereicht 
hatte — aud davon Kenntniß gegeben worden. 

Sowohl das Landgericht zu ©. al das Ober: 
fanbeögeriht zu B. erachten den Rechtsweg für 
zuläjfig und daher den Competenzconflict für un- 
begründet. 

Gleichwohl war der Rechtsweg auszuſchließen. 

In gleihem Sinne hat ber Gerichtöhof zur Ent- 
ſcheidung der Bompetengennflteie bereits wiederholt, 
namentli durch die Urtheile vom 11. October 
1862°), 14. December 1867**), 13. März***) und 

*) Oben Rr. 12, 


=*) Oben Rr. 8. 
*e) DbenRr. 11. 











9. October 1869*), 12. März 1870 und 14. Sep⸗ 
tember 1878 (Jufi.Miniſt.Bl. 1863 S. 11, 1868 
©. 118, 1869 ©. 99 und 231, 1870 ©. 11? — 
Eentral-Blatt für die Unterrichts-Verwaltung 1878 
©&.538)*) — erkannt, indem er bavon audging, daß 
das Schulreglement vom 18. Mai 1801 ein all 
gemeines Geſetz im Sinne bes $ 15 bes Gefepes 
vom 24. Mat 1861 ſei, und daß die Schulabgaben, 
um welche es fi bier handelt, auf einer allge 
meinen gejeglichen Verbindlichkeit beruhen, mithin 
der Rechtsweg nur in jo weit flattfindet, als dies 
bei öffentlichen Abgaben der Fall ift. Auch gegen⸗ 
über der Entſcheibung des Königlich Preußiſchen 
Dbertribunales vom 4. Januar 1864 — Entichei- 
dungen Bd. 50 &.405 — hat der Gerichtshof zur 
Entäheibung der Competenzconflicte an diefer Auf- 
Taffung feftgehalten. Dem ift neuerdings das Reichs⸗ 
ericht in dem Urtheile vom 24. Juni 1880 — Ent: 
heidungen Bd. II ©. 247 — entgegengetreten. — 
In den Gründen beffelben acceptirt das Reiche: 
gericht zunächſt bie Motivirung jenes Obertribunala- 
urtheile® vom Jahre 1864, indem es in dem Um— 
ftande, daß in dem damals zur Entſcheidung ges 
langten Falle Die Berpffichtung des Gutöherrn aus 
den Beitimmungen des Titel 12 Theil II Allge 
meinen Landrechts hergeleitet wurde, während fie 
in dem den Gegenftand_ ber Entjelbung des 
Reichögerichtes bildenden Falle auf das Schleſiſche 
Schulreglement vom 18. Mat 1801 sgrünbet 
wurde, nur einen unweſentlichen Unter eb er⸗ 
tennt. Sodann aber führt das Reichsgericht in 
jelbftändiger Motivirung aus, 
die Gleichftellung der Kirchen- und Schulabgaben 
mit ben Gtaatdabgaben Hinfitlih der Aus— 
ſchließung des Rechtsweges habe zur Voraus⸗ 
fegung, daß die Bedingungen in beiden Fällen 
die gleichen feten, der $ 78 Theil II Titel 14 
Allgemeinen Landrechts verlange, daß die An- 
lage eine allgemeine und eine Pie fet, welcher 
fämmtlihe Einwohner des Staates oder alle 
Mitglieder einer gewiffen Klaffe derfelben nad 
ber beftehenden Sanbeoverfaffun unterworfen 
feien. Uebertrage man diefe Erforberniffe auf 
die Verhältniffe einer Schulabgabe, fo ſei als 
Bedingung aufzuftellen, daß die Anlage eine 
allgemeine, eine folche ei, der jämmtliche Mit- 
glieder der Schulgemeinde oder alle Mitglieder 
einer gewiſſen Klaffe nad einer Beftimmung 
der Oele unterworfen feien, und nur eine der- 
artige Anlage fei in ber Nr. 1 der Cabinetd- 
Ordte vom 19. Juni 1836 mit der Bezeichnung 
einer algemeinen geſetzlichen Verbindlichkeit ge= 
meint. Es genüge nicht, daß die Anlage durch 
ein allgemeines Geſetz, für welches allerdings 
das Sculreglement vom 18. Mai 1801 zu er⸗ 
achten, vorgefchrieben fei, fondern die im Geſetze 
vorgefchriebene Anlage müſſe bezüglich der dazu 
verpflichteten Perfonen eine allgemeine fein, 
melde die Schulgemeinde von allen ihren Mit- 
liedern oder allen Mitgliedern einer Klaſſe der: 
Flben zu erheben berechtigt fei, und es komme 
— an, daß dem Einen Berechtigten eine 
Mehrheit von Verpflichteten gegenüberſiehe. Der 
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bellagten Schule gegenüber ftehe Kläger nur al 
Einzelner da; die Leiftung des Gutsherrn fet 
für die Bellagte nicht eine allgemeine, nicht eine 
Zeiftung der Gemeinbeglieder oder einer Klaſſe 
derjelben, Kläger ſei überhaupt dem Befteuerungs- 
rechte der Beklagten nicht unterworfen ; feine aus 
der Gutsherrlichkeit entipringende Verpflichtung 
gehöre überhaupt nicht in die Kategorie der 
öffentlichen Abgaben und unterliege deshalb nicht 
den für Tegtere wegen Bulafjung des Mechtö- 
weges gegebenen Vorſchriften, wie dies mit den 
von den Mitgliedern der Schulgemteinde zu ent⸗ 
richtenden bejtändigen Abgaben der Fall fei. 
Die vorftehend wiebergegebene Motivirung legt 
das Hauptgewicht darauf, daß der in dem Schul: 
reglement vom Jahre 1801 ausgefprochenen Ber- 
pflihtung der Herrihaften zur antheiligen Auf- 
bringung des Brennmateriales und der Veprerbe: 
foldung der Charalter der Allgemeinheit mangele. 
Darauf fol unten näher eingegangen werden. Bier 
fei nur vorweg bemerft, dal, die Entfheidung des 
Obertribunales vom Jahre 1864 nicht hierin, fon= 
dern in der Ausführung gipfelt, daß Die dem Guts⸗ 
herrn in $ 33 Theil II Zitel 12 Allgemeinen Land- 
rechts zur Laſt gelegte Uebertragung unvermögen- 
der Unterthanen bei Aufbringung der Schulbei- 
träge vermöge ihrer Verbindung mit dem alten 
utöherrlichen Verhältniſſe keine öffentliche Abgabe, 
mern eine privatrechtliche Verpflichtung jet. Diefer 
uffaffung tft nicht beizupflichten. Ueberdies würde 
die Anwendung derfelben auf den vorliegenden Fall 
befonderer Motivirung bedürfen, weil e8}ich Dort um 
die Verpflichtung aus 8 33 Theil II Titel 12 All⸗ 
gemeinen Landrechts, hier aber, ebenfo wie in dem 
vom Reichsgerichte entichiedenen Falle, um die Ber- 
pflichtung aus 18, 19 des fatholifhen Schul- 
reglement3 vom Jahre 1801 Handelt, und diejer 
Unterſchied nicht jo unweſentlich ift, wie das Reichs— 
ericht vorausſetzt. Während nämlich der 8 33 
jeil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts nur eine 
Verpflichtung der Gutsherrichaften conftituirt, ihre 
Unterthanen, welche zur Aufbringung ihres ſchul⸗ 
Pe Beitraged ganz oder zum Theile auf eine 
t Ian, 
zu unters en, legt das Schlefifche Schulreglement 
in den 88 18, 19 der Herrſchaft und der Gemeinde 
die Beihaffung des Brennmateriales und der baaren 
Rebrerbefoldung auf, indem c8 */s davon auf bie 
Herrichaft, */s auf die Stellenbefiger vertheilt. Die 
Verſchiedenheit beider Fälle jpringt in die Augen. 
Dort ein directes Rechtsverhältniß zwiſchen ber 
Gütsherrſchaft und ihren Hinterfaffen, aber fein 
ſolches zwijchen der Schule und der Gutsherrſchaft, 
welche legtere auch da, wo ihre fubfidiarifche Ber- 
flichtung aus 8 33 1. c. eintritt, nicht eine eigene, 
ondern eine Schuld ihrer leiftungsunfähigen Hinter 
ſaſſen einlöft*); hier eine directe Verpflichtung ber 
Herrſchaften gegen die Schule, dagegen der völlige 
Mangel eines Rechtsverhältnifies zwiſchen den Be— 
wohnern des gutöherrlihen Borwerkölandes und 


®) Zu vergleigen bie in Bezug auf $ 33 Tuel 12 Theil IT 
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der Schule. Der Zufammenhang jener landrecht⸗ 
lien Borfehrift mit dem alten gutöherrlichen Ber- 
hältniffe ift in dem $ 33 Ehe II Titel 12 All⸗ 
gemeinen Landrechts deutlich erfennbar. Dagegen 
gu nit das Gleihe von den 8$ 18, 19 des 
chleſiſchen Schulreglements. Eine ſelbſtändige 
Motivirung dieſes Bufammenhanges ift in den 
Gründen der reichögerichtlichen Entiheidung nicht 
enthalten. Denn die am Schluffe ohne Berbin- 
dung mit der fonftigen Motivirung eingeftreute 
Bemerkung, 
daß die aus der Gutsherrlichkeit entſpringende 
Verpflichtung des Klägers überhaupt nicht 
in die Kategorie der öffentlichen Abgaben 
gehöre, 
fegt als feſtſtehend voraus, was zu erweiſen ges 
wefen wäre. Daß übrigens diefer Zufammenhang 
der gutöherrlichen Verpflichtungen gegen die Schule 
mit ben älteren gutöherrlihen Verhältniſſen ſich 
nicht von ſelbſt verfteht, geht daraus hervor, daß 
den Rittergütern und größeren Grundbefigern ganz 
ähnliche Verpflichtungen in neueren, lange nad 
Aufhebung des qutöherrlichen Verbandes ergangenen 
Gejeben auferlegt worden find. E8 genügt in dieſer 
Beziehuug, auf Die Verordnung über die Beitragd- 
ht der Nittergutöbefiger und anderer Grund- 
in den vormals Königlich Sächſiſchen Landes⸗ 
der Provinz Sachſen zur Unterhaltung von 
hen, Pfarren und Schulen vom 11. November 
15414*%) — Gej.-Samml. S. 698 — und auf die 
Schulordnung für die Provinz Preußen vom 11. Des 
cember 1845%*) — Geſ.Samml. 1846 S. 1 — 
beifpieläweife hinzumeifen. 

Es bleibt hiernächſt noch übrig, auf diejenige 
Ausführung in dem reichögerichtlichen Urtheile ein- 
zugehen, inhalts welcher der durch das Schleſiſche 
Schulreglement der Gutöherrichaft auferlegten Ver⸗ 
pflichtung gegen die Schule der Charakter der All⸗ 
gemeinheit um deswillen abgeſprochen wird, weil 
der Guisherr, innerhalb des einzelnen Schulver- 
bandes, der Schule nur ald Einzelner gegenüber- 
ftehe, und feine Leiftung nit eine allgemeine, 
nicht eine Leiftung der Gemeindeglieder ober einer 
Klafje derfelben darſtelle. Wiewohl es nicht aus— 
drüdlic) ausgeſprochen wird, drängt doch die ge- 

ebene Motivirung zu der Conjequenz, daß das 
Schulreglement zwar hinſichtlich der Leitung der 
Stellenbefiger, nicht aber hinfichtlih der Leitung 
der Herrichaft, als ein allgemeines, den Rechtsweg 
ausfchliegendes Geſetz anzufehen ſei. Ein ſolches 
Refultat erfheint von vornherein unannehmbar, 
umal wenn man erwägt, daß die Laft, welche das 
chleſiſche Schulreglement den Herrihaften und 
den Stellenbefigern auflegt, wenn aud) quantitativ 
verichieden bemefien, fo doch qualitativ genau bie 
gleiche if. Es kann aber aud nicht als eine 
richtige Parallelifirung zwijchen den Staatdabgaben 
und den Kirchen- und Schullaften anerlannt wer- 
den, wenn verlangt wird, daß die Eigenſchaften 
der Staatsabgabe, als einer allgemeinen, in jeder 
einzelnen Kirchen⸗ oder Schulgemeinde voll und 
ganz zur Erfheinung fommen. Wie viele oder 
mie wenige Berfonen in ber einzelnen Schulge- 
meinde von der Abgabe betroffen werden, iſt für 
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die Frage, ob der leßteren der Charakter der All⸗ 
gemeinheit beimohne, nicht von Belang, wie denn 
die Abgabe ber Stellenbefiger diefen Charatter 
auch dann behalten würde, wenn in der einzelnen 
Gemeinde zufällig nur ein einziger Stellenbeſitzer 
vorhanden wäre. Xielmehr manifeitirt fid) die 
Allgemeinheit der Abgabe darin, daß innerhalb 
des Geltungsbereihes des Schulreglements alle 
Herrſchaften ihr unterworfen find, und daß die 
vorgeſchriebene Bertheilung der Schulunterhaltungs- 
loft in allen Schulverbänden ftattfindet, welche dem 
Reglement unterftellt find. 

iernad enthält das reichsgerichtliche Urtheil 
vom 24. Zuni 1880 für den erfennenden Gerichts⸗ 
hof feinen Anlaß, in der vorliegenden Frage von 
der bisher conftant befolgten Praxis abzugehen. 
Nach der letzteren aber kann dem läger nur ges 
ftattet werben, die Einwendungen, welche er gegen 
feine Heranziehung auf Grund des Schleſiſchen 
Schulreglements erheben zu können glaubt, vor ben 
Verwaltungsbehörden, beziehungsmweife den Ber- 
waltungögerichten zur Geltung zu bringen. 

Berlin, den 10. December 1881. 
Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenzconflicte. 
Pr. 2. Rr. 2068. 


18a. Erfordernifie bei einer Umlage von Kirchen, 
Bfarr- und Schulabgaben in Beziehung anf die 
Zuläffigteit des Rechtsweges 


Berlin, den 23. März 1871. 

Der Königliche Gerichtshof zur Entiheidung 
der Competenz.Conflicte hat in einem Erkenntniß 
vom 11. v. Mis., welches in dem Gentralblatt für 
die gefammte Unterricht3-Berwaltung bekannt ge- 
madt werden wird (Anlage a.), den Grundſatz 
ausgeſprochen, daß die Beftimmung des 8 15 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1861 (Geſetz⸗ Sammlung 
Seite 241), wonach ber Rechtsweg bezüglich, folder 
Kirhen-, Pfarr- und Schulabgaben, welche auf 
einer von ber auffichtführenden Regierung in 
Gemäßheit geſetzlicher Beftimmung angeordneten 
oder executoriſch erklärten Umlage beruhen, nur 
in gleihem Maße wie bei den öffentlichen Ab- 
gaben ftattfindet, nur dann zur Anwendung zu 
ringen ift, wenn wirklich eine von der Regierung 
angeordnete oder erecutoriich erflärte*) Umlage, 
welde die Feſtſtellung erhalten muß, wer der 
grtichtige und welches der Betrag der angefonnenen 
eiftung ift, vorliegt, fowie, daß eine Verfügung 
der Ortspolizeibehörde einer von der Regierung 
ausgehenden Umlage nit gleichzuftellen iſt. 


18b. 
(Anlage 8.) 

— Der Hofbefiger D. zu Gr. erhob unter dem 
31. Mai 1863 gegen den Pfarrer T. zu W. bei 
dem Commiffar des Königlichen Stadt- und Kreis⸗ 
gerichts zu D. Klage, indem er vortrug: 

Der Verklagte behaupte, dag ihm in feiner 
Eigenſchaft als Pfarrer zu W. die Befugnik zu= 
ftehe, von dem Kläger, al3 Befier von Grund- 
ftüden in den Feldmarken Gr. und D.’er Herrenland 
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Decem an Roggen, Gerfte, Hafer, baare Gefälle 
und fonftige Leiftungen als Beitrag zu feinem 
Pfarreintommen zu fordern. 

Verklagter habe unter der Angabe, daß Kläger 
mit diefen ihm obfiegenden Abgaben für das Jahr 
1866 im Rüdſtande geblieben jet, dem Königlichen 
ländlichen Polizeiamie u D. Aufftelungen, zus 
folge welcher Kläger an Rüditänden 9 Thlr. 7 Sgr. 
1 Pfg. und 11 Er. 22 Sgr. 1 Pig. zu geblen 
habe, Behufs Beitreibung im Wege ber Admi⸗ 
niftrativ-Egecution eingereicht und das Polizeiamt 
habe in Vorausſetzung der Richtigkeit jener Auf⸗ 
ftelungen dem Kläger die Aufforderung zur Zah⸗ 
lung, vefp._die eventuelle Erecutiond-Androhung 
zugehen laffen. 

ein der gegen ihn erhobene Anſpruch fei 
nidjt begründet. 
- Biwar jei ed richtig, daß die Ortſchaft Er. 
(nebft M. und H.), deren Angehöriger Kläger 
fei, dur den Sedttungaseiätuk vom 12. Zuli 
1752 von dem Kirchſpiel O. dem fie bis dahin 
angehört, abgezweigt und nah W. eingepfarrt 
worden fei. 

Was aber den von den Reu-Eingepfarrten zu 
leiftenden Beitrag zum Amtseinkommen des 

farrers in W. betreffe, fo jei lediglich die Feſt⸗ 
egung getroffen und vereinbart und bis in 
die neuefte Zeit, alfo feit mehr als einem Jahr- 
hundert, aljeitig als gültig anerfannt und befolgt 
worden, 

daß, abgefehen von einer von Seiten bes 

Ealtonan bemwilligten Lanbbenugung, bie 
ingepfarrten von Ör.2c. lediglich Die üblichen 

Stolgebühren zu entrichten hätten. 

Diefe notorijche — und dieſes rechts⸗ 
verjährte vermoögensrechtliche Verhältniß zwiſchen 
den eingepfarrten Gemeinden und dem Pfarrer 
habe nicht dadurch zum Nachtheil der erfteren be= 
feitigt werden können, daß die geiftliche Oberbe— 
hörde eine neue definitive Einpfarrung der angeblich 
bisher noch nicht gehörig eingepfarrten Ortſchaften 
beſchloſſen und darüber in Gemeinſchaft mit ber 
Königlichen Regierung zu D. unter dem 27. Juli 
1863 rejp. 10. Auguſt 1863 eine Einpfarrungd- 
Urkunde errichtet habe. 

Ohne Zweifel ſolle der $ 3 diefer Urkunde, 
Inhalts defien die Eingepfarrten aus den im $1 
bezeichneten Ortichaften außer den Stolgebühren 
an den Pfarrer und den Organiften zu W. die 
ſelben Natural- und Geldabgaben zu Teitten haben, 
welche den übrigen wirklichen Mitgliedern diejer 
Parodie obliegen, der Titel fein, auf Grund 
deffen Berklagter die in Rede ftehenden Präfta- 
tionen glaube fordern zu können. Allein, abge 
fehen zunächſt von der Hauptfrage, ob dieſe ohne 
guftimmung der bezüglichen Gemeinden erlaſſene 

jeftimmung rechtsguͤltig jei, fo fei die Annahme 
unbegründet, daß in Anwendung jenes 8 3 Kläger 
wirtlih das von ihm Geforderte zu contribuiren 
habe. Denn e8 habe bisher weder eine Feſt— 
ftelung darüber ftattgefunden, welche Natural 
und Geldabgaben an den Pfarrer zu W. die übri= 

en Mitglieder diefer Parochie, womit wohl die 
inwohner von W. gemeint feien, zu leiften hätten, 
noch aud) darüber, zu welcher Kategorie ber ver- 
ſchiedenen Präftationspflichtigen von 5 der Kläger 
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und bie übrigen Einwohner der eingepfarrten Ort⸗ 
ſchaften etwa einzufhägen feien, ob bie Beiträge 
etwa nad) ber Sulenzaf bes Lanbbefiges zu repar⸗ 
tiren, ob fie ald Perfonal- oder ald Regallaſt an- 
ufehen ſeien u. |. w. Kurz e8 fehle noch an jeder 

eftimmung und Feſtſetzung, wie fie erforderlich 
jet, wenn ber angeführte $ 3 in Kraft treten folle. 
Es ſei eine willkührliche Annahme, daß Kläger 
dasjenige, was man von ihm fordere, zu leiften 
haben würde 

Bor Allem aber und präjudiciell enticheidend 
ſei es, daß der Verklagte eine geſetzliche Befugniß, 
von dem Kläger irgend etwas an Bfarrgehalt zu 
beanfprudgen, nicht zu erweiſen vermöge, um bie 
auf Grund des $ 15 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861*) erhobene lage zu widerlegen. Derjelben 
ftehe der Abſatz 2 des 8 15 fhon um deswillen 
nicht entgegen, weil es noch überall an der von 
ber uff t führenden Megierung angeordneten 
Umlage fehle. Der Prüfung der gefeglichen 
Beftimmungen, auf Grund deren fie angeorbnet 
fein könnte, bebürfe es daher noch nicht und bleibe 
die Deweißführung barüber vorbehalten, daß die 
Bräftationen, welche Kläger durch Aominiftrativ- 
Execution beitreiben laffen wolle, weder vermöge 
einer allgemeinen gefeglihen oder auf notorifcher 
Orts⸗ und Bezirföverfaffung beruhenden Verbind⸗ 
lichfeit zu entrichten feien, noch durch die erwähnte 
Einpfarrungsurkunde gefeglicher Beftimmung gemäß 
habe angrornmet werden können. 

Der Antrag des Kläger ging dahin, zu er- 
tennen: 

daß der Verklagte nicht befugt fei, von dem 

Kläger die pro 1866 geforderten 9 Thaler 

7 Sgr. 1 Big. und 11 Thlr. 22 Ser. 1 Pig. 

u Torben und durch Adminiftrativ-Egecution 
treiben zu laſſen. 

Nah Einleitung der Klage und vor Beantivor- 
tung berfelben Seitens des Bellagten erhob die 
Königliche Regierung zu D. durch Plenarbeſchluß 
vom 24. Juli 1868 den Competenz-Conflict und 
führte zur Begründung deſſelben an: 

Durd die Einpfarrungsurkunde vom 14. Februar 
1863 (fol heißen: vom 27. Juli refp. 10. Auguſt 
1863), welche unter dem 31. December 1863 von 
dem Minifter der geiftlichen, Unterrichtd- und 
Dedicinal-ngelegenbeiten beftätigt und in ber 
Nummer 8 des Amtöblattes der Regierung zu 
D. pro 1864 veröffentlicht worden, feien bie evan- 

eliihen Bewohner mehrerer Ortihaften, insbe— 
Fndere auch der Ortichaften Er. und D.’er Herren- 
land definitiv als wirkliche Gemeindeglieder zur 
evangeliihen Kirche in W. eingepfarrt worden. 
In 8 3 diefer Einpfarrungdurtunde fei feitgejcht 
worden, daß die Neueingepfarrten außer den Stol- 
gebühren an ben Pfarrer und den Drganiften 
diefelben Natural- und Geldabgaben Rn leiften 
hätten, welche den übrigen wirklichen Mitgliedern 
der Gemeinde oblägen. 

Gemäß dem erwähnten $ 3 fei feftgeftellt wor— 
den, was die Einwohner von W. nach der Drtd- 
verfafjung an den Pfarrer und den Organiften 
zu entrichten hätten, und hiernach fei berechnet, 
welche Leiftungen jedem Einzelnen der Neu-Ein- 
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epfarrten nad) Maßgabe der Größe feines Grund⸗ 

den ed oblägen. Gegen die auf Grund der 
fpecielen Berechnungen angefertigte Nachweiſung 
von den Pfarrabgaben an die evangelif—he Pfarre 
in ®. feien aud Seitens der Neu-Eingepfarrten 
feine anderen Einwendungen erhoben worden, als 
der Einwand, daß bie Verwaltungsbehörden über- 
Haupt nicht zur Begründung einer neuen Parodie 
und zur Regulirung der neuen Barochiallaften be= 
fugt ſeien. Da dieſer Einwand nad den geſetz— 
lichen Vorſchriften für unbegründet erachtet worden, 
fo feien die neuen Barochiallaften unter Zugrunde- 
legung der in W, beftehenben Ortöverfaflung von 
der Regierung in Uebereinftimmung mit dem 
Königlichen Confiftorium zu N. Tefigetept worden. 
Die Behugniß der Bertwaltungsbehörden, neue 
Barochialverbände zu bilden und dieneuen Parochial⸗ 
laſten zu veguliven, ſei nach 88 111 und 296 ff. 
Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 11 außer 
Zweifel, und e8 erſcheine unftatthaft, Anordnungen, 
welche die Berwaltungsbehörde kraft eigener Macht- 
volltkommenheit getroffen, der richterlichen Cognition 
zu unterbreiten. 


In dem vorliegenden Rechtöftreite handele es 
fih um ee welde von der Regierung 
in Gemäßheit gejeßlicher Beſtimmung angeordnet 
und für erecutoriih erflärt worden feien. Die 
Voraußfegungen, unter melden ber $ 15 des 
Gefees vom 24. Mai 1861 in Anjehung folder 
Abgaben den Rechtsweg zulafle, lägen nicht vor, 
da der Kläger weder eine Verjährung der Pfarr— 
abgaben, noch eine Befreiung von benjelben aus 
dem Grunde behaupte, weil fie nicht öffentliche 
Abgaben feien (88 9, 10 1. c.). Hiernad) fei der 
Rehtanoeg über den Klageantrag für ausgeſchloſſen 
zu erachten; insbefondere könne eine richterliche 
Cognition darüber nicht eintreten, ob die Regie 
tung zur Vollftredung der Adminiftrativ-Egecution 
befugt fei. Eine Erflärung über ben Competenz- 
Conflict ift nur Seitens des Mlägers eingegangen, 
welcher denjelben als begründet nicht anerkennt. 
Indem Kläger bei feinen in der Klage enthaltenen 
Anführungen verbleibt, beftreitet er insbeſondere, 
daß überhaupt und ingbefondere unter Zuziehung 
der Neueingepfarrten feſtgeſtellt worden fei, was 
die Einwohner von W. an Pfarrabgaben zu ent 
richten hätten, wie umb nad welchen Principien 
die Vertheilung angelegt worden, ob namentlich 
der Flächeninhalt des Grundbefiges dabei ent 
fcheidend geweſen und alfo die W.er Beiträge 
Reallaften feien. Den Neueingepfarrten fei_eine 
auf Grund fpecieller Berechnung angefertigte Nad)- 
weiſung von den Pfarrabgaben nicht mitgetheilt, 
noch weniger feien fie mit ihren Erflärungen darüber 
gehört, oder zur Abgabe folder Erflärungen aufs 

efordert worden. Der Beweid der jtattgefundenen 

Seitftellung, Berechnung und Mittheilung derjelben 
Tiege, als zur Begründung des Competenz-Con= 
flictes gehörig, der Regierung ob; fo lange biefer 
Beweis nicht geführt jei, erſcheine der Rechtsweg 
als zuläffig. 

Das Königliche Stadt und Kreisgeriht zu D. 
und das Königliche Appellationsgeriht zu N. 
haben fi für die Zuläjfigfeit des Rechtsweges 
ausgefproden. 
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Der erhobene Competenz-Conflict war für un= 

begpetnbet zu erachten. 

ie definitive Einpfarrung der evangelifchen 
Bewohner der Ortſchaften Gr. und O.'er Herren» 
land it durch die von dem Königlihen Confiftor 
rium zu N. und der Königlichen Keglerung zu D. 
unter dem 10. Auguſt reſp. 27. Juli 1863 aus⸗ 
gegangene, von dem Königlihen Winifter der 
geiftlichen, Unterrihts- und Medicinalangelegen- 
heiten am 31. December 1863 genehmigte Ein- 
pfarrung3-Urkunde erfolgt. Die Befugniß der 
geiftlihen Oberen zu diejer Anordnun ggeht aus 
den Beftimmungen der 88 294 ff. Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 11 hervor und wird 
aud von dem Kläger unter der Vorausfegung 
nicht beitritten, daß feine Werbinblichkeit, zum 
Amts - Eintommen des Pfarrer in W. beizu- 
tragen, nicht eine ihm nachtheilige Veränderung 
erleide. 

Was nun die Regelung der Beitragspflicht be— 
trifft, ſo ſchreibt der 8 297 a. a. O. vor: 

Bei der Zufhlagung folder Gemeinden 
zu benachbarten Kirchen müflen die Abgaben 
und Beiträge derfelben ... unter Direktion 
der geiftlichen Oberen beftimmt werben, 

und au 208 a. a. D. lautet: 

„Sind damals feine Verträge geſchloſſen 
worden, fo muß bie fehlende Behimmung 
in vorkommenden ftreitigen Fällen von den 
geiftlihen Oberen nad der Billigfeit und 
nad) dem, was unter ähnlichen Umständen im 
Kreife und in der Provinz üblich ift, ergänzt 
werben.“ 

Zwar behauptet Kläger, daß bei der Einpfarrung 
im Jahre 1752 in Beziehung auf den von den 
Neueingepfarrten zu leiftenden Beitrag lediglich 
die Selffehung getroffen und vereinbart und bis 
in die neuefte Beit, alfo jeit mehr als einem Jahr⸗ 
Hundert, allfeitig als gültig anerfannt und befolgt 
fei, daß abgejehen von einer Seitens des Patro- 
nat3 bemilligten Landbenutzung, die Eingepfarrten 
von Gr. ꝛc. lediglich die üblichen Stofgebühren zu 
entrichten hätten. 

Da jedod) Hierin die Behauptung, daß cin die 
Beiträge regelnder Vertrag in Gemäßheit bes 
Fr eit. unter Direktion der geijtliden 

beren gejchloffen worden, nicht gefunden werben 
tann, fo lag die Vorausfegung des 8 298 cit. 
vor. Auf Grund deffelben konnte von den geiftlichen 
Oberen eine Verfügung, durch welche die von dem 
Kläger an die evangeliihe Kirche zu W. zu ent- 
richtenden Pfarrabgaben feſtgeſetzt werden, erlafien 
reſp. eine bieferhalb gemachte Umlage für execu— 
torifch erklärt werben. 

Gegen derartige Anordnungen refp. Umlagen 
findet nad dem Gefetze vom 24. Mai 1861 $ 15 
der Rechtsweg nur infofern ftatt, als dies bei 
öffentlichen Abgaben der Fall iſt. 

Bon den Gründen, aus welchen nad) ven Be— 
ftimmungen bes $ 79 in Xerbindung mit den 
$$ 4bi8 8 Allgemeinen Landrechts Theil IITitel 14*) 
der Rechtsweg bei öffenttichen Abgaben zuläffig ift, 
tommt hier nur die Befretung durch Berjäheung 
in Zrage, ba, wie bemerkt, die rehtögültige Ab⸗ 
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fhließung eines Vertrages von-bem Kläger nicht 

behauptet wird, aud von einem ausdrüdlichen 

Privilegium nicht die Rebe ift. 

Der Behauptung des Klägers zufolge follen nad 
dem rechtsverjährten vermögensrechtlichen 
Verhältniſſe zwiſchen den eingepfarrten Gemeinden 
und dem Pfarrer W. die Eingepfarrten lediglich 
die üblihen Stolgebühren zu entrichten Haben. 
Allein, wie aus $ 79 in Verbindung mit851.c. 
Hernorget, reiht die allgemeine Berufun: = 

erjährung nicht Hin, um den Anfprug auf 

rechtliches Gehör zu begründen; vielmehr muß 
dieje Berufung nad den SS 655 ff. Allgemeinen 
Landrechts Theil I Titel 9 jubftantiirt fein. Diefen 
Vorſchriften zufolge wird aber die Befreiung von 
öffentlichen Abgaben dadurch allein nicht erworben, 
daß der Berpflichtete diefelben aud in der längften 
Beit nicht entrichtet Hat. Vielmehr ift zur Be— 
gründung der Vermuthung, daf die Befreiung 
auf rechtägültige Weiſe erlangt fei, erforderlic), 
daß der Verpflichtete zu der Ubgabe aufgefordert 
worden fei, 14H aber der Leiftung gemweigert habe 
und feit diefer Zeit fünfzig Jahre hindurch davon 
frei gen jet. In diefer Weiſe die Einrede 
der Verjährung zu begründen, hat Kläger nicht 
verſucht. 

Hiernach würde in der vorliegenden Sache der 
Rechtsweg allerdings ausgeſchloſſen ſein, wenn 
wegen der fraglichen Abgaben von der Königlichen 
Regierung eine Umlage angeordnet oder execuioriſch 
erflärt worden wäre. Diefe Vorausfegung fol 
nad, Inhalt des Plenarbeichluffes vom 24. Juli 
1868 vorliegen, indem es darin unter Bezug⸗ 
nahme auf 8 15 des Gefches vom 24. Mai 1861 
beißt, e8 handle fih um Pfarrabgaben, welde in 
Semäßheit gefegliher Beltimmungen von ber 
Regierung angeordnet und für executoriſch erflärt 
worden feien. In Folge des Reſoluts hieſiger 
Stelle vom 14. Mai 1870, welches die Beibringung 
der betreffenden Regierungs-Verfügung anordnete, 
legte die Königliche Regierung in ihrem an das 
Proceßgericht gerichteten Schreiben vom 1. Auguft 
1870 unter Bezugnahme auf die zugleich über- 
fandten Acten des Landrath3-Amtes zu D. und 
der Regierung den Gang der Verhandlungen 
dar, welche zu ber definitiven Einpfarrung der 
fraglichen Oriſchaften in die Kirche zu W. geführt 

jaben. 

” In Anfehung der Pfarrabgaben wies fie darauf 
in, daß der mit den Verhandlungen beauftragte 
tandrath berichtet habe, der aufzuerlegende Pfarr- 

Decem jei pro kulmiſche Hufe u 14 Megen 

Noggen, 7 Mepen Gerfte, 15 eben Hafer, 

1 Thlr. 9 Sgr. Ouartalgeld und 16 Sgr. 9 Pig. 

Ralendengeld ann eomen Nachdem hierüber die 

einzupfarrenden Ortſchaften gehört feien, habe der 

Landrath in feinem Bericht vom 28. November 

1861 fih aud der Regierung gegenüber für die 

Auferlegung des gedachten Decem ausgeſprochen. 

Demnädjft habe aud das Königliche Eonfiftortum 

in dem Schreiben vom 24. Detober 1862 fich 

damit einverftanden erklärt, daß die Einpfarrungs= 

Urkunde nad) den bisherigen Feftitellun- 

gen entworfen werde. Darauf fei die Einpfar- 

rungsurkunde vom 27. Juli vefp. 10. Auguft 1863 

errichtet, von dem Königlichen Minifter der geift- 


NRechtsweg über Schul- zc. Abgaben ꝛe. 8 303. Nr. 19. 


lichen ꝛc. Angelegenheiten genehmigt und ſodann 
— publicirt worden. : ' 

Nachdem diefes Schreiben mit den Acten den 
Parteien vorgelegt war, beantragte der Vertreter 
der Bellagten, die Regierung um Einteihung der 
mit executoriſcher Glaufel verjehenen Umlage der 
in Rebe ftehenden Pfarrabgaben auf die neuein- 
gern Mitglieder der evangelifhen Kirche zu 

‚zu erfuchen. Auf das deshalb an fie ergangene 
Erſuchſchreiben eriwiderte die Regierung unter dem 
31. Auguft 1870, fie vermöge ein befonderes Docu= 
ment, enthaltend die mit der executorifchen Clauſel 
verfehene Umlage nicht vorzulegen. Eines jolden 
bedürfe e8 aud) nad ihrer Anſicht nicht, da durch 
die Einpfarrungsurkunde und die voraufgegangenen 
Verhandlungen beitimmt genug feftgeflelt worden 
fei, welche Pfarrabgaben die Neueingepfarrten zu 
leiften hätten. 

Eine von der Regierung angeordnete ober für 
executoriſch erflärte Anordnung, wie fie der 8 15 cit. 
erfordert, kann nun aber durch die in der Ein- 
pfarrungsurfunde vom 27. Juli — 10. Auguft 
1863 enthaltene — — nad welder die 
Neu-Eingepfarrten diefelben Natural» und Geld- 
abgaben an den Pfarrer zu W. zu Ieiften haben, 
die den übrigen —— Mitgliedern dieſer 
Parochie obliegen, und durch die Thatſache nicht 
erſetzt werden, daß nach Inhalt der der Einpfar- 
rung vorausgegangenen Verhandlungen Einver- 
ftändniß unter den betreffenden Behörden darüber 
borhanden war, tie hoch ſich ber Betrag der Ab⸗ 
gaben, au Getreide und Geld pro kulmiſche Hufe 

elaufe. Denn eine folhe Umlage muß ihrem 

Weſen nah die Feſtſetzung enthalten, wer ber 
Priötige und welches der Betrag ber Abgabe ſei, 
deren Xeiftung ihm angefonnen wird. Darauf, 
daß, mie in der lage angeführt wird, das 
Königliche ländliche Polizeiamt zu D. dem Kläger 
eine Aufforderung zur Yahtung beftimmter Be⸗ 
träge hat zugehen laffen, in welder übrigens 
Statt der Abgaben an Getreide und ftatt einer zu 
leiftenden Zuhre Geld in Anſatz gebracht ift, hat 
fi die Königliche Regierun fest nicht bezogen, 
wie es denn ang außer Zweifel ift, daß eine 
Verfügung bes öniglichen ländlichen Polizei⸗ 
amtes einer von der Königlichen Regierung aus— 
gehenden Umlage in keiner Weiſe gleichgeſtellt 
werben kann. 

Daß es fi um eine Abgabe handelt, wegen 
welcher nad der obigen Ausführung von der 
Königlichen Regierung eine Umlage hätte an- 

eorbnet oder executoriſch erklärt werden fönnen, 
ommt bier nicht in Betracht. Für die Frage, 
ob in der gegenwärtigen Sade der Rechtsweg 
uläffig fei, iſt es entſcheidend, daß die Boraus- 
Kung durch welche die Unzuläffigkeit des Rechts⸗ 
weges nad) $ 15 cit. bedingt ift, nämlich das 
Vorhandenfein einer von der Regierung angeord- 
neten und für egecutorifch erflärten Umlage hier 
nicht vorliegt. 
Berlin, den 11. Februar 1871. 
Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung der 
Competenz-Conflicte. 
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19. Zuläffigteit des Rehtäueged bei Vertrag und 
Berjährung unter den Contribnenten, nicht gegen 
den Scähulverband. 


— Die Klägerin, ald Befierin von Kl.O., ift zu 
Beiträgen für die evangelifhe Schule zu Gr.:D. 
angehalten, als zu welcher ſich die Einfaffen der 
Gemeinde Kl.O. feit Tanger geit halten. Diefe 
— Sen Schulbeiträge, beftehend in Holz, 

jetreide und Kuchelfpeife, fowie in einem Geld- 
beitrage, gefchäßt im Ganzen durch Angabe des 
objecti litis, zu einem Capitalwerth von 400 Thlr., 
merden von der Klägerin, als Gutsherrſchaft von 
Kl.O., jeit dem Jahre 1848 eingezogen, find aber 
nur mit Proteft gegen die Verpflichtung gezahlt, 
und es wird jeßt die Befreiung von denjelben ex 
speciali titulo in Anfprud genommen. Als 
befondere Titel, auf denen die Befreiung beruhen 
fol, werben angeführt: Vertrag und Ver— 
jährung und es ift gebeten, zu erkennen: 


daß die Gutsherrſchaft von KL.-D. zu feiner= 
lei Beiträgen für die Schule zu &r.=D. 
und beziehungsweife für die Unterhaltung des 
Schullehrers verbunden, vielmehr ex 
speciali titulo al® davon befreit 
zu erachten. 

Ruͤcſſichtlich des Betrages der Beiträge iſt Dabei 
in den Verhandlungen auch nicht entfernt von 
einer Differenz die Rede; dem Specialtitel aber, 
melcher gegen bie Anordnung der Verwaltungs⸗ 
behörbe geltend gemadjt wird, liegt folgendes 
Sachverhaͤltniß zum Grunde. 

Bis in das letzte Viertel de vorigen Jahr— 
hunderts Haben unftreitig Kl. und Gr.:O. zum 
Schulverbande von ©. gehört. Im Jahre 1777 
ift zu Or.=D, eine neue Schule errichtet, und dieſer 
Schule ift Kl.O. im Jahre 1782 beigetreten ; die 
Gutsherrſchaft von Kl.⸗O. hat aber bis zum Jahre 
1848 niemals Etwas dazu beigetragen. Gr.D. 
tft inmittelſt durch die Säcularifation des St. 
Elara-Stift3 auf den Domänenfiscus übergegangen, 
während R.-D. in der Hand des Beſißers von 
©. — — iſt, und noch heute mit demfelben 
im Beſitze der Klägerin fich befindet. 

In früherer Zeit Hat die Gutsherrichaft von 
©r.sD. die gutöherrlihen Beiträge für Kl.O. 
neben den ihrigen geleiftet; und als im Jahre 
4811 dieſerhalb Differenzen entftanden, auch eine 
Repartition auf die beiden Dominien in Ausficht 
genommen wurde, proteftirte Hiergegen ber ba= 
malige Befi von ld. Damals erkannte 
man an. daß die Gutsherrſchaft von Kl.O. keine 
Beiträge zu leiften habe, und fie murben deshalb 
auf das fiscalifche Dominium Gr.-D. angemiefen. 
Im Jahre 1847 ift indeß von der Domänen- 
Verwaltung rüdjichtlih des Dominii Gr.O. die 
Entrichtung von Schulbeiträgen für Kl.“O. gewei— 
gert, und diefe Weigerung H nad) den der Klage 
eigefügten Reſeripten der Negierung vom 24. 
September 1847 und des Minifterii vom 12. April 
1848 die Veranlaffung zu der neuen Repartition 
eworben, wobei Kl. O. herangezogen tft, während 

über bag reglementsmäßige Einfommen des 
Schullehrerd anderweit gewährt war, und fein 
Antereffe vorlag, zu conftatiren, von wem Die 
Emolumente aufgebracht wurden. 
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Diejes Hier vorgetragene Sachverhältniß gab, 
nachdem die Klage eingeleitet worden, naturgemäß 
zu dem Einwande Veranlafjung, daß der Streit 
nicht eigentlich) zwiſchen dem Schulverbande und 
dem Dominium Kl.⸗O., fondern zwiſchen den 
Dominien Gr.» und Kl.-O. liege. Der gedachte 
Einwand gab ſich in der Geftalt fund, daß man 
fagte, die Gutsherrſchaft von &r.-D. müſſe mit- 
verklagt werden; und dies hatte dann wiederum 
zur Folge, daß man entgegnete, der Schulvorftand 
fei unzweifelhaft den Proceß zu führen Iegitimirt, 
und aud die Zuziehung des Dominii ala Patron, 
nad einer im Amtöblatt befannt gemachten Ver— 
orbnung vom 26. Mai 1821 durch Zuziehung bes 
betreffenden Ort3geiftlichen gewahrt; fo daß dag 
Dominium Gr.O., als ſolches, das heißt: ala 
der vermeintlich zur Zahlung verpflichtete Theil, 
gar nicht zugezogen, fondern der Proceß zwiſchen 
dem Dominium Kl.-O. und dem Schulvorftande 
von Gr.⸗O. fortgeführt ift. 

Nachdem durd mehrere Rejolute zur Conſta— 
tirung der verfehiedenen Titel, auf welche ſich die 
Klägerin ftügt, die Beifügung der betreffenden 
Negierungsacten, fowie der landräthlichen Acten 
angeorbnet worden, ift endlih von dem Kreis— 
gerichte zu Breslau unter dem 7. Juli 1862 ganz 
nad dem Klageantrage erkannt, und zwar mit 
Bejeitigung des Vertragsverhältniffes, welches der 
Richter dahin geftellt fein läßt, Tediglich auf den 
Grund der Verjährung. 

Nachdem gegen dieſes Erkenntniß rechtzeitig 
appellirt worden, de die Regierung zu Breslau 
den Competenzconflict erhoben, und führt aus, 
daß weder der vermeintliche Rechtstitel aus dem 
Jahre 1782, noch die Verjährung gegen eine 
Repartition von Schulabgaben angeführt werben 
könne, die in Folge eines ſpätern Gefeges, nämlich 
des katholiſchen Reglements vom 18. Mai 1801, 
welches nad) dem Landtagsabſchiede vom 28. Febr. 
1829*) auch auf evangelifhe Schulen Anwendung 
finde, neuerding® angelegt worden. Uebrigens 
wird auch wieder angefügt, daß der Streit eigent- 
lid) nicht zwifchen dem Schulverbande von Gr.-O. 
und bem Dominio K1.-D., fondern zwifchen ben Domi: 
nien Kl.«O. und Gr. O. liege, und daß der Schulvor- 
ftand nicht als legitimirter Vertreter des Domänen: 
fiscus, d. 6. der Gutsherrſchaft von Gr.⸗O. angefehen 
werden könne. Hierauf wird dann wieder entgegnet, 
daß ber Schulverband der eigentliche Gegner fei, dem 
gegenüber bie Befreiung von gewiſſen Beiträgen in 

nfprud) genommen werde. Sollte nicht der Shut. 
verband, fondern da8 Dominium Gr.O. der eigent⸗ 
liche Gegner fein, fo fei dies eine Frage der Paſſiv⸗ 
Segitimation, worüber ber Richter zu befinden habe. 

a3 Appellationsgericht zu Breslau Hält mit 
dem Richter erfter Inftanz den Competenzconflict 
für unbegründet, weil die Befreiung auf Grund 
eined bejondern Titel in Anſpruch genommen 
werde, und hierüber nad ben befannten gejeß- 
lien Vorſchriften vom Richter zu befinden fei. 
Der Minifter der geiftlichen Ungelegenheiten ift 
dagegen nad) Inhalt des von dem Juftizminifter 
mitgeteilten Schreibens vom 28. November 1862 
für die Aufrechterhaltung des Competenzconflicts. 


*) ol $ 275 Rr. 9 fl. 
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Bei Beurtheilung der Sache 'muß die Bemers 
tung vorangeſchickt werden, daß über die Repars 
tition ber Egulbeiträge auf dad Dominium Kl.⸗ 
D. nad dem katholiſchen Schulreglement vom 
18, Mai 1801, obwohl von einer evangelifchen 
Säule die Rede ift, nach allen vorliegenden Vers 
bandlungen durchaus fein Bedenten obwaltet. 
Bon ber Regierung zu Bredlau wird dabei auf 
den Landtagsabſchied vom 22. Februar 1829 *) 
Bezug genommen, welcher das katholiſche Schul- 
reglement auf evangelifhe Schulen foll für an- 
wendbar erklärt Haben. Dies ift freilih nur in 
beſchränktem Maße der Fall, da in Betreff des 
BrennHolz.Deputats und baaren Geldes das !/s 
des katholiſchen Schulreglementd auf ?/4 herab⸗ 
gefegt, und in Betreff des Getreidebeputat3 auf 
andermweite Unterhandlungen verwieſen ift; allein 
in einem frühern Schreiben vom 9. December 1861 
fagt die Regierung, daß das fatholiihe Schul- 
reglement von 1801 auch ſchon vor dem Landtags= 
abjchiede von 1829*) bei Regulirung evangelifcher 
Schulen in Schlefien als Norm angefehen worden. 
Es muß — mit einem Worte — die Repartition 
als reglementsmäßig angelegt betradjtet werben, 
weil diefer Punkt durchaus nicht ftreitig ift. Nur 
die Frage, ob ein Specialtitel vorliege, der gegen 
die Anordnungen der Verwaltung den Rechisweg 
begründe, fteht zu entfcheiden. 

a8 den Specialtitel betrifft jo muß zunächſt 
bemerkt werden, daß die eventuelle Berpfüchtung 
des Dominit Gr.=D., mweldes bis 1847 fo viel 
geleiftet hat, daß das reglementsmäßige Ein- 
tommen des Schullehrers gededt war, infofern 
ebenfalls zu Unrecht hereingezogen ift, als gejagt 
wird, der Streit liege nur zwiſchen den beiden 
Dominien, und der Schulverband fei nicht legiti= 
mirter Vertreter der Gutsherrihaft von Gr.-D., 
oder: Fiscus, d. 5. die Domänenverwaltung als 
müffe zugezogen werben. 
=D. kann gegen das Do= 
minium Gr.O. einen Anſpruch haben, für die 
Beiträge von KL.-D. aufzutommen, und nebenbei 
tann das Rechtsverhältniß zum Schulverbande 
beftehen. Wenn Kl.⸗O. diefem Verbande gegen- 
über befreit ift, fo darf es feinerjeit3 nicht erit 
auf Gr.D. zurüdgehen, fondern der Schulverband 
mag dann die Sache weiter verfolgen; wenn es 
dagegen nicht befreit ift, fo bleibt iöm nur übrig, 
feine Rechte gegen Gr.D. in einem Separat= 
proceffe geltend zu machen. Das Verhältniß des 
Domini KL.-D. zum Schulverbande iſt, als für 
ſich beftehend, und ganz unabhängig von den An— 
iprüchen, die es entweder feinerjeitd, oder die der 
Schulverband gegen dad Dominium Gr.O. machen 
kann, aufzufafien. 

Dem Schulverbande gegenüber find nur zwei 
Redtstitel, — Vertrag und Verjährung — 
als Klagefundament aufgeſtellt, und der Gerichtshof 
für Competenzconflicte hat zu erwägen, nicht ob 
fie begründet feien, fondern ob überhaupt Etwas 
angeführt worden, was als Nechttitel gegen die 
Einziehung der Schulbeiträge betrachtet werden 
tönne, da fo wenig irgend ein mit einem tertio 
abgejchloffener Vertrag, ala ein zeitweijes Nicht: 
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leiften, worauf eine Verjährung gegründet wird 
und welches bei allen neuen Umlagen naturgemäß 
dem wirklichen Leiſten vorangeht, für einen Rechts⸗ 
titel, der den Rechtsweg begründete, angefehen 
werden kann. 

Der Vertrag, auf den & die Klägerin ftügt, 
ift von dem Richter erfter Inftanz, wie ſchon an- 
geführt, ganz umbeachtet geblieben, inbem lediglich 
auf Grund der Verjährüng entſchieden worden; 
derfelbe muß indeß hier zunächſt ind Auge gefaßt 
werben, weil ber Gerichtshof für Competenzcon- 
fliete, wenn auch ber Richter erſter Inftanz davon 

anz are bat, dennoch die darauf geftüßte 
lage, falls ein wirklicher Rechtstitel vorläge, 
zn e Ne a 5 
e Klage ftügt in dieſer Beziehung auf 
folgendes —E — — — —— 
13 im Jahre 1782 die Gemeinde Kl.O. ber 
Schule von &r.-D. beigetreten, — wird gefagt, — 
hätten fid) bie Gemeinden über die Beitragäver- 
gattmiffe zur Unterhaltung der Schule und des 
ehrerd, und zwar ohne Concurrenz der Guts— 
herrſchaft von KL-D. geeinigt. Das Dominium 
von Kl.⸗O. fei bei dem Gutsverbande von S. 
verblieben, und der damalige Befiger von Kl.D. 
habe in die Veränderung nur unter ber Bedin- 
gung gewilligt, daß er zu ea für den 
hullehrer von Gr.D. in keiner Weife heran- 
jegogen werde. Das damalige Oberconfiltorium 
ei hiermit einverftanden geweſen und babe die 
Genehmigung zu der von den beiden Gemeinden 
— een, an As —— Convenienz, 
nicht aber zum Nachtheil u ur Verpflichtund 
eines Beinen — .. 
3 iſt mal einlid, dag fi die Sache im 
Weſentlichen fo, wie Hier gejagt worden, verhält, 
obwohl bie Verwaltungsacten, die ung vorliegen, 
feine ganz beftimmte Auskunft geben. Die Re- 
gierungsacten beginnen erft wit dem Jahre 1811, 
und die landräthlihen Acten ergeben mehr eine 
factiiche Darftellung des vorgefundenen Buftanbes. 
Der vorgefundene Zuftand aber läßt genau auf 
dasjenige ſchlietzen, was die Klage anführt; es 
liegt fogar ein Umftand vor, ber darauf mit Be— 
ftimmtheit hinweiſt. Die Regierung ift nämlich, 
wie in dem Competenconflictbefchluffe gejagt wird, 
feldft der Meinung gewejen, daß das Dominium 
Kl. O., welches fe mit ©. in einer Hand befand, 
u der Schule von ©. die reglementsmäßigen 
jeiträge leiſte. Es ift jedoch, — heißt es weiter, — 
gi eftellt, daß von 1801 bis heutigen Tages der 
eier von ©. und KL:D. niemal3 qua dominium 
KL-D., jondern immer nur von dem Gute ©. zur 
Schule in ©. beigetragen hat. Nimmt man hinzu, 
daß im Jahre 1811 in Folge Proteftes des Do- 
minit 81.-D. eine Anweifung auf das fiscaliſche 
Dominium Gr.-D. erfolgt ift, fo fann man kaum 
bezweifeln, daß die Angelegenheit früher jo, wie 
in der Klage vorgetragen, nad gegenjeitigem 
Mebereintommen regulirt worden. 

Die Regierung zu Breslau führt Hingegen in 
dem Rejcripte vom 24. September 1847 an: wie 
die Angelegenheit im Jahre 1782 regulirt worden, 
möüffe ald unerheblich dahingeſtellt bleiben; ihr 
gebühre nad) der Regierungsinftruction von 1817 
bie rihtung ber Schulfocietäten, ohne dabei 
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an ben Conſens der Intereſſenten abfolut gebunden 
zu fein; hieraus folge weiter, da die Gemeinde 
K:D. zu Gr.⸗O. eingefehult fei, daß das Do- 
minium Kl. O. fi der Entrichtung der reglements- 
mäßigen Beiträge nicht entziehen könne, ganz 
leichviel, ob dieje Beiträge früher eine lange Zeit 
Sim nicht entrichtet, oder von dem Dominium 

r.:D. mit Übertragen ſeien. 

Diefe Auffaffung des Nechtöverhältniffes ift un- 
zweifelhaft richtig, und Alles, was von ber Klä⸗ 
gerin angeführt worden, kann als ein Rechtstitel 
dagegen nicht in Betracht kommen. Died kommt 
nämlid darauf hinaus, daß im Jahre 1782 mit 
Genehmigung des Eonfiftorti ein andermweites Ab- 
kommen unter den nterefienten geſchloſſen ſei. 
Dadurch Tann die Aufficht3behörde unter feinen 
Umftänden verpflichtet worden jein, wenn zu einer 
anderen Zeit, nad) andern, neuerdings ins Leben 
getretenen gejeglicden Beftimmungen, ein beſtimm⸗ 
te3 Eintommen das Schullehrerd zu gewähren ift, 
an andere, als die, nad) eben diefen neueren ge— 
on Beftimmungen verpflichteten Intereſſenten 

zu halten. Mag ber= oder diejenige, welche 
aus dem früheren, mit den andern Interefienten 
getroffenen Ablommen ein Recht glaubt herleiten 
zu können, fi an die Betheiligten Halten; gegen 
die Auffichtöbehörde oder den Schulverband als 
ſolchen, Liegt um beöwillen, weil einſtmals zu 
einem anderweiten Ablommen unter ben Inter 
efienten die Genehmigung ertheilt worden, über- 
jeupt fein Rechtätitel vor, fondern ber berechtigte 
Theil hat feine Nnfpriche gegen den nad foldem 
Abkommen vermeintlich Berpflichteten zu Berjalgen: 
Am menigiten kann von einem Rechtstitel dann 
noch die Rede fein, wenn nad neueren Geſetzen 
eine neue Regulirung der ganzen Angelegenheit 
vorzunehmen war. 

es ſcheint auch wohl der Richter erfter Inſtanz 
gefühlt zu haben, indem er nad) den Gründen des, 
in tenore ganz dem Antrage der Klage entfprechen- 
den, Erkenntniſſes die Frage, ob ein Vertragäver- 
bältniß als vorliegend angenommen werben müffe, 
ganz unerörtert lajjen will, und feine Entſcheidung 
loß auf die Verjährung, und zwar auf Verjährung 
dur Nichtgebrauch, im Gegenſatz zur usucapio 
libertatis ftügt. 

Bei der Ausführung, daf dem Hagenden Dominio 
R.-D. die Verjährung durch Nichtgebrauch zur 
Seite ftehe, kommt indeß der Richter erfter Inftanz 
auf einen Standpunkt, welcher, wenn er für richtig 
erachtet wird, auch für die Entjcheibung des Ge— 
richtshofes für Sompetenzconflicte von weſentlichem 
Einfluffe fein würde. 

Nachdem vorher ausgeführt ift, daß der Schul- 
verband der richtige Verklagte jei, und daß derjelbe 
auch rüdfichtlid des Dominii Gr.O. ald Patron, 
nad) der ſchon oben erwähnten im Amtsblatt be- 
faunt gemachten Verorbnung vom 26. Mai 1821 

anz den beitehenden Vorſchriften gemäß vertreten 
fi beißt es weiter: 

Der Einwand der Verjährung allein iſt ge 

eignet die Klägerin gegen den Anſpruch der 

Schulverbandsgenoffen auf Theilnahme 

an Schulbeiträgen zu fügen. Es war aber 

Sade der auigerin, die ken Momente 

darzuthun, welche der von ihr behaupteten zer- 
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ſtörlichen Einrede zu Grunde liegen; denn als 
Mitglied des fragligen Verbandes hat fie die 
Vermuthung gegen ſich, und ift vielmehr an fi) 
anzunehmen, daß fie al3 im fraglichen Schul- 
verbande wohnhaft, und als die Guisherrſchaft 
jelber, zu Unterhaltung der Schule zu D. bei- 
getragen hätte. 

Nach 8 509 Titel 9 Theil 1 des Allgemeinen 
Landrechis aber ift die Verjährung durch Richt- 
gebrauch auch im vorliegenden Falle keineswegs 
ausgeſchloſſen. Da, wie aud) der Blenarbeihluß 
des Obertribunal3 vom 20. März 1846 annimmt, 
die jegt ftreitigen Laften feine an den Staat zu 
entrichtende find, fondern ihren Urfprung aus 
dem Gemeinde= reſp. Socierätöverhältmifte der 
Schulverbandsgenofjen nehmen; fo kommt es 
nicht darauf an, ob Klägerin fi vor 50 Jahren 
ihrer Entrichtung gemweigert hat. Bu umter- 
fuchen bleibt vielmehr nur, ob fie die behauptete 
Befreiung duch einfahe Nihtleiftung der 
Beiträge binnen recht3verjährter Zeit erlangt Hat. 
In Frage fann dabei nur fommen, ob hier bie 
gemögnlihe Verjährung von 30 Jahren Plag 
greift, oder ob die in 88 629 und 632 a. a.D. 
vorgeichriebene von 44 Jahren. Daß auf 
öffentliche Elementarfhulen, wie die in Rede 
ftehende, Corporationsrechte befien, infofern fie 
durch die Regierung eingerichtet find, eine auf 
die Fortdauer berechnete Organifation haben, 
und aud nad) Außen Hin von einem befonderen 
Vorſtande vertreten werden, das kann nicht be= 
zweifelt werben.*) 

Muß dies aber angenommen werben, fo würde, 
da Schulen gleiche Rechte mit den Kirchen haben, 
aud hier ein Mjähriger Zeitraum erforderlich 
Fe um die Klägerin von Fortentrichtung der 

aglichen Beiträge zu befreien. Nun ift die 
Klage aber nicht gegen die Schule ſelbſt, welcher 
nad) dem Gefege vom 10. Mai 1851 auch Koften- 
freiheit zuftehen würde, auch nicht gegen ein zu 
ihrem Vermögen gehöriges Grundftüd, fondern 
gegen die zur Schule gehörigen Mit- 
genoſſen gerichtet, welche nicht die nämlichen 
Rechte mit der Schule jelbft haben. Man kann 
aber von diejer Unterfcheidung abjehen und da⸗ 
hin geftellt ſein laſſen, melde Urt der Were 
jährung hier zur Unmwendung gelangt, ba fi 
aus den oben gedachten Ucten vollftändig hat 
entnehmen lafien, daß Klägerin von 1782 big 
1846, alſo mäßtend einer Frift von nicht nur 
30, auch nicht 44, fonbern mehr als 60 Jahren 
E dem verklagten Schulverbande Nicht beige- 
iteuert hat. 

In diefer Ausführung ift offenbar die Schule 
dem Schulverbande entgegengejegt, und die Klage, 
— weil gegen den Shulverband, — als gegen 
die einzelnen Genofjen gerichtet, angejehen 
worden. Daburd aber wird die Sache auf ein 
ganz anderes Feld gebracht, und e8 würde, wenn 
diefe Auffafjung bes Rechtsverhältniſſes die rich- 
tige wäre, ber Rechtsweg unbedenklich zugelaffen 
werben müffen. 

Gegen die Societätögenofien kann der Rechts- 
weg nicht ausgeichlofien werden, was auch immer 


el 5 314 


Nechtöweg über Schul- zc. Abgaben ze. 8 303. Nr. 19. 


für ein unzuläffiger Antrag geftellt fein mag, ja 
es würde auf den Rechtstitel gar nicht einmal an⸗ 
tommen; denn wa8 unter ben Genoffen 
Rechtens ift, berührt nicht das Öffentliche Recht; 
die Maßregeln der Verwaltung find darin unges 
ftört zur Fusführung zu bringen. 

So aber liegt die Sache keineswegs. Der Unter- 
ſchied zwifchen Schule, reſp. Lehreritelle, und Schul⸗ 
focietät ift vielmehr in nicht zutreffender Weife 
von bem Richter erfter Inftanz ber Entſcheidung 

um Grunde gelegt. Wer gegen die zur 
Säule ehörigen Mitgenpfjen, wie ber 
Richter erſter Inſtanz den beklagten Theil aus- 
drüdlic, bezeichnet, zu Hagen beabfichtigt, ber hat 
diejenigen Berfonen, gegen welche er Magen will, 
feien e8 Einzelne oder Gemeinden, namhaft zu 
maden, und nicht den Schulverband, fondern die 
Perſonen, — moraliſche oder phyſiſche, aber jeben- 
falls andere, als den Verband ſelbſt, — zu be— 
langen. Der Schulverband ift mit Schule, reſp. 
Lehrerftelle identiſch und der Richter felbft hat in 
ben Gründen des Erfenntnifjes kurz vorher, als 
er die Societätsgenoſſen dem Verbande jubftituirt, 
eine Erörterung angeftellt, ob ber Verband, als 
folder, mit Berückſichtigung des Königlihen Pa- 
tronat3 gehörig vertreten jei, und um dies auße 
ufprehen, in tenore sententiae bie ftreitenden 
erfonen wörtlich jo, wie in dem gegenwärtigen 
Erkenntniſſe ‚geieehen, tr Vollends zwei 
108 aber jtellte fi die Abficht des Kläger durch 
den auf Befreiung gerichteten Klageantrag 
heraus; denn auf Befreiung von gemifien Wb- 
gaben ift nicht gegen die Genofjen, jondern nur 
gegen die Schule jelbft zu Magen; es erhellt ſchon 
aus biefem Umftande allein die Bedeutung der 
Klage, die durchaus keine andere Tendenz haben 
kann, al: daß die Leiftungen künftig 
nit eingezogen werden jollen. Died 
würde aud) wirklich das Refultat fein, wenn ein 
Erkenntniß rechtöträftig werben follte, welche gegen 
den Schulverband, — fo rubricirt wie in 
rubro diefes Erkenntniſſes, — und nidt 
egen gemifle, vom Schulverbande verjchiedene, 
Berfonen gerichtet wäre. Die Berwaltungsbehörbe 
tann alddann nicht anders, als, dem Erkenntniß 
entſprechend, eine neue Repartitton der Schulbei= 
träge, mit Weglafjung des befreiten Dominit 
KL:D., anlegen. Eine andere Art ber Ausfüh- 
rung des Erkenntniſſes ift nicht gebenfbar, und 
die Klage ift daher recht Sgenttii, — nicht gegen 
beftimmte Berfonen, als Schulfocietätägenofjen, — 
fondern gegen die Anordnung der Berwaltungd- 
bebörde gerichtet. 
jenn aber dies die Bedeutung der Klage ift, 
fo muß der Eompetenzconflict unzweifelhaft an» 
erfannt werden. Denn mie ſchon oben bemerkt, 
daß es nicht als ein Mechtstitel gegen die Vers 
waltung gelten könne, wenn biefe zu einer Ver- 
einigung der Interefjenten, die Schulbeiträge fo 
oder jo aufgubringen, tm Genehmigung ertheilt 
dat, — fo kann nod) viel weniger eine Berjährung 
dur) Nichtgebraudy in die tte treten, wenn 
nunmehr in Folge eines ſolchen Abkommens unter 
den Intereſſenten die Beiträge von bem einen, 
für den andern geleiftet werden, jo daß über- 
haupt gar kein Nichtgebrauch ftattgefunden Hat. 
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Gegen die Schuljocietät würde übrigens grabe 
b wie bei öffentlichen Abgaben nicht eine bloße 

erjährung durch Nichtgebraud, fondern nur eine 
usucapio libertatis nad) 88 656 und 657 Titel 9 
Theil I des Allgemeinen Landrechts*) ftattfinden, 
wie in dem jetzt aufgegobenen 83 der Allerhöchſten 
Ordre vom 19. Juni 1836**) (Gef.-Samml. S. 196) 
durch die Hinweifung auf die Vorſchriften über 
Öffentliche Abgaben ausgeſprochen war, und nadj- 
dem jene Borjchrift aufgehoben, durch den & 15 
des neuern Geſetzes vom 24. Mai 1861***) (Geſ.⸗ 
Samml. ©. 244) wiederholt anerfannt ift. Eine 
ſolche usucapio libertatis ift aber der jet vers 
klagten Schulfocietät gegenüber gar nicht einmal 
behauptet, da die Sade früher bloß zwiſchen ben 
beiden Dominien Gr.⸗ und KL-D. lag, ja es ift 
eine folde Art der Verjährung gar nicht einmal 
gedenkbar, weil die gefeglichen Anorbnungen, auf 
denen die Repartition berubet, neueren Urſprungs 


find. 
Aus diefen Gründen ift wie gefhehen zu er- 
kennen getvefen. 
Berlin, den 10. October 1863. 
Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenzconflicte. 


20. Zuläffigfeit des Rechtswegs bei Gtrı eiten 

wegen der Abgaben und hey an den Schul- 

lehrer, foweit Herfommen und Ortöverfafinng in 
Betracht Tommen. 

Wenn unter den Mitgliedern einer Landgemeinde 
über den Maßftab ber Vertheilung der von ihnen 
zu entrichtenden Communallaften, fowie der Ab⸗ 
gaben und Leiftungen an den Schullehrer, Strei= 
tigfeiten entftehen und dabei auf Herkommen und 
DOrtöverfafjung Bezug genommen wird, fo ift dar⸗ 
über im Recdhtöwegf) zu entiheiden. 

Auf den von der Königlichen Regierung zu 
Potsdam erhobenen Competenzconflict in der bei 
dem Königlichen Kreiögeriht zu P. anhängigen 
Proceßſache 

des Zweihüfners Carl S. und Genoſſen zu 
G., Kläger, 
wider 


den Einhüfner Joachim Sch. und Genoſſen 
daſelbſt, Verklagte, 
betreffend die Vertheilung von Schul⸗ 
und Communallaſten und Abgaben, 
erkennt ber Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenzconfliete für Recht: 
daß der schtämen in diefer Sache für zuläffig 
und der erhobene Kompetenzconflict daher für 
unbegründet zu erachten. 
Bon Rechis Wegen. 
Gründe 
Die Zweihüfner zu G. mit Ausſchluß eines 
derjelben haben am 30. Mai v. J. bei dem König- 
lichen Kreiögeriht zu P. gegen die Einhüfner 
und Koſſälhen zu ©. dahin geflagt: . 
u erfennen, baß jeder der Verklagten eben 
n viel als jeder Biweihüfner beizutragen 
ſchuldig jet: 
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1. zu dem bem Lehrer zu ©. ftatt der Na— 
turallieferung des Holzes zu zahlenden 
Holzgeld (von 10 XThalern) und zu 
der ihm zugejicherten Gehaltözulage (von 
32 Auen] 

2. zu allen Communalabgaben und 

ajten zu ©, 

bemaufoige die Berflagten zu verurteilen, 

bei Vermeidung der Erecution in diefer Art 

Beigutragen und zu leiften und bie Koften zu 

zahlen. 

Die Klage beruht darauf, daß ſeit Menſchen⸗ 
gebenten die Communallaften und Ab— 

aben fo, wie Kläger forbern, in ©. getragen 
jeien, jetzt aber die verklagten Einhüfner und 
Kofjäthen nur nad) dem Berhältniß der zu zahlen- 
den Örundfteuer und Klafjenfteuer beitragen wollten 
und in diefem Sinn die Entjheidung der König- 
lien Regierung nachgeſucht hätten, bei welcher 
die Sache noch —— eb ebenfo jeit Menſchen⸗ 
gedenken dad Holz dem Xchrer für ihn felbft 
und die Schule nad) gleichen Beiträgen bis zum 
Jahre 1827 geliefert und von da ab dad Holz- 

eld bezahlt ſei, daſſelbe auch von der fpäter dem 

hrer bewilligten Gehaltszulage gelte. Rück— 
ſichtlich diefer Anſprüche des Lehrer aber habe 
die Regierung zu Potsdam neuerlich feitgejept, 
daß künftig das Holzgeld und Gehalt von den 
Bweihüfnern, Einhüfnern und Kofäthen nad) dem 
Verhältniß der von ihnen zu zahlenden Brund- 
und Klaffenfteuer aufzubringen jeien, wobei den 
Bweihüfnern vorbehalten jet, gegen die Einhüfner 
und Koſſäthen ansguführen, ba jeder Einhüfner- 
und Kofjäthenhof eben jo viel als ein Zweihüfner⸗ 
hof beizutragen habe. 

In ihrer Klagebeantwortung Hatten die Ver- 
Hagten Ubweifung der Klage beantragt. Nor der 
münbdlihen Verhandlung aber dat bie Königliche 
Regierung zu Potsdam durch Plenarbeſchluß vom 
3. November 1865 den Competenzconflict erhoben. 
Nur die Rläger haben fi) — unb zwar bei dem 
Königlichen Competenzgerichtshof felbft rechtzeitig 
iber den Competenzconflict erflärt, den fie be= 
ftreiten. Das Kreisgericht zu P. und das König- 
lie Sammergericht find dem Competenzconflict 
nur hinſichtlich der Communallaſten, nicht hinſicht⸗ 
lich der Schullaſten beigetreten. 

Es mußte indeß der Competenzconfliet in Be— 
zug auf beide Gegenftände des Proceſſes für 
unbegründet und der Rechtsweg für zuläffig er- 
achtet werben. 

IL Es Handelt fi hier zunächſt von Leiftungen, 
die, getrennt von Communallaften und Abgaben 
befteend, dem Lehrer zu maden find, Holz= 
geld, ftatt des früher in natura von den einzel 
nen Holzungsberechtigten zu geben gemwejenen 
Holzes, und Behaltszulage CS iſt fein 
Streit darüber, da ß diefe Leiftungen zu machen 
find, der Streit ift auch niht gegen die Ge— 
meinde gerichtet, fondern befteht nur unter den 
anerkannt verpflichteten Einzelnen über den Ma = 
tab der BertHeilung, indem die klagenden 

gr zu gleichen Theilen mit den Einhufnern 
und Rofjäthen beitragen wollen, während dieſe blos 
nad) dem Maßftabe der Grund- und, Klaſſenſteuer 
ihren Beitrag geben wollen, alfo weniger als die 
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Kläger fordern. Diefe ftügen ihren Antrag auf 
leihe Beitragspflicht darauf, daß dieſelbe eine 
jeit Menfhengedenten in ©. rückſichtlich des Na= 
turalholzed Gefkandene Obſervanz jei, die auch auf 
das an Stelle des Naturalholzed getretene Holz- 
geld übergegangen, daß auch, feitden eine Ge— 
haltszulage dem Lehrer bewilligt morben, dieſe 
obfervanzmäßig in gleicher Art entrichtet fei, ob⸗ 
wohl die Regierung jegt beftimmt habe, daß die 
Vertheilung nur nad dem Grund- und Klaffen- 
fteuerfuße erfolgen folle. 

Die Regierung will den Rechtsweg ſchon des⸗ 
halb Hier bei diefem Punkt für ausgefchloffen bes 
traten, weil nah 8 29 Titel 12 Theil II des 
Allgemeinen Landrechis ein örtliches Herlommen 

eſetzlich bei der Vertheilung ohne allen Einfluß 
ei. Allein offenbar mit Unrecht. Denn der 8 29 
ſchließt ein örtlihes Herlommen gar nicht aus, 
und die Beftimmung deffelben über die Art, wie 
der Unterhalt des Lehrers zu befchaffen, tft des— 
halb, wie dad Allgemeine Landredt überhaupt, 
nur fubfidiärer Natur, fteht alfo dem Ortsrecht 
nad. Auch ift die Erheblichkeit örtlicher Ob- 
fervanzen um fo unzweifelhafter, als die Aller- 
öchfte Cabinet3:Ordre vom 19. Juni 1836*) in 

r. 1 gerade auch von den auf notorifcher Ortd- 
verfafjung, aljo Örtlihem Herlommen, beruhenden 
Abgaben Einzelner an Lehrer ſpricht. Gerade in 
Bezug auf ſolche Abgaben nun beftimmt der 8 15 
des Gejeges vom 24. Mai 1861 :*' 

„Dad rechtliche Gehör ift in Beziehung auf 
die in Nr. 1 der Allerhöchſten Ordre vom 
19. Juli 1836 aufgeführten Abgaben und 
Zeiftungen, welche für — und öffentliche 
Schulen oder fuͤr deren Beamte auf Grund 
einer notoriſchen Orts⸗ oder Bezirksverfaſſung 
erhoben werden ....., fortan unbedingt 
auläffig.“ 

Hier ift alfo der Rechtsweg hinſichtlich ſolcher 
Leitungen, wie bier im Proceſſe find, unbedingt 

eftattet, und wenn die dtegierung behauptet, dad 

inde nur zwiſchen Berechtigten und Berpflichteten, 
nicht aber zwilchen den Contribuenten Anwendung, 
k hat das in dem 8 15 eben fo wenig, als fonit 
nhalt, widerjpriht vielmehr dem allgemeinen 
Grundſatz, daß felbit bei eigentlichen gaben, 
wegen meier dem Xerpflichteten der Rechtsweg 
jegen den Berechtigten geradezu verjagt tft, der— 
— doch unter den Contribuenten behufs Geltend⸗ 
machung einer Prägravation, die hier behauptet 
iſt, ſtatifindet — 8 79 Titel 14 Theil II des All- 
gemeinen Landrechts.*) — Die Ausſchließung 
des Rechtsweges am Schluß des 8 15 des Ge- 
fege3 von 1861**) für den Sal, wo es ſich von 
einer Leiftung handelt, die auf einer von der Yuf- 
icht führenden Regierung in Gemäßheit geſetzlicher 
eftimmung angeordneten oder executoriſch er- 
Härten Umlage beruht, paßt Hier nicht, da die in 
Rede ftehende Leiftung nicht im Aufſichtsweg an= 
— worden iſt, noch eine executoriſch erklärte 
mlage darſtellt. 

Die Regierung ſelbſt hat auch nach der unbe 

ftritten gebliebenen Behauptung der Klage die 


°) 9 301 Und. L 
**) Unten Anh. DIL 
***) Unten And. V. 


Rechtsweg über Schul= 2c. Abgaben x. $ 303. Nr. 20. 


Buläffigleit des Rechtsweges bei bdiefem Punkt 
früher anertannt, indem fie bei ihrer Beſtimmung 
den Klägern ausdrücklich vorbehalten Hat, gegen 
die Verklagten die Verpflichtung, wovon es 3 
bier handelt, auszuführen. 

Wenn endlich der Competenzconflict fi auf das 
Urtheil des Competenzgerichtshofes vom 29. Juni 
1850 (Zuft.-Minift.-Bl. S. 287) zu feiner Recht» 
fertigung beruft, fo tft dabei überjehen, daß es 
Id damals von Communalabgaben, beftimmt auch 

ür Ausgaben an die Schule, handelte, nicht von 
Directen Zeiftungen an den Lehrer, wovon hier 
die Rede ift, und die unter das ſpätere Gefeg vom 
24. Mai 1861 fallen, welches dabei den Rechts⸗ 
weß geſtattet. 

Was ſodann die den zweiten Gegenſtand 
der Klage bildenden Communalabgaben und 
Laſten bezüglich auf Vertheilung betrifft, fo gilt 
bier wiederum das vorher bei den Leiftun; 
den Lehrer Gefagte, daß nämlich die Verpflichtun— 
zur Entridtung nicht ftreitig, der Streit au 
nicht gegen bie Lemeinde erichtet ift, fondern nur 
unter den anerkannt verpflichteten Einzelnen über 
den Maßſtab der Vertheilung ftattfindet, indem 
die Zweihüfner auch hinſichtlich de Communals 
abgaben und Laſten, geftügt auf eine jeit 
Areniipennebenten beftehende Obſervanz in G., 
gleiche Kepartition mit den verflagten Einhüfnern 
und Koſſäthen fordern. Nun beftimmt $ 31 Titel 7 
Theil II dc8 Allgemeinen Landredits: 

„Wo zwiſchen den angejefjenen Wirthen und 

den — ——— oder auch zwiſchen 

den verſchiedenen Klaſſen der erſteren gewiſſe 

Verhältniffe in Anſehung der Nugungen und 

gemeinen Laften durch Verträge oder her= 

gebrachte Gewohnheit jgttaefe t find, bat es 
dabei aud) ferner fein Bewenden.” 

Das Geſetz ftellt aljo dem aus Ortsgebrauch 
entipringenden Recht auf eine gewiſſe Wrt der 
Vertheilung der Gemeindelaften unter ben ange- 
feffenen Wirthen den durch Vertrag begründeten 
gleich, und fo, wie rüdfichtlich der Vertragsrechte 
ber Rechtsweg ftattfindet, jo muß er chen deshalb 
aud wegen ber diesfälligen Rechte aus Ortsge— 
brauch Platz greifen. Der Rechtsweg ift wegen 
bed Bertheilungsmodus nur ausgeſchloſſen, wenn 
vermöge des Beſteuerungsrechtes oder ber Ober: 
auffiht über deffen Ausübung direct ein Maßſtab 
der Aufbringung der Auflage beftimmt ift, indem 
aladann in Gemäßhett des $ 41 ber Verordnung 
vom 26. December 3 hier dieſelben Grund⸗ 
ſätze hinſichtlich der Zuläſſigkeit des Rechtsweges, 
wie bei den Staatsabgaben, gelten. 

Dieſe Grundſätze ſind auch von dem Königlichen 
een conftant befolgt, insbeſondere 
der von der Zuläfjigkeit bes Rechtsweges, 
fo lange keine Regulirung ber Bertheilung ber 
Beitragspfliht unter den Gemeinbemitgliebern 
feitend der Regierung ftattgefunden hat, in dem 
Erkenntniß vom 29. April 1854 (ZJuft.-Minift.-Bl. 
©. 361), Erkenntniß vom 16. tember 1854 
(Suft.-Rinift.Bl. S.430), Erkenntniß vom 8. März 
1865 (Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. ©. 128); ſodann ber wegen 
Unzuläffigfeit des Rechtöweges, wenn eine Berthei- 
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lung der Beitragspflit von ber Regierung ftatt- 
gefunden hat, in dem Erfenntniß vom 2. November 

848 (Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. von 1849 &.7), Erkenntnig 
vom 29. Juni 1850 (Juſt.Miniſt.⸗Bl. &. 287), 
Ertenntnip vom 8. März 1865 (Juft.-Mintft.Bl. 


. 128). 

Bezüglich auf die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
über die begehrte Seittellung des Vertheilungs⸗ 
modus der Semeindeabgaben und Laften zu ©. 
nad) dem zufolge der Behauptung der Klage feit 
Wenſchengedenken objervangmüßigen gleihmäßigen 
Maßftabe für Zweihüfner, Einhüfner und Roffätben 
tft es alfo entſcheidend, ob bie Regierung jelbft 
einen Vertheilungsmodus feftgeftellthat 
und gegen dieſen angelämpft werben fol. Wäre 
dies der Fall, fo wäre der Rechtsweg ausgeſchloſſen, 
ſonſt nit. Nun aber ift in der Klage zwar er- 
wähnt, daß die Verklagten eine ſolche Anordnun— 
von ber Regierung begehrt hätten, aber aud), da 
diefelbe noch nicht ergangen ſei. Auch bei der 
Verhandlung ift eine erfolgte Anordnung der Re- 
gierum nirgends behauptet, und in dem Confliets⸗ 

eſchluß tft auch nichts dergleichen gejagt, ſondern 
die Regierung begnügt fi, zu bemerken, mas 
richtig ift, das fie nad der —— 
für die 6 öftlichen Provinzen vom 14. April 185 
11 und 12 die Befugniß habe, wenn für die 
jertheilung der Laften einer Gemeinde die Orts— 
verfaffung nicht mehr paſſend ift, mit oder ohne 
Buftimmung der Gemeinde unter den im Geſet 
näher beftimmten Mafgaben eine neue Bertheilung 
der Abgaben vorzujchreiben. 

Darauf aber, ob fie diefe Befugniß Habe, 
die fie ohnehin nur unter Veobadjtung der im 
Geſetz beftimmten Formen ausüben kann, fommt 
hier nicht? an, jondern blos darauf, ob fie 
eine Anorbnung folder Art bereits ge— 
troffen, und da dies nicht geſchehen ift, fo ift 
der Rechtsweg aud) Ka dieſes zweiten Gegen⸗ 
ſtandes der Klage zuläſſig. 

Wenn das Kammergericht ihn deshalb ausge— 
ferien fehen will, weil es in ber vorher ange— 
ügrten Stelle des Eonflictöbefchluffes liege, daß 
bie Regierung bie bisherige Ortöverfaffung nicht 
mehr fuͤr paflend halte, fo ift das einestheils im 
Conflictsbefhlu gar noch nicht ausgeſprochen, 
anderntheild aber kommt es darauf nicht an, 
fonbern darauf, ob im Oberauffichtsweg die Ab- 
änderung ber Ortöverfafiung fehon erfolgt ift, alfo 
der Rechtsweg gegen biefe Wenderung anlämpft, 
was vorliegend der Fall nicht ift. 

Berlin, den 9. Juni 1866. 

Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenzconflicte. 


22. Rechtsweg bei irrthümlicher Mebrleiftung. 
Auf den von der Königlichen Regierung zu L. 
erhobenen Competenz-Eonflict in der bei bem 
—— Kreisgericht zu J. anhängigen Proceß⸗ 
ache 
des Lieutenants und Rittergutsbeſitzers D. zu 
D., Klägers, 
wider 


den Schullehrer B. dafelbft, Verklagten, 
Rüderftattung gezahlter Beiträge zum Ge- 
haltszuſchuſſe eines Schullehrers betreffend, 


Säneider und von Bremen. Preußiſches Woltsihulmeien. IL Bd. 
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erkennt der Rönigtice Gerichtshof zur Entſcheidung 
der Competenz⸗ Confliete für Recht: 
daß ber Rechtsweg in dieſer Sache hinſichtlich 
der für die Jahre 1868, 1869 und 1870 ge- 
zahlten Beiträge für unzuläffig und der er- 
hobene Competenz= Conflict daher für be= 
rünbet, dagegen binfichtlich der für das erfte 
uartal 1871 gezahlten Beiträge der Rechts— 
weg für zuläfftg und infomeit daher der er- 
hobene Competenz-Conflict für unbegründet 
zu erachten. 
Bon Recht? wegen. 


Gründe. 

In Folge minifterieller Anordnung wurde im 
Jahre 1867 das Gehalt des Schullehrers B. zu 
D. im Verwaltungswege anderweitig regulirt und 
durch Tandräthlihe Verfügung um AU Thlr. jähr- 
li) erhöt, in Folge defjen dem Rittergütsbeſitzer 
D. zu D. aufgegeben, einen jährlihen Gehalis— 
ufhuß von 14 Thlen. 11 Sgr. in vierteljährlichen 

aten vom 1. Januar 1863 ab an den Schul- 
lehrer praenumeraudo zu zahlen. Auf eine von 
dem Mitbetgeiligten N. geführte Beſchwerde wurde 
aber der Gehaliszuſchuß für den Schullehrer B. 
durch Refolut der Königlichen Regierung vom 
14. Januar 1871 für die Zeit vom 1. Ja= 
nuar 1871 ab von 50 Thlrn. auf 18 Thlr. jähr- 
lich herabgefegt und der Beitrag des D. auf jährlich 
1 Thlr. 21 Sgr. 9 Bf. in vierteljährlich praenu- 
merando zu zahlenden Raten normirt. 

Der ald Kläger auftretende zc. D. behauptet 
nun, die früher auf 14 Thlr. 11 Sgr. feftgefegten 
Beiträge für die Beit vom 1. Januar 1868 bis 
1. April 1871 regelmäßig, wenngleich unter Vor⸗ 
behalt, alfo angeblih 32 Thlr. d Sgr. 9 Pf. zu 
viel gezahlt zu haben, und beantragt unter Ueber- 
reihung der hierüber erhaltenen Quittungen und 
unter fonftiger Beweisanzretung: 

den Berflagten, — B., zur Rüd- 
zahlung von 32 Thlrn. 9 Sgr. 9 Pf. mit 
5 pet. Binfen dom Tage ber Klagebehändigung 
zu verurtheifen. 

Die Klage wurde im Bagatell-Mandat3:Broceffe 
eingeleitet, vom Verklagten Widerjprud erhoben 
und Termin zur vollftändigen Beantwortung der 
Klage und mündlichen — — auf ben 
18. October 1871 anberaumt. Inzwiſchen erhob 
jedoch die Königliche Regierung zu 2. durch Plenar= 
beihluß vom 2, Detober 1871 den Competenz- 
Conflict. Das Mechtsverfahren wurde vorläufig 
eingeftellt und Abſchrift des Plenarbeichluffes dem 
Sachwalter des Klägerd und dem Berklagten mit- 
getheilt. Der Mandatar des Klägers beantragte 
die Verwerfung des Competenz⸗Confliets. Der 
Verklagte hat ſich nicht erflärt. 

Das Königliche Kreiögeriht zu 3. hält in feinem 
utachtlichen Berichte den Competenz:Eonflict für 
Begründer, während das Königliche ppellations- 
gericht zu ®. denſelben nur dinſichtlich der für 
bie Jahre 1868, 1869 und 1870 gezahlten Bei- 
träge für begründet, dagegen hinſichtlich des Bei- 
trags für das 1. Duartal 1871 für unbegründet 
und in biefer Beziehung den Rechtsweg für zu= 
läffig erachtet. Der durch den Herrn Juftizminifter 
von Abfendung der Acten benachrichtigte Herr 
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Minifter der geiftlichen, Unterricht- und Medicinal⸗ 
Angelegenheiten hat fih nicht geäußert. 

er in dem gutadhtlichen Berichte des König- 
lihen Appellationsgerichts entwidelten Anficht war 
beizutreten. 

ur Begründung des Competenz-Conflicts führt 
die Königliche Regierung an, daß auf Gruud ded 
nah $ 18 der MRegierungs - Inftruction vom 
23. October 1817 den Regierungen zuftehenden 
Auffichtsrehts über die Elementarihulen im 
Jahre 1867 eine Aufbeflerung der zu gering do: 
tirten Zehrerftellen angeordnet worden. Diefe habe 
ſich nad der abjchriftlih beigefügten Verfügung 
vom 31. October 1867 auch auf die Rehreritelle 
in D. erftredt und fet ein He Zuſchuß von 
50 Thlen. gefordert und auf die einzelnen Do: 
minien und die Schulgemeinde vertheilt, ſpäter 
jedoh nad) einer gleichfalls abſchriftlich beigelegten 
Verfügung vom 14. Januar 1871 vom 1. Ja⸗ 
nuar 1871 ab auf 18 Thlr. ermäßigt worden. 
Der Kläger fordere num in dem vorliegenden Pro- 
ceffe vom Berklagten die in der Be neh 
vom 1. Januar 1868 bis 1. Januar 1871 
angeblich zu viel gezahlten 32 Thlr. 9 Sgr. I Pf. 
nebft Binfen mit der condictio indebiti zurüd, 
indem er ſich barauf ftüge, daß er ftet3 nur unter 
Vorbehalt feiner Rechte gezahlt habe. 

Das Königliche Kreiögericht zu 9. Habe dieſe 
Klage auch Eingeichtt, te Sache fei jedoch nicht 
proceßfähig. Die neue Repartition fei erit vom 
1. Januar 1871 ab eingetreten, bis dahin habe 
alfo die erfte Repartition vom 31. October 1867, 
auf Grund deren der Verklagte dieſen Gehalts- 
zuſchuß bezogen, ihre vollfommene Gültigkeit ge- 
habt. Unerheblich fei e8 daher, ob bie Zahlung 
mit oder ohne Vorbehalt srfolgt fei. Es genüge, 
daß fie auf Grund einer den Kläger verpflichten- 
den Rei ferungaumlage geläehen fel. In einer 

toßen Anzahl von Erkenntniffen habe bereit der 

erichtähor für Competenz⸗ Conflicie ben Grundfag 
auögejprohen, daß gegen derartige Umlagen für 
Kirchen und Schulen der Rechtsweg nicht zuläffig 
fei, und diefe Unficht fei auch in den neueften Er— 
tenntniffen vom 11. Februar 1971*) (Juſtiz-⸗Mini⸗ 
fterialblatt Seite 103) feftgehalten und nur info 
weit modificirt worden, ala dieje Umlagen von der 
auffihtführenden Regierung in Gemäßheit geſetz⸗ 
licher Beitimmungen angeordnet fein müßten, eine 
Vorausſetzung, die Hier zutreffe. 

Der Sahwalter des Klägerd, die Verwerfung 
bes Competenz-Eonflict® beantragend, führt aus, 
es handle ſich nicht um die Frage, ob die Ver- 
waltungsbehörden befugt ſeien, bie von Gutsherr⸗ 
ſchaft und Gemeinde aufzubringenden Gehälter 
ber Lehrer zu erhöhen? ſondern lediglich darum, 
ob Kläger mehr gezahlt Habe, als er felbft nad) 
der Feitjegung der Vermaltungsbehörden zu zahlen 

jatte? und ob er berechtigt fei, die nad bed 
läger8 Anſicht indebite gezahlten Beträge vom 
Verllagten zurüdzufordern. Es fei fein Grund 
vorhanden, biefe Frage der Competenz der Ge— 
richie zu entziehen, 

a3 Königliche Kreisgeriht zu J. führt in 
feinem an das Königliche Appeliationsgericht zu 


*) Oben Rr. 18, 
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2. erftatteten Berichte unter Bezugnahme auf $ 31 
Titel 12 Theil II des Allgemeinen Landrechts, 
8 15 des Geſetzes vom 24. Mai 1861*) (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 244) und auf mehrere Erkennt» 
niffe de3 Gerichtshofes aus, dag gegen die Ans 
ordnungen der Königlichen Regierung, bie Zeit 
fegung der Beiträge zur Unterhaltung eines Schul⸗ 
Im] betreffend, der Rechtsweg unzuläffig fei 
und daß diefe Vorausfegung hier zutreffe, da die 
qu. Gehaltszuſchüſſe für den Werflagten von der 
Königlichen Regierung in Gemäßheit geſetzlicher 
Beitimmungen dur Umlage angeordnet worden 
jeien. Zwar laſſe ſich — iA wird dann meiter 
ausgeführt —- nicht verfennen, baß, da bie neue 
Repartition der Königlichen Regierung vom 14. Ja⸗ 
nuar 1871, welde den Gehaltszujhuß für den 
Verflagten vom 1. Januar 1874 ab auf 18 The. 
jährlich ermäßigte, ſchon vom 1. Januar 1871 ab 
in Kraft getreten fei, während Kläger den Gehalts- 
zufhuß für Verklagten nad der urſprünglichen 
höheren Umlage noch für das 1. Quartal 1874, 
alfo mehr gezahlt haben wolle, als er nad) ber 
Umlage vom 14. Januar 1871 zu zahlen ver— 
bunden gemefen. Indeſſen ftehe hierdurch noch 
nicht feft, daß der Berkiagte durch die qu. Zahlung 
des Klägers mehr Gehaltzzufhuß erhalten, als 
ihm überhaupt gebühre, und müſſe dem Kläger 
überlaffen bleiben, im Verwaltungswege dieſe 
Mehrzahlung auf die anderen beitragspflichtigen 
Dominien und Gemeinden vertheilen zu laffen und 
von ben leßteren event. im Proceßwege einzuziehen. 
Das Königliche Appellationagericht zu B. tritt 
in feinem an den Herrn Juſtiz⸗ Minifter erftatteten 
utachtlichen Berichte hinfichtlih der vom Kläger 
r die Jahre 1868—1870 zurüdgeforderten Bei— 
träge, unter Bezugnahme auf $ 18 ff. der Ne 
ierumgsinftruction vom 23. October 1817 88 78 ff. 
H 45%) Titel 14 Theil II Allgemeinen Land» 
rechts, $ 15 des Geſetzes vom 24. Mai 1861*) und 
auf Urtheile des Gerichtshofes, der Anfiht bes 
eriien Richters, daß der Competenz.Conflict be= 
ründet jei, bei; dagegen erachtet es benjelben 
infichtlic ber für das 1. Quartel 1871 gezahlten 
Rate für unbegründet und den Rechtsweg Hr u⸗ 
läſſig, weil nad dem Beſchluſſe der Königli 
Regierung die —— des Gehaltszuſchuſſes 
bereits vom 1. Januar 1871 ab in Geltung habe 
treten ſollen, dies dem Kläger jedenfalls erſt nach 
dem 14. Januar 1871 bekannt geworden, derſelbe 
ſich alſo, als er bie erſte Quarialsrate pro 1871 
ahlte, in dem Irrthume befunden, daß die frühere 
Keitiegung der Königlichen Regierung noch Gel- 
tung habe. Ob Kläger den zu viel gezahlten Be= 
trag wegen Irrthums nad} $ 182 reip. 178 Tit. 16 
ak I Allgemeinen Landrechts zurüdzufordern 
befugt fet, fei Sache der richterlichen Entjdeibung. 
Denn die Klage richte ſich nicht gegen die ben 
Königlichen Regierungen zuftehende Befugniß, die 
Höhe der Schullehrergehälter zu reguliren fondern 
ke fordere auf Grund einer durd die Königliche 
Regierung erfolgten neuen Regulirung den noch 
irrig nad) alter Regulirung zu viel geaahtten Bei⸗ 
trag zurück. Der Änſicht des Königlichen Appella⸗ 


®) Unten Anh. IIE 
**) Unten Anh. V. 
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tionsgerichts ift beizutreten. — — Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß die für die Jahre 1868, 1869, 
1870 auf Grund der Regierungsverfügung vom 
Mläger an den Verflagten gezahlten Beitrage als 
auf einer von ber competenten Verwaltungsbe— 
börde gemachten Umlage beruhend, im Wege bed 
grscefies nicht zurüdgefordert werden können. — 
inders verhält es fi) mit dem für das 1. Duartal 
1871 zu viel gezahlten Beitrag. Denn vom 
1. Januar 1871 ab war durch fpätere Verfügung 
ber Königlichen Regterung eine neue Regulirung 
angeordnet. Wenn nun der Kläger — den über 
die neue Regulirung binausgehenden alſo zuviel 
gaasiten Beitrag zurüdfordert, fo richtet ſich die 
ge — nicht gegen eine von der Königlichen Re— 
gierung als der competenten Bertwaltungsbehörde 
jemachte Umlage, fondern ftellt fi) als eine ein- 
3 condictio indebiti dar, der der Rechtsweg 
nit verfagt werben fann. — 
erlin, den 13. April 1872. 


28. Ansſchluß des Rechtswegs bei Veſchwerden 
über die Höhe der —— mm weldye die Ver- 
waltungsbehörde bei gerung der Berpflichteten 
für den die Leiftung bewirtenden Dritten feſtſetzt. 


Auf den von der Königlichen Regierung zu G. 
— Competenz⸗ Eonfliet in der bei dem 
ae Kreisgeriht zu H. anhängigen Pro- 
ceßſache 
des Gutsbeſitzers K. zu €., Klägers, 
wider 
die Dorfgemeinde E., Verklagte, 
erkennt ber Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung 
der —— onflicte für et: 
daß der Rechtsweg in dieſer Sache für un- 
zuiaf und ber erhobene Competenz⸗Confliet 
aber Hr begründet zu erachten. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe, 


Der Kläger iſt ald Mitglied der Gemeinde €, 
verpflichtet, ——— für die Schule zu R. an⸗ 
zufahren. Da er die Anfuhr nicht vechtzeitig be= 
wirkte, fo bat der Ortsvorſtand von €. diefelbe 
durch einen Dritten ausführen laſſen und den da⸗ 
durch entftandenen Koftenbetrag von 2 Thlrn. von 
dem Kläger eingezogen. 

Der Leptere hat darauf wider die Dorfgemeinde 
€. bei dem Kreißgericht H. Klage erhoben, in 
welder er arg daß die Koſten der ihm ob- 
liegenden Anfuhr von Deputatholz für die Schule 
u R. nad) den örtlichen Berhältnifien auf höchſiens 

0 Sgr. anzufchlagen feien. Der Antrag des 
Klägers ift dahin gerichtet, daß die Verklagte zur 
ger von 1 Thlr. 10 Sgr. verurtheilt werde. 

dem zur Stlagebeantwortung und mündlichen 
Verhandlung anberaumten Termine a bie Ver⸗ 
Hagte nicht erſchienen, dieſelbe tft ſodann durch 
Contumacial⸗Urtheil des Kreisgerichts zu H. vom 
21. Januar 1873 dem Singeantrage entiptediend 
verurtheilt worden. Bevor bieten enntniß bie 
Rechtskraft erlangte, tft durch Beſchluß der König 
lichen Regierung ii G. vom 8. Februar 1873 der 
Competenz = Conflict erhoben und hierauf das 
Rechisverfahren eingeftellt worden. Eine Erklärung 
ber Parteien ift nicht eingegangen. 
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Die Königliche Regierung zu ©. ftüßt ihren 
Beſchluß darauf, dag die dem Kläger gefeglich 
obliegende Leiſtung für die Schule zu N. auf 
feine Koften im Wege der abminiftrativen Erecu- 
tion durch einen Dritten zur Ausführung gebracht 
fei und daß eine Beſchwerde über die Höhe der 
hierdurch entitandenen, gleichfalls im Wege der 
abminiftrativen Erecution feitgeftellten und bei— 
getriebenen Koften bei den porgefegten Berwaltungss 
behörden, nicht aber im Rechtswege zu verfolgen 
fei. — Diefe Anſicht erfcheint als die zutreffende. 
Die Verpflichtung des Klägers ala Mitgliedes der 
Gemeinde €. zur Anfugr von Holz für die Schule 
zu R. berugt auf der Vorſchrift des $ 45 Nr. 5 
der Schulordnung vom 11. December 1845. Mits 
hin handelt es fi um eine Leiftung, welche nad) 
der Allgemeinen Cabinet3-Orbre vom 19. Juni 
1836*) dem. & 15 des Geſetzes vom 24. Mai 1861**) 
im Verwaltungsmwege zu erzwingen ift. Die Bere 
ordnung vom 30. Juli 1853%*) rechnet im & 1 
Nr. 14 zu den Gegenftänden, melde im Wege der 
er era beizutreiben find, „bie 
Geldbeträge für Reiftungen oder Lieferungen, welche 
nad) fruchilos gebliebener Aufforderung des Ber- 
pflihteten für deſſen Rechnung durd Dritte im 

uftrage der Behörden ausgeführt find“. Ferner 
beftimmt $ 3 Ab ni 2 biejer Berorbnung [ef. jegt 
8 2 Abjag 2 ber Verordnung vom 7. Sept. 1879 
oben $ 301 Nr. 7]: „Wegen vermeintliher Mängel 
des Verfahrens ift nur die Beſchwerde bei der 
vorgejegten Dienftbehörbe des Beamten zuläffig.“ 
Die Beichwerde darüber, daß der Ort2voritand 
von €, für die in Frage ftehende Leiftung einen 
zu boden Betrag feitgejegt, verwandt und von 
dem Kläger beigetrieben, gehört zu den von ber 
Berfolgung im Rechtsweg ausgejchloffenen Mängeln 
des Verfahren. — 

Berlin, den 13. Juni 1879. 


Anhang. 


I. Verordnung, betreffend die Conflicte zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungsbehörden. 
Vom 1. Auguft 1879. 
(Gejeg-Sammlung Seite 573.) 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. 
verorbnen auf Grund bes $ 17 Abſatz 2 bes Ein- 
führungögefeges zum Gerichis-Verfaſſungsgeſetze) 
was folgt: 
*) 5 301 Anh. L 
**) Unten Anh. III. 
“) 5 301 Anh. IL 
r 2 Le 17 des Einführungsgefeged zum Berichtäverfaffungsges 
je lautet: 
er Auf Antrag eines Bunbesftaates und mit Zuftimmung bes 
Bunbesraths kann durch Kaiferliche Verordnung die Verhandlung 
unb Entfgeibung ber im $ 17 beb Gerihtsverfaffungsgejeges be> 
zeichneten Streitigkeiten?) dem Reichsgerichte zugewieſen werben. 
Für diejenigen Bundesftaaten, in denen bie im & 17 bes 
Gerichtaverfaſſungsgeſehes bezeichneten ® ea) beitehen und 
nad) Mapgabe der Vorfgriften im $ 17 Rr. 1 bi6 4 einer Vers 
änderung ihrer Einrihtung und des Berfahrens bebürfen, kann 
die Veränderung, fofern nit bis zum Inkraftireten biefes 
Geſehes lanbesgejegli getroffen iſt, durch lambesherrlide 
Berorbnung eingeführt werben. 
1) „Streitigkeiten zmifchen ben Gerichten und ben Verwaltungs⸗ 
behörben ober Berwaltungsgerichten über bie Zuläffigteit des 


Reden“ 
N Belandere Behörden zur Entſcheidung ber Streitigkeiten 
im 1.‘ — 


GE 
? zn KRICH 
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81. 
Die Entſcheidung von — keiten über bie 
Buläffigleit des Rechtsweges erfolgt in den durch 


diefe Verordnung beftimmten Fällen durch den 
ren zur Entfheidung der Competenzcon- 
icte. 


2. 

Der Gerichtshof Belt aus elf Mitgliedern, 
von denen ſechs dem Oberlandeögericht zu Berlin 
angehören müſſen. Die anderen fünf Mitglieder 
müffen für den höheren Verwaltungsdienſt oder 
zum Richteramt befähigt fein. Zum Mitglide kann 
nur ernannt werden, wer das fünfundbdreißigite 
Lebensjahr vollendet hat. 

Die Mitglieder werden für die Dauer des zur 
Beit ihrer Ernennung von ihnen beffeideten Amtes 
oder, falld fie zu diejer Zeit ein Amt nicht be= 
Heiden, auf Lebenszeit ernannt. Eine Enthebung 
vom Amte kann nur unter denſelben Voraus— 
fegungen wie bei den Mitgliedern des Reichsge— 
richts ftattfinden. 

Der Vorfipende und die übrigen Mitglieder 
werden vom Stönige auf ben Borehtag des Staats⸗ 
miniſteriums ernannt. 


83. 

Der Gerichtshof entſcheidet in der Beſetzung von 
ſieben Mitgliedern. 

Die Geſchäftsordnung, insbeſondere die Dehug- 
niffe des Vorfigenden und die Reihenfolge, in 
melder die Mitglieber an ben einzelnen Sigungen 
Theil zu nehmen haben, werden durch ein Regu— 
lativ geordnet, welches der Gerichtshof zu ent= 
werfen und dem Staatsminifterium zur Beftäti- 
gung einzureichen Hat. 

4. 

Der Gerichtshof —— wenn die Verwal⸗ 
tungsbehörden den Rechtsweg in einem bei den 
Gerichten anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreite für 
unzuläjfig erachten und deshalb der Competenz⸗ 
conflict erhoben wird. 

Der Competenzconflict kann nicht erhoben werben, 
wenn die Zuläffigteit des Rechtsweges in ber 
Sade durch rechtskräftiges Urtheil des Gerichts 
feitfteht.*) 


5. 

Bur Erhebung des SR iſt nur 
die Central⸗ und die Provinzial-Berwaltungsbe- 
hörde befugt. 

Diefelben können ben Zompetengeomflit auch 
dann erheben, wenn die Zuſtändigleit zur Ent- 
ſcheidung der Sade für die Verwaltungsgerichte 
in Anſpruch genommen wird. 

Hat die Brovinzialbehörde mehrere AbtHeilungen, 
fo fteht die Erhebung des Competenzconflict? dem 
Plenum zu.*) 

$6 

Die Erhebung des Competenzconflict® erfolgt 
bei dem Gerichte, beit welhem die Sache anhängi 
tft, durch die fehriftliche Erklärung der Berwal- 


*) of oben Rr. 16b. 

) Brootinzial:Bermaltungsbehörben im Sinne ber Ber- 
ordnung find aud die Bexirksregierungen (of. oben Rr. 16). — 
Die Schlußbeftimmung des $ 5 gilt aud für diejenigen Gaden, 
* ee a — zur perjönlicen Grieblgung übers 
wieſen find, 
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tung&behörbe, daß der Rechtsweg für unzuläffig 
eradjtet werde. = 

Der Erklärung fol eine Begründung beigefügt 
werben. 

Wird die Erflärung bei einem Gerichte, bei 
welchem die Sache nicht anhängig ift, abgegeben, 
fo Hat dieſes die Erklärung an das zuftändige Ge— 
richt zu überjenden. 


87 

Das Proceßverfahren wird durd) die Erhebung 
des Competenzconflict? für die Dauer bed den⸗ 
felben betreffenden Verfahrens unterbrochen ($ 226 
der Civilprocekorbnung). Durch die nad) dem 
Schluſſe einer mündlichen Verhandlung eintretende 
Unterbregung wird aud die Verkündung einer 
Entideidung gehindert. 

Das Gericht hat die Verwaltungsbehörde von 
dem Eingange der Erklärung und die Parteien 
von der Erhebung des Gompetenzconflict® von 
Amtswegen zu benachrichtigen. 

Den Parteien ift zugleidy eine Abſchrift ber Er- 
Härung zu überjenden. 


88 
It die Sache bei einem Gericht höherer In— 
ftanz anhängig, fo find die Proceßacten, unter 
Beifügung der Erklärung der Verwaltungsbehörde 
und der Zuftelungsurfunden über bie Benach— 
richtigung ber — dem Gerichtsſchreiber des 
Gerichts erſter Inſtanz zurückzuſenden. 


89 

Innerhalb der Frift eines Monats, die mit der 
Buftellung der Benadrichtigung beginnt, können 
die Parteien bei dem Gericht eriter Inftanz einen 
Schriftfag über den Competenzconflict einreichen. 

er Schriftfag muß von einem Rechtsanwalt 
unterzeichnet fein. Deffentliche Behörden, ſowie 
PVerfonen, welche zum Richteramt befähigt find, 
können ben Schriftjag ohne Zuziehung eines Rechts⸗ 
anwalts einreichen. 

Das Gericht Hat der Verwaltungsbehörde und 
der Gegenpartei den Schriftfag in Abſchrift mit- 
zutheilen. Die erforderlihe Zahl von Abfchriften 
ift don der Partei einzureichen. 

Sind innerhalb der Friſt Schriftfäge nicht ein- 

egangen, fo hat das Gericht der Berwaltungsbe 
Die davon Anzeige zu machen. 


8 10. 

Nach Eingang der Schriftfäge der Parteien ober, 
wenn Schriftfäge nicht eingegangen find, nad) 
Ablauf der m‘ 9 beftimmten Friſt ſendet das 
Gericht die Acten mittelft gutachtlichen Berichts 
an das Oberlandeögericht, welches ihn unter Bei⸗ 
füeung feines Gutachtens dem Juſtizminiſter 


berreicht. 
ftizminifter fendet die Acten und bie 


Der 

Gutachten der Gerichte an den Gerichtshof ur 

Entſcheidung ber Competenzconflicte und ſetzt da⸗ 

von ben betheiligten Berwaltungschef in Kenntniß. 
8.1. 

Die Provinzialverwaltungsbehörben haben an 
den betheiligten Berwaltungschef Anzeige von ber 
Erhebung des Eompetenzeonflict? zu eritatten und 
unter Vorlegung der Erklärungen der Parteien 
gutachtlich zu berichten. 
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Der Verwaltungschef Tann dem Gerichtähof 
eine ſchriftliche Erklärung über den Competenz- 
conflict mittheilen. 

ift befugt, den Competenzconflict zurüdzu- 

nehmen. In diefem Falle werden die Acten von 

dem Gerichtshof an den Juftizminifter und von 

diefem an das Gericht, bei welchem die Sache an= 

ängig war, zurüdgefandt. Das Gericht hat den 

artelen bie Zurücknahme des Competenzconflict? 
von Amtöwegen anzuzeigen. 
812. 

Die Entſcheidung des Gerichtöhofes über den 
Eompetenzconflict erfolgt auf Grund mündlicher 
Verhandlung in öffentlicher Sitzung. Die Vor— 
ſchriften der 58 170 bis 185 des @erichtäver- 
faſſungsgeſetzes über Deffentlickeit und Sihungs⸗ 
polizei, Gi e die Vorfchriften der 88 145 ff. der 
Civilprocegordnung über die Aufnahme eine Pro> 
tocolls finden entiprechende Anwendung. 


13. 

Der Termin zur mönbüigen Verhandlung wird 
von dem Vorfigenden von Amtswegen bejtimmt. 

Die Parteien find zu bem Termin von Amts- 
wegen zu laben. Das Erſcheinen ber Parteien 
oder eines Vertreter ift nicht erforderlich. 

Die Parteien müſſen fi, wenn fie in dem 
Termin verhandeln wollen, durch einen Rechts— 
anwalt vertreten laſſen. Diefe Vorſchrift findet 
auf öffentliche Behörden und auf Berfonen, melde 
um Richteramt befähigt find, keine Anwendung. 

je Beitimmung des Termins tft dem Beten 
ligten Verwaltungschef angugeigen. Derfelbe kann 
einen Bcamten mit feiner Vertretung beauftragen. 

8 14. 

In dem Termin Ri mündlichen Verhandlung 
giebt ein von dem Vorfigenden beauftragtes Mit: 
lied des Gerichtshofes eine Darftellung der bis- 
ber ftattgefundenen — — Sodann wer⸗ 
den die Vertreter der Parteien und der von dem 
Verwaltungschef abgeordnete Beamte gehört. 

815. 

Das Urtheil Tann nur von denjenigen Mit- 
fiebern gefällt werben, welche der dem Urtheil zu 
runde liegenden Beranblung, beigewohnt haben. 

Die Verfündung des Urteil erfolgt in dem 
Termin, in welchem die mündliche Verhandlung 
geſchloſſen wird, oder in einem fofort anzubes 
taumenden Termin, welcher nicht über eine Woche 
hinaus angetent werben ſoll. 

In dem Urtheil find die Namen der Mitglieder, 
welche bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, an= 
zugeben. ie 


8 
Die Ausfertigungen der Urtheife find von dem 
BVorfigenden zu unterſchreiben und mit dem Ge— 
richtsſiegel zu verfehen. n 


Eine Ausfertigung des Urtheild ift dem Xer- 
——— eine andere mit den gerichtlichen 
Acten dem Juſtizminiſter mitzutheilen. 

Der Juſtizminiſter überſendet die ausfertigung 
des Urtheild mit ben Acten an das Gericht, b 
welchem die Sade anl ängig war. Das Geridht 

at ben Parteien das Urtheil von Amtswegen zus 

ellen zu laflen. 
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8 18, 

Iit der Rechtsweg für unzuläffig erkannt, fo 
werben Cerichtskoſten nicht erhoben und die bereit 
erhobenen zurüdgezahlt; eine Erftattung der ben 
Parteien erwachſenen Koften findet nicht ftatt. 


19. 
Sit zur Zeit der Erhebung des Competenzcon= 
fliet3 ein in dem Rechtsſtreit erlaſſenes Urtheil 
vorläufig vollitredbar, fo hat das Gericht bei 
welchem die Sache anhängig ift, die einftweilige 
Einftellung der Zwangsvollitredung von Amts— 
wegen anzuordnen. Gegen dieje Entjcheidung findet 
fein Rechtsmittel ftatt. 

Wird der Rechtsweg für zuläffig erkannt ober 
ber Eompetenzconflict zurüdgenommen, fo ift bie 
Entfeidung von Amtswegen wieder aufzuheben. 


82%. 

Das durch die Erhebung eines Competenzcon- 
flict8 veranlaßte Verfahren ift gebühren- und 
ftempelfrei. Baare Wuslagen werben nicht in 
Anſatz gebracht. Eine Erftattung der den Parteien 
erwachſenden Koften findet nicht ftatt. 


g 21. 

Haben in einer Sache einerjeit3 die Gerichte 
und andererfeit3 die Verwaltungsbehörden oder 
Berwaltungsgerichte ihre Unzuftändigfeit endgültig 
audgefprochen, weil von den Berichten die Ver⸗ 
maltungsbehörben ober Verwaltungsgerichte und 
von diefen die Gerichte für zuftändig erachtet 
find, fo entfcheidet der Gerichtshof über den Compe— 
tenzconflict auf Antrag einer bei der Sache be= 
theiligten Partei. 

Der Antrag ift bei dem Gericht anzubringen, 
bei welchem die Sache in erfter Inftanz anhängig 
war. Der Antrag ift der Gegenpartei von Umtö- 
wegen zuzuftellen. Diefe kann innerhalb der Frift 
eines Monats einen Scriftfag über den Compe— 
tenzconflict einreichen. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der 88 9 
bis 17, 20 Tiefes Geſetzes entiprehende Anwen⸗ 


dung · 

Gerichtshof Hat in feinem Urtheil die dem- 
felben entgegenftehenden Entſcheidungen aufzu= 
heben und die Sache zur anderweiten Berhand- 
lung und Entfheidung an die betreffende Inftanz 
zu verweiſen. 

822. 


Bei Anwendung der Vorſchriften diefer Ver— 
orbnung gelten die Auseinanderfegungsbehörden 
als Kermalkungsbeobrben 


Auf die Erledigung der vor dem Inkrafttreten 
diefer Verordnung anhängig — — Compe⸗ 
tenzconflicte finden die bisherigen Beſtimmungen 
über das Verfahren Anmenbung. 


Diefe Verordnung tritt gleicnettig mit dem Ge⸗ 
rihtöverfaffungsgefege in Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen 
Unterſchrift und beigebrudtem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Bad Gaftein, den 1. Auguft 1879. 

(L. 8.) Wilhelm. 
&r. zu Stolberg. Leonhardt. Gr. zu 
Eulenburg. Bitter. v. Butttamer. 
Lucius. 
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IL Auszug and der Berorduung wegen ver 
befierter lnrictung der Provinzial:, Polizei: 


und Finanzbehörden. Vom 26. December 1808. 
(Als Beilage zu ber Inftruction für bie Regierungen 
vom 23. October 1817 Geſ.-Samml. 1817 ©. 382.) 


IV. Berhältniß der Regierungen in 
tehtlider Beziehung. 

1. Gerichtsſtand und Inftanzenweg 
bei fiscalifhen Proceſſen und Unter- 
fuäungen. 

8 34. 

Fiscus entfagt in Abſicht der Civilproceſſe 
jänzlich feinem bisherigen privilegirten Gerichts— 
Hande und ift daher bei demjenigen Gericht zu 
Hagen ober fich einzulafjen verbunden, wor welches 
bie Sache gehören würde, wenn fie bloß zwiſchen 
Privatperjonen ſchwebte. Wird Fiscus ald Be- 
Hagter in Anfpruch genommen, jo muß dies nur 
in dem all bei dem Obergericht gefchehen, wenn 
der "Gegenstand des Streit? unter unmittelbarer 
Verwaltung der Regierung fteht.*) Diefes findet 
ebenfalls bei den moraliſchen Perſonen ftatt, die 
mittelbar oder unmittelbar unter Verwaltung ber 
Regierungen ftehen. Bergehungen gegen Hoheits⸗ 
rechte und Landespolizetverordnungen, imgleihen 
Dienftvergedungen, gehören vor das competente 
DObergericht.**) Wegen ber localpolizeilichen Contra⸗ 
ventionen behält es einftweilen bei der biöherigen 
Berfaffung fein Bewenden.**) Ueber Defraudationen 
Iande3- und gutöherrlicher Nugungen, überhaupt 
wegen Bergehungen gegen Finanzgefege find die 
Unter, Ber zu_erfennen berechtigt, im Fall die 
daran ge ER Strafe nicht Funfzig Thaler ober 
eine diefer gejtellte Gefängnißftrafe überjchreitet.***) 
Eine jede Sache, in welcher die Regierung von der 
ihr 8 45 nachgelaffenen Befugniß Gebrauch gemacht 
und eine vorläufige Refolution abgefaßt hat, gehet 
jedoch fogleidh an das Obergericht iiber, wenn der 
Eontravenient auf förmliches rechtliche Gehör an⸗ 
trägt.***) Der weitere Inftanzenzug bleibt überall 
der ordentliche, wie er bisher bei jedem Gericht 
stattgefunden hat; die Sachen gehen daher nicht 
mehr an da3 Oberrevifiondcollegium, die Ober- 
tevifionsdeputation und die übrigen für die zweite 
und dritte Inftanz über Mechtsangelegenheiten von 
befonderen Gegenftänden angeſetzte Spruchbehörden, 
als welche nad dem Publicando vom 16. d. M. 
bereit3 aufgehoben find. 
2. en Buläffigfeit von Civilflagen 
über Ungelegenheitenbes Regierungs- 
tefforts. Im mulgemeinen Befonders 

aber 
A. Rüdfihts der Landeshoheitsſachen 
und einiger Spesteljälle 


Ueber Gegenftände und Angelegenheiten in- 
deffen, welche nach den Geſetzen und allgemeinen 
rundfägen Unferer Staats⸗ und Landesverfaffung 
zur richterlichen Erörterung bisher ſchon nicht ge 
eignet geweſen, kann auch fernerhin fein Proceß 
zugelaſſen werden. 


*) 0£.523, 70 bes Gerichtverfaffungtgeſetzes v. 27. 1877. 
**) of. 5 25, 73 bes Gerii —— — * 
⸗t $ 76 Rr. 15 des Ihteverfafjungsgef. v. 27. Jan. 

1877 u. 95 469 ff. ber Gtrafproceßorbnung v. 1. Febr. 1877. 
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& 36. 

Es findet berfelbe daher weder über wirkliche 
Majeſiäts⸗ und Hoheitsrechte, noch gegen allges 
meine in Gegenftänben der Regierungsverwaltung 
ergangene Rerordnungen, Allgemeines Landrechi 
Einleitung $ 70 Theil I itel 11 5 4 bis 10, 
Theil II Titel 13 88 5 bis 16, noch über die 
Verbindlichkeit zur Entrihtung allgemeiner An— 
lagen und Abgaben, denen ſämmtliche Einwohner 
de3 Staat? oder alle Mitglieder einer gewiſſen 
Klaffe derfelben nad) der beftehenden Landesver⸗ 
feffung unterworfen find, Allgemeines Landrecht 
Theil II Titel 14 8 78, ftatt, und ebenſowenig 
in den befonderen Fällen, wo die Gefege ihn aus- 
drücklich ausgeſchloſſen haben, wie z. B. erjter 
Anhang zum Allgemeinen Landrecht $ 61, Allge⸗ 
meine Gerichtsordnung Theil I Titel 43 $ 6. 

Modificationen. 
8 37. 

Jedoch verfteht fi dieſes nur unter den im 
Allgemeinen Landrecht Einleitung $ 74 Theil I 
Titel 11 Ra und Theil II Titel 14 8 79 feſt⸗ 
eſetzten Mobificationen; und in ben bahin ge= 
Pörigen Fällen fol der Weg Redtens Niemandem 
verfagt werden.*) 


B. Wegen der Bolizeifaden. 
88 38 bis 40. 
— en durch 8 7 des Geſetzes vom 11. Mai 


©. In Unfehung der Finanzangelegen- 
”“ — n. 

Gegen Verfügungen der Regierungen, welche ſie 
in ihrer Eigenſchaft als Finanzbehörde erlaſſen 
($ 4), fih mithin auf die Vermögensverwaltung 
des Fiscus beziehen, ift einem Jeden, der feine 
Rechte dadurch gekränkt glaubt, der Weg Rechtens 
unbenommen, infofern der Fall nicht zu ben 88 35 
und 36 gemadten Ausnahmen gehört. Ein Gleiches 
findet in Abficht der Vermögensverwaltung anderer 
den Regierunden untergeordneten moraliihen Ber- 
fonen ftatt; und ebenjo ftehet unter ben gedachten 
Modalitäten Jedem frei, fein Privatintereffe über 
Gegenftände der Poſt⸗ und Bergwerksadminiſtration 
($ 7 und $ 11) bei den competenten Gerichten 
geltend zu machen. 

Modificationen. 
8 42.) 

Damit indeffen durch frivole Klagen feine Ber- 
wirrung und Stodung in bie — 
gebracht werden kann, fo autoriſiren Wir hiermit 
die Regierungen, des gegen ihre Verfügung er- 
hobenenen Widerſpruchs ungeaditet: 

1. alle Landes-, jomohl ala grundherrliche 

Revenüen, Abgaben und Dienfte unbeſchränkt 
ur Leiftungszeit beizutreiben oder durch bie 
omänenpächter, Abminiftratoren oder dazu 


*) of. Borbem. ©. 541. 

**) Bol. Gabinetsorbre vom 31. December 1825 sub XIIa: 
Was sub Rr. 2, 3, 4 von ben Rechten bes Fiacut aus Bers 
trägen, mit von Pachtern geſchloſſen, gefagt iſt, findet au An- 
mwenbung auf erträge, welche Namens ber unter unmittelbarer 
Berwaltung der Regierungen oder ber ProotnzlalsSchufcollegien 
ftehenden Inftitute mit watperſonen abgefhloffen find, ſoſern 
Teßtere in ben Gontracten ſich biejer Beftimmung ausbrädlich unters 
worfen haben. 
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angefegte Dfficianten beitreiben zu laſſen, 
jebod mit Beobachtung der deshalb Allge- 
meined Landrecht Theil II Titel 14 88 80 
und 83 feftgefegten Mobdificationen ; 
2. infofern von Erfüllung der vom Fiscus mit 
Arivntperfonen eingegangenen Verträge die 
eihung Beftätigter Etat3 abhängt (wie 
borzüglic bei Pacdhtungen von Domänen und 


Regalien der Fall tft) und die Erfüllung der | Iı 


eontractmäßigen Verbindlichteit verweigert 
wird, nad vorheriger fummarifcher Ber- 
nehmung des Weigernden, ein vorläufiges 
Liquidium pflichtmäßig feſizuſetzen und das⸗ 
felbe vom Schuldner fogleich einziehen zu laſſen; 

3. die verpachteten ihrer Adminiftration unter 
worfenen Grundftüde und Gerechtfame unter 
Sequeftratton zu fegen, wenn die Pachtgelder 
rückſtändig bleiben, oder die Pächter ſchlecht 
wirthfchaften ; 

4. die Verpflittung der Pächter oder Nieh- 
brauder von dergleichen Grundftüden oder 
Rechten zur Räumung nad) abgelaufener 

achtzeit unb beendigtem Befigrechte auf ben 

rund einer —— Unterſuchung dur: 
eine Reſolution feſtzuſetzen und dieſe ſoglei 
vollſtrecken zu laſſen. Vor beendigter Pacht⸗ 
oder Beſitzzeit kann aber die Exmiſſion nicht 
anders als durch Urtheil und Recht feitge- 
ſetzt werden und erfolgen; 

5. wenn bei andern über Gegenſtände des Re— 

ierungsreſſorts geſchloſſenen Verträgen, be— 
Fonders bei Sriegslieferungen und wichtigen 
Entreprifen, die Erfüllung nad) dem Ver- 
langen ber Regierung verweigert wird und 
daraus ihrem Ermeften nad ein unwieder- 
bringlicher Schaden fi) beforgen läßt, für 
melden ber Weigernde dem Staate nicht 
würde gerecht werben können, denjelben zu 
der von ihm verlangten Verbindlichkeit durch 
wangsmittel anzuhalten. In allen diefen 
ällen find die Regierungen berechtigt, die 
Sade mit Vorbehalt des Rechts des Wider- 
fprechenden zur Erecution bringen zu laſſen. 
Auch wird die Bejtimmung, ob ſolches noth- 
wendig ſei, lediglich ihrem pflichtmäßigen Er- 
meffen überlaffen. Die Gerichte find ver- 
pflichtet, feine Hinderniffe in den Weg zu 
legen. Es find daher auch keine Poſſeſſorien⸗ 
lagen über dergleichen erecutiviihe Maß— 
regeln der Regierungen zuläffig, weder gegen 
den Fiscus noch gegen Corporationen oder 
Brivatperfonen. Auch muß e3 bei denfelben 
fo lange verbleiben bis die Sache im Peti- 
torium völlig rechtskräftig entſchieden tft, im 
Fall die betreffende Regierung nicht felbit 
deren Abänderung für zuträglic erachtet. 
ITI. Geſetz vom 24. Mai 1861 betreffend die Zu⸗ 
läffigteit des Rechtsweges. 
Gortſ. von Bb. I $ 34 Nr. 12.) 
Bweiter Abſchnitt. 


In Beziehung auf öffentliche Wbgaben im All- 
gemeinen. 


9, 
aöegen, allgemeiner Anlagen und Wbgaben 
($8 36, 41 der Verordnung vom 26. December 
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1808, Geſ.Samml. von 1817 ©. 283, 88 78, 
79 Theil II. Titel 14 des Allgemeinen Land- 
rechts) kann auf Grund der Behauptung, daß die 
einzelne Forderung bereit8 früher getilgt oder 
verjährt fei, die Klage auf Erftattung des Ge— 
ahlten angeftellt werden, jedoch bei Verluſt des 
lagret3 nur binnen fpäteftens ſechs Monaten 
nad erfolgter Beitreibung oder geleifteter Zah— 
ung. 


10. 

Der Rechtsweg finder ferner ftatt, wenn der 
Serangejogene behauptet, daß die geforderte Ab⸗ 
gabe keine öffentlihe Abgabe ſei, fondern auf 
einem aufgehobenen privatrehtlichen Fundamente, 
insbefondere einem früheren gutsherrlichen, ſchutz⸗ 
herrlichen ober grundherrlichen Xerhältnifje be- 


ruhe. 
Dritter Abſchnitt. 
In Beziehung Stempelſteuer. 


Wer zur Entrichtung eines Werthſtempels oder 
eines nicht nach dem Betrage des Gegenſtandes 
zu bemeſſenden Vertragsſtenipels gar nicht oder 
nicht in dem een Betrage verpflichtet zu 
fein vermeint, iſt befugt, dies gerichtlich geltend 
zu machen. ” 


Die Klage ift bei Berluft des Klagerechts bin- 
nen ſechs Monaten nad, erfolgter Beitreibung 
oder mit Vorbehalt geleifteter Zahlung des 
Stempelbetrage8 anzubringen. Hinfihtlih der 
Stempel, melde zu Gerichtskaſſen eingezogen 
werben, ift die Klage gegen die betreffende Salas 
tienlaffen-Berwaltung, in allen übrigen Fällen 
& en die zur Verwaltung der indirecten Steuern 
etimmte voninztalbebörbe zu richten. 


Das Rechtömittel der Appellation und der 
Nichtigkeitsbeſchwerde, beziehungsweife der Caſſa— 
tionsrecurs, fteht beiden Theilen aud dann zu, 
wenn der Betrag der ftreitigen Abgabe die für 
jene Rechtsmittel fonft vorgefchriebene Summe 
nicht erreicht.**) su 


Wenn gegen den Herangezogenen wegen De— 
fraudation einer der im $ 11 gedachten Stem— 
pelabgaben ein gerichtliche Strafverfahren an— 
hängig wird und derfelbe fi darauf beruft, 
daß er zur Zahlung der geforderten Steuer nicht 
verpflichtet jet, fo hat der Strafrichter das Er- 
kenntniß auszujegen und dem Angeſchuldigten 
eine, nad den Umftänden abzumeffende, höchſſens 
zweimonatlihe Zrift zu beftimmen, binnen welcher 
derfelbe von der im 8 11 erteilten Befugniß, 
den Nechtäweg zu befchreiten, Gebrauch machen, 
und, daß died gefchehen, nachweiſen muß. Hält 
er diefe Friſt nicht inne, oder fteht er ausdrück— 
lich oder ftillfehweigend von der Klage ab, in 
weldem Fall deren Wiederaufnahme oder wieber- 
holte Anftellung nicht geftattet tft, fo Ei das 
Strafverfahren 8inen Fortgang. Andernfalls ift 
das im Civilprozeß ergangene Endurtheil für die 
Unterfuhung maßgebend. 

— of. über bie Bebeutung dieſes $ oben Rr. 14, 16, 164. 16b. 

of. $ 70 des. Geritänerfaffungsgef. o. 27. Zan. 1877 m. 
5 509 ver Givilprocehorbnung v. 30. Jan. 1877. 
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Bierter Abſchnitt. 
In Beziehung auf Kirchen-, Pfarr- und Schul- 
Abgaben. 
8 15. 

Das rechtliche Gehör tft in Beziehung auf bie 
in Nummer 1 ber Allerhöchſten Ordre vom 
19. Juni 1836*) (Gef.- Samml. &. 198) auf 
geführten Abgaben und Leiftungen, melde für 

ichen und öffentlide Schulen oder für deren 
Beamte auf Grund einer notorifhen Ort: oder 
Bezirks⸗Verfaſſung erhoben werden, begleichen 
in Beziehung auf Sorderungen öffentlicher Schul- 
und Erziehungs-Anftalten an Schul- und Penſi⸗ 
onögeld fortan unbedingt geftattet. In Bezie— 
bung auf ſolche Abgaben und Leiftungen, welche 
auf einer allgemeinen geſetzlichen Berbindlichkeit 
bezüglich) auf einer, von der auffichtführenden Re= 
gierung in Gemäßheit geſetzlicher Beſtimmung 
angeordneten oder executoriſch erllärten Umlage 
beruhen, findet der Rechtsweg aber nur infoweit 
rg ald dies bei öffentlichen Abgaben ber 

il iſt. 

8 16. 


Die Beftimmung in der Nummer 3 der Aller: 
höchſten Ordre vom 19. Juni 1836*) wirb aufs 


gehoben. 
Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen 
u und beigedrudtem Königlichen me 
tegel. 

Gegeben Berlin, den 24. Mai 1861. 


IV. Geſetz über die Zuläffigteit des Rechtsweges 
in Beziehung auf pol ehr Verfügungen. Bom 
11. Mai 1842.) 

Geſetz⸗ Sammlung Seite 192.) 


Wir Friedrich Wilhelm zc. 2c. 
verordnen zur Befeitigung der Zweifel, melde 
über bie Auläiigteit des Rechtsweges in VBeziehun 
auf polizeiliche Berfügungen entitanden find, au 
den Antrag Unferes Staatöminifteriums und nad 
erfordertem Gutachten unjeres Staatsraths für 
den ganzen Umfang ber Monardie, was folgt: 


1. 

Beſchwerden über pollgeitige Verfügungen jeder 
Art, fie mögen die Gefegmäßigkeit, Nothwendigkeit 
oder BZwedmäßigkeit derjelben betreffen, gehören 
vor die vorgejegte Dienftbehörde. 

Der Rechtsweg ift in Beziehung auf folhe Ber- 
fügungen nur dann zuläffig, wenn die Verlegung 
eines zum Privateigenthum gehörenden Rechts 
behauptet wird, und nur unter den nachfolgenden 
näheren Beftimmungen. 


82 
Wenn derjenige, welchem durch eine polizeiliche 
Serfügun eine Derpflichtung auferlegt wird, 
die Befreiung von derjelben auf den Grund 
einer beſonderen gefeplihen Vorſchrift oder eines 
fpeciellen Rechtstilels behauptet, jo ift die richter= 


*) of. $ 301 Kt, L 
**) of. oben Rr. 15 u. Borbem. &. 451. 

***) Ueber die allgemeine Bebeutung der In biefem Gefeh 
— Grundſatze für bie Zulaͤſſigteit bes Rectsmweges 
of, insbejonbere oben Nr. 1 das Grienntnik des G.-@.:9. vom 
8. Närg 1873, tm übrigen über die Retsmittel gegen polizelz 
Hide Berfügungen tm Bereich bes Lanbes:Vermaltungsgefeges v. 
30. Jult 1883 jept bie $$ 127 fj. beffelben. 
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lie Entſcheidung fowohl über das Recht zu 
et Befreiung, als auch über defien Wirkungen 
zuläffig. 


83 

Die Verfügung (8 2) kann jedoch, des Wider- 
ſptuches ungeaditet, zur Ausführung gebracht 
werden, wenn ſolches nach dem Ermeſſen ber 
Bolizeibehörde ohne Nachtheil für das Allgemeine 
nicht ausgefegt bleiben Tann. Nach ergangenem 
rechtskräftigen Erkenntniſſe muß bie Bolizeibehörbe 
deſſen Beſtimmungen bei ihren weiteren Anord⸗ 
nungen beachten. 


84. 

Steht einer polizeilichen Verfügung ein befon- 
deres Recht auf Befreiung (8 2) nicht entgegen, 
es wird aber behauptet, daß durch dieſelde ein 
folder Eingriff in die Privatrechte gefchehen fet, 
für welchen nad} den gejeßlichen Vorſchriften über 
Aufopferung ber Rechte und Bortheile des Einzels 
nen im Interefle des ANgemeinen, Entſchädigüng 
gewährt werben muß, fo findet ber Rechtsweg 
darüber ftatt: ob ein Eingeift diefer Art vorhan- 
den jet, und zu welchem Betrage dafür Entſchädi— 
gung geleiftet werden müffe. 

ne Wiederherftellung des früheren Buftandes 
kann in diefem Falle niemals —59 — werden, 
wenn ſolche nad) dem Ermeſſen der Bolizeibehörde 
unzuläffig ift. 


5. 

Gebührt ber Bottzelbehörbe nur die Befugniß 
zu einer vorläufigen Anordnung mit Borbehalt 
der Rechte ber SBetheiligten, ober behauptet 
derjenige, welchem durch eine polizeiliche Ver— 
fügung eine Verpflichtung auferlegt worden ift, 
dal dieſe Verpflichtung ganz ober tBeilmelfe einem 
Anderen obliege, fo iſt zur Feſtftellung der 
Rechte unter den Betheiligten und über die zu 
Aal Entfegädigung bie richterliche Entjcheidung 
zuläſſig. 


86. 
Wird eine potigeitiche Verfügung im Wege der 
Beſchwerde als geſetzwidrig oder unzuläffig aufs 
ehoben, fo bleiben dem Betheiligten feine Geredhts 
Yale nad) den allgemeinen gejeglihen Beſtim— 
mungen über bie Bertretungsver indlichleit ber 
Beamten vorbehalten. 


87. 
Sämmtliche, ſowohl allgemeine als befondere 
Vorſchriften über Gegenftände dieſes Bejeges und 
namentlid die Vorſchriften der Verordnung vom 
26. December 1808 88 38 bis 40 werden hierdurch 
aufgehoben. 


V. Allgemeines Laudrecht Theil II Titel 14 
86 4ff., 78 


84. 
Einzelne Landeseinwohner, Corporationen oder 
Gemeinden können die Befreiung von den Ab— 
aben derjenigen Claſſe, zu welcher fie gehören, 
in der Regel nur dur Verträge oder ausdrüd- 
lie Privilegien erlangen. 


5. 
In wiefern dergleihen Befreiung durch Ver—⸗ 
jährung erworben werben könne, iſt gehörigen 


Verfahren beim Bau der Schulgebäude. 8 304. 


Orts beftimmt (Theil I Titel 9 88 656 bie 
659).*) 


6. 

Alte ſolche ausbrücg ober ftillfehweigend er- 
langte Befreiungen find nad den Vorſchriften 
der Einleitung $$ 54 bis 58 und 62 bis 72 zu 
behandeln. 


87. 

Durch dergleichen Ausnahmen follen die übrigen 
Mitglieder derfelben Klafje mit höheren Laſien 
nicht beſchwert werden. 


88. 

Wer ein foldes zur Belaftung der übrigen 
Mitglieder gereichendes Privilegium für ſich an= 
führt, gegen ben gilt die Vermuthung, daß er 
ſelbiges erſchlichen habe. 


89 

Streitigkeiten, welche über die Vertheilung der 
aus dem Beſteuerungsrechte fliegenden Abgaben 
unter den Contribuenten entitehen, werden in Er- 
mangelung binlänglicher durch Verträge, wohlher⸗ 
gebrachte Gewohnheiten oder bejondere Gejeße bes 
gründeter Beftimmungen, nad) den Regeln einer 
ohne ausdrüdlichen — entſtandenen Gemein⸗ 
ſchaft (Theil I Titel 17 Aöſchnitt 1) beurtheilt. 


810. 
Streitigfeiten über ‚Befreiungen follen nad) obigen 
Sejegen ($ 2—8) übrigens aber nad denjenigen, 
welche über den angeführten Grund der Eremtion 
ergangen find, entſchieden werden. 


8 78, 
Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung all- 
gemeine Umlagen, denen fämmtlihe Einwohner 
es Staates oder alle Mitglieder einer gewiſſen 
Klaffe derjelben nach der en Landesver⸗ 
aller unterworfen find (88 2, 3), findet fein 
roceß Statt. 
879. 


Behauptet aber Jemand aus bejonderen Grün- 
den die Befreiung von einer folden Abgabe 
& 4—8) oder behauptet er, in ber Beftimmung 
jeines Antheils über die Gebühr belaftet zu fein 
(8 9), fo fol er darüber rechtlich gehört werben. 


80. 
Doch muß ber, neier ſich über Prägravation 
beſchwert, in allen Fällen, ſowie der, welcher eine 
Eremtion behauptet, wenn er nicht wenigſtens 


*) Diefelben Tauten: 

$ 655. Bon Öffentlichen Laften und Abgaben wird ber Ver⸗ 
pflichtete bloß dadurch, daB er diefelben auch im ber Tängften Zeit 
nichi entrichtet hat, keines wegs frei. 

5 666. Wenn jeboch erhellet, dah Jemand zu einer Laft ober 
Abgabe, wozu er nad) feinem Stande oder Berhältniffe verpflichtet 
war, aufgeforbert worden, fi aber beren Leiftung gemweigert habe 
und ſeit Ye Zeit fünfzig Jahre hindurch davon frei geblieben 
fel, jo wird vermutget, daß er die Befreiung auf eine rechisgültige 
Weife erlangt Habe. 

$ 667. Er muß alfo bet feiner 
werben, als nicht außgemitielt iſt, 


angemaßt, babe. 
—1 Iſt das Grundſtück ober bie Gerechtigkeit, vom welder 
bie Abgabe entrichtet werben foll, in das Gteuerbud niemals 
eingetragen gemefen, jo begründet ſchon der Umftanb allein, daß 
die Abgabe h Jahren nigt geforbert worben, bie Bermuthung 
einer vegtägültig etlangten Befreiung. 

659. Es finder alfo aud in biefem alle bie Vorſchrift 
des 8 657 Un * 


J 
ee Den oe 
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feit zwei Jahren im Befige der Freiheit ſich be= 
findet, die von ihm geforderten Wbgaben, wäh— 
rend des Proceffes, mit Vorbehalt feines Rechtes, 
entrichten. 


Die Schulbau- und Gebäudenerwalfung. 


$ 304. Verfahren beim Ban der Schul- 
gebände. 


ueberſicht. 

Techniſche Vorbereitung der Bauten: Nr. 1. 

Mitwirkung ber Baubeamten: Nr. 2—3. 

Sicherſtellung ber Baumittel: Nr. 4. 

Verhandlung mit den Interefienten: Nr. 5—6. 

Erwerb bed Bauplages: Nr. 7—9. 

Interimiftifhe Beſchaffung ber Bauligkeiten: Nr. 10—11. 

Das Baurefolut: Nr. 12—53. 

Zuftänbigkeit, insbefondere ber Verwaltungsgerichte 
Rr. 12—15. 

Materielle Rechtsgrundſätze bei ber Entideidung 
Rr. 16—22. (Berüdfihtigung bes Befipftandes, 
befonberer Rechtstitel). 

Verfahren, (Zeit der Zuläffigteit bes Refoluts, Koften, 
Baufonds): Nr. 22— 37. 

Aufhebung bed Baurefoluts: Nr. 38—41. 

Nehtömittel gegen das Baurefolut: Nr. 43—48, 

Rechtsweg unter ben Betheiligten in Schulbauſachen: 
Rr. 49—53, 

Ausführung der Schulbauten (Beauffichtigung, Abänbe 
rung ber Pläne, abminiftrative Erecution, Lici⸗ 
tation, Abnahme): Nr. 54— 62. 

Inhaltsangabe. 

Zehnifhe Vorbereitung der Bauten. 

1. €. v. 30. Juli 1872 betr. bie echniſchen Vorbe⸗ 
reitungen für kirchliche und Schulbauten (Raums 
bebürfniß, ſpecielle techniſche Grundfäge.) — of. 
8 241 Nr. 6b a, E. — Weber bauliche Einrich⸗ 
tung der Schulgebäude ck. 8 305 und über bie 
Entbehrlickeit von Anfhlägen unten Rr. 59—60. 
€. v. 16. Jan, 1885 betr. bie Behandlung ber 
nur von Auffihtämegen zu genehmigenden Entwürfe. 
— ce 3. 18 28 Mr. 2, 8 296 Nr. 18, 
8 305 Nr. 8b, 

2. €. v. 20. Jan. 1881 betr. bie Betheiligung ber 
Staatöbaubeamten bei Kirchen-, Pfarr- und Schul: 
bauten (bei Wufjicht3-Acten unb bei finanzieller 
Betheiligung des Staats). 

3. €. v. 5. April 1882 betr. ben Ausſchluß einer 
Mitwirkung ber Staatzbaubeamten bei Ausführung 
kirchlicher und Schulbauten mit einem Koftenaufwand 
bis zu 500 Mart. 


Sigerftellung ber Baumittel, 

4. €. v. 31. Mai 1871 betr. die Sicherſtellung ber 
Baumittel vor Beginn bed Baues. — cf. 8 296 
Mr. 12, 13 unb oben Nr. 1, ferner über bie 
Koften zum Bau einer neuen Schule bei Trennung 
ber Gemeinden : 8 246 Und. I (E. v. 13. Dec. 
1877). 

Verhandlung mit ben Interejjenten, 

5. €. v. 24. April 1868 betr. die Betheiligung ber 
Schulgemeinden bei feftftellung ber Baupläne. — 
of. Anh. V. 

6. €. v. 20. Juni 1859 betr. die Befugniß ber 
ftäbtifchen Behörben zur felbftändigen Ausführung 
von Schulbauten. 


1a, 
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Erwerb eines Sähulbauplages. 

7. € v. 7. Mai 1863 betr. bie Öffentliche Auffor- 
derung zur Offerirung von Bauplägen vor Ein- 
bolung der Ermädtigung zur Enteignung. 

8. €. v. 23. Dec. 1862 betr. bie Wahl eines andern 
Schulorts bei Unmilfährigkeit ber Grundbefiger 
zur Abtretung eines Bauplages. 

9. €. v. 5. April 1861 Betr, bie Einholung ber Er- 
määtigung zur Erproptiation eined Grumbftüds für 
die Schule, Ausſchluß einer Ausbehnung ber Enteig- 
nungsbefugniß auf das für bie Landnutzung bed 
Lehrers erforderliche Terrain. 


Interimiſtiſche Beſchaffung ber Baulich— 
keiten. 
€. v. 18. Juli 1880 beir. das Verfahren bei 
interimiſtiſcher Beſchaffung ber erforderlichen Schul⸗ 
rãumlichkeiten und 
108. €. v. 4. Dec. 1865 betr. bie Anmiethung einer 
Wohnung für den Schullehrer bis zur Herftellung 
des Schulbauß, 
10b. Erf. bed O.8.:6. v. 15. Sept. 1883. (o.) €. 
v. 4. Juni, (d.) v. 15. Juni und (e.) v. 14. Nov. 
1884 besgl, 
€. v. 9. Januar 1873 beir. ben Ausſchluß zwang⸗ 
weifer Anordnung von bauliden Einrichtungen in 
gemietheten Localen. — 
ef. über bie nur ausnahmsweiſe Geftattung von ge 
gemietheten Schullocalen: 8 305 Nr. 1—2, ferner 
über bie Beitragspflicht bed Gutsherrn zur Miethe: 
8 276 Rr. 20 und über bie Unterftügung bes 
Staats bei Aufbringung ber Miethe: 8 292 Nr. 3. 


12—58: Das Baunrefolnt. 


Die Zuftändigleit der Behörden, indbefondere der 
Berwaltungsgerichte. 


Maßgebend für die Zuftändigkeit betreffs der 
Anordnung von Neu und Reparaturbauten für 
Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht dienen, 
fowie für die Entſcheidung von Streitigkeiten bei 
Aufbringung der Koften ift außerhalb des Zu— 
fänbigteitägefege in den Provinzen Poſen und 
Weſtfalen die Allerhöchſte Ordre vom 18. Februar 
1805 und die 88 707—709 Allgemeinen Land- 
rechts Theil IT Titel 11 (abgedrudt in dem Erlaß 
unten Nr. 16), nebft dem Erlaß vom 13. Januar 
1874 (unten Nr. 48). Die erfigedahten Vor— 
fchriften gelten, ſoweit fie die Butäffigteit bes 
Rechtsweges betreffen, auch in der Provinz 
Schleswig-Holftein in Gemäßheit der Verordnung 
vom 16. September 1867 (Geſ.Samml. ©. 1515, 
ef. unten Nr. 50) und find im übrigen mit der 
dur die Verordnung vom 20. Juni 1868 (Gef. 
Samml. ©. 620) dort eingeführten Regierungs- 
inftruction vom 23. Detober 1817 als anwendbar 
zu erachten. Das Verfahren ift dur den Erlaß 
vom 10. Juli 1879 (unten Nr. 48 Unm.**) dem⸗ 
gemäß geordnet. Für die Rheinprovinz gelten 
jene Vorſchriften nicht, fondern nur das Reffort- 
reglement vom 20. Juli 1818 8 15, in Rerbin- 
dung mit der Verordnung dom 26. December 1808 
8 41, welche den Rechtsweg ausſchließen. 

Für den Bereich, des Bufländigfeitagefe 3 vom 
1. Yuguft 1883 tit de der 8 47 (49) beffelben 
maßgebend (abgebrudt oben Bd. 185 Und. D). Die 
Materialien für die Erläuterung deſſelben find 


10. 


11. 
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wejentlich enthalten in den Commiſſionsberichten 
des Haufe der Abgeordneten, Seſſion 1880/81 
Drudjahen Nr. 103, Seffion 1882,83 Drudfaden 
Nr. 158. Erfterer bemerft (©. 41 zu dem da= 
maligen 8 37): 

„Die Anordnung von Neu⸗ und Reparaturbauten 
für Elementarfhulen in Verbindung mit der Ber- 
theilung der aufzubringenden Baufoften tft in der 
Greubilgen Verwaltung von älterer Zeit her Gegen⸗ 
ftand der Regulirung eines Intertmifticums durch 
die Königlichen Dteglerungen als Aufſichtsbehörden 

jeweſen. Das Buftändigleitsgefeg von 1876 ($ 78) 
dat im Falle des Streit3 an Stelle ber Regie— 
rungen die Berwaltungdgerichte gefegt und ihnen 
die Junction zugewielen, fowohl über die Noth— 
wendigkeit unb die Art ber Wusführung bes 
Baues, wie über die Berpflihtung, zu den 
Baufoften beizutragen, „int alle des Streits” 
im Verwaltungsftreitverfahren zu entfcheiden. Die 
jeßige —— ſtellt im weſentlichen die 
ältere Weiſe der Regulirung des Interimiſticums 
durch die Schulaufſichtsbehörde wieder her, gewährt 
aber den dabei betheiligten Intereſſenten in weitem 
Umfang einen Reel uß durch Anrufung der 
Verwaltungsgerichte. ie Commiſſion in ihrer 
überwiegenden Mehrheit tft mit der jegt vorge- 
ſchlagenen Geftaltung des Verfahrens einverstanden. 
Man ertennt an, daß bei ber beabfichtigten Bor- 
nahme bes Neu⸗ und Reparaturbaues fo zahlreiche 
Streitfragen über die Nothwendigfeit, die Art der 
Ausführung, das Maß der Beitragöpfliht unter 
den zum Schulverband gehörigen Ortögemeinden, 
Gutsbezirken, Schulpatronen u. ſ. w. juiommen- 
treffen, daß eine abgefonderte Behandlung dieſer 
verjhiedenen Streitpunkte bie Ausführung eines 
Baues in das Unabfehbare Hinziehen würde, da 
nicht felten die durch ſchwere Bumuthung be= 
troffenen Beitragspflichtigen nur zuviel Beran- 
lafjung finden, immer neue Gtreitpunfte zur 
Entſcheidung zu bringen. Um mit dem Bau 
überhaupt in Bang zu kommen, werde eine Vor⸗ 
entſcheidung über alle damit zufammen- 
hängenden Gtreitfragen als Proviſorium nicht 
zu entbehren fein, vorbehaltlih der Rechtsmittel 
für alle Betheiligten. Für dies Vorverfahren, 
in welchem eine Weiße techniſcher Punkte ziemlich 

leihmäßig mieberlehren, ſei die Schulauf— 

—— örde im Großen und Ganzen wohl 

eeigneter als der Kreisausſchuß. Da dieſe Ent- 
— aber nur ein Interimiſticum darſtelle, 
jo müſſe folgerichtig allen Betheiligten die An= 
rufung des Verwaltungsgerichts in einem geord⸗ 
neten Streitverfahren offen bleiben und zwar — 
unter Wegfall des ordentlichen Rechtsweges. Eine 
längere Dißcuffion veranlapte nun aber das Vers 
hältniß dieſer Beftimmungen zu dem 
im 8 36 (jegt 8 46) geordneten Streit- 
verfahren. Solle, wenn ein Streit nicht über 
die Nothwendigkeit und die Art ded Baues, fon: 
dern nur über die Bertheilung der dadurch 
veranlaßten Koften entftehe, die Vorentſcheidung 
dem Schulvorftand nad) $ 36 oder der Schulauf- 
icht3behörde nad) 8 37 zuftehen? ober merbe es 
ch nicht etwa empfehlen, in dieſem bejondern 
lle die Entſcheidung in die Hände des Sreiß- 
ausſchuſſes zu legen, der in diefem Falle fehr wohl 
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zur Borentſcheidung geeignet ſei. In jedem Falle 
erſcheine hier eine Qüde, die auf Die eine ober 
andre Weife ergänzt werben müſſe. on einer 
Seite wurde der Geſichtspunkt hervorgehoben, daß 
wenn bie Elementarjhule von einer einzelnen 
Commune ald Theil der gewöhnlichen Communal⸗ 
Taften auf den Gemeindehaushaltgetat übernommen 
fet, ein Streit über die Beiträge nur auf ben 
Weg des gewöhnlichen Verwaltungsitreit3 über 
Gemeindelaften verweifen ſei, nicht aber in 
einem Interimifticum durch die Auffichtsbehörde 
nach 8 37 entichieden werben könne. Won anbrer 
Seite wurde entgegnet, daß in der bisherigen 
a 8 der Borenticheidungen über Schulbauten 
ich Zweifel diefer Art nicht ergeben hätten. Die 
Auf —— babe nad) $ 37 über alle ſtrei⸗ 
tigen Borfragen, die gegen einen Schulbau er- 
oben werden, im Bufammenhange zu entſcheiden. 
3 ſei in der That nothwendig, alle dieſe Streit= 
fragen ihrer Connexität wegen als ein Ganzes zu 
behandeln. Behalte man irgend ein engere Ge- 
biet von Streitfragen einem andern Berfahren 
vor, fo entftehe immer wieder die Möglichkeit, 
durch Erhebung eines ſolchen Zwiſchenſtreits den 
Bau zu hemmen. Es unterliege auch keinem Be- 
denken, das Interimifticum über jede ftreitige 
Frage des Beitrags durch die Auffichtsbehörbe 
reguliven zu laſſen, da ja den Betheiligten der 
Berwaltungsrechtsweg gegen jeden Xheil diejer 
Entſcheidui Zur Hebung der 


ng vorbehalten 
angeregten Smeit werben folgende Amendements 
geitellt: A. — B. — 


C. Im Abfag 1 ftatt „über die Aufbringung 
und Zertheilung der Baukoften“ zu fegen: „über 
die Vertheilung der aufzubringenden Baufoften 
auf Gemeinden (Gutsbezirke), Schulverbände und 
Dritte ftatt derſelben oder neben denfelben nad) 
öffentlichem Hecht Berpflichtete” Für den An= 
trag C insbejondere wird geltend gemadit, daß 
Derfefbe die Wbficht der Regierungdvorlage nur 
präcijer zum Ausbrud bringe und fte noch in dem 
Punkte verbefiere, daß die Klage fogleih „gegen 
den eigentlich verpflichteten Dritten mitzurichten 
ſei. Der Herr Minifter des Innern erklärte: Der 
1 ändere das Verfahren gegenüber den Ber 
timmungen des $ 78 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom Jahre 1876 nur infofern, als jegt die Schul- 
auffichtöbehörde nicht felbft al3 Klägerin aufzu- 
treten brauche, fondern gegen beren Anordnung 
die Schulgemeinde Magen müffe. Die im der Bor- 
lage getroffenen Specialbeftimmungen über das 
Berfahren bei Neu- und Reparaturbauten ſeien 
nothwendig ges gültig, ob gegebenenfall3 die 
Säule eine Communalanftalt fei oder nicht, denn 
in dieſem Falle fei nicht die Communal-, fondern 
die SchulauffichtSbehörde competent, gegen deren 
Anordnung die Klage der Gemeinde Suhtehe. In 
die interne Verwaltung der Gemeinden werde da⸗ 
durch nicht eingegriffen, und mo es fi}, wie bei- 
jpielömweije bei Schulbauten, um Aufnahme einer 
Anleihe handle, habe die Genehmigung bieru die 
communale Aufficht3behörde zu ertheilen. Die Bes 
ftimmung, I fi die Anorbnnng auf die Ber- 
teilung ber Baukoſten zu erftreden habe, fei ſchon 
für bie Sale erforderlich, in denen nicht blos eine 
Gemeinde allein die verpflichtete ſei. Die in dem 
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Antrage O enthaltene Diftinction fei nicht noth- 
wendig und werde nur dazu dienen, das Ver— 
waltungsgericht in feinen Entjheidungen zu vin⸗ 
euliren. — — In zweiter Lefung wurde ber in 
eriter Lefung nur mit Stimmengleihheit abges 
lehnte Antrag C wieder aufgenommen und mit 
der Erwägung motiviert, daß derjelbe nur ben 
Auned babe, conform mit dem Gedanken und den 
otiven der Regierungsvorlage Har zum Aus- 
drud zu bringen, daß e3 nicht die Abſicht ſei, eine 
Untervertheilung der Baufoften in den einzelnen 
Gemeinden und fonftigen communalen Berbänden 
durch die Schulaufſichtsbehörde beſchließen zu laſſen. 
Ohne dad werde immer der Zweifel entitehen, ob 
nicht die Schulaufſichtsbehörde auch da enticheiden 
folle, wo die Schulbeiträge nicht beſonders repartirt, 
ſondern gemeinſchaftlich mit den andern commu⸗ 
nalen Bedürfniſſen als Theil der gewöhnlichen Ge— 
meindeabgaben erhoben werden. Der Regierungs⸗ 
commiffar widerſprach dieſem Antrage zwar aus 
dem Grunde, weil die jetzige Faſſung den er— 
hobenen Bedenken bereits völlig gerecht werde. 
Es wurde indeß in zweiter Leſung die Einſchal⸗ 
tung jenes — in Abſatz 1 beſchloſſen — 

Ein zweites Bedenken wurde bagegen erhoben, 
daß auch in diefen Fällen der Berwaltungsbehörde 
die Befugniß zuftehen follte — der allgemeinen 
Regel entiprehenb — in bringlihen Fällen trotz 
des erhobenen Einſpruchs ben angeordneten Bau 
ur Ausführung zu bringen.*) — Ein Antrag, 
Biete Befugniß wenigftens bei Neubauten auszu⸗ 
fließen, wurbe inbeh abgelehnt.“ — 

Die Regierimgsvorlage von 1882 beabſichtigte 
die seitinftangliche Entfeidung im Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren über angefochtene Beichlüffe der 
Schulaufſichtsbehörde, betreffend Neu- und Repa⸗ 
taturbauten bei Schulen, dem Kreisausfhuß zu 
entziehen und birect an ben Bezirksausſchuß zu 
übertragen. Der Landtag trat dem nicht bei 
(3 ommtffionsbericht des Abgeordnetenhaufes, Drud- 
achen Nr. 158 zu 8 48 ©. 1832). : 

Zür die Zuftändigkeit fei hier noch über den 
Begriff der „Bauten“ bemerkt: Zu benfelben 
gehört der Erwerb des Bauplages (cf. oben Nr. 7 
und unten Mr. 40), die ng von Brunnen (cf. 

305 Nr. 40 ff, 8276 Nr. 6), nad) der neueren 
doc aud) die Anmiethung von Räumlichkeiten 
(ef. oben Nr. 10 b, c, d — dagegen oben Nr. 10), 
die Anfammlung eined Baufonds (cf. unten Nr. 37), 
— nicht aber die Beſchaffung des Inventars (cf. 
8 312 Nr. 4, 5, 6), der Turnpläge und Turnge— 
väthe (cf. 8 305 Nr. 52), die Umfriebigung ber 
Schulgehöfie (cf. $ 305 Nr. 43), die Anlage von 
Deichen für Schulländereien (cf. $ 308). 

Für die Entfheidungen der Verwaltungsgerichte 
find die von der Schulauffichtäbehörde innerhalb 
ihrer geiegtiihen Buftändigteit getroffenen allge- 
meinen Anordnungen**) über die Ausführung 
von Schulbauten maßgebend (8 49 des Gejehes 
vom 4. Wuguft 1883, abgebrudt oben Band I 
8 5 Anhang D). 


®) of. unten Rr. 43, 44, 4. 

**) Die Frage, ob biernad Im Gimgelfalle ein Neubau ober 
eine Reparatur notwendig fei, unterliegt aber ber Prüfung ber 
— (rt. der O.⸗B.⸗G. Id. 25. Rov. 1885 Rr. 74, 
Entſch. Dh. 12 ©. 223). 
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Unberührt bleibt endlich auch Hier die der Schul= 
auffichtöbehörde nad; Maßgabe des Geſetzes zu⸗ 
ftehende Befugniß zur Einrichtung neuer oder 
Theilung vorhandener Schulfocietäten ($ 49 Ab⸗ 
ſaß 3 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 — cf. 
auch unten Nr 41, Nr. 53, fowie Vd. I$5 Nr. 4 
und 8 245 Nr. 1), 

Die Vorjchriften des 8 47 des Geſetzes vom 
41. Auguft 1883 finden aud Anwendung, wenn 
die Schule mit der Küfterei verbunden ift ($ 49 
a. a. D.). Gleihgültig ift dabei, ob ed fih um 
einen Schul- oder Küftereibau handelt. 

Die Verwaltungdgerichte entfcheiden unter Au s— 
Ihluß des ordbentlihen Rechtsweges 
(8 160 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883).*) 

Das Berfahren derjelben beftimmt ſich nad) 
den Vorſchriften des Geſetzes vom 30. Juli 1883 
(abgedrudt oben $ 302 Anhang II). 

Für das Verfahren der Schulaufſichtsbehörde 
bei der Negelung des Interimiftticums nach $ 47 
des Geſetzes vom 1. Auguft 1883 find beſondere 
Anordnungen nicht ergangen, da aber das Geſetz 
(ef. oben den Commifftonsbericht) im Weſentlichen 
die Wieberherftellung der älteren Weife beabfich- 
tigt, fo werben die früher für die Baurefolute 
(Rechtögrundfäge, Verfahren, Aufhebung, vor⸗ 
Täufige Bollftredung, ef. unten Nr. 16—41, 43 
bis 45, 49) ergangenen Vorſchriften auch für die 
Entfcheidungen der Schulauffichtäbehörbe nad) $ 47 
a. a. O. ald maßgebend anzuſehen fein. 

Uebrigens ift ein Beſchluß der Schulauffichts- 
behörde nicht unbebdingte Vorausſetzung für die 
Entielöungen der Verwaltungsgerichte. Die Ber 
theiligten können im verwaltungsgerichtlicden Ber- 
fahren über ihre Beitragspflicht gegen einander 
Hagen, ohne vorher den Beihluß der Schulauf- 
fichtöbehörde ertrahirt zu haben (Erkenntniß des 
Ober:Bermwaltungögericht3 vom 30. December 1885, 
I 1466, abgebrudt im Preuß. Verwaltungsblatt, 
VII, 148). 

Hanbelt e3 fi aber um einen Streit über die 
Nothivendigfeit des Baues, fo muß zuvor der Be- 
ſchluß der Schulaufſichtsbehörde eintreten, auch 
wenn der Bau fchon ausgeführt ift. (Erkenntniß 
des Ober-Berwaltungögerichts I vom 4. November 
1885 Nr. 39, Entſcheidungen Band 12 Seite 226, 
unten Nr. 258.) 


12. €, v. 15. Jan. 1877 betr. bie Zuſtändigkeit ber 
Verwaltungdgerichte zum Erlaß ber Baurefolute in 
ftreitigen Schul⸗ und Küftereibaufachen im Geltungs⸗ 
bereich der Kreisorbnung vom 13. December 1872 
(Hier nicht mehr abgebr.). 

€. v. 11. Mat 1874 betr. die Bearbeitung ber 
Schulbauſachen durch bie Regierungen bis zum Zeit: 
punkt des hervortretenden Bebürfniffes einer lreſolu⸗ 
torifhen] Entſcheidung durch die Verwaltungsgerichte 
und betr. die Betreibung der Sache vor letztern 
durch den Schulvorſtand, event. durch beſondere 
Bevollmãchtigte. — cf. unten Nr. 258. 

€. v. 14. Sept. 1874 (hier nicht mehr abgebr.) 
und 18. April 1865 betr. bie Nothwendigkeit eines 
Refolutd bei einem Streit zwiſchen der Schulaufs 
fichtsbehörde und fämmtlihen Intereffenten, 


e ibeß unbel rivat: ij 
ee en - 


13. 


14. 
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15. €. v. 30. Junt 1860 nebft ber Allerh. Orbre v. 
30. März 1843 und bem €. v. 12. Dec, 1843 
betr. ben Erlaß ber Baurefolute durch bie Abthei— 
lungen für Kirchen⸗ und Schulweſen bei ben Re— 
gierungen. 


Materielle Rechtsgrundſätze beim Erlaß ber 
Baureſolute (cf. Anh. IV). 
16. €. v. 12. Dec. 1843 nebft ber Allerh. Orbre v. 
18. Februar 1805 und ben 88 707 fi. U. 2:8. 
DI 11 betr. ben Charakter des Reſoluts ald eines 
Proviſoriums unb die Bebeutung bed Befigftandes 
bei der Eutſcheibung. — of. E. v. 14, Febr. 1860 
8 260 Rr. da, 
€. v. 15. Rov. 1864 betr. bie Berüdfihtigung ber 
Entſcheidung und thatfählien Uebung in früheren 
Baufällen. 
€. v. 24. Juni 1864 betr, die Beachtung klarer 
fpecteller Rechtstitel. 
€. v. 12. Rov. 1862 betr. bie Berückſichtigung 
der zwiſchen ben Bauverpflichteten ſelbſt geſchloſſenen 
Verträge und ergangenen Judicate. 
€. v. 18. Juli 1862 betr. die Beachtung ber be 
fondern Obfervangen zc. bei Vertheilung ber Leiftungen 
unter bie Verpflichteten. — cf. €. v. 14. Febr. 
1860 8 260 Nr. 4a, fowie ebenda Rr. 40 d, 5a. 
€. v. 26. Juni 1871 betr. bie Unzuläffigfeit ber 
Verüdfihtigung von Mehrleiftungen Einzelner bei 
früheren Bauten. 
€. v. 25. März 1865 betr. bie Unzulaſſigkeit ber 
Berũckſichtigung von Regreßanfprüden aus früheren 
Baufällen, 


Berfahren beim Erlaß der Baurefolute 
(ef. Anh. IM). 

€. v. 25. Mat 1864 betr. den Verſuch einer gũt⸗ 

lichen Regulirung vor reſolutoriſcher Feſtſezung. — 

cf. Rr. 39. 

€. v. 10. Det. 1860 betr. bie Unzuläffigteit vefolu: 

toriſcher Entſcheidung nah ber Baunusführung, 

wenn bie Baukoſten ſchon berechtigt find. — cf. 
oben Vorbem zu Nr. 12 a. €. 

258. €, v. 29. April 1861 unb b, 19. Auguft 1854 
betreffend bie Zuläfigkeit eine Reſoluts nad ber 
Bauausführung, wenn es fih noch um bie erfte 
Feſtſtellung der Baupflicht oder MWertheilung ber 

ie handelt. — of. au $ 248 Wr. da. 

250, Erf, des O.⸗V.-G. v. 4. Nov. 1885 dedgl. u. beir. 

bie Verpflichtung ber Schulauffihtsbehörbe zur 

Beſchlußfafſung vor ber Entfeibung ber Verwal: 

tungsgerichte. 

€. v. 13. März 1863 betr. bie Zuläſſigkelt bes 

Refoluts nah ber Bauausführung wenn nod ein 

Gemeindemitglieb mit feinen Beiträgen im Rüd- 

ftande ift. 

€. v. 28. Juni 1864 besgl. wenn bie Bauhanb⸗ 

werker noch nicht befriebigt find. -— cf. 8 276 Nr. 14. 

€. v. 29. Juni 1861 betr. bie Unzuläffigteit bes 

Refoluts, wenn bie Baukoſten beitritten find und 

es ih nur no um bie Dedung ber von ber 

Schulgemeinde aufgenommenen Darlehne handelt, 

— of. Nr. 62. 

€. v. 12. Dec, 1862 betr. bie Unzuläffigteit bes 

Refoluts, wenn ber Bau ohne Zuziehung ber Guts- 

herrſchaft ausgeführt ift und es fih nur noch um 

Erftattungsanfprüde ber Schulgemeinbe gegen bie 

jelbe Hanbelt. 


17. 


18. 
19. 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 


26. 


27. 
28. 


29. 
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30. €. v. 8. Februar 1867 betr. die Unzuläffigkelt bes 
nachträglichen Refolut® nad der Bauausführung, 
wenn bereitö ein Reſolut über die Beitragspflicht 
entſchleben hat und demnachſt bie Heranziehung ber 
dorenſen in Frage kommt. 

€. v. 16. Sehr. 1866 betr. bie Unzulaſſigkeit eines 
nachträglichen Reſoluts nah ber Bauausführung 
gegen einen während bed Baues zugezogenen Einz 
wohner. 

€. v. 13. Juli 1861 betr. bie Zuläffigfeit des 
Refoluts über die Verpflihtung zur Lieferung bes 
Bauholzes, während das Abldjungdverfahren über 
biefelbe ſchwebt. 

€. v. 5. Januar 1872 betr. bie Zuziehung aller 
rc zu ben Verhanblungsterminen in Bauz 


31. 


32. 


33. 


ſachen. 

€. v. 16. Dec. 1862 betr. bie Form ber Publis 
cation ber Refolute. 

€. v. 26. März 1863 betr. die Verpflichtung ber 
Schulgemeinde zur Tragung ber Koften eine Gut⸗ 
achtens, deſſen Einholung burd ihre Erklärungen 
erforderlich geworben. — of. $ 276 Nr. 12 unb 
8 305 Rr. 46. 

€. v. 7. Rov, 1877 betr. die Entfheibung über 
die Koften eines in Schulbauangelegenheiten einge 
Bolten Gutachtens bei Entſcheidung über bie Bau 


34. 


35. 


36. 


frage. 

368. €. v. 27. Mai 1876 Betr. bie Koften einer Vers 
tretumg der Säule in ftreitigen Baufaden. 

€. v. 24. Juli 1872 18. Juli 1884, und 31. Oct. 
1884 betr. bie Rothwenbigkeit reſolutoriſcher Ent⸗ 
ſcheidung für die Anfammlung eines Baufonds. — 
of. €. v. 15. März 1864 und 30. Mai 1863 
(8 246 Rr. 4a, b) ſowie €. v. 28. Juni 1856 und 
10. Sebr. 1825 (hier Anh. I und II). 


Aufbebung ber Baurefolute. 
€. v. 31. Oct, 1860 und 19. April 1862 betr. 
bie Unzuläffigteit ber Aufhebung eined rechtskräf⸗ 
tigen Refoluts im Verwaltungswege. 
€. v. 5. Aug. 1862 betr. bie Unzuläſſigkeit ber 
Auffebung eines in ber Recursinſtanz beftätigten 
Refoluts durch bie Regierung, insbeſondre bei nach⸗ 
träglider Beibringung von Beweismitteln. 
€. v. 27. Febr. 1864 betr. bie Form ber Auf⸗ 
Hebung von Refoluten, von beren Ausführung ab: 
geiehen ift. — 
€. v. 8. Januar 1875 betr, die Zuläffigkeit ber 
Abftanbnahme von ber Ausführung eines Refoluts. 


Recurs gegen Baurefolute (cf. And. II). 

42. Ueber bie Rechtömittel im Bereich bes Zuftänbig- 
teitögefeges vom 1. Wuguft 1883 cf. 8 47 bes 
ſelben (oben Bb. 18 5 And. I) und Geſetz v. 30. Juli 
1883 (oben $ 302 Anh. I). 

43. €. v, 22. Febr. 1860 betr. die Zuläffigteit ber 
Bollſtreckbarkeit eine Refoluts vor ber Recurdent- 
ſcheidung. — cf. über bie Vollftrebarkeit vor ber 
Entiheidung ber Verwaltungsgerichte oben bie Vor⸗ 
bemerkung zu Rr. 12 (6. 887 Ep. 2). 

44, €. v. 11. October 1860 betr. bie Beſchränkung 
ber Bollftredung eines Reſoluts vor ber Recurs- 
entſcheldung auf bringende Fälle unter gleichzeitiger 
Berichterftattung. 

45, E. v. 16. October 1863 betr. bie Zuläffigteit ber 
Vollſtreckung eines Reſoluts vor ber Recursent⸗ 
entſcheibung bei abſichtlicher Verſchleppung bed Baues. 


37. 


38. 


39. 


40. 


41. 
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46. €. v. 30. Jan. 1867 bett. bie Prächufiofeift in 
Schulbauſachen (gilt nur noch für die Rheinpros 
vinz). 

47. €. v. 28. Januar 1868 betr. die Form ber Re 
cursanmeldung. 

48. €. v. 13. Januar 1874 betr. die Anbringung und 
Vorausfegung bed Mecurjes in Pofen und Bet 
falen, 

488. Ueber bie Nichtberechtigung des Schulvorftanbes zur 
Einlegung des Recurſes Namens der Schulgemeinbe 
cl. 8 250 Rr. 12. 


3 Rechtsweg gegen Baurefolute, 

(Im Geltungsbereih bes Geſehes vom 1. Auguſt 1883 

ift ber Rechtsweg über Öffentlich = rechtliche Verbindlich⸗ 

teiten nicht mehr zugelaflen. — cf. Vorbemerkung zu 
Nr. 12, 6. 586 Ep. 2). 

49. €, v. 5. Auguft 1863 betr. bie Unzuläffigleit der 

Suöpenfion eined Refoluts in Folge be3 Erlafies 

eined feinen. Beftimmungen wiberſprechenden noch 

nicht rehtäträftigen richterlichen Erkenntniſſes. 

Et. bes €.:8.:9. v. 12. Febr, 1881 betr. bie 

Unzuläffigteit einer Klage gegen bie Auffichtsbehörbe 

zum Zwed ber Vereitelung ber Erecution eines von 

ihr erlaffenen Reſoluts. 

Ert. bed 6.8.9. v. 11. Dec. 1858 betr. bie 

Unzuläffigkeit einer Klage der Interefjenten in Schuls 

bauſachen gegen bie Auffihtäbehörbe, aber Zuläſſig⸗ 

teit berfelben gegen Mitverpflichtete. — of. 8 267 

Nr. 6 a. — 

Erf. des Obertrib. v. 24. Oct, 1862 betr. bie 

Unzulöffigteit eines gerichtlichen Werfahrens unter 

ben Interefienten über bie Frage der Nothwendig⸗ 

teit und Art eines Schulbaues, mitgetheilt durch 

€. v. 10. Febr. 1863. 

63. €, v. 16. Juni 1860 betr. bie Zuläffigkeit einer 
gerichtlichen Klage über die Grenzen eines Schul: 
bezirks, unbeſchadet ber Befugniß ber Regierung zur 
Eonftituirung bed Schulbezirts. 

538. Ueber bie Unzuläffigfeit bes Rechtsweges gegen 
Beſchlüſſe der politijgen und Kirchengemeinden über 
Aufdringung der Baukoften ck. 8 280 Vorbem. 
und & 267 Rr. Af. 


Ausführung bes Schulbaus. 

€. v. 21. Juli 1864 betr. bie Zuläffigkeit ber 
Beftellung bejonbrer Perfonen zur Beauffihtigung 
des Baued neben ben Schulvorftehern und bie Ver⸗ 
pflichtung ber Gemeinde zur Tragung biefer Auf- 
fiptätoften. — of. oben Bb. I 810 Nr. 17 (sub 
8 12) und Anh. L 

€, v. 24. Nov. 1859, 25. April 1860 und 5. Jan. 
1885 betr. das erfahren bei Abänderung von 


50. 


51. 


62. 


64. 


55. 





Bauplänen während ber Ausführung insbejonbre 
in Folge ber Befihtigung durch Commiſſarien bes 
Minifteriumd und bei Heinen Abmeldungen. — 
€. v. 27. Oct. 1860 betr. das Vorhandenſein von 
Beſchlüſſen der Schulgemeinden ober eines Reſoluts 
als Voraudfegung ber Erecution in Schulbauſachen. 
— cf. Nr. 26 und Anh. VI. 

€. v. 17. Juni 1862 betr. die Unguläffigteit ber 
Execution, wenn ein Gemeinbebeihlug und Reſolut 
fehlt, letzteres auch nadträglid nicht mehr erlafien 
werben Tann. 

E. v. 14. Ian. 1862 betr. das Erecutiondver- 
fahren bei ber Lieferung von Materialien, Anſchaffung 
für Rehnung bes Säumigen. 


56. 


67. 


68, 


59. E. v. 23. Sept. 1869 betr. die öffentlie Aus⸗ 
bietung von Bauten an ben Minbeftforbernben. 

60. €. v. 31. Jan. 1870 betr. bie Zuläſſigkeit der 
Ausführung von Schulbauten auf Rechnung und 
ohne vorherige Veranſchlagung. 

608, b. €. v. 17. Juli und 31. Oct. 1885 betr. bie 
Bebingungen für Vergebung von Arbeiten und 
Xieferungen, Submiffionen zc. bei Bauten, beren 
Koften ganz ober theilweiſe aus Staatsfonds ges 
bedit werben. 

61. €. v. 26. Juni 1860 betr, bie Unzuläffigkeit der 
Berüdfigtigung von Einwendungen einzelner Ges 
meinbemitglieber gegen bie Tüchtigkeit bed Bauch 
nad) feiner Abnahme durch die Gemeinde, 

62. Ueber bie Sicherung der Gemeinden bei Abtragung 
ihrer Baufdulben (8 153 Anh. U.:6.:0.) cf. 8 296 
Nr. 13 fowie unten $ 314 Und. II—VI und 
s 301 Rr. 18. 

Anhang. 

I. €. v. 28. Juni 1856 betr. bie Anfammlung von 
Baufonds. — cf. oben Bb. I 8 10 Rr. 17 
(sub 8 12). 

I. €. v. 10. Febr. 1825 beögl. 

III. €. v. 23. Aug. 1828 betr. bie Form ber Bau: 
tefolute, 

IV. €. v. 31. Dec. 1839 betr. bie Rehtögrunb- 
Täge bei Abfafjung der Reſolute. 

Vs. €. v. 9. Sept, 1839 betr. bie Zugiehung ber 
Kirchen vorftände beim Bau der Schul: und Küfter- 
bhäufer. 

Vb. €. v. 31. Oct. 1877 betr. die kirchenregiment⸗ 
lie Aufſicht der evangeliſchen Gonfiftorien über 
tirchliche Bauten. 

VI. €. des Min. des Innern v. 17. Mai 1840 betr. 
bie Ausführung ftäbtij ger Schulbauten bei einer 
Weigerung ber Gemeinde, 


1. Techniſche Vorbereitung für die kirchlichen nnd 
Schulbanten. 


Berlin, den 30. Zuli 1872. 

Bei Prüfung der hierher gelangenden Vorlagen 
in Bezug auf firhliche und Schulbauten ift wieder- 
holt wahrgenommen worden, daß formelle oder 
ſachliche Mängel, welche bei correctem Verfahren 
zu vermeiden gewejen wären, einen regelmäßigen 
Geſchäftsgang erfchiweren. Wir machen daher auf 
Folgendes zur Iprgfättigen Beachtung bei Vor⸗ 
bereitung und Bearbeitung von Bauentwürfen, 
Anſchlägen und Baukoſten⸗Nachweiſen aus dem 
Bereich der geiftlihen und Unterrichtsverwaltung 
befonder8 aufmerkſam. 

Sobald Bauprojecte namentlih zu größeren 
Neu= oder Reparaturbauten hierher zur delgtup 
nahme eingereicht werden, muß aus dem Begleit⸗ 
bericht erfichtlidh fein, daß das zu befriedigende 
Bebürfnig in allen Beziehungen, ſowohl in 
adminiftrativer al in bautechniſcher Hinficht ein- 
gehend geprüft ift und inwieweit die Beitrags⸗ 
verhältniffe jeitehen, die Baumittel bereit find. 

Zür das Bedürfniß ift das nad den concreten 
Verhältniffen des Falls nachweislich Nothwendige 
maßgebend. 

Das Raumbedürfniß ift jedesmal befonders 
nachzuweiſen. Behufs deſſen Begründung ift bei 
Kirchenbauten namentlih anzugeben: bie 
Seelenzahl der Gemeinde im Ganzen, die Zahl 
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der erwachſenen Gemeinbemitglieber — d. 5. ber 
Eommunicanten — im Befonderen; ferner bie 
Zeh der Erwachfenen, welche (nach Wbzug der im 

uchichnitt vorhandenen Kranken und der durch 
Haushaltungsgeichäfte Zurüdgehaltenen) gleich- 
zeitig an einem Gottesbienfte telinehmen tönnen; 
die Anzahl der Gottesdienste — ob Yrüh- ober 
Abendandacht außer der gottesdienftlihen Haupt⸗ 
5 — welche der Regel na an Sonn= und 

eittagen abgehalten werden, ferner ob die Kirchen⸗ 
befucher fämmtlich Drtöeingefejjene ober zum Theil 
Forenſen find und in welchem Berhältnifie die Zahl 
der Leßteren au der der erjteren fteht, die 10 
der fhulpflichtigen Kinder, das zu wählende Ber- 
hältniß zwifchen Sig- und Stehplägen und endlich 
der Procentjag der Bevölferungszunahme, auf 
welche etwa in einem gewiffen Zeitraum zu rechnen 
fein wird. 

Bei Bfarr- und Schulbauten iſt nament- 
lich die Zahl der Catecjumenen, der Schulfinder, 
der Procentjaß ihrer etwa anzunehmenden Ber- 
mehrung, die Zahl der Lehrer und ihre Familien- 
verhältniffe — ob ledig oder verheirathet —, die 
Drganifation der Schule —, ob voller oder Halb- 
tagsunterricht und die Darlegung der bezüglichen 
Dotationg- oder fonftigen W ehfihaftevecheltmiffe 
der betreffenden Stelle mitzutheilen. Sol bei 
Neu- oder NReparaturbauten gegen früher eine 
Erweiterung reſp. bei Wohn- und Wirihſchafts⸗ 
gebäuben eine ermehrung der Zahl oder bes 

mfangs der Räumlichkeiten vorgenommen werben, 
fo iſt ſtets die Nothwendigkeit dazu näher dar— 
zuthun. 

Die reader find unbeſchadet der Zweck⸗ 
mäßjigteit den Leiftungsfräften der Baupflichtigen 
anzupaffen. Im ——— empfiehlt ſich ber 
Maſ bau.) Wo eine andere zuläffige Bauart 
gewünſcht wird oder gewählt ift, find die Beweg⸗ 
gründe dafür anzugeben. Vor fpecieller Aus- 
arbeitung der Bauprojecte find die Baumittel zu 
erwägen. Desgleichen find von ſämmtlichen Kirchen⸗ 
projecten, fowie von allen jonftigen bebeutenderen 
Anlagen Skizzen und Koftenanjhläge anzufertigen 
und nachdem biefelben den Iniereſſenten zur 
Aeußerung vorgelegt worden, mit biefer zur 
Superrevijion einzureichen, Vor dem Beginn der 
Bauausführung müſſen die Baumittel gefichert 
werben. 

Die Beitragsverhältniffe der Baupflichtigen 
(Patrone, Gutsherrihaften, Kirchen, Schulgemein- 
den, andere Corporationen, Nußnieker ꝛc.) find 
eventuell unter Mitwirkung des Juſtitiars vor 
der — — ſo daß ſie 
bei dieſer thunlichſt berüdfichtigt werden können. 
Namentlich muß in denjenigen Baufällen, in 
welden aus rechtlicher Verpflichtung ein Koften- 
antheil aus Staatsfonds zu bejtreiten ift, dafür 
gefergt und bei der technifchen Vorreviſion von 

nfhlägen darauf gehalten werben, baß diefe Har 
ergeben, was nad den geſetzlichen Vorſchriften 
oder bejonderen Rechtstiteln einerſeits den fiscali= 
ſchen Fonds, andererſeits ben übrigen Berpflichteten 
u Laſt fällt. Außerdem ift bei Einreihung von 

uprojecten zur Superreviſion anzugeben, intwies 
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weit und aus welchem Grunde Staatsfonds zum 
Bau concurriren.*) 


Im Allgemeinen weit die unter dem 17. es 
bruar 1852 refp. in Metermaßen unter dem 26. Mai 
v. J. erlaffene Inftruction zur formellen Behand- 
lung der Zandbauprojecte**) und in einigen Punk⸗ 
ten noch fpecieller für die Kirchenbauten die Bor- 
ſchrift für die Ausarbeitung der Entwürfe zum 
Bau neuer Kirchen vom 31. März 1856 alle Er- 
forderniſſe der technifchen Vorlagen nad, fo daß 
es nur einer gemwifjenhaften Befolgung dieſer In— 
truction bedarf, um da8 Vorkommen formeller 

ängel zu vermeiden. 

Die techniſchen Vorlagen müffen aber auch der- 
artig volljtändig fein, daß fie nicht nur den ge- 
daten allgemeinen Erfordernifien, fondern au 
den fpeciellen Anordnungen oder den Grundfägen 
entſprechen, welche aus befonderem Anlaß als 
maßgebend für die Projectirung, Veranfchlagung, 
Koftenabrehnung u. dgl. hinſichtlich der kirchlichen 
und Schulbauten vorgejchrieben find, oder ſich 
als jelbjtverftändliche Erforderniffe ergeben. Es 
darf alfo 5. B. nicht vorkommen, daß Unterrichtö- 
zimmer mit unftatthaftem Lichteinfal von zwei 
einander gegenüber liegenden Seiten des Saales 
projectirt werden***), der bejondere Nachweis des 
Werths der erforderlichen Handdienfte und Fuhren 
im Mntätag feglt,*) Euftusgegenftände mit unter 
den eigentlichen Baufoften veranſchlagt, Revifions- 
Koſtennachweiſe über ausgeführte Bauten nicht 
vorihriftsmäßig aufgeftellt find, oder die Anſähe 
vollftändiger Beäcifrung durch Zeichnung, Bes 
rechnung, Licitationd-Protocoll, abgejäloflene Ver⸗ 
träge, in geordneter Reihenfolge beigefügte Rech— 
nungsbeläge, eines deutlichen Hinweiſes auf die 
laufenden Nummern der lehteren; des Nachweiſes 
der Uebereinſtimmung der Schlußſumme des 
Reviſionsnachweiſes mit derienigen ber Bantaffe 
u. dgl. entbehren. Solche Mängel müflen ſchon 
dur eine gründliche Vorreviſion befeitigt werden, 

e die Vorlagen hierher gelangen, fo daß es nicht 
nöthig wird, von hier aus derartige nachträgliche 
Ergänzungen zu fordern. 

ie Königlichen Behörden, welche berufen find, 
die Baubedürfniffe in der Kirhen- und Schul⸗ 
verwaltung zu prüfen nnd feitzuftellen, müſſen 
ihrer —— im vollſten Maß eingedenk 
bleiben und ſie in den angedeuteten Richtungen 
auch dann genfiensaft üben, wenn nad} den be- 
ftehenden Beitimmungen die Bauentwürfe und 
nal bier nit zur Superrevifion vorzulegen 
ind. 


Der Minifter für Handel 2c. 
Im Auftrage: Mac Lean. 


Der Minifter der een 2. Ungelegenfeiten. 
alt. 


An 
jämmtlie Königlii ingen, Land⸗ 
1 droſteien, Gon! Toten, ‚ovinzial = Schuls 
collegien x. 


Br 0. 00 Baer. 


U. G. 32,384. 
5) ef. 5 296. 
=) cf. jegt bie Juftr. o. 21. Juni 1881 Mimiſterialbl. S. 186. 
“.) c8 1 908. 
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1a. Geihäftsmäßige Behandlung won Eutwi 

* — Fr er ** 

welche nur won Oberauffichtswegen einer ban⸗ 
techniſchen Prüfung unterliegen. 


Berlin, den 16. Januar 1885. 

Hinfihtlih der formell- geihäftsmäßigen Be— 
handlung von Entwürfen ıc. zu Kirchen⸗ Pfarr- 
und Schulbauten, melde ohne ftaatliche Beitrags- 
leiftung lediglich auf Koften der beteiligten 
Gemeinden oder fonftigen Körperfchaften zur Aus- 
führung kommen follen, deren Prüfung daher der 
Königlichen Regierung zc. nur in ihrer Eigenſchaft 
als ftaatliche Oberauffichtsbeförbe obliegt, erſcheint 
e3 nicht angemefjen, das gieicie Berhahten ein 
treten zu laſſen, welches bei der bautechnifchen 
Nevifion folder Vorlagen, für deren Koftendedun, 
der Staat ſei e3 allein, jei ed in — 
mit anderen Baupflichtigen aufzukommen hat, 
bisher üblih war und auch ferner beftehen 
bleiben fol. 

Wir beftimmen daher für die Fälle der erft- 
genannten Art, daß mit Rüdficht auf das Eigen- 
thumsrecht des Berfertiger oder des Bauherrn 
an ben bezüglihen Brojectvorlagen Eorrecturen, 
Einzeihnungen und Randbemertungen auf den= 
felben zu vermeiden find und daß die bei der 
Nevifion für nothwendig erachteten Aenderungen 
in einem gefonderten Gutachten ausgeſprochen und 
erforderlichen Falles durch beigegebene Skizzen 
erläutert werden. 

Die Königliche Regierung wolle auch die Ihr 
unterſtellten Localbaubeamten, welche mit der Vor⸗ 
rüfung ſolcher Projecte ꝛc. betraut find, mit ent— 
een eifung verfehen. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, 
Im Auftrage: Schul. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lucanus. 
«ı 


n 
ſammiliche Möniglice Reglerungen und Land⸗ 
brofteien und an bie Königlige Minifterial: 
Baucommilfton Hier, fowie an bie Königlichen 
Sonftftorien in Gafjel und in ber Provinz 
oder. 
M. d. 5. ©. II. 921. 
M. d. g. A. G. . 6816, 


2. Verpflichtuug der Staats-Vanbeamten in Be- 
ziehung anf ihre Mitwirkung bei den Kirchen, 
Pfarr⸗ und Schulbanten. 


Berlin, den 20. Januar 1881. 
Aus Anlaß mehrfacher durch die neuere Geſetz⸗ 
geb entftandenen und hier zur Sprache gebradhter 
jedenfen, inwieweit die Thätigkeit der Staats— 
baubeamten bet den Kirchen⸗, Ir und Schule 
bauten in Anſpruch zu nehmen jei, eröffnen wir 
dem Königlihen Confiftorium 2c. Folgendes: 
Die Aenderungen in der Aufſicht über das 
Kirchenweſen, welche durch die neuere Gefeggebung 
herbeigeführt find, haben eine Aenderung der bis⸗ 
erigen gejeglihen Verpflichtungen der Staats— 
aubeamten in Beziehung auf ihre Mitwirkung 
bei den Kirchen», Pfarr- und Schulhausbauten 
nit zur Folge gehabt. 
infichtlich der formellen Behandlunglder feitens 
der Kirchen und Schulbehörben stgehenben Re 
quifitionen, fowie der von ben Baubeamten zu 
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bemwirfenden Außarbeitungen und der nad dem 
Koftenbetrage und der Bedeutung des Bauobjectes 
in Anjprud zu nehmenden Mitwirkung der Bau- 
beamten ift die von dem Mintfter der öffentlichen 
Arbeiten, in Uebereinftimmung mit den übrigen 
Reſſortchefs erlaffene Circular- Verfügung vom 
20. Juni v. 3. — III. 9437 —*) maßgebend. 

Bon Amtswegen und ohne befondere Ent- 
ſchädigung find die Königlichen Baubeamten ges 
halten, bei Kirchen, Pſarr⸗ und Schulbauten 
jelbft in dem Falle, daß der Staat pefuniär bei 
den Bauten nicht betheiligt ift, mitzuwirken, wenn 
ihre Inanfprudnahme auf Grund des den Kirdhen- 
und Schulbehörden zuftehenden Oberauffichtörechtes 
ih als unumgänglich nothwendig erweiſt. Die 

usübung dieſes Rechtes wird fi, ſoweit dabei 
bie Baubeamten zur Mitwirkung in Anfprud) ges 
nommen werben, innerhalb der Grenzen halten, 
in melden daſſelbe vor dem Erlaſſe des Geſetzes 
vom 3. Juni 1876 von den Königl. Regierungen 
in ber Hauptſache dur die Prüfung der Projecte 
in Iandespolizeiliher Beziehung geübt wurde. Es 
werben bie —— Regierungen bei den an 
5 gelangenden Erfuhen um Bermittelung der 

equifitionen an die Baubeamten forofättig zu 
erwägen haben, ob und in wie weit im gegebenen 
alle das landespolizeiliche Intereffe ausſchließlich 
und derart in Frage ſieht, daß die Inanſpruchnahme 
eines Königlihen Baubeamten unbedingt geboten tft 
und nicht etwa die Erledigung anderen Sachver⸗ 
ftändigen übertragen werden kann, die feitens ber 
Gemeinden oder jonftigen Bauverpflichteten geftellt 
werben. Requifitionen zur Ausführung von Reifen, 
für melde eine Entihädigung nicht gewährt wer⸗ 
den fann, find zu vermeiden. 

Die Baubeamten find ferner ohne Weiteres von 
Amtswegen und in dem bisherigen Umfange bei 
allen Kirchen⸗ Pfart- und Schulbauten einzutreten 
verpflichtet, bei deren Koften Fiscus entweder 
Een ben ober jubfidiär betheiligt tft, inſonder⸗ 

eit bei den Bauten fiscalifchen Batronates und 
denjenigen, deren Koften ganz oder theilweiſe aus 
unter Staatöverwaltun; Hehenden Stiftungsfonds 
gebedt werben; ferner bei den Bauten, zu welchen 
wegen Dürftigleit der Bauverpflichteten eine Be— 
theiligung de3 Staates in Form einer Gnaden— 
unterftüßung eintritt, und endlich bei den Bauten, 
an welhen der Fiscus als Grundherr durch 
— — von Bauholz und ſonſtigem Bau⸗ 
material Theil nimmt. — Bei den vorgedachten 
aus Königlihen Patronats- oder unter Staatd- 
verwaltung ftehenden Stiftungsfonds erfolgenden 
Bauten find die Königlichen Baubeamten zu fammt- 
lihen mit denfelben verbundenen bauiechniſchen 
Zeiftungen in dem Umfange und in der Art und 
Weiſe, wie fie für die Stantshauten ganz allgemein 
vorgeſchrieben find, verpflichtet. — Bezüglich der 
mit Gnadenunterftügungen erfolgenden Bauten 
it, ſoweit es fih um Projectirungds und Ber- 
anſchlagungsarbeiten handelt, nah Maßgabe der 
Eireularerlaffe der Minifter der geiftlichen, Unter- 
richts⸗ und Medicinal: Angelegenheiten und der 
Finanzen vom 12. September 1842**) und der 


*) B6.1$5.28 Rr. 2, 


**) Rönne, Baupolizet S. 571 und auszugsmeife $ 296 Nr. 2 
ana. aupolize und auszugsweife $ Ar. 
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geonnten Minifter und des Minifters für Handel, 
jewerbe und öffentliche Arbeiten vom 9. Januar 
1873*) (Minifterialbl. d. 1. 8. 1873 ©. 51 zu er⸗ 
fahren. Nach erfolgter Ausführung des Baues ift Die 
Abnahme dejjelben durch den Baubeamten zu bewir⸗ 
ten und das bezügliche Atteft Darüber auß; ulellen.*®) 
— Für die Bauten, zu welchen der Fiscus als 
Grundherr Raturallieferungen zu Leiften hat, Haben 
die Baubeamten in der gemäß Circularerlaß vom 
20. Juni v. J. gegebenen Beſchränkung auf Grund 
der von den Baupflichtigen gi beſchaffenden Bau⸗ 
pläne und Koſtenanſchläge die genaue Berechnun, 

der zum Bau abzugebenden Hölzer Oefanaionen) 
oder fonftigen Materialien feitzuftellen und naı 

eiolgter ollendung des Baues die Verwendung 
der betreffenden Materialien zu controliren, be= 
ziehungsweiſe atteftiren. — Die Anfertiguug 
von Skizzen, Bauplänen und Anſchlägen für die 
Ausführung von Kirchen-, Pfarr- und Schul- 
häufern, bei denen Fiscus pecuniär nicht betheiligt 
ift, Liegt den Baubeamten nit ob, auch dann 
nicht, wenn die Gemeinden etwa aus ihrer eigenen 
Initiative Geſuche um fiscaliiche Beihilfe an des 
Kaiſers und Königs Majeftät oder an die Be— 
hörden zu richten beabfidtigen und zur Begrün- 
dung bderfelben der Beifügung von Plänen und 
Anſchlägen bedürfen follten. 

Uebernimmt der Baubeamte auf Anfuchen der 
Gemeinden dergleichen Projectirungs- und er- 
anfchlagsarbeiten, fo ift er bereditigt, dafür Ge— 
bühren zu liquidiren. 

in 
die önigtihen Confiſtorlen⸗ unb Provinzials 

Schulcolleglen in ben 9 älteren Provinzen. 

Abſchrift erhält die Köntglihe Regierung ꝛc. 
zur Kenninißnahme und Nachtrag. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
Maybad. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
von Puttlamer. 


Un 
fümmtlige Königliche Regierungen unb Land⸗ 


droſtelen, ſowie an bie Königliche Mintftertal: 
Beucomulifon dir * ä 
M. d. 8. ©. III. 18679. 


RiglaLe 


8. Ausführung kirchlicher und Schulbauten mit 

einem Roftenanfwande bis zu 500 Mart in der 

Provinz Hannover. Ausſchluß einer Mitwirkung 
der Kreißbanbeamten. 


Berlin, den 5. April 1882, 

Der — eriidere ih, daß im Hinblid auf das 
Biel, welches durd die nad) dem Circular-Erlaß 
des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 20. Junt 1880%**) beabſichtigte Geſchäftsent⸗ 
taftung. der Kreisbaubeamten erreicht werden folle, 
eine Abweichung von den bezüglichen Beſtim— 
mungen jenes Erlaſſes nur im Falle unbedingter 


*) Dien $ 296 Rr. 3. 

**) Für die Vorbereitung, Ausführung und Al der 
aus Staatsbauten ganz ober ihellweiſe zu errichtenben bauten 
find, fofern bie Anſchlagſumme 30000 Mark überfietgt, befondere 
Borfchriiten erlaffen buch bas Refcript des Minifters der öffentl. 
Arbeiten vom 4. Auguft 1886 UL 13604 und bes Minifters ber 
geiftligen Angelegenheiten vom 13. Rovember 1885 &. II. 6294 
Kiräl. Gef. u. 8: 1886 &. 4). > 
“) 9.1928 Rr. 2. 
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Nothwendigkeit zugelafien werden könnte. Eine 
ſolche Nothwendigkeit wird aber bei gewöhnlichen, 
mit einem Koftenaufwande von weniger als 
500 Mark auszuführenden baulichen Arbeiten an 
tirhlihen und Schulgebäuden in der Provinz 
Hannover auch da, wo die Verpflichtung zum Bau 
und zur Unterhaltung jener Gebäude dem Fiscus 
obliegt, nicht anerfannt werben können. Die be- 
treffenden Kirchen- und Schulvorftände haben die 
Nebernahme der fraglichen Geſchäfte, obwohl fie 
gefeglih nicht dazu angehalten werden können, 
mehrfach freiwillig übernommen und nur felten 
abgelehnt. Sollte hier und da eine Ablehnung 
erfolgen, fo werden doch die Bauhandwerker oder 
andere geeignete Perfonen leicht zu ermitteln fein, 
die die betreffenden Wrbeiten zu übernehmen 
bereit find. Auf die Geiftlihen, welche in vielen 
Bun nur ungern biefe ihrem eigentlihen Amt 
jern liegenden Gejchäfte beforgen würden, wird 
hierbei nicht recurrirt zu werden brauden. 
G@. III. 6266, 


4. Sicherſtellung der Geldmittel für auszufüh⸗ 
sende Schulbauten. 


Berlin, den 31. Mai 1871. 

Es ift mwieberholt vorgelommen, daß Kirchen- 
oder Schulgemeinden Bauten ohne Sicherung der 
dazu erforberlihen Mittel unternommen haben, 
und daß hinterher zur Vefeitigung der aus ſolchem 
Verfahren erwachſenen Unzuträgfiäfeiten ober zur 
Abtragung der aus diefer Weranlaffung über- 
nommenen Schulden Staat3beigülfen nachgeſucht 
werben. 

Die Königlichen Regierungen weiſe ich daher 
an, darauf zu halten, daß mit der Wusführung 
von kirchlichen oder Schulbauten erſt dann be- 
gonnen werbe, wenn bie erforderlihen Baumittel 
vollftändig gefihert find, da auf die Flüſſig⸗ 
machung nahträgliher Staatsbeihülfen nicht zu 
rechnen ift. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


an 
ſammiliche Königlich. Regierungen ac. 
B. ji —X 


6. Betheiligung der Schulgemeinden bei Feſt⸗ 
ftellung der Baupläne. 
Berlin, den 24. April 1868. 

Wenn, wie e8 den Unfchein Bat, die Schul 
gemeinde dor Feſtſtellung des Bauplan über 
Beujelben nicht gehört ift, fo fann ich dies nicht 

gen. 

Den Gemeinden muß in allen $ällen, wo fie 
Baubeiträge zu Ieiften haben, Gelegenheit gege- 
ben werden, über die Bauprojecte und Koſtenan— 
fhläge vor deren Feſtſtellung fi zu äußern. 

Die Königliche Regierung zu Potsdam hat 
hierüber unter dem 30. Juli 1858 eine fachge- 
mäße Verfügung erlafien, welche ich der König: 
lichen Regierung abſchriftlich (Anlage a.) mit der 
Beranlaſſung mittheile, für den dortigen Bezirk, 
wenn e3 nicht bereit3 gejchehen, eine ähnliche all⸗ 
gemeine Anordnung zu treffen und bei erheb- 


Säueider und von Bremen. Preußiſches Woltsihulmweien. IL Bd. 











licheren Schulbauten die Baupläne aud den 

Scäulinfpectoren vorlegen zu lafien. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


&n 
bie Königliche Regierung zu R. 
U gg 3 
a 


Unter Bezugnahme auf unſere Circular-Ber- 
fügungen vom 14. April 1846 und 4. Mai 1855 
machen wir die Herren Kreisbaubeamten wieder: 
holt darauf aufmerfjam, daß den Gemeinden, 
welche zu den Kirchen-, Pfarr: und Schulbauten 
einen Baubeitrag [in leiften Haben, vollftändig 
die Gelegenheit geboten werden muß, vor ber 
Seftftelung der Bauprojecte und Anfchläge ſeitens 
des Herrn Baubeamten ihre Anfichten und Wünfche 

jegen denfelben auszufprechen, damit diefe An— 
f ten gründlich erwogen, aufgeflärt und je nad) 
Buläffigfeit berüdfichtigt werden. Es find des⸗ 
halb die Kirchen⸗, Saul und Orts-Vor— 
ftände mit den Nugnießern nicht blos bei 
Gelegenheit der periodifchen Bau-Revifionen, fon= 
dern auch wie es ohnehin fih als in der Natur 
der Sache liegend, ſiets von jelbft verſtanden hat 
und künftig überall ernſtlich zu befolgen ift, jedes⸗ 
mal dann zuzuziehen, wenn die Herren Baubeam- 
ten behufs Aufitelung der Bauprojecte und Anſchäge 
die vorbereitenden örtlichen Befichtigungen vorneh- 
men. Bei diefen Gelegenheiten haben die Herren 
Baubeamten die Erklärungen und Anträge der ber 
treffenden Interefjenten zu Brotocoll zu nehmen und 
jeden alles, foweit biejelben ihre Aeußerungen 
in Folge der Beſprechungen nit ausdrücklich 
fallen laſſen, dieſes Protocol zugleih mit ben 
entworfenen Projecten 2c. und einzureichen. 

Die durch die oben gedachten Eircular-Ber- 
fügungen getroffenen Bejtimmungen in Betreff 
der Seitens der Rentämter mit ben Bauver- 
pflichteten fonft noch zu pflegenden Verhandlun⸗ 
gen über die Fejtftellung der Baupläne, der Bau- 
pläge 2c. werben hierdurch jelbftrebend nicht geändert. 

otsdam, den 30. Juli 1858. 
Königliche Regierung 
AbtHeilung für die Kirchen-Berwaltung und das 
x Schulweſen. 
in 

—— — Bau⸗Inſpectoren reſp. 

6. Befugniß der ftädtifchen Behörden zur felbft- 
ftändigen Ausführung von Schulbauten. 
Et. v. 20. Juni 1859 U. 7309. (Auszug)*) 

— Im Vebrigen unterliegt es feinem Zweifel, daß 
die Königliche Regierung bereditigt ift, die Schul- 
intereffenten zur Wusführung der im Intereſſe 
der Schule natpwenbigen bauligen Einrichtungen 
anzubalten. Dies fchließt jedoch nicht die Befug- 
ni der Patronatsbehoͤrden aus, Schulbauten ſelbſi⸗ 
ftändig zu beichließen und auszuführen. Dieje 
Befugniß zu beichränten lann ich namentlich bei 
Häbtiihen Schulen nit für rathſam erachten, da 
erfahrungsmäßig das Iniereſſe der ftädtifchen Be— 
hörden an dem Elementarſchulweſen erhöht wird, 
wenn biefelben nicht zu jeder zum Beſien ber 


°) Der Eingang deb Erl. iſt Bd. 159 Rr. 16 mitgetfeilt, 
38 
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Schule vorzunehmenden bauliden Einrichtung 
der Zuftimmung der vorgefegten Behörbe, welde 
einzuholen mit Weitläufigfeiten und vielfahen 
Schreibereien verfnüpft zu fein pflegt, bedürfen. 


7. Erwerb des Bauplatzes. 
(Erpropriation). 


Berlin, den 7. Mai 1863. 


Mit Bezug auf den Recursbefcheid vom ea 
gen Tage, betreffend den Neubau des Kirchſchul⸗ 
aufes in N.. bemerfe ich, daß dem Antrage der 
öniglihen Regierung, in dem Recursbeſcheid 
feftzujegen, daß ein geeigneter Bauplag im Wege 
der Erpropriation zu beſchafſen, und in melder 
Weiſe die dem Cigenthümer zu gewährende Ent= 
ſchädigung aufzubringen fei, nicht hat entſprochen 
werden können. Abgejehen davon, daß es zur 
Einleitung des Expropriations-Verfahrens einer 
Aersöchften Ermädtigung bedarf, fo läßt ſich 
auch in gegenwärtiger Lage der Sache eine fo 
egceptionelle Maßregel nicht rechtfertigen. Es 
conftirt nicht, ob und welche Verſuche bisher zu 
einem freiwilligen Erwerb gemadt find. An— 
heinend haben dieferhalb überhaupt noch feine 
erhandlungen ftattgehabt, und doch ift es bie 
unerläßlihe Voraugjegung für das Erpropria- 
tiond-Berfahren, daß alle fonft üblichen Wege der 
Erlangung eines Bauplaged mittels freiwilliger 
Veräußerung ohne Erfolg betreten find. Sofern 
die Königliche Regierung daher nicht im Stande 
ift, den Antrag auf Einleitung des Erpropria- 
tions⸗Verfahrens anderweit zu motiviren, iſt zu= 
nächſt auf den freimilligen Erwerb eines Baus 
plages Bedacht zu nehmen. Zu diefem Ende tft 
den Intereſſenten bei der Publication des Reſo— 
luts zu eröffnen, daß fie bei Wermeidung bes 
Erpropriattona= Verfahrens binnen einer ange= 
mefjenen Zrift einen geeigneten Bauplatz zur Dis⸗ 
— zu rn haben. Läuft dieje Friſt 
chtlos ab, jo hat die Königliche —— auf 
Koſten der zur Beſchaffung des Bauplatzes Ver— 
pflichteten eine öffentliche Aufforderung zu frei— 
willigen Verkaufsofferten ergehen zu laſſen, und 
falls ein annehmbares Anerbieten gemacht wird, 
durch Reſolut die Verpflichtung zum Ankauf des 
betreffenden Grundſtückes auszuſprechen, falls die 
Verpflichteten nicht freiwillig auf den Unfauf ein- 
gehen. Erfolgt dagegen fein annehmbares Uns 
gebot, fo hat die Königliche Regierung ein geeig- 
netes Grundftüd von Amtswegen ausmitteln, 
nad Größe und Lage genau beichreiben und 
deſſen außerordentlihen Werth abſchätzen zu laſſen, 
hiernächſt aber, wenn ſich der Eigenthümer nicht 
nod zum freiwilligen Verkauf bereit finden laffen 
follte, unter Einreihung der ftattgehabten Ver— 
bandlungen und Beibringung der Beläge ander⸗ 
weit Behufs Einholung der Allerhöchſten Er- 
mädtigung zum Erwerb im Wege der Erpropria= 
tion zu berichten. Was hiernachſt die Aufbrin= 
gn der an den Eigenthümer zu zahlenden 
1 hädigung anlangt, fo tft darüber mit den 
Interefienten zuverhandeln und in Entftehung einer 
gütlichen Vereinbarung von der Königlichen Re— 
gierung reſolutoriſch zu befinden. 
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8. 


Die — —— einen Schulbauplatz für die 
Schule zu N. im Wege des Erpropriationg-Ber- 
fahrens zu erwerben, ift nicht für dargethan zu 
erachten. Zu einer folhen in das Brivateigen- 
thum tief eingreifenden Maßregel darf ohne bie 
dringendfte Noth nicht übergegangen werben. Wenn 
auch im Jahre 1860 N. als Schulort beftimmt 
ift, fo ragt ſich doch, ob hieran felbft dann feit- 
zuhalten ift, wenn bort fein geeignetes Schul- 
grundftüd erworben werben kann. Da auch P. 
zum Schulbezirk gehört, fo bleibt zunächſt feftzu= 
ftellen, ob nicht die Schule in P. eingerichtet 
werben kann. Iſt dies zuläffig und wird mit 
diefem Project Ernft gemacht, jo wird fi viel- 
leicht die Gemeinde N, um die Schule im Ort 
zu behalten, bereitwilliger finden laffen, einen 
Schulbauplag auszumitteln. Andernfalls ift er= 
forderlih, daß fämmtliche Grundeigenthümer bes 
Schulbezirks protocollum anfgefordert werben 
einen geeigneten Bauplag gegen Entihädigung 
abzutreten. &ierbei tft ihnen befannt zu machen, 
daß, falls die Mufforberung ohne Erfolg bleiben 
follte, nichts anderes erübrigen werde, als bie 
Erwerbung eines Bauplages im Wege der Er- 
propriation. 
erlin, ben 23. December 1862. 
U. 25891. 


9. 


Ich erkläre mid) damit einverftanden, daß für 
die Ortſchaften W. und B. eine eigene Schule zu 
errichten ift. Wenn diefe Schule ihrem Zweck 


entfprechen fol, fo muß biejelbe in W. an ber 
Dorfftraße zwiſchen 5 und 11 der Handzeihnung 
angelegt werben. Die Gemeinde W. ift Daher in 


©emäßheit des 8 41 der Schulorbnung vom 
11, December 1845 anzuhalten, an der bezeichne⸗ 
ten Stelle einen Bauplag zu erwerben. Kann die 
Gemeinde wegen der Unmwillfährigteit der betheis 
ligten Grundbefiger der Aufforderung nicht nad 
fommen, fo ift das zum Bauplag tauglichſte 
Grundftüd unter Zuziehung der Gemeinde zu er- 
mitteln und unter — bes Situations- 
planes und der aufgenommenen erhandlungen — 
bei mir die Einholung der Allerhöchſten Ermäd- 
tigung zur Einleitung de Expropriations⸗Verfah⸗ 
rend zu beantragen. Ich bemerfe dabei jedoch, 
daß dad Erpropriationd-Verfahren fi nur auf 
dad zum Bauplag unumgänglich nothwendige 
Land erjtreden kann, da die dem Lehrer im $ 12 
der Schulordnung guaeficherten Zandnugungen in 
Geld oder Naturalien vergütigt werden können. 
Berlin, den 5. April 1861. 


U. 6768. 
10. Interimiſtiſche Befchaffung der Räumlichkeiten 
für Schulen. 


Berlin, den 13. Juli 1880. 

Die Verpflichtung, die erforderlichen Räumlich- 
teiten bi zur Herſtellung bes Baues eines 
vierten Klaffenzimmerd und einer Wohnung für 
den vierten Lehrer miethöweife zu beſchaffen bezw. 
die durd) die Anmietgung der nöthigen Räume 
entftehenden Koften auf ringen, liegt benjenigen 
ob, welche nad) den Vorſchriften der ulord⸗ 
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nung vom 11. December 1845 88 38 fi., 44 ff., 
55 ff. zum Schnlhausbau gejeglich verpflichtet 
ind, d. 5. den Gemeinden, den Gutd- und 

runbherren (vgl. Erlaß vom 31 März 1858 
Eentralblatt 1859 ©. 55.) Demnach fönnen 
nicht wie es gejchehen, der Schulvorftand reſp. 
befien Mitglieder durch Erecutivftrafen angehalten 
werben, bie erforderlihen Räumlichkeiten anzu= 
miethen,*) fondern es ift eine Beſchlußfaſſung der 
zum Bau des Schulgebäudes verpflichteten Ge- 
meinden über die Unmiethung der erforderlichen 
von der Squlaufſichtsbehörde für geeignet zu er- 
achtenden Räumlichkeiten herbeizuführen. Kommt 
ein fachgemäßer Beſchluß zu Stande, mittelit 
beffen der Schulvorjtand ermächtigt wird, bie 
nöthigen und für geeignet erachteten Räumlichkeiten 
anzumiethen, fo it en folder Beſchluß ſeitens der 
Königlichen Regierung zu beftätigen und erforder- 
lichenfalls im Verwaltungdwege zur Ausführung 
zu bringen. Verweigern dagegen die verpflich⸗ 
teten &emeinden bie Faſſung eines entfprechenden 
Beſchluſſes oder überhaupt die Erfüllung ihrer 
geiepligen Berpfiichtung, fo bat die Königliche 

egierung, nachdem bie Berpflichteten zuvor durch 
ein Mandat mit angemefjener, mindeſtens acht⸗ 
tägiger Frift zu eigener Anmiethung der nöthigen 
Räumligkeiten aufgefordert worden, die legteren 
durch einen damit zu beauftragenden Dritten,**) 

eeigneten Falles den Vorfi des Schulvor- 

Hundes, für Rechnung der Berpflichteten anmie= 
then und die Koften des Bertragsabichlufjes, ſowie 
den — nach vorſchriftsmäßiger Verthei⸗ 
lung auf die Verpflichteten von den Letzteren im 
Bermaltungegwangäverfahren emäß ber Verord⸗ 
mung vom 7. September 1879 Geſ.Samml. 
©. 591) ***) einziehen zu lafjen.t) 

Hiernach wolle die Königliche Regierung unter 
Niederſchlagung der gegen die Mitglieber des 
Schulvorſtandes verhängten Zwangsitrafen die 
vorliegende Angelegenheit anderweitig zur Er⸗ 
ledigung bringen und die Belämerbefikter auf 
deren zurüdjolgende Vorftellungen vom 15. und 
20. April d. 3. entfprechend beſcheiden. 

Der Winifter der geiftlicden ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: von Goßler. 


An 
die Königlie Regierung zu R. 
hen 14863. « au 
10a. 


Mit den Ausführungen der Königlichen Regie 
rung in dem über die Beſchwerde bes Brganiften 
N. zu N. erftatteten Bericht vom 2. September 
d. J. kann ich mich nicht in allen Punkten ein= 
verftanden erklären. 

Ich verfenne nicht, daß der unmittelbaren Ans 
wendung ber in dem Reſolut vom 28. Juli 1862 
über die Koften des Neubaues des Drganiften- 
haufes getroffenen Feftjegungen auf die Zahlung 
der Miethe für die bis zur Wusführung bes 
Baues zu beſchaffende Wohnung formelle Beden- 
ten entgegenftehen. Daraus folgt aber nicht, daß 


*) 5 276 Rr. 20. 
**) cf. 2. 1510 Rr. 14. 
®*) 5 301 Nr. 7. 
+) of. die Rote zu Rr. 10 (nebenftehend). 
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bis zu diefem Zeitpunlt dem Organiften lediglich 
überlaffen werbe, fi) eine Wohnung zu beihaffen 
und wegen ber Miethe denjenigen in Anſpruch zu 
nehmen, den er für erſatzpflichtig hält. Wie die 
Königliche Regierung dafür zu forgen hat, daß 
dem obwaltenden Bedürfniß durch Neubau abger 
bolfen werde, jo ift es bei ben angeblich noch ob⸗ 
waltenden, in dem Bericht freilich nicht näher be= 
zeichneten Hinderniffen der Ausführung aud die 
Aufgabe der Königlichen Regierung, darüber An- 
auf weflen Koſten 


ordnung zu treffen, wie ui 
in der — die nöthige Wohnung beſchafft 
werden ſoll. Wenn hierüber ein Einverſtändniß 


unter den Betheiligten nicht zu erzielen iſt, und 
wenn andererſeits gegen bie unmittelbare An— 
wendung der Feſtſeßungen des Refolut3 vom 28. 
Juli 1862 auf dieſen Fall Bedenken obwalten, 
fo fteht nicht? im Bene, darüber, wie es in ber 
Bwifchenzeit biß zur Ausführung des Baues ge 
halten werden fol, befonders zu refolviren*) und 
hierdurch einen egecutorichen Titel zu gewinnen, 
mittel3 deffen der an ſich begründeten Bejchwerde 
des N, abgeholfen werben kann. 

In diefer Richtung wolle die Königliche Regie- 
rung die Angelegenheit weiter behandeln. 

Berlin, den 4. December 1865. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

Zn Vertretung: Lehnert. 


bie Königfige Regierung zu R. 
u. 208. " j« 
E. 2617. 
10b. 


In der Verwaltungsſtreitſache 
des landeöherrlihen Fiscus, vertreten durch 
die Königliche Regierung, Abtheilung für 
Kirhen- und Schulweien, zu Danzig, Bes 
tlagien und Reviſionsklägers, 


wider 
den Schulvorſtand der katholiſchen Schule in 
D., Kläger und Reviſionsbeklagten, 
at dad Königliche Oberverwaltungsgericht, Erfter 
enat, in feiner Sigung vom 15. September 1883, 
für Net erkannt, 
daß die Reviſion des Beklagten gegen bie 
Entfheidung des Königlichen Bezirksver⸗ 
maltungsgerichtes zu Danzig vom 31. Ja⸗ 
nuar 1883 zurüdzumeiien, der Werth des 
Streitgegenitandes auf 1000 Mt. feitzujegen, 
die baaren Auslagen bes Verfahrens und 
des Klägers in der Reviſionsinſtanz bem Be: 
klagten zur Laft zu legen, im Uebrigen aber 
bie Koften dieſer Inftanz außer Anfag zu 
aſſen. 


Von Rechts Wegen. 


Gründe. 
Gegen das vorgedachte, den Thatbeſtand an⸗ 
gebenbe Berufungsurtheil hat der Beklagte die 
evifion eingelegt mit dem Antrage: 
unter dı ebung der angeloditenen Ent= 
[Beioung und Abänderung des erjtrichterlichen 
tenntnifjes die Klage abzumeijen. 
*) Red dem Erl. v. 13. Juli 1880 (oben Nr. 10) bebarf eb 
keines Rejoluts; anders miebrt das Erf. D.B.:@. v. 16. 
1883 und die Erl. v. 4. und 15. Jum 1884 (Rr. 106—d). 


38* 
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Es wird ausgeführt, daß die Schulbaupflict 
nit dem Fiscus, ſondern den zur Schule ge: 
börigen Gemeinden obliege, und Berlegung des 
& 39 der Schulordnung vom 11. December 1845 
(Gejeg- Sammlung 1846 Seite 1) durch Nicht⸗ 
anmwendung behauptet. 

Der Kläger hat beantragt, die Reviſion zurüds 
zuweiſen. 

Letzterem Antrage mußte Statt gegeben werden. 

Nach der Allerhöchſten Cabinetsordre vom 
18. Februar 1805*) (Rabe, Band 8 Seite 266) 
ift der Streit über die Schulbaupflicht von den 
Königlichen Regierungen interimiftiih unter reis 
lafjung des ordentlichen Rechtsweges“*) zu ent- 
ſcheiden. Die Baupfliht umfaßt nicht nur bie 
Herftellung eigener Gebäude für die Bebürfniffe 
der Schule, jondern aud die miethsweiſe oder 
andermweite Beihaffung ber erforberlihen Räume 
für die Zeit, während welcher e8 an einem eigenen 
Gebäude fehlt. Dem entiprehend wurde von den 
Regierungen nicht nur über die Koften der Her= 
ftellung der Schulgebäude, fondern auch über die 
in Erfüllung ihrer rechtlichen Bauverbindlichkeit 
von den Pflichtigen zu tragenden Koſten der mieths⸗ 
weijen Veihaffung geeigneter Räume durch Re— 
folut unter Seeitafung des Rechtöweges befunden. 
(Dkinifterintverfügung vom 4. December 1865 — 
entralblatt 1866 Seite 181).***) Im Geltungs- 
bereiche der Kreisordnung ift demnachſt durch den 
& 135 X 3b dieſes Gefegeö die den Regierungen 
uftehende Befugniß zur interimiftijchen Ent- 
Yyeidung in ftreitigen Schulbaufahen den Ver— 
waltungsgerichten übertragen worden. Zwar iſt 
dabei ausdrüdlih nur von „Bautoften“ die Rebe, 
es muß jedoch angenommen werden, daß hierunter 
wie früher auch die Koſten der miethsweiſen Be— 
ſchaffung der für Die Schule nothwendigen Räume 
zu verftchen find. Wenn demnad) dad Zujländig- 
teitögejeg vom 26. Juli 1876 (Gejeg:Sammlung 
Scite 297) im $ 78 Nr. 27) ebenfall® von ber 
„Verpflihtung zu den Bautoſten beizutragen“ 
ſpricht, jo müflen auch hier unter „Bautoften“ 
alle Koften verjtanden werden, welche von ben 
Pflichtigen in Erfüllung ihrer rechtlichen Bauver- 
bindlihteit zu tragen find. Der vorliegende Streit 
betrifft aber lediglich derartige Koſten. Es handelt 
fi ausiglieglid darum, wem die Baupflicht Hinz 
ſichtlich der katholiſchen Schule zu O. obliegt und 
wer in Folge defien die duch die Unmiethung 
einer Xehrerwohnung entitandenen Koſten zu tragen 
hat. Nach der Beitimmung im 8 78 des Zus 
Hänbigteitögefeges +) find die Entſcheidungen der 
ezirtöverwaltungdgerichte Hinfichtlih der Ver— 
pflihtung zu den Bautoften beizutragen im Ver⸗ 
mwaltungöftreitverfahren endgültig und 
sofort vollitredbar. Den Betheiligten ift nur der 
ordentliche Nechtöweg**) gegen denjenigen ge- 
eben, welchen er ftatt feiner zu der ihm ange- 
— Leiſtung oder zur Entſchädigung für ver— 
pflichtet erachtet. 


*) Abgebr. unten Rr. 16. 
**) of. Vorbemerk. zu Nr. 12 (©. 686). 
ur ren 47 ves Gel. v. 1. Auguſt 1883 (oden Ob. I 
ef . ©. 1. Auge (ol I. 
35 Ang. D) of’aug unten Re. 10 0. d. > 
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Die Revifion gegen die Entſcheidung des Be— 
zirksverwaltungsgerichtes ftellt fi hiernach als 
unzutäff bar. 

O.Vi⸗G. I. 97. 


10. 
(Fortf. v. $ 302 Nr. 8a.) 

— Was den Plan der Anmiethung von Schullo⸗ 
calen betrifft, fo ift, falls über die Anordnung 
ſolcher miethsweiſen Beihaffung von Schulfocalen 
oder über die Verpflichtung zur Aufbringung der 
Koften, ober über die Bertheilung berfelben unter 
die zur Schule gehörenden Gemeinden 2c. Streit 
entftcht, gemäß 8 47 des Buftändigfeitsgefeges vom 
1. Auguft 1883 zu verfahren unter Beachtung bes 
Ertenntnifjes des Königlichen Oberverwaltungs- 
gerichts vom 15. September 1883 (Centralblatt 
1884 Geite 485).*) 

Sollte die Genieinde M. die ihr obliegenden, 
von der SKöniglihen Wegierung feitgejtellten 
Leiftungen verweigern, fo ift gemäß $ 35 bes 
Zuſtändigkeitsgeſezes*) in Verbindung mit $ 53 
des Geſehes über die Allgemeine Landeöverwaltung 
vom 30. Juli 1883%*) zu verfahren. 


Berlin, den 15. Juni 1884. 
U. 1In 14948. 


104. 
(Sortf. v. 8 300 Rr 4a.) 
Berlin, den 4. Juni 1884. 

— Anlangend die Beichaffung von Räumlichkeiten 
für die zweite Schullaffe bezw. die Beichaffung 
einer Dienftwohnung für den zweiten Lehrer, jo 
it, da Inhaltd der anliegenden Vorſtellung der 
Fall eines Streite über die Verpflihtung zur 
Aufbringung der Baukoſten vorliegt, gemäß & 47 
des Buftändigkeitögefeged vom 1. Auguft 1883 zu 
verfahren. Dabei mache ich darauf aufmerkjam, 
daß nach einem Erfenntniß des Oberverwaltungs- 
erichtd vom 15. September 1883 (Eentralbl. 1884 
Seite 485)*) — unter „Bautoften“ im Sinne des 
78 des früheren Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
26. Zuli 1876 alle Koften zu verſtehen find, melde 
von den Pflichtigen in Erfüllung ihrer rechtlichen 
Bauverbindlichkeit zu tragen find, aljo aud die 
Koften der miethsweiſen oder anderweiten Ber 
ſchaffung der erforderlihen Räume für die Zeit, 
während welder es an einem eigenen Gebäude 
fehlt. Gleihermaßen werben unter den „Baus 
koften“ im Sinne des 8 47 des Buftändigfeitöge- 
feges vom 1. Auguft 1883 alle Koften zu ver: 
ftehen feien, welche von den Pflichtigen in Er- 
füllung _ ihrer rechtlichen Bauverbindlichkeit zu 

tragen find, _ 


n 
die Königliche R u A 
— ie Reglerumg gu eſtpreuhen.) 


10e. 
Berlin, den 14. November 1884. 
Dem Kirhenvorftande erwidere ich auf die Bors 
ftelung vom — daß, wenn die katholifche Kir: 
oliihen Schule 


gemeinde in R. oder bie zur atl 
2) Borftehens. 

Eh. Im. 

+) 5.202 Und. IL 
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dafelbft gehörende Gemeinde R. glauben, daß der 
Fiscus ald Patron der Kirche zu R. nach öffent: 
lihem Rechte verpflichtet fei,*) zu den Koften der 
während des Umbaues des dortigen Küfter- und 
Schulhaufes erforberlih gemefenen mieihsweiſen 
Beihaffung einer Wohnung für den Inhaber der 
vereinigten Küfter- und Schulſtelle und eines 
Schulklaſſenlocales einen antheiligen Beitrag zu 
leiften, ich benfelden nur überlaffen fann, dem 
desfallſigen Anſpruch gemäß 8 47 — 38) in 
Verbindung mit den 49*) und 160 bes Zu⸗ 
ftändigleitögefege8 vom 1. Auguſt 1883 dur 
Klage im —— egen ben 
Fiscus geltend & maden. Hierbei oil ih nicht 
unterlafjen, den Kirchenvorftand aufdas Erkenntniß 
des Oberverwaltungsgericht® vom 15. September 
1883***) und die Erlafle vom 4. u. 15. Juni 
d. J.) betreffend den Begriff der „Baufoften“ 
im Sinne bes $ 78 Nr. 2 des Buftändigkeitöge- 
fees vom 26. Juli 1876 und des 8 47 des Bus 
ftändigfeitögefege® vom 1. Auguſt 1883) auf- 
merkſam zu machen. 
(Fort. of. 8 280 Rr. 98.) 
U. IH, 19777. 


11. Banliche Schuleinrichtungen in gemietheten 
Rocalen. 


Berlin, den 9. Januar 1873, 

Auf den Beriht vom 24. October v. J., bes 
treffend die Einrichtung einer Schulffafie in ber 
Gemeinde N., im Kreiſe N. erwibere ich der 
Königlichen Regierung, daß ic) wegen ber sub. 1 
des Refolut3 getroffenen Beitimmung Bedenken 
trage, die angefochtene Entſcheidung zu beftätigen, 
da e8 bieffeits feither nicht für zuläffig erachtet 
ift, einen Schulverband im Verwaltungswege zu 
zwingen in einem nicht ihm, jondern einem 

titten eigenthümlich gehörigen Gebäude bau= 
lie Einriotungen für Schulzwede zn treffen. 

Wenn nun im Uebrigen, bei der unabweislichen 
Nothwendigkeit einer Erweiterung der jetzigen 
Schuleinrichtungen im Schulverband W. gegen das 
Project der Errichtung einer Filialſchule in N. 
an fi nichts zu erinnern ift, fo empfiehlt e8 ſich 
nad Lage der Sache, andermweit mit ben Inter 
effenten zu verhandeln und bie Erklärung der 
Recurrenten darüber zu erfordern, ob fie mit ber 
Ausführung des Refoluts fih nunmehr einver- 
ftanden erklären und ihren Recurs zurüdnehmen, 
oder aber gewärtigen wollen, zum eigenthüm= 
lichen Erwerb eines geeigneten Schulgrundftüds 
und beziehungsmeife zur Erbauung eines eigenen 
Schulhauſes durch Reſolut angehalten zu 
werden. 

U. 34936. 


12. Zuftändigfeit für den Erlaf von Baurefoluten 
Geltungsbereiche des Gefeyed v. 26. Juli 1876.) 
Berlin, den 15. Januar 1877. 
Auf den Bericht vom 22. December v. J., den 
Bau des Küfterfchulgaufes in N. betreffend, wird 
das Rejolut vom 28. October v. 3. Hierburd auf: 
gehoben, weil gemäß 88 78, 172 de Geſetzes vom 
3 ef. 5 280 Rr. 9a. 
**) of. oben Db. 15 5 Anh. L 


— d. 
rl Anden, of. Borbem. ©. 686, 588. 
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26. Juli v. J. — (Gefeg-Sammlung Seite 297) 
— in dem Geltungsbereich dieſes Geſetzes nur die 
Verwaltungsgerichte für den Erlaß des Baurejo= 
luts zuftändig find.*) 

Indem ich die Königliche Regierung unter Rück⸗ 
anſchluß der Driginalanlagen veranlaffe, die Be— 
theiligten Hiervon in Kenntniß zu ſetzen, bemerfe 
ih, daß aus 8 173 des Geſetzes die Zuſtändigkeit 
der Bermwaltungsbehörden nicht begründet werben 
kann. Denn die Einleitung von Verhandlungen 
über die Ausführung eines Küfterfchulbaues macht 
die Streitfahe als ſolche nicht anhängig. Dies 
tritt vielmehr erft dann ein, wenn fich bei der 
Verhandlung Streitpuntte ergeben, welche ber re= 
ſoluioriſchen Entſcheidung bedürfen. Die Anhän- 
gigkeit fällt in diefen Sachen zufammen mit dem 
Zeitpunkt, in welchem das Reſolut zu erlaſſen tft, 
und hieraus folgt, daß die Verwaliungsbehörden 
feit dem 1. October d. J. überhaupt feine Bau— 
tefolute mehr zu erlaffen Haben.) 

G. IIL. 5008. 


18. Behandlung der Schulbanſachen mit Rüdfiht 
anf die Vorſchriften der Kreiorduung v. 18. De⸗ 
cember 1872 und dad Gefe vom 1. Auguft 1888. 


Berlin, den 11. Mat 1874. 


Mit der Art und Weife, in welcher die König- 
liche Regierung nad Anhalt des Berichts vom 
26. Januar d. J. die Schulbaufahen mit Rüdficht 
auf die Vorſchriften der Kreisordnung vom 13. De- 
cember 1872 zu behandeln beabfichtigt, bin ich im 
Allgemeinen einverftanden. 

Daraus, dag die Wirkſamkeit des Kreis-Aus— 
ſchuſſes auf ftreitige Schulbaufachen beſchränkt ift, 
folgert die Königliche Regierung mit Recht, daß 
die Schulbaufahen auch ferner von den Ver— 
waltungsbehörben bis & dem Beitpuntt zu be= 
arbeiten find, wo das Bedürfniß einer refolutori= 
fchen Entiheidung über die Nothwendigkeit bes 
Baues, die Art feiner Ausführung oder das Beis 
trag3verhältniß Hervortritt.*) Wo die Intereffenten 
über diefe Bunkte einig find, tritt die Wirkſamkeit 
der Verwaltungs⸗Juſtiz⸗Behörden überhaupt nicht 
ein, vielmehr find die Beſchlüſſe der Intereffenten, 
fofern fie zu Bedenken feinen Anlaß geben, von 
der Königlichen Regierung zu beftätigen und er- 
forderlihen Hals im Verwaltungswege zur Aus- 
führung zu bringen. 

Hinſichilich derjenigen Sachen, melde zur Zu⸗ 
itändigfeit des Kreis⸗Ausſchuſſes gehören, tft, ſo— 
weit ibre Vetreibung bei den Berwaltungs-Juftize 
Behörden nicht einfach den Betheiligten überlaffen 
werden kann, daran feitzubalten, daß als ram 
für die Wahrnehmung der den Schulauffichts-Be- 
hörden anvertrauten & tereffen der Schulvorftand 
einzutreten verpflichtet ift. Dies gilt auch in dem 
Falle, wenn die Mitglieder des Schulvorftandes 
perſönlich die Auffaſſung der Auffihtsbehörde über 
das, was Noth thut, nicht theilen. Sollte aber 
ein Schulvorſtand ſich mweigern, die Rechte der 
Schule nad) Maßgabe der Anordnungen der König- 
lichen Regierung vor ben Berwaltungs-Juftiz-Bes 
hörden wahrzunehmen, fo erübrigt nur, ber Schule 


* It beſchlletzt zunchſt bi IL töbehörbe; of. Vor⸗ 
el gypeleunhehenem· 
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in analoger Anwendung des $ 659 Th. II Zit. 11 
Allgemeinen Landrechts einen Bevollmächtigten 
von Amtswegen zu beftellen. [Dagegen kann es, 
wenn die Interefjenten einftimmig*) einem von 
der Auffihtsbehörde für nothmwendig erkannten 
Schulbau widerſprechen, nicht für zuläffig erachtet 
werden, daß Seitens der Königlichen Regierung 
die Nothwendigkeit des Baues reſolutoriſch fefte 
geſetzt mwerbe.]**) 

Der Königlichen Regierung überlaſſe ich, nach 
vorſtehenden Geſichtspunkten zu verfahren. Sollten 
ſich bei der Behandlung dieſer Sachen in der 
Praris weitere Bedenken ergeben, welche eine dies⸗ 
jeitige Entſcheidung nöthig machen, fo wolle die 
Königliche Regierung Ihre Zweifel in Anlehnung 
an concrete Fälle vortragen. 


Der Minifter der ꝛe. Angelegenheiten. 
alt. 
ernten 
14. Verfahren beim Widerſpruch der Schulban⸗ 
pflichtigeu. 


(Gortſ. v. 8 262 Nr. 140.) 


— Daß endlich der Umſtand, daß unter den Be— 
theiligten im vorliegenden Fall über die Noth- 
wendigfeit des Baues fein Streit entitanden tft, 
diefelben vielmehr ſämmtlich gegen den Bau fi) 
erklärt Haben, die Tefolutorifde Entſcheidung der 
Sade im Verwaltungsweg nicht Hindern Tann, 
bedarf feiner meiteren Ausführung. 

Demnach ift das Reſolut, wie gejchehen, zu be— 
ftätigen geweſen. 

Berlin, den 18. April 1865. 

U. 5227. 


158. Zuftändigfeit der Abtheilung für Kirchen · und 
Schulwefen zur Abfafiung der Schulbaureſolute. 


Auf den Bericht vom 29. März d. J., die 
geiftfichen und Schulbauten in 8. betreffend, er- 
widere ich der Königlichen Regierung, daß diefelbe 
bei vorfommenden Baufällen über die ftreitige 
Baupflicht felbftändig zu befinden Hat. Eine Uns 
weifung, wie babei über zweifelhafte Rechtsfragen 
zu enticheiden fei, kann ich der nigt, Regierung 
mit Rüdfiht auf die Stellung meines Minifteriums 
als Recurdinftanz weder im Allgemeinen noch in 
biefer Sache ertheilen.***) 

Im Uebrigen bemerkte ih, daß bei den etwa von 
mir zu erlaffenden Recursbeſcheiden nad den in 
dem Eircular-Refeript vom 12. December 1843 
mitgeteilten Grundfägen verfahren werben wirb, 
da e3 für die interimiſtiſchen Seftfegungen der 
Verwaltungsbehörden keinen Unterſchled maden 
tann, ob der Fiscus oder eine Privatperjon als 
ber zunächſt Verpflichtete erſcheint. 

Glaubt die Königliche Negierung als Ver— 
treterin des Fiscus durch die interimiftifhe Ent- 
beuns der Adminiftrativ-Behörde das fiscaliſche 

tereſſe verlegt, oder wünſcht diefelbe überhaupt 


0) See — N die Schulaufflhtabehärbe; of. Bi 
13 ; of. 
— ae ufRöbehhibe; of. Bars 

**®) of. Gel. vom 24, October 1869. (GentralbL. ©. 767) $ 254 
Nr. 13a und Anh. IV. fowie oben bie Vorbemerkung zu 
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eine endgültige Feſtſetzung ber Baupflicht und 
des Beitragsverhältnifles, jo wird der Rechisweg*) 
zu befchreiten fein, dem im vorliegenden Fall zu 
wählen, ich dem Ermefien der Königlichen Regie- 
rung anheimftelle. 
Berlin den 30. Juni 1860. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


An 
—— 
15b. 
Der in vorftehender Verfügung allegirte Erlaß 
vom 12. December 1843 lautet nebit der Aller- 


höchſten Ordre vom 30. März deſſelben Jahres 
folgendermaßen : 


3 

Aus dem Berichte des Staatsminifteriums vom 
9. d. Mts. habe ich erjehen, daß zu der von dem 
fiebenten Landtage ber Provinz Pommern ge— 
wünſchten Abänderung der bisherigen, durch die 
Ordte vom 8. Mai 1836 beftätigten Einrichtung, 
nad welchen in ftreitigen Kirchen: und Schulbau- 
ſachen das Jnterimifticum von den Abtheilungen 
der Regierungen für bie Sirhenvermaltung und 
das Shufwelm regulirt wird, in den übrigen 
Provinzen ein gleiches Berlangen fi nirgenbs 
fund gegeben und überhaupt ein practiſches Be- 
dürfniß ſich nicht herausgeftellt Hat, die darüber 
vernommenen Provinzial Behörden ſich vielmehr 
faft fämmtlich gegen eine ſolche Aenderung erklärt 
haben. Ich will e8 daher nach dem Antrage ber 
Majorität des Staat3minifteriumsbei der gedachten 
Einritung mit der Maßgabe ferner belafien, 
daß den Regierungs-Präfidenten auch in diefen 
Sachen nach Vorſchrifi der Regierungsinftruction 
vom 23. October 1817 8 5 Nr. 9 und ber 
Orbre vom 31. December 1825 Nr. I und VI*) 
die Befugniß 7 fol, zum Behufe der 
Feſtſtellung des Interimifticumd die Berathung 
des Plenums eintreten zu laſſen. Die Regie— 
rungen ſind hiernach mit weiterer Anweiſung zu 
verſehen; auch iſt von dieſer Meiner Entfceidun, 
dem Poinmerſchen Provinzial-Landtage Kenntni 


zu & en. 
erlin, den 30. März 1843. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Stants-Minifterlum. 


16. Materielle Rechtögrundfäse beim Erlaß der 
Schulbanreſolnte (Beſitzſtand). 
b. 


Auf Veranlafſung einer von dem ſiebenten 
Pommerſchen Provinzial = Landtage eingereichten 
neiien ind durch ——— ber Königlichen 

berpräfidien ſämmtliche Königliche Regierungen 
Y einem Gutachten über das erfahren bei 

egulirung der Interimijtica in ftreitigen geiftlichen 
und Schulbaufachen aufgefordert worden, worauf, 
nad) vorgängigem Vorirage des Königl. Staats- 
minifteriums, des Königs Majeftät mittel® Aller- 
hödjfter Ordre vom 30. März d. I. das Weitere 

zu beftimmen geruht haben. 
®) of. unten Rr. 49 ff., fowie bie Vorbemerkung oben zu 


Mr. 12 (6. 686). 
“*) 06 DB. 154 Muh, 
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Der Inhalt diefer Allerhöchſten Ordre ift den 
Königl. Regierungen durch Bermittelung der Königl. 
ichen Ober⸗Präſidien bereit8 mitgetheilt morden. 

Bei diefer Gelegenheit ift von mehreren der 
Königlichen Regierungen darauf aufmerkſam gemacht 
worden, daß der in verfchiedenen Verfügungen des 
Miniftertums ber geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten 
ausgeſprochene Grunbjag, 

das Interimifticum in Bauſachen nehme die 
Stelle eined Bofjejforiums ein und gründe 
fi daher die Entſcheidung ausſchließlich 
auf ben jüngsten Befigftand, 
nicht dem Zwecke des Interimiſticums entfpreche 
und häufige Widerſprüche zwiſchen ben Seit: 
fegungen der verwaltenden Behörde und ben 
definitiven Entſcheidungen der Gerichte*) herbei— 
führe. Der unterzeichnete Minifter ber geift- 
lichen 2c. Angelegenheiten hat hiervon Beranlajjung 
enommen, aud) dieſe Frage zur Berathung des 
miglichen Staatsminifteriums zu bringen, und 
ift dafelbft einftimmig die Anficht für die richtige 
erfannt worden: 
daß bei Regulirung des Interimifticums die 
Entſcheidung nit ausſchließl ich auf das 
im letzten Baufalle beobachtete Verfahren 
zu gründen fei, daß vielmehr die Regierungen 
auf Grund der fummarifchen Inftruction fo 
zu entſcheiden haben, wie fie es nach pflicht- 
mäßiger Weberzeugung den in den allgemeinen 
Randesgejegen und in ber bejonberen Local⸗ 
verfaflung gegründeten Rechten und Pflichten 
der Vetheiligten, unter VBerüdfihtigung ber 
factifchen Verhältniſſe des befonderen Falles, 
für entſprechend erachten. 

Die Befugniß der geiſtlichen Aufſichtsbehörde 
zur Regulirung eines Interimifticums in Kirchen⸗ 
und ulbauten gründet ia auf die Bor- 
ſchriften in 88 707—709 Teil II Titel 11 All⸗ 


gemeinen Landrechts: 

8 707. Die geiftlichen Oberen müffen bie 
Nothwendigkeit des Baues prüfen und die 
Art defjelben beftimmen. 

8 708. In allen Fällen, wo über die Noth- 
mwendigfeit oder Art des Baues, oder der Re- 
— oder wegen des dazu zu leiſtenden 

eitrages unter den Intereſſenten Streit ent⸗ 
ſteht, müſſen die geiſtlichen Obern, die Sache 
aüuuig zu reguliren, ſich angelegen ſein laſſen. 

8 709. Findet die Güte nicht ftatt, fo 
müffen fie die rechtlihe Entſcheidung des 
Streite an die weltlihe Obrigkeit verweijen, 
sugleie aber feftliegen, wie es in— 
zwifchen mit dem Baue oder der Re 
paratur gehalten werden foll. 

Eine ausdrüdliche Hinweifung auf den letzten 
Befigftand für diefe inzwifchen zu treffende Seit 
feguug enthält das Allgemeine Landrecht nicht, 
vielmehr ſchließt es gleich im folgenden $ 710 u. f. 
die allgemeine Beftimmung daran, daß die Yufs 
bringung der Koften nad) Inhalt etwa vor- 
bandener Berträge, rechtskräftiger Erkenntniſſe, 
ununterbrochener Gewohnheiten, befonderer Pro⸗ 
vinztalgefege und endlich der allgemeinen Landes- 
geſetze erfolgen ſolle. 


*) of. Borbemerkung zu Nr. 12 (S. 586). 
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Eine weitere gefegliche Beftimmung über das 
Verfahren bei Regulirung des Interimiſticums 
enthält die Allerhöchſte Labinetsordre vom 18. Fe- 
bruar 1805, welche vollftändig alfo lautet: 

Es hat Meine Approbation, daß nad; Eurem 
Berigt vom 12. d. Mts. über das hier 
wieder zurüdgehende Geſuch des Predigers 
Neubauer zu Binde der churmärkiſchen Kam— 
mer aufgegeben worden iſt, die Ausführung 
des Baues des Predigerhauſes auf das 
Aeußerſte beſchleunigen zu laſſen, ſo daß 
damit im bevorſtehenden Frühjahre der An— 
fang gemacht werden kann, und habe Ich 
auch hiernach den Supplicanten zu ſeiner 
Beruhigung beſchieden; da jedoch die Ver— 
zögerung dleſes Baues durch die angezeigter- 
maßen nöthig geweſene Ausmittelung der be⸗ 
haupteten abweichenden Obſervanz, inAnfehung 
der zu leiſtenden Beiträge, und dur Ein- 
iehung dieſer Iegteren felbft veranlaßt worden 
An, jo muß ünftig wegen der Beiträge der 
Eingepfarrten und Compatronen ber Kirchen⸗ 
und Pfarr⸗, auch Schulbau nicht aufgehalten, 
fondern vom Ober-Eonfiftorio, wenn Streit 
darüber entfteht, ein proviforifher Xer- 
theilung3plan beitimmt, und ohne gericht 
liches Berfahren ezequiret, denen aber, die 
damit nicht zufrieden find, der Weg Rechtens 
dagegen nadgelaffen werden, ala monad 
= daher, vortommenden Falls, zu verfahren 
jabt. 

In diefer Allerhöchſten Cabinets-Ordre vom 
18. Februar 1805 wird, in Uebereinftimmung mit 
den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts, und 
um die nöthigen geiftlihen und Schulbauten nicht 
durch langdauernde Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen 
den Bauverpflichteten aufzuhalten, verordnet, daß 
die geiſtlichen Oberen im Falle des Streits einen 
proviforifhen Vertheilungsplan feſtſezen und 
exequiren ſollen, wozu ſie ſich die Materialien, 
mit Uebergehung allzu weitläufiger Ermittelun- 
gen, dur eine ſummariſche Anfruetion zu ver- 
ihaffen Haben. Daß dieſes von geiftlichen 
Obern anzuordnende Broviforium zu gleicher 

jett auch die Bedeutung eines Poſſeſſoriums 
aben und Lediglich auf das im legten Bau- 
alle ftattgefundene Verfahren gegründet werden 
jolle, ift in diefen geſetzlichen Vorſchriften nirgends 
ausgedrüdt. 

Eben fo wenig folgt dies aus ber Natur ber 
Sade von felbft. Die Verwaltungsbehörden find, 
außer in kirchlichen Bauſachen, nod in vielen 
andern Fällen ebenfo verpflichtet als berechtigt, 
proviforifche Anordnungen zu treffen, vorbehaltlich 
des Beeren unter den Sntereffenten*), ohne 
daß in dergleichen andern Beziehungen aus der 
Natur des Brovifortums gefolgert worden wäre, 
als müffe der letzte Präcedenzfall ausſchließlich 
und allein die Baſis der vorläufigen Anordnung 
fein. Ein ausſchließliches Feithalten an 
dem legten Präcedenzfalle, mit Ueberjehung aller, 
fonft in der Sache liegenden rechtlihen und fac- 
tifden Momente, führt aber ferner aud) in ber 
Anwendung zu Mibftänden, und es liegen Fälle 


*) of. Borbem. zu Wr. 12 (3. 586). 
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vor, in welchen die in interimistioo enfcheidende 
Behörde jelbit unumwunden hat zugeitehen müffen, 
daß ihre Entiheidung dem klaren Rechte ber 
Intereffenten zumiber fei, und für melde fie 
keine andere Rechtfertigung hat aufbringen können, 
als die irrige Vorausfegung, als jei das In— 
terimifticum gleich dem Poſſeſſorium der Proceß⸗ 
Ordnung, und ſei dabei einzig und alleih ber 
jüngfte Präcedenzfall zur Grundlage der Ent- 
ſcheidung zu nehmen. 

Wenn hiernach die früher bisweilen angenom- 
mene Meinung wegen der ausſchließlichen Gel- 
tung bes füngfen äcedenzfalles bei interimifti- 
chen Feſtſetzungen für nicht hinreichend begründet 
erfannt werden muß, vielmehr neben dem Ge- 
wichte, welches eine ſolche Bräcedenz, je nach ihren 
factiſchen Unterlagen, verdient, auch das Gewicht 
frügerer Präcedenzen, ausdrücklicher Verträge, 
rechtskräftiger Erfenntniffe ꝛc. nicht außer Acht 
zu laffen ik fo darf doch auch andererfeits nicht 
der Anfiht Raum gegeben werben, als fei ber 
Standpunkt, welchen bie in interimistico fefte 
feßende Behörde einnimmt, völlig mit dem des 
ordentlichen Nichters*) identifh, und als habe 
eritere wie diefer durchaus zu unterfuchen und 
zu befinden, auf mwelder Seite Recht oder Un- 
recht Tiege. 

Die verwaltende Behörde befindet fich bei Feſt— 
fegung des Interimifticums in kirchlichen Bau— 
fachen genau auf demjelben Standpunfte, den fie 
fonft in ihren Anordnungen einnimmt. Sie wird 
daher, wo nicht völlig Klare und unwiderlegliche 
Gerechtſame auf der einen oder der andern cite 
vorliegen, fi) vorzüglich an einen, ohne kenntliche 
Mängel vorhandenen Befitftand Halten, und 
diefen, ald die Vermuthung bes Redts in 
fi tragend, provifortich aufrecht Halten. Hierbei 
ift e8 im concreten alle ſehr wohl denkbar, daß 
ſchon ein letzter Präcedenzjall für ſich allein hin— 
reichendes Zeugniß für einen fchlerfreien Beſitz- 
ſtand abfege, und als hauptſächlichſie Grundlage 
der proviſoriſchen Feitfegung benußt werde. 

Umgefehrt wird aber auch die Verwaltungs— 
behörde nicht jeden jüngften Bräcedenzfall ala die 
ausſchließliche Norm ihrer Feitfegungen gelten 
laſſen können, und insbeſondere dann nicht, wenn 
aus ber Gejammtheit der zur Spradje gebrachten 
Momente die Meberzeugung bei ihr fih heraus—⸗ 
ftellt, daß diefer jüngfte Präcedenzfall nicht ala 
uverläffiges Zeugniß eines ruhigen Befipftandes, 
Hondern nur als da® Product zufälliger Umftände 
angejehen werben kann. 

te hier gegebenen Andeutungen werden ge⸗ 
nügen, der Königlichen Regierung einerjeit8 Die 
nöthige Freiheit der Beurtheilung über das Ge— 
wicht eines jüngften Präcebenzfalles zu fidhern, 
anbererfeit3 berjelben die Grenzen kenntlich zu 
madjen, über weiche Hinaus fie ſich in das Gebiet 
bes erfennenden Nichter3*) verlieren würde. Eine 
unbefangene Auffaffung des jedesmal vorliegenden 
Baufalles mit den zur Sprache gebraten fac- 
tiſchen und rechtlichen Momenten, wird ben rich⸗ 
tigen Weg leicht finden laſſen, und einerjeit3 das 
ſtarre Feſthalten an einem, unzmweifelhafte Rechte 


*) of. Vorbemerkung zu Rr. 12 (©. 686). 
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nicht felten durchfchneidenden, einfeitigen Princip, 
anbererjeit3 ein mit dem Zweck des Interimiſti⸗ 
cums nicht verträgliches Eingehen auf allzu weit⸗ 
läufige Bereldaunaimen und rechtliche Unter⸗ 
ſuchungen vermeiden lehren. 
Berlin, den 12. December 1843, 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
ihhorn. 


An 
—— ainiatige Regierungen. 


17. 


Auf den Beriht ber Königlichen Regierung 
vom 14. dv. M. und den Recurs der Erbpäditer 
zu N. vom 18. Auguft d. 3. wird unter Sreilafjung 
bes Rechtsweges“) das wegen Sraung eined Stein- 
pflafter8 beim Schulgaufe in N. erlaffene Refolut 
vom 8. Juli d. 3. dahin abgeändert, 

daß die Geſpann haltenden Wirthe von der 
Seiftung von Handdienften nicht freizulaffen, 
dazu vielmehr gemeinfchaftlich mit den Erb- 
pächtern u. |. w. heranzuziehen find. 

Gegenüber den beftinnmten Ausjagen der Beugen 
N. und N., daB reip. bei dem Schulgausbau zu 
Anfang der 20er und demjenigen zu Anfang der 
40er Jahre die Geſpann haltenden bäuerlichen 
Wirthe die Hanbbienfte gemeinfhaftlih mit den 
Erbpädhtern geleiftet haben, kann den abweichenden, 
ganz allgemein gehaltenen, auf einzelne Baufälle 
nicht eingehenden Angaben der Dorfälteften X. 
und B. jowie des Halbbauers C. kein Gewicht 
beigelegt werden. Tritt nun Hinzu, daß die Ge= 
fpann baltenden Bauern unbeftrittener- und ans 
tanntermaßen aud bei dem Schulhausbau im 
Jahre 1862 die Handdienfte gemeinſchaftlich mit 
den Recurrenten geleiftet haben, jo fann der An- 
fpruch der Iegteren für unbegründet nicht eradjtet 
werden. Daß fih in dem legterwähnten Baufall 
die bäuerlichen Wirthe bei der ihre Mitheran- 
ziehung anorbnenden Verfügung der Königlichen 
Regierung nur bebin; umgsioese beruhigen zu 
mollen erklärt haben, ift rechtlich ebenfo unerheb- 
lich, als daß diefe Verfügung nicht in der Form 
einer rejolutorifchen Entfgeibung und ohne vor= 
gängige fpeciele Inftruction erlaffen ift. Denn 
nicht auf diefe Verfügung kommt e8 an, fondern 
auf die wirklich erfolgte Leiftung der fraglichen 
Dienfte und den dadurch conftatirten, mit 
erfennbaren Mängeln nit behafteten 
Befipitand. 

In welchem Maß und Verhältniß die ftreitigen 
Dienfte von den Betheiligten zu leiften find, ſcheint 
unter biefen nicht ftreitig zu fein, muß eventuell 
aber in Crmangelung gehöriger Juſtruction, 
an weiteren rejolutorifchen Feſtſetzung vorbehalten 

eiben. 

Diefe Entſcheidung ift den Beteiligten befannt 
zu machen. 

Berlin, den 15. November 1864. 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten, 
In Vertretung: Lehnert. 


bie Argtge Wera zu N. 


) of. Vorbem. zu Rr. 12, (©. 686). 
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18. Berädfihtigung fpecieller Rechtstitel beim 
Erlaf der Banrefolnte. 


Auf den Bericht vom — betreffend die Repa- 
ratur ded Schulhaufes in M. wird Hierdurch, in 
Erwägung, daß bei Regulirung des Etats biefer 
Schule inder Verhandlung vom — der Vorwerks⸗ 
befiger N. ausdrücklich die Berpflihtung über- 
nommen hat, als Eigenthümer des der Schule 
bittweife überlaffenen Gebäudes bie großen Re— 
paraturen an denfelben felbft zu tragen, daß 

ierdurch der Schulgemeinde ein Mar Tiegender 

pecialtitel auf Freilaffung von Reparaturkoften 
qultet, daß die Berwaltungsbehörde — ſehr wohl 
efugt ift, bei Regulirung von Bau-Interimifti- 
ten ihre Feſtſetzungen auf Grund fpecieller Rechts— 
titel, namentlid wenn diefelben ohne meitläfiuge 
Bemweisaufnahme zu conftatiren find, zu treffen: 
dag Reſolut der Königlichen Regierung vom — 
dahin abgeändert, daß unter gänzlier Freilaſ⸗ 
fung der Schulgemeinde der Vorwerksbeſiher N. 
en die fämmtlihen Reparaturen des ihm 
gehörigen, als Schulhaus benugten Haufe zu 
tragen. 
jerlin, den 24. Juni 1864. 
U. 11388. 


19. Verüdfihtigung von B: en, Judicaten, 
beim Erlaß der Banrefolnte. 


In dem Refolute vom — tft der Anſpruch der 
Schulgemeinde gegen den Fiscus auf Gewährung 
des erforderlichen Bauholzed gegen eindrittheilige 
— verworfen, weil ſich derſelbe lediglich 
auf die Erbzinsverſchreibung von 1784, alſo auf 
einen privatrechtlichen Titel ſtütze, welcher von 
ber Verwaltungsbehörde bei Regulirung des In— 
terimiſticums nicht berückſichtigt werden könne. 
Dieſer Grundſatz iſt indeſſen Dleffeits nur dann 
befolgt worden, wenn ber Vertrag nicht zwiſchen 
den Bauverpflichteten felbit, fondern mit einem 
Dritten geſchloſſen worden ift, indem es fih dann, 
aber aud nur dann redtfertigt im adminiſtrati—⸗ 
ven Verfahren ſich an den eh Verpflichteten 
zu halten und biefem zu überlaffen, im Rechts- 
wege feinen Regreb gegen den Dritten zu neh- 
men. Dagegen erſcheint es unbedenklich, auf Ver⸗ 
Bin , Yudicate, zwiſchen den Bauverpflichteten 
felbit, vorbehaltlich de3 Rückgriffs auf den geſetz⸗ 
lich Verpflichteten au die Regulirung des In- 
terimiſtieums Rückſicht zu nehmen. 


Berlin, den 12. November 1862. 
U. 23386. 


20. Beachtung von Obfervanzen beim Erlaß 
der Baureſolute. 


Berlin, den 18, Juli 1862. 

Dabei bemerkte ich, daß ich den von ber König⸗ 
lichen Regierung aufgeftellten runbfag, die Es 
ſichtsbehörde habe nur den pflichtigen Gemeinden 
in ihrer corporativen Gelammt eit gegenüber 
Feftfegungen zu treffen, fi aber nicht damit zu 
Se Streitigfeiten zu folichten, welde in» 
nerbalb der Gemeinden unter einzelnen Inter= 
effenten über die Frage entjtehen, wie das von 
der Corporation im Ganzen aufzubringende 
Onantum unter die einzelnen Mitglieder ver- 
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theilt werde und ob, reſp. welde Exemtionen 
dabei zu beachten feien, in dieſer Wllgemeinheit 
nicht als zutreffend erachten fan. Die refoluto- 
riſchen Entſcheidungen der Vermwaltungsbehörden 
in ftreitigen Kirchen- und Schulbaufachen müffen 
fi) nad) der Eircularverfügung vom 23. Auguſt 
1828 (Annalen Bd. XII. S. 6$4)*) unzmeifel- 
haft aud; auf ben Maßſtab für die Vertheilung 
der Leiftungen auf die einzelnen Pflictigen er— 
ftreden. Dabei Befreiungen Einzelner, mögen fie 
fi auf Obfervanz oder fpeciellen Rechtstitel ftügen, 
unter allen Umftänden unberüdfichtigt zu laffen, 
würde der Stellung der Vermwaltungsbehörden, 
welche ihnen bei der Regulierung des Interimi- 
ſtieums einzunehmen obliegt, nicht entſprechen. 
Häufig wird ein näheres Eingehen auf derartige 
Berhältniffe überhaupt unvermeidlich fein, 3. B. 
wenn ſich die Verpflichtung felbft nicht nad; dem 
Geſetz, fondern nach einer Obfervanz oder einem 
fpecielen Rechtstitel regelt, und die Befreiung 
Einzelner einen Beftandtheil der Obfervanz reip. 
des fpeciellen Rechtstitels bildet. Aber auch in 
anderen Fällen muß wegen der Schlichtung folder 
Streitigkeiten dafjelbe gelten, was hinſichtlich der 
Regulirung des Interimifticums überhaupt maß- 
ebend ift. Daß durch ein ſolches Verfahren die 
erwaltungsbehörden in die Verlegenheit geſetzt 
würden, fi in verwidelte Rechtöfragen und weit- 
läufige thatſächliche Erhebungen einfaffen zu 
müffen, ift nicht zu befürchten, wenn biefelben in 
jedem concreten Fall die Grundjäge im Auge 
haben, welche in der Circularverfügung vom 
12. December 1843**) verzeichnet find. In dem 
von der Königlichen Regierung in Bezug genom⸗ 
menen Refeript vom 24. Februar 1859 endlich 
ift diesſeits das Eingehen auf die Reclamation 
des Schulzen N. in $. um Freilaſſung von ben 
Fuhrkoften lediglich deshalb abgelchnt, weil be— 
reits durch ein vollftredbares Refolut über bie 
Leiſtung der Baudienſte befunden war, und den 
Seitfegungen des letzteren gegenüber Neclamatio- 
nen Einzelner im Vermaltungsmege nicht mehr 
berüdfichtigt werden konnten. 
E. U. 16232. 


(das Baureſolut). 8 304. 


21. voran interimiſtiſcher Eutſcheidung im 
Baureſoluten über Compenſationsauſprüche wegen 
ehrleiftungen in früheren Banfällen. . 
Berlin, den 26. Juni 1871. 
Der von dem recurrirenden Patron und Cuts: 
— angeblicher Mehrleiſtungen in einem 
rüheren Baufall erhobene übrigens auch an ſich 
nicht gehörig ſubſtantiirte Compenſationsanſpruch 
kann keine — — da die gemäß 
der SS 708 und 709 des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 14%*) tm öffentlichen Intereffe zu 
treffende interimiſtiſche Entfheidung fih auf bie 
nöthigen Zeftfegungen über den jedesmaligen ein= 
zelnen Baufall zu beſchränken und auf privat 
rechtliche Ansprüche der Betheiligten untereinander 
nicht iu ‚erftteden hat. (Fortf. ef. 8 312 Rr. 4.) 
U. 1083. 


®) Unten Anh. III. 
»*) Dben Ar. 16. 
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22. Unzuläffigkeit der Beachtung bon Regreßan⸗ 
ſprüchen aus fügeren Banfällen bei Banrejolnten. 


— Der Einwand aber, e8 fei dieſe Bretterverfcha- 
fung nur dadurch nothivendig geworden, daß die 
Gemeinde im Jahre 1851 ſchlechtes Material zu 
den Fachwerkswänden verwendet habe, iſt uner= 
heblich, weil Recurrent einen daraus etwa her⸗ 
zuleitenden Regreßanſpruch nur im Rechtswege 
geltend machen, nicht aber durch diefen Einwand 
gegen die Erfüllung feiner gejeglihen Berpflich- 
tung zur Hergabe des zum jegigen Reparatur 
bau erforderlichen Holzes fih jhügen kann. 

Berlin, den 25. März 1865. 


28. Verſuch gütliher Regulirnug vor dem 
Banrefolut. 


Em. Hochwohlgeboren erwidere ich auf bie 
Beſchwerde vom 27. März d. I. in der N.er 
Kirchenbauſache, daß die Königliche Regierung zu 
N. nicht in der Lage geweſen ift, Sie auf Ihre 
Anfragen vom 22. Januar d. 3. über den Um— 
fang Ihrer Bauverpflichtung eingehend zu be 
jcheiden, weil diefelbe einer etwa erforderlich wer= 
denden reſolutoriſchen Entſcheidung nicht vorgrei= 
fen fann. Die Königliche Regierung ift daher 
jachgemäß verfahren, indem fie die Angelegenheit, 
welche ihr auch von anderer Seite zur Entſchei— 
dung unterbreitet worden, dem Landrathsamte 
zur Verhandlung mit den Intereſſenten und even- 
tuell zur Inftruction des Interimiſticums über- 
wieſen Bat. r 

Uebrigend wird dadurch in feiner Weife einer 
gütfigen Regelung der Sache vorgegriffen. Im 

jegentheil iſt es nach dem Circular-Rejcript vom 
23. Auguft 1828*) die nächſte Aufgabe der Be- 
börden, bei der Regulirung des Interimifticums 
auf eine gütlide Vereinbarung der Betheiligten 
binzumirfen, während nur nad vergeblihem 
Verſuch gütliher Bereinigung zu einer refolutos 
rifhen Entſcheidung geſchritten wird. 

Hiernady vermag ih das Verfahren der König- 
lichen Regierung zu N. nicht zu mißbilligen. 

Berlin, den 25. Mat 1864. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


An 
ben Rittergutsbeflger 2c. 
E Sin. in 


24. Unzuläffigteit einer vefolntorifhen Eutſchei⸗ 
u? in Schulbanfahen nad) erfolgter Bauaus⸗ 
henug und Bezahlung der Bangelder.**) 


— Das Refolut der Königlihen Regierung (bes 
treffend die Küftereibauten in N.) wird hierdurch 
aufgehoben, weil. wenngleih bie Gründe durch 
den Inhalt der Recursſchrifi materiell nicht für 
widerlegt zu erachten find, doc eine rejolutoriiche 
Enticheidung in diefer Angelegenheit überhaupt 
nicht mehr getroffen werden kann. Denn der 
Bau war bereitd im februar I. 3. audgeführt 
nnd ein Vorbehalt künftiger vefolutorifcher Ent- 
ſcheidung hat dann jedenfalls keine rechtliche Wir- 


*) Unten Anf. IL 
**) of. Rr. 2a. 
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tung. wenn nicht alle Betheiligten fich einer folgen 
nachträglichen Feſtſetzung der Baupflicht im Ver⸗ 
waltungswege ausdrücklich unterworfen haben. 


Berlin, den 10. October 1860. 
E. U. 21937. 


25a. Zeitpunkt, bis zu welchem reſolutoriſche 
Eutſcheidungen in Schulbauſachen zuläffig find. 


Auf den Bericht vom 5. v. M., die Regulis 
rung des Anterimifticums bei Kirchen⸗ und 
Schulbauten betreffend, erwidere ich der Königs 
lichen Regierung, daß an den mit dem Herru 
ZuftigeMinifter vereinbarten Beftimmungen des 
eig vom 419. Auguft 1854 (Mi- 
nifterial-Blatt ©. 3— (Anlage a.) feſtgehalten 
werden muß, da dieſe Beitimmungen in_bem 
8 708 Titel 11 Theil II des Allgemeinen Land- 
rechts) ihre Rechifertigung finden und fih in 
der Erfahrung ald dem Intereffe der geiftlihen 
Inftitute und der Betheiligten entſprechend be= 
währt haben. 

In dem Fall, in weldem die in Bezug ge- 
nommene Entjheidung vom 10. October dv. J. 
(Central-Bfatt für die Unterridts-Berwaltung 
1860 ©. 579) **) ergangen ift, waren die Baus 
koften von den Schulbaupflichtigen bereit3 berich⸗ 
tigt, und fonnte daher dem Antrag berfelben auf 
Heranziehung der vor Ausführung des Baues 
nicht gehörten kirchlichen Anterefienten in Ge- 
mäßteit des Schlußſatzes des Circular-Refcripts 
vom 19. Auguft 1854 im Verwaltungswege feine 
Folge gegeben werben. Die Annahme der König- 
ligen Regierung, daß durch die gedachte Entfchei- 
dung bie —— des in Rede ſtehenden Re— 
ſeripis verlaſſen ſelen, trifft demnach nicht zu. 

erlin, den 29. April 1861. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethbmann-Hollmweg. 


An 
die Königliche Regierun; R. 
U. ee = 
L 812. 
25b. 


8. 

Zur Befeitigung der Zweifel, welche bisher in 
Betreff der Frage beftanden haben, bis zu melden 
Zeitpunkte die interimiftifche Regultrung des Bei⸗ 
tragsverhältniffes in ftreitigen Kirchen, Pfarr-, 
Küftere und Schulhausbauſachen mit rechtlicher 
Wirkung ftattfinden kann, eröffne ich der König- 
lichen Regierung auf Grund der mit dem Herrn 
Inſtiz⸗Miniſter gepflogenen Verhandlungen Yol- 


ende: 

a Wenngleich die 88 708 ff. Theil IL Titel 11 
des Allgemeinen Lanbredits als Regel voraus- 
fegen, daß das Interimifticum in allen Beziehun⸗ 
en vor dem Beginn des Baues regulirt werben 
a0 fo findet fih doch feine Beftimmung, aus 
weldjer ſich die Unzuläffigkeit einer nachträglichen 
proviſoriſchen Sertiebung, tolgern ließe. Daß mit 
der Ausführung des Baues das Intereſſe der 
Verwaltungsbehoͤrde vollftändig befriedigt jet, kann 
nicht behauptet werden. Wäre dies ber Fall, fo 


®) Oben Rr. 16. 
**) Borftehenb. 
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würde auch die abminiftrative Erecution aus 
einem vor Beginn des Baues abgefaßten Refolut 
nicht mehr zu rechtfertigen fein, fobald der Bau 
vollendet ift. Es gehört vielmehr aud die Be— 
ahlung der erjorderlihen Materialien und Ar- 
eiten zur Beendigung des ganzen, der Aufficht 
der Berwaltungsbehörde unterliegenden Geſchaͤfts. 
Auf der anderen Seite werden bie Intereſſen⸗ 
ten durch die nachträgliche Regulirung des In⸗ 
terimifticums auf feine Weife in eine nachthei— 
ag Lage verfegt, als wenn diefe Regulirung 
ion vor dem Beginn des Baues eintritt. Im 
Gegentheil wird ihnen in allen Fällen durch die 
—— Feſtſetzung ihrer Veitragspfliht eine 
jefte Grundlage geboten, von welcher aus fie zu 
beurteilen vermögen, ob bie Beſchreitung des 
Rehtömegen) ihrem Intereſſe entipricht. 

Die Königlihe Regierung be auch für die Zu⸗ 
tunft daran feftzuhalten, daß vor Beginn des 
Baues alle Punkte, welche der interimiftichen Re— 
gulirung fähig und bedürftig find, gehörig erör- 
tert und entihieben werben. Wenn aber aus be- 
fonderen Gründen in einzelnen Fällen dieſe Regel 
nicht hat beobadjtet werben Können, fo —— 
dad Beitragsverhältniß ohne Nüdfiht auf die 
Lage, in welcher ber Bau fich befindet, der Regu- 
lirung durch die Berwaltungsbehörde fo lange, 
als es ſich noch um bie erite Feſtftellung der ge⸗ 
jeglichen Baupflict, oder um Bertheilung der Baus 
— ober Leiſtungen unter bie Pflichtigen 

janbelt. 
Es verfteht fi Hierbei von felbft, daß da, wo 
das urſprüngliche Rechtsverhältniß durch fremb- 
artige, von außen Bingngetretene rechtliche Vor⸗ 
gänge mobificirt ift, 3. B. wenn die Beiträge der 
eigentlich Berpflichteten von einem Dritten gezahlt 
er die Verwaltungsbehörde keinen Beruf hat, 
olche ausſchließlich dem Privatrecht angehörige Ver- 
häliniſſe in den Kreis ihrer Beurtheilung zu ziehen. 
Berlin, den 19. Auguft 1854. 


Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
v. Raumer. 


An 
Königli en, aub ſchließlie 

— a liche Regierung flieht 

250. Pflicht der Schnlanfſichtsbehörde, gemäß 

8 47 Abſ. 1 des Zuftändigleitö-Gefehed nom 

1. Augnft 1888 aud dann —* beſchließen, wenn 

über die Nothwenbigteit eines Schnibaues erſt 

nach Fertigſtelinng des Baues Streit entftcht.*) 


Im Namen des Königs. 
In — 

betreffend den in der Verwaltungsſtreitſache 

der verwittweten Frau Legationsrath v. J. 

zu Sch. 

wider 

ben evangeliſchen Schulvorſtand zu Sch., 

zwiſchen dem Kreisausſchuſſe des Kreiſes ©. 

und der Königlichen Regierung zu 2. ent⸗ 

ftandenen negativen Competenz-Conflicte, 
bat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erſter 
Senat, in feiner Sigung vom 4. Nönember 1885 
für Recht erkannt, 


*) of. Borbemerk. zu Rr. 12 a. E. (S. 588). 





daß die Königliche Regierung zu L., Abthei⸗ 
tung für Kirchen⸗ und Schulmefen, gehalten, 
in Gemäßheit des Abſatzes 1 des $ 47 des 
Buftändigfeitögefeged vom 1. Auguft 1883 
über den entftandenen Streit zu bejchlichen. 
Bon Rehts Wegen. 
Gründe. 

Der Schulvorftand zu Sch. lieh im Herbfte 1883 
aus eigener Bewegung einen Kohlenjchuppen zur 
Aufbewahrung des zur Beheizung der Schulftuben 
angeſchafften Brennmaterials erbauen. Er ver- 
langte zu den 149 Mark 95 Pf. betragenden 
Koften des Baues von ber vermwitweten Frau 
Legationsrath dv. I. als Gutsherrſchaft von Sch. 
einen Beitrag von 64 Mark 80 Pf. Eine Res 
monftration der feßteren wie der Schulvorftand 
durch Beſchluß vom 29. Juli 1884 zurüd. Nun— 
mehr klagte die Gutöherrichaft gegen den Schul- 
vorftand unterm 9./12. Auguft bei dem Kreisaus⸗ 
ſchuſſe des Kreifes ©. In der Klage beftritt fie 
die Nothwendigleit des Baues und beantragte 
prineipaliter, e von jedem Beitrage freizuſprechen, 
eventualiter, fie nur für ſchuldig zu erkennen, 
27 Mark als den Werth des zum Schuppen ver- 
wandten Holzes zu erftatten. 

Der Schulvorjtand fuchte dem entgegen die 
Nothwendigkeit bed Baues barzutgun, unb be 
antragte, die Gutsherrſchaft zu verurtheifen: 

principaliter zu dem Baue des Schuppens 
64 Mark 80 Pf., und falls diefe Forderung 
nicht für begründet erachtet werben follte, 
35 Mark 52 Pf. ala den Werth des Holz- 
materiale3 beizutragen. 

Der Kreidausfhuß des Kreiſes G. erkannte 
darauf am 17. September 1884: 

daß die Klage abzumeifen, weil der Kreisaus- 
ſchuß nicht zuftändig fei. 

Er nahm an, daß ber Abſ. 1 des 8 47 des 
Buftändigfeitögefeges vom 1. Auguft 1 bier 
Blap greife und daher zunächſt die Schulaufjichts- 
behörde zu beichließen habe. 

Das Erkenntniß ift rechtskräftig geworben. 

Die Gutsherrihaft wandte fi jobann an die 
Königliche Regierung zu L. mit dem Antrage, in 
der Sade Beihluß zu faflen. Leptere Behörde 
erachtete fi) indes — wie fie der Gutsherrſchaft 
mittelft Beſcheides vom 27. Februar 1885 eröffnete 
— gleichfalls für unzuftändig und zwar aus fol- 


genden Gründen: 

Nah 8 47 des Zuſtändigkeitsgeſetzes Abſatz 1 
babe bei Neu⸗ und Reparaturbauten, ſofern Streit 
entfteht, die Schulauffichtbehörbe ſowohl über die 
Nothmwendigkeit der Bauten, als aud über die 
Bertheilung der Koften zu ——* Voraus⸗ 
ſetzung hierbei aber jet, daß der Bau noch nicht zur 
Ausführung gelangt fei. Wäre dies der Fall, 
dann könne eine Anordnung, wie fie im Abſatze 1 
vorgefehen, feitens der Schulauffichtsbehörde über- 
haupt nicht mehr getroffen werden, es greife viel- 
mehr Abſatz 3 a. a. D. Play, wonach die Streitig- 
keit, ohne daß es eines Beſchluſſes jener Behörde 
bedürfe, im Berwaltungsftreitverfagren ihre Ent- 
ſcheidung finde. 

Ueber den fo entftandenen negativen Competenz= 
Conflict Haben der Kreisausfhuß und die König- 
liche Regierung jcriftlihe Erklärungen abgegeben. 


604 


Der Kreisausſchuß weiſt noch ausdrücklich darauf 
bin, daß die Nothwendigkeit des Baues beſtritten 
ne worüber die Auffichtöbehörde zu entſcheiden 

jabe. 

Die Königliche Regierung vermag aus dieſem 
Umftande feine ausreichende Beranlafjung zu 
entnehmen, von ihrer früheren Auffafjung ab= 
zugehen. 

Die geroeehpartelen waren in dem zur münd- 
lihen Verhandlung vor dem unterzeichneten Ge— 
richtshofe anberaumten Termine nicht vertreten. 


Jedoch war vor demfelben eine fchriftliche Erklärung | 
| rung geltend gemacht find [Motive zum Entwurfe 


des Schulvorftandes eingegangen, welche ſich aber 
über bie Buftändigfeit der ftreitenden Behörden nicht 
ausläßt, fondern nur die Verpflichtung der Guts- 
herrſchaft zu Sch. zur antheiligen Tragung der 
—— darzulegen fucht. 

er 
1. Auguft 1883 beftimmt in den eriten drei Wb- 
fägen: 


„Meber die Anordnung von Neus und Re 
paraturbauten bei Schulen, melde der allge 
meinen Schulpflicht dienen, über bie öffentlich- 
techtliche Verpflichtung zur Wufbringung der 
Bautoften, ſowie über die Vertheilung derjelben 
auf Gemeinden (Eursbegirte) Schulverbände 
und Dritte, ftatt derfelben oder neben dens 
felben Verpflichtete beſchließt, fofern Streit ent⸗ 
steht, die SchulauffichtSbehörde. 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im 
Verwaltungsftreitverfahren ftatt. Diefelbe ift, 
foweit der in Auſpruch Genommene zu der ihm 
angefonnenen Leiftung aus Gründen des öffent- 
lien Rechtes ſtatt einen Anderen für 
verpflichtet erachtet, zugleich gegen dieſen zu 
richten. 

Auch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten 
der Betheiligten (Abſatz 1) darüber, wen von 
ihnen die Öffentlich= rechtliche Verbindlichkeit 
um Bau oder zur Unterhaltung einer der 

rfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienen- 
den Schule obliegt, der Entfheidung im Ver—⸗ 
maltun, Bftreitverfahren." 

Der Abi. 3 übermeift hiernach nur die Streitig- 
keiten der Gemeinden (Guͤtsbezirke), Schulverbände 
und Dritter ftatt derfelben oder neben denjelben 
Berpflichteten darüber, wem von ihnen die öffentlich 
rechtliche Verbindlichkeit zum Bau oder zur Unter- 
haltung einer der Erfüllung der allgemeinen Schul: 
pflicht dienenden Schule obliegt, dem Berwaltungs- 
Streitverfahren. Parteien in einem derartigen 
Streite fönnen nur die genannten Pflichtigen fein, 
nicht die Schulbehörde, der eine Unterhaltungs» 
pflicht nicht obliegt: Gegenftand des Streites fann 
aud) niemals die Nothwendigkeit eines Schulbaues, 
fondern nur die Verpflihtung, zu einem Schulbau 
beigutragen, bezw. dad Maß diefer Verpflichtung 
fein. ie Nothwendigkeit des Baues ift die 
Voraudfegung eines Streites der Betheiligten über 
ihre Beitragspflicht. Die Königliche Regierung 
irrt hiernach, wenn fie annimmt, daß der bier 
vorliegende Streit der Gutsherrſchaſt und bes 
Schulvorftandes über die Nothwendigkeit des Baues 
und die von dem Schulvorftande zu bewirkende 
Vertheilung der Koften auf Gutsherrſchaft und 
Gemeinde in einem Berwaltungsftreitverfahten 


& 47 bes Buftändigfeitögefeged vom! 
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nah Abſ. 3 a. a. D. zum Austrage gebracht 
werben könnte. 

Für Streitigkeiten der bier vorliegenden Urt 
trifft der Abf. 1 Fürforge. Danad) hat die Schul- 
auflihtsbehörde darüber zu befchließen. Daß dieje 
Beitimmung nur gelten folle, menn der Bau noch 
nicht ausgeführt, ift in dem Gefege nicht gefagt. 
Und aud die Iegisfatorifhen Vorarbeiten zu dem⸗ 
felben geben feinen Anhalt für dieſe Annahme. 
Die Motive, welche für die sure Regelung 
des Verfahrens, wie es die Abi. 1 und 2 des 
$ 47 a. a. D. vorfhreiben, von der Staatsregie⸗ 
eines nftänbigteitönejeped vom 28. October 1880 
— Drudiahen des Abgeordnetenhaufes de 1880/81 
Nr. 8 Seite 48 — Motive zum Entwurfe bes 
Zuftänbigteitägefe ‚ed vom 28. December 1882 — 

ruckſachen des Wbgeordnetenhaufes de 1882, 
Nr. 44 Seite 54], treffen in gleicher Weife 
Fall, wo der Bau erft projectirt ift, wie den, mo 
der Bau bereit3 aufgeführt iſt, aber über bie 
Nothwendigkeit des Baued und die Vertheilung 
der Koften auf die pflichtigen Gemeinden, Guts⸗ 
bezirke 2c. Streit entfteht. Auch mag daran er- 
innert werden, daß nad dem Rechtszuſtande, wie 
er vor Erlaß der Kreisordnung beitand, die Regu⸗ 
lirung des Interimiſticums durh die Schul- 
auffidtebehörde auch nad; Ausführung ded Baues 
ftatt hatte, fo lange es fih noch um bie erfte 
Feſtſtellung ber ge lichen Baupflit oder um 
die Vertheilung der Baubeiträge oder Leiftungen 
unter die Pflichtigen handelte [Circularrefcript 
vom 47. Auguft 1854 — Minifterialblatt S. 162, 
Centralblatt für die Unterrihtsverwaltung 1861 


Seite = 
Die Königliche Regierung zu L. als Schul⸗ 
in @emäßheit des 


auffichtsbehörde hat hierna & 
Abf. 1 des $ 47 des Zuftändigkeitsgefege® über 
den vorliegenden Streit zu beichließen. « 

Erſt gegen einen derartigen Beihluß findet die 
Klage im erwaltungsftreitverfahren nach Abſ. 2 
a. a. O. ftatt. 

Urkundlih unter dein Siegel des Königlichen 
Obervermaltungsgerichte® und ber verorbneten 


Unterſchrift. 
(L. 8.) Perſius. 
D.:8.8. 1. 1236. 
26. 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
8. Januar d. J. nehme ich Anftand, den Grund- 
befiger ©. und Genoffen in W. wegen ihrer Heran- 
ziehung den Koſten der Umwährung bes Canto⸗ 
tats in N. in der von Ihr beantragten Weiſe zu 
beicheiden. 

Sit, wie die Königliche Regierung annimmt, bie 
Regulirung des Interimifticums nicht mehr ftatt= 
haft, nahdem die Ummährung bereis im Sommer 
1861 vollendet ift und die fämmtlichen Gemeinde- 
mitglieder mit Ausnahme der Beichwerdeführer 
ihre Beiträge zu den Koften gezahlt haben, fo ift 
aud) die abminiftrative Erecution gegen die Be- 
ſchwerdeführer nicht mehr zuläffig, da ftreitige Bei- 
träge für Kirchen⸗ und eh. ulbauten nur auf 
Grund eines vollitredbaren Reſoluts oder eines 


0) Borflegend, 
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ür vollſtrechbbar erklärten Gemeindebefchluffes im 
erwaltungswege beigetrieben werden dürfen.*) 
Hiernach würde, Ans wirklich das Interi⸗ 

miſticum nicht mehr regulirt werden fünnte, nur 

übrig bleiben, den obwaltenden Streit auf den 

Weg Rechtens zu verweifen**) und die Einziehung 

ber rüdftändigen Beiträge im Verwaltungswege zu 
verfagen. Ic mache bie Königliche Regierung jedoch 
barauf aufmerfjam, daß die Regulirung des 

Interimifticums nach erfolgter Bauausführung 

nicht unbedingt unftatthaft, vielmehr unter den im 

Eireularrefeript vom 19. Auguft 1854 (Central 

blatt für die gejammte Unterrichtsverwaltung pro 

1861 ©. 258)***) angegebenen Modalitäten aller- 

dings nod für zuläffig zu erachten ift, alſo nament⸗ 

Id, wenn es fih nod um bie erfte Feſt— 
ftellung der gefeglihen Baupflicht, oder 
um Bertheilung der Baubeiträge unter 
die Bflidtigen handelt, was in dem vor— 
liegenden Falle zuzutreffen fcheint. 
Berlin, den 13. März 1863, 
Der Minifter der geiftlicden 2c. Angelegenheiten, 
Im Auftrage: Keller. 


An 
die Konigliche Regierung zu N. 
BR t. Era ie 
28. 


Auf den Bericht vom 22. v. M., den Ankauf 
und Ausbau des Svangelifdien Schul⸗ und Küfter- 
Haufe in der Stadt N. betreffend, hebe ich das 

ejolut der Königlichen Regierung vom 9. Des 
cember v. 3. Hierdurd) auf, weil die Recurs— 
beſchwerde bes Patronats der Kirche zu N., dag 
eine reſolutoriſche Entſcheidung in diefer Angelegen- 
heit überhaupt nicht mehr getroffen werden könne, 
für begründet zu erachten ift. 

Die Regulirung des Interimifticums in ftreitigen 
Kirhen- und Schulhausbauſachen ift zwar auch) 
nad erfolgter Bauausführung unter den in der 
Eireularverfügung vom 19. Auguft 1854) ans 
gegebenen Vorausſetzungen zuläjfig. Indeſſen tft 
dort ausdrücklich hervorgehoben, daß da, wo das 
urfprünglihe Rechtsverhäliniß durch frembartige, 
von Außen bingugetretene rechtliche Vorgänge 
modificirt iſt, die Verwaltungsbehörde keinen 
Berufhai, ſolche ausſchließlich dem Privat: 
recht angehörige Verhältniſſe in den 
Kreis ihrer Beurtheilung zu ziehen. 
Ein folder Fall liegt aber Hier vor: denn die 
Baufoften find voltänd beftritten, und han⸗ 
beit es fi hier nur noch um bie Dedung ber 
Gelder, welde von ber Schulgemeinde zu diefem 
Behufe von mehreren Privatleuten aufgenommen 
worben find. Es muß daher der Schulgemeinde über- 
laffen bleiben, den Anſpruch auf Rüderftattung der 
vorgeſchoſſenen Erwerb3- und Baukoften, ſoweit dieſe 
fie nicht ſelbſt treffen, gm die nad} ihrer Meis 
nung Berpflicteten im Rechtsiege**) zu verfolgen, 

Bei diefer Lage der Sache kann ed auf eine 
materielle Prüfung der in der Sache felbft von 
dem — der Kirche zu N. und den beiden 
Gemeinden M. I. und II. erhobenen Beſchwerden 
nicht weiter anfommen. 

of. Rr. 56. 


3 
**) of. Vorbemerkung zu Rr. 12 (©. 686). 
) Oben Rr. Bu 
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Diefe Entſcheidung iſt den Betheiligten bekannt 
zu machen. 
Berlin, den 29. Juni 1861. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


un 
die Königliche Regierung zu R. 
Fe 
29. 


Auf den Bericht vom 18. v. M., den Reparatur- 
bau des Daches auf dem katholiſchen Schulhauſe 
. N. betreffend, wird die Beſtimmung zu 2. des 

leſoluts der Königlichen Regierung vom 5. Sep- 
tember d. 3. hierdurch aufgehoben, und der An- 
ſpruch der Schulgemeinde gegen die Gutsherrſchaft 
auf Hergabe der Baumaterialien auf den Rechts- 
weg verwieſen. 

enn auch der Einwand der recurrirenden 
Gutsherrſchaften gegen die fortdauernde Gültigkeit 
des 8 36 Titel 12 Theil II des Allgemeinen 
Landrechts mit Rüdficht auf den Artikel 112 der 
Verfaffungsurtunde vom 31. Januar 1850 für 
Binfälig zu erachten ift, fo erjcheint es doch in 
dem vorliegenden alle nicht mehr zuläffig, ben 
Recurrenten im adminiftativen Wege zur Er fiung 
der auf dem bezeichneten Paragraphen beruhenden 
Verpflihtung zur Hergabe der Baumaterialien 
anzubalten. 

Der Bau ift ohne Zuziehung der Gutsherrichaft 
und ohne vorgängige Genehmigung der König- 
lichen Regierung auögeführt. Es handelt fich aljo 
meder um bie Seisafung der Baumaterialien für 
den Bau, noch um Befriedigung eines Bauunter- 
nehmers, welhem die Lieferung der Materialien 
an Stelle der Butöherrichaft ordnungsmäßig aufs 
getragen wäre. Es handelt fi vielmehr lediglich 
um die Entihädigung der Grundbefiger in ber 
Schulgemeinde, welche aus eigener Bewegung und 
demzufolge auch auf eigene Gefahr die Materialien 
bergegeben haben, wie denn aud) von der Schul: 
gemeinde in ber Verhandlung vom 28. Juli d. J. 
ausdrüdlih die Abſicht ausgeſprochen ift, die von 
der Gutsherrſchaft etwa zu liefernden Materialien 
zu verfaufen und aus dem Erlös die Grunbbefiger 
zu entfhädigen. Der Schulgemeinde rejp. den 
Grundbeligern zu einer ſolchen Schadloshaltung 
zu verhelfen, ijt mit dem Zweck des Suterimiftie 
cums nicht vereinbar, da deſſen Regulirung den 
RVerwaltungsbehörden nur im öffentlichen Intereffe 
übertragen ift, letzteres aber Hier nicht mehr con= 
eurrirt. Sole, lediglid dem Brivatredt 
angehörige Erftattungsanjprüde können 
vielmehrnurimRechtswege*) verfolgt werden. 

Berlin, ben 12. December 1362. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Ungelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
— 
80. 


Auf die Berichte der Königlichen Regierung vom 
18. December v. J. und 21. Januar d. 3., ſowie 
den Recurs der in N. und N, anfäffigen Befiger 


*) of. Vorbem. zu Nr. 12 (S. 586). 


in ben Feldmarken von &. und K. belegener 
Grundftüde vom 20. September v. J. wird das 
wegen Wufbringung der Koften zu dem ausge- 
führten Neubau bes Konngelifcen Küfter- und 
Schulhauſes in ©. erlaffene Refolut vom 17. Juli 
v. 3. Hierdurch dahin abgeändert, daß Recurrenten 
zu den Koften dieſes Baues beizutragen nicht 
verbunden. 

Nachdem nicht nur der Bau vollendet, fondern 
auch durch das vollitredbar 
vom 21. Juli 1864 über die Beitragspflicht ent 
Khieamn, und ein executoriſcher Titel für die 

inziegung ber Beiträge beſchafft ift, liegt kein 
öffentlihes Intereffe vor, über die in 
der Erecutionsinftanz ftreitig gewordene 
Frage wegen Seranziehung ber Forenfen 
noch nadträglid im Verwaltungsmwege 
Entfheidung zu treffen. 

Meber die Ablehnung einer folchen können die 
übrigen Intereffenten ſich nicht beſchweren, da es 
ihre Sache gewejen wäre, bei den dem Refolut 
vom 21. Juli 1864 voraufgegangenen Inftructiong- 
—— — die gehörige Zuziehung ber Fo⸗ 
renſen zu beantragen reſp. das deren Heranziehung 
um Bau nit ausfprehende vorerwähnte Rejolut 
im Wege bes Recurſes rechtzeitig anzugreifen. 

Unter dieſen Umftänden muß e3 den zur Auf- 
bringung der Baufoften für verpflichtet erflärten 
Eingepfarrten überlafien bleiben, gegen die Fo— 
renſen, falls fie für den gegenwärtigen Baufall 
Beiträge von denjelben Derlangen zu können glau= 
ben, den Weg NRechtens*) zu befchreiten. 

Diefe Entfgeibung ift ben Betheiligten vor- 
ſchriftsmäßig zu publiciren. 

Berlin, den 8. Februar 1867. 

Der Minifter der geiftlicden ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königlic N 
——— 


81. — — Entſcheidnug bei Schulbauten 
in Bezug auf einen nach tun des Baues zu⸗ 
gezogenen Jutereſſenten. 


— Das Cirxeular⸗Reſcript vom 19. Auguſt 1854 
(€.:81. 1861 ©. 258)**) erflärt ausdrüdlic, an der 
Regel, daß das Interimifticum vor dem Beginn 
des Baucd zu reguliren — Nichts ändern zu 
wollen und läßt eine rejolutoriihe Feſtſetzung 
nad) Beendigung des Baues aud ferner nur als 
Ausnahme zu. Wenn nun im vorliegenden Fall 
der Bau im Frühjahr 1862, wo unbeftrittener- 
maßen ber Recurrent feinen Wohnſitz in N. noch 
nicht hatte, beſchloſſen, in Entreprife gegeben und 
begonnnen, auch demnächſt im Heröſt deffelben 
Jahres, ohne daß Recurrent gi einem Beitrag 
aufgefordert worden, vollendet fft, fo Liegt für die 
Verwaltung fein Grund vor, aus Rüdfihten des 
öffentlichen Intereſſes, blos weil die Schulgemeinde 
wegen der inzwiſchen erfolgten Weberfiedelung des 
Recurrenten nach N, die Zahlung eines verhältniß- 
mäßig unbetrüchtlichen Neftes der im Entreprife- 
vertrage feftgeftellten Bautoften verweigert, gegen- 
wärtig, nach Zerlauf von Jahren über die nade 
trägliche Heranziehung des Mecurrenten noch 

et. . 2 . 688). 
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jetvordene Refolut wäh— 
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reſolutoriſch zu entſcheiden. —— iſt dieſe 

——— nach der Lage der Sache und nach 

der Beſchaffenheit der vom Recurrenten erhobenen 

Einreden, die ſich theilweiſe mehr zur Erörterung 

im Rechts⸗ als im Verwaltungswege eignen, ledig⸗ 

li dem ordentlichen Richter*) vorzubehalten. 
jerlin, den 16. Februar 1866. 

U. 41%. 

82, Zuläffigleit des Reſoluts in Schalbauſachen 
iprend des Ablöſnugsverfahreus über Baupalz- 
abgaben. 
Berlin, den 13. Juli 1861. 

Auf den Bericht vom 18. v. M., betreffend den 
Schulzaun zu 2,, beftätige ich unter Freilaffung des 
Rtehtömeget *) das Refolut der Königl. Regierung 
vom 15. März d. J. und verwerfe den dagegen von 
dem Wagiftrat der Stadt ©. ald Dominium von 
2. erhobenen Recurs. 

Der Wagiftrat hat feine Verpflichtung zur Ge—⸗ 
währung des erforderlichen ie anertannt. 
Sein Einwand, die Ablöfung diefer Berpflichtu: 
fei bereits im Jahre 1857 beantragt, und deshal 
nur die Auseinanderſetzungsbehörde über den vor— 
liegenden Streit zu befinden competent, dic Schul= 
gemeinde aber nicht mehr berechtigt, die Ratural- 
lieferung des Holzes zu fordern, fondern müſſe 
die Zahlung der feftzuftelenden Ablöfungsrente 
abwarten, ift nicht zutreffend. Denn bieraus 
würde nur zu folgern fein, daß die definitive Ent- 
ſcheidung in ber Sache nicht den ordentlichen 
Gerichten, *) fondern den Außeinanderjegungsbe- 
hörden zuftehe, während biefer Umftand fing 
der Competenz ber Königlihen Regierung zur 
NRegulirung des Interimifticums — worauf es 
hier antommt — unerheblich ift. Auch kann bei 
den interimiftifchen Feitfegungen über die Bei— 
tragspflicht des Dominiums auf das angeblich 
fchwebende Ablöfungsverfahren feine Rüdficht ge⸗ 
nommen werden, fondern dem recurrirenden 
Wagiftret bleibt für den Fall, daß demnädjft die 
Ablöfung erfolgen, und ein früherer Termin für 
das Aufhören der Naturalleiftungen feitgeitellt 
werben jollte, zu überlafjen, eine nachträgliche 
Ausgleihung mit der Schulgemeinde wegen bes 
jegt —* „gerährenden Holzes herbeizuführen. 

. 14268. 


88. Zuziehung der fümmtligen Iuterefienten 
dem Erlaß der Schulbaureſolute. 
jerlin, den 5. Januar 1872. 
Von der Art der Behandlung diefer Sache 
nehme id) Veranlaffung, der Königlichen Regierung 
anbeimzugeben, das Landrathdamt anzumeijen, 
bei — ſtreitiger Kirchen⸗ und ulbau= 
fahen mit den Beteiligten nicht einzeln zu ver= 
andeln, fondern zu den Berhandlungsterminen 
jederzeit beide Parteien reſp. jämmtliche Be— 
tHeiligte zufammen vorzuladen. 
Der Geirfter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Kin Im Auftrage: Keller. 
ei 
84. Berfahren bei Publication der Schulbanrefolnte. 
Dem Antrage Ew. Hochwohlgeboren vom 12. Juli 
d. J., die Königliche Regierung zu N. zu veran- 


®) of. Vorbem. zu Rr. 12 (©. 586). 
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lafien, Ihnen in ftreitigen Kirchen und Schulbau- 
ſachen die Refolute Behufs der Publication in fo 
viel Ausfertigungen reſp. Abfchriften zugufertigen, 
als Patrone, Gemeinden und Gutöherrichaften con⸗ 
eurriren, kann nicht entſprochen werden. 

In diefen Fällen liegt Ihnen nur ob, dem Auf- 
trage der Königlichen Regierung gemäß das Refolut 
den Interefienten zu publiciven, wozu eine Aus⸗ 
fertigung vollfommen genügt. Wünſchen dann ein- 
zelne Betheiligte das Mefolut ausgehändigt oder 
in bejonderer Abſchrift oder Ausfertigung zu er⸗ 
halten, fo haben Sie diefelben mit diefem Antrag 
an bie Königliche Regierung zu verweifen, welche 
demnädjft darüber Ey befinden und event. den 
Antragftellern das Reſolui in einer weitern Aus- 
fertigung reſp. in Abſchrift mitzutheilen Hat. 

Bei diefem, der Lage der Sade und den bes 
ftehenden Refjortverhältniffen entſprechenden Ber- 
fahren fann für Sie weder eine Weberlaftung mit 
Schreibwerk entfteden, noch fünnen Ihnen Koften 
daraus erwachſen. 

Berlin, den 16. December 1862. 

Der Minifter der geiftlihen ac. Angelegenheiten. 
v. Mübler. 


Un 
den Kbniglichen Landrath ıc. 


Abſchrift erhält die Königliche Regierung auf 
den Bericht vom 11. September d. J. zur Kennt⸗ 
nißnahme mit dem Bemerken, daß den einzelnen 
Interefienten auf_beren Antrag die koftenfreie 
Mitteilung der fie angehenden Refolute ſowohl 
nad) allgemeinen Berwaltungsgrunbfägen, als auch 
indbefondere, weil die Vorlegung der interimifti- 
fchen Entjheidung der Verwaltungsbehörde zur 
—— der Klage vor Gericht*) gehoͤrt, 
nicht Zn alten werden darf. — 


s. a der Koſten für ein in Schulban- 
fa eingeholtes Gnutachten. 

— Durch das Refolut der Königlichen Regierung 
vom — war auf Grund des Antrags des Schul- 
vorftandes und der Erklärungen der Gemeinde— 
glieder ungeachtet des Widerjpruch® des Dominiums 
die Erbauung eines bejondern Holz» und Torf» 
gelafjes für den Lehrer in ©. als nothwendig er- 
a. worden. Exit in der Recuröinftanz ſchloſſen 
fi die Vertreter der Gemeinde ben Erklärungen 
des Dominiums an und beantragten in &emein- 
ſchaft mit dem letzteren die Wufhebung der auf 
den Holz und Torfftalbau bezüglichen ei — 
des Reſoluts. Dieſem Antrag ift demnächſt auch 
in dem Recursbeſcheid vom — Folge gegeben, 
nachdem we das erforderte Gutachten des Kreis⸗ 
verordneten ©. vom — feitgeftellt worden, daß 
der fragliche Bau nicht nothwendig fei. — Hier- 
nad) kann e3 feinem Zweifel unterliegen, daß die 
Einholung jenes Gutachtens im Intereſſe der 
Schulgemetnde felbft Tag, auch weſentlich durch 
die in erfter Inſtanz von ihr abgegebenen Er- 
Märungen veranlagt worden und bemgemäß bie 
Schulgemeinde zur Aufbringung der dadurch ent- 
ftandenen Koften für verpflichtet zu erachten ift. 

Berlin, ben 26. März 1863. 

U. 3866. 


*) cf. Borbem. zu Rr. 12 (©. 686). 





85a. 
(Sortf. von 8 276 Nr. 12.) 

— Bas den Koftenpuntt anlangt, fo erfcheint es 
ebenfalls gerechtfertigt, da der Schulgemeinde die 
Reiſekoſten und Diäten für den Oberförfter N. 
zur Lajt gelegt find, da die Verabfolgung des 
Eichenholzes von der Gutsherrſchaft von vorn⸗ 
herein zugeftanden war, mithin die Einholung 
de3 Gutachtens nur durch die weitergehenden und 
— mie fi demnächſt ergeben hat — unbegrün- 
deten Ansprüche der Gemeinde veranlaßt ift. 

Diefe Entſcheidung ift den Betheiligten bekannt 
zu maden. 

Berlin, den 2. September 1863. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 
m 
igli 
ee 
86. 
Berlin, den 7. November 1877. 

Der Königlichen Regierung erwidere id), daß, 
fofern diefelbe wegen der Koften für das öcono- 
mifche Gutachten, welches der Kreistarator N. über 
den Umfang der Schulwirthſchaftsgebäude in N. 
abgegeben hat, die Schulgemeinde in Anſpruch 
nehmen zu jollen glaubt, bei dem Widerſpruch der 
legteren nur übrig bleibt, die Enticheidung bes 
Kreisausfchufies, fei es bei Gelegenheit der Ent= 
ſcheidung über die Baufrage auf Grund der 88 71 ff. 
des Geſetzes vom 3. Juli 1875,*) fei es durch 
befondere Klage auf Grund des Geſetzes vom 
26. Juli 1876%*) herbeizuführen. Ohne eine 
ſolche Entſcheidung ift***) die abminiftrative Bei- 
treibung ber ftreitigen Koften nicht für zuläffig 


zu erachten. — 
õ. III. 8804. 


86a. Anfbringung der Koften für Vertretung der 
Schule im Berwaltungsftreitverfahren wegen eines 
Schulbaues. 
Berlin, den 27. Mai 1876. 


Der Königlichen Regierung erwidern wir auf 
den Bericht, betreffend die Vertretung bes öffent- 
lien Intereſſes vor dem Kreisausfhuß in jtrei- 
tigen Schulangelegenheiten, das Folgende: Was 
den gegenwärtig ſchwebenden Streit wegen des 
Schulhausbaues in R. antanat, fo erſcheint es — 
nicht zweifelgaft, daß die Königliche Regierung 
in die Rolle des Klägerd}) gegenüber der Schul- 
gemeinne einzutreten bat. ft die Königliche 

egierung demgemäß genöthigt, ſich in diefer Lage 
dur einen Bevollmächtigten — im vorliegenden 
Falle zwedmäßiger Weiſe wohl durch den Schul⸗ 
infpector — vertreten zu laſſen, fo ergiebt fi 
als notwendige Folge, daß berjelbe für die ihm 
in Erfüllung feines Auftrages erwachſenden Auss 
lagen zc. nad Maßgabe der darüber bejtehenden 
Beitimmungen Erſaß an Diäten und Reifekoften 


102 ff. de 30. ft 1883 
cin? —X 8* eb Gejege © Sul (abgebr 
Pre) de $ 47 des Gefepes vom 1. Auguft 1883 (abgedr. in 


“.., eh ie Borbemertung zu Wr. 12 (©. 687 am 
Ende des Gommiffionsberihts) fomie unten Rr. 4346. 
» cf. jegt Borbem. zu Rr. 12 (©. 686). 
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zu beanfpruden Hat. Die legteren find daher 
dem Sculinfpector in Ausficht zu ftellen, und 
aus den ber Königlichen Regierung für folde 
Ziuede zur Verfügung jtehenden Fonds zu zahlen. 
te Schulcaffe des Ortes deswegen in Anſpruch 
zu nehmen, erſcheint, wie die Königliche Regierung 
richtig ausführt, nicht angängig. Dagegen wird 
diejelbe je nach dem Ausfalle der Entſcheidung auf 
die Erjtattung der Ihr auf diefe Weife erwachfenen 
baaren Auslagen nad $ 77 des —— vom 
3. Juli 1875*) Bedacht zu nehmen haben. 
Der Minifter der geift« Der Minifter des Innern. 
lichen ze. Angelegenheiten. Im Yuftrage: 
Zalt. v. Klügom, 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. . 4512, M. db. g. 9. 
L.R.DIM. Mo. 


87. Verfahren bei Anordnung und Cinziehun; 
eines Shulbanfonde, 3 e 


Berlin, den 24. Juli 1872. 

Auf den Bericht vom 6. d. M. in der Schul- 
bauſache von N. erwidere ich der Königlichen Rer 
gterung bei Wieberzufertigung des Geſuchs der 
Schulgemeinde N., daß die Beftimmung im Alinea 2 
des $ 68 der Provinzial-Schulordnung keine Baſis 
für zwangsweiſe Unordnung und Einziehung 
eines Baufonds abgiebt. Die Königliche Regie 
zung hat deshalb mit Rüdjicht auf die Anfüh- 
zungen ber Betenten über den jegigen baulichen 
Zuftand des Schulhaufes, wie in anderen Fällen, 
wo über die Nothwendigteit des Baues Streit ent 
EN um einen egecutorifhen Titel für abmini- 
trative Beitreibung der Vaubeiträge zu beichaffen, 
durch Rejotut in der Sache zu entjcheiden. 


87a. 


Berlin, den 18. Juli 1884. 

Auf den Bericht vom 4. April d. J. betreffend 
die Neueinrichtung ciner Schule in N., erwidere 
ich der Königlichen Regierung, daß ich mit Ihren 
Ausführungen infoweit einverftanden bin, al die 
Verhandlungen mit den Hausvätern der politiſchen 
Gemeinde N. nur informatorifcher Natur geweſen 
find und eine bindende Verpflichtung zur Aufs 
bringung eines Sammelbaufonds nicht Haben con= 
ftituiren fönnen. Denn ein Beſchluß der poli= 
tifhen Gemeinde N. ift in ven Verhandlungen 
weder erftrebt noch gefaßt worden. Und ein 
ſchluß der Schulgemeinde N. ift nicht möglich, 
da eine ſolche bisher nicht befteht. Erft mit der 
Conftituirung einer felbftändigen Schulgemeinde 
in N. wird ein rechtliches Fundament geicaffen, 
auf Grund defien die Schulgemeinde zur Herbeis 
ſchaffung ber erforderlichen Einrichtungkoften für 
eine bafelbft zu gründende Schule genöthigt werden 
tann (vgl. den Erlaß vom 15. März 1864 C.-Bl. 
©. 246).*) — Wil die Königliche egierung aljo 
um Bau einer Schule in N. einen Fondss ans 
Fammen lafien, fo hat fie zunächſt für N. eine 
neue Schulfocietät zu errichten. Iſi dies geſchehen 


®) Jegt 8 108 bes @efepes v. 30. Juli 1883 (abgebr. $ 302 
Ang. I). 
**) Dben $ 246 Rr. 4a. 
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und iſt die neue Schulfoctetät zur freiwilligen An- 
fammlung eines Baufonds nicht zu vermögen, jo 
bat die Königliche —— da die — 
eines Baufonds zur, Aufbringung der Bautojten“ 
gehört, gemäß $ 47 des Geſehes vom 1. Auguſt 
1883 Beſchluß zu faflen und den in Anſpruch Ge— 
nommenen die Anfechtung dieſes Beſchluſſes zu 
überlafjen. — Bisher aber liegt die Boraußjegung 
zur zwangsweiſen SHeranziehung der Schulbaus 
flichtigen, nämlich die — einer ſelbſt⸗ 
— Schulgenieinde für N. nicht vor. Ich 
betrachte deshalb die Beſchwerde als gegenſtandslos 
und ermãchtige die Königliche Regierung, die Be— 
ſchwerdeführer in diefem Sinne zu beſcheiden. 
U. III, =. 13468. 


Sc. 5 
Berlin, den 31. October 1884. 


Durch die Hierbei zurüdfolgende Vorſtellung 
der Schulvorfteher N. und N. zu R. vom 2. Des 
cember 1882 und deren mit dem Berichte ber 
Königlichen Regierung vom 24. Juni d. J. nicht 
wieder Hierher zurüdgelangten Anlagen biejer Vor⸗ 
ftellung ift zur Genüge conftatirt, daß die zur 
Schule in R. gehörenden Gemeinden der Anord- 
nung der Königlihen Regierung gegenüber, durch 
welche die mitiels der Verfügung vom 3. April 
1872 auf jährlih 90 ME. feftgeftellte Leiftung 
biefer Gemeinden zur Anfammlung eines Schul 
baufonds auf jährlih 150 Mt. erhöht worden ift, 
ich weigerlich verhalten und der deöfallfigen An- 
orderung der Schulaufficht3behörde widerjprechen. 

Es mag hier unerörtert bleiben, ob ir 
feiner Zeit nicht gemäß $ 78 Nr. 2 des Zuſtändig⸗ 
ieitsgeſetzes vom 26. Juli 1876 zu verfahren ges 
wejen wäre, um die fi) weigernden Gemeinden 
zur Wufbringung der von der Königlichen Regie 
tung verlangten Leiftungen anzuhalten, da unter 
„Bautoften“ im Sinne der gedachten Geſetzesvor⸗ 
ſchrift alle Koften & verftehen find, welde von 
den Pflichtigen in Erfüllung ihrer redtlihen Bau- 
verbindlichleit zu tragen find (Erfenntniß des 
Königlichen Obervermaltungägerichtes vom 15. Sep: 
tember 1883, C.Bl. 1884 ©. 485),*) überdies 
die gedachte Geſetzesvorſchrift an Stelle bes $ 135 
X 3b der Kreißordnung vom 13. December 1872 
etreten ift, durch welche die den Regierungen zu= 
Pegende Befugniß zur refolutoriichen bezw. interi= 
iniſtiſchen —— — in ſtreitigen Schulbauſachen 

! dem Lande auf den Kreisausſchüß als Ber 
maltungögericht übertragen war, bereit früher 
aber gemäß dem Miniſterial⸗Erlaſſe vom 15. März 
1864 (C.8l. 1864 ©. 246)**) bei Hervortretendem 
Widerfpruche der Pflichtigen gegen die Anordnung 
der Unfammlung eines Schulbaufonde von der 
Regulirung des förmlihen Interimifticums nicht 
abgejehen werden durfte, weil fonft ein Titel für 
die abminiftrative Egecution nicht vorhanden ges 
wefen fein würde. 

at die Königliche Regierung Ihre Anordnung 
vom 26. Januar 1882 des Widerſpruches ber 
zist en Gemeinden ungeachtet feither bereits im 
erwaltungäzwangsverfahren vollitredt, jo mag 


*) Oben Rr. 10b. 
**) 5.246 Rr. 4a. 
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es hierbei für die Vergangenheit fein Bewenden 
behalten. 

Dagegen bat die Königlie Regierung von 
weiteren Bwangdmaßregeln zur Durdführung der 
gedachten Anordnung Abftand zu nehmen, viel 
mehr, fofern es nicht gelingen jollte, im Wege er- 
neuter Berhandlung mit den Gemeinden die legteren 
zur freiwilligen Erfüllung der von der Königlichen 
Regierung für erforderlich erachteten Leitungen zu 
vermögen, dieſe Angelegenheit in der einer oder 
in der anderen Form in einen Weg zu leiten, 
welder e3 den fich weigernden Gemeinden nicht 
verſchränkt, die Anforderungen, welche die König- 
liche Regierung in Bezug auf die Leiftung von 
Beiträgen zur Unjfammlung eines Schulbaufonds 
an bie pflichtigen Gemeinden zu ftellen ſich ver- 
anlaßt findet, bezw. die desfallſige Yeititellung und 
Anorbnung der Bönigti en Regierung durch Er- 
Hebung der Klage im Berwaltungsftreitverfahren 
anzufedten. 

Dabei wird die Königliche Regierung wieber- 
pr zeiflich zu erwägen haben, ob, worauf in bem 

fafje vom 20. Mai d. 3. hingewieſen worden, 
in ben Formen bed $ 47 de Zuſtändigkeitsge- 
ſetzes vom 1. Auguft 1883 zu verfahren, oder 
etwa in denen des $ 35 a. a. O. 

Die Bemerkungen der Königlichen Regierung 
bezüglich der Frage nach der Zuläffigteit eines 
Berwaltungsftreitverfagrens über die jeitens der 
Verwaltungsbehörde erfolgte Sejiegung der Höhe 
der Baukoſtenrate finden ihre Erledigung buch 
eine Hinweifung auf den 8 113 des Geſetzes über 
4 allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 

3.*) 
Der Miniſter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Öoßler. 


Un 
die Königliche Re un 
er - 


88a. Unzuläffigleit der Aufhebung eines rechts⸗ 
träftigen Vanreſoluts im Verwaltungswege. 


Hiervon abgejehen, kann ic) auch nad} ben be— 
stehenden allgemeinen Grundjägen die Aufhebung 
des Rejolut3 vom 7. März v. I. nicht für thun— 
lich erachten, da die Feſtſetzungen eines rechts⸗ 
träftigen Refolut3 nicht im Verwaltungswege, 
fonderu nur durch den Richter**) abgeändert werden 
lönnen. Auf die Vollitredung eines Reſoluts, 
weiches durch die Beftätigung in der Recursin⸗ 
tanz, oder durch Verſäumung der Recursfriſt im 


erwaltungswege unanfehtbar geworden ift, 
Sun bie obfiegenhe Bartei einen mwohlbegrünbeten 
n! 


lin, den 31. October 1860. 
v. Bethmann-Hollweg. 


An 
den Königligen Oberpräfldenten zc. 
ee 


88b. 


— Die obfiegende Partei hat ein wohlbegrün- 
detes Recht auj die Vollſtreckung eined in der 
Recursinftgnz beftätigten und dadurch vollitredbar 


*) of. $ 302 Anh. IL. 
**) of. Borbem. zu Rr. 12 (6. 688). 


Schaeider und von Bremen. Preußiſches Voltsigulmejen, IL Bb. 





gewordenen Rejoluts, und kann deshalb ein ſolches 
nur noch im Rechtswege,“) nicht aber auch im 
Verwaltungswege abgeändert werben. 

Berlin, ben 19. April 1862. 


89. Nnzuläffigleit der Aufhebung oder Abände- 
zung eines in der Recursiuftauz beftätigten Bau⸗ 
reſoluts ſeitens der Bezirkgregiernugen. 


— Die Königliche Regierung war zum Erlaß 
der das Re vom — aufhebenden Verfügung 
vom 24. März nicht competent, nahbem das 
Refolut die diefjeitige Veftätigung erhalten hatte. 
Auch hätte einer neuen interimiftiichen Feſtſetzung 
unter allen Umftänden eine erneuerte Verhandlung 
mit den Intereſſenten vorangehen müfjed. Die 
Verfügung vom 24. März konnte daher ſchon aus 
diefem formellen Grunde nidt aufreht erhalten 
werden. Es kommt fomit auf die Erörterung der 
principiellen Frage wegen der Zuläffigteit einer 
Abänderung oder Aufhebung voljtredbarer Bau⸗ 
reſolute im Verwaltungswege nicht weiter an. 

In der Sade felbjt iſt über den Streit, ob bie 
Erwerber von Dominialländereien von ben legtern 
innerhalb des Dominialverbandes oder der Schul⸗ 
gemeinde beizutragen verpflichtet find, nad vor— 
gängigem, vorjchriftämäßigem Verfahren durch 
förmliches Refolut befunden, und legteres auf die 
dagegen erhobenen Recurje beftätigt worden. Hier= 
mit findet die Sache im Berwaltungswege ihre 
Erledigung, und fann in der nachträglichen Bei- 
bringung des Abgabenregulirungsplans für die 
abvertauften Dominialländereien tein Grund ges 
funden werden, um von Neuem in eine materielle 
Erörterung der Sache einzutreten. Vielmehr muß 
derjenigen Partei, welche ſich durch die vollftreds 
baren üeftfegungen jenes Rejolut3 befchwert fühlt, 
die Beichreitung des Nechtöweges*) überlafjen 
bleiben. . 

Die Königliche Regierung Hat hiernach das 
Weitere zu veranlafjen und die Betheiligten von 
dieſer Entſcheidung in Kenniniß zu jegen. 

Berlin, den 5. Auguſt 1862. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛe. Angelegenheiten. 
v. Mühler. 


An 
die Königliche Regierung zu R. 
U. 16231. 2 


40. Form der Aufhebung eines noch wicht rechts⸗ 
kräftigen Schulbanrejslutg. 


— Nachdem die Königliche Regierung von ber 
Ausführung: des Rejoluts vom —, durch welches 
der Gemeindeanger zum Bauplag bejtimmt war, 
Abftand genommen, hätte es einer ausdrüdlihen 
Aufgebung durch eine hierauf gerichtete Feſtſetzung 
und der Publikation der legtern an die Betheiligten 
in gleicher Weife beburft, wie denjelben das Re- 
folut felbft publicirt war. Formell kann daher 
das Verlangen ber Gemeinde ip eine Entſchei⸗ 
dung über ihr gegen jenes Reſolut gerichtetes 
Recursgeſuch vom — nicht als unbegrundet er- 
achtet werden, wiewohl zuzugeben tft, daß ſich die 
Gemeinde in Folge der jpätern Verhandlungen 


*) of. Borbem. zu Rr. 12 (©. 586). 
39 
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nit darüber im Zweifel befinden Tonnte, daß 
von der Bollitvedung jenes Reſoluts abgefehen 
ar. — 

Berlin, den 27. Februar 1864. 

U. 2971. 


41. Abſtanduahme von der Ausführung eines 
Baureſoluts. 


Berlin, den 8. Januar 1875. 

Auf den die Schulverhältniffe in N. betreffenden 
Beriht vom 18. dv. M. ermidere ich der König- 
lichen Regierung, daß den Betheiligten ein Recht auf 
die Durchführung des rehtäkräftigen Refoluts vom 
22. Iulı 169 nicht zur Seite fteht. 

76. Januar 1860 E 

ur wenn das Refolut zur Ausführung käme, 
würden fie verlangen können, daß die Baubeiträge 
nad) der darin getroffenen Feftjegung aufgebracht 
werden. Dagegen iſt bie Schulautfihtebehötbe 
unbehindert, Hinfichtli der Drganifation bes 
Schulweſens jederzeit die im Interefle des Schul: 
weſens gebotenen Anordnungen zu treffen. Ballen 
durch folhe Anordnungen die nothwendigen Vor— 
außfegungen des früheren Rejolut3 hinweg, fo 
kann das legtere ſelbſtverſtändlich überhaupt nicht 
zur Wusführung fommen. 

Unter den vorgetragenen Berhältnifien erfheint 
es nicht gerechtfertigt, in N für 65 Schultinder 
2 Schulen zu halten und dieſe Einrichtung durch 
fiscaliſche Zuſchuͤſſe zu unterftügen. Ich kann da= 
her die Abficht, beide Schulen in Eine zufammen- 
geben, nur billigen und überlafje der Königlichen 

egierung, die hierauf abzielenden Verhandlungen 
einzuleiten. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Förfter. 


in 
bie Königliche Regierung zu R. 
6. ir 7a * 


48. Vollſtredbarkeit der Baureſolute vor der 
Neenrö-Entfheidung.*) 


Bon der Königlichen Regierung zu N. war 
wegen Aufbringung der auf die Dotationdgrund- 
ftüde ber Pfarre und der Schule (Küfteret) zu F. 
fallenden Deihbautoften®*) im Wege des Interimie 
fticumd Entſcheidung getroffen, gegen welche von 
Betheiligten Recurs eingelegt worden if. Im 
Forigange der Verhandlungen bat die Königliche 
Regierung berichtet: 

„Wir find niemals aud nur im Mindeften 
in_Bweifel gewefen, daß die Bollftredung der 
tejolutorifchen Entſcheidungen der Verwal⸗ 
a Fer pp vor dem Ergehen der Recurs- 
Entſcheidungen rechtlich ftatthaft ift, und daß 
dem Recurd ein Suöpenfiveffect nicht bei- 
wohnt.“ 

Bon ber Vollſtreckung der Refolution vor der 
Recurd-Entfheidung wurde indeß aus Zweckmäßig⸗ 
keitsrückſichten Abftand genommen. 

Seitens des Herrn Minifters der geiftlihen zc. 
— konnte zur Zeit die Recurs-Ent⸗ 
ſcheldung noch nicht getroffen werben, dagegen ift 
die Vollftredung des Reſoluts durch Berfigung 


*) cf. Borbem. zu Rr. 12 (S. 
2 Pam (©. 088). 
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vom 22. Yebruar 1860 (Rr. 3320 U) in folgender 
Weiſe angeordnet: 
„In dem Bericht vom — erkennt die König⸗ 
lie Regierung die Vollitredbarteit des Re- 
ſoluts vom 18. October v. 3. aud vor Abe 
faſſung des Recursbeſcheides an. Die Zwed- 
mäßigfeitsrüdfichten, aus denen die Königliche 
Regierung dennoch die Bollitredung abgelehnt 
hat, können demgegenüber nit für dur 
reifend erachtet werden. Mit Bezug auf die 
Se ung vom — veranlafje ic) die König⸗ 
liche Regierung vielmehr — — —, die jtreis 
tigen Baubeiträge vorläufig nad) Maßgabe 
des Refolut® vom 18. October v. J. einzu- 
ziehen.” 
4. 


Berlin, den 11. October 1860. 


Auf den Bericht vom 8. Auguſt cr. erwidere ich 
der Königlichen Regierung, daß die Bollftredung 
der interimiltifchen Refolute in ftreitigen Kirchen⸗ 
und Schul-Baufachen vor Ablauf der Recursfrift, 
reſp. vor dem Eingang der Recurs-Eniſcheidung 
nah dem Reſcript vom 23. Auguſt 1828*) 
(v. Rampp Annalen 1828 ©. fr) im Wlge- 
meinen nicht für ftatthaft zu erachten if. ⸗ 
weichungen hiervon find den Königlichen Regie— 
rungen nur bei dringenden Beranlafjungen, und 
wenn Gefahr im Verzuge liegt, erlaubt. Die 
felden müſſen jedoch alsdann fofort darüber bes 
richten (Reg.-Inftr. vom 23. October 1817 $ 8 
Abf. 6**) u. 8 10). Bei einem srömumgemäßigen, 
den Vorſchriften des Reſeripts vom 23. Auguft 
1828 eniſprechenden Verfahren können berartige 
Ausnahmefälle nur höchſi felten vortlommen. Ein 
derartiger Ausnahmefall wird aber angenommen 
werden müſſen, wenn die Reparatur eined Ges 
bäudes ohne Gefahr für Leben und Gefundheit 
der Bewohner nicht länger ausgejegt werben kann, 
oder wenn die Inſtruction des Interimiſticums 
durch äußere Verhältniſſe verzögert worden tft 
und nad) Lage der Sache die Berichtigung der 
Koften für den bereits auögeführten Bau bis zum 
Ablauf der Recurzfrift, rejp. biß zur Beendigung 
des Verfahrens in der Recursinftanz ohne erhebs 
lien Schaden für die — nicht aufge: 
{hoben werden fann. In einem folden Fall tft, 
da in der Recurdinftanz eine Ergänzung der In⸗ 
ftructiou fi als nothwendig heraugftellte, eine 
Regierung ermädtigt worben, die Beitreibung 
der Koften vorläufig nad) Maßgabe des Regie— 
rungs⸗dteſoluts, vorbehaltlich der Erftattung durch 
denjenigen, welcher in ber Recursinftanz dazu etwa 
möchte für verpflichtet erachtet werden, zu bewirken. 
Die gedachte Regierung berichtete demnächft über 
die Zwedmäßigkeitsrüdlichten, welche in dem er⸗ 
örterten Specialfal ihr die Abwartung ded Fe 
cursbeſcheides mwiünjdenswerth erſcheinen ließen. 
Durch den Erlaß vom 22. Februar d. J. (C.Bl. 
pro 1860 ©. 297)***) find diefelben aber nicht für 
durchgreifend eradjtet worden, 

Die in dem Specialfall ergangene Verfügung 





Unten Sn. LIT 
Dbem Br. IH AS. L 
Borfichenb, 
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Rejeript vom 23. Fupuft 1828 in feiner Weiſe 


45. 
(Sortf. von 8 250 Nr. 4.) 

—— Auch bie fernere Bejchwerde der Gemeinde, 
daß mit ber Bauausführung, ungeachtet ihres Re- 
curſes und des Antrags auf Auslegung des Baues, 
vorgegangen ift, kann nicht für begründet erachtet 
werden. — Die Gemeinde hat den dringend noth- 
wendigen Bau bereits feit einer Reihe von Jahren 
hinauszuſchieben gewußt, jo daß dieſſeits ſchon 
unter dem 12. Mat v. J. Hat angeordnet werden 
müflen, daß der Bau unter allen Umftänden in 
diefem Jahre auszuführen ſei. Es kann daher 
nur gebilligt werden, daß dem erneuerten Verſüch 
der Gemeinde auf Hinausſchiebung des Baues nicht 
ftattgegeben tft, wie auch weiterhin nur die nadj= 
brüdlichte Zörderung des Baues der Königlichen 
Regierung überlaffen werden kann. 

bie Königliche Regierung aber auch befugt 
war, unter den obmaltenden Berhältnifien das 
Nefolut ungeachtet des Recurſes zu vollitreden, 
folgt aus Wbjag 6 des 8 8*) und 8 10 der Re 
gierungs-Inftruction vom 23. October 1817. 

Dieje Entſcheidung ift der Gemeinde N. befannt 
zu maden. 

Berlin, den 16. October 1863. 

Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
Im Yuftrage: Keller. 


Un 
die Königliche Regierung zu R. (in der Provinz 
© tete] “ 

% —2 


46. Pricl Recurs il 
nee 


Auf den Bericht vom 13. December v. J. er: 
Öffne ic) der Königlichen Regierung, daß die durch 
Circular⸗ Verfügung vom 23. Auguft 1828 
gm Kamp Annalen, Bd. 12 ©. 683)**) erlaffene 
orſchrift, nach welcher für Reeursbeſchiveiden gegen 
Refolute in Kirhen- und Schul-Baujaden in der 
Regel und minbeftens eine vierwöchentliche Prä- 
elufofriftere) te werden joll, keineswegs ob⸗ 
I geworben tft, jondern in allgemeiner Uebung 
eht. 


en Seitens ber Königlichen Regierung hervor⸗ 
gehobenen Fällen befonderer Dringlichkeit ift durch 
die Faſſung des gedachten Circular-Erlafjes, wel 
er bei bejonderen Gründen eine ausnahmsweiſe 
rfürzung der vierwöchentlicden Recurzfrift nicht 
ausſchließt, bereit8 Rechnung getragen, weshalb 
es denn auch ber fortdauernden Geltung jener 
Vorſchrift nicht widerjpricht, wenn einzelne Ppetielle 
Seitfegungen einer kürzeren Recurzfrift dieſſeits 
nit von Amtswegen reprobirt find und ber bei 
einem Schulbaufall nad Ablauf einer folden Friſt 


*) Oben Ob. I 5 4 Anh. L. 
**) Unten nd. ILL. 
») ef. Rr. 48 und für die Verwaltungeklage: 847 bes Bei. 
©. 1. Aug. 1883 (oben Bb. I $ 5 Anh. I). 
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eingelegte Recurs unter dem 7. Juli 1865 als 
Vertpätet zurüdgewiefen ift. Im Allgemeinen kann 
aber eine vierwöchentliche Recursfriſt als das Be— 
dürfniß überfchreitend um fo weniger angejehen 
werden, als zu den Bau⸗Intereſſenten in diejen 
Streitfachen regelmäßig Kicchencollegien oder Schuls 
vorftände und Kirchen oder Schulgemeinden ge⸗ 
hören, welche zunächſt fi unter einander ſowie 
mit den übrigen Betheiligten zu verftändigen und 
nit felten alsdann nod) Information einzuziehen 
oder Inſtruction einzuholen haben. 

Somit muß ich es bei der gedachten Vorſchrift 
bewenden laſſen, und made der Königlichen Re— 
gierung zur Pflicht, fortan danach zu verfahren. 

Berlin, den 30. Januar 1867. 

Der Minifter ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Muͤhler. . 


Un 
ee 
47. Form der —— A Recurſes gegen 
Baureſolute. 


Berlin, den 28. Januar 1868. 

Die Königliche Rgie ung ao die mit bem 
Bericht vom 30. v. M. u. 3. in Betreff der Schul- 
Baufadhe von N. eingereichten Acten zur weiteren 
Veranlaſſung bierbet wieder zurüd, da bie Er— 
Härung des Gemeinde-Deputirten von N., „daß 
er ben Recuröweg beichreiten werde,“ welcher 
Erklärung der ®emeinde-Deputirte von R. leb g 
lich beigetreten ift, nicht einmal für ein Unmel- 
dung, viel weniger joe eine wirkliche Einlegung 
des Necurfe gelten Tann und bemnad das Re— 
folut vom 18. September pr. als vollitredbar an= 
gufehen tft. 

er Minister der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In ertretung: Lehnert. 


Un 
die amiglihe Regierung zu R. 


48. Behandlung des Recurſes in ftreitigen Kirchen⸗, 
Pfarr⸗, — und Schul⸗Bauſachen. 
Berlin, den 13. Januar 1874. 

Im Anflug an die Vorſchriften in $ 135 X 
Nr. 3 der Kreißordnung vom 13. December 1872 
bejtimme ich 8 
1. für die Provinzen Breußen, Branden- 
burg, Bommern, ealeiten Sadjen, 

Poſen und Weſtfalen 
über die Behandlung der ſtreitigen Kirchen-, 
Pfarr und Küftereibaufahen, unter Aufhe— 
bung der entgegenftehenden Vorſchriften, was folgt: 

1. Gegen bie von den Regierungen in Ange 
legenheiten der bezeichneten Urt erlaffenen Reh. 
luie, joweit fie die Nothwendigkeit des Baues oder 
die Art feiner Wusführung betreffen,*) tft der 
Recurs an den Minifter der geiftlihen ꝛc. Anges 
legenheiten zuläffig. 

2. Bur Anbringung und Nedtfertigung des 
Reeurſes tft eine prächufivifhe Friſt zu beivilligen, 
welche in der Regel auf 21 Tage nad) Publication 
des Refoluts zu bemeſſen tft, au8 befonderen Grün⸗ 


®) of. unten Rt. 52, 
39* 
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aber um 14 Tage verlängert oder bis auf 10 Tage 
abgekürzt werden darf. 

3. Soweit die Refolute die Aufbringung der 
Koften oder ihre Vertheilung unter die Inter— 
efienten zum Gegenſtande haben, findet gegen die 
aon den Kegierungen getroffene Entjcheidung, welche 
fofort interimijtifch vollftredbar ift, nur der Rechts⸗ 
weg ftatt. 

. In Betreff der Bauten an vereinigten Küfter- 
und Schulhäufern bewendet es bis auf Weiteres 
bei den Beftimmungen bed Gejeges vom 21. Juli 
1846 — Gej.-Samml. ©. 392. — 

U. Für die Provinzen Bofen und Weſtfalen: 

5. Die vorjtehenden Beftimmungen unter Nr. 1 
bis 3 tommen in den Provinzen Bofen und 
Weſtfalen aud Hinfihtlih der Shul-Bau= 
ſachen zur Anmwendung.*) 

Der Mintfter der 2. Ungelegenpeiten. 
a 


An 
die Nöniglien Regierungen ber Provinzen 
reußen, Brandenburg, Bommern, Schlefien, 
hen, Poſen und ſifalen. 
@. U. 48138. 


49. Ausſchluß des Suspenſiv⸗Effects des Rechts⸗ 
wegs gegen Baureſolute.*) 


Auf den Bericht vom 3. Juni d. J. betreffend 
den Bau der katholiſchen Schule zu N., erwidere 
ich der Königlichen Regierung, daß der Zweck des 
Interimiſticums in ſtreitigen Kirchen- und Schul⸗ 
Bauſachen nach $ 709 Titel 11 Theil II Alige— 
meinen Landrechts und der Allerhöchſten Cabiners- 
Ordre vom 18. Februar 1805 ***) der ift, ein 
Proviforium zu ſchaffen, auf Grund deffen ohne 
NRüdfiht auf den vor Gericht zwiichen den Inter- 
efienten ſchwebenden Procch mit der Bauausfüh- 
zung im öffentlihen Intereſſe vorgegangen wer- 
den kann. i 

Diefem Zwed würde es mwiderftreiten, die Aus— 

führung einer volftredbaren interimijtifhen Ent- 
ſcheidung lediglid um deshalb zu fjuspendiren, 
weil inzwifchen ein erftinftanzliches, den admini- 
ftrativen Feftfegungen nicht conformes Erfenntnik 
ergangen ift. Glaubt jedoch die Königliche Re— 
ierung, in der vorliegenden Angelegenheit die 
Bomfrredung des Recursbejcheides vom 4. November 
v. J. ohne Nachtheil für die Sache noch anftehen 
lafjen zu können, jo muß dies Ihrer eigenen Ent- 
ſchliezung und rejp. Verantwortung überlaffen 
bleiben. Unter feinen Umftänden darf aber die 
Bauausführung von der viclleicht erft nach Jahren 
zu erwartenden definitiven Beendigung des ſchwe⸗ 
benden Procefjes, fondern fie muß von den ob- 
maltenden Bebürfniß abhängig gemacht werben. 

Berlin, den 5. Auguſt 1863. 


Der Miniſter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 
Zu Vertretung: Lehnert. 


an 
die Königliche Regierung zu R. 
Ga rs 


*) Daffelbe beitimmt für bie Behandlung ber Kirchen⸗, Pfarrz, 
KRüfteretz und Säulsaufagen tn ber Pronin ©: Tesmige polen 
der Erlaß v. 10. Jult 1879 (Runge, Radır. II 1882 &. 40). 

»*) of. Borbem, zu Rr. 12 (©. 686). 
nr) cf. oben Rr. 16. 
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50. Die zwangsweiſe Durchführung der von der 

Auffihtöbehörde getroffenen vorlänfigen Yeitfegung 

über die Bertheilung kirchliher Bauloſten kanu 

nicht durch Einlegung des Rechtsweges gehemmt 
s werden. 

Auf den von dem Oberfirchenrath der Grafſchaft 
Bentheim erhobenen Competenz-Conflict in ber 
bei dem Königlichen Amtsgerichie R. anhängigen 
Proceßſache 

des Pächters J. zu T., Mlägers, 
wider 
den Kirchenrath ber reformirten Kirchenge— 
meinde U., Bellagten, 
betreffend Befreiung von Pfarrbautoften, 
hat ber Königliche Gerichtshof a Eniſcheidung der 
Competenz-Conflicte in feiner Sigung vom 12. Fe⸗ 
bruar 1881 für Recht erkannt: 
daß ber Rechtsweg in diefer Sache für unzu= 
läſſig und der erhobene Competenz-Eonflict 
daher für begründet zu erachten. 
Bon Rechts Wegen. 
Gründe 
In der reformirten Kirchengemeinde U. ift eine 
neue Pfarrſcheune erbaut. Die Koften dieſes Baues 
ſollten laut Beſchluſſes des Kirchenrathes zu A. 
nad Erbesfuß aufgebracht werden. Der Kläger, 
Pächter I. zu T., ift hierbei mit 29 ME. 12 Bf. 
veranlagt, und, da er nicht freiwillig zahlte, auf 
Anordnung des Oberkirchenrathes in Nordhorn 
u den Amtshauptmann H. beziehungsweife 
den Amtödiener D., in der Weiſe erequirt worden, 
daß ihm zur Dedung der Schuld ein rotes Rind 
abgepfändet worden ift. Der Kläger glaubt zur 
Zahlung des ihm angejonnenen Beitraged um des⸗ 
willen nicht verpflichtet zu fein, weil er nicht Eigen- 
thümer eines Erbes, fondern nur Pächter des dem 
Kolon Sch. gehörigen Erbes in T. ſei. Parauf- 
bin hat er in einer bei dem Königlichen Amts- 
gerichte zu N. gegen den Kirchenrath der refor- 
mirten Kirchengemeinde A. angebrachten Klage den 
Antrag geitellt, 
den Bellagten zu verurteilen, das Eigenthum 
reſp. ben Ufucapionsbefig des Klägerd an dem 
angepfändeten rothen Rinde anzuerkennen, 
demgemäß die durch ihn, reſp. in feinem Auf⸗ 
trage ober doch auf feinen Antrag und zur 
Realifirung feiner angeblichen Forderung an 
Kläger erfolgte unbegründete Anpfändung bes 
fraglihen Rindes zurüdzunehmen, reſp. das 
Rind des Kläger von der unbegründeten An- 
pfändung zu liberiren und ihm, dem Kläger, 
allen durch die Anpfändung erwachſenden 
Schaden zu erfegen. 
Der verflagte Kirchenrath Hob hervor, daß der 
Bau der Pfarriheune auf einem ordnungsmäßig 
efaßten, von der Auffihtsbehörbe genehmigten 

eſchluſſe des Kirchenrathes beruhe, und die Voll⸗ 
ftredung der Egecution von dem Oberlirchenrathe 
in Nordhorn, als der zuftändigen Auffichtsbehörbe, 
angeordnet worden ſel. Gejtügt auf $ 15 bes 
Gejepes vom 24. Mai 1861*) erhob er den Prä—⸗ 
judizialeinwand der Unzuläffigleit des Rechtsweges. 
Nach ftattgehabter Beweisaufnahme hat das Amts⸗ 
gericht N. dieſen Einwand durch Urtheil vom 
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26. Januar 1880 verworfen. Der weitere Ver- 
lauf des Procefies ift jedoch einftweilen dadurch 
ehemmt mworben, daß der Oberkirchenrath zu 
ordhorn innerhalb der gegen jenes Urtheil offen- 
ftehenden einmonatlihen Berufungsfrift mittels Be- 
ſchluſſes vom 11. Februar 1880 den Competenz- 
Conflict erhoben Hat. Keine der Parteien bat ſich 
über denſelben erflärt. Das Königliche Amtöge- 
richt N. Hält ihm aus den feinem Urtheil vom 
26. Januar 1880 beigefügten Gründen nicht für 
gerechtfertigt, und das Königliche Oberlandesgericht 
zu Gelle hat 13 diefer Auffaffung angeiölfen, 
weil die 88 708 ff. Theil II Titel 11 Allgemeinen 
Landrechts und die Allerhöchſte Cabinets-Ordre 
vom 18. Februar 1805*) den Verwaltungsbe⸗ 
börden in kirchlichen Bauſachen nur eine interimis 
ftifche Feftfegung geftatten, dagegen den Rechts—- 
weg über den Streit wegen der Beiträge zu den 
Rollen ausdrüdlich zulafien. Dies jei aud) in dem 
Urtgeil des unterzeichneten @erichtöhofe® vonı 
17. Februar 1855 — Juftiz-Miuift.-8l. ©. 135, 
139 — anerkannt. 

Gleichwohl war der Eompetenz-Eonflict für be= 
gründet zu erachten. 

Die Legitimation des Oberfirchenrathes zu Nord- 
horn zur Erhebung des Competenz-Conflictes unter- 
liegt, wie das Königliche Oberlandeögericht zu Celle 
mit Recht annimmt, feinem Bedenken, meil der 
Oberkirchenrath in Nordhorn, wenngleich fein Ber- 
waltungsbezirk nur einen verhältnigmäßig Heinen 
Theil der Broninz Hannover umfaßt, vo le 
halb dieſes Bezirkes und innerhalb feines Keſſorts 
einer anderen PBrovinzialbehörde nicht unterftellt 
und deshalb ſelbſt als Brovinzialbehörde im Sinne 
des 8 5 der Verordnung vom 1. Auguft 1879) 
anzuſehen ift. 

in der Sache felbit geht das Königliche Ober- 
landesgericht von der zutreffenden Borausfegung 
aus, daß gemäß der Verordnung vom 16. Sep⸗ 
tember 1867 — Gef... Samml. ©. 1515 — bie 
Statthaftigfeit des Rechtsweges in der vorfiegen= 
den Sache nnd ben 88 708 fi. Theil II Titel 11 
Allgemeinen ndredt3*) und den dazu er— 
gangenen ergänzenden und erläuternden Beftim- 
mungen zu beurtheilen if. Die Anwendung 
diefer Borjchriften fteht aber der Bulaffung bes 
Rechtsweges entgegen. Zwar iſt es richtig, daß 
die Geſetze den Verwaltungsbehörden in kirchlichen 
Bauſachen nur eine interimiſtiſche Feſtſetzung ge- 
ſtatten. Aber in dieſe Feſtſetzung darf nicht mittels 
Anftelung gerichtlicher lagen eingegriffen werben, 
es muß vielmehr, wie die Allerhöchſte Cabinets⸗ 
Ordre vom 18. Februar 1805*) fi ausdrüdt, 
ein —— Vertheilungsplan vom Ober⸗ 
conſiſtorium beftimmt und ohne gerichtliches Ver⸗ 
fahren exequirt werden. Für den Streit unter 
den Intereſſenten über die definitive Vertheilung 
der Koſten laſſen die 8$ 708, 709 Theil II Titel 11 
Allgemeinen Landrechts*) den Rechtsweg ganz 
offen; aber unbefhadet der Vollſtreckung der von 
der Auffichtsbehörde getroffenen vorläufigen Feft- 
fegung. dem vorliegenden Proceſſe nun ver- 
folgt der Kläger nicht den Zwed, ſich mit den 


3 


Dben Rr. 16. 
6 303 Anh. L 
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übrigen Mitgliedern der Kirchengemeinde über den 
Umfang feiner Baubeitragspfliht auseinanderzu- 
ſetzen, jondern er klagt gegen den Kirchenrath, als 
Extrahenten der auf die Durchführung des vor- 
läufigen Vertheilungsplaned gerichteten Execution, 
mit dem Biele, diefe Erecution rüdgängig zu 
machen. Leßteres kann ihm nicht geftattet werben, 
weil es segen den Sinn der 88 708, 709 Theil II 
Titel 11 Allgemeinen Landrechts und genen bie 
ausdrüdliche Vorichrift der Allerhöchſten Cabinet3- 
Ordre vom 18. Yebruar 1805 verftößt. Hiermit 
fteht die von dem Königlichen Oberlandeögerichte 
in Celle angezogene Borentiheidung vom 17. Fe⸗ 
bruar 1855 nicht im Widerſpruche, ba es ſich bei 
der letzteren lediglich um einen Anfprud auf Ere 
ftattung bezahlter Kirchenbauträge, nicht aber, wie 
bier, um die Hemmung der Durdführung der 
von der Auffichtsbehörde getroffenen vorläufigen 
Seftfegung über die Vertheilung der Baufoften 
gehandelt Hat. 

Aus diefen Gründen war der Rechtsweg, wie 
geichehen, auszuſchließen. 

Berlin, den 12. Februar 1881. 

Königlicher Gerichtshof zur Entiheidung 
der Competenz=&onflicte. 
Pr. 2 Rr. 2086. 


51. Unzuläffigleit des Rechtsweges in Schulbau⸗ 
ſachen gegen die Auffichtöbehörde und Zuläffigteit 
gegen Mitverpflichtete. 


Dur Refolut der Regierung zu Marien- 
werder vom 22. Februar 1356, beftätigt in der 
Recurd-Inftanz unter dem 19. December ejd., 
find bie Kläger für verpflichtet erllärt, dad zur 
Vergrößerung des Stall» und Scheunen-Gebäudes 
der Schule in N. erforderlide Bauholz, in Ge 
meinſchaft mit dem Fiseus für die Ortichaften 
N.R., nad) Vorſchrift der Schulordnung für Preußen 
vom 11. December 1845 88 44 und 45 antheilig 
herzugeben, ferner bei Aufbringung der übrigen 
Koften, nebit Hand= und Spannbienften, welche 
ber Schulgemeinde zur Laft gelegt find, nöthigen⸗ 
falls — im Falle des Unvermögens — für die 
Beiträge der gutöherrlichen Dienttleute und Ein- 
lieger aufzulommen. \ 

ie3 hat die Kläger, welche behaupten, daß Die 
Schule zu N. erſt im Jahre 1817 im Auftrage 
der Regierung zu Marienwerder eingerichtet 
worden, unb die Befiger von N. N. weber damals, 
noch fpäter zu Baus oder Brenndolzlieferungen 
herangezogen felen, zur Klage veranlaßt. Sie 
ftügen Die Klage, abgefehen von dem Herkommen, 
darauf, daß die Bezugnahme auf die Preußiſche 
Schulordnung nicht mehr zutreffend fei, weil die 
utd- und fhußherrlichen Rechte durch die Ver 
afjungsurkunde und auch nad) dem Geſetze vom 
14. April 1856 (Gefeg-Sammlung Seite 353) mit 
ihren Folgen als aufgehoben zu betrachten und 
daher cin Beitrag von ihnen ald Gutsherrſchaften 
nicht gefordert werden könne. Sie haben gebeten, 
zu erkennen: 

daß den Berflagten nicht das Recht zuftehe, 

von ben Befigern zu N. N. zu verlangen, 

daß felbige bei den Bauten und Reparatureu 

der zur Schule zu N. gehörigen Gebäude das 

zum Bau erforderliche Bauholz unenigeltlid) 
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hergeben, reſp. beitragen; bie Kläger viel- 
mehr von dieſer Laft und ber eventuellen 
Verpflihtung für die Beiträge der Dienft- 
leute und Einwohner in N. N. aufzulommen, 
gänzlich befreit feien. 

Von der Regierung zu Marienwerder ift 
fofort nach angeftellter Klage, und ehe eine Be- 
antiortund erfolgte, der Competenz-Conflict er- 
hoben. Diefer wird ohne weitere Ausführung auf 
die, von dem Gerichtshofe für Competenz-Eonflicte 
in ben Erfenntnifien vom 5. März 1853 und 
6. October 1855 ei 280 und 531) zur Geltung 
gebraten Grund 
zu ©. und das Appellationägeriht zu Marien- 
werder deduciren aus eben biejen Erkenntniffen, 
daß umgelehrt der Rechtsweg zugelafien werben 
müffe, und diefer Anficht muß beigetreten werden. 

on den vorgedachten Erfenntniffen, auf welche 
fih der Eompetenz-Eonflict ftüst, ift das erſtere 
im Juftiz-Minifterialblatte Seite 198 abgedrudt; 
die Stadt Zieſar, der die Baulaft eines Schul- 
hauſes auferlegt worden, tft mit der gegen die 
Regierung auf Befeitigung des betreffenden Re— 
folut3 gerichteten Klage zurückgewieſen, weil nicht 
gegen die Auffichtöbehörde, jondern nur gegen den 
anderweit Xerpflicteten ein Proceß zugelafien 
werben könne. In dem zweiten, nicht abgebrudten, 
aber von ber Regierung, zu Marienwerder 
abſchriftlich beigefügten enntniffe vom 6. Oe⸗ 
tober 1855 tft der Grundſatz, daß zo gegen die 
Behörde, welche die Bertheilung der Baulaft vor- 
genommen, wohl aber gegen den anderweit Ver⸗ 
pflihteten geflagt werben könne, als unzweifelhaft 
vorausgeſeßt. Vort war nämlich gegen den ander= 
weit Verpflichteten bereits früher geflagt, und der 
Kläger, der das abweifende Erkennmiß durch Irr— 
thum hatte rechtskräftig werden laffen, wollte jetzt 
gegen die Auffihtöbehörde Tagen. Nad eben 
jenem Grundfage, daß nur gegen den anderweit 
Verpflichteten, nicht gegen die Wuffichtöbehörde 
geflagt werden könne, ift aud) der vorliegende Fall 
u enticheiden, und nicht anders ift der Gegen- 
tand in dem Beſcheide des Minifteriums für 
geiſtliche Angelegenheiten vom 19. December 1856, 
welches den gegen die Entfcheidung der Regierung 
zu Marienmwerder eingelegten Hecurd mit Vor— 
ehalt des Rechtsweges zurüdweilt, aufgefaßt. 

Das Kreisgericht zu S. und das Wppellations- 
gericht zu Marienmwerder find nad) diefen Prin- 
eipien der Meinung, daß der Rechtsweg zugelaffen 
werben müffe, weil entichieden eine Klage gegen 
den anderweit Berpflichteten, nicht gegen die Auf- 
ſichtsbehörde vorliege. Das Appellationsgericht 
ügt Hinzu, da dies hinſichtlich des Fiscus, als 

atron von N. u. f. w., nicht zweifelhaft fein 
lönne, fo komme die Frage Hinfichtlich des mit- 
verflagten Schulvoritandes auf eine, dem Richter 
vorzubehaltende Legitimations - Prüfung hinaus. 
Eventualiter, will das Appellationsgericht ſchon 
um deswillen den Rechtsweg zulafien, weil ſich 
bie Kläger nicht bloß auf die durch die Verfaffungs- 
Urkunde und das Geſetz vom 14. April 1856 er- 
folgte Aufhebung der guts⸗ und ſchutzherrlichen 
Rechte, ſondern aud auf das Herkommen bezögen. 
Aus dieſem Grunde, bemerkt ferner daB Appella- 
tionsgericht, Lönnten auch die Grundſätze, von 


übe geftügt. Das Sreisgericht | © 


‚eine Legitimations⸗In 
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denen ber Gerichtshof für Competenz = Eonflicte 
hinſichtlich der Beiträge der Cuts! haften zu 
den Schul-Societätslaften in Bofen ausgegangen, 
“ Erkenntniß vom 4. October 1856, Juſt 

iniftertalblatt 1857 Seite 6) hier nit maß⸗ 
gebend fein. 

&3 Tann bei Beurtheilung der Frage, ob der 
Rechtsweg zuzulaffen, nit darauf antommen, 
ge vorzugsmeife darauf geftügt ift, die 
Vorſchriften der Schulorbnung vom 11. er 
1845 feien durd die Aufhebimg ber gut3= unb 
ſchutzherrlichen Rechte beſeitigt, und daß bdiefer 
rund gegen ben Fiscus, ald Patron von N. 
u. f. mw. nicht zutrifft, dieſer vielmehr eben das- 
felbe für fi würde anführen können. Es genügt 
vielmehr für bie jept zu treffende Entſcheidung, 
daß die Klage, foviel den Fiscus als Patron be- 
trifft, unzweifelhaft gegen einen Mitverpflichteten 
gerichtet ift, auf den die Qaft gewälzt werden fol, 

Nicht ander aber liegt die Sache hinſichtlich 
des mitverflagten Schulvorftandes u N. Es iſi 
nicht nöthig, die Sache in dieſer Beziehung auf 
nz; zurüdzuführen, wie 
va8 Appellationdgeriht zu Marienwerder vers 
fucht Hat, oder ein beionderes Gewicht darauf zu 
legen, daß die Klage nicht bloß auf bie erfeflunge- 
Urkunde und dad Geſetz vom 14. April 1856, 
fondern auch auf dad Derkommen si ſei. 
Denn es iſt nicht von Bildung neuer Schul-Sos 
cietäten die Rede, welche der Gerichtshof für Com⸗ 
petenz.Conflicte in mehreren Entjcheibungen ber 
Verwaltung vindieirt hat, fondern von Beſtreitung 
der Baufoften in einer beftehenden Schul-Sorietät. 
Daß bdieferhalb der Rechtsweg zugelaffen werden 
müffe und zwar nad) Maßgabe der Allerhöchſten 
Ordre vom 18. Februar 1805 (N. C. C. T. XL 
Seite 2933),*) welche ausdrüdlic die Schulbauten 
mit den Kitchen- und Pfarrbauten auf eine Linie 
ftelt, ift von dem Gerichtähofe für Competenz- 
Eonflicte in mehreren Entjheidungen, namentli 
in den durch das Yuftiz-Minifterialblatt 18: 
Seite 135—140 mitgetheilten Exkenntniffen vom 
17. Februar 1855 ausgeführt.**) 

In denjenigen Fällen dagegen, worauf ſich der 
Competenz⸗Conflicts⸗Beſchluß der Regierung zu 
Marienmwerder bezieht, war gegen die Auffihie- 
behörde geflagt. Degen diefe Seltan, melde die 
Bertheilung der Bautoften interimiftiich zu regu⸗ 
firen und ihre Unordnung zur Ausführung zu 
bringen hat, ift die Klage für un; wtälfe erachtet, 
nicht aber gegen den Shulborftan . Gegen diefen 
muß die Klage genau in derſelben Weiſe, wie in 
früheren Fällen der Kirchengemeinde gegenüber, 
zugelaffen werben, da die Schulgemeinde es ift, 
melde die ftreitigen Schullaften aufzubringen bat, 
wenn die Kläger davon ihrem Antrage gemäß 
entbunden werben follten. 

Aus diefen Gründen tft überall, wie gefchehen, 
zu erkennen gewefen. 

Berlin, den 11. December 1858. 


Königlicher Gerichtshof 
zur Entiheidung der Competenz⸗Conflicte. 
Nr. 968. 


Dben Rr. 16. 
)5 of. Vorbemert. zu Rr. 12 (6. 586). 
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52. Unzul bed Rechtsw nuter d 

—— Bun geehungn a — — 

behörden über die Noihwendigleit und die Art 
eined Schulbanes. 


Das Königliche Ober-Tribunal hat in dem Er- 
tenntniß vom 24, October v. J. in Sachen ber 
Schulgemeinde zu Sch. wider die Schule bajelbit 
den Grundfag ausgeſprochen, 

daß der Rechisweg gegen die Feſtſetzungen 
der Berwaltungsbehörden über die Noths 
wendigleit und die Art eines Schulbaues*) 
unzuläffig iſt. 

Abſchrift des Urtheils (Anlagen) laſſe ich ber 
Eoniglichen Regierung zur Kenntnißnahme und 
Beachtung in vorkommenden Fällen hiermit zu= 


* 
Iin, den 10. Februar 1863. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
In Veritetung: Lehnert. 
m 
Kin 


a. 

In Sachen der Schule zu Sch., vertreten durch 
den —— R., Lehrer M. und die Schul⸗ 
vorfteher ®. und 8. dafelbft, Verklagte und 
Implorantin 


wider 
die Schulgemeinde zu Sch., Mägerin und 
loratin, 
hat der Erſte Senat des Königlichen Ober⸗Tri⸗ 
unal® in der Sitzung vom 24. October 1862, 
an welcher Theil genommen haben: 
2 


c. ꝛe. 
für Recht erkannt: 
daß das Erkenntniß bes Clvilſenats des 
aömigtichen Appellationsgerichtd zu ©. vom 
28. September 1861 zu vernichten, die ge= 
ritlihen Koften der Nichtigkeit3- Inftanz 
unter Compenſation der Außergeriätlichen 
jedem Theile zur Hälfte aufzuerlegen, und in 
der Sache ſelbſt auf die —— der Ver⸗ 
klagten das Erkenntniß des Königlichen Kreis⸗ 
gerichts zu C. vom 19. März 1861 dahin 
abzuändern, daß der Rechtsweg in dieſer 
Sache für unzuläffig zu erachten, die Koften 
erfter und zweiter Snftarg aber, unter Com⸗ 
penfation der außergerichtlichen, jedem Theile 
aus Hälfte aufzuerlegen, der auf bie Ber- 
Hagten fallende Theil der gerichtlichen Koſten 
jedoch außer Anfag zu lafien, rejp. nieber- 
zuſchlagen. 
Von Rechts Wegen. 
Die Löniguch Regierung zu & ch 
„Die Königliche Regierung zu S. hat durch das 
Reſolut vom 9. Juli 1859 die Schulgemeinde zu 
Sc. für ſchuldig erachtet, für die Schule zu Sc. 
einen Holzſtall berzuftellen. und den vorhandenen 
Schweineſtall zu erneuern. Dieſes Reſolut iſt 
unter Verwerfung des dagegen eingelegten Re— 
curſes durch das Reſcript des Königlichen Mini— 
eru der geiftlichen, Unterrihts- und Medicinal- 
Ingelegenbeiten vom 29. September 1859 mit 


®) of. oben Rr. 48, 








geiloffung des Rechtsweges beftätigt. Die klagende 
hulgemeinde Hat den Rechtsweg dagegen be- 
ſchritten und beantragt: 


die Schule zu Sch. unter Wufhebung des 
Refolutd der Königlichen Regierung zu ©. 
vom 9. Juli 1859 und des Minifterial-Res 
feript8 vom 29. September 1859 zu verur- 
theilen, die klagende Saulgenrhibe für be 
rechtigt anzuerkennen, bie ichtung eines 
befonderen Holzftalles auf dem Schul-Eta- 
bliffement zu Sch. und die Erneuerung bes 
vorhandenen Schweineſtalls zu verweigern. 
Die Verklagte hat mit Bezug auf 8 5 der Ver- 
ordnung vom 21. Juli 1846 den Präjubicial- 
Einwand der Unzuläffigfeit eines gerichtlichen 
Verfahrens erhoben. Dieſer allein zur Verhand⸗ 
fung gefteitte Einwand tft jedoh durch die Er- 
tenntniffe erfter und zweiter Inſtanz verworfen, 
und die Verklagte hat gegen das Appellations⸗ 
Erkenntniß noch die Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, 
welche im Weſentlichen aud für begründet erachtet 
werden muß. 
Der Appellationsrichter geht bei ‚Begründung 
feiner Eniſcheidung davon aus, dak nad $ 1 
Theil II Titel 12 Allgemeinen Landreht3 von 
den Grundftüden und dem übrigen Vermögen der 
Schulen in der Hegel alles das gelte, was vom 
Kirchenvermögen verorbnet fei. Es feien daher, 
wie die Verflagte auch nicht in Abrede ftelle, bie 
Vorſchriften in den 3 707—709 Theil II Titel 11 
Allgemeinen Landrechts“) auch auf Schulbauten 
anzumenden. Danach hätten die geiftlichen Obern 
die Nothwendigkeit des Baues zu prüfen und bie 
Art defielden zu beftimmen, auch Streitigkeiten, 
melche über die Bunte oder über den zu leiften= 
den Beitrag unter den Intereffenten entftänden, 
ütlich zu reguliren. Gelinge dies nicht, fo hätten 
e bie rechtliche Enticheidung des Streites an die 
weltliche Obrigkeit zu Verweilen, zugleich aber feft- 
ufegen, wie es inzwifchen mit dem Bau ober ber 
Reparatur gehalten werben folle. Dieje Bor: 
fchriften verweilen Streitigfeiten der Intereffenten 
über die Nothwendigkeit eines Kirchen⸗ oder Schule 
baued ausdrüdiih zum Rechtswege. Daß durch 
die Veftimmungen der Geſchäfts⸗Inſtruction für 
die Regierungen vom 23. October 1817**) in Ans 
fehung der Schulbauten ein Anderes angeorbnet 
worden, fei nicht zuzugeben, da e8 zur Aufhebung 
obiger Beltimmungen und Ausſchließung des 
Rechtsweges einer außdrüdlichen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift bedurft hätte (8 59 Einleitung zum Allge— 
meinen Landrechte). Auf die — — 
welche nach nach der Meinung der Verklagten dürch 
eine die Nothwendigkeitsfrage verneinende richter- 
liche Entſcheidung entfiehen könnten, wenn der 
ftreitige Bau bereit in Angriff genommen und 
ausgeführt wäre, könne fein Gewicht gelegt werben, 
da eine beftehende gejegliche Vorſchrift durch eine 
vermeintliche Ungmeämäßigteit derfelben nicht 
außer Kraft gefegt werden tönne, überdies die ge- 
rügten Inconvenienzen nicht ſowohl auf die nach⸗ 
folgende richterliche Entſcheidung, als auf die vor 


*) Oben Rr. 16, 
**) Oben BD. I 4 Anh. L 
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endgültiger Entfcheidung der Vorfrage begonnene 
Ausführung des Baues zurüdzuführen fein würde. 
Diefe, aud) von dem Gerichtähofe zur Ent- 
ſcheidung der Competenz-Eonflicte in den Er- 
tenntnifien vom 26. vember 1853 (Juſtiz⸗ 
Miniſterialblatt pro 1854, Seite 94) und vom 
17. Februar 1855 a. und b. (Juſtiz⸗Miniſterial⸗ 
blatt Seite 135 und 139) getheifte Anficht Tann 
jedoch nicht für richtig erachtet werden, und die 
chtigkeitsbeſchwerde rügt dagegen mit Recht 
Berlegung der allegirten Gefegesitellen, ſowie der 
8 35 und 36 der Verordnung vom 26. December 
bel de3 82 sub b. und des $18 zu e. f.k. 
der Geſchäfts⸗Inſtruction für die Regierungen vom 
23. October 1817 und der Allerhöchiten Cabinets⸗ 
Ordre vom 31. December 1825 zu D. II. 2.) 
Es ift allerdings Fate daß in Gemäßheit ded 
8 19 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts 
von dem Verfahren in Schulbauſachen in der 
Regel daffelbe gilt, was die 88 707 seq. Theil II 
Titel 11 Allgemeinen Landrechis für das Verfahren 
in Kirhenbaufachen vorjchreiben.***) Danach haben 
die geiftlicden Obern die Nothiwendigfeit des Baues 
zu prüfen, und die Art beffelben zu beftimmen 
707 1. co. — Im Falle, wo über die Noth- 
mendigfeit oder Art des Baues oder der Reparatur 
oder wegen des dazu zu leiftenden Beitrages unter 
den Intereffenten Streit entfteht, müffen die geift- 
lichen Obern die Sache gütlih zu reguliren ſich 
angelegen fein laſſen. 708 1. c. Findet die 
Güte nicht ftatt, jo müffen fie die rechtliche Ent- 
feidung des Streites an die weltliche Obrigteit 
vermweifen; zugleich aber feftjegen, wie es inzwiſchen 
mit dem Bau oder ber Reparatur gehalten werden 
ſoll. 8 709 1. c. Die fo feſtgeſetzten Beiträge 
müffen auch während eines darüber entftandenen 
Vroceffes entrichtet werden. 8 759 1. c. In bie 
Stelle der kirchlichen Obern find in Gemäßheit 
der Verordnung vom 26. December 1808 wegen 
verbefferter Einrichtung der Provinzialbehörden 
(Rabe, Band 9 Seite 467), der Geihäfts-In- 
ftructton für die Negierungen vom 23. October 
1817 Geſetz⸗Samml. Seite 248) und der Aller- 
höchſten Eabinetsordre vom 31. December 1925**) 
(Sefeg-Samml. pro 1826 Seite 5) die Abtheilun⸗ 
nen der Regierungen für Kirchenverwaltung und 
Schulwefen getreten, und der $ 18 ad e, fund k 
ber Geſchäfts⸗Inſtruction überträgt der betreffenden 
AbtHeilung der Regierung Insbelonbere 
die Auffiht und Verwaltung des gefammten 
Elementar-Schulmwefeng, 

die Aufficht und Verwaltung fämmtlicher äußeren 
Kirchen und Schulangelegenheiten, mithin 
aud die Regulirung des Stolmefend und 
Schulgeldes, endlich die Befugniß Schulfocie- 
täten einzurichten und zu vertheilen, wo die 
Ortſchaften es wünſchen, oder Localumftände 
es nöthig machen. 

Die Uebertragung dieſer im öffentlichen Inter— 
efje begründeten Befugniffe auf die betreffenden 
Regierungs-AbtHeilungen ſchließt nothwendig das 
Recht in fi, Über die zur Erreichung der des— 
fallfigen Zwede erforderlichen Mittel endgültig zu 


*) $ 308 Anh. IL 
a Muh 
**+) of. Vorbericht zu $ 314. 
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beftimmen. Bu dieſen Mitteln gehören aber offen- 
bar aud die Schulhäufer und die Beſtimmung 
in Betreff der Nothmendigfeit und Art eines 
daran vorzunehmenden Baues involvirt fomit die 
den Regierungen beigelegte Ausübung eines Hoheits⸗ 
rechts, gehört alfo dem öffentlichen Rechte an. — 
Nach $1 der Einleitung zur allgemeinen Gerichts- 
Ordnung find aber nur Streitigkeiten über Sachen 
und Rechte, welche einen Gegenftand des Privat- 
eigenthums ausmachen, zur Entiheidung im Wege 
des Civilprocefied geeignet. Hierzu gehören aller= 
dings die Streitigkeiten wegen der bei Schul— 
bauten von den Iniereſſenten zu leiftenden Beiträge. 
Ein Proceß aber über die von der competenten 
Vermaltungsbehörde feftgeitette Nothwendigleit 
oder Art des Baues würde nicht ein Streit über 
bloße Privatrechte, fondern feinem legten Ziele 
nad, foweit er Aufhebung der Negierungsbeitim- 
mung bezwedt, als ein Angriff auf bie in Aus- 
übung Iandeshoheitlicher Befugnifie erlafiene Un= 
ordnung der competenten Berwaltungsbehörbe zu 
betrachten fein. Die Zulaffung eines ſolchen Pro⸗ 
ceſſes würde daher die den Regierungs-Abtheilun- 
gen beigelegten Befugnifie rein illuſoriſch machen. 
Schon hieraus läßt IR herleiten, daß der Streit, 
deſſen Verweiſung an die weltliche Obrigkeit der 
8 709 Theil IL ter 41 Allgemeinen Landrechts 
anordnet, nicht die den geiftlichen Obern im 
8 707 1. c. beigelegte Befugniß, die Nothwendigkeit 
des Baues zu prüfen, und die Art deffelben zu 
beftimmen, zum Gegenftand haben kann, wenn— 
gleich der 8 708 1. c. den geiltlihen Obern auch 
in den Fällen, wo über die Nothwendigkeit oder 
Art des Baues oder der Reparatur unter ben 
Intereffenten Streit entſteht, die Pflicht auferlegt, 
ſich die zeitliche Regulirung der Sache angelegen 
fein zu laffen. Denn diefe Pflicht ſchließt im Falle, 
daß die ae Regulirung nit Plaß greift, die 
ben geiftlichen Obern im $ 707 beigelegte Befug- 
niß nicht aus. 

Nun beftimmt aber auch die Allerhöchſte Cabi- 
net8orbre vom 18. Februar 1805 (A. C. C. Tom. XI. 
Seite 2933),*) daß der Kirdhen-, Pfarr-_ und 
Schulbau nicht aufgehalten, fondern vom Ober: 
Sonfiftorio, wenn Streit darüber entfteht, ein 
proviforiicher Bertheilungaplan beftimmt und ohne 
gerichtliched Verfahren erequiret, denen aber, die 
damit nicht zufrieden find, der Weg Rechtens da= 
gegen nachgelaſſen werben foll. 

arf hiernach der Bau der Streitigkeiten der 
Intereffenten ungeachtet nicht aufgehalten werden, 
und wollte man dennoch den Weg Rechtens über 
die Nothmwendigkeit oder Art des Baues für zu- 
fäffig eraditen, fo würden dadurch Folgen herbei= 
geführt werben können, die ber Gefchgeber un— 
möglich gewollt haben ann. Denn mas foll aus 
dem inzwiſchen ausgeführten Bau und den darauf 
verwendeten Koften werben, wenn eine die Noth- 
wendigfeitöfrage verneinende richterliche Entſchei⸗ 
dung nachträglich ergeht? Sollte der Bau, der 
nicht aufgehalten werden durfte, dann wieder 
caflirt werben. Diefe Inconvenienzen beabſichtigt 
zu haben, läßt fich dem Gefeßgeber nicht zumuthen 
und wenn fi möglicherweiſe der Wortlaut des 


*) Oben Rr. 16. 
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8 709 1. co. dahin deuten laſſen mag, daß ein 
Streit der Interefienten über die Nothwendigkeit 
oder Urt des Baues zur rechtlichen Entſcheidun— 
an die weltliche Obrigkeit vertiefen werden foll, 
fo kommt es nad) 8 46 Einleitung zum Alige⸗ 
meinen Landrecht bei Auslegung der Gefege nicht 
auf ben bloßen Wortlaut, fondern auf den Sinn 
an, mwelder aus den Worten und dem Bufammen- 
ange derfelben in Veziehuug auf den ftreitigen 

genftand oder aus dem nächſten uanoeifähnfen 
Grunde des Geſetzes deutlich erhellt. 

Steht nun aber — den betreffenden Regierungs- 
Abtheilungen zu, die Nothwendigkeit eines Schul⸗ 
baues zu prüfen und die Art defjelben zu beftim=- 
men, jo läßt fi der 8 709 1. c., wie dies auch 
in der Allerhöchſten Cabinet3ordre vom 18. Fe— 
bruar 1805 angeordnet ift, nur dahin auffafien, 
daß den Intereſſenten lediglich wegen ber zu 
leitenden Beiträge der Rechisweg offen gelaffen 
ift.” — Das Erfenntniß nimmt noch auf 8 38 sub 4 
der Schulordnung vom 11. December 1845 Bezug 
und fährt fort: „Der vorliegende Proceß bezwedt 
aber — lediglich die Befeitigung der von ber 
competenten Bermaltungsbehörbe in Ausübun; 
von Hoheitsrechten erlafjenen Anordnung in Betrei 
der Nothwendigfeit eine® Schulbaues und ftellt 
fi daher als unzuläffig dar.“ 

Berlin, den 24. October 1862. 


58, Zuläffigteit des Rechtsweges in Schulbauſachen 
beim Erle über die Grenzen eines Schulbezirtd. 


Berlin, den 16. Juni 1860. 

Den nad; Inhalt des Bericht? vom 26. v. M. 
in der N’er Schulbaufache erhobenen Competenz⸗ 
Eonflict kann ich weder durch die in dem Plenar- 
beſchluß vom 21. März d. 3. entwidelten Gründe, 
noch überhaupt für gerechtfertigt erachten. Denn 
die inftructiongmäßige Befugniß ber Negierungen 
zur Einrihtung von Schulfocietäten twird dadurch, 
daß das Gericht über die Grenzen eines beſtehen— 
den Schulbezirkes erkennt, nur dann beeinträchtigt, 
wenn, was hier nicht der al iſt, bie Nicht 
ai zum Schulverbande aus der Be— 

uptung hergeleitet wird, daß ber Regierung die 
Befugniß abgehe, den Schulbezirk, wie geſchehen, 
zu conftituiren. 

Daß aber Schulbaufoften nicht zu den öffent 
lien Wbgaben gehören, hinſichtlich welcher der 
Rechtsweg nur ftattfindet, wenn eine auf ſpeciellen 
Rechtstitel begründete Exemtion behauptet wird, 
ergiebt fi daraus, daß die auf 8 19 Theil II 
Zitel 12 Allgemeinen Landrechts gegründete Befug- 
niß der Verwaltungsbehörden zur reſolutoriſchen 
Entigeidung des Streites nad) 88 707 bis 709 
Zheil II Zitel 11 1. c. ſich auf die interimiftifche 
Feſtſetzung beſchränkt, während die rechtliche Ent- 
ſcheidung des obmwaltenden Streites an den Richter 
verwieſen wird. 

Die in Bezug genommene Entfheidung vom 
23. Juni 1858 betrifft feinen Baubeitrag, jondern 
‚eine Steuer, Nena andere Entſcheidungen des⸗ 
ſelben Gerichtshofes ſogar über die Nothwendigkeit 
von geiſtlichen und Schulbauten den Rechtsweg 
geſtatiet haben).*) 


) of. bagegen oben Nr. 52. 
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Ich habe hiernach den Antrag auf Einftellung 
bes ‚Reätäerfahrend zurüdgezogen. 


54. Befondere Beauffihtigung eined Schulbaned ; 
Aufbringung der Koften derfelben. 


Auf den Bericht vom 30. v. M., betreffend die 
Beauffihtigung der bei der Schule in N. audzu- 
führenden Bauten beftätige ich ungeachtet des 
Recurſes der Schulgemeinde dajelbit das Refolut 
der Königlichen Regierung vom 7. März d. J. 

Der Umfang der Bauten macht eine bejondere 
Iocale Benuffictigung, der einem Generalunter- 
nehmer übertragenen Bauausführung nothwendig. 
Unter gemöfulichen Verhältniſſen würde die Auf- 
fiht über den Bau nad den $$ 18 und 19 
Titel 12 und $ 757 Titel 11 Theil II Allgemei- 
nen Landrechts zwar den Schulvorftehern zu über- 
tragen gemwejen fein, fo daß befondere Koften für 
die Gemeinde dadurch nicht entitanden wären. Da 
indeffen der Bau bei dem fortgefegten Widerſpruch 
der Gemeinde im Wege der abminiftrativen Ere= 
eution zur Ausführung gebracht wird, jo ift es 
volltommen gerechtfertigt, daß die Beauffichtigung 
nicht der Gemeinde rejp. deren Vorſtehern, mie 
beantragt worden, überlaffen, fondern einer nicht 
bei der Sache intereffirten zuperläffigen Berfon 
übertragen ift. — Hiernach ift e3 gerechjertigt, 
daß jene Koften der —— auferlegt find. 

Berlin ben 21. Juni 1864. 


5ba. Verfahren bei Abändernug der Baupläne 
zu kirchlichen und dere während der Aus: 
ng. 


Bei der Bereifung der Provinzen dur Com- 
miffarien der Abtheilung für das Baumefen im 
Königligen Minifterium (der öffentlichen Arbeiten) 
ergiebt ſich nicht felten die Nothwendigkeit, in ber 
Ausführung bereits genehmigter Entwürfe und 
Anſchläge zu kirchlichen und Schulbauten Modi 
ficationen eintreten zu laffen und an Ort und 
Stelle dazu geeignete Anleitung zu geben. In 
einem folden alle bat die Königliche Regierung 
davon, daß dies geichehen, die unmittelbar Be— 
theiligten zu unterrichten und, falls der Bau tm 
Sntereffe oder unter Betheiligung einer Kirchen- 
oder Schulgemeinde ausgeführt wird, deren Zu— 
ftimmung, ſoweit diefelbe zu dem Bauproject felber 
erforderlich geweſen, auch zu der nöthig erachteten 
Abänderung zu Denen und wenn die Genehmi⸗ 
gung de3 Bauplanes bier erfolgt war, überdies 
mir von dem Hergang behufs weiteren Befindens 
Anzeige zu maden. Ueber eine etwaige Vermeh⸗ 
tung oder Verminderung des Softenbebarfs in 
Folge der gedachten Abänderungen iſt das Müttige 
in dem Bericht zu bemerken. Hiernach find die 
betreffenden Baubeamten mit Anweifung zu 
verſehen. 

Berlin, den 24. November 1859. 

E. U. 246%. 


55h. 
Berlin, den 25. April 1860. 


Nach der Beitimmung des Herm Minifters der 
öffentlichen Arbeiten find die feitens der Minifte- 
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führuugen für nothwendig eradjteten Aenderungen 
und Modificationen genehmigter Bauprojecte in 
einer ſchriftlichen Regiftratur an Ort und Stelle 
beftimmt zu präcifiren und den leitenden Bau— 
beamten zum Anhalt für das nad) der Eircular- 
Verfügung vom 24. November 1859*) weiter zu 
veranlaffende Verfahren zuzuftellen. — In ber 
Regel wird ber revidirende Minifterial-Baurath, 
welder an Ort und Stelle Ueberzeugung von der 
Nothwendigkeit einer Abänderung bes its in 
der Superrevifion feftgeftellten Projects gewinnt, 
fi darauf beſchränken, den die Bauausführung 
leitenden und für diefelbe verantwortlihen Bau= 
beamten hierüber mit näherer Anweifung zu dem 
Zweck zu verfehen, um bie Genehmigung zu ber 
als nöthig bezeichneten Wbänderung im georbneten 
Wege bei der zuftändigen Behörde nachzuſuchen. 
Die Veranlaffung zur unmittelbaren Ausführung 
folher Mobificationen an Ort und Stelle zu 
geben, ift nur in ſolchen Fällen zuläffig, wo etwa 
die Sicherheit des Bauwerks ed erfordert, oder 
fonft Gefahr im Verzuge ift oder ein Mehrkoſten⸗ 
aufwand nicht entfteht. 


E. U. 9323. 
öde. 


Berlin, den 5. Januar 1885. 

Bei Gelegenheit eines Specialfalles Habe ich mic 
mit dem Herrn Finanzminifter darüber verftändigt, 
daß in Fällen, wo bei Wusführung von Schul- 
bauten, zu melden Allerhöchſte Gnadengefchente 
oder Staat3beihülfen gemährt find, unweſeniliche 
Abweichungen von dem urfprünglichen Bauproject 
fi als notäwendig heraußitellen, ſich nichts da= 
gegen zu erinnern findet, daß die Königliche Re- 
gierung ꝛc. diefe Tleineren Abmweihungen ohne 
vorherige Berichterftattung anordnet, wenn dadurch 
Mehrtoften gegenüber der für die betreffende An= 
lage ausgeworfenen Koftenpofition nicht entitehen. 
Andernfalls, ſowie überhaupt bei irgend erheb- 
lichen Uenderungen, ift nach wie vor unter ein= 
ehender Berichterftattung über die techniſchen 

ründe, welde die Abweichung nöthig machen, 
und unter Nachweis der Dedungsmittel für dieſe 
Abweichungen bie höhere Genehmigung der Ießteren 
ftet3 vorher zu beantragen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lucanus. 


An 
Pe Antennen 
im der Provinz game: 
U. IL a. 21539 @. III. 
56. Anwendbarleit der Adminiftrativ-Ererution 
bei Schulbantoften. 
Auf den Bericht vom 11 d. M., 
den Schulbau zu N. betreffend, 
erwidere ich ber Königlichen Regierung, daß Schul- 
baufoften nur auf Grund für vollftredbar erflärter 


Beſchlüſſe der Schulgemeinde und, fall die Bei— 
tragöpflicht ftreitig ift, auf Grund interimiftifcher 


) Borfichend. 
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rial⸗Bauräthe bei örtlicher Revifion der Bauaus | 


Entieidungen der Königl. Regierung executiviſch 
eingezogen werben können. 
rlin, den 27. October 1860, 
Der Mintiter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lehnert. 


die Röntglige Roglerung zu R. 


8. 


Auf den Bericht vom 1. d. M. über die Be— 
ſchwerde der Einwohner N. zu N. wegen bes 
Schulſcheunenbaues bafelbft erwidere ic} der König- 
lichen Regierung, daß megen Zeitungen zu Schul⸗ 
bauten bie administrative Execution nur auf Orund 
eines für vollſtredbar erflärten Gemeindebeihluffes 
oder eines vollitredbaren Reſoluts zuläffig iſt. 
Da keine diefer beiden Borausfegungen in dem 
vorliegenden Fall zutrifft, der Bau vielmehr ohne 
borgängige Verhandlung mit der Schulgemeinde 
ausgeführt ift, und die Koften, fo meit fie nicht 
aus einer aus dem 2c. Fonds bemilligten Beihülfe 
edeckt worden, von der Ortögemeinde beftritten 
ind und hiernach aud mit Rüchſicht auf die 
Circular⸗Verfügung vom 19. Auguft 1854*) eine 
nachträgliche — des Interimiſticums 
nicht ſtatthaft iſt; ſo kann ich die zwangsweiſe 
eranziehung der Siönulgemeinbemitgtieber zur 
ftattung der ftreitigen Koften an die Ortsge— 
meinde nicht für gerechtfertigt erachten. Der it 
teren ift vielmehr zu überlafien, die ftreitigen Bei⸗ 
träge, ſoweit fie nicht ohne Anwendung von 
wangsmitteln zu erlangen find, im Wege des 
roceſſes*) einzuffagen. 2c. 
Berlin, den 17. Zunt 1862. 
Der Mintfter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Bertretung: Lehnert. 


in 
bie Königlie jerung zu R. 
vn 


58. Executionsverfahren bei Xieferung von 
Materialien zu Schulbanten. 


Der NRittergutöbefiger N. war durch vollitredbar 
ewordenes Reſolut der Königlichen Regierung zu 
k für verpflichtet erachtet worden, von Patronats- 
wegen zum Bau der Cantorat3- und Schuliheune 
in N. die Hauptmaterialien frei zu gewähren. 
Wegen Säumigkeit des N. war Erecution noth- 
wendig, welde auf Zahlung des Anſchlagswerthes 
der Baterintien gerichtet wurde. Aus der auf 
eine Beſchwerde des N. ergangenen Verfügung des 
Herrn Miniſters der geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
wird folgender Auszug mitgetheilt: 

Die Execution gegen den mit Lieferung ber 
Baumaterialien ſäumigen Beſchwerdeführer kann 
nicht auf Bahlung des Anſchlagswerths ber letzteren 

erichtet werben, weil fich die Verpflichtung des 

eſchwerdeführers eben nicht auf Zahlung bes 
Anſchlagswerihs, fondern auf Lieferung der Ma- 
terialien erftredt, auch der Anſchlagswerth den 
Behufs Anfhaffung der Materialien durch einen 
Dritten zu verwendenden Koſten nicht zu entfprechen 
braucht. Es ift deshalb umd mit Rüchſicht auf 


of. oben Rr. 26b. 
®*) of. Borbem. zu Rt. 12 (©. 686). 
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Nr. 14 8 1 der Verordnung wegen erecutivifcher | eine Verhandlung über deſſen Aufbringung vor 
| Ausführung von Bauten erforderlich Im Die 


Veitreibung üffentliher Abgaben vom 30. 
1853 *) (eieh- Samt. Seite 909) zumääft das 
Baumaterial anderweit burd die Behörde für 
Rechnung des Säumigen anzufaufen, und fmb 
demnäät die dadurch ermadhtenben Geldbeträge 
von dem letzteren erecutivifch einzuzichen.**) 
Berlin, den 14. Januar 1862. 
Der Winifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
gr Vertretung: Lchnert. 


bie samiatihe Regierung zu R. 
59. Oeffeutliche Ausbietung der Lieferungen bei 
" —E — 


Berlin, den 23. September 1869. 

Die Königliche Regierung wolle übrigens mit 
Strenge darauf halten, daß bei geiftlihen und 
Schulbauten nur auf Grund fpecieller Anfchläge 
und vorgängiger Verhandlungen mit den Bes 
theiligten nad) den allgemeinen Beftimmungen vor= 
gegangen und von Öffentlicher Ausbietung an ben 

indeitforbernden nur ausnahmsweiſe, wo es nad) 
den bejonderen Umftänden gerechtfertigt erſcheint, 
Abſtand genommen wird. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königliche lerung zu R. 
an 


60. Ausführung der Schulbauten auf Resuug. 


Berlin, ven 31. Januar 1870. 

Auf den Bericht vom 31. December v. 9. eröffne 
ich der Königlichen Regierung, daß das Verfahren 
bei geiftlihen und Schulbauten, welches bei Ge— 
legenheit der Beftätigung des Nefolut3 wegen ber 
in N. ausgeführten Schulbauten aus Anlaß der 
in diefem Fall unter den Beteiligten vorgekom⸗ 
menen Streitigkeiten durch Reſeripi vom 23. Sep⸗ 
tember v. 3. empfohlen ift, nicht ausichließt, das 
Refcript vom 13, Juli 1859 aud) ferner ald maß- 
gebend zu betrachten und den Kirchen refp. Schul- 
gemeinden, wo nicht nach den befonderen Umfländen 
eine Abweichung gerechtfertigt erfcheint, die Be 
ſchlußnahme darüber zu überlaffen, ob ein Bau 
im Wege ber Licitation oder auf Rechnung aus- 
geführt werben fol. 

Das Refeript vom 13. September 1859 hat 
nur folhe Reparaturen und unerheblihe Bau— 
ausführungen von Heinen Scheunen, Ställen und 
dergleihen Nebenbaulichkeiten auf Schulgehöften 
im Auge, zu beren unter 150 Thlr. bleibenden 
Koften Fiscus Beitragepflichtig tft. Ron folhen 
Baufällen werben die Auffichtsbehörben ftet3 Kennt- 
niß und bamit Gelegenheit erhalten, eine vorgän= 

e Verhandlung mit den Betheiligten Berbeigu- 
len, ſowie über Die Entbehrlichkeit einer jpeciellen 
Seranfelagung zu befinden. 

g ichtlich derjenigen Fälle, in welchen Fiscus 
nicht beitragspflichtig ift, kann es den Betheiligten 
nur willfommen fein, wenn fie darauf hingewiefen 
werben, daß zur Vermeidung von Unzuträglich- 
keiten eine Veranſchlagung bes Koftenbedarfd und 


*) g 1 Anh. L 
**) of. 5 501 Rr. 15. 








Königliche. Regierung mag auf eine vnorgängige 
Verhandlung mit den Betheiligten nad den all- 
jemeinen Beftimmungen in allen denjenigen Fällen 
alten, welche zu Ihrer Kenntniß gelangen. In 
dem Eingangs bezeichneten Fall ift aber mit ber 
Bauausführung ohne Anfhlag und ohne vor⸗ 
gängige Verhandlung mit ben Intereſſenten, 
tefp. ohne vorgängige refolutorifche Entſcheidung 
vorgegangen worden, ungeachtet der Landrath von 
den vorzunehmenden Arbeiten Kenntniß und deren 
Ausführung vorfchriftsmäßig zu veranlaffen hatte. 
Der Miniſier der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
dre Königliche Keglerung zu R. 
oh a . 


60 a. Veſtimmungen für Vergebung non Leiftungen 
und Lieferungen, —— ——— x. bei 


Der oben Band I 8 28 Nr. 2 erwähnte Erlaß 
des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten iſt 
inzwiſchen erfegt durch den folgenden Erlaß vom 
17. Zuli 1885 deffen Vorſchriften im Bereich der 
Unterrichtöverwaltung aud für anwendbar erklärt 
find bei Bauten, deren Koften ganz ober theil- 
weiſe aus Staatsfonds oder Stiftungsfonds, bie 
unter Gtaatöverwaltung ftehen, gebedt werben, 
durch den Erlaß vom 31. Oct. 1885. G. III. 6202 
(Kirch. Gef. u. 8.:81. 1886 ©. 3 €.-Bl. ©. 169.) 
x Berlin, den 17. Juli 1885. 

An Stelle der durch Erlak vom 24. Juni 1880 
— IIa (b) 6596 I 3215 III 11394 (E.-8.-81. 
S. 310 f.) — eingeführten „Allgemeinen Be- 
ftimmungen, betrefienddie®ergebungvon 
Reiftungen und Lieferungen im Bereiche 
des Windteriums der öffentlichen Arbeiten“ treten 
die nachſtehenden, andermweit feftgeftellten „Ullge- 
meinen Beitimmungen, betreffend die Vergebung 
von Leiftungen und Lieferungen“*) in Kraft. 

An Stelle der durch Erlaß don demjelben Tage 
— Ua (b) 8403 III 11 390 I 3211 — den 
Brovinzialbehörden zugefertigten „Allgemeinen Be- 
dingungen, betreffend die Ausführung von Arbeiten 
und Lieferungen bei den Hochbauten der Staat3- 
verwaltung” find die nachftehend unter II folgenden 
„Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Aus— 
führung von Hocbauten“ in Anwendung zu 
bringen. 

Die durch denfelben Erlaß mitgetheilten „Sub= 
miffiondbedingungen für Die öffentliche Vergebung 
von Ürbeiten und Lieferungen bei den Hochbauten 
der Staatdverwaltung“ fommen mit Rüdjicht auf 
die unter II 5 der Allgemeinen Beftimmungen 
keigeftetten „Bedingungen für die Bewerbung um 
Arbeiten und Lieferungen“ in — 

Der Erlaß vom 5. Auguſt 1: — Da 9477 
III 13235 11076 (&-8-B1 ©. 434), betreffend 
das Verfahren das Abbietens nach Brocenten, wird 
aufgehoben. 

Im übrigen wird folgendes bemerkt: 

1. Bei Lieferungen darf ein beftimmter Pro⸗ 

ductionsdort nicht vorgejchrieben, ins— 


®) Hier wicht abgebiudt. 


w 


. Die 


. Die Frage, ob ein 
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befondere nicht der ausländifhe Urfprung 
der Waare zur Bedingung gemacht werden. 
genaue Beachtung der Vorſchrift unter 
1I 1 %bf. 7 der Allgemeinen Beftimmungen 
ift im Intereffe der Staatskaſſe geboten, injo- 
fern die Beſchaffung von Waaren, welde in 
Abmeſſung und Beichaffenheit von den im 
Handel üblihen abweichen, mit bejonderen 
Schwierigkeiten verbunden und deshalb in ber 
Regel nur gegen Bewilligung höherer Preiſe 
u erreichen fein wird. 
er Aufnahme einer Bemerkung über den 
Vorbehalt der Auswahl unter mehreren 
Mindeitfordernden oder unter ſämmilichen 
Bewerbern in die Bekanntmachungen, welche 
bezüglich öffentlicher Ausfchreibungen erlaffen 
werben, bedarf e3 nicht. 


. gür die Ermittelung des Mindeftgebotes bei 


Neferungen für die Eifenbahnverwaltung — 
mit Rüdſicht auf die frachtfrei oder zu er- 
mäßigten Sägen erfo'gende Beförderung des 
Eifenbahndienftgutes — find die Beltim- 
mungen des an bie Königlichen Eifenbahn- 
Directionen gerichteten Erlaſſes vom 20. April 
1885 — II a (b) 4699 — maßgebend. 


. Diejenigen Fälle, in welchen bei einem öffent- 


lichen oder engeren Ausicreibungurrfahren 
die gewählten Unternehmer nicht die Mindeft- 
fordernden waren, find in einer befonderen 
Anlage zu der Abnahmeverhandlung über die 
betreffende Rechnung zufammenzuftellen, wobei 
die Stellung der Forderungen diefer Untev- 
nehmer zu den abgegebenen Winderforberungen 
zu bezeichnen ift und kurz die Gründe anzu— 
geben find, welche für die Wahl der betreffen- 
den Unternehmer unter Ausſchiuß der Minder- 
fordernden ausſchlaggebend waren. 


. Sofern Aenderungen der Allgemeinen Ber- 


trag3bedingungen für die Ausführung von 
Hochbauten in Fällen, in welchen nicht aus—⸗ 
drücklich eine abweichende Regeiung durch die 
beſonderen Vertragsbedingungen als zuläſſig 
bezeichnet iſt, angezeigt erſcheinen, iſt meine 
Genehmigung dazu einzuholen. 

Mit Bezug auf 8 14 Ießter Abſatz ber All⸗ 
gemeinen Vertragsbedingungen für die Aus— 
führung von Hochbauten fteht nicht8 entgegen, 
aud ferner eine ftändige Unterlafle der 
Kaſſe der baufeitenden Behörde durch die be— 
fonderen Bertragsbebingungen zur zahlenden 
Kaffe zu beftimmen. Die Bahlungsleiftung 
durch eine Specialbaukaſſe —— 
wie ich mit Deyug auf den Erla vom 21. April 
1881 Ila (b) 2583 III 6466 I 957 — und den 
nur an die Königlichen Eifenbahndirectionen 
gerichteten Erlaß vom 12. November 1881 — 

Ia (b) 14747 — bemerte, nur bei Bauten 
von neuen Eifenbahnen zugefidert 
werben. In allen anderen Fällen bedarf ed 
hierzu meiner Genehmigung. 

ur Cautionsbeftellung 
angebotener Wechjel als fiher zu erachten, iſi 
von der zuftändigen Behörde unter forgjamer 
Erwägung aller in dem gegebenen Falle in 
Betracht kommenden Umftände — insbefondere 
mit Rüdfiht auf die Höhe der Wechfeljumme 








und bie Dauer der durch die Caution je 
fihernden Verpflichtungen fowie die Credit⸗ 
würdigkelt der Wechjelverpflichteten — nad 
pflihtmäßigem Ermeſſen zu entjcheiden. 

In den der Verdingung von Bauten zu 
Grunde zu legenden Berdingungsanidlägen 
ift, foweit erforderlich, auch über die für die 
Berechnung der auögeführten Leiftungen in 
Anwendung zu bringenden Grunbfäge (bezüg- 
lich der Stärke der Baditeinmauern, Durd- 
führung von Decimalftellen u. ſ. m.) Beftim=- 
mung zu treffen. 

Berlin, den 31. October 1885. 


6. IIL 2602. 
Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
An Maybad. 
die Königl. Sifenbafn-Diretionen, —* 1 

ange Se ein! Teiniferial -Baucm- 

mifflon, bie Königl. Ober:Bergämter, fomie 

zur Kenntnignahme und gleiämäßigen Beach⸗ 

tung an bie Königl. Ober⸗Praſidenten ber 

Vrovinzen Sachſen, Schleflen, der Rheins 

provinz und Weltpreußen. 

Ila (b) 12252 IIT 12142 I 3768. 

61. Rechtöverhältuig der Gemeinden und derem 
einzelner Mitglieder dem Unternehmer von öffent- 
lichen Bauten gegemüber. 

Die angeblich vertragsmwidrige Ausführung des 
Schulhausbaues zu N. durch den Bauunternehmer 
bereitigt Sie nicht, einen Theil der Baugelder 
zurüdzuhalten, weil dur den Bau-Entreprife- 
vertrag ein Rechtsverhältniß nur zwiſchen dem 
Bauunternehmer und der Schulgemeinde, nicht aber 
wiſchen dem Bauunternehmer und den einzelnen 

itgliedern der Schulgemeinde hergeftellt iſt. Hie- 
raus folgt, daß zu Erinnerungen gegen bie anſchlags⸗ 
mäßige Ausführung auf Grund des geſchloſſenen 
Vertrags nur die Schulgemeinde bezw. die ihr vor⸗ 
eſetzte Behörde berechtigt ift. Wird von diefen kein 

Äntvand gegen die Bauausführung erhoben, jo 
haben die Seltgtieder ber Schulgemeinde ben Bei- 
trag, welcher auf fie nad) ihrer Stellung in der 
Schulgemeinde fällt, unmeigerlih zu zahlen. Im 
vorliegenden Fall Hat die Schulgemeinde auf Grund 
fachverftändigen Gutachtens zu Erinnerungen gegen 
die Ausführung des Schulhausbaues in R. keinen 
Anlaß gefunden und die ee hat fi 
dem angefchloffen. Bei diejer Sachlage können 
die von Ihnen erhobenen Einwendungen um fo 
weniger berüdfichtigt werben al3 alle übrigen Mit- 
lieber der Schulgemeinde ihren Baubeitrag ohne 

iderrede entrichtet haben. 

Berlin, den 26. Juni 1860. 

U. 14175 

Anhang. 
I. Anfamminug von Banfonds. 

Es ift die Wahrnehmung gemacht worben, daß 
beinahe ausnahmslos alle aus den öftlichen Pro— 
vinzen eingehenden Unterftügungsanträge für 
Kirchen⸗, — und Schulbauten den Beweis 
liefern, daß bier ganz allgemein ratenweiſe An- 
fammlungen der Baumittel jo gut wie völlig uns 
verfucht bleiben und hierauf weder von den Re— 
gierungen, noch von den landräthlichen Behörden 
zwedmäßig und mit Nahbrud ——— pu 
werden pflegt. Die letzteren beichränten ſich in 


Verfahren beim Bau der Schulgebäude. 8 304. Anhang IL 


ber Regel auf gütliche mit dem dringender werdenden 
Baubedürfniß ſich wiederhofende Verhandlungen mit 
den Gemeinden, um fie zur Ucbernahme und Auf⸗ 
bringung der zu bevorftehenden Kirchen und 
Sculbauten nöthigen Mittel zu disponiren. In— 
zwiſchen wird die Nothivendigkeit der Bauausführ 
rung immer unabweisliher und erft wenn ein 
weiterer Aufſchub endlich nicht mehr zuläffig er- 
fcheint, wird nunmehr mit Entſchiedenheit und 
nöthigenfall® mittelft Regulirung des Intermifti- 
eums auf Einziehung der Baumittel Bedacht ge- 
nommen, dann aber finden fich die Werpflichteten 
zu deren fofortigen und ungetheilten oder auch 
nur innerhalb der Bauperiode zu erwirfenden 
Slüffigmadjung häufig entiveder außer Stande oder 
erjheinen dur eine folde Anjpannung ihrer 
Kräfte wenigftend doch überbürdet und in ihrer 
Steucrfähigteit. fowie in ihrem Nahrungsftande 
dergeftalt —I daß mehr oder minder er⸗ 
hebliche Beihülfen aus der Staatskaſſe, wenn an— 
ders da8 kirchliche oder Schulinterefje nicht durch 
weitere, zuweilen geradezu unftatthaft erſcheinende 
Ausfegungen der endlih unaufſchieblich gemor- 
denen Bauten erheblich leiden joll, unabweislich 
erbeten, und an Gemeinden gegeben werden 
müffen, für welche bei einer angemefiener erfolg- 
ten Behandlung der Sade folhe Bewilligungen 
entweder ganz nn oder doch nur in be⸗ 
deutend geringeren Beträgen erforderlich geweſen 
fein würden. Gleichwohl ift bei eingetretenen 
Kirchen⸗ und Schul-Baubedürfniffen die Durch— 
führung vatenweifer Anfammlungen der gedach— 
ten Art in den öftlihen Provinzen eben owohl 
als in den weſtlichen erreichbar, und hierauf nach— 
drüdlichit hinzuwirken liegt im Intereſſe cben fo 
ſehr des Kirhen- und Schulweſens ala ber 
Staatstaffe. Die Königlihen Regierungen wer: 
den daher darauf aufmerkſam gemacht, zunächſt 
auf eine möglicht zu beſchleunigende Zeftitellung 
des Baubedürfnifjes an ſich ſowie gleichzeitig unter 
Aufitellung eine® Bauplans auf eine porerjt min⸗ 
deſtens überſchläglich zu bewirkende Ausmitte— 
lung der erforderlichen Bauſummen zu halten, 
ſodann aber unverweilt unter Vorlegung des dies— 
fäligen Ergebniſſes mit den hierzu zu convoci— 
renden Betheiligten über das Project und die 
Aufbringung des Koftenbedarfd reſp. die Mobali- 
täten diefer Aufbringung ingleihen die jonft zur 
Bauausführung erforderlichen Leiftungen unter: 
handeln zu laſſen. Führt diefe Unterhandlung 
u einem Einverftändniß in allen Hauptpuntten, 
b wird nach Beurkundung bes letztern durch die 
mit den Betheiligten aufzunehmende Verhandlung, 
demnächſt auf Grund diefer —— — mit 
Vollzuge der über die Modalitäten der Koſten— 
aufbringung getroffenen Feſtſetzungen vorzugehen, 
im andern Selle aber für eine in thunlichft kürzefter 
Friſt abzufchließende Inftruction der ftreitigen 
Band von den Behörden Sorge zu tragen jein. 

entuell aber werden bie geiöiofienen erhand- 
lungen zur refolutorifhen tſcheidung einzurei= 
en fein, um auf Grund der Letztern, nachdem 
dieſe vollitredbar geworben, foldergeftalt möglichſt 
bald zu einer Einziehung der auf die Baupflich- 
tigen ıreffenden Baubeiträge zu gelangen. Die 
allezeit ſchleunigſte Förderung des KBerfahrens 
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bis in das eben bezeichnete Stadium wird daher 
als nächſtes Hauptziel den mit dergleichen Sachen 
befaßten Behörden, den Landräthen, Domänen- 
Aemtern vorzüglih zur Pflicht zu machen fein, 
wenn andere als bie bisherigen Erfolge erzielt 
und die Mißſtände vermieden werben jollen, welche 
ald Ergebniß des gegenwärtig meift üblichen in 
der Regel fih Jahre Hindurh in unfruchtbaren 
Verhandlungen und Correfpondenzen erihöpfen- 
den Berjahrens hervortreten. Bei Anträgen ber 
edachten Urt haben die Königlichen Regierungen 
5 tünftig darüber auszuſprechen, ob dieſer 
Gang der Sache eingehalten iſt und wenn nicht, 
aus welchen Gründen er unterblieben oder unzu= 
länglich geweſen. 
Berlin, den 28. Juni 1856. 
Der Winifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 


II. Girenlar-Refcript des Minifteriums der 
geiftligen Unterrichts⸗ umd Medicinal-An- 
gelegenheiten vom 10. Zebrnar 1825 au 
fämmtlige Königlige Regierungen deögl. 


In mehreren Ortichaften ber Brovinz Pom- 
mern entrichten die zu baaren Beiträgen bei 
tirchlichen Bauten verpflichteten Einwohner eine 
bei jedem nad) Berhältniß feiner Beitragspflicht 
angemefjene fortlaufende Abgabe zur bejtändigen 
Confervation eines befonderen Tırhlihen Bau— 
fonds, aus welchem demnächſt jene Bauten, wo 
nicht ausſchließlich, doch in voriommenden Fällen 
nur mit Zuhülfenahme eines mäßigen außerordent⸗ 
lichen Zuſchuſſes beſtritten werden. Abgeſehen 
von der bedeutenden Erleichterung jener bei ploͤtz⸗ 
lichem Eintritt eines Hauptfalles oft für die 
Gemeinden fehr drüdenden Laſt durch dergl. all= 
mählige Aufbringung, gewährt dieſe ziwedmäßige 
Einrihtung beſonders auch noch den wichtigen 
Vortheil, daß fie die einmal feſtgeſtellten Verthei- 
lungsgrundfäge immer in friſchem Andenten er: 
hält, und den fonft häufig darüber entjtehenden 
Streitigfeiten ein für allemal vorbeugt, und iſt 
alfo wenigftend da ſehr wünſchenswerth, wo nicht 
etwa die Eriftenz eines bedeutenden Sirchenver- 
mögens die Baulaſt für bie Gemeinde in bie 
Zerne ftellt. 

Wenn gleich ihre Generalifirung auf dem Wege 
geſetzlicher oder allgemein adminiftrativer Berfü- 
gungen mande nicht wohl zu befeitigenden Schwie- 
rigfeiten finden würde, fo fann fie doc im Wege 
freier Uebereintunft unter den Patronen und Ge— 
meinden an vielen Orten jehr leicht und ohne 
alles Bedenken eingeführt werden, und dad Mi- 
niftertum empfiehlt demnach) Hierdurch der König- 
lichen Regierung angelegentlic, beſonders bei Ge— 
legenheit künftig vorfallender kirchlicher, nicht 
minder aud) folder Schulbauregulitungen, wo die 
örtlichen Verhältnifie ähnliche VBortheile erwarten 
laſſen, auf die Dispofition der Interefienten zu 
einer ähniichen Einrihtung nad Möglichteit Be- 
dacht zu nehmen. 

(A. LX. ©. 91.) 
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DIL Das Circular⸗Reſcript des Minifterinms der 

eiftlihen Unterrichtös und —— —— 
beiten dom 28. Ang. 1828 verordnet über die Form 
der von den Megierungen zu erlaffenden Reſolute: 


4) die bei Streitigkeiten über kirchliche und 
Scäulbauten ihnen mit eventuellem Vorbehalte 
des Rechtsweges für die Interefjenten obliegenden 
interimiftiichen Entſcheidungen, nad; gehörig er— 
folgter Prüfung der vorliegenden Sad und 
Rechtsverhältniſſe und bei fehlgeichlagenem Ber- 
ſuche gütlicher Vereinigung ber Vetheiligten jever- 
geit in der Form beitimmt abfchliegender Reſo— 
ute zu erlaffen, welhe:über alle zur Sade ge- 
hörenden Punkte, namentlich: a) über die Noth- 
wenbigfeit des in Rede ftehenden Baues überhaupt, 
b) über feinen Umfang und die Art und Weiſe 
feiner Ausführung, und c) über die dazu zu lei⸗ 
jtenden Beiträge eine vollitändige und flare Be- 
jtimmung mit beigefügter Ausführung der Ent- 
Yheibumgägrünbe enthalten müſſen; und 2) dieſe 

ejolute der Interefjenten dur die Local:Be- 
hörden, infofern jene diefen untergeordnet find, 
orbnungsmäßig publiciren zu lafjen, mit Andeu= 
tung einer angemeffen, in der Regel und min- 
deftens vierwöchentlichen präckufiviichen Frift für 
ihre etwaigen Recurs-Beſchwerden an dad Mi- 
niſterium, welde von ihnen vefp. unter gleichzei= 
tiger Unzeige bei der Local-Behörbe, der König- 
lien Regierung jelbft einzurichten, und von diefer 
mittelft gutachtlihem Bericht, und nöthigenfalls 
unter Beifügung der Alten, an dad Mintitertum 
zu befördern find, und mit gleichzeitiger Inftruc- 
tion an die Local:Vehörben, nad unbenugtem 
Ablaufe der Recursfrift ohne weiteren Aufenthalt 
mit der Wusführung des Baues, nach Vorſchrift 
der interimiftiihen Entfcheidung vorzufchreiten. 

(A. XIL ©. 684.) 


IV. Reſcript vom 31. December 1889 au bie 
Königliche Regierung zu Köslin, betreffend die bei 
Reloluten anzuwendenden Rechtsgruudſätze: 


Die Königliche Regierung erhält auf Ihren an 
das unterzeichnete und das Königliche Minijtertum 
des Allerhöchſten Haufes 2. Abtheilung unter 
dem 25, October c. eritatteten Bericht, betreffend 
die Holzverabreihung zu Schulbauten, hierneben 
Abſchriſt der in Diefer Angelegenhen an die Re⸗ 
gierung zu Stettin am 28. December 1827 er- 
afjenen dieffeitigen Verfügung (Anlage b.) zu 
ihrer Nachachtung und mit dem Eröffnen, daf dag 
NMiniftertum im Allgemeinen bei der an die gebadj- 
ten Regierungen ergangenen Verfügung v. 11. Aug. 
defjelben Jahres (Anlage a.) ftehen bleiben muß 

Nah dem Inhalte diefer Verfügung bleibt es 
dem pflihtmäßigen Ermeſſen der Regernn über- 
laffen, wie fie bei Bauſtreitigkeiten das Snterie 
mifticum zu regeln hat.*) Da ber Königlichen Re- 
gierung dieſelben Geſetze zur Richtſchnur vorliegen, 
nad) welden auch dad Minifterium in der Re 
ceurs⸗Inſtanz zu refolviren Hat, fo kann daffelbe 
der Königlichen Regierung für ihr Ermeffen feine 
näheren Vorſchriften ertheilen, da die tſchei⸗ 
dung der Rechtsfragen in abstraoto zur Compe= 
ten; des Geſeßgebers gehört; muß vielmehr ab- 


*) of. Borbem. zu Rt. 12 (©. 686). 











Verfahren beim Bau der Schulgebäude. 8 304. Anhang III-IV. 


warten, ob gegen die Nefolute der Königlichen 
Regierung in Specialfällen Recurs ergriffen wird, 
um fodann über diefen feinerjeit3? nach Befinden 
der Umſtände zu eniſcheiden. 

Wenn jedoch die Königliche Regierung Jubicate 
von den Jahren 1793 und 1794, zu generalifi= 
ten gebentt; fo befindet biejelbe ſich augenjcheinlich 
im Sreihune. da Judicaie überhaupt nur jus 
inter partes jprechen, mithin @emeinden, die da⸗ 
mal3 nicht mit geklagt, an dem Inhalte der Ju= 
dieate feinen Theil Haben können. Die Trage 
aber, ob die Gründe diefer Judicate auch auf an= 
dern bei der Königlichen Regierung anhängig wer⸗ 
dende Streitfälle pafjen, gehört zunädft zu ihrer 
Competen;. 

Anlage a. 


Sowie aus den von der Königlichen’ Regierung 
unterm 16. Juni d. 3. abſchriſilich eingereichten 
beiden Cabinet3-Orbres vom 15. Februar 1714 
und 27. Auguft 1717, da8 Berhältnig wegen Ber- 
abreihung des Bauholzes zu Kirchen» und Schul= 
bauten in den Domänenbörfern, ſich set, eraiebt, 
tann ſich das Minifterium zu der im ht vom 
31. März d. I. nacgefugten Verwendung bei 
dem Königlihen Finanz» Minifterlum nicht ver- 
anlaßt finden. Einmal nämlid) würde im Streit- 
falle rüdfichtlih derjenigen Schulen, die nicht zur 
Beit des früheren Proceſſes bereits eziftirten und 
an bemfelben Teil nahmen, allerdings noch nicht 
res judicata inter partes vorliegen, vielmehr auf 
die dem Erfentniffe von 1793 zum Grunde ges 
legten Cabinets⸗ Ordres zurüdgegangen werden 
müffen, und deren Faſſung leijtet keineswegs den 
jept in Rede ftehenden Schulen eine jo unzweifel- 

fte Bürgſchaft für ein jenem früheren gleid- 
lautendes tenntniß, daß man der entgegen- 
gejegten Anſicht des König. Finanz Minifteriums 
einen rechtlichen Grund geradehin abſprechen könnte. 
Nächſtdem ist aud der praftijche Vortheil des von 
der Königlichen Regierung verfochtenen Grundſatzes 
für die Schulen fehr problematijch, da überall, wo 
auf dem Domänengute Bauholz gewonnen wird, 
die allemal dad Dominium zu ganz unentgeltlicher 
Kieferung verpflichtende Bejtimmung bed $ 36 
Theil Titel 12 des Allgemeinen Landrechts, 
zumal fie aud) noch alle anderen Baumaterialien 
mit einjchließt, bei weiten die günftigere ift, und 
im Ganzen genommen dieſer Bortheil den nur 
auf folhen Gütern, die gar kein Baumaterial 
nn. gegen den Inhalt des allegirten 

icats entjtehenden Nachtheil wahrſcheinlich reich⸗ 
lich decken wird. Da nun auch überdies die von 
der Königlichen Regierung gewünſchte Ueberein- 
tunft der beiden Minifterien immer den einzelnen 
Gemeinden nicht die Beh niß ſchmälern kann, fi 
ihrerſeits auch nad enden für den bdiefem 

‚ebereintommen entgegengefenten Grundſatz zu er= 
klären, und bieferbalb den Rechtsweg einzufchlagen ; 
fo bleibt das Pingemeffenfte, daß die Regierungs⸗ 
Abtheilung für Die Kirchen- und Schulverwaltung 
fi ihrerſeits Iediglih auf dem vom Geſetze ihr 
angeiwiejenen Standpunkte hält, nämlich bei vor« 
Iommendem Streite in Baufällen zuerjt nad) dem 
befannten erfahren bei früheren Bauten, event. 
aber nad) demjenigen Rechtsgrundſatze, für beffen 
Anwendung nad) ihrem pflicgtmäßigen Ermeijen 
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die Localverhältnifie mit dem meiften Gewichte 
prechen, das Baus Interimifticum regulice, dem 
ch der Domänen: Fiöcus zunächſt unftreitig eben- 
als fügen muß, und bann alle weiteren Aus- 
ührungen den Intereffenten unter fi im Rechtd- 
mege überlaffe. 
jei der Streitfrage: ob unter dem Ausdrucke 

„Gut“ gejeglih aud ein Complexus mehrerer, 
3 B. zu einem und demfelben Domänenamte 
gehöriger Ortſchaften verftanden werden könne, 
muß das Minifterium ber Anficht des Königlichen 
Sinanz-Miniftertums dahin beitreten, daß nur die 
Feldmark einer jeden einzelnen Ortfchaft, jedod 
die mit ihr im Communalverbande ftehenden Vor⸗ 
werte mitgeredhnet, für ein Gut, und das Do- 
mintum nur die in dieſer Feldmark auf einen 
Grundſtücken gewonnenen Baumaterialien an bie 
Schule im Orte zu liefern für verpflichtet zu achten; 
und es hat die Ye Regierung im Interim⸗ 
iftico hiernach zu verfahren, wiewohl auch hierin 
den Intereffenten event. ber Rechtsweg frei bleibt. 

Berlin, den 11. Auguſt 1827. 

Minifterium der getjtlihen, Unterrichts- und 

Mebicinal-Angelegenpeiten. 
v. Rampp. 


Anlage b. 

Die durh den Beriht vom 31. März d. J. 
veranlaßte Verfügung vom 11. Auguft d. $. ver⸗ 
wied die Königliche Regierung aus dem Grunde 
auf dem berfelben vom Gejege in Bau-Gtreitig- 
keiten vorgejchriebenen Standpunkt der Zeftitellung 
eined Interimifticums, weil nad) reifliher Erwä- 

ung der aus den Verhandlungen zwifchen dem 

öniglichen Smang Miniperium und der König- 
lien Regierung über biefen Gegenftand hervor⸗ 
gehenden Refultate unter Nüdfiht auf die, das 
eingereichte Jubicat vom Jahre 1793 begründenden 
Allerhöchſten Cabinets⸗Ordres von den Jahren 
1714 und 1717 (Anlage o. unb d.) jener gejegliche 
Weg als der einzige in jeder Hinficht alle Schwierig- 
teiten befeitigende erjcheinen mußte, und das 
Mintfterium findet die in dem Bericht vom 17. 
v. Mts. dagegen geäußerten Bedenken keineswegs 
ftatthaft. 

Bupörderft unterliegt das Recht der Königlichen 
Regierung, auch behufs der Errihtung neuer 
Schulen die erforderlihen Waubeiträge mitteljt 
Feſtſetzung eines Interimifticums zu beſchaffen und 
nöthigenfall® zu erzwingen, feiner Frage, da nicht 
nur die Regierungs-Inftruction vom 23. October 
1817 8 18 lit. K.*) der Kirchen⸗ und Schul- 
Eommiffion die Amtöbefugniß giebt: 

„SchulsSocietäten zu vertheilen und einzu= 
richten, wo bie Ortſchaften es wünſchen, oder 
ocalumftände es nöthig machen,“ 
fonbern auch die desfallfigen, nad) der Allerhöchſten 
abinet3-Ordre vom 13. Februar 1805**) und dem 
Referipte de3 Ober» Eonjiftoriumd vom 4. April 
1805 aud für Schulgebäude geltenden Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts II 11 8 708 ff. wieder⸗ 
holentlih „Bau“ und „Reparatur“ neben ein= 
ander ftellen, und in diefer Zufammenftellung unter 
erfteren „Neubau“ verjtanden werben muß, wozu 


*) Dben Bo. IS 4 Uni. L **) Oben Rr. 16. 


noch kommt, daß in den 88 706, 707 a. a. O. 
der oberauffehenden Verwaltungsbehörde außdrüd- 
li das Recht beigelegt wird, über die Nothwen- 
digkeit und Urt aud eines folden Neubaues zu 
entfcheiden. 

Bas aber die wieberum zur Sprache gebraditen, 
von bem Miniftertum in der oben gedachten Ver⸗ 
fügung nad) der Geſammtberechnung bezweifelten 
Vortheile des Jubicat3 vom Jahre 1793 betrifft, 
derentiwegen es zur einzigen Grundlage jedes zu 
regulirenden Interimifticums gemacht werden fol, 
fo ift durch fich ſelbſt Mar, 38 folde Anwendung 
des Judicats, da felbft eine Allerhöchite, bei dem 
gegenwärtigen Stande der Forft-Deconomie übri- 

end wenig wahrſcheinliche Entſcheidung für die 
usbehnung deijelben aud auf die Bauten feit 
dem Jahre 1793 nicht hindern könnte, daß Schuls 
jemeinden, welche etiwa die Beitimmungen bes 
8 36 Theil II Titel 12 des Allgemeinen Land- 
rechts vortheilhafter fänden, auf Anwendung diefer 
gegen dad Judicat Hagbar würden, nichts mehr 
zu erzielen vermödte, ald dur die Feitjegung 
des Interimifticums nad) irgend anderen, den be= 
fondern jedeömaligen Berhältniffen entnommenen 
rechtlichen Grundfägen geichieht.*) 
ie aber die Königliche Regierung fi rüds 
fihtlid) der für das Interimifticum anzunehmenden 
rechtlichen Grundfäge durch die Verfügung vom 
11. Auguſt d. J. im irgend einer Weije hat eins 
eingeengt finden fünnen, ift nicht wohl abzufehen, 
da dieſe Verfügung wörtlich jagt, daß da, wo ſich, 
wie bei den in Rede ftehenden Zällen, von Neu— 
bauten kein Befigftand vorfindet, das Interimiſti— 
cum nad demjenigen Redtsgrunbfage feitgeftellt 
werden ſoll, für deſſen Anwendung nad pflicht- 
mäßigem Ermefjen der Königlichen Regierung die 
Localumſtände mit dem meiften Gewichte jprechen, 
und mithin —— auch das Verfahren nach 
dem mehr erwähnten Judicate, deſſen im Rechts— 
wege durchzuſetzende Ausdehnung auf die Neu- 
bauten das Minifterium zwar nicht für zweifellos 
hält, aber gar feine eigene Entiheidung darüber 
egeben hat, keineswegs ausgeſchloſſen iſt, wo die 
dnigliche Regierung ih) dafür glaubt beftimmen 
zu müffen. 

Das Minifterium kann diefe überall ohne Aus- 
nahme zureichende Vorſchrift nur wiederholen, und 
hat die Königliche Regierung hiernach in den vor⸗ 
tommenden Yällen zu verfahren. 

Berlin, den 28. December 1827. 


Miniſterium der geiftlihen, Unterrichts⸗ und 
Medicinal-Angelegenpeiten. 
v. Altenftein. 


Anlage c. 

In der Cabinet3-Orbre vom 15. Februar 1714 
an bad General- Finanz = Directorium ift die Bes 
ffimmung ausgeiprochen ; denen Kirchen, wie auch 
zu denen Pfarr und Schufgebäuden, an benen 
Orten, worüber Uns das jus patronatus zufteht, 
und je wegen eigener unb der Eingepfarrten 
Armuth ſich ſeibſt nicht Helfen können, die zum 
Bau erforderten Materialien an Holz, Steinen 
und bergk ohne Entgelt hergeben, wo auch kein 





*) of. 5 276 Rx. 138, b, 
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Holz vorhanden, das Geld dazu aus Unfern Kammer- 
gefällen zahlen zu laſſen. 


Anlage d. 


Die Cabinets-Ordre vom 27. Auguſt 1717 an i 


die Bommerjhe Kammer jegte hierzu feft, daß die 
bemittelten Kirchen das benöthigte Holz zur Hälfte 
bezahlen, denen armen aber, bei melden feine 
Mittel vorhanden, ſolches fernergin frei abgefol- 
gert werden folle, und befahl jedesmal in der- 
gleihen Fällen nad dem Buftande der Kirchen 
und deren Bermögen ſich zudörderſt genau zu er— 
tundigen, und darüber demnächſt zu berichten. 2c. 
(9. XII ©. 841.) 


Va. Reſcript des Minifterinmö der geiftlihen, 

Unterricptes und MedicinalsUngelegeuheiten vom 

9. September 1889 an die Königliche Regieruug 

zu Arneberg, betreffend Die Zuziehung der Kirchen= 
vorftände bei Küfterbanten. 


Auf die Anfrage im Bericht der Königlichen 
Regierung vom 10. v. M., betreffend die Reſſort⸗ 
verpältnifje in Küfter- und Schulhaus-Bauſachen 
der evangelijhen Gemeinden und die Ausführung 
der Beitimmungen der Rheiniſch-Weſtfäliſchen 
Kirchen⸗ und der Verwaltungs-Ordnung über die 
Keitung und Beauffihtigung folder Bauten im 
dortigen Regierungsbezirt, wird der Königlichen 
Negierung eröffnet, daß das Minifterium fich nicht 
wohl dazu bejtimmen kann, bei folden Schul= 
bauten, welde zugleich Küftereibauten find, die 
kirchlichen Behörden ganz ex nexu zu lafjen, weil 
der von Ihr aus dem 8 561 Titel 11 Theil II 
Allgemeinen Landrechts hergeleiteten Präfumtion 
die aus 8 27 Titel 12 ib. folgende entgegenge- 
ſetzte Präfumtion jedenfalls wenigftend das Gleich⸗ 

" gewicht Hält, und daher mindejtens für eine Con⸗ 
currenz der Kirden- und Schulvorftände ent= 
ſcheiden muß. Sobald e8 aber auf Regulirung 
eine Interimiftici antommt, werden ſowohl die 
Kirchen⸗ ald die Schulgemeinde-epräfentanten 
Partei, und gebührt beyufs der abminiftrativen 
Entigeidbung dem Landrathe, ald Commifjarius 
der Königlichen Regierung, die Inftruction des 
erſteren. 

(A. XXIII. ©. 616. M.Bl. d. i. V. 1840 ©. 351.) 


Vb. Mitwirkung der evangelifhen Confiftorien 
beim Bau tirchlicher Gebände (Küftereien). 


Berlin, den 31. October 1877. 

Die Abgabe der Ucten über die baulige Unter: 
haltung und Wiederherftellung von Kirhen- und 
Biarr-Webäuden landesyerrlihen Batronatd an 
das Königliche Eonjiftorium zu N. hätte nicht er- 
folgen follen, weil dieje Acten der Königlichen 
Regierung für die Bearbeitung ber Patronats- 
bauten unentbehrlich find. Auch iſt in dem Re— 
feripte vom 10. v. DM. ausdrücklich angeordnet, 
daß alle auf die Wermögensverhältniffe der 
Inſtitute landesgerrlihen Patronats bezüglichen 
Acten bei den Regierungen verbleiben jollen, 
während gerade die Bauangelegenheiten den wich⸗ 
tigiten Theil der — — bilden. 
Auf die Königlichen Conſiſtorien iſt nur bie kirchen⸗ 
regimentliche Aufficht über die Bauten, nicht deren 
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Leitung und Ausführung übergegangen, melde 
vielmehr den Vertretern des betonten Inſtituis 
bei Landesherrlihen Patronatsbauien, alſo der Re— 
ierung“) und den Gemeindeorganen verblieben 


ind. 
(Kirch. Gef. u. V.Bl. 1876/77 ©. 260.) 


VI. Reſcript des Minifteriumö deö Innern, Ab⸗ 

theilung I, vom 17. Mai 1840 an die Königliche 

Regierung zu Köslin, betreffend das erecutive 

Verfahren gegen — in Schulbau⸗ 
jagen. 


Die Königlihe Regierung erhält in der An— 
lage (a) Abſchrift des Heute den Stabtverordneten 
zu N. wegen des dortigen Schulhausbaues er— 
theilten Bejcheides, auf den Bericht vom 30. v. M. 
zur Nachricht. 

Anlage a. 

Das Minifterium des Innern, weldes fi aus 
dem deöhalb eingeforderten Berichte der König- 
lichen Regierung und den damit vorgelegten Acten 
über die Bewandtnig der Sache näher unterrichtet 
hat, tann die Beſchwerde der Stodtverorbneten 
vom 19. März d. J. über das Verfahren der 
Königlichen Regierung in der Ungelegenheit wegen 
de3 dortigen Schulhausbaues, nicht für begründet 
eradten. Die Stadtverordneten ertennen den 
Schuͤlhausbau als notywendig an, leugnen aud 
nicht, daß die mit der Schulgemeinde identiſche 
Stadtgemeinde die Kojten defjelben zu beftreiten 
verpflichtet ift. Gleichwohl find duch Einmwen- 
dungen und Widerſprüche die Verhandlungen ſeit 
acht Jahren aufgehalten worden, ohne daß in der 
Sade zur Erreihung des Zweds etwas Wejent- 
liches gejchehen wäre. Die Königliche Regierung 
ift daher, da es ſich Hier um die Erfüllung einer 
ganz unzmeifelhajten Pflicht der Stadt handelt, 
ganz unzweifelhaft berechtigt, dieſe durd die er= 
jorderlihen Erecutiongmaßregeln ergmingen und 
nad ihrer Wahl entweder gegen die beiheiligten 
Magijtratsmitglieder und Stadiverordneten, je nach⸗ 
dem die eine oder die andere dieſer Wehörden die 
Verzögerung verfchuldet, mit Executionsmaßregeln 
vorzuſchreiten, oder auch den Bau jelbit auf Koſten 
der Stadt ausführen zu lafjen, und dieſe Koſten 
demnächſt durch Eprecution in die bereitejten 
Kämmereimittel wieder einzuziehen.**) 

Die Königliche Regierung wird nun der Stadt 
eine anderweite kurze Frijt zur Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeit fegen, und wenn dieſe ſolche wieder 
vorübergehen läßt, mit den Executionsniaßregeln 
vorſchreiten. Sollte übrigens die Stadt glauben, 
daß ihr mehr angefonnen werde, ald das Schul⸗ 
bedürfniß erheifcht, fo bleibt ihr anheimgeftellt, 
fi mit ihrer Beſchwerde an das Königlihe Mini- 
jterium ber geiſtlichen, Unterrichtö= zc. Angelegen⸗ 
heiten**) zu wenden, welches hierüber zu eniſcheiden 
competent iſt. Dasjenige, mas biejes ſeſtſetzt, 


*) Zwifgen einzelnen Conſiſtorien unb Regierungen iſt bes 
ügliy der Küjterhäufer, melde zugleih Schulhäuſer ind, eine 
Vereinbarung dahin getroffen, daß die Jultiative den fepteren verz 
bleibt. (of. Klaunig, das Preubiſche Voitsfgulmejen 1832 ©. 160 
Anmerkung 1.) 

**) cf. 5 300 Rr. 4 und Auf. DULV. 
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muß aber demnächſt aud ohne Bewilligung der| 5. €. v. 1. Fehr. 1879 betr. bie Zuläffigfeit bes 


Stabtverorbneten seit, werben. 
Berlin, den 17. Mai 1840. 

Minifterium des Sr Erſte Abtheilung. 
v. Meding. 


die Siabtoerordneten zu 
(Minif.:BL. d. Ü EX 1840. &. 231.) 


& 305. Die . Einrichtungen der 
Schulhãuſer. 


Bau beſonderer Schulhäuſer: Nr. 1—2. 

Umgebung ber Schulhäuſer (Unterfagung von Schank⸗ 
ftätten und gerauſchvollen Gemwerben) : Nr. 2b. 
Bauart (Rormalpläne, Maſſivbau, Feuerſicherheit, Be 
dachung, Vligableiter, Untertellerung, Treppen): 

Rr. 3—10. 

— (rate 1 Höhe, Lage, Doppellicht, Doppelienfter) : 

Schulzimmer (Grunbfläe, Länge, Höhe, Zahl der Kinder, 
inäbefonbere ber im Schulbezirt vorhandenen, wirt: 
U aufgenommenen, ausſchließlich ber eine Privat- 
— den, Berüdfihtigung ihrer Vermehrung): 

Abtritte (über bie hygieniſche Seite of. unten $ 306): 
Rr. 32—35. 

Schulbrunnen (Rotäwenbigkeit, Aufbringung ber Koften): 
Rr. 36—42. 

Umfriebigung des Schulgehöfts (Uufbringung ber Koften, 
Ausſchluß der Verpflihtung ber Gutsherrſchaſt, Auf- 
bringung bei Küfterhäujern, Koften Iebenbiger Heden) : 
Nr. 43—50, 

Säulgloden: Nr. 51. 

Zurn-Einriätungen (Form ber Anorbnung, Koften, 
Zurnhallen): Rr. 52—54. 

Nothwendigkeit des Baues bejonberer 

Säulhäufer.*) 

1. € v. 11. Juli 1860 betr. bie Verpflichtung ber 
Schulgemeinden zum Bau befonberer Schulhäuſer. 

2. €. v. 18. April 1865 und (2a.) E. v. 22. Auguft 
1866 betr. die ausnahmsweiſe Geftattung der Unter- 
bringung von Säulen in gemietheten Räumlid- 
teiten. — cf. über das Verfahren bei der An— 
miethung oben 8 304 Nr. 10—11 unb über bie 
Beitrogspficht der Gutsherrſchaft 8 276 Nr. 20. 


Umgebung ber Säulhäufer. 
2b. €. v. 21. Mai 1869, 13. Aug. 1835, 28. Nov. 
1870 betr. bie Unterfogung von Schankſtätten — 
und Reichögewerbe-Orbnung $ 27 betr. das Verbot 
gerduſchvoller Gewerbe — in ber Nähe der Säulen. 


Bauart, 
3. €. v. 13. März 1868 betr. bie Rormatiobeftim- 
mungen bei Kirchen und Schulbauten. 
3a—d. €. v. 27. October, 24. Auguft, 6. Dec. 1884, 
31. Januar 1885 betr. bie Vorkehrungen gegen 


Geuerägefahr. 
4, €. v. 30. Nov. 1868 betr. bie Empfehlung bes 
Maſſivbaus und auf dem Lande bed Ziegelrohbaus. 


Be: in * Bau: Gefeg vom 26. Mai 1845 $ 17, für 

—— — von 1814 3 54, für Rafan: 

eng DR a? Fl 4, fe Neuvorpommern: ulativ 

von 1881 Art. II burg: Schulorbnung von 1868 5 89, 
(unten Db. Ina “ 


Säueider = von Bremen. Preuhlſches Boltsigulmeien. IL Ob. 


Fachwerkbaus bei ben auf eigene Koften ber Ge- 
meinden ausgeführten Bauten. — of. 8 294 Nr. 7 
und 8 304 Rr. 1. 

6. Gutachten v. 16. Rov, 1868 betr. bie nothwenbige 
Dide der Wände oben $ 296 Nr. 1. — of. oben 
Nr. 3b. 

7. €. v. 27. Zebr. 1867 betr. bie Unzweckmäßigkeit 
ber Gtroßbäder. — cf. oben Nr. 3b. 

88, b. €. v. 11. Jan. 1876 und 28. März 1884 
betr. bie facultative Anbringung von Bligableitern. 

9. €. v. 9. April 1879 betr. die Zuläffigkeit der Be= 

ſchrankung einer Unterfellerung auf die Hälfte des 

Gebäudes. 

€. o. 2. Oct. 1876 betr. bie Unzuläffigfeit gex 

wunbener Stufen bei Treppen für Schulkinder, — 

dd. oben Rr. 3b, 


Fenſt er. 

E. v. 14. Jan. 1880 betr. die Anbringung der 

Fenſter moͤglichſt dicht unter der Dede und betr. 

die Größe ber erforbderlichen Lichtfläche der Schul 

zimmer. — cf. Rr. 13 und 8 307 Rr. 8a, 

€. v. 9, April 1879 betr. die Anbringung ber 

Fenſter nur auf der linken Seite oder im Rüden 

ber Schulkinder. 

€. v. 13, Oct. 1879 und 29. Juni 1883 betr. 

die Vermeidung bes Doppellichts in Schulzimmern. 

— cl. 8 304 Rr. 1. 

€. v. 20. Oct. 1874 betr. bie Entbehrlichkeit ber 

Doppelfenfter für Schulen und Lehrermohnungen. 

€. v. 14. Juli 1882 betr. die ausnahmaweife 

(minifterielle) Genehmigung zur Anbringung von 

Doppelfenftern bei Schulbanten, zu benen ber Fiscus 

beitragspflichtig iſt. 

Schulzimmer.“) 

€. v. 18. Juli 1871 betr. die erſorderliche Grund⸗ 

flädde der Unterrichtszimmer mit Rüdfiht auf bie 

Zahl der Kinder. — of. 8 307 Nr. 8a, 

€. v. 14. Januar 1880 betr. die zuläffige Breite 

und Länge der Schulſale. 

€. v. 9. April 1879 betr. bie Erweiterung ber 

Breite bed Zimmers bei einer 9 Meter überſchrei⸗ 

tenben Länge der Zimmer. 

€. v. 9. Aprit 1879 betr. die notwendige Höhe 

der Zimmer. — cf. Rr. 29. 

208, b. €. v. 20. Januar 1872 betr. die Abmeſſung 
der Höhe mit Rückſicht auf bie Größe der Grund: 
fläe und mit Rüdfiht auf klimatiſche Verhältniſſe. 

200. €, v. 23. Jan. 1877 betr. ben auskömmlichen 
Eubitinhalt der Zimmer. 

21. €. v. 28. Febr. 1874 betr, die Größe ber Schul: 
zimmer mit Müdfiht auf bie zuläfftge Zahl der 
Schulkinder für eine Klaſſe. 

22. E. v. 24. Dec. 1872 desgl. bei mehreren Klaſſen. 

23, €. v. 9. April 1879 betr. bie ausnahmsweiſe Zus 
läffigkeit von Schulzimmern für mehr als 80 Kinder, 

24. €. v. 14. Juli 1868 betr. bie Außbehnung des 
Zimmers nad ber gefammten Schülerzapl zum Zweck 
der Befeitigung ber Halbtagafgule, 

25. €. v. 30. Oct. 1865 betr. bie Vemeſſung ber Aus⸗ 
ia nad) ber gefammten Schülergahl ohne Rück⸗ 


10, 


11. 


12. 
13. 


14. 
15. 


16. 


17. 
18, 


19, 


of. für Shleswig«Holflein: Schulordnung von 1814 95 36, 
68, 5, —— —ã— ———— 
Scqhniorduung von 1817 95 5—7, 9, 16 (unten Bb. II a. €). 
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26. 


27. 


28. 


29. 
30. 


31. 


32. 


33. 
34. 
35. 


36. 


37. 
38. 


39. 
40, 


4. 


42, 


43. 


Acht auf bie thatſächliche Verhinderung bed Beſuchs 
feitend einzelner Schulkinder. 

€. v. 19. Juni 1873 und 30. Mai 1865 betr. 
bie Bemefjung der Größe des Zimmers nad ber 
Zahl ber wirklich aufgenommenen Schulkinder ohne 
Rückſicht auf die durch Krankheit verhinderten, 

€. v. 2. Dec. 1869 betr. bie Nichtberückſichtigung 
ber eine Privatihule beſuchenden Kinder bei Bes 
meſſung ber Größe ber Schulzimmer, 

€, v. 30. Nov. 1868 betr. bie Berückſichtigung 
ber künftigen Vermehrung ber Schulkinder bei ber 
Prüfung bed Raumbebürfnifjeß der Schule. 

€. v. 2. Oct. 1876 betr. bie Bemefjung dieſes 
Zuwachſes auf 10/0. 

€. v. 22. Auguſt 1866 betr. bie Berückſichtigung 
ber Nothwendigkeit baldiger Erweiterung bei Schul⸗ 
Bauten. 

Ert. des 0.8.6. v. 21. Det. 1876 betr. bie 
Unzuläffigfeit der Berüdfihtigung eines zukünftigen 
Bebürfniffes bei Schulbauten. 


Abtritte 
Bf. der K. Reg. in Cöln v. 9. Nov. 1866 betr. 
die Zahl und Abmeſſungen ber Abtritte bei Schul⸗ 
bauten. 
€. v. 9. April 1879 betr. bie Entbehrlichkeit ber 
Anbringung eines Abtritts im Haufe, 
Ueber die hygieniſchen Anforderungen an Abtritte 
cf. 8 306 Ar. 1—3. 
Ueber die Aufbringung ber Koften der Privets Ind: 
befondere bei Schul⸗ und Küfterhäufern cf. €. v. 
31. Juli 1871, 8. Dec. 1869, 28. Nov. 1871, 
15. Rov. 1861 (8 279 Nr. 11, 15, 26). 


Säulbrunnen. 

€. v. 30. März 1864 betr. bie Anlegung beſon⸗ 
derer Schulbrunnen, fofern nicht in anderer Weiſe 
für das Bebürfnig der Schule unb des Lehrers ge— 
ſorgt ift. 
€. v. 31. Jan. 1876 desgl. 
€. v. 18. März 1884 betr. bie Unterfuhung bes 
Brunnenwaſſers. 
Ueber die hygieniſchen Anforberungen an das Trink⸗ 
waſſer: of. 8 306 Rr. 3. 
€. v. 9. Aug. 1865 betr. bie Nothwendigkeit der 
Anlegung eines beſonderen Schulbrunnens, wenn 
ein Gemeinbebrunnen nit vorhanden iſt und Privat: 
Brunnen nur unter erheblichen Beſchränkungen zu: 
gängli find, und betr. bie Aufbringung ber Koften 
bei dem für bad Schulhaus und bie Küftermohnung 
beftimmten Brunnen nah $& 37 U. 2.-R. II 12, 
(Ausihluß einer Heranziehung ber Kirchenkaſſe nach 
Märkiidem Recht). — cf. Ext, bed Obertrib. v. 
9. Sept. 1878 bei Striethorft Bb. 100 ©. 138. 
€. v. 17. März 1866 betr. bie Verpflichtung ber 
Gutsherrn zur Lieferung bed Bauholzes zu Schul: 
brunnen wie zu Schulgebäuben. 
€. v. 26. Sept. 1871 betr. den Ausſchluß einer 
Vergütung feitend bes Fideus für das beim Maſſiv⸗ 
bau des Brunnens erjparte Holz in ber Provinz 
Preußen. 

Umfriebigung bes Schulgehöfts. 
€. v. 12. Oct. 1860 betr. ben Ausſchluß einer 
Verpflichtung des Gutöheren zur Beſchaffung bes 
Holzes für bie Umfriedigung bed Schulgehöfts nach 
8 36 ©. 2.-R. II 12. 
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45. 


46. 
47. 


48, 
49. 


50, 


61. 


52. 


53, 


54. 
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€. v. 13. October 1860 desgl. in ber Provinz 
Preußen. 
E. v. 24, März 1863 desgl. bei Umzäunung ber 
Säulgärten nad $ 36 A. &-R. II 12. 
€. v. 28. Oct. 1862 beögl. in ber Provinz Preußen. 
€. v. 28. Juni 1862 desgl. mo ber Fiöcus Guts: 
herr iſt. 
€. v. 30. Mai 1866 desgl. unter Reprobirung 
eines entgegenftehenben R. v. 15. Febr. 1845. 
€. v. 10, Sept. 1864 betr. die Zuläſſigkeit ber 
Begründung einer folden Verpflichtung durch Ob⸗ 
fervanz. 
€. v. 4, Oct. 1862 betr. ben Nachweis eines be= 
fondern Grunbes für eine derartige Verbindlichke it 
und betr. bie gemeinrechtliche Verbindlichkeit bes 
Kirchenpatrons zur Herftellung von Gehegen bei 
Küfters und Schuigehdften — (of. 8280 Mr. 9) — 
ſowie betr. bie Unterftügung ber Lehrer ꝛc. bei 
Anlegung lebendiger Helen und Ausſchluß der 
Bewilligung biefer Prämien aus dem Patronats= 
baufonbs, 

Säulgloden, 
€. v. 18. Mai 1870 betr. die Empfehlung ber 
Anfhaffung von Schulglocken. 


Turneinrigtungen. 
€. v. 7. April 1862 betr. ben Ausſchluß einer 
Regelung der Verpflichtung zur Anſchaffung ber 
Zurngeräthe nad ben Normen für bie Schulbaulaft. 
— Begen Beihaffung von Zurnplägen cf. 8 301 
Nr. 138, 
€. v. 4. Mai 1863 desgl. fofern nicht die Errich⸗ 
tung eines bejonbern Gebäubes für bie Zwede bes 
Turnunterrichts in Frage kommt, fowie betr. bie 
Form ber bezgl. Verfügung (unb die Zuläfiigteit des 
Rechtswegs über die Beiträge). Beichaffung eines 
Zurnplages für mehrere Säulen. — cf. & 304 
Anm. hinter Nr. 15. 
€. v. 6. Febr. 1866 betr. den Umfang und bie 
Einrichtung bedeckter Zurnhallen für Landſchulen. 
— cf. oben Nr. 3b ſowie Vd. 18 29 Nr. 8-15 
und 8 99 Nr. 3 unb 6. 


1. Berpflihtung der Schulgemeinden zur Be: 
ſchaffung innen eigenthämlicy gehörender Schul⸗ 


localitäten. 


Ein Specialfall, in welchem eine in günjtiger 
Vermögenslage befindliche Schulgemeinde eine neu 
zu errichtende Schulklaſſe in einem Privatgrund⸗ 
ſtück miethsweiſe unterzubringen wünſchte, hat An= 
laß zur Erörterung der Frage gegeben, inwieweit 
eine folde Einrihtung von der Auffihtsbehörde 
geftattet werben Tann. 


Die Königliche Regierung 


u N. ift bei ihrer 


den Antrag ablehnenden Entſcheidung davon aus= 
egangen, daß das ls Landrecht einen 


uftand, wonach Schulkla 


jen und Lehrerwohnungen 


miethaweife beſchafft werden, iiberhaupt nicht fenne, 
vielmehr überall vorausjege, daß die Schul: 
etabliffement® aus den Mitteln der betreffenden 
Gemeinde errichtet feien, von derſelben baulich 
unterhalten würden und ihr eigenthümlich ge= 
gem (88 34 ff. Theil IT Titel 12, Allgemeinen 


andrechts); — 


auch fei e8 allgemeiner Berwal- 


tungagrundfag, daß dem Schulbedürfniffe Durch feit 
begründete, von Bufälligkeiten unabhängige Ein- 
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richtungen genügt werden müfle; — als eine ſolche 
Einrihtung könne die miethsweiſe Beihaffung der 
erraeiden Localitäten auf unbeftimmte gt 
nicht angejehen werben, da die ungehinderte Des 
nugung duch Kündigung bes Miethsvertrags, 
Steigerung des Preijes, nachläffige Unterhaltung 
des Gebäudes, Vermögensverfall des Eigenthümerd 
und dadurch Herbeineführte Subhaftation des Grund⸗ 
ftüds u. |. w. jederzeit beeinträchtigt (werben könne; 
— dem trete die Schwierigkeit Hinzu, daß ein 
Maßſtab für die Heranziegung der Gutsherrichaft 
bei Aufbringung des Miethözinfes im Gejeg nicht 
gegeben jei und nur im Wege meitläufiger Ver— 
gleihöverhandlungen zu erzielen fein würde; — 
lediglich unter gewiſſen befonberen Berhältniffen, 
namentlic wenn der Nahrungsſtand der baupflich- 
tigen ©emeinde ein ungünftiger fei, und zugleich 
der eigenthümliche Erwerb eines Schullocald in 
nicht zu ferner Ausficht ftehe, fo daß die Ein- 
richtung nur den Eharafter eines Interimifticums 
an fi trage, könne die miethsweiſe Beſchaffung 
von Schullocalien geftattet werben. 

Es wurde daher ſeitens der Königlihen Regie 
rung angeordnet, daß die Schulgemeinde N. ent- 
weder einen Neubau auszuführen oder ein vor⸗ 
handenes pafjendes Gehöft käuflich zu erwerben 
und einzurichten habe. 

Auf eine hiergegen erhobene Beſchwerde ift fol- 
gender Beſcheid ergangen: 

Em. ꝛc. erwidere ich auf den die Errichtung 
der dritten Schulflaffe in N. betreffenden Be⸗ 
richt vom 8. v. M., daß ih in Ermangelung 
jeden Grundes, welcher es rechtfertigen könnte, 
der Gemeinde N. eine Abweichung von dem 
Vermaltungsgrundfag zu geftatten, nad 
weldem Schulen in der Regel nur in eigens 
thümlich beſeſſenen Localitäten eingerichtet 
werden, die jachgemäßen Xerfügungen ber 
Königlichen Regierung zu R. vom 13. Januar, 
Fr ärz und 24. März d. I. nur beftätigen 
ann. 

Berlin, den 11. Juli 1860. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
v. Bethmann=-Hollmeg. 


den gern SR 
. 16084. 
2 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
20. Sebruar d. 3. und den Recurs der Mit- 
gliener der evangelifhen Schulgemeinde zu N. 

. in 8. und Genofien vom 17. December v. J. 
wird daB wegen bed Baues eines Schulhauſes 
nebft Stall- und Ubtrittsgebäubes in N. erlaffene 
Reſolut vom 17. October v. I. mit Vorbehalt'des 
Rechtsweges*) binfichtlich des Beitragsverhältnifies 
hierdurch beftätigt. 

Dur) die An- und Ausführungen in der Re— 
cursſchrift find die Gründe des Retus nicht ent= 
kräftet. Daß die Unterbringung von Schulen in 
gemietheten Zocalen nur als Ausnahme und vor- 
übergehende Einrichtung zu dulden, ift eben jo 
unzweifelhaft, als daß im vorliegenden Fall das 


®) of. 5 304 Vorbem. zu Rr. 12 (6. 686). 
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gemiethete Schullocal für angemefjen und ein⸗ 
wandsfrei ſchon um beshalb nicht gelten kann, 
weil nad dem Bericht des Baumeifterd N. vom 
1. September 1863 unter der Schuljtube auf ber 
einen Seite ein Pferdeftall, auf der andern eine 
nr ſich befindet. (of. Kortfegung 8 262 
Rr. 14, 

Berlin, den 18. Wpril 1865. 

U. 5227. 


Auf das in der Schulbaufahe von N. ange 
brachte Recursgeſuch vom 15. Februar d. J. er- 
widern wir Ener Hochwohlgeboren, daß wir nad 
Einficht der von den Brovinztalbehörben zur Sache 
erftatteten Berichte die Verfügungen der König— 
lien Regierung zu N. vom 8. Auguſt v. J. und 
de3 Herrn Oberpräfidenten vom 15. Januar d. J. 
nur beftätigen können. 

Die Beihaffung von Unterrichtsräumen duch 
Anmiethung von geeigneten Zocalitäten ift ae 
ein Nothbehelf, auf welchen unter befondern Ver— 

ältniffen ausnahmöweife eingegangen werben kann. 
at die Königliche Regierung dies ber Gemeinde 
im Jahre 1855 geftattet, fo liegt darin ein Bes 
weis für die Rüdfichten, nach welchen die König- 
liche sgierung ihre Anforderungen an die Ges 
meinden in Schulangelegenheiten bemißt. Es 
tann aber die Fortdauer diejes Verhältniffes nicht 
eftattet werben, wenn ſich daffelbe, wie hier der 
San, bei ber vorhandenen Kinderzahl und bei ber 
mit dem verjchiedenen Bilbungsgrab der Kinder 
gegebenen Unmöglichkeit ihrer gleihmäßigen Ver⸗ 
teilung auf die verjchiedenen Schulklaſſen als un⸗ 
zuträglic, erweift. ir können uns deshalb mit 
einer Bertagung des Schulbaues bis zum Jahre 
4872 umfomweniger einverftanden erllären, als die 
Anleigung des erforderlichen Baucapital® von 
5000 Thirn. und deffen Amortifirung vom Jahr 
1872 ab die Kräfte der Gemeinde keineswegs über- 
fteigt. (Fort. ct Rr. 30.) 
erlin, den 22. Auguſi 1866. 
U. 1609. @. 


2b. Unterfagung von Schaufftätten und ftörenden 
Gewerben in der Umgebung von Schulen. 


— — Uebrigens kann e8 nicht gebilligt werben, 
daß der Schantbetrieb in dem Agen Haufe zus 
gelafien worden ift, da 19 baffelbe der Schule 
gegenüber befindet, und nad) der Vorſchrift ad 6 
ded Cirecular⸗Reſcripts vom 13. Auguſt 1835 
(v. Kampp, Annalen de 1835 ©. 251)*) bie 


®) Daffelbe lautet: „Wie das zum Betriebe bes Gewerbes 
beftimmte Socal beiegen und beſchaffen fein muß, um als geeignet 
angenommen zu werben, ift zwar in jebem einzelnen Fall nad 
Mabgabe der obmaltenden befondern Umftänbe zu beurtheilen. 
Im Allgemeinen iR jebod als Regel anzunehmen, daß ber Be⸗ 
srteb der Schankwirthſchaft in der unmittelbaren Nähe von Kirchen, 
Säulen und ahnlichen Anftalter — ebenfomenig zu geftatten tft“ 
— — dgl. Erlag des Minifters des Innern vom 28. November 
1870 Minifterialblait S. 302: „In biejer Hinficht vermag ich für 
ben vorliegenben Fall nicht anzuerkennen, baß bie Vorſchrifi des 
Referipts vom 13. Auguft 1836, wonach Schantotrtthigaften in 
der Nähe von Kirchen nicht angelegt werben follen, auf Gaſtwirih⸗ 
haften aus dem Grunde nicht angemenbet werben Eönne, weil 
ber lehtern an dieſer Stelle bes gedachten Referipts nicht ausbrüds 
lich Erwähnung geſchleht. Ganz abgejehen von biefem Erlaſſe tft 
nad dem Gefer ſowohl früher wie jept (5 83 Rr. 2 der Gewerbe⸗ 
ordnung) die Genehmigung auch zur Unlegung einer Gaſtwirih⸗ 
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Anlage von Schanfftätten in ber unmittelbaren 
ir von Kirchen, Schulen zc. nicht geftattet wer- 
en fo 

Die 2c. hat den Kreislandrath hierauf aufmerk- 
jam zu maden und ihn anzuweiſen, beim Er— 
löfhen der der N. ertheilten Conceffion Anträge 
auf Berftattung gr Fortſetzung des Gewerbebe⸗ 
Ken in dem in Rede ftehenden Locale abzu= 
[ehnen. 

Berlin, den 21. Mai 1859. 


Der Minifter des Innern. 
Blottwelt. 


8. Bauart. Normativbeitimmungen für Kirchen⸗ 
nnd Schulbauten. 


Berlin, den 13. März 1868. 


Auf den Bericht vom 13. v. M. wegen Mit- 
theilung ber beftehenden Normativbeftimmungen 
für Kirchen und Schulbauten eröffne id) der 
Königlichen Regierung, daß in bautechnifcher Be— 
ziehung bie von dem Herrn Minifter für Handel zc. 
unterm 17. Februar 1852 ertheilte Inftruction 
zur formellen Behandlung der Randbauprojecte*) 
(Staatsanzeiger pro 1852 ©. 96) zum Anhalt 
dient und ber Königlichen Regierung a 
bleibt, bei entftehenden Zweifeln zu näherer In— 
formation fi) an den Herrn Mintfter für Handel 2c. 
zu enden. 

Zur Vermeidung von gröberen Verſtößen bei 
Kirhenbauten — — des Styls, der ardi- 
tectoniſchen Berhältniffe, der monumentalen Con— 
ftruction und der Grenzen der Sparfamfeit find 
in der bem anliegenden Circular-Erlaf; vom 8, No— 
vember 4852 beigefügten Denkſchrift allgemeine 
Geſichtspunkte aufgeftellt. Mufterpläne für Kirchen- 
und Schulbauten bejtehen nur infofern, als die 
von ber Königlichen Ober-Baubehörbe veröffent- 
lihten Entwürfe zu Kirchen, Pfarı- und Schule 
hauern auch die Motive zur mannigfachen bau— 
ichen Anordnungen enthalten. Eine gleichjürmige 
Ausführung von Kirden- und Schulbauten nad) 
es Normalplänen ift nicht zu wünjchen. 

dem meiner anliegenden Circular-Berfügung 
{haft zu verfagen, wenn bas Local feiner Loge nach nicht dazu 
ng erſcheint, refp. ben polizeilichen Anforderungen micht ent= 
jpricht. Auch bie Lage des Etabliffements in ber Nähe ber Kirche 
kann alfo in Beirat kommen. Zäßt ber Verkehr der Mirthidhart 
Störungen bes Gotiesbienftes beforgen, fo ſteht bies polizeiliche 
Bedenken ber Anlage entgegen.“ 

Der 5 33 Nr. 2 der Reib-Gemerbeorbnung Taitet: „< 
Gaftwirtäfgaft, Shankwirtpfhaft ober Kleinha 
—— ei Fr —— an —* da⸗ 
wenn das um Bariee a — ont 'o 
feiner Beſcha ir ober — ben pollzeilichen Anforderungen 
nicht genügt.” (Bel anch iſch. des DB. IV ©. 3ll, 
Ferner verordnet bie Reicht -Bewerbeorenung g 27: „Die Errichtung 
ober Verlegung folder Anlagen, deren Beirich mit unges 
wöpnlidem Geräufc verbunden iſt, muß — ber Ortäpalis 
zeibehdrde angegeigt werben. Leßtre hat, wenn in be 

jemählten Betriebsftätte Kirhen, Schulen ober an 
Geste — vorhanden find, deren bejtimmungamähige © 
burd) ben Gewerbebetrieb auf biefer Stelle eını erhebliche 
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erletven würbe, bie Entſcheidung ber höheren Nerwaltungsbehörbe 
barüber einzuholen, ob bie Ausübung des Gewethes am ber ges 
wählten Betriebsftätte zu unterfagen oder nur unter Bebingungen 
zu geflatten fe.” Die höhere Bermaltungebegirbe ift im Bereich 
deb Zuftänbigfeitägefepes vom 1. Muguft 1883 mad) 5 1li deie 
felben der Betefsausighuß, in dem übrigen Provinzen bie Dezirktr 


regierun⸗ 
Sep Erlaß vom 21. Juni 1881 Miniſterlalbl. S. 186. 
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vom 10. Juni 1862 (E. 11604) angeichloffenen 
Regulativ für evangelifchen Kirdenbau,*) melde 
fih im Staatsanzeiger und im Minifterialblatt 
für Die innere Verwaltung abgedrudt finden, find 
endlich einige Anhaltspunkte au für dasjenige 
gegeben, was in kirchenregimentlicher Bezichung 
bei Kirchenbauten wünfchenswerth ilt. 

Die fonftigen im Finzelnen ergangenen Beitim- 
mungen find nicht codifieirt. Dies gilt aud von 
den Schulbauten; doch wird dad an die König- 
lichen Regierungen erlafjene Circular vom 22. Mai 
1857 (U. 7288) mit dem Gutachten der König- 
lichen technifchen Baudeputation vom 25. Februar 
ejusd. beigelegt. 

Der Seintfter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
von Muͤhler. 


An 
die Königliche Regierung zu Gaffel. 
Eh. eh ! 


8a. Vorkı en zur Si Kung di 
“Gebäude depen Seueigelhr ee 


Berlin, den 27. October 1884. 
Die Behörden meines Reſſorts erhalten bei= 
liegend je ein Exemplar der von dem Herrn 
Menifter der öffentlichen Arbeiten in meinem und 
der übrigen Herrn Reſſortchefs Einverftänbniffe 
erlaffenen Circular-Berfügung vom 21. Auguft 
1884 nebſt zugehöriger Anmeijung, betreffend die 
Vorkehrungen zur Sicherſtellung fiscaliiher Ge— 
bäude gegen Feuersgefahr, zur Kenntnißnahme 
mit der Beranlaffung, die Beftimmungen bei 
allen mein Reffortberührenden Bauten, 
deren Koften ganz ober theilmweife aus 
Staatsfonds oder ſolchen Stiftungs- 
onds, die unter Staatsverwaltung 
tehen, gededt werden, finngemäß zur An— 
wendung zu bringen. 
Der Minijter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Barkthaufen. 


«U 
ſammiliche nadgeorbnete Behörben bes 


biefeitigen Serie. 


8b. 


Berlin, den 21. Auguft 1884. 

Ew. Hochwohlgeboren zc. laſſe ich hierbei die im 
Einvernehmen mit den übrigen betheiligten Reſſort⸗ 
chefs aufgeftellte Anweiſung, betreffend bie bei 
Ausführung fiscalifher Bauten zu beachtenden 
Maknahmen zur Sicherftellung gegen Feuersge⸗ 
fahr mit dem Auftrage zugehen, Hernach beim 
Entwerfen und bet der Ausführung von Neu— 
bauten und meiter greifenden Umbauten zu ver 


| fahren. 


Für die zur Beit im Bau begriffenen Gebäude 
2 diefe Maßnahmen, foweit e8 ohne erhebliche 
Rehrfoften, ſowie ohne Ueberſchreitung der An- 
ſchlagsſumme thunlich ift, noch nachträglich anzu⸗ 


a|oybnen, bei vorhandenen Gebäuben dagegen im 


Allgemeinen nicht in Ausfiht zu nehmen. 

Sollte ſich indefien aus den baulichen Berhält- 
niffen beftehender Gebäude für bie darin ver- 
tehrenden Berfonen, insbejondere mit Rüdficht auf 


*) Ubgebrudt im Gentralblatt pro 1862 ©. 393 Nr. 147. 
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deren große Zahl, ober für die darin aufbewahrten 
fchwer erjeglichen Gegenftände, wie Urkunden, 
Werthpapiere und bergl., eine nahe liegende Ge— 
fährdung herleiten Iaflen, jo werden behufs ent- 
ſprechender Abhilfe nad) Benehmen mit der be 
treffenden das Gebäude benugenden Behörde ges 
eignete Vorfchläge eventuell unter Beifügung von 
Skizzen, jedoch vorläufig ohne Koftenberechnungen, 
den betreffenden Herren Reſſorichefs zu unter 
breiten fein. 

Die unter I der Anweifung genannten Gebäude 
find En jedod nur ausnahmaweife in Betracht 
zu ziehen. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
Maybach. 


Au 
bie Königli Herren or Se denten 
in den eh —— in 
Sigmaringen, die Königlichen Ra en 
in den übrigen , bie Königigen 
Lanbbrofteten, bie Königliche Minifterlal-Baus 
commilfon und, das f: liche BolizeisBräs 
ſidium bierfetbft, ſowie bie Herren Oberpräfis 
deuten in Danzig, Breslau, — und 
Gebleng — Chefẽ der Strombau⸗Direcilonen. 


Anmweifung betreffend die Vorkehrungen 
zur Sicherſtellung fiscaliſcher Gebäude 
gegen Feuersgefahr. 

Bei der Ausführung fiscaliſcher Bauten find zum 
Bivede der Sicherung der Gebäude gegen Feuers⸗ 
efahr neben den betreffenden Iocalen bau= und 
Felerpoigeificen Vorſchriften im Allgemeinen die 
nachfolgenden Beftimmungen zu beachten. 
L 
Landfhulgebäude mit ein bis zwei Klaſſen, 
Bfarrhäufer, Sefibäufer, Wohngebäude für Bes 
amte der Iandräthlihen Verwaltung, an Strafan= 
ftalten und Gefängniffen, Gymnaſien und fonftigen 
Lehranftalten, an Landgeftüten, für Beamte ber 
Waflerbauverwaltung zc. und Gebäude ähnlicher 
Art, welhe außer dem Keller» und Dachgeſchoſſe 
nicht mehr als zwei bewohnbare Geſchoſſe auf- 
weifen, find, von befonderen Ausnahmen abge- 
fehen, im Wefentlihen mit maffiven Wänden, ge 
ftaakten und gepußten Baltendeden, bölzernem 
Dachverbande unter harter Bedachung, mit 
hölzernen, unterwärts gerohrten und geputzten 
ag zu erbauen. 
Zandfhulgebäuden, in denen eine ber 
Klafſen im erften Stode zu liegen fommt, ift darauf 
‚u achten, daß die Bugangätreppe in ber Nähe jener 
laſſe angeordnet wird, eine Breite von minbeitens 
1,30 m erhält und ohne Wenbelftufen, bei höchſtens 
17 cm Steigung mit entſprechend nn odeſte 
conſtruirt wird. Ferner müſſen in Landſchulge⸗ 
bäuben ſowohl die Thüren der Klaſſen, als auch 
die Hausthüren nach Außen aufſchlagen. 


I. 

Land- und Stadtfhulen mit mehr ala zwei 
Aaſſen, Mitteleund Realſchulen, Gymnaſien, 
Seminare und Bädagogien, Blinden=u.Taub- 
ftummenanftalten, rege nebft 
zugehörigen Gefängnifien, fonitige Gerichtsgebäude 
mit einer Bautoftenfumme von höchitens 3 Mt. 
für das Hauptgebäude, ferner Steueramtsgebäube, 








lliniſche Anftalten der Untverfitäten und die Kranken⸗ 
häufer find in folgenden Punkten abweichend von 
den unter I verzeichneten Gebäuden zu behandeln: 

a. Sämmtliche Wände berfelben werben maffiv 
bezw. unverbrennlich hergeftellt. 

b. Das ganze Kellergeihoß, die Corridore, Eins 
gen öflure und die Treppenhäufer, fowie etwaige 

Hi = und Depofitenräume, endlich Zimmer zur 
Aufbewahrung von Grundbüchern 2c. werben über- 
wölbt. 

co. Sämmtliche Treppen, vom Keller bis zum 
oberften Stodwerke bezw. Dachboden, find majfiv, 
am beften aus Hauftein, freitragend ober, wenn 
ſolches irgend durchführbar, auf fteigenden Ges 
—5 * zwiſchen feſten gemauerten Wangen 
aufzuführen. 

$ Die Treppen, welche auf den Dachboden 
führen, müffen dafelbft mit maffiven Wänden um- 
fchloffen, überwölbt und mit einer eifernen Thür 
gegen ben Dachboden verwahrt werden. 

e. Die Lichteinfallihächte etwa vorfommender 
Oberlichte müffen mit Wellbleh ober fonft geeig- 
netem Materiale derart ummantelt werden, daß 
ein im Dachboden entftehendes Feuer bie vo 
ſchächte erft nad) längerer Zeit erreichen und ſich 
von da aus in tiefer liegende Gebäubetheile ver- 
ver üdfichtt der Grundrißgeftaltu: 

inter Berüdfichtigung der Grun eftaltung 
im Dachboden find Bracbınauern in Der Aus⸗ 
dehnung auszuführen, daß der Dachraum in Ent⸗ 
fernungen von etwa 30 zu 30 m feuerſicher ab⸗ 
geſchloſſen wird. 

g. Die Thüren der Schulflaffen, fowie aller 
Säle, in denen ſich eine größere Zahl von Men 
ſchen gleichzeitig aufzuhalten pflegt, müffen bei 
angemefjener Breite nad außen aufihlagen und 
bürfen zur ®ermeidung einer Begegnung von 
Menſchenſtrömen nicht einander gegenüber liegen. 

h. Die Schornfteine find innerdafb des Dad;- 
bodens nicht mit Reinigungsthüren zu verfehen, 
die Reinigung der Schornfteine fol vielmehr wenn 
thunlich vom Dache aus durch Anorbnung von 
Zaufbrettern ermöglicht werben. 

i. Die Gebäude find, fofern an dem betreffen» 
den Orte eine Waflerleitung von außreichendem 
Drude vorhanden ift, an legtere anzuſchließen 
und mit der —— erſcheinenden Zahl von 
Feuerhähnen nebſt den zugehörigen Hanfſchläuchen 
von auskömmlicher Länge derart auszuſtatien, daß 
nach jedem Rauine Waſſer in hinlänglicher Menge 
unter genügendem Drude abgegeben werben kann. 
Dementiprehend find insbefondere an den Endi— 
gungen der Treppe im ‚Dadjboben, jeboi, innerhalb 
der maffiven Ummantelung derjelben, ſofern bier 
noch genügender Drud in der Leitung vorhanden 
ift, Feuerhähne anzuordnen. 

Auf Herftellung von Feuerhähnen ift aud) dann 
Bedacht nehmen, wenn das Gebäude eine eigene 
Waſſerleitung erhält. 

Iſt im dem betreffenden Orte eine organifirte 
Feuerwehr vorhanden, fo Hat der Kreisbaubeamte 
ih mit dem Dirigenten derſelben bezüglich ber 

I, Sage und Eonftruction ber Feuerhähne und 
ydranten in Verbindung zu fegen. Wird feitens 
ber Feuerwehr auf die Herftellung von Feuer⸗ 
hähnen im Innern des Gebäudes kein Werth ges 
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legt, fo kann auf folche verzichtet werden. In 
diefem Falle ift jedoch auf Beſchaffung einer aus—⸗ 
reichenbden Zahl von Hydranten auf den Höfen zc. 
Bedacht zunehmen. In den Erläuterungdberichten 
der fpeciellen Brojecte find diefe Verhältniffe ein- 
gehend zu erörtern und die getroffenen Dis— 
pofitionen entſprechend zu motiviren. Die hiernach 
in fiscalifchen Sebäuden Herzuftellenden Feuerhähne 
und Hhbranten find von Zeit zu Zeit in geeigneter 
Weiſe eventuell unter Mitwirkung der Feuerwehr 
durch den zuftändigen Kreißbaubeamten auf ihre 
Gebrauchsfaͤhigkeit Er controliren; auch empfiehlt 
8 fi), etiva in dem betreffenden Gebäude wohnende 
Unterbeamte in der Benugung der Feuerhähne zu 
unterweifen. 

k) Endlih wird in ben größeren Gebäuden 
biefer Gruppe, etiva von einem Koftenbetrage von 
100000 Mark für das Hauptgebäude an, jofern 
die Grundrißgeftaltung nicht ohne Weiteres zu 
überjehen ift, zur Orientirung der Feuerwehr ein 
möglichft deutlich bargeftellter Blan von den Grund⸗ 
riffen des Gebäudes im Maßſtabe von 1:100 im 
Eingangsflur bezw. in der Portierloge aufzu= 
hängen fein. 

Im Uebrigen finden auch auf die unter II ge= 
nannten Gebäude die Beftimmungen unter I ent- 
fprechende Anwendung. 7 


Die zu den Landgerichten gehörigen Gefängniſſe, 
die Gentralgefängniffe, und Strafanftalten, die 
Gerichtögebäude mit einer Baukoftenjumme von 
mehr als 300000 Mark für das Hauptgebäude, 
ferner die „berbergamtägebäube, Reglerungs⸗ 
gebäude, die Miniſterialdienſtgebäude, die Pro- 
vinzial-Steuerbirectionsgebäude, bie Bibliotheken, 
die Mufeen und fonftigen Gebäude zur Aufnahme 
bon Sammlungen, die Ardive ıc. find bei ber 
Ausführung im folgenden Punkten abweichend 
ee unter II verzeichneten Gebäuden zu be- 
andeln: 

a) Die Decken ſämmtlicher Räume aller Ge— 
fchoffe find zu überwölben oder in Stein und 
Eifen völlig maffiv bezw. unverbrennlich herzu— 
ftelen. Eine Ueberwölbung ohne Anwendung 
eiferner a tft mögfichft bei den unter 11 bei b 
genannten Räumen zur Ausführung zu bringen, 
während bie übrigen Räume mit Gewölben zwi— 
ſchen eifernen Trägern oder mit Gypsdecken nad 
franzöfifcher Urt überdedt oder aud unter Bes 
nugung von Wellbleh, welches oberhalb einen 
angemeffen ftarfen Beioneſtrich erhält, Hergeftellt 
werben können. 

b) Abgefehen von vänig ifofirt Tiegenden Ge⸗ 
fängniffen und Strafanftalten find die Dachver— 
bände diefer Gebäude, mit Ausihluß der zur Auf⸗ 
nahme des Dedungsmaterials dienenden Schaalung 
und berjenigen ile, an welchen Ießtere be— 
A wird, durchweg in Schmiebeeifen herzu= 

ellen. 

Den betreffenden Koſtenanſchlägen find jedoch 
vergleichende Berechnungen beizufügen, aus wel- 
chen erſichtlich wird, melde Summe die Aus- 
führung des Dachftuhles in Holz fatt in Schmiede- 
eifen erforbert haben würde, und welcher Koften- 
unterſchled dadurch entfteht, daß abweichend von 
ben Beftimmungen unter II bei b, wonach nur 





daß ganze Kellergeſchoß, die Eorridore, Eingangs- 
flure und Xreppenhäufer fowie etwaige Kaſſen— 
und Depofitenräume, endlich die Zimmer zur Auf- 
bewahrung der Grundbücher u. ſ. w. zu überwölben 
find, ſämmtliche Deden aller Gefchoffe als 
Gewölbe oder aus Eifen und Stein bergeftellt 
werben. 

c) Wo ed angängig ift und nad) den Umftänden 
angezeigt erſcheint And die unter biefer Gruppe 
aufgeführten Gebäude mit der nächſten Feuerwache 
Ba telegraphifche Leitungen in Verbindung zu 
jegen. 

— wird in dieſen Gebäuben, mit Ausnahme 
der Gejängniffe und Strafanftalten, überall auf 
die Aufhängung von Grundrifien in den Eingangs- 
finren 2c. Ki halten jein. 

Im Uebrigen ift nah Maßgabe der Anord- 
nungen für die unter II bezw. I genannten Ge— 
bäude zu verfahren. 


Kirhen, Auditoriengebäube der Univerfitäten, 
Zurnhallen und fonjtige Räume, in denen fi 
eine größere Zahl von Menſchen Häufig aufzus 
halten pflegt, haben ſich in ihrer Bauart im Allge⸗ 
meinen den unter Il verzeichneten Gebäuden an= 
zufchließen. £ 

Kirchen für BT als 500 Kirchgänger find jedoch 
zu wölben und ſolche für mehr als 1000 Kirch⸗ 
gänger außerdem an Stelle bölgerner mit eifernen 
Dachſtühlen nad den unter gegebenen Bor- 
Schriften zu verjehen. Auch hier en den An= 
Ichlägen bergleitgenbe Berehmungen beizufügen, 
welche über die betreffende Koſtendifferenz gegen- 
über der Anwendung von Holzeonftructionen Aus⸗ 
kunft geben. 

Im Uebrigen ift befonderer Werth darauf zu 
Iegen, daß ſich die eine große Zahl von Menjchen 
fafjenden Räume mögliäjt feonell entleeren fönnen. 
Demgemäß ift dafür zu forgen, daß einerſeits 
Ansgänge in ausreichender Zahl, von genügender 
Breite und zmedmäßiger Qage angeordnet, anderer- 
ſeits, wenn die betreffenden Räume wie Emporen 
u. f. w., ſich nicht zu ebener Exde befinden, Treppen 
in genügender Bahl, von ausreichender Breite 
und mit angemefjener Steigung vorgefehen werden, 
deren im Erdgeichoffe belegene Thuren direct ins 
Freie führen müſſen. 

Was zunächſt die Ausgänge betrifft, ſo ſind 
deren Thüren bei allen vorſtehend genannten Ge— 
bãudearten fo anzuordnen, daß fie nah Außen 
aufſchlagen, und zwar bezieht fich dieje Beſtim⸗ 
mung auf alle äußeren Thüren fowie diejenigen 
inneren, welche zu den betreffenden Räumen ge- 
bören oder von den Befuchern beim Verlafien der- 
ſelben paffirt werden müffen. Hinſichtlich der Zahl 
und Breite der Ausgänge einſchließlich der daran 
anſchließenden ——— Corridore 2c. ſowie ber 
Treppen wird feſtgeſetzt, daß unter Beachtung der 
Geſammtzahl, welche der betreffende Raum aufzu—⸗ 
nehmen vermag, angeordnet werden. 

entweder für de 120 Berfonen ein Ausgang 
und eventuell eine fi) anſchließende Treppe 
von mindeftens 1,00 m Breite, 

oder für je 180 Berfonen ein Ausgang 
und eventuell eine ſich anſchließende Treppe 
von mindeftens 1,50 m Breite, 
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oder für je 240 Berfonen ein Ausgang 
und eventuell eine ſich anſchließende Treppe 
von minbeftens 2,00 m Breite. 

Die vorftehenden Maße müffen im Lichten, bei 
den Treppen zwiſchen den Hanbläufern gemeflen, 
vorhanden fein. Die Treppen find mit geraden 
Läuſen und rechtedigen Podeſten, welche dieſelbe 
Breite wie die Läufe aufmeifen müflen, — 
Die Steigung der Stufen darf das Map von 
18 cm nicht überfchreiten. Die Treppen erhalten 
auf beiden Seiten Hondläufer, welche über die 
Podeſte ohne Unterbrechung fortlaufen. 

Sollen Wendelftufen angewandt werden, fo 
müflen die Umfaffungsmauern dementjprehend 
treisförmig geftaltet werden, auch dürfen die Stufen 
nit ganz jpig gulaufen, fondern müſſen an ber 
Spindel bezw. im Auge der Treppe mindeſtens 
noch 10 cm Auftritt aufweifen. 

Auf eine gewendelte Treppe or jedoch 
bei einer Breite von 1,0 m höchſtens 60 Perſonen, 
„nn un n10n ” 
„m „un 200 nn 120, 
in Anfag zu bringen. 

Es bleibt anheimgeftellt, die Perfonenzahl, 
welche eine Fire, ein Auditorium aufzunehmen 
vermag, auf Ausgänge und Treppen von ver- 
fchtedener Breite zu vertheilen, alſo etwa einen 
Ausgang von 1,5 m und einen von 1,0 m an= 
zuordnen u. f. w. und eventuell diejen Ausgängen 
entprecienbe Treppen vorzufehen. 

Die Ausgänge und Treppen müffen eine ſolche 
Lage erhalten, daß die Entleerung des betreffenden 
Raumes möglichft leicht erfolgen Tann, aud beim 
Vorhandenfein mehrerer Pusgänge und Treppen 
das Publikum diefelben unwiltürlih in ent- 
fprechender Weife benupt. 

Nebenausgänge oder Nebentreppen, welche den 
Beſuchern des betreffenden Gebäudes nicht befannt 
ind, auch nad) Lage der Verhältniffe nicht befannt 
jein können, bleiben bei der Feſtſtellung der Zahl 
und Breite der Uusgänge und Treppen, welche 
behufs ausreichend ſchneller Entleerung des frag⸗ 
ligen Raumes nothiwendig find, außer Betrachi. 

Berlin, den 21. Auguft 1884. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Maybad. 
LIT. 14064. m. 
fa, 19632, 
L 412. 
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Berlin, den 6. December 1884. 

Der Königlichen Regierung erwidere ich auf den 
Bericht vom 16. October d. J., daß die Beſtim— 
mungen des Eircularerlafjes des Herrn Minifterd 
der Öffentlichen Arbeiten vom 21. Auguft 1884, 
betreffend die Vorkehrungen zur Sicherſtellun— 
fiscalifcher Gebäude vor Feuersgefahr auch bei 
allen mein Refiort berührenden Bauten, deren 
Koſten gm ober theilweiſe aus Staatsfonds oder 
olchen Stiftungsfonds, die unter Staatsverwaltung 
tehen, gebedt werden, finngemäß in Unmendung 
zu bringen find. 

Es wird daher Aufgabe der Königlichen Roie 
rung fein, eintretenden Falls bei den an ber Auf⸗ 
bringung der Baukoſten mitbetheiligten Privat- 
patronen und Gemeinden tm Sinne einer freis 
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willigen Annahme der von der Stantöverwaltung 
als nothwendig erfannten Maßnahmen zur Er— 
höhung ber Feuerſicherheit hinzuwirlen und im 
Weigerungsfalle zu erwägen, inwieweit Die Durch⸗ 
führung diefer Maßnahmen dur reſolutoriſe 
Entſcheldung Herbeizuführen ift. 

Beireffs der bereit vor Erlaß der obigen Bor- 
fehriften feftgeftellten Bauprojecte Bat die König- 
liche Regierung in jedem einzelnen Falle zu prüfen, 
in meldem Umfange die qu. Vorſchriften zur Ans 
wendung du bringen fein möchten und demnächſt 
meine tiöelbung zu beantragen. 


Die Rönigtüie Regierung zu R. 


Abſchrift erhält die Königliche Regierung zc. zur 
Kenntnignahme und Beachtung. 
Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Barkhauſen. 
en Königlichen Regierungen, an bie 


Röniglien Sandhrs| an Die Rh 
Fe Artnihertat-BnerGonmilfen fir 5 
8. nn er3. 


Berlin, den 31. Januar 1885. 
In Folge de Berichtes der Königlichen Regie 
rung vom 10. November 1884, betreffend bie An= 
ordnung der Thüren zu den Volksſchulklaſſen zc., 
mil id unter Bezugnahme auf meinen Eitcular- 
Erlaß vom 6. December 1884 — G. III, 6773 
— betreffend die Vorkehrungen zur Sicherftellun 
fiscalifcher Gebäude gegen Feuersgefahr, Hierburı 
dem Antrage ber Königlihen Regierung ent 
ſprechend —X daß eine Beſtimmung hr den 
dortigen Regierungsbezirk erlaffen werbe, der zu= 
folge bet allen Neu⸗ und größeren Reparaturbauten 
nicht allein die Thüren Ger Schulftuben, fondern 
auch bie für die Schulkinder beftimmten Eingangs- 
thüren der Schulhäufer nad Außen aufſchlagend 
eingerichtet werben follen. 


bie Rönigtide Regierung zu R- 


Abſchrift erhält die Königliche Hegierung zur - 
Kenntnignahme und mit der ächtigüng einer 
gleichen Anorbnung für den dortigen Bezirk. 

n 


die üb: Königlien Regierungen und bie 
—eS — 


Abſchrift erhält das Königliche Conſiſtorium ꝛc. 
mit —7 auf meinen Circular⸗Erlaß vom 27. Oe⸗ 
tober 1884 — G@. III. 6369 — zur Kenntnißnahme 
und mit der Ermädtigung zu einer gleichen An- 
ordnung für den dortigen Bezirk, 

Gleichzeitig lafle ih dem Königlichen Eonfifto- 
rium ꝛc. in der Aintoge Abiceift meine3 oben be= 
eichneten, an bie Kmiglihen Regierungen und 

andbrofteien 2c. gerichteten EireularsErlafjes vom 
6. December 1884 zur Kenntnipnahme und Be— 
achtung zugehen. 
Der wc er der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 
von Goßler. 


An 
die Königlichen Conſlſtorium ber Provinz Hans 
mover und ben Königli DOberlirdenrath 
in Rorhorn und an bie Königliche Klofterz 
Tammer in Hannover. 
. U. Ina 


4. Empfehlung des Maſſivbaus. 


Berlin, den 30. November 1868. 

Um bei Prüfung von Entwürfen und Anſchlägen 
u Schulbauten Zweifeln zu begegnen und Rüd- 

agen zu vermeiden, veranlaffe ich die Königliche 
Regierung, Folgendes zur Richtſchnur zu nehmen 
und dafür zu ſorgen, daß bei Einreihung von 
Schulbauprojecten zur Superrevifion ſtets eine 
diesfällige Aeußerung zur Beurtheilung des Sach⸗ 
verhalts vorlige. 

Im Allgemeinen empfiehlt fi bei Schulbauten 
der Maffivbau. Wo eine andere zuläffige Bauart 
gewünfcht wird ober gewählt ift, An die Beweg⸗ 
gründe dafür anquge en. 

Für ländliche Gebäude tft der Biegeltohbau dem 
Pupbau vorzuziehen. Abweichungen von dieſer 
Norm in einzelnen Fällen find näher zu begründen. 
(ef. Sortf. unten Nr. 28.) 
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Berlin, den 1. Februar 1879. 

— Unzweifelhaft iſt ein guter Maſſivbau, weil 
folider und ficherer, auf die Dauer aud) billiger, 
dem Fachwerksbau vorzuziehen. Daher empfiehlt 
es ſich wohl, durch Belehrung auf die Gemeinde 
dahin einzuwirken, daß fie die befjere, wenn auch 
anfänglich etwag Boftipieligere Bauart wähle. Das 
gegen erſcheint es bedenklich, die Stadtgemeinde 

. zur Unnahme des Maffivbaus gegen ihren 
Villen zu zwingen. — 

Die angezogene Vorſchrift im Erlaß vom 30. No- 
vember 1868 (E.-81. ©. 781),*) da Schulbauten 
in der Regel maffiv auögeführt werben follen, be= 
zieht fi der Natur der Sache nad} in erfter Linie 
auf ſolche Bauten, bei deren Koftendedung bie 
Staatsfonds aus irgend einem Grunde betheifigt 
ſind. Baut aber bie Gemeinde, wie im vorliegen» 
den Falle, ganz aus eigenen Mitteln, fo können 
nur ſolche baulichen Ausführungen abfolut verboten 
werben, welche unbebingt als unzuläffig gelten. 
Dies iſt jedoch bezüglich des Fachwerksbaus nicht 
der Fall.**) 

6. IL 
7. Bedachnugsmaterial in Bezug anf Sicherheit 
gegen Fenerögefahr. 


Daß in der Holzberehnung zu dem Maffivbau 
mit een nur da8 zu einem Strohdach er- 
forberliche, ber Quantität nach ſich geringer heraus- 
tellende Holz in Anſatz gebracht fit, erſcheint in- 

ofern nicht angemefjen, als dadurch dem Bau 
euerficherer Dächer wenig Vorſchub geleiftet wird.***) 
Dies bleibt bei ber en zu berüdfichtigen. 

Berlin, ben 27. Zebruar 1867. 

U. 


8a. Anbringung von Blitzableitern. 


Berlin, den 11. Januar 1876. 

Auf Ihre Eingabe vom —, betreffend den Schutz 
fämmtlider Schulhäufer om Blitzſchlag, eröffne 
ich Ihnen, daß vorbehaktid efonderer Ausnahmen, 
welche durch bie eigenthümliche Lage des Gebäudes 

7 
2 Br. 9 
=) of. oben Rr. 3b (sub I) und 30. 
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begründet find und in Abſicht welcher der König⸗ 
lichen Regierung bie gegigneten Berfügungen über- 
laſſen werden, im Upenerinen die Anlage von 
Blipabfeitern ala ein Bedürfniß nicht angejehen 
werben kann.*) — Die Anſichten darüber, wie 
weit durch die Anlage von Bligableitern ein wirk⸗ 
famer Schuß der Gebäude gegen Blitzſchläge er— 
reicht werben kann, find nach dem Gutachten der 
techniſchen Deputation für das Baumefen noch ſehr 
ſchwankend, und erſt unlängft find von der Königs 
lien Oberbaubehörde felbjt für die neuen Uni- 
verfitätögebäube in N. die projectirten vier Bliß- 
ableiter entbehrlich erachtet worden. 
@. IIL. 6968. 


sh. 


Berlin, den 28. März 1884. 

Die Königliche a ih in 
Solge bes Berichtes vom 17. Mat 1883, betreffend 
die Anlage von Bligableitern für die Volksſchul⸗ 
gebäude be dortigen Regierungbezirkes, auf ſolche 

lagen in Zukunft für ale Neubauten von öffent- 
lichen Volksſchulhäuſern regelmäßig Bedacht zu 
nehmen und weiterhin diefelben auch für diejenigen 
der beftehenbden Schulhäufer zu verlangen, weldhe auf 
Grund der von der Königlichen Regierung ange 
ftellten — — bi Beichaffenheit und 
Lage nad) als der Blitzgefahr befonders ausgeſetzt 
zu erachten find, zu melden vor Allen die mit 
weicher Bedachung verfehenen gerechnet werben 
müffen, BEN ift in geeigneter Weiſe dar« 
auf Binzunmisten, aß nach und nad thunlichſt 
auch alle übrigen Schulhäuſer mit Blitzableitern 
verſehen werden. 

Mit dem bereits verabredeten Abkommen zwiſchen 
der Königlichen Regierung und dem Landesdirec⸗ 
torate zu N., nad) welchem das Iegtere bereit tft, 
durch feine Techniker die Anlage der Vligableiter, 
entfprechend den von der Königlichen Academie der 
Bifjenfhaften gemachten Bemerkungen, projectiren 
und zu den von ihm angegebenen Einheitäpreifen 
ausführen zu laſſen, erfläre ich mich einverftanden. 
Ebenfo gebe ich gern meine Zuftimmung dazu, 
baß die ftändige Controle der Bligableiter-Anlagen, 
ſowie die mindeſtens alle 2 Jahre vorzunehmende 
Unterfuhung ihrer Leiftungsfähigteit durch die 
felben Organe — und zwar foweit es fih um 
Schulhäuſer handelt, welche bei der Landesbrand⸗ 
kaſſe verfichert ar unentgeltlich, in ben übrigen 
Fällen gegen tattung ber baaren Auslagen 
tefp. gegen ein biefen entſprechendes Baufchquantum 
— auögeführt werden. 

Um über bie fetthergeftalt bergerichteten Blitz⸗ 
ableiter eine ftaatlihe Controle auszuüben, beauf- 
trage ih im Einverftändniffe mit dem Herrn 
Minifter ber öffentlichen Arbeiten bie Königliche 
Regierung, in einzelnen Fällen ihre Baubeamten 
anzuweiſen, ß ſowohl bei der Neuanlage als 
auch bei ber Reviſion von Bligableitern in geeig- 
neter Weife gelegentlich zu beteiligen. Jedoch ift 
diefe Vetheiligung möglichft zu befchränten und 
mit anderweiten Dienftgefhäften in der Nähe der 
betreffenden Bauftellen thunlichſt zu combiniren, 
damit die Baubeamten dadurch nicht beſonders 
belaftet werben. 


°) of. die folgende Verfügung. 
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Die Reuanlage und die Unterhaltung der Blig- 
ableiter find, da die Iegteren als Theile der bes 
treffenden Gebäube angelehen werben müflen, auf 
Koiten der bauverpflichteten Gemeinden und Batrone 
auszuführen. Dem Antrage der Königlichen Re— 
gierung, bie Koften für die durchaus nothivendigen 
—— Reviſionen — ſoweit ſolche überhaupt 
entſtehen — auf — übernehmen, kann 
nicht entſprochen werden. Bei dieſen Reviſionen 
handelt es ſich um nichts Anderes, als um die 
Unterhaltung der Blitzableiter. Dieſe liegt ebenſo 
wie die erſte Einrichtung den Gemeinden ob. 

Die Königliche Regierung wolle a das 
— — veranlaſſen und mir ſ. 8. Bericht 
erſiatten. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Goßler. 


Un 
Die König 
sro Do. 
9. Unterlellerung. 
(Fortf. v. Mr. iD) 
Berlin, den 9. April 1879, 
2. Gegen die in Nr. 2 Ihrer obigen Verfügung 
eventl. in Ausficht genommene Unterkellerung nur 
der Hälfte bed Gebäudes habe ich nichts cinzu= 
wenden. (of. ort. $ 307 Rr. 8.) 
@. DIL. 6638. 


10. Treppen.*) 
(Bortf. v. 8 307 Mr. 6.) 
Berlin, den 2. October 1876. 
Schließlich wird noch bemerkt, daß bei Treppen, 
die für den Verkehr von Schulfindern dienen, ge 
mundene Stufen nat zuläffig find, und 1,25 
Meter als geringfte Breite ber Treppenarten zu 
beanspruchen tft. 
Die Königliche Regierung veranlaffe id, nad 
diefen Richtungen hin, die Vorlagen abändern zu 


en. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im age: Förfter. 


eg 


11. Fenfer. 
(Kortf. v. Nr. 17 unten.) 
Berlin, den 14. Januar 1880. 
Für den Schulſaal empfiehlt es ſich überdies, 
die Fenſterſturze fo dicht als möglich unter bie 
Dede zu fegen, damit ber günftigfte Lichteinfall 
(von oben) gewonnen und eine gejammte Licht⸗ 
fläche aller _Zenfter von annähernd mindefteng 
= 5 ber Bodenfläche des Saales erreicht wird. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lucanus. 


Un 
bie Königlie R 
ae 


12. 
(Fortf. v. Rr. 18.) 
Berlin, den 9. April 1879. 
Das Hauptbebenten gegen das vorgelegte Bro- 
ject befteht in ber — vorſchriftswidrigen 


*) of. oben Rr. 3b. 





Anlage der Fenſter. In Schulzimmern gewöhn- 
licher Urt darf den Kindern das Fenſterlicht nur 
von lint® und von der Müdfeite, nie von rechts 
ober gar von der Geſichtsſeite zugeführt werben. 
Hier muß alfo die dem entgegenftehende Forderung 
der Gemeinde entjchieden zurückgewieſen werben. 
(ef. Zortf. 8 310 Rr. 3.) 
6. IIL 5633. 


18. 


Berlin, den 13. October 1879. 

Bei Rückanſchluß der Anlagen des Berichtes 
vom 6. v. M., betreffend den Umbau des katho⸗ 
liſchen Schul und Küfterhaufes in N., erwibere 
ich der Königlichen Regierung, daß bie von ben 
Intereſſenten für bie eibefattung der Doppel- 
beleuchtung in den Klaſſen geltend gemachten 
Gründe nicht ausreichend find, um bie von dem 
bautechnifhen Büreau meines Miniftertumg da⸗ 
gegen erhobenen Bedenken zu entkräften. Das 

oppellicht ift unter allen Umftänden bei Schul- 
zimmern unzuläffig, und da fi) hier mit verhält- 
nigmäßig geringen Mitteln eine Abhülfe ſchäffen 
läßt, fo liegt kein Anlaß vor, eine Anordnung, 
die vom fanitären Standpunkt entſchleden zu ver- 
werfen ift, noch länger zu conferviren. em⸗ 
fiehlt, ſich deshalb, die dae an der Straßen⸗ 
eite ge zu blenden und das Licht nur von ber 
Hoffe he be durch Vermittelung mehrerer bis an 
die Dede hinaufzurüdender enter einzuführen. 

Der Einwand, daß bei hellem Sonnenfhein die 
EN berabgelafjen werden müßten und fo 
die Beleuchtung unzureichend wiürbe, fommt auf 
eine Verwerfung der ſüblichen Lage von Schul- 
zimmern hinaus, welde anderwärt3 gerade von 
den Interefienten oft gewünſcht und aud) ärztlicher. 
ſeits nicht ſelten empfoßten wird. 
Der Minifter der —— 2c. Angelegenheiten. 


Im Aufirage: Lucanus. 
3 ae 


188. 
Berlin, den 29. Juni 1883. 

Der zc. erwidern wir auf den Bericht, betreffend 
die Anordnung der Fenfter in den Klafienzimmern 
der Volksſchulen, daß nach wie vor die Herftellung 
genügend großer Fenſterflächen auf der dem Schüler 
gu inten liegenden Seite der Schuljäle umd die 

usführung dieſer letztern in mäßiger Tiefe als 
Grundbedingungen für die Erlangung zwedmäßiger 
Schuljäle angefehen werden muß, und daß nur 
aushilfsweiſe die Anbringung von Fenſtern von 
der Rückſeite der Schüler, nie aber von der rechten 
oder von ber Gefichtöfeite derjelben zuläffig ift. 
Die in dem obigen Bericht geltend gemachten Be— 
denken gegen dieſe bisher ftet3 aufrecht erhaltene 
Anordnung des Lichteinfalls können als zutreffend 
nicht anerkannt werden, vielmehr ift daran feit- 
qubalten, daß fogenanntes „Doppelliät“, d. h. 

hteinfall von zwei einander gegenüber liegenden 
Seiten eined Rlafenraums, den Bedingungen einer 
correcten Beleuchtung widerſpricht und deshalb 
nicht zugelafien werben kann. — Beſonders für 
Bolteldkiten, bei welchen wohl kaum einmal der 
Fall eintreten wird, daß eine ungewöhnlich be= 
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beutende Höhe des Klaſſenraums die Beleuchtung | Schulkinder nicht eben fo viel Platz als die älteren 


mit hohem Seitenlicht ermöglicht, der einzige 
Fall, in welchem Zenfteranlagen an entgegenge- 
legten Seiten für Unterrihtsräume zuläſſig er- 
feinen, muß die oben angeführte Regel allges 
meine Gültigteit behalten. 
Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
Der Miniſter der geitligen ꝛc. Angelegenheiten. 
G. IIL 0872. M. 3528. U. Ile. 


14. Doppelfenfter in Schulen und Lehrer- 
wohnungen. 


Berlin, den 20. October 1874. 

Der Königl. Regierung eröffne ich, daß nach dem 
Gutachten der Königlichen Oberbaubehörde Doppel- 
fenfter in den Schulen und Lehrerwohnungen ald 
ein Bedürfniß nicht anerkannt werben können, wo 
nicht befondere Gründe ausnahmsweiſe für bie 
Gerwäßrung geltend zu maden ſind. 
6. II. 57% 


15. 


Berlin, den 14. Juli 1882. 

Der Königlichen Regierung eröffne id), daß bei 
allen Pfarr- und Schulbauten, zu welchen Fiscus 
beitragspflichtig ift, die diefeitige Genehmigung*) 
zur Anfhaffung von Doppelfenftern ftet8 vor der 
Ausführung einzuholen ift und nur dann ertheilt 
werden Tann, wenn die beſonders erponirte Lage 
des Gebäudes und ungiünftige Mimatifche ober 
fonftige Ortsverhältniſſe (3.8. wenn Doppelfenfter 
auch im Privatbau allgemein üblich find) die qu. 
Anlage bebingen. 

@. IIL 6876. 


16. Größe der Schulzimmer. 


Berlin, den 18. Juli 1871. 

Auf den Bericht vom 14. Januar d. 9. er- 
widere ich ber Königlichen Peplerung, daß nad 
dem Gutachten der Königlichen Oberbaubehörde auch 
im dortigen Regierungdbezirt bei Bemeflung der 
Größe der Unterrichtszimmer der Elementarſchulen 
die allgemeine Norm, auf ein Kind durchſchnittlich 
6 Muß pr. = 0,6 [Meter Grundfläde zu 
rechnen, anwendbar ift, Musnahmen von dicht 
Regel aber zuzulaffen find, wo ſolche durch die 
bejonderen Umftände des Falls gerehtferti t werben. 

Die Erfahrung hat in den übrigen Gebietötheilen 
der Monarchie, unbejchadet der Prüfung der Vers 
bältniffe jedes einzelnen Falls, ergeben, daß im 
Allgemeinen namentlich bei einklaffigen Landſchulen 
für größere derjelben gewöhnlich ein Schulzimmer 
für 100 Kinder dem Bedürfniß entfpricht, bet 
Heineren derartigen Schulen felbftverftändlich ein 
kleineres Unterrichtägimmer genügt, bet mehre 
Haffigen Efementarjhulen analoge Erwägungen 
ftattfinden müffen, in allen Fällen aber bei rich— 
tigem Verfahren unter geböriger Würdigung der 
conereten Berhältniffe, wie 3.®. daß bie jüngeren 


®) Der €. v. 9. März 1886, G. IEL. 6224, „ermädtigt die 
Regierungen, bie Genehmigung zur Anſchaffung von Doppelfenftern 
für bie auß fäcaifhen Bonbb ganz ober etmeife zu unterhaliens 
ben Pfarr:, Küfters und Schulhäufer im Zukunft felbft zu er⸗ 
theilen. Dies wird aber nur bann geſchehen können, wenn 
Lage des Gebäudes und ungünftige klimaiiſche ober fonitige Oris⸗ 
verhältniffe die qu. Anlage notwendig erjeinen Laffen, was In 
jedem einzelnen Faire Befonbers fefguffelen Biel.“ 





braudjen, bie Grundfläche eines Unterrichtözimmers 
mit durchſchnitilich IFuß pr. = 0,6 [_ Meter 
für das Kind YA Unzuträglichteit bemeſſen wer- 
den kann. Da fich diefer Srunbfap In dem größern 
Gebiet der alten Provinzen der Monardjie feither 
bewährt hat, fo iſt nicht anzunehmen, daß er im 
Dort! en Regierungsbezirk durchgängig unanwend⸗ 
ar ſei. 

Nach den techniſchen Ermittelungen der König- 
lichen Regierung und ber Königl. Oberbaubehör‘ 
ermäßigt ſich die für jedes Kind zu berechnende 
Grundflähe mit zunehmender Größe des Unter- 
richtszimmers, und fteigert fich daß für ein Sind 
erforderliche Flächenmaß mit zunehmender Ver⸗ 
minderung der Anzahl der Schulkinder. Wenn 
aber das Raummahß, weldes bie Zinigline Re 

ierung für die auf ein Kind zu rechnende Grund» 
Yage empfiehlt, unter allen Umftänden größer 
bleibt, als e8 nad) dem gemäßnlicen Beduͤrfniß 
nöthig iſt, ſo hat dies im Weſentlichen ſeinen 
Grund darin, daß von der Königlichen Regierung 
nicht nur für jeden einzelnen Sig eine entbehrliche 
Mehrbreite von 2 pr. Boll gegen das in den 
älteren Provinzen bräunlide Durchſchnittsmaß 
angenommen wird, ſondern auch hinter jeder Bank⸗ 
reihe ein Zwiſchenraum von 5* heſſiſch = een 
pr. Breite bis zum Tiſch ber nächſten Sigreihe 
belaffen ift. Diefe Unordnung ift weder noth- 
wendig, noch gut zu heißen. Da für den Abftand 
ber aifeplatte von der Sitzbank 3*, für die letz⸗ 
tere eine Breite von 9“ und für den Abſtand einer 
Subfellie von der andern 3” völlig ausreichend 
find, fo ergiebt diefe Neduction gegen die bisher 
üblichen Heffiihen Maßbeitimmungen von_reip. 
4“, 10” und 5* eine Erſparniß von 4" Breite 
an jeder Subjelliee Dabei fällt der Durchgang 
für den Lehrer zwiſchen den einzelnen Subſellien 
nicht weg. Die dafür angefegte Breite von 3” 
ermöglicht noch ein Anlehnen, während eine Durchs 
gang3breite von 5*, wie fie die Königliche Regie— 
rung fordert, daſſelbe erſchwert, wo nicht unmög- 
lih madt. Die Rüdlehne kann aber aus fanität- 
lichen Rückſichten nicht entbehrt werden. Es machen 
jomit auch päbago) ifche Rückſichten eine Abweichung 
von der Örößenabmeffung der Lehrzimmer in den 
Landſchulen, wie fie für die älteren Provinzen 
Vorſchrift ift, für den bortigen Regierungsbezirk 
in der Regel nicht nothwendig. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 


An 
die Königliche Regierung zu Gaffel. 
a ewiermng 


12. 


Berlin, den 14. Januar 1880. 
Ich weife jedoch bezüglich des vorgelegten Pro⸗ 
ject8 auf die übertriebene Größe ber Schulzimmer 
bin. Wbmefjungen von 10,36 m Länge und 7,22 m 
Breite, welche einen Flächenraum ber Söulimmer 
von 74,80 qm ergeben, greifen zu meit über den 
Umfang eines zwedmäßigen Klaffenzimmers bin- 


die | aus, deſſen Aufgabe darin befteht, einer Schülers 
; 


zahl bis zu 80 Hinveichenden Raum zu gewähren. 
Hierfür genügen bekanntlich (in minimo) 48 qm 
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bis höchſtens 60 qm. Wefentlich iiber 80 Schüler 
aber foll eine Klaſſe in der Regel nicht enthalten. 
Eine volle Ausnußung des größern Raumes würde 
auch ſchon die über das zwedmäßige Marimum 
von 9 Meter hinausgehende Länge der Schulfäle 
verbieten, da erfahrungsmäßig über dieſes 
Maß Hinaus ein mittelgutes Auge fhon nicht 
mehr im Stande ift, Heinere Gegenftände, etwa 
Schriftzeichen zc., fiher zu erkennen, was bei bem 
demonftrativen Unterridhte mwefentlih mit in Be- 
trat kommt. Auch dem Lehrer wird der Ueber- 
blid über die Gejfammtzahl der Schüler über- 
mäßig durch die große Länge erſchwert. (dortjſ. 
ef. Rr. 11.) 
@. II 8704. 


18. Länge der Schulfäle. 
(Bortf. v. Nr. 23.) 
Berlin, den 9. April 1879. 

Wenn ih daher auch gegen bie Einrichtung bes 
Schulſaales für 100 Kinder nicht? zu erinnern 
finde, fo muß id) doch aus den von ber Künig- 
lichen Regierung fonft geltend gemachten Gründen 
das vorgelegte Project beanitanden. Namentlich 
trete ich der Königlichen Regierung darin bei, daß 
die größte Abmeſſung des Schulfanles mit 10,80 m 
zu groß fe. Schulfäle werden, wenn irgend 
thunli, nicht Yänger als 9 m angelegt und wird 
an ber Breite fo viel zugegeben, als nöthig ift, 
um ben erforberlien Flächenraum herzuftellen. 


(ef. Jortf. Wr. 12.) 
6. II. 6633. 


19. Höhe der Schulzimmer. 
(Fort. v. 8 310 Wr. 8.) 
Berlin, den 9. April 1879. 
Die mit 3,70 Meter incl. Baltenlage projectirte 
Höhe des Schulzimmers eradjle id) für genügend, 
da als geringfte zuläffige Lichthöhe 3,20 oder mit 
Dede 3,50 Meter angefehen wird. Eine Höhe von 
4 Meter ift Hinfichtlich des größeren Luftraumes 
zwar als beffer zu erachten, vertheuert aber auch 
die Bauanlage und die Heizung bes Raumes. (cf. 
Fort. Kr. 9.) . 
@. IIL 6633. 
20a. 


Berlin, den 20. Januar 1872. 

Auf den Beriht vom 17. September v. J. 
wegen Beftimmung der lichten Höhe, melche bei 
vortommenden Neubauten von Elementarfchulen 
in den Stäbten und auf dem Lande den Unter- 
richtszimmern zu geben ift, erhält die Königliche 
NRegierun Aoftäritt der Meußerung der König- 
lichen Ober-Baubehörde vom 28. October v. J. 
a a.) zur Richiſchnur. 

er Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

von Mühler. 


die Ernie un 
20b. 


2% 
Berlin, ben 28. October 1871. 

Die Beilage der gefälligen Zufchrift vom 10. huj., 

betreffend den Erlaß von normativen Beitimmungen 

über bie den Unterrichtszimmern von Elementar- 








ſchulen zu ertheilenden Höhenmaße, wird Em. 
Excellenz mit dem ergebenjten Bemerken remittirt, 
daß die Vorausſetzung der Regierung zu N., als 
ob die in der Vorſchrift vom 17. November 1870 
enthaltenen Höhenmaße für Gymnafien und deren 
Vorſchulklaſſen auch für Elementarfhulen auf dem 
Lande maßgebend zu erachten feien, keineswegs 
zutrifft, vielmehr das von der Provinzialbehörde 
bisher adoptirte Maß von 10 Fuß oder 3,14 m 
als die allgemein gültige und bewährte Norm zu 
betrachten ift. 

Die Urſachen des abweichenden Maßbedürfniſſes 
nad) den verſchiedenen Bildungszmweden der Schulen 
beruhen theils in der unge längeren Zeit, wäh⸗ 
rend deren die Schüler höherer Lehranftalten ohne 
Unterbredung in den Klaſſen zu verweilen ge 
nöthigt find, theils in dem localen, durch den 
Untericjied zwiſchen Stadt und Land bedingten 
Verhältniffen, welche bei der ländlichen Bevöl— 
terung bie phyſiſchen Kräfte gebeihlicher und natur- 
gemäßer entwideln, bet ber ftäbtiichen Jugend 
dagegen zartere und empfinblichere Eonftitutionen 
hervorbringen, und damit zur Anwendung ber 
dur die Erfahrung und Gefundheitäpflege er- 
probten Mittel nöthigen, um auch folhen Naturen 
eine bauernde und anftrengende geiiige riss 
ohne Nachteil für das Törperlihe Wohljein zu 


geftatten. 
Die in der gefälligen Zuferift enthaltenen abs 
weichenden Höhenmahe, die von den provinzialen 
Behörden In den concreten Fällen nicht ohne dies⸗ 
feitige Zuftimmung aboptirt find, laſſen jedoch 
ertennen, baß_aud vom techniſchen Standpunkte 
das erwähnte Ma von 10 Fuß oder 3,14 Meter 
keeneswegs als ausfchliepliche Norm für die Höhe 
der Elementarflafien zu betrachten, vielmehr um 
deswillen ſchon Modificationen in der Praris 
unterworfen ift, weil das räumliche Bedürfniß in 
allen Fällen dur das Product der Grundfläche 
und Höhe bedingt wird. Hat nun aus den bid- 
herigen Erfahrungen ſich ergeben, baß bei ber 
von Em. Ercellenz beitimmten Grundfläde von 
6 Euß oder 0,6 Meter eine Höhe von 10 Fuß, 
mithin ein Luftraum von 60 Cubikfuß oder 1,85 
Eubitmeter für jeden Schüler als entfprechendes 
Raumbebürfniß zu betrachten ift, fo ergiebt fich 
felbftverftändlich Die Erfüllung der räumlichen For⸗ 
derung aud mit einer geringeren Höhendimenfion, 
wenn die Grundfläche nad dem Verhältniß der 
Höhenbeichräntung vermehrt wird. Beiſpielsweiſe 
würde bei 9 Fuß oder 2,8 Meter Höhe die Grund⸗ 
fläche für jeden Schüler 6% Fuß oder 2,092 Meter 
zu vermehren fein, um dem cubifchen Luftraum 
zu entiprecen, und mit Rückſicht auf die in bem 
lechniſchen Gutachten vom 19, Februar er. ent⸗ 
widelten Motive, welhe bei Maffen mit einer 
eringen Schülerzahl das Bedürfniß einer größeren 
rundflähe in Folge des geiteigerten Bedarfs 
für die Circulationsmittel der Klaſſe erheifchen, 
würde aud das Höhenmaß in dem erwähnten 
Verhältniß vermindert werden können. Inzwiſchen 
ift auch in diefer Beziehung das Maß von 9 Fuß 
oder 2,8 Meter als die aͤußerſte zuläffige Bes 
ſchränkung zu erachten, weil ein minderes Maß 
fowohl den nothmwendigen Lichteinfal, ala auch 
die fanitären Forderungen beeinträchtigen würde, 


und ebenfowenig den Anträgen der Regierung 
zu N., foweit fie eine Verminderung des als Be- 
dürfniß zu erachtenden Luftraums betreffen, Folge 
zu geben, weil die Erfahrungen der öſtlichen Pro- 
vinzen bei einem ungleich fälteren Klima im Ver⸗ 
glei zur Provinz N. zu Beſchwerden oder Nadj- 
theilen in —A der Erwärmung der Klaſſen 
bei der erwähnten Norm feinen Anlaß gegeben 
haben, daher die Urſachen der von der Regierung 
zu N. erzielten ungünftigen Refultate entweder 
in den Mängeln der Bauart oder der Heizvor—⸗ 
tehrungen gefucht, und demnach durch andere ala 
die beantragten Mittel befeitigt werden müſſen. 

Ergiebt fa aus dem Vorftehenden die Grenze, 
welche für eine Verminderung des erwähnten 
Höhenmaßes zuläffig ift, fo muß die Rüdficht auf 
die klimatiſchen Xerhältniffe, und auf die ohne 
erheblichen Aufwand zu bewirtende Erwärmung ber 
Klaſſen zunächſt die Nothwendigkeit ergeben, das 
zehnfüßige Höhenmaß in allen denjenigen Pro— 
binzen nicht zu überſchreiten, wo ein kaltes oder 
rauhes Klima die Beachtung jener Rüdficht zur 
Beindpieien Bedingung maht. Wo derartige 

alverhältniffe nicht vorhanden find, wird es 
ſchon deshalb nicht zu empfehlen fein, jenes Maß 
als unbedingt zu beachtende Norm vorzufchreiben, 
weil der Hieraus ſich ergebende Luftraum immer 
nur als Minimalgrenze zu betrachten ift, und 
eine Vermehrung —— Vorzüge für das 
ſanitäre Gebeihen der Schuljugend zur Foige hat, 
inſofern nicht die angeführten klimatiſchen Rüd- 
ſichten zu einer Beſchränkung nöthigen. 

Es wird kaum der Erwähuung bedürfen, daß 
in heißen Sommertagen eine groͤßere Höhe der 
Schulzimmer dem gedeihlichen Aufenthalt ber 
Schultinder darin nur förderlich ift, aber ſelbſt in 
ſolchen Wintertagen, an denen die Kinder, vielleicht 
nad weiten zurüdgelegten Wegen, in Kleidern 
und Schuhen zur Schule kommen, die vom Regen 
ober Schnee burchnäßt find, ergiebt die Erfahrung, 
daß die in den warmen Schulzimmern eintretende 
Verdunftung feuchte Niederichläge in großen Men- 
gen an den Wänden, Fenftern und Thüren er= 
eugt, die ebenfowenig dem Gedeihen förderlich 
jind, und durch Vermehrung der Zimmerhöße, reſp. 
des Luftraums eine mehr oder minder erhebliche 
Verminderung erfahren. Das unterzeichnete Mis 
nifterium bat theils in Folge der hieran gefnüpften 
Erwägung, teil in der Rüdficht, daß eine mäßige 
Erhöhung der Klaffenzimmer in der Regel keine 
erhebliche Steigerung bes Bauaufwandes zu Laften 
der Bauverpflichteten nach fich zieht, bisher feinen 
Anftand genommen, in den concreten Fällen den 
befonder8 aus den weftlichen Provinzen bier eins 
gegangenen Anträgen für Höhenmaße von 41 
und fogar 12 Fuß, oder 3,45 und rejp. 3,75 Meter 
in den Schulfälen beizupflichten und wird auch 
ferner bei dieſem erfahren beharren, wenn Ew. 
Excellenz nicht aus andern Gründen eine größere 
Beſchränkung auf eine beftimmte Vorſchrift vor= 
gispen follten. 

inifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 

rbeiten· Abiheilung für das Bauweſen. 


n 
den Königl. Staats: und Minifter der geiſtlichen zc. 
1, Herten von Mühler, Grcellenz. 


a 
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200. Cubikinhalt der Schulzimmer. 


Berlin, den 23. Januar 1877. 

Bei der von der Königlichen Regierung bean- 
ſpruchten Grundfläche von 0,75 eter pro Kopf 
der Klaffenfrequenz und dem beabfichtigten Höhen- 
maß von 3,8 Meter der Unterrichtslocale würde das 
Eubitmaß der Klaſſen pro Kopf auf 28,5 Eubit- 
meter gejteigert werden, während daſſelbe in ben 
übrigen Provinzen des Staat nur 3,14 0,6 
oder 18,8 Cubilmeter oder nicht mehr als 3. 
jene Maßes beträgt und fi) bisher als aus— 
lömmiiq erwieſen hat. 

õ. IL 8538. 


21. Größe der Schulzimmer in ® an 
ee 


Berlin, den 28. Februar 1874. 

— Das Refolut der Königlichen Regierung wirb 
termit aufgehoben, weil die Ausführung defleiben 
eine normalen Buftände fchaffen würde. — Der 
dur das Mejolut angeordnete Erweiterungsbau 
bezwedt die lg einer einzigen Schulftube 
& 100 Kinder; nad) Rummer 2 der allgemeinen 
erfügung vom 45. October eh follen aber 
mehr ala 80 Kinder in ber einflafjigen Bolts- 
ſchule nicht zufammen unterrichtet werden. Für 
400 Kinder find fomit 2 Klaffen ri Me 
fern nicht die Halbtagsſchule at wirb. m 
aber bie letztere ftattfindet, iſt die bisherige Lo= 
enlität augreichend. — — 


22. 


Berlin, den 24. December 1872. 

Die Königliche Hegierung nimmt nad dem 
Beriht vom 3. d. M. an, daß in N. bei zur 
Zeit ca. 160 ſchulpflichtigen Kindern in dem dort 
neu zu erbauenden katholifhen Schul» und Küfter- 
Ken außer zwei Wohnungen für einen ver= 
jetratheten und einen unverheiratheten Lehrer, 
‚mei Klaffenzimmer für je 100 Rinder einzurichten 
Kin würden. Rad) meinen allgemeinen m= 
mungen vom 15. October d. J.) bezüglich des 
Volksſchulweſens fol aber die Zahl ber von einem 
Lehrer an einer einklaffigen Volksſchule gleich- 
eitig zu unterritenden Kinder nidt über, 80 
Feigen und wenn die Zahl der Schulkinder über 
120 beträgt, eine breitlaffige Schule eingerichtet 
werben. 

D. 4079. 


Berlin, den 9. April 1879. 

Bei Rüdgabe der Anlagen ded Berichtes vom 
19. Februar d. J. den Recurs des Schulver- 
bandes N. gegen Bortige Verfügung vom 25. No- 
vember v. & betreffend, eröffne ich der König⸗ 
lichen Regierung Folgendes: 

4. Wenn aud in der Regel die Zahl ber von 
einem Lehrer gleichzeitig zu unterrichtenden Finder 
80 nicht überfteigen fol, fo ift doch ausnahms⸗ 
weife unter befonderen Berhältniffen die Anlage 
des Schulzimmers bis zur Größe von 100 Kinder- 


*) of. unten in Band III beim Gapitel von Unierricht. 
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lägen (60 a) zu geftatten, namentlich bet fol 
jemeinben, bei welchen zwar ein Anwachſen 
Schülerzahl um etwas über 80 in abfehbarer Zeit 
zu erwarten ift, der Zuwachs jedoch nicht bie Ein⸗ 
richtung einer zweiten Schulilaſſe bedingt. (ef. 
Fortf, Nr. 18. 
6. or 


24. Berüdfitigung der ſchulpflichtigen Finder 
bei Bemeffung der Größe der Schuizimmer. 
Berlin, den 14. Juli 1868. 
Die in R. jegt Beftehenbe Einrichtung der Halb» 
tagsſchule ift nur ein Nothbehelf und ein Uebel⸗ 
ee defien Abſtellung batbmögtichit herbeige⸗ 
werden muß. Es iſt daher eine durchaus 
richtige Borausfegung, wenn das Reſolut davon 
ausgeht, daß bei dem bevorſtehenden Bau Raum 
Dr gefammte Schälerzagl geihafft werben 
uf 


U. 18261.. 
25. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
7. d. M. und den Recurs der Schulgemeinde vom 
6. v. M. wird das wegen Errichtung eines queiten 
Schulgehöfts zu N. erlaffene Refolut vom 9. Auguft 
d. 3. mit Vorbehalt des Mechtöweges*) hierdurch 
beftätigt, da die Gründe des Reſoluts von der 
Recurrentin nicht widerlegt find. 

Der Einwand, daß wegen der großen 
ken einzelner Gehöfte vom Schullocal und 
wegen bes Confirmandenunterrichts die Schule von 
den jämmtlihen ſchulpflichtigen Kindern gleich— 
zeitig nicht befucht werde und beshalb einer Er- 
weiterung nicht bebürfe, ift zur üdfihtigung 
nicht ignet, da grundfäglid darauf zu Halten 
iſt, daß die Lehrzimmer für die Gefammtheit der 
Mu einer Schule gewiefenen und in diefelbe wirk- 
ih sufgenommenen Kinder den vorfchriftsmäßigen 
sun teten, was vorliegend zur Zeit nicht der 


u ift. 
Die Entſcheidung ift den Betheiligten bekannt 
zu machen. 
Berlin, den 30. October 1865. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


Ente 


Un 
die ei Mn gterung zu N. 


26. 
Berlin, den 19. Juni 1873. 

Auf den in der Schuleinrichtungs- und Baufache 
von N. feitens des Schulvorftandes daſelbſt am 
27. December v. J. eingelegten Recurs wird das 
mittel® Bericht? vom 29. März d. 3. eingereichte 
Refolut der Königlichen Regierung vom 6. No- 
vember pr. aus den darin angeführten, von ben 
Recurrenten nicht entträfteten Gründen hierdurch 
bejtätigt. 

Wenn au für Entſcheidung der Frage über 
die Rothwendigfeit einer Erweiterung des Schuls 
raums nicht die Zahl der fümmtlichen im Schul- 
bezirke vorhandenen ſchulpflichtigen, fondern 
diejenige der in die Schule wirklich aufge- 


*) ct. 5 304 Borbem. zu Rr. 12 (©. 586), 
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nommenen Kinder als maßgebend anzufehen # 
(of. NRecursbefcheid vom 30. Mai 1865 — U. 
5211 —, den Ermeiterungsbau des Schul⸗ und 
Drganiftenhaufes zu N. betreffend) (Anlage a), fo 
us doch hiernach das Bedürfniß der Einrichtung 
einer zweiten Klafje für nachgewieſen angenommen 
werben, da die Gejammtheit ber Köufpfüchtigen 
Kinder amtlih auf 115 ermittelt und von den 
Recurrenten eine beftimmte Angabe über die Zahl 
derjenigen, welde hiervon wegen Beſuchs anderer 
Säulen oder wegen Privatunterricht3 der Orts⸗ 
ſchüle fern bleiben, nicht gemacht it. 

Auf die Zahl der durch Krankheit u. ſ. w. zeit 
meife am Schulbejuche verhinderten Kinder kommt 
es nicht an, da bie Schule für alle wirklich 
recipirten Kinder Raum bieten muß. Dem- 
nad ift, wie gejchehen, zu enticheiden geweſen. 

Die Königlihe Regierung wird veranlaßt, den 
Betheiligten dieſe Entiheidung bekannt zu machen. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 

Im Auftrage: Sreiik, 


Un 
die Königliche Regierung zu R. 
U. Eu a 


a 
Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 
16. Februar d. J. und den Recurs des evange- 
liſchen Schulvorftandes zu N. vom 23. November 
v. J. wird vorbehaltlich des Re— — das wegen 
Erweiterung des Schul- und Organiſtenhauſes zu 
N. erlafjene Rejolut vom 5. September v. 
bin abgeändert, 
daß ad 1 gmat die Ermeiterung der Lehrer- 
und Organiftenmohnung, nicht aber auch des 
Schulzimmers für notwendig zu erachten. 
Wenn aud der Grundſaß, daß die Schulklaſſen 
für ſämmtliche ſchulpflichtige Kinder des Schulbe- 
irf8 den nöthigen Raum gewähren müfjen, bei 
eubauten zur Norm zu nehmen tft, jo kann er 
doch im vorliegenden Fall, wo nad Fol. 219 der 
wieberbeifolgenden Acten zunächſt und urjprüng- 
lid nur eine Ermeiterung der Lehrerwohnung be= 
antragt war, ein ausreihendes Motiv zur Er— 
weiterung auch der Schulitube nicht abgeben, da 
die Gefammtheit der in die Schule wirklich auf- 
— Kinder nah Ausweis der Beſuchs— 
ifte im ganzen Verlauf des verflofienen Schul- 
jahrs die Zahl 50 niemals erreicht Hat, mithin, 
aud wenn für jedes Kind 6 En in Anſpruch 
genommen werben, in dem 309 Fuß umſaſſen⸗ 
dem Schulzimmer hinlänglid Raum findet. Dem- 
nad Hat die Recursbeſchwerde für unbegründet 
nit erachtet werden können. 
Vorſtehende Entſcheidung ift den Bethetligten 
befannt zu machen. 
Berlin, den 30. Mai 1865. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


die Königlice Regierung zu R. 
U. 5211. 


27. 
Berlin, den 2. December 1869. 
— Da von ben vorhandenen fdhulpflictigen 
Kindern eine nicht unbeträchtlihe Zahl die im 
Orte beftehende Privatſchule beſucht, und dem ers 
a) Vorbem. zu $ 304 Rr. 12 (6. 588). 


da= 
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weiterten Schulbebürfniß in feinem gegenwärtigen 

Umfang auch durch Anlegung einer Klaffe und 

einer Lehrermohnung in dem vorhandenen Schuls 

dans genügt wird, iA {ft dem entſprechend das 
elchut. Bu ändern gewejen. — 


28. Berüdfihtigung einer Vermehrung der Zahl 
der ou bei Bemeffung der Größe der 
Schulzimmer. 

(Fortſ. von Nr. 4 oben.) 

Berlin, den 30. November 1868. 
ur Prüfung des Raumbedürfnifies der Schul- 
ftuben ijt jedesmal die Angabe der Zahl der vor- 
handenen ſchulpflichtigen Kinder und eine Aeußerung 
über deren voraußfichtliche künftige Vermehrung 
ober über fonftige in Betracht zu ziehende Ver- 
bältniffe mötbig. (ef. Fortf. $ 307 Rr. 18.) 


29. 


Berlin, den 2. October 1876. 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den 
Beriht vom 8. Augutt db. J. daß, da zur Zeit 
nicht mehr ala 105 Schulkinder bie Schule zu N. 
beſuchen, und Vachweiſe für einen ungewöhnlichen 
Zuwachs der Bevölterung nicht beigebracht find, 
zwei Schulklaſſen für je 60 Kinder um fo mehr 
als ausreichend eradjtet werden müffen, als bie 
felben noch einem Bumass von 14,3 9/0 der vor⸗ 
handenen Kinderzahl entſprechen, und in der Regel 
ein nn von 10 6/0 unter gewöhnlichen Berhält: 
niffen ſich als auskömmlich erweiftl. Die Auf- 
fafjung des Berichts, dag ein Grundflähenmaß 
von 0,6 [Meter pro Kopf ſowohl bezüglich des 
Verkehrs als der Ventilation in dem Unterrichts- 
raum faum genüge, kann nicht anerfannt werden, 
vielmehr ift ſowohl das erwähnte Grundflächen⸗ 
maß, als das in dem Bauplan verzeichnete Höhen» 
Lichtmaß der Klaffen von 3,8 Meter erfahrungs- 
mäßig in beiden Beziehungen ausreichend. Anderer- 
ſeits würbe der nach dem Bericht höchſt bürftigen 
Gemeinde eine kaum zu rechtfertigende Ausgabe 
für die Heizung von Schulflaffen aufgebürdet 
werben, die für die Aufnahme von 80 Kindern 
vorgefehen find, und nur von ca. 50 Kindern be- 
mut werben. 

8 iſt daher bei dem Neubau des Schulhauſes 
zu N. nur auf die Herftellung von zwei Klaſſen 
für je 60 Kinder Bedacht zu nehmen. (ef. Fortf. 
8 307 X. 6.) 

G. III. 6206. 

80. 
(Bortf. v. Nr. 28 oben.) 

Wenn endlich die Königliche Regierung bei dem 
jegt vorzunehmenden Neubau fogleih die Her- 
teilung einer vierten Schulklaſſe nebft Lehrerwoh⸗ 
nung in Ausſicht genommen Hat, fo müfjen wir 
aud biefe Anordnung als durchaus zwedmäßig 
und dem eigenen wohlverftandenen Interefje der 
Gemeinde entfprechend anerkennen, weil, wenn 
jegt nur auf drei Stlaffen gerechnet wird, in kurzer 
Beit die unbedingte Nothwendigkeit eintreten wiirde, 
die vierte Klaſſe mit einem Koftenaufand, welcher 
die durch die gteichgeltige Herjtellung der vierten 
Kaffe bedingten Mehrtoften mindeitend um das 
Doppelte überfteigt, abgejondert einzurichten. 
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Hiernach fehen wir ung außer Stande, ben An- 
frägen der Gemeinde N. die gewünſchte Folge zu 
geben. 

Berlin, den 22. Auguft 1866. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 
Der Minifter des Innern. 


Im Yuftrage: von Klügom. 
U. 16049. 


8. 
Ert. des O.-V.⸗G. v. 21. Oct. 1878. 


In der zu dem Schulverbande R. gehörigen 
Eolonie Neu⸗K., welche nad der Feftftelung vom 
13. Januar d. 3. 97 fchulpflichtige evangelifche 
Kinder zählt, fol ein Schulhaus erbaut werden. 
Die Einwohnerzahl von Neu⸗K. beträgt nad) ber 
Vollszählung vom 1. December 1875: 876 Sees 
Ien, fie hat nad der Vollszählung von 1871: 
917 Seelen betragen, aljo eine Minderung von 
eirca 5% erfahren. 

Ueber die Urt der Bauausführung beiteht 
zmifdien ber Schulgemeinde R. und ber Sönig- 
ichen Reaierumg zu Breslau als Aufficht3behörde 
Streit. Erſtere erachtet mit Rüdjiht auf die 
vorangeftellten Thatſachen und weil ein weiteres 
—X der Einwohnerzahl von Neu⸗K. wahr: 
heimlich jei, ein Schulhaus mit Einem Lehr 
zimmer und Einer Lehrerwohnung für ausrei- 
chend und hat gegen die Regierung klagend be 
antragt, fie nur hierzu verpflichtet zu erflären. 
Die beklagte Regierung hat ihrerſeits dem wider 
ſprochen und fordert die Herftellung zweier 
Rehrzimmer und zweier Lehrerwohnungen, weil 
nad der Minifterial-Berfügung vom 16. Decem- 
ber 1874*) bei 100 Kindern zwei Klaſſen einge 
richtet und zwei Lehrer angeftellt werben müßten, 
dieje Zahl mabean vorhanden fei und auf einen 
Zuwuchs von 10% um fo mehr gerechnet werben 
müffe, als in früheren Jahren die Zahl der Kant 
pflichtigen Kinder in Neu⸗K. 100 bedeutend über- 


ſtiegen gabe. 
er Kreisausſchuß des Kreiſes W. hat darauf 
unter dem 14. Januar 1876 dahin ertannt, daß 
die Hägeriihe Schulgemeinde nur verpflichtet jel, 
ein Schulhaus mit Einem Lehrzimmer und 
Einer Lehrerwohnung zu erbauen, weil die An: 
ftellung eines zweiten Lehrers bei den ungünfti- 
gen Terhättniften der Klägerin unmöglid und 
der Fall, dak 100 Kinder vorhanden jeien, bie 
Anſtellung eines zweiten Lehrer aljo nad) der 
Algemeinen Verfügung über Einrichtung 2c. der 
Voltsfchule vom 15. October 1872*) und der 
diefe erläuternden Berfügung vom 16. Decem- 
ber 1874*) geboten fei, nicht vorliege, auch eine 
Minderung, nicht Vermehrung der vorhandenen 
Schülerzahl wahrſcheinlich fei. 
Gegen dieſe Eutſcheidung legte die befagte Re 
gierung Berufung ein und beantragte: 
unter Aufhebung der Entjcheidung des Kreis⸗ 
ausſchuſſes in &. vom 14. Januar 1876 
die evangelifhe Schulgemeinde R. für vers 
pflichtet zu erachten, für die Colonie Neu. 


) Gentrbl. pro 1875 ©. 51. of. unten in Banb M. 
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ein Schulhaus mit zwei Lehrzimmern und 
zwei Lehrerwohnungen herzuftellen, 
indem fie ausführte, daß die nad) $ 3 der All⸗ 
emeinen Verfügung vom 15. October 1872 einer 
oltsjchule zu gebende Einrichtung ausſchließlich 
von der Schulauffichtöbehörde zu beftimmen ſei 
und daß hinſichtlich der Kinderzapl, für melde 
neforgt werden müſſe, grundfägli ein Zuſchlag 
von 10%% angenommen werden miffe, der Durd- 
ſchnitt der Schülerzahl in den Jahren 1872/84 
überdies 107 Brunn habe und ein weiteres Bus 
rüdgehen der Bevölferung nicht für erwieſen an= 
genommen werden könne. Die klägeriſche Ge— 
meinde ihrerfeit3 bat um Beftätigung der erften 
Entfheidung, indem fie gegen die Annahme eines 
Zuſchiages von 10%/, proteftirte. 
Nachdem der Vertreter der beffagten Regierung 
im Aubdienztermine ausdrüdtic nos erflärt hatte: 
daß, wenn das Schulhaus zweillaffig singe: 
richtet werden follte, die Regierung zur Zeit 
von der Anſtellung eines Wdjuvanten abjehen 
wolle und zwar lediglich aus dem Grunde des 
Lehrermangels, 

und 
daß ber geforderte Zuſchlag von 10% in 
keiner Beftimmung, jondern nur in der all 
gemeinen Praxis jeine Begründung finde, 

erfannte das Königliche Bezirksverwaltungsgericht 
zu Breslau unterm 16. Juni 1876: 
daß die Enticheidung des Kreisausſchuſſes zu 
W. vom 14. Januar 1876 lediglich zu be= 
fätigen, die Koften des Verfahrens außer 
njag zu laffen, die baaren Auslagen des 
Verfahrens aber und der Berufsbellagten der 
Staatskaſſe aufzuerlegen und der Werth des 
Streitobjectes auf 1000 M. feftzufegen. 
Der Berufungsrichter begründet feine Entſchei⸗ 
dung wie folgt: 

Die Frage, ob dem vorliegenden Bebürf- 
niß mit Rüdfiht auf die Xerhältniffe ber 
Schulgemeinde R. bezw. der Eolonie Neu⸗K. 
durch Errichtung der Halbtagsfhule genügt 
werben könne oder müffe, unterliegt aller 
dings nicht der Buftändigkeit des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes; denn fie berührt eine durchaus in⸗ 
terne Angelegenheit und ift als folde von 
ein Entfejeidung der Auffichtsbehörde ab⸗ 

ngig. 

Salt hiernach auch der eine Grund, auf 
welchen der Vorderrichter die Entſcheidung 
ftügt, fort, fo bleibt immerhin der anbere 
mit Surhgreifenber Wirkung beſtehen. — 
Das Zurüdgehen der Bevölkerung in Colonie 
Neu⸗K. eine Kinderzahl von noch nicht 100, die 
nicht günftige örtliche Lage der Colonie zu 
den Bergwerken und das vorausſichtlich noch 
Tängere Beit währende Darnieberliegen ber 
Induftrie ftellen Momente dar, melde die 
Vornahme eined Baues in dem von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde verlangten Umfange — auf 
wenn man von der zweiten Lehrerwohnung 
abfieht — zur Zeit nicht rechtfertigen. Und 
e3 kommt hinzu, daß die Annahme eines 
wachjes von 10% ber Kinderzahl weder 
rt een noch veglementartifhen Vor⸗ 


en eine Unterlage findet. — 


Schulgäufer. 8 305. Nr. 31. 69 


Wird die Annahme der Berufungsver- 
Hagten und des Kreisausſchuſſes, daß eine 
weitere Abnahme der Bevölferung und der 
Kinderzapl in Colonie Neu-K. bevoriteht, 
wahr, % würde dem gegenüber die Errich⸗ 
tung eines Baues mit zwei Klaſſen eine 
anormale Lage der Sache barftellen, während 
dem entgegengefegten Fall leicht daburch 
Rechnung getragen werden kann, daß bei 
dem Bauproject auf die event. ‚DBergrößerung 
um eine Kaffe und eine Wohnung Bedacht 
genommen wird. Das betont der Vorder 
richter mit Recht und dem widerſpricht bie 
Schulgemeinde nicht. 

Gegen dieſe Entfcheibung hat die beffagte Re 
gierung dad Rechtsmittel der Reviſion eingelegt 
und ihren in zweiter Inſtanz geftellten Antra, 
wiederholt. Die Reviſionsbeſchwerde ftügt fi 
auf $ 64 Nr. 1 des Gejeges vom 3. Juli 1875*) 
und macht dem Borberrichter die Nichtanwendung 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuftändig« 
keit erlaffenen Verordnungen zum Vorwurf, weil 
er ſowohl bie Feftftelung der Kinderzahl behufs 
Ermittelung des Bebürfnifies nad einer mehr- 
jährigen Fraction im Princip verworfen, wie 
andererjeitß die Annahme eines Bufhlages von 
10% für die zulünftige Vermehrung als weder 
in gefeglihen noch reglementariſchen Vorſchriften 
begründet, für ungerechtfertigt erilärt habe. Sie 
nimmt in dieſer unß Bezug auf eine von 
ihr an die Landräthe ihres Bezirkes erlaffene 
Verfügung vom 13. September 1838, wonad) bei 
Entwürfen zu Schulhausbauten auf eine künftige 
Vermehrung von 10%/0 gerechnet werden fol, und 
auf zwei in extractiver Abſchrift beigebrachte, in 
Specialfällen ergangene Verfügungen des Unter— 
riht3-Minifterd vom 21. Februar und 15. Mai 
1875, welche ihre Auffafjung beftätigen follen. 

Die Revifionsbeflagte bittet in der Gegenerklä— 
rung um Nüdweifung der Reviſionsbeſchwerde 
und macht event. geltend, daß ber Antrag, fie 
ge Herftellung zweier Lehrzimmer und zmeier 
!chrerwohnungen zu verurtheilen, jedenfalls un= 
begründet ſei, da die Beklagie und Reviſionsklä— 
gerin bereits im zweiter Inftanz ihren Untrag 
anf zwei Lehrzimmer und Eine Lehrertvohnung 
beichräntt habe. 

Es war, wie gefhehen, zu erkennen. 

Duden Allgemeinen Verfügung des Unter- 
richts⸗Miniſters über Einrichtung zc. der Volks⸗ 
ſchule vom 15. October 1872 und der fpäter er- 
gangenen, fie ergänzenden und erläuternden Mi— 
nifterial-Berfügungen, zu denen aud) die von den 
Barteien und den Borderrichtern angezogene Ver⸗ 
fügung vom 16. December 1874 gehört — 

Bin Bufammenftellung derjelben findet ſich 
dem Werke: „Volksſchulweſen und Lehrer- 
bilbung in Preußen“ von Dr. Schneider, 
Berlin 1875) 
darf die mit der Schulaufficht betraute Provin⸗ 


ialbehörbe, falls die Schülerzahl in einer Voltg- 
Hefe 80 überfteigt, die cinklaffige Volksſchule 





=) Jept 5 95 des Gef. v. 30. Juli 1883 (oben g 302 
nf. I. 
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nicht dulden; fie muß die zweillaffige einrichten. 
Ste hat dabei zu entjcheiden : 

1) ob für die zmeite Klaſſe ein befonderer 
Lehrer — der zweite Lehrer — angeftellt 
werben foll, 

2) ob der Eine Lehrer beide Klaſſen unterri- 
ten, d. h. ob bie Halbtagsſchule eingeführt 
werben joll. 

In dem Falle zu 2 unterrichtet der Lehrer beide 
Klaſſen nicht gleichzeitig oder in befonderen Räu= 
men, fondern nad) einander in demfelben Lehr⸗ 
immer. Im diefem Falle bedarf es daher nur 

ner Lehrerwohnung und Eines Lehrzimmers. 

Steigt die Zahl über 100, fo ift die Halbtags- 

ſchule aud) noch zuläffig, fie gilt aber als eine 
ungenügende Einrihtung. Die Auffichtäbe- 
yörde hat dann auf die Anftellung eines zweiten 
tehrerd? Bedacht zu nehmen, d. h. fie Hat 
Alles zu thun, um die Anftellung eines zweiten 
Lehrers zu ermöglichen, namentlich alfo bei uns 
vermögenden Gemeinden zu verfucden, bie erfor= 
derlihen Mittel anderweit flüffig zu machen. 

Ein Muß liegt in der Berfügung vom 16. Des 

cember 4874 nit. (cfr. Hr die Miniſterial⸗ 
Verfügung vom 5. Mai 1873, Schneider ©. 11.) 
Die in diefen Richtungen von den Provinzial 
behörden getroffenen Feſtſetzungen find nicht im 
Bermaltungsftreitverfahren, fondern nur im Wege 
*. —— bei dem vorgeſetzten Miniſter an- 
echtbar. 

Hätte die Regierung zu Breslau im vorliegen⸗ 
den Falle daher die Änſtellung eines zweiten 
Lehrers in Neu-F. angeordnet, fo würde der Klä— 
gerin biergegen nur der Weg der Beſchwerde bei 


dem Unterrichtsminiſter offen geftanden haben. 
Hätte alsdann Legterer die Unordnung der Re— 
tage, ob 


gierung gebilligt, jo würde damit die 
jmd Efrermohnungen und zwei Lehrzimmer zu 
eihaffen, in bejahendem Sinne endgültig ent 
fchieden und nur noch über die Art der Beichaf- 
fung ein Verwaltungsftreitverfahren möglich ge= 
weſen fein. 

So liegt die Sache aber nicht. Die Regierung 
Hat vielmehr die Anftelung eines zweiten Leh— 
rers erſt für den Fall, daß die 3 der Kinder 
über 100 anwachſen wird, in Ausficht genommen 
und den Vertreter derfelben im Aubienztermine 
am 16. Junt d. 3. ausdrüdlich erklärt, daß die 
Regierung von der Anftellung eines zweiten Leh⸗ 
rer? (Adjuvanten) zur Zeit abſehe. Es Handelt 
fi deshalb Hier lediglich um die Entſcheidun— 
der Frage, ob die © ufgemeinbe verpflichtet iſi 
auf ein zukünftige Beburfnik zu rüdfichtigen: 
über diefe Frage ift im — — ah⸗ 
ren zu befinden und iſt dieſelbe mit Recht von 
dem Vorderrichter verneint worden. Die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde kann nur die Befriedigung des 
pegemmärti en Bedürfnifſes verlangen. Für die 
u Folge einer möglichen Künftigen Vermehrung 
der Kinderzahl erforderlihe Änſtellung eines 
garten Lehrers braucht die Schulgemeinde im 

oraus nicht zu forgen. Empfohlen Tann ihr 
werben, in ihrem eigenen Intereffe Hierauf zu 
rüdfihtigen: die Ausübung eines Zwanges er- 
ſcheint jedoch nicht zuläffig. Auch ift den von ber 
beflagten Regierung beigebradten Verfügungen 





Die baulichen Einrichtungen der Schulhäufer. $ 305. Nr. 32—38. 


von einem berartigen Zwange nit bie Rede. 
Im Gegentheil ſprechen die von dem Minifterium 
publicirten Sunaelbungen (Eentral-Blatt 1873 
©. 503 f.)*) e8 ausdrüdlid aus, daß im Streit⸗ 
falle für die Bemeflung des Schulraums nur bie 
Zahl der in der Schule wirklich aufgenommenen 
Kinder als maßgebend anzufehen iſt. — 


82. Anlage von Abtritten. 


Die Verfügung der Königlichen Regierung in 
Köln vom 9. November 1866 trifft Anordnung 
über Zahl und Abmeſſung der bei Schulbauten 
erforderlichen Wbtritte (je einer für jeden verhei- 
tatheten Lehrer, für die,Lehrerinnen, für Knaben 
und Mädchen, im übrigen nad) der Zahl ber 
Schüler). 

8, 
(Bortf. v. 8307 Rr. 8, 


Berlin, den 9. April 1879. 
4. Einen Wbtritt im Haufe fann auch ic) nicht 
für erforderlich erachten. (of, Fortj. 8307 Ar. 17.) 


86. Anlegung beſouderer Schulbrunnen. 


Es kann nicht zweifelhaft fein, daß die Ge— 
meinden, benen gefeglih die Unterhaltung der 
Schulen obliegt, verpflichtet find, foldhe Veran- 
ftaltungen zu treffen, daß den Lehrern der Bedarf 
an Waſſer, ſowohi für k ſelbſt und ihre Wirth: 
ſchaften, ala auch zum Betrieb ber ule jeder⸗ 
zeit gefichert if. Wenn daher auch nicht überall 
und unbedingt die Anlegung beſonderer Schul- 
brunnen von den Gemeinden verlangt werben 
ann, jo muß, dies doch da 8: ke wo nicht 
in anderer Weife für das Bedürfniß der Schule 
und bed Lehrerd ausreichend „georst ift. 

Berlin, den 30. März 1864. 


87. 


Berlin, den 31. Januar 1876. 

Bei Rückgabe der Aininge des Berichtes dom 
23. December v. J., die Änlegung eine befon= 
deren Schulbrunnens in N. betreffend, eröffne ich 
der Königlichen Regierung unter Hinweis auf die 
im Gentralblatt pro 1864 Geite 248 abgebrudte 
Verfügung vom 30. März ejusd. a**) daß, 
wenn aud nicht überall und unbebingt die An- 
legung ‚befonderer Schulbrunnen von den Ge- 
meinden verlangt werben kann, dies doch da ge= 
Ideden muß, wo nicht in anderer Weife für das 

ſedürfniß der Schule und des Lehrers außreis 
hend „gelernt iſt. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

a Auftrage: Förſter. 


88. Prüfung der Wi geenbeit des Brunnen⸗ 
waſſers. 
Berlin, den 18. März 1884. 
Bel mehreren Unterrichtdanftalten find unter 
ben Schülern und den in den Anftaltögebäuden 
wohnenden Lehrerfamilien typhöfe Erkrankungen 


*) Oben Rt. 26. 
**) Borfichenb. 
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vorgelommen, welche mit hoher Wahrſcheinlichkeit 
auf die ſchlechte Beichaffenheit des Waſſers und 
insbefondere bie zeitweije Inficirung desfelben 
aus Abzugscanälen und Kloaken zurüdzuführen 
waren. Ich nehme daraus Beranlafjung, dem 
a gg SE Mina logos eng eine alls 
emeine fung der in Betracht kommenden 
erhältnifie, insbefondere bei den Internats-An- 
ftalten Seines Reſſortes, und eine Unterfuhung 
der Beichaffenheit des Waſſers für alle diejenigen 
Fälle zu empfehlen, wo Grund zu der NBermu- 
thung vorliegt, daß dad Waſſer der Anftaltsbrun- 
nen gejundheitsfchädliche Stoffe —— könnte. 

— dieſer Verfügung habe ih den Herrn 
Regierungs-Präfidenten (Regierungen 20.) zur 
Kenntnifnahme mitgetheilt. 


ſanmiliche Pr Vrovindial⸗Schulcollegien. 
Abſchrift vorſtehenden Erlaſſes erhalten Ew. 
Sohwoh jeboren zc. jur gefälligen Kenntnißnahme. 
er Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lucanus. 


Un 
sk — ‚Herten Regierungs-Präfidenten, bezw. 


5* jen_ und droſteien. 
U. OL 316; or. 


40. Aulegung befonderer Brunnen auf Küſter⸗ 
and Schulgehöften. 

Auf den Veriht der Königlichen Regierung 
vom 23. v. M. wird das bie Herftellung eines 
Brunnens auf dem Küfter- und Schulgehöft zu 
N. betreffende Refolut vom 25. April cr., unter 
Verwerfung des dagegen vom dortigen Kirchen⸗ 

tron unterm 31. Mai er. eingelegten Recurſes, 


ſierdurch —53 — 
Die von der Kirchen⸗ und ulgemeinde an⸗ 
ertannte, vom Recurrenten aber beitrittene Noth⸗ 


wendigteit der Herftellung eines Brunnens im 
Schulgehöft muß als vorhanden angejehen werben, 
da e3 in R. weder einen Schul: noch einen Ges 
meindebrunnen giebt, und dem Lehrer aud bie 
Benugung ber benachbarten Privatbrunnen für 
die Zukunft unterjagt worben ift. 

Zwar hat nad der Angabe des Recurrenten 
der Bauer D. fih zur — Abgabe von 
Bafler an dag Küſter⸗ und Schulgehöft gegen eine 
erhöhte Entſchädigung bereit erklärt. Hierauf 
tounte aber bei der Entfernung des D'ſchen Bus 
tes von der Schule, dem fteilen und bei ungün— 
ftiger Witterung wegen Glätte oder Shmug mit 
einer Laſt ſchwer zu paffirenden Wege und ber 
5 beforgenden Knguttn lichkeit des Brunnens an 

jaffer um fo weniger eingegangen werben, als 
dem Lehrer unbedingt der Bedarf an Waſſer 
5 jergeftellt werden muß, was bei Annahme der 

ierte des 2c. D., welche — hinſichtlich 
der Zeit des Waſſerhoiens Beſchrän⸗ 
kungen enthält, nicht der Fall ſein würde. 
Die Herftellungstoften des im Schulgehöft an⸗ 
gulegenben Brunnen® mußten, weil derjelbe fo= 
wohl für das Schulfaus, wie für die Küſter— 
wohnung beftimmt ift, in Gemäßheit bes 8 37 
Theil II Titel 12 des Allgemeinen Landrechts in 
berjeiben Art feftgefegt werden, wie bei Pfarr⸗ 

ut 


auten. 
Die Heranziehung der Kirchenkaſſe zu ben 


Gäneider und von Bremen. Preußiſches Volkoſchalweſen. IL Ob 








“1 


Koften des Brunnenbaues war nach den Beſtim— 
mungen des Märkiſchen Provinzial-Rehts, nad) 
weldem bie Kirchentaffe zu Küfter- und Schul 
bauten Nichts beizutragen hat, nicht zuläffig; die 
Verteilung der Beiträge hatte vielmehr in Ge— 
mäßheit des $ 720 Theil II Titel 11 des All⸗ 
gemeinen Landrechts zu erfolgen, da eine obſer⸗ 
vanzmäßige Befreiung des Recurrenten nit an= 
genommen werben fonnte. Mag auch der Patron, 
wie er behauptet, objervanzmäßig von einem Beis 
trage zu der Entichädi nngöfumme für Hergabe 
des Waſſers an bie ule bisher befreit geweſen 
fein, fo ift diefe angebliche Obfervanz doc} Hierauf 
zu —— und nicht auf eine Befreiung bon 
den Baufoften für die als nothwendig anerlannte 

erftellung eines Brunnend im Schul- und 

üftereigehöfte udehnen. 

Berlin, den 9. ujt 1865. 

U. 16630. 


41. Lieferung des Bauholzes zu Schulbrunuen is 
der Provinz Preußen. 
Auf den Bericht vom 12. December pr., den 
Bau eines Brunnens bei ber latholiſchen Schule 
u N. betreffend, und ben Recurs ber dortigen 
ulgemeinde vom 24. November pr. wird das 
von der Königlichen Regierung erlaffene Reſolut 
vom 4. October pr. mit Vorbehalt des Rechts⸗ 
weges*) ad 2 dahin abgeändert: 
bob Fiscus das erforberligie Bauholz unent- 


geltli Herzugeben ahalen. 
Die der angefochtenen Entſcheidung gu Grunde 
liegende Annahme, daß Schulbrunnen den Schul⸗ 


ebäuden, zu deren Bau und Reparatur bie Guts⸗ 
en das Holz zu liefern Haben, nicht beizu= 
zählen feien, ift im — nicht näher begründet 
worden. Weder die Wortfaſſung des ganz all⸗ 
gemein und ohne Einſchränkung von den „zur 
Schule a Gebäuden“ beinden $ 44, 
noch der fonftige Inhalt der Provinzial⸗Schul⸗ 
ordnung vom 11. December 1845 bietet dafür 
einen Anhalt und geftattet e8, von dieſen Gebäuden 
die Brummenanlagen auf Schulgrundftüden aus- 
uſchließen. Könnte hierüber noch ein Zweifel 
Kin fo würben die Beftimmungen des $ 41 und 
45 sub 3 a. a. ©. über die Hergabe des Bau— 
lages „für die zur Schule gehörigen Gebäude“ 
on befeitigen; denn hier werden genau diejelben 
Worte wie im $ 44 in einem reg ge 
braudt, der es ſchlechthin unzuläffig macht, unter 
dem Ausdrud „Gebäude“ nicht die ſänimtlichen 
Baulickeiten einer Schule zu begreiſen und da= 
von die Schulbrunnen audzunegmen. Erſtreckt 
fi) demnach die gutsherrliche Verpflichtung aus 
4 a. a. D. auch auf die Holzlieferung zu 
runnenanlagen, fo mußte im vorliegenden Yall 
Fiscus als Gutsherr zur Hergabe des erforder- 
lichen Bauholzes für verbunden erachtet und dem⸗ 
gemäß das Rejolut, wie gejhehen, geändert werben. 
Berlin, den 17. min 1866. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


en von Mühler. 
die J terung zu R. (in ber 
a T 


*) of. Bordem. zu 8 304 Rt. 12 (8. 688). 
4 


42. Anlegung von Schulbrunnen, Ausſchluß einer 

—— — des Fiscus für das beim 

ffivban eriparte Holz. 
Berlin, den 26. September 1871. 

Das Refeript vom 30. März 1864 (U. 5472)*) 

beftimmt nur grundfäglic, dal, wenn auch nicht 
überall und unbedingt die Anlegung befonderer 
Schulbrunnen von den ®emeinden verlangt werben 
tönne, dies doch da gejhehen müfle, wo nicht in 
anderer Weiſe für dad Bedürfnig der Schule und 
des Lehrers ausreichend geforgt iſt. 

Das Rejeript vom 9. Auguft 1865 (U. 16630)*) 
gehört in diefelbe Categorie, deducirt aus dem 
Ügemetnen Landrecht, und handelt ebenfalls nicht 

von der Vergütung des durch Maffinbau erfparten 
Holzes. Das Relolnt vom 17. März 1866 (U. 
27017)***) debucirt aus den Beitimmungen der 
Schulordnung für die Provinz Preußen vom 
141. December 1845, daß dort Schulbrunnen den 
Schulgebäuben beizuzählen feien, deshalb auch die 
@utöherren zu deren Bau und Reparatur das 
Holz zu liefern haben, und verurtHeilt demnach 
den Fiscus zur Lieferung des Holzes, welches zu 
einem Sculbrunnen verwendet werben follte, 
nicht aber zur Vergütung des Holzes, welches 
bei etwwaigem Maffivbau des Brunnens erfpart 
worden wäre. Die Berufung auf dieſe Reſcripte 
ift mithin nicht entſcheidend. 

Es können lediglich die auf fpecieller Aller- 
öchiter Beftimmung beruhenden Circular-Re— 
cripte vom 16. März 1857, 31. Mai 1860 und 
1. Januar 18614) in Betracht kommen. Diefe 

geftatten nur unter gewiffen Vorausfegungen, zum 
eubau von Schulhäufern und der dazu gehörigen 
Wirthſchaftsgebäude, fowie bei Reparaturen an 
derartigen Gebäuden ben Werth des gegen 
einen Fachwerksbau erfparten Holzes aus 
dem Batronat3baufonbs zu vergüten, machen aber 
die Ertheilung einer diesfälligen Zufiherung von 
diegfeitiger Genehmigung abhängig. 
Der Binifter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 


43. Umfriebij des 6 öfts. 
"es Guten vun en Ro 


Das erforberlihe Holz ift von der Schulge- 
meinde ohne Eoncurrenz der Gutsherrſchaft zu be⸗ 
haffen, da der Gutsherr nad) 8 36 Allgemeinen 
mdrechts Theil LI Titel 12 nur zu den Gebäuden 
das Holz zu gewähren hat, die Bewehrungen aber 
im Sinne des Geſetzes nicht zu den Gebäuden 
gehörent}) (Erkenntniß des Ober-Tribunal3 vom 
17. Juli 1840, Koh, Schleſiſches Archiv IV 
Seite 150). 
Berlin, den 12. October 1860. 
U. 17868. 


44. 


Auf den Bericht — die Bewehrung des Schul: 
jehöfts zu N. umd die Recursgeſuche der Guts- 
erren von R. und U. hebe ich die Beftimmung 


*) Oben Rr. 36. 
EN 
J I» 
» Den $ 294 Rr. 4. 
of. $ 260 Rr. 4b, 
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des Reſoluts der Königlichen Regierung. nad) 
welcher die genannten Guisherren daß erforberlide 
Holy antheilig unentgeltlich Herzugeben Haben, 
hierdurch auf, da die Gutsherren bes Schulbe⸗ 
zirls na N 44 ber Schulordnung vom 11. De 
cember 1845 nur zu den Gebäuden das Bauholz 
u gewähren we die Bewehrungen aber im 
des Gejeged nicht zu den Gebäuden ges 

ren. 

Berlin, den 13. October 1860, 

U. 20797. 


4. 


Dur) das Nefolut vom — ift bie Gutsherr- 
fchaft zwar von der Lieferung des Holzes zur 
Umzäumung des Schulgartens Hreig iprochen, da⸗ 
gegen zur Gewährung bed Holzes die Um⸗ 
äumung des Schulgehöfts verurtheilt worden. 
ine ſolche Unterfheidung findet jedoch in 
den beitehenden Gefegen feine ausreichende Be⸗ 

ndung, indem der $ 36 Allgemeinen Landrechts 

heil II Titel 12 ben @uts nur zur Ge⸗ 
währung des Holzes zu den Schulgebäuben 
verpflichtet umd zu den Gebäuden im Sinne bes 
Gelehes die Umfriedigungen überhaupt nicht ger 
hören, mögen fie zur Bewehrung des Schulhofes 
ober des ulgartens dienen. 

Da hiernad die Schulgemeinde ber allein unter= 
liegende Theil ift, fo muß fie auch die durch das 
Verfahren entitandenen Koften ohne Concurrenz 
der Gutsherrſchaft tragen. 

Berlin, den 24. März 1863. 

U. 167. 


46. 


Auf den Beriht vom — die Herftellung der 

äune um den Schulgarten in R. betreffend, be 

ätige ich das Refolut der Königlichen Regierung 
vom — da der Gemeinde ohne Eoncurrenz ber 
Gutsherrſchaft nad 8 12 Nr. 4 der Schulordnung 
vom 15. December 1845 die Verpfliätung obliegt, 
den Garten im Gehege zu erhalten. 

Berlin, den 28. October 1862. 

U. 2392. 


4. 


Eine Betheiligung bed Gutöheren bei Her— 
— von Gehegen auf Schulgehöften iſt durch 
dad Äüllgemeine Landrecht nicht vorgeſchrieben. 
Vor Beſchlußnahme auf den Antrag der Gemeinde 
K., den Werih des urſprünglich zur Inſtandſetzung 
der Gehege ihres Schulgehöfts veranſchlagten, 
durch die Errichtung einer Steinmauer aber ent⸗ 
behriich gewordenen Holzes mit — Thlren. aus 
dem Batronatsbaufonds zu gewähren, bat die 
Königliche Regierung daher noch na Aumeifen, 
daß Fiscus im vorliegenden Fall verpflichtet ift, 
ur baulihen Injtandhaltung des gedachten Ge— 
eben ol; vefp. deffen Werth zu gewähren. 

Berlin, den 28. Zuni 1862. 

U. 14401. 


48. 


Die Königliche terung erhält die Anlagen 
Ihres Berichts vom 30. v. M., 
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die Bewilligung des Holzpreifes der Umweh⸗ 

rung des Schulgehöfts zu N. betreffend, 
hierbei zurüd_mit dem Eröffnen, daß eine Er- 
erg bes — ans dem Patronatsbau⸗ 


Tribunais vom 17. Juli 1840 (abgebrudt in 
Kodh’s Sal. Archiv, Band IV p. 1 
en 


563*) — 1863 p. 245*) und 1864 p. 632 abge 
er 


Berlin, den 30. Mat 1866. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
ge Vertretung: Lehnert. 


n 
die aömiglihe, Reglerung zu R. 


49. Begründung einer Verpflichtuug zur Ein- 
friedigung des Echulgehöfts duch Obſervanz. 
Auf den Bericht vom 13, v. M. über die Ein- 

friedigung der zum Schulgehöft in N. gehörigen 

Gärten wird hierdurch unter Freilaß ang bed 

Rechtswegs*) das Refolut der Königl. Regieruug 

vom 10. Mat d. 3. beftätigt und der von der 

Gemeinde N. dagegen erhobene Recurs verworfen. 
Die Recurrentin verlangt die Heranziehung des 
iscus zur Lieferung bes für die Heritellung der 
äune erforderlichen Holzes, weil derſelbe als 

&utsgerr nad) 8 36 Theil II Titel 12 Algemeinen 

Landrechts dazu verpflichtet fei und das Holz zu 

ven dortigen Kirchen⸗ und Schulbauten bisher 

ftet3 unweigerlich Hergegeben habe. 

Diefer Anſpruch ift aber nicht begründet. Die 
aus dem angeführten 8 36 herzuleitende Ver⸗ 
pflichtung der Guisherrſchaften, und zwar ſowohl 
der Privatgutöherrichaften als des Fiscus, zur 
Lieferung der Baumaterialien bezieht fih nur auf 
die Herftellung und Unterhaltung der eigentlichen 
Schulgebäude, zu welden die Zäune und Gehege 
nit gehören. Die legteren find vielmehr von 
den Schulgemeinden ohne —— der Guts⸗ 
herrſchaften zu errichten und zu erhalten. 

Daß im vorliegenden Fall ein die Anwendung 
dieſer geſetzlichen Grundjäge ausſchliehender be— 
ſonderer Verpflihtungsgrund für den Fiscus vor- 
handen ſei, tft von der Recurrentin nicht nachge⸗ 
wiejen worden. Denn, wenn Fiscus auch, wie 
Necurrentin behauptet, bisher zu allen Schul- 
bauten da8 Holz hergegeben haben follte, fo folgt 
daraus nicht, daß unter diefen Baufällen aud) nur 
Ein Mal die Schulgrundftüde eingehegt worden 
find, und trifft diefe Behauptung daher die vor- 

FETT ep 
we) of. Borbem. zu 5 804 Rr. 12 (6. 086). 
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liegende Frage nicht. Dieje Frage würde nur 
dann zu Gunſien ber Recurrentin haben entſchieden 
werben fünnen, wenn fie den Nachweis geführt 
ätte, daß durch die früheren Leiftungen des Fiscus 
ei Heritellung oder Reparatur von Einfriedis- 
gungen fi eine denſelben belaftende Objer- 
vanz gebilbet habe. 

Hiernad war das gedachte Mefolut Iediglich zu 


beffätigen. 
Berlin, den 10. September 1864. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königlige ſlerung zu N. 
U a J 


50. 
(Sortf. v. 8 280 Ar. 9.) 


Dagegen vermag ich nicht anzuerkennen, daß 
die den Gutsherrn nach $ 36 Allgemeinen Land- 
recht? Theil II Titel 12 Hinfichtlih der Schul- 
bauten obliegende Verpflichtung ſich auch auf die 
Gewährung des Holzes zu den Gehegen der Schul 

ehöfte eritrede. Diefe Verpflichtung der Guts- 

berren ift von jeher bei allen dieſſeits zur Cogui⸗ 
tion gelangten Fällen, ſowohl den Privat-Guts- 
herren, ald aud) dem Fiscus gegenüber nur auf 
die eigentlichen Schulgebäude bezogen und dem zu 
Folge namenilich die Herftellung und Unterhaltung 
der Öehege und Umzäumungen als eine der Schul: 
jemeithe ohne Concurrenz der Gutsherrſchaft ob⸗ 
tegenbe Berpflihtung angejehen worden. Ich 
verweiſe in dieſer Degiebung auf die im Central⸗ 
blatt pro 1860 Seite 686 und 687 mitgeteilten 
Recursbeſcheide vom 12. und 13. Oclober 1860.*) 
In gleihem Sinne Hat fi aud das Königliche 
Yinanz = Minifterinm in dem im Erlaß vom 
27. Zuni d. 3. angezogenen Refcript vom 22. Sep= 
tember 1844, welches in einem Specialfal! an die 
Königliche Regierung zu N. ergangen ift, ausge— 
fproden. Auch ift bisher kein Fall bekannt ges 
worden, wo Seitens der Gerichte die Verpflichtun; 
der Gutöherren zur Gewährung des Holzes aus 
u den Gehegen auf Grund des $ 36 cit. durch 

tenntniß ansgeſprochen wäre. So lange daher 
nicht durch das Königliche Ober-Tribunal jadicando 
eine der diefjeitigen Praxis entgegenftehenbe In- 
terpretation des $ 36 a. a. D. zur Anwendung 

jebracht wird, muß id; Anſtand nehmen, die dies⸗ 

eitige conftant befolgte Praxis zu verlafien, rd 
mal diejelbe verhältnigmäßig nur felten zu Be— 
ſchwerden Anla gegeben hat. 

Eine erpflihtung der Gutsherren zur unent- 
geltlichen Gewährung des erforderlichen Holzes zu 
den Gehegen der Schulgehöfte ift demgemäß nad) 
den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts nicht 
anzuerfennen und muß daher, wo fie behauptet 
wird, durch den Nachweis eines befonberen Ber- 
piihtungsgrnnbeß dargethan werben. 

Hieraus folgt in Bezug auf den Antrag der 
Königlichen Regierung wegen Bewilligung von 
Prämien aus dem Aetzonaishoukonne an Küfter 
und Lehrer, melde fih um die egung leben⸗ 
diger Heden befonder3 verbient machen würben, 


*) Oben Rr. 43 44. 
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daß das fiscalifche Patronat nur Hinfichtlih Der 
Gehege um Pfarr» und Küftergehöfte betheiligt 
werben könnte. Der Batronatsbaufonds darf aber 
nad) feiner Beftimmung nur zu Ausgaben, welche 
auf rechtlicher Verbindlichkeit beruhen, verwendet 
werden, und zu folden Muägaben find die ge 
daten Prämien nicht zu Fa) en. 
mzwiſchen werbe ih mit Rüdficht auf die Ge—⸗ 
meinnüi ei er Anlegung lebendiger en un 

tnnügigteit der Anlegung lebendiger Hed b 
das befondere Intereſſe der betheiligten kirchlichen 
und Schul⸗ Inſtitute an diefer Sinrihrung einzelnen 
en und Lehrern, welde ſich um die Cultur 
dieſer Heden befondere Verdienſie erwerben follten, 
auf den motivirten Antrag der Königlichen es 
ierung gern eine Unterftügung aus diefjeitigen 
onbs beiwilligen. 

Berlin, den 4. October 1862. 

U. 1922. 


8. ag 9 — — mit 


Berlin, den 18. Mai 1870. 

Wenn ich auch die Ausſtattung der Elementar- 
ſchulen mit Schulgloden für wünjdenswerth er⸗ 
achte, fo kann ich doch in Ermangelung einer 
jeglichen Unterlage und in Erwägung, daß 

ulgloden an fid) wieder ala Pertinenzien der 
Schulgebäude anzufehen, noch zur Erreihung des 
Zwedes ber Schule notäwenbig find, es nicht für 
quäfe erachten, die Gemeinden gegen ihren 

illen zur Imiaaffung von Scähulgloden zu 
nötgigen. — Die Königliche Regierung wird is 
demnad darauf zu beichränten haben, die Ge— 
meinden zur Beſchaffung folder Gloden durch 
Hervorhebung der dafür ſprechenden Gründe ges 
neigt zu maden und bei Neu⸗ und Reparatur- 
bauten von Schulen zugleich, auf Anbringung einer 


lode Bedbacht 
Söulgle Bir acht zu nehmen, 


52. Koften für Turn⸗Einrichtuugen. 


Berlin, den 7. April 1862. 

Auf_den Bericht vom 6. v. M., die Anlage 
einer Turnanftalt bei der ftädtiihen Schule in R. 
betreffend, erkläre ich mich mit ber Anficht der 
Abtheilung der Eeiiligen egterung für Lirchen⸗ 
unb —— dahin einverftanden, daß die Be— 
haffung und Aufftelung der für die Elementar- 

len erforderlihen Turngeräthe im Allgemeinen 
nicht als Gegenftand der Schufbaulaft zu betrachten, 
und beöhalb die ntjtehenben Koften, fofern nicht 
befondere Rechtstitel ein Anderes feitfegen, nicht 
Fe! den Regeln von der Baulaft, jondern wie 
die jonftigen Schulunterhaltungstoften aufzubringen 
find, weil Turngeräthe nicht unter den Begriff 
van „Bebluben” fubfumirt werden können. 


58. 
Auf ben Bericht vom 5. a er. über das 
Recursgeſuch der evangeltichen Schulgemeinde in 


©. wegen Einrichtung eines Turnplaßes, nehme 
ich Ankland, das — der —— 
vom 26. October v. J. zu beftätigen. 

In formeller Beziehung ift zunächft zu bemerken, 
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daß die Anihaffungstoften für einen QTurnp! 
und die Turngeräthe nic den Schulbautoften u 
Sinne des Geſetzes gleicgeftellt werben können 
und deshalb für die Feſtſetzungen der Schulaufr 
ſichtsbehörde wegen Einrichtung von Turnpläpen 
weber die Form der Baurefolute zu wählen, nod) 
denfelben der Vorbehalt de Hechtöweges*) beizu⸗ 
Ber iſt. Dieſe Koften find vielmehr glei allen 
jonftigen Schuleinrichtungs⸗ und tungs- 
toften zu behandeln, weldye von der Sch: —T 
behörde Kraft der ihr in dem Allgemeinen 
recht und ber n vom 23. October 1817 
hin ſichtlich des Schulweſens Beige ien Befugnifie 
definitiv feftgefegt werben, und auf deren 
bringung und Vertheilung der Rechtsweg mur 
nad Maßgabe ber hierüber befiehenben @ejepe 
zuläffig it.) Nur infofern es fih um die Er 
richtung eines befonderen Gebäudes zur Aufbe- 
mwahrung ber Turngeräthe und Herftellung von 
Zocalen zum Turnen während des Winters 
hanbelt, würde eine Behandl der Sache wie 
ei ftreitigen Schulbauten*) u rechtfertigen. 
Indeſſen dürften nur felten ſoiche Fälle vortommen, 
indem im Wllgemeinen und vorerft an den Be— 
ftimmungen des Circular-Refcript3 vom 4. Juni 
v. J. feſtzuhalten iſt, wonach nur die Beſcha ung 
und Einrichtung eines geeigneten QTurnplages 
die Anfchaffung der — Geräthe in Art 
und der Beſchränkung, wie ber Leitfaden für den 
Unterricht in den Preußiſchen Volksſchulen diefes 
angtebt, für unbedingt nothwendig und beöhalb 
eventuell erziwingbar zu erachten ift. 

In dem vorliegenden Fall find e8 jedoch wefent- 
ld die in der Tode felbft Tiegenden enten, 
melde der Beftätigung bed Reſoluts der König- 
lichen Regierung entgegenftehen. Die Recurrenten 
in an und für ſich dem Anlauf des Grunbftüds 

. 117 in ©. zur —— einer Turnanftalt, 
jelbft mit den erforderlihen Räumlichkeiten zum 

urnen im Winter, nicht entgegen, fondern vers 
langen nur, daß dieſe Cinviätung nicht allein für 
die esangeliiche Schule und auf en ber evan⸗ 
gelifchen Gemeinde, jondern gemeinſchaftlich für alle 
drei Schulen der Stadt und auf gemeinſchaftliche 
Koften der drei Schulgemeinden bewerfftelligt 
werde. Diefer Weg wird unter den gegebenen 
Verhältnifien am leichteften zu einem befriebigens 
den Refultat führen. Da das Bedürfniß zur 
ftelung eines Turnplatzes für die drei Schulen 
gleichmäßig befteht, ein Turnplag aber * alle 
drei Schulen ger t, fo ift e8 am angemefjenften, 

die drei Schulen einen gemeinſchaftlichen 
urnplag einzurichten, wodurch fi die Koften 
für jede Schulgemeinde wefentli verringern und 
die Möglichkeit gegeben wird, eine zwedmäßige, 
über das unbelng Nothwendige hinausgehende 
Einritung ohne Üeberbürdung der Betheiligten 
berzuftellen. Die evangelifche Egulgemeinde aber 
zu zwingen, auf ihre alleinige Koften eine Turns 
anftalt einzurichten, um bemnädjit ber katholiſchen 
und jübif einde den Mitgebraud), wem 
aud gegen Entſchädigung, einzuräumen, ift nicht 
ftatthaft. 


®) of. $ 304 Rr. 12 Borbemert. (S. 680). 
of. 5 88. 
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Hiernach ift dem Antrag der Recurrenten auf 
Einrichtung einer gemeinfhaftlihen Zurnanftalt 
für die drei Schulen in ©. weitere Folge zu geben. 
Der Wihifier * —— Angelegenhei 

miſter der gei ꝛc. Angelegenheiten. 
von — — 


Un 
bie Rönii jlerung zu R. 
u, ra a 


54. Gntadten über die Erforberniffe bededter 
Turupalien für Landfhulen.*) 
(Mitgetfeilt durch Erl. v. 6. Februar 1866 U, 25865 
— cl. 8b. 18 29 Rr. 12.) 
1. Boraudgejegt, daß mit Ausnahme des Kletter- 
gerüſtes und der Neditänder alle Turngeräthe 
transportabel erihtet werben, muß für 
eine Turnerſchaft von 50 Schülern der Grunds 
raum der Halle 1500 Fuß betragen, 

2. Um das erforderliche Klettergerüft in zweck⸗ 
mäßiger Größe anbringen zu lönnen, tft bem 
Gebäude eine lichte Höhe von 16 Zub zu 


Sr 

3. 1500 IZJuß Grundraum_ ift eine Tiefe 
der e von 30 Zuß und Länge derfelben 
von 50 Fuß jedem Uebungs-Arrangement 
am prechendſten. 

4. Außer dem Uebungsranm bedarf es keiner 
Nebenräumlichteiten. — Ein transportabler 
Kleiderftänder, fowie ein Schrank zur Aufs 
bewahrung der ‚Heinen Turngeräthe genügt 
volllommen. 

5. Die Turnhalle muß heizbar gemacht werben. 

6. Der Fußboden ift am zwedmäßigften mit 
einer Bretterbielung zu verjehen. (cf. Gens 
tralblatt, 1865. nuarheft, Seite 18.)*) 
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fanitären Anforderungen Beim Bei der 

——E und Ausſtatiuug ber locale.) 

1. Gutachten ber bautechniſchen Vehörde betreffenb bie 
Schulbauhygiene (Baupläne, Material, Bedachung, 
Größe ber Schulzimmer, Subfellien, Luft, Fußboden, 
Seisung, Acht, Thüren, Treppen, Gecefie, Piſſoirs) 
1864. 

2. Vortrag bed Dr. Warrentrapp betr. bie ſtäbtiſche 
Schulbautenhygiene (Säulplag, Schulgebäude, ind- 
befonbere Lage, Zugänge, Corribore, Gubfellien, 
Größe der Zimmer, Licht, Heizung, Bentilation, 
Belleibung der Wände, Kleiberzimmer, Wbtritte, 
Zurenhallen) 1869. 


3. Outodten des Dr. Birdom Betr. bie Gäulftant- |) 


heiten ( Kurzſichtigkeit, Gongeftionen, Wirbelver⸗ 
trummung, Brufttankheiten, Unterleibsftodungen, 
anſteckende Krankheiten, Verletzungen) umb ihre Ur⸗ 
ſachen (Luft und Lit im Gcullocal, Gipen ber 
Schüler, korperliche Bewegung, geiftige Unftvengung, 
Strafen, Trinkwaſſer, Abtritte, Unterrichtämittel) 
1869. 

4. Bericht der Berliner Schulbeputation (1871) betr. 
die Berliner Einrichtungen zur Verbeſſerung von 


of. oben Rr. 3b. 
y 8.1529 Mr. 13. 





it und Luft im Schullocal und für zweckmäßige 
Sub ſellien. 

5. E. v. 31. Jan. 1870 betr. ben Hinweis auf das 
Gutachten des Dr. Virchow (Rr. 3). 

6. Bf. der N. Reg. in Königäberg vom 26. Januar 
1871 betr. bie Ventilation in Schulzimmern (Ofen 
heizung von innen, Luftſchelben in ben Kenftern, 
Luf 


ftcanäle). 
7. Gutachten ber K. Wiflenfhaftl. Deputation für bad 
Mebicinalwefen vom 3. Januar 1874 und ber 
DOber-Baubeputation vom 7. Mai 1874 betr. bie 
Heizung und Bentilation ber (Rantel- 
Öfen, Wentilationscanäle, Lüftungsflügel in ben 
denſtern). 
Bericht des Profeſſor Kietſchel vom 21. Juli 1884 
(E81. 1885 ©. 610) u. €. v. 12. Dec, 1883 über 
Heizanlagen Berliner Lehranftalten. 
8. ®f. ber K. Reg. in Oppeln v. 16. Febr. 1870 
betr, bie Stellung ber Bänte in Schulzimmern, 
Borſchlaäge des Schulrath Bot über bie Einrichtung 
der Schultiſche (Bänke, Pultplatte, Sehne) 1868. 
10. Beſchreibung ber Schulbank des Dr. Hippauf 1877. 
11. €. v. 9. Sept. 1881 betr. die Empfehlung bes 
Schulbankſyſtem von Vandeneſch. 


1. Die Schulbanhygiene. 


Es ein tiche Erſcheinung, daß ſeit 
en nee emule und Pet In 


78, 


9. 


Aerzten ber Frage über ben 4 der Gefundheit 
der die Schule befuchenden gend „puseanct, 
Bird dabei auch nicht immer Einſeitigkeit bes 


Standpunttes vermieden, und werben von biefem 
aus Ausſtellungen gemadt unb Forderungen ge- 
ſtellt, welche nad) anderen Seiten hin als u: 
ründet und unausführbar angefehen werben müfjen, 
ß kann doch die Sache — mer gewinnen, 
indem die Aufmerkfamleit der Betheiligten und 
der Behörden auf diefe Die Baftsergiehun 0 tief 
berührende Frage gefteigert wird. Untenttehendes 
Gutachten der techniichen Behörde ift durch eine 
den Gegenstand behandelnde Schrift veranlaft 
worden und wird ebenjo über ben Stand ber 
Sache orientiren, wie Gemeinden unb Localbehör- 
den für den Bau und die Einrichtung der Schuls 
locale nützliche Winke geben. 
— Es mag nun nid in Wbrede gejtellt werben, 
baß alte, aus früherer Zeit herftammende Schuls 
gebäude Vieles zu wünfchen übrig laſſen; ob aber 
auch, wie der Verfaſſer anführt, die teils in ber 
Neuzeit errichteten Schulhäuſer aus Unkenntniß 
und Sndole mit jenen Anforderungen im 
Üierforuc Hope, und ob die immerhin nur 
einfeitige und befchränfte Erfahrung bed Autors 
u einem fo allgemeinen mißfälligen Urtheil bes 
rechtige, bleibt doch jedenfalls in Frage zu Stellen, 
noch mehr aber nad forgfältiger Frihung der 
Schrift in Zweifel zu Heben, ob bie darin ent« 
haltenen Vorſchläge in Beziehung auf den Bau 
der Schulen geeignet erfcheinen, ben vermeintlichen 
Mängeln abzuhelfen — kurz eine Reform des 
auweſens herbeizuführen. — 
tſchieden muß vom diefieitigen Standpunkte 
aus der ferneren Behauptung enigegengetreten 
werben, daß felbft in Städten, wo bie arditectos 
niſche Kunft bet Errichtung der Schulen thätig 
gewefen, die Erfordernifſe der Zweckmäßigkeit ver» 
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mißt würden, und nur „dem Auge durch ein ge= 
älliges Aeußere ein Genüge“ gethan ſei. Zur 

egründung dieſer Behauptung wäre der Hinweis 
auf Beifpiele um fo erwünſchter geweſen, ala in 
der That ſchwerlich ein Bau namhaft zu machen 
fein möchte, deffen Ausführung auf Koften des 
Staats gejchehen, oder deffen Plan fiscalifcher 
Beiträge wegen, oder aud nur aus dem allge= 
meinen Schulaufficht3-Intereffe, zur Genehmigung 
den betheiligten Provinzial» und Centratbehörben 
vorgelegen Hat, bei welchem der Erzielung eines 
ſchmuckvollen Weußeren. die Zweckmäßigkeit ber 
räumlichen Eintheilung und inneren Anordnun 
zum Opfer gebracht worden fei. Leider finden fe 
der Fälle fo viele, in welchen wegen Beſchränktheit 
der zu Gebote ftehenden Geldmittel dem Aeußeren 
der Schulhäuſer nit einmal der Anftand gegeben 
werden kann, deſſen fie als öffentliche unter 
Mitbetheiligung und Wufficht des Staates ur 
rung tommenbe und mit Hirchlichen Biveden 
in Beziehung ftehende Bauwerke nicht entbehren 
follten; ein Mangel, der relativ fogar zur Ver⸗ 
fümmerung des Unterrichtöjmwedes beizutragen 
vermag. 

Ob nun, wie ber Berfaffer darzulegen fucht, 
bei Wufitelung der Schulhans- Baupläne 
wirklich mit jo geringer Sachkenntniß verfahren, 
namentlid) gegen die fanitätlihen Anforderungen 
ß arg verjtopen wird, daß cin unabmeisliches 

edüchni zum Erlaß einer gejeglichen Beftim- 
mung borliegt, wonad) jedes SchulhausbausProject 
vor deſſen Beftätigung einem Ganitätsbeamten 
gr gutachtlichen Yeußerung und Erhebung etivaiger 

ebenfen vorgelegt werben foll, Died nachzuweiſen, 
möchte es jedenfalls ſchlagenderer Gründe beburft 
haben. 0 meit der Gegenftand innerhalb des 
diefleitigen Gefichtäfreifes Tiegt, tft dad Bedürfniß 
einer folden, die Revijions-nftanzen und damit 
das Schreibwerk vermehrenden Verordnung in 
Frage zu ſtellen, obwohl die Emanation einer 
dahin Tautenden Beftimmung den Kern= und Ziel⸗ 
punkt der ganzen Schrift bildet. 

Diefer Infrageftellung Tiegt der Umftand zum 
Grunde, daß die Gegenitände, worüber der Arzt 
nad Ungabe des Verfaflers fich gutachtlich äußern 
oll, fo einfacjer Natur find, daß e8 zu beren 

rüfung nicht eben mediciniſch-wiſſenſchaftlicher 

enntniſſe bebürfen möchte, vielmehr das Ergreifen 
des Richtigen, ohne die Sache felbft zu gefährden, 
dem bautechnifchen Urtheile getroft antefmgegeben 
werben Tann. 

Nah dem Vorworte der Schrift ift e8 dem Ver- 
faffer nicht darauf angelommen, ein betaillirtes, 
beitimmt formulirte® Syftem, fondern, um ben 
practifhen Werth der Abhandlung zu vermehren, 
nur Principien Hinzuftellen und die Geſichtspunkte 
zu eröffnen, von denen aus bie Abmintftration 
neue Regulative für die Handhabung bei der Aus⸗ 
führung zu erlaffen habe. 

Indeſſen geben die vom Verfaffer aufgeftellten 
Principien in mehr ald einem Punkte zu Ein- 
wendungen Veranlaffung, wenn ſolche auf Unter- 
riötsanttalten im Allgemeinen, nicht auf eine 
pelonbere Kaffe derfelben, Anwendung finden 


olen. 
Bas die fahliden Einzelheiten der Abhandlung 
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betrifft, fo tft zumächft den in Beziehung auf die 
Wahl des Bauplapes und ber Situation ber 
Schulhäuſer geltend gemachten Erforderniſſen das 
Prädicat der Zwedmäßigkeit nicht abzuſprechen, 
wenn der Berfaffer eine freie, trodene, durch enge 
Straßen und Nacdbarhäufer nicht beengte, durch 
hohe Bäume nicht befchattete Lage verlangt, außer⸗ 
dem die Nähe lärmender Heerjtraßen oder üblen 
Geruch verbreitender Gewerbeanftalten vermieden 
und die Klaffenzimmer, wenn irgend thunlic, 
nad Südoft gerichtet wiſſen will. 

Leider Tann nad) Lage der Verhältniſſe bei 
Neuaufführung von Schulbäufern in ber Wahl 
des Bauplaßes felten optimiſtiſch verfahren werben ; 
in der Regel fit die Bauftelle eine feit gegebene, 
und bleibt e8 Wufgabe des mit Aufitellung des 
Entwurf betrauten Baumeiſters, den Unvoll- 
tommenheiten jener durch zweckmäßige Combinatio- 
nen be Planes und den Umftänden entipredhende 
Eonftructionen abzuhelfen, was aud in vielen 
Fällen in dem Maße zu gelingen — daß in 
Folge der etwa noch verbleibenden Mängel weder 
eine Verkümmerung des Unterrichts, noch der &e- 
fundheit der Schüler zu beforgen bleibt. 

Der Wunſch in Beziehung auf die Himmelg- 
richtung der Klaffenzimmer wird unter den zumeift 
obmaltenden Umftänden ein frommer bleiben, und 
auch feldft bei freier Wahl der Bauftelle, namentlich 
bei vielfaffigen Unterrichtsanftalten aufgegeben 
werben müffen, weil dabet, wenn bei der Combis 
nation des Planes mit der meiſtentheils gebotenen 
Deconomte zu Werke gegangen werden fol, ed 
unvermeidlich bleibt, einem Theil der Klaſſen die 
enigegenpelt te, mithin ungünftige Richtung E 
geben, ein Uebelftand, dem indeffen eine fo große 

jedeutung auch nicht beizulegen fein möchte, als 
dem Einfall des Sonnenlichts durch Fenftervor- 
hänge in genügenber Weiſe abgeholfen werben 
tanı. Wenn der Berfaffer, geftügt auf die An— 
gabe in Defterlen’s Handbud) der Hygiene, 
wonach jelbft in üblichen Ländern, fogar in Rom, 
nad Norden belegene Wohnungen für ungefumb 
gehalten werden, annimmt, daß bei einer bahin 
gerichteten Schulfront Nachtheil für die Gefundheit 
der Schüler hervorgehen könne unb —— dieſe 
Richtung „nie“ gewählt werden müſſe, ſo möchte 
ſich dem mit Rückſicht auf den Umſiand, daß die 
Schüler ja nur zeitweiſe ſich in der Klaſſe aufs 
halten, wohl einiger Biveifel, und um fo mehr 
entgegenftellen Iafjen, als wenigften® am biefigen 
Orie, in welchem ſich eine große Zahl birect nad} 
Norden gerichteter Straßenfronten findet, bie 
öffentliche Meinung ſich nicht eben dafür aus- 
fpricht, daß die_darin belegenen Wohnungen uns 

efund feien. Diefer Gegenitand wird freilich dem 

rtheil ärztlicher Autoritäten anheimzugeben fein; 
fo viel fteht aber fet, daß unter bejonberen ört⸗ 
lichen Berhäftniffen die Richtung der Klaſſen nad 
Norden, wenn die Räume fon nur volle Be- 
leuchtung erhalten, anderen Richtungen, unter allen 
Umſtänden ber fübmeftlichen porzugichen tft, für 
manche Zweige des Unterrichts, 3. B. den Zeichen⸗ 
Unterricht fogar die günftigfte von allen bleibt. 

Den feit länger als Decennien üblichen Marimen 
tm Baufache gegenüber erſcheint es befrembend, 
jedenfalls überfluffig, wenn der Berfaffer feinen 
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Brincipien ausdrüdlich die Vorſchrift anreiht, daß 
das Schulhaus nicht gleich den jeder Salubrität 
entbehrenden Bauernhütten auf dem ebenen Erd⸗ 
boden aufgeführt werden darf, fondern deſſen 

undament einige Fuße über das Niveau des 

breich® erhoben, ober durch Darunter gebaute 
Kellerräume zwifchen dem Grunde des Gebäudes 
und dem Fußboden eine Schicht eingefchoben wer⸗ 
den muß, damit unterirbifche Gewäſſer und äußere 
meteorologifhe Niederſchläge die Räumlichkeit 
nicht feucht machen. Diefer Vorſchrift geichieht 
überall, nicht blos wegen Beförderung der Sa- 
lubritãt umd der Trodenlegung, fondern aud) aus 
anderen, namentlich die Erh: fung des Bauwerks 
bezwedenben ®ründen ein volles Genüge. Freilich 
wird der Koftenfhonung wegen, und weil bie 
Kellerräume fi nicht immer verwerthen laſſen, 
nicht überall die ſonſt fo wünfchenswerthe Unter- 
tellerung in Ausführung gebradit; beim Mangel 
derjelben werben aber andere zu Gebot ftehenbe 
nnd wirlſame Mittel, die Enger Erdfeuchtig⸗ 
keit von dem Fußboden abzuhalten, angewendet. 
Wie aus der Faſſung der eben beſprochenen 
Vorſchrift erhellt, ſcheint der Verfaſſer der An— 
ſicht zu ſein, daß es bei einer Unterkellerung 
des Hebens des Fußbodens über das Terrain 
nicht bedürfe; dies iſt aber nicht der Fall und 
die Aufführung einer Plinte unter allen Umftän- 
ben —— 

In Bezug auf das zu den Schulhäuſern 

u verwendende Material wird die An— 
orderung geftellt, daß daffelbe feft fei, Die Wärme 
ſchlecht leite und ſowohl der Dee des Bo- 
dens, wie den meteorologijhen Niederſchlägen 
wiederſtehe; Anforderungen, benen im Allgemeinen 
bei allen Bauten, bei welchen e8 auf Dauer und 
nicht auf einen vorübergehenden Zweck ankommt, 
namentlich auch bei Schulhäufern, ſtets zu genügen 
geſucht wird. 

Auf den Ausſpruch anderer Autoren geſtützt, 
hält der Verfaffer gut gebrannte Badfteine, Granit 
und vor längerer Beit gebrochene Kalkfteine für 
das befte Baumaterial, verwirft aber die Sand⸗ 
fteine, befonders der Liasformation, ihrer hygros⸗ 
copiſchen Eigenfchaften wegen unter dem Bemerten, 
dab daraus und aus friſch gebrochenen Kalkfteinen 
errichtete Mauern noch nad 100 bis 200 Jahren 
durh Abfaulen der Tapeten und Abfallen des 
Kaltpuges ſich feucht ergeben. Im —X die 
Empfehlung bes Granits möchte ſich der Verfaſſer 
in einem Irrthum befinden, indem dieſer, nament⸗ 
lich der Gejchiebegranit, mehr als andere Fels⸗ 
arten hygroscopiſch it, und — nicht zu 
Wohnh ern, felbft nicht einmal zu k4 erdeſtällen, 
und nur in der Regel unter Belleidung ber 
inneren Mauerflähen mit Yadfteinen benupt wird, 
Die bei Verwendung von Sandfteinen bezeichneten 
Mebelftände ergeben ſich im gleichen, wenn nicht 
nod größeren Maße bei bem Granitgeftein, unb 
erleidet es nicht wohl einen Zweifel, daß die 
meiften Sanditeinarten, auch der Liasformation, 
wenn fie durch vorheriges Wustrodnen ihrer 
Bergfeuchtigkeit beraubt find, geis ben anderen 
Bruchſteinarten, und zum Theil mit befferem Er- 
olg als der Gefchiebegranit, der auch mit dem 

altmörtel nicht genugjam bindet, verwendet wers 
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den können. Das vor Allem befte Material bleibt 
der gebrannte Biegel. Im Uebrigen ift die in 
Mauern aus natürlihem Geftein, jelbft aus ge 
brannten Biegeln oft nad} vielen Jahren, jelbft in 
oberen Stodwerten fi findende Feuchtigkeit nicht 
immer in ber hygroscopiſchen Eigenſchaft der 
Steine an ſich, fondern in den meiften Fällen in 
dem Umftande zu fuchen, daß die Näffe aus dem 
feuchten Untergrunde vermöge der Kapillarität in 
die Zundamente dringt und von hier aus in die 
Stodwerksmauern auffteigt. Gegen biefen durch 
nachträgliche Maßnahmen felten & begegnenden 
Mebelftand find in der älteren Baupräxis Bor« 
lehrungen nicht getroffen worden; ſolche werden 
aber ſchon feit Decennten, befonbers feit der Zeit, 
daß in dem Asphaltüberzuge der Fundamente ein 
unter allen Umftänden wirffames Mittel gefunden 
ir nr feuchtem Baugrunde nicht aus bem Auge 
gelaflen. 

Mauern aus geftampfter Erbe, fogenannte 
Bifeemauern, denen allerdings nicht da8 Wort zu 
reden ift, werden in der Abhandlung auffälliger 
Weiſe aus dem Grunde verworfen, weil fie einen 
zu guten Wärmeleiter bilben und das fie berüh— 
rende Holz leicht faulen laſſen. Die Sache ver- 
hät fih aber gerade umgekehrt. Dergleichen 

auern laſſen fa nur aus reinem Lehm in 
Vermiſchung mit Häderling, oder aus Lehm mit 
einem Sandzufage Herftellen. Lehm, namentlich 
in trodenem Buftande, bildet aber nicht einen 
guten, fonbern einen ſchlechten Wärmeleiter, und 
gilt außerdem als eins der mwirkfamften Mittel, 
da8 Holz gegen Füäulniß zu fügen, weshalb denn 
auch in bie Erde geftellte Holzftänder und bie 
Köpfe der in Biegen und Bruchmauern liegenden 
Ballen in der Regel mit einer Lehmſchicht umhüllt 
werben. In Beziehung auf Warmhaltung, Feuer— 
fierbeit und Eonfervirung ded Baltenholzes, ſelbſt 
in Beziehung auf Dauer laſſen Lehm-Pifcegebäude, 
die äußeren Mauern durch einen 
Dachüberhang gegen bie atmoſphäriſchen Nieber- 
ſchläge geſchuͤtzt werben, fi nicht bemängeln; 

Teitoht empfiehlt fi diefe Bauart aus ver⸗ 
hiedenen anderen Gründen, namentlich wegen bes 
Einniftens bes Ungezieferö in den Mauern und 
wegen ber Schwierigtett der von den Witterungs⸗ 
Umständen abhängenden und deshalb nicht felten 
mißlingenben Sefeimg nicht befonderd zu 
Schulgäufern. Unbedenklich ift dem jetzt mehr 
—— Kalkſand⸗ Piſeebau und dem Bau 
ans geformten Sandlaltziegeln der Vorzug zu 
geben. 

Der gänzlihen Verwerfung des Pifeebaues 
gegenüber befrembet e8, Kupfer- und Eiſenſchlacken 
aus den Hüttenwerken für die ländlichen ul⸗ 
bauten, beſonders aus deonomiſchen Gründen 
empfohlen Ai fehen, zumal. die Mauern daraus, 
wie der Berfafler angiebt, aus Schladen mit 
lehmhaltiger Erde vermifcht nad) Art des Pifee- 
baue ausgeführt werden follen; eine Eonftructionds 
weife, deren Gelingen nad; der natürlihen Be— 
ſchaffenheit des einen wie des anderen Materials 
mehr als einem Bebenten umterlient, und von ber 
vor Allem eine ausreichende Feſtigkeit nicht erwartet 
werben kann. Wegen der unregelmäßigen, einen 
gehörigen Verband nicht geftattenden Geftalt ber 


wenn namentlich 


648 


Schlacken find aus biefen ftabile Mauern nur bei 
Anwendung von Gement-, Kalle oder Gypsmörtel, 
ober noch beffer, wie es in der Nähe von Hütten- 
werten bei untergeordneten Gebäuden gejchteht, in 
der Art herzuftellen, daß aus in Formen vertheilten 
Schlacken mittel3 eines Gypsguſſes Schladenfteine 
in Geftalt von Duadern gewonnen, und biefe wie 
die Ziegel in Verband geleht werben. Bon biejen 
geformien Schladenfteinen für Schulhäufer Ge— 

rauch machen zu ge möchte fi) aber troß 
der Trodenheit und Yeuerbeftändigleit derjelben 
doch infofern immer nicht Impfehlen, ald die 
Schladen mehr oder minder ihre metallifche 
Eigenfchaft beibehalten und demnach nicht ſchlechte, 
fondern gute Wärmeleiter bilden, mithin der 
dom Bertaffer bervorgehobenen Haupteigenſchaft 
entbehren. 

Der Anwendung des Holzes zu ben Umfafjungs- 
mwänden der Schulhäufer, namentlih des Fach—⸗ 
werlsbaues und des Schurzholzbaues, thut ber 
Berfaffer nicht direct Erwähnung. Ob dem Une 
bekanntſchaft mit der Sache, oder die Anſicht von 
der Verwerflichkeit diefer Baumeifen zum Grunde 
liegt, geht aus der Schrift nicht hervor. Im 
Beziehung auf Dauer und Feuerſicherheit laſſen 
dergleichen Holgbauten freilih Mandjes zu mins 
ſchen übrig und können demnach im Allgemeinen 
auch nicht befürwortet werden; immerhin werben 
te aber, wie das Schulbaumwefen fih einmal ges 
taltet, ſchon der geringen Koſtſpieligkeit und ande 
rer örtlicher Verhältniſſe wegen nit für unftatte 
haft erklärt werden können. Daß bei forgfältiger 
Behandlung der Holzbauten Schulhäufer zu ge— 
winnen find, die den fonft zu jtellenden Änfor⸗ 
derungen auch in fanitätliher Rüdficht zu genügen 
vermögen, ift nicht in Abrede zu ftellen. 

Desuglich der Verwendung des Holzes zu Schul- 
bauten bemerkt der Berfafler nur, daß ſolches, 
um dauerhaft zu bleiben und Schwammbildung 
u vermeiden, außgetrodnet fein muß, eine An— 
— die an dieſes Material allgemein im 

auweſen, ſchon bes Geldintereſſes wegen geſtellt 
wird, indem unausgetrocknetes Holz zum Nachtheil 
der Conſtructionen ſchwindet, aufreißt und in 
kürzerer Zeit der Vergänglichkeit preisgegeben ift. 
Wenn aber der ——— wie es den Anſchein 
gewinnt, der Anſicht iſt, daß ausgetrocknetes Holz 
vor dem Ergriffenwerden von dem laufenden 

ausſchwamm (meruleus vastator oder destruens) 
cher geftellt jei, jo befindet er Pi in einem 
hum. Es Tiegt die mehrfache Erfahrung vor, 
daß vor der Verwendung völlig ausgetrocknet ge⸗ 
wejenes, felbit zur Korforge mit einer fatten 
Löfung von Eifenvitriol ftark getränktes Holz vom 
Schwamme ergriffen ift, dies fogar in einem Sole, 
wo in ben äußeren Flächen falt ganz verkohltes, 
bet einem Brande gerettete Holz zu Fußboden» 
lagern benugt worden ift, in der Weile ftattge- 
funden hat, daß der Schwamm von den davon 
ergriffenen Bobendielen auch auf die Lagerhölzer 
an den Stellen übergegangen iſt, wo die Ver— 
tohlung nicht tief oder gar nicht eingedrungen 
geweſen ift. Dem Entftehen des Schwammes, der 
am bäufigften in lichtloſen, mit einer tobten und 
feuchten VLuftſchicht erfüllten und von naffem 
Mauerwerke umfaßten Räumen mwuchert, Liegen 
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andere bißher noch nicht gründlich erkannte Ur— 
fachen, als das mehr ober weniger Ausgetrodnet= 
jein_ des Holzed zum Grunde, und mödjte ed nad) 
vielfachen Wahrnehmungen immer mehr an Wahr- 
f&einlichteit gewinnen, daß der Keim des Uebels 
und befien Ausgangspunkt in den Fugen feuchten 
Mauerwerk zu fuchen tft. Wenn der Berfafler 
unter Hinweid auf einen Fall, wo durd) den in 
einem Schulhaufe wuchernden Schwamm eine Reihe 
bedenklicher Vergiftungsfäle an Lehrern und 
Schülern wahrgenommen fein fol, auf die Roth- 
wenbigfeit Hinbeutet, vom hygieniſchen Stand⸗ 
puntte aus jofort beim Entftehen des Schwammes 
pe Befeitigung des Uebels zu dringen, fo ift 
dieſer Anforderungen auch vom bautechnifchen 
Standpunkte aus beizutreten, weil das Uebel je 
länger Bingefäjleppt um fo wirkſamer auf ben 
Ruin des Gebäudes wird. Daß unter — 
— afft werden muß, iſt freilich 
bald gejagt, aber leider ſchwer gethan, indem unter 
allen Umftänden —5 verheißende Mittel dem 
Baumeiſter nicht zu Gebote ſtehen, und nicht ſelten 
alle Maßnahmen vergeblich ſind. us: die von 
dem Berfafler zur Verhütung der Neubildung wie 
zur Vertilgung des Hausſchwammes, mit Ausſicht 
auf weſentlichen Erfolg. empfohlenen Mittel, 
Holzeffig, ſchwefelſaures Eifen- und Kupferoryb 
haben in vielen Fällen eine vergebliche Anwendung 
gefunden, Wirkſamer als dergleichen Oxyde blei- 
en, namentlich als Borbeugungsmittel, technifche 
Maßnahmen, Ableiten und Verhindern des Auf- 
fteigens ber ®rundfeuchtigkeit in die Mauern, Iſo— 
liren des Holzes von dem naffen Mauerwerk und 
fortwährende® Einwirkenlaffen eines lebendigen 
Ruftfttomes Re Hol. 
a3 zu den Ihäufern zu verwendende Ded- 
material wird in der Schrift nur in dem Fall 
für zweckentſprechend eracjtet, daß es wafjerdicht, 
nicht hygroscopiſch und die Wärme ſchlecht leitend 
ig. Mit Berwerfung der bei Schulgebäuden über- 
Car nit in Anwendung fommenden Dielen und 
indelbedahung werden Biegel und Schiefer 
und, wo ber Koftenpuntt weniger in Betracht 
tommt, Kupfer-, Blei⸗ und Bintplatten empfohlen, 
obwohl die Metallplatten in Widerſpruch mit ber 
gelitten Anforderung gerade die beiten Wärme- 
eiter bilden. Won ben in Jüngfter Beit vielfach 
mit günftigem Erfolg bei ländlichen und ſelbſi 


bei Schulgäufern in Heinen Städten in Anwen» 
dung gelommenen Pappen⸗, Theerfilz- und Heu 3- 
Lex’ichen Gementbächern ſcheini der Berfafler feine 


Kunde zu haben. Das Strohdach, das abgeſehen von 
feiner Feuergefährlichkeit in Beziehung auf Dichtig⸗ 
teit und ſchlechte Wärmeleitung ais das Befte aller 
Bedachungsarien angejehen werden kann, wird 
von dem Verfaſſer nicht blos der ur Yin 
wegen, fondern auch aus dem Grunde für Schul- 
häufer verworfen, weil Strohdächer Millionen 
von Infecten zum Aufenthalt dienen follen. Weber 
diefen vermeintlichen Uebelſtand ift in der That 
bisher eine Klage nicht laut geworden, und fteht 
folder mit dem Umitande, daß der Landwirth 
feine Kornvorräthe nirgend kühler, vor Infectens 
fraß und Berunvelnigung gefiherter, als unter 
einem Strohdache Hält, in Wiberſpruch. Diefe 
Anficht giebt fogar Beranlafjung, daß die Land» 
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wirthe, uamentlih in ber Provinz Dftpreußen, 
bei Pfannen⸗ und Ziegelbedachung Die innere Be⸗ 
dachung mit einer Strohbekleidung verjehen. 
Obwohl nun nicht einzufehen ift, wie die Geftalt 
bes Daches, defien größere ober geringere Höhe, 
auf eine Vertümmerung des Unterricht ober der 
Geſundheit der Schüler von Einfluß fein kann, fo 
will der Verfafler od für Schulhäufer weder ein 
platte Dach noch ein hohes Giebeldach. Das 
erftere nicht, weil die darunter befindlicden Zimmer 
im Sommer von der Hige zu leiden haben, im 
Winter aber durch Tängered LXiegenbleiben des 
Schnees Feuchtigkeit erzeugt wird; das letztere 
nicht, weil, wenn fie auf ber einen Seite auch den 
Abfluß begünftigen, doch auf ber anderen durch 
plögliches Abfiiehen des Waſſers das Ueberſtrömen 
der Dachrinnen g* Nachtheil des Haufes herbei⸗ 
führen Tönnen. Berfafjer empfiehlt für unfere 
Gegend, die Region ber veränderlichen Nieder- 
ja Be mäßig geneigte und mäßig hohe Form 


es. 
Die Di des Daches iſt einmal von dem 
gewählten Bauftyl, das anberemal von dem zu 
verwenbenden Dedmaterial abhängig; Stroh⸗, 
5 els ee bebin; ER Alien Alle 
9, efer⸗, pen⸗ ui e 
können ge mehr geneigt fein und bei Benugun, 
der vom Verfaſſer ehpfohlenen Kupfer-, Blei- umi 
Zinldächer muß, wenn nicht gegen bie im Baus 
wejen gebotene Delonomie verſchlagen werben foll, 
ein flaches Dach errichtet werden. Das aus dem, 
möglicjerweife während weniger zog Länger: 
liegenbleiben des Schnees auf flachen Dächern die 
Salubrität des Schulhaufes gefährdet werden könne, 
ſchließt eine an Uebertreibung grenzende Beforgnig 
ein, bie wenigjtend anderw noch nirgend auß- 
gefpr: ift, obwohl im dis eitigen Staate eine 
große Zahl von Schulgäufern mit Metallblechen 
Kingebedt vorhanden iſt. Wie die Technit Mittel 
in der Hand bat, bei Hohen Dächern dem Ueber⸗ 
teen der Rinnen durch zweckmäßige Anlage der— 
jelben möglichft vorzubeugen, fo ftehen ihr auch 
aßnahmen zu Gebot, die unter flachen Dächern 
entjtehende geöber: Sin durch geräumige Anord⸗ 
nung den und Anbringung von cörres 
fpondirenden Zugöffnungen in einem völlig aus⸗ 
reihenden Mabe zu verbinbern. 
Wenn ber Verfaffer ferner in Deus auf die 
Geſtalt des Daches den über bie Mauer des 
er hinausreichenden Ueberhang deflelben wegen 
Gmälerung des Lichts und der Wärme gr 
unzwedmäßig erachtet, fo tft dem bedingungsweiſe 
unter der Annahme beizutreten, daß der Ueber- 
Hang nad) Art der Schweizerhäufer eingerichtet wird. 
kann inbefien ud hierbei nicht unbemerkt 
bleiben, daß, wenn bei folder Anordnung durch 
Abhaltung der Sonne zur Winterzeit Wärme vers 
Ioren gehen mag, dieſer Nachtheil durch Rer- 
minderung ber Hite zur Sommerzeit, durch Abs 
haltung der Sonnenftraflen, wenn dieſe gerabe 
am heißeiten brennen, wieber aufgemogen wird. 
Ein mäßiger es hangh. der ohnehin bei 
manchen Urten des benußten Materials und ebenfo 
beim Fehlen der Dachrinnen zur Erhaltung des 
Haufe im unmittelbaren Bebürfniß liegt und 
weder zur Entziehung bes Lichts noch der Wärme 


beiträgt, empfiehlt ar janz befonbers bei füb- 
licher und ſüdweſtlicher Lage der Klaſſen, um die 
heiße Mittagsfonne von den open abzuhalten. 
Auf die Einrihtung der Klafjenzimmer 
felbft eingehend, ftelt der Verfaſſer Die jeden- 
falls zwedmäßige Forderung, dem Raumbedürf- 
niffe nah der Zahl ber jüler in ber Art zu 
enügen, daß auch bei längerem Verweilen ders 
Eiten in ber Klaffe die Athemluft nicht zum 
achtheile der Geſundheit verderben könne. Zu 
diefem Ende Hält der Berfafier im Allgemeinen 
einen Grundraum von 6 Duadratfuß bei einer 
—— von 10 bis 12 Fuß für ausreichend. 
ie8 Grundmaß, das bei ber einklaſſigen Elementar- 
ſchule und den niederen Flafien der —— im 
dieſſeitigen Staate unter Annahme der bezeichneten 
Höhenverhältniffe Iefsgebalten wird und allenfalls 
auch genügt, obwohl dabei fon ein beengtes 
Buf hanmenfipen ftattfindet, kann für höhere Unter 
richt3anftalten al3 ausreichend nicht erachtet werden. 
Bei_diefen muß das Maß je nad der höheren 
Kaffe von 6/. bis 10 Quadratfuß für die Prima 
gefte ert werben, wobei außerdem noch nad} der 
rundform bes Zimmers, ber Art ded Einfalls 
des Lichts und der Stellung und Einrichtung der 
Sur jen größere Maße erforderlich werben können. 
auch für die einflaffige Elementarſchule 
würde dad Grundmaß von 6 Duabratfuß nicht 
genügen und einer erheblihen Xergrößerung 
dürfen, wenn nad ben Vorſchlägen bed Ver— 
faſſers, die Subfellien, abweichend von der bi- 
herigen Anordnung und Aufftellung, mit Rück⸗ 
lehnen verfehen, ober gar, wie dringend empfohlen 
wird, nach amerilaniſcher in Barnard’s principles 
of shoolarchiteoture angegebenen Gonftruction 
in der Art eingerichtet werben follten, daß jedem 
Schüler ein abgefonderter und feitftehender Lehn⸗ 
feet ewährt und zwiſchen biefem und dem folgen- 
en Tiſch, um bequem zu den Sitzen gelangen 
zu Lönnen, ein freier Gang gelafjen wird. 
Ob, wie ber Berfofler nachzumelfen verfucht, 
die bisherige Ein Hung der Subjellien, 
obwohl dies durch das bisherige gute Gedeihen 
unferer Schuljugend, namentlid) der ländli— 
Bevölkerung widerlegt zu fein ſcheint, wirklich 
oße Nachtheile für die Geſundheit der Schüler, 
onders Kürperverbilbungen, u Folge haben 
tan, und deshalb ein Bebürfnißß obwaltet, von 
der complicirten amerilaniſchen Einrichtung der 
Subjellien Gebrauch zu maden, darüber kann ber 
Ratur der Sache nad) nur vom ärztlichen Stand- 
punfte aus entſchieden werden. Es tft aber von 
bier darauf hinzuweiſen, daß eine derartige Ans 
orbnung einen um ein Drittel größeren Grund⸗ 
raum der Mafien bebingt, und nad aud in 
faft gleichem Verhältniß fih das Koftenbebürfniß, 
nicht minder aber auch der Aufwand für die Be— 
heizung bes Raumes fteigert; ein Umftand, ber 
dem oh eringen —— der Gemeinde gegen⸗ 
über od nicht ohne Bedeutung bleiben kann. 
Nach Anficht des Verſaſſers bedarf es aber ſelbſt 
bei dem nad) feiner Meinung ausreichenden Grund⸗ 
raum von 6 Duadratfuß, damit die Luft in bem 
Klafjenzimmer nicht durch den Athemproceh mit 
Kohlenjäure überſchwängert, und des Sauerſtoffs 
in einem nachtheiligen Maße beraubt werde, einer 


fteten Erneuerung derfelben von Außen Her, und 
dies um fo mehr, als der Luftverderbniß mittels 
der zufälligen Ventilation burd die Fenfterrigen 
und durch zeitweiliges Deffnen der Fenfter und 
Thüren nicht genügend abgeholfen werden könne. 
Es werden deshalb künſtliche Venttlationsvorrich- 
tungen verlangt, durch welche die erforderliche 
Menge reiner Luft in einem ununterbrodhenen, 
nicht fühlbaren Strome in der Weife zugeführt 
wird, daß bie frifche Luft ihrer niedrigen Tem- 
peratur wegen nicht erfältend auf die Hautorgane 
wirkt. Dieſem entfprehend find von dem Ver- 
faffer einige Ventilationsvorrichtungen in Vorſchlag 
gebracht, die aber der letzteren Anforderung nicht 
enügen und im Vergleich mit anderen, in neuerer 
Reit benugten Einrichtungen als zwedmäßig nicht 
eben bezeichnet werben können. 

Das Bedürfniß zu dergleihen Vorrichtungen 
mag im Allgemeinen nicht beftritten, wohl al 
in Seage geitellt werden, ob folde unter allen 
Umftänden, namentlich aud in Schulftuben mit 
den fogenannten allgemein gebräuchlichen Wind- 
öfen ſich als abfolut nothwendig ergeben: Diefer 
Jnfrageftellung liegt der Ausſprüch einer ärztlichen 
Autorität, des General-Stabsarzte8 Dr. Stroh⸗ 
meyer, zum Grunde, der bei Gelegenheit ber 
Beihreibung des in Göttingen erbauten Militär- 
gone unter Abweiſung anderer Fünftlicher 

entilationen die Winböfen als das geeignetfte 
Mittel zur Luftreinigung von SKrantenfälen be= 
zeichnet. Mittels folder Defen, in melden ſelbſt 
jur Sommerszeit bei drüdender ſchwüler Luft ein 
ebhafter Zug ftattfindet, läßt fi, wie die Er- 
fung lehrt, die Reinigung der Luft in ziem⸗ 
lichem Grade erzielen. Der Umftand, daß der Zug 
in den Windöfen auch beim Gefchloffenfein der 
Fenſter und Thüren ftattfindet, lehrt hinlänglich, 
daß der Zutritt der äußern Quft durch die Sugen 
der Fenfter und Thüren, ſelbſt durch die Um— 
wandungen des Raumes, von größerem Einfluffe 
ift, als der Verfaffer vorausfegt. Jedenfalls wird 
durch zeitweiliges Oeffnen der Yenfter und Thüren 
eine genügende Erneuerung der Luft in den Schul 
ftuben zu erreichen bleiben. 

Die Nothwendigkeit der Bentilationsvorrichtungen 
will der Berfaffer durch einen in dem Journal Kr 
KinderkrantHeiten, Band IV Heft 1 gemachten 
Verſuch, die Luftverderbniß durch den Athemprocek 
mathematiſch zu beftimmen, darthun. Hiernach 
ſoll in einem vierhundert Quadratfuß Grundraum 
umfaſſenden, mit 50 — beſehten Zimmer 
nach Ablauf eines vierftündigen Unterrichts bie 
von den Schülern einzuathmende Quft nicht mehr 
acht Procent Sauerftoff enthalten. Die Richtigkeit 
dieſer Berechnung läßt jich aber um fo mehr anzwei⸗ 
feln, als dabei Prämiſſen zum Grumde liegen, die 
erweislich auf irrthümlichen Anſchauungen beruhen, 
indem nicht allein ein hermetiſcher —— der 
Thüren, Fenſter und Umwandungen angenommen 
und damit von jeder zufälligen Ventilation ab- 
gelehen worben ift, außerdem aber auch nur ber 

auerftoffgehalt einer vier Fuß hohen Luftſchicht 
„als der höchſten Athemhöhe der Schüler“, ſich in 
Rechnung geppgen findet. Eben fo wenig wie ein 
hermetifher Verſchluß des Raumes ftattfindet, iſt 
ein vier Stunden Bintereinander dauernder Unter- 
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richt, und während biefer Zeit der Abſchluß jeder 
zufälligen Sufterneuerung anzunehmen. Wie I) 
das Schulleben geftaltet, verläßt in der Regel, 
feldft in Wintertagen, die Mehrzahl der Schüler 
während der nad jeder Stunde ftattfindenden 
Unterrichtspauſe vereinzelt oder gruppenmeife die 
Klaffe, wobei durch mehr oder weniger andauerndes 
Offenbleiben der Türen eine um fo größere Menge 
friſcher Luft ein- und verborbener Luft ausftrömt, 
je größer ber Temperaturunterfchieb zwifchen der 
inneren und äußeren Luft ift. Die Atmofphäre 
der Schüler nur in einer vier Fuß hohen Luft 
hit anzunehmen und allein bie darin enthaltene 
Sauerftoffmenge mit gänzlicher Ausſchließung der 
in dem übrigen Luftraume vorhandenen in Redh- 
nung zu ziehen; Dagegen fpricht mehr als ein 
Grund. Wäre diefe Annahme richtig, fo bliebe 
ja bie geringere oder geöbere öhe der Schullocale 
in Beziehung auf Salubrität derjelben völlig indiffe- 
rent, was doch jeder Erfahrung widerſpricht. Der 
Natur der Sache —J wird der vier Fuß hohe Luft⸗ 
raum in Folge der Lufteirculation faſt mit jedem 
Moment ein anderer fein und in feinem Gehalt an 
Sauerftoff durch Vermiſchung mit den andern Luft⸗ 
ſchichten wechſeln. Bon einem Stillftehen oder dem 
völligen Betrenntfein der einzelnen Luftſchichten kann 
nad) phyfitalifchen Geſetzen, namentlich in geheizten 
Räumen, nicht die Rede fein ; es muß eine Circulation 
ftattfinden, die ihre Urfadhe in dem Temperatur- 
unterfchiede der Schichten felbft findet. In der 
Nähe des Dfens oder überhaupt der Wärme- 
Free er ift die Luft ftet3 wärmer 
als in der Nähe der Fenſier und Thüren; felbft 
die bie figenden Schüler zunächft umgebende Schicht 
muß ſchon des Ausftrömens der Blutwärme wegen 
fh von höherer Temperatur als in den übrigen 

tonen des Zimmers ergeben, und demnach 
unfehlbar eine Eirculation der Luft ftattfinden. 
Diefe vorausgefegt, kann dad Maf des Entzichens 
des Sauerftoff3 durch den Athemproceß in einem 
eſchloſſenen Raume nicht, ohne den ganzen cubi- 
Feen Inhalt deſſelben in Rechnung zu ftellen, 
ermittelt werben. Hierbei ergiebt ji aber ein 
von dem in ber Schrift angegebenen ſehr ver 
ſchiedenes Refultat. 

Bedarf der Menſch nah Larpifier umd 
Dumas in 24 Stunden 2,0. Cubitfuß Sauer- 
toff und find in jedem Cubitfuß reiner Luft O,.ı 

heile defielben vorhanden, fo enthält die Luft in 
einem 11 Fuß hohen, 400 Duadratfuß Grund: 
raum umfaffenden, mit 50 Schülern bejeßten 
Raume nad ununterbrodenem Yufenthalt der 
Ispteren bon 4 Stunden, abgefehen von jeder zu= 
fähigen Xentilation, immer noch 16,. — 
Sauerſtoff, und fehlen mithin nur 4, cent, 
deren Erjag durch zufällige Erneuerung befonders 
mährend der Unterrihtspaufe zu erzielen fein 
mödte. Nah einem einftündigen Unterrichte 
würde die Luft in einem Zimmer von den ange- 
ebenen Maßen fogar noch Ih —* — Sauer- 
Ko enthalten und in dieſem Mifhungsverhältnig 
ſchwerlich nachtheilig werden können. 

Mit der VBelämpfung des Verſuchs, die Luft 
verderbniß mathematift au erweifen, foll der ärzt- 
lihen Wutorität gegenüber die Weberflüffigfeit 
künſtlicher Ventilationen keineswegs behauptet, 
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fondern nur dargethan werben, daß ber Gegen- 
tand denn doch Ar arg liegt, wie der Ber- 
aſſer vorausſetzt. Betracht, daß die Luft in 
Schulſtuben nicht blos durch Erhalation, ſondern 
auch anderweitig durch ſtickſtoffhaltige Gaſe ver⸗ 
unreinigt wird, kann unter Umſtänden die Zur 
führung friſcher, mehr aber noch die Ableitung 
verborbener Luft durch befondere Vorrichtungen 
im Bedurfniß liegen. Diefe müflen aber in zwed- 
mäßigerer, gm Fett einfacherer Eonftruction, als 
fie in der Schrift empfohlen find, in Ausführung 
gebracht werden. 

Für die gewöhntihen täglichen Erforberniffe 

lt e8 der affer für ausreichend, wenn eine 

ung im Fußboden und eine in der Dede von 
5 Zoll Durchmeſſer auf jebe 2500 Cubikfuß Raum- 
inhalt des Zimmers angebracht wird. ine foldhe 
nad; Anficht des Verfaſſers im abfoluten Bebürf- 
niß einer jeden Schulftube liegende Bentilationg- 
Vorrichtung tft num aber unter keinen Umftänden 
zu empfehlen. Im den Schlaffälen des Seminars 
zu Droyßig fand fid eine jolhe Borrichtung, bie 
auf ärztliches Antathen hat befeitigt werden müffen, 
weil fie in Folge des ftarten Zuges zur Erkrankung 
einer großen Zahl der Seminariftinnen Anlaß ge⸗ 
geben. Sol die Dehnung im Boden frifhe Luft 
zuführen, fo muß fie mittels eines Kanals mit 
er äußeren Atmojphäre in Verbindung ftehen 
und verurſacht alsdann, wenn fie auch zur Spal- 
tung bes Luftftromes mit einem Drahigeflecht ab- 
gebeit wird, beim Nichtgefchloffenfein der Oeffnung 
in der Dede, wenn diefe, um wirkſam zu fein, 
mit der äußeren Luft communietrt, nicht blos 
einen für die in der Nähe der Ausmündung 
Sitzenden unerträglihen Zug, fondern führt auch 
ein fehr rafches, das Einheizen völlig unmirkfam 
machendes Erkalten des Raumes herbei. Aehnlich 
verhält es fi auch mit der in der Schrift bild- 
lich bdargeftellten entilations» Vorrichtung, die 
eben fo wenig empfohlen werden kann, obwohl 
fie nicht fo erhebliche achtheile mit ſich bringen 
mag, weil ber die äußerte Luft zuführende Kanal 
in der Nähe des Ofens Hinter einer Ummantelung 
ausmündet, und demnach die Schüler nicht un= 
mittelbar von dem Falten Luftzuge getroffen wer⸗ 
den können. Durch das ununterbrochene du 
ftrömen ber äußeren, die Umwandungen bes 
Ofens beftreichenden Luft wird diefer und damit 
die aratur bes Zimmers um fo rafcher er- 
talten, als die verborbene Luft mittels eines in 
der Umfafjungsmauer ausmündenden, in gleicher 
Höhe mit dem Dfen belegenen Kanals abgeleitet 
werben foll, bei deſſen Geöffnetjein die Bimmer- 
wärme entihwinden muß. 

In Beziehung auf den Fußboden der Schul- 
ſtuben bezeichnet der Verſaſſer die Bebielung und 
als Unterfüllungsmaterial derjelben mit Auslclup 
jeber — Subftanz trockenen Sand und 
Schmiedeichladen als das Zwedmäßigfte, verwirft 
aber unter allen Umftänden den mehr oder minder 
jereinalie Vegetationen begüinftigenden Baufchutt. 

ine Bebielung der Klaffenzimmer ift im bies⸗ 
feitigen Staate Vorſchrift; zur Unterfüllung ders 
felben wird aber, da Schladen und rein ausge 
waſchener trodener Flußſand nit immer zu &e- 
bote ftehen, und andere unreine, die Feuchtigkeit 
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leitende Sandarten ebenfall® die Pegennen be⸗ 
fördern, gerade trockener Bauſchutt benutzt, der, 
wenn er nicht von mit Schwamm ober Mauer- 
gab behaftet gemwejenen Gebäuden berührt, in der 

auprari3 als daß befte Unterfüllungsmaterial gilt. 

Nach dem Borfchlage des Verfaſſers unterhalb 
des Fußbodens einen hohlen mit Luft gefüllten 
Raum als ſchlechten Wärmeleiter gegen übermäßige 
Abkühlung des Bodens angulegen, empfiehlt ſich 
aus dem Grunde nicht, weil die unbewegliche, bei 
naffem Untergrunde feuchte Luftichicht in der Hegel 
zu Schwammbildung Weranlafiung giebt. Soll 
von einem folden — Raume unterhalb des 
Fußbodens nicht blos gegen Abkühlung des let 
teren, fondern, wie jebt faſt allgemein geſchieht, 
aud) als beftes orbeugungsmittel gegen ben 
Schwamm Gebraud gemacht werden, jo muß bie 
Luftſchicht In demfelben einerfeitS durch Einfchnitte 
in den Sußbodenleiften mit ber Zimmerluft und 
andererjeits, um Circulation herbeizuführen, mit 
dem Ofen communictten. 

Was der Verfaſſer von dem Einfluß ber 
Heizung ber Schullocale und von der Art der 
Eonftruction der dazu erforderlichen Vorrichtungen 
auf die Salubrität der Zimmerluft vorträgt, dem 
ift überall beizutreten, wenn er namentlich in Be- 
ziehung auf jene Vorrichtungen die allgemein gel- 
tenden Anforderungen ftellt, daß tn ihnen bei 
einem Tebhaften Kuftzuge, eine möglidft voll- 
tommene Verbrennun; Feuermaterials ftatt- 
finde, und dabei eben fo wenig bie ſich entwideln- 
ben Gafe, Kohlenfäure, Kohlendunſt, wie der Rauch 
in das Zimmer zu bringen vermögen. Aus ben 
dafür angegebenen allgemein befannten Gründen 
tft ferner auch der Anſicht des Verfaſſers beizu= 
pflichten, daß die Heizung mit erSipter Ruft oder 
mittel3 Waflerbämpfe, von benen in ben legten 
Jahren für Klaflenzimmer auch nirgend mehr Ges 
braud; gemacht worden ift, fi für Schulen nicht 
eigene und ber ung mittel3 Defen, und unter 
ben verſchiedenen Arten derjelben, den von innen 
u heizenden und aus gebranntem Thongut, 
Biegelm und Kacheln confi en, ber Vorzug vor 
den Metallöfen zu geben ſei. Nicht minder be= 
gründet ift e8, daß, um einer Weberheizung der 
nad dem Umfange des Raumes zu Mein abges 
meffenen Defen vorzubeugen, es de vor Allem 
empfiehlt, die die Wärme ausftrahlenden Flächen 
des Ofens nad dem Verhältniß der Größe bed 
Raumes genau zu bemeffen und ben Heerd des 
Feuers, um die fälteren Luftichichten bes Bim- 
mer3 befler abzuleiten, unfern bes bodens an⸗ 
legen zu laſſen. 

AU diefen Vorſchriften, mit denen der Technik 
nichts Neued geboten tft, wird jet bei Auffüh- 
rung neuer Schulhäufer möglich olge gegeben; 
die Technik hat es aber der Ratur der Sache nad 
nicht in der Hand, auch der weiteren Anforderung 
des Verfaſſers zu entipredhen, Einrichtungen zu 
treffen, wobei die Temparatur in den Klaſſen 
conftant auf 15° R., obwohl dieſer Wärmegrad 
für Körper und Geift des Menſchen der zuträg- 
üchſte fein mag, erhalten wird. Diefe Erhaltung 
— im Weſentlichen von einer forgfättigen Bes 
ſchidung der Defen, wie fie in den ulen nicht 
wohl einzuführen ift, ab, und dürften Differenzen 





in dem wünſchenswerthen Wärmegrabe, wenn auch 
der Beheizung der Oefen die möglichit größte 
Aufmerkfamteit zugemwendet würde, ‚jufäliger Um: 
ftände wegen wohl mehr zur Regel als zur Aus⸗ 
nahme gehören. 

ad der der Schrift zum Grunde liegenden 
Abſicht befremdet es, daß der Verfaſſer, obwohl 
er aller anderen Heizungsvorrichtungen gebentt, 
der ſchon mehrfadh mit dem günftigiten Erfolge 
zur Anwendung gelommenen fogenannten Warmi⸗ 
waflerheizung nicht erwähnt, unerachtet diefe Mes 
thode für größere vielklaffige Unterrichtsanftalten 
trotz der Mehrloften der eriten Einrichtung fi 
um fo mehr empfiehlt, als, abgefehen von anderen 
Borgügen, auch Bentilations-Vorrihtungen damit 
in Verbindung gebracht werben können und der 
größere Koftenaufwand dur) Erf arung an Brenn- 
material, wie durch Wereinfahung in der Bes 
ſchickung der Feuerung binnen kurzer Beit wieder 
aufgersogen wird. 

on dem Principe ausgehend, dab das Licht 
dem menfchlihen Organismus zu befien Gedeihen 
fo ——— wie die Nahrung ſei, und der 
Mangel des Lichts die Sehkraft vermindere, zu- 
mal die Augen noch functionell angeftrengt wer- 
den follten, verlangt der Berfaffer 
viele und große Fenſter; eine Anforderung, die 
ihrem Wortlaute nad) fehr allgemein und un- 
beftimmt gehalten ift und, da viele und große 
Lichtöffnungen anderweitig wieder Nachtheile mit 
fi bringen können, doch einer Modification unter- 
liegen möchte. Im Wllgemeinen wird darauf zu 
halten fein, daß die Klaflenzimmer fo ausreichend 
erhellt find, daß ſelbſt an bewölkten und regneri- 
ſchen Tagen auf allen Blägen ver Schüler ſowohl 
die Sich in ben Büchern und Heften, wie die 
— an der Wandtafel klar und deutlich 
# jehen werben können. Auf die Angabe Defter- 
en’8 fußend, wird das Geſammtmaß der Licht- 
Öffnungen ungefähr auf 1/s des betreffenden Wand- 
raumes feftgejegt und gu befferen Erneuerung 
der oberen und unteren Luftihichten des Zimmers 
während ber ſchulfreien Beit vorgefchrieben, daß 
die Fenſter einerjeit3 bis zum Karnieß der Dede 
hinauf, andererjeit3 foweit bis auf den Fußboden 
heruntergehen, daß nur eine Fenfterbrüftung von 
höchſtens 2 Fuß verbleibt. 

Gegen diefe Angabe läßt fih Manches einwen⸗ 
den; es wird namentlich, Die vage, bie Forderung 
vieler und großer Fenſter gewiſſermaßen wieder 
beſchrãnkende Beftimmung betreff3 der Größe der 
Lichtöffnungen nad) der mehr oder weniger freien 
Lage des Haufes und der Geftalt der Grundform 
des Klaffenzimmers —— unterworfen 
werden müflen. Es kommt dabei jedenfalls in 
Betracht, ob die Fenfter in der längeren Wand- 
feite angelegt werden, und das Licht nad) der Tiefe 
nur auf fürzere Diftance, oder bei Anbringung 
der Feniter in der Heineren Wandſeite, tiefer ein- 
fallen muß. Bei der legteren Anordnung bedaı 
es eines größeren Lichtmaßes ber enter, als bei 
ber erfteren Einrichtung. Beziehung auf diefen 
Gegenitand wird aber bei Unordnung der Pläne 
in ber Segel nicht gefehlt; e8 findet ih vielmehr 
zum Theil noch ein größeres Maß der Lihtöff- 
nungen, als durch Defterlen vorgeichrieben iſt. 


r Schulftuben | mäßt; 
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Daß bie Erneuerung ber Luft in den Klaſſen⸗ 
räumen zur fchulfreien Zeit durch Oeffnen von 
Thüren und Fenftern, wenn letztere nicht bis zur 
Dede reichen und faft bis zum Fußboden herunter 
gehen, irgend eine Schwierigkeit haben follte, fteht 
mit der Erfahrung nicht im Einklange; wie denn 
auch eine ſolche Anor! fi nirgend in Kranten- 
ern indet, obwohl dieſen eine möglichſt 
ſtarke Lü noch nothwendiger erſcheint. Der 
Umſtand, daß bei niedrigen Fenſterbrüſtungen die 
in der Nähe der Lichtöffnungen figenden Eher 
vom Buge zu leiden Haben, hat andere ärztliche 
Autoren veranlaßt, gerade eine gegentheilige An- 
ordnung vorzuſchlagen, wonach —— 
bis über die öhe der ſitzenden Schüler hinauf⸗ 
reichen A 

In Beziehung I re Richtung des einfallen- 
den Lichts will ber Berfaffer, daß biefelbe weder 
von vorn noch hinten, eben fo wenig gegenüber, 
fondern von ber Seite ftattfinde; eine Angabe, bei 
welder die aus hygieniſchem Gefichtäpunkte wich⸗ 
tigfte Veftimmung, von mwelder Seite aus in Be- 
iehung auf das lacement der Subjellien der 
Kicteisfan ftattfinden * auffälligerwetfe ganz 
unberüdfichtigt geblieben ift. Es fteht erjaheum —2 
äßig daß ein Seitenlichteinfall auf die e 
Hand der Schüler für das Auge und bie Körpers 
haltung derfelben von viel größerem Nachtheile 
als bei jeder anderen Richtung ift. Bei dem 
jebenfalls günftigften und eigentlich aud) nur allein 
zuläffigen & infall von der linken Seite aus, 

ſchaffung bei Aufftellung der Baupläne 
freilich nicht felten Schwierigkeiten bietet, ift bie 
Anbringung von Yenftern im Rüden der Schüler 
als fecundäres Licht, namentlich zur beſſern, glant- 
loſen Erhellung der gegenüberliegenden Wandtafel, 
ſehr erwünfdt, und wenn fid) dazu Gelegenheit 
findet, ftetS anzubringen. 

Die den Somnenftrahlen ausgeſetzten Fenſter, 
wie auch im ber Segel geſchieht, mit Rouleaur 
verfehen zu lafien, liegt im Bedürfniß, es empfiehlt 
fi) aber nicht, dazu die Wahl grüner, fondern 
mattgrauer Stoffe, bagegen aber für die Wände der 
Klaſſen, ein ftumpfer, mattgrüner Farbenanſtrich. 

Was in der Schrift betreff3 der Vorrichtungen 
zur Abendbeleuchtung der Schulftuben gejagt ift, 
und auf belannte, allgemeine Anwendung 
Vorſchriften Hinausgegt, dem ift überall beizus 
treten. In der Hauptjache forbert der Verfafier, 
daß die zur Anwendnug kommenden Brennftoffe 
nicht langfam und unvolltommen verbrennen und 
durch Entwidelung von Rauch, mechaniſch mit 
fortgerifjenem Kohlenſtoff und brenzlichen Säuren 
die Bimmerluft verderben. Dem entiprechend wird 
die Erhellung mittels gut eingerichteter, mit Cy⸗ 
linder und das Licht durchlaſſenden mattweißen 
Schirmen verfehener, den Schein abwärts werfen- 
der Lampen jeder anderen Beleuchtung mittels 
Kerzen vorgezogen, auch dad Leuchtgad, wenn die 
Brenner mit Cylinder und Schirmen umgeben 
find, und das Gas geht gereinigt ift, als zu⸗ 
läffig empfohlen. em ni als allgemeines Er⸗ 
fordernig noch Hinzugefegt, daß der leuchtende 
Körper nicht direct aufs Auge wirken und ſich 
wiſchen diefem und dem zu jehenden Gegenſtande 

efinden ſoll. 
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Am Schkuffe der Abhandlung wendet ſich der 
Verfaſſer noch zu der Einrichtung der Thüren, 
Treppen, Secefje und Piſſoirs der Schul- 
häuſer. 

Der Hauseingang ſoll, nicht blos um den gleich⸗ 
eitigen Eintritt mehrerer Schüler zu geftatten, 
Hondern aud des pſychiſchen Eindrucks wegen, ben 
ein kleinerer Eingang erregt, weit fein, und da: 
mit das Bebäube ald Vildungstempel des Geiſtes 
vor Verunreinigung gefchügt werde, foll neben 
dem Eingang eine orriätung zum Schuhereinigen 
angebracht werden. — Ein günftiger piychifcher 
Eindrud möchte nun wohl weniger durch das Maß 
der Thüre an fi, fondern wohl mehr nur da- 
durch hervorgerufen werben können, daß der Ein- 
ang he richtigen architectoniſchen Verhältniß zu 
der Gefammtanorbnung und dem gewählten Bau- 
fiyle fteht. Der Apparat zum Reinigen der Füße 
mag allerdings als nügli bezeichnet werden; es 
wird aber jedenfalls, auch abgefehen von der 
Eontrole de Fußreinigungsgefchäfts, feine Schwie⸗ 
rigleiten haben, die Ei end, namentlich die zur 
Sommerzeit auch bei nmupigem Wetter meift 
Banrfübig zur Schule tommenden Dorfjungen an 
den Gebraud) des Kratzeiſens zu gewöhnen. 

In Anftalten, wo Schüler beiderlei Geſchlechts 
unterrichtet werden, follen nach Angabe des Ver⸗ 
faſſers, um manden Inconvenienzen und fanitäts- 
polizeilichen Schäblichleiten vorzubeugen, getrennte 
Eingänge angelegt werben. Dieſe find allerdings 
mwedwmäßig, dürften fich aber doch nur in dem 

U empfehlen, daß Mädchen und Knaben ben 
Unterricht in gefonderten Klaffen empfangen und 
nit, wie in ber Regel auf dem Lande und in 
Heinen Städten geſchleht, gemeinſchaftlich in ber 
Elementarfhule unterrichtet werden. 

Obwohl der Berfafier der zufälligen Bentilation 
vermittelit der Thüren und Kenfter keinen Werth 
beilegt, jo verwirft er, damit im Widerſpruch 
ftehend, Doppelthüren vor den Aaſſenräumen als 
der Erneuerung ber Luft hinderlich. Unter Um- 
ftänden können dergleichen Thüren aber, wenn der 
Mlafjeneingang in der Nähe der Hausthüre liegt, 
ober von einem zugigen Flur aus ftattfindet, und 
eben fo Do; ein ter bei hoher, den Stürmen 
ausgeſetzter Feier lage bes Schulhaufes, anderers 
ſeits auch mit Nüdficht auf die Umgebung beö- 
jelben zur Abhaltung äußeren Geräuſches im un⸗ 
mittelbaren Bebürfnifje liegen. Bei der foeben 
befprochenen Unforberung jet der Berfafler nun 
freilich) voraus, daß bie en e nicht von 
dem Haus- und Treppenflur aus, jondern von 
einem von biefem abge loſſenen, — Klaſſen 
— Corridor, ſtattfindet. wird ver⸗ 
langt, daß dieſer Corridor hell und geräumig fein 
mühe, um ihn zur Winterszeit während der Unter- 
richtspauſen zum Luftwandeln ber Schüler benugen 
zu können. 

Ein folder Erholungsgang, den der Berfaffer 
als Merkmal einer jeden gut eingerichteten Schule 
bezeichnet, Hat nun freilich feine großen Borzüge 
und wird deshalb auch bei Erbauung neuer viel 
Maffiger Unterrihtsanftalten um fo weniger aus 
dem Auge gelaffen, als derjelbe, wenn eine zwed- 
mäßige räumliche Eintheilung: des Ganzen erzielt 


werben ſoll, bei der Combination des Planes fi 
gemwifiermaßen von felbft ergiebt. Bei Schulhäuſern 
mit einer oder wenigen Klafjen führt die Blan- 
anordnung aber nicht unmittelbar zu einer folchen 
Corridoranlage, und wird diefe in der Regel aus 
dem Grunde Prueiafen, weil dadurch felbftver- 
ftändlich das Koftenbebürfniß fich erheblich fteigert. 
In dem letzteren Umftande möchte mit Rüdjicht 
auf die gewöhnlich zu @ebote ftehenben geringen 
@eldmittel ein Motiv vorliegen, von einer ſolchen 
Anlage, fo wünfhenstoerte fie auch fein mag, 
bei einfachen Elementarjhulen abzufehen. 

In Beziehung auf die nung der Treppen 
s den Anforderungen bed Beriofrs, die über 

efanntes und allgemein zur Anwendung Kom— 
mendes nicht Hinausgehen, beizutreten, wenn er 
namentlich verlangt, daß die Treppen breit, gut 
erhellt, bequem beiteigbar. nad Umftänden mit 
Podeſten, und ftetd mit feſiem Geländer verjehen, 

5 — Wendeltreppen aber ganz ausgeſchlofſen 


ſol 

Der Einrichtung der Seceſſe und Piſſoirs wendet 
der Verfafjer, wie ed der Gegenſtand vom fanitäts- 
polizeilichen Standpunkte aus erheifcht, eine ſpeci⸗ 
ellere Beiprehung zu; gleihwohl find aud darin 
der Sade neue Gefichtäpuntte nicht eben abges 
wonnen, fondern in Beziehung auf manche Einzel- 
gain der Anlage Vorſchriften gegeben, die bei 

ineihtung der Wborte für gröbere Unter= 
rihtsanftalten, wenn dem nicht Localverhältniſſe 
entgegenftehen, in der Regel en finden, 
deren Befolgung aber Feng bei ulbäufern 
in Heinen Städten unb auf dem Lande, zumeift 
des Koftenpunttes wegen, fcheitert. Bei ber in 
der Regel freien Lage, namentlich der ländlichen 
Schuleiabliſſements, wird aber auch, wie die Ers 
fahrung lehrt, aus der Nichtbefolgung diefer Bor- 
ſchriften eine Schmälerung der Salubrität nicht 
hervorgehen. 

Aus diefem Grunde ift einzelnen Anfhauungen 
des Werfafferd auch nicht beizutreten. Derjelbe 
ertlärt fich entſchieden gegen die Einrichtung abge- 
fonderter Abtrittögebäude, zu denen die m er 
exit durch Ueberfchreiten eines Theiles des Hofes 
gelangen können, unb will die Seceſſe ftet3 in 
unmittelbarem Anſchluß an die Eorribore, an der 
Nordfeite des Gebäudes, und von biefem nur 
durch eine fefte Mauer und Doppelthüre getrennt 
angelegt wiſſen. Wenn die Corridore bei diefer 
Einrichtung aber geruchlos bleiben follen, müſſen die 
Abtritte entweder nad d’Arcet’3 vortrefflicher 
Methode angelegt ober Waterclofet3 mit hin» 
reichender Wafleripülung, deren der Berfafjer übris 
gend nicht erwähnt, aufgeftellt werden; Maß⸗ 
nahmen, die ihrer Koſtſpieligleit wegen bei Schulen 
in Heinen Stäbten und auf Lande wohl ſchwer⸗ 
lich auszuführen fein werben. Wird aber davon 
Abftand genommen, fo tft Geruchloſigkeit, welche 
Anorbnungen auch fonft in Beziehung auf nen 
* er Sitze und Abführung des übelen 
Dunſtes getroffen werden mögen, zu erzielen; 
wie es denn auch, abgeſehen davon, in Beziehung 
auf Erhaltung bes ulhauſes ſelbſt bei ſorg⸗ 
fälttgen Maßnahmen mißlich bleibt, Die Kothgruben 
im Anſchluß an das Gebäude anzulegen. Dies und 
Anderes im Auge behaltend, find abgefonderte, 


dem freien Zuftzuge ausgeſetzte Abtrittögebäude 
nicht zu verwerfen, fondern vorzuziehen. 
Daß der unmittelbare Anfchluß der Abtritte an 
das Schulhaus eine Bequemlichkeit gewährt, ift 
nicht in Wbrede zu ftellen, wohl aber nad bis- 
herigen Erfahrungen die Allgemeingültigkeit des 
vom Berfalfer zur Verwerfung der abgejonderten 
Abtrittögebäude angeführten Grundes, in Zweifel 
u ziehen und nicht unbedingt zuzugeben, daß bei 
ugung ſolcher Mbtritte die Geſundheit der 
durch den Unterricht erregten und in höherer 
Bärme befindlichen Schuljugend durch bie Wande— 
zung ind Freie im gewöhnlichen Zimmeranzuge, 
namentlih zur Winterzeit, unbedenklich leiden 


muß. 

Wenn dad Wetter nicht gar zu rauf ift, verläßt, 
felbft im Winter, die Mehrzahl der Schüler zur 
Benugung ber Unterrichtspauſe bie Klaſſe, ohne 
fi vorher zu ummänteln, ober fonft wärmer ein- 
zubülen; der Dorfſchüler lommt im Sommer 
nit felten baarfüßig und baarhäuptig und im 
Winter, da der ärmeren Vollsklaſſe befondere 
Winterfleidungsftüde überhaupt nit zu Gebote 
ftehen, im einfachen Anzuge, ohne Mantel zur 
Schule und verläßt diefe unmittelbar nach ges 
ſchloſſenem Unterricht, jo erhigt er auch fein und 
das Wetter ſich ungünftig geftalten mag. Davon 
abgejehen ftcht ficherlic der Mehrzahl der Schüler 
in ihrer Häuglichleit ein der Wohnung unmittels 
bar ſich anſchließendes geheimes Gemach nicht zu 
Gebote. Sollten dergleichen peinlihe Rüdfichten, 
die mögliche Erkältung der Schüler zu verhitten, 
die jedenfalls mit dem jegt überall laut werdenden 
Nothrufe, die Jugend zu ftählen und körperlich 
tüchtiger Fi machen, im Widerſpruch ftehen, Gel⸗ 
tung gewinnen, jo würde in Gonfequenz berfelben 
in der That das Verlangen gar nicht ungereimt 
erſcheinen, von jedem Haufe aus, worin ſchul⸗ 
pflihtige Kinder fih finden, einen _überbedten 
Gang nad) der Schule anlegen zu laffen. 

Bei Dernergenung einiger im MWefentlichen 
mwedmäßigen Einzelheiten ber Wbtrittsanlagen 
Voreibt der Berjafer auch unter Anderem vor, 
daß die Kothabfallröhre aus Zintplatten zufammen- 
efügt und die Oeffnung des Sitzes genau ges 
— und derart eingerichtet ſein muß, daß die 
Schließung ventilartig von ſelbſt beim Verlaſſen 
des Sitzes geſchieht. Dem bleibt aber entgegen- 
aufepen, daß Abjallröhren aus Gußeifen, im Innern 
emaillirt, und ebenfo dergleichen aus Hartgebranntem 


In Beziehung auf biefe 
das über die Lage der Abtritte Gefagte Hinge- 
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wiefen werben; fie würbe ſich nur in dem Falle, 
daß eine ununterbrochene Spülung mit friſchem 
Waſſer ftattfände, empfehlen, beim Mangel der- 
felben aber den übelen Geruch vom Gebäude nicht 
abhalten. Ebenfo wird mit der von dem Verfaſſer 
weiter vorgefchlagene Aufftellung von Fäffern als 
Reſervoirs des Ürins, wenn nit ein täglicher 
Wechſel derfelben ftattfindet, an den heißen Sommer= 
tagen felbft damit eine gänzlihe Befeitigung ber 
übelen Ausbünftung nicht zu erreichen bleiben. 


2. Grundzüge der Schulbanten-Hygiene, zumähft 
ag en! J 


Vorlage für die Section für Are Geſund⸗ 
heitspflege der 43. Verſammlung deutſcher Natur⸗ 
forfher und Aerzte, September 1869, von Dr. 
©. artentzapp: 
Schulplatz. 

Der Schulplatz ſoll frei, Iuftig, hell, troden, wo 
möglich erhöht gelegen fein, ferne von läftigem 
Geräufche und [hädlichen Uusdünftungen, und mit 
utem Trinkwaſſer verſehen. Er muß hinreichende 

röße Haben für freied Schulgebäude und ges 
nügenden Qurn- und Spielraum; für legteren 
find etwa 3 Quadratmeter auf das Kind zu 
rechnen. Er iſt gut anzufchütten, zu walzen und 
mit gutem SKiesjand zu überfahren, mo nöthig, 
zuvor zu drainiven. Der Zugang zum Schulhaus 
wird gepflaftert, dad Haus mit Steinplatten um⸗ 


geben. 
I. Säulgebäubde. 
1. Die Hauptfagade ift wo möglid nad Süden 
oder Südoften zu richten; 


Zeissenfant, Samm⸗ 

lungen, Conferenzzimmer, Treppen find nad 
Norden zu legen. Für XTrodengeit tft, wo 
nöthig, durch eine Sfolirihicht in den Mauern 
zu forgen. Unter dem Erdgeſchoß foll Keller 
ober Souterrain ſich befinden. 

2. Wo das Schulgebäude für beide Geſchlechter 
dient, follen getrennte Zugänge und Treppen 
angelegt werden. Freitreppen find zu vermeiben. 
Hausthüre und Treppenftufen jollen eine Breite 
von nahezu 2 Metern haben. Die Treppen 
follen aus Stein hergeftellt werben, gegen 2 
Meter breit fein, gelinde Steigung und ge 
nügend breiten Auftritt haben, mit geraden 
Laufen und Podeſten, und zwiſchen ber hin— 
und bergehenden Laufenreihe feine Fichte Deff- 
nung haben. 

Zur Scharreifen und Strohmatten zur Reis 
nigung der Fußbekleidung ift vor Eingang und 

Zrenpe ausreichend zu forgen. 

3. Die Corridors ſollen enigenb (etwa 3 Meter) 
breit, hell, leicht —— ar, der Sicherheit 
halber getwölbt, mit Waflerbeden verjehen, bis 
ur Höhe von 2 Metern in Oelfarbe, für ben 

eft in Leimfarbe angeftrichen fein. Der Boden 
derjelben kann mit Steinplatten, oder ber Ber- 
minberung des Geräufches halber mit ftarken, 
—— mit Del geſättigten Holzdielen be= 
egt werben. 

4 Shulzimmer. Die dem Schulzimmer zu 
gebende Größe und Form hängt größtentheils 
von dem jedem Schüler an Bank und Tiſch 
—— — Flächenraum ab. Hierfür gelten 
“ gende Grundjäge: 
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8. Bulte, Subjellien. 

Zur Verhütung der erwiefenermaßen großen- 
thells durch ſchlecht conftruirte, meiſt zu Hohe 
Schultiſche veranlapten Rüdgratsverkrümmungen, 
Kurzſichtigkeit, Kopfweh und ſonſtiger in geſtörien 
Blutumlauf beruhenden Uebel ift es nothwendig, 
die Beftimmung ber Größenverhältniſſe der ein- 

einen Theile von Tiſch und Bank nicht mehr dem 
ngefähr oder dem Tiſchler zu überlaffen, fie 
vielmehr nad) beftimmten Grundjägen feitzuftellen. 

Zuvörderſt tft anquerennen daß für Schüler 
des verfchiebenften Alters und Wuchſes unmöglich 
diefelben Pulte (Subfellien) gerlanet fein können, 
daß vielmehr jedem Kinde ein feiner Größe ent» 
— Pult angewieſen werden muß. Da 
elbſt in derſelben u unter gleichaltrigen 
Schülern anſehnliche Größenverfchtedenheiten vor- 
tommen, jo muß eine Schule mit 7 biß 9 Klaſſen 
nit nur Tiſche von 7 bis 8 verſchiedenen Grö 
erhalten nach den Klaffen, fondern es müfjen auch 
in jeber Klaſſe wiederum Tiſche von verfchiedener 
Größe (etwa drei Formen) vorräthig fein. Den 
Kindern find deshalb aus gefundheitlihen Gründen 
nad ihrer Körpergröße und nicht nad ihrem 
Wiffen und Betragen die Bläge anzumeifen. Das 
früher übliche, auch von e — hrern bereits 
Bermorfene ertiven kann nicht ferner beibehalten 
werben. 

Die Bant Hat nad; drei Richtungen den For⸗ 
derungen ber Zweckmäßigkeit zu entiprechen. 1. Sie 
ſoll fo Hoc) iiber dem Fußboden liegen, daß, wenn 
der Oberſchenkel auf der Bank voll aufliegt und 
ber Unterſchenkel im rechten Winkel dazu herab» 
bängt, bie ganze Fußſohle auf dem Fußboden 
rubt; oder wo, wie bei den jüngeren Schülern, 
aus NRüdfiht auf den Lehrer Bank und Tiſch 
etwas erhöht werben, foll noch ein beſonderes 
Fußbrett & bis 9 Zoll breit) angebradt fein. — 
2. Das Sitzbrett ſoll eine ſolche Breite haben, 
daß der ganze Oberſchenlel, wenn das Kreuz die 
NRüdiehne berührt, bis nahe an bie Knietehle 
unterftügt ift, alfo je nach dem Alter der Kinder 
eine Breite von 23 bis 28 Eentimeter (9 bis 
41 Boll rhein.), aber auch nicht mehr, weil fonft 
die Kinder vorwärts rutſchen und der Unterftügung 
der Kreuzlehne verluftig gehen. Der vordere 
Rand des Sitzbrettes iſt abzurunden und letzteres 
nach Hinten zu leicht auszuſchweiſen. — 3. Die 
Bank fol mit einer Rüdichne verfehen fein. Cine 
Kreuzlehne zur Unterftügung des Kreuzes auch 
beim Schreiben zur Werhütung des zu weiten 
Rückwärtsrückens des Kreuze und damit zus 
fammenhängender Vorwärtöbeugung des Ober- 
törpers ift jedenfalls erforderlid. Weiterer Er- 
fahrung bleibt e8 vorbehalten, ob eine Unterftügung 
der Schultern durch eine höher angebrachte eigent- 
liche Rückenlehne entbehrt werden kann (wie 
Bahrner, Meyer und Andere meinen) oder 
ob und wie fie herzurichten ift. 

Differenz. Der vordere Rand ber Tiſch— 
platte fol fo viel höher al die Bank fein, daß 
der Ellbogen des frei herabhängenden Armes fo 
eben den Tifchrand berügrt, oder genauer, noch 
einen Heinen Zoll höher fein, indem, wenn der 
Oberarm zum en bes Schreibens vom Körper 
etwas endernt wird, ber ogen nahezu um 
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einen Bol höher zu ftehen kommt. Bei Mädchen 
ift bei gleicher Größe ein weiterer halber Zoll an 
Erhöhung der Tijchplatte zuzugeben, indem ſoviel 
etwa ihre Röcke auftragen. 

Die in den meiſten Schulen noch vorfommende, 
bis zu 6 Zoll, je noch mehr reichende wagerechte 
Entfernung (Diftanz) ded inneren Randes der 
Tiſchplatie von dem inneren Rande des Sigbrettes 
der Bank ift, da hierdurch beim Schreiben, ebenſo 
wie durch eine zu große Differenz ,„nothiwendig 
eine ſchlechte Haltung des Schülers hervorgerufen 
wird, uubebingt zu verwerfen. Doch bleibt fernerer 
Unterjuhung bie Entſcheidung vorbehalten, ob 
1. eine geringe Diftanz von 1 bis 2 Bol ge 
tattet, oder ob fie 2. gänzlich ausgeglichen werden 
ol, jo daß die inneren Ränder von Tiih und 

ank in gleicher fentrechter Linie ftehen, oder ob 
3. der Gigbrettrand etwa einen Zoll unter 
den Tiſchrand vorragen joll. 


Die Zifhplatte fol eine genügende Breite 
aben, je nad dem Witer der Kinder 0,38 bis 
46 Meter (14! = 17 Boll rhein.); gur Erzielung 

eines befferen Sehmintelö fol die Tiichplatte 1?Je 
bis 2 Bol rhein. Neigung erhalten; bei ftärterer 
rutjchen die darauf liegenden Gegenftände zu leicht. 
Dem oberiten 3 bis 4 Zoll breiten Theil giebt 
man am beiten eine wägerechte Lage mit AÄus— 
tehlung für Bleiſtifte u. dgl. und mit dem Raum 
für eingelafjene Zintenfäfler. Eine etwa 1 Bol 
hohe, den Tiih überragende Leite ſchließe den 
oberen Tiſchrand ab. 

Jedem Schüler ift diejenige Länge von Bant 
und Tiſch zuzumeifen, welche der Entfernung beider 
Ellbogen entipricht, wenn der Schüler mit beiden 
auf die Tiſchplatte aufgelegten Vorderarmen zum 
Schreiben bequem bereit Ihr. Es ift dies eine 
Xänge von 50 biß 60 GCentimeter, 19 bis 23 Zoll 
rhein. Diefe reiht aus, zumal wenn an jeden 
Pult nur 2 Schüler zu figen kommen und dieje 
re 1 bis 1,20 Meter de und Banklänge er⸗ 

alten. 

Tiſch und Bank müflen, damit jene Größens 
verhältniffe ftet3 gleich bleiben, zu einem feiten 
au verbunden fein. Es empfiehlt fic) der feiten 

tellung halber, Die Schwellen, worauf das Pult 
ruht, mit vier breiten Füßen zu verjehen. 

Dem Pult, Subſellium, fol eine größere Länge 
nicht gegeben werden als für zwei Kinder. Die 
Einfagkait und die Sicherheit, gleihmäßige Arbeit 
zu erhalten, laſſen es übrigens räthlich erſcheinen, 
die Pulte für die verſchiebenen Kiaſſen nicht in 
allen angegebenen Richtungen in verjchiedenen 
Größenverhältniffen, vielmehr ſämmtliche Bulte 
einer Schule mit Ausnahme der Differenz jowie 
der Breite der Bank und der Höhe des Zußbrettes 
nad) den für ältere Kinder nothivendigen Maßen, 
pagegen ank nebſt Lehne nnd Fußbrett in ver- 
ſchledenen Größen und verſchiebbar herzuſtellen. 


b. Flächen raum. 


Auf dieſen Grundlagen der Breite und Tiefe 
der Pulte können wir nun zur Ausrechnung des 
erforderliden Flächenraums des Schulzimmers 
fchreiten. 
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für, Jüngere für ale 
Nehmen mir eine Breite 
der Zifchplatte von . . . 
Nehmen wir eine Breite der 
ne von... 
Nehmen wir für Rüdiwärts- 
biegung der Rücklehne 
in Unfprud, fo erhalten wir 
für jeden Schüler eine 


iefe des ihm beftimmten 
Raumes von .... 


38 bis 45 cm 
22 6828 „ 
6 bis 8 


66 bis 81 cm 


= 2,1 bi8 2,6 chein. | © 


Stehen je Nenen zweiſitzig tige Bulte Hinter ein- 
ander und je vier durch Gänge getrennt neben 
einander (wobei dem Den zunächſt einige weg⸗ 
fallen), ſo erhalten wir: 


a. für die Länge des Zimmers: 
für für 
unterſie Klafje oberfte Klaſſe 


für Raum für Lehrer, 
Zafel und vorderen 
Gn .... 2m 2 m 
für 7 Schülerreihen 
14 x 0,66 und 
x081)... 462 u 5,67 u 
für hinteren Gang A — rn Ka 


7,33 m 8,67 m 
= 23,36 ch. 27,61° ch. 


b. für die Tiefe des Zimmer: 
ür Länge von vier 
Bulten . . 4 
für 5 Gänge zwi chen 
und neben den Bul- 
ten (von welchen der 
an den Fenftern 30, 
ber an der Innen⸗ 
wand 90, die übri- 
60 cm breit feien) 3 „320, 
7 md um 
= 22,30° xh. 25,48’ ch. 


Nimmt man aber 3 Reihen mit je 8 Pulten 
Hinter einander, fo werben folgende Zahlen er- 


m 4,80 m 


forderlich: 
Länge: 
Raum für Lehrer, 
Tafel und vorderen 
Gang & 2m 2 m 
Raum ir 8 Schüler 
teen . . 528, 648 „ 
Raum für Sinteren 
Gang 9 072, 102, 
8 m 950m 
= 233,48 15. 30,266. | 
Tiefe: 


Zänge von brei zwei⸗ 


figigen Bulten . 3 m 3,60 m 
4 Gänge zwijchen und 
neben den Bulten*) 240 „ 250, 
5,40 m 6,20 m 
= 17,20° rh. 19,75° rh. 
. 
und —R — I lat in An a ne SR 
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Wir erhalten ſonach einen eig für ein 
Schulzimmer von 1 elle 
für füngere für ältere 
Säüler 8 
bei. 7 Reifen zu adit = 
Schülern (8 Sige 


eat) R is 2 51,31 qm 69,36 qm 
eihen zu ſechs 
Schülern a — 43,0 „ 58,90, 


Wenn man für die Pulte auch der unteren 
Klaſſen bie Größen der für die oberen Klaffen 
orberlihen annimmt, muß man in jenen 
Klaffen natürlich auch den Flachenraum der obes 
ten beibehalten, was überdies ben Bau von 
Säuiäufern mit vielen Klafjen in der Regel jehr 
erleichtern wird. 

Diefe — —— zu einem be 
quemen zu raſcher Bewegung von und zu 
den Sigen aus, bieten bem rer eine leichte 
und volle Ueberficht der Kinder und geftatten bei 
richtig angebrachten Fenſtern eine vonftändige Be 
leuchtung des Bimmers. Ein Flächenraum von 
70 Quadratmetern, 700 Duabratfuß rhein., er- 
feine Fa ein Schulzimmer mit 48 ülern, 

Quadratmeter oder 14 Quadratfuß für 
Schüler ausreichend. 


c Kubifher Raum. 

Der tubiſche Raum ergiebt ſich aus ber Grund⸗ 
fläche und der Höhe des Zimmers. Es ein 
anz fruchtloſes Bemühen, bie Höhe der Zimmer 
oder auch deren Grundfläche) in der KHüdficht 
reftftellen zu wollen, daß ein halbes Hundert 

enſchen während mehrerer Stunden darin bei 
Ki og nftern verweilen und fih nad) 

Ber diefer Beit noch in einer autenze pirablen 

befinden könnten. Der Verbrauch des 
— an Sauerſtoff der Luft und feine Aus⸗ 
fceibun; — Kohlenſaure und — nachthei⸗ 
ligen ften iſt fo —— daß die Erfüllung 
jener Forderung unmöglich iſt. Hierzu kann nur 
eine tünftliche, energil ße ufterneuerung oder 
das Deffnen der Fenſier zwifchen allen einzelnen 
Stunden, während die der das Bimmer ver: 
laſſen, hinreichen. Bei —— der Zimmer⸗ 
höhe hat man is demnad) weſentlich von ande⸗ 
ven baulichen Rüdfichten leiten zu laſſen. Mit 
einer Höhe von 4 bis 4'/. Meter wird allen An- 
forderungen zur Anbringung Hoher Fenſter, welche 
das Zimmer bis zur Innenwand vollftändig er- 
feuchten, genügt. Etwa 9000 Kubitfuß rhein. 
(2:0 Kubikmeter) für eine Klaſſe mit 48 e 

ober 180 Kubikſuß (b*/s Kubikmeter) 

einen Schüler find ald ausreichend zu ee 
Eine größere Höhe wird unnöthige Koften ver- 
anfafien, bie Stimme bed Lehrers zwediod er- 


neusten. Das Schulzimmer fol durch 
an einer der Langfeiten angebrachte Fenſter fein 
Licht erhalten und zwar fo, dak ed den Kindern 
von ber linken Seite zieht. Es — dabei feſt⸗ 
uhalten, daß zu viel Kit nicht geboten werben 
ann. Die After jollen daher jo ne und I“ 
zahlreich als möglich fein, zumal m 
an bie Dede heran und bis zur — 
hinabreichen. Pfeiler ſollen ſchmal und nach 
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innen abgeſchrägt fein. Auf je 1 Ouabratfuß 
Bimmerbobden follen etwa 30 Quadratzoll rhein. 
und auf jeden Schüler 360 bis 400 Quadratzoll 
(etwas über %/4 Duadratmeter) Glasraum kommen. 

Zur Milderung grellen Sonnenlichtes dienen 
innerhalb und noch beffer außerhalb der Fenſter 
angebradte Rouleaux, Marquifen von ungebleichs 
ter Leinwand. Weußere durchbrochene Holzläden 
haben für die Lüftung den Xortheil, daß ſelbſt 
bei Regen und während ber Nachtzeit die Fenſter 
geöffnet bleiben können, verbunfeln aber leicht zu 
viel und bienden, wenn bie einzelnen Brettchen 
fi) nicht richtig deden. Im Gebirge und ander 
See wird man Borfenfter nicht gut entbehren, 
wie fie auch in der Schweiz heimlich allgemein 
find. Einzelne Fenfterjheiben find zum Deffnen 
einzurichten. — Bu künftlicher Beleuchtung eignet 
fi, wo Gas fabrieirt wird, dies vor allen an— 
deren Mitteln. Auf etwa ſechs Kinder ift eine 
Gasflamme zu rechnen. Diefe ift mit Cylinder 
und einem theilweife das Licht durchlafjenden 
Schirm zu verjehen. 

Heizung. Bei irgend größeren Schulbauten 
ift eine Centralgeizung, mit welder zugleich, 
wenn möglich, künſtliche Bentilation zu verbinden 
ift, einzurihten. Wo Defen hergeitellt werben, 
follen % nit eiferne, fondern Thon- oder Mans 
telöfen, möglihft groß fein und vom Bimmer 
aus geheizt werden. Der Wärmegrad bed Zim- 
merd fol 15 bis 16° R., 10 Fuß vom Dfen ge 
mefien, nicht überfteigen und mittelft eines im 
jedem Zimmer anzubringenden Thermometers 
durch den Lehrer controlirt werben. 

Bentilation. Weber die in diejer Weiſe 
dur den Ofen abgeführte Zimmerluft, noch die 
direct von außen zwijchen Mantel und Ofen ein- 
geführte frifche Luft reichen zu genügender Ven⸗ 
tilation bin. Eine in Bezug auf Luftmechfel, 
Einfachheit und Wohlfeilheit befriedigende künftliche 
——— iſt noch nicht I Jedes 
neue größere Schulgebäude ſollte nichts deſto we⸗ 
niger das jeweil als das beſte erkaunte Syſtem 
einführen. Bu weiteren Verſuchen empfehlen ſich 
namentlich Pettenkofer's Einrichtung in Muͤn⸗ 
chener Schulen und andere Impulſionsmethoden. 

Fußboden. Um Schmug und den für Augen 
und Zungen den Kinder jo jhädlihen Staub zu 
verhüten, empfiehlt es fi, den aus ftarlem Hola, 
am beften Eichenholz, eftellten Fußboden mit 
heißem Del zu tränten. — wird die Rei⸗ 
nigung des Fußbodens mit Wafler ſehr erleichtert, 
ohne Nuſſe auf Boden oder in Luft zurüd zu 
ih und der Fußboden ſelbſt wird beſſer con= 
jerpirt. 

Die Wände follen etwa cin Meter hoch vom 
Zußboden an mit Holzgetäfel verjehen, im Uebri- 
gen in einem hellen, matten Ton in Leimfarbe 
angeftrigen und letzterer jährlich erneuert werben. 

Kleiderzimmer. Um ben von den burd- 
näßten Oberfleidern herrührenden ſchlechten Geruch 
dem Schulzimmer - fern zu halten, foll neben 
jedem Bimmer ein gut gelüftetes und En 
Gema: zur Aufnahme der Oberlleiver, Kopfe und 
Zußbefleidung und Regenſchirme beftehen. Es 
muß einen Zugang aus dem Schulgimmer und 
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einen nur am Schluß der Schule zu öffnenden 
Ausgang nad) dem Corridor haben. 

Abtritte und Piſſoirs. Die Abtritte find 
möglichft Hell und luftig zu Halten, in der Regel 
wenigſiens in Knabenſchulen, außerhalb des — 
zu verlegen und dann mit dem Hauſe durch einen 
bedeckten San u verbinden. Änderenfalls find 
fie immerhin nofern aus dem Haufe zu rüden, 
daß fie fih in einem vollftändigen Vorſprung 
finden. Yür jede Klaffe find 1 bis 2 Sige, für 
die Lehrer getrennte Einrichtungen zu beichaffen. 
Wenn eine Stadt Schwemmlanäle und reichlihe 
Waſſerverſorgung Hat, empfehlen fih in erjter 
Linie Waſſercloſets, in den engliichen Schulen, 
Bahnhöfen zc. hinreichend bewährt. Bei guter 
Waſſercloſeteinrichtung kann auch von der Ver— 
legung der Abtritte aus dem Hauſe abgeſehen 
werden. Wo Waſſercloſets nicht einführbar find, 
empfiehlt fi ein gutes Tonnenfyftem und zwar 
mit Tonnen zur Scheidung der flüffigen und 
En Theile. Die Tonnen find derart aufzu= 
tellen, daß eine Berunreinigung ded Bodens un- 
möglich und die nothwendige, häufige Entfernung 
erleichtert wird. Nicht durch Desinfection, ſon⸗ 
dern durch gelgnete baulihe Herrichtung find 
übelriehende Ausdünftungen zu verhüten. Grus 
ben find unbedingt zu Vemerten. 

Die Piſſoirs find jedenfalls in den Hofraum zu 
verlegen und zumal nad) oben und born mög— 
lichſt — zu erhalten. Die den Urin auffan- 
gende Wand fei emaillirter Schiefer oder Cement 
und mit Wafjer beipülbar, die Rinne ebenfo; die 
Füße der Kinder follen durch eine ſchräge, ſchmale 
Schutzplatte vor Berunreinigun, geisügt werben. 
Der Urin je durch die Rinne in die Schwenms 
canäle fließen, wo dieſe nicht beftehen, in ver- 
fentte, oft zu wechfelnde Tonnen. Die Zahl der 
Piſſoirs, weil fie Berzugsmeiie gleichzeitig in ben 
Pauſen zwiihen den Stunden benußt werden, 
belaufe fi für jede Klaſſe auf zwei bis drei; 
hieraus ergiebt 1a die Länge der Anlage. Die 
Tiefe ber Piſſoirs fei mur eine geringe, etwa 
70 Eentimeter. Die Thüre beginne ?/, Meter 
über dem Fußboden und habe eine Höhe von nur 
% Meter, jo daß Unterfchentel und Schultern von 
außen fihtbar bleiben. 

Die inneren Wände der Abtritte und Piſſoirs 
mit rauhem Bewurf und dunklem Anſtrich zu 
verjehen, erjheint bei forgfältiger Ueberwachung 


unnöthig. 
Pen —— 

8 iſt ſehr empfehlenswerth, daß jede ſtädtiſche 
Schule ihre eigene Turnhalle erhalte. Nur oje 
durch kann ber Turnunterriht aud zwiſchen bie 
anderen Unterrichtögegenftände verlegt werden, 
auch den Mädchenſchulen zugängig bleiben. Eine 
Länge von 20 bis 25, eine Breite von 8 bie 9 
Metern reiht bei einer Schule von 400 bis 500 
Kindern vollauf Hin. Große hochreichende Fenſter 
haben Licht und Luft zu geben. Der etwas hohl⸗ 

jelegte Boden beftehe aus ftarfen eichenen Boh- 
en. Die feititehenden Turngeräthe ſollen ſich in 
einem Ende ber Halle befinden. 

Da die Halle nicht zur Aufnahme ſämmtlicher 
Kinder zwiſchen den Untı töftunden bei ſchlech⸗ 
ter Witterung dienen kann, ift für dieſen Bmed, 
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wo möglig an einer Mauer des Spielplages, 
für einen einfachen bedediten Schuppen zu jorgen. 


IV. Le —— — 

Die Geſundheitspflege hat keinen Werth darauf 
zu legen, ob dem Oberlehrer und feiner Familie 
In der Nachbarſchaft oder in dem Schulgebäude 
elbſt Wohnung angewieſen oder auf demfelben 

lag ein bejonderes Wohngebäude errichtet werbe; 

ierbet find bauliche und pädagogifche Gründe ents 
heidend. Es kommt vor allem darauf an, daß 
der Oberlehrer während der Schulzeit im Gebäude 
anweſend fei. 

V. Im Intereſſe der öffentlichen Gefundheits« 
pflege in den Schulen empfiehlt ſich möglichft 
v — Fortführung der von Becker, Cohn, 
Fahrner, Guillaume, Zwez und Anderen 
vorgenommenen Ermittelungen: 


1. der Größe der einzelnen Kinder nach ihrem 
Alter, jo wie der einzelnen Gliedtheile, Ober- 
törper, Unterfchentel u. f. w.; 

2. Der vorlommenden Krankheiten und Ges 
brechen nach Schulklaſſen, namentlih: a) 
Kurzſichtigleit, b) Rüdgratöverfrümmungen, 
o) —— und Naſenbluten, d) Störungen 
des Blutuinlaufs und der Blutmiſchung; 

3. des Einfluſſes der verſchiedenen Pultdimen- 
are auf gute Haltung und fonftige Ge— 
unbheit der Kinder; 

4, der jweckentſprechenoſten Größenverhältnifje 
der einzelnen Theile ber Schulpulte. 

Aerzte und Lehrer werden Hiermit aufgefordert, 

beizutragen, das Material zur Entſcheidung ber 
einjchlagenden Fragen zufammen zu bringen. 


8. Ueber gewifie die Gefundpeit benachtheiligeude 
: FH * Schulen. . 


Die feit Jahren in die Deffentlickeit getretene 
Frage über die ſchädlichen Einflüfle der Schule 
auf die Gefundheit ber Jugend iſt feit einiger 
Beit, namentlich von Yerzten, aus ihrer Allgemein- 
heit in die Betrachtung der Einzelerfheinungen, 
ſowohl was die Formen der Krankheiten, als die 
fie bewirtenden Urfachen betrifft, Hinübergeführt 
worben. Bei jeder derartigen Beröffentlihung 
von oft nicht unter fich übereinftimmenden Beob⸗ 
achtungen, Anfichten und Anforderungen trat an 
die Unterrichtsverwaltung die Aufgabe heran, ehe 
fie auf Anordnung von Abhülfen t nehmen 
konnte, das Thatſächliche und Mögliche aud) vom 
wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus objectiv darge⸗ 
ſtellt und zuſammengefaßt zu ſehen. Mit der Löſung 
dieſer Aufgabe wurde von dem Herrn Unterrichts⸗ 
mintfter der Herr Profeſſor Dr. Birch om in Ber⸗ 
lin beauftragt. Das von ihm abgegebene Gutachten 
aus dem Jahre 1869, welches auch als befondere 
Schrift bei ©. Reimer in Berlin erſchienen tft, 
wird bier veröffentlicht, um daſſelbe namentlich zur 
Kenntniß der in päbagogticer Beziehung vozugs⸗ 
weiſe betheiligten Kreife zu bringen. Ueber die 
von bem Berfafjer vorge lagenen abminiftrativen 
Maßnahmen bleibt der Ey noch vorbehalten. 

„Die nachtheiligen Einflüfje der Schulen auf die 
Geſundheit der Schüler Haben nameuntlich fett dem 
Ende bes vorigen hunderts kr vielſach die 
Aufmerkfamteit von Werzten und Erziehern auf 
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fh se en, und zwar bald in diefer, bald in 
jener Richtung, ohne daß fie jedoch in der Regel 
in einer ftrengeren, wirklich wiſſenſchaftlichen Weiſe 
geprüft wurden. — 

Erſt eine ausgedehnte, wiſſenſchaftlich fichere, 
vergleichende GStatiftit macht es möglich), mit 
aller Buverficht zu urtheilen, welche Uebel oder 
Krankheiten durch die Schulen hervorgebracht wer⸗ 
den, und welde Wittel zu ihrer Vorbeugung zu 
ergreifen find. Wo dieſe Unterlage fehlt, giebt 
es freilih immer noch gewiſſe Be ger gültige 
wiſſenſchaftliche Regeln, welche auf die Schulen, 
wie auf andere Einrichtungen der Geſellſchaft anzus 
wenden find, aber es läßt ſich nicht leugnen, daß 
bei ihrer Anwendung fehr leicht wichtige Berhält- 
aife überfehen oder falſch veranfhlagt werben 

innen. 

Der nachfolgenbe Bericht wird fi) bemühen, 
die thatſächlich feftgeftellten Uebel von den 
blos geiashten for fette zu trennen. 

In Bezichung auf Buverläfligteit der thatfäch- 
lien Feitftellung ftehen obenan: 


1) die Augenübel, insbefondere bie 
Kurzſichtigkeit. 

Die erſten, freilich noch ungenauen und in keiner 
Weiſe methodiſchen Verſuche, die ſchon früher 
ſchäzungsweiſe angenommenen Einflüſſe der Schulen 
auf die Entwidelung von Kurzſichtigkeit ſtatiſtiſch 
feftzuftellen, wurden im Anfange dieſes Jahrhun⸗ 
dert3 von dem Engländer Ware unternommen. 
Seitbem find in verfchiedenen Ländern des Con— 
tinents, insbefondere auch in Deutſchland, ähnliche 
Nahforfhungen, zum Theil amtlih, zum Theil 
durch Privatperfonen, jedoch faft nirgends folge 
richtig und ſyſtematiſch, veranitaltet worden. Erft 
die Unterjuhungen des Dr. Hermann Cohn in 
Breslau haben, ſowohl was die Bahl ber dazu 
herangezogenen Berfonen, als auch was die Me- 
thode und die Sorgfalt der Beobachtung betrifft, 
eine den Anforderungen der heutigen Wiſſenſchaft 
entfprechende Geftalt angenommen, und fie fönnen 
daher als überaus wichtig, ja in einer gewiffen 
Weiſe als entfcheidend angejehen werben. 

Cohn Hat feiner größeren Arbeit die Ergebniffe 
von Unterfuhungen der Schulen in fünf Dorf: 
hulen zu Zangenbielau, ſowie in 20 Elementar- 
hulen, 2 höheren Töchterjchulen, 2 Mittelfchulen, 
2 Realihulen und 2 Gymnafien_in Breslau zu 
Grunde gelegt. Ron 10,060 Schülern hat er 
6059 fact der Vorunterſuchung unterzogen, wäh- 
rend bei den übrigen bie Lehrer nach feinen Bor- 
ſchriften die Vorunterfuhung anftellten. Neuerlich 
bat Cohn aud no 410 Breslauer Studenten 
in Sr auf ben Zuftand ihrer Augen genau 

eprüft. 

5 Gleichzeitig iſt überall da8 Lebensalter, die 
Schulzeit, die Einrichtung der Schullocale feft- 
geftellt, das Verhältniß der Augenübel zu dieſen 
verfchiedenen Momenten berechnet und unter Dar- 
Iegung bes gewonnenen Materials in allen feinen 
Einzelheiten eine fo fiere Grundlage für die 
wiſſenſchaftliche Prüfung geliefert, wie fie kaum 
in einer verwandten Ridtung ihres Gleichen finden 


dürfte. 
Als Geſammtergebniß ftellte fi Heraus, daß 
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unter jenen 10060 Schülern 17,1 pCt. nicht nor= 
malſichtig waren, daß aber Ießtere Zahl ſich ſehr 
ungleich vertheilte, nämlich folgendermaßen : 


in den Dorfſchulen 5,2 pCt. 
nn Stäbtlihen Elementarjchulen 14,7 „ 
Daher Zäch rſchul ie 
„n erſchulen In 
„» „ Realichulen Al nm 
v» „ Gymnafien 317 u 
Unter den 410 Studirenden fanden fi jogar 


68 pCt. nicht normalfichtig (ametroptich). 

Läßt man nun aud) die Hyperopie, den Aſtig⸗ 
matismus und die wirklichen Yugen frantheiten, 
als hier zunächſt meniger wichtig, hinweg, und 
hält man fi nur an die eigentliche ſichtigkeit 
Myopie), ſo kommt doch auch hier das betrübende 

gebniß zu Tage, daß im Ganzen beinahe 10 pCt. 
Kurzſichtige unter den Kindern waren und zwar 


in den 

Dorfſchulen 1,4 pCt. 

a een 9 * 

öheren Töchterſchulen 7,7 „ 

Wittelfäulen 103 „  ) Stabtiäuen 
Realihulen 197 , Are 
Gymnaſien 262 „ 

dazu Studenten 60,0 


igt ſich ſchon Hier im Großen ein regelmäßiges 
Anfteigen, fo wiederholt ſich dies in überrafchenber 
Weiſe bei der Einzelrechnung jeder Schulanftalt 
nad ihren Klafien. Es mag bier genügen, die 
Mlafjen der ftädtifhen Elementärſchulen und ber 
Gymnafien anzuführen: 

vLvWw UL U 1 

Elementarfhulen 29 41 98 98 
Gymnaſien 12,5 18,2 23,7 31,0 41,3 55,8 

Man kann daher das ungünftige Urtheil des 
Dr. Cohn leider nicht antaften und zwar um fo 
weniger, als er durch umfangreiche tabellarifche 
Nachweiſe darthut, daß nicht mur die Zahl der 
Kurzfictigen von Klaffe zu Klaffe zunimmt, fon= 
dern aud) ber Brad der Kurzfichtigfeit ſteigt. Nur 
die Töchter und Mittelfhulen machen in letzterer 
Beziehung eine Ausnahme. Die Myopie in uns 
ſeren Schulen ift aljo im Ganzen progreffiv; 
fie hat jenen gefährlichen Bang, der nach und naı 
zur wirklichen wachſichtigkeit führt. 

Mit Recht verwahrt fi Dr. Cohn dagegen, 
dag man ihm nicht die Meinung zuſchreibe, die 
enorme Verbreitung der Myopie unter den Schul- 
tindern ſei ti und ausſchließlich der Schule 
zuzuſchreiben. Offenbar wirken aud außerhalb 
der Schule, felbft im elterlihen Haufe viele un⸗ 
günftige Umftände ein. Um in diefer Beziehung 
zuverläffige Materialien für das Urtheil zu ges 
winnen, würde es nöthig fein, auß anderen Kate 
gorien der Bevölkerung, 3. B. aus den reifen 
der Lehrlinge und Gefellen parallele Altersklaſſen 
zur Unterfuhung zu bringen. Un folhen ver- 
gleihenden Ueherfdten fehlt e8 bis igh Nichts⸗ 
deſtoweniger kann man mit voller Beſtimmthelt 
ſagen, daß die Altersklaſſe, zu welcher die Pri⸗ 
maner der Gymnaſien gehören, nicht Durchfchnittlich 
55—56 p&t., die der Studenten nicht 60 p&t. 
Kurzſichtige enthält. Und wenn man auch zus 

efteht, daß ſchlechte Beleuchtung, enger Drud und 
Eine Handichrift, vorgebeugtes Sipen u. |. f. aud) 








bei den häuslichen Arbeiten fehr ungünftig eine 
wirken, jo muß man dod einräumen, daß ein 
großer Theil diefer Nachtheile aus Gewohnheiten 
der Schule in das Haus herübergebracht wird, 
um mindeften, daß die Schule dem Auflommen 
— Gewohnheiten in dieſer Beziehung nicht 
wehrt, daß fie einzelne vielmehr geradezu 
ördert. 

Dr. Cohn hat außer der Frage der Beleuch—⸗ 
tung und ber Helligkeit des Schullocald haupi⸗ 
ſächlich die Subfellien, d. h. Tifh und Bant, einer 
eingehenden Prüfung unterworfen, und er hält 
fi für berechtigt, fie als pofitiv ſchädlich in ihrer 
gegenwärtigen Einrichtung zu verwerfen. In Folge 
dieſer Einrichtung feien die Schüler genöthigt, die 
Schrift in großer Nähe und bei vornübergebeugtem 
Kopfe zu betrachten. Dadurch werde einerjeit3 
eine ftärkere Thätigfeit des Accomodationsmuskels 
tm Auge nöthig und diefe bedinge hinwiederum 
eine Zunahme des hydroſtatiſchen Drucks im hin⸗ 
teren Theile des Augapfels und eine Verlängerung 
ber Lage des Auges nad; Hinten; andererjeits ent» 
ftehe durch die bei vornübergebeugtem Kopfe ein⸗ 
tretende Hemmung des Rüdfluffes des Blutes vom 
Auge eine Veberfüdung de3 Augapfels mit Blut, 
welche ebenfalls den Drud im Hintergrunde des 
Auges erhöhe. Beide Umftände zujammen fein 
die rfade der Kurzfichtigkeit. 

Diefe Argumentation ift im Ganzen unzmweifel- 
aft richtig, wenngleich fie a in allen einzelnen 
heilen zweifellos erſchent. ®onders (On the 

anomalies of accomodation and refraction of 
the eye. Band 1864 ©. 343) fließt die Ver- 
längerung des Augapfels ala Folge der Accomo- 
dationsthätigkeit ganz aus, obwohl er die gäufig- 
keit der Kurzfichtigleit in den gebildeten Klaſſen 
ausbrüdlic durch die Anſpannung des Auges für 
nahe Gegenftände erflärt. Für ihn find drei Ur- 
ſachen entfcheidend: 

1) ber Drud der äußeren Augenmuskeln auf 

den Yugapfel bei ftarfer Convergenz ber 


Sehazgen; REN 

2) der erhöhte Drud der Flüffigkeiten in Folge 
der Anhäufung von Blut im Wuge bei ges 
beugter Stellung; 

3) congeftive Zuftände im Augenhintergrunde. 

Je ſchiechter die Beleuchtung, um fo ftärfer 
treten dieſe Urfachen in Kraft; denn um fo mehr 
muß ber Gegenftand dem Auge genähert werden, 
unb daraus Yoigt ſowohl die Mäctere Convergenz, 
als die Zunahme des Blutdrudes. 

Es ift erſichtlich, daß diefe Erklärung auf den 
vorliegenden Fall ebenfo paßt, wie bie vorher er- 
wähnte. Wenn als feftitehend anzunehmen ift, 
daß die Kurzfichtigteit (Myopia) auf einer Ver— 
längerung der Augenaxe beruft, und daß große 
Annäherung des zu betrachtenden Gegenftanbes 
bet vornübergebeugtem Kopfe und vorzüglich bei 
unvolltommener Beleuchtung nad und nad eine 
ſolche Berlängerung hervorbringen kann, fo wirb 
man einer unzwednäßigen Eineictung der Subs 
jelien um fo mehr eine derartige Wirkung zus 
fehreiben müflen, als bie unbewegliche Stellung 
der Tifchplatte und der Bant den Schüler zwingt, 
das Auge dem Gegenftande zu nähern und ihm 
nit die Wahl läßt, ob er etwa den Gegenftand 


42* 


bem Auge nähern wolle. Höchſtens beim Leſen 
läßt ſich in diefer Beziehung eine gewiſſe Freiheit 
gewähren; beim Schreiben, Rechnen, Zeichnen ift 
dies nicht möglich. 

2) Eongeftionen bes Blutes zum Kopfe. 

Schon in dem vorhergehenden ſchnitte iſt 
davon geſprochen worden, daß die vornüberge⸗ 
beugte Haltung des Kopfes Congeſtionen hervor⸗ 
ruft; fie erflären fi) dadurch, daß durch die Bie— 
gung des Halſes bie Blutabern des leptern, welche 
das Blut vom Kopfe zur Bruft zurüdführen ſollen, 
ae werden. Enganliegende Kieibungsſtücke 

egünſtigen natürlich eine folde Bufammendrüdung 
in hohem Maße, 

Andere Umftände wirken in gleicher Richtung. 
Bei einer vornübergebeugten Stellung des Kopfes 
wirb naturgemäß auch der Rumpf nach vorn ge- 
beugt und zwar um fo mehr, als die Tiſchplatte 
niedrig if. Daraus —— eine gewiſſe 
Zuſammendrückung des Bauches, und Diele hat 
ihrerfeit3 wieder eine Behinderung der Thätigkeit 
des Zwergfelles, des mädhtigften Einathmungs⸗ 
muslels, im Gefolge: Unvon'tändi es Einatymen 

indert aber den Rüdfluß des Blutes aus den 
dern des Halfes in die Bruft, wohin es doc 
zurückkehren ſollie. 

Dazu kommt, daß bei angeſpannter Aufmerkſam⸗ 
keit an ſich das Einathmen unvollſtändig geſchieht, 
um fo unvollſtändiger, je weniger durch eigenes 
Sprechen bag Athmungsbedürfniß unmittelbar an= 
geregt wird. So erflärt es fi), daß bei längerer, 
gleihmäßiger, und namentlid ruhiger Anfpannun 
bes Geifted nach einer gewiffen Zeit das Bedürfnil 
tieferer Einatymung und bei ſchwachen oder er- 
mübeten Berfonen die Neigung des Gähnens, als 
der natürlichen Form der tiefften Einathniung, 
eintritt. 

Alle diefe Umftände be; fnftigen die fogenannte 

affive oder mehaniige ongeition, ins 
jofern fie den Rüdfluß bes Blutes in die Adern 
(Venen) hindern. Es giebt aber in der Schule 
auch eine fehr wirkſame Urſache für fogenannte 
„active Congeſtionen“ zum Kopfe, d. h. für 
vermehrten Zufluß des Blutes durd die Schlag- 
abern (Arterlen) und das ift eben die angeftrengte 
Thätigleit des Gehirns. Durch feine Beziehungen 
zu den Gefähnerven ift diefes Organ im Stande, 
nicht blos eine vermehrte Thätigkeit des Herzens, 
fondern aud eine Erweiterung der Schlagadern 
u bewirken, welche fih in einem vermehrten Bu- 
Iromen von Blut zum Kopfe kenntlich macht. 

öthung des Gefichts, der Ohren, des Auges 
tönnen unmittelbare Beiden davon jein, indeß 
ift es befannt, daß bei höherer Erregung zuweilen 
gerade umgelehrt Bläffe des ſichts eintritt, 
welche auf einer verlängerten Zuſanimenziehung 
und ®erengerung ber Blutgefäße beruht. Dieje 
äußere Bläffe, melde übrigens nicht ſelten mit 
ftarfer Röthung der Ohren verbunden ift, beweift 
keineswegs eine gleiche Bläfje des Gehirns, viel⸗ 
r kann das legtere gerade fehr blutreich fein, 
während bie Wangen erblafien. 
inter den verſchiedenen Uebeln, welche aus diefen 
theils paffiven, teils activen Congeſtionen hervor⸗ 
gehen, haben in der legten Zeit drei Gelegenheit 
zu ftatiftifchen Unterfuchungen gegeben. 
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Dr. @uillaume und Th. Beder berichten 
Folgendes: 

t) Kopfweh. Guillaume, welcher bafjelbe 
geradezu ais Cephalalgie soolaire bezeichnet, fand 
unter 731 Schülern des Collöge municipal von 
Neufcatel 296, alfo über 40 pCt., welche Häufig 
an Er och litten (Hygiöne scolaire. Gönsve. 
p- 33, 77). 

Die Mädchen waren demjelben ſtärker ausgeſetzt 
als die Knaben, denn bei 1 fanden fid 51, 
bei dieſen nur 28 pEt. ie jüngeren Eleven, 
namentlich unter den Knaben, litten ganz bejonders. 

Beder (Luft und Bewegung zur Geſundheits⸗ 
pflege in den Schulen. ranfjurt a. M. 1867 
©. 12) unterfuchte 3564 Schüler und Schülerinnen 
fämmtlicher öffentlicher Schulen zu Darmitabt und 
Beſſungen, fowie dreier Privatſchulen zu Darm- 
ftadt; davon litten 974 ober 27,3 pCt. mehr ober 
weniger an Kopfweh. Die fpeciellen Tabellen find 
leider unvollftändig mitgetheilt, indem darin nur 
die Procentzahlen, dagegen nicht die wirklich ge= 
fundenen Zahlen aufgeführt find. Es fcheint ſich 
als Gefammtergebniß daraus herauszuftellen, daß 
in den Stadtſchulen, zumal bei den Knaben, die 
unteren Klaſſen eine größere Zahl von Leidenden 
enthalten, während in den höheren Schulen (Gym⸗ 
naſium, Höhere Töchterfchule) gerade die oberen 
Klaffen ein fehr ſtarkes Eontingent ftellen. In 
der Prima des Gymnaſiums Hagten 80,8 pCt. 
über Kopfweh. 

Beder folgert aus feinen Zahlen, was nicht 
ganz zuteifft, daß die Zahl in den erften Schuls 
jahren am geringiten jei und mit bem längeren 
Schulbeſuch, der größeren Stunbenzahl und der 

eforberten geiftigen Unftrengung zunehme, 
nfemomert erwähnt er zu enge — 

Es muß jedoch erwähnt werben, daß noch ein 
anderer Umſtand in racht kommen lann. 
Deville und Trooft (Compt. rend. des séanoes 
de Yacad. des scienoes. 1868. 13. Januar) 
fanden, daß durch rothglühendes Eifen verſchiedene 
Gafe, insbefondere auch Kohlenoryd, hindurch⸗ 
gehen, ein Umſtand, der in Schullocalen mit 
eifernen Oefen nicht felten zutrifft. Kopfweh, 
Schwindel, Zittern und ähnlihe Bufälle find die 
Folgen auch der leichteren Einwirkung jenes fo 
giftigen Gaſes. Wie oft dies wirklich vorkommt, 
it erft feftzuftellen. Dr. Dibtmann (Der 

hlendunſt ſeiner giftigen Wirkung auf den 
menſchlichen Körper. KLinnich 1868. Geite 62) 
trägt fein Bedenken, für feine an eiſernen Defen 
reihe Gegend die chroniſche Kohlenorybvergiftung 
bei der Schuljugend als verhältnigmäßig häufig 
anzunehmen. 

2. Nafenbluten. Guillaume fand bad 
felbe häufig bei 155 Eleven = 21 p6t. und zwar 
häufiger bet Knaben (22 pCt.), als bei Mädchen 
(20 pGt.). Bei den erfteren zeigte ſich eine ganz 
entfhiedene Abnahme mit dem Anfteigen zu höhes 
ven Klaſſen; bei den Mädchen war dies weniger 
regelmäßig. Beder fand im Ganzen nur 
405 = 1l,s pCt. Nafenbluter; genauere Bahlen- 
angaben fehlen, doch giebt er an, daß das Bluten 
am bäufigften war in den Oberllaffen des Gym—⸗ 
nafiums, der höheren Töchterſchule und einer 
Privatſchule, wie er jagt, in denjenigen Schulen, 
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deren Böglinge am längften in der Schule ſitzen 
und 18 am joenigften in freier Luft bewegen. 

3. Kropf. uillaume, welcher meines 
Wiſſens zuerft auf diefes Uebel hingewieſen hat, 
bezeichnet es geradezu als Schulkropf (Goitre 
scolaire); er Pagt, e3 fei unter den Schülern 
unter dem Namen des diden Halſes (gros cou) 
belannt. 

Er fand daffelbe 414 mal, aljo bei 56 pCt. 
und zwar bei 169 Knaben (48 ger) und 245 
Mädchen (64 pCt.). Nach feiner Verſicherung ift 
der Kropf in Reufchatel nicht endemiſch; auch 
der Schulfropf verſchivinde Häufig während der 
Ferien, werbe erft jpäter dauernd, zeige ſich aber 
he achtjährigen Mädchen nad einjährigem 

ul 


e. 
Was dieſes Uebel anbetrifft, fo ftehen die An— 
gaben von Guillaume bis jet nod ganz ver- 
einzelt da, und es fragt ſich daher, ob k in der 
That eine allgemeine Süttigteit beanfpruchen 
dürfen. Indeß tft e3 richtig, daß überhaupt das 
weibliche Geſchlecht und das jugendliche Ulter ber 
Imker zu Kropf prädisponiren und daß durch 
eiterungen ber Halsgefäße eine Anlage zu diefem 
Uebel hervorgebracht wird. (Man vergleiche die 
Ausführungen in meiner Oncologie nd III 
Seite 21, 52, 76.) Es verdient daher dieſer Punkt 
eine genauere Ärztlide Prüfung und zwar um fo 
mehr, al8 das fragliche Uebel eine gewiſſe Dauer 
haben fol, als das leidende Organ der Unter- 
fugung unmittelbar zugänglid iſt, als demnach 
ein ganz beitimmtes Ergebnip ber Tegteren erwartet 
werden darf. 

Kopfweh und Nafenbluten find dagegen Uebel, 
welche den Yerzten und vielen Eltern ala nicht 
feltene Begleiter des Schulbeſuchs hinlänglich bes 
tannt find. Freilich genfigen auch Hier die vor- 
Abe Erfahrungen feineswegd zu einem 
i 


eren Schluſſe; vielmehr würde es ſich empfehlen, ri 


unter ärztlicher Controle durch die Lehrer Liften 
über derartige Zufälle führen zu laſſen, und die 
gewonnenen Zahlen mit ben erhältniffen der 
Schullocale, der einzelnen Klaſſen und Schulen, 
der Unterrichtözeit und ber Jahreszeit, dem Zu- 
ftande der Defen und der Rentilation zu ver- 
gleichen. Nichts deftoweniger wird man kaum 
umbin können, ſchon jet zuzugeftehen, daß bie 
Schule berartige Buftände % r begünftigt, viel- 
leicht nicht felten Heroorruft und daß ihr Häufigere® 
Vorlommen ein Gegenftand ernfter Erwägung 
fein müßte. 

Es liegt nahe, an biefem Punkte die Frage nad 
dem Einfluffe congeftiver Buftände, wie fie im 
Borhergehenben Velprochen ind, in Beziehung auf 
die geiftigen Eigenjhaften der Schüler zu 
befprechen. In der That kann es nicht gpeifel- 
haft fein, daß folhe Buftände Häufig mit Vers 
wirrung, Unfähigteit zum Denken und zu geiftiger 
Arbeit verbunden find, und daß, wenn fie habi- 
tuell werden, gefährliche Dispofitionen des Ge— 
hirns dadurch — werden können. 
Anch Hat es einzelne erzte pgaeden, welche die 
Schule Haben mitverantwortlih machen wollen 

r das Eintreten von Epilepfie, Veitstanz und 
pätere Geiſteskrankheiten. Beſonders ſcharf hat 
dies F. Hey er (Ueber die allzugroße Anftrengung 





661 


der korperlichen und geiftigen Kräfte im Kindes: 
und Düngtim alter. Berlin 1864) betont. 

Allein die Verknüpfung der Thatfachen iſt Hier 
eine noch fehr loſe, um eine wiſſenſchaftliche Be— 
gründung Berzuftellen, fehlen eingehende Bor- 
arbeiten, und e3 muß genügen, im Allgemeinen 
das Borhandenfein einer Gefahr anzuzeigen, welche 
im einzelnen alle erft dann näher tritt, wenn 
befondere Mängel ober Anlagen den wirkenden 
Urfachen einen beftimmten Angriffspuntt bieten. 
Je nach dem Geſichtspunkte des Forſchers werden 
dann bald diefe Mängel und Unlagen, bald jene 
Gelegenheitzurfachen eine größere Bedeutung er= 
langen, und e8 liegt auf der Hand, daß gerade 
bier die Urt des Unterrichts, die beſondere Ein- 
wirfung und Behandlung des Lehrers fehr weſent⸗ 
lid, mit in Betracht kommen. 

3. Verfrümmungen ber Wirbelfäule. 

Nicht wenige unter den Aerzten, welche fi 
fpeciell mit der Schulfrage beichäftigt Haben, und 
eine große Zahl von Orthopäden halten die Mei— 
nung aufredt, daß die Schule einen großen Theil 
der Schuld an der Hervorbringung von Ver— 
trümmungen der Wirbeljäule tragen. Insbeſon⸗ 
dere wird hierher die feitlihe Berbiegung, 
die fogenannte Scoltiofe, und zwar bier 
wiederum hauptfächlih die Habituelle Scolioſe 


angefchulbigt. 
Di Kind und der Schultiſch. Züri 
i jagt: 

„Wenn faft 90 pCt. diefer Verkrümmungen 
während der Schuljahre beginnen und bie Ver- 
frümmung genau der Schreibftellung entfpricht, 
fo hat man gewiß das Recht, Die Schule als Haupt» 
urfache anzuffagen.* 

&utllaume (l. oc. p. 38) erläutert den Ver⸗ 
gas der gewöhnlichen Forni der Scoliofe mit ber 

—— durch eine an ſich unzweifelhaft 

tige Abbildung, und er fügt hinzu, daß er unter 

leven 218 (alio faft p&t.) fand, melde 
eine Abweichung der Wirbelfäule zeigten. 

Daß die Re ahl der Scoliofen während ber 

tt des ſchulpflichtigen Alters entftehen, darüber 
ind die Erfahrungen der Orthopäden einfttmmig. 

Klopfch (Orthopädiſche Studien und Erfah- 
rungen. Breslau 1861, Seite 22) faßt die Er- 
fahrungen der keaitkhen Specialiften dahin zus 
fammen, daß die Mehrzahl zwiſchen dem 10. und 
14. N, entſtehe; nur Eulenburg nimmt 
einen noch früheren Termin an, den er früher 
auf das 7. bis 12. Lebensjahr fette (Mittheiluns 
gr aus dem Gebiete der ſchwediſchen Heilgymnaftif. 

jerlin 1854. Seite 49), fpäter auf das 6. bis 
410. Jahr verlegte. (Journal für Kinderkranfheiten. 
1862. Seite 38), Jedenfalls wird dadurch in 
der Gefammtauffaffung nichts geändert, benn alle 
diefe Angaben beziehen ſich auf die Schulzeit. Zu—⸗ 
verſichtlich kann man behaupten, daß bie gewöhn- 
liche Scoliofe eine Entwidelungstrantheit 
des fhulpflidtigen Alters ift. 

Weniger ſicher ift e8, ob die Schule als ſolche 
die Haupturſache diefer Krankheit ift. Einerfeits 
fehlt e8 hier am einer Vergleihung mit folden 
Zändern und Zeiten, mo die Schule nicht obliga= 
toriſch iſt. Das Zeugniß der Primary School 
Committee in Nemw-York, weldes Guillaume 
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(1. c. p. 40) beibringt, at einen gewiſſen Werth, 
indeß iſt es nicht enticheidend. Andererſeits wäre 
gerade hier eine Vergleichung vieler Schulen 
nöthig; möglicherweiſe würden fi dann aud) bie 
Differenzen zwiſchen Eulenburg und anderen 
Drthopäden erklären. 

Ein befonderes Bedenken gegen das Hereinziehen 
der Schule könnte daraus erwachſen, daß die 
Scoliofe ganz überwiegend das weibliche Geſchlecht 
betrifft. Guillaume zählte auf 350 Knaben 
62 Fälle — 18 pCt. und auf 381 Mädchen 
156 Fälle — 41 pCt. Scoliotiihe, Hier find 
natürlich viele jehr leichte Fälle mitgerechnet, die 
vom pathologifhen Standpunkte aus gar nicht 
zur Berüdfihtigung kommen. Die Erfahrungen 
ber Orthopäden, melde überwiegend ſchwerere 
Bälle betreffen, find viel auffällige. Klopſch 
rechnet 84-89 pCt. aller Scoliotifhen auf das 
weibliche Gefchleht. Adams (Lectures on the 
pathology and treatment of lateral and other 
forms of ourvature of the spine. London 1865. 
p. 194) Hatte unter 173 Fällen 151 aus bem 
weiblihen und nur 22 aus dem männlichen Ges 
ſchlecht; Knorr (Exfter Bericht der gymnaſtiſch⸗ 
orthopäbiichen und electrifhen Hellanftalt in 
Münden. 1860. Seite 23) unter 72 Fällen 60 
a die HL i feige, 

ai eſen Zahlen kann es nicht zwei ft 
fein, daß die Pe nicht die einzige Urlade der 
Scoliofe ift; ja man wird wohl anerkennen 
müffen, daß fie auch nicht die Haupturſache ift. 
Denn es tft erfahrungsgemäß, obwohl nicht durch 
Baden zu belegen, daß die GScoliofe auch bei 
ſolchen Mädchen Häufig vorkommt, welche die ges 
wöhnliche Schule gar nicht bejuchen. Au in 
bie Orthopäden gewöhnlich noch auf andere Arten 
der Beihäftigung, namentlich auf die weiblichen 
genberneiten, als auf eine wichtige Urſache ber 
erfrümmung zurüdgegangen. Iſi dieß richtig, 
fo fündigt das Haus und die Familie vielleicht 
ebenfo ſehr, in manchen Fällen vielleicht noch 
eg als die Schule Indeß dürfte man diefe 
doch nicht etwa freifprehen. Sonft könnte man 
dafjelbe Urgument umgekehrt auf die Kurzſichtig⸗ 
teit anwenden, welde ganz überwiegend häufig bei 
Knaben vortommt. Stellt ſich das Berbätnb fo, 
daß die Bücherbefhäftigung mehr den Augen ber 
Knaben, die meiblihe Handarbeit mehr dem 
Rüden und Bruftlorb der Mädchen ſchadet, fo 
erwachſen daraus fer beftimmte Bflichten für bie 
Schule, welche das Beifpiel auch für bie Häusliche 
Belhäftigung geben fol. 

Einzelne Orthopäden, wie Bouvier (Lecons 
oliniques sur les maladies chroniques de l’ap- 
pareill looomoteur. Paris 1858. p. 427), fprechen 
nun freilich den Beſchäftigungen und der Haltung 
faft jeden Einfluß auf die Hernorbringung_ der 
Scoliofe ab. Aber es giebt Hier eine ganz pofitive 
Erfahrung, welche mit Nothwendigkeit zu einer 
folhen Annahme zwingt das iſt das ganz über⸗ 
wiegende Vorkommen ber rechtsſeitigen Auswei⸗ 
dung der Wirbelſäule. Um nur ein Bahlenbei- 
fpiel anzuführen, fo fand Adams (l. c. p. 198) 
unter 742 Fällen von einfaher Scolioſe 619, bei 


benen bie Converität der Wirbelfäule nad, rechtö | di 


gewendet war. Dies tft eben die von Guillaume 
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befchriebene Schreibftellung, welche natürlich auch 
ür Beichnen, weibliche Handarbeiten u. f. w. gilt. 

ine ſolche Uebereinitimmung kann doch unmög- 
lich zufällig fein. Auch läßt ſich die gewönnfice 
Scoliofe aus bejonderen krankhaften Verhäliniſſen 
nicht ableiten. Parow berichtet in einem Vor⸗ 
trage über die Nothwendigkeil einer Reform ber 
Schultiſche, daß er unter 282 Fällen von Scoliofe 
218, alfo etwa 79 pCt. beobadjtet Habe, bei denen 
für das Entſtehen des Uebels überall kein 
befonderer äußerer oder innerer Krankheitszuſtand 
ala Aula nachgewiejen werben konnte, und wo 
für defien Urfprung lediglich zur Gewohnheit ge— 
wordene fehlerhafte Körperhaltung angenommen 
werben mußte. 

Freilich folgt daraus nicht, daß die Verkrüm⸗ 
mung ber Wirbelfäule eine bloße Muskelwirkung 
tft, wie mande Orthopäden angenommen haben. 
Es fteht feft, daß die Wirbelknochen dabei be— 
ftimmte eränderungen erleiden, welche mehr und 
mehr eine bleibende Form annehmen. Diefe 
Veränderungen treten während bes Wachs— 
thums, zu einer Zeit, wo die Wirbel felbft 
noch in der Entwidelung begriffen find, auf. 
Sie geben den Wirbeltörpern abnorme Gejtalten, 
fie verändern dad Lageverhältniß derfelben gegen 
einander, fie ſetzen fi anf die Knochen bes 
Brufttorbes und des DBedens, ſelbſt bes Gefichtes 
(Stern in Müller’3 Archiv 1834 Geite 238) 
fort und gewinnen dadurch gewiffe Einwirkungen 
au de in diefen Theilen eingeſchloſſenen Einge- 


weide. 

Es möge in dieſer Beziehung nur daran erinnert 
werben, dab n —55 hen Meſſungen von 
Shildbac Geobachtungen und Betrachtungen 
über die Scoliofe. Amſterdam 1862. Geite 7) 
die Athmungsgröße ſchon bei ſcoliotiſchen Kindern 
von 13— 17 Jahren um Ys, ja in einzelnen Fällen 
faft um die Hälfte abnimmt, mit anderen Worten, 
daß die Athmung, dieſe für das gefunde Leben 
erite Borausfegung, auf das Schwerſte beeinträch⸗ 


tigt wird, 
Sheber die feinere Mechanik diefer Vorgänge 
beftehen noch große Meinungsverfchiedenheiten 


unter den Aerzten. Während Klopſch ald pris 
mären Ausgangspunkt der Störungen die Beden- 
inochen betrachtet, deren ungleihe Ausbildung 
uerſt eine Abweichung im unteren Abſchnitte der 
Birberfäule erzeuge, leitet gerade umgelehrt 
Hüter (Die Formentwidelung am GScelet des 
menſchlichen Thorar. Leipzig 1865. Seite 87) 
die Scoliofe von einer afymmetriichen Entwidelung 
der Hälften des Bruftlorbes ab. Allein dieſe 
Verſchiedenheit der Meinungen, welche wahrſchein⸗ 
lich auf beiden Seiten aus einer zu großen Ber- 
allgemeinerun richtiger Beobachtungen hervorgeht, 
fließt bie Bali feit nicht aus, daß in jedem 
Falle eine fehlerhafte Haltung und einfeitige 
Mustelthätigkeit die Primärurſache ift, welche ein⸗ 
feitigen Drud auf die wachienden Theile und das 
durd das Burüdbleiben der Knochen auf einer 
Seite bedingt. 

In den von Klopſch behandelten Fällen han⸗ 
deit es fi zunächft um mangelhafte Wachſsthum 
en um bie hintere Snorpelfuge bes 


er 
Bedens (Synchondrosis saoro-iliaca). Run ruht 
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aber gerade bei der Schreibitellung der € 
Körper ſehr häufig und anhaltend auf dem linten 
Sighöder, und es iſt dann ganz natürlich, Da} 
auch bie linke Knorpelfuge ftärker zufammengebriiı 
wird, Vielleicht darf bier noch an einen anderen 
Umftand erinnert werden, welchen ein erfahrener 
Orthopäde, Schildbach (in meinem Archiv 1867 
Band 41 Seite 22) für einen anderen Ziveck an- 
führt. Er macht darauf aufmerkjam, daß bie 
Mädchen häufig fo figen, daß ihre Kleider fih 
unter dem einen Sißzhöcker —— 
„Die Bänke ſtehen in den Schulen meiſt fo, daß 
auf der linken Seite das Fenſter, auf der rechten 
der Gang zum Eintreten ſich befindet. Die Mäd— 
Gen gehen aljo mit der linken Seite voraus 
zwifhen Bank und Tiſch, und Haben, wenn fie 
um Giten gelommen find, unter der linken Ge— 
Habbalfte die Röcke glatt gezogen und einfach), 
unter ber rechten doppelt und dreifach zufammen- 
gefaltet und fomit 1—2 Zoll Höher auftragend.” 
Handelt es fi dagegen, wie für bie Mehrzaht 
ber Fälle offenbar richt — eter ausgeführt hat, 
- um eine primäre Bbildung der einen Hälfte 
bes Bruftlorbes, jo wird man wieberum auf einen 
Drud zurüdgehen müſſen, welcher die eine Seite 
der Wirbeltörper überwiegend trifft. Diefer Drud 
wird aber eingeleitet durch eine ſeitliche Biegung, 
die zunächft wieder auf Mustelthätigfeit zurudzu- 
fügren ift. Welches ift nun aber ber @rund, daß 
die Biegung der Bruftwirbeljäule hauptfächlich 
ne — geſchieht? Am Schluſſe einer ſehr ge⸗ 
wiſſenhaften —— fagt Herm. Meyer 
(in meinem Archiv 1866 Band 35 Geite 251): 
n®iefen Grund rue wir in ber Haltung, welche 
aus dem Beitreben entipringt, die rechte Schulter 
möglihft hoch zu ftellen. — einem Beftreben, 
welches durch Wrbeiten an Hohen Tiſchen, an 
Schraubftöden u. f. w. hervorgerufen wird, — 
ferner in der Haltung, welche durch Herüberneigen 
des Kopfes auf bie linke Seite, um ben Gang der 
jeder zu betrachten, erzeugt wird, — kurz 
in verſchiedenen häufig wiederkehrenden, mehr oder 
weniger motivirten Schiefhaltungen. Indeſſen 
bürfen darum die Musteln nicht ald Erzeuger der 
Scoliofe angejhuldigt werden, denn bie für Her- 
vorbringung folder Gattungen wirkenden Musfeln 
bringen nicht unmittelbar die Lagen und Geitalt- 
veränderungen durch directen Bug beroor, fondern 
fie geben nur durch einmaligen die fehlerhafte 
Haltung und biefe wirkt dann im Verein mit ben 
ftatifc hen Momenten weiter.“ 

In einem fpäteren Auffage, der ſich fpeciell 
mit der Schulbankfrage beichäftigt, erklärt fich da⸗ 
k Meyer (in meinem Ardive 1867 Band 38 

eite 29) ganz entichieben dahin, daß die fern- 
ftehenden hohen Tiſche die Entmwidelung ber 
Stoliofe jehr begünftigen, und er empfiehlt dem⸗ 

jemäß bringend eine Menderung der Subjellien. 

rince(Orthopedios. Philadelphia 1866 p. 100) 
macht überdies barauf aufmerlfam, wie fel 
wangsweiſe Ruhe und — bei einem wach⸗ 
Enden Kinde dazır beiträgt, fehlerhafte Stellungen 
einzunehmen und zu bewahren, — eine Bemerkung, 
bie gewiß verbient, von Lehrern in Mädchenſchulen 


en F werben. 
die Schule erwachſen jedenfalls aus einer 


Erwägung ber beſprochenen Webelftände, mögen fie 
auch nur zu einem gewiffen Theile ihr zur Laft 
fallen, ſehr beftimmte Aufgaben. Einerjeit3 müſſen 
die Schüler und namentlih die Schülerinnen in 
zwedmäßiger Weife gefegt und forggam in ihrer 
Haltung und Stellung überwacht werden, anberer- 
ſeits muß ihnen duch Gymnaſtik rechtzeitig Ges 
legenheit geboten werden, ihre Glieder wieder in 
die gehörige Hebung zu a — 
4) Ertranfungen der Örufteingemweibe. 

Unter den Eingeweiden der Brufthöhle find es 
hauptſächlich die Athmungsorgane gewefen, deren 
Erkrankungen als Folge unzweckmäßiger Schul⸗ 
einrichtungen angeſchuldigt wurden. Unter dieſen 
Erkrankungen ie wiederum vorzugsweiſe bie 
Lungenſchwindſucht, meift in Verbindung 
mit Strofulofe, genannt. 

Zorinfer führte fie in feinem Artitel beſonders 
auf, und Carmuchael betonte fie noch ſtärker. 
Er erzählt unter Anderem, daf in einer Parochial⸗ 
fchule, die feinen Hof Hatte, und in der alfo die 
Kinder die ganze Zeit im Zimmer zubringen 
mußten, von 24 gut genäßrten und gefleibeten 
Mädchen, von denen keines bei feiner Yufnahme 
die Krankheit hatte, 7 ſtrofulss wurden. 

Arnott wurde mit Unterfuhung einer Knaben⸗ 
ſchule in Norwood beauftragt, unter deren 
Schülern 80 an der Zahl) Skrofeln ungewöhn- 
li) verbreitet waren und eine große Mortalität 
herrſchte; man fchrieb das Uebel ſchlechter und 

ureichender Nahrung zu. Es ergab ſich jedoch, 
daß bie Dahrung gut und ausreichend, dagegen 
die Bentilation Außerft mangelhaft war; nachdem 
dieſe gmedmäßig her eftellt war, verſchwand das 
Uebermaß von Strofeln fehr ſchnell (M’Cormasc, 
On the nature, treatment and prevention of 

ulmonary oonsumption. London 1855 p. 48. 
Ancel, A. treatise on tuberoulosis. London 
1852 p. 445. Benj. ®. Nidardfon, The 
hygienio treament of pulmonary oonsumption. 
London 1857 p. 13). 

Aehnliche Viſenne ließen ſich mehrere auf⸗ 
führen, indeß fehlt auch hier eine genügende 
ſtatiſtiſche Unterlage. Nur auf Umwegen läßt ſich 
Einzelnes —— was für die —3 der 
— ſpricht, daß der Schulbeſuch die Schwind- 
fucht begünftigt. Wir befigen z. 8. für Berlin 
genauere, nad) Altersklaſſen umd Todesarten ge 
ordnete Tabellen (Engel, Die Sterblichkeit und 
Sebensermarkung Im Kreubifgen Staate und be 
fonders in Berlin. 1863 Seite 9697). Wählt 
man aus benjelben das ſchulpflichtige Wlter, fo 
ergiebt ſich ein ſchnelles Anwachſen der Mortalität 
an Lungen⸗ und Halsſchwindſucht in der Zeit von 
40—15 Jahren, das ſchon in der vorhergehenden 
Beriode von 5-—10 Jahren anfängt und fi in 
den fpäteren Perioden von 15—20 Jahren be- 
deutend fteigert. Auf 100 @eftorbene fommen im 
Alter von 
5—10 Jahren 441 
10-15 Be an Lungenſchwindſucht, 
45-0 „ ‚88 
dazu an Wbzehrung je 8,08, 7,oo und 4,4, unge 
rechnet Strofeln, Unterleibsſchwindſucht und manche 
andere nahe verwandte Kategorien. Gewiß fit 
die Ergebniß recht auffällig, zumal wenn man 
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in Betracht zieht, daß außerdem nur Typhus und 
EHolera annähernd hohe Mortalitätszahlen für 
dieſe Altersklaſſen liefern. 

—— kann dieſe Mortalität nicht allein 
dem ‚Schulbefuch zugefchrieben werden; mande 
Verhältnifie des häuslichen Lebens haben gewiß 
Einfluß darauf. Nichtsdeftoweniger barf bie That- 
ſache nicht unterfhäßt werben. Erhebliche Um⸗ 
ftände ſprechen dafür, daß gerade die Schule viel 
dazu beiträgt. Als beſonders ſchädlich find ins— 
beſondere folgende Einflüffe anzuführen: 

1) die jchledte, durch den Aufenthalt vieler 
Kinder verborbene Luft; 

2) die durch den Wechſel des heißen Schul- 
Iocal® mit der freien und kühlen Luft, durd) 
zugige Fenſter und Thüren u. f. f. herbei⸗ 

ehifrten bäufigeren Erkältungen, wodurch 
als- und VBruftentzündungen in großer 
abi veranlaßt werben; 

3) der Staub in den Schullocalen; 

4) die durch das anhaltende Sitzen verfchled- 
terten Rejpirationsbewegungen. 

Bis in die Ieste eit hinein waren bie An— 

ie über bie Entitehung der Lungenſchwind⸗ 
ucht dadurd; in hohem Maße unklar und in fü 
widerſpruchsboll, daß man diefes Leiden einfa 
mit Tuberkulofe ibentificirte und bamit in das 
Gebiet der erblichen conftitutionellen Krankheiten 
ohne befannte Urſache verwies. Die neueren 
Unterfudungen haben gelehrt, daß in der Be— 
eihnung ber —— eine größere 
Ras verſchiedener Proceſſe zufammengefaßt wurde, 
welche zumeilen gleichzeitig ober nach einander, 
andere Male dagegen einzeln und für ſich be- 
ftehen. Viele von ihnen, jedoch keineswegs alle, 
treffen darin zufammen, daß fie in fpäteren 
Stadien Verſchwärungen der Lungen herbeiführen. 
Die Mehrzahl von ihnen beginnt mit einfach 
Tatarrhalien und entzündlichen Vorgängen, 
welche äußeren Einwirkungen, namentlich der Er- 
tältung und der Einathmung reizender Stoffe 
(Staub, Kohlen u. |. w.) ihre Entftehung ver- 
danken. Ihre Dauer wird begünftigt durch ſchlechte 
Athemberwegungen, welche AUnhäufung und Zurück⸗ 
haltung der Abſonderungsſtoffe bewirken, ferner 
durch Zähigkeit und in Fälligteit diefer Abſonde⸗ 
rungsftoffe, welche fid) zerjegen und eindiden und 
auf deren Beſchaffenheit die Natur der einge 
athmeten Luft nicht weniger, ja vielleicht mehr 
einwirkt, als die Befchaffenheit der Nahrung, end» 
lich durch die Andauer oder Wiederholung ber 
reizenden Einwirkungen. 

ieje kurze Ueberſicht wirb genügen, zu zeigen, 
wie gefährlid eine Schule mit mangelhaften Ein 
richtungen und mangelhafter Auffiht einwirken 
tonn; und wie fehr Grund vorhanden ift, zu 
fürchten, daß in der That ein Theil der töbtlich 
auslaufenden Schwindſuchtsfälle des ſchulpflichtigern 
Alters der Schule als folder zugerechnet werden 
möge, ja daß jelbft zu einem Theile der erft nad) 
der Schulzeit eintretende ungünftige Verlauf der 
Schulzeit zugefügt werden darf. 

Nichts ift häufiger bei Schulfindern, als Huften 
und Halsfhmerzen. In feinem Berichte über den 
hygieniſchen Auftand ber franzöfifchen Lyceen ftellt 
Bernois (Etat hygienique des lyoées de 
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Vempire en 1867. Paris 1868 p. 20) Angina 
und Bronditis an bie or aller beobachte 
ten Krankheiten. Bei einem ſchwächlichen Kinde 
kann aber aus einer Verſchleppung biefer Uebel 
ein überaus gefährliher Proceß Herborgehen. 
Alfo Grund genug zu ängftlicher Vorſicht! 


5) Erkrankungender Unterleiböorgane. 
So vielfah man in en a Beit geneigt war, 
die fo beliebten Unterleibs todungen und die vers 
meintlihe Zunahme und Wrübzeitigleit der 
ämorrhoiden ber Schule zuzufchreiben, fo un= 
icher ift doch dieſes ‚gense Gebiet. Es fol damit 
leineswegs gefagt werben, als beftänbe fein Grund 
zu Beforgniffen. Uber es tft ſehr ſchwer, bier 
eine fihere Unterlage zu gewinnen, da die meiften 
diefer Leiden keine tödtlihen find, ſich alfo der 
nächſten ftatiftifchen Erörterung entziehen, und da 
gu lei andere jchädlihe Einwirkungen, nament- 
8 ber Nahrung, fo häufig —— ſind, daß 
man das Maß von Schaͤdlichkeit, welches ber 
Schule als ſolcher zukommi, nicht wohl ausſondern 
kann. Wie ich unzwedmäßiges Sigen die Cir⸗ 
culation im Unterleibe beeinträchtigt, liegt auf 
der Hand, aber es läßt ſich nicht angeben, wie 
groß die Daraus hervorgehenden dauernden Nach⸗ 
theile für Leber, Magen, Milz, Nieren und dere 
leihen find. Nur zwei Gebiete laffen fi er 
Fhrumgsgemäß beſonders bezeichnen. 
Das erfte umfaßt die Berdbauungsorgane. 
Hier kann darauf hingewieſen werben, daß ber 
anhaltende Schulbeſuch ſehr häufig ben Appetit 
— daß ſchon nad) Wochen, minde⸗ 
ſtens nach aten ſich immer zahlreicher Zeiten 
von JInappetenz, Oyspepſie u. |. w. einftellen. 
Unregelmäßigteiten des Stuhlganges, ſchlechtere 
Blutbereitung, Mattigkeit und Ermüdung, Ab⸗ 
magerung, Bläffe, Unfuft find die gewöhnlichen 
Folgezuftände. In der Schrift bes Dr. Gaft 
(Aetziliche Borfchläge zur Reform des Volks— 
chulweſens in Sachſen. Leipzig 1863 Seite 7) 
ind diefe Erſcheinungen mit Recht betont. Mangel 
on Bentilation in den Schullocalen, Mangel an 
jeeigneter Bewegung, geiftige Ueberanftrengung 
im die nächſt zu erwähnenden Urjaden. Die 
erlängerung ber Schulzeit, felbft die jetzt ver⸗ 
fuchte Verlängerung bes Vormittagsunterrichts zu 
Gunften der freien Nachmittage, tragen dazu bei, 
dieſe Uebelftände zu vermehren. 
Das zweite Gebiet betrifft die Serualor- 
ane, welche bei beiden Geſchlechtern in der 
päteren Zeit der Volksſchule und noch mehr in 
den höheren Schulen jo vielfach ausgeſetzt find. 
Sieht man aud ganz ab von den böfen Ein- 
flüffen des ſchlechten Beiſpiels und der Berführung, 
jo wirkt doch das lange Sign, die geiltige Er⸗ 
tegung, das eftefen von Störungen in ben Ver⸗ 
dauungdorganen leicht reizenb auf bie Serualor- 
ane ein. Ganz bejonders achtſam jollte in 
oiterfäuien —S werden, wo die Menſtrua⸗ 
tionsthätigleit der zur Geſchlechtsreife heran 
wachſenden Mädchen ein jo überaus ſchwieriges 
Object der Fürſorge Hinftellt. Auch diefer Punkt 
ift von Gaſt (a. a. D. Seite 11) fachverftändis 
erörtert worden, und ed mag hier genügen, au 
feine Schrift Hinzumeifen. Die Noihwendigkeit, 
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für — — erfahrene Lehrerinnen oder 
wenigſtens weibliche Aufſicht zu gewinnen, wird 
nur zu häufig überſehen. 


6) Anftedende Krankheiten. 


Von gewiffen anftedenden Krankheiten, wie von 
den Majern und dem Scharlad,, ift es fo belammt, 
daß fie vorwiegend Kinderkrankheiten find und 
dur die Schule verbreitet werden, es ge= 
nügt, bier an fie zu erinnern. Indeß ift doch 
aud von einigen anderen, wie ben Poden, der 
Cholera, dem Stidhuften, der Diphtheritis nicht 
zu bezweifeln, daß fie zuweilen in den Schulen 
günftige Heerde neuer Ausbreitung finden. Typhus 
und Ruhr —— weniger in Betracht; denn 
obwohl Fälle aufgeführt werben können, mo ins⸗ 
befondere in Folge des Genuffes verunreinigten 
Trinkwaſſers ſolche Krankheiten in Schulen eniber 
milch auftraten, jo ift die® Doch mehr ausnahms⸗ 
weife und zwar mehr in Benfionaten mit dauern⸗ 
dem Aufenthalte der Böglinge der Fall. In Be= 
giefung auf die übrigen erwähnten Krankheiten 
ft ſchon durch die ältere Gejepgebung mandes 
Gute angeordnet, aber leiber nur felten Seitens 
der Verwaltung durchgeführt worden, jo daß in 
neuerer Zeit von vielen Seiten, für Berlin nament= 
ih von Dr. O. Veit (Berliner kliniſche Wochen⸗ 
ſchrift 1868 Nr. 44) auf ftrengere Handhabung 
und Berfhärfung der Beſtimmimgen gebrumgen 
worden ift. 


Die Uebertragimg parafitiji Pflanzen und 
Thiere (Krüge, äufe, Grind) Den reg en Voll 
ftändigfeit wegen erwähnt werben. 


7) Berlegungen. 

Zu der immerhin geringen Eis von Ver⸗ 
lehungen, welche durch zufällige Gemwalteinwirkuns 
gen Seitens anderer Schüler, bie und da auch 
durch unzuläffige Büchtigungsmittel der Lehrer, 
und zwar leßtere häufiger, als man anzunehmen 
pflegt, herbeigeführt werden, ift in neuerer Zeit 
die bäufigere Erwähnung von leichteren und 
ehe Salegugen belm Turnen, namentlich 

erftauchungen, Verrenkungen, Brüchen, hinzuge⸗ 
tommen. Eigentliche ſtatiſtiſche Zuſammenſtellungen 
ſcheinen bis jetzt nicht zu exiftiven; indeß iſt Die 
Thatſache unzweifelhaft. In allen drei Deatehungen 

jandelt es fi) um Fehler der Zucht ober der Aufs 
ht. Mag ein gewiſſer Theil ſolcher Berlegungen 
auch bei der beften Zucht und Aufficht nicht zu 
vermeiden fein, fo It doch der größere Theil 
ſchwerlich auf bloßen Zufall zu beziehen. 

Ueberblidt man die hier dargelegten Thatſachen, 
jo ergiebt ſich zunädit ein großer Mangel an 
wiſſenſchaftlich conftatirtem, zahlenmäßig beglau- 
bigtem und daher vollftändig zuverläffigem Ma- 
terial. Möglicherweife ließen fi) aus den Acten 
der Behörden auögedehntere Nachweiſe bringen; 
vielleicht ftedt auch in der Literatur einiges hier 
nit ähnte. Allein fo viele Ergänzungen 
daraus auch noch zu gewinnen fein möchten, das 
ſteht unzweifelhaft het daß eine eigentliche 
Bollftändigleit der Schul- Pathologie 
nit eriftirt. Eine folhe muß aber nothwendig 
feitgeftelt werben, wenn die Auffichtsbehörde ficher 
gehen fol. Bis jegt iſt fie nur an wenigen Orten, 


und zwar nur für bie Kurzfictigleit, und auch 
bier wieder vorzugsweiſe durch die Privatthätige 
keit einzelner Aerzte erreicht worden. Die Auf- 
fihtsbehörde muß daher dafür forgen, daß ihr 
eine vollftändige Kenntniß zu Theil werde, 

Dies läßt Fr zum Theil durch die Lehrer er- 
reichen, wenn man fie anhält, die Berfäumniß- 
Kiften, auch in Beziehung auf die Kranfheitzfälle 
zu vervollftändigen und zugleich über die etwa 
vorkommenden Todesfälle genau Buch zu führen. 

Indeß ift dies doch mehr eine Vorarbeit und 
ein Mittel der Prüfung, als die eigentliche Arbeit. 
Letztere kann nur durch Aerzte ausge— 
übt werden. Und zwar gehören dazu Aerzte, 
welche mit der Schul⸗Hygiene und den mobernen 
Unterfuhungs-Methoden wohl vertraut find. 

Es ift eine ganz unerläßliche fe daß 
bie öffentliche Gefundheitspflege in den Schulen 
mit allem Zubehör in die Hand ſachverſtändiger 
Lerzte gelegt werde. Sie müflen zunächſi die 
fahren, von denen das fchulpflichtige Alter bedroht 
I genau feftftellen; aus der Bufammenfaffung 
ihrer Berichte wird fi dann das Gefammtbild 
der Schulkrankheiten des Landes und der einzelnen 
Provinzen gewinnen laffen. Bufammengehalten 
mit der Recrutirungsftatiftil, wenn fie in der von 
dem ftatiftifchen Congreſſe (1863) geforderten Weiſe 
gehandhabt wird, kann eine Berasiige Dachelung 
die Grundlage einer eingehenden mtniß don 
sem Eitperll en Entwidelungsleben unferer Ration 
werben. 

Es mag dabei fogleih ein anderer Punkt be- 
A ehe ae Sontantege Tan Ahr be 

emeinheit, wie fie jetzt gewöhnl efaßt wird, 
nicht gelöft werben. ni Bunt und Tiſch in 
einem gewifien Berhältnifie zu den Körperverhält- 
niffen der Jugend jtehen, jo müflen weit außöge- 
dehntere Mefjungen der Körpergröße und Körper- 
verhältniffe der Kinder und jungen Leute ver: 
anftaltet werben, als bis jegt geichehen iſt. Es 
genügt nicht, hie und da eine größere Stabt zu 
wählen; ed ift notwendig, Stabt und Land in 
einem gewifjen Gegenſatze zu faflen und außerdem 
den provinziellen Eigenthümlickeiten Rechnung zu 
tragen. Diefelben Altersllaffen zeigen in gewiſſen 
Zanbetheilen ganz andere Durcfgnittsgröben, 
als in andern. Fabrildiſtriete geben andere Ver⸗ 
ältniffe, ald Aderbaugegenden. Wie grob diefe 
erſchiedenheiten find, iſt für das kindliche Alter 
ganz unbelannt, wenigſtens wenn e3 fih um 
Zahlen handelt, auf Grund deren Vorfchriften fr 
röße und Verhäliniſſe von Bank und Tiſch ge— 
geben werden follen. Daß es keine Schwierigkeiten 
macht, derartige Unterfuchungen in größerem Maß⸗ 
ftabe anzuftellen, das zeigt das Beiſpiel einer 
Reihe von Werzten, melde ſich freiwillig einem 
folden Gefchäfte unterzogen haben. Wir ver- 
langen, daß es amtlih nah einem be— 
ftimmten Blane geigehe, Wie wichtige Er- 
gebniſſe auch Hier die Bergleihung mit der Me- 
erutirung liefern kann, ift —— und es 
mag daher der Hinweis genügen. 
rſt nach ſolchen Vorarbeiten wird es möglich 
fein, weiterhin in ausreichender Weiſe a erörtern, 
in welcher Verbindung gewiſſe Krankheitsvorgänge 
mit gewiſſen Schuletnrigtungen ftehen. Um ice 


entfheidenden Schlüffe zu ziehen, follte bald eine 

Gentralcommiffion von Shulmännern 

und Yerzten gebildet werden, welche die Leitung 

der ganzen Angelegenheit in die Hand nähme. 

Serstverftändfic würde dieſelbe auch die Maß⸗ 

regeln und Vorſchriften vorzuberathen haben, welche 

fpäter zu erlaſſenden Geſetzen oder Inſtructionen 
zum Inhalte dienen ſollen. 

Die Ueberwachung und zum Theil Ausführung 
biefer Maßregeln und Vorſchriften müßte wieder 
in jebem Schulbezirke einer Commiffion übertragen 
werden, in welcher als ftändiges Mitglied ein 
Sanitätsbeamter oder je nad) der Größe des Be— 
zirks mehrere ſolche Beamten zu figen haben. 

Es ift nicht wahrſcheinlich, daß eine genauere 
Unterſuchung die Aufmerkſaämkeit auf neue und 
bis dahin noch unbelannte Schädlichkeiten und 
ſKrankheitsurſachen richten wird. Die Zahl der» 
jelben läßt ſich ſchon jetzt ziemlich beftimmt über- 
ſehen. Es find dies haupiſächlich folgende: 

1. die Luft im Schullocal, auf deren Bes 
ichaffenheit die Größe des Locals, die Zahl 
der Schüler, die Heizung, Ventilation, Feuch⸗ 
tigfeit des Fußbodens und ber Wände, ber 
Staub (Reinlichkeit) beftimmend einwirken; 

2. das Licht im Schullocal, bedingt burd 

" Lage bed Gebäudes und des Bimmers, Größe 

ber Fenſter und ihr Verhältniß zu den Tifchen, 
Farbe der Wände und der Umgebungen, fünft- 
Tiche Beleuchtung as Del); 

3. das Sigen im Schullocal, indbefondere 
Verhältnlß von Bank und Tiſch, Größe der Sit: 
pläge, Einrichtung derfelben, Dauer des Sitzens; 

4. bie törperliden Bewegungen, insbe 
fondere da8 Spielen, Turnen, Baden, ihr 
Berhältnig zum Sigen und zu den rein geis 
ftigen Arbeiten, ihre Einrichtung und Beauf: 
ſichtigung; 

5. die geiftigen Anſtrengungen, ihre 

Dauer und wechſelung, ihr individuelles 

Map, die Einrichtung und Dauer der Freis 

ftunden und ferien, die Ausbehnung der 

häuglien und der Schularbeiten, der Beginn 

der Schulpflicht, u. ſ. w.; 

. bie Strafen, ind efonbere bie körperlichen 
Züchtigungen; 

.das Trinkwaſſer; 

. bie Abtritte; 

. bie Unterrichts mittel, insbeſondere die 
Bahl der Schulbücher (Größe des Druds) 
und ber Anfhauungsgegenftände. 

In den legten Jahren haben fi bie tefor- 
matorifchen Veftrebungen mit einer gewiſſen Ein- 
ſeitigkeit gewiſſen Seiten, 3. B. ber Schulbants 
frage zugewendet. Kann nun auch nicht geleugnet 
werben, daß fie eine große Bedeutung hat, daß 
namentli bie Kurze keit, die Gongeftionen 
um Kopf, die erſchwerte Äthmung, die fehlerhafte 
Haltung der Wirbeljäule biß zu einem nicht zu 
unterfhägenden Make auf ſchiechte Bänke und 
Tiſche zurüdgeführt werden müſſen, fo ift doch 
nit zu verfennen, daß fie nicht allein die Schuld 
tragen. Ungenügendes Licht, falihe Lage ber 
Fenſter, vernachläjfigte Haltung, zu einer Drud 
der Schulbücher, zu Meine Handſchrift wirken bald 
mehr, bald weniger zur Herbeiführung und Stei— 
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gerung der Kurzfichtigleit mit. Schlechte Luft, 
mangelhafte Bentilation, Ueberfüllung der Aaſſen⸗ 
immer, Koblenoryd aus dem Ofen, Ueberan- 
rengung des Gehirns machen Gongeftionen aud) 
bei den beften Tijchen und Bänten. Oft genug 
wirten gleichzeitig mehrere Urſachen und ber Ge⸗ 
fammteffect derfelben darf nicht einer einzigen der 
beftimmenden Urſachen zugefchrieben werden. 

Aud für diefe Einzelverhältniffe ift nur ber 
Sanitätsbeamte competent; ihm wird es zuftehen, 
auf Grund eigener Inſpection der Auffichtöbehörde 
die nöthige Information zu verſchaffen und ihr 
zugleich feine Vorſchlãge zu Wenderungen zu unter- 
breiten. Es veriteht fi von felbft, daß manche 
Fragen überwiegend pädagogiicher Natur find. 
Welche Anforderungen an die Beiftung der Schüler 
zu Stellen, welche Anftrengungen ihnen ihrem Alter 
nad) zuzumuthen find, welche Unterrichtämittel in 
Anwendung kommen follen, wie Turns und Freie 
ftunden, Serien u. |. w. zu bemefien find, ift zu⸗ 
erft Sache des Schulmannes, aber in correcter 
Weiſe wird ein großer Theil auch diefer Fragen 
nur gelöft werden können, wenn aud bier bie 
Controle bes Arztes mit eintritt. In der Schul- 
eommtifion ift die Außgleihung ber verſchiedenen 
Anſchauungen herbeizuführen, indem Schulmänner 
und Werzte fi) gegenjeitig aufllären und übers 

gen. Nur in dem Bulammenwirten der ver⸗ 
Hiepenen Sadjverftändigen gewinnen Staat und 
Gemeinde das geeignete Auffätsorgen, welches 
die Löfung der großen bs en der Gegenwart 
genügend Äperwahen fann: körperliche und geiftige 


GSefundheit und Ausbildung des enden 

Geſchlechts.“ 

4. die Geſundheits in den 
en er Gab Berlin 


Es ift befannt, welche Sorgfalt feit Tängerer 

eit Die Behörden der Haupts und Refidenzitadt 

erlin der Herftellung und Einrichtung geeig- 
neter Schullocalien mit Aufwendung = erhel 
licher Mittel zumenden. Aus Reranla ung des 
Gutachtens des Brofefiors Dr. Birhom ( C.⸗Bl. 
1869 ©. 343 ff.)*) hat bie Städtifche Schuldeputa- 
tion über bie getroffenen Einrichtungen und die 
biöher beobadjteten Erfolge den nachftehenden Be- 
richt erftattet. 

„Im Allgemeinen find wir mit ben Anfichten 
reſp. Borjchlägen einverftanden, welche das Gut⸗ 
achten des Herrn Prof. Dr. Birhom enthält, 
und anknüpfend an die aufgeführten 9 Schäblih- 
teiten und Krankheitsurſachen geftatten wir uns 
fotgenbe Bemerkungen. 

ir heben bei denfelben gunäct hervor. daß 
unter Mitwirtung der ftädtiichen nermaltung 
beim Bau der ftädtifhen Schulgebäude und 
der Einrihtung der Schulen biefe neun Punkte 
bereit3 im vollften Maße berüdfichtigt worden 
find, und die deshalb ergriffenen Maßregeln ſich 
durchgängig als zweckentſprechend bewährt haben. 

1. Die Luft im Schullocal. 

Wenn bie in vielen Schullocalien herrſchende, 
aus der Vereinigung einer großen geht von Kin⸗ 
dern bei dem Unterrichte entftehende ungefunde 
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Luft als eine ber ———— Krankheits⸗ 
urſachen angeſehen wird, jo lönnen wir nad 
unferen Erfahrungen dem nur vollftändig beis 
ftimmen. Bei den Vorkehrungen, welche dagegen 
u treffen find, können wir aber bie hiefigen Orts 
ei neuen Schulhausbauten getroffenen Einrid;- 
tungen nur empfehlen. 

Die Größe der Klafien ift in den neuen Schul- 

ebäuben fo bemefien, daß auf jedes Kind ca. 

Quadratfuß Grundfläde. und nicht unter 100 
Eubiffuß Klafienraum kommen. Die Zahl ber 
Schüler pro Klaſſe fol normalmäßig 60 betragen 
und darf höchſtens bis zu 70 gefteigert werben. 

Die Heizung wurde in den älteren Gebäuden 
durch Kachelöfen bewirkt; in den neueren dagegen 
ftet3 duch eine Gentralheizung, unb zwar in 
erfter Tinte und foweit nicht auß finanziellen oder 
fonftigen, nicht technifchen Gründen ein Anderes 
verlangt wird, duch Warmwaſſerheizung, welche 
fich vorzüglich bewährt Hat. Muß von der Warm 
wafjerheizung Abftand genommen werben, fo wird 
dieſer Gendchftftehenb eißwaflerheizung vorge⸗ 
ſchlagen, welche rige Anlagekoſten verurſacht, 
aber eine nicht jo gleihmäßige Temperatur er⸗ 
zeugt ald jene, unter Umftänden eine Beläftigung 
einzelner Bläge durch Ausstrahlung bewirken fan, 
aus bei großer Kälte der Gefahr des Einfrierens 
leichter denn jene ausgeſetzt iſt. Im einigen neu 
u erbauenden Anftalten wird demnächſt auch Luft- 
; ung Bu Anwendung kommen. 

je Bentilation tft in den mit Gentralheizung 
verfehenen Anftalten durch gemauerte Canäle be 
wirkt umb mit ber Heizung in Verbindung ge 
bradt; ba wo Kadjelöfen vorhanden, wird dies 
felbe difrch jaloufieartige Glasſcheiben bewirkt, 
welche in die enfter eingefept find. Im erjteren 
Falle, wo eine fyftematifhe Zuführung frifcher, 
im Winter vorgewärmter Luft und eine bem ent- 
fpredente Abführung der verborbenen reip. heißen 
uft ftattfindet, ift gleichzeitig anf die Anlage einer 
Ertrafeuerung Rüdfiht genommen, durch melde 
während der Sommermonate eine auf Aſpiration 
baſirte Bentilation ergengt wird. 

Bum Schuß gegen die Seucjtigteit ift der Fuß⸗ 
boden im & oh auf Gewölben angelegt und 
in eine folde Höhe gebracht, daß er gegen Erd⸗ 
feuchtigkeit vollftändig geſichert fit; bie Fußboden⸗ 
bretter find in allen Geſchoſſen geölt; die Wände 

d bis zu einer Höhe von 4 bis 41 Fuß mit 

felmert befleidet, das mit Deljarbe angeftrichen 
ift, um die Wände gegen Abnupung zu fügen, 
Das Dedgefims dieſes Täfelm: bient zugleich 
ur Anbringung ber Kleiderhaken. Der obere 

eil der Wände tft mit einem gewöhnlichen Kalt: 
verpuß verjehen, befien Anſtrich jpäteftens nad 
einem Beitraume von fünf Jahren erneuert wird. 

Bei diefen, eine gefunde Luft in den Schul- 
Iocalien —5* richtungen kann bie ſchäd⸗ 
liche Gewohnheit, in warmen Tagen die Fenſter 
und Thüren der Klaſſenzimmer zu öffnen und da⸗ 
durch namentlich die dem Fenſter nahe figenden 
Schulkinder einer unaufhörlichen Zugluft ausgu- 
fegen, unterfagt und nur geftattet werben, bie 
oberen Theile der Fenster offen zu Halten. Es 
wird nicht in Wbrebe geftellt werden können, daß 
in diefer Beziehung die Unvorfichtigkeit der Lehrer 


6 


die Urfache mancher, wenn auch vorübergehender 
Erkrankungen der Kinder geworben ift. 


2. Das Liht im Schullocal. 

Die Lage der Klafienzimmer betreffs der Him- 
melsrihtung wird bei der Schwierigkeit der Be 
haffung und bet dem bedeutenden Koften der 

jaupläße nur ſelten volltommen angemeffen be= 
rückſichtigt werben können, dagegen wird in Berlin 
darauf gefehen, daß die Entfernung von gegen- 
überliegenden Gebäuden mindeitend 60 Fuß be= 
trage, damit au die im Erdgeſchoß belegenen 
Klafien noch genügend Licht erhalten können; wo 
eine ſolche Benbreite nicht vorhanden, wird 
das Gebäude gegen die Straße zurüdgeſetzt, wo⸗ 
duch die Schulzimmer zugleid, dem Grräuſch der⸗ 
felben entzogen werben. Klaffe, diejelbe mag 
als Langklaffe oder als Tiefliafie hergeſtellt fein, 
ift in der Regel mit 3 Fenſtern von 3'/e bis 41a 
Fuß Breite verfehen. Bei ber Veitimmung ber 
Höhe der Fenfter wird von der Unfiht ausge 
iangen, baß ein Fenſter bis zu einer Tiefe, welche 
einer 1/a fachen Höhe pricht, volllommene 
Beleuchtung zu gewähren im Stande if. Die 
Fenſter find mit großen Scheiben verjehen, bie 
ftraßenfeitig gelegenen zur Verminderung deö Ge⸗ 
ränjches zumelft ald Doppelfenfter conftruirt, auch 
find, wo dies erforderlich ift, zum Schug gegen 
die Sonne inwendig Fenftervorhänge von unges 
bleichter Leinewand oder von grünem gelöperten 
Beuge angebradit, welche entweder touleaurartig 
nad) oben, oder, wie Gardinen, nad) der Seite ges 
zogen werben. Die Deden find weiß, die Wände 
mit einem hellen Ton, theegrün oder fliederfarben 
geſtrichen, und wird diefer Anftrih mit einigen 
wenigen dunkleren Linien an Stelle des Fuß⸗ oder 
Dedengefimfes verfehen. Die Wände ber nad- 
barlichen Giebel find, wo etwa durch ben grellen 
Reflex weißer Wände eine Beläftigung ber Augen 
zu befürdten ift, abgetönt. 

Eine künſtliche Beleuchtung der Mlaffenzimmer 
durch Gas findet bei den Gemeindefchulen in der 
Regel nicht ftatt, Dagegen find die Hausflure, 
——— und die Aula mit Gaseinrichtung vers 
jehen. 

3. Das Sitzen im Schullocal. 

Der Einrihtung der Subfellien ift ganz beſon⸗ 
dere Sorgfalt zu widmen, und wir halten die in 
unferen Tagen von ben verfchiebenften Seiten ber 
in Anregung gebrachte und vielfach befprochene 
Subfellienfrage für wichtig und bebeutungsvoll 
genug, um auch unfererfeitd ihrer Beantwortung 
mit aller Sorgfalt und allem Eifer uns zuzu⸗ 
wenden. Zu einem vollftändigen Abſchluß "nd 
wir hierbei noch nicht gelangt. 

Inzwifchen wird aber, obgleich Die jept für 
unfere Schulen getroffene Einrichtung nit als 
unbedingt volllommen Hingeftellt werden fol, in 
Verüdfihtigung, daß es hierbei ganz beſonders 
auf Einfachheit und Feſtigkeit anlommt und in 
Anbetradjt ber Bisponiblen Mitteln die jegige Form 
der Tiſche und Bänke in unferen Schulen, welche 
ſich durch vielfache Verſuche als die geeignetite er- 
eben und durch mehrjährige Erfahrung bewährt 
dat. vorläufig beizubehalten fein. 


Bon den Subfellien werben für bie verſchie— 


denen Altersflaffen drei verfchiedene Formen ge- 
fertigt, deren Hauptdimenfionen bier in ber & 
fammenftellung folgen: 


mittel groß 
die Höhe der Sigbant 41 1” 1’ 3° 4’ 5° 
= u» des Tiſches 1° 9 2 2 3% 
= Breite der Sigbant 9" 9a 10% 
» Tifchbreite. . ..  A1Ya” 11270” 1110” 
= Abftand zwiſchen 

8 und Banl . 2“ 21“ 3% 
Die Tiſchlatten find bisher in allen Klaſſen von 
gleicher Breite und in horizontaler Lage gefertigt; 
doch fol in Zukunft auf eine Verbreiterung und 
in ben oberften Klafien auf eine ſchräge Lage 
— (verſuchſsweiſe) Rückſicht genommen 
werben. 

Die Breite der Sigpläge beträgt durchſchnittlich 
48 Bol, die Länge einer Bant nicht mehr ala 
höchſtens 7 Fuß. Die Aufftellung der Bänte ift 
fo getroffen, daß ber Lehrer den Plag eines jeden 
Schülers leicht erreihen Tann. Bu dem Bwed 
befindet fih Hinter der dritten Bank ein Gang 
oder es wird ein Mittelgang angeordnet. Wußer- 
dem verbleibt an der Fenſterwand und hinter ber 
legten Bant ein ſchmaler Gang, während der 
Hauptgang an bie Mittelmand verlegt ift. 

Die A— Bänke find der Reinlichkeit 
wegen mit Zeinölfirniß, dem etwas gelbe Farbe 
beigemengt wird, getränkt.“ — — 


5. Weitere Maßregeln wegen ber die Gefunbheit 
beunachtheil —* — der ee 


Berlin, den 31. Januar 1870. 

In dem Junibeft des Centralblatts für die ge- 
jammte Unterritsverwaltung in Preußen pro 
1869 ift unter Nr. 126%) das Gutachten des 
Brofeflors Dr. Vircho w über die die Gefundheit 
enachtfeiligenben Einflüffe der Schulen abgebrudt 
worden. je einleitenden Bemerkungen beuten 
den Standpunkt an, welchen die Unterrichtd-Ber- 
waltung zu den bier einjchlagenden Fragen ein= 
zunehmen bat. Das Gutachten felbft erörtert auf 
der Grundlage des feither getvonnenen Materiald 
vom wiffenfonftlichen tandpunkt aus das Vor- 
kommen und bie Urſachen der hauptfächlichften 
Kranlkheitserſcheinungen, gelangt aber zu dem Re—⸗ 
fultat, daß ein wiffenfeaftih conftatirtes, zahlen- 
mäßig beglaubigte und daher zuverläffige® Ma- 
terial nod in erheblihem Maße fehle, daß eine 
igenttüche Bolftändigkeit der Schul = Pathologie 
überhaupt noch nicht eriftire. Eine ſolche aber 
müffe nothwendig feſtgeſtellt werden, wenn bie 
Auffihtsbehärbe in ihren Maßnahmen fiher gehen 
fole. Um zu diefer Vollftändigkeit zu gelangen, 
äzugleih um die zu ergreifenden Maßregeln Fe: 
hellen und ben Erjolg ihrer Ausführung zu 
Kidern, werben Einrichtungen vorgefchlagen, welche 
nit nur die Schule, fondern auch die Medicinals 
Verwaltung angehen und die Mitwirkung ber 
Tegteren in Anſpruch nehmen. 

Daß auf dem in Rede ftehenden Gebiet Mängel 
vorhanden find und der Beſeitigung bebürfen, 
liegt außer Zweifel; zunächſt ift die Pflicht ber 
Schule der Gejundheit ber Kinder gegenüber mit 
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ftrenger Berüdfihtigung des von ihrem Stand⸗ 
yunz aus Möglichen in das Auge Air faffen und 
ft auf —* Einfachheit und Ausführbarkeit 
der anzuwendenden Maßregeln Bedacht zn nehmen. 
Bon dieſem Geſichtspunkt veraniaſſe ich bie 
Königliche Regierung ꝛc., Sich unter Zugrunde⸗ 
legung des auß ber Erfahrung heraus erlannten 
BVebürfnifies binnen 6 Monaten zur Sade zu 
äußern und bie notwendig und möglid) erfcheinen- 
ben Maßregeln in Vorfchlag zu bringen. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


Un 
Rönigttie Regkerungen x. 
a on * 


6. Bentilation in den Schulzimmern. 


Königsberg, den 26. Januar 1871. 

Der Herr Minifter der geiftlicden, Unterrichts- 
und Medicinal-Angelegenbeiten hat auf Beran- 
laſſung eines Gutachtens des Profefiord Dr. 
Birhom über bie die Geſundheit benachtheiligen- 
den Einflüffe der Schulen (Centralblatt für die 
gefammte Unterrichtsverwaltung in Preußen, 1869 
Nr. 126)*) in einem Eircularrefeript vom 31. Ja⸗ 
nuar v. J. bezüglich dieſes enſtandes ſich da⸗ 
bin geäußert, daß auf dem in Rede ſtehenden 
Gebiete Mängel vorhanden ſeien und der Be 
feitigung bedürfen und daß bei den anzumwendenden 
Mapregeln auf möglichſie Einfanjpelt und Aus- 
führbarkeit Bedacht zu nehmen jet. u ben 
dringenden Bedürfnifien für jede Volksſchule ge= 
bört bie Heritellung gelunder Luft in den Schul⸗ 
zimmern. Wie bdiefelbe durch Bentilation zweck 
mäßig bewirtt werben lann, darüber ſpricht fich 
das beiltegende Gutachten unferes Departements 
Baurathes aus. 

Bon den vier in demfelben befchriebenen Ein- 
richtungen läßt fi die sub Nr. 2 angegebene 
überall und mit geringen Koften ausführen; auch 
die sub Nr. 1 und 3 bezeichneten werben ſich in 
den meiften Schulen durchführen laſſen. Die sub 
Nr. 4 befchriebene Vorrichiung wirb bei Neu— 
und WReparaturbauten der Berüdfichtigung zu 
empfehlen fein und unter günftigen Berhältnifien 
ih auch fonft ausführen laſſen. 

Wir erwarten daher, daß die in dem Gutachten 

emachten Vorſchläge Die verdiente Beachtung ers 
Ahren, und daß fowohl die Herren Kreisbaube— 
amten, wie audh die Herten Kreiß-Schulinfpectoren 
und Landräthe und die Schul= Deputationen es 
fi) werden angelegen fein laſſen, zur Durchführung 
ber bezeichneten Maßnahmen beizutragen. 
Königliche Regierung, 
Abteilung für = und Schulmefen. 
fümmtlie Herten Kreis:BausBeamte, Kreis: 


Schul⸗ Inſpectoren und Lanbräthe, fo wie an 
Bar e s Deputationen im 
re. 


Ueber die Bentilation in den 
VBolksſchulen. 
Ein gedeihliches Wirken wird in einer Volls- 
ſchule, wie überhaupt in jeder Schule, nur möglich 
fein, wenn die Räumlicpleiten, in welchen ſich die 


Regierungss 
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Kinder während des Unterrichts aufhalten müſſen, 
folge Einrichtungen erhalten haben, daß der Körper 
unter dem Einfluffe der Luft in dem Raume nicht 
leidet, vielmehr ſich in demfelben eine reine mit 
Waſſerdampf gehörig gefättigte, und mit einer 
nicht zu ‚groben Menge von Kohlenfäure gemifchte 
Zuft erhä 

8 erite Erſorderniß ift Hierbei, daß der 
Raum an und für fi nicht zu Hein, für die 
Anzahl der Schüler, welhe in demjelben unters 
richtei werben ſollen, mithin für 80 Kinder mins 
deftens ein Raum von 80 >< 60 — 4800 Cubikfuß 
ober 80 x 1,85 = 148 Eubitmeter vorhanden. 

Eine gute Luft Hat 11/—2 Theile Kohlenfäure 
in 1000 Theilen Luft; geibige verfchlechtert fich 
durch Vergrößerung der Kohlenjäuremenge in der- 
felben; reigt diefe auf 1 Theil in 100 Theilen 
Luft, fo wirkt fie auf die Dauer tödtlich. Man 
bezeichnet 5 Theile Kohlenfäure bei 1000 Theilen 
Luft, als äußerfte noch erträgliche Grenze. 

Die andere Bedingung der erforderlichen Feuch⸗ 
tigteit in der Luft anlangend, & fei hier nur er⸗ 
wähnt, daß die Luft mit 38 p&t. Kohlenſäure und 
mit Waſſer gemengt, aus den menſchlichen Lungen 
entweicht, ebenſo haucht bie Haut dauernd Ballen 
dampf aus, fo daß bald eine Ueberfüllung mit 
Waſſerdampf eintritt. Wird aber, zum Beifpiel 
durch Heizung mit eifernen Defen, die Feuchtigkeit 
in der Luft, durch Berjegung derfelben, erftört, 
fo faugt umgelehrt die Luft alle Feuchtigkeit aus 
der Haut des Menſchen zu ſchnell ab und es ent⸗ 
ftehen Kopficgmerzen 2c. 

m diefen Webelftänden zu begegnen, ift vor 
Allem die Erneuerung der Luft in den Schulftuben 
durch Mifchung der verborbenen Luft mit ber 
genügenden Menge atmofphärifcher friiher Luft 
erforderlich. 

Erfahrungsmäßig Hat fich Hierbei Herausgeitellt, 
daß ein erwachſener gejunder Menſch pro Stunde 
eine Zuführung von friſcher Luft von 1430 Eubit- 
fuß = 44 Eubilmeter bedarf. 

Für ein Kind fol demnach die Hälfte, aljo 
700 Eubiffuß = 22 Cubitmeter, ald genügend 
angenommen werben. Durch die Erfahrung iſt 
ferner feftgeftelt, daß uur dann eine gute Miſchung 
der eintretenden friſchen Luft mit der im Bimmer 
vorhandenen möglid), wenn die friſche Luft mit 
einer Gejhwindigfeit von mindeſtens 3° ober ca. 
1 Meter yes Secunde durch die Deffnung, durch 
welche folche in das Zimmer gelangen fol, ein- 
ftrömt. Es ergiebt jich hiernach die Größe der 
Aus: und Einftrömungs-Deffnungen für die Ven⸗ 
tilation einer Shulftube für 80 Kinder zu 5 Fuß 
ober ?/a [] Meter Größe. Da eine ſolche Größe 
öfterd mit einer Deffnung nicht zu errei fein 
wird, fo können zwei auch drei dergleihen mit 
aufammen 5 IFuß Querſchnitt angebracht werden, 

Hiernady wird ſich alſo einerjeitd die Größe der 
in den Fenftern anzubringenden Lufticheiben be- 
meſſen, als au, da ſolche bei falter Witterung 
nicht zu öffnen, aud die Größe des Querſchnittes 
der Bentilationslanäle zur Einführung der friſchen 
Luft, und derjenigen zur Wbfügrung der verbors 
benen Luft, beitimmen laſſen. 

In einer Bollsſchule, deren Heizung nicht eine 
Luſtheizung, fondern eine Radıelofenhelzung, wird 





man hiernad; 4 verſchiedene Einrichtungen für die 
Ventilation treffen müflen, um felbige je nad) der 
Lage des Schulyaufes, oder nad) dem Witterungs- 
und Temperatur⸗Wechſel benugen zu können. 

1. Sollte jede Schulftube eine Ofenheizung von 
innen haben, damit durch die Ofenthür eine 
Ventilation während des Heigens ſeibſt eintritt, 
oder wenn der Ofen von außen zu heizen, follte 
das Heizloch und die Wcenfalthür, wenn eine 
ſolche vorhanden, mit luftdichten Thüren verfchloffen 
werden können, und der Dfen in der Stube außer- 
dem eine verichließbare Deffnung haben, welde 
eventuell unter den Roft führt, Damit durch dieſe 
Deffnung dem Feuer im Ofen, während bie Thüre 
draußen geſchloſſen, nachdem das Feuer angemadht, 
die erforderliche Luft aus dem Schlafzimmer zu= 
geführt wird, und fo eine Abführung der ver- 
dorbenen Luft eintritt. Eine Ofenthür hat in 
der Regel eine leichte Deffnung von 80 [ ] Zoll 
oder 0,17 [] Meter, und ftrömt hier die Luft mit 
großer Geſchwindigleit wohl mit 5‘ = 1,0. Meter 
pro Secunde aus, jo daß aljo in der Stunde hier 
10,000 Eubitfuß = 309 Cubitmeter Luft aus 
ftrömen. Angenommen war, daß 80 Kinder 
80 > 700 = 56,000 Eubitfuß oder 1730 Cubit⸗ 
meter friiher Luft in der Stunde gebrauden, es 
wird alſo durch die Ofenthür fonach der fünfte 
bis ſechſte Theil der vorhandenen ſchlechten Luft 
abgejaugt, während eine gleiche Menge friiher 
Zuft, wie anzunehmen, durch die Fugen der Fenſter 
und Thüren eintritt. Diefer Voriheil geht für 
die Ventilation verloren, wenn bie Defen nur von 
Außen zu heizen, und keine Luftzuführung von 
Innen haben. 

2) Eine weitere Bentilationseinrichtung, welche 
jede Schulftube nn ſollte, ift diejenige der Luft- 
ſcheiben in_ben Fenſtern der Schulftuben. Hierbei 
ift des Folgendes zu beachten: 

8 gerügt nit nur Fenſterſcheiben in der 
Größe von d Fuß AD Meter zum Deffnen 
einzurichten, vielmegr muß bie Deffnung fo ge⸗ 
ichehen, daß keine Zugluft Die Kinder treffen kann. 

Um dieſen Zweck zu erreichen, müflen die 
Scheiben, welche zum Veffnen eingerichtet, an der 
untern Seite befeitigt fein, und fi) derartig in 
Charnieren hier bewegen, da fie von Oben in 
bie Stube Bineinfallen, wenn eine Schnur, melde 
über eine Rolle gehend fie anhält, losgelaſſen 
wird. Auf beiden Seiten der dann entftehenden 
Deffnung find Baden aus Blech anzubringen, 
damit die eintretende falte Luft nad Oben ein- 
zutreten gezwungen, und fo die Zugluft nad) dem 
unteren il des Raumes Hin, vermieden wird. 

Bei Wind, Regen und Kälte wird biefe Ein- 
richtung nicht anwendbar fein, und muß deshalb 
für folge Fälle 

3. buch Anbringung von Ventilationslanälen 
für die Abführung der verborbenen Luft aus dem 
Schulzimmer nad) dem Dachboden, welcher durch 
Anbringung von Dadlulen oder Fenſtern iu den 
Giebeln gut zu ventiliren, gelorgt werben. 

Da man 8] Fuß oder 0, Meter Querſchnitt 
bei einer Abzugsöffnung ſchwer erreichen wird, fo 
legt nıan zwedmäßig zwei derfelben und zwar in 
der Dede des Schulzimmers in den beiden Außen⸗ 
eden an, und führt felbige durch einen Holzlajten 
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von etwa 3° Höhe auf den Bodenraum, flieht 
bier oben ben Kaften mit einem feinen Drathfieb 
in ſchräger Lage, und in der Dede bed Bimmers 
felbft mit einer Holzklappe, welche mittelft einer 
Schnur beliebig vom Zimmer aus zu öffnen und 
zu ſchlietzen. Hat man fo in ausreihendem Maße 
dafür geforgt, die verdorbene Luft abzuführen, fo 
muß man 

4. no eine Einrichtun, ieeffen, um im inter 
gehörig angewärmte friihe Luft in das Schuls 
zimmer einzufügren. Ein Canal von 2 Fuß 
= 0, Meter Querſchnitt im Duadrat wird unter 
dem Fußboden angelegt. Der Canal mündet 
außen an ber Front des Haufed und ift hier mit 
einem feinen Drahtgitter verfchlofien, oder er 
mündet in einem gut ventilirten Keller, derſelbe 
führt die frifche Luft in eine Luftlammer, welche 

wiſchen Ofen und Band in der Schulitube anzus 

gen, und für deren gute Erwärmung durch bie 
Conſtruction des Ofen? zu forgen. Hier ermärmt 
fih die frifche Luft, und tritt dann am oberen 
Ende diefer Luftlammer durch eine ebenfalls 
4) Fuß_große Deffnung in das Zimmer ein. 
In dem Canal befindet fih an feinem Eintritts- 
ende eine Droſelklappe, mittelft welcher der Canal 
theilweife, oder ganz geſchloſſen werden fann. Um 
der Lufttammer den erforderlichen Querſchnitt von 
ıH Fuß zu geben, welder erforderlih, indem 
1[FuB, als duch die Fugen der Thüren und 
Senfter bei der Heizung, als erjegt, angenommen 
wird, muß der Ofen 1 Yu — 0,1 Meter von den 
Bänden entfernt aufgeftellt werben. 

Eine befiere und zwedmäßigere Einrichtung iſt 
für die unter 4 angegebene Conjtruction bei Anlage 
einer Quftheizung zu erreihen, und wird folde 
daher empfohlen, es gehört hierzu nur bie Unters 
tellerung der Schulftube, damit im Kellerraum 
der Luftheizungsofen aufgeftellt werden kann, und 
wird Hierzu nur noch ſchließlich bemerkt, dap bie 
Koften für eine ——— ſich, mit Ausnahme 
der Koſten für die Unterkelerung, nicht weſentlich 
höher ftellen, als bei Einrichtüng einer Kachel⸗ 
ofenheizung. 


7. Zwedmäßige Ventilation und Heizung der 
Sculzimmer. 


[3 

Gutachten der Königlichen Wiſſenſchaftlichen De 
putation Be na Medictnalwejen. 

Dur fügung feiner Excellenz des Herrn 
Minifterd ber geiftlihen, Unterrichtd- und Mes 
dicinalsAngelegenheiten vom 18. Mai 1872 ift 
die unterzeichnete Wiſſenſchaftliche Deputation für 
das Medieinalweſen beauftragt worden, 

diejenigen Punkte zu bezeichnen, welche für 
eine zwedmäßige Ventilationseinrichtung in 


den Schulzimmern als maßgebend eradtet | 2: 


werben follen, damit den Schulauffichtäbe- 
hörden für die zum ek, der Gefundheit 
der Schuljugend zu treffenden Mafnahmen, 
eventuell Behufs Vervollſtändigung bes bis 
jest vorhandenen Materiald eine geeignete 
Unterlage an die Hand gegeben werden 


könne. 
Die äußere Veranlaffung zu diefem Auftrage 
bot eine —E ei Controverſe, 





welche ſich in Folge eines von dem egierungd- 
und Baurathe N. zu N. unter dem 8. Jamıar 
1871 erftatteten Gutachtens über die Ventilations⸗ 
einrichtung der Schulzimmer giläen dieſem Bes 
amten — Kr ‚nben Fr En En * — 

itte. a8 Provinzial⸗ colle; atte 

errn Miniſter um eine Prüfung und Entſchel⸗ 
dung der ftreitigen Punkte gebeten, und nachdem 
aud der Herr Handel3-Minifter in einer fehr 
umfangte! und die Frage ber Schulventilation 
von vielen Seiten behandelnden Denkſchrift vom 
27. März 1872 es abgelehnt hatte, bie phufio- 
logifcgen Vorausſeßungen ber ftreitenden Parteien 
u entfcheiden, fo tft nunmehr der Wiſſenſchaft⸗ 
ichen Deputation nicht nur die Berichterſtatiung 
über die beregten Streitfragen, ſondern auch zus 
gleich die im Eingange erwähnte, erweiterte Auf: 
gabe übertragen worben. 

Bur eventuellen — bei unſerem Gut⸗ 
achien iſt uns unterm 23. —* 1872 außerdem 
eine anonyme Schrift: „Zur Schulgeſundheits⸗ 

flege. Beglaubigte Zahlen, betreffend die Schul- 
inler und Schulzimmer von 10 meiit größeren 
einden der Regierungsbezirte Aache n und 
Düfjeldorf“ überfendet worden, zu welder 
weitere Ergänzungen fid) in dem Correſpondenz⸗ 
Kae en —**— —5 — Sean in — 
iche Geſundheitspflege . 6—7 finden. 

Sa ber Schwierigfeit der vorliegenden Frage 
und ihrer Gonnerität mit der Frage ber Heizein- 
Hötungen erſchien e8 erwünfcht, außer dembisher 
befannten und literarifh zugänglichen Material 
auch die neueften Erfahrungen der großen Städte 
des Landes zu fennen, da die beträchtliche es 
neuer Schulbauten, welche in den legten Jahren 
ausgeführt und in Gebraud) genommen find, das 
Gebiet des empirifchen und theoretifhen Wiſſens 
in beiden Beziehungen nicht unbeträchtlich erweis 
tert hat. Auf den Antrag unjeres Referenten hat 
ber Herr Minifter die Magiftrate von Berlin, 
Breslau, Edln, Königsberg Magde— 
burg, Hannover, Cafjel und rankfurt 
a. M. aufgefordert, über die Ergebniffe und Er- 
fahrungen in den reger ihrer Städte 
zu berichten. Dieje Berichte find inzwiſchen eins 
gegangen, und das Gutachten, welches wir in 
Nachſtehendem ganz gehorfamft erftatten, wird bie 
ſelben zugleich mit berüdjichtigen. 

Sutadten. 

Reine atmofphärifche Luft, wie fie im freien 
vorhanden ft, ftellt eine regelmäßige Miſchung 
von nabeu 21 Raumtheilen Sauerjtoff und eiwas 
über 79 Raumtheilen Stidftoff dar; ihr Kohlen- 
fäuregehalt in 100 XTheilen ſchwankt zwiſchen 
0.0—0,05, höchſtens bis O,0s Raumtheilen. Dieſe 
reine Luft ift nicht bloß gute, fondern die beite 


uft. 
In Zimmern findet fi —* beftändig ein höhe⸗ 
rer Antheil von Kohlenjäure und in Schul- 
zimmern ift derfelbe bis zu 0, Raumtheilen auf 
100, und noch mehr gemefjen worden. Da dieſe 
unreine Luft außer ber Kohlenfäure, welche an 
fih bei reichticherer Anweſenheit ein fchädlicher 
Stoff ift, noch andere ſchädiiche Beſtandtheile zu 
führen pflegt, jo kann fie aud) ohne Weiteres als 
ſchlech te Luft bezeichnet werben. 


Die Echulbaußygiene. 8 306. Wr. 7. 


Wenn im Allgemeinen die Bunahme der Koh— 
Ienfäure in der Bimmerluft ala ein Maß ber 
fteigenden Beriöledterung, au betrachten ift, fo 
fragt es fi, warn diefe Verſchlechterung merk⸗ 
bar wird. Hierauf ift zu antworten, daß eine 
abjolute Grenze zwiſchen merfbar ımreiner und 
unmertbar unreiner Luft nicht befteht. Seder 
Menſch verhält ſich feiner Individualität nad 
hierin verfchieden: der eine nimmt einen Grad 
der —— kaum wahr, bei dem ein an⸗ 
derer ſich unbehaglich oder geradezu gi: be= 

det. Ja, derjelbe Menſch reagirt je nach feinem 

efinden auf gleiche Verunreinigung ehr ver: 
fchieben. Wer aus ganz reiner Luft in unreine 
eintritt, nimmt oft auch geringe Grabe der Ber- 
unreinigung deutlich wahr, für welche er kurze Zeit, 
nachdem er in dem Bimmer vermeilt hat, jebe 
Empfindung verloren Hat. Wenn daher gelagt 
wird. eine Luft, welche mehr als 0, p&t. Kohlen» 
fäure enthält, ſei nit mehr behaglih, jo kann 
eine folde Erklärung weder nad) der einen noch 
nad ber anderen Seite hin eine allgemeine Gül⸗ 
tigfeit Haben. Indeß wird allgemein zugeitanden 
werben, baß jede weitergehende Berunreinigung 
für eine größere Zahl von Perſonen unbehaglid, 
wird, und fo erflärt e8 fi, daß andere Unter 
ſucher eine Beimifhung von 0,1 —O,s p&t. oder 
von 1%/.--2 Theilen auf 1000 als die Örenze der 
mertbar unteinen Luft bingeftellt Hatten. Das 
Gutachten des Bauraihs N, welches gleichfalls 
diefe Grenze acceptirt, ift daher nur infofern ine 
correct, ald es dieſe Zahlen al die Grenze ber 
guten Luft bezeichnet; fie bebeuten nichts, als 
die Grenze für bie, einer größeren Bahl von 
Menſchen noch gut erfheinende Luft. 

Man hat ſich daran gewöhnt, die on gut er= 
fcheinende, mwenngleih ſchon unreine Luft als 
unſchädlich oder doch relativ unſchädlich zu bes 
trachten. Dies kann zugeſtanden werden fuͤr kur⸗ 
en Aufenthalt. Aber es iſt unrichtig für langen 

ufenthalt, ſelbſt wenn die Dauer deſſelben keine 
ununterbrochene iſt. Selbſtverſtändlich wird ein 
Gefangener, der Wochen, Monate oder Jahre mit 
ganz tkurzen Unterbrechungen in der Kerkerluft 
ubringt, anders davon afficirt werden, als ein 
ð üler, der nur gewiſſe Tagesſtunden in ber 
Schulluft zubringt. Indeß 6 Stunden find der 
Ate Theil des Tages, und wenn von dem Reit 
außerdem noch 10 Stunden Schlafzeit in fehlecht 
ventilirten Schlafräumen zugebradt werden, jo 
bat die unreine Luft Zeit genug, auf ben Orga— 
nismus zu wirken. Man darf diefe Wirkung 
durchaus nicht unterfchägen. Jedes an ſich ſchwäch⸗ 
liche, zartere Schulfind zeigt nach einer gewiſſen 

eit des Schulbefuches — in ſeinem Ausſehen, 
einer Farbe, ſeiner Haltung, feinen Bewegungen, 
einer Geiftesthätigfeit die ſchwächenden Folgen 
der unreinen Schulluft. Die öffentliche Geſund⸗ 
Beitöpfiege hat daher die Güte oder Schlechtigkeit 
der Luft nicht bloß nad) ben acuten, ſondern auch 
nad den Hronifhen Wirkungen zu bemefien. 
und diefe legteren treten oft mit großer Deut- 
Kae hervor, wo die erjteren ganz unbemerkt 

jeiben. 

Daher ift e8 richtiger, die Grenze ber ſchäd⸗ 
lichen Luft tiefer herabzufegen, als die Grenze 


ei 


der allgemein mertbar unreinen Luft, 
und es it mehr zutreffend, 1 per Mille als die 
zuläffige Marimalzahl der Verunreinigung 
zu nehmen, als 1!/a oder 2 per Mille. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß es unmöglich 
ift, in geſchloſſenen Räumen, namentlih in Bims 
mern duch irgend eine Art der Ventilation 
ganz reine Luft zu erhalten. Man muß fi 
eben damit begnügen, die Luft fo rein als möge 
lich zu erhalten, und wenn es irgendwo gelingt, 
die Verunreinigung durch Kohlenfäure bis auf 
einen Betrag von 1 per Mille herabzubringen, 
fo darf dies als ein überaus glänzendes Ergeb- 
niß angejehen werden. In der großen Mehrzahl 
aller Fälle wird man ſich beichränten wien, 
diefer Marimalgrenze einigermaßen nahe zu 
tommen. 

&3 muß bier aber beſonders betont werben, 
daß dasjenige, was wir hier über merkbar un- 
reine Luft gefagt haben, in feiner Weiſe auf 
folche Merkmale Bezug hat, welche durch den Ges 
zucpafinn — — werden. Wir wollen 
die ——— iefer Merkmale keineswegs un- 
terſchätzen. Wo der Geruchsſinn eines in ein 
en eintretenden Menſchen unangenehm 
affleirt wird, da fehlt es ficherlic entweder an 
Reinlichteit, oder an Ventilation. Aber nicht alle 
ſchädlichen Stoffe find riehbar und gerade die 
Kohlenſäure ift e8 in den bier in Betracht kom— 
menden Mengen durchaus nit. So kann es 

eſchehen, daß eine jehr übelriechende Luft in un= 

kim Sinne weniger unrein ift, als ein wenig 
oder faft gar nicht riehende. In einem Schul⸗ 
zimmer, in welches am Morgen ſämmtliche Schul- 
Uinder mit burchnäßten Kleidungsftüden und Fuß⸗ 
befleidbungen eintreten, wird bon nad einer 
Biertelftunde eine ſehr I Ruft fein, 
ohne daß jedoch die Zuſammenſetzung ber Luft 
eine fo ſchlechte ft, ala wenn dieſelbe Zahl von 
Kindern 3 Stumden in demjelben Raume mit 
trodenen Kleidern und Schuhen verweilt Hat, mo 
die Nafe vielleicht nur eine jehr mäßige Verän- 
derung wahrnimmt. 

Es geht aus diefer Betrachtung hervor, —— es 
nicht einfach der —— — oder dem Gefühl 
des Lehrerd oder gar eines Schuldieners über- 
laffen werden kann, die Ventilation in Gang zu 
fegen ober zu unterbreden. Dies würde höch— 
ſtens in Bezug auf zwei Berhältniffe zutreffen, 
nämlich außer für die riehbaren Stoffe für die 
Temperatur. Jedoch Be die Beſtimmung 
der legteren auch nicht bloß der Empfindung des 
Lehrers überlaffen werben, fondern es ſollte an= 

jeorbnet werden, daß in jedem Schulzimmer ein 

hermometer vorhanden jein muß, damit ein ob⸗ 
jectives Maß für Minimal- und Marimaltem: 
paratur gewonnen werde. 

Gerade in Bezug auf die ſchädlichſten Werun- 
reinigungen der Zimmerluft fehlt es nicht bloß 
an genügenden, finnlih wahrnehmbaren Merl: 
malen, jondern auch an einer einfahen und —* 
fort anzuwendenden Methode der objectiven Be— 
ſtimmung. Es bleibt daher nichts Anderes übrig, 
als beftändige Einrihtungen zu treffen, 
melde auch ohne bejonderes Zuthun functioniren. 
Die Erfahrung ber großen Stäbte und felbft der 


2 


höheren Schulen, wo phyſilaliſch gebildete Lehrer 
vorhanden find, hat nur zu — 
jede Ventilations⸗Einrichtung, welche einer ſteti⸗ 
gen Beauffichtigung und Regulation bedarf, außer 
ebrauh kommt, wenn fie nicht geradezu ge- 
mißbraudt wird. Die Schuldiener And fait aus⸗ 
nahmslos für derartige Aufgaben unbrauchbar, 
und die Lehrer gewöhnen fi} felten an eine ſolche 
Einwirkung, zumal da ihnen ein objectives Kris 
terium für die Zeit des Eingreifens nicht gege⸗ 
ben werben fann. Somit bleibt nicht? übrig, 
en eine bejtändig wirkfame Einrichtung herzus 
ttellen. 

Es verftcht fih von felbft, daß neben einer 
ſolchen Einrichtung gelegentlich Hülfseinrichtungen 
in Bewegung gejegt werden müfjen, um für bes 
fondere ern eine Berftärtung der Bentilationen 
herbeizuführen. Solche Fälle find die Berunrei- 
nigung der Luft durch riechende Stoffe oder die 
u ftarke Steigerung der Temparatur. Hier wird 
1a ie 2) Umftänden durch Definung der Fen⸗ 
ter, der Thüren, der Dfentlappen und Ofenthür 
ten, wo fie vorhanden find, befonderer Bentilations- 
Mappen, fei es in den Bwifchenitunden, ſei es 
während der Unterrichtözeit, aushelfen laſſen. 
Aber man follte nicht, wie es fo oft gerathen 
und ausgeführt wird, ſolche Hülfsmaßregeln als 
die Hauptfache Hinftellen, und zwar um jo weni— 
ger, als gerabe für die Jahreszeit, wo die Ven— 
tlation am meiften nöthig ift, die kalte nämlich, 
das Deffnen der Fenſter und Thüren oder der in 
nen befindlihen Ventilationsklappen theils aus 

ückſicht auf die Grtättung des Zimmers, theils 
aus Rüdficht auf die Geſundheit der Schüler nur in 
ſehr befchränttem Maße und unter großer Vor— 
ſicht zugelafien werben kann. 

Die Gorderung einer beftändig wirkſamen Ben 
tilationg-Einrihtung begründet fi) auf die be- 
ſtändige Verunreinigung der Quft durch die na= 
türlichen Lebensverrihtungen der Schüler. Die 
ausgeathmete Luft und dic Hautausbünftung find 
die beiden hauptſächlichen Mittel diefer Verunrei⸗ 
nigung. Kohlenſäure und Waſſer find die beiden 
Hauptbeftandtheile ſowohl der Wusathmungsluft, 
als auch der Hautausdünftung, meben welchen, 
namentlich burd die Haut, freilih noch manche 
andere und wahrjcheinlich keineswegs unſchädliche 
Stoffe ausgeſchieden werden. Die Wufgabe ber 
beftändig wirtfamen Ventilation wird e8 alfo fein, 
Kohlenfäure, Waflerdampf und die fonftigen 
Stoffe fortwährend und wenigſtens annähernd in 
der Menge, in welder fie in die Zimmerluft ges 
langen, nach außen zu entfernen, und dad Map 
der Bentilation beftimmt rg nad dem letzteren 
Verhältniffe. Da nun die Kohlenjäure unter den 
verſchiedenen Ausiheidungsftoffen die beftändigfte 
Größe ift und die meifte Wichtigfeit befigt, fo 
tanı fie aud) ald Anhalt für die Berechnung der 
erforberlihen Ventilation angejehen werden. 

Die dur die Haut ausgeichiedene Kohlenſäure 
beträgt etiwa %ıoo bis hochſtens %/so ber os 
die Lunge ausgejchiedenen, und fie hat daher au 
die Berechnung einer auf wenige Stunden bed 
Tages bejchränkten Verunreinigung der Luft nur 
geringen Einfluß. Faſt alle Unterjucher über die 
Bentilation haben fie daher außer Betracht ge— 


gezeigt, dab | 9 
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Infien, und fi nur an die Lungenkohlenſäure ge⸗ 
ten, 


Letztere beträgt nad) den beiten Unterſuchungen 
normal beim Erwachſenen 4, in 100 Raumthei- 
len der Ausathmungsluft, demnach bei einer 
Quantität von 6 Liter in 1 Minute audgeathmes 
ter Luft 258 Eubit-Gentimeter, ober in 1 Stunde 
etwas über 15 Liter. Diefe Zahl darf als eine 
nicht zu hohe angenommen mwerben, da bie auf 
anderen Wegen gewonnene Summe der 24ftüns 
digen Gefammt - Ausſcheidung an Kohlenjäure 
455,500 @ubit-Gentimeter ergiebt, was ein noch 
öheres Maß — faft 19 Liter — für die Stunde 
echnen läßt. 

Die Differenz zwiſchen der Kohlenfäure-Auss 
fgetbung eine Erwachſenen unb derjenigen eines 
Kindes ift nicht ganz jo groß, wie in dem Mer 
Gutachten angenommen ift (bie Hälfte). Vielmehr 
zeigen bie — * Unterfuhungen, daß bei 
dem weiblichen Geſchlechte der Unterfhied ganz 
gering tft, bei dem männlichen höcften® Ya —!/a 
beträgt. Es erflärt fi) dies aus der viel ener⸗ 
gigeren Wirkung der Umfegungsvorgänge in der 

ndheit. Jedenfalls kann zugeftanden werben, 
daß für die jüngeren Alters! aflen, aljo nament- 
lich für @fementarihulen dad Bedürfniß ber 
Ventilation um die Hälfte, bei Höheren —5 
um ein Drittel geringer iſt, als bei erwachſenen 
Männern. Bei Töchterſchulen tönnen dieſelben 
Zahlen zu Grunde gelegt werden, da ber Gas— 
Staufen der Mädchen von dem der Knaben nit 
weſentlich differirt, während dies allerdings bei 
erwachfenen rauen gegenüber den Männern in 
erheblihem Grade der Fall ift. 

Die in dem Mer Gutachten angezogene Zahl 
von 60 Cubitmeter frifher Luft % den $opf 
und bie Stunde, welche von Herrn von Pei— 
tentofer als nothwendiges Maß einer außrei- 
enden Bentilation aufgeftellt ift, berupt auf einer 
eiwas geringeren Annahme der ſtündlichen Koh— 
Tenfäuge-Mbfheibung, nämlid auf der Annahme 
einer Abſcheidung von nur 12 Kiter für 1 Stunde 
und einer Ausaihmung von nur 5 Liter Luft in 
4 Minute. Es ift dabei angenommen, daß bie 
ausgeatgmete Zuft 40 pro Mille, die freie atmo- 
ſphaͤriſche Luft O,; pro Mille, eine gute Zim⸗ 
merluft nicht über 0, pro Mille Kohlenjäure 
enthält, au daß ein Menſch in einem gefchloffe 


0 40 
nen Raum u 200mal fo viel frifche 


Luft, als er ausgeathmet hat, gebraudt, wenn 
die Luft im Raume ftets gut bleiben fol. Dieſe 
Rechnung ergiebt bei einer ſtündlichen Ausath— 
mung von 300 Liter Luft das Bedürfniß einer 
ftündlihen Zufuhr von 60.000 Liter=60 Cubik⸗ 
meter frifher Luft. 

Wenn das N’er Gutachten dieſe Yorberung für 
die Schulen bis auf 22 Eubitmeter berabjept, 
fo kann zugeftanden werden, daß erfahrene Män⸗ 
ner noch niedrigere Forderungen ftellen. Der 
General Morin verlangt für Primärſchulen nur 
412—15 Cubitmeter für Kind und Stunde, für 
höhere Schulen ($coles des adultes) 15—20 

ubitmeter. Herr von Pettentofer betont 
dagegen mit Recht die verhältnikmäßig ſtarke 
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Rohlenfäure-Probuction der Knaben. Auch wir 
tönnen als wifjenfchaftlihe Bafis der zu ftellen- 
den Anfprüche nicht weiter herumtergehen, als daß 
wir, gegenüber der nad den correcteren Zahlen 
berechneten &orberungen von 75 Cubil-Meter 
ür Erwachſene als WinimalBentilationsgröße 

r den Kopf und die Stunde in Elementarfchulen 30, 
n höheren Schulen 50 Eubit-Meter frifhe Luft 
bezeichnen. 

Die Gegenrehnung des Oberlehrerd N., der 
nur 21% —3 Gu — neuer Luft pro Perſon und 
Stunde zugeſtehen will, beruht auf ganz falſchen 

rämiſſen. Er geht davon aus, daß der größere 

heil des eingeatymeten Sauerftoffes, nämlich ®/g, 
nicht verbraudt, jondern unverändert wieder aus⸗ 
geathmet werde, und daß daher nur ?/4 der ein= 
geathmeten Luft unbrauchbar gemacht fei. Er 
verkennt babei, daß es ſich nicht um den Sauer- 
ftoff, jondern um die Koplenfänre handelt, weil 
diefe leptere nicht als eine negative, fondern als 
eine pojitive Schädlichkeit oder, ander ausgebrüdt 
als ein Gift wirkt. Die Nechnung kann daher 
auch nur auf die Kohlenfäure bafirt werben. 
u kommt, daß die Miſchung der eintretenden 
Zuft mit der im Bimmer befindlichen feine gleich- 
mäßige und fehnelle ift und daß namentlid) bie 
Diffufion der Kohlenfäure ſich erft allmählich voll: 
zieht, woraus folgt, daß eine ftärfere Berdrän- 
gung der verunreinigten Luft und ihr Erſa 
durch friſche reine auf (nit ihre — 
als das eigentlich zu löſende Problem bezeichnei 
werden muß. 

Wenn das Obergutachten des Handeldminifte- 
riums in Bezug auf die Größe der Ventilation 
die Stabt- und Landſchulen unterſcheidet, jo kann 
ein ſolcher Unterjchied zugeftanden werden, aber 
es ijt ſchwer, dafür irgend ein numeriſches Maß 
anzugeben. Auch treffen die Borausjegungen 
bieten Obergutachiens infofern nicht ganz zu, als 
ie die Eintüffe der Gewöhnung zu gering an⸗ 
lagen. Der menjchliche Organismus befitt be- 
iannilich eine nicht geringfügige Fähigkeit, ſich bis 
zu einem gewiflen Maße auch ſchädlichen Ver— 
hältniſſen anzupafien. Die Geſchichte der 
wirfungen tietert dazu zahlreiche Beifpiele. 
verhält es fi auch mit ber Kohlenfäurewirkung. 
Menſchen, welche überwiegend in freier Luft zu 
leben gewohnt find, ertragen eine kohlenſäuerige 
Atmosphäre ungleich ſchlechter, als ſolche, bie viel 
im Zimmer zu verweilen genöthigt find, und fo 
fehr es den Stabtlindern zu gönnen ift, daß die 
Schulſtube ihnen einen deiffjen Erfag für die 
Mängel der elterli hand Teiftet, fo tft Doch 
nicht minder darauf zu beitehen, daß dem Land- 
Hude ein nicht zu großer Gegenfag der Schul- 
luft gegenüber der freien Luft des deldes aufge 
zwungen werde. Mit dem Schulzwange tft auch 
die Verpflichtung des Staates eine größere ge 
worden, und wenn bie größere Ausdehnung des 
Zurnunterrichtes, namentlic) eine zwedmäßige Ab- 
wechielung zwiſchen Turn⸗ und Schulftunden eine 
Art von Girrectio darftellt, jo tft doch damit die 
Pflicht der Gefammtheit nicht erjchöpft. 

Es kann nicht unfere Aufgabe fein, die bau- 
kirt hen Ungaben zu machen, wie bie von uns, 
au d wiſſenſchaftlicher Thatſachen aufgeftellte 
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Forderung zu verwirklichen iſt. Hierüber wird 
ſchließlich nur die Praxis entſcheiden, wenn die— 
ſeibe mehr, als es bisher geſchehen if, durch 
wiſſenſchaftliche Unterfuhungen controlirt wird. 
Es fehlt bei uns immer nod eine eigentliche 


Sauißngiene, 
jeder die ſchwierige Frage über die Gefund- 
Seit der Schulfinder, welde ohne mebicinijche 
etheiligung ſchwerlich gelöit werben wird, noch 
bie Srage über den chemiſchen Buftand der Luft 
in ventilirten und nicht ventilirten Schulzimmern 
ift bis jeßt in ausgiebiger Weife in Angriff ge- 
nommen. Unferer Meinung nad folten biefe 
Aufgaben durch die Königliche Staatsregierung 
für gewiſſe Einzelſchulen je nad) den verfchiebenen 
— durch eigentliche Sachverſtändige 
praktiſch bearbeitet werden. 

Was die Ventilation ſelbſt betrifft, ſo wollen 
wir zunächſt darauf aufmerkſam machen, daß die⸗ 
ſelbe keineswegs in der ganzen Größe, in welcher 
wir dieſelbe formulirt haben, durch künſtliche Ein— 
richtungen herzuſtellen ift. Es iſt bekannt, daß 
eine —— beträchtliche Erneuerung der Luft und 
ſelbſt eine mafienhafte Wbfuhr der Kohlenfäure 
durch die fogenannte natürliche Bentilation 
bewerkſtelligt wird. Diefelbe vollzieht ſich durch 
die Spalten der Fenſter und Thüren, durch das 
Mauerwerk felbit, und fie wird verftärkt durch 
allerlei accidentelle Abſuhrwege, wie fie Die Heizung, 
das Deffnen der Thüren u. |. mw. mit fi) bringt. 
Man wird daher von vornherein zugeftehen können, 
daß für die künſtliche Ventilation eine Kleinere 
Aufgabe übrig bleibt, als wir fie oben berechnet 

aben. Auch das Handelsminifterium bat diefen 

unft berügrt, und wir ſchließen und ganz der 
Meinung an, baß hier nur die — Er⸗ 
fahrung ſichere Grundlagen liefern kann. 

Leider können wir darin die Anſicht des Handels⸗ 
minifteriums nicht ganz beitreten, daß die Com⸗ 
munalverwaltungen ber größeren Städte auf dieſem 
Verſuchsfelde bereitd eneraifc) vorangefchritten feien. 
Unſeres Wiſſens haben diejelben ihre Auftrengungen 
überwiegend in der Verfolgung der Heizungdaufe 
gaben erfhöpft und die Ventilation ift dabei nur 
nebenher ſtudirt worden. Insbeſondere fehlt es 
faft ganz an genügenben Unterfuhungen der 
Säulluft. Die und zugegangenen Berichte ber 
Magiftrate aus den 8 größten Städten bed König» 
reiches beftätigen dies. Einige berfelben erkennen 
einfach an, daß für Bentilation bisher noch wen! 
oder nichts geſchehen fei; andere geitehen zu, da 
die Anlagen ihren Zweck vielfach nicht erfüllt 
haben; andere endlich, obwohl für den Augenblid 
befriedigt, erfennen doch an, baß weitere Ver⸗ 
befferungen nothiwendig find. 

Und doch handelt es ſich hier vorwiegend um 
größere Schulanftalten, bei Denen Eentralheizungen 
mit ihrer volllommeneren Einrichtung —ã 
ſind. Für die Landſchulen iſt noch a er⸗ 
reicht, und ſelbſt die Modellhäuſer der Wiener 
Ausſiellung haben in dieſer Beziehung wenig Anz 
haltspunkte ergeben. Faſt überall recurrirt man 
zuleht auf die Bentilation durch die enter. 

it Recht hat die Berliner Stäbtijhe Schul 
deputation in einem, auch durch das Gentralblatt 
! der Unterrichtsverwaltung (1871) veröffentlichten 
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Berichte ſich gegen dieſe „ſchädliche Gewohnheit“ 
energiſch ausgeſprochen und erklärt, daß „bie Un- 
vorfichtigkeit der Lehrer beim Deffnen der Fenſter 
und Thüren die Urſache mander Erkrankungen 
geworden” ſei. Ob diefe Erkrankungen, wie hin- 
zugefügt wird, nur vorübergehende geweſen find, 
wäre erjt gemauer feſtzuſtelen. Gewiß hat ber 
anonyme Berfaffer der und mitgetheilten Schrift 
„Zur Schulgeſundheitspflege“ Recht, wenn er dieſe 
„äugluftventilation“ als eine völlig unrationelle 
bezeichnet (©. 49). Die Gefahr der Erkältung 
für diejenigen Schüler, welche fih in der Nähe 
des Fenſters befinden, ift eine fehr große, und der 
Umftand, daß man bejondere Einrichtungen der 
Oberfenfter hat, ändert nur wenig in dem Effect. 
Über die Hartnädigkeit, mit welder das Lehrer- 
perfonal auch da, mo andere Xentilationdein- 
richtungen beftehen, an dieſer ſchädlichen Gewohn⸗ 
heit feſthält, zeigt doch, wie man es überall em⸗ 
pfindet, daß gerade die Zufuhr der friſchen Luft 
die Hauptſache ift. 

Die bisherigen Ventilationgeinrichtungen der 
Säulen find vorwiegend von dem entgegengefeßten 
Beitreben ausgegangen: man fuchte — für 
die verdorbene Luft und ſetzte vielfach voraus, 
daß die friſche Luft eg in das Schul- 
zimmer ſchon von felbit finden werde, höchſtens 
daß man noch Qufticheiben oder Drehicheiben in 
die Fenfter einſetzte. Auch das Gutachten des 
Handelsminifteriums empfiehlt eine ähnliche Ein- 
richtung und beruft deswegen auf die Anlagen 
im hieſigen Charite-: zantenhaufe, welche nad) 
feiner Angabe „erfahrungsmäßig die Hygienifchen 
Anforderungen ſowohl an bie Satubrität des er= 
zielten Luftwechſels, als an bie Befeitigung an= 
ftedender Krantheitsſtoffe erfüllt Haben.“ Bu 
unferm Bedauern müffen wir diefe Angabe für 
unbewiejen halten: Die Erfahrungen ſowohl auf 
der Gebäranftalt, als auf den chirurgiſchen Ab⸗ 
theilungen haben unjeres Wiſſens vielmehr dar- 
gethan, daß diefe Anlagen ganz unzureichend find, 
und daß ſelbſt ein großes Ka individueller Auf⸗ 
merlfamfeit Seitens ber MWerzte nicht genügt 
hat, die ſchwerſten Uebelftände fern zu — 
Wir wollen mit dieſer Erklärung nicht in Zweifel 
ziehen, daß namentlich die in Charitẽ, wie 
anderswo gebräuchliche Theilung der Abzugd- 
tanäle in je zwei ungleiche Hälften durch eine 
ſenkrechte Scheidewand nützlich iſt, aber wir müſſen 
die Meinung feſthalten, daß die Zufuhr friſcher 
Luft in dem genannten Krankenhauſe nicht in 
genügender und zwechmäßiger Weiſe vorgeſehen iſt. 

Verſuche in einem Münchener Schulhauſe haben 
ſchon vor Jahren gezeigt, daß der Abfluß der 
Zuft aus den Zimmern durch jede beliebige Art 
von Deffnungen oder Kanälen ohne Schwierigkeit 
vor fi geht, wenn bie Luft mit genügendem 
Drude eintritt. Nur da, wo ein folder Drud 
nicht zu erzielen ift, wird die Hauptwirfung in 
die Abflugröhren zu verlegen fein. Die Bebin- 
gungen für die eine oder die andere Art der Ein: 
richtung find nicht nur fehr verfchieden für größere 
und Mleinere Schulanftalten, fondern auch und 
faft noch mehr für die Jahreszeiten. Wir 
unterfcheiden in Iegterer Beziehung Winter-, 
Sommer« und Uebergangö-Ventilation. 
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Die Winterventilation follte überall durch das 
Einbringen von friſcher warmer Luft bewirkt 
werden. Wie dieſes am billigften gefchehen kann, 
wirb nad den Berhältniffen des Ortes und ber 
Schule jelbft zu ermeflen fein. Immerhin wird 
man entweder eine bejondere Quftheizung im 
Keller einrichten müſſen, und wir erjehen aus den 
Berichten der Magiftrate von Berlin, Caſſel 
und Frankfurt a. M., dag man fid) ſchließlich 
diefem Syftem zugewandt hat; oder man wird bie 
einftrömende kalte Luft in irgend einer Weife mit 
dem Bimmerofen in Berührung Sringen und über 
demfelben ausftrömen laſſen müffen. Beide Formen 
an * me —— —7 — * 
in Vo g gebracht mı [8 finanziell ausführ⸗ 
bar — eftellt. Das Obergutachten des Fee 
min md erhebt dagegen gewichtige Aueifel, 
indem es auf die größeren hi — enn⸗ 
material hinweiſt, welche dadurch bedingt werden 
würden, unb welche leicht den Widerſpruch der ver- 
pflichteten Gemeinden hervorrufen könnten. Unferes 
Erachtens kann eine ſolche Betrachtung nicht ent= 
ſcheiden. Iſt eine genügende Winterventilation 
ohne Zufuhr erwärmter frifcher Luft nicht aus— 
führbar, fo müffen suche Mittel dazu beſchafft 
werben. Daß mehr Brennmaterlal verbraudgt 
werben wird, ift ſicher, denn bie entilation ift 
nur fo lange wirkſam, als der Heizapparat ge= 
nügend warm ift, und menn biefelbe 3 oder 
4 Stunden anhalten foll, fo gerü t es nit, ben 
Dfen vor dem Beginn ber Schulzeit zu feuern, 
und aud) ſchon vor derfelben zu fchließen, ſondern 
es wird nöthig, das euer noch eine längere Zeit 
zu erhalten, beziehungsweiſe es nad einiger Zeit 
zu erneuern. x wollen übrigens beſonders be⸗ 
merken, daß im Allgemeinen bie Tuftheiz, vom 
Keller aus und den Vorzug zu verdienen Kheint, 
wo es fih um Neubauten von Schulhäufern 
handelt, wobei dann ubrigend zu erwägen fein 
würde, ob bei genügendem Luftwechſel die Höhe 
der Schulzimmer nicht —— des für jedes 
Kind erforderlichen Eubikraumes) vermindert und 
damit die Leichtigkeit ihrer Erwärmung nicht ge= 
fteigert werben könnte. 

ie Sommerventilation hat ungleih größere 
Schwierigkeiten, zumal wenn die Temperatur ber 
Atmofphäre hohe Grade erreiht. In größeren 
Anftalten wird man nicht umhin können, befondere 
Einrichtungen dafür zu treffen, ſei e8 durch Bulfion, 
ſei e8 durch Afpiratton. Wenn man in der legten 
Zeit der Afpiration meift den Vorzug gegeben bat 
und ſich durch befondere Lodfeuer, Gasflammen 
und dergl. Hilft, p dürfte doch darüber nicht zu 
überjehen fein, daß die Bewegung eines einfachen 
Slügelrades oder eined andern Mpparates nicht 
gerade eine Dampfmaſchine vorausjegt, fondern 
daß der Technik manche andere bewegende Kräfte 
ur Verfügung ftehen. Auf dem Lande wirb der 
fpiration der Vorzug zu geben fein, melde fich, 
wenn auch nicht ganz vollftändig, dadurch erreichen 
läßt, daß dad Abzugsrohr in den Schornftein 
verlegt wird. Die gewöhnliche Feuerung zur Bu 
bereitung des Mittagsefjend wird genügen, um 
gerade während der wärmften Tageszeit einen 
afcendirenden Luftſtrom zu erzeugen. 
Wenn wir aud während bed Sommers bad 
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Deffnen ber Zenfter nicht empfehlen, fo entſprechen 
wir damit ber thatfächlichen Gewohnheit nicht 
meniger Landſchullehrer, welche nicht einmal außer 
der Schulzeit neue Luft einlaffen. Aber wir Hal- 
ten allerdings dafür, daß, fei es in den Fenftern, 
ſei e8 an anderen, vielleicht von den Schulbänten 
entfernteren Stellen, für das Einftrömen ber 
äußeren Luft Deffnungen vorhanden fein müjfen. 
Nur follten dieſe größer fein, als die jegt ge= 
bräuchlichen Luft oder Drehfchetben, und fie foll- 
ten mit einem Net von Draht-Gaze oder einem 
poröſen Blech gefchloffen fein, fo daB die Luft 
durch eine außgedehntere Fläche, jedod vielfach 
unterbroden, einftrömt. Diefe, von Herrn Schar- 
rath in vielleicht nicht überall anwendbarer Form 
fohlene Methode war in dem amerikaniſchen 
E74 auſe ber Wiener Austellung in ber Art an= 
gebradit, daß unter dem Zenfter ein langer Schlig 
durch einen febförmigen Trog geichloffen war. 

Was endlich die Uebergangd-Ventilation in den 
kühleren Tagen de3 Frühlings und des Herbſtes, 
wo nicht geheizt wird, anbetrifft, fo wird fie fich 
im Ganzen der Sommer-Ventilation anſchließen 
müffen. Gerade in diefer Periode, wo die Tem⸗ 
peraturbifferenzzwifchen der Zimmer- und Draußen 
luft am gerin, ken ft, wird die Notwendigkeit 
einer pulſoriſchen oder afpiratorifchen, edenfalls 
einer künſtlichen Einrichtung am meiften anerkannt 
werden müffen. Die mehritödigen Gebäude der 
ſtädtiſchen Schulen, welche an ſich für die Venti— 
lation größere Schwierigfeiten darbieten, können 
ohne jehr ausgiebige Einrichtungen dieſer Art eine 
zureichende Qufterneuerung nicht erzielen. Es ift 
die bekanntlich der Zeitpunft, wo epidemifche 
Krankheiten, namentlich der Typhus, die Mafern, 
die Diphtheritis, ich mit befonderer Vorliebe aus⸗ 
breiten, und es wird nicht verkannt werden können, 
daß gerade für die Entfernung der Keime diefer 
Krankheiten eine ftarte Bewegung der Luft und 
eine birecte Verdrängung der alten Schichten von 
höchſter Wichtigkeit iſt. 

Wir verfehlen nicht, darauf hinzuweiſen, daß 
jede Art der künſtlichen Erleuchtung das Venti— 
iationsbedürfniß bedeutend fteigert, da Hier neue 
und fehr wirkfame Kohlenfäure-Duellen eingefügt 
werben. Wir erinnern ferner an die Gefahr der 
eifernen Defen und namentlih an ihre Durd- 
läſſigkeit im glühenden Buftande für ſchädliche 
Safe. Wir Halten es endlich für mötbig, daß be- 
{eniere Räume für die Ablegung der Ueberkleider, 

eberſchuhe, le u. ſ. f, forte für Wafch- 
einrichtungen, die Hier und da ſchon im Gebrauche 
find, allgemein angenommen werden, und baß bie 
QZußböden, um fie vor dem Eindringung unreiner, 
ftinfenber und faulender Stoffe zu bewahren, ge= 
ölt oder geßnist und ihre Fugen verfittet werben 
müßten. Jede Art der Reinlichkeit, welche neu 
eingeführt wird, vermindert um etwas dad Ven⸗ 
tilationsbedürfniß. 

Berlin, am 3. Januar 1874. 

Die Röniglige Wi — — Deputation 
für das Medicinal-Wefen. 


p. 


Der Herr Miniſter der geiſtlichen ꝛe. Angelegen⸗ 
beiten hat dieſes Gutachten ber Abtheilung für 
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das Bauweſen im Königlichen Miniſterium für 
Handel ꝛc. mitgetheilt, von welcher auf Grund 
deffelben in einem Schreiben vom 7. Mai d. J. 
für die Aufſtellung von Schulbauplänen folgende 
rn e empfohlen worden find. i 
gemeinen wird davon auszugehen fein, daß 
1. im Winter nur vorgewärmte, die Luft den 
Schulzimmern, fo lange fie befegt ind, zugeführt 
und bie verborbene Luft durch Abfangung entfernt 
wird und 
2. im Sommer der äußeren Luft Eintritt ge- 
—— wird, ohne bie Schüler dem Zugwinde aus- 
äufegen. 
Die erfte Bebingung wird, wenn es ſich nur 
um bie Heizung eined einzigen Saales handelt, 
durch Mantelöfen zu erreichen gefucht, deren innerer 
Kern den Feuerheerd enthält, während der Raum 
zwiſchen Kern und Maniel mit friſcher Luft aus 
em Freien angefüllt wird, die, indem ſie ſich an 
dem inneren Kern erwärmt, in das Zimmer tritt 
und dieſes ebenfalls erwärmt. Damit guleid 
eine gute Ventilation erfolgt, wird ein oberhalb 
des Fußbodens des Zimmers ausmündender, ge- 
mauerter Schacht hergeftellt, in deſſen Mitte das 
gußeiferne Rauchrohr des Ofens auffteigt. Ju—⸗ 
dem die ftrahlende Wärme bes Rauchrohrs einen 
auffteigenden Luftftrom im Ventilationsſchachte er⸗ 
geuat, entzieht dieſer bie am ftärkiten verunreinigte 
uft, die, weil fie die ſchwerere ift, dicht am Fuß⸗ 
boden lagert, dem Schulfanle und es kann Die vor⸗ 
ewärmte friſche Luft nun um fo bequemer in den 
Sauna eintreten. 
ei größeren Schulen wendet man jeht faſt all- 
gemein eine volftändige Eentral-Luftheizung an, 
deren Galoriferen im Keller aufgeftellt werben. 
Zür den Sommer werben Lüftungsflügel in ben 
Senftern mit Nußen angewendet, au wird für 
diefe Zeit eine im Ventilationsfhadhte unmittelbar 
unterhalb der Zimmerdecke befindliche Klappe zu 
öffnen fein, um die im Zimmer entwidelten Düne 
möglichſt raſch abzuleiten. 


7a. Bericht des Prof. Rietſchel über die am den Heiz⸗ 
anlagen verjegiebener var Xehranftalten wüh- 
rend der Winter 1882/88 und 1888/84 gemachten 
Beobachtungen und angeftellten Unterfuchnugen. 
Berlin, den 21. Juli 1884. 

Bon Seiten des Königlichen Brovinzial-Schul- 
eollegiums und der Königlihen Minifterial-Bau- 
commilfion wurde mir Ende des Jahres 1882 der 
Auftrag zu Theil, in folgenden Unterrictsanftalten 

1. dem Wilhelmsgymnafium, 

2. dem Stabtfhullehrerfeminar, 
dem Sulfeng mnafium, 
dem ranzd Aigen Gymnafium, 
dem chinisthal'ſchen Gymnafium, 
der Taubftummenanftalt, 
der Vorſchule des Friedrich: Wilhelmagyms 
naſiums, 

8. der Eliſabethſchule, 
die Controle über die Luftheizungsanlagen zu 
übernehmen. 

Nachdem ich dieſe Controle während zweier 
Winter ausgeübt und in diefer Zeit eine Reihe 
von —— geſammelt habe, die vielleicht 
für die fpätere Ausführung von Luftheizungs⸗ 
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3. 
4. 
5. 
6. 
7. 


os 


anlagen in Schulen nicht ohne Werth fein dürften, 
lte ich es für angezeigt, unter theilweiſer Wieder- 
lung meiner bereits früher gemachten Mit- 
Sheitun en nachſtehend im Zufammenhange über 
die Reſultate meiner Beobachtungen, ſowie iiber 
die Berbefferungen, welche ih an den Suftheigungen 
babe vornehmen fünnen, zu berichten und alsdann 
die eg zu erörtern, welche meiner An- 
fiht nad für Neuanlagen in Betracht gezogen 
werden müſſen. — 
Ih fand die Anlagen in einem Buftande, wel 
her die über dieſelben beſtehenden Klagen zum 
rößten Theil gerechtfertigt erſcheinen ließ. Die 
Sehler, die ich conftatiren konnte, beruhten theil® 
in der Dispofition, theils in der Gonftruction ber 
einzelnen Heizapparate und Nebentheile, theils in 
der Bedienung der Einrichtungen. Bis auf das 
Joachimsthal'ſche und Luifengymnafium enthalten 
die Anftalten ſämmtlich Heizanlagen älterer Cons 
ftruction und diefe tragen demgemäß auch den 
mpel veralteter Anfchauung. Die geführten 
Klagen waren in faft allen Anftalten diefelben, fie 
jingen voriviegend hinaus auf ſchiechte Luftbeſchaffen⸗ 
it, ungleihmäßige Wärmevertheilung, Ueberwär= 
mung ber Räume und Trodenheit der Luft. 
Ueber die Unterfuchungen, welche id) in Bezug 
auf die Luftbefhaffengeit durch Ermitte- 
lungen des Kohlenjäure; el der Luft angeftellt 
babe, glaube ih an diejer Stelle hinweggehen 
und mid) auf meine früheren eingehenden Berichte 
beziehen zu dürfen, wiederholen will ich nur, daß 
ih in fämmtlien Unftalten mit älteren er 
anlagen den Kohlenfäuregehalt jederzeit höher fand, 
als berjelbe nad) den Autoritäten der Wiſſenſchaft 
hätte fein dürfen. 
Bezüglich der Ueberwärmung ber Räume 
abe ii efunden, daß bei einem Betriebe der 
nlagen, bei welchem die Zuführungscanäle jeber- 
zeit in Wirkſamkeit ge alten wurden — ein Be- 
trieb, welchen ich lediglich als normal bezeichnen 
muß — meiftend eine unerträglihe Wärme in 
den Klafienräumen eintrat. Den Grund hierfür 
fand ich in dem Umftande, daß faft Burcgängig 
die einftrömende Luft auf viel zu hohe Zempe- 
ratur an den Helzapparaten vorgewärmt worden 
war; ich habe Temperaturen bis aus Höhe von 
102° €. conftatirt. Faſt bei fämmtlichen Anlagen 
wurde bie Vebienung derartig gehandhabt, daß 
ber Heizer vor Beginn des Unterrichtes die Klappen 
der WBarmluftcanäle öffnete, alsdann fo fange 
warme Luft in die Räume einftrömen ließ, bis 
diefe erwärmt waren, vor Beginn des Unterrichtes 
die —— wieder ſchloß und nunmehr das 
weitere Oeffnen derſelben dem Ermeſſen der Lehrer 
anheimſtellte. Da mit dem Schluſſe der Klappen 
naturgemäß auch eine wefentliche Verminderung 
des Luftwechſels eintrat, wurde durch eine dere 
artige Bedienung die Luft in Folge Anweſenheit 
der Schüler raſch verfchlechtert, allerdings einer 
Ueberwärmung der Räume bis zu einer gewiſſen 
Grenze vorgebeugt. Die Wärme, melde die an- 
weſenden Schüler entwidelten, genügte in der Regel, 
um die Klajfen während der Vormittagsſtunden 
warm zu halten, fo daß die Klappen nicht wieber 
geöffnet wurden. Oftmals habe ih auch mehr 
als normalmäßige Temperaturen in den Klafjen 
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gefunden, diefe rührten gewöhnlich daher, daß 
manche Lehrer nicht warm genug die Räume er- 
seiten tonnten und daher die Klappen der Warm- 
uftcanäle_entiprechende Zeit öffneten. 

Die ZEMBEEOturD LITE rend zwiſchen 
Fußboden, Kopfhöhe und Dede und bie 
Wärmevertheilung nach horizontaler Rich- 
tung konnte ich aus befepter Kaffe mit Ausnahme 
von zwei Fällen nit unterfuhen, dba bie 
Störungen des Unterrichteß zu bedeutende geweſen 
fein würden. In unbejegten Klaffen, in melden 
ich eine große Anzahl derartiger Meflungen vor= 

jenommen babe, conftatirte ich bei den hohen 

—— —— der Luft außerordent⸗ 
liche hohe Temperaturdifferenzen. Um ermeſſen 
zu können, in welchem Verhälmiſſe die Temperatur 
der einjtrömenden Luft zu den Temperaturbiffe- 
renzen zwiſchen Fußboden, Kopfhöhe und Dede 
ftand, nahm ich auch Mefjungen in ein und dem- 
jeiben Raume bei verfchiedenen von mir beftimmten 

inftrömungdtemperaturen vor und babe hier- 
durch nachweifen können (tie auch vorauszufehen 
war), daß bei niedriger Einftrömungstemperatur 
fofort die Temperaturdifferenzen zwiſchen Fuß— 
boden, Kopfhöhe und Dede ſich mefentlich günftiger 
ftellten. Die jehr umfangreichen Tabellen, welche 
ich aus diefen und den weiter unten noch erwähnten 
Verſuchen geſammelt habe, laſſe ich gegenwärtig 
zufammenftellen und bin gern bereit, wenn es 

jewünfcht wird, diefelben nach Yertigftellung als 
achtrag zu biefem Berichte noch einguveisgen. 

Um einen Einblid zu gewinnen, in wie weit 
die Stärke des Luftwechſeis durch das Schließen 
der Warmluftcanäle beeinträchtigt wurde, bezw. 
in wiefern die Kanäle für Zuleitung und 
für Ableitung ber Luft in Abhängig- 
leit von einander ftanden, habe ich unter den 
verjchiebenartigften Berhältnifien Geſchwindigkeits⸗ 
mefjungen vorgenommen. Schon durch die Er- 
mittelungen des Kohlenfäuregehaltes bei künſtlicher 
Entwidel ung von Kohlenfäure, habe ich gefunden, 
daßz das Schließen der Buleitungscanäle eine 
weſentliche Beeinträchtigung ber Lüftung hervor⸗ 
bringt, während das Schließen der Ableitungs- 
canäle von viel geringerem influffe auf die 
Stärke des Luftwechjeld if. Im Durchſchnitte 
babe ich gefunden, daß bei einem im erften Stod- 
werte gelhgt gelegenen Raume durch den Ab⸗ 
leitungscanal nur etiva die Hälfte Luftmenge ent- 
weicht, wenn der Zuführungscanal geſchloſſen ift, 
mährend durch den — — etwa nur 
0 weniger Luft einſtrömt, wenn der Ab⸗ 
leitungscanal außer Thätigleit geſetzt wird. 

Es ift dieſer Umſtand wichtig genug hervor— 
gehoben zu werden, ba ſtets bei Luſtheizungs⸗ 
anlagen mit großer Sorgfalt auf das jederzeitige 
Offenhalten der Ableitungscanäle gefehen, während 
auf des Offenhalten der Buleitungscanäle (wie 
aud in den mir zur Eontrole unterftellten Schulen) 
zu wenig Werth gelegt wird. 

Die Feuchtigkeitsverhältniſſe der Luft 
and ih in faft ſämmtlichen Schulen mangelhaft, 
in en Anftalten und zwar in denjenigen, 
in melden ſich direkt auf den Seizapparaten er⸗ 
dampfungspfannen angeordnet fanden, war bie 
Luft entſchieden zu teoden, in den übrigen Schulen 
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mar bie Befeuchtung ungleihmähig, d. 5. bie einen 
Räume befamen zu trodene, die anderen zu feuchte 
Luft zugeführt. Beſonders zeichnete ſich hierin 
das hifengumnaftum aus in weldem in einem 
Raume die Luft fo troden war, daß die aller 
ftärkften Klagen geführt wurden, während in einem 
anderen von bemjelben Apparate erwärmten Raume 
ſich Feuchtigkeit an ben Wänden niederfchlug. 

Was nun die Befihtigung ber Apparate 
betrifft, fo ergab ſich Hierbei, daß die Sauberkeit 
der Heizlammern im Allgemeinen ald zufrieden- 
ftelend bezeichnet werben tonnte, wenngleich bie- 
felbe ftrengen Anforderungen nicht genügte. 

Der Zugang zu den Heljlammern war faft bei 
fämmtlihen Anlagen nur durch Kleine Thüren 
möglich, welche ein Durchſchlupfen mit allergrößter 
Anjtrengung —5 — e meiſten Heizapparte 
find von der Sirma Reinhardt in Bürzburg 

eliefert; diefelben find zienich voluminds, die Heiz- 
ammern eng, fo daß in Lepteren bie gleichmäßige 
Bertheilung der Wärme zu wünfchen übrig läßt. 

Hilfsapparate zur Bedienung und —F Con⸗ 
trole der Anlagen waren bei ſämmtlichen Anlagen 
außerordentlich mangelhaft vertreten. Ich habe 
in teiner Schule Thermometer in den Heizlammern 
gur Ablefung der Temperaturen, biß auf melde 

ie Luft an den Heizapparaten erwärmt wird, 
gefunden; ebenfalls fehlten Vorrichtungen, melde 
dem Heizer geftatteten, die Temperatur der Luft 
in den Klaſſenräumen anders zu erfennen, als 
durch Betreten der Räume felbft. Es war mithin 
während des Unterrichte® dem Heizer niemals 
möglih, nad Maßgabe der Temperatur in den 
Klaffen den Heizbetrich regeln zu können. Regulir⸗ 
vorrichtungen, welche erhalten, fühle und warme 
Luft a" mifchen und B beliebig warme Luft in 
die Klaffenräume zu leiten, fand ih nur in dem 
Luifengymnafium vor. 

Die Ausführung der bauliden Ein 
richtungen läßt mit Ausnahme der der neueften 
Anftalten (dem Lulfen- und Joachimsthal'ſchen 
Gymnafium viel zu wünfden übrig. Im Allge— 
meinen gewinnt man von den älteren Anlagen 
den Eindrud, daß dieſelben fhablonenhaft, ohne 
Verückſichtigung ber Zwecke, denen fie dienen follen, 
ausgeführt worben find. 

Die Bedienung der verfchiedenen Heizungen war 
und ift infofern äußerft mangelhaft, als mit Aus⸗ 
nahme des Joachimsthalſchen Gymnaſiums fpecielle 
Heizer nicht angeftellt find; fondern Die Hausdiener, 
melde von den Kaftellanen angenommen werden, 
den Betrieb meift verjehen müſſen; nur im Stadt- 
ſchullehrerſeminar bebient der Kaftellan die Appa= 
tate felbft. Da die Hausdiener die gefammte 
Hausarbeit außguführen haben, können fie nur 
nebenbei ihre Aufmerkſamkeit den Heizanlagen 
widmen und da außerdem bie Annahme und 
Entlaffung der Hausdiener in das Ermeflen ber 
Caſtellane geftellt ift, findet natürlih aud ein 
Öfterer Wechſel ftatt. Unter diefen Berhältnifien 
muß der Betrieb der Anlage leiden und um fo 
mehr, ald nur zu oft auch den Kaftellanen die für 
den Betrieb einer Heizanlage nöthige techniſche 
Kenntniß abgeht. Diefem Uebelftande glaube ich 
es auch zufchreiben zu dürfen, daß bie von mir 
ausgeübte Eontrole den Kaftellanen im Allgemeinen 
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nicht fehr angenehm geweſen iſt, — mein 
Bemühen nur darauf gerichtet war, Verbeſſerungen 
und Erleichterungen im Betriebe herbeizuführen. — 

Die Befeitigung ber vorgenannten Uebel⸗ 
ftände war leider nur zu einem geringen Theile 
möglid, da foweit eine —— Dispofition 
in Frage kam, diefe entweder gar nicht oder nur 
mit fehr bedeutenden Unkoſten zu verändern mög- 
lich gemwefen wäre. Die Haupterforderniffe: befjere 
Luftbefchaffenheit, gleihmäßigere Wärmeverthetlung 
und Vermeidung einer Ueberwärmung der Räume 
zu ſchaffen, war und ift bei den alten Anlagen 
nicht möglic. 

Nur in der Taubftummenanftalt würde fi 
eine gleihmäßige Erwärmung der Räume und 
demzufolge eine Verbeſſerung der Anlagen dur 
Anbringung von Klappen vor den Deffnungen ber 
Barmiuftcanäle in den Heizkammern und durch 
Anordnung von Fernthermometern erzielen laſſen 
und habe ich mir bereit? vor Kurzem erlaubt, 
einen diesbezüglichen Anſchlag dem Königlichen 
Provinzialſchulcolleglum zu unterbreiten. 

Im Joachimsthal'ſchen Gymnaſium — die eine 
der mit neueren Anlagen verfehenen Anftalten — 
Steht einer gleichmäßigen ſicheren Erwärmung ber 
Räume außer der Dispofition der Selplaumern 
nad der Umftand entgegen, daß das Gebäude frei 
fteht und der Oftwind auf den Heiz⸗ und Lüftungs- 
effeft weſentlichen Einfluß ausübt. Es Liegt dies 
darin, daß der Wind durch die Bände und Zimmer 
fügen in das Bimmer dringt, die Räume abkühlt 
und infolge des Weberbrudes den Austritt ber 
warmen Luft aus den Buleitungscanälen beein= 
trächtigt. Es würde bier nur die Umgeftaltung 
der Anlage in eine folche mit majchinellem Betriebe 
dem Nebelftande abhelfen können. Ich habe bis⸗ 
ber von einem derartigen Antrage ber bedeutenden 
ee wegen Abftand genommen. 

jei ben älteren Anlagen mußte fi meine 
Thätigkeit darauf befchränten, durch beftändige 
Ueberwadjung der Bedienung und Anbringung 
einiger Heiner Aenderungen die Uebelftände nicht 
über ein gewiſſes Maß hinaus wachſen zu laſſen. 
So habe ic} die meiften Heizlammern mit Thermo- 
metern verjehen und zwar behufs Controle der 
Helzer mit Martmumthermometern, deren Ein- 
ftellung nur mir ober Beauftragten von mir mög- 
lich ift; ebenfo habe ich in einer bedeutenden An= 
zahl Heizlammern zur bequemeren Controle und 
Reinigung große Einfteigethüren einfegen und bie 
Sauberhaltung der Heizlammern durch einen bes 
fonder8 von mir engagirten Infpector überwachen 
laffen. Dadurch wurde der Zuftand in den Schulen 
fofort ein befierer. Wefentliche Klagen können 
neuerbings in den felbft mit alten Apparaten ver⸗ 
fehenen Anftalten nicht geführt werben, da auf 
meine im Laufe des vergangenen Winter erfolgte 
ausdrückliche jchriftliche Anfrage bei jebem einzel» 
nen ber Directoren keinerlei Beſchwerden einges 
gangen find. 

Bezüglich der Befeuchtung der Luft habe ih 
eine Yeentliche Aenderung nur in einer Anftalt, 
dem Luifen = Oymnafium eintreten laflen; im 
Joachimsthal ſchen Gymnafium wäre die Anord⸗ 
nung von Spritzapparaten ſehr wünſchenswerth, 
da die Luft ſich dort oft als etwas troden erweift, 
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indeſſen ift die Anbringung diefer Berftäubungs- 
apparate einestheils ſchwierig, zum Theil vielleicht 
unmöglid und anderentheild bei der fehr großen 
Engl! von Heizapparaten auch koſtſpielig. 

ein Hauptaugenmer? Habe ich bei den Ber- 
befferungen auf die anlagen des Luifen-Öymna- 
fiums gerichtet, da diefelben derartig disponirt 
und conftruirt find, daß es mir mit Hilfe der mir 
bereitwilligſt gewährten Mittel möglih war, die 
vorhandenen Mängel befeitigen und den vielfachen 
Klagen gerecht werden zu können. 

Außer Anordnung der bereit3 vorerwähnten 
Thermometer für die Heizlammern, verfah i 
eine jebe Klaffe mit einem von dem Corribor aus 
abzulefenden Thermometer, jo daß der Heizer in 
ber Lage war, bie Temperatur der Klafjenluft 
aud während des Unterrichts controliren zu kön- 
nen. Die Einrichtung hat ſich allerdings infofern 
nicht als unbedingt zuverläffig bewährt, als die 
jenigen Thermometer, welche nad; ungenügend vor 
der Außenluft geſchützten Eorridoren zu lagen, 
unter talten Buffrömungen zu leiden Hatten. 

In Folge diejes Umftandes und in Folge ber 
Nothiwendigkeit für den Heizer, behufs Ablefung 
ber Temperaturen beftändig in den Corriboren 
umberwandern, mithin Die Heizapparate verlaffen 
zu müſſen, ordnete ih für einen Apparat probe- 
weife electrifche Thermometer an. Diefelben find 
derartig eingerichtet, daß fie das Ueberſchreiten 
und Unterfcreiten einer beftimmten Temperatur 
in einer Klaffe an einem in ber Nähe des Heizer- 
ftande3 angebrachten Signalapparate anzeigen, 
ſobald der Heizer durch Drehung einer Kurbel 
den sätub bed electrifhen Stromes Herbeiführt. 
Na aßgabe der Signale ftellt der Heizer die 
im Kellergeichofie Bel ichen Klappen für Miſchung 
warmer und kalter Luft und ift jomit in der Lage, 
ohne Beſchränkung des Luftwechjels, ſtets die Luft 
in eine jede Klaffe mit derjenigen Temperatur 
einftrömen laſſen zu können, welche zur Erhaltung 

leicher Zimmerwärme erforderlich ift. Die Ab: 
perrflappen der Rarmluftlanäle wurden durch 
diefe Einrichtung überflüffig; ich Habe die Feſt— 
ſchraubung derfelben angeordnet und dadurch cr- 
reicht, daß die Lüftung der Klaffen nicht unter- 
brochen werden kann, bie Temperatur in ſiets 
gleicher Höhe erhalten wird, und die Temperatur» 
differenz zwifchen Fußboden, Kopfhöhe und Dede 
auf das geringfte Maß beichräntt bleibt, 

IH kann aus voller Weberzeugung hervorheben, 
daß dieſe Einrichtung fi gut bewährt hat und 
daß biefelbe eniſchieben weitere Anwendung ver- 
dient, ba.ich nur mit Hilfe derſelben in der Lage 
geweſen bin, die großen Vortheile nußbar zu 
— welche die Dispoſition der Anlage jr 
ich, barg. 

Die Sorgefunbene ſehr ungleichmäßige Befeuch⸗ 
tung der Luft habe ich tHeil® durch eine Aende— 
rung der Sprigapparate, iheils dadurch erreicht, 
daß id die Sprigapparate in einer jeden Heiz- 
lammer —5* und jeden a mit. befonderem 
Bafferzufluffe verjehen habe; hierdurch ift es mög- 
lich geworben, nad Bedarf verjdiedene Mengen 
Feudtigteit der Luft zuzuführen. 

In dem legten Monate des dergangenen Win⸗ 
ters Habe ich auch verſucht, mit der Anlage der 
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electriihen Thermometer ein electriſches Hygro⸗ 
meter zu verbinden. Die Verfuche find noch nicht 
abgeichloffen, ich Hoffe auf ein befriedigendes Re— 
fultat, wenngleich in Folge ber großen Empfind- 
lichteit de3 Hygrometers Bweifel über die Dauer- 
haftigkeit deſſelben nicht außgefchloffen erſcheinen. 
Um die Menge der eintretenden Luft in den Klaſſen 
ceontroliren zu fünnen und um das unnöthige und 
in Folge des Brennmaterialverbrauches Toffpielige 
Einführen von übermäßig großen Luftmengen zu 
vermeiden, ließ 'a im Keller in einem Kanale für 
Zufuhr frischer Luft ein ftatifhes Anemometer 


ch |einfegen. Auch diefe Arbeit wurde erft in dem 


legten Wochen der Hetzperiode beendet und ift über 
das unctioniren des Apparates noch fein end⸗ 
giltiges Urtheil zu fällen. 

Als neueftg Aenderung, welche ich mit Ge— 
nehmigung des Königlichen Provinzial= Schul- 
collegiums ausführen laffe, nenne ich die Befei- 
tigung bed Mängel genügender Erwärmung der 
Schülerbibliothel, eine Arbeit, welche im Laufe 
diefer Sommerferien noch zur Vollendung gelangt. 

Als Refultat der vorgenommenen Verbeſſerungen 
ist zu fagen, daß die Klagen im Luifen-Gymna> 
fium, foweit die Räume in Frage kommen, welche 
von den Aenderungen betroffen werden, ver— 
ihwunden find und daß bei Einrichtung ber 
electrifhen Thermometer aud für bie übrigen 
Heizapparate ein abfolut fiheres Functioniren 
der gefammten Anlage mit Sicherheit vorherge- 
fagt werden Tann. 

Hervorheben muß ich noch, daß ich es der be- 
reitwilligen Unterftügung, welche meiner Thätig- 
feit gewährt worden tft, verdanke, daß dem Luifen- 
Gymnafium ein eigener von dem Kaftellan unab- 
hängiger Heizer zugetheilt worden ift und daß 
diefer, da er unter meiner fpeciellen Controle fteht, 
in jeder Beziehung feine Schufbigfeit thut und 
weſentlich zum guten Effect ber Anlage beiträgt. — 

Die — meiner zweijährigen Thätigfeit 
haben Veranlaſſung gegeben bie Frage mir vor= 
zulegen: 

Vie müffen Luftheizungsanlagen 
für Schulen ausgeführt werden, 
damit fie gerehten Anforderungen 
Genüge leiften fönnen? 

Ich habe die Meberzeugung gewonnen, daß von 
allen centralen Heizanlagen die Luftheizungen die= 
jenigen find, welde die größte Erfahrung und 
Umfht des Technifer3 erfordern, da bei ihnen 
Lüftung und Erwärmung der Räume in einem 
Abhängigfeitäverhältnifje von einander ftehen und 
doch von vollftändig verfchtedenen Geſichtspunkten 
aus zu behandeln Any, Da bei einer Suftbeizung 
die zur Ventilation beftimmte Luftmenge gleich⸗ 
zeitig Trägerin der zur Beheizung der Räume 
nothwendigen Wärme tft, hat ſich die Temperatur 
der in die Räume ftrömenden Luft bei beftimmt 
vorgejchriebenem Luftwechjel nach dem jeweiligen, 
durch die äußeren Witterungsverhältniffe bedingten 
Wärmebedürfniffe zu richten. Je nachdem die 
Räume größere oder Heinere Abkühlungsflähen 
befigen, muß die Luft Hoch oder niedrig erwärmt 
denjelben zugeführt werben. Natürlih hat die 
Höhe der Erwärmung ihre Grenze (man follte 
bei benugteny'Räumer nicht über 50° €, Ein- 





Die Schulbauhygiene. 8 306. Nr. 7a, 


fteömungstemperatur geftatten) unb muß unter 
Umftänden der vorgeichriebene Luftwechſel dem- 
entfprechend erhöht angenommen werben. Bei 
freigeftelltem Luftwechſel dagegen Tann man bie 
Temperatur der eintretenden Luft nahezu conftant 
annehmen, muß aber natürlih aladann im Be- 
triebe je nach den äußeren Beitterungäverbältnifien 
mit ben Zuftmengen varliren. Da der Luftwechſel 
bei Schulen ein borgejchriebener ift, die Klaſſen— 
räume aber verjchiedenes Abkühlungsvermögen be- 
figen, müßte jedem Klaſſenraume gleichviel, aber 
je nad) den äußeren Witterungsverhältniffen höher 
ober niedriger erwärmte Luft zugeführt werden. 
Erft die Neuzeit hat diefen Bedingungen einiger- 
maßen Rechnung getragen, wenngleich) biefelben 
häufig noch immer nicht genügend erfannt und 
gewürdigt werben. 

Die meiften Klagen, welche über Luftheizungen 
geführt werden, laufen hinaus auf Ueberwärmung, 
ungleihmäßige Temperaturvertheilung und mangel- 
bafte en in den beheizten Räumen. 
Es tönnen dieſe Klagen auf Fehlern manderlei 
Art beruhen, meift aber werden, wie id) conftatirt 
babe, diejelben auf die von mir oben bereiis er- 
mwähnten Fehler in der Dißpofition der Anlagen 
en fein. Wenn in Folge mangelhafter 
Dispofition die Möglichkeit nicht vorliegt, den ver- 
ſchiedenen Räumen unabhängig von einander die 
Zuft bei ftet3 gleihem austömmlichen Luftwechſel 
genau mit ber erforderlichen Temperatur zuführen 
zu tönnen, jo wird fi nothwendigerweife die Er- 
mwärmung ber Luft an dem Seizapparate nad) 
demjenigen Raume zu richten haben, welcher den 
meiſten Wärmebebarf benöthigt. Die Folge davon 
ift, daß den übrigen Räumen über Bedürfniß 
warme Luft gegeben und bei Einhaltung de3 vor: 
geichriebenen Ruftwechjels eine Ueberwärmung und 
ungleihmäßige Wärmevertheilung oder bei Bes 
rüdfihtigung einer gleihmäßigen Zimmertem- 
peratur eine Verminderung des Lüftungseffectes 
und fomit eine Verſchlechterung der Luftbejchaffen- 
heit hervorgerufen wird. obald einer Luft- 
Heizungsanlage diefe Fehler anhaften, ift fpäterhin 
felbft durch den forgfältigften Betrieb und durch 

erffamfte Controle eine Berbefferung des 
Effectes nicht Herbeizuführen, und fann ih daher 
in erfter Linie nur betonen, daß nad) diefer Rich- 
tung bei der Brojectirung von Luftheizungsanlagen 
mit allergrößter Vorſicht zu Werke gegangen und 
daß bei Ausfhreibung und Uebertragung einer 
Luftheizungsnnfage die allerfchärfiten Verpflich— 
tungen den Unternehmern auferlegt werden. Es 
fordert allerdings die Aufftellung der Effectöbe- 
dingungen, fowie die Benrtheilung einer projec- 
tirten Anlage eine genaue Kenntniß ber Prin- 
cipien ber Luftheizungen, die nad) meinen Er- 
fahrungen bei benjenigen, welchen die directe 
Zeitung der Ausführung unterfteht, oft nicht vor- 
handen ift und aud nicht vorhanden fein Tann, 
da nur derjenige das Heizungs- und Lüftungsfach 
beherrſchen wird, welder es als Specialfady er- 
wählt hat. Es befteht ein großer Unterſchied 
darin, ob eine Luftheizungsanlage zur Beheizung 
. 8. eines Wohnhaufes oder zur Beheizung und 
üftung eines Schulgebäubes Anwendung Enden 
fol. Gewöhnlich aber werden diesbezügliche Unter- 
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ſchiede nicht gemacht, fonbern einfach dem Unter- 
nehmer die Anlage einer Luftheizung, allenfalls 
mit Forderung der Lüftungsmengen vorgeſchrieben 
und demjenigen die Ausführung Übertragen, welcher 
die niedrigſte Preisforderung ſtellt. 

Von ben einzelnen Conſtructionen einer Luft⸗ 
heizanlage (alſo abgeſehen von der Dispoſition) 
iſt meines Erachtens nur die Conſtruction der 
Heizapparate von beſonderer Schwierigkeit, da 
dieſe vielen Anſprüchen gerecht zu werden hat. 
Sie muß derartig beſchaffen fein, daß der Lüft— 
heizapparat, bei möglichſt compendidfer Form, an 
feiner Stelle eine Ueberhigung erfahren fann, daß 
bei ihm eine gleihmäßige Bertheilung ber Wärme 
hervorgerufen wird, daß er eine bequeme Aus— 
dehnungsfähigkeit, mithin eine Sicherheit gegen 
Berfpringen befigt, ohne daß babei eine Undictig- 
keit der nad) Möglichkeit zu beſchränkenden Dicht: 
ftelen Hervorzurufen und er eine bequeme 
Reinigung von Ruß außerhalb der Heiztammer 
geftattet. 

Sch kenne feinen Apparat, welcher biefen Un- 
fprüden vollkommen ®enüge feiftet, befonbers ift 
die gleihmäßige Bertheilung der Wärme und bie 
Sicherheit gegen Zerſpringen und Bildung von 
Fugen außerordentlich ſchwer zu erreichen. 

Die übrigen Theile einer Luftgeizung bereiten 
bei einiger Sorgfalt ſowohl in der Dispofition, 
wie in der Conftruction keine befonderen Schwierig- 
keiten, trogdem findet mar aber auch bei biefen 
die ärgften Verftöße gegen die Zwecmäßigkeit. 
Die Klagen bei Luftheizungen über Einführung 
von Staub haben meiftens ihren Grund in ber 
Unterlaffung der Anlage größerer Kammern, in 
welchen die Luft Gelegenheit findet ben mitgeriffenen 
Staub ablagern zu können, oder aber darin, daß 
die Heizfammern und Canäle mie gewöhnliches 
Mauerwerk mit unverjtrichenen Fugen ausgeführt 
beziehentlich mit Kalkputz verfehen werden, wodurch 
Theile von Mörtel in folge der durch die Wärme 
hervorgerufenen beftändigen Bewegung der Heiz⸗ 
tammer und Canäle ſich löfen und in Zorm von 
Staub den Räumen zugeführt werden. Auf die 
Größenverhäftniffe und die bequeme Zugänglichkeit 
der Heiztammern wird meift viel zu geringes Ge⸗ 
wicht gelegt, obgleich dies für Wärmevertheilung 
und je gute Quftbeichaffenheit von großer Wich⸗ 
tigkeit ift und keinerlei Schtwierigkeiten verurfacht. 
Den Klagen über zu trodene Auf ift unſchwer zu 
begegnen, wenn von Haus aus auf cine richtige 
Anordnung der Heize und Verdunftungsapparate 
Nüdfiht genommen wird. Die Stärke der Lufts 
befeuchtung Hat fich, was leider noch vielfach, ver- 
fannt wird, nicht nad) der Temperatur, auf welche 
die Luft am Heizapparate erwärmt wird, zu 
richten, fonbdern auf bie äußere Temperatur, 
Feuchtigkeit der atmofphärifchen Luft und Größe 
des Luftwechſels. Wenn aus cinem Raume keine 
Luft abgeführt wird, fo muß fich kurze ee nad) 
Erwärmung bdefielben, d. h. nachdem den Perſonen 
und Gegenftänden, welche in dem Raume ſich be⸗ 
—— den Wänden eine gewiſſe Menge 

euchtigfeit entzogen worden iſt, ein nahezu con= 
ftanter Feuchtigkeitägehalt herſtellen. Die Menge 
bes entzogenen Waſſers ift eine fo el daß 
dieſer Vorgang von den betreffenden Perſonen 
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als Beläftigung nicht empfunden wird. Sobald 
jedoch beftändig Luft aus dem Zimmer abgeführt 
und frifhe Luft mit geringer Feuchtigkeit in das⸗ 
felbe eingeführt wird, geftaltet ſich der Proceß der 
Feuchtigkeiisentziehung bon den Perjonen und 
Gegenftänden zu einem continuirlichen. Da bie 
Luft um fo weniger Seuehtigteit zu ihrer Sätti⸗ 
ung bedarf und zwar unverbältnißmäßig weniger, 
je kühler fie ift, fo wird im Winter nad Er- 
märmung der Luft auf Zimmertemperatur diefelbe 
meift einen zu niedrigen Sättigungsgrad aufweifen 
und zur Vermeidung nadtheiliger Einwirkungen 
auf den menſchlichen Organismus fünftliche Be— 
en bedingen, dieſe wird um fo ausgiebiger 
jein müſſen, je geringer ber Feuchtigkeitsgehalt 
der äußeren Luft und je größer die Menge der 
u befeuchtenden Luft ift. Es ift nun zwar wiffen- 
afttic noch nit feftgeftellt, welcher Feuchtigkeits⸗ 
gehalt der Luft für die Gefundheit am zuträg- 
lichften ift, indeß wird angenommen, daß bei einer 
Temperatur von etwa 20° C. der Feuchtigkeits⸗ 
gehalt der Luft nicht unter 40 pCt. und nicht über 
0 pE&t. alfoluter Sättigung betragen foll. 

Aus dem Gefagten geht hervor, daß es falſch 
ift, bei der Luftheizung die Befeuchtungsvorrich⸗ 
tungen derartig mit dem Seizapparate zu ber= 
binden, daß die Stärke ber Befeuchtung nach der 
Stärke der nothwendigen Erwärmung des Appa— 
rats fi ridten muß, doch findet man bei faft 
fämmtlihen älteren Wpparaten biefen fehler und 
find dadurch allein die Klagen über ungleihmäßige 
Befeuchtung reſp. über Trodenheit der Luft bes 

t. 


dingt. 
Bas enblich die Vorrichtungen bei Quftheizungen 
in Bezug auf die Regelung der Luftgeſchwindigkeit 


als der Temperaturen betrifft, jo können in deren | {dj 


Eonftruction Schwierigkeiten nicht erblidt werben. 
Auffälligerweife aber find faft alle Anlagen mit 
dieſen Theilen in dürftigfter, zum Theile in falfcher 
Weiſe ausgeftattet. Bei volltommen fachgemäßer 
Dispofitton der Unlage und der Heizapparate 
kann ein guter Effect nur dann erzielt werben, 
wenn ber Seiyer in der Lage ift, mit Leichtigkeit 
die Anlage überfchen und bedienen zu können; 
wenn er die Menge der einftrömenden Luft und 
die Temperaturen in den einzelnen Räunten jeder: 
zeit und ohne Beläftigung ber in den Räumen 
anwefenden Perſonen erfennen und dem Bebürf- 
niffe entjprechend regeln kann. In diefer Be- 
giedun tft ebenfalls ein Unterfchted zwiſchen der 
ufthe eines Wohngebäudes und derjenigen 
einer ule Ei maden; im erfteren alle ift e8 
kein Nachtheil, den Bewohnern des Hauſes die 
Beaufſichtigung der Bedienung zu überlaffen, im 
Iegteren alle aber geradezu ein großer Fehler. 
In einer folden — müſſen ganz beſtimmte 
Vorſchriften beſtehen in Bezu auf — und 
Immertemperatur, es müſſen aber auch Vor— 
ſehrungen ‚vorhanden fein, um dieſe Vorſchriften 
genau erfüllen zu können. Der Grund weshalb 
auf die Anordnung ausgiebiger Nebenapparate fo 
wenig Werth gelegt wird, ift ſowohl in der Unter- 
ſchätzung biefer Theile, als darin zu ſuchen, daß 
bet ber Concurrenz um eine Heizanlage von dem 
Unternehmer die Billigkeit in erfter Linie Be- 
rüdfihtigung findet. Es jollten nad) Diefer Richtung 
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meines Erachtens ebenfalls die ftrengften Bedin- 
gungen an die Unternehmer gejtellt werben. 

Es Tann nicht geleugnet werden, daß diejenige 
Anlage die befte ift, welche bei einfadyer und über- 
fihtlicher Bedienung die zuverläffigften Refultate 
fiert und daß alle Hülfdapparate, welche von 
Seiten de3 Heizers eine genaue Kenntniß und 
umftändliche Bedienung erfordern, nicht empfohlen 
werben können. 

Dem Heizer dürfen nicht Derartige Hülfsmittel 

jegeben werben, welche auf feine Bequemlichkeit 
Hicausfaufen und nur angetan find, feine Auf- 
merkſamkeit zu beeinträchtigen. Es gehören alle 
diejenigen Einrichtungen hierher, melde auf 
Selbftthätigkeit der Erhaltung von Temperatur 
und Luftzufuhr Hinauslaufen und welche derartig 
compfizirt find, dab für eine fihere Wirkung nicht 
abjolut Gewähr geleiftet werden fan. Sämmt- 
liche Upparate, die für den Effect der Heiz- und 
Lüftungseinrichtungen von Wichtigkeit find, müffen 
abfolut zuverläſſig und in der Sandgabun eine 
fach fein, dem Heizer aber die Berantwortlichkeit 
für ben Betrieb und die richtige Wirkung ber 
Anlage überlaffen. Den Lehrern oder ülern 
ift meiner Anfiht nad) eine Mitwirkung bei der 
Regelung der Temperatur und des Lufiwechſels, 
wie jet überall gebräuchlich, nicht zu geftatten. 
Mappen für die Luftzufugrcanäle follten in den 
Klaffenräumen fernerhin nicht mehr angebracht 
und den Wünfchen einzelner Lehrer nad) zu großer 
immermwärme, die den Schülern nur nadjtheilig 
jein kann, nicht mehr entſprochen werden. 

Es ſcheint mir möglich cine Luftheizung zu 
eonftruiren, welche allen gerechten, aud den 
ftrengften Anforderungen genügt, ohne eine 
wierige Bedienung zu bedingen. Allerdings ift 
bierfür die volle Freiheit der Dißspofition und die 
forgfältigfte bauliche Ausführung erforderlich. 
Nächſt den Krankenhäufern, bei welchen auf eine 
ehr eracte und ausgiebige Lüftung befonderer 
Werth gelegt werden muß, find es meiner Anficht 
nad die Schulen, bei denen eine fihere Wirkung 
der Rüftungseinrichtung erforderlich ift. Ich habe 
diefe Weberzeugung durch verfdiedene Unter- 
ſuchungen und beſonders auch durd diejenigen, 
tele von mir in der biefigen Königlichen Uni- 
verfität angeftellt worden find, gewonnen. In 
legterem Gebäude habe ich, troßbem die Verhält- 
niffe zur Sörderung der natürlichen Lüftung äußerſt 
ungünftige find, keineswegs Luft von fo Yölehter 
Beihaffenkeit gefunden, wie z. B. im Friedrich» 
Wilhelms⸗Gymnaſium, welches dieſelbe Beheizungs- 
art aufweift. Der Grund Tiegt in dem Umjtande, 
daß im letzteren Gebäude (alfo wie in allen 
Schulen) jederzeit von Beginn bis zum Schluſſe 
de3 täglichen Unterrichtes die Räume voll beſeht 
find, mährend in der Univerfität die Beſetzung 
der Wuditorien eine fehr ſchwankende tft. In der 
Negel wird ein Luftwechſel von 10 bis 15 Eubit- 
meter pro Kopf und per Stunde für Schulräume 
als genügend angenommen und babei meift biefer 
Effect nur bis zu einer äußeren Temperatur von 
etwa 0° verlangt. Nach den gewonnenen Reful- 
taten Halte ich dieſen Luftwedfel für nit aus⸗ 
reihend, denn ich Habe zum Theil bei Befund 
des Marimums biejes Luftwechjel3 einen weit 
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Bößeren als zuläffigen Kohlenfänregehalt in den 
affenräumen oder bei falt gelegenen Räumen 
eine viel zu bebeutende Einjtrömungstemperatur 
ber Luft gefunden. Natürlich) bedingt ein größerer 
QZuftwechjel etwas größere Apparate und weitere 
Canäle, indeß find dieſe Koften im Berhältniffe 
zur —— niemals von Bedeutung. 

In Bezug auf die Bedienung von Heizanlagen 
in Schulen muß ich hervorheben, daß dieſelbe neben 
anderen Arbeiten nicht beforgt werden kann, 
fondern daß es erforgerlidh erjcheint, befondere 
Heizer anzuftellen, denfelben aber nicht nur die 

——— Bedienung zur Pflicht zu machen, 
— bei Vernachläſſigung des Dienſtes Geld⸗ 
ſtrafen aufzuerlegen. 

Eine Eontrole über die Heizer muß in irgend 
einer Weiſe von fahverftändiger Seite ausgeführt 
werben, ba man nur dann ficher ift, daß alle die 
jenigen Einrichtungen, welde für den Effect der 
Anlage von größter Bedeutung find, beftändig 
und richtig gehandhabt werden. Auch der Kohlen⸗ 
verbraud) und die Bafı ber Brennmaterialien, 
welche oftmals für den Effect von nicht zu unters 
ſchätzender Wichtigkeit ift, müffen einer betänbigen 
Beobachtung unterliegen. Es fcheint mir nothe 
wendig, daß die Heizanlagen und Heizer einer 
größeren Anzahl von Schulen der Besuffgti ung 
eines bejonderen Oberheizerß, welcher bis zu einen 

ewiſſen Grabe technifch gebildet fein es unter- 
teilt werden. Diefer Oberheizer muß die Ver- 
pflichtung haben, ſämmtliche Heizer anzulernen, 
ihre Ob tegenhellen genau feitzuftellen und bie 
Erfüllung ihrer übernommenen Pflichten zu con- 
troliren; er muß in der Lage fein, die Heizer bei 
Pflichtverſäumniß entlaffen zu können. Die Aus- 
gaben, die ein derartiger Mann verurfachen wird, 
werben ſich reichlich durch Erſparniß an Brenn- 
material, Reparaturen ıc. beden, garı abgejehen 
davon, daß ein großer Theil der Klagen, welche 
auf falfcher Behandlung der Anlagen beruhen, 
von jelbjt verfchwinden werden. — 

Die in Vorftehenden bezüglich des Betriebes 
der Anlagen niebergelegten Anfichten können ſelbſt⸗ 
verftändlih nicht für kleinere Provinzialftädte 
Geltung haben, jondern find meines Erachtens nur 
in größeren Städten, beſonders in Berlin, ein 
dringendes Bedürfniß. Ich habe aber außerdem 
noch auszuſprechen, daß umfangreide, mit allen 
Vollkommenheiten ausgeftattete ENT: 
Tagen, nur dann angewendet werben follten, wenn 
die Sicherheit vorliegt, daß von irgend einer 
Seite bie Beauffictigung dev Anlage ftattfinden 
ann. Hauptſächlich halte ich e3 für nothwendig, 
das Gewicht auf eine gut wirkende Bentilationd- 
onlage in erfter Linie nur dann zu legen, wenn 
die oͤrtlichen Berhäliniffe (mie alfo in allen großen 
Städten) fo beichaffen find, daß die Schulen eine 
künſtliche Lüftungseinrichtung gar nicht entbehren 
können. Für diefe Fälle halte ich ftarfe Um— 
faffungsmauern, melde den gulatigen Luſtwechſel 
u Gunſten des künſtlichen Luftwechſels möglichſt 

ſchränken, ebenſo Oelanſtrich der inneren und 
äußeren Flächen der Wände (auch aus Sauber- 
teitörücfichten) für wünſchenswerth; in dieſen 
Schulen können aud die Höhen der Klaffen ver- 
hältnikmäßig gering bemefjen fein. In Schulen 


Heinerer Stäbte, welde frei gelegen, von guter 
Luft umgeben find, bei denen für fpäterhin bie 
forgfättige Bedienung einerumfangreichen Lüftungs» 
anlage zweifelhaft ericheint, Halte ich die Erzielung 
des Aurwedieis auf einfachere Weife für zwed- 
entſprechender. Für diefe Fälle tft re) auf eine 
möglihft große Leiftung der natürlichen Lüftung 
NRüdfiht zu nehmen und follten meines Erachtens 
die Außenwände nicht unnöthig ſtark oder von 
möglichft durchläſſigem Material hergeſtellt und 
die Klaſſen in allen Dimenfionen groß gehalten 
werden. Ich Habe durch die Ermittelungen des 
Kohlenjäuregehaltes gefunden, daß das Deffnen 
der Thüren während der Unterrichtöpaufen einen 
anz bedeutenden Einfluß auf die Luftbeſchaffen⸗ 
beit ausübt und daß, wenn in den Unterrichts: 
paufen aud die Fenſier offen ftehen, bei grober 
Höhe und nicht übermäßiger Befegung der Räume 
die Luftbeſchaffenheit tro mangelhafter Lüſtungs⸗ 
einrichtungen ſich immer noch als erträglid er⸗ 
giebt. Es erfcheint mir vorteilhaft anzuordnen, 
daß in Schulen, denen die voll! Snmentten Lüf⸗ 
tungseinrichtungen nicht gegeben werden ſollen, 
während der Zwiſchenpauſen die Thüren und je 
nach der äußeren Temperatur ein ober mehrere 
Zenfter geöffnet werben. Damit hierdurch die 
Kinder nicht den directen Witterungseinflüffen 
außgefeht zu werden brauchen, müßte von vorn⸗ 
berein ein Raum zur Aufnahme derfelben während 
der Unterritspaufen vorgejehen werben. Dies 
vorausgeſetzt, würde ich fogar dafür ſprechen, von 
einer Centralheizanlage in Heinen Städten gänz- 
fi Wbftand zu nehmen und bie Klafjenräume 
durch Zocalheizung zu erwärmen; ich füge jedoch 
* u, daß ich bei —— den mit großer 
| Bolllommenheit conftruirten Schütt- und Regulir= 
öfen vor den gewöhnlichen Kachelöfen den Vorzug 
geben würde, ba es außerordentlich ſchwierig ift, 
die Kachelöfen derartig zu bedienen, baß fie ben 
wirflihen Wärmebedürfnifien entipredhen. Ein 
Kachelofen wird einmal des Tages geheizt und 
der Heizer fol in denfelben foviel Brennmaterial 
einlegen, daß die aufgefpeicherte Wärme für die 
Dauer fänmtliher Unterrihtsftunden ausreichend 
ift. Da ſich die Menge des Brennmaterial® nad 
der jeweiligen äußeren Temperatur zu richten hat, 
und unmöglih genau abzufhägen tft, wird der 
Seiser entweder zu ftart oder zu ſchwach bie 
efen erwärmen; meiſt wirb Erſieres geichehen. 
Bei den Regulir- und Schüttöfen ift man in der 
Lage. dem jeweiligen Wärmebedürfniffe Rechnung 
u tragen und dur die Führung von friſcher 
uft unter die Oefen die Möglichkeit eined ges 
willen Luftwechſels zu befigen. 

Es ift erforderlich jebesmal von Fall zu Fall 
die Frage der Beheizung und Lüftung einer 
Unterrihtäanftalt genau zu prüfen und je nad 
den Verhältniſſen die einfachere oder volltlommenere 
Anlage, dieſes oder jenes Syſtem der Beheizung 
und Lüftung zu wählen. Die Prüfung biefer 
Frage muß mit Vorſicht und Sachverſtändniß vor⸗ 

enommen werben, ba die Entfheibung für alle 
Perneren Verhältniffe von allergrößter Bedeutung 
iſt. Nah Feltftelung der Dal bes Heizinftem® 
halte ich e8 nach meinen Erfahrungen für geboten, 
eine Goncurrenz unter bewährten Firmen eintreten 





u laſſen und diefen volftändig freie Hand in 
Ühren Boriihlägen bezüglich Dispofition und Eon- 
ftruction zu laſſen. Der — ſelbſt iſt 
ein genau detailliries Programm über die jünmt- 
lichen Forderungen, denen die Anlage gerecht 
werben foll, zu Grunde zu legen und ni auf das 
Programm (nädjft der richtigen Wahl des Syftemes) 
das allergrößte Gewicht zu legen. Jeder Fehler, 
welden das Programm aufweift, wird für die 
Eoncurrenten zum Vortheii, der Anlage zum 
fchweren Nachtheil fein. Bon ben eingegangenen 
Projecten empfiehlt es fih, die beiten durch Anz 
tauf & * und gleichzeitig den Concurrenten 
eine Entſchädigung für ihre oft nicht unbedenten⸗ 
den Ausgaben zu gewähren. 

Das beſte — wird alsdann mit den aus 
den anderen Arbeiten noch hervorgehenden Ver⸗ 
beſſerungen verſehen, zur Submiffion geſtellt. Bei 
Einhaltung diefer Art der Arbeiisvergebung wird 
man in die Lage tommen, das befte Project mit 
der billigften Ausführung deſſelben zu vereinigen 
und bin id) überzeugt, daß alsdann die vielfaden 
und berehtigten Klagen über Schulgeizungen 
weſentlich nachlaſſen werden. Ic Halte dafür, 
nad) Möglichkeit die Kenntnfffe und Erfahrungen 
ber Unternehmer ſich nugbar zu maden und Ben 
leitenden Baubeamten nur infoweit einen directen 
Eingriff in die Unlage zu geitatten, als die Aus— 
fchreibung der Wrbeiten und re, der 

usführung dies erfordert. Sobald die Baube— 
amten felbit Brojecte aufftellen ober den Unter- 
nehmern in Bezug auf Dißpofition der Anlage 
zu fpectelle Bedingungen vorfdreiben, kann die 
Güte der Arbeit in Frage geſtellt werden, da Erz 
fahrungen im Fache der Heizungsanlagen nur 
auf Grund fpeciellen Studiums, zahlreicher 
Beobachtungen und umfangreicher Ausfüfrungen 
gejammelt werben können. Ich befinde mic in 
diefem Punkte allerdings im Widerfpruch mit dem 
legten Erlaſſe Sr. Excellenz des Herrn Minifters 
ber Öffentlichen Arbeiten, in welchem den Bau- 
beamten ber heroorragendſte Theil bet der Be— 
—— der Projecte zugetheilt wird. Auf Grund 
meiner Erfahrung und ganz beſonders auf Grund 
der in dieſen —* Jahren nicht nur in den vor⸗ 
reale Anſtalten, fondern auch in ftädtifchen 

hulen angeftellten Unterſuchungen muß ich bei 
meiner Anficht ftehen bleiben. 

Ich bin gern bereit, wenn es gewünſcht wird, 
den Entwurf eined Programmes auszuarbeiten, 
wie ſolches der Concurrenz für Luftheizungen in 
Schulen zu Grunde gelegt werden Tönnte und 
mwürbe mit Freuden begrüßen, wenn die von mir 
bisher gemachten Beobachtungen den Ausführuns 
gen fpäterer Anlagen zum Nutzen gereichten. 


er Ftof· 9. Rietſchel. 


tb. Heisfoteme für Gebäude hoherer nuterriqhts 
Auftalten. 


Berlin, den 12. December 1883. 
Dem Königlichen Provinzial-Schulcollegium fende 
ich die Anlagen des Berichtes vom 27. März d. J. 
betreffend das Project — Neubau des Gym: 
nafiums in N. mit dem Vemerken zurüd, daß ich 
das Project der Abtheilung für dad Baumefen im 
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Königlichen Mintftertum der Öffentlichen Ar 
beiten mit dem Erſuchen um Serbeiführung ber 
Superrevifion Habe vorlegen laſſen. bier- 
auf eingegangene Antwortichreiben vom 21. April 
d. 3. laſſe ih dem Königlichen Brovinzials 
Schulcollegium zur Kenntnignahme und Mitihei⸗ 
fung an die Königliche Regierung anbei in Ab⸗ 
ſchrift zugehen. 

Hinfihtlih des zu wählenden Heizſyſtems 
bemerle ich zunäcft in —— ——— mit 
dem Gutachten der Bauabtheilung im miſte⸗ 
rium der öffentlichen Arbeiten, daß von einer 
Dampfheizanlage Abſtand zu nehmen fein wird. 
Ob aber eine Gentral-Luftheizanlage oder Local- 
heizung mit Bentilationgöfen zu wählen fei, hängt 
zum guten Theile mit von örtlichen Berhältnifien 
ab, nn biefe Frage noch näherer Erörterung 

edarf. 

Es iſt davon auszugehen, daß vom hygieniſchen 
Standpunkte ein principieller Unterſchied 
zwiſchen Ofenheizung mit ausgiebigen Bentilations- 
einrichtungen und einer rationell angelegten Lufte 
heizung nicht befteht. 

'ommt bei beiderlei Anlagen nur darauf 
an, durch zwedmäßige Einrichtungen, ein richtiges 
Sunctioniren derfelben zu ſichern. 

Für Luftheiz- Anlagen tft e8 in dieſem 
Sinne vor Allem wichtig, daß Heizkörper wie 
Heizkammer in richtigem Größenverhältniffe zu 
den zu heizenden Räumlichkeiten ftehen, nament⸗ 
lich nidt zu Uein angenommen werden, damit 
die Heizluft nicht überhigt zu werben braudt, 
um ben entjpredhenden SHeizeffect zu erzielen. Die 
Anordnung einer geräumigen Seigtammer, in 
melde ein erwachiener Menſch eintreten und fo 
den Heizkörper und bie Wände befichtigen und 
reinigen kann, ift auch ſchon im Intereſſe des 
Reinhaltens der Heizluft und der fteten Aufficht 
über den guten Zuſtand des Heizkörper von 
großem Werthe. 

Bet den Kanälen und Möhren, welche bie Ver— 
theilung der Heizluft nach den einzelnen zu heizen⸗ 
den Räumen vermitteln, iſt gleihfals auf 
genügenden Querſchnitt, giette, faubere Wandungen 
und auf die Möglichkeit periodiſcher Reinigung 
— etwa mittels eines feuchten Wiſchers — zu 
achten. Die Vertheilungsfanäle, melde die Luft 
in horizontaler Richtung zu leiten haben, follen, 
mo irgend möglich, wenigitens in ihrer Dede mit 
einiger Steigung angelegt werden, bamit ihnen 
die warme Luft winkger folgt. Man nimmt ge⸗ 
wöhnlich an, daß ſolche Horizontalleitungen von 
mehr als etwa 10 Meter Länge nur unter be= 
fonder8 günftigen Verhältniſſen eine genügende 
Sicherheit für Die gieigmäht e Vertheilung der 
Hetzluft bieten. Für Trage Bauanlagen 
wird man baher mit einer, ftelle ‚nicht aus- 
tommen. Zelonidere Rüdfiht ift auch auf die 
angeieffene Dimenfionirung der Zuleitungsröhren 
in dem Sinne zu nehmen, daß die Rohrquerfchnitte 
für die Höheren Geſchoſſe unter fonft gleichen Ver⸗ 
hältniffen Meiner berzuftellen find, als für die 
tiefer gelegenen. Cine genaue Regulirung des 

leihmäßigen Luftzufluffes kann jedod nur durch 
Sieber Aattfinden, welche nach Vollendung ber 
Anlage auf Grund practifcher Verſuche richtig ein- 
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äzuftellen find. Da die Luft bekanntlich bei höhe- 
rem Temperaturgrade mehr Waffer in ſich auf- 
nehmen Tann, als bei niedrigem, fo bebarf die 
Heizluft ber Anfeuchtung, wenn fie nicht die fub- 
jective Empfindung der Trodenheit erregen ſoll. 
Geeignete Anordnungen, welde diefe Anfeuchtung 
bewirken, bürfen daher nicht außer Acht gelaffen 
werben. Ebenfo tft auf die Reinigung der Luft, 
welche namentlih in großen Städten oft im 
Freien durch Ruß und Staub verunreinigt wird, 
vor ihrem Eintritte in die Heizfammer durch 
pafiende Vorkehrungen je nad) Bedarf zu fehen. 
Biel kann oft in diefer Hinficht ſchon durch richtige 
Wahl des Plages fir die Luftbrunnen geſchehen, 
wie denn überhaupt die Lage der Bunte, an 
melden die dem Dfen gunuführende Luft geſchöpft 
werden fol, aud) mit Rückſicht auf die wechſelnden 
Windrihtungen, welde der Kuftverforgung theils 
förderlich, theils rn Na forgfältiger Ueber- 
legung bedarf. Im der Regel bedarf man meh- 
rerer Raltluftcanäle, um je nad} ber Richtung des 
Windes den einen oder andern außer Yunction 
zu fegen, da ſich die abfaugende Wirkung eines 
Starten Windes dadurch in nachtheiliger Weiſe 
bemerfbar machen kann, daß er nicht nur den 
Auftrieb der Heizluft ftört, fondern auch die Tem⸗ 
peratur der beheizten Räume herabfegt. Gerade 
dadurch, daß in diefem Falle die Luftheizung bie 
entfprehende Erwärmung der zu beheizenden 
Räume nicht erzielt, ift micht felten das ganze 
Syſtem in Mißceredit gelommen. Eine richtige 
Zuführung der falten Luft gehört daher zu ben 
arbinalbedingungen der Quftheizung. Desgleichen 
ind die Eintchö ungen für die warme Kurt in 
en zu Heizenden Räumen in gesigneter Höhe 
anzubringen — ein Umftand, uf Nichtbeachtung 
häufig zu Mißſtänden Veranla ung egeben hat. 
Sie müffen fih mindeftens 2, eter über 
dem Erdboden befinden und find thunlichſt fo 
anzulegen, baß fie fi) bei der durch die fonftigen 
Berhältnifie gebotenen Benutzung der Räume nicht 
unmittelbar über den Sigbänfen oder am Lehrer- 
fige befinden. 

Die regelrechte Quftzufüßrung ift aber mitbebingt 
durch entiprehende Einrichtung zum Wbführen 
der verbrauchten Luft, durch melde auch die Er- 
haltung einer angemefjenen uftreinheit gefichert 
werden kann. Sogenannte Eirculationsheizungen, 
bei welden die Zimmerluft dem Ofen zum nod= 
maligen Anwärmen zugeführt wird, können Höch- 
ſtens beim Anheizen als zuläffig bezeichnet werben. 
Für den regelmäßigen Betrieb muß ſtets dem 
Buftrömen frifcher Heizluft das Abſtrömen der 
verborbenen Luft entſprechen. Die für dieſen 
legteren Zweck dienenden Röhren werden am 
Beften nad einem Saugfchlote geleitet, welcher, 
durch das eiferne Rauchrohr der Heizanlage an— 
ewärmt, die Suction ber verbrauchten Luft 
ewirkt. 

Beſonders een muß nod werben, 
was zwar faft ſelbſtverſtändlich erſcheint, aber 
doch nur zu Häufig außer Acht bleibt, daß eine 
richtige Bedienung der Anlage von ber größten 
Wichtigkeit ift. Ein fachlundiger Heizer, dem auch 
die Regulivung der Temperatur, das Einftellen 
aller Klappen, kurz der ganze Heizdienft allein 
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äufteht, tft daher unbedingtes Erforberniß für das 
gute Zunctioniren felbft einer zweckmäßig einge- 
richteten Centralfuftheizung. 

Bei Dfenheizung mit Bentilation 
wird man zwar die Bedienung der Defen nicht 
von ben Zimmern, fondern bon den luren aus 
bewirfen und jo die erfteren vor ber Berührung 
mit Heizmaterial und Aſche bewahren; jedoch wird 
für Reinhaltung der Flure befonders Sorge getragen 
werben inüſſen und Hieraus, fowie aus ber I 
bienung zahlreicher einzelner Heizungen, dem 
Transporte de3 Brennmaterials umd der Aſche zc. 
erwächſt ein erhebliher Mehrbedarf an Arbeits- 
träften, die übrigens bei Ventilationsöfen auch 
einer gemiffen Schulung nicht entbehren Können. 
Unter den verfchiebenen zwedtmäßigen Bentilations- 
öfen Tann bier ber Bläger von außen heizbare 
——— wegen ſeiner relativ einfachen 

onſtruction erwähnt werben. Er hat mit gutem 
Erfolge Anwendung im neuen Gebäude der Kunft- 
acabemie zu Düffeldorf gefunden. Die hinſichtlich 
der Beichaffenheit und der Er und Abfiihrung der 
Ventilationsluft zu beobadhtenden Vorſichtsmaß⸗ 
regeln gelten bei der Lokalheizung im Allgemeinen, 
wie bei der Gentralheizung. 

Unter Beachtung vorftehender Momente, welche 
der Königlichen Regierung gleichfalls mitzutheilen 
find, wird biefelbe zu erwägen haben, welches 

eizfgitem im vorliegenden Sale zu empfehlen 
ei; nach dem Nefultate diefer Erwägung ift don 
derjelben die Umarbeitung bezw. Ergänzung ber 
bezüglichen —— gemäß dem Schreiben 
der Abtheilung für das Baumefen zu veranlaffen 
und find dieſe, denen jedenfalls ein Koſtenanſchlag 
für die erwähnten Zimmer-Schadtöfen und eine 
Berechnung der Heizungs- und Betriebskoſten für 
jebes der beiden Syſteme beizufügen find, nad) 
erfolgter Borrevifion dem Königlichen Provinzial: 
Sculcollegtum mitzutheilen. Das Leßtere 
wolle fi vom Standpuntte des Unterrichtsbetriebes 
und unter Berüdfihtigung ber bei den Anftalten 
Seined Reflortes gejammelten Erfahrungen eben- 
falls eingehend darüber äußern, welchem Heiz- 
jyſteme für den vorliegenden Fall der Vorzug zu 

eben fein würde, und mit biefer Aeußerung die 

Ammtlichen techniſchen Wusarbeitungen bis ſpäte⸗ 

ſtens den 4. März f. J. mir einreichen. 

Der Minifter ber geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Goßler: 


Un 
bag Kntatihe Provinzial⸗Schulcolleglum zu R. 
U. 11. 1096. 
M. 2819. 


8. Stellung der Bänfe it Schulzimmer. 
Oppeln, den 16. Februar 1870. 

— Die Bänte in den Maffenzimniern find häufig 
fo geftellt, daß die Kinder das Licht von vorn 

oder von der rechten Seite haben. — 
Dies iſt ein Mißgriff der betreffenden Lehrer, 
welcher nicht dadurch begründet werden kann (wie 
wohl hier und da geſchehen iſt) daß die Kinder 
nicht mit dem Rüden gegen bie Eingangsthür 
des Schulzimmers gerichtet figen follen, vielmehr 
muß die leßtere Rückſicht gegen die Nothwendigkeit 
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urüdtreten, den Kindern möglichft günftige Stel- 
Yung zum Licht zu geben. — 
Königlihe Regierung. 


9. Einrigtung der Schultiſche. 
(Gutachten von Schulrath E. Bod 1868, Auszug.) 
L Vorſchläge. 

1. Der erfte und wichtigfte Geſichtspunkt ift, 
daß der Schultiih den Größenverhäli— 
niffen der Schüler zu entfpreden hat. 

Wenn das Kind auf der Bank figt, jo muß es 
mit der ganzen Sohle de3 Fußes bequem ruhen, 
alfo auftreten Tönnen. Daraus ergiebt ſich, daß 
die Höhe der Bank der Länge des Unterſchenkels 
sieh fein muß, fo daß Unter- und Oberfchentel 

ein Sigen einen rehten Winkel bilden. Hier 
nad ift die Höhe der Sigbant feftzuftellen. 
Das richtige Ma für die Höhe des Eines 
dagegen ergiebt ſich nad) der Anſicht der genanns 
ten Aerzte aus der Entfernung der Ellenbogen- 
fpige, wenn der Oberarm zwanglos berabhängt, 
bon ber Bank. Normal nennen fie daher die 
Haltung beim Schreiben, wenn Ober= und Vorder⸗ 
arm im rechten Winkel zu einander ftehen, und, 
fobald man die Unterlage mwegnimmt, nur ber 
Vorderarm fi ſenkt, im Uebrigen aber die 
Stellung beibehalten wird. Der Oberfchentel und 
die ten müſſen einen echten intel bilden 
und Bant und Tiſch zu einander fo ftehen, daß 
diefe normale Haltung des Körper möglich ift. 

2. Es ift daher die rihtige Entfernung 
von Bank und Tiſche feitzuftellen. Je weiter 
der Stuhl oder die Bank vom Tiſch abgerüdt ift, 
defto unbequemer figt man, defto mehr iſt man 

enöthigt, fi vorzubeugen. In dieſer Hinficht 
ind die Subjellien in vielen Schulen fehlerhaft 
conftruitt, indem die Bank 6, ja fogar 10 Zoll 
von der inneren Kante der Pultplatte abfteht. 

In den oben genannten Schriften wird im 
Gegenſatze zu diefer unzweckmäßigen Einrichtung 
als normales Verhältniß angegeben, daß die Kante 
des Bultes mit der Kante der Sigbank in einer 
Linie liegt, oder daß erftere noch 1 Zoll vorjpringt, 
die Diftance alfo Null oder 1 Zoll minus beträgt. 
Nur Frey nimmt eine Diftance von a —1 Zoll 
als zuläfjig an. 

3. Um eine gerade Körperhaltung beim Schrei: 
ben zu unterftügen, wird ferner für zwedmäßig 
eraditet, daß bie —— nur am oberen 
Theile, wo die Dintenfäfler eingelafjen find, 
3 ZoU breit Horizontal ift, nad) vorn dagegen 
ſich 1%/a Zoll neigt. 

4. Weiter wird angenommen, daß die Kinder 
nicht täglich 5—6 Stunden frei, ohne ſich anzu: 
lehnen, gerade fiten fünnen. Um ihnen zu Hülfe 
zu tommen, werden Lehnen an den Bänfen für 
nöthig geater- 

5. Nach zahlreichen Meffungen hat ſich ergeben, 
daß die Mittelgröße der Schulkinder auf der 
jüngften Altersftufe 42 Zoll und auf der oberften 
55—56 Zoll beträgt. Fur eine dreiffaffige Schule 
gest Dr. Cohn diefelbe in folgender Weiſe an: 

laſſe III Abtheilung b 44 Bol, Wbtbeilung a 
46 Boll; Klaſſe II vn eilung b 48 Zoll, Äb— 
theilung a 50 Zoll; Klaſſe I Abtheilung b 521/. Zoll, 
Abtheilung a 55 Zol. Damit nun Th und 
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Bank der Größe des einzelnen Kindes wirklich 
entiprechen, wird fir nöthig eradjtet, daß bie 
Schüler nicht ihren Leiftungen, fondern 
nad) der Größe fißen. 

Das find im Weſentlichen die gemachten Bor- 
ſchläge. — Wer wollte vertennen, daß fie die 
ernftefte Erwägung und Prüfung verdienen! Ge= 
wiß find Alle, denen das wahre Wohl der Kinder 
am Herzen liegt, ben oben genannten Männern 
für den Eifer und die Beharrlichteit dankbar, mit 
ber fie der Sache fi) gewidmet haben. 


U. Beurtheilung. 

Die Durchführung diefer Vorſchläge ſtößt leider 
auf große, bisher nicht befeitigte Hinderniffe. 

1. Es muß anerfannt werben, daß der Grundfag 
richtig tft, dab die Maßverhältniſſe ber Subjellien 

enau den Größenverhältniffen der Schüler ent« 

prechen follen. Dies kann jedoch nur dann erreidht 
werden, wenn jedes Kind Finen befonderen Stuhl 
und Tiſch Hat, wenn demnach nicht Bänte und 
längere oder kürzere Tifche gebraucht werden, ſon⸗ 
dern wenn bie Einrichtung getroffen ift, wie fie 
nad) Guillaume in den Vereinigten Staaten Rorbs 
ameritad befteht, wo in einzelnen Schulen jeder 
Schüler einen Tiſch von 2 Fuß Länge und 18 Zoll 
Breite, mit einem Fach ober Seube verjehen, 
benugt. Die Stühle find rund und haben Lehnen, 
nad Art_uuferer Hölzernen Gartenjtühle In 
anderen Schulen ſihen je 2 Kinder an einem 
Tiſche von 4 Länge, weil man in ciner Klaſſe 
jederzeit zwei Schüler von gleicher Größe finden 
dürfte. Diefe find alfo nicht nach den Leiftungen, 
fondern nad) der Größe zu einander gefeht. 
Uebrigens hat dieſe Einrihtung, daß jebes Kind 
Kun befonderen Tiſch Hr aud alle fonftigen 

ortheile für fi; die Tiſche und Stühle können 
fo gejtellt werden, daß der Lehrer überall leicht 
ulanı. Die Schüler können nicht blos bequem 
igen, fondern auch ftehen, weil dazu neben dem 

tuhle genügender Raum ift. Es liegt aber auf 
der Hand, daß dieſe Einrichtung nicht blos ſehr 
koftfpielig ift, fondern auch mehr Raum erfordert, 
ald die langen Tiſche und Bänke. Sie würde 
daher bei uns höchſtens in ſehr gut dotirten Schulen, 
bie wenige Schüler haben, Anwendung finden können. 
Aud würde e3 übel ausfehen, wenn Hohe und 
niedrige Pulte neben einander ftänden ; man würde 
daher auch bei biefem Syſtem genöthigt fein, die 
Schüler nad) der Größe zu ordnen. 

Fahrner und Cohn ſchlagen vor, die Pulte 
und Bänfe nur fo lang zu machen, daß je 3 bis 
4 Kinder an ihnen Raum finden, und fie jo auf: 
zuftellen, daß die Reihenfolge der Schüler ebenfalls 
durch ihre Größe bedingt wird. Macht die ganze 
Klaſſe nur eine einzige Abtheilung aus, jo würde 
fih der Webelftand, daß bie Sehter nit nad 
ihren Leiftuugen figen, wohl überwinden laffen, 
wenn man auch barauf verzichtet, dad Gegen der 
Schüler nach den Leiftungen als ein mejentliches 
Mittel für Belebung des Eiferd und Fleißes zu 
benugen. Ich glaube aber im Sinne der meiften 
Lehrer, welche Kinder zu unterrichten haben, zu 
ſprechen, wenn id) fage, daß wir dies nicht auf- 
yon können. Umfaßt die Klaſſe mehr, alß eine 

btheilung, etiva 3—4, wie in den zwei⸗ und ein= 
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Yaffigen Schulen, fo würde man allenfalls inner= 
halb der einzelnen Abtheilungen das Gigen nad 
der Größe einführen fünnen, aber man wird die 
Kinder ber verſchiedenen Abtheilungen nicht durch 
einander würfeln und mengen bürfen, ohne die 
ganze Schul⸗ und Unterrihtö-Organtfation völlig 
aufzuldfen. 

2. Wenn die Kante der Bank mit der inneren 
Kante des Tifches in einer Linte Tiegt, bie 
Diftance beider alfo glei Null ift oder die Pult- 
platte gar noch einen Bol vorfteht, fo könnten 
die Kinder nit ftehen. Allein es if zu beden- 
ten, daß wir nicht bloß dafür zu forgen haben, 
daß fie gut figen, fondern eben fo fehr, daß fie 
aud bequem jtehen können, 

Jedes Kind m aufzuftehen, wenn es gefragt 
wird, und bi 0 Tange ftehen zu bleiben, als e8 
antwortet, Selerntes |pricht oder Behandeltes im 
Bufammenhange darlegt. Einzelne, Abtheilungen 
oder alle Kinder ftehen, wenn es aus bisciplina- 
ren Gründen nothiwendig erachtet wird, längere 
oder fürzere Zeit. Bein Gebet, Geſange und 
Sprechen gelernter Stoffe ift ein Gleiches nöthig. 
€3 ift daher ein unbedingtes Erforderniß, die 
Subfellien fo einzurichten, daß die Schüler ohne 
krumme Kniee, ohne ben Oberkörper vorbeugen 
y müffen, ganz gerade, ftraff und bequem ſtehen 
önnen, I: mithin Bank und Tiih in ihrer 
Stellung zu einander genügenden Raum dazu 
laſſen. Jeder, der es verfucht, wird finden, daß 
dies nicht möglich ift, wenn die Kante des Pultes 
über die der Banf zorfpringt, mit ihr in einer 
Linie liegt, oder wenn die Diſtance nah Frey 
nur Ya—1" beträgt. Es ift vielmehr dazu ein 
Raum von wenigfiens 3“ nöthig. 

3._ Es ift richtig, daß es nicht möglich ift, daß 
die Schüler 3 Stunden Hintereinander ganz ge 
ftredt dafigen, fondern daß fie in fih ham men. 
finten und en Bruft und Rüdgrat Schaden 
thun, wenn fie fi nicht je zumeilen mit bem 

üden anlehnen können. Aber wir halten die 
Einrichtung für unpractiih, an den Bänten ſelbſt 
Lehnen anzubringen, weil bann der Lehrer zwiichen 
diejen und den nächſtfolgenden Bulten nicht durch⸗ 
gehen könnte, oder weil viel Raum beanfpruct 
würde, wenn man dies srmöglichen wollte. Nun 
ind aber unfere Volksſchultlaſſen, melde für 

—80 und noch mehr Kinder berechnet werden 
müffen, ohnehin, fo groß, daß weitere Dimen- 
fionen aus vielfachen Gründen nicht zuläffig find. 
Der Bwed läßt fi indeß, one befondere Lehnen 
an den Bänken anzubringen, einfach dadurch er= 
reihen, daß das nach hinten anftoßende Pult an 
ber äußeren Seitenfläche etwas zuaelhrägt wird. 
Damit der Lehrer zwiſchen Bank und Pult hin= 
durch gehen Tann, ift allerdings nothiwendig, baf 
legtere8 von jener 3“ abfteht. Aber dennoch 
tann es ſehr gut als Lehne dienen, wenn nur 
darauf gehalten wird, daß die Schüler auf der 
Bank etwas weiter nach Hinten rüden, als beim 
Schreiben, fo daß fie in einer normalen Haltung 
anftänbig und geftredt figen. 

4. Rad) den Ungaben von Dr. Cohn auefen 
die Tifche, wenn fie paſſend fein follen, nur ei 
Höhe von 18--24* haben. Sie würden demnach 
zum Theil viel niedriger ausfallen, als die bis— 





berigen, fo daß der Lehrer dadurch genöthigt 
wäre, behufs des Leſens und Schreibens, des 
Nachſehens und Anleitens fi fehr zu biden, 
was nicht blos läftig, fondern auch gefundheit3- 
widrig fein würde. Um dem zu begegnen, ift 
man daher genöthigt, eine für dem genannten 
Zweck genügende — — dadurch zu erreichen, 
daß man 6” breite Fußbretter anbringt. Ob⸗ 
gleich deren Beſchaffung ſelbſt für arme Dorfge— 
meinden keine bedeutende Ausgabe verurſacht, ſo 
wird doch durch ſie die Reinigung der Zimmer 
erſchwert und behindert. Beſſer iſt es daher im⸗ 
mer, wenn ſie eutbehrlich gemacht werden können. 

. Um e8 zu ermöglichen, daß die Schüler 
bequem aufftehen, ihre Bräpe wechſeln und aus 
der Bant heraustreien, und babei doch die oben 
beſprochene Einrichtung erhalten wird, daß nämlich 
der innere Rand der Tifchplatte über den Rand 
der Bank um einen Zoll vorfpringt oder mit ihm 
in bderjelben Linie liegt, hat Dr. Baromw in 
Berlin vorgefchlagen, den ſchrägen Theil der 
Tiſchplatte der Länge nach in der Mitte zu thei: 
len und beide Theile durch Charniere jo zu ver- 
binden, daß fi die untere Särfıe überflappen 
läßt. Wbgejehen davon, daß bei dem häu igen 
Auf: und Niederklappen die Eharniere bald los⸗ 
eben oder zerbrodhen werben, jowie, daß wenig⸗ 
Hens auf dem Lande die fofortige Wiederherftel- 
lung ſchwierig fein dürfte, wird durch dieſe Ein- 
richtung das nicht erreicht, was nöthig iſt. Ein- 
zelne Kinder, auch ganze Abtheilungen müſſen 
aufftehen oder aus der Bank heraustreten, während 
gelejen, geſchrieben oder ſchriftlich gerechnet wird, 
alfo Bücher auf dem Pulte liegen. Da deßhalb 
bei dem Burüdflappen der Platte mannigfadhe 
Störungen und Unordnungen entjtänden, fo 
würden die Kinder doch Häufig aufftehen müffen, 
ohne ordentlich ftehen zu können; das Heraus: 
treten wiirde aber gar nicht möglid fein, ohne 
jedesmal die untere Hälfte der Platte zurüdzus 
ſchlagen. Daher ift die Einrichtung zu verwerfen. 

6. Es läßt fi die Bank zum ige fo ftellen, 
daß man nicht bloß gut fehreiben, ſondern auch 
zwiſchen beiden bequem ftehen Tann. 

3 ift nämlich bei den oben angegebenen Bor- 
[lägen überfehen worden, daß die angenommene 
Schreibeftellung nicht die richtige if. Man tft 
von ber orausfepung ausgegangen, baß beim 

reiben der Oberarm fenfrecht berabhänge, und 
daß der Unterarm wagerecht nad vorn geitredt 
werde. Diefe Annahme führte zu den faljchen 
Schlüffen, 1) daß der innere Rand der Tifchplatte 
nur fo weit über der Höhe der Bank liegen dürfe, 
als die Spige des Ellenbogens bei den zwanglos 
berabhängenden Armen von derfelben entfernt fei, 
und 2) daß, wenn die Hüfte und der Oberjchen- 
tel einen rechten Winkel bilden d. h. der Ober⸗ 
körper eine grade Haltung haben folle, die innere 
Tiſchkante mit ber entſprechenden Bankkante in 
derfelben Linie liegen müſſe. Die erftere unrich⸗ 
tige Annahme hatte wieder zur Folge, daß die 
Höde der Tiſche zu niedrig angenommen wurde. 

eim Schreiben macht der Oberarm eine dop⸗ 


ine | pelte Bewegung, nämlid einmal nach vorn, fo= 


dann nad) der Seite. Bei beiden Wenderungen in 
der Lage erfolgt eine Hebung bes Ellenbogen. 
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Nach vielfahen Verſuchen und Meffungen Liegt 
derfelbe beim Schreiben durchſchnittlich 3." 
öher, als wenn ber Oberarm ſenkrecht herunter- 
ängt. Daraus ergiebt fi) dad wichtige Neful: 
tat, daß 1) die Tifche 3%/s“ Höher fein müſſen, 
als fie die oben genannten Aerzte angenommen 
haben und 2) de man mit dem Oberkörper fi) 
nit nad) vorn zu neigen braucht, and wenn bie 
Bank von der Sliotante 3“ entfernt if. Damit 
find aber gleich alle Schwierigkeiten, welche ſich 
der prachif en Ausführung der theoretiſchen Anz 
nahmen entgegenftellten, gehoben. Man erhält 
nämlich eine ausreichende Höhe der Tiſche, umd 
diefe eignen fi wage für das Schreiben, als 
bad Stehen zwiſchen Tiſch und Bank. 


Vorftehende Angaben unter bem Beirathe 
des biefigen ern Dr. Du Müttrid ermit- 
telt und feftgeftellt*), welcher als Turnlehrer ber 
höheren ulen und als Dirigent einer ortho= 
pädifchen Anftalt über die hier in Betracht kom— 
menden Berhältniffe ein durchaus competentes 


*) Zur Feſiſtellung ber zwedmäßigftien Manfe, welche Schul: 
fusfemee far ie bee ver —— —— taben můuſſen, 
erſchlen es möünjdenswertb, neben den bisherigen Angaben, 
welche aus ber Länge bes Unterfchenfels, aus dem Abſtande bes 
Ellenbogen von ber Bank ıc., bie Größe von Bank und Tiſch, 
wie den Abſtand beider von elmander beredinet und gleihjam 
a priori conftruirt hatten, auch einmal ben umgekehrten En ein⸗ 
mſqlagen unb von einer möglicft großen Anzahl Schüler jeden 
einzelnen eine normale Schreibeitellung annehmen zus laſſen unb 
dann erſt naghträglich die Höhe von Bank und Id die er ger 
braucht hatte, mefien ; ber Abſtand von Bank und Thſch 
{om babei fo gain als nur mat fein, aber das gerade 

stehen zwiſchen beiden eben noch erlauben. 

&s wurbe zu biefem Zwei ein Subjellium benupt, am 
melden bur eine Gtedelvorriätung nidt nur die Tiſchplatie 
und bas Gipbreit der Bank höher unb niebriger verftellt werben 
konnten, fon! auch bie Bank mitteljt zweier, im einem Falz 
der Tiſchſchwellen Laufenden Schieber, dem Tiſche beliebig näher 
und ferner gerüdt werben konnie. Die —A geſchahen fo 


fo weit zurädbrängen, 
mit geftredten Auien fi 
berum gefept hatte, wurde bie Tiichplatte fammt 


derfeitige Abftand gemefien und in die Liften eingetragen. Zum 
Vergleich mit anberweitigen früheren Meflungen murbe übrigens 
nachiragiich * noch ſedesnial ber Ellenbogenabſtand vom Gig: 



























breite der Bank verzeichnet. 
Die nachſtehende Tabelle enthält das Mittel aus einer "größer 
ven Baht rtiger Meſſungen: 
1 @len: — 
$ | Write Bant u aere * 
= ber Bant| Tijde 
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Urtheil befigt und die Güte gehabt hat, mit 
Knaben der verjchiedenen ſchulpflichtigen Jahre 
zahlreiche Verſuche zu machen, um die Vorſchläge 
der oben genannten Werzte zu prüfen. 

Es ergab fid, daß Ku: die Tifche zu niedrig 
angenommen haben, weil die Borausjegung nicht 
richtig üft, daß die Lage des Ellenbogend beim 
Schreiben diefelbe fei, wie wenn ber Oberarm 
ſenkrecht herabhängt. Auch ftellte ſich meiter 

eraus, daß die Entfernung des Auges von dem 

ulte, wenn letzteres jo niedrig angenommen 
werde 18—20” betrage, während die Sehweite 
eines normalen Auges und 10—12“ ift, daB alfo 
viele Kinder gar nicht im Stande fein würden, 
beim Schreiben und Zeichnen gerade zu fihen, 
—5 um bie Schriftzeichen deutlich zu er 

men, ſich mit dein Kopfe nieberbüden wühten, 
fo baß gerade dadurch das Krummſitzen befördert 
würde, 

Ferner ift zu erwägen, daß, fo wichtig ber 
Grundfag ift, daß die Höhe der Bank und bes 
Tiſches der Größe des Schülers entſprechen fol, 
dad doch nur annäherungsweife zu realifiren 
möglich ift, indem z. B. diefelben Kinder auf dem 
Lande im Sommer baarfuß gen, alfo der Unter- 
chenkel kürzer if und die Bank niedriger fein 
ann, ala im Winter, wo fie Stiefeln oder hohe 
Kohpantoffeln anhaben. Aud wird deshalb von 

r. Cohn für Mädchen die Höhe des Tiſches 
durchſchnittlich um einen Zoll höher angenommen, 
als bei Knaben, weil jene dide Röde und Unter- 
Heiber tragen. 


IL Beſchreibung der zwedmäßigen 
Einridtung. 

1. Die Höhe der Bant muß der Länge des 
Unterfchentels gleich fein, damit der Fuß auf 
anzer Sohle bequem ruhen Tann. Unter und 
Deren bilden aljo beim —3— einen rechten 
Winkel. Es darf die Höhe der Bank bei 7- bis 
Yjägrigen Kindern nit über 12“, bei 10- bis 
12jährigen nicht über 14“ und bei 13- bis 14- 
jährigen nicht über 15%/s“ betragen. Die Breite 
der Bankfläche genügt durchweg mit 9". Nimmt 
man die Breite der Tifchplatte für die Unterftufe 
mit 12”, für die mittlere mit 14" und die obere 


in | mit 15“ an, fo kann man die Breite der Bant- 


fläche auf 8, 9 und 10” feſtſtellen. 

2. Für die Höhe des Tiſches ift folgendes 
maßgebend: der Mbjtand des Ellenbogens bei 
gwangioe berabhängendem Arme von ber 

ank beträgt für die untere Altersſtufe durd- 
ſchnittlich 6—6'/e“, für die mittlere 7—7!/e" 
und für die obere 8—8!/". Dazu iſt überall 
3“ Hinzuzulegen. So ergiebt gi als ange: 
mefjene — — Bank und Tiſch für die 
drei genannten en 9%/a*, 10%/a", und 11!/a*. Die 
Höhe der inneren iſchtanie kann daher Unter⸗ 
tafien 21228*, für Mittelklaſſen 241%—26*, 
für Oberllaffen 27” betragen. 

Die Tifchplatte ift ſchräg zu legen und zwar fo, 
daß fie fih nad vorn 1” neigt; die Höhe der 
äußeren Kante ift demnach a) 22!/—24", b) 
251/.—27“ und c) 28”. 

ie Breite der Tifchplatten genügt durchweg 
mit 12; unter günftigen Berhältniffen können 
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für die Mittelftufe 14 und für die Oberftufe 15” 
re werben. 
eigt ſich die Tiichplatte nur 4”, jo ift nicht 
nötbig, daß dieſelbe im oberen Theile, wo bie 
Dintenfäfler eingelafien find, horizontal fei; nimmt 
man aber eine Reig von 1%“ an, fo ift 
räthlih, jenen oberen Theil 3* breit wagerecht 
zu legen. 
3. Die Diftanee zwifchen Bank und Tiſch ift 3“, 
jedenfalls nicht über 4* artzunehmen. 8 Be 
denten, daß die Kinder ſich beim Schreiben vor- 


beugen und krumm figen, erledigt ſich einfach |zı 


dadurch, daß fie auf der Bank etwas nad) vorn 
rüden, fo daß Schenkel und Oberkörper einen 
*— Winkel bilden. Wenn fie dagegen il 
anlehnen follen oder bürfen, fo rüden fie auf 
Bank weiter nad) hinten. Wer es wird 
finden, daß man auf einer Vank, die 3° von dem 
nädjftfolgenden, hintern Pulte abfteht, ſehr gut 
figen und fi) dabei bequem anlehnen kann. die 
Entfernung der Bank vom vordern Tiihe um 3“ 
gleicht fi beim Schreiben dadurch aus, daß man 
etwas nach vorn rüdt, nnd daß der Arm in ber 
Schreibelage ebenfalld nach vorn bewegt wird. 

« 4. Die Füße der Bank und des Tifches find 
‚fo auszutehlen, daß man bequem aus⸗ und eins 
gehen lann. Auch muß die Platte bei Beiden 
etwa einen Zoll vorfpringen. 

5. Unter der Tiſchplalte und zwar vom äuße- 
ren Rande derfelben aus gerechnet in einer Ent- 
fernung von 6* und in einer Breite von 6-8“ 
ift ein Bücherbrett arzulegen 
16. Es empfiehlt ſich, die Rückſeite des Tifches, 
idie zum Anlehnen dient, und von der Platte bis 
zum Bücherbrett mit einer Füllung zu verfehen 
ift, etwas ſchräg einzurichten, damit der Rüden 
um fo bequemer ruhen kann. Nur die hinterfte 
Bank braudt eine Lehne. 

7. Die Kante der Bant muß von dem nächſt— 
folgenden Pulte 3“ abftehen, damit man zwiſchen 








“ 
beiden gehen kann; daher ift fie etwas abzu- 
rund 


en. 

8. Auf jedes Kind find 2° von der Länge des 
Tiſches zu rechnen, Behälter für Dintenfäfler 
ind fo viele, als Kinder an dem Tiſche figen 
— und zwar zur Rechten derſelben anzu- 

ingen. 

9. Die Länge der Subfellien hängt von den 
Dimenfionen des Locales und der Bertheilung 
derjelben auf den vorhandenen Raum ab: davon 
hängt auch ab, ob man fie nur in einer oder in 
ne Reihen neben einander aufzuftellen hat. 

10. Wegen Confervirung bes Holzes und ber 
Reinlichkeit ift nöthig, daß Ge mit Delfarbe an- 
eftrihen werben und zwar bie Tifchplatten 
Memory, das Uebrige etwa hellbraun oder grün. 

411. Jeder Tiſch iſt mit der dazu gehörigen 
Bart auf eine gemeinjame —— zu ſtellen; 
diefe muß 3“ hoch und breit fein. Die Sie der 
Grundlage ift bei den oben angegebenen Maßen 
mit eingerechnet. 

412. Iſt e8 nicht wegen befonderer Berhältnifie 
wünfchendwerth, die Subjelien transportabel zu 
erhalten, dann empfiehlt fi, daß die Hinter 
einander ftehenden auf fortlaufende Schwellen ge⸗ 
ftelt werben, damit fein Berrüden und keine un= 
ordentliche Aufſtellung möglich iR. Sind fie 
länger als 8°, jo & man auch nod in der Mitte 
einen Fuß nebſt Schwelle anzubringen. 

13. Wenn für eine ule neue Schulpulte 
ggfert t werden follen, fo iſt nothwendig, daß 1) 

huge und Proben im Sigen an einem ber ge 
fertigten Schulpulte gemadjt werden und daß dar⸗ 
nach die Höhe des Tifches und der Bänke für die 
verſchiedenen MWltersitufen, Wbtheilungen und 
Alaſſen feitgeftellt wird; 2) daß ungefähr ermittelt 


wird, wie viel Gubjellien für jebe Mteräftufe nicht 
bIoh gegenmtig, ſondern au für die nädjfte 
Butunft nothwendig fein dürften. 





Bum befferen Berftändnifje ift die vorftehende 
Zeſchnung beigefügt, nad welder der Tiſchler 
arbeiten lann. Bei der Wichtigkeit der Sache darf 
ihm aber die Anfertigung nicht völlig überlaffen 
werden, fondern Schulinfpectoren, ulvorftände 
und Lehrer müſſen fi darum befümmern, daß 
nichts verkehrt gemacht wird. 

Die von und geftellten Forderungen laffen fich 
überall durchführen. Ste find auch volllommen 
ausreichend, um eine gerade Haltung, Schonung 
der Mugen, der Bruft, des Unterleibes und des 
Rüdgrates zu erreihen. Mit umfomehr Beharr⸗ 
lichkelt und Entſchiedenheit follte nur dafür gejorgt 
werden, daß nad ben hier gegebenen Geſichts- 
punttn die Subfellien überall eingerichtet würden. 

ber auch die befte Einrichtung berjelben kann 
nicht den Mangel einer guten Gewöhnung erfegen. 
Daher ift neben Beihaffung von zwedmäßigen 
Schulpulten unumgänglid) nöthig, daß jeder Lehrer 
für eine gute, ftraffe Haltung Finer Schüler ein 
aufmertfames Auge hat, und daß mit eiferner Con- 
fequenz darauf gehalten wird, daß die Kinder nicht 
nachläſſig und krumm, fondern gerade und gejtredt 
figen. Ein unlösbares Problem würde es fein, 
menn man eine Einrichtung der Subfellien ſchaffen 
wollte, welhe die Einwirkung auf den Willen und 
vn ae bei der äußeren Haltung über- 

üſſig machte. on ärztlicher Seite ſcheint es 
ter und ba Tendenz ® fein, die Subfellien fo 
u conftruiren, daß die Kinder richtig a müffen. 
her find die übertriebenen Gonceljionen an 
die Bequemlichkeit des Schülers gekommen, fo daß 
die zwiſchen Bank und Tiſch eingefeilte Stellung 
und die Rüdenlchne eher das Ausfehen einer 
Schlafbank, als einer Schulbank gewähren. 
Benn dann die Kinder täglihd 56 Stunden fo 
wiſchen dem Tiſche und der Lehne eingeziwängt 
Abe, nit rüd- und vorwäris künnen und fid) 
gewöhnen, nur mit Unterftügung einer hohen Lehne 
u figen, da fteht nicht bloß zu befürdten, daß 
7 die Schüler jo verwöhnen, daß fie gar nicht 
mehr frei, ohne Lehne figen können und der Rüd- 
grat nicht die nöthige Stärke und Elafticität er- 


ält, fondern daß das beengende, gleichförmige | 1: 


tigen auch geiſtig auf die Schüler erſchlaffend 
wirkt und die Sbellnagme und XThätigleit am 
Unterrichte erheblich abftumpft. Was würde das 
für einen erlahmten, matten, todten Unterricht 
geben, wenn bie Schüler nicht mehr bei jeder 
ntwort fofort und mit Leichtigkeit aufftehen tönnten, 
wenn der erfrijchende Wechjel ganz aufhören oder 
doch weſentlich beſchränkt werben müßte, der ieht 
wiſchen Sign und Stehen jo wohltuend, die 

ufmerlfamteit belebend, die Zethatigng ſteigernd 
und die Erfolge weſentlich fördernd in jeder geiſtig 
angeregten Schule berzigt, der Wechjel, welcher 
das Einerlei und die Einförmigkeit bes Sitzens 
befeitigt! Unfere Schüler figen gar nicht fo viel, 
wie jene Werzte anzunehmen feinen, indem fie 
glauben, es komme nur darauf an, bequeme Sihe 
zu befhaffen. Bei der CHor-, wie bei der Einzeln- 
thätigleit, beim Lefen, Singen und Rechnen wird 
gar oft und viel geitanden, ebenfo in den Meli- 
ton®, Geſchichts⸗, geographiſchen und andern 

tunden. Bringt es der Gegenftand, die Thätig- 
keit nicht mit fi, die Einzelnen und Alle öfter 
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und Tängere Zeit ftehen zu laflen, was hindert 
den Lehrer, dies dennod zu veranlaffen! Es iſt 
ja z. B. an heißen Sommertagen, wenn Ermü— 
dung droht, ein bekanntes Mittel der Anregung, 
die Schiiler aufftehen zu laſſen. Nicht bloß Stehen, 
fondern aud Sitzen ermüdet. Ein jehr wirkſames 
Mittel gegen kruͤmmes Sigen und die Nachtheile 
deffelben ift die vechtzeitige und angemefiene Ber- 
wendung des Stehens, während eine Einrichtung, 
welche nöthig macht, daß die Schüler nur figen, 
das Gegentheil von dem bewirken dürfte, was fie 
bezwedt. 

So fehr wir auch die Bemühungen der oben- 
genannten Männer anerfennen, fo können wir und 
doch nit zu ihren Confequenzen befennen, weil 
nicht bloß die ärztlichen, fondern nicht minder die 
erziehlihen uud unterrichtlichen Gefichtspuntte Be— 
achtung erheifhen. Abgeſehen davon, daß die An- 
ſichten über die Conftruction der Schulpulte in der 
practiſchen — auf nicht zu beſeitigende 
Schwierigkeiten ftoßen, jo daß eine möglichſt all- 
gemeine Einfüscung nicht zu Hoffen fteht, ift es 
auch nicht zuläffig, daß bet diejer Einrichtung die 
Scutthrigeit fammt ihrem Erfolge in bedent- 
lichſter Weife gefährdet würde. 

Bas in Betreff der Gefundheit der Kinder ge- 
fordert werben muß, ift eine Einrichtung der Sub- 
fellien, durch melde die Schüler nit in ‚fort- 
währende Berfuhung kommen, frumm zu fihen. 

Diefer Anforderung entipricht die von und vor⸗ 
geihlagene Conftruction, wenn der Lehrer darauf 
adıtet, daß die Kinder beim Schreiben und dergt 
anders ſihen, ala wenn fie mır münblid) bethätigt 
werben. 

Auch für Schüler, welche älter als 14 Jahre 
find, bleibt die von uns empfohlene Einrichtung 
im Weſentlichen diefelbe; es ändert ſich nur die 
Höhe der Bank und des Tiſches, ſowie etwa die 
Breite beider. Die letztere ijt bei Schülern von 
17-20 Jahren für die Bank auf 1‘, für die 
Pultplatte auf 17/4‘ anzunehmen. 

Die Höhe der Bank beträgt für 15- und 
1 jährige Schüler 16'/a—17*, Air 18—20 jährige 


Die Höhe des Tifches iſt angemefjen, wenn ber 
innere Rand der Platte bei 15- und 16 jährigen 
Schülern 28”, bei 17—20 jährigen 29—30" hoch fit. 

Wenn der Tiſch 15“ breit # fo kann man der 
Platte 124“ Neigung geben und ben hinteren 
Theil, wo die Dintenfäffer eingelafjen find, 3 
breit magerecht Segen; diejer tft mithin 291/a bis 
31% Hoc. 


10. Befreiung der Schuibant von Hippanf. 

Die Verhandlungen über die zweckmäßigſte 
Einriätung der Schulbant find noch nicht zum 
Abſchluß gekommen. Die Hauptſchwierigkeit für 
die Herjtellung liegt darin, daß die Schulbank dem 
Schüler für das fchriftlihe Arbeiten einen be- 
quemen, zur Re Haltung des Oberförpers 
nöthigenden Sitz bieten, daß fie bei anderem 
Unterrihte eine Rüdenanlefnung gewähren und 
ein ungeziwungenes ze ermöglichen joll. Der 
Kreis ulinfpertor Dr. Hip au in Oſtrowo hat 
den Verſuch gemacht, eine ulbant zu conftru- 
iren, welche diefen Forderungen genügt. Bei dem 
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hohen Intereſſe, welches die Sache hat, wird eine 
Beichreibung diefer Bank zur Prüfung veröffent- 
Licht. Weitere Auskunft ſowie nähere Anweilun; 
für den Verfertiger ift von dem ꝛc. Sippauf 
zu erlangen. 

Die in Rede ftehende ulbant hebt in ihrer 
Vorderlage die Diftanz zwiſchen Puli- und Bank⸗ 
kante vollitändig auf und geftattet zugleich dem 
Prag den Schülern während de8Schreibeng, 
ſchriftlichen Rechnens und Beichnens behufs Bes 
fihtigung der Arbeiten hindurchzugehen, geftattet 
aud einzelnen Schülern, rüdwärt3 über die Bant 
herauszutreten, ohne die nebenfigenden zu ſtören. 
Der fo Hinter jeder Bank gewonnene, am Ein- 
tritt zwifhen Bank- und Bultwange 14, ziwifchen 
Hinterlante der Sigplatte und Unterkante der 
Rückenlehne (als einen eigentlichen Grenzen und 
in feiner ganzen Länge) aber 16 Gentimeter breite 
Gang ift ein Vortheil, welcher ohne Anſpruch auf 
einen größeren Raum, als ihn jede gewöhnliche 
Schulbank erfordert, lediglich durch die eigen- 
tbümliche Conftruction der Schulbank entftanden 
ift. Derfelbe bietet auch den Schülern den geeig- 
netften Plag während de3 Gefangunterricht3, in- 
dem das je folgende Pult fie bei dem langdauern⸗ 
den Stehen, welches nun einmal für den Gefang 
Bebingun ift, vor zu großer Ermübung jhüßt. 
Eine üdenlehne ift beim fchriftlichen Arbeiten 
durchaus entbehrlich, da die richtige Haltung bes 
fipenb arbeitenden Kindes darin befteht (Profeflor 

. med. Bod: „Ueber die Pflege der körper⸗ 
an und geiftigen Gefundheit des Schultindes.“ 
Keipzig 1871 ©. 27), „daß der Oberlörper voll- 
kommen aufrecht erhalten wird, daß beide Vorder⸗ 
arme bis etwa zu ihrer Mitte auf den Tiſch aufs 
gelegt werden und die Querare bed Körpers mit 
dem Tiſchrande parallel Liegt, fo daß das Kind 
mit ber vollen Breite feines Oberkörpers gerade 
und jo nahe als möglih vor dem Tiſche fat, 
feine Stüge in geftredtem Rüdgrate und nicht in 
den aufgelegten Armen habe, und daß feine beiden 
Schultern in ganz gleicher Höhe ſtehen.“ 

In der SHinterlage gewährt die Sigplatte dem 
Schüler die Möglichkeit, ſich des folgenden Pultes 
als Rückenlehne zu bedienen und nad) Erfordern 
frei zu fiehen, da die Diftanz in diefem Falle 12, 
11 bezw. 10 Gentimeter beträgt. (Beinung I.) 

Die an den Enden der Sigplatte und den Bank⸗ 
wangen drehbar angeihraubten, die Verlegung 
der erfteren geftattenden zwei Eiſenſchienen (E in 
Beichnung I) und das unter der Sigplatte und 
in den Bankwangen drehbar angebrachte Zeitungs“ 
brett (L in Zeichnung I und LB in Feichnung II) 
jomwie die upbrettchen machen die Bank nur 
um ein ſehr ©eringes theurer, als eine gemöhn- 
Ye, nad altem Mufter, nämlih um etwa drei 

art. 


Die Verlegung der Sitzplatte Prag auf An= 
ordnung bed Lehrers durd) die üler fo ſchnell 
als feict und geräuſchlos, indem ſchon durch bloßes 
Aufſtehen ein genügender Drud der Schenkel gegen 
bie Borbertante ausgeübt wird, um die Bank aus 
der Borderlage in die Hinterlage zu bringen; ein 
zz. Heben bezw. Biegen an der Hinterfante 
fteit die Borderlage wieder her. Unregelmäßig- 


Säneider und von Bremen. Preußiſches Boltsigulmeien. IL 9b, 





feit in der Bewegung wird durch das Leitungs- 
Brett verhindert. Eine Handquetihung Bu dabei 
unmöglid, weil das Sißbreti, deſſen Eden und 
Kanten abgerundet find, in feiner Sinterlage 
7 Gentimeter von der Unterkante der Rudenlehne 


eöfteht, und ber bei der Berlegung bezw. Erhebung 
der Sipplatte entftehende tleine Er enraum 
chutzͤretichen 


¶ in der Zeichnung ID 

aus hartem Holz (in Beigmung im Umriß an 

rent in Zeihnung ſchräg ſchattirt) ver- 
et iſt. 

Die Rückenlehne, welche von der Vorderſeite des 
folgenden Pultes gebildet wird, iſt mit einer Aus—⸗ 
ſchweifung verſehen, welche von der geraden ſchrägen 
Richtung in Erhöhung und Vertiefung um 1 Cen— 
timeter abweicht. 

Eine Ausſchweifung der Sipplatte wird miber- 
rathen, weil diefelbe eher zum nachläſſigen Sigen 
mit frummer Rüdenhaltung veranlagt. Eine 
gerade Sitzplatte übt mehr Zucht auf die Körper- 
haltung aus. 

—— der Schulbank hängt vom Bedürf⸗ 
niß ab. 
Die Bankwangen ſind zu gegenſeitigem Halt 
durch eine Leiſte (0) verbunden. 

Diefed Schulbankiyftem geftattet überdies alle 
für mehrklaſſige Schulen — erſchei⸗ 
nenden Abweichungen von ben in ber Beichnung I 
angegebenen drei Stufen ber Maßverhältniffe, ebenfo 
die Gewinnung einer Minusdiſtanz, wenn folder 
der Vorzug zuerkannt werben ſollte. 

Sa, e3 läßt fi jede Schulbank älterer Syfteme 
ohne große Schwierigkeiten und Koſten nad) dieſem 
Syftem umarbeiten, und e3 wird dadurch leicht 
möglich, altbeklagte Mebelftände in kürzeſter Zeit 
auszurotten. 


Sig. I und II ſiehe umftehend. 


11. Schulbaukſyſtem vom Hubert Bandeneid. 
Berlin, den 9. September 1881. 
Das Königlie Provinzial» Schulcollegium 
made id auf die Brofhüre „die Schulbankfrage 
vom hygieniſchen, pädagogifchen und enden 
Standpunfte aus ummertih beleuchtet von Dr. 
Meyer. Dritte Auflage. Dortmund. Drud 
und erlag von W. Erümell 1881“, in welder 
auf eine neue Schulbant mit drehbaren Einzel⸗ 
figen, Syftem von Hubert Bandenejd in 
Eupen, hingewieſen wird, Hierdurch aufmerkſam 
und empfehle Demjelben gelentlihen Verſuch mit 
dem genannten Bankſyſtem, iwelı in der That 
die — Frage mit den einfachſten Mitteln 
zu löſen ſcheint. — — 
@. IL. 271. 


44 


Die Schulbauhygiene. 5 306. Nr. 10. 


TI 


"a7 ug uaauinuo u ↄgvx 209 ↄqubuꝝ 


opadjunnlepig aopubnugð; 





“nnthh ad uoa lauauu⸗ uvaupo 
I 


Die Lehrerwohnung und ihre Bertinentien. 8 307. 


I. 


61 


Borderanfiht der Schulbank von Dr. Hippauf 


bei ſenkrechter Stellung des Leitungsbretted (vorn) und der Eifenfchienen (hinten), daher 
Zwiſchenraum unter der Sipplatte und über den Bankwangen. 


Die Länge der Bank hängt vom Bebürfniß ab. 


Angabe der Maße in Gentimetern. 


8 307. Die Lehrerwohnung und ihre 
Pertinentien. 


— (Ueber Scheune, Stall, Keller, Brunnen ck 8 305 
Ar. 36, 37, Abtritte ebenda Nr. 33, 35, Doppelfenfter 
ebenda Rr. 14, 15.) — 


Nothwenbigkeit der Befhaffung von 
Dienftwohnungen.*) 

. E. v. 13. Juli 1860 betr. bie Rothwenbigfeit 
von Lehrerbienftwohnungen, felbft wenn geeignete 
Mietha räume vorhanden find, 

. €. v. 28, März 1862 desgl. und betr. die Voraus⸗ 
fegungen einer Ausnahme von biefem Grundſatz. 

. €. v. 16. Juli 1864 beögl. auch wenn ber Lehrer 

unverheirathet if. Recht bed Unverheiratheten auf 

Meberlaffung ber vorhandenen Familienwohnung. 

€. v. 20. Mai 1881 desgl.; wenigfiend Ein Lehrer 

an ber Säule muß eine Dienftwohnung haben. 

48. €, v. 30. Juni 1884 insbeſondere beim Schwanken 

der Miethöpreife, 

€. v. 17. Oct. 1868 betr. den Aufſchub der Her 

ftellung einer Dienftwohnung-, wenn ber zeitige 

Lehrer am Orte ein eigenes Haus befikt. 


Umfang und Ausftattung ber Dienſt- 
wohnung. 
6. €. v. 2. October 1876 betr. bie Einrichtung von 
zwei Familienwohnungen bei ber Anftellung eines 
weiten Lehrers. 


4 


5 


*) of. für bie Provinzen Of: und Beltprenßen: bie Schul⸗ 
oxbnung ». 11. Dec. 1845 $9 12, 14, 15, für Gchlefien das fathol. 
— von 1801 Art. 12, für Reuvorpommern Kegul. 

1 Art. 3, für Sqleswig⸗ Holſtein· Gchulorbnung von 





von 1i 
1814 96 36 unb D4, mover: @el. o. 26, Mai 1846 15 20, 
2 ( en unten Rt 0), Tür Bf: que on 107 38 
(unten ®b. III a. €). 





€. v. 30. Sept. 1879 betr. den Umfang einer 

Xehrerwohnung, gleihviel ob ber zeitige Inhaber 

verheirathet iſt ober nicht. 

. E. dv. 9. Mprit 1879 und 30, Juni 1884 betr, 
bie Größe der Stuben und Kammern. 

. €. v. 11. April 1872 betr. den Wohnungsbebarf 
für eine Landſchullehrerſtelle, wo nicht befonbere 
Umftände vorwalten. 

. &. v. 22. Mai 1865 und 22. Juni 1885 betr. 
die Heizbarmachung der Stuben. 

. E. v. 26. Febr. 1874 betr. den Umfang ber Woh⸗ 
nung und bie Lage ber Kammer. 

. E. v. 8. Dec. 1868 und 7. Jan. 1870 betr. bie 

befonbern Verhaältniſſe in Hannover und Weftfalen 

(größere Küche) oben 8 296 Nr. 1. 

€. v. 19. Aug. 1863 betr. bie Notwendigkeit eines 

Kellers. — cf, E. v. 9. April 1879 8 305 Rr. 9. 


Beſchaffung von Wirthfhaftsräumen 
(ef. 8 279 Rr. 24—26). 

14. €. v. 21. Juli 1862 betr. die Verpflichtung ber 
Gemeinden in ber Provinz Preußen zur Gewährung 
ber für bie gefegliche Aderbotation nöthigen Wirth: 
ſchaftsrãume. 
€. v. 19. Juli 1867 betr. bie Nothwendigkeit ber 
Erriätung von Scheune und Stall für Lehrer auf 
dem Lande, 
€. v. 30. Sept. 1879 betr. die Bemeljung ber 
Rothwendigkeit einer neuen Scheune nach Maßgabe 
der Lanbbotation. 
€. v. 9. April 1879 beir. bie Bemeſſung bes 
Umfangs ber Deconomieräume nad ber Landdotation 
event. nad dem Meinften Maßſtab einer länbliden 
Hauswirthſchaft. 
€. v. 30. Nov. 1868 betr. die Angaben über bie 
Landdotation bei ber Einreichung ber Bauprojekte 
zu ben Wirthicaftsgebäuben. 


7. 


13. 


15. 


16, 


17. 


18. 
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19. €, v. 26. Febr. 1866 betr. die Anwendung ber 
landwirthſchaftlichen Principien bei Berechnung bes 
Ernteertraged zur Beurtheilung des Raumbebürf- 
niſſes der Wirthſchaftagebäude. 

Gutachten v. 16. Nov. 1868 betr. die Groͤße ber 
Etäle für dad Rindoieh und ber Räume für bad 
Getreide of. $ 296 Rr. 1. 

€, v. 18. Mai 1861 betr. die Abſonderung ber 
Stallungen von ben Wohngebäuden (insbefondere 
in Schleſien). — of. €, v. 8. Dec. 1868 und 
7. Zan. 1870 8 296 Rr. 1. 

E. v. 3. März 1871 betr. die Nothwendigkeit 
eines Schweinekoven⸗Trogd. 


Unterhaltung ber Dienftwohnungen. 

€. v. 5. Febr. 1870 betr. ben Ausihluß ber Ans 
wenbung des Reglements über bie Dienftwohnungen 
ber Staatöbeamten bei ber Unterhaltung ber Dienft= 
wohnungen ber Ecjulbebienten. 

Df. der K. Reg. zu Arnsberg v. 3. Dec. 1859 
betr. die Auslegung ber 88 784 ff. U.:2.:R. IT 11, 
über bie Unterhaltung ber Dienſtwohnungen ber 
Pfarrer: und Kirdenbebienten unter Bezug auf 
bie Circular⸗Keſcripte v. 21. Oct. 1841 u. 17. März 
1842. — of. unten Und. II. 

Bi. der K. Reg. in Marienwerber v. 7. Juli 1862 
desgl. unter Bezug auf das Reſc. v. 6. Mai 
1842 (Zäune, Gehege, Pertinenzftüde, Defen). 

€. v. 24. Juli 1862 betr. die Verpflichtung ber 
Lehrer zur Zahlung bes Schornfteinfegerlohns. 


Benugung, Bermtiethbung ber Dienft= 
wohnungen. 

€. v. 14. Juni 1882 betr. die Verpflichtung ber 

Lehrer zum Beziehen derDienftwohnung u. betr. bieRoths 

wenbigteit ber Zuftimmung ber Gemeinde und Schul: 

auffitöbehörbe zur Vermiethung. — of. oben Ar. 5. 

€. v. 12. März 1881 desgl. im Gebiet des frans 

zoͤſiſchen Rechts. 

288. €. v. 26. Juli 1884 desgl. 

29. €. v. 27. Febr. 1872 beit, die Vorausſetzungen 
einer Vermiethung ber Dienftmohnung. 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 


27. 


28. 


Anhang. 

1. 88784 ff.U.:2.:R. II, 11 betr. bie Reparaturpflicht 
ber Kirdenbebienten bet ihren Dienftwohnungen. 
D. &:R. v. 17. Marz 1842 betr. bie Unanwenbbarkeit 

diefer Vorſchriften auf Lehrer als folde. 


1. Nothwendigleit der Veſchaffuug von Schul⸗ 
lehrerwohnnngen. 


In der Sade ſelbſt folgt die Nothwendigkeit 
des Baues aus dem bloßen Mangel von Dienft- 
wohnungen für den vierten und fünften Lehrer. 
Seibft wenn geeignete Miethswohnungen in N. 
zu haben wären, was nad) den —— Er: 
Örterungen nicht der Fall ift, würde es Aufgabe 
der Auffihtsbehörde fein, für Die Herftellung 
eigener Dienftwohnungen Sorge zu tragen. Denn 
fie gehören zur ordnungsmäßigen Ausftattung ber 
Elementarſchulſtellen, und ihr Mangel kann ftet3 
nur unter befonderen Berhältnifien gerechtfertigt 
rg denen es im vorliegenden Fall 
8 ehlt. 

en den 13. Juli 1860, 
U. 10060, 
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Berlin, den 28. März 1862. 

Das von der Königlihen Regierung behufs 
Beſchaffung neuer Unſerrichtsräume aufgeſtellte 
ei die tm Schulhaufe vorhandenen beiden 
ehrerwohnungen zu Klafleu einzurichten unb für 
die Lehrer in der Stadt Wohnungen zu miethen, 
kann weder als zwedmäßig od als bem vor⸗ 
handenen Bedürfniß entſprechend anerkannt werden. 
Denn die Lehrerwohnungen — gehören zur 
erbnungsmäßigen Ausftattung der Elementare 
ſchulſtelen, und es find deshalb diejenigen, welchen 
die bauliche Unterhaltung einer Schule obliegt, 
wie zum Bau der Unterrihtsräume, fo aud) der 
erforderlichen Lehrermohnungen verpflichtet. An 
biefem —— muß ſowohl im Intereſſe der 
Lehrer Io, als aud aus päbagogiicen Rüd- 
ſichten feftgehalten, und kann deshalb nur unter 
janz bejondern Berhältniffen dem Mangel von 

ienftwohnungen für Die Lehrer nachgefehen werben. 
— In dem vorliegenden Fall fehlt es geatia an 
derartigen Bedingungen, welche die Beſeitigung 
der vorhandenen Dienjtwohnungen rechtfertigen 
könnten, da bloße Sparjamfeitsrüdfihten im 
Intereſſe bed fiscaliſchen Patronats umfomeniger 
entiheidend fein können, als die verpflichtete Ge⸗ 
meinde bereit ift, die fie treffenden zwei Drittiheile 
ber Koften für einen Bau, der ſowohl die nöthigen 
Unterrihtsräume als die erforderlichen Dienſt⸗ 
wohnungen berftellen foll, zu tragen. 

BE 


Das von der dortigen Schulgemeinde im Jahre 
41858 erbaute Gebäude ift ausdrücklich zum Säul- 
local für die dritte Mafje und zur Wohnung für 
den dritten Lehrer beftimmt. Die in dem Ge— 
bäube befindlihen Wohnungsräume, welche das 
Bebürfnig einer Lehrerfamilte nicht überfteigen, 
find daher dem Lehrer, auch wenn ber jebige 
Stelleninhaber unverheirathet ift, zu überweijen. 
Einen Theil der Wohnung zu Zweden ber Ortd- 

emeinde zu benugen, iſt durchaus unftatthaft. 

ft die während der Ämtszeit des vorigen Lehrers 
mit deſſen Einwilligung geichehen, fo folgt daraus 
nicht die Verpflichtung des gegenwärtigen Lehrers, 
ein Gleiches zu dulden. 

Berlin, den 16. Juli 1864. 

U. 12418. 
4. 


Berlin, den 20. Mat 1881. 

Anlangend enblid die angeordnete Einräumung 
ber im Schulgebäude vorhandenen Dienſtwohnung 
für den Lehrer N., fo verweiſe ich auf die dies 
heitigen Erlaffe vom 13. Juli 1860, 28. März 
1862 und 46. Juli 1864 (C.-Bl. 1860 ©. 424, 
1862 ©. 240, 1864 ©. 553)*) monad) folde 
Dienftwohnungen zur ordnungsmäßigen Aus— 
ftattung der Elementarfhulftellen gehören und ihr 
Mangel nur aus befondern Verhältniffen gerecht⸗ 
fertigt werden kann. An dieſem Grundfag muß 
ſowohl im Intereſſe der Lehrer felbit als auch 
aus pädagogifchen Rüdfichten feftgehalten werben. 


*) Borfichenb Mr. 1, 2, 3. 
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Auch das Antereffe der Schule verlangt, daß der 
Lehrer reſp. bei einer mehrklaffigen Schule min- 
deftend ein Lehrer in der Anſialt wohnt. 
dort ausnahmsieife den bisherigen Lehrern 
fein worden, fi felbit eine Wohnung zu 
haffen, jo ift dies noch kein Grund, dem 2. N. 
die gewünfchte Dienftwohnung zu verweigern und 
die fernere anderweite Vermiethung der qu. Wohnung 
zu finanziellem Nutzen der Stadtfaffe zu geneh⸗ 
migen. 
U. II. a. 13164. 


Pe 
de 


4. 


Berlin, ben 30. Juni 1884. 

Wenn die Wohnungsverhältniſſe in N. übrigens 
häufigen Schwankungen auögefegt find, fo 14 
die Königliche Regierung darauf hinwirken, da 
eine Vermehrung der Zahl der Dienftwohnungen 
für Lehrer herbeigeführt werde, zumal nad dem 
katholiſchen Schulreglement vom 18. Mai 1801 
die Lehrer Dienftwohnungen haben follen und 
überhaupt Dienftwohnungen zur ordnungsmaßigen 
Ausftattung der Schulftellen gehören (cf. Erlaffe 
vom 20. Mai 1881 C.:81. S. 632*) — 3. Januar 
1882 &.:B1. ©. 437) — 7. Januar 1884) 


€..81. ©. 194). 
V. UL a ii 
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Berlin, den 17. October 1868. 

Auf den Bericht vom 20. Auguft d. I. erde 
ih dem Königlihen Eonfiftorium, daß die Be- 
— des Schulvorſtehers N. und Genoſſen zu 

. wegen der angeordneten Errichtung einer Dinf ie 
wohnung für den Lehrer dafelbit als unbegründet 
nicht angejehen werben kann, ba der gegenwärtige 
Lehrer ein eigenes Haus am Ort best, und ein 
Bebürfniß zur fofortigen Herftellung einer Dienſt⸗ 
wohnung auch jonft nicht dargethan ift. 

U. 24604 


6. Umfang und Ausſtattung der Dienkwohnungen 
(Samilienwohnung). 
(Sortf. v. 8 305 Nr. 29.) 


Berlin, den 2. October 1876. 
Dagegen erſcheint es angezeigt, die Wohnungs- 
räume zu 2 Familienwohnungen einzurichten, dor 
fern die Berufung eines zweiten Lehrers in Aus— 
ficht fieht 8 Foriſ. 8 305 Wr. 10. 
6. UL 


7. 


Berlin, den 30. September 1879. 

Auf den Bericht vom 13. d. M., betreffend die 
Beſchwerde des Lehrers N. zu N., eröffne ich der 
Königlichen Regierung Folgendes: 

Nah den gegenwärtig geltenden Grundfägen 
wird bei einklaffigen Schulen für den Lehrer ſiets 
eine Familienwohnung angelegt, welche außer 
Küche und Vorrathsgelaß zc. aus zwei Stuben 
und ein bis zwei Kammern befteht. Es ift hierbei 


—V Rr. 4. 
“*) Oben 15 179 Rr. 2. 
y Oben Bb. I 5 179 Rr. 3. 





ohne Einfluß, ob der zeitige Stelleninhaber ver- 
heirathet iſt oder nicht. Danach fehlt für die 
Lehrermwohnung in N. eine Kammer unbedingt, 
und es ift zu mwünfchen, daß diejelbe nicht zu Hein 
angelegt und heizbar gemacht werde. (of. Fortf. 
Rr. 16.) 


@. III. 7826. 


8. 
(Bortf. v. $ 305 Rr. 9.) 


Berlin, den 9. April 1879. 

— Die nad der Intention der Gemeinde für 
den Lehrer zu beichaffende Wohnung geht, was 
die Bahl der Räume anbetrifft, weit über das 
Bebürfnig hinaus. Für eine Elementarlehrer- 
wohnung müſſen 2 Stuben, von benen die eine 
25, die andere 20 Iw groß, und 2 Kammern 
von 15 bis 18 [m Größe neben Küche, Vor⸗ 
rathsgelaſſe ꝛc. als volllommen ausreichend be= 
tradhtet werden. (ef. Fortj. 8 305 Rr. 33.) 

6. IIL 6633. 


8. 
Berlin, den 30. Juni 1884. 


Auf den Bericht vom 28. April d. J. erwibere 
ih der Königlihen Regierung, daß davon abzus 
fehen ift, den erfter Lehrer N. an der katholiſchen 
Schule zu B. in der Nugung der ihm urfprünglich 
zur Dienſtwohnung überwictenen Räume Ey be= 
ſchränken und das größte der zu feiner Dienit- 
wohnung gehörigen Zimmer für Unterrichtöjwede 
in Anfpruch zu nehmen. 

Daß die Familie de zeitigen Inhabers der ges 
dachten Wohnung nur aus ihm und feiner ee 
frau befteht, bleibt ohne entfheidenden Einfluß, 
da es fi um die Dienftwohnung für den erften 
Lehrer einer mehrklaffigen Schule handelt und 
dieje eine Samilienwohnung fein muß, in welcher 
auch eine zahlreihere Familie ausreichenden Raum 
findet. Die Küche gleichzeitig zum Wohn: uud 
Sclafraume zu beitimmen, ift unzuläffig. Hierzu 
tommt, daß das Zimmer, deſſen Abzweigung von 
der in Rede ftehenden Dienftwohnung in Ausficht 
genommen ift, höchſtens 50, nicht 60 Kinder, wie 
die Königliche Regierung annimmt. zu faflen ver- 
mag, da bei Schulzimmern mittlerer Größe der 
Sag von 0,60 [Im für jedes Kind, welcher ſchon 
bei groben Klaffen bis zu achtzig Plägen Inapp 
ift, bei weitem nicht ausreicht, wenn die Subiellien 
den heutigen Anforderungen gemäß vorfchrifts- 
mäßig aufgeiteit werben follen. Außerdem tft 
aud die Beleuchtung des Raumes, melde für 
Schulzwede mindeftens !/; biß Y/s der Grundfläche 
als Fenfterfläche verlangt, für ein Schulzimmer 
nicht genügend, und entbehrt der Raum entſprechen⸗ 
der Bentilation zur Abführung der verdorbenen 
Luft, um ein vorfchriftsmäßiged Schulzimmer für 
höchſtens 50 Kinder zu gewinnen. Im Uebrigen 
würde ſonach bei Abzweigung bes in Rede ftehenden 
Bimmers von der Dienſtwohnung des erſten Lehrers 
an ber genannten Schule deſſen Wohnung rund 
20 Dim Bimmerfläde weniger, als in der Regel 
mindeften® gewährt wird, und fein größeres Zim- 
mer enthalten. 
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Hiernach wolle die Königliche Regierung das 
Weitere veranlaffen und den R. auf die Borftel- 
lung vom 28. October v. 3. beſcheiden. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: de la Croix. 


An 
bie Königliche jlerung zu R. 
V. a 14873, 


Berlin, den 11. Wpril_1872. 

Auf den Bericht vom 19. Januar d. 3. erhält 
die Königliche Regierung den Anfchlag nebft Zeich⸗ 
nungen zum Neubau des evangelifhen Kirchſchul⸗ 
haufes in N. fuperrevidirt zurüd, um mit ber 
Bauausführung vorzugehen. Im vorliegenden 
Fall wird von einer Berminderung der projec⸗ 
tirten — umÜCEekten abgelehen. 

Wenn nicht befondere Umftände, welche von ber 
Königlichen Regierung jebesmal bei Einreihung 
eines Schulbauproject® zur Superrevifion zu er— 
örtern find, ein Anderes bedingen, ift aud im 
dortigen Verwaltungsbezirk der Wohnungsbedarf 
für eine gewöhnliche Landſchullehrerſielle auf zwei 
ausreichend geräumige heizbare Stuben, eine bis 
mei Kammern und bie fonft nöthigen Wirth- 
NSafagtaie zn beſchränken. 


10. 


Ein Refolut der Königlichen Regierung in N. 
vom 7, Februar 1865, beftätigt durch Erlaß vom 
22. Mai d. 3. (7445 U.) ordnet die Errichtung 
eines Dfens in ber zweiten Wohnftube einer 
Lehrerwohnung an, weil letztere für einen ver- 
heitatheten Lehrer grundſätzlich aus zwei heiz⸗ 
baren Stuben nebft Zubehör beftehen fol. — 


10a. 


Berlin, den 22. Juni 1885. 

Dem Schulvorftande eröffne ich auf die Recurs— 
ſchrift vom 24. Wpril 1885, unter Anſchluß ber 
Anlagen, daß die Baupflihtigen gehalten find, 
für die zu den Dienftwohnungen der Volksſchul⸗ 
Ichrer gehörigen heizbaren Zimmer auch die er- 
forderlihen Defen*) zu liefern, ohne Rüdficht 
darauf, ob letztere — den örtlichen Berhältniffen 
oder Gewohnheiten entſprechend — feftftehend oder 
transportabel hergeftellt werden. 

Eine Abänderung der Verfügung der König— 
lichen Regierung zu N. vom 2. März d. J. durch 
welche der Born Schulgemeinde aufgegeben 
wird, für die Wohnung des Lehrers % zwei 
Defen zu beihaffen, muß ich daher ablehnen. 
Der Minifter der geiftlichen 2. Angelegenheiten. 

m Yuftrage: Barkhaufen. 


An 
ben J nd zu R. 
SR ale ra 
11. 


Berlin, den 26. Februar 1874. 
Auf den Bericht vom 31. December v. J. er= 
öffne id} der Königlichen Regierung, daß die zurüd: 


*) of. 5 301 Rt. 13b, 
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folgende Beſchwerde des Lehrers N. zu N. vom 
13. Juli v. $. über bie — — ſeiner 
Dienſtwohnung nicht als unbegründet zurückge— 
wieſen werden kann. 

Ein Wohngelaß von einer Stube und einer 
Kammer von ſo beſchränktem Umfange, wie es 
im vorliegenden Fall ſich darbietet, kann auf die 
Dauer dem Bedürfniß nicht genügen. Der Lehrer 
hat — einen durch bie Rückſicht auf die 
Sitte, die Gefundheit und das wirkliche Bedürfniß 
unterftügten Anſpruch auf Einrichtung eines 
zweiten Wohnzimmer von entiprechender Grüße 
oder menigftens einer zweiten Kammer. In ber 
Negel ift die Familienwohnung eines Landſchul⸗ 
lehrers, abgejehen von den erforberlihen Wirth- 
ſchaftsräumen, auf zwei geräumige heizbare Stuben 
und eine dritte Stube oder Kammer, melde als 
Gelaß im Dahgeihoß und am Giebel deſſelben 
gewöhnlich Herzuftellen ift, zu bemefien. 

Hiernady wolle die Königliche Regierung das 
Geeignete in die Wege leiten und den Bittfteller 
befcheiben. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Sydo w. 


An 
die Königliche Regierung in R. 
en 


18. 


Der Königlichen Regierung ſende id die An= 
lagen des Berichts vom 25. März d. J. mit dem 
Eröffnen zurüd, wie die Königliche Ober-Bau= 
behörde bei Superrevifton des Projectd zum Reus 
bau ded evangelifhen Schulhaufes in ©. es als 
einen Mangel bezeichuet Hat, dab auf Anlage 
eined Kellers nicht Bedacht genommen worden iſt, 
obwohl die Bodenverhältniffe keine Schwierigkeiten 
entgegenftellen. 

Dap, wie im Erläuterungdbericht angeführt ift, 
in jener Gegend bei derartigen Gebäuden Keller 
nicht gebräudtich feten, kann als hinreichender 
Grund zur Be affung defielben im vorliegenden 
Sal und bei Öffentlihen Bauten überhaupt um 
fo weniger gelten, als der Befig eines Heinen 
Kellers Mr en Haushalt eines Lehrers im Be— 
dürfniß Liegt. 

Berlin, den 19. Yuguft 1863. 

U. 1549. 


14. 8 der nö 
eſchaffung Fig — — 


Auf den Bericht vom 5. d. M., betreffend den 
Bau einer Scheune bei der evangliſchen Schule 
in N., beftätige ich das Reſolut der Königlichen 
Regierung vom 7. April d. 3. und verwerfe den 
dagegen von ber Gemeinde daſelbſt erhobenen 
Recurs. 

Nach 5 12 Nr. 3 der Schulordnung vom 11. Des 
cember 1845 ift dem Lehrer an einer Schule auf 
dem Lande ein Aderftüd von 1 Morgen culmiſch 
oder 2 Morgen 47 Quadratruthen preußiſch zu 
gewähren, mgemäß ift bei ber Regulirum 
der Schule in N. nad) den Vorfchriften der Sch: 
ordnung dem Lehrer dad Schulland von 2 Morgen 
31 Quadratruthen preußiſch als das zu gewährende 
Aderftüd überwiejen worden. Es ift daher un= 
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erheblich, ob dieſes Land urſprünglich ald Wb- 
findung für die der Lehrerftelle früher zugeftan- 
dene Weideberechtigung und das derfelben ges 
bübrende Futter gegeben worden ift, und kann es 
mithin nad) $ 12 Rr. 5 a. a, D. keinem Zweifel 
unterliegen, daß die Gemeinde dem Lehrer die 
zur Benugung jened Landes als Aderlandes er- 
forderlichen Wirthfchaftsräume gewähren muß. 

Der jernere Einwand der recurrirenden Ge— 
meinde, daß jenes Land zur Adernugung untauglich 
fei, ift Hinfällig, weil daffelbe bisher ſchon zur 
Gewinnung von Feldfrüchten benußt worden ift, 
und eventucl daraus nur für die Gemeinde die 
Verpflichtung folgen würbe, an Stelle dieſes Landes 
ein anbered, zur Sentnneng von Feldfrüchten 
taugliches Stüd Land dem Lehrer zu gewähren. 

* konnte der Reeurs der Gemeinde N. 
nicht als begründet anerkannt werden. 

Dieſe Entſcheidung iſt den Betheiligten vor- 
ſchriftsmäßig zu publiciren. 

Berlin, den 21. Juli 1862. 
Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 

In etung: Lehnert. 

bie Königlicde Regierung zu R. (im der Provinz 

Preußen.) 

U. 1628 
15. 


Berlin, den 19. Juli 1867. 
Die Beſchwerde vom 15. April d. J. wegen bed 
Baues des Scheunen» und Stallgebäubes ei dem 
dritten Schulhaus zu N. kann ich für begründet 
nicht erachien. 
Die Entfheidung der Königlichen Regierung zu 
N. in dem Refolut vom 31. YAuguft 1864, 
„baß eine für einen verheirateten Lehrer 
ausreichende Wohnung zu erbauen,“ 
fchließt die Errihtung der einem Lehrer auf dem 
Land unentbehrlichen, als Pertinentien ber Woh— 
nung zu betradtenden Wirthſchaftsräume, wie 


Scheune und Stall, nicht auß; die Gutsherrſchaft & 


Hat zu dieſen Baulichkeiten in bemfelben Verhältniß 

wie für das Wohnhaus beizutragen. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
bie Guttherrſ R. 
V. a 2 


16. 
(Korff. v. Ar. 7.) 

Den von bem zc. N. gewünſchten Scheunen- 
raum anlangend, fo wird über bie — 
keit eines ſoiches das Gutachten eines unpartei= 
iſchen landwirthſchaftlichen Sachverſtändigen ein— 
zufordern fein. Sollte daſſelbe dahin lauten, daß 
nad Maßgabe der zur Stelle gehören Land⸗ 
dotation ein neuer Raum zum Bergen der Vor⸗ 
räthe ꝛc. — erſcheine, ſo würden wegen 
Herſtellung eines ſoichen Raumes die erforderlichen 
Verhandlungen einzuleiten fein. 


Berlin, den 30. September 1879. 
@. III. 7826. 
2. 


(Sortf. v. 8 305, Rr. 33.) 


Die Deconomie-Räume find jedenfalls nur nad) 
dem Bebürfnig der Landbotation oder, wenn eine 
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ſolche nicht vorhanden tft, nad} dem Heinften Mas 
ftab einer ländlichen Hauswirthſchaft zu bemeffen. 
Die Königliche Regierung hat die Gemeinde 
hiernach zu beſcheiden refp. derſelben aufzugeben, 
ein diefer Verfügung entiprechendes Bauproject 
anfertigen oder das vorhandene entſprechend um= 
arbeiten zu laffen. 
Berlin, den 9. April 1879. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Lucanus. 


Un 
bie Königlichen jlerung zu R. 
@. IM. fr a. 


18. 
&ortf. v. 8 305, Nr. 28.) 

Bur Beurteilung der Raumverhältniffe der 
Wirthihaftsgebäude find Angaben über den Um— 
fang und die Beichaffenheit der Schulbotation, 
insbefondere den Ertrag der Dienftländereien, bie 
Größe des Vichitandes, die Art und den Umfang 
der Raturalbeglige erforderlich. 

Berlin, den 30. November 1868. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
fämmtlige Königliche Regierungen unb bie 
Königlichen Gonfiftorien in ber Provinz 
‚Hannover. 
30682. 


19. 


Die Abtheilung für das Baumefen im König- 
lichen Miniftertum für Handel ꝛc. hat den ber- 
jelben Behufs der Superrevifion des Entwurfs 
zum Neubau eines Wirthfchaftsgebäudes auf dem 
Schulgehöft zu N. mitgetHeilten Bericht der König- 
lichen Regierung vom 24. v. M. mit dem Be— 
merken an mid) zurüdgelangen laſſen, daß dem 
Entwurf eine von dem Kreisbaumeifter aufgeftellte 
Berechnung des Raumbebürfniffes zum runde 
fiege, in welcher landwirthſchaftliche PBrincipien 
ur Anwendung gekommen feien, die, ſoweit ber 
Gegenftand überhaupt vom bautechniſchen Stand- 
punkt aus beurtheilt werden könne, zur Herbei= 
führung eines richtigen Reſultats des Ernteertages 
ber zur Schulftelle gehörigen Ländereien und des 
danach zu haltenden Biehitands ſchwerlich geeignet 
erfcheinen. 

In der zurüdfolgenden Berechnung ift der aus 
Gärten, Ader- und Weideland beitehende Gefammt= 
befi von 14 Morgen 162 Duabratruthen in drei 
gleiche Theile geteilt und dabei angenommen, daß 
Is davon, 4 Morgen 147 Quadratruthen, zur 
fteten Aufrechthaltung der Tragfähigkeit be Landes 
ungenugt als Brache liegen bleiben müfle, cine 
Annahme, die, namentlid) bei einem Landeompfler 
von fo geringem Umfang ben in neuerer Beit zur 
Geltung gelommenen öconomiſchen Grundſätzen 
widerfpricht. Wbgejehen davon ift ferner in der 
Berechnung zwar das Duantum der Ausfaat ber 
verjchiedenen Getreidearten und danach dad Ges 
fammtbedürfniß an Scheunenraum mit 4375 Eubil- 
fuß angegeben; es findet ſich aber nicht, was bie 
Hauptfae zur Veurtheilung des Gegenftandes 
bleibt, ein fpecicler Nachwei des bei der voraus⸗ 
gejegten Ausſaat zu erzielenden Ernteertrages der 
einzelnen Sruchtgattungen, der allein auch bie 
Grundlage für die Ermittelung des Viehſtandes 


giebt. Wird die überdies keiner Reviſion untere 
zogene Berechnung fachgemäß aufgeftellt, jo wird 
fich vorausſichtlich das Raumbedürfniß anders 
herausſtellen. 

Die Königliche Regierung veranlaſſe ih, eine 
ſolche Berechnung von einem bewährten lands 
wirthſchaftlichen Sahverftändigen aufs 
stellen, nad) dem Ergebniß derfelben event. das 
Bauproject umarbeiten zu laſſen und demnächſt 
andermeit zu berichten. 

Berlin, den 26. Februar 1866. 

U. 4904. 


21. 


Berlin, den 18. Mai 1861. 

Was fodann die Bauausführung anlangt, fo iſt 
die aus dem 8 12 litt. a des Schulreglements 
vom 18. Mai 1801 entnommene Beſchwerde bes 
Dominium N. als zutreffend nicht zu erachten. 
Dort iſt nicht vorgeichrieben, daß die nöthige 
Stallung zc. mit dem Wohn- und Lehrraum 
unter Einem Dache angebracht werden müffe, denn 
abgefehen davon, daß dieſe Auslegung nicht ein= 
mal für richtig eradhtet werben könnte, wenn ber 
bezügliche Baflus, wie Recurrent behauptet, lautete: 
„au daß in dem Haufe die nöthige Stallung zc. 
beigefügt fei“, fo fehlt das Wort „in“ in den offis 
ciellen Ausgaben des Reglements. Es kommt 
Binzu, daß durch die unter bem 9. December 1822 
republicirte baupolizeilihde Verordnung für den 
dortigen Regierungdbezirt (Oppeln) ausdrücklich 
vorgelchrieben tft, daß Gebäube, in denen Feuerungen 
vorhanden find, nicht mit andern Behältnifien, als 
Ställen ꝛc., unter einem Dache angelegt werden 
dürfen. Hiernach muß die abgefonderte Erbauung 
der Stallungen 2c. bei dem Schulhaufe als gerecht⸗ 
fertigt „erachtet werben. 


22. —— zur 


een des Schweine 
Toventrog: il 


huletabliffements. 


Berlin, den 3. März 1871. 

Auf den Bericht vom 20. December v. J., be= 
treffend die Erneuerung bed Säpveinetopentrogs 
auf dem Schuletabliffement zu N., und auf die 
Recursbeſchwerde des Lehrer N. daſelbſt vom 
18. November v. J. wird das Reſolut der König- 
lihen Regierung vom 22. October v. J. dahin 
abgeänbert, 

daß die Erneuerung des Schweinetrogs ben 
Schulbaupflihtigen zur Laſt zu legen. 

Da für einen orbnungß- und beitimmungs- 
mäßigen Gebrauch eines Schweineſtalls ein Tro, 
nicht entbehrt werden kann, fo tft ein folder na. 
8 79 Theil I Titel 2 Allgemeinen Landrechts als 
„Bubehör“ des Stalls anzujehen und demnad von 
denjenigen neu zu beſchaffen, denen in Anfehung 
des Stalles die Baupflicht obliegt. Nach diefem 
Grundſatz ift auch laut des in den mwiederbeifolgen- 
den Acten befindlichen Anſchlags vom 23. Januar 
1842 beim Neubau ded Schulitalles verfahren, 
indem sub Nr. 23 dafelbft für „einen Schweine⸗ 
trog nebft Klappe“ das erforderliche Holz and: 
end if daB Reſolut, ii 

erna as Reſolut, wie en, abzus 
andern geben. , geſcheh v 
. 32926, 
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28. Unterhaltung der Dienftwohnungen. 


Berlin, den 5. Februar 1870. 

Die in dem Bericht der Königlihen Regierung 
vom 27. December v. J. erwähnten Circular-Bers 
fügungen der Herm Minifter für Handel zc., des 
Innern und der Finanzen enthalten nur Decla- 
rationen de3 Regulativs vom 18. October 1822 
wegen Beftreitung der _Unterhaltungstoften für 
Dienftmoßnungen der Staatsbeamten.*) Diefes 
Regulativ beftimmt aber im 8 17, daß es in Ab- 
fiht aller Geiftlihen und Schulbedienten, welchen 
von Communen und Patronen, in legterer Eigen- 
ſchaft au vom Staat, Dienftwohnungen beigelegt 
feien, bei den Borfcriften des Allgemeinen Land⸗ 
rechts Theil II Titel 11_$ 784 ff. lediglich fein 
Bewenden behalte.) Die Eingangs gedachten 
Circular = Verfügungen können thin auf bie 
Lehrer, welche Patronat = Dienftmohnungen inne 
haben, Teine Anwendung finden. 


24. Behreitung von Weparaturen an Amts⸗ 
wohnungen der Pfarrer und Kirchendiener. 


Bei der Aufftellung von Koftenanfchlägen über 
die aus dem Patronat-Baufonds zu beftreitenden 
Reparaturen an den Amtöwohnungen der Pfarrer 
und Kirhendiener werben häufig die Beftimmungen 
der 88 784, 785 und 786 Theil II Titel 11 AU- 
gemeinen Landrecht und der Circular-Referipte 
de3 Herrn Minister der geiſtlichen, Unterrichte- 
und Mebdicinal-An; efegenelten vom 24. October 
1841**) und 17. März 1842,}) reip. des 8 138 
des Provinzialredhts des Herzogthums Weſtfalen 
nicht gehörig berüdfichtigt, —- woraus % nur 
ungerecitfertigte Mehrausgaben für den Batro- 
nat:Baufonds entftehen, fondern auch häufig Ans 
fprüde auf eine ausgedehntere Bauverpflichtung 
des Fiscus überhaupt hergeleitet werden. — Wir 
machen Sie daher darauf aufmerffam, daß nad 
den allegirten gejeglichen Beftimmungen die Pfarrer 
und Kirchendiener folgende Reparaturen zc. ber 
Regel nad) aus eigenen Mitteln beftreiten 
müfjen: 

a) alle Reparaturen an Thüren, Fenſtern, Defen, 
Schlöſſern ꝛe, überhaupt an allen innnern 
Bertinenzftüden, ohne Rüdficht auf den hier 
für erforderlichen Stoftenbetrag. 

b) alle Reparaturen an Heden, Zäunen und 
Gchegen, ebenfalls ohne Rüdfiht auf ben 
Koftenbetrag. 

ce) ale andern Tleinen Reparaturen, d. h. 
folde, welche entweder gar feine baaren 
Auslagen erfordern, oder deren Koften — 
und zwar für jede einzeln genommen — für 
den Pfarrer nicht über drei, für den Kirchen- 
bebienten nicht über einen Thaler betragen. 

d) alle Reparaturen, Erneuerungen und Neu- 
bauten, welche durch das eigene perſönliche 
Verſchulden der Nutzuießer veranlapt worben. 

In dem Herzogthum Weftfalen müffen 
bie katholiſchen Pfarrer und Vicare 


®) of. oben ®b. I 5 36. 

*®) of, nadftehend. 

«ee, of. nadfichenb in Rr. 25 sub a, 
7) Unten And. II. 
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die zur baulichen Unterhaltung erforder- 
lichen Reparaturen überhaupt ohne Rüd- 
fit auf den sub o normirten Marimal- 
faß ſelbſt beftreiten. 

Dagegen erftredt ſich diefe Verpflichtung ber 
Rugnieher aud nur auf die gewöhnliche Unter- 
Pr tung ber innern Pertinenzftüde, Zäune 

eden zc. in brauchbarem Buftande, nit 
aber auf deren Erneuerung, fofern biejelben 
ohne Verfhulden des Wohnungsberehtigten durch 
ter, Zufall zc. unbrauhbar werden. 

Bon biefer Regel darf zu Ungunften des Fiscus 
nur dann eine Ausnahme gemacht werden, wenn 
eine ausgedehntere Bauverpflichtung befielben ent⸗ 
weder durch einen fpeciellen Nechtötitel — Vers 
trag — Judicat ze. — oder durd eine rechts⸗ 
gültige Obfervanz vollftändig nachgewieſen ift. 
In leßterer Beziehung genügt ed zum Beweiſe 
einer Objeranz keineswegs, wenn einmal oder auch 
mehrfach derartige dem Nutznießer zur Laft fallende 
Reparaturkoften aus dem Batronat-Baufonds ge 
zahlt worden find, vielmehr muß deren Beftrei- 
tung als eine rechtliche Verpflichtung in Anſpruch 
genommen werden und aud dauernd und gleich 
mäßig erfolgt fein. 

Sie haben Hiernady bei der Aufitellung von 
Koftenanfchlägen über Reparaturen an Amtswohs 

nn von Pfarrern und Kirdhendienern die Ver⸗ 
anſchlagung ftreng auf die dem Fiscus obliegenden 
Arbeiten zu befchränfen, — etwaige weiter gehen= 
den Anſprüqe ber Nugnieber fofort zurüdzumeifen, 
unb bei jeber Abweichung von der oben ange- 

‚ebenen gefeglichen Regel die Veranlaſſung in dem 

Täuterung8berichte, reſp. bei Einreihung bes 
Koſtenanſchlags fpeciell anzugeben. 

Arnsberg, ben 3. December 1859. 

Königliche Regierung, Wbtheilung des Innern. 


25. Grlänterung zu 88 78486 Allgemeinen 
Laudrechts Theil IT Titel 11 betr. die Koften 
der Reparaturen (of. Auh. D). 

8) In Betreff der Zäune und Gehege 

In demjenigen Bezirk, wo das Dftpreußiiche 
Brovinzialreht Geltung Hat, alfo in dem reife 
Rofenberg und einem Theile der Kreife Marien- 
werder und Graudenz — cf. Amtsblatt Nr. 15 
pro 1845 — werben nah $ 2 Zuſatz 200 bie 
Zäune von den Eingepfarrten unterhalten, oder 
ed wird von ihnen an Orten, wo es hergebracht 
tft, ein befondered Zaungeld entrichtet. Das Pro- 
vinzialreht der Neumark, welches in euanen 
Theilen des Kreifes Dt. Crone gilt, enthält be- 

üglid der Zäune und Gehege keine bejonberen 

timmungen, Rad} dem in dem übrigen Theile 
des Regierungsbezirkes geltenden Weftpreußiichen 
Provinzialrecht (cf. 45) hat e8, wo feither bie 
Zäune und Gehege bei ben Pfarr:, Organiften- 
und Küfter-Gebäuden von den Gemeinden unter- 
halten worden find, bei diefer Obfervanz fein Be— 
wenden. 

In Anwendung der Iandrechtlihen Borfchrift 
des 8 784 hat dad Minifterialrefeript vom 21. De⸗ 
tober 1841 (Berw.-Minift.-B1. ©. 324) beftimmt: 

daß zwar die hier dem Pfarrer auferlegte 
Verpflichtung nicht aud die Hergabe der 
Koften eines Neubaues für einen gänzlich 
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verfallenen Zaun in fich begreift, fondern fich 
auf bloße Reparaturen beihräntt, daß 
aber diefe Reparaturkoften dem Pfarrer ohne 
NRüdfiht auf einen beftimmten Betrag zur 
Raft fallen, und daß ex 8 798 1. c. ber 
Pfarrer Iopar verpflichtet ft, auch die ge= 
jammte Wfebergerfielhung des Zauns (aljo 
den Neubau) auf eigene Koften zu bemwirten, 
wenn er duich Vernachläſſigung der erforber- 
lichen Reparaturen den Verfall des Zauns 
veranlaßt hat. ft dagegen ohne ein Ver- 
fchulden des Pfarrers, durch Zufall, Alter 
ober durch die Vernachläſſigung feines Umts- 
vorgängers der Verfall des Zaunes oder Ge- 
heges veranlaßt worden, fo tragen die Koften 
der Reufertigung, foweit das Kirchenvermögen 
nicht gueeist, die Banverpflihteten — Patron 
und einde —. 

b) In Betreff der Unterhaltung ber 

ertinenzftüde. 

Unter dem Ausdrud „Unterhalten“ find nur 
Reparaturen und nicht Neubauten zu verftehen. 
Die Erneuerung der inneren Pertinenzſtücke 
(8 786), fofern diefelben dem Nutzungsberechtigten 
in brauchbarem Buftande übergeben, ohne Ver— 
ſchulden deffelben durch Alter, Zufall, oder durch 
Vernadläffigung des Amtsvorgängerd unbraud- 
bar geworden find, fällt nicht dem Pfarrer zur 
en Ber vom 17. März 1842. V.-M.-Bl. 

. 111).# 

Wegen der Umfegung von Stubendfen ift buch 
Minifterialrefeript vom 6. Mai 1842 noch befon- 
ders feſtgeſetzt, daß die Umſetzung eines Ofens im 
Pfarrhaufe, auch wenn dabei die Hinzufügung 
neuen Material an Ofenkacheln, jedoch nicht zum 
überwiegenden Theile, erforderlich ift, zu der⸗ 
jenigen Inftandfegung der Innern Bertinenzftüde 
des Gebäudes gehört, welche der Pfarrer nad) 
8786 a.a.D. aus eigenen Mitteln zu tragen hat. 

Die Herren Baubeamten werden aufgefordert, 
bei Veranſchlagungen 2c. von Reparaturen an den 
Pfarr⸗Wohn⸗ und Wirtihaftögebäuden auf dieſe 
Beitimmungen Rüdficht zu nehmen und alle ſolche 
Arbeiten, die durch den Nußnießer zu bewirken 
find, von der Veranlagung reip. Nachweiſung 
über bie von den VBauverpflichteten zu tragenden 
Koften auszuſchließen. Um die Nupnießer jedoch 
zu ihrer Pflicht anhalten zu können, und damit 
die Gebäude nicht durch Die Unterlaffung der frag- 
lihen Reparaturen ꝛc. leiden, find die desfallfigen 
Arbeiten mit Angabe des Koftenbetrages in ben 
Begleitberichten näher zu bezeichnen. 

* verpflichien wir die Herren Baubeamten, 
auf denjenigen Pfarreien landesherrlichen Patro⸗ 
nats, die Sie zum Bmwede ber Eriebigung von 
Dienftaufträgen befuchen müffen, von eit zu Beit 
Gebäude-Revifionen abzuhalten und Sich zu über- 
zeugen, ob die Rupnicher im Allgemeinen ihren 
borbezeihneten Verpflichtungen nachlommen. Et⸗ 
waige Ausftellungen hierbei find von Amtöwegen 
und zur Anzeige zu bringen. 

Marienmwerber, den 7. Juli 1862. 

Königliche Regierung. 


u 
ſammiliche —X Baubeamte bes Departements. 
®) Unten Anh. IL 
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26. Zahlung des Schornſteinfegerlohus in Lehrer⸗ 
wohnungen. 


Auf die Vorftellungen vom 10. April und 
24. Mai d. J. eröffne ich Ihnen, daß Ihre Be- 
ſchwerde über die Verfügung der Königlichen 
Regierung zu NR. vom 3. April d. J., durch melde 
Sie zur Zahlung des Lohns für das Reinigen ber 
Schornfteine in Ihren Dienftwohnungen für ver- 
pflichtet erachtet worden find, nicht begründet ift. 

Das Reinigen der Scornfteine fteht dem 
Reinigen der Defen und Ofenröhren, fowie ben 
fonjtigen Wohnungsreinigungen glei. Daß das 
Schornfteinfegen einer befonderen polizeilichen 
Eontrole unterliegt, macht in der Sache felbft 
feinen Unterſchied. Das Schornfteinfegerlohn ge 
hört daher zu den gewöhnlichen Wirthſchafökoſten 
und muß alſo, fofern nicht befondere Rechtstitel 
eine Ausnahme begründen, von dem Nießbraucher 
getragen werben. Demgemäß find nad) dem 

egulativ vom 18. October 1822 (v. Kampp, 
Annalen Band 7 Seite 3)*) auch die Königlichen 
Beamten, welche Dienftwohnungen inne haben, zur 
Zahlung des Schornfteinfegerlohns verpflichtet. 

Es muß daher bei der Verfügung der Königl. 
Regierung vom 3. April o. fein Bewenden behalten. 

jerlin, den 24. Juli 1862. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Brüggemann. 


n 
ben Lehrer und Organiften 2c. 
E 1740. 
B. U. 16209. 


27. Benntzung der Dienftwohnung, Erforderniß 

der Zuftimmung der Gemeinde Tante der Ge: 

nehmigung der Schulanffihtöbehörde zur Ber- 

miethung einer Lehrerwohnung insbeſondere in 
ber Provinz Hannover. 


i Berlin, den 14. Juni 1882. 

Wird einem Lehrer auf Grund des 8 20 des 
Hanndverfhen Volksſchulgeſetzes vom 26. Mai 
1845**) von der Schulgemeinde eine Dienft- 
wohnung gewährt, fo erfolgt deren Gewährung 
lediglich in Rüdfiht auf dad Amt und die Berfon 
bes Inhabers des Amtes. — Daraus, daß feine aus: 
brüdlie geſetzliche Beſtimmung eriftirt, welche den 
Lehrer verpflichtet, die im Schulhaufe ihm ange 
wiefene Dienftwohnung zu Beriehen, lann nicht ge= 
folgert werden, daß derfelbe die Aıınahme reip. das 
Beziehen der Dienftwohnung verweigern könne. Biel 
mehr findet die Verpflichtung eines Lehrers, eine 
ihm angewieſene Dienftwohnung anzunehmen und 
ir beziehen, in dem hierbei obwaltenden dienſt⸗ 
ichen Interefie und in dem Verhälmiſſe des 
Lehrers als Staatsdieners ihre Begründung. Seitens 
der Schulauffihtsbehörde kann einem Lehrer auf 
feinen Antrag aus befonberen Gründen die Be- 
nugung der Dienftwohnung allerdings erlafien 
werden, ohne daß in diefer Hinficht der Schuls 
gemeine ein Redt zum Widerſpruche zufteht. 

laubt daher das 2c. mit Rückſicht darauf, daß 
der Lehrer N. ein ihm oder feiner Ehefrau zuge: 
höriges Haus bewohnt und daß aus dieſem Um- 


®) Jept Regulatio vom 26. Jult 1880 (Min.dL. ©. 263) 
8 100 (oben Br L 5 36 Rt. 1). a er 2 
**) of. unten Band IIT. a. €. 
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ftande irgend melde Nachtheile für den Schul: 
dienſt fi nicht ergeben, den gedachten Lehrer 
davon entbinden zu können, due er die Dienft- 
wohnung beziehe, fo ift dieſſeits hierbei über die 
Dienftwohnung nichts zu erinnern. — Was ferner 
die Dispofition über Die Dienſtwohnung des ꝛc. N. be⸗ 
trifft, fo würde ja, wenn das Recht der Rehrer anben 
Dienftwohnungen, welche ihnen von den dazu Vers 
pflichteten gewährt werden, im ©ebiete des in der 
Provinz Hannover geltenden gemeinen Rechtes 
ebenfo, mie im Geltungögebiete des Preußiſchen 
Algemeinen Landrehtes und des Franzöfiihen 
Rechtes lediglich ein mit Rüdfiht auf das Amt 
und bie Perfon des Inhabers des Amtes bewilligtes 
Gebrauchs⸗ oder Wohnungsrecht (usus), nicht wie 
in dem Beſcheide des vormaligen Hannoverfchen 
Minifteriums der geiftlihen und Unterricht3- 
angelegenheiten vom 22. Zanuar 1859 angenom⸗ 
men zu fein fceint, ein Nießbrauchsrecht (usus 
fruotus) ift, eine Vermiethung der Dienſtwohnung 
ohne Zuftimmung der Schulgemeinde bezw. des 
diefelbe vertretenden Schulvorjtandes für zuläffig 
nicht erachtet werden können. Dagegen gicbt die 
unentgeltlihe MWeberlafjung eincd Theues der 
Dienftwohnung an die Wittwe L. dem Schuls 
borftande feinen Anlaß zu gegründeter Klage. 
(of. Fort. 8 172 Nr. 1.) 
U. IIa. 10847. 


28. Zu ber Bermiethung der Dienftwohnung eines 

Schnliehrerd bedarf es der Zuſtimmung der bie 

Wohnung gewährenden Gemeinde zc. ſowie ber 
Genehmigung der Schulauffihtöbehärde. 


Berlin, den 12. März 1881. 1 

In der von dem Herrn Oberpräfidenten mir 
zur Entfheidung vorgelegten Beſchwerdeſache des 
Gemeinderates zu N. bezüglich der Vermiethung 
der Dienſtwohnung des Lehrers N. erwiedere id) 
der Königlichen Regierung mit Bezug auf bie an 
den Herrn Oberpräfidenten erjtatteteten Berichte 
vom 2. Juni und 30. November v. J. daß nicht 
blos im Geltungsgebicte des Preußiſchen Allgemeinen 
Landrechtes, fondern auch in dem des franzöfifchen 
Rechtes das Recht der Lehrer an den ihnen von 
den dazu Verpflichteten (Gemeinden, Schulgemein= 
den zc.) gewährten Dienſtwohnungen lediglich ein 
mit Rüdliht auf das Amt und die Perfon des 
Inhabers des Amtes bewilligted Gebrauchs- ober 
Wohnungsrecht, nicht ein Nießbrauchsrecht ift 
und deshalb den Lehrern nicht die Beſugniß zu- 
zugeſtehen ift, die ihnen angewieſenen Bienft- 
wohnungen ohne Zuftimmung derjenigen, welche 
folhe zu gewähren haben (Gemeinden, Schul: 
gemeinden 2c.), an Andere abzutreten oder zu ber- 
miethen (88 22 bis 28 Tit. 19 TH. L Allge- 
meines Landrecht, Art. 628, 631 bis 634 des 
Code civil), 

Es ift deshalb Die Beſchwerde des Gemeinderathes 
zu N. über die Verfügung der Königlichen Regie 
rung vom 12. Sebruar dv. J. infoweit durch die 
legtern dem Lehrer N. die Vermiethung feiner 
Dienftwohnung auch ohne Zuftimmung, bezw. 
gegen den Widerſpruch der Gemeinde geftattet wird, 
nicht für unbegründet zu erachten. 

Die Königliche Regierung wolle Bahr im Sinne 
ber Verfügung des Herrn Oberpräfidenten vom 
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3. Auguſt v. I. und diefes Erlaſſes Ihre Ver 
fügung vom 12. Februar v. J. einer Abänderung 
unterwerfen und den Gemeinberath zu N. auf deffen 
zurüdfolgende Beſchwerde vom 10. März v. J. 
bementiprehend beicheiben. 

Die Eircularverfügung der Königlichen Regie- 
rung vom 28. März 1826 wird nur inſoweit 
einer Erläuterung bedürfen, ala in derjelben nicht 
zum Ausdrude gebracht ift, daß es zu ber aud- 
nahmaweife für 3utäffig zu eradhtenden Bermiethun; 
der Dienftwohnung eines Schullehrers nicht blo 
der im Sculinterefie der Schulauffihtsbehörde 
vorbehaltenen Genehmigung, jondern in allen Fällen 
aud) der Zuftimmung der Dienftwohnung gewähren- 
den Gemeinde, der Schulgemeinbe zc. bedürfe. 

Der Erlak vom 27. Februar 1872*) (Centrbl. 
1872 ©. 227) iſt unter anderen Vorausſehungen 
ae und deshalb die Berufung der Künig- 
lichen Regierung auf diefen Erlaß zur Begründun 
Ihrer entgegengefegten Auffaſſung für zutreff 
nicht zu erachten. 

Der Minifter ber geiftlichen ꝛe. Angelegenheiten. 
von Buttlamer. 


Un 
bie Königliche Regierung zu R. 
vom le e 


288. 
Berlin, den 26. Juli 1884. 


Die Meinung des Lehrers N., daß er als Nutz⸗ 
nießer der Dienfttwohnung im Schulgaufe berechtigt 
geweſen fet, dem Domänenpäcter N. das Abs 
trodnen von Wäſche auf dem zu feiner Dienfi- 
wohnung gehörigen Boden des Schulgebäudes zu 
geftatten, tft eine irrthümliche, wie die Königtiche 
Regierung aus dem in dem Erlafje vom 12. März 
1881 — Eentralbl. S. 469**) — dieferhalb_ be- 
merkten und aus den daſelbſt angezogenen 22 
bis 28 Titel 19 Theil I Allgemeinen Landrechtes, 
mabejonbere aus dem $ 28 a. a. D. entnehmen 
tolle. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: de la Croix. 
Un 
öniglt N 
a ® 


29. 
Berlin, den 27. Februar 1872. 


Die von Em. Wohlgeboren an den Herrn 
Minifter des Innern gerichtete, von demſelben 
reffortmäßig an mid zur Verfügung abgegebene 
Beſchwerde vom 16. November pr. über die Ver- 
fügung ber Königlichen Regierung zu Caſſel vom 
19. September pr., wodurch biefelbe zu der mit 
Bufttimmung des Schulvorftanded erfolgten Ber- 
miethung eines Theiles der Dienftwohnung bes 
Cantors R. dajelbft ihre Genehmigung ertheilt 
bat, kann ich für begründet nicht erachten. 

Em. Wohlgeboren haben für Ihre Behauptung, 
daß dergleihen Dienftwohnungen nicht vermiethet 
werden dürfen, Rechtögründe nicht angeführt; das 
Gegentheil folgt vielmehr aus dem dem Inhaber 
ber Stelle als Nießbraucher zuftehenden Rupungs« 


*) Yinten Nr. 29. 
**) Borftehenb. 





recht und ift bereits ansgeiprodien durch den in 
die Neue Sammlung der Kurheffiihen Landes ' 
orbnungen von Kuhlentamp aufgenommenen 
Eonfiftorialbeihluß vom 14. April 1797. 

Der Cantor N. hat unterm 3. Juli pr. dem 
Schulvorſtande bortjelbft vorgeftellt, daß er aus 
perjönlichen Rüdfichten eine Heine, ftille unbeſchol⸗ 
tene Familie in feine Dienſtwohnung aufzunehmen 
wünſche, und für jede dadurch etwa entjtehende 
Beihädigung Garantie Übernehme. Der Schul- 
vorstand Hat ihm nad näherer Prüfung die Ge- 
nehmigung unter dem Vorbehalte jebergeltiger 
Burüdziehung und unter der Bedingung ertheilt, 
daß er für alle Befchädigungen durch die Miether 
einftehe. R. ift Witiwer und ſteht nach der Bere 
heirathung feiner Tochter ganz allein, er hat daher 
nicht nur an ber Hälfte feiner Dienftwohnung 
genügenden Raum, ſondern e3 tft für ihn fogar 
jehr wünfchenswerth, eine zuverläffige Haus- 
genofienfhaft für Erkranktungsfälle und dergleichen 


zu haben. 

Unter diefen Umftänden lag für die Königliche 
Regierung ala Oberſchulbehörde keine Veranlaſſung 
vor, ihre Zuftimmung zu der Vermiethung bes 
entbehrlihen Wohnungsraumes zu verfagen. 

Der Minifter_der geiltlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Keller. 


den Herm x. 
U. 564. 
Anhang. 


I. In Anfehung der Pfarrer und Kircheubedieuten 
beftimmt dad Allgemeine Landrecht IL, 11 über 
die Unterhaltung der Dienftgebäude: 


8 784. Die Unterhaltung der Zäune und Ge- 
bege, fowie Heine Reparaturen an den Gebäuden 
müffen die Pfarrer und Kirdenbebienten aus 
eigenen Mitteln bejorgen. AR 

8 785. Für Heine Reparaturen find diejenigen 
u adjten, bie entweder gar feine baaren Aus— 
Tagen erfordern, ober mo die Koften, von jeber 
einzeln genommen, für den Pfarrer nicht über 3, 
und für den Kirchenbedienten nicht über 1 Thlr. 
betragen. 

8 786. Thüren, Senfter, Defen, Schlöffer und 
andere bergl. innere Pertinenzitüde der Gebäude, 
müffen von dem Nießbraudjer, mit eignen Koften, 
ohne Rüdfiht auf den Betrag derfelben, unter 
halten werben. : 

8 798. Hat ein Pfarrer oder Kirchenbedienter 
duch Vernadjläffigung der Heinen Reparaturen, 
ober dur onutbbar unterlaffene Anzeige eines 
vorhandenen beträchtlichen Schadens, zur Ver⸗ 

rößerung befielben Anlaß gegeben: jo muß die 
Biederherftelung auf defielbeu eigene Koften ges 
ſchehen. 

II. Circular⸗Reſcript des Riniſteriums der geiſt⸗ 
lien, Unterrihtd- nnd Medicinal-Angelegen⸗ 
heiten vom 17. März 1842 an ſammtliche König. 
lie Regierungen ee Köln, Koblenz, 
Aachen und Trier), betr. die Beſtreitung der 
Heineren Reparaturen an den Dienftwohnungen 
der Geiftlihen, Kirchenbebienten und Schullehrer: 

— 3, Bad die Shullehrer anbetrifft — fofern 
biefelben nicht zuskeich i 

E 
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ftellt find und als ſolche unter den Bedingungen 
de3 8 784 a. a. D. eine kirchliche Amtswohnung 
benußgen — fo ift eine Berpflitung, die Heineren 
Reparaturen an ihren Wohnungen aus eigenen 
Mitteln zu beftreiten, ihnen nicht auferlegt. Die 
88 18 und 19 Theil II Titel 12 Allgemeinen 
andrechts legen nur den Gebäuden und dem 
Vermögen der Schulen gleiche Rechte wie ben 
Kirchen bei, unter befonderer Bezugnahme der 
88 170 u. f und 8 192 ff. in Theil II Titel 11 
Abfhnitt IV (die in den älteren Ausgaben be- 
findliche Beaeiämung : Seot. IX und in den neueren 
Ausgaben: Wbichnitt 9 beruht auf einem offen- 
baren Bahlendrudfehler.)*) 

Aus diefer Beftimmung Tann nicht gefolgert 
werben, daß-ben Schullehrern gleiche Berpflich- 
tungen bei Unterhaltung ihrer Wohnungen ob- 
Tiegen jollen, wie ben Pfarrern und Kirchenbe— 
dienten in Abſchnitt 10 8 784 ff. auferlegt find. 

In Ermangelung bejonderer Provinzial⸗ 
gefege oder eines ſpeziellen Rechtstitels 
lann daher nur die Borigrift des 8 34 Theil II 
Titel 12 zu Gunften der Schullehrer zur An- 
wendung gebracht werden, welche die Unterhaltung 
ber Schulmeiiterwohnungen ohne Ein- 
ſchränkung den zur Schule gewielenen Einwohnern 
als eine gemeine Laft auferlegt. — 

— 6. In denjenigen Fällen, in welchen den Geiſt⸗ 
lichen, Kirchenbedienten oder Schullehrern die Ber- 
pflichtung zur Beitreitung der Heinen Reparaturen 
obliegt, haben die geiftlichen Obern und Inſpec⸗ 
toren darauf zu fehen, daß die Wohnung dem 
Berechtigten im guten Stande überliefert werde, 
und die Aufnahme eines gehörigen Uebergabe- 
protocolls zu veranlaffen. 

(Rinifterialbl. d. i. ®. 1842 ©. 112.) 


& 308. Anfbringung der Deichbankoften für 
die U der Lehrer umd 
er. 


Vorbericht. 


Die Ertenntniffe des Ober - Tribunals vom 
22. Auguſt 1809 (Eentralblatt 1860 ©. 170 ff.), 
4. Mai 1860 (Centralblatt 1862 Seite 166 fi), 
19. December 1862 (Gentralblatt 1863 ©. 247 ff.), 
bed Reichsgerichts vom 7. October 1R80 (Ent- 
ſcheidungen Band II Seite 329) verneinen bie 
Berpflihtung der Pfarrer und Küfter zur Tragung 
der Deihbaufoften für ihre Dotationsgrundfüde 
im Gebiet des Allgemeinen Landrechts, weil ihre 
Verbindlichfeiten in Bezug auf bdiefelben nicht 
ſchlechthin nad) den Vorjchriften über den Nich- 
brauch zu normiren feien, jondern babei alle die- 
jenigen Beftimmungen auszufchließen find, welche 
der Stellung diejer Beamten, insbejondere dem 

med, ihnen durch die Grundftüde ein gefichertes 

uslommen zu gewähren, widerjprechen würden, 
dies aber bei den oft unberechenbar hohen Deich- 
bautoften zutreffen würde. Dieſelben Gründe 
finden auch auf dad Rechtsverhältniß der Lehrer 
nwendung, und ſprechen fich daher für eine unter= 


*) of. Indeh 8 t 314 fl. Mote * 
soo. ngeneines Tann). en N 
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ſchiedsloſe Befreiung der Geiſtlichen, Kirchenbe⸗ 

amten und Lehrer aus die Erlaſſe vom 3. October 

1857 (Centyalblatt 1860 Seite 157_ff.), 31. Auguft 

1859 (a. a. O. Seite 171), 5. September 1859 

(a. a. D. Seite 172), 21. October 1859 (a. a. D. 

Seite 173), 11. October 1859 (a. a. D. ©. 175), 

22. Mai 1860 (Centralblatt Seite 634), 23. Mai 

1860 (a. a. O. Seite 635), 18. Mai 1861 (Een- 

tralblatt Seite 365), 7. October 1863 (Central⸗ 

blatt 1863 Seite 637, 697). — 

Um bie Betreffenden gegen die Anfprüche der 
Deichverwaltungsbehörde zu ſchüten, welche aud 
ohne Weiteres die Nupnieher der Grundftüde 
en ann, vorbehaltlich ihrer Erftattungs- 
orderung gegen die eigentlich Verpflichteten, ordnete 
der Erlaß vom 3. October 1857 für diefen Ball 
die Regelung eines Interimiſticums durch die 
Schulauffihtsbehörde, nad) Art der Baurefolute 
bei — über die Aufbringung der be⸗ 
züglichen ichbaubeiträge an. Womöglich ſoll 
das Reſolut vor Ausſchreibung der Deichbeiträge 
durch die Deichverwaltungsbehörde erlaſſen werden 
und die Regierung ſich mit letzterer über bie Ein⸗ 
ziehung in Verbindung jegen. Die oben mitge- 
theilten Erlaffe ſowie das Refeript vom 27. April 
1861 Halten diefe Anorbnung aufrecht. Mit Rüd- 
fiht auf die Entſcheidung des Oberverwaltungs- 
era dom 1. März 1880 (Entſcheidungen Bd. VI 

eite 171 fi.) iſt indeß von dem Abdrud diejer 

Verfügungen abgefehen. Es wird bort ausgeführt, 

daß die Deichbehörde fi — — an bie Nutz⸗ 

nießer halten könne, und dic Staats- und Kirchen- 
behörde nad dem Geſet vom 3. Juni 1876, be= 
treffend die evangeliihe Kirchenverfaffung (Geſetz⸗ 

Sammlung Seite 125), nicht befugt fei, die Er- 

ftattung der von dem Pfarrer gezahlten Beiträge 

durch Eintragung in den Etat der Kirchengemeinde 
zu erzwingen, weil fie nicht berechtigt fei, bieje 
privatrechtlihen Streitigkeiten interimiftiih zu 
regeln. Daffelbe wird aher aud für Schulge- 
meinden gelten, jo daß für derartige Refolute fein 

Raum bleibt. Be unten Nr. 2). 

Die Schulauffichtöbehörde hat indeß Die Berpflich- 
tung, auf die Deichverwaltungsbehörde dahin ein- 
zuwirten, daß dieje möglichit die endgültig zur 
Tragung der Deichbautoften verpflichtete Kirchen» 
bezw. Schulgemeinde in Anfpruch nimmt, und ihr 
hierzu durch geeignete Ermittelungen die erforder- 
lichen · Unterlagen zu verichaffen. 

Ueber die Xerpflihtung der Nußnießer zur 
Zahlung der Beiträge und die jonftige Aufbringung 
derfelben, insbeſondere bei Küftereigrundftüden, ver= 
haften fi folgende Reſeripte: 

1. E. v. 7. October 1863 betr. den Ausſchluß einer 
Verpflihtung der Kirhenbeamten zur Tragung ber 
Deichlaſt und betr. bie Begründung ber Verbindlichteit 
durch Obfervanz, 

2. €. v. 7. Oct. 1863 beigl, bei Geiſtlichen und Lehrern 
und betr. ben Ausſchluß einer Entfeibung im Vers 
waltungdwege über bie Erftattung ber von den Nutz⸗ 
nießern gezahlten Beträge, 

3. €. v. 8. Aug. 1866 betr. bie Begründung einer 
Obſervanz über bie Verpflichtung bes Lehrers zur 
Tragung ber Deichbaukoſten (über bie Möglichkeit 
einer Obfervanz of. Ext. bes Obertrib. v. 23. Juni 
1873, Steiethorft Ardiv Bb. 89 S. 101). 
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4. €. v. 27. Aprit 1861 betr. die Zuläffigteit einer 
freiwilligen Uebernahme ber Deichbaukoſten durch bie 
Inhaber ber Küfterftellen. 

6. €. v. 18. Oct. 1872 betr. ben Ausſchluß einer 
Verpflihtung bed Kirchenpatrons zur Uebernahme 
ber Deichlaſt für kirchliche Grundftüde, 

6. Erk. bes Reihögerihts v. 3. Mai 1880 desgl. 


1. Rigtoerpftictung der Nutnießer zur Aufs 
bringung der Deichlaften von den Dotationd» 
gen: den kirchlicher reſp. Schulſtellen. 


[Auf den Bericht vom 28. Juli d. J. über das 
Recursgeſuch der Gemeinde⸗ uud Kirchenvorſteher 
von P. wegen Aufbringung der Deichbeiträge für 
die er en dafelbjt fege id) mit Vor⸗ 
behalt des Rechtsweges hierdurch feft, 

daß die ftreitigen Koften principaliter aus der 
Kirchenkaffe zu P. zu entnehmen, und nur 
fomeit dieje unzulänglid ift, nach den Feſt⸗ 
fegungen des Reſoluts der Königlichen Re— 
gierung vom 23. Mai d. 3. aufzubringen find. 

Die Bufälfigfeit der Regulirung des Interimifti= 
cums in Fällen der vorliegenden Art folgt aus 
ber Circular⸗Verfügung vom 3. Detober nd 

In der Sache jelbft ijt in_dem Reſolut na 
dem Vorgang wiederholter Entfcheidungen des 
Königlichen Ober-Tribunals zutreffend ausgeführt 
worden, daß den Kirchenbeamten die Deichlajt hin⸗ 
ſichtlich ihrer Dienftländereien geſetzlich nicht ob- 
Hiegt. Daß aber in dem vorliegenden Fall ber 
Küfter obfervanzmäßig zur Uebernahme der Deich. 
beiträge verpflichtet jei, wie Recurrenten behaupten, 
Tann nicht anerfannt werden. Denn bie Beiträge, 
um welde e3 fi) jegt handelt, find erft mittelft 
der Verordnungen vom 17. Januar 1853 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 41 ff.) und vom 21. Januar 1861 
(Seiep- Sammlung Seite 59) an Stelle der früheren 

aturalunterhaltung der Deichanlagen burd die 
Intereſſenten eingeführt worden, nachdem gleich 
geitig fowohl der Umfang, als aud) der Zweck ber 

eiden Deich-Societäten des Ober⸗ und Nieber- 
Oderbruchs erheblid, erweitert waren. Mag daher 
der Küfter von P. auch gpber die auf die Küfterei- 
re gelegten Raturalleiftungen für bie 
nterhaltung der Dämme getragen haben, fo kann 
daraus nicht die Verpflichtung defielben zur Ueber- 
7— der unter weſentlich veränderten Verhält⸗ 
niffen neu eingeführten Geldbeiträge zur Deichtafje 
hergeleitet werden. 

[Der Antrag der Recurrenten, dem Nußnieher 
die ftreitigen Veichbeiträge zur Laft zu legen, ift 
hiernach nicht ftatthaft. 

Dagegen erjcheint die eventuelle Beſchwerde ber 
Recurrenten, daß die ftreitige Laſt dem Batron**) 
und ber Gemeinde jebenjall® nur in subsidium, 
principaliter aber der Kirchentafle obliege, be⸗ 

ründet. Es iſt daher in dieſem Punkte das Res 
olut ergänzt, im Uebrigen dagegen beſtätigt. 

Diefe Entſcheidung nn den Betheiligten vor- 
ſchriftsmäßig befannt zu machen.) 

Berlin, den 7. October 1863. 


An 
die Königliche Regierung zu N, 
R. D. Pt u 


*).of. 
EFT 
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2. Ausſchluß interimiſtiſcher öun; lüg- 
Hi Brei ea 
ge: 


Berlin, den 7. October 1863. 


[Auf den Bericht vom 4. v. M., die Yufbringung 
der Beiträge von den Potationsgrunditüden der 
farre, des Diaconats und der beiden Lehrer- 
tellen zu R. zu ben Regulirungstoften der ſchwarzen 
Eifter und Pulsnitz betreffend, beftätige ich vor- 
behaltlich des Rechtöweges das Refolut der König- 
lichen Regierung vom 22. Juni d. J. mit der 
Maßgabe, 
daß die Feftfegungen defielben nur für die 
noch nicht berichtigen und in Zukunft zur 
Ausſchreibung gelangenden Regulirungsbei- 
träge in Kraft treten, die Nußnießer dagegen 
mit ihrem Anſpruch auf Erftattung der bis— 
her von ihnen gezahlten Beiträge lediglich 
zum Rechtsweg zu verweiſen find.]*) 

Daß den Geiftlihen und Lehrern geſetzlich die 
Deichlaft Binfiättih ihrer Dienftländereien nicht 
obliegt, ift im Reſolut nad dem Borgange mehr- 
facher Entſcheidungen des Königlichen Ober-Tri- 
bunald zutreffend ausgeführt. Ein bejonderer 
Verpflihtungsgrund für die Nutznießer tft aber 
im vorliegenden Fall nicht nachgewieſen und kann 
ein folder namenilich nicht darin gefunden werden, 
daß die Nugnießer bisher unweigerlich die ftreitigen 
Beiträge geleiftet indem der Verband zur 
Regulirung der ſchwarzen Elſter und einiger 
Nebenflüfje erft in neuerer Zeit errichtet ift, und 
ſich mithin eine dem Geſetz derogirende Obſervanz 
noch nicht hat bilden können. 

[Dagegen kann ber Mnipruch der Nutznießer auf 
Erftattung der fhon von ihnen gezahlten Beiträge 
im erwaltungdwege nicht zur Geltung gebracht 
werden, da Binfhtin defjelben Die en 
2 für eine interimiftiihe Entſcheidung fehlen. 

iefer Anſpruch hat deshalb Lediglich zum Rechts- 
weg verwiefen werben müfjen.]*) 

U. E. 1880. 


8. Obfervanzmäßige Berpfligtung ber Stellen⸗ 
— —— ae 


Rad Inhalt der Verhandlung vom 27. April 
d. J. ift als feftftehend anzufehen, daß die auf der 
Dei: und Uferordnung vom 23. Juni 1717 be= 
Baenbe antheilige Raturalunterhaltung der Deiche 
und Entrihtung der Damm- und Ruthengelder 
ſeit unvordenkliher Zeit von dem Lehrer ohne 
Goncurrenz der Gemeinde beftritten if. Wenn 
nun nad der ausdrücklichen Beſtimmung des 81 
der Verordnung vom 17. Januar 1853 (Gejeß- 
Sammlung Seite 41) an die Stelle jener Natutal- 
und Geldleiftung die dur die neue Deichrolle 
feitgefegten, bier in Frage ftehenden Deichtafjen= 
beiträge getreten und auch dieſe, wie nicht bes 
ftritten, feither vom Lehrer allein entrichtet worden 
Ih fo muß eine von der geſetzlichen Regel über 

üllung der Deichpflicht abweichende Ortsobfer« 
vanz für dargethan erachtet, und demgemäß unter 
alleiniger Heranziehung des Lehrers die Gemeinde 
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frei gelaffen werden. [Demnach ift daS Refolut, 
wie gefchehen, zu ändern gemwefen.]*) 
Berlin, den 8. Yuguft 1866. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königliche Regierum; R 
eg zu 


4. Freiwillige Ueberuahme der Deichhanbeiträge 
buch die Nugnießer. 


ji RecurEntfheidung vom — fteht nicht in 
Widerfpruh mit der Eircular-Berfügung dom 
3. Dctober 1857. — Durch die eritere tft das 
Refolut ber Königlichen Negierung vom — um 
deswillen aufgehoben, weil nad Lage der Sade 
überhaupt feine Veranlaffung gegeben war, eine 
refolutorifche Entſcheidung zu tre| en) Denn die 
jegenmwärtigen Inhaber der Pfarr- und Küfterftelle 
Seen fi zur Tragung der gewöhnlichen Unter- 
altungstoften der Sommermwallitrede, fowie für 
den Fall eines Deichbruchs zur Amortifirung der 
aus der Kirchenlaffe zu entnehmenben außerordent⸗ 
lien Koſten bereit erflärt, womit die Vertreter 
der Kirchenkaffe einverftanden waren. Für die 
Amtöbauer der gegenwärtigen Stelleninhaber war 
alfo das Verhältnig vollftändig georbnet. Daß 
es aber nicht an der Zeit war, jegt ein Rejolut 
zu erlaffen, deffen Wirkfamkeit früheftend mit ber 
anderweiten Bejegung der Pfarr⸗ und der Küfter- 
ftelle hätte beginnen können, wird der Königlichen 
Regierung bei näherer Erwägung nicht entgehen. 
— Bie diefe Rerurs-Entfheibung fih im Wider- 
ſpruch mit der Circular-Berfügung vom 3. Dc- 
tober 1857 befinden jr ift nicht wohl einzufehen, 
da bie Ietere darüber, ob und wann ein fürms- 
liches Reſolut zu erlaffen fei, keine Anweiſung 
enthält. Im diefem Punkt find lediglich die für 
das Verfahren in Baufachen geltenden allgemeinen 
Beftimmungen maßgebend. Sie näher zu fpe- 
cialifiren verbietet die Verſchiedenheit der concreten 
Verhältniſſe, bei deren einfichtiger Beurtheilung 
nicht leicht ein gegründeter Zweifel über die Roth- 
wendigkeit einer refolutorifhen Entſcheidung und 
über die Wahl des richtigen Zeitpunkis für legtere 
Ye ar kann. Aus diejem Grunde muß ich mich 
auf die Bemerkung bejchränten, dag wenn über 
die Entrichtung eines dr Ge en Deichkaſſenbei⸗ 
trags Streit entiteht, die Verpflichtung jelbft und 
nicht bloß die einzelne Beitragsrate zum Gegen- 
ftand der interimiltifcgen Entſcheidung zu machen 
Y welche dann, falls fie nicht in maßgebender 

eife abgeändert wird, fo lange Kraft behält, als 
der davon Betroffene laufende Beiträge zu ent 
richten hat.]*) 

erlin, den 27. April 1861. 
E. U. 8648. 


5. Nichtverpflichtung des Kirdgenpatrond zur 
Aufbrin; der Stroin⸗Regulirungs⸗ (Deichban- 
—— often für —E ag 
Berlin, den 18. October 1872. 


[Auf den Bericht vom 30. Mat d. J., betreffend 
die auf die Ländereien der geiftlichen und Schul⸗ 
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ftellen in N. fallenden Beiträge zu den Koften ber 
Regulirung der oberen Unftrut, und auf die Re— 
eatebelamenne des Magiftrat3 zu R. vom 4. Mat 
d. 3. wird das Nefolut ber Königlichen Regierung 
vom 3. April d. 3. dahin geändert, 
dab es bei der Erklärung bed recurrivenden 
Magiftrats, die auf die Schulländereien fallen- 
den Regulirungsfoften aus der ftädtijchen 
Kaffe zahlen zu wollen, zu belafien und bin- 
fitlid) der die Pfarr- und Diaconat3- 
Zändereien betreffenden Beiträge die Stadts 
gemeinde zur Bahlung berfelben nicht ver= 
unden.]*) 

Dagegen, daß [im Reſolut)) die hier in ragt 
ftehende Beitragspflicht zu den Unfteutö-Begu ie 
rungskoſten der Deihbaupfliht im Weſentlichen 

leichgeachtet wird, iſt nichts zu erinnern; bie 
dentificirung aber der Iegteren mit ber Pfarr: 
baulaft in der Art, daß der Stadt N., weil fie 
obfervanzmäßig die Piarrgebäube zu unterhalten 
bat, aud die Deichbaupfilcht reſp. die Beitrags⸗ 
pflicht zu den die Pfarr- und Diaconats-Ländereien 
treffenden Regulirungskoſten obliege, kann für zus 
läſſig fon um deshalb nit eradtet werden, 
weil in beiden Füllen gefeglich nicht diefelben Ver⸗ 
pflichteten vorhanden find. Während bei Pfarr⸗ 
bauten der Batron befanntermaßen in subsidium 
beitragapflichtig tft, hat derfelbe, wie in zahlreichen 
Entſcheidungen des höchſten Gerichtshofs ausgeführt 
ift — of. unter andern Erkenntniß vom 30. No⸗ 
vember 1860 (Entfdeidungen Band 45 Seite 296) 
und vom 20. April 1863 (Entfepeidungen Bd. 49 
Seite 257) — zn den Deichtoſten für Pfarr- 
Kändereien nicht zu contribuiren. 

Diefe Koften treffen vielmehr, da fie auch ben 
auf die Nußungen der Pfarrländereien in partem 
salarii angewieſenen Stelleninhabern nicht aufer- 
legt werden können, geſetzlich in erfter Linie das 

thenvermögen (zu dem im weiteren Sinne aud) 
die Pfarrgüter und Ländereien gehören), bei deffen 
Unzulängligteit aber die Eingepfartten, mit denen 
ebenjowenig wie mit Vertretern ber Kirchenkaſſe 
im vorliegenden all fpeciell verhandelt ift. Kann 
ſonach auf die zumal nur objervanzmäßige Pfarr- 
baulaft der Stadtgemeinde eine Verpflichtung der 
legteren yur Entrichtung der ftreitigen Regulirungs⸗ 
koſten nicht gegründet werden und find andere 
und bejondere Prehtögeünbe für eine jolde Ver⸗ 
pflihtung nicht angeführt, fo ift in diefem Punkt 
dad Refolut, wie geſchehen, zu ändern, in Betreff 
der Beiträge für die Schulländereien aber auf 
Grund der freiwilligen Webernahme derſelben 
Seitend der Stadtgemeinde, wie oben im T 
angegeben, zu entſcheiden geweſen. 

Die Königliche Regierung beauftrage ih, dieſe 
Entſcheidung den Betheiligten bekannt zu machen. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Ahenbad. 


Un 
die J jterung . 
ae 
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In Saden 
der römifd-tatholifhen Kirchengemeinde zu 
N., Klägerin un Amylocantin, 
er 


den Fiscus, vertreten durch bie Königliche 
Regierung zu N., Bellagten und Imploraten, 
at das Reichägericht, Vierter Eivil-Senat, 
in der Sigung vom 3. Mai 1880, an welcher 
Theil genommen haben zc., 
für Recht erkannt, 
daß bie gegen das Erkenntniß des Ober- 
Landesgerichts zu N. vom 10. December 
1879 eingelegte eg ee zu⸗ 
rückzuweiſen und bie Koͤſten bed Verfahrens 
der Impiorantin zur Laſt zu legen. 
Bon Recht? Wegen. 


Gründe. 


Der Appellationgrichter nimmt an, ba die 
dem Patron nach 8 584 Theil II Titel 11 des 
Algemeinen Landrechts obliegende Sorge für die 
Erhaltung der Kirche, welche auch die Pflicht bes 

reift, dazu bei Ermangelung eines hinlänglichen 
ichenvermögens aus eigenen Mitteln beizutragen, 
nit bie Verpflihtung enthalte, zur Erhaltung 
der Pfarrländereien beizutragen. 

Damit fpriht er nicht (wie die Implorantin 
meint) aus, daß der $ 584 eine finguläre Vor- 
fehrift enthalte, jondern nur, daß derfelbe lediglich 
den bem rechtlichen Verhältniſſe des Patrons zu 
Grunde liegenden Grundzug ausdrüde, daß die 
Veſtimmung der Pflichten des Patrond im Ein- 
einen durch die ferner herangezogenen 88 720 ff., 

79 fi. deſſelben Titels erfolgt ift, und daß dieſe 
Beſtimmungen, nicht der allgemeine Brundjag des 
8 584, welder ihnen nur ald Grundlage zu dienen 
den Zwed hat, feine Verpflichtungen beftimmen 
und begrenzen. Diefe Auffafjung wird aber Durch die 
allgemeine affung des zulegt gedachten Paragraphen 
und Sure Ieine Stellung zu den anderen herange- 

‚ogenen Beftimmungen gerechtfertigt. Hierin Liegt 
eine einen Rechtsirrthüm enthaltende befonders 
beichräntende Interpretation des Geſetzes. Daraus, 
daß in dem Intereſſe, welches der Patron für die 
Erhaltung des Kichenfyftems überhaupt hat, auch 
ein Intereffe an der — — der Pfarrlaͤndereien 
liegen mag, folgt nicht, daß er die Koſten für dieſe 
Erhaltung zu tragen bat. Aus den allgemeinen 
Srundfägen über das Berhältniß des Nießbrauchers 
zum Eigenthümer in Beziehung auf die Berrin- 
gerungen der zum Nießbrauch eingeräumt ge= 
wejenen Sache, insbeſondere aus dem als verlegt 
bezeichneten $ 135 Theil I Titel 21 des Allge— 
meinen Landrechtes, folgt ebenfowenig etwas für 
die Ausführung ber Implorantin, da ihr Ber- 
Hältmi zum Patron nicht das Verhältniß des 

eßbrauchers zum Eigenthümer, die Jmplorantin 
vielmehr jelbft Ei, entbümerin der Pfarrländereien 
ift ($ 160 Theil IL Titel 11 des Allgemeinen Land» 
rechtes). 13 folhe hat der Appellationsrichter 
dieſelbe mit Recht für verpflichtet zu den ftreitigen 
Deichlaſten erklärt. Die in dem als verlegt bes 
eichneten 8 775 daſelbſt enthaltene Befreiung der 
Kforegüter von ber Deichlaft fam der Kirchenge⸗ 
meinbe zu ftatten, war ein Privilegium der Kirchen- 
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gemeinde, als Eigenthümerin der Pfarrgüter, und 
ebenfo gereichte e3 ihr zum Nachtheil, wenn der 
ferner als verlegt bezeichnete $ 43 des Weft- 
preußiſchen Provinzialrechtes die Nichtbefreiung 
der Pfarrgüter von der Deichlaft als Hegel hin— 
ftellte und der 8 16 des Geſetzes vom 28. Ja⸗ 
nuar 1848 andere, den Eremptionen von der 
Deichpflicht ungünftige Grundfäße aufftellte. Daß 
aber durch diefe Beltimmungen oder duch das 
Deichftatut vom 23. Mat 1870 der geltend ge- 
machte Anſpruch der Klägerin auf Erjag ausge 
ſchloſſen fei, Hat der Appellationsrichter nicht an= 
genommen ; diejer Angel ift völlig gegenftandslos. 

Hiernach ift eine Verlegung einer der im der 
Nichtigkeitbejchwerde aufgeführten Gejegesitellen 
überall nicht erſichtlich und daher die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde unter Belaftung ber Implorantin mit 
den Koften des Verfahrens als grundlos zurüd- 
zuweiſen. 

Die obige Auffaſſung entſpricht auch der con⸗ 
ſtanten Praxis des früheren Preußiſchen Ober— 
Tribunals, wie außer dem vom AÄppellationsrichter 
angegogenen Präjudiz Nr. 1896 (welches mit dem 
Erfenntniß identifch zu fein ſcheint, welches in den 
Rechtsfällen Band 2 Geite 107 mit den Gründen 
abgebrudt ift) auch die in den Entſcheidungen 
Band 49 Seite 257 und &2 Seite 120 und in 
Strietorft, Ardiv Band 86 Seite 88 abgedrudten 
Erfenntnifje ergeben. 

Urkundlich unter Siegel und Unterjrift. 

Das Reichsgericht. Vierter Civil-Senat. 


8 309. Reinigung der Schulgebäude, 


1. €. v. 13. Dec. 1864 betr. bie Nothwendigkeit der 
Reinhaltung bes Vorhaufes, der Treppen und Schul 
zimmer, ſowie Ueberwachung ber Reinigung durch 
Reviſionen. 

2. Bf. ber K. Reg. in Caſſel betr. das Weißen, Fegen, 
Küften ber Zimmer, Säubern der Subfellien, vom 
März 1869. — cf. über die Gontrolle durch bie 
Säulinfpectoren 8b. [8 7 Nr. 27. 

3. Bf. der K. Reg. in Frankfurt v. 22. Oct. 1869 
betr. die Orbnung und Reinlikeit in ben Schul⸗ 
simmern, Höfen, Abtritten, Gärten. 

4. €. v. 2. und 11. Dec. 1861 betr. den Ausſchluß 
der Verpflichtung des Lehrer zur unentgeltlichen 
Reinigung und Heizung ber Schullocale, fofern nicht 
befondere Rechtagrũnde vorliegen.*) — of. Nr. 7 
und $ 310 Nr. 5 und 6. 

5. €. v. 18. Juli 1863 desgl. und betr. ben Ausfhluß 
einer Begründung ber Verpflichtung des Lehrers durch 
thatfähliche unentgeltliche Verrichtung biefer Arbeiten. 
Abkommen zwiſchen Gemeinde unb Lehrer über bie 
Uebernahme berjelben gegen Entgelt. 

6. €. v. 2. Nov. 1858 betr. bie Verpflichtung der 
Schulgemeinde zur Reinigung ber Schulftube und 
betr. die Erfüllung biefer Verbindlichkeit durch Bethei⸗ 
ligung ber ältern Schulkinder an ber Reinigung. 

68. €. v. 8. Mai 1885 desgl. 

7. €. v. 26. Febr. 1864 betr. die beſonders begrünbete 
Verpflichtung des Lehrer zur Reinigung ber Schul⸗ 


®) Daffelbe gilt für Schles: fein, €. dv. 2, Gebr. 1875 
(Runge, PT s jen Pier IeN. u 
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ftube mit Hülfe der ältern Schulkinder und Bewilli⸗ 
gung einer Entigäbigung beim Fortfall biefer Hülfe, 
fei es weil bie Gemeinde bie Heranziehung der Kinder 
nicht mehr wũnſcht, ober folde von ber Auffichtsbe- 
hörde nicht für ftatthaft erachtet wird, — of. Rr. 6. 


1. Reinhaltung der Schullocale. 


Die Königliche Regierung in Cöln Hat in 
Betreff der — der Schulloeale die ab⸗ 
ſchriftlich beifolgende Tireular-Verfügung (Ans 
lage a,) erlaſſen. 

Ich tHeile der Königlichen Regierung diefe Cir— 
cular-Verfügung zur Kenntnißnahme mit der 
Beranlafjung mit, da8 Bedürfniß ähnlicher An— 
ordnungen für Ihren Verwaliungsbezirk zu prüs 
fen und dieſe event. zu treffen. 

Berlin, den 13. December 1864. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Muͤhler. 


An 
fümmtliche Königliche Regierungen, 
excl. der zu Göln. 
U. 23880. 


1a. 


Die Schule fol in ihrer äußeren Erſcheinung 
der Gemeinde ein Borbild der Ordnung und 
Reinlichleit bieten und das nachwachſende Ge- 
ſchlecht durch die tägliche Anfhauung an Beides 
gewöhnen, damit von Hier auß allmählich auch in 
den Wohnhäufern der Sinn dafür ſich geltend 
made. Da nun zu unferm Bedauern eine große 
Anzahl Lehrer nicht aus freien Stüden und uns 
geachtet der ihnen für Reinigungsmaterial be— 
wiligten Entihädigung ihrer Verpflichtung, für 
ftete NReinhaltung des Borhaufes, der Treppe und 
des Schulzimmers Sorge zu tragen, nachlommen: 
fo fehen wir uns veranlaßt, dem gerügten Miß- 
ftande auf andere Weife gründlihe Abhülfe zu 
verfhaffen. Wir verordnen daher hierdurd, daß 
von jegt ab die Bürgermeifter wenigftens vier⸗ 
mal im Sabre unvorhergejehene Reviſionen 
fämmtlider Schulen ihres Amtsbezirk vorneh- 
men, den Befund durch ein Protocol conftatiren, 
den borgefundenen Mängeln fofort abhelfen und 
Bernadjläffigungen, deren ſich die Lehrer ſchuldig 
gemadt haben, zur unnachſichltichen Beftrafung 
zur Anzeige bringen. 

Sie wollen hiervon die Bürgermeiſter Ihres 
Kreifes, für welche die nöthige Anzahl Exempiare 
diejer Verfügung beiliegt, zur pünftlihen Nach— 
adtung in Kenniniß jegen und ſich auf dem Ihnen 
geeignet erjcheinenden Wege davon überzeugen, 
daß diefelben in der vorgeffpriebenen Beije den 
Uebelſtänden qu. fteuern. 

Cöln, den 5. November 1864. 

Konigliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
n 
ben Königlichen Lanbrath Herrn R. zu R. 
2. 
Caffel, den 5. März 1869. 

— — Die Reinlidleit der Shullocale iſt 
I die Erfolge der Schulerziehung von weentlicher 

edeutung; ſie übt auf das Kind einen bildenden 
und veredelnden Einfluß. Daher ift darauf zu 
achten, daß die Schulgimmer ausreichend oft ge 
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weißt, ausgefegt und gelüftet, die Subſellien, 

Leprmittel und ſonſtigen Inventarienſtücke gehö— 

rig geſäubert und abgeſtäubt und die ſchadhafien 

ausgebeſſert oder — neue erſetzt werden. — — 
Königliche Regierung. 


3 


Frankfurt a. D., den 22. October 1869. 

Euer Wohlgeboren laſſen wir in der Anlage 
eine an fämmtliche Rectoren und Lehrer des Bes 
irks gerichtete, die Reinlichleit in den Schulhäu- 
jern betreffende Eircular-Berfügung vom 5. Juli 
d. 3. (b) zur Lenntnißnahme zugehen. 

Wir dürfen erwarten, daß Sie die Wichtigkeit 
ber in der qu. Verfügung berührten Seiten bes 
Schullebens für die Erziegung der Jugend und 
für die Hebung der Volksculiur nicht verkennen 
und die Bedeutfamkeit der Meinlichkeit der Schul- 
localitäten für die leibliche Entwidelung und für 
die Geſundheit der Jugend würdigen werden. 

Wir wünſe en deshalb, daß Sie auf ihren 
Dienftreifen über dieſen Gegenftand in den Stadt» 
und Landſchulen perfönlich ſich zu informiren und 
von der Veichaffenheit der Schullocalitäten und 
deren Umgebung Kenntniß zu nehmen nicht une 
terlafien, bemerkte Mängel aber jederzeit ſofort 
dem Herrn Landrathe mittheilen. Sie wollen 
dabei Ihre Aufmerkſamkeit au darauf richten, 
ob, wie wir angeorbnet haben, in den Schulzim- 
mern zwedmäßige Bentilationd-Borrichtungen und, 
wo dies des Sonnenlichtes wegen nöthig erfcheint, 
Martifen von außen angebracht find, forte darauf, 
ob die Subjellien zwedmäßig conftruirt und fo 
aufgeftellt find, daß das Licht von der linken 
Seite her einfällt. 

Sollte von irgend einer Seite Zweifel an Ihrer 
Legitimation Hierzu laut werben, fo wollen Sie 
Dice unfere Verfügung produciren. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
m 


J Kreis! er be 
a a a 
Frankfurt a. O., den 5. Inli 1869. 

Die Volksſchule Hat zwar der Jugend die für 
das Leben in Kirche, Staat, Gemeinde und Beruf 
erforderlihen Kenntnifie und Fertigkeiten anzus 
eignen; aber bamit ift die von ihr zu Idjende 
Aufgabe nicht erihöpft. Darin vielmehr befteht 
ihre Bedeutung und ihre Würde, daß fie ald Er- 
ziehungs⸗ und Vildungsftätte nad) allen Seiten 
hin wirtſam wird. Bon anderen Bieten ganz 
abgejehen, wird fie es deshalb als eine ihr ge 
ftellte Aufgabe anjehen müffen, die Schuljugend 
an die unter dem Einfluß des chriſtlichen Geiſtes 
und der fortjchreitenden Bildung gewordenen ed» 
leren Lebensformen zu gewöhnen, und das um 
jo mehr, da die Eultur eines Volles in der von 
hm zur Darftelung gebrachten Sitte faßlich und 
anſchaulich Hewortritt, und nicht mit Unrecht der 
Grad der Volf3bildung aud) nach den zu Tage 
tretenden Sebenägerwohnbeiten, nad ber Sud, 
der Beſchaffenheit der Wohnftätten und ihrer Um⸗ 
gebungen u. f. w. bemefien wird. Ueberall da, 
wo Schmug, Unordnung, liederlihes und wüftes 
Weſen herricen, ift bie natürliche Rohheit noch 
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nit überwunden und ift erft noch der Anfang 
der Eultur zu maden, bie naturgemäß mit ber 
urüddrängung unebler, roher umd gemeiner Le 
ensformen beginnt. Als eine Bildungdanftalt 
hat fih aud) die Schule an dem Rampfe gegen 
alles Rohe und Gemeine zu betheiligen, und es 
iſt ihre Pflicht, nicht nur von der — — Alles 
fern zu halten, was in auf die Verfittlihung 
derfelben gerichtete Thätigfeit hemmen könnte, 
fondern au die in dem Schul-Organismus jelbft 
gegebenen pofitiven Bildungsfactoren für den be- 
regten Biwed energifch und andauernd zur Wirk⸗ 
famteit zu bringen. 

Diefe rap beftimmen uns, die Auf- 
merlfamfeit ber ehrer unſeres Aufſichtskreiſes 
auf eine Seite des Schullebens Hinzulenten, die 
nad) vielfach gemadten Erfahrungen in ihrer Be- 
deutung für @ultur und Civilifation noch lange 
nicht genug gewürdigt wird. 

Wenn man bedenkt, daß die Schule ihre Kinder 
acht Jahre lang täglich —— behufs unter⸗ 
richtlicher und erziehlicher Zwede in ihren Räu- 
men verfammelt, fo it von ſelbſt eimleuchtend, 
daß das Schulhaus und feine Umgebung für die 
Jugendbildung von bedeutfamem Einkuß fein 
us Billigerweiſe follte fi) in jeder Gemeinde 
das Schulgebäude ſchon in feiner ganzen äußeren 
Erfheinung als eine Stätte ankündigen, wo Bil- 
dung gepflegt wird. Zwar entſprechen die Schul- 
häuſer namentlid aus älterer Zeit diefem Ideale 
wenig, und es liegt in der Natur der Sache, daß 
nur allmählic die Aenderung zum Befleren, die 
bereitd begonnen hat, zur allgemeinen Durchfüh— 
rung gebracht werben fann. Nichts deſto mwent- 
ger ift es erreichbar und im Iniereſſe der Bil- 
dung durchaus dahin zu ftreben, daß das Sch ul- 
haus und feine Umgebung ein Mufter 
der Ordnung und ber Reinlidleit fei. 

Wie wir zum Schuge der Gefundheit der Leh— 
rer und der Jugend bie Anbringung von Ven⸗ 
tilationsvorrihtungen und von Marfifen, ſowie 
die Befhaffung zweckentſprechend conftruirter und 
richtig aufgeftellter Subjellien angeorbnet haben, 
fo muffen wir nunmehr die ausdauerndfte Mit- 
wirkung der Lehrer dafür in Anfprudh nehmen, 
daß die Schule ihrer Wufgabe, die Jugend an 
edlere Lebensformen zu gewöhnen, auch wirklich 
erreicht. Es hat feinen Erfolg, gegen Be ae 
und wüſte Unordnung, worin Tauſende unjerer 
Kinder leider —— ausſchließlich durch Be- 
lehrungen und Ermahnungen anzukämpfen; es 
führt vielmehr neben unausgeſetzt ausge — Budt 
und Gewöhnung der Schule nur die Macht des 
unmittelbaren Borbildes zum Biele. — 
Gerade deshalb, weil unfere Kinder fo häufig der 
pflegenben Zucht des Haufes entbehren, muß das 

hulzimmer zu einer Stätte Hergerichtet werden, 
in welder eine reine fittlihe Luft ben Sindern 
sntgegenmeht, und in der ihnen das Muſter der 
Reinlileit und der —— nach allen Seiten 
hin täglich anſchaulich und lebendig vor Wugen 
tritt, 


Aus diefem Grunde muß zuerft 
das Schulzimmer, 


b ehalten werden, daß jede feiner Einrichtungen 
in 
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Hierzu gehört, daß das Schulzimmer in gutem 
baulichen Stande gehalten werde. Es tft unge 
örig, wenn Thüren und Fenſter nicht ſchließen, 
enjterrahmen und Dielungen verfault find, der 
Putz von den Wänden und der Dede abgefallen 
ift. Wo derartige Mißftände vorhanden find, 
werden wir nicht unterlafjen, auf eine ordnungs⸗ 
mäßig angebrachte Anzeige unverzügli) Abhülfe 
anzuordnen. — Es ift ferner aus gejundheitlichen 
und erziehlihen Rüdfichten nöthig, daß die Wände 
des Br" Tee järlih einmal abgefärbt 
werben. ir würden auch wünſchen, daß das 
Schulzimmer mit einigen aus der heiligen Ge— 
ſchichte entnommenen oder patriotiihen Schilde 
teien gefhmüct wird, während wir die Häufig 
vorkommende Sitte, die Wände mit aufgeroliten 
Landkarten zu behängen, von anderen Gründen 
abgefehen, um deöwillen nicht für zwedmäßig er⸗ 
achten können, weil die genannten Lehrmittel jo 
der Beihädigung ausgeſeht find. — Es wird da- 
her Vorſorge zu treffen fein, daß bie Fenſterſchei⸗ 
ben fauber und rein gehalten werden, und die 
Lehrer werden es im Intereſſe der Erziehung dev 
Jugend nicht unterlafien dürfen, dieſelben jähre 
lich einigemal nblid) reinigen zu laſſen. — 
Auf die Reinhaltung des Fußboden ift die größte 
Sorgfalt zu verwenden. Wöchentlich wenigftens 
zweimal muß das Schulzimmer gelehrt und auch 
vom Staube gereinigt werben. und es darf nie 
mals gebulbet werden, daß Speifeüberrefte, Papier— 
fünigel u. dgl. auf dem Fußboden herumliegen. 
-— Damit der Schmug der Straße nit in das 
Schulzimmer gejdleppt werde, muß vor jeder 
Schulthür ein entſprechender Zußreinij ungs⸗ Ap⸗ 
parat, ſei es, wie in einigen es on üblich, 
ein feit in einem Winkel des Vorraumes anges 
lehnter Straucjbefen, ſei es ein gewöhnliches Rei— 
nigungseifen, angebracht werden, zu deſſen Be— 
nugung die Kinder anzuhalten find. — Um zu 
verhindern, daß die von den Kindern etwa zur 
Schule miigebrachten Kleidungsſtücke unordentlich 
umbergeworfen werben, bedarf es einer ausrei⸗ 
chenden Anzahl von hölzernen Riegen —Schad⸗ 
hafte Subſelllen und zerbrochene Dintenfäfjer ſind 
nicht zu dulden. — Tiſch und Sitz des Lehrers 
können einfach, müſſen aber reinlich gehalten fein. 
— Für die Aufbewahrung des Schwammes und 
der Kreide bedarf es eine befonderen Käſichens, 
ür die Unterbringung kleiner Schulapparate, 
owie der Schreibebücher der Kinder eines ver- 
jchließbaren Schrantes, der in mufterhafter Orb» 
nung zu halten ift. — Auf die Confervirung der 
Lehrapparate, namentlich auch der Landkarten, 
welde nad) dem gemachten Gebrauch aufzurollen 
und an einen beitimmten Platz zu ftellen find, 
muß forgfältig Bedadht genommen werben. — 
Es kann nicht fehlen, daß ein auf biefe Art 
gehaltene Schulgimmer auf den Beſucher einen 
wohlthuenden Eindrud machen, von dem Ord⸗ 
nungsſinn und ber Bildung des Lehrers ein 
Beugnig ablegen, für die Kinder aber durch uns 


Sgefeßte Wi d Gewö in ers 
sale rn or —E— Einfup fein 
wir 


rd. 
Was die Umgebung bed Schulgaufes betrifft, 


Dienft der Erziehung geftellt wird. — ſo müffen wir dringend fordern, daß 
Säueider und von Bremen. Preußiſches Volkafhulmefen. IL Os. 
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der Hofraum 

möglichft forgfältig rein gehalten werde. Es ift 
einer Bilbungsftätte der end unwürbig, wenn 
auf dem Schulhofe die miete Unordnung herrſcht 
und der umberliegende Schmuß das Betreten bed: 
felben unmöglich oder zum Etel macht. Es wirb 
nur biefer Hinweifung bebürfen, um bie Lehrer 
zu beftimmen, dafür in Zukunft Sorge zu tragen, 
daß ſich der Schulhof durch Sauberkeit, Reinlich⸗ 
teit und bis ind Einzelite durchgeführte Ordnung 
vor derten ländlicher Wirthe vortheilhaft aus 
zeihne, Die ftil wirkende Macht des Vorbildes 
wird ihren Einfluß weder auf die Schuljugend, 
noch auf die Ermachjenen verfehlen. 

Wir zurtehien den Lehrern dringend, die pein= 
lichſte Sorgfalt ferner auf die Reinlichkeit und 
Sauberkeit ber 

Aborte 


u verwenden. Es darf in unferen Schulen nicht 
Ferner vortommen, daß, mie es leider jo häufig 
der Fall ift, die Aborte Stätten der ekelhafteſten 
Unreinlichkeit und der gemeinften Rohheit werden. 
wo ber ünſtand frech verlegt und, was noch trau: 

er ift, das Schamgefühl der Jugend roh ver- 
giftet wird. Es bedarf deshalb in jeder Schule, 
mo es irgend möglich, für beide Geſchlechter be- 
fonderer und getrennter Mborte. Wo fie fehlen, 
oder nit in binreichender Zahl vorhanden jind, 
werben wir auf erftattete Anzeige die Serügtichen 
Anordnungen megen Herrichtung derielben er⸗ 
gehen laſſen. Der Aufſchlag der Thüren darf nicht 
nad ber offenen Straße Hin erfolgen und das 
Auge der Xorübergehenden dadurch beleidigt 
werben. Won den Lehrern aber erwarten mir, 
daß fie in Erfenntnig und Würdigung der Be 
deutung auch biefer Seite des Schullebens für 
die Zwecke der Bucht es id zur Pflicht machen 
werben, die Aborte forgfältig zu überwachen. 

Wir richten die Aufmerkſamkeit auch auf die 
Inftandhaltung 

Ein forgfät nee iR eine b 

in jorg gepflegter Garten ne be⸗ 

fonbers Freundliche Bier des ländlichen Schul- 
Banjes, ganz —a davon, daß die Natur den 
seichlich lohnt, der ſich der Cultur ihrer Erzeug- 
niſſe mit tändniß und mit Liebe annimmt. 
Es iſt aber auch für die Hebung der Cultur der 
ländlichen Bevölterung überhaupt nicht ohne Be- 
deutung, daß den Dorflindern und den Dorfbe⸗ 
wohnern die Anfhauung eines muftergültig ge- 
pflegten Gartens gewährt wird; gerade auf diefem 
dem Geſichtskreiſe der Bevölkerung nahe liegenden 
Gebiete fann am eheften auf ränbni und 
Würdigung der getroffenen Einrichtungen geredj- 
net werben. Ein Lehrergarten muß durch Ent 
fermung des Unkrauts, des Gejchmads nicht völlig 
baare Eintheilung, faubere Haltung ber Steige 
und forgfältigfte Üftege der Sträucher, der Cultur⸗ 
und Bierpflanzen ein redendes Zeugniß des Ge⸗ 
ſchmacks und der Bildung des Nütznießers ab⸗ 
legen. Wir nehmen hierbei wiederholt Veranlaf- 
fung, ben Lehrern namentlich auch die Pflege der 
Obſibaumzucht dringend an das om zu legen 
und verweilen auf die von dem Präfidenten un- 
en Collegiums verfaßte Heine Schrift: „Wie 
oU ber Landmann feinen Obftbaum behandeln?“ 
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die allen Lehrern zugefertigt worden iſt. Soll, 
wie wir angeordnet haben, auch die Schuljugend 
Belehrungen in der Obftbaumzudt eı ngen, 
fo iſt felbftverftändfih, daß dieſelben nur dann 
nachhaltige Wirkung haben werben, wenn ber 
Lehrer den tHeoretifchen Unterricht auch durch bie 
Anſchauung des eigenen Gartens, ber in demfel- 
ben geire nen Einrichtungen und ber erzielten 
Refultate lebendig und fruchtbar macht. — — 


4. Nihtverpflichtung des Lehrers zur unentgelt- 
lien Srrineung der —ãS 


Die Annahme der Königlichen Regierung, daß 
in Ermangelung fpecieller Rechtsnormen dem 
Lehrer die Ver; hanın zur Reinigung und Hei⸗ 
un des Schullocald obliege, tft nicht zutreffend. 

ie Berpflihung liegt vielmehr den zur Unters 
haltung der Schule verpflichteten @emeinden ob, 
da weder bie allgemeinen Geſetze, no die Schul⸗ 
ordnung vom 11. December 1845 dem Lehrer 
eine folhe Pflicht auflegen. Der Anſpruch des 
Beſchwerdeführers auf eine billige Entichäblgung 
für bie Bejorgum ded Reinigend und Behcizend 
des Schullocals iſt daher als begründet anzuer- 
tennen, fofern nicht befondre, den Lehrer zur uns 
entgeltlihen Verrichtung dieſer Geſchäfte verpflich- 
tende Rechtsgründe vorliegen, was nicht der Fall 
u fein ſcheint, da derſelbe ſeit ſeiner Anſtellung 
is zum Jahre 1859 eine folhe Entihäbigung 


erhalten hat. 
Berlin, ben 2. December 1861. 
U. 19685. 
4a. 


Berlin, den 11. December 1860. 

Auf den Bericht vom 17. v. M. erwiedere ich 
der Königlichen Regierung, daß ber Lehrer mit 
feinem Gehalt niemals für Seiftungen aufzukom⸗ 
men bat, welche die Unterhaltung der Schule be= 
treffen und gejeplih nicht dem Lehrer, fondern 
den Schul:Interefienten obliegen. tann daher 
aud) ein Lehrer, obgleich fein Einkommen das im 
H 12 der Schulordnung beftimmte Minimum 

berfteigt, ebenfowenig angehalten werden, bie 
Koften der Reinigung und Helzung der Schule 
ftube aus eigenen Mitteln zu beitreiten, als dies 
in Betreff von Schulbautoften der Fall ift. 

Die Königlihe Regierung hat hiernach den 
Landrath des N.er Kreifes zu verftändigen und 
in allen zur Gonteftation kommenden Fällen zu 
verfahren. 

U. 25492. 


5. Abkommen zwifhen Lehrer und Gemeinde 
über das igen ber Schulſtube. 


Die zur dortigen Schule gehörigen Gemeinden 
tönnen von Aufbringung einer Entihäbigung von 
6 Thlr. jährlich für den Lehrer M. dafelbit für 
da3 Reinigen ımd Heizen der Schulftube, ſowie 
für das Berfleinern des Schulbrennholzes nicht 
befreit werben, da ben Lehrern geſetzlich eine Ver- 
pflihtung jur unentgeltlichen Seritung diefer 

eſchäfte nicht obliegt, und ein bejonderer Rechis⸗ 
grund für eine Verpflichtung des M. nicht nach⸗ 
gewieſen ift, ein folder auch nicht darin gefunden 
werben Tann, daß ber M. zum Sabre 1861 
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einen Anſpruch auf Entſchädigung nit erhoben 
hat. Died hindert die ulgeme inde jedoch nicht, 
mit dem zu Anfang d. angezogenen Anits⸗ 
nachfolger des M. ein anberweited Abkommen 
wegen Uebernahme jener Verrichtungen gegen 
eine zu vereinbarende Entſchädigung zu teren 
i bedarf ein folhes Abkommen zu feiner 
Gültigkeit der Genehmigung der Königlichen Re= 
gierung. 
Berlin, den 18. Juli 1863. 


An 
den Gihelgerkanb zu @. (im ber Ton. Breuer). 


6. Reinigung der Sqhulſtuben durch bie Schul⸗ 
Tinder. 


Dem Antrage auf Entbindung Ihrer Kinder 
von der Theilnahme an ber Reinigung der Schuls 
ftube zu R. kann ih nicht emtiprechen. — Die 
Sculgemeinde hat, wie dies aud von ben @er 
richten bei Entſcheidung ftreitiger Fälle ſtets an- 

enommen worden ift, bie Reinigung ber Schul 
be ohne Eoncurrenz des Lehrerd zu beforgen. 
Der desfallfigen Verpflichtung genügt die Schul 
Ercur berfömmlih in der Welle, daB die 
chulkinder unter Aufſicht des Lehrers das Schul⸗ 
‚immer reinigen. Für die Auffihtsbehörde liegt 
eine genügende Beranlafjung vor, die Abitellung 
der beftegenden Einrichtung wider den Willen 
der Gemeinde, für welde die Reinigung ber 
Säulftube durch dritte Berfonen mit Koften vers 
knüpft fein würde, anzuordnen. — Wollen Sie 
daher ber hergebrachten Sitte ſich nicht fügen und 
a Kinder an dem Reinigen der Schulftube nicht 
eil nehmen lafien, fo find Sie verpflichtet, für 
eine geeignete Stellvertretung auf Ihre Koften 
Sorge tragen zu laſſen. 
Berlin, den 2. November 1858. 
U. 20976. 


Berlin, den 8. Mat 1885. 

Bei Rüdſendung ber Anlagen der Borftellun, 
vom 18. December v. J. erwibere ich Ihnen, zuß 
es im Allgemeinen nicht geboten erſcheint, davon 
abzufehen, daß da, mo es gebräudlid fit, Ber- 
Yidtungen zur Säuberung und Reinhaltung ber 
Llaſſenzimmer, foweit Schultinder dazu Befätigt 
find, durch letztere unter Aufficht des Lehrers aus⸗ 

ührt werden. Im vorliegenden alle ift ber 
uloorftand damit einverftanden, das einigen 
und Kehren des Wborted, ſowie das gründliche 
Abpugen ber Fenſter einmal wöchentlich, bad 
gründliche Scheuern und Wafchen der Fenſter 
einmal monatlid) durch Erwachſene ausführen zu 
laflen, fo daß das Bugen ber fter, ſoweit es 
täglich erforderlich iſt, und das nal Kehren 
des Fußbodens nebft ———— der Schuluten⸗ 
ſilien a Sranbe —ã — ie 

en bat, ba unbeden! für dieſe geringfügis 
hi und nur wenig Beit erforbernden Berri. 
tungen eine genügenbe Anzahl größerer Schul, 
linder daſelbſt vorhanden iſt. Ihre Pflicht bleibt 
es, das Reiniguugägeihäft zu beaufſichtigen, gleich- 
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viel, wer es ausführt, Es mul vg Bas der 
Berfügung der —XX —— ewenden. 


Der Miniſter der geiſtlichen zc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Barkhauſen. 
m 
ara 


7. 


— Der Lehrer N. zu N. verlangt nicht unbedingt 
Befreiung von ber Reinigung und Hei ung 
ed Schulzimmers, fondern nur für ben En > 
daß im nicht ferner geftattet wird, ſich Hierzu 
wie biöher ber Hülfe der älteren Schulkinder zu 
bebienen. — Sind aber dieſe Berrichtungen bis— 
her von den Schulkindern unter Aufficht des Le 
rers ausgeführt worden, fo kann dem legteren die 
Verpflichtung zum Reinigen und Heizen des Schul- 
zimmers jegt nicht unbebingt u werden, 
da feine Verpflichtung ledigllch auf bie Obſervanz 
ggftünt wird. Vielmehr muß dann auch in ber 

atritel ber biöherigen Uebung, wie fie wirklich 
beftanden hat, Ausdrud gegeben werben. Erach⸗ 
tet die Königliche Regierung jedod) eine _fernere 
Heranziehung der Schulkinder zu diefen Verrich⸗ 
tungen nicht für ftatthaft, oder will die Gemeinde 
die Dienfte der Kinder künftighin Hierzu wicht 
mehr ergeben, fo muß fie, ba ihr geieglich die 
jur Unterhaltung ber Schule gehörige Reinigung 
und Heizung der Schulftube obliegt, dem Lehrer 
eine billige Entihädigung für die Uebernahme 
dieſer Verrichtungen gewähren, falls fie nicht in 
anderer geeigneter Weiſe für bie regelmäßige Be— 
forgung diefer Gefchäfte Vorkehrungen trifft. 

Berlin, den 26. Februar 1864. 
Ver Minifter ber geiftlichen_2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Lehnert. 
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$ 310. Scheizung der Schulfiube und 
. £ehrerwohnung. 


Art der Beheizung ber Schulſtube (Defen, Temperatur) : 
R. 1-4. 

Verpflichtung zur Beheizung ber Sqhulſtube (Bemeinbe, 
Lehrer) und Erfüllung biefer Werbinbligkeit (Uns 
ſtellung eines beſondern Heizers, Vejorgung durch 
den Lehrer): Ar. 511. 

Beihaffung bes Brennmaterials: 

Verpflichtung der Gemeinde (Maßſiab ber Vertheilung, 
Holggelb): Nr. 12—18. 

Verpflichtung ber Qutäheren, bes Fldcus in ber Pros 
vinz Preußen: Rr. 19—24. 

Umfang ber Verpflitung, insbeſondere für bie Lehrers 
* und Regelung in Vacanzfällen: Nr. 25 

8 29. 

Urt des zu lieſernden Brenumaterials (Torf, Gelb⸗ 
vergätung): Rr. 30—35. 

Anfuhr bes Brennmaterlals: Nr. 36—38. 

Berkleinern des Brennmaterlals: Rr. 39—41, 

Verpflichtung beb Lehrers zur Beheizung ber Schul⸗ 
— dem ihm gelleferten Brenumaterial: 
Rr. 42-48. 
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Verfügungsbefugnip des Lehrers über das Brenn⸗ 
material: Rr. 49—52. 

Zuſtandigkeit der Verwaltungdgerichte bezw. Gerichte 
zur Eutſcheldung über bie Verpflichtung zur 
Lieferung des Brennmateriald: Nr. 53. 

Art der Beheizung ber Shulftube (Deien, 
Temperatn). of. über bie hygieniſchen Unforberungen 
oben 8 306 Nr. 13, 6—7. 

1. Bf. der X. Reg. in Frankfurt a/D. v. 14. Nov. 
1870 betr. bie Zeit beB Einheizens, Verwendumg 
des Brennmateriald, Art und Aufftellung der Defen. 

2. Bf. der K. Reg. in Cdin v. 24. April 1869 betr. 
bie Temperatur in ben Schulſtuben. 

3. €, v. 9. April 1879 betr. bie Zulaſſigkeit der 
Aufftellung eiferner Defen in Schulſtuben. 

4. 8. ber 8 Reg. in Oppeln vo. 16. Sehr. 1870 
betr. bie Empfehlung von Kadeldien. 


Berpfliätung zur Beforgung ber Säule: 

ſtubenheizung. 

b. €. v. 4. Juni 1869 und Erk. des Obertribunals 
v. 11. März 1847 betr. den Ausſchluß einer Ver⸗ 
pflichtung des Lehrers zur Beſorgung ber Schul⸗ 
ſtubenheizung. — of. 8 309 Nr. 4, 5 und unten 
Nr. 11, 11a. — Dafielbe beftimmt für Hannover 
unter Bezug auf $ 17 des Geſ. v. 26. Mai 1845 
vn II ao. €) ber €. v. 27. März 1874 

m 2471 ei: Squlgeſete 1885 II 

©. 708), 

@. v. 2 April 1866 betr. bie Unzuläffigteit der 

Uebertragung ber Heizung an ben Kehrer ohne Ent- 

gelt bei ber Regulirung bes Einkommen ber Stelle. 

— d. Rr. 11, 11a, 

7. E. v. 18. Mei 1861 betr, bie Zuläffigkeit ber 

Beheizung durch einen Diener ber Gemeinde. 

8 E. v. 14. Junt 1873 besgl. — of. Rr. 11, 11a. 

9. €, v. 30. Juni 1873 besgl. 

. €. v. 21. Sehr. 1860 betr. die Uebertragung bes 
Helzungsgeiäfts an ben Lehrer, fofern es baB Ins 
terefie der Schulorbnung verlangt, bann aber gegen 
billige Vergütung. — of. wegen ber Vergütung oben 
Nr. 7 umb bei Steigerung ber Koften unten Rr. 48 
fowie wegen Aufnahme der ® im Einkom⸗ 
Ba 8. 18 162 Rr. 7 (sub 3). 

11. € v. 4. Febr. 1882 besgl. 

118, € v. 22. Rov. 1883 bedgl. (Provinz Preußen). 


Beihaffung bes Brennmaterials.*) 
Berpfligtung ber Gemeinde: 
€. v. 2. Febr. 1863 betr. bie Verpflichtung ber 
Säulgemeinbe zur Beſchaffung des Schulbrennholzes 
und betr. die Vertheilung der Koſten unter die 
ſammilichen Haußväter nach 8 31 A. LR. IL 12. 
— cf. 8 262 Rr. 1 u. 88 besgl, — 
€. v. 22. Oct. 1862 betr. die ausnahmaweije Zu: 
läffigfeit ber Erhebung eines Holzgeldes von ben 
Eltern ber ſchulpflichtigen Kinder. — of. Rr. 14. 
€. v. 29. Aug. 1861 betr. bie vorzugsweiſe Heran⸗ 
siehung der matrifelmäßig zur Holzlieferung ver- 
pfüchteten einzelnen Gemeinbeglieber bei Uebertragung 
der Lieferung auf bie ganze Gemeinde, — of. 8 301 
Mr. 3 a. E. (Prov. Preußen). 


®) of. für Hannover: $ 17 bes Gefepes vom 
Ref 1817 
—— re 


6, 


12. 


13. 


14. 


vom 26. Rat 1846, 


ee 





Beheizung ber Schulftube und Lehrerwohnung. 8 310. 


15. €. v. 23. Mai 1861 betr. bie Verpflichtung ber 
Gemeinde zur Lieferung bes Vrennholzes, welches 
neben einem aus beſondern Rechtsgründen zu ges 
währenben Deputat zur Heizung ber Schulftube er 
forberlich iR. 

€. v. 9. Mat 1869 desgl. 

€. v. 23. Ung. 1861 und 12. April 1865 betr. 
die Verpflichtung ber Schulgemeindemitglieber in 
Sälefien, bad Brennholz zur Beheizung ber Schul: 
ftube (abweichend von ben über bie Aufbringung 
bes Lehrerholgbeputats beftehenben Vorſchriſten) 
unter Ausfhluß einer Heranziehfung ber Dominien 
anzuſchaffen. 

€. v. 10. Auguſt 1863 betr. bie Herauziehung ber 
Forenſen als Befiger bebauter Stellen zur Auf— 
bringung des Lehrerholzdeputats in Schlefien. 


Berpflichtung ber Gutsherrn, bes Fiscus 

in ber Provinz Preußen. — cf. oben 8 277 

Rr. 2 ff. — (bie Gutäheren im Gebiete bes &, 2.:Bt. find 

zur Schufholzlieferung nicht verbunden: E. v. 11. Ron. 

1867 unten Wr. 45). 

19. & » 26. Oct. 1871 betr. die Unmwirkfamkeit des 
approbirten Schulplans für bie Provinz Gübprenpen 
v. 29. Rov. 1800 ruckſichtlich ber Verpflichtungen 
ber Forftverwaltung. 

20. €. v. 21. Jan. 1860 betr. bie unbebingte Ber: 
pflichtung bes Fiscus zur Lieferung bed Brenn⸗ 
holzes in ben Domänenbörfern, unabhängig von 
früheren desfallſigen Leiſtungen ber Gemeinde. 

21. Ert, bes Obertrib. v. 11. März 1864 betr. bie 
veſchrůntung ber fiscalifcen SWerpfliätung zur 
Lieferung bed Brennholzes bei Schulen, zu welchen 
ablige Ortichaften gehören, auf ben ber Haushal⸗ 
tungszahl ber Domäneneinfaften entipreddenben Uns 

t. 


tl 

218, b. €. v. 29. Sept. 1860 und Erk. bei O.⸗B.⸗G. 
v. 4. Febr. 1885 beögl. — Derfelben Anſicht iſt das 
Ext. bes Reihägerihts IV o, 4. März 1886 (Pr. 
Vermaltungsbl. VII &. 247) mit dem Bemerten, 
baß biefer Grundſatz auch dann Anwendung finden 
muß, wenn nad) Maßgabe ber 88 55 ff. ber Schul⸗ 
orbnung außerhalb bed Communalbezirks auf guts- 
herrlichem Vorwerkalande wohnende Perfonen zu 
der im Domänenborf befindlichen Schule gewieſen 
find. 

210. Erk. bes D.8.:@. v. 1. Mai 1885 betr. bie 
Ausdehnung ver fiöcaliihen Verpflichtung auf alle 
Ortſchaften im Dominium, gleichgültig ob fie eine 
Gemeinde bilden. — cf. 8 277 Rr. 28, 

22. € v. 23. Juni 1865 betr. das Verfahren bei 
Verthellung ber Brennmaterial-Lieferung auf bie 
Berpfliteten, wenn ablige und Domänenbörfer zur 
Säule gehören. 

23. €. v. 19. Sept. 1859 betr. bie Verpflichtung ber 
Privatgutsherrn zur Sieferung bed Brennmaterials 
nur beim Radweis eines bejonbern Rechtatitels ober 
Hertommens. 

24. €. u. 30. Auguft 1862 beögl. und betr. bie Wor- 
außfegungen eines folden Herkommens. — of. 8 302 
Nr. 2b. 


16. 
17. 


18. 


Umfang ber Berpfligtung. 

25. €. v. 12. Dec. 1873 betr. bie Beſchränkung ber 
fiscaltiden Verpflichtung zur Lieferung bes Brenn⸗ 
materials zu den Mirthihaftsbebärfiifien (in 
Preupen) auf bie erfte Lehrerſtelle. 
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26. €. v. 21. Aug. 1865 beir. bie Verpflichtung ber 
Grund! 


in Reu:Borpommern (nad) bem 
Regulativ v. 29. Aug. 1831) zur Lieferung des 
für bie Wohnung bes Lehrers erſorderlichen Brenn: 
materials unabhängig von dem fonftigen Einfommen 
der Gtelle und ben Feſtſezungen ber Bocation. 


27. € v. 24. Mai 1867 betr. die Buläffigkeit bes 


zur Beheizung eines zweiten Wohnraums des Lehrers 
erforberlihen Brennmaterials innerhalb bed Mari⸗ 
mums von 15 Klaftern weichen Klobenholzes aus 
fiscaliſchen Forften nad der Schulorbnung für bie 
Provinz Preuken. 


28. €. v. 12. Mai 1862 betr. bie Beſchränkung des 


Brennholzquantums aus fisealiſchen Forſten für 
Lehrer im ber Provinz Preußen auf 15 Klafter 
Mlobenholz, indbefondre aud bei Schulſtellen, mit 
welchen ein anberes Amt verbunden ift, bem ein 
Anfprud) auf Brennholz zuſteht. 


29. ©, v. 22. Sept. 1881 betr. bie Abgabe des fis- 


caliſchen Brennmateriald in ber Provinz Preußen 
in Bacanzfällen. 


Art bes zu liefernben Brennmaterials. 


30. €. v. 21. debr. 1860 betr. bie Buläffigfeit ber 


31. 


Lieferung von Torf für bie Hälfte bes Schulbrenn⸗ 
holzes zur Beheizung ber Schulſtube jeitend ber 
Gemeinben. 


€ v. 26. Rov. 1864 betr. bie Zulaſſigkeit ber 
Verabfolgung von Torf für die Hälfte bed aus 
Konigl. Forſten zu liefernden Brennholzes nad) $ 61 
Anhang zum U. 2.8, 


32. €. v. 14. März 1878 betr. bie Nothwendigkeit bes 


fonbrer Seftfegung über baB MWerhältniß ber vers 
ſchiebenen Arten des Brennmaterials bei Lieferung 
von Torf flatt Brennholz in der Provinz Preußen. 


33. €. v. 21. Ang. 1865 betr. bie Ungufäffigteit ber 


Anwelung einer Wieſe zum Torfſtechen an Gtelle 
bed bem Lehrer in NReuvorpommern zu liefernden 
BVrennmateriald oben Rr. 26. 


34. €. v. 4. Juni 1864 betr. bie Zuläffigkeit ber 


35. 


36. 


37, 


Lieferung von abgeftorbenem Holz zur Beheizung 
der Säule. 
€. v. 19. Jan. 1860, 17. April 1868, 11. Rom. 
1857, Allerh. Orbres v. 3. Dec. 1803, 13. April 
1819, 21. Mai 1821 betr. die Gelbvergütung 
an Lehrer für ehemalige fidcaliſche Raturalbezüge, 
Anfuhr bes Brennmaterials. 
€. v. 31. Oct. 1862 betr. bie Verpflichtung ber 
Gemeinden zur Anfuhr bed VBrennmateriald in 
Preußen, wenn in Folge ber ſchlechten Dualität bes 
Holzes mehr ald 15 Klafter zu liefern find, — 
cl 8 269 Rr. 9 a. €. 
€. v. 2. Febr. 1863 betr. den Ausbſchluß einer 
vorzugsweifen Heranziehung ber Geſpann haltenden 
Wirthe zur Anfuhr bes Brennmateriald nad 8 20ff. 
a. LR. IL 12. — of. deagl. E. v. 13. Aug. 
1873 oben Bb. I $ 199 Nr. 3. 


38. &, v. 31. Der. 1861 betr. die Werpflidtung ber 


fpannpfligtigen Wirtfe in Schlefien zur Anfuhr 
bes für ben Vebarf bed Lehrers erforberlichen Holzes, 
unabhängig von den Umfang bed ihm in ber Vo— 
eation ausgeſetzten Deputats, — of. 8 270 Rr. 5 
und $ 203 Rr. 7a a. €, (begüglid) ber Gutaherrn 
wegen ber Rufticalfufen). 


Berkleinern bes Brennmaterials. 

39. €. v. 21. Jan. 1861 und Allerh. Orbre vom 
30. Dec. 1834 betr. bie Umwandlung ber Ber: 
pflichtung ber Einlieger in Schleften zum Zerfleinern 
bed Brennmateriald in eine Gelbabgabe. (Ein: 
liegerſchulgelb.) 

40. €. v. 15. Dec. 1863 betr. ben Ausſchluß einer 
Verpflihtung bed Ortdarmenverbandes zur Webers 
tragung ber Ausfälle des fog. Einliegeriäulgelbes 
in Sölefien. 

41. €. v. 21. Febr. 1860 betr. bie Verpflihtung ber 
Gemeinden zum Kleinmachen bed Schulholzes oben 
Rr. 10. — of. Mr. 47. 


Verpfliätung bes Lehrers zur Beheizung 
ber Säulftube aus dem ihm gelieferten 
Brennmaterial. 

42. € v. 5. Aug. 1864 beit. ben Ausſchluß einer 
Verpflichtung des Lehrers zur Beheizung ber Schul⸗ 
ſtube außer im falle einer gegentheiligen in ber 
Boeatlon zum Ausdruck gebradten Uebung. — of. 
oben Rr. b. 

43. E. v. 14. Rov. 1873 betr. den Autſchluß einer 
derartigen Verpflictung, wenn fie in ber Bocation 
nicht feftgefegt ift, mag auch bas Holz — 
zur Beheizung ber Squlſtube bewilligt fein. 

44. 8 v. 3. April 1871 betr. den Ausſchluß ber 
Verpflichtung unabhängig bavon, ob das bewilligte 
Holgbeputat ben Bebarf bed Lehrers überfteigt. 

45. €. d. 11. Rov. 1867 betr. die Ungültigkeit ber 
Seftfegung einer folden Berpfliätung in ben Vo⸗ 
cationen nad dem katholiſchen Schulreglement für 
Sälefien. 

46. €. v. 10. Rov. 1862 und 1. Dec. 1864 betr, ben 
Fortfal einer hertömmulichen Werpflihtung bed 
Lehrers zur Beheizung ber Schulftube, wenn durch 
bauliche Veränderungen ber Holzbebarf für biefelbe 
erhöht iſt. 

47. € v. 1. Mai 1865 betr. ben Ausdſchluß einer 
Ausdehnung ber Verpflichtung bed Lehrers zur Be⸗ 
heizung ber Schulſtube auf bie Beſtreitung beb 
Säläger:, Fahr- und dauerlohns. 

48. € v. 31. Dec. 1861 betr. die MWereinbarung 
zwiſchen Lehrer und Schulgemeinde über die Heizung 
ber Schulſtube bei einer Preisfeigerung bed Brenns 
materials. 


Berfügungsbefugniß ber Lehrer über bas 
ihnen für bie Säulftube und bie Wohnung 
gelieferte Brennmatertal. 


49. €. v. 21. Fehr. 1860 betr. bie Unzuläffigtelt ber 
Verfügung bes Lehrers über das für bie Schulftube 
beftimmte Holz. — of. oben Wr. 6. 

50. @. v. 7. Sept. 1864 betr. das Verbot eigen- 
määtiger Veräußerung bed bem Lehrer für bie 
Schulſtube und feine Wohnung gelieferten Brenn 
materialß, 

61. €. v. 14, Sept. 1874 betr. bie Eröffnung biefes 
Verbots an bie Lehrer zu Protocol. 

52. Verf. ber K. Reg. in Potsdam v. 30. Aug. 1877 
betr. bie Befugniß ber Lehrer zur Veräußerung ber 
ihnen für die Schulſtube ober für ihren Bebarf ge- 
Heferten Brennmaterialien nur nad vorgängiger 
Erlaubniß ber Schulbehörden. — of. oben Bb. I 
$ 10 Rr. 17 (mb 8 14). 
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Zuftänbigteit ber Berwaltungdgerichte bezw. 
Geriäte zur Entfgeibung Über die Ber: 
pfligtung zur Lieferung von Brennholz. 
53, Erk. des O.⸗B.⸗G. v. 8. Dec. 1877 betr. bie Uns 
zuläffigteit der Klage bes Schulvorſtandes Ramens 
der Schule auf anberweite Feſtſehung bed Beitrags: 
verhältniffes unter ben zur Lieferung von Brennholz 
Verpflichteten. 

54, Ueber bie Unzuläffigteit des Rechtsweges gegen bie 
Feftfegung ber Sulauffichtäbehärbe über ben Holze 
bebarf of. 8 303 Ar. 9b, o. 


1 Zwedmäßige Beheizung der Schulzinmuer. 


nkfurt a O., den 14. November 1870. 

Es find bei uns verſchiedentlich darüber Klagen 
erhoben wordeu, daß bie Elenentar-Schulzimmer, 
namentlich in Landichulen, während der Winter- 
monate nur ungenügend erwärmt würben. Nicht 
bloß die Rückſicht auf die Berfon des Lehrers und 
das Wohlbefinden der Schulkinder, fondern auch 
der Umstand, ba in nur mangetgaft geheigten 
Lehrzimmern offenbar au interrichtöbetrieb 
ehemmt wirb, Täßt eine Vefeitigung dieſes Miß— 
tanbes durchaus nothtmenbin Sriheinen. Bir 
machen es deöhalb ben uldı en ala den 
ag ig zur Aufſicht die Externe 
der Sch berufenen Organen zur Pflicht, ans 
dauernd und forafättig barüber zu wachen, daß 
bie immer gebe g durhwärmt werben, und 
fordern ſie auf, diejenigen Maßnahmen ungefäumt 
” treffen, melde eine angemeflene Beheizung 
er Schullocalitäten ſicher zu ftellen geeignet find. 

Es lommt namentli auf folgende Punkte an: 

1. Es ift dafür Sorge zu tragen, daß das Ein⸗ 
heizen regelmäßt ige Stunden vor Beginn 
der Unterrihtäftunden bewirkt wird; danach find 
die hierzu Berpflichteten mit beftimmter Anweifung 
u verjehen und gehörig zu controliren. 

2. Wo die Beheizung der Schulzimmer feitens 
der Schulgemeinden bewirkt wird, tft darauf zu 
achten, ob auch das nad; der Größe des Schul⸗ 
immerd zugemeſſene Quantum von 

rennmarte ral wirklich zur Verwendung kommt; 
es darf nirgends gebulbet werden, daß etwa im 
pecuntären Seitere e ber Schulgemeinde, aber zum 
Nachtheil der Schuljugend, Hierin falſche Erſpar⸗ 
nie gemacht werben. 

enn ber Lehrer felbft die ren beforgt, 
fo darf erwartet werben, daß ſich derfelbe in ge- 
wiffenhafter Ausübung feiner Amtspflichten tee 
Berfäumnig werde zu Schulden kommen laflen. 
Sollte dies wider Erwarten dennoch geichehen, fo 
ift Seitens bed Schulvorſtandes rückſichtslos ein 
bee Für den Fall, daß ſich das für die 
jeheizung bed Schulzimmers beitimmte Quantum 
von Örennmaterial reſp. bie für dieſen Zweck aus⸗ 
jeroorfene Gelbfumme als unausreichend heraus—⸗ 
tellen follte, erwarten mir unter Darlegung des 
Sachverhaltes Bericht, damit von Auffihtöwegen 
die nöthige Unordnung zur Abhülfe getroffen 
werben kann. 

3. Richt felten iſt der Grund einer mangel- 
haften Beheizung des Schulzimmers in der ſchlechten 

efhafienheit des Ofens zu fucen. 
Namentlih find die aus Mauerfteinen errichteten 


Beheizung der Schulſtube und Lehrerwohnung. 8 310. Wr. 1-2 


m unzwedmäßig, da fie fih ſchwer erwärmen 
laſſen. Es find deshalb berartige Defen in Bus 
tunft überall nicht mehr zu bulben unb feiner 
Br durch Kachelöfen zu erjegen, bei deren Con⸗ 
truction darauf Rüdficht zu nehmen ift, daß fie 
u ber Größe der Schulftuben angemefjenem 

erhältnig ftehen, und daß fie mit einer hin- 
reichenden Anzahl Tunftgeredht angelegter Züge 
verſehen werben, welde bie völlige Durhmwärm: 
fiher ftelen. Wenn fich herauäftellen follte, ba 
bie mangelhafte Erwärmung eines Schulzimmers 
in der Beichaffenheit des Dfens begründet tft, fo 
ift mit ber Um ſetzun g beffelben in ben nächſten 
Weihnachtsferien vorzugehen. 

4, Nicht felten endlich hat Die ungenügenbe Er⸗ 
mwärmung eines Schulzimmerd darin ihren Grund, 
daß der Ofen in einer zu entfernten Ede 
aufgeitellt iit, von wo aus ſich befonders in größeren 
Bimmern überhaupt eine gleihmäßige Temperatur 
nicht hertellen läßt. Hier ift freilich eine durch⸗ 
greifende Abhülfe ſchwer zu treffen. Einen eifernen 
Hulfsofen mitzuverwenden, empfiehlt fi in Schul- 
rec aus befannten Gründen nicht. Wenn es 
indeß die Localitäten irgend geftatten, fo ſind da, 
wo bie —— Mebelftände vorhanden find, 
bie Defen in der Mitte der einen Wand bed Zim=- 
mers aufzuftellen und durch eiferne Röhren, we 
in niedrigen Zimmern mit einem Drabtgefledht 

u umgeben en mit dem Rauchfang in Ber- 
indung zu jepen. Event. ift aud mit biefer 
Einrichtung in den nächſten Weihnachtsferien vor- 


au eben, 

Br hegen bie Erwartung, daß die Schulges 
meinden im eignen Intereſſe ber Gefundheit unb 
der Entwidelung ihrer Kinder ſich bereit finden 
lofien werben, die zur Wusführung der bezeich- 
neten Mafmahmen notwendigen Mittel Herzu- 

eben; e8 wird nur barauf ankommen, baß bie 

ulvorftände e8 nicht verabfäumen, die Ge— 
meinbeglieber von der Unerläßlichkeit ber zu treffen- 
ben Einrichtungen durch Hervorhebung der bezüg- 
lichen Geſichtspunkte zu überzeugen. Sollte indeß 
wider Erwarten eine Geneigtheit zur Aufbringung 
der etwa entitehenben Koften nicht vorhanden fein, 
fo würde nicht3 übrig bleiben, ald von Aufſichts⸗ 
wegen Uebelitände zu befeitigen, welche das In⸗ 
tereffe der Jugenderziehung durchaus nicht ge= 


ftattet. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und 


—————— 
2. Fürſorge für richtige Temperatur in den 
Fürſorge fü Pr Pe 


Eöln, den 24. April 1869. 

Da es für die Gefundheitäpflege in ben öffent- 
lichen Schulen von großer Wichtigkeit tft, daß 
nicht nur, wie das bereitd durch unjere Schulver- 
ordnung vom 26. Juli 1827 I, 8 41 vorgeichrieben 
tft, für Die tägliche Reinigung und Lüftung, jenbere 
daß aud) zu der Zeit, wo geheizt wird, für eine 
möglichft gleihmähige Temperatur in allen Theilen 
der Schulzimmer gejorgt und eben fo fehr eine 
zu Ka e Hige, wie eine zu geringe Wärme vers 
mieden werde: fo finden wir uns, geftügt auf 


ulmwefen. 
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vielfache Erfahrung von Vernadjläffigungen in ge⸗ 

dachter Beziehung veranlaft, bie esfhulver- 

Hände darauf hinzuweiſen, daß fie dieſem mid- 

tigen &egenftande mehr, als biöher, ihre forg- 

iome um erkſamkeit zuzumenden haben. Zu dem 
e 

4) dafür Sorge zu tragen, daß in ben Schul- 
— bie Hefen eine Einrichtung und eine 

telung erhalten, durch welche eine für alle 
Theile der Zimmer „gleihmäbige Erwärmung 
ermöglicht und insbeſondere verhütet wird, 
daß die dem Ofen zunächſt fihenden Kinder 
durch die ftrahlende Hite deſſelben nicht be= 
Täftigt und in ihrer undheit geſchädigt 
werben. Wenn es bei Stellung bes (eifernen) 
Dfens nicht umgangen werben kann, daß eine 
Anzehl der Schulkinder ſich in feiner nächſten 
Nähe aufhalten müflen, dann ift Darauf Bes 
dacht nehmen, durch Ofenſchirme oder ähn- 
liche Vorrichtungen den erforderlihen Schuß 
u gewähren. 

mit aber dem Lehrer refp. ber Lehrerin 
die Eontrole über den vorhandenen Tempe- 
ratucgrad, welcher 150 R. nicht REN, 
aber auch nicht erheblich darunter bleiben 
darf, erleichtert werde, ift für jede Schule 
zimmer ein Thermometer als fü = 
verrarftüd aus der Schultaffe anzuſchaffen, 
und an einer Stelle des Zimmers aufzu— 
hängen, welche eine richtige Beurtheilung des 
allgemeinen eraturgrades beſonders bes 

ünfti, Bei Anfhaffung der Thermometer 

fh felbftredend darauf zu jeden, daß biefelben 
mit einer zuverläffigen Scala verjehen und 
baserhaft jind. 

Inden wir Sie veranlaffen, hiernach das 
Weitere zu verfügen, geben wir der Erwartung 
Raum, daß nicht nur Sie felbft, fondern insbe⸗ 
fondere auch die Herren Schulpfleger, denen wir 
Abſchrit diefer Verfügung haben zugehen laſſen, 
und die Herren Pfarrer und Schulvorfteher bei 
den regelmäßigen ober gelegentlichen Bejuchen ber 
Schules jebesmal darauf forpfältig Acht haben 
werden, ob die Lehrer reſp. LXehrerinnen fich die 
Sorge für die Gefundheit der Schulkinder, ſoweit 
dies darch die a epebenen Maßnahmen geichehen 
ann, ungeegen | in laſſen. Vernachläſſigungen 
in dieer Beziehung find ernſtlich zu rügen. 

Königliche Regierung, 
Arheilung be3 Innern. 


Un 
die Röngligen Landrathe. 


8. Eiferne Oefen. 
(Fortf. von $ 305 Mr. 12.) 
Berlin, ben 9. April 1879. 

— Begen ber Lüftungseinrichtung wird bagegen 
der Gmeinde eher nachzugeben fein. naeh in 
ſcheinlchkeit nach ift bie Aufftellung eiferner Oefen 
mit fermanenter Feuerung und Heizung von 
Innen beabfichtigt, wie Died in bortiger Gegend, 
foviel befannt, Heut noch allgemein üblich ift. 
Solcht f. g. „Windöfen“ mit Feuerung vom Innern 
de3 Zimmers find ſchon an fich gute Luftreiniger. 
(ot. Fatj. $ 305 Rr. 19.) 

6. IIL 0633. 
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Oppeln, den 16. Februar 1870. 

— Auf die Unzwednäßigfeit ber gewöhnlich ge= 
braudten eifernen Defen für die Erwärmung 
ber Schulzimmer iſt durch die Circular-Berfügung 
vom 23. November 1866 hingewieſen worben. 
— Dennoch ift Hier und da bei den Schulrevi- 
fionen angeführt worden, daß früher vorhandene 
und für die Beheizung von Schulzimmern in 
hiefiger Gegend durhaus vorzuziehende Kachelöfen 
auf Beranlafjung de Lehrers bejeitigt und 
durch Meine eiferne Defen erjept worben find, 
Dies kann nicht gebilligt und die Herren Schul- 
reviſoren müffen aufgefordert werben, nicht nur 
berartigen Veränderungen entichieben entgegen zu 
treten, fondern auch hören Einfluß im — 
ſtande und in der Gemeinde dahin geltend zu 
machen, daß im Intereſſe der uljugend und 
des Unterrichts, der duch mangelhafte Exrwär- 
mung des Schulzimmers im Winter benachtheiligt 
wird, bie zwedmäßigere Art von Defen aufgeftellt 
werde. — — 


Königliche Regierung. 
ba. Aus der Berpflihtung des Lehrers 
* ki Ar — — — — = 


Bei den Ländlichen Elementarichulen des Regie 
rungsbezirks Danzig ift die Beheizung der Schuls 
ftuben mit dem zu dieſem e verabfolgten 
Brennmaterial, fowie die Reinigung der Schul- 
locale a ftet3 als Obliegenheit der betreffen- 
den Lehrer betrachtet worden, ohne daß den letzteren 
für diefe Berrichtungen befondere Bergütigung zu 
Theil geworben. end ift den Lehrern nach⸗ 
gegeben, fih bei dem einigen ber Schulzimmer 
der Hülfe ber göben und älteren Schultinder 
u bedienen. Die Beſchwerde eines Elementar- 
Verers, welchem biefer Praxis entſprechend bie 
Verpflichtung zur Reinigung und Beheizung ber 
Schullocale auferlegt worden, bat zu folgender 
Verfügung Beranlaflung gegeben. 

9 ben Bericht vom 9. dv. M., betreffend bie 
Beſchwerde des Lehrers R. zu 8. wegen ber Reini- 
gung und Heizung bes Sau cal3, erwibere ich 
der Königlichen Regierung, daß kein Grund vor- 
liegt, ben Beſchwerdeführer anders zu behandeln, 
ald in dem Urtheil bes Ober-Tribrmals vom 
11. März 1847 in Sachen ber Schulgemeinbe 
Gr. M. wider den dortigen Schullehrer zu Recht 
erkannt ift. Irrig wird von der Königlichen Re— 

ierung angenommen, daß die in ber genannten 

Sad ergangenen Judicaie bie age Pro⸗ 
vinzialgeſetze und namentlich das katholiſche Schul⸗ 
reglement vom Jahre 1801 zur Grundlage hätten. 
Das Appellations⸗Erkenntniß, das in ber Nichtig⸗ 
keitsinſianz aufrecht erhalten worden, erkennt aus⸗ 
drüdiih an, daß bie Hier ftreitige Frage in ben 
Gefegen nirgends ausbrüdlich entichieden, und daß 
nur dur Debuction zu einer den Schullehrern 
ünſtigen Entſcheidung zu gelangen ſei. e 
Geduction trifft aber auch in Preußen zu. 

Wie die Beſchwerde des Lehrers R. ergiebt, hat 
a ae a 
m jeit r gun, eheizun⸗ 
ats durh den Schulvorftand —— 
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und erft ein Perſonenwechſel in der Befegung bes 
Rentamts hat Veranlaſſung gegeben, den Anſpruch 
des Lehrers wieder in —&ã zu ſtellen. 

Die Königliche Regierung Hat, da die mit ber 
Anlage hier wieder angeihlofiene Beſchwerde des 
x. Xals begrünbet anerkannt werben muß, ben 
Bittfteller uni 
zu _befcheiden. 

Berlin, den 4. Junt 1859. 

Der Minifter der geiftlien ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Bethmann-Hollweg. 


5. 


Rüdfiht auf neuerdings mehrfadh zur 
A gefommene Fälle, in welden den Lehrern 
zu ihrem Nachtheil die Heizung der Schulſtube 
aus dem ihnen als Befoldungsemolument zu ge= 
mwährenden Deputatholz zugemutbet worden, laſſen 
wir das tu obenftehender Verfügung argezogene 
Erkenntniß bes Königlichen Ober-Tribunals ab- 
druden. (Centralblatt 1859 ©. 569): 

In Sachen der Schulgemeinde zu G. Vers 

Magten, jegt Implorantin 




















dad Domänen-Hentamt anderweit 


Un 
bie Königliche Regierung ” wider 
v. fon, — den Schullehrer T. daſelbſt, Kläger, jetzt 
öh. Imploraten, 


erlennt ber erſte Senat des Königlichen Ge— 

heimen Ober⸗Tribunals für Recht, 
daß die wider das Appellationsurtheil des zweiten 
Senats des Köni; fen Ober - Landgırits zu 
Ratibor vom 21. October 1846 erhobene Nichtig- 
keitsbeſchwerde zu verwerfen mit Verirtheilung 
der Imploranten in bie Koften derflben und 
10 Thaler Succumbenzftrafe. 


Gründe 
Der erfte Grund, aus welchem das Appellations⸗ 
urtheil al3 nichtig angefochten wird, 
daß bie in ber Klagebeantwortung aufgeftellte 
Behauptung: 
daß ber Vorgänger des Kägers nech feiner 
Bocation das nämliche Holzbeputat wie der 
Kläger bezogen, davon aber benzoh das 


In ge Angelegenheit ift ſchon früher fol- 
gende Verfügung ergangen: 

Seine Königliche Hoheit der Prinz Regent haben 
über die Immebint-Borftellung der Gemeinde €. 
vom 24. October v. 3. meinen Bericht zu be- 
fehlen und mich demnächft zu ermächtigen gerubet, 
die Gemeinde auf ihre Beſchwerde wegen der ihr 
auferlegten Gewährung des Brennmaterials für 
die dortige Schulftube und en der Auf: 
bringungöeife des Geldwerths für baffelbe ab- 
Iehnenb zu befcheiden. 

Indem ich die Gemeinde hiervon benachrichtige, 
eröffne ic) derſelben unter Verweifung au die 
Verfügung meines Herrn ker, vom 
2. September v. J. daß durch das in einem an- 
Hiden —— ——— em 

ertribunald vom 11. März aus⸗ ullocal auskömmſlich beheizt habe, 
drüclich feftgeftellt worden tft, daß die vocationd- re Urtelögründen an —2— ſei. und 
ohne nähere Beftimmung einem Schullehrer folchergeftalt ber Wppellationrichter bie in 
Be Nherten Brennholzdeputate nur für den Wirth- der Verordnung vom 14. December 1833 
chafisbedarf des Lehrers beitimmt find und da 8 5 Nr. 10 litt, a bezeichnete Nichtigkeit be- 
ber Lehrer das Deputat zur Beheizung der Sulz gangen habe, 
ſtube nicht zu verwenden braudt. tft in fomeit nichi einmal factiſch richtig, als ꝛc. 

Die Eintebe ber vorliegenden Immediat-Be-| ' gg ift aber auch ber XThatumftand in foweit 
ſchwerde, das bezeichnete Obertribunals:Erfenntnik wirklich umerheblich, als es jedenfalls zuncchft auf 
beruße auf ber Boraudjegung, daß der Lehrer fein | den Inhalt der eigenen Wocation des Plägers 
Holz erhalte, ift daher unri ig Das Erfenntniß | und darauf ankommt, ob dem Pläger nad biefer 
vetfertigt vielmehr das erlangen der König die Pflicht obliege, das ihm zugeſicherte Holz- 
lichen Regierung zu Magdeburg, daß die Säul- beputat zur Heizung der Schulftube mit ju ver- 
gehe zu €. die abgefonderte Beheizung ber wenden. 

chutſtube zu beftzeiten habe. Benn hiernäcft 

Die eventuelle Beichtverbe über bie Wufbrin- | 2) Yem Appellationsridter eine unrichtig Aus⸗ 
gungömelfe ber Koften widerlegt fi dadurch, daß fegung und Anwendung des $ 12 des Schul 
bie Repartition nad; der vereinigten Grund- und reglement® vom 18. Wat 1801 und danah bie 
Llaſſenſteuer fi den Vorſchrifien der 88 29 und Berlegung eines Rechtsgrundſahes zum Bo:wurfe 
31 de3 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 12 | gemacht wird, fo ftelt fi aud) diefe Ringe als 
anſchlietßt. Wenn hierbei der Umftand, daß bie ungegrünbet dar. In ben 88 10 ff. dieſes Regle- 
ee Rittergut gehörigen Cinfaffen keine Grund: | ments (abgedrudt in Wenzel’3 Entwurf zu 
teuer zahlen, den Einjaffen des Dorfes zum Rach⸗ einem A ichen Provinzialrechte Seite 451. wer- 
theil gereicht, fo geist ſich bied babucd; wieder |den über die Unterhaltung der Säullihrer 
aus, dab bad Hittergut zum Einfommen bes Anordnungen getroffen, und nachdem fodarn zu= 
Lehrers ſechs Klaftern Deputatholz als Prae- börderft Fetgefopt it. daß den ſchon angdepten 
oipuum gewährt, Schuliehrern ihre bisherigen Emolumente vers 

Diernad) ift bie Beihwerde der Gemeinde in|pfeiben folen, heißt e8 In Betreff der neu anzu⸗ 
allen Theilen unbegründet, und e8 muß daher bei fegenden Schullehrer wörtlich: 
ber Verfügung vom 2. Sept. v. 3. bewenden. „An Abſicht der neu angufepenben Schul⸗ 

Berlin, den 19. Februar 1859, ehrer beitimmen wir in iA genden nır die⸗ 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. jenigen Emolumente, welde er wenigitens 

dv. BethmanneHollweg. haben muß.” 
3 
bie Gemelnde zu Es Tann nidt einen Augenblid zweifelga't fein, 
v0." baß dieſe, den forthin anzufegenden neuen Schul 
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lehrern als Minimum zugefiherten Emolumente 
lediglich zur Beftreitung ihrer eigenen Bebürfniffe 
beftimmt find, meil fie bei einer anberweiten Ver⸗ 
wendung nicht zu ihrem Unterhalte bienen 
würden, deſſen Sicherjtellung hier das Geſetz allein 
zum Gegenftande hat. 

In dem implorantifherfeits allegirten 88 15, 
16, 33, 24 und 26 ift überall nicht dad aller- 
windefte anzutreffen, was zu einer entgegengefegten 
Anfiht führen könnte und die Behauptung zu 
rechtfertigen vermöchte, daß das Geſetz das den 

ulfehrern zu ihrem Unterhalte als Minimum 
ugeficherte Holzdeputat zugleich zur Heizung des 
— mit beftimmt habe. Es läßt ſich Dies 
um fo weniger annehmen, als in dem $ 12 aus- 
drüdlich feftgefegt tft: 

daß bei der Anlage neuer Schulhäufer dahin 
= fehen jet, daß die Wohnftube von ber 

chulſtube feparirt und legtere für die Anzahl 
ber Kinder geräumig genug fel. 

3) Bei dem dritten ormurke, welcher dem 
Appellationsrichter gemacht wir, 

daß berfelbe die zur Rechtfertigung ber Be— 

Bauptung, B 

daß Kläger Ueberfluß an Brennmaterialien 
habe und davon noch verkaufe, = 
angeführten Beweismittel in den Urtelsgründen 
nidt erwähnt habe, 
iſt es zwar richtig, daß der Appellationgrichter 
ich darauf befchräntt hat, zu bemerken, 
Berklagterjeitö fei diefe Behauptung zwar 
aufgeftellt, aber nicht erwiejen. 

Allein, dies iſt nicht ber ei u: Entſchei⸗ 
dungsgrund des Appellationsrichters, ſondern ber⸗ 
ſelbe hat vielmehr den Einwand aus dem Grunde 
für unerheblich erklärt, weil das si dem Be⸗ 
rechtigten es nirgend unterfage, über jeine Emo- 
Tumente beliebig zu verfügen, und wenn er fie 
nicht verbrauche, ſolche zu verkaufen. 

Diefer Entigjeibunge rund ift richtig, und ba 
nad der allegirten ekmmun der Declaration 
do:a 6. April 1839 Art. 3 Nr. 4 die Uebergehung 
eine3 vorgefchlagenen Beweismirtteld nur in bem 
Falle eine Richtigkeit der Entjcheidung begründet, 
wenn die Thatfache, welche bemwiefen werden fol, 
erheblich ift, jo erſcheint auch diefer dem Appel- 
lationsrichter gemachte Vorwurf unerheblich. 

Fer a die fı ftreitige Fr 

n Beziehung auf die ferner ftreitige Frage: 
wem von beiden Theilen die Pflicht obliege, 
für die Berrichtung des Einheizens der Schul= 
ftube zu forgen? 

dem vorigen Richter Schuld gegeben wird, ba| 
derfelbe dadurch, daß er aus dem 8 32 des Schul- 
reglement3 vom 18. Mai 1801 hergeleitet habe, 
von dem Kläger könne nicht werben, daß er 
das Heizen der Schulftube felbft üibernehme, 
diefer Vorſchrift eine unrichtige Deutung gegeben, 
und folhergeftalt einen Rechtsgrundſatz verlegt 
babe, fo fteit ſich auch Diele Rüge als ungegründet 
dar, indem keineswegs behauptet werben Tann, 
daß der Appellationsrichter dadurch, daß er an⸗ 
genommen habe, 
& fet fein für einen Schullehrer paſſendes 
Geſchäft, ih dem Einheizen der Den felbft 
zu unterziehen, unb es könne baher dies nad) 
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dem $ 32 des Reglements von bem Kläger 
nicht verlangt werden, 
einen Rechtsgrund verlegt habe. 

Hiernady mußten alle gegen das Appellations- 
urtheil aufgeftellten Beſchwerden als unbegründet 
vertvorfen werben. 

Berlin, den 11. März 1847, 

Der erfte Senat bes Königlichen Geheimen 
Ober-Tribunals. 
Müpler. 


— Ich kann es nicht billigen, baß bei der Regu- 
rung des Lehrereinlommens dem Lehrer N. die 
Ber! tung zur Heizung ber Schulftube ohne 
Entihädigung auferlegt iſt. Es muß grundfäglich 
daran feige Iten werben, daß der LSchrer mit 
feinem Gehalt ober feiner Berfon niemals für 
Leiftungen aufzulommen hat, welde die Unter- 
Haltung ber Schule betreffen und geſehzlich nicht 
dem Lehrer, ſondern den Schulinterefienten ob⸗ 
liegen. Hierzu ift bie Beſorgung des Heizens 
und Reinigend ber Schulftube zu rechnen. Wenn 
daher auch bei beitehenden Berhältnifien eine dem 
entgegengefegte Uebung unter Umftänden zu dulden 
ift, fo muß Doch, wie bei Gründung neuer Stellen, 
fo bei der Regulirung vorhandener das dem Gefe 
und dem Intereſſe des Lehrerftandes entſprechende 
ergejtellt werden, und es find beshalb 
in ſolchen Fällen jene Leiftungen dem Lehrer 
nit ohne eine billige Entſchädigüng aufzuerlegen. 
Diefen Gefihtöpuntt zu beachten, war in dem 
vorliegenden Fall umfomehr Anlaß, als der Be— 
ſchwerdeführer durch die Gründung ber zweiten 
Lehrerſtelle eine nicht unerheblige Ginbuße an 
dem baaren Einfommen erlitten hat. — Hiernach 
veranlaffe ich die Königl. Regierung, noch gegen» 
wärtig mit der Gemeinde N. ivegen einer billigen 
Entihädigung für die Lean. des Heizens 
und reſp. Reinigens der Schulſtube ſeitens des 
Lehrers verhandeln zu laſſen. Auch ſind dieſe 
Verhandlungen auf bie zweite Lehrerſtelle auszu⸗ 
dehnen, da dem Inhaber derſelben dem oben ent⸗ 
wickelten Grundſaß entgegen ebenfalls die Heizung 
ber zweiten Schulftube ohne Entgelt auferlegt iſt. 
Berlin, den 21. April 1866. 
Der Minifter der geijtlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
die Königlie jterung zu N. 
rn 


7. Beforgung des Heizens der Schullocale dur 
einen Diener der Gemeinde. 


Die Heizung der Schulftube Liegt der Gemeinde 
ob, und können derfelben aud in Betreff der Be- 
forgung des Heizens feine anderen Beſchränkungen 
auferlegt werden, ala melde das Intereſſe der 
Schulordnung verlangt. Wenn e8 daher aud) aus 
diefem Grunde für unzuläffig zu erachten ift, ber 
Gemeinde das Geſchäft des Heizens felbftänbig, 
namentlih in der Weiſe zu überlaffen, daß bie 
eingelnen Gemeindeglieder daffelbe verrichten, fo 
ift doch fein Grund vorhanden, der Schulgemeinde 
in dem Verlangen entgegenzutreten, dad Heizen 
durch einen bejonders für diefen Zweck anzuftel= 
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lenden zuverläffigen Diener beforgen zu laſſen, 
zumal durch eine folde Einricht jeder Colliſion 
wifchen der Gemeinde und dem Lehrer bezüglich 
der jerwendbung des Heizungsmaterials vorge 
beugt wird. — Sofern daher die Königliche 
gierung nit befondere — Bebenten gegen eine 
erartige rung der Sache hat, veranlaffe 
ich Ibe, hiernach der Beſchwerde der Gemeinde 
N. Abhulfe zu ſchaffen. Unter allen Umſtänden 
aber ericheint es nicht gerechtfertigt, daß bie König⸗ 
liche Regierung dem Lehrer für das Berkleinern 
bed Holzes und bie Beforgung des Heigend bad am 
Schluffe der ige etwa erübrigte Holz 
zur eigenen Verwendung zugefihert hat. Das 
Br ung angeſchaffte Holz ift Eigenthum ber 
einde, welcher baher etwaige parniffe in 
gleicher Weiſe zu Gute fommen, als fie eventuell 
verpflichtet fein würde, erforberlihenfalls für den 
Mehrbedarf Sorge zu Kragen Ich Tann bes] 
die Königliche Regierung nicht für berechtigt Halten, 
ohne Weiteres über die Hefte zu Gunſten bes 
Lehrer zu verfügen. Davon unabhängig ift die 
Brage wegen der Entſchädigung de Lehrers für 
die durch Beſorgung des Heizens, wo er biefe 
ſelbſt übernehmen joll, entitehenden Mühewal⸗ 
tungen, und würde eventuell dieferhalb zunächft 
mit ber Schulgemeinde zu verhandeln fein. 
Berlin, ben 18. Mai 1861. 


8 


Berlin, den 14. Juni 1873, 

Auf den Beriht vom 22. April d. 3 veranlaffe 
ih die Königliche Regierung unter Hinweis auf 
die diefleitige, im Gentralblatt Jahrgang 1861 
Seite 357 abgebrudtz Berfügung vom 18. Mai 
1861,*) der Gemeinde N. die Beforgung bes 
Heizens ihrer Schulftube zu überlaffen, wenn fie 
der in der Verhandlung vom 28. November v. 3. 
angebeuteten Abfiht gemäß einen zuverläffigen 
Diener mit biefem Geichäfte beauftragt. Gründe, 
weshalb aus einer folden Einrichtung in N, 
Mißſtände erwachfen follten, find nicht erfichtlidh 
und von ber Königlihen Regierung nicht ange 


führt. 
ee er en 


an 
a aa 


Berlin, den 30. Juni 1873. 

Auf den Bericht vom 24. März cr. erwibere 
ich der Königlichen Regierung, ah ich bie Be⸗ 
ſchwerde ber Schulgemeinde u N. megen der 
Heizung be Schulfocal3 dortſelbſt für unbegründet 
nicht erachten kann. Wie in dem Reſeript vom 
18. he nn 1 den DR Sau = 
ausgeführt ift, Liegt die Heizung ber tube 
der Gemeinde * und es in fein Grund 

ichtlih, weshalb das Heizen nicht durch einen 
bejonders für biefen Bmwed angeftellten zuverläffi- 
gen Heizer beforgt werden foll. Wenn die Gemeinde 


Vorfiehend. 
Den Ru. 7. 
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die Heizung einer folgen zuverläffigen Perſon 
ee Gi, it es mich ——— daß 
feitens der Königl Regierung eine andere Berfon 
damit beauftragt werde. 


10. Beſorgung bed Heizens durch den Lehrer. 
Gortſ. von Nr. 49 unten.) 
Im Uebel ie ri ”  Shnigithen Bei 
Mebrigen pflichte er Köni es 

rung darin Ki daß das Reinmahen des ul⸗ 
der Gemeinde obliegt, derſelben aber das 

lt des Heizen im Intereſſe der 
ordnung nicht auferlegt werden kann, vielmehr 
dem Lehrer gegen eine billige Bergütung zu über- 
tragen #2 (ct Fort. Rr. 30.) 


n. 


Berlin, den 4. Februar 1882. 
Der Königlihen Regierung erwidere ih, dab 
die Beheizung der Schulitube nebft ben dazu er= 
forberlihen Wrbeiten (Berlleinern bes = 
materials 2c.) nicht Sache bed Lehrers, fondern 
der Schulgemeinde ift, und hieran aud nichts 

jeändert wird, wenn bie Rönigtiie Regierung, 
elegenheit der im Jahre 1876 erfolgten Neu—⸗ 
veguffrung des Einfommens ber Lchrer von an- 
derer Voraußfegung audgegangen iſt. Sofern 
baher nicht über die Beſorgung biejer Arbeiten 
wiſchen dem Lehrer und der Schulgemeinbe eine 
Bereinbarung zu Stande fommt, iſt bie letztere 
u berfelben anzubalten. Allerdings iſt fie bei 
er Ausführung an die im Intereſſe der Schul- 
orbnung zu treffenden mmungen gebunden. 
Sollte daher im einzelnen alle insbeſondere die 
Heizung des Maflenzimmers durch die Gemeinde- 
Aaitötieder ober einen von der Schulgemeinde zu 
engagirenben Diener zu Unzuträgliceiten führen, 
fo tft die Leitung ber betreffenden Arbeiten dem 

Lehrer gegen piu ge Vergütung zu übertragen. 


1la, 


Berlin, den 22. November 1883. 

Auf den Bericht vom — erwidere id der Kö— 
niglichen Regierung bei Rückſendung ber Beſchwerde 
des Lehrerd N., daß ich die von Ihr wegen ber 
Beheizung ber Schulftuben getroffenen Verfügun- 
gen für gerechtfertigt nicht erachten kann. Es 
unterliegt leinem Zweifel und ift den ial⸗ 
behörden wiederholt bemerklich gemacht worden — 
u. A. durch die Erlaffe vom 2, November 1858 
(Sentralblatt 1859 Seite 119),*) 4. Juni 1859) 
Centralblatt Seite 567, 569 fj.), 18. Mat 1861**) 
(Centralblatt Seite 357), 21. April 1866°%) (Gen- 
Iralblatt Seite ee 30. Juni 1873 (Eentralblatt 
Seite ya daß die Verpflichtung zur Heizung 
der Schulftube nicht dem Lehrer, fondern eni⸗ 
gen obliegt, welche überhaupt die Mittel zur 
Unterhaltung der Schule aufzubringen haben, 
mithin im dortigen Bezirk gemäß 88 39, 40 der 
Schulordnung vom 11. December 1845 den Ge⸗ 


ee 
) Dben Wr. 6, 6, 7,9. 


Beheizung der Schufftube und Lehrerwohnung. 8 310. Rr. 12—14. 


meinden und ben fonft zur Schule gehörigen Ort⸗ 
ſchaften (Gutsbezirken). 

Demnach entſpricht die unter dem 15. Mai d. J. 
beftätigte ftelung: 

„Die der Schulftuben beforgen bie 
bezüglichen Xehrer gegen eine auf Verlangen ifmen 
u gewährende —2 — ung bis dahin, daß ber 

emeinbevorfteher einen Heiker beftellt“ nicht dem 
beftehenden Rechte und Gejege und ift beöhalb, 
da Schulmatrifein tein neues Recht fchaffen, ſon⸗ 
dern nur bie beſtehenden Rechtöverhältniffe zu 
conftatiren haben (Erkenntniſſe des Königl. Ober- 
— —— vom 28. September*) und 
vom 28. December 1878 *) (Gentralblatt 1878 
Seite 627; 1881 Seite 138), ohne rechtliche Be— 
deutung und Wirkſamkeit. 

Die Königliche Regierung veranlafje ich deshalb, 
die gedachte Feititellung in der Matrikel zu be 
feitigen und dur eine bem Geſetze —— 
— zu erſetzen, ſofern nicht eine beſondere 

tftellung wegen ber Berpfichtung zur Beheizung 
der Schulftuben als aus den ger then Vorſchrif⸗ 
ten über bie —S— zur Unterhaltung ber 
er HA von felbft ergebenb überhaupt entbehr⸗ 

e t. 

In welder Art bie Gemeinde R. ihre Verpflich⸗ 
tun; * Beheizung der Schulſtuben illen 
will, ob durch Annahme eines Heizers oder durch 
Mebertragung ber Helzung an ben Lchrer sgen 
eine biefem zu gewährenbe, von ihr mit Den en 
zu vereinbarende Vergütung, tft derjelben lediglich 
zu überlafien. 

Dem Lehrer andererſeits bleibt lediglich über- 
laſſen, ob er das Geichäft der Heizung überhaupt 
übernehmen will. Weder die Gemeinde noch die 
Königliche Regierung tann ihn zu deſſen Weber- 
nahme nöthigen, und es ift nicht Sache der Regie- 
rung, wegen ber bem Lehrer zu gewährenden Ver⸗ 
gütung eine Feſtſetzung zu treffen. 

Unterläßt oder verweigert die Gemeinde bie 
Erfüllung ihrer ae lichen Verpflichtung der 
Selaung ber Schulituben, & hat die Königliche 

egierung, nachdem die Gemeinde zuvor Dur 
ein Mandat zur Beſorgung der Heizung aufge 
fordert worden, bie legtere durch einen damit zu 
beauftragenden Dritten — ige Vene Falles den 
Lehrer — für Rechnung der Gemeinde beforgen 
und die Koften im Verwaltungszwangsverfahren 
von der Gemeinde einziehen zu laffen, nah Un= 
iane der Erlaſſe vom 13. Juli 1880***) und 
27. Mat 18814) (Centralblatt 1880 Seite 751; 
1881 Seite 501). 

U. IIL a. 19776. 


18. Maffteb für die Bertbeilung der Squlunter⸗ 
Haltungöloften a Xieferung des Brenn: 


Berlin, den 2. Februar 1863. 
Auf den Bericht vom 12. December v. J. über 
die Vorftellung des Landraths N. vom 11. October 
v. J. wegen Aufbringung des Schulholzgeldes in 
M. ertläre ich mid) damit einverftanden, daß als 


*) 5 274 Nr. 4. 
18 Mr. 1. 
Rr. 10. 
Nr. 13. 


* 
—8 
ni 
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Maßſtab für die Vertheilung ber Schulunterhal⸗ 
tungskoſten, alſo auch der Koſten für das Schul—⸗ 
brennholz, nad) dem $ 31 Titel 12 Theil VaAll⸗ 
gemeinen Landrechts, welcher eine billige Bertheilung 
unter die Hausväter nad) Verhältniß ihrer Bes 
Apımgen und Rahrungen vorſchreibt, bie vereinigte 
und iafien- tefp. Eintommenfteuer zur 
Anwendung zu gen, hierbei jedoch nur bie 
Grundfteuer von den im Schulbezirt belegenen 
Geumbftüden ber Hausväter zu berüdiichtigen ift. Die 
von bem Lanbrath N. befürmwortete Unterfcheidung, 
wonach diefer Mafftab nur bei Schulbauten an= 
uwenden, dagegen der Bertheilung der fonftigen 
ulunterhaltungstoften nur die Klafien- und 
teip. Einfommentteuer Ri Grunde zu legen fei, 
findet im Geſetz keine Hechtfertigung, indem das 
Allgemeine Landrecht für die Schulbautoften keinen 
befonderen Repartitionsmodus vorgeſchrieben unb 
überbie gerade bezüglich ber fonftigen Schul—⸗ 
unterhaltungstoften eine ertheilung nad; ben 
Beſitz⸗ und Rabrungsverhältnifien angeorbnet hat. 
(Berl. ef, Rr. 87.) j 


18. Erhebung von Holzgeld. 


— Die Beihaffung des Heizungsmateriald für 
die Schulftuben tft allerdings eine gemeinſchaftliche 
Laſt der ganzen Schulgemeinde, und liegt daher 
die Aufbringung ber erforderlichen Koften nicht 
nur den Eltern der die Schule befuchenden Kinder, 
fondern den ſämmtlichen Hausvätern der Schul⸗ 

emeinde nach den 29 und 31 Allgemeinen 

ndrechtd Theil II Titel 12 0b. Es müſſen 
demnach, wo ein anderer Aufbringungsmaßitab 
nicht üblich ift oder unter den Intereſſenten ver- 
einbart wird, bie Koften für die Beheizung ber 
Schulſtuben gleich den fonftigen Schulunterhals 
tungstoften auf bie ſämmtlichen Hausväter der 
Senuigemeinbe nach Vorſchrift des $ 31 a. a. O. 
vertheilt werden. — In dem vorliegenden Falle 
erſcheint jedoch die Einführung eines Solagetbes 
von 5 Sgr. pro Kind que Big und zuläffi 
um bie zur Schule in B. gehörige bannöveriche 
Ortſchaft angemeſſen babei heranzuziehen. Von 
der preußiſchen Gemeinde B. aber kann gegen 
deren Widerſpruch ein ſolches Holzgeld nicht er= 
hoben werben. Vielmehr iſt baffelbe hinſichtlich 
ihrer nur zu veranlagen, um ba3 Duantum für 
biefelbe zu beftimmen; das fo ermittelte Quan⸗ 
tum aber muß demnädft auf alle Hausväter ber 
Gemeinde nad) Mafgabe deö $ 31 a. a. D. ver⸗ 
theilt werben. 

Berlin, den 22. October 1862. 

22107. 


14. Maßſtab der Bertheilung der Fenerungsloften 

auf die matritel- und refp. obfervaugmäßig 

Berpflichteten nnd — Schulgemeindemit⸗ 
8 & 


Die Ausführungen der Königlichen Regierung 
in dem Bericht vom 14. d. Mts. über die Bors 
ftellung bes Ortövorftandes zu R. wegen ber Regu= 
Üirung bes Brennholzbedarfs für die Küfter- und 
erfte Lehrerftelle dafelbft vermag ich nicht überall 
als zutreffend anzuerkennen. 

In formeller Beziehung ift die Competenz ber 
Königlichen Regierung zur anberweiten 
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lirung des Brennholzbedarfs zwar unzweifelhaft, 

indeſſen in materieller Beziehung geben mir bie 

gt — derſelben zu nachſtehenden Bedenken 
mla 


Matrilel⸗ und reſp. — aan iſt zur Be 
ftreitung des Brennbebarfs für den Stelleninhaber 
und die Schule von jebem Kinde der Bauern und 
Koffäthen ein Fuder Sol, amährlic zu liefern. 
Reicht jet das auf dieſe Weiſe zu liefernde Holz 
zur Beitreitung des Bebürfniffes nicht mehr aus, 
und kann anbererfeits im Schulintereffe biefe 
Art der Aufbringung nicht ferner geftattet werben 
megen der damit verbundenen Unregelmäßigfeit 
und Unfiherheit der Lieferung bes Holzes, fo tft 
es unbedenklich ftatthaft underforberlich, den Brenn- 
bedarf nad) technifchen Grundſätzen zu fixiren und 
die Lieferung befielben ber Schulgemeinde, wie 
von ber Königlichen Regierung gefchehen, aufzulegen. 
Dagegen tann id mid nicht damit einverftanden 
erklären, daß die ſämmtlichen Anſchaffungskoſten 
von der Schulgemeinde nach Mabgabe der Staatd- 
ſteuern aufzubringen feien. Bielmehr find dieſe 
Koften, foweit fie an bie Stelle der bisherigen 
Lieferung bed Holzed Seitens ber Bauern und 
Koffäthen treten, auf diefe nach Verhältniß ihrer 
ſchulpflichtigen Kinder zu repartiven, wogegen nur 
der auf dieſe Weife nicht gededte Theil der Koften 
von fämmtlihen Schulgemeindemitgliedern nad 
Maßgabe der Borfchriften der 88 30 und 31 
Titel 12 Theil IL Allgemeinen Landrechts aufzu= 
bringen iſt. Will die Gemeinde an Stelle diejes 
Repartitionsmodus, wie die Königliche Regierung 
vorgeſchlagen hat, von denjenigen Schullindern, 
für welche biöher je ein Fuder Holz geliefert 
ift, ein Holzgeld vorweg erheben, fo fteht dem 
nicht3 entgegen. Sollte aber eine desfaliſige Vers 
einigung nicht zu Stande kommen, fo hr nad 
ben von mir augebeuteten Grundfägen zu vers 


fahren. 
Berlin, den 29. Auguſt 1861. 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
die Ebnigliche Regierung zu R. 
in) eglerung zu 


2. Sen des Brennholzes, weldes neben 

einem auf Grund fpeciellen tötiteld au ges 

währenden Deputat zur — der Schulſtube 
erforderlich if. 


vn die Vorftellung vom 4. März d. 3. eröffne 
ich Ihnen, daß bie von ber Königlichen Regierung 
u N. angeoronete Erhö ung des Brennholz⸗ 
ebarfd für die dortige Schulfiube gerechtfertigt 


eint. 
Fa das anbei zurüdgehende Erkenntniß ber 
Königlichen Generalcommiflion vom 2. Juni 1860 
ift zwar die von der Pfarre, den Hüfnern und 
Koffäthen zu N. durch Naturalholzlieferung und 
pe ber dortigen Küfter: und Schulſtelle zu 
jewährende Entihädigung für die derfelben auf 
en früheren emeinfgaftlichen Holzgrundftüden 
u eftandene Brennholzberechtigung auf jährlich 
Ya Klaftern kiefern Klobenbolz feitgeitellt worden, 
und es kann diefe vechtäkräftige Entjcheibung im 
Berwaltungswege allerdings nit abgeändert 
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werden. Allein es handelt ſich bei der jegt an» 
georbneten Erhöhung des en für 
ie Schulſtube niht um eine Erhöhung jener 
Entihädigung, fo daß diefelbe die Gervitutßvers 
pflichteten träfe, fondern um bie Beihaffung bes 
erforderlichen Heizungdmaterials für die ftube 
feitena der Schulgemeinde, welder gefeglih die 
Heizung des Schulitubenraumes obliegt, Da aber 
die Schulftube dafelbit eine Größe von 4800 
Duadratfuß Hat, und nach techniſchen Grundfi 

ur Erwärmung dieſes Raumes während des 
Binters 6 after Kiefern Klobenholz nothwendi 

find, während von den oben erwähnten 9'/. Mlafs 
tern nur 4 Klafter auf die Schule kommen, 
fo unterliegt die Verpflichtung der Schulgemeinde 
—— der fehlenden 2 Klafter keinem 


weifel. 
Berlin, den 23. Mai 1861. 


Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
dv. Bethmann-Hollweg. 


bt * N. 
a 
16. 


Berlin, den 9. Mai 1859. 

Die dortige Schule bat auf Grund des 
Churfürſtlichen Privilegiums von 1672 und in 
Folge des richterlihen Erfenntnifles von 1806 
aus Königlihem Forſt 4 Klafter Kiefern-Kloben- 
& u beziehen. Nach vollendetem Neubau des 

ldaufes at rl ergeben, daß da3_genannte 
Deputat zur Beheizung ber jegigen Schulſtube 
und des Wohnzimmers des Lehrers nicht mehr 
ausreicht, fondern ein Zufhuß zu demfelben er- 
forderlich iſt. Daß die Gemeinde verpflichtet ift, 
diefen Zuſchuß zu gewähren, unterliegt feinem 
Zweifel. Bon Seiten bes Fiscus ift nur bie Ber- 
pflihtung zur Hergabe eines feft normirten Duan- 
iums von 4 Klaftern übernommen worden, und 
e3 Tann demfelben baher eine Dotationserhöhung 
über bie eingegangene Verpflichtung hinaus nicht 
auferlegt werben. Die Erweiterung des Schul⸗ 
zimmers ift Durch die gefteigerte Schulerzahl noth⸗ 
ER Sag und e8 muß deshalb nach 8 29 
Algemeinen Landrechts Theil IT Titel 12 die 
Schulgemeinde und nicht der Fiscus für die Bes 
friebigung_ des erweiterten Bedürfniſſes Sorge 
tragen. Die Behauptung, daß in allen König- 
lien Dörfern bie Lehrer ihr Brennholz, aus 
eigenen I rittelt antaufen müffen, ift unbegründet. 


2 des Breu s fir Schulſtuben 
u fe füem Red ee —E 


— Die Vorſchriften des katholiſchen Schulregle⸗ 
ments für Schleſien vom 18. Mat 1801 und des 
Allerhöchſten Landtagsabſchieds vom 22. Februar 
1829*) über die Aufbringung des Holzdeputats 
& den Lehrer finden keine Anwendung auf bie 

eſchaffung des zur Beheizung der Schulftube er- 
forderlichen Holzes. Die Koften Hierfür find viel- 
mehr von fämmtlihen Mitgliedern der Schulge- 
meinbe aufzubringen, wogegen eine Seranziehung 


08.8276 Kr. 9 fl. 
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der Dominien als folder im Geſetz feine Recht⸗ 
Preetin, ben 25. Muguft 186 
Berlin oben . Auguſt 1861. 
1b 


Berlin, den 12. April 1865. 

— Die Borfriften des fatholifchen Schulregle- 
ments vom 18. Mai 1801 über die Aufbringung 
des Holzdeputat3 für den Lehrer finden feine 
Anwendung auf bie Befchaffung des zur Beheizung 
der Sch ulftube erforderlichen Holzes. Die Soften 
hierfür Im demnach auf Grund bes $ 31 Allge- 
meinen Landrechts Theil II Titel 12%) von fämmt- 
lien Mitgliedern ber Schulgemeinde aufzubringen. 
— Demzufolge kann das Dominialgefinde, foweit e8 
zur Kategorie der Hausväter der Schulgemeinde 
gi, nit von antpeitiger Aufbringung der 

ſten für das Schulbrennholz befreit werden. 
Eine Meberbürbung der minialangehörigen 
gegenüber ber bäuerlichen Gemeinde kann hierin 
um fo weniger gefunden werben, als die König. 
liche Regierung zu N. in der Verfügung vom 
9. Zuni dv. J. ausbrüdlih die Vertheilung ber 
Beiträge nad der Klaffen- und Grundfteuer an= 
jeorbnet hat, Durch die Berüdfichtigung der Grund⸗ 
teuer neben der Klaffenfteuer aber eine verhält 
nigmäßi; — Belaftung der bäuerlichen Ge 
meinde herbeigeführt wird. Endlich iſt auch ber 
Umftand, daß Ew. Hohwohlgeboren dem Lehrer 
ein Holzdeputat zu gewähren haben, auf die Ver- 
gfihtung des Dominialgefindes zur antheiligen 
fufbringung ber Koften für die Beheizung der 
Saulftube ohne Einfluß. 


18. Heranzichung der Forenfen in Schleſien zu 
dem Dolgbepntat für den Lehrer. 

— Die Forenfen find dem Holzbeputat 
für den Lehrer nad F 19 litt. a und o des 
tatholiſchen Schulreglemenis vom 18. Mai 1801 
nur dann heranzuziehen, wenn fie bebaute Stellen 
im Schulbezirk befigen, — mogegen ber Befig un= 
bebauter Uderparcellen die Forenſen nicht zu Bei⸗ 
trägen zu dem Holzbeputat verpflichtet. — Die 
von dem Ortögericht für die bortige Schule be— 
bauptete Objervanz, wonach das Holz nad) Maf- 

abe des Grundbefiges unter Heranziehung ber 
—* aufzubringen ſei, kann nicht mehr in 
jetracht kommen, nachdem das Lehrereinfommen 
in Foige der im Jahre 1861 verfügten Ver— 
beſſerung deſſelben anderweit auf Grund der 88 18 
und 19 a. a. O. regulirt worden ift. — Weber 
die Heranziehung ber Forenfen Rn den Kirchen⸗ 
und Schulbauten kann nicht im Allgemeinen, ſon⸗ 
dern nur aus Xeranlafjung ſpecieller Baufälle 
entichieden werben. 

erlin, ben 10. Auguſt 1863. 

U. 16130. 


19. Leitungen des Fiscus, der Gutäheren zur 

Belaffung Des ie, — (Approbirter 

Schulpian für die frühere Provinz Eläprenfen.) 
Berlin, den 26. October 1871. 

Der Königliden Regierung wird auf ben Ber 

richt vom — — eröffnet, daß die darin erörterte 


*) D. 5. für bie evangelijchen Schulen. 
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Frage zur Verhandlung im Königlihen Staatd- 
minifterium gebradt und von Biefem dahin ent 
fchteden worden ift, daß ber von bem früheren 
Königlichen Generaldirectorium am 29. November 
1800 für die damalige Provinz Sübpreußen er- 
laſſene „approbirte ulplan“ nicht ug in 
Wiakſamieit befteht, insbejondere für bie Forſt⸗ 
— bezüglich der durch ihn derſelben auf⸗ 
ch 


erlegten Schullaſien, nicht mehr maßgebend iſt. 
Der Minifter der geiſtlichen zc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 
Der Finanz- Minifter. 
Camphaufen. 


An 
bie Königlichen Regierungen zu Poſen und 
Bromberg. 
M. d.. 9. A. U. 27606. 
FR. IIb. 16390. 


20. Lieferung deö Brennmateriald aus fiöcalifhen 
Forften in der Provinz Preußen. 

Den Antrag der Gemeinde C., der dortigen 
Schule das zur Heizung der Schulftube und der 
Zehrerwohnung, ſowie zum Wirthichaftäbedarf des 
Lehrers erforderliche Brennmaterial aus er 
Forften zu gewähren, muß ich gejeglid für bes 
gründet eradten. — 

Der 8 45 Nr. 5 der Schulordnung vom 11. De- 
cember 1845 Iegt die in Rebe ftehende Verpflich⸗ 
tung für Die Schulen in ben Domänenbörfern dem 
Fiscus unbedingt und unbefchräntt auf. Es iſt 
daher unerheblich, daß vor Einführung der Schul- 
ordnung die Gemeinde das Brennmaterial im vor 
liegenden Fall hergegeben hat. Der 8 46 der 
Seulordnung ſpricht nur von den hertömmlichen 
an der Privat⸗Gutsherrn und mobificirt 
Hinfichtlich der Gemeinden bie Beitimmungen des 
$ 45 in feiner Weife. Dementſprechend wird von 
den übrigen Regierungen in der Provinz Preußen 
bei den Regulitungen der Schulen in ben Do— 
mänendörfern ſtets dem Fiscus die Gewährung 
des Brennmaterial3 auferlegt und das etwa von 
der Gemeinde dem Lehrer früher ausgeſetzte ober 
nad Herlommen gegebene Holz nad 8 13 ber 
Schulordnung auf dad Normalgehalt angerechnet, 
wenn die Gemeinde es nicht vorzieht, ein Geld⸗ 
Aequivalent zu geben. Im vorliegenden gu 
wo die Leiftungen ber Gemeinde fih durch Ein- 
führung der Schulordnung um jährlihd — Thlr. 
erhöht haben, wird von fernerer Lieferung des 
Brennmaterials, beſonders da baffelbe früher in 
Strobftoppeln beftanden Hat, abzujehen und ber 
Werth der letztern als durch die Mebrleiftungen 
gededt anzunehmen fein. — Ic veranlaffe daher 
die Königliche Regierung, Sid mit der Domänen- 
und Forf- Mbtheihung wegen Gewährung bes pie 
cipienmäßigen Brennbebarfs für die Schule in €. 
in Berbindung zu fegen und der Beſchwerde der 
Gemeinde in diefem Punkt aanalfe zu verichaffen. 

Berlin, | den 21. Januar 1860. 


21. Lieferung deö Brenuholzes für Schulbezirle, 
die wicht ausſchließzlich Domänenortgaften ums 
faffen, in der Provinz Preußen. 

(Erf. des Obertribunals v. 11. März 1864.) 

— Das Königlihen Kreisgeriht zu ©. bat in 
feinem Erkenntniſſe vom 8. Januar v. I. ben 
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verklagten Fiscus zur unentgeltlihen alleinigen 
Gewährung des für die fatholifche Schule in D. 
und für die Wohnung und Wirthichaft des Lehrers 
dafelbft erforderlichen Brennmaterials nah Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften der Schulordnung vom 
11. December 1845 $ 45 Nr. 5, 6 — jedoch mit 
Ausflug des Rüdftandes für das Jahr 1860 — 
verurtheilt. Das Königliche Uppellationsgericht 
u M. dagegen wies in feinem reformatorifchen 

rtheil vom 21. September pr. den Kläger mit 
feinem desfallfigen Klageantrage ab. 

Jenes führte aus, daß Bier allein der $ 45 ber 
gebaditen Schulordnung maßgebend jei, da die 
atholiſche Schule, um melde e3 ſich hier handele, 
in dem Domänendorfe D. liege, und für einen 
folhen Fall der 845 zu 5 allgemein vorfchreibe: 

Daß zur Heizung der Schulftuben und der 
Lehrermohnung, Fnie zum Wirthſchaftsbedarf 
der Lehrer erforderliche Brennmaterial wird 
aus Unferen Forften frei von Anweiſegeld 


——— 
erdings beſuchten auch die Kiuder der 
Einwohner in dem adligen Gute D. die gedachte 
Schule, es fei indeffen nicht nachgemiefen, daß der 
Gutsherr von ablig Q. bisher herfömmlich einen 
Theil des erforderlichen Schulbrennholzes gewährt 
hätte. 8 46. Der $ 47 aber fprede nur von 
mehreren Privatgutsherren, mit Ausſchluß des 
Fiscus als Batrons der Schule in einem Domänen- 
borfe. Aber auch eventuell nahm das Königliche 
Kreißgeriht zu C. an, daß ein den Fiscus zur 
alleinigen Hergabe des nöthigen Schulbrennholzes 
verpflichtendes Herfommen dargethan jei, da er 
unbeftritten feit dem Jahre 1817 allein bag Brenn- 
bot gewährt. 
mgelehrt meint ber Appellationsrichter, daß 
hier der Fall des $ 47 a. a. D.: 
Benn Hinterfaffen mehrerer Gutsherren zu 
einem Schulbezirte gehören, fo gilt die Regel, 
daß die den Gutsherren nad) 88 44 und 45 
obliegenden Berpflichtungen, jofern nicht durch 
Herlommen oder bejondere Rechtätitel ein An⸗ 
deres fejtgeftellt ift, von den Gutöherren nad 
der Zahl der Haushaltungen ihrer Hinterfaflen 
ehe zu tragen find — 
vorliege, daß e3 ſonach Sade des Klägers geweſen 
wäre, die behauptete Ausnahme, das heißt: ie ers 
weiſen, daß Fiscus durch Hertommen zur alleinigen 
gabe des Brennholzes verpflichtet jet. en 
usnahmefall aber, daß Fiseus durch Herlommen 
verpflichtet fei, den ganzen Brennholzbedarf für die 
Schule — abe Kläger nicht erwieſen, da 
nur feititehe, daß er in einer Reihe von Jahren 
9 Klafter gegeben, und jept bei Erweiterung ber 
Schule 10%/s (eigentlich 40%.) Klafter verlangt 
würben; wenn alfo ein Herkoinmen fich gebildet 
jätte, fo würde dies nur daß beftimmte Quantum 
etreffen. 

Hiergegen kämpft ber Implorant nun zunächt 
mit dem Borwurfe an: judex a quo verftoße gegen 
bie 88 38, 39, 44-47 und 54 der Schulorbnung 
vom 11. December 1845. Inſofern erjcheint feine 
Beſchwerde jedenfalls unbegründet; man muß fi) 

ierin im Wejentlihen ber Auffafjung und Auss 
“ung bes Appellationsrichters anſchließen. In 
den Motiven zu dem, dem neunten Preußiſchen 








Provinzial⸗Landtage vorgelegten Entwurfe einer 

allgemeinen Schulorbnung für die Elementarfdulen 

der Provinz Preußen wird es Seite 39 ausdrüd- 

lich für ein dringendes praktiſches Bebürfniß erflärt : 
den Grundſatz, daß die Schule eine Einrich⸗ 
tung ber betheiligten Gemeinden fe, auch in 
Bezug auf die Aufbringung der Schulbebürf- 
niſſe confequent durahpufüßten, 

Dies leitende Princip ftellt, im Anſchluſſe an 
ben 8 38, der darauf folgende $ 39 in den Wor- 
ten auf: 

De Ortögemeinden und die ſonſt zur Schule 
gehört en DOrtichaften haben die Mittel zur 

nterhaltung ber Schule in berfelben Weiſe, 
wie die übrigen Communalbedürfniſſe, auf- 
zubringen. 

Diefe allgemeine Vorſchrift bildet unbedenklich 
die Regel, zu welder fid) die weiteren Beſtim— 
mungen in ben N 44 f. nur wie Ausnahme 
verhalten. Bon dieſen handelt der R 44 zunädft 
von dem erforderlichen Bau holze; dies find die 
Gutsherren des — — fern nicht Verträge 
ober Herfommen ein Anderes beftimmen, unent- 

eltlich Herzugeben verpflichtet; auf dergleichen 

Bauben tommt e8 im gegenwärtigen Proceſſe 
jedoch aa an; das zur Heizung der Schulftuben 
und der Lehrerwohnung, ſowie zum Wirihſchafts- 
bebarf ber Lehrer erforderfiche Brennmaterial aber, 
beffen Gewährung Hier allein ftreitig ift, gehört 
unbedenklich zu den im $ 39 erwähnten Mitteln 
ur Unterhaltung der Schulen, und muß alfo, ſo⸗ 
En nicht fpeciele Ausnahmen im weiteren Ber- 
laufe des Geſetzes gemacht worden, der Regel nad) 
ebenfalls es sen —— — von * 
jonft zur ule gehörigen Ortſchaften gewi 
ne efchafft werben. m Anſchluß an 7 
älteren propinzialrechtlihen Normen, nämlich an 
die ſ. g. principia regulativa vom 30. Juli 1736: 
Nr. 3. Se. Majeftät geben auch das freie 
Brennholz, welches die Gemeinden anfahren, 
und an die interimiftifche Verordnung vom 30. No⸗ 
vember 1840 — Gef.-Samml. 1841 S. 11 — bes 
ftimmte die Schulordnung vom 11. December 1845 
jebod) „in Betreff ber Schulen in den Do- 
mänendörfern“ befonders: 

5) dad zur Heizung ber Schulftuben und der 
LZehrerwohnun onte zum Wirthichaftsbebarf 
ber Lehrer erforderlich Brennmaterial wirb 
in Unferen Forſten, frei von Anmeifegeld, ge 
währt, und tft durch die Gemeinden anzu= 
joheen. Der Betrag des zur bemilligenden 

rennholzes darf jebocd für keine Schulflaffe 
mehr ala 15 Klafter weiches Klobenholz be⸗ 
tragen. 

6. Er Torf oder —— angewiefen werden, 
find angemefjene Xerbältniffe gegen das 
Klobenholz feitzufegen. 

Hieran ließen H bie 88 46 und 47 in fol⸗ 

gender Weiſe an: 

8 46. Wo bie im 8 45 erwähnten Leiftungen 

janz oder theilmeife herkömmlich aud) von anderen 

Gufegerzen gewährt werden, behält es babei for 
wohl in Betreff ber ng als auch ber neu 
zu _errichtenden Schulen fein Bewenden. 

Jedoch follen die Beftimmungen zu 5 unb 6 für 
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alle zur Gewährung von Deputatbrennholz ver- 
pflihtete Gutsherren verbindlich fein. 

8 47. Wenn Hinterfaflen mehrerer Gutsherren 
zu Einem Schulbezirke gehören, fo gift die Regel, 
daß die ben Gutsherren nach 44 und 45 ob- 
Hegenben Berpfliätungen, fofern nicht Durch Her 
tommen ober befondere Rechtstitel ein anderes 
feitgeftellt ift, von ben Gutsherren nad) ber Zahl 
der Haushaltungen ihrer Hinterfafien gemeinfchaft- 
lich zu tragen find. 

Preise Aneibt ber $ 54, foweit er Bier inter- 
, vor: 
Wenn in einem Schulbezirte die Erweiterung 
ber ſchon beftehenden Schule nicht durch den 
Beitritt benachbarter Gruudherren ober Orts⸗ 
eingefeffenen, fondern durch bie wachſende 
Einwohnerzahl der Schulgemeinde felbft noth⸗ 
wendig wird, jo treten für das erweiterte 
Bedürfniß die Vorſchriften der gegenwärtigen 
Schulordnung bergeftalt ein, daß der Guis⸗ 
err, oder mwenn die Hinterfaffen mehrerer 
utsherren zu dem Sejulbegiete gehören, 
biefe Gutsherren gemeinichaftlih nach den 
näheren Beitimmungen ber # 44-—47 für 
das erweiterte Bebürfniß zu jorgen haben. 

Aus diefen einzelnen Beftimmungen ergeben ſich 

num folgende leitende Grundſätze: 


1. Für die Schulen in den_Domänendörfern, 
fofern zu benfelben nur Domänen-Einfaffen 
gehören, giebt ber yes das erforberliche 

rennholz. 8 45 Nr. 5 und 6. 

2. Dagegen muß für Schulen in anderen Ort- 
khchen das nöthige Brennmaterial der Hegel 
mw von den pre von ven 
onſt zur Schule gehörigen Ortfchaften be: 
Keae werden. 8. 2 ai 

3. Wo aber —— herkömmlich in Füllen 
der letzteren Art — zu 2 — das nöthige 
—— re aud von anderen Gutsherren 
— im Gegeniage zum Fiscus — gewährt 
worden ift, behält es dabei fein Bewenden, 
nur barf aud in biefen Fällen der Betrag 
des zu bewilligenden Brennholzes für keine 
Schulklaſſe mehr als 15 Slafter weiches 
Llobenhoiz betragen, und mo Torf und 
Knüppel angemwiejen werben, find aud ald- 
dann angemefjene Serhältniffe gegen das 
Alobenhoiz feſtzuſetzen. 

Während ao für len ber erfteren Art ber 
Fiseus bad nöthige Brennholz ftet3 gewährt, muß 
es bei Schulen in abligen Gütern ber Regel nad) 
die Ortsgemeinde, der Gutsherr aber außnahme- 
weiſe nur dann beſchaffen, wenn dies von feiner 
Seite herkömmlich gefchehen “ Für biefe eins 
fadıeren Berhältniffe find die Vorſchriften klar und 

foweit waltet anjcheinendb auch fein Streit ob; 
es tritt aber nicht felten der Fall ein, daß bie 
Schule fih zwar in einem Domänendorfe befindet, 
daß zu berjelben aber nicht blos Domänen-Ein- 
faflen, fondern aud Einwohner in adligen Gütern 
gewiejen find, und gerabe ein derartiger Fall Liegt 
bier vor: zu_ber katholiſchen Schule in dem Dos 
mänendorfe Q. gehören nicht blo3 die dortigen 
Domänen-Einfafien mit 26 Haushaltungen, fons 
dern auch das ablige Gut Q. mit 10 Haus 
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haltungen. Für ſolche Fülle waltet nun Streit 
barüber ob: 
ob der Fiscus allein um deshalb, weil ſich 
die Schule in einem Domänendorfe befindet, 
unbedingt berpffichtet tft, das gefammte nötbige 
Brennholz allein zu gewähren, gleichviel, ob 
ur Schule nur Domänen-Einfafjen oder auch 
Amon aus abligen Gütern gewieſen find? 
ober 
ob bei bergleihen Eombinationen die Regel 
des 8 47 gilt, d. h. ob der Fiscus das 
Brennmaterial nur nad) Berhältniß der Zahl 
der Haushaltungen feiner Domänen-Einfaffen 
frei zu gewähren hat, während den auf die 
Einwohner von adlig D. verhältnigmäßig 
treffenden Beitrag dieſe Ortſchaft event. der 
Guisherr von ablig D. aufzubringen und zu 
beichaffen hat? 

Erfteres behauptet der klagende Schulvorſtand; 
ex ftüßt fid) dabei zunächft auf ben 845, ber freilich 
allgemein von „Schulen in den Domänendörfern“ 
ſpricht, und ihm ift infofern der erfte Richter bei- 

etreten, der den $ 47 dann auf ben all be= 
Peitänten will, wenn die Hinterfaffen mehrerer 
Brivatgutöherren ® einem Schulbezirk gehören, 
die Megel bes $ 47 aber als unanwendbar da 
ausfchließt, wo, wie bier, Domänenbörfer und 
andere Güter zu Einem Schulbezirke Dereinigt 
find; der Fiscus fol Von der Regel des $ 47 
ausgefchloffen bleiben, und für ihn ſiets der $ 45 
maßgebend fein. Bu einer fo befchränften Aus- 
Tegung des 8 47 liegt inbeffen durchaus fein ge= 
nügender Grund vor, man wird fi vielmehr der 
Auffaffung bes pellationsrichters anſchließen 
müſſen, nad welcher auch für Fälle ber vor= 
liegenden Art ber 8 47 bie Norm der Entſchei⸗ 
dung abgeben fol. Zunäcft berechtigt der allge- 
—— nen an zer —— 
enn Hinterſaſſen mehrerer n zu 
einem Schulbezirke gehören, 
in feiner Weife dazu: darunter nur Privatguts- 
erren zu verjtehen, ben Fiscus aber, ala Guts⸗ 
eren in den Domänendörjern aber auszuſchließen. 
— Es läßt fi fehr wohl denten, daß der Fiscus 
bei Förderung bes Schuiweſens fü leichierung 
ſeiner Hinterſaſſen ſich zur freien See bed 
Brennholzes verpflichtete; eine ſolche Laſt aber 
auch zu &unften der Einwohner in adligen Gütern 
auf die Königlichen Forften zu Übernehmen, dazu 
lag in der That fein genügender Grund vor, und 
ohne Weitered kann eine Liberalität von fo unbe 
ftimmter Tragweite ſchon nad) allgemeinen Rechts- 
ndfägen nicht vermuthet werben. Ganz ent- 
chieden ſprechen aber bie legißlativen Borarbeiten 
zu der Schulorbnung vom 11. December 1845 
gegen eine fo befchräntte Auslegung und Anwen⸗ 
dung des 8 47. Ueber bie fortbauernde Gültig⸗ 
teit der erwähnten principia regulativa vom 
30. Juli 1736 waren Zweifel entftanden; bie in⸗ 
terimiſtiſche Verordnung vom 30. Rovember 1840 
(Geſ.⸗Samml. 1841 ©. 11) fegte num zwar feſt, 
daß diefelben werbindende Kraft Hätten, und auch 
fo lange behalten follten, bis etwa durch die ver- 
heißene Schulordnung eine andere allgemeine Ein- 
richtung für das Landſchulweſen getroffen fein 
würbe; fie regulirte aber and) einige andere ums 
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beftimmt gebliebene ragen und fchrieb, infoweit 
es bier darauf anlommt, insbefondere vor: 

85. Wenn Domänen-Einfafjen mit Einfaffen 
folder Dörfer, welche Privaten oder Communen 
gehören, zu einer Schulfocietät verbunden find, 
gitt die Regel, daß die Societätd- und Patronats⸗ 
aften, fofern nit dur die Schuleinrichtungs- 
protocolle und anderweite Urkunden ober durch 
verjährtes Herlommen etwas Anderes feſtgeſtelli 
ift, von den verbundenen Eingefefienen und Do- 
minien gemeinſchaftlich getragen werben müſſen. 

8 7. Die verbundenen Dominien tragen zu den 
gemeinſchaftlichen Patronatslaften nad der Zahl 
der Haudhaltungen ihrer Hinterfaffen bei, wogegen 
fie die Patronatsrechte gemeiniaftlih ausüben. 
Die Vertheilung der Societätslaften ift nad) dem 
Herlommen zu bewirken. 

Die Verordnung vom 30. November 1840 Hatte 
aljo den Fall, wie er bier vorliegt, — daß näm- 
lih Domäneneinfaffen mit Einfafen eines abeligen 
Gutes zu Einer Schulfocieät verbunden feien, — 
ausdrüdlich vorgefehen und für einen folhen Fall 
bereit3 als Regel vorgefchrieben, daß alsdann die 
Patronatälaften von ben verbundenen Dominien 
emeinihaftlih und zwar nad der Zahl ber 

aushaltungen ihrer Hinterfaffen getragen werden 
follten. Einen ſolchen verhältnigmäßigen Untheil 
zu dem im Jahre 1859 auf 10%. after feit- 
gefegten Brennholgbedarf der katholiſchen Schule 
in Q. mit 7%ıs Klafter Herzugeben, tft Fiscus 
bereit ; er beftreitet aber, zur alleinigen Gewährung 
des ganzen Brennbedarfs verpflichtet zu fein. Mit 
dem Beitpuntte ber Anwendbarkeit der Schulord- 
nung vom 11. December 1845 finb die prineipia 
regulativa und bie Verordnung vom 30. Novem⸗ 
ber 1840 formell freilich außer Kraft getreten; — 
8 72. — Der $ 52 des dem neunten Preußiichen 
Provinziallandtage vorgelegten Entwurfs einer 
allgemeinen Schulordnung für Die Elementarſchulen 
ber Provinz Preußen, der dem oft gedachten 
8 47 ber Schulorbnung vom 11. December 1845 
weſentlich entſprach, wird aber in den Motiven — 
©. 48 — geradezu mit den Worten gerechtfertigt: 

Der $ 52 giebt den $ 7 der Berorbnung 
vom 30. November 1840 in erweiterter Aus- 
dehnung auf alle Gutsherrichaften wieder. 

Weit entjernt alſo davon, durch ben $ 47 der 
Schulordnung eine Beitimmung zu treffen, welche 
nur für die Combination mehrerer Privatortichaften 
zu Einer Schule Geltung haben, den in der Ber- 
ordnung vom 30. November 1840 bereit jpeciell 
vorgefehenen Fall, daß PDomäneneinfaflen mit 
Eirlaffen adliger Dörfer zu einer Schulfocietät 
verbunden wären, aber ausſchließen follte, wollte 
der Gejeggeber in dem $ 47 vielmehr eine allge 
meine Regel aufftellen, die baher auch Hier voll- 
tommen Unwendung findet. Freilich ſteht im 
egenwärtigen Proceffe dem Fiscus nicht der Be— 
iger von adlig D. als 2ter Gutsherr des Sur 
bezirks gegenüber, fondern bie vorliegende Klage 
ift von dem Vorſtande der katholiſchen Schule zu 
D. erhoben und es kann daher felbftverftändti 
im vorliegenden Procefje und unter ben jeßt 
ftreitenden Theilen mit rechtlicher Wirkung nicht 
erörtert und entjchieden werden, ob etwa der Guts— 
herr von O. herlömmlih — 846 — verpflichtet 
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fein möchte, die auf die 10 Haushaltungen in adlig 
D. treffenden 3 Klafter weiches Klobenholz zum 
Brennbedarf der genannten Schule jährlich her⸗ 
ugeben. Ein foldes beſonderes lagen in 
jetreff des Beſihers von adlig D. iſt aber auch in 
der That von feiner Seite behauptet, und es 
würde für die in zweiter Inftanz ausgefprochene 
Abweifung des Kläger3 mit feinem Slageantrage: 
den Berklagten zur unentgeltlihen alleini= 
gen Gemährung des für die Schule in D. 
erforderlichen Brennmateriald nad Maßgabe 
des $ 45 Nr. 5 und 6 ber Schulorbnung 
vom 11. December 1845 für fehuldig zu er— 
tennen, 
volllommen ausreihen, wenn anzunehmen, daß 
dem Fiscus eine derartige ausſchließliche Ver— 
pflihtung, — wenigſtens nad) dem Geſehe, — nicht 
obliegt. Dies ift aber in dem Vorftehenden nach⸗ 
gewieſen, und infomweit det der Apellationsrichter 
bie allegirten 88 der Schulordnung keineswegs 
verlegt. 

Beiteht nun eine herkömmliche Verpflichtung 
des Gutöheren von ablig D.: das nöthige Schul- 
brennholz neben dem Fiscus verhältnigmäßig nad) 
der Zahl ber Sausfaltungen in dem Domänen- 
borfe DO. (26) und in dem adligen Gute DO. (10) 
Derqugeben, en fo folgt daraus keineswegs ohne 

jeiteres, wie Implorani vermeint, daß nunmehr 
der Fiscus auch dies Deficit deden, alfo das ge— 
ſammte Brennmaterial gewähren müffe, ſondern 
e3 tritt dann, dem Grundprincipe des $ 39 ent- 
ſprechend, die Hegel ein, daß die Ortögemeinde 
tefp. die Ortſchaft ablig Q. neben den anderen 
Mitteln zur Unterhaltung der Schule auch das 
übrige Brennmaterial aufzubringen und zu be 
haften Hat. Daß übrigens der oben ertrahirte 
Schlußpaſſus des $ 54 der Schulorbnung feine 
felbftändige und abjolute Vorſchrift enthält, 
fondern nur beftimmt, baß bei nöthigen Schul⸗ 
erweiterungen für das erweiterte Bedürfniß die 
88 44—47 ebenmäßig maßgebend fein jollten, tft 
bereitö in dem, aud) von dem zweiten Richter 
allegirten Präjudicate vom 19. Januar 1855 — 
Archiv für Rechtsf. Bo. 16 ©. 190 — anges 
nommen und ausgeführt worden. Sonach ftellt 
ſich die erfte Beſchwerde des Imploranten als 
unbegründet bar. 

Bedenklicher erſcheint allerdings die zweite Be⸗ 
ſchwerde deffelben. Nah 8 47 a. a. D. fol es 
nur al3 Regel gelten, daß die den Gutsherren 
nad $ 44 und 45 obliegenden Verpflichtungen 
von den Erfteren nad) der Bası der Hauspaltungen 
ihrer Hinterfaffen gemeinfchaftlich getragen werden, 
e3 kann alfo auch und fol wenigſtens aud) eine 
Ausnahme eintreten, fofern durch Herlommen ein 
Anderes feftgeftellt ift. Ein ſolches, den Fiscus 
ausſchließlich zur Gewährung des ganzen Brenn⸗ 
bedarf verpflichtendes Herfommen hat der Kläger 
nun event. aud) behauptet, und zu bem Ende in 
der Klage Bi. 1 wörtlich bemerkt: 

Dad zur Erheizung der Schulftube und zur 
Betreitung des Brennbedarfs ded Lehrers 
erforderliche Holz tft jeit unvordenklicher Zeit 
und mindeſtens Ir dem Jahre 1817 aus 
der Königlichen Forſt vom Verklagten auf 
Erfordern ded Klägers gewährt worden. 
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In der That Hat der Verflagte denn auch als 
richtig eingeräumt, daß er zum Brennmaterial 
der genannten Schule von 1817 bis 1842 jährlü 
24 Ger Reiferholz, von 1842 bis 1849 jährli 
36 Fuder Meiferhol; und von 1849 bis 1: 
jährlich 9 Klafter weiches Klobenhol; aus der 
Königlichen Forſt verabreicht habe. Deſſenungeachtet 
nimmt der Appellationsrichter an: der Kläger 
babe den Ausnahmefall des 8 47: daß nämlid 
Fiscus durch Herkommen verpflichtet fei, ben 
ganzen Brennholzbedarf für die Schule Herzugeben, 
sit erwiefen, da nur feititehe, daß er in einer 
Reihe von Jahren 9 Kiafter gegeben und da jegt 
bei eiterung ber Schule 10'/s (eigentlich 109.5) 
Klafter verlangt würden, fo würde, wenn ein 
Herkommen ſich gebildet hätte, die alſo nur das 
beſtimmte Quantum von 9 Slafter betreffen. 

Der Jmplorant meint zunächſt: judex a quo 
verftoße durch die obige Annahme gegen den 
Bortinhalt der Klage [$ 5 Nr. 10b der Verord⸗ 
nung vom 14. December 1833]. Diefer Vorwurf 
erſcheint indefjen verfehlt; der Appellationsrichter 
giebt in der extrahirten Stelle feiner Urteldgründe 
gar nicht den Inhalt der Klage wieder, fondern 
er legt feiner Entſcheidung nur zum Grunde, was 
wirklich feitfteht, und infofern kommt in Betracht, 
daß Fiscus befiritten, daß die gedachten Holzforten 
auf Erfordern des Klägers gewährt feien, daß 
derfelbe den Nachweis darüber vermißt, daß bie 
Quantität Brennholz, welche er für die katholiſche 
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Bebarf der Schule gededt babe, und daß ber 
iscus endlich eingetmandt tte: das gebadhte 
olz Habe er Lediglich in Erfüllung feiner, ihm 

nad) den damals geltenden principiis regulativis 

obliegenden gefepliihen Verbindlichkeit gewährt, 
daraus könne alfo fein Herfommen abgeleitet 

werden. — Bergl. Archiv für Rechtsf. Bd. 36 

©. 93. Eventuell macht Implorant dem vorigen 

Richter eine Omiffion [nad $ 5 Nr. 108 a. a. D., 

fowie nach Artikel III Nr. 4 der Declaration vom 

6. Aprif 1839) zum — indem er die auf⸗ 

geſtellte Behauptung in der Klage und den dafür 

angerufenen Beweis unermähnt gelaffen. Indefjen 
auch diefe Rüge ift nicht begründet: judex a quo 
beginnt Ir rtelögründe nicht blos mit einer 

Bezugnahme auf die vollftändige Darftellung 

des Ga ersättnifjes im erften Erkenntniſſe, fon= 

bern er tHeilt auch in feinem eigenen Urtel jelbft 

mit: Fiscus Habe während 25 Jahre (1817 618 1842) 

6 Klafter (= 24 Fuder Sprat- und Leſeholz) und 

während ber nädjiten 20 Jahre 9 Klafter Klobens 

bot (= 36 dergl. Fuder) jährlich gegegeben; es 

mn alfo nicht jüglich gejagt werben: er babe bie 
behauptete Thatſache in den Urtelögründen gar 
nit erwähnt. Es find mehr materielle Ruͤck⸗ 
fihten, aus welchen der vorige Richter den Aus- 
nahmefall des $ 471. c., daß nämlich der Fiscus 
durch Herkommen verpflichtet fei, den ganzen 

Brennholgbedarf für die Schule herzugeben, nicht 
für erwieſen anfieht. Bleibt a hiernad bie 
nnahme des Appellationsrichters: daß ein Her- 

lommen, wie es der Kläger behauptet, nicht dar⸗ 
ethan jei, ala mit Erfolg nicht angegriffen, uner- 

fhüttert ftehen und aud für die gegenwärtige 

Beurtheilung maßgebend, fo iſt ſchon bamit bie 
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ausgeſprochene Abweiſung gerechtfertigt, ohne daß 
es noch weſentlich auf den hinzugefügten eventuellen 
Rebengrund: 
wenn fi ein Herlommen gebildet hätte, jo 
würde dies nur das beftimmte Duantum von 
9 Klaftern betreffen, 
ankommt; es bedarf mithin auch nicht nothwendig 
einer naheren Prüfung der allein hiergegen ges 
richteten legten Angriffe des Imploranten: judex 
a quo verlege damit den $ 54 ber Schulordnung 
und verfenne bie Natur und den wejentlichen 
Charakter einer Obfervanz. 
iernah war die tigkeitsbeſchwerde als 


unl gründet auf Koften des loranten zurüd- 
zuwelſen. 

Ausgefertigt unter Siegel und Unterſchrift des 
Koöniglichen Obertribunals. 


Berlin, den 11. März 1864. 
1983.) Uhden. 
218. 

Ew. Wohlgeboren erwidere ih auf die Wor- 
ftellung vom 11. d. M., daß = die Anorbnung 
der Königlichen Regierung zu R., nad welder 
der Mehrbedarf an Brennholz für die Schule zu 
N. nach der Zahl der Haushaltungen auf die zur 
Schule gehörigen Ortſchaften zu vertheilen, und 
der auf D. fallende Antheil von den Dominial- 
Einfaffen, und im Unvermögensfall von ber 
Grundherrſchaft zu Kiefern tft, nicht mißbilligen 
ann. 


Der $ 45 der Schulordnung vom 11. December 
1845 trifft Beftimmungen für den Fall, daß zu 
einer Schule nur Domänendörfer gehören. Daß 
die Holzdeputate für Schulbezirke, die nicht aus— 
Ihliegiih Domänen - Ortfhaften umfafien, vom 
Domänen-Fiecus allein getragen werden follen, 
ift in der Schulorbnung mit Haren Worten nicht 
ausgeſprechen. Won der Domänen-Verwaltung 
wird eine derartige Verpflichtung in Abrede ge 
ftelt. Die Entſcheidung diefer zwifchen dem $. 
mãnen⸗Fiseus und den Hinterjaffen der Privat⸗ 
Gutsherren ftreitigen Frage gebührt dem Richter.*) 
Bis zur Entfcheidung biefer Frage im Rechts—⸗ 


en) tann die Schulverwaltung wegen Gewäh⸗ 
rung bed erforberlichen Holzes nur an bie 
Gemeinden halten, welden in Gemäßheit der 


8 39 40 ber ulordnung die Beihaffung der 
Fin zur nern ber Schule a as 
Berjagren ber Königlichen Regierung zu N. ift 
biernach gerechtfertigt. 

tember 1860. 


Berlin, den 29. . 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
tage: Lehnert. 


In Au 
« 


m 
ben Rittergutöbefiger Herrn N. zu R. (in ber 
en 
21b. 


In der —— ——— 
des Gutsbeſitzers N. zu G., Klägers und Me- 
viſionsklägers, 
wider 
den Koniglichen Forſtfiscus, vertreten durch 


*) of. 5 303. 
**) of. vorftehend. 
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die Königliche Regierung, Abtheilung für 

directe Steuern, Domänen und Forften, ſowie 

die AbtHeilung für Kirhen- und Schulweien, 

u —— i. Pr., Beklagten und Reviſions⸗ 

eklagten, 
bat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erſter 
Senat, in feiner Sigung vom 4. Februar 1885 
für Recht erkannt, 

daß auf die Reviſion bes Klägerd die Ent- 
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes zu Königs⸗ 
berg — vom 3. Mai 1884 zu beſtätigen 
und die Koſten der Reviſionsinſtanz, unter 
Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenjtandes 
auf 8U0 ML, dem Kläger zur Laft zu legen. 

Bon Rechts Wegen. 


Gründe 


Gegen das vorgedadhte, ben Thatbeitand ers 
gebende Berufungsurtheil hat Kläger die Revifion 
eingelegt mit dem Untrage: 

unter Aufhebung ded angefochtenen Erkennt 
niſſes die Entfheidung des Kreisausſchuſſes 
uud vom 5. Februar 1884 wieberherzu- 
tellen. 

—8 wirft dem Vorderrichter unter Wieder⸗ 
holung feiner desfallſigen Rechtsausſührungen 
unrichtige Anwendung ber —— für die 
zei Preußen vom 11. December 1845 (Geſetz⸗ 

ammlung 1846 Seite 1 ff.) vor unb behauptet 
unter Bezugnahme auf die Mcten der Königlichen 
Regierung und die älteften Dotationspläne, daß 
die Schule in R. vom Landeöheren gegründet und 
mit Holz ausdrücklich botirt fet. 

Der Bellagte beantragt Verwerfung der Revifion. 

Von der Königlihen Regierung zu Königsberg 
find die Acten, betreffend die Schule in R, ein= 

efordert und im Termine zur münblichen Ber- 
dlung, in welchem der Kläger vertreten war, 
vorgelegt worden. 

Aus denfelben ift Folgendes conftatirt worden. 

Nah dem Protocolle über die Errichtung ber 
für das Kirchſpiel St. L. erforderlihen Schulen 
vom 11. Januar 1738 war die dritte Schule im 
Königlichen Fiſcherdorfe R. zu erbauen. Derfelben 
wurden zugewiejen : 


R. mit U Hufen, 2 köllmiſchen, 16 bäuerl. Kind., 
® „0.0. 4m 
6. „Au 0 m 2 ” 
ee —— 1: Pr 
% 9 Om 10. ” 
83 nn 00m 6 D 
& „O0 „0 „ 1» n 
2 0 


Wegen bed Holzes ward beftimmt: 

„20 Fuder Brennholz geben fümmiliche 
Dörfer aus eigener Holzung, allenfalls ift 
ſolches zu affigniren auf des Oberjägers Abt 
Beritt." 

Wegen Einführnng der Schulordnung vom 
11. December 1845 it von dem Domänenamte F. 
mit den Interefienten am 11. September 1848 
verhandelt. Nach diefer Verhandlung gehörte zur 
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<. das Dorf 2, 

d. das Dorf K., 

e. das Dorf ©, 

£. das Chatoulgut Sch. 

Bei Fefiftellung des Batronates wird bemerkt: 
Da —— rtſchaften der Societät 
Königlich fin, fo ift das Patronat unzweifels 


öniglich. 
er eisen des Lehrers werben aufs 


A den 
geführt: 
„10 Alaftern Holz”. 
: Ein riet hierüber enthält die Verhand⸗ 
ung nidt. 

In ben älteren Dotationsplänen findet fi fol- 
gende Beſtimmung: 

Das Brennholz ift im Januar jeden Jahres 








Ki Voraus aus ber Königlichen Forſt zu 
ern. 

Der unterm 24. September 1883 beſtätigte 
Nachtrag fieht die Verpflichtung des Fiscus zur 
Lieferung des Holzes nur für die Domänendörfer 
N, 8, S. und 2. M Haushaltungen) vor, nicht 
für G. (17 Haushaltungen) und für Sch. (fünf 
Haushaltungen). 

Bei diefem Sachverhalte war, wie geſchehen, zu 
erfennen. 

Der 8 45 der Schulordnung legt dem Fiscus 
für bie len in den Domänenbörfern bejondere 
Verbindlichteiten auf. Dabei ift vorausgeſetzt, 
daß zur Schule nur ein oder mehrere Domänen 
börfer gehören. Sind zu einer Schule außer Do= 
mänendörfern noch andere Gemeinden und Ort» 
ſchaften gelegt, fo tritt die Regel der 88 39, AO 
ein, wonad) den ſämmtlichen Gemeinden und Ort- 
ſchaften die Unterhaltung der Schule obliegt und 
der Antheil einer jeden, wenn nicht Verträge oder 
andere befondere Mechtstitel ein Anderes be= 
ftimmen, nad) der Zahl der Haudhaltungen ſich 
bemißt. Fiscus hat alsdann nur den auf feine 
Domänendörfer fallenden Theil des Brennmates 
rials zu leiften, wie dies in dem Erfenntnifie des 
Ober⸗Tribunals vom 11. März 1864, auf welches 
Bezug — wird, überzeugend dargelegt iſt 
Entſcheldungen des Königli Ober⸗Tribunals 

janb 53 Seite 233 ff. 

Nach $ 38 behält es bei Selftungen, die auf 
befonderen Stiftungen oder befonderen 
Rechtstiteln beruhen, fein Bewenden. Daß die 
Hofzlieferung bed Fiscus im vorliegenden Falle 
auf einer befonberen Stiftung ober einem bejon= 
deren Rechtötitel beruhe, tft vom Kläger nicht dar⸗ 
getan, tnsbefondere ergiebt ſich dies nicht aus 

en vorgelegten Acten, deren Inhalt oben mitge 
theilt iſt. Die principia regulativa find durch 
8 72 der Schulordnung aufgehoben. — Ans ihnen 
fann daher eine Verpflichtung nicht mehr berger 
leitet werben. Das Herfommen aber tft fein 
fonderer Rechtstitel (Erkenntniß des Ober-Tribu= 
nald vom 11. Juli 1873, Entigeidungen Bd. 70 
Seite 334 ff.)) Es kann deshalb unerörtert 
bleiben, ob auf Grund der principia tiva 
ih überhaupt ein Herfommen bilden konnte (Ent- 

—5 — des Reichsgerichtes vom 8. October 1383 
Ugemeines Kirchenblatt für das evangelifche 


®) Borfichenb Rr. 21. 
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Deutihland, Stuttgart 1885 Seite 2). Anlangend 
aber ben Schlußſaß des $ 38, fo foricht derfeibe 
nit, wie Mäger annimmt, von dem Schul: 
patren, fondern „von dem Kirchen patron und 
den Eingepfarzten.“ 

Auch irrt lägen, wenn er annimmt, daß Guts⸗ 
* und Grundherr, gutsherrliche und grund⸗ 
errliche Laſten gleichbedeutend ſeien. Gutsherr 
und Grundherr Am in der Schulorbnung zwei 
von einander ftreng geigiebene Begriffe. on 
bem Gutsherrn handeln die 88 44—48. Ihre 
Zeiftungen find, weil fie auf der obrigkeitlichen 
Stellung der Gutsherrſchaft beruhen, von dem 
Vermögen oder Unvermögen ber Hinterjaffen durch⸗ 
aus unabhängig. Sie treffen den Guisherrn per⸗ 
ſönlich. Er kann fie nicht auf andere abwälzen. 
Dagegen find die Verpflichtungen des Grundheren 
nad) den 88 55, 65 ſteis nur fubfidiäre (Erkennt 
niß des Königlichen Ober-Tribunals vom 8. Fer 
bruar 1861, Entſcheidungen Band 45 ©. 325)*). 
Derfelbe hat nur einzutreten, wenn und foweit 
die Principal-Berpflichteten, die Anwohner, zur 
Tragung der Schullaft nicht fähig find. Er hat 
bie desfallfigen Koften, wie der $ 56 ausbrüdlich 
befagt, zu tragen, „wie die Koften ber Armen- 
pflege“. Wie die Gemeinde, der gegenüber ber 
Gutsherr die Leiftungen aus 88 44—48 v er⸗ 
füllen hat, ſelbſt auflommen muß für die Ge— 
meindemitglieber, welche ihren ſchuldigen Gemeinde⸗ 
beitrag nicht aufbringen fönnen, fo ga der Grund⸗ 
herr für die Anwohner auf feinem Vorwerkslande 


utreten. 
wre get der Vorderrichter mit Recht ben 
auf G. fallenden, nad} der Zahl der Haushaltungen 
berechneten Antheil an dem Brennmateriale 
die le in R. für eine grundherrliche Kaft, 
welche von den Anwohnern und in subsidio von 
dem Kläger als Grundherrn zu tragen iſt, erfannt 
und den diseus nicht für verpflichtet erachtet, biefe 
Laft für G. zu übernehmen. 

as fi chi die Berleifungs - Urkunde vom 
7. Juli 1629 betrifft, fo muB dem Vorderrichter 
auch darin beigetreten werden, daß durch biefelbe 
dem Befiger von ©. die Freiheit von Societätd- 


und Communallaften nicht veiliel worden ift. 
D.8.@. I 136. f . UN 


210. Die Verpflichtung des Fiscus zur Gewäh- 
zung des Brennpolzes für Schulen in den Do- 
mänendörfern erftzett fi auf alle Ortichaften 
im Domaninm, ohne Unterſchied, ob diejelben 
eine ländliche Gemeindeverfafiung haben 
oder nicht. 
In der Verwaltungsſtreitſache 
des Königlichen SE, vertreten buch 
die Königliche Regierung, Wbtheilung für 
direfte Steuern, Domänen und Forſten, zu 
Danzig, Beklagten ee Revifionsklägers, 


wider 
den Schulvorftand zu Engleröhütte, Kläger 
und Revifionsbeklagten, 
at das Königliche Oberverwaltungdgericht, Exfter 
enat, in feiner Sigung vom 1. Mai 1885 für 
Recht erkannt, f 
daß auf bie Reviſion des Beklagten bie Ent- 


*) Oben 5 274 Rr. 3, 
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ſcheidung des Bezirksausſchuſſes zu Danzig 
vom 25. Oftober 1884 aufrecht zu erhalten, 
der Werth des Streitgegenftandes auf 409 M. 
50 Pf. feitzufegen, die baaren Auslagen bes 
Verfahrens und des Klägers in der Rebiſions⸗ 
inftanz dem Beklagten zur Laft zu legen, im 
Uebrigen aber die Koften biefer Inftanz außer 
Anfag zu laſſen. 


Gründe. 


Gegen das vorgebachte, den Thatbeftand er- 
jenn Verufungsurtheil hat ber Bellagte bie 
evifion mit dem Antrage eingelegt: 
unter Abänderung der Borentlheldungen ben 
Fiscus als nicht beepftictet zu erkennen, für 
die —5 €. das Brennmaierial der Schule 
ern. 


in & zu fi 
Er behauptet erlegung ber 8 46, 54 der 
Schulordnung vom 11. Dezember 1845 dur un= 
richtige, ber $$ 38, 39, 55 derfelben durch Nichte 
Anwendung und führt, indem er anerkennt, daß 
€. Trennftüd eines fiscalifchen Gutsbezirkes tft, 
namentlid auß, ba der $ 45 von den Schulen 
in den Domänendörfern, wo Fiscus Gutsherr, 
der 8 46 von den Schulen in adligen Gütern, 
wo im Gegenfage zum Fiscus adlige Gutsherren 
vorhanden „ und ber $ 47 von denjenigen 
Schulen handele, wo der Fiscus mit adligen Guts⸗ 
jerren concurirt, wo aljo zu einem ulbezirke 
omänendörfer und adlige Gutsbezirke gehören 
und daß nach dieſer Anlage des Geſetzes ber 8 46 
niemals auf den Fiscus als Gutsherrn angewandt 
werden Aller = A Beftäti : 

Der jer beantragt dagegen Betätigung der 
angefochtenen Entſcheidung. Er macht geltend, 
vb die Schule ihren Sig in P., alfo in einem 
Domänenborfe, habe und nur einftweilen in €. 
untergebracht jei, event. hält er da8 Herlommen 
für entjcheidend, da ber 8 46 der Schulordnung 
aud auf den Fiscas Anwendung finden müſſe. 

In dem Termine zur münblihen Verhandlung 
vor dem unterzeichneten Gerichtshofe tft von dem 
Vertreter des Kläger auf bie Matrifel vom 
o——— 1 er werpunkt gelegt worden, 
el. 1877 der Sch ft gelegt morbei 
ba biefe ald ein Vertrag anzufehen fei, dem Fiscus 
durch die erfolgte Beitätigung berfelben ſeitens der 
Königlichen Regierung beigetreten jet. 

Bei diefer Sachlage war, wie gejchehen, zu er⸗ 
tennen. 

Was zunächſt die Legitimation der Parteien 
betrifft, 5 ift der Schulvorftand nicht zur Ver⸗ 
tretung des Schulverbandes, der zur Schule ge- 
örigen @emeinden und — berufen. 
hm liegt nad) $ 32 der Schulorbnung nur ob, 
die Schule in Proceffen zu vertreten.‘ Um 
ein Recht der Schule aber Handelt es ſich im 
egenmwärtigen Rechtsſtreite. Es ift baher ber 

ulvorftand mit Recht als Riäger aufgetreten, 
und muß berfelbe als activ Iegitimirt angefehen 
werden, während bie Balliv » Legitimation der 
Fiscus keinein Zweifel unterliegen kann. Da 
hiernach als Kläger nicht fowohl der Schul: 
verband, wie vom Borberrichter angenommen 
ift, als vielmehr der Schulvorftand in Ber- 


*) of. unten 8 919. 
46* 
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tretung der Schule zu gelten Hat, fo 
mußte dad Rubrum dementſprechend berichtigt 
werden. 

Vorweg ijt ferner darauf hinzumeifen, daß bie 
Schulmairikeln, wie died bereits von dem Vorder⸗ 
richter dargelegt ift, fein neues Recht fchaffen, 
fondern nur die beitehenden Rechtsverhältniſſe zu 
conftatiren Haben (vergl. —— des Ober⸗ 
verwaltungsgerichtes Band IV Seite 191, 210).) 
Die Matrikeln haben daher an ſich nicht den 
Charakter von Verträgen, nod erhalten fie den= 
felben für den Fiscus durch Beltätigung der 
Schulaufſichtsbehörde, wohl aber können die Feft- 
fegungen der Matrikel auf Verträgen beruhen 
und find diefe Fejtiegungen dann maßgebend, 
foweit die Verträge maßgebend und rechtäverbind- 
lid find. Daß die Feſtſehungen der Matrifel vom 


7. Auguft h 
18. Daoer 1877 wegen Lieferung des Schulgolzes 


von Seiten des Fiscus auf früheren Verträgen 
oder befonderen Rechtstiteln beruhen, iſt vom 
Kläger ſelbſt nicht behauptet. Die Entſcheidung 
der vorliegenden Streitfrage fann demnach 
nit als durch die genannte Matrikel erfolgt 
angefjehen werden, fondern ift aus den Beſtim⸗ 
mungen ber Scäulordnung vom 11. December 
1845 „von der Unterhaltung ber Elementarjchulen” 
zu fhöpfen. 

Der $ 45 derjelben handelt von den Schulen 
„in den Domänendörfern“. Der Borderrichter, 
ih den Ausführungen in Schulz, Schulorbnung 

ir die Elementarfaufen der Provinzen Oft und 
Weftpreußen vom 11. December 1845 Geite 536 
anjchliegend, will unter Domänendörfern nur die⸗ 
jenigen Ortſchaften mit ländliher Gemeinde— 
verfaffung verftanden wiſſen, in welchen dem 
Fiscus die gutsherrlid-obrigkeitlichen Rechte zus 
ftehen. Dem kann nicht beigetreten werden. Das 
Wort „Dorf“ ift nicht gleichbedeutend mit „Ge⸗ 
meinde”. Dorf bedeutet Pprasgtich einen ländlichen 
Wohnplatz, einen Complex von Wohnhäufern auf 
dem platten Lande, im engeren Sinne die zuſam⸗ 
mengebauten Gehöfte im Gegenſatz zu ben be- 
wohnten Außentheilen einer und berjelben Ort⸗ 
ſchaft (Grimm, Wörterbud Seite 1276). In 
Dftpreußen wird nicht nur ber Theil einer Ortfchaft, 
in weldem die chemaligen unterthänigen Bauern 
wohnen, fondern auch berjenige Theil eines Gutes, 
in bem die Inſtleute, Wrbeiter 2c. bed Gutes 
wohnen, „Dorf“ genannt, fo daß die Be— 
zeihnung „Gut“ nur angewandt wird auf das 
Bei her Haus und die Wirthſchaftsgebäude 





Bericht der Regierung zu Gumbinnen an den 
nterrichtäminifter vom 26. Februar 1884 — 
2. 0. 201 er; In Neuvorpommern bezeichnet 
man mit Dorf im engeren Sinne den Wohnplag 
der herrſchaftlichen Kathenleute 2c. im Gegenſatze 
um Bofe, dem Wohnfige bes ie und zu 
en Wirthichaftsgebäuden, mit Dorf im weiteren 
Sinne jede Ortſchaft, in welcher mehrere Wirth- 
ſchaftshöfe vorhanden find. Es wird daher dort 
aud ein Gut — ein felbftändiger Gutsbezirk — 
Dorf genannt, wenn das But in mehrere Pacht⸗ 
höfe gelegt ift (vergl. Amtliche Bekanntmachung 


*) Unten $ 318 Rr. 1, of. $ 274 Rr. da, 
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der Königlihen Regierung zu Stralfund vom 
2. October 1866, Gemeinde und Gutsbezirke des 
Kreifes Greifswald betreffend, Kreisanzeiger für 
die Kreiſe Greifswald und Grimmen pro 1866 
Seite 371 M Das Allgemeine Landrecht handelt 
im Theil II Titel 7 Abfcnitt 2: „Won Dorf- 
emeinden* und fpridt im $ 18 von den 
efigern der in einem Dorfe oder deſſen Feldmark 
gelegenen bäuerlihen G@runditüde, welche bie 
orfgemeinde audmaden. Unter Dorf ift 
alfo aud) Hier der Wohnplag und Zubehör ver- 
ftanden. 8 Landreht bat auch nicht den 
Dörfern, fondern den Dorfgemeinden, d. h. den 
ländlihen Ortſchaften, welche bereits beim Er— 
ſcheinen des Landrechtes ein Gemeindeleben führten, 
im Gemeindeverbande lebten, Corporationsrechte 
verliehen (Entſcheidungen des Oberverwaltungd> 
erichis Band VII Geite 201, 205, Band 

ite 93). Daß nad dem Landrechte die Begriffe 
von Dörfern und Dorjgemeinden fi deden, kann 
hiernach nicht behauptet werden. Das Geſetz vom 
31. December 1842 (Gefeh-Samml. 1843 Seite 8) 
ſpricht daher völlig correct nit von „Dörfern“, 
fondern von „Gemeinden“, Rittergütern und Do— 
mänen, welche ſich nicht im Gemeindeverbande 
befinden, von einzelnen Befigungen, welche weder 
zu einer Gemeinde gehören, noch. auf Trennftüden 
von Domänen ober Rttergütern angelegt find. 
Auch fonft wird in den @ejegen nirgends das 
Wort „Dorf“ als gleichbedeutend mit „Öemeinde*“ 
gebraudt. In dem $ 45 der Schulordnung würbe 
hiernach das Wort „Domänendorf“, dem ſprachlich 
das „adlige Dorf“ gegenüber zu ftellen ift, als 
Begelhmung einer Ortſchaft mit ländlicher Ge— 
meinbeverfafjung, deren Gutsherr der Fiscus ift, 
nur gelten können, wenn dies aus den Beſtim— 
mungen der Schulordnung jelbft zu entnehmen 
wäre oder wenn dies dem Rechtszuſtande vor 
Erlaß der Schulorbnung vom 11. December 1845 
entfpräde. Jener Rechtszuſtand ift eventuell für 
die Auslegung bes 8 45 maßgebend, weil biefe 
Beſtimmung nad) den Motiven des Gejehentwurfes 
bie Leiftungen, welche der Staat für die Schulen 
in den Domänendörfern in den prinoipiis - 
lativis freiwillig übernommen und in ber Ver⸗ 
ordnung vom 30. November 1840 wiederholt zu⸗ 
gefichert Hatte, erneuern fol, und weil es nad 
den Materialien zur Schulorbnung die beftimmt 
ausgefprochene und bis zum Schluffe feitgehaltene, 
in allen Stadien der Vorarbeiten von allen be= 
theiligt geweſenen Inftanzen anerlannte Abficht 
gewejen tft, durch den $ 45 eine Recapitulation 
der in ben principiis regulativis bezw. in ber 
Verorbnung vom 30. November 1840 begrünbeten 
Verpflichtungen des Fiscus zu geben ee 
Schulordnung Seite 527, dehlipt des Finanz⸗ 
miniſters vom 28. März 1864 — IL b. 1259 —, 
Ertenntniffe des Obertribunal® vom 411. März 
1864*°) und 29. April 1864 — Entſcheidungen 
Band 53 Nr. 30 und Band 51 Nr. 37). 

Die Schulordnung legt im 8 39 die Unterhal- 
tung ber Schule den Ortsgemeinden und 
ben fonft zur Schule gehörigen Ort— 
fhaften auf. Im 8 44, welder auch auf ben 


®) Worfichend Kr. 21. 


Beheizung der Schufftube und Lehrerwohnung. 8 310. Nr. 210. 


Domänenfiscus Anwendung findet, verpflichtet fie 
die Gutsherren bes Schulbezirfes, alfo nit 
die Gutsherren der zum Schulbezirke gehörigen 
Gemeinden, zur Hergabe des Bauholzes. Der 
8 47, welder nad den Vorarbeiten zur Schul: 
ordnung unb in Berüdfichtigung des früheren 
Rechtszuſtandes auf den Domänenfiscus gleichfalls 
mitzubeziehen ift und welcher ausdrücklich auf die 
88 44 und 45 hinweiſt, beftimmt für den Fall, 
wenn Hinterfaffen mehrerer Gutöherren zu 
einem Schulbezirte gehören, daß bie gutd- 
errlichen Leiftungen der Regel nach von den 

töherren nad) der Zahl der Haushaltungen 
ihrer Hinterfaffen gemeinſchaftlich zu tragen 
find. Zu den Hinterfaffen zählen aber nit nur 
die im Gemeinbeverbande Lebenden, fondern auch 
diejenigen, welche in Ortfchaften wohnen, bie feinen 
Gemeindebezirk bilden. Benn nun im Anſchluffe 
an & 44 ber 8 45 die befonberen Verpflichtungen 
des Fiscus für Schulen in den Domänendörfern 
aufzählt, fo muß angenommen werben, daß unter 
Schulen in den Domänendörfern Schulen für die 
Domänen-Hinterfaffen zu verftehen find, der 8 45 
alfo die Verpflichtungen des Fiscus tiebergiebt, 
welche bemfelben für ben Schulbezirk, infoweit der 
legtere zum Domanium gehört, obliegen. 

Bu bemfelben Ergebnifle gelangt man bei einem 
Burüdgeben auf den Rechtszuſtand vor dem Er- 
jafje der Schulorbnung vom 11. December 1845. 

Die principia regulativa vom 30. Jult 1736 
find, wie ber 8 19 derfelben ergiebt, nur für das 
Domanium erlaffen. Sie bezeichnen außer dem 
Fiscus und der Kirche als ſchulunterhaltungsver⸗ 
pflichtete: die affociirten Gemeinden (8 1), die 

meinden (3 3), die eingewibmeten Dorfſchaften 
($ 7), die Bauern des Diftrictes 8 8), die Köllmer, 
falls folde im Schulbezirke wohnen (8 14). Allen 
dieſen Einfaffen des Domintums gegenüber über- 
nimmt Fiscus die Hergabe des Holzes (88 2 und 3). 
Alle_diefe Einſaſſen bepreift dad Reſeript vom 
29. October 1741 (Schulz, Seite 5), wenn e8 von 
„Unferen Amtöbörfern” im Beoenlape von „ben 
adligen Dörfern“ ſpricht. Die principia regula- 
tiva find demnädjft durch das Rotificationspatent 
vom 28. September 1772 (von Rönne, Unter- 
richtsweſen Band I Seite 100, Schulz, Seite 16) 
in dem bier in Betracht kommenden Theile Weſt— 
preußens eingeführt mit der Maßgabe, da 
„babei auf jei Ortd rechtliche Gewohnheiten 
und Obfervanzen Rüdficht zu nehmen.“ Die 
principia regulativa find auch in ber That nie 
anber3 verftanden worden, ald dab Fiscus nach 
denjelben — fofern nicht Verträge oder Herkommen 
ein Anderes beftimmen — verpflichtet ift, das 
Schulbrennholz für alle feine Hinterfaffen unter- 
ſchledlos zu gewähren. 

Auch die Ferorbnun vom 30. November 1840 
Geſetz⸗ Samml. 1841 Seite 11) Hat diefen Rechts⸗ 
gufland zur Vorausſetzung und beftätigt denjelben, 
nbdem fie bei den Schulen Königlichen Patronats, 
fofern fi durch Verirag oder verjährtes Herkom⸗ 
men nicht eine abweichende Norm gebildet hat, die 
Hergabe des Holzes nach Mafgabe ber principia 
regulativa bem Fiscus auferlegt und, wenn 
Domänen-Einjaffen mit Einfaffen folder 
Dörfer, welche Privaten oder Eommunen gehören, 
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gu einer Schulfoctetät verbunden find, die ver- 
undenen Dominien verpflichtet, die Patro- 
natdlaften nad ber Zahl der Haushaltungen 
ihrer Hinterfafjen gemeinfhaftlih zu 
tragen. Es ift deshalb vor Erlaß der Schul- 
ordnung vom 11. December 1845 niemals ein 

meifel darüber geweſen, daß Fiscus für alle 

omanial⸗Einſaſſen ohne Unterfchied, ob die Ort- 
ſchaften, in denen fie wohnen, cine ländliche Ge— 
meinbeverfaffung haben oder nicht, das Schul- 
brennholz herzugeben habe. Und dieſen — 
hat der 45, welcher ausgeſprochenermaßen die 
beſtehenden Verpflichtungen des Fiscus nur re— 
capituliren will, während der $ 46 die Verpflich⸗ 
tung der „anderen“ Gutsherren, alfo der Guts— 
herren der fogenannten adligen Dörfer conjerviren 
fol, aufrecht erhalten. 

Hiernad) ift bie Auslegung, weldje der Vorber- 
tichter dem $ 45 giebt, eine unrichtige. Die 
Verpflichtung des Fiscus erftredt fi nad dem⸗ 
felben vielmehr auf alle Ortihaften im Domanium, 
mögen biefelben eine Gemeinde bilden oder nicht. 
Der Vorderrichter fehlt auch darin, daß er den 
8 46 auf den Domänenfiscu8 für anmendbar er= 
achtet, während derjelbe nad} feiner Stellung und 
den Worten „andere Gutsherren“ ent 
ſprechend, welche den Gegenjag zu dem im $ 45 
behandelten Domänenfiscus zum Ausdrucke brin- 
gen, nur als für Privatgutöherren, die Gutsherren 
der abligen Dörfer gegeben angefehen werben kann, 
wie Died von dem Reviſionskläger völlig über- 
zeugend dargethan iſt. 

ab E. eine domänenfiscaliſche Ortſchaft iſt, 
ſteht feſt und es iſt umfteeitig, daß Fiscus bisher 
für diefe Ortichaft dad Schulbrennholg 2c. geliefert 
bat. Dem Fiscus ftehen Vertrag und Herkom⸗ 
men nicht zur Seite. Er Tann ſich daher feiner 
geſetzlichen Berpflihtung, auch fernerhin für die 
Ortſchaft E dad Schulbrennholz zu liefern, nicht 
entziehen. 
er Fall ber $$ 54 ff. liegt hier nicht vor, da 
es fih nicht um einen vertraggmäßigen oder von 
der Königlichen Regierung auf eine beftimmte 
Reihe von Jahren angeordneten Anſchluß an eine 
benachbarte Schule handelt, die Ortihaft E. viel- 
mehr einen Theil des Schulbezirkes bildet. Ueber⸗ 
dies ift in den vorgedachten Paragraphen cine: 
Beftimmung darüber nicht zu finden, wer in dem 
gegebenen Falle dad Brennmaterial für die Schule 
u befhaffen hat. Iſt daffelbe nad) Geſetz oder 
erfommen von dem Gutöheren Herzugeben, fo 
mindern fi in gleicher Weife, wie dies bei der 
ſchulunterhaltungspflichtigen Gemeinde ftatt hat, die 
Schulunterhaltungdfoften, melde die Anwohner 
und in subsidio der Grundherr tragen müffen, 
um den Werth des Brennmateriald. Aus ben 
Beftimmungen über Aufbringung ber Schulunter- 
haltungstoften folgt demnad nichts Hinfichtlich 
etwaiger gutsherrlicher Leiftungen. 

Die Revifion erſcheint daher in fo fern begrün- 
det, als der Vorderrichter zu Unrecht den anderen 
Guisherren des 8 46 der Schulordnung den Fiscus 
beigezählt hat, die Vorentſcheidung war jedod 
deſſenungeachtet ihrem ganzen Inhalte nad aufs 
recht zu erhalten, weil die Verpflichtung bes Fiscus 
zur Hergabe des Brennholzes für die Ortſchaft E. 
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als in dem $ 45 ber Schulordnung begründet 
anzuertennen mwar.*) 

Schließlih mag bemerkt werden, daß die Be- 
haupiung bed Klägers, Schulort ea nit E., 
erft in der Reviſiondinſtanz aufgeftellt, alfo ver- 
fpätet, überdies auch unerheblich iſt. Es kommt 
hinſichtlich der Verpflichtungen des Fiscus nicht 
auf die örtliche Lage des Schulgebäudes an, fon= 
dern, wie aus ben obigen Ausführungen erhellt, 
darauf, ob der Schulbezirt ganz oder theilweiſe 

m Domanium gehört. Im erfteren Falle hat 
Kiocus das gejammte Brennholz herzugeben, im 
Tegteren alle nur infoweit, ald daffelbe die Ein- 
faffen des Domaniums trifft, in beiden Fällen |1 
jebod nur, wenn Verträge oder Herkommen nicht 
ein Anderes beftimmen. 

O.V.-G. Wr. L 492. 


Die Berichte der Königlichen Regierung vom 
1. Auguft und 10. October v. J. haben mir Ver- 
anlaffung gegeben, ſowohl die übrigen Königlichen 
Regierungen ald den Herrn Oberr$räftbenten der 
vortı en Provinz über die Frage hören, wie 

enjenigen Schulen, zu Beiden Domänen- 
— und abelige Ortſchaften gehören, der vom 
Fiscus nicht zu „gewärende Theil des Brennholz 
deputats aufzubringen ift. 

Der Herr Ober-Präfident und die Königlichen 
Regierungen zu N., N. und R. haben ſich über⸗ 
einfkimmend n Anfhluß an bie Ausführungen 
in dem Urtheil des Königlihen ObereTribunals 
in Saden bes tathotifden Schulvorſtandes zu D. 


of. Erfenntniß O.B.:G. L Bear vom $1. October 1886 
Ei 2 lat VII 101: Der ef bes Klägers (au 
©. in R.) iR feiner Zeit ms rn night zu 
ve aaftigen Rechten ausgethan. Derfelbe in neuerer 
Pe A einem felbftändigen Fr erhoi worden. 
‚geht daher ber Worberrii davon aus, ba Kläger 
* Sen — und ihm ie ige Lelftungen für bie Säule 
en. — — N. eine — it Dr: 
und es ift Shah 5 Miss 

als bis zum 1. Januar 1 für biefe 88 * 
Schulbrennholz in * — ben $ 46 der Sgulorbdi 
Rimmten Date Ein de iscus befreienbes pe 
kommen Kt her vor. Die 55 55 fi. der Schulorbrung 
[its ben ut dm den Fall Feine Anmenbung, ba biefelben 
Brennmateriald nicht Miöponicen. J 
Berzugeben, % —— —* ee ale der. 

je, wie 
—— Gemeinde Ratt die Säulunters 
— * han melde bie Anwohner und in subs. ber Srundherrt 


—*X 


möffen, * ben "Be bes_Brennmaterials. Aus ben 
Belimman en A Be Are 
figtlich etwaiger gutsberrlicher Beitungen. — — Rad dem Bade 
trage zur ulma für R. vom — beträgt ber 


00,5 obm Holz. Davon haben nad 55 45, 4i u 
ber Söuforbnung die Qutsherren 50,1 obm zu us und mar 
ber Qutsherr von R. für feine Öfnterfaffen 1 118, ver Pre für 
fine ‚Hinterfafien in R. 31,8, für die in R. 7 obm. Diefe 
obı iR ber —— dem Kläger aufer! De 
nad ben en Husfül en Dem Beklagten zur 2a| 
Meberfuß mit 10,4 Pr bie —** einen und bie ent 
ur Säule stehen, Di Tom es Met — ber 58.39, 
— Teiften. f R. zur zeit 
17 ob“ 8 he ante unabs 
gs — Pc vermindert fi je nachdem der 


bie 30 — a Iberfteigenbe Bebarf mehr ober weniger 

Bei einem Gtreite unter den Interefienten 
—— Ben: 
— ter ſchuldig die dem Kläger angefonnene Beifuna 


zu hen . 
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wider den Fiscus vom 11. März v. I.*) dahin 
ausgeſprochen, daß der vom Fiscus nicht ge 


währte U des Brennholzbedarfs nur von den 
abeligen ſchaften, nicht aber, wie die König- 
liche Regierung angenommen hat, von den ſämmi⸗ 


lichen zur Schule gehörigen Ortſchaften einſchließ⸗ 
li) der Domänendörfer aufzubringen fei. 

Die Königliche Regierung zu R. hat dabei noch 
beſonders bezeugt, daß hiernad; in ihrem Bezirk 
auch ſchon von her erfahren ſei. 

Dieſer U —— — ing kann auch ich mit Rückſicht 
auf die Entſcheidungsgründe des Königlichen 
er foiie. im Hinblid auf die Vor—⸗ 

— des 8 47 der Schulordnung vom 11. Der 
cember 1845, welche ertennen läßt, daß die Guts⸗ 

ren bei Zieferun ded Brennmateriald für die 

ulen nur ihre eigenen Hinterfaflen, nicht aber 
een anderer Gutöherren vertreten, nur 
ei ten. 

mgemäß regelt ſich das Berfahren in ben 
borauögefegten Fällen folgendermaßen : 

Bunächft ift der gefammte Bedarf an Brenn- 
material nad) den $ 40 und 47 es Schulord⸗ 
nung vom 11. December 1845 auf ſämmtliche 
zur Schule gehörigen Ortſchaften nad) der Zahl 
der Haushaltungen zu vertheilen, ber Anthe ber 
Domänendörfer jobann vom Fiscus zu ü h⸗ 
men, der Antheil der adeligen —ãA aber 
von jeder derſelben aufzubringen, ſoweit nicht die 
Privatgutsherren nad 8 46 a. a. D. dafür aufs 
utommen verpflichtet find. Es verfteht fi von 
—2 daß dieſe Regel da, wo beſondere Feſt⸗ 
ſehungen oder Obſervanzen. welche auch in Be— 
ziehung eg die eiftungen de3 Fiscus nad) dem 
befannten ntniß des Königlichen Dber-Tri- 
bunals vom 29. April v. I. in Sachen ber 
evangelifchen und mennonitifden Landbeſitzer zu 


%= |. wider den Fiscus**) für maßgebend zu erachten 


find, etwas Anderes verorbnen, eine entfprechende 
Mobification erleiden muß. 

Die Königliche Regierung veranlafle ich dem⸗ 
gemäß die Beſchwerde des Säulorfiandet zu N. 


agter) | vom 29. Auguſi v. I. zu erledigen und in Zus 


kunft allgemein gu verfahren. 
Berlin, den 23. Juni 1865. 
Der Minifter der geiftlicden ꝛc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


An 
die Königliche Regierung zu R. (in ber Provinz 


U. 10168. se 

Nah eietiger, durch wiederholte Entſcheidungen 
ber Gerichtshoͤfe bejtätigter Auslegung der 88 44 
und 45 der Schulordnung vom 11. December 
1845 können Privatgutsherrſchaften zur Lieferung 
des für die Schule erforderlichen Brenndolzes nur 
dann angehalten werden, wenn nachgewieſen wer⸗ 
den kann, daß ihnen bieſe Leiftung Kraft des 
— —— oder eines beſonderen Rechtstitels 
obliegt. 

Berlin, den 19. September 1859. 

T. 20221. 


Er 


ei m Er en. 6 1886 (Br. 
—8 VII. 236). „Der Vorderrſ⸗ Dr Yet va mi mit Reht 
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24. 


Auf die Vorftellung vom 4. d. M. eröffne ich 
dem Orts⸗ und Schulvorftand, daß die Gutsherr⸗ 
ſchaft von ©. zur Hergabe des fehlenden Brenn- 
holzbedarfs für die dortige Schule nicht angehal- 
ten werben kann. 

Nach der von dem Königlichen Ober-Tribunal 
dem 8 46 ber Schulordnung vom 11. December 
1845 gegebenen und als richtig anzuerfennenden 
Auslegung find die Privatgutöherren zur Hergabe 
des Brennholges für die Schulen nur verpflichtet, 
wenn biefe Berpfliätung auf einem ſpeciellen 
Rechtstitel oder auf dem Herkommen beruht. 
Keine diefer Vorausfegungen trifft in Bezug auf 
die Gutsherrſchaft von ©. zu, indem der Bra: 
und Schulvorftand felbit das Borhandenfein eines 
fpectetten Rechtstitels nicht behauptet Hat, und ber 

mftand, daß die Gutsherrſchaft in der Zeit von 
1856 bis 1861 auf Anordnung der Söniglichen 
Regierung zu N. das Brennholz geliefert hat, 
zur, Begründung eines Herfonmens ungeeignet ift. 

Hiernach Hat die Gemeinde ohne Vetheiligung 
der Gutsherrſchaft das erforderliche Brennholz zu 
beſchaffen. €3 bleibt jebod der erfteren unbe- 
nommen, ben vermeintlihen Anfprud auf unent- 
geittice ergabe des Brennholzes gegen die 

utsberrihaft im Rechtöwege*) auszuführen, falls 
fie fi damit durchzudringen getrauet. 

Berlin, ben 30. Auguſt 1862. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 


Un 
ben Orts: und Schulvorſtand zu R. 
U. 18886. r 


25. Umfang der Holzlieſernugspflicht. Ausſchluß 

von Leiftungen ee in dr opinz Brenfen 

I zweite ꝛt. Lehrerſtellen, beren Dotation der⸗ 

enigen einer erften Xehrerfielle von der Gemeinde 
aleichgeſtellt if. 


Berlin, den 12. December 1873. 
Auf den Bericht vom 30. September cr. er= 
öffne ich der Königlichen Regierung, daß durd) 
den erften Nachtrag gem Dotationsplan der Kirch⸗ 


ſchule zu N. vom Zn 1860 auddrüdlich für 


6. 

eine neu zu gründende britte Lehrerftelle die Do- 
tation audgejegt worden tft. DaB die Schulfo- 
cietät fi damit einverftanden erklärt hat, bieje 
Stelle fo zu dotiren, daß fie einer eriten Lehrer- 
ftelle gleichiteht, verpflichtet den Fiscus nicht, auch 
feiner Seits für den anzuftellenden dritten Lehrer 
das zu leiften, was ihm an einen criten Lehrer 
u leiften obliegt. Nach den Beftimmungen ber 
ER und 14 der Schulorbnung für die Provinz 

eußen vom 11. December 1845 hat nur ber 
erfte Lehrer an einer Schule auf dem Lande, fo 
wie derjenige, welcher einer Schule allein vor- 


die Veklagte ben Butäherren 

kommens flichtet find, ber 

ober zum an gewähren. 

98 54, 45, 46 und 47 der © 

Verpflihtung ber Bellagten 

a 
janı jerzugeben.” 
*) ct. $ 808. 


zählt, welche auf Grund des der⸗ 
hule das Brennmaterlal ganz 
— folgt, tm Gemäßheit ber 
rbmung v. 11. Dee. 1845 bie 
für bie neu erridtete zweite 
in bem von bem Schulvor ide 


' 
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fteht, den Brennbedarf zu den Wirthſchaft s— 
bedürfniffen zu beanſpruchen, aber nicht der 
weite und dritte Lehrer. Fiscus in jeiner 
igenfchaft als Gutöherr ift daher nicht verpflich⸗ 
tet, bem dritten Lehrer in R. das Brennmaterial 
zum Wirthichaftsbedarf zu gewähren. Ein ber- 
artiger Anfpruc läßt ſid um fo weniger begrün⸗ 
ben, als der dritte Lehrer nicht mehr ein allein- 
ftehender ift, fondern, was aud) dem Unterrichts- 
Intereffe mehr entipridt, in einer von drei auf- 
fteigenden Klaſſen den Unterricht erteilen ſoll. 
Ih muß dad Monitum der Königlichen Ober- 
Rehnungs-Rammer daher für begründet erachten 
und weiſe die Königlihe Regierung beöhalb an, 
das gedachte Holzquantum im Wegfall zu brin= 
en. Da übrigens nad) dem Bericht ber König- 
ichen Regierung in Uebereinftimmung mit bem 
Bericht des Kreis-Schulinfpectord vom 22. Seps 
tember cr. anfheinend nur 2 Lehrer fungiren, 
melde in den vorhandenen 3 Klaſſen Halbtagd- 
Unterricht ertheilen, fo Tann der Wegfall der frag⸗ 
lien Mebrleiftungen an Holz; für ben dritten 
Lehrer jegt kaum Schwierigkeiten maden. Eventl. 
wird, wenn dadurch die Dotation der dritten 
Seprerftelle unauskömmlich werben follte, nad 
39 a. a. D. die Schulgemeinde den erforber= 
ihen Mehrbedarf aufzubringen haben. 


Der Dinifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
m 


bie Rönigliche Regierung zu R. 
(in er Baaotmg Preußen). 


26. Verpflichtung der Grundherrfchaften zur 
Beſchaffung des ganzen heizun materials für 
Schule und Lehrerwohnung in Nenvorpommern. 


Die Beſchwerde wegen der von der Königlichen 
Regierung zu Straljund vorgefchriebenen Aug 
mentation des Brennmaterials für die Schule zu 
N. kann ih nicht für begründet erachten. 

Nah dem abgegebenen Gutachten von Sach— 
verftändigen reiht das bisher an die Schule zu 
N. gelieferte Deputat an Feuerungsmaterialien 
für die Heizung des Schullocals und der Lehrer- 
wohnung nicht aus, und es bedarf zur Beitrei- 
tung bed Bedürfniſſes einer Vermehrung des 
Deputat3 um 2!/ Mafter Buchen-Scheitholz ober 
15,000 Stüd Torf. 

Der Lehrer hat einen berechtigten Anſpruch auf 
unentgeltlicde Gewährung dieſes vermehrten Brenn⸗ 
holzquantums, weil das Regulativ, die Errichtung 
und Unterpaltung der Landſchulen in Neu⸗Vor⸗ 
pommern betreffend, vom 29. Auguſt 1831 als 
zur Schuldotation jeder Schule gehörig ein für 
das Bedürfniß der Schule und des Lehrers aus- 
reihendes Duantum an Yeuerungsmaterial feſt⸗ 
fegt, welches im vorliegenden Falle von dem 

agiftrat als Grundherrihaft von N. zu be= 
ſchaffen ift. 

Das Regulativ vom 29. Auguft 1831 hat aber 
der Anſicht des Magiftrat3 entgegen, im vorlie- 

enden Falle Geltung, einmal, weil es allgemein 
Bir bie Landſchulen in Reu-Borpommern erlaffen 
ift und daher ohne Ausnahme für alle Schulen 
gilt, fodann aber aud, weil die Schule in N. erft 
nad) Erlaß des Negulativs aus einer Privat- 
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ſchule zu einer öffentlichen Schule eingerichtet 
worden ift. 

Der Wagiftrat ift übrigens weder befugt, dem 
Lehrer an Stelle de3 zu gewährenden Brennmas 
teriald eine Schulmiefe zum Torfftechen anzuwei⸗ 
fen, noch wegen der Augmentation ded Brennbe— 
darfs anderweite Abzüge von dem Einfommen 
zu maden. Es ift dies auch nicht dadurch zu 
rechtfertigen, daß die Schulftelle höher botirt fei, 
als das Negulativ vorfchreibe, da in demſelben 
nur bad Minimum des zu gewährenden Lehrers 
einkommens feftgefegt worden iſt. 

Der Umſtand endlich, daß in der Vocation dem 
Lehrer nur eine geringere, nicht ausreichende 
Quantität Brennmaterial zugefihert worden, kann 
den Magiftrat von der Ergänzung nicht befreien, 
nachdem deren Nothwendigkeit feftgeftellt ift, weil 
der Lehrer ſowohl nad) dem Negulativ, wie nad 
allgemeinen Grundfägen Anſpruch auf außrei- 
chendes Brennmaterial hat, aud wenn ihm dies 
* Bocation nicht ausdrüclich zugeſichert fein 
ollte. 


Berlin, den 21. Auguſt 1865. 
U. 18477. 


27. Beihräntung der fißcalifchen Verpflichtung 
zur Lieferung des Heizungsbedarfs für eine Lehrer⸗ 
wohnung in der Provinz Preußen auf 15 Klafter. 


Auf den Bericht vom 14. Februar cr., das 
Geſuch des Schulzen N. und Genofien aus N. 
um Gewährung von Brennmaterial für die dor— 
tige Schule betreffend, erhält die Königliche Re— 
ferung Abſchrift einer Verfügung des Herrn 
inanzminifter8 vom 8. Auguſt 1860 an die Kö- 
niglige Regierung in N. um daraus zu erjehen, 
dab ber Herr Finanz Minifter fi bereit an- 
derweit damit einverftanden erflärt hat, den Ele— 
mentarſchullehrern in geeigneten Fällen innerhalb 
be3 Marimums von 1 Rlaftern weichen Kloben⸗ 
es für mehr als einen Wohnraum das er- 
jorderlihe Helzungsmaterial zu gewähren. Dem⸗ 
gemäß _befteht fein Grund, von dem bei den üb- 
rigen Ootationstheilen zur Anwendung kommen⸗ 
den Feincih, wonach das concrete Bebürfniß ber 
einzelnen Lehrerftelle in's Auge zu faffen und 
danad das Erforderniß an Seungemateit zu 
beftimmen iſt, abzuweichen. ielmeht hat die 
Königliche Regierung, wenn in bem bier vorlie- 
genden Fall die Heizung auch des zweiten Bims 
mers ber Sehrermehmung als Bedürfniß aner- 
kannt werden muß, ehrer in R. das bisher 
pewärte Brennholz-Deputat innerhalb des zu⸗ 
äffigen Maximuins en! beehenb zu erhöhen. 

Werdin, | den 24. Mai 1867. 


28. 


Auf die Borftellung vom —, dad vom Fiscus 
zu Hefernde Brennmaterial für den dortigen Prä⸗ 
centor und bie beiden Schulflafien betreffend, er- 
öffne ih Em. en daß es bei ber 
anliegend zurüdjolgenden ablehnenden Beſchei⸗ 
dung der Königlihen Regierung zu N. 
30. September v. 3. bewenden muB. 

Der dortige Präcentor hat, wie aus ber von 


vom 
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Ihnen vorgelegten Berechnung hervorgeht, bi 
um Sabre 1655 im Ganzen nur 14% Klafter 

rennmaterial erhalten. Bon dieſem Beitpunft 
ab ift dag Deputat auf 15 after erhöht worden, 
welche ihm nad) der Anzeige der Königlichen Re= 

terung auch jegt noch gewährt werden. Eine 
Berminderung des dem Präcentor in früherer 
Beit gewährten Brennmaterial-Deputats hat daher 
nicht ftattgefunden. Ihre Annahme, daß dem 
Bräcentor neben diefem Brennmaterial für Woh⸗ 
nung, Wirthſchaft und Beheizung der Schulituben 
in Finer Eigenſchaft als Rirdenbeamter vom 
Fiscus nod) 5 Klafter Holz und 5 Klafter Torf 
u gewähren feien, bie er bereit3 vor dem Er— 
Te nen ber Schulordnung vom 11. December 
1845 bezogen babe, und um welche er nach 8 38 
dafelbft nicht verkürzt werben dürfe, ift unbe 
ründet. Der 8 45 Nr. 5 der Schulorbnung bes 

mmt ausdrüdlih dad Marimum, auf weiches 
ein Lehrer Anfpruch haben fol. Diefe Beſtim— 
mung bat allein den Zwech jede weitere Anfor⸗ 
derung abzufchneiden, ſobald das Quantum von 
15 Klaftern erreicht ift. 

Nach 8 38 der Schulordnung foll, mo die Uns 
terhaltung der Schulen und Lehrer auf bejonde- 
ren Stiftungen beruht, e3 hierbei bewenden und 
follen die Lehrer im Beſitz der einmal herge⸗ 
braten Einkünfte verbleiben. Diefe Bejtimmung 

ilt aber felbitredend fowogl für als gegen bie 
Üeprer, fo daß ihnen zwar von dem Hergebrad;- 
ten Nichts entzogen werben darf, fie aber auch 
in ihren Anforderungen das Maß der Obfervanz 
nit überſchreiten fönnen. Hieraus folgt, daß, 
wenn eine Schullehrerftelle mit einem anderen 
Amt vereinigt ift, und durch bieje Bereinigung 
das Marimum an Brennmaterial, auf weldes 
ber Lehrer Anſpruch hat, volftänbig erfüllt wird, 
ein weiterer Anfprudy auf Brennmaterial für das 
Nebenamt nicht ſtatthaft ift. 

Berlin, den 12. Mai 1862. 

Der Winifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
In Beriretung: Lehnert. 
n 


ben Herrn Pfarrer R. zu R. (in ber 
Brovinz Preußen). 
U. 6. 


29. Abgabe des Breunmateriales ans fiötalifhen 
Forſten an die Schulen in den Provinzen Oſt⸗ 
und Weftpreußen bei Vatanzfällen. 

Berlin, den 22. September 1881. 
ur gleihförmigen Regelung der Frage, 

8 wie e3 mit der Abgabe des Brennenaterlals 
aus fistalifchen Forften an die Schulen in 
den Provinzen Oft: und Weitpreußen bei 
Vakanzfällen zu halten, 

beftimme ich im Einverftändniffe mit der König⸗ 

lien Ober⸗Rechnungskammer Folgendes: 

1. Die Vakanzzeit beginnt 

a. beim Tode des Stelleninhabers mit Ablauf der 
Friften des 8 24 der Schulorbnung. 

b. in allen anderen Fällen mit dem Xage, mit 
welchem ber Stelleninhaber den Anſpruch auf 
das Eintommen der Stelle verliert. 

2. Die Vakanzzeit endet mit bem Tage, an 

welchem der neue Stelleninhaber nad} feiner Be— 
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rufung in den Genuß bes Einkommens ber 
Stelle tritt. 

3. Liegt geieen dem Eintritte und dem Auf- 
hören ber Balanz kein Tängerer als ein breimo- 
natlicher Beitraum, fo wird das auf die Balanzs 
zeit fallende Vrennmaterial unverkürzt gewährt, 
1 5 nicht zurüdgefordert, bezw. nicht zurüdges 
alten. 


4. Dauert die Balanz länger als drei Monate, 
fo find folgende Fälle zu unterjcheiden. 

a. Findet eine Stellvertretung nicht ftatt, jo fällt 
die Gewährung des Brennmateriald auf die 
anze Dauer der Valanz fort. 

b. Dasjelbe gilt, wenn an einer mebrklaffigen 
Schule die Stellvertretung durch den Inhaber 
einer anderen Lehrerſtelle berfelben Schule ge= 
Teiftet wird und nit ausnahmsweiſe der 
Aaſſenraum der unbeſetzten Lehrerftele zum 
Unterrichte mit benußt werden muß. 

o. Findet eine Stellvertretung mit Benutzung des 
Maffenraumes der valanten Stelle ftatt und 
bezieht ber Stellvertreter als Lehrer einer an⸗ 
deren er ober Schulflaffe, oder als Kirchen- 
beamter jeinen Bedarf an Brennholz oder ein 
Yequivalent dafür, fo ift auf die Dauer dieſer 
Stellvertretung von dem Brennmateriale der 
valanten Stelle der zur Heizung ber Schul- 
ftube beftimmte Theil zu gewähren. In dem 
Falle der Vertretung Hure ben Lehrer einer 
anderen Kaffe iſt die Gewährung durch bie 
Beſcheinigung des Local-Schulinfpectord, daß 
neben dem Klaſſenraume des Gtellvertreterd 
die Schulflafje der vafanten Stelle benutzt wird 
und für den Unterricht durch den Gtellvertre- 
ter nicht entbehrt werden kann, zu begründen. 

d. Findet die Stellvertretung ftatt dur eine 
Perſon, welche nicht anderweit ihren Brenn- 
bedarf oder ein Xequivalent dafür aus einer 
amtlichen Stellung erhält, fo mwird auf die 
Dauer einer ſolchen Stellvertretung das ganze 
Brennmaterial der Stelle gewährt. 

5. Diejenige Zeit, während welder eine 

" Rertretung nad) der Vorausſetzung unter 4 d. 
ftattfindet, kann fo angejehen werden, als märe 

während derſelben die Stelle beſetzt gewefen, wenn 

die übrige Zeit der Vakanz (f. oben unter 1 und 

2 —— die Dauer von drei Monaten nicht 

überſteigt. 

6. Bei der Vertheilung des Deputates auf die 
verſchiedenen Abſchnitte des Jahres iſt nach den 
in 8 4 bes Zuſatzes 8 205 des Oſtpreußiſchen 
Provinzialrechtes vorgejchriebenen Grundſähen zu 
verfahren. 

ine Berechnung nach Tagen findet nicht ftatt, 
fondern nur nad halben Monaten, babei find 

8 Tage und mehr für einen halben Monat, fieben 

Zuge und weniger aber gar nicht zu rechnen. 

. Soweit das Brennmaterial, beſſen Gewährung 
nach vorftehenden Beftimmungen aufhören mußte, 
bereit3 abgegeben ift, hat der Schulvoritand das⸗ 
ſelbe zu ajjerviren. Dafjelbe ift, womöglich dem 
Amtsnacfoiger ober Stellvertreter, oder einem 
Lehrer beffelben Ortes in Anrechnung auf künftige 
Bezüge En übermeijen und nur, wenn bies nicht 
augführbar fein follte, nach vorherigem Einver- 
nehmen mit der Gemeinde ıc. in Bezug auf beren 
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Antheil an Anfuhr- und Berkleinerungsfoften zu 
verkaufen. 


8. Die Regierungdabtheilung für Kirchen⸗ und 
Schulweſen, welche als Schulaufſichtsbehörde nicht 
nur von jeder Vacanz, ſondern auch davon Kenntniß 
erhalten muß, ob und wie eine Stellvertretung 
ſtattfindet, hat hierüber in jedem Falle, in welchem 
Fiscus Brennmaterial gewährt, Mittheilung an 
die Finanzabteilung zu machen und in Gemein⸗ 
{haft mit Iegterer die etwa erforberlihen Anwei— 
jungen an ben Oberförfter bezw. an bie Forſtkaſſe 
zu_erlafien. 

Bei Vacanzen, welche in die Zeit der Holzs 
ober Torfabgabe ober ber Baftung der Geldent- 
föäbigung hierfür fallen, ift eine ſoiche Anweiſun 
unbedingt erforberlih unb darin anzugeben, 8 
und gegen weſſen Quittung (oder Abfuhranwei— 
fung) das Holz oder der or zu verabfolgen, 
bezw. das Geld auszuzahlen ift. Im Uebrigen ift 
eine Unmeiinng nur zu erlaffen, wenn eine Ber- 
änderung in der Holz⸗ ꝛc. Abgabe eintreten muß. 

9. Der Oberförfter hat die erlaffenen Anwei- 
fungen zur Rechnung beizubringen und, ſoweit in 
dentelben nicht etwas Anderes ausdrücklich beftimmt 
ift, fein Brennmaterial abzugeben a QDuittungen 
(oder Abfuhranmeifungen), melden die Unterfchrift 
des Lehrers fehlt, neben welcher ſelbſtverſtändlich 
die Unterfchrift des Schulvorjtandes mie bisher 
erforberlich bleibt. 

10. Der Eontrole wegen tft auf den Verab- 
folgungszetteln vor beren Berauögabung die 
Schule (Schullfaffe) und der Name des Lehrers, 
für maen das Brennmaterial bejtimmt ift, an- 
ugeben. 

Br Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und 
ten. 


orften. 
A Im Auftrage: Ulrici. 
In 


die Kduigl en zu Konigsberg, 
— once un! —E 


80. Art des zu liefernden Brenumaterials, 
Torflieferung. 
(dortſ. von Nr. 10 oben.) 


Dem Antrage der Gemeinde, ihr zu geitatten, 
für die Hälfte des Schulbrennholzes ein verhältniß⸗ 
mäßige8 Quantum von Torf zu beicaffen, iſt 
verſuchsweiſe Statt zu geben, ba den Gemeinden 
bei Erfüllung ber Serpfichtung zur Heizung ber 
Säulftuben jede thunliche Erleichterung zu [in 
währen ift, und die in anderen Regierungsbezirten 

emachten Erfahrungen die Bejorgniffe der Königs 
ichen Regierung, daß bei Torflieferungen alljähr- 
li Streitigfeiten ziwifchen dem Lehrer und ber 
Gemeinde entftehen würden, nit beitätigt haben. 

Berlin, den 21. Februar 1860. 

Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Bethbmann-Hollmweg. 


Un 
die Königliche Regierung zu R. 
Dr Bach. — 


81. 

Dem Antrag des Schulvorſtandes, der dortigen 
Schule nach wie vor jährlich ſechs Klafter Kiefern⸗ 
Alobenholz aus Königlichem Forſt verabſolgen zu 
laſſen, kann mit Ruͤckſicht auf die Beitimmung 
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im 8 61 des Anhanged zum Wllgemeinen Land⸗ 
recht und im $ 39 Titel IL der Korftorbnung 
vom 8. October 1805, nach welcher jeber Freiholz⸗ 
deputant da, wo ihm Torf gegeben werben kann, 
menigitens die Hälfte des Deputats in Torf anzu= 
nehmen, oder, wenn er ben Torf nicht annehmen 
will, fih mit der Vergütung des Brennholzes in 
Geld nad der Forſttaxe zu begnügen ſchuldig tft, 
nicht entfprocden werden. Es muß vielmehr bei 
der Anordnung verbleiben, daß ber dortigen Schule 
die Hälfte des Deputats in Torf, und zwar nad 
der Brennzeit des letzteren mit 3000 Soden oder 
1!/a Klafter pro Mlafter Kiefernfcheitholz, oder eine 
Vergütigung des Holzwerths nad) der Forſttaxe 
verabfolgt wird. 

Berlin, den 26. November 1864. 

U. 22838. 


Berlin, den 14. März 1878. 
— Benn aud) im Gebiete der Frovinzal-Gäul- 
ordnung vom 11. December 1845 den zur Liefe- 
zung des für Schule und Lehrer erforderlichen 
Brennmateriald Berpflichteten die Befugniß der 
Regel noch nicht zu verfagen ift, einen Theil bes 
Brennmateriald in Torf anzumweifen, fo ift bei 
dem Mangel einer mit dem Berechtigten getroffenen 
Bereinbarung eine Abweichung von der beftehen- 
den Art und Weije der Lieferung doch nur dann 
für zuläffig zu erachten, nachdem das Berhältnig 
der verjchtedenen Arten bed Brennmaterials in 
einer angemefjenen, den concreten Umftänden ent= 
fprechenden Weiſe vorher feftgefegt if. 

(8 45 Nr. 6 und $ 46 der Schulorbnung vom 
11. December 1845.) 

IH kann Ihnen daher nur anheimgeben, eine 
derartige Feſiſetzung bei der Königlihen Regie 
rung in N. nadzufuchen, indem ich noch bemerte, 
daß ber 8 61 Anhang zum Allgemeinen Landredit 
hinſichtlich des der Schule und dem Lehrer zu- 
ftebenben Brennmateria 8 keine Anwendung findet. 


84. Zuläffigleit der Lieferung von abgeſtorbenem 
Holze. 


Dem Kirhencollegium und dem Schulvorftand 
eröffne ich auf die Eingabe vom 6. Februar d. J. 
daß bem Gefuch um Gewährung eines Zuſchuß⸗ 
quantums zu dem Deputatholze für die dortige 
Pfarre und Schule deshalb, weil baffelbe feit 
mehreren Jahren angeblich ftatt in gefundem, in 
abgeftorbenem Holze geliefert ift, nicht entfprochen 
werben kann. 

Nach ber Mittheilung des Herrn Zinanzminifters 
gelangt in den Königlichen Forften, wie überhaupt 
in allen regelmäßig beitandenen und bewirthſchafteten 
Forſten, alljährlih ein mehr oder minder erheb- 
liches Quantum im Mbfterben begriffenen ober 
auch fhon ganz abgeitorbenen Holzes zum Ein- 
ſchlag. Dergleihen Holz, wenn es zur gehörigen 

eit regelrecht eingefchlagen und aufgearbeitet wird, 
ft zu Brennholz völlig tauglich und fteht aud in 
der Qualität und Heizkraft dem gefunden Holze 
nit nad. Es befteht ge für daffelbe auch 
der nämliche Tarpreis, wie für das gefunde Holz, 
und wird überhaupt zwiſchen diefem und bem 
gelunden Brennholz in feiner Beziehung ein 
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Unterfcied gemacht. Won den Holzkäufern wird 
es, weil Pr ſchon gehörig audgetrodnet ift, oft 
mehr gejucht und theurer bezahlt, als das zum 
Einſchlag gelangte völlig gefunde Holz. 8 
Abfterben iſt nicht einmal ein unbebingtes Hinder⸗ 
niß für Berwendung zu baulichen Zwecken. 
iernach wird durch bie Lieferung von der⸗ 
gleichen abgeftorbenem Holze zu einer Beichwerbe 
und zu dem Verlangen auf Gewährung eines 
Bufduffes durchaus kein Grund gegeben. 

Die Bezugnahme auf die im Eentralblatt für 
die Untereiöhtsvermaltung pro 1862 Geite 762 
abgebrudte Berfügung vom 31. October 1862*) 
ift unzutreffend. Nach diefer Berfügung handelte 
es ſich nit um das Quantum des aus fißcalifchen 
Forſten abzugebenden Brennholzes, ſondern ledig- 
lich um die Berpflichtun der Gemeinde zur An⸗ 
fuhr des gewährten Zuſchuſſes an Holz. Diefer 
Bufhuß ader war deshalb gewährt, weil es fi 
in dem betreffenden Forſibezirk niht um das 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen abfterbende Holz, 
fonbern, wie auch der Inhalt der erwähnten Ver— 
fügung ergiebt, um das in Folge einer großen 
Injectenverheerung abgeftorbene Holz handelte, 
defien Duralität und Brennfraft, nachdem es viele 
Jahre in abgejtorbenem Zuftande im Wald ftehen 
geblieben war, ſich allerdings vermindert hatte, 
und für welches daher auch eine niebrigere Tare 
beftimmt werben mußte. 

Berlin, den 4. Juni 1864. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Aulite 


An 
das katholiſche Kirchencolleglum und ben Schul⸗ 
vorftand zu R. 
K& 1278. 
U. 11063. 


85. Geldvergütung für Naturalbezäge der Geiſt- 
lien und Xehrer aus Domänen und Känmtereien. 

Die Königliche Regierung erhält in Verfolg ber 
Gireularverfügung vom 41. November 1857 
K 1602) (Anl. b) anbei abfriftfih ein im 

nverftändnip mit dem Herrn Finanzminifter an 
die Königliche Regierung zu Danzig erlaffenes 
Refeript vom 17. April 1858 (K. 278) (Anl. a.), 
mit dem Auftrage, danach wegen Regulirung der 
jeweiligen @eldvergütung für die Hier in Wahr 
tommenden Naturaldeputate das Erforberli 
zu veranlaffen, und von dem Ergebniß Anzeige 
zu maden. 

Berlin, den 19. Januar 1860. 
Der Mintfter der geiftlichen 2c. Ungelegenheiten. 

v. Betbmann-Hollmweg. 


die Königliche Fegterung zu Cdelin. 
Abſchrift vorftehenden Refcripts und der Anlage 


deffelben empfängt die Königliche Regierung zur 
Kenntnipnahme und event. gleihmäßigen Beach⸗ 


tung. 
Eertin, den 19. Sanuar 1860. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An 
bie Königli jterungen zu x. 
En a 


*) Unten Rr. 36. 
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a. 

Unter Bezugnahme auf die vorläufige Verfügun, 
vom 15. Januar d. J. (Mr. 22956) enagrigtige 
ich die Königliche Regierung, daß nad) einer mit 
dem Königlichen Finanzminifterium getroffenen 
Rereinbarung bei der tellung der Entihädigung 
für die den evangeliihen und katholiſchen Geift= 
lichen, fowie ber Tatholifchen Fachſchule zu M. und 
den an berfelben angeftellten beiden Lehrern zu⸗ 
ftehenden Holzdeputate auf die Dauer einer Etat3- 
periode jedesmal bie Licitations⸗Durchſchnittspreiſe 
der aulept vergangenen 3 Jahre zum Grunde ge- 
legt en follen. 

Die Königliche Regierung hat hiernad die Be- 
rechnungen für die Jahre 1857/59 aufitellen zu 
lafien, und ſolche behufß der Bablbarmadung 
der überjchießenden Beträge — Der 
Entwurf zum Etat für die geiſtliche und Unter— 
riht3verwaltung pro 1860/62 ift nad dem oben 
angegebenen, odus feftzujtellen. 

erlin, 17. April 1858. 
Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
v. Raumer. 


Un 
die Köntglii ter au Danzig. 
a ae 


b. 

Duxch Allerhöchſten Erlaß vom 3. December 
1803 Dun verordnet, 

„daß überall, wo die Beiftlichen ehedem aus 
Kämmereien und Königlichen Kaſſen Natu— 
talien bezogen, wofür fe jegt unangemefiene 
Geldentihädigungen erhalten, bei neuen Ber- 
paöitungen ober Etatd-Anfertigungen die 
Naturalien für felbige wiederhergeſtellt wer- 
den ſollen.“ 

Diefe Gabinetsordre follte nad) Vorſchrift des 
Allerhöchſten Erlafjes vom 13. April 1819 dahin 
in Ausführung gebracht werben, 

„daß in allen Fällen, wo es nicht H rd 
ift, die Naturalien, für melde die Geiſtlichen 
jegt eine nicht angemefjene Geldentſchädigung 
empfangen, wiederherzuftellen, ihnen jolde 
nad ben mittleren Markipreifen zu Martini 
jeden Jahres in Gelde vergütet werden ſollen.“ 

Mittels Allerhöchſten Erlaffes vom 12. Mai 1821 
genehmigten des Königs Majeftät nach dem An— 
trage des Staatsminifteriums, 

„daß bie Beitimmung der Ordre vom 13. April 
1819, nad; welcher den Geiftlichen, denen bie 
früher aus den Domänen bezogenen und in 
eine mung Geldentfchädigung 
verwandelten Ratural- Emolumente nicht in 
Natur wieder gegeben werben könnten, dafür 
die Vergütigung nad) den mittleren Martint- 
marktpreifen gewährt werben folle, aud in 
Beziehung auf die Schullehrer von dem num⸗ 
iin Beitpunfte ab in Ausübung gebradit 
werde.“ 

Die Königliche Regierung veranlafle ich, anzu- 
eigen, ob und in welcher Weife nach dieſen Aller- 

hften Vorſchriften, melde Derfelden durch bie 
Eircularreferipte der Minifter der geiftlihen An- 

eiegenhelten unb der Finanzen vom 4. September 
819 und 5. Juni 1821 zur Nachachtung befannt 
gemacht worden find, noch gegenwärtig, namentlich 


s 


auch Hinfihtlich ber Aufrechterhaltung veip. Ver⸗ 
gätung der Raturalbezüge an Sole, verfahren 
wird. 

Berlin, den 11. November 1857. 
Der Dintfter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 


In 
bie Königlichen Regierungen zu Königsberg ıc. 
— — 


86. Aufubr des BVrenumaterials. Verpflichtung 
der Gemeinden. 


Die Beſchwerde bed Schulvotſtandes vom 8. 
Auguft d. 3. wegen Anfuhr des Brennmaterials 
für den dortigen Behrer Tann als begründet nicht 
anerkannt werden. 

Infolge ber — der fiscaliſchen Forſten 
durch den Raupenfraß iſt Fiscus außer Stande, 
— Holz zum Depuiat für den Lehrer anzu⸗ 
teilen. 

Wenn derfelbe daher, um bem Lehrer eine 
gleide Brennkraft zu liefern, auf je 10 Klaftern 
2 Klaftern Zulage gewährt, jo kann die Gemeinde 

ieraus feinen begründeten Einwand gegen bie 
infuhr dieſes Mehr entnehmen, da bie Vorfchrift 
im 8 44 Rr. 5 der Schulordnung vom 11. Des 
cember 1845, wonach der Betrag des zu bewilli- 
genden Brennholzes für feine Schullfaffe mehr als 
15 Klaftern weiches Klobenholz erogen ſoll, nur 
die Norm für die zu Liefernde Heizkraft angiebt, 
aber nicht ausſchließt, wie die Nr. 6 a. a. O. 
erfehen läßt, daß unter Umftänden aud anderes 
Brennmaterial reſp. Brennmaterial von fchlechterer 
Güte in angemefjenem Verhältniß gegen gefundes 
Klobenholz gewährt werden fann, ohne daß da⸗ 
durch die Anfaprverbindficteit der Gemeinde, welche 
ch auf das ganze Holzbeputat bed Lehrers er- 
et, eine Aenderung erleidet. 

Es muß hiernach bei der Berfügung der König- 
lichen Regierung zu N. vom 19. Mai d. 3. be— 
wenden. 

Berlin, den 31. October 1862. 

Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
In Bertretung: Lehnert. 


den Saufen zu R. (in ber Provinz Preußen). 


87. Ausſchluß einer Verpflichtung der fpannfähigen 
Rn gg Free 


Wirt 1) 
— 


ortſ. von Wr. 12.) 


Berlin, den 2. Februar 1863. 

— Dagegen erſcheint es nicht unbedenklich, nach 
dem Mapftab der Grund- und Klaffenfteuer nur 
die Anfhaffungstoften für das Schulbrennholz 
auf ſammtliche Hausväter zu vertheilen und die 
freie Anfuhr des Holzes den befpannten geirihen 
ausjchlieglih zur Laft zu legen. Da es fich nicht 
um eine Gommunallajt, fondern um eine Ber- 
pflihtung der Schulfoctetät handelt, und das All- 
gemeine Landrecht im 12. Titel des II. Theils 
nicht auf die Beitimmungen des 7. Titels wegen 
Zeiftung der Gemeindedienfte verweift, jo ift in 
Ermangelung einer fpeciellen gejeglihen Vor⸗ 
fchrift Die vorzugsweiſe Belaftung der Geſpann 
haltenden Wirtde um jo weniger zu rechtfertigen, 
13 diefe in der Regel auch den größten Grunds 
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befig haben und deshalb bei Verthellung ber 
Koften ohnehin durch Berüdfichtigung der Grund» 
In neben der Klaſſenſteuer verhältnikmäßig 
tärker al3 die übrigen Hausväter herangezogen 
werben. Es find daher nicht allein die ten 
für die Anſchaffung, fondern auch diejenigen für 
die Anfuhr und das Berkleinern des Schulbrenn- 
843 ſoweit nicht beſondere Feſtſetzungen etwas 
nderes verordnen, nah den Gründſätzen bes 
Allgemeinen Landrechts auf alle Hausvaͤter der 
Schulgemeinde nad Verhäliniß der Grund⸗ und 
Klaſſen⸗ reſp. Einkommenſteuer zu vertheilen. 
Berlin, den 2. Februar 1863. 


88. Berpflichtun in d 
en in 0a Die 


Auf den Bericht vom 8. d. M. über die Vor— 
ftellung der Bauerjhaft zu N. vom 15. October 
d. 3. erkläre ich mid, damit einverftanden, daß 
bie fpannpflihtigen Wirthe der Schulgemeinde 
gr Anfuhr des dem dortigen Lehrer in feiner 

ocation unter pos. 5 und 10 ausgeſetzten, fo 
wie des zur Beheizung der Säulftube erforder= 
lichen Brennmaterial® gefeglich verpflichtet find. 

Dagegen nehme ich Anftand, eine obfervanz- 
mäßige Verpfiätung der Gemeinde au zur 
Anfuhr einer Klaſter Badholz, welches fih der 
Lehrer felbit beſchafft, fo wie der 200 Schod Torf, 
weiche ihm feit dem Jahre 1858 von dem Do- 
minium bafelbft gewährt werben, anzuerfennen, 
da es nicht unzweifelhaft ift, ob ſich überhaupt 
eine fo allgemeine Berpflihtung, wie die König- 
lihe Regierung annimmt, durch Obfervanz bilden 
kann, und es unter allen Umftänden bedenklich 
erſcheint, eventuell eine ſolche Objervanz auch auf 
die 200 Schock Torf auszubehnen, welche dem 
Lehrer erſt im Jahre 1858 neu bewilligt find. 

ndefien fol hiermit nicht ohme Weiteres jebe 
Verpflichtung der Gcmeinde zur Anfuhr auch des 
Backholzes und des Torfes verneint werden. Denn 
der $ 19 litt. d. des Tatholifhen Schulreglements 
vom 18. Mai 1801 verpflichtet die bejpannten 
Wirthe ganz allgemein zur Anfuhr des Brenn- 
materiald für den Lehrer, und ift hierunter nicht 
blos da8 dem Lehrer vocationdmäßig in natura 
zu liefernde, fondern das gefammte, zur Befrie: 
dir ung des principienmäßigen Bedarfs erforder- 
ide rennmaterial zu verftehen. Gemeinde und 
Dominien find zur Lieferung einer derartigen 
Quantität Brennmaterial gejeglich verbunden, und 
auf diefe Duantität erftredt fih aud die Ver- 
pflihtung der Gemeinde zur Anfuhr. Demnad 
ift, wenn einem Lchrer vocationdmäßig ein ges 
geringed Quantum gewährt und ihm die Beſchaffung 
des Fehlenden überlaffen wird, damit noch nicht 
ausgefprochen, daß er auch die Anfuhr des Mehr⸗ 
bedarfs felbft zu beforgen habe. Vielmehr würde 
es Em einer ausdrücklichen, den Lehrer ver- 
pflichtenden Feſtſetzung bedürfen. 

Es iſt daher in dem vorliegenden Fall, wo von 
einer derartigen Dispoſition zum Nachtheil des 
Lehrers Nichis conftirt, zunächſt zu prüfen, ob 
gr Erfüllung des principienmäßigen Bedarfs des 

ehrerd neben dem ihm in der Bocation auöge- 
fegten Quantum noch 1 Mafter Scheitholz zum 





Beheizung der Schulftube und Lehrerwohnung. $ 310. Nr. 38-398. 


Baden und 200 Shot Torf jährlih nothwendig 
And: und unterliegt es, wenn und foweit dieje 

orausfegung zutrifft, feinem Bedenken, die ſpann⸗ 
pflichtigen Wirte auch zur Anfuhr bes Badholzes 
und ded Torfes anzuhalten. 

Die Königliche Regierung wolle hiernach zu= 
nächſt den principienmäßigen Bedarf bes Lehrers 
ermitteln laffen, was um fo mehr nothwendig ift, 
als bie Beſchwerdeführer behauptet haben, daß ber 
Lehrer nur deshalb mit dem vocationsmäßigen 
Brennmaterial nicht außreiche, weil er eine größere 
Deconomie betreibe. Demnädjft iſt andermweit in 
der Sache nad; den angebeuteten Grundſätzen Ver⸗ 
fügng zu treffen. 

erlin, den 31. December 1861. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 


An 
die Königl J R. (iu der im 
an —A Regierung zu N. (iu Brovinz 


89. Zerfleinern des Breunholzes für Schulen in 
der Provinz Schleſien (Einliegerſchulgeld). 


Der Königlichen Regierung erwidere ich, daß bie 
Einlieger zu N. nicht angehalten werben können, 
dem Lehrer als Entihädigung für das Zerklei⸗ 
nern des Holzes — Sgr. zu zahlen. Die Aller: 
höchſte Ordre vom 30. December 1834 (Anlage a) 
beftimmt ausdrücklich, daß die Uummwanblung ber 
Dienfte der Einlieger in ein Schufgelb nur durch 
gütliches Abkommen erfolgen darf. Ein ſolches 
ift im vorliegenden Fall nicht erzielt worden. 
Daß bereit? in früherer Beit über Diefen Gegen- 
ftand eine Vereinbarung, melde überdies der Ge— 
nehmigung der Königlichen Regierung beburft hätte, 
wenn fie die jegigen Einlieger binden folte, zu 
Stande gelommen, ift weder behauptet, noch bar- 
gethan. Die Thatſache aber, daß die Einlieger 
in den legten Jahren ein jeder dem Lehrer — Sgr. 
für dad Berfleinern des Holzes gezahlt haben, 
kann das gütlihe Abkommen nicht erjegen. Die 
Einlieger find geſetzlich nur verpflichtet, das N] 
Hein zu machen. Hierzu haben fie fih ausdrüdli 
und mieberholt bereit erffärt. Ein Mehreres kann 
von ihren mit Grund Rechtens nicht verlangt 
werden. 

Berlin, den 21. Januar 1861. 

U. 28222. 


892. 
an a.) 

Da ſeit der Einführung des Reglements für 
die katholiſchen Schulen in Schleſien vom 18. Mai 
1801 die gewerblichen Verhältniffe des platten 
Landes, nanentlih auch der Einlieger weſentlich 
verändert und gebeffert find, fo erſcheint es jehr 
zwedmäßig, daß die reglementsmäßige Verpflich- 
tung der Einlieger, das den Schullehrern gelieferte 
Brennholz Hein zu ſchlagen, in die Abgabe eines 
Schulgeldes, mit Zuftimmung der Sorftlände des 
Ortd-Schulverbandes, verwandelt werbe. Ich Habe 
aus Ihrem Berichte vom 11. d. M. en erjehen, 
ſowohl daß die Regierungen ſich diefe Umwandlung 
der bisherigen Dienfte in ein Schulgeld durch güte 
liche Verhandlungen thätig angelegen fein laſſen, 
al8 auch daß die Verpflicteten willig die Hand 
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dazu geboten Haben, und genehmige nad, Ihrem 
Antrage, daß bie Regierungen ihre Bemühungen 
berin mit Ernft und Eifer fortfeßen, dabei jedoch 
eachten, dab die Umwandlung der Dienjte in ein 
Schulgeld nur durch gütliches Ahlommen und an 
Kae Drten erfolge, wo die Klafje der Einlieger 
ich bedeutend vermehrt hat, die Schullehrer für 
die Unterweifung ihrer Kinder zu fortdauernd ge— 
feigerten Leiftungen verpflichtet werden, und die 

aturalleiftung auch fonjt nicht als angemefjen 
fi empfiehlt. Das wödentlihe Schulgeld für 
ein Einlieger- Kind darf übrigens ben Dlitteljaß 
von einem Silbergroſchen nicht überfteigen und 
von Kindern, deren Eltern notoriſch arm find, nicht 
gefordert, au ſolchem Falle von Seiten des 
a kein Anſpruch an die Orts-Armenkaſſe 
auf Uebertragung des Schulgeldes gemacht werden. 
IH überlaſſe Ihnen, hiernach weiter in diefer 
Angelegenheit zu verfügen. 

erlin, den 30. December 1834. 
Stiedrig Wilhelm. 


An 
den Staatsminifter Freiherrn von Altenftein. 


40. 


Der DOrtdarmenverband von P. kann nicht an= 
gehalten werben, bie Ausfälle bei den von ben 

inliegern an bie katholiſche Schule dajelbft zu 
entrihtenden Beiträgen zu decken, weil diefes jo= 
enannte Einlieger- Schulgeld in Wirklichkeit fein 

ulgelb ift,*) fondern das Aequivaleni für die 
den Einliegern nad dem Tatgofiigien Schulregle⸗ 
ment vom 18. Mai 1801 obliegende Verpflichtung 
zum Berfleinern des Schulgolzes bildet, und des⸗ 
halb in der Ullerhöchften Ordre vom 30. December 
1834 ausdrücklich ausgeſprochen ift, daß von Seiten 
der Lehrer kein Anſpruch an die Orts-Armentaffen 
auf Webertragung der Ausfälle bei dieſem Ein- 
Kieger-Schulgeld zu machen ift. — Bei Erlaß der 
Verfügung vom 14. März 1862 waltete die Borauds 
fegung ob, daß es ſich um ein von allen Schul- 
lindern zu entrichtende® Kopfſchulgeld Handle. 
Nachdem aber fpätere Ermittlungen das Sadjs 
verhältniß in der angegebenen Weiſe aufgellärt 
haben, bat die Entſcheidung — nicht ferner aufs 
recht erhalten werden können. — — 


erlin, den 15. December 1963. 
U. 23410. 


42. Verpflihtung des Lehrers zum Beheizen der 
Schulſtube aus feinem Brennmaterial. 


— Der Königlichen Regierung eröffne ich, daß, 
wenn es in Ihrem Berwaltungsbezirt üblich iſt, 
daß das den Landſchullehrern gebührende Holz- 
deputat vorzugsweife zur Beheizung der Schul⸗ 
gebe und nur der Ueberreft zu dem perfönlichen 

darf des Lehrers verwendet wird und wenn 
diefe Hebung, ivas nur in jedem fpeciellen Fall 
auf Grund forgfältiger Ermittelungen feftgeftelt 
werben ann, Sir rechisbeftändig zu erachien ift, 
einer derartigen Verbindlichkeit in den Vocationen 

jebührender Wusdrud verihafft werden muß. 
ndernjals ift auch in dem dortigen Bezirk der 
in dem Erkenntniß des Königlichen Obertribunals 


*) of, oben Bb. I 5 19. 
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vom 11. März 1847 (E.-Bl. 1859 ©. 569)*) 

ausgeſprochene Grundſatz, daß das vocationd- 

mäßig ohne nähere Beſtimmung einem Lehrer 

Zugeficerte Brennholzdeputat nur für den Bedarf 

des Lehrers sent ift, u Geltung zu bringen, 
Berlin, ben . Yugujt 1864. 

. 18089. 


48. 


Berlin, den 14. November 1873. 
Bei Rüdjendung ber Acten eröffne ich der König⸗ 
lien Regierung auf die Berichte vom 12. Auguſt 
er. und 2. October er, daß ich die Beſchwerde des 

Lehrers N. in N. vom 14. Januar cr. bezüglich 

der ihm Qugemutheten Beheizung der Schuljtube 

mit dem Ihm vocationsmäßig zugeficherten Brenn- 
holzbeputat nicht für unbegründet erachten kann. 

em 2c. N. find in der Vocation ausbrüdlic 
äugefichert: 

4 Klaftern kiefern Scheithol; & 108 CEbfß., 
wovon jedod die Hauerlöhne und 7Y/e Sgr. 
Stammgeld zur Forſtkaſſe zu entrichten find. 

Eine Verpflihtung [PH heizung ber Schul⸗ 
ftube ift dem Lehrer nicht auferlegt. Indem nun, 
wie in dem Exlaffe vom 19. Februar 1859, bezw. 
dem Ertenntniß des Königlichen Obertribunals 
vom 11. Mär) 1847 (C.-&. 1859 ©. 568 ff.)*) 
näher ausgeführt ift, das vocationsmäßig ohne 
nähere Beftimmung einem Schullehrer zugelicherte 

Brennholzdeputat nur für den Wirthichaftsbedarf 

deffelben bejtimmt ift und der Lehrer dad Deputat 

zur Beheizung der Schulftube nicht zu verwenden 
braucht, kann es nicht gerechtfertigt erjcheinen, daß 
dem Lehrer N. angejonnen wird, auß ben er- 
wähnten 4 Klaftern Holz die Beheizung der Schul- 
ftube zu beftreiten, zumal nad) dem mit dem Be— 
richt vom 12. Auguſt cr. eingereichten und wieder 
angefchlofjenen Gutachten des Kreisbaumeifters das 
bezeichnete Holzquantum für die Wirthfchaftsbe- 
dürfnifje des Lehrer nicht ausreicht. Diefer Aufs 
faſſung fteht auch der Umſtand nicht entgegen, daß 
dur das Mefeript vom 14. Wuguft 1841 die 
fraglichen 4 Mlaftern Holz „zur Beheizung der 

Schulſiube“ beivilligt find, weil für die Anfprüce 

des Lehrers gunäg die Vocation maßgebend ift. 

Die Königlige Regierung veranlafje id dem⸗ 
gemäß, die Angelegenheit auf andere Weife für 
die Dauer der Amtözeit des 2c. N. zu regeln, und 
die &emeinde, falls ein gütliches Abtommen nicht 
zu erzielen ift, zur Lieferung des für dad Schul- 
immer erforderlichen Brenumaterials anzuhalten, 
ei der Neubefegung der Stelle aber die Verwen⸗ 
dung der jet aus fecaigen Forften zu liefern- 
den 4 Klaftern Holz zur Beheizung der Schul⸗ 
fube ausdrücklich durch die 

tationsplan ſicher zu ſtellen. 

U. 41410. 


jocation bezw. den 


4. 


Berlin, den 3. April 1871. 
Dem WMagiftrat und der Schuldeputation er= 
widere id auf die Beſchwerde vom 17. Januar 
d. J. wegen ber angeordneten Reoulirung des 
Brennholzbedarfs für die dortige katholiſche Schule 


*) Dben Rr. b. 
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nad) Kenntnignahme von den obwaltenden Bere 
ältniffen, daß Die Verfügung der Königlichen 
egierung in N. vom 8. December v. J. fir ge- 
rechtfertigt erachtet werben muß. 
. Dur das in einem anderen Specialfall er» 
gangene Erkenntniß des Königlichen Obertribunals 
vom 11. März 1847) iſt ausdrücklich feftgeftellt 
worden, daß bie vocationsmäßig einem Eur 
lehrer zugeſicherten Holzdeputate nur für den 
eigenen Bebarf bed Lehrers beitimmt find und dag 
ber Lehrer das Deputat zur Beheizung der Schule 
ftube nicht zu verwenden braucht. da nun Seitend 
des MagiftratS nicht nachgewieſen ift, daß ben 
dortigen Lehrern W. und B. nad) ihrer Bocation 
die Pflicht obliegt, das ihnen zugefiherte Holz⸗ 
deputat zur Beheizung der Schulftube mit zu ver- 
wenden, ba ferner — feſtſteht, daß jenen hrer⸗ 
ſtellen bei der früher geſchehenen Erhöhung des 
Deputatholzes um 2 Klaftern die Verpflichtung zur 
Mitbeheizung der Schufftuben auferlegt it, jo kann 
den jeßigen —— zu ihrem Nachtheil 
die Heizung ber Schulftuben aus dem ihnen als 
Befoldungsemolument zu gewährenden Deputat- 
Ich nicht zugemuthet werden. Wenn daher bie 
migliche Regierung in R. auf den Untrag ber 
game Lehrer eine Regulirung bes Brennholze 
edarfs ber dortigen katholiſe Säule für er- 
forderlih erachtet und in Folge deſſen das zur 
Beheizung jeder Schulftube nothwendige Brenn- 
material nad) fachverftändigen Ermittelungen auf 
vier Klaftern feftgeftellt hat, fo entfpricht dieſes 
Berfahren durhaus den für die Beihaffung des 
Seisungsmateriate für Schulftuben maßgebenden 
eftimmungen. Der Einwand des Magiſtrats, 
daß bie Lehrer Ueberfluß an Brennmaterial haben 
und davon noch verkaufen, ift unerheblich, weil 
das Geſetz bem Berechtigten es nirgend unterfagt, 


über feine Emolumente-beliebi ügen. 
—* — mente beliebig zu verfügen. 


4. 


Berlin, den 14. Rovember 1867. 

Die an ben Herrn Minifter des Innern ges 
rigtete, an mid, als zu meinem Geſchäftskreis 

jehörig, abgegebene Beſchwerde des Gemeindevor⸗ 
ſiandes vom 14. April d. J. kann ich für be— 
gründet nicht erachten. 

Die Annahme, daß der dortige Lehrer verpflichtet 
fei, von den ihm überwiefenen 9 Klaftern eit⸗ 
holz 5 Klafter für feinen Bedarf und 4 Klafter 
zur Heizung der Schulftube zu verwenden, ift uns 
richtig. Im der landräthlichen Verhandlung vom 
25. Juni 1824, auf welche in der Beſchwerdeſchrift 
Bezug genommen tft, find dem Lehrer die 9 
Klafter Holz ohne jede Bedingung zuge 
= — on eh Be, 
en! eine Beftimmung, welde eine pfli 
Km des Lehrers zur Selzung des Schulzimmers 
zu begründen geeignet ift. 


Eine berartige Feſtſetzung würde auch gegen das | ho) 


Geſetz — 8 120 des Schulreglements vom 18, Mat 
1801 — verftoßen und beöhalb für rechtäverbind- 
lich nicht erachtet werben können. Die Gemelude 


*) Oben Rt. 6. 
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bat — wie dies von der Königlichen Re— 
germg beſtimmt ift, den Bebarf für Heizung ber 
hulitube noch beſonders aufzubringen. 

Die Dominien bierzu mit heranzuziehen, ift 
nicht zuläffig, da die Pflicht, für die Heizung ber 
Si uthkube zu_forgen, in Gemäßheit ber fl. 
Allgemeinen Landrechts Theil IL Titel 12 ledig⸗ 
lich „den, Hausvätern der Schulgemeinde obliegt. 


4. 


Berlin, den 10. Rovember 1862. 
Auf den Bericht vom 15. v. M. über die mit 
Anlagen wieder beigeichloffene Vorſtellung bes 
Lehrers N. in N. wegen eizung ber uls 
tube, erwibere id) der Königlihen Regierung 
olgenbes: 

n es in dem Bezirk ber Königlichen Regie— 
rung og, ift, daß das den Landſchullehrern ges 
bübrende Holzdeputat vorzugsweiſe zur Beheizung 
der Schulftube, und nur der Meberreit zu dem 
perfönlihen Bedarf des Lehrer verwendet wird, 
und wenn biefe Hebung, was nur in jedem 
Ipeeielien all auf Grund forgfältiger 

tmittelungen feftgeftellt werden fanı, 
für rehtsbeftändig zu erachten ift, fo muß 
einer derartigen Verbindlichkeit der Lehrer in den 
Bocationen gebührender Ausdruck verſchafft wer- 
den. Anderenfalls muß, wie der Königlihen Re 
terung bereits unter dem 11. October 1852 — 
d. 18693 — bemerklich gemacht ift, aud) in dem 
dortigen — der in dem Erkenntniß 
des Königlichen Obertribunals vom 11. März 
18470) ausgeſprochene Grundſatz, daß das voca⸗ 
tionsmäßig one nähere Beſtimmung einem Lehrer 
zugeſicherte Brennholzdeputat nur für den Bedarf 
des Lehrers beftimmt ift, und Iegterer daher das 
Deputat zur Beheizung der Schulftube nicht zu 
verwenden braucht, zur Geltung gebradjt werden. 

Wollte man aber aud im vorliegenden Fall 
— abſehen und annehmen, daß dem Be— 
chwerdeführer eine rechtliche Verpflichtung obge⸗ 
legen habe, die Schulſtube aus dem ihm ohne 
Vorbehalt zugeficherten Holzdeputat mitzubeheizen, 
twie er denn thatſachlich die Schulftube, welche mit 
feiner — nur einen geineinſchaftlichen Ofen 
batte, mitbeheizt hat, fo jind doch die thatſüchlichen 
Borausfegungen biefes Verhältniſſes durch den im 
Jahre 1860 ausgeführten Neubau der Schule, wos 
bei eine größere und mit bejonderem Ofen ver- 
fehene Schulftube eingerichtet hi fo weſentlich 
verändert, daß unter allen Umftänden auf ben 
Antrag des Lehrerd eine neue Regulirung bed 
Brennholzbedarfs der Schule für erforderlich zu 
eragien Isar. 


468. 


— Das dem Lehrer N. vocationgmäßig zus 
stehende Holzbeputat von 5 Mlaftern Kiefern-Kloben- 
bat, fo lange das alte Schulhaus geftanden, 
volllommen ausgereicht zum perfönlichen 
des Lehrers und zur ung der ulftube, 
welche mit der Wohnftube des Lehrers einen ge: 


Oben Rt. 6. 
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meinſchaftlichen Ofen Hatte. Die dem Lehrer aufs | Preiöfteigerung des Brennmaterials der Schulge- 


erlegte Verpflichtung zur Mitheizung der Schul- 
ftube Hat daher aud) von ihm aus Teinem Holz⸗ 
deputat erfüllt werben können. Bei dem Neubau 
des Schulhaufes aber find die einzeln zu beheizen⸗ 
den Räume nicht allein erheblich erweitert, ſondern 
& haben aud) bie Schulftube und bie Wohnftube 
jede einen beſondern Ofen erhalten. Diefen ver- 
änderten Berhältnifien gegenüber kann dem Lehrer 
nicht angefonnen werden, ge die Schulftube 
nod) ferner u heizen, da fein Holzdeputat jegt 
taum für feinen eigenen Bedarf ausreicht, und 
derfelbe dadurch in die Lage fommen würde, das 
Helzungsmaterial für die Schulftube aus eigenen 
Mitteln auzulaufen. Hierin würde eine ungulk ige 
Verringerung des Einkommens der Schulftelle 
Itegen, fo daß die Gemeinde fid nicht entziehen 
ann, ir ben Brennholzbedarf für die Schulftube, 
der ſich nad) ben beftehenden, auf techniſchen Er⸗ 
fahrungen jubenben Grundfägen auf — Klafter 
Kiefern-Klobenholz pro Jahr beredinet, zu bes 
ſchaffen. Dagegen ift es der Gemeinde unbenom- 
men, einen Theil des Brennbedarfs in Torf ober 
Kohlen zu liefern, und bleibt derjelben überlaffen, 
biejerhalb jahgemäge Anträge zu ftellen.*) 
Berlin, den 1. December 1864. 


4. 


— Bivar ift dem gehter N. in feiner Vocation 
die Verpflichtung auferlegt worden, mit den ihm 
auftehenden 5 Klaftern Deputatholz auch das Schul- 
arg zu heizen, aber aus biefer Beftimmung 
olgt nicht, daß er im Intereſſe der Schulgemeinde 
auß feinen eigenen Mitteln die Koften für Schläger-, 
Fuhr⸗ und Hauerlohn zu beftreiten hat, zumal 
unter ben gegenwärtigen Verhältniſſen das ganze 
Holzbeputat zur Heizung ber Schulftube verbraucht 
wird und der Lehrer N. nichts davon zum per- 
fönligen Gebrauch erübrigt. — Wenn dem Be- 
ſchwerdeführer auch die außerordentliche Berpflich- 
tung hätte auferlegt werden follen, an Stelle ber 
Schulgemeinde aud eigenen Mitteln das Schläger-, 
Fuhr⸗ und Hauerlogn für das zur Heizung ber 
Schulſtube erforderliche Holz zu bezahlen, jo hätte 
dies außbrüdli in der Vocation ausgejproden 
werden müſſen. — Die Königliche Regierung ver⸗ 
anlafje ic} daher, mit der Schulgemeinde zu vers 
handeln und es ſich angelegen fein zu laffen, wo- 
möglich eine gütiiche Vereinbarung in der Sache 
zu bermitteln. 
Berlin, den 1. Mai 1865. 
U. 6188. 


48. Erhöhung einer früher verabredeten Eut⸗ 
1hädigungdfumme des Schullehrers für Heizung. 


Die Königliche Regierung hält in dem Bericht 
vom 15. v. M. über die Vorftellung des Lehrers 
N. zu N., den Anſpruch des legteren auf Er- 
bößung ber ım für die Degelgung ber Schulftube 
ugebilligten Entſchädigung mit 12 Thlr. jährlich 

ir unbegründet, weil derfelbe in der Verhandlun; 
begründet, weil derfelbe in der Verhandlung 
vom 25. October 1850 fi ausdrüdlid und ohne 
Vorbehalt für fpätere Zeit und für den Fall einer 


of. oben Rr. 30 fl. 


meinde gegenüber mit dieſer Summe einverftanden 
erklärt Habe. Iſt es auch richtig, daß ſich der 
Lehrer in jener Verhandlung bereit erffärt hat, 
die Beſchaffung des erforderlichen izungs⸗ 
materials, ſowie das Kleinmachen und Anfahren 
deſſelben für jene Summe zu übernehmen, fo 
bietet doch dieſe Verhandlung feinen Anhalt für 
die Annahme dar, daß dies Abkommen für alle 
eiten und unter allen Umftänden habe gelten 
jollen. Vielmehr Eh e3 in dieſer Beziehung an 
jeder Erflärung der Parteien und müſſen deshalb 
beren Verabredungen nach biefer Richtung hin in 
Gemäßheit der im Titel 5 88 252 ff. Theil I 
Allgemeinen Landrechts vorgefchriebenen Aus- 
legungsregeln ergänzt werben. Hierbei ift zunädjft 
auf die wahrſcheinliche Abſicht der Parteien zu- 
rüdzugehen, welche nur bie geweſen jein kann, daß 
den Lehrer gegen ein ben Berhältniffen ent: 
ſprechendes Yequivalent die Beheizung der 
Schulftube übernehmen ſollte. Iſt aber diefe 
Vorausfegung zutreffend, & tann die Normirung 
der Entihädigung auf 12 Thlr. jährlid) nur unter 
der ſtillſchweigenden Bedingung „rebus sic stanti- 
bus“ veritanden werden, weil nicht zu vermuthen 
ift, daß der Lehrer unter allen Umſtänden mit 
biefer Entihädigung Habe zufrieden fein und ba- 
mit der Schulgemeinde einen ungewöhnlichen Bor- 
theil habe zuwenden wollen ($ 267 a. a. D.). 
Hiernach vermag ich ben Anjprud bes Be- 
ſchwerdeführers auf eine anberweite, dem gegen- 
wärtigen erhältniffen entſprechende Regulirung 
der Heizungsentihädigung nicht für unbegründet 
u erachten und Verantafte deshalb die Königliche 
egierung, der Vorftellung defielben vom 27. Sep- 
tember d. I. nad diefer Richtung Hin weitere 
Folge zu geben. 
Berlin, den 31. December 1861. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


Un 
bie aöniglihe Regierung zu R. 
U. 24766. 


49. Verfügung der Lehrer Über dad Brenumaterial. 


— Der Lehrer N. kann nicht für berechtigt erachtet 
werben, einen Theil des zur Seizung der Schul⸗ 
Stube beftimmten Holzes in feinen Nugen zu ver- 
wenden 


Die Heizung der Schulſtube liegt der Gemeinde 
ob. Das zu dieſem Zwecke gelieferte Holz iſt 
und bleibt enthum der Gemeinde, welcher da⸗ 
her etwaige Erſparniſſe in gleicher Weife zu Gute 
ommen müſſen, wie biejelbe verpflichtet ift, er— 
forderlichen Falls für den Mehrbedarf Sorge zu 


tragen. 

Ton biefem Grundſatz im vorliegenden Fall ab⸗ 
zuweichen, kann ih um fo weniger für angemeffen 
erachten, als der Gemeinde K. um beren Beforg- 
niffe, der Lehrer werde ben etiva übrig bleibenden 
Theil des Senulholges in feinen Nugen verwenden, 
zu bejeitigen, bei Muferlegung ber Verpflichtung 

ur Hergabe bes Sculhobes m Sabre 1853 ver- 
|prochen worden it daß über die Verwendung 
des von der Gemeinde gelieferten Brennmateriald 
Seitens des Lehrer Torglättig gewacht werben folle, 
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Die Königliche ae wolle daher der Be⸗ 
ſchwerde der Gemeinde K. Abgülfe verichaffen und 
dem Lehrer L. jede Verwendung des Schulholzes 
in eigenem Nugen unter Hinweid auf den $ [226] 

trafgeſetzbuchs unterfagen. (of. Fortf. Rr. 10.) 


Berlin, den 21. geb 
U. 2a. % 


ruar 1860. 


50. 


Auf die Eingabe vom 2. Mai cr., die Berab- 
reihung von Brennholz an die dortigen Lehrer be 
treffend, gereicht den — und Schulvorſtänden 
um Beſcheide, daß in Folge dieſer Eingabe bie 

ngemefjenheit der den dortigen Lehrern bisher 

ewährten Brennholzdeputatguanta einer forgs 
ältigen Prüfung unterworfen worden ift, und 
daß fich bei diefer Prüfung gegen die Höhe diejer 
— Nichtä zu erinnern gefunden 


at. 
Nebermäßig groß, ben principmäßig feftgeftellten 
Brennbebarf überjteigend, find Bee —8 in 
keiner Weiſe gemwejen. 

Nur bei großer Sparfamfeit in der eigenen 
Wirthſchaſt vermögen Lehrer ber dortigen Begenb, 
und zwar vorzugsweiſe aud nur die unvers 
Berathte, einen Theil des ihnen gelieferten 

rennmaterial® zu erübrigen, — und ift ben- 
felben von ber —— Regierung zu N. 
mittels Verfügung vom d. September 1855, welche 
durch das Amitsblatt zur öffentlichen Kenntuiß ge⸗ 
bracht worden iſt, geſiattet worden, die erfparten 
Holzmaſſen nad) zuvor eingeholter ſchriftlicher Er⸗ 
mädtigung der betreffenden Schulinſpectoren zu 
veräußern, wogegen leßtere angewieſen worden, 
diefe Ermädtigung nur nad) dem Ablaufe des 
Jahres, für wel das Holz geliefert worden, 
und nur in dem Falle zu ertheilen, daß der Ueber⸗ 
ſchuß in Folge fparfamen Holzverbrauchs in der 
eigenen Wirihſchaft der Lehrer fich ergeben. 

Durch dieſe Beitimmung der Königlihen Re- 
gierung wirb weber das Intereffe des zur Lieferung 
des Holzes verpflichteten Gutsherrn noch das In⸗ 
tereſſe der anfuhrpflichtigen Gemeinden benad;- 
theiligt, und liegt daher keine Veranlaſſung vor, 
dieſe Beſtimmung wieder in Wegfall zu bringen. 

Der den Orts- und Schulvorftänden auf die 
Eingabe vom 20. Februar cr. ertheilte Beſcheid 
der Königlichen Regierung vom 19. April er. ift 
daher durchaus ſachgemäß, und die Beſchwerde wider 


diejen Beſcheid vom 2. Mai cr. ald unbegründet | Tel 


zu erachten. 
Berlin, den 7. September 1864. 
Der Finanzminifter. 
von Bodelſchwin 
Der Mintfter der geiftli x. 
von Mühler. 


bie De un Sguivoränte zu N. R. 
. d. 9. A. 18373. U. 
51. Unterſagung einer eigenmächtigen Veräußerung 


des Deputatholzes feiten® der Lehrer 
(Brovinz Gen). 
Berlin, den 14. September 1874. 
In dem Beltungöbereiche der Schulordnung vom 
411. December 1845 tft es in neuerer Zeit wieber- 


h. 
Adhelegenheiten. 





Beheizung der Schulſtube und Lehrerwohnung. 8 310. Nr. 50-52. 


holt vorgekommen, daß die Schullehrer das Holz, 
welches ihnen zur Heizung der Schulſtube und 
der Wohnung reſp. zum Wirthſchaftsbedarf vom 
Fiscus, von anderen Patronen oder den Schul- 
gemeinben geliefert wird, ungeachtet der von den 
ufſichtsbehörden erlafjenen Verbote ganz oder 
um hell verkauft und dadurch theild die ger 
örige —XX des Schullocals beeinträchtigt, 
theils fih außer Stand gelegt haben, bei ihrem 
bgange den für das laufende Jahr noch er— 
forderlihen Theil des Holzes dem Amtsnachfolger 
in natura zu gewähren. Um dieſen Uebelftänden 
vorzubeugen, unterfagen wir hiermit den Lehrern 
jede eigenmächtige Beräußerung deö Deputat⸗ 
bol; und bejtimmen insbefondere, daß in Zu— 
lunft bei jeber Neubejegung einer Gtelle, ſowie 
bei jeder neuen Regulirung ober Erhöhung des 
Einkommens dem betreffenden Lehrer zum Proto- 
coll oder in der Vocation zu eröffnen, 
daß das Deputatholz nicht fofort in fein volles 
und unumſchränktes Eigenthum übergehe, er 
daffelbe vielmehr nur zur geisung der * 
be — zur Befriedlgung ſeiner 
ohne und —— — zu ver⸗ 
wenden habe und ein eiwaiges Erſparniß nur 
mit beſonderer, ſchriſtlichet Erlaubniß bes 
Schulvoritandes und des Local-Schulinfpec- 
tors reſp. in Städten mit einer folhen Er- 
laubniß der Schulbeputation zu veräußern 
befugt ſei. 
Sebe sräußerung des Deputatholzes ohne vor⸗ 
gängige fchriftlige Ermächtigung tft mit größter 
trenge disciplinariſch zu ahnden oder geeigneten 
Falls ſtrafrechtlich 3 verfolgen. In leßterer Be- 
ziehung machen wir bie Königliche Regierung 
darauf aufmerffam, daß das Königliche Ober- 
tribunal mehrfach, insbeſondere in den Erfennt- 
niffen vom 3. März 1869 und 27. Juni v. J. 
angenommen bat, daß die in ähnlicher Lage wie 
die Lehrer befindlihen Forſtbeamten, welche das 
ihnen zu ihren perſönlichen Bebürfnifien gewährte 
Deputatholz ohne Genehmigung ihrer vorgefegten 
Dienftbehörde veräußern, ſich einer criminalrechtz 
ich ftrafbaren Unterſchlagung ſchuldig machen. 
Wir veranlafen die Königliche Regierung, nad 
Mafgabe diejed Erlaffes zu verfahren und die 
Schulinipectoren, ſowie fämmtlidhe Lehrer des 
Bezirks von dieſer Verfügung in Kenntniß zu 


en. 
Si Minifter der Finanzen und der geiftl. ꝛc. 
Angelegenheiten. 


in 
bie Königli jterungen zu Gumbinnen, 
Den, —— 
u 930. 
62, 


Potsdam, den 30. Auguſt 1877. 

Wir fertigen den Herren Kreid- und Local: 
Schulinfpectoren und Landräthen und ben Wagi- 
fträten unferes Bezirkes Mbdrud der Verfügung 
zu, welche wir wegen der Veräußerung von Heiz: 
material dur die Lehrer im Amtöblatte ver- 
öffentlichen. Wir beauftragen die Herren Local- 
Schulinſpeetoren und die Magiſträte, ſämmtlichen 
Lehrern von dieſer Verfügung In der Art Kennt— 
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niß zu geben, daß fie fi eine Abichrift nehmen, 
welde im Schulzimmer aufzubewahren tft. Neu= 
anzujtellende Lehrer find beſonders auf biefelbe 
yinumeilen 

ir bemerken zufäglih nur nod Folgendes: 

1) Die Lehrer find darauf Hinzumeifen, daß bie 
in ber Verfügung angezogene Gefcgesftelle nur 
die Folgen regulirt, melde das allgemeine bürger- 
liche Recht an die Handlung ft, d. 5. bie 
Nüderftattung des Erlöfes an die Schulgemeinde, 
Wir werden aber außerdem die Befolgung unjerer 
Anordnung dadurch fihern, daß wir in jedem 
einzelnen Yale der Zuwiderhandlung von ben 
durch das Disciplinargefeg und gegebenen Straf- 
mitteln Gebrauch machen. Auch würde in ben 
meiften Fällen die Zumiderhandlung wohl das 
Einjhreiten bes Staatsanwalis rechtfertigen. 

2) Zu 6 der Verfügung. Dieſe Beitimmung 
ift durch bie Erwägung veranlaßt, daß der Schul- 
vorstand, als Vertreter der Schulgemeinbe, be 
rechtigt fft, auf ein diefer zuftehendes Erftattungs- 
recht zu verzichten, und dies in dem alle wohl 
gern thun wird, wo einem verdienten Xehrer eine 

efondere Anerkennung, ober einem Bebürftigen 
eine befondere Unterftügung zu gewähren ift. Es 
olgt aber daraus aud, daß, wenn der Schulvor- 
tand einen ſolchen Antrag ablehnend entſcheidet, 
wir auf etiwaniges Anrufen des Lehrers nicht in 
der Lage fein werben, den Antrag zu genehmigen, 
felbft wenn wir aus andern Gründen dem Lehrer 
diefen Vortheil gönnen würden. Geſuche biejer 
Art an und find daher von vornherein auß- 
fichtsis. 

3) Wo der Schulvorſtand, als Vertreter der 
Schulgemeinde, in der Sache zu beſchließen hat, 
da werben die Herren Local⸗Schulinſpeetoren, die 
Vorſitzende a find, dringend, ſchon im 
eigenen Interefje, veranlagt fein, feine Gewährung 
eintreten zu laſſen, one daß diejelbe in der Sigung 
des Schulvorftandes beſchloſſen worden. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Vchulweſen. 
In 
ale Xreis- und Local⸗Schulinſpectoren, Lanbräthe 
und Magifiräte, 


Potsdam, den 30, Auguft 1877. 

Die Lehrer unferes Bezirkes waren vor ber feit 
dem Jahre 1875 begonnenen und jegt faſt überall 
durchgeführten Neuregulirung Here Dienftein- 
tommens in Anſehung ihres Feuerungsbedarfs 
verjchieden gejtellt. Niemals war von der Schul⸗ 
auffiht3behörde die grundfägliche Anforderung ges 
madıt, daß die &ulgemeinden ihnen ihren 
Seuerungsbedarf liefern folten. In vielen Ge- 
meinden war ihnen folder durch Bewilligung ber 
Schulgemeinden oder redtöverjährte Gewohnheit 
gefiert, in anderen erhielten fie nichts dafür, in 
noch anderen wurde ihnen ein Theil des Bedarfs 
geliefert. Je mehr die Berhältniffe ſich entwidelten, 
und je mehr in den einzelnen Fällen die Unzu— 
länglichleit des Lehrereintommens anerkannt wurde, 
deſto öfter wurde feit 30 oder 40 Jahren von hier 
aus auf die Gemeinden eingemwirkt, um den Lehrern 
eine Vermehrung ihres Eintommens, fei es durch 
Geld ober Getreibe oder Holz, zu verihaffen, und 
dieſes Biel auch in vielen Fällen erreiht. Es 


Säneiber und von Bremen. Preußiſches Volksigulmeien. IL Bd. 


737 


wurde aber, und mit Recht, die Einnahme des 
Lehrerd an Feuerungsmaterial als ein Theil feines 
Gehaltes angefehen, mit weldem er nach feinem 
Gutdünten verfahren konnte. So wenig etwas 
dagegen zu erinnern war, daß der Lehrer den De- 
putatroggen nicht ſelbſt verzehrte, fondern ver- 
faufte, ebenfo wurde von und aus nicht einge 
—5 wenn der Lehrer ſein Deputatholz ver⸗ 
aufte. e 

Diefer Zuftand — foweit er zunächſt bie Land- 
ſchulen betrifft — Hat fich jetzt geändert. Bet der 
Neuregulirung der Lehrereintommen haben wir 
für jede Stelle einen Gchaltsfag in Geld jejtge- 
fegt, und außerdem freie Wohnung und freie 
Feuerung. Aber auch nur freie Feuerun 
— nicht ein fixirtes Einfommen an Brennmaterial 
Der Lehrer joll eben von jenem Gehaltzfage keine 
Ausgaben für feinen Feuerungsbedarf beitreiten, 
die Schulgemeinde ſoll ihm volljtändig liefern, was 
er an Feuerung braucht, aber aud nicht mehr. 
Der Lehrer hat feinen Anſpruch darauf, durch 
Verlauf eined Theiles ber gelieferten Feuerung 
fein baares Einfommen zu vermehren Was er 
in natura erfpart, das erjpart er nicht für feinen 
Rugen, fondern für die Gemeinde. 

0 iſt es au im 8 200 Theil l Titel 16 des 
Allgemeinen Landrechts beftimmt vorgefchrieben: 
Sit, außer dem Falle eines Vertrags, etwas 
in Kückſicht eines durch den Empfänger zu 
erfüllenden Zweches gegeben ober geleiftet 
worden, fo muß der Empfänger in ber Regel 
diefen Zwed erfüllen, oder das Empfangene 
zurüdgeben. 

In den Sädten ift ebenſo bei ber Testen Re 
gulirung der Lehrergehalte die Heizung beſonders 
ausgemworfen, und bie Gehaltsfäge find jo normirt, 
daß der Lehrer davon auch diefe Ausgabe mit bes 
ftreiten fol. Es bleibt daher für ſolche Lehrer- 
ftellen, denen euerungdmaterial in nature ge— 
währt wird, das Quantum an Feuerungsmaterial, 
wie es früher war. Indeſſen wird doch der oben 
angeführte Gefeged-Paragraph auch dort in An— 
wendung fommen müflen, wenn das Feuerungs- 
material nicht auf Grund eines bejonderen Rechis⸗ 
titel3, fondern bloß tn Erfüllung der allgemeinen 
Berpfchtung der Schulgemeinde, für die Sub- 
ſiſtenz der Lehrer ausreichend zu forgen, gegeben 
wird. 

Bo dagegen — fei e8 in ber Stabt ober auf 
dem Lande — das Vrennmaterial auf Grund 
eines der Schulftelle zuftehenden felbitändigen Rechts, 
ingbefondere als eine auf beftimmten Örundftüden, 
ober auf dem Gemeinbevermögen ruhende Real- 
laft, oder als eine auf ein beſtimmtes Quantum 
feirte Servitut, oder als ein Antheil an ben 

ugungen des Gemeindevermögen® geliefert wird, 
da bildet e8 allerdings in diefer firirten Quantität 
einen Theil des ger und fann dem 
Lehrer der Verlauf deſſen, was er erjpart hat, 
nicht verwehrt werden. Da dieſe Fälle aber Aus- 
nahmen von dem jegt allgemein geltenden Grund⸗ 
fage bilden, daß das gelieferte Brennmaterial nur 
für den eigenen Verbtauch des Lehrers beftimmt 
ift, jo muß jest für jeden einzelnen Fall eine Feſt⸗ 
fegung barüber erfolgen, ob die Ausnahme recht⸗ 
Gh zulaffig ift oder nit. Mit Rüdfiht auf 
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vorftehende Erwägungen beftimmen wir nunmehr 
Folgendes: 

1) Vo Feſtſetzungen dahin getroffen find, daß 
der Lehrer gegen eine bejtimmte Geldentſchädigung 
den Bedarf an Feuerung für fi und für 'die 
Schulſtube jelbft beichafft, da bewendet es bei den⸗ 
jelben. 


2) Wo der Lehrer Feuerungsmaterial in natura 
bezieht, da8 Quantum aber als unzureichend er- 
achtei und deswegen eine Weldzulage gewährt wird, 
und ebenfo in dem falle, wo das Weuerungs- 
material für genügend erachtet worden tjt, da darf 
der Lehrer ‚von dem ihm gelieferten Feuerungs⸗ 
materiale nichts verkaufen, verjchenfen, vertaujchen, 
in einem anderen Grundſtücke, ald der Schule, 
verbrauden — überhaupt darf dafjelbe aus dem 
Schulgrundſtücke nicht entfernt werden. 

3) 83 können Fälle eintreten, wo der Lehrer 
gezwungen ift, in einem anderen als dem Schul⸗ 
grundjtude zu wohnen, wo er aljo daß Holz vom 
Schulgrundſtücke zu enifernen wünjdt; oder wo 
ex das ihm gelieferte Feuerungsmaterial nicht ver⸗ 
wenben, jondern verkaufen und fid) dafür anderes 
Seuerungdmaterial anſchaffen will (3. B. Stein- 
tohlen ftaıt Holz oder Torf), In eınem ſolchen 
alle Hat der Lehrer vorher dem Schulvorftande 
von biejer feiner Ubficht Unzeige zu maden und 
deſſen Einwilligung nadzujuchen. Der Schulvor- 
ftand kann dieſelbe jelbjtändig erteilen. Im Halle 
der Verweigerung bleibt dem Xehrer unbenommen, 
unfere Enuceidung nachzuſuchen. 

4) ®o der kehrer ein dtecht zu Haben glaubt, 
das Holz verkaufen zu Dürfen, da hat er dem 
Squlvorjtande unter Ungabe der Gründe Anzeige 
zu maden, und diejer hat jeine gutadtlicye 
Weußerung und unter Adreſſe des Kreis⸗Landraths 
zuzuſenden. Bis dayin, daß unjere Eniſcheidung 
ergangen, bewendet es bei dem oben ad 2 aus⸗ 
gedrüdıen Verbote. 

5) Was der Lehrer an Feuerungsmaterial er- 
fpart, erjpart er für die Gemeinde. Es folgt je— 
dod hieraus nicht, daß er nad) Ablauf einer 
Jahres⸗ oder Winterperiode die Erſparniß an den 
Schulvorſtand abzuliefern hat. Es können ja be= 
jonvere Umjtande obgewaltet haben, die bie Er= 
jparnig verurjachten (3. B. ungewöhnlich milde 
Witterung, längere Abweſenheit der Xehrerfamilie, 
länger dauernder Diangel oder Unheizbarteit eines 
Ofens und dergl.), während in der nädjiten Periode 
ein Vlehrbedarf eintritt. Der Lehrer darf daher 
das Erſparie in der nädjiten Brenn- oder Jahres⸗ 
periode verbrauden. Nur wenn die erjparten Be— 
ftände in mehreren Jahren jo anwachſen, daß fie 
mehr als ein Drittel des Jahresquantums be= 
tragen, fann der Schulvorjtand verlangen, daß die 
Hälfte der Erſparniß auf das zunächſt zu liefernde 
Quantum abgerechnet werde. Es iſi jedoch, bevor 
joıches geſchieht, der Lehrer zu hören. Iſi er mit 
der Wapregel nicht einverjtanden, jo hat der Schuls 
vorjtand die Sade dem Kreiß-Landrathe, welchem 
wir hiermit die Entſcheidung übertragen, vorzu= 
legen. Ehe defjen Entheidung erjolgt, darf die 
Maßregel nit ausgefugrt werden. 

6) Nenn der Lehrer von dem erjparten Feue⸗ 
rungsmaterial einen Theil veräußern will, & 
ann der Schulvorſtand ihm ſolches geftatten. Es 
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muß aber diefe Genehmigung fchriftlich ertheilt 
und auf eine beftimmte Friſt, inner! 
die Veräußerung wirklich zu erfolgen hat,, bes 
ſchränkt werden. 
Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen und Schulwefen. 


58. Zufändigleit der Verwaltungsgerichte bei 
Gtreitigteiten über Brennpolzberedjtigungen. 
Ext. des D.:8.:6. v. 8. December 1877: 


— Die Königliche Regierung hat das Rechtsmittel 
ip Berufung eingelegt und Folgendes ausge 
ührt: 

Den zur Heizung ber Schulftube und der Lehrer⸗ 
wohnung erforderlihen Brennmaterlalienbedarf 
habe nah $ 12 zu 2 der Schulorbnung für die 
Brovinz Preußen die Regierung feitzuftellen. Im 
vorliegenden Falle fei dies fo geihehen, daß die 
Schulgemeinde 3%4 Klafter Klobengolz, der Fiscus 
den gejammten übrigen Bedarf herzugeben habe. 
Glaube die Gemeinde fi) bei diejer Unordnung 
nicht beruhigen zu können, jo habe fie nad dem 
Schlußſatze des 5 77 des Buftändigleitsgejeges*) 
auf Befreiung von dem ihr angejonnenen Schul⸗ 
beitrage und zwar nicht gegen ben Fiscus, fondern 
gegen die Schule, vertreten durd den Schulvor- 
ſtand zu lagen. Statt defjen lage im vorliegen- 
den Falle der Schulvorftand gegen den Fiscus, 
wozu es ihm an jeder Legitimation zur Sache 
fehle, da die Schule in der That dasjenige an 
Wrennbebarf erhalte, was erforderlich fei und was 
ige zufomme. Ein Streit zwijhen mehreren 
Verpflichteten fei im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren gar nicht zuläjfig. Es ftänden ſich immer 
nur der Berechtigte und Verpflichtete gegenüber. 
Solle der Fiscus zur Hergabe auch des gegen- 
wärtig von der Gemeinde zu liejernden Brenn- 
materials angehalten werden, fo ſei die vorherige 
deitftellung der desfalfigen Berpflihtung im dtechts⸗ 
wege, oder durch Anordnung der Schulauffichts- 
behörde erforderlich und jtehe alddann dem Fiscus 
die Klage nad $ 77 zu 1 des Gejeged vom 
26. Juli 1876*) zu. 

Der Antrag der Königlichen Negierung geht 
dayin, unter Mufhebung der erſten Entſcheidung 
die Klage abzumeijen. 

In der Gegenertlärung wird die Streitjadhe 
als zwifchen dem Schyulvorftande und dem Fiscus 
ſchwebend bezeichnet und die Beſtätigung der er⸗ 
gangenen Entſcheidung beantragt. 

Diefem Untrage war Staıt zugeben. 

Die Rechtsfragen, von deren Veantwortung bie 
Entiheidung des vorliegenden Falles abhangig 
iſt, find in den Wründen der gleihjall® am d. Des 
cember 1877 getroffenen Entjgeidung in der 
zwiſchen den Parteien über die Bewährung des 
logenannten culmifhen Schulmorgens ſchwebenden 
Sireitſache eingehend erörtert,**) und es iſt da⸗ 
ſelbſt dargelegt worden, [daß näch dem 5 77 des 
bier zur Anwendung kommenden Buftändigteits- 
geieges vom 26. Juli 1876 das Sireuverfahren 
nicht von der vorgängigen Heranzieyung des zur 
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Keen der Schule Verpflichteten durch bie 
vorgejegte Schulaufjichtöbehörde abhängig ijt,)*) 
daß ferner der Fiscus, falls und ſoweit derjelbe 
gemäß 8 45 der Schulordnung für die Provinz 
Preußen vom 11. December 1845 zur Unterhals 
tuug einer Elementarjchule beizufteuern verpflichtet 
it, zu den an ber Leiſtung von Schulbeiträgen 
etheiligten im Sinne jenes $ 77**) gehört, end» 
lid daß die Unzuläffigteit des Streitverfahrens 
auch nicht aus dem Einwand ber mangelnden 
Activlegitimation, wie derſelbe insbeſondere hier 
erhoben worden iſt, hergeleitet werden kann. 

Indem daher hier auf jene Entſcheidung Bezug 
genommen wird, ift nur noch hervorzuheben, daß, 
wenn in der vorliegenden Streitfahe der Schul- 
vorftand für „bie Schulgemeinde” Klein-Fallenau 
gellagt hat, gegenüber der Beitimmung des $ 32 
der Schulorbnung vom 11. December 1845 und 
dem Umftande, daß diejes Gejeg allerdings bes 
fondere Schulgemeinden als Rechtsſubjecte nicht 
tennt, in Ermangelung einer anderweiten aus— 
brüdligen Erllärung davon auszugehen ift, daß 
bier mit dem Ausdrud „Schulgemeinbe” die Schule 
ſelbſt als das zu ber geltend gemachten Forderung 
— Rechtsſubject hat bezeichnet werden 
ollen. 

Abgeſehen hiervon kann übrigens auch der 
Königlihen Regierung darin nicht beigepflichtet 
werden, daß ein Streit zwijchen mehreren Ber- 
pflichteten im Verwaltungsſtreiiverfahren gar nicht 
zuläffig ſei. Es ift nicht abzufehen, inwiefern der 
& 77 des Buftändigteitögefeges**) einen ſolchen 
Streit ausſchloͤffe, vorausgejegt, dab es fih um 
die Abmefjung der Schulunterhaltungspflicht unter 
den dazu nad) Gejeg und Gemeindeverfafung Be- 
theiligten insbeſondere aljo den Gemeinden und 
Gutsherrſchaften handelt, wobei bie Schule da, wo 
dieſelbe als ſolche Rechtsjubject ift, zu dem Streit: 
verfahren beigeladen werden kann.*) 


Nach alle dem war, wi ehen, zu erkt 5 
24 G. RM. 7. En ee 


& 311. Verfiherung der Schulgebäude. 


1. €. v. 29. Oct. 1864 betr. bie Anwendung beb 
Staatominiſterialbeſchlufſes v. 19. Rov. 1860 über 
ben regelmäßigen Ausſchluß ber Werfiherung, wo 
Fiscus principaliter bie Baulaft trägt, auf Sqhulge⸗ 
bäube, Geftattung und Behandlung ausnahmaweiler 
BVerfigerung, Empfehlung einer Verfiherung ber Schul 
gebäube in allen andern Fällen. — of. 36.18 27 Rr.dfi. 

2. Bf. ber 8. Reg. in Schleswig v. 29. Mai 1872 
betr. bie Werfiherung ber Schulgebäude zum vollen 


Bett) 

3. Ueber bie Gtempelfreiheit der Verſicherungs⸗Policen 
cl. 8 314 Rr. 4, 

4. Ueber bie Angabe ber Verfiherung in ben Schul⸗ 
Eiats of. $ 315 Rr. 2 (sub 8 3). 


®) of.jept 5 46 des ef. 0. 1. Aug. 1883 (oben ®b. I 5 6 
Anh. I), der wieber die vorgängige Heranziehung voraußjept (vgl. 
oben Bo. I &. 751 Anm.) 

u 2) Jet 846 des Geſ. v. 1. Aug. 1883 (oben Bb. I 55 


I la ame fan  EeneUnterfägung in Brasb| fällen 
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— — f 





789 


1. Berfiherung der Gebäude gegen Feuersgefahr. 


Auf den Bericht vom 26. Juni b. I. erfläre 
ich mich damit einverftanden, daß bie Beſtimmun⸗ 
gen des Staats-Miniſterial⸗Beſchluſſes vom 19. No⸗ 
vember 1850 (Anlage a) über die Verſicherung 
fiscalifher ®ebäube gegen Feuersgefahr analog 
aud auf die Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude 
dagin zur Anwendung gebracht werben, daß bie 
Theile derjelben, in Anjehung deren dem Fiscus 
principaliter die Pflicht der Unterhaltung und 
Wiebergerftellung obliegt, gegen Feuersgeſahr in 
der Regel nicht zu verſichern find, und da eine 
Ausnahme von diejer Regel nur da eintreten darf, 
wo bejondere Ortöverhältnifje nad dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermefjen der Königlihen Regierung 
ſolches nothwendig machen. In diejen Fällen ift 
der Grund der ausnahmsweiſen Berfiherung in 
ven, Bekreiienen Baylungsanweifungen zu ver⸗ 
merfen. 

Inſoweit hiernach eine theilweife Verſicherung 
von Kirchen⸗ Pfarr⸗ und Schulgebäuden aus fis⸗ 
califhen Fonds zu bewirken ift, muß dieſelbe bei 
den betreffenden öffentlichen Brovinzial-Societäten 
erfolgen, falls nicht etwa beren Statuten einer 
ſoichen theilweifen Berfiherungänahme entgegen- 
ftehen. Iſt legtered der Sal, fo ift auf eine 
Einigung mit den übrigen Bauverpflichteten Hin- 
zumirten, um bie gleichzeitige Verſicherung des 
ganzen Gebäudes bei ber öffentlichen Provinzial: 
Sprtetät bewerffielligen zu fönnen. Nur wenn 
auch dies unausjührbar ſich erweifen folte, kann 
die aus fiscalifhen Fonds zu bezahlende Ver- 
fiherung bei Privatgeſellſchaften genommen werden, 
da die Gründe, welche zu dem Staatöminifterials 
Beſchluß vom 13. October 1346 (Anlage b) geführt 
haben, gegenwärtig in noch höherem Grade Be— 
achtung erheiichen, und die Höhe der Verſicherungs⸗ 
pramien gegenüber allen andern in Betracht zu 
ziehenden Hudfichten nicht entſcheidend fein kann, 
zumal nad) der Eingangs getroffenen Beſtimmung 
der Umfang der Berjiherungsnahmen auf fiscalifche 
Koften vorausſichtlich nicht Pie fein wird. 

Wie bei den Kirchen⸗, Pfarr- und Schulge- 
bäuden, bei deren Unterhaltung der Fiscus gar 
nicht betheiligt ift, jo Hat Die Königliche Regierung 
auch bei denjenigen diejer Gebäude, bei denen die 
Verfiherung des fiscalifhen Antheils nad, Vor⸗ 
ftehendem zu unterlafjen ijt, nad) wie vor darauf 
binzuwirten, daß die von anderen Verpflichteten 
zu unterhaltenden Theile regelmäßig von denjelben 
gegen Feuesgefahr verfiert werden, da bei ihnen 
die Gründe, welche in Unfehung des Fiscus das 
entgegengejegte Verfahren rechtfertigen, nicht zu= 
treffen, und die Verficherung gegen Feuersgefahr 
im Allgemeinen als eine in guter hauspäterlicher 
Verwaltung begründete Obliegenheit anzujehen ift.*) 

Aus demjelben Grunde, und weil hier auch dad 
finanzielle Interefje des Fiscus eventuell weſent⸗ 
lich detheiligt tft, hat bie Königliche Regierung 
endlich die Ihr zu Gebote ftehenden gejeglihen 
Mittel dahin anzuwenden, daß die Kirchens, Pfarr⸗ 
und Schulgebäude, bei denen dem Fiscus nur 
eine fubfidiarifche Bauverpflichtung obliegt, 
in dem Falle nad) ihrem ganzen Bert) aus- 


®) of. &xt.». 16. Jan. 1844 oben 8 296 Hinter Rr. 10 (©. 409). 
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nahmslos gegen Feuersgefahr verfichert werben, 
mo es bei dem Vorhandenfein anderer verwend⸗ 
barer Mittel, z. B. der principaliter verpflichteten 
Kirchenkaſſe, der Zahlung von Beiträgen zur Ber: 
fiherungsprämie aus fiscaliihen Fonds nicht be= 
darf. 4 Ermangelung folder Mittel ift das 
Verhältniß dagegen dafjelbe und daher auch ebenfo 
zu verfahren, wie ba, wo dem Fisceus die theil- 
weife Baupflicht principaliter obliegt. 
Berlin, den 29. October 1864. 
Der Minifter der geiftlihen zc. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


Un 
ſammtliche Königliche Regierungen, (mit Aus: 
ſchluß derer der Mheinproving und Pom—⸗ 
merne), 
U. B. 14713. X. 1742. 


Auf den Antrag des Yinanzminifters hat das 
Staatsminifterium befchloffen, daß fortan als 
Grundſatz feftzuhalten fei, die fiscaliichen Gebäude 
gegen Feuersgefahr nicht zu verfihern, mit Aus- 
nahme ber Gebäude 

a. ber Seehandlung, 

b. ber Domänen-Berwaltung, 

c. der Strafanftalten, 

d. ber Univerfitäten, wiſſenſchaftlichen Inſtitute 

und bejonderen Stiftungen, 
hinſichtlich deren e8 bet dem bisherigen Verfahren 
verbleibt. 

Auch bei den Gebäuden, welde in der Regel 
nicht verfichert werben follen, find die betreffenden 
Verwaltungen ermächtigt, Ausnahmen eintreten zu 
laffen, fofern eine desfallfige Verpflichtung befteht, 
ober bejondere Ortöverhältnifie ſolches nothivendig 
maden. In allen diefen Fällen muß ber Grund 
ber ausnahmsweiſen Verficherung in den betreffen« 
ben Etats bemerkt werden. 

Bo die Verfiherungs- Prämien oder Societäts⸗ 
Beiträge aus den Baufonds erfolgten, find letztere 
mit dem Wegfalle ber erfteren entiprechend zu 
ermäßigen. 

Jedem ber Verwaltungs⸗Chefs ift eine Abſchrift 
dieſes Beſchluſſes zur weiteren Weranlafjung in 
feinem Reſſort zuzuftellen. 

Berlin, den 19. November 1850. 

Königliches Staatöminifterium. 
v. Ladenberg. Frh. v. Manteuffel. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 
v. Stodhaufen. 


b. 

In Folge der fchriftlichen Abftimmungen über 
den Antrag des Staatsminiſters von Bodel⸗ 
ſchwin g h wegen Verſicherung figcalifcher Gebäude 
gegen ee wird beſchloſſen: 

daß fiscaliihe und andere Gebäude, deren 
Verwaltung von den Staatsbchörden reſſor⸗ 
tirt, wenn deren Verfiherung gegen Feuers⸗ 
gelonr für angemefjen befunden wird, in der 

egel und ſoweit nicht befondere Umftände 
eine Ausnahme — möchten, nur bei 
den beftehenden, durch landesherrliche Ver⸗ 
ordnung begründeten propinziellen Societäten 
verfichert werden bürfen. 

Ob eine folge Ausnahme zu gejtatten, bleibt 
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jmar dem Ermefjen des Berwaltungs-Chefs über- 
affen; die desfallfige Beſtimmung ift jedoch in 
denjenigen Zällen, wo bie Zeuerverfiherungs- 
Beiträge aus Staatsfonds zu zahlen find, nicht 
von der Höhe biefer Beiträge abhängig zu machen. 
Berlin, den 13. October 1846. 
Das Staatsminifterium. 

v. Boyen. Mühler. Geine Excellenz ber 
Herr Staatsminifter Rother abweſend. 
Eihhorn. v. Thiele v. Sabigny. 

v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. 

Uhden. Freiherr v. Canitzz. v. Düesberg. 


Die im Centralblatt pro 1864 Seite 577 Nr. 242 
abgebrudte Gireufar-Derfügun wegen Verfiherung 
von Kirhen:, Pfarr- um! Suigebäuben gegen 
Feuersgeſahr vom 29. October 1864 ift — wie 
die Adreſſe Seite 578 ergiebt*) — zunädjft an bie 
Königlihen Regierungen der Rheinprovinz und 
der Krovi Pommern nicht mitgerichtet worden. 

Später Hat der Herr Minifter der geiftlichen zc. 
Angelegenheiten dieſe ®: ügung wmterm 15. Sep- 
tember 1865 au den Königl ga Regierungen 
der Provinz Bommern zur Nahadtung mit- 
getheilt, und ferner unterm 7. September 1869 
die Ausdehnung derfelben auf die Regierungsbe- 
zirke Cöln, Coblenz und Düffeldorf ange- 
ordnet. 


Schleswig, den 29. Mai 1872. 

Es liegen und mehrere Fälle vor, in welchen 
Schulgebäude abgebrannt find, die nur mit einer 

eringen, zu ihrem Werth in feinem Verhältniß 

Begenben Summe gegen Feuersgefahr verfichert 
waren, jo up für die Schulgemeinden burd bie 
Koften des Wieberaufbaued erhebliche Schwierig- 
keiten entftanden und biefelben für längere Beit 
Ge beträchtlichen Baujchulden beſchwert werben 
mußten. 

Um foldem Nachtheil, welder in den brand- 
Taffenpflichtigen Diftricten nur durch Nachläſſigkeit 
der ulvertretung in Unmeldung baulicher Ber- 
beferung zur Nadhtagation oder Unadtjamtfeit bei 
den Generaltarationen entitanden fein kann, für 
die Schulcommunen thunlichſt vorzubeugen, beauf- 
tragen wir die Königlichen Klrchenviſitatorien 
unferes Regierungäbezirts, Die Brandverſicherungs⸗ 
fummen jämmtliher Schulgebäude Ihres Rifita- 
torialbezirt3 genau darauf hin zu prüfen, ob Diefe 
Gebäude ihrem vollen Werthe nad) verficert find, 
und wo died anjheinend nicht ber Fall ift, eine 
neue Tagation ber Gebäude cum pert. und bar= 
nad) event. die Erhöhung der Verfiherungsfumme 
zn veranlaffen. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirhen- und Schulwejen. 


u 
fämmtlihe Königlige KirdensBifltatorten ber 
Provinz ac. 


) Borfiehenb. 


Das Schulgebäube-Anventar. 


$ 312. Das Schulgebände-Inventar. 


Hudfelien, — der Koflen. Rigt· 

veryflichtuug der Guls herrſchaft, Form der 

Auorduuug, Rechtsweg, Ferwaltungsftreit- 

verfahren]. 

1. € v. 4. Januar 1873 betr. bie Verpflichtung 

ber Schulunterhaltungspflichtigen zur Beichaffung ber 

Subjellien, 

€. v. 29. Gept. 1860 betr. ben Ausſchluß der Ror⸗ 

men über bie Baulaft bei Regelung biefer Verbind: 

lichteit und betr. die Richtverpflitung ber @utäheren 

zur Hergabe bed erforberlihen Holzes nah 8 36 

A. 28. II 12. — of. unten Rr. 5. 

3. €. v. 8. Oct. 1864 desgl. bei Pfarrihulen. — cf. 
unten Rr. 8, 

4. €. v. 26. Juni 1871 betr, den Ausſchluß ber Form 
bed Refoluts bei ber Entſcheidung über bie Beſchaffung 
der Schulutenſilien. — of. oben Rr. 3 und E. v. 
12. Jan, 1870 ($ 279 Rr. 9a), 

5. Erk. des D.:8.:8. v. 29. Juni 1878 betr. ben 
Ausſchluß einer Regelung ber Verpflitung zur Be 
ſchaffung ber Tiſche und Bänke nad den Normen 
über bie Baulaft und betr, bie Zuläffigkeit des Rechts⸗ 
weges über eine auf Obfervanz beruhende Verpflid: 
tung ber Gutöherriaft zur Hergabe bes Holzes für 
biefelben.*) 

6. €. v. 22. Febr. 1879 desgl. 

7. €. v. 24. Mai 1879 betr, ben Ausſchluß der Ber 
pflichtung bed Fiscus zur Beihaffung ber Inven⸗ 
tarienftüde in ficalifhen Schulhäufern, fofern kein 
fpecieller Redtätitel vorliegt. — of. Nr. 8 a. €. 

8 €. v. 23. Juni 1879 desgl. bei Pfarrſchulen. 

9. Ueber Form ber Bänke, Tiſche, Pulte, Aufſtellung 
in den Zimmern of. oben $ 306 Rr. 8-11 und 
über die Einriätung im Allgemeinen bie Allgemeinen 
Beitimmungen v. 15. October 1872**) Rr. 8: „Die 
Schultiſche und Bänke müſſen in ausreichender Zahl 
vorhanden und fo eingerichtet und aufgeſtellt fein, 
daß alle Kinder ohne Schaben für ihre Geſundheit 
figen und arbeiten können. Die Tiihe find mit 
Zintenfäflern zu verfehen. Zur ferneren Austattung 
bes Schulzimmers gehört namentlich eine hinreichende 
Anzahl von Riegeln für bie Mügen, Tücher, Män- 
tel u. bgl., ferner eine Gchultafel mit Geftell, eine 
Bandtafel, ein Katheber ober ein Lehrertiſch mit 
Verſchluß, ein Schrant für bie Aufbewahrung von 
Büchern und Heften, Kreide, Schwamm.“ — cf. über 
die Beihülfe aus Staatsfonds zur Beſchaffung bes 
Inventars: 8 290 Rr. 6 und Anh. I—IV. 


1. Berpflichtung zur Beihaffung der Schulbänke. 


Berlin, den 4. Januar 1873. 
— Die Beſchaffung der, Subfellien gehört mit 
zu den: Säulunterhaltungslaften. _ 


2 


2. Die Beſch 


ng der Schulbäule iR im Allge⸗ 
meinen u 


t Gegenftand der Schulbanlaſt. 
Berlin, den 29. September 1860. 
Ew. Hochehrwürden erwibere ih auf die Vor- 
ftellung vom 18. Juli d. J., daß die Beſchaffung 
*) Diefe leptre Frage iſt von Bedeutung noch für bie Provinz 
SS) Unten 8b. IIT. 
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der Schulbänke im Allgemeinen nicht Gegenſtand 
der Schulbaulaſt iſt, wie denn auch bie Guͤtsherr⸗ 
ſchaſten und Magiſträte nicht angehalten werben, 
das bier erforderliche Holz auf Grund des 8 36 
Theil Titel 12 Allgemeinen Landrechts unent- 
gelttich Herzugeben. Bejondere Rechtsgründe, welche 
ein anderes Verfahren bei dem Bau des Schul- 
hauſes für die Gemeinde zu N. rechtfertigen könnten, 
find weder von Ihnen angeführt, noch fonft er- 
ſichtlich. In Uebereinftimmung Hiermit find, wie 
ih mid durch Einfiht des Bauprojecis überzeugt 
babe, die Schulbänke aud bei Aufitelung bes 
Koſtenanſchlags nit mit berüdfitigt. Da nun 
überdies die vorhandenen Baumittel bereits ſoweit 
erſchöpft find, daß die größte Sparfamfeit geboten 
ift, fo kann ich Ihrem mtrage teine Folge geben, 
muß vielmehr der Schulgemeinde überlafjen, jelbft 
für die Anigaffung der Schulbänte zu forgen. 


— Die zur innern Ausftattung dienenden Schul- 
geräthfchaften, Bulte, Bänke zc. find nicht Ber: 
tinenzftüde der Schulgebände und gehört beren 
Beihaffung daher nicht zu den Schulbauten. 
Sie find daher lediglich auf Koften der Schulge- 
meinde ohne Concurrenz der Gutsherrſchaft reip. 
des fogenannten Schulpatronats herzuftellen. Die 
Eigenjhaft einer Schule als Pfarrichule kann 
daran nichts ändern. — Ein Interimifticum konnte 
hierüber nicht eingeleitet werden, weil ein ſolches 
nur betreff3 der Schulbauten zuläffig ift.*) 


Berlin, den 8. October 1864. 
U. 19018. 


4 
(ortf. v. 8 304 Rr. 21.) 
Berlin, den 26. Juni 1871. 

— Anlangend den Recurs der Gemeinde U., fo ift 
die Beſchaffung der Schul-Utenfilien keine Bau— 
verpflichtung, worüber in Gemäßheit ber vor⸗ 
allegirten Paragraphen in Reſolutform zu ent⸗ 
ſcheiden iſt.*) 

U. 10825. 


5. 
(Enburtheil bed I. Senats des Ober-Berwaltungsgerichts 
vom 29. Juni 1878.) 


Die evangelifche Schulgemeinde Tſch. im Kreife 
Kroffen forderte von der Stadt K. als Gutsherr⸗ 
ſchaft des Schulortes die unentgeltliche Lieferung 
des Holzes zur Beſchaffung von Schulbänten und 
Tiſchen fir das neu erbaute Schulhaus, und klagte 
bei ber Weigerung des Magiftrats der Stadtge⸗ 
meinbe, dem zu entfprechen, gegen diefe mit dem 
—— auf Verurtheilung der Beklagten zur 
Hergabe des Holzes, indem daraus, daß früher 
in mehreren Fällen das Holz zu gleichen Zwecken 
unentgeltlich hergegeben worden fei, die objervanz- 
mäßige Verpflichtung zu dieſer Leiftung hergeleitet 
wurde. 

Nachdem der Kreisausſchuß über bie Behauptung 
der früheren Holzlieferungen Beweis erhoben hatte, 
verurtheilte derjelbe bie Beklagte nad dem An— 


®) of. 5 304 Borbemerk. zu Rr. 12 fi. a. € (& 887). 
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trage ber Klage, indem er beren Begründung für 
rechtlich möglich und nachgewieſen erachtete. 

Dagegen erfannte das Bezirksverwaltungsgericht 
auf die Berufung ber Beklagten bahin, daß die 
Klage als nicht eine ftreitige Verwaltungsſache 
betreffend abzumeifen. — 

Schultiſche und Schulbänke — fo wurde aus— 

jeführt — gehörten nicht zu den Schulgebäuden, 

Fonbern zu der inneren Einrichtung ber Schule. 
Die Beihaffung berfelben Liege nicht den Baus 
pflicttgen, fondern den Hausvätern der Schul- 
gemeinde nad) Maßgabe des 8 29 Titel 12 Theil II 
Allgemeinen Landrechts ob; bie Gutsherrichaft des 
Schulorts aber gehöre nicht zu den Unterhaltungs- 
pflichtigen. Nun vermweife der $ 77 des Auftänbig« 
Teiißgefepen vom 26. Juli 1876*) zur Entſcheidung 
tm Verwaltungsftreitverfahren ben Streit, welcher 
„zölfchen den Betheiligten“ entfteht „über die 
Verpflichtung zur Leiftung von Schulbeiträgen“. 
18 „betheiligt”“ im Sinne diefer Geſetzesſtelle 
feten nur die zur Leiftung von Schulbeiträgen 
verpflichteten Hausväter anzufehen; ber Gutsherr 
ftehe ihnen unbetheiligt gegenüber. Der Anſpruch. 
daß berielbe ber Schulgemeinde etwas gewähren 
folle, jet ein rein privatrechtlicher, welder vor 
dem ordentlichen Berichte zum Austrag gebracht 
werben müffe. 

Gegen diefe Enticheibung legte Klägerin bie 
Revifion mit dem Antrage ein, unter Aufhebung 
des angegriffenen Erkenntniſſes die Sache behufs 
materieller Entfcheidung in die zweite Inſianz 
zurüdzumweifen. Zur Begründung der Reviſion 
wurde geltend gemacht, baß bie Koften der hier 
ftreitigen Leiftung zu den Bauloften im Sinne 
des 8 78 des Zuftändigfeitägefeges gehörten, event. 
aber, falld der 8 77 a. a. ©. Anwendung finde, 
ber Gutsherr und überhaupt ein Seber, von 
welchem Schulbeiträge gefordert würben, als „Be- 
— im Sinne des Geſetzes angeſehen werden 
müßten. : 

Das Oberverwaltungsgeriht erkannte babin, 
baß bie angefochtene Entſcheidung aufzuheben und 
die Berufung der Klägerin gegen das erftinftanz- 
lie Urtheil als unftatthaft zurüdzumeifen. 

Gründe 

Wäre die Ausführung der Mlägerin richtig, daß 
bie Koften für Beſchaffung der Tiſche und Bänke 
ben „Bautoften“ beizuzählen feien, [fo wurde die 
Revifion unzuläffig fein, da nad 8 78 des Bu- 
ftändigfeitsnefeße8 vom 26. Juli 1876 bie in 
weiter Inſtanz ergangenen Entfheidungen der 

Brtoerwaltungsgerite über bie Verpflichtung, 
zu den Bautoften beizutragen, im Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren endgültig Mind.) Allein biefe 
Ausführung erſcheint verfehlt, ba bie Tiſche und 
Bänke wohl zum Inventarium der Schule, nicht 
aber „zu ben Schulgebäuden und Schulmeifter- 
wohnungen” gehören.**) Mit Recht hat baher 
der Vorderrichter den 8 78 des Buftänbigfeits- 
gejeged für nicht anwendbar erachiet. Derjelbe 


. v. 1. Aug. 1883 (oben 9b. 15 5 Anh. D. 
. v. 1. Aug. 1888 (oben Bo. 155 Und. I). 
i6) führt aut dab Fe and it alı 
auß, e al 
anzufehen felen, fofern fie bemfelben 
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irrt aber bei Anwendung bes $ 77 bes lebteren, 
mie Klägerin zutreffend Beroorbeht, rechts grund⸗ 
ſätzlich, wenn er annimmt, daß zu den Schulunter⸗ 
haltunaspflichtizen — ben Beiheiligten — ber 
Gutsherr des Schulorts nicht zähle. Die Guts⸗ 
herrſchaften auf dem Lande find nach 8 33 Titel 12 
Theil II Allgemeinen Landreht3 bei der Schul- 
unterhaltung weſentlich betheiligt. Sie gehören 
daher zum Kreiſe der Pflichtigen. Weber bie 
tage, ob und zu welchem Beitrage der Gutsherr 
verpflichtet fei, findet daher das Berwaltungdftreit- 
verfahren nad) Maßgabe des $ 77 bes Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes ftatt. 
Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
vom 12. Mai*) und 8. December 1877, 
Entſcheidungen Bd. II Seite 212 ff., Bo. ITI 
Seite 127 fi.)*) 

Die Vorentſcheidung war hiernach, als auf 
unrichtiger Anwendung bes $ 77 bes Buftänbig- 
teitögefeßes beruhend, aufzuheben. 

B ber Sache felbft unterliegt e8 feinem Biweifel, 
daß über bie Frage, ob ber Gutsherrſchaft auf 
Grund ber behaupteten Ortöverfaffung bie Ver— 
pflihtung zur Hergabe des Holzes für die Schul- 
bänte und Schultifche obliegt oder nicht, ber ordent⸗ 
liche Rechtsweg zuläffig ift. (Geſetz über bie Er- 
weiterung bes Rechtsweges vom 24. Mai 1861 815.) 
Auf den vorliegenden Fall findet daher der $ 4 
des Buftändigfeitögefeßes Anwendung, wonach 
gegen das erſtinſtanzliche Erkenntniß bes Kreis⸗ 
ausſchuſſes ein weiteres Rechtsmittel im Ver⸗ 
maltungsftreitverfabren nicht gegeben ift. Die 
Berufung des Beklagten genen die Entiheibung 
des Kreisausſchuſſes mußte deshalb als unzuläffig 
zurüdgeiiefen werden.]***) 


6. 

Berlin, ben 22. Februar 1879. 
Der Königlichen Regierung eröffne id auf ben 
Bericht vom 31. Januar d. 3. bei Rüdfendung 
der Anlage, daß die Koften für Beſchaffung der 
Subfellien den Bautoften nicht beizuzählen find. 
Hieran muß um fo mehr feftgehalten werben, als 
in dem in der Streitfadhe der Schulgemeinde N. 
contra den Magiftrat zu N. als Gutsherrſchaft 
ergangenen und in Abſchrift beigefügten Erkennt— 
niſſe bed Königlichen Ober : Berwaltungsgerichtes 
vom 29. Juni v. $.f) erft neuerdings anerkannt 
worden, daß Tiihe und Bänke wohl zu dem 
Inventartum der Schule, nicht aber zu ben Schul- 

gebäuden und Schulmeifterwohnungen gehören. 
Der Minifter ber geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 

Im Auftrage: Lucanus. 


An 
die Königli terung zu Re 
@. — 


7. 
Berlin, den 24. Mat 1879. 
Bei Rüdgabe der Anlagen des Berichtes vom 
26. d. M., betreffend bie Herftellung und Repa— 


®) Richt mehr abgebrudt (betraf bie Unguflänbigfelt ber Bere 
— —————— über Streitigkeiten wegen Schul⸗ 


gelb of. 
**) of. Bd. I 5 186 Rr. 10, und oben $ 310 Nr. 53. 
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ratur von Inventarienftüden bes fiscalifchen evan- 
geliſchen Schulhaufes in N. zu Laften des Patro- 
nat3baufonds, eröffne ich der Königlichen Regierung, 
wie bereits auß her Cireufar » Berfügung vom 
f bg. 368. 
22. Juni 1847 5-8 5-1 wo wonad 
Fiseus als Gutsherr oder Patron das Holz zu 
Subjellien, fowie zu allen übrigen für die innere 
Einrihtung der Schul. und Küfterhäufer nöthigen 
Ütenfilien und Ameublements ohne fpeciellen 
Rechtstitel herzugeben nicht verpflichtet iſt, dort⸗ 
ſeits hätte erfehen werden Können, daß die Heber- 
nahme ber obigen Koften auf ben Patronatsbau- 
fonds unzuläffig if. 

Koften für Beihaffung von Tischen und Bänten ıc. 
find, mie aud das Königliche Oberverwaltungs- 
gericht in einem Erkenntniffe vom 29. Juni v. 3.*) 
anerfannt hat, nicht den „Baufoften“ beizuzählen, 
da die Tifche und Bänke wohl zum Inventartum 
der Schule, nicht aber „zu den Schulgebäuben und 
Schulmeiftermohnungen“ gehören. Derartige Koften 
find daher von den Schulunterhaltungspflictigen 
zu tragen. 

Ich vermag daher dem in dem obigen Berichte 
ggteiten Antrage nicht zu entfprechen. 

er Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

ge Auftrage: Lucanus. 


in 
bie Königliche Regierun⸗ NR 
6. OL sie bil 8 


Berlin, ben 23. Juni 1879. 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den 
Bericht vom 24. April er. die Zahlung des Pa- 
tronatöbeitrages zu den Anſchaffungskoſten von 
Subfellten bei fogenannten Pfarrſchulen betreffend, 
daß ich von ber in meinem Erlaſſe vom 22. Fe— 
bruar cr., — G. III. 5334%) — ausgeſprochenen 
Auffaſſung, monad die Koften für Beſchaffung 
der Subfellien den Baukoften nicht beizuzählen 
find, nicht abzugehen vermag. Der Umftand, auf 
melden bie Königliche Regierung ein beſonderes 
Gewicht Iegt, daß es fi in den vorliegenden 
Fällen um fogenannte Pfarrſchulen handelt, ift 
auf bie Entfheibung der Frage, ob Subfellien zu 
den Schulgebäuden und Schulmeifterwohnungen 

ehören, ohne Einfluß. Ein Anhalt für die Ent- 

f eibung dieſer Frage ift auch aus ben 88 37 und 
38 Theil II Titel 12 de3 Allgemeinen Landrechts 
fo wenig wie aus den Vorſchriften bes Titel 11 
Theil IL ibid. oder aus dem Gefege vom 21. Juli 
1846%*) zu entnehmen. Es ift fomit ohne jegliche 
Bedeutung, ob bezüglich der Beihaffung der Sub- 
fellien der Fiſscus als. Gutäherrihaft im Sinne 
des $ 36 Titel 12 Theil II Allgemeinen Land⸗ 
ze ober als Patron in Anſpruch genommen 
wirb. 

Das Erkenntnig des Ober» Tribunal® vom 
26. November 1877 in Sachen Fiscus contra die 
Stabtgemeinde N. leitet die Verpflichtung des 
erfteren jur Uebernahme der Koften für die Sub- 
ſellien, nicht aus dem Patronatöverhältniß, fondern 
aus einem ganz anderen Zundament, dem Eigen- 
thum ber, und ſpricht ausdrüdlih aus, daß es 
im vorliegenden Proceſſe auf bie Anwendung bes 


*) Dben Rr. 5. ) Oben Rr. 6. ») of. oben $ 279. 
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$ 37 Titel 12 und 8 710 Titel 11 Theil II WI- 
gemeinen Landrechts gar nicht ankomme. 

Die Berpflihtung des Fiscus, zu den für Die 
katholiſchen Schulen zu N. Kreis N. und N. 
Kreis N. beihafften Subfellien einen Koftenbeitrag 
zu leiften, kann ich daher, fo lange dafür nicht 
ein fpecieller Rechtstitel nachgewieſen wirb, nicht 
anerkennen. 

Der Minifter ber geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Zm Auftrage: Lucanus. 


In 
die Königliche Megterung zu R. 
@. 6318. 


$ 313. Senubung der Schullocale für 
andermweite werke. 


— 818 W.2-R. 12 in Verb. mit g 173 
II 11 unten Vorbericht zu 8 314 fi. (6. 744), — 


1. €. v. 28. Febr. 1879 betr. bie Benupung von 
Schullocalen für das öffentliche Impigeſchaft. 

2. €. v. 8. Mai 1876 betr. bie Benupung bes Schul: 
Tocald für den kirchlichen Beidht- und Communion⸗ 
Unterricht. 

3. Der €. vo. 4. Mai 1849 U. 8472 (Eieſe, Schul⸗ 
verorbnungen bes Reg.-Bez. Coblenz 1884 ©. 57) 
unterfagte bie Benugung des Schullocals für polis 
tiſche Verfammlungen bezw. für politifche Vereine. 

4. Der €. v. 4. Sept. 1871 E. 19774 geftattet in 
Hannover bie Benutzung ber Schulſtube zu ben 
Kircgenvorftandäfigungen in Gemähhelt des 8 26 
der Kirhenvorftanbsorbnung — cf. biefelbe am Enbe 
dieſes Bandes — (Leverfühn, Bel. in Schulſachen 
1886 II ©. 653). 

1. Benutzung von Schullocalen für dad öffentliche 

Impfgefhäft 


Berlin, den 28. Februar 1879. 

Auf den Bericht vom 9. December v. J., be 
treffend die Beſchwerde des Local» Schulinfpectord 
Pfarrers N. zu N. wegen Bornahme von Impfungen 
Heiner Kinder in den Schulen der länbli 
Infpection N., eröffne ich der Königlichen Regie⸗ 
tung bezüglih der Benugung von Schullocalen 
zum Impfgeſchäft reſp. bezüglich der Anwendung 
von Zwang zur Hergabe der Schullocale für dieſes 
Geichäft Folgendes: 

Die Beihaffung des Impifocals für die öffent- 
lichen Impfungen ift nah 82 Abf. 3 des Geſetzes 
vom 12. April 1875 *) (Gef.-Samml. ©. 191) Sache 
der politifhen Gemeinden. Da nad 8 6 
des Reichs-Impfgeſetzes vom 8. April 1874**) 
(Reich3-Befegblatt ©. 31) die Impforte fo gewählt 
werden müſſen, daß fein Ort des Bezirks von dem 
nächſt gelegenen Impforte mehr ald 5 Kilometer 
entfernt ift, fo darf vorausgejegt werben, daß es 
auf dem Lande großer Localitäten für die Vor: 
nahme des Impfgefchäftes überhaupt nicht bebarf. 

Die Inanfpruhnahme ber Schulftuben für dieſen 
Zweck mag den Gemeinden bequem fein, iſt aber 
in Rüdfiht auf die damit leicht verbundene Stö- 
rung des Unterrichtes doch nur bann gerechtfertigt, 


$ 377 a Nr. 2. 
“) 5 3278 Rr. 1. 
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wenn wirklich kein andere braudbares Local 
verfügbar ift. Die vorliegenden Verhandlungen 
machen den Eindrud, ald würbe e8 mit dem An- 
ertenntniß ber Nothwendigkeit, die Schulftube als 
Impflocal zu benugen, fehr leicht genommen, und 
ala werbe —* die Rückſicht, den politiſchen @e- 
meinben eine geringfügige Ausgabe für Anmiethung 
eined anderen Locales zu erjparen, als ein Hin- 
reichender Anlaß angefehen, um die Schulftube in 
Anſpruch zu nehmen. Und doch Tann Letzteres 
lediglich als ein Nothbehelf geduldet werden. Nach 
dieler Richtung hin fheint mir die vorliegende 
Beichwerde des Pfarrers N. nicht jeder Berech⸗ 
tigung zu entbehren unb gebe ich der Königlichen 
Regierung zur ägung, in wie weit etwa bie 
von Ihr erlaffenen Verfügungen nad; diefen Ge— 
ſichtspunkten zu erläutern fein möchten. 

Wo aber in der That ein anberes Impflocal 
als bie Schulftube nicht verfügbar ift, da müſſen 
die hiermit verbundenen Unbequemlichkeiten von 
der Schule getragen werben, und es kann bem 
Local-Schulinfpector nicht geitattet werben, durch 
feinen eberiprud den regelmäßigen Verlauf 


des Impfgeichäfts theilweiſe zu vereiteln. Die Be⸗ 


nugung des Schullocals für bie Jmpftermine jeßt 
übrigens entweder die lege des Schulvor- 
ftanbes, oder, falls dieje nicht zu erlangen tft, bie 
Anorbnung der in externis vorgejegten Schul⸗ 
behörde voraus; Lehrer und Schulinfpector haben 
mit Nüdfiht auf den eventuellen Ausfall ber 
Schulftunden zwar Nachricht von der Vornahme 
des Impfgeichäft® zu erhalten, in der Sache fonft 
aber feine Einwirkung. 

Der Königlichen Regierung überlafje ich hiernach 
den Pfarrer N. ablehnend zu beicheiden. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Sybom. 


Un 
die Königliche Regierung zu R. 
Aal Tv 0— 


2. Benntung des Schullocals für dem kirchlichen 
Beiht: und Communion⸗Unterricht. 
Berlin, den 8. Mai 1876. 

Der Königlichen Regierung ertwidere id auf 
den Bericht vom 2. v. M,, daß, nachdem die Er- 
theilung unb Leitung de3 ſchulpianmäßigen katholi⸗ 
ſchen Religionsunterrichts in den Volksſchulen durch 
meine Cixcularverfügung vom 18. Februar d. J. 
— U. I. 1025#) — in ordnungsmäßiger 
Weiſe gefichert ift, e8 nicht in meiner Abſicht Tiegen 
ann, darüber hinaus die Ertheilung des ne: 
lien Zeit: und CommunionsUnterrichts 
anderer Weiſe zu beichränten, als dies in der bes 
regten Verfügung geichehen ift. 

Demnad wird auch das Schullocal zu diefem 
Zued nur unter den in Nr. 12 bafelbft angegebenen 

orausfegungen generell verjagt werben dürfen. 

U. IL 6462. 


*) Dben Bb. 15 11 Nr. 1. — of. auch ebenda Rr. 2 u. 26. 





Die Hculvermögensnerwaltung. 
Gs 314 bis 3228). 


Vorbericht. 


A. Die Vorſchriften über die Vermögensver— 
waltung haben fi nad ber hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung an die Beſtimmungen über die kirchliche 
Vermögensverwaltung angelehnt. Demgemäß 
beftimmt das Allgemeine Landrecht Theil II 
Titel 12: 

818. Schulgebäude genießen eben 
die Vorrechte wie Kirhengebäubde (Tit. 11 
8 170, aqq.). 

88 170 ff. des Wllgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 11 lauten: 

3a 170. Kirchen und andere dahin gehörige 
Gebäude find ausichliegend das Eigenthum ber 
Kirhengejellihaft zu deren Gebraude fie be 
ftimmt find. 

8 171. Auch durch Beränberung ihrer Reli— 
gionsgrundjäge verliert eine Kirchengeſellſchaft 
ai das Eigenthum der ihr gehörigen Kirchen⸗ 
gebäube. 

8 172. Wenn aber bie augen eſellſchaft ganz 
aufhört, fo gilt von biefen Gebäuden alles das, 
was von dem Vermögen erlofchener Geſellſchaften 
ee im fedhöten Titel $ 189 eqgq. verord⸗ 
net ift.* 

8 173. Kirchengebäude, foweit fie zur Feier 
des Gotteödienftes und zu gottesdienftlihen Hand⸗ 
lungen beitimmt finb, dürfen ohne bie Eimwilli- 
gung der Gemeinde zu anderen Zweden nicht ges 


aucht werden.**) 

$ 174. Die Kirchengebäude find von den ge= 
meinen Laften des Staates frei***) und genießen 
alle Vorrechte der dem Staat zuftehenben öffent- 


lihen G&ebäube.***) 


8 19. des Allgemeinen Landredts Theil II 
Titel 12 beftimmt meiter: 

Auch von den Grundftüäden und dem 
übrigen Vermögen der Schulen gilt in 
der Regel alles das, was vom Kirden- 
dermögen verordnet ift. (Ebendafelbft 
$ 193 sqq. Abſchn. 9.) 

— Die 88 193 ff. ded Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 11 lauten: 

8 193. Die vom Stante ausdrücklich aufge 
nommenen Kirchengeſellſchaften find auch bei Er⸗ 
werbung, Verwaltung und Beräuße- 
tung ihres Vermögens, andere privilegirten 
Corporationen geich zu achten (Titel 6 870, 71, 


72 und 81 
er 70—72, 81—84 lauten: 


Die angezo; enen 
870. bie Verwaltung und ung bed 


der Corporation sugehärigen gemeinſchaftlichen 
Vermögens wird durch Schlüſſe der Corporation 
angeordnet. 


befonbers $ 192 bes Allg. Landi. Th. Mcit. 6: 
de Geſellſchaft ga aufgehoben und find 

diefen Fall Über das gemeinfdaftlige Bermögen berfelben 

anderweiten Befimmungen in ihren Gtiftungdgejegen org: 

ben, fo fällt biefes Bermögen dem Staate zur anberweiten 

EN aegen Ser Eule Babeenbee oben 6 313. 

befon! Kl 
=) cf. unten 5 314 Und. u 


*) ef. 
Wird eine 
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8 71. Die Verwendung muß gu Börberung 
de3 gemeinſchaftlichen Beften der Geſellſchaft und 
zur eihung ihres Enbzwedes geichehen. 

72. Derjenige Theil des Gejellihaftsvermd- 
gens, wovon die Kutzungen für bie einzelnen Mit- 
glieder beitimmt find, muß nad) den Rechten des 
gemeinfamen Eigenthums behandelt werben (Th. I 
Titel 17 Abfchnitt 1). 

81. Corporationen und @emeinden ftellen 
in den Geſchäften bes bürgerlichen Lebens Eine 
moralifche Perſon vor.*) 

8 82. Sie werben in Rüdficht auf ihre Rechte 
und Berbindlichteiten gegen Andere außer ihnen 
nad) eben ben Beiepen wie andere einzelne Mit- 
glieder des Staats beurtheilt. 


Eee Doch Finnen fie ohne befondere Ein» 
willigung ber ihnen vorgefegten Behörde unbe⸗ 
weglihe Sahen weder an fi bringen, 


nod veräußern ober verpfänden.) 

84. Dergleihen von einem dritten ohne 
diefe Einwilligung mit ihnen volljogene Hand— 
tungen find nichtig. 


8 194. (Theil II Titel 11.) Keine Kirchenge⸗ 
ſellſchaft Tann ohne ausdrüdliche Bewilligung des 
Staat liegende Gründe**) an fi brin- 
gen. 


8 219. Grundftüde und Gerechtigkei— 
ten, die einer Kirche gehören, können ohne aus— 
drüdlie Genehmigung des Staats nicht ver⸗ 
äußert werben. 

8 220. Bei ganzen Qandgütern ober Häu- 
fern ift die Genehmigung des geiftlichen Depar- 
iements nothwendig. Bei einzelnen Grundftüden 
oder bloßen Gerechtigkeiten hingegen ift ber Con- 
ſens der unmittelbaren geiftlihen Obern hinrei— 


Henb.f) 

8 221. Die Genehmigung kann nur alddann 
nachgeſucht werben, wenn die Veräußerung zum 
Beiten iM Kirche nothwendig oder von erheblichem 
Nugen ift. 

$ 222, Die öffentlihe Subhaftation ift zur 
Gültigkeit einer ſolchen Veräußerung nicht we— 
fenttig nothmenbig: 

Anh. 3 126. Bei Veräußerung unbeweglicher 
Grundftüde der Kirchen und anderer geiſilicher 
Stiftungen, fowie bei [Erb- und) Zeitverpachtun- 

en (fteßtere) über ſechs Jahre) foll zwar in der 

egel eine freiwillige Subhaftation veranlaßt wer- 
den; es fol jebod von dem Ermeſſen der geift- 
lichen Obern abhängen, ob nad; aufgenommener 
gerichtliher Taxe, nad) dem Gutachten der Unter- 
gerichte, Infpectoren und Prediger die Subhaftation 
nod erforderlich fei, und deren Unterlafjung ſoll 
feine Ungültigkeit nad) ſich ziehen. 

$ 223. e ohne den erforberlihen Conſens 
geſchehene Veräußerung eines folden Eigenthums 
der Kirche ift nichtig. 

$ 224. Dagegen kann diefelbe, wenn die Ein- 
twilligung der Behörbe Hinzugelommen tft, unter 


*) of. wegen der Schulen befonbers unten $ 314 Anh. L 
®*). cf. weiterhin 55 647, 648 bes Mg. Lanbr. XH. IE Tit. 11 
ie den Schluß dieſes Vorberichts und unten $ 315. 

Ueber bie * Grunbftüde in den Schul⸗Etate 





dem Vorwande, baf fie unnöthig oder nicht nüß- 
lich gemwefen fei, nicht angefochten werben. 

8 225. Vielmehr finden dagegen nur eben bie 
Einwendungen und Rechtsmitiel, wie gegen jede 
andere Veräußerung ftatt. 

8 226. Doch bleibt derjenige, welcher durch 
unrichtige Borfpiegelungen oder fonft, vorſätzlich 
ober aus grobem Xerfehen bie Einwilligung zu 
einer nicht nothwendigen oder ſchädlichen Veräu⸗ 
Berung bewirkt hat, ber Kirche zur vollftändigen 
Schadloshaltung verhaftet. 

22 erpfänbungen des unbe- 
weglichen Kirhenvermögend ift die Einwilli— 
gung bed Biſchofs und bei proteftantifchen Kirchen 
bed Conſiſtorii nothwendig. 

Die weiter für die Schulvermögens— 
verwaltung für anwendbar erklärten 
Beſtimmungen des Abſchn. 9*) Theil II 
Titel 11 (of. fs 619, 620, 623, 624, 627 und 
628 oben im Borber. zu $ 250 8b. ITS. 57) lauten: 

8 625. Gie (die Kirhenvorfteher) müſſen bie 
der Kirche zuftehenden Gelber, Schulbinftru- 
mente unb andere Urkunden bergeftalt unter 

emeinfhaftlidem Bejchluffe halten, daß 

iner von ihnen einfeitig und ohne bie übrigen 
darüber verfügen könne. 

Ei 626. Wo der Kaften, in welchen die Kirchen⸗ 
& er und Urkunden unter foldem gemeinfamen 

leſchluſſe aufzubewahren find, am ſicherſten unter- 
gebracht werben könne, müffen die Borfteher mit 
dem Patron und Pfarrer in Neberlegung nehmen ; 
allenfalls aber muß biefes von dem Inſpector 
ober Erzpriefter nad) Umftänden beftimmt werben. 


Bon Kirhencapitalien.) 

8 629. Ausftehbende Capitalien können 
die Vorfteher ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
des Patron oder Kirchencollegii, wo dergleichen 
vorhanden ift, nicht auflündigen. 

630. Gefchieht die Aufkündigung von dem 
ulöner, fo müfjen fie dem Patron oder Kir- 
Hencollegio davon fofort Anzeige machen. 

8 631. Wo weber ein Patron noch ein Kir- 

Hencollegium vorhanden ift, da müſſen Auffünbi- 

ungen nicht anders ald mit Buziehung des In— 
—& oder Erzprieſters gethan oder angenom⸗ 
men werden. 

8 672. Der Patron, das Kirhencollegium ober 
der Infpector müflen den Bahler anmeijen, ob 
die Zahlung an den Vorſteher allein geleijtet oder 
wer noch außer ihnen dabei zugezogen werben folle. 

8 632. Nach biefer Anweifung muß fi ber 
Bahler richten und nur eine derfelben gemäß aus⸗ 
gerelie Quittung kann gegen die Kirche die Zah⸗ 
ung beieifen. \ 

8 634. Sobald aus den Einkünften der Kirche 
ein Beftand von 50 Thalern oder mehr erübrigt 
werden kann, müfjen die Vorſteher für deſſen 


=) Rod, (Gommentar) erklärt bas Allegat bes Abichnitts 9 für 
falſch und glaubt e& fei Abihnitt 4 gemeint, der Ye 55 193 ff. 
enthäft, dod mit Unredht; — für anmwenbbar wirh für die Schule 
auf Grund des 5 19 Al, Land. Th. IT Tit. 12 3. B. ber 
$ 650 Wü. Sandr. Xpetl II Tir 11 erklärt in dem E. v. 22. Aug. 
1863 ($ 319 Rr. 1)— of. ebendafelbit Rr. 3 und $ 260 Rr. 4a, 0. 
$ 304 Rr. 62—54. $ 307 Anh. L 
®®) Ueber — der Tabitallen in den Schul⸗ECiate of. 
316 Rr. 2 (mub 5) unb über ihre Erfaltung: $ 316 Rr. 2 
(sub 27) Rt. 4 (sub 7). 
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fihereunb zinsbare Unterbringung zum 
Beiten der Kirche forgen. 

8 635. So lange ſich zu einer ſolchen Unter- 
bringung gegen höhere Binfen unter geleßmäßiger 
Sicherheit feine Gelegenheit findet, müſſen ber= 
gleihen aufgefammelte Capitalien bei ber Künig- 
lichen Bank) belegt werden. 

8 636. Kirchencapitalien follen im der Regel 
nicht anders als gegen gerichtliche Sicherheit und 
Eintragung auf unbeweglicde Güter ausgeliehen 
werben. 

8 637. Die Uusleifung muß mit Vorwiſſen 
ober Genchmigung des Patrond ober Kirchencol- 
legt, in deren Ermangelung aber mit Buziehung 
des Pfarrers geichehen. 

8 638. In allen Fällen muß die beabſichtigte 
Ausfeihung und die bagenen ber Kirche zu ver= 
fchaffende Sicherheit dem Erzpriefter ober Inſpee⸗ 
tor angezeigt werden.*) 

8 639. Beträgt dad audzuleihende Capital 
mehr ald fünfzig Thaler, fo muß er bei ben 
vorgefegten geiftlichen Obern darüber aufragen.**) 

640. Ein gleiches muß geichehen. wenn der 
Inſpeetor auch bet einer minderen Summe bie 
Sicherheit bedenklich findet.) 

$ 641. Dem Patron felbft bürfen das Kirchen⸗ 
eollegium, ber Pfarrer und die Vorfteher bei eige- 
ner Vertretung ohne befondere Genehmigung der 
geifttiien Obern feine Kirchengelder zum Dars 
ehen geben oder fonft überlaffen. 

$ 642. Ein Gleiches gilt von Darlehen, die 
einem Vorfteher oder einem Mitglieve bed Kir- 
chencollegii oder aud; dem Pfarrer gemacht wer⸗ 
den follen. 

8 643. Die geiſtlichen Obern machen ſich der 
Kirche verantwortlich, wenn fie ohne eine folde 
Sicherheit, ald die Gefeße bei Verleihung ber 
Münbelgelder aus dem gerechtlichen Depofito er- 
forbern, in dergleichen Darlehen (8 641, 642) 
willigen. 

8 644. An Berfonen, melde zn ben geiftli- 
hen Obern gehören, dürfen weber bie Vorſteher 
noch der Patron oder bie Kirchencollegia bei eige- 
ner Vertretung, Darlehen aus dem Sirchenver- 
mögen madıen. 


Von Schulden ber Kirche.*) 


8 645. Sollen Eapitalien für die Kirche aufs 
enommen werben, fo ift dazu ber Beitritt des 

atrond oder Kirhencollegii ober in beider Er- 
mangelung, der Gemeinde oder beren Repräſen— 
tanten nebft der Genehmigung der geiſtlichen 
Obern erforderlich. 

& 646. Wer ohne biefe Erforberniffe in ein 
ſolches Darlehnsgeſchäft fih einläßt, der erlangt 
daraus ein Recht an die Kirche und deren Ber- 
mögen nur fomweit, als er bie gefchehene Ver—⸗ 
wendung in ihren Nutzen nadmeifen kann. 


=) of. unten $ 317. 

**) Zür ben Berei ber Märkifden Gonfftorialorbnung von 
1573 entbehrlich, bei Anlage in Gtaatefulbiceinen, in Pfand: 
briefen ober bei Ausleihung gegen Hypothek Innerhalb ber eriien 
zarte ber geiäitigen Tare am Unbetheiligte (Gab.:Orbre vom 

1. Zult 1845 ef.-Samml. ©. 485). 


') of. unten $ 317, fowte bie neueren Kircengefi 
in sub. C. und 
ats: $ 316 Rr. 2 (sub $ 22), 


x. weiters 


den Vermerk ber Pal inſen in ben 
Paffios 3! get 


Grundftüde*) 

8 647. Im die Veräußerung eines Kirchen- 
guis muß außer dem Patron, wo dergleichen vor- 
hanben tft, auch die Gemeinde durch ihre zu be= 
ftellenden Repräfentanten einmwilligen. 

8 648. Reine Veräußerung aber kann ohne 
vorher gegangene Unterfuhung und Approbation 
ber geiftlichen Obern und ohne Erlaubnig des 
neiftlihen Departement3 im Staatsminifterio güls 


tit * 
—J Broceffe.*) 


8 650. Wenn die Kirche wegen ihrer Güter 
und Vermögens in Proceſſe verwidelt wird, fo 
ent ber Betrieb berjelben den Vorſtehern ob. 

8 651. Der Patron muß bie Vorfteher in Aus- 
führung und Vertheidigung der Kirchengerecht⸗ 
fame unterftügen. 

8 652. Soll bie Kirche Klägerd Stelle vertres 
ten, fo müſſen der Patron und bie Vorfteher 
noh vor dem Anfang des Procefle bie Ap⸗ 
probation der geiftlichen Obern darüber ein⸗ 
holen.***) 

8 653. Unterlafen fie diejes, fo wirb der Bro: 
ceß anf ihre Gefahr und Koften geführt und ber 
Kirche kann daraus kein Nachtheli erwachſen. 

8 654. Auch wenn die Kirche von anderen 
rechtlich belangt wird, müffen ber Patron und bie 
Vorfteher den geiftlichen Obern davon fofort An= 
zeige machen. 

8 655. Das Approbationd-Decret ber geift- 
lien Obern iſt zwar zur Einlafjung auf bie 
Klage nicht nothwendig. 

8 656. Wenn aber die Vorſteher bergleichen 
Decret nicht nachbringen, fo geht ber Procek auf 
ihre Gefahr und Koften.t) 

8 657. Die Koften können jedoch ſowohl in 
diefem als in bem falle des 8 653 aus dem Kir⸗ 
chenvermögen zurüdgeforbert werben, wenn durch 
einen günitigen Ausgang bes Proceſſes ein bie 
Koften überfteigender Nuten für bie Kirche ver⸗ 
ſchafft worden. 

8 658. Die Vollmacht zum Betriebe eines 
Proceſſes muß außer ben Xorftehern von dem 
Patron oder dem Kirchencollegio ober in deren 
Ermangelung von dem Pfarrer mit unterfchrieben 
werben. 


8 659. In Fällen, wo bie oriteher, ber 
Patron oder bie Kirchencollegia wirkliche Rechte 
der Kirche in Gerichten auszuführen oder zu ver- 
theidigen beharrlich verweigern, müſſen die geift- 
lichen Obern ber Kirche einen Bevollmächtigten 
bazu von Amtswegen beftellen.tf) 

660. Die durch die ungegründete Weigerung 
entitandenen mehreren Koften muß der Weigernde 
aus eigenen Mitteln erjegen. 

8 661. Auch wenn gaen ben Patron oder 
das Kirchencollegium felbft ein gerichtlihes Ver⸗ 
fahren erforderlich ift, muß der Kirche von ben 

eiftlichen Obern ein Bevollmächtigter bazu von 
mtöwegen beftellt werden.}}) 
®) of. vorfiehenb 55 219 fi. Au 


inb ben Schluß bes B: t8, 
en 
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Bergleide 

8 662. Ohne Genehmigung der geiftlichen Obern 
kann über Kirchengüter und Rechte kein Vergleich 
geichlofien werben. 

8 663. Enthält der Vergleih eine Art von 
Veräußerung folder Güter und Rechte, fo müflen 
noch außerdem die im 8 648 vorgeichriebenen Er- 
fordernifle einer gültigen Beräußerung von Kirchen⸗ 
gütern überhaupt hinzufommen. 


Eintünfte 
$ 664. Die Kirchenvorfteher müflen infonder- 
heit die ordentliche und prompte Einziehung der 
Kircheneinfünfte beforgen. 


Vermiethen und Berpadten der 
Grundftüde*) 

8 668. Grundftüde der Kirchen können bie 
Vorſteher unter Genehmigung des Patronats oder 
Kirchencollegti vermiethen ober verpadhten und die 
Miethen oder Pachtgelder davon einziehen. 

8 669. Die Ausbietung eines folden &rund- 
ſtüds zur Miethe oder Pacht muß allemal öffent- 
Ti geſchehen. 

8 670. Hat die bisherige Miethe oder Pacht 
oder der biöherige Ertrag fünfzig Thaler nicht 
überftiegen und fol die Austhuung nicht auf 
längere Zeit als ſechs Jahre geichehen, fo ift es 
hinreichend, wenn bie Bekanntmachung unb die 
Aufforderung ber Mieth- und Pachtluſtigen, ſich 
en einem beitimmten Tage in der Wohnung bed 
Patrons oder der Kirchenvorfteher zu melden, drei 
Sonntage Bintereinander von der Kanzel geichteht. 

8 671. Wlsdann kann der Contract mit bem 
Meiftbietenden, unter Genehmigung des Patrons 
oder Kirchencollenii, von den Borftehern ohne Da⸗ 
zwiſchenkunft ber Gerichte und der geiftlichen Obern 
abgeihloffen werben. 

872. Sol das Grundftüd auf länger als 
ſechs Jahre ausgethan werden und überfteigt der 
Ertrag beffelben fünfzig Thaler, fo muß außer 
der Bekanntmachung von den Kanzeln, eine öffent« 
liche gerichtliche Aufforderung der Mieth- oder 
Pachtluſtigen vorhergehen. 

8 673. Dabei müflen bie gefeglihen Vor⸗ 
ſchriften von freiwilligen Subhaftationen beobachtet 
und ed muß vor dem Zufchlage die Genehmigung 
der geiftlihen DObern**) eingeholt werben. 

8 674. Sollen Grundftüde dem Kirchenpatron 
felbft vermiethet ober verpachtet werben, fo tft 
allemal die Genehmigung der geiftlichen Obern 
dazu nothwendig. 

675. Kann ein Kirchengut zum Beſten ber 
Kirche nicht verpadhtet werben, fo find bie einge 
pfarrten Gemeinden, wo nicht ein anderes herge⸗ 
bracht tft, nur ſchuldig, die innerhalb ber Kirch- 
fpielögrenzen gelegenen Grundftüde gen Ver⸗ 
gütung der in der Gegend üblichen ellungs⸗ 


*) Die Verwaltung der Holzungen ber Bemeinben, Kirchen, 
"Torf —— Inftitute, Öffentlichen 


Pfarren, Küftereien, ſonſtigen 
Säulen, höheren Unterrichts: und Erztefungsanftalten, frommen 
unb milden Stiftungen unterliegt ber Oberaufficht dei Staats 
nad Maßgabe des —T v. 14. Aug. 1876 (Geſ.⸗Samml. 
©. 373) in den ſege vfillchen Provinzen. 

2,3: den Bereich der Märkifcen Gonflkorialorbrung von 
1573 Öffentlicher Mußble in ben Formen ber $5 670, 672, 
673 on Un! te entbehrlich. (Gab.:Orbre v. 11. Juli 1846, 
Seſ.Sauml. ©, 486.) 


und Ernteloften zu bearbeiten und die Früchte 
davon einzufammeln.*) 


Ausgaben aus dem Kirhenvermögen.*) 


8 686. Die bei ber Kirche vorkommenden 
ordentlichen und beftimmten Ausgaben find bie 
Vorfteher ohne weitere Rüdfrage aus den Kirchen- 
mitteln zu entrichten befugt. 

& 687. In Unfehung ber außerordentlichen 
Ausgaben Hingenen follen bet jeder Kirche gewiſſe 
Summen nad Bebürfniß der Umftände von ben 
geiitlichen Obern beftimmt werben, welche die Bor- 
fteher nicht ohne Genehmigung des Patrons oder 
Kirhencollegit und diefe nicht one Approbation 
ber geiftlichen Obern überfchreiten bürfen.*) 

Rehnungslegung.**) 

8 688. Bei jeder Parochialkirche find gewiſſe 
Termine zu beftimmen, in welden die Vorfteher 
von ihrer Adminiſtration Rechnung legen müflen. 

8 689. Bet Patronatlicchen gebührt die Ab⸗ 
nahme ber Rechnung bem Patron und muß auf 
deſſen Berlangen in feiner Behaufung geſchehen. 

869%. Iſt der Patron nicht felbft am Orte 
wohnhaft, fo hängt die Beitimmung, wo bie Redh- 
nung am Orte abgenommen werben fol, von ihm ab. 

8 691. Die Kirchengemeinde ift ber Rechnungs⸗ 
abnahme durch ihre Repräfentanten und Bevoll- 
mädtigte beizumohnen befugt.*) 

8 692. Hat die Kirche feinen Batron, fo müffen 
dic Vorfteher dem SKirchencollegio bie Rechnung 
ablegen und findet and dabei die Vorſchrifi 
8 691 Anwendung. 

8 693. Iſt auch fein Kirchencollegium vorhan⸗ 
den, fo muß die Rechnung ben von der Kirchenge- 
meinbe dazu ernannten Deputirten abgelegt werben. 

8 694. Im allen Fällen ift der Pfarrer, auch 
wenn er nicht Borfteher wäre, bet der Rechnungs⸗ 
abnahme zuzuziehen. 

8 695. Die geiftlichen Obern müflen von Amts: 
wegen darauf halten, daß bie Rechnungslegung 
zur beftimmten Zeit gehörig erfolge. 

8 696. Bei Gelegenheit einer jeden Kirchen— 
vifitation muß der Erzpriefter oder Inſpeetor die 
feit_ ber Teßtuorhergehenden gelegten Rechnungen 
nachſehen und einen Ertract in Anſehung der 
verfhiedenen Rubriken von Einnahme und Aus- 
gabe den getitlihen Obern einfenden. 

8 697. Findet er bei den abgelegten Rech— 
nungen noch Zweifel oder Bedenken, jo muß er 
die Borfteher darüber vernehmen, und die Sache 
den geiſtlichen Obern zur meitern Beurtheilung 
und Verfügung anzeigen. z 

8 69%. Die Rechnungen von, Königlichen 
Patronatkirchen, ingleichen von denjenigen, wo⸗ 
rüber Magifträten oder Communen in ben Städten 
das Batronatrecht zufteht, müflen an das Con= 
fiftorium zur Revifion eingefendet werden.***) 


Bau unb Befferung ber Kirden- 
gebäude.*) 
8 699. Für bie Unterhaltung der Kirchenge⸗ 
bäube und Geräthe müffen bie Kingenvorfteber 
nebſt dem Pfarrer vorzüglich Sorge tragen. 


*) of.im Allgem. bie neueren Kirchengeſehe 2c. weiterhin sub O. 


8 
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8 700. Bel vorfallenden Bauten muß dem 
Patron oder Kirchencollegio jedesmal Anzeige ge⸗ 
macht werden. 

8 701. Wo fein Patron oder Kirhencollegium 
vorhanden ift, mögen bie Vorſteher kleine Re— 
paraturen, welche zchn Thaler nicht überfteigen, 
blos mit er des Pfarrers, ohne weitere 
Rückfrage veranjtalten. 

8 702. Iſt eine höhere Summe erforberlid, 

fo muß dem Inſpecior oder Erzpriefter davon 
Anzeige gemacht werben. 
„$ 703. Diefer kann, wenn die Koften unter 
gene Thaler betragen und er bei angeftellter 
Prüfung fein Bedenken findet, den Bau oder die 
Reparatur ohne Rüdfrage genehmigen. 
8 704. Sollen aber zu einem Dane oder zu 
einer Reparatur mehr ald fünfzig Thaler aus 
dem Kirchenvermögen verwendet werden, jo wird 
allemal, aud wenn ein Patron oder Kirchen⸗ 
eoleglum vorhanden find, die Genehmigung der 
geiftlihen Obern erforbert. 

8 705. Diefen muB der Erzpriefter ober In— 
fpector nad angeftellter Unterfuhung darüber 
berichten und einen von Sacverftändigen aufge- 
nommenen Koſtenanſchlag beifügen. 

8 706. Sit von einem neuen Anbau oder von 
einer Erweiterung der Kirchengebäude die Rebe, 
fo muß ohne Unierſchied der ae die Appro⸗ 
bation der geiftlihen Obern eingeholt werden. 


B. Bei der Anwendung ber vorftehen- 
den Beftimmungen des Abſchn. 9 Th. II 
Tit. 11 auf die Egulvermögendverwal- 
tung tritt an die Stelle der geiftlien 
DObern die Königliche Bezirksregierung, 
an die des Inſpectors der Kreisſchul— 
infpector, an die des Pfarrers der 
2ocalfhulinfpector, an die der Kirchen— 
vorfteher treten die Schulpvorftcher. 

Eine dem Kirchencollegium analoge Schulbehörbe 
befteht im Wllgemeinen nicht, ebenfowenig ein 
Scähulpatronat,*) da der Gutöherr als folcher 
nicht Patron tft. Die Competenzen der König- 
lichen Bezirköregierungen find vielfady von diefen 
den Landräthen als ihren Commiffaren belegirt 
und ift ber Geſchäftsgang zwiſchen diefen und den 
Kreisfchulinfpectoren beſonders geregelt. Das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen den ———— und Local⸗ 
ſchulinſpectoren iſt durch bie zu Bo. I 889 und 10 
angeführten allgemeinen Inſtructionen geordnet. 


C. Soweit die vorſtehend mitgetheil— 
ten Belimmungen eine unmittelbare 
Unmendung erleiden — nämlid bei 
combinirten Shul- und Küfterftellen, 
Schul · und Küfterhäufern, -Grundftüden, Ver: 
mögensobjecten — haben fie durch bie fpätern 
Kirchen⸗ und Staatsgeſetze, inöbefondere die 
Rhelniſch⸗Weſtfäliſche Kirhenordnung vom 5. März 
1835 (v. Kampg, Ann. Bb. 19 ©. 105 ff.), die 
Kirchengemeinde und Synobalorbnung fiir die 
öftlihen Provinzen vom 10. September 1873 

Geſ.⸗Samml. ©. 418), nebft den dazu ergangenen 
taatögejegen vom 25. Mai 1874 (Gej.-Samml. 
©. 147) und 3. Juni 1876 (Gef.-Samml. ©. 125), 


00.5319 Rr. 3. 


nebft den Berorhmungen vom 9. September 1876 
——— ©. 395) und 5. September 1877 
Gei.-Samml. ©. 215) erhebliche Abänderungen 
erfahren. 

Hervorzuheben iſt nur, daß die Beftellung 
außerordentliher Kirhengemeinde-Repräfentanten 
nah 8 159 Allgemeinen Landrechts Theil II 
Titel 11 nicht mehr ftattfindet, daß die Organe 
der Kirchengemeinde ber Gemeindekirchenrath und 
die Gemeindevertretung find und daß dem Patron 
nur da, wo berfelbe Patronatslaften trägt, die 
Auffiht über die Verwaltung der Kirchentafle und 
dad Recht der Zuftimmung zu den nad) den bes 
ftehenden Gejegen feiner Genehmigung unterliegen- 
den Geichäften verblieben ift (88 2, 22, 23 der 
Se re: vom 10. Sept. 1873). 

Die Beichlüffe der kirchlichen Gemeindeorgane 
bedürfen aber außerdem ber Genehmigung ber 
er Auffichtsbehörde: bei dem Erwerb, der 

eräuberung oder dinglichen Belaftung von Grund» 
eigentJum, bet Anteiben, fomeit fie nicht blos zu 
vorübergehender Aushülfe dienen und aus ber 
laufenden Einnahme berjelben Boranfälagaperiobe 
‚urüderftattet werben fünnen, endlich bei einer 
Bermendung des firchlichen Vermögens zu andern 
als den beftinnmungsmäßigen Zwecken. Dagegen 
bedürfen die Hrchlihen Organe zur Führung von 
groceilen feiner Ermädtigung von Seiten ber 

taatsbehörde (Artikel 24, 26 des Geſetzes vom 
23. Juni 1376). Die Genehmigung zum Erwerb, 
zur Veräußerung und Belaftung von Örundeigen- 
thum wird bei einem Werth bezw. Betrage von über 
10,000 Mart vom Cultusminifter, jede fonftige 
der angeführten Genefmigungen vom Regterungs- 
präfidenten ertheilt, foweit nicht die Rechte des 
Staat? gegenüber dem Evangeliichen Oberkirchen⸗ 
tath und daher vom Eultusminifter wahrzunehmen 
find (Artitel I und II der Verordnung vom 
9. September 1876). 

Die kirhenregimentliche Genehmigung zum Er- 
werb zu der Beräuferung oder Belaftung von Grund⸗ 
eigenthum ift bei einem Werthe beim. Betrage 
von über 10,000 Markt vom Evangelifchen Ober- 
tirhenrath, fonft von dem Confiftorium zu er= 
theilen (Erlaß des Evangeliſchen Oberkirchenraths 
vom 11. December 1880, Kirchl. Geſ.⸗ u. B.:8L. 
1880 ©. 190). Das Verfahren ift hiernach fehr 
complicirt geworben; z. 8. bedarf der Verkauf 
eined Schul und Küfterhaufes der Zuftimmung 
der Schulvorfteher und Schulrepräfentanten, des 
Gemeindekirchenraths und der Kirchengemeinde- 
vertretung, des Kirchenpatrons, wo derfelbe Patro⸗ 
natslaſten geg ferner bei einem Werthe von 
unter 10,000 Mark der Genehmigung des Con⸗ 
ſiſtorlums und des Megierunspräfidenten, außer 
dem derjenigen des Minifterd der Unterrichtsan- 

elegenheiten, alfo einer Mitwirkung von acht 
Snfeangen. 

In analoger Weiſe find die Verhältniffe für bie 
Provinz leswig-Holftein durch die Gemeinde⸗ 
ordnung für die evangelifcelutherifhen Kirdhen- 
gmenben vom 4. November 1876 bezw. das 

taatögefeg vom 6. April 1878 (Gef.-Samml. 
©. 145), nebft der Verordnung vom 19. Auguft 
1878 (Gef.-Samml. S. 287), für den Amtsbezirk 
des Confiftoriums in Wiedbaden durch ebendies 
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Geſetz nebſt diefer Verordnung und durch die 
— und Synodalordnung für bie 
evangelijchen Gemeinden vom 4. Juli 1877, für 
die evangelifd-reformirte Kirche der Provinz Han⸗ 
nover durd) den Allerhöchſten Erlaß vom 12. April 
1882 (Geſ.Samml. ©. 224 ff.) und das Staats⸗ 
gejeg vom 6. Auguft 1883 (Gef.-Samml. ©. 295) 
und die Verordnung vom 25. Juli 1884 (Gef.- 
Samml. ©. 319), fowie für die evangeliih- 
lutheriſche Kirche Hannovers durch das Gefeg vom 
6. Mai 1885 (Gef.Samml. S. 135) und die Ver- 
orbnung vom 24. Juni 1885 (Gef.-Samml. S 274), 
für die tvangelide Kirche des Eonfiftorialbezirts 
Caſſel durch die Bresbyterial- und Synodalordnung 
v. 16. December 1885, nebft dem Gejeß v. 19. März 
1886 (Geſ.⸗Samml. ©. 79), endlich für alle katho- 
lichen Kirchengemeinden in ähnlicher, wenn aüch 
etwa abweichender Weife, durch das Staatsgeſeß 
vom 20. Juni 1875, nebjt der Verordnung vom 
27. September 1875 (Gef.-Samml. ©. 241, 571)*) 
georbnet, Ueber die Auffichtörechte des Staats 
ei ber Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Didcefen, insbefondere auch der zu Schulzweden 
beftimmten Fonds find das Geſeß vom 7. Juni 
1876 (Gej.-Samml. ©. 149) und die Verordnung 
vom 29. tember ej. (Gej.-Samml. ©. 401) 
ergangen. Es kann bier nur auf diefelben ver- 
wiefen werben. 


D. Weber den geſchichtlichen gFuſammen— 
bang bes Küfterei- und Schulvermögens, 
fowie über die firhlihen Eigenthüms— 
rechte an demſelben jpridt fid ein Er— 
tenntniß der General-Commiſſion in 
Merfeburg vom 25. Februar 1881 dahin 
aus (Kirchl. Gef.- u. V.Bl. 1881 ©. 125): 

Das Allgemeine Landrecht enthält zwar im 
8 37 Titel 12 Theil II eine Vorſchrift über die 
Unterhaltung derjenigen Schulhäufer, welche zu=- 

leih Küfterwohnungen find und zwar dahin, daß 

Kice in der Regel, wie bei Pfarrbauten vorge- 
ſchrieben, beforgt werden fol. — Abgeſehen von 
diefer, jpäterhin durch das Geſetz vom 21. Zuli 
4846,**) betr. den Bau und die Unterhaltung der 
Schul-⸗ und Küfterhäufer, nad) mehreren Seiten 
hin mobificirten landrechtlichen Vorſchrift, fehlt es 
an pofitiven gejeglichen Beftimmungen, melde dag 
vermögensrechtlihe Verhältniß ber Schul: und 
Kirchengemeinden zu einander bei den mit Küſte— 
reien combinirten Sgutftellen feſtſetzten und regels 
ten. Um allgemein rechtliche Gejtchtöpunfte zu 
finden, welde für die Auffaſſung und Beurteilung 
dieſes Xerhältniffes als Grundlage zu dienen 
Inden, ift es daher nöthig, auf die allmähliche 

twidelung des Elementarſchulweſens in Preußen 
und insbefondere in dem hier in Betracht kom— 
menden Landestheile — der Altmark — näher 
einzugehen, den aus biefer Entiwidelung hervor: 
gegangenen Charakter der gegenwärtigen Schul- 
geaieinben und deren Stellung zu und neben den 

rchengemeinden bei organüfch verbundenen Schul⸗ 
und Küfterftellen zu präcifiren. Wie Klägerin in 
ihrer Entgegnung auf die Mlagebeantwortung zu= 
treffend hervorhebt, lag, wie in anderen Ländern, 
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fo aud in Preußen, der Elementarſchulunterricht 
früherhin und bis in die zweite Hälfte des vorigen 
Jahrhundert lediglich in der Hand der Kirche und 
deren Organe. — Erſt unter der Regierung 
Friedrichs des Großen richtete ſich die ftaatliche 
Thätigleit auch auf dieſes Gebiet, welche zunächſt 
in dem für die damalige gefammte Monardie 
as General = Landfchul = Reglement vom 
12. Auguft 1763 Ausbrud fand, worauf dann 
fpäter in dem ſchon obengedachten Theil II Titel 12 
Allgemeinen Landredi3 die allgemeinen Grund- 
fäge über das Schülweſen aufgeitellt wurden, 
welche, zwar mehrfach mobdificirt und weiter ent⸗ 
widelt, noch jegt die Grundlage für Erziehung 
und Volksunterricht bilden. — Im 8 1 des be- 
gigneten Titels find nun zwar alle Schulen ohne 

usnahme 5 Staatdanftalten erklärt und ift 
im $ 29 deſſelben fpeciel gejagt, daß, wo feine 
Stiftungen für bie gemeinen Schulen vorhanden, 
die Unterhaltung des Lehrers der Gejammtheit 
ber Hauspäter jedes Orts obliegen fol. -- Wenn 
indeß durch diefe und die damit zufammenhän- 
genden Beitimmungen die ftaatlihe Leitung und 

eberwachung des Unterricht? auch für die niede- 
ren Schulen ausgeſprochen, ſowie die Mittel zur 
Erhaltung der legteren fichergeftellt werden, jo 
waren doch die vorhandenen firhlihen Einrihtun- 
gen (Küfterfhulen) damit nicht fofort in Anftalten 
mit befonderer juriſtiſcher Perfönlichteit umge- 
ſchaffen, zumal in 88 54 und 67 defielben Titels 
nur den höheren ulen und Univerfitäten die 
Rechte der Eorporationen ausbrüdlich beigelegt 
waren. Diefe Umſchaffung trat vielmehr erjt 
fpäter und zwar in ber hier in Frage ftehenden 
Altmark, welde während der Fremdherrichaft mit 
zum Königreich Weitfalen gehört und in welcher 
während deſſen die —e— Geſetzgebung über 
den Schulunterricht gegolten hatte, erjt im zweiten 
Decennium dieſes Jahrhundert? ein, nachdem und 
infoweit durch die competente — die 
Schulgemeinden (Schulverbände) organiſirt, mit 
Vorſtaͤnden verſehen und damit die Voraus— 
fegungen für die juriftifche Perföntiäteh") auch 
bei den niederen öffentlichen Schulen gegeben 
waren, wie dies in dem Plenarbeſchluſſe des 
früheren Obertribunal® vom 20. Juni 1853**) 
des Näheren ausgeführt ift. — Erft von dieſem 
Zeitpunkt ab ftehen daher die Schulgemeinden ala 

rägerinnen der öffentlichen Clementar- oder 
Vollsſchulen als gleichberechtigte Corporationen 
neben den Kirchengemeinden und find demzufolge 
auch erſt von da ab in der Lage, gleich jenen 
felbjtändiges Vermögen zu befigen und zu erwer- 
ben.***) — Mit Bieler Fähigkeit zu felbftändigem 
Bermögensbefig überfamen aber die neuen Schul- 
gemeinden für ihre Schulſtellen, foweit dieſe mit 
Küjterjtellen organiſch verbunden blieben und noch 
jept verbunden jind, das Eigentum oder Mit- 
eigenthum an dem zur biöherigen Dotation ber 
bezüglihen Kirchenſtelle dienenden Kirchlichen Ver- 
mögen nidjt von felbft und ohne Weiteres; das 
GL 10006. 009 1. ba De Rafeldufen Inher Klima 
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berührt und ift darin eine Aenberung nur ein- 
getreten, injofern etwa jenes Vermögen ganz oder 
theilweife durch rechtsverbindliche Mcte auf die 
Schulgemeinde außbrüdlic übertragen fein ſollte. 
— Gelbit ſolches Bermögen, welches, fei es von 
deu Kirchen jelbft ausdrucklich für den Schulunter- 
richt beftimmt, jei es ald Stiftungen Dritter für 
Schulzwede den Kirchen überwiejen worden, würde 
an fi davon nicht ausgeſchloſſen zu erachten, 
vielmehr würde eine ſolche zweifelloſe Zwecbe⸗ 
ftimmung nur ein Motiv fein können, im Falle 
eintretender Trennung oder Auseinanderjegung 
bei einer combinirten Schul⸗ und Küfterftelle die 
Ueberweijung folden Vermögens auf die Schuls 
gemeinden als geboten erjhemen zu laſſen. Aus 
alledem läßt ſich jonad folgender Sag ableiten 
und binftellen: - 

„Die zu einer combinirten Schul- und Küſter⸗ 
ftelle gehörigen Bermögensitüde, welde ſchon von 
Wlteröher und bereits zur Zeit der Entftehung ber 
Schulgemeinden als bejondere Rechtsſubjecte bie 
Dotation des bezüglichen Kirchenamts bildeten und 
ſeitdem von dem jeweiligen Inhaber der combinir⸗ 
ten Stellen weiter genußt worden,*) find bis zum 
Beweiſe des Gegenteil für alleiniges Eigentyum 
der Kicchengemeinde zu erachten und liegt der Schul⸗ 
gemeinde, welche Eigenthum oder Miteigenthum da- 
ran beanjprucht, der NRachweis des Erwerbstiiels ob.” 

Die Borausjegungen dieſes Sages treffen nun 
in ber zur Entſcheidung gejtellten Streitſache zu: 
Zwiſchen den Parteien jelbft ift außer Streit, daß 
die Grunditüde und Berechtigungen, an deren 
Stelle die das Streitobject bildenden Land- und 
Sapitalabfindungen ala jarationd- und Ab- 
Löfungsäquivalente getreten find, ſeit undenklicher 
Zeit vom Küfter und Lehrer zu Kaltendorf genugt 
worden find, mithin bereitö zu der Zeit zu beffen 
Eintommen gehörten, als die gejonderte Schul- 
gemeinde 8. in das Leben trat uud als jelbft- 
ſtandige Corporation neben der Kirchengemeinde 
8. Stellung erhielt. — — — In frage kann 
nad) obigem Grundfag nur noch fommen, ob Be— 
Hagte etwa durch entſprechenden Gegenbeweis eine 
Aenderung dieſer Eigenthumsrechte nad Eintritt 
jener Verbindung darzuthun vermocht hat. — 
Daß Bellagte ſeit ihrer rechtlichen — als 
felbjtändige Körperſchaft Eigenthum oder Mit- 
eigentyum an den in Frage ftehenden Realitäten 
durch ausdrüdliche Mebertragung von Seiten 
der Klägerin erlangt hatte, ijt nicht einmal be 
hauptet, gejchweige denn näher dargethan. Rur 
die Aufführung und Bezeihnung der Schule zu 
8. als Befigerin in Außeinanderjegungßrecefjen 
und fonftigen amtlichen Documenten**) und Schrifts 
ftüden iſt e8 vornehmlich, woraus Beklagte Eigen» 
ihumsrechie für ſich Herleiten zu können vermeint, 
— Allein völlig mit Unrecht. Erfahrungsmäßig 
Hr biöher nicht bloß im Nerfehr des täglichen 

ebens, fondern auch in amtlichen Verhandlungen 
und Scriftftüden, jelbft in folden, in welden 


*) Gemeinfame Rugung bemeif fein gemeinfames 
— Reamg, Vs. 2. Day 1a m 6, Minpence Mlpken), 
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folgenden Erfenntnifje des Königlichen Oberlandes- 
über VBermögensrechte einer combinirten Schul⸗ 
und Küfterftelle Verfügung getroffen wird, ein 
ſolches Inftitut gar Häufig ſchlechthin „die Schule“ 
benannt. Es erklärt fich Died einerſeits wohl 
daraus, daß ſeitdem aud bie niederen Schulen 
für Siaatseinrichtungen erllärt und überhaupt 
dem Volksunterricht ın dieſen Schulen allgemein 
ein hoher Werth zuerkannt worden, bei einem 
combinirten Schul- und Küfteramt das eritere im 
Gegenjag zu früheren Beiten in den Vordergrund 
getreten und al3 das Hauptamt, das legtere aber 
als Nebenamt angejehen ift und wird. — Anderer⸗ 
jeit8 mag ein Grund deſſen auch darin liegen, 
daß bei einem combinirten Inſtitut der gedachten 
Art eine Getrenntyaltung des Beſitzes und Ver— 
mögens der beiden darin repräjentirten Körper- 
fcharten von vornherein und bis in die neuere Zeit 
von feiner Seite her für nöthig oder nützlich er- 
achlet tft, daß man vielmehr erjt dann begonnen hat 
Gewicht darauf zu legen und auf Klarlegung Bedacht 
zu nehmen, feitvem die Aufjicht ber bie Vermögens⸗ 
verwaltung der kirchlichen und Schulinftitute nicht 
mehr in einer Hand vereinigtift, jondern verichiedenen 
Behörden zufteht. — Wie dem auch jei, Die unzweifel⸗ 
hafie Thatſache an ſich, daß ein combinirtes Inititut 
ebenſowohl ald „Schule“ denn als „Küfterei“ ober 
als „Küfterei nebſt Schule“ bezeichnet worden und 
noch heute bezeichnet wird, führt ſchon Dasein bin, 
daß in dieſer Beziehung fein entſcheidendes 
ment gefunden werden darf, wenn es jih um 
Zeititellung der Anrechte des einen oder anderen 
Inſtituts an den von dem gemeinjamen Organe bes 
nugten Bermögensftüden handelt, daß zu dem Ende 
vielmehr ftet3 auf den Urjprung und den dtechts⸗ 
grund des Befigerd zurüdgegangen werden muß.*)— 
Sit aber Xellagte nah alledem den ihr ob» 
liegenden Nachweis irgend welchen Eigenthums⸗ 
erwerbs an den ftreitigen Bermögensftüden überall 
ſchuldig geblieben und wird derjelben unter fo 
bewandten Umftänden nur etwa dad Recht 
nicht abgefproden werden fönnen, 
zu verlangen, daß bie Einkünfte 
jener ald Eigenthum ber Klägerin 
zu eradtenden Stüde nah wie vor 
und fo lange bie organiſche Berbin- 
dung ber Schulanftalt zu 8. mit dem 
dortigen Küfterei-Smftitute währt, 
beziehbentlih durch Gejeg nidt ein 
anderes beftimmt ift, für die Zweck 
beider Inftitute zugleich dienen, fo 
ift fie jelbjtredend nicht befugt, ben auf Klar— 
ftellung der durch manderlei Bortommnifje und 
Irrthumer verduntelten Cigentyumsverhältnifje 
abzwedenden tlägerijhen Anforderungen Wider 
ſpruch entgegenzujegen, vielmehr iſt fie verbunden, 
denjelben gerecht zu werden. — 


*) Denfelden Srunbfäpen folgt das Erfenntniß ber Königl. 
Generalssommifflon in Münfter vom 20. April 1883 (Kirgt. 
Gel u. B.sBl. 1883 ©. 112). — Zit aber bie „Oqule* anf Grund 
der Hyposhelenorbnung von 1783 im Grundbuqch als Eigenspümmeriss 
eingetragen, jo muß die Kite vemgegenüber ipr beijeres Dedht 
bemeifen (rk. deb Reigbgerihts IV 228 on. 18. Jebr. 1886 ia 
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gericht? zu Naumburg vom 16. Januar 1885 
und des Reichsgerichts vom 16. October 1885 in 
Saden der Kirchengemeinde zu Brumby wider 
die Schulgemeinde zu Brumby aus (Kirchliches 
Geſetz⸗ und Berorbn.= Blatt 1886 te 62 ff.). 
Erſteres bemerft: 

„Der Streit der Parteien dreht fi darum, 
wem von ihnen die durch die Receſſe vom 30. De= 
cember 1874 abgelöften Berechtigungen, die Ab- 
gaben von Brod und Wurft, der Zins für's Plügen 
und die Rente, an deren Stelle jegt Die Ablöjungs- 
Capitalien getreten find, zugeftanden haben. Nach 
dem in dieſem Proceß ergangenen Ürtheile des 
Reichsgerichis vom 12. Mai 1834, defien rechtliche 
Begründung gemäß $ 523 Abſatz 2 der Kinil- 
progeßordnung auch der jegigen Entſcheidung zu 
Grunde zu legen tit, hängt die Entſcheidung des 
Streites davon ab, ob zu der Zeit, für melde die 
älteften zuverläfjigen Nachrichten über das Be— 
ſtehen diejer Abgaben vorhanden find, die Schule 
zu Brumby als jelbjtändige vermögenzfähige 
juriftiihe Perfon beftand. Sit diefe Frage nad) 
dem damals in Brumby geltenden Recht zu be 
jahen, fo kann feine Rede davon fein, daß die 
Kirhe die Vermuthung für fi habe, daß das 
Recht auf die durch die |treitigen Werte abgelöſten 
Leiſtungen zum Bermögen der Kirche gehöre. 
Hatte dagegen die Schule zu Brumby zu jener 
Zeit feine juriſtiſche Perſonlichteit, jo bleibt nur 

- die Auffofjung möglid, daß die Kirche, in deren 
Namen und durch welche der Schulunterricht er= 
theilt wurde, Eigenthümerin des Rechts auf jene 
Xeijtungen war. In einem folden Fall muß die 
Betlagte (mas bisher nicht geſchehen ıft) beftimmte 
Rechtsvorgänge beweifen, aus welchen der Ueber- 
gang bes Kechtd aus dem Vermögen der Kirche 
auf jie rechilich folgt. Die erjte allgemeine Kirchen⸗ 
vifttation nach Einführung der Reſormation fand 
in den Jahren 1562 bis 1564 flatt. Als In—⸗ 
ftruction dienten den Viſitatoren hierbei die joge- 
nannten „Dagdeburgijchen Bifitationsartitel”. In 
denjelben heißt es (mac) bem von der Klägerın 
überreichten und vorgetragenen Abdrud) wörilich: 
„d) von eintommen und Gütern. Im Gyamen 
werbe fleißig Ertundigung gehalten und ordentlich 
unterſchiedlich in regitration gebracht. Der Kir- 
hen, Pfarren, Cuſtoden Güter, liegende Gründe, 
Binfe, Zehende und fo weiter. 6) Son Schulen. 
— Belger Geſtalt die Schulmeijter unterhalten 
und bejoldet werden, foll in Die Kegiftration neben 
der Pfarren eintommen auch gejegt werben.“ — 
Hiernah war aljo den Bilitaren zur Pflicht 
gemadt, neben dem Eintommen der Kirchen, 
Biarren und Küftereien au das Eintommen der 
vorhandenen Schulen aufzuzeichnen. Dementſpre⸗ 
hend find aud in den Wiltationsprotocollen an 
vielen Stellen Schulen erwähnt und ihr Eintom- 
men augezählt. Bei Brumby wird als Eintommen 
des Kujters aufgeführt: 1 Viertel Land vordrumby, 
1 Badojen von 20 Broden, 1 Brod, Groſchen 
von Eopuliren, %a Grojhen von einer Xeiche. 

Bon einer Schule oder Schulgeld iſt dagegen 
nicht die Vtede. Aus biejen ältejten Nachrichien 
über die Kirche, Pfarre und Schule zu Brumby, 
die ald amiliche ðtegiſirationen vollen Glauben 
verdienen, ergiebt ſich daher, daß im Jahre 1562 


kein befonderes der Schule zu Brumby gehöriges 
Vermögen vorhanden war, und daß daher bieje 
Schule als jelbftändige juriftijche Perſon, als pia 
causa nicht erijtirte. enn nun Klägerin zuge⸗ 
geben hat, daß bereit? 1562 von dem Küfter zu 
Brumby Schulunterricht ertheilt jei, was auch 
igon um deswillen nicht bezweifelt werden kann, 
weil nach canonijchem Btecht der Küſter unzweifel⸗ 
haft die Pflicht Hatte, Schulunterricht zu ertheilen 
(canon. 3, X, 1. Walter, Kirchenrecht 11. Aus- 
gabe $ 339), fo entbehrt doch eine ſolche ver- 
mögenslofe, von einem kirchlichen Beamten ge 
leitete Schule der juriftifchen Selbitändigteit. Sie 
ift ein kirchliches Inſtitut, eine bloße Kirchſchule 
im Sinne der Vorentſcheidung des dteichsgerichts. 
Da nun durch den rechtöfräjtigen Theil des Ur- 
theild vom 30. November 1883 feſtſteht, daß die 
abgelöfte Brodabgabe bereit? 1562 einen Theil 
des Einkommens des Küſters bildete, jo folgt 
hieraus, daß zu ber Zeit, aus welcher die ältejten 
zuverläjfigen Wadhrichten über bie abgelöften Ab⸗ 
gaben vorhanden find, das heißt im Jahre 1562, 
die Schule zu Brumby als ſelbſtändige juriftiiche 
Berjon nit beftand. Diefer Rechtszuſtand ift 
auch durch die jpärere Particulargejeggebung im 
Erzitifte, jpäteren Herzogthum Wiagdeburg nicht 
geandert worden; namentlich enthält diejelbe feine 
Beſtimmung des Inhalts, daß bei Dorfſchulen, 
wo die Küfterei und dad Schulamt vereinigt waren, 
die Einkünfte der Stelle ganz oder zum Theil al 
Vermögen der Scyule angejehen werden jollten. 
Im Gegentyeil jeden es die im Erzitifte Magde— 
burg eingefügrten Kırdenordnungen als eine Pflicht 
der Kirche an, für die Dorfſchulen zu forgen. Die 
am 6. Juli 1602 publicirte Kirchenordnung bes 
Adminiſtrators Fürjten Auguſt jpridt in Eap. 26 
$ 6 von der Pflicht des Kuſters, auf den Dörfern 
reißig Schule zu halten und verordnet in Cap. 24 
$ 1: „Die Gebäude der Kirchen, Prediger, Schul 
meifter- und Küfterhäufer jollen vom Kirchenein⸗ 
tommen und erit, jojern dies nicht zureicht, von 
den Zuhörern und Eingepfarrten jeden Oris in 
Bau und Beſſerung erhalen werden.”*) Eben dies 
ſelben Vorſchriften bringt in Gap. 26 3 6 und 
Gap. 24 8 1 die Kurfurftlih Brandenburgiide 
Kirchenordnung für das Herzogthum Magdeburg 
vom 3. November 1685. Die repidirte Kirchen⸗ 
ordnung für das Herzogtgum Magdeburg vom 
9. Mai 1739 enthält gleihjals dieſelben Beſtim⸗ 
mungen in Gap. 26 5 1 und 88 1—7. Bu be 
merten ift hierbei allerdings, daß Cap. 23 „von 
den Küftern und Schuldienern“ handelt, während 
die älteren Kirchenordnungen nur von der Pflicht 
der Käfer, Säule zu halten jprechen, und daB 
$ 2 Gap. 25 derſelben neu beitimmt: „daß 
tünftigyin Patron und Gerichtsobrigteiten die von 
ignen zu Küftern und Schulmeijtern erwählten 
Subjecte, wobei es auch des Pfarrers Wille jein 
muß — dem Inſpector zu präjentiren, und daß 
dann ber General-Superintendent und das Con— 
fiftortum zu Hören.“ Aber auch dieſe Kirchen» 


*) Bo ber Kirce gefeplih die Baulafı obliegt, bemeift bie 
aus Kirgenmitieln erfolgte — u San: ua Kal 
es, das chengemeinde 
a ehe da 
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ordnung beftimmt im $ 20: „Was fonften den 
Küftern über das wöchentliche Schulgeld an Zeit- 
geldern alle Quartal und an Brod, Dftereiern 
oder dergl. gfiegt gemelbet zu werden unb die 
Zifitationd - Regiftraturen melden, folhes aud 
ferner ohne Verzug entrichtet werden.“ Aus allen 
biefen Beftimmungen ergiebt fi, daß wenn auch 
bie Schulen durch die gedachten Kirchenorbnungen 
der Aufſicht der weltlichen Behörden mit unter- 
ſtellt find, dadurch dod die vermögensrechtlicen 
Beziehungen zwiſchen Schule und Kirche, nament- 
Dh auch nad der Richtung nicht geändert find, 
daß fortan die einer gemeinfamen Küfter- und 
Lehrerſtelle zuftehenden Einnahmen als Eintom- 
men der Schule ala einer befondern jelbftändigen 
Juriftiichen Perſon gelten follten. Es folgt hieraus 
daß die im Jahre 1562 in Brumby bejtehende 
Kirchſchule ihren Charakter als den einer bloß 
tirchiichen Anſtalt ohne juriſtiſche Selbftänbigteit 
jedenfalls bis zur Einführung des Ailgemeinen 
Landrechts nicht geändert hat. = dem im 
Urteil des Reichsgerichts vom 12. Mai 1884 auf- 
geitelten Rechtsgrundſatze find daher bis zum 
achweiſe des Gegentheils alle diejenigen Ab⸗ 
gaben, welche nachweislich ſchon vor biefem Zeit- 
punkte zum Einkommen des Küfterd zu Brumby 
gehört Änben, als Eigenthum der Kirchengemeinde 
u Brumby anzufehen. einmalig des ftreitigen 
infes fürs Pflügen und der abe von Wurft 
bat Klägerin nur angeführt, Das in den Viſi⸗ 
tationsprotocollen von 1583, 1584 beim Einfom- 
men bed Küfter gejagt fit; ein Viertheil Landes 
vor Brumby wird ihm frei gepftügt und baß der 
Küfter bezw. Schulmeifter zu rumby nad den 
Bifitationöprotocollen von 1651—52 von jedem 
Adermann zum neueu Jahr eine Wurft und ein 
Brod zu fordern hatte. Es ift mum nicht zu be 
zweifeln, daß der ulader, deſſen freie Be— 
aderung ftatt des Zinſes dafür urſprünglich den 
Gegenftand der abgelöften Berechtigung bildete, 
mit dem ſchon in den Bifitationsprotocollen vou 
1562 erwähnten /. Land identiſch iſt. — Iſt nad 
dem Geſagien aber thatſächlich feftzuftellen, daß 
die dur die Receſſe vom 30. December 1874 
abgelöfte Abgabe von Wurft und ber Bing fürs 
Aigen bed Schulackers ſchon im Sahre 1765, 
aljo zu einer Zeit, wo die Schule zu Brumby 
als jelbftändige vermögensfähige juriftifche Berfon 
nod nicht beitanden hat, zum Eintommen der 
vereinigten Küfter- und Lehreritelle zu Brumby 
gehört haben, fo Hat die Bellagte beſtimmte Rechts— 
vorgänge nachzuweiſen, aus denen der Uebergan; 
des Eigenthums diejer Abgaben auf fie rechtli 
zu folgern wäre. Ein folder Nadweis ift von 
der Beklagten nicht erbracht. Am wenigften foigt 
dies daraus, daß die Schule im Grundbude ala 
Eigenthümerin des Uder8 und bei den abgabe- 
# tigen Grundſtücken als bereditigte eingetragen 
t. Denn aus dem Vorherigen ergiebt 1% daß 
dieſe Eintragungen zu Unrecht erfolgt find und 
daß Bellagte ſich daher auf das Grundbuch nicht 
berufen kann. Daß aber die Schule in den beiden 
Ablöfungsrecefien vom 30. December 1874 ala 
berechtigie Perſon aufgeführt ift, hat nur zur 
Fol; e, daß die Stägerin von den Übgabepflichtigen 
bie —XX Leiſtungen nicht mehr fordern kann. 





Das Rechtsverhältniß der Schule zur Kirche im 
Brumby ift durch diefe Receſſe nicht verändert. 
Hiernad; ift für thatfächlich feitgeftellt zu erachten, 
daß ber durch die Ablöfungsrecefie vom 30. De 
cember 1874 abgelöfte Zins fürs an bes 
Schulackers und die Abgabe von Würjten zur 
Zeit ber Ablöfung im Eigentum der Klägerin 
geitanden haben. Dieſe ift daher au berechtigt, 
die Herausgabe ber an Stelle diefer Berechtigung 
getretenen Ablöfungscapitalien als ihr Eigentfum 
zu fordern. — Under? fteht es Dagegen mit ber 
gleichfalls abgelöften Rente. Ueber deren Urſprung 
unb Alter hat bie Klägerin keine Angaben machen 
können, vielmehr als die einzige Nachricht über 
biefelbe eine Eintragung auß ben Grunbacten 
Bd. II Nr. 50 BL. 161 von Brumby verlefen. 
Dort ftand in der zweiten Rubrik unter 6 einges 
tragen: „BVierzehn Silbergrofhen Rente vom 
1. ER uar 1852 ab für die Schule in Brumby, 
zahlbar jährlich Hinterher aus dem Receſſe vom 


4. März 1853. Eingetragen auf das Gut unter 
A zufolge Serfügung vom 7. April 1853, cf. 
Grundacien Vol, II f 236.” 


Die bier in Bezug genommenen Grundacten 
find nad einer Ganbeitung de3 Königlichen 
Amtögerichtd zu Calbe a/S. verbrannt. Zur Zeit 
diefer Eintragung im Jahre 1853 befaß die Schule 
zu Brumby zweifellos ſchon auf Grund des AU: 
gemeinen Landrechts und der Regierungsinftruction 
vom 23. October 1817 die Rechte einer bon der 
Kirche unabhängigen bejondern juriftifchen Perſon. 
Klägerifcherjeits # aud in der Verhandlung vom 
16. Januar 1885, mie im Thatbeftande erwähnt 
ift, anerfannt, daß Mägerifcherjets nit ——— 
werden könne, wann der Anſpruch auf dieſe Rente 
entjtanden fei; fie könne nicht behaupten, daß er 
vor der Zeit entitanden fei, wo Beklagte juriftifche 
Berfon wurde. Es mußte daher bezüglich der für 
diefe Rente ausgemorfenen Ablöfungsfumme bei 
der felgen Eniſcheidung verbleiben.” — 

e gegen bie Erfenntnig von ber Schulge- 
meinbe eingelegte Reviſion ift von dem Reichs⸗ 
gerigt IV # Civilſenat unter dem 15. October 
1885 verworfen aus folgenden Gründen: 

„Der Berufungsrichter ftellt auf Grund ber 
vorgelegten Bifitationsprotocolle von 1562 bis 
1564 thatfählih und für die Entji — 
Reviſionsgerichts maßgebend feft: daß im Jahre 
1562 kein befonderes der Schule zu Brumby ge- 
böriges Vermögen vorhanden war. Er folgert 
teraus: daß dieſe Schule als ſelbſtändige juriftiiche 
erfon, als pia causa nicht eriftirte. — Dieje 

[gerung entſpricht dem gemeinen Recht, nad 
welchem jede pia causa vor Allem ein als Träger 
ber Perjönlichkeit erſcheinendes Vermögen voraus⸗ 
fegt (Ruchto, Pandecien 88 27, 28). Ueber ein 
in diefer Beziehung vom gemeinen Recht ab- 
weichendes, ſchon damals geltendes Barticular- 
tet ift weder von den Parteien etwas behauptet, 
noch vom Berufungsrichter etwas feitgeftellt. Bet 
bem angel eines particularen oder gemeinrecht⸗ 
lichen Rechtsſatzes, welcher alle Schulen ohne Rüd- 


*) Dafjelbe gilt von ben in ber Gemeinheltstheilung an 
Se ale Seregtigungen außgemiefenen erelen. of. 


401, 147 der © theilung von 1821, (Erf. des 
Reigtgeniäen v.0080,0, Bee ne len) 
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ficht darauf, ob fie felbftändig Vermögen befipen, 
ür pia corpora erflärt, kann auch nicht zweifel- 
haft fein, daß der Beklagten der Beweis obliegt, 
ſeit warın für fie diefe Vorausfegung der juriftis 
ſchen Perfönlicleit vorgelegen Hat. Der Bes 
rufungsrichter weiſt zwar darauf hin, daß durch 
den rechtöfräftigen Theil des Urieils vom 30, No- 
vember 1883 feftitehe, daß bie abgelöite Brodab⸗ 
gabe bereit? 1562 einen Theil des Einkommens 
bes Süfter8 bildete, und folgert hieraus, Bah, zur 
Zeit, aus welcher die älteften gpoertäffigen ach⸗ 
richten über die abgelöſten Abgaben vorhanden 
find, das Heißt im Jahre 1562, die Schule zu 
Brumby als felbftändige juriftiihe Perſon nit 
beftand. Indeffen nah dem ganzen Bufammen- 
hang ber Gründe Täßt ſich dies nur dahin ver- 
ftehen: daß die Feſtſtellung, daß die abgelöfte 
Brobabgabe bereit 1562 einen Theil des Ein- 
tommend des Küſters (alfo mie die Reviſions— 
Hägerin felbft anerfennt, eines firchlichen Beamten) 
bildete, nicht den Schluß zulafle, daß die Schule 
damals als felbftändige juriſtiſche Perſon Ein- 
tünfte bezogen habe. — Muß man aber den Be- 
rufungsrichter fo verftehen, fo tft der Vorwurf ber 
Verlegung ber Rechtsgrundſätze von der res Judi- 
cate nicht begründet; der Berufungsrichter ftügt 
feine Entfeidung nur negativ darauf, daß in 
der feitgeftellten Xeiftung an ben Küfter eine Lei- 
ftung an die Schule nicht zu finden fei. Aber es 
fommt hierauf nicht einmal an, da der Bes 
rufungsrichter feine Entſcheidung hinfichtlich der 
jebt allein noch in Rede ftehenden Wurftabgabe 
und Bins für Veftellung des Schuladers in ber 
That auf den Rehtszutand des Jahres 1765, 
aus welhem bie älteften zuverläffigen Nach— 
richten über dieje Abgaben datiren, gründet. 
Den Rechtszuſtand des Jahres 1562 zieht er hier- 
bei nur infoweit heran, als er in einer für die 
Entſcheidung des Reviſionsrichters maßgebenden 
Weiſe enticheidet, daß der 1562 beitandene Rechts⸗ 
zuftand durch die fpätern Particulargefege nicht 
eändert tft, daß diefelben feine Beftimmung bed 
Ania haben, daß bei Dorfihulen, wo bie 
ifterei und das Schulamt vereinigt waren, bie 
Einkünfte der Stelle ganz oder zum Theil als 
Vermögen der Schule angefehen werden follten, 
daß im Gegentheil die im Erzitifte Dragbeburg 
eingeführten Kirchenordnungen von 1652, 168 
und 1739 es als eine Pflicht ber EN ans 
jehen, für die Dorfihulen zu ſorgen. Es iſt hier 
nad die Ausführung der Revifionsklägerin: daß 
das Berufungsgericht den $ 528 der Civilprocek- 
ordnung dadurd) verleße, daß es feiner Entſchei—⸗ 
dung den Zuftand des Jahres 1562 auch hinſicht⸗ 
li ber Wurftabgabe und des Binfes für das 
Pflügen zu Grunde lege, nicht zutreffend. -— Auch 
tritt er mit dieſer das Jahr 1765 betreffenden 
Feſtſtellung nicht mit feiner früheren Feftftellung, 
wodurch er als bie Beit, aus welcher die älteften 
zuverläffigen Nachrichten über die abgelöften Ab- 
aben jtammen, das Jahr 1562 bezeichnet, in 
—— 
gehört auch die Brodabgabe und dieſe beſtand 
nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters bereits 
im ehr: 1562. Es ift ferner ben Feſtſtellungen 
des Berufungsrichters über das Beſtehen und den 


Schneider und von Bremen. Preußiſches Volksſchulweſen. IL Bd. 





Denn zu ben abgelöſten Abgaben | In 





Inhalt der oben aufgeführten Provinzialgefepe 
gegenüber unrichtig, wenn die Kevifonäftäneetn 
meint, daß ber ® fungsrichter Die Frage, ob 
biefe beiden Abgaben der Schule zu Brumby als 
felbftändiger juriftifcher Perfon zugeftanden haben; 
vom Standpunkte des gemeinen Rechts hätte 
prüfen müffen. Denn nad dem Grundfage „Lands 
echt bricht gemeine Recht“ war das particulare 
Recht maßgebend, und indem der Berufungsrichter 
feftftellt, daß die Sirchenordnungen bes Erzſtiftes 
weg Be es als Pflicht der Kirche en für 
die Dorfſchulen zu forgen und die Einkünfte einer 
vereinigten Küfter- und Schullehreritelle nicht als 
Bermögen der Schule anfehen, ftellt er das Fehlen 
der zweiten Borausfegung der juriftiichen Berföns 
lichkeit, nämlich einer diefelbe anerkennenden Rechts⸗ 
regel feit. — Der Umftand daf Revifionsflägerin 
im Befig der Ablöſungsentſchädigung ift, ift für 
bie Beweislaſt ſchon deshalb —— weil die 
ſtreitigen Werthpapiere und Rentenbriefe anfangs 
bei der Kirchenlaſſe aufbewahrt wurden und erſt 
im Jahre 1876 zufolge Verfügung der Regierung 
an die Schulkaſſe übergeben find. Cine folde 
felftverftändlich unbefdadet der Entſcheidung im 
Rechtswege erlaffene Verfügung ift nicht geeignet 
die materielle Beweislaſt zu regeln. Ei erlowenig 
tann e3 die Beweislaſt ändern, daß in früheren 
Beiten (d. h. vor der Ablöfung) die Abgaben bei 
den verpflichteten Grundftüden als an die Schule 
zu entridtende im Grundbuch eingetragen waren, 
gumal der Berufungsrichter jeitftellt, daB Dies nach 
er ganzen von ihm feſigeſtellten Sadage nur zu 
Unrecht geſchehen fein könne.*) — — Nach diejem 
kommt es darauf an, ob Beflagte beftimmte Rechts⸗ 
vorgänge zu beweifen vermag, aus welchen ber 
Vebergang des Recht? aus dem Vermögen der 
Kiche auf fie rechtlich folgt. Solche Rechtsvor⸗ 
gänge hat aber die Keviſionsklägerm nicht bes 
wiejen, diefelben liegen ingbefondre nicht in den 
Ablöfungsreceffen, da diefe, wie der Berufungs⸗ 
richter zutreffend ausführt, nur zur Folge haben, 
daß Klägerin von den Übgabepflichtigen die frühes 
ten Leiltungen nicht mehr fordern kann. Gie 
find Rechtsgeſchäfte der Klägerin mit den letztern, 
nit mit der Beklagten.” — — 
en am Schluß des obigen Erkenntniffes ber 
Generalcommiffion in Merjeburg vom 25. Yes 
bruar 1881 hervorgehobenen Geſichtspunkten ent- 
ſpricht es indeß wenn für die Dauer ber 
Sufammengehörigteit bes Schul⸗- unb 
irhenamt8 das GStelleneintommen 
als ein eingeitlihes behandelt und für 
die Zwecke des gemeinfamen Amts nad) der Be- 
ftimmung ber beiderfeitigen Aufſichtsbehörden ver- 
wenbet wird. (of. oben Bd. Il $ 203 Nr. 2 ff., 
8 225 Nr. 5). Für den fyall der zeitweifen oder 
dauernden Trennung ber Wemter Tann bie 
endgültige Regulirung der Bermögensverhält- 
niffe im Falle des Streits nur im Rechtswege und 
die Auseinanderfegung in letzteren nur nad} ben 
Regeln des privatrechtlichen Eigenthums erfolgen. 
Pen ift die Klarſtellung diefer privatrecht- 
lien Zerhältniffe ei der Erla vom 2. Mai 
1864, [8 278 Nr. 5] hervorhebt) auch ſchon während 





*) of. oben 6. 750 &p 3 Anm. 
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der Bereinigung ber Aemter von Bebeutun; und. 
NRüdfiht Hierauf Hat der Evangelifche Oberkirchen⸗ 
rath die firchlichen Behörden angewieien bei allen 
Dispofitionen über die Bermögendmaffen der ver- 
einigten Aemter ihre Mitwirkung eintreten zu 
lafien, eine Eintragung bes kirchlichen Grund⸗ 
eigenthums in die Grundbücer herbeizuführen 
und durch Lagerbücher die Rechtöverhältnifie klar 
u ftellen. (cf. unten 8 319 Anhang Ib und 
h 320 Anhang II). 


8 314. Das Iculvermögen: Aenpere Rechte. 


erg Gerigtskofienfreißeit, Gerporations- 

en: Serfaßren Bei der 

= —— » Grnnd- und Gebaude · 

———— 
en Guartierleiiung für db 
Per Ber yudı, Gencutsprisifsgten.) 

1. €. v. 23. Juli 1880 betr. bie Vefreiung bes ge= 
fammten Schulvermogens von ber Stempelfteuer, 
ohne Rüdfiht auf die Eigentfumsverhältnifie. 

2. Bf. der 8. Reg. in Arnaberg v. 5. Gept. 1862 
betr. bie Befreiung ber Schulen von Gerichta— 
Toften und Anweiſung zum gerichtlichen Abſchluß 
ber Verträge derſelben behufs Kofteneriparniß. 

2a, Ueber die Koftenfreiheit im Verwaltungs: 
ftreitverfahren of. 8107 Nr. 5 des Gef. v. 30. Juli 
1888 (oben $ 302 Anh. II) und über bie Koften- 
freiheit bei Wbldfungen: unten 8 321 Rr. 8. 

3. Bf. bes Juftizminifters v. 2. Aug. 1865 betr. bie 
Gewährung ber Sportel= und Stempelfrei- 
heit für Schulſocietäten, gleichviel ob bie Schul⸗ 
Anftalt beftebt. 

4. €. v. 1. Rov. 1881 betr. bie Stempelfreiheit ber 
Geuerverfigerungspolicen, wenn bem Verſicherten bie 
Stempelfreiheit zuſteht. 

5. €. v. 8. Febr. 1881 betr. bie Erbſchaftaſteuer⸗ 
freiheit ber den Schulen zur Begründung von Gtif- 
tungen, beren Zweck innerhalb ihrer Aufgabe Legt, 
gemachten Zumenbungen. — of. indeß Nr. 6. 

6. Ext. des Reichsgerichts v. b. Febr. 1881 betr. bie 
Schidaftsfteuerpflit ber Zuwendungen zu milben 
Zwecken, au wenn bas Gapital, defien Zinſen ver- 
wanbt werben follen, einem fubjectiv befreiten Inftitut 
(Säule) zufänt. 

7. Bf. der K. Reg. in Potsbam betr. d. Vorzugsrecht 
ber Schul⸗ zc. Abgaben bei Smangsverfteigerungen. 
— cf, ımien Anh. X B. (6. 760.) 

Unbang. 

L Plenarbeſchluß des K. Obertribunals v. 20. Juni 
1853 bet. bie Corporations rechte der Volka⸗ 
ſchulen. — cf. oben $ 224 Rr. 1 und 2 in 
Hinfigt auf feine Bebeutung für die Berwenbung 
der Wacanzgelber bei ſtadtiſchen Lehrerftellen, bei 
andern ebenba Nr. 3, und über bie Unfelbftänbigteit 
ber Kirchſchulen vos Ext. des Oberlandesgerichts 
in Raumburg vom 16. Januar 1885 oben im 
Vorbericht sub D. (S. 751.) 

II. ©efeg v. 31. Märy 1838 betr. bie Verjährung a⸗ 
friften für Schulgelb umb Lehrerhonsrare, — 
Ueber bie Erfigung ber Befreiung von Schul⸗ 
beiträgen cf. 8 303 Rr. 19 a. €, 

MI—VI. Unb. 8 153 zur Allgemeinen Geriätsorb: 
nung. (cf. oben $ 273 Rr. 4a a. E. $ 296 | or. 








Rr. 9, 13,) 8 15 Wr. 4 des Ginführungsgeieges 
zur Givilprocekorbnung v. 30. Januar 1877, All 
gemeine Verfügungen bes Juftizminifters v. 24. Mãrz 
1882 u. 2. Rovember 1883 betr. die Zwangs= 
vollftrelungen wegen Belbforberungen gegen 
juriftifge Berfonen.*) 

VIL A. Geſetz vom 21. Mai 1861 betr, bie ander 
weite Regelung ber Oruubfteuer 8 4 Rr. e 
(Grunbfteuerfreiheit der Schulen zc.). 

B. Gejeg vom 21. Mai 1861 betr. bie Ein- 
führung einer allgemeinen Gebäubefteuer 
8 3 Rr. 2 bis 6 (Gebäubefteuerfreifeit ber 
Säulen ꝛc.). e 

VID. A. Kreisorbnung vom 13. December 1872 8 18 
(Kreisfteuerfreiheit ber Schulen :c.). 

B. ®rovinzialabgabenfreiheit ber 
Säulen. (of. 86. 18 206 Rr. 1 Anm u. Anh. IT) 

IX. A. Bundesgeſetz v. 25. Juni 1868 84. (Frei: 
heit ber Säulen von ber Quartier: 
leitung für bie bewaffnete Macht im Frieden). 

B. Reidägefeg v. 13. Juni 1873 8 6 (Be= 
freiung von Kriegsleiftungen). 

X. A, Goncurdorbnung v. 10. ehr. 1877 8 54 
(Soncursprivilegien ber Schulen zu). — 
of. über bie Natur ber guteherrlichen Laften als 
Öffentlicher Abgaben: 8 283 Nr. 1. 5b, 8 303 
Nr. 14 ff. (dagegen das Reichegericht; vgl. 8 252 
Rr. 138 Anm). 

B. Geſetz betr. die Jwangsvollftredung 
in das unbemweglige Vermögen vom 
13. Juli 1883 88 23—28, 147. (Rang: 
ordnung ber Forberungen ber Säulen ıc. 
und Sculbebienten). — of. oben Rr. 7. 

XI. Einführungsgeieg zur Goncurorbnung v. 8. Mai 
1855 Art. XI und Gejeg vom 6. März 1879 
8 11 betr. ben gejegligen Xitel zum 
Pfandrecht der Säulen Im Vermögen ihrer 
Verwalter ꝛc. und Schulbner. 


1. Erllärung der Ansbräde: „Kirchen und öffent: 
liche Schulen“ im Sinune ber Gtempelgefche. 
Berlin, den 23. Juli 1880. 
— Im Sinne der Stempelgefeße tft unter Kirchen 
und dffentlihen Schulen, denen Befreiung von 
der Stempelfteuer gewährt iſt, das gefammte, 
u Kirchen-, Cultus- und Schulzweden dienende 
Bermögen zu verftehen, ohne Unterſcheidung ob 
und intvieweit daffelbe eine pia causa baritellt, 
ober ob die politiihen Gemeinden oder bie Kirchen⸗ 
geſellſchaften und =&emeinden oder die Schul- 
gemeinben, uni und »Verbände feine Träger find. 


28, Freiheit “= Schulen von Zahlung der 
erichtsloſten. 


a den 5. September 1862. 

Die Beftimmung bes $ 4 pos. 3 und 4 bes 

Geſetzes über den — — Erhebung der 
——E vom 10. Mat 1851: 

„daß alle öffentlichen Volksſchulen unbedingt, 

„und alle Se elehrten Anftalten und 

„Schulen Mared rreien, Kaplaneien, 

a und herein in foweit, als die 

_„Üirmaßmen derſelben die etatsmäßige Aus⸗ 


—8* — —ãe——— ——— Te ne 
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„gabe, einſchließlich der Beſoldung oder des 
„Matt dieſer überlaffenen Nießbrauchs nicht 
„überfteigen, und dieſes durch ein Atteft der 
„benfelben vorgejegten Behörden oder Oberen 
„beiceinigt wird, — von Bahlung der Ge- 
„tihtsroften befreit gear) 
bezieht fi nicht nur, wie vielfad irrthümlicher- 
weiſe angenommen worden ift, auf die [int Abs 
ſchnitt I 88 4—14 des diefem Geſetze annectirten 
Tarife aufgeführten] Koften ber ftreitigen 
Gerichtsbarkeit, fondern auch auf die Roflen 
der Gefhäfte nit ftreitiger Gerichts— 
barfeit [Abſchnitt 88 15—47 des Tarifß] 
0 auf die Koften der Aufnahme von Kauf-, 
auſch⸗, Mietheontracten, Schenkungsurkunden zc. 
Mit Bezug Hierauf veranlaffen wir Sie, die 
fämmtligen Presbyterien der dortigen Diöceje 
anzumeifen, alle derartigen Acte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, deren Koften den firdlichen Fonds 
anz ober tHeilweife zur Laft fallen würden, in 
utunft nur gerichtich, — und nidt notariell 
aufnehmen zu laffen; — und bemerken wir, daß 
die duch eine notarielle Aufnahme derartiger 
Eontracte 2c. entftehenden ungerechtfertigten Koften 
nicht aus den betreffenden kirchlichen Fonds gezahlt 
werden dürfen, fondern eventuell von den Mit- 
gliedern des Presbyterii, welche die Aufnahme durch 
einenNotar veranlagt haben, getragen werben müffen. 
Arnsberg, den 5. September 1862. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern, 


8. Stempelfreiheit der Schulen. 

Der Erlaß vom 415. Wuguft 1865 (U. 15987) 
teilt folgende Verfügung des Juftizminifters vom 
2. Auguſt 1865 (I 2862) mit: 

„Wo für den öffentlichen Elementarunterricht 


) Gefeg vom 10. Mai 1861, beir. ben Anfag und bie Erz 
Hebung ber Gerichtäfoften: 
‚5 4. Bon der Zahlung ber Gerichtskoſten find befreit: zc. 
8) alle Bfientligen Wrmenz, Kranken, Arbeitd» und Beffe: 
‚Banftalten, ferner Wotfenhänfer ud andere mifbe Silftungen, 
infofern folge nicht einielne Familien ober beftiiminte Perjonen 
ber in bloßen Stubienftipendiem beſtehen sc 
tigen Moltsiculen; 
lichen gelchrien Anſtalten und Schulen, Kirchen, 
Pfarreien, Küfterelen ac., jebod nur infomelt, als bie @ 
derfelben die etatgmäßige Ausgabe, einfhliehlih ber D 
ober bes ftatt biefer Überlafienen Niehbraudhs, nicht überfteigen, 
und biefes buch eim Aiteli der denſelben vorgefepten Behörben 
ober Oben befeinigt wirb, injomweit aber im Prorefjen ober 
jenbeiter berjelben ſolche Anfpriche, melde 
je Snterefje derjenigen, melden bie Nugung 
des betr. Vermögens für ihre Perjom zuitebt, zugleich mit ver— 
handelt werben, haben fester, wenn fie jid nicht elma zum 
Armenreht qualificren, bie auf ihren Theil verhälimiämäßtg 
fallenden Koften zu tragen; zc. 
$ 6. Die Koftenfreiheit entbinbet nidt von ber Beahlung 
der neben ben gewöhnliden Koftenjägen noch beſonders vorkom⸗ 
menden baaren Auslagen, und ber unter biefe zu tehnenben, für 
2ocaltermine anzufepenben Gebühren. ($ 24 Rr. 4, 5 61 und 
46 65—67 bes Tarife.) 
Sick Sarlgrift in nie berget dur 9 98 des Beätgf 
or t it mi rt J 
v. 238. Junt 1878 (deiche⸗Gejſebol. S. 141) und ausgebehnt auf 
Schleswig » Holftein und Heffen- Raffau durch bie Berorbnungen 
Brent &.BR, DL EBD Gin varh Bela». DI Bi 
tankfurt a. M., D. Be In jeg v. 21. ir 
165 Geſ.⸗S. &. 129 6 5. 
Die Vorſchriften über bie baaren Auslagen find jegt enthalten 
im $_79 deb Reichägef, Junt 1878. 
6 
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bai ven vor dem Reichtgericht Bat bie Katfer: 
fie rbnung v. December 1883 ne 1884 ©. » 
den im $ 4 des Gef. o. 10. Mat 1861 bezeichneten Anftalten 2c. 


freiheit bewilligt. Die lie ib den 
EEE 
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von ber Aufſichtsbehörde eine Schuljocietät ein- 
gerichtet worden, ift bie leßtere al das Subject 
der Rechtöverhältniffe der Schule anzuichen (Ent- 
ſcheidungen bed Ober-Tribunald Bd. 25 ©. 301), 
und hat demgemäß, wenn fie in Angelegenheiten 
der Schule handelnd auftritt, Anſpruch auf die 
den Öffentlichen Volksſchulen zuftchende Sportel- 
und Stempelfreiheit.*) Ob die Schul-Anftalt 
bereit3 bejteht, oder erit noch in der Gründung 
begriffen ift, erfcheint um fo mehr einflußlos, als 
fi nit annehmen Täßt, daß die Gefege, auf 
welden jene Befreiung beruht, nur die Berwal- 
tung der bereit3 eriftirenden Schulanftalten und 
nit auch die Erridtung neuer Schulanftalten 
hätten begünftigen wollen. *) 

Hiernady Hat das Königliche Appellationsgericht 
zu veranlaffen, daß bei der aufzujtellenden ander: 
weiten — — von der Vorausſetzung 
der der gedachten Schulgemeinde zuſtehenden 
Sportel⸗ und Stempelfreiheit ausgegangen, und 
der zuviel liquidirte Betrag niedergejchlagen werde.“ 


4. Gtempelfreiheit der Feuerverſicherungspolicen, 
wenn dem Berfiherten Gtempelfreiheit zuſteht. 
Berlin, den 1. November 1881. 

— Nah einer Verfügung bed Herrn General- 

Directors der Steuern vom 31. Matv. J. find Feuer: 

verficherungspolicen als einfeitige Verträge ftempel- 

frei, ‚nenn hem BVerficherten Steuerfreiheit zufteht. 


5. Befreinng der Iegtwilligen Zuwendungen an 
Schulen von der Erbidaftöftener. 
Berlin, den 8. Februar 1881. 

In Berfolg des gefälligen Berichts vom 12. Oc- 
tober v. J., betreffend das Statut der N.’ichen 
Stipendien:Stiftung für Privatdocenten ber dor= 
tigen Univerfiität, überfende ih Em. Hochwohl⸗ 
geboren ergebenft da8 mit meiner Genehmigung 
verjehene Statut der benannten Stiftung zur 
weiteren Beranlaffung. 

Was bie von dem dortigen Erbfchaftd - Steuer- 
amte laut der wieder angejchlofienen Verfügung 
vom 11. September v. J. erforderte Erbidajtd- 
Steuer anbelangt, jo kann ich die in Rede ftehende 
BZumendung von 24000 Mark für fteuerpflichtig 
nicht erachten. Nach dem dem Geſetze vom 30. 
Mat 1873, betreffend die Erbſchaftsſteuer (Gef. 
Samml. ©. 329), beigefügten Tarife ift jeder 
Anfall, welder an Univerfitäten gelangt, von ber 
Erbſchaftsſteuer befreit und dieſe gefeßliche Be— 
freiung wird ungeachtet der Beitimmung des $ $**) 
7%) Sie Dee. vom 27. Junt 1811 (Geſ-Samml. 1811 ©. 313) 
erklärt für ftempelftel: 

re 
— —S — 7. März 1822 (Gej.:Camml. 1822 
©. 87) behimmie im $ 3: 

zD Die bie jet gefeplich beftehenben Befreiungen bes Fiscus, 
befonderer Anftalten, jelfpaften und Perfonen von gemifien 
Stempelabgaben — Borat nos fen, mit Vorbehalt fünftiger 
ae. Fi En Wuguh 1867 bet. das Sumpelweſen 
in Hannover, Heffen-Raffau und Schleswig- Holſtein (Bef.-Samml, 
&. 1191, 1277) beftimmen $ 4: „Bon Enteihtung ber in bem ans 
liegenben Xarif votgefepriebenen Stempelfteuer befreit finb: = b. 2c. 

©) Kirchen, — Bellerungsanftalten, Watfenhäufer und andere 


“ — —S einer Stiftung Zuwendungen 
ung, einer 
zu milden gemeinnüpigen ober ®fenttugen Zweden angeorbnet 
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des Geſetzes auch durch den Zweck der Stiftung — 
Begründung eines Stipendiums für Privatdocenten 
der Chirurgie an der N.’er Hochſchule — umfo- 
weniger alterirt, als diejer innerhalb de Um- 
fanges ‚der den Univerfitäten geftellten Wufgabe 
liegt: Diefer Auffaffung tft der Herr er 
Minifter in dem Schreiben vom 24, Januar d. J. 
beigetreten. Ew. Hochwohlgeboren erjuche ich er- 
gebenft, das dortige Erbicafts-Steueramt hiervon 
durch abſchriftliche Mittheilung diefer Verfügung 
in Kenntniß zu ſetzen. 


n 
ben Koniglichen Untverfitäts-Gurator zu R. 


Abſchrift erhalten Ei. 2c. zur gefälligen Kenntniß⸗ 
nahme. 
von PButtlamer. 


Un 
die übrigen Herren Univerfitäts:Guratoren u. |. m. 
ER Anne 


6. Zuwendungen zu milden, gemeinnützigen zc. 

Zweden unterliegen der Gebfhafttener, aud wenn 

dad Kapital, — verwandt werben ſollen, 

einem fubjectiv eiten Juſtitute — Schule, 
Kirche ꝛc. — anfällt. 


In Saden ber evangelifhen Kirche zu S., 
Klägerin und Implorantin, 
wider 
den Königlichen Stempelfiscus, Verklagten und 
Imploraten, hat das Reichägericht, vierter Civil- 
jenat, in ber Gitung vom 5. Februar 1881 für 
Recht erfannt: 
daß die von der Klägerin gegen das Erfennt- 
niß ded vierten Civilfenates des Königlichen 
Oberlandesgerichtes Ki B. vom 21. Mai 
1880 eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde zurüd- 
zuweiſen. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe. 

Der Uppellationsrichter hat mit Recht angenoms 
men, baß genau ber Fall des 8 8 des Erolhaf- 
fteuergefeße3 vom 30. Mai 1873 vorliegt, denn die 
Klägerin, welcher das Legat der 6000 Mark ver= 
madht ift, ift beauftragt, von deſſen Binfen 270 Mart 
an vier verihämte Arme und fieben unverheirathete 
Frauensperſonen zu vertheilen. Daß die Klägerin 
als beutiche Kirche nach dem Tarife „Befreiungen 
Nr. 2 lit. i.“ von der Erbſchaftſieuer befreit ift, 
begründet keinen Anſpruch auf Befreiung von ber 
durch 8 8 angeordneten Steuer. Die in diefem 
Paragraphen angeordnete Steuer ft zu ent 
richten ohne Unterſchied, ob die beauftragte Per- 
fon Steuerfreiheit genießt oder nicht. Denn das 
Geſetz macht eine folde Unterſcheidung nicht, 
fondern legt die Steuer auf die Zumendung zu 
milden Bweden. Es ergeben aud die Motive, 
daß eine derartige Unterjheidung nicht gemacht 
worden, fondern nur die Natur der Zuwendun 
über die Pflicht der Verfteuerung entjcheiden foll. 
(onen, bie ‚Preubiiche Stempeigeleggebung 2. Aufl. 

. 609 Nr. 31.) ne Berlegung ded 8 8 des 


ober einem Grben, Dermästntfnehme x. Leiftungen zu gleichen 
Sweden aufgetragen, fo werben biefelben hinſichilich ber Bers 
Reuerung ebenfo behandelt, al ob zu bemfelben Zwed eine Stifs 
tung im Betrage ber Zumenbun, Bralehungsmeile 2eiftung an⸗ 
georbnet wäre” — of. napfichend Rr. 
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Becher vom 30. Mai 1873 und des Tarifes 
„Allgemeine Vorſchriften“ zu c, e*) und Befrei- 
ungen zu 2, i**) liegt ſonach nicht vor. 
die lägerin macht nun zwar noch geltend, daß 

bie Bumendung deöhalb ftempelfrei jei, weil die 
Zuwendung zum Kirchenvermögen gehöre, und fie 
macht dem Appellationgrichter daraus einen Bor- 
wurf, daß er jagt: 

Angefihts des Wortlautes des & 160 Tit. 11 

<h. II Allgemeinen Landrechtes könne füglich 

davon feine Rede fein, daß die in der Klage 

genannte Zuwendung im landrechtlichen Sinne 

um Kirchenvermögen gehöre. 

ein der auf Verlegung dieſes Paragraphen 
geftügte Angriff konnte feinen Erfolg haben. 

Legirt find der Kirche 6000 Mark; dieſe 

6000 Mark find Eigenthum der Kirche geworben 
und gehören zum Kirchenvermögen. Bei der Zu— 
wendung der 6000 Mark tft die Kirche aber beauf- 
tragt worden, 270 Mark jährlih zu beftimmten 
milden Biweden zu verwenden. Wegen dieſes Auf- 
trages müfjen die 270 Mark jägrlih nah 8 8 
des Gefeges vom 30. Mai 1873 verfteuert werden, 
und die der Klägerin auferlegte Verpflichtung, 
jährlih 270 Mark zu zahlen, kann mi deshalb 
iteuerfrei werben, weil Bumenbung von 
an die Klägerin fteuerfret ift. 


7. ——— des Geſetzes vom 18. Juli 188% 

— betreffend die Zwaugsvollſtreduug iu dad nube⸗ 

wegliche Vermögen — hinſichtlich der auf einem 

Grundftüde haftenden Abgaben und Leiftungen an 
bie Kirche, Pfarre und Schule. 


Potsdam, den 26. Februar 1884. 


Durd dad am 1. November 1883 in Kraft ge- 
tretene Gejeg, betreffend die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen vom 13. Zuli 1883 
(&ef.-Samml. ©. 131) ift für die laufenden, auf 
einem Grundftüde baftenden gemeinen Laſten, 
zu benen die aus dem Kirchen-, Pfarr- und Schul- 
verbande entfpringenden oder an Kirchen, Pfarren 
und Schulen oder an Kirchen- und Schulbebiente 
u entrichtenden Abgaben und Leiftungen gehören, 
Bife für die Rüdhände dieſer Laften aus den 
beiden letzten Jahren ein Vorzugsrecht bei der 
Vertheiluñg der Kaufgelder wiederum feſtgeſetzt 
worden. **) 

Während aber nach dem biöherigen Sub— 
Haftationsverfahren die Anmeldung diefer An⸗ 
fprüche bis zum Kaufgelderbelegungätermine aus⸗ 
gefegt werben konnte, tft e3 jest zur Vermeidung 
von Rechtsnachtheilen 55 ch, daß dieſe Ans 
meldung fpäteftens bis zum Verfteiges 
rungstermine erfolgt. Penn nad $ 56 bes 
edachten Geſetzes werben ſolche Anſprüche, deren 

etrag aus dem — — nicht erſichtlich iſt. 
— mithin in allen Fällen Die Rüdftände gehören —, 
bei der Feftftellung des geringften Gebotes nur 


Mn} „Außerdem find mit 4%, bed Betrages zu verftenern alle 
Anfälle und Zumendungen, melde ausichliebli zu mohltkätigen 
gemeimät jem ober Unierrichtezweden befttimmt find.“ 

“, 3 von ber Erbſchafisſteuer find: h) öffensliche Schulen 
und Univerfitäten; — he Kirchen und amdere Deutſche 
Betslantgeeljgaften, ven bie Rechie juriftifcher Perſenen zu⸗ 


) of, unten Anhang X. B. (&. 760). 


ermögen 
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infoweit berüdfictigt, als fie vor ber Aufforderung 
zur Wbgabe von Geboten bei dem Bollitredungs- 
gerichte angemeldet worben find und bie Nidht- 
ag bat gemäß $ 108 des Gefeßes den 
Berluft des Vorzugsrechtes bei der Vertheilung 
der Kaufgelder zur Folge. 

Die Gemeinde-Kirhenräthe und Schulvorftände 
fiud daher zu veranlajjen, in allen Fällen, wo die 
Einleitung der Sruangöverfteigerung eined zu den 
oben gedachten Abgaben und zeiftungen verpflich⸗ 
teten Grundſtückes ihres Geſchäftskreiſes durch 
Bekanntmachung ſeitens des Gerichtes oder ſonſt 
u ihrer Kenntnig gelangt, für die ungeſäumte 
Beftteltung der Höhe des ® liquidirenden Bes 
trages und Anmeldung befjelben zu den Acten bes 
Bollitredungsgerichtes Sorge zu tragen. 

Wo die Einziehung dieſer Abgaben und Leiftungen 
den Ortövorftänden 2c. übertragen ift, find diefe zu 
erſuchen, von den zu ihrer Kenntniß gelangenden 
Bioangäverfleigerungen verpflichteter Grundſtücke 
ungejäumt ben Gemeinde-Kirchenräthen bezw. 
Schulvorſtänden unter Angabe des Betrages der 
laufenden Hebungen und der Rückſtände behufs 
weiterer Anmeldung Mittheilung zu machen. Hier- 
durch werden jedoch die Gemeinde Kirchenräthe und 
Schulvorſtände von ihrer Verpflichtung nicht 
befreit, auch ihrerfeit8 auf die Einleitung von 
Bwangöverfteigerungen verpflichteter Grundftüde 
u achten, und haben daher, wenn die Mittheilung 
Teitens der mit ber Cinatehung betrauten Behörben 
verfäumt werben follte, dieſelbe ihrerfeits rechtzeitig 
einzuholen. 

iefe Verfügung wollen Sie ſämmtlichen Ge— 
meinde = Kirhenräthen ber Kirchen fiscalifchen 
ge und fämmtlihen Schulvorftänden 
hres Bezirkes zur Kenntniß bringen mit der 
Aufforderung, Arlhrift berfelben zurüdzubehalten. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Vchulweſen. 
n 


mel ren Superintendenten und Kreis⸗ 
——— bes Bezirkes. 


Anhang. 
I. Corporationsrechte der Vollsſchulen. 


a. Plenarbeihluß des Obertribunals. 

Eine durch die competente Staatöbehörde für 
den öffentlihen Elementarunterricht eingerichtete, 
mit einem Vorftande verjehene Schulfocietät oder 
Sculgemeinde hat die Eigenfchaft einer Gor- 
poratton. 

Angenommen vom Plenum in der Sigung am 
20. Juni 1853. 


b. Sitzungsprotocoll. 

Die Frage: ob und unter welchen Voraus: 
fegungen ben fogenannten gemeinen Schulen Kor 
porationdrechte zuftehen, hat in den Entſcheidungen 
des höchſten Gerichtöhofes entgegengejegte Beur⸗ 
theilung gefunden. 

In einer Entſcheidung vom 30. März 1843 
hat der Erſte Senat bes Obertribunal® angenom⸗ 
men, daß die im Artikel 13 der Declaration vom 
6. April 1839 verlängerte Friſt zur Einlegung 
von Redtsmitteln den Schulvorftänden oder fogen. 
Schulgemeinden im Sinne ber 88 34 fi. Titel 12 
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Theil II des Allgemeinen Landrechts at zu 
Statten komme. Es find fonah den Schul 
gemeinben die Rechte privilegirter Corporationen 
nit zugeftanden. 

Mebereinftimmend hiermit ift von dem Erſten 
Senate in einer anderen Proceßſache der Grund- 
ii ausgeſprochen, daß den Elementarfhulen uns 
bedingt die Eigenfchaft einer Corporation, welche 
Magen und verklagt werben könne, abzuſprechen 
fei, wenn fie auch Vermögen und Grundftitde bes 
figen könnten, indem bergleihen Vermögen zur 
Dispofition derjenigen ftehe, die zu der Schule 
jewiefen feien — der Schuljocietäit — und An— 
Frühe auf daffelbe nur gegen diefe Societät oder 
deren Vertreter gerichtet werden könnten. 

Auch in einer — Sache iſt bei dem Erſten 
Senate in einem Erkenntniß vom 3. Januar 1845 
ber Grundſat feitgehalten, daf die verflagte Schul⸗ 
gemeinde Feine eigentliche Körperſchaſt bilde, wics 
wohl in dieſer Sache Angenonimen ift, daß bie 
Schulgemeinde durch den beftellten Schulvorftand 
in ihren Vermögensangelegenheiten rechtsbeſtändig 
vertreten werde. 

Neuerlih ift Diefelbe Frage bei dem Erften 
Senate in ber Sache mehrerer Bewohner des 
Amts P. wider die ſtädtiſche evangeliſche Schul- 
gemeinde zu P., vertreten durch den Schulvorftand, 
ur Erwägung gelommen. In diefer Sadje hat die 

ulgemeinde den Einwand ber fehlenden Paſſiv⸗ 
legitimation entgegengejtellt und a Einwandauf 
die Anficht geftügt, daß Elementarjhulen nicht ala 
Eorporationen anzufehen feien. Der Erfte Senat hat 
jedod, abweichend von der früher vertheidigten An⸗ 
it, angenommen, daß im vorliegenden Falle der 
etreffenden Schule allerdings der Character einer 
moralifhen Perſon zulomme. Bei dem hierin 
bervortretenden Conflict mit den früheren Ent- 
ſcheidungen ift daher dem Plenum des Ober- 
tribunal3 die Frage zur Entjheidung überwieſen: 

ob der Berband einer öffentlichen Elementar- 
ſchule, welche von Staatöwegen durch die 
Königliche Regierung eingerichtet, insbeſondere 
mit einer Nepräfentation (einem Schulvor- 
ftande) verſehen ift, die Eigenſchaft einer Cor— 
poration habe? 

Beide zur Vorbereitung de8 hierüber zu er 
den Plenarbeichluffes beftelfte Referenten find in 
ihren Ausführungen zu dem Ergebniffe gelommen, 
daß diefe Frage zu bejahen fei. Die hierfür gel- 
tend gemachten Gründe lafjen fich im Wefentlichen 
daran zushaführen, daß wenn im 8 54 und $ 67 
Theil II Titel 12 des Allgemeinen Landrechts den 

elehrten Schulen und den Univerfitäten bie äußeren 
Reäite ber Corporationen, alle Rechte privilegirter 
Corporationen beigelegt worden, hieraus nicht zu 
folgern fei, daß den fogenannten gemeinen Schulen 
die Eigenfhaft einer Corporation ſchlechthin abs 
zuſprechen, daß vielmehr bei gemeinen Schulen 
dasjenige maßgebend fei, was nad} ben allgemeinen 
©efegen über den Begriff einer Corporation ent 
fcheide. In dieſer Deglehung fei daher auf die 
Beitimmungen in SS 25 fi. Theil II Titel 6 bes 
Allgemeinen Landrechts zurüdzugehen, und da hier⸗ 
nad) die Rechte der Corporationen und Gemeinden 
folden vom Staate genchmigten Geſellſchaften 
zutommen, welde fih zu einem fortdauernden ge= 


2758 
meinnügigen Zmwede verbunden, fo fünnten dieſe 
Rechte ſolchen Schulgemeinden nicht verfagt werden, 


denen der Staat zur geficherten Verfolgung ihres 
gemeinnüpigen Zweckes eine auf die Fortvauer 
erechnete Organifation und einen auf die Ber- 
tretung nach außen berechneten Vorftand, mithin 
die Bedingungen und Kennzeichen einer juriftiichen 
Berfönlichkeit verleihe. Es ift ausgeführt, daß der 
Regel nad) ſolchen Schulanftalten, denen das Prä— 
difat der öffentlichen gebühre, auch der Charakter 
der juriftiihen Perfönlichkeit eingeräumt werden 
müfje, weil gerade die Deffentlichkeit der Anſtalt 
aud deren Genehmigung und Conftituirung vom 
Staate mit Notywendigkeit voraudfege. Es iſt 
jener darauf hingewieſen, daß nach $ 19 Theil II 
itel 12 des Allgemeinen Landrechts“) von den 
Grundftüden und dem übrigen Vermögen der 
Schulen in der Regel alles dasjenige gelte, mas 
vom Kirhenvermögen verordnet worden, nad) dem 
Yes in Bezug genommenen 8 193 Theil IL 
itel 11*) aber die vom Staate aufgenonmenen 
Kirchengeſellſchaften bei Erwerbung, Verwaltung 
und Beräußerungen ihred Vermögens privilegirten 
Eorporationen glei zu achten feien, wobei dann 
in8befondere zur Erwägung gezogen ift, daß, wenn 
das Geſetz den Schulen als folden, Vermögen 
und insbejondere Grundſtücke zu befigen geftane, 
dieg nur unter der Vorausſetzung erklärlich fei, 
daß das Gefeg den ausdrüdlid vom Staate con- 
ftituirten Schulverbänden, den öffentlihen Schulen, 
den Charalter einer wirklichen Körperſchaft zuge⸗ 
ftehe, da nach $ 13 Theil II Titel 6 des Allge- 
meinen Landrechis bloß erlaubte Brivatgejellihaften 
als folhe weder Grundftüde noch Capitalien auf 
ben Namen der Geſellſchaft erwerben könnten. 
Bei ber in der heutigen Plenarfigung hierüber 
veranlaßten Berathung erhielt dieſe, noch durch 
andere Argumente unterftügte Ausführung die 
Buftimmung de3 verfammelten Collegiums, ſowie 
man benn aud) darin fich einverftanden erklärte, 
daß bie juriftiiche Perfönlichkeit nicht unbedingt 
allen Elementarſchulen ohne Unterſchied zuge- 
ehe werben könne, *) bei der zu entfcheidenden 
tage vielmehr die obwaltenden concreten Ber- 
hältniffe ing Auge zu faffen ſeien, insbefondere 
auch der Schulanftalt die Selbftändigkeit nicht 
fehlen dürfe, da beiſpielsweiſe ſtädtiſche, der 
Zeitung und Aufficht ftädtifher Behörden unters 
peorhmeie Schulanſtalten, Corporationsrechte nicht 
mn Unfprud nehmen könnten.“*) 
Guſt.⸗Min.⸗Bl. 1853 Seite 299.) 


IL Geſetz vom 81. März 1888 wegen Einführen, 
türzerer Berjährungsfriften. (Gef.-Sammi. 188 
Seite 249.) - 


$ 1. „Mit dem Ablaufe von 2 Jahren verjähren 
die Forderungen: zc. 

3) ber Öffentligen und Brivat-Schul- und 
Erziehungs=, fowie der Benfions- und 
Berpflegungsanftalten aller Art für Unter 
halt, Unterricht und Erziehung; 

* der öffentlichen und der Brivatlehrer 
binfichtli der Honorare, mit Ausnahme ber: 

*) of. Borberit S. 749). 


**) of für die vorlandı lie eit . 6. 
aan mr made Belt and oben 5266 Mr. 5 
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jenigen, welche bei den Univerfitäten und andern 
Öffentlichen Lehranſtalten veglementsmäßig ge 
ftundet werben.“ 


II. Zwangsvoliftredung gegen juriſtiſche Ver⸗ 
fonen, (Gemeinden, —— en, Juſtitute, 
ulen). 
8 153 And. zu Tit. 24 8 45 Wl. I ber Allgemeinen 
Gerihtsorbnung vom 6. Zult 1793: 


„Sol gegen Stadt- oder Porfgemeinden ober 
gegen eine ganze Klaffe von Mitgliedern derfelben 
oder fonft gegen eine moralifche Berfon eine Ere- 
cution vollitredt werben, fo müllen die Gerichte 
über die Urt, wie ſolche ohne gänzlichen Ruin der 
Schuldner zu realifiren ift, jederzeit mit der Res 
gierung*) Rückſprache halten und wenn fie fi 
mit diefer über die zu nehmenden Maßregeln nicht 
vereinigen können, die Execution ausfegen und 
die Vorbefheidung des Juſtizminiſters einholen. 

Eben dieſes muß gefchehen, wenn die Execution 
jegen ein nicht unter der Regierung ftehendes 

nftitut zu verordnen ift und alfo der Juſtiz⸗ 
minifter Anlaß finden möchte mit den übrigen 
Minifterten Ruͤckſprache zu nehmen.” 


IV. 
Sefeg betr. die Einführung ber Givilprocekorbnung vom 
30. Januar 1877. (Reichd-Gefepbl. ©. 244) 8 15 Rr. 4: 


„Unberügrt bleiben 1—3. zc. 

4. Die Iandesgefeglihen Vorſchriften über bie 
Bivangsvollftredung wegen Gelbforderungen gegen 
den Fiscus, Gemeinden und andere Communal- 
verbände (Provinzial-, Kreid-, Amtd-Berbände), 
fowie gegen ſolche Corporationen, deren Bermögen 
von Staatsbehörden verwaltet wird, inſoweit nicht 
dingliche Rechte verfolgt werben. 


J. 
Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters v. 24. März 
1882 (Juf.-Minift.-Bl. 6. 59): 

„Die Iandesgefeglichen Vorſchriften über die 
Zwangdvollftredung wegen Geldforderungen gegen 
den Fiscus, Gemeinden und andere Communal- 
verbände (Provinzial:, Kreis: und Amtöverbände), 
jowie gegen ſolche Eorporationen, deren Vermögen 
von Staatöbehörden verwaltet wird, find, infoweit 
nicht Bingtiche Rechte verfolgt werden, durch die 
Deutfche T, vilproceßordnung nicht berührt ($ 15 
Nr. 4 E. G.) Nah den sefäriften der Allge⸗ 
meinen Gerichtsordnung ($ 33 I. 35**) und 88 153 
und 242%) des Anhang) find ſolche Zwangs⸗ 
vollſtreckungen den Gerichten zugewieſen und bü 
daher von Gerichtävollziehern im Auftrage des 
Gläubigers nicht bewirkt werben. ($ 674 Abfap 1 
Eivilproceßordnung.) 

Die auffichtführenden Amtsrichter werden be— 
auftragt, die Gerichtövollzieher hierüber mit Be 
lehrung zu verſehen. —- 
die Amitgeriche im Geltungegebiet ber 

Allgemeinen Gerihtsorbnung. 


®) In ben Provinzen Ofts und Weftpreußen, Brandenburg, 
Pommern, Gcleflen, Gadjfen: bei Banbgemeinden ber Kreibauds 
(huß, bei &tabtgemeinden der Bezirfsausihub ($ 17 Nr. 4, 
— ve Ka be 1 U ekrneage 
en ri em si 
Se vom 0. Sur 18 3) bezw. bie Möth. für Kirgens umb 


udn. 
) Betrifft aur bie Gpecutiom gegen ben Fiscus. 
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V. 
Allgemeine Verfügung bes Juftizminifterd vom 2. Novbr. 
1883 (Iuftiz-Minift.:BL 6. 332): 


„Aus Veranlaffung des am 1. d. M. in Kraft 
jetretenen Geſetzes, betreffend die Bwangavoll- 
— in das unbemegliche Vermögen vom 
13. Juli d. 3. beftimmt der Suftgminifter Fol⸗ 

nbe: 


gendes: 

1. Sofern die Zwangsvollſtreckung in 
ein Pfarr= oder Schulgebäude oder ein 
anderes zum öffentlichen Dienft und Gebrauch be— 
ſtimmtes Grundftüd in Gemäßheit der durch 
8 15 Nr. 4 des Einführungsgejeges zur Civil- 
proceßorbnung vom 30. Sanuar 1877 (Mei 
Gefepblatt Seite 244) aufrecht erhaltenen Bor- 
ſchriften überhaupt zugelaffen wird, ift von der- 
felben die vorgefette Dienftbehörde des Schuldners 
zu benachrichtigen. —“ 


VIL Grund: und Gebändeftenerfreipeit ber 
Säulen. 


A. Geſetz vom 21. Mai 1861 betreffend 
die anberweite Regelung ber Grunde 
fteuer (Bei.-Samml. Seite 253).*): 

„8 4. Bereit von der Grundfteuer ($ 3) bleiben: 
ad. 

e) Diejenigen bisher von ber Grundfteuer be— 
freiten Grundftüde, welche gi Zeit des Erſcheinens 
dieſes Gejeges zu dem Vermögen evangeliicher 
oder römiſch⸗katholiſcher Kirchen oder Kapellen, 
—— Schulen ober höherer Lehron- 
ſtalten oder beſonderer zur Unterhaltung von 

Kirhen, Schulen oder höheren Xehranitalten 

ftiftungsmäßig beftimmter Fonds oder milder 

Stiftungen, Pie zur Dotation der Erzbifchöfe, 

Biſchöfe, Dom- und Curat- oder Pfarrgeiftlichen 

ober fonftiger mit geiftlihen Functionen befleideter 

erfonen oder der Küfter und anderer Diener bed 
öffentlichen Cultus und ber an öffentlichen Schulen 
oder höheren Lehranftalten angeftelten Lehrer 
gehören.“ 
B. Geſetz vom 21. Mai 1861, betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Ge— 
bäudefteuer (Bef.-Samml. Seite 317).*): 


„8 3. Befreit von der Gebäudeſteuer find: 1) ıc. 

2) Diejenigen Gebäude, welche dem Staate, den 
Provinzen, den communalftändifhen Berbänden, 
den Sreifen oder den Gemeinden refp. zu jelbite 
ftändifchen Gutsbezirken gehören, infofern jie zu 
einem öffentlichen Dienft oder Gebrauch bejtimmt 
find, injonderheit alfo die zum Gebrauche öffent⸗ 
liher Behörden oder zu Dienftwohnungen für 
Beamte beftimmten Gebäude ala Militär, Re— 
gierungs-, Zuftiz-, Polizei⸗, Steuer- und Poſtver⸗ 
waltungsgebäude, Kreiß- und Gemeindehäufer, 
ſowie Bibliotheken und Mufeen. 

3) Univerfitäts- und andere zum öffentlichen 
Unterrichte beftimmte Gebäude. 

4) Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen 
Gottesdienſt gerlömete Gebäude, fowie die gottes— 
dienftlichen Gebäude der mit Corporationsrechten 
verjehenen Religionsgejellichaften. 

. durg bi rd⸗ 
u ee — 
und 11. Mat 1867 (Gef.-Cammi. &. 593). 












759 


5) Die DienftHäufer der Erzbiſchöfe, der Biſchöfe, 
der Dom⸗ und Curats oder Pfarrgeiſtlichen und 
fonftigen mit geiftliden Sunctionen befleideter 
Perſonen der mit Corporationsrechten verſehenen 
Religionsgefellihaften, ferner ber Gymnafialz, 
Seminar- und Schullehrer, der Küfter und anderer 
Diener des öffentlichen Cultus. 

6) Armen, Waifens und Krantenhäufer, Beſſe— 
rungd-, Aufbewahrungs⸗ und Gefängnißanftalten, 
fowie Gebäude, welche milden Stiftungen ange— 
—* und für deren Bmwede unmittelbar benutzt 
werden.“ 


VIIL Areis. und Brovinzialftenerfreipeit 
ber Schnien. 


vom 13. December 1872, 
19. März 1881 (Bef.-Samml. Seite 661).: 

„8 17. Die tm 8 3 zu 2 bis 6*) des Geſetzes 
vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung 
einer allgemeinen Gebäubefteuer Gefeg-Sammlung 
Seite 317 bezeichneten Gebäude find von ben 
Kreislaften befreit. 

Daſſelbe bejtimmen die Kreisorbnung für die 

rovinz Hannover vom 6. Mai 1884 $ 17, die 

Aborbnung für die Provinz Hefien-Raffau vom 
7. Sunt 1 8 17. 

B. Das zu A Gefagte gilt au von ben 
Provinzialabgaben. cf, oben $ 206 Nr. 1 Note * 
am Ende (Band I ©. 828) und $ 206 Anh. III 
(Sommunallaftenfreiheit). 


IX. Befreiung der Schulen von der Quartier⸗ 
leiftung für die bewaffnete Madıt. 

A. Bundesgeſetz vom 25. Juni 1868 
BUN ©. 523) betreffend die Duartier- 
eiftung fürdie bewaffnete Madt während 
des Friedensſtandes: 

„8 4. Der Bund ift berechtigt, gegen Gewährung 
der im $ 3 beziehungsweije im beigefügten Tarif 
beftimmten Entihädigung, die Beſchaffung ber 
Quartierleiftung zu verlangen und dazu alle be- 
nugbaren Räumlichkeiten in Anfpruc zu nehmen, 
foweit dadurch der — * in der Benutzung 
der für feine Wohnungs-, Wirthſchafts⸗ und Ger 
werbebetrieböbebürfniffe unentbehrlichen Räumlich- 
keiten nicht behindert wird. 

Befreit hiervon find nur: 

1—2. ı. 

3. Diejenigen Gebäude und Gebäudetheile, 
welde zu einem öffentlichen Dienft oder Gebrauch 
beitimmt find, ohne Rüdfiht auf deren Eigen- 
thumsverhältniffe; infonderheit aljo die zum Ge— 
braud von Behörden beftimmten, fowie die zum 
Betriebe der Eifenbahnen erforberlihen Gebäude 
und @ebäudetheile.**) 

4. Univerfität3- und andere zum 
Öffentlihen Unterrit beftimmten Ge— 
bäube, Bibliothefen und Mufeen. 

5. Kirchen, Eapellen und andere dem öffent- 
lichen Gottesdienſt gewibmete Gebäude, fowie die 
goitesdienſtlichen Gebäude ber mit Eorporations: 
rechten verjehenen — hm rar 

6. Armens, Waiſen⸗ und Krantenhäufer, Beſſe— 


A. Rreiöeıhnung 


3 Die Brferumg gift mög für du ‚rauch be⸗ 
flmmien Räume in —*— Glen Stage, 6. Aug. 
1876, Minif.«DL. d. 1. ©. ©. 289). 
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rungs·, Aufbewahrungs⸗ und Gefängnißanftalten, 
fowie Gebäude, welde milden Stiftungen ange 
hören und für deren Zwecke unmittelbar benußt 
werben. 

B. Reihsgejeg vom 13. Juni 1873 über 
die Kriegdleiftungen (R.-©.-81. ©. a 

„g 6. Die Gemeinden find berechtigt, behufs 

üllung ber geforderten geiftungen die zur 
Theilnahme an den Gemeindelaften Berpflichteten, 
fowie dte fonft in der Gemeinde fi aufhaltenden 
ober Eigenthum in berfelben befipenben Anger 
börigen des Reichs zu Naturalleiftungen und 
Dienften aller Art heranzuziehen, auch die in den 
Semeinbebezirten gelegenen Grundftüde und Ge⸗ 
bäude mit Ausnahme der Tandesherrlichen 
Schlöffer und der unmittelbar zu Staat3: 
zweden dienenden Gebäude oder Gebäude 
theile ® benugen und ſich nöthigenfalls zwangs⸗ 
weiſe in deren Seß zu ſetzen. 

Die in ber Gemeinde durch) die Leiſtungen etwa 
entftehenden Baarkoſten find von den zur Thetl- 
nahme an den Gemeindelaften Werpffichteten aufs 
zubringen. 

Die Gemeinden find berechtigt, Naturalquartier 
und Verpflegung für eigene Rechnung zu über: 
nehmen und bie erwadhjenden Koften auf die hier- 
durch von unmittelbarer Leiftung befreiten Pflich- 
tigen 0 Verhältniß ihrer Verpflichtung zur 
Naturalleiftung (Mbjag 1) umzulegen.“ 


X. Eoncuröprilegien. 

A. Eoncursorbnung vom 10. Februar 
1877 (R.-©.:81. ©. 362): 

„8 54. Die Concuröforberungen werden nad) 
— — Rangordnung, bei gleichem Range nach 

erhältniß ihrer Beträge berichtigt: 

1. Die für das letzie Jahr... . rüdftändigen 
Forderungen an Lohn... . 

2. Die Forderungen der Reichskaſſe, der 
Staatskaſſen und der Gemeinden, fowie ber 
Amts, Kreid- und Provinzialverbände wegen 
öffentliher Abgaben, welche im letzten Jahr vor 
der Eröffnung des Verfahrens fällig geworben 
find oder nach $ 58 als fällig gelten, e8 macht 

terbei keinen Unterfchied, ob der Steuerheber die 

— a vorſchußweiſe zur Kaffe ent 
richtet hat. 

3. Die Forderungen der Kirchen und Schulen, 
der Öffentlichen Verbände und der öffentlichen, zur 
Annahme ber Berfiherung verpflichteten Feuer— 
verfiderungsanftalten wegen der nad) Gefeg oder 
Verfaſſung zu entrichtenden Abgaben und Lei— 
ftungen aus dem legten Jahre vor der Eröffnung 
bes Verfahrens.“ . 

B. ®ejeg, betreffend die Bwangsvolls- 
ftredung in dag unbeweglihe Vermögen 
vom 13. Juli 1883 (Bef.-Samml. ©. 131): 

„8 23. Die in ben 88 24 bis 38 bezeichneten 
Forderungen find in der Reihenfolge und dem Um- 
fange, welche daſelbſt feftgefeßt find, aus dem Kauf- 

jelde zu berichtigen oder in Anrechnung auf das— 
Fibe vom Erfteher zu übernehmen. 

24. I. Alle Ausgaben, weile ..... zur 
Erhaltung und nöthigen Verbefjerung des Grunde 
ftüds genadt nd... 

82. I. e laufenden, zur Erfüllung ber 
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Deichpflicht erforderlichen Beiträge und Leiftungen 
3a bie Rüdftände derfelben aus den beiden letzieu 
jahren... 

$ 26. III. Die laufenden Beiträge und bie 
NRüdftände aus dem lebten Jahre an Lohn... 
bes GBefinded .... 

8 27. IV. Die laufenden auf dem Grundftüd 
laftenden directen Ubgaben, welche zur Staatskaſſe 
fließen und die Rüdftände berfelben aus den beiden 
legten Jahren — 

28. Die laufenden, auf dem Grundftüd 
baftenden gemeinen Laften*) und die Rüdftände 
derfelben aus den beiden legten Jahren. 

Dieser ehören namentlih alle nah Geſetz 
ober Verfa ung auf dem Grundftüd haftenden 
Abgaben und Leiftungen, welhe aus dem Com⸗ 
munals, Amts⸗, Kreis⸗ und Brovinzialverbande, 
oder aus dem Kirchen, Pfarr- und Schulver: 
bande entipringen oder an Kirchen, Pfarren und 
Schulen oder an Kirchen und Schulbediente zu 
entrichten find, ſowie Die Beiträge, welche aus der 
Verpflichtung zu öffentlihen Wege-, Wafler- oder 
Uferbauten entjtehen oder welche an Meliorations- 
genoſſenſchaften oder andere gemeinnüßige, von der 
Staatöbehörbe genehmigte Inſtitute, namentlich 
an Vereine behufs gemeinfchaftlicher Uebertragung 
der durch Brand, Hagelſchiag oder Viehfterben ent= 
ftandenen Schäden zu —* find. ...... 

8 147. Die 88 21, 23—30, 33—38 finden bei 
ber Zwangsverwaltung entfprechende Anwendung. 

Aus den erzielten Einkünften des Grundftüds 
m von den in den 88 25 bis 29 bezeichneten 

orderungen zunächft nur die laufenden Abgaben, 
Zeiftungen und Binjen zu berichtigen. Hat einer 
der in 8 29 bezeichneten &läubiger feine Befrie- 
digung ledigli aus den Einkünften zu fordern, 
fo tjt derfelbe an der ihm zuftehenden Stelle wegen 
jeiner ganzen Forderung ($ 35) zu befriedigen. 
Die hiernach verbleibenden Ueberſchüſſe find zur 
Befriedigung der Gläubiger, welche die Zimangs- 
verwaltung betreiben und in dem nad den Vor⸗ 
ſchriften der Abfäge 1, 2 zu beftimmenden Um- 
fange zur Berichtigung der nad) der Beichlagnahme 
entitandenen Anſprüche in der nad den $$ 25 
bis = zu beftimmenden Neihenfolge zu ver- 
wenden.“ — — 


XI. Gefeglicger Titel der Schulen zum Pfandrecht 
an dem Vermögen ihrer Verwalter und Schuldner. 


Geſetz, betreffend die Einführung der 
Concursordnung in den Landestheilen, 
in welden das Allgemeine Landredt und 
die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzes— 
traft Haben, vom 8. Mat 1855. Artifel XI: 

„Außer den in dem Wllgemeinen Landrecht und 
in andern Gültigkeit behaltenden Gejegen aufge 
führten gefeglichen Titeln zum Pfandrecht bleiben 
nur noch Tofgende ferner in Kraft: 1. ꝛc. 

2. Für die Gemeinde-, Kreis- und Provinzial 
verbände — — die Kirchen, Schulen und milden 


*) Die gemeinen Laften bebärfen nicht ber Eintragung im 
Grundbuch ($ 11 Rr. 1, 8 73 der Grumbbucgorbnung vom 5. Rai 
1872, $ 12 des Geſ. v. 5. Mat 1872, of. unten $ 320 Ar. 1a 
und bie Einführungsgefege für das Jabegebiet vom 23. März 
1873, ESchleswig-Holften vom 27. Mat 1873, Hannover vom 
28. Mat 1873, Gafjel vom 29. Mat 1873.) 
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Stiftungen in dem Vermögen ihrer verwaltenden 
Beamten wegen ber Anfprüche aus der Verwal— 
tung, ingleihen in dem Vermögen ihrer Mit- 
eontrahenten wegen der Anſprüche aus den mit 
Benfeiben geſchloſſenen Eontracten,” — — 

a3 Geſetz ift ausgedehnt auf die Gebietstheile 
der Provinz Hannover, in welhen das Allgemeine 
Landrecht gilt, durch $ 11 des Preußifchen Aus: 
führungs⸗Geſetzes zur_Reichconcurdordnung vom 
6. März 1879 (Sef.-Samml. ©. 109). — In Be- 
ug auf Grundftüde wird der Titel erft durch die 
I willige oder dur Erkenntniß erſetzte Ein- 
tragung3bewilligung wirkſam $ 19 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1872). 


8 315. Erwerb, Veränßerung und Ke- 
laftung des Schulvermögens, letztwillige 
Zuwendungen und Schenkungen. 


— of. im Vorbericht zu 8 314 bie 88 193 ff., 219 ff, 
647, 648 U. 2.:R. 1I, 11 und ben Schluß. 


1. €. v. 15. März 1867 betr. bie Eompetenz bei ber Ge= 
nehmigung zum Grunberwerb fowie zur Veräußerung 
von Landgütern unb Häufern (für Schleswig-Hol⸗ 
ftein ch. 86. 18 7 Rr. 9 und Pat. v. 16. Zuli 
1864 $ 7 [unten 3b. II a. €.])*) 

18. &. v. 18. Jan. 1869 betr. bie Nothwendigkeit 
minifterieller Genehmigung lebiglih bei Veräußerung 
von Grundeigenthum. 

2. €. v. 7. März 1864 betr. die Genehmigung zur 
Veräußerung von Grundſtücken ber milden Etif- 
tungen 2. 

3. €. v. 5. Juli 1867 betr. bie Genehmigung zum 
Grunderwerb für Synagogengemeinben. 

4. Gef. v. 23. Febr. 1870 betr. bie Genehmigung zu 
Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen fowie 
zur Uebetragung von unbeweglichen Gegenſtänden an 
Corporationen und andre juriſtiſche Perſonen (über 
die Zuwendungen an Vereine ohne juriſtiſche Per- 
ſönlichteit of. 8 299 Nr. 3.) 

5. €. v. 27, Mai 1875 betr. die Grenze für Ein: 
holung ber Genehmigung (zu 4) und betr. bie Anzeige 
von Schenkungen unter 1000 Zhlr, 

58. €. v. 10, Sept. 1880 desgl. 

5b. €. v. 6. Jan. 1886 betr. bie Berechnung bes 
Werths der Schenkung. 

6. E. v. 10. Febr. 1872 betr. die Prüfung ber Zu— 
Täffigfeit einer Schenkung nah Maßgabe ber Allerh. 
Ordre v. 1. Febr. 1834. 

7. €. v. 2. Mai 1865 betr. bie Behandlung von Fällen, 
bei benen es zweifelhaft ift, ob eine donatio sub 
modo ober bie Begründung einer neuen juriſtiſchen 
Perſon (Stiftung) beabfihtigt wird. 

8. €. v. 16. März 1867 betr. die Folgen einer Ver— 
fagung ber Genehmigung für Tegtwillige Zumenbungen. 
*) Für An 

das 8. Gonfiitorium in Hannover: „Auf den Bericht vom — milf 

ich bis auf Weiteres und vorbehälttid ber In Peicwerbei 
ober fonft etwa von mir zu ertheifenden fpeciillen Arm 

das Königliche Conſiſtorium hlerdurch ermädtigen 1) 

äußerungen von — der kirchlichen um © 

ftolten die erforderliche Genehmigung felbfänbig zu exih, 
ausgenommen wenn e8 fi um bie Veräußerung von gan 
gütern ober Häufern hanbelt, in welchem Fai [ri 

Genehmigung jedesmal Sier nadyufugen fit. — (ct. 

v. 14. Oct. 1848 Art. 27 und Gef. v. 14. Oct. 1:48 

[unten ®b. III a. €]. 2)1c.” — of. oben 5278 Anh V 

Anm.* S. 336 (Leverfügn, Gef. in Schulfagen 1835 II ©. Bi.) 


jannover beftimmt ber E. v. 23. Non. 1ANR. 
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1. Eompetenzverhältuiffe bei Genehmigung von 
Grund » Erwerbungen und -Beränßerungen bei 
Kirden, Schulen zc. 


Bisher ift in denjenigen Landestheilen, in denen 
da8 Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft Hat, in 
Gemäßheit der Nefcripte vom 

15. März 1832 (von Kampp, Annalen Band 16 

Seite 100), 

15. Mai 1844 (Minifterialbl. d. i. Verwaltung 

de 1844 Geite 144), 

3. November 1845 (Miuiſterialbl. d. i. Verwal- 

tung de 1845 Seite 314) und 

9. Juli 1849 (Minifterialbl. d. i. Verwaltung 

de 1849 Seite 165) 
die zu jedem Grunderwerb ber öffentlichen Ele 
mentarfhulen und Schulgemeinden erforderliche 
Staatögenehmigung dieffeit3 nachzufuchen umd zu 
ertheilen geivefen. 

Da die zu Grunde liegenden gejeglichen Bes 
ftimmungen zu folden Erwerbungen nur übers 
haupt die Genchmigung des Staates, nicht die 
einer beftimmten Berwaltungsftelle bedingen, und 
eine erneute allfeitige Erwägung des Gegenftandes 
zu der Ueberzeugung geführt Hat, daß es ebenjo 
unbebentfi wie zwedmäßig ift, von dem auf 
vorftehend erwähnten Referipten beruhenden Er— 
forberniß der minifteriellen Genehmigung in diefen 
Fällen Abſtand zu nehmen, fo wird Hiermit be= 
ftimmt: 

Die nah $ 19 Titel 12 in Verbindung mit 
8 194 Titel 11 Theil II*) des Allgemeinen Lands 
rechts zu jedem Grunderwerb ber öffentlichen 
Elementarfhulen und Schulgemeinden erforderliche 
Staatsgenehmigung ift fortan von den Königlichen 
rungen denen die Aufficht über dieje 
Schulen und Sculgemeinden obliegt, jelbftändig 
zu ertheilen. 

Die Königlihen Regierungen haben dem zu 
Bolge bei der Belt —— über Ertheilung 
oder Verſagung dieſer Genehmigung nicht nur 
nach wie vor darauf zu ſehen, ob das Geſchäft, 
um das es ſich handelt, im beſonderen Jniereſſe 
der betreffenden Schule oder Schulgemeinde zur 
Genehmigung geeignet erſcheint, ſondern fortan 
auch um fo forgfältiger zu prüfen, ob von bem 
Geſichtspunkt des Uebergangs von Liegenfchaften 
in die todte Hand im allgemeinen — 
ſoweit ſie daſſelbe zu überſehen vermögen, Bedenken 
nicht vorliegen. 

n Bezug auf die Veräußerung von ganzen 

Sanbaniern und Häufern der Schulen und Schule 
gemeinden, wozu wie bei Kirchen und Kirchen- 
emeinden und kirchlichen SInftituten nad ber 
Phecielfen Vorſchrift des 8 220 Titel 12 Theil II*) 
de3 Allgemeinen Landrechts bie dieffeitige Geneh- 
miguug aud fernerhin eingeholt werden muß, 
fowie in Bezug auf die Grunderwerbungen für 
Kirchen, Kirdengemeinden und kirchliche Inftitute 
behält e8 bei den bisherigen Vorſchriſten unver- 
ändert fein Bewenden. 

Die Beſtimmungen bes Geſetzes vom 13. Mat 


: 14833 **) über Schenkungen und legtwillige Bu= 


mwendungen an Anftalten und Gejellihaften, und 


®) of. Vorbericht zu $ 314 fi. (©. 744, 748). 
®*) Jept 23. Januar 1870 (unten Rr. 4). 
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die daflelbe ergänzenden und erläuternden Vor⸗ 
hriften werden duch vorftehende Anordnungen 
überall nicht berührt. 

Berlin den 15. März 1867. 


n 
ſammtliche Königliche Regierungen mit Auss 

f nahme berer a Sıratlund, Cöln, Aachen, 
Goblenz, Trier, Sigmaringen, Caſſel und 
Wiesbaden. 


Abſchrift hiervon theile ich der Königlichen Re— 
gierung zur Kenntnignahme mit. 
Berlin, den 15. van 1867. 
Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 


u 
bie obengenannten 8 Königlichen Regierungen 
zu Gtralfund u. |. m. 
U. 6648. 


la. Entbehrlichkeit minifterieller Genehmigung 
bei Beräußerungen, wenn nicht eine Acuderung 
in den Grundeigentpumörechten herbeigeführt wird. 


Berlin, den 18. Januar 1869. 
— Die Veräußerung von Häufern, die einer Kirche 
oder Schule gehören, bedarf nur dann der mi— 
niftertellen Genehmigung, wenn der Grund und 
Boden, auf bem fie Yepen, mit veräußert werben 
% und es fi alfo überhaupt noh um eine 
eräußerung von Grundeigentum handelt. — 


2. Beftätigung ber Grunderwerbungs « Verträge 

welche bei Aılegung von Gifenbapnen mit Gtadt- 

gemeinden, Kirchen, milden Stiftungen 2. ge 
ſchloſſen werden. 


Die Commiffion für den Bau der fhlefifchen 
Gebirgsbahn hat zur Anzeige gebracht, daß die 
Königliche Regierung Sich weigere, Grunderwer⸗ 
bungs3-Verträge, welde nad dem vorgelegten 
Formular mit Stadtgemeinden, Kirchen, Pfarren, 
milden Stiftungen u. |. w. gefchloffen worden feien, 
von Oberaufjichtäwegen zu genehmigen. 

Im Einverftändnig mit dem Herrn Minifter für 
Handel ꝛc. können wir die erhobenen Beſchwerden 
nicht für unbegründet erachten. Wären aus ber 
bisher gewählten Form der Verträge irgend welche 
rechtliche Bedenken oder Schwierigteiten erwachſen, 
fo würde es unzweifelhaft im Intereffe der Eijen- 
bahnverwaltung liegen, eine angemefjene Abände- 
rung berbeizufüßren. 

Der Umftand, daß dies biöher nicht an 
geivefen, unterftüßt zur Genüge die Anficht, da 
die Berträge ben 88 12, 30, 46, 47 eil 
Titel 11 Allgemeinen Landrechts entſprechen und 
ala wirkliche Kaufverträge zu behandeln find. 

Bären diefelben aber in der That auch nur 
als paota de vendendo zu betrachten, jo fragt 
ih do, ob die Königliche Regierung deshalb 

re Genehmigung zu verfagen hätte. Eine Un- 
gättiateit der Verträge zu behaupten, liegt 

n Grund vor. Es bliebe alfo nur bie Each 
au beantworten, ob diefelben zu denjenigen gehören, 
welche nach gejeßlicher a Are Genehmi⸗ 

ung bedürfen oder nicht. eje Frage muß bes 
aht werben, da Corporationen, welde zur 
definitiven Veräußerung von Grundftüden ohne 
Buftimmung der UAuffichtsbehörde nicht befugt find, 





fi ohne diefe Zuftimmung auch durch ein pactum 
de vendendo nicht mit rechtlicher Wirkſamkeit 
verpflichten können. 

Eventuell würde die Köntgliche Regierung durch 
Ihre Genehmigung den Verträgen nur etwas 
Meberflüffiges Hinzufügen, da8 immerhin die 
wohlthätige Wirkung Hätte, weiteren Streitigkeiten 
vorzubeugen. Die legteren wären unvermeidlich, 
wenn bie Gerichte, in abweichender Reditsanficht, 
bie Genehmigung der Verträge durch bie Königl. 
Regierung für geſetzlich nothwendig erachten und 
F deren Beibringung die Eintragung verweigern 
ollten. 

Hiernach veranlaſſen wir die Königliche Regie— 
rung, die Genehmigung ber bezüglichen Berträge, 
fomeit es fi dabei um Ausiibung oberaufficht- 
licher Befugniffe, welche innerhalb unferes Refiorts 
liegen, handelt, nicht weiter zu beanftanden. 

erlin, den 7. März 1864. 
Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
von Mäüßler. 
Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: von Klützow. 


au 
bie Königliche Regierung zu R. 


8. Competenzverhältuiſſe bei Geuehmigung ven 
Gruuderwerbungen für Syuagsgengemeinden. 


Berlin, den 5. Juli 1867. 
Mit den Ausführungen bes gefälligen Berichts 
vom 4. Juni cr, wonach es gemäß 8 48 des 
Geſetzes vom 23. Juli 1847, zum Erwerb von 
Grundeigentgum durch die Shynagogengemeinden 
nur der Genehmigung der Regierung bedarf, er- 
Hären wir und einverftanden und erjuchen Em. zc. 
ganz ergebenft, danach die Königliche Regierung 
he. auf ihren Beriht vom 11. Mai cr. in 
unferem Namen mit Beieid zu verjehen. 
Der Minifter der geiftlien 2c. Angelegenheiten. 
von Mühler. 
Der Minifter des Innern, 
Im Auftrage: von Klützo w. 
« 


m 
ben gäntglicen Ober: Bräfidenten x. 
M. d. g. &. 16041. 
M. d. L A. 4927. 


4 Geſetz, betreffend die —S zu Scheu ⸗ 

fungen und letztwilligen Zuwendungen, ſowie 

zur — von unbeweglichen Gegenftänden 

an Corporationen und andere nrikifce Berfonen. 
Vom 28. Februar 1870.*) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 

reußen ꝛc. verorbnen, mit Zuftimmung beider 

äufer des Landtages, für den gefammten Umfang 
der Monardie, was folgt E 


81. 

Schenkungen und Ieptiitlige Bumwendbungen 

—— zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des 
önigs: 

1. inſoweit dadurch im Inlande eine neue 
juriftifche Perfon**) ins Leben gerufen wer⸗ 
den fol, 

gast burg bie Gefeg- Sammlung pro 1870 Stüd 9 


Seite 118 Rr. 7098. 
**) of. oben $ 208 Rr. 7. 
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2) infoweit fie einer im Inlande bereits beftehen- 
den Corporation oder anderen juriftifchen 
Perſon zu anderen als ihren bisher geneh- 
migten Zwecken gewidmet werben jollen. 


82 

Schenkungen und legtwillige Bumendungen an 
inländifche oder ausländische Corporationen und 
andere juriftifhe Perfonen bebürfen zu ihrer 
Gültigkeit ihrem vollen Betrage nad) der Geneh: 
migung bed Königs oder ber durch königliche 
Verordnung ein für alle Mal zu beftimmenden 
Behörde, wenn ihr Werth die Summe von Ein- 
taufend Thalern überfteigt. Fortlaufende Leiftuns 
gen werben hierbei mit fünf vom Hundert zu 

apital berechnet. 


83. 

Die Genehmigung einer Schenkung oder letzt⸗ 
willigen Zuwendung in den Fällen der 1 
und 2 erfolgt ftet3 unbeſchadet aller Rechte dritter 
Berfonen. 

Mit diefer Maßgabe ift, wenn die Genehmi- 
ung ertheilt wird die Schenkung oder Iegtwillige 
Sendung als von Anfang an gültig zu be= 
trachten, dergeftalt, daß mit ber gejchenkten oder 
legtiwillig zugewendeten Sache auch die in bie 
Zwiſchenzeit fallenden Binfen und Früchte zu ver- 
abfolgen find. 

Die Genehmigung kann auf einen Theil der 
Schenkung ober legtwilligen Zuwendung beſchränkt 
werben. 


84 

Die befonderen gejeglihen Vorſchriften, wonach 
e3 zur Erwerbung von unbeweglichen Gegenftänden 
durch inländiſche oder ausländifche Corporationen 
und andere juriftifhe Perfonen überhaupt der 
Genehmigung des Staate8 bedarf, werben durch 
die voritehenden Beitimmungen nit berührt. 
Soweit es jedoch zu einer jolden Erwerbung nad 
gegenwärtig geltenden Vorſchriften der Genehmi⸗ 
ung bed Koͤnigs ober der Miniſterien bedarf, 
Önnen ftatt deſſen durch königliche Verordnung 
die Behörden, denen die Genehmigung fortan zus 
ftehen fo, anderweitig beftimmt werden. 


85. 

Einer Gelditrafe bis zu 300 Thalern, im 
Unvermögengfalle entſprechender Gefängnißitrafe 
unterliegen: 

1. Borfteher von inländifchen Corporationen und 
anderen juriftifchen Berfonen, welche für die— 
felben Schenkungen oder legtwillige Zumen- 
dungen in Empfang nehmen, ohne die dazu 
erforderliche Genehmigung innerhalb vier 
Wochen nachzuſuchen; 

2. diejenigen, welche einer ausländifhen Corpo⸗ 
ration oder anderen juriftiichen Perſon Schen- 
tungen oder legtwillige Bumenbungen verab- 
folgen, bevor die dazu erforderliche Genehmi= 
gung ertheilt iſt. 


8 6. 
Die Beftimmungen deö gegenwärtigen Geſetzes 
inden auf Familten-Stiftungen und Familien 
tbeicommiffe feine Anwendung. 
87. 
Ale mit dem gegenwärtigen ®efege nicht im 
Einklange ftehenden Beftimmungen, insbefondere 








das Geſetz vom 13. Mai 1833 (Gefeg-Sammlung 
Seite 49), die Allerhöcfte Ordre vom 22. Mai 
1836 (Gejeg-Sammlung Seite 195), bie Verord⸗ 
nung vom 21. Juli 1843 (Geſetz⸗ Sammlung 
Seite 322), die in einem jeile der Provin, 
Hannover noch in Geltung ftehenden 88 197—21 
Theil II Titel 11 des Allgemeinen Landrechts 
nebft dem 8 125 des Anhangs zum Allgemeinen 
Landrecht, werden aufgehoben. 

Urtundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen 
unterſchrift und beigedrudtem Kiniglicen infiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. Februar 1870. 

. 8.) Wilhelm. 

993. Graf von Bismard-Schönhaufen. 
von Roon. Graf von Spenplih, 
von Mühler. von Selhom. 
Graf zu Eulenburg Leonhardt. 
Camphauſen. 


5. Grenzen fir Einholung der Genehmigung zu 
Schentungen zc. Anzeige über Schenkungen im 
Werthe unter 1000 Thalern. 


Berlin, den 27. Mai 1875. 


Auf den Bericht vom 15. d. M. betreffend eine 
Schenkung aus dem Nachlaſſe des Profeſſors Dr. N., 
erwidere ih Em. Hochmohlgeboren, daß Sie die 
88 1 und 2 des Seiepes vom 23. Yebruar 1870, 
betreffend die Genehmigung zu Schenkungen und 
letztwilligen Zuwendungen, richtig auslegen, wenn 
Sie annehmen, daß bei Schenkungen unter 
1000 Thalern Werth oder bei Schenkungen, durch 
welche weder eine neue juriſtiſche Perſon ins 
Leben gerufen wird, noch eine Widmung zu ande⸗ 
ren als den bisher genehmigten Zwecken einer 
bereit8 beftehenden Corporation ꝛc. jtattfindet, es 
einer bejonderen Genehmigung nicht bedarf. Unter 
der Herrfhaft des Geſehes vom 13. Mai 1833 
beftand gemäß $ 1 deſſelben hinſichtlich der hier 
in Betracht kommenden Schenkungen eine Anz 
zeigepflicht. Nechtöfolgen an die Unterlaffun 
waren jedod ſchon damals nicht geknüpft. Be 
Emanation ded Geſetzes vom 23. Februar 1870 
hat man die Anzeigepflicht fallen lafjen. Wenn 
demnad) aud) für die Rechtögültigkeit ſolcher Schen- 
kungen nicht die Anzeige hierher nöthig ift, fo lege 
ich doch Werth darauf, von wichtigen und befon- 
ders interefianten derartigen Zuwendungen, wie 
EB die vorliegende, Kenntniß zu rhalten. 

er Minifter der en x. Angelegenheiten. 

alt. 


ben ——— Kern R. 

a 

5a. 
Berlin, den 10. September 1880, 

Dem Königlichen Provinzial-Schulcollegium bes 
merte ich aut den Bericht vom 30. Juni d. 3. 
daß e3 zur Annahme der dem Gymnafium zu 
N. gemaditen Sciülerftipendienftiftung einer aus⸗ 
drüdlichen Geneymigung nicht bedarf, da das Ka- 

ital die Summe von 3000 Mark nicht überfteigt 

jezüglich derartiger geringfügiger Schenkungen 
an Unftalten feines Reflort3 hat das Königliche 
Provinzial⸗Schulcollegium nur fein Oberauffichtd- 
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recht dahin getend zu maden, daß nicht unzus 
läflige Zwecke mit jenen verbunden werden. 

Wenn das Königliche Provinzial» Schulcolle- 
gium nach Inhalt feines Berichtes nur gelegent- 
ich von jener Stiftung Kenntniß erlangt bat, 
fo ift e8 zu mißbilligen, daß die Schulcommiffion 
nicht alsbald nach Weberweifung des Eapitaledan 
die Anftalt dem Königlichen Provinzlal-Schul⸗ 
collegium Anzeige erftattet hat, wie es ihre Pflicht 

3 wäre. Fiefeibe ift weder berechtigt, der 
nftaltslaffe die Annahme und bejondere Vers 
waltung amtlicher Gelder zu bisher nicht befann- 
ten Zmeden ohne höhere Genehmigung aufzutras 
en, noch auch der Kendant —2 bezw. 
Aut, diefelben (zur dauernden Verwaltung) an— 
zunehmen. 

Da da3 Stiftungscapital Vermögen der An— 
ftalt ift, fo ift daſſelbe ebenſo wie dieſes zu eta— 
tifiren, zu verwalten und zu verrechnen. 

Dem Wunſche, daß der qu. Fonds von dem 
übrigen Anftaltävermögen etat3: und rechnungs⸗ 
mäßig getrennt werde, Tann daher umſoweniger 
ftattgegeben werben, als fchon die ordnungsmäßige 
Kafienverwaltung es erfordert, daß durch den Etat 
bezw. die Kaſſenbücher der Beitand ſämmilicher 
im Gewahrſam der Kafie befindlichen amtlichen 
Gelder nachgewieſen wird. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
Im Aufirage: Greiff. 


An 
das Rönigl. Bropinzlal-Eculcoleglum zu R. 
el . 


5b. Grundfäße für Sefteltung bes Werthöbe: 
trages bei Schenkungen an juriſtiſche Berfonen. 


Berlin, den 6. Januar 1886. 

Ueber den dad Erforderniß landesherrlicher Ge- 
nehmigung von Schenkungen an juriftifhe Per- 
onen begründeten Werthsbetrag entſcheidet, tie 
id dem Stöniglichen Provinzial-Schulcollegium auf 
den Bericht vom 12. November v. 3. erwibere, 
wie bei jeder anderen Sache, fo auch bei ge— 
ſchenkten Inhaberpapieren der wirkliche Werth 
welchen diefelben beim Zeitpunfte des Uebergan= 
ges de3 Eigenthumes an den Beſchenkten gehabt 
haben. Als folher wird der Kurswerth, welchen 
die Papiere an dem betreffenden Tage gehabt 
haben, gelten müffen, da für denfelben die Pa- 
ptere verfäuflih Maren; der Nominalwerth, zu 
deſſen eventueller Rückzahlung ſich die Aussteller 
verpflichtet Haben, kann nicht in Betracht kommen. 
Derfelbe Grundjag gilt für Lood- und Prämien- 
Papiere. i 


An 
das Bönigt. Prov. Sqhulcolleglum zu N. 
U. I, 3202 6. UL 


6. Zufäffigteit der Beſchräulung von letztwilligen 
Zuwendungen an Corporationen durch landesherr⸗ 
liche Genehmigung. 


Berlin, den 10. Februar 1882. 
— Auf die Ynfrage wegen ber fortdauernden Anz 
wendbarteit der Ullerhöchften Ordre vom 1. Fe— 
bruar 1834 erwidern wir: Nach $ 3 al, 3 des 
Geſetzes vom 23. Februar 1870 (Geſ.⸗Samml. 
©. 118) fann die landesherrlihe Genehmigung 
der einer Corporation oder andern huziftiihen 








en gemachten Schenkung reſp. letztwilligen 
— — auf einen Theil derſelben befchräntt 
werden. Durch dieſe Beſtimmung hat, wie bie 
edrudten Motive des bezüglichen Geſetzentwurfs 
& 7 und 9 de3 Näheren ergeben, der Staatd- 
regierung die Möglichleit gewährt werben follen, 
einer übertriebenen auf die Förderung öffent⸗ 
licher Zwecke abzielenden Freigiebigkeit und einer 
damit verbundenen Verlegung wenigftens mora- 
liſcher Pflichten gegen Hülfsbedürftige Angehörige, 
jet e8 auch nur unter der Vorausſetzung bejons 
derer Härte und Unbilligleit und ohne Rüdficht 
auf deren gejegliche Pflichttheilsbereditigung, eni⸗ 
gegenzutreten. Es bat demgemäß unzweifelhaft 
nicht in der Abficht gelegen, hinſichtlich der durch 
Circulartefeript vom 20. Juli 1834 den König- 
lichen Regierungen zur Nachachtung mitgetheilten 
Allerhöchjiten Ordre vom 1. Februar ej.,*) welde 
auch auf Ermittelung und nähere Feftftellung von 
Bällen der gedachten Art gerichtet ift, irgend eine 
Aenderung herbeizuführen. 
Die Miniſter 
des Innern der geiſtl. ꝛc. Angelegenheiten. 
1. 319. 
7. Unterſcheidung der Zuwendungen au Auſtalten 
und Stiftungen. — Donatio sub modo. 

Der Königlichen Regierung erwidern wir auf 
ben Bericht vom 10. October v. J., daß die von 
Derjelben gemachte Unterſcheidung zwiſchen Ans 
ftalten und Stiftungen im gewöhnlichen Sprach⸗ 
gebraud) einige Unterftügung finden mag, ber 
rechtlichen Vegründung aber entbehrt. 

Der Titel 19 Theil II ded Allgemeinen Land- 
rechts Handelt „von Armenanftalten und anderen 
milden Stifungen“; an feften Unterfheidungs- 
Merkmalen für beide fehlt es. Auch das Ober— 
Zribunal behandelt beide in Beziehung auf die 
Staatliche Genehmigung ganz glei. (cf. Entſchei⸗ 
dungen Band 23 Seite 347, Sand 40 Seite 73, 
Band 30 Seite 50.) Zu unterſcheiden find nur: 

1) Zuwendungen für ſolche Wnftalten ober 

tiftungen, welche als jelbftändige pia cor- 
pora beitehen follen, 

2) —— an bereits beſtehende juriſtiſche 

erſonen. 

In dem Fall zu 4 ift [nad 8 5 des Geſetzes 
von 13. Mai —— allemal iandesherrliche Ge⸗ 
nehmigung nothwendig. In dem Fall zu 2 das 
gegen liegt rechtlich eine donatio sub modo vor, 
welche der Iandesherrlihen Genehmigung nur 
dann bedarf, wenn die Zuwendung entweder ben 
Betrag von 1000 Thlrn. überfteigt oder einem 
Bed getvibmet ift, welcher außerhalb der von der 

ebachten Perfon beftimmungsmähig zu verfol- 
genden Zwecke Liegt. 

Was nun die Zuwendung der Wittwe des 
Kreisdeputirten von R. betrifft, fo iſt die Dis— 
pofition nicht ganz Mar gedacht, indem fie zweifel⸗ 
haft läßt, ob eine donatio sub modo an die Ge- 


2. „Behufs der Genehmigung foll erörtert werden: 1) ob 
das Vermögen ber Anftalt zum Nachtpeile bes difentlihen Ver⸗ 
kehrs, oder 2) über Ye Bedürfnig vermehrt werbe, 3) ob babel 
eine gemeinfäntige morbnung, 4) Verlegung ber Pflicht gegen 
Hülfsbebürftige Anaehörige, oder 5) Weberrebung zur Kränfung 
der Rechte Dritter ſtattgefunden habe.“ 

*%) Jept nach HL Nr. 1 deu Gef.n. 23. ehr. 1870 (oben Wr. 4). 
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meinbe L., ober die Errichtung einer eigenen 
Stiftung Beabfiähtigt worden tft. Für daß erftere 
ſpricht Die directe eseihmung der Gemeinde 2. 
als Gefchentnehmerin, fowie die Erwägung, daß 
die Befreiung armer Kinder vom Schulgelde, für 
welche die Zuwendung beftimmt ift, als ein Bwed 
betrachtet werben Tann, welcher mit den in der 
@emeindeverfafiung begründeten Zwecken über- 
einftimmt. Andererſeits kommt aber in Betracht, 
daß die gefammte Verwaltung der Stiftung einem 
von der Gemeinde-Vermaltung verfchiedenen und 
ihrer Controle nicht unterworjenen Vorſtande mit 
der Befugniß übertragen ift, die Capitalien zum 
Ankauf von Grundftüden auf den Namen ber 

Hung zu verwenden. Sit fomit die Gemeinde 
on 2. nit in der Lage, über. die Stiftung und 
hre Revenüen zn bisponiven, fo tft e8 mindeſtens 
weifelhaft, ob fie ü haupt al® Trägerin der 

tiftung angefehen werden kann. 

Lüge blos eine donatio sub modo vor, fo 
würde die Butmenbung, da fie den Betrag von 
1000 Thlrn. nicht überfteigt, der landesherrlichen 
Genehmigung nit bedürfen. Faßt man dagegen 
die Dispofition ald Anordnung einer neuen Stifs 
tung auf, fo fann fie lnach 8 5 des Gefeges vom 
13. Mai 1833*)] nur mit Iandesherrlicher Geneh- 
migung zu Recht beftehen. 

tr Haben ung um fo mehr für bie letztere 
Meinung entihieden, als die Stiftung hierdurch 
am zuverläffigften gegen die Gefahren ficher ge 
ftellt wird, denen ſi ſonſt in Zukunft bei etwa 
abweichender Auffafſung der Gerichte ausgeſetzt 
fein könnte, und demaufel e die Tandeshentide 
Benchmigung für bie tung in Untrag ges 
racht. 


ſchloſſenen Allerhöchſten Erlaſſes vom 29. März 


Mittels des in beglaubigter Abſchrift ange— 
d. J. haben des Königs 5— unſerm Antrag 


zu entfprehen geruht, wonach die Königliche⸗ 
egierung das Weitere in der Sache zu veran- 
laffen bat, 


Berlin, den 2. Mai 1865. 
Der Minifter ber geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Müphler. 
Der Zuftiz-Minifter. Der Minifter des Innern. 
Graf zur Lippe. Graf zu Eulenburg. 


n 
die Köut; jlerung zu R. 
Vo re 
I. 168. -— IM 
IB. 2144. d. J. 


8. Recht der Juteſtaterben anf den von der 
teftamentarifh errichteten Stiftung ausgeſchloſſe⸗ 
nen Theil des Nachlaſſes. 


Ueber das Recht der Inteftat-Exben auf ben 
von ber teftamentarifch errichteten Stiftung aus⸗ 
gelölofienen Theil des Nachlaffes iſi in einer 

erfügung ber betheiligten Herren Minifter Nadjs 
ftehende3 bemerkt: 

ndem wir hiervon Em. Hochwohlgeboren auf 
den gejälligen jeriht vom 9. Juni v. J. zur 
weiteren Beranlaffung ergebenft in Kenntniß 
fegen, bemerfen wir, daß wir die Allerhöchſten 
Orts befohlene Berichterftattung über die Geſuche 


®) Jept $ 1 Re. 1 des Bel. v. 23. Jan. 1871 (oben Rr. 4). 
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de3 ©, und des B. um Bumendung eines Theils 
des G'ſchen Nachlaſſes ausgefegt haben, ba wir 
den Antrag der Teftamentd-Erecutoren: 
dem ©. und dem B. jedem 10,000 Ir., 
der 8. 5000 Thlr aus dem Nachlaß zahlen 
zu laſſen, 
nicht glauben befürworten zu können. 

Wir treten Ew. Hochmohlgeboren darin bei, 
daß die Größe des Nachiaſſes und die Noth ber 
würdigen und hülfsbebürftigen Inteftat-Erben e8 
im vorliegenden Fall vechtfertigen, auf Grund de 
Gefeges [vom 13. Mai 18339) bei des Königs 
Majeftät zu beantragen, den Zuwendungen, welche 
der G. der nad, ihm benannten Stiftung letzt⸗ 
willig gemacht hat, theilmeife bie — 
u verſagen. Aus der Verſagung der ſtaatlichen 

enehmigung folgt aber nur, daß rüdfichtlich des 
Betrages, welchem die Allerhöchſie Genehmigung 
verfagt wird, die letztwillige Dispofitton hinfällig 
wird und infoweit die Inteftat-Erbfolge eintritt. 
Dagegen giebt die Berfagung der Genehmigung 
dem Staate kein Recht, iiber die Summen, welche 
demgemäß den Inteſtat-Erben zufallen würden, 
nad) eigenem Ermefjen zu verfügen. Dies würde 
einen — in das Privatrecht entbalten, zu 
welchem das Geſetz [vom 13. Mai 1833*)] keine 
Berechtigung ertheilt. 

Auch die Einwilligung der Teftament3-Erecu- 
toren in eine ſolche Piöpofition rechtfertigt bie 
ſelbe nicht, weil die Teftament3-Ezecutoren nad) 
8 557 Titel 12 Theil I und $ 49 Titel 13 TH. I 
de3 Allgemeinen Landrechts nicht befugt find, von 
den Beitimmungen des Teſtanients abzumeichen 
und dies durch die vorgefchlagene Verwendung 
eines Theils bes Nachlaſſes zu Gunften der Ver⸗ 
wandten des Teſtators nad) den deutlichen Vor⸗ 
ſchriften des Teftaments gejhehen würde. 

Die Vertheilung des von der G'ſchen Stiftung 
auszuſchließenden Theils des Nachlafjes kann dem⸗ 
nach nicht, wie von den Teſtaments-Executoren 
beabſichtigt wird, nad; der Dürftigkeit ber In— 
teftat-Exben, fondern muß nad ben Regeln ber 
Inteftat-Erbfolge erfolgen. 

Berlin, ven 16. März 1867. 

von Mühler. Grafzur Lippe 
Graf zu Eulenburg. 


An 
den Königlihen Ober Präfdenten Herrn R. 
von geboren 
iniR. 
ZuftizMiı 
init. d. Innern 


316. Einrichtung und Verwaltung der 
‚ Eh ıkafen, s 


— cf. oben ®b. I 8 23 und im Allgem. 8 686 ff. 

R. II 11 (oben im Vorb. zu 8 314 6, 747), ſowie 

die Anhörung ber GSchulbeputation: oben Bd. I 

9 Nr. 30, für Hannover: Geſetz v. 14. Dct, 1848 

21 fi. (unten 8b. III a. €.), für Holftein Pat. v. 
16. Juli 1864 8 9 (unten ®b. III a. E.). 


1. Bf. ber X. Reg. in Poſen v. 30. Juli 1862 betr. bie 
Einrichtung ber Schuletats. — of, wegen bed Vermerks 
über bas Lehrereintommen aud Bb. I 8 162 Rr. 6. 


) gept Gel. vom 23. Jan. 1870. (oben Ar. 4) 


LA. 200. 


. 2. 
über 
8 
8 
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2. Bf. der K. Reg. in Arnsberg v. 11. April 1866 
desgl. 

3. Bf. derſ. v. 16. Mai 1870 betr. bie Nachweiſungen 
über Squletats. 

4, Bf. der K. Reg. in Breslau v. 10. Oct. 1860 betr. 
bie Verwaltung ber Schulkaſſen. 

5. €, v. 6, Febr. 1872 betr. bie Unzuläffigkeit einer 
Erftattung von Beiträgen ber Gemeinbemitglieber aus 
ben Ueberjgüffen ber Schulkaſſe. — cf. 8 267 Rr. 7. 

6. €. v. 31. Zuli 1874 betr. bie Zuläffigkeit einer 
Verwendung ber Gtrafgelver zur Anſchaffung von 
Lehrmitteln umb betr. die Berechtigung bed Schul: 
vorftandes zur Verwaltung ber Schulkaſſe (in ber 
Provinz Preußen). — cf. oben Bb. I 8 10 Rr. 17 
(sub 8 15) und Anh. I. 

7. €, v. 18. Rov, 1878 betr. bie Erhebung von Zah: 
lungen aus ber Schulkaſſe an derſelben. — cf. oben 
Bd. 18 23 Wr. 4. 

8. Ueber Aufbewahrung ber Gelber, Urkunden ac. cf. 
8 625 A. 2.8. II 11 oben Vorbericht zu 8 314 ff. 
(©. 746). 

Anhang. 
I. €. v. 14. Sept. 1844 betr. bie Aufficht über bie 
ftäbtifchen Schuletats. 

Verordnung vom 24. Jan. 1844 betr. bie Feſt⸗ 

fegung und ben Erſatz ber bei Kaſſen und anbern 

Verwaltungen vortommenben Defecte. 

Geſetz vom 4. Mai 1843 betr. bie Wiederincurs⸗ 

fegung ber Inhaberpapiere,*) 

€. v. 20. März 1885, 8. Juli 1881 und €, bed 

Evang. Ober⸗Kirchenraths v. 21. Mat 1880 betr. 

bie Zuftänbigfeit ber Behörden zur Feſtſetzung von 

Defecten an kirchlichem Vermögen. 


1. Einrihtung der Schuletats. 


— Was die Form betrifft, fo fügen wir als Bor- 
ſchrift für alle ung einzureichenden Etat3 ein 

chema zu den Etatöformularen hier bei**), deſſen 

jewifienhafte Ausfüllung nad den darin ent- 

Inne Andeutungen und Bemerkungen zur bes 
jonderen Pflicht gemacht wird, mobei oft noch 
namentlich ——— daß jede Abweichung gegen 
den bisherigen Etat vollſtändig gerechtfertigt wer⸗ 
den muß. 

Außerdem haben wir no auf folgende Mo- 
mente aufmerkjam zu machen und deren gewiffen- 
bafte rg Ne vorzufchreiben: 

1) Als Hauptgefihtspuntt {ft feitzuhalten, daß 
bei der Etatsregulirung den Bebürfniffen ber 
Schule, foweit die Leiftungskraft der Gemeinde 
es geftattet, die erforderliche Befriedigung gewährt 
— insbeſondere das Einkommen der Lehrer den 
Zocalverhältnifien entſprechend geftellt event. ange⸗ 
mefjen erhöht wird, welches Letziere ſich nament- 
lich dann als billig und gerecht heraußftellt, wenn 
der Lehrer bereit3 längere Zeit feine Stelle treu 
und fleißig verwaltet hat. 

Auch bei unbemittelten Gemeinden darf das 
Geſammteinkommen des jüngiten Lehrerd auf dem 
Lande nicht mehr uuter 120 Thlr., in den Städten 
niemals unter 150 Thlr. zu ſtehen fommen; bei 


I 


I. 
IV. 


®) Ueber die Außer⸗ und —— von Inhaber⸗ 
Der 
8 a 7 (ee. . 
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zureichender Leiſtungskraft ift aber das Lehrer⸗ 
eintommen bei ländlichen Stellen bis auf 150 Thlr., 
bei ftädtifchen bi3 auf 200 Thlr. möglichft zu 
fteigern und bei mehrklaffigen Schulen jedenfalls 
darauf Bedacht zu nehmen, daß den oberen Lehrer- 
ftellen eine ftufenmäßige Erhöhung ihrer Gehälter 
zu Theil wird. 2a 

2) Was die Leiftungstraft der Schulgemeinben 
betrifft, fo ift der bisher vielfach irrihümlicher 
Weiſe feitgehaltene Standpunkt, wonach nur auds 
nahmaweife unter ganz beſonders günftigen örtlichen 
Erle über den fogenannten Normalſatz 
der Land⸗ und Stabigemeinben von 15 Sgr. reip. 
20 Sgr. pro Thaler Klaffenfteuer Hinausgegangen 
werden dürfe, — ganz zu verlaffen. Die Schul- 
gemeinden müffen vielmehr zur Schulunterhaltung 

eitragen, was nothwendig tft, gleichviel ob dies 

mehr oder weniger als die Hälfte ihres Klaſſen⸗ 
ſteuer⸗Solls beträgt, da die Schulintereffenten ber 
Schule gegenüber die allein Verpflichieten find; 
ſelbſt eine unbemittelte Gemeinde wird nad dem 
Anertenntniß des Herm Miniſters erfahrungs- 
mäßig in der Regel nicht überbürdet, wenn fie 
die Hälfte ihres Klafjeniteuer-Sols jährlid baar 
zur Unterhaltung beiträgt.**) Soweit die Be- 
dürfniſſe der Schule es daher erfordern, wird in 
der Regel über diefen Sap von 15 Sgr. reip. 
20 Sgr. pro Thaler Siaffenfteuer unbedenklich 
hinauszugehen fein, und auch bei weniger be— 
mittelten Gemeinden muß dieſer Sag mindeſtens 
in Anſpruch genommen werden; ſofern aber in 
einzelnen Fällen bei armen &emeinden hiergegen 
begründete Einwendungen und Bedenken obwalten, 
find diefe unter Anſchluß der mittel® unferer 
Circularverfügung vom 27. Zuni 1854 Nr. 397 
R. II, vorgeichriebenen Nachweiſung der Nahrungs⸗ 
und Steuerverhältniffe einer eingehenden gutacht⸗ 
lihen Erörterung zu unterwerfen und der Anſatz 
eringerer Schul=-Unterhaltungsbeiträge zu recht⸗ 
Pertigen, damit wir dadurch fojort in Stand geſetzt 
werden, unjere Entſcheidung zu treffen. ***) 

3) Bet Angabe der Feuerverfiherungs-Summen 
der Schulgebäude ift jorgfältig in Erwägung zu 
nehmen, ob dieſe Gebäude auch angemeſſen hoch 
und werthgemäß verſichert find, event. iſt die er- 
forderliche Erhöhung Herbeizuführen, da der Herr 
Oberpräfident fich gegen uns erflärt hat, daß er 
bei einem etwaigen Brandunglüde nur dann eine 
Bauunterftügung fernerweit bemwilligen werde, 
wenn die qu. Gebäude angemefjen hoch verfichert 
waren.) 

4) Der Werth des dem Lehrer zur Rugung 
überwiefenen Schullandes ꝛc. ſowie der Werth der 
Naturalien ift überall nad den Grundfägen zu 
ſchätzen, melde unfere Circularverfügung vom 
8. October 1857 785 II vorjchreibt — wogegen der 
Werth des freien Brennholzes für den Bedarf des 
Lehrers in der Regel auf die Hälfte des Werthes 
von dem ganzen Enquantum zu berechnen fein 
wird, welches die Schule begieht oder braudtt. 

5) Wo die bisherigen Naturalien in Folge 
eingetretener Befigveränderungen nicht mehr ohne 


ot. 8. 1 177 j. 
®*) of. oben $ 282. 
we) of. 5 282 Rr. 6. 
+) of $ 296 Anh. LI hinter Rr. 10 (©. 463). 
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Ueberbürdung von den zur Schule gehörigen Grund⸗ 
befigern aufgebracht werden können: da müſſen 
die hierdurch entftehenden Ausfälle bei den Na- 
turalien von der ganzen Schulgemeinde durd 
Baarbeiträge erfegt werben. 

Hiernach find die Königlichen Polizei- Diſtrikts⸗ 
tommiffarien und Bürgermeijter mit weiterer Ans 
—. zu verfehen. 

ndräthlichen Bureau find ſämmtliche Etats- 
Ra unmittelbar nach ihrem dortigen Ein- 
gange fofort Hinfichtlich der ftattgefundenen Beach⸗ 
tung ber gegebenen Borfchriften und fonftigen 
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angemefjenen Behandlung einer forgfältigen Vor⸗ 
tevifion zu unterwerfen und auf die ſchleunige 
Befeitigung ber etwaigen Mängel hinzuwirken, 
dabei — die pünktliche Einhaltung ber von 
und geſetzten Einfendungstermine wahrzunehmen 
und ernuftelen. 
Bofen, den 30. Juli 1862. 
Königliche Regierung, AbtHeilung für Kirchen und 
Schulen. 


An 
fümmtlie Königligen Lanbraitämter bes 
f eat 


a. 


Entwurf 
um 


tat 
für die Schule zu N. N. Kreis N. 
für die Jahre 1863/68. 


Fr 


. Butsherr bed Schulortes u. im 
N. N. — wohnhaft zu N. N. 


o. Der Schulinfpector Bohnt I ‚10 Meilen vom © 
d. Bur Schulfocietät gehören: 

Die Gemeinde N... . Entfernung vom Schulorte ... Meilen 
do. m. do. bo. do. 
do. D. do. do. do. 
do. P. do. do. do. 

Summa 


Davon gehören dem Beſitzſtande an 


. An Gebäuden gehören zur —— 
2 Ein Schulhaus mit... 





Die Schule ift eine (evangelifche) (katholifche) zc. 
. g; —E 2; 36 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechts 












Ein Stall mit . Thlr. do. 
2 Eine Scheune mit 2 3 . 
4) Ein Appartement mit... . Thlr. do. 
Summa .. :hlı. 
f. An Grundftüden En 
—— Garten 
— Acker 
— Wieſe 
. Hütung 
R. and x. 






., weldhe der Lehrer benugt, mit einem Ertragäwerthe von 


























. Thirn. 

Ferner ..... Morgen . - IR. Acker (Wiefe x) m welhe für... . Thlr. verpachtet find. 

fr. Titel V ber Einnahme. 

Berfonal:Berhältniffe der bei der Schule angeftellten Lehrer. 
Religion 

Datum ber bes 
Aa —— —e— 
Zunahme. fügung. Wlttwenskaffe. 
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Eins [Der vor: 7 
Daher gegen ven | > 
umge frügeren @tat 5 era Ha zu unb 
us, ſowle fon! 
ai Sinnapme je j — z343 nis: 
i öls ;F 
I. [ln Zinfen von Activis. 
a. Bon ... Thlrn. haftend . . . . 89, I-1-1— 
db. Bon ... Thirn. in Pfanbdriejen x, x 4 — 1-1 
Summa Ti. T — 


U. JAn Zufhuß aus Königlichen Kaffen. 
&. Aus Gentralfonds, bemilligt vorläufig bis} 
b. Aus dem Ober-Präfibtalfonbs, welder all⸗ 
jährlih von Reuem bewilligt werben muß, 
menn bas Bebürfnig noch vorhanden Ift 


Summa Tit. IL 


IH. JUn firtrten Einnahmen aus anderen Kaſſen reſp. 
von ber Guteherrſchaft des Schulortes. 

aba. . 22.000 — 

b. Raturalien und zwar ... 

Roggen 2 e 

©. Brennholz und zwar ... Klafter barten 

(meiheb) Klobenholy . . .» . . 

Summa it. III per se|. 


An jährlihen von den Schulfoctetätsmitglic 

aufubringenben Beiträgen Sg: 
1 Thlr. Klaffenfteuer. 

5 Bon der — 35 R. 


IV. 





2. Bon — afſocilr ten Sursee R In RM. 
— Em an des obigen Sara Ba 


Summa Tit, 
kt an Naturalien, welche ber Lehrer] 


be; 
Air den bäuerlichen — 


si. . Mep. Rogan a... Thlr... 
er .. Bell .... . 





[NEW 


V. [An Landpacht von ben m Lehrer micht über: 
wiefenen Grundftüden. 

2er dem Pädter R. R für bie Zeit vom! 

. biß ... laut Gontract jährlid . . A 


Summa per se 


L Mu Schulverſaumniß⸗Strafgeldern 
(of, Tit. V der Ausgabe) Summa per se 


Ka (etwaige Schulgeld fremder,Rinber), 
ſowle zur Ubrunbung . 


vu 






























Summa aller Einnahmen I— 


























®) cf. oben ©. 167 Sp. 1 Anm. ** a. E. und $ 254 Rr. 2 a. €. 











Der Grund biefer Bers 
afihtung maß hier Re 


angegeben werben — aud 
if in ® der Raturalien 
ad b anzuführen, ob fle bem 
** 1 bei ae 
me Iehrer Ts 
wieſen find. 

Das gefammte Alaſſen⸗ 

euer⸗ Ip. Einkommens 


jeuers&oll ber bett den 
GSoctetätsmitglieber muß hier 
jeberzeit angegeben werben unb 
wenn bie Schulbeiträge ai 
nach der Mlaffenfleuer erhoben 
werben, {ft ber zur Anwendung 
tommenbe anderweite Repars 
titlonemodus näßer zu begeichs 
nen, aud bie Genchmigungs: 
Verfügung anzuführen. 


bes freien Orenzs 
* ee * Bedarf des 
Lehrers iR fernermweit micht 
mehr unter ben Raturalien 
Ku. T ber Auagebe Bären 
er jabe gen 

Ortes auszumerfen. 


In Qt. VI if der durc⸗ 
fntttfie Betrag der — 
jelber zum Anſat zu 

deicher in ben legten 3 — 


aufgekommen iſt. 
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zit Unsgabe 


— — 


der 2 
2 dem m ef — treimißifß) angeheten 


— — 


Summa Kit. IT 
"zu den Jäfelen Meinen, Inßanbl 
ee 


Gumma per se 
“pP ——— netreſseher (ot. au VI 
der Einnahme) 





IV. 


— ob. hart), —— A Fr 
3 —* die —E 
b BET engen get Dat 


d. Helgent4) 
innere 
Summa Tit. V 
VILIInägemein. 


Un u bes über !; 
——— et / 


fernung — aljo im —28 ) J 

tb} fofern ber Betr 

sub til. V außreihen follte . .| 
©. Zu unvorpergefehenen Husgaben . . .| 


Summa Ti. VIL] |. 


Gumma aller Ausgaben 
Sqhluß des Etats. Er ter 





9 De Eaafssrhund: (ünterfriien) 
he te en u. Gäulinfpeciore. 













































3 | Erläuterungen bes plus und 


minus, * fonftige 
Bemerkungen. 


auhfüheerben. Sehens Gier 

en: Eins 
tonmens find die Modalitäten 
beffeiben, fomle bie Genegmi> 
gungs-Berfügung anzugeben. 


NB. Falls ber qu. Beitrag 
nit reichen follte, iſt bas 
Fehlende sub Tit. VII aus: 
tumafen, mas aber kaum 

werben wird, wenn 
ufſe vor⸗ 


lverſaumn 
—e— behandelt wers 


Die Gattung bes Breun⸗ 
ICE, muß — beſtimt 
angegebı em werben. 


bi A — 


Berhältniffen entf * 
Eleinen Fonds v 10, 
pr Toren. zur Oispoftion m 

um vorwaltenben Roth» 
Knien fefortige Wöhülfe ges 
währen zu 


Te) ct oben BRL Re a Each =) of. oben 86.1 5200 Rr. 1. +) of. unten 5 322 Rr. 4. 


+) oe Heck 


+) of. oben Bd. 15 47 Ru. 4 ff. 


Sqhaeider und von Bremen. Vreußiſches Voiceſchalweſen. IL. Bi. 
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2. Iufieuctien ber Königlien NRegierun 

Arnöberg für die — ber Etat$ der Ele⸗ 

mentarfhulen und ber unter ihrer Aufſicht Rehen- 

den Rectorat⸗, Höheren Stadt- und Bürgerſchulen. 
1 


Die Etats find Berwaltungspläne. Sie ent- 
halten als folde die ſämmtlichen aus dem Schul- 
vermögen entfpringenden muthmaßlichen jährlichen 
Einnahmen incl. dad etwa zu erhebende Schul- 
Iaflenbeftcit, fowie die fpecielle Angabe der aus 
diefen Einnahmen zu leiftenden Zahlungen für 
die nächſte Etat3periode mit möglichſt annähernber 
Richtigkeit. 5 


Diefelben bilden fomit die Grundlage der 5 
ammten Bermögent- und Kaffenverwaltung. Es 
ft deshalb auf die Anfertigung derfelben bie mög- 
Lifte Sorgfalt zu verwenden, und müffen bie 
fämmtlihen Einnahmepoften in den Etats fo ges 
nau und fpecificirt aufgerührt fein, daß nad) den⸗ 
jelben nit nur vollitändige und richtige Hebe⸗ 
ettel für die ae aufgeftellt werben können, 
Sondern auch der Rendant nad) benfelben die Er- 
bebung fämmtlier Einnahmepoften mit Ausnahme 
ded Deficit3 bewirken kann. 

3 


Der Etat muß ferner enthalten: alle fonftigen, 
auf den Buftand der einzelnen Bermögenstheile, 
deren Verwerthung und — bezüglichen 
weſentlichen Angaben. Es iſt deshalb anzugeben: 

Bei den Gebäuden die Länge, Breite und 
Höhe derſelben; die Bauart, ob Fach⸗ oder Mauer⸗ 
werk und melde Bedachung; die Zahl der innern 
Räume, fowie wo und zu welchem Betrage bie 
fämmtlihen Schulgebäude verfichert find, mobei 
event. bei mehreren Gebäuden auch die Einzel- 
beträge anzugeben find.*) Es ift ferner anzugeben 
—X der Schulzimmer, deren Duabratinhalt 
un e. 

Bei den Renten, Erbpächten und fonfti- 
gen Bräftetionen ift anzugeben: 

a) der Name des Pflichtigen ; 

b) die Bezeichnung der pflichtigen Realitäten, 
entweder nach ber Benennung bes pflichtigen 
Gutes, Kottens ober Hofes, oder bei eingeiten 
Srundftüden, wenn möglich, nad Flur, Num⸗ 
mer und Steuergemeinde; 

c) ob und wann die Rente zc. ins HYypothelen- 
buch eingetragen tft; 

d) der Betrag ber Mente und Leiftung; 

e) der Fälligleitstermin und 

) unter Bemerkungen die Erhebungsart der 

Gefällt. 

Bei den verzeitpachteten oder in Selbſtbewirth⸗ 
ſchaftung reſp. Selbftnugung befindlichen Grund⸗ 
ftüden ind. Walbungen ift anzugeben: 

a) die Catafterbezeihnung nad) 

Flur, Nummer und een 


„, gende menden 
e, 
3 der Gataftral-Reinerting, JLinſchäbung. 


d) die Eulturart 
*) of. 5 811. 


Einriätung und Verwaltung der Schultafien. $ 316. Nr. 2. 
8 _in| Die einzelnen Beträge find dabei fo ımter 


einander zu ftellen, daß ſich diefelben leicht ſum⸗ 
miren laffen, was dur ein im Etat vor der 
Linie aufzunehmendes Schema leicht zu bewirken 
ift (cfr. das Beifpiel in dem anliegenden Schema). 
(Anlage b.) R 


Bei den Capitalien ift anzugeben: 
a) der Name und Wohnort des Schuloners; 
b) die Bezeichnung des Schulddocument3, der 

— iaen Eintragung und der geleifteten 

it; 
co) der Betrag des Capitals in Preußifchen 
Eourant. 

Iſt ein Capital urjprüuglid in andern 
Münzen gezahlt oder verrechnet worben, fo 
ift ſolches unter Bemerkungen unter An- 

‚abe des bei ber Reduction angewanbten 

erhältnifles anzugeben. 

2 der Zinfenzahlungstermin; 
e) der —58 
indigungsfrift. 
ei den Werthpapieren incl. Sparkaſſenbüchern 
ift Jahrgang, Lit. und Nummer anzugeben 
und unter Bemerkungen der Vermerk über die 
tattgefundene Außercoursfegung*) aufzunehmen. 

er ift kurz anzubeuten, wie ſich der Subſtanz⸗ 
Betrag der Eapitalien geftaltet, wenn bie vorhan- 
denen Werthpapiere nad) ihrem Anlaufsprei in 
Rechnung geftelt werben, und find Hieraus bie 
vorkommenden Abweichungen der Capitalfubfte: 
gegen ben zeigen Etat zu erläutern und bur 
die Rechnungen über den Ankauf ber Werthpapiere 
zu juftificiren. 

Aud die Aufnahme diefer unter a bis f be- 
eichneien Angaben ift durch ein im Etat vor der 
inie aufzunehmendes Schema leicht zu bewirken. 

ur zwedmäßigen Einrichtung des Etats ift 

außerbem Folgendes zu beachten: 
6. 

Das Titelblatt des Etatd muß enthalten: 

a) die kurze Bezeichnung der zur Schulgemeinde 

gehörigen aften, deren Häujer- und 

eelenzahl, die Zahl der zur Schule gehörigen 

Hauspäter und Schulkinder und bie @nt- 

fernung der einzelnen Ortichaften von ber 

Säule (bei gertreut liegenden Ortſchaften 

durd) die Angabe von.... biß.... Minuten), 

aus welchen Angaben zugleich zu erjehen fein 
muß, welden einzelnen po en Gemeinben 
dieſe Ortſchaften angehören (vergl. ba8 an- 
liegende Schema). 
ind Hauspäter gemiſchter Confeſſionen 
bei einer evangeliichen rejp. katholiſchen Schule 
eingeſchult, fo ift die Zahl der evangelifchen 
auspäter in Roth, die ber tathottihen in 
warz in den betreffenden Spalten über 
einander einzutragen: 

b) den Betrag der einzelnen von der Gchulge- 
meinde zu entrichtenden directen Staatöfteuern 
incl. Gebäubefteuer, mit dem Zufag: 

Das Deficit wird umgelegt nad (Be 
zeichnung des Steuerfußes — Repartitions- 





®) of. unten Anhang IIL 
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modus —) und beträgt .... Brocent diefer 

Steuern. 

Da die jept eingeführte Gebäudeſteuer an 
Stelle der dafür in Wegfall gelommenen 
früheren Grundfteuer von den Gebäuden ge: 
treten ift, fo ee es feinem Bmeife, 
daß bei denjenigen Gemeinden, in welchen 
bei Bertheilung des DeficitS die Grundſteuer 
Derangegogen wurde, jegt auch ebenfo bie 

jebändefteuer zum Anap u bringen ift; 

e) den Cautionsvermerk bed Rendanten. 

felbe muß enthalten: 

1. wer der Rendant ift (Name unb fonftiger 
Wirkungskreis deſſelben); 

2. wieviel Kaution der Rendant geleiſtet hat, 
und wenn bie Caution für mehrere Kaſſen 
in einer Summe beftellt ift, ob und zu 
welcher Höhe ein befonberer Betrag für die 
betreffende Schulfafie verhaftet ift.*) Dem 
bei derartigen gemeinfchaftlihen Cautions⸗ 
leiftungen häufig vorlommenden Vermerk: 
der Rendant hat für ſämmtliche von ihm 
Ze, 8 ee — FA 

(en. geleiftet, ift zuzufegen, wie hoch fi 
die laufende Gejammt - Jahreseinnahme 
biefer Kaffen beläuft; 

3. ob die Caution in Baar, Berthpapieren 
ober beftellter Hypothek geleiſtet ift, und 
bei wem die betreffenden Gautionspapiere 
aufbewahrt werden. 

Sofern wegen unentgeltliher Webernahme bes 
—— dem Rendanten die Cautions⸗ 
leiſtung erlaſſen iſt, muß durch einen beſonderen 
Vermerk angedeuiet werden, daß die Mitglieder 
des Schulvorſtandes die ſolidariſche Bürgſchaft 

r ae a ne, haben, unter 

Inga! ꝛezüglichen Genehmigungsverfügung 
der Auffihtöbehörde. Sofern ber Rendant Inne 
gebühren ober eine entjprechenbe firirte Remunes 
ration Besteht, kann —2 im Allgemeinen von 
ber Cautiongleiftung nicht entbunden werden. 

Die Höhe der zu ie jienben Caution ift in der 
Regel auf */ıs ber jährlichen laufenden Einnahmen 
feftzufegen. 7 


Der Etat ift jedesmal zu foliiren, die Spalten 
des Schemas find von links nah rechts zu 
nummeriren. ei gewöhnlichem Papierformat 
wird das Schema beide Seiten des offen gelegten 
Etat3 umfaflen; es bilden mithin bann beide 
Seiten auch nur ein Folium. 


er⸗ 


8. 
Der Inhalt des Etats > gerlänt in zwei Ab⸗ 
theilungen, in Einnahme Ausgabe. 

A. Einnahme. 

In Bezug auf bie Nutznießer des Schulfonds 
theilen fi die Einnahmen in ſolche, weiche die 
elben in partem salarii durch Selbitnugung und 

wirthſchaftung, reip. Selbiterhebung beziehen 
und in ſolche, melde durch bie Schultafje reſp. 
den Rendanten zur Erhebung kommen. 

Um in biefer Hinfigt eine zwedmäßige Tren⸗ 
nung der Einnahmen im Etat zu ermöglichen, 


*) cl. 86. 15 32 Rr. 6 (sub 5 d und 6). 
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find die erfteren vor der Linie und die einzelnen 
nad) ortsüblihen Sägen oder nah Durchſchnitts⸗ 
Markt: oder Verfauföpreifen veranichlagten Zahl- 
werthe ın einer vorzulintrenden, mit „Beranichlagt 
zu“ zu überjchreibenden Geldfpalte aufzuführen 
und Air ſich zu fummiren. 


9, 
Die Einnahmen jerfatten wieder in bie die 
einzelnen Arten berjelben enthaltenden Titel, deren 
gebt und Benennung fi nad) den jedesmaligen 

innahme- und Bermögensverhältniflen der einzel- 
nen Schulgemeinden richtet, und welche demnach 
entſprechend einzutheilen find. 

10. 

Alle nicht feftitehenden Einnahmen find nad 
einem bjährigen Buräfänitt zumätnfag zu bringen, 
wenn nicht befondere Gründe vorliegen, für bie 
nächſte Etat3periode andere Säge in Rechnung zu 
ftelen, wie 3. B. bei Beitpächten, welche für bie 
Dauer der Etatöperiode beitimmt find. 

11. 

Die ſämmtlichen Einnahmepoften ber Etats find 
möglidft einzeln, mit ihrer fpeciellen Bezeichnung 
und ihren Beträgen aufzuführen und in ben ein- 
jelnen Titeln, fowie nach den letzteren recapitulirt 
m Ganzen zu fummiren. Dagegen find diejenigen 
Einnahmen, welche die Nutznießer nicht in ihrer 
Eigenſchaft als Lehrer (mithin nicht aus bürger- 
lien oder kirchlichen Schulfonds), fondern aus 
Nebenämtern etwa als Küfter und Drganift,*) 
Armentaffen-Rendant 2c.**) beziehen, nur bei ber 
Ausgabe unter dem Titel „Un Beſoldungen und 
Remunerationen” am Schluſſe bes betreffenden 
Lehrereinkommens ante lineam, refp. in ber vor⸗ 
linirten Spalte aufzuführen. 


12. 

Die aus kirchlichen Schulfonds herrührenden 
Einnahmen find, foweit ſoiches angeht, ebenfalls 
einzeln refp. nad) Fraction aufzuführen. Sofern 
bei einer Kirchengemeinde der Schul- und Küfter- 
reſp. Organiſten⸗Fonds verbunden fein follten,*) 
müflen auch die fämmtlichen Intraden dieſes come 
binirten Se im Etat in Einnahme gejtelt 
werben. Hiernach ift event. Nr. 11 zu ergänzen. 
Als Beläge find die von den Kirdhenvoritänden 
als richtig beſcheinigten Verzeichniſſe und Fractions⸗ 
berecjnungen, refp. Auszüge aus ben Kirchenlager⸗ 
büchern beizufügen. 


Bei Aufführung de3 zu erhebenden Schulfafien- 
Deficits iſt der Repartitionsmodus und unter 
Bemerkungen ſowohl Hier, wie auch bei dem etwa 
erhobenen Schulgelde, bie betreffende bieffeitige 
Dee aeng mit Datum und Jonrnal-Rımmer zu 
bezeichnen, wodurch der Schulgeldfaß reip. ber Re= 
partitionsmobus genehmigt worden find. Bei bem 
Schulgeld tft ſowohl der Schulgeldfag, als bie 
daraus erwartete Einnahme anzugeben. 

Bau 2 gabe 

Hinfigtlih der Eintheilun, 

und ber Abgrenzung, Ru 


of. BD. 15 08 Rr. 2 u. 10, 
of. Bd. I 5 204 Re. 6. 


im Allgemeinen 
g 2c. der Titel, 


49* 
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fowte der Specificrung ber einzelnen Wußgabe- 
an gilt im Wllgemeinen En der Einnahme 


jejagte auch hier. 


15. 
Bei denjenigen Hebegebühren, welche nicht nad 
einem Fixum ſondern nad Procenten beredjnet 
zum Anfap kommen, ift vor ber Linie ber Betrag 
der bebegebührenpflicgtigen Einnahmen und der 
Procentfag anzugeben. Wir bemerken hierbei, 
daß unter gewöhnlichen Verhältniſſen der Hebe- 
ebührenfaß von 3 pẽEt. als eine angemefiene Ent- 
Pk ung für den Mendanten anzunehmen, und 
ein biherer Sa im Etat oder Erläuterungsbericht 

zu motiviren ift. 15 


Infofern bei ber Mmfteitung des Nendanten 
nit contractlih mit bieffeitiger Genehmigung 
etwas Anderes feftgefegt worden ift, können dee 
gebühren nicht geforbert werben: 

. von eingezogenen Gapitalien, 
. von Gapital-Anleihen, 
. von Ablöfe-Eapitalien, 
. von Grundverkaufsgeldern, 
. dom Rechnungsbeſtande aus dem Borjahr, 
. von Felge 
. bon Pol welche bloß durch die Rechnung 
laufen, ohne wirklich erhoben ober gezahlt zu 


werben, 
ste aus anderen Kaffen, 


8 
9. von ofiten und Affervaten. 
17. 


ner, daß der Rendant für 


nsoyBbovm 


Als Regel gilt 
Auslagen, namentli für Copialien, keine befon- 
dere Gebühren berechnen darf, und daß nur zu 
geftatten tft, Die allgemein üblichen Drudformulare 
zu Mahnzetteln, Pfändungs⸗ und Verkaufs⸗Pro⸗ 
Tran, Joe zu Heberollen-Auszügen auf Koften 
ber Schulkaſſe zu beſchaffen, wenn bie I 
nicht durd) den Gebrauch der aufgeftellten 
tittonlifte entbehrlich werben. 


jeren 
epar: 


18. 
Die Einnahme-Verhältntfie bes a 
müflen mit Leichtigkeit aus bem Etat erſehen 
werben Tönnen. Es ift deshalb zwedmäßig, die 
ämmtlihen Einnahmen ber einzelnen Lehrer tefp. 
ehrerinnen hinter einander folgen zu laffen, jo= 
fern nicht in einzelnen Fällen bdadurch die zwed- 
mäßige Eintheilung der Titel verhindert wird. 


19. 
Bon jedem Lehrer reſp. Lehrerin ift der Name 
und die Ungabe, feit wann ber- Sl felbe bei 
der betreffenden Schule im Amte iſt, beizufügen. 


20. 

Hierbei find die unter Nr. 8 der Einnahme er- 
mwähnten, von ben Lehrern durch Selbftnugung 
ober Selbfterhebung zu beziehenden Einnahmen 
ebenfall3 ante lineam fummarifd in Gelde wieber 
vorzuführen. 5, 


Alle nicht feittehenden Ausgaben find ebenfalls 
nad Fraction in Anſatz zu bringen, wenn nicht 
befonbere Gründe ein anderes erfahren recht⸗ 
fertigen, wie z. B. die Aufnahme der Koſten für 

rojectirte Bauten und Reparaturen nach dem 
uiachten oder Anſchlag eines Sachverſtändigen zc. 
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22. 

Bei zu zahlenden Paffiv-Binfen ft vor ber 
Zinie anzugeben: 

a) der Name bed Creditors, 

b) dad Datum der Obligation, 

c) der Betrag bes Capitals, 

d) der Binzfuß, 

e) der Binjenzahlungstermin, 

f) die Künbigungsfrift, 

g) in der Linie, der Betrag ber Binfen reſp. 

Amortifationgraten. 


23. 

Bei Paffiv-Renten ift anzugeben: 

a) das pflichtige Gut, aus welchem bie Rente ıc. 
zu leiften ift, bei einzelnen Grundſtücken 
unter Angabe ber Flur, Nummer und 
Steuergemeinde; K 

b) der Betrag ber Rente, fowohl in den ur⸗ 
fprüngliden wie in Preußiihen Maßen, 

ünzen unb Gewichten; 

c) der Yälligfeitätermin; 

d) der Empfangsberechtigte. 


24. 

Bei den in einigen Etat3 aufgenommenen Auge 
abetiteln „Inögemein“ ober „Außergewöhnliche 
lusgaben“ ift anzubeuten, worin biefelben muth⸗ 
maßlich beftehen werben. 

Bir bemerken Hierbei, daß ein befonberer Yu 8» 
abe=Betrag für Ausfälle an Schulgelb unb 
Senuiftener (Defictt) in dem Etat nicht vorfommen 
darf, und verweifen deshalb auf unjere Circular⸗ 
Verfügung vom 4. April 1855. 


3. 

Die Säge des vorigen Etat3 find richtig vor 
zutragen. Hat eine Veränderung in ber Ein- 
thellung der Titel gegen den vorigen Etat ftatt- 
gefunden, fo ift dieſes an den betreffenden Stellen 
unter Bemerkungen genügend aufzuklären. Falls 
hierbei ein Titel des vorigen Etats gänzlih in 
Wegfall rejp. ein neuer Titel in Aufnahme ges 
tommen ift, wird das Weniger vefp. Mehr gegen 
den vorigen Etat glei dem ganzen Betrage ber 
in Wegfall getretenen refp. neu aufgenommenen 
Titel fein. 


26. 

Die Etat? müflen in Einnahme und Wusgabe 
balancirend abſchließen, d. 5. die Gefammt- 
nahme muß ber Gejammt-Ausgabe gleich fein. 
Hierzu gehört au, daß bei der Subtraction bes 
Mehr und Weniger gegen den vorigen Etat in 
ber Ausgabe von ben gleiäinamigen jeträgen ber 
Einnahme unb umgelehrt die übrig bleibenden 
Beträge ebenfalls gleich fein müffen. 


27. 

Bei vorhandenen Einnahme-Weberfhüffen ift in 
ber Ausgabe am Schluß ein Titel: „Yingelegte 
Capitalien zur Verbefierung des Fonds, zur Bil⸗ 
dung eines Schulbaufonds“ ꝛc. aufzunehmen. 
Derartige Eapitalien bürfen ohne bejondere dies— 
feitige Genehmigung zu feinem andern, als dem 
beftimmungsmäßigen ede verwendet werben, 
und ift bei ber betreffenden Wusgabe - Pofition 
jedesmal anzugeben, bis zu welchem Betrag die 
Tefben bereit3 angefammelt find. 
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Iſt ein befonderer Baus ober fonftiger Fonds 
geblibet worden, fo ift e8 zwedmäßiger, dieſe 

elder fowohl in der Einnahme wie aud) in der 
Ausgabe für fich getrennt aufzunehmen, biefelben 
aud getrennt von ben übrigen Beſtänden rentbar 
anzulegen. 58: 


Als weſentliche Bedingung bei ber Etatdauf- 
ftellung gelten die in der Regel unter Bemerkungen 
einzutragenben Erläuterungen und bie juftifictren- 
den Beläge. 

Sämmtlie zu einem Zweifel_ober zu Undeuts 
lichkeiten Beranlafjung gebenben Stellen des Etats 
müſſen durch erläuternde Vermerke genügend auf- 
gellärt werden. Sofern der Raum an den be- 
treffenden Stellen des Etats hierzu nicht ausreichen 
ollte, find biefelben auf einem befonberen, den 

jelägen beizufügenden Bogen reſp. einem fum- 
mariſchen Erläuterungsbericht zu geben, auf welchen 
im Etat hinzuweiſen tft. 

Diefe erläuternden Vermerke, von welchen wir 
in dem anliegenden Schema einige der gewöhnlich 
vortommenden Beifpiele angeflibrt haben, find 
jedoch — ohne ber erforderlihen Deutlichkeit 
Eintrag zu thun — moglich kurz zu faſſen. 


Die zur Juftifichrung ber Etats erforderlichen 
Belagſtuͤcke find mit den zur Feſtſetzung einzus 
reichenden Etatd möglichſt correct und vollftändig, 
ufammengeheftet und nummerirt, vorzulegen. — 

8befondere gehören hierzu die bezüglichen Be— 
Bun des Schulvorftandes und — en en 
die Fractionsberechnungen und die Verfügungen 
der Aufſichtsbehörden. Die letzteren find an den 
betreffenden Stellen des Etat? mit Datum und 
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Sournalnummer zu bezeichnen und den Belägen 
im Original oder in beglaubigter Abſchrift bei- 
zufügen. 


30. 

Die neuen Etats ſind mit Ablauf einer jeden 
Etatsperiode fo zeitig vorzubereiten, daß dieſelben 
bis zum 1. November des letzten Jahres den 
Herren Landräthen eingereicht werden können. 


31. 

Zur Vermeidung von Etatsüberfchreitungen find 
die innerhalb einer Etatsperiode nothwendig wer- 
denden, den etatifirten Betrag überfteigenben Aus⸗ 
gaben durch Einreichung einer Etatöveränderungd- 

achweiſung vorher etatsmäßig zu machen. Dieſe 
Beränberungs=Bawelfung mu — die bei 
der Einnahme, wie auch bei der Ausgabe gegen 
den feitgejeßten Etat vorklommenden Berd rungen 
nadweilen und zugleich ben veränderten Abſchluß 
der Gefammt-Einnahme und Ausgabe enthalten. 
Zur Juftifictrung find die betreffenden Beſchlüſſe 
des Schulvorjtandes und ber Repräfentanten, rejp. 
die bereit3 erfolgte dieffeitige Genehmigung zu 
den die erhöhten Ausgaben verurſachenden Baus 
projecten 2c. vorzulegen. 

eimmtlige at3 und Veränderungs-Nad- 
weifungen find von dem Kreißjecretair calculatorif 
und materiell zu prüfen refp. zu berichtigen und, 
daß biejes  gelöehen, ift von dem leßteren durch 
den Vermerk: 

„Nach den Belägen und in calculo geprüft 
und richtig befunden (refp. berichtigt)“ 
zu befcheinigen. 
Arnsberg, den 11. April 1866. 


Königliche Regierung, Abtheilung bes Innern. 


b. 


Eubdraihlier Kreis R. 
——e (Amt) P. 


Etat 
über bie Einnahme und Ausgabe be Schulfonds der soangeliicen, (tatholiſchen) Schulgemeinde N. 
. . inch 


für die Jahre 18... 


bis 1 

















Zur Schulgemeinde gehören folgende 
Ortjqhaften. 


A. Bon ber Semeiude &. 


B, Bon ber Gemeinde 9. 


ve pp 





— 


Das ad... Thle. wird ber 
een PR ar en — 
erhoben und beträgt. Procent dieſer Steuern. 
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Bezeichnung jber Einnahme. 


P] Laufende Rr. 


Transport [8 | ref} 


zit. VI Schulgeld, 


4 Ken ledein ſchulpflichtigen Rind "zablungsfähiger Ellern 
5 Sgr., madi von gegenwärtig . Kindern 

3 —* jedem Find nicht yahlungejähiner Eltern aus der Armen!) 

und jubfib. ans ber — 30 Sur, — von] 

gegenwärtig . . . Kindern . . “4 


Xu, VII, Enberaemäturide Einnahmen. 
Für Einnahmen an... 2. (Shufverfäumnißftrafen) 
Ti. VIII Zur Dedung bes Deficits. 
Rad der halben @runb-, halben — und oannen 
tieſſenſteuer iſt aufzubringen w 8 


Wirberholung ber Einnahme nad; Titel. 
Daß bei jebem aus mehreren Wofitionen beflehenben Titel bie) 
Summe gebildet werben muf, verfteht fh von jelbft. 
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mußte, 


6.| Der Söufgelbfag von 
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6.| Der Repariitionsmobus it 
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zit. I. Vorfhäfle 

Puthaben bes Renbanten .. NB. N is einmalige] 

2. fausgabe-Hefte . Ausgabe wor ber 
Aufarmmen } Linie zu führen. 

zu. IL An Bermaltungsfoften. 

[Dem Menbanten 9. .. pt, Gebegebübren von ber] 







Ci. II. An Befolbungen und firirten 
Remunerationen:c. 


Dem anf Sehrer DR. uriprängliges Gehalt . 
. hir." 


jufammen . . |. 
. Demfelben für Beſchaffung ber dedern unb Dinte 
l ah vefhaffung bes Deisungemateriald vn das 


. Für Kaniger bes Squlloeals 

Außerbem erhält berfelbe: 

'. Die ad Til. II m. III ber Ginnahme durch 

Selöfterhebung ober Selbfinugung zu begiehenben 

Aatraben zum Befjanımibeirag mon . . 

Derfelbe bezieht an Firchlichen Gejällen als Kühler] 
x. (fpeeiell aufzuführen, mie bei der Gnmahme) 


besgl. als Organift 


. {wie or.) . 


The. 3 
. Demfelben jährlige Gepaltszufnge . 








 Bufammen 
„ [Oer Inbuftrielehrerin, Remuneration . . . - | 
——— für bie et as 
tal . . 
Bm "zu, m) 


it. IV. Zu Sanerhistiien unb gehts 
mitteln. 


i. 














*) of. oben Bb. 15 19. 


es it alſo 
* den vorigen 
— — EZ 


&tat | Mehr | Weniger] 


sialele 
Die 





























gegen 
Kat 





Bemerkungen. 













Gegen jpeeielle Berechnung 
zahlbar. 





jechrer M. iſt fell... bei ber 

Schule zu .. tm Amte 
Benehmigt nad erfolgter 
—— ber Schulges 
meinbe epräfentante 
durch Werfügung d. Königl. 
Regierung vom... 










8. J Baur Hebegetiel vom . 
ef. die anltegende Abfhrift. 
ſoder: Beſchelnigung bes 
Kirgenvorfianpes vom ... 
1Mlover: faut Extract aus dem 
Rirdenlagerbude, ala richtig 
beſchetnigt vom Presbyt. zw 
„unterm. . 
Genchmigt durch Verfügung 
er Rönigl. Regierung vom ., 


Der gegenwärtige Schulin⸗ 
fipestor wopmt am Sculart, 
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8 In afo agen | 
Ya Den norigm "het 12 







PVezeihmung ber Husgabe. 








Yoijenbe Nr. 





ai: V. An Bau: und Reparaturfoften. 
ac. 












[4] Die 6 jahrige Fractten m 
——— 
—— gebracht. 


ld bb .. er 
—— — 





Ti. VL Bafjtozinfen. 












Weſtph. Provin-|30.Maift 
hal: Hüffataffe zul 1866 | 
Nünfter 






zit. VIL An Bjfentlihen Abgaben. 
x 






Tit. VIII Außergewöhnlige Ausgaben. 
(N. Wngabe, worin diefelben muthmaplich befichen werben.) 
ac 













zit. IE: An auszuleißenden Gapitalien. 


(Zur Verbefferung bes Fonds, Anfammlung eines Schulbau⸗ 
fonds 2c.) 


a 








Wieberbolung der Ausgabe (nach Titeln). 
a 
Schluß des Etats. 


Die Finnahme beträgt . nnd 
Die Ausgabe beträgt ı 2 2 22 0. 24 
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Verfügung der Königliden Regierung in Arnsberg vom 16. Mai 1870. 


Es wird die Einreihung von Nachweiſungen nad) folgendem Schema angeorbnet 


Nachweiſung Über dad Schul⸗Etats⸗ und Recpuungöwefen im reife. ....... für dad Jahr 18... 


Einnahme 


















* 
a 
eig 


jahre 








an 
Sauger |Eguifeue 








bis ein! 
aan 


tat ift gem 





Raufende Rr. 
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Eee Crgiebt B aus ber Summa ber Rubriken 8 bis 14 incl. 
ju 








PR —* Ft 2 3 doch fo, baf bie zw einer M 16 und 17. Summa der Rubriken 16 und 17 muß mit ber Rubrik 15 überelns 

vejp. Auntöbe; Immen. 

Zu 7 Mach bem 18, Rod bem für bp Betunptfuhe päfigen Ober ef 

Banbene einiämäfjig: L u 19. Hierhin gehh ie Vorjcijfe nad; ber vorfergehenden incl. ber Aus⸗ 
Zu 8, Der ei h 8 unb gut geihr Poften, # 

Beftand, Einna! ber Summa ber Rubriten 19, 20 und 21. 





u 22. Eigiebt jih 
PR & 23 und 24. Die Summa der Rubriken 23 unb 24 muß mit ber Rubrik 22 Aberein⸗ 
Immen, 


Zu 25. Der etwa vorhandene eiferne Kaffendeftand iſt roth einzutragen. 






it gehören m fee und @runbo 


22, © 
iR je in bi 

13 9 

14. Dierhin gehören alle nahmen, melde riten 8 bis 13 incl. nid 
— merben Können, alſo Einnahmen aus dem Vermögen, an Gculverfäunnigs 


x 
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Einrigtung befondrer Schullaſſen aus deu 
Erreichen x. für Beiaffung der Lehrmittel, 
1) a jeder Dane iſt eine befondere Schul⸗ 


2) %  iefeibe fol follen, nei neben etwaigen Bernie: 
niffen, Geſchenken, Binfen von angelegten 
Capitalien und NRugungen von Gru 
die Eollectengelder und die aus dm sa den, 
&umniffen herfließenden Strafgelder fließen. 
ußer den gsmäßigen mendun; er 
und ben durch die Wocation etwa bei 
beten Anſprüchen ber ullehrer a be be 
ftimmte Schultafjengelder find die Einnahmen 
und Beftände der Schultafje nur auf ade 
und Lernmittel zu verwenden. Letziere 
bleiben gleid ben erfteren nad ihrer Be⸗ 
ſchaffung Eigentgum der Schule, werben im 
Inventare berjelben vergeichmet und ben Sins 
dern _notorifh armer Eltern nur während 
der Lehrftunden geliehen, wenn es Karten, 
Zeichnungen, Büder und Tafeln find; bürfen 
Kir aber ine mit naı Haufe ge geben. — 
ũcher, welche armen ern al M gent 
verbleiben follen, wie Katechismen und Gebet 
büder, müffen aus anbern Kaſſen ober in|z 
Bel e — Sammlungen angeſchafft 
9 Fir Betenungspüde n —& armer Kinder 
indationen zu 
diefem War — die rtsarmen⸗ Ver⸗ 
bände auf Antrag der Schulvorſtände zu 
forgen; die Eollecten- und Strafgelder Dürfen 
Be ei disk der Schullafie 
0 wenig aus 
Verwendungen 3. B. auf Baulichkeiten, auf 
Anſchaffung von Zifchen, Bänten und und Sub- | ding 
fellien gemadjt werden, für welche die ne ben! 
jemeinde aufzulommen ve Has t bat. 
Sehe in ber nädhjften lichen Baar- 
Sina welche auı je Höhe von 
Thalern_ errei He gnati 
int de re Sparkaſſe san legt un 
Nachzahlungen almähli bis zu dem Be 
trage v werben, daß Bf r ein —— 
tragendes einheimiſches Siaatspapier aı 
kauft, oder eine A OHypothek erwo 
werden kann. ulvorſiänden geben 
wir auf, für or betr. Schulen als 
eifernen Fonds wenigſtens ein Sparlaflene 


bud) zu verſchaffen 

Schulcapttale dürfen ohne unfer Borwiffen 

und ohne unfere Genehmigun 
ht und angegriffen, ed Dürfen nur 

—— zur Beſtreitung der 


3) 


S 


Ss 


Bedürfniffe verwendet werben. 
ige den Spariaſſen nichergelegten Summen 
fr nur im — * lle aus den⸗ 
jelben zurüdzugi 1 ganz unver 
meibliden Aus zu Er sang 
Bei Ausleifung von Schullafien-Eapitallen, 
bet ihrer Sinbianng: Cingahtung unb Wieder⸗ 
loeirung finden die Hierliber geltenden alls 
gemeinen Vorſchriften Anwendung. 


9 
> Cat u 


8) 


nie flü 8 


Einrichtung und Verwaltung ber Schullaſſen. 5 316. Nr. 46. 


Extract enthält, tft dem — ——— 


ben Schulp 
ner in separato beizu! 

Die Herren Superintendenten und rg 
infpectoren, welche nad) 8 52 des Schulreglements 
vom 18. Mai 1801 Litt. 2 nad) der Beſchaffen⸗ 
u erkundigen a ee. 


a, en zu 


ihnen abgehaltenen Shulvifite m auch 
kaſſe mit genauer Beachtung der — 
unkte zu revidiren und jede Unze 
jofort zu rügen, event. bei ber has 
zur Sprache zu bringen. 

Breslau, vn, 40. October 1860.*) 

ang Bet vo 
theilung für Die ne! ng u 
a8 Schulweien. 


teit 
rbe 


— — An —e— und 
der Departements. 


— —— 


Konigliche R 
auf ſeine Beſch 
— — range 
indbefonbere ei 
Verlangen, aus ben etwaigen Weberidüfien ber 
— je des einen Jahres ädt die Erftat- 
felpener: — Bun — & 
kaffe ift in der That nur für 
die —ã— ù—— fe "chim, u bapin 
Binnen aut GrRakung rider nothinennig be 
en au tung er nothwendig be⸗ 
fundener Aufwendimgen für die Schule nicht ge⸗ 
rechnet werben. 
Der Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
— Im Auftrage: Keller. 


6. Verwaltung und Berwendung ber Scqhulver⸗ 
fänmniß-Gtrafgelder in der Provinz Preußen. 
Der Köni hen Bee ek 

in! egierung lafie [e Au⸗ 

Ingen bes 18. vom 9.9. 3. mit dem Er 

—E —— daß a — 

. und Genoſſen gegen 

die Verwaltung und Verwendung der dortigen 


Sat ben r unbegründet nicht erachten 
En Fra a an 


kann. dnung für die 

rovinz Preußen an 11. December 1845 be 

Benz daß bie eg Henn für er 
— an und für ſich Nichts Ben, EX fe 
unter Anderem auch dem befonderen Zw 
Anſchaffung von Lchr: und Lernmitteln an 
Dagegen fi fehlt es an einer gefeglihen Grundlage 


*) Bere 8 über bie cc a die 


en. * 


Schule verwendet werden 
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für die zu N. beftehende Einrichtung, wonach dieſe 
Gelder von dem Local-Schulinfpector affervtrt und 
von biefem — wenn auch unter gewifienhafter 
Rechnungslegung — verivendet werden. Die Schul- 
verfänmnißftrafen pm vielmehr, als eine Intrade 
der Schultafle, gleih den übrigen im 8 67 der 
Schulordnung bezeichneten Mg en und Leiftungen 
gu Suitafe einzuziehen. Die Dispofition über 
tefe Einnahme fteht aber nad) der Beitimmung 
des $ 32 sub 2 a.a.D. dem Schulvorjtande und 
nit dem Local-Schulinipector zu. Selbſtver⸗ 
ftändlid hat die Auffichtsbehörde barauf zu halten, 
daß der _entiprechende Betrag der Intraden der 
Schulkaſſe behufs Anſchaffung der nöthigen Lehr⸗ 
mittel verfügbar iſt. Für die Anſchaffung der 
Lernmittel, — für arme Kinder, koönnen 
age nad) $ 68 a. a. D. nur die Ueberſchüſſe 
der —2 — verwendet werden und hat auch 
— in erſter Linie der Schulvorftand zu bes 
inden. 

Die Königliche Regierung veranlaffe ih, bier- 
nad die Beſchwerdeführer auf ihre Boritellung 
vom 1. Mai d. 3. mit entiprechendem Beſcheide 
zu verjehen und mir Abſchrift der Verfügung 
einzureichen. 

Der Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten. 
Vertretung: Sybom. 


Ur 
die Königliche R. (in der Pronin; 
) Reglerung zu R. ( Vrovinz 

U. III. 869. 


7. Ort zur Erhebung von Zahlungen aus Schul⸗ 
Tafien als öffentlichen Kaſſen, insbeſondere Er: 
bebung der Nemmueration einer Handarbeits⸗ 
lehrerin durch den Ehemann. 


Berlin, den 18. November 1878. 
Die Königliche Regierung hat ausgefü rt, daß 
der von Ihnen Hinfichtlih der Ihrer Ehefrau zu- 
ftehenden Remuneration für ben Hanbarbeits- 
unterricht dahin geftellte Antrag: daß ber Schul- 
Tafjenrendant Ihnen diefe Nemuneration ins Haus 
& ſchiclen Habe, nicht begründet ſei. Da bie 
ulkafje als eine öffentliche Kaſſe im Sinne des 
Geſetzes anzufehen ift, fo iſt dieſe Entſcheidung 
nah $ 53 Xitel 16 Theil I des Allgemeinen 
Landrechts gerechtfertigt.*) Wenn in der er- 
wähnten Verfügung inbeflen ferner bemerkt wird, 
daß Ihre Ehefrau die qu. Nemuneration felbft in 
der Wohnung des Nendanten zu erheben habe, 
fo geht diefe —— — zu weit, indem dieſelbe 
gegen vorſchriftsmäßige Quittung auch von Ihnen, 
als Ehemann, erhoben werben kann. Die König- 
liche Regierung ift veranlaßt, hiernach den Schul- 
Taflenrendanten dajelbft mit meiterer Anweiſung 
de ei der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten 
er nifter der geift! x. Ungelegenbeiten. 
In Vertretung: Sy do w. 


Un 
ben Lehrer RUN. 
Ver 


®) of wegen ber Benmiengehälter Bd. I 5 34 Rr. 3. 
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Anhang. 


L Refcript der Minifterien der geiftlihen, Unter⸗ 

richts · und Medicinal⸗ Angelegenheiten und des 

Jnuern vom 14. September 1844, betr. bie Auf⸗ 
ficht über ſtädtiſche Schullaflen. 

— Bas aber fobann bie Ausübung des landes⸗ 
herrlichen Oberaufſichtsrechts über das dortige 
Schulweſen betrifft, fo ift zwar gegen das Ber- 
fahren, welches bisher in Anehung ber nicht unter 
der Aufficht und dem Patronat des Magiſtrats 
ftehenden Schulen beobachtet worden, nichts zu 
erinnern, da diefe Schulen refp. eigenes Vermögen 
befigen ober gersäle vom Staate empfangen, 
unter diefen Vorausſetzungen aber bie Art und 
Weiſe ber Ausübung des Oberaufſichtsrechts den 
Anſichten entſpricht, welche feitens des Königlichen 
Staatöminifteriums in dieſer Beziehung aufgeftellt 
und von des Königs Majeftät Allerhöchſt aus- 
drüdlich gebilligt worden find. 


Dagegen ift die Königliche Regierung in An= 
febung a Säulen, welche kein eigenes, 
en e 


zelnen Schulen fpeciell gehöriges Vermögen 
befigen, fondern von der vellifden Gemeinde 
und aus der fogenannten Schulkaſſe unterhalten 
werben, zu weit gi en, wenn Sie bisher bie 
Etats für diefe — auch die Rech⸗ 
nungen darüber Ihrer Superrevifion unterzogen 
und r gr jährlich der Ober⸗Rechnungslammer 
vorgelegt hat. 

n die —— Schullaſſe iſt, wie ſchon 
oben erwähnt, in der That nichts weiter, als eine 
Filiallaffe der Kämmereikaffe und die Commune 
kann ſonach in Unfehung derfelben feiner ftren- 
eren fſichtigung unterzogen werden, als hin⸗ 
Katie ihrer ſonſtigen GCommunalverwaltung ; 
namentlich hat die Unterrichtabehörde an ſich gar 
feine Veranlaſſung, von ber fpeciellen Vermögens⸗ 
verwaltung nähere Kenntniß zu nehmen, fondern 
ig befchräntt ſich darauf, bie innere 

jafjung der Schule, den Lehrplan, das Lehrers 
Bediona! x“. Ey beaufſichtigen und nur, foweit bie 
tat und Rechnungen auch auf die innere Ver— 
faſſung Einfluß haben und refp. Darüber Aufſchluß 
geben, tann deren Einfendung von ber Unterrichts⸗ 
ehörbe gefordert werden und für diefelbe von 
Nugen fein. Bu dem angegebenen Zwede ift es 
aber volllommen genügend, wenn ber bortige 
Magiftrat die erften Einrichtungspläne der unter 
feinem Patronat ftchenden, aus ber Schulkafſe 
unterhaltenen Schulen uorlegt und jährliche Rech⸗ 
nungßertracte einreicht.* 
(Rin.- ©. 287.) 


Bl. d.1.8. 1 
DI. Verordnung über die Feſtſetzuung und dem 
Erſatz der bei Kaffen und anderen Verwaltungen 
uorfommenden Deſecte. Bom 24. Jan. 1844. 
¶ Geſ.⸗Samml. 1844 Seite 62.) 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gna— 
den, König von Preußen 2c. ꝛc. 
gr — a der en 22 
ie e un 
bei Kaflen und andern Berwaltungen —— 


Pe beigl. ©. v. 28, Dec. 1845 (MinsOL d. 1. 8. 1846 
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menden Defecte, auf.den Antrag Unſeres Staatd- 
minifteriums und ig vernommenem Gutachten 
Unfere3 Staatsraths, für den ganzen Umfang der 
Monardjie, was er; ; 

Die Feitftelung der Defecte an öffentlichen 
ober Privatvermögen, welche bei öffentlichen Kaſſen 
oder anderen öffentlichen Werwaltungen entbedt 
werben, ift zunächſt von berjenigen Behörde zu 
bewirken, zu beren Gef —— die unmittel⸗ 
bare Aufficht*) über die Kafje*) oder andere Ber 
waltung gehört. *) 32 


Von biefer Behörde ift zugleich feitzuitellen, 
wer nad) ben —— rar be ——* Ver⸗ 
ordnung für den Defect En Hafen bat, und bei 
einem Defect an Materialien, auf wie body die 
zu erftattende Summe in @elde zu berecinen ift. 


83. 

Ebenfo ws 1 und 2) hat die unmittelbar vor⸗ 
geſetzte Behörde die Defecte an ſolchem öffentlichen 
oder Privatvermögen uftellen, welches, ohne 
zu einer öffentlichen Kaſſe ober anderen öffent 
ichen Verwaltung gebracht zu fein, vermöge be= 
fonderer amtlicher Anordnung in die Gewahrſam 
eines Beamten gelommen ift. 


84 
Ueber ben Betrag des Defect3,***) die Perſon des 
um Erjag Verpfüchteten und ben Grund feiner 
jerpflichtung ift von ber in ben 88 1 und 3 be= 
eig Behörde ein motivirter Beſchluß abzu⸗ 
en. 


85, 
at diefe Behörde di einer Central⸗ 
ae Te 


6 
In allen andern en unterliegt der Beſchluß 
der Prüfung ber vorgejegten Provinzialbehörbe, 
und wird erft nad deren Genehmigung voll 
ſtreckbar. 


7. 
Der vorgejegten Centonde hörde bleibt jedoch in 
allen Fällen unbenommen, einzuſchreiten, und ben 
Beſchluß jelbft abzufaſſen oder zu berichtigen. 


88 

Nach Befinden der Umftände kann die Behörde 
auch mehrere Beſchlüſſe abfafien, wenn ein Theil 
des Defects fofort Har ift, der andere Theil aber 
noch weitere Ermittelungen nothwendig macht, 
inglethen, wenn unter mehreren Perſonen bie Ber- 
p — der einen feſtſteht, die der andern noch 
zweifelhaft iſt. 


F —R * Min Bi —— 
ug Inn Iya y — = ß 
Betreff Gtabtgemeinden 8: 
berei bes —e— vom 1. Ye der Baztı 
Erlen "2 —E And entgäft ——— 
bes Rechtümeges Gin) habtie ch eh vor 
snaregeln (813) find L) * 
Pr — —— ide Bee 
Beamten berahri KNeichegerichts 
Bes Pr. ee vL — 
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89. 

In dem abzufafienden Beſchluſſe ift zugleich zu 
beftimmen, ob der Beamte zum —— des ei 
oder nur zur Sicherſtellung anzuhalten, und im 
eriten Falle, ob die Erecution unbedingt oder mit 
welchen näher zu beftimmenden Modificationen zu 
vollitreden. 


10.*) 
Der abzufaſſende — kann auf die un- 
mittelbare Berpflichtung zum gerichtet werben: 
1. 62 der Defect nach dem effen der Be- 
örde duch Vorſatz bewirkt worden, 
jegen jeden Beamten, welcher der Unter⸗ 
hlagung ober Veruntreuung als Urheber 
oder Theilnehmer geftändig ift, ober für 
überführt erachtet wird; 
2. fofern der Defect nad) dem Ermefjen der Bes 
hörde durch grobes Berfehen entitanden ift, 
8) gegen diejenigen, welchen die Kafle u. |. w. 
zur Verwaltung übergeben war, auf Höhe 
des ganzen Defects, 
b) gg jeden andern Beamten, der an ber 
nahme oder Ausgabe, der Erl 
ber Ablieferung oder dem Transport von 
Kaffengeldern oder andern Segenftänben 
vermöge feiner dienstlichen Stellung Theil 
u nehmen hatte, nur auf Höhe des in 
Finen Gewahrfam gelommenen Betrages 
Eben dies gilt gegen bie $ 3 genannten 
amten in den dafelbft bezeichneten Füllen. 


11. 
Der abzufafjenbe RE kann ferner auf Be 
fchlagnahme des Vermögens ober Gehalts zur 
Sicherung des demnächſt im Wege Rechiens aus: 
ufüßrenden Anfpruchs, fofern ber Defect aus dem 
ermögen des $ 10 genannten zunächſt verant- 
wortlichen Beamten und deren Dienftcaution nicht 
zu beden fein follte, gerichtet werben: 
gegen diejenigen, welche zwar die befectirten 
jelder ober andere Gegenſtände nicht in 
Fi Gewahrfam gehabt, aber an beren 
ereinnahmung, Berausgabung ober Ber- 
ſchluſſe in der Weiſe unmittelbar Theil zu 
nehmen hatten, daß ber Defect ohne ii 
grobes Verſchulden nicht hätte entftehen fönnen. 


812, 
Sind Beamte, gegen welche die executiviſche Ein- 
gebung des Defects zuläffig ift, in der Berwaltung 
hres Amts, wofür fie eine Amtscaution beitellt 
haben, belafien worden, fo tft die Erecution nicht 
gunäst in biefe Caution, fondern in das übrige 
Fand en zu —— A fo weit die be- 
tellte Caution reicht, nur auf erftellung eines 

gleichen Betrages zu richten. 


813. 

Bei Gefahr im Verzuge kann die unmittelbar 
vorge egte Behbrhe, auch wenn fie nicht die Eigen- 
ſchaft ei Provinzialbehörbe Hat, oder ber un⸗ 
mittelbar vorgeſetzte Beamte vorläufige Sicherheits⸗ 
maßregeln durch Beſchlagnahme bes Wermögens 


oder Gehalts gegen bie nach $ 10 der Execution 


| 9) Der Defetenbefälsh IR au gegen bie Geben bes Ber 


«3. Juli 188, Entf. 


Ex e 
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unterworfenen Beamten ergreifen; es muß aber 
davon der vorgefeßten Provinzialbehörbe unge 
faumt Anzeige gemacht, und deren Genehmigung 
eingeholt werben. 14 


Die Berwaltungsbehörbe kann ben zur Rolls 
ftredung geeigneten Beſchluß jelbft zur Ausführung 
bringen, Pomeit diefelbe nach den beftehenden Ge⸗ 
ſetzen Execution zu verfügen befugt if. Außerdem 
ift das betreffende Gericht bieferhalb zu requiriren.*) 


815. 
Die Gerichte und Hypothekenbehörden find ver⸗ 
pflihtet, den an fie ergebenden Requifitionen zu 
enügen, die Execution gegen die benannten Per- 
jonen ohne norgängigen — ſchleunig 
zu vollſtrecken, bie Beſchi grabme der zur Dedung 
des Defect3 erforderlichen Bermögenäftüde zu ver 
fügen, und die in Antrag gebrachten —S ei 
wenn fonft fein Anftand obmaltet, im Hhpothelen- 
buche zu veranlaffen, ohne auf eine Beurtheilung 
der Rechtmäßigkeit einzugehen.*) 


8 16. 

Gegen den Beſchluß, wodurch ein Beamter zur 
Erftattung eines Defectd für verpflichtet erklärt 
wird ($ 10), fteht demſelben ſowohl hinſichtlich 
bes Betrages, als hinſichtlich der Erfagverbindlich- 
keit, außer dem Recurje an Die vorgefegte Behörde 
die Berufung auf rechtliches Gehör zu. 

Von dieſer Befugniß muß jedoh innerhalb 
Eines Jahres, vom Tage der dem Berpflichteten 
gelöehenen Belanntmad) des vollftredbaren 

eihluffes, oder wenn ber Berpflichtete ausgetres 
ten ift, vom Tage des abgefaßten Beictufied an, 
Gebrauch — werben. Die Executlon behält, 
des eingefchlagenen Rechtsweges ungeachtet, bis 
zur rehtöfräftigen Entſcheidung nach Maßgabe 
des Beſchluſſes ihren Fortgang, wenn nicht von 
der Verwaltung davon Abtand genommen wird. 

In der etwa eingeleiteten Unterfuchung bleiben 
dem Berpflichteten, infofern es auf bie Beitrafung 
antommt, feine Einreden gegen ben abgefaßten 
— auch nach Ablauf des Jahres, wenn 
gleich fie im Civilproceß nicht mehr geltend ge= 
macht werben können, vorbehalten. 

17. 


Gegen einen Beiäteh, wodurch die Beſchlag⸗ ſeten. 


nahme des Vermögens oder Gehalts nach $ 11 

angeordnet worben, fieht dem Beamten die Be- 

rufung auf rechtliches Gehör in derfelben Weife 
u, wie bieß gegen einen gerichtlich angelegten 
rreft zuläffig it 


Das gegenwärtige Geſetz findet auf ſämmtliche 
ö entlice Kaſſen und Verwaltungen und beren 

jeamte, einſchließlich der gerichtlichen, fo wie auf 
die Militärkaffen, Magazine und Verwaltungen 
aller Art, und nicht nur auf Militärbenmte, ſon⸗ 
dern aud) auf Militärperfonen Anwendung. 

Wegen Ausführung des Geſetzes in der Bititir- 
verwaltung wird Unfer Kriegsminifter eine In⸗ 
ftruction ertheilen, welche namentlich die Behörs 
den zu bezeichnen hat, die ben nad) 88 5 und 6 


*) Bgl. ber Bollftredung der Beidlüffe ber tie 
PR. unse Überhaupt wegen per alba har Ad —S 
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die talbehörd: der Bi 
—X eienen Beictub gu etalen —— 


819. 

Wenn in Folge befonderer Gefege den. — 
den oder einzelnen Inſtituten bereits ein 
eutionsrecht gegen ihre Beamten zufteht, ohne daß 
es eines von der Provinzialbehörde abzufaſſenden 
ober zu beitätigenden Beſchluſſes bebarf, jo behält 
es babei fein Bewenden. 


8. 

Ebenfo bleiben die Geſehe in Kraft, wodurch 
die Ereeution gegen Erhebungsbeamte wegen RL 
wifler an öffentliche Kaſſen abzufiefernber = 
en Bulaffung des Rechtsweges ange⸗ 
ordnet iſt. 


g 21. 

Auf Defecte, welche bei Publication der gegen- 
wärtigen Verordnung bereit3 zur Kenntniß ber 
Behörden gelommen find, fol die gegenwärtige 
Verordnung ebenfal3 augewandt werden, fofern 
ber zu —— Anſpruͤch nicht bereits in ben 


Rechisweg eingeleitet fit. 


III. Geſetz über dad Wieberincouräfehen der 
unter üffentlicher Untorität anf jeden Juhaber 
an Vapiere. Bom 4. Mai 1848. 
Bir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verorbnen zur 
Beſeitigun⸗ > weifel, ‚welche über bie Behig- 
niß öffentlicher Behörden zum Wieberincoursfegen 
der unter öffentlicher Autorität auf jeden Inha⸗ 
ber außgefertigten Papiere entitanden find, und 

zur Seiftetung des bei dem Wiederincoursf 

u beobadjtenden erfahren, auf den Antrag Un= 
— Staatsminiſteriumis und nad) erfordertem 
Gutachten Unſeres Staatsraths für den ganzen 


Umfang der Monarchie, was folgt: 
841. Hat eine öffentliche Behörde ein unter 
öffentlicher Autorität auf jeden Inhaber ausge⸗ 


fertigted Papier für fi außer Cours geſetzt, fo 
Tann dasſelbe ſowohl von ihr felbft, ald auch von 
der ihr vorgejegten Behörde wieder in Cours ge= 
ſetzt werben. 

82. Sit eine öffentliche Behörbe an bie Stelle 
einer anbern getreten, fo kann fie Die von dieſer 
außer Cours gefegten Papiere wieber in Cours 


8 3. Außer den Fällen der 88 1 und 2 findet 
dad Wieberincoursfegen mur dur einen gericht⸗ 
lichen Vermerk ftatt, nad vorgängiger Prüfung 
der Legitimation beffen, welcher die Aufhebung 
ber Wußercoursjegung verlangl. Im Bezirke des 
Appellationdgerihtshofes zu Köln fol ein Befug- 
nn ir Wiederincoursfegen [den Friedensrichtern] 
‚uflel 

& In Aegiehung auf die Befugniß der Inſtitute 


zum Wiederincourdfegen der von ihnen außgefer- 
tigten ®apiere verbleibt es bei den beftehenden 
Vorſchriften. 


8 4. Der Wiederincoursſetzungs⸗Vermerk muß, 
wenn eine Behörde, ein Gericht oder ein Inftitut 
den eigenen Vermerk aufhebt, die Worte: „Wieber 
in Cours gefegt“ enthalten. 

Hebt eine Behörde den Außercoursſetzungs-⸗Ver⸗ 
mert einer andern Behörde, an deren Stelle fie 
getreten tft, wieber auf ($ 2), fo hat fie bei ihrer 
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Unterſchrift zu bemerken, daß fie an deren Stelle 
getreten ift. 

Soll der Vermerk einer Beinatperfon aufgeho- 
ben werden, fo ift die durch die Worte: "Bieter 
in Cours gejegt durch N. R.“ auszudrüden. 

haut die für einen —* als ja de, 

en, welder das Papier außer Cours gefept hat, 
0 ift deſſen Legitimation in dem Vermerke 
jebod ohne umftändliche Anführungen oder B- 
55 — anzudeuten, Ian „Wieder 
ours gejegt von. Yen Erben des R. R.“ 
Außerdem ift in allen Fällen das vollftändige 
Datum, bie Unterſchrift und das in ſchwarzer 
Farbe aufgedrüdte Siegel der Behörde (a1 1 
und 2), bes —5 ober Inſtituts (8 3) dem 


Bermerte beizu! 
—E ꝛc. Ne. :Samml. 1843. &. 179.) 


IV. Feſtſtelluug von Defecten bei der Berwal⸗ 
tung kirchlichen Vermögens. 
a. 
Berlin, ben 21. Mai 1880.*) 

Dem er Eonfiftortum eröffnen wir — 
auf den Bericht — betr. die Feftitellung von 
Kafjen-Defecten eines Sirchenkaflenrendanten, im 
Einvernehmen mit dem Herrn Minifter ber geift- 
lien Angelegenheiten, welcher uns bie — 
dung des Königlichen Conſiſtorinms überlaflen 
bat, daß in Fällen der vorgetragenen Art weder 
der Gemeinbelirhenrath noch bie Batronatöbehörbe 
fondern das Königliche Konfiftorium als die in 
Bu und 3 ber Verordnung vom 24 Januar 
4 bezeichnete zur Wbfafjung des Defectenbes 
chluſſes ‚uffänbige unmittelbare vorgeſeßte Auf- 
htöbehörbe zu betrachten ift. Mbichrift eines |? 
MinifterialsErlaffes vom 6. Rovember 1863, durch 
welchen die Zuftändigkeit der Patronatöbehörben 
ſchon früher verneint worden ift, fließen mir 
an. Das Königliche Eonfiftortum “ fi) Daher 
der weiteren Bearbeitung der den Kirchenkaſſen⸗ 
vendanten D. zu E. betreffenden Angelegenheit zu 
unterziehen, babei auch diejenigen ehnungamo: |g 
nita mit in Betracht zu ziehen, welche fi nad) |$ 
Abſchluß der Reämungörevifion dur die Patro⸗ 
naißbehörde noch ergeben haben. In Betreff der 
eventuellen Smang —— find die 85 14 
und 15 ber Verordnung vom %, Januar 1844**) 

zu beachten. 

Erangeliſcher Ober⸗Kirchenrath. 


das Köntgtide — —— zu Voſen. 


Kirchliches Geſetz⸗ und Verordnungs-Blatt 1885 
er 39.) r x 43 


Berlin, den 20. März 1885. 

Der Königlichen Anne ertvidere ich auf 
den Bericht, betr. die Zuſtändigkeit zur Abfaffung 
eines Defectenbefchluffes gegen ben [in rüheren Ren- 
danten der evangeliſchen Kirchenta| fe zu R., dab 
ih die Auffaffung, wonach im vorliegenden "Falle 
der Gemeinde⸗Kirchenrath als die zur Abfaffung 
des des Defectenbefchlufies nad $ 1 der Verordnung 


mM 10 ven — FR Ober⸗Kirchenratha vom 
7. — eo unb — 


—— 1881). 


Einrichtung und Verwaltung der Schullafien. $ 316. Anhang IIL 


vom 24. Jan. 1844 zuftändige Behörde Irre 
fei, nicht zu theilen vermag. Die Königliche Re 

gierung wolle daher — falls keine andern Be 
denken enigegenftehen — dem Erſuchen des Kö— 
niglichen Confiftoriums in 8. um Vollſtreckung 
des von Im abgefagten Defectenbeichluffes in “ 
mäßheit des Miniſierial⸗Erlaſſes vom 8. Juli 
1881 — G. II 1887 — nunmehr baldigft ent 


—— v. Goßler. 


Un 
die Kyuigtihe Baalerung zu R. 


i ⸗ und Verorb: -Blatt 1885 
ae Geſetz⸗ und Verordnungs 


© 
Berlin, den 8. Juli 1881. 
Auf den gefl. Bericht vom — treten wir der 
Anſicht Em. ꝛc. bei, daß die Defectenbeſchlüfſe ber 
ur felbftändigen Verfügung der Execution 
be ten Berwaltungsbehörben nicht mehr, mie 
14 der Verordnung vom 24. Januar 1844 
—2 iſt, durch Requiſition der Gerichte, fon- 
bern im Wege beö Verwaltungszwangsverfahrens 
nad Maßgabe ber Berorbnung vom 7. Septem⸗ 
ber 1879*) durch eine in Gemäßheit 83 Abſatz 3 
biefer Verordnung von ber Bezirksregierung 
ler -Präſidium in Berlin) zu beftimmenbe 
ollftredungsbehörde sur zwangs weiſen Ausfüh⸗ 
rung zu bringen find. Die gedachte Beſtimmun 
der Grordnung vom 24. Januar 1844 ara! 
terifirt fih ihrer weſentlichen Bebeutung nad) als 
eine Vorſchrift über das Verfahren, in welı 
in den einichlägigen Fällen bie zwangsweiſe 
ziehung des Dune) die Entideidung ber Verwal: 
—— — feftaefesten Defectenbetrages zu bes 
wirken fei. Die Einziehung ſollte danach dur 
bie Gerichte, aljo in den Formen des gerichtlichen 
ceutiondverfahrens erfolgen. Gegenwärtig ift 
aber das erfahren der Bimangsvollitredung we⸗ 
gen aller Geldforberungen aus Entſcheidungen der 
erwaltungsbehörden reſp. aus den ſonſtigen tim 
14 Abſa tar 1 des —————— ur 
deutfchen Civilprocekorbnung vom 24. Mi 
(Gef.-Samml. S. 281) Begeiämeten gebunge 
und Anorbnungen auf nd ber Beſtimmung 
im a — durch die — 
vom 7. tember 1879*) anderweit gereg 
tm $ 1 dieſer Verordnung ausdrücklich beitimmt, 
daß in allen jenen Fällen die Zwangsvollſtreckung 
ausfchließlich nad den Borfchriften — Ber- 
ordnung zu erfolgen habe. Durch biefe Beftim- 
mung ijt demnad) bie entgegenftehende Vorſchrift 
= — 2 — be der Rage aufs 
e zu era T 
— ſeiner Zeit mit dem Entwurfe der 
ordnung über das Verwaltungszwangsverfahren 
mitgetheilten Begründung bes 8 ift übri- 
rm a e 26 le u Pe —— 
er Bezugnahme auf bie en 
der —— vom 24. Januar 1844 daran 
hingewieſen worben, daß die Gerichte nad ben 
Vorſchriften der beuffchen Eivilprocegorbnung nicht 
mehr in der Lage fein werben, den an ers 
gehenden Requifitionen ber Verwaltungsbehörben 


*) Oben $ Mi Rr. 7. 


Ausleifung ber Schulcapitalien, Aufnahme von Schulden. & 317. Rr. 1. 


um —— der Zwangsvollſtreckung in das 
bewegli⸗ Kg — zu eniſprechen und daß die 
Vorſchriften bed Entwurfs in dieſer Hinficht in= 
fofern einen genügenden Erſatz gewährten, als fie 
für alle Fälle die Ausführung der Zwangsvoll⸗ 
ftredung in das bewegliche Bermägen durch bie 
Bermaltungöbeförben ſelbſt ermöglichen. 
Sinanzminifter. 
Der Minifter ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
K Regierum, 

rn 

range Geſetz⸗ und Berorbnungsblatt 1881 


$ 317. Ausleihung der Ichnlcapitalien und 
Aufnahme von Schulden durch die Scul- 
gemeinde. 


— dl. 88 634 fi. 645 9.2. II 11 (oben im Vor⸗ 
bericht zu 8 314 6.745) u. für Hannover: Gef. v. 14. Oct, 
1848 8 19 Rr. 1 (unten Db. II a. €.), für Holfein: 
Pat. v. 16. Juli 1864 8 7 (unten Bb. II a. €.).*) — 


1. €. v. 30. Juli 1877 und 30. Jan. 1879 betr. bie 
Prüfung ber Sicherheit bei hypothekariſcher Anlage 
von Gapitalien. 

2. Bf. der K. Reg. in Arnaberg v. 19. Nov. 1862 
betr. bie Beibringung einer Sicherheitsberechnung. 
3. €. v. 18. Aprit 1867 betr. bie Eintragung ber 

Zinſenerhdhung. 

4. €. v. 3. Nov. 1868 betr. bie vorübergehenbe Aus: 
Teihung von Baugelvern an Privatleute, 

5. €, v. 29. April 1882 betr. bie zinsbare Belegung 
von Gelvern bei ber Kgl. Seehanblung. 


Die Ausleifung der Eapitalien, foll in ber 
Regel nicht ander als gegen „gerichtliche Sicher» 
heit” und „Eintragung auf unbemwegliche Güter“ 
18,83 Theil II Titel 11 Allgemeinen Landrechts), 

Darlehen an (Kirhen-) Schulvorfteher gegen 
pupillarifche Sicherheit erfolgen. Der Außdrud 
„gerichtliche Sicherheit“ ift nicht Mar, er kann fi 
auf bie Form bes Bu aaa ober auf die 
bei der Augleihung aus dem gerichtlichen Depoſi⸗ 
torio nothwendigen Erforderniffe bezichen. 
legterer a giebt Pic einen Anhalt ber 

39 ber Demand) aft3orbnung vom 

Juli 1875, welcher lautet: 

„Gelder, welche zu laufenden oder zu anderen 
durch bie ensverwaltung begründeten Aus—⸗ 
gaben nicht erforderlich find, br der Vormund 
im Einverftändnig mit dem Gegenvormund in 
Schulbverfhreibungen, melde von dem Deutfchen 
Reihe ober von einem beutichen Bundesfiaate 
mit geinliar: Ermächtigung ausgeftellt find, ober 

huldverfchreibungen, deren Verzinſung von 
dem Deutichen Reiche ober von einem beutfchen 
Bunbesftaate gefeglic) garantirt iſt, oder in Renten⸗ 
briefen der zur ermittelung ber Abldſung von 
Renten in Preußen beftehenden Rentenbanten, 
oder in Schuldverfhreibungen, welche von deutfchen 


SäleswigzHolftein wir papier 
ð ze * Gau — — — —E in 
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commımalen Gorporationen (Provinzen, Kreifen, 

Gemeinden 2c.) oder von deren Erebitanftalten aus⸗ 

ieftellt und entweder feitend ber Inhaber kündbar 

Ab ober einer regelmäßigen Amortifation unter- 

liegen, oder auf Mere iwpotheken oder Grund⸗ 

ſchülden zinsbar anzulegen. Gelder, welche in 
diefer Weiſe nad den obwaltenden Umſtünden 
nicht angelegt werben können, find [bei der Reichs⸗ 
bant oder] öffentlichen obrigteitlich beftätigten 

Sparcafien zinsbar zu belegen. 

Eine Hypothet oder Grundſchuld ift für ficher 
in erachten, wenn fie bei Ländlichen Grundſtüden 
innerhalb der erften zwei Dritttheile des durch 
ritterſchaftliche ——z gerichtliche oder 
St , bei ftädtifchen innerhalb ber eriten 
Hälfte des dur Tage einer Öffentlichen Feuer⸗ 

Nerungsgefelicjaft oder burd) gerichtliche Zope 

u ermittelnden — oben wenn fie innerhal 

es fünfzehnfachen age des Grunbfteuers 

Reinertraged ber Kiegenfejaft zu ftehen kommt. 

— Sicheren Hypotheken ftehen im Sinn biefer. 

Vorſchriften die mit ftantliche Genehmigung aus⸗ 

gegebenen Pfandbriefe und gleichartigen Schuld- 

verſchreibungen folder Erebitinftitute gleich, 
duch nigung von Grunbbefi gebildet, 
mit Corporationsrechten verfehen find und nad 
ihren Statuten die Veleifung von Grundſtücken 
auf bie im britten Abſatz angegebenen Theile bes 
Werths derjelben zu beſchränken haben.“ 
Unbang. 

1. E. bes Min. d. J. v. 2. April 1884 betr. bie 
Ausleifung von Gapitalien jeitens öffentlicher Spar⸗ 
taſſen an Kirchen⸗ und Schulgemeinden ıc. 

IL. Cab.⸗Orbre v. 3. Mai 1821 Betr. bie Verwendung 
von Säulcapitalien zum Ankauf von Gtaatäjulbs 
feinen. 


1. Berzinslige Belegung der Schul⸗Capitalien. 
Berlin, den 30. Juli 1877. 

Auf den Bericht vom 19. d. M., die verzins⸗ 

liche Belegung der Kapitalien der höheren Unter- 

riht8ö-Anftalten betreffend, erwidere ich dem König⸗ 
lichen ———— daß, ſoweit ni 

beſondere gefeglihe ober ftiftungsmäßige Beftim- 


Sn | mungen en, bie Beftimmung bes $ 39 


der Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
Sefet- Sammlung Seite 439)*), durch welche ber 
8 der für die Anlegung von Mündelgeldern 
zuläffigen Werthpapiere erweitert worden tft, in 
geeigneten Fällen auc für die Unlegung von 
apitalien ber höheren Unterrichts Wnhalten 
Antvendung findet. Soweit es ſich um das Gel- 
tungsgebiet des Allgemeinen Landrechts handelt, 
find die höheren Schulen durch 8 57 Theil IT 
Titel 11 Allgemeinen Landrechts mit den Kirchen, 
diefe aber a 228 Theil II Titel 11 ibid. 
rüdfigtli der Berwaltung ihres Vermögens mit 
den Minderjährigen gleichgeitellt, während in ben 
übrigen Sanbestdeilen fich die analoge Anwendung 
biefer Grundſätze aus allgemeinen rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten rechtfertigt. _ Selbftverftändlich iſt 
jebod) in jedem einzelnen Falle mit ber durch den 


*) ot. vorfchend. 


784 
Gegenftand gebotenen gewiſſenhaften Vorſicht zu 
jahren. 
Der Geier der eeiftiägen 2c. Angelegenheiten. 
Falk. 


u 
das Rn! wingial⸗Schulcollegiun 
ve — 


1a. 
Berlin, den 30. Januar 1879. 

Im Verfolg des gefülligen Berichtes Ew. Er- 
cellenz vom 16. Juli v. J. betreffend die von der 
Königlichen Ober - Rechnungstammer gegen die 
Hauptrechnung der dortigen Univerfität pro 1876 
bezüglich der zinsbaren Anlegung von Capitalien 
ggogenen Monita, bin ih mit der Königlichen 
er-Mehnungslammer ind Benehmen getreten. 
Es hat fi ergeben, daß die Königliche Ober⸗ 
Rechnungskammer zu den gedachten Monitis ins⸗ 
befondere durch dad Verfahren veranlaft worden 
ift, welches ber Senat der AlbertussUniverfität 
vorher bei Ausleihung eines Capitals aus dem 
dortigen Univerfitäts-Wittwen und Watjen-Ver- 
ſorgungs⸗Fonds beobachtet hatte umd welches durch 
die Beantwortung des Monitums 1 B. gegen die 
Rechnung von der Verwaltung der dortigen Uni- 
verſitäts⸗Wittwen und ne onde 
ir 1876 zur Kenntniß der Königlichen Ober 
echnungsfammer gelangt war. In jenem Falle 
war von dem Senate ein Darlehen in Höhe von 
32,000 Mark auf ein ländliches Grundftüd gegeben, 
trogbem eine gerichtliche Taxe von diefem vorlag, 
nad) der je die übliche Beleihungsgrenze, inner« 
halb der eriten % des Tarwerthed, nicdriger und 
nur auf 30,890 Mark ftellte. Zur Rechtfertigung 
diefes Verfahrens hat der Senat fi darauf ge= 
ftügt, daß der ganze Betrag des Darlehns von 
32,000 Dart noch innerhalb des 20fachen Betrages 
bes Grundfteuer-Meinertrages fi Halte und in 
diefer Wusdehnung die ‚Beleihumgagrenge neuer⸗ 
dings von der Oſipreußiſchen Landſchaft für ihre 
Bepfandbriefungen eingeführt fel, und er hat mit 
Bezug auf diefen Vorgang der Landſchaft die &e- 
nehmigung nachgefucht, auch fernerhin bei Be- 
leihung ländlicher Grunbftüde innerhalb diefer 
Grenze ſich bewegen zu dürfen, weil fonft und 
bei ftrilter Befolgung der Vorſchriften des S 39 
der Bormundihaftsordnung vom 5. Juli 1875 
zum Nachteile der Univerfitäts« Gtiftungsfonds 
gänzti darauf verzichtet werben müßte, bei ber 
usleihung einen Zinfenjag von 5 pCt. zu erzielen. 
Diefem Anſuchen Statt zu geben, hat die König- 
liche Ober⸗Rechnungskammer mit Rüdfiht auf die 
Gelbvertehrs-Verhältniffe in Oftpreußen und die 
Refultate der Orundfteuer-Einfäägung Bedenten 
getragen, und ich ſchließe mich ihr Biest um fo 
mehr an, ald Ew. Excellenz damit übereinzuftims 
men feinen, wenn Sie dem Berichte vom 
16. iv. J. fih_dahin ausſprechen, daß Sie 
jeforgnig des Senats wegen ber Möglicteit 
einer hypothekariſchen Capitalanlage zu 5 p&t. 
bei ftrifter Einhaltung des $ 39 der Vormund⸗ 
ſchafisordnung nicht theilen, und daß die Grund» 
fteuer-Einfchäß: in den einzelnen reifen fo 
verfchieden ausgefallen, daß ein einigermaßen zu= 
verläffiger Wertämeffer in berfelben nicht zu 

finden fi. 
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Was nun Ken anlangt, nad} welchen Bor: 
ſchriften die Sicherheit von Capitalanfagen von 
Seiten der Univerfitäten und demnächſt im Wege 
der Eontrole von der Königlichen Ober-Rechnungẽ⸗ 
tammer zu prüfen fei, fo ift es richtig, daß ein 
N 3 fpeciel für die Anlage von Univerfitäts- 
und Stiftungs-Capitalien nicht ertftirt. Sm biefer 
Beziehung legt nur ein, und zwar ber abichrift- 
lich angeichlofiene, an die Univerfität Greifswald 
gerichtete Minifterialerla (a) vom 27. September 
1839 vor, durch welden der Kanzler jener Uni- 
verfität angewieſen wird, fortan Capitalien nur 
in Beachtung der in den übrigen Provinzen bes 
Staates für die öffentlichen Fonds gegebenen 
Grenzen der pupillariichen Sicherheit, und zwar 
bei ftäbtifchen Grundftüden innerhalb ber erſten 
Hälfte, bei Landgütern innerhalb der erften *s 
des Taxwerthes auszuleihen. Diefe fogenannte 
upillariſche Sicherheit ift auch bei ben übrigen 
niverfitäten und nad dem abſchriftlich mitge- 
theilten Berichte des Prorectord und Senats der 
Albertus-Univerfität vom 18. Mai pr. aud für 
die dortige Univerfität ald Norm bisher beachtet 
worden, und es wird babei auch für die Zukunft 
fein Bewenden behalten müflen, da von feiner 
Seite und auch nit von der Univerfität Königs- 
berg gegen dieſe Veleihungsgrenze Widerfprud 
erhoben und biefelbe au in dem $ 39 der Bor: 
munbfchaftsordnung*) für Bupillengelber ausdrüds 
lid) beibehalten tft. Bis bahin fehlte es jedoch an 
einem Far ausgeſprochenen Grunbfage für die bei 
Prüfung der Sicherheit von hypothekariſchen An⸗ 
lagen nicht minder tichtige Art und Weife der 
Ermittelung des Werthed des Rn beleihenben 
Grundftüdes, Nachdem diefer Mangel für bie 
——— von Pupillengeldern durch den alle⸗ 
girten 8 39 der Bormundfdaftsorbnung*) befeitigt 
worden, inbem de diejenigen Taxen bezeichnet 
werben, welde fr die Werths⸗Ermittelungen in 
Betracht zu ziehen find, fo erſcheint es zmedmäßig. 
daß diefe auf Grund ausgebehnter 
gegebene Vorſchrift als Norm auch für alle foniti- 
gen Ausleihungen gesen pupillariiche Sicherheit 
eobachtet wird. Mit Ew. Excellenz find ſowohl 
bie Königliche Ober-Rechnungstammer, als aud 
ih darin einverftanden, daß die im $ 39 der 
Bormundfcaftsordnung*) bezeichneten Taren nicht 
als unbedingt zuverläfftg angejehen werben können 
und es daher bedenklich fein würde, den formellen 
Nachweis der Sicherheit eined Darlehns an bie 
Stelle ber materiellen Prüfung zu Iren, mit ber 
Folge, daß die zur Prüfung der Sicherheit bes 
rufenen Organe der Univerfität bei dem formellen 
Nachweiſe Sicherheit der im $ 39 der Bor- 
mundfhaftorbnung*)  geaogenen Grenzen von jeder 
Verantwortung entbunden werben. Es mag bahin 
geftellt bleiben, ob der & 39 der Vormundſchafis⸗ 
ordnung*) für den Vormund die Verpflichtung zur 
Prüfung der materiellen Sicherheit, gegenül 
der allgemeinen Vorſchrift im 8 32 ibid. völlig 
ausfchließt; für andere Organe, für welche ber 
allegirte $ 39 nicht als fpeciell verpflichtendes 
Geſetz, fondern nur als Berwaltungs-Rorm gelten 
fol, ift nicht davon abzufehen, daß felbft in den 


H of. oben ©. 783. 
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Grenzen diefer Norm die Sicherheit der Capital⸗ 
Ausleihungen auch materiell und mit Vorficht 
grüßt werde. Diefe Auffafjung, von ber bie 

öniglihe Ober-Rehnungslammer in ben oben 
bezeichneten Monitis ausgegangen ift, fteht auch 
voltommen mit meinem durch das Gentralblatt 
für die gefammte Unterrichts-Verwaltung pro 
1877 Seite 396 publicirten Referipte vom 30. Juli 
1877*) in Einklang, durch welches ich angeordnet 
habe, daß der fragliche $ 39 der Vormundſchafts⸗ 
ordnung auf die Anlegung der Capitalien ber 
höheren UnterrichtSanftalten, und zwar, nicht blog 
im Bereiche de3 Wllgemeinen Landrechts, fondern 
aud analog in den übrigen Lanbestheilen An- 
—— finde, mit dem ausdrücklichen Hinzufügen, 
daß jelbftverftändlic in jedem einzelnen Falle 
mit der durch den Gegenftand gebotenen geriflen- 
baften Borfiht zu verfahren fei. ei den 
namhaften Zufhüffen, welche bie Univerfitäten 
zu ihren eigenen Einnahmen bebürfen und er- 
halten, muß ber Stant3-Berwaltung daran ge 
legen fein, daß die Capitalien jener Inftitute mit 
nit minderer Sorgfalt als die der Gymnaſien 
zc. verwaltet werben. Deshalb beftimme id) 
hierdurch, daß fortan die in dem gedachten Nefcripte 
getroffenen — für die Fonds der Uni- 
verfitäten in gleidjer jeife, wie für die Capitalien 
der höheren Unterritsanftalten Geltung haben 


follen. 
Falt. 


Den Ringen, — Wirti 

Dr v on Darm a nuahbeng 

. L 8333. 

Abſchrift ift den übrigen Herren Univerfitätd- 
GSuratoren und Königl. Curatorien zur Kenntniß- 
nahme und gleihmäßigen Beachtung eod. dato 
mitgetheilt worden. 


1b. 
Anlage 8 
Berlin, den 27. September 1839. 

Ew. Durchlaucht Habe ich unterm 19. Juli 1836 
erſucht, gefälligft dafür orge u tragen, daß 
auszuleihende Gelder ber Un erfiät nit mehr 
ohne Realficherheit weggegeben, und wenn Hierzu 
etwa feine gute @elegenheit vorhanden fein 
kur Pommerſche Pfandbriefe oder Staatsſchuld⸗ 
heine angelauft werden. Ein Schreiben ber 
Königlihen Ober» Redinungstammer veranlaßt 
mich, auf dieſe Angelegenheit zurüdzutommen. Die 
Rönigli je Ober⸗Rechnungskammer hat nach ſolchem 
bei Revifion der Stipendienfonds-echnungen der 
Univerfität Greifswald in einigen Fällen zu be 
merten Gelegenheit gehabt, daß die Ausleihung 
von Stipendiengeldern auf Grunbftüde noch ohne 
Beachtung derjenigen Grenze erfolgt, welche B 
die übrigen Provinzen des Staais durch das Er- 
forderniß pupillarifher Sicherheit für bie öffent- 
lichen Fonds gegeben, und nad) welder die Aus⸗ 
leihung ſolcher Gelder bei ſtädtiſchen Grundſtücken 
nur innerhalb der erſten Hälfte und bei Land- 
ütern innerhalb der erften zweiten Drittel bes 
axwerthes zuläffig fit. Ich kann bies ebenjo- 


©) Vorfichend. 


Säaeider und von Bremen. Preupiſches Bollsfgulmefen. IL Bb. 
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wenig als die Königliche Ober-Rechnungstammer 
der Univerfität nadjehen, und erſuche Ew. Durd- 
laucht ergebenft, getätigt u veranlafien, daß 
diejenigen Capitalien, Sinhaig welder in 
diejer Beziehung etwas zu erinnern ift, gefündigt 
und anberweit auf ftäbtifhe Grundftüde ober 
Landgüter innerhalb der eriten Häfte und reſp. 
der erften zwei Drittel des Taxwerthes unter= 
gebracht oder aber in Staatsſchuldſcheinen angelegt 


werben. 
Minifterium der geiftlichen, 
Unterrichts und Medicinal-Angelegenheiten. 
von Altenftein. 


An 
des Königlichen Generals@ouverneurs von Neu⸗ 
Borpommern unb Kanzler® ber Univerfität 
Greifswald, Herm Fürften zu Putbus 
De laucht zu Putbus. 


2. Beib einer Sicher heitsberechnuug 
bei An ung der Gapitalien. 

Bisher wurde bei den Anträgen auf Genehmi- 
gung zu CapitalsBerleiyungen die VBeibringung 
eines Hypothekenſcheines gefordert, bie in ben 
meiften Fällen mit Koften und Aufenthalt in der 
Sade verbunden war, keineswegs aber vollftändi 
die verlangte Bürgſchaft dafür gemährte, daß na. 
Ausfertigung ber häufig nicht ganz neuen Hypo⸗ 
thelenfcheine, feine Belaftungen des Pfandobjects 
mehr vorgefommen feien. Aus biefem Grunde 
wollen wir in Bufunft bie Einreichung eined 
Supothetenfcheined bei Geſuchen um Ertheilung bes 

onjenfes zu Gapital-Berleihungen nicht als abjo= 
lutes Erforderniß aufftellen, maden dagegen bie 
Beifügung einer aufzuftellenden Sicherheitsberech⸗ 
nung zur Bedingung. — — 

Arnsberg, den 19. Rovember 1862. 

Königliche Regierung. 


8. athelariihe intra, des nachtraglich 
ln Zinsfußes bei Griftungscapisalien. 
— Abweichungen von dem für die Staatöver- 

maltungen maßgebenden Grundſatz: daß bet aus- 

geliehenen Stiftungscapitalien auch der nachträglich 

Bu Binsfuß durch hypothelariſche Eintragung 

ſicher zu ſtellen iſt, kann ich nicht geſtatten. Das 

Königüiche Provinzial-Schulcolegium wolle Sich 

daher ſtreng an die Ihm in der Verfügung vom 

21. Juli 1857 ertheilten Weiſungen halten und 

wegen Eintragung des bei den Stiftungdcapitalien 

von 4 auf 4’. PCt. erhöhten Zinsfußes fofort 
das Geeignete veranlaflen. 

Nachtheile für die Stiftungen können hieraus 
nicht entftehen, ba das Königliche Provinzial⸗ 
Säyulcollegium mit der Nusleihung der Stiftungs- 
capitalien nicht auf bie bortige Provinz beſchränkt 
iſt und daher, fall die Schuldner in der dortigen 

rovinz in der That auf bie geftellte Bedingung 
nicht eingehen wollen, die Gapitalien in ben 
anderen Provinzen bes aates, wo es feine 

Schwierigtelt hat, Stiftungägelder bei pupillarifcher 

Sicherheit zu 4’/s pCt, umterzubringen, auszu⸗ 

Ki im Stande iſt. 

ei Ausleihung der GStiftungscapitalten, bei 

Erwerbung älterer Hypotheken für bie Stiftungen 

und bei jeder ſonſt ſich darbietenden Oelegenbeit 

wird es 5 empfehlen, den Schuldner fofort für 
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fünf Procent jährlicer Zinfen Hypothek beftellen 
u laſſen. Es bedarf dann bei allen fräteren 
Kingbeftimmungen, welche innerhalb diefer 
Bremen halten, Teiner neuen Intabulation. Die 
desfallfigen Beftimmungen können durch formlofe, 
freie ereinbarung des Königlihen Provinzial 
Eollegiums mit dem Schuldner ln werden, 
wodurch jede Weiterung für bie Zukunft vermieden 
werden wird. 
Berlin, den 18. April 1867. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Ungelegenheiten. 
von Müpler. 


An 
das — Provinzial⸗ Schulcollegium 
uR. 
— V. 7199. 


4. Vorübergehende — angefammelter 
Säulbanbeiträge an Privatlente. 


Berlin, den 3. November 1868. 


Unter Wiederanfhluß der Vorſtellung einiger 
Mitglieder der Schulgemeinde von N., worin 
diefelben bitten, die zum Baufonds für die dortige 
Schule jährlid) einzuziehenden Gelder an Mit« 
glieder der Gemeinde ausleihen zu dürfen, eröffne 
ih der Königlichen Regierung, — wie id zwar 
mit der Ablehnung des Antrages in ber ange- 
braten Art einveritanden bin, nicht aber damit, 
daß der Unterbringung angefammelter Baubeis 
träge bei Privatleuten grundfäglid die Genehmi— 
ung zu verfagen ift. Vielmehr wird ed, um den 

chlungspflichtigen den Vortheil eines höheren 

insgenuſſes nicht EM entziehen und die e; nellere 

ufbringung bed Ba nicht zu erſchweren, 
tein Bedenken haben, die Genehmigung aldbann 
- ertheilen, wenn der Darlehnd: Empfänger, was 
in jedem befondern Falle vorfchriftsmäßig zu 
tüfen bleibt, Sinlängtiche Sicherheit zu beflenen 
eren u: im Stande ift. 


5. Ziusbare Belegung von Geldern ſtaatlicher 

Anftalten bei der Käniglicden Seehaudlung. 

Berlin, den 29. April 1882. 

Unter Bezugnahme auf die Circular-Berfügung 
vom 7. December 1878 — G. II. 3751 —*®), 
betreffend die auf Grund des $ 12 des Vertrages 
zwifhen dem Deutſchen Reiche und Preußen über 
die Abtretung der Preußifhen Bant an das 
Deutihe Reich vom 17./18. Mai 1875 erfolgte 
Kündigung der Rechte und Verpflichtungen der 
Neihöbant gegenüber der Königlich Preußiſchen 
Staatöregierung hinſichtlich der Belegung von 
Geldern der Kirchen, Schulen, Hoſpitäler und an— 
deren milden Stiftungen und öffentlichen Anftalten 
theile ich den Behörden meine Reſſorts mit, daß 
der Herr Finanzminifter die Generaldireltion der 
Seehandlungs-Societät ermächtigt hat, disponible 
— von Kirchen, Schulen, Stiftungen 
und ſonſtigen der Verwaltung oder Aufſicht des 
Staates unterſtellten Inſtituten zur zinsbaren 
Belegung anzunehmen. 

Die Unnahme der disponiblen Kaffenbeftände 
erfolgt unter den für die Belegung von Geldern 


®) Gentralbl. pro 1878 Geile 649 Rr. 216. 





ftaatliher Anftalten normirten allgemeinen Be 
dingungen, von denen Abſchrift hier beigefügt iſt. 
Hiernach ift geeignetenfals das Weitere zu 
veranlafien. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
von Goßler. 


un 
fänmtlige nadgeorbneten Behörden bes bies: 
re uruum 


Bedingungen 
für die zinsbare Belegung von Geldern ftantlicher 
Anftalten bei der Königlichen Seehandlung. 


81. 
Die Ein» und Rüdzahlungen müflen duch zehn 
teilbar fein, und haben ſolche in den Bormittags- 
ftunden von 9—1 Uhr zu erfolgen. 


82 
Die Einlagen werden mit 21 pCt. jährlid, 
den Monat zu 30 Tagen berechnet, verzinft. Die 
Bahlung ber Zinfen erfolgt bei Abſchluß des 
Kontos am Schlufie des Etatsjahres. 


83. 

Rüdzahlungen erfolgen bi zu 10,000 Marl 
mit adttägiger Kündigung, größere Beträge bes 
dingen eine vierwöcheniliche Kündigung. In—⸗ 
defien ift die Seehandlung berechtigt, die Rüd- 
ahlung fofort zu leiſten unter Belaftung des 
N ohlungstageb, i 


84 
Formulare für den Depoſitenverkehr, Ein- 
zahlungen und Abhebungen betreffend, werben 
von der Haupt = Seehandlungslafie unentgeltlich 
verabfolgt. 


85. 

Zur Wbhebung von Geldern Quittung 
find nur Diejenigen berechtigt, wilde | der König: 
lihen Seehandlung namhaft gemadt find. © 
Unterfchrift der betreffenden Beamten ijt der Rö- 
niglihen Seehanblung zur Kenntnignahme einzu= 
reihen. Bur Frifung, er Echtheit und Bültigteit 
der Quittung ift die Königliche Seehandlung nicht 
verpflichtet. 


6, 
Porto oder fonftige I find von den Conto 
di tempo-Inhabern zu tragen. 
ad G. IIL 89. U. und IL 


Anhang. 
L Ausleihnug disponibler Gelder üffentliger 
art Siadı- ud Landgemeinden, Kirchen 
* ne Sähulgemeinnen nf. f. 


Berlin, den 2. April 1884. 

Wie Em. ꝛc. bereitö dur Mittheilung vom 
3. Januar er. bekannt geworden ift, Babe ich zu= 
nächſt die gutachtlihe Aeußerung ber beteiligten 
gerten Ober» Bräfidenten darüber erfordert, ob 

enfen dagegen geltend zu machen feien, 
den öffentlihen Spartaflen die Wußleii 
ponibler Gelder allgemein an Provinzen, e, 
Stadt und Landgemeinden, Kirchengemeinden und 
fonftige leiftungsfähige mit Corporationsrechten 
ausgeftattete communale Verbände des preußtichen 
Staates gegen vorihriftsmäßige Schuldverjchreis 
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bung geftattet werde. — Nachdem in den einge: 
gangenen Berichten — abgejehen von einer Mus: 
nahme — biefe Frage verneint worden ift, nehme 
ih feinen Anſtand, die in dem Erlafie vom 
7. Auguft 1876 (Minifterialblatt Seite 199) aus- 
gelprociene Beihräntung der Ausleihung von 
parlafienbeftänden auf die eigene Gemeinde auf- 
zuheben und Em. ꝛc. dbemgemäß zu ermächtigen, 
dem Antrage auf Genehmigung des von den 
ftädtifchen Behörden zu €. beſchloſſenen Nachtrages 
u dem Statut der ſtädtiſchen Sparkaſſe nunmehr 
olge zu geben. 

Bugleih erkläre ih mich damit einverftanden, 
daß in diefem wie in anderen Fällen im Statute 
vorgejchrieben werde, daß zu derartigen Darlehen 
— für melde übrigens eine beftimmte Umorti- 
fationzfrift feftzufegen ift, niemals mehr ala !/4 
des Gefammtbeitandes der Sparkaſſe verwendet 
werben darf. 

Der Minifter des Innern. 


a 
bie Königlichen "Dber-Pröfbenten 
(Minifterialbl. d. i. 8. 1884 ©. 113.) 


UI. Gabinet3-Ordre vom 8. Mai 1821, betreffend 
die Yan von Gapitalien in Siaatsſchuld⸗ 
feinen. (Geſetz⸗Samml. Seite 46.) 


— Ich beftimme hiermit, daß zinsbar aus- 
ſtehende oder unterzubringenbe Capitalien der 
Kirchen, Schulen, milden Stiftungen und aller 
anderen öffentlihen Anftalten — — zum Un- 
Taufe von Staatsſchuldſcheinen?) verwendet werden 
können. — 


318. Anlegung von Ichulmatrikeln, 
’ een 


4. Ert. des O.VB.-G. v. 18. Dec. 1878 betr, bie Uns 
zuläffigteit bed Wermaltungsftreitverfahtens zur Be 
richtigung von Schulmatrikeln. — cf. Ert. bed 
D.:8.:6, v. 28. Sept. 1878 ($ 274 Nr. 48), €. v. 
22. Rov. 1883 (8 310 Rr. 118), €. v. 23. Juni 
1884 (8 302 Nr. 2c), Ext. des O.:8.:@. v. 1. Mat 
1885 (8 310 Rr. 210) und für Schleswig-polftein: 
Ext. des C.⸗G.⸗H. v. 8. März 1873 (8 303 Rr. 1.) 

2. €. v. 8. Dec. 1859 betr. bie Anlegung von Lager 
bũchern. — ef. oben Bb. I 8 iO Rr. 17 (sub 8 12) 
u. hier And, I. — Der E. d. Evang. Ober⸗Kirchenraths 
v. 7. Rov, 1878 (Kirchl. Geſ.⸗ u. B.Bl. ©. 155) 
regt die Aufftelung und Fortführung von Lager: 
bũchern (Wermögensverzeichnifien) der Kirchen unb 
tirchl. Inftitute an, zu denen aud das Vermögen 
der Küfterftellen gehört. — cf. Worb. zu 8 314 ff. a. €. 

- sub D ©, 751 (Ext. des Oberlandeögeright in Naum⸗ 
burg v. 16. Jan, 1885). 

3. Ueber die den Vocationen ber Lehrer beizufügenben Ein= 
Tommendverzeinifie: of. auch Bo. 1810 Anh. I, 8162 
Nr. 2 (sub 6 u. 9), Nr. 3, 6 u. oben 8 275 Pr. 11. 





®) Rad der Cabineis-Ordre vom 27. Mai 1838 (Befep- 
Samml. Seite 280) aud von convertirten Bfandbriefen ber land⸗ 
fHaftligen Grebitinftitute, nach ber Gabinet#-Orbre vom 22. De⸗ 
cember 1843 (Bejeg-Samml. Seite 46) auch von Eiſenbahnactien 
oder Obligationen, für welde bis zur Rüdzahlung die Zinſen 
unbebingt vom Gtaate garantirt find. 
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L Unzu igleit der Verwaltumgögerichte zur 
—XX der me — 
Erkt. d. Oberverwaltungsgerichts v. 18. Dechr. 1878: 


— Vach $ 3 des Geſetzes vom 3. Juli 1875*) wird 
die ſachliche Zuftändigkeit der Berwaltungsgerichte 
durd) befondere Geſetze beftimmt. Zur Entſcheidung 
der Differenzen, welde bei Wufnafme der Schul 
matrifeln Seitens der Landräthe nad) $ 66 der 
Schulordnung unter den Intereſſenten hervor⸗ 
treten, bat kein Gejeg die Verwaltungsgerichte 
berufen. Die Beſchlußfaſſung darüber ift daher 
der beftätigenden Regierung verblieben, gegen 
deren Entſcheidung den Vetheiligten der Weg der 
Beſchwerde .an den Unterrihtsminifter offen hebt. 
Anderd würde die Sache liegen, wenn auf Grund 
der Matrifel von dem Kläger die Leiftung eines 
beftimmten Schulbeitrages gefordert worden wäre 
und er in Gemäßheit ber F8 77, 73 bed Zu— 
ftändigfeitägejeges vom 26. Juli 1876 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 297)**) bei den Verwaltungs: 
gerihten auf Freilaſſung von dem geforderten 
Schulbeitrage gelingt hätte. Die Verwaltungsge⸗ 
richte würden alsdann ihrerſeits behufs Entſcheidung 
des Specialfalles zu prüfen haben, ob die ent⸗ 
ſprechende Feſtſetzung der Matrikel, welche kein 
neues Recht ſchafft, ſondern nur die beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe zu conſtatiren hat, dem geltenden 
Rechte gemäß ſei. Ueber die Klageanträge, wie 
fie geftellt find, findet ein Berwaltungsitreitver- 
fahren nicht ftatt. Wenn beffen ungeadtet der 
Vorderrichter dem flägerifhen Antrage hinſichtlich 
des 8 43 der Schulordnung Folge gegeben hat, 
fo kann hieran in diefer Inftanz nichis geändert 
werben, weil darüber von feiner Seite Bejchwerbe 
geführt ift; im Webrigen war die Vorentſcheidung 
nad Vorſtehendem wegen Berl bed 8 3 bes 
Gejeges vom 3. Juli 1875*) aufzuheben und die 
Klage, injoweit darüber in der Revifionsinftanz 
zu befinden, abzuweiſen. — 


2. Anlegung von Lagerbüchern Über dad Ber- 
mögen ber geiftligen und Schul⸗Juſtitute. 


Aus dem Berichte vom 18. October cr. habe 
ich_gern entnommen, daß bie Königliche Regierung 
auf eine größere Sicherftellung des Vermögens 
der geiftlihen und Schul-SInititute, welches in 
Folge der häufig herrſchenden Ungewißheii über 
feine einzelnen Beſtandtheile nicht ſelten Verluſten 
ausgejegt ift, durch die Aufnahme des Planes, 
für die Kirchen, Pfarren, Hüftereten und Schulen 
de3 dortigen Verwaltungsbezirts Lagerbücher an 
zulegen, in geeigneter Weile Bedacht genommen 
bat. Eine Veränderung in der Organijation der 
Verwaltung des Bermögens ber Kirchen und 
geiftlichen Inſtitute, durch welche die Reſultate 
der beabſichtigten Arbeit und der aufzuwendenden 
Koſten geſchmälert werden könnten, iſt zur Zeit 
nicht beabſichtigt. Ein Grund, auf die Ausführung 
vor der Hand zu verzichten, tft mithin von biefer 
Seite her nicht vorhanden. Dagegen ift in Betreff 
der Elementarfhulen eine generelle Regulirung 
der Angelegenheit durch den, der Königlichen Re— 

=) Jept 97 des Gef. v. 30. Juli 1883 (unten Ob. III a. €.) 
46, 47 des 


38 Geieges v. 1. Auguft 1883 (oben Bd. I 
5 Anh I). 
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terung unter dem 10. October cr. mitgetheilten 
Gelepentmurf über die äußeren Verhältnifje der 
Elementarihulen, deſſen $ 14 die Aufftellung von 
Schulmatrikeln vorjreibt, in nähere Erwägung 
gezogen. Hierdurch ift jedoch feine Veranlafjung 
geboten, von der Aufnahme der Vorarbeiten für 
die projectirte Anlegung von ul⸗Lagerbüchern 
noch abzuſehen, weil das Ergebniß derſelben event. 
für die Aufſtellung ber ulmatriteln wohl zu 
benugen fein wird. 

Indem ich daher der Königlichen Regierung 
die innerhalb Ihrer Befugniffe liegenden Anord⸗ 
nungen für die Ausführung Ihres Planes an= 
heimftelle, erwarte ich feiner Beit weiteren Bericht 
über die gewonnenen Refultate und über die etwa 
aufftogenden Schwierigkeiten und Hemmniffe. 

Berlin, ben 8. December 1859. 


$ 319. Vertretung des Schnlvermögens, 
insbefondere in Procefen. 


— d. 8 660 fi. A. RR. U 11 oben im Vorbericht 
zu 88 314—322 (©. 746) und ben Vorbericht zu 8 250 
a. €. (6. 58). — 


1. €. v. 22. Aug. 1863 betr. die Befugnig bed Schuls 
vorftandeß zur Vertretung ber Schule in ihren Ber- 
mögenangelegenheiten, insbefondere in Brocefien. — 
cf. für Holftein insbej.: Patent v. 16. Juli 1864 
8 5 (unten 8b. II 0. €.). 

2. Erf, des O.⸗B.⸗«G. v. 19. Sept. 1876 betr. bie 
Beſugniß der Schulvorfteher zur Vertretung ber Schul: 
gemeinde als korporativen Rechtaſubjecis unb der 
Säule als Unftalt ber Gemeinde (of. $ 310 Rr. 210) 
in Procefien und betr. bie Beſtellung eines Bevoll⸗ 
mädtigten bei Gollifionen zwiſchen den Interefien ber 
Schulvorſteher und bes Schulinftituts. — of. auch 
8 275 Rr. 4, 8 262 Rr. 88, 8 250 Wr. 8, und 
über bie von Amtswegen beftellten Bevollmächtigten 
noch ®b. I $ 10 Rr. 14, 8 251 Nr. 6 und 8 273 
Nr. 2d. 

3, €. v. 22. Februar 1869 betr. bie Bedeutung bed 
Approbationsbecret3 ber Regierung zu Procefien über 
das Schulvermogen. — of. Geihäftsanweiung vom 
15. Oct. 1858 [Marienwerber] 8 11, im Ob. 18 10 
Nr. 17 und oben $ 250 Rr. 10 Anm. — Zur 
Klage vor den Verwaltungsgerichten ift keine Appro— 
bation erforberlih, Ext. d. D.-B.:G. v. 18, Febr. 
1880 (Gntih. VI 186) 8 302 Rr. 6. — In 
Säteswig-polftein ift überhaupt feine Genehmigung 
der Schulauffitöbehörbe nöthig (Runge, Volkaſchul⸗ 
wein 1872 ©. 300). 

4, Ueber bie Verpflichtung ber Lehrer zur Verlegung 
der Proceptoften: of. Ob. I 8 187 And. IL 

Anhang, 

Is. R. v. 6, März 1840 betr. bie Mitwirkung 
des Schulvorftandes bei ber Verwaltung 
des in ber Hand ber Presbyterien befind⸗ 
ligen Schulvermögens, 

Ib. €. des Evangelijgen Ober-Rirhenraths v. 31. Jan, 
1883 betr. bie Mitwirkung ber kirchlichen 
Behörden bei ber VBermögensverwaltung 
combinirter Küfters und Schulſtellen. — 
ef. über die Zuziehung der Kirchenvorftände beim 


Vertretung des Schulvermögens, insbefonbere in Procefien. 8 319. Nr. 1. 


Ban der Schul⸗ und Küfterhäufer auch: 5 304 
Anh. V, und über bie Zuftänbigteit ber Gonfiftorien 
zur Seftfegung von Defecten an kirchlichem Ver⸗ 
mögen: & 316 Anh. IV. 

II. €. des Evangelifchen Ober: Kirchenraths v. 23. Der. 
1878 und veſcheid des Kammergerichts v. 7. Rov. 
1878 betr. bie Notäwenbigteit einer Sene hmi⸗ 
gung ber getftlihen Obern zu Proceſſen 
evangeliſcher Kirchengemeinden. 

IH. In katholiſchen Kirchengemeinden bebarf ber Kirchen⸗ 
vorftandb zu Procefien keiner Ermächtigung von 
Seiten einer Staatds und Kirchenbehörbe: $ 51 bes 
Geſ. v. 20. Juni 1875 Geſ.⸗Samml. 6, 253. 

IV. $ür Hannover: cf. Gef. v. 14. Det. 1848 8 19 
Nr. 5 in Verbindung mit ber Bel. von bemfelben 
Tage Urt, 27 (unten ®b. II a. E.). 


1. Vertretung einer Elementarſchule in 
ee vrecenea 


Der Landrath des Kreifes F. ift in dem beis 
gefügten Bericht vom 17. v. M. wegen des ihm 
von der Königlichen Regierung ertheilten Auftrags 
ur Aufnahme einer Proceßvollmacht Seitens der 
Sänılgemeinde ®. aus Gründen vorftellig ge 
worden, denen ich meine Buftimmung nicht ver- 
fagen Tann. 

Die Auffafjung der Königlichen Regierung, dab 
bie Schulvorſteher die Schule wohl in ihren inneren 
Ungelegenheiten, nicht aber auch in ihren Ber- 
mögensangelegenheiten nad) Außen hin zu vertreten 
befugt feien, fine weder in den Borjchriften des 
Allgemeinen Landrechts, noch in denjenigen der 
Inftruction für die Schulvorfteher auf dem Lande 
vom 28. October 1812*) = jegründung. 

Was insbejondere die ge wegen ber Ber: 
tretung der Schule reſp. der Schulgemeinde in 
PVrocefien über das Shtverngen etrüfft, auf 
welche es bier allein antommt, fo tft biöher auf 
Grund des $ 19 Titel 12, Jemie ber 88 217 ff. 
und 650 ff. Titel 11 Theil U Allgemeinen Lands 
techts,**) ſoweit Dieffeitö befannt, ftet8 angenommen 
worden, daß dem Schulvorftand der Betrieb folder 
Proceſſe obliegt. Es liegt kein Grund vor, hier 
von al een und in allen derartigen Fällen bie 
ganze Schulgemeinde zumiehen, jo lange die @e= 
tihte die — bed vorſtandes nicht 
bemängeln. Außer dem Approbationd-Decret zur 
Anftelung der Klage***) bedarf es daher zur 
gitimation des Schulvoritanbes nur eines Atteftes 
der Königlichen Regierung, baß die betreffenden 
er wirklich den Vorſtand ber Schule in B. 

en. 

Die Königliche Regierung wolle hiernach ben 
Landrath von 8. mit anderweiter Weiſung ver⸗ 
fehen und das jonft Erforderliche veranlaſſen. zc. 


Berlin, den 22. Auguft 1863. 
Der Minifter der geiftli: ꝛc. Angelegenheiten. 
r —S ehnert. 


Abgebr. tm Worbericht zu 5 314 fi. (©. 746) 
ne se e. u = 
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2. Vertretung der Gchulgemeinde, der Schul 
und deö Rehrerd, insbefondere in — 
der Dotatisu der Schulſie 
Im Namen des Königs! 
In der ee 
fi 


der Schulgemeinde zu P., Mlägerin und Re— 
vifionsklägerin, 
der 


w 
den Lehrer V. daſelbſt, Beklagten und Re— 
viſionsbeklagten, 
at das Königliche Agbervermaltungägericht in feiner 
igung vom 19. September 1876, 
an welcher ꝛc. Theil 
für Recht erkannt, 
daß auf die Revifion der Mägerin die Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bezirisverwaltungs⸗ 
gerichts zu Stettin vom 15. März 1876 auf- 
ui en und bie Sade zur andermweitigen 
ge Po daſſelbe Gericht zurüdzuver- 
weiſen, ber Werth des Streitgegenftandes auf 
183 Mt. 22 Pf. feitzufegen, die Koften und 
baaren Auslagen ded Mevifionsverfahrens 
jedem Theile zur Hälfte aufzuerlegen, dagegen 
jeder Theil gehalten, feine eigenen baaren 


Auslagen zü tragen. 
Bon — Wegen. 


Gründe. 


In Folge der von der Königlichen Regierung 
u Stettin unter dem 29. Juni 1875 verfügten 

ufbefjerung des Einkommens des Lehrers in P. 
iſt zwiſchen ber dortigen Schulgemeinde und bem 
Lehrer 8. über die zur Ausführung jener Ber- 
fügung vom Landrathe angeordnete Berechnung 
des Geldwerths der Einkünfte der dortigen Küfter- 
und Lehrerftelle Streit entjtanden. Während der 
Lehrer den Gelbwerth der Einkünfte im Ganzen 
nur auf 656 Mt. 60 Pf. angab, berechnete ihn 
die Schulgemeinde anf 859 Et. 82 Bf. 

Behufs Entſcheidung dieſes Streites frug die 
Schulgemeinde auf Grund des $ 135 X 2 ber 
Kreisorbnung*) bei dem Kreisausſchuſſe des D.'er 
Kreifes unter dem 9/12. November v. 3. klagend 
darauf an, bie von ihr aufgeftellte Berechnung 
ald richtig und zutreffend anzuerkennen. Der 
Kreisausihuß entſchied unter dem 24. November 
v. $. dahin: dab 

1. der Werth der Körner- und Kartoffellieferung 

in Uebereinftimmung mit den Angaben ber 

Klägerin, 
. bie Kuhhaltung pro Stüd auf 90 Mt, 
. die Schafgaltung pro Stüd auf 6 ME, 
. die Haltung der Zuchtgans auf 12 Mt, 
. bie 16 füßige the Leinland auf 50 Pf. 
. die 16 füßige Ruthe Gartenland auf 30 Pf. 
anzunehmen und ber Werth des Gtreitobjectes 
auf über 100 Mt. feitzuftellen, die Koften ſowie 
die baaren Auslagen bes Verfahrens jedem Theile 
zur Hälfte aufzulegen, dagegen jeder Theil ge- 
halten, feine eigenen Auslagen und Kojten zu 
tragen. 

uf die Hiergegen vom Vellagten gemäß Un- 


genommen haben, 


nmwn 


meifung der Königlichen Regierung zu Gtettin 
Ka 





789 


eingelegte Berufung hob jebod dad Königliche 
Beziröverwaltungsgericht zu Stettin unter bem 
45. März d. J. die Entſcheidung des Kreisaus- 
ſchuſſes auf und wies die Klägerin unter Aufer- 
legung der Koften mit ihrem Antrage angebracdhter- 
maßen ab, da meber die Mctiv-, noch die Balfiv- 
legitimation in Orbnung jei. 

Namens der Schulgemeinde habe der Gutsvor⸗ 
fteher R. bie Ringe angeftellt; dazu fei er nicht 
befugt geweien, da er bie Schulgemeinde nicht 
vertrete. Die legtere werde von allen Hausvätern 
des Orts gebildet und durch ihren Repräfentanten, 
ben Schulvorftand, vertreten. Nur biefer hätte 
die Klage zu erheben gehabt. In der auf Ber- 
anfaffung des Landraths von dem Amtsvoriteher 
Zweds der Bereinigung der ftreitenden Parteien 
unter dem 22. October 1875 aufgenommenen Ber- 
handlung ſeien zwar 3 Perſonen aufgetreten und 
ebenfo hätten die Gegenerflärung auf die Be- 
rufungsſchrift 3 Perſonen unterzeichnet, von denen 
2 denjelben Namen führten wie die in der Ver— 
handlung vom 22. October 1875 genannten Ber- 
fonen; wo diefe Unterzeichner aber wohnhaft jeien 
und ob fie etwa den Schulvorftand bildeten, dar⸗ 
über Sr aus den Acten nicht das Geringite. 
Andererfeits fei der Beflagte nur der Nießbraucher, 
der augenblidiihe Inhaber der Lehrerftelle zu P; 
nit um Aufbefferung eines an feine Perfon ge 
Mmüpften Eintommens, fondern um Aufbefferung 
der von ihm eingenommenen Lehrerftelle handle 
es fi bier. Die Lehrerftelle werde aber nicht 
durch ben gegenwärtigen Lehrer repräjentirt, 
fondern müfle im vorliegenden Falle, wo eine 
Kollifion zwifchen der ganzen Schulgemeinde und 
der Schulitelle eingetreten Fi durch einen von ber 
Auffihtsbehörde der Schulftelle zu beftellenden 
Vertreter repräfentirt werben. Gegen biefen wäre 
—* die Kiage des Schulvorſtandes zu richten 
geweſen. 

Gegen das Erkenntniß bes Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht? hat die Klägerin in einem von dem Schul- 
vorſteher E. unterzeichneten Schriftftüde rechtzeitig 
das Rechtsmittel der Reviſion eingelegt und, wie 
folgt, gerechtfertigt: 

Die Entiheidung des Vorderrichters berube auf 
der Annahme der Eriftenz einer von der Schul- 
gemeinde getrennten, mit befonderer Rechtöper- 
fönlichteit außgeftatteten Schulitelle ; Diefe Annahme 
fei jedoch im Gefege nicht begründet, die Schul- 
gemeinde ſei das alleinige Rechtsſubject. 

Nachdem von der Äufſichtsbehörde beſtimmt 
worden, welches Einkommen der Lehrer erhalten 
ſolle, liege der Schulgemeinde die Verpflichtung 
ob, dieſes Eintommen in Naturalien oder baar 
zu gewähren und ſich darüber mit dem Lehrer zu 
vereinbaren. Sache des Letzteren fei es, falls er 
vermeine, daß ihm die Naturalien zu hoc) berech⸗ 
net werben, dieſerhalb bei der geſetzlich verordneten 
Inſtanz zu werden. Er und die Schul⸗ 
gemeinde feien bie allein Beteiligten; jedenfalls 
aber fei er mitbetheiligt und felbit der Vorder⸗ 
richter würde wohl faum einem als Kläger auf- 
tretenden Lehrer die Activlegitimation ab⸗ 
fprehen. Ein analoger Fall fet im H 135 IX 11 
ber Kreißorbnung vorgejehen. Hier ſtehe die po- 
litiſche Gemeinde dem Schulzen gegenüber. Schwer⸗ 
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lich würde ein Richter die Anſicht aufftellen, ber 
Schulze fei nicht als Betheiligter anzufehen, wenn 
es fih nicht um die Höhe des Dienfteintommens 
an fi), jondern darum handele, ob das in Land⸗ 
nußung gewährte Dienfteintommen das feftgefegte 
Dienfteintommen ot 

Ebenfo unzutreffend jei die Anſicht des Border- 
richters, daß die Mage gegen ben von ber Auf- 
ſichtsbehörde beftellten Xertreter zu richten fei, 
tie fich fchon aus der Erwägung ergebe, daß gegen 
die Wuffichtöbehörde ein Zwang zur Beltellung 
suis folhen Vertreters nicht ausgeübt werden 

inne. 

Andererfeitd werde aber auch die Activlegitis 
mation der Klägerin von dem Berxufungsrichter 
zu Unrecht bemängelt; nicht der Schulvorftand, 
fondern nur die Schulgemeinde bezw. jedes ein- 
gelne Mitglied der Schulgemeinde feien zur Klage 
egitimirt; der Schulvorſtand fet überhaupt zur 
Vertretung der Schulgemeinde durch das Geſetz 
nicht berufen. 

Im vorliegenden Falle ſei die Schulgemeinde 
vom Landrathe zur Klage aufgefordert und Namens 
ihrer diefelbe vom Gutsvorſteher eingereicht worden. 
Ingleichen fei Die Entſcheidung bes eisausiähuffes 
ihr durch Legteren infinuirt, aud ihr die Bes 
rufung zugegangen und von ihr die @egener- 
Märung verfaßt; diefelbe fei von den Schulvor- 
ftehern €. und ©. unterzeichnet. Nach alledem 
könne es feinem Zweifel unterliegen, daß bie 
—— geklagt habe und ſei die etwaige 
Unvoliftändigfeit der Klage durch bie Gegener- 
Härung geheilt. 

Der Revifionzfchrift ift eine von 21 Hausvätern 
der Schulgemeinbe P. unterfchriebene protocollarifche 
Verhandlung vom 11. Juli d. J. beigefügt, In- 
a deren von der Zwecks Mittheilung der Ent- 
ſcheidung des Königlichen Bezirköverwaltungäge- 
richts vom 15. März d. J. in ortsüblicher Weiſe 
unter ber gefeßlihen Verwarnung zufammenbe- 
rufenen Su emeinde befchloffen worden ift: 

„1. Es tft Recurs ginzuiegen und wird bie ans 

liegende, von den Schulvorftehern gezeichnete 
Recursſchrift genehmigt. 

2. Die Schulgemeinde eignet ſich alle bisher 
Namens ihrer in dem Streitverfahren ab» 
gegebenen Erklärungen ausdrüdlich an.“ 

Das Protocol ift von dem Schulvoriteher E. 
vollzogen. 

Der Bellagte dagegen beantragt die Aufrecht> 
haltung der Gorenefdeibung, wenngleich er bie 
Gründe derjelben nicht überall für zutreffend er- 
adtet. Denn activ zur Klage fei im vorliegenden 
Falle nicht die durch den Schulvorſtand vertretene 
Schulgemeinbe als Corporation, fondern feien 
nur die einzelnen — legitimirt. Dagegen 
ſpreche die Boren! Beben mit Recht aus, daß 
als paffiv zur Klage Iegitimirt nicht der Lehrer 
anzufehen fei, fondern die Schule als Anftalt, da 
& fih nit um eine perſönliche Eintommensre- 
guftzung des jebigen Stelleninhabers, jondern um 
te der Stelle handele. Die Schule ald Anftalt 
werde in Procefien durch den Borftand derfelben 
vertreten. Da jedoch im vorliegenden Falle die 
Mitglieder des Schulvorftandes als Kläger ein 
tolfidirendes Intereſſe hätten, fo wäre der Schule 
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Seitens der Aufficht3behörde von Amtswegen ein 
Vertreter zu beftellen geweſen. 

Es mußte, wie geichehen, erfannt werben. 

Nah 8 4 Wr. 6 Titel 5 und 8 9 Titel 6 
Theil I der Allgemeinen Gerihtordnung*) hat 
der Richter im Civilproceffe auf die Berichtigung 
des Legitimationspunttes von Amtswegen Bedadht 
zu nehmen. Die gleiche Pflicht liegt unzweifel- 
haft dem Richter im Berwaltungsftreitverfahren 
ob: fie ergiebt ſich aus dem Weſen diefes auf den 
Brincipien der Unterfuhungsmarime beruhenden 
Verfahrens, welche in den Vorſchriften des Geſetzes 
über die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und 
das Berwaltungsftreitverfahren v. 3. Juli 1875) 
überall ihren confequenten Ausdrud gefunden 
haben; fie ift in&befondere aus dem 8 40 dieſes 
Geſetzes ) herzuleiten, wonach der Berwaltungs- 
riter von Amtswegen fogar für die Beilabung 
Dritter bei einem Rechtöftreite intereffirter Per— 
fonen zu forgen bat. 

Der Borderrichter hat ſich fonach der Verlegung 
einer weſentlichen Proceßmaxime ſchuldig gemadit, 
wenn er die Klägerin mit ihrem Antrage ange— 
bradtermaßen aus dem Grunde abweiſt, weil 
weder die Active noch Paffivlegitimation in Ord⸗ 
nung fei. Hatte es ber Richter erfter Inſtanz 
unterlaflen, den Legitimationspunft richtig zu 
ftelen, fo war es nunmehr bie Aufgabe des Be— 
rufungsrichters, bad in diefer Beziehung Ber: 
fäumte nachzuholen. 

Der Vorderrichter irrt ſodann aber aud) rechts⸗ 
grundfäglic bei der Beurtheilung der Legitima- 
tionfrage in zwiefacher Beziehung. 

Während die Regulivung des Einkommens der 
Lehrer an den öffentlichen Elementarichulen und 
bie zu dieſem Behufe erforderliche Feſtſtellung des 
Geldwerthes der Naturalien und ded Ertrages 
der Ländereien der Lehrerftellen bis zum Erlaſſe 
ber Kreisordnung den Bezirksregierungen allein 
zuftand, ift die Wahrnehmung der letzteren Func⸗ 
tion im Falle eines Streites unter den Betheilig- 
ten durch den 8 135 X 27) jenes Geſetzes den 
Kreisausſchüſſen übertragen worden. Die gedachte 
Feſtſtellung hat gemäß $ 140 a. a. O. im Ber- 
waltungsftreitverfahrent) zu erfolgen. Es fragt 
ſich, wer unter den Beteiligten im Sinne des 
$ 1354) eit. zu verftehen und demgemäß in dem 
Streitverfahren vor den Verwaltungsgerichten eine 
Kg zu übernehmen berechtigt und ver- 
pflichtet. ift. 

Der Berufungsrichter will in dem vorliegenden 
Rechtsſtreite die Rolle der Klägerin der durch den 
Schulvorſtand vertretenen Schulgemeinbe, Die Rolle 
bes Bellagten ausfchließlich einem von der Schul- 
auffichtöbehörde von Amtöwegen zu beftellenden 
Vertreter der Schulftelle zuweilen. Nach richtiger 
Auslegung ber Gefete find jedoch als Iegitimirt 
zur — ber Rolie des Afgers die 
durch beſonders zu wählende Repräſentanten ver- 


ed 64 ber Giı ronum: %. Januar 1877 
a rheung vom 
2) ‚gandet-Bermatungsgefep vom 30. Jali 1883 (oben 


302 
= Seht BIO bet Gel. n. 30. It 1883 (oben $ 302 Anh. IT). 
Beſchluhverfahren (of. & des Gefepes vom 


7) Jet 
1. Auguft 1883 oben 3b. I 5 5 Unh. H. 
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teetene Geſammtheit der Hausväter der ge 
meinbe ®., ge Bahrnehmung der Rolle der Be⸗ 
Hagten der Lehrer V. und ein, an Stelle der als 
Hausväter perſönlich intereffirten Schulvorfteher 
bon ber Schulauffichtöbehörbe zu beftellender Ver⸗ 
treter der Schule anaufehen. 

Die Aufbeflerung der Lehrergehälter erfolgt von 
Seiten der Schulaufjichtsbehörde der Megel nad 
nit nur für den gegenwärtigen Inhaber der be= 
treffenden Lehrerftelle und auf die Dauer ber 
Dienftzeit deffelden, fondern — wie bied auch im 
vorliegenden Falle von der Königlichen Regierung 
zu Stettin verfügt worden ift, — über die Dauer 
der legteren hinaus zugleich auch für Die jpäteren 
Inhaber der Stelle. Heraus ergiebt fi, daß bei 
der Zeftftellung des Geldwerthed der Naturalien 
und des Ertraged der betreffenden Stelle, von 
welcher bie Höhe des von der Schulgemeinde zu 
gemwährenden Gehaltszuſchuſſes abhängt, ſowohl 
der gegenwärtige Inhaber der Stelle perjünlic, 
als au die Schuljtelle als ſolche interefjirt if. 
Der Erftere ift daher auch Iegitimirt, ganz unab⸗ 
Bängi von der Vertretung der Stelle zu Hagen. 

enfo ift er aber aud als „Betheiligter“ ver- 
pflichtet, fih auf eine Klage einzulaffen. &3 bleibt 
ihm unbenommen, Daran Bingumirten, daß neben 
ihm und in erfter Reihe die Schulftelle ſelbſt 
vertreten werde. Gefchieht die aber nicht, fo 
kann er fid von der Einlafjung auf die Klage 
nicht ander befreien, als daß er von ber Be: 
ftreitung bes Klageantrages abfieht. 

Die Bemängelung der Paffivlegitimation bes 
Lehrers 8. von Seiten des Vorderrichters erſcheint 
hiernach nicht gerechtfertigt, und war zu biejer 
Bemängelung um fo weniger Beranlafjung vor⸗ 
handen, als ber Lehrer ®. nad; feiner Anzeige 
vom 2%. December 1875 auf ausdrüdlihe An- 
meifung ber Königlichen Regierung zu Stettin die 
Berufung gegen die in eriter Inſtanz ergangene 
Entſcheidung eingelegt Hat, ber letzteren e3 aber 
als Schulauffichtöbehörde — wie der Vorberrichter 
felbft mit Recht annimmt — oblag, für eine Ber- 
tretung der Schulftelle in dem ſchwebendem Streit- 
verfahren Sorge zu tragen. 

ei Vertretung der Schulftelle find durch das 
Geſetz allerdings zunächſt die Schulvorfteher be- 
rufen. Denn wenn aud) die Schulftelle, die Schule, 
feine für ſich beftehende Rechtsperſönlichkeit ift, 
als Subject der Rechtsverhältniſſe der Schule 
vielmehr die Gefammtheit der zu einer öffentlichen 
Elementarfhule vom Staate gewiefenen Ein- 
mohner, die Schulgemeinde oder Schulfocietät an= 
ufeßen ift, welche als ſolche die Eigenfchaft einer 

orporation und folgeweife auch die einer jurifti= 
fen Perſon hat,*) 

8 2, 81 Titel 6 Theil II, 88 1 ff, 12 fi, 
29 ff., Titel 12 Theil II Allgemeinen Land- 
rechts. Plenarbeſchluß des Ober-Tribunals 
RK vom 20. Juli 1853%*) (Entſcheidungen Bd. 25 
Seite 301), 
fo find doch die Schuloorfteher das gejegliche Organ 
der Schulgemeinde für Ausübung der äußeren 


7 Für die Provinzen Oſt⸗ und Weftpreußen of. oben & 261 
. [°9) Oben 8 314 Anh. L 





Rechte der Schule als eines Inſtituts der Ge— 
meinde. 
88 12, 13, Titel 12 a. a. O. 

Die Schulvorfteher find daher bezüglich ber 
Rechtöangelegenheiten der Schuledie Repräjentanten 
und gefeglidh beauftragten Beamten der Schul- 
gemeinde, 

4114 ff. 137_ff. Titel 6 Theil I, 8 13 
itel 12 Theil II a. a. O. 

und haben als folde ſowohl die Schulgemeinbe 
als corporatives Rechtsſubject, wie bie Schule ald 
Unftalt der Gemeinde in Proceffen als Klägerin 

oder Beklagte vor Gericht zu vertreten.*) 
Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 17. Dec. 
1872 (Strieth. Ardiv, Bb. 87 ©. 274). 

Wo jedoch, wie im vorliegenden Zalle, eine 
Colliſion zwiſchen dem Intereſſe der Schule und 
dem perfönlihen Sntereffe der einzelnen Schul: 
vorfteher in ihrer Eigenfchaft als Hausväter der 
Schulgemeinde ftattfindet, da wird felbftverftänblich 
der Schulvorftand die Vertretung des Schulinftituts 
nicht wahrnehmen können. Es wird vielmehr in 
folhen Fällen in analoger Anwendung bes 
8 661**) Titel 14 Theil TI Allgemeinen Land» 
rechts dem Schulinftitute von der Schulauffichts- 
behörde ein Bevollmächtigter von Amiswegen be= 
ftellt werden müfjen. 

Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 4. Ja⸗ 
nuar 1865 DIE: Band 58 ©. 45) 
und dag oben citirte Erkenntniß deſſelben 
Gerichtshofes vom 17. December 1372. 

Während alſo hiernach im vorliegenden Rechts» 
freite bie Rolle des Bellagten dem Lehrer und 
einem durch die Schulauffichtöbehörde zu beitellen- 
den Bevollmächtigten der Schule zufält, ift die 
Rolle des Klägers von den ſämmtlichen Haus- 
vätern der Schulgemeinde wahrzunehmen. 

Wollte man dieſe Parteirolle mit dem Vorder⸗ 
richter der dur den Schulvorftand vertretenen 
Schulgemeinde als corporativem Rechtsſubjeete zu⸗ 
weiſen, ſo würde, da zwiſchen dieſer und dem 
Schulinſtitute en, obwaltet, ein Rechts⸗ 
ftreit zwiſchen ihnen überhaupt nicht denkbar fein, 
In der That aber handelt e8 fi in einem gemäß 
—* 135 X 2 und 140 der Kreißorbnung***) ſtatt⸗ 

ndenden Berwaltungsitreitverfahrent) um eine 
orbereitung für bie Feſtſtellung einer Rechts⸗ 
verbindlichkeit nicht der corporativen Schulgemeinde, 
fondern der Gefammtheit der derfelben angehöri— 

en Hausväter, welchen nad) $ 29 Titel 12 Teil IL 
Sigemeinen Landrechts die Unterhaltung des 
Lehrers obliegt und demgemäß aud das Recht 
aufteht, in einem Streitverfahren, welches bie Feſt⸗ 
ftellung bes Geldwerths der Naturalien und bed 
Ertrages ber Ländereien einer Lehrerftelle zum 
dweit der Normirung des Gehalt? des Lehrers 
etrifft, die Rolle des Klägers zu übernchmen. 


— Bergleihe die für den analogen Fall eines 
Rechtsſtreites zwiſchen dem Pfarrfonds und 
den fämmtlihen Mitgliedern einer Pfarrge- 
meinde, bezw. zwifchen der Kirchengeſellſchaft 


*) of. Erlaß v. 2%. September 1869 oben $ 250 Rr. 9. 
**) Oben tm Borberiht zu #8 314 ff. (©. 746). 
ee) Jept 5 AB des Aufänbigleitsgefeges vom 1. Huguft 1883 
(oben Bd. I w and. 
+) Ist Beiglußuerfahren. 
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(Kirche) und den Mitgliedern derfelben er- 
gangenen Erfenntniffe des Ober-Tribunals 
vom 24. September 1856 (Gruchot, Beiträge 
ur Erläuterung des Preußiſchen Rechis. 
jahrgang I Seite 1m und vom 9. No: 
vember 1857 (Entfheidungen Band 37 
Seite 296). — 

Bu ihrer Vertretung in einem foldhen Rechts⸗ 
ftreite bleibt es den Gausnätern aladann über- 
laffen, gemäß 88 88 und 114 ff. Titel 6 Theil II 
Allgemeinen Landrechts bejondere Repräfentanten 
zu wählen. 

Nach diefen Nectsgrundfägen wird ber Ber 
zufungdrichter den Segitimationspunkt zu regeln 
yab emnächſt in der Sache felbjt zu entfcheiden 

aben. 

Den Werth des Streitgegenſtandes bildet die 
Differenz zwiſchen den Angaben ber Klägerin und 
bes Bel agten über die Einkünfte der Lehrerftelle 
in P. e Entiheidung zum der Koften recht⸗ 
fertigt fih nad $ 72 des Geſetzes vom 3. Juli 
1875,*) da beide Parteien ftet3 als obfiegender, 
theil3 als unterliegender Theil anzufehen find. 


DB: Rr. 701. 


8. Nothwendigkeit des robatiousdecrets zn 
Vroceſſen der Schulgemeinde. 


Berlin, den 22. Februar 1869. 


Der Beitritt ber Königlichen Regierung in N, 
zu ber Klage, welche die Schulvorftcher in N. 
gegen den ee N. in N. anzuftellen 
wünſchen, ift entbehrlich, weil ein dem Kirchen⸗ 
patronat analoges Säulpatronat nicht eriftirt und 
die Vorſchriften des Titel 11 Theil IT des AU- 
gemeinen Landrechts, auf welche das Allegat zu 
; 19 Theil II Titel 12 Allgemeinen Landrechis 

inweift, auf Schulen nur infoweit angewandt 
werden können, als die Webereinftimmung in der 
Organifation beider Inftitute ſolches geftattet. — 
a8 aber die von der Königlichen Regierung vers 
fagte autorisatio ad agendum betrifft, fo finden 
zwar die hiervon handelnden Paragraphen des 
Titel 11 Theil II Allgemeinen Landreht3 auf 
Schulen analoge Anwendung. Es ergiebt ſich aber 
aus 88 653, 655 I, daß der Mangel des Appro- 
bationsbecret3 kein Hindernig**) für die Proceß⸗ 
führung ift. Er Hat nur zur Folge, daß der 
Proceß auf Gefahr nnd Koften der Schulvoriteher 
geführt wird. 

Die Gründe, um welcher willen bie Königliche 
Regierung Unftand nimmt, die Anftellung eines 
Proceffes zu genehmigen, in welchem die Schule 
als Ceſſionarin ein Progeneticum aus einem Pferbe- 
handel einflagt, kann ich nicht mißbilligen. Wollen 
bie Schulporhieher biefen Proceß auf ihre Gefahr 
und Koſten führen, fo bleibt ihnen das üiberlaffen. 
Die Königliche Regierung aber zur Erteilung 








*) Im Beſchlußverfahren werben Koften nicht erhoben: 5 124 
— De 1883, (oben $ 302 Und. II). 

**) Die Autorifation bifbet mur bie Bebewtung einer Maß⸗ 
regel ber ſtaatlichen Borforge dafür, daß bas materielle Anterefie 
der Anftalt gehörig wahrgenommen mwirb (Erf. bes Obers&ribunals 
v. 27. Mai 1879 Eentralbl. 1879 ©. 619). 


der ProcegeAutorifation auzuweiſen, muß ih An- 

ftand nehmen. 

Der Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


n 
ben Rechtsanwalt unb Notar Herm R. 
—— zu N. 
U. 5681. 


Anhang. 
Ia. Nefcript vom 6. März 1840, beir. die Bit: 
wirkung der Schulvorſtäude und Preöbpterien bei 
der Berwaltung des Schul⸗ und envermögend. 
Auszug.) 

— Auch wo dad Schulvermögen, wie anfdeinend 
im vorliegenden Falle, einen integrirenden Theil 
des Kirchenvermögens bildet, ift die Diöpofition 
des Kirchenvoritandes über dafielbe nicht unbes 
ſchränkt, ebenfowenig als über das en und das 
Armenvermögen. Eiue beliebige Tonfuſion des 
einen mit dem andern iſt rechtlich unzuläffig, 
wenn auch die Kirchen-, Pfarr⸗ und Schulgemeinde 
das Subject des Eigenihums iſt. Es erfcheint 
daher volltommen begründet, daß bei der Dispo— 
fitton über dad Pfarrvermögen der Pfarrer, und 
bei der Verfügung über das Schulvermögen der 
Schulvorftand mittirkt, weil diefer eben den Be— 
ruf bat, darüber zu wachen, baf dad Schulver- 
mögen beftimmungsmäßig zu ben ihm eigenthüms 
lichen Bweden verwendet werde 2c. 

(Minifterialblatt 1840 Seite 350). 

Ib. Bertretung des kirchlichen Eigenthums bei 
combiuirten Schul⸗ und Käfterkellen. 
Berlin, den 31. Januar 1883. 

Dem Königlichen Eonfiftorium_ eröffnen wir mit 
Bezug auf bie in Folge unferer Circularverfügung 
vom 5. Mat 1879 (E. O. 582) erftatteten Be— 
richte, betreffend die Verwaltung und Sicherung 
des kirchlichen Vermögens bei den mit Schulfiellen 
vereinigten kirchlichen Aemtern das Folgende: 

Die geſchichtliche Entwidlung der Bermögens- 
verhältnifie verbundener Kirchen- und Schulſiellen 
ift im Allgemeinen eine dem kirchlichen Intereſſe 
ungünftige geweſen. Der alte kirchliche Gefammt- 
charakter diefer Stellen und ihres Vermögens ift 
in Folge der fon feit der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts in fleigendem Wachsthum 
begriffenen Bedeutung der Schule und nad) Heraus- 
bildung der Lepteren zum Telbftändigen Rechts⸗ 
fubject vielfach verbunfelt worden. Die weitver- 
breitete Gewöhnung, auch den kirchlichen Theil bes 
Amts und ded Vermögens unter die Bezeihnung 
der Schule oder Lehreritelle zu begreifen, trug 
hierzu erheblich bei. Mangel an Kenntniß von ber 
eigentlichen Rechtslage, wie an Liebe und Ber- 
ftändniß für die äußern Bebürfniffe der Kirche, 
nicht felten auch tolidirende Snterefien auf 
Seiten der zunächſt beteiligten Vertreter haben 
an vielen Orten bie Behandlung kirchlichen 
Vermögens als Eigenthum der Schule gefördert. 
Die Aufſichtsbehörden, welchen bis in die neueſte 
Beit das kirchliche Vermögen wie die Schule 
geſeßzlich unterſtellt war, Hatten wohl in ben 
meiſten Fällen feine genaue Kunde von ben 
focalen Berhältniffen und Vorgängen und um fo 
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weniger Anlaß dazu, Kirhen- und Schulvermögen 
ftreng audeinander zu halten als ihr © 

lange Beit hindurch vorzüglich der Hebung der 
Säule zugewenbet fein müßte und allen Be— 
theiligten damals ber Gebante fern lag, es könne 
durch eintretende Eventualitäten für die Kirche ein⸗ 
mal wichtig werben, die alten kirchlichen Dotationen 
als ſolche Har zu erweifen. Alle diefe Umſtände 
haben gemeinfam dazu beigetragen, das Bewußtſein 
von ber kirchlichen Herkunft undBeftimmung bes 
hier fraglichen Vermögens in weitem Umfang in 
Vergeſſenheit zu bringen und in Folge defien dem 
Kichenamte mannigfahe und zum Seit erhebliche 
Einbußen an feinem Einkommen & bereiten. — 
Gründe des Rechts und der loyalen Rüdficht auf das 
Intereffe ber Schule laſſen auf Seiten der Kirche 
den Gedanken nicht auflommen, die angebeutete 
geſchichtliche Entwiclung, joweit diefelbe in Betreff 
gewiffer Bermögenstheile bereitS in beitimmten 
rechtlichen Formen, ohne wefentlihe nachweisbare 
Mängel zum Abſchluß gelommen ift, überall rüd- 
gängio maden oder —— berichtigen zu 
wollen. Wohl aber erſcheint es, nachdem nicht 
nur bie Kirchengemeinde —E und mit ſelbſi⸗ 
ſtändigerer Verwaltungs⸗Befugniß außgefbattet, 
Sondern auch bie Aufficht über das Vermögen der 
Kirche feit dem 4. October 1877 ganz auf bie 
kirchlichen Behörden übertragen ift, als eine 
dringende Pflicht, das bei den verbundenen Kirchen⸗ 
und Schulitellen noch vorhandene kirchliche Vers 
mögen als ſolches Har au ftellen und vor ferneren 
Abgängen mit den gereh ichen Mitteln zu bewahren. 
Wie wichtig dies im kirchiichen Interefie tft, wird 
erſichtlich wenn man fid) vergegenwärtigt, daß es 
fih um dad Vermögen wohl von mehr als 6000 
tirchlichen Aemtern — und daß dieſe Aemter, 
welche der Kirche uͤnentbehrlich find, im Falle 
ettvaiger Löſung der gegenwärtigen Verbindung des 
Schulamts von den firhlichen Stellen mittelft er- 
heblicher neuer Belaftung von Kirchenkaſſen und 
Kirchengemeinden würden erhalten werben müffen , 
fobald ein ausreichendes älteres kirchliches Einkom⸗ 
men ber Stelle nicht mehr vorhanden oder nachweis⸗ 
bar fein follte. Auch darf angenommen werden, daß 
der in einzelnen Bezirken hervorgetretenen Hini⸗ 
anfegung des niedern kirchlichen Amts gegen das 
Schulamt und der Neigung von Lehrern und Schul: 
vorftänden zur Aufhebung bed alten Gemeinſchafts⸗ 
verhältniffed zur Kirche wirffamer faum wird vor⸗ 
gebeugt werben können als durch möglichite Be— 
wahrung des dem kirchlichen Amte zuftehenden 
Vermögens. — Auf das Bedürfniß fachgemäßer 
Feſtſtellung des betreffenden Vermoͤgensbeſtandes 
tft bereits durch die anderweit eingeleitete Anlegung 
der Lagerbücher⸗ und Grundbuch⸗ Eintragungen 
hingewieſen. — Zur erheblichen Förderung der 
betreffenden Ermittelungen würde es gereichen, 
wenn fefte allgemeine Grundfäße darüber aufge 
ftellt werben tönnten, unter welchen Vorausſetzungen 
ein Bermögensftüd als der Schule oder Kirche 
ober beiden gemeinfam gehörig zu betrachten ift. 
Bis jegt fehlt es indeß für uns an dem Hierzu 
erforderlichen Unterlagen. Solche werden au 
weiterhin nur durch eingehende Studium der 
Bezirlsbehörden über die rechtliche Entwidelung 
der Sade in den einzelnen Landestheilen zu be 
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haffen fein. Meinungsverfciedenheiten der be= 
en Vertretungen und Behörden find daher 
nach gewiſſenhafter Brüfung der Lage jedes ein- 
zelnen Falles durch Bereinbarung unter Ge— 
nehmigung der Auffichtsbehörden oder durch Ent- 
ſcheidung der höheren Inftanzen äuberften Falles 
im — ur Erledigung zu bringen. Die 
Königlichen onfiftorien werben nach wie vor be- 
mübt fein, in biefer Beziehung das finanzielle 
ntereffe bes kirchlichen Amts unter thunlichiter 
jahrung des Friedens nachdrüdlich wahrzunehmen. 
— Bur erhütung fernerer Berlufte auf dem in 
Rebe ftehenden Gebiete wird aber im weiteren 
Verlaufe das hauptſächlichſte Mittel darin zu fin- 
den fein, daß die Firchlihen Gemeindeorgane und 
Behörden gemäß den gefeplichen Beftimmungen 
der 22 und 31 der Kirchengemeindeordnung 
und Ürtitel 21 des Geſeßes vom 3. Juni 1876, 
wie des beitehenden materiellen Kirchenrecht ihre 
Buftändigkeit auch Hier zur vollen Geltung bringen. 
— Bir Geben diefe gejeglichen Vorſchriften bene 
ders ken weil ung entgegengetreten ift, daß 
nicht jelten die örtlichen Gemeindeorgane und ver- 
einzelt die kirchlichen Behörden biefelben nicht in 
vollem un gewürdigt haben. Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß durch dieſe Gejeßgebung die 
Rechte und Pflichten der kirchlichen Berwaltun; 
und firhenregimentlihen Auffiht wie bezügli 
ber gejammten übrigen — Bermögend- 
verwaltung, fo auch in Betreff der bier fraglichen 
tirhlichen Rechte im ganzen Umfange auf bie 
kirchlichen Gemeindeorgane und Behörden über- 
gegangen find, den Schulvorftänden und Schul- 
auffihtöbehörden aber feine Befugnifle darüber 
mehr zuftehen. Daraus ergiebt ſich daß — unbes 
fchadet der Möglichkeit — von Seiten der Schule 
dasjenige Interefie zu wahren, welches ſich aus 
der Stellencombination Binigtti der Bejoldungse 
frage von felbft ergiebt, ale Verhandlungen in 
Rechtangelegenheiten und wichtigeren Verwal⸗ 
tungöfragen, die ſich auf rein kirchliche Vermögens⸗ 
ftüde verbundener Kirchen und Schulämter be- 
sieben, von den kirchlichen Organen und Behörden, 
ihrer Competenz gemäß zu führen find. — Der 
felbftänbigen Wahrnehmung des kirchlichen Rechts 
bebarf e3 aber auch ferner Hinfichtlih aller der⸗ 
jenigen Vermögenzftüde, welche ais gemeinfames 
Eigenthum der verbundenen Aemter zu betrachten 
find, mag diefe Rechtsgemeinſchaft auf einem 
unzwetbeutigen Rechtsacte beruhen oder ſich aus 
der Unerwelsbarkeii des Alleineigenthums einer 
der verbundenen Stellen ergeben (vgl. Allgemeines 
Landrecht I 17 88 1, 2, 7, 9, 10 ff.). ‚Der kirch⸗ 
liche Rechtsantheil bildet in der bier fraglichen 
iehung gegenüber dem Recht der Schule ein 
für fi) beſtehendes Vermögensſtück der Kirche und 
ift als foldes nad) Kirchenrecht zu behandeln. 
Eine Bahrnehmung bes bezüglichen Interefies 
durch die Organe der Schule fanın daher mit 
Erfolg nicht ftattfinden. Rechtsacte, welche ohne 
die Hedliche Mitwirkung vorgenommen werben, 
würden für die Kirche unverbindlih und je nad 
Umständen überhaupt rechtsungültig fein, fofern 
der betreffende Mangel aber im einzelnen alle 
nicht sehngeitig aufge echt werben follte, zum Ber= 
luſie des Kirchlichen Rechts führen. — Es ift anzu= 
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nehmen, daß die principale Leitung ber laufenden 
Verwaltungsgeichäfte in Betreff der zuleßt er= 
wähnten Vermögenätheile gegenwärtig zumeift in 
der Hand ber Iocalen und provinziellen Schul- 
behörden Liegt. Auch werden zureichende Gründe 
der Regel nad) nicht vorhanden fein, in diefer Be- 
ziehung eine Wenderung zu eritrcben. Dagegen 
wird jeitend der kirchlichen Gemeindeorgane und 
Behörden darauf geachtet werben müflen, daß fie 
zu allen Rechtsgeſchäften, für welche bei rein Yirdh- 
fihem Vermögen das Geſetz ihre amtliche Be— 
thätinung in irgend einer Geftalt erfordern würde, 
hinſichtlich des Hier fraglichen Antheilsrechts zur 
gleihberechtigten Mitwirtung neben ber Ber- 
tretung der Schule zugezogen werben (vgl. die 
oben erwähnten Paragraphen der kirchlichen Ver⸗ 
faſſungsgeſetze). Won befonderer Wichtigkeit ift 
dies bet Verträgen, Proceffen und fonftigen Rechts⸗ 
acten über Subftanzredite, welche Grundftüde, 
Capitalien, Reallaften und Gerechtigteiten betreffen. 
Bei Bauten und größeren Reparaturen gemein« 
fchaftliher Gebäude, bei dauernden Veränderungen 
der Grundftüdsnugung, bei Aufftellung maß- 
gebender Einkommensverzeichniſſe und bei Ein- 
richtung und Verwendung von Vacanzkaſſen. Daß 
alle Verhandlungen, in Folge deren eine Belaftung 
tirchlicher Kaſſen oder Gemeinden eintreten fol, 
der kirchlichen Inftanz anheimftellen, ift ohnehin 
Har. — Daß umter den Auffihtsinftanzen wefent- 
liche Differenzen über die Zuftändigfeit ber be- 
treffenden Behörden entftanden ſeien, ift uns nicht 
befannt geworden. Die geihäftliche Behandlung 
der bier fraglichen Fälle hat fi nach dem durch 
allgemeinen Erlaß der Herren Minifter der Finanzen, 
der geiftlihen Angelegenheiten und deö Innern vom 
6. Auguſt 1864 * fir das Bufammenwirken ber 
und Regierungen Eonfiftorien in Küftere und Schul- 
ſachen als normgebend bereit anertannten Saße zu 
tegeln, daß, wo mehrere Reffort3 zufammentreffen, 
die Vefugniffe derfelben gemeinfhaftlich zu üben 
find. Demgemäß wird ſeitens der kirchlichen Be- 
hörben überall nad) Analogie desjenigen Ber- 
fahren® vorzugehen fein, welches in Folge der 
Berorbnung vom 27. Juni 1845 und bed vor⸗ 
maligen Art. 15 der Berfaffungs-Urkunde vom 
3%. Januar 1850 in Betreff der auf vereinigte 
Kirchen: und Schulftellen bezüglihen Stellen- 
befegungen, Erweiterungen und Entlaftungen, 
Disciplinar-Verfügungen, Veränderungen in ber 
Berbindung der Wemter und in bem objectiven 
Beltande des Doppelamt3 und ausdrüclich auch 
hinſichtlich des Vacanzkaſſenweſens ſchon bisher 
geordnet war, worüber die Miniſterialerlaſſe vom 
17. Juni) und 17. November 1850**), vom 
6. Auguft 1864*), vom 16. Mai 18654) und 
vom 6. Januar 187644) zu vergleichen find. -— 
Soweit wir fehen find namentlid) aud) die König- 
lichen Eonfiftorien ſich der vorftehenden rechtlichen 
Geſichtspunkte. wie der erheblichen Bedeutung der 
Sade für das Kirchliche Interefie feit ihrem Ein- 
tritt in die Geichäfte der Aufficht fiber bie kirch⸗ 


liche Vermögendverwaltung im Allgemeinen wohl 
bemußt gemelen. Nach mehrfachen Wahrnehmungen 
tönnen wir aber nicht ein Gleiches hinſichtlich der 
örtlichen Organe annehmen. Bir haben ed daher 
für erforderlich erachtet, durch Vorftehendes den 
Bid der kirchlichen Verwaltungskörper für bie 
beregte geſchäftliche Seite ihres Pflichtenkreiſes 
hinzulenken und veranlaflen das Königlihe Con⸗ 
fiftorium, unter Beachtung obiger Bemerkungen, 
dem vorliegenden Gegenſtande nit nur Gelbft 
auch weiterhin Seine befondere Aufmerkfamteit 
zuzuwenden, fondern auch die kirchlichen Gemeinde⸗ 
organe, ſowie vorzüglich die Superintendenten und 
Pfarrer und durch Ieptere bie betheiligten kirch⸗ 
lichen Beamten felbft zur Wahrung bes kirchlichen 
Intereffed in geeigneter Weiſe mit Anleitung zu 
verfehen. Alle biefe Inftanzen find dabei in 
erfter Linie auf bie Pflicht Hinzumelfen, dafür 
Sorge zu tragen, daß Verhandlungen der oben- 
bezeichneten Art über kirchliches Vermögen ber 
vereinigten kirchlichen und Schulftellen — auch 
über folhe Bermögenzftüde, auf melde dem kirch⸗ 
lien Amte nur ein Antheilsanſpruch zufteht, ober 
bezüglich deren nicht das Alleineigenthum ber 
Schule außer Zweifel ſteht — niemals ohne Kennt- 
niß und gefeglihe Mitwirkung der zuftändigen 
kirchlichen Inſtanzen vor fh gehen. Die König- 
— Reglerungen find berechtigt anzunehmen, 
daß dies —— „und eine a N hierin 
bat noch Fürzlih in fehr unangenehmen Berwid- 
hungen ſich geltend gemadt. Inwieweit auch das 
Intereffe der Synoden für dieſen Gegenſtand zu 
ermweden unb auf benfelben bezügliche Anweifungen 
für Kirchenviſitationen, für die Aufftellung der 
üblichen pertodifhen Bermögensüberfichten der 
Rocalbehörden, ſowie etiva für die Verhandlungen 
bei Einführung und Fang ber betreffenden 
Beamten ſich empfehlen follte, überlaffen wir dem 
Ermeflen des Königlichen Conſiſtoriums. 
Evangelifcer Ober-Sirchenrath. 


er Hermes. 
bie ſammil⸗ Königli rien ber 
um Benknuen eg 


B. 0. Rr. 383. 
(Kirchl. Gef. und 8.81. 1883 ©. 7 fi.) 


IL. Ermädtigung der Kirchen zur Proceßführung 
ſeitens der geiſtlichen Obern. 
Berlin, den 23. December 1878. 

Auf den Bericht vom — betreffend die Frage 
des evangeliichen Minifteriums zu €., ob durch 
Artitel 26 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 die 
Beitimmung des 8 652 IT 11 *) Allgemeinen Land» 
rechts bezüglich der von den geiftlihen Obern zur 

toceßführung feitend der Kirchen zu ertheilenden 

zmächtigung aufgehoben ei, ertwidern wir bem 
Königlihen Confiltorium, daß wir der bortfeits 
vorgetragenen diefe Frage verneinenden Auffaſſung 
beitreten. Diefelbe iſt auch. ſoweit ung befannt ge- 
worden, von den meiſten Eonfiftorien bisher bereits 
ur Geltung gebracht und wirb gerichtäfeitig be- 
Hatigt durch den abjchriftlich beiliegenden, dieſen 
Gegenſtand eingehender beleuchtenden Beſcheid 


) of. Im Vorb. zu 65 314 fi. (&. 746). 
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des Königlichen Kammergerichts hierſelbſt in einer 
ſchwebenden Proceßſache vom 7. v. M. 

Nicht minder ſtimmen wir ferner dem Königlichen 
Conſiſtorium darin bei, daß die durch Erkenntniß 
des Königlichen Obertribunals vom 17. Juli 1860 
(Ardhiv fir Rechtsfälle, Bd. 38 ©. 188 ff. vgl. 
Altmann, Praris ꝛc. ©. 388 ff.) mit Rüdficht auf 
& 664 II 11 Allgemeinen Landrechts anerlannte 
Ausnahme von der Regel des $ 652*) cit. ſich 
nur auf einzelne Hebungen von Kircheneinkünften, 
nicht auf irgend welche zur Subftanz des Kirchen- 
vermögens gehörigen Übjecte bezieht und auch 
durch die Kirchengemeinde und Synobalorbnung 
auf die letztern nicht ausgedehnt worben ift. 

angelifcher Ober-Kirchenrath. 
Hermes. 


An 
bas Königliche Confif R. 
Zrugg orlum zu 


(Anlage.) R 

Herr N. erhält die eingereichte Verfügung des 
König. Eonfiftorii der Provinz N. mit dem Be— 
merken zurüd, daß auf Beibringung der durch Bes 
ihluß vom 16. September cr. erforderten Appro- 
bation beftanden werden muß. — Das Collegium 
kann der Anficht, daß nad) Artikel 26 des Geſetzes 
vom 3. Juni 1876 die firchlichen Gemeindeorgane 
zur Anftellung von Brocefien der Approbation der 
geiftlihen Obern überhaupt nicht mehr bedürfen, 
nicht beitreten. Durch jenen Artikel ift, und zwar 
abweichend von dem 8 51 des Geſetzes vom 
20. Juni 1878, betreffend die Vermögensverwal- 
tung in ben katholiſchen Kirchengemeinden, nur 
beftimmt, daß es zur Führung von Procefien 
teiner Genehmigung von Seiten einer Staatsbehörde 
bedarf. Hiernach fällt aljo nicht die etiva von 
den vorgefegten Kirchenbehörden zu ertheilende 
Genehmigung fort, dieſe war auch nicht durch Die 
Synobalorbnung vom Jahre 1873 befeitigt, denn 
diefe fehreibt im 8 22 alin. 3 vor: 

an den gejeglihen Bermaltungsnormen, ſowie 
an den von den Staatsbehörden oder vor: 
geſetzten Kirchenbehörden zuftehenden Rechten 
der Aufficht und Einwilligung zu beitimmten 
—— 7 der Verwaltung wird durch den 

ebergang ber letztern auf den Gemeinde 
tirhenrath nichts geändert. 

Die Vorjchrift bes $ 652 TH. II Tit. 11 Allgem. 
Landrechts, wonad) die Approbation der geiftlihen 
Obern zur Broceßführung erforderlich, ann end⸗ 
lich aud nicht deshalb als befeitigt angejehen 
werben, weil durch $ 18 der Geichäftsinftruction 
für die Negierungen vom 23. October 1817 **) 
bie Verwaltung der äußeren Ungelegenheiten der 
Kirche, insbefondere auch die Aufficht über die 
Verwaltung des Kirchenvermögens der erften Ab- 
theilung ber Btegierungen (Kirchen: und Schul⸗ 
commifjionen) übertragen worden, denn die be- 
treffende Abtheilung der Regierungen vereinigte 
die Funktionen einer Staats⸗ und Ergenbehörke, 

Berlin, den 7. November 1878. 

Eivil- Senat des Königlichen Kammergerichts 


I. Abtheilung. 
(Sicht. Gef. u. B-BL 1878 ©. 13). 


*) of. im Borberiht 314 fi. (S. 746). 
.) —S —X En ? 





& 320. Sicherung der Realrechte und Ein- 
tragung des Eigentyums der Schulen. 


18. €. v. 11. Juni 1872 betr. bie Eintragung ber 
gemeinen Laften. 

1b. €. v. 27. Febr. u. 10. März 1864 betr. bie 
Eintragung ber Ablöfungsrenten. 

2. Erk. des Obertribunald v. 5. Febr. 1875 betr. 
ben binglien Charakter ber Freikuxberechtigung. 
Anhang. 

I. Beſcheld des Kammergerichts v. 10. Oct. 1882 betr. 
die Eintragung von Kirchen⸗ und Säulvermögen auf 
den Namen bes Inſtituts. 

II. €. bes Evang. Ober⸗Kirchenraths v. 25. Juni 1880, 
8. April 1882, 6. Juli 1882, 20. Dec. 1882 
betr. bie Eintragung bes kirchlichen Eigenthums bei 
combinirten Schul: ımb Küfterftellen im Grunbbud. 
— of. oben ben Vorbericht zu 8 314 a. E. (S. 753). 


1a. Eintragung der Realrechte im Grundbud. 
€. v. 11. Juni 1872. (Wuszug) Eentr.:Blatt 1872 
Seite 374: 


— Soweit den Schulen 2c. Realrechte zuftehen, die 
den Charakter der gemeinen Laſten haben,*) be- 
dürfen bdiefelben auch Künftig nad) $ 11 der Grund» 
buchordnung zu ihrer Erhaltung nicht der Ein- 
tragung im Grundbud. Anders fteht es Dagegen 
mit denjenigen Realrechten, die bisher auch ohne 
Eintragung auf einzelnen Grundftüden aus privat- 
rechtlichen Titeln bafteten und deren binglidhe 
Wirkung gegen fpätere Eigenthümer nad ber 
bisherigen gerichtlichen Praxis als gültig ange⸗ 
fehen twürbe, wenn der Eigenthümer des bela= 
fteten Grundftüdes die Exiſtenz folder Rechte 
gelannt hätte. Diefer Rechtszuſtand ändert fi 
ünftig nad) 8 12 des Gefeged über den Eigen- 
thumgerwerb; ihre dinglihe Wirkung kann ben 
zulegt erwähnten Rechten nur durch Eintragung 
erhalten werben, und beöhalb hat 8 73 ber 
Grundbudordnung einen Bräclufivtermin bis 
zum 1. October 1873°*) vorgejchrieben, um die 


®) Dahin gehört auch bie 
im Unterhalt Lehreri naı 
Ir Schleſten nom 18, Mat 1 — die Berpf 


. 12. Zult, 
ber 1875 (Gtrieth. Br. 94 ©. 102, Yb. 93_ ©. 185 — abgebrudt 
unten Nr. 2 — u. Entid. Bb. 76 &. 170), Erk. des Reihägerihts 
v. 9. Dec. 1881 (bei Gruchot Beltr. Bd, 26 &. 963). Gtrieth. 
Uchto Od. 34 ©. 127. — of. auch oben $ 303 Rr. 14 fi. 5262 
Rr. 150 Anm. — „Soferm e5 Im eimgelnen Falle zweifelhaft fein 
fan, ob eime Selftumg zu ber einem ober anderen Gategorie — 
ört, wird es ſich allerbings ber Si it. wegen empfehlen, ihre 
en au veranlaffen® (rl. ee Sun 17 GL 1872 
©& 574 @. U. 23305), wie überhaupt „die Eintragung ber auf bie 
Parcellen bismembririer Grunbftüde m von Ab» 
geben au Kirden und Schulen ins gppothefenbud, inſofern bie 
Berichte biefelbe nur für auläffig eradten zur größeren Sicher- 
Rellung der beretigten Iuftitute jedenfalls wünfhenswerth if“ 
(€. ». 18. Juli 1R63 MU. 1160) @bl. 1863 ©. 441.) 

**) Die MWirffamfeit bed rlaffes in mit bem 1. October 
1873 wiät abgeſchloſſen, deun derjenige, gegen melden an biefem 
Tage ein der Eintragung bebürfenbes dingliches Recht beftan! 
Bat, ift, fo fange er Eigenthümer bes Grundftüdes bleibt, vers 
pfligtet, bie Eintragung * beiotlligen. Entſch. des Br. Ober⸗ 
tribunals v. 22. Mat und 3. Dec. 1875 (Entid- Bd. 75 ©. 27, 
Bd. 76 ©. 138), und wer ein Grunbftäd, meld 

privatregiti 


', welches am 1. October 
1872 mit einem auf Titel ohne 
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Kintragung folder Rechte noch herbeiführen zu 
innen. 

(Der Erlap macht dann ben Betheiligten zur Pflicht, 
ben Termin nit zu verjäumen.) *) **) 


1. Eintragung der Ablöfungsrenten auch für die 
nit im Suptbefenbud eingetragenen Berpfiic- 
tangen an] 

in dad HYypothelenbud. 


Der Königlichen General-Commiffion egie- 
tung) überfenbe ich beifolgend (a.) Liöſchrift der 
in der Ablöſungs-Sache der Natural: gaben an 
bie Pfarre und Schule zu N. unter dem 27. v, M. 
Seitens des Herrn Juftig-Minifter® an das 
Appellationdgeriht zu N. erlafienen Verfügung 
zur Kenntmignahme. 
Berlin, den 10, März 1864. 
Der DMinifter für die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten. 
— von Selchow. 
In 
ämmtlt Königli s 
a eu Tee ande 
gen. 


a 

‚Nach einer Mittheilung des Kern Minifters 
für die —“ aftlichen Angelegenheiten ſind 
von der General-Eommiffion in N. Naturalab- 
jaben an die Pfarre und Schule in N. aus ſechs 

örfern ni Verwandlung in Kornrente abge 
löſt und es ift von den Parteien in dem unterm 
4. September 1862 beftätigen Receffe die Eintra- 
gung der Rente auf bie verpflichteten Grundftüde 
eantragt. Das Krelögerigt in N. Hat jedoch 
bie Eintragung der Kornrente bei denjenigen 
Srundftüden, auf welchen bie abgelöften Natural⸗ 
Abgaben nicht eingetragen waren, abgelehnt, und 
das Königliche Eng aanag ei hat bieje Wei- 
gsrung duch die Verfügungen vom 8. Juli und 
2. November v. 3. gebilligt. 

Das Collegium gründet die Ablehnung der 
Anträge der Öeneral-Lommiffion darauf, daß die 
abgetötten Präftationen v denjenigen gehören, 
welche nad; $ 43 Titel I ber 9: —— 
nung feiner Eintragung in das Shpothetenbuch 
bebürfen, daß der 8 1 Nr. 3 bes jeſehes vom 
24. Mai 1853%) die Eintragung der Rente auf 
das verpflichtete Grundftüd nur dann vorſchreibe, 
wenn eine Rente neu übernommen worden, eine 
durch Verwandlung anderer Abgaben entitandene 
Rente aber nicht al eine neu übernommene an- 
gefehen werben könne, und daß biefer Auslegung 


Eintre tagültigen, ingetre bingfi 

EEE ee Lo Bacne Anm Dita Ra 
den im $ 73 ber —— bezeichneten britten Pers 
Im FE bes Pr. Oberirid. o. 6. Dec. 1875 Entid. 





W) NY leider Dal ‚verfügt ber €. v. 4. Aug. 1873 G. 
U. 2667. Geht. 1873 ©. 502) nah —— ber gebachten 
Geſehe für die Provinz —— die voneng Oan⸗ 
nover mit Ausflug des Je , für den Bezirk bes Nppellas 
Tr zu a jel, ded Jujtigienats zu Ehrenbreitenftein und 
6 bie ichneten Inſtitute die reis 
Ka u STEHE SEE 
ne . "U. 2 
en Augaf — 


Ie bie gielauiende Vorſchtiſt des 5 77 ber Grund⸗ 
bugordm 6. Mai 1872, bie ebenmäßig aubgelegt 
Fra oh a ae — 







NRequifition der General-Commiffionen Lebe 













aud der Arkitel 4 der Inftruction vom 3. %ı uft 
1853 zur Seite ftehe, da danach nur Capital-Ab- 
findungen auf das verpflichtele Grundftüd in das 
Hypothekenbuch einzutragen feien, wenn bie ab- 
gelöften Berbindliäfeiten aus dem Hypothelen⸗ 
uche nicht erfichtlih waren. 
Diejer_ Anficht Tann der Yuftiz-Minifter in 
reinftimmung mit den Herren Miniftern für 
bie Tanbioirtbfchahticgen und für bie geiftlichen, 
Unterrichts⸗ und Medicinal-Angelegenheiten nicht 
beitreten. 

Nach dem 8 38 der Ablöfungs-Orbnung vom 
7. Juni 1821 und 8 3 des &efeges vom 29. Juni 
1835 muß jede Ablöfungs-Rente, gleihviel, ob 
die abgelöften Präftationen im Hypothetenbuche 
eingetragen waren ober nicht, in das Hypothelen- 
bud) über das verpflichtete Grundftüd eingetragen, 
und diefe Eintragung von der General-&ommif- 
fion ex officio in Antrag gebracht werben. 

Diefe Veftimmung ift duch den & 1 des Ge— 
feges vom 24. Mai 1853 nicht geändert worden. 
Derfelbe fegt feit, dak aus den von den Aus— 
einanderjegungs-Behörden beftätigten Recefien nur 
ber auf folgende Fälle bezügliche Inhalt in das 
Hypothekenbuch in Kürze einzutragen fei, — 

1. wenn ein im Hypothekenbuche ausdrüdlich 
vermerktes Sach⸗ oder Rechtsverhältniß aufs 
gehoben oder verändert wird, 

2. wenn ein berechtigtes Grundſtück durch Ca— 
pital entſchädigi wird, ſei es daß daſſelbe 
baar oder in entenbriefen gezahlt wird, 

3. wenn eiu verpflichtetes Grundſiüd eine Rente 
oder andere Laſt neu übernimmt, ohne daß 
die Abfindung des berechtigten Grundſtücks 
durch die Rentenbank vermittelt wird. Tritt 
die Bermittelung der Rentenbant ein, fo be- 
pin es bei dem 8 18 des Gefeges vom 

. März 1850 über die Errichtung von Ren- 
tenbanten fein Bewenden. 

Als genereller Grundſatz ift hiernach unter 
Nr. 1 ausgeſprochen, daß jede durch einen Ablö- 
ſungs⸗ ober Gemeinheitötheilungs-Receß im den 
beftehenden, dadurch betroffenen Rechisverhält— 
niffen berbeigeführte Menderung in das Hypothe— 
tenbuch eingetrageu werben muß, mern 

a) das betreffende Rechtsverhältniß im Hypo⸗ 
thekenbuche vermerkt mar, und 

b) wenn dasſelbe durd; den Receß entweder 
anfgehoben oder verändert worden ift. 

Neben biefer generellen Beftimmung ift unter 
Nr. 3 die Sintrogung einer Rente oder anberen 
Loft für den Fall vorgeichrieben, daß biefelbe 

a) neu übernommen ift, und 

3 die Abfindung nicht durch die Rentenbank 
vermittelt wird. 

Wenn die Eintragung einer vom BVerpflichteten 
übernommenen Wb —— welche nicht 
durch Vermittelung der Rentenbank erfolgt, nur 
unter der Vorausſetzung zuläſſig fein follte, daß 
bie dadurch abgelöften Präftationen in das Hy—⸗ 

othefenbuch eingetragen waren, fo würde dleſe 

eitimmung überflüſſig fein, da die Rothwendig- 
keit einer folgen Eintragung ſchon aus dem 8 1 
Nr. 1 folgt. Soll aljo der erjte Say bes & 1 
Nr. 3 überhaupt eine Debeutung Haben, fo kann 
diefelbe im Gegenfag zum 8 1 Nr. 1 nur darin 
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liegen, daß im Fall der Verwandlung eines ab⸗ 
gelöften Rechts in eine Rente oder andere dau— 
ernde Laft die legtere aud) dann in das Hypotheken⸗ 
buch eingetragen wird, wenn die abgelöjten Prä- 
ftande nit im Hypothefenbuchevermerktimordenfind. 

Das ift au der unzweifelgafte Sinn ber ur 
ſprünglichen Regierungs-Borlage des Geſetzes ge> 
wefen, welche dahin Tautete: 

wenn aber das verpflichtete Grunbftüd eine 
Rente übernimmt, ohne daß die Abfindung 
des berechtigten Grumbftüdß durch die Ren⸗ 
tenbanf vermittelt wird, fo ift die Eintragung 
aufdem verpflichteten Grundftüde zu bewirten, 
da hierdurch die Beitimmungen des 8 38 ber 
Ablöfungs-Orduung und des 8 3 des Gefepes 
vom 29. Juni 1835 aufrecht erhalten und darin 
nad dem Schlußfag: 
Tritt die Vermittelung der Rentenbant ein, 
fo behält e3 bei dem $ 18 des Geſetes vom 
2. März 1850 über die Errichtung von Ren⸗ 
tenbanten fein Bewenden, 
nur diejenige Mobification vorgenommen wurde, 
welche der Z 28 des Rentenbant-Gefeges erfordert. 

Bei der Berathung des Geſetzes wurde bon der 
Bieiten Kammer die Regierungd-Borlage dahin 
abgeändert, daß in derjelben die Worte: 

„ober andere Laft neu“ 
eingef&haltet worden. Diefer Zufag tft durch die 
Erwägung motivirt, daß nach älteren noch nichteinge- 
tragenen dteceſſen Ablöfungen auch durch andere dau⸗ 
ernde Abgaben als Renten bewirkt werden konnten. 
Eine Motivirung des Worted „neu“ tft nicht er- 
folgt, bie vielmehr nur als eine verbefferte Re— 
dacilon angefchen worden. Eine durchaus neue 
Rente oder Laft kann bei Wblöfungen überhaupt 
nit entftehen, da die Rente oder Laft ftet8 ein 
Yequivalent der abgelöften Verpflihtungen jein 
muh. Das Wort „neu“ kann ſich deshalb nur 
entweder auf ben Inhalt des Hypoihekenbuchs be= 
iehen, und in Rügäſicht defelben würde eine 
Bente oder se als neu anzufehen fein, wenn 
bie abgeld ten Berpflitungen aus demjelben nicht 
erfichtlih find, ober es kann in dem Sinne auf- 
gefaßt werben, daß die Rente als neu Betrachtet 
wirb, weil die Ablöfung eine Novation der älte- 
ren Verpflichtungen enthält. 

Die letere Anſicht hat nad dem Inhalte des 
Commiſſions⸗Berichts des Abgeordnetenhaufes bei 
der vorgenommenen Abänderung der Sregierumge- 
Vorlage durch die Commiſſion des Abgeord- 
netenhauſes vorgewaltet, denn es ift in dem⸗ 
felben der Inhalt der Megierungs - Vorlage 
dahin referirt, daß außer den Zällen 8 1 
Nr. 1 der Inhalt der Ablöſungs⸗-Receſſe für das 
Hypothekenbuch nur in ben Fällen von In— 
terefie fei, 2c. b. für daS verpflichtete Gut, wenn 
e3 ohne Bermittelung der Rentenbant ftatt der 
bisherigen Abgabe eine nunmehr einzutragende 
Rente oder Laft neu überntmmt, es tft aljo jede 
an die Stelle der abgelöften Abgabe tretende 
Rente oder Laſt als eine „neue“ bezeichnet. Es 
tommt demnach nicht darauf an, ob die abge 
Löften Berpffiätungen zu denjenigen gehörten, 
welche nad) 8 48 Titel 1 der Hypotheken⸗Ordnung 
feiner Eintragung in das N ale bedür⸗ 
fen, weil auch unter dieſer 


Stelle derjelben übernommenen Laften und Ren- 
ten als neue im Sinne des Geſetzes zu betrachten find. 
Die Inftruction vom 3. Auguſt 1853 enthält 
feine erihöpfende Aufzählung aller bei der Ein- 
kagung aus Ablöfungs-Recefien vorkommenden 
gi e. Es kann deshalb aus der im Artikel 1 
r. 1 am Schluffe erhaltenen Beitimmung, daß 
bie Sapitalsabfindung nad 8 3 der Verordnung 
vom 29. Juni 1835 auf mirag der Auseinan⸗ 
derfegungs-Behörde auch dann in das Hypothe⸗ 
tenbuch eingetragen werben folle, wenn die aufs 
gehobene Verbinpfigteit bisher aus dem Hypo⸗ 
thelenbuche nicht erfichtfich war, nicht e contrario 
geichloffen werden, daß die Eintragung ber, für 
eine folhe im Hypothekenbuch nicht vermerkte 
Verbindlichkeit fubjtituirte Rente nicht erfolgen 
dürfe. Der erftere Fall ift deshalb yemoriehe: 
ben worden, weil der $ 1 Rr. 3 des Geſetzes vom 
24. Mai 1853 der Eintragung einer Capital 
Abfindung auf das verpflichtete Grundftüd nicht 
erwähnt, und beöhalb der Zweifel entitehen konnte, 
ob bie für Renten gegebenen Borfchriften über: 
haupt auf Eapital-Abfindungen anzuwenden feiern. 
Grund der Eintragung der Capital-Ab- 
findung ift, wie aud) die Safeenetion hervorhebt, 
die Sicherſtellung des Berechtigten. Diefer Grund 
liegt in gleihem Maße bei der Eintragung der 
Rente vor und es find deshalb in den oben alle- 
girten Vorfchriften 8 38 der Ablöfungs-Ordnung 
vom 7. Inni 1821 und $ 3 der Verordnung vom 
29. Juni 1835 die Gapitald-Abfindungen und die 
Abfindungen in Mente gleichgeftellt und rüdficht- 
lich beider den General-Commiffionen die Bewir: 
hung der Eintragungen ge Pflicht gemacht. 
ag bie abgeisfete 4 ogabe aud zu denjenigen 
gehören, welche keiner Eintragung Bedärten, fo 
wird doch dad Recht des Bereiptigten, dem britten 
Erwerber gegenüber, durch die Eintragung in das 
Hypothetenbuch gefichert, und es fteht, wie bereits 
in bem Refcripte vom 22. Juni 1832 (Jahrbuch 
Band 39 ©. 457) ausgeführt ift, der Eintragung 
einer Renlabgabe kein Hinderniß im Wege, wenn 
diefelbe durch Novation verändert und ber neuen 
Berbindlichfeit durch den Wblöfungs-Receß ein 
SpecialsTitel verfchafft worden ift. Der Inhalt 
des Hypothekenbuchs fteht der Kintragung der- 
felben nicht im Wege, wenn alfo nad ber von 
der Auseinanderfegungs-Behörde getroffenen Ver⸗ 
einigung der Parteien die Eintragung erfolgen 
fol, und die Wuseinanderfegungs-Behörde den 
Hypothelen-Riter um deren Eintragung requi⸗ 
rirt, fo hat der letztere nach 8 7 des Veſehes vom 
24. Mai 1853 und $ 62 der Verordnung vom 
30. Zuni 1834 keinen genügenden Grund, eine 
ſolche Requifition abzulehnen. 

Das Königliche Appeliationsgericht wird des⸗ 
halb veranlaßt, die Angelegenheit nad) dieſen 
Geſichtspunkten in nochmalige Erwägung zu 
nehmen, und erwartet ber Saftige inifer, dab 
das Eollegium keinen Anftand finden wird, das 
Kreis, ei u N. zur Eintragung der in Frage 
ftehenden löfungsrenten auf #equifition der 
General-Commilfon in N. anzuweljen. 

Berlin, den 27. Februar 1864. 

Der Juſtiz⸗Miniſter: Graf zur Lippe. 


orausfegung bie an | An das Königlige Kppelationsgeriät in R. 
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2. Unabpängigleit des dinglichen Charalters der 
Freiturber mugen von ihrer agung in 
das Grundbnd. 


In Sachen der Gewerkſchaft der Grube F. bei 
., Verklagte und Smpiorantin, 
wider 


die Kirchen und Schulgemeinde zu ®., Klägerin 
und Imploratin, hat ber dritte Senat des Kö— 
niglichen Ober-Tribunals in feiner Sitzung vom 
5. Februnr 1875, an melder Theil genommen 
haben: zc. für Recht erkannt: 
daß das Erkenntniß des Königlichen Uppel- 
lations⸗Gerichts zu M. vom 19. September 
1874 En vernidten, auf die Wppellation ber 
Klägerin das Erkenniniß des Königlichen 
Kreisgerihts zu W. vom 23. Januar 1874 
zu beftätigen, die Koften zweiter Inftanz der 
Klägerin aufzulegen und von ben Koſten 
dritter Inftanz die gerichtlichen jedem Theile 
zur Hälfte aufzulegen und die außergericht⸗ 
lien zu compenfiren. 
Bon Rechts Wegen 
Gründe, 

Der Werth des ge apa ift in ben 
Borinftanzen auf 400 Thlr. angegeben und des⸗ 
halb nur die Nichtigkeitsbeſchwerde zuläffig. Nach 
8 12 bes Geſetzes vom 5. Mai 1872 über den Eigen- 
gumeerwen der Grunbftüde erlangen dingliche 

echte an Grunbftüden, welche auf einem privat- 
rechilichen Titel beruhen, gegen Dritte nur durch 
Eintragung Wirkſamkeit und nad} 8 73 der Grund⸗ 
buch⸗Ordnung müffen die auf einem privatredit- 
lien Titel beruhenden dinglichen Rechie, 
welche an dem Tage, mo dies Geſetz in Kraft 
tritt, ohne Eintragung rechtsgültig beitehen, bis 
zum 1. October 1873 eingetragen werden, wibri- 
genfalls fie dritten Berjonen gegenüber nicht gel- 
tend gemacht werben können. 

Der Appellationsrichler erachtet die Freikuxbe⸗ 
rechtigungen feit Emanation des Wllgemeinen 
Berg-Gejeges vom 24. Juni 1865 nicht mehr für 
eine gemeine Laft, fondern für eine, welche auf 
einem privatrechtlichen Titel beruht, welche gemäß 
8 73 der Grundbud-Ordnung bis zum 4. Octos 
ber 1873 eingetragen werden ur unb verur⸗ 
theilt deshalb die Verflagte, die Eintragung zu 
bewilligen und zu beantragen. Diefe Entſcheidung 
beruht auf der Erwägung, daß nad) $ 224 des 
Algenrinen Berg-Beiehes bei den erſt nad) _dem 
4. October 1865 verliehenen Bergwerken reis 
kuxberechtigungen nicht mehr ftattfinden, und daß 
nur die bamal3 bereits erworbenen aufrecht er- 

alten, jedoch für ablösbar erflärt werden, jo da 
jeitbem nicht mehr alle Bergwerke mit dieſer Lajt 
behaftet find, und bie eriftirenden Freikur⸗ 
berechtigungen gleichjam ald Ausnahmen von ber 
allgemeinen Rechtsregel auf dem Iperleiten Titel 
der Verleihung des verpflichteten Bergwerks vor 
dem 1. October 1865 in Verbindung mit dem 
Sk So einem privatrechtlichen Titel beruhen. 

tefer Uusführung kann nicht beigetreten werden. 
Nah der churkölniſchen Berg-Ordnung vom 4. Ja- 
zuar 1669 Theil 3 Artikel 19, der Gleve-Märt- 
ſchen vom 24. April 1766 Capitel 30 $ 4, der 
Schieſiſchen vom 5. Juni 1769 Capitel 31 8 1, 
und nad) der hier als Provinzialgeſetz zunädjit 


maßgebenden Magdeburg-Halberftäbt’ihen vom 
7. December 1772 Capitel 31 $ 1 (Braffert, 
Sammlung ber Berg-Ordnungen, ©. 568, 858, 
985, 1085,) fowie nad dem gemeinen Land- 
recht Theil II Titel 16 8 134 mußten von allen 
in ben betreffenden Landestheilen belegenen Berg⸗ 
werfen mit alleiniger Ausnahme ber Kohlenberg- 
werte im Cleve-Märkihen 3 rejp. 2 Freikuze der 
Kirhe und Schule gewährt werden, Dieje Ber- 
pflihtung berubte auf einer für alle Bergwerte 
des betreffenden Landeötheiled zu Gunſten ber 
Kichen und Schulen, aljo im öffentlihen Inter- 
eſſe allgemein geltenden gejeglihen Vorſchrift. 
Diefelbe war bezüglich des verpflichteten Objects, 
bezüglich des Berechtigten und des Mechtögrundes 
allgemein erfennbar und aljo eine im öffentlichen 
Rechte begründete allgemeine Xaft, welche nad 
der Hypoiheken⸗Ordnung ebenfowenig, wie die 
andern im 8 48 Titel 1 aufgeführten gemeinen 
Laſten und Pflichten, die nach der Verfaſſung des 
Orts, des Kreifed oder der Provinz von allen 
Grundftüden derjelden Art, an den Landesherrn, 
die Obrigkeit, die Kirche oder Geiftlichleit zu ent⸗ 
richten find, einer Eintragung bedurfte. 
Vergl. bie Ertenntniffe des Ober-Tribunals 
vom 28. September 1854, 31. März 1857, 
19. Mai 1865, Entſcheidungen Band 28 
©. 406, Band 35, Seite 417, Band 54 ©. 441. 
Nun Hat fi) allerdings diefer Zuftand ſeit Ein= 
führung des allgemeinen Berg⸗Geſetzes vom 
24. Juni 1865 geändert. Da neue Freikuxberech⸗ 
tigungen eitbem nit mehr entitehen fönnen, 
und die alten für ablösbar erklärt find, fo kann 
es gegenwärtig in demjelben Bezirk freiturpflich- 
tige und freitugfreie Bergmwerke geben, und es ijt 
nun nicht mehr, wie früher, ſchon aus dem Ge— 
kw ertennbar, ob ein gewiſſes Bergwerk mit 
reitugen belaftet ijt oder nicht. Indeß ift mit 
Einfüyrung des allgemeinen Berg-Gejeged der 
Entftehungsgrund der früher erworbenen Freikur⸗ 
rechte nicht geändert werben. Da fie nad den 
früger geltenden Beftimmungen der Berg⸗Ord⸗ 
nungen als gemeine Laſten des öffentlichen Rechts 
u Gunften der Kirchen und Schulen entitanden 
An, jo haben fie diefe Eigenſchaft aud jet noch 
behalten, wie dies von Förſter, Preußiſches 
Grundbuchrecht ©. 112, Turnau, die Grundbuch⸗ 
Ordnung ©. 64, Achilles, die Preußiihen Ge— 
fege über Grundeigentgum und Hypothekrecht 
G Ausgabe) &.129, Bahlmann (2. Ausgabe) 
. 159, Anmerkung 222, ©. 266, Anmerkung 
148 b. und Kloftermann, Allgemeines Berg- 
Geſetz (3. Ausgabe) Nr. 120 ©. 132 auch ange= 
nommen wird, und bedürfen feiner Eintragung 
im Grundbud. Denn e8 beftimmt der — audy 
für die Bergwerke ($ 3) maßgebende — 8 11 
r. 1, a 3 der Grundbud-Ordnung: 
„Der intragung bedürfen nicht die Leijtun- 
gen zur Erfüllung der Deichpflicht und die 
im _$& 49, der Concurs⸗Ordnung vom 8. Mai 
1855 aufgeführten gemeinen Lajten,“ 
und unter ben im $ 49 Concurs-Orbnung auf⸗ 
geführten gemeinen Laften find nad Artikel X 
de3 Einführungögefeges zur Concur&-Ordnung 
die im 8 48 Titel 1 HYypothelen-Orbnung bezeich⸗ 
neten zu verftehen. 
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Au⸗ 
bezüglich der Nichtnothwendigkeit der Eintragung 
überein, wenn fie gleich dabei den urjprünglichen 
Entwurf des Gefeges vor Wugen haben, der im 
Geſetz ſelbſt eine etwas abweichende Faſſung er⸗ 
halten bat. 

Gergl. Motive bei Werner, Grundbu 

und Hypothefengefege &. 34 bei Nr. 3. — 

—— a. a. D. Seite 63. — Achilles 
. 128.) 

Den Gegenjag zu diefen, der Eintragung nigt 
bebürfenden gemeinen Laften und Pflichten (8 
Titel 1, Hypothelen⸗Ordnung) bilden die im ð 49 
behandelten beitändigen Laften, die auf ein Grund» 
we durch einzelne Verträge, Stiftungen ober 

ermächtniffe oder ſonſt, vermöge eines Ipeciellen 


Titels gelegt in 
Ferg tenntniß_deö dritten Senats vom 
er n 1865, Entſcheidungen Band 54. 
. 441 
und diefe werben mit uuter denjenigen auf einem 
privatzegtichen Titel beruhenden dinglichen 
echten begriffen, welche ber & 12 des Gejepes 
über den Eigenthumserwerb 2c. vom 5. Mai 1872 
behandelt, und melde gegen Dritte nur durch Ein- 
tragung Wirkfamteit erlangen. 

a aber die an Kirche und Schule zu gewäh— 
renden Freikuxe als auf einem privatredhtlichen 
Titel berugend nicht angefehen werden können, 
fo findet auf fie auch nicht die Uebergangsbe- 
ftimmung im $ 73 der Gruͤndbuch⸗Ordnung An- 
wendung, nad) welder die auf einem privatrecht- 
lien Zitel beruhenden dinglichen Bed, welche 
an dem Tage, mo biejed Gejeg in Kraft tritt, 
ohne Eintragung rechtsgültig beitehen, bis zum 
1. October 1873 eingetragen werben müffen, um 
dritten Berfonen gegenüber geltend gemacht werden 
zu können. Darüber, daß der $ 73 fih nicht 
auf die auch ohne eg nad der Grund» 
buch⸗ Ordnung dinglichen Redte, alfo ug nicht 
auf die gemeinen Xajten 8 11 Nr. 1 Abſatz 3 
— 8 49 Concurd-Ordnung -— $ 48 Hypotheken⸗ 
Ordnung -— beziehen, find die Gommentatoren einig. 

Furnau a. a. O. ©. 346 b. Ach ill es 

a. a. O. ©. 203, 204 Nr. 80 III.). 

Hiernach Hat der Appellationsrichter den $ 12 
des Geſetzes vom 5 Mai 1872 und den $ 73 der 
Grundbuch⸗Ordnung auf einen Fall angewendet, 
defjen Borausfegungen nicht vorliegen und bie 
hieraus hergeleiteten Ungriffe der Nichtigkeit 
beſchwerde führen zur Vernichtung bed zweiten 
Erkenntniſſes. 

Bei ſelbſtändiger Beurtheilung iſt die Beftä- 
tigung des erſten Erkenntnifſes geboten. Aus 
dem Gegenſatze, welchen der 8 11 der Grundbuch⸗ 
Ordnung yaifden den an den Staat zu entrich⸗ 
tenden öffentlichen Abgaben und Leiftungen madjt, 
die nad) Ar. 1 Abja 2 von der Eintragung aus- 
geſchloſſen geb und den im Abſatz 3 erwähnten 
gemeinen Laften (8 49 Concur8-Ordnung), — 
von denen gejagt fit, daß fie der Eintragung nicht 
bebürfen, erhellt, daß die Eintragung diefer leßtes 
ren nicht verboten, fondern an ſich zuläffig \ 
wie dies die Commentatoren (Förfter a. a. D. 
©. 49. — Turnau a. a. D.6©. 59 lit. b. 66 
— Ad illes(2. Ausgabe) S. 151 — Bahlmann 


bie Regierungsmotive ftimmen hiermit |(2. Ausgabe) S. 191 Nr. 37) annehmen und wie 


dies auch bei den entſprechenden Laſten der Hypo⸗ 

— 8 43 früher von der Praxis 

als geltendes Recht angejehen wurde, 
Bergl. Juſtiz⸗Miniſterial⸗Reſeript vom 22. Juni 
1882, von Kamp Jahrbücher, Band 39 
©. 457 und die in ben Ergänzungen zur 
Hypotheken⸗Ordnung $ 48 abgedrudten Juſtiz⸗ 
Minifterial-Refcripte vom 24. October 1834 
und 3. März 1837 Rr. 2 Rod, Hypothelen- 
Ordnung, Anmerkung zu $ 48. 

Aus diefer Zuläffigteit der Eintragung folgt 
aber noch nicht die Verpflichtung der Verklagten 
ſich diefelbe gefallen zu laſſen, Yabft dann nicht, 
wenn die Klägerin die Koſten tragen will. Denn 
an fi) ift diefe Eintragung überflüffig, weil die 
Laſt auch ohne diefelbe gegen Dritte geltend ge- 
macht werden kann, und es fehlt an einem Rechis⸗ 
geunde, die Verklagte zu einer an ſich entbehr- 
lien Belaftung ihres Grunduchfoliums zu nöthi- 
gen. Die Klägerin beruft fih zwar noch auf 
den Anhang $ 58 zum Allgeineinen Landrechi 
Theil I Titel 22 $ 18, nad) welchen es bei 
Grundgeredtigfeiten, die zur Erhaltung ihrer 
Dinglichkeit auch nicht der Eintragung bedürfen, 
dennoch fowohl dem Berechtigten als dem Ver—⸗ 
pflichteten freigeftellt iſt, ob fie die Eintragung 
auf ihre Koften nadjuhen wollen. Um eine 
Grundgereghtigkeit handelt es ſich aber im vor= 
liegenden alle nicht, und eine analoge Anwen⸗ 
dung biefer Beitimmung ift ausgefchlofien, weil 
fie als eine befondere erſcheint und nicht al Aus- 
drud eines allgemein gültigen Rechtsgrundſatzes 
angefehen werden kann. 

z den Koftenpuntt ift die Verordnung vom 
14. December 1833 8 17 — Gejeg vom 10. Mai 
1851 8 9 — Geſetz vom 9. Mai 1854 Artikel 
2 und Wilgemeine Gericht3-Ordnung Theil I 
Titel 23 8 6 maßgebend. 

Ausgefertigt unter Siegel und Unterſchrift des 
Königlichen Ober-Tribunals. 

Berlin, den 5. Februar 1875. 


Anhang. 

I. Eintra; von Kirchen: Pfarr-, Schul⸗ oder 
——— im — auf den en 
ei uden Juſtitut en⸗, *, 
chul⸗ oder Küſterei⸗BVermögen 

Der Antrag der Beſchwerdeführer (des Gemeinde⸗ 
kirchenraths und Schulvorſtandes), einige ſeither 
noch nicht in das Grundbuch aufgenommene Grund⸗ 
ſtüde den gedachten von ihnen vertretenen geift- 
lichen Imftituten auf Grund vorgelegter ei 
attefte als deren Eigenthum zuzufdreiben, ift von 
den Borinftanzen Eoftenpflicti auf Grund des 
$ 10 der Grundbuchordnung mit der Ausführung, 
daß nicht diefe Inftitute, fondern nur die Kirchen- 
reſp. die politifhe Gemeinde als juriftifche Berjon, 
als Eigentgümerin des Kirchen reſp. Schulver- 
mögens anzuerfennen und als ſolche einzutragen 
I abgewiejen. — Die hiergegen eingelegte weitere 

ichwerbe war für begründet zu erachten. Die 
Beitimmung des $ 10 cit., daß juriftiiche Per⸗ 
fonen nad) ibrer geſetzlichen oder in der Verleihungs⸗ 
urtunde enthaltenen Benennung in der erſten Ab- 
theilung des Grundbuchs aufzuführen find, will 


800 Sicherung der Realrechte und Eintragung des Eigenthums ber Schulen. $ 320. Anh. IIa-IIb. 


nur ficher ftellen, daß darin das Eigenthums—⸗ 
verhältnig nad) feiner fubjectiven Seite deutlich 
tundgegeben wird, rechtfertigt aljo die Beanftan- 
dung von Anträgen, welche auf Eintragung von 
Bezeihnungen gerichtet find, welche die Berfon 
des Eigenthümers zweifelhaft made oder voll 
gr ungewiß laffen können. Bedenken biejer 
rt ſind von den Vorinſtanzen nicht geltend ge= 
macht, fie führen nur aus, daß fie als Trägerinnen 
des Kirchen- und Schulvermögens in K. die Kirchen- 
reſp. die politiſche Gemeinde betrachten und fols 
gern hieraus, dab nur diefe als Eigenthümer 
einzutragen. Die Vertreter der geiftli anfel- 
tute nehmen für diefelben zunächſt gar feine be— 
ſondere Berfünlichkeit in Anſpruch, haben vielmehr 
ihren Antrag ald Gemeindekirchenrath, alſo als 
Organ der zuriftiihen Perfon, welche die Bor- 
inftanzen als Eigenthümerin anerkennen, geftellt, 
fo daß ſich die Differenz in der That —— redu⸗ 
cirt, ob die Eigenthümerin nur als Kirchenge— 
meinde, ober ob fie auch als Kirche, Pfarre u. |. f. 
im Grundbuch bezeichnet werden kann, währen! 
über das als Eigenthümer zu betrachtende Sub- 
ject im vorliegenden {alle überhaupt fein Zweifel 
befteht. — Daß im Gebiete des Allgemeinen Land- 
rechts als Eigenthümerin des Sirdienvermögend 
die Kirchengemeinde gelten muß, daß alfo die 
tragung ber letztern eine correcte ift, ift vom Kam⸗ 
mergeri t (vergl. Jahrb. der Eniſch. deffelben II. 
&. 105 f.) anerkannt, aber ſchon dort hervorgehoben, 
daß der Eintragung von Örunbftüden auf den Namen 
einzelner geiftlichen Inſtitute diefelbe Bedeutung 
beizumefien ift, und daß der Wechſel folder ver- 
fchiedener, dafjelbe Rechtsfubject im Auge habenber 
Bezeichnungen gerade deshalb ftatthaft, weil nur 
ein Unterſchled in der Bezeichnung, nicht in der 
Berfon des Eigenthümers vorliegt. Hiermit ift 
anerfannt, daß dieſe verjchiebenen Bezeichnungen 
thatfächlich neben einander gebraucht werden, wie 
dies in der That altem Herkommen entipricht. 
Diefer — — herrſcht im amtlichen wie 
außeramtlichen Verkehr, in Urkunden und At— 
teſien öffentlicher Behörden und in der ſeitherigen 
— der Grundbuchbehörden, wie für K. die 
lagen des Antrags ergeben, wonad in befjen 
Grundbud auf Grund des arationd= Receljes 
ber Pfarre und Schule Brunditüde zugeſchrieben 
find. Er tft auch der Gefeggebung nicht fremb, 
wie 3 8, auß 88 219 fi., 321, 645, 772 bis 
781 II Zitel 11. 88 19, 20 Theil IE Titel 12 
Allgemeinen Landrechts Artitel 2 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1874 und $ 22 der Kirchengemeinde- 
ordnung vom 10. September 1873 ergiebt. Er 
entipridt zugleich dem Intereſſe aller Beteiligten, 
da durd den Gebrauch derartiger Bezeichnungen 
in einfachſter Weiſe fundgegeben wird, zu welcher 
Art kirchlichen Vermogens die einzelnen Grund⸗ 
früde gerechnet werben. Sit die Bezeichnung hier- 
nad ger und nicht irreleitend, fo kann 
der Grundbuchrichter den nad) 88 30, 43 der 
pre Frege für feine Thätigfeit maß⸗ 
gebenden Antrag nicht nur deshalb zurückweiſen, 
weil er eine andere ebenfalls übliche und ftatt= 
hafte Art ber Bezeichnung für die correctere hält, 
er bat ihm vielmehr ftattzugeben, weil er mit 
dorinalb ‚ namentli 


ic 8 10 mit im 


d | die Grundftüde lediglich zum klechlichen 


a tritt und materielles Recht nicht ver= 
legt. Daß Kirche, Pfarre, Küfterei im weitern 
Verkehr nad) der jeßigen et lediglich 
durch den Gemeinde⸗Kirchenrath vertreten werben, 
steht außer Frage. — 
lin, den 10. October 1882, 

„göriglighes Kammergericht J. 


Y. 2418. 
(Richt. Geſ.⸗ u. Verord.:BL. 1882 ©. 84.) 


Ua. Eiutra det Grundbefiled der Kirchen⸗ 
gemeinden und liche Inſtitute in die Grund- 
bier bei combinirten Kirchen⸗ und Schulſtellen. 
(Erlaß des Evang. Ober-⸗Kirchenraths vom 25. Juni 
1880. Autzug.): 

— Sind von Seiten der Kirche Eigenthumsan⸗ 
brüge an Grundftüde zu erheben, erg im 

ießbraud von vereinigten Kirchen: und Schul- 
ftellen stehen, fo iſt die — Zuzlehung de Mits 
eigenthümers, d. h. der Vertretung der Schule, 
erforderlich, falls nicht außer Zweifel fteht, daß 
mt ge= 
hören. So dringend erforderlich es 7— dahin zu 
wirken, daß in ſoĩchen Fällen alle kirchlichen Rechte 
mit größter Sorgfalt gefichert werden, jo fehr 
iſt es doc auch geboten, gerade in diefem Ber- 
re die — eo in Betreff ber rechten 

t und Art der Geltendmadung folder Rechte 
zu beobachten und thunlichſt eine friedliche Aus- 
leihung etwa collidirender Ainfprüche zu fuchen. 
m Yntfufe an die in unjerer Gircular- Ver: 
ügung vom 5. Mat v. 3. — 582*) den König- 
i Conſiſtorien mit Bezug auf dieſes Gemein⸗ 
ſchaftsverhaältniß vorgelegten Fragen Hoffen wir 
noch vor Abſchluß der —- überall erforderlichen 
localen Ermittelungen und Borverhandlungen in 
der Sache mit dem ge MWinifter der en 
Angelegenheiten in Verbindung zu treten, um für 
etwa vorkommende Fälle zweifelhafter Art weitere 
Maßnahmen zu vereinbaren. Der Erledigting un- 
zweifelhafter Fälle fteht Died nicht im Wege. In⸗ 
zwiſchen iſt jedenfalls den Geiftlichen uno eigen 
tirhlicden Organen ausdrüdlic ernite Wahſam⸗ 
teit zu empfehlen, daß begründete kirchliche Eigen- 
thums⸗ oder Miteigenthumsrechte nicht überſehen, 
*9 übereilte oder das kirchliche Intereſſe nicht 
enügend wahrende Beſchlüſſe in dieſer Beziehung 
orgfältig vermieden und falls fie dennoch vor« 
tommen follten, zeit zur Kenntmiß der vorge- 
fegten Behörde gebracht werden. — — 

Eirchl. Geſ.⸗ u. Berord.-Bl. 1880 ©. 74.) 


ob. 


Berlin, den 8. April 1882. 

Dem Königliden Conjiftorium erwidern wir 
auf den Bericht vom — betr. die Eintragung 
des kirchlichen Grunbbefiges in die Grundbücher, 
daß Hinfichtlich der Behandlung bed Vermögens 
verbundener kirchlicher und Schulftellen weitere 
allgemeine Inftructionen der Centralbehörden nad) 
Zage ber Sade einjtweilen nicht ergehen werben. 
Ein Bedürfniß dazu iſt für jet namentlich jeiten® 
des Herrn Minifters der geiftlichen Angelegen- 


oc. des Ober⸗Kirchentaihe v. 31. 1883, 
a hasse 
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heiten nicht anerfannt worden. Es wird nad) ben 
bisherigen Srfahrungen vielmehr vorausgefegt, daß 
die ohnehin fait überall nur nad den Verhält- 
niffen des einzelnen Falles zu bemwirkende Rege- 
lung nad) Mahgabe der jebesmaligen befonderen 
Rechtslage durch geeignete Verftändigung der ört⸗ 
lichen Organe und Provinzialbehörden wird herbei= 
geführt werden können, und daß dabei insbefon- 
dere auch bie kirchlichen Rechte und Intereſſen, 
die ihnen nad) der geſchichtlichen Entwidlung zu: 
tommenbe Anerkennung Fnben werben. Wo dies 
einmal nit der Fall fein follte, kann im Wege 
der Beſchwerde und nöthigenfalls des Procefied 
weitere Verfolgung begründeter Anſprüche ein- 
treten. -- Sit — feitens des Königlichen Con⸗ 
fiftortums, wie auch bereit3 in andern Provinzen 
mit Erfolg geliehen, in biefer Ungelegenheit auf 
Grund der beitehenden Beftimmungen meiter vor⸗ 
zugehen, fo können wir im Hinblid auf die un= 
vertennbaren Schwierigkeiten, welche ſich an vielen 
Orten gerade in Betreff des Grundbefißes ver- 
bundener Küfter- und Schulſtellen ergeben, das 
Verlangen der dortigen Königlichen Wegierung, 
daß die Anträge a Befigtitelberichtigung hin⸗ 
ichtlich dieſes Grundbefiges jedesmal zunächſt der 
eurtheilung bezw. Buftimmung der Provinzial- 
behörden beider betheiligten Inftitute unterworfen 
werden, nur ald begründet erachten, felbjtver- 
ſtändlich unter Vorbehalt aller zur Wahrung und 
Sicherftellung des kirchlichen Inereſſes geeigneter 
ritte für den Fall, daß eine Uebereinſtimmung 
diejer Behörden unter einander nicht erzielt werden 
folte. Sämmtlihe hier fragliche Angelegenheiten 
wurden daher, jobald fie genügend vorbereitet 
find, zuerft an da Königliche Eonfiftorium zu 
elangen haben. Wir überlafjen dem Königlichen 
onfitorium hiernach, die Gemeindeorgane mit 
er verjehen und maden im Uebrigen 
auf den Erlaß des Königlichen Lonfiftoriums zu 
Breslau vom 6. Mai dv. J. (Eirchl. Amtsblatt 
für Schlefien Nr. 9) aufmerkſam. — Was ſchließlich 
die in dem Bericht erwähnte, bei dem Grund» 
befige einzefner kirchlicher Inftitute hervorgetretene 
Unrichtigkeit der Katajter und die Befugniß des 
EigentHümerd, deren Berichtigung herbeiguführen, 
anlangt, jo bemerken wir, daß ed nad} Artikel 5 d 
ber Zujagbeftimmungen des Herren Finanzminiſters 
vom 16. Auguft 1872 (Anlage B zu der Ver: 
fügung des kam Juſtizminiſters vom 2. Sep- 
tember 1872 Juſtiz-Min. Bl. &. 178) zur Behe- 
bung materieller 'hiimer in den Grund- und 
©ebäudefteuerbüchern der vorgängigen Eintragung 
des Eigenthümers in das Grnndbuch nicht bedarf. 
Evangelischer Ober-Rirchenrath. 


Un 
das Rönigtige Gonftrtum zu R. 
(Kichl. Geſ.⸗ u. 8.81. 1882 ©. 48.) 
De. 


Berlin, den 6. Juli 1882. 
Auf den Bericht vom — betr. die Borftellung 
des Pfarrer? N. zu R. wegen Eintragung des 
dortigen Küftereilandes in das Grundbuch, er- 
wibern wir dem Königlichen Confiftortum, daß 
wir die darin hervorgehobenen enken ber 
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Minderheit des Collegiums gegen die Eintragung 
des für Küftereieigentgum zu eradjtenden Grund⸗ 
befige3 auf den Namen der combinirten Küſter⸗ 
und Schulſtelle für ibegründet halten. Die mit 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde erflärte Zu- 
ftimmung der gejeglichen Vertreter des Kiüfterei- 
vermögen®, daß ein thatſächlich im ausſchließlichen 
Eigenthum der Küfterei ftehendes Grundftüd im 
Grundbuch auf den Namen der combinirten Küfter- 
und Lehrerftelle eingetragen werde, enthält ein 
Anerkenntniß der Thatſache, daß das betreffende 
Grundftüd eben nit im Aiteineigenthum der 
Küfterei, fondern im Miteigenthum diefer und der 
damit verbundenen Lehrerſtelle ſich befinde, und 
die in diefem Sinne erfolgte Eintragung fichert 
dem eingetragenen Miteigenthümer rüdſichtlich 
feines Miteigenthums alle diejenigen Vorieile, 
welche die Eintragung in das Grundbuch dem 
eingetragenen Eigenthuͤmer insbeſondere aud in 
Beziehung auf die Rechtsverfolgung gewährt. 
Daraus müfjen bei der dauernden Bedeutung des 
Grundbuchs früher oder —* unvermeidliche 
Gefahren für das kirhlihe Vermögen erwachſen, 
welche auch dadurch nicht ausgefchloffen werden, 
daß zur Zeit zwifchen dem Königl. Confiftorium 
und den betreffenden Königlihen Regierungen 
Einverftändniß darüber herrſcht, es folle durch die 
Eintragung für die combinirte Stelle der fpätere 
Nachweis des Alleineigenthums der Küfterei_ nicht 
abgeihnitten werben. — Diefem nad muß die 
Eintragung auf ben Namen ber combinirten 
Küfter- und Lehrerftelle als unzuläffig bezeichnet 
werben, wo entweder der betreffende Gemeinde- 
kirchenrath das Miteigenthum ber Lehrerftelle an 
dem Küftereivermögen aus ftihhaltigen Gründen 
nicht anerkennt oder wo dag Königl. Eonfiftorium 
als Auffichtsbehörde der Anſicht iſt, daB die Ein- 
tragung als bloßes Miteigenihum trog der er- 
Härten Buftimmung des Gemeindekirchenraths der 
wirklichen Rechtslage nicht entſpricht. Hiermit 
steht völlig im Einklange, daß, wie im Eingange 
des Berichts bernorgehoben ift, ſeitens der König⸗ 
fichen Regierung zu R. auf die Eintragung der 
Schulſtelle als Eigenthümerin beftanden wird, wo 
diefelbe das ausſchließliche Eigenthum der Schule 
beanfpruchen zu können glaubt. — Wenn aljo tm 
vorliegenden Falle von N. das kirchliche Eigen- 
thum des fraglichen Küftereilandes ſowohl ſeitens 
des Gemeindekirchenraths als auch des Königlichen 
Eonfiftortums beanfprudt, ja ſogar anfcheinend 
vom Schulvorftande ausdrüdlih anerkannt wird, 
fo muß von der Eintragung als Miteigentyum 
der combinirten Stellen abgejehen werben. Bei 
ber Erheblichteit de3 in diefer Angelegenheit prin- 
eipiell in Frage ftehenden Firhlien JIutereſſes 
würde bei einem al begründet nicht anzuerkennenden 
Widerjprud der bettefenden Königlichen Regierung 
gegen die Eintragung des Landes ala kirchlichen 
Küftereivermögend die eventuelle Erledigung im 
Rechtswege nicht umgangen werden können. 


Evangelifcher Ober-Kirchenrath, 
das * J A enfkorium in Magdeburg. 
(Kirhl, Geſ.⸗ u. 8-81. 1883 ©. 4). 
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Berlin, den 20. December 1882. 

Das Königliche Conſiſtorium Hat in dem Be— 
ridte vom — auf die Schwierigkeiten hingewieſen, 
welche ſich der Anlegung der Lagerbücher und der 
Eintragung des kirchlichen Grundeigenthums in 
die Grundbücher bei den mit Schulftellen ver- 
bundenen Küftereien in den Weg ftellen. Wir 
aben die Thatfahe mit dem Königlihen Eon- 
ftorium lebhaft zu beklagen, aber eigentlich über⸗ 
raſchen kann fie nit, denn es war kaum zu er- 
warten, daß die Organe der Schulverwaltung 
freiwillig auf die mancherlei Vorteile und das 
Uebergewicht verzichten würden, welde bie Schule 
egenüber der Kirche in Folge der geſchichtlichen 
Gemidelung der Berhältniffe während der legten 
Menſchenalier auf diefem Gebiete thatſächlich ein- 
mal gewonnen hat. Im Allgemeinen wird num 
aber dem hiſtoriſchen Zufammenhange nad) aud) 
dort angenommen werden müffen, daß die Orts⸗ 
fönte exit in verhältnikmäßig neuer Beit der Kirche 
als ſelbſtändiges vermögensfähiges Subject zur 
Seite getreten ift, und es rechtfertigt fi daraus 
dann von felbft die Präfumtion, daß die von 
Alters her mit der Stelle verbundenen Grundftüde 
und Gefälle zur Dotation des Kirchenamts, jomit 
zum Kirdenvermögen gehören, eine Präſunition, 
wie fie 3. B. bei weſentlich gleicher Lage ber 
Dinge für das Heffiihe Recht von Büff (Kurbeffi- 
ches Kichenreht $ 364 ©. 993 u. ©. 995) auf⸗ 
jeftellt wird. Ebenjo treten wir der Auffafjung 
ei, daß es bei vereinigten Küfter- und Schul— 
ämtern für die Eigenthümsfrage unerheblich ift 
und dem erweislichen Rechte der Kirche keinen 
Abbruh thun kann, wenn in Theilungsreceſſen 
und ähnlichen Urkunden einem weitverbreiteten 
amtlihen und außeramtlichen Gebraude ent 
ſprechend das vereinigte Küfter- und Sculver- 
mögen vielfach ſchlechtweg mit dem Ramen „Schule“ 
bezeichnet worden iſt. Es wird dies den Rache 
weis weder des kirchlichen Miteigenthums noch 
des lirchlichen Alleineigenthums nad Lage bed 
einzelnen Falles ausſchließen können. — €3 wird 
den Kirchengemeinden nichts anderes übrig bleiben, 
als in Fällen, wo ihr erweißliches Recht nicht an- 
ertannt bezw. ber Eintragung defielben in das 
Grundbuch) ſeitens der Schulgemeinde widerſprochen 
wird, den Rechtöweg zu beſchreiten. Hierher aber 
müfjen wir den in dem Bericht erwähnten Fall 
von 3. mit dem Königlihen Eonfiftorium aller= 
dings rechnen. Auch haben wir durchaus nichts 
dagegen einzuwenden, daß dabei die in dem Be— 
richte entwidelten Geſichtspunkte mitbenugt wer⸗ 
den. — Wenn endlich in dem erwähnten Falle 
der Antrag der Kirchengemeinde auf Entragung 
ihres Eigenthums feitens des Grundbuchamts nicht 
berüdfichtigt oder zurüdgemiefen, ſondern ftatt des 
Antragftellers ohne Weitered ein Dritter, nämlich 
die Schule, als Eigenthümer eingetragen ift, fo 
tönnen wir hierin eben aud nur ein Beijpiel 
und eine Nachwirkung jenes ältern Sprachgebrauchs 
erbliden, welder bei dem Worte „Schule” zwiſchen 
der vereinigten Kirchen- und Shulftelle nicht weiter 
unterfhieb. Selbitveritändlich wird, foweit bies 
noch nicht geſchehen fein follte, im Wege der Be- 





Abloſung der Realrechte der Schulen. 8 321. 


ſchwerde auf bie Befeitigung dieſer unrichtigen 
Eintragung hinzuwirken fein. 
Evang tjcher Ober⸗Kirchenrath. 


as 2nigfige Genffockem zu tein. 
Mr. 0096. 
(Kirchl. Geſ.⸗ u. 8.81. 1883 ©. 5.) 


$ 321. Ablöfung der Realrechte der 
Schulen. 


1. Vorbemerkung. 

2. Geſetz betr. bie Abl dſung der den geiftlien und 
Schulinſtituten ſowie ben frommen und milben Stiftun= 
gen zuftehenben Realbereditigungen v. 27. April 1872. 

3. €. de geiftl, Miniſt. v. 29. Juni 1872 unb bes 
landwirthſchaftl. Minift. v. 8. Juni 1872 betr. 
die Ausführung bes Geſetzes (Friften, Bor- 
theile, Vermeidung ber Nachtheile). 

4. €, des geiftl. Minift. v. 22. Sept, und des land⸗ 
wirthjg. Minift. v. 21. Juli 1873 betr. bie Com⸗ 
petenz ber Regierungen bei Ablöfungen. — of. 
8 322 Rr. 2, 

5. Bi. ber K. Reg. in Potädam vo. 9. Aug. 1872 
betr. die Bortheile bes Geſetzes. 

6. Geſetz betr. bie Mbldfung zc. in ber Proving Han- 

nover vom 15. Febr. 1874. — ol. Rr. 7. 

Notiz Über die Reditälnge bezüglich ber Abldſung in 

den Provinzen Shleswig=Holftein und Heſſen⸗ 

Rafjau; Geſez v. 10. April 1865 betr. bie 

Schleſiſche Zehntverfaſſung und Gel. v. 

10. März 1864 betr, bie Abänderung bes 5 13 

Zuf. 213 des Oftpr. Provinzialtehts. 

8. Notiz Über das Koftenwefen in Außeinanber- 
fegungsjaden. 

9. €. v. 10. Mai 1873 betr. die Unablösbar= 
teit ber Abgaben und Leiftungen zur Er- 
bauung und Unterhaltung ber Kirchen⸗ Pfarr- unb 
Säulgebäude. — of. Rr 7. 
Erf. des Reviſions⸗Collegiums v. 31. Oct. 1862 
6:81. 1863 ©. 552 betr. bie Unablößbarkeit bes 
Patronats· Canons, der zum Kirchen⸗ und Schulbau⸗ 
unb Unterhaltumgefonds gezahlt wird. — Hier nicht 
abgebr. of. unten S. 810 Anm, 
Entf. des Obertr. v. 11. Dec, 1877 betr. bie 
Unablösbarkeit ver fubjectiv und objectio perfänlicen 
Berehtigungen (Freiholgbeputate in Oftpreußen). — 
Hier nit abgebr. of. unten 6. 810 Anm, 
&rt, des Obertrib. v. 4. Mat, 16. Juni, 23. Juni 
1863 — 6.81. 6, 678 fi. — betr. bie Buläffig- 
keit einer Bugrumbelegung der jahrelang ftatt fefter 
Naturalleiftungen ac. gegebenen Gelbvergütung bei ber 
Adlöfung nur im Falle der Annahme biejer Entihäbt- 
gung durch ben Stelleninhaber und bie gejeglich 
berechtigten Vertreter ber Stelle. — Hier nicht abgebr. 
€. v. 6. Rov, 1858 beir. die Oualification 
einer Verpflichtung zur Holgabgabe gegen Bere 
gũtung des Sählägerlohns als Reallaft. 

Grgänzungsgefep zu dem Geſey vom 27. April 

1872 unb 15. März 1879 betr. bie Wiederzu⸗ 

lafjung der Bermittlung ber Rentenbanten 

bei ber Wbldfung. 
128, Ueber bie Eintragung von Ablbſungsrenten im 
Grundbuch cl. $ 320 Rr. ib. 

13. €. des lanbw. Minift. v. 8. Juni 1872 betr. bie 
Verbefferung eines Drudfehlers im $ 10 bei 
Geſetzes vom 27. April 1872. 


9b, 


90, 


10. 


11. 


12. 


Mblöfung berfftealrechte der Schulen. 8 321. Rr. 1—2. 


14. €, v. 16. April und 16. Sept 1863 betr. bie 
Vertretung ber Sqhulſtellen burh ben 
Schulvorſtand bei Abldfungen ac. — cf. 8 11 be 
Geſ. v. 27. April 1872, 

€. v. 26. April 1860 und 18. Dec. 1862 betr. 
bie Betheiligung ber Regierungen als Auffichtsbe- 
hörde bei ben Verhandlungen über Ablöfungen ac. 
Gel. v. 19. März 1860 und 11. Juni 1873 
betr. bie Revifion ber Normalpreife für 
Ablöfungen xc. x 
Ueber bie Behandlung falſcher Rentenbriefs 
Eoupons of. 8b. I 8 23 Nr. 17. 


1 


Vorbemerkung. 

Das im 8 65 bes Geſetzes vom 2. März 1850 
über die Ablöfung der den Kirchen, Pfarren, 
Küftereien, Schulen zuftehenden Reallaften vor— 
behaltene Geſetz erging unter dem 15. April 1857. 
Durch daſſelbe wurde indeß die Regelung der 
Sade nit in dem erwarteten Maße agelönbert 
und find daher durch das Gejeg vom 27. April 
1872 die Borfchriften des Gefeges vom 2. März 
1850 mit einzelnen Modificationen auf die in 
Nede ftehenden Laſten für die alten Landestheile 
in Anwendung gebradt. 


2. Gefeb, betreffend die Ablöfung der den 

geiftlihen und Schul⸗Juſtituten, ſowie deu from⸗ 

men und milden Stiftungen 2c. zuſtehenden Real⸗ 
beredhtigungen. Von 27. a 1872.*) 


Bir Wilhelm, von Gottes &naden, König von 
reußen ꝛc. verordnen, mit BZuftimmung beider 
äufer des Landtages Unferer Monarchie, für 
diejenigen Landestheile, in welchen das Gefeß, be- 


15. 


16. 


17. 


treffend die Ablöfung der Reallaften und die Re=! 9 


— vom 2. März 1850 Gültigkeit hat, was 
olgt: 
$1 


Das Gefep, betreffend die Ergänzung und Ab- 
änderung des Ablöjungsgejeged vom 2. März 
1850 bezüglich der Ablöjung der den geiftlichen 
und Schuls$nitituten, fowie den frommen und 
milden Stiftungen zc. zuftehenden Reallaften vom 
15. April 1857 (Gejeg-Sammlung Seite 363 ff.) 
wird aufgehoben. 


2. 

Das Geſetz vom 2. März 1850, betreffend die 
Ablöjung der Reallaften und die Regulirung der 
utsherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe (Befep- 
Sammlung Seite 77 ff.), fommt fortan auch in 
Anſehung derjenigen Berechtigungen, welde Kir- 
hen, Pfarren, Küftereien, fonjtigen geiftlichen In— 
ftituten, kirchlichen Beamten, öfentfihen Schulen 
und deren Lehrern, höheren Unterrichts- und Er- 
ztehungsanftalten, frommen und milden Stiftungen 
oder Wohlthätigkeitsanftalten, fowie den zur Unter- 
haltung aller vorgedadhten Anftalten beftimmten 
Fonds zuftehen, mit nachfolgenden Beitimmungen 
zur Unmendung. 


83. 
Alle im 8 2 bezeichneten Realberechtigungen 


” Aieirt bie Seſe⸗Sam die Königli 
PB ion es ee 76 Mir ®r. a 


Ki, der gutöherrlihen und bäuerlichen Ver⸗ 
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find, foweit fie nicht bereit in feſte @eldrente 
verwandelt worden, auf den Antrag ſowohl des 
Berechtigten als bes Verpflichteten nad) den Grund⸗ 
fügen des Ablöfungsgejeges vom 2. März 1850 
auf ihren jährlichen Geldwerth zu berechnen und 
demnädjft unter Anwendung der in den 88 19—25 
a. a. ©. beftimmten Preife in eine Roggenrente 
zu verwandeln. Der im $ 26 a. a. D. angeord- 
nete Abzug von 5 p&t. wegen ber geringeren Be- 
ichaffenheit der Getreideabgabe im Berhältnig zum 
marktgängigen Getreide bleibt dabei ausgeſchloſſen. 
Die Roggentente ift in Gelbe nad) dem jebe- 
lien nad Maßgabe der 88 20, 21 und is 
einſchließlich 25 a. a. O.) ermittelten Marktpreiſe 
abzuführen. 


84. 

Die nach 83 ermittelten, ſowie die ſchon rechts⸗ 
verbindlich feſtſtehenden Renten 6 3 bis 6 bes 
Gejeges vom 15. April 1857) können auf den 
Antrag des Berechtigten wie des Verpflichteten 
abgelöft werden. 

iM diefem Behufe wird der jährliche Geldwerth 
der Roggententen nad dem Zurchſchnitt der bei 
der Abführung magebenten Marktpreife berechnet. 
Bei Ermittelung dieſes Durchſchnitts werben die 
Preife der legten vierundzwanzig Jahre vor An— 
bringung des Wblöfungsantrages mit Weglafjung 
der Beiden theuerften und der beiden wohlfeiliten 
zu Grunde gelegt. 


85 
Der nah 8 4 feftgeftellte Jahreswerth der 
Reallaften wird: a) wenn ber Antrag von dem 
Verpflichteten ausgeht, zum 28 fachen Betrage, 
b) wenn der Antrag von dem Berechtigten aus⸗ 
acht, zum 22% fachen Betrage, buch Capital ab⸗ 
elöft 


ft. 
Die Abfindung gt durd die Vermittelum; 
der Rentenbanten. Dem Berpflichteten geh jedo 
frei, baar zum 2öfachen bezw. zum 22 lagen 
Betrage abzuldfen. 


86. 

Bei der Wbldfung durch Baarzahlung tft der 
Verpflichtete befugt, das Capital in vier aufein- 
ander folgenden einjährigen Terminen, von dem 
Ablauf der Kündigungsfrift an gerechnet, zu 
gleichen Theilen sögutengen, Doch ift der Be— 
techtigte nur ſolche The gehlungen anzunehmen 
verbunden, die mindeſtens 100 Thaler betragen. 
Der jedesmalige Rüdftand ift mit 4 pCt. jährlich 
zu verzinfen. 


87. 

Für die Vermittelung der Rentenbank ift das 
Geſetz vom 2. März 1850 (Gejeg-Samml. S. 112 ff.) 
maßgebend. Dabei bleiben aber diejenigen Be— 
ftimmungen, welche eine Zilgungsperio e von 412/1 
Jahren vorausfegen, ohne Anwendung, und außer- 
dem treten nachfolgende Abänderungen bes Renten: 
banfgejeges ein: 

41. Der Berechtigte erhält den nad) $ 5 be= 
rechneten Betra; fr Rentenbriefen nad) deren 
Nennwerthe, und ſoweit dies durch folde nicht 
vollſtändig geighen kann, oder es von der Ver⸗ 
waltung ber tenbant vorgezogen wird, in 
baarem Gelbe. 


®) of. unien Rt. 160 und b. 
b1* 


0 Ablöfung der Realrechte der 


2. Der Befiger des pflichtigen Grundſtücks hat 
vom Zeitpunkt der Rentenübernahme und mwäh- 
rend der Tilgungsperiode von 56%. Jahren an 
die Rentenbant eine Jahresrente zu entrichten, 
welde 424 vom Hundert der an ben —— 
zu gewährenden Abfindung beträgt; Renten- 
theile unter einem vollen Silbergroſchen werben 
von der Rentenbank nicht übernommen, vielmehr 
wird der 25= oder 22%%fache Betrag derfelben, je 
nachdem die Abfindung gemäß $ 5a oder 5b erfolgt, 
von dem Beier des verpflichteten Grundftüdes 
unmittelbar an den Berechtigten gezahlt. 

3. Die Ueberweifung von Abgabenrüditänden 
auf die Rentenbant nad) Vorſchriftdes $ 99 des Ab⸗ 
löfungsgefeges vom 2. März 1850 ift unzuläffig. 

8 


Die nad dem Geſehze vom 26. April 1858 
(Gejep-Samml. Seite 273) erfolgte Schließung ber 
Rentenbanten fteht der Ausführung des gegen- 
wärtigen Geſetzes nicht im Wege. Jedoch findet 
die Vermittelung der Rentenbanken nur bei den- 
jenigen Capitafablöfungen ftatt, welche bei der 
quftänbigen Auseinanderfegungsbehörde bis zum 

1. December 1873 beantragt werden.*) Für den 
Berechtigten geht mit Ablauf diefer Frift die Ber 
fugniß, auf Capitalablöfung anzutragen, mit Aus- 
nahme des im folgenden Borographen gedachten 
Falles überhaupt selon: 





Bei einer Zerftüdelung von Grundftüden find 
die Berechtigten zu fordern befugt, daß ihre Geld⸗ 
und Roggenrenten, welche nad) der Vertheilung 
unter 4 Thaler, beziehungsweiſe 2 —— 
Roggen betragen, durch Erlegung des 28fächen 
Baarbetrages abgelöſt werden. Zu dieſem Behufe 
wird der —ES der Rente auf die im 8 3 
angegebene Weiſe Kr 

10. 

Die Provocation auf Umwandlung ($ 3) oder 
Ablöfung ($ 4) Seitens des Berehtigten muß 
1 mit Wusnahme des im $ I gedachten Falles 
tet8 auf alle Reallaſten erftreden, welche für ihn 
auf den @rundftüden deffelben Gemeindeverbandes 
haften. Sind mit dem Provocaten Grundbeſitzer 
einer anderen ®emeinde zum Natural = Frudte 
‚ehnten oder zu Diensten gemeinfchaftlich verpflichtet, 
in muß der Berechtigte feine Brovocation zugleich 
aud gegen die Grundbeſitzer dieſer Gemeinde hin- 
fihtlih aller auf deren Grundftüden für ihn haf- 
tenden Reallaften richten. 

Die Provocation auf Umwandlung der**) Ab- 
löſung Seitens des Verpflihteten muß fi 
auf fämmtliche, feinen Grundftüden geaen alle im 
8 2 bezeichnete Berechtigte obliegende Reallajten 
eritreden. Die Zurüdnahme einer angebrachten 
Provocation tft unzuläffig, 

1 


In allen AuteinnnberkignngS.Kgel enheiten 
Gemeinheitstheilungen, Abtöfungen und Regu- 
lirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Ver⸗ 
bältnijfe) fteht die Vertretung und Wahrnehmung 
der Rechte der im $ 2 gedachten Berechtigten den 
betreffenden ordentlichen Behörden zu.*** 

2) Sf. unten Sr. 12 (Die St. December 188%). 
ol . 


®*) Soll heißen: „Ober“ of. unten Kr. 18. 
"er) of. unten Rr.’14, 16. 


Nr. 38. 


812. 

Sind vor Verkündigung des gegenwärtigen Ge— 
ſetzes — welche mit demſelben nicht im 

nlange ſtehen, bereiis auf rechtsverbindliche 
Weiſe zu Stande gekommen, jo behält es bei den⸗ 
felben Vein Beenden. 

Ueber die Befugniß, auf Verwandlung der 
Reallajten in eine Hoggenrente oder auf vollftän- 
dige Ablöfung anzutragen, entſcheiden jedoch nicht 
jene Zeftjegungen, jondern die Beltimmungen 
dieſes Geſehes. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedruckten Königlichen In— 


Regel, 
jegeben Berlin, den 27. April 1872. 
L. 8.) Wilhelm. 
dürft von Bismard. Graf von Roon. 
Graf von Igenplig von Seldom. 
Graf zu Eh, Camphaäuſen. 
alt. 
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8a, Ausführung des neuen Geſetzes über Ab⸗ 


löfungen bei Ecul- zc. I: 
Berlin, den 29. Juni 1872. 

Der Königlichen Regierung communicire ich 
anbei ein Druderemplar der Verfügung, welche 
der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten Behufs Ausführung des Gefees 
vom 27. April d. J. die Ablöfung der den geifte 
lihen und Schulinſtituten, fowie den frommen 
und milden Stiftungen ꝛc. zuftehenden Nealbe- 
seähtigungen betreffend, am 8. d. Mis. an bie 
Auseinanderjegungs-Behörden erlaffen Hat, zur 
Kenntnignahme und mit der eranlaffung, die 
unter Are Auffiht ftehenden Imftitute, welche 
ich im pe ablößbarer Realberechtigungen be— 
nden, auf die durch das neue Gejeg gewährte 

öglichteit der Ablöſung diefer Berechtigungen, 
fowie auf die Vortheile, welche ihnen die Benugung 
diefer Gelegenheit bietet, und auf die Bedingungen, 
an welche diefelbe gefnüpft ift, beſonders aufmerk⸗ 
kn do bereit le bie Königliche Regierun— 

njonderheit wolle bie Königliche i 
dafür forgen, daß Seitens der berechtigten Inte 
tute bei Zeiten darauf Bedacht genommen werde, 
die ihnen in baarem @elde oder in Rentenbriefen 
gufa enden Ablöfungs- Capitalien möglichſt zur 
werbung von —— zu verwenden, weil 
bien vorzugsweife das Mittel gegeben ift, die 
jerechtigten gegen die Nachtheile, mit welchen für 
fie die wachſende Entwerthung des Geldes ver- 
bumden ift, dauernd zu fügen, 
Der Minifter der _geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
m Uuftrage: de la Sole 


Un 
bie xduiglichen Regierungen. 


Abſchrift erhält das Königliche Provinzial- 
Sen x. zur Senntnifnahme und Be. 
Der Wintfter der eiſtlich Angelegenheit: 
iniſter 8 en 2c. Angelegenheiten. 

= Auftrage: de la Eroir. 


An 
die Könii Provinzial⸗Schulcollegien, Uni: 
I enter br al Bern x 





Ablöfung der Realrechte der 


8b. 


Berlin, den 8. Juni 1872. 

Die Wichtigkeit und Tragweite des Geſetzes vom 
27. April d. & betreffend die Ablöſung ber ben 
geiftlihen und Schul-Inftituten, ſowie den from⸗ 
men und milden Stiftungen ꝛc. zuftehenden Real» 
berechtigungen (Bejeg-Samml. Seite 417), welches 
durch die Zulafjung der Vermittelung der Renten- 
bant allen Betheiligten die meift jehr ermünjchte 
Möglichkeit zu einer erleichterten Ablöfung der 
vom Geje betroffenen Reallaften darbietet, giebt 
mir eranlaffung, den Auseinanderſetzungs-Be— 
börben die Beſchleunigung ber Ausführung des 
Geſetzes, von der weſentlich der erwartete günftige 
Erfo 7 beffelben abhängen wird, durch Anmweifung 
der Commiffarien und Belehrung der Betheiligten 
über den Zweck des Geſetzes bejonderd zu em: 
pfehlen. Dabei made ich auf folgende Gefichts- 
punkte aufmerffam: 

1. Na der Beitimmung im $ 8 bes Gejeges 
findet die Vermittelung der Rentenbanfen nur 
bei denjenigen Capital-Ublöfungen ftatt, welche 
bei der zuftändigen Auseinanderfegungs-Behörbe 
bis zum 31. December 1873) beantragt 
werben. 

Es erſcheint nothiwendig, diefen kurz bemeffenen 
Prächufionstermin noch auf eine andere Weife, 
als dies durch die Publication in der Geſetz⸗ 
Sammlung gefchehen, nämlich durch eine zeitweile 
zu twieberholende Belanntmadhung in den Amts⸗ 
blättern und den Kreiöblättern zur Kenntniß bes 
—— — Publicums zu bringen. 

Die Anträge werden von den Provocanten nicht 
blos bei den Nuseinanderfegungs » Behörden, 
fondern aud bei den Special-Commiffarien ange- 
bracht werben können, von den legteren aber vor- 
ſchriftsmäßig zunächſt der Auffichtöbehörde einzu- 
reichen fein. 

2. Es ift zu wünfchen, daß auch die Berechtigten 
fi) von den Vortheilen der von ihnen anzuftellen- 
ben Provocationen auf Ablöfung Ueberzeugung 
verfhaffen. Abgefehen davon, daß fie durd Die 
Ablöjung des meiſt mit großen Unannehmlichkeiten 
verbundenen und ungleihmäßigen Bezuged ber 
von den einzelnen Berpflicteten in geringfügigen 


Beträgen zu liefernden Realabgaben überhoben $ 


werben und dafür eine dem Werthe derfelben ent- 
ſprechende ſichere Geldeinnahme erlangen, kann 
die Berechtigten auch der Umſiand zur Provocation 
anregen, daß auf ihren Antrag die Ablöſung ſich 
auf alle Grundſtücke deſſelben Gemeinde⸗Verbandes 
erftredt ($ 10 a. a. ©.) und fie dadurch den Vor⸗ 
theil erlangen, auf einmal eine größere Summe 
der Ablöfungs-Eapitalien und die Aentenbriefe in 
höheren Apoints zu erhalten. Bei den Provo- 
cationen einzelner verpflichteter Grundbefiger da⸗ 
gegen wird oft die Gewährung ganz geringer 
apitalbeträge, deren zinsbare Änlegung mit 
Schwierigkeiten verbunden fein wird, nicht zu ver⸗ 
meiden fein. Es tritt außerdem, wenn einzelne 
Grundbefiger einer Ortſchaft provoeiren, andere 
aber nicht, der Uebelſtand ein, daß Die Erhebun 
der Naturalabgaben nod; unbequemer wird. Au 
die Rüdficht auf die Verſchiedenheit des nach $ 5 


*) of. unten Rr. 12 (bis 31. December 1883). 
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a. a. O. beftimmten 25fahen oder 22% fachen 
Betrages des Ablöſungs-Capitals je nach der 
Provocation der Verpflichteten oder Berechtigten 
möchte ein Burüdhalten mit der Provocation auf 
Seiten des Berechtigten kaum rechtfertigen, da die 
Differenz zwifhen jenen Capital-Ablöjungsfägen 
durch die angegebenen Vortheile und die geringern 
Koften des auf alle Verpflichteten ausgedehnten 
Verfahrens im Verhältniß zu den Einzelablöfungen 
nahezu auögenlichen wird. 

3. 2c. (betrifft das Formular für Recefle). 

4. ꝛc. (vgl. unten Nr. 13). 

Der Minifter der Tandwirtgichaftlichen 
Angelegenheiten. 


4a. Competenz der Regierungen n. f. w. bei 
Ablöfung von Abgaben au Schulen :zc. 


Berlin, den 22. September 1873. 

Der — Regierung communicire ich 
anbei ein Druckexemplar der Verfügung bed 
Herrn Minifters für die Iandiwirthichaftlichen An- 
gelegenheiten vom 21. v. M. (7704), betreffend die 
den Regierungen zc. zuftehenden Befugniffe zur 
jelbftändigen Leitung der Verhandlungen über die 
Ablöfung der geiftlihen zc. Wbgaben bis zur Be— 
ftätigung ber Receſſe, zur Kenntnißnahme und 





Beachtung. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Veriretung: Sydo w. 


u 
bie Königlichen Regierungen der acht Alteren 
Provinzen. 


Abſchrift erhält das Königliche Provinzial: 
Schulcollegium 2c. zur Kenntnipnahme und Be- 
achtung. 

Der Winifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
R- Vertretung: Sydom. 
n 
bie Königlichen Provinzial-Schulcollegien unb 
Univerfitäts>Guratorien in ben acht älteren 


Provinzen. 
@. U. 27350. 


4b. 


Berlin, den 21. Juli 1873. 
Nah einer mir gemachten Mittheilung des 
ern Finanzminiſters bat die Königliche 
General-Commiffion in Folge einer Seitens der 
Regierung zu N. geftellten Anfrage über die 
Dualification der Landräthe als Commiffarien 
zur Vollziehung von Necefien, aus denen Renten 
auf die Rentenbanf übergehen follen, die Anficht 
außgeiproden: 
„daß bezüglich der durch Wermittelung der 
„Rentenbant zu bewirkenden Ablöfungen von 
„Wbgaben an Geiftliche ꝛc. in Gemäßheit des 
„Ablöfungsgefeges vom 27. April 1872, die 
‚Regierung bei der General-Sommiffion nur 
au, Aolöfung zu provociren habe, ihr aber 
„eine Thätigkeit in Leitung der Berhandfun- 
„gen, Seftftelung der Renten und Abſchluß 
„der Neceffe nicht zuſtehe.“ 

Der Auffafjung der Königlichen General-Com- 
miffion, daß eine eintretende ermittelung der 
Rentenbant bei der Ablöfung eine jede Mitwir- 
tung der Regierungen bei der Leitung der Ver— 
bandlungen zur Erzielung eines Vergleichs und 


die Ausübung ber ihnen nad) 8 39 der Berorbnung 
vom 30. Juni 1834*) und dem Geſetze vom 
27. April 1872 qufteßenben Befugniffe gänzlid 
ausſchließe, kann nicht beigepflihtet werben. 
Es waltet zwar kein Bedenken darüber ob, daß 
nad) der im 8 14 des Rentenbanfgejeßes vom 
2. März 1850 gegebenen und im $ 2 des Seiepe 
vom 21. April 1852 ausbrüdlich aufrecht erhaltes 
nen Vorſchrift alle über das Verhältnig der Be— 
peitigten zur Nentenbant abgeidloffenen 

ecejfe ftet3 von ber Auseinander— 
ſezungs-Behörde beftätigt werden müffen und 
daß nur auf Grund eines ſolchen Receſſes eine 
Rente auf die Rentenbank übernommen werben 
darf; es läßt auch die Mare Vorfchrift im $ 8 des 
Ablöfungsgefepes vom 27. April 1872 darüber 
feinen Zweifel, daß die für Wermittelung ber 
Rentenbant darin geftellte und nad) 8 5 des Ge⸗ 
feges vom 11. Juni db. 3. wegen #evifion der 
Rormalpreife bis zum 31. December 1874 ver: 
fängerte Brächufiokeifte*) nur alsdann gewahrt 
wird, wenn bie Capitalablöfung vor Ablauf der 
Friſt bei der zuftändigen Wuseinander= 
fegungs-Behörde beantragt worden iſt. 
Aus diefen Vorſchriften läßt ſich aber, da ſonſt 
bie beftehenben gefeßlichen Beftimmungen in Bed 
auf $ 39*) der Verordnung vom 30. Juni 183: 
und das Gejeg vom 21. April 1852 nicht aufge- 
Buben oder geändert worden find, die von der 

öniglihen General= Commiffion ausgeſprochene 
Anfiht nicht folgern und es fteht den Regierungen 
zc. unbedentlich aud; gegenwärtig die Ausübung 
der ihnen nad) den ae gefeglichen Be⸗ 
ftimmungen auitehenben efugniffe zu, foweit die 
jelben fi mit den Befchräntungen des $ 14 bes 
Rentenbantgefi vom 2. März 1850 und des 
88 des Ablö ungägeieges vom 27. April 1872 
vereinigen lafien. Danach find fie wohl befugt, 
fi der Leitung der —— — zum Zwecke 
eines Vergleiches durch eigene Commiſſarien zu 
unterziehen und eventuell die vollzogenen Recche 
vor dem Ablauf der Prächufivfrift der zuftän- 
digen Auseinanderjegungs-Behörbe zur Beftätigung 
vorzulegen. Es verjteht I dabei von Ken daß 
ber legteren vor ber Beſtätigung die jorgfältige 
Prüfung der Legalität des Verfahrens der Voll» 
ftändigfeit der Provocation und der Vollziehung 
des Receſſes als eine ernftliche Pflicht obliegt und 
daß fie befugt ift, die Befeitigung der vorhandenen 
Mängel zu veranlafien. 

Die amgeregte Frage, inwieweit Landräthe als 
zuläffige Commiſſarien & erachten feien, iſt be= 
reits durch bie älteren Reſeripte vom 22. October 
und 21. November 1842 (Berwaltungs = Mi- 
nifterialblatt Seite 404) dahin entichieden worden, 
daß die von ben Regierungen und PBrovinzial- 
Schulcollegien auf Grund ihrer eigenen Verhand- 


*) 5 39 lautet: „Den Regierungen unb Provinzlal⸗Schul⸗ 
eollegien ftebt bie Ken Befänigung ver Recefie rũckichtlich ber 
von ihnen reffortirenben Güterverwaltungen zu, infofern bie Aus- 
einanderfegung auf eigene Verhandlungen jener Behörben im 
Wege des Vergleihs zu Stande kommen. Dies findet aud in 
dem Falle fiatt, wenn a) die Regierungen wegen ber zu ihrem 
Patronat gehörigen kirchlichen Güter und Grundftüde — (b) if 
antiquirt) — bie Wußeinanberfepungen unter eigene Leitung zu 
nehmen fich veranlakt finden ꝛc. 

**) of. unten Rr. 12 und 16b (bis 31. Derember 1883). 
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lungen im Wege des Vergleichs vermittelten 
Meceffe nicht von folhen Commifjarien dieſer 
Behörden vollzogen werden dürfen, melde weder 
Mitglieder, noh Deconomie-Commiffarien, noch 
Auftizbediente find. Hierin ift auch durch ben 
8 108 des Wblöfungsgefeges vom 2. März 1850 
nichts geändert, da diefer nur den General-Eom= 
miffionen und den ihnen gleichftehenden landwirth⸗ 
Ichaftlichen Regierungs-Abtheilungen die Befugnik 
ur Beauftragung jedes Beamten mit Auseinander⸗ 
Iumasgrge ten beilegt. 

Die Landräthe werden hiernach zur Vollziehung 
der Receſſe nicht für befähigt zu erachten fein. 
Auch wird die Königliche General-Commiffion bet 
den ihr vorgelegten abgefchlofienen Recefien felbits 
verftändlich ihre Prüfung indbefondere darauf zu 
richten haben, ob die Provocation, welche ein An= 
trag auf Beftätigung bes Receſſes involvirt, die 
im $ 10 des Wblöfungsgejeßes vorgejchriebene 
Ausdehnung hat und — zur Wahrung der 
Präcluſivfriſt, die durch eine Einleitung von Ver⸗ 
handlungen Seitens der Regierungen zum Zweck 
eine Vergleichs nicht gewahrt wird. 

Der Minifter der landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten. 


5. Bortheile des & über Abli de 
—— en ur 1% 
inftituten zc. 


Potsdam, den 9. Wuguft 1872. 
Em. ꝛc. maden wir behufs Information der 
betreffenden Inſtitute auf das neue Geſetz, be- 
treffend die Ablöſung der den geiſtlichen und 
Schulinſtituten, ſowie den frommen und milden 
Stiftungen zuſtehenden Realberechtigungen d. d. 
27. April d. J. (Geſ.Samml. S. 417 ff.) hier⸗ 
durch noch befonder8 aufmerkfam, indem wir fol- 
gende Bemerkungen anknüpfen. 
Während nach dem bisher in Kraft getvejenen 
Geſetze vom 15. April 1857 (&ef.:Samml. ©. 363): 
1. von der Provocation auf Umwandlung der 
Neallaften in Roggen» Geldrente nicht nur 
die feften Geldrenten, ſondern auch die feften 
Abgaben in Körnern, ſowie feite Leiftungen 
an Hol; und Brennmaterial ausgeſchloſſen 


waren, 

2. eine Capital- Wblöfung mit geringen Aus— 
nahmen nur bei gegenfeitiger Vereinbarung 
ftattfand, 

jest 

von der Ummwanblung in Bongen-Gelhrene, 
welche nad wie vor von jeder Seite verlangt 
werden kann, nur bie feiten Geldrenten aus- 
genommen und findet 

2. eine Capital-Ablöſung ganz allgemein ſowohl 

auf Antrag des Berechtigten ala des Ber- 
pflicteten ftatt und zwar erfteren Falls zum 
22% fachen, letzteren Falls zum 2dfachen Be- 
trage des Jahreswerths. 

Dabei darf aber die Provocation ſowohl auf 
Umwandlung in Roggen-Geldrente ais auf Ca— 
pital-Ublöfung nit eine einzelne Abgabe oder 
einen einzelnen Berpflichteten herausgreifen, fon- 
dern es muß diefelbe, wenn fie vom Berechtigten 
ausgeht, fih auf alle Reallaſten eritreden, welche 
für ihn auf den Grundftüden defjelben Verbandes 


find 
1. 
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(ef. $ 10) haften, während, wenn bie Brovocation 
vom Berpflichteten audgeht, biefelbe ſich auf fänmt- 
liche feinen Grundftüden gegenüber den verichie- 
denen geiftlichen Inftituten obliegenden Reallaften 

eden muß. Auch ift die Burüdnahme einer 
angebrachten Provocation nicht mehr zuläffig. 

ine bejondere Stellung nimmt auch ferner der 
Fall der | er Abgaben durch Bar- 
celirung der Grundftude ein. Hier kann auch 
der Berechtigte die Capital-Ablöfung zum 2bfadhen 
Betrage fordern und braucht andrerfeit3 nicht 
gieicgeitig auf die Ablöfung der übrigen Real- 
aften zu provociren. Joe gewährt das Geſetz 
dieſe Vergünſtigungen nur für zerſplitterte Geld⸗ 
und Roggene — reſp. Roggen-Geldrenten nicht 
aud für andere Präftationen. — 

Wir erwarten, daß die geiftlichen Inftitute in 
dem neuen Gefege einen emeuten Anlaß finden 
werben, durd) Brovocation auf Umwandlung aller 
noch nicht in Roggen-Geldrente oder feite Geld: 
tente verwanbelten Abgaben und Leiftungen eine 
zweckmäßige Bereinfahung ihrer NRealberechti- 
gungen zu bewirken und fi von einer Reihe 
leider noch vielfach beftehender und zu unver- 
hältmigmäßigen Weiterungen führender Natural- 
präftationen, wie Würfte, Eier, Fleiſchzehnt, 

atural⸗Fruchtzehnt 2c. zu befreien und zwar 
legtere3 um fo mehr, als biefe Präftationen den 
obigen befondern Beftimmungen im Fall der Bars 
cellirung nicht unterliegen. 

Einen Antrag auf Capital:Ablöfung werben die 
Inftttute in der Regel den Verpflichtelen zu über= 
laffen haben, mit Ausnahme folder Fälle, in 
denen befondere Umftände oder örtlide Verhält- 
niffe die Capital-Ablöfung troß des im Falle der 
Brovocation Seitens des Berechtigten geringeren 
Eapitalifirungsfages und obmohl Hierbei die Ab⸗ 
löſung bie fämmtlihen Reallaften, alfo nicht nur 
bie läftigen, ſondern aud) die genehmen umfaffen 
muß, im überwiegenden Intereſſe des Anftituts 
Hiegenb erjheinen laffen. Allerdings bietet dieje 
Bulammenfoffung aller Reallaften andrerfeitsgegen- 
über der almählichen Ablöfung derfelben durch die 
einzelnen Berpflichteten den Vortheil, daß das be- 
treffende Inftitut auf ein Mal eine größere, be- 
quemer und mwohlfetler unterzubringende Summe 
an baarem Gelde oder Rentenbriefen erhält, auch 
die Koften des Verfahrens, foweit dieſe den In= 
ftituten erwachſen, in ihrer Geſammtheit ſich ver- 
tingern. — — 

Königliche Regierung. 


6. Bropinzielle Berimmungen. 
Geſetz, betreffend die Anlöfung der den geift- 
lichen und Scähulinftituten, fowie den frommen 
und milden Stiftungen n. |. w. in der Provinz 
Hannover zuftehbenden Realberechtignugen. 
Vom 15. Februar 1874.°) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. verorbnen, mit geitumung beider 
Häufer des Landtages der Monarchie, für die 
Provinz Hannover, was folgt: 


fett die_GejepeSammalı bie J 
PP ante I 1874 Stüd 4 —ã—S Ar. a ” 
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81. 

Die an Kirchen, Pfarren, Küftereien oder fon- 
ftige geiftiche Inſtitute, an kirchliche Beamte, 
öffentlihe Schulen und deren Lehrer, Höhere 
Unterrichtd- und Erziehungdanftalten, fromme und 
milde Stiftungen oder Wohlthätigkeitsanſtalten, 
fowie an bie zur Unterhaltung aller vorgedachten 
Anftalten beftimmten Fonds zu entrichtenden be- 
ftändigen Wbgaben und Leiftungen, melde auf 
Grundftüden ruhen, unterliegen, infofern fie nicht 
zu den öffentlichen Laften gehören, der Ablöfung 
nad) den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


82. 

Someit nicht in den nachfolgenden Paragraphen 
abmeichende Beftimmungen getroffen find, richtet 
fich die Ablöfung der im $ 1 bezeichneten Real- 
laften nad den Vorſchriften des Geſetzes vom 
3. April 1869 (Geſ.Samml. ©. 544) und ber 
dafelbft in Bezug genommenen Verordnung vom 
28. September 1867 (Gef.-Samml. ©. 1670). 

Die entgegenftehende Vorſchrift im $ 17 des 
Geſetzes vom 3. April 1869 wird aufgehoben. 


83. 

Der nad) den Beitimnungen der hannoverſchen 
Ablöfungs-Orbnung feltgeftellte Jahreswerth der 
abzulöfenden Wbgaben und Leiftungen ($ 6 ber 
Verordnung vom 28. September 1867) wird: 

1. wenn ber Antrag von dem Berpflichteten aus- 

geht, zum Sfaden Betrage, a 
2. wenn der Antrag von dem Berechtigten aus— 
geht, zum 22% fachen Betrage, 
durch Capital abgelöft. 

Die Abfindung erfolgt durch Vermittelung der 
Rentenbant. Dem Verpflichteten fteht jedoch frei, 
baar zum 2dfachen beziehungsmeife zum 22% fachen 
Betrage abzulöfen. 


84 

Bei der Ablöfung durch Baarzahlung ift der 
Berpflichtete befugt, das nad; Vorſchrift des vorigen 
Paragraphen zu berechnende Capital in vier auf- 
einander folgenden einjährigen Terminen, von dem 
Wblaufe der Kündigungsfrift an gerechnet, zu 
gnleihen Teilen abzutragen. Der Berechtigte ift 
jedoch nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen ver- 
bunben, die mindeftens Einhundert Thaler betragen. 
Der jedesmalige Rüdftand ift mit 4 Procent jähr- 
lich zu verzinjen. 


5 

Für bie Bermittefung der Rentenbant find bie 
Vorſchriften des Geſetzes vom 3. April 1869 mit 
folgenden Abänderungen maßgebend: 

1. Der Berechtigte erhält den nach Vorſchriſt 
des $ 3 berechneten Betrag in Rentenbriefen nad) 
dem Nennwerthe, und foweit dies durch foldhe 
nicht vollftändig gefchehen ann, in baarem Gelde. 

2. Der Befiger des pflichtigen Grunbftüds hat 
vom Beitpunt der Rentenübernahme und während 
der Tilgungsperiode von 56! Jahren an bie 
Rentenbant eine Jahresrente zu entrichten, welche 
41a vom Hundert ber an ben Berechtigten zu 

ewährenden Abfindung beträgt; Renten ober 
Rententpeile unter Einem Silbergrofhen werben 
von der Rentenbant nicht übernommen, vielmehr 
wird der 22%/ofadhe Betrag derfelben von bem Be- 
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figer des verpflichteten Grundſtüds unmittelbar 
an den Berechtigten gezahlt. 

3. Die VBermittelung der Nentenbant findet 
nur m wenn die Ablöfung bei der zuftändigen 
Ablöjumgabehörde bis zum 31. December 1875*) 
beantragt worben ift. 

Für den Berechtigten gi mit Ablauf dieſer 
Friſt die Behugmi, auf Capitalabfindung anzu= 
tragen, mit Ausnahme des im folgenden PBara- 
graphen gedachten Sales Sberhanpt verloren. 


In dem alle des 8 32 der hannoverſchen Ver⸗ 
ordnung über die bei Ablöfung der grund» unb 
utöherrlihen Laften ꝛc. & befogenden Grund: 
fipe vom 10. November 1831 find die Gelb- oder 
Fruchtrenten zum 2bfadhen Betrage des Jahres- 
werths abzutöfen. 


Ablöſung der Realrechte ber 


T 

Sind vor Verkündigung des gegenwärtigen Ge- 
feßes Seftießungen, welche mit demfelben nicht in 
Eintlang teen, bereit3 auf rechtsverbindliche Weife 
u Stande gekommen, fo behält es bei denfelben 
kin Bewenden. 

Rückſichtlich der Ablöſung derjenigen Realbe— 
rechtigungen, welche dem von der Kloſterlammer 
verwalteten Kloſterfonds zuſtehen, wird durch das 
gegenwärtige Geſetz nichts geändert. 

irkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Ber, den 15. Februar 1874. 


.. (8) Wilyelm. 
Fürft v. Bismard. Camphauſen. 
Grf. zu Eulenburg. Leonhardt. Faltk. 
v. Kameke. 


Achenbach. 
7 


Für Säleswig.dolftein it das Geſetz, 
betreffend die Ablöfung der Henttaften dom 
3. Januar 1873 (Gei.-Sammi. ©. 3), deſſen $ 4 
Nr. 2 aber von der Anwendung ausſchließt: „alle 
Abgaben und Leiftungen zur Erbauung und Unter- 
haltung der Kirchen-, Pfarr-, Küfter- und Schul⸗ 
ebäude, fowie zur Unterhaltung von fonftigen 
huleinrichtungen, fofern Diefelben nicht als Laften 
oder Gegenleiftungen auf ablösbaren Reallaſten 
ruhen.“ — 
ür den Regierungsbezirk Wiesbaden und 
die zum Regierungsbezirk Caſſel gehörigen vor⸗ 
mals Heffiihen Gebietstheile gilt da8 Geſetz vom 
15. Yebruar 1872, betreffend die Ablöfung von 
Reallaften (Geſ.Samml. S. 165) und das Gefeg 
vom 16. Juni 1876 (Gej.-Samml. S. 369), welches 
im $ 2 aud) die Holzabgaben an Kirchen, Pfarren, 
Küftereien, Schulen der Ablöfung unterwirft. — 
\ Für den Regierungsbezirk Cafſel, ausfhlieh- 
lich der vormald Heſſiſchen Gebietstheile, das Ge— 
ſetz vom 26. Juli 1876, betreffend die Ablöſung 
der Meallaften gel -Sammt &. 357), welches 
aber im $ 2 Nr. 3 ausſchließt: „die Abgaben 
und Leiftungen zur Erbauung oder Unterhaltung 
von Kirchen⸗ Pfarr⸗, Küfter- und Schulgebäuden, 
fofern dieſelben nicht ais Laften ober Gegen- 
leiftungen auf ablösbaren Reallaften ruhen.” — 
Die Vermittelung ber Aentenbanten ift für 
dieſe Landestheile für die bi8 zum 31. December 


®) of. unten Rr. 12 Anm. (bis 31. December 1883). 
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1883 geftellten Anträge auf Eapitalablöfung aus- 
edehni durch Gefeg vom 17. Januar 1881 (Gef.- 
mmi. ©. 5). 


7a. Geſetz, betreffend die Negulirung der Schle⸗ 
fifden Zehntverfafiung. Bom 10. April 1865.*) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen 2c., verordnen, mit Zuftimmung beider 
Häufer des Landtages Unferer Monardjie, mas folgt: 


81. 

Die Beitimmungen der Gabinet3-Ordre vom 
46. Juni 1831 wegen Wiederherftellung der Schle- 
ſiſchen Zehntverfaſſung. wie fie nad der Orbre 
vom 3. März 1658 bis zum 6. Februar 1812 
beftanden hatte (Geſ.“Samml. von 1831 ©. 169), 
werben, wie folgt, abgeändert. 


82. 

Die Reallaften, welche den Beitimmungen der 
Ordre vom 16. Juni 1831 unterliegen, werben 
biermit für ablösbar nach den Vorjchriften bes 
gegenwärtigen Geſetzes erklärt. 


83. 
Die Ablöfung derjelben erfolgt ohne beſonderen 
Antrag ber Betheiligten von Amtswegen. 
Sofern e3 dabei auf den Tag der Provocation 
antommt, ift der Tag dafür anzufehen, an wel= 
chem das gegenwärtige Gefeg in Kraft tritt. 


84 

Die Ermittelung des Jahreswerthed der Real- 
laften erfolgt nad den Vorjchriften des Geſetzes 
vom 2, März 1850, betreffend die btöfung der 
Reallaſten ꝛc. (Gef.-Samml. von 1850 ©&. 77 ff.). 
Dabei findet jedod weder der im $ 26 a. a. O. 
vorgefchriebene Abzug von fünf Procent wegen 
der geringeren Beſchaffenheit des et 
noch eine Kürzung der Rente bis auf zwei Drittel 
de3 Reinertrages der pflichtigen Stelle ftatt ($ 63 
a.a.D. und $ 6 des © pe vom 11. März 
1850, betreffend die auf Mühlengrundftüden haf— 
tenden Reallaften). 


85 

Der nad 8 4 feitgeftellte Geldbetrag wird 

a) bei denjenigen Reallaften, welche an dem Tage, 
an weldem das gegenwärtige Örjep in Kraft 
tritt, gefeglich gangbar find, zum 22%, fahen 
Betrage, und 

b. bei denjenigen Realfaften, welche an dem Tage, 
an weldem das egenmärtige Geſetz tn Kraft 
tritt, geſetzlich zus ‚zum 2%ffahen Betrage 

durch Capital abgelöft. 

Die Abfindung erfolgt dur die Vermittelun; 
der Rentenbanten. Dem Verpflichteten fteht jebo: 
frei, baar zum 22% fachen, beziehungsweiſe dem 
2% fahen Betrage abzulöfen. 


86 
Für die Vermittelung der Rentenbank iſt dag 
Geſetz vom 2. März 1850 (Gej.-Samml. von 1850 
©. 112 } maßgebend. Dabei bleiben aber bie: 
jenigen Beltimmungen, welche eine Tilgungsperiode 
von 41!hıa Jahren vorausjegen, außer Betracht 
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und überdied treten nachſtehende Abänderungen 
des Rentenbant-Gejepes ein: 

a) die berechtigte Anftalt erhält den nad) $ 5 
berecjneten Betrag in Nentenbriefen nad 
beren Nennmwerth und, foweit dies durch ſolche 
nit vollftändig geſchehen kann, im baaren 
Gelbe; 

b) der Beſitzer be3 pflichtigen Grundſtücks hat 
ohne Rüdfiht auf feine Confeffton von dem 
Beitpuntte der Rentenübernahme und während 
ber Zitgungsperiobe von 56*%/ıa Jahren an 
die Rentenbant eine Jahresrente zu entrich⸗ 
ten, welche 4!/a vom Hundert der an bie Be- 
rechtigte zu gewährenden Abfindung beträgt; 
Rententheile unter einem vollen Silbergrofi 
werben von der Rentenbant nicht übernom- 
men, vielmehr wird der 22%, oder 2" fache 
Betrag derfelben, je nadjdem die Abfindung 

jemäß 88 5a oder 5b erfolgt, von dem Bes 
Äer de3 verpflichteten Grundftüd3 unmittel- 
bar an bie berechtigte Anftalt gezahlt; 

c) die Ueberweifung von Wbgabenrüdftänden auf 
die Rentenbank nad; Vorſchrift de3 8 99 des 
Ablöfungsgefeges vom 2. März 1850 tft un- 
zuläffig. 

87 

Wenn ein zur Eonfeffion der berechtigten An- 
ftalt nicht gehörtger Befiger eines pflichtigen 
Grundſtücks an dem Tage, an welchem das gegen- 
wärtige Gefe in Kraft tritt, die Reallaften lebig⸗ 
lich um deswillen entrichten muß, weil eine vor 
Erlaß der Orbre vom 16. Juni 1831 empfangd- 
berechtigt geweſene Berfon bei dem Eintritt der 
Rechiskraft dieſes Geſeßzes noch im Amte ift, fo 
ift diefer Fall in Betreff der endgültigen Regu- 
lirung ebenjo zu behandeln, ald ob die Dealiaften 
an bem Tage, an welchem das gegenwärtige Ge— 
jeg in Kraft tritt, geruht hätten. 

Während der Amtsdauer bed Berechtigten müſſen 
demfelben aber von bem Defiger des pflichtigen 
Grundſtücks die Neallaften bis zum Xage der 
Uebernahme ber Rente auf die Rentenbank unver- 
kürzt, von dem gedachten Tage an, zu neun Zehn- 
teln fortentrichtet werben. 


88. 

Die Ausführung der Beitimmungen ber 88 2 
bis 7 des gegenwärtigen Geſetzes erfolgt durch bie 
uftändigen Uuseinanderjegungs Behörden und 

entenbanken. 

89 


Wenn Receffe oder Verträge von den vorftehen- 
den — abweichende Feſtſetzungen ent⸗ 
halten, jo find dieſe bet der Ablöjung maßgebend. 


810. 

Der $ 8 des Gefeges vom 15. April 1857, be= 
treffend die Ablöfung der den geiftlichen Inftituten 
zuftehenden Reallaflen (Gej.-Samml. von 1857 
©. 363), wird aufgehoben, x 

Die nad) dem Geſetze vom 26. April 1858 
(Sef.-Samml. ©. 273) erfolgte Schließung ber 
Rentenbanten fteht ber Arsfügrung des gegen- 
wärtigen Gejeges nicht im Wege. 
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811. 

Die Koften des Verfahrens über die Ablöfung 
der Reallaften nad) dem gegenwärtigen Gejege 
übernimmt der Staat. 

Nur die Procehloften haben die Parteten zu 
entrichten. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigen] 
Unterſchrift und beigedrudtem Königficen 
Gegeben Be, den 10. April 1865. 


. 8.) Wilgelm. 
von Bismard-Shönhaufen. 
von Bodelſchwingh. von Roon. 
Graf von Jhenplif. von Mühler. 
Graf zur Lippe von Selhom. 
Graf zu Eulenburg. 


7b. Geſes, end bie Abänderung des 8 3 Zu⸗ 
ſatzes 218 des Oſtpreußiſchen Provinzialredhts. 

_ N 3. Feſte Abgaben in Körnern, fowie 
fefte Leiftungen an 8 und Brennmaterial 
werden, jofern fie zur Meinen Kalende (8 1) ge= 
hören, von der Borfchrift des 8 2 des Gejeges 
vom 15. April 1857 (Gefeß-Sammlung ©. 363 9— 
ausgenommen und der Ablssbarkeit nach 88 
und 4 des gedachten Geſetzes hierdurch unterworfen. 
Bei der Fermondtung der feften Körnerabgaben 
in Roggenernte bleibt jebod der im 8 26 des 
Geſetzes vom 2. März 1850 (Gefeg-Sammlun 
Seite 77 ff.), betreffend die Ablöſung der Real— 
laften 2c., angeordnete Abzug von fünf Procent 
wegen der geringeren Beſchaffenheit der Getreide 
abgebe im Verhältnig zum marktgängigen Ge⸗ 
treide ausgeiätofien. 

Urkundlich haben Wir biejes Geſetz Allerhöchſt- 
felbft vollzogen ımd mit Unferem Königlichen In= 
fiegel_bebruden laſſen. 

So ‚geldehen und gegeben zu 
Berlin, den 10. März 1864. 
(L. 8.) Feihelm. 


8. Koftenweien in Ablöſnugsſachen. 

Das Koftenwefen in Auseinanderſetzungsſachen 
ift geregelt durch das Geſetz vom 24. Juni 1875, 
defien $ 1 beftimmt: „Die beteiligten Kirchen, 
Pfarren, Küftereien und Schulen haben tie auf fie 
fallenden Beiträge nur infoweit zu entrichten, als 
diefe aus dem berfügungafeeien Vermögen und 
Eintommen de3 betheiligten Inſtituts nad) Abzug 
der zur orbnungsmäßigen Unterhaltung des Lettern 
erforderlihen Ausgaben entnommen werben können 
und infofern die Vermögen oder Einkommen 
nicht dem amtlichen Nießbrauch der kirchlichen oder 
Schulbeamten unterworfen iſt.“ 


9. Unablösbare Laſten 
(Banlaſten,*) Patronatscauou). 


Berlin, den 10. Mai 1873. 

Nach 8 6 des Geſetzes vom 2. März 1850 find 
von der Ablösbarfeit ausgeſchloſſen: „Abgaben und 
Leiftungen zur Erbauung oder Unterhaltung ber 
Kirchen⸗, Br und Schulgebäude, wenn leßtere 
nicht die Gegenleiftung einer ablösbaren Reallaft 
find, in welchem Falle ſolche zugleich mit diejer 
abgelöft werben.“ Diefelben find durch das Gele 


*) of. oben Rr. 7. 


jändigen 
fiegel. 
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bom 27. April 1872 nicht ablösbar gemworben.*) 


Denn durch das leyhtere Gefeg tft Inur beftimmt, | f 


daß das Geſetz vom 2. März 1850 fortan auch 
in Unfehung der den geiftlichen 2c. Inſtituten zu⸗ 
ftehenden Berechtigungen mit beftimmten Modi- 
ficationen Anwendung finden fol. Eine Modifica⸗ 
tion des $ 6 des Gejeges vom 2. März 1850%*) ift 
aber: in: dem ef. v. 27. April 1872 nicht enthalten. 


11. Qnalification einer Holzabgabe gegen Ver⸗ 
gütnug des Gchlägerlohnd ſals nnalösbarer Laſt. 
In Sachen mehrerer Lehrerſtellen und der 
Lüſterſtelle zu N. wider den N. als Beſitzer der 
Erb⸗Majoraisherrſchaft N. hat das Königliche 
Ober⸗Tribunal mitteljt Urtheil® vom 7. Januar 
d. 3., unter Bermichtung des zweiten und bs 
änderung des erften Uriheils, erfannt, daß die 
auf der jogenannten fürftlihen Haide ruhende 
Verpflichtung, den procekführenden Stellen all- 
jährlich beftimmte Uuantitäten Holz gegen Er- 
ftattung bes üblichen Schlägerlohns in der Forft 
u verabfolgen, für eine nad den Grundſätzen ber 
emeinheitötgeilungs-Drbmung vom 7. Juni 1821 
aufzuhebende Grundgerechtigkeit nicht, vielmehr 
für eine auf der gaahten Haibe ruhende beftän- 
Dige Abgabe und Leiftung — Reallaft — zu er⸗ 
adten. Der erfennende Gerichtshof hat darin, 
das ber Waldeigenthümer das Holz ſchlagen, in 
Klaftern auffegen und ben Berechtigten anweiſen 
läßt, ein felbftändiges, pofitives Handeln des 
Waldeigenthümers gefunden, welches ſich mit der 
rechtlichen Natur der Servitut nicht verträgt und 
die Leiftung als Reallaſt harakterifirt, bezüglich 
welcher die Erftattung des Schlägerlohns feine 
Aenderung des Reitsbegrifis herbeiführt. 

Ich überlaſſe dem Königlichen Provinzial⸗Schul⸗ 
Collegium, von dieſer Enttgeldung den geeigneten 
Gebraud zu madıen, inöbefondere zu prüfen, ob 
ben betreffenden Berechtigungen der Charakter der 
Reallaft (und fomit der Unablöglichkeit) vindicirt 
werden kann. 

Berlin, den 6. November 1858. 


An 
die Königlichen Provinzial⸗Schul⸗ Colleglen ımb 
die Röniglien Regierungen mit Musnahme 
berer in ber Rheinprovinz. 
E. U. 16000. 


12. Friſten für die Ablöſungsauträge. 
Ergänzungdgeieh jr dem Geſetze vom 27. April 
1872, end die Ablöfung der den geiftlicgen 
and Schulinſtituten, fnwie den frommen nnd 
milden Stiftungen zuſtehenden Realberechtiguugen. 

om 15. März 1879. 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. verorbnen, unter Zuftimmung ber 


*) Zu ben hiernach unablösbaren Laften gehört aud ber Pa⸗ 
tronalscanon, welder in Gemaͤßheit der Allerhöäften Orbre vom 
9. Januar 1812 auf bie zu veräußernben Domänen beyw. fänız 
Tarifirten geiflicen Güter gelegt unb von bem Erwerber um 
Kirchen⸗ und Shulbau: und Unterhaltungsfonds an die Re= 

erungen gezahlt wird, Entſch. bes MevifionssCollegtums vom 
Er Detbr 1862 Gentralbl. 1863 &. 552 fi. — Hier nicht abgebrudt. 

Raqh 5 6 a.a.D. find ablösbar auch nur ide Reale 
laften, daher nicht fubjecto und objectiu perfönliche Berechtigungen 
wie folde die Anfpräde ver Pfarrer Schulbeblenten auf bas 
a udn 
cember Ind. ren! In vom 
11. December 1877, Striethorft, ® % ©. 166.) 
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been Häuſer des Landtages ber Monarchie, was 
folgt: 


1. 

Die im $ 4 des Gehpes 2c. vom 27. April 1872 
bezeichneten Renten können auf Antrag bes Be— 
rechtigten wie des Verpflichteten nad) Maßgabe 
der 4 bis 7 und 10 des gebachten Geſetzes 
abgelöft werben. AR 


Die nad dem Geſetz vom 26. April 1858 
Geſetz⸗ Sammlung Seite 273) erfolgte Schließung 
der NRentenbanten und die mung der im 
Sefeg vom 11. Juni 1873 (Gefeg- Sammlung 
Seite 356) $ 5*) geftellten Frift zur Beantragung 
der Gapttalabtäfung durch Bermittelung der ftenten- 
banten fteht der Ausführung dieſes Geſetzes nicht 
im Wege. Jedoch net die ermittelung ber 
Rentenbanten nur bei denjenigen Ablöfungen ftatt, 
meldje bei der zuftändigen Auseinanderſetzungs⸗ 
behörbe biß zum 31. December 1880**) beantragt 
werben. Für den Berechtigten geht mit Ablauf 
diefer Friſt, die Befugniß auf Capitalablöfung 
anzutragen, mit Ausnahme bes im $ 9 des Ge 
feßes vom 27. April 1872 gedachten Falles, über: 
haupt verloren. — 


18. Drudfehler im 8 10 des Geſetzes vom 
237. April 1872. 


(Erl. des Minift. für Landw. v. 8. Juni 1872 €. BL, 
1872 ©. 507, of. oben Rr. 3b.) 

4, Der 8 10 bes Gefepes enthält im 2. Abſatz 
einen Drudfehler, indem e3 ftatt „auf Umwand⸗ 
lung der Ablöfung Seitens“ heißen fol „auf 
Umwandlung oder Ablöſung“. 


14. Vertretung der Schulen in Ablöfungsfadgen. 


Der $ 11 des Gefepes vom 27. April 1872 
entfpricgt dem $ 12 des Geſetzes vom 15. April 
1857, auf defjen Ausführung fich folgende Erlaffe 
beziehen: über die nächſte Vertretung der Schule 
durch den Schulvoritand, die Beiordnung außer- 
ordentlicher Vertreter, die Beauffichtigung ber be- 
züglichen Thätigkeit durch die Regierungen, dic 
hieraus entftehenden Koften.: 

14a. 
Erl. v. 16. April 1863 [Auszug] C⸗Bl. 1863 ©. 293.: 


— Der 8 12 des Gefehes vom 15. April 1857 
überträgt die Vertretung und Wahrnehmung ber 
Rechte der Schulinftitute, auch für die nad ber 
Gemeinhettötheilungs - Ordnung Mu behandelnden 
Sachen den betreffenden orbentlihen Behörden. 
— Für die Schule ift Die nächte orbentlide Be— 
hörde der Schulvorftand und wenn auch nicht 
audgefchloffen ift, dem Schulvorftand, wo bie Ver- 
hältniſſe dies nothwendig erſcheinen laffen, noch 
andere geeignete Perſonen behufs einer wirt- 
fameren Wahrnehmung der Gerechtſame der Schule 
beizuordnen, fo barf doch ber zunächſt berufene 

ulvorftanb nicht gän; lich bei Seite gefegt und 
fein ausdrüdlicher Widerjpruc gegen die Ablöfung 
völlig Agnorirt werden. — 


*) Unten Wr. 16 b. 
=e) Rad d. Gele v. 17. 


. Januar 1881 (Gef.sGammi. ©. 5) 
$ 6 bis zum 31. December 11 
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14b. 


Grundjäglic gebührt bei den nach der Gemein- 
heitstheilung3ordnung zu behandelnden Angelegen- 
heiten fomoht der Sade nad, als — nach der 
ausdrüdlichen Vorſchrift des von der Königlichen 
Regierung jelbft angezogenen 8 44 der Verord⸗ 
nung vom 20. Zunt 1 iv) und dem Refeript vom 
J. October 1821 die Vertretung der betheiligten 
Inftitute den unmittelbaren Verwaltern derfelben, 
alfo bei den Schulen den Schulvorftänden. Nun 
liegt es zwar in der Befugniß der Wuffichtöbe- 
börde, in befonderen Fällen, 3. B. wenn die ordent- 
lichen Vertreter collidirende Intereſſen verfolgen 
ober ſich weigern, überhaupt eine Erklärung ab⸗ 
zugeben, eine außerordentliche Vertretung anzu= 
ordnen. Diefes Verfahren muß jedoch immer ein 
außerordentliches bleiben und darf nur im Falle 
dringender Nothwendigkeit angewendet werben. 

In der vorliegenden Angelegenheit war dazu 
feine Veranlaffung vorhanden. Der Schulvorftand 
zu N. hatte an dem Pfarrer N. einen ganz ge 
eigneten Beiftand, und menn diefer Durch Krankheit 
zur Erfüllung feiner Pfliht wirklich unfähig ge 
worden, fo hätte es auögereiht, einen andern 
Beiftand zu ernennen, mit dem gemeinfam 
der Vorftand hätte Beichlüffe fafien können; aber 
e3 lag weder in der Widerjpenftigkeit, noch im 
Unveritande des Vorftandes, noch fonft irgendivo 
ein Grund, demfelben einen Vertreter zu beitellen, 
der ftatt feiner Erflärungen abgab. 

Die Königlihe Regierung wolle dies für bie 
gutunft beachten und in derartigen Sachen die 

eftellung außerorbentlicher Vertreter für die be= 
tbeiligten Inſtitute thunlichft vermeiden. 

Berlin, den 16. September 1863. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königli jterung zu N. 
U. Yes „ 


15a 
Erl. vom 26. April 1860 [Auszug] E81. ©. 337.: 


— Inder überwiegenden Mehrzahlder Regierungs- 
bezirte ift ein Bedürfniß zu außerordentlichen 
Vertretungen der geiftlihen und Sculinftitute in 
Auseinanderfegungs- und Ablöfungsfagen nicht 
vorhanden gewefen, ober, wo e3 hervorgetreten, 
ohne befondere Aufwendungen aus der Staatskaſſe 
befriedigt morben. Smäbelonbere bat die König- 
liche Regierung zu K. eine Anordnung getroffen, 
welche ihr die nöthige Einwirkung auf bie Be: 
arbeitung ber Augeinanderjegungs« und Ablöſungs⸗ 
Angelegenheiten geftattet, ohne den berechtigten 
galinnen oder der Staatskaſſe außerordentliche 

often zu verurfadhen, indem fie die Landräthe 
als ihre commissarios perpetuos mit diejer Ber- 
tretung beauftragt und dafür Sorge getragen hat, 
daß ihr von den betreffenden Commiffarien der 
Auseinanberjegungsbehörde in jeder Sade ein 
Ertract aus den über die Seftftellung der Theil- 
nehmungsrechte der Inſtitute gepflogenen Ber- 
bandlungen mitgerheilt wird, aus welden hervor⸗ 
geht, welche Erklärungen rejp. Einwendungen von 
den Bertretern ber Inftitute abgegeben worden 
find. Durch die außerdem ftattfindende Mit: 
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Heilung der Receſſe vor ihrer Beflätigung erhält 
die Regierung Gelegenheit, Feſtſetzungen entgegen- 
zutreten, durch melde die Gerechtiame ber In— 
ftitute verlegt werben würben. Dieſes Verfahren 
hat fi bewährt und erfcheint auch fr den Bezirk 
ber KRöniglicden Regierung geeignet, wobei id) der 
Erwägung anheimgebe, ob es notäwendig ift, biefe 
Einrihtung für alle Abldfungen zu treffen, bei 
melden & ftliche ober Schulinftitute betheiligt find. 


15b. 


Die Königliche Regierung bat in dem Bericht 
vom 22. Dctober d. J. auf Örund eines Monitums 
der Königlichen Ober- Redinungsfammer unfere 
Entſcheidung darüber beantragt, ob bie fiscaliſchen 
Kafien verpflichtet jeien, die in Gemeinheits⸗ 
theilungs- und anderen Auseinanberjeßungs-An- 
gelegenheiten erwachſenden Koften außerordentlicher 
Vertretungen von Schulen zu tragen. 

Diefe Frage ift bereits früher eingehenden Er- 
Örterungen unterzogen worden, weide damals in 
der, im Gentralblatt der Unterrichtsverwaltung 
pro 1860 Seite 337 Nr. 133 abgedrudten Bere 
fügung vom 26. April 1860 — 7985 E. U.*) — 
ihren Abſchluß gefunden haben. 

Indem wir hierauf verweilen und Abſchrift ber 
ſeitens der Königlichen Regierung zu Königsberg 
unterm 2. Auguft 1858 erlafienen Berfägung 
(Anlage a) anjchließen, empfehlen wir der Koͤnig⸗ 
lichen Regierung, das gleiche erfahren auch 
Ihrerſeits fortan eintreten zu laſſen, & nad) den 
Umftänden,, ſowie beziehentlich nad) Iocalen oder 
perjönlichen Berbättnifen aber auch andere, im 
einzelnen Fall oder überhaupt angemefjener er- 
ſcheinende Auskunftsmittel zu wählen, fofern ber- 
leihen fi ohne Koftenaufmand für die Staats- 
affe barbieten 

Berlin, den 18. December 1862. 

Der Minifter der Finanzen. 
Im Auftrage: Horn. 
Der Minifter der geiftlichen zc. Angelegenheiten. 
Vertretung: Lehnert. 


An 
bie Königlie jterung zu R. 
3. L 1sls. 
UM. d. g. A. 24,491. 


Anlage a. 

m 12 des Geſetzes vom 15. April 1857 — 
Geſetz⸗Sammlung pro 1857 Seite 363 — iſt ans 
eordnet, daß in allen Auseinanderfegungsange- 
fegenheiten die Vertretung und Wahrnehmung der 
Rechte der geiftlichen und Schulinftitute fowie der 
frommen und milden Stiftungen, foweit fie bis⸗ 
ber den Auseinanberfegungsbehörden zuftand, auf 
die betreffenden ordentlichen Behörden übergehen 
fol. Es bedarf daher in der Folge in denjenigen 
Auseinanderſetzungsſachen, bei welchen Inſtitute 
betheiligt find, die fiscaliſchen Patronats find ober 
unter unferer Oberaufficht ftehen, unfere Zuziehung 
zu ben Verhandlungen, reſp. unjerer Genehmigung 
der von den gefeglichen Vertretern der Snftitute 
abgegebenen Erklärungen und ber dad Verfahren 
a6filiehenden Receſſe. 


*) Vorſtehend. 
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Bir haben nun befchloffen, in dergleichen Sachen 
den betreffenden Herren Landräthen, welde übers 
haupt al® unfere perpetuirlihen Commiſſarien 
fungieren, die Bertretung und Wahrnehmung der 

echte der gedachten Imititute zu übertragen und 
diejelben auf den Antrag der Auseinanderfegungs- 
Commiffarien cum facultate substituendi mit 
Autorifation zu verfehen. Wir weiſen biefelben 
jedoch ausdrücklich an, fi) nicht die Herren Geiſt— 
lichen zu fubftituiren, da diefelben ſchon ala Mit- 
glieder der Kirchen und Schulvorftände in den 

useinanderfegungsfachen fungiren. — 
(Bortf. of. 8 322 Rr. 1.) 


16 a. Reviſion der Normalpreife für Ablöfungen. 
Gefeh wegen Abänderung der sy und 69 und 
Geryänzung des 8 72 ded Geſetzes vom 2. März 
1850 — betreffend die Ablöfung der Neallaften 
und die Regulirung der gutöherrlichen und 
bäuerlidden Berhältuifie.*) 
Im Namen Seiner Majeftät des Königs: 
Wir Wilhelm, von Göttes Gnaden Prinz von 
Breußen, Regent, 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des 
Landtaged der Monarchie, was folgt: 


1. 

Die Beitimmung Be 8 69 des Geſetzes vom 
2. März 1850, betreffend die Ablöfung der Real⸗ 
laſten und die Regulirung der gutöherrlihen und 
bäuerlichen Berhältnifie, wird aufgehoben. An 
deren Stelle treten nachſtehende Vorjchriften: 
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Wenn die Auseinanderfegungsbehörde eine Aen— 
derung von Normal-Marftorten und den damit 
ufammenhängenden Normalverhältnifien zu den 
Breiten der Marktorte (88 23 bis 25 des Geſetzes 
vom 2. März 1850) duch den Verkehr für ge- 
boten erachtet, fo ift fie zu einer ſolchen Aenderung 
nad) Anhörung der Bezirksregierung und ohne 
Sugiehung der Diſtricts⸗Commiſſion befugt. 
r neue Marktort ift für alle auf die Bekannt: 
machung der Aenderung folgenden Martini-Martt- 

preife maßgebend, 


[Eine Revifion oder Ergänzung der Normal: 
preife kann die Auseinanderfegungsbe örde be= 
wirken, wenn und foweit fie ein Bedürfniß dazu 
anertennt, fofern nur die geltenden Normalpreife 
Mo mindeftens zehn Jahre hindurch in Wirk⸗ 
amkeit gewejen find. - 

Die Revifion oder Ergänzung erfolgt auf dem 
im 8 67 des Gefeges vom 2. März 1850 be- 
zeichneten Wege; jedoch wird die Wahl der Mit- 
glieder der Diftrict3-Commilfion ($ 68 1. c.) der 

nBeinanberfegungsbehürbe übertragen. 

Die _revidirten Normalpreiſe finden auf alle nad 
ihrer Bekanntmachung bei der Yuseinanberfegungg- 
behörde anhängig gemachten Ablöfungen Anz 
mwendung.)**) 


84. 
Was im $ 72 des Geſetzes vom 2. März 1850 
in Bezug auf die erfte Feftfegung der Normal- 





*) Diei 
un Be ann 
**) of. nachſtehend Nr. 16b. 








Ablöfung der Realrechte der Schulen. $ 321. Nr. 168—16b. 


preife verordnet worden ift, das gilt aud) für den 
Fall der Revifion der Normalpreife. 
Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigebrudtem Königlichen Inſiegel. 
Begeben Berlin, den 19. März 1860. 
(L. 8.) ®ilhelm, Brinz von Preußen, 
Regent. 

Fürſt zu Hohenzollern-Gigmaringen. 
von Auerswald. von der Heydi. 
Simons. von Shleinig. von Patom. 
Graf v. Pückler. v. Bethmann-Hollweg. 
Graf von Schwerin. von Roon. 


16b. Geſetz, betreffend die Abänderung des 8 8 
des Gefetsed vom 19. März 1860 (Geſ.⸗Samul. 
S. 98) wegen Nevifion der Normalpreife. 
Bom 11. Juni 1878.°) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. verorbnen, mit Zuftimmung ber 
a Häufer des Landtages der Monarchie, mas 
olgt: 


84. 

Eine Reviſion oder Ergänzung der Rormal- 
preife kann die Auseinanderjegungsbehörbe be- 
wirken, wenn und ſoweit fie ein Bebürfnig dazu 
anerkennt, fofern die geltenden Normalpreije min- 
deſtens 5 (fünf) Jahre Hindurh in Wirkſamkeit 
geweſen find. 


82 
Die revidirten Normalpreife finden auch bei den 
eit ihrer Befanntmahung ſchon anhängigen 
eallaften-Ablöfungen in allen Fällen Unmwendung, 
in denen der Jahreswerth der Reallaften noch nicht 
rechtsverbindlich feitgeftellt worden iſt. 


83. 

Für die nächſte Revifion der Normalpreife fteht 
den Betheiligten dad Recht zu, die vor Belannt- 
madung der revidirten Normalpreife angebrachten 
Provocationen auf Umwandlung oder Kotöfung, 
welche ganz oder theilweife ſolche Reallaſten be- 
treffen, deren Jahreswerih nach Normalpreifen 
berechnet wird, durch eine bei der zuftändigen Aus» 
einanderfegungsbehörde ſchriftlich ober proto: 
collariſch abzugebende Erklärung foftenfrei binnen 
einer prächufivifchen Frift von 4 Wochen zurüd- 
zunehmen. 

Die Frift beginnt mit dem Ablaufe desjenigen 
Tages, an welchem das die revidirten Rormal- 
preife enthaltende Stüd des Amtsblatts ausge: 
geben ift. = 

Die Beſtimmungen der 88 1 bis 3 gelten aud 
für die Ummandlungen und Ablöfungen der Reals 
berechtigungen nad dem Geſetze vom 27. April 
1872. (Geſ⸗Samml. ©. 417.)**) 
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Die im 8 8 des Geſetzes vom 27. April 1872, 
betreffend die Ablöfung der den geiſtlichen und 
Schulinftituten ꝛc. zuftehenden Realberechtigungen 
(&ef.-Samml. ©. 419), geftellte Frift zur Bean- 
tragung von Capitalablöfungen durch Vermittelung 


®) Publicirt durch bie Gejeg-Sammlung für bie Bänigtit 
Preubifhen Staaten pro 1873 Stüd 25 Seite 366 Rr. 8147. 
**) of. oben Rr. 2. 


Antheil der Schule bei Gemeinheitstheilungen. $ 322. Nr. 1-3. Anh. L 


der Mentenbanten wird biß zum 31. December 
1874 verlängert.*) 
86. 


Die dem gegenwärtigen Gefege entgegenjtehenben 
Deltimmungen im 83 deö Gejeged vom 19. März 
1860 (Geſ. Samml. S. 98)*) fowie der 8 70 des 
Ablöfungsgefeges vom 2. März 1850 (Gef. Samml. 
©. 77) werben aufgehoben. 

Die Mitglieder der Diftrictdcommiffionen er- 
halten Reiſe⸗ und ungoteen aus der Staats⸗ 
laſſe und zwar 2 Thlr. Tagegelder und 15 Sgr. 
Reiſekoſten pro Meile. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. Juni 1873. 

(L. 8.) Wilhelm. 

Gr. von Roon. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Gamphaufen Falk. 
von Ramede Gr. von Königsmard,. 
Achen bach. 


8322. Antheil der Schule bei Gemeinheits- 
theilungen. 


1. €. v. 18. Dec. 1862 betr. bie Dotation ber Lehrer- 
ftellen bei Separationen in ber Provinz Preußen. 
1a. cf. über bie Dotation für zweite Lehrerftelen®b.18185 
Nr. 7, 8 unb über bie Beitragspflicht zu den Wirth- 
ſchaftsgebäuden für die Zwecke biefer Lanbbotation 

8 279 Rr. 24—26. 

2. €. v. 12. Aug. 1859 betr. bie Gompetenz ber Re: 
gierung zur Veftätigung ber Separationsreceſſe über 
Landgũter der unter ihrer unmittelbaren Verwaltung 
ftehenden Gäulinftitute, — cf. 8 321 Rr. 4. 

. E. v. 24. Auguſt 1863 betr. die Gompetenz zur 
Entſcheidung von Streitigfeiten während des Sepa⸗ 
rationsverfahrend. 

4. Ueber das Koſtenweſen cf. $ 321 Nr. 8. 


Anhang. 
1. Cab.O. v. 28. Sept. 1810, Edict v. 14. Sept. 
1811, Geſetz v. 7. Juni 1821 betr. bie Lanbbotation 
der Schulſtellen. 


1. Landdotation der Schullehrerſtellen. 


(ef. unten Anhang I bezüglich ber übrigen altländiſchen 
Provinzen.) 

Die Verfügung ber Königlichen Regierung zu 
Königsberg vom 2. Auguſi 1858 (mitgetheilt 
durch Erlaß vom 18. December 1862, Centralblatt 
re Seite 3 ff., vergl. oben $ 321 Nr. 15b) be- 

mmt : 

„Bei Separationd-(Gemeinheitötheilungs) Sachen 
ift namentlih darauf zu fehen, daß die Schule 
nad 8 12 Nr. 3, 4 und 6 und $ 41 der Schul- 
ordnung vom 11. December 1845 genügend mit 
Land dotirt wird, wenn bie bisherigen Berechtis 
gungen hinter diefem Minimum zurüdbleiben. — 


@ 


®) of. oben Rr. 12. 
y Berfiehend. 
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2. Beftätigung der Neceffe fir Schulinftitute in 
Auseinanderfehungd- Angelegenheiten. 

Mit der 2c. von der adoptirten Auslegung des 
8 39 des Gefeges vom 30. Juni 1834*), betreffend 
den Gejchäftsbetrieb in den Ungelegenheiten der 
Gemeinheitötheilung (daß nämlich die Königliche 
Regierung nur in Betreff der zu ihrem Patronat 
gehörigen firhlihen Güter und Grundftüde bezw. 
der unter ihrer unmittelbaren Verwaltung ftehen- 
den Landgüter der Schul-Inftitute die Receß— 
Beftätigung vorzunehmen befugt fei) erkläre ich 
mich einverftanden, zumal unter Nr. XI der 
Allerhöchſten Cabinet3-Ordre vom 31. December 
4825 nur die unter der unmittelbaren Berwal- 
tung der Regierungen und Brovinzial- Schul- 
collegien fiehenden Inſtitute ausdrüdlic als die- 
jenigen bezeichnet find, hinſichtlich deren es unter 
den dafelbit angegebenen Vorausſetzungen einer 
—— ſeitens der General⸗Commiſſion nicht 

edarf. 

Berlin, den 12. Auguſt 1859. 


U. B. 12320. 

8. Comp erhältuiffe bei Reclamation einer 

vor Abjhiuk des Geparationdrerefied an bie 
Ortsſchule Überwielenen Gemeindeparcelie. 

Der Gemeinde eröffne ich auf die Eingabe vom 
12. Mai d. J. daß, da die Separation der dor 
tigen Feldmark nod nicht durch Vollziehung und 
Betätigung des Receſſes zum Abſchluß gelangt 
ift, alle darauf Begüglice Streitigkeiten vor die 
Auseinanderjegungs-Behörden gehören, und daher 
der Gemeinde überlaffen werden muß, fih mit 
ihrem Antrag auf Rüdgabe des ber dortigen Schule 
bei der Separation angeblich über Gebühr zuge 
wiejenen Landes dahin zu menden. 

Berlin, den 24. Yuguft 1863. 

Der Minifter der geihficen 2c. Angelegenheiten, 
— In Vertretung: Lehnert. 
bie Gemeinde 3. 
U. 16129. 
Anhang. 
L Anordnung einer Zandbotation für Schulſtellen. 
Die Eabinet3-Orbre vom 238. Sep 
tember 1810 beftimmte: 

„Daß den fchlechteren Landfchulfehrerftellen bei 
den Gemeinheits = Außeinanderfegungen in den 
Domänengütern in ber Kurmark, Neumark, Bom- 
mern und Schlefien 1 bis 2 Magdeburger Mor- 
gen, in Weftpreußen, Oftpreußen und Litthauen 
aber 1 Kulmiſcher Morgen guten Landes, und in 
fäteitem Boben verhältnigmäßtg mehr, zugetheilt 
werde.” 

Das Landesculturedict vom 14. Sep- 
tember 1811 (Gejeg-Samml. 1811 Seite 300) 
> verordnete, „baß an den Orten, wo die 

chullehrer ſchlecht dotirt find, die Gemeinden bei 
Gemeinheitötheilungen oder Regulirung der guts⸗ 
herrlichen und bäuerlichen Berhältnifie zu ermahnen, 
daß fie jelbigen ein bequem gelegenes Stüd Acker⸗ 
land zu einem Garten abtreten.” 

Die wem ngeisetbeilungnorbaung 
vom 7. Juni 1821 (Bejeg-Samml. 1821 
Seite 53) endlich beftimmt: 


*) of. oben $ 321 Rr. 4b Unm. * (©. 808). 
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„8 101. Bei ber erften auf einer Dorffeldmart 
eintretenden ®emeinheitätheilung fol zu der Schul⸗ 
lehrerftelle fo viel Gartenland, als, einſchließlich 
des biöher befefienen, zur Haushaltung einer 
Yamilie von der $ 41b angegebenen Stärke und 
zur Sommerftallfütterung und Durchwinterung 
von zwei Haupt Rindvieh erforderlich ift, in zwed⸗ 
mäßiger Lage angewieſen werben; bagegen aber 
auch bie, ber Stelle bisher zuſiändig geweſene 
Weideberechtigung auf den Grundftüden der Dorf⸗ 
an ‘S ah die bisherige Vefugniß 

. Sit j ie bisherige Befugniß des 
Säulehtens größer, als im & 10 bi t wor⸗ 
den, fo muß er nad dem ganzen Umfange feines 
Theilnehmungsrechts abgefunden werden.“ 


$ 3228. Beſchaffuug der Kehrmittel. 

1. €. v. 21. Febr. 1873 betr. bie Verpflichtung ber 
Schul⸗ Unterhaltungspflichtigen zur Beſchaffung ber 
Lehrmittel, — of. $ 2588 Rr. 7b (sub 9). 

2. ®f. der K. Reg. in Marienwerber v. 1. Februar 
1860 desgl. zur Beſchaffung ber Lehrmittel für 
arme Kinder (Audzug) 

3. ®f. ber K. Reg. in Schleswig v. 26. Rov. 1870 
besgl, fofern nicht Dritte (Armenkaſſe 2c.) bazu ver 
pflitet find (außjugämetfe). — of. oben Wh. I 
8 194 Mr. 7. 

4, Ueber bie Anfhaffung von Lehrmitteln aus ben Er⸗ 
trägen ber Gtrafgelber of. 8 316 Rr. 1, Wnloge a 
(sub it. V ber Ausgabe), 8 316 Wr. 4 (sub 3) 
und 8 316 Rr. 6. 

5. Ueber die Anſchaffung ber Gtoffe für ben Unterricht 
in weiblidien Handarbeiten für arme Kinder of. 
8 2688 Wr. 1a (sub 1) Rr. 7b (sab 9) und 
Rt. To a E. 

6. Ueber bie ſtaatliche Beihülfe zur Veſchaffung von 

. Behrmitteln el. 8 290 Rr. 5, insbefondere zu 
Bibliotheken für deutſche Schulen in ben Provinzen 
Weftpreupen unb Poſen, ſowie im Reg.-Bez. Oppeln 
oben 8 2970. 

7. Ueber die Beiträge der Kirchen für bie 
Schülerbibltotheten in Schlebwig⸗Holſtein of. oben 
8 278 Rr. 10. 


1. Berpfligtung ber Schulunterhaltungspflichtigen 
zur Anigaffung der , in&befondere ber 
Geige, für die Bollsſchule 
Berlin, den 21 Februar 1873. 

Auf den Bericht vom 7. d. M. erwibere id 
der Königlichen Regierung, daß Diejenigen, 
melden die Unterhal einer Voiksſchule obliegt 
die für diefe Schule erjorberlihe Geige eben fo, 
wie bie fonftigen Lehrmittel zu beſchaffen ver- 
pfligtet find. 

€3 wird aber jedenfall manchen Webelftänden 
vorg t werben, wenn der Lehrer der biöheri- 
gen Prazid im dortigen Berwaltungäbezirt ge- 
mäß auch ferner feinerjeits für bie Geige forgt. 
Ein , dafür aufzulommen, darf indeſſen 
nicht audgelibt werden. 
Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

Im Vertretung: Ahenbad. 


%n 
Die Ainiglihe Regkrung zu 9. 





Beſchaffung der Lehrmittel. 8 3220. Nr. 1—2. 


2. Beſchaffnug ber Lehrmittel für arme Kinder. 
Für die Kinder notorifd) armer Eltern find die 
erforderlichen Lernmittel in Gemäßheit des $ 68 
der Eeonilat Sal Dehnung vom Schulvor: 
ftande aus den Ueberſchüſſen der Schulkaffe, oder 
aus den Schulverfäumniß-Strafgeldern zu be 
ſchaffen; wo ſolche nicht vorhanden find oder nicht 
ausreihen, find die Ortsbehörden nad $ 39 
der Provinztal-Schulorbnung verpflichtet, die feh- 
lenden Geldmittel wie die übrigen Communalbe- 
dürfniffe aufzubringen, und find die diesfälligen 
Anträge des Schulvorftandes zunächſt an die Ortd- 
vorftände zu richten. Die zahlungsfähigen Eltern 
der mit den erforderlichen Lernmitteln nicht ver- 
fehenen Schüler find zur Beſchaffung der fehlen- 
den vom Lehrer aufzufordern; im Weigerungsfalle 
werben es die Herren Ortöfchulinjpectoren und 
die übrigen Mitglieder des Schulvorſtandes an 
eeigneten eindringlichen Vorſtellungen nicht fehlen 
affen ; follten auch diefe vergeblich fein, jo haben 
die — zur Beitreibung der erforder⸗ 
lichen Mittel die Ortsvorſtände, welche dazu durch 
die Amtsblatt⸗Bekanntmachung vom heutigen 
Tage noch beſonders verpflichtet worden find, in 
Anlprug zu_ nehmen. e Königlihen Land- 
raths⸗ und Domänen-Rent-Uemter werben be 
auftragt, die Ortövorftände hiernach mit Anmwei- 
fung zu verfehen und darauf zu Halten, daß die- 
jelben ihrer diesfälligen Pflicht nachlommen. Die 
Herren Ortsſchulinſpectoren haben ben Schulvor- 
ftänden, zu deren Obliegenheiten nad) 8 3 ber 
Geſchäfis⸗ Anweiſung vom 4. November 1858*) 
die Sorge für Vefeitigung jedes, alſo aud des 
in Rebe ftehenden Hemmniffes des öffentlichen 
Unterricht? gehört, und den Lehrern ihrer In— 
fpection von Vorftehendem Kenntniß zu geben, 
und vertrauen wir der gemeinſchaftlichen Einwir- 
tung der Herrn Ortsjdulinfpectoren, der Schulvor- 
ftände und der Lehrer die Abftellung des gerüg- 
ten und nicht weiter zu duldenden Mangels. — 
Die Lehrer find außerdem aufzufordern, daß fie 
ihre Schüler anhalten, täglich ihre Lernmittel zur 
ule mitzubringen und dieſelben in braudba= 
rem, möglichſt een Buftande zu erhalten. 

Die Herren Kreisſchulinſpectoren wollen ſich bei 
den von ihnen abzuhaltenden Schulmufterungen 
überzeugen, daß jeder Schüler mit denjenigen 
Lernmitteln verjehen fei, die in Vorftehendem für 
die Abtheilung, welcher er angehört, als erfors 
derlich bezeichnet find, den range! derfelben rü⸗ 

en und in der aufzunehmenden Schulmufterungs- 
erhandlung vermerfen. 

Die Herren Ortsſchulinſpectoren erhalten in der 
Anlage die hinreihende Anzahl von Eremplaren 
diefer Verfügung mit dem Auftrage, jedem Lehrer 
Ihrer Infpection 1 Exemplar mit der Anweifung zu 
behändigen, dafjelbe der Schul⸗Chronik beizubehen 

Marienwerbder, ben 1. Februar 1860. 

Königliche Regierung, 
Abth. f. d. Archen⸗ erwaltung u. das Schulweſen. 
in 


fümmilihe Herten Kreis: und Orisſchulin⸗ 
* evangeli Conſeſſion und an 
ämmtliche Königliche Landraihe- und Do: 
mönenftentsliemter. 


) Oben ©. 1 $ 10 Rr. 17. (6. M). 


Beſchaffung der Lehrmittel. 8 3228, Nr. 3. 815 


8. Kindern werden die nöthigen Bücher unentgeltlich 

Schleswig, den 26. November 1870. |auf Koſten der Kirche oder der Armenkaſſe gege- 

— Bir beauftragen die Herren Schul-Infpectoren | ben“) bafür Sorge zu tragen, baß bis zum 

unter Bezugnahme auf unfere Circular-Berfügung |1. October 1871 in ſammtlichen deutſchen 

vom 27. Auguft v. I. und unter Hinweifung auf! Schulen unfere® Wuffichtöbezirt® Leſebuch und 
das 2. Wlinea des $ 71 der allgemeinen Schul: | Fibel zur Einführung gelangen. — 
Ordnung vom 24. Auguſt 1814*) („ben armen Königliche Regierung. 


*) cf. 8b. IL a. €. 
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